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Vorrede 


zur vierten, beziehungsweiſe dritten Ausgabe. 





Die Gefepgebung und die Rechtsfortbildung durch die Praxis ift in einem folchen 
Fluffe, daß fowohl der Theoretifer, wie befonders der Praktiker, deſſen Zeit und 
Kräfte meiftend durch die ermüdenden Dienftverrihtungen verzehrt werden, jich nur 
mit Aufmerkſamteit und Mühe auf der Höhe der Lage des augenblicklich geltenden 
Rechtsſtandes halten kann. Dabei Hülfe zu leiften, war der Zweck diefed Werkes 
von Anfang an. Seit der legten, nur wenige Jahre alten Ausgabe ift jedoch in 
vielen Materien eine folhe Veränderung eingetreten, daß fie diefem Zwecke nicht 
mehr entipriht. Die Hauptummälzung bat jeitdem das Kaufmannsrecht und See- 
recht erfahren. Die vorliegende neue Ausgabe foll dem Zwecke von Neuem nachkom⸗ 
men. Sn derfelben erjheint am gehörigen Orte (Th. II, Tit. 8) auch das neue See- 
und Handelsrecht an Stelle des alten See - und Kaufmanndrechtd. Bei diefer Aus- 
gabe ift, wie bei den früheren, hauptjächlich ins Auge gefaßt worden, eine möglichft 
vollftändige Statiftif des gegenwärtig beftebenden Rechtszuſtandes darzuftellen. Wie 
es aber bei der Raftlofigfeit der oben bezeichneten beiden Faktoren der Rechtsbildung 
nicht anders jein fann, treten unter der verhältnißmäßig geraumen Zeit, welche der 
Drud diefed umfänglichen Werks erfordert, viele Neuerungen ein. Diefe machen es 
unvermeidlich, Nachträge zu bringen, wenn das Werk bei Vollendung des Drudes 
den Anſprüchen einer Rechtd » Statiftif einigermaßen entiprechen foll. Dergleichen 
Nachträge find zwar immer mehr oder weniger unbequem, doch ift die Notirung der 
Nachträge am gehörigen Orte den Meiften wahrſcheinlich wohl weniger läftig, als 
ihnen der Mangel derjelben beim Gebrauche des Buchs unangenehm fein würde, 
Mein Rath ift, vor dem Gebrauche ded Werks bei den betroffenen Stellen am Rande 
das Vorhandenjein eined dazu gehörigen Nachtrag nur mit Zeichen, etwa mit „N. 
©. 1200” (Nachtrag S. 1200) anzudeuten. 

Die ungleiche Bezifferung der Ausgaben bei den einzelnen Bänden hat die Mei- 
nung veranlaßt, daß der Erfte Band, welcher in der Zählung der Ausgaben den 
übrigen drei Bänden um Eine Ausgabe voraus ift, und die folgenden Bände von 
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verfehiedenen ungleichzeitigen Ausgaben feien. So ift e8 nicht. Die vorliegende Aus- 
gabe ift für alle vier Bände die eigentlich dritte Ausgabe. Daß der Erfte Band die 
vierte Auflage zählt, fommt daher, daß bei der erften Ausgabe des Werks die Auf- 
lage (die Zahl der Eremplare) anfangs zu niedrig gegriffen war und der Nachfrage 
nicht genügte. Deshalb wurde die Auflage bei dem zweiten, dritten und vierten 
Bande entfprechend verftärft, aber bei dem Erften Bande, deifen Drud beinahe vol- 
lendet war, ald die von ihm erjchienenen Lieferungen vergriffen waren, konnte auf 
diefe einfache Weife nicht geholfen werden, der Band mußte von neuem gedrudt wer⸗ 
den. Diefer zweite Abdrud ift, mit Ausnahme weniger Verbefferungen und Zufäge, 
ein unveränderter, mußte aber doch, weil er mit dem erften Abdrude nicht ganz über- 
einftimmte, als neue (zweite) Ausgabe erfheinen , er erſchien jedoch noch vor Vollen- 
dung des Drucks der drei folgenden Bände. Die erfte und zweite Ausgabe des Erften 
Bandes ftellen fomit zufammen wejentlich die Erfte, mit den folgenden drei Bänden 
in einem Zuge zugleih erjchienene, Ausgabe des Erften Bandes dar. 
Neiffe, im Mär; 1862. 
Dr. Rod. 


Bormwort 
zur fünften, beziehungsweife vierten Ausgabe. 


Die vorliegende neue Ausgabe weicht von den früheren Ausgaben im For— 
mate ab, um dadurd den Preis zu mindern, der fonft in Folge der Vermehrung 
des Materiald durch die in den legten fieben Jahren fehr regfam geweſene Gefebge- 
bung und Rechtsanwendung noch erhöht worden fein würde. Außerdem ift dem laut 
gewordenen Wunſche entfprochen, die Literatur, welche wefentlih zur Erläuterung 
des Allgemeinen Landrechts beiträgt, an den geeigneten Stellen zu notiren. Die 
das Privatrecht betreffenden neuen Geſetze, welche, wie z. B. das Gefek betreffend 
die Eichungsbehörden, und das über den Großjährigfeitätermin, zu fpät erfchienen 
find, ald daß fie an der gehörigen Stelle hätten eingereiht werden fönnen, oder welche 
noch vor dem Schluffe des ganzen Werkes nachträglich erfcheinen werden, follen ihre 
Stellen in den Nachträgen erhalten. 

Neiffe, im Januar 1870. 

Dr. Rod. 
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Patent 
wegen Publifation des nenen allgemeinen Landrechts für die Preufifchen Staaten. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ır., 
thun fund und fügen hierdurch Jedermann zu willen: Nachdem Wir die bereit un- 
term 20ften März 1791 vorläufig befannt gemachte Gefepfammlung für Unfere Staa- 
ten einer nochmaligen Revifion zu unterziehen gut befunden haben, und diefelbe nun- 
mehr dergeftalt eingerichtet ift, daß Wir durch ihre wirkliche Einführung Unfere landes- 
väterlihe Intention in jeder Rückſicht zu erreichen Und verfichert halten fünnen ); fo 
haben Wir refolviret, befagte Gefegfammlung in diefer ihrer ———— Geſtalt, und 
mit den darin gemachten Verbeſſerungen, unter dem Titel: 

Allgemeined Landrecht für die Preußifchen Staaten, 
hierdurch anderweit publiciren zu laſſen, in Unfern gefammten 2) Landen wirklich ein- 
zuführen, und diefem Allgemeinen Landrechte 
vom 1jten Junius 1794 an . Banbred ti 

volle Geſetzeskraft beizulegen; aljo, daß nach diefem benannten Tage daſſelbe bei». at Sunius 
Vollziehung und Beurtheilung aller vechtlihen Handlungen und deren Folgen, fo Wie jegtige Krafı 
bei Entſcheidung der ſich ereignenden Nechtäftreitigfeiten zum Grund gelegt werden ſoll. beben. 


1) Diefe „Geſetzſammlung“ follte nach dem Publifationspatent dom 20. März 1791 unter dem 
Titel: Allgemeınes Gejeg-Bud für die Preußiihen Staaten, den 1. Juni 1792 in Gejetestraft treten. 
Aber die darin, nad) dem ausdrüdlichen Willen des Königs Friedrich aufgenommenen, freifumigen 
Grundjäge über die Gewalt des Königs, liber Machtfprüce, über Regalien, über die Religion, über 
den Adel und über die Rechte der Grumdherrichaften, waren den oberften Finanzbehörden (dem Ge— 
neral-Direltorium) und der Adelspartei zumider und man fabalirte von diejer Seite unausgeſetzt ge— 
gen das ganze Werk der neuen Gejetgebung. So lange Friedrich lebte, war nichts auszurichten, 
und auch an Friedrich Wilhelm U. jcheiterten alle Bern e, ihm dagegen einzunehmen, jo daß das 
vollendete Geſetzbuch zur Publikation gelangte. Inzwiſchen war die franzöfiidhe Revolution völlig zum 
Ausbruche gekommen, und man bemugte diefen Umftand, jene Grundſätze als gefährlich darzuftellen, 
um den Schöpfer des Gejetsbuches (v. Carmer) und das Geſetzbuch ſelbſt dem Könige verdächtig zu 
machen. Das bewirkte die Suspenfion des Geſetzbuchs auf unmbeftimmte Zeit, durch die K.O. vom 
18. April umd 5. Mai 1792, unter dem Vorwande, daß das Publitum nody nicht Zeit genug gehabt 
babe, fi) mit dem Gefetsbuche befannt zu machen. R. des Großlanzlers dv. €. vom 5. Mai 1792 
(Rabe UI, ©. 314). Darauf befahl die K.O. vom 17. Nov. 1793 (Jahrb. Bd. LII, ©. 141) eine 
nochmalige Revifion und — — in der K.O. dom 18. Dez. 1793 bezeichneten Stellen, 
Die Schlufrepifion brachte mehrere Abä 3 (f. Suarez amtliche Vorträge bei der Schluß- 
revifion des A. L. R., in den Jahrb. Bd. XLI, ©. 1 ff.), mit welchen das Werk unter dem beränder- 
ten Titel durch diejes Publikationspatent endgültig eingeführt wurde. Vergl. Gofler juridiſche Mis- 
zellen, ©. 60 ff., und Jahrb. Bd. XLI, ©. 148 ff. 

2) Das Stift Duedlinburg ftand damals muter der Schirmherrichaft des Könige, und ge- 
hörte deshalb nicht zu den gefammten Landen. Als es kraft des Reichsdeputations Hauptſchluſſes dom 
25, are 1803, $. 3 dazu trat, wurde das A. L.R. noch nicht eingeführt. Erſt bei der Einführum 
deffelben im die neu- und toiedereriworbenen Provinzen und Landestheile hat es auch dort Geichestraft 
erhalten. 

Koch, Allgemeines Laudrecht 1. 5. Aufl. 1 


Es tritt an 


die Stelle des 


anderer frem⸗ 


2 Patent wegen Publikation 


Damit aber auch über die verbindliche Kraft und Anwendbarkeit dieſes Allgemei- 
nen Landrechts, nah befagtem Zeitpunfte, feine Zweifel oder Ungewißheiten mehr 
übrig bleiben mögen: fo finden Wir nöthig, nachftehende nähere Beftimmungen dar- 
über feftzufegen. 


J. 
Das gegenwärtige allgemeine Landrecht ſoll an die Stelle der in Unſern Landen 


Romniſen u. bisher — — geweſenen Römiſchen, gemeinen Sachſen- und anderer fremden 


den — 
echte. 


ſubſidiariſchen Rechte? ®) und Geſetze treten; alſo, daß von dem oben bemerkten Zeit 
punfte, dem 1jten Junius 1794 an, auf die bisherigen fubfidiarifchen $) Gefege und 


2a) Darunter ift aud) das bis dahin gültig ene allgemeine Gemwohnheitsrecht begriffen; we— 
gen Beibehaltung des partikulären Geroohnbeitsre ts folgt — Beſtimmung im $. VL. 

(5. 4.) Das Magdeburgiiche Recht charalterifirt fih als Ausdrud der —— Anwendung, 
welchen das Sachſenrecht bei dem Schöffenſtuhle in Magdeburg gefunden hat; daſſelbe iſt ein aus dem 
Sachſenſpiegel ergänztes und gloſſirtes Recht, und daher nicht als Provinzialrecht, ſondern als jubfi- 
diarifches gemeines Sachfenrecht anzujehen, mithin durch den $. I des Publ.-Bat. RE* es iſt 
auch durch die Kottbuſer Willkür von 1409 nicht als etwas ganz Bejonderes an Stelle des en 
Sachſenrechts in den Kreis Kottbus eingeführt morden und gilt dort nicht als Provinzialrecht, Erf, 
des Obertr, dom 7. Mai 1866 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LXVI, ©, 38), 

3) Hier zu dergleichen ift 8. 1 der Einleitung. Die gemeinten Gegenſätze find diejenigen, welche 
ſich auf dem geographifchen Umfang der Geltung verjchiedener Rechte innerhalb defjelben Ernatet be⸗ 
ziehen, wonach man das Recht in gemeines (jus commune) und in partikuläres (jus partieu- 
lare) eintheilt. Das gemeine Recht kommt erft dam zur Anwendung, wenn das Partikularrecht 
feine Rechtsregel bietet, daher ift da8 gemeine Recht ein fubfidiarijches, nad dem Grundfage 
der Rechtsparoͤmie: Willkür bricht Stadtrecht x. (Einleitung 8. 21.) Ueber einen anderen Gegenſatz 
wird weiterhin eine Bemerkung folgen. Vorher ift der Zweiſel über die Thatfache zu erwähnen: 
welche Rechte denn in die Klaſſe des jubjidiarifhen und melde in die des Partilnlarrechts oder 
der „bejonderen Provinzialverordnungen und Statuten‘ gehe möchten, namentlich wenn Sätze aus 
dem gemeinen Rechte in einzelnen Yandestheilen durch die frlihere Staatsgewalt oder durd altes 
Hertommen befondere Anerkennung gefunden haben, wie 3.8. in Schlefien binfichtlich des Sachſen— 
rechts und in Preußen mit dem R. R. der Fall ift. Dieſen Zweifel enticheiden: 

a) Pr. 58, Das Provinzialrecht in Schlefien ift beibehalten, feldft im Anfehung jolcher Säge, 
durch welche nur gemeines Recht feftgefetst oder abgeändert worden iſt. 

b) Pr. 373, dom 10. Nov. 1837. Das Sahfenreht war nur ein fubfidiarifches Recht für Schle— 
fien, e8 iſt mithin, fofern es nicht im diefer oder jener Materie in die befonderen Provinzialrechte auf- 
genommen worden, durch das A. L. R. verdrängt. Deshalb konmt auch nicht die Sächſiſche Verjäh— 
rungsfrift zur Anwendung, wenn die Verjährung mit dem 1. Juni 1794 oder jpäter hegomnen hat. 

e) Br. 432, dom 26, fyebruar 1838. In den Provinzen, woſelbſt das PBrovinzialrecht in ein in 
ſich abgejchloffenes Syſtem aufgenommen ift, und diejes Provinzialredht ein befonderes Geſetzbuch bil- 
det, find au biejeısigen Grundjäte, welche lediglich aus dem Römiſchen oder Sächſiſchen Rechte ent- 
nommen find, als Probinzialgejete zu betrachten und kommen daher, im jofern fie von dem A. L.R. 
abweichen, vor diefem zur —— 

Dieſer wiederholt ausgeſprochene Grundſatz iſt dann auf die dagegen erhobenen Zweifel durch den 
Pl.Beſchl. (Pr. 622), vom 8. April 1839 (ſ. zu $. IH, Note 8) ng, worden. 

Eine weitere Meinumgsverfcjiedenheit bezieht fih auf eine andere Unterjcheidung, bei welcher es 
auf den geographiichen a. der Geltung gar nicht anlommt. Bon einer Seite wird nämlich be= 
hauptet: das demtjche Privat-Fürftenrecht (jus privatım personarum illustrium) gelte noch neben oder 
vor dem U. L.R., weil es nicht gemeines Recht fei, und weil die befonderen Kechte umd Geſetze int 
8. 1 ff. der Einleitung aufrecht erhalten jeien, während vom der anderen Seite folches bejtritten und 
behauptet wird, daß das deutfche Privat-Fürſtenrecht ein Theil des gemeinen deutichen Privatrechts 
und mit demjelben bei Einführung des A, L.R. aufgehoben jei. Schreiben des J.M. Mühler an 
das DO.L.G. zu Ratibor, vom 12. Januar 1836 Sa Bd. XLVII, ©, 295), worin das Yebtere, 
im Sinne der erften Meinung, belehrt wird. Die Belehrung ift jedoch irrig. Das Privat-Firften- 
recht ift ebenjo ein Beſtandtheil des gemeinen deutichen Privatredhts, wie die Privatrechte des Big ao 
und Bauernftandes oder anderer Perfonenklafien, 3. B. der Juden; aud das Obertr. erleunt 
frühere reichsftändifche (fürftliche) Eherecht „als eine gemeinrehtlihe Norm“ an. Eutſch. Bd. XIX, 
©. 232. Mit Rückſicht auf dieje befonderen Rechtswahrheiten, welche auf beftimmte Perſoneullaſſen 
ſich beziehen , wird das deuiſche Privatrecht — in ie meines (generelles) und in beſon— 
deres (jpecielles). Diefe Eintheilung berüdfichtigt das A. L.R. und das Publifationspatent nicht, 
vielmehr bezieht der 8.1 ff. der Einleitung ſich lediglich auf jene geographijche Eintheilung , indem 


des neuen allgemeinen Landrects. 3 


Rechte nicht mehr zurüdgegangen, fondern in vorfommenden fpäteren 4) Fällen nur 
nad) den Borjchriften des gegenwärtigen Landrechts in allen Unfern unmittelbaren und 
mittelbaren 5) Gerichtehöfen erfannt werden foll. 


DI. 
Eben fo tritt dieſes allgemeine Landrecht an die Stelle der über einzelne Recht3- Die allnemei 


nen Landes 


materien von Zeit zu Zeit ergangenen allgemeinen Edikte und Verordnungen, welche aeiege, weise 
bisher in allen Unfern Provinzen als gemeine 6) Landesgeſetze gegolten haben; indem werden, And 
dafür geforgt worden ift, daß diefe einzelnen Edikte und Verordnungen bei der Anfer⸗ dem Yan 


tigung des Landrechts nochmals revidirt, und ihrem Inhalte nach, bei den Gegen» leist. 

fanden, welche fie betreffen, gehörigen Orts aufgenommen und eingejchaltet worden. 

In fofern jedoch in dem gegenwärtigen Landrechte auf ein ſolches über einzelne Mate: 

rien ergangenes Edift, oder fonftige Verordnung, Bezug genommen, und dahin ver- 

wieſen worden, verjteht es fich von felbit, daß dergleichen Gdift oder Verordnung feine 

geieplige Kraft, in Anſehung aller Stellen und Vorſchriften, die nicht etwa in dieſem 
andrechte ausdrüdlich geändert find, nach wie vor beibehalte. 


IH. 
Die in den verfchiedenen Provingen bisher beftandenen befondern Provinzialgefeße vern grevin- 
und Statuten ?) behalten zwar vor der Hand noch ihre gefegliche Kraft und Gültig. salnciepe be 
nn and noch 


halten vor ber 

dort keinesweges die befonderen Rechte und Gejete überhaupt, fondern nur die „befonderen Geſetze“, ihre rait. 
die „‚bejonderen Provinzialverordnungen und Statuten einzelner Gemeinheiten und Gefellichaften‘‘, 
„Servohnheitsrechte und Objervanzen, welche in den Provinzen und einzelnen Gemeinheiten gejetsliche 
Kraft haben“, beibehalten werden. Was aljo dem gemeinen dentichen Rechte angehört, ift nad 8. I 
des Bublifationspatents aufgehoben , folglih and) die auf beftimmte Perſonenklaſſen fich beziehenden 
Rechtsnormen defielben. ©. das Weitere unten ın der Note 9. 

4) Auf Fälle, melde der Vergangenheit angehören, findet e8 in der Regel Leine Anwendung. 
S. unten $. VIII und Einleitung $$. 14, 51. 

5) Die mittelbaren Gerichtshöfe find aufgehoben. V. vom 2. Januar 1849, 8.1. (G.S. ©. 1.) 

6) Der Umftand allein, daß eine einzelne Verordnung nicht in allen Provinzen, jondern nur im 
einigen oder einer gegolten hat, emticheidet noch nicht, daß fie eine befondere Provinzialverordnung ift, 
vielmehr kommt es auf den Grund diefer Beichräntung und auf den rechtlichen Charakter des Inhalts 
an. Wird dadurch eine zur Zeit der Erſcheinung zweifelhafte Rechtsfrage oder eine Satzung des jub- 
fidiären gemeinen Rechts entichieden oder näher beftimmt, fo ift fie keine „befondere Provinzialver- 
ordnung‘, fondern eine ſolche, welde in die Kategorie der „gemeinen Laudesgeſetze“ tritt. Grund der 
geographiichen Beſchränkung ift meiftens der Umftand, daß der Gefetsgeber zur Zeit des Erlaffes feine 
anderen Länder überhaupt, oder doch nicht folche noch beherrichte, welchen er diejelbe Verordnung vor— 
zujchreiben Veranlaffung hatte. So in der Provinz Sachſen das churſächſiſche Straßenbau-Mandat 
vom 28, April 1781, Br. 2311, vom 26. Juni 1851 (Entſch. XXI, 152). (3 9.) Ebenſo die ſog. 
General-Artitel des Churfürften Auguft von Sachſen v. 8. Mai 1557 und deſſen Kirchen-Ordnung 
bom 1. Januar 1580 (Codex Augusteus p. 453), melde als allgemeine jächftiche Landesgeſetze, au 
deren Stelle das A. L.R. getreten ift, anzujchen find. Pr. 2500, vom 15. März 1854 (Entſch. 
Bd. XXIX, ©. 197), 

7) Welche Rechtsquellen zu der einen oder zu der anderen Gattung gehören, ift bisweilen zwei— 
felhaft erſchienen. So hat man gefragt: ob die Danziger Willtür Provinzial» oder Statutarrecht ent— 
halte. Der Zweifel löft ſich — die Entſtehung der — Provinzialgeſe er in der er 
gemeinten Bedeutung die bejonderen Partilularrechte einzelner Yandestheile, tel rüber politiſche 
Selbitftändigleit hatten umd ſolche durd ihre Vereinigung mit den preuf. Landen verloren haben. 
Unter Statutarrechten verſteht man Rechtsnormen, welde urſprünglich in einer Genofjenichaft oder 
Korporation durch Uebereinkunft entftanden und daher nur in diefem engeren und beftummten Kreiſe 
gültig find. Werden dergleichen Statutarrechte in der Folge in andere Kreiſe oder Bezirke durch ee 
außer der Willfür der dortigen Einwohner beftehende Macht eingeführt, jo fallen fie hier unter den 
Begriff des Provinzialrechts. Demmach ift z. B. die Danziger Willkür in der Stadt Damig ein Sta- 
tutarrecht und in den Yandestheilen, im welchen fie fonft noch gilt, namentlich in dem Gebiete des 
ehemaligen Freiſtaats Danzig, mo fie durch die gefetsgebende Gewalt der herrichenden Stadt Geltung 
erhalten hat, hat fie die Bedeutung eines Provinzialrechts , ebenfo wie foldhes mit dem Lübiſchen und 
mit dem Kulmiſchen Rechte der Fall iſt. 2 

1 


Sie follen 
aber geſam⸗ 
melt, repidirt 
und in or 
—— ro⸗ 
vinzialgeſetz⸗ 
bilcher verfaßt 

werden. 
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feit 8); dergeſtalt, daß die vorkommenden Be hauptfächlich 10) 
nad diefen, und nur erft in deren Ermangelung nad) den Vorfchriften des allgemeinen 
Landrechts 11) beurtheilt und entjchieden werden follen. 


IV. 
Damit aber auch bei diefen Provinzialgefegen und Statuten eben die gründliche 
Verbeilerung, die Wir in Anfehung der bi8herigen gemeinen und fubfidiarifhen Rechte 


zum Wohl Unferer fämmtlichen getreuen Unterthanen, veranftaltet haben, gleicherge- 


ftalt ind Werf gerichtet werden möge, hatten Wir bereit® unterm 20ften März 1791 
verordnet, daß auch diefe bejonderen Geſetze innerhalb dreier Jahre gefammelt, revi- 
dirt, und nach dem Plane der — — ebung geordnet werden ſollten; und 
Wir wiederholen hierdurch dieſe Unfere Allerhö He Willendmeinung. Da wir inzwi- 
chen in Erfahrung —— daß dieſe vorgeſchriebene Bearbeitung der Provinzialgeſetze 
noch nicht durchgehends beendigt ſei, jo wollen Wir den dazu beſtimmt geweſenen Ter- 
min zum Weberflufje 2) noch auf zwei Jahre, und alfo bis zum 1. Junius 1796 bier- 
mit verlängern. 


8) Ueber den Umfang der Geltung ift anzumerken: a) ein Provinzialgefegbuch, namentlich das 
Preuß. Landredht von 1721, ift im Sinne dieleß $. III aud in Bezug der darin enthaltenen, aus 
dem Römifchen und fonftigen gemeinen Rechte entnommenen Beftimmungen als ein bejonderes Pro- 
vinzialgefeg anzufehen, und daher im diefen Beftimmungen durch die Einführung des A. L. R. nicht 
aufgehoben worden. Br. des Obertr. 622 (Pl-Beichl.) dom 8. April 1839. Vergl. die Anwendung 
in dem Erf. deſſ. v. 10. Nov. 1853 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XI, S. 43). Die Behauptung des Her- 
ausgebers der III. Ausgabe der Ergänzungen in einer Note zu $, I: daß diefes Pr. durd das nadı- 
her publicirte neue Weftpreußifche Brovinzafrecht, in Beziehung auf das Landrecht von 1721 werth« 
108 geworden, ift ungegründet : diejes L. R. hat noch jetst Geltung in einzelnen, früher zu Weftpreußen 
ehörig — Landestheilen, z. B. in dem Lauenburger und Bütower Kreiſe von Hinterpommern. 
rol. .12, Abſ. 2, b) Nur der Tert des Geſetzbüuchs, nicht die dabei befindlichen Anmerkun- 
gen, namentlich nicht die in dem Jus culmense ex ultima revisione (Hannow'ſche Ausgabe von 1767) 
efindlihen Anmerkungen, haben aud) dort, wo das Kulmifche Nedjt als Statutarredht gilt, verbind- 
liche Kraft. Pr. 21808, dom 12, Februar 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©. 312), 

9) Nämlich die rein privatrechtlichen , nicht diejenigen, wobei das öffentliche Intereffe irgendivie 
betheiligt ift: diefe werden im ganzen Staate nad) einer und derfelben Vorfchrift geregelt. Pr. vom 
11, April 1840 (Entſch. VI, 86); meine Beurtheilung ©. 412. Dahin gehören auch die Vorſchriften 
88. 780 ff., I, 2. R. v. 1. März 1833 und K.O. vom 5. Auguſt 1833 (Jahrb. XLII, 124). Die 
Anwendung des Grundjages erfreut ſich jedoch keiner Gleihmäßigkeit. Die Vorfluthſachen berühren 
gewiß in mehrfacher Hinficht das öffentliche Intereffe. Dennoch hat man, nad) vorherigem Meinungs 
twechiel, angenommen, daß die befonderen Provinzialderordnungen über Berfhaffung der Vorfluth, na— 
mentlid das Schlef. Vorfluthsedift vom 20, Dez. 1746 durch) die Einführung des A. L. R. nicht auf- 
gehoben feien. Pl.Beſchl. (Pr. 2173) des Obertr. vom 7. Jan. 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©, 53). 

as Gleiche ift der Fall mit dem Landftraßen» und Bridenrechte, obgleich in diefen Angelegenheiten 
die dverrotteten, dem mittelalterlichen Staatsrechte — provinziellen Grundſätze dem modernen 
Staate und den jetzt herrſchenden ſtaatsrechtlichen Theorien und Grundſätzen —— widerſtreben. 
Man wendet ja auch, obgleich die provinziellen Strafgeſetze grundſätzlich Hit gelten follen, dergleichen 
Beitimmungen, 3. B. die aus der alten Schlef. Forftordnung, noch an. 

(4. 9.) Die Vorfchrift des 8. III über die hauptjächliche Geltung der Probiniafgefebe md Sta- 
tuten bezieht fich zunächft nur auf Privat» und Bermögensrechte, —— die ſubſidiäre Natur des 
A,LR. nicht umbedingt da anzunehmen ift, wo es fih um eim aus Gründen der öffentlichen Wohl— 
fahrt und Ordnung erlaffenes, die Beamten einer beftimmten Kategorie betreffendes Verbotsgeſetz han- 
delt. Erf, des Obertr. dv. 9. Nov. 1855 (Entjch. Bd. XXXII, ©. 184 und Ardı. f. Rechtsf. Bd. XVII, 
©. 306). Betrifft den Erwerb des Bergeigenthums feitens der Bergbeamten. Bergl. II, 16, $$. 138, 
139 und Anm. 48 dazu. 


10) Bergl. $. 61 der Einleitung u. c. 1 de constitutionibus in 6 (I, 2). 


11) Und wenn auch diejes feine Norm bietet, fol nach der Analogie entſchieden werden. $. 49 
der Einleitung. Fehlt e8 aud) daran, jo geht man auf das vorlandrechtliche Gemeine Recht zurüd, 
jofern — in Beziehung auf die betroffenen Rechtsverhältniſſe mit den allgemeinen Grundſätzen 
des A. L.R. nicht im Widerſpruch ſteht. Entſch. des Obertr. Bd. XIX, ©. 100, 

12) Freilich wohl zum Weberflufje; deun es ift jo gut, al® wäre dieſe Beſtimmung gar nicht ge» 
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V. 


Es ſollen daher da, wo es bisher noch nicht geſchehen iſt, die Landes-Juſtiz— 
kollegien mit den Deputirten der Stände ohne allen ferneren Zeitverluſt ſich zuſammen⸗ 


ee torden, da noch nach einigen und funfzig Jahren nicht mehr als zwei Provinzialrechte, nämlich) 
8 Oftpreußtiche 1804 und das Weftpreu che 1844 zu Stande gelomnten find. 

(4. U.) 1863 ift fiir die Provinz Pojen eine Rechtseinheit eingeführt. Im diefer Provinz foll 
das A. L. R. als Prinzipalrecht gelten. Es murden jedoch bald nad) 1815 folgende damals zur Pro— 
vinz MWeftpreufßen gehörige Ortihaften zur Provinz Pofen gelegt: 1. Kreis Czarnilau: die Ort- 
ſchaften Mifchte, Korda, Mariendorf, Ehrbasdorf, Filehner Schloß, Filehner 
Papiermüble, Lukatz, Kiehnwerder, Retihin, Koppenhof, Andreas Steinborn, 
DragerTheerofen, Rodmannsgut, Stephanomwo, Glashütte, Fiſſahn, Brojetel, 
PBrojeleler Mühle, Neu-Hochzeit, Königs Theerofen, Drager Schneidemühle, 
Seldhom, Selchower Hammer, Hansfelde, Eihberg, Groß-Drenien, Klein- 
Drenjen, Klein» Kotten, Ruhls Theerofen, Groß-Kotten, —— 
Springmühle, Schulzenbruch, Groß-Lubs, Klein-Lubs, Gornitzer Mühle, Stra- 
dahn, Dorf und Theerofen, —4 ut Günterowo, Richlichſche Mühle, Dorf und Mühle Nie— 
fost, Oberförſterei Richlich, Foörſterei zu Niewerder, Niekosten, Lemnitz nebſt Mühle, 
Roſenmühle, Kolonie Gronitz, Mittelmühle. 2. Kreis Chodzieſen: die Ortſchaften Schönfeld, 
das gas bei Schönfeld, das Freigut Gönne. 3. Kreis Wirſitz: die Ortichaften Ratai mit dem 
Dorfe, der Mühle und der MWaltmübhle zrnes und das Dorf Zabartowo. (Mot. zum nad. 
Geſetze, Drudjaden des Abgg.-H. d. 1863, Nr. 79, S. 9.) — In dieſen Landestheilen blieben damals 
das durch die B. d. 14. Oft. 1773 in Weftpreufien eingeführte preußtiche Landrecht vom Jahre 1721 
und die Regierungsinftrultion vom 21. Sept. 1773 in Geltung, wurden aud) nicht bei der Einfüh- 
rung des revidirten Weftpreußiichen Provinziafrechts vom 9. April 1844 befeitigt, waren aber im ®er- 
laufe der za von nahezu 50 Jahren im Bergefjenheit und jomit thatfählid außer Anwendung ge- 
—— um find fie durch das folgende Geſetz formell aufgehoben und durch das A. L. R. erſetzt 
worden. 

Geſetz wegen Aufhebung des Preußiſchen Landrechts vom Jahre 1721 und 
der Inſtruktion für die weſtpreußiſche —— vom 21, September 1773 in 
a. Te Provinz Pojen gehörenden Landestheilen. Bom 5. Inni 1863. (S.G. 

. 374, 


Wir x. verordnen zur Herftellung eines den gegenwärtigen Bedürfniſſen entſprechenden Rechtszu— 
ftandes für diejenigen Yandestheile der Provinz Poſen, im melden das Landrecht von 1721 bisher 
noch Gültigleit hatte, mas folgt: l 

Art. 1. Das preußische Yandrecht vom 27. Juni 1721 und die Inftruftion für die weitpreußifche 
Regierung d. 21. Sept. 1773 werden, ſoweit jolche noch jetst in Kraft find, mit dem 1. Oft. 1863 im 
den zur * Poſen gehörenden Ortſchaften, welche früher zu Weſtpreußen gehört haben, aufgehoben. 

Art. I. An die Stelle der aufgehobenen Rechte (Art. I) treten die Vorfchriften unferes Allgemei- 
nen Landrechts nebft den dafjelbe erläuternden, ergänzenden und abändernden Beftimmungen. Inter 
Eheleuten findet die allgemeine Gitergemeinfchaft ftatt. r 

Art. III. Die in den SS. VIIL, IX und X des Publifationspatents zum Allgemeinen Landrechte 
bom 5. Febr. 1794 aufgefteliten Grundfäge finden auch auf das bisherige Provinzialredht Anwendung. 

Art. IV. Das Berhältniß der Eheleute, welche ſich vor dem 1. Oftober 1863 verheirathet haben, 
ſoll in Anſehung der Rechte und Pflichten umter Yebendigen, ſowie der Grundfäte über die Bermö- 
genSauseinanderiegung bei Trennung der Ehe durch richterliches Ertenntniß nad) den Gejegen, wel— 
hen die Eheleute zur Zeit der geichloffenen Ehe unterworfen waren, beftimmt werden, Bei der Erb- 
folge hingegen, ſofern diefelbe nicht auf Verträgen oder letztwilligen Berordnungen beruht, ſoll der 
überlebende Ehegatte die Wahl haben, ob er nad den zur Zeit der geichloffenen Ehe geltend geweſe— 
nen Gejeten oder nach den Vorichriften des Allgemeinen Landrechts erben tolle. 

Art. V. Die ter un Na in . Fällen, in denen fie vor dem 1. Oftober 1863 voll- 
endet ift, nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn auch die daraus entftehenden Befugniſſe 
oder Einwendungen erft Ipäterhin geltend gemacht werden, Im folhen Fällen aber, im melden die 
bisherige geſetzmaͤßige Frift zur Verjährung mit dem 1. Oftober 1863 noch nicht abgelaufen ift, follen, 
ſoweit e8 nicht auf die Buläifigfeit des Anfangs der Verjährung oder auf eine vor dem gedachten Zeit- 
— ſtattgefundene Unterbrechung antommt, die allgemeinen Landesgeſetze zur Anwendung gebracht 

en. 


Sollte jedoch zur Vollendung einer vor dem 1. Oftober 1863 angefangenen Verjährung in den 
—— Landesgeſetzen eine kürzere Friſt als in den bisherigen Provinzialgeſetzen vorgeſchrieben fein, 
fo fan derjenige, welcher in einer ſolchen kürzeren Verjährung ſich gründen will, die Frif nur bom 
1. Oftober 1863 an berechnen. 

Art. VI. Die im $. VII des Publitationspatents zum Allgemeinen Landredhte vom 5. Februar 
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thun; die vorhandenen, und nach dem Plane des allgemeinen Landrechts von ihnen 
zu ordnenden Provinzialgefege und Statuten genau durchgehen; die Abweichungen 
derfelben von den Vorfchriften des befagten allgemeinen Landrechts gehörig bemerken; 
und fodann gemeinfhaftlih erwägen: welche von diefen Abweichungen ferner beibehal- 
ten, und in das befondere Gefepbuch der Provinz nothwendig aufgenommen werden 
müffen. Nach den darüber abzufaſſenden Befchlüfen foll aladann jedes Landes - Ju: 
ftigfollegium das befondere Geſetzbuch für feine Provinz entwerfen, und diefen Ent- 
wurf innerhalb der beftimmten Frift, zur Vorlegung bei der Geſetzlommiſſion, ſodann 
aber zu Unferer Höchfteigenen weiteren Verfügung und Beftätigung einfenden 13). 
VI. 

B Bei dieſer Bearbeitung ſollen jedoch die Kollegia und Stände mit allem Fleiße 
darauf fehen, daß die Gejeßgebung der einzelnen — mit der allgemeinen ſo 
viel als möglich in Gleichförmigkeit gebracht; die bisherige in ſo mancher Rückſicht 
höchſt nachtheilige Verſchiedenheit und Ungewißheit der Rechte nicht ohne Noth fortge— 

flanzt, noch auf bloße in einzelnen Fällen ergangene und oft ſehr wider einander lau— 
** Präjudikata blindlings Rückſicht genommen; vielmehr abweichende Beſtimmun— 

en nicht anders, als aus ſehr erheblichen Gründen, welche etwa auf die beſondere 

serfaifung, natürliche Befchaffenheit und Lage der Provinz, oder auf gewiſſe eigen- 
thümliche Arten von Gewerben und Beichäftigungen der Einwohner, oder endlich auf 
gewiſſe urfprüngliche, ohne Nachtheil wohlerworbener Rechte nicht aufzuhebende Ein- 
richtungen und Anftalten fich beziehen , in die Provinzialgefeßbücher aufgenommen wer- 
den. Inſonderheit aber haben die Kollegia und Stände bei diefem Geſchäfte ihr Au- 
genmerf auf diejenigen Stellen des allgemeinen Landrechts zu richten, wo eben, wegen 
der obbemerften Verſchiedenheiten, Feine allgemeine Borfchriften ertheilt, ſondern die 
näheren Beſtimmungen den Provinzialgefeben ausdrüdlich vorbehalten find. 


vo. 
wegen der Bei der Entwerfung der Provinzialgefegbücher ift zwar auch auf die Gewohnheit3- 


Kisschte rechte und Obfervanzen t+), welche in diefer oder jener Provinz, oder an einzelnen 
bejonders zu 


beobadten. 1794 angeordnete Suspenfion einzelner im den drei erften Titeln des zweiten Theils des Allgemeinen 
Landrechts enthaltenen Beſtimmungen hört, ſoweit fie noch beftanden hat, mit dem 1. Oftober 1863 auf. 
(5.9) Das Gleiche ift für die hinterpommerfchen Kreife Tauenburg uud Bütom, und flr 
die in den Kreifen Belgard, Dramburg und Neuftettim belegenen Ortichaften, welche früher 
zu Weftpreußen gehörten umd mo bisher ni noch jenes Landrecht nebit der weſtpreußiſchen Negie- 
rungsinftruftion als Prinzipalrecht galt, durch das Geſetz vom 4. Auguſt 1865 (6G.S. ©. 873) ge- 
ſchehen. Daffelbe enthält zugleich die aufrecht erhaltenen Beftimmungen des bisherigen Provinzialrechts. 
— Dann find jchließlih einige, in einem Theile Meftpreufens noch bisher geltend gewejenen Bejtim- 
mungen der Inſtrultion fr die weſtpreußiſche Regierung vom 21. September 1773 über die Erbfolge 
des Adels aufgehoben umd an die Stelle derjelben die Borfchriften des Allgemeinen Landreihts durch 
das Geſetz vom 5. Februar 1869 (G.S. S. 329) gefekt. 

13) Der in diefem 8. vorgefchriebene Modus fann für die noch rüdftändigen Provinzialgeſetzbücher 
nicht mehr zur Anwendung kommen, jo lange das Staatsgrumdgej. d. 31. Januar 1850 befteht und 
die Ständevertretung abgeſchafft ift. (3. A.) Die Provinzial» Stände  Berizetung ift ohne Weiteres 
durch Min. Verf. wieder in Thätigkeit gefetst, indem man fie mit der Verf.Urk. für verträglich hält.) 
Ueber die Geichichte der an Beftrebungen: Kraufe, Bericht über die Provinzial = Gejeggebung 
(Jahrb. Bd. XVII, S,99 ff.); Homener, Recenfion der d. Kamptzſchen Provinzial- und ftatutariichen 
Rechte Jahrb. Bd. XXXV, ©, 85 ff.) umd die Ueberficht der Revifion der Geſetzgebung von 1831 bis 
1841, Berlin 1842, Abichn. II, auch in den Jahrb. Bd. LVIII abgedrudt. 

14) Gewohnheitsrechte, „welche im diefer oder jener Provinz ftattgefunden haben“, find ungeſchrie— 
bene Provinzialrechte, und Obiervanzen, welche „an einzelnen Orten ftattgefunden haben’, find unge— 
ſchriebene Statutarredhte im Sinne des $. III. Bergl. Note 7. Diefer Unterjchied ijt zwiſchen Ge— 
mwohnbeitsrechten und Obfervanzen. Zwiſchen „Gewohnheiten und Obferbanzen ift im Sinne des 
5. VII fein anderer Unterjchied als der zwiſchen Gattung und Art. Unter „Gewohnheiten“ verjteht 
der Berfaffer im Allgemeinen beide Arten ungejchriebenen Rechts, wie aus den weiterhin folgenden 
Bezeichnuugen „wohlhergebrachte Gewohnheiten eines Orts (Statutarrecht) oder Diftrilts“ (Provinzial- 
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Drten biaher +5) ftattgefunden haben !®), die erforderliche Nücficht zu nehmen; derge- 
ftalt, daß diefelben ebenfalls geſammelt; in wiefern ihnen nach allgemeinen rechtlichen 
Grundfägen??) die Eigenſchaft einer rechtsgültigen Obfervanz !®) wirffih zufomme, 


redht) er . (4.9) Die — als eine Art des Gewohnheitsrechts, bildet nur Rectsnormen 
für gegebene Recdhteverhältniffe; zur Erwerbung beftimmter Gerechtiame zwiſchen einzelnen Privatper- 
fonen durch Beſitz ift nur die Verjährung geeignet. Erf. des Obertr. vom 11, Mat 1852 (Ardiv f. 
Nechtsf. Bd. VII, S. 9), (4. 9.) — einzelnen beſtimmten Perſonen, die ſich als Berechtigte 
und Berpflichtete gegenü hen, lann eine Objervanz als eine Art des Gewohnheitsrechts ſich nicht 
bilden, vielmehr bedarf es zur ger. der Rechte und Pflichten derjelben gegeneinander eines ge 
eigneten bejonderen Rechtotitels. Ert, des Öbertr. v. 13. Febr. 1854 (Arch. f. 340 Bd. XII, ©, 128), 

15) Nur bisher. Nach Ein g des A. L.R. lann fi eine den Beſtimmungen deſſelben 
Era Rechtsgetvohnheit nicht mehr ausbilden. Pr. des Obertr. 678, vom 26. April 1839, 
Vergl. Einleitung $$. 60 und 49 und Pr. v. 18. Febr. 1837 (Entſch. II, 238). — Unmmterbrochene 

heiten, denen feine provinzialredhtlihe Beftimmung entgegenitebt, findet in 
den Fällen, wo das A. L.R. fie ausdrüdlich in Bezug nimmt, auch dann, wenn fie erjt mach defien 
Erſcheinen ſich gebildet haben, mit voller rechtsverbindlicher Kraft Auwendung. Pr. 1391, v. 2. Jan. 
1844 und Pr. db. 19. Juni 1848 (Entſch. XVII, 366), Bergl. Einl. &.4. (4.%.) Unter den Ge- 
mohnheiten, „nenen feine probimzialrehtlihe Beftimmung entgegemjteht“, find dieje— 
nigen gemeint, denen — infofern in der betreffenden Provinz in Gemäßheit des $. VII ein Provin- 
ialgeſetzbuch erlafjen ift — micht eine im diejes Provinzialgefegbuch für dem betreffenden Ort oder den 
—— Diſtrilt aufgenommene Gervohuheit eutgegenſieht. Erf. des Obertr. vom 16. Juli 1860 
(Entih. Bd. XLIT, ©. 11). 

16) Zur Feffelung einer Rechtsgewohnheit (Gewohnheitsrecht oder Obſervanz) find alle nad) den 
Geſetzen an ſich ftatthaften Beweismittel zuläſſig, wenn fiber die Eriftenz emer folchen en Par⸗ 
teien Streit entſteht (Proz.⸗O. Tit. 10, 5. 55, M. Priv.-R, 8. 29); namentlich auch ältere Rechts 
ſprüche und Zeuguiſſe bewährter Schriſtſteller (Schleſ. Arch. II, S. 480, 485 und IV, ©. 295). — 
Zum Beweife einer Lolalobſervanz, wodurd die Verpflichtung eines einzelnen Grundbefigers gegen 
einen Dritten feitgeftellt werden bir, etwas zu thum oder zu leiften, wie 3. B. die Laudemialpflicht, 
oder die Verbindlichleit zur Entrichtung von Zählgeldern bei Befitveränderungen in Schlefien, genügt 
es nicht, daß dargethan werde, als fei die ftreitige Abgabe von anderen Grumdftücden gleicher Art ent- 
richtet worden, vielmehr muß fich der Berveis auch dahin -erftreden, daß die geforderte be von 
dem in Anſpruch Genommenen wenigftens einmal bereits entrichtet worden fei. — Diefer Beweis ift 
jedoch nicht der einer Fundalobſervanz, vielmehr ift der Zwec deſſelben nur der, die Ueberzeugung zu 
geroinnen, daß der Belangte die, für die frreitige Verpflichtung von dem Berechtigten angeführte Orts- 
objervanz als eine allgemein gültige, auch ihm verpflichtende, wenigitens ſtillſchweigend anertannt habe, 
indem jonft die Handlungen der übrigen Ortsbewohner, mit denen er in keinem gemeinfamen Rechte- 
verhältniſſe fteht, für ihm umverbindlich find. ‘Pr. 824, vom 8, Kebruar 1840, 8 entipricht vollig 
der Entjtehung des Statutarrechts. Cine beftimmte Anzahl von Jahren ift zur Entftehung eines Ge- 
wohnheitsrechts teinesiwegs erforderlih (Schleſ. Arch, IV, 409), noch weniger eine Beftätinung in con- 
tradietorio. R. d. 7. Nov, 1804 (N. 9. I, 280); nur muß Gleichmäßigleit des Berhaltens derer, 
gegen welche dafielbe angewendet werden foll, in allen, in einem ar jen Zettabichnitte vorgelomme- 
nen Fällen ftattgefunden haben (Schleſ. Arch. IV, 295). (5. A.) Aus dem Umftande jedoch, da ein 
Verhältniß lange Zeit jo und micht anders beftanden, folgt am fich moch nicht die Eriftenz eines Ge- 
mohnheitsrechtes. Erf. des Obertr. vom 19. September 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, S. 169), 
S. die folg. Anm. 17. 

17) Hierdurch wird ausdrüdlih auf die Erforderniffe vertoiefen, welche die Rechtswiſſenſchaft zur 
Gültigleit einer ungeſchriebenen Rechtsnorm vorausjeßt. Solche find: a) mehrere dlinigen, 
b) Gleihförmigfeit derjelben, e) ununterbrochene Wiederkehr bei den dazu vorgefommenen Gelegenkei: 
ten, d) durch eine fange Zeit, e) vermöge einer allgemeinen Nechtsanfiht. (4. A.) Etwa dafjelbe ijt 
es, was das Obertr. ın dem Pl.Beſchl. v. 6. Dez. 1852 (Anm. 38, VIIT zu 8, 710, Tit. 11, Th. 1) 
meint, indem es jagt, daß bindende Gewohnheiten und Obfervanzen nur aus einer größeren Zahl 

leihmäßiger, in der Meinung der Rechtsnothwendigleit vorgenommener Handlungen erkannt werden 
eg — Zur Entftehung eines Gewohnheitsredhts ift eine Gekinunte Anzahl von Jahren nicht erfor- 
derlich, vielmehr fällt die frage: ob gewiſſe Handlungen eine Gewohnheit geworden, umd welcher gr 
raum zur Begründung einer it erforderlich und genügend ſei, lediglich dem durch die Gin» 
zelheiten des beſtimmten alles bedingten richterlichen Ermeffen anbeim. Ert. des Obertr. vom 22. Mai 
1857 (Entih. Bd. XXXVI, S. 312 umd Arc. f. Rechtäf. Bd. XXIV, ©. 325). Hiernach fcheint 
das Obertribumal jeine Theorie, welche es in einem Erk. vom 22. Sept. 1854 zur Geltung gebracht 
hat, wieder aufgegeben zu haben. Dort wird ausgeführt, daß Obfervanzen in kirchlichen indes 
verhältniffen zwar ſchon aus zwei gleichartigen Fällen erwieſen werden tünmen, daß fie jedoch eines 
verjährungsmäßigen, wenn aud) nicht eben dreißigiährigen Zeitverlaufs bedürfen. Zur Begründung 


— — 
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forgfältig erwogen; die Erheblichfeit und Nußbarfeit derjelben, nad den $. 6 vorge- 
ſchriebenen Grundfägen genau geprüft, und Diejenigen, deren Beibehaltung nothwen- 
dig 19) gefunden wird, in das Provinzialgefegbucd gehörigen Orts eingerüdt werden. 

Nah Ablauf des 8. 4 beftimmten Zeitraums ?9) aber foll auf dergleichen unge- 
fchriebene Rechte, oder vermeintliche Obfervanzen, weldhe von den Vorfehriften des all- 
gemeinen Landrechts abweichen, nur in fo fern Rüdficht genommen werden, als fie 
entweder den Provinzialgefegbüchern einverleibt find, oder das allgemeine Landrecht 
ſelbſt darauf, wie bei verichiedenen Materien gefchehen ift, ausdrüdlich in der Art ver- 
wiefen hat, daß die gefeglichen Beftimmungen nur für den Fall gegeben worden, wenn 
über den Gegenftand dur wohlhergebrachte Gewohnheiten eines Orts oder Diftrifts 
nicht ein anderes — wäre. Außer dieſen beiden vorſtehend beſtimmten Aus— 
nahmen aber ſind Wir die Berufung auf Obſervanzen, welche dem Geſetze widerſpre— 
hen, und die gemeinſchädliche Ungewißheit der Rechte verewigen, nach dem Ablaufe 
de3 vorgedachten Zeitraumes ferner zu dulden nicht gefonnen. Was hingegen diejeni- 
gen Obſervanzen betrifft, welche nicht wider die Geſetze find, fondern nur etwas be— 
ftimmen, was in den Gefegen unentichieden gelajfen worden; fo mag es dabei, nad) 
Maßgabe des $. 4 der Einleitung zu diefem allgemeinen Landrechte, bis zum Erfolge 
einer geſetzlichen Beſtimmung, auch noch ferner fein Bemwenden haben ?t). 

Wir auch vernehmen, dat in einigen einzelnen Provinzen über die im allge- 
meinen Qandrechte vorfommenden Abweichungen von den Vorſchriften der bisherigen 
fubfidiarifchen Gefege, befonderd in Anfehung der Familien» und Succeſſionsrechte, 
annoch Bedenklichkeiten obwalten follen: jo erklären Wir hierdurch: 


daß Wir in Anfehung diefer in den drei eriten Titeln des zweiten Theils dieſes 
allgemeinen Landrechts vorfommenden Abweichungen von gewiſſen einzelnen Vor— 
fchrıften des Römifchen, oder gemeinen Sachſenrechts, den Ständen —* Pro⸗ 
vinzen noch geſtatten wollen, ſothane Bedenklichkeiten, bei den Konferenzen über 
ihre Provinzialgeſetzbücher, anderweit vorzutragen; und daß daher diejenigen 
Stellen dieſer drei erſten Titel des zweiten Theils, welche dergleichen Abweichun— 
gen enthalten, vor der Hand, und während des obbeſtimmten zweijährigen Zeit— 


einer Gewohnheit in kirchlichen Genoſſenſchaften fei ein menigftens zehnjähriges Herfommen erforderlich. 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 21.) Dieſe alte längft vergefiene Idee von verjährungsmäßigen Zeit- 
verlaufe als Erfordernif einer Gewohnheit ift ſchon von dem Herausgeber des Archivs a. a. 8. S. 26 
in der Note befämpft. — Das Nähere: Privat- Recht $. 28. Bergl. ımten II, 11, $. 710 und die 
Anm. 37 dazu. 

18) Oder eines gilltigen Gemohnheitsrechte ; denn es mwird hier von beiden Arten des ungefchricbe- 
nen Rechts gehandelt, wie der Anfang dieſes Paragraphen ausdridt. 

19) Oder nützlich. Dem - hätte die unmittelbar vorher gehende Vorſchrift, daß auch die 
„Nutsbarkeit” gepritft werden folle, feinen Zweck. Uebrigens fommt darauf nichts an, da die Bor- 
jchrift bloße Inftruttion ift, und die legte Entſcheidung von purer Willtür abhängt. 

20) Infoweit nämlich bis dahin die Provinzialgeſetzbücher fertig geworden. Der Scheidepunft ift 
nunmehr für jede ae. die Einführung ihres Provinzial eſetzbuchs. Bergl. Entſch. des Obertr. 
Bd. I, ©. 238 u. Erf. des Obertr. vom 16. Novbr. 1852 (Arch. f. Rechtsf. 3. VII, S. 40), auch 
Erf. deſſ. vom 18, Juni 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©. 249), 

21) Wo das Provinzialgefegbuc eingeführt ift, da gilt die Regel, daß kein ungejchriebenes Pro— 
vinzial= oder Stotutarredt mehr Kraft hat, ausgenommen: a) dasjenige, auf welches das A. L.R. 
ſelbſt an einzelnen Stellen verweift, und welches ſich auch noch nach der Einführung des A. L. R. aus- 
bilden kann (Note 15), und b) dasjenige, welches etwas beſtimmt, was das geichriebene allgemeine 
oder Provinzialrecht unentichieden gelaffen hat (Obfjervanzen praeter legem). Die zweite Ansnahme 
bezieht fich jedoch), nad) dem Wortlaute, nur auf Obfervanzen, fo daß, wo diefe fehlen, nad $. 49 
der Einleitung, der Rechtsfall nad) Analogie oder nad) dem früheren G. R. entfchieden werden müßte. 
Doc muß mohl auch bei diefer zweiten Ausnahme angenommen werden, daf fich dergleichen Obier- 
banzen noch nach Einführung des A. L.R. ausbilden können. Pr. des Obertrib. v. 19, Juni 1848, 
Nr. I (Entih. Bd. XVU, ©. 866) u. vom 18. Juni 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©. 249). 
Die Entftehung eines neuen (allgemeinen) Gewohnheitsrechts ift nicht zugelafjen. Einf, 88. 3. u. 4. 
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Ber bei den Gerihtshöfen noch nicht zur Anwendung gebracht werden fol- 
en 22), 

Wir verftehen inzwifchen hierunter nur folche Vorfchriften des allgemeinen 
Landrechts, welche das gerade Gegentheil eines Elaren und — recipirt geweſe⸗ 
nen römiſchen oder andern fremden Geſetzes enthalten; keineswegs aber ſolche Stellen, 
welche bloß den bisher üblichen Meinungen einiger Rechtslehrer widerſprechen; oder 
einer gewiſſen Erklärungsart dieſes oder jenes römiſchen oder andern fremden Geſetzes 
den Vorzug beilegen; oder gar nur bisher ſchon zweifelhaft geweſene Rechtsfragen be⸗ 
ſtimmen; allermaßen Wir ausdrücklich wollen, daß Vorſchriften dieſer letztern Art 2?) 
ſogleich nach dem 1. Junius 1794 in die volle geſetzliche Kraft eintreten ſollen. 

Auch verordnen Wir, daß in ſofern Vorſchriften des allgemeinen Landrechts, in 
vorbeſagten drei Titeln die äußere Form gewiſſer Handlungen auf eine von den bishe— 
rigen ſubſidiariſchen Rechten verſchiedene Art beſtimmen, rechtliche — dieſer 
Art, welche während des zweijährigen Zeitrtaums vorgenommen worden, in Anſehung 
ihrer äußern Form und Feierlichfeit gültig fein follen, fobald dabei entweder die Vor— 
fchriften des bisherigen fubfidiarifchen Gefeges, oder auch die Verordnungen des gegen- 
wärtigen allgemeinen Landrechts beobachtet worden ?*). 


VII. 
So wie überhaupt ein neues Geſetz auf vergangene Fälle nicht bezogen werden 
mag ?+®), fo ſoll dieſer Grundſatz auch bei der Anwendung des gegenwärtigen Land— 


22) Die hierdurch verordnete Suspenfion dauert noch fort in der Churmark Brandenburg, 
in der Neumarkt mit Einfluß des Kottbujjer Kreifes, und in den Theilen von Hinterpommern, 
in welchen das Pr. Yandredht von 1721 als Provimzialredht gilt. S. o. Note 8, 

23) Die Vorschriften dieier letzteren Art bilden nicht den Gegenfat zu den erftgedachten Stellen, 
„welche das gerade Gegentheil“ des bisherigen Rechts enthalten und deshalb fuspendirt fein follen, viel- 
mehr beftimmen fie diejenigen reeipirt geweſenen fremden Geſetze näher, welche noch fortgelten jollen, 
wenn das A. ER. das Gegentheil derfelben vorſchreibt. Das ift freilich eine Thatſache, diefe That- 
ſache wird jedoch nicht nad dem Wortlante verftanden. Das G. R. läßt 3. B. die Klage aus der 
Schmwängerung in 30 Jahren verjähren. Das gerade Gegentheil hiervon müßte doch, jollte man mei- 
nen, Ausſchließung der Verjährung fein. Nein. Der $. 1083, II, 1 fchreibt eine zweijäh- 
rige Verjährung vor, ünd das wird fir das „gerade Gegentheil” genommen. Deshalb gilt die Bor— 
Schrift für fuspendirt. ([3. W.] Im diefem Buntte ift übrigens die Suspenfion durd) das &. dv. 24. April 
1854 bejeitigt.) Nach diefer Auffafinng ift es keinesweges im allen Fällen jo leicht, das „gerade Ge— 
gentheil” zu erkennen, wie auch die vorgelommenen verichiedenen Meinungen und die verichiedenen 
Pr. des Obertrib. zeigen. Man jcheint darnach die von dem recipirt geweſenen unftreitigen Rechtenor- 
men abweichenden Roricriften unter dem „neraden Gegentheile” zu verftehen. Darin müßte man 
beiftunmen , denn der Auedruck ift keinesweges glüdlicd gewählt. Man fpricht noch davon, daß auch 
die Stellen, welche nicht contra, fondern praeter jus commnne etwas berordnien, nicht fuspendirt feien. 
Das ift eben fo unbeftimmt. Wer die Rechtsinftitute als organische Ganze auffaßt, und darnad) die 
einzelnen Satsungen verfteht, wird Vieles für zugehörig anjehen, was der Buchſtabenausleger ohne 
alles Bedenken für praeter jus commaune erflärt. 

24) Zu vergl. $.17 der Einleitung und $.42, Tit.3. — Iſt eine nad) älteren Gefegen zur 
Gültigteit eines Nechtsgeihäfts vorgefchriebene Körmlichkeit nicht beobachtet, fo wird, wenn ein neueres 
Geſetz von dieier Förmlichkeit abficht, das früher abgeichloffene Geſchäft nicht darum allein, jondern 
nur dann gültig, wenn alle von dem neneren Geſetze ala wejentlih vorgeichriebenen Förm- 
lichleiten beobachtet find. Pr. des Obertrib, v. 20. Kebr. 1849 (Entſch. Pd. XVII, ©. 242). — 
Diefe Vorschrift, nach welcher frühere Verhandlungen, die wegen eines Mangels der Förmlichkeit nad) 
den alten Geſetzen ungültig ſein würden, gültig find, imfofern nur die nad) den neueren Geſetzen er— 
forderlihen Förmlichkeiten zur Zeit des darliber entftandenen Streites dabei angetroffen werden, findet 
auf die Form von Verträgen keine Anwendung. Pr. 2097, v. 7. Februar 1849 (XVII, 509). Der 
Satz ift auf diejenigen Vertragsformen zu beichränfen, welche als weſentliche en ‚d.h. die Be- 
deutung der Form der Abſchließung (Perfektion) haben und nicht bloß zur Beglaubigung (ald Beweis— 
mittel) dienen follen. Denn in jenem Falle ift bei Nichtbeobachtung der Form gar fein Vertrag zu 
Stande gefommen, folglih fann, wenn ein fpäteres Gejeg eine andere Vertragsform vorſchreibt oder 

eftattet, nicht davon geiprochen werden, daft diefelbe genügen foll für einen Vertrag, der nicht eriftirt. 
Das Weitere unten Note 25 zu 8, 17 der Einleitung. 


24%) (4. X.) Einl. 8.14. — Die am Privatperfonen verliehenen landesherrlichen Regalien find 
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rechts beobachtet, und dabei im Allgemeinen nur auf die 88. 14— 20 der Einleitung 
vorgefchriebenen Beitimmungen Rüdyicht genommen werden; wie Wir denn überhaupt 
auddrüdlich verordnen, daß ein Jeder, welcher fich zur Zeit der Pubfifation diefes 
Landrechts in einem nach bisherigen Gefegen gültigen und zu Recht beftändigen Beſitze 
irgend einer Sache oder eines Rechts befindet, dabei gegen Jedermann geihüßt, und 
in dem Genuffe, oder in der Ausübung diefer feiner wohlerworbenen Gerechtiame, 
unter irgend einem aus dem neuen Landrechte entlehnten VBorwande, nicht geftört oder 
beeinträchtigt werden foll 25). 


den Beſchränkungen derjelben zu Gunften der übrigen Interthanen durch neuere Gefetse nicht unter— 
worfen. II, 14, 8.29, rt. des Obertrib. b. 3. Februar 1852 (Archiv fir Nechtsfälle, Bd. VI, ©. 11), 


25) Bergl. 8.1, Anm. 4 und Einl. 88. 14 und 51. Der Grundjag, daß neue Geſetze auf ältere 
Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werden follen (Einleitung $. 14), beftummt die zeit- 
lihen Grenzen der Herrichaft eines neuen Geſetzes. Die Negel ift als eine Anweiſung für den Richter, 
nicht für dem Gefetsgeber, (fr diefen enthielt det Entwurf, 8.20, einen befonderen Vorbehalt, über— 
einftummend mit der L. 7 C. de leg., die Stelle wurde aber. als überflüſſig weggelaffen) aufzufaſſen 
und von jeher nicht als eine pofitive Vorſchrift angefehen, fondern als Anleitung zur naturgemäßen 
Behandlung neuer Gelege anerlannt worden [Cicero in Verrem I, 42; L. 7 C. de legibus (I, 14); 
e. 13 X. de constit. (I, 2)] und gilt für alle gegenwärtige und künftige Gefete, infofern der Geſetzgeber 
feine Ausnahme age a erg hat, wie 3. B. in der L. 3 C. de quadriennii praeser. (VII, 37) a. E. 
geichehen ift. Die Vorſchrift (Einl. $. 14) ſtimmt mit dem R. R. darin überein, daß fie nicht bloß 
die bereits eingetretenen Wirkungen älterer Nechtögeichäfte, jondern die Rechtsgeſchäfte oder juriſtiſchen 
Thatjachen jelbft (Handlungen und Begebenheiten — negotia, facta praeterita), damit alſo aud) die 
künftigen Wirkungen derjelben dem Bereiche des neuen Gejetes entzieht. Die Allgemeingiltigleit des 
Grumdfatzes ift aber mit Grund geleugnet. v. Savigny, Syſtem, Bd. VIII, $.384 ff. Man hat zu 
umterjcheiden ſolche neue Geſetze, welche den Erwerb und Berluft der Rechte betreffen, von ſolchen, 
welche die Anertenmung oder Geftattung der Rechtsinftitute umd deren Geftalt angeben. L In Bezie— 
hung auf den Erwerb der Rechte hat die Regel Geltung: fie findet Anwendung auf bereits wirt- 
ich erworbene oder begründete Rechte und deren Wirkungen (bereits vollendete juriſtiſche Thatjachen), 
dod) nicht auf bloße Erwartungen , zu welchen das alte Gefe berechtigte. A. Schon erworbene 
Rechte. 1. Beiden bereits abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäften oder zur Vollendung ge- 
fommenen juriftiichen Thatſachen find lediglich nach dem alten Geſetze zu beurtheilen: a) die Status- 
rechte, daher hinfichtlich des Streits iiber Elternſchaft und Kindſchaft die zur Zeit der Geburt des 
Kindes geltend gewejenen Geſetze entjcheiden. Ert. d. Obertrib, dv. 2. Novbr. u. 12. Dezbr. 1853 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. X, 5. 262; XI, ©. 106); b) die Geihäfts- und Handlungsfähigleit; 
ec) die Form des Rechtsgeſchäftés (tempus regit actum, wie d. Savigny es ausdrüdt). Die 
Regel ift anerfannt I, 3, $. 42; doch macht hierbei das A. L.R. die im 8. 17 der Einleitung gedachte 
Ausnahme zu dem wohlwollenden Zwede, das Rechtsgeſchäft aufrecht zu erhalten. 2. Bei deu Zu s 
ftandsrechten find die bereits erworbenen Fähigkeiten und eingetretenen Zuftände außerhalb der Eins 
wirkung des neuen Gejeßes. Wer nad) dem alten Gefetse z. B. Tas volljährig ift, wird nicht wieder 
minderjährig, wenn ein neues Gejet einen längeren Termin einführt. Bubl.» Bat. v. 9. September 
1814, 8.14 (6,8. ©. 93) und alle fpäteren Bublifationspatente; auch V. v. 1. Aug. 1817 (G. S. 
&.201). 3. Im Sahenrechte verbleibt es bei allen ſchon erworbenen dinglichen Kechten , wein 
ein neues Geſetz bloß einzelne Erwerbungsarten ändert. Wenn aber dafjelbe, wie 3. B. das Ablöjungs- 
geſetz d. 2. März 1850, gewiſſe dingliche Nechte nicht mehr anerkennt, oder gewiſſe Rechte nur unter 
einer gewiſſen Geftaltung zuläßt, wie 3. B. das Önpothelenrecht nur in der Geftalt der Deffentlichkeit 
nad dem Syſteme der Hypothekenbücher, und das Pfandrecht an Mobilien nur als Faufipfand, jo 
tritt es allgemein in Wirkung. Führt umgelehrt ein neues Geſetz neue dingliche Rechte, die mit ge- 
wiffen Rechtsverhältnifien verfilipk jein follen, ein, fo werden dadurch diefelben wicht mit den bereits 
beftehenden Rechtsverhältmiffen ipso jure verbunden, fondern erft mit den neu entftehenden Nechtsver- 
hältniſſen erworben. Dies iſt z. B. der Fall mit den Borzugs = und gefeglihen Pfandrechten, mit dem 
Rechte des Miethers und Pächters, welches ihm das L.R. gegen Dritte giebt. 4. Im Obligationen- 
rechte ift aA)das ganze Recht eines Vertrages, alfo auch die Bedingungen der Gültigkeit, die 
Wirffamteit, die Klagerechte und Erceptionen zum Schu und zur Anfechtung, als ein durch Abſchluß 
des Vertrages beiden Parteien vollftändig erworbenes Recht, wenngleich e8 betagt oder bedingt ift , er- 
worben. Anertannt im S. XI in den Worten: „als in Anfehung der daraus entftehenden rechtlichen 
Folgen”, und in allen fpäteren Einführumgspatenten von 1803 und 1814, 8.5. Davon machen auch 
diejenigen Anfechtungsgründe, welche in fpäteren Thatfachen beruhen, keine Ausnahme, welde Weber, 
über Rückanwendung der Gel. ©. 107 behauptet. Dagegen d. Savigny VIII, ©. 438 ff. Gerade 
für diefe Fälle jchreiben die Gefege a. a. O. die Anwendung der Regel vor, Mit diefem Grundſatze in 
Widerfpruc tritt u. A. das Pr. des Obertr. 1773, v. 21, Auguft 1846, wonach die Mora nicht nach 
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IX. 
In fofern jedoch nach der Publikation des Landrechts aus einer älteren Handlung 


den —— desjenigen Rechts, unter welchen das Schuldverhältniß begründet worden iſt, ſondern 
nach den Borjchriften des L.R., 3. B. unter Anwendung der neuen Regel: dies interpellat pro homine, 
ur Entftehuung kommen joll. - Unten, Anm. 40 zu $. 68, Tit.16. 13. A.) Ueber die Wirkung der 
päteren Herabſetzung des erlaubten Zinsjages: umten, Anm. 30 zu $. 804, Tit. 11, und Anm, 10, 
Sat 4 zu Art. XI des Einf.» ©. v. 14. April 1851, [Th. U, Tit. 20). b) Forderungsredte 
aus unerlaubten Handlungen find nach dem Gefege, unter dejien Herrichaft die Handlung 
unternommen worden ift, zu beurtheilen. $. 19 der Einl. 5. Was das Erbrecht betrifft, jo wird 
a) bei der Inteftaterbfolge alles nach dem zur Zeit des Todes geltenden Geſetze beurtheilt, ſelbſt 
in dem Kalle, wenn ein Teftament vorhanden ift, dieſes aber ſpäter wegfällt, fei es wegen Entfräf- 
tung des Teftaments (I, 9, $. 367), oder wegen Nichterfülhing einer auflöfenden Bedingung (I, 12, 
$. 489). Hierin beſtimmt das R. R. etwas Anderes: es kommt darnach auf die Zeit an, mo es gewiß 
wird, daß die teftamentartiche nicht eintritt. 8. 6. J. de legit. agnat. (II, 2); L. 1, 8.8, 
L. 2, 8.5, L.5D. de suis (XXX VIII, 16). Das A. L. R. aber hat den Grundjat: die Delation 2 
ſchieht gleichzeitig allen zur Zeit des Todes vorhandenen Folgefähigen; nur die Erwerbung ift für die 
Entfernteren durch den Austritt der Vorberufenen bedingt. (1. 9, 88. 367 1.406.) b) Von Tefta= 
menten wird sub B. Rede fein. e) Erbverträge erden wie Verträge nach dem zur Zeit der 
Abſchließung geltenden Rechte beurtheilt. 6. Ramilienredt. a) Ehe. aa) Die Erfordernifje 
einer gültigen Ehe find, wie bei jedem Bertrage, nach den zur Zeit der Eingehung geltenden Ge— 
ſetzen zu beurtheilen. Darüber ift fein Meinungsſtreit, auch) ift der Grundfat anerfannt. I, 3, 8.42, 
Eine pofitive Ausnahme macht die tramfitoriiche V. v. 27. Februar 1816 (G. S. ©. 122) hinfichtlich der» 
jenigen Chen, welche unter der Herrſchaft des franzöfiichen Rechts gefdhlofien worden find. Außerdem 
bleibt es bei der Regel. In der Anmwendumg find jedoch zu unterfceiden : die zu einer wahren Che 
gehörigen weſentlichen Erforderniffe von zufälligen , fich auf den Stand beziehenden Satzungen. Hätte 
das alte Recht die Satzung, daf die Frau micht die Standesrechte des Mannes haben jolle, und das 
nene Geſetz bejeitigte diefe Vorſchrift und verordnete das &egentheil, jo würde die Frau von Stund 
am dieſe Rechte genießen; denn diefe Rechtsnorm betrifft das Sein oder Nichtjein von Rectszuftänden. 
Das ertennt auch die Praris an. Entſch. des Obertrib. Bd. XIX, ©. 232 fl. Darnach beantwortet 
ſich die frage von der Mißheirath. bb) Das Recht der ehelihen Vogtſchaft ift der Einwir- 
tung des neuen Gejetes unterworfen, denn es betrifft die Handiungsfähigfeit (den Status) der Frau. 
ec) Das ehelihe Güterrecht umd diejenige Nachfolge, welche fi in dem Güterrechte unter Le— 
bendigen gründet, muß, nach der richtigen Meinung, arumdfätzlich durch das zur Zeit der Eingehung 
der Ehe am Wohnfitte des Mannes gültig geweſene Recht beftimmt werden, wogegen die wahre In= 
teftaterbfolge ſich nach dem zur Zeit des Todes geltenden Geſetze regelt, d. Savigny a. a. O. 
&.495 ff. Der Grundjat ift anerkannt umten im $. XIV, mit einer Ausnahme für einen Kal. Ebenſo 
die fpäteren Einführungspatente von 1814, 88. 11, 12, und vom 1816, 8. 11. b) Bäterlidhe Ge- 
malt. aa) Die Entjtehung regelt ſich nach dem zur Zeit der gründenden Begebenheit (Geburt, 
Adoption) geltenden Rechte; bb) die perfönlihen Rechte des Baters über das Kind fallen unter 
die Geſetze, welche das Dafein des Rechts beftimmen ; ce) die Bermögensrechte des Kindes han- 
gen mit der Nechtsfähigleit des Kindes zufammen umd find der Einwirkung des neuen Geſetzes unter» 
worfen. vd. Savignny, ©. 501. Die tranfitorifchen Beftimmmungen in den Batenten von 1814, $. 10, 
und von 1816, $. 13, find mar eine Anerlemmung des Grundſatzes, feine pofitive Borichrift. dd) Die 
Auflöfung der väterlihen Gemalt regelt fich nad) dem zu der Zeit gerade geltenden Gefege. e) Un— 
eheliche Kinder. Deren Rechte find von den Aniprüchen der Mutter aus der Schmwängerung zu 
trennen. Die Rechte des Kindes gegen feinen Erzeuger gründen ſich, nach der Iandrechtlichen Anficht, 
auf die Baterichaft und bangen mit den Zuftandsrechten zufammen. S. unten Anm. 30 zu $. 23. Ein 
Gejets, welches dieſe perjönliche Eigenſchaft den unehelichen Kindern nen beilegt, muß deshalb auch 
bon der Zeit, wo es in Gejegestraft tritt, auf alle jhon vorhandenen Kinder Anwendung finden. 
B. Bloße Erwartungen. Hängt der Erwerb oder Berluft eines Rechts nicht von einer einzelnen, 
augenblidiich vollzogenen Thatſache, wie Bertrag u. ſ. w., fondern von einem dauernden, durd) einen 
langen Zeitraum gleichmäßig fortgefetsten Zuftande ab, und ericheint das meue Gefets zwiſchen dem An— 
fange und dem Ende, jo wird dem Grundfate von der Nichtrlicdwirtung keine Gültigkeit beigelegt. 
Bon derartigen Fangdauernden juriftichen Thatſachen machen ſich befonders die Verjährung und das 
Zeftament bemertlih. 1. Verjährung. Bor Vollendung der Verjährung ift noch fein Recht er- 
worben; der Anfang ift nur eine Vorbereitung und begründet eine Erwartung, aber eine Erwartung, 
die vielen Zerftörumgen ausgeſetzt ift, und nicht gefchiitst wird. Daher tritt das neue Gefets fogleich in 
Wirtung. Der einfachſte umd zweifellofefte Fall ift der, wenn das neue Gejets die bisher geſtattete 
Verjährung aufhebt. Dann wird nicht bezweifelt, daß eine Erwerbung durch Verjährung in allen 
Fällen , mo fie noch nicht vollendet, jofort unmöglich ift. Auch ift im mingelehrten Falle, wenn eine 
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den Fall anzuwendenden Geſetze dunkel und zweifelhaft find; alfo, da bisher über 
den Sinn und die Anwendbarkeit derjelben verjchiedene Meinungen in den Gerichtshö- 


bisher muzuläffige Verjährung nen eingeführt wird, kein Bedenken, das neue Geſetz jofort in Bezie— 
hung auf alle ſchon beftehenden — nicht erft auf die künftig zu begründenden — Redtöverhältnifie in 
Wirkung treten zu laſſen. Es ift auch umftreitig, daß die Einführung einer neuen Art der Unterbre= 
dung oder die Aufhebung einer bisher zuläffigen Art der Unterbrechung fogleich auf alle laufenden 
Berjahrungen anzuwenden fei. Der Zweifel trifft den Fall der Verlängerung oder Berkürzung 
einer Verjährung. a) Was den Anfang betrifft, fo foll diefer micht umter dem Einfluffe des 
neuen Gejeges ftehen, und die frage: ob die Verjährung gültig begonnen habe, nad) dem alten 
Geſetze zu beurtheilen fein. Wenigitens hat ſich dafür die Vraxis entichieden. Pr. des Obertrib. 
926 vom 9. Oltbr. 1840 (Entidh. VI, 319), und ®r. v. 10. Septbr. 1849 (Entidh. XVIII, 187). 
Ebenjo Erf. des Obertrib. vom 1. Juli 1851 (Archiv f. Rechtsfälle, Bd. IH, ©. 234), u. d. 4. März 
1851 (Arch. f. Rechtsf., Bd. 1, S. 281). Richtiger aber ift, mach allgemeinen Grundfägen , die ent— 
gegengeietite Meinung, weil der Anfang der Verjährung feine jelbjtftändige juriftiiche That ache ift, und 
as neue Geſetz aus gleichem Grunde dann, wenn es die Verjährung an andere Vorausfegungen knüpft, 
jofort in allen Stüden ($. XVII) zur Amwendung fommen muß, als es bei gänzlicher Aufhebung der 
Berjährung ſogleich in Wirkung tritt, Denn die Aufhebung oder die Veränderung find innerlich gleich- 
artige Gejege, nur dem Grade nad) verſchieden. b) Die Unterbredhung, Fortiegung und Vollendung 
richten ſich lediglich nach dem neuen Geſetze, unbedingt im Falle der friftverlängerung, weil eben die 
Berjährung nur im diefer Weije geftattet ift. (Die zur $. XVII erwähnte Trib. - Entich. verletzt den 
richtigen Grundſatz.) Im Falle der Verkürzung läßt man dem Berjährenden grumdfäglih die Wahl 
zwiſchen der Berjährung nad) dem alten Gefetse, jo daß er dann die abgelaufene Zeit mitrechnen kann, 
und zwiſchen der abgefürzten, von dem Tage ihrer Einführung angefangenen. Weber die Gründe: 
v. Savigny, ©. 431. Anerkannt für diefen Fall ift der Grundfag ausdrüdlich im Geſetze v. 31. 
März 1838, 8.7. GG.S. S. 249.) Bergl. unten, Anm. 44 zu 8.33. 2. Teſtament. Dabei fom- 
men, wie bei der Verjährung, zwei zu verichiedenen Zeiten vorfallende Thätigkeiten (Errichtung und 
Tod) vor. Darüber ift vielfacher Meinumgsftreit. Nach allgemeinen Grumdfäten ift Folgendes ange- 
nommen (v. Savigny, ©.451 ff): a) Die rechtliche Fähigkeit des Teftators muß zur Zeit der 
Errichtung und zur Seit des Todes vorhanden fein. Davon weicht das IR. ab, indem der Nachtheil 
der zur Zeit der Errichtung vorhandenen rechtlichen Unfähigkeit durch fpätere Hebung des Mangels 
bejeitigt wird. I, 12, 8.13, für dem umgelehrten Fall erkennt der $. 14 die Regel an. b) Die 
natürliche Fähigleit muß bloß zur Zeit der Errichtung vorhanden fein. Damit ſtimmt das L. R. über- 
en, 88.11 1.12 a. a. O. c) Die Gültigkeit des Inhalts wird lediglich nach der Zeit des Todes be— 
urtheilt. Richtig angewendet in dem Publ.-Pat. v. 1814, $. 6 umd von 1816, 8. 8, umd in dem Erf. 
des Obertr. v. 3. April 1857 (Arch. f. Rechtsf, Bd. XXIII, ©. 352). d) Die perfönliche Fähigleit 
des Eingejetsten ift lediglich nach der Zeit des Erbanfalls zu beurtheilen. Der Grundjat ift anerkannt 
I, 12, 8.43 n. &. 8. des Einf.-Pat. von 1816, indirelt auch 8. 452, Tit. 11. e) Die Form richtet ſich 
ganz nad) den Geſetzen zur Zeit der Errichtung. Das verſteht fich jchon deshalb, weil fein Menſch 
wifjen kann: ob künftig eine andere form und was für eine vorgejchrieben jein wird. Die Regel ift 
in den Einf,-Batenten anerkannt, daneben gilt aber die zum wohlmwollenden Zwecke der möglichſten 
Aufrechterhaltung im 8. 17 der Einl. vorgeichriebene Ausnahme, dat die mildere Form des neuen Ge— 
fees, wenn ſolche angetroffen wird, genügen fol. Das Obertrib. jagt in einem Erf. d. 6. März 1855: 
Nicht bloß rückſichtlich der Form, fondern auch rückſichtlich der materiellen nn der einzelnen 
Anordnungen eines Teftaments find die zur Zeit und am Orte der Errichtung des Teſtaments —— 
den Geſetze, nicht aber die der Zeit und des Orts, wo der Erbanfall ſich ereignet, maßgebend (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. XVI, ©.270). Was den ziveiten Gegenftand, die „materielle Gültigkeit der einzelnen 
Anordnungen‘, betrifft, fo ift der Sats in diefer Allgemeinheit keine Rechtswahrheit. Die materielle 
Gültigkeit hängt ab: von der natürlichen und von der rechtlichen aktiven Teftamentsfähigleit; von der 
leihen paffiven Teftamentsfähigkeit; von dem Inhalte der Verordnung. Diefe verichiedenen Gegen- 
ände umterliegen nicht einer gleichen Nechtsregel. Und was für ein Ort ift zu berftehen umter dem 
Orte: „mo der Erbanfall ſich ereignet”? Doc nicht etwa jeder Ort, wo der Erblaffer zufällig jtirbt ? 
U. Was das Dafein der Rechte betrifft, jo hat der Grundjat von der Nichtrüdwirkung neuer Ge- 
fee feine Gültigkeit. Wenn ein neues Geſetz ein Nechtsinftitut nicht mehr anerfennt oder umbildet, fo 
tritt es grundſätzlich fogleich in Wirkung. Dahin gehören die Beftimmungen: 1. über Einſchränkungen 
der freiheit der Perſon und des Eigenthums; 2. iiber die periönlichen Berhältniffe der Eheleute und 
über die Trennung der Ehe (vergl. die Einf.-Bat. v. 1814, $. 9 und dom 1816, $. 11); 3. über die 
päterlihe Gewalt und über die hausherrliche Gewalt über das Gefinde; 4. über die Zuläffigleit oder 
Unzuläffigkeit von Schenkungen ımter Eheleuten; 5. iiber die Fortdauer gewiſſer Modifitationen des 
Grumdeigenthums, namentlich von Fideilommiſſen umd Lehen, ſowie über andere dingliche Rechte und 
deren formen, 3. B. des Zehntrechts, und über die Ummandlung der röm. Pfandrechte in pr. Hypo—⸗ 
thelenrechte, wobei es Sache der Gefetsgebungspolitit ift, Rechtöverlegungen zu verhliten. dv. Savigny, 
&.531. (3. 9.) Hiermit ftimmt die Praxis des Obertrib. nad dein Erk. d. 11. Dezember 1854 über⸗ 
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fen ftattgefunden haben ?*): fo foll derjenigen Meinung, welche mit den Vorfchriften 
des Landrechts übereinftimmt, oder denfelben am nächften fommt , der Borzug gege- 
ben werden ?6®), 


; a j X. : Wie e8 wegen 
Da auch die Fälle fich häufig ereignen dürften, wo die Handlung oder Begeben- der — 


heit, aus welcher ſtreitige Rechte unter den Parteien entſpringen, zwar ſchon vor der tion ig 

Publikation des Landrechts ſich ereignet haben; die rechtlihen Folgen derjelben aber en 

erſt nachher eintreten: fo finden Wir nöthig, wegen folder Fälle nachſtehende nähere Ser. 

Beftimmungen feftzufeßen: ten yu halten 
Es foll nämlich in dergleihen Fällen jederzeit darauf Rückſicht genommen wer- — 

den: ob es noch in der Gewalt desjenigen, von deſſen Rechten oder Pflichten die Rede 

ift, geitanden, und bloß von feinem freien Entjchluffe —— habe, die rechtli— 

chen Folgen der früheren Handlung oder Begebenheit, durch Willenserflärungen oder 

fonft, zu beftimmen, und auf andere Art, ald in dem neuen Landrechte geſchehen ift, 

feftzufegen ; oder ob eine foldhe abändernde Beftinnmung in der Gewalt und einfeitigen 

Entſchließung desjenigen, den die Handlung oder Begebenheit angeht, nicht mehr ge- 

ftanden habe? 


Im legten Falle follen die auch fpäter eintretenden rechtlichen Folgen dennoch nur 
nah den älteren Geſetzen, welche zur Zeit der vorgefallenen Handlung oder Begeben- 
heit gültig gewefen find, beurtheilt werden 7). 


Im erſtern Kalle hingegen foll, wenn auch die Handlung oder Begebenheit äl« 
ter, aber feine folhe abändernde Beftimmung vorhanden wäre ?®), bei Beurtheilung 
der erjt nah dem 1ſten Junius 1794 eintretenden rechtlichen folgen, dennoch nur die 
Borichrift ded gegenwärtigen neuen Landrechts Anwendung finden. 


ein, wo der Satz begründet umd angervendet tworden ift: „Eine umter der Herrichaft des A. L. R. began- 

gene Felonie wird micht mach dem gemeinen , jondern nad) dem Lehnrechte des A. ER. beurtheilt, follte 

gleich das Lehn dor dem Eintritte des letteren begründet worden ſein.“ (Entſch. Bd. XXIX, 
, 358.) 


Dies die Ueberficht der allgemeinen Grundfäte über die Anwendung der Regel don der Nichtrüd- 
wirfung neuer Geſetze. Die folgenden $$. IX — XVII des Publ. - Patents treffen befondere Borjorge 
über folde Anwendung bei der &inführun des neuen G.B. Die Beftimmungen find daher weſentlich 
tranfitorifche, doch ift damit durchaus nicht geſagt, daß darin nicht Säge von bleibender Natur ent- 
halten fein fönnten, vielmehr wird eine gründliche Einficht ergeben, daß darin manche Anwendung 
allgemein gültiger Regeln vorgeſchrieben ih. 


26) Die Borausſetzungen der Anwendung diefer Beftimmmng find: ein aus einer vor Publikation 
des L.R. ftattgehabten Handlung oder Begebenheit entftandener Srogeh ‚ und Duntelheit der vor Pu— 
blifation des L.R. vorhandenen, durch das L.R. außer Kraft getretenen jubfidiariichen Rechte und Ge— 
ſetze. Keinesweges ift bei Interpretation eines jeden, außer dem A. ER. gegenwärtig nod zur Au— 
wendung fommenden älteren dunleln und zweifelhaften Gefetses, der den Vorſchriften des L.R. zunäd) 
tommenden Meinung der Borzug zu geben. nticheid. des Obertrib. Bd. XVI, ©. 310. Bergl. 
Bd. XVII, ©, 433, 

26a) (4 U.) Dieim $. IX enthaltene und aud in die jpäteren Publifationspatente aufgenommene 
Borfjchrift ift auf die gemeinrechtliche Kontroverje über die Zeit und die Bedingungen, unter denen 
eine Servitut njutapirt werden lann, anwendbar. Erk. des Obertr. v. 19, Marz 1861 (Enticd, 
Bd, XLV, ©, 376). 

27) Die Vorjchrift entipricht der Regel nad allgemeinen Grundfäten (Note 25) volllommen. 

28) Alsdann will man ſich, jo wird angenommen, den Beitimmungen des A. ER. unterwerfen. 
Doch wird diefer u Trier den folgenden $. XI twieder beichränft. Denn diefer bezieht fich nach dem 
Wortlaute auf alle Verträge, nicht bloß auf die einfeitig ummiderruflichen,, wogegen der 5. X, va 
diefe Beſchränkung oder beziehungsweie Ausdehnung, and die nach altem Rechte einfeitig teiderruflichen 
Verträge, wie u. Schenkungen unter Eheleuten, umfaßt. Die Beitimmung trifft eine etwas dunkle 
—— von der Regel (Note 25). Das öſterreichiſche Einf.» Bat, v. 11. Juni 1811, Abſ. 5 bleibt 
bei dem allgemeinen Grundſatze. 
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XI. 

Be Es find daher infonderheit alle 29) Verträge, welche vor dem 1jten Junius 1794 
errichtet worden, ſowohl ihrer Form und Inhalte nad, als in Anfehung der daraus 
entftehenden rechtlichen Folgen 29°) nur nach den zur Zeit des gefchlojfenen Kontrafts 
beftandenen Gefegen zu beurtheilen,; wenn gleich erſt ſpaͤter auf Erfültung, Aufhebung, 
oder Leiftung des Intereſſe aus einem foldhen Kontrafte geklagt würde 30). 

XI. 

In Anfehung der Teftamente und anderer legtwilligen Verordnungen ſetzen Wir 
befonders feit, daß alle diejenigen, welche vor dem 1ſten Junius 1794 errichtet wor- 
den, nach den Vorſchriften der älteren Gefege durchgehends 3% #) beurtheilt werden ſol⸗ 
len, wenngleich das Ableben des Teſtators exit jpäter erfolgte; und foll bei diefer Art 
von Berfügungen auf den Unterfchied: ob eine ſolche Dispofition in der Zwifchenzeit 
und bis zum iſten Junius 1794 noch hätte abgeändert werden fünnen, oder nicht, 
jur Dermeidung der jonit für ur getreuen Unterthanen zu bejorgenden großen Weit 
äufigfeiten und Kojten, feine Nüclicht genommen werden. 


XI. 


Die gefepliche Erbfolge 3%) zwifchen Eltern und Kindern, auch andern Familien— 
mitgliedern, jo weit diefelbe nicht auf Verträgen, Fideilommiß - Stiftungen, Lehnd- 
fonjtitutionen u. f. w. unabänderlich beruhet, jondern durch rechtsgültige Willenserflä- 


29) Alle ohne Ausnahme. S. die vorige Note. Dazu paßt freilich das Bindewort „Daher“ nicht; 
man fcheint an widerruflihe Verträge nicht gedacht zu haben. 

29a) Oben, Aum. 25, Lit. A, No.I, 4. 

30) Die Vorſchrift enthält nichts weiter, als eine richtige Anwendung des allgemeinen Grundſatzes 
(Note 25). Alle rechtlichen Folgen eines Bertrages, mögen fie ſchon eingetreten fein ‚ oder noch künf- 
un eintreten, gehören zu dem bereits erworbenen Rechten und find keine bloßen Erwartungen. Das 

leide enthalten alle — tranſitoriſchen Geſetze. (5. U.) Der $. XI enthält einen allgemeinen 
Rechtsgrundſatz, welcher auch auf alle neueren Geſetze, infofern nicht in diefen befondere Ausnahmen 
emacht find, volle Anwendung findet, jo daß z. B. ein unter der Herrichaft des A. L. R. mündlich ge» 
— Vertrag, welcher zu ſeiner Gültigkeit der Schriftform bedurfte, durch Einführung des Han- 
dels G. B., nad) welchen diefer Vertrag der Schriftform nicht bedarf, nicht ohne Weiteres verbindlich 
wird. Erf. des Obertr. vom 9. Februar 1864. (Archiv f. Rechtsf. Bd. LIU, S. 124.) In dem Ert, 
vom 29. November 1864 wird dies abermals auf das Dienftverhältnig zwifchen Prinzipal und Hand- 
lungsdiener umd die Auflöfung defjelben angewendet (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 324). — Dagegen 
erlennt daffelbe durch Ert. vom 30. Juni 1868 das Gegentheil, daß der Art. 61 des Allg. Handelöge- 
jetbuches auch da Anwendung findet, mo der Vertrag nicht unter der Herrichaft des ne Handelsgejetz- 
buches errichtet, vielmehr nur nad Einführung deſſelben fortgefetst worden ift. Bezuglich auf dieſen 
Wideriprud heißt es: „Daß dieje (jetige) Ausführung mit den Gründen der vom Imploranten zur 
Rechtfertigung feiner Nichtigkeitsbeichwerde angeführten, durch Striethorft’s Archiv veröffentlichten Ober- 
tribumals= Entſcheidungen vom 9. Februar und 29, November 1864 nicht im Einklange fteht, ift anzu— 
erfennen; die diefen Enticheidungen zum Grumde liegende Anficht hat jedoch, mit Rüdficht auf die obi- 
gen Erwägungen, aufgegeben werden müſſen.“ (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXX, ©, 352.) 

308) Durchgehends, alfo aud in Anfehung des Inhalts. Dies ift eine Ausnahme von den 
allgemeinen Grundfägen (Note 25), melde bei den fpäteren Einfilhrungen (Publ.-Pat. von 1814, 
$. 6 und von 1816, $. 8) nicht gemacht worden ift. Diele unterfcheiden zwiſchen Korm und Inhalt 
und jchließen fich den allgemeinen Grundfäten in beiden Beziehungen an. Die perfönliche Fähigkeit 
ift in allen Einführungspatenten übergangen, e8 bleibt deshalb bei dei allgemeinen Grundiäten. 

305) Die Inteftaterbfolge richtet fi nad) allgemeinen Grundjägen, immer nad den zur Zeit des 
Todes des Erblafjers geltenden Gejegen. Denn vorher hat der bezeichnete Erbe nichts meiter als eine 
ungeroifje Erwartung, welche ebenio durch Errichtung eines Teftanents, wie durch ein neues Geſetz 
rechtlich, und auch thatſächlich durch Verfügungen unter Yebendigen vereitelt werden kann, gleichwie 
die Erwartung eines eingeſetzten Tejtamentserben durd) Zurüdnahme des Teftaments zerſtörbar, aljo 
ungewiß ift, Der $. XI und alle jpäteren Einführungspatente itbereinftimmend jchreiben aljo nur die 
Anwendung eines allgemeinen Grundjages vor. | 


x 
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rungen des Erblaſſers abgeändert werden konnte, ift, wenn der Erbfall fih vor dem 
1jten Junius 1794 °°) ereignet, nad) den bisherigen Gefeten, jpäterhin aber, wenn 
der Erblajjer feine ſolche rechtögültige Abänderung gemacht bat, nah den Borfchriften 
des neuen Landrechts, jedoh unter dem $. 7 bemerften Vorbehalte ®?), 
zu beurtheilen, 

XIV. 

Das Verhältniß der Eheleute, die jih vor dem 1ften Junius 179432) verheira» Zinn, der 
thet haben, foll, fo weit es auf Rechte und Pflichten umter Lebendigen anfommt, fo der Eheleute, 
wie in Fällen, wo die Ehe durch richterliches Erkenntniß getrennt wird, nach den zur 
Zeit der geſchloſſenen Ehe beitandenen Gefegen beurtheilt werden ®*). Bei der Erb» 
folge hingegen, infofern diefelbe nicht durch Verträge, letztwillige Verordnungen, 
Provinzia geiehe ‚ oder Statuten beftimmt wird, jondern nach gemeinen Rechten an- 
zuordnen iſt, ſoll der überlebende — bei einem nach dem 1ften Junius 1794 
ſich ereignenden Succeffiondfalle, die Wahl —— ob er nach den zur Zeit der geſchloſ⸗ 
jenen Che vorhanden gewejenen gemeinen Rechten, oder nach) den Vorſchriften des ge- 
genwärtigen Yandrecht3 erben wolle 35). 


31) Im den beiden Ausgaben von 1794 u. 1796 heißt es „1796”; erft in der Ausgabe von 1804 
ift dieje Jahreszahl, auf Kirheijen’s Vorſchlag, der darin einen Drudfehler jah, welcher nicht vor— 
handen war (R. d. 25. Sept. 1795 ad 3, in Stengel, Bd. I, ©. 436 ff.), in 1794 abgeändert wor» 
den. S. Simon’s Zeitſchr. Bd. UI, S. 176. Es ift bei der $. VII verordnete Suspenfton gleich- 

Itig: ob es 1794 oder 1796 heißt. Denn lieft man 1794, fo tritt die Suspenfion in Wirffamteit; 
it es 1796, fo ift die zweijährige Suspenfion eingerechnet. 

32) Die fplendid gedrudten Worte ftehen nicht in der von dem Könige ımterichriebenen Reinjchrift 
des Patents. Simona. a. DO. ©, 177. , 

33) Auch hier heißt e®, im den älteften beiden Ausgaben (Note31), 1796. Es lommt zur Zeit 
nichts mehr darauf an; auch die Frage: ob Ehefcheidungsurfahen und Eheicheidungsftrafe nach dem 
alten oder dem neuen Kechte zu beftummen find, hat ihr praftiiches Iuterefje verloren. 

34) Diefe Vorichrift bezieht ſich nicht etwa auf die perfönlichen Berhältniffe der Eheleute zu einan- 
der umd auf die Eheicheidungsgrüude, jondern auf die Güterrechte der Eheleute und auf die Grumd- 
ſätze wegen gg m Folge einer Ehetrenmung. M. j. die jpäteren Einf,-Bat. vom 1814, 
8. 9 und von 1816, &.11, Sie entipricht. mithin dem allgemeinen Grundjate (Anm, 25). Die Ehe 
iheidungsgründe find Übergangen. Im den jpäteren Patenten a, a. DO. findet fid) gleichfalls der —* 
meine Grundſatz angewendet, mit Ausnahme einiger Thatſachen, die nad) dem alten Gefehtze nicht die 
Scheidung begründen. 

85) Der zmeite Theil dieſes $. enthält eine pofitive Beſtunmung. Das Wahlrecht ift nur für der 
gel gegeben, wenn die Ehe nicht unter der Herrichaft eines befonderen Rechts, jondern umter dem 

.R. geichlofien worden if. Das gewählte Recht muß in allen feinen Beziehungen ausſchließlich zur 
Anwendung fommen, und es faum nicht die eine Frage nach diejem, die andere nach jenem entichieden 
werden. Darüber hat man bei der Gütergemeinjchaft geftritten, und es hat erjt eines BI. - Beich. 
(Be: 867, vom 2, Juni 1840) bedurft, um außer Streit zu fegen, daß, wenn die Wahl auf das 4. 

.R. füllt, auch die Frage: was zu dem, der ehelichen Gütergemeinichaft unterworfenen Vermögen ge 
höre, nicht nach den zur Zeit der —— hinſichts der Gemeinſchaft geltend geweſenen Grund» 
ſätzen, ſondern nach den Vorſchriften des A. L.R. zu entſcheiden. EEntſch. Bd. V, S. 299.) (3. A.) 
Eine Nachbildung des Satses des $. XIV findet ſich wieder im dem Ginf. = Bat. zum Weftpreuß. Pro- 
binzial-Rechte, vom 19. April 1844, 8. 7 und in dem Schlej. &, vom 11. Juli 1845, betr, die Aufhe⸗ 
bung der in Schlefien x. geltenden bejonderen Rechte über die ehelichen Güterverhältnifie und die ge- 
jesliche Erbfolge, $.8, Ar.2 (G.S. ©. 471). Im Schlefien bat er die Kontroverje veranlaft: ob 
unter den gemeinten Borjchriften d. A, L. R. ftets defien geimeinrechtliche Erbfolge $$. 500 ff. u. 8$. 621 fi., 
Th. I, Tit. 15 oder Diele, reip. deſſen Beſtimmungen bei beftandener Gütergemeinſchaft 55. 634 ff. a. 
a. O., je nachdem die Eheleute nach den früheren Kechten in vn Gütern oder in Gütergemein⸗ 
ichaft gelebt haben, * verſtehen. Das Plenum des Obertrib. hat durch Beſchl. vom 5. Nobbr. 1855 
das Erftere fr das Richtige erflärt. (I. M. Bl. ©. 416 und Eutſch. Bd. XXXI, ©. 198.) (4. A) 
In Weitpreußen hat ſich der Streit wiederholt; hier aber ift die Eutſcheidung in letter Imftanz im ent⸗ 
gegengeietsten Sinne ausgefallen, aus dem zutreffenden Grunde, weil das neue Provinzialrecht die pro- 
vinztalrechtliche Gütergeneinſchaft aufrecht erhält und nur die landrechtlichen Borſchriften über die Gü— 
tergemeinichaft an die Stelle des alten Provinzialrechts darüber jest. S, unten, die Unm, 1, Nr. 2, 
lit. £. zu 8.345, Tit.1, Th. DO. 
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XV. 

Da in dem gegenwärtigen Sandrechte beftimmt ift, daß die gefeglichen und ftill- 
ſchweigenden Hnpothefen zwar ihre bisherigen Borrechte gegen den eigentlihen Schuld- 
ner und deffen Erben, fo wie bei einem über das Vermögen oder den Nachlaß des 
Schuldners entftehenden Konkurſe behalten, auf den dritten Befiger der damit behaf- 
teten unbeweglichen Sache aber, welcher nicht Exbe feines Vorfahren im Befige gemwor- 
den ift, nur in fofern übergehen follen, als diejelben diefem dritten Befiker bei der 
Erwerbung des Grundſtücks befannt geweſen, oder in das gerichtliche Hypothekenbuch 
eingetragen find; fo foll zur Eintragung ſolcher Hypotheken ein dreijähriger Zeitraum 
offen bleiben, dergeftalt, daß der Berechtigte, welcher fich vor dem I1ften Junius 1797 
zu der Eintragung eines folchen Rechts in das Hypothefenbuch gehörig meldet, dazu 
noch gelaſſen werden muß, wenngleich das Grundftüd in der Zwifchenzeit an einen 
anderen Befiger, als denjenigen, gegen welchen er das Recht erworben hat, oder dej- 
fen Erben gediehen wäre. 


XVI. 
Fällt weg ?®). 
XVIL 
Was infonderheit die Verjährung betrifft: fo follen diejenigen Fälle, in welchen 
diefelbe fhon vor dem 1ften Junius 1794 vollendet worden, BEN nach biäherigen 
Nechten beurtheilt werden, wenngleich die daraus entjtandenen Befugniffe oder Ein- 
wendungen erjt fpäterhin geltend gemacht würden. In Anjehung derjenigen Berjäh- 
rungen hingegen, deren bisherige gejegmäßige Friſt mit dem 1ften Junius 1794 noch 
nicht — iſt, ſollen die Vorſchriften des neuen Landrechts in allen Stücken be— 
folgt werden 37). 


36) (3. U.) Da der 8. 18 u. f., Fit. 22, Th. I des A. L. R. verordnete, daß Grundgerechtigkeiten, 
welche durch feine im die Augen fallenden Kennzeichen oder Anftalten angedeutet werden, und gleich- 
wohl den Nutsungsertrag des belafteten Grundſtücks jchmälern, gegen einen dritten Befiger des belafte- 
ten Grundftüds nur in fofern follten ausgelibt werden fönnen, als fie zur Zeit der Befitveränderun 
in das Hypothelenbuch jchon eingetragen wären, oder deren Eintragung noch binnen zwei Jahren iu. 
der Befitveränderung von dem Befiger des berechtigten Grundſtücks gehörig nachgeit wiirde; jo be 
ftimmte der $. XVI die Berechnungsart diefer 2 Jahre und gab den Gerichten — in Betreff 
ihres Verhaltens bei Befigveränderungen, Dieſelbe fällt weg, weil jene Vorſchrift des A. L. R. bald 
der Publ, wieder aufgehoben if. Anh. $. 58 (zu I, 22, 8.18). R. v. 12, Dezbr. 1840 (3. M. 

I. ©. 399), 


37) Die Borfchrift, welche fich in den fpäteren Einführungspatenten von 1814, $. 12 umd von 
1816, 8. 16, mur mit Weglafjung der Worte „in allen Stücken“, wiederfindet, ſpricht den allgemeinen 
Grundjag (Anm. 25) ans umd ift micht pofitiv oder eine Ausnahme, Das Obertrib. hat in zivei Be- 
ziehungen eine andere Meinung ausgeſprochen und angewendet. Erſtlich behauptet es: die frage, ob 
die Verjährung gültig begonnen habe, müſſe nad dem zur Zeit ſolches Anfangs geltend geweſenen 
Grumdjäten beurtheilt werden, Pr. 926 v. 9, Dftbr. 1840 (Entſch. VI, 819), und Pr. v. 10. Sept. 
1849 (Entf. XVII, 137). Hierauf ift Schon oben, Arm, 25, das Nöthige bemerkt, Zweitens hat 
es ausgeiprochen: daß eine durch das neue Geje eingeführte längere Berjährumg nicht Anwendung 
finde , wenn die —— Verjährung nach dem alten Geſetze ſchon angefangen habe, insbeſondere hat es 
die neue (längere) Wechſelberjährung auf die ſchon nach A. L. R. —— Berjährung eines Wechſels 
für umanmwendbar erflärt. Pr. 2210, vom 15. Febr. 1850 (Entidh. XIX, 260). Die feichten Gründe 
treffen alle nicht zu. Der $. XVII foll darum gewichtlos fein, weil er nur eine jpecielle tranfitoriiche 
Beitimmun — Damit iſt ja aber ganz und gar nicht bewieſen, daß fie kein allgemein gültiger 
Grundfat jei. Natürlich fehlt der Beweis dafür, g wie die Nachweiſung eines anderen Grundſatzes 
ganz und gar. Es wird nur behauptet, daß der $. 14 der Einl., wonach neue Geſetze nicht Rüd- 
toirkung * ſollen, anzuwenden ſei. Die Anwendbarkeit deſſelben iſt aber eben näher zu beſtimmen, 
da es außer Streit iſt, daß er keine Allgemeingültigkeit hat; das Obertrib. räumt in einem jüngeren 
Er. v. 8. Febr. 1861 (Arc. f. Nechtsf. Bd. XXXIX, ©, 357) felbft aud ein, daß Berjährungsge- 
fege unter eimer näheren Maßgabe rüchwirkende Kraft haben. In diefer Beziehung enthalten die Ent- 
——— nicht das allergeringſte zur Sache; es wird auf die Frage gar nicht eingegangen. S. 
nmertungen zu $. 14 und $. 33 der Einl. 
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Sollte jedoch zur Vollendung einer fhon vor dem 1ften Junius 1794 angefange- 
nen Verjährung in dem neuen Landrechte eine fürzere 28) Friſt, als nach bisherigen 
Geſetzen na Far di fein: fo kann derjenige, welcher fih in einer folchen kürzeren 
Verjährung gründen will, die Frift derfelben nur vom 1ften Junius 1794 zu rechnen 
anfangen 3° ®), 

XVII. 

Fällt weg 9). 


Unter vorftehenden Maßgaben und Beftimmungen nun wollen Wir diefes allge- 
meine Landrecht, vermöge der Uns zuftehenden landeöherrlichen und gefeßgebenden 
Macht, ald ein wahres und allgemeines Landesgeſetz hierdurh, und in Kraft diefes, 
vorſchreiben und publiciren ; alfo, daß in Unferen föniglichen und Ghur- auch ſämmt— 
lien übrigen #°) unter Unferer Hoheit und Oberbotmäßigfeit ftehenden Landen, Pro- 
pinzen und Diftriften, nach den in diefem neuen Gefepe enthaltenen Vorſchriften ver 
fahren und erfannt, und daſſelbe in allen und jeden fowohl gerichtlichen, als außer- 
gerichtlichen Angelegenheiten, von Jedermann, der zu Unferen Unterthanen gehört, 
oder in Unferen Landen Gefchäfte zu betreiben hat, genau beobachtet, infonderheit 
aber bei allen Ober» und Untergerichten, ohne Unterfchted oder Ausnahme, in Beur: 
theilung der bei ihnen vorfallenden, oder zu ihrer Entfcheidung gelangenden Angele- 
genheiten und Geſchäfte, zum Grunde gelegt werden foll. Alle älteren Gefege, Edikte 
und Verordnungen, an deren Stelle das gegenwärtige neue Landrecht nach den $$. 1 
u. 2 enthalterien nähern Beitimmungen treten foll, werden hierdurch gänzlich aufgebo- 
ben und abgeihafft, und e8 foll von dem bejtimmten Zeitpunfte an, fein Kollegium, 
Gericht, oder Juftizbedienter fih unterfangen, diefe älteren Gefege und Verordnungen 
auf die vorfommenden Rechtdangelegenheiten, außer den im gegenwärtigen Patente 
beitimmten Fällen, anzuwenden; oder auch nur das neue Landrecht nach befagten aufs 
gehobenen Rechten und Vorichriften zu erflären oder auszudeuten, am allerwenigjten 
aber von klaren und deutlichen VBorfchriften der Gefege, auf den Grund eine? ver- 
meinten philofophifchen Raiſonnements, oder unter dem Vorwande einer aus dem 
Zwecke und der Abficht des Geſetzes abzuleitenden Auslegung, die geringfte eigenmäch- 


38) Eine folche ift auch die neu eingeführte 50j. Verjährung (1, 9, 8. 660), welche an Stelle des 
abgeiharften Immemorialbefiges gelegt worden ift. Wenn alſo eine 50j. Präffription erforderlich. ift 
nd zugleih ein Immemortalbefit behauptet wird, jo kann der 50j. Präjtription die vorlandrechtliche 
Zeit nicht hinzugerechnet werden. Pr. 2118 v. 27. April 1849 (Eniſch. XVII, 192), Bol. Pl. Beſchl. 
v. 24, Dft. 1845 (Entſch. XII, 124), wonach umgelehrt in Fällen, wo praescriptio immemorialis und 
definitiva zujammentreffen,, umd die Bedingungen der erfteren fich erft nach Publikation des A. L. R. 
herausſtellen, aud) die Zeit nad Einführung des A. AR. in Anfchlag kommen kann, 

38 0) (4. 9.) Diefer Grundjag findet eine analoge Anwendung auch auf den Fall, wo die Verän— 
derung dadurch herbei geführt ift, daß Jemand feinen Wohnfit nad) dem Inlande verlegt, umd dadurch 
das hier wo Geſetz Über die VBerjährungsfriften auch in Beziehung auf jchon beftchende Berbind- 
lichleiten Wirkjamteit erlangt hat. Demnach kann der Yauf der kürzeren Verjährung der preußiichen 
Geſetze nicht von einer früheren Zeit ab als von feiner Niederlaffung im biefigen Landen an gerechnet 
werden. Erf. des Obertrib. d. 8, Febr. 1861 (Arch. j. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 358). Bergl. un— 
ten Anm. 44, Nr. I, 3, lit. b, y, zu $. 33 der Ein. 

89) (3. A. Diefe Vorſchrift betrifft die Anwendung der Strafgejege auf die ſchon vor der Publ. 
fid) ereigneten Fälle, und verweiſet deshalb auf die $$. 18 u. 20 der Einleitung; verordnet au, daß 
die im LER. verordneten Strafen, in jofern diefelben gelinder als die nach bisherigen Gejegen jtatt- 
gefundenen, jofort angeivendet iwerden follten. Die ganze Anorduung ift außer Kraft geſetzt durd) das 
oe — die Einführung des Strafgeſetzbuches für die Preußiſchen Staaten. Bom 14. April 1851, 

S. S. 93.) 

40) Dieſe Unterſcheidung der Lande gründet ſich auf die damalige deutſche Reichsverfaſſung und 
fällt jet weg. Unter den Föniglicdhen Landen verftand man das Königreich (die heutige Provinz) 
Preußen, unter den Churlanden die Ehurmark Brandenburg nebft Zubehörungen, umd umter den 
übrigen Landen die jonft noch unter der Kandeshoheit des Königs ımter verſchiedenen Titeln ftehen- 
den deutichen Reichsländer. 

Koch, Allgemeines Landrecht 1. 5. Aufl. 2 
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tige Abweichung, bei Vermeidung Unſerer höchiten Ungnade und ſchwerer Ahndung, 
jih zu erlauben +"); vielmehr fol, wenn im ein oder anderem alle über den Sinn 
und die richtige Auslegung einer der neuen Vorſchriften Zweifel entitehen, oder irgend 
ein Richter feine binlanglihe Beitimmung eines zu feiner Entiheidung gelangenden 
Nalles in dem Landrechte anzutreffen vermeinen möchte, alddann lediglich nach den 
se $$. 46, 50 der Einleitung zu dem gegenwärtigen Landrechte verfahren 
werden. 

Nach diefer Unferer ſolchergeſtalt erklärten Allerhöchſten Willensmeinung hat ſich 
alfo ein Jeder, den es angeht, infonderheit aber ſämmtliche Landesfollegia und übri- 
gen Gerichte, genau und prlihtmäßig zu achten. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem grö— 
Bern Föniglichen Infiegel. So geſchehen Berlin, den 5ten Februar 1794. 

(L. 3.) Friedrih Wilhelm. 
Carmer. 


Patent 


zur Publilation der neuen Auflage des allgemeinen Landrechts für die Preußischen Staaten. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. ıc., 
thun fund und fügen hierdurch Jedermann zu willen: daß der Mangel einer gehört- 
gen Anzahl von Eremplarien des allgemeinen Landrechts für die Preußifchen Staaten 
eine neue Auflage dejielben nöthig gemacht, welcher Wir bei der wörtlichen Ueberein- 
ftimmung mit der erften, nicht nur die allerhöchfte Sanftion hierdurch ertheilen, ſon— 
dern auch die Beranftaltung getroffen haben, daß die Erläuterungen und Abänderun- 
gen deijelben, welche zeither gefeslich ergangen, und das allgemeine Recht betreffen, 
verfürzt gefammelt, der neuen Edition gehörigen Orts eingefchaltet, und unter dem 
Titel Pe A rften Anhanges u. f. w. zum Beften der Befiger der älteren Edition 

edrudt ſind. 
. Nur die Erläuterungen und Abänderungen des Zwanzigſten Titeld des Zweiten 
Theils find ausgelaſſen, weil derjelbe durch das nächitend +2) erfolgende neue Krimi- 
nalrecht für die Preußischen Staaten ergänzt werden wird. Mit Bezug auf das Pu- 
blifationspatent vom 5ten (Februar 1794 haben fämmtliche Ober- und Untergerichts- 
ftellen diefe neue Auflage des Landrechts und diefen erſten Anhang gefeslich anzumen- 
den, und erhalten diejelben zugleich die Anweifung , in ihren Urtelajprüchen auf feine 
Privat » Gejeged - Sammlung Bezug zu nehmen, fondern fih lediglih am diejenigen 





41) Das find ähnliche Gedanten , wie fie einft Juſtinian ausſprach, als er bei Strafe und Ver— 
nichtung der Bücher alles weitere Bücherfchreiben bei der Herausgabe feines Werkes verbot. Unſer Ber- 
bot hier enthält zweierlei. Zuerſt joll das neue Recht nicht nach dem vorangegangenen Rechte erflärt 
und ausgedeutet werden, d. h. der Zuſummenhang mit der bisherigen Yiteratur ſoll ganz vernichtet ſein. 
Das hat fi denn auch von Stund an erfüllt. Erft nach einem Menſchenalter hat man fpärlich ver- 
ſucht, ſich eine gründliche Einficht in das neue FR. dadurch zu ermöglichen, daf man den in daſſelbe 
übergegangenen Begriffen und Rechtsregeln bis dahin, mo fie wurzeln, wieder nachget angen ift. — 
Das Andere ift, daß das XU.R. die uriprüngliche Grundlage eines neuen pofitiven Rechts und einer 
neuen Rechtswifjenichaft fein joll, doch mit dem Juſtiniauiſchen Anſpruche auf ein Gedantenmonopol. 
Darum foll keiner bei ſchwerer Ahndung ſich erlauben, die Haren und deutlihen Borjchriften der Geſetze 
in jeinem Sinne aufzufaſſen: das G. B. lehrt und definirt ausichließend; die Autorität löfte die Zwei— 
fel und erleuchtete (beiehrte, eröffnete) den Unterthanenverftand. Darum wollte feine neue Rechts— 
wiſſenſchaft entjtehen, bis, vor kaum einem Jahrzehend (zu Ende des dritten Jahrzehends), der Glaube 
an die Autorität anfing zu waulen, und die literarische Thätigleit ſich regte. 

42) Gerade nad) 48 Jahren, den 14. April 1851, 
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Gefete zu halten, welche ihnen zugefertigt, gehörig publiciret, auch **) durch das neue 

Archiv der Preußischen Gefepgebung und Rechtögelehrfamfeit zu ihrer Kenntniß ges 

bracht, und in die afademifche Edikten - Sammlung hiernächſt aufgenommen werden. 

Urkundlich unter Unferer höchſt eigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem Kö— 
niglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11ten**) April 1803, 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

Goldbeck. 


Die ſpäteren Einführungen in die neu- und wiedererworbenen Landestheile 
ſind, da ſie meiſtens nur ein provinzialrechtliches Intereſſe haben, hier weggelaſſen. 
Sie ſind folgende: 

1) Patent wegen Wiedereinführung des Allgemeinen Landrechts und der Allge— 
meinen Gerichtsordnung in die von den Preußiſchen Staaten getrennt geweſenen, mit 
denſelben wieder vereinigten Provinzen. Vom 9. September 1814 (G. S. ©. 89). 

2) Patent wegen Wiedereinführung des Allgemeinen Landrechts und der Allge— 
meinen Gericht3ordnung in die mit der ** eſtpreußen vereinigten Diſtrikte, den 
Kulm- und Michelauſchen Kreis und die Stadt Thom mit ihrem Gebiet. Vom 9. No— 
vember 1816 (G.©. ©. 217). Dazu: 

Deklaration ded $. 12 des Patents vom 9. November 1816 wegen Wiedereinfüh- 
rung des on Landrechts und der Allgemeinen Gerichtöordnung in die mit 
der Moon eſtpreußen vereinigten Diftrifte, den Kulm» und Michelaufhen Kreis 
und die Stadt Thom mit ihrem Gebiete. Vom 28. März 1820 (G. S. ©. 62). 

3) Patent wegen Wiedereinführung der Preußifchen Gefege in das Großherzog— 
thum Pofen. Vom 9. November 1816 (G.©. ©. 225). Dazu: 

Allerhöchite Kabinetdorder vom 20. Juni 1816, die —— Preußiſchen 
Geſetze in die polniſche Sprache, Behufs der Einführung derſelben in das Großherzog— 
thum Poſen, betreffend (G.S. ©. 204). 

4) Patent wegen Einführung des Allgemeinen Landrechts in die mit den Preu— 
ßiſchen Staaten — ehemals Sächſiſchen Provinzen und Diſtrikte. Vom 15. No— 
vember 1816 (G.S. S. 233). 

5) Verordnung wegen Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Allge— 
meinen en in den mit den Preußiſchen Staaten vereinigten, zwifchen 
den ältern Provinzen belegenen Diftriften und Ortichaften, und wegen Einrichtung 
des Hypothetenweien®. Vom 25. Mai 1818 (G.S. ©. 45). 

6) Verordnung wegen der Anwendung der Preugifchen Gefege in den ehemaligen 
Schwarzburg- Rudolftädtifhen Aemtern Heringen und Kelbra. Vom 20. Oftober 
1819 (G. S. ©. 246). 

7) Patent wegen Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen 
Serihtöordnung in das Herzogthum Weitphalen, das Fürſtenthum Siegen mit den 
Aemtern Burbah und Neuen » Kirchen (Freie- und Hüden- Grund) und die Graf: 
haften Wittgentein» Wittgenitein, und Wittgenftein » Berleburg. Vom 21. Juni 
1825 (G. S. ©. 153). 


43) Hierdurch follte fein neuer Bublifations-Modus eingeführt, jondern nur angedeutet werden: 
welche Abdrüde als authentijche gelten follten. Man hat darüber gezweifelt. Mathis, Borrede zu 
Bd. J, S. VI, Ziff. 2; Juriſt. Zeit. 1835, Sp. 901. &. auch unten die Anm. 16 a. E. zum Zui. 
4° zur Einleitung. Ueber die heutzutage geltende Publitationsart ſ. Zuf. zu $. 11 der Einl. 

44) Diefes Datum hat das Pat. in der Ausg. von 1803. Im jpäteren Ausgaben datirt es dom 
erften April. 
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Litterariſche Borbemerkung. 


Ueber das ganze Allgemeine Landrecht verbreiten ſich: 

Joh. Ehriftopy Merkel, Kommentar zum Allgemeinen Landrechte fir die Preußiſchen Staaten, 
2 Thle. 2te Ausg. Breslau und Leipzig 1812, 

Guft. Aler. Bielitz, praktiiher Kommentar zum Allgemeinen Landrechte für die Preußifchen Staa- 
ten, 8 Bde, 2te Ausg. Erfurt 1823 — 1830, Dazu: Nachträge, 18 u. 28 Heft. — Auch unter 
dem Titel: Abhandlungen zur Erläuterung der Preußischen Geſetze. 18 u. 28 Heft. Ebend. 1831, 
1832, 

Sammelwerke, enthaltend: Gefetze, Verordnungen, Minifterial» Verfügungen, gerichtliche Entfchei- 
dungen und Auszüge aus litterarifchen Werfen: 

v. Strombed, Ergänzungen des Allgemeinen Landrechts für die Preufifchen Staaten, enthal- 
tend eine vollftändige Zufammenftellung aller noch geltenden, das Allgemeine Landrecht abändernden, 
ergänzenden und erläuteruden Gejege, Verordnungen u. Minifterialverfügungen. 3. Aufl. 3 Bde. 
Leipzig 1829. — Hierzu Nachträge von Fürftenthal. Breslau 1829, Dann: ar Bd., enthaltend 
die Nachträge zur Iten Ausg. von Lindau, Leipzig 1837. Weiter: ir. Nachtrag (mit einer Vor⸗ 
rede bon Eramer). Halberftadt 1832. 2r Nachtrag. Breslau 1833. 

Ergänzungen und Erläuterungen der Preußifchen Rechtsbücher durch Gefeggebung und Wiflen- 
ſchaft. Herausg. von H. Gräff, €. 5. Kod, L. v. Rönne, H. Simon u, A. Wentzel. tief. 
1— 13, Breslau 1837, 1838, Zuletzt herausgegeben von 2. von Rönne. 5. Ausg., Berlin 1868, 

Ueber das Civilrecht find von den neuern Schriften nachbenannte anzumerken: 

Bornemann, Syftematiiche Darftellung des Preußiſchen Eivilrechts, mit Benutung der Ma- 
terialien des Allgemeinen Landredhts. 6 Bde. 2te Ausg. Berlin 1843 ff. 

Temme, Handbuch des Preußiſchen Civilrechts. 2te Ausg. Leipzig 1846. 

Mein Preußifhes gemeines Privatredit. 8te Ausg. Berlin 1857, 

5. Förfter, Theorie und Praxis des heutigen gemeinen Preußifchen Privatredhts auf der Grund- 
lage des gemeinen deutichen Rechts. Berlin 1864, 

Ludw. Ed. Heydemann, Spftem des Preußischen Civilrechte, 3 Bde. Berlin 1866 — 1868, 


Einleitung. 


Gans, über die Einlei zum Preußiſchen Landredht; im den Beiträgen zur Webifion der 
Preußischen —— S. 97 ff. — Meine Darſtellung in dem Ergänzungen und Erläuterungen 
der Preußischen Rechtsblicher 3. A. L.R. Einleitung $8. 1 — 13. 


$. 1. Dad allgemeine Landrecht enthält die Vorfchriften, nach welchen die 1. Bon den 
Rechte und Verbindlichkeiten der Einwohner des Staats !), fo weit diefelben 2) nicht une e. 
durch befondere ®) —— beſtimmt worden, zu beurtheilen ſind. 
S. 2. Beſondere Provinzialverordnungen *) und Statuten ) einzelner Gemein- 
ag = Gefellichaften erhalten nur durch die landesherrliche Beftätigung die Kraft 
er Gefebe. 


*) & A.) Meine Abh. Bon den Gefeten umd deren Abfaffung; im der juriftifhen Zeitung bon 

1833, Kol. 250 ff. 

1) Der Wortlaut drückt nicht die Meinung aus: nicht lediglich die Einwohner des Staats, denn 
einerfeits auch fremde, welche hier oder in Beziehung auf hier befindliche Gegenftände fontrahiren oder 
Recht fuchen, n fi) nad) dem hiefigen Rechte zu achten, und andererjeitd Einwohner des Staates 
lönnen fi) nicht auf das allgemeine Yandrecht da berufen, wo man dafjelbe nicht anerkennt, da das 
Syſtem des perfönlichen Rechts nirgend mehr gilt. Die Meinung ift, daß dasjenige Recht, welches 
innerhalb der Grenzen, in welchen der Gefetsgeber Gewalt hat, herricyen ſoll, durch dieſes Geſetzbuch 
urkundlich gemacht fein ſolle. 

2) Nämlich die Rechte und Berbindlichkeiten. Auch das iſt ungenau, denn das Geſetzbuch enthält 
nicht bloß Privatrecht, jondern aud Kirchenrecht, Staatsrecht, Gemeinderecht und Kriminalrecht, — 
=. biete, welche man umter den „Rechten und Berbindlichleiten‘‘ der Einwohner nicht zu begrei- 
en pflegt. 

3) Wird durch $. I des Publ.» Pat. näher beftimmt. 

4) Wer aufer dem Landesherrn in einer Provinz allgemeine Verordnungen follte erlaflen können, 
weiß man nicht. Das Erfordernif der Landeöherrfichen Befäti ng ericheint daher als * müßige 
Beftimmung. Vielleicht hat man dabei an die damals üblichen Provinzialverwaltungen durch befondere 
Provinzialminifter gedacht ; doch auch diefe konnten jhon nad allgemeinen Grumdjägen keine das Recht 
ändernden Beftimmungen erlaffen, 

5) Durch dieie ya ift den Statuten ihr weientficher Charakter der Autonomie genommen ; 
die Statuten erhalten darnach nicht mehr vermöge der den Gemeinheiten und Gejellichaften zugeftande- 
nen Autonomie ihre Kraft, jondern nur durch den Willen des Landesherrn; fie treten damit in die 
Reihe der gewöhnlichen Iandesherrlichen Verordnungen, die mur von der Gejellichaft oder Gemeinheit 
entworfen und vollzogen zu werden pflegen, aber nur in fomweit zur Geltung fommen, als fie umnder- 
ändert beftätigt werden. Was daran geftrichen wird, fällt weg, und was zufäglich oftroyirt wird, 
muß angenommen und angewendet werden. 

(5.9) Das Obertr. (IH. Senat) auch den landesherrlich beftätigten Vertrag (f. } Statut) 
eines Knappichafts - Vereins als ein Geſetz angefehen. Erf. vom 14. Mai 1866 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXIV, ©. 124). Das ift jedoch eim durch die Namensgleichheit veranlaßter Irrthum. Die im 
$. 2 gemeinten Statuten find ſchriftlich aufgezeichnete allgemeine Rechtsnormen, welche durch Hinzu- 
tritt der landesherrlichen Genehmigung nur den Charakter der öffentlihen Glaubwürdigleit — 
und damit in die Reihe der geſchriebenen Geſetze treten; der alſo genehmigte Vertrag einer Geſellſchaft 
aber bleibt nad) wie vor ein privatrechtlicher Vertrag und die ge He Prüfung und Genehmi- 
gung bezweckt nur die Wahrung des landespolizeilichen Intereſſes. — Dies ift von dem IV. Senat des 
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8. 3. Gewohnbeitörechte und Obfervanzen 6), welche in den Provinzen und 
einzelnen Gemeinheiten gefegliche Kraft haben jollen, müjjen den Provinzial Landrech- 
ten einverleibt fein ?). 

$. 4. In fofern aber durch Obfervanzen 7°) etwas beftimmt wird, was die Ge- 
fege unentihieden gelajien haben, hat e8, bis zum Erfolge einer gejeglihen Beftim- 
mung, dabei fein Bewenden ®). 

$. 5. Die von dem Landesherrn in einzelnen Fällen, oder in Anfehung einzel- 

ner Gegenftände, getroffenen Verordnungen können in andern Fällen, oder bei andern 
Gegenftänden, ald Gefege nicht Knaben werden ?). 
Obertr. fpäter, bezüglich auf eine Aftiengefellichaft, ausdrüdlih dahin anerkannt, daß die landesherr- 
liche Beftätigumg nur Bedingung für die Eriftenz und das Inslebentreten der Gefellichaft ſei, aber nicht 
den privatrechtlihen Charakter der Gejellichaft ändere umd nicht den die VBertragsbeftimmungen enthal- 
tenden Statuten die Eigenschaft eines Gefetes gebe. Ext. dv. 31. März 1868 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXX, 
©. 277). In dem fpäteren Erf. vom 14. Mai 1868 erflärt das Obertr.‘, es laffe fich als allgemeine 
Kegel nicht anerkennen, daß Statuten eines Vereins oder einer Gefellfchaft durch die Iandesherrliche 
Beftätigung in allen ihren Theilen gleiche Wirkſamkeit mit Gefeteen erhalten. (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXXI, 
&.176.) Damit ift nichts anzufangen. Im einem oder dem anderen Theile follen fie aljo doc Ge— 
fee fein. Weiche Theile find dies? 

6) Ueber das Verhältniß beider Spezien des ungeichriebenen Rechts f. ob. Note 14 zum Publ. 
Patente; über den Beweis und die Erforderniffe ſ. Note 16 und 17 ebd. 

7) Damit hören fie auf, Gewohnheitsrechte und Obfervanzen zu fein; fie find dann geſchrie— 
benes Recht. Bergl. $. 60. In wiefern ſich dergleichen ungefchriebene Rechtsuormen noch nad) Ein- 
führumg des A, ER. bilden können, darüber j. m. oben Note 15 zum Publ.- Patente, (4. U.) Uebri- 
gens ift von der Regel der 88. 3 umd 4 eine Ausnahme für Kirchenbefjerungen vorgeihrieben im 8. 710, 

bh. II, Tit. 11. Bergl. Ert. d. Obertr. v. 16, Juli 1860 (Entſch. Bd. XLIU, ©. 14). 

7a) (4, A.) Der Charakter einer gültigen Obfervanz wird nirgend näher beftimmt. Objer- 
banz ift die rar ar weldeim der gleihmäßigen Ausführung und Erfüllun 
vertragsmäßiger Rechte und Pfihten zwiſchen beftimmten Bertanse (aljo au 
in Geſellſchaften) befteht. Ueber dieſe Begriffsbeftinmung ſ. m. meine Abh. im Schlef. Arch., 
Bd. V, S. 10ff, Durch Obfervanzen werden beftehende gejellichaftlihe (Gemeinde-) Verbältnifie lofal- 
rechtlich ausgebildet, es wird dadurch filr einen nicht auedrücklich entichiedenen Punkt diefes Verhält- 
nifjes eine herfömmliche Norm gebildet. Bergl. Entjch. des Obertr. Bd. XL, ©. 259. 

8 S. Note 7. Nur Obiervanzen (Note 14 zum Bubl.-Patent), feine anderen Epezien des 
ungeſchriebenen Rechts, folen in dem, in dem $. 4 vorausgeſetzten, Falle berücfichtigt werden. Kann 
nad Bejchaffenheit des Falles eine Öbfervanz überhaupt nicht entſcheiden, oder fehlt es für den an 
fich geeigneten Fall an einer Objervanz, fo kommt die Regel des $. 49 der Einleitung zur —— 
Uebrigens kann zwiſchen zwei beſtimmten Parteien ein Rechtsverhältniß durch Obſervanz zwar niemals 
begründet, wohl aber ein gehörig begründetes erklärt, d. h. durch Uſual-Interpretation oder aus- 
führende Handlungen der Parteien ausgelegt werden. Hiernad) ift das, was in den Gründen der Re— 
—— cheidung, welche in Simon’s Rechtſpr. Bd. I, Nr. 94 mitgetheilt iſt, unter Ziffer 4, ©. 375 
gejagt wird, aufzunehmen, 

9) Welche beftimmte Beziehung diefe Verordnung hat, ift unklar, Gemeinrechtlich unterjchied man, 
nach dem can. R., Gnaden- und Juftizreftripte des Landesherrn, je nachdem dadurd Etwas in 
Hoheitsfahen bewilligt, oder im einer ftreitigen Rechtsſache beftunmt wurde. Juſtinian hat allen 
faif. Erlajjen eine allgemeine Gejetestraft beigelegt, wenn fie aud) in einer Spezialjache ergangen wa— 
ren. L.12 C. de leg. (I, 14.) Der Entwurf des G. B. deutete auf beide Arten bin; denn der 8.5 
der Einleitung erwähnte, wie der jetsige $. 5, der Verordnungen in einzelnen Källen, und der folgende 
8. 6 gedachte der Machtiprüche, die zu den Juftizrejtripten yählen. Der 8. 6 wurde befanntlidy bei der 
Schlußrevifion des ©.B. geſtrichen. Der $. 5 wurde fchon bei der Nevifion für überflüſſig gehalten, weil 
man meinte, daß die darin erwähnten Verordnungen alle Mal zu den Machtiprüchen gehörten, welche der 
folgende $. 6 nicht zulafien wolle. Das erllärte Suarez für ein Mißverftändniß, denn es laſſe ſich denlen, 
daß der Yandesherr in einzelnen Fällen etwas verordnen könne, ohne noch gleidy einen Machtiprucd zu 
thun, z. B. er erfläre in casu individuo, es jolle erlaubt jein, daß Jemand jene Stieftochter heirathe ac. ; 
es folle von einem gewiſſen Mineral, jo unjtreitig ad regalia gehört, fein Zehent gegeben werden. Die 
Meinung des $. jei aljo eigentlich die: wenngleich der Yandesherr bei Enticheidung eines einzelnen Falles 
einen allgemeinen Grund gebraucht habe, jo jolle dennoch die Entjcheidung auf andere Fälle nicht ampli- 
fieirt werden, wenngleich dabei derielbe Grund aud Anwendung finde, (Mat. Bd. 80 Abichr. Bd. I, 
Kol. 9, nach) den Mot. der Geſ. Rebiſ. zu 5.3 des Entw. S. 97.) Die Beijpiele find Fälle der Gnade und 
der Verwaltung. Darnach wäre der $. 5 nicht auf Juftizreftripte zu beziehen. Um fo mehr ſcheint er 
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8. 6. Auf Meinungen der Nechtölehrer, oder Ältere Ausiprüche der Richter, foll, 
bei fünftigen Entjcheidungen, feine Rüdjiht genommen werden !®). 

88. 7 bi8 9 fallen weg '°®), 

1, Berf.-Urfunde vom 31. Januar 1850, 

Art. 62. Die gejegebende Gewalt wird gemeinichaftlic dur den König und durch zwei Kam— 


mern ausgeübt. 

Die Uebereinftiimmung des Königs umd beider Kammern ift zu jedem Geſetze erforderlich. 

Finanzgeſetz⸗ Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerft der zweiten Kammer vorgelegt ; 
letstere werden von der erjten Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt. 

Art. 63, Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, oder die Be- 
feitigung eines ungewöhnlichen Nothftandes e8 dringend erfordert, können, infofern die Kammern nicht 
verſammelt find, unter Verantwortlichteit des gefammten Staatsminifteriums, Verordnungen, die der 


überflüffig zu fein. Auf erihlihene R. bezieht ſich die V. gar nicht; dergleichen auf einfeitige Vor- 
ftellung ergangene Erlafje gelten and in der fpeziellen Sache nicht. Pr. O. Tit. 24, 88.43, 44. 
er Cod. Fr. March. Th. III, Tit. 1, 8.15 und die alte V. v. 16, Januar 1706 (C.C.M. II, 4, 
5.115). 

10) Der Ausiprud von Gans (Beiträge, ©. 15), daß Hafı g u die Wiſſenſchaft die Onelle 
dieſer Vorſchrift jei, ift nicht zutreffend, wenngleich es an ſich nicht —2 iſt, daß das Landrecht 
alle Wiſſenſchaftlichleit verachtet, mas Be nod) in dem Epilog des Pubfifations » Patents Ausdrud 
erhalten hat, wo bei höchſter Unguade ichwerer Ahndung verboten ift, das neue Landrecht nad) 
den früheren Rechten zu erflären oder auszudeuten, oder gar auf den Grund eines vermeintlichen philo- 
— Raiſonnemenes oder unter dem Borwande einer aus dem Zwecke und der Abſicht des Ge— 
etzes abzuleitenden Auslegung von den Vorſchriſten der Geſetze abzuweichen, indem vielmehr die rich— 
tige Auslegung zweifelhafter Stellen der höchſten Autorität vorbehalten wird. Mit größerer Nichtad- 
tung läft ſich die Veftrebung der Wiſſenſchaft doch wohl ſchwerlich zurüchveifen. Allein die Borichrift 
diefes $. 6 fließt micht daher, jondern hat ihre beftimmte Beziehung. Unter den „Meinungen der Rechts- 
lehrer” wird auf die ſ. g. communis doctorum opinio und die Reſponſa der Reinäggicheten zielt, 
welche man dem geſchriebenen Rechte an die Seite ftellte. Gail, Pract. obs. L I, obs. 158, Nr. 5; 
Menoch, de praesumt. L. II, e. 71, Nr. 2. Das mollte man in Pr. nicht zulaffen. Schon die 
Verordnung dom 21. Juni 1713 c. 50 verbot die Einholung und Berüdfichtigung von Reſponſen, und 
der $. 6 wiederholt das Verbot in allgemeineren Ausdrüden: man foll fih auf Meinungen der Rechts— 
lehrer nicht wie auf Geſetze berufen. Damit ift nicht der Einfluß der Wiſſenſchaft auf die Ueberzeugung 
des Richters unterfagt und kann aud nicht gehindert werden. — Mit den „älteren Ausſprüchen der 
Richter‘ werden nicht Judikate, fondern Präjudize gemeint. In dem gedr, Entw. $. 4 heißt es: „Ent- 
icheidungen der Richter vertreten nur unter den Parteien, zwiſchen welchen fie ergangen find, die Ztelle 
eines Gejetses.” Infolge der gegen die Faſſung eingegangenen Erinnerungen faßte man in dem unige— 
arbeiteten Entw. die Stelle jo: „ deidungen der Richter und Meinungen der Nechtsiehrer ſollen 
niemals als Geſetz — Woher dann die Beſtinmung im ihrer jetzigen Befians des 8. 6 gelom⸗ 
men, ift aus den Dat. nicht zu eriehen. (Gejetsrev. Motive zu 8. 4, &. 99.) Darnach iſt verboten, 
daß man die ım älteren Entſcheidungen ausgeſprochenen Rechtsſätze als bindende Rechtsnormen anſehe. 
Dadurch ift die Meimumg bejeitigt , daß die Richter an ältere Ausiprüche, weil dadurd eine Art Ge- 
wohnheitsrecht (der Gerichtsgebrauch) entftehe, gebumden jeien (Thibaut, Band. 8. 16). Die L. 13 
C. de sent. et interloe. (VII, 45) enthält ſchon ein ähnliches Verbot. Im neuerer Zeit ift eine Modi- 
fitation des Verbots eingetreten, durd die K.O. vd. 1. Auguft 1836 (G.S. ©. 218). Darnad) joll 
auf die Einheit der Rechtsgrumdjäge in dem richterlihen Entjceidumgen, nicht bloß bei dem Obertri- 
bunal, jonderm auch vermöge des Einflufles der Autorität defjelben bei den iibrigen Gerichten, mög— 
fichft gehalten und ein willtürliher Wechſel der Nechtsanfichten vermieden werden. Es wird eine 
Kontrole darüber, und im Falle man Gründe zu haben glaubt, von einer älteren Dleinung abzugeben, 
eine Plenarberathung und Enticheidung vorgeichrieben. — Auf die Fälle, mo es fih um den Beweis 
eines Gewohnheitsrechts 2. und dem Zeugniſſe älterer Richteripriiche Gewicht beigelegt wird, be 
zieht fi der 8. 6 gar ni Bergl. Pr. des Obertr. d. 18. Febr. 1837 (Zimon’s Entſch. II, 240); 
bom 16. März 1838 und 4. Dezbr. 1840 (Schlej. Arch. Bd. II. ©. 480, 485; Bd. IV, ©. 295), 
(4.4) Der 8. 6 bezieht fich auch nicht auf ausländische Hechte und Gefege, Erk. des Obertr. dom 
25. Juni 1858 (Ardiv f. Rechtsfälle Bd. XXX, ©. 140), 

10a) (3, X.) Sie jchreiben vor, daß jeder Entwurf einer neuen Berordnung, vor der Bollzie- 
hung, der Gejetzlommijfion , welche ſchon lange aufgehoben ift, zur Prüfung vorgelegt, und daß die 
Geſetzlommiſſion eine deutliche beftimmte Faſſung des zu gebenden Geſetzes in Borichlag bringen ſolle. 
(4. U.) Ueber die äußere Form der älteren Verordnungen j. m. Privatrecht $. 21 u. Erf, des Obertr, 
b. 21, Dez. 1854 (Archiv f. Rechtsfälle, Bd. XVI, ©. 101), 


Abfaffung 


der Gelege. 


Publifation. 
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Berfafjung nicht zuroiderlanfen, mit Gefeestraft erlaffen werden. Diefelben find aber den Kammerı 
bei ihrem nächften Zufammentritt zur Genehmigung fofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige, fo wie jeder Kammer fteht das Recht zu, Geſetze vorzufchlagen. 

Geſetzesvorſchläge, welche durd eine der Kammern oder den König berivorfen worden find, lön—⸗ 
nen in derjelben Situngsperiode nicht wieder borgebradht werde. 

8. 10. Das Gefeg erhält feine rechtliche Verbindlichkeit erft von der Zeit an, da 

e8 gehörig befannt gemacht worden”). 

$. 11. Fällt weg !9 as), 

2. Berf.-Urfunde vom 31. Januar 1850, 

Art. 45. Dem Könige allein fteht die vollziehende Gewalt zu. — Er befiehlt die Verkündigung 
der Gefetse umd erläßt die zur deren Ausführung nöthigen Verordnungen. 

Art. 86. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch unabhängige, feiner andern 
Autorität als der des Geſetzes unterworfene Gerichte ausgeübt. 

Art. 106. Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom Geſetze borgejchrie- 
benen Form bekannt gemacht worden find. 

Die Prüfung der Rechtsgültigleit gehörig verkiindeter Löniglicher Verordnungen fteht nicht dem 
Behörden, jondern nur den Kammern zu. 

3. Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (6.5. ©, 265) 10 aaa), 

$. 5. Die mit der örtlichen 10b) Polizei - Bermwaltung beauftragten Behörden find befugt, nad) 
Berathung t°bb) mit dem Gemeindevorftande, ortSpolizeilidhe, für den Umfang der Gemeinde gültige 
Vorſchriften zu erlaffen umd gegen die Nichtbefolgung derfelben Geldftrafen bis zum Betrage von 
3 Thlrn. anzudrohen. 

Die Strafandrohung kann bis zum Betrage von 10 Thlrm. gehen, wenn die Bezirlsregierung 
ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. 

Die Bezirksregierungen haben über die Art der Verkündigung der ortspolizeilichen Vorſchriften, 
fo wie über die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit derfelben abhängt, die erforderlichen 
Beltimmungen zu erlafjen 1). 


*) S. unten, Anm, 16 a. E. zum Zufag 4 e. 

102) (3, A.) Schreibt den alten modus publicationis vor, nämlich: Anſchlag der Gejete an den 
nn öffentlichen Orten und Einrüden eines Auszuges in die Intelligenzblätter der betreffen- 
den Provinz, 

10aaa) (3, A.) Die 88. 1— 4 diefes ©. befinden ſich unten als Zuſ. 1 zu $. 11, Tit. 17, Th. IL 

10b) (4. A.) Den Landräthen ift durch dieſes Geſetz die Befugnif nicht beigelegt, Polizeiverord- 
nungen zu erlaffen; ebenſo wenig ift die Regierung ermächtigt, die ihr im diefer ig zufte 
Beta ($. 11) auf den Yandrath zu übertragen. Pr. des Obertr. v. 7. Dit. 1858, Wr. 4 (IJ. M. Bl. 

. 366), 

10bb) (3, X.) Die Berathung, d. i. die Einholung der Meinung, genügt. „Die Rechtsgültig- 
feit der don den Polizeibehörden erlaſſenen ortspolizeilihen Vorſchriften ift von der Zuſtimmung 
des Gemeindevorftandes nicht abhängig." Erf. des Obertr. d. 3. Mai 1854 (J. M.Bl. S. 268). Dem 
Erforderniffe der Berathung ift genügt, wenn die projektirte Verordnung dem Gemeindevorſtande zu jeis 
ner Erklärung vorgelegt worden ift, diefer aber ein Bedenken dagegen nicht geäußert hat. Ert. deſſ. 
v. 7, Oft. 1858, Nr. 2. (I.M.Bl. ©. 366.) Zu vergl. unten, die Anm. 13 @ zu $. 17. 

11) Hierdurch und durch den folgenden $. 11, Abf. 2 ift die K.O. v. 8. Febr. 1840 über die Art 
der Publitation freis= und Lofalpolizeiliher Verordnungen (G.S. S. 32) aufgehoben. (4. A.) Auch 
ift durch diefes Gefe die Befugniß der Oberpräfidenten, im Auftrage oder mit Genehmigung des be- 
treffenden Minifteriums für den ganzen Umfang der Provinz ſolche allgemeine Verbote und Strafbe- 
ftimmungen zu erlaffen, wie es fonft nach $. 11 der Regierungsinftrultion vom 23. Oft. 1817 den 
—— zuftand Juſtr. für die Oberpräſidenten vom 31. Dez. 1825, 53. 1, Nr. III; 88. 11, 12, 
6.8. v. 1826 S. 1), aufgehoben. Vgl. Erf. d. Obertr. dv. 16. Juli 1857 (I.M.Bl. ©. 378). 

. (4.9) Die Regierung zu Breslau hat hinfichtlich der Form beftimmt, daß zur Gültigkeit 
einer polizeilihen Borihrift, welde von einer mit der örtlichen Sefineiverbaf- 
tung beauftragten Behörde auf Grund der angeführten Gefegesftelle erlajfen wird, Fol— 
gendes erforderlich ft: 1) Der Erlaß muß ausdrüdlich auf den $. 5 des befagten Gejetes Bezug neh— 
men und als polizeiliche Vorfchrift, Polizeiberordnung oder Polizeireglement bezeichnet fein; 2) im dem 
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8. 6. Zu den Gegenftänden der ortspolizeilichen Borfchriften gehören : 
a) der Schub der Perfonen und des Eigenthums ; 
b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verlehrs auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plä- 
gen, Brüden, Ufern und Gemwäfjern 1 *); 
e) der Marftvertehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln ; 
d) Ordnung und Gefetlichleit bei dem öffentlichen Zuſammenſein einer größern Anzahl bon Per- 
ſonen; 
e) das öffentliche Intereſſe in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden; die Wein-, 
Bier - und Kaffee - Wirthihaften und fonftige Einrichtungen zur Verabreichung von Speifen und 
Getränfen ; 
f) Sorge für Leben und Gefundheit; 
8) Firforge gegen Feuersgefahr bei Bau- Ausführungen, ſowie gegen gemeinfhädliche und gemein- 
gefährliche Handlungen, Unternehmungen und Ereigniffe überhaupt; 
b) Schutz der Felder, Wiefen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge u. ſ. w. 
i) alles andere, was in befonderem Intereffe der Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilich an- 
geordnet werden muß. 
$. 7. Zu Verordnungen über Gegenftände der landwirthichaftlichen Polizei ift die Zuftimmung 
der Gemeindevertretung erforderlich. Die Berathung erfolgt unter dem Vorſitze des mit der örtlichen 
Polizei» Verwaltung beauftragten Beamten. 

8. 8. Bon jeder ortspolizeilichen Verordnung ift fofort eine Abjchrift am die zumächft vorgeſetzte 
Staatebehörde einzureichen 11**), 

8. 9. Der Regierungspräfident ift befugt, jede ortspolizeifiche Vorſchrift durch einen förmlichen 
Beſchluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu ſetzen. 

Dem Beſchluſſe muß, mit Ausnahme dringender Fälle, eine Berathung mit dem Bezirfsrathe 
borangehen. Die Erflärung des Letzteren ift entfcheidend : 

1) wenn eine ortspolizeiliche Vorſchrift außer Kraft gefetst werden ſoll, weil fie das Gemeindewohl 
verletzt; 

2) wenn es ſich darum handelt, eine Verordnung über Gegenſtände der landwirthſchaftlichen Po— 
lizei wegen ihrer Unzweckwäßigleit aufzuheben. 

8. 10. Die Beftimmungen der 88.8 u. 9 finden auch auf die Abänderung oder Aufhebung orts- 
polizeilicher Vorſchriften Anwendung. 
5. 11. Die Bezirlsregierungen find befugt, für mehrere!:a) Gemeinden ihres Verwaltungsbe⸗ 


Erlafje muß ausdrüclich bemerkt fein, daß die Berathung mit dem Gemeindevorftande erfolgt ift; 
3) wird mit umferer Genehmigung eine über den Betrag von drei Thalern hinausgehende Gelditrafe 
ae jo muß mit dem Erlaffe unfere ertheilte Genehmigungsverfügung mit veröffentlicht werden ; 
4) die Publikation einer auf Grund des $. 5 des bejagten Geſetzes erlafjenen polizeilichen Vorſchrift er- 
folgt in der bisher für die Publifation lofalpolizeilicher Verordnungen vorgejchriebenen Weiſe. 
11 *) (5. 9.) Die Verwaltungsbehörden haben en des ihnen zuftehenden Rechts der Ober- 
aufficht über die Benutzung der öffentli Ströme und Flüffe, insbejondere über die Schifffahrt und 
lößerei auf denſelben, die Befugniß, zu beftimmen: ob, wo umd wie lange Flößholz in einem öffent- 
hen Gewäſſer lagern darf. Dergleihen Anordnungen find als polizeiliche zu betrachten, es ift daher 
der Rechtsweg gegen diejelben unzuläjfig. Erf. des Komp.» Gerichtsh. vom 9. Jumi 1866 (J. M. Bl. 
S. 220). Bergl. unten, Th. II, Tit. 15, 85. 38, 47. 

„„.t1**) (5. 9.) Der Borfchrift des 8. 8 ift gemügt, wenn eine ortspolizeiliche Verordnung der zu⸗ 
mächft vorgefetsten Behörde eingereicht ift; dann ıft es gleichgültig, zu welchem Zmede diefe Einreihung 
erfolgte. Die Gerichte haben nicht zu prilfen, ob die Ginreidpung einer ortspolizeilichen —— 
an die ** vorgeſetzte Behörde erfolgt iſt, mach $. 17. Et. Obertr. vom 19. Septbr. 186 
(IMDB. S. 303). Dagegen läfit fich die Befugniß der Gerichte, die Gültigkeit einer Verordnun 
der örtlichen Polizeivermaltung oder der Bezirksregierung aud nach der Richtung hin zu prüfen: o 
der Gegenftand derielben den 88. 6 u. 12 entiprechend fei, mit Grund nicht bezweifeln. &. die 
Motive des in der Anm. 11 bezeichneten Plenarbeſchl. defi. d. 8. Mai 1865 (Entſch. Bd. LV, ©. 5*), 

11%) (4. 9.) Diefe Borfchrift ift fo zu deuten, daß die Regierungen überall da einzutreten ha- 
ben, wo die den Orts- Polizeibehörden eingeräumte Befugniß nicht ausreicht, und daß es bezüglich 
der Regierumgsverordmumngen mur darauf anlommt, die geographiiche Begrenzung ihrer Gültigkeit zu 
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zirls oder flir dem ganzen Umfang deffelben giftige Polizei-Vorſchriften zu erlafien und gegen die 
Nichtbefolgung derielben Geldftrafen bis zum Betrage von 10 Thlrn. anzudrohen 14 b), 

Der Minifter des Innern hat über die Art der Verkündigung ſolcher Borjchriften, ſowie über 
die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit derfelben abhängt, die erforderlihen Beftimmun- 
gen zu erlafien. " 

$. 12. Die Vorſchriften der Bezirksregierungen (8. 11) können ſich auf die im $. 6 dieſes Ge- 
ſetzes angeführten und alle anderen Gegenftände beziehen, deren polizeiliche Regelung durd die Ber- 
hältnifje der Gemeinden oder des Bezirks erfordert wird 21 e), 

$. 13. Zum Erlafje folder Vorſchriften der Bezirksregierungen, welche die landwirthſchaftliche 
Polizei betreffen, ift die Zuftimmung des Bezirfsrathes erforderlich). 

8. 14, Die Befugniß der Bezirlsregierungen, jonftige allgemeine Verbote und Strafbeftimmun- 
gen in Ermangelung eines bereits beftehenden geſetzlichen Berbotes mit höherer Genehmigung zu er- 
lafien, ift aufgehoben 22). | 

8. 15. Es dürfen im die polizeilichen Borjchriften (55. 5 u. 11) feine Beſtimmungen aufgenom- 
men werden, welche mit den Geſetzen oder den Verordnungen einer höheren Juflanz im Widerfpruche 
fiehen ?* a), 

8. 16. Der Minifter des Innern ift befugt, ſoweit Geſetze nicht entgegenftehen, jede polizeiliche 
Vorſchrift durch einen förmlichen Beſchluß außer Kraft zu jegen. 

Die Genehmigung des Königs ift hierzu erforderlich, wenn die polizeiliche Borichrift von dem Kö— 
nige oder mit defjen Genehmigung erlafjen war ®). 

8. 17. Die Polizeirichter haben über alle Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Vorſchriften ($$. 5 
n. 11) zu erfenmen, und dabei nicht die Nothiwendigkeit oder Zweckmäßigleit, jondern nur die geſetz 





firiren, fo daß 3. B. eine Verordnung der Regierung, die Ausübung der ai in den Gewäſſern 
ewiſſer beftimmter Kreife betr., völlig in den Grenzen der Kompetenz der Regierung liegt. Erk. des 
bertr. vom 26, Sept. 1860 (J.M.Bi. &. 410). 

115) (4, 9.) Vergl. Reg. - Inftr. d. 23. Oft. 1817, 8. 11. — Die Regierung ift nicht ermäd)- 
tigt , die ihr nach $. 11 zuftchende Befugniß auf den Landrath zu übertragen. Pr. des Obertr. vom 
7. Oftbr. 1858, Nr. 4 (I. M.Bl. ©. 366), 

11€) (5 A.) Die von einer Regierung für er Bezirk erlaffene Verordnung, durch welche (außer 
der öffentlichen Aufforderung zu Kollekten) alle öffentlichen Aufforderungen zu Sammlungen überhaupt 
bei einer Polizeiftrafe verboten worden, ift als eine gültige Polizei - Straf - Verordnung nicht anzu— 
jehen. Pi.Beſchl. des Obertr., Sen. f. Strafiadhen, No. 295, vom 8. Mai 1865 (Entſch. Bd. LIV, 
S. 459 u. mit Motiven Bd. LV, S. 1*). Der auf Grund einer Polizei-Verordnung mit der Sache 
befaßte Strafrichter ift zur Prüfung berufen: ob diefe Verordnung dem Gegenjtande nad) gültig 
ſei. (S. 63* umd flag. a. a. O.) 

12) Ueber die hier aufgehobene Befugniß verhielten fich die B. v. 26. Der. 1808, 8.45 a. E. 
4J oe: IX, ©, 486); die Inftruftion zur Gejhäftsführung der Regierungen, v. 23, Oft. 1817, 8.11 
(9.8. ©. 254). 

120) (3, 4.) Wie 3. B. das Verbot, mit Braden zu jagen, Anm, 19° zur 8. 18 des Jagdpol. G. 
vd. 7. März 1850 (unten Zuſ. 4 zu Tit. 9), 

(4, 9.) Zu Ende des Jahres 1862 hielten fid) Big a er für ermächtigt, allgemeine Ver— 
ordmungen zu erlaffen, wodurch fie unter Androhung einer Strafe bis zu 10 Thlrn. verboten, öffent- 
lich bekannt zu machen, daß Jemand Beiträge zum „Nationalfonds“ annehmen werde, oder daß Je— 
mand einen Beitrag dazu gegeben habe. Die Gültigkeit einer ſolchen Berordnung ift nad) 88. 14 u. 
15 diefes Geſetzes bezweifelt worden, weil fie mit der ‚Berf.-Urkunde Art. 27 in Widerſpruch fteht. 
In diejem Sinne haben auch mehrere Polizeigerichte und Appellationsgerichte ertannt. (5. A.) Die 
Frage ift durch dem in der Note 11° angeführten Pl.Beſchl. entſchieden. 

(4. A.) Einer Polizeiverordnumg darf die Gültigkeit nicht deshalb abgeiprodhen werden, weil fie . 
einen Eingriff in Privatrechte enthalte; für dieſen Falı fann nur auf Grumd des $. 4 des Gefe 
vom 11, hai 1842 Hilfe gejucht werden. Den von der VBermwaltungsbehörde erlafienen —22 
Vorſchriften kann nur injofern rechtliche Wirlſamkeit verſagt werden, als ſie mit den Geſetzen oder 
den Verordnungen einer höheren Juſtanz in Widerſpruch ſiehen. Erf. des Obertr. vom 5, Februar 
1863 (J.M.Bl. ©. 102). 

13) Hierdurch ift die K.O. d. 4. Juli 1832 (G,S. ©. 181), wodurch die Diinifterien zum Er— 
Laffe jolcher Verfügungen, welche das Gejeg nicht ändern, oder nicht eine gejegliche Deklaration ent- 
halten, ohne bejondere Autorijation befugt erllärt werden, modificirt. 
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liche Gültigkeit jener Vorſchriften nach den Beſtimmungen der 88.5, 11 u. 15 dieſes Geſetzes in 
Erwägung zu ziehen 13 a). 

5. 18, Für den Fall des Undermögens des Angefchuldigten ift auf verhältnigmäßige Gefängniß- 
firafe zu erfennen. Das höchfte Maß derjelben ift 4 Tage ftatt 3 Thlr. und 14 Tage ftatt 10 Thlr. 

$. 19. Die bisher erlafjenen polizeilichen Vorſchriften bleiben jo lange in Kraft, bis fie in Ge- 
mãßheit diefes Geſetzes aufgehoben werden. 

5. 20. Die den Polizeibehörden nach den bisherigen Geſetzen zuftehende Erekutionsgewalt wird 
durch die vorſtehenden Beftimmungen nicht berührt. 

Jede Polizeibehörde ift berechtigt, ihre polizeilichen Berfligungen durd) Anwendung der gefeglichen 
Zwangsmittel durchzufegen '3b), 

Wer es unterläßt, dasjenige zu thun, mas ihm von der Polizeibehörde in Ausübung diefer Be— 


138) Diefer deutlichen Beſtimmung ungeachtet ift doch, unter Berufung auf Art. 106 der Berf.- 
Urf., behauptet worden, daß die Frage über die Rechtsverbindlichkeit der hier in Rede ftehenden Poli- 
er nachdem diejelben in vorichriftsmäßiger Form befammt gemacht worden, einer weiteren 

rüfung von Seiten der Gerichte nicht unterliegen könne, Das Obertr. hat diefe Behauptung, auf 
Grumd 8. 17 und weil der Art. 106 der Verf.-Ilrk. ws nur auf Fönigliche Berordnungen be= 
ziehe umd daher die Prüfung der Gültigkeit einer, in Ge 3 des G. vom 11, März 1850 erlaſſenen 
ortspolizeilichen Vorſchrift nicht hindere, abgewieien. Erf. vom 3. Mai 1854. (IJ.M.Bl. &. 268.) 
Bergl. das Erf, des Obertr., ©. f. Str.-S. (Br. 166) v. 6. Sept. 1855 (Entih. Bd. XXXI, ©. 314), 
Vergl. jedod Anm, 11**, 

13b) Zu den geieglihen Zwangsmitteln gehört auch die Androhung und Feſtſetzung von Geld- 

rafen. Gegen dere ken Straffeſtſetzungen findet feine Berufung auf rechtliches Gehör ftatt, da es 
& hier micht um Beſtrafung wegen Uebertretungen auf Grund einer erhobenen Anklage, oder um 
ein adminiftratives Strafverfahren, fondern lediglich um die Vollziehung eines von der Bofigeibehörde 
innerhalb ihres Berufs und ihrer Kompetenz erlafjenen Gebots handelt. Der Rechtsweg ift auch dan 
ausgeichlofien, wenn die Anordnung nicht durch eine fchriftliche re der Behörde, jondern nur 
mündlich durch den dazu befugten Beamten getroffen worden ift. Ert, des Komp.-Gerichtsh. vom 
14. Oft. 1865 (J. M. Bl. 1866, S. 29). Im diefe Kompetenz fallen auch die Anordnungen zur Bes 
feitigung fpecieller, den Verkehr beläftigender Mißftände, in Beziehung auf welche die Beurtheilung der 
Zwedmäßigleit, Nothiwendigteit und Geietlichteit einer jolhen Anordnung der richterlichen Kognition 
entzogen tft, wenn auch dadurd das Privateigenthun betroffen wird, gemäß 88. 1, 2 des G. vom 
11. Mai 1842, Grf. des Gerichtäh. zur Ente. der Komp.-Konfl. vom 14. Jannar 1854 (J. M. Bl. 
©. 283); und Erf. deffelben Gerichteh. v. 16. Dez. 1854 (J. M.Bl. 1855, ©. 74). Ferner Er. deſſ. 
Gerichtsh. d. 10. März 1855 (J. M.Bl. ©. 162). (3. A.) Folgeweiſe ift auch, wenn von der ftädti- 
ſchen Polizeibehörde einem Hausbefiter eine beftimmte Handlung, 5. B. das Auspumpen des Waflers 
aus feinem Keller, unterfagt und bei Webertretung des Verbots die angedrohte Geldftrafe feftgejetst 
wird, hiergegen eine Berufung auf den Rechtsweg unzuläffig. Erk. des Komp.-Gerichtsh. dv. 3. Mai 
1856 (J. M.Bl. ©. 206) u. d. 9. Nov. 1861 (IM. Bi. 1862, ©. 192). — Wenn Jemandem durch) 
eine polizeiliche ee ai eine beftimmte Handlung, 3. B. die Haltung von Tanzmufit, unterja 
morden ift, derfelbe aber diefem Verbote zumiderhandelt umd deshalb von der Bolizeibehörde in Straie 
—— wird, ſo Hp Berufung auf den Rechtsweg biergegen unzuläffig. Die Behauptung, daß 

Strafe vorher nicht angedroht worden fei, kann die Zuläffigleit des Rechtormeget nicht begründen, 

Ueber die Zuläffigleit oder Unzuläſſigleit des Rechts fann von den Gerichten micht nur durch 
Erlenntniß, jondern in dem geeigneten Fällen auch durch ein blofes Dekret entichieden werden. Ertk. 
deſſ. Gerichtsh. dv. 7. Nov. 1857 (J.M.Bl. 1858, S. 30), 

Segen Strafverfügungen der Verwaltungsbehörden, durch welche Jemandem aufgegeben wird, 
einen von ihm widerrechtlich in Befit; genommenen öffentlichen Weg wieder herzuftellen, ift der Rechte- 
weg unzuläffig; dagegen ift die Frage über das Eigenthum des betr. Grundes und Bodens der rich- 
terlihen Entſcheidung unterworfen. Ente. des Komp.-Gerichtsh. d. 12. März 1859 (J. M.Bl. S. 113), 

(5. 4.) Die Poligeibehörden find berechtigt, für die Befolgung der von ihnen erlaffenen Anord- 
nungen zu forgen umd die Ausführung derjelben nöthigenfalls auf Koften des Säumigen durd einen 
Dritten bewirken zu laffen. Die dafür gezahlten Geldbeträge fönnen demnächſt im der Exeku⸗ 
tion eingezogen werden, ohne daß der Hechteiwen dagegen zuläffig ift. Erk. des Komp.-@erichteh. v. 
13. Febt. 1864 (I.M.Bl. ©. 129), Wenn die Ausführung einer polizeilichen Anordnung nad) frucht- 
lojer Aufforderung des Berpflichteten für deiien Rechnung durch einen Dritten bewirkt worden ift, jo 
ift —— die Höhe der von der Polizeibehörde feſtgeſetzten und beigetriebenen Koſten nur der Weg der 
= Ben. — der Rechtsweg zuläſſig. Erf. des Kompetenz-Gerichtsh. vom 11. April 1868 
J. « ©, 255), 
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fugniß geboten worden ift, hat zu getwärtigem, daß es auf feine Koften zur Ausführung gebracht 
werde 18 e), — vorbehaltlich der etiwa vermwirkten Strafe und der Verpflichtung zum Schadenserjage. 


4 Königliche Verordnung Über die Erfheinung und den Verkauf der neuen 
Geſetzſammlung. Bom 27. Ottober 1810, (G.S. ©. 1.) 

Bir x. x. Im Betracht, daß die bisherige Publikation allgemeiner Geſetze weder an ſich den 
borgefegten Zweck gehörig erreicht, noch den Gebrauch und die Ueberficht erleichtert, verordnen Wir 
hiermit: 

8.1. Es foll für die gefammte Monardjie eine Geſetzſammlung erfcheinen, umd es erden in 
diefelbe alle die vom heutigen Tage an erlaffenen Gejege und Verordnungen aufgenommen, welche 
mehr als ein einzelnes Regierungsdepartement betreffen. 

8.2. Es foll fir jedes Regierungsdepartement ein Departementsblatt erjcheinen, im welches alle 
Borfhriften und Publikationen aufzunehmen find, welche das Departement allein betreffen. 

$. 3. Die allgemeine Geſetzſammlung erfcheint in Quarto: die Redaktion erfolgt im Büreau Ur- 
ſers Staatstanzlers, der gefammte Debit aber durch das General = Poftamt. 

$. 4. Der Preis des Jahrganges ift vorläufig auf 2 Rthlr. feftgefetst umd wird ftets auf 4 Jahr 
borausbezahlt. 

8.5. Zur Haltung der Gefetfammlung find verpflichtet: 

a) alle oberen und unteren Staatsbehörden, welche die Koften aus ihren Fonds beftreiten 2° d); 
b) alle Magifträte; 

e) alle höheren Militärperfonen mit Einſchluß der Staböoffiziere; 

d) die Patrimonialgeietse jeder Art; 

e) alle Räthe bei Unfern Miniſterien, desgleichen alle Räthe, Affefforen und Referendarien bei Lan— 

desfollegien ; 

f) alle Landräthe; 

g) alle Superintendenten ; 

h) alle Domänenbeamte; 

i) alle Gemeinden. 


Königl. Erlaf vom 6. Juli 1850, betreffend die Befimmung, daf zur Hal- 
tung der Gefegfammlung und des Regierungs-Amtsblattes, außer den Rä— 
then und Referendarien der Appellationsgeridhte, aud die Mitglieder der 
Stadt- und Kreisgerihte, einfhliehlih der Einzelrichter, ſowie die Gerichts— 
afjejforen und die Beamten der Staatsanmwaltjchaft verpflichtet fein follen. 
(8.©. ©. 362.) 

Auf Ihren gemeinfchaftlihen Bericht v. 13. Mai d. 3. will Ih, da die BVorfchriften im 8. 5, 
Buchſtabe e der B. v. 27. Oftober 1810 und im $. 8 der ®. v. 28. März 1811 mit Nücdkficht auf 
die gegenwärtige Gerichtsverfaffung einer Abänderung bedürfen, fiir ſämmtliche Provinzen der Monar- 
hie, mit Einfluß des Bezirks des Appellationägerichtshofes zu Köln, für melden es bei den gleich- 
förmigen, der dafelbft beftehenden Gerichtsverfaffung entiprechenden Borjchriften der B. v. 9. Juni 


18€) Weber die Beitreibung der Koften: B. dv. 30. Juli 1853, 8.1, N. 14. (G.S. ©. 909.) — 
Bergl. ©. v. 11. Mai 1842 (8. S. 192). 

(4. 4.) ger polizeiliche Anordnungen, welche die Wegichaffung einer die öffentliche Sicherheit 
oder den Veehr gefährdenden Anlage zum Gegenftande haben, ift der Rechtsweg unzuläſſig. Entſch. 
des Komp.-Gerichtäh. d. 30. Mai 1857 (I.M.Bl. 1858, ©. 7). 

13 d) (4. 4.) Das Staatsminifterum hat unterm 28. November 1861 den Beſchluß gefaßt, daß 
die königl. Staatsbehörden und diejenigen einzeln ftehenden, eine Behörde repräfentirenden Beamten, 
welche bis dahin die Bezahlung der Geſetzſammlung aus Staatsfonds zu leiften haben (V. v. 27. Oft. 
1810, $. 58), vom Jahre 1862 ab die pro inventario erforderlichen Eremplare der Geſetzſammlung 
unentgeltlich geliefert erhalten follen. (J. M.Bl. S. 312.) — Auch die Beamten der Staatsanivalt- 
ſchaft haben auf eine koſtenfreie Yieferung der pro inventario beftimmten, bis dahin gegen Bezahlung 
entnommenen Exemplare der Geſetzſammlung, aud wenn die Anſchaffung bisher aus den für die Bü— 
reaubedürfnifje der Staatsanmwaltichaft zur Berwendung feſtgeſetzten Pauſchquanten erfolgt ift, 
Anſpruch. R. vom 15, April 1862 (J. M.Bl. ©. 138), 
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1819 (G.S. ©. 148) verbleibt, hierdurch beftimmen, daß zur Haltung der Geſetzſammlung umd des 
Regierungs- Amtsblattes, außer den Räthen und Referendarien der Appellationsgerichte, aud die Mit- 
glieder der Stadt- und Kreisgerichte, einschließlich der Einzelrichter, jo wie die Gerichtsaffefjoren, des. 
gleihen die Beamten der Staatsanwaltichaft verpflichtet fein follen. 

8.6. Die für die letzteren dadurch entftehenden Koften werden als Gemeindenusgaben betrachtet 
und aufgebracht. Die Gemeindevorfteher find für die genaue und getwiffenhafte Sammlung und Auf- 
bewahrung verantivortli und die Obrigkeiten verpflichtet, alle mangelnden Stüde fogleih auf Koften 
der Gemeinde wieder anzuſchaffen. 

8. 7. Die Staatöbehörden, Regimentsichefs, Landräthe und Magifträte fenden binnen 14 Ta- 
gen Nachweifungen an das General- Poftamt Über den Bedarf an Eremplarien. 

$. 8. Jeder, der nicht zur Haltung der Geſetzſammlung verpflichtet ift, kann darauf halbjährig 
bei den Boftämtern abommiren. 

$. 9. Ueber Einnahme und Ausgabe, wird beim General- Poftamte genaue Rechnung geführt 
umd der Ueberſchuß in die Staatslaſſen abgeliefert. 

8. 10, Die Gejepfammlung wird in Unſern Staaten portofrei verjandt. 


48, Verordnung über die Einrihtung der Amtsblätter inden Regierungs- 
departements und Über die Publikation der Gefege und Berfügungen durch die- 
felben und durch die allgemeine Gejegjammlung. Bom 28, März 1811. (G.S. 
©. 165,) 


Wir ꝛc. x. Zur nähern Ausführung der Verordnung vom 27. Oft. v. 3. ſetzen wir hiermit 
über die Einrichtung der Amtsblätter in den einzelnen Regierungsdepartements und über die Kraft 
der Geſetzſammlung Folgendes feft: 

8. 1. Es foll im jedem Regierungsdepartement fogleich ein öffentliches Blatt unter dem Titel: 
„Amtsblatt der (Churmärkſchen) Regierung“, nad jährlich fortlaufenden Nummern in 
dem Format der Geſetzſammlung, jedoch mit weniger koftipieligem Drud und Papier erfcheinen und 
der Inhalt nad) den Hauptzweigen der innern Verwaltung geordnet fein. 

$. 2. Das Amtsblatt erfcheint an beftimmten Tagen und enthält: 

a) Titel, Datum umd Nummer der in der allgemeinen Geſetzſammlung enthaltenen Gejete. 

b) Alle zur allgemeinen Belanntmahung geeigneten Berfügungen der verjchiedenen Landesbehörden, 
aljo ſowohl der Regierungen und der Ober-Landgerichte, als jonftigen öffentlichen Provinzialbe- 
börden, welche ein gemeinfames Intereſſe für das ganze Departement, einzelne Kreife und Oer— 
ter derjelben, oder auch mur für einzelne Klafjen der Einwohner des Departements haben. Es 
fallen mithin alle jchriftlihen Cirkularien an die Unterbehörden, und fo weit es irgend möglich 
ift, auch die Cirkularien der Lettern an einzelne Gemeinden hinweg. 

e) Belehrungen über öffentliche Angelegenheiten. 
$. 3. Auch öffentliche Verfügungen in fpeziellen Fällen, die eine allgemeine Belanntmachung er- 

fordern, 3. B. Vorladungen, können in eine, unter befondern Nummern, unter dem Namen des öf- 
fentlichen Anzeigers fortlaufende Beilage des Amtsblatts, gegen Entrichtung der Einrlidungsgebühren, 
aufgenommen werden; doch bleibt die rechtliche Wirkung an die Imfertion in die Imtelligenzblätter 
der Provinz gebunden, und werden im diefer Hinficht hierdurch die früheren Geſetze nicht abgeändert ! *), 

8.4. Wit dem Anfange des 8. Tages, nachdem die Verordnungen und Berfügungen zum er- 
ftenmale im Amtsblatte abgedrudt worden, find fie für gehörig befannt gemacht anzunehmen. Die 
Tage werden hierbei vom Datum der Nummer des Amtsblatts an, umd diefes Datum mit eingezählt. 

Mit dem Anfange des 8. Tages, nachdem ein, im der allgemeinen Geſetzſammlung erjchienenes 
Geſetz im dem Amtsblatt der einzelnen Regierungen als vorhanden angezeigt ift, ift das Geſetz als 
gehörig bekannt gemacht anzunehmen, und werden hiebei die Tage auf gleiche Weije gezählt. Nur 
dann leiden diefe Beftimmungen eine Ausnahme, wenn in den Geſetzen oder Verordnungen ausdrüd- 


14) Abgeändert durch das Geſetz, betr. die aufpebung des Intelligenz-Infertionsziwanges und der 
amtlichen Intelligenzblätter dv. 21. Dez. 1849 (G.S. ©. 441), 
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lich ein anderer Zeitpunkt ausgedrüct ift, vom welchem ab fie als gehörig befammt gemacht angenom- 
men werden ſollen. 

5. 5. Iſt der Imhalt einer Berfligung von der Art, daß ſogleich etwas zur Ausführung gebracht 
werden joll, jo verfteht fi) von ſelbſt, daß jede Behörde umd jeder Einzelne fogleih nadı dem Em— 
piange der Amtsblätter das Nöthige einleiten muß, ohme den Ablauf jener Frift abzumarten, die mur 
in Beziehung auf rechtsträftige Wirkungen feftgeftellt ift. 

8.6. Nur die im diefer Verordnung vorgejchriebenen oder beftätigten Arten der Publikationen 
von Geſetzen und Berordnungen haben öffentliche Gültigkeit. 

8. 7. Der Preis des Jahrgangs eines Amtsblatts wird ahf 12 gGr. feſtgeſetzt und viertel- oder 
halbjährig vorausbezahlt. Die Redaktion und der Abdrud erfolgt unter Aufficht umd an dem Site 
der Regierungen, doch joll die Berehnung und Berjendung, da, mo bereits Intelligenz = Comtoirs 
beſtehen, diefen übertragen, der etwanige Ausfall aber aus dem Ueberſchuß vom Abjats der allgemei- 
nen Geſetzſammlung gededt werden, zu welchem Ende fich die Regierungen über Einnahme und Aus- 
gabe mit der hiefigen Haupt= Debits - Direktion für die Geſetzſammlung zu berechnen haben. 

8.8. Alle in dem $. 5 der Verordnung vom 27. Oktober über die allgemeine Geſetzſammlung 
benannten Behörden und Perſonen find zur Haltung und Bezahlung des Amtsblatts einer Regierung 
verpflichtet, und außerdem die einzelnen Krüger, Gaft- und Schenkwirthe auf dem platten Yande und 
in den Städten. Nur im Fall äuferfter Armuth Fönnen die Regierungen diefe von der Haltung des 
Amtsblatts entbinden, Alle Unterbehörden in den Provinzen, die mit einer wirklichen Adminiftration 
beauftragt find, ihr Geichäft greife in das Polizei, Juſtiz- oder Finanzfach, jo wie alle Prediger, 
erhalten das Amtsblatt der Regierung des Departements umentgeltlich, find aber aud zur richtigen Ab- 
lieferung deflelben an ihre Amtsnachfolger verpflichtet. 

$. 9. Die Obrigkeiten, Dorfichulzen und Prediger find verpflichtet daflir zu forgen, daß die 
Amtsblätter zur gehörigen Zeit aus dem nächften Vertheilungsorte abgeholt und den Gemeinden fo- 
gleich bekannt werde, daß eine Nummer derfelben angelangt fei, damit dieje fich gleich die nöthige 
Kenntniß derjelben verichaffen können. Insbeſondere find fie und die Prediger verpflichtet, die Geſetze 
da zu erflären umd zu erläutern, wo die deutſche Sprache weniger befannt ift. Unrichtige Aufbewah— 
rung der Nummern der Gejegfammlung und des Amtsblatts wird an den Schuldigen mit dem dop- 
pelten Breife des Jahrgangs beftraft. 

$. 10. Die Imtelligenzblätter erſcheinen künftig ferner an den Orten, wo fie zur Bequemlichkeit 
des Bublitums fr nöthig gehalten werden, umter den frühern und den hier erneuerten oder beftätig- 
ten Vorſchriften. Doc) joll vom 1. Juli 1811 an, Niemand mehr verpflichtet jein, fie wider feinen 
Willen zu halten. 

5. 11. Die Poftbehörden find für die richtige, ſchleunige und portofreie Beförderung der Gejet- 
fammlung umd der Amtsblätter befonders verantwortlich. 


45, Dellaration wegen des Anfangs der rechtlichen Wirkung der durd die 
Geſetzſammlung und durch die Amteblätter betannt gemadhten Geſetze nnd Ber- 
fügungen. Bom 14, Januar 1813, (G.S. S. 2.) 

Wir x x. Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß, nachdem Uns vorgetragen tvorden, 
welchergeftalt über den Anfang der rechtlihen Wirkung der durch die Gefegfammlung und durch die 
Amtsblätter befannt gemachten Geſetze und Verfügungen Zweifel entjtanden feien, Wir zu deren He— 
bung die hierauf Bezug habenden BVorfchriften des A, L.R. Einleitung 88. 10 bis 13, der Verord- 
nımg dom 27. Oktober 1810 über die Erſcheinung umd den Verlauf der neuen Geſetzſammlung und 
der Verordnung vom 28. März 1811 über die Einrichtung der Amtsblätter zu deflariren geruht ha— 
ben, wie folgt: 

1. Jedermann im Staate ift ſchuldig, die in die Gefeßfammlung und die in die Amtsblätter einge- 
rüdten Geſetze ımd Verfügungen zu befolgen und fid) — zu achten, ſobald er davon Kenntniß 
erhalten hat 16). 

2. Es wird angenommen, daf das Amtsblatt acht Zege nad) ſeiner Erſcheinung an allen Or- 





15) Abgeändert durch das ©. v. 3. April 1846, &.3. S. u. Anm. 18 dazu. 
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ten des Departements befannt fei. Nah Ablauf diefes Zeitraums fann ſich daher Niemand damit 
entichuldigen, daß ihm eine in die Geſetzſammlung oder in das Amtsblatt eingerückte Verordnung unbe- 
kannt geblieben jet. 

3. Hierbei verftehet fih von jelbft, daß da, mo auf dem gewöhnlichen oder auf einem ungemwöhnt- 
lichen Wege die Geſetzſammlung oder das Amtsblatt früher befannt wird, die verbindende Kraft der 
darin aufgenommenen Borichrift jofort eintritt, und daß imsbejondere alle öffentlichen Behörden fich 
darnad) unverzüglich zu achten verbunden find, infofern das Geſetz felbft micht einen andern Zeitpunkt 
der Anwendung feſtſetzt. 


4°. Kabinetsordre vom 24. Juli 1826, betreffend die öffentliche Gültigkeit 
der ausihlieflih durd die Amtsblätter befannt gemachten Geſetze. G.S. 1826 
S. 73.) 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 28. dv, M,, über die öffentliche Gültigkeit der durch 
die Amtsblätter bekannt gemachten Gejege,’gebe Ich demjelben zu ertennen: daß nach den deutlichen 
Bejtimmungen der Gefege vom 27. Oftober 1810, 28. März 1811 und 14. Januar 1813, ein durd) 
das Amtsblatt bekannt gemachtes Geſetz, wenn es auch nicht in die Geſetzſammlung aufgenommen ift, 
für die Eingejeffenen des Regierungsbezirl®, im defien Amtsblatt es erjcheint, verbindliche Kraft hat, 
ohne Unterfchied, ob es eine allgemeine, auf ſämmtliche Unterthanen der Monarchie gerichtete Bor- 
fchrift, oder eine, mur die Eingeſeſſenen des einzelnen Regierungsbezirls verpflictende Anordnung 
enthält, woraus von jelbft folgt, daß eine in die ſämmtlichen Amtsblätter der Monarchie aufgenom- 
mene gejeglihe Beftimmung, wenn ſie auch nicht der Geſetzſammlung einverleibt wird, für alle Un- 
terthanen der Monarchie verbindend und gültig if. Daß ein allgemein verpflichtendes Gejeg ausſchlie 
end nur durch die Bekanntmachung in der Gejefammlung öffentliche Gültigkeit erlange, ift jo wenig 
vorgefchrieben , daß vielmehr die Amtsblätter als das Organ bezeichnet find, durch welches der Wille 
des Geietgebers den Unterthanen bekannt werden foll, weil ein in der Geſetzſammlung abgedrudtes 
Gejet nicht eher für publicirt geachtet werden kann, als bis deſſen Erjcheinung nad Titel, Datum 
und Nummer in den Amtsblättern angezeigt ift. Um jo weniger kann es dem geringften Zweifel un- 
terliegen, daß es für eine völlig hinreichende Publikation des Geſetzes gelten müffe, wenn es feinem 
vollftändigen Inhalte nad in die Amtsblätter anfgenommen wird. Nur die Rüdfichten, theils auf 
den Koftenaufiwand, theils auf den leichtern und bequemern Gebraud für die gerichtlichen und ver- 
waltenden Behörden, haben der Bekanntmachung allgemeiner Geſetze, durch eine einzige Sammlung, 
den Borzug vor der Belanntmachumg durch die verfchiedenen Anıtsblätter der einzelnen Regierungs- 
bezirfe verichafft, wobei es als Regel aud) dergeftalt fein Bewenden haben foll, daß die Geſetzſamm— 
lung die allgemeinen Gejege enthalten, und das Amtsblatt vorzüglich nur zur Aufnahme adminiftrati- 
ver Verfügungen beftimmt bleiben muß, ohne daß die verbindliche Kraft des Geſetzes beziveifelt wmer- 
den darf, wenn aus befondern Gründen gut gefunden wird, es nicht durch die Geſetzſammlung, jon- 
dern durch die Amtsblätter bekannt machen zu laffen. Hiernach berichtigt fih die irrthümliche An— 
ficht des Ober» Landesgerichts zu Breslau, in Beziehung auf die gefeßliche Anwendbarkeit Meiner Ordre 
vom 10. Januar 1824, durch welche Ich das Negulativ des Finanzminifteriums vom 1. Dezember 
1820, megen der Maijchfteuer, genehmigt habe. 


44, K. O. v. 29. März 1837, betreffend die Anwendung der preußifden Ge- 
jeße in denjenigen Orten, welde bei Grenzregulirungen als Gebietstheile 
der Monardie anerlannt oder in Folge eines Austaufhes an diejelbe abgetre- 
ten worden find, (6.8. ©, 71.) 

Auf den beigefügten Bericht der Minifter der Juftiz umd der auswärtigen Angelegenheiten habe Ich 
nad dem Antrage derjelben wegen Anwendung der preußischen Gejege im denjenigen Orten, welche 
bei Grenzregulirungen auf den Grund abgejchloffener und beftätigter Grenzrezefie als Gebietötheile 
Meiner Monarchie anerlannt, oder im Folge eines Austaufches am diefelbe abgetreten worden find 
oder fid) noch in der Verhandlung befinden, folgende Beftimmungen erlaffen: 

1. Im allen Fällen, in denen die Grenzregulirung nur verdunkelte und ungewiſſe Örenzen feft- 
geftellt hat, find die preußiſchen Gejege, Verordnungen und Vorſchriften, die in demjenigen Gerichte 
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bezirk gelten, dem die bisher ſtreitigen Gebietstheile definitiv überwieſen find, auch im dieſe letzteren 
durch die urfprüngliche Publikation fiir eingeführt zu achten. 

2. Dagegen jollen in denjenigen Gebietstheilen, welche ſeit Einführung der preußischen Gejetge- 
bung in die neu umd wieder eroberten Provinzen in Folge abgefchlofiener Grenzregulirungsrezefie an 
Preußen neu abgetreten worden, die preußischen Geſetze, Verordnungen und Borjchriften, infofern fie 
nicht Schon jett auf den Grund befonderer Beftimmmmgen darin angewendet werden, vom 1. Juli 
d. 3. an umter Beobachtung der Grundfäße desjenigen Patents in Kraft treten, wodurch die dieffei- 
tige Geſetzgebung in die Provinz, zu welcher das neu erworbene Gebiet fortan gehört, neu oder wie⸗ 
der eingeführt worden ift. 

3. Nach diefen Beftummungen (1 u. 2) jol in allen Fällen verfahren werden, in welden fünf- 
tighin, zu Folge der mit benachbarten Staaten abgeichlofjenen Grenzrezeffe, entweder zweifelhafte und 
verdunfelte Grenzen feftgeftellt worden, oder Gebietsabtretungen ftattgefunden haben, wobei id Sie, 
die Minifter der Zuftiz umd des Innern und der Polizei, ermächtige, in folchen Fällen den Zeitpunkt, 
mit welchem die preußiſche Gejeßgebung in das neu erworbene Gebiet eingeführt werden foll, durd) 
ein in die Amtsblätter der betreffenden Provinz aufzunehmendes Publilandum zu beftimmen, 


48, Geſetz betreffend die Bublilation der Geſetze. Vom 3. April 1846, 
(8.8. ©. 151.) 


Mir ꝛc. x. berordnen zur Vereinfachung der bisherigen Beſtimmungen über die Publilation der 
Geſetze auf den Antrag unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten unſeres 
Staatsraths, für den ganzen Umfang unſerer Monarchie, was folgt: 

8. 1. Landesherrliche Erlaffe, welche Geſetzeskraft erhalten follen, erlangen diejelbe nur durd) 
die Aufnahme in die Gejetfammlung ?*) ohne Unterjchied®a), ob fie für die ganze Monardjie, oder 
für einen Theil derfelben beftimmt find, 


16) Organische Erlaffe in Staatswirthidhaftsangelegenheiten und über enftände der Finanz- 
verwaltung haben die Behörden zu befolgen, wenn fie auch nicht auf diefem Wege publicirt worden 
find. Darauf gründet fid) wohl das Pr. 1682, vom 30. Jan. 1846 (Entid. XII, 145): Den fisfa- 
lichen Behörden ift nicht geftattet, einen mad) älteren Geſetzen gerechtfertigten Anjprud gegen einen 
Unterthan durchzuführen, wenn der Landesherr in einem neuern Erlaſſe — falls derfelbe äuch nicht 
durd) die G.S. publicirt wäre, fondern nur fonft fein Bedenken gegen die Wirklichteit des Erlafjes 
befteht, — feinen Willen, daß ein ſolcher Anuſpruch forthin nicht erhoben werden jolle, kundgegeben 
hat. — Dafjelbe wird von Erlaffen angenommen, welche das Berhältniß der Beamten betreffen und 
das dienftlihe Verhalten derfelben normiren. Zu diefer Gattung rechnet man auch eine, nur ihrem 
Inhalte nad) durch ein Cirk. d. J.M. vom 12. Nov, 1830 (Jahrb. Bd. XXXVI, ©, 294) mitge- 
theilte Kabinetsbeſtimmung v. 7. Juli 1880, wonach feinem Beamten aus Verkürzung von Dienft- 
eintünften, oder Ermäßigung von Diäten und Auslage-Liquidationen der 5 eſtattet if. Erlk. 
des ©. zur Eutſch. der Komp.-Konfl. v. 5. April 1851 (J. M.Bl. S. 191). Die ifenfchaft bat hier⸗ 
bei feine Stimme. (4. 9.) Dies ıft endlich durd) das ©. v. 24. Mai 1861 (Zuf, 21b zu 8.85, II, 
10) abgeändert. 

Uebrigens ift redhtsgrundfäglih angenommen: 

a) Organische Verordnungen über Gegenftände der Staatswirthidhaft und Finanzverwaltung bedür- 
fen zu ihrer verbindlichen Kraft der befonderen Bublitation nicht. 

b) Die Gültigkeit Älterer, vor Publifation des A. ER. erlaffener Geſetze iſt durch das Publifations- 
patent (zum Anbange) vom 1. April 1803 don deren Aufnahme in die akademie Ediktenfammlung 
umd in das neue Archiv nicht abhängig gemacht. Erk. des Obertr. vom 21. Dez. 1854 (Archiv filr 
Nedtsf. Bd. XVI, ©. 101). 

168) (3. A.) Wenn nicht in dem betreffenden Geſetze jelbjt eine andere Verkiindi —— vorge⸗ 
ſchrieben iſt, wie z. B. im der K.O. v. 2. Juli 1836, betr. das Verbot der Strohdachbe eckungen in 
der Rheinprovinz, welche a. E. die Vorfchrift enthält: „Diele Beſtimmungen durch die Amtsblätter zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen“. Der Polizeirichter hatte gleichtwohl von der Anklage der Ueber- 
tretung dieſes Verbots freigeiprochen, weil eine die ganze —— betreffende Vorſchrift durch die 
Geſetzſammlung hätte publieirt werden müſſen, um verbindliche Kraft zu erlangen. Allein das Obertr. 

at durch eine Eutſch. v. 6. Nob. 1856 wegen der I nern Di gedachten K.D., worin ein 

pezieller Ausſpruch des —— über die Art der Verkündigung des vorliegenden Geſetzes ie 

—— te — ſo erfolgte igung als rite geichehen anertannt. Goltdammer, iD 
’ V, * 1, . 6. 
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8.2. ft im einem durch die Geſetzſammlung verkündeten Erlaffe der Zeitpunkt beftimmt ? 7), 
mit welchem derjelbe in Kraft treten ſoll, jo ift der Anfang feiner Geſetzeskraft nad) diefer Beftim- 
mung zu beurtheilen. 

Enthält aber das verkündete Geje eine ſolche Zeitbeftinmmung nicht, jo beginnt deſſen Beietes- 
kraft in dem Negierungsbezirt Potsdam mit Berlin mit dem achten Tage; in den Regierungs- 
bezirten Frankfurt, Stettin, Magdeburg umd Merſeburg mit dem neumten Tage; in 
den Kegierungsbezirten Straljund, Cöslin, Pojen, Breslau, Fiegnig und Erfurt mit 
dem eilften Zage; im dem Regierungsbezirten Marienwerder, Bromberg, Oppeln und 
Minden mit dem zwölften Tage; in den Regierungsbezirten Danzig, Münfter und Arns- 
berg mit dem dreizehnten Tage; in dem Regierungsbezirten Königsberg und Gumbinnen, 
fo wie in der Rheinprovinz, mit dem vierzehmten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, 
an welchem das betreffende Stüd der Gejegfammlung in Berlin ausgegeben worden ift. 


4, G., die Einführung und Publikation der preuß. Gejege in den neu 
erworbenen Jade-Gebieten betreffend, d. 14. Mai 1855. (G.S. ©. 306.) 

$. 3, Die Gejeestraft der für die Jade- Gebiete erlaffenen Gejee und Verordnungen tritt 
mit dem vierzehnten Tage von dem Ablaufe desjenigen Tages ein, an welchem das betreffende Stüd 
der Geſetzſammlung in Berlin ausgegeben worden ift. 


8. 3. Auch für diejenigen, welche jchon früher von dem Geſetz Kenntniß erhalten haben, beginnt 
die Berbindlichteit **), nach demfelben fich zu achten, erft mit dem um $. 2 beftimmten Zeitpunlte. 

$. 4. Das vorliegende Gejeg tritt am 1, Mai d. J. in Kraft. Nach feinen Beſtimmungen find 
nur diejenigen Erlaffe zu beurtheilen, welche an eben diefem Tage oder jpäterhin als Geſetze verkün— 
det werden. Wuch treten bon da ab alle dem vorliegenden Geſetze entgegenftehenden bisherigen Vor— 
ſchriften außer Kraft. 


48, Berordnung, betreffend die Publikation der Gefete in denjenigen Lan— 
destheilen, welde durd das Gefeg vom 20. September 1866 (G.S. ©. 555) der 
preußifhen Monarchie einverleibt worden find. Bom 1, Dezember 1866 (G.S. 
©. 743), 


Wir x. verordnen für diejerigen Landestheile, welche durch das Geſetz vom 20. September 1866 
der Preußischen Monarchie einverleibt worden find, was folgt: 

8. 1. Landesherrlihe Erlafje, welche Geſetzeskraft erhalten follen, erlangen diefelbe nur durch 
die Aufnahme in die zu Berlin erfheinende Geſetzſammlung für die Königl. Preußiihen Staaten, 
ohne Unterfchied, ob fie fiir die ganze Monarchie oder fr einen Theil derfelben beftimmt find. 

$. 2. It im einem durch die Geſetzſammlung ($. 1) verkündeten Erlaffe der Zeitpunkt bejtummt, 
mit welchem derfelbe im Kraft treten joll, fo ift der Anfang feiner Gejegestraft nach dieſer Beftim- 
mung zu beurtheilen. Gnthält aber der verkündete Erlaß eine ſolche Zeitbeitimmung nicht, jo be- 
ginnt defien Gejekestraft mit dem zwölften Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem 
das betreffende Stück der Gejegfammlung in Berlin ausgegeben worden ift. 

8. 3. Auch für Diejenigen, welche jchon früher von dem Gefeg Kenntniß erhalten haben, be— 
ginnt die Verbindlichkeit, nach demſelben fich zu achten, erft mit dem im $. 2 beftimmmten Zeitpuntte. 

5. 4. Die nähere Bezeichnung derjenigen Behörden und Beamten, welche verpflichtet jein ſollen, 
die Geſetzſammlung ($. 1) auf ihre Koften zu halten, wird einer bejonderen Königlichen Verordnung 
vorbehalten. 

8. 5, Zur Publilation anderer, als der im $. 1 bezeichneten landesherrlichen Erlaffe und all» 


17) Die Schule nennt die Zeit bis dahin „vacatio*. Ein Beifpiel davon giebt im R.R. die 
Lex Julia et Papis Poppaea. 

18) Darüber war man vorher in Zweifel. Nach dieler Beſtimmung ift es fo anzuſehen, als 
wenn vor Eintritt des Zeitpunfts das Gejet als folches noch nicht eriftirte, To daß weder ein Recht, 
noch eine Pflicht, fich darnach zu achten, vorher zur Entftehung lonunt. Nach Eintritt ift es gleich» 
gültig, ob man das Gejeg kennt, oder nicht. Vergl. $8.12 u. 13, 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl, 3 
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gemeiner Anordnungen der Behörden in den einzelnen Landestheilen die geeigneten Organe zu beftim- 
men, bleibt dem Minifter des Innern überlaffen *). 

$. 6. Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1867 in Kraft. Alle derjelben entgegenftehenden 
bisherigen Borjchriften find von da ab aufgehoben. 

Urkundlich x. 


4b, Verordnung, betreffend die Publikation der Gefege in denjenigen an- 
destheilen, welche durd die Gejehe vom 24. Dezember 1866 (G.S. ©. 875, 876) 
der Preußiſchen Monardie einverleibt worden find Bom 29. Januar 1867 
(8.8. S. 139), 
Wir x. verordnen filr diejenigen Landestheile, welche durch die Gejege vom 24. Dezember 1866 
der Preußifhen Monarchie einverleibt worden find, was folgt: 
8. 1 bis 5 (lauten wie die 88. ı bis 5 des Zufates 46) **), 





*) Allg. Berf. des J.M. vom 31. Dezember 1866, betr. die Anfchaffung der 
Geſetzſammlung und des interimiftiich eingeführten Amtsblatts in den durch 
das Geſetz vom 20. September 1866 mit der breußiiden Monarchie vereinigten 
Landestheilen (JI.M.Bl. 1867, ©. 2), 

In Gemäßheit der Allerh. Verordnung vom 1. d. M., betreffend die Publikation der Geſetze in 
den neu erworbenen Landestheilen, hat der Herr Minifter des Innern unterm 27. d. DM. beftinumt, 
daß als dasjenige Organ, durch welches die im $. 5 der Verordnung gedachten laudesherrlichen Erlafje 
und — Anordnungen der Behörden zu veröffentlichen find, in Hannover und Caſſel ein 
neues Blatt unter dem Titel „Amtsblatt für Hannover”, beziehungmweife „Anıtsblatt für Heſſen“ er- 
feinen, fiir Naſſau dagegen das dortige Imtelligenzblatt und für Frankfurt das dortige Amts— 
blatt bis auf Weiteres benutzt werden fol. In Dielen Blättern werden aud Titel, Datum und Num— 
mer der in der Geſetzſammlung für die Preußiihen Staaten publicirten Geſetze, ſowie dieſe Geſetze 
ſelbſt, ſoweit dies fiir zweckmäßig erachtet wird, befannt u werden. Die biöherige Gejetiamm- 
lung des ehemaligen Königreihs Hannover, die Samminng von Gejeten x. für das ehemalige Kur- 
fürftenthum Heſſen und das Verordnungsblatt zur Publikation der Geſetze und Verordnungen der höhe- 
ten Landesftellen im ehemaligen Herzogthum Naſſau hören mit dem 1. Jan. 1867 zu erſcheinen auf. 

Sämmtliche Gerichtsbehörden und Yuftizbeamte in den neuen Landestheilen werden hiervon mit 
dem Bemerten benachrichtigt, daß die Geſetzſammlung fir die Preußischen Staaten und die oben ge— 
nannten interimiftisch eingerlirten Amtsblätter vom 1. Januar 1867 ab bei der Poftanftalt zu beftel- 
len find. Die Gerichtsbehörden werden angemiejen, die Koften für die Anfhaffung der Geſetzſammlung 
und das Amtsblatt fiir den betreffenden Gerichtsbezirkt, welche jofort zu beiwirten ıft, aus dem Bilreau- 
toften = Fonds E beftreiten. 

**) Auf Grund des 8. 5 ift die nachſtehende en Berf. des J. M. v. 18. Mai 1867, be» 
treffend die Anfhaffung der Gejeg-Sammlung x. in den durch die Geſetze vom 
24. Dez. v. 9. mit der — — donarchie vereinigten fandestheilen, ergangen. 

In Gemäßheit der Allerh. Verordnung d. 29. Januar d. 3., betreffend die Publikation x., hat 
der Herr Minifter des Innern unterm 4. d. M, fiir das Gebiet der ehemaligen Herzogthlimer Hol- 
ftein und Schleswig bis auf Weiteres „das Berordnungsblatt für Schleswig-Holftein” zu demjenigen 
Organ bejtimmt, durch welches die im $. 5 der Verordnung bezeichneten landesherrlichen Erlaſſe und 
allgemeinen Anordmungen der Behörden zu veröffentlichen An. In diefem Blatte werden auch Titel, 
Datum und Nummer der in der Geſetzſammlung für die Preußiichen Staaten publizirten Gejetse, 
ſowie diefe Geſetze felbft, ſoweit dies für zweckmäßig erachtet wird, belannt gemacht werden. 

In gleicher Weife ift zum Publikations » Organ beftimmt worden: 

für —— Orb und Böhl „das Amtsblatt für Heſſen“; j 

für Homburg, Biedenkopf, Gießen, Rödelheim und Nieder-Urfel das jebige Regierungsblatt für den 
Bezirk des Civil Kommiffariats zu Homburg ; Tetsteres jedoch nur einftwweilen und bis zur Organija- 
tion des Beni nl Wiesbaden — $. 2 der B. vom 22. Februar d. I. (6.8. ©. 273) —, 
wonãächſt das Intelligenzblatt für Nafjau an feine Stelle treten wird. 

Sämmtliche Gerichtsbehörden und Juſtizbeamte in den oben ng Landestheilen werden 
hiervon mit dem Bemerlen benachrichtigt, daß die Gefetsfammlung, das Verordnungsblatt und in Ge— 
mäßheit des allerh. Erlafies vom 12. Duember 1866 (I.M.Bl. ©. 347) auch das im Büreau des 
— vedigirte JuſtizminiſterialBlatt für die Preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege, tvel- 

auch für die bezeichneten Yandestheile zum Publifationsorgan der an die Juftizbehörden und Be— 
amten im denjelben ergebenden allgemeinen Berfügungen bemugt wird und außer den Juftizbehörden 
aud don den Anwalten und Notarien anzujchaffen ift, vom Beginne des laufenden Jahres ab bei der 
Poftanftalt zu beftellen find. Die Koften Seitens der Behörden find aus dem Bilreaufoften - Fonds 
zu beftreiten. (J. M.Bl. ©. 148.) 
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8.6. Dieſe Verordnung tritt jofort in Kraft. Alle derjelben entgegenftehenden bisherigen Vor— 
fchriften find hiermit aufgehoben. 
Urkundlich x. 


4i. Berordnung, betreffend die Einführung des Bundesgejehblattes für 
den Norddeutfhen Bund. Bom 26. Juli 1867 (Bundesgei.Bl. S. 24). 


Wir x. derordnen zur Ausführung der Artilel 2 und 17 der BVerfaffungsurkunde für deu Nord- 
deutihen Bund, im Namen des Bundes, was folgt: 

$. 1. Für das ganze Gebiet des Norddeutichen Bundes wird in Berlin ein 

„Bundesgejegblatt des Norddeutichen Bundes” 

erjcheinen, durch welches fänmtliche Bundesgefege (Art 2 der Berfaffungsurfunde des Norddeutichen 
Bundes), und Anordnungen und VBerfligungen des Bundespräfidinms (Art. 17) verkündet werden follen. 

$. 2. Der Tag der Ausgabe des Bumdesgejegblattes in Berlin (Art. 2 der Berfaffungsurtunde 
des Norddeutſchen Bundes) ift auf dem Blatte anzugeben. 

8.3. Die Herausgabe des Bundesgejetblattes erfolgt im Büreau des Bundestanzlers, 

Urkundlich x. 


$. 12. 68 ift aber auch ein jeder Einwohner des Staats 19) fih um die Geſetze, 
welche ihn oder fein Gewerbe und feine Handlungen betreffen, genau zu erfundigen 
— und es kann ſich Niemand mit der Unwiſſenheit eines gehörig publicirten 
efeged entſchuldigen 2°). 
$. 13. Nur ın dem falle, wo vorhin erlaubte, oder ald gleichgültig angefehene 
Handlungen durch Strafgeſetze eingefchränft, oder verboten worden, en der Uebertre⸗ 
ter mit dem Ginwande: - 


19) Fremde alfo, welche fich vorübergehend im Lande anfhalten, find hier nicht mit gemeint. 
Dieſe Fa ung ift nicht ungenau oder zufällig, wie unten der $. 34 zeigt, fie hat eine gejchichtliche Ber- 
anlaffung. In Beziehung auf Zunviderhandeln gegen berbietende Gefehe nahm man faft allgemein 
an, daß Fremde die befonderen —* des Landes oder des Ortes, wo ſie ſich ſeit Kurzem aufhalten, 
nicht gekannt hätten, und ließ die Entſchuldigung der Unwiſſenheit gelten. Böhmer ad Carpzov., 
Qu. 149, obs. 4, n. 67; Struben, redhtl. re Th. I, Bd. 113 u. Th. IV, ®d. 28; Duiftorp, 
pein!. R. Th. 1, 8.48. Hierauf bezieht ſich die Beſtimmung des folg. $. 13. 

20) Allgemeine Regel ift hiernach, daß ein Nechtsirrthum nicht angenommen werden darf, wegen 
defielben Grundes, aus welchem aud das R.R, in der Regel keine Rüdficht auf den error juris nimmt, 
nämlich weil die Rechtsnorm gewiß fei und daher von Jedem, wenn er jelbft fie nicht miffe, durch 
Erkundigung leicht in Erfahrung gebracht werden könne, folglich Jeder feine Unkenntniß nur feiner 
eigenen groben Nadhläffigkeit beizumefien habe, wovon er feibft die Folgen tragen müfje. L. 2, L. 9, 
8.3 D. de juris et facti ignorantia (XXI, 6). lm dem Srrenden eine Pe Nachläffigleit vorwer⸗ 
fen umd deshalb auf den Irrthum nicht Rüdficht nehmen zu wollen, muß der Gegenftand des Irr— 
thums eine als gewiß anzufehende Borjchrift jein, d. b. der Irrthum muß fich auf das Dafein und 
den Inhalt des Geſetzes beziehen: „es fanır fid) Niemand mit der Unwiſſenheit eines gehörig publi- 
cirten Geſetzes entichuldigen.” Die Unwiſſenheit über juriftiihe Thatfachen (error faeti) mird nicht 
unberücfichtigt gelafien. Ein von beiden zu untericheidender Irrthum bezieht ſich auf die Auffaſſung 
des Inhalts der Rechtsnorm und auf die Unterordnung der Thatfachen umter die Rechtsregel, oder 
auf die jtreitigen Rechtsſätze. Was zehn Rechtsverftändige jo auslegen, das verjtehen zehn Andere 
anders, umd Andere noch twieder anders, und doch kann mur die eine Meinung die wahre Rechtsnorm 
fein, alle anderen müſſen Irrthümer fein. Soll man bier dem Jrrenden eine grobe Nachläſſigkeit 
boriwerfen dürfen? Im Gegentheil: er ftrengt alle feine Geiftesträfte an, das Wahre zu erkennen. 
Man rechnet daher diefen Irrthum nicht zu den Fällen des Rechtsirrthums, fondern zu den des fat- 
tiſchen, weil der Irrthum im Grunde in der fehlerhaften Erkenntniß der Thatfachen und in der un— 
richtigen Subjumtion derfelben unter die Rechtsregel beruht. dv. Savigny, Bd. IH, ©. 327 ff. u. 
470. Bergl. L. 38 D. de cond. ind. (XI, 6.) Das A. L. R. erwähnt gleichfalls nicht diefes drit— 
ten es don Irrthum, daher man ihn nothmwendig zu den fällen des juriftiichen oder des fal- 
tifchen rechnen muß. Nach der Kafjung des $. 12 muß man fich fir den faktiihen Irrthum ent- 
een, Ueber den Irrthum bei der condictio indebiti unten I, 16, $. 167 „Seder Irrthum“ umd 

ie Anm, i ; 

(5. U.) Die zu vermuthende Kenntniß eines Geſetzes umfaßt auch die Kenutniß feines Gebiets. 
Bon dem Grundſatze des 8.12 find Polizeiverordnungen nicht ausgeſchloſſen. Erf. des Obertr. vom 
6. Aprü 1868 (Arc. f. Rechtöf. Bd. LXXI, S. 111). — 
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daß er, ohne Vernachläſſigung feiner Pflichten, vor der vollbrahten That, von 

dem Verbote nicht unterrichtet geweſen, 
annoch gehört werden ?"). 

Amvendung 8. 14. Neue Gefege können auf ſchon vorhin vorgefallene Handlungen und Bege- 
der Sefeht. henheiten nicht angewendet werden 22). 

8. 15. Die von Seiten des Gefetgeberd nöthig befundene und gehörig publi- 
eirte Erklärung eines älteren Geſetzes aber giebt, in allen noch zu entjcheidenden Rechts— 
fällen, den Ausſchlag 2°). 

8. 16. Soll nur die äußere Form einer Handlung geändert und diefe Vorſchrift 
bei allen noch abzuändern möglichen Handlungen beobachtet werden, jo muß das 
Geſetz hiezu eine binlängliche Friſt beftimmt haben ?*). 

$. 17. frühere Handlungen, welche, wegen eined Mangeld der Förmlichkeit, 
nad den alten Gejegen ungültig fein würden, jind gültig, in jo fem nur die nad) 
den neuern Gefegen erforderlichen Körmlichkeiten, zur Zeit des darüber entitandenen 
Streits, dabei angetroffen werden ?>). 


21) In Anwendung auf Delikte finden fi im R.R. eine Reihe von Ausiprüchen, melde von 
einer Unterſcheidung — Delikten, die ſchon abgeſehen von pofitiven Strafgeſetzen für ſtrafbar gel- 
ten, und ſolchen Handlungen, deren Strafbarkeit ein beftimmtes Berbot erfordert, ausgehen. Bei den 
Delitten der zweiten Klafje wird zwar auch nicht die Unkenntniß des Strafgejetges nachgejehen, indem 
man von Jedem fordert, das Daſein des Geſetzes zu wiſſen. Aber man nimmt im vielen Fallen Rid- 
fiht darauf, wenn der Handelnde zwar das Geſetz kennt, doc) über die ftrafbare Beichaffenheit jeiner 
Handlung irrt. Im diefem Falle wird bei Strafgefeten von ganz pofitiver Natur gewiſſen Slafjen 
von PBerjonen (Frauen, Landieuten, Soldaten, Minderjährigen) Nachficht gewährt. Eine ähnliche Aus- 
nahme von der Regel des $. 12 macht hier der $. 13 bei umerlaubten Handlungen, und zwar ohne 
Beſchränkung auf gewiffe Klaffen von Perjonen. — Mauche gemeinrechtliche Juriften dachten bei Au— 
wendung diefer Ausnahme an das Erforderniß der Neuheit des Geſetzes und fuchten nad einer Be— 
renzung in der Zeit, (Ouiftorp, peinl. R. Th. J. 8.48; Glüd, Kommentar I, ©. 294 u. W.) 

on dieler Auffafjung waren aud) die Verf. des G.B. anfangs ausgegangen: der umgearbeitete Ent- 
wurf beftimmte 4 Wochen nad) der Publilation. Im G.B. aber erjchien der $. 13 im feiner jetigen 
—2 und es iſt nicht erſichtlich: wie er im dieſer Saffung in das zum Drude ge Manu⸗ 
tript gekommen iſt. (Geſetzreviſ. Mot. zum $. 7 des Entw. S. 103.) Augenſcheinlich entſpricht die 
Vorſchrift, wie ſie jetzt iſt, dem Sinne ihres Vorbildes beſſer. (4. A.) Das Obertr. hat angenommen, 
daß der $. 13 nad) der neneren Gefetsgebung über die Publikation der Gejete und Verordnungen für 
aufgehoben erachtet werden müſſe. Niemand könne fi) mit der Unbelanntichaft der gehörig verkinde- 
ten Geſetze und Verordnungen entfhuldigen. Erf, v. 4. Sept. 1863 (I.M.Bl. ©. 254). 

22) Diefe Borfchrift ift mur auf Geſetze des miateriellen Rechts, die nad) $. 1 der Einleitung 
Gegenftand des Landrechts find, zu beziehen. K.O. vom 11. Oft. 1839 (G.S. ©. 329). — = u. 
$. 51 u. o. Publ.-Pat. $. VIII. Ueber die Anwendung diefer Regel des $. 14 auf die einzelnen Kechte 
und Rectsverhältniffe ſ. o. die Anmerk. 25 zu $. VIII, u. unten Anm, 74, Abj. 2 zu $. 66, Tit. 4. 

(4. A.) Hinſichtlich der Pflicht zur Urkundenedition fommen, — wenn diejelbe nit aus einem in 
früherer Zeit vertragsmäßig oder ig 3 befonderer Rechtstitel bereits erworbenen Rechte, jondern 
lediglich aus den früheren thatfächlichen Berhältniffen hergeleitet wird, — nicht die früher geltend ge- 
wejenen, jondern die zur Zeit der verlangten Edition geltenden Gejege zur Anwendung. Erf. des 
Obertr. d. 1. Febr. 1856 (Archiv f. Nechtsf. Bd. XX, S. 105). 

23) Der Sa ift umbeftritten und uralt. Vergl. Nov. 19 praef. i. f. u. e. 1. Die daneben 
ftehende hiervon derſchiedene Regel des 8. IX im Publ.-Pat. ift bloß tranſitoriſch. Ob eine Berord- 
nung des Gejetsgebers eine authentische Auslegung eines älteren Geſetzes ſei, ift eine Thatſache, wor— 
über der Richter zu befinden hat. Bergl. | Perf fer, praft. Ausführungen (Hammover 1828) Bd. II, 
©. 385, ge die Erklärung des Gejetsgeber& darüber, fo kaun die frage zweifelhaft fein; eine Rechts- 
regel kann felbitverftanden über eine Thatjache nicht enticheiden. Der Ausipruc des Obertr. in der 
in Simon’s Rechtsſpr. Bd. II, ©. 808 mitgetheilten Entſcheidung dv. 6. Juni 1833: „Soweit das 
nene Gejeg den Grund der älteren Verordnung beftimmt angiebt, erklärt umd erläutert es zugleich 
daſſelbe,“ bezieht fi auf die B. vom 11. März 1818 umd das darauf bezügliche jpätere Gejeg vom 
9. Juni 1827, mit defjen Auslegung es ſich befchäftigt; umd darf für einen allgemeinen Grundſatz 
nicht genommen werden, Im anderen Fällen kann ein neues Geſetz den Grumd des alten ſehr wohl 
angeben und doch Neues verordnen, 


24) Diefe Borjchrift giebt der Geſetzgeber ſich jelbft und ift hier ohne alle praftiiche Bedeutung, 
25) Vergl. 88.42 u. 43, Tit. 3 umd $. XI des PublL-Pat., auch Note 24 zu 8. VII des Publ.= 
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$. 18. Aufgehoben 25). 

8. 19. In fofern aber aus einer verbotenen Handlung Privatrechte entipringen, 
muß auf die Gefege, melche zur Zeit der Handlung gültig waren, Rüdjicht genom- 
men werben ?5b), 

8. 20. Iſt ed zweifelhaft: ob das Verbrechen vor oder nach der Publikation des 


Pat. — Das Berhältniß des 8.17 der Einl. zu dem 8.43, Tit. 3 hat Zweifel und Meinungsver- 
ſchiedenheit veranlaßt. Nach allgemeinen Rechtsgrumdfägen gilt die Regel: die als Bedingung der 
Gültigkeit pofitiv ——— der Rechtögeichäfte wird mach dem Geſetze beurtheilt, welches 
zur Seit der unternommenen Recdtshandlung gilt (tempus regit aetum). Anm. 25 zu $. VIII des 
Publ.-Bat. Diele Regel findet ſich als bleibend ausgeſprochen im $. 42, I, 3; fie findet fich gleich- 
mäßig ausgefprodhen in den tranfitorif Beftimmungen des Publ. Pat. $$. XI und XII; fie wird 
auch anerkannt von gemeinrechtlihen Schriftftellen. Weber, über Rüdanmwendung der Geſetze, S. 90 
u. ff. Nur in der Beziehung, wenn das neue Gejeg die Form eines Rechtsgeſchäfts erleichtert, ift 
von der ——— der Kegel die Ausnahme von Einigen behauptet worden, daß, wenn die 
neue Form beobachtet worden fei, dieje zur Aufrechthaltung des Geichäfts genüge. Glüd, Komment., 
8.21 a.€. (Bd. 1, ©. 147). Der dort als Gewährsmann genannte Voet, Comm. I, 3, 8. 17, ift 
ierüber unbeftimmt. Diefe Meimumg war bei der Abjaffung des Entwurfs ohne Einfluß geblieben. 
nl. 8.19. Suarez aber fand, bei der revisio monitorum, daß es doch zwei Fälle gi. wo ein 
neues Geje allerdings ad casus praeteritos gezogen erden Tönne, nämlich a) bei Strafgefegen, 
b) wenn es die Form, woran vorhin die Gültigleit einer Handlung gebumden war, fimplificırt umd 
abfürzt, * bei den Solennitäten der Teſtamente. Dieſe Anſicht fand Beifall und ſo entſtand der 
8.17. (Bornemann, Spftem I, ©. 193.) Hierbei aber hatte man nicht daran gedadht, daß der 
8.43, I, 3 diefer Ausnahme ge indem er verordnete: Cine —— die wegen Verabſäu— 
mung der gefegmäßigen Form dom Anfange an nichtig war, kann in der Folge niemals gültig wer- 
den. Beide Satsungen können nicht nebeneinander beftehen. Dan hat fie vereinigen wollen, dadurch, 
daß jeder Beftunmung eine andere Beziehung zugeichrieben worden ift. Das ift jedoch unrichtig: beide 
betreffen einen umd denfelben Gegenftand, nämlich die pofitive Form der Rechtsgeſchäfte in Beziehung 
auf die Zeit. Der Ausdrud „Handlungen“ bezeichnet den —— —* für alle Rechtsgeſchäfte 
oder juriftiiche Thatfachen, und umfaßt jomwohl Verträge als einfeitige Redhtshandlungen. Das Obertr. 
(I. Senat) hat in dem Pr. 2097, vom 8. Februar 1849 (Entih. XVII, ©. 509) ausgeiproden: Die 
Vorſchrift des $. 17 der Einleitung findet auf die Form von Berträgen feine Anwendung. Der gleiche 
Ausſpruch ift Schon vorher von dem IV. Senat am 19. Mai 1848 Rechtsf. Bd. IV, ©. 106) gethan. 
Dort wird als Grund behauptet, daß joldies aus dem Wefen eines Vertrages folge und auch nad) 
$. X des Bubl.-Pat. angenommen merden müſſe. Die Beftimmung diefes $. X ih aber gar nicht 
auf den Fall, wo ein neues Gejet eine mildere Form einführt, zu beziehen und bat auch an ſich, als 
eine tranfitorijche, — die Kraft, einen als bleibend vorgeſchriebenen Grundſatz des Geſetzbuchs 
ſelbſt wieder aufzuhe Was aber das geltend gemachte Weſen eines Vertrages betrifft, jo iſt dar— 
aus ganz gewiß nicht eine als Bedingung der Gültigleit vorgeichriebene pofttive Form (mur von 
einer folchen handelt es fich) abzunehmen; jonft könnten die pofitipen Formen von den verſchiede— 
nen Gejetgebern nicht fo jehr verichieden und willkürlich vorgeichrieben jein. Auf gültigen Rechts- 
gründen beruht darnach die Beihräntung der allgemeinen Beftunmung des $. 17 nicht; der Ausſpruch 
{ft weiter nichts als der gewiß micht zu tadelnde Behelf der Praris, den Widerſpruch zu bejeitigen. 
Damit wäre man feiner jedoch erſt bei Verträgen ledig, bei einfeitigen Handlungen bleibt er ftehen. 
Aber auch im diefer Beziehung trägt die völlig unpraktiſche Beftimmung die Unwirkſamleit in ſich, in— 
dem fie „die nach den neueren Geſetzen erforderlichen Förmlichkeiten‘ fordert. Hieran anknüpfend jagt 
das Pr. des Obertr. dom 20, Febr. 1849 (Entih. XVIU, ©. 242, Nr. I): „Iſt eine nach älteren 
Geſetzen zur Gültigkeit eines Rechtsgeichäfts vorgeſchriebene Förmlichteit nicht beobachtet, fo wird, wenn 
ein neueres Geſetz von diefer Förmlichkeit abfieht, das früher abgeichloffene Geſchäft nicht darum allein, 
fondern nur dann gültig, wenn a Ile von dem neueren Gejette als weſentlich vorgeichriebene 
ch Maier beobachtet find.” Nun müßte es doch wohl ein höchft feltener Zufall jein, wenn 
and eine Nechtshandlung nah anderen als den gerade vorgeichriebenen Förmlichteiten vollzogen 
hätte, und die beobachteten Phantafieförmlichkeiten mit denjenigen Formen übereinftunmen follten, welche 
ein noch nicht einmal im Ausficht ftehendes künf Geſetz vorjchreiben wird. Auf diefe Weife hat 
die Praris den Mifgriff der Geſetzgebung gemügend ausgeglichen. 
25°) Durch Art. VII des Einführungsgeſetzes zum Strafgejegbude vom 14. April 1851. (3. A.) 
Der $.18 lautet: „Die Minderung der in einer älteren Berordmung feftgejetsteu Strafe fommt auch 
denjenigen Uebertreter * Statten, an welchem dieſe Strafe, zur Seit der Publilation des neueren 
Geſetzes, noch nicht vollzogen war.” 


255) Iſt eine bloße Auwendung der Regel. Arm. 25 zu $. VIII des Bublifationspatents, 


Wen die 
Geſetze ver» 
binden. * 


Ueber: 
haupt. 29) 


38 Einleitung. 


neuen Geſetzes vorgefallen fei, fo muß, bei Beftimmung der Strafe ?°°), das mildere 
Gefeg zum Grunde der Enticheidung genommen werden. 

8. 21. Uebrigens ftehen, bei Beurtheilung einzelner Streitfragen, die allgemei- 
nen Gefege den Provinzialgefegen, diefe den befondern Statuten und diefe endlich den 
auf andere Art wohlerworbenen Rechten nad ?®). 

8. 22. Die Gefege des Staats 27) verbinden alle Mitglieder dejielben, ohne 


) Unterfhied des Standes ?®), Ranges und Gefchlechte. 


$. 23. Die perfönlichen Eigenfchaften und Befugniffe 3°) eines Menſchen wer— 
25°) Für den Eivilpunke ift diefe Vorſchrift nicht präjudieirlich; im Civilprozeffe dienen die all- 
gemeinen Berweisregeln zur Richtſchnur. 

26) Kommen verfchiedene Territorialrechte innerhalb defielben Gebiets, die nicht neben einander, 
fondern in dem Berhältniffe der Unterordnung zu einander ſtehen, in frage, fo gilt die Regel: spe- 
cialis lex derogat generali, oder Willtür bricht Stadtrecht, Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht 
Gemeinrecht. Diefe Regel beftätigt der $. 21. Doch leidet die Regel eine Ausnahme in den bejon- 
deren Hüllen wo das allgemeinere Recht abjolut gebietende Borjchriften giebt, wie 3. B. die Beftim- 
numg Über den Großjährigkeitstermin. Bergl. Note 3 und 9 zum Publ.-Pat. 

*) (5. 9.) Meine Abh., Bon der Anwendung mehrerer Rechtsquellen (Kollifion der Geſetze hin- 
fichts des Ortes); in der juriftiichen Zeitung von 1833, Kol. 254 ff., 276 ff., 300 ff., 322 ff., 346 ff. 

27) Das Geſetzbuch enthält aljo nur. Territorialrecht, und nach diefem Territorialrechte jollen ſich 
Alle ohne Unterſchied richten. Der Grumd der Rechtsgemeinſchaft ift mithin das Staatsgebiet, 
nicht die Bolfsabftammung: nationale Rechte gelten nicht, und der bis im die neuere Seit ge⸗ 
bulbehe Ueberreft davon, das perfönliche Recht der Juden, ift mum auch umtergegangen. Verf.Url. 

rt.4 und 12, 

23) Die befonderen Standesrechte, welche jonft den Berfonen, die von Geburt oder Abftammung 
einem gewijjen Stande (Klafje von Einwohnern) angehörten, gemeinfam waren, 3. B. das Privat- 
Fürftenrecht, find damit, folgerecht (j. die vor. Note), völlig befeitigt. S. o. Note 3 zum Publ.-Pat. 

29) Ueberhaupt. Unter diefer Ueberfchrift gehen die Verfaſſer über zur Beftimmung der ört- 
lichen Grenzen der verfchiedenen , einander tiderftreitenden Territorialrechte umd zur Entſcheidung der 
von diejen Grenzen abhängigen Kollifionen. Sie fließen fi) dabei an an die damals herrſchende 
Lehre der Statuta personalia, realia und mixta. Perfonaljtatuten nennt man diejenigen Gefete, 
welche hauptſächlich über die perfönlihen Zuftände Beftimmung treffen; Realftatuten en die 
Geſetze, welche hauptjächlich von unbeweglihen Sachen handeln; gemifhte Statuten jollen Ge- 
fee jein, welche nach Einigen bloß über Handlungen Vorjchriften geben, nach Anderen ſolche, welche 
fih über Perſon und Sache zugleich verhalten, oder auch wohl nur ſolche, weldhe die Form der Hand- 
lungen zum Gegenftande haben (J. Voet, de statutis $. 4); bei der Begrenzung der Begriffe und 
in der Anwendung aber findet man eine große Menge ganz verfchiedener Meinungen, und man hat 
die Ueberzeugung gewonnen, daß die Lehre wegen ihrer Umvollftändigkeit und Unbeftimmtheit völlig 
ungenügend ıft, ald Grundlage für die ——— Kolliſionsfragen zu dienen. v. Savigny, 
Syſtem VIII. S. 123. Das A, L. R. trifft unter dem Einfluſſe diefer Lehre in den $$. 23—35 Be— 
ftunmungen über die Kollifion der Rechte verichiedener Bezirke; doc) find fie, tie zu erwarten, un— 
vollftändig und vieldeutig wie ihr Vorbild, daher e8 zu verwundern wäre, wenn es an der Verjchie- 
denheit der Meinungen fehlte, auf welche man in der Rechtsanwendung wie in der theoretiichen Aus- 
legung ftößt. — Borausgeſetzt find bei der Faſſung diefer Beſtimmungen vielleicht nur die Rechte ver- 
ſchiedener Bezirke innerhalb des pr. Landes, indeh find die Grundfäge auch für die Kollifion der ein- 
heimischen Rechte mit den Rechten fremder Staaten anwendbar ; die Praris findet foldhes nicht zweifelhaft. 

80) Nicht allein die perfönlichen Eigenſchaften (die Rechtsfähigkeit), ſondern aud die Berugmijle 
(m handeln, die Handlungsfähigkeit oder die Wirkung der Rechtsfähigkeit) follen nach diefem Rechte 

rtheilt werden. Damit ıft die Unterfcheidung der Nechtsfähigkeit an fih und der Wirkungen derjel- 
ben, worliber man gemeinrechtlich ftreitet, verworfen. Bergl. $. 35. Auch die befondere Fähigleit 
r neroiften Rechtshandlungen, namentlich die Fähigkeit der Frauensperſonen zur Uebernahme von Bürg- 
haften, iſt nad) dem Perfonalftatute zu beifinmmen , denn die Untericheidung mander Schriftfteller 
zwifchen allgemeiner und befonderer fähigkeit ift nirgend anerlannt. Außer den perjönlichen 
Eigenichaften umd Befugniſſen, ſowie deren Wirkungen, müffen aber, nad allgemeinen Grumdiägen, 
gleichfalls nad) dem Perſonalſtatute beurtheilt werden: I. Das Erbrecht, mamentlih: 1. die Tefta- 
mentsfähigleit, (daher auch die Fähigfeit, ein Fideilommiß zu gründen, und die gefetslihen Erforder- 
niffe einer Fideilommißftiftung, wie auch das Obertr. in dem Erf. vom 8. Mai 1865, Ard). f. Rechtsf. 
Bd. LX, ©. 39, anerkannt hat), und zwar bei Veränderung des Wohnſitzes nach der Tejtamentser- 
richtung ſowohl nad dem Ortsrechte zur Zeit der Errichtung, als nach den Rechten des letzten Wohn- 
fies zur Zeit des Todes; 2. der Inhalt nad) dem Perfonalftatute des legten Wohnfiges; 3, die Fä— 
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bigteit des Erben und Penatars mach deren eigenem perfönlichen Rechte; die Ermerbung der Erbichaft 
aber richtet fi nach dem Rechte des Erbichaftsforums (Erf. des Obertr. v. 17. Dezemb. 1855, Arch. 
f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 186); 4. die form des Teſtaments; doch wird hierüber geſtritten, indem 
nach einer anderen Meinung die Regel: locus regit actum, Anwendung finden joll. v. Savigny, 
Spftem , Bd. VII, S. 365. Das L.R. beftimmt darüber nichts; die Praris hat ſich in letter Initanz 
für diefe andere Meinung entichieden. Vergl. Erf. des Obertr. v. 6. März 1855 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XVI, ©, 270), und vom 3. April 1857 (Entſch. Bd. XXXV, S. 368). &. auch unten, Anm. 
44, Nr. IV. 5, Die Imteftaterbfolge, nach I, 12, 8. 537; IL, 1, 8.495; Anh. 8. 78. Wegen des 
8. 32 der Einl. wird der Grundjag itten, von Bornemann, Pr. R. (2.9) W.U, ©. 54 ff. 
Allein diefe Stelle bezieht fih auf Handlungen unter Yebendigen,, und das Pr. R. kennt nicht mehrere 
Erbichaften , fondern mır Eine Erbichaft eines Verftorbenen (Pr.-D. Tit. 2, $. 121), mas nicht paſſen 
würde, wenn der $. 32 eine Vorſchrift für die Erbfolge enthalten ſollte. Auch v. Savigny a. a. O. 
S. 316 ff. führt den Beweis fir die Wahrheit unjerer Yehre. Berg. Entſch. des Obertr. Bd. X, 
S. 148 ff. u. 177 ff. u. umten, Anm. 42 zu 8.32. Auch viele, wen nicht die meiften, Gerichte neh- 
men fi an. ©. das ——— Urtel dv. 1828 in m. Schl. Archiv Bd. U, &.79 ff. Bergl. den 
Rechtsfall in Ulrich und Sommer, neues Arch. Bd. VL ©. 476 ff. 6. Erbverträge mie Tefta- 
mente. II. Das Kamilienrecht, mamentlih: 1. die Ehe mit ihren Folgen und Wirkungen, nach dem 
Berfonalitatute des Mannes (II, 1, 8.369), mit Ausichluß der Form der Eingehung, wobei zwar 
die Geſetze des Ortes, mo man fich verbindet, im Betracht kommen, doc aber auch die Ehe in der 
Form, welche an dem Orte, mo die Eheleute ihren Wohnſitz nehmen wollen , vorgeichrieben iſt, gilltig 
vollzogen werden fann. Seuffert, Archiv, ®.U, Nr.5. 2. Das Berhältniß zwiſchen Eitern 
und Kindern, bei ehelichen Kindern nach dem Berfonalftatute des Baters; bei unehelihen nad 
dem des Kindes. In Beziehung auf unehelidhe Kinder find die Meinungen der Schriftiteller wie 
der Gerichte, ſowohl nach Gemeinem als nad preuß. Rechte verſchieden. Eine Meinung führt die 
Anfprüche aus der unehelichen Zeugung auf ein Delitt Reichs-⸗Pol. O. 1530, Tit. 33, 1548, Tit. 25, 
1577, Tit. 26) zurüd und will deshalb auf das am Orte der Klage geltende Geſetz jehen, weil das 
Geſetz ein zwingendes, ———— ſei. v. Sabigny, Bd. VII, ©. 278. Dieſen Charakter hat 
das franzöfiiche; die franz. Gerichte nehmen daher eine ſolche Klage nicht an: das franz. Recht erkennt 
einen folhen Anfpruch gar nicht an nnd verbietet die Erörterung defielben. Wo aber, wie in Deutid)- 
land, der Anipruch an fich rechtliches Dafein hat und die Geſetze verichiedener Länder mur über den 
u... oder iiber die Bedingungen von einander abweichen, da iſt der Charakter derielben als ein po- 
fitiv gebietender nicht zur Anerfennung gelommen. Daher urtheilen die Gerichte über die Frage: wel— 
ches Recht zur Auwendung zu bringen, verichieden ; die Einen jehen auf den Ort der Klage, mie bei 
Delikten (Seuffert, Arc. für Enticheidungen der oberiten Gerichte in den deutichen Staaten, Bd. II, 
Nr. 4), die Anderen auf den Drt des Beiichlafs (ebd. Bd. I, N. 158, Bd. II, Nr. 118). Dabei wird 
zwiſchen den Anjprüchen der Geſchwächten und den Rechten des Kindes micht unterichteden. Anders 
nad pr. Rechte. Anfangs vermijchte man auch hiernach, auf Grund des $. 37, Tit.3, Th. I A. L. R., 
beiderlet Auſprüche. Im neuerer Zeit aber ift die Unterjcheidung , ſowohl bei Schriftjtellern als in den 
Gerichten, klar und beſtimmt bervorgetreten umd die Praris hat ſich munmehr für die Lehre entichieden, 
wonach die Rechte des Kindes gegen feinen Erzeuger als Folgen und Wirkungen der perjönlichen Eigen- 
ichaften (des Status) eines Menichen anzuſehen umd nach dem Berfonalftatute des Kindes zu beur- 
theilen find. Hierauf gründet fich der Pl. = Beil. des Obertr. vom 21. November 1849 (Pr. 2158, 
Entich. XVII, 39): „Aus einer Schmwängerung, welche an einem Orte, wo franzöfiiches Recht gilt, 
ftattgefunden hat, fteht dem daraus unter der Herrichaft des franzöfiichen Rechts geborenen und domi- 
zilirenden Kinde gegen den Schmwängerer ein rechtlicher Auſpruch auch dann nicht zu, wenn diejer nad) 
dem Beifchlafe feinen Wohnſitz aus dem Orte des franzöfiichen Rechts nad) einem Orte verlegt, wo das 
A. WR. geſetzliche Kraft hat.“ Hiermit ſtimmt der Sat, welcher einer jpäteren Senatsentjcheidung 
vom 1, Novbr. 1850 (Entſch. XX, 300) vorangeftellt ift, und jo lautet: „Die Alimentationspflicht des 
Baters im Beziehung auf die von feinem Sohne erzeugten außerehelichen Kinder ift nad) den Geſetzen 
des Orts zu beurtheilen,, in welchem die Shwängerung erfolgt ift,“ nicht überein. Das beruhet 
aber auf einer unrichtigen Auffajjung und Faſſung; der Sag ift ein Privaterzeugniß, fein von dem 
Obertr. ausgehendes Prüjudiz; die Gründe der Enticeidung aber find eben die des PI. - Beichl. vom 
21. November 1849, und enthalten nichts von der Anmendung des örtlichen Rechts der Schwängerung, 
jondern jprechen von dem Wohnfige der Mutter und des Kindes. (4. A. Noch in dem Ert. des Obertr, 
bom 3, Dezember 1851 [Ard. }. Rechtsf. Bd. IV, S. 143] ift der Plenarbeihluß dahin angewendet 
worden, daf die Rechte des umehelichen Kindes gegen feinen Vater als durch die Geſetze des Geburte- 
ortes [richtiger nad) den Geſetzen des ſich oe dem Domizil der Mutter zur Zeit der Niederlunft 
bejtummenden Domizils) des Kindes beftunmt erachtet worden find, wenngleich der Vater diefen Ge- 
fegen nicht unterworfen, was allerdings bei umehelichen Kindern ein gleichgültiger Umſtand ift. Allein 
jener Plenarbeſchluß vom 21. Novbr. 1849 [Pr. 2158] ift fpäter durch einen Pl. - Beichl., vom 1. Fe— 
bruar 1858, mieder umgeftoßen. Dieſer Pl.Beſchl. hat nad) einer laugen Diskuſſion gegen das eun- 
ſtimmige Botum beider Referenten den Sat als Rechtsſatz zu efördert: , Recht eines un⸗ 
ehelichen Kindes gegen ſeinen Vater auf Alimente wird in dem wo die ı des Kindes bei 
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den nad) den Gefegen der Gerihtäbarfeit beurtheilt, unter welcher derjelbe feinen ei- 
gentlihen Wohnfig 3") hat. 
deſſen Geburt den Wohnſitz, melden fie zur Zeit ihrer präfumtiven Schwängerung inne gehabt ‚ Auf- 
geneben hatte, nach dem Geſetze ihre® Domizils zur Zeit der Schwängerung beurtheilt.” [J.M.Bl. 
S. 115 und Entſch. Bd. XXXVIL, ©. 1.] Ich notire dies als rechtögeichichtliche Thatſache. Auf die 
unerquickliche Begründung ift nicht einzugehen. Da die Zeit der präjumtiven Schwängerung jo ge- 
räumig ift, daß die Mutter in Grenzorten ein Dutend Deal ihren Wohnfit ändern kann, jo ift der 
Sat bodenlos. [5. A. In diefem Falle hilft fi) das Obertr. mit dem Sate: non defieit jus, sed 
probatio, umd jagt: „Liegt der Klägerin aber zur Begründung ihrer Klage der Beweis ob, daß die 
von ihr erhobenen Anjprüce dur das am Orte der Schwängerung geltende Recht geſchützt ſeien, jo 
muß ihre Klage an dem Umftande ſcheitern, daß es eben ungewiß iſt, ob die Schwängerung auf der 
linlen Rheinſeite, deren Gejetgebung jenen Anfprüchen entgegenficht ‚ oder auf dem Gebiete des Dit- 
rheines, wo foldje durch das örtliche Recht geſchützt fein würden, ftattgefunden hat, und es fomit an 
dem Beweiſe des entfernten Klagegrundes (fundamendum remotum) fehlt. Erf. vom 19. Juni 1866, 
Arc. f. Rechtsf. Bd. LXIU, ©. 252.) Cine Lehre giebt diefer Plenarbefhluß: es ift auch auf die 
Plenarbeſchlüſſe des Obertr. nicht zu bauen. Es ift weiter im diefer Beziehung, als Ausnahme von 
der Regel des 8. 23, auch angenommen, daß es nicht ſowohl auf den Wohnfit der Geſchwängerten 
im ftreng redtliden Sinne antomme, als vielmehr darauf, daß fie während der Empfängniß- 
zeit einen dauernden Aufenthalt an dem Orte, wo die Schwängerung vorgefallen, namentlich als 
Dienftbote, ger Erf. des Obertr. dv. 15. April 1859 [Ardı. T Nechtet. Bd. XXXIU, ©. 141]. 
Der Satz, daß die Gejetse des Wohnortes der Mutter zur Fe der Schwängerung die maßgebenden 
eien, ift gegen eine neuere Anfechtung von dem Obertr. durch das Erfenntniß dv. 1. Novbr. 1861 auf- 
recht erhalten. Entſch. Bd. XLVII. ©. 55.] Diefer Grundjag findet jedoch nur dam Anwendung, 
wenn da, wo die Echwängerung ftattfand umd die Geſchwängerte diente, die K.D. v. 4. Juli 1832 u 
v. 5. Dez. 1835 Geſetzeskraft haben. Erf. deſſ. vom 12. Sept. 1859, Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXV, 
©. 43), v. 29. Juni 1863 (Entih. Bd. L, ©. 311) u. d. 19. Juni 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, 
&. 250). — Ws Ausfluß der Statusrechte müſſen folgerecht mit der zeitlichen und örtlichen Berän- 
derung des Perjonalftatuts fih auch die „Befugniſſe““ des Kindes ändern. Hinſichtlich der zeitlichen 
Beränderung ift folches von der Gejetgebung in der That ausgeſprochen, denn das Patent v. 9. Sept. 
1814, 8. 11 umd vd. 9. Nov. 1816, 8. 14 erlennen den unehelichen Kindern, welche bis dahin unter der 
Herrſchaft des franz. Rechts gelebt haben, die Rechte, welche ihnen das A. L.R. giebt, mit dem Tage 
der Einführung des FR. zu; das Gleiche muß, wegen Gleichheit des Grundes, auch bei örtlichen 
Beränderungen gelten, jo daß, wenn 3. B. ein umeheliches Kind feinen Wohnfig aus dem Bezirke des 
franz. R. in den des A. PR. verlegt, bon diefem Zeitpunkte an ihm die Rechte der unehelichen Kinder 
gegen feinen Vater zuftehen. Ob es ſolche geltend machen kann, oder nicht, hängt von den Geſetzen 
des Wohnſitzes des Vaters ab. Wohnt er ımter dem franz. Rechte, jo ift e8 ummöglid) bei einem franz. 
Gerichte, wegen des pofitiven Verbotsgeſetzes; wohnt er unter einem echte, welches die Anſprüche des 
Kindes aus dem Status anerkennt, jo können diefelben geltend gemacht werden. (4. 9.) Der V. (rheis 
niſche) Senat des Obertr. hat in Bezug darauf ausgejprochen, daß die Geltendmachung und Durchfüh— 
rumg der einem unehelichen Kinde an dem Orte jeiner Geburt auf Grund der dort geltenden Geſetze ge- 
en jeinen ar zuftehenden Anfprlche an einem anderen Orte nur unter der Borausfegung ftatt 
nde, daß aud au diefem Orte jene Ansprüche gefetslich anerkannt find. Erf. dv. 23. Sept. 1856 (Ardı. 
f. Rechtsf. Bd. XXL, S. 205). (5.9.) UL Der ftaatsrechtliche Status (status publicus), d. h. der 
Inbegriff der Eigenſchaften und Fähigkeiten, melde eine Perſon haben muß, um nad den Grund- 
fägen des öffentlichen Rechts an der Geſetzgebung oder der —— und Verwaltung des Staats 
theilnehmen zu fönnen, gehört nicht in die Sphäre des Privatrechts, daher kann dabei die Frage bon 
der Kollifion der Statuten nicht in Betracht fommen; das öffentliche Recht eines jeden Staats iſt ab- 
folnt und ausichließlih maßgebend. 

31) Wohnfit heißt der bleibende Mittelpuuft der Febensverhältniffe und Geſchäfte einer phnfi- 
fchen Perſon. Juriſtiſche Perfonen können feinen natürlichen Wohnſitz haben ; man fchreibt ihnen je- 
doch wegen des Bedürfniffes, einen gewiſſen Gerichtsftand derjelben zu begründen, einen künſtlichen 
Wohnſitz zu. Iſt eim folcher nicht bei der Gründung der juriftiihen Perſon feftgeftellt, fo ift der Sit 
des Geichäftäbetriebes derfelben dafür anzunehmen. Weber die Art, wie der Kohnfik erworben und 
wieder aufgehoben wird, ſ. m. Priv. Recht 8. 219. — Wirkungen des Wohnfiges find, ſowohl nad 
Rom. als nach heutigem Rechte, außer den Ortslaften, Gerichtsftand (forum domieilii) ımd Rechts— 
genoſſenſchaft. Allein beide Wirkungen haben in den heutigen, oder richtiger in den im A. L. R. vor- 
ausgeſetzten, ftaatlihen Zuftänden andere Beziehungen: weder der MWohnfig macht nothwendig, tie 
na R., immer zum Mitgliede der Ortsgemeinde, noch bezieht fi) der Gerichtsftand auf die Obrig- 
feit des Stadt - oder Ortögebtets, fondern auf die eines Gerichtsbezirks. Die f. g. Erimirten find mi 
der Gerichtsbarkeit der Ortsobrigfeit unterworfen. II, 8, 88.61.62. Der Kohnfis macht alfo zwar 
das ihm eigenthitmliche Recht (lex domieilii) zur Eigenſchaft der Perfon, diefes Recht ift aber nicht das 
des Ortes, fondern das der Gerichtsbarteit, welcher die Perjon vermöge ihres Wohnfites und ihrer 
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5. B. über Aufhebung des erimirten Gerihtsftandes, vom 3. Januar 1849, 
8. 15 (8.5. ©. 5). 

&o lange in einzelnen Provinzen noch befondere Provinzial» oder ftatutarijche Rechte beſtehen, 
welche atıf die nach den zeitherigen Beſtimmungen vom ordentlichen Gerichtsftande erimirten Perjonen 
und Sachen nicht Anwendung gefunden haben, bleibt diefe Anwendung für folche Perjonen und Sa— 
hen aud) ferner ausgeſchloſſen. 

$. 24. Gine bloße Entfemung aus feiner Gerichtöbarfeit, bei welcher die Abſicht, 
einen andern Wohnfis zu wählen, noch nicht mit Zuverläffigfeit erhellet, verändert 
die perjönlichen Rechte und Pflichten diefed Menjchen nicht ??). 

$. 25. So lange Jemand noch feinen bejtimmten Wohnfis hat ?3), werden feine 
perjönlichen Rechte und Berbindlichkeiten nach dem Orte feiner Herkunft ®*) beurtheilt. 


übrigen perfönlichen Eigenfchaften unterworfen ift. Diefes ift es, mas der 8. 23 fagt. Innerhalb 
eines Gebietes konnten jonft viele Gerichtsbarkeiten vorlommen, deren Entftehungsgründe und Grenzen 
fehr verichiedenartig waren. Das Jahr 1848 hat hierin eine große Veränderung zur Folge gehabt : die 
ftandesherrliche,, ftädtiiche und Batrimoniafgerichtsbarkeit jeder Art in Civil» und Ohraflaken, fowie 
die geiftliche Gerichtsbarkeit in allen weltlichen Angelegenheiten ift aufgehoben ; die Gerichtsbarkeit wird 
überall nur dur vom Staate beftellte Gerichtsbehörden ausgeübt. V. d. 2. Jan. 1849, $.1(6.©. 1). 
Seitdem giebt es in den geographiich abgegrenzten Kreifen und Bezirken nur Eine Gerichtsbarkeit. Allein 
die bejonderen Rechte, welche in den aufgehobenen Gerichtsbarleiten mit verichiedenartigen Grenzen in 
demjelben geographiichen Bezirke galten, und nach welchen die perſönlichen Eigenihaften und Befug- 
niffe der, mit fremden Gerichtsangehörigen in demfelben Stadt » oder Landbezirte vermifcht wohnenden 
Gerichtseingeſeſſenen beſtimmt wurden, find beibehalten. (Zuſ. 5 zu $. 23.) Der $. 23 ift nun nicht 
mehr nach jeinem Wortlaute anwendbar, Sondern es muß feftgeftellt werden, welcher Gerichtsbarkeit 
eine Perfon angehören würde, wenn jene Sondergerichtsbarfeiten nicht aufgehoben worden wären, um 
biernad das auf fie anmwendbare Yofalftatut zu ermitteln. — Der Grundfat, daß die perjönlichen 
Rechte durch den Wohnſitz beftimmt werden, gilt ohne Unterfchied des Staatsverbandes oder Unter— 
thanenverhältniffes (der Imfänder und Ausländer). Das Geſetz d. 31. Dez. 1842 (G.S. 1843, S. 15) 
betrifft nicht das Privatrecht, ſondern ftaatsrechtliche Verhältniſſe. 

32) Wird aber eim anderer MWohnfi erworben, jo verändern ſich damit auch die perfönlichen 
Rechte. Das ift der Gegenfag der Beſtimmung. Das Aufgeben des Wohnfiges allein, ohne die Er- 
werbung eines neuen, hat diefe Wirkung nicht, vielmehr bleiben die perjönlichen Rechte nach dem Sta— 
tut des aufgegebenen Wohnfiges bis zur wirklichen Begründung eines neuen Wohnfiges unverändert, 
weil eben bis dahin moch feine Veränderung eingetreten ift. Die ſcheinbar entgegenjtehenden $$. 22 
— 25, Tit. 2 Pr.-O. betreffen bloß den Gerichtsftand. Der folgende $. 25 der Einleitung bezieht fich 
auf den Fall, wo die Perjon nod) überhaupt keinen, von ihrer Herkunft verfchiedenen Wohnſitz begrün- 
det hat. Iſt diefes geſchehen, jo it damit das Necht der Herkunft verändert und kann nicht vom jelbft 
twieder eutſtehen. Der Sat aber, daf die perjönlichen Rechte fich mit dem Wohnfite ändern, hat feine 
Anwendung auf ſchon erworbene Befugniſſe, namentlich nicht auf die fhon erworbene Selbftftändigkeit 
und Handlungsfähigkeit (Volljährigkeit). Diefe geht nicht wieder verloren, wenn ein großiährig Er- 
Märter, oder nad dem Rechte feines Wohnſitzes mit Zurüdlegung des 20ſten Jahres großjährig Ge- 
mwordener einen neuen Wohnfig an einem Orte nimmt, wo die Minderjährigfeit erg © dauert. Hier⸗ 
über find Scriftiteller umd Praris einig. R. vd. 2. Nobbr. 1789 (Klein, Annal. IV, S. 172); R. 
d, 24. Januar 1815 (Jahrb. Va, S. 7); R. dv. 19. März 1798 (Stengel IX, 255); Entſch. der 
G.K. vom 24. Januar 1798, Nr. 2 (Klein IV, 197); R. vom 28. Auguft und dv. 5. Janıar 1813 
(Jahrb. I, 203 u. IT, 186). Vergl. auch Uebereintumft mit Sachſen d. 15. März 1821, 8.3 (G. S. 
©. 39). Einige gemeinrehtliche Schriftfteller, 3.®. Lauterbach, de domicilio 8. 69; Hert, de 
collisione legum $. 5 i. f., waren anderer Meinung. 

33) Damit ift ein Wohnſitz gemeint, welchen eine Perſon ſich jelbitftändig errichtet hat. Wenn 
Jernand zu der Zeit, wo es darauf ankommt, feinen ſolchen en hat, fo ift die Urfache davon 
entweder, daß er den ertvorben gehabten Wohmſitz wieder aufgegeben und noch feinen neuen gegründet 
u Für diefen Kal ift der 8. 24 der Ein. beftimmend. &. die vorige Note. Oder er hat über- 

noch feinen eigenen Wohnſitz gehabt. Auf diefen Fall bezieht fic) diefer $. 25. 

34) Darumter ift nicht der Geburtsort zu verftehen , fondern die origo oder der Ort, an welchem 
zur Zeit der Geburt des Menichen, oder im Falle der Veränderumg zur Zeit der Beendung der väter- 
lichen Gewalt über ihn, der eheliche Vater deſſelben feinen Wohnſitz hatte Pr.-D. Tit.2, 88. 17—20; 
A.YR. U, 2,860. Der Grumd ift, weil das Kind den Wohnſitz des Vaters theilt. Vergl. R. 
v. 17. März 1794 (Klein, Annal. Bd. XIV, S. 324, und Voetins, Commentar. V, 1, $. 92 a. E.). 
Das Gleiche gilt von Ehefrauen, welche den Wohnfit des Ehemannes haben (Pr.-D. Tit. 2, $. 87; 
A. L.R. U, 1, 88.175, 679, Domicilium matrimoni. L. 5D. de ritu nupt. XXIII, 2; L.65 D, 
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$. 26. Iſt der Drt feiner Herfunft unbefannt, oder außerhalb der föniglichen 
Lande 35), fo gelten die Vorfchriften des Allgemeinen Landrechts, oder die befonderen 


H 


Gefege feines jedesmaligen Aufenthaltes, fo wie nach den einen, oder den andern, 
eine von ihm unternommene Handlung am füglichften beftehen kann. 
$. 27. Hat Jemand einen doppelten Wohnfis ?%), fo wird feine Fähigkeit zu 

handeln, nad) den Gefegen derjenigen von beiden Gericht3barfeiten beurtheilt, welche 
die Gültigkeit des Gefchäftd am meiften begünftigen. 

Dei * 8. 28. Das bewegliche Vermögen eines Menſchen wird, ohne Rüdjicht ſeines 
Ben Aufenthaltes, nach den Gefegen der ordentlichen Gerichtsbarkeit deſſel— 
en beurtheilt ?7). (8.23 sqgq.) 


— [25 


de jud. V, 1; L. 9 C. de incolis; L. 38, 8.8 D. ad munie. L, 1) und nach Auflöfung der Ehe, bis 
zur willkürlichen Veränderung, auch behalten. (Pr.-D. Tit. 2, 8.90; A.L.R. II, 1, 8. 738; L. 22, 
&.1 D. ad mun.) Linehelihe Kinder haben, jo lange fie nicht legitimirt find, den Wohnfig der Diut- 
ter. (Pr.-D. Tit. 2, 88. 21 u. 99; A. L. R. IL, 2, 8. 640.) Desgleichen haben felbftftändige Dienft- 
boten und Hausoffictanten den Wohnfit ihrer Herridaft. (Pr-D. Ti. 2.8.13; WER. 11,84, 
— Pr. des Obertr. 489, vom 25. Juni 18388. Das fcheinbar entgegenftehende Geſetz v. 31. Dezbr. 
1842, 8.2 (0.8.1843, ©. 11 betrifft bloß politiiche Berhältniffe.) — Die 88. 22 — 25 betreffen 
nur den Gerichtäftand der Wohnſitzloſen, und find dem $. 25 der Eml. nicht entgegen. 

35) Diefe Ausnahme don der Regel ift erft im Folge von Erinnerungen gegen den Entwurf autj- 
enommen, um eine praftiiche Schwierigkeit zu bejeitigen, welche aus der Unbefannticaft mit dem im 
uslande geltenden Rechte bei uns entjtehen möchte. (Bornemann, Syſtem, ®.I, ©. 202, An— 

merk.) Warum jedoch nur für den Fall, daß der Ort der Herkunft des fremden außerhalb Landes 
ift, die Ausnahme gelten Soll, ift nicht erfichtiich, da der Grund ebenio dann zutrifft, wern der Wohnz- 
fit außerhalb Landes ift. Der 8. 35 der Einl. giebt die gleiche Vorjchrift auch für diefen Fall, doch 
mit der Einſchränkung auf Verträge über Gegenftände, welche fi) hier im Inlaude befinden, Im 
Uebrigen bleibt es ſonach bei der Regel, daß die Handlungsfähigkeit der Fremden mad) dem Rechte 
ihres Wohnfiges, wenn fie einen Wohnſitz haben, zu beurtheilen tft. 

86) Für diefen Fall muß ein anderer Grundiat gelten, als für den Gerichtsftand angenommen 
ft. Pr.⸗O. Tit. 2, 8.5. Nach allgemeinen Rechtsgrundfägen müßte das Recht des erften Wohn- 
fies für die Rechts» und Handlungsfähigteit der Perton beftimmend fein, weil diefes erfte perjönliche 
Recht durch die Erwerbung eines zweiten gleichzeitigen MWohnfiges nicht verändert wird. Das 
behauptet auch Savigny, Syſtem VII, ©. 101. Der $.27 trifft aber eine andere Beftimmung, 
um unternommene Rechtsgefchäfte möglichft aufrecht zu erhalten. Vergl. 8. 35. fiir die Inteftaterb- 
folge aber ift dieielbe unmöglich, hier kann nur das eine Recht ausichließend enticheiden,, und dieſes 
ift hr a. Die Analogie aus $. 58, Tit. 18, Th. II ift wegen Ungleichheit des Gegenftandes 
unzuläffig. 

37) In der Zeit der Entftehung des L.R., wo die Unterfcheidung zwiſchen Perſonal- und Real» 
ftatuten herrſchte, machte man allgemein einen Unterichied zwiihen beweglidhen und unbeweg— 
lihen Saden. Auf beweglide Saden follte nicht die lex rei sitae, fondern die lex domicilii 
Anwendung finden, indem man fingirte, daß beivegliche Sachen immer jo angejehen werden müßten, 
als befänden fie fih am Wohnfige der Perfon. Dies findet fich oft durch die Formel ausgedrüdt : 
mobilia ossibus inhaereut, Neuere Schriftiteller verwerfen dieſe Unterjceidung wegen ihrer inneren 
Haltlofigkeit und Inkonſequenz. Das A. L.R. hat dieje Lehre aufgenommen; die Beitimmungen find 
jedod ungenügend zur Erledigung der praftiichen Fragen, welche aus den mannigfadhen —— 
im Nechtsverfehre entſtehen. Die Unterſcheidung hat ürſprünglich ihren Sig im Erbrechte. Dieſes be— 
ftimmt fich nach dem Rechte des Wohnſitzes des Erblafjers, Die Vertheidiger der Untericheidung wol— 
len dies nur in Beziehung auf den Mobiltarnachlaß gelten laſſen, auf unbemegliche Sachen aber 
die lex rei sitae angemendet wiſſen. Daraus erklären fich die Ausdrüde „das bewegliche Bermögen‘, 
„Mobiliorvermögen‘, in den 88. 28, 30, 31. Bon dem Erbrechte hat man dann die Untericheidung 
auf die Rechte an einzelnen Sachen übertragen. Dieſer Uebertragung find die Verfafier des L.R. nicht 
gefolgt; nur der 8. 29 ſpricht don einer einzelnen Sade. Die Kaflung der 88. 28 — 32 ift num jo 
ausgefallen, daß es zweifelhaft ift: ob von dem Inbegriffe oder von einzelnen Rechten gehandelt wird. 
Man ift indeß jetzt ziemlich allgemein einig darüber: daß dieie Beitimmungen ſich nicht auf das Erb- 
recht, jondern auf Rechte an einzelnen Saden beziehen. ©. o. Note 30 zu $. 23, Die Faſſung ift 
jedoch jo allgemein und unbeitimmt, daß darnach eine ſichere Behandlung der verichiedenen Rechte an 
Sachen nicht möglich if. Man muß unterſcheiden. Zuvörderft find die obligatoriihen Rechte 
abzujondern. Dieie gehören nicht zu dem „beweglichen Bermögen eines Menichen‘ im Sinne des 8.23. 
Das ergiebt die Theorie, melde das A. ER. zu der feinigen macht, unzweifelhaft, und ift auch von 
der Praxis angenommen, Pr. des Obertr. 903, vd. 25. Juli 1840, Die Beſtimmungen beziehen fich 
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8. 29. Bei einer doppelten Gerichtäbarkeit haben die Rechte ded Ortes, wo fi 
die Cache befindet, den Vorzug ?®). 
8. 30. ft aber in einem folhen Falle ($. 29) das Mobiliarvermögen, zur Zeit 
der ſich darauf beziehenden Handlung, an einem dritten Orte ®°), fo finden die Geſetze 


alfo nur auf dingliche Rechte. Dieſe follen nad) der lex domieilii „des Menichen‘‘ beurtheilt werden, 
namentlich aljo auch deren Ermwerbung und Berluft. Unter diefem Menſchen ift ficher der Eigenthümer 
der Sache verftanden, und bei Uebertragungen wohl der bisherige Eigenthiimer. Wenn aber das Cigen- 
thum ftreitig it? Dann wird der Befiter dafür genommen werden müſſen. Und wenn die Sache 
feinen Gigenthümer und feinen Befiger hat? Dann muf die lex rei sitae beftimmend fein. Ob z. B. 
Eigenthum durch Dfkupation zu eriverben möglich ift, kann nicht nad) der lex domieilii entſchieden 
werden. 1. Eigenthumsübertragung foll fid) nad) der lex domieilii richten. Das L.R. erfordert Ueber 
abe, das franz. Recht nicht. Verkauft ein Preuße eine ihm gehörige Sache, welche ſich in Köln be 
Aber, jo hat der Käufer eher nicht das Eigenthum erworben, als bis ihm die Sache übergeben mor- 
den ift; verfauft ein Kölner eine dort befindliche Sache einem Preußen, fo erwirbt dieier fofort Eigen- 
thum durch Abichluß des Kontralts. — Bei der erwerbenden Verjährung durch Befit fällt die lex do- 
mieilii mit der lex rei sitae zufammen, wenigftens in der Regel. 2. Au) die Gebrauchs⸗ und ——e— — 
rechte an beweglichen Sachen wird die lex domieilii des Beſtellers angewendet. 3. Das Pfandrecht ſoll 
nach der Borjchrift des $. 28 nach demfelben Rechte behandelt werden. Das führt jedoch zu Wider- 
finnigteiten. Denn ein Bewohner von Neuvorpommern kann nad) feiner lex domieilii an einer be— 
Iihen Sache Piandredht durch bloßen Vertrag beftellen; das L. R. kennt fein Bertragspfandrecht ohne 
Uebergabe (I, 20, 88.111, 105), Jener müßte daher an feiner in Breslau befindlichen Sache durch 
bloße acceptirte Willenserflärung, nicht allein am Orte Breslau jelbft, jondern fogar an feinem Wohn 
orte ein Pfandrecht beftellen können, dergeftalt, da dafielbe gegen jeden Dritten mit der dinglichen 
Piandflage verfolgbar wäre. Das wird verneint werden müfjen. Wenn der Fall aber der ift, daß 
eine in Vorpommern durch Bertrag gültig verpfändete Sache in den landrechtlichen Bereih kommt, 
fann da das eimmal gültig entftandene dingliche Recht gegen jeden Dritten verfolgt werden? Dieſe 
Frage haben ſich auch die Verfaſſer des L. R. vorgelegt. Ein Monent hatte die Untericheidung der bes 
meglichen und unbeweglichen Saden getadelt. Dazu bemerkte v. Grolmann: „Halte ich für erheb- 
lich. 3.€. es ift an vielen Orten Rechtens, daß eine Generalhypothet auch Mobilien afficirt. Wenn 
nun ein fremder feine mit einer foldyen Hypothek beichwerte Uhr in Berlin verfauft, wmirde man dem 
fremden Pfandgläubiger verftatten, actionem hyp. anzuftellen *” Suarez ermiderte: „Ich halte das 
Monitum gegen die Meinung des Herrn d. ©. für unerbeblih. Nur allein bei Berträgen, die bon 
einem Ausländer über Mobilien, die ſich innerhalb Landes befinden, im Lande geichlofjen merden, 
würde ich annehmen, daf die Wirkungen defielben nach den LL. fori eontraetus zu beurtheilen find, 
3 E. es ftirbt ein Hamburger, welcher beivegliches Vermögen in Berlin hat, jo muß doch wohl die 
ueceifion im dies Vermögen nadı den Hamburger Geſetzen beurtbeilt werden. Aber der Hamburger 
verkauft in Berlin feine bei ſich habende Uhr, fo find die Wirkungen des Kaufs nad) den Berliner Ger 
jegen zu beurtheilen.“ (Mat. Bd. 80, Abſchr. Bd. I, Bl. 31 und Gef.-Rev.-Mot. ;. Einl. ©. 112.) 
Eine Entideidung findet fi nicht. Die Aeußerungen zeigen, dab man über die Beziehung der lex 
rei sitae untlar mar, das Beijpiel des Verkaufs ift micht aus dem Sachenrechte, jondern aus dem Obli- 
gationenrechte ; doch erhellet jo viel, daß man auf unfern Fragefall die lex domieilii für unanmendbar 
bielt. Das ift das Richtige, deshalb, weil das preuß. R. das Inſtitut des VBertragspfandrechts micht 
lennt umd folglich in feinem &ebiete nicht ſchützt; denm dieſes (ein Hypothelenrecht) ift weſentlich ein 
anderes als das Fauſtpfand (pignus). Bergl. d. Savigny VI, ©. 197. Der fall zeigt, daß von 
der abſtralten und unbeftimmten Satung des 8. 28 abgejehen, und in jedem einzelnen Falle der an- 
wendbare Rechtsſatz nach allgemeinen Grundiägen gefunden werden muß. Namentlich wird auch der 
Beſitz, deſſen Erwerb und Berluft, micht nach der lex domieilii „des Menichen” — man weiß bier in 
der That nicht: ob des bisherigen Befiters, oder des nemen Ermerbers, — ſondern nach der lex rei 
sitae zu beurtheilen jein. 

38) Die Beftimmung zeigt, daß man nicht an die Berlafienichaft und das Erbrecht, fondern an 
Nechte an einzelnen Sachen gedacht hat, denn unmöglich ift anzunehmen, daß man hierdurch eine 
mehrfache Univerialfucceifton in das Mobiliarvermögen hat vorichreiben wollen. 

89) 3. B. Kaufmannstwaaren, melde der Eigenthümer außerhalb feines Wohnortes niedergelegt 
hat. Ein Gutsbeſitzer, welcher einen Wohnfig unter dem A. L.R. und einen umter dem franz. R. hat, 
hat in Straliund Getreide aufgeipeichert und till es verpfänden. In Straliumd gilt das gemeinrecht- 
liche Vertragspfand, nah franz. und preuß. Rechte nur das Faufipfand; aber die Ermerbungsart ift 
nad) dein Code civil Art. 2076 ganz anders als nach pr. R.: ohne Abfaffung einer Urkunde und ohne 
deren Einregiftrirung fann fein Pfandrecht beftellt werden. Welches ift num das dem pr. R. am 
nächften fommende ? Sind die Rechtsinftitute als das Mefentliche beftimmend, fo muß das fr. R. zur 
Anwendung kommen. Dann aber ift die Verpfändung in Stralfund wegen der Erwerbungsart un- 
ausführbar. Die Beſtimmung ift alfo unpraktiſch. Noch weit ſchwieriger wird die Anwendung deriel- 
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desjenigen Drted Anwendung, welche dem gemeinen Nechte der preußifchen Staaten 
am nächjten fommen. 

8. 31. Das bewegliche Vermögen eines Menjchen, der feinen beftimmten Wohn- 
ſitz hat, wird nad) den Geſetzen jeines jedesmaligen Aufenthaltes *%), jedoch mit Rüd- 
fiht auf feinen perfönlichen Stand +1) beurtbeilt. 

— J— $. 32. In Anſehung des unbeweglichen a gelten, ohne Rückſicht auf 
Erden. — — die Geſetze der Gerichtsbarkeit, unter welcher ſich daf- 
elbe befindet * 2), z 


ben, wenn die Sache zur Zeit der fich darauf beziehenden Handlung auf dem Transport, vielleicht auf 
der Eijenbahn ift, auf welcher die Sache während der Handlung mehrere Landgebiete mit berichiedenen 
Rechten durchlaufen kann. Zur Enticeidung diefes Falles hat das L.R. feinen Grundiag. Coll die 
Regel des 8. 28 (die lex domieilii) angewendet werden, fo hat man die Wahl zwiſchen dem Rechte des 
älteften der beiden Mohnfite und der Analogie nad) 8.27. Das Erftere ift nad) allgemeinen Rechts- 
grundſätzen das Richtige; das Andere entipricht mehr den wohlwollenden Zwecken des Y.R., die unter 
nommenen Rechtsgeichafte gegen Ungültigteit zu fichern. 

40) Nach dem Grundſatze des $. 28 follte das Recht des Ortes der Herkunft oder des letsten eige- 
nen Wohnfites zur Anwendung kommen. 88. 24 u. 25. Die abweichende, als Ausnahme anzuſehende 
— $. 31 bezwedt praktiſche Erleichterung; ſonſt giebt es dafür feinen zwingenden inne— 
ren Grund. 


u Aus ob er zu einer Klaſſe von Perfonen gehört, die fonft erimirte waren. ©. o. Note 31 





zu $ 
42) Das Pr. des Obertr. 663, v. 17. Mai 1839 fagt: „Unter den Geſetzen des fori rei sitae 

find eigentliche Realftatuten zu verftchen, d. h. jolche, welche jpeziell auf Immobilien fic beziehende 
Vorſchriſten enthalten.” Gegen die Rechtswahrheit dieſes Satzes ift Einſpruch zu thun, im fofern, wie 
der Wortlaut jagt, darunter eim ſ. g. Statut zu verftehen fei, welches fich ganz beionders mit Immo— 
bitten beichäftigt. Die lex rei sitae ift das Recht, welches dort gilt, mo die Sache liegt. Im den 
Ländern des fr. R. ift z B. der Code das Realftatut über die dort befindlichen Sachen, es kann aljo 
der Käufer eines Grundftüds, melces einem Preußen gehört, das Eigenthum durch bloßen Vertrag, 
ohne Uebergabe , erwerben. — Die Frage: ob die Satzung ſich auf das Erbrecht oder nur auf Rechte 
an einzelnen Sachen beziche, ift jchon oben, Note 30 zu 8. 23, erledigt. Hier ift dazu noch nadhzus 
ig ef Dean hat auc das Obertr. zu den Vertretern der Meinung gezählt, nach welcher der $. 32 auf 
die Uniderfaliucceifion (Erbfolge) bezogen werden ſoll, und fich dafür auf die Entid. v. 6. April 1839 
(Ulrih, Arch VI, 504) berufen. (Erg. z. A. OR. ſ2. A.) Bd. I, ©. 117.) Diefe Entic. ift iden- 
tiich mit dem Pr. 655, d. 6. April 1839: „Diele Vorſchriſt kommt auch bei den zu einer Erbſchaft 
gehörigen Immobilien zur Anwendung.” Der Fall betrifft jedoch nicht umfere Frage. Die Parteien 
ftritten über die Anwendung der Weftphäliichen Erblandesvereiniqung von 1590, welche die Töchter 
bon der Erbfolge in adelige Güter im Herzogthume Weftphalen ausichließt. Daß ein Nealftatut, wel⸗ 
ches zu politiihen Zmeden über die Vererbung einer beftimmten Klafje von Immobilien unter jeiner 
rrichaft beiondere Vorſchriften aiebt, auf ſolche Güter anzumenden fer, ift nicht ftreitig; eim ſolches 
etz hat eine pofitiv gebietende Natur. Das Pr. 655 bezieht ſich nur auf diejen Fall. Uniere Frage 
aber ift: ob der $. 32 vorfchreibe, daß die Erbfolge in unbewegliche Sachen nicht nad) dem Rechte des 
Wohnſitzes des Erblaſſers, fondern nach den allgemeinen Erbſchaftsgeſetzen, welche an den verichiede- 
nen Orten, wo die einzelnen Grundſtücke liegen, gelten, beftimmt werde. Und diefe frage ift zu ver— 
neinen. Der $. 32 bezieht fid) auf die an unbeweglichen Sachen möglichen dinglichen Rechte, nament« 
lich auf Eigenthum und Beſitz, auf perföntiche und Prädial» Servituten, auf das Pfand» und Hhbo- 
thelenrecht, auf die Superficies und Emphnteufis, auf Rechte an Kolonaten, Fideitommifien und Le— 
hen (die ja nicht zur Erbſchaft gehören), und insbejondere auf die beſondere Erwerbs - und Befitfähig« 
feit, auf den Erwerb und Verluft, jomit auch auf die Erfitung (Uſukapion) und dergl. So und an« 
ders nicht hat auch das Obertr. die Vorichrift aufgefaßt, nach dem Pr. 967, db. 4. Januar 1841: „Die 
Beſtimmung des 8.32 bezieht fich auf die Rechte, die der Eigenthümer an unbeweglichen Saden hat; 
3. B. die Zeit, binnen welcher er fie durch Berjährung erwirbt; dagegen ift die Dispofitionsfähigfeit 
nad) $. 23 zu beurtheilen.” (Präj.Samml. I, ©. 3.) Damit ftimmt aud die Borjchrift I, 5, $. 115 
überein. Nah Vorſchrift des $. 32 richtet fih auc die Nachfolge in Lehen und Fideilommiſſe nad) 
der lex rei sitae, weil dieje Güter, wie gefagt, nicht zur Erbſchaft des verftorbenen Befigers gehören, 
jondern durch Singulariucceifion übergehen. Das die Lehen betvefjende Geſetz hat jedoch eine weitere 
Ausdehnung als die gewöhnlichen Realftatuten. Das Pr. des Obertr. 1236, v. 20. Dezbr. 1842 umd 
16. Juli 1832, jpricht aus: „Bei fendis extra curtem wird das Succeſſiondrecht der Yehnsberechtiaten 
nah dem jure curine, nicht nad) den jure feudi siti beftimmt.“ (Bräj.» Samml. I, ©. 102.) Das 
ift richtig. Denn die feuda extra curtem werden beberricht von dem Lehnsgefetsgeber , bei dem fie zu 
Lehn gehen, nicht von Dem, im deſſen Gebiete fie liegen. Doc kann e8 davon wohl Ausnahmen ge= 
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$. 33. Provinzialgejege und Statuten, welche die äußerliche Feierlichkeit einer Sei ver Form 


Handlung beftimmen, gelten +®) nur bei Handlungen, die unter der Gerichtsbarkeit, 
für — das Geſetz gegeben iſt, von den ihr unterworfenen Perſonen vorgenommen 
werden #*). 


ben, 3.8. wenn das Lehn erft nad) jeiner Errichtung an einen auswärtigen Lehnsherrn gelangt und 
dadurch, bezüglich auf dieien, ein feudum extra gurtem geworden ift. (5. A.) Ganz deutlich erflärt das 
Obertr. ſich gegen jene ihm untergelegte Meinung in dem Erf. vom 8. Mai 1865, wo es jagt: „unter 
den Geſetzen, die „in Anjehung des unbeweglichen Vermögens“ gelten jollen, find hier (im $. 32) nur 
die wahren Realſtatuten zu verſtehen, nicht aber Gejege, weiche die Erbfolge überhaupt, ohne Rüd- 
fiht auf die im Bermögen etwa befindlichen Immobilien, betrefien, jo daß, wenn es fih um eine 
Univerjalfucceifion handelt, nicht die Realftatuten , jondern die Geſetze des Wohnfites des Erblaffers, 
des fori hereditatis, auch über die Nachfolge in die zum Nachlafje gehörigen Immobilien zur Anwen 
dung kommen. (Arch. j. Rechts. Bd. LX, ©. 67.) Vergl. das Erf. def. vom 8. November 1844 
ar Bd. X, ©. 146, 147, 179), und vom 8. Juni 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVI, ©, 50). 
. ſ. auch mein Erbrecht, $. 3, ©. 29 fi. 

43) „Selten als verpflichtend‘ ift zu leſen; denn Andere werden fich an dem Orte auch dar- 
nad) richten dürfen, 

44) Dieſe dürftige und unklare Beſtimmung joll die umfangreiche und zmeifelhafte Fehre iiber die 
vermiſchten Statuten (statuta mixta) vertreten. Sie fpricht nur dom der äußerlichen Feierlichkeit 
einer Handlung, weiche Provinzialgefege und Statuten beftimmen, und von den Perfonen, welche die- 
jen unterworfen find, als wenn Fremde, welche fi an dem Orte aufhalten, fich nicht darnach richten 
dürften, was doch gewiß nicht gemeint if. Sie erinnert am die wenig verbreitet getvefene Meinung, 
daß die vermiſchten Statuten nur die Form der Handlungen zum Gegenftande hatten, Note 29 zu 
z. 23, und betrifft nicht die — Geſetze des Ortes der Handlung, die doch auch zu den Sta— 
tuten in dem hier gemeinten Sinne gehören. Im Betreff der Form der Verträge geben noch die 
88. 111 bis 115, 1, 5 u. Pr.O. Zit. 10, 8. 115 Vorſchriften. Was aber die form anderer Hand» 
lungen, ſowie was die weſentlichen Erfordernifie, die Folgen und Wirkungen und die Erfüllung der 
Berträge, die Entftehung und Erlöihung der Obligationen betrifft, fo ift feine Beſtimmung darüber 

etroffen: Alles ift der mifjenichaftlichen Feitftellung überlaffen. 1. Berträge Gemeinrechtlich ift 
iwillige Unterwerfung der Beftimmungsgrund ſowohl des Gerichtsftandes als des örtlichen Rechts der 
Obligationen aus erlaubten Handlungen. Die Abficht der Parteien ift, wie eine Thatjache, aus den 
Umftänden zu fchließen, wenn es an einer ausdrüdlichen Erklärung fehlt. L. 19, $.2 D. de jud. 
(V, 1); dv. Savigny, Spftem, VII, 203, Der ne hat im Allgemeinen aud nad) pr. R. 
Geltung. Pr.O. Tit. 2, 8.7, Nr. 2, 88. 148— 165. Gr findet Anwendung in allen Fällen, mo 
nicht ausdrüdliche, pofitive Gelege von zimmigender Natur entgegenftchen. Das erkennt auch die Praris 
des Obertr. (Entſch. ®d. XVII, ©. 150) an. Der befondere Geriditsftand der Obligation und der 
damit zufammenhangende Sit des Nechtsverhältniffes wurde zur Zeit der Abfaffung des A. ER. faft 
allgemein an den Entftehungsort gejett, wegen L. 19, 8.2 D. de jnd. (V, 1); L.3 D. de reb. auet. 
jud. (XL, 5); L. 21 D. de obi. et act. (XLIV, 7), woher der Ausdrud forum eontractus kommt, 
da die meiften Obligationen aus Verträgen entftehen. Neuere Korichungen haben die Verwerfung dies 
fer Lehre zur Helge gehabt und auf den Ort der Erfüllung geführt. dv. Saviguy, Spftem, VI, 
S. 209. Merfwürdig ift, daß damit fchon die pr. Gefetsgebung aus jener Zeit im Ganzen überein- 
ſtimmt; denn e8 wird dem Orte, wo die Verbindlichkeit erfüllt werden joll, vor dem Orte, mo 
der Vertrag feine verbindliche Kraft erhalten hat, ausdrüdlid der Vorzug gegeben. Pr.O. Tit. 2, 
88. 148, 149. Der Umftand, ob die Bedingung vorhanden fei, unter welcher der Schuldner an dies 
fem Orte auch verklagt werden fan (Pr.O. 8.150. Bergl. L. 19 pr. D. de jud. V, 1; L.1D. 
de eo quod certo loeo XII, 4; Coeceji, jus contr., V, 1, qu. 15), oder ob die Klage in foro do- 
micilii angebracht werden muß, ift in der Beziehung, in welcher hier von dem Gerichtsftande der Obli— 
—— Rede iſt, gleichgültig. Denn durch denſelben wird zugleich das örtliche Recht der Obligation 
ſtimmt, und dieſes bleibt dann unverändert, wenn auch der Schuldner in einem anderen Gerichts— 
ftande belangt wird. Das A. ER. hat zwei Anwendungen dieſes Grundjages; I, 5, 88.113, 114 und 
88. 256, 257. Das örtliche Recht der Obligation im Allgemeinen ift aber nicht auf alle eimzelnen 
Rechtsfragen, welche dabei vortommen können, anwendbar. 1. Die perfönliche Fähigkeit für das frag« 
liche Rechtsverhältniß beftimmt fich immer nach der lex domicilii. 2, Bei Auslegung eines durch 
Briefmechiel geichlofienen Vertrages ift vorzugsmeile auf den Sprachgebrauch des Ortes zu jehen, an 
weichem der Berfaffer desjenigen Briefes wohnt, der die Propofitionen, iiber deren Sinn und Bedeu- 
tung Streit ift, vorſchlägt. Diele Auslegung ift überhaupt wicht juris, jondern faeti. Vergl. den Fall 
bei Wächter im Archid für civil. Praxis XIX, ©. 117; umd unten I, 4, $$. 67—69. 3. Die ime= 
fentlihen Bedingungen der Gültigkeit find nach dem, auf die gedachte Weiſe feftzuftellenden, örtlichen 
Rechte der Obligation zu beurtheilen, wenn nicht an dem Orte des Prozeſſes ein pofitiv gebietendes 
Recht entgegenfteht. Dies ift insbefondere der Fall auch mit den zuläffigen materiellen Klagrechten 


der 
—— 
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und mit den peremtoriihen Erceptionen, die nicht als bloße prozeffualiiche Inftitute behandelt werden 
dirfen, vielmehr materielle Rechtsſätze find. Anders mit den dilatoriichen, nur auf Prozeßvorſchriften 
beruhenden Einreden und mit den aus der perfönlichen Fähigleit entipringenden Rechtseinwendungen, 
3. B. bei Bürgſchaften der Frauensperſonen. (8. C. Vellej.) Zu jenen, nad dem örtlichen Rechte 
der Obligation zu beurtheilenden peremtorischen Einreden gehört namentlich die ——— m. 
TR. 8.40, Note 23. ©. beſonders dv. Savigny, Eye, Bd. VII, S. 273. Darüber ift 
treit und Rechtsungewißheit. Viele halten die Gefege über die Verjährung fiir Prozeßvorſchriften 
und wollen deshalb nur die Geſetze des Klagorts, d. h. Mohnorts des Beklagten, anwenden; Andere 
wollen das zwar auch, find ſich aber eines juriftiichen Grundes nicht bewußt. Die Praris ift fehr 
ſchwankend. a) Das Obertr. hat in dem Pr. v. 22. Juni 1844 (Entid. Bd. X, ©. 102) den Sat 
ausgeiproden: „Bei der Beurtheilung der Frage, ob der vor einem inländiichen Gerichte geltend ge— 
machte Anipruch aus einem im Auslande abgeſchloſſenen Bertrage durch Verjährung erloſchen jei, fom« 
men die inländiichen Gefege zur Anmendung. Das Eintreten diefer Verjährung ift als eine rechtliche 
Folge und Wirkung des Vertrages nicht anzujehen.“ Der ziveite Sat ift am ſich umverftändiich und 
erhält aud aus den Entideidungsgründen fein juriftiiches Verſtändniß. Man hat damit den Rechts- 
grund der erſtgedachten Meinung widerlegen wollen, daß nämlich die Verjährung mit der Obligation 
im Zujammenhange ftehe, indem die Bejtimmungen über die Verjährung dem materiellen Rechte an- 
ehören. Der erfte Theil des Ausipruche berührt eben die Streitfrage, ift aber ohme alle juriftiiche 
egründung, denn die wortreichen Gründe enthalten gar keinen zutreffenden juriftiichen Begriff. M. 
Beurtheilung der Entid. ©. 682 fi, Unrichtig ift die Angabe des Herausgebers der 3. A. der Erg. 
(zu Eint. 88. 23—31), daß ich dajelbft dieſe Entſcheidung für gerechtiertigt hielt. Das OLG. zu 
Hamm hatte in beiden Inftanzen den entgegengeſetzten Grundjag vertreten. b) Ein anderes Pr. 1624, 
v. 15. Jan. 1845 (Entſch. XI, 232) behauptet folgende Süße: «) Der von dem Berflagten erhobene 
Einwand der Verjährung einer gegen ihn eingeflagten perfönlichen Schuld ift im Allgemeinen nad) den 
im ordentlichen perjönlichen Gerichtöftande des Verflagten gültigen Geſetzen zu beurtheilen. 5) Dies 
findet aucd in dem Falle Anwendung, wenn der Berllagte als Ausländer, im Auslande, unter der 
Herrſchaft der dortigen Geſetze, — oder ein Inländer in einer anderen Gerichtsbarkeit, unter der Herr⸗ 
ſchaft der in diejer beftehenden befonderen Geſetze — eine Schuld kontrahirt, jpäter feinen Wohnfig im 
das Inland, — oder in eine andere Gerichtsbarkeit im Inlande — verlegt hat, und der Ablauf der 
—— der Schuld erſt unter der Herrſchaft der Geſetze des neuen Domizils eintritt. y) Beſtim⸗ 
men die Geſetze des neuen Domizils eine kürzere Verjährung, fo kann der Verllagte auf dieſe kürzere 
Berjährung nur injofern fich ftügen, als der volle kürzere Zeitraum derfelben von der Begrindun 
des neuen Domizild bis zur Anftellung der Klage abgelaufen ıft, (wiederholt in einem Erf. v. 12. Aprı 
1855, Arch. f. Rechtsſf. Bd. XX, ©. 9 und vd. 8. Febr. 1861, Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 357), 
d) Auch fanın der Verklagte auf diefe kürzere Berjahrung nur dann ſich gründen, wenn er nachzuwei- 
jen vermag, daß der Kläger dom der Veränderung des Wohnfites des Berklagten fo zeitig Kenntniß 
erhalten, daß er noch vor Ablauf der fürzeren Berjährungsfrift die Klage gegen den Schuldner in dem 
neuen Gerichtsftande des neuen Domizils hätte anftellen können. — Die beiden erften Säte (« und 
B) werden nicht etwa durch preuß. Gelegesvorichriften geboten, denn jolche fehlen; fie gehören der hier 
als irrig bezeichneten Lehre an, wonach die Geſetze über die Verjährung Prozefvorichriften fein follen. 
(Darüber bejonders: Weber, natürliche Berbindlichkeiten, $. 95, ©. 413, 419.) Die andern beiden 
Sätze (y und 5) find willfürlihe Ausnahmen nah Weber a. a, O., wodurd die Abfurdität abgewen- 
det werden ſoll, zu welcher jener Grundſatz konſequent führt. e) Deutlicher ausgeſprochen findet ſich 
die Irrlehre in einem Urtheile des Obertr. v. 13. April 1848 (Rechtsf. Bd. IV, ©. 27), monad) die 
Klage aus der Schwängerung in der an dem Klagorte vorgeichriebenen Zeit verjähren joll; denn es 
liege in der Natur des Einwandes der ya ge einer Klage wegen ihrer Verjährung, daß diejer 
Einwand nur von demjenigen Richter, der überall über die Sulaffung ber Klage zu befinden bat, und 
zwar nad) denjenigen Geſetzen zu beurtheilen jei, die dort gelten, wo der Sad angeftellt wird. Hier 
wird nun gar das Streitige umd zu Beweiſende jelbft ald Berweisgrund gegeben. ([3. U.) Der Sag 
a, daß mämlid die Frage: ob eine perjönliche Verbindlichkeit zum Bortheile des Verpflichteten und ſo— 
mit auch das desfallfige Klagerecht des Berechtigten durch Verjährung eriojhen jei, oder nicht? nad 
den Gefetsen beurtheilt werden müſſe, welche an dem Orte gelten, wo der Verpflichtete zur Zeit der 
Anftellung der gegen ihn auf Erfüllung gerichteten Klage feinen ordentlichen Gerichtsftand hat, führt 
zu der — daß, wenn der Verpflichtete zu einer Zeit, wo die Klage gegen ihn nach dem 
dortigen Rechte bereits verjährt ift, an einen anderen Ort, wo die Verjährung längere Zeit dauert, 
feinen Wohnſitz verlegt, hierdurch der Anipruch wieder auflebt. Das ift denn im einem falle, wo ein 
Schwängerer don einem Orte, wo die landrechtliche 2jähr. Verjährung galt, nach Verlauf diejer Ber- 
jährung nad) Berlin, wo damals die Verjährung 30 Jahre dauerte, gezogen war, don dem Gerichte 
1. Inftanz aud) wirklich behauptet und angewendet worden. Das Obertr. fam aus Anlaß diejes Fal- 
les in die Werlegenheit, entweder dieje Ungereimtheit für Necht zu erflären, oder von jenem Grundlage 
abzugeben. Aus diejer Verlegenheit hat e8 fich mit der Einführung folgender Ausnahme in das SYy- 
ftem gerogen: „Der bei ftatifindender Kollifion verjciedener Landes- und Drovinzieigejeße in Betreff 
der Verjährung angenommene Gruudjag, nach welchem der von dem Verkl. erhobene Einwand der 
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Verjährung einer gegen ihn eingeflagten Schuld im Allgemeinen nad) den im ordentlichen perjönlichen 
Gerichtsftande des Berkl. geltenden Geiegen auch dann zu beurtheilen ift, wenn derſelbe nach Kontra» 
birung der Schuld jeinen periönlichen Gerichtsftand verändert hat, findet dann feine Anwendung, wenn 
der Kläger nad) den am feinem Wohnſitze geltenden Gejegen jein Klagerecht durch Berjähruug bereits 
verloren hatte, ehe die Wohnfigveränderung des Berl. erfolgt war.” Erf. dv. 19. Julı 1854, Entſch. 
BL. XXVIII,. ©. 70, Die Ausnahme ift ebenjo willfürlich wie die Regel, und noch unlogifcher, in« 
dem auc das Net an dem Wohnorte des Klägers als Faktor eingemengt wird.) d) Eine richtige 
Auffaſſung und Anficht bekundet das Obertr. in dem Urtheile v. 26, Sept. 1849 (Entid. Bd, xvıl. 
©. 147.) Zwei Preußen ſchloſſen auf einem Markte in Sachſen einen Kauf über ein Pferd und er— 
füllten auf der Stelle von beiden Zeiten. Später entftand daraus ein Prozeß wegen phyſiſcher Män— 
gel. Das Obertr. nahın an, daß dieſer Fall der ädilitiichen Klage, nad dem Rechte des Ortes, mo 
der Handel gejchlofjen und vollzogen worden, beurtheilt werden müffe. Denn „mo nicht ein pofitives 
Geſetz von zwingender Natur eingreift, kommt es vermöge des gegenjeitigen Anerkenntnifjes des Nechts- 
— anderer Staaten immer auf den eigentlichen Sitz eines Rechtsverhältniſſes an.“ (4. A. 
ieſe ſeine —* hat das Obertr. jedoch wieder verworfen. Denn in dem Erf. v. 15. Dez. 1869 
t es, unter are Im jeine Ausführungen in den Entſch. Bd. X, ©. 103, Bd. XI, S. 232, 
d. XXVIU, ©. 73, insbejondere in dem Erf. vd. 14. Febr. 1854 IArch. f. Rechtsf. Bd. XU, S. 135], 
ausgeiproden: Es jei nach preuß. Rechte nicht anzuerkennen, daß die frage nad der Dauer der Klag- 
barleit —— Forderungen unabhängig von dem Wohnungswechſel der Parteien auf Grund 
derjenigen Geſetzgebung zu entſcheiden ſei, nach welcher der Vertrag ſelbſt zu beurtheilen iſt; es ſei auf 
die Geſetze des jetzigen Wohnfiges des Beklagten zu ſehen. [Arc. f. Rectsf. Bd. XXXVI, ©. 91.) 
In jenem in Bezug genommenen Urtel vom 14. Febr. 1854 ıft ausgeiproden: „Ein JIuländer, wel⸗ 
er nad Kontrahirung einer Schuldverbindlichleit jeinen Wohnſitz ın das Ausiand verlegt, jodann 
wieder in dem Imlaude genommen hat, und munmehr hier wegen jener Verbindlichkeit gerichtlich in 
Aniprucd genommen wird, könne fi auf die kürzere inländische Berjährung dann nicht berufen, wenn 
die kurze Berjährungsfrift bloß während jeines Domizilirens in dem Auslande, welches eine längere 
Verjährungsfrift erfordert, abgelaufen ift. — Hierin iſt Logik weder nad) dem einen noch nach 
anderen Prinzip zu finden, Zu dem gezogenen Schlujje laßt ſich nur mittelft einer anzunchmenden 
Unterbredung der Verjährung gelangen, davon kommt jedoch in der Ausführung nichts vor. — Die 
jener, hier als die richtige vertretenen, Anficht in Betreff der rechtlichen Natur der Verjährungsgeiege 
gegenüber ftchende Meinung ift die, daß die Beflimmungen über die Verjährung dem materiellen Rechte 
angehören, folglich die Klagverjährung mit den Obligationen im Zuſammenhange ftehe, und daher nad) 
demjenigen Rechte zu beuriheilen jei, nad) welchem die Obligation überhaupt beurtheilt werden muß. 
Diele Anficht ift im der neueren Zeit faft allgemein fir die richtige erfannt worden. M. f. darliber 
die Entſch. der Fakultäten zu Jena und Göttingen und des Yübeder Oberappellationsgerichts, vom 
19, Oft. 1855 und v. 31. Januar 1856 [Siebenhaar, Ardiv für deutiches Wechieivecht, Bd. VL, 
©. 279 und 293.] Diejes Recht ift das desjenigen Ortes, welcher der Si des Rechtsverhältniſſes if. 
Das ift auch vom V. [rheinischen] Senate des Obertr. in einer Entid, v. 30, Oltober 1855 [Ardiv 
f. Rechts. Bd. XIX, S. 60] dahin anerfanıt worden, daß die Frage mach der Dauer der Klagbarleit 
der aus dem Bertrage entflehenden Forderungen — unabhängig don dem Wechſel des Wohnfiges der 
—— — * Gefetzgebung unterworſen ſei, welche hinfichtlich des Vertrages überhaupt zur Änwen⸗ 
dung kommt. 

„Weider Ort als der Sit eines Rechtsverhältniffes anzujehen fei, darüber muß bei Verträ 
hauptſãchlich die freiwillige Unterwerfung der Kontrahenten enticheiden. Dieje wird in Anfehung 
Wirkung des Vertrages ın der Regel da, wo der Bertrag feine Wirkung äußern fol, angenommen 
werden lönnen, — Bier ift die beabfichtigte Wirkung jojort eingetreten, und wenn nun nachher aus 
den Vertrage ein Prozeß dor dem inländiihen Richter entftcht, jo kann diejer Umftand das im Aus- 
lande einmal eingetretene materielle Recht nicht mehr ändern.” Das find die Gründe der richtigen 
— faſt wörtlich aus v. Savignuy Bd. VIII, der aber nicht citirt iſt. Es fommt alſo nur noch 
auf die richtige Anwendung bei der Verjährung an. Ueber die es Lehre ſ. m. Wächter, über 
die Kollifion der Privatrechtsgeſetze, im Ardiv Hr civil. Praris Bd. XXxV, ©. 408 ff.; Schäffner, 
Entmwidelung des internationalen Privatredhts (Frankfurt 1841), $. 87; v. Savigny, Syſtem, VII, 
©. 274. vormalige Revifionshof zu Berlin hat den richtigen Grundjat anerkannt in einem Ur» 
theile von 1843 (© er ert, Arc. Bd. II, Nr. 120). ine Ausnahme von der Regel, daß die Gel- 
tung eines Anspruchs nad) dem Rechte am Site des Nechtsverhältnifjes zu beurtheilen, wird hinſicht- 
lich der pofitiven zwingenden Gejetze behauptet, welche an dem Drte der Klage nicht gelten: dieſe de 
dern dann den Richter nicht, nad er abgeiehen von jenen pofitiven, gebietenden VBor- 
ichriften, zu urtheilen. v. Savigny VI, 276 fl. 4. Die Wirkung einer Berbindlichteit und der 
Umfang der Wirkung find gleichfalls nad) dem Rechte des Orts, melder als Sit des Rechtsverhält- 
niffes anzunehmen ift, zu beurtheilen. Auch hierin ift die Praris unklar, ſchwanlend, fich jelbit wider» 
ſprechend. Das Pr. des Obertr. 903, vom 25. Juli 1840, jagt: „Die durch einen Kontrakt begrün- 
deten Rechte und Pflichten müſſen jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, mo der Kontralt ge- 
ihlofjen ift, beurtheilt werden, ohne Rüdjicht darauf, ob die Kontrahenten an eben dem Orte, oder 
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anderswo , ihren perlönlichen Gerichteftand haben.” Darnach will man alfo jedenfalls auf den 
Ort der Kontraftsichliegung jehen, abgejehen davon, daß mit den „Rechten und Pflichten” viele Fragen 
gar nicht getroffen werden. Das Pr. 1895, v. 16. Auguft 1847 Ienft davon ab; es jagt: „Wenn 
bon zwei Inländern ein Kontrakt, der im Inlande in Wirkung treten fol, im Auslande gejchlofien ift, 
fo tritt für die Frage: mas Rechtens fei, wenn der Kontrakt unerfüllt geblieben, wofern im dem Kon— 
trafte felbft darüber nichts beftimmt ift, die inländische Geſetzgebung in Wirkung.“ Hierin wird nun 
unächſt die Willfür der Parteien (freiwillige Unterwerfung) anerfannt. Dann will man auf den Ort 
Br wo der Kontrakt in Wirkung treten (erfüllt werden?) jol. Damit hat man fid) der richtigen 
Lehre genähert. ntichieden und theils mit den eigenen Worten des Hauptvertreters diejer Lehre aus— 
eſprochen findet fie fi) in den Entſcheidungsgründen des Urtels v. 26. Sept. 1849. (©. die vorige 
giffer 3, lit. d.) (3. 9.) Kaum zweifelhaft iſt der Fall, wenn der Vertrag zwar an einem anderen 
'rte, als wo er geichloffen worden, eine — Erfüllung finden ſoll, an beiden Orten aber das 
nämliche Recht gilt, 3. B., wenn eine preußiiche Eijenbahn-Geiellichaft von einer ausländiihen Güter 
zum Weitertransport und zur Ablieferung wieder an eine ausländiiche übernimmt. Diefer Fall hat 
das Pr. 2408, dv. 12. Oft. 1852 veranlaßt: „Das fontraftlihe Verhältniß einer ausſchließlich preußie 
ſchen Eijenbahngejellichaft, weiche Güter zur Weiterbeförderung übernommen hat, die einer auswärtigen 
Eijenbahn aufgegeben waren, und durd) eine auswärtige Eitenbahn weiter transportirt werden jollen, 
dem Abjender gegenüber, richtet ſich nach den preußiichen Geſetzen.“ (Entſch. Bd. XXIV, ©. 21.) Im 
Frage ift auch gelommen, welche Geſetze (Rechte), wenn die an dem Erfüllungsort eines Zeitlaufge- 
ſchäſts, welches erft nad) ftattgehabter Cröffnung des Konkurſes Über das ig des Verkäufers zu 
erfüllen war, geltenden Gejege mit den am Orte des Konkurjes geltenden in Kollifion fommen, fir 
die Frage maßgebend feien: ob und in welchem Umfange im Konkurſe des Verläufers wegen unters 
biiebener Erfüllung Entihädigung liquidirt werden fünne. Das Obertr. (IV. ©.) hat zutreffend für 
das Recht des Mohnortes des Berfäufers (Schuldners) entichieden, ungeachtet die Erfüllung (Lieferung) 
an einem anderen Orte, wo abweichendes Recht gilt, geichehen jollte. Erf. v. 16. Febr. 1858 (Entid, 
Bd. XXXVIH, ©. 1). Denn dasjenige Rechtsverhältniß, aus weichen diefe Frage zn entſcheiden, ift 
nicht jener Kauf» (Lieferungs-) Kontraft, der allerdings den Verkäufer zur Schadloshaltung des An- 
deren wegen Nichterfiillung verpflichtet; ſondern es ift die zufällige Gemeinichaft, welche — die Kon⸗ 
turseröffnung unter den Konlursgläubigern entftcht: dieſe find nicht ſchuldig, den Gemeinſchuldner in 
der Verantwortlichteit wegen Unmöglichkeit der Erfüllung einer Lieferung aus der Zeit nad Eröffnung 
des Konkuries zu repräjentiren und brauchen daher *— nicht den Entihädigungsanipruch, der erft im 
diefer Zeit (nad) Eröffnung des Konkurſes) zur Entftehung gekommen ift, bei der Maſſe liquidiren zu 
faffen. 5. Die pofitiven Formen der obligatorischen Verträge richten fi) überhaupt nach dem Rechte 
des Ortes, mo die ge vollzogen wird, zufolge der Regel: locus regit actum (I, 5, $$. 111 
und 148). Anerfannt durch das Pr. 3528, v. 23. Sept. 1837: „Bei Berträgen, die zwiſchen Unter⸗ 
thanen des pr. Staats in der Rheinprovinz errichtet worden find, kommen in Bezug auf die zur 
Rechtsgültigleit des Geſchäfts erforderliche Form des Vertrags die Vorichriften des Code eivil in An— 
wendung.“ Cine Ausnahme ift in Beziehung auf Grundſtücke pofitiv vorgefchrieben. ($. 115.) Alle 
Berträge über Grundſtücke, welche im Bereiche des ER. liegen, müfjen fchriftlich abgefaßt werden, mö— 
gen fie abgeichloffen fein, wo und von mern fie wollen. Damit harımonirt das Pr. 299, v. 28. Juli 
1837: „Bei einem Tauichgeichäfte über Grumdftücde, von melden eins im Auslande, das andere im 
Inlande belegen ift, müſſen in Beziehung auf die Form des Vertrages die inländischen Geſetze des 
Orts, wo das letstere liegt, beobachtet werden, und es ift namentlich ein mündlich geichloffener Vertrag 
ohne rechtliche Folgen.“ I. Einfeitige erlaubte Handlungen, aus welchen Obligationen ent« 
fpringen, find, nad) G. R., wie Berträge zu betrachten (L. 20 D. de jud. V, 1.) Diefer Behandlung 
fteht nad) pr. R. nichts — fie auch ohne Entbehrung eines ſicheren Leitfadens nicht von der 
Hand zu weiſen. 1. Die Erbſchaftsantretung verändert an den dadurch übernommenen Obligationen 
nichts, aber in Beziehung auf die durch diele Handlung neu begründeten Berbindiichkeiten, z. B. die 
der Berwaltung und Geſchäftsführung der Benefizialerben, fommen die Regeln über Verträge (I) zur 
Anwendung. 2. Die befonderen Verpflichtungen, welche durch prozeſſualiſche Handlungen begründet 
werden, find nach dem Rechte am Orte des ichtes erfter Inftanz zu beurtheilen, wenn ſpäter dar» 
über anderswo wieder Streit entfteht. Hinfichtlich des wichtigften Falles, des rehtsfräftigen Ur— 
theils und defien Wirkungen, ift man intonjequent. Gejetlih anerkannt ift der Grundiag in der 
Pr.D. Zit. 24, $. 30 und in mehreren Staatsverträgen, wo e8 überall gleichlautend heißt: Art. 2. 
„Die in Civilfachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen Gejeten vollftredbaren richter- 
lihen Erlenntniſſe ꝛc. — follen — aud) in dem anderen Stante — bollftredt werden‘ (aetio judicati). 
Art. 3. „Ein rechtsfräftiges Civilerlenntniß begründet vor den Gerichten des anderen der kontrahiren« 
den Staaten die Einrede der rechtskräftig entihiedenen Sahe mit denjelben Wirkungen, als 
wenn das Erlenntniß don einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die Einrede geltend gemacht 
wird, geiprochen tmäre” (exceptio rei judicatae). Vertrag mit Braunfchweig v. 1841 (G.S. 1842, 
©. 1). Darnach foll a) die Vollftredbarteit (actio judicati) nach dem Landesrechte, unter welchem das 
Urtheil geiprochen worden, beurtheilt, d. h. der —* nachgegangen werden. Die Praris der verſchie— 
denen Gerichte ift nicht übereinſtimmend, und das Obertr. |pricht in dem Pr. vom 2. Dezember 1837 
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(Entih. Bd. II, S. 280) ausdrüdlich das Gegentheil aus: „Aus Erkenntniſſen ausländiicher Ge— 
richte findet die Judifatllage nicht ftatt. Eben fo menig ift eine, lediglich auf eim ſolches Erkenntniß, 
nicht auf das uriprünglice Sachverhältniß, gegründete Klage in einem anderen ſummariſchen Berfah- 
ren, oder im gewöhnlichen Prozeſſe zuzulaflen.” Die Gründe berühren gar nicht die hierher gehörigen 
Rechtszuftände und Rectsverhältniffe, und find natürlich ganz gewichtios und unzutreffend. Bergl. 
m. Beurtheilung der Entih. S. 189 fi. Und das Juftizminifterium will die hierländiichen Geſetze, 
namentlich in Beziehung auf die Verjährung der erefutoriihen Kraft, angewendet wifjen, mad) der 
Irrlehre, daß die Vorichriften über die Verjährung zum modus procedendi gehören follen, wozu mod) 
der eigenthümliche Grund beigegeben wird, „daß einem auswärts ergangenen Ekenntniſſe feine größere 
Wirkung beigelegt werden kann, als einem bei dieffeitigen Gerichten ergangenen.” (Warum nicht?) 
M. ſ. das Scht. des J.M. vom 14. Febr. 1841 (I.M.Bl. ©. 107) und ein älteres vom 24, April 
1833, b) Die exe. rei judicatae hingegen ſoll, nad) der Fafjung der Berträge, den pr. Rechtsgrund« 
ſätzen über diejelbe gemäß angewendet werden. Ob man wohl diefe Gegenfäge bedadır und beſprochen 
bat? IU. Unerlaubte Handlungen begründen fir die daraus entipringende Obligation, zum J 
Vortheile des Klägers, einen befonderen Gerichtsſtand am Orte der That (Nov. 69, c. 1; c. 20 X. de 
foro comp. [II, 2]) vermöge einer, aus der Nechtsverlegung folgenden, nothwendigen Unterwerfung 
des Urhebers unter das Nehtögeiek des Ortes. A. L.R. II, 20, 88.13, 14. Bergl. Str. G. B. Art. 3, 
Der $.4, Nr. 3 ift eine millfürliche Beſtimmung. Der Ort der Rechtöverletung ift jonach als der 
Sitz der Obligation anzufehen, wenn auch nad der pr. Pr.»D. Tit. 2, $. 178 die Klage in der Regel 
nur im perjönlichen Gerichtöftande ftattfinden jol. Nach jenem örtlichen Rechte ift aljo zwar wohl 
iger die Geltung, der Inhalt und die Wirkung der Obligation zu beurtheilen, doch nur in jos 
en nicht im dem perfönlichen Gerichteftande (dem Orte der Klage) ein pofitives, abfolut gebietendes 
Geſetz entgegenfteht, oder auch umgelehrt an dem Orte der That eim pofitives Gejeg den Anipruch 
aus der Rechtsverletzung verhindert, welches an dem Klageorte, weil e8 da nicht gilt, fein Hinderniß 
it. Damit fteht in Einklang das Pr. des Obertr. 1331 a, d. 5. Auguft 1843 (Entid. Bd. IX, ©. 381), 
daß die Frage, nach welchen Geſetzen eine Schadensvergütung zu leiften, fid) nad) dem Orte der Be— 
Ihädigung regulire. Doch muß vorausgejett werden, daß in diefem Rechtsfalle feine der gedachten 
Beſchränkungen vorhanden gemeien. IV. Aus dem Erbredte ift befonders die äußere Form 
der Teftamente (und Erbverträge) zweifelhaft. Der praktiiche Fall ift, wenn ein Preuße im Aus— 
lande ein dort 2. Privatteftament macht, weldhes hier Wirkung haben jol. Nach Einigen, viel- 
leiht nad) der Mehrzahl, foll die Regel: locus regit actum, aud auf Teftamente Anwendung finden, 
und unter den meueften Bertretern dieſer Meinung ift.aud vd. Savigny VIU, 364 ff. Nach An- 
deren wird feine letzte Willenserflärung als kräftig und wirkjam anerkannt, welche nicht in der dafür 
borgeichriebenen Form (1, 12, 8.139) verfaßt ift. Dieſe Vorſchriften find nad diejer Meinung abjo- 
Iute, don — Natur. Dieſer Meinung bin ich ſelbſt. Die Praris hat ſich noch nicht entſchie— 
den. (4.9. Das Obertribunal ift für die Anwendung der Regel: locus regit actum, aud auf Te— 
ftamente, nad) dem Erf. v. 6. März 1855, Arc. f. Rechtsf. Bd. XVI, ©, 270 und v. 3. April 1857, 
Entih. Bd. XXXV, ©. 368). (5.9.) Diefer Meinung hängt es aucd noch an in dem Erf. vom 
23. März 1868 (Entſch. Bd. LIX, ©. 476). Die Grüyde fie die erfte Meinung find: 1. Zur Zeit 
der Abfafung des ER. jei die Anwendung der Regel: Iftus etc. auf Zeftamente unftreitig und gewiß 
erveien. Es ſei aber jehr unmwabrkdieintih, daß man eine Regel von foldem Charakter durch bloßes 
Stillihtveigen zu bejeitigen die Abficht gehabt haben follte. Das Fette kann man ohne die Folgerung 
zugeben, denn die ganze Lehre, in der doch ſehr viel ungewiß, ift Übergangen worden. Aber auch die 
thatjähhliche Borausjegung finde ich nicht fo ganz gewiß, man mar über die Anwendung der Regel auf 
Teftamente nicht einig, Man ſ. das gleichzeitige Zeugniß von Glüd, Bd. I, ©. 291. Noch neuere 
Schriftfteller, namentlich nicht allein ——— deutſches R., 8. 37, ſondern auch Mühlenbruch, 
in Fortſ. von Glück, Bd. XXXV, ©. 38, laſſen die Regel in dem Balle nicht gelten, wenn die Art 
der Teftamente dem einheimischen Rechte unbelannt ift, umd der Teitator zurücklehrt. Die Berordn. 
vom 3. April 1823 (G.S. S.40), über die Teftamente der pr. Gejandten im Auslande, führt für 
das Gefandtichaftsperional eine neue Teftamentsform ein, beftimmt aber vorher im 8.1: „Die letzt⸗ 
willigen Verordnungen unferer Geſandten ... jollen aud ferner, wie bisher, im ihrer äußeren 
Form aledann gültig fein, wenn fie die Gejee des Orts, wo fie errichtet werden, erfüllen.“ Das 
„auch ferner, mie bisher“ foll fich eben auf das —— allgemeine Rechtsprinzip beziehen, da 
das A. L.R. über die Form der Teſtamente im Auslande nichts enthält. Und allerdings iſt es ein 
authentiiches Zeugniß, daß bis 7 die Teftamente der Gejandten in der ausländiichen eg hier 
für gültig erachtet worden. Allein jo über allen Zweifel ift dies vorher keineswegs geweſen, ſonſt hätte 
es ja dieſes Geſetzes $. 1 gar nicht bedurft, wenigftens nicht in diefer dispofitiven Form; umd im der 
That jagt auch das Gefe im Cingange, daß es „zur Beleitigung der entftandenen Zweifel über die 
Vorſchriften, welche unſere Gejandten — bei Teftamenten, melde fie während ihres Aufenthalts im 
Auslande errichten, zu beobachten haben“, — erlaſſen werde. Zweifel über die Gültigleit der Teſta— 
mente in einer ausländiichen Form waren aljo vorhanden, und dieje find nur in Beziehung auf die 
Koh, Allgemeines Landreht I. 5. Aufl. 4 
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oder Gefchäfte treiben, müſſen nach obigen Beftimmungen beurtheilt werden #4 =), 
$. 35. Doch wird ein Fremder, der in hiefigen Landen Verträge über die da- 

ſelbſt befindlichen Sachen fchließt, in Anfehung feiner Fähigkeit zu handeln, nad den- 

jenigen Gefegen beurtheilt, nad welchen die Handlung am beften bejtehen fann #°). 


Gejandten durch diefe V. beieitigt. 2. In den vorhin gedachten Staatsverträgen (IT) ift im $. 34 ver- 
abredet: „Alle NRechtsgeichäfte unter Lebenden, und auf den Todesfall, werden, was die Gültig» 
feit derjelben rückſichtlich ihrer betrifft, nach den Gejegen des Orts beurtheilt, wo fie eingegangen find.” 
Dieje Beftimmung ſei offenbar feine Gefälligfeit, feine Konzeifion für die Nachbarftaaten , auch nicht 
als neue Erfindung, jondern als Anſchluß an ein allgemeines Rechtsprinzip — an die alte Regel: 
locus etc. gedacht. Das Letzte ift anzuerkennen. Aber gewiß ift damit nicht bewieſen, daß die Vor— 
ichriften des ER. über die Form der Teftamente Feine pofitiven Geſetze von ziwingender Natur fein 
fönnen. Und wenn fie diejes find: warum ſoll dann die verabredete Beifeiteftellung derfelben und die 
Zulaffung jener alten Regel im Verkehre zwiſchen diefen Staaten nicht eine nachbarliche Gefälligkeit 
jein fonnen? 3. Es wird herborgehoben,, daß unſere Meinung ebenjo viel heiße, als daß ein Preuße 
in manden fremden Ländern gar fein Teftament machen fünne. Das ift freilich der Fall, doch fein 
Beweisgrund. Es könnte ja das Teftament ganz abgeichafft fein, weshalb jollte der Geſetzgebung nicht 
freiftehen, daß fie dafjelbe nur in der pofitid vorgeichriebenen Form anerfenne und gelten laſſe. Je— 
dermann weiß das; mer aljo in ein jolches fremdes Land reifen will, kann vorher jein Haus beftellen, 
— Die Gründe für die entgegengejegte Dieinung find, daß das L.R. I, 12, 8.139 keine anderen Te— 
ftamente, als die vor einem gehörig beietten Gerichte errichteten, anerkennt. Dieſes beruht auf der 
Ueberzeugung, daß ohne dieje gegen „Erdichtungen, Unterichiebungen, Berfälihungen und andere Kunft- 
griffe liftiger Betrüger und Erbſchleicher“ fichernde Form „die Wahrheit und ich feit der Teftamente 
nad dem Tode des Erblaſſers, wo Niemand mehr vorhanden, der über die Sache Auskunft geben und 
die Mittel, vorgefallene Betrligereien und Unrichtigkeiten ans Licht zu bringen, fuppeditiren kann“, — 
nicht mit Zuverläffigfeit feftzuftelen find. Die testamenta privilegiata feien beibehalten, 3.®..... 
testamenta peregrinantium 88. 205— 207. Außer diejen Fällen verdiene die facultas testandi eben 
feine Begünftigung; Str ae behaupte gar, man jollte alle Teftamente abihaffen. Suarez in Jahr- 
buch XLI, ©. 77. Die Borfcriften find darnach abjolut —— von zwingender Natur; der Fall 
der Reiſenden iſt bedacht, man hat aber nur Seereiſende begünſtigt. Andere Fülle hat man nicht ge⸗ 
ftatten wollen, dies ift Mar im Bewußtſein geweien; die Abficht ift ausgeſprochen und in Uebereinftim- 
mung damit hat man nicht, wie es doch vorſorglich für —— geſchehen (I, 5, $$. 111, 148), Die 
in einer ausländiichen Form errichteten Teftamente anerkannt. Man hat das in der Heberzeugung ge— 
than, daß ohmehin ſchon genug geſchehen jei. Diefem völlig entiprechend, alfo als eine Beftätigung der 
hier vertretenen Meinung anzuſehen, ift das Gebot bei der Einführung des L.R. in die Landestheile 
des franzöſiſchen Rechts: daß die nach der franzöfiihen Form gemachten Teftamente, bei Strafe der 
Nichtigkeit, binnen Jahresfrift neu nach der laudrechtlichen Form gemacht werden follten. Einführungs— 
patent für die Prodinzen jenfeit8 der Elbe von 1814, 8.7; ed Weftpreußen von 1816, 8.9; fir 
Poſen don 1816, 8.9. — (4. 4.) Anders ift der Fall, wenn Jemand zur Zeit der Teftamentserrid- 
tung im Auslande feinen Wohnfig hatte und dort nach den Formen des Landesrechts fein Teftament 
macht, hinterdrein aber feinen Wohnfit im dem Bereich des preußiichen A. ER. verlegt und bier ftirbt. 
Einen ſolchen Rechtsfall theilen die Entich. des Obertr. Bd. XXXV, ©. 368 mit. Der Erblaffer hatte 
im 3.1833 auf feinem Gute im Gerichtsbezirte des Appellationsgerichts zu Köln, alfo unter der Herr- 
Schaft des fr. Code eivil, feinen Wohnfig gehabt und dort, nady Art. 970 des Code civil, ein Privat- 
teftament (holographiiches) gemacht. Später verlegte er feinen Wohnfig nach Meftphalen, mo er 1854 
arb. Jenes Teſtament befand fich in feinem Nachlaſſe und es entftand zwiichen den Erben Streit 
ber die Gilltigkeit. Die Inftanzgerichte erfannten widerſprechend. Das Obertr. entſchied fiir die Gül— 
—— unter Anrufung der Regel: locus regit actum. Erk. v. 3. April 1857 (Entſch. Bd. XXXV, 
>. 368). Die Gründe befriedigen nicht, denn die Regel ift für den Fall, auf welchen fie hier ange- 
wendet wird, nicht gefunden. Die Entfheidung ift jedoch aus dem Grunde zutreffend, weil das ange- 
fochtene Zeftament nach den Geſetzen des MWohnortes des Teftatord rechtsgültig errichtet worden wär, 
und durch den fpäteren Wechſel des Wohnfiges nicht ipso jure ungültig werden konnte, aus Mangel 
eines diefes ausfprechenden Nechtsgrumdjates. 

448) (5. 9.) Die Vorſchrift des $. 34 normirt nach ihrem Wortlaute, ihrem inneren Zuſammen⸗ 
hange mit den ihr vorangehenden Beftimmungen und ihrer Stellung im Syſteme ausſchließlich nur die 
Anmendbarfeit des materiellen preußiſchen Rechts auf die darin dorausgejetten Nechtsgeichäfte der Aus- 
länder; dagegen liegt eine Beſtimmung über die Berfolgung im Prozeſſe, insbejondere über den Ge» 
rihtsftand der Ausländer, ganz außer dem Zwede jener Vorſchrift, und kann alſo — wie das Appella- 
tionsgericht zu Natibor vermeint — nicht darin gefunden werden. rt. das Obertr, vom 7. Februar 
1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©, 349), 

45) Der vorhergehende $. 34 ertennt den Nechtszuftand anderer Staaten ausdrüdiich an, indem 
er den Grundſatz des $. 23 ff. auf Fremde anwendet und bollftändige Rechtsgleichheit zwiſchen Cinheir 
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$. 36. Den Gefandten und Refidenten +6) auswärtiger Mächte, fo wie den in 
ihren Dienften ftehenden Perjonen #7), bleiben ihre Befreiungen, nach dem Bölfer- 
rechte +®), und den mit den verjchiedenen Höfen obwaltenden Verträgen, vorbehalten. 


milden und Fremden will, Der $. 35 macht eine Ausnahme in wohlmeinender Abficht, Vergl. übri- 
gens hierzu den $. 26 und die Anmerkun zu demjelben. Die beiden Sagungen $$. 26 u. 35 harmıo- 
niren ſchlecht; der $. 35 hätte ganz wegbleiben fünnen, der $. 26 reicht völlig aus. Der $. 35 ift in 
der That auch, ohne —— Erwägung und Berüdfichtigung des Verhältniſſes zu 8. 26, erſt in 
das Manujtript des fertigen ejehbuches man weiß nicht tie oder warum, gleichſam hineingefallen, 
(Gejetsrev. Einl. Motive zu $. 20 des Entwurfs, ©. 117.) 

46) Geſandtſchaftliche Perſonen niederen Ranges haben dieje Befreiungen nicht. Nach dem Regle- 
ment des Wiener Kongreffes dv. 19. März 1815 (Klüber, Alten des W. Kongr., Bd. VI, ©. 204), 
angenommen bon der deutichen Bundesverjammlung I. Brot. dv. 12. Juli 1817 (de Martens, recu- 
eil etc., Suppl. VIII, p. 648) giebt es drei Klaſſen von Gejandten. Auf dem Aachener Kongreſſe 
wurde am 21. November 1818 eine dierte dazwiſchen geichoben. Darnach beftehen für Deutichland 
folgende Klaſſen: Die erſte Klafje repräjentirt weientlih die Staatsmwürde ihres Souveräns, und 
unterfcheidet id) dadurch von den übrigen Klafjen. Hierher gehören die Botſchafter, Großbot- 
ſchafter (ambassadeurs, magni legati, oratores) und die päpftlichen legati a latere oder de latere 
und nuntii, mögen fie ordentliche oder außerordentliche Geſandte fein. Im der zweiten Klaſſe ftehen 
die envoyds, ministres (ablegati, prolegati, inviati) — die eigentlichen bevoflmädhtigten Gefandten, ge— 
mwöhnlich unter dem Titel außerordentlihe Gejandte und Minifter (ministres plönipotentiai- 
res). Die dritte Klafie befteht, nad) dem Aachener Beichluffe, wur aus den Minifterrefidenten (mi- 
nistres residens). Mehrere PBubliziften rechnen aber auch noch die einfachen und die geichäftsbeauf- 
tragten Minifter (ministres, charges d’affaires) im diefe Kaffe, weil fie, mie die der beiden erſten 
Klafien, gewöhnlich bei der Perſon des Staatsoberhauptes jelbft (nicht bloß bei dem Minifter) affredi- 
tirt find, (Rotted und Weider, Staatslerilon, Bd. VI, &.594,) Dazu rechnet man die Nefidenten 
(agentes in rebus, residens), Gejchäftsträger oder Gejichäftsbetraute (charges d’aflaires). Andere jegen 
fie im die vierte Klaffe, zu welcher die diplomatifchen Agenten (agens diplomatiques) und die Konfuln 

hören. Dieje Agenten, welche nur Privatgeichäfte ihres Fürften zu beforgen pflegen, und die Kon— 
ulm, melde die Beftimmung haben, die Rechte und Vortheile der einzelnen Unterthanen des beauf- 
tragenden Staats zu fihern und zu befördern, befonders in Abficht des Handels und der Schifffahrt 
(Regl. v. 8. Septbr. 1796, 8. 1, Rabe III, ©, 535), haben nad dem Bölterrechte feine gefandtichaft- 
lichen Rechte. Damit ſtimmt die pr. Geſetzgebung überein. Nach diefem $. 86 u. nad Pr.-D. Tit. 2, 
8. 62 gebühren die Befreiungen in Rede den gefandtichaftlichen Perionen bis zum Refidenten und Charge 
d’affaires „auswärtiger Mächte“, d. i. Staaten, alio nicht den Agenten der Fürften in Privatangele- 
genheiten; und die Konſuln ftehen in allen Sachen, Dienftangelegenheiten ausgenommen, unter der 
diefjeitigen Gerichtsbarkeit Pr.- D. Tit. 2, 8.65, R. v. 18, Mär; 1815 (Jahrb. Bd. V, 6, ©. 13), 
wenn nicht Eremtion bedungen if. Note 49 u. 50, 

47) Deren Ehefrauen, aber nur dann, wer fie aleichfalls im Dienfte des Gefandten ftehen, oder 
wenn fie in defien Haufe bei ihrem Manne wohnen. dr. »D. Tit. 2, 88.67, 68, 

48) Nach dem Bölferrechte gelten folgende Grundjäge. In dem Geſandtſchaftsrechte, welches von 
der Ueberreihung des Kreditivs anfängt und mit dem Eintritt einer der verichiedenen Beendigungsarten 
aufhört, ift unter anderen Borrechten die ſ. erritorialität enthalten, vermöge welcher fingirt wird, 
daß der Geſandte mit feinem Anhange fich —— es Souvberãns befinde. (Klüber, Staats- 
recht, 5. 466 [380]; de Martens, manuel diplomatique, Paris 1822, $. 21, p. 46.) Daraus folgt, 
unter anderen hier nicht intereffirenden Befreiungen, die Befreiung bon den Landesgeiegen und von 
der Gerichtäbarteit des Landes, im welches der Gejandte als jolder abgeididt if. (Pr.-D. Tit. 2, 
$8. 62 — 64, 67, 68.) Hiervon gelten folgende Ausnahmen: a) Wenn eine gejandtichaftliche Berlon 
in ein bürgerliches Geichäfts » oder Gewerböverhältniß tritt, jo muß fie, gleichwie fie in Angelegenhei« 
ten defielben den hiefigen Nechtsichut zu ihrem Vortheile anruft, ebenſo auch nad) Yandesrechte Recht 
leiden. Das bezieht ſich jedoch nicht auf außerdem bier ontrahirte einzelne Schuidverbindlichkeiten. We» 
nen jolcher, und mamentlih auch wegen Wechielihulden, können — Perſonen bei hie⸗ 
figen Gerichten nicht belangt werden. Pr. des Obertr. in Siebenhaar, Archiv des deutſchen 

ſelrechts, Bd. I, ©. 329. Berg. unten die Anm. 14 zu $. 6 des Einf.-G. zur Allg. D. Wed 
felordnung v. 15. Febr. 1850 (Th. II, Tit. 8). b) Wenn eime ſolche Perjon Hagt, jo muß fie dem 
Gerichtsſtande des Bellagten auch rüdfichtlih der Wiederflage fi unterwerfen. ec) Die Liegenſchaften 
der Gejandten find dem foro rei sitae unterworfen: deshalb fünnen die Klagen, mit welchen nad) all- 

emeinen Beftimmungen im diefem Gerichtsftande die Befitser belangt werden dürfe, auch gegen ge» 
Pandefchafttiche Perionen dort angebracht werden. Pr.-D. Tit. 2, 8.66. d) Geſandiſchaftliche Berfo- 
nen, welche nad Beendigung ihrer Sendung im Yande bleiben, ftehen anderen fich hier aufhaltenden 
renden (55. 34, 41) gleich. Das Gleiche gilt von durchreiienden fremden Gejandten. Anh. 3. Pr. O. 
(Zit. 29, $. 90) 98.202 — 210. Gründen ſolche Berjonen nad) ihrer Entlafjung hier ihren ordent- 
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$. 37. Gingeborene Vafallen und Unterthanen, welche mit?) Erlaubniß des 
Landesherrn von einem fremden Hofe beglaubigt worden, bleiben in ihren Privathand- 
lungen den Landesgeſetzen unterworfen. 

Anh. 8. 1. Im wiefern eingeborne Bajallen und Unterthanen, welche mit Erlaubniß des Lan- 
desheren don einem fremden Hofe beglaubigt werden, im ihren Privathandlungen den Landesgeſetzen 
untertoorfen bleiben, hängt hauptfächlic von den Bedingungen ab, unter welchen fie dieffeits die Er- 
laubniß erhalten haben 5°). 

$. 38. Die vom Staate an fremden Höfen beglaubigten Gefandten werden nad) 
den Gefegen der inländifchen Gerichtäbarfeit, unter welcher fie zulegt, vor dem An— 
tritte der Gefandtfhaft, ihren Wohnfis gehabt haben *), beurtheilt. 

$. 39. Sind aber diefelben Ausländer, fo gelten in Anfehung ihrer, wenn fie 
in hiefigen Zanden belangt werden °2), die Borfchriften des hiefigen — Rechts. 

8. 40. Wem die Geſetze auf der einen Seite Verbindlichkeiten auflegen, dem kom— 
men fie auf der andern Seite durch ihren Schug auch wieder zu Statten. 

$. 41. Fremde Unterthanen haben alfo, bei dem Betriebe erlaubter 52°) Ge- 
ſchäfte in hiefigen Landen, fich aller Rechte der Einwohner zu erfreuen ?°), jo lange®*) 
fie ſich des Schutzes der Gefege nicht unwürdig machen. 

8. 42. Die PVerfehiedenheit der Rechte auswärtiger Staaten macht von diefer 
Regel noch feine Ausnahme 3°). 

— B* 8. 43. Wenn aber der fremde Staat, zum Nachtheil der Fremden überhaupt 56), 


lichen Wohnſitz, fo findet der Grumdfat des $. 23 auch auf fie Anivendung, wenngleich fie noch nicht 
die politifhen Staatsbürgerrechte erworben haben. 

49) Ohne diefe Iandesherrlihe Erlaubniß lann alfo kein Imländer die Vertretung einer anderen 
Nation hier Übernehmen. Diejelde enthält dann auch die Bedingungen, unter welchen fie gegeben ift. 
Nur in fofern darin über die gefandtichaftlichen Rechte und Berreiungen nichts enthalten —3 fommt 
die Beftimmung dieſes $. zur Anwendung, nad) $. 1 des Anh. und Pr.-D. Tit. 2, 8.69. Die Be- 
ftallung namentlich) der Konfuln (lettre de provision) erhält erft durch landesherrliche Beftätigung (exe- 
quatur) Wirkſamkeit. 

50) Die Dellar. vom 24. Sept. 1798 (Rabe V, 209), woraus diefer $. entnommen ift, giebt 
den Rath, daß man fich zubörderft über dieje Bedingungen gehörigen Orts, d. i. beim Minifter des 
Auswärtigen, näher belehren laffen möge, che man ſich mit ſolchen Gens in Geſchäfte einlaſſe. 

51) Anwendung des Grundſatzes der 88. 23 u. 24. Hieran wird durch den Umſtand, daß die 
ind Ausland abgeihidten Gejandten, Refidenten und Geidäftsträger ihren perſönlichen Gerichtsftand 
nicht an ihrem bisherigen Wohnfige , jondern bei dem Stadtgerichte zu Berlin haben jollen (G. vom 26. 
April 1851, Art. II, Nr.2, G.S. ©. 181), nichts geändert. 

52) Vergl. Pr.-D. Tit. 2, $. 114 und Anh. dazu, $. 34. 

528) (4 9.) Unter diejen erlaubten Gejchäften Fremder find nur folche zu berfichen, melde nach 
preußiichen Gejetgen nicht verboten find. Erf. des Obertr. vom 16. Oftober 1855 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XIX, ©. 51), 

53) Der Grundſatz der Nechtsgleichheit ift ſchon in den $$. 34, 35 ausgefprochen. Eine Anwen— 
dung rüdfichtlich der Handlungsbücher ausländifcher Kaufleute und deren Beweiskraft vor inländischen 
Gerichten ift Pr. des Obertr. 1568, vom 3. Mai 1845 (Entich. Bd. XI, ©. 375). (5.9) Auch die 
Dauer der Beweiskraft der Handelsbücher wird nach den Geſetzen des Drtes beurtheilt, an welchem die 
Handiungsbücher geführt werden. Erf. des Obertr. v. 18, Juni 1863 (Entſch. Bd. L, ©. 365). Die 
erceptionelle Eigenichaft der ————— iſt ein Privilegium der Kaufleute und — zu den beſonde⸗ 
ren Rechten des Status derſelben. Vergl. das Pr. 2028 vd. 7. Juni 1848 (Entſch. Bd. XVII, ©. 325). 

54) Die beigefügte Beichräntung ift, als Anmeifung für den Richter, ohne allen praktiichen Werth; 
denn nirgend ift beftimmt worden: wodurch ein Ausländer ſich des Schutes der Geſetze, in Beziehung 
auf Privatrechte, unwürdig made. Das richterlihe Ermefjen fann die Unwürdigkeit nicht ausfprechen, 
da gar fein Prinzip gegeben ift. 

55) Hierdurch wird eine gemeinrechtliche Kontroverje eutſchieden. &. darüber Glüd, Kommentar, 
Bd. II, ©. 265. Bergl. Anm, 57, 

56) Das Prinzip der Kechtsungleichheit muß entweder ausgeſprochen fein, oder als Mißbrauch 
toifientlich geduldet werden. Beijpiele find: 1. Das Geſetz des Kantons St. Gallen über das Pa- 
ternitätsmwejen und den Stand der unehelichen Kinder, db. 13. Juni 1832, wodurd (Art. 8) den Nicht» 
fantonsbürgerinnen das Klagerecht aus der unehelihen Schwängerung verjagt ift. Deshalb foll, wenn 
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oder der hiefigen Unterthanen insbeſondere, beſchwerende Verordnungen macht, oder 
dergleichen Mipbräuche wiſſentlich gegen diesfeitige Unterthanen duldet, fo findet das 
Wiedervergeltungsrecht ftatt. 

$. 44. Unterrichter follen, ohne Genehmigung ihrer Borgefegten, gegen Fremde 
niemald auf Retorfion erfennen 57). 

$.45. Dagegen können aber auch fremde durch Abtretung ihrer Rechte an hiefige 
oder andere mehr begünftigte Unterthanen, ſich dem Netorfionsrechte nicht entziehen. 


$. 46. Bei Entiheidungen ftreitiger Rechtsfälle darf der Richter den Geſeten "kr 
Geſetze. 58) 


Einmohnerinnen aus diefem Kantone derartige Klagen hier anbringen, der Fall dem Juftizminifter an— 
ezeigt und dor Einleitung der Säche die Vorbeſcheidung abgewartet werden. Reſtr. v. 4. Dftbr. 1836 
— Bd. XLVIII, ©. 429). 2. Der Grundſatz des franz. Rechts, daß ein, gegen einen Franzoſen 
im Auslande ergangenes Urtheil keine erefutoriiche Wirkung in Frankreich hat. Deshalb ift von dem 
DObertr. ausgeſprochen: a) daß, vermöge des Retorſionsrechts, aus einem, von einem franzöflichen Ge— 
richtshofe gegen einen Preußen erlaffenen Urtheile, wider den Letzteren in Preußen nicht als aus einem 
Judikate gelagt werden kann; b) daß eim nad) franzöfticher Verfaffung ergangenes Kriminafurtheil, wel— 
des in der Entſcheidung des Civilpunkts die Nichtigkeit einer Urkunde ausipricht, dem Ceſſionar der in 
diefer Urkunde verbrieften Forderung nicht entgegen fteht, wenn die Ceifion vor Einleitung des Krimi— 
nalprozefjes erfolgt , der Ceſſionar aber bei diefem Prozefje nicht zugezogen worden ifl. Pr. 1578, vom 
17. Mat 1845 (Entſch. Bd. XI, ©, 151), 

57) Biele gemeinrechtliche Rechtsgelehrten lelteten das Netorfionsrecht aus dem röm. Edilte quod 
quisque juris ete. her und kamen dadurd) zu der im $. 42 vermorfenen Meinung, daß ſchon die Ver— 
fchiedenheit der Rechte die Retorſion rechtfertige,, ſowie zu der Behauptung, daß jeder Richter ſelbſtſtän— 
dig darauf erfennen könne, wie z B. Stryk, usus mod., II, 2, 8. V. Die Netorfion der Rechte aber 
ift die civiliftiiche Spezies der Reprefjalien im weiteren Sinne und gehört mithin dem Völlerrechte an, 
welches fie als Mittel zur Erhaltung der Rechtsgleichheit zwischen verjchiedenen Nationen ausübt. Die 
Anwendung diejes Mittels kann daher nicht von untergeordneten Behörden, jondern nur von der Staats— 
regierung ausgehen oder muß dod) von der höchſten Geralt genehmigt werden. Diejen Grundſatz ſpricht 
der $. 44 aus, doch nur beichränft, indem es darnach ſcheint, als jollten nur die Gerichte erfter In— 
ftanz der Genehmigung bedürfen, was nicht gemeint ift, da vielmehr von den Gerichten immer anzu« 
fragen if. Bergl. Pr.-D. Tit. 50, $. 162; ferner A. IR. IL, 8, $. 935 u. Krim. -D. 8.96. Die 
prozefinaliiche Form der Anwendung ift die Exception (vergl. ein R. v. 23. Febr. 1796 ad 9, in Rabe I, 
©. 280), über welche erft nad) eingeholter Genehmigung zu verfahren ift; wird die Einwilligung ver— 
jagt, fo wird die Exception als unzuläffig verworfen. Ueber das Thatiächliche derjelben wird, im Falle 
des Streits, mie gewöhnlich, Beweis erhoben, doch fann jchmwerlich ein anderes Beweismittel als das 
Zeumiß oder Gutachten des Minifteriums des Auswärtigen genügende Ueberzeugung verſchafſen (B. v. 
24.Nov. 1843, G.S. ©. 369), wenn nicht von notorischen Gefeten oder Marimen des fremden Staas 
tes Rede ift, die aber kürzlich fi) aud) wieder geändert haben können. Berg. II, 8, $. 935. 

58) Damit wird nur die fog. doktrimelle oder Privatausiegung gemeint; auf die ſog. legale 
Interpretation beziehen fich die Beſtimmungen gar nit, Iuftinian hat die Privatauslegung umd 
folgerichtig auch das Schreiben juriftiicher Bücher verboten; dafiir aber die Anftalt getroffen, dat alle 
Auslegung durch ihm ſelbſt geſchah. L.12, 8.1 C. de leg. (I, 14); L. 2, $. 21 C. de votere jure 
enuel. (I, 17). Der Richter Hole nur mechaniſch verfahren, fich jeder freien Geiftesthätigfeit enthalten 
und im Zweifel anfragen. Gin gleiches Berbot, daß fi Niemand unterftehen jollte, einen Kommentar 
oder eine Differtation über das Geſetzbuch zu ſchreiben, giebt das erſte Geſetzbuch (Project des corp. 
jar. Frid.) Th. I, Tit.2, 8.10, und ein ähnliches Berbot enthält die landrechtliche Geſetzgebung in 
den Epilog des Publ.-Pat. v. 5. Febr. 1794, und im richtiger Folge davon ift der Privatauslegung, 
möge fie von Lehrern oder Richtern ausgegangen fein, jede bindende Kraft abgeiproden ($. 6 der Eint.); 
dagegen aber in einer Geſetzlommiſſion eine Staatsanftalt errichtet worden, welche die Gewißheit und 
Einheit des Rechts durch bindende Auslegung der Geſetze, in ähnlicher Weife wie Juftinian durd) 
Reſtripte, ſchützen follte. Der Richter jollte, mährend des Prozejies, wenn er den eigentlichen Sinn 
der Geſetze zweifelhaft fände, bei dieier Geſetzlommiſſion anfragen und nad) deren Beſchluſſe den Pro- 
zeß enticheiden, doch follten den Parteien die gervöhnlichen Rechtsmittel dagegen unbenommen bleiben. 
88. 47 u. 48 Einl. Die Rechtsmittel fonnten in Beziehung auf die Rechtsfrage ſelbſtverſtändlich nie Er— 
folg haben, da ja den Auslegungen der Geſetzlommiſſion bindende Kraft beigelegt war, alſo auch die 
Appellationsgerichte ſich darnach richten mußten. K.O. v. 14. April 1780 a. E. (Nabel, 1, ©.439) 
u. Pat. vom 28, Mai 1781 (N.C.C. VII, ©. 337). Im diefer Form brachte die Staatsanftalt „den 
Uebelftand, daß dunkle und zweifelhafte Geſetze im Laufe eines Prozeſſes erklärt, und die Erklärungen 
auf vergangene Fälle angervendet wurden, — wodurch die Parteien, indem manche Prozeſſe im Grunde 
nach einem neuen Gejete, das die Parteien vorhin nicht fennen konnten, — entichieden wurden, in 
Schaden und Nachtheil kamen, ohne dabei einmal an kürzerer Dauer oder minderen Koften zu gewin« 
nen, da oft erft in der fetten Inftanz angefragt, oder wenn ſolches auch in den erften Inftanzen geſchah, 
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feinen andern Sinn beilegen, als welcher au8 den Worten 59), und dem Zufammen- 
hange derjelben 6%), in Beziehung auf den ftreitigen Gegenftand 91) oder $?) aus dem 
nächiten unzweifelhaften Grunde 63) des Geſetzes deutlich erhellt. 


dennoch von den Erfenntniffen, die ſich auf ſolche Enticheidungen der Geſetzlommiſſion gründeten , das 
nachgelafjene Rechtsmittel ergriffen wurde.” Aus diefen Gründen wurden die Anfragen bei der Geſetz— 
tommilfion im Laufe der Prozeffe gänzlich abgeſchafft. K.O. vom 8. März 1798 (Rabe V, ©. 86) u, 
Anh. 8.2. Durch diefe Beftimmmungen ward die Auslegung der Geſetze der freien Geiftesthätigkeit der 
Richter überlafjen. Der Mangel eines Iuftituts zur Erhaltung der Gewißheit und Einheit des Rechts 
paßte nicht zur Iandrechtlichen Geietsgebung ; das Bedürfniß führte zu einer anderen Einrichtung. Dieſe 
befteht theils in der Einführung eines Kallationsverfahrens unter dem Namen der Nichtigleitsbeſchwerde, 
auf welche, wenn das angegriffene Urtheil vernichtet wird, der Kaſſationsrichter ein eigenes Urtheil 
fällt (®. v. 14. Dez. 1833, 8.17, ©.©. ©. 306); theil in der Anordnung eines Präjudizienbuches 
dieſes Gerichtshofes (Obertribunals) mit der Beftimmung, daß ein ausgeiprodhener Rechtsgrundſatz 
dafielbe Kollegium und auch die übrigen Abtheilungen für künftige Fälle dergeftalt bindet, daß davon 
nicht eigenmäcdhtig abgegangen werden darf, vielmehr der meue Aroeife vor das Plenum gebracht wer⸗ 
den muß und der darauf gefaßte Plenarbeichluß für künftige Fälle alle Senate bindet, bis durd) die 
Geſetzgebung eine Abänderung erfolgt. K. O. v. 1, Auguft 1836 (G.S. ©. 218); B. v. 21. Juli 1846, 
8.25. Das G. v. 7. Mai 1856 (G.S. ©. 293) hat dieje Beftimmung dahin abgeändert, daß die Ent- 
ſcheidung des Plenums dann nicht mehr einzutveten braucht, wenn ein Senat von einem durch ihn felbft 
bisher behaupteten Rechtsgrundiate, oder von einer durch ihm ſelbſt bis dahin befolgten Auslegung und 
Anwendung einer gejeglichen Vorſchrift abzugeben beichliet, fondern daß ihm unbenommen bleibt, in 
einem ſolchen Kalle die betreffende Nechtsfrage an das Plenum zu bringen; ferner, daß das Plenum 
nicht mehr aehalten, auf Einholung einer deflaratorischen Vorjhrift anzutragen, wenn es don einem 
früheren Beichluffe abweichen follte, daß vielmehr der abweichende neuere Beichluß die Kraft eines erften 
Beichyluffes hat. Dadurch ift dem oberften Gerichtshofe nicht allein die zur Erhaltung der Einheit ge— 
reichende Auslegung, Tondern zugleich eine darüber hinausgehende Fortbildung des Rechts verliehen. 
(5. A. Seit die einzelnen Senate des Obertr. nicht mehr an ihre in frühern Entiheidungen angenom- 
menen Rechtsgrundſätze gebunden find, macht fich ein geroifies Schmanten deflelben in der Rechts— 
fprechung bemerkbar.) — Der $. 46 der Einl. kann, = der Abficht der landrechtlichen Gejeggebung, 
leineswegs als eine erichöpfende Borjchrift über die Regeln der Auslegungskunſt angeiehen werden, viel« 
mehr jetst er Geſetze voraus, deren eigentlicher Sinn unzweifelhaft iſt; und er weiſet den Richter nur 
an, tie und aus welchen Erfennungszeichen er den Sinn im fich aufnehmen fol. Findet er den Sinn 
zweifelhaft, fo foll jeine geiftige Thätigfeit beendet fein und er foll nach 88. 47 u. 48 anfragen. Nach— 
dem er aber durch 8. 2 des Anh. auf die eigene Auslegung verwieſen worden, muß er zwar weiter 
operiren,, allein hierzu findet er in dem $. 46 feine Anleitung ; vielmehr verweiſet ihn der $. 2 des 
Anh. auf die allgemeinen Regeln wegen Auslegung der Geſetze, welche in dem A. L. R. nicht zu fin- 
den find, eben weil der Nichter ſich mit der Auslegung nicht befafien jollte. (5. A.) Als Hilfsmittel 
bei der num dem Richter zugeiallenen Auslegung empfiehlt fih vor Allen: dv. Saviandh, Spitem des 
heutigen Römischen Rechts, Bd. I, 85. 32 bis 51. Zur Kenntniß der gangbarften Meimungen der 
Neuern dienen vorzüglich: Chr. H. Eckard, hermenentica juris, ed. C. W. Walch, Lips. 1802. 8. 
Dann Thibaut, Theorie der logiihen Auslegung des Römiichen Rechts, 2te Ausg. Altona 1807. 8. 
Bergl. auch m. Privatrecht Bd. I, 88. 23 ff. — Uebrigens hat der deutiche Tert dor den auch amtlichen 
Ueberjetgungen der Geſetze den Vorzug. K.D. v. 20. Juni 1816 (G,S. ©. 204), 

59) Der Richter joll den Gedanten, melden der Gejetsgeber im dem Geſetze ausgeiprocen hat, 
auffaſſen. Das Wort — das grammatifche Element — vermittelt den Lebergang aus dein Denten des 
Einen in das des Anderen. Deshalb muß der Ausdrud in dem Sinne genommen erden, in welchem 
der Sprechende denielben zu gebrauchen pflegt. I, 4, 88.67 — 69. Dieje Regel findet auch auf Ge- 
jege Anwendung. Bergl. Entſch. des Obertr. Bd. XX, ©. 310. Stellt der Ausdrud nad der Spradh- 
meile des Geſetzgebers oder — mern dabei nichts Cigenthlimliches iſt — nach der gewöhnlichen Bedeu— 
tung zu der Zeit der Erſcheinung (I, 4, 8. 66) einen im ſich vollendeten Gedanken dar, und findet er 
auch in der gleichzeitigen Beachtung der beiden übrigen Elemente, nämlich in dem logiſchen Elemente 
— dem Zufammenhange — oder in dem hiftoriihen und dogmatifchen fein Bedenken, dieien 
Gedanken für den wahren Willen des Gefetsgebers zu halten, fo fchlieft feine Thätigfeit mit der An— 
mwendung des ihm Maren Inhalts des Geſetzes. Giebt aber der Wortlaut weder nad) der Sprachweiſe 
des Geſetzgebers, noch nach der gewöhnlichen —— einen in ſich vollendeten Gedanken, oder wird 
es aus einem, aus dem Zuſammenhange oder dem Grunde entnommenen Umftande zweifelhaft: ob 
dieſer Gedanfe der wahre Inhalt des Geletes ſei, fo muß er feine geiftige Thätigkeit nach Vorjchrift 
des 8. 2 des Anh. fortiegen. 

‚ 60) Der Zufammenhang der Worte ift der Gegenftand des logiſchen Elements der Auslegung ; 
die —— chaftigt ſich dabei mit dem logiſchen Verhältniſſe der einzelnen Theile des Gedantens 
zu einander. 


61) Die Worte: „in Beziehung auf den ftreitigen Gegenftand“ deuten das hiftorifch-infte- 
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$. 47 und 48. Fallen wege22). 
Anh. 8 2. Findet der Richter den Sinn des Geſetzes zweifelhaft, fo liegt es ihm zwar ob, 
den vorliegenden Fall nad den allgemeinen Regeln +) megen Auslegung der Geſetze zu enticheiden, 


matifche Element der Auslegung an. Das fraglihe Rechtsverhältniß, auf welches ſich das auszule- 
nde Geſetz ge ift eine geichichtliche Ericheinung, meiftens älter als diejes Geſetz. Die Worte 
Gejetses haben daher eine beftimmte Beziehung auf den damaligen Zuftand des Rechtsverhältniſſes. 
Diejen Zuftand muß man fennen, um die Beziehung, d. h. die Weiſe zu verftchen, im welcher das 
neue Geſetz in denſelben eingreifen jollte. Dazu verhilft die Geichichte; doch nicht für fich allein. Um 
„Die Beziehung auf den ftreitigen Gegenſtand“, d. i. die Geftaltung des Nechtsverhältnifies durch das 
neue Gejeg zu erfennen, muß auch der innere Zufammenhang, in welchem das fragliche Rechtsverhältniß 
oder Inftitut mit anderen Nechtsgrundiägen md dem ganzen Rechtsinfteme fteht, zur Anfchauung ge— 
bracht werden. Das ift die Aufgabe des ſyſtematiſchen Glements der Auslegung. Sonft machte 
man hieraus ebenio viel verfchiedene Arten der Auslegung, über deren Verhältnig zu einander man 
zweifelhaft war; der heutige Stand der Rechtswiſſenſchaft zeigt uns jedoch in diefen verichiedenen Thä— 
tigfeiten die Grundbeftandtheile der Auslegung, welche vereinigt wirken müffen. vd. Savigny, Spitem, 
1, 215. Der$.46, mwelder mit wenigen Worten ebendaflelbe vorſchreibt, ift ein Zeugniß des Ge— 
danfenreichthinns und der ficheren Rechtötenntniß feiner Verfaſſer; er kennt und bezeichnet die Elemente 
der Auslegung ſchon ein halbes Jahrhundert vor ihrer allgemeinen Anertennung. 

62) Der durch das „oder“ mit den vorher aufgezählten Dingen (Wort, Zuſammenhang, Bezie- 
hung) in Verbindung gebrachte „Grund“ ift nicht Theil des Ganzen, fondern ein anderer Fall, welcher 
eintritt, wenn der erfte ug Fall, daß die vereinte Thätigkeit der Theile der Auslegung nicht die 
Einfiht in den Inhalt des Geſetzes vollendet, nicht vorhanden ıft. Denn dann ift das Geſetz mangel- 
haft und der „Grund“ ift ein Mittel, mangelhafte Geſetze zu erklären. ©. die folg. Anm. 63. Bergl. 
aud I, 4, 8. 146, 

63) Was hier unter „Grund des Geſetzes“ (ratio legis) verftanden wird, ift ungewiß. Die Ge— 
lehrten waren damals und find noch jetst über den Begriff nicht einig. Einige verlegen ihm im die 
Bergangenbeit und verftehen darunter den höheren Grundiag, der das Geſetz beherricht; Andere jegen ihn 
in die Zufunft und meinen damit die beabfichtigte Wirkung des Geſetzes (Abfiht, Zwed). Jede von 
beiden Beziehungen kann al® Grund gewirkt haben. Ganz verſchieden davon aber ıjt die jog. Veran— 
lafjung — des Geſetzes. 

632) (3. A.) Dieſelben lauten: 

$. 47. Findet der Richter den eigentlichen Sinn des Geſetzes zweifelhaft, fo muß er, ohne die 

rozehflihrenden Parteien zu benennen, feine Zweifel der Geſetzlommiſſion anzeigen, und auf deren 
urtheilung antragen. 

$. 48. Der anfragende Richter ift zwar fchuldig, den Beſchluß der Geſetzlommiſſion bei feinem 
folgenden Ertenntniffe im diefer Sade zum Grunde zu legen; dem Parteien bleiben aber die gemöhn- 
lihen Rechtsmittel dagegen unbenommen. 

64) Dieje hat der Geſetzgeber nicht vollftändig vorgeichrieben, fie müffen daher, ſoweit der 8. 46 
ungureichend ift, aus der Wiffenihaft entnommen werden. Borausgejetst ift ein wirklich oder ver— 
meintlich mangelhaftes Geſetz, aus defien Fafjung mit den im $. 46 bezeichneten Elementen fein uns 
zweifelhafter Inhalt gewonnen wird. d. Sadigny (Syſtem I, $$. 35 ff.) giebt folgende Regeln: 

Die denkbaren Fälle mangelhafter Geſetze find: 1. unbeftimmter Ausdrud, der feinen in fich 
vollendeten Gedanken giebt; 2. unrihtiger Auedrud, welder einen von dem wahren Gedanken des 
Geſetzgebers verſchiedenen Gedanten bezeichnet. Die erſie Tpätigtei ift die Feſiſtellung des Falles. — 
Hilfsmittel find: 1. Der innere Zujammenhang der Gejeggebung, in jofern der mau— 
gelhafte Theil des Geſetzes aus einem anderen Theile defielben Gejetses oder aus einem anderen Geiete, 
am ficherften aus einem Geſetze defielben Gefetsgebers, erklärt wird; doch dienen auch ältere Gelee zur Er— 
tlärung, weil der Geſetzgeber joldhe getannt hat. (L.26, 27 D.de leg. I, 3.) In den pr. Gejeten wird 
diejes Hülfsmittels nicht gedacht, es ift aber das allernächfte und in täglier Anwendung. 2. Der 
Grund des Geſetzes. Auf diejes Hülfsmittel verweift der 8.46 ausdriidlich, doch unter der fich von 
ſelbſt verftchenden Bedingung, daß er unzweifelhaft (gewiß), wie z. B., wenn er in dem Gefete ſelbſt 
angegeben ift, und unter der Beichränfung, daß er der nächſte fei. Damit verhält es ſich jo: Die Geſetze 

nd entweder regelvechte, d. h. jolche, weiche die Erfennbarteit und Unbeftreitbarteit der Rechtsgrundſätze 
ichern follen und fi) auf höhere allgemeine Rechtsregeln beziehen (jus commune), oder abfolute, ano» 
male Gejeße (jus singulare), d. h. ſolche, durch welche aus befonderen Gründen (politiiden, ftaats- 
wirthſchaftlichen oder fittlichen) ettvas in der Zukunft erreicht werden fol. — Steht das Gele zu dem 
befannten Grunde in einem unmittelbaren logiihen Berhältnifie wie der Grund zur unmittelbaren Solge: 
fo ift dies der näch ſte Grund. Stehen beide entfernt, jo wird der Grund, wenn er an fich auch be— 
tannt ift, um fo unficherer, als die Zahl der Mitglieder zunimmt. Deshalb erkennt der $. 46 den 
entfernteren Grund nicht als Hülfsmittel an; die Auslegung muß, ohne Gewicht darauf zu legen, 
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vollbracht werden, wie es geichehen müßte, wenn gar fein Grund gewiß oder überhaupt fein Grund 
borhanden wäre. Bei den abjoluten oder anomalen Geſetzen, d. h. ſolchen, welche mit Abficht von 
den allgemeinen Regeln und der Folgerichtigkeit abweichen, weil dadurch eine beftimmte Wirkung im der 
Zutunſt erreicht werden foll (Zweck, Abficht), ift diefe Abficht der näcfte Grund. Zur Auslegung 
diefer Geſetze ift der Grund weniger tauglich, aber zur Erkennung der Natur des Gejeges, als eines 
regelmäßigen oder anomalen, ift es ein ziemlich ficheres Mittel. Die Auslegung, melde aus dem 
Zwecke und der Abjicht abgeleitet wird, verwirft der Gejeßgeber im Epilog des Publ. - Pat. vom 
5. Febr. 1794. Ueberhaupt ift es bei der Anwendung des Grundes des Geſetzes, bejonders des ent⸗ 
fernteren oder allgemeineren, fowie bei dem Gebrauche des inneren Zufammenhanges verſchiedener 
Geſetze (1), im pr. Recht als Regel zu beachten: „daß alle älteren Gefege, Edilte und Verordnungen, 
an deren Stelle das L.R. getreten i ‚ gänzlich — und abgeſchafft find, und fein Kollegium, 
Gericht oder Juftizbedienter ſich unterfangen ſoll, das L.R. nad) beſagten aufgehobenen Rechten und 
Borichriften zu erklären oder auszudeuten. Ebd. Das L.R. muß aus fich ſelbſt erklärt werden. 
3. Der innere Werth des Ergebniſſes. Diefes Hilfsmittel wird von den Rechtslehrern felbft 
für gefährlich gehalten. v. Savignya.a. D. ©. 225. Wegen jeiner jubjektiven Natur empfiehlt 
es — wenig, und in der preuß. Geſetzgebung iſt nur bei Rechtsgeſchäften darauf ausdrücklich hinge— 
wieſen. I, B, 8. 74. 

Anwendung. L Bei Unbeſtimmtheit des Ausdrude, Die Unbeftimmtheit kann eine Un» 
vollſtändigkeit fein, wie z. B. in der A. G.O. II, 2, 8.23, mo vorgejchrieben ift, daß dem 
inftrumentirenden Beamten, zur Feftftellung der- Identität der handelnden Perjon, befannte und unver- 
dächtige Leute geftellt werden follen, ohne Beftimmung der Zahl und des Geichlehts. Sie kann auch 
eine Mehrdeutigkeit des Ausdruds oder der Mori ung jein. Meber die Art der Unbeftimmtbeit 
muß man fi dor allen Dingen in Klarheit ſetzen. Sodann hat man ſolche, zuerft durch den Zus 
fammenhang der Gejetsgebung, darauf, wenn diejer Verſuch erfolglos ift, aus dem näch ſten Grumde, 
falls ein jolcher befannt und gewiß ift, mo möglich zu befeitigen. Wei anomalen Geſetzen tritt der aus— 
geiprochene Zweck oder die Abficht des Geſetzgebers an die telle des Grundes. $. 55 Einl. u. I, 4, 
8.70. Es ift aber im Zweifel jo wenig wie möglich von den regelrechten allgemeinen Grundſätzen 
a a 8. 57 Einl. — Die Würdigung des inneren Werthes des Nefultates muß zuletst doch dann 
den Ausichlag geben, wenn mehrere Auslegungen am ſich möglich find, wovon die eine dem Geſetze 
alle Wirkung nimmt, die andere nicht (I, 4, $. 74; L. 19 D. de leg. I, 3); oder wenn das Geſetz 
nach der einen mwohlthätiger ift al® nach der anderen, im fofern überhaupt das Gele einen wohlmwollen- 
den Inhalt hat. Bol. Einl. $. 55; L. 192, $. 1 D. de reg. jur. (L, 17); L.18, 56, 168 pr. D. 
de leg. (I, 3). 

U. Unrichtigkeit des Ausdrudes. Dieje fett die Thatfache voraus, daß der Geietsgeber einen 
anderen Gedanken ausdrüden wolle, als der gebrauchte Ausdrud ertennbar macht. Die Auslegun 
will daher den Ausdruc jo berichtigen, daß er mit dem wahren Gedanken harmonirt, entweder du 
eine ausdehnende Auslegung, wenn der Ausdrud weniger, oder durch eine einihränlende, 
wenn er mehr enthält. Beiſpiel einer ausdehnenden Auslegung ift die des 8.656, Th. UI, Tit. 2, 
welcher den unehelichen Kindern auf den Nachlaß der Mutter ein gleiches Erbrecht mit den ehelichen 
Kindern zuicreibt, wogegen die Auslegung gefunden hat, daß nicht nur den unehelihen Kindern, 
fondern auch den ehelichen Abtömmlingen derjelben ein gleiches Erbrecht beigelegt fein fol. Entich. des 
Obertr. Bd. XX, ©. 307 ff. — Bei dieier Mangelhaftigkeit hilft das logiiche Element nicht, denn der 
Ausdrud giebt ſowohl fr fid) als nad dem Zufammenhange der Worte einen vollendeten Gedanten. 
Es bedarf einer geſchicht liche n Beweisſührung zur Beftätigung der VBorausjegung, daß der wahre 
Gedanke des Bejetsgebers ein anderer jei. Der Zufammenhang der Geſetzgebung mwırd für das unbe- 
denflichfte Meittel gehalten. „Wichtiger, aber aud) Bedenklicher” (jagt dv. Savigny a. a. O. ©. 233) 
„iſt die Anwendung des zweiten Hülfsmittels“, nämlich des Grundes des Geſetzes. Der entfernte oder 
allgemeine Grund wird als Mittel für diefe Auslegung ganz verworfen, und damit ftimmt der $. 46 
der Einleitung überein. Der nächſte oder fpezielle Grund hingegen kann unbedenklich angewendet 
werden, wenn der Wortberftand (das grammatiiche Element) dem ausgeiprocdhenen Grunde (oder Zwecke) 
twideriprechen würde, 3. B. wenn die Anwendung eines, die Begünftigung gewiſſer Perfonen bezwecken⸗ 
den, Rechtsfates in einem Falle zu ihrem Schaden ausichlagen wilrde. L. 25 D. de leg. (I, 3); L. 6 
C. eod. (I, 14). Bergl. Proy.-D. Tit. 14, 8.11 a. E, und $. 14b. — Wenn es nicht gerade auf 
Beleitigung eines Widerſpruchs zwiichen dem ungenauen Ausdrude und dem wahren Inhalte des Ge- 
ſetzes, ſondern auf die men der rechten Grenze der Anwendung ankommt; fo ift die wahricheinliche 
Erflärung der Beranlaffung des ungenauen Ausdrudes, etwa, daß ein konkreter Ausdrud gebraucht 
worden, weil ein abftrafter fehlte oder wegen größerer Anichaulichkeit, das geeignete Mittel zum Be— 
weile einer zuläffigen ausdehnenden Auslegung. Auch der indirefte Yusdrud, welcher in dem ſoge— 
nannten argumentum a contrario und in dem Ausipruche einer Ausnahme liegt, gehört zu diefer Art 
ausdehnender Auslegung. v. Sadignya.a.D. ©. 235. Das dritte Hilfsmittel, nämlich der in« 
nere Werth des Ergebniffes (3), ift zur Verbefferung eines vermeintlich unrichtigen Ausdruds völlig 
unbrauchbar, weil der Ausleger feinen eigenen Gedanken willtürlih an die Stelle des Geiekinhalts 
feen und dann dadurch den -Ausdrud verbeffern müßte. 
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und findet die Anfrage an die Gejehlommiffion *+@) — nicht mehr ftatt; er muf aber die vermeinte 
Dunkelheit des Geſetzes dem Chef der Yuftiz zum Behuf der künftigen Pegislation anzeigen. 

8. 49. findet der Richter Fein Geſetz, welches zur Entjcheidung des ftreitigen 
Falles dienen fönnte, fo muß er zwar nach den in dem Yandrechte angenommenen 
allgemeinen Grundfäßen, und — den wegen ähnlicher Fälle vorhandenen Verord⸗ 
nungen, feiner beften Einficht gemäß erfennen 65), 


648) (3. 9.) Hier find die Worte: „während des Laufes des Prozeſſes“, weggelaſſen; denn auch 
nach beendigtem Prozefje kann eine dergleichen Anfrage nicht vorlommen, weil eine Geſetzlommiſſion 
nicht mehr befteht. 

65) Der Mangel einer auf den dem Nichter vorgetragenen Rechtsfall paſſenden Mechtsregel be- 
rechtigt den Richter nicht, die Enticheidung zu verweigern, vielmehr ſoll er die Lüde in der Geſetzge— 
bung dur Findung der paflenden Regel ausfüllen. Nach einer Meinung vieler Schriftfteller jollte 
der Stoff dazu aus einem allgemeinen, über dem gegebenen Hechte ftehenden Normalrechte, dem jo» 
genannten Naturrechte genommen werden. Dieje Meinung verwirft der 8. 49, indem er borichreibt, 
daß die Ergänzung aus dem pofitiven Rechte ſelbſt geichehen fol. Man gebraucht in diefer Beziehung 
das Mort Analoge. Was eigentlich damit bezeichnet werden joll, ft micht ausgemacht. Einige ver« 
ftehen darunter die geiftige Thätigkeit (das Suchen und Finden des Nechtsfates), Andere den Grund 
des gefundenen Rechtsſatzes (die Aehnlichkeit), Andere den gefundenen Rectsjatz felbft (Hufeland in 
Praecognit. jur. $. 53: Analogia juris est regula juris, non ex verbis, sed ex ratione legis de- 
ducta); v. Savigny, ©. 391, nennt fo das Verhältniß des gefundenen Nechtsfates zu dem gegebe- 
nen pofitiven Rechte. Andere (GGlück I, ©. 263) beziehen den Ausdrud nicht auf die Rechtsregel, 
fondern auf die Entfcheidung eines umentichiedenen Rechtsfalles. Mir ericheint die Analogie als das 
Mittel zur Findung des ergänzenden Rechtsſatzes, nach einem gegebenen Mufter. 

Die Rechtsfindung fol „nah den im dem Landrechte angenommenen allgemeinen Grundfägen, 
und nad den wegen ähnlicher Fälle vorhandenen Verordnungen‘ geichehen. Jene, die allgemeinen 
Grundſätze, kommen in Betracht, wenn in einem befannten Rechtsinftitute einzelne Rechtsfragen un— 
entichieden gelafien worden find: dieſe find nach den Grundiägen dieies Rechtsinftituts und deren in» 
nerem Zuſammenhange zu beantworten. Die „Verordnungen wegen ähnlicher Fälle werden zu Bor: 
bildern genommen, wenn ganz neue Rechtsverhältnifie entftehen und Rechtsſtreitigkeiten beranlaffen: 
—* wird ein innerlich verwandtes Rechtsinſtitut (ähnlicher Fall), unter den bereits bekannten, aufges - 
ucht und zum Mufter der Nachbildung genommen. Bei der Analogie wird allemal von einem Ge— 
gebenen ausgegangen. Iſt dies ein einzelnes Geſetz, fo heißt e8: man argumentire ex ratione legis 
(Entiheidung ex argumento legis); find es abftrahirte Rechtsgrundfäte, fo Ipricht man von argumenta 
a consequentia. In allen Fällen untauglih zur Analogie aber find abjolute Borjchriften, Ausnahm- 
eſetze oder Geſetze, welche don dem regelmäßigen Rechte aus beionderen Gründen abgehen; denn es 
Pollen nur die „angenommenen allgemeinen Grundfäge” leiten. ®ergl. L. 14 D. de leg. (I, 3); 
A. ER. 1, 2, 88. 410, 415; Kont-Ö. 8.488, 

(4. 9.) Das Obertr. hat die Vorfchrift des $. 49 auch auf den Fall, wenn nicht die Vorſchriften 
des A. L.R., fondern fremde Landesgeiete zur Anwendung kommen, — ein Fall, für welchen die Bor- 
ſchrift $. 49, nach der borftchenden a ze nicht gegeben ift — angewendet. Erf. vom 11. Ott. 
1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVII, ©. 308). Dafjelbe fagt felbft, daß der 8. 49 den Mangel 
einer anwendbaren geſetzlichen Beftimmung des preußiſchen Kechts vor Augen habe, daß jedoch das . 
darin ausgeſprochene allgemeine Princip, der Intention des Gefetsgebers gemäß, unzweifelhaft (?) 
auch auf denjenigen Kal anzumenden fei, im welchem es fih um die dem Richter mangelnde Kennt» 
niß eines ausländiichen Gefetsee handelt, das derielbe nicht fennt. Damit foll der $. 53, I, 10 der 
A. G.O. im Einflange ſtehen, indem derfelbe verordne, daß, wenn fiber ein nad fremden Landesge- 
fetgen zu beurtheilendes Geichäft geftritten wird, und es darauf ankommt, mas diele Geſetze für den 
vorliegenden Fall verordnen, darüber jo, wie iiber eine andere Thatſache, Beweis aufgenommen wer⸗ 
den müſſe; daß es hiernach unzweifelhaft (?) Sache —— Partei ſei, die ſich auf ausländiſches 
Recht beruft, dem Richter den Beweis zu führen und zu liefern, daß und im wiefern die Geſetze des 
Ausiandes Abweichendes von der preußiichen Geſetzgebung beftimmen. Hieraus wird num der Schluß 
gejogen, daß es nicht Sache des Klägers war, feinen Anſpruch, jondern Sache des Bellagten , feine 

inrede von der mit Ausichluß der preußiichen Gelee zur Ammendung kommenden fremden (bier rufe 
fiihen) Gefetgebung näher zu fubftantiiren. Die Ausführung leidet am Mangel aller juriftiichen Be— 
gründung und fogtichen —— die Konkluſion macht Sprünge. Der 8.49 d. T. paßt gar 
nicht auf diefen Fall, die Anwendung ift eine Richtigkeit im Sinne des $. 4 der B. v. 14. Der. 1833; 
der $. 53 der A. G.O. fteht mit dem 8.49 d. T. gar nicht im Beziehung, noch weniger im Einflange, 
er beftimmt über die Bereispflicht nichts, folglich ift die daraus gezogene Konklufion unſchlüſſig. Die 
Beweispflicht muß nach den allgemeinen Grundfäten, auch nach dieiem $. 58, requlirt werden. We— 
der aus dem $. 58, noch aus einem anderen befannten Rechtsarundiate ift herzuleiten, daß, wenn aus 
einem mach fremden Rechten zu beurtheilenden Rechtsverhättnifie zu Hagen ift, der Kläger feine Klage 
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8. 50. Er muß aber zugleich diefen vermeintlichen Mangel der Gefeke dem Chef 
der Juſtiz ſofort anzeigen. 

8. 51. Sollte durch dergleichen Anzeige in der Folge ein neues Geſetz veranlapt 
werden, fo fann daſſelbe doch auf die vorher Ihon gültig vollgogenen Handlungen fei- 
nen Einfluß haben 66). 

$. 52. Betrifft die Sage ein Provinzialgefeß, Statut, oder Privilegium, fo 
muß, ehe die Sache der Geſetzkommiſſion vorgelegt wird, das Gutachten der Provin- 
zial= Landeskollegien und des Juftizdepartement® darüber erfordert werden 67). 

853. Wo fein Provinzial» Landesgefeg, oder andere dergleichen befondere Be- 
ftimmung vorhanden ift, hat es allemal bei den Vorfchriften des AL.R. fein Bewen- 


den 68), 
$. 54. Privilegien 6% *) und verliehene Freiheiten müflen, in zweifelhaften Fäl- 
len, fo erflärt werden, wie fie am wenigften zum Nachtheile des Dritten gereichen 6°). 


nad) den Borichriften des A. L.R. begründen dürfe, obgleich der Bellagte denfelben nicht unterworfen ; 
und daß es Sadıe des ie jei, einwandsweife das fremdländiiche Recht aufzulegen und zu doci— 
ren; vielmehr genügt zur Abwehr einer foldhen Klage der Einwand, daß das A. L.R. nicht Anwen—⸗ 
dung finde und daß die Begründung nad den Vorjchriften des anzumendenden Rechts nicht dargelegt 
fei. Nur die Unanmendbarkeit des A. L. R. hat der Beklagte darzuthun; geidieht dies, jo genügt das 
bloße Beftreiten des der Klage zum Grunde gelegten Rechtsgrundjages, indem derjelbe durch Beru- 
fung auf das ausgejchloffene Landrecht micht erwieſen werden kann. Bergl. Übrigens das Erf. des 
Obertr. dv. 17. Jan. 1856 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 284). 

66) Die Erg ga Bis eine Lüde in der Geſetzgebung, welche durch ein neues Geſetz ausge- 
füllt wird. Dieſer $. und der $. 15 haben aljo verichiedene Beziehungen. 

67) Eine Anweifung, die den Richter nicht angeht und dem Gejetsgeber nicht bindet. 

68) Die Vorſchrift bezieht fih auf die Auslegung und auf die Fildenhaftigteit des Prodinzial- 
rechts. Sie ift nicht jo aufzufaflen, daß ein dumfics Provinzialgeieg nach den allgemeinen Grundiäßen 
des L.R. ausgelegt oder ganz bei Seite geftellt und durch die Vorfchriften des L.RK. erſetzt werden foll, 
"vielmehr muß jedes Prodinzialgeieg aus fich jelbft ausgelegt werden. findet ſich fein Geſetz, d.h. 
tritt der Fall des 8.49 ein, fo ift zu untericheiden. Kommt die Frage in einem probinzialvechtlichen 
Inftitute vor, fo muß die Lücke aus der Provinzialgeſetzgebung über daffelbe anafogiich ergänzt wer- 
den. Berg. Entſch. des Obertr. Bd. XVI, ©. 311. Eniwickeit ſich aber in einer Probim ein neues 
Infitut, % fällt dafjelbe dem gemeinen Rechte anheim, d. h. die Borfchrift diefes $. 53 kommt zur 
Anwendung. 

68a) (4. A.) Der Begriff eines Privilegii paßt nicht auf die Webertragung einer zum Staat&ein« 
tommen gehörigen Einnahme auf eine Stadtgemeinde. Pl.-Beichl. des Obertr. vom 8. Januar 1855 
(Entih. Bd. XXIX, ©, 334), 

(5. 9.) Streitigkeiten darüber: ob ein behauptetes Privilegium wirklich beftehe, oder nicht, und 
welche Folgen event, daraus herzuleiten jeien, müſſen tm Rechtswege entſchieden werden. Erf. des 

Komp.-Öericitsh. vom 11. Juni 1864 (J. M.Bl. ©. 380). 

69) Jedes Privilegium wird ftilljchweigend auf Recht oder Unrecht, unbejchadet der Rechte 
eines beſſer Beanrechtigten, ertheilt; und dem berechtigten Dritten bleibt die rechtliche Ausführung ſei— 
nes befjeren Rechtes unbenommen. Im diefem Falle muß der neu Privilegirte ſoweit zurüditehen, daß 
der beſſer Berechtigte in feinem Rechte bleibt. Vergl. 88. 68 und 95 der Einl.; Entſch. des Obertr. 
Bd. XVII, ©. 334. Hat das Recht des älter Berechtigten nicht die Eigenichaft der Ausichließung, jo 
foll doc das neue Privilegium, im Zmeifel, jo erflärt werden, wie der Dritte am wenigſten Nachtheil 
leidet. Auf diefen Fall aljo bezieht fich die Ausleqgungsregel; außerdem darf der Dritte gar feinen 
Nachtheil haben. Denn ein Privilegium, welches dem Rechte eines Dritten fchadet, gilt für erſchlichen 
oder für sub- et obreptitie emanirt, wie Müller, Promptuar. VI, p. 3, n. 3, fi) ausdrildt, welcher 
bei den hier gegebenen Regeln über Auslegung der Privilegien benutzt worden ıfl. (Gejegrev. Ein. 
©. 121, 122.) Im gleicher Weije jchreibt das Obertr. a. a. DO. dem Dritten die exceptio ob- oder 
subreptionis zu. — (5. 4.) M. vergl. aus der vorlandrechtlichen Zeit: Jo. Gothofred. Schaum- 
burg, Prof. juris Jenensis, de natura Privilegiorum, tam gratiosorum, quam conventionalium, ex 
genuinis principiis exhibita. Jenae 1736. Aus der Literatur nah Erſcheinung des Landrechts ift 
hervorzuheben: Theoph. Hufeland, Prof. juris zu Jena, Abhandlung über veränderte allgemeine 
Anficht der Lehre von den Privilegien (in deſſen Abhandlungen aus dem Civilvecht ; als erläuterndes 
Handbud zu feinem Lehrbuche, 1. Bd. Giefien 1814 Nr. IU, ©. 209 ff. Auch unter dem Titel: 
Ueber den eigenthümlichen Geift des Römiſchen Rechts im Allgemeinen und im Einzelnen, mit Ver— 
gleihungen neuer Gejeßgebungen; in einer Reihe von Abhandlungen.) 
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$. 55. Im übrigen find die verliehenen Privilegien und Freiheiten fo zu deuten, 
daß die wohlthätige Abjicht des Gebers dabei nicht verfehlt oder vereitelt werde. 
$. 56. Privilegien und Freiheiten, welche durch einen läftigen Vertrag erwor- 
ben worden, find nad den Regeln der Verträge zu erflären und zu beurtheilen ’®). 
$. 57. Außerdem find alle dergleichen befondere Geſetze und Verordnungen fo 
zu erflären, wie fie mit den Borfchriften ded gemeinen Rechts, und dem Hauptzwecke 
des Staat? am nächften übereinſtimmen?1). 
$. 58. Uebrigens ift auf den eigentlichen inhalt des Privilegii, im zweifelhaften 
falle mehr ald auf die darin angeführten Bewegungsgründe 7%) der erften Verleihung 
Rückſicht zu nehmen. 
8. 59. Geſetze behalten fo lange ihre Kraft, bis fie von dem Geſetzgeber aus— —— 
drüdlich 7?) wieder aufgehoben werden. 
8. 60. So wenig durch Gewohnheiten?*), Meinungen der Rechtslehrer, Er- 
kenntniſſe der Richter, oder durch die in einzelnen Fällen ergangenen Verordnungen ?’®) 
neue Gefege eingeführt werden können, eben fo wenig fönnen ſchon vorhandene Ge- 
fege auf dergleichen Art wieder aufgehoben werden. 
$. 61. Statuten und Provinzialgefege werden durch neuere allgemeine Geſetze 
Hr aufgehoben, wenn nicht in legteren die Aufhebung der erfteren deutlich verordnet 
it 76). 


70) Diefer Grundſatz (Note 69) bedarf noch eimer näheren Beftimmung. Die drei 88. 54—56 
find zuiammenzufaffen; fie haben die damalige Theorie Über Berleihung von Privilegien vor Augen. 
Biele Schriftfteller behaupteten ganz allgemein, es fünne ein ähnliches Brivilegium noch Anderen er- 
theilt werden, wenn auch dadurch der Früher Privilegirte einigen Nachtheil erleide. Borausgefett ift 
natürlich die Möglichkeit gleichzeitiger Ausübung mehrerer Privilegien, nad) dem Gegenftande. Andere 
beftritten die allgemeine Gültigleit des Satzes. Es jei zu untericheiden, ob die ältere Konzeſſion per 
modum contractus (wohin man auch Berleihungen zur Belohnung rechnete), oder mera ex gratia er« 
langt worden fei. Im dem erſten alle dürfe dem Privilegirten die fpätere Verleihung nicht zum 
Nachtheile gereichen, vielmehr fei das neue Privilegium filr eine Sub» oder Obreption zu halten. 
Hierauf bezicht fih der $. 56, Im zweiten Falle aber würden neue Verleihungen dadurch, daß der 
früher Privilegirte einigen Nachtheil erleide, micht gehindert. Dies ift die Borausfegung des $. 54, 
nur foll das meue Privilegium fo genommen werden, wie e8 dem früher Begünftigten den menigften 
Nachtheil bringt. Doch, fügt $. 55 bei, darf das neue Privilegium in keinem Falle ohne alle Wir- 
fung bleiben. Bergl. Müller l.c. p. 7—9. 

71) Diefer allgemeinen Auslegungsregef ift ichon oben in der Anm. 64 gedacht toorden. 


72) Der Grund ift von dem das Recht beftimmenden Inhalte des Geſetzes immer getrennt x 
denken, er darf nicht als ein Beftandtheil defielben angejehen werden. Es verhält ſich damit wie bei 
den richterlichen Entſcheidungen. Iſt der Anhalt unzweifelhaft, jo fommt auf den Grund nichts an; 
bei dunklem Inhalte ift nad) $. 46 der Ein. (Anm. 64) zu verfahren. — Bei der frage über den 
Anfang der Wirkjamkeit kommt es auf die Beichaffenheit des Falles an. Die Lehre, daß erft die Pu- 
blifation wirfiam made (Hommel, Rhaps., obs. 583; Schilter, exereit. I, cor. 15) ift nicht 
überall anwendbar. 


78) Nidtanwendung (desuetudo), auch wenn fie noch fo alt ift, gift nicht ale Aufhebungsart. — 
Zur ausdrüdlihen Aufhebung gehört auch die Aufhebung eines ganzen Inſtituts oder eine weſentliche 
Umbildung deffelben, womit die einzelnen Geſetze, welche das Imftitut betreffen oder die jonftige We— 
ſenheit deſſelben vorausieten, fallen. Nicht weniger enthalten abändernde Geſetze überhaupt eine der- 
gleichen ausdrüdliche Aufhebung, wenn auch die übliche Klauſel: „alle entgegenftehenden Vorſchriften 
find aufgehoben”, fehlt. Unter ſolchen Geſetzen find befonders diejenigen, duch welche ein vorhandenes 
Geſetz theil weiſe aufgehoben wird, mit Aufmerkiamteit zu behandeln. Ein Beiſpiel ift die theil- 
weile Aufhebung des 8.174, Tit. 14, Th. J A. L.R. durch die Dekl. dv. 6. April 1839, $. 13. Bergl. 
unten die Anm. zu 8. 174. Gin ſolches Beifpiel giebt auch die L. 32, $.6 C. de appell. (VII, 62). 

74) Aud einer kaufmännischen Obfervanz (Handelsufanee) kann eine folche eg har beige» 
meſſen werden. Pr. des Obertr. d. 22. Febr. 1850 (Entich. Bd. XIX, ©. 185, 190). Das H.G. B. 
Art. 1 beftimmt nun das Gegentheil. — Diefer $. 60 wäre bei der erichöpfenden Beſtimmung des 
8.59 füglich zu entbehren. 

75) Darımter find diejenigen berftanden, bon welchen der $. 5 der Ein. fpricht. 

76) Zufolge der Regel: lex posterior generalis non derogat priori speciali. — Zweifelhafte 


60 Einleitung. 


8. 62. Bei Aufhebung befonderer Statuten, Provinzialgefeße und Privilegien, 
müſſen diejenigen, die ed zunächit angeht, mit ihrer Nothdurft gehört werden ? 7), 

$. 63. Privilegien, welche einer beftimmten Perfon 78) verliehen worden, erlö- 
hen mit dem Abgange des Privilegirten. 

8. 64. Dagegen gehen Rechte und Privilegien, welche der Sache anfleben, auf 
einen jeden Befiger über, in fo fern die Gefege, oder die Verleihungsurfunden, nicht 
ausdrüdlich ein anderes befagen. 

$. 65. Iſt ein oder der andere Befiker zur Ausübung des der Sache anfleben- 
den Rechtes unfähig, fo ruhet dieſes Recht jo lange, bis die rechtlichen Hinderniſſe 
wieder gehoben find. 

$. 66. Iſt das Privilegium oder das Recht auf die Perfon, in Verbindung mit 
* ——— gerichtet, ſo erlöſcht daſſelbe durch die Trennung des Beſitzers und der 

ache 80), 


Beiſpiele fommen vor in Entſch. des Obertr. Bd. XVI, ©. 328, 329; Bd. XIX, S. 137. — Es gilt 
in diejer Hinficht auch die Regel, daß, wenn ein Inbegriff von Rechtsbeftimmmugen, 3.8. das Lübiſche 
Recht, einmal recipirt oder verliehen worden ift, die Neception der einzelnen Borfchriften nicht beion« 
ders nachgerviefen zu werden braucht, vielmehr umgelehrt derjenige, welcher die Unanwendbarkeit ein- 
zelner Beſtimmungen behauptet, die geſetzmäßige Abichaffung beweiſen muß. Pr. des Obertr. vom 
27. Sept. 1844 (Entſch. Bd.X, ©. 234). 

77) Diele Anweiſung geht den Richter nicht an; ift ein Privilegium durch den Gefetsgeber auf. 
gehoben worden, fo findet der Nechteweg darüber: ob der Betroffene gehört worden und folglich die 
Aufpebung gilftig fei, oder nicht, micht flatt. 

78) Hinfichts der Erben ſ. die folg. Anm. 79, Alinea 3. 

79) Die 88. 63—66 fetsen die befannte Eintheilung der Privilegien, nad) dem Träger derielben, 
in pr. personalia ($ 63), pr. realia ($. 64) und pr. mixta ($. 66), voraus, Wichtiger als die Klaj- 
ſificirung ift die oft zmweifelhafte Thatfachenfrage: ob ein gewiſſes Privilegium bon der einen oder der 
anderen Art ſei. Die Schriftfteller aus der Beit des —9* ſind verſchiedener Meinung darüber: was 
im Zweifel anzunehmen. Einige (Cocceji, jur. controv. I, 4; Stryk, de privileg. interpret. I, 
n. 36) wollen die Realität, Andere (Walch, introd. in controv. jur., Proleg. e. II, 8.8; Einert, 
exereit. jur. qua privilegium in dubio magis pro personali quam reali reputandum etc. Lips. 1778) 
die Perfonalität vermuthet wiffen. Andere, (Berger, Oec. jur. I, 1, th. XXV) jehen auf den Titel: 
ob er ein läftiger oder eim freigebiger ; umd enticheiden bei dem erfteren fir die Realität, bei dem an— 
deren für die Perſonalität; Andere (Voet, Comment. I, 4, $. 14) untericheiden nad dem Inhalte: 
ob er dem Inhaber nütlih und feinem Dritten fchädfih, oder ob das priv. umgelehrt ein pr. odio- 
sum. Im erften Falle wird fiir ein Real-, im anderen für ein Berjonalprivilegium vermuthet. Cine 
finguläre Meinung (Hartleben, med. D. sp. XIV, m. 5) ift noch die, daß zu unterſcheiden fei 
zwiſchen Privilegien, welche precario, und folden, welche conventionis titulo ertheilt worden. Die letz⸗ 
teren, möge die Konvention titulo oneroso oder gratuito eingegangen fein, jollen im Zweifel für mixta, 
die anderen für personalia gehalten werden. Das Proj. des corp. jur. Frid. hatte I, 2, 8. 20 die 
Meinung aufgenommen, daß ein Privilegium in dubio pro personali gehalten werden folle. Im 
AR. findet feine von allen diefen verichtedenen Meinungen Anerlennung; es giebt Teine Präjumtion 
meder fr die eine, noch fiir die andere Art, vielmehr muß Jeder feine —E beweiſen. 

(4. A.) Das Obertr. hat angenommen: die in einem Privilegium enthaltene erbliche Verleihung 
deute zwar auf ein perfönliches Privilegium hin; ſolle aber nach dem ferneren Inhalte des Privilegu 
dafielbe zugleich mit dem Beſitze eines anzulegenden Werkes verbunden fein, fo würde das verlichene 
Recht allen Erben und Nechtönachfolgern der uriprünglich beliehenen Berjon zu Theil. Erf. des 
Obertr. vom 28. Nov. 1856 (Archiv f. Rechtef. Bd. XXI, ©. 86). 

Perjönliche Privilegien ($. 63) gehen nicht auf die Erben über, mögen fie auf läftige oder wohl- 
thätige Art erworben fein, worüber man jonft ftritt. Vergl. 8. 102. Lautet die Verleihung aber auf 
eine beftimmte Perſon und deren Erben, fo ift gewiß, daß es nicht mit dem Tode der Perfon erlischt. 
Ob e8 aber auf alle Erben ohne Unterichied, oder nur auf gewiſſe und auf was für Erben übergeht, 
ift ſtreitig. Das ER. äußert fich darüber nicht. Die Analogie aus den Beftimmungen in Beziehung 
auf Lehen (I, 18, $. 359) oder Erbzinsgüter ($. 694 ebend.) oder Erbpacht (I, 21, $. 181) ift wegen 
Ungleichheit der Berhältniffe unzutreffend. Man hat die (von anderer Seite, namentlih) von Pufen- 
dorf, obs. jur. univ., IV, 25; Wernher, obs. P, VIII, n. 424; Berger, resp. l, resp. 218 
beftrittene) Interpretationsregel gegeben, daß unter Erben und Nachkommen nur die Ablönımlinge des 
Brivilegirten zu verftehen. — Es läßt ſich darüber feine allgemeine Regel geben; es kommt auf die 
gene ung des wahren Inhalts, nad) Anleitung des 8. 46 der Einl., 8. 2 des Anh. und $. 58 der 

inl., am, wobei jede ausdehnende Auslegung abzuweiſen. Wenn 3. B. das Privilegium auf die Per- 
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$. 67. Privilegien, welche nur auf eine beftimmte Zeit verliehen worden, erlö- 
jhen mit derjelben Hau. 

$. 68. it das Privilegium ausdrüdlich nur unter einer feftgefegfen Bedingung 
verliehen, fo fann daflelbe ohne Erfüllung diefer Bedingung nicht ausgeübt werden. 

$. 69. Auch Privilegien, welche zu einem beftimmten Endzweck gegeben find, 
ven auf, wenn der Zwed gar nicht, oder doch ferner nicht mehr, erreicht werden 
ann. 

$. 70. Privilegien, auch jolche die durch einen läftigen Vertrag erworben wor- 
den, fann der Staat, jedoch nur aus überwiegenden Gründen ded gemeinen Wohle, 
und nur gegen binlängliche Entihädigung des Privilegirten, wieder aufheben 8° =), 

8. 71. Die Entthädigung jelbit fann nicht anders, ald durch Vertrag, oder 
rechtliche Erfenntniß feitgelegt werden *1). 

$. 72. Wer eined groben 3?) Mißbrauchs feines Privilegii, zum Schaden des 


jon des Belichenen und defien Kinder lautete, jo wäre das ein im fich völlig bvollendeter und klarer 
Gedanfe. Es müßten daher jehr überzengende und zwingende Berveisgründe beigebracht werden, um 
anzunehmen, der Berleiher habe einen falſchen Ausdrud, einen konkreten für den abftraften gebraucht, 
und das Wort „Kinder müſſe in Abkömmlinge verbefert werden. Das wiirde den Regeln der 
Auslegungstunft überhaupt und der bejonderen Vorſchrift des $. 58 der Einleitung widerſprechen. 


80) Durch die Trennung erlöjht das Privilegium. Was einmal ganz erfoichen ift, kann von 
felbft nicht wieder aufleben. Daraus folgt, daß, wenn der Privilegirte hinterdrein mit der Sache wie— 
der in Verbindung tritt, das erlojchene Privilegium von jelbft nicht wieder hergeftellt ift. Bergl. 
Walch, introduct. in controv. Proleg. c.1I, 8.6. A. M. Leyser, Sp. XI, m. 1, meil eigentlich 
erft mit dem Tode des Privilegirten das Privilegium eripirive. Dieſen Meinungsftreit ſchlichtet der $. 66. 

In wiefern es zuläffig, die Ausübung des Privilegiums auf einen Anderen zu übertragen, hängt " 
bon der Beichaffenheit und dem Inhalte des Privileguums ab, Im Allgemeinen kommen bier dıe 
Grundiäge über perjönliche Berechtigungen zum eigenen Gebrauche einer fremden Sache (I, 19, 88. 20 
bis 27; II, 15, $$. 101, 105) in Anwendung. Bergl, Müller Le. p. 13. 

808) Die Faffung ift beliebt worden, um den „gar zu ſchwankenden Ausdrud: zum Beften 
des gemeinen Welens, — melden der Entwurf hatte — menigftens in etwas näher zu beftim« 
men,’ Jahrb. Bd. LU, ©. 64, 

81) Ueber die Befugniß zur Aufhebung der Privilegien widerfprechen fich die borlandrechtlichen 
Schriftfteller. Die 88.70 u. 71 enticheiden den Streit nad der Meinung, welche Klüber, Meine 
jur. Bibl., Bd. VII, ©. 75 ff. rechtfertigt, Übereinftimmend mit dem Grundiate $. 75 Einl. Darnach 
ſoll nicht jchom jeder Vortheil des Staats, nicht jedes Intereſſe, jondern es jollen nur überwiegende 
Gründe des Gemeinmohls zum Widerrufe berechtigen. Das geht jedoch dem Richter nicht an, denn 
iiber die Aufhebung ift der Rechts nicht zuläjfig. Es foll aber für das aufgehobene Privilegium 
nicht allein dann, wenn es durch lältigen Vertrag erworben, jondern auch wenn es uriprünglich um« 
fonft gegeben worden ift, himlängliche Entſchädigung, deren Betrag in Entftehung einer Bereinigung 
der —* nach ſeinem Ermeſſen beſtimmt, gegeben werden. Doch nach einer einſchränklenden Ausle— 
gung in dem Falle nicht, wenn das ——— oder Privateigenthum (5. 75) einzelner Mitglieder 
des Staats durch einen Akt der Geſetzgebung bemachtheiligt wird, oder verloren geht, und in dem bes 
treffenden Geſetze eine desiallfige Entichädigung don Seiten des Staats nicht zugejagt if. Pr. des 
Obertr. 863, v. 8. Mai 1840; Erf. des Gerichtsh. F Entſch. der Kompetenz⸗Konfl. dv. 9. Febr. 1856 
(J.M.Bl. ©. 87) u. d. 13. Febr. 1858 (I.M.Bl. ©. 254). Dies finder namentlich Anwendung auf 
die Rechte der Privatjalinen bei Einführung der Salzregie. Ext. des Obertr. v. 3, April 1856 (Entſch. 
Bd. XXXII, ©. 160). (5.9.) As eim folches Geſetz ohne Borbehalt ftellt fih aud das Zollgeſetz 
vom 26. Mai 1818 und jpeziell deflen $. 27 dar. rk. deſſ. vom 14. Juli 1865 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. LX, ©. 112). Die $$. 70 u. 75 finden nur auf den Hal Anwendung, wenn das Privateigen- 
thum Einzeiner dur eine Bermwaltungsmaßregel beeinträchtigt wird oder verloren geht. (Ebend. 
©. 119.) — Im Betreff der Entihädigung für eine Prahm- umd Fährgerechtigfei j. m. unten (Th. II, 
Tit. 15) die Anm. zu 88. 5, 6, 8 der B. v. 16. Juni 1838. — u von bloß prefärer Na- 
tur können willfürlih, ohne Entihädigung, zurüdgenommen werden. Pr. v. 23. April 1801 (Ma- 
this IV, 192). 

82) Diefer unbeftinmmte Ausdrud bezieht fich weder auf die Gefinmung (dolus) des Handelnden, 
noch auf den für Andere jchädlichen Erfolg, jondern auf das Berhältniß der unrechtmäßigen Anwendung 
zur Berechtigung. Ohne Vorſatz (dolus) giebt es feinen Mißbraud, denn Mißbrauch in dein hier ge» 
meinten ſtrafrechtlichen Sinne ift Gebrauch, nicht in der Meinung eines zuftehenden Rechts und des 
eigenen Bortheild wegen (animo suam utilitatem promovendi), ſondern in gehäffiger Gefinnung zum 
Berdruffe oder Schaden eines Andern (ad semulationem aut injuriam alicujus). I, 8, 8$. 27, 28; I, 
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Staats, oder ſeiner Mitbürger, durch richterliches Erkenntniß ſchuldig befunden wird, 
der hat fein Recht verwirkt, und kann feine Entſchädigung fordern ®3). 
II. Allge- 8§. 73. Win jedes ag des Staats ift dad Wohl und die Sicherheit des ge- 


ee meinen Wefend, nach dem Berhältniife feine® Standes und Vermögens, zu unterftü- 
8 


Berg DEM verpflichtet 82°), er u 
des Staates 8.74. Ginzelne Rechte und Bortheile der Mitglieder des Staat? müſſen den Rech- 
ger tem und Pflichten zur Beförderung ded gemeinſchaftlichen Wohls, wenn zwifchen bei- 
den ein wirklicher Widerſpruch (Kolliion) eintritt, nachftehen #3). 
$. 75. Dagegen ift der Staat denjenigen, welcher feine befondern Rechte und 
Bortheile dem Wohle des gemeinen Weſens 33°) aufzuopfern genöthigt wird, zu ent- 
[hädigen gehalten ®*). 


6, $. 37. Die progefjualiiche Form ift der Strafprozeß. — Bei dertragsmäßigen Rechten ift Mißbrauch 
ſchon ein fontrakttvidriger Gebrauch. Bergl. Pr. des Obertr. 1039, v. 30, Aug. 1841 (Entich. VII, 147). 

83) Duelle: e.7 D. LXXIV; c. 11, 24 X. de privilegiis (V, 38): — „privilegium meretur 
amittere, qui permissa sibi abutitur potestate“. Vergl. c. 43 X. de reser (I, 3); L. 3. C. de 
aquaeductu (XI, 42). 


83a) (3, N.) Wenn die Durchftehung eines Dammes don der Landespolizei-Behörde im Interefle 
des — Wohls angeordnet und ein Dritter dadurch in ſeinem Eigenthume beeinträchtigt wird, 
fo iſt über die dafür zu gewährende Entſchädigung der Rechtsweg zuläſſig. Entſch. des Komp.Gerichtsh. 
von 3, Mai 1856 (J.M.Bl. ©. 171). 

83b) (4. U.) Die auf den Zmangsverlauf zum Beften des gemeinen Wohles Bezug habenden 
Borichriften des A. L.R., und zwar die 85. 74 u. 75 der Einl., ſowie die 88. 3—6, 8—11, Tit. 11 
u. $. 118 Tit. 2 find durd) das Gejeg vom 19. Auguft 1862 (G.S. ©. 279) in das Jadegebiet ein- 

“ geführt worden. 
83 €) (5. A.) Bergl. oben 8. 70 u. die Aum. 808 dazu. 


84) I. Die 88. 73—75 enthalten den Grundfat: „daß, wenn das Intereffe der Gefammtheit der 
Einwohner des Staats eine Einrihtung in der Verwaltung erfordert, die das gg ar ge 
fährdet, die Entichädigung des Einzelnen aus dem Gejammmtvermögen zu leiften ſei.“ Gutachten des 
Staatsminiſteriums v. 16. Nov. 1831, und K.O. v. 4. Dei. 1831. (G.S. ©. 255.) Kolglih kann 
der Eigenthümer eines Grundſtüds die Koften der polizeilich nothwendig befundenen Bejeitigung eimer 
geiundheitsgefährlichen Beichaffenheit feines Grmdftüds, z. B. die Zuſchüttung eines ohne fein Authım 
berjumpften Teiches, Iediglid aus dem Grunde des Eigenthums zu tragen micht verbunden jein; er 
muß vielmehr entichädigt werden. Erf. des Obertr; dom 21. Juni 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©. 19). 
Der Fall der Entihädigung ift aber nicht vorhanden: 

1) wenn das Privateigenthum Einzelner durd einen Akt der Geſetzgebung benachtheiligt wird, oder 
verloren geht, und im dem betreffenden Gejege eine Entihädigung nicht zugeiagt ift. Note 81. — 
Bergl. u. Anm. 88, 

2) wen die Befugniß zur Anlage ſchon aus den Beftimmungen der 8. 36—38, Tit. 6 u. $$. 26 
bis 28, Zit. 8, Th. I hergeleitet werden kann, d. h. wenn der Staat auf fisfaliichem oder gemei- 
nem Staatseigenthume gemeinnütige Anlagen macht, wozu jeder Privateigenthümer vermöge jei- 
nes Eigeuthums aud) berechtigt ſein würde, wenngleich daraus einem Anderen Nachtheile entſte⸗ 
ben. Pl.Beſchl. (Pr. 2220) des Obertr. d. 1. Juli 1850. (Entich. Bd. XN, ©. 3.) Anwendung: 
Erf. v. 20. Dez. 1853 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 164); dom 2. Juli 1852 u. 10, März 1853 
Arc. f. Redtsi. Bd. VI, ©. 222; VI, ©. 338). Dadurch wird nicht ausgeichloffen, daß ans 

fonderen Geſetzen oder aus beionderen Verhältnifien auch in dieſem Falle der Anipruch auf Ent- 

ichädigung hergeleitet werden fan. (Entſch. Bd. XX, ©. 4 u. 10.) 

3) wenn die getroffene Mafregel nicht den Beſitz des Eigenthums entzieht, fondern nur eine Eigen- 
thumsbeichräntung zur Folge hat und die Gejege in dem Fragefalle eine Entfchädigung nicht aus» 
drüdlich angeordnet haben, weiches 3.83. in dem Falle, wenn durd; Erweiterung oder Berle- 
gung der Feftungsrapons die Grundftüdsbenugung vermindert wird, nicht geichehen ift. Regu« 
lativ vom 10. September 1828 (G.S. ©. 119), Pr. des Obertr. vom 15.Nov, 1850 (Entſch. 
Bd. XX, ©. 101). Dies ift nur als Folgefag des Grundſatzes 2, wie er nebenbei ©. 104 a. a. O. 
auch begründet wird, eine Rechtswahrheit, außerdem ift er nicht zu rechtfertigen, da der Umfang 
des Gegenftandes der Entziehung nicht dem Rechtspunkt betvifft. 

4) wenn von einer geſetzlichen Beichränkung des Eigenthbums Rede ift, 3. B. von der Berpflich- 
tung der Eigenthümer der Ufer öffentlicher Flüſſe, den zur Einrichtung des Yeinpfades erforder- 
lichen Theil des Ufers herzugeben. IL, 15, 8.57; I, 22,9,1 u. I, 8, 8. 38. Pr. des Obertr. 
dv. 9. März 1849. (Entid. Bd. XVII; ©. 374.) 

Dagegen ift es nicht nothwendig, daf das Interefje der Geſanuntheit der Staatsbürger oder aller 
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Zandestheile unmittelbar betheiligt jei, ſondern es ift genug, wenn das Wohl eines ganzen Land⸗ 
ſtrichs unmittelbar befördert wird, wie 3. B., wenn bei Ueberſchwemmungen eines Strom- oder Deich- 
ebiers die Ableitung über die nicht inumdirten Grundjtüde einzelner Gemeinden oder Berfonen mittelft 

urchſtichs bewerkſtelligt wird. —* von dem III. ©. des Obertr. den 10. Nob. 1848, !v2/,,, II, 
48. Denn mittelbar intereffirt bei der Erhaltung eines ſolchen Landestheiles immer die Geſammt⸗ 
heit. (3. 9.) Diefer Grundſatz, daß die beiprochene Vorſchrift fich keineswegs bloß auf Verfügungen, 
die lediglich das allgemeine Landesinterefje betreffen, beichränte, jondern alle Fälle umfaffe, wo der 
Einzelne von Seiten der Staatsbehörden genöthigt wird, fein beionderes Recht zum Beſten anderer 
Staatsangehöriger aufzugeben oder zu beichränken, — wird von dem Obertr. au in dem Erf. vom 
8. Februar 1856, betreffend das Rectsverhältni der Berliner Marttbuden oder Scharen, anerkannt. 
(Entſch. Bd. XXXU, ©. 23.) Vergl. ©. vom 11. Mai 1842, 8.4 (G.S. ©. 192). (5. 4.) Dies 
ift jedoch ald Rechtsgrundſatz nicht feitgehalten; im fpäteren ähnlichen Fällen ift die Stadtgemeinde und 
nicht der Fiskus für erfatpflichtig erflärt worden. (Unten, Anm. 21 zu $. 31, Tit. 8.) Dann ift 
wieder in dem Erf. vom 23. April 1863 (Entſch. Bd. XLIX, ©. 80) der Fiskus berurtheilt worden. 
In diefem Falle wurde das Borhandenjein eines allgemeinen Landesinterefjes gefunden , teil es fich 
um die Berihönerung der Landeshauptftadt handelte und unmittelbare Genehmigung des Landesherrn 
vorlag. Dieje Gründe hat jedoch derfelbe II. ©. des Dbertr. bei der Entſch. eines ſpäteren gleichen 
wieder verworfen und ausgeführt, der Bebauungsplan für Berlin fei nur zum Beften der Stadt 

rlin beftimmt. Erf. vom 5. Oft. 1865 (Entih. Bd. LVI, ©. 23, Note *), Als Rechtsgrundfat ift 
ſchließlich (bis auf Weiteres) angenommen, daß die Verpflichtung des Fiskus zum Schadenderfage we⸗ 
en Eingriffe in das Pridateigenthum ſich auf die Fälle, welche das allgemeine Yandesinterefie betref- 
J (das hat ja das Obertr. in jenem Falle von 1863 eben auch gefunden!), beſchränkt und keineswegs 
überall eintritt, wo der Einzelne Seitens des Staats oder feiner Behörden genöthigt wird, fein beion- 
deres Recht zum Beften anderer Staatsangehörigen aufzugeben oder zu beichränten. Erf. des Obertr. 
bom 27, Febr. 1865 (Entih. Bd. LIT, ©. 31) und wieder in dem Erf. vom 31. Mai 1866 (Entſch. 
Bd. LVI. ©. 19). Vergl. unten, Anm. 21 zu 8. 31 Tit. 8, und Anm. 398 zu 8. 66 Tit. 8. (4. 9.) 
Mer im einzelnen Falle diefer Art die Entihädigung zu leiften hat, hängt davon ab, in weſſen In- 
terefje die Erpropriation erfolgt, ob deren Nuten dem Staate im feiner Geſammtheit, oder innerhalb 
defielben beftimmten Kreifen oder Berionen zu Gute fommt. rk. des Obertr. v. 14. Juli 1859 (Arch. 
f. Rechtef. Bd. XXXIV, ©. 183). Wenn 5. B. der Eigenthümer eines Haufes daffelbe zum Wieder- 
aufbaue abbricht und ihm das Recht zu dem Wiederaufbaue des Gebäudes im jeiner bisherigen Lage 
und im feinen früheren Grenzen zum Beften des Gemeinwohls, behufs Verbreiterung der Straße, von 
der Polizei entzogen wird, jo muß ihm die Stadtgemeinde für die Entichädigung auffommen. Erf. 
des Obertr. v. 24. April 1860 (Entſch. Bd. XLIL, ©. 23). Bergl. die Erf. dei]. v. 21. März 1851 
und v. 20. Dez. 1853 (Arch. f. Nechtsf. Bd. I, S. 320 und XI, S. 164). — Übenfo ift, wenn die 
Deichbehörde in Folge ihrer geietlichen Befugniß zur gig gg Schadens einen Deichdurch⸗ 
ps hat bewirlen iaffen, — der Deichverband verpflichtet, die durch den Durchftich befchädigten Grund» 

figer zu emtichädigen. rk. des Obertr, v. 2. Juli 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 220). (5. 4.) 
Ueberhaupt ift die frage: in weſſen Intereffe die Erpropriation erfolgt fei, ob deren Nuten dem Staate 
in feiner Gejammtheit, oder innerhalb defjelben beftimmten Kreiſen oder Perfonen zu Gute komme, 
thatjächlicher Natur umd in jedem einzelnen Kalle nach den vormwaltenden Umftänden zu enticheiden. 
Erf. des Obertr. vom 27. Februar 1865 (Entid. Bd. LIU, ©, 31), 

Il. Anwendungen des Grundſatzes find: 

a) 88. 70 u. 71 der Einf. (Anm. 81); 

b) 88. 29 — 32 u. 105, I, 8 wegen Einſchränkung des Eigenthums Einzeiner ; 

e) 88. 258— 262, I, 9 wegen Wegichaffung von Alluvionen der Ufergrundftüde ; 

d) 88. 4— 11, I, 11 über den erzwungenen Berlauf; 

e) 8. 3— 10, I, 22 wegen Ginräumung einer nothwendigen Grundgerechtigfeit ; 

f) 88. 4, 5, 18, 19, II, 15 wegen unfreirilliger Ueberlaffung von Grund und Boden, fo wie von 
Diaterialien zu Land» und Heerftraßen und Chauffeen ; wozu gehören: 8.D. v. 11. Juni 1825 über 
die Entihädigung für Feldfteine, Sand und Kies (G.S. ©. 152); ®. d. 8, Auguft 1832 über die 
Entihädigung für abgetretenen Grund und Boden zum Chaufjeebaue, ſowie die jpäteren Geſetze 
über die Ausdehnung auf andere Provinzen, namentih: K.O. v. 17, Febr 1833 bezüglich auf 
Preußen (8.8. ©. 202); 8.D. v. 22, Auguft 1833 bezüglich auf Bofen (G.S. ©. 117); K.O. 
vom 18, Olt. 1834 bezüglich auf Sadien (6.8. S. 179); K.O. v. 25. März 1837 bezüglich auf 
Shlejien und Pommern (6.8. ©. 69); KD. v. 8. Dez. 1837 bezüglih auf Weftphalen 
(8.8.1838, ©. 7); ferner die K.O. v. 26. Dez. 1833, betr. die Ausdehnung der B. v. 8. . 
1832 auf Entihädigungen flir den zu Kanälen und öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund um 
eg es: — ©. 8); endlich das ©. v. 3. Nobbr. 1838 über die Eiſenbahnunternehmungen, 

.8 fi. (G.S. ©. 505); 

g) $$. 109 ff., II, 16, jetzt Allg. Berggeſetz vom 24. Juni 1865, $$. 135 ff., 148 ff., betr. die Lieber» 
lafjung von Grund und Boden an Bergbauende ; , 

h) 8. 69 der Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845, betr. die Unterjagung einer gewerblichen Anlage 

aus Gründen des Gemeinmwohls. 
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6. Berfaſſüngsurkunde vom 31. Januar 1850, 
Art. 9. Das Eigenthum ift unverleglih. Es kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohle 


i) 8.4 de8 ©. d. 11. Mai 1842 (G.S. ©. 193), betr. Eingriffe der Polizei in Privatrechte, wel— 
her lautet: „Steht einer polizeilichen Berfügung ein bejonderes Recht auf Befreiung ($. 2) nicht 
entgegen, e8 wird aber behauptet, daß durd) diejelbe ein ſolcher Eingriff in Privatrechte geſchehen 
fei, für meldyen, nad) den —— Vorſchriften über Aufopferungen der Rechte und Vortheile des 
Einzelnen im Intereſſe des Allgemeinen, Entſchädigung gewährt werden muß, ſo findet der Rechts— 
weg darüber Statt: ob ein Eingriff diefer Art vorhanden jei, und zu welchem Betrage dafür Ente 
Ihadigung geleiftet werden müſſe. — Eine Wiederherftellung des früheren Zuftandes kann in dieſem 
Falle niemals verlangt werden, wenn jolde nach dem Ermeſſen der Polizeibehörde unzuläjfig iſt.“ 

In Beziehung auf diejen Fall ift behauptet worden, die Entſchädigungsklage finde erft dann ftatt, 
nachdem der Beſchwerdeweg gegen die polizeiliche Verfügung betreten und durch alle Inftanzen erfolglos 
verfolgt worden jei. Dies erklärt das Obertr., mit Recht, für unrichtig. Zwar jei der Beichwerde- 
weg gegen polizeiliche Verfügungen der vorliegenden Art ebenjo, mie gegen polizeiliche Verfügungen 
überhaupt, zuläffig, daß aber die nad) $. 4 zu gewährende Entſchädigung davon abhängig wäre, daß 
gegen die polizeiliche Verfügung zunächſt der Beſchwerdeweg eingeichlagen worden, ſei im Geſetze nicht 
ausgeiprochen, der rechtliche Grund der Entihädigung liege aud in dergleiden Fäl— 
len gar nicht darin, daß die polizeiliche Berfügung gejegmwidrig oder unzuläjjig 
wäre, fondern darin, daß durd diejelbe ein — in BEA EEE 
für welche nad den gejeglihen Vorſchriften Über Aufopferung der Kedte und 
Bortheile des Einzelnen im Intereſſe des Allgemeinen Entihädigung gewährt 
werden miüjje. Erf. vom 5. Juli 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©. 185). 

II. Weber die Frage der Zwedmäßigkeit und Nothmwendigfeit des Eingriffs in die Privatrechte ift, 
mit Ausnahme des anomal behandelten alles wegen Einräumung einer nothwendigen Wegegerechtig- 
feit (II, lit. e), der Rechtsweg umftatthaft; wohl aber ift er im petitoriichen Beogefi (vgl. Anm. 84 zu 
8.146, Tit. 7 u. Anm. 20 zu $. 30, Tit. 8) nicht allein über den Betrag der Bergütigung, fondern 
auch darüber offen: ob ein zur Entihädigung geeigneter Eingriff vorhanden ſei, d. bh. ob die bloße 
Ausübung eines Privatrechts borliege, oder eine vom Staate ausgehende Erpropriation vermöge des 
ihm zuftehenden Hoheitsrechts ftattfinde. Gele über die Auläffigkeit des Rechtsweges in Beziehung 
auf polizeiliche Verfügungen v. 11. Mai 1842, $.4 (G. S. ©. 193); A. L. R. Einl. $. 71 umd I, 11, 
88. 10, 115 Reg.» Inftr. d. 26. Dez. 1808, 8.37 (G.S. 1817, ©. 283), umd Bericht des Staats- 
minifterium® bom 16. November 1831 (G.S. ©. 256); Entſch. des Obertr. Bd, XX, S. 8, 9. 
(4. A. Die Frage 3. B.: ob der bon der Berwaltungsbehörde für einen öffentlichen Weg erklärte Weg 
bisher als Privatweg im ausjchließlihen Eigenthume des Grundbefigers geweſen, und welche Entichä- 
digung deshalb demjelben für die Enteignung diejes Weges zu leiften ſei? ift dem Rechtswege nicht ent» 

ogen. $. 11 des G. vom 11. Mai 1842; Erf. des Obertr. vom 9. Dez. 1856, Arch. f. Rechtsf. 
—* XXII, ©. 137.) — Darüber: ob in einem beftimmten Falle die verordnete Expropriation mit 
den allgemeinen Grundjägen übereinftimme, 3. B. ob die Erpropriation auch im Falle eines Kommu— 
nal» Wegebaued, melde durch eine 8.D. vom 4. Auguſt 1843 in einem einzelnen alle den betr. Ge- 
meinden bewilligt worden war (B. M.Bl. 1843, ©. 319), allgemein zulälfig ſei, ift ein Meinungs— 
ftreit, etwa auf Grund des $. 6 der Einl., unmöglich, da es feine Rechtsſache iſt. Das Hobheitsrecht 
der Erpropriation übt das Staatsoberhaupt entweder jelbft oder durch damit beauftragte Staatsbeamte 
aus (I, 11, 8. 10). 

IV. Ueber die rechtliche Natur des Berhältnifjes zwiſchen dem Privateigenthiimer und dem Staate 
oder dem durch ihm mit dem Erpropriationsrechte Beliehenen ift das größere juriftiiche Publitum jehr 
im Untlaren. Iſt es doch vorgefommen, daß man im zwei Inftanzen den Eigenthümer mit feinem An— 
fpruche auf Vergeltung feines Eigenthums auf Grund der 3jährigen Berjährung eines Entihädigungs- 
anfpruchs aus unerlaubten Handlungen (I, 6, 8. 54) abgemieien hat. Simon’s Nedtsipr., I, 75 
u. 78 ff. Die Erwerbung in Folge des Erpropriationsrechts ift eime mittelbare, welche die Beſitzüber— 
tragung auf Grund eines Titels vorausfegt. (I, 9, 8.6, u. I, 10, 8.1.) Der Gang der Sache i 
der: r Eigenthümer muß jelbfiverftändlich aufgefordert werden, die Sache gegen Vergeltung (fäuf- 
lich) zu übertragen. Berfteht er fich dazu ohne Zwaug, d. h. erklärt er, daß er die Sache gegen einen 
Geldpreis überlaffe, ſo ift ein Kauftontraft vorhanden, Der Charakter der Handlung ändert fih da- 
durch nicht, daß der Preis nicht unmittelbar durch die Kontrahenten vereinbart wird; denn in dieſem 
Falle wird, zufolge eines Naturale diejes nothwendigen Berlaufs, der Preis durch Dritte, nämlich 
durch Taratoren beitimmt. I, 9, 8.8 verb. mit $8.47, 48. Das Geſetz nennt auch, felbft im die- 
ſem Falle, das Geichäft einen nothwendigen Bertauf. 8.8 a. a. DO. Daraus folgt, daf die Klage 
wegen des rüdftändig bleibenden Preijes nur der ordentlichen — unterliegt. Dell. v. 31. März 
1838, Ar. 1 (G.S. ©. 252). Es folgt ferner, daf, wenn Mehrere gemeinichaftlich auf diefe Weile 
eriwerben, 3. B. mehrere Bergbauunternehmer , diejeiben jolidariich haften. I, 5, 8.424. Cine mir 
in der Praris dorgelommene Meinung will dies nicht gelten lafjen, weil der Anſpruch ex lege ent- 
fpringe ; denn wenn feine Vereinigung über die Vergütung ftattfinde, jo jei eben fein Vertrag vorhan- 
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gegen borgängige, in dringenden Fällen menigftens vorläufig fejtzujtellende Eutſchädigung 3) nach Maß— 
gabe des Geſetzes entzogen werden. 

$. 76. Jeder Einwohner ded Staats ift den Schuß deflelben für feine Perfon 
und fein Eigenthum zu fordern berechtigt. 
* 8. 77. Dagegen iſt Niemand ſich durch eigene Gewalt Recht zu verfchaffen $*) 
efugt. 

$. 78. Die Selbithülfe fann nur in dem Falle entfchuldigt werden, wenn die 
Hülfe des — zur Abwendung eines unwiederbringlichen 87) Schadens zu ſpät kom— 
men würde. 

$. 79. Die Entjcheidung der vorfallenden Streitigkeiten, fo wie die Beftim- 
mung der zu verhängenden Strafen, muß den, einem jeden Einwohner des Staats 
durch die Geſetze angewiefenen Gerichten überlaſſen werden #7 ®), 


den. Dieſe Meinung ift jeder Einficht in den inneren, organiihen Zufammenhang baar; fie weiß nur 
von Konjenfualverträgen ; jede andere gi am einer Sache von Einem auf den Anderen, unter 
dem Bedinge der unbeftimmt gelafjenen Vergütung, ift ihr fein Vertrag (do ut des). Der andere 
Fall, wenn der Eigenthüimer A nicht bereit zeigt, kann eher Zmeifel veranlafjen. Alsdann kommt 
es zum Ausipruche der zuftändigen Behörde, dat der Eigenthlimer In Ueberlaffung gezwungen werden 
folle. Dieier Ausfprud wird, bei fortgejegter Unthätigkeit des Eigenthümers, wie ein Urtel, voll- 

edt, und zwar dadurch, daß eim Dritter auftritt und für ihm ** Die Erwerbung iſt zwar 
ier eine zwangsweiſe, aber doch eine mittelbare, wobei der Eigenthümer Autor und zur‘ Gemährs- 
leiftung verpfli bleibt, geradejo wie bei einer durch den Richter zwangsweiſe volljogenen Ceſſion 
oder tie bei einem zwangsweiſe durchgeführten Wiederverfauf. Der rechtliche Zwang ändert den Cha- 
rafter des dadurd) zu Stande gebrachten Rechtsgeſchäfts nicht. So betrachtet hat auch die in Folge des 
Erpropriationsrechts erziwmungene Erwerbung eine Kontraftsnatur. Gntiprechend bezeichnet das Obertr. 
a. a. D.©. 85 das zum Grunde liegende Rechtsverhältnig als ein jolches, welches „mehr einem noth- 
—————— analog, wodurch der Private ſein Eigenthum für den geſetzlich ausgemittelten Werth 
dem te überläßt“. 

85) Zur vollftändigen oder auch nur billig gerechten Entſchädigung gehört, da, wenn die Ber- 

ütung nicht durch Kapitalszahlung geleiftet wird, ſondern durch eine jährliche Rente erfolgen ſoll, da- 
Air Sicherheit beftellt werden muß, wenn nicht der Staat jelbft der Schuldner, welcher immer ficher 
ft. Die Anwendung des Grundjates ift im $. 13 des Eiſenbahngeſ. vom 3. Nov. 1838. Die Redit- 
fertigung liegt in der Rechtsgleichheit beider Theile, welche Leiftung und Gegenteiftung Zug um Zug 
fordert und dem Eigenthümer nicht zummthet, fein Eigenthum ohne Zahlung oder Sicherftellung dem 
Anderen zu überlafien. 

86) Auf die Privatgewalt beziehen ſich noch I, 3, 88. 26— 29. Die Selbfthülfe hat, nad) pr. 
R., feine macheheiligen Eivilfolgen. Ueber R. R. f. Priv. R. $. 206, umd Recht der Korderungen, 
8. 401, außerdem: Linde, Abb. über die Selbfthülfe; im der Zeitichrift für Eivilrecht und Prozeß, 
Bd. I, S. 392 flg., und Sartorius, ed. Bd. XX, ©. 1 flg.; Dr. Benfey, Beiträge zur Lehre 
von der Selbfthilfe nach Römiſch-Juſtinianeiſchem Rechte ; im Rheinifchen Mufeum, Bd. VII, S. 1 fig. 

87) Die Borichrift des $. 78 bezieht fich auf die ftrafrechtliche Seite der unerlaubten Selbithülie, 
welche im Strafrechte des L. R. als ein Bergehen figurirte. Das Strafgeſetzbuch von 1851 kennt ein 
ſolches Vergehen nicht, die Selbfthülfe fann nur als widerrechtliches Eindringen im ein fremdes Befig- 
thum , oder als Beſchädigung, oder als Entwendung verfolgt werden. Dabei fonmt denn der Ent- 
jhuldigungsgrund, melden der $. 78 anerfennt, auch noch im heutigen Rechte zur Anwendung. Der 
Meinungsftreit: ob unter der Unmiederbringlichkeit des Schadens eine abjolute, oder eine relative, oder 
auch eine nur vermeintliche, oder doch vernünftigerweife befürchtete zu verſtehen, ift bei der veränderten 
Beweistheorie umerheblih; es Lommıt lediglich auf die Ueberzeugung des Richters an: ob der Selbft- 
geiler ein Recht, und nach den Umftänden ſowie der Perfönlichleit des Verletzten eine Gefährdung an 
einem Rechte zu befürchten vernünftigen Grund hatte, wenn er nicht eigenmächtig eingeichritten wäre. 
Ein Richter , welcher dieje Ueberzeugung hat, wird den Angeflagten wohl für entichuldigt halten, und 
ihn alfo nicht ſchuldig ſprechen. 

878) (4.4) Zur Begründung der jchiedsrichterlichen Kompetenz bedarf es eines darauf gerichte- 
ten, von den Parteien bor Einleitung des Prozefies rechtsgültig geithlofienen und, unabhängig von 
den Prozeßverhandiungen, jelbfiftändig beurkundeten Bertrages (Kompromifjes), twidrigenfalls der ſchieds— 
richterliche Spruch nichtig ift. Die Erklärungen in den Prozeficriften, dem Schiedsgerichte gegenüber 
ur au ‚ erießen dieſen Vertrag nicht, und die Dandatarien der Parteien müfjen zur Abſchließun 
des Kompromifjes mit Spezialvollmacht verfehen jein. A. G.O. Th. I, Tit.2, 88. 167, 176, Erf. 
des Obertr. v. 2. Mai 1861 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 363). 

Koch, Allgemeines Landrecht 1. 5. Aufl. 5 
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7. Berf.-Urfunde vom 31, Januar 1850, . 

Art. 7. Niemand darf feinem gejeglichen Nichter entzogen werden. Ausnahme = Gerichte und 
außerordentliche Kommiffionen find unftatthaft 97 b), 

Art. 8. Strafen lönnen nur in Gemäßheit des Geſetzes angedroht oder verhängt werden, 

8. 80. Auch Rechtöftreitigfeiten zwifchen dem Oberhaupte des Staated und jei- 
nen Unterthanen follen bei den ordentlichen Gerichten, nach den Vorſchriften der Ge- 
fee, erörtert und entfchieden werden. 


8 8D. dom 4. Dezember 1831 und Beridht des Staatsminifteriums dom 
16, Nov. 1831 (G.S. &, 255). Ä 

Der $. 80 wendet den Grundfag des $. 79 mur auf die privatrechtlichen Berhältniffe des Lan— 
deshern an, um auszudrücden, daß auch für diefe kein fpezieller und auferordentlicher Gerichtsjtand 
ftattfinden dürfe, daß alfo Progefje des Landesherrn aus fistaliichen Rechten und Nutzungen (II, 14, 
8. 11 ff. u. Pr.O. Fit. 35, 8. 1) umd aus Privathandiungen (I, 13, 8. 18) den ordentlichen Ge- 
richten zu überweifen find. 

Die Gerichte müfjen innerhalb der durch die Geſetze und die Gerichtsordnung ihnen dorgezeichne- 
ten Grenzen das progejjualiiche Verfahren umd die richterliche Enticheidung wider fistalifche Behörden 
in Bertretung der Staatsverwaltung auf Gegenftände des Privatrechts beichränten umd ſich enthalten, 
Gegenftände des Majeftätsrechts auf das Gebiet privatrechtlicher Verfügungen zu ziehen ®®). 


87 b) (4. U.) M. ſ. unten im Tit. 18, Th. II die Anm. 5 zu diefem Art, 7. 

88) Diefe KO. umd die ihr zum Grunde liegende Belehrung der Gerichte ſeitens des Minifte- 
riums ift darauf berechnet, dem Unterichied des Fiskus (des Staats als Ermwerbsgejellihaft oder als 
Subjekts don Privatredten) und der Majeftäts- und Hoheitsrechte (des Staats als Geſellſchaft zur 
Verwirklichung des Staatsziwede) in Erinnerung zu bringen. In der zweiten Eigenſchaft giebt es für 
den Staat und defien Oberhaupt keinen Richter; was er in dieler Sigentchaft thut, dafür ift der Fiskus 
oder die Staatsfafje nicht verantwortlich, Niemand kann für Nachtheile, welche ihm durch Regierungs- 
bandlungen entftehen, Erſatz fordern, wenn nicht ein bejonderes Geiet eine Ausnahme vorſchreibt. 
Daher ift 3. B. eine Klage gegen den Fiskus, auf Erſatz erlittener Kriegsbejhädigungen (G.S. 1831, 
©. 355), oder auf Anerkennung der Ablösbarteit einer Gewerbberechtigung (Pi.» Beil. des Obertr, 
v. 30, Mai 1842, Entſch. Bd. VI, Nr. X), oder auf Entihädigung, wenn das Privateigenthum Ein- 
zeiner durch einen Alt der Geſetzgebung benachtheiligt wird (j. o. Anm. 84, Nr. 1, 1), oder über Ber- 
waltungsaniprüce an den Staat aus der Zeit der ehemaligen Fremdherrſchaft in den neu und twieder- 
eroberten Provinzen, ſowie über jolche Forderungen, weiche aus einem Alte des Hoheitsrechtes jener 
Zeit hergeleitet werden (Entich. des Komp. - Gerichtsh. vom 12, April 1862, J. M.Bl. ©. 235), oder 
auf Entihädigung für die Rechte der Privatjalinen bei Einführung der Salzregie in Landestheilen, wo 
bis dahin der Salzhandel nicht Staatsmonopol war (Pr. des Obertr. vom 3. April 1856, Enticheid, 
Bd. XXX, ©, 160), oder auf Anfechtung der im Wege der Säkularifation erfolgten Einziehung von 
Stiftungstapitalien (Erf. des Komp. « Gerichtsh. dv. 3. Januar 1857, J. M.Bl. ©. 231), oder auf Ent» 
ſchädigungsanſprüche für Verlufte, welche durch die in dem Reichs - Deputations » Hauptihluffe vom 25. 

ebr. 1803 angeordnete Aufhebung des Rheinzolles den Betheiligten entftanden find (Entſch. des Komp.- 

herichtäh. d. 15. Dftober 1859, Im. 1860, ©. 326), — unzuläffig. Man hat dagegen einge» 
wendet, der Satz jei ftantägefährlich, weil unwahr, wenn er bedeuten follte, das —— Staats⸗ 
oberhaupt ſei befugt, ſeine Staatsgewalt nach Willtür zu gebrauchen, hierdurch wohlerworbene Rechte 
Einzelner, wäre es auch fr dringende Staatszwecke, ohne Schadloshaltung, weſentlich zu verändern, 
zu idmälern , vorzuenthalten,, zur unterdrüden,, und dieſelben fih, den Domänen oder dem Fiskus 
zuzueignen. (Klüber, die Selbftftändigkeit des Richteramtes, Frankf. 1832, ©. 129 ff., und Mül— 
ler, Arch. für die neue Gefetgebung aller deutichen Staaten, 9. 2, ©. 201 fj.) Alleın diefer Zmei- 
felögrumd gehört in das ganz andere Kapitel der Erpropriation und muß abgellärt werden. Die Er- 
propriation hat zwei Beftandtheile. Der eine ift der Ausipruch der Negierungsgemwalt, daß ein beſtimm⸗ 
te8 Subjekt die Befugniß haben folle, zu einem beftinmten Zwedce die Ermwerbung einer Sache gegen 
deren Eigenthümer zu erztwingen (Ertheilung des Erpropriationsrehts) ; diejer Akt ift weſentlich eine 
Negierungshandlung und niemals Gegenftand einer richterlichen Beurtheilung. Der andere Theil, die 
Ermwerbung jelbft , gehört zp,das privatrechtliche Gebiet. Verordnet z. B. die Negierungsgemwalt die Er- 
bauung einer Feftung an einem beftimmten Orte, fo ift der Fiskus diefes Subjelt und muß die zu er- 
werbenden Grundftüde, ebenjo wie eine mit dem Erpropriationsvechte beliehene Privatperion, bezahlen. 
Jener Zweiſfelsgrund ift alſo nicht: zutreffend. 

(4. 4.) Die Säkularifation von Kloftergütern kann, als eim Alt des Iamdesherrlichen Hoheits- 
rechts, nicht im Rechtswege angefochten werden. Dagegen ift der Rechtsweg zuläjfig, wenn es ſich um 
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$. 81. Den Schuß gegen auswärtige Feinde erwartet der Staat lediglih von 
der Anordnung feines Oberhauptes. 

$. 82. Die Rechte des Menjchen entjtehen durch feine Geburt, durch feinen 
Stand, und durch Handlungen oder Begebenheiten, mit welchen die Gefege eine be 
fimmte Wirkung verbunden haben ®°). 

‚$. 83. Die allgemeinen Rechte 9) des. Menfchen gründen ſich auf die natürliche 
Feiheit, fein eigenes Wohl, ohne Kränfung der Rechte eines Andern, fuchen und be 
fürdern zu können. ; 

$. 84. Die befonderen ??) Rechte und Pflichten der Mitglieder des Staats be- 
ruhen auf dem perjönlichen Berhältnitje, in welchem ein Jeder gegen den Andern, und 
gegen den Staat felbit, fich befindet. 

$. 85. Rechte und Pflichten °'*), welche aus Handlungen oder Begebenheiten 
entjpringen, werden allein durch die Gefege beftimmt 92). 


die Erfüllung privatrechtliher Verpflichtungen handelt, welche auf den ſälulariſirten Gütern haften. — 

Iſt die Säfularifation früher von einem anderen Landesherrn erfolgt, und das Gut demnächſt auf 

Preußen übergegangen, jo können die auf demielben haftenden Privatverpflichtungen nicht als Ver— 

— — aus der Zeit der Fremdherrſchaft angeſehen werden, d. h. der Rechtsweg ift hier durch 

die K.O. v. 4. Februar 1823 (G.S. ©. 21), betr. die Unzuläſſigleit des Rechtöweges 7 Verwal⸗ 

a nicht ausgeichlofjen. Ext. des Komp,» Gerichtsh. dv. 22. Sept. 1860 (I. M. Bl. 1861, 
. 221). 

89) Die 88. 82— 86 beichäftigen fich abftraft mit dem, was das ältere Landrecht (Corp. jur. 
Fried) I, 1, Zit. 3 die drei Objelte der Gerechtigkeit nennt. Alle Rechte, heißt e& dort $. 2, fließen 
aus drei Hauptquellen: ex statu hominum, ex jure rerum, ex obligatione personae. Diefer Ein— 
theilung foll der 8. 82 entiprechen. Man findet bier jedoch nur eine Zweitheiligleit, welche mit Bor« 
bedacht an die Stelle jener Dreitheiligteit geſetzt worden ift, indem man dafür hielt, daß alle Obli- 
gationen am Ende die Erwerbung irgend einer Sadje oder eines Rechts bezwedten, und deshalb als 
Ermwerbstitel zum Sachenrechte gehörten. Schr. des Großkanzlers v. Carmer in Mathis XI, 
©. 205. Diejer Grumdeintheilung der Gegenftände des Rechts entiprechen die beiden Theile des A. L. R. 
— Die Ausdrüde in diefem $. 82: „durch feine Geburt, durch jeinen Stand“, bezichen fi auf den 
statas hominum (Tit. 1); die Worte: „Durch Handlungen und Begebenheiten“ , deuten die beiden ait- 
deren, mit einander verichmolzenen Hauptgegenjtände des Rechts an. (Tit. 2 und 3.) 

90) „Die allgemeinen Rechte” find diejenigen, welche, konkret ausgedriidt, aus dem status homi- 
num naturalis fließen, welcher „eine Kondition und Qualität ift, welche immediate die Perion afficitt, 
und allen Menfchen von Natur ankiebet”. Corp. jur. Fried. I. c. Tit, 4, $. 8. „Diejer status ho- 
minum ift dreifach: libertatis, eivitatis, familiae.“ &91e. Das ift es, auf was der abftrafte 
Ausdrud dieies 8. zielt. Der beigefügte philofophiiche Grund dieſer „allgemeinen Rechte‘ gehört nicht 
in das Geſetzbuch. 

91) Die Verfaſſer folgen im ihrer Abſtraltheit dennoch dem konkreten Gedanfengange der Rechts— 
gelehrten und der vorhergehenden Gejetsgeber. „Die befonderen Rechte” xc. find diejenigen, welche micht 
aus dem statu naturali, fondern ans befonderen bürgerlihen Einrichtungen und Zuftänden entipringen. 
„Alle anderen Status, außer diejen dreien , fließen nicht aus dem statu hominum naturali, fondern 
aus den Civilrechten, welche einigen Menſchen wegen ihres beionderen Zuftandes auch einige beiondere 
Rechte a 8. 16 I,e. Dahin gehören 3. B. die Verfchiedenheit der Menichen mach dem 
Alter, dem Geichlechte, dem Gewerbsftande u. j. mw. Das ift der Gegenftand diefes $. 84. Unter 
„dem perlönlichen Verhältniſſe“ wird nicht jedes periönliche, z. B. kontraftliche Verhältniß, jondern 
das bejtimmmte ftandesrechtlidhe Verhältniß (Statusrecht) verftanden. 

91 a) Ueber die Verbindung diejer beiden Begriffe a und in dem borhergehenden $. ſ. unten 
Anm. 97; und über den Begriff von Obligation nad Römiſchem und nach Allgemeinen Landredt: 
m. Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. I, 9.2, S. 9 fig. 

‚, 92) Dieſer abftrafte Lehrſatz bezieht fi auf diejenigen Civilrechte, welche nicht aus den perion- 
lichen Zuftänden entftehen, jondern eine bejondere Begründung erfordern, namentlich auf die dinglichen 
und perjönlicen VBermögensrechte. Dieje Rechte werden in ſofern immer durch die Gejetze beſtimmt, 
als alle Rechteinftitute und Rechtsverhältniſſe ihr Beſtehen von der Anerlennung der Geſetzgebung ent- 
lehnen. Die Borichrift ift mithin nicht etiva, wie es wohl jchon vorgelommen , fo aufzufaffen, als 
wären alle Rechte, die nicht in die Kategorie der $$. 83 u. 84 pajien, jura ex lege ohne weitere Ins 
dividualiſirung, vielmebr jo fie andeuten,, daß die nicht den zuftandsrechtlichen Berhältniffen (Ztatus- 
vechten) angehörigen Rechte nur unter der Borausfegung, und mur im fofern zur Geltung fommen 
können, als die Geſetze ſolche anerkennen und zulafjen. er fann durch Willenserklärung (Vertrag) 
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8. 86. Nechte, welche durch die Gefege nicht unterjtügt werden, heißen unvoll- 
fommene, und begründen feine gerichtliche Klage oder Einrede ??). 

8. 87. Handlungen, welche weder durch natürliche, noch durch pofitive Geſetze 
verboten worden, werden erlaubte genannt 9*). 


fein Recht oder Rechtsverhältniß begründet werden, welches, wie z.B. die Erbpacht, abgeſchafft ift 
oder fonft der Anerkennung entbehrt; und ebenjo können durch andere Handlungen, die nit Willens» 
erflärungen find, nur in en Civilrechte Erg ‚ als die Gejetze folche daran knüpfen. Bergl. I, 
3, 8. 32. Mit diefem $. 85 find die folgenden beiden $$. 86 und 87 zu verbinden; fie beziehen fich 
nicht auf die vorhergehenden 88. 83 umd 84. — In einer Enticheidung des ehemaligen Königsberger 
Tribunals v. 1826 (Simon’s Rechtsipr. IL, 377) wird der Sat behauptet, daß „Die Gelee”, wo— 
durch nad) diefem $. 85 die aus Handlungen u. j. m. entipringenden Rechte beftimmt werden, die Ge» 
fetze der Gerichtsbarfeit des Handelnden feien. Diefer Sat ift in feiner Allgemeinheit falih. ©. die 
Anm. 44 zu $. 33, 

93) Die hier gemeinten Nechte find ſolche, weiche durch Handlungen nach der Abſicht der Parteien 
begritndet werden follten, oder duch Begebenheiten nad) dem Moralgeſetze entftehen jollten, die aber von 
dem bürgerlichen Rechte nicht anerkannt werden; fie find ein der röm. Naturalobligation Achnliches. 
Eine Klage ift aus einem ſolchen „unvolltommenen Rechte‘ nie zu begründen. Dagegen erleidet die 
Regel, daß dadurch auch feine Einrede begründet werden kann, mande Ausnahme, 3.8. I, 16, 
88. 178, 179; II, 2, 8. 138, Mäheres hierüber im Priv,-R., 8. 453. Die Eintheilung in „boll= 
tommene“ und „undolllommene‘ Rechte gehört dem Zeitalter des A. ER. an; die Begriffe 
ftanden aber nicht feft. Unter den vollfommenen verftand man —— und nannte fie des—⸗ 
halb auch Zwangspflicdhten; die undollfommenen jollten unerziwingbar fein und deshalb Lie— 
bespflidhten heißen. Das Gebiet der letsteren war das Bernunftrecht oder das Naturredt. 
Weber, matürl. VBerbindlichteiten $. 40; Glüd, Erläut. Th. I, ©. 32 und die daf. Note 64 ger 
nannten Schriftfteller. Augenſcheinlich haben die Verf. des ER. dieje Theorie vor Augen gehabt. 

94) Unter den „natürlichen‘‘ Gejegen werden, nach der ebengedachten Theorie, Sittengeſetze ver« 
ftanden. Der Gegeniat des $. 87 find Handlungen, melde durch pofitive oder durch Sittengeſetze ver⸗ 
boten find, die unerlaubten. Die unerlaubten Handlungen find entweder trafbare, oder mur 
widerrehtliche. Dieje Untericheidung ift praktiich wichtig. Was zu der einen oder der anderen 
Spezies gehört, beſtimmt fich nicht nach den im $. 87 bezeichneten beiden Duellen der natürlichen und 
der pofitiven Geſetze. Irrig ift die Lehre des Obertr. in den Entſch. Bd. XIII, ©. 508, mo borgetra» 
gen wird: die umerlaubten Handlungen , die das pofitive Geſetz ausdrücklich verbietet, jeien unerlaubte 
Handlungen im engeren Sinne, umd zögen außer der Pflicht zur Entihädigung Strafe nad) fid) ; die 
dur das natürliche Gejet verbotenen Handlungen hätten nur civilvechtlice Folgen. Das Letzie ift 
richtig, das Erfte nicht. Es giebt viele durch das pofitive Geſetz verbotene Handlungen, welche nicht 
Strak nad fich ziehen, ſondern nur eivilvechtliche Folgen haben, z. B. die Ausbedingung von mehr 
als 5 Prozent Zinien, die Verabredung einer immermwährenden perjönlicen Dienftbarteit, die Ver- 
zur Sklaverei, die Konftituirung von verbotenen Beichräntungen des Eigenthums und dergl. 
(4.4. Auch die Begriffsbeſtimmung, welde das Obertr. in dem Erf. v. 7. Juni 1853 Arch. f. Rechtsf. 
Bd. IX, ©. 251] dahin giebt: eine Handlung jei nur dann unerlaubt, wenn das Gejet fie befonders 
verbiete, nicht aber, wenn fie bloß gegen eine kontraltliche Verpflichtung verftoße, ift in ihrem erften 
Satze, nad) dem Wortlaute des $. 87, viel zu enge; der Gegenjaß ift auch nur mit Borbehalt 
anzuerfennen.) Der Ausdrud „imerlaubte Handlungen” wird in den Gefegen bald zur Bezeichnung 
des Gattungsbegrifies, bald für ftrafbare, bald für biof widerrechtliche Handlungen gebraucht. Der 
Titel 6: „von Pflichten und Rechten aus unerlaubten Handlungen“ bezieht ſich auf den Gattungsbe- 
griff, mithin ſowohl auf ftrafbare Handlungen, als auch auf bloße Rechtswidrigkeiten, wie 3. B. Zö— 
gerung (I, 16, 8. 17); ebenjo der Ausdrud in I, 3, 8. 85; I, 5, 8.68; I, 6, 88.51, 52, 58, 61; 
1, 9, 8.862; I, 18, 8. 20; I, 16, 8.205. In I, 3, $. 34 verb. mit I, 13, $$. 249, 279; I, 18, 
68. 172— 175; I, 7, 88. 196, 145, 242, werden civilrechtliche unerlaubte Handlungen gemeint; und 
in II, 6, $. 7; II, 20, 8. 514; 8. 169 des Anh. zu A. G.O. (I, 24, 8. 108) wird der Ausdrud für 
ftrafbare Handlungen gebraudt. S. auch Entſch. des Obertr. Bd. XI, ©. 511. Kommt der Aus- 
drud „unerlaubte Handlungen“ in einem Geſetze vor, fo ift jedesmal aus feiner Beziehung der Siun 
zu entnehmen , in welchem er gebraucht wird. Der aufßereheliche Beifchlaf (nicht etwa auch die daraus 
folgende Geburt) wird in I, 3, $. 37 nur im fittlihem Sinne als unerlaubte Handlung bezeichnet. 
Bergl. Entf. a. a. DO. ©. 507 u. Bd. XVIU, ©, 43. (4.9) Berabredungen, nach welchen bei 
finderlofen, unglücklichen Ehen dem einen Ehegatten für feine Einwilligung in die Gheicheidung von 
dem anderen —— gewiſſe Vermögensvortheile eingeräumt werden, ſind als eine nach natürlichen 
oder poſitiven Geſetzen verbotene Handlung nicht zu betrachten. Erf. des Obertr. vom 19. Juni 1860 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. I, S. 1). — Eine alienatio in fraudem ereditorum erklärt das Obertr. für 
teine am ſich unerlaubte Handlung, für deren Folgen die Theilnehmer dem Berechtigten folidariich hafe 


U. Allgemeine Grundfäge des Rechts. 60 


$. 88. So weit Jemand ein Necht hat, ift er dafjelbe in den gefeßmäßigen 
Schranken — befugt. 

8. 89. Wem die —* ein Recht geben, dem bewilligen ſie auch die Mittel, 
ohne welche daſſelbe nicht ausgeübt werden fanıı ?*®), 

8. 90. Wer ein Recht hat, ift zu allen Vortheilen, die er ſich durch deſſen ge— 
feßmäßigen Genuß verſchaffen fann, wohl befugt ?°). 

$. 91. Das Recht zum Größern oder Mehrern fchließt das Recht zum Geringern 
oder Wenigern in gleicher Art in fich ®). 


ten. Erf. v. 9. Dezbr. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 104). Das ift Gefühlsfahe. Mir er- 
fcheint Betrug in jeder Form als Betrug. 

94=) (4. A.) Es kann daher, wenn geſetzlich die Ausübung eines Rechts bei Berluft defjelben 
an einen feftbeftimmten Zeitraum geknüpft ift,, diefe Ausübung nicht von einer Vorausſetzung abhängig 
gemacht werden, welche in vielen Fallen die Geltendmachung des Rechts ebenſogut wie unmöglich machen 
würde, &. Erf. des Obertr. vd. 20. Januar 1857 (Arch. f. Nechtef. Bd. XXI, ©. 247), — Bergl. 
unten Anm. 18, Abf. 2 zu $. 28, Tit. 8. 

je 4.) Der 8.89 enthält einen doftrinellen Sat und ift zur unmittelbaren Anwendung auf ei— 
nen konkreten Fall nicht geri net. Er macht nicht ohne Weiteres Ieden verbindlich, einem Anderen 
die Mittel zu gewähren, ode gegen feinen Gegner geltend zu machen, er lehrt nur, welche Auf— 

abe die Gelete haben: fie müfien dem, welchem ein Recht zuftcht, auch die Mittel einräumen, daf- 
elbe auszuüben, d. h. fie müſſen bei jedem Rechtsverhältniſſe, welches fie regeln, auch die geeigneten 
Shut - und Gebraudsmittel für die daraus entftehenden befonderen Rechte bezeichnen. Der Geſetzge— 
ber deutet fomit im $. 89 eine Regel an, welche bei Abfafjung der Geſetze beobadıtet wird. Ein Be- 
rechtigter erhält mithin durch den $. 89 nicht die Befugniß, Die Mittel zur Ausübung feines Rechts 
nah Gutdünfen mwilltührlid zu wählen. 

95) Auch zum Nachteile eines Anderen. $. 94 und I, Tit. 6, 8. 36; Tit. 9, $. 26. 

96) Der $. ift eine Nachbildung der L. 110 pr. D. de reg. juris: „In eo quod plus sit, sem- 
per inest et minus ‚‘* welchen Sat die L. 21 eodem jo ausdrüdt: „Non debet, cui plus licet, quod 
minus est non licere.* Man nennt dies das argumentum a majori ad minus, und drüdt es, nad) 
Umftänden , affirmative und auch negative aus. Beiſpiele des argumentum negative conceptum find: 
Qui indignus est inferiore ordine, indignior est superiore (L. 4 D, de senat. I, 9); naturalem habet 
intellectum, ne scilicet qui careret minoribus, fruatur majoribus (L. 5 D. de serv. export. XVII, 
D; — ridieulum, eum qui minoribus prohibitus sit, ad majores adspirare: majoribus tamen pro- 
hibitus minores petere non prohibetur (L. 7, $. 22 D, de interd. et rel. XLVIII, 22). — Die An» 
wendung fordert Vorficht und Scharffinn. Der, Mißgriffen vorzubeugen, beftimmte Zujag „gleicher 
Art“ erfüllt nicht feinen Zmwed und ift auch unrichtig. nfung und Verkauf find doch ve nicht 
gleichartig im eigentlichen Sinne; dennod) ift aus Bernunftgründen kein Zweifel, daß derjenige, tel» 
cher Macht hat zu verſchenlen, auch gegen Vergeltung veräußern fan. L. 163, 165 D. de reg. juris. 
Bergl. L. 11 i. f. D. de liberis et posth. (XXVIU, 2). Gntich. des Obertr. Bd. XII, ©. 465. Um— 
gekehrt find Berlauf und Berpfändung in fofern gleichartig, als fie beide im Allgemeinen zu den ent— 
eltlihen Beräußerungsarten gehören; und man fönnte meinen, die VBerpfändung jei das Geringere, 
A daf die Befugniß zum Berfaufe auch die zur Berpfändung enthielte. Man nimmt das nicht an. 
L. 7, 8.3 D. de rebus eorum (XXVII, 9). Unter der „gleichen Art“ darf man daher nicht an ju— 
riftifch verwandte und wegen der Gemeinjamfeit mancher weſentlicher Eigenſchaften für gleichartig ge 
haltene Rechte oder Rechtsinftitute denlen, vielmehr ift der Beftimmungsgrund bei diejer Regel das 
argumentum a toto juris, jus in der Bedeutung von Befugniß, Vermögen (facultas) genommen. 
Wer 3.8. befugt ift, von Zodes wegen über einen ei and zu verfügen, der kann es auch unter 
Lebendigen; aber nicht umgelehrt. I, 12, 8.468, vergl. L. 7, 88. 5, 6 D.de donat. (XXXIX, 5); 
wer zum Berlaufe befugt ift, kann auch in den Verkauf durch einen Dritten) willigen, L. 165 D. de 
reg. jur. ; wer als Vermiether nach dem Bertrage berechtigt ift, im Falle nicht pünktlicher Miethszins- 
zahlung den Vertrag fofort aufzulöſen, darf denielben auch zum nächſten Quartal kündigen. Erf. des 
Dbertr. dv. 7. Januar 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 233). — Unanmwendbar ift die Regel bei 
der Beurtheilung der Geltung oder Wirkiamkeit der Rechtsgefchäfte, im ſofern nicht der Umfang der 
Berfügungs igung des Erklärenden in Beziehung auf den Gegenftand im Frage ift. Cine ürg⸗ 
ſchaft in duriorem causam‘ (nicht zu verwechſeln mu einer größeren Summe bei einer gleichen causa) 
gilt 3. B. nah R. R. gar nicht (L. 8, 8. 7 D. de fidej. XLVI, 1) — nad L. R. kann der Fall nicht 
borfommen, weil es feine berichieden wirkenden Formen der Berbindlihmachung hat — und ein Ans 
ſpruch auf Aufrechthaltung eines für den beabfichtigten Zweck unpafjenden Rechtsgeſchäfts, z. B. einer 
Geifion, wo nur Kauf anwendbar war, aus dem Grunde, weil die Ceifion ein Geringeres, als der 
Kauf fein foll (Entid. des Obertr. Bd. XVII, ©. 158), — ift vollends unjuriftiih. 

(5. 4.) Dbertr. hat eine Verlegung des im 8. 91 feftgeftellten Rechtsſatzes darin erfannt und 
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8. 92. Aus dem Rechte des Einen folgt die Pflicht des Andern zur Leiftung 
oder Duldung dejien, was die Ausübung des Rechts erfordert ??). 

8. 93. Wer den Andern in der Ausübung feines Rechts hindert, beleidigt den- 
— und wird ihm für allen daraus erwachſenen Schaden und Nachtheil verant— 
wortlich. 

$. 94. Weraber fein Recht nach den Gefegen ?®) ausübt, ift zum Erfage eines bei 
diefer Gelegenheit entitandenen Schaden? nicht verbunden. (Th. I, Tit. 6, $$. 36, 
37, 38.) 

$. 95. Wenn das Recht des Einen der Ausübung des Rechts eines Andern ent- 
gegenftehet ?9), jo muß das mindere Necht dem ſtärkern weichen, 


demzufolge den Urtheilsſpruch vernichtet, wenn eine Klage, welche in Anjehung des Gegenftandes auf 
einen Theil deflelben erwieſen worden ift, hinſichtlich des Uebrigen aber unbewieſen geblieben, gänzlich 
abgewieien wurde. In Anwendung deflen auf eine Negatorienflage hat das Obertr, angenommen : 
Wenn der Eigenthümer eines Grundftüds gegen den —— des benachbarten Grundſtücks, wel- 
cher ſich eine Megegerechtigkeit Über das Grundftüd des Erfteren anmaßt, eine Negatorienklage anftellt, 
mit dem Antrage: zu erfennen, daß Beklagter nicht befugt fei, eine Megegerectigleit auf dem Grund« 
ftiide des Klägers auszuüben, — und es fich demnächſt ergiebt, daß dem Bell. ein Wegeredht nur 
über einen Theil des Grundſtücks zufteht; fo darf der Kläger nicht mit feinem ganzen Klageantrage 
abgetwiefen werden, jo wie der Beflagte, wenn er tonfefjoriich auf das ganze Grundftüd des Klägers 
eine Grundgerechtigkeit geltend gemacht und der Nichter befunden hätte, daß die Gerechtigfeit dem Prä- 
tendenten nur auf einen Theil des Grundftüds gebühre, im Antvendung des obigen Grundiages mit 
einem Theile feines Klageantrages obfiegen, mit dem anderen Theile aber abzumeifen fein würde. 
Et. dv. 25. Februar 1865 (Entih. Bd. LIT, ©. 1). Die Rechtsanmendung paßt nicht auf den er 
Es handelte fich nicht um einen Theil des Wegerechts , der fich nicht denfen läßt, jondern um das We— 
gerecht über das ganze Grundſtück, nur auf verfchiedenen Linien, von welchen die eine länger als die 
andere war, und die eine dem Bellagten eingeräumt wurde, 

97) „Juri respondet obligatio‘*, mie es in den philoſophiſchen und juriftiichen Kompendien des 
vorigen Jahrhunderts zu heißen pflegt. Dies hat zweierlei Bedeutungen: eine weitere und eine 
engere. In der weiteren Bedeutung toll es heißen, daß jedem Rechte, welches einer Perfon zufteht, 
die geietsliche Pflicht aller Menſchen gegenüberftehe, die Ausübung geichehen zu laſſen und nicht durch 
Hinderung der Ausübung das Necht zur kränken. Hierauf bezieht fich der folgende $. 93. Die engere 
Bedeutung bezieht fich auf den Begriff des Forderungsrechts (obligatio). Die damalige Schule zerlegte 
die Obligation im zwei Theile: in das Gläubigerrecht oder die j. g. altive Obligation, und in die Ber- 
bindlichteit des Schuldners oder Baifivobligation. Jene definirte man als connexionem motivi cum 
actione ; diefe al® qualitatem moralem passivam, qua quis praestare aut pati quid tenetur. Diele 
theoretiichen Säte finden fich hier im $. 92 wieder ; fie haben keine wirkliche Bedeutung in der praf- 
tiichen Rechtspflege. Bon dieier Theorie fommt es ber, daß das L.R. das Forderungsrecht (obligatio) 
durch Verbindung der beiden Begriffe Recht und Pflicht zu bezeichnen pflegt. Vergi. oben $. 85 und 
1, 2,8.122; 1, 1,88. 7,951, 9,8. 350, Man kann jedoch den Grundſatz auch in Verhältniſſen 
benubten und zur Geltung bringen, an welche bei der Aufnahme defjelben gar nicht gedacht worden ift. 
Unten, Anm. 18, Sat 2 zu $. 28, Tit. 8. 

98) Den Gefegen gemäß übt Jemand fein Recht nur dann aus, wenn er gleichzeitig das leiftet, 
was ihm ſeinerſeits dabei etwa obliegt. Der Bergbauende z. B. übt fein Recht auf geſetzmäßige Weiſe 
mr dann aus, wenn er gleichzeitig jeine Verbindlichkeit, die Grundinterefienten für Alles, mas ihnen 
durch die Unternehmung entgeht, vollſtändig zu befriedigen, erfüllt. Pr. des Obertr. vom 16. März 
1839 (Entſch. IV, ©. 365) und Pl.» Beichl. (Pr. 1284) vom 18. April 1843 (Entid. IX, ©. 101), 
Bergl. Anm. 18, Abj. 2 zu 8.28, Tit. 8, 

‚,. 99) Dergeftalt nämlid), daß die vollftändige Ausübung des Einen ohne Nachtheil des Anderen 
nicht möglich ift, jo ift Kollijion der Rechte vorhanden. Können die vorhandenen mehreren Rechte 
auf denfelben Gegenftand, 3.3. mehrere Wegegerechtigeiten,, nebeneinander ausgeübt werden , fo heißt 
dad Zufammentrefien Konkurrenz, und hat keine Schwierigkeiten. Die wirkliche Kollifion aber er» 
fordert geroiffe Regeln, deren hier drei gegeben find, im 8. 95— 97. Als erfte Regel, über welche 
man aud nad ©. R. einig ift, giebt der $. 95: Das mindere Recht muß dem ftärkeren weichen. 
Welches von mehreren follidirenden Rechten das ftärkere fei, muß nach den befonderen geſetzlichen Be— 
gi in jedem einzelnen Falle entichieden werden. Sind die follidirenden Rechte ungleihar- 
tig, fo beftimmt fich folches mach den beionderen Eigenihaften und Vorzügen eines jeden Rechts. Bei— 
ipiele: I, 7, 88. 163, 169, 175, 176; L. 12 D. de minor. (IV, 4). Sind fie gleihartig, fo ges 
hen die privilegirten Nechte den einfachen vor. Beiipiele: die ganze Rangordnung der Gläubiger im 
Konkurſe; L. 5, 6, 7 pr. D. qui potior. in pignore (XX, 4), L. 34 D. de reb. auct. jud. poss. 
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$. 96. In Ermangelung befonderer geſetzlicher Vorſchriften muß der, welcher” 
durch Ausübung feines Rechtes einen Vortheil ſucht, dem nachitehen, der nur einen 
Schaden abzuwenden bedacht ift 100). 

$. 97. Sind die in Kollifion fommenden Rechte von gleicher Beichaffenbeit, fo 
muß jeder der Berechtigten von dem feinen fo viel nachgeben 104), als erforderlich iſt, 
damit die Ausübung beider zugleich beitehen könne 101 =), 


(XLII, 5); find.alle gleich, fo eutſcheidet die Regel: prior tempore potior jure. Beilpiele: zwiſchen 
zwei zufälligen (bergmänniichen) Findern enticheidet das Alter, I, 16, $$. 169, 352, 362, 363; Pr. 
des Obertr. 2141, d. 23. Auguft 1849 (Entich. Bd. XVII, 326); desgl. zwiſchen mehreren Eigen« 
thumsprätendeuten, weiche ihren Titel von demjelben Autor haben, I, 10, 8.20; ferner L.26 D. 
loe. eond. (XIX, 2); Nov. 91, e. 1. — Vergl. Hufeland, Über Veränderung der Rechte durch 
das Zuſammenkommen mehrerer Rechte und Verbindlichkeiten ; in defien Abhandlungen, Th. II, ©. 3, 
und Heimbad sen. in Weisle's Rechtsteriton, Bd. IX, ©. 148, Ueber Preußiſches Recht: Schröt« 
ter, von der Kollifion der Rechte; im der Jur. Zeit. von 1832, Sp. 1111 flg.; m. Privatrecht, 
3. Ausg. Bd. I, $. 100, 

100) Die Frage nad) der Herkunft diefer, in ihrer Allgemeinheit bedenklichen Regel führt zu dem 
Ergebnifje, daß diefe Regel nur eine beichräntte Anwendung finden kann, wenn fie praftiiche Bedeu- 
tung haben fol. Das G. R. weiß; nichts davon. In einem jehr beichränkten Kreiie, nämlich bei der 
Kollifion von Privilegien, fommt der Sat vor, und Leyser, Med., sp. 61, m. 7, bringt den Aus— 
ſpruch einer Juriſtenfakuſtät von 1715: Es ift bekannten Rechtens, dab die Reftitution auch contra 
aeque privilegiatum ftattfinde, wenn ein Theil Schaden zur verhiten, der andere aber Vortheil fuchet. 
Geſtützt wird der Sat auf L. 11, 8. 6 u. L. 34 D. de minor. (IV, 4). Hier wird folgender Rechts— 
fall entichieden. Ein Minderjähriger hat einem anderen Minderjährigen Geld geliehen, welches ver— 
ſchwendet worden, d. h. nicht in den Nuten des Empfängers gelommen ift. Der beflagte Empfänger 
nimmt die Reftitution gegen die Klage in Anſpruch, um fich gegen die Verurtheilung zu ichilten. Der 
Kläger beruft ſich replilando auf dieſelbe Rechtswohlthat. Dielen Kollifionstall entiheiden Ulpian und 
Paulus zu Gunſten des Bell. und weiſen den Kl. ab, weil der Empfänger micht reicher geworden, 
und folglich durch Herausgabe der geforderten Summe Schaden leiden würde. Nach diefer Quelle hat 
die Regel nur ein ſehr beichränftes Gebiet; fie bezieht fich auf beftimmte bejondere Rechtsmohlthaten. 
Dieſer Kollifionsfall kann nach dem L. R. nicht eintreten; aber in ähnlicher Weile kann er 3.8. bei der 
Kompetenz vorlommen, wenn zwei, aus perjönlichen Gründen wmechielieitig zur Kompetenz verpflich- 
tete Perſonen als Gläubiger und Schuldner zufammenftoßen. — Soll auf beiden Seiten nur Berluft 
abgervendet werden, jo kann die Kollifion num durch Nichtgebrauch dieſer befonderen Rechte befeitigt 
werden, dieie fompenfiren fich dann. 

101) Iſt die erfte Regel des 3. 95 nicht anwendbar und fteht der Fall auch nicht unter der zwei⸗ 
ten ($. 96), jo müſſen die gleichbeichaffenen Mechte einander etwas nachgeben. Auch dieie Nenel hat 
ihr eigenes beftimmtes Gebiet; fie bezieht ſich auf die indirekte Kollifion in einem dritten Ob» 
jefte. Kann das Recht von Allen auf einen Theil ausgelibt werden, fo tritt verhältnißmäßige Thei- 
lung ein. Beiſpiele: der Konkurs der Gläubiger und ächtnifie an Mehrere. I, 12, 88. 542, 
543; L. 33 D. de legatis ._ Kann aber nur Einer das Recht ausüben, fo enticheidet das Loos. Bei— 
ipiele: I, 9, 8.317; I, 12, 8.394; I, 17, 8.28. (4. A.) Oder die Ausübung des Rechts geichieht 
nad einem Turnus. Reicht z. B. das Waſſer eines Teiches bei Meinem Waſſer zu dem gleichzeitigen 
Betriebe der an demjelben belegenen Hammerwerke nicht aus, fo ift die Berpflichtung der einzelnen 
Befiger derſelben, fih dem Beichluffe der Mehrheit auf Einführung eines Turnus in dem Betriebe die- 
jer Werte zu unterwerfen, nach den Borichriften dieier $$. 95 — 98 zu beurtheilen. Pr. des Obertr. 
vb. 1, Mai 1857 (Arc. |. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 29), 

Das Berhältniß diejer drei Kegeln zu einander ift nicht da8 der Rangordnung, bielmehr ift die 
erfte Regel ($. 95) eine allgemeine, und die beiden anderen ($$. 96 u. 97) haben jede ihr eigenes umd 
ausichließliches Gebiet. Ueberhaupt aber können nah heutigem Rechte Kollifionen nur in Beziehung 
auf Vermögensgegenftände eintreten, weshalb die Lehre von der Kollifion der Rechte nicht zu den ganz 
Allgemeinen Re 

101 8) (5. X.) Der bei der Kollifion mehrerer Grumdeigenthümer zutreffende Sat: 

daf die Ausichließlichleit und Willfürlichteit des Gebrauchsrechtes des einen Eigenthümers ihre noth— 
wendige Begrenzung finde in der dem anderen Eigenthümer ebenfalls zuftehenden Willkürlichleit und 
Ausſchließlichteit, und daß deingemäß die Benutung des einen Eigenthiimers nicht in den Rechts- 
kreis der Benutung des anderen hinlibergreifen dürke, 
ift nicht ohme Weiteres auf Kollifionen zwiihen Grundeigenthum und Bergwerlseigenthum anzumenden, 
bielmebhr ift darauf zu ſehen, tie fich dieſe widerftreitenden Verhältniſſe durch Herlommen und beion- 
dere Gei zu haben. Bergl. Berggeiey vom 24. Jumi 1865, $$. 153— 155. Erf. des Obertr. 
vom ur ruar 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©, 75). 
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8. 98. Bis zur erfolgenden richterlichen Beftimmung des entitandenen Kollifions- 
falle muß die Sache zwiſchen den Berechtigten in dem Stande bleiben, in welchem 
fie bis dahin gemefen iſt. —— 

— — 8. 99. echte, welche an eine bejtimmte Perfon, oder an geroile Eigenfchaften 
derfelben, nicht gebunden find 02), können von dem Einen auf den Andern übertra- 
gen werden. 

8. 100. Wer einem Andern fein Recht überträgt, von dem wird vermuthet, daß 
er demfelben zugleich alle damit verbundenen Bortheile 103) habe übertragen wollen. 
beſ 8. 101. —— aber kann dem Andern mehrere Rechte übertragen, als er ſelbſt 

eſitzt104). 

—— der 8. 102. Rechte, welche nur der Perſon ankleben, verſchwinden durch derſelben 

od. 

8. 103. Rechte aber, welche zum freien Eigenthum gerechnet werden, geben 
mit dem Tode des Befigerd auf Andere, nach näherer Beftimmung der Geſetze, über 05). 





102) Eine —— des Satzes iſt unten I, 11, 8. 382. Es verhält ſich mit der Uebertra- 
gung der Rechte, was die Stellung diefer Lehre betrifft, ebenfo wie mit der Kollifion. Nur Vermö— 
gensrechte find übertragbar oder — in der Regel eine Succeſſion in ſich, wogegen alle Status- 
rechte (Civilftandsrechte) von der Perfon untrennbar find, oder, wenn fie davon getrennt werden, wie 
3. B. Ehrenrechte, untergehen. Dies ift der Sinn diefes 8.99. Auch nicht alle zur Klafje der Ver- 
mögensrechte gehörigen Rechte und Befugniſſe find ihrer Subftauz nad) übertragbar, wohl aber ift all» 
gemein anzunehmen, daß fie insgefammt der Ausübung nach übertragen werden können. Dan jpricht 
in diefer Hinficht von jura personalissima, womit man unübertragbare Rechte bezeichnet. Der Aus- 
drud gehört nicht in das Vermögensrecht. — Eine allgemeine Ausnahme von der ald Regel geltenden 
Abtretungsfähigleit der VBermögensrechte giebt e8 nicht. Die jpeziellen Ausnahmen |. m. unten zu I, 
11,8. 382. 

103) Eine Anwendung diejes Satzes ift, daß, wenn ein Ehemann die Ceifion der Illatenforde- 
rung jeiner Frau ausdrüctich genehmigt, er den Nießbrauch mit überträgt (oder verliert) und den Bor« 
theil aufgiebt, die Schuld erft nad) Auflöfung der Ehe zu berichtigen: er muß dann alsbald bezahlen, 
wenn er nicht das Gegentheil ausbedungen hat. Berg. Entich. des Obertr. Bd. IX, Nr. 14. 

104) Wiederholung eines alten, im R. R., bezüglich auf die Succeſſion, mehrfach ausgeiproche- 
nen Rechtsſatzes, z. B. L.54D. de reg. jur.: „nemo plus juris ad alium transferre potest, quam 
ipse haberet;“ L. 120 ib.: „nemo plus commodi heredi suo relinquit, quam ipse habuit;* L. 20 
pr. D. de acquir, rer, dom. (XXI, 1): „traditio nihil amplius transferre debet vel potest ad eum, 
qui accipit, quam est apud eum, qui tradit.“ Cine Anwendung davon ift abgemacht in den Entich. 
des Obertr. Bd. XI, ©. 210 auf den Fall, wo Jemand fein Landgut, nachdem er mehrere ftehende 
Bäume verkauft und durch Anichalmung und Anſchlag ſymboliſch übergeben hatte, vertaufte, und der 
neue Eigenthümer mit dem Käufer der Bäume wegen des Eigenthums derfelben in Streit kam. Dies 
jer Grundſatz wird modificirt durch den Glauben des Hypothelenbuchs: der eingetragene Befiger kann 
Rechte an der Sache auf Andere übertragen, die er felbft nicht hat. I, 10, 88.8, 9; I, 20, 8.410, 

105) Die $$. 102 und 103 bezeichnen das Scidjal des gefammten Redhtszuftandes ‚einer Perfon 
nad) deren Tode, zufolge der Eigenthümlichkeiten der beiden großen Beſtandtheile dieſes Rechtsftandes. 
Die eine Hälfte des Rechtsgebietes beftimmt und charakterifirt die Perfönlichkeit, das Sein der Perſon; 
fie entipringt aus dem statu hominum ($$. 82, 83 und Anm. 89, 90). Diefe erlöfchen mit dem Ende 
des Daſeins der Perſon. I, 2, 8.40; I, 9, 8. 360, Die andere Hälfte bezieht fich auf die äufere 
Ermeiterung der Perion, auf das Haben, und befteht aus lauter Vermögensrechten. Diele geben, 
nah $. 103, auf den Erben über. Der Umftand, daß ein Forderungsrecht bedingt ift durch die Wil« 
lensbeftimmung des Gläubigers, wie z. B. — fo jagt das Obertr. — die Befugniß eines Schenters 
zum Widerrufe einer wegen Formmangels ungültigen Schenkung, macht das Recht nicht zu einem höchft 
periönliden (jus personalissimum); es bleibe ein Forderungsrecht,, deſſen Uebergang auf den Erben 
durd) die von der eg ng Paper Släubigers abhängige Ausübung defjelben nicht gehindert 
werde. Entſch. des Obertr, Bd. XI, ©. 259. Jedes Forderungsrecht fei in feiner Ausübung abhängig 
bon dem Willen des Gläubigers, und müßte nicht vererben, wenn es wahr wäre, was in diefem Rechts- 
falle behauptet worden, daß nämlich die Einforderung al® ein Recht der freien Willkür des Berechtig- 
ten, nicht aber als ein VBermögensrecht zu betrachten umd ebenfo wenig, tie der individuelle Wille 
eines Menſchen, vererbt werden fünne. ©. 258 a. a. O. — (5. 9.) Hiergegen f. m. jedoch mein Erb⸗ 
recht 8.7, Nr. 2 und unten die Anm. 50, Abi. 2 zu $. 1090, Tit. 11. Es ift ein weſentlicher Unter- 
ſchied zwijchen jenem Widerruf einer formlofen, keinesweges ungültigen Schenkung und jedem anderen 
Forderungsrechte, deſſen Ausübung von dem Willen des Gläubigers abhängt, Die Deinung des Obertr, 
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8. 104. Die bloß an den Stand gebundenen Rechte können von dem Befiger, 
aus eigener Macht 060), auf andere nicht übertragen werden, und gehen mit dem 
Stande verloren. I 

8 105. Daß Jemand ſich feines Rechtes habe begeben wollen, wird nicht ver- 
muthet 107), 

$. 106. Die Willensäußerung zur Entfagung oder Webertragung eines Rechts 

muß aljo deutlih und zuverläffig fein 08), 


ift juriſtiſch micht gerechtfertigt, wie in meinem Erbrechte a. a. O. näher aufgewieſen ift. — Unbeftrit- 
ten erlöichen Borrechte und Bortheile, welche mit einem —— Stande verbunden ſind, mit dem 
Tode der Perſon oder dem Verluſte des Standes. Daher fommt z. B. das Vorrecht der Unteroffiziere 
und Soldaten, für ihre unehelihen Kinder nur die beftimmten geringeren Alimentenbeträge zu zahlen, 
ihren Erben nicht zu Statten. Entich. Bd. V, Nr. 37. 

106) Bezieht ſich auf Uebertragung von Titeln und Würden unter Lebendigen. Dazu ift die Mit- 
wirkung der Staatsregierung erforderlich. 

107) Der Satz kommt von den Praltitern. Es heißt z. B. bei Wernher, obs., P.IX, obs.18: 
— aus denen Rechten befannt, quod renunciationes jurium non praesumendae sint, quia in facto 
eonsistunt, et non credibile est, quemquam suum jactare velle“ — dafür ift L. 25 D. de probat. 
und e.5 X. de renunt. (I, 9) angegeben — „atque ideo evidenter probandae.“ Um es rechtlich 
außer allen Zweifel zu ftellen, daß die Nemumciation eine Willenserflärung ift, und daß derjenige, 
welcher fich darauf beruft, das Daſein der Erflärung ſowohl als deren Inhalt nachweiſen muß, — da- 
zu mar der Nechtsiat nicht erforderlich. Er muß mithin noch eine bejondere Beziehung haben jollen, 
wenn er nicht ganz bedeutungsios bleiben fol, und diefe hat er in der That, wie der Toigende 5. und 
die Anm. dazu ergeben. 

(4. U.) Beifpiel: Der dem Krugverlagsrechte untertvorfene Krüger, welcher feinen Bedarf an Ge— 
tränfen anderswo, als don der berechtigten Fabrilationsſtätte, ankauft, kann den Anipruc des Be— 
rechtigten auf Erlegung der Konventionalitrafe, nicht durch den Einwand bejeitigen, daß derſelbe ihm 
zur Entnahme jenes Bedarfs nicht aufgefordert und gegen den anderweitigen Ankauf feinen Wideriprud) 
erhoben habe. Erf. dv. 27. Jan. 1852 (Archiv für Rechtsfälle, Bd. IV, ©. 308), 

108) Bergl. I, 16, 8.381. Diefer Sat joll die Folgerung aus dem vorhergehenden Grundjate 
fein. Die richtige Schlußfolge aus $. 105 ift: eine Entiagung, Berzichtleiftung oder Uebertragung 
muß don dem, welcher fich darauf beruft, nachgewieſen werden. Der$. 106 folgert aber aus dem Man— 
gel einer Bermuthung für das Dafein der Entſagung gewiſſe Eigenichaften der, die Entjagung, Ber- 
zichtleiftung oder Uebertragung ausdrüdenden Willenserflärungen,, nämlich die Deutlichkeit und Zuber- 
läffigkeit. Mittelft des argumentum a contrario und des Prinzips im $. 105 ließe fih demnach be= 
baupten: daß eine undeutliche Willenserflärung diefer Art gar nicht wirte, während doch nach I, 16, 
8.403 die allgemeinen Auslegungsregeln auch hier Anwendung finden; umd daß die Zuverlälfigfeit, 
außer dem thatſachlichen Dafein der Crtlärung , noch beionders dargethan werden jolle. Wirklich ift 
in beiden Beziehungen noch etwas Bejonderes gemeint. Hinfichtlih der Deutlichfeit und der Auslegung 
der Entjagung hat immer der umftreitige Grundiag gegolten: daß jede Entjagung ftreng auszulegen, 
daß fie mithin nicht Über das deutlich Ausgedrücte hinaus auszudehnen. Dies hat denn allerdings die 
praftiiche Folge, daß das Undeutliche oder Mehrdeutige nichts wirt. Mevius, Dec., P. VI, dee. 
378, n. 3, 5; P. VII, dec. 364, n. 3, 6. Auch die Praris des pr. Obertr., und zwar ſowohl in der 
neueren als in der älteren Zeit, ftimmt damit überein. Hymmen, Beiträge, Samml. VIII, ©. 55; 
Simon’s Rechtsſprüche, ®. I, S. 145. — Das Erforderniß der Zuverläffigteit bezieht fich auf die 
causa renunciationis umd die damit zufammenhängende Abficht des Erflärenden. Duelle hierüber ift 
das c. 5 X. de renunciatione (I, 9). in Kleriker forderte jein Beneficium, auf welches er refignirt 
hatte, zurüd, behauptend, er habe nicht freiwillig refignirt. Es wird angefragt: ob der Beweis und 
Gegenberweis darüber erheblich und zuläffig. Clemens II. antwortet: Weil es nicht waährſcheinlich ift, 
daß Iemand auf fein, vielleicht mit vielen Koften und Mühen erworbenes Beneficrum leicht ohne 
wichtige Urſachen freiwillig refigniren werde, jo ift es nicht überflüſſig, den Urſachen der Refignation 
gründlich nachzuforihen. Ueber die Beweislaſt wird beigefügt: „porro licet negantis factum per re- 
rum naturam nulla sit probatio: ejus tamen qui spontaneam renuneiationem negat, cum implicite 
et quodammodo replicando infieietur super assertione sua, habito ad dignitatem et opinionem re- 
spectu, probationes eredimus admittendas.* Die Gejchichte ergiebt alio, daß der $. 106 nicht ohne 
Bedeutung beionders vorichreibt, daß die Willensäuferung zur Entfagung zuderläffig fe. Die 
Form und der Ausdrud allein genügen darnach nicht zur Rechtskräftigleit der Entſagung, vielmehr muß, 
wenn die Willensäußerung pour wird, erörtert werden: ob die „causam resignationis probabi- 
leın, id est, non vi, nec metu, nee oppressione, nec interventu pecuniae, nec promissione extor- 
tam.“ Bei diefer Beweisführung num hat, mach der Beichaffenheit des Falles, die Präfumtion aus 
$. 105 ihr eigenthümliches Gewicht. 
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S. 107. Doc kann, nach näherer Beftimmung der Gefege, ein Recht auch durch 
den unterlaifenen Gebrauch, oder durch den Mißbrauch deiielben, verloren geben. 

8. 108. Das Recht, welches von dem Dafein oder der Dauer eined andern Rech— 
tes 109), oder einer Sache ! 10) abhängt, geht mit dem Rechte oder der Sache, wo— 
rauf es beruhet, zugleich verloren 212), 


109) Wie z. B. die Zinfen don dem Kapitale; das Pfandrecht bon der Forderung. Anwendung 
hiervon in Entſch. des Obertr. Bd. XI, S. 305. ft das Kapital durch Verjährung erloſchen, jo find 
auch die 9% Zinstermine verloren. Bergl. I, 11, 8.843, u. I, 5, 8.110 u. die Anm. 56 dazu. 

110) 3. B. die Grundgerechtigkeit von dem Grundftüde. Ein Beiipiel in Entſch. Bd. IX, ©. 251 ff. 
Bergl. I, 16, 8. 2, und Anm. 11, Abj. 3 zu 8.12, Tit. 22. — (4. 9.) Ganz unpafjend hat man auf 
den $. 108 die Parteibehauptung geftütt, daß bäuerliche Abgaben an die Gutsherrichaft durch die Ab- 
trennung bon dem berechtigten Gute erlöjchen. . Entich. des Obertr. Bd. XXX VI, ©. 190, 

111) Der Grundſatz fommt her aus L. 129, $.1 und L. 178 D. de reg. juris: „cum princi- 
palis causa non consistat, plerumque ne ea quidem, quae sequuntur, locum habent.‘ 

(4. A) Der Erbverpächter eines Iagdrechts auf fremdem Grunde und Boden kann jeit Aufhebung 
diejes Rechts durch das Geſetz d. 31. Oft, 1848 auf den Erbpadhtsfanon nicht ferner Anſpruch machen, 
wenngleich der Erbpächter ald Eigenthümer des Grundes und Bodens durch jenes Geſetz das Jagdrecht 
erlangt hat, Erf. des Obertr, dv. 13. Febr. 1851 (Archiv für Nechtsfälle, Bd. I, ©. 299). 
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Erfter Titel, 
Bon Perfonen und deren Rechten überhanpt !). 


Gemeines Recht: Schtwarze, Perſon; in Weiske's Nechtslerilon, Bd. VII, ©. 887 u. flg. — 
v. Savigny, Syſtem, Bd. VII, ©. 263 fig. 
Preußiiches Recht: Bornemann, Syſtem, ®.I, ©. 225 fl. — Temme, Lehrbud des 
a erg Bd. I, S. 62 fly. — Mein Preußifches gemeines Privatrecht, 3. Ausg. 
d. I, 88. 41 bis 54, 


$.1. Der Menſch wird, in fofem er gewiſſe Rechte in der bürgerlichen Gefell- Perion. 
ſchaft genießt, eine Perfon genannt ?). 

$. 2. Die bürgerliche Sefellfchaft befteht aus mehrern kleinern, durch Natur oder Prlsen 
Geſetz, oder durch beide zugleich, verbundenen Gefellihaften und Ständen®). 

$. 3. Die Verbindung zwifchen Ehegatten, ingleichen zwifhen Eltem und Kin- 
dern, macht eigentlih die häusliche Gefellihaft aus *). 


1) Diefer Titel entipricht dem Inftitutionentitel de jure personarum (I, 3) und dem Pandeltentitel 
de statu hominum (I, 5). Die 88.2, 6—9 beziehen fich auf den status civitatis, die 88. 3—5 auf 
den status familine, die 88. 10 ff. auf den status hominum naturalis. P 

2) Die Vorausfetung diefes Fehriatses, daß es nämlich auch Menſchen geben fönne, welche nid) 
für Perfonen gelten, — diefe Vorausſetzung fehlt, denn heutzutage find alle Menichen auch Perfonen, 
Sn fojern hat mithin der Sat gar keine praftiiche Bedeutung. Im anderer Hinficht aber hat er die Be- 
deutung, daß der Träger gewiſſer Rechte eine Perfon vorftellt. in Menſch kann mithin, im jofern 
er geroiffe Rechte aus mehreren berichiedenen Eigenichaften im fich vereinigt, mehrere Perjonen vorftel- 
len. Daher auch jetst Menich und Perſon noch nicht identisch find. Beifpiele find: Beamte, Vormiln- 
der, Erben. Bon dieſen gilt die Regel, daß die Handlungen, welche fie in der einen Eigenſchaft (als 
die eine Perſon) volljogen haben, fie in der anderen gar nicht berühren. Der Ausdrud Perſon als 
techniiche Bezeichnung eines Rechtsiubjekts gehört den neueren Iuriften an, die Römer gebrauchten ihn 
gewöhnlich in der allgemeinen Bedeutung von Individuum, 3. B. in der L.9, 8.1 D. quod metus 
causa (IV, 2): „sive singularis sit persona, — vel Populus;“ — es werden daher auch Sklaven 
personae genannt; z. B. Gajus I, 88. 120, 121, 139; L. 215 D. de verb. sign. (L, 16); L. 22 
pr. D. de reg. jur. (L, 17). Die Begriffsbeftimmung des $.1 ift übrigens gm richtig, leineswegs 
zu eng; fie umfaßt auch die juriftiichen Berfonen. Denn nad der Theorie des L. R. find die juriftiichen 
Perjonen Immer Perfonenmehrheiten (gleichzeitige oder aufeinanderfolgende) (vgl. $$. 8, 9), folglich ift 
es richtig, da; nur der Menſch eine Perſon if 

3) Und Ständen. sHierunter find nicht allein die Geburtsftände, ſondern auch die Germerbs- 
und Berufsftände verftanden. Bergl. 8.6. Das A L.R. hat aljo die Gliederung der Staatsgeſell- 
haft nah Ständen zur Grundlage. 

4) Der 8. 3 zählt die Beftandtheile der Familie im engeren Sinne, d. i. der unter der Herrichaft 
des Hausdaters ftehenden Gejellichaft in ihrem natürlichen d. h. in einem fittlichen Naturzufammen« 
hange begründeten Umfange auf. Als ſolche Veftandtheile werden die Ehe und die elterliche Gewalt an—⸗ 
gedeutet. Im meiteren Sinne umfaßt die Familie nody einen dritten Beftandtheil: die Verwandtſchaft. 
8.5. Die Geſammtheit der zur Familie gehörenden Rechtöverhältniffe neunen wir das Familienrecht. 
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$. 4. Doch wird auch das Gefinde mit zur häuslichen Geſellſchaft gerechnet *). 

8.5. Dur die Abkunft von gemeinfchaftlichen Stammeltern werden Familien- 
verhältnifie begründet. 

$. 6. Perfonen, welchen vermöge ihrer Geburt 6), Beftimmung oder Hauptbe- 
Ihäftigung ”) gleiche Rechte in der bürgerlichen Gefellfhaft beigelegt find, machen zu- 
fammen Einen Stand®) des Staates aus. 

$. 7. Die Mitglieder eines jeden Standes haben, als folhe, einzeln 9) betrach- 
tet, gewiſſe Rechte und Pflichten. 


— 1. Berf.-Urfunde vom 31, Januar 1850, 
Art. 3. Die Verfaffung und das Geſetz beftimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenichaft 
eines Preußen und die ftaatsbürgerlichen Rechte erworben , ausgelibt und verloren werden. 
Art. 4. Alle Preußen find vor dem Geſetze gleih. Standesvorrechte finden nicht ftatt. Die 
öffentlichen Aemter find unter Einhaltung der von den Gefeten feftgeftellten Bedingungen filr alle 
dazu Befähigten gleich zugänglich ? 9), 


Der Inhalt derfelben ift die von Einzelnwillkür unabhängige Stellung, welche Jeder in diefen Berhält- 
niſſen einnimmt, aljo in einer feft beſtimmten, .bürgerlihen Lebensform. Daher gehören die Fa⸗ 
milienverhältniffe hauptiächlich dem abjoluten oder öffentlichen Rechte an und darum heit jedes Fami⸗ 
lienverhältniß eines Menſchen ein Standesrecht (status). dv. Savigny, Syſtem, I, ©. 349 fi. 


5) Der natitrliche Umfang der Familie kann künftlich erweitert werden. Das Röm. mie das 
Deutice Recht kennt berjchiedene Imftitute des erweiterten Familienrechts (Sklaverei, Leibeigenichaft 
u. f. w.), dom welcher nur noch die Vormundſchaft übrig if. Neu entwidelt aber aus Bedürfniß hat 
fid) das Gefindeverhältniß, welches fi von dem Rechtsverhältniſſe des freien Arbeitsvertrags (operae lo- 
eatae) durd) die hausherrliche Gewalt, weicher der Dienftbote unterworfen ift, umtericheidet. Die Ideen 
der neueren Zeit don freiheit und Gleichheit haben das Gefindeverhältniß hier und da gelodert oder 
auch wohl, wie in Frankreich, als Inftitut ganz unterdrüdt. Das A. L.R. hat dafjelbe aufrecht erhal« 
ten. Dies ift es, was der $. 4 ausipricht. Im Uebereinftimmung hiermit ift das Gefinderecht nicht 
unter die Verträge, fondern in das Perionenrecht aufgenommen worden. Th. II, Zit. 5. 


6) Als Gebuntsftände unterfcheidet das A. L.R., in Uebereinſtimmung mit dem damaligen gemei— 
nen deutichen Rechte ( Pütter, von dem Unterichiede der Stände in Deutfihland, Gött. 1795; Hülf- 
mann, Geichichte des Urſprungs der Stände in Deutihland, Frankf. 1806, 1830, II Th; Me- 
reau, Miscellen zum deutichen Staats- und Privatrecdhte, 1 Th., Nr. 15), den Adel» (Th. II, Tit. 9), 
den Bürger- (Th. II, Tit. 8), den Bauernftand (Th. U, Tit. 7). Der Unterichied diejer drei Stände 
zeigte fih früher vorzüglich im öffentlichen echte wirlſam, weniger im Privatrechte. Der Adelftand 

nd der Bauernftand hatten mehrere Inftitute und Rechtsnormen eigenthüimlich, welche mit ihren Grund» 
befigverhältnifien zufammenhäugen ; dem Bürgerftande waren twieder mehrere Einrichtungen und More 
men, welche mit den Gemwerbsverhältniffen und ftädtiichen Anftalten in Verbindung ftanden, eigen, 
woraus für jeden diefer Stände ein befonderes Privatrecht entftand. 

7) Der Ausdrud, daß Lebensbeftimmung oder Hauptbeichäftigung einen befonderen Stand gebe, 
bezieht fih auf Berufsftände. Bon dergleihen Ständen unterjcheidet man, mach der Art der Be- 
dürfnifie, welche ihre Thätigleit zu befriedigen ſorgt, zwei Klaſſen: den Arbeiterftand, welder für 
die phyſiſchen Deittel des menichlichen Lebens forgt, namentlich die Aderbauer, Handwerker, Künſtler, 
Handelsleute; und den Stand derjenigen, melde für die geiftigen Bedilrfnifie dienftbar find, nament- 
lid der Beamten, Lehr» und Wehrftand. Auf jeden diefer Stände beziehen ſich eigenthiimliche Rechts- 
inftirute und Rechtsnormen, welche theils nur dem Privatrechte, theils dem öffentlichen Rechte angehö- 
ren. (Th. II, Zit. 10 bie 12, 8). 

8) Stand im juriftiichen Sinne beyeichnet den Inbegriff von Perſonen, melde durch gleiche, 
ihnen durch die Gejegebung beigefegte Rechte von Anderen ſich untericheiden. 

9) Der einzelne Menſch kann mur diejenigen bürgerlichen Rechte geniehen, welche Jedem nach dem 
Stande, dem er angehört, zuftehen, es kann 3.8. ein Bürgerlicher in der Hegel nicht adelige Rechte 
erwerben. Unter weichen Bedingungen ſolches ausnahmsweiſe möglich ift, deutet der $. 8 an. Dies iſt 
* Sinn dieſer Borſchriſten, welche aber mit der Zeit ſich verändert haben. S. den Zuſatz 1 zu 

icfem $. 7. 

10) Die Idee der Gleichheit der Staatsbürger ift durch diefen Verfaſſungsſatz auch für Preußen 
realifirt. Sie darf aber, wenn man Mifverftändniffe vermeiden will, nur auf die ſtaatsbürgerlichen 
(politiihen) Rechte bezogen werden; denn fie will nur Bevorzugung oder Zuridjegung im Rechte tme- 
gen der Geburt, namentlich die ſchon feit 1807 unpraltiſch gewordenen Vorrechte und Ansichließungen 
un Staats und Brivatrechte, abgeichafft wiſſen. Auf die ei Privatrechte der früheren Geburts« 
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$. 8. Andere !*) kommen ihnen nur in ſofern zu, als mehrere derſelben zuſam— 
men, eine befondere Gefellfchaft 2) ausmachen. 

8. 9. Die Rechte und Prlichten der verfchiedenen Gefellihaften im Staate wer- 
durch ihr Verhäliniß unter fih, und gegen das Oberhaupt ded Staates näher be- 

immt. 

$. 10. Die allgemeinen Rechte der Menſchheit!) gebühren auch den noch unge— 
bornen Kindern, ſchon von der Zeit ihrer Empfängnip. 

$. 11. Wer für ſchon geborene Kinder zu forgen fchuldig ift, der hat gleiche 
Prlihten in Anfehung der noch im Mutterleibe befindlichen 13°), 

$. 12. Bürgerlihe Nechte, welche einem noch ungeborenen Kinde zukommen 
würden, wenn e8 zur Zeit der Empfängniß fchon wirklich geboren wäre, bleiben dem- 
felben auf den Fall, daß es lebendig zur Welt fommt, vorbehalten !*). 


gen ſowie die den Berufsftänden eigenthlimlichen Inftitute und Nechtsnormen hat der Grund- 
ats der Gleichheit vor dem Rechte, wie auch der Wortlaut ergiebt, gar feine Beziehung. 

11) Andere Rechte, als welche Jedem nach feinem Stande zuftehen,, können nur in Gejellichaften, 
welche für Eine Perjon (juriftiiche Perfon) gelten, erlangt werden. Die Bürger einer Stadt z. B. 
fönnen, nad dem Sinne diefer Beftimmung, nicht adelige Rechte erwerben oder ausüben, aber ala Ge- 
jammtheit, als Korporation, können fie wohl Rittergüter und dergleichen erwerben und befigen. Nach 
heutigem Rechte hat die Beftimmung ihre Bedeutung verloren. Ueber die Bedingniffe einer juriftiichen 
Berfon j. m. Th. U, Zit. 6. 

12) Das jog. Publilum ift unter feinen Umftänden und in feiner Beziehung eine ſolche beion- 
dere Geiellihaft im rechtlichen Sinne; niemals kann das Publikum unmittelbar oder durch Vertreter 
etwas erwerben, befigen oder Elagend verfolgen; denn es ift u bloße Bezeichnung für eine 
an einem öffentlichen Orte verfammelte Menichenmenge, wie 3. B. das Publitum eines Seiltänzers, 
oder, in weiterer Bedeutung, für einen unbeftimmten Theil des Volkes in gewiſſer Beziehung , 3. B. 
Lefepublitum , Handelspublitum, juriftiiches Publilum u. f. m., oder, in = weiterer Bedeutung, für 
alle, in einem Orte oder Lande gleichzeitig lebenden Menichen, 3. B. „Publikum überhaupt“ in II, 20, 
88. 1495, 1395. Daß die Erinnerung daran nicht überflüſſig, bemweift der in Simon’s Rectsiprit- 
hen, Bd. IV, ©. 288 mitgetheilte Rechtsfall, wo das Publikum einen Durchgang durch ein Privatgrund- 
ſtück mittelft Verjährung erworben haben follte und von der Polizei als Bormund klagend vertreten wurde. 
(4. 9.) M. ſ. aud) das Erf. des Obertr. vom 12. Jan. 1852 (Arc. für Rechtsf. Bd. IV, ©. 244). 


13) Was unter den allgemeinen Rechten der Menſchheit gemeint ift, erführt man aus 
der damals herrichenden Anficht über die eigene Perion, als Gegenftand eines beionderen Rechtsver- 
hältmifjes. Darnad) hat der Menſch ein bejonderes Recht auf jeine Perfon, welches mit jeiner Geburt 
nothmwendig entftcht und bis zu feinem Tode fortdauert. Diejes Recht heißt daher Urrecht, allgemeines 
Menſchenrecht, im Gegenjage zu den, nad) bürgerlihem Rechte erworbenen Rechten, umd foll ebenio 
ungeftört bleiben, wie diefe erworbenen Rechte. Donellus, Comment. II, 8, 88.2, 3 nennt bier 
Gegenftände diejes Rechtes eines Jeden auf ſich felbft: vita, incolumitas corporis, libertas, existimatio. 
Unfer $. 10 bezieht 8 auf dieſe Urrechte, und der folgende $. 12 auf die erworbenen (bürgerlichen) 
Rechte. Die dem Embryo zugeichriebenen Menichheitsrechte auf fich ſelbſt müſſen ungelräntt bleiben, 
und verbleiben auch dem ohne menſchliche Geſtalt geborenen, nicht vechtsfähig gewordenen Weien (Miß- 
geburt). $. 18. 

13@) (4. U.) Die Beftimmung des $. 11 rs ſich lediglich auf den Hauptverpflichteten ; fie hat 
lediglich ſolche Pflichten, welche wahrend des Befindens des Kindes im Mutterleibe zu erfüllen find, 
nicht aber die erſt nad der Geburt eines lebensfähigen Kindes zur Sprade kommenden Pflichten (z. B. 
die Alimentationspflicht) zum Gegenftande. rk. des Obertr. vom 18, Juni 1852 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. VI, ©. 182). ‘ 

14) Dieier $. hat drei wichtige Beftimmungen: Erftens beftimmt er im Gegenſatze zu 8.10, daß 
ein Ungeborener feine bürgerlichen Rechte habe, d. h. micht vechtsfähig fei; zweitens ift die Bedingung 
der anfangenden Nechrsfähigleit feſtgeſetzt; drittens ift dom gewiſſen Rechten die Rede, welche ihm bie 
zum Gintritte dieſer Bedingung vorbehalten bleiben jollen. r erfle Grundſatz ift ohne Schwierigleit; 
er bezieht fich nicht bloß auf diejenigen Rechte, welche erft im Leben erivorben werden können , fondern 
umfaßt auch ſolche, welche ipso jure mit der Geburt anfangen, wie die Familien- und Standesrechte. 
Vergl. Einl. $. 82. Die zweite Beftimmung enticheidet eine Kontroverje nach der richtigen Meinung. 
Bielen Rechtslehrern genügte zur natürlichen Rechtsfähigleit nicht die Geburt eines lebenden Kindes, ſon⸗ 
dern fie forderten aud die Lebensfähigleit (Vitalität) des Kindes, d. h. fie Iprachen einem lebendig 
geborenen Kinde die Rechtsfähigkeit ab, wenn es bald mad) der Geburt fterbe, und die Todesurjache in 
der Unreifheit defielben, mwodurd ihm die Fortiegung des Lebens außer dem Mutterleibe unmöglidy 
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$. 13. Daß ein Kind lebendig zur Welt gekommen fei, ift in diefer Beziehung 
jchon 25) für audgemittelt anzunehmen, wenn unverdäcdtige, bei der Geburt gegen» 
werde, liege. Das Erforderniß der Vitalität ift dem U. L.R. unbekannt, vielmehr wird jedem lebendig 
geborenen Kinde vollftändige Rechtsfühigkeit zugeichrieben. — Geburt ift die vollftändige Trennung 
eines lebenden Menichen von der Mutter. Dazu gehört: 1) Trennung, gleichviel ob natürliche oder 
fünftlide (L. 12 pr. D. de liberis, XXVIII, 2); 2) vollftändige Trenuung (L. 3 C. de posthum. 
VI, 29); 3) Leben nad) der vollftändigen Trennung, weshalb ein Kind, welches in der Geburt gelebt 
hat, aber noch vor der vollftändigen Abjonderung von dem Mutterleibe geftorben, nicht vedytsfähig ge- 
worden tft (L. 3 C. de posthum. L. 29 D. de verb. sign. L, 16); wogegen die durch den Anfang des 
felbftftändigen Lebens einmal erworbene Rechtsfähigfeit nicht wieder verloren geht, wenn auch ſchoön im 
nächften Augenblide (illico — vel in manibus obstetrieis) der Tod erfolgt. L.2 u. L. 3 i. f. C. de 
posthumis (VI, 29); 4) menichliche Natur ($. 17). 

Die dritte Beſtimmung ift dunkel. Gigentlich drüdt das L.R. den Grundſatz oder die Negel über 
den Anfang der Rechtsfähigleit Überhaupt nicht aus, fie ift ftillichweigend vorausgeſetzt. Das R. R. ift 
darin bejtimmter, menu nur Regel und Ausnahme unterichieden werden. Die L 9, $.1D.adL. 
Fale. (XXXV, 2) und die L. 1, $. 1 D. de inspie. ventre (XXV, 4) jagen beſtimmt, ein Ungeborener 
jei nur ein Theil des mültterlichen Leibes. Dies ift die Regel. Daher kann eine Leibesfrucht nicht 
Rechrsjubjelt jein, folglich auch, da fie keine Perjon ift, die einer Vertretung fähig und bedürftig wäre 
(non est pupillus qui in utero est, L. 161 D. de verb. sign.; ventri tutor — dari non potest, L. 20 
pr. D. de tutor.), nichts erwerben, noch befigen, noch jchuldig jein. Darum fernen wir aud) feine 
Kegeln, wonad) das Schidjal der Bermögensgegenftände, welche man dem Embryo zujchreiben wollte, 
in dem Falle beſtimmt werden könnte, wo er gar nicht zur Welt füme. Gleichwohl wird in anderen 
Stellen der Fötus pro superstite genommen, „cum de ipsius jure quaeritur; aliis autem non prodest 
nisi natus.“ L. 231 D. de verb. sign. (L, 16), und „proinde ac si in rebus humanis esset, custo- 
ditar, quoties de commodis ipsius partus agitur.“ L. 7 D. de statu hom. (I, 5) und L. 26 eodem. 
Dies ift dag „nasciturus habetur pro nato* der Neueren. Hierin wird jene Negel, daß der Ungebos 
rene rehtsunfähig, nicht aufgehoben, es wird nicht gejagt, daß er als Perjon vertreten werden und er» 
werben könne; eg wird ihm nur eine gewiſſe sorlorge zu feiner Erhaltung und zur Vorbereitung 
eines Nechtsgenuffes bei feinem Eintritte in die Welt durch Aufbewahrung geriffer Rechte zugervendet. 
In erfter Hinficht äußert fich die VBorforge durch Strafandrohung gegen Handlungen, welche die Leibes— 
frucht tödten, und durch Aufichiebung von an fich rechtmäßigen Handlungen, wie 3.8. Hinrichtung und 
Folterung der Mutter, bis nad) der Geburt. L. 18 de statu hom.; L.3 D. de poenis (XLVII, 19). 

anz diejelbe Bedeutung hat der 8.10 d. T. In der anderen NRüdficht beftand die Vorſorge darin, 
„ut in tempus nascendi omnia ei jura integra reservarent.“ L.3 D. si pars (V, 4). Erſt dann 
jollte er erwerben fönnen. Dieſe jura reservata, in welche der Neugeborene jofort eintreten follte, be— 
trafen Standesverhältniffe und Erbfolge. Eine während der Schwangerichaft eröffnete Erbſchaft, welche 
dem Kinde, wenn e8 jchon geboren wäre, anfallen würde, biieb ihm bis zur Geburt vorbehalten (L. 26 
de statu hom. I, 5; L. 3 si pars V, 4; L. 7 de reb. dub. XXXIV, 5; L. 36 de solut. XLVI, 3), 
ımd zur Bewahrung diefer reſervirten Rechte wurde ihm ein Kurator beftellt. L. 20 de tutor. (XXVI, 
5); Tit. Dig. de ventre in poss. (XXXVII, 9). Es waren alfo ganz einzelne und bejchränfte Rechte- 
beziehungen,, in welchen ein Ungeborener,, gegen die Regel, als ein jchon vorhandenes Subjekt fingirt 
wurde. — Ganz denfelben Sinn hat die Beftimmung diejes $. 12, daß ſolche bürgerliche Nechte, weiche 
einen — zugefallen ſein würden, wenn ſeine Empfängniß ſeine Geburt geweſen wäre, ihm 
bis zur Geburt vorbehalten bleiben. Dieſer Vorbehalt bezieht fa nur auf Standesverhältnifje (IL, 2, 
88. 22— 24) und auf Erbfolge (I, 9, 88.371 ff.; I, 12, 8. 527; IL, 2, 8.444; II, 4, 8.95; I, 11, 
88. 1113 ff.) und lann weder analog auf andere Berhältniffe ausgedehnt, noch auch im etwas Anderes, 
etwa in eine wahre Ermerbung, umgewandelt werden. Der zu beftellende Kurator , der nicht eigentlich 
eine Perſon vertritt, fondern nur einem Verwahrer ähnlich ift, ift alſo durchaus nicht in der rechtlichen 
Tage, Namens eimer nicht eriftirenden Perſon Verträge oder ſonſt Rechtsgeichäfte zu ichließen, er ift 
nur im Stande, im eigenen Namen diejenigen Rechtsgeichäfte einzugehen, weldhe zur Wahrung des 
ihm anvertrauten Rechts nothtvendig find, und welche, wenn der künftige Menich zur Welt kommt und 
er bon dem ihm reierbirten Rechte Gebrauch machen will, mit übernommen werden müjjen. Aus die- 
jen Gründen hat Dr. Jacobi in jeiner Nefutation des damaligen kurmärkiſchen Pupillentollegiums 
(Sur. Wocenjcrift 1842, ©. 591 ff.) vollfommen Recht, und es ergiebt fih aus der Vergleihung der 
88. 10, 12 und 17 die Regel, daß die bürgerliche Nechtsfähigkeit eines ungeborenen Kindes verneint 
wird, und daß ausnahmsweiſe nur in einzelnen Beziehungen beſtimmte Rechte, welche dem Erzeugten, 
wäre er icon geboren, anfallen würden, bis zur Geburt in statu quo erhalten werden, damit der 
neue Menſch ſolche, wenn er will, erwerben möge. 

15) Der Beweis des Lebens eines Kindes ift nicht auf beftimmte Tebenszeichen beichräntt. Manche 
der älteren röm. Juriften (die Sabinianer) behaupten zwar, das Kind müſſe nothwendig geichrieen ha= 
ben; allein Juftimian bat diefe Meinung bejeitigt (L. 3 C. de posthum. VI, 29), umd gemeinrecht« 
lich ift hierüber fein Streit; denn das R. R. hat den Reſt der einft allgemein verbreiteten deutichen 
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wärtig gewejene Zeugen !6), die Stimme dejjelben deutlich vernommen haben. 

8. 14. Wenn aus einer Geburt zwei oder mehrere lebendige Kinder zur Welt 
fommen, jo haben’ dieſelben in der Negel völlig gleihe Rechte. 

$. 15. Kommt e8 aber dabei auf befondere Vorrechte der Erjtgeburt an, jo muß 
der Zeitpunkt, wann die Mutter von dem einen oder dem andern Kinde entbunden 
worden, genau audgemittelt werden. 

8. 16. Kann dieſe Ausmittelung mit der erforderlichen Gewißheit nicht gefchehen, 
fo enticheidet dad Loos über die Nechte der Erftgeburt ?%®), 

$. 17. Geburten ohne menfchliche Form und Bildung !7) haben auf familien - 


Anficht vom Velchreien der vier Wände (Leg. Alem. Tit. 92; Sachſenſp. I, 33; Magdeburger Weich 
bild Art. 86) verdrängt. Auch die allgemeine preuß. vorlandrechtliche Geſetzgebung ift darin ganz be- 
ftimmt. Das Corp. jur. Frid. I, 4, $. 4 jagt: „Zu defjen Beweis aber ift nicht nöthig, dat fie eben 
einen Laut von fich geben, jondern es ift genug, wenn die Geburt jonft ein Zeichen des Yebens von 
ich giebt.“ Ueber den Sinn diejes $. 13 hat das „ichon‘ eine Meinungsverichiedenheit veranlaßt. Man 

t es von einer Seite wohl jo aufgefaßt, daß der Schrei des Kindes das geringite Zeichen jei, mo- 
durd) das Leben bewieſen werden könne, unter welchem kein Lebenszeichen als Beweis mehr ftatuirt 
fein folle, über welchem aber allerdings nod andere befteben fünnen. Notoski, der Beweis des Le- 
bens eines Kindes (Wittenberg 1851) S. 30. Wenn ic) das richtig auffafje, jo heißt e8: das Schreien 
des Kindes ift das geringfte ————— ohme welches fein anderes Lebenszeichen genügt und als 
Beweis angenommen wird; neben welchem aber nod andere Lebenszeichen zur Verftärtung des Be— 
weiles dienen. Damit wird aber behauptet, daß nah dem Wortlaute des $. 13 das Schreien das 
einzige Kennzeichen des Lebens ſei. Das aber mwiderjpricht der Wortfügung, und das „Ichon’ wäre be- 
deutungslos; denn wenn das Genügende (das Schreien) zugleich das Ausſchließende jein follte, fo könnte 
es auf andere Lebenszeichen, auf ftärfere oder umterftütende, dem Gefetsgeber durchaus nicht mehr. an— 
—— ſein. Das „ſchon“ hat aber, wenn auch andere Lebenszeichen für ſich allein, ohne die 

imme, ganz vollgiiltigen Beweis des Lebens jollen geben fünnen, dennoch jeine volle Bedeutung. 
Man darf nicht überſehen, daß die Beftimmung fih auf den all bezieht, wo das Kind gleich nach der 
Geburt ftirbt; denn für länger lebende Kinder ift fie ganz überflüſſig. Der fritiiche Zeitpunft ift alfo 
ein folder, wo die Mutter jeibft noch Gegenjtand der Behandlung ıft und man dem Kinde noch nicht 
alle Aufmerkfamteit zuwendet. Schwerlich werden die Anweſenden in dem Augenblide, wo das Kind 
don der Mutter getrennt wird, ihre Augen auf den At gerichtet haben, um beobachten zu können, ob das 
Kind feine Augen, Glieder beivege, oder e8 gar befühlen können, um ſich von dem Herz- und Pulsichlage 
j überzeugen. Faſt niemals wird in diejem fritichen Zeitraume der Gegenftand dem Auge überhaupt 
loß gelegt jein. In diefem Zeitabichnitte nun ift das Berlauten der Stimme ein höchft wichtiges Zei— 
chen; allein es ift feinestweges ein ficherer, zuverläffiger Beweis, daß das Kind wirflih bollftändig 
lebend geboren worden. Denn es fommt, wie die Erfahrung lehrt (Mende, Handb, der gerichtl. Me— 
diein, Ih. II, ©. 103 ff.), vor, daß ein Kind ichon während der Geburt jeine Stimme vernehmen 
läßt. In ſolchem alle würde dann, wenn das Kind vor der Vollendung der Geburt umläme, fein 
lebendiges Kind geboren fein. Hier ift mım das „ſchon“ von der höchften Wichtigkeit: es Ichmeidet jeden 
meiteren Streit in diefer Beziehung ab, wenn das Berlauten der Stimme glaubwürdig bezeugt worden 
ift. Dies ift zum Beweiſe einer lebenden Geburt weniger, als wenn die Zeugen noch andere Lebens« 
zeichen nad) dem Geburtsakte wahrgenommen haben. 

16) Ein anderer Berveis als der Zeugenbemeis über dieſes Lebenszeichen ift nicht zuläffig; er muß 
vollftändig geführt werden , denn es merden unverdächtige, anweſend geweſene Zeugen in der Mehrzahl, 
aljo wenigftens Zwei, gefordert. 

16.@) (3, A.) Wer hat das Loos zu ziehen? Sollen es die Geſchwiſter ſelbſt thun, jo muß mohl 
die Zeit ihrer Handlungsfähigkeit abgerwartet werden; drängt aber das Verhältniß zu einer früheren Ent- 
ſcheidung, jo muß Jedem ein bejonderer Kurator zu diefem wichtigen Alte beftellt werden, wiewohl 
diejes Ausfunftsmittel zur Austragung des reinen Glüdsipiels ichlecht geeignet if. Das Pafjendfte wäre 
eine Gemeinſchaft, bis eine vertragsmäßige Auseinanderſetzung beliebt würde. 

17) Das vierte Erforderniß einer wahren menichlichen Geburt ift die menichliche Natur des Ge— 
borenen (Unm. 14). Man ſchließt diejelbe aus der menichlichen Geftalt. Das tmeientliche Kennzeichen 
derjelben, die Grenze der Menichengeftalt ift hier nicht angegeben. Auch die Röm. Yuriften ſchweigen 
darüber. Bei einer-anderen Gelegenheit, L. 44 pr. D. de relig. (XI, 7), wird gejagt: illum religio- 
sum esse, ubi, quod est principale, conditum est, id est caput, eujus imago fit, unde 
cognoscimur. Daher lommt die unter den Juriſten allgemein verbreitete Anſicht, daß der menid)- 
liche Kopf dieſes Mertzeichen, mithin jede Geburt mit einer anderen Kopfbildung eine Mifgeburt in dem 
im $. 17 gemeinten Sinne ſei, meil ein ſolches Geichöpf der menichlihen Vernunft unfähig. Glück, 
Kommentar, Th. U, ©.73. Man will alio a priori wiſſen, mas fein Menſch einem Neugeborenen 
anzumerlen vermag. WUngenommen, es konnte von einem menjclichen Weibe ein Wejen mit einem 
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und bürgerliche 13) Rechte keinen Anſpruch. 

$. 18. In ſofern aber dergleichen Mißgeburten leben, müſſen fie, nad $. 11, 
ernährt, und jo viel ald möglich, erhalten werden. 

8. 19. Wenn Zwitter geboren werden, fo beftimmen die Eltern, zu welchen 
Geſchlechte fie erzogen werden follen. 

$. 20. Jedoch jteht einem folhen Menjchen, nach zurüdgelegtem achtzehnten 
Jahre, die Wahl frei, zu welchem Geſchlechte er fih halten wolle. 

$. 21. Vach diefer Wahl werden feine Rechte fünftig beurtheilt 1%). 

8. 22. Sind aber Rechte eines Dritten von dem Gejchlechte des vermeintlichen 
Zwitterd abhängig, fo fann erfterer auf Unterfuhung durch Sachverſtändige antragen. 

$. 23. Der Befund der Sachverſtändigen enticheidet, auch gegen die Wahl?) 
des Zwitterd und feiner Eltern. — 

$. 24. Die Rechte beider Geſchlechter find einander gleich, ſoweit nicht durch be— 
fondere Geſetze ?*) oder rechtsgültige Willenserklärungen, Ausnahmen beſtimmt worden. 

$. 25. Wenn von den Rechten der Menfchen, in SEAN, auf ihr Alter, die 
Rede ift, fo heißen Kinder diejenigen, welche das fiebente, und Unmündige, welche 
das vierzehnte 2?) Jahr noch nicht zurücgelegt haben. 

$. 26. Die Minderjährigfeit dauert, obne Unterfchied des Ortes der Herkunft 
und des Standes 22), bis das vier und zwangigſte Jahr zurüdgelegt ıift?*). 
Scyafstopfe geboren werden (die ganze Geſchichte ſolcher Thiergeftalten gehört in das Reich der Mär- 
hen) und würde geboren: fo müßte dieſes Weſen wegen des borhergejehenen Mangels an menſchlichem 
Geifte rehtsunfährg fein. Num könnte e8 aber dody nicht unmöglich fein, daß diejes Weſen fich mit 
der Zeit zu einem tieffinnigen Philojophen entwickelte. Sollte denn diefer rechtlos bleiben? Wo nicht, 
bon wo follte die Rechtsfähigkeit anfangen ?_ Die ganze Lehre hat feinen Boden. Die Aerzte wollen 
davon auch nichts wifjen ; fe haben andere Mertmale von Mißgeburt. (Mende, Handbuch der ge- 
richtl. Medicin, Th. IU, ©. 237 u. 322 ff.) Da num das Geje weislich nicht Über die Kennzeichen 
einer Mißgeburt beftimmt, fo muß im jedem Falle das Urtheil der Phnfiologen (Aerzte) darüber ent- 
ſcheiden; niemals aber kann eventuell auf das R. R. ——— werden, ſchon darum, weil es die 
ar ee der Menſchengeſtalt nicht beſtimmt, aus dem vernünftigen Grunde, weil dies nichts Ju- 
riſtiſches i 

18) Alſo nur bürgerlich rechtsunfähig bleiben fie; die „allgemeinen Rechte der Menſchheit“ des 
8. 10 verbleiben ihnen, wie der folgende $. 18 bejonders ausiprict. 

19) Deshalb ift die Wahl ein wichtiger At, wofür es billig eine Form geben follte, durch welche 
diejelbe außer Zweifel geftellt würde. Wenn ein an feinen Geſchlechtstheilen mißgeftalteter Menſch bis 
heute Mannskleidung getragen hat und mit anderen Mannsperjonen zugleich einen Schuldidein aus- 
ftellt, morgen aber Meiberfleider anlegt und ſich für eine Gramentperian erllärt, muß da dieje Wahl 
auf die von ihr als Mann unterfchriebene Schuldverfchreibung wirken ? Keinesweges. Im dieiem Falle 
tommt der folgende $. 22 zur Anwendung. Die L. 10 D. de statu hom. (I, 5) will in allen Fallen 
nur auf den Befund geliehen wiſſen. Die eigene Wahl, umbeichadet der Rechte Dritter, ift dem L.R. 
eigenthümlich. Die Aerzte behaupten, daß es eine wahre Zwitterbildung nad Theorie und Erfahrung 
nicht gebe. Mende, Handbud der gerichtlichen Mediein, Th. II, ©. 330 ff. 

20) Die einmal getroffene Wahl bleibt unabänderlidi; denn der $. 21 verordnet, daß danach die 
eigenen Rechte, ſoweit nicht Dritte dabei intereſſiren und widerſprechen, für alle Zukunft beurteilt wer⸗ 
den. Dieſe Abficht hatten auch die Nedaktoren bei der Abfafjung diefer Beftimmungen, Dat, Bd. 72, 
Fol. ı V und Bd. 80, Abichr. Bd. 1, Fol. 88 V. 

21) Nur befondere Geſetze können eine Berfchiedenheit der Rechte nad) dem Geichlechte begründen, 
der bloße Gebrauch des Maskulinum in einem Geſetze ſchließt deſſen Anmendbarkeit auf das andere 
Geſchlecht nicht aus. „Verbum hoc: si quis, tam masculos quam feminas complectitur,“ und „pro- 
nunciatio sermonis in sexu masculino ad utrumque sexum plerumque porrigitur.“ L. 1, 195 pr. 
D. de verb. sig. (L. 16). Die vielfachen Berjchiedenheiten der männlichen und weiblichen Rechte, 
welche als Ausnahmen vorkommen, lafjen fich nicht auf eim einziges allgemeines Prinzip zurüdführen, 
E 5— auf verſchiedenen Gründen, niemals aber auf Mißachtung oder Zurücſetzung des weiblichen 

lechts. 


22) Die mit dem zurlidgelegten vierzehnten Jahre eingetretene Mündigkeit iſt eine eigenthümliche, 
beichränkte Gejchäftsmündigfeit, 4. B. Teftamentsmündigteit, Eidesmündigleit u. dergl., wodurch der 
Minderjährige zu gewiſſen Geſchäften fähig wird. 

23) Dies ift die richtige Lesart. R. v. 29. Dez. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469), Die gewöhn- 
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Anh. $. 3 fällt weg * a). 

2%, Dekl. v. 24. Januar 1844 (G. S. ©. 51): 

Die Juden erlangen aud) im demjenigen nen und wieder erworbenen Landestheilen, in melden 
das A.L.R. Gefetsestraft hat, aber weder das Ed. v. 11, März 1812, noch die vorläufige ®. v. 
1. Juni 1833 eingeführt ift, erſt mit dem dollendeten vierundzwanzigſten Lebensjahre die Bolljährig- 
leit 25), 


Gefek vom 1. März 1869 (6,8. ©. 377): 


In den Bezirken der Provinz Hannover, in welchen das Allgemeine Pandrecht'gilt, treten in 
Kraft: 
7) die Dellaration über den Majorennitätstermin der Juden, vom 24. Jarmar 1844. 


3, K.O. v. 10, Febr. 1825 (8,5. 15): 

Der Soldat ift in Bezug auf feine freiwillige Entjchließung, im ftehenden Heere noch fortdienen 
zu wollen, fchon dor dem 24. Jahre als großjährig zu betrachten und mithin die Zuſtimmung feiner 
Eltern und Vormünder hierzu nicht weiter erforderlich). 


$. 27. Raſende und Wahnfinnige heigen diejenigen, welche des Gebrauchs ih⸗ Nnteriäied 
rer Vernunft girls beraubt find. Seelenfräfte. 


$. 28. Menfchen, welchen das Vermögen, die Folgen ihrer Handlungen zu 
überlegen, ermangelt, werden blödfinnig genannt 2°), 


liche, fehlerhafte Lesart ift: „ohne Unterfchied des Ortes, der Herkunft und des Standes". Auch auf 
die u. des Föniglichen Hauſes findet die VBorjchrift Anwendung. Pr. des Obertr. vom 4. Dez. 
1806 (Mathis Bd. VIII, ©. 109). Der König macht eine Ausnahme, er wird mit 18 Jahren groß- 
jährig. Auren bulla cap. VII, $. 4; Berf.-Urf. vom 31. Januar 1850, Art. 54. 

24) Dieje Beſtimmung ift durch eine befondere 8.D. v. 5. Nob. 1790 vorgeſchrieben. Sie gilt 
auch als Prinzipafrecht, mit Ausichliegung aller Provinzialvechte, im Bereiche des A. L. R., nach einer 
nicht publicirten K.O. vom 23. Nod. 1808, wiederholt ausgejprochen in der B. vom 1. Auguſt 1817, 
(8.8. ©. 201.) Die Geichichte, des $. 26 |. im Priv.R. Bd. I, 8.45, Note 1. Man beabfichtigt 
jet eine Verkürzung des Termins, 

242) (3. 9.) Der $. ſetzte die Großjährigleit der Juden mit dem vollendeten ziwanzigften Jahre 
feft, was die folg. Dell. v. 24. Januar 1844 allgemein abändert. 

25) Beſtätigt durch das fpätere Gejetz über die Berhältniffe der Juden, vom 23, Juli 1847, 8. 1 
(8.8. ©. 263) und die Berf.-Urk. vom 31, Januar 1850, Art. 4 u. 12. 

26) Man hat die krankhaften Seelenäußerungen nad) verſchiedenen Prinzipien eingetheilt, zuerft 
nad) der Seelenthätigkeit, deren Aeußerung vorzugsweiſe fehlerhaft erjcheint, dann, u. a., nad) der Er- 
ſcheinungsweiſe der krankhaften Seelenäußerungen an fih und nad ihrem Einfluffe auf das Selbft- 
bewußtjein und den vernünftigen Willen. Diejes Prinzip liegt der hier gemachten Untericheidung zum 
Grunde. Darnah macht man drei Klafien. Die erfte umfaßt die Krankheiten, bei denen alle Rich— 
tungen der Seelenthätigleit niedergedrüdt find (Wlödfinn); die zweite diejenigen, im welchen nur eine 
oder einzelne ſich Frankhaft äußern, dadurch aber auch die übrigen unfähig maden, das Bewußtſein 
und den vermünftigen Willen aufrecht zu erhalten (Wahnfinn); die dritte ſolche, bei welchen fich die 
Seelenthätigleit in allen Richtungen überipannt umd vermworren äußert (Tollheit). Mende Th. VI, 
©. 138. Blödfinn tritt ald Mangel oder Niedergedrüdtiein der Seelenthätigkeit in.allen Rich- 
tungen in die Erſcheinung. Der daran Leidende ift unfähig, Begriffe zu bilden und folgerecht zu den— 
ten. Deshalb vermag er weder die Art, noch das Maß, nod die Wirkungen und Folgen feiner Hand» 
lungen zu beurtheilen. Ebd. ©. 144. Darnach ift der Begriff des Blödfinnigen,, welchen der $. 28 
giebt, gemau richtig. Anders ift es mit dem Wahnfinnigen. — Der Wahnjinn ericeint als Ab- 
weihung des Vorftellungsvermögens, oder der Urtheilökraft, oder beider zugleih. Die Seelenthätigfeit 
ift bei dem Wahnfinnigen gar micht miedergedrüdt, vielleicht ſehr lebhaft, aber er denkt umd urtheilt 
über Alles verkehrt. Die Urfachen davon find Sinnentäuſchungen (hallueinationes) und Neberipan- 
nungen (ecstasiae). Dieſe Ericheinungen hindern den Kranken vernunftmäßig, d. h. normalmäßig im 
Sinne der u Mehrheit, zu denken und zu urtheilen; diejes Bermögen geht ihm ganz ab. Die 
Begriffsbeftimmung im 8. 27 ift zutreffend. Mir find Gutachten vorgelommen, worin die Aerzte mit 
den beiden Begriffen im $. 27 und 28 nicht haben fertig werden können; fie haben den Kranfen we— 

en feiner verrüdten Borftelungen und Schlüffe ganz richtig für wahnfinnig gehalten, aber hinzuge- 
ft, daß er eben deshalb auch die Folgen feiner Handlungen nicht überlegen könne ($. 28), fo daß 
alto ein Wahnfinniger, nach der Definition des L.R., auch immer blödfinnig fein müßte. Das beruht 
auf Hifiverfländniß, Der BWahnfinnige überlegt wohl feine Handlungen, aber nad) jeiner verrüdten 
Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 6 
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$. 29. Nafende und Wahnfinnige werden, in Anfehung der von dem Unter 
fchiede des Alters abhangenden Rechte, den Kindern, Blödfinnige aber den Unmündi— 
gen gleichgeachtet 27). 

$. 30. Verſchwender find, welche durch unbefonnene und unnüge Ausgaben oder 
durch muthwillige Bemachläffigung ihr Vermögen beträchtlich vermindern ?7 °), oder 
fih in Schulden fteden ?®). 


Vorftellung oder Beurtheilung ; bei dem Blödfinnigen hingegen ruht die Seelenthätigfeit, nad dem 
Grade der Krankheit, mehr oder weniger. Gin Urtheil, welches eine Perjon fir wahnfinnig und zu— 
feich fir blödfinnig erklärte, wäre widerfinnig, der Betroffene könnte nur für wahnfinnig gelten. — 
r Wahnfinn ift nach jeinem Berlaufe entweder anhaltend oder periodifch, und nad) feiner Erichei- 
nungsweije entweder allgemein oder beſchränkt (theilweiie, fir); jede dieſer verichiedenen Arten nimmt 
dem Kranken im der Zeit oder in dem Bereiche feiner Wirkfamteit, den Gebraud der Vernunft ganz. 
Dies ift der Sinn des 8.27. (4.9. Demgemäß muß aud) ein nur partiell Wahnfinniger für wahn- 
finnig erflärt und bevormumndet werden. Vergl. Ext. des Obertr. v. 27. Februar 1860, Archiv für 
Rechtef. Bd. XXXVI, ©. 286.) Außerdem will die ärztliche Wiſſenſchaft einen wejentlidhen Unterjchied 
zwiſchen dem allgemeinen und theilweilen Wahnfinne (nicht zu verwechſeln mit dem anhaltenden und 
periodischen) nicht gelten laſſen. Mende ©. 152. — Die Tollheit zeigt fich als Regellofigfeit und 
Verwirrung in allen Aeußerungen der Seelenthätigkeit, entweder im der Form der Willenlofigteit, bei 
— Unklarheit der Vorſtellungen und Unbeſtimmtheit aller Empfindungen (ſtille Tollheit), oder 
als Uebermaß des Willens ohne alle vernünftige Beſtimmung und Richtung deſſelben, bald in Unſtä— 
tigkeit, finnlojer Geſchwätzigkeit, Lachen und Weinen ohne Urjache (Fafelei), bald in wilden Toben :c. 
(Raſerei). Mende ©. 140, 164 ff. Nur der fetten Krantheitsform geichieht im 8. 27 Erwähnung, 
die übrigen Arten der Tollheit zählen zum Wahnfinne. Das ift auch gleichgültig, denn alle dieſe 
frankhaften Aeußerungen der Seelenthätigteit haben das Gemeinfame, daß dabei der Leidende ganz ver— 
nunftlos ift. — Bon der Bernunftlofigkeit untericheidet man zwar die bloße Dummheit und die bloße 
Geiſtesſchwäche, doch gehen dieſe Zuftände im ihrem höchſten Grade unmerklich in Stumpffinn (eim 
niederer Grad des Blödfinnes) über. 

27) Nah R. NR. unterliegen alle dieje krankhaften Seelenzuftände einer gleichen juriftiihen Be— 
urtheilung (L. 25 C. de nupt. V, 4). Die Rechtfertigung dafür ift die, allen Seelentrantheiten ge= 
meinfame, Wirkung, daf dem Leidenden beziehungsmweife oder gänzlich das Vermögen fehlt, fich nach 
Bernunftgründen zu beftimmen und vernünftig zu denken, zu wollen und zu handeln. Dergleichen 
Geiftestrante find völlig rechtsfähig, aber —— ($. 8 J. de inutil. stipul. II, 19; L. 40. 
L.5 D. de reg. jur. L, 17.) Hierin findet fich völlige Lebereinftimmung des L.R. mit dem R. R. 
Nur die int $. 29 angedeutete ——— Handlungsunfähigkeit iſt beliebt worden. Sie hat keinen 
inneren Grund und eine nur geringe praftiiche Bedeutung. Alle Geiſteskranken find unfähig, in Rechts— 
verhältniffe zu treten, wozu ihre eigene Willenserflärung erforderlich ift, mie 3.8. Ehe, Mdoption, 
denn fie haben gar feinen Willen. Die jchon beftehenden Verhältniſſe dieſer Art bleiben jelbftverftänd- 
lich unberührt durch den Eintritt joldher Krankheit. Bergl. L. 8 pr. D. de his qui sui vel alieni 
juris (I, 6). 

27a) (4. A.) Eine Verminderung des — Bermögens iſt es auch, wenn der ohne Zu- 
thun des Provofaten entftandene Mehrwerth durch Aufnahme von Schulden wieder abjorbirt worden. 
Erf. des Obertr. vom 11. Januar 1858 (Ar. f. Rechts. Bd. XXIX, ©. 24). 

28) Der gemeine Sprachgebrauch bezeichnet den Fehler, welcher der Kargheit entgegenfieht — 
das Uebermaß im Geben — als Berſchwendung. Diefer Begriff ift umbraudbar für den juri« 
ftiichen Gebraud). Ein jehr reicher Mann kann alle feine ungeheueren Einkünfte durch Luxus, Schwel- 
— Spiel, Freigebigteit verſchwenden, er wird dadurch feinem das Hecht geben, ihn in feiner 

erfügung über das Seine einzuſchränlen; denn er hat ja feine Verbindlichkeit, Keichthilmer für An- 
dere zu haufen. Wer aber durch dergleichen Verbrauch die Bejorgnif — daß er das Seine 
erſchöpfen und zulegt Anderen zur Laſt fallen könnte, der berechtigt die Geſellſchaft, ihm Grenzen zu 
fegen. Damit find die Merkmale des Begriffs der Verſchwendung im juriftiihen Sinne gegeben, 
welche der $. 30 andentet. Das Bermögen muß 1. vermindert, umd 2. beträchtlich bermin- 
dert werden, Um dies darzulegen, muß man den VBermögenszuftand von zwei verfchiedenen Zeitpunt- 
ten vergleichen. Dazu find zwei VBermögensüberfichten aus verſchiedenen Zeiten erforderlih. Die dar- 
aus erfichtliche Verminderung muß im verpeitnie zu dem früheren Beſtande bedeutend fein. Dar 
über entjcheidet das richterlihe Ermejjen. Die Verminderung darf nicht durch mißlungene Wirth⸗ 
ſchaftsanlagen, verunglückte Unternehmungen, Verluſte im Verlehre entſtanden ſein, —— muß die 
Urſache davon fein: 1. unbeſonnene und zugleich unmütze Ausgaben, wozu auch Spiel, Wetten und 
unentgeltliche Beräußerungen und Verſchleuderungen weit unter dem Werthe gehören; 2. muthwillige 
Vernadhläffigung der Wirthichaft umd Berwaltung, etwa aus Faulheit, Liederlichtet, Trunkſucht; 
3. Verſchuldung zu unnützen Zwecken oder durch Beihädigungen Anderer, durch Prozeß- 
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$. 31. ee welche ala Verſchwender gerichtlich erklärt find, werden den 
Minderjährigen 29) gleich geachtet. 

$. 32. Diejenigen, welche wegen noch nicht erlangter — oder we⸗ 
gen eines Mangels an Seelenkräften, ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt gehörig wahr— 
ne ($$. 25 —31), ftehen unter der — Aufſicht und Vorſorge des 

aats 20). 

$. 33. Der, welchem der Staat die Sorge für die Angelegenheiten ſolcher Per- 
fonen —— hat, wird Vormund?) genannt. 

8. 34. Wer einmal gelebt hat, deſſen Tod muß bewiefen werden 3?), wenn 








ſucht u. ſ. w. Dieſe Urſachen können einzeln und zufammen wirlen. — Das R. R. ift zum Schutze 
der perfönlichen Freiheit noch ftrenger: es fordert zur Interdiktion unfinnige oder leichtfertige Bergeu- 
dung der ererbten Güter. Die formel lautet: „Quando tua bona paterna avitaque nequitia tua 
disperdis, liberosque tuos ad egestatem perducis, ob eam rem tibi ea re commercioque interdico.‘* 
Paulus II, 4, 8.7. — Eine Ehefrau ohne vorbehaltenes Vermögen kann in den Fall nicht kom— 
men, pro prodiga erflärt zu werden, weil die — en wegen der ihr ſchon durch das Recht 
des Ehemannes entzogenen Verwaltung und Berfügung bei ihr nicht eintreten können. 

29) Nah G. R. wird meiftens angenommen, der Berjchwender ftehe dem Bermumftlofen gleich, 
wegen der Allgemeinheit der L.40 D. de reg. juris: „furiosi, vel ejus cui bonis interdietum est, 
nulla voluntas est.“ Dod hat diefe Stelle ihre befondere Beziehung (Gothofred., Com. in L. 40 
eit., und vd. Savigny IM, ©. 88, Note p), und nach anderen Stellen ift er dem impubes pubertati 
proximus gleichzuftellen, was wegen der Verpflichtungen aus Delitten wichtig tft. Hierin trifft der 
8. 31 das Rechte. — (5.9) Somohl nad Gemeinem Rechte als nach dem A.L.R. tritt für diejeni- 
gen, welche als Verſchwender ſich darftellen, die Berminderung ihrer Handlungsfähigteit dann ein, 
wenn durch ein obrigteitliches Dekret, reſp. durch ein Erkenntnißj oder ein Reſolut ihnen bonis inter- 
dizirt ift, fie für Verfchwender erflärt worden find. Diefe Wirkung ift fomit einem obrigleitlichen 
Ausſpruch zugufchreiben, umd diefer Ausspruch gehört demmach dem öffentlichen Rechte an, daher ein 
Berzicht auf die Handiungsfähigteit eines Denen wie über ein Bermögensrecht, zwiſchen Privatper- 
jonen nicht ftattfindet. Bergl. Anm. 19% zu $, 18, Tit, 38 der Proz. Ordnung. rt. des Obertr, 
vom 31. März 1864 (Archiv f. Rechtsfälle Bd. LIU, ©. 223). 

30) Die Vormundſchaft ift nach diefem Prinzipe fein Familienrecht, ſondern ein Inſtitut des 
Staatsrehts, wonach fie auch in der äußeren Anordnung des ER. ihre Stelle in II, 18 erhalten hat. 
Das Prinzip ift unverträglich mit den modernen Anfichten über ** ierung und Berwaltung der 
Gemeinden und Familienangelegenheiten, und wird ſich — weunn dieſe Änſichten verwirklicht werden, 
was fich bezmweifeln läßt — wohl allmählich verlieren, wenn nicht überhaupt eine Umjchmelzung der 
Gejetsgebung erfolgen jollte. 

31) Dies ift folgerecht; der mejentliche Unterfchied zwiſchen Tutel und Kuratel war ſchon im Ju— 
ftinianifchen Rechte nicht mehr vorhanden, viel weniger ift er es im heutigen Rechte. 

32) Wiederholt in I, 12, 8. 212, Der natürliche Tod ift die Grenze der natürlichen Rechtsfähig- 
leit. muß, wie jede Thatſache, ans welcher Jemand für ſich Vortheile oder Rechte herleitet, be— 
wieſen werden. Hauptſächlich dienen zum vollſtändigen Beweiſe die Kirchenbücher und die von den 
Gerichten Über die aus der Staatskirche ausgeſchiedenen Glaubensgenoſſen und über die Juden ge» 
führten Eivilftandsregifter, und die daraus von den kompetenten Beamten ertheilten Ertrafte (Pr.D. 10, 
8.1285 V. vd. 30. März 1847, G.S. ©. 125; ©. v. 23, Juli 1847, G.S. ©. 263 ff.; Miniſt. Inſtr. 
v. 29. Juli 1847, IM EL. ©. 233). Diejen Atteften oder Ertraften —— find die von Ya- 
zarethbeamten auf Grund vorjchriftsmäßig geführter Regifter ausgeftellten Todtenſcheine (K.D. vom 
11, Juli 1833, G.S. ©. 289), und — derjenigen, welche an dem Kriege in Rußland von 
1812 Theil —— rei die jog. Meyer ſchen Yiften (G. v. 22. Mai 1822, 8.1, G.S. ©. 148), 
Auch ftehen ihnen gleich die Attefte der Gerichte Über Hingerichtete und VBerunglüdte, deren Perſon 
durch Umterfuchung der Todesart feftgeftellt worden ift. Iſt dergleichen Atteft nicht zu erreichen, L 
genügt der Zeugenbemwei® durch > klaſſiſche Augenzeugen und in deren Ermangelung die Aufzeich— 
mung bderftorbener Eltern (Pr,-O. 10, 8.162). Große Schwierigfeit hat der Beweis in Folge von 
Kriegen und bei Berfchollenen, d. h. fol Abweſenden, von deren Leben im ihrem leisten befannten 
Wohnorte feine Nachricht eingegangen ift. Das R. R. giebt darüber feine Beftimmungen und der 
gemeine- Gerichtsgebraudh hat mur über die Berichollenen den Spruch aus Pi. 90, 10: umfer Leben 
wãhret 70 Jahre, allgemein eingeführt. Das L.R. hat für diefe verjchiedenen Fälle in den folgenden 
88. befondere Regeln vorgejchrieben, welche durch neuere Gejetsgebung noch weiter ausgeführt werden find. 

(4. 4.) Der Richter, welcher, ohne die Parteien hierüber zu hören, annimmt, daß Jemand mod) 
lebe, und deshalb den Kläger abweiſt, verlett eine weſentliche Brozeßvorjchrift. Ert. des Obertr, bom 
28. April 1856 (Archiv f. Rechtsfälle, Bd. XXI, ©. 146). 6: 


Bormünder 
und Pflege⸗ 
befohlene. 


Leben und 
Tod. 


84 Erfter Theil. Erſter Titel. 


le erworbene Sachen und Rechte deijelben, als eines Berftorbenen, verfügt wer- 
en joll3?®), 


4. Berf.-Urf, vd. 31. Januar 1850, 
Art. 10. Der bürgerliche Tod findet nicht ftatt ®®), 


$. 35. Zum Beweiſe des Todes ift hinreichend, wenn Jemand im Kriege eine 
ſchwere Wunde erhalten hat?*), und innerhalb eine® Jahres, nad) geſchloſſenem Frie⸗ 
den, von feinem Leben und Aufenthalt feine Nachricht eingegangen ift 3°). 


Anh. $. 4. Wenn ein Soldat im Kriege eine ſchwere Wunde erhalten hat und innerhalb eines 
Jahres nad) gefhloffenem Frieden von feinem Leben umd Aufenthalte teine Nachricht eingegangen: ift, 
fo follen die Kriegsgerihte einen ſolchen Menfchen für feinen Deferteur annehmen , vielmehr denfelben 
bon der Anklage der Defertion freifprechen, und ohne Ertheilung eines befondern Todtenſcheins die 
weitere Berfligung, in Anjehung feines Vermögens, den Civilgerichten überlaffen. 


5. ©. vd. 22, Mai 1822, betr. die Todeserklärung der aus den Kriegen von 
1806 bis 1815 nicht zurüdgelehrten Militärperfonen. (G.S. ©. 148,) 


8. 1. Den von dem ehemaligen königl. hannöv. Lieutenant Meyer eingefammelten Nadrich- 
ten über die aus dem Feldzuge vom Jahre 1812 im ruffifchen Reiche zurlcgebliebenen oder fonft in 
ruſſiſche Gefangenfchaft gerathenen Militärperfonen, und den von ihm daraus angefertigten Fiften, von 
welchen die Urfchrift im Minifterium des Innern verwahrt wird, und getreue Abjchriften bei jümmt- 
lichen Obergerichten, bei mehreren in den Provinzial Amtsblättern befannt zu machenden Unterge- 
richten umd bei dem Landgerichten des Großherzogthums Poſen und der Rheinprobinzen jedem Bethei- 
ligten zur Einfiht offen liegen, wird die Kraft eines vollftändigen Berveifes beigelegt, dergeftalt, daß 
der darin bezeugte Tod eines Vermißten für ermiefen zu erachten ift, umd es behufs der Todeserflä- 
rung feines weiteren Berfahrens, fondern mur der Ertheilung eines Todtenfcheines feitens der Gerichte, 
bei denen die Mey er' ſchen Liften niedergelegt find, bedarf. 

$. 2. Iſt im diefen Fiften nicht der Tag des Todes, fondern nur das Jahr allein angegeben, fo 
ift der 31, Dezember des angegebenen Jahres als Todestag anzunehmen; ift aufer dem Jahre auch 
der Monat angegeben, fo gilt der leiste Tag dieſes Monats fr den Todestag. Geht aber daraus 
feine Zeit des Todes hervor, jo foll der 31, Dezember 1814 als der Todestag angenommen werden. 

Es ift jedoch hierbei überall die in Rußland übliche Zeitrechnung zu verftehen und darnach der 
Todestag zu berechnen, da foldhe in den Meyer' ſchen Nachrichten zum Grunde gelegt worden. 

$. 3. Iſt anderweitig aber der wirklich erfolgte Tod einer aus den erwähnten Kriegen nicht zu— 
rüdgelehrten Militärperfon durch einen über alle Einmwendung erhabenen Zeugen, auf den Grund ei- 
gener Wahrnehmung bekundet, jo foll der Beweis diefes Todes für vollftändig geführt erachtet werden, 
wenn derjenige®®), welcher bei der Beweisführung das nächfte Interefje hat, diefe Beſcheinigung noch 
durch einen Eid dahin: 


32@) Alfo wenn es fi um die Succeffion in das Bermögen diefes Menfchen handelt. 

33) Hierdurch ift die im Kirchenrechte für Mönche umd Nonnen geltende Ausnahme (I, 11, 
88. 1199 ff.) nicht —— Die Rechtsfähigleit dieſer Perfonen ruht bis zum Austritte aus dem 
Orden. 8.1179 a.a.D. Zu vergl. Anm. 11 zu 8.12, Tit. 1, Th. II. 

34) Das muß vollftändig, durch klaſſiſche enzeugen, bewieſen werden. Die erforderlicdie Be— 
Ichaffenheit der Wunde wird 4 bielen Ballen * — Gutachten eines Kunſtberſtändigen überzeu- 
gend feftzuftellen jein, nachdem die Zeugen ihre finnlihe Wahrnehmung bekundet haben. Bleibt der 

weis mangelhaft, fo muß das Todeserflärungsverfahren eintreten. 

35) Diefer Mangel an Nachricht ift durch dem Eid des nächſten oder der mehreren gleich na! 
Interefjenten, in der im folgenden Gef. v. 22. Mai 1822, $. 3 vorgefchriebenen Norm, in welcher der 
Friedenstermin nach der Wirklichkeit des Falles abzuändern ift, eftzuftellen. Das Gericht ertheilt 
dann auf Grund des gelungenen Beweiſes einen Todtenfchein. $.3 a. €, ebenda. 

36) Sind mehrere gleich nahe Interefienten vorhanden, fo müſſen fie alle ſchwören. Für die Eides- 
unmündigen leiften die juriftiichen Stellvertreter den Eid in underänderter Norm, de veritate, denn 
es kommt auf die ihnen felbft etwa zugegangene Nachricht gleichfalls an. 
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daf er von dem Abweſenden und defien Leben und Aufenthalt feit deffen Berſchwinden, oder me- 

nigftens feit dem 20. November 1815, keine Nachricht erhalten habe, 
betätigt. 

In diefem Falle, wie in dem alle des im Kraft bleibenden $. 35, Th. I, Tit. 1 des A. L.R., 
bedarf es ebenfalls keines Verfahrens behufs der Todeserflärung, fondern nur der Ertheilung eines 
Todtenicheines, feitens des Gerichts, auf den Grund des aufgenommenen Betveiles. 

8.4. Fällt weg, in Folge ©. d. 2, Aug. 1828, sub 6, 

8.5. Was vorftehend 88. 1 —4 bon Militärperfonen überhaupt verordnet ift, das gilt nicht 
nur von Ober» und Linteroffizieren und gemeinen Soldaten, fondern auch von Kriegsbeamten, Knech 
ten, Schanz- und anderen Arbeitern, ingleihen von dem Gefinde des Militärs, und von allen jol- 
hen Perjonen, welche dem Lager umd der Armee folgen müſſen 27). 

8. 6. Die Beftimmungen der $$. 1 und 2 des gegenmärtigen Geſetzes, ingleichen der $. 5 dei- 
felben, im jo meit er fi) auf die 88. 1 u. 2 bezieht, ſollen übrigens in ſämmtlichen Provinzen umd 
Landestheilen der Monarchie, ohne Ausnahme, zur Anwendung kommen. 


6. G. dom 2. Auguft 1828, zur Erleihterung der Todeserflärung der aus 
den Kriegen von 1806 bis 1815 nicht zurüdgelehrten Berjonen (6.8. ©. 93), |. 
in der Pro3.-D, Fit. 37, Zuf. 2. 


68, Geſetz, betreffend die Todeserllärung von Berfonen, welche an den in 
den Jahren 1864 und 1866 geführten Kriegen Theil genommen haben ?®"a), 
Bom 24, Februar 1868 (G.S. ©. 193), 

Wir x. verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den ganzen Umfang Un- 
jerer Monarchie, mit Einfluß der Jadegebiete, was folgt: 

$. 1. Diejenigen, welche an einem der von Preußen in den Jahren 1864 und 1866 geführten 
Kriege Theil genommen haben, können, ohne daf es eines meiteren Zeitablaufes bedarf, für todt er- 
Märt werden, wenn fie in dem betreffenden Kriege vermißt worden find umd feit dem Friedensſchluß 
bon ihrem Leben eine Nachricht nicht eingegangen ift. 

Es macht feinen Unterfchied, ob der Vermißte auf Seiten der Preufiichen Truppen oder auf Sei- 
ten der Truppen eines anderen Staates an dem Kriege Theil genommen hat. 

8. 2. Für die Todeserflärung ift das Gericht zuftändig, bei welchem der Vermißte während des 
Krieges zuletzt feinen allgemeinen Gerihtsftand gehabt hat oder gehabt haben wilrde, wenn die ge- 
gentwärtige Gerichtsverfaffung bereits beftanden hätte, 

$. 3. Der Nachweis, daß der Vermißte an dem Kriege Theil genommen hat, daß er in dem- 
felben vermißt worden und ſeit dem Friedensihluß von feinem Leben eine Nachricht nicht eingegangen 


37) Gleichviel, ob fie „zu Unferem oder zu anderen Heeren gehörig geweſen“. Einl. dieſes Geſetzes. 

37a) (5. 9.) Die Motive zu dieſem Gejetge erwägen , daß die größtmöglichfte Erleichterung flir die 
Zodeserflärung gerährt werden müffe, da namentlich mit Rüdficht auf die Art, wie die Kriege geflihrt 
und die Kriegsgefangenen behandelt worden find, ſowie mit Rüdficht auf die Landestheile, die der 
Kriegsihauplag geweſen find, mit Sicherheit anzunehmen ift, daß die bis jetzt nicht zurücgelehrten Ber- 
fonen entichieden wirklich derftorben fein. Da aber dieje Berhältniffe im jedem Kriege verfchieden fein 
Tonnen, hat die Regierung es für angezeigt gehalten, nicht ein allgemein geltendes, fondern nur ein 
Special⸗Geſetz für dieje beiden Kriege zu erlaffen. Die Nothwendigkeit eines ſolchen Geſetzes ift nach 
jedem Kriege anerfannt worden und folgt auch im borliegenden Falle daraus, daß trot der Sorgfalt, 
die in den beiden legten Kriegen auf die Feftfiellung der Todesfalle vertvendet worden ift, doch nad 
den amtlichen Ermittelungen noch 1028 Fälle vorliegen, im denen der Nachweis des Todes nicht er 
bracht werden kann. Das Geſetz vermeidet es im Uebrigen, mit den Folgen der Todeserflärungen 
3. B. dur Beftimmungen über die Rechte des Vermißten, mern derielbe nach der Todeserflärung zu- 
rüdtehrt, über die Zuläffigkeit des Beweiſes, daß der Tod früher oder jpäter eingetreten ſei u. ſ. w., 
fi) weiter I befaffen. Im diefer Beziehung joll es bei den allgemeinen geietlichen Beſtimmungen be- 
wenden. Gin Gleiches gilt dom der Frage, welche Perfonen die Todeserklärungen auszubringen befugt 
feien, ferner ob und mit welchen Nechtsmitteln das auf Todeserflärung lautende Urtheil anzufechten 
fei. Das Geſetz ſoll ſich auch auf die neu inkorporirten Landestheile erftreden, ganz gleich, ob die be= 
treffenden Kontingente im der preußiſchen oder einer anderen Armee mitgefochten haben. 
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ift, kann auf jede, mad den allgemeinen Geſetzen zuläffige Art, insbefondere and) durch jchriftliche, 
auf Grid amtlicher Nachrichten ausgeftellte Zeugnifje einer Militär- oder Eivilbehörde geführt werden. 

8. 4. Hinfichtlic des Beweiſes, daß feit dem Friedensſchluß von dem Leben des Vermißten eine 
Nachricht nicht eingegangen ift, hat der Ertrahent der Todeserflärung außerdem eidlich zu befräftigen, 
daß er von dem Leben des Bermißten feine Nahrichten, beziehungsweise keine andern als 
die angezeigten Nachrichten erhalten habe. 

8.5. Auf Grund der geführten Beweiſe (88. 3 und 4) hat das Gericht die Todeserllärung des 
Bermißten durch Erlenutniß auszufprechen, ohne daß es einer öffentlichen Borladung defielben und 
fonftiger Förmlichkeiten des Berfahrens bedarf. 

8. 6. Für das Berfahren einfchließlich des Erkenntniſſes kommen Gerichtsgebühren und Stem- 
pel nicht zum Anſatz. 

8. 7. Iſt der Bermißte durch Erfenntniß für todt erflärt, fo gilt als fein Todestag: 

1) wenn er in dem Kriege vom 1864 vermißt worden ift, der letzte December des Jahres 1864; 
2) wenn er im dem Kriege von 1866 vermißt worden ift, der letzte December des Jahres 1866. 

In dem Erkenntniß, durch welches die Todeserflärung ausgefprochen wird, ift der als der To— 
destag anzujehende Tag ausdrücklich anzugeben. 

8.8. Im Bezirk des Appellations- Gerichtshofes zu Köln wird das die Todeserflärung ausipre- 
chende Erkenntniß im öffentlicher Situng verkündet. Der Tag der Verkündigung wird als der Tag 
der definitiven Einmeifung der Erben im den Befit des Nachlaſſes des Bermißten angejehen. Die 
Erbfolge regelt fih jedod nad) dem in dem Erfenntniffe ($. 7) angegebenen Tage. 

Der Ehegatte des Bermißten ift befugt, auf Grumd des Grfenntnifjes die Trennung der Ehe 
durch den Beamten des Eivilftandes aussprechen zu laſſen. 

8. 9. Den Beitimmungen diefes Geſetzes unterliegen nicht allein die zum fechtenden Stande ge- 
börigen Militärperfonen, fondern auch alle diejenigen, welche in einem Amts- oder Dienftverhältniß 
bei den Truppen fich befunden haben. 

$. 36. Fällt weg 7b), 

7. ©. betr. die Todeserflärung in See gegangener verjhollener Perio- 
nen®?Te), Vom 24. Februar 1851. (G.S. ©. 23.) 

8.1. Der Tod eines Menfchen wird als erwieſen angenommen, wenn das Fahrzeug, auf wel» 


chem derjelbe fich befand, untergegangen und Ein Jahr nachher verflofien ift, ohme daß bon jeinem 
Leben und Aufenthalte Nachrichten eingegangen find ®*®), 





37b) (3, 9.) Der $. 36 lautet: Ein Gleiches findet ftatt, wenn das Schiff, auf welchem ein Menſch 
fi befand, untergegangen ift und 3 Jahre nachher verfloffen find, ohne daß etwas von jeinem Leben 
und Aufenthalte bekannt geworden wäre. 

87°) (5. U.) Diejes Geje gilt nad den Eingangsworten auch für die Landestheile, in welchen 
das Gemeine Deutſche Kedı Geſetzeskraft hat. 

38) Dies ift mweientlid der Inhalt des meggefallenen $. 36, welcher den Tod für erwieſen annahın, 
wenn das Schiff, auf welchem der Menich fich befand, untergegangen, und 3 3. (jet 1 3.) feine Nach- 
richt eingegangen war. Die Praris war dann diejelbe wie im Falle des $. 35, ın Anmendung der B. 
v. 22. Mal 1822, 8. 3 (Zuf. 5). Das Gericht ertheilte auf den vollftändigen Beweis des Unterganges 
und Ableiftung des Eides, daß feine Nachricht eingegangen, den Todtenicein. Bergl. R. v. 17. Septbr. 
1832 (Jahrb. Bd. XL, ©. 155). Da auch die neue Vorſchrift den Tod jelbft durch den Untergan 
für beiviefen erklärt, jo muß, wenn — Augenzeugen den Untergang, und daß der Menih 
auf dem umntergegangenen Schiffe fich a efunden, nod) jetzt nad) diefer VBorjchrift der Todten⸗ 
fchein ertheilt werden, nachdem der Eid geleiftet worden: daß der Schwörende von dem Leben und Aufs 
enthalte des Berichollenen feine anderen als die angezeigten Nachrichten erhalten habe. $. 4 d. G. Pan- 

elt aber der direkte vollftändige Beweis, umd wird ein indirekter Beweis aufgenommen, jo foll eine 

—— nach den weiteren Vorſchriften 88. 2—6 dieſ. ©. (f. Pr.O. Tit. 37, Zuſ. 3) erfolgen. 
Der Unterſchied iſt wichtig. Im dem erſten Falle iſt der Tag des Unierganges der Todestag, und im 
anderen falle ift es der Tag der Rechtskraft des Erlenntniſſes. Die Kaffung des Geſetzes ift jedoch 
fo, daß fich darüber ftreiten laßt: ob es dieje zwei Fälle untericheidet, und ob es nicht vielmehr in je- 
dem Falle ein Todeserllärungsurtel fordert. eher Auslegung paßt aber der Wortlaut des $. 1 
nicht; denn wenn der Tod jelbft erwieſen ift, rf es feiner Zodeserllärung. 
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8. 37. Außer dieſen Fällen kann ein Menſch, der einmal gelebt bat, und deſſen 
Tod nicht erwieſen werden kann, nur nach Ablauf der im Geſetze näher beſtimmten 
Friſten, durch richterlichen Ausſpruch für todt erklärt werden. (Th. II, Tit. 18, Abſchn. 8.) 

8. 38. Kommt es aber darauf an, ob Jemand einen rn Erb- oder andern 
Anfall noch erlebt habe, fo wird vermutbet 3%), daß ein Menfch, von defien Leben 
es Tode feine Nachricht zu erhalten it, nur fiebenzig Jahre +0) alt geworden 
ei 40a), 


39) Der Tod eines Menichen, der einmal gelebt hat, muß entweder bewiefen merden, oder es 
müffen Umftände vorhanden fein, auf melde die Gelee die VBermuthung des Todes gründen. it 
weder das eine noch das andere der Fall, jo verfteht ſich vechtlich von jelbit, daß der Menich für lebend 
gilt. Das drückt das Obertr., welches ſchon früher in den Entſch. Bd. XII, S. 180 den Sat ange 
wendet bat, in feinem Pr. vom 6. April 1848 (Entſch. Bd. XVII, S. 91) jo aus: „Es wird vermu— 
thet, nicht nur, daß ein Berichollener nach vollendeten fiebenzigften Jahre nicht mehr gelebt, fondern 
auch, daß er bis zu diefem Zeitpunfte gelebt habe, namentlich auch dann, wenn es fih um den 
Anfall der Erbſchaft an den Verftorbenen handelt.” Dies ift jo, als wenn man fagte: es wird ver- 
muthet, nicht nur, daß eine Schuld mac) vollendeter Verjährung nicht mehr beſtehe, jomdern auch, 
daß fie bis zu dieſem Zeitpunkte beftanden habe. Mit der dee ift nichts gewonnen; fie ift für das 
pr. Recht entbehrlih. Anders freilich nad) gemeinem Rechte. Denn unter den gemeinrechtlichen Juri— 
ften ift über den Werth der Vermuthung: daß der Menih 70 3. alt werde, Streit, wenn davon die 
Rede ift, daß für ihm eine Erwerbung in Anjpruch genommen wird, namentlich eine Erbſchaft, welche 
pofitiv dorausiettt, daß der Anfall eriebt worden je. Und der hiergegen vom Vielen neuerdings wie 
derholte Wideripruh (Eropp, jurift. Abhandlungen, Bd. II, Nr. V; Pfeiffer, praftiiche Ausfüh— 
rungen, ®. IV, ©. 360; Runde, oldenburger Archiv, Bd. IL, ©. 106 ff. u. d, A.) hat nach G. R. 

ten Grund, er ift feinesiveges, wie das Obertr. ©. 92 a. a. O. bemerkt, erft in neuerer Zeit erho- 

n, jondern er ift jo alt wie die Präjumtion ſelbſt. Denn allgemein anertannt ift dieſelbe nur bei der 
Frage: wann die zurüdgebliebenen Bermögensitüde eines Verſchollenen, wegen vermuthlichen Abiebens 
deſſelben, feinem Erben zu überlafen fein. Dagegen war man im dem falle, wo nicht der Erbe ſich 
auf den Tod des Erblafjers ftütte, um die Erbſchaft in Befig zu nehmen, jondern wo Jemand fidh auf 
die Fortdauer des Lebens eines Abweſenden berief, um einen Anipruch an die Verlafjenichaft eines An— 
deren für ihn zu machen, nicht einig. Viele behaupteten den Sat: qui in absentis vita se fundat, 
eam probare necesse habet, u. A. Wesenbec ad tit. D. de probat., n. 6; Richter, Decis. 66, 
n. 26. Andere meinten das Gegentheil. Leyser, Sp. 95, m. 24. Eben jo wideriprechend find 
hierin die neuen Geießgebungen. Der Code eivil Art. 136 läßt Abweſende, deren Leben beftritten und 
nicht bewieſen ift, nicht zur Erbſchaft. Das A. ER. hat die Frage im entgegengeießten Sinne ent- 
ichteden , umd es bedarf nummehr, nachdem die Berveislaft geſetzlich regulirt worden ift, der Präfum- 
tion „in jener zmeiichneidigen Weile nicht. Der umnbeftrittene Nechtsarundiag: der Tod eines Men- 
jchen , der einmal gelebt hat, muß bewieien werden, mit feinen feſt beitimmten Ausnahmen, ganz al— 
lein ift enticheidend und genügend. Die eine Ausnahme ift eben das TOjährige Alter eines Abmeienden. 

Der Stand des pr. Rechts hinfichtlich diefer VBermuthung ift ein ganz anderer als der des G. R. 
Bon derjelben wird da, wo fie im G. R. hauptiächlich mirfiam ift, mämlich bei der Succeifion in 
die Berlafjenichait des Berichollenen, im pr. R. gerade gar keine Anwendung gemacht; denm im diejem 
falle muß jedesmal der Tod bewieſen, oder der Abmweiende für todt erklärt werden, wenn er auch ſchon 
70 Jahre alt geworden. 88. 34—37 d. Z. und II, 18, 8. 830. In dem falle aber, wo die Anwen—⸗ 
dung im G. R. ftreitig ift, da findet fie ftatt, umd zwar ausichließlich in der Weile, daß die Todes- 
erflärung nicht nur nicht möthig iſt, ſondern, wenn fie etwa ftattgefunden hätte, feine Wirkung hat und 
dem dritten Intereſſenten unmachtbeilig bleibt. Wird alio eine Erbichaft eröffnet, welche einem Abıwe- 
ſenden anfallen würde, wenn er mod) lebte, jo wird bloß gefragt: ob er ſchon 70 Jahre alt fein müßte, 
oder nicht. Würde er noch nicht 70 Jahre alt jein, jo iſt er Erbe geworden, wenn er auch jchon vor» 
ber für todt erflärt worden wäre; denn die Todeserflärung beziwedt nur die Beendigung der Abmwejen- 
beitsfuratel und der Bermögensverwaltung. Jene präfumtive Lebensdauer kann weder durch eine ſpätere 
Zodeserllärung verlängert (II, 2, 88.452, 453), noch durch eine frühere abgelürzt werden. -Auh. 3. 
A. G.O. 8. 270. Der Bereis der Wirklichkeit aber befeitigt alle Präfumtionen aud hier. Anh. $. 270 
a. a. O. Berg. WER. IL, 18. 8.812 ff. (5.%.) Es kann alſo aud), wie das Obertr. ganz richtig 
fagt, bewieſen werden, daß der Verichollene nicht 70 Jahre alt gerworden, fondern jchon früher veritor- 
ben ift. Erk. vom 13, März 1865 (Entih. Bd. LV, ©. 208). 

Auf Altentheils - Hebungen wird von der Bermuthung nicht Anwendung gemadt. M. ſ. unten, 
Anm. 41 zu 8. 602, Tit. 11. 

40) Unter den älteren gemeinrechtlichen Schriftftellern mollten Biele (u. A. Voet, Comment., 
XXXVIII, 17, 8.16 i. £.; Faber, Cod. defin., V, 40, def. 4; Finkelthans, Observat,, 100), 
nad Analogie der L. 56 D. de usufr. und L. 23 C. de 88. eccles., 100 Jahre abgewartet wiſſen; die 
Gerichtspraris hat fi aber mit der Zeit allgemein für den Pi. 90, 10 entſchieden. Dieje findet fich 
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$. 39. Wenn zwei oder mehrere Menſchen ihr Leben in einem gemeinſamen Un- 
glüde, oder ſonſt dergeftalt zu gleicher Zeit verloren haben, daß nicht audgemittelt wer- 
den kann, welcher zuerjt verftorben fei, fo fol angenommen werden, daß feiner den 
Andern überlebt habe *!). 

Eltern und $. 40. Wenn von Familienverhältniffen die Rede ift*2), fo werden unter El— 
tern und Kindern die Berwandten in auf» und abfteigender Linie, ohne Unterfchied 
ded Grades, verftanden. 

$. 41. So lange Eltern oder Kinder des erjten Grades leben, werden, in der 
Regel, unter dergleichen Benennung die Großeltern und Enfel nicht mitbegriffen. 

Bienen $. 42. Perſonen, welche gemeinfchaftlihe Stammeltern *?) haben, heißen Bluts⸗ 
verwandte **). : 

—— * 8. 43. Die Verbindung, welche durch Pe zwiſchen dem einen Ehegatten, 

und den Blutöverwandten ded andern entfteht, heist Schwägerfchaft *°). 

— 8. 44. Stiefverbindungen beſtehen, im Sinne des Geſetzes20), nur zwiſchen 

Bu Ehegatten, und den aus einer fonjtigen Ehe‘) erzeugten Kindern des 
ndern. 


denn hier beftätigt. Die Gejetsgebung hat dabei jedoch eine Fiide gelaffen. Was foll angenommen wer⸗ 
den, wenn der Abweſende ichon 70 Jahre alt war, al® er vermißt wurde? Gemeinrechtlich pflegt 
man dann die Todesvermuthung 5 Jahre nad) der Entfernung eintreten zu laffen, und wenn der Ab- 
meiende jchon 80 Jahre alt war, will man noch 24 Jahre abgewartet wifien. Glüd Th. VII, ©. 495. 
Dodı ift dariiber feine Einigkeit; Manche, wie Hommel in der bei Glück angeführten Diss., wol⸗ 
len dann 100 Jahre warten. Nad) meiner Meinung ift nach pr. Rechte eine ſolche, geſetzlich nicht an- 
erfannte Bermuthung nicht zuläffig, vielmehr in einem folhen Falle, gemäß $. 38, anzunehmen, daß 
der Vermißte den, wenn auch bald nachher eingetretenen, Anfall nicht mehr erlebt habe, d. h. es wird 
auf einen Berfchollenen, welcher 70 Jahre und darüber alt geworden, nicht mehr Rüdficht genommen. 
— Uebrigens bedarf es in dem Falle des $. 38 feines richterlichen Ausipruchs über den Tod, vielmehr 
wird der muthmaßlich Verftorbene ohne Weiteres bei der Abhandlung der Erbangelegenheit Übergangen. 
Die Todeszeit ift der Anfang des Tiften Jahres und bei Perfonen, die erft nach diefer Zeit derichole 
fen find, der Tag ihres Verſchwindens. 

408) (4. 9.) Oben Anm. 32, Abf. 2 zu 8.34 d. T. 

41) Dies ift die allgemeine Regel des R. R. L. 9 pr. $. 3, L. 16—18 D. de rebus dub. (XXXIV, 
5); L. 32, 8.14 D. de don. int. vir. (XXIV, 1); L.34 D. ad 8. C. Trebell. (XXXVI, 1); L. 26 
D. de mort. c. don. (XXXIX, 6). Die zwiefache Ausnahme für den gewaltſamen Tod der Eltern und 
Kinder bei gemeinfamem Unglüde — ob die Ausnahme aud im Berhältniffe zu anderen Perfonen als 
zu den Eltern gelte, ift ftreitig zwiihen Mühlenbruch, Arhiv Bd. IV, Nr. 27 U. — dieje Aus- 
nahme ift mit Borbedadht nicht in das L.R. aufgenommen. Jahrb. Bd. XLI, ©. 2. 

42) Nämlich in den Gefeten; denn was in den Willenserflärungen die Parteien unter ihren Aus- 
drüden verftehen follen, fann das ER. nicht vorjchreiben. Und dann auch nur, wenn über Familien⸗ 
verhältniffe verordnet wird. Daher kann 3. B. aus diefer Borfchrift über die Wortbedeutung nicht ent» 
nommen werden, daß Großeltern zur Bupillarfubftitution für ihre Ablömmlinge des zweiten und wei— 
teren Grades befugt fein. IL, 2, 88. 521 ff. Pr. des Obertr. 490, vom 25. Juni 1838 (Entſch. 
Bd. IV, 14), Uebrigens macht das A. L.R. von diefer feiner Terminologie nirgend Gebrauch. 

43) Dder welche auch nur einen Parens (Bater oder Mutter) gemeinfam haben. 

44) Die Blutsverwandtichaft ift ein Beftandtheil der Familie, alfo ein Familienverhältniß, wel—⸗ 
ches nad) und nach unmerflich verſchwindet; es ift hier eheliche Abftammung vorausgejegt. Sie hat 
Einfluß im Familienrechte und im Bermögensredhte. In dem erfteren bei der Ehe, infofern diefelbe 
durch gewiſſe Arten der Bermwandtichaft unmöglich ift; bei dem anderen auf das Erbredht und bei der 
DObligation auf Alimente, bier jedoch nur bei wenigen Arten der Verwandtſchaft. 

45) Stiefeltern und Stieftinder ($. 44) find alfo verſchwägert. R. vd. 16. Mai 1816 (Jahrb. 
Bd. VII, S. 204), Die ze... Verwandten der Eheleute find mit einander nicht verſchwägert. 
Zu bergl. unten Anm. 7 zu 8.7, Zit.1, Th. U. 

46) Im Sinne des allgemeinen Sprachgebrauchs pflegt man darunter halbbürtige Berwandtſchaft 
p verſtehen, wogegen man die Kinder, weiche der $. 44 als Stieflinder bezeichnet, zufammenge» 

rate Kinder nennt (Th. U, Zit. 2, 8. 752). Bei der Auslegung don Willenserflärungen darf 
diefer Sprachgebrauch nicht unberüdfichtigt bleiben. 


46%) (3. U.) Der Naddrud ift auf „Chegatten‘, nicht auf das Wort „Ehe in der zweiten Zeile 
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$. 45. Die Grade der Verwandtſchaft werden durch die Zahl der Geburten #7) 
beftimmt, mittelft welcher zwei verwandte Perfonen auf einen gemeinſchaftlichen Urs 
fprung #®) fich beziehen. 


weiter Titel. 
Bon Sachen und deren Rechten überhaupt. 


Gemeines Recht aus der Zeit der Entftehung des Allg. Landrechts: Ernſt Ehriftian Weftphal, 
Spftem des Römiichen Rechts über die Arten der Sachen, Yeipzig 1788, 88. 1—18. — Hellfeld, 
Jurisprudentia forensis secundum Pandectarum ordinem, ed. VI, Jenae 1783, 88. 163—182. Dft 
benutt bei der Redaktion. — Aus der neueren Literatur: Heimbach sen., Sade; in Weiste's 
Rechtslexilon, Bd. IX, ©. 462 ff. 

Preußiſches Recht: Bornemann, Syſtematiſche Darftellung des Preußiihen Civilrechts, Bd. I, 
8.45. — Temme, Lehrbuch des preußiichen Civilvehts, Bd.1, S.82 fj.— Mein Preußiiches 
gemeines Privatrecht, 3. Ausg., Bd. I, 865. 61 fig. 


8. 1. Sache überhaupt heißt im Sinne des Geſetzes alled, was der Gegenftand Pet Fett 
eined Rechts oder einer Verbindlichkeit jein fann !). 
8. 2. Auch die Handlungen der Menfchen, ingleichen ihre Rechte, in —— die⸗ 
ie den Gegenftand eined andern Rechtes ausmachen ?), find unter der allgemeinen 
enennung von Sachen begriffen. 


diejes Paragraphen zu legen ; denn auch zwiſchen den umehelichen Kindern des einen Ehegatten und dem 
anderen Ehegatten befteht die Stiefverbindung und fommt bei Fleiichesverbrechen in Betradt. ©. uns 
ten Anm. 568@ zu $. 141, Tit. 20, Th. I. 

47) Soviel Geburten zwijchen zwei beftimmten Perfonen fallen, im fovielten Grade find fie mit 
einander verwandt. Quot sunt generationes, tot sunt gradus. Eltern und Kinder alfo im erften, 
Geſchwiſter im zweiten, Großeltern und Entel auch im zweiten, aber in einer anderen Linie. Belannt- 
lich untericheidet man die gerade Linie, d. i. die Reihe von Perfonen, welche im der folge von Bater 
auf Sohn von einander abjtammen; und die Seitenlinie oder die Reihe der verwandten Perſonen, die 
nicht von einander, jondern von einem gemeinichaftlihen Dritten abftammen. Die Gradzählung ift die 
eiifrechtliche (römiice). L. 1, 88,3—7, L. 8 D. de grad. (XXXVII, 10). Die lanoniſche Koms- 
putation ift in der Seitenlinie anders. e. 2 C. 35, qu. 5. 

48) Eine fehlerhafte Beftimmung. Das Gejagte gilt nur von der Seitenlinie. Die Verwandten 
der geraden Linie fönnen unmöglich mit Beziehung auf einen gemeinichaftlichen Stammpater die Grade 
ihrer Berwandtichaft berechnen. 

1) Wird das Weſen des Rechtsverhältnifies als ein Gebiet unabhängiger Herrichaft des individuel- 
len Willens aufgefaßt (v. Savigny, Syitem, I, ©. 331 ff.), und werden als Gegenftände diejer 
BWillensherrihaft nur die im Rechtsgebiete ermorbenen Rechte (im Gegenfage zu den j. g. Urrechten 
auf die eigene Perjon, Einf. Anm. 105 und Tit. 1, $. 10) betrachtet, jo verbleiben als Gegenſtände 
nur die unfreie Natur nicht im Ganzen, jondern nur in beftimmter räumlicher venzung, und 
fremde Perſonen, ebenfalls nicht im Ganzen (mie bei Sklaven), fondern nur im Beziehung auf ein. 
zelne Handlungen. (Der. ©. 338 ff.) Alles, mas zu dieſen Gegenftänden der Willensherrichaft auf 
dem Rechtsgebiete gehört, ift Sache im weiteren rechtlichen Sinne des Wortes, Dies ift der Inhalt 
des 8.1. Der $. 2 fügt ausdrüdlich bei, daß in dieſem Sinne aud die Handlungen anderer Perfonen 
zu den Saden, weil Gegenftände des Rechts oder der rechtlichen Willensherrichaft einer Perfon , gehö- 
ven. Die Bedeutung in diejem weiteren Sinne verbinden erft die Neueren mit dem Ausdrude Säche, 
romiſch ift fie nicht. Nur die Gegenftände,, welche der $.3 im —— Sinne Saden nennt, find 
den Römern res. Für die Handlungen, als Gegenftände der Willensherricaft aufgefaßt, hat das R. 
R. keinen technifhen Ausdrud, aber das Verhältniß der Herrichaft über eine Handlung heißt O bli- 
gation, jowie das Verhältniß der Herrichaft über eine Sache Recht an einer Sache (jus in re) heißt, 
mas berichiedenartig ſein lann. Das A. L. R. aber bringt jene verichiedenen Gegenftände der rechtlichen 
Willensherrichaft unter einen Gattungsbegriff, weicher mit „Sache im weiteren Sinne bezeichnet wird, 
und unterjcheidet dann zwei Arten: Handlungen ($. 2), und Sache im engeren Sinne ($. 3). 

2) Dies ift anf zweierlei Weile denkbar, Entweder jo, daß eine Perfon im Ganzen, alſo zus 
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8. 3. m engern Sinne wird Sache nur dasjenige genannt, was entweder 
von Ratur?), oder durch die Uebereinfunft der Menfchen *), eine Selbititändigfeit 
hat, vermöge deren es der Gegenftand eined dauernden ®) Rechtes jein fann. 

— 8. 4. Alle Theile und Eigenſchaften einer Sache, ohne welche dieſelbe nicht das 
fein fann ®), was ſie vorſtellen ſoll, oder wozu fie beſtimmt iſt, gehören zur Subſtanz. 
$. 5. So lange alfo durch die Aenderung oder Verwechlelung einzelner Theile 
die Sache weder vernichtet, noch die Hauptbeftimmung derfelben geändert worden ift, 
fo lange ift noch feine Veränderung in der Subftanz vorgefallen ?). 
— 8. 6. Je nachdem eine Sache, ihrer Subſtanz unbeſchadet, von einer Stelle 
unbemegliche rn andern gebracht ®) werden kann, oder nicht, wird fie für beweglich oder unbemeg- 
ih angefehen. 


ſammt allen Gegenftänden ihrer eigenen Willensherrſchaft, Gegenftand der Herrichaft einer anderen 
Perſon iſt. Gewiſſermaßen findet dieſes Verhältniß nad) der aͤußeren Erſcheinung im älteren R. R. 
bei dem Kinde im väterlicher Gewalt; doch war der innere Zuſammenhang ein anderer und der juri— 
pi Sinn meit von diefer Vorftellung. Im heutigen R. kommt etwas Aehnliches gar nicht dor. — 

der fo, daß wieder nur einzelne Gegenftände des Willens jener Perſon gleichzeitig auch (mie bei 
Nutzungs und Gebrauchsrechten, Hypothelen- und Pfandrechte), oder nachher der Herrichaft eines An- 
deren unterworfen werden. 

8) Ein räumlich begrenztes Stück der umfreien Natur, res quae tangi possunt. 

4) D. h. nicht durch Willenserflärung beftimmter Perſonen, jondern durch Rechtsſitte und Her- 
fommen , wodurch das Reich der Natur kunſtlich erweitert wird; kurz Sachen, welche in der Rechts⸗ 
idee beftehen, fingirte Sachen, wie z. B. eine Erbſchaft, der Nießbrauch, eine jelbftftändige Geredhtig- 
keit. Das N. R. nennt ſolche Sachen res incorporales, zählt dazu aber aud) die Obligationen, $. 2 
J. de rerum divis. (II, 1). Die werden hier, im $. 3, vom dem Begriffe einer Sache im engeren 
Sinne ausgeihloffen. S. die folg. Anm. und 8. 2. 

5) Wie Eigenthum, dingliche Gebrauchd- und Nutzungsrechte. Deshalb gehören Handlungen (8. 2) 
d. i. Obligationen, nicht zu den Sachen im engeren Sinne. Weber öffentliche Kreditpapiere, wie Bant« 
noten, Prandbriefe, Aktien u. |. w., ſ. unten Anm. 13, 

6) Dieſe Begriffsbeftimmung ift nicht treffend; man darf diefelbe argumento a contrario nicht fo 
berftehen, daß Theile einer Sache, ohme welche diefelbe noch immer das fein kann, mas fie vorftellen 
foll, nicht zur Subftanz gehören. Eine Windmühle 3. B., bom welcher ein oder ein ‘Paar Flügel 
abgebrochen, ift noch immer eine Windmühle und arbeitet auch mit den noch übrigen, dennoch wird 
jeder Flügel zur Subftanz gehören. Die Satyung ift überhaupt ohne praftiihe Bedeutung. Wo der 
Unterschied zwiſchen Subftanztheilen und Pertinenzftüden wichtig wird, nämlich bei ländlichen Grund» 
ftüden in Beziehung auf das Hnpothelenrecht (ſ. u. zu $. 43), da jft die hier gegebene Begriffsbeftim- 
mung von Subftanztheilen ganz unbrauchbar, 

7) Diejer theoretiihe Sat ift gerade bei Adergrundftüden, von welchen Theile abgetrennt worden, 
für die darauf haftenden Hypotheken gefährlich; praftiihe Anwendung wird davon im ER. nicht gemacht. 

8) Bon Natur unbeweglich ift an ſich nur der Erdboden, urfprünglich find daher mur die begrenz- 
ten Theile deffelben (liegende Gründe, Grumdftüde) unbewegliche Saden, Mit denjelben find aber 
theild andere körperliche Dinge künſtlich verbunden, theils gewiſſe Eigenichaften und Befugniſſe jurie 
ftiich im Verbindung gebracht. Auf die erfterem bezieht fich dieier $. 6, auf die anderen die $$. 7 u. 8. 
Die Verbindung einer beweglichen Sache mit einem Grundftüde macht allein jene noch nicht unberveg- 
lich, ſondern dafür gilt fie nur dann, wenn fie im Ganzen nad menschlicher Willfür nicht fortbervegt 
werden kann. Dahin gehören dor Allem Baumerfe von ſolcher Beihaffenheit, daß fie, felbft mit künſt- 
licher Anwendung von Naturkräften, im Ganzen nicht von der Stelle geichafft werden können. Kei— 
nesweges befteht das Merkmal der Unberveglichkeit derjelben darin, daß fie, wie man es ausgedrückt 
hat, mit dem Grumde und Boden feft verbunden find, was man hat annehmen wollen, wenn fie eim 
maiftves N Serie Fundament haben. Denn auch diefe Unterlage ruhet mejentlich auf der Ober- 

äche des Bodens und kann mit demielben nicht untrennbar verbunden werden. Crlaubte es der Um— 
fang des Bauwerls, daf man es von feiner Unterlage erheben und fortidhaffen könnte, fo würde es 
an fich trot ſeines majfiven Fundaments beiveglich fein. Nur wenn es als ein Pertinenz des Bodens 
in Betracht kommt, gilt auch eim ſolches an fich fortzubewegendes Wert für unbeweglich. Hiernach 
enticheidet fich 3. B. die Denge ob eine Handelsbude eine unbewegliche Sache ſei. Ein R. des I.M. 
vom 19, April 1822 (Jahrb. Bd. XVI, ©. 299) will fie dafür gehalten wifjen, wenn fie ein gemauer- 
tes Kundament hat. Das ift nicht anzuerkennen, wenn es möglich ift, fie im Ganzen aufzuheben und 
an eine andere Stelle zu jeßen, und nicht etwa der Grund und Boden demielben Eigenthiimer gehört, 
d. h. wenn fie wicht Pertinenz defjelben, jondern nur eine Superficies ift. Nach demjelben Grundiage 


Bon Sachen und deren Rechten überhaupt. 9 


$. 7. Rechte werden ald bewegliche Sachen betrachtet. _ 

8.8. Wenn aber die Befugnip zur Ausübung eines Recht? mit dem Beſitze 
einer unbeweglihen Sache verbunden ift?), fo ift das Recht felbit als eine unbeweg- 
lihe Sache anzufehen. 

8. 9. Außerdem bat ein Necht die Gigenjchaft einer unbeweglichen Sache nur 
aladann , wenn ihm diefelbe durch befondere Geſetze ausdrüdlich beigelegt worden! 9). 

$. 10. Unter dem Ausdrude: Mobiliar» oder bewegliched Vermögen, find alle 
beweglichen Sachen zu verſtehen, in fofern fie nicht ala Pertinenzitüde zu einer unbe- 
weglichen Sache gehören ($. 42)11). 

$. 11. Unter baarem Vermögen wird nur geprägtes Geld, außer feltenen Mün- 
zen und Medaillen, ingleihen gemünztes Papier verjtanden. 

$. 12. Die auf jeden Inhaber lautenden Papiere, 4. B. Banknoten 12), Pfand- 
briefe, Aktien u. f. w., fie mögen Zinfen tragen oder nicht, werden, glei andern 
Schuldinftrumenten !®) zum Kapitaldvermögen ?*) gerechnet. 


ze. gehören, und unter die Beftimmung des $.9 fallen. ©. jedoch ©. betr. die Ablöfung der 
Keallaften von Mühlengrundftüden, vom 11. März 1850, 8.7 (G.S. ©. 147). Bergl. hierüber aud) 
Cocceji, jus eiv. controv., I, 8, qu.5i.f. Bäume an ſich find liche Sachen; fie theilen 
nur als unabgefonderte Früchte das Schidjal des Bodens, wenn fie als ſolche in Betracht kommen; 
fonft aber fönnen fie, wie Früchte auf dem Halme, als befondere bewegliche Sachen, erworben und 
bejeffen werden. Bergl. Pr. des Obertr. d. 9. Mai 1845. (Entfd. Bd. XI, ©. 201.) 

9) Dahin gehören 3. B. die Grundgerechtigleiten, die Dienfte, Zinfen, Renten und Zehnten, 
welche zu einem Grundſtücke gehören: aljo nicht die perfönlichen er und Gebrauchsrechte, Hy⸗ 
pothelen, ſowie Renten und Zehnten, die beſtimmten Perſonen, ohne Rüdficht auf den Beſitz oder 
Nießbrauch eines Grundftüds, aus einem Grundftüde zuftehen. (4. 4.) Die gutöherrlichen Rechte 
wegen der Kolonatsgefälle gehörten bis zur Berwandlung des erblihen Nutzungsrechts der bäuerlichen 
Beſitzer in Eigenthum zu dem unbeweglichen Bermögen des Gutsherrn. rk. des Obertr. v. 22. Juni 
1852 (Arc. ſ. Rechtsf. Bd. VI, ©. 195). 

10) ®ie man den uriprünglichen Begriff der Verſon von dem Menſchen auf etwas Anderes als 
einen einzelnen Menſchen übertragen und dadurch fingirte (juriftiiche) Perfonen geichaffen hat, fo ge- 
ſchieht das Gleiche hier mit dem Begriffe von Saden. Gerechtigteiten im Sinne diejes $. 9 find fin- 
girte Sachen. Sie ſetzen, wie juriftiiche Perfonen, eine beiondere gefetlihe Anerkennung voraus. Ju 
neuerer Zeit find diejelben großentheils umtergegangen; das jüngite Beiipiel ift die Jagdgerechtigleit, 
welche nur noch in der Form einer bloßen Grundgerechtigkeit möglich. Beiſpiele von noch beftehenden 
jeibftftändigen Gerechtigfeiten find die Fährgerechtigleit, die Zollgerechtigkeit. Ueber Schiffmühlen j. 
G. vom 11. März 1850, 8.7 (6.8. ©. 147), . 

11) Der hier beginnende, bis zum $. 30 reichende Zert de verborum significatione ift völlig 
entbehrlich, ja nicht einmal erichöpfend, da einestheil® derartige fprachliche Beftimmungen noch jehr zu 
vermehren wären, anderentheils die verichiedenen Bedeutungen, melde die Gejetse jelbft mit einem 
Ausdrude verbinden, nicht angegeben find. Beiſpiel 88. 13 u. 30, 52. 

12) Nur die Banknoten der jetigen preuß. Banf nicht; diejelben find wirkliche Geldzeichen, tie 
das gemünzte Papier, und werden auch als ſoiche im Berfehre und juriftiich behandelt. Bankordnung 
dv. 5. Oft. 1846, 88. 29, 32—34 (6.68. ©. 442). 

18) Eine praftifch wichtige Frage ift: ob dergleichen öffentliche, auf den Inhaber lautende Kredit 
papiere als Sachen im engeren Sinne (körperliche), oder als Beweisurkunden über Geldforderungen 
rechtlich zu betrachten find. IM das Erftere der Hall, fo können fie in folge eines Kaufs oder an- 
deren Titels nur durch Tradition auf Andere übertragen werden umd die Anmendung der Ceſſion als 
Uebertragungsmodus ift unwirtſam; ift das Zweite anzunehmen, fo ift gerade die Ceifion die aus— 
Ihließlich anvendbare Uebertraqungsart. Das L.R. hat feine ausdrücliche Beitimmung darüber. Manche 
Sätze deuten auf die ziveite Dualität, namentlich diefer $. 12, wonad) dergleihen Schuldpapiere „gleich 
anderen Schuldinftrumenten“ dem Kapitaldvermögen beigezählt werden, ſowie der Grundjag, daß 
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Gffetten. $. 13. Der Ausdrud: Effekten 5) begreift alle beweglichen Sachen, außer dem 
baarem Gelde und dem Kapitaldvermögen, unter fich. 


Möbeln 8. 14. Bewegliche Sachen, welche zum bequemen Gebrauche oder Verzierung 
einer Wohnung, oder eined andern Aufenthaltes, bejtimmt find, werden Möbeln 
genannt. 


$. 15. Hausrath heißen alle beweglichen Sachen, welche in dergleichen Orten 
zum gemeinen Dienfte der Einwohner beftimmt find. 

5*8 8. 16. Bewegliche Sachen, welche zum Betriebe 16) eines gewiſſen Geſchäfts 
oder Gewerbes, in oder außer der Wohnung, beſtimmt ſind, werden unter dem Namen 
der Geräthſchaften begriffen. 

Moventien. 8. 17. Unter Moventien werden nußbare 17) lebendige Geſchöpfe verſtanden. 

Mobilien. 8. 18. Der allgemeine Ausdruck: Mobilien, begreift Möbeln, Hausrath und 
Geräthſchaften unter ſich 174). 

a $. 19. Durch den Ausdrud: edle Metalle, wird nur unverarbeiteted Gold und 
Silber augedeutet. 


die Forderung nicht durch den Untergang des Papiers erlifcht. V. vom 16. Juni 1819 (G.S. ©. 157); 
KD. vom 3, Mai 1828 (G.S. ©. 1). Hiergegen ift der Umftand, daß diefe Papiere als für die 
Reivindilation an fich geeignete rn. betrachtet twerden (I, 15, 88. 45—47 und fchon mad) der 
Del. v. 23. Mai 1785, Rabe XII, ©. 231), für fi) allein gewichtlos, da ja auch Urkunden bir- 
dieirt werden fönnen. Es tritt aber hier noch hinzu, dafs dergleichen Papiere, bei der Tilgung von 
Berbindlichkeiten, nicht zur Angabe an Zahlungsftatt, jondern als Zahlmittel für baares Geld jollen 
gebraucht werden Tönnen (I, 16, 8. 28; I, 11, 8. 653); ferner der Verkehr, in welchem dieje Papiere, 
wie eine Waare, verkauft, gekauft umd übergeben werden, umd der Kauf für einen Sachkauf gi 
Darnach ift im pr. R. diejenige Anficht für gebilligt zu erachten, welche dergleichen Papiere für Sa- 
den im engeren Sinne hält. Dafür hat fi) auch die Gerichtspraxis entichieden. Entſch. des Obertr., 
Bd. XVII, ©. 156 ff. Das Gleiche gilt von traffirten Wechſeln. A. W.O. Art. 74. 

14) Daß fie nicht zum baaren Vermögen gerechnet twerden, wie gemünztes Papier, ift der vecht- 
lichen Natur diefer verfchiedenen Kreditpapiere und den Berkehrsverhältniffen ganz entiprehend. Das 
gemüngzte Papier wird bon dem Schuldner des reditirten Werthes (dem Staate) mie baare Metall- 
mlnze im Berfehre für boll angenommen, die Staatsichuldverjchreibungen ꝛc. aber nicht ; diefe können 
alfo nicht als kurfirende Zahlungsmittel angewendet werden. Wer fie vor der Fälligkeit vertverthen 
will, muß fie verkaufen, fonft muß er die bedumgene Zahlungszeit abwarten. Nur auf die heutigen 
Banknoten paßt die Beſtimmung nicht; ſolche untericheiden fi von dem gemünzten Papiere weſentlich 
gar nicht. Uebrigens find Aktien niemals unbeweglihe Sachen, wenn fe fih auch auf Grundftüde, 
k B. Eiſenbahnen, Chauffeen, Bergwerle, gründen. Cine eigenthiimliche, finguläre Idee hat in die- 
em Falle die Aktien mit dem Grundſtücke identificiren wollen. 

15) Diefer Ausdrucd bezeichnet ziweierlei Gattungen von Dingen. Einmal verſteht man darunter 
bervegliche körperliche Sachen. Im diejer Bedeutung wird e8 hier und in der Pr.-Ord. Tit. 24, 88. 68 
und 70; Tit.29, 8.1; Tit. 50, 88. 447449, 483, 484, ſowie 8.477, und im A. L.R. II, 1, 
8.317; II, 2, 88.279, 282; II, 11, 8.1198, doch nicht immer in demjelben Sinne, gebraucht. 
(4.4. Früchte auf dem Halme, wenn fie als ſelbſtſtändige Sachen behandelt werden, gehören auch zu 
den Effekten im Sinne des 8. 18. Erf. des Obertr. v. 21. Dez. 1854, Archiv f. Rechtsf. Bd. XV, 
©. 303) Dann nennt man in der Handelsiprahe die furfirenden Kreditpapiere Effelten, daher den 
Handel damit Effeltenhandel. Im diefer Bedeutung kommt der Ausdrud in der Pr.O. Tit. 50, 
$. 300 und in der Bankordnung vom 5. Oft. 1846, 88.4 u. 31 (G.S. ©. 435) vor. Der Gtreit 
gegen dieje Behauptung in einem Urtel des Kammerg. vom 15. Juli 1799 (Mathis I, 241) if 
ohne allen fachlichen Grund. 

16) Der Begriff von Geräthichaften ift nicht nothwendig mit einem Geichäfts = oder Gewerbebe⸗ 
triebe verbunden; man verfteht darımter Werkzeuge und Geräthe zur Bereitung anderer Dinge, wenn 
ſolche auch nicht als Geichäft oder Gewerbe betrieben wird. Wuch „Utenfilien“ gehören dazu, 3. B. 
die Kupferplatten zu einer Kartenfabrik, wie die Druderprefien in einer Buchdruderei. Pr. des Obertr. 
bom 7. Auguft 1815 (Simon, Rechtsſpr. Bd. I, ©. 109), — Im einer ganz anderen Bedeutung, 
als der Ausdrud nad) dieiem $. haben fol, wird er unten im $. 30 gebraucht. 

17) Der Ausdrud „Moventien” ift aus der L. 93 D. de verb. signif. (L, 16) entnommen. 
a. —— er animalia. Warum bier nur Nutzthiere darunter verſtanden werden ſollen, iſt 
unfindbar. 


174) (2. A.) In dieſer Bedeutung wird der Ausdruck nicht immer gebraucht. Z. B. im 8.559, 
Th. U, Tit. 1 hat er die Bedeutung bon Effekten ($. 13), Ebenſo im $. 202, Tit. 17, Th. L 
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8. 20. Die Worte: Gold und Silber begreifen verarbeitete® und umverarbeitetes, br 
nicht aber geprägtes 13) Gold und Silber unter fi. 

$. 21. Unter Jumelen find auch Perlen und andere 19) foftbare Steine, welche Yumeten. 
zur Pracht getragen werden, mit begriffen. 

$. 22. Unter Schmud und Gefchmeide werden ächte und unächte Juwelen, —— 
Fe die aus Gold und Silber verfertigten, oder damit überzogenen Zierrathen ver- j 

anden 2°), 

8. 23. Pup iſt, was außer Schmud und Gejchmeide zur Berzierung der Perfon sit. 
getragen wird, und nicht ſelbſt ein Theil eines Kleidungsſtückes ausmacht. 

$. 24. Zur Kleidung oder Garderobe —— alle Arten von Kleidungsſtücken, Garderobe. 
mit Inbegriff der zum perjünlichen Gebrauche bejtimmten Leibwäfche, bereit zugefchnit- 
tenen Zeuge und Xeinwand. 

8. 25. Weißzeug oder Wäfche begreift alles leinene2') Geräthe, infonderheit wei u. 
aber Leib», Bett- und Tiſchwäſche unter fich. " 

$. 26. Spitzen und Kanten gehören nıcht zur Wäſche oder zum Weißzeuge, wohl 
aber zum Pube. 

$. 27. Equipage bedeutet Wagen und Pferde, jammt dazu gehörigem Gefchirre, Cauipage. 
die zur Bequemlichkeit des Eigenthuͤmers beſtimmt find. 

$. 28. MReitpferde und Reitzeug werden gewöhnlich unter dem Ausdrude: Equi- 
page, nicht mit verftanden. 

$. 29. Wird aber diefer Ausdrud von Militärperfonen gebraucht, jo gehört 
zur Gquipage alles, was zur Ausrüftung einer folhen Perfon, ſowohl im Standquar- 
tier ald im Felde, nach der Verfaſſung in der Armee, erfordert wird. 

$. 30. In Anfehung der Perſonen, welche zwar nicht zum Militär gehören, 
aber doc) ihres Amtes oder ihrer Verrichtung wegen, fich der Reitpferde bedienen müf- 
fen, —* auch 2! =) dieſe, nebſt den dazu gehörigen Geräthſchaften?2), unter Equi- 
page begriffen. 

ß 8. 31. In fofen®3) eine Sache für ſich os den Gegenjtand eines Rechts Ziepder 

ausmacht, wird fie ald eine befondere oder Kir ich beftehende Sache beurtheilt. 


18) Seltene Münzen und Medaillen aljo nit. Zum baaren Bermögen gehören fie auch nicht 
($. 11). Sie werden alfo eine Klafje beweglicher Sachen für fi) ausmachen. 

19) Perlen find feine Steine, das „andere“ jollte weggelaffen jein. 

20) Nicht erforderlich ift hierzu, daß diefe Sachen zur Verzierung der Perfonen dienen müſſen. 
Die koftbaren Zierrathen, welche fonft den Reitpferden fürftlicher Perſonen bei feierlichen Gelegenhei- 
ten angelegt wurden, und dazu auch beftimmt waren, änderten hierdurch den Begriff nicht. 

21) Die Verf. haben hier vorausgefett, daß Weißzeug oder Wäſche nur aus Leinwand bereitet 
würde, was zu ihrer Zeit zutraf. Jeht trifft man felten auf Gewebe aus reinen Flachsfaſern; das 
meifte Weißzeug ift aus einem Gemifch von Flachs und Baummolle, oder auch bon reiner Baumwolle 
bereitet, und die gemifchten Fabrilate find als ſolche oft erft mit Hilfe chemischer Mittel zu erkennen. 
Die Definition paßt nicht mehr; fie hindert aber auch nicht, Weißzeug oder Wäſche aus anderen Stof- 
fen als Leinwand für Weißzeug oder Wäſche gelten zu laſſen. Die ganze Terminologie der 88. 10 
bis 30 gehört nicht der Jurisprudenz , fondern dem gemeinen Sprachgebrauche an; und es ift, da die 
Berf. ih nicht immer nad) diefem ihren Wörterbuch gerichtet haben, im jedem einzelnen Falle der 
Sinn des gebrauchten Ausdruds aus dem Zufammenhange zu entnehmen. 

218) Im $. 30 des Entwurfs hieß es „mur“, alfo waren Wagen umd Pferde ($. 27) ausgefchlof- 
fen. Bei der Revifion wollte man fie einfließen, und machte aus dem „mur” ein auch, fo daß 
es bei der Bra 8.27 blieb und noch die Reitpferde (gegen den $. 28) dazıı famen. Suarez, im 
Yahrb. Bd. LI, ©. 65. 

22) Hier wird der Ausdrud im einer ganz anderen Bedeutung gebraucht, als welche ihm im 
8.16 beigelegt worden ift. 

23) Alfo wenn der Fall vorkommt. Die Beurtheilung richtet ſich nach dem Gegebenen; nicht 
uingetehrt darf aus diefer Beftimmung entnommen werden, wie eine Sache zumächit und vorzugsmeiie 
beurtheilt werden muß. Im diefer Weiſe finden wir die Stelle von dem Obertr. Bd. XI, ©, 207 
aufgefafit, mo es heifit: „Allein es joll zunächſt jede Sache, welche für ſich jelbit den Gegen- 
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8. 32. Mehrere beſondere Sachen, die mit einem —— Namen be⸗ 
achen aus, und werden, zu⸗ 
ammengenonmmen, als ein einzelne® Ganze betrachtet ?*). 

8. 33. Auch der nbegrif aller einzelnen Sachen und Rechte ?°), die einem 
Menfchen zugehören, kann als ein einzelne® Ganze angejehen werden. 

$. 34. — Inbegriff der Sachen und Rechte eines Verſtorbenen heißt deſſen 
Verlaſſenſchaft. 

8. 35. In Beziehung auf denjenigen, welcher dergleichen Inbegriff überkömmt, 
wird folcher Eröfhart enannt. 

8. 36. An den Befugniſſen und Laſten eined Inbegriff nehmen alle einzelne 
darunter 2 und demjelben in der folge zuwachſende 20) oder einverleibte 
Stüde Theil. 
> eines Rechts ausmacht, als befondere oder für fich beftehende Sache beurtheilt werden, und es 

nn ſchon deshalb angenommen werden, daß der Gejetgeber die Bäume wie andere natürliche Zu— 
wüchſe des Bodens angeſehen hat, und, wie die Ausfaat, zu den Pertinenzftüden rechnet.” Dieje 
Idee ift der Jurisprudenz umd dem Gejetgeber völlig fremd; man kann aus dem für gewiſſe faltiſche 
Borausfegungen gegebenen Regel nicht präfumiren wollen: daß ein beftinunter fall thatſächlich vor- 
anden, und borzugsiveife anzunehmen jei i vielmehr muß umgetehrt — gewiß ſein: wie eine 
Sache, ob nämlich ſich, als beſondere Sache, oder als Theil eines Ganzen behandelt worden iſt, 
und erft damı läßt ſich von der rechtlichen Beurtheilung fprechen. 

24) Es ift gleichgültig: ob die mehreren befonderen Saden Lörperlih (Schiff) oder intelleftuell 
(Heerde) zu einem Ganzen (universitas) vereinigt find. Man kann jeden Theil als befondere Sache 
behandeln, aber alle zufammen auch als ein Ganzes, das hängt ganz von der Willkür ab, Aber wie 
es — worden tft, wird es dann beurtheilt, denn es gelten von den Begriffsganzen einige befon- 
dere Kegeln. Die Fafjung des $. 32 ift ohne allen juriftiichen Grumd getadelt worden. 

25) >. ———— machen das Vermögen einer Perſon aus, ein Rechtsbegriff, 
welcher alle * und Rechte (auch Schulden) als eine Einheit zuſammenfaßt und nur in Bezie— 
hung auf eine beſtimmte Perſon als deren Träger Realität hat. Die Neueren haben dafiir den Aus- 
drud: universitas juris. Gegenſtand befonderer Betradhtung davon ift der Inhalt und die Uebertra- 
ung. Der Inhalt ift nur unter Vorausſetzung eines gegebenen Zeitpunktes beſtimmbar, und ftellt 
a, alle einzelnen Rechte nad) ihrem Geldwerthe in eine Geldſumme verwandelt, bald als ein Plus, 
bald als ein Minus, bald als eine Null dar. Der Ausdrud „Vermögen wird zur Bezeichnung des 
einen, wie des anderen diejer Berhältniffe gebraudt. Im I, 11, 8.646 u. Pr.O. Tit. 46, 8. 29; 
Anh. 8.271 u. Tit. 50, 8. 1 bedeutet er das Altivvermögen; im Anhange zum A. L. R. 8. 19 das Plus, 
nad) Abzug der Schulden; im 88. 467, 469, II, 20 das Aktiv- umd Paffivvermögen zuſammen. — 
Der Uebergang der Univerfitad als Ganzes auf eine andere Perfon unter Yebenden kann, nachdem die 
Bermögens onfetation aufgehoben ift, nur noch durch Vertrag vermittelt werden. Durch Vorbehalt 
einzelner Stüde hört der Gegenftand nicht auf, eine universitas juris zu fein, im welche hier titulo 
singulari juccedirt wird. Der Erwerber haftet für die Schulden nur als Befiter des Ganzen (der 
Mafje), von welchen fie ein Beftandtheil find. - Anh, z. A.L.R, (I, 11, 8. 646) 8,19, Der Ver— 
äußerer fängt von da an, eine neue Univerfita zu beiten. Trennt der Tod die Perfon von ihrem 
Bermögen , fo heift diefes deren Verlaſſenſchaft — — 88. 34, 35 d. T. u. Tit. 9, 8. 350, 

26) Wodurch wachſen einzelne Stücke dem Ganzen zu? Die Vermehrung des Ganzen durch Er— 
eugung verſteht ſich von ſelbſt, die Frage bezieht ſich auf gr einzelner Stüde und Auſchaf⸗ 
— anderer, und bezweckt eine Beſtimmung: ob das angeſchaffte Stüd von ſelbſt ein Theil des Gan— 
zen werde. Das ift ım Allgemeinen zu verneinen; das neue Stüd muß bejonders einverleibt wer— 
den. Eine Ausnahme findet fich bei der Erbſchaft, und zwar nah R. R. in Anwendung auf den 
Fall des Erbichaftsbefigers, dem rechten Erben gegenüber. Hatte der Befiger eine Sache verkauft, jo 
nahm man an, daß an die Stelle derjelben der Preis getreten und gewiffermaßen diefer jelbft zu 
einem GErbjchaftsftäide geworden fei. (L. 22 D. de hered. pet. (V, 3). Daraus haben Neuere die 
befannte Regel gemacht: pretium succedit in locum rei. Umgekehrt aber nahm man nicht au, daß, 
wenn der Befiter einer universitas juris mit daraus entnommenem Gelde eine Sache kaufe, die Sache 
von jelbft an Stelle des Geldes ein Theil des Inbegriffs werde, L. 12 C. de jure dot. (V, 12), es 
jei denn, daß die Anichaffung gerade um der Uniderfitas willen gefchehen, wo dann aber nicht einmal 
erforderlich war, daß das Geld dazu aus der Mafje entnommen worden. L.20 pr. 8.1 D. de he 
red. pet. (V, 3). Hieraus hat man auch die umgekehrte Regel gebildet: res succedit in locum pretii 
(Hellfeld $. 538), welche falich ift. — Im 2X. haben bei der Erbichaft beide Regeln Anwendung 

efumden : die erfte in demjelben Berhältnifie des Befigers zum Erben (1, 9, 8.498 u. IL, 18, $. 847), 
ie andere bei der Ausübung des Separationsrechts der Erbidaftsgläubiger im Konturje des Erben. 
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$. 37. Wenn aber ein einzelnes Stüd im ordentlichen Laufe der Natur oder 
der Gefchäfte von dem Ganzen abgefondert 27) worden, jo hört die Theilnehmung 
deijelben an den Rechten und Laſten des Inbegriffd auf. 

$. 38. Durch den Zutritt oder Abgang einzelner Stüde werden die Rechte und 
Berbindlichkeiten in Anjehung des Ganzen nicht geändert. 

8. 39. Auch gehen die befondern Rechte und Laften einer einzelnen Sache bloß 
durch die einfeitige Handlung, vermöge welcher die Sache einem Inbegriffe einverleibt 
worden ijt, noch nicht verloren ?®). 

$. 40. Rechte, die bloß an den Stand gebunden find, werden einem Inbegriffe 
von Sachen und Rechten nicht beigezählt ?°). 

$. 41. Eine Sache heißt untheilbar, wenn entweder Natur oder Geſetz der Ab- 
jonderung ihrer Theile von einander entgegenftehen 3°). 


(Pr. O. Tit. 50, 8. 276.) Die Vorſchrift des $. 276 ift zwar in die Konf,-Ordn. d. 8. Mai 1855 
(88. 37—39) nicht übergegangen, doch ift mit der Aufhebung des Tit. 50 der Proz. O. im Ganzen das 
Prinzip nicht weggefallen, es wird durch die Beftimmungen des A. L. R. a. a. D. gehalten. Der Fall, 
wenn der Befiger um der ale willen und mit Rüdjicht auf deren Beſitz Sachen dazu angejchafft 
bat, ift nad dem A. L.R. ebenjo zu entſcheiden wie nach der L. 20 pr. $. 1 D. de hered. pet. All 
L.R. II, 1, $. 660. — Bei den bloß körperliche Sachen enthaltenden Begriffsganzen findet feine die- 
jer Regeln, weder nad) R. R., noch nad) dem A. L. R., allgemeine — — II, 1, 88. 240, 516; 
1, 17, 8.55. — Bei einzelmen Sachen findet fie allgemein wicht (vergl. I, Zit. 11, 8. 27; Tit. 18, 
88. 340, 499, 508; Tit. 17, 8. 55; Tit. 12, 86. 342, 322; II, 1, 85. 313, 600) und ausnahmsmeife 
nur in Fällen ftatt, wo eine Veräußerung oder Umtaufhung aus gefeglicher Nothivendigteit oder im 
öffentlichen Intereffe umter obrigfeitficher oder richterlicher Autorität unter dem ausdrüdfichen oder fill 
ſchweigenden Vorbehalte der Rechte des Eigenthlimers oder jonft dinglich Berechtigter eintritt. (4. A. 
Bergl. das Erkenntniß des Obertr. v. 6. Mai 1861, Entſch. Bd. XLV, ©. 173.) Beifpiele find: I, 
9, 8.339; I, 20, 88.458, 459; Pr.-D, Tit. 24, 8. 77 u. Tit. 50, 88. 220, 3098, 354; Gemeinh. 
Theil. D. v. 7. Juni 1821, 88. 147 ff.; Geje betr. die Ablöfung der Reallaften, vom 2. März 1850, 
88, 110, 1115 Gef. über die Errichtung von Rentenbanten, vom 2. März 1850, 88.4, 49; Gef. betr. 
den erleichterten Abverkauf Meiner Grundftüde, v. 3. März 1850, 8.3 (G.S. ©. 145); Berordnun- 
gen, betr. die Ehauffee=, Fluß-, Kanal- und ————— v. 8. Aug. 1832 (G.S. S. 202); vom 
26. Dez. 1833 (G.S. 1834, ©. 8); vom 25. April 1836 (G.S. ©. 179); Gef. über die Eifenbahn- 
unternehmungen vd. 3. Nov. 1838, 88. 12 u. 15 (G.S. ©. 505 ff.); ferner der Fall, wenn eine Bau— 
ftelle in Folge obrigkeitlich angeordneter Verlegung mit einem anderen Plate vertaufcht werden muß 
(Ext. des Obertr. dv. 9. Sept. 1842; Ulrich, Arch. Jahrg. XI, ©. 274); oder wenn bei der Erpro- 
riation eines bebauten Grundſtücks dem Befiter ein anderes Grundſtück zur Entihädigung überwie— 
* und von ihm bebaut worden iſt (Erf. des Obertr. vom 14. Februar 1853, Entic. .XXIV, 
S. 405): hier findet die Regel: surrogatum sapit naturam surrogati, Anwendung. 

27) Bergl. I, 20, 8.445. Die Abfonderung muß, um diefe Wirkung zu haben, eine bleibende 
fein; bloß vorübergehende Trennung ift einflußlos. 

28) Iſt wichtig bei der Vereinigung eines Grundftüds mit einem Gute. 

29) Bergl. Einl. $. 104 und I, 9, 8. 360, 

30) Körperliche Sachen find phyſiſch immer theilbar, micht aber juriſtiſch. Diefer $. bezieht ſich 
anf die juriftiiche Theilbarkeit. Juriſtiſch umtheilbar ift eine Sache, deren Stüde dem Ganzen nicht 
gleichartig find, 3.8. ein lebendes Thier, ein Schiff, eine Maſchine; oder deren Theilung gejetslich 
verboten ift. Im erften Falle ftcht die Natur, im anderen das Gefe entgegen, wie der in feiner 
Fafiung ohne Grund getadelte $. zutreffend ausipricht. — Rechte find immer mur ideell theilbar und 
aud wicht anders, ald wenn die Ausübung getheilt werden kann, wie beim Nießbrauche. Grundge- 
rechtigleiten aber jind untheilbar, da fie von Mehreren wicht theilweife ausgellbt werden können, L. 17 
D. de servit. (VIII. 1). — Entſch. des Obertr. Bd. XVI, ©, 218, (4.%.) Das Obertr. hat in einem 
Erf, dv. 17. April 1855 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XVI, ©. 339) den am ein Rittergut zu entrichtenden 
Grundzins für eine untheilbare Sache erflärt. Das ift nach der Hyp.Ordu. IL, 8.91 u. 8.7, Nr. 2 
—* v. 3. Januar 1845, betreffend die Zerſtückelung von Grundſtücken, keine allgemeine Rechts— 
wahrheit. 

(6. A.) An einzelnen Theilen und Räumlichleiten eine® Gebäudes, 3. ®. an den verſchiedeuen 
Taſſen (Banjen) einer Scheune und an den verſchiedenen Stodwerten eines Hauſes oder an den ver— 
ſchiedenen Räumlichkeiten eines Stodwerles dann bis zu einer beftimmten Grenze ein Sondereigenthum 
und ausſchließlicher Beſitz ftattfinden; nur gewifje Theile, 3. B. Treppen, Hausthüren, Dad x. wer» 
den gemeinſchaftlich jein müſſen, es jei deun, dag Einer Alleineigenthimer diefer Theile wäre und die 
Anderen eine Servitut darauf hätten, was auch denkbar ift. Bergl. unten, Aum. 23 zu 8.47 Zit, 7, 
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8. 42. Eine Sache, welche zwar für ſich ſelbſt beſtehen kann, die aber mit einer 
anderen Sache in eine fortwährende 3% a) Verbindung geſetzt?1) worden, wird ein Zu⸗ 
behör oder Pertinenzſtück derfelben genannt ?ı®), 

8. 43. Unbewegliche Sachen, die mit einer andern unbeweglichen Sache durch 
die Natur 32) verbunden worden, machen mit ihr nur eine Subſtanz aus, 


— Indeß ift auch in diefem Falle nur eine Einräumung der ausſchließlichen Nutungsrechte am den 
zugewieſenen Räumlichkeiten anzunehmen, während das Eigenthum gemeinſchaftlich, nämlich Miteigen- 
thum bleibt. Ein Haus ift im der Regel eine theilbare Sade nicht. Daher ift bei dem Berlaufe 
eines Haufes zur Hälfte, unter Bezeichnung gewiſſer Räumlichleiten, worin die veräußerte Hälfte befte- 
hen joll, nicht anzunehmen, daß eine Realtheilung ftattgefunden habe, vielmehr ift anzunehmen, 
daß der Käufer das Miteigenthum am dem ganzen Hanje erworben und alfo aud ein Anrecht 
an den, dem Haufe auf den Grumdftüden eines Dritten zufteheuden Berechtigungen habe. rt. des 
Obertr. v. 14. Febr. 1865 (Entih. Bd. LIU, ©. 4). 

308) (2, A.) Damit ift nicht gemeint, daß der Gegenftand eine immerdauernde Natur habeıt folle, 
vielmehr nur, daß der Ziwed der Verbindung eine der Natur des Gegenftandes und deffen Beftim- 
mung entiprechende Dauer haben müſſe. So ift er der Antheil eines mit Pfandbriefen belegten 
Guts an dem Tilgumgsfonds als ein Zubehör des Cuts Far welches mit dem verkauften Gute 
auf den neuen Erwerber übergeht. Pr. des Obertr, v. 14. Diai 1852 (Entſch. Bd. XXI, ©. 358), 


31) Darin befteht das unterfheidende Mertmal eines Pertinenzftüds im Gegenſatze eines Sub- 
ftanztheiles: die Verbindung muß durch menſchliche Willkür juriftiich hergeſtellt Ein (8. 44); ange 
wachſene Theile, jo wie mechaniſch zufammengefügte Sachen, find Beftandtheile ($. 43). Aber bei 
Begriffsganzen, die überhaupt nur durch menſchliche Willkür een find in Folge diefer juriftischen 
Berbindung aud die einzelnen Sachen Theile des Ganzen, nicht Pertinenzftüde, wenigftens gilt dies 
von den gleichartigen Sachen, 3.8. von allen Köpfen einer Heerde, von den zu einem Ganzen ver 
bundenen einzelnen Grumdftüden (nicht entgegen 8. 44); wogegen —— Sachen, welche mit 
einem jolchen Begrifjsgangen in Verbindung gefegt werden, 3.8. bei einer Schafheerde die Schäfer- 
ütte und Horden, bei einem Yandgute die Inventarienftüde, als Pertinenzftüde angefehen werden. 

ichtig ift der Unterfchied zwiſchen Subftanztheilen und Pertinenzftüden im Hypothelenrechte: das 
Grundbuchweſen und der Realtredit ruhen darauf, weil bloße Bertinenzftüde von dem mit Hypothelen 
belafteten Gute abverlauft werden können, ohne daß davon im Hhpothedenbuche Notiz gemacht zu 
werden braucht, wogegen Beftandtheile, welche — aber nicht abgeſchrieben worden find, im⸗ 
merfort nach dem Inhalte des Hypothekenrechts gültig verpfändet werden können, wenu fie auch ein 
Eigenthum eines Dritten find, die Redlichteit des Gläubigers vorausgeſetzt. I, 20, 8.410. Das 
Ausführliche in m, Abh. über Gutsbeftandtheile und Pertinenzjtüde: im Schleſ. Ard. Bd. V, S. 300 ff. 
Bergl. unten Note 35 zu $.44 d. T. u. unten Anm. 78% zu 8.443, Tit. 20. (3. 9.) Betreffs der 
Berficherungsgeider für die gegen Unglüdsfälle verſicherte Sache ſ. m. unten die Anmerkung 76, Ziff. 2 
zu 8. 102, 

318) (4. 9.) Der Umftand, daß das mit einem anderen Grumdftüde in eine fortwährende Ber- 
bindung feste Grundftüd nur mittelft mündlichen Vertrages erworben worden, ſchließt die Entftehung 
der Pertinenzeigenfchaft nicht aus. rk. des Obertr. d. 23. Jan. 1863 (Arch.f. Rechtsf. Bd. XLVU, 
©. 314). Das f anz richtig. Auch bloße Befitrechte, dingliche nämlich, können mit einer eigen- 
thümlihen Haupt —* als Pertinenzien im dauernde Verbindung geſetzt werden, es iſt nicht weſent⸗ 
liches —— zur Herftellung des Pertinenzverhältniſſes, daß das Recht des Beſitzers an beiden 
Gegenftänden abjolut gleichartig fei; das Recht an der Hauptſache lann freies Eigenthum, das an der 
Nebenfache kann ein anderes Teibfftändiges dingliches Recht ſein. Dann ift als Pertinenz eben nur 
diefes beftimmte dingliche Recht anzujehen. 

32) Folglich nur Grumdftüde (Theile der Erdoberfläche), melde an einander hangen, und mas 
in dem Erdboden (umter der Oberfläche) von Natur ift oder demfelben herausmädlt. Im diefem 
Sinne gilt im A. L.R. der Sat: solo cedit, quod solo cohaeret. Die noch nicht abgetrennten Ge- 
wächſe find hiernach und nach I, 20, 88. 475, 476 pars fundi, wie nad) L. 15 pr. D. de pignor. 
(XX, 1); L. 88 D. pro socio (XVII, 2); L.44 D. de rei vind. (VI, 1). Das —— weder den 
Fruchterwerb des Nutzungsberechtigten (I, 9, 8. 221), noch die Behandlung eines ſolchen Anwuchſes 
als einer befonderen und beweglichen Sache, wenn diefe beliebt wird. S. d. U. 8. a. E. Die bier 

ebenen Grundfäge dienen nur zur Auslegung der Rechtsgeichäfte und Willenserflärungen, mern 
Biete nicht ansdrücdlich ſich ausiprechen und jene mach ihrer eigenthümlichen Natur nicht andere Ber- 
hältniſſe und Beziehungen begründen. Bergl. Entſch. des Obertr. XV, ©. 27. — llebrigens kann 
eine unbewegliche Sache mit einer anderen ge te Sache niemals anders als dur Natur ver- 
bunden werden; der Gedanke, daß eine ſolche Verbindung aud durch Kunſt hergeftellt werden könnte 
umd nur nicht die Subftanzeinheit wirten follte, wäre widerſinnig. Durch Bauen werden lauter be- 
wegliche Sachen mit einander umd mit dem Grunde und Boden verbunden, 
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$. 44. Dagegen haben fowohl bewegliche ala unbewegliche 3?) Sachen, die ei- 
nem andern Ganzen durch die Handlung oder Beftimmung eined Menjchen ?*) zuge- 
Ihlagen werden, die Eigenfchaft eines Bertinenztüces 25), 


(4. 9.) Den Rechtsgrundjats des 8. 43 hat die Praris auch über die Befitfrage in possessorio 
zum Anhalte genommen und 3. B. in dem alle, wo von einem unftreitigen Forſtrebiere ein mitten- 
unnebelegenes Terrain befigftreitig geworden, dafür gehalten, daß der unftreitige Befig des Forſtreviers 
auch hinlänglichen Berveis fir den Befit des, einen integrirenden und gleichartigen Beftandtheil jenes 
Forftes bildenden ftreitigen Terrains gebe und deshalb die Pofiefjorienklage des Forftbefigers nicht um 
desiwillen, weil darin ein befonderer reis bezüglich des ftreitigen Terrains nicht angetreten ift, ab» 

iejen werden könne, Erf. des Obertr. v. 6. Mai 1859 (Entſch. Bd. XLI, ©. 69). (5. 9.) Zur 
tſcheidung darüber: wo die Grenze eines Grumdjtüds liegt, lann der Inhalt des $. 43 nicht ge- 
braucht werden, wie es von einem Appell.-Gericht doch geichehen ift. Erf. des Obertr. vom 15. und 
24, Nov. 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVII, ©. 130). 

33) Die Zufchlagung unbeweglicher Sachen erfordert ausdrüdliche Erllärung in fchriftlicher Form. 
Die bloß faktiiche Bereinigung einer unbeweglichen Sache mit einer anderen unbeweglichen macht die 
eine noch nicht zum Pertinenz der anderen, 3. B. wenn der Befiser fie zufammen bewirthichaftet. 
Bergl. Struben, rechtl. Bed. I, n.75; II, m. 130, (5.9) Das Obertr. ift anderer Meinung, 
denn „eine bejondere Form für die Handlung oder Betimmung ift nicht vorgeichrieben. Die Hand» 
lung oder Beitimmung des Eigenthümers muß nur ertennen lafjen, daß die zugeſchlagene Sadje mit 
der Hauptſache nicht bloß zu vorübergehenden Zwecken, fondern dauernd verbunden fein ſoll.“ Crf. 
vom 26. Januar 1866 (Arch. f. Rechtei. Bd. LXI, S. 337). Richtig, darauf allein kommt es an. 
Es handelt ſich nicht um die verbindende Form eines Negotiums, jondern nur um die für Jedermann 
zugängliche Ertennbarkeit eines gewiſſen Kechtöftandes, wobei das Publitum in Betreff des Eigen- 
thums- und Hypothelen⸗Verlehrs interejfirt. Giebt es eim ficheres Kenuzeichen außer der bei dem H 
pothelenamte niederzulegenden Schrift, fo ift e8 gut, man muß es mur wiſſen; das Obertr. jpricht 
davon nicht. Giebt es aber fein folches Kennzeichen, jo macht der Ausſpruch des Obertr. den Rechts— 
zuftand unſicher; einer ftillichweigend und einjam umternommenen Handlung eines Menjhen vermag 
niemand hinterher anzufehen, im welcher Abficht fie geichehen. 

34) D. h. durch menſchliche Willtür , im Gegenfage zur Natur, von deren Wirkjamteit der vor- 
bergehende $. ſpricht. Es muß micht heißen: „des Eigenthlimers”. Bergl. I, 20, 8.470; L. 17, 
8.7 D. de act. emti (XIX, 1), L. 242 $. ult. D. de verbor. signif. (L, 16). — (4.%.) Zur Be- 

ründung der PBertinenz-Eigenjchaft einer Gutsparzelle ift der Nachweis erforderlich, daß dieje Parzelle 

herhin jelbftftändig beſeſſen und durch menschliche Beftimmung als Nebeniache mit dem Gute ver- 
bunden worden ift. Erf. des Obertr. vom 20, Janmar 1854 (Arc). f. Rechtsf. Bd. XI, ©, 358). 

(4. U.) Bei der von den bäuerlichen Wirthen der Gutsherrichaft abgetretenen Landentihädigung 
bedarf es ausnahmsweiſe einer beionderen Zuſchlagung nicht. Anm, 56 zu $. 147 der Gem. Th.-O. 
v. 7. Juni 1821 (Tit. 17, Abſchn. 4). 

„4. 9.) Durch die Vermerkung der Zuſchlagung im Hypothelenbuche wird die Pertinenzqualität 
nicht erft bewirkt, fjondern kundgethan und konftatırt. Erf. des Obertr. d. 9.Nov. 1860 (Archiv f. 
Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 197). Bergl. das Präjudilat Bd. I, ©. 229, 

35) Dieſer $. jcheint zwar dafjelbe zur jagen, was ſchon der $.42 enthält. Denn im $. 42 wird 
angedeutet, da die mit einer anderen Sade in dauernde Verbindung gejetste, d. h. durch menſchliche 
Willkür damit verbundene, Sache ein ern derjelben fei; und der $. 44 jagt gleichfalls, daß die von 
dem menjchlihen Willen ausgegangene Zuſchlagung einer Sache zu einer anderen die Pertinenzquali- 
tät gebe. Doc find BVerjchiedenheiten zwijchen beiden Satungen, die nämlich, daß der $.42 fih auf 
eine einzelne Sache bezieht und eine folche Verbindung beider Körper meint, daß beide ohne mechani— 
ſchen Zufammenhang nebeneinander bejtehen, jonft würden fie Eine Subitanz bilden, wogegen der 
8.44 von einem Ganzen (Inbegriff von Saden) fpricht, mit welchem eine törperliche Vereinigung 
einer anderen Lörperlihen Sache nicht denkbar ift, daher hier von der juriftiichen Bereinigung (Zu- 
ſchlagung) gehandelt wird. Jede diefer beiden Stellen hat mithin verjchiedene, einander ausjchheßende 
Begriffe zum Gegenftande ihrer Beftimmung; fie verorduen aber von beiden das Gleiche, nämlich: 
die körperliche oder juriftifche Verbindung einer körperlichen Sache mit einer anderen körperlichen Sache 
macht ſolche zum Pertinenz derjelben ($. 42), und: die juriftifche Vereinigung einer körperlichen Sache 
mit einem Begriffsganzen macht folche gleichfalls zum Pertinenz deſſelben. Dadurch ift nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß, wenn einem Inbegriffe von Sachen eine Sadje gleicher Art einverleibt wird, diefe nicht 
Pertinenz, jondern Beftandtheil dejielben wird. Neu an eihaffe Schafe, welche der Eigenthümer in 
feine Schafheerde nimmt, find nicht Pertinenz, fondern Theile derjelben. Bergl. Anm. 31. So bei 
Bibliothefen, Gemäldegallerien u. ſ. w. Das Gleiche gilt aus gleichen Gründen bei einem Landgute 
(auch ein Begriffsganzes) durch Einverleibung eine® neuerworbenen Aderftüdes. Diejes ift dann ebenfo 
ut ein Gutstheil wie die älteren Aderjtüde, oder man käme zu der Abfurdität, daß ein aus unzu— 
— Acerſtücken beſtehendes Landqut nur Pertinenzſtücke, aber gar keine Subſtanz hätte, 

Koch, Allgemeines Landrecht 1. 5. Aufl. 7 
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8. 45. Auch bewegliche natürliche Zuwüchſe einer Sache find nur fo fange, ala 
fie davon noch nicht, vermöge ded gewöhnlichen 35*) Nutzungsrechtes, abgejondert 
worden, für ein Zubehör derjelben anzujehen 36). 

8. 46. Die Nebenfache, ohne welche die Hauptfache zu ihrer Beſtimmung nicht 
—— werden kann, wird, auch ohne ausdrückliche Erklärung, als Zubehör ange— 
ehen. 

8. 47. Was zum Pertinenzſtücke gehört, das gehört auch zur Hauptſache 36 =). 

8. 48. Als Pertinenzſtücke eines —— 6b) werden, in der Regel, alle dar— 
auf befindlichen Sachen ?7) angejehen, welche zum Betriebe des Aderbaues und der 
Diehzucht 37%) gebraucht werden ?>). 


denn die Gebäude find eigentliche instrumenta fundi. Die Praris iſt noch ziemlich —— für 
den Unterſchied zwiſchen Subſtanztheilen und Pertinenzftüden. Selbſt das höchſte Gericht, der Be— 
wahrer der echten Rechtsgrundſätze, ſagt, Entſch. Bd. XV, ©. 27, ſogar in einem Plenarbeſchl., im 
welchen jedes Wort —** ſein ſollle: „Wird z. B. das Gut unter dem primitiven Namen be— 
ſeſſen, und ſind demſelben von Seiten des Beſitzers andere Grundſtücke zugeſchlagen, ſo bilden dieſe 
nad 8.42, Th. J. Tit. 2 ein Pertinenz oder Theil des Guts.“ Dem Verfaſſer iſt Beides Eins. Die 
praftifche Wichtigkeit des Unterfchiedes tritt in der Anm. 37 deutlich hervor. (3. X.) Es Tiegt mir 
jett ob, den hier gegen das höchfte Gericht amgedeuteten Vorwurf zurlidzumehmen: der beiprochene 
Unterfchied ift bei demſelben vollftändig zur bemußten Anertenmung und Geltung gelommen, In der 
fehr gründlichen und zutreffenden Begründung des Pl.«Beſchl. (Br. 2616) vom 19. März 1855 (umd 
in der Anm. 788 zu 8.443, Tit. 20) heißt es: „Schlieflich bleibt zur bemerken, daß der vorliegende 
Fall feine Beranlaffung gegeben bat, die erhobene Streitfrage in Bezug auf Pertinenzſtücke eines Gu- 
tes einer neuen Prüfung zu unterwerfen, daß es aber im jeder einzelnen Sade darauf ankommen 
toird, feftzuftellen, ob das geltend gemachte hypothelariſche Recht wirklich einen abgetrennten, aber nicht 
abgeichriebenen Theil der Subftanz, oder ein Pertinenzſtück betreffe? indem auch Grundftüde Zu— 
behbörungen anderer unbetvenlider Güter fein können, und namentlid bei Gemeinheitstheilungert 
und Ablöfungen Grumd und Boden als Surrogat aufgehobener realer Berechtigungen erworben wer- 
den, bei denen dann die bisher feftgehaltene er Subftanz- 
theilen und Bertinenzien von Erheblichkeit fein kann.“ (Entid. Bd. XXX, ©. 20,) 
(8. A.) Uebrigens bedarf es bei Surrogaten, welche gefetslih in die Stelle von Pertinenzien treten, 
nicht der Handlung der Zufchlagung. „Das bei einer Gemeinheitstheilung, einer Regulirung behufs 
der Eigenthumsverleihung oder Ablöfung von Reallaften zur Abfindung gegebene Land mird durd) 
das Gejet Zubehör des Gutes, zu welchem die Sache oder das Recht gehört hat, wofür die Abfin- 
dung gegeben worden ift. Das Recht darauf gehet auf jeden neuen Befiter diejes Guts Über.“ Br. 
des Obertr. 2508 dv. 31. Januar 1854 (Entid. Bd. XXVIL, ©. 194). Bergl. Gem. Theil.-D. vom 
7. Jumi 1821, 8. 147, 

85.8) (2, 9.) Bon ungewöhnlichen (außerordentlichen), die Subftanz verringernden Nutzungen 
gilt mithin der Sat nicht unbedingt. 

36) Das bezieht ſich vermuthlich auf Junge, die fi) noch bei dem Mintterthiere befinden. Aber 
wie lange bleiben fie dem Zubehör, wenn eigen des Nutsungsrechte feine Trenmung borgenommen 
wird. Bauen 3. B. begleiten die Mutter umd folgen ihr Jahr und Tag im gleicher Weife, mie am 
Tage ihrer Geburt, und verlieren ſich dann erft allmählid. Die Beftimmung fann im Berfehre nad)- 
theilig werden umd Prozeſſe verurſachen, wen nicht angenommen wird, daß fie fich nur auf das Ver— 
haͤltniß des Eigenthlimers zum Nutungsbereditigten bezieht, auf welches fie zu beſchränken ift. Bei 
Pachtungen wird der Sat am Anfange und Ende praktifch wichtig. 

36 a) L. 12, $. 6 D. de instructo (XXXIII, 7). — Hommel, Rhapsod., obs. 204, n. 25. — 
(4. 9.) Die Bauholzgerechtigleit einer Wafjermühle erftredt ſich auch auf die eg cal des zur 
Mühle gehörigen Mühlenteiches. Erk. des Obertr. dv. 4. Mai 1852 (Archiv f. Reditsf. Bd. VI. S. 137). 
Bergl. unten $. 105 d. T., u. unten, Tit. 22, $. 208 u. Anm. 13 dazu, 

36 b) (2, 9.) Unter Landgut wird hier ein Inbegriff von, zum Zwecke des Aderbaues und der 
Viehzucht vereinigten, unbeweglichen und beweglichen Saden verjtanden, gleichviel, ob die Grund- 
ftüde auf ftädtif Territorium liegen, oder ob fie zum platten Lande gehören. Erf. des Obertrib. 
bom 28, Februar 1863 (Archiv f. Rechtef. Bd. LI, ©. 9). Vergl. Tit. 21, 88.151, 169. Der $. 188, 
Tit. 14 meint damit jedes Ader=, Wiefen- und Gartengrundftüd. Die eigentliche Bedeutung des Aus- 
drudes muß jedes Mal aus dem Gegenjate oder Zufammenhange entnommen werden. 

37T) Der Begriff ift zu eng, auch —— und Leiſtungen der Bauern, namentlich auch der frühe— 
ven Laßbauern, werden als Pertinenzftüce des berechtigten Hauptgutes angejehen. Man bat darüber 
geftritten; ob fie flir Theile der Subftanz oder für Pertinenzien zu u. Die Entideidung ift 
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8. 49. Auch u von Gutserzeugniifen, welche erforderlich find, um die 
Wirthſchaft fo lange fortzufegen, bis dergleichen Erzeugnifje aus dem Gute felbft, nad) 
dem gewöhnlichen Laufe der Natur, wieder genommen werden fönnen, werden zum 
Zubehör deſſelben gerechnet ??). 

$. 50. Auch das Feldinventarium*°), an Düngung, Pflugarten und Ausfaat, 
gehört zu den Pertinenzjtüden eines Landgutes. 


endgültig für die Pertinenzqualität ausgefallen , Plenarbeſchl. des Obertr, d. 29. April 1839 (Entich. 
WB.V, S. Uff.). An fi müßten die bäuerlichen Höfe freilich als Gutstheile und die dafür zu leiften- 
den Dienfte und Abgaben (oder die dafür zu entrichtende Ablöfungsfumme als Kaufpretium) für Be- 
ftandtheile angejehen werden. Allein aus publiciftiihen Gründen find die ftatt Lohnes zur Nutzuießung 
an Hofleute überlafjenen Grundftüde durch pofitive Geiete für jelbftftändige Beſitzthümer ertlärt wor- 
den, wodurch eine juriftiihe Trennung derfelben von dem Gute eingetreten war. Dadurch war ein 
Theil der Gutsfeldmark gleichjam im bewegliche Inventarienftüde des Gutes verwandelt worden, in— 
dem die Inhaber jener Grundftüde dem Gute die Arbeiter famnt dem Zugviehe und Geräthe vorhalten 
mußten. In Stelle der abgetrennten Gutstheile waren die instrumenta fundi des Hauptgutes getreten. 

Die Ablöfung folder Yeiftungen und Dienfte fteht der Abtretung eines Pertinenzftüdes gleich, aud) 
hier tritt das Ablöfungsfapital Fretium) nicht in die Stelle der Sache (Anm. 26), wenn nicht etwa 
die Dienfte im Hypothelenbuche des berechtigten Gutes als Pertinenzftüde ausdrücklich vermerkt ftehen, 
d, Fi derjenige, weldyer erft nad) der Trennung das Gut oder eine Hypothel daran erwirbt, hat ohne 
jolden ausdrüdlichen Vermerk kein Recht auf das abgetrennte Stiid oder defjen Pretium. I, 20, 
88.443, 444. Deshalb gehen dergleihen Ablöfungstapitalien bei einer nothwendigen Subhaftation, 
wenngleich eine Abichreibung der Bräftationen im Hypothelenbuche des berechtigten Gutes nicht er- 
folgt ıft, nicht auf den Adjudifatar über, fofern durch den Kontrakt (Adjudikatoria) nicht ein anderes 
ſeſtgeſetzt ift. Pr. des Obertr. 1315, dv. 23. Juni 1843. Miüßten die Dienfte u. ſ. w. für Subftanz- 
theile angejehen werden (Anm. 35), jo wiirde das Verhältniß fich anders ftellen. 

87a) (5. A.) Der Begriff des Betriebes der Viehzucht ift nicht dahin beichränkt aufzufaflen , daß 

darumter nur ein Züchten von Vieh zum Verkaufe, d. h. zum gemerbsmäßigen Handel, zu verftehen, 
vielmehr genügt e8 dem Begriffe der Viehzucht, wenn fie auch Lediglich im Intereſſe der Landwirthſchaft 
gepflegt wırd. Erk. des Obertr. d. 28, Februar 1863 (Archiv f. Kecdhtsf. Bd. LI, ©. 10), 
‚.. ,,38) Im diefer Beziehung ift e8 unerheblich, wenn eine Sache noch nicht gebraucht worden ift, es 
ift hinreichend, wenn fie vorhanden und zum Gebrauche an Ort und Stelle bereit ift. Nur ein Vor— 
rath zum Erſatze erft künftig Erg er Stüde kann nicht als Zubehör angejehen werden. — Auch 
die Küchengeräthe, welche für die irthſchaftslüche beſtimmt find, gehören zum Zubehör eines Yand- 
gutes. L.18, $.3 D. de instructo (XXXIIL, 7). — Webrigens ift F nur von den Zubehörungen 
eines Landgutes als ſolchen Rede. Iſt ein Wohnhaus auf demjelben, jo gelten von diefem die $$. 75 fi. 
noch außerdem. 

39) Diefe follen nicht als jelbftftändige Sachen der Erekution umtertorfen fein. Pr.-D. Tit. 24, 
88. 71, 97. Diele Vorſchrift ift pofitiver, zwingender Natur; folgeredht wiirde der Gläubiger diejes 
Pertinenz nicht weniger als die Hauptſache felbft anzugreifen berechtigt fein. — Man hat einen Wider- 
fpruch zwifchen dem 8.49 u. I, 20, 88. 475 umd 476 gefunden, Allein der $. 49 und 475 begegnen 
fih nicht; der 8.49 bezieht fih auf abgejonderte und der 8.475 auf unabgeſonderte Früchte, welche 
nicht Pertinenz, jondern Theil der Hauptjache find. Der $. 475 war aber eine nothwendige Beftim- 
mung, um den Öppothefargläubiger gegen den Nutzungsberechtigten (I, 9, $. 221) zu fehlten. Der 
8.476, 1, 20 begegnet dem $. 49 auch nicht, denm er jagt nicht, daß abgetrennte Früchte in der hier 
um $. 49 Alan. wi gung Kr Ausdehnung Bertinenzftüde nicht fein könnten, jondern nur, 
dag ein Hypothelargläubiger die bereits vor der Beſchlagnahme geſchehene Veräußerung nicht rüd- 
gängig ma tönne. Die Erekutionsvollftredung jelbft aber ift jonft in abgefonderte Früchte gegen 
den perfönlihen Schuldner ohne Beſchränlung, und gegen den bloßen Hypothelenſchuldner im ſoweit, 
als die Früchte Pertinenzftüde find, zuläffig, Will der Gläubiger die Veränßerung abgejonderter 
Früchte im einer weiteren Ausdehnung hindern, jo muß er die Beſchlagnahme vor der Abjonderung 
ansbringen. Dies ift der eigentliche Inhalt des $. 476. — Bergl. übrigens 1, 21, $. 608, 

40) Unter Feldinventarium wird der Zuftand des Feldes nad) dem hier angegebenen Nubrifen 
verſtanden, nämlich: warn, wie ftark umd womit die einzelnen Felder oder Gewende gedüngt worden, 
ob friſch, ob vor einem Jahre oder vor zwei oder mehreren Jahren, was man auch die Trachten (erfte, 
zweite u. |. w. Tracht) nennt; ferner: wie vielfährig die einzelnen Abtheilungen des Feldes beftellt 
worden find, ob ein=, zwei-, dreifährig u. j. m.; ferner: womit und mit wie viel Scheffel pro Mor- 
gen die Felder beſäet worden find. Auf diefe Zuftände paft der Begriff von Pertinenzen gar nicht; 
das Verzeichniß ftellt die Beichaffenheit des Feldes zu eimem beftimmten Zeitpuntte dar und dient nur 
dazır, die Beichaffenbeiten defjelben zu verſchiedenen Zeiten zu vergleichen und darnad) die Verbefie- 
rung oder die Verſchlimmerung defielben feftzuftellen. Bergl. I, 21, 98. 610— 614, 
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$. 51. Desgleihen aller Borrath an natürlicher und fünftliher Düngung *"). 

$. 52. Alles auf dem Gute befindliche, zu deffen Bewirthſchaftung beftimmte 
Zug- und Laftvieh, ingleichen alle8 vorhandene nugbare Vieh, nebit den zu beiden 
gehörigen Geräthichaften *2), find Pertinenzftüde diefes Landgutes. 

$. 53. An jungem Viehe wird foviel zum Zubehör des Gutes gerechnet, als 
zur Unterhaltung des Beftandes erforderlich it. 

$. 54. Bieh, welches bloß zum Verkaufe oder Hausgebrauch auf die Maft ge- 
ftellt worden, ift fein Pertinenzftüd eined Landguts. 

$. 55. Die in den Teichen zur Befaamung oder zum Wachsthum ausgefegten >) 
Fiſche werden ald Zubehör des Teiches angefehen. 

$. 56. Dagegen werden Fiſche in den Behältern dazu nicht gerechnet. 

$. 57. Meberhaupt find Thiere, welche bloß zum Haus- oder perfönlichen Ge- 
braude, oder zum Vergnügen des Beſitzers gehalten werden, unter den Pertinenzitü- 
den eined Landguts nicht mit begriffen. 

$. 58. Gemeine Hühner, Gänfe, Enten, Tauben und Truthühner werden zu 
den Pertinenzjtüden eined Landgutes gerechnet. 

$. 59. Seltene Arten von Federvieh gehören nur in foweit zu den Pertinenz- 
ftüden, als nicht gemeine Arten derfelben Gattung in einer verhältnigmäßigen Anzahl 
vorhanden find. 

$. 60. In ſofern alle vorftehend benannte Stücke bei einem Gute zwar befind- 
ih, aber nicht dem Eigenthümer defjelben, fondern einem Dritten zuftändig find #3 =), 
haben fie nicht die Eigenfchaft der Pertinenzſtücke *4). 


41) Alle diefe Ausdrüde find nicht recht pafjend. Umter „Düngung”, was doch eigentlid das 
Berfahren, Aeder künftlich fruchtbar zu machen, bedeutet, follen hier die Dingmittel, der Dünger 
berjtanden fein, Dieje Mittel find eigentlich alle natürlich, denn fie werden alle aus Naturftoffen oder 
Naturproduften bereitet. Das gewöhnliche Düngmittel ift ein Gemiſch von verfchiedenen Erzeugniſſen 
der organiſchen Schöpfung , der jog. animaliich = vegetabilifche Dünger. Ob ſich auf diefen allein die 
Bezeichnung „matärlicher‘ beziehen joll, fteht dahin. Deun jehr vielfach werden auch Subftanzen der 
unorganischen Schöpfung angewendet, wie Kalt, Mergel und andere Salze, welche nicht weniger na= 
türlicer Dünger find. Das ift auch der Fall mit den verjchiedenen chemiſchen Miſchungen verichiede- 
ner Salze und Erden. Muthmaflic aber find mit dem „Lünftlichen Dinger diefe chemiſchen Zube- 
—— gemeint. Da jedoch alle und jede Düngmittel verſtanden ſein ſollen, ſo kommt auf die Un— 
terſcheidung nichts an. WPraktifch wichtiger iſt die frage: ob die vorräthigen Subſtanzen zur Düuger⸗ 
bereitung,, ale: Stroh, Waldftren, Moos, Diingererde, Mergel u. dergl., zum Gute gehören, Es 
ift zu bejahen, im fomweit die VBorräthe aus dem Gute felbjt genommen find. Denn fie find rohe 
Wirthihaftsvorräthe, welche nicht zur Bermwerthung, jondern nur zur Fortftelung der Wirthichaft be- 
ftimmt find. Bergl. I, 21,8. 603, 

42) Vergl. oben $. 16 u. Anm. 16 dazu. 

43) Man hat gegen diefen $. erinmert, daß micht der Zweck oder die Thatfache des Ausſetzens, 
jondern nur das Vorhandenfein der Fiſche im Teiche die Bertinenzqualität enticheide (Revijoren, ©. 13 
des Entw.), ſowie, daß ein Teich noch andere Pertinenzien habe. Beides mit Unrecht. Daß Fiſche, 
welche fich im Teiche befinden, ohne darin ausgefett worden zu fein, dazır gehören, gleichwie die Schütze, 
das verſteht fich von jelbft ; geftritten werden kann aber darüber: ob die bei einer regelmäßigen Teich- 
wirthichaft von Zeit zu Zeit ausgejegten jog. Streichfiiche („zur Beſaamung“) und die wieder in an- 
dere (Stred-) Teiche ausgeſetzten ſog. Abwachslarpfen („zum Wachsthume“), ingleichen die nach Ber- 
lauf der Bejatszeit wieder herausgenommenen und *in anderes Wafler („Behälter“) geſetzten Fiiche Zu— 
behör ſeien, oder nicht. Hierüber entjcheiden die 88. 55 u. 56. Ueber den in den Streichteichen von 
den Bejaamungsfiihen erzeugten Saamen enthalten fie gleichfalls keine Beftimmung. Dennoch be— 
zweifelt Niemand, dafj die micht eingefetten, fondern im Teiche urſprünglich entftandenen Bi zum 

n Ser 





Teiche gehören. Steht die Fiichgeretigkeit einem Anderen außer dem Eigenthümer zu, fo gehören 
dergleichen Bejatfifche, wenn fie der Fiſchberechtigte eingebracht hat, zu deffe echtigfeit. Bergl. $. 60, 

43.8) (5, A.) Dies hat derjenige, weldyer es behauptet, zu beweiſen; der Eigenthiimer der Haupt- 
fache ift den Beweis, da die fraglichen Sachen, welche nad dem Gejete für Zubehör zu erachten, 
nicht Eigenthum eines Dritten find, zu führen nicht gehalten. rt. des Obertr. vom 12, Juni 1868 
Eutſch. Bd. L, ©. 243). Aud Erf. defi. vom 5. Mai 1865, weil die $$. 60 umd 108 nicht ein Er- 
ordernif der Pertinenzqualität einer Sache, fondern vielmehr eine Ausnahme der allgemeinen Regel 
des 8, 42 feftftellen. (Arch. f. Redhtsf. Bd. LIX, ©. 122.) 
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$. 61. Was von Pertinenzftüden eines Landgutes verordnet ift, gilt auch von 
dem Zubehör der bei einem ſtädtiſchen Grundftüde befindlichen Vieh- und Aderwirth- 


ft. 

$. 62. Riſſe, Karten, Urkunden und andere Schriften, welche zur näheren Rennt- 
niß eined Grundftüdes, oder zur Begründung der Gerechtfame dejjelben dienen, find 
ald Pertinenzitüde davon anzufehen *>). 

8. 63. Betreffen dergleichen Urkunden zugleich andere Gegenftände, fo muß der 
Vebernehmer der Hauptfache mit beglaubten Auszügen oder Abjchriften davon fich be- 
gnügen *6). 

8. 64. — ——— find Pertinenzſtücke eines Waldes +7). 

8. 65. Gefchlagened Holz wird zu den Pertinenzftüden eines für ſich allein be- 
trachteten Waldes nicht mit gerechnet #9). i 

8. 66. ft aber von einem Gute die Rede, bei welchem ſich ein Wald befindet, 
fo wird von dem vorhandenen gefchlagenen Holze jo viel, als zur gortfegung der Wirth- 
ſchaft bis zum nächften gewöhnlichen Holzichlage erforderlich it, zum Zubehöre diefes 
Guts gerechnet ($. 49). 

$. 67. Zur Jagdgerechtigfeit *°) gehören alle vorräthige Nepe, Lappen und an- 
dere dergleichen Jagdgerätbichaften, nicht aber dad Schießgewehr, die Jagdhunde und 
Pferde, oder andere zum perjönlichen Gebrauche des Jagenden beftimmte Stüde. 


44) Vergl. 8. 108. Wörtlich paßt der Grundiag z. B. auf den Fall, wenn ein leeres Gut ver— 
pachtet ift und der Pächter alle Geräthſchaften u. j. m. angeſchafft hat. Die Hnpothefargläubig er haben 
an diefen Sachen, unter dem Präterte der PBertinenzqualität,, feinen Anspruch, fie müſſen Teibft das 
neu geichaffene Feldinventarium ($. 50) vergüten. Der Grumdfag findet aber auch bei dem getheilten 
Eigenthume auf das Berhältniß ziwiichen dem Ober» und nutenden Eigenthlimer Anmendung. Hat 
ein Erbjinnsmann auf einem - E Erbzinsrechten verliehenen Ader ein Gebäude, welches nad) der 
urfprünglicen Beſtimmung dieles Grundftüds nicht erforderlich war, errichtet, jo wird dafjelbe kein 
Theil oder Pertinenzftüd des Erbzinsgutes, jondern bleibt eine Superficies des Erbzinsmannes, umd 
wird deshalb dem Erbzinzherrn nicht laudemialpflichtig. Das Gleiche gilt von dem Imventarium un— 
ter der gleichen Vorausiegung: die angeihafften Stide find in — auf den Obereigenthümer 
gleichfalls feine Pertinenzftüde geworden. I, 18, 8. 721. Entſch. des Obertr. Bd. XV. ©, 27, (4. A.) 
Die 88. 60 u. 108 beftimmen jedoch nur, daß die bezeichneten Sachen nicht als Pertinenzien anzuje- 
ben find, wenn fie von Anfang ihres Dortfeins einem Anderen als dem Cigenthlimer des Gutes ge- 
hören ; fie beftimmen aber nicht, wie eine dem Eigenthümer des Gutes don Anfang gehörige Sadıe 
aufhört, ein Pertimenzftücd zu fein, und daß fie durch Veränderung ihres Eigenthümers aus dem ding- 
lichen Rechte des Hnpothelengläubigers ausicheide. rl. des Obertr. vom 12. Mai 1854 (Archiv für 
Rechtsfälle, Bd. XII, S. 96). 

45) Wenn fie aud auf Berfügung des Gerichts zum Zwecke der nothwendigen Eubhaftation ge- 
Ichaffen worden find, denn dieje An * geſchieht auf Koſten des Eigenthümers, mithin tritt nicht 
der Fall des 8. 60 ein. Zu den Karten gehören die Vermeſſungsregiſter. Vergl. das Schr. des J. M. 
vom 25. Juli 1837 (Jahrb. Bd. L, ©, 11). 

46) Der Borwand aber, daß der Berläufer zur Eviktionsleiftung verpflichtet und dazu der Ur- 
funden bedürfe, ift nicht hinreichend zur Zurüdhaltung der Originalien. Bergl. I, 11, $. 126. 

47) Auch diefe Beftimmung fol die Aufzählung der Pertinenzftüde nicht erichöpfen. Daß Förfter- 
wohnungen und fonftige im Forſte befindliche Gebäulichkeiten zum Walde gehören, verfteht fich. 

48) Wohl aber Windbrüche und aus Alter umgefallene Bäume, fo lange fie fich in ihrer matür- 
lichen Lage befinden. Bergl. I, 21, 8.33. — Aber aud) geichlagenes Hol; A, jo lange es aus dem- 
felben nicht fortgeihafft und dadurd räumlich getrennt ift, durch Berkauf, Uebergabe und Fällung 
aus dem dinglichen Rechte des Hnpothetengläubigers nicht für gejchieden zu achten, wenn und ſowei 
der Holzichlag die Grenzen einer forkwirtbichaftluhen Benutung überjchritten hat. Pr. 2239, vom 
23. Sept. 1850. Das gilt jedod) nur in Beziehung auf den ſchon vorhandenen älteren Realberedhtig- 
ten. Bergl. auch —2 Bd. XVI, S. 349. Iſt die — von einer ſpäteren Erwerbung des 
Ganzen, jo kann der Erwerber die als einzelne Sachen jchon früher vom Ganzen veräußerten und 
wirklich übergebenen Theile und Pertinenzftüde nicht anfprechen, wenn fie auch noch nicht abgeholt 
worden find. Pr. vom 9, Mai 1845 (Entſcheid. XI, 207). 

49) Sole giebt es jeit dem Gef. vom 31. Dit. 1848 nicht mehr. Aber alle Jagdgeräthſchaften 
werden nun als Zubehör des Landgutes, auf defien ———— Jagd betrieben wird, anzuſehen 
ſein, weil die Jagd eine Wirthſchaftsrubril iſt. Nach Analogie 8. 69, 





eines 
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——— $. 68. Zur Drau» oder Branntweinbrennerei⸗Gerechtigkeit?) gehören die im 
meinbrenne- Brau⸗ oder Branntwein- Haufe und Keller befindlichen Pfannen, Töpfe, Keſſel, Fäl- 
ei fer und andere Geräthichaften 5). 
8. 69. Wird aber eine folche ira im ſelbſt als Zubehör eines Hauſes oder 
Landgutes angefehen, fo haben alle zum Gebrauche dabei beftimmte Geräthichaften, 
welche fih an dem Drte befinden, die Gigenfhaft der Pertinenzftüde 51°), 
eines eins $. 70. Alle zum Behufe eines Weinberges angelegte Geländer und Preiien, in- 
vr; gleichen die dazu gehörigen Geräthfchaften °2), wie auch die zur Bearbeitung des Wein- 
berges, Einfammlung der Trauben und ya WER des Moftes, nicht aber 
zur ferneren Aufbemahrung des Weines, vorhandenen Geräthichaften und Gefäße, find 
ir Pertinenzftüde diefed Weinberges zu achten. 
Shantye $. 71. Alle in der, Schanfitube und in dem Keller vorräthigen Schantgeräth- 
uegrigten; haften gehören zu der Schanfgerechtigfeit, wenn diefed mit dem Grundjtüde, worauf 
jie haftet, zugleich übergeben werden foll. 


4 $. 72. Fäſſer und Gefäße?®), welche in einem Keller zum bejtändigen Ge— 

’ m. bejtimmt find®*), werden, in allen Fällen, als PBertinenzftüde des Kellers 
etrachtet. 

— 8. 73. Zu einem Gartend5) gehören alle zu deilen Anbaue, Gebraudhe und 


Auszierung dienende Gerätbichaften?*), Gefäße, Rüftungen und Gebäude. 
8. 74. Befonderd werden dazu Orangerie und Blumen, nebft den Bildfäulen 
und Gemälden, die in freier Luft aufgerichtet find, gerechnet 57). 
PR. 8. 75. Die Pertinenzftüde der Gebäude müſſen nach den verfchiedenen Beſtim— 
’ mungen derfelben beurtheilt werden ®®). 


50) Oder eine Propinationsanftalt überhaupt, auch ohne Gerechtigkeit im rechtlichen Sinne. 

51) Auch Waagen und Gewichte. Keinesweges vorräthige Materialien an Hopfen, Malz, Holz 
u. dergl. Bergl. 8. 93. 

51®) (5. U.) Befindet ſich eine Brennerei auf einem Landgute, jo gehören auch die zu der Breu- 
nerei gehörenden glichen Pertinenzftüde zu dem Inventar des Fandguts (8. 103). Dies gilt auch 
bon denjenigen an fich beweglichen Pertinenzien, welche mit dem Bremmereigebäude in fefte Berbin- 
dung gelegt find (88. 79, 80). Erf. des Obertr. v. 14. November 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, 
©. 287), 

52) Namentlich die im Gebrauche befindfichen, und bereits zur Verwendung beſtimmten Pfähle, 
nicht aber der zum künftigen Gebrauche vorhandene Vorrath von Pfählen. Bergl. L. 17, 8.10 D. 
de act. emti (XIX, ı). 

52=) Gährung umd Abklärung. Es genügen alſo nicht die Gefäße, im melche der friſche Moſt 
von der Preffe aufgefüllt wird. 

53) Negale und ähnliche Geftelle zur Aufbewahrung anderer Dinge. _ 

54) Die Beftimmung wird ohne Äußeres Merkmal oft ſchwer zu erkennen fein. Die Befeftigung 
ift wohl entjcheidend , doch nicht der einzige Beweis. „Dolia — si ita illigata sint aedibus, ut ibi 
perpetuo posita sint.“ L. 26 pr. D. de instructo (XXXIII, 7). 

55) Zu einem Hopfengarten gehören auch die im Gebrauche befindlichen Stangen. Bergl. Anm. 52. 

56) Dazu würden aud) Yeitern, Gießinftrumente, Gartenſcheeren, Mefjer, Raupeifen und dergl. 
Gärtnerwerkzeuge gehören, was nicht gemeint fein kann. Damit verhält es ſich wie mit den zum 
perfönlichen Gebrauche beftimmten Jagdgeräthen,, $. 67. 

57) Eine Nachbildung der L. 12, $. 23 D. de instructo (XXXII, 7). 


58) Die Pertinenzftüde find eine künftliche Ermweiterung der Hauptfache und Lönmen nur durch 
die wirllich auch ausgeführte Beftimmumng des Eigenthlimers, wenn er —— Eigenthümer der Haupt- 
jache ift, im diejes Verhältniß gejett werden. Die Beſtimmung kann formlos, aud durd bloße Hand- 
lung oder Verwendung geſchehen. 8. 44. Daraus entſteht Jedoch die Schwierigkeit, die Pertinenz— 
eigenfchaft, bei entjtehendem Streite darüber, zu erfennen. Dabei foll der Richter im Allgemeinen 
auf die Beſtimmung des Gebäudes jehen umd nad dem Gebrauce, oder der Bermendung, welche 
man von den darin befindlichen beweglichen Saden macht, je nachdem folder der Beitimmnng des 
Gebäudes dient, oder nicht, ermefjen: ob die Sache für ein Pertinenzftüd zu halten. Diejes Prinzip 
fpricht der $. 75 aus, Es ıft der röm. Grundſatz: aedibus distractis vel legatis, ea esse acdium 
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$. 76. Zu einem Wohnhaufe gehört alles, ohne welches dajjelbe weder bezogen, 
noch vollitändig bewohnt werden fann. 

6 $. 77. Möbeln, Hausrath und Geräthihaften gehören nicht nothwendig zum 
auſe. 

$. 78. Sie werden aber dazu gerechnet, wenn fie, ohne Beſchädigung des Baues, 
nicht weggenommen werden können ®?). 

$. 79. Dagegen find Geräthſchaften, welche, nach der Beitimmung eined Ge- 
bäudes 6°), zum Betriebe eines gewiſſen Gewerbed gewidmet jind, für ein Zubehör 
ded Gebäudes anzufehen. 

8. 80. Es wird vermuthet, daß eine bewegliche Sache zum Pertinenzftüde eines 
Gebäudes beftimmt fei, wenn diefelbe eingegraben, eingegoſſen, eingemauert oder 
durch Zimmerarbeit damit verbunden iſt ®'). 

8. 81. Diefe Bermuthung fällt aber weg, wenn aus der eigenthümlichen Be- 
ichaffenheit eines folhen Stüdes erhellet, daß dafjelbe nicht zum Gebrauch des Hau- 
ſes, fondern der Perſon des biäherigen Beſitzers, oder einer andern beweglichen Sache, 

die ſelbſt fein Pertinenzſtück it, beſtimmt geweſen. 

$. 82. Befeſtigte Schlöſſer“) und die dazu gehörenden Schlüſſel, nicht aber 
die Vorlegeſchlöſſer*), find Pertinenzftüde eined Gebäudes. 

$. 83. Angefchlagene Wandtapeten, ingleichen die in der Wand befeftigten Ja- 
loufien und Fenfterladen, deögleichen Hausglocken und Bratenmwender °*), jo wie alle 
Kaminbretter, find für Pertinenzftüde zu achten. 

$. 84. Eben dieſe Eigenſchaft haben felbit bewegliche Defen und Dfenthüren, 
ingleihen Haus= und Bodenleitern und Feuerlöſchinſtrumente. 

$. 85. Dagegen werden Kleider» und Bücherfchränfe, wenn fie auch in oder 
an der Wand bereftigt worden, dafür, im zweifelhaften alle, nicht geachtet 6°). 


solemus dicere, quae quasi pars aedium, vel propter aedes habentur, ut puta puteal. L. 13, 
8.31 D. de act. emti (XIX, 1). Der Gebraudh, wozu die Sache bejtimmt ift, muß ein bleibender 
fein; ‚ein bloß gegenwärtig gemachter Gebrauch macht eine Sache wicht zum Bertinenzitüde. L. 17, 
$. 7 D. eodem. — Die folgenden 8. 76 fj. enthalten Anmendungen diejes Grundjages und Entjchei- 
dungen zmweifelhafter Fälle. 

59) Oder wenn das Haus in Pauſch und Bogen verkauft if. I, 11, 8. 88, 

60) Das Gebäude muß hauptjächlich zu dem Gemerbetriebe beitimmt fein, wie 3. B. eine Loh— 
gerberei, eine Glasfchleiferei, eine Brenneret (Anm. 51 @) und dergleichen Fabrifgebäude. Wenn aber 
in einem beftimmten —5* eines Wohnhauſes eine ſog. Werkſtelle nebenbei eingerichtet wird, jo wer- 
den die darin befindlichen Werkzeuge nicht als Zubehör des Haufes angeichen werden dürfen. Unter 
Umftänden kann es zweifelhaft jein, namentlid bei Schmiedewerkftätten, welche in einem Wohnhauſe ein- 
gerichtet find. Hierbei entjcheidet die Bezeichnung des Gegenitandes des Kaufes oder Legates. Wird das 
Wohnhaus verkauft, jo gehört das Schmiederverkzeug nicht dazu; ift das Haus nebſt Schmiede 
als Gegenftand genannt, jo find die Schmiedegeräthichaften Zubehör. — (5.4.) Vorhandene Shul- 
bänte eines Schullotals ftellen ſich in baulicher Beziehung als ein Beftandtheil des Schulgebäu- 
des jelbft dar. Was dom Gebäude im Ganzen, binfichtlih der Bau- und Reparaturpflicht, gilt, 
muß auch in Betreff feiner einzelnen Bejtandtheile gelten. rk. des Obertr. vom 9. November 1863 
(Arch. f. Rechtsſ. Bd. LII, S. 89), 

61) Die Römer nennen ſolche Sachen fixa vineta (L. 38, 8.2 D. de aet. emti XIX, 1), im Ge— 
genjage von ruta caesa (L. 17, $. 6 D. eodem). Es iſt daffelbe, was die Praltifer erd-, wand», 
band», maner-, niet- und nagelfejt nennen. Eine jolche mechanische Verbindung ıft, wenn 
nicht andere Umftände dagegen ſprechen (55. 81 und 85), ein jo ftarkes Zeichen für die Beſtimmung 
des Gegenjtandes zum Pertinenzftüde, daß fie jchon für fich allein ein hinreichender Beweis dafür ift, 
der durch Gegenbeweis widerlegt werden muß. Die hier angegebenen Befeftigungsarten find aud) nur 
Berjpiele. Bergl. oben, Ann. 5ıa, 

62) Diefe find eigentlih pars aedium, wie die Thüren jelbft. 

63) Bon diefen muß ihre Beftimmung zum beftändigen Gebrauche befonders nachgewieſen werden. 

64) Wenn fie befeftigt find, fonft ftehen fie anderen Küchengeräthen gleich. 

65) Anwendung des Grundiates $. 81. 


eines 
Gafthois; 


eines 
Schiffes; 


einer Mühle; 


einer 
Babrif; 
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$. 86. Schränfe und Bettitellen aber, die in der Mauer felbft befeftigt find, 
werden für Pertinenzftüde angefehen. 

$. 87. Buden und Kramladen, weldhe an ein Haus angebaut find, und mit 
diefem bisher einerlei Eigenthümer gehabt haben, werden ala ein Theil des Haufes 
betrachtet 66), 

$. 88. Materialien, welche zur Ausbeſſerung, Berfchönerung oder Vergrößerung 
eined Gebäudes beftimmt, und fchon auf dem Bauplatze befindlich find, gehören zu 
den Pertinenzftüden deſſelben 67). 

$. 89. Deögleichen diejenigen Materialien, welche von einem eingefallenen oder 
eingerifjenen Gebäude noch vorhanden find ®®). 

$. 90. Zu einem Gafthofe gehören Betten und alle Geräthichaften, die eigent- 
(ih zur Aufnahme und Bewirthung der Reifenden und ihred Gefpannes beftimmt find ® °). 

8. 91. Als Zubehör eined Schiffes find alle dabei befindliche, und zu deſſen Ge- 
brauche beftimmte Anker, Maften, Taue und andere Schiffsgeräthichaften 7°), inglei« 
hen Kanonen, nicht aber andered Gewehr, und noch weniger Munition oder Kriegd- 
bedürfniſſe, anzuſehen. 

8. 92. Zu einer Mühle gehört, außer den Geräthſchaften, welche zum Betriebe 
ir —— auch das vorräthige, zur Ausbeſſerung beſtimmte Schirrholz und 

iſengeräthe 71). 
8. 93. Zu den Pertinenzſtücken einer Fabrik werden nur die zu deren Betrieb 


66) Bergl. oben die Anm. 8 zu 8. 6 d. T. 
67) Im R. R. wird das Gegentheil angenommen. L. 17, 8. 10 D. eod. 


68) So mie diejenigen Stüde, welche von einem noch ftehenden Gebäude herausgenommen find 
und fpäter wieder eingefilgt werden follen. Vergl. L. 17, 8. 10 eit. 

69) Und diefer Beftimmung gemäß auch in Gebraud) — ſind. Damit ſtimmen auch die 
gemeinrechtlichen Praltiler jener Seit überein. Unter v. A. f. m. Schilter, Exereit., IV, $. 23, 
p. 85; Carpzov, P. III, const. 24, def. 10; Berger, Electa, XXXV, obs. 2, p. 1470 et 
Oee. jur. I, 1, 8.7. Das praftifch Wichtige ıft auch dee die Beweisführung. Ein erheblicher 
Umftand ift der Ort, wo die ftreitigen Möbel und Betten fich befinden, namentlich ob fie in den zur 
Aufnahme von fremden beftimmten Zimmern angetroffen werden, oder ob fie gar mit der Zimmer- 
nummer bezeichnet find. 

70) Auch die Boote. II, 8, 8.1398 u. A. G.D. I, 50, $. 684 u. H. G. B. Art. 458. Doch 
im Falle eines Verkaufes oder einer anderen Uebertragung des Eigenthums unter Lebenden mır dann, 
wenn fie im Sontrafte oder in einem bejonders aufgerichteten Inventarium verzeichnet find. $. 1400 
a. a. O. Dieſe Beichräntung bezieht ſich nicht auf bungen von Todeswegen (Legate), oder auf 
Bodmerei und Pfandrechte. Die röm. Juriſten waren über die Pertinenzeigenſchaft des Bootes un- 
einig, don der Geſetzgebung gebilligt iſt die verneinende Meinung. L. 29 D. de instructo (XXXIL, 
7); L. 44 D. de evict. (XXI, 2.) 


71) Diefe Beftimmung bezieht fid) auf die Maſchine und deren Zubehör. Was zu einer voll- 
ftändig eingerichteten Mühlenwirthſchaft und zu dem Betriebe des ergewerbes noch fonft gehört, 
Hü eine hier nicht berührte Frage. Dieſe ift nad) der getroffenen Einrichtung und Beftimmung des 

üllers, der im feinem Eigenthume des Gewerbe treibt, zu enticheiden. Hat er dazu 3* und Laſt⸗ 
thiere und Wagen beftimmt, um Getreide herbeizuholen und Mehl abzuführen, fo gehören dieſe Ge— 
genftände als Wertinengftüde zu diefer Mühlenwirthſchaft. Ob Mühleſel umd Pferde als zur le 
gehörig zu erachten, oder nicht, darüber eriftirt eine Kontroverje des R.R. nicht, wie man in den Er- 
gänz. zu $. 92 vorausjegt. Die L. 12, 8.10 umd dieL. 18, $.2 D. de instructo beziehen fi) gar 
nicht auf dieſe grage jondern auf bewegliche Mühlen bei Yandgütern, umd widerfprechen ſich auch 
nicht, denn die Meinung des Labeo im $. 2 wird reprobirt. 

(4, 4.) Ein Mühlenteih — jagt das Obertr. — if gemeinrechtlich niemals als Pertinenz der 
Mühle erachtet worden, jondern nur der Mühlfanal oder Mühlgraben. Struben, rechtliche Be- 
denfen. Bd. I, Nr. 75; Leyser, Medit., spec. 100, med. 3—7; Erf. des Obertr. vom 10. Nobr. 
1862 (Ardhiv f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©. 155). Die in diefem Erf, angezogenen, vorher genannten 
Schriftfteller berühren die Frage nicht; Leyſer namentlich führt a. a. DO. nur aus, daß per solam 
coömtionem et compossessionem fein Pertinenzftiid gemacht werde, jondern hierzu gehöre, daß der 
Eigenthümer diesfalls feinen Willen klar an den Tag gelegt habe. Das fagt auch der $. 44 d. X. 
Vergl. oben Anm, 31%, 
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beftimmten Gerätbichaften, nicht aber die vorräthigen Materialien, oder in der Arbeit 
befindlichen, und noch weniger die bereitd verarbeiteten Sachen gerechnet ’?), 

8. 94. Dagegen gehören zu einer Apotheke, außer den vorhandenen Geräth- — 
ſchaften und Gefäßen, auch die darin befindlichen Apothekerwaaren. j 

$. 95. Bei einem Kramladen werden zwar Tiſche und Waarenbehältnifie, aber «inzs Kram- 
nicht die vorräthigen Waaren felbft, als Pertinenzſtücke angefehen. * 

$. 96. Zu einer Bibliothek werden auch die Repoſitorien und Schränke gerech- Kr Pike 
net, in welchen ſich die Bücher befinden. — 

$. 97. Auch zu Naturalien- und Kunſtſammlungen gehören die zu deren Auf- j 
ftellung gewidmeten Behältniſſe. 

$. 98. Bildfäulen und andere Sachen, die außer den Behältniffen bloß zur 
pe des Zimmers beftimmt waren, find feine Pertinenzftüde der Bibliotbet 
oder des Naturalienfabinets ? >). 

8. 99. Dagegen werden Erd- und Himmeldfugeln, Landfarten, Zeichnungen 
und Kupferftiche, fie mögen gebunden oder ungebunden fein, zur Bibliothek gerechnet. 

8. 100. Kupferftiche hingegen, die in Rahmen gefaßt find ”*), gehören nicht 
zur Bibliothek. 

$. 101. Zu einzelnen Thieren gehören bloß die zu ihrer Bewahrung ?°) nöthi- Sr 
gen en. nicht aber, was jonit zum Gebrauche oder zur Auszierung derfel- j 
en beftimmt ift. 

8. 102. Zum Schmud und Gefchmeide gehören auch die bloß zu ihrer Verwah⸗ vo" Somud 
rung beftimmten Yutterale?®). Geſchmeide; 


72) Die vorräthigen und die in der Arbeit befindlichen Materialien, nicht aber die fertigen Sachen 
müſſen bei einem Vertaufe in Pauſch und Bogen bei der Bro gelafjen werden. I, 11, 8.89. In 
dem Berhältuiffe unter mehreren Miterben, welche eine Erbichaft, in der eine Fabrik befindlich, un— 
ter fi theilen, gilt der Grundiag, daß die zur immermwährenden Fortſetzung der Anftalt gegebenen 
Fonds niemals zur Erbtheilung fommen, fondern demjenigen Erben zufallen, welcher die Fortjegung 
der Fabrik übernimmt. K.O. dv. 3. Nov. 1804 (N. Arch. III, 429) und Anh. zur Proz.O. (Fit, 46, 
8.12) 8.305. Muthmaßlich find unter den „gegebenen“ Fonds die vom Staate gegebenen ber- 
ftanden. Der Grundjat ift von dem damaligen General » Fabriken - Departement angenommen umd 
durch K.O. auch den Gerichten vorgeichrieben worden. 

73) Außer bei einem Kaufe in Pauſch und Bogen. I, 11, $. 91. 

74) Dadurd haben fie eine andere Beftimmung erhalten als Theile einer Kunftiammlung zu 
fein; denn nur in dieler Bedeutung gehören ſolche und ähnliche Kumnftprodufte (Steindrüde, Holz- 
ſchnitte, Federzeichnungen) zur Bibliothel. Daß Kupferſtiche nicht zu einer Gemäldeſammlung gehö- 
ren, fanır nad dem Wortlaute nicht in frage kommen. Hat Jemand eine Gemäldefammlung und 
auch eine Kupferftih- u. ſ. w. Sammlung, aber feine Bibliothef, jo ift feine dieſer ungleichartigen 
Sammlımgen ein Pertinenzftüd der anderen. 

75) Bei Pferden die Halfter, bei Rindvieh der Strick; im Verkehre das nicht einmal, Wer zum 
Pierde- umd Viehlanfe geht, bringt fich feine Yeitftride mit. Im Beziehung auf Vögel und deren 
Gebauer hat die Beſtimmung nur bei Legaten praftiiche Bedeutung. Im täglichen Handel und Wan- 
dei denkt Niemand daran, einem verkauften Bogel (der Verkäufer hat vielleicht ein Baar Dutzend 
Bögel in einem Bauer) das Bauer mitzugeben. Dazu ift auch fein Bedürfniß. 

76) Diejer eine Fall von Bertinenzftüden einzelmer beweglicher Sachen ift weniger zwei— 
felhaft als viele andere Fälle. Alle find nad dem Grumdfate (88. 42, 44) zu enticheiden, daß allein 
die ausgeführte Beftimmung des Cigenthümers einer Sade die Pertinenzeigenichaft in Beziehung auf 
eine andere giebt, und daß, im Ermangelung eines direlten Beweiſes, folches aus den Umftanden 
entnommen erden muß. Gin anderer all, effend die Gefäße von vermachten flüſſigen Sadıen, 
ift I, 12, 8. 407 entichieden. Im der Praris find zwei andere fälle ftreitig geworden. 1. Das 
Berhältniß der Zinsrefognition eines aufer Kurs gejetten Pfandbriefes zu dem Pfandbriefe. Die 
Relognition ift fein Pertinenzſtück des Pfandbriefs, fondern das Zinfenrecht ift ein Nutzungsrecht, die 
Zinſen find Früchte; die auf feinen beftinmten Inhaber lautende Zinsrelognition ift eine über das 
abgetrennte Nutzungsrecht lautende lettre au porteur, welche durch die Sperrung des Pfandbriefes 
dem freien Berfehre nicht entzogen twird, ımd Beides — der Pfandbrief und die Relognition — find 
nicht im jeder Beziehung als ein untrennbares Ganze anzufehen. Pr. des Obertr. v. 29. April 1839 
(Schlej. Arch. I, ©. 221 ff.; Eutſch. Bd. I, S. 235, wozu meine Beurtheilung ©. 48). Beide ver— 


Inventas 
rium. 


Grundfäge 
v. Pertinenz- 
ftüden 7 #), 
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$. 103. Der Inbegriff der zu einer Sache gehörenden beweglichen Pertinenzr 
ftüde wird das Inventarium derjelben genannt 76%), 
S. 104. Inventarium überhaupt i das Verzeichnig aller zu einem Inbegriff ge⸗ 
hörigen Stüde 77), 
$. 105. Pertinenzſtücke nehmen, fo lange fie bei der Hauptfache find, an allen 
Rechten derfelben Theil 78%). 


halten fich zu einander wie Proprietät und Nutzungsrecht. 2. Das Verhältniß der Berficherungsgelder 
zu der verficherten, nachher verunglückten Sade. Dan hat darauf die apolryphiſche Kegel: pretium 
suecedit in locum rei (menn e8 noch der Sat: surrogatum sapit naturam surrogati, wäre), anwen-⸗ 
den wollen und auch an die Pertinenjeigenichaft der Verficherungsgelder gedadht. Zwiſchen Sache 
und Berfiherung ift jedoh, nah Natur» und Rechtsgeſetzen, gar kein Rechtsberhältniß. Vergl. 
Entid. des Obertr. Bd. XII, ©. 253 ff. Auch zu bergl. I, 20, 88. 309, 310, (3. A.) In einem 
Nichtigkeitsurtel vom 25. Novbr. 1852 (Entſch. Bd. XXV, S. 409; aud in einem Erf. v. 27. März 
1851, Arc. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 330) macht das Obertr. eine entgegengejette Meinung geltend ; 
es ift jedoch nicht leicht zu jagen: welches Prinzip e8 dabei für emticheidend hält, ob jene Kegel: pre- 
tium ete., oder den Sat: surrogatum ete., oder die Pertinenzeigenfchaft ; denn es ruft alle diefe 
Süte, die ſich doch einander ausſchließen, nicht eventuell, fondern als [eidhzeitig wirfend an, es ift 
ihm Alles gleichviel, „Diefe Summe” — heißt es — „melde, an die Stelle des zerftörten Gebäu- 
des tretend (aljo pretium succedit in locum rei), jedem Cigenthiimer des Bodens, auf melden dies 
Gebäude ftand, gebührt, (ift ein unrichtiger Sag; Gebäude und Boden können verichiedene Eigenthü- 
mer haben), hat gang und gar die Natur einer Pertinenz im Sinne des $. 42, Tit. 2.” Gin wider- 
finniger Satz. Die Summe (die Geldfumme ift gemeint) kommt erft zur Entſtehung, nachdem die 
Sache vernichtet worden iſt, kann aljo nicht 2 Pertinenz der noch vorhandenen Sade jein. 
Soll hier, in Beziehung auf die Affefuranz, etwas als Pertinenz der verfiherten Sad)e betrachtet 
iverden, fo kann es nur das obligatoriſche Rechtsverhältniß jein (paetum in rem), welches durch den 
Afjefuranztontralt gegründet worden ift. Das aber führt unabweisbar dahin, daß der Beſitzer eines 
verficherten und zugleich verpfändeten Gebäudes diefe zen ohne Eimmilligung der Gläubiger nicht 
wirfam abhanden bringen kann; daß; folglich der gegen zum Bortheile der Gläubiger, 
wenn dieje der Auflöfung widerſprechen, fortdauern muß, was nad der rechtlichen Natur des Rechte- 
verhältniffes ungeräumt fein würde. Nach den Grumdjägen des A. L. R. muß eine jolde Jurispru— 
denz abgelehnt werden. Damit wird nicht geleugnet, daß durch pofitive Satungen anomale Vor— 
ſchriften gegeben werden können und auch gegeben worden find. Und der Rechtsfall, auf welchen fich 
die fragliche Entfcheidung bezieht, fällt auch unter das oſtpreuß. Feuer- und Societätsreglement dom 
30. Dezember 1837. Daß nach deſſen Vorſchriften die getroffene Entſcheidung nicht begründet fei, 
behaupte ich nicht, wie ich aud) das ältere Pr. 305, daß die Feuerverfiherungsgelder eines abgebrann- 
ten Gebäudes, nad dem Kurs und Neumärkiſchen Reglement v. 30. Mai 1800, gewiſſermaßen in 
die Stelle des Gebäudes treten (Anm. 2 zu $. 8, Tit. 16), — am feinem Werthe umangefochten Lafje. 
Eine ähnliche Vorſchrift hat auch das Reglement für die Probinztalftädte = Feuerſocietät der Provinz 
Schlefien dv. 6. Mai 1842, $.13 u. v. 1. Septbr. 1852. Bergl. dazu das Erf, des Obertr. v. 11. Juli 
1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXU, S. 113), Aber daß „Diele u 7 auch dem Geijte der preufi- 
hen Verſicherungsgeſetze entſpreche“ — momit das U, L.R. nad) den Allegaten $$. 1934, 1984, 2333, 
Tit.8, Th. U u. 8.42, Tit. 2, Th. I gemeint wird — ift völlig unerweislich. — Nachgehends ift der 
Pl.Beſchl. des Obertr. dv. 5. Dezember 1853, fautend : „Hypothekengläubiger find nad allgemeinen Rechts= 
Gere nicht berechtigt, vermöge ihres dinglichen Hypothelenrechts und lediglich als Folge diejes 

echts die freuerverficherungsgelder behufs ihrer Befriedigung in Anfpruch zu nehmen, Diejenigen 
Rechte, welche die Hypothekenglãubiger aus ſpeziellen Rechtötiteln ableiten, und diejenigen Rechte, 
welche fie aus den beſonderen Feuer⸗Societäts- Reglements ableiten bönnen, bleiben bei dieſem Grund» 
fate unberührt” (I.M.Bl. 1854, ©. 63 und Entih. Bd. XXVLU, ©. 1) gefaßt worden, wodurd die 
irrende Praxis wieder im das rechte Geleis gewieſen ift. (4. A.) Diefe Meinung hatte ſchon in dem 
Erf. v. 30, Mär, 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, S. 91) Geltung gefunden, ward dann aber wieder 
angefochten , wodurch der Pl.» Beil. v. 5. Dezember 1853 veranlaft worden, 

76a) (5. U.) Vergl. oben, Anm. 51a, 

77) Imventarium bedeutet im weiteren Sinne das Verzeichniß über das Imventarium im enge- 
ren Sinne, d. i. über die zu einem Inbegriffe gehörigen einzelnen Saden. Eine Form ift im All- 
gemeinen nicht vorgejchrieben. Nur über die wejentlichen Erforderniffe verhalten fi die SS. 434 — 
438, Tit. 9; das Formular, wovon im 8.489 a. a. O. Rede ift, wird micht für weſentlich gehalten. 
Bergl. Anm, dazu. Anwendungen der verichiedenen Bedeutungen des Ausdruds umten Tit. 18, 
88, 515 ff. 

75) Unter diefer Meberfchrift wird dreierlei beftummt: 1. wodurch eine Sache aufhört, ein Per— 
tinenzftüd zu fein, $$. 105 und 106; 2. im wiefern das Recht auf Pertinenzjtüde auf einen neuen 
Beſitzer übergehe, 8. 107; 8, wie die Kollifion der Grundſätze über die Pertinenzeigenichaft des na= 
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$. 106. Sie verlieren diefe Eigenfchaft nicht, wenn fie gleich einer vorübergehen- 
den Urfache wegen auf eine Zeit fang von der Hauptſache netrennt worden ??). 

$. 107. Mit der Hauptiache — das Recht auf die Pertinenzſtücke, auch auf 
— die nur für einige Zeit von der Sache getrennt worden, auf den neuen Beſitzer 
über 8°), 

$. 108. Was fonit, feiner Natur nad, ein Pertinenzftüd ift, hat diefe Eigen- 
haft nicht, fobald es einem andern, ald dem Eigenthümer der Hauptfache gehört 
($. 60) ®*). 


türlichen Anwuchſes mit dem Grundjate über den Erwerb der Accejfionen zu bereinigen, $. 108, 
Ueber die Zerlegung einer bejonderen Sache und eines Begriffsganzen enthält erft die neuere Geſetz— 
gebung Beſtimmungen (Zuf. zu $. 108), 

782) (4, X.) Oben, Anm. 36# zu 5. 47 d. T. 

79) Eine Sache hört anf ein Pertinenzſtück zu fein durch die der Sufhlagun oder Bereinigung 
entgegengelegte Handlung und Beſtimmung des Eigenthümers, nämlich durch die ' —*—* von der 
Haupiſache in der Abſicht, ihr eine andere dauernde Beſtimmung zu geben. ine vorübergehende 
Entjernung, etwa eine Berleihung oder Vermiethung, ift auf das Pertinenzverhältmiß ganz einfluß— 
los. Daher wird mit der Beſitznehmung von dem Hauptgute auch der Befits des in dem umvollftän- 
digen Beſitze eines Dritten befindlichen Pertinenzitides erworben. Erf. des Obertrib. v. 13, Novbr, 
1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 41). Bei der Trenmung beweglicher Pertinenzftüdte von der 
Hauptſache bedarf es feiner form, es fommt lediglich auf den Beweis der Thatfache und der damit 
verbundenen Abficht des Eigenthiimers an, welcher Beweis hier ebenjo wie bei der Snfhlagung aus 
den Umpftänden (indirekt) geführt werden kann, Der Hauptfall ift der der Veräußerung. Dabei ge 
nügt indeß die Veränderung des Eigenthümers allein nicht, vielmehr muß das Stück wirklich wegge— 
bracht umd fortgeihafft, räumlich getrennt worden fein, wenn nämlich von der Ausübung des 8 
pothelenrechts eines älteren Gläubigers Rede ift. I, 20,8. 445. Pl.Beſchl. (Pr. 284) des Obertr. 
vom 10. Juli 1837. (Entſch. Bd. II, ©. 383.) Pr. vom 9, April 1851. (Entſch. XXI, 429.) Bei 
einem Verlaufe der Hauptſache, jo wie bei einer jpäteren Hypothelbeſtellung, gilt aber der Grundfat 
88. 60 umd 108, was nämlich den Käufer gegenüber dem dritten Eigenthümer des früheren Bertinenz- 
ftüdes betrifft. Vergl. aber Eutſch. Bd. XI, S. 201 ff. Das obligatorische Necht des Käufers gegen 
den Verkäufer ift von anderen Umjtänden bedingt. — Unbervegliche Pertinenzftüde können nur in den 
borgeichriebenen Formen von der Hanptjache mit der Wirkung getrennt werden, daf ein jpäterer Hy— 
pothelfarius — das Recht des älteren verfteht fich von ſelbſt — daran feinen Anjpruch erhält, I, 20, 
8. 410; eim fpäterer Käufer der Hauptfache aber kann es doch nicht vindiciren. Pr. 852b, vom 
3. April 1840 (Entſch. Bd. VI, ©. 279). Vergl. ımten, Anm. 51 a, E. zu 8.78, Tit. 11. 

(4. U.) Eine bedingte Abtretung ift einer vorübergehenden Urſache gleichzuftellen. Durch 
die vor Betätigung eines Separationsrezefies —— bewertjtelligte Ansführung des Auseinander- 
fegungs-Planes und die in Folge deſſen geichehene Uebertragung eines unbeweglichen Pertinenzſtückes 
in anderen Befit wird die bisherige Pertinenzeigenfchaft des letzteren dauernd nicht aufgehoben. rt. 
des Dbertr. vom 9, December 1861 (Entih. Bd. XLVI, S. 15), 

80) Pertinenzftüde, welche nur vorübergehend von der Hauptiache weggebracht worden find (j. die 
bor. Anm.), behalten ihre Eigenichaft als ſolche und gelten als mit der Hauptfache zugleich veräußert. 
Den Befig und damit das Eigenthum davon ertvirbt der neue Erwerber durd die Uebergabe der 
Hauptſache nur dann, wenn das abweſende Stüd nicht in dem wirklichen Beſitze eines Dritten ift: 
1, 7, 88.52, 54. Bergl. die vor. Anm. 

(4. U.) Bei dem Berkaufe eines ganzen Gutes in einzelnen beftimmten Parzellen ift die dem Gute 
zugeitandene Weidegerechtigfeit für mitverfauft zu erachten. Erf. des Obertr. v. 15. September 1854 

ch. j. Rechtsf. Bd. XIV, ©, 251). Es verſteht ſich, daß dadurch die Laft des dienenden Grund» 

ds nicht erichwert werden kann und daß eine Theilung der Berechtigung zwiſchen den Barzellenfäu« 
fern mit Zusiehung des Eigenthümers des dienenden Gutes ftattfinden muß, wenn die Barzellenbefiter 
fih nicht über eine gemeinfaftliche Ausübung der Weidegerechtigkeit in einer Weile, wodurch die Yaft 
des dienenden Grundftüds in feiner Hinficht erſchwert wird, einigen. Hierüber |. m. aud das Erf. 
Def. v. 13. Januar 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 257). 
j 3 A.) Bei Diemembration einer bäuerlichen Stelle geht die derſelben zuſtehende Holzgerechtigfeit, 
insbelondere das Recht auf Raff- und Leſeholz, in Ermangelung anderweitiger Verabredung auf den 
Erwerber derjenigen Parzelle über, weiche den Grund und Boden, auf weldhem die Wohn und Wirth. 
Ichaftsgebäude ſich befinden oder befunden haben — die Sohlftätte, Hofesröthe — einſchließt. Dieſer 
Grundiag findet aud auf Dismembrationen vor dem Edikte dv. 14. Septbr. 1811 Anmendung. Dell. 
b. 29. Mai 1816, Art. 96. Ert. des Obertr. dv. 7. Septbr. 185% (Arch. f. Rechts. Bd. VII, 9. 233), 

(5.4) M. ſ. aud) unten die Anm. 51a zu $, 80, Tit. 11. 


81) Das Pr. 415, d. 19. Dezbr. 1837 jagt: „Der $. redet nicht davon, wie eine Sache aufhöre 
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1. Berf,-Urf, dv. 31. Januar 1850, 

Art. 42, Das Recht der freien Verfügung über das Grumndeigenthum unterliegt feinen anderen 
Beſchränkungen, als denen der allgemeinen Geſetzgebung. Die Theilbarkeit des Grundeigenthums und 
die Ablösbarkeit der Grumndlaften wird gemwährleiftet #*), 


2. Edilt v. 9. Dftober 1807 (8,8. ©. 171). 
8. IV. Die Befiter an fich veräufßerlicher ®*), ftädtifcher und ländlicher Grundftüde und Güter 
aller Art, find mach erfolgter Anzeige®*) bei der Landespolizeibehörde, unter Vorbehalt der Rechte 


ein Pertinenzftüd zu fein, fondern er hat den Fall zum Gegenftande, wenn eine Sade, die ihrer 
Natur nad ein Pertinenzftüd fein mwilrde, einem Anderen als dem Eigenthilmer der Hauptiache gehört, 
und will darauf die Grundiäge von der Pertinenzqualität nicht angerendet wiſſen. Auch ift die Vor— 
ſchrift ſelbſt nur von beweglichen Sachen zu verftehen.“ Dadurch wird der wahre Inhalt diefer Bor- 
fchrift und damit ihr Berhältniß zum $. 60 nicht aufgehellt. Bor allem giebt der Ausdrud: „einer 
Natur nady‘, Anftoß. Bon Natur oder nad) ihrer Natur fanın feine Sade ein Pertinenzftüd einer 
anderen jein. 88.4 und 44. Was wird aljo damit gemeint? Bon Zweien kann Eins gemeint jein. 
Es kann heißen follen: eine Sache, meldye nad) ihrer Verwendung für Pertinenz einer anderen Sache 
gelten würde, ift feine Pertinenz, wenn fie einem Anderen gehört. Das enthält aber ſchon der $. 60 
wortdeutlich, zwar nur in Beziehung auf ein Gut, aber doch immer nur als Aumendung eines allge- 
meinen Grundiages, welcher aus den Grundfägen über Erwerb und Berluft des Eigenthums von 
jeibft folgt, und daher feiner nochmaligen allgemeinen Wiederholung bedurfte. Dieje Erklärung hat 
die Wahrſcheinlichleit micht für fih. Das Gleiche * von der Deutung, daß der $. nur von beweg⸗ 
lihen Saden zu verftehen. Denn das ift der Fall des 8. 60 ganz eigentlih, und die Beitimmungen, 
womit diejer $. 108 zulammenhängt, nämlich die $$. 106 und 107, ſowie die Ueberſchrift zu diefen 
drei 8$., handeln von Pertinenzftüden überhaupt, alſo ſowohl von beiveglichen als von unbeweglichen ; 
wogegen fein Umftand zwingt, den $. 108, feinem Wortlaute zuwider, auf bewegliche Sachen einzu- 
ſchränken. Auch enthält die Vorichrift, in diefer Beichränfung, feine allgemeine Wahrheit; denn unter 
gewiffen Umftänden und im gewiffen Beziehungen unterliegen ſowohl bewegliche als unbeweglihe Sa- 
chen, welche nicht dem Eigenthümer der Hauptiahe gehören, dem Einfluffe der Pertinenzqualität ; um« 
gelehrt unterliegen unbewegliche Sachen dieſem Einfluffe, unter Umftänden, eben jo wenig wie beweg— 
lihe. S. Anm. 79. — Läßt man der Vorichrift ihre Allgemeinheit, melde der Wortlaut giebt, J 
hat ſie allerdings ihre beſondere, nothwendige Bedeutung. Nimmt man das „ſeiner Natur nach“ zur 
Bezeichnung deſſen — und dies iſt das Zweite, was gemeint ſein kann —, was die Natur aus einer 
Sache entſtehen läßt und im ungenauer Sprachweiſe wohl auch als Zubehör bezeichnet wird, fo iſt die 
Beſtimmung nothwendig, um die Kolliſion der Grundſätze von Zubehör und Theilen einer Sache und 
vom Fruchterwerbe auszugleichen; denn dieſe Grundſätze harmoniren im FR. nicht fo friedlich, weil 
wilffürlih gemacht, wie im R. R. Die Borausiegung ift felbftverftändlich eine Getrenntheit des Nu« 
tzungsrechts von dem Gigenthume der Sache. Im dielem Falle gilt der Grundiag des $. 221, I, 9, 
es lann die pfandrechtliche Regel I, 20, $. 21 nicht wohl gelten. Hierauf bezogen hat der $. 108 im 
Beziehung ſowohl auf die — Früchte (partes fundi, alſo unbeweglich), als gewiſſe abge⸗ 
ſonderte, alſo bewegliche Sachen ſeine beſondere Bedeutung. Außerdem iſt die Satzung bedeutungslos. 

82) Das Staatsrecht vor 1807 hatte den Grundſatz der Geſchloſſenheit der Güter, daher dem L. R. 
die Zertheilung des Grundbefiges unbelannt iſt. Mur einzelne Pertinenzflüde oder auch Radifalien 
fonnten abgetrennt und als bejondere Sachen veräußert werden, doch unter Einhaltung des Prinzips, 
daf das Gut im feiner Subftanz ungeſchwächt bleibe. Was aljo einem Gute einerjeite abgim das 
mußte auf der anderen Seite mit ihm wieder bereinigt werden, was gewöhnlich durch Zinjen, Renten 
und dergleichen vermittelt wurde. Hierüber machte die Staatsbehörde im öffentlichen Interefle; kein 
Abveräußerungsvertrag war, aud unter den Parteien, gültig, den nicht die Landespolizeibchörde ge 
prüft und genehmigt hatte. M. ſ. für Preußen: oftpreuf. Bon. R. Zul. 5; für Sclefien: Ed. v. 
11. März 1787 und Dell. v. 14. Aug. 1799 (Rabe V, 532); für die iibrigen Landestheile: Th. II, 
Tut. 7,8.14; die V. dv. 12. Aug. 1749 (C. C. M. Cont. IV, Rr. 76, ©. 182), wodurch die Ein« 
ziehung bäuerlider Stellen zu herrichaftlichen Vormerken oder deren Vereinigung bei 100 Dufaten 
Strafe verboten wurde; das Ed. v. 12. Juli 1764 (N. C. C. Tom. IU, ©. 449, Nr. 42 de 1764), 
wegen Bebauung und Beſetzung der wüſte gewordenen und zu den Vormerken eingezogenen Höfe und 
Aeder des platten Landes; das R. dv. 28. Januar 1801 (Rabe Sammi. Bd. VI, ©. 431), betr. die 
Berbindung zweier fleuerbarer Höfe in einer Perſon. Dieſe Beſchränkung wurde durd das Edit v. 
9, Dftober 1807 (Zuſ. 2) aufgehoben, und das Staatsgrundgeieg will durch diejen Art, 42 für die 
bürgerliche Freiheit im Befige und Genufje des Grundeigenthbums Gewähr leiften. 

83) Ausgedehnt auf an fich unveräußerlichen Grundbefig durch das Gef. v. 3. März 1850 (Zuf. 3), 
wenn es fich um Meine Parzellen handelt. 

84) Eines Konfenfes der Landespolizei bedarf es nicht mehr. Ueber die Aufnahme der Verträge 
und das Berfahren bei Zerftüdelungen verhalten ſich das Gef. vom 8. Januar 1845 (G.S. ©. 25), 
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der Realgläubiger *3) und der Berlaufsberecdhtigten, zur Trennung der Radifalien und Pertinenzien, 
forwie überhaupt zur theilweifen Veräußerung, aljo auch die Miteigenthümer zur Theilung derjelben 
unter ſich, berechtigt. 

3, Gef., betr. den erleihterten Abverlauf kleiner Grundflüde"sa), Bom 
3. Mär; 1850 (8.6, ©. 145). 

Wir x. x. berordnen — für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem Iin- 
fen Rheinufer belegenen Yandestheile, was folgt: 

8. 1, Jeder Grumdeigenthümer, ſowie jeder Lehns- und Fideilommißbeſitzer ift befugt, einzelne 
Gutsparzellen gegen Auferlegung fefter, nad) den Borfchriften der Ablüfungsorduung ablösbarer, Geld- 
abgaben oder gegen Feftftellung eines Kaufgeldes auch ohne Einwilligung der Lehns- und Fideikom 
mißberechtigten, Hypothelen⸗ und Realgläubiger zu veräußern, jofern 8®) bei landſchaftlich befiehenen 
Gütern die Kreditdireltion, bei anderen die Auseinanderjegungsbehörde beſcheinigt, daß die Abveräu- 
Berung den gedachten Intereflenten unſchädlich jei. 

8. 2. Ein ſolches Unſchädlichkeitszeugniß darf nur ertheilt werden, wenn das Trennftüd im Ber- 
hältniß zu dem Hauptgute von geringem Werthe und Umfange ift, und wenn die auferlegte Geldab- 
gabe oder das verabredete Kaufgeld den Ertrag oder den Werth des Trennftüds erreicht. 

8. 3. Das veräußerte Trennſtück jcheidet aus dem KRealverbande des Haupigutes, zu welchem 
dafjelbe bis dahin gehört hat, aus, umd die demfelben auferlegte Geldabgabe #7), ſowie das berabre- 
dete Kaufgeld treten im Beziehung auf die Ychns- und Fideilommißberechtigten, Hypothelen - und Real- 
gläubiger des Hauptgutes an die Stelle des Trennftüdes, 

8.4. Hinfichtlich der Verwendung der feftgeiegten Kaufgelder in das Hauptgut kommen die ge- 
ſetzlichen Borjchriften Über die Verwendung der Ablöjungslapitalien zur Anwendung. 

$. 5. Alle Beftimmungen, welche den Vorjchriften des gegenwärtigen Gefetses entgegenftehen oder 
fi) mit demfelben nicht vereinigen laffen, werden außer Kraft gefetst. 


8. 109. Unter dem Nutzen einer Sache wird aller Gebrauch verftanden, welchen 
Jemand von derjelben zu machen berechtigt ®®) ift. 

8. 110. Nutzungen beißen die Vortheile, welche eine Sache ihrem Inhaber, un- 
befhadet ihrer Subitanz #®*), gewähren fann. 


das abändernde Gel. v. 24. Februar 1850 (G.S. ©. 68), und das G. zur Ergänzung des Geſetzes, 
betr. die Zerftüdelung von Grundftüden, v. 3. Januar 1845, Vom 24. Mai 1853 (G. S. ©. 241), 
Durch das letztere werden die Erleichterungen der Parzellenveräußerungen aufgehoben und die früheren 
Erſchwerungen, welche das G. vd. 3. Januar 1845 eingeführt hatte und die durch den 8. 31 der V. v. 
2. Januar 1849 befeitigt worden waren, wieder hergeftell. Darnach find VBeräußerungsverträge über 
einzelne Theile don Grundftüden, wenn fie nicht von dem grumdbuchführenden Gerichte geichlofien 
werden, nichtig. (Zuf. 7 zu 8.15, Tit. 10.) (4. 9.) Auch die feit der Erlafjung der B. dv. 2. Ja- 
nuar 1849 bis zur Publikation des Geſetzes v. 24. Februar 1850 geichloffenen PBrivat-Parzellirungs- 
Berträge unterliegen der Nichtigkeit. Erf. d. Obertr. d. 27. Oftbr. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 162). 

85) Auch die Rechte der Gläubiger erlöfchen jet bei Heinen Parzellen, in Bolge der auf diefe 
Beräußerung gemachten Anwendung der Regel: pretium succedit in locum rei. ei. v. 3. Mai 
1850 (Zuf. 3) 8.3. Bergl. Anm, 86, 

858) Zu vergl. das Gef. v. 13. April 1841, Über den erleichterten Austauſch einzelner Gutspar- 
zellen, unten, an. 9 zu 8.457, Tit. 20. 

86) Ueber diefe Grenze hinaus kann die Zerftüdelung nur mit Vorbehalt der Rechte des Realbe- 
rechtigten an die Treunftüde ausgeführt werden. Wegen Sicherung der Hypothelen- und Realgläu- 
biger find die neuen Vorfchriften im Gef. v. 2. März 1850, $$. 110 und 111 zu beachten. 

87) Wird diefelbe fpäter abgelöft,, jo wird hinfichtlich der Realgläubiger nach den Borjchriften der 
Ablöfungsgejege verfahren. S. die vor. Anın. 86, 

88) Die Baffung if nicht entiprechend. Nicht in der Berechtigung des Gebrauchers, jondern in 
der Tauglichkeit der Sache zum Gebrauche überhaupt ($. 111) liegt die Nützlichkeit der Sade. Ge- 
brauch ift die Anwendung einer Sache als Mittel 2 Erzielung eines Bortheild. Nuten werden 
bier alle Bortheile überhaupt — weiche die Sache durch ihre Verwendung verſchaffen kann, 
wenn auch die Subſtanz vernichtet, d. h. die Sache verbraucht wird ($. 120). Die Spezies des Nu— 
tens, melden die Sadye unbeichadet ihrer Subftanz verichafft, wird im $. 110 mit „Rußungen‘ ber 
zeichnet. Werthmeſſer der Sache find nicht die Nutungen, jondern der Ruben. $. 111. 

88.@) (2, A.) Vortheile, durch welche die Subftanz verringert wird, fallen mithin micht unter den 


Nuhen. 


Nutzung. 


Gemeiner 
Werth *). 


Außerordent: 
liher Werth. 
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8. 111. Der Ruben, welchen eine Sache ihrem Befiger leiſten kann, beftimmt 
den Werth derfelben 83 b), 

$. 112. Der Nuben, welchen die Sache einem jeden Befiger gewähren kann, iſt 
ihr gemeiner Werth. 

8. 113. Annehmlichkeiten. oder Bequemlichfeiten, welche einem jeden Befiker 
{häfbar find, und deswegen gewöhnlich in Anfchlag fommen, werden dem gemeinen 
Werthe 8?) beigerechnet. 

8. 114. Der auperordentlihe Werth einer Sache erwächſt aus der Berechnung 
* — — welche dieſelbe nur unter gewiſſen Beſtimmungen oder Verhältniſſen lei- 

en kannꝰ0). 

8. 115. Der Werth der beſondern Vorliebe ) entſteht aus bloß zufälligen Ei— 


Begriff der Früchte, 3. B. die Ausbeute eines Bergwerls, der Ertrag einer Ziegelei, tmozu vom eige- 
nen Grunde und Boden das Material genoinmen wird, (4. 9.) Deshalb enthält die gegen einen bes 
ftimmten Preis geichehene Ueberlafjung der Ausbeute beftimmter Hure an beftimmten und vorhandenen 
Flögen einen Sadhfauf, nicht eine emtio spei oder emtio rei speratae, oder gar einen Pachtkontralt. 
Erk. des Obertr. v. 20. November 1857 (Arch. f. Nectsf. Bd. XXVII, ©. 155). (5. A.) Eben jo 
ift e8 Kauf einer ſchon vorhandenen Sahe, wenn der Beſitzer eines Steinbruchs einem Anderen das 
Recht einräumt, die in dem Steinbruche vorhandenen Steine, jo viel ihm davon beliebe, gegen Zah— 
lung einer im Ganzen oder nad) der Ouantität der zu gemwinnenden Steine beftimmten Geldjumme 
für ſich zu brechen, Erf. defj. vom 10. April 1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©, 79). Bergl. un« 
ten die Anm. 24 zu Art. 275 des H.G. B. (Th. II, Fit. 8), — Auch der Torf eines Grundftüds 
gehört micht zu dem Früchten, fondern zu der Subftanz deflelben. Erk. des Obertr. d. 3. März 1854 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. XIU, ©. 36). Bergl. unten, Anm. 11@ zu $. 259, Zit. 21. 


*) (5.W.) Koenigsberger, de communi singulari et affeetionis pretio secundum jus com- 
mune Borussicum,  Vratislaviae 1856. 


886) (4. U.) Hinfichtlich der Angemeffenheit einer auf Beftellung gelieferten Arbeit eutiheiden die 
Preife der Zeit umd des Ortes der Beftellung, fagt das Obertr. in dem Erf. v. 19. Januar 1854 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 63). Iſt micht richtig: die Preile des Ortes, mo der Arbeiter oder 
Meifter feinen Sit (feine Werkftätte oder Fabrik) hat, find maßgebend. i 

89) Werth einer Sache ift das Lirtheil, wodurch die Sadıe auf ein gemeinfchaftliches Drittes, auf 
Geld, gebracht, dem Gelde gleichgeftellt wird. Das Urtheil beftimmt fich nad der Summe des Nu— 
tzens, zu welchem die Sache überhaupt tauglich ift. Durch diefe Operation des Berftandes läßt ſich 
der Inbegriff eines aus dem veridiedenartigften Rechten beftchenden Vermögens einer beflimmten Per- 
fon auf eine Geldjumme zurüdführen. Der Nuten, wodurch er der Werth einer Sache beſtimmt, 
ift in feiner Größe verſchieden nad) der Anwendung, weldye verichiedene Individuen davon zu machen 
verftehen oder zu machen im Stande find. Daher ift die nämlidye Sache dem Einen mehr, dem An- 
deren weniger werth. Hier wird ein Normalgebraud vorgeichrieben: man joll in der Regel nur auf 
den Gebraüch jehen, den eim jeder Befiter von der Sache machen kann. Bergl. die folg. Anm. Auch 
die einem Jeden ſchätzbaren Annehmlichkeiten oder Bequemlichkeiten kommen in Anſchlag, nah A. G.O. 
1,6,8.16. Bergnügen läßt ſich nicht nach einem allgemeinen Grundſatze veranjdiagen, weil 
die Empfindungen der Menſchen verichieden umd wandelbar find. Kunftwerte haben, wie jede andere 
Sache, einen gan Werth, der nach ihrem Nuten (Annehmlichteit, Mufterhaftigfeit u. j. 10.) ge- 
hätt wird, imon, Rechtsſpr. III, 339, 

90) Bon den gemeinen Werthe, dem eine Sade in den Händen eines Jeden hat (Anm. 89), 
unterjcheidet diefer $. einen außerordentlihen Werth, dargeftellt durch den Nuten, welcher von 
ihr unter gewiſſen Beftimmungen oder Verhältniffen zu ziehen ıft. Was damit gemeint ſei, ift micht 
zu jagen. Der Wortfinn paßt ebenjo auf Werkzeuge in den Händen des richtigen Handwerlers tie 
auf eine Feueriprige, die darnadı nur einen auferordentlichen Werth haben würden, mas doc gewiß 
nicht gemeint wird. Dan hat aber wohl nur an den Fall gedacht, wenn eine Sache auch noch einen 
anderen ungewöhnlichen Gebrauch, neben dem gewöhnlichen, zuläßt, 3. B. ein Yandgut, welches ber- 
möge einer Duelle eine einträgliche Anlage, neben dem Landbaue, zuließe; ein abgerichtetes Thier und 
dergl. Darnady wäre der auferordentlide Werth nur der ordentliche einer gewiſſen einzelnen Sache, 
die vermöge ihrer Tauglichkeit zu einem noch anderen Gebraude als dein gewöhnlichen, jedem Beſitzer, 
weicher Nuben daraus ziehen will, einen bejonderen Nuten leiften kann. Das R. R. rechnet einen 
joldyen individuellen Werth zum gemeimen, Dafjelbe kennt aber nody einen Werth nach dem bejonder 
ven Nuten der Sache für Einzelne. L. 33 pr. D. ad leg. Aquil. (IX, 12). ®ielleiht hat man 
aud hieran gedacht. — Bergl. unten, 8.9, Tit. 11 und die Anm. 5 zu $. 11 des Eiſenbahn-Geſ. 
v. 3, Novbr. 1838 (Zuf. 5 zu Tit. 6, Th. U). 

91) „Ex aflectione‘, wie es L. 33 pr. eit., oder „affeetus ratione“, wie es L. 54 pr. D. mand. 
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genichaften oder Verhältniſſen einer Sache, die derfelben in der Meinung ihres Befi- 
gerd einen Vorzug vor allen andern Sachen gleicher Art beilegen. 
$. 116. In allen fällen, wo nicht die Gefege ein Anderes ausdrüdlich vorfchrei- Pekinman 
ben ?2), wird der Werth einer Sache bei entitehendem Streite durch die Abjchägung ver Ab 
vereideter Sachverftändiger beitimmt 92%). aan 
8. 117. Bei dergleichen Abſchätzungen wird in der Regel nur auf den gemeinen 
Werth der Sache Rückſicht genommen. 
$. 118. Der außerordentlihe Werth, ſowie der Werth der befondern Vorliebe, 
erg nur in Fällen, wo es die Gefege ausdrüdlich billigen %°), in Anfchlag ge- 
racht. 
$. 119. Sachen, deren Werth durch fein Verhältniß mit andern im Verkehr be- ulairter 
findlihen Sachen beftimmt werden kann, beißen unfhäßbar *). 
$. 120. Sachen, welche ohne ihre Zerftörung oder gänzlichen Verluft den ge- „Berbraub- 
mwöhnlichen Nugen nicht gewähren können, werden verbrauchbar genannt ?®). * 
8. 121. Wenn verbrauchbare Sachen Jemandem zum Verbrauch vergönnt mor- "* Seden. 
den, jo gefchieht die Wiedererftattung in Sachen von gleicher Gattung und Güte 9°). 


ausdrüdt. Daher der neuere Kunftausdrud: pretium affectionis. Den Werth aus Zuneigung oder 
Liebhaberei vermag nur der Beſitzer feibft zu ſchätzen. Vergl. L. 86 pr. D. de bonis libert. (XXX VIII, 2). 

92) Dergleichen Ausnahmen find der öffentliche Verkauf, das juramentum in litem, die Preis- 
ſtellung von der einen und die Annahme oder Ueberlafjung von der anderen Partei (II, 1, $$. 572 
und 648), und in einem Falle die Beibehaltung des Erwerbopreiſes mit Vorbehalt des künftigen Pius- 
pretiums (Anh. 3. A. ER. 8. 79), 

92°) Diefe Werthebeftimmung kann ſehr verichieden ausfallen, je nachdem die Tare nad) den 
momentan geltenden Preiſen (melde den geröhnlichen Preis oft bedeutend überfteigen), oder nach den 
gemein —— oder gewiſſen Durchſchnittspreiſen anzulegen. Darüber —J im Parteienſtreite 
richterliche Entſcheidung erfolgen. 

4. A.) Die Abſchätzung tritt auch ein, wenn die Verpflichtung zur Abtretung eines Grundſtücks 

egen einen dann zu bereinbarenden Preis vertragsmäßig feſtſteht umd eine Vereinbarung nicht ftatt« 

— Ert. des Obertr. vom 21. Oltober 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 185), 

93) Nach R. R. in allen bonae fidei judieiis (L. 24 pr. D. mand.); nad) den Grundiäßen des 
ER. aber in der Regel nur bei unerlaubten Beihädigungen aus Vorſatz und grobem Berfehen (I, 6, 
88. 85—87) und bei Erpropriationen (I, 11, 8. 9), aljo aus einer mit dem Willen des Beichädigers 
in Beziehung ftehenden Urſache. Das Eigenthum hat mithin feine unbedingte vollftändige Geltung. 

94) Bermoͤgensrechte, alſo Sachen im weiteren Sinne, find immer jhägbar, fonft find fie eben 
feine Vermögensrechte. Bergl. I, 4, $. 124 

95) Die Unterfcheidung trifft nur eine Unterabtheilung von Sadıen, nämlid) diejenigen Genera 
bon Sadıen, d. h. diejenigen Arten von fungiblen Saden, quae usu eonsumuntur vel minuuntur, 
Bermuthlih hat man hier die Sachen, welche nad ihrer Gattung und Güte in Betracht kommen 
(quae pondere, numero, mensura continentur), überhaupt, und nicht bloß diejenigen derjelben, welche 
durch ihren fahgemäßen Gebrauch verbraucht werden, andeuten wollen; denn zur Zeit der Entftehung 
des ER. wurden die j. g. fungiblen oder vertretbaren Sachen mit den verzehrbaren für einerlei gehal- 
ten. Man untericheidet nämlich nach der Meife, wie eine Sache als Gegenftand der Willensherrihaft 
einer Perſon in Betracht fommt, beftimmte Sachen (individua, species), wenn es gerade auf einen 
gewiſſen beftimmten Körper anfommt, und Sachen nach ihrer Gattung (genera), wenn ein beliebig 
zu mwählendes Stüd einer Gattung von einer gewiffen Güte der Gegenftand if. I, 5, 68. 273, 275. 
Bei dem Genus vertritt ein Stüd das andere, es kommt nur * Gattung, Güte und Menge an 
(1,5,8.275), (quod in genere suo functionem recipiant per solutionem, L.2, &.1 D. de rebus 
ered.), daher man diefe Sachen jungible (res fungibiles) und jene nicht fungible (res non fungi- 
biles) nennt. Die allerfungibelfte Sache ift das Geld. Auch auf Handlungen wendet man dieje Un— 
tericheidung an. (I, 5, 88.415, 416.) — Diejenigen Sachen, welche durch Verbrauch am ſachge— 
mäßeften gebraucht werden, die verbraudbaren, find nun eben eine Unterart der fungiblen oder 
bertretbaren Sachen. Die verbraudbaren Sachen allein hier herauszuheben, ift fein Grund umd wohl 
auch ſchwerlich die Abſicht geweſen; man hat, wie gejagt, die fungiblen Sachen im Sinne gehabt. 

, 96) Nicht 9— bei den verbrauchbaren Sachen, ſondern von allen fungiblen Sachen gilt 
dieſer Grundſatz (f. die dor. Anm.), wie vor Allem das Geld zeigt. Man betrachtet fie daher auch 
als unförperlihe Sachen, als forderungen, an welchen weder eim dingliches Recht, noch auch ein 
Recht zur Sache denkbar if. $. 124 d. x. 


Perjönliche 
echte, 
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8. 122. Perfönliche Rechte und Verbindlichkeiten heißen diejenigen, wozu nur 
AR Perfonen, ohne Rüdfiht auf den Belig einer Sache 97), befugt oder verpflich- 
tet ſind. 

$. 123. Ein perfönliches Recht enthält die Befugniß, von dem BVerpflichteten 
zu fordern, daß er etwas geben, leiften, verftatten, oder unterlajjen folle. 

$. 124. In fofern dergleichen perjünliches® Recht das Geben, oder die Gewäh- 
rung einer bejtimmten 9%) Sache zum Gegenjtande hat, wird e8 ein Recht zur Sache ??) 
genannt, 

$. 125. Ein Recht ift dinglih, wenn die Befugniß zur Ausübung dejfelben mit 
einer Sache, ohne Rüdjiht auf eine gewiſſe Perfon, verbunden iſt 1"). 

$. 126. Auch folche Rechte heißen dinglich, deren Gegenftand eine Sache 100 ®) 
ift, ohne Rüdficht auf die Perfon 100), hei welcher diefe Sache jich befindet 101). 


97) Dieje Beichränkung, wodurd diejenigen Obligationen don dem Begriffe der perfönlichen Rechte 
ausgeichlofjen werden, bermöge welcher der Gläubiger mur durch den Bells einer Sache altiv legiti⸗ 
mirt wird, erhält durch $. 128 ihre Erklärung. Die $$. 122 ff. beſchäftigen ſich mit der rechtlichen 
Möglichkeit, vermittelft welcher eine Sache oder eine vor der Willensherrichaft der Perſon unter- 
worfen wird, — mit dem Bande zwiſchen Subjeft und Objekt. Bergl. Anm. 1 zu g.1ıd.8X. — 
Dieje Verknüpfung heißt eine perfönliche, wenn der unmittelbare Gegenftand die Handlung eines 
Anderen iſt; ift er unmittelbar, d. h. reg en einer fremden Handlung, eine Sache im enge- 
ren Sinne, jo nennt man e8 ein dingliches Recht. 88.126, 127, 130. Das L. R. dehnt jedoch 
diefe Benennung auch auf bloße Handlungen eines Anderen aus, wenn die Berechtigung, ſolche zu 
fordern, nach deutichrechtlichen Anfichten mit dem Befige einer Sache verbunden ift, dergeitalt, daß 
jede Befitübertragung zugleid von ſelbſt eine Ceifion enthält. $$. 125, 128 und 129, Darauf be- 
zieht fich die Beihränfung des Begrifis von Obligation, 

98) D. h. einer Species. Bergl. Anm. 96 und 8.135. Der Gegenftand des perfönlichen Rechts 
ift hier die Subftanz der Sadje, nicht etiwa bloß das Gebrauchs- oder Nutzungsrecht, wenn man nicht 
von - eigentlichen juriftijchen Bedeutung der Worte von Geben und Gewähren abgeht. S. unten 
die Anm. 110, 


99) Jus ad rem der Neueren. Diejes Recht bildet den Uebergang bon der Obligation zum ding« 
lichen Rechte. Die auf ein Geben gerichteten Obligationen (dandi obligationes) bezweden die Erlan- 
gung eines dinglicen Rechts oder deſſen Ausübung durch fremde Handlungen. Neuere haben darauf 
eine Unterjcheidung derjelben don anderen Obligationen gegründet, und die Obligationen überhaupt 
(jura personalia) als Gattung im zwei Arten: jura pers. in specie und jura ad rem getheilt. Dar- 
jes, Inst. jurispr. priv. $. 31; Inst. jurispr. univ. 8. 805. Dieſe jura ad rem nähern fi den 
dinglihen Rechten fo jchr, daß fie gegen einen Dritten unter Umpftänden, bejonders im Falle der 
Willenfchoft deſſelben, die Wirkungen des dinglichen Nechtes felbft haben und mit der analogen ding» 
lichen Stage verfolgt werden können. I, 10,$.25; I, 15, 8.3; vergl. I, 19, 88. 4—6; Pr. des 
Dbertr. 2059, d. 26. September 1848. Um aber dieje Wirkungen mit dem Rechte zur Sache zu 
verbinden, oder richtiger: damit ein perfönliches Recht ein wahres Recht zur Sache (jus ad rem) 
fei, ift eine beftimmte Sache (Species) als Gegenftand erforderlih. Gin Recht auf ein Genus 
(fungible Sache) hat diefe Wirkungen nicht. Vergl. $. 133, Anm. 109, 

100) Dan nennt es ſubjektiv-dinglich, wie 3. B. Fiſchereigerechtigleit, Patronat , Krug-Ber- 
lagsrecht u. dgl., von welchen inzwiſchen fchon manche aufgehoben find, wie die Jagdgerechtigkeit , der 

ühlenzwang u. |. w. 

100.8) (2, X.) Im weiteren Sinne, alſo auch Rechte. Denn nad) der dem A. ER. zum Grunde 
liegenden Auffaflung von Eigenthum und Beſitz kann aud ein Recht an einem Rechte gedacht werden, 
und in fofern das Recht auf das Recht, z.B. ein Pfandrecht an einem Forderungsrechte, berfolgbar 
iſt, d. h. zwiſchen dem Berechtigten und einem Dritten ftreitig und mit einer don der zum utze 
des Forderungsrechts ſelbſt verſchiedenen Klage gleichſam vindicirt werden lann, muß es als ein 
dingliches Recht behandelt werden, wenngleich die Unterlage desſelben oder der Gegenſtand, am wel⸗ 
chem es haftet, felbft nur ein perfönliches Recht if. Es fonnen z. B. zwei Perionen über das Gläu- 
bigerrecht don einer beitimmten Forderung, welde der Schuldner als beftehend anerkennt, ftreiten. 
Bon einem folhen dinglihen Rechte am einem perfönlichen oder obligatorischen ift z.B. in der ©. v. 
9, Dezbr. 1809, $. 2 (Zuſ. 9 zu $. 130, Tit. 16) die Rede. 

1006) (2. 9.) Deshalb find Parochiallaften keine Reallaften; denn fie liegen nur folhen Perſonen 
ob, welche fich zur Religionspartei der Parochiallirche belennen. II, 11, 8.261. Pr. des Obertr. 
vd. 2. Mai 1851 (Entſch. Bd. XXIII, ©. 363). 


101) Wenn die Sache unmittelbar, nnabhängig don der Handlung eines Anderen, Gegenftand 
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$. 127. Dergleihen Rechte, die ihrem Gegenftande nach dinglich find, heißen 
Rechte auf die —— 

$. 128. Rechte, welche in Beziehung auf das Subjekt, dem fie zukommen, 
dinglich find, können in Rüdficht auf ihren Gegenftand bloß perfünlich 103), oder zu« 
gleich Rechte auf die Sache 104) fein, 

$. 129. Eben fo können Rechte, die in Anfehung ihres Gegenftandes dinglich 


des Rechts iſt — objektiv — dinglih. — Rüdftände von Laften haben kein dingliches Recht. Pr. 
1634 unten in der Anm. 104. 

(4. 4.) Vergl. unten die Arm. zu $. 7 des Geſetzes v. 12. Mai 1851 (Zuf. zu Tit. 16, Th. II). 

102) Sind die römijchen jura in re, aber nicht wie diefe auf eine beſtimmte Zahl beichräntt; 
jedes Nubungsreht an einer fremden Sache kann dinglid; werden. 88. 135—137; Tit. 7, 8.169; 
Zit. 21, 8.2. Das nicht allein, fondern jede Obligation,, deren Gegenftand bloße Handlungen find, 
lann zu einem dinglichen Rechte gemacht werden, womit denn jelbft der Unterſchied zwiſchen den dandi 
obligationes und anderen Obligationen verwiſcht wird. Beiſpiel find die Landſchmiede, welche vermit- 
telft des Befiges der Schmiedewerkftatt und der Eintragung auf das Folium des verpflichteten Grund» 
ftüds, ihr Handwerksverhältniß zu einem dinglichen — machen können. Pr. 845 (Pl.-Beſchl.) 
bom 27. April 1840 (Entih. V, 291). Bergl. Pr. 2008, dom 6. April 1848, und Pr. 2183, vom 
23. Auguft 1849 (Entid. XVII, 405). Bergl. auch Pr. 2092, (Pil.-Beidhl.) vom 5. Februar 1849 
(Entid. Bd. XVII, ©, 10), und unten die Anmerk. 111 zu 8. 136 d. X. 


103) 3.8, Dienfte des Schiffsvolls; ferner der durch freie Vereinbarung angenommenen, zu 
einem Landgute gehörigen Robotpflichtigen und auch der auf freien Vertrag angezogenen Liedlöhner. 
Deren Leiftungen find Gegenftand eines rein obligatoriichen Verhältniſſes, der Dienftherr aber ift nur 
als Befiter des Schiffes oder Gutes, auf welches fich die Leute verdungen haben, und nur zur Ber 
wendung im daflelbe, die Dienfte zu fordern berechtigt; er kann fie nicht für feine Perſon und für ſeine 
Haushaltung fordern und auch nicht verlangen, daß die Liedlöhner ihm anders wohin folgen oder fid) 
verjegen lafien. Das Berhältniß ift in dem Pl.-Beſchl. (Pr. 1956) des Obertr. vom 3. Jauuar 1848 
(Entih. Bd. XVI, ©. 3 ff.), wonach die Mehrheit des Obertr. einen Grundjat im entgegengeiegten 
Sinne für Recht erklärt, von der Majorität nicht richtig aufgefaßt. Der Verfaſſer der Gründe ift un» 
beftritten ein @elehrter, aber mit dem Leben und der Wirklichkeit ift er doch micht recht befannt. Der 
Ausipruh S. 14 daf.: die VBermuthung, e8 habe der neue Erwerber eines Guts das vorhandene Ge» 
finde übernehmen wollen, laſſe ſich nicht aufſiellen, es bleibe Sache der Kontrahenten, hierüber Feſt⸗ 
ftellungen zu trefien, ift ebenio ſachverſtändig umd verſtändlich wie die Phraſe Bd. XVU, ©. 259: 
„Zwar ift plorant nur dinglich, — nicht gleich feinen Verkäufern perſonlich — für den Zins ber» 
haftet geweſen; indeß diefer Umftand kann hier nicht in Betracht tommen. Denn — Implorant — 
it (nach $$. 702, 703, I, 18 wegen Beräußerung ohme Konjens) auch als dinglich Verpflichte— 
ter dem Erbzinsheren perjönlih und mit feinem übrigen Bermögen verpflichtet.“ Dort 
im $. 703 ijt eben von einem perjöndlich verpflichteten Erbzinsmanne, welcher einjeitig abgegangen 
ift, Rede. Jene Berneinung des wahren Weiens des landwirthichaftlichen Dienftverhältnifies ſeht alfo 
voraus, einestheils, ein Gutsläufer, der vielleicht gerade in der Ernte antritt, werde fein zahlreicdyes 
Arbeiterperſonal — etwa wie bei Anlegung einer Kolonie — gleich hinter fi) haben, um die Ernte 
zu vollbringen, anderentheil®, das vorhandene Gefinde könne mit dem abgehenden Wirthe, ohne Wei- 
teres, dem Hof plöblich verlaffen und Bieh und Arbeit für den Liebhaber ſtehen umd liegen lafien. 
Bei einem foldyen Hechte könnte die Welt nicht beftehen. Und weiter fann, unter jener Borausjegung, 
ja gar nicht die Rede davon fein, daß „ed Sache der Kontrahenten bleibe, hierüber (wegen Uebernahme 
des Gutsgefindes) Feitftellungen zu trefien“ , da freie Perſonen — wenn fie nicht kontraktlich zu blei- 
ben berechtigt umd verpflichtet find — nicht abgetreten werden können. — (3.4) Die Gejeßgebung 
fennt die Zuſtände beſſer. „Im Iandtirthichaftlichen Leben — heißt es in dem Motiven zum Ent- 
mwurfe der Konkursordnung, S. 47 — „ift in der That die Anficht vorherrichend, daß Perjonen , de 
ren Dienfte für die Bewirthſchaftung eines Gutes beftimmt find, durch ihre Annahme dem Gute zu- 
gehörig werden; der Gutsbefiger handelt bei Abichliefung des Dienftvertrages mehr als Repräjentant 
des Gutes, weshalb denn aud bei Veränderung der Perfon des Befiters jenes Dienftverhältmiß in 
der Regel umderändert bleibt.” So ift es. Schon die A. G.O. I, 50, 8.393, Nr. 5 bezeichnet 
dieje Dienftleute als „Perjonen, welhe zum Gute — gehören“. 


104) Wie eine Holzgerechtigkeit und namentlid das mit einem Gute verknüpfte Recht auf Real- 
laften , die ihrem Weſen nad in einer Obligation beſtehen, welche paffiv gleichfalls mit einem Grund« 
ftüde verlnüpft iR und dadurch zu einem Rechte auf die Sache wird, vermöge defien jeder neue Be» 
fitter in das bleibende obligatoriiche Berhältniß eintritt. Vergl. Entich. des Obertr. Bd. XVI, ©. 200, 
und Bd. XVII, ©. 320. Damit nict zu verwechſeln find die Rüchſtände ſolcher Laften und Abga— 
ben. Dergleihen Rüdftände find jelbftftändige Forderungen, die durch einmalige Leiſtung getilgt wer— 
den, für melde das Grundftüd, ohne befondere Hnpothefbeftellung grade fir einen gewiſſen beftimm- 
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jind, in Anfehung des Subjekts, welchen fie zukommen, zu den bloß perfönlichen 199), 
oder auch zu den dinglichen !96) Rechten gehören. 

$. 130. Wenn die Gefege von dinglichen Rechten ohne weitern Beifat reden, fo 
werden darunter folche, die in Anſehung ihres Gegenftandes dinglich, oder Rechte auf 
die Sache find, verftanden. 

$. 131. Die Handlung oder Begebenheit, wodurd Jemand ein Recht auf eine 
Sache erlangt, heißt die Erwerbungsart ?07), 

$. 132. Der gejegliche Grund, vermöge deſſen diefe Handlung oder Begeben- 
heit die Kraft hat, dat dadurch dad Recht erworben werden kann, wird der Titel ge- 
nannt !98), 

$. 133. Die Erwerbung eined Rechtes auf fremde Sachen fett bei dem Erwer— 


‚ benden ein vorbergebendes 1°?) Recht zur Sache voraus. 


Grundjä 
vom dingli- 
chen Rechte, 


$. 134. Dieſes perfönliche Recht, aus welchem dur die hinzukommende Er— 
werbungsart ein Recht auf die Sache entiteht, heißt der Titel dieſes Rechte. 
$. 135. Wenn demjenigen, der ein perfönliche® Recht zu einer Sache hat, der 


ten Rückſtand, nicht haftet, weshalb ein dritter Beſitzer die Einziehung derjelben aus dem Grundſtücke 
nicht zu geftatten braucht. Pr. des Obertr. 1634, v. 28. Oft. 1845, 

105) Die röm. perjönlichen Servituten, welchen nad dem ER. die Gebraudye- und Nutungs- 
rechte am freinden Sachen entſprechen; ferner die perſönlichen Zehntrechte. 

106) 3.8. Holzungs-, Weide», Maftungs- u. dgl. Gerechtigfeiten. 

107) Befigerwerbung oder Eintragung oder aud) Beides vereint. I, 20, 88.99, 100. Aber 
nicht alle Nechte erfordern eine befondere Ermwerbungsart. I, 22, 8.13; 1,9, 8.4 und I, 11, 
$.342; I, 12, $8. 288, 314, mas der $. 131 auch nicht jagt. 

108) Die Theorie dom titulus und modus aequirendi ift aus den Lehrbüchern jener Zeit hierher 
übernommen und dient nur zur Bildung des Syſtems. Auf die hier gegebene Grumdlage iſt das Lehr- 
gebäude des ER. meiterhiun fortgebaut. Vergl. hiermit I, 9, 88. 1—6 und I, 10, $$.1 u. 2. Der 
dem Syſteme zum Grumde liegende Irrthum hat keine praftiiden Nachtheile. 

Was zur Rechtsgültigkeit eines Titels erforderlich, bleibt hier ganz dahingeftellt. Vergl. Entich. 
des Obertr. Bd. IT, ©. 115. 

109) Ein vorhergehendes Nect zur Sache wird gefordert, um ein dingliches Recht an einer 
fremden Sache erwerben zu können. Dan hat das anderen Säten wideriprediend und- deshalb nicht 
allgemein richtig gefunden, namentlich erinnert, daß bei manchen Ermwerbungen, wie 3. B. bei der 
reinen Schenkung beweglicher Sadıen, titulus und modus zujammenfalle, daß bei anderen, wie beim 
Erbrechte, fein modus unterjchieden werden fünne, und daß bei noch anderen, wie bei vielen fällen 
der Verjährung, der Sat gang unrichtig. Allein diefen $. 133 treffen diefe Erinnerungen nicht. 
Denn er bezieht fih 1. auf die Ermwerbung eines Rechtes auf fremde Sachen, d. h. hier auf Sachen 
in dem Eigenthumsbefige eines Anderen, wobei an eine mittelbare Erwerbung zu denfen. Tit. 9, 8. 6. 
Deshalb find die Fälle der Berjährung und des Erbredits don jelbft ausgefchtoffen. Dann 2. jett er 
ein Recht zur Sache voraus. Ein ſolches Recht ift nur an einer beftimmten Sache möglich, nicht 
an einem Genus. $.124. Die Forderung anf eine ‚beftimmte Sache geht der Teiftung allemal 
voraus, folglich geht das Recht zur Sache dem daraus entftehenden Rechte auf die Sache immer 
voraus. Scheinbar entgegen ftehen die fungiblen Sachen (Genera), am melden doch auch durd) den 
modus das dingliche Recht erworben wird, obgleich keine beftimmte Sache Gegenftand der zum 
ift. Doc wirklich auch nur ſcheinbar. Denn bei der Gattung verwandelt die unbeftimmte Sache fi 
durch die, behufs der Uebergabe getroffene Auswahl in eine beftimmte Sade. Die Schenkun 
fann hierher nicht gezogen werden. Sie ift kein einzelnes Nechtsgeichäft, fondern ein Rechtsgeſchä 
von allgemeinem Charalter, defien Weſen darin befteht, daß der Eine aus feinem Vermögen ein Stüd 
umſonſt veräußert und der Andere dadurch bereichert werden, d. h. nichts gegenleiften jol, Sie kann 
deshalb im den verichiedenartigften Bermögensverhältnifien vollzogen werden, denn jedes Bermögensd- 
verhältniß kann als Mittel zur Schentung dienen. in vielfach zur Anwendung fommendes Echen- 
fungsmittel ift das Eigenthum. Dabei wird die Tradition al® Schenkung angewendet, nämlich die 
Scyentung tritt in die äußere Ericheinung als Tradition, bei welcher eben die Abficht, nämlich die 
Schenkung, al® justa causa dient. 8. 40 J. de rer. divis. (II, 1). Die Schenkung durch Tradition 
wirft daher kein perfönliches Recht und ift fein Titel, ſondern fie ift die Uebertragung des Eigenthums 
oder jonftigen dinglihen Rechts ſelbſt, muttelft Anwendung der Tradition. Bei Vermächtniſſen finden, 
wenn die Mitwiriung des Erben zur Uebertragung des dinglihen Rechts nicht erforderlich ift, 3. ®. 
bei dem vermachten Nießbrauce eines Grumdftüds (I, 12, $. 288), diejelben Verhältniſſe ftatt. Auf 
die urjprüngliden Erwerbungen, z. B. Ollupation, Beute, bezieht fich der $. 138 überhaupt nicht. 
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Beſitz derjelben auf den Grund dieſes Rechts eingeräumt wird, fo entfteht dadurch ein 
dingliches Necht auf die Sache !10). 

$. 136. Nechte, welche mit dem Befige der Sache, die ihren Gegenjtand aus- 
macht, nicht verbunden find, haben die Eigenfchaft eines dinglichen Rechtes nur als— 
dann t}?), wenn ihnen diefelbe durch ein befonderes Geſetz beigelegt ift. (Tit. 20, $. 8.) 


110) Bon diejer Regel gilt die Ausnahme I, 20, $. 100, wo der Befig allein nicht genügt, ſon— 
dern nod die Eintragung hinzutreten muß; ferner die Ausnahme $$. 225—227 a. a. O., wonäch auch 
noch vichterfiche Beftätigung nothwendig ift. ©. v. 23. April 1821, 8.4 (G.S. ©. 43). Außerdem 
ſchließt fie nicht aus, daß ein dingliches Recht, in beftimmten Fällen, erworben werden kann, wenn 
der Erwerber auch fein perjönliches Nedht zur Sache hat. ©. die vor. Anm. Uebrigens läßt fich ans 
diefem Gejege die Dinglichkeit der Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechte nicht unzweifelhaft herleiten. Denn 
ein Recht zur Sadıe iſt nur eim foldhes, weiches auf das Geben oder Gewähren einer beftimmten 
Sadıe, alio — kann man nah dem Wortfinne Iogen — auf Berihaffung der Subſtanz, nicht aljo 
auch ein ſolches, welches auf ein Verftatten des Gebrauchs einer Sadıe gerichtet ift (8. 124), man 
müßte denn die Uebergabe einer verpadhteten und bermietheten Sache mit unter das Geben und Ge- 
währen und nicht unter das Berftatten fafien (8$. 123, 124), was wahricheinlih im Sinne der Verf. 
gelegen hat. Doch ift auch ohmedies die Dinglichkeit der Gebrauchsrechte außer Zweifel durd I, 7, 
88. 169, 170; I, 21, 8.2, 

(4. 4.) Das bloße Anerlenntniß der Zehmipfeictigteit eines Grumdftüdes feitens defien Befiters 

enügt für fi allein noch nicht, um die Dinglichleit diefer Zehntpflichtigleit auch für den Beſitznach- 
Bar zu begründen. Erk. des Obertr, v. 13. Juni 1851 (Archiv j. Rechtef,. Bd. III, ©. 161). 

111) Werm ein Necht ohme die Erwerbungsart der Tradition für dinglic gelten fol, jo muß 
dies bejonders anertannt jein. Die Abficht der Berf, ging hierbei auf Abſchaffung der Konventional- 
Hypothel. Suarez, amtl. Vorträge, Jahrb. Bd, LI, ©. 2. 

Eine Klaffe von dingliden Nechten giebt e8 aber, welche weder mit dem Beſitze der belafteten 
Sache verbunden find, noch auch beiondere Anerkennung in den Gefegen haben, vielmehr auf die 
rechtliche Natur des Nechtsverhältmijies fich gründen. Dies find die mit jubjeltiv »dinglichen Rechten 
verfnüpften Gegenleiftungen. Beifpiele find: das mit einem Gute verbundene Patronatredht. Die 
Forderungsrechte der Kirde an den Patron find dinglich, wenn fie auch nicht im Hypothelenbuche des 
berechtigten, beziehlich verpflichteten Gutes eingetragen find; denn fie find untrennbar von dem Pa— 
tronatrechte als Berechtigung, und können and) nicht abgewieſen werden durch einjeitigen Verzicht auf 
das Patronatrecht; fie find objektiv-dingfih. IT, 11, 8. 610; Pr. des Obertr, vom 29. Nov. 1849 
Entſch. Bd. XVII, ©. 316 ff.). Ferner: Forderumgen und Nutzungsrechte, welche bedingende Ge- 
genleiftungen für ein ſubjeltiv dingliches Recht auf Peiftung gewiſſer Abgaben (Mühlenabgaben, Grund- 
zinfen, Erbpadtstanon) und Diente find, r ſolche Gegenleiftungen, als: Waldberedhtigungen, Grä- 
jereirecht, Freihaltung des Zuchtſtiers und Zuchtebers u. dergl., haftet das berechtigte Gut, aud wenn 
davon nichts im Hypothelenbuche deffelben ſteht. Vergl. Entih. Bd. XIV, S. 272, In diefe Kate- 
— gehört auch das Verhältniß der Landſchmieden. Darüber iſt Meinungsverſchiedenheit. Im der 

art Brandenburg gilt der Fohn des Dorfichmiedes fiir Gemeindelaft, welche auf den Hufen haftet. 
Yandtagsrez. d. 26. Juli 1653, Art. 42; Pr. des Obertr. 2133, d. 23, Ang. 1849 (Eutſch. Bd. XVII, 
S. 405). Auch in der Neumark, insbefondere im Sternberger Kreife, geht das Recht des Dorfichmie- 
des auf das ihm jeitens der Gutäherrichaft vertragsmäßig zugeficherte Schärftorn,, der umterbliebenen 
Eintragung auf dem Rittergute ungeachtet, auf jeden Beſitznächfolger des Ritterguts über. Pr. 2003, 
vom 6, April 1848. Nach den Grundſätzen des A. L.R. aber ftreitet man darüber und die Entſchei— 
dungen der Gerichte wideriprechen ſich. Schlef. Arch. Bd. II, S. 227 ff.; Bd. IV, ©. 90 ff., 451. 
Diefen Meinungsſtreit jol der Plenarbeſchl. (Pr. 845) vom 27. April 1840 erledigen: „Das dem 
Befitser einer Schmiede von der Gutsherrichaft vertragtmäßig eingeräumte umd im Hypothekenbuche 
der Schmiede, nicht aber in demjenigen des herrichaftlihen Guts ein etragene Recht, gegen die don 
ihm zu leiftende Schmiedearbeit von dem Guteherrn das Schärfgetreide zu fordern, nimmt dadurd) 
allein, dat die Kontrahenten gegenfeitig die Erfüllung des Bertrages angefangen und hierdurch ihre 
Befugniſſe in Ausüübung gebracht haben, nicht die Natur eines dinglichen Kechts an.“ (Entſch. Bd. V, 
©. 291.) Der Ausiprud gründet ſich auf diejen $. 136. Nirgends habe ein befonderes Geſetz dem 
Berhältnifie in Rede die Dinglichleit beigelegt. Allein die eigene ältere Meinung des Obertr., welche 
das Verhältniß zwiichen den von der Gutsherrichaft ausgefetsten Yandichmieden und den Herrichaften 
auf beiden Seiten für jubjeltiv-dinglich hielt, ohme nach der Eintragung zu fragen, hat befjere Gründe 
für fih. Demm dergleichen Schmiedegrundftüde gehören, in der Regel, zu den ausgejegten Dienitftel- 
len, welche nach Il, 7, $8. 137, 419 zu beurtheilen. Ausführlicher m. Beurtheilung der Eniſch. 
©. 376, Bergl. au den Pl.Beſchl. vom 14. März 1842 (Entſch. Bd. VII, ©. 345), welcher das 
mit den Ritterguts- und Dorfichmieden in den älteren Provinzen berbundene Recht auf das Schärf- 
getreide eine beftändige Gerechtigkeit mennt, welche durd die Einführung der allgemeinen Ge- 
werbefreiheit nicht aufgehoben jei. Auch der Pl.-Beihl. (Pr. 2092) vom 5. Februar 1849 (Entſch. 
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$. 137. Dingliche 112) Rechte auf die Sache fünnen von dem Berechtigten ge- 
gen jeden, in dejien Gewahrfam, Beſitz oder Eigenthum die Sache fommt, jo lange 
dad Recht ſelbſt dauert 113), ausgeübt werden !14), 

8. 138. Nur bei beweglichen Sachen können Veränderungen in der Perfon des 
Beſitzers der verpflichteten Sache, unter den in den Gefegen näher beftimmten Umftän- 
den, das Recht auf die Sache verändern. (Tit. 15, $. 42 sqq.)!'°). 

8. 139. Auch Veränderungen in der Perfon des Berechtigten wirken nur dann 
eine Veränderung in dem dinglichen Rechte, wenn dadurch das Recht zur Sache!10) 
verändert oder aufgehoben wird. 

$. 140. Wenn ein dingliches Recht auf die Sache bloß zur Verftärfung eines 
perfönlichen Rechtes beftellt worden, fo geht mit der Erlöfchung des letztern auch das 
erjtere verloren 177), 

$. 141. Dagegen kann ein folhes dingliches Recht aufgehoben werden, ohne 
daß deswegen dad perfönliche Recht erlöfcht. 


Bd. XVII, ©. 10) beruht auf anderen Grumdanfichten. (3. A.) Diefen entfpricht auch das Pr. vom 
29. März 1854: „Die, vermöge eines fpeziellen Titels, einem Grundftüde auferlegte Verpflichtung zur 
Entrichtung einer fortdauernden Abgabe (einer beftändigen Yaft) kann auch ohne —— in das 
Hypothelenbuch dieſes Grundſtücks den dinglichen Charakter erlangen, wenn fie während verjährungs- 
mäßiger Zeit entrichtet, und dem fpäter nachfolgenden Beſitzer belannt geworden war.“ (Entkh. 
Bd. Xxvii, ©. 297.) 

112) Ein Pleonasmus, wie im $. 135 umd 140, denn Rechte auf die Sache find eben dingfiche 
Rechte. 85. 127, 130. Darunter werden, im Allgemeinen, alle Rechte an Sachen — Eigenthum 
und jura in re — berftanden. $,. 126, 

113) Diefe Beſchränkung liegt ſchon im Begriffe von Recht. Iſt ein Recht erlofchen, jo ift fein 
Recht mehr vorhanden, welches fih ausüben fie. 

114) Die Wirkfamfeit umd Verfolgbarkeit des Nechts gegen jeden Dritten — actio in rem — 
ift das fpezifiiche Kennzeichen eines diuglichen Rechts. Nicht, daß es keine Anſprüche gäbe, die gleich- 
falls gegen einen Dritten Dee ia werden können, ohne dingliche zu fein, da e8 im Gegentheile der- 
gleichen allerdings giebt, wie z. B. die Rechte zur Sache einem unredlichen Dritten gegenüber (Anm. 99) 
umd die actio quod metus causa (I, 4, $.42), ſondern alle Klagen aus dinglichen Rechten find in 
rem, fie gehen niemal® nur gegen beftimmte Individuen. Davon machen die Tit. 21, $. 2 ermähn- 
ten Gebraud)s- und Nutungsrechte, welche durch Uebergabe (Befit) der Sache jelbjt erworben worden 
find, durchaus feine Ausnahme, wie ohme gültigen Grund behauptet worden iſt. ©. die Anm. zu 
5.20.00. Diejer $. 137 hat es zwar, Wenn man nicht von der eigentlichen Wortbedeutung ab- 
geht (Anm. 98 und 110), nur mit den Rechten auf die — einer Sache zu thun — nicht ge— 
vade einer fremden, denn das Eigenthum ift mitbegriffen —; allein die dur den unvollſtändi— 
gen Befi erworbenen Rechte find anderswo mit der actio in rem verjehen. ©. oben die Anm. 110, 
und unten Anm, 41@ zu $. 58, Tit. 23, 

(4. U.) Die erwerbende Verjährung des Rechts auf Zahlung eines jährlihen Grumdzinjes be- 
gründet feine Dinglichteit diefes Rechts, roat das Obertr. in einem Erf. vd. 25. Sept. 1851 (Arch. f. 

echtsf. Bd. III, S. 99). Dann ift die Abgabe kein Grundzins, denn Grundzins ift eine Reallaft. 
Bei diefem Rechtsfalle fcheint die Nichthaftung des unwiſſenden (redlichen) — der ſich 
auf das darüber ſchweigende Hypothelenbuch verlaſſen hat, mit dem rechtlichen Charalter des Grund— 
zinfes verwechjelt zu jen. Bergl. unten, Anm. 12, Alinea 8 zu 8.482, Tit. 20, 

115) Bei der dinglichen Klage in Bezug auf fahrende Habe jchließt fi das L.R. den Grumd- 
fäten des R. R. am, mit wenigen, die Sicherung des Verkehrs beziedenden Ausnahmen, 

116) Ein Recht zur Sache, welches auf die Subftanz gerichtet ift, hört auf in dem Augenblicke, 
two daraus, durch Hinzutritt der geeigneten Erwerbungsart, das entſprechende dingliche Recht entftan- 
den ift. Diefes Gejet handelt mithin vom folhen dinglichen Rechten, welche nur eine Zeit lang dauern 
ſollen, und zu ihrer Unterlage ein durch eine gewiſſe Zeit fortdauterndes obligatoriiches Rechtsverhält- 
niß, welches auf eine fortgefette Berftattung gerichtet ift, nöthig age wie die perjönlichen Gebrauche- 
und Nutungsrechte. Mit der Beränderung oder Aufhebung diejer Unterlage hört das dingliche Recht 
auf. Der Grund hiervon fanır aud) in einer gewiſſen Veränderung der Berfon des Berechtigten liegen. 


117) Ausnahmen kommen im Hypothekenrechte vor. 
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Dritter Titel. 
Bon Handlungen und den daraus entftchenden Rechten. 


Fiterar-Notizen: Unter Handlungen, welche der Gegenftand dieies Titels find, find die Wirkungen * 
md gie freier Wejen zu verftehen, deren Zweck Entftehung von Bechtsverhältniffen 
und Erwerb von Rechten ift, oder welche einem Anderen zum Nachtheil und Echaden gereichen und 
in diefem alle unerlaubt find. Die ältere gemeinrechtliche Yiteratur behandelt diefen Gegenftand micht 
zufammenbhängend, daher ift im Allgemeinen Landrecht diefer Titel erft bei der letzten Umarbeitung des 
Entwurfs zum Geſetzbuche entftanden und fein Juhalt aus den allgemeinen Grundfägen zufammen- 
getragen. Nur die Yehre von der Zurehnung fanden die Nedaktoren in den Kompendien des Ge: 
meinen Rechts vorbereitet umd fie ift denm auch nach den damals laufenden Anfichten aufgenommen 
worden; jonft it manches andere in dem Titel originell, 3. B. die Eintheilung der Folgen unerlaubter 
Handlungen in mittelbare und unmittelbare. Aus der neueren Literatur ift hervorzuheben: Heim- 
bad) sen., die Handlungen; in Weisfe'8 Rechtslexilon, Bd. IX, S. 190 ff.; d. Savigny, Spftem 
Bd. II, S. 5 u. fg. Aus der Preußiſchen Literatur ift anzumerten: Bornemann, Spftem, Bd. I, 
&.46; Temme, Civilrecht, ®. I, S. 108 ff.; m. Privatrecht, Bd.I, 8. 102, Bd. II, 8. 569. 

Außer den Handlungen im Sinne diefes Titels fönnen Handlungen eines Menſchen aud der 
Gegenftand des Nechts eines Andern fein, infofern er, der Handlungsverpflichtete, zu einem beftimm- 
ten Handeln verbunden ift. Handlungen in diefem Sinne (operae) werden zu den Sachen gerechnet, 
wovon unten im Tit. 5, 88. 408—413 ur. 8.165 u. Titel 11, Abſchnitt 8 gehandelt wird *). 


$. 1. Sollen aus Handlungen ?) Rechte entftehen, fo müſſen die Handlungen 53.293 
frei fein. deren Folgen 

8. 2. Nur äußere?) freie Handlungen können durch Gefege beftimmt werden. — 

8. 3. Wo das Vermögen, frei zu Ganbekn, ganz mangelt, da findet Feine Ber- 
bindlichfeit aus den Geſetzen ?) ftatt. 

$. 4. folgen, die aus einer Handlung, am und für fich betrachtet, nach dem 
natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge zu entftehen pflegen, heißen unmittelbar. 

8.5. Mittelbar *) heißen diejenigen 2 die nur aus der Verbindung der 


*) (5.9) Ein pactum de cedendo iſt fein opus, d. h. eine Handlung im Sinne des Tit. 11, 
Abſchnitt 8 u. Tit. 5, SS. 165, 408— 813, wie das Obertr. erfannt hat (unten, Anm, 18 zu $. 393, 
Fit. 11), fondern eine Handlung im Sinne des Titel 3, eine Willenserflärung (gestum, factum, aud) 
factum personae. L. 61 pr. D. de acquir. rerum dominio XLI, 1; L. 155 pr. D. de regulis juris 
L, 17). 

1) Oder Unterlaffungen; denn auch diefe fallen unter den Begriff von Handlungen im weiteren 
Sinne. Bergl. $. 32 umd I, 6, 88.2 ff. 

2) Gedanken find zollfrei. Bergl. L. 18 D. de poenis (XLVIU, 19); L. 58, 8.2 i. f. D. de 
verb. sign. 

3) Und auch nicht aus Verträgen. Vergl. Einl. $. 82 und Anm. 89 dazu. Nicht zu beziehen 
ift das Geſetz auf Verbindlichkeiten, melde aus dem Status entftchen. Ein Unzurechnungsfähiger, 
weicher Vater eines auferehelichen Kindes wird, ift allerdings verbunden, dafjelbe zu alimentiren. 

4) Die —— von mittelbaren und unmittelbaren Folgen iſt nicht aus der Wirklichleit, 
fie iſt dem Verfaſſer zufällig eingefallen und willlürlich gemacht. Das R. R. hat nichts Aehnliches. 
Denn das damnum circa rem und extra rem iſt etwas ganz anderes, und das damnum indireetum 
der Neueren ift eim solches, welches einem Anderen dadurch entfteht, daß Demand fein Necht ohne 
Ueberichreitung gebraudht. Glück, Kommentar, Bd. IV, ©. 315. Die Verf. find, wie die zu ihrer 
eigenen Berftandigung gegebenen Beifpiele zeigen, ſich auch nicht Mar über das Wefentliche des Unter- 
ſchiedes geweſen. v. Tevenar, der Urheber der Unterſcheidung, machte fich durch diejes Beifpiel 
verftändlih: „Wenn T. mir die Fenſter — bei Nacht — einichlägt umd ich alſo nicht Anftalten ma— 
hen könne, die Deffmung wieder zu verwahren, — und ein Dieb einfteigt und mein Zimmer plüm— 
dert, jo ift der Verluſt der enter der unmittelbare Schade, umd der durch den Diebftahl erlittene 
Schade der mittelbare.” Hier fehlt augenicheinlicy die Kaufalverbindung zwijchen dem Fenſtereinſchla— 
gen umd dem Diebftahle. vd. Kircheifen erllärte den Unterjchied fo: „Wenn U. ein Kleid des B. 
dergeftalt begiefit, daß es zum Fledausmacher gebracht werden muß, und hier das Kleid, da feuer 
ausbricht, verbrennt, jo ift der Verluſt des Kleides eine mittelbare Folge der Handlung des A.“ Auch 
bier fehlt der urſachliche Zuſammenhang zwiſchen Begießen und Verbrennen. Der Kaufalnerus zwi— 


Zurehnung 
der Hands 
lungen. 
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Handlung mit einem andern von derfelben verfchiedenen Ereigniß, oder mit einer nicht 
gewöhnlichen Beſchaffenheit, entftanden find. 

8. 6. Mittelbare folgen, welche nicht voraudgefehen werden fonnten *), wer- 
den für zufällig gehalten. 

8. 7. Soweit eine Handlung frei ift, werden die unmittelbaren Folgen derfelben 
dem Handelnden allemal zugerechnet 6). 

$. 8. Auch die mittelbaren Folgen muß der Handelnde, fo weit er fie voraus: 
gejeben hat”), vertreten. 

8. 9. Je größer die Pflicht ift, mit Aufmerkfamkeit und Sachkenntniß zu han— 
deln, deſto größer ift auch die Verbindlichkeit, fih um die möglichen Folgen der Hand« 
lung zu befümmern. 


ſchen Urſache (menſchlicher Thätigkeit) umd fchädlicher Begebenheit darf nicht fehlen. Für den praf- 
tiſchen Gebrauch ift die Unterſcheidung ſchädlich, denn es kommen die wunderlichiten Urtheile über Mit- 
telbarteit umd Unmittelbarleit zum Borfheine, je nad) der individuellen Borftellung von Urſache und 
Wirkung, immer zum Vortheile des Beichädigers; fie dient daher mur zum Schutze des Beſchädigers. 
Die Unterfcheidung gehört dem gewöhnlichen Sprachgebraude an, Unmittelbar ift das, mas 
ohne Mittel, ohme Dazwiſchenkunft eines dritten Dinges, aus ſich ſelbſt entſteht. Mittelbar, als 
er | davon, hat eine außer ihm liegende Urſache. Der $. 5 giebt einen anderen Begriff. Un— 
mittelbar ift darnach das, was durch ein gewiſſes Mittel als wirkende Urfahe (Handlung) ** 
und mittelbar das, was durch Hinzutritt eines dritten Dinges als Fortpflanzungs- oder Hülts- 
urſache noch weiter aus dem erften Anftoße folgt. Aber jedenfalls muß diefer und der Schlußerfolg 
im Zufammenhange von Urſache und Wirkung bleiben. 3. B. einem Landivirthe wird in der Saat- 
zeit jein Gehöfte miedergebrannt. Es verbrennt ihm alles Zugvieh, Adergeräthe und Saatlorn. Das 
ift die unmittelbare Folge der Brandftiftung. Er hat kein Geld und feinen Kredit, und wenn er es 
hätte, jo hilfe es ihm nichts; denn Jeder hat mut fich jelbit zu thum. Deshalb kann er fein Feld 
nicht beftellen. Das ift die mittelbare folge. Geräth er durd den Ausfall der Ernte in Bermögens- 
verfall und wird ihm jchuldenhaiber jein Grundſtück verkauft, jo wird dies wohl nicht mehr als mit- 
telbare Folge angeſehen werden dürfen. Doch das ift willfürlich, die Brandjtiftung ift doch immer die 
erte, durch Dazmijchentunft anderer Umftände — bier 3.8. des Mangels an anderem Bermögen — 
fortwirlende Urlache. Noch mehr. Der Beichädigte it arbeitsunfähig und wird num ein Ortsarmer. 
Muß der Brandftifter auch dafiir auflommen? Noch nicht Alles. Die Söhne des Berarmten find 
für den Gelehrtenftand beftimmt worden und befinden ſich auf Reifen und Univerfitäten. Jetzt gehen 
die Mittel aus. Soll der Brandftifter auch dieſe anfchaffen und die angefangene Ausbildung vollen- 
den? Die Kette kann ſich moch weiter fortjegen. Die Urtheile über jolche entferntere Folgen können 
verſchieden ausfallen, je nach willkürlich vorausgefetster Abficht der Gefetsverf., wie weit fie haben ge- 
hen wollen. Cine nothivendige, im Begriffe umd im Wejen der Sache liegende, beftimmte Grenze 
iebt es nicht. Denn aud die Schranke, welche fich der folg. $. 6 ſetzen ſoll — man ſcheint die End- 
ofigfeit der mittelbaren Folgen nach der Definition gefühlt zu haben — tft wieder rein jubjeltiv und 
daher von der zufälligen Individualität des Urtheilers abhängig. Was vorausgejehen werden konnte, 
was nicht, kann Jeder nur nach feiner eigenen Scharfjichtigteit und Vorſichtigleit beurtheilen, und 
überdies findet diefe Begrenzung bei unerlaubten Handlungen auch nicht ftatt. $. 13. Der Brand» 
ftifter muß darnach Alles tragen und bezahlen. Casus dolo vel culpae subordinatus. 


5) Nach dem Ermeffen des Urtheilers. S. die vor. Anm, a. E. 


6) Wenn die Kraftäußerung oder die beftimmt geftaltete Unterlafjung eines Menſchen und eine 
darauf in die Sinne tretende Erſcheinung fid) wie unmittelbare Urſache und Wirkumg zu einander ver- 
halten: jo nennt man das die Kaufalverbindung. Diefe allein genügt nicht zur Zurechnung oder 
Berantwortlihmahung des Menſchen. Dazu ijt noch ein innerer Kaufalzufammenhang nöthig, d.h. 
das Thun oder qualifizirte Unterlaffen muß fich zu dem freien Willen des fid und der möglichen 
Folgen feiner Handlungen bewußten Menichen gleichfalls wie Wirkung zur Urſache verhalten. Someit 
die® zutrifft, ift der Menich verantiwortlih. Im welchem Grade, quantitativ ? Das beſtimmt fich nach 
dem Grade des Wollens, welches der wirtenden äußeren Urſache vorausgegangen ift ($. 14) umd mit 
Vorſatz oder Berjehen bezeichnet wird. — Der Gegenjag von freier Handlung ift die unwillkürliche 
Handlung, welche für Zufall gilt. I, 6, 8.39. Ein Kind und ein Blödfinniger fann nur ummill- 
türlih im rechtlichen Sinne handeln; ein Unmündiger nicht immer, I, 6, 8. 41. 

7) Zunãchſt vorausgeſetzt ift auch bier, wie bei den ummittelbaren Folgen, die Willensfreiheit, 
d.h. Zurechnungsfähigkeit. S. die vor. Anm. Das genügt aber bei dem ımittelbaren Folgen nicht, 
dieſe müfjen auch vorausfichtlich geweſen fein, fonft liegen fie außerhalb der Grenzen der Verantwort⸗ 
lichkeit ; denn fie gelten dann für zufällige Folgen. $. 6. 

Die Faſſung ift jo, ale wenn es auf die Thatjache der Vorausfiht des Handelnden ankäme. 
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$. 10. Mittelbare Folgen alfo, welche der Handelnde bei Anwendung der jchul- 
digen Aufmerkfamfeit *) und Sachfenntnig vorausfehen fonnte, müjjen von ihm ver: 
treten werden. 

$. 11. Dagegen werden bloß zufällige Folgen einer Handlung ?) dem Handeln- 
den nicht- zugerechnet. 

8. 12. Doc haftet der Handelnde für alle Folgen, ohne Unterfchied, die nad 
un en 10) aus der Handlung entjtehen follten, ob fie gleich nur zufällig entitan- 

find. 

8. 13. Auch müſſen die bloß zufälligen Folgen einer in den Geſetzen gemißbil« 
ligten **) Handlung in fofern vertreten werden, ald der Zufall '*) nur durch diefe 
Handlung jhädlih geworden iſt 12). 


Das ift nicht der Fall. Denn einestheils ift dies etwas Inneres, was der Wahrnehmung Anderer 
entzogen ift, aljo nicht bewieſen werden kann; anderentheils widerfpridht es dem Prinzipe (8. 6); es 
wird nicht gefragt: ob der Handelnde thatſächlich vorausgejehen hat, mas gefolgt iſt; fondern ob bei 
gewöhnlichen Fähigkeiten umd Anwendung der jchuldigen Aufmerkfamteit die Folgen Digg 
erden konnten. 88. 6, 9, 10. Mit der Berveisiaft verhält es fich hier wie bei dem Verfehen. Bergl. 
Anm. 4 a, €. 

8) S. u. die Aum. zu 8. 16, 

9), Der Wortlaut giebt einen Widerfinn, denn zufällige Folgen einer Handlung giebt es nicht, 
eben weil ein zurechnungsfähiger Menſch — diejer ijt hier vorausgejetst — der Urheber iſt. Allein es 
werden bier jolde mittelbare Folgen gemeint, die der Menſch nicht vorausjehen lounte ($. 6); 
in dieſer Beziehung hat das Geſetz Sinn. 

10) Nicht zu vermwechieln mit Vorſatz. Es ift noch immer von mittelbaren Rolgen Rede. Das 
Geſetz macht eine Ausmahıne von der Regel 88.6 und 11. Wenn der Handelnde wicht allein vorjäß- 
lich handelte, fondern damit auch beabfichtigte, Folgen hervorzubringen , die am ſich bei unbefangenem 
Germüthe nicht vorausgejehen werden tonnten und alfo jelbft bei einer vorjäßlichen Handlung als Zu- 
fall angeiehen werden mühten ; fo jollen fie dem Handelnden gleichwohl in Rechnung gebracht werden, 
Diefe Beitimmung bezieht ſich übrigens auf am fich erlaubte oder gleichgilltige Handlungen. Die un- 
erlaubten Handlungen find Gegenftand des folgenden 8. 13, 

11) Darımter werden nicht bloß die eigentlich unerlaubten und ftrafbaren Handfumgen (delicta 
vel quasi), jondern alle Handlungen und Unterlaffungen verftanden, welche überhaupt rechtswidrig 
find. ©. die folg. Anm. 13, Vergl. aud Entſch. des Obertr. Bd. XIII, S. 508 ff. 

12) Zufall heißt die Verneinung jedes menſchlichen Zuthuns zur Hervorbringung des Ereignifies. 
Vergl. Ann. 6, 

13) Eine zweite Ausnahme von derjelben Kegel (Anm. 10), welche jelbjt als allgemeine Regel 
anzujehen ift. Zweierlei Kategorien von Fällen ſind hierin zufammengefaßt und unter eine Regel 
gebracht. Die eine find die mittelbaren Folgen einer era = die an ſich nicht vorherzujehen wa— 
ren, die fälle des jog. casus dolo vel eulpae subordinatus (Anm. 4 a, E.), welche nod) einen ob» 
gleih entfernten urſachlichen Zuſammenhang mit der urjprünglic wirkenden Handlung haben. Die 
andere begreift die im Rom. Obligationenrechte vortommenden beſtimmten Fälle, in welchen der Schuld» 
ner deshalb, weil er mit der ihm amvertrauten Sade tontraftswidrig verfährt, den bei dieſer Gele» 
genheit die Sache treffenden Zufall tragen muß (L. 18 pr. D. commodati XVII, 6; L.1,$&.4D. 

e obl. et act. XLIX, 7; $. 2 J. quib. mod. re III, 15), umd die Fälle der Mora, die den Zufall 
auf den Säumigen überträgt, wenn ohne fie die Sache dem Zufalle entzogen worden fein würde 
(L. 14, 8.1 D. depos. XVl, 3; L.40 pr. D. de hered. pet. V, 3). Dieje Källe finden ſich wieder 
im A. L.R. I, 21, $. 251; I, 14, 8.85; I, 20, 8. 131; 1, 16, 8.16, verb. mit I, 11, 88. 102, 
103, 98, 959, 940. Es ift hier anzumerken, daß die Bedingung: „wenn der Zufall die Sache ſonſt 
nicht würde getroffen haben”, nur bei der Mora um R. R. gemacht ift; bei den Fällen des fontrafts- 
twidrigen Berfahrens mit der anvertrauten Sache wird das ohne Weiteres angenommen. Das L. R. 
ift darin ungenau. Bei dem Kommodate wirft es die verichiedenen Fälle zujammen und fchreibt für 
alle die mur anf die Dora pafjende Bedingung vor I, 21, 8. 251; bei dem Depofitum I, 14, $. 85 
ift der paſſende Grundiag Har ausgejprochen; bei dem Pfandtontratte, I, 20, 8. 131, miſcht fich wie- 
der der Grundjag von der Mora ein. Der $. 249, I, 13, von der Gefchäftsführung ohne Auftrag, 

ehört nicht hierher, jondern unter die Regeln von unerlaubten Handlungen aufer dem Falle eines 
ertrages. $$. 228 und 229 a. a. O. Diefes Nechtägeichäft hat ım PR. eigentlich eine erceptionelle 

Stellung; es gehört weder zu der einen noch zu der anderen der beiden gedachten Kategorien. Der 
Fall des unredlichen Beſitzes fteht unter der Regel von der Mora (L. 20 D. de cond. furt. XII, 1), 
auch nad) A.L.R.1, 7, 8.241. — Bon diejen beſtimmten Fällen der ziveiten Kategorie haben die 
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8. 14. Der Grad der Zurechnung bei den unmittelbaren ſowohl, als mittelba- 
e Solgen einer Handlung richtet fich nach dem Grade der Freiheit 24) bei den Han— 
elnden. 


Be 15. Daß Jemand gegen die Geſetze habe handeln wollen !5), wird nicht ver- 
muthet ?6). 
8. 16. Gin Jeder ift aber auch fhuldig, in den Gefchäften des bürgerlichen Le— 
bens Aufmerkfamfeit 17) anzuwenden, daß er den Geſetzen gemäß handele. 

$. 17. Wer aus Mangel diefer Aufmerkfamfeit wider die Gefepe handelt, der 
begeht ein Berjehen '®). 


Berfafler des L.R. eine allgemeine Regel und zwar nad) dem für den Fall der Mora geltenden Grund- 
fate gebildet, und bier durch den $. 13 vorgeichrieben. Dieſe Generalifirung nur für beftimmt ge- 
ftaltete Fälle in gewiſſen obligatorischen Verhältniffen veranlaft Mißverftändniffe. Ein Fradıtfuhr- 
mann hatte einen Theil der zum Transporte gig Se Sachen einem — ———— (Sub- 
ftituten) übergeben, und deſſen Wagen janımt der Yadung verbrannte in dem Nachtquartiere, wo 
Feuer ausbrad. Der Erfte wurde wegen diefes Zufalls in Anſpruch genommen, auf Grund diejes 
8. 13, weil er durch die Weiterverdingung des Bra Bath ohne Zuſtimmung des Abjenders eine in 
den Geſchen gemißbilligte Handlung begangen haben ſollte: das Gericht erſter — verurtheilte ihn 
auch. Dieſer Fall hat das Pr. des Obertr. 1397 v. 6. Jan. 1844 veranlaßt: „Wenn ein Fracht: 
fuhrmann ohne Zuftimmung des Abfenders die ihm zum Transporte anvertraute Waare durch einen 
anderen Fuhrmann fahren läßt, fo ift diefe Subftitution an umd flir fi nicht für eime ſolche von 
den Geſetzen gemißbilligte Handlung zu achten, daß aud) der bloß zufällige, auf der Reife die Waare 
betreffende Zufall, 3. ®. ein Feuerichaden, von dem Frachtſuhrmanne vertreten werden müßte.“ 
(Entid. IX, ©. 370.) Die Anwendung diefes Geſetzes, $. 13, wird fiher, wenn man die darin zu— 
jammengefaßten verichiedenen Fälle unterfheidet und darnach den fsragefall unterordnet, nämlich: 
1. rechtswidrige Handlungen mit ihren mittelbaren am ſich nicht vorauszujehen geweſenen ſchädlichen 
Bolgen ; 2, kontraktswidriges Verfahren mit einer anvertrauten Sade; 3. Zufall nad) Eintritt der 
tora, wohin auch der Fall des unredlichen Beſitzes gehört. 

(4.9) Der Fall, wo ein Vertrag nicht erfüllt wird, wenn 3.8. ein Fuhrmann die ihm zum 
Ueberbringen verdungene Yadung ganz oder zum Theil nicht abliefert, gehört gar nicht hierher, der 
Fuhrmann muß einen Entlaftungsgrund (Zufall) vorbringen und beweilen, wenn er nicht abliefern 
fan; er kann nicht jagen, daß zur Begründung der Kontraktöflage die Behauptung eines ihm zur 
Laft fallenden dertretbaren Verſehens gehöre, die Klage ift durch den —— begründet, und er lann 
fih nur durd eine ihm gegebene Erception befreien. Vergl. das Erf. des Obertr. dv. 23. Febr. 1860 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVII, ©. 55). 

14) Die Faſſung ift mißlungen ; fie giebt feinen verftändigen Sinn. Dem die Willensfreiheit 
des Handelnden ift Grundbedingung der Zurechnung überhaupt ($. 7), umd die Freiheit hat im diejer 
Beziehung keine Grade. Der Ausdrud „der Freiheit muß daher unrichtig und der Inhalt des Ge- 
jeges ein anderer fein, als der Wortlaut jagt. Nach dem Zuſammenhange mit den 88. 7 u. 25 umd 
mit der Theorie des A, ER, Über das Quantum des zu erfetenden Schadens ift es wahrjcheinlich, 
daß er foviel wie „der Moralität” heißen foll, ein Ausdrud, den Suarez bei der revis. monitor. 
in der ————— Faſſung dieſes Geſetzes: „Der Grad der Zurechnung, ſowohl der unmittelba- 
ren, als der mittelbaren Folgen, richtet ſich nach dem Grade der Moralität bei dem Handelnden“, 
auch gebraucht hat. Gef. Reb. Mot. zu 88. 6 — 17 des Entw. S. 6. Alsdann bezieht ſich das Ge— 
ſetz auf die Quantität des Schadenserſatzes (im Beziehung auf welche das L.R, eine eigenthümliche 
Theorie hat), und hat einen ſachgemäßen Sinn. Der Inhalt ift darnad) diefer: Iſt der Handelnde 
verantwortlich, jo ift die Frage: wieviel oder was er zu erjegen hat, nadı dem Grade der Moralität 
der Handlung (Vorjag, grobes, mäßiges, geringes Berjehen) zu entſcheiden; und diefer Grundjat 
gilt jo bei ımmittelbaren wie bei mittelbaren Folgen einer Handlung. 

15) Definition von Vorſatz (Dolus). Damit wird nicht immer, wie im R. R. geſchieht, eine 
unſittliche Geſinnung bezeichnet. Drei Anwendungen diefes Begriffe —— ſich im L.R: 1. abficht- 
liche Nichterfüllung einer obligatorischen Verbindlichleit oder Zuwiderhandlung eines Schuldners ge— 
gen diefelbe; 2. abfichtliche — eines fremden Nechts (delietum vel quasi). Ber beiden An- 
wendungen it Verſehen (eulpa) und Zufall (casus) der Gegenjag von Dolus. 3, Vorſätzliche Veran- 
lafjung eines Irrthums, modurd der Irrende zu einer Willenserflärung oder Handlung veranlaft 
wird (Betrug, fraus I, 4, $. 84). Im allen diejen Fällen kann die Handlung pofitiv oder auch mır 
omiffio fein. Vergl. Anm. 89 zu $. 84, Tit. 4. 

16) Der Satz regelt die Beweislaft. Die Beweisführumg ift hier nur durch Schlüffe aus den 
äußeren Umftänden möglich, wenn fein Geftändniß vorhanden ift. 

17) D. i, die rom. diligentia. Sorgfalt, diejenige Geiftesthätigleit, wodurd der Borjchrift ein 
Genüge geleiftet, der betroffene Gegenftand vor Schaden bewahrt wird, 
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8. 18. Ein Verfehen, welches bei gewöhnlichen Fähigkeiten, ohne Anftrengung 
der Aufmerkjamkeit, vermieden werden fonnte, heißt ein grobes Berfehen 1°). 

$. 19. Die Folgen eines groben Verſehens werden, ın fofern e8 auf den Scha- 
denerfab anfommt, ebenfo zugerechnet, wie die folgen des Vorjages 2°). 

$. 20. Ein mäßiges Verſehen heißt dasjenige, welches bei einem gewöhnlichen ?’) 
Grade von Aufmerkfamteit vermieden werden fonnte. 

$. 21. Auch ein mäßiges PVerfehen muß verantwortet werden ??). 

$. 22. Gin geringes Verſehen ift dasjenige, welches nur bei vorzüglichen Fähig— 
feiten, oder bei einer ——— Kenntniß der Sache, oder des Geſchäftes, oder durch 
eine ungewöhnliche Anſtrengung der Aufmerkſamkeit vermieden werden konnte. 

$. 23. Ein geringes Verſehen darf nur derjenige vertreten, welchen die Geſetze 
beſonders verpflichten, vorzügliche Fähigkeiten oder Kenntniffe, oder eine mehr al® ge 
mwöhnliche Aufmerkjamfeit bei einer Handlung anzumenden. 

$. 24. Bei der Zurechnung der freien ——— nehmen die Geſetze auf die 
ru Beſchaffenheit oder Geiftesfräfte dieſer oder jener beftimmten Perſon feine 

üͤckſicht. 


18) Verſehen in dem bier gemeinten Sinne (culpa) heißt ein unabfichtficher, aus Nachläffigkeit 
(negligentia) herporgegangener fehler in der Sorgfalt und auch die fehlerhafte Handlung felbft. Im 
der letzteren Bedeutung wird der Ausdrud hier gebraucht. Zwiſchen der volllommenen Sorgfalt 
und dem Mangel aller Sorgfalt (der höchſten Nachläffigkeit) giebt es viele Abftufungen der Gei 
thätigkeit oder des Fleißes in der Sorgfalt. Daher verichiedene Grade des Verſehens. Zur Zeit der 
Abfaſſung des FR. Ichrte man nad) den Grundjägen des R. R. allgemein drei Grade (eulpa lata, 
e. levis, c. levissima). Diejes Syſtem hat auch das A. FR. ; man unterfcheidet ein grobes ($. 18), 
ein mäßiges ($. 20), und ein geringes ($. 22) Verſehen. In einigen Stellen kommt noch ein „ge 
ringſtes“ Berjehen (1, 7,8. 240; 1, 9,8. 457; I, 21, 8. 248; II, 8, 8. 2460) umd diefem eitt= 
ſprechend eine „jorgfältigfte Aufmertfamteit (IT, 8, $. 447) vor. Damit foll jedodh nicht ein vierter 
Grad der Verſchuldung — ſondern auf die Beweislaſt hingedeutet werden. — Die Dreithei⸗ 
lung J für die praftiiche Anwendung nicht recht brauchbar, weil es an kennbaren Grenzzeichen fehlt; 
nicht der Berftand kann das Urtheil finden, fondern das Gefühl thut den Ausſpruch, und deshalb 
hält der Eine das nämliche Verſehen für ein mäßiges, was der Andere höher oder niedriger tayirt, 
und umgelehrt. Selbft die Reviforen, die dem dreigliederigen Syſteme eine Schutrede halten , jchlie- 
fen mit der Berufung auf die Erfahrung, daf in den Gerichtshöfen fi) die Frage meiftens nur fo 
geftalte: ob überhaupt ein Verſehen vorgefallen, oder nicht. Das 2 eben die praftifche Anwendung 
des zwweigliederigen Syſtems, und ein eugni gegen die praftifhe Brauchbarkeit des dreigegliederten. 
Denn bei jenem kommt e&, dem Weſen nad, und bei richtiger Auffafjung der verſchiedenen Fälle 
der Anwendung, nur auf jene einfache praktifche Frage an. (4. A.) Diefe Erfahrung ift alt. Schon 
Titius, aud) ein Anhänger der drei Grade, jagt ad Lauterbach., obs. 102, dafj die Brage 
über die Grade der Kulpa eine bloße Schulfrage fei, „cum in vita civili plerumque non tam de 
gradu culpae, quam ejus existentia, seu an in universum aliqua culpa commissa sit, quaeri 
soleat.** 

19) Die culpa lata des R. R. ift die gewöhnliche culpa in Verbindung mit einem erfchwerenden 
Umftande. Solcher Umftände giebt e8 zwei: 1. der Mangel aller Sorgfalt, volltommene Nachläſſigleit 
oder Unbejonnenheit. Lata euſpa est nimia negligentia, i. e. non intelligere, quod omnes intelli- 
gunt, L. 213, $.2 D. de verb. signif. (L, 16). L. 223 pr. D. eod. Das ift auch der Inhalt des 
$. 18. 2, Wenn Jemand in einem konkreten Falle auf eine ihm anvertraute fremde Sache nicht ein- 
mal foviel Sorgfalt verwendet, als er auf feine eigene wendet, obgleich er nicht fleißiger, als in feiner 
Gewohnheit lag, fein follte. L. 32 D. depos. (XVI, 3); L. 22, 8.3 D. ad 8. C. Treb. (XXXVI, 1). 
Diefer Fall wird im FR. anders aufgefaßt. Anm. 32, — Die Frage: ob ein grobes Verſehen be- 
gangen worden, iſt cine thatſächliche. Der Richterſpruch, der eim ſolches Verfehen für erwieſen an— 
nimmt, kaun daher nicht durch Bezugnahme auf den Nechtsbegriff mit dem Vorwurfe als nichtig au— 
gefochten werden, dai die Enticheidung den im 88. 17, 18 enthaltenen Rechtsgrundſatz verlete. Pr. 

es Obertr. 703, vom 3. Juli 1839. — Deshalb, weil nämlich die Frage eine thatfächliche ift, 
haben die mehrfach veröffentlichten Rechtsiprüche im Fällen, wo über Verſehen entfdhieden worden, 
fein Intereffe, weshalb bier darüber hinweggegangen ift. 

20) Im der Regel, wie nad R. R. Cine Ausnahme macht I, 6, 8. 37, 

21) Als Mafftab wird ein aufmerliamer Hausvater (homo frugi, diligens, bonus pater fami- 
lias) bon gewöhnlichen Fähigleiten vorausgejett. $8. 24, 18 umd II, 18, 88. 275, 276. 

22) Dieſe ee hat viele Ausnahmen, zufolge des Grundjates, daß derjenige, welcher in einem 
Rechtsverhältnifje feinen Vortheil fucht, nur fir ein grobes Verſehen verantwortlich ift. 
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8. 25. Nur bei Verbrechen und bei Verträgen, welche ein befondere® Vertrauen 
unter den Handelnden vorausfegen, wird der Grad der Zurechnung nach folchen be— 
ftimmten perjönlihen Eigenjhaften des Handelnden abgemeijen 23). 

$. 26. Niemand darf den Andern etwas zu thun zwingen, oder font deſſen 
Freiheit zu handeln einjchränfen, dem nicht ein befonderes Necht dazu gebührt ?*). 

8. 27. Niemand darf den Andern etwas zu unterlaffen, bloß aus dem Grunde 
zwingen, weil der Handelnde dadurch fich felbit ſchaden würde. 

$. 28.. Nur alddann findet eine Ausnahme ftatt, wenn Jemand einer durch Ge- 
ſetze vorgejchriebenen Pflicht gegen fih felbit zumider handelt, und die Zwiſchenkunft 
des Staates nicht ſchnell — erfolgen kann. 

8. 29. Wer durch Natur, Geſetz, oder durch einen Auftrag des Staates ein 
beſonderes Recht hat, die Handlungen eines Andern zu leiten, der kann denſelben auch 
mit Gewalt hindern, ſich ſelbſt zu ſchaden. 

$. 30. Durch freie Handlungen können Rechte erworben, an Andere übertragen, 
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8.31. Vorzüglich geliebt dieſes durch rechtsgültige Willenserflärungen. (Fit. 4.) 
$. 32. Aus Band ungen, welche feine Willenderflärungen jind 2°), ingleihen 

23) Hiermit wird auf die römiſche diligentia rebus suis consueta hingewieſen. Die Vorſtellun— 
gen dabon find verworren, und aud) die Reviforen haben, nach ihrer Aeußerung ©. 9, 10a.a. O., 
feine Klarheit. Die Sache ift diefe. Auf die f. g. culpa in conereto, im Gegenfate zu dem Nor- 
malmaße, der j. g. eulpa in abstracto (Anm, 21), wird in gewifjen beftimmten Verhältniſſen aus— 
nahmsweiſe gejehen. Nicht alle, jondern nur die der einen Kategorie, haben das Gemeinfane, daß 
fie auf befonderem Vertrauen beruhen. Bei der culpa in conereto giebt e8 feine Grade, weil feinen 
allgemeinen Maßftab, indem verſchiedene einzelne Handlungen, welche in derjelben Zeit und unter 
gleihen oder ähnlichen Umftänden ftattgefunden haben, mit einander verglichen werden, Dieje auf 
eigenthümlicher perfönlicher Beichaffenheit oder Fähigkeit beruhende Diligenz gereicht dem Handelnden 
in den Bertrauensverhältniffen zum Schute, weun jeine Diligenz , verglichen mit der Normaldiligenz 
— 21), eine Nachläſſigleit ſein und ihn verantwortlich machen würde. Er ſoll ſich darauf beru— 
en dürfen, daß man ihn gekannt, und daß er die fremde Angelegenheit nicht ſchlechter beſorgt habe 
als jeine eigene Sache. Dieſe Ausrede muß er beweiſen. Bon dieſer Seite iſt das Inſtitut hier in 
dem $. 25 aufgefaßt, und eine logiſch richtige Anwendung findet fi bei der ehemännlichen Bermal- 
tung des Eingebrachten einer rau. II, 1, 38. 554, 555. Alle übrigen Anwendungen find verwor- 
ren. Die diligentia quam suis gereicht mithin zunächſt unachtfamen und —— Perſonen, mit 
welchen Andere ſich, dieſer Mängel ungeachtet, in ein Vertrauensverhältniß einlaſſen, zum Vortheile. 
Dagegen ſchlägt fie im ſolchen Verhältniſſen filr beſonders aufmerlſame und ungewöhnlich vorſichtige 
und beſonnene Perſonen zum Nachtheile aus. Deun der Andere hat ſich gerade dieſer vorzüglichen 
Eigenſchaften wegen in das Vertrauensverhältnißß mit ihm eingelaffen, und iſt berechtigt zu erwarten, 
dag man ſich feibf gleihbleiben werde. Zeigt ſich nun in der Sorgfalt diefer Perjon ein Unterſchied 
bei ihren eigenen a en gr und bei Saden des Bertrauensverhältnifjes zum Nachtheile des 
Letzteren, jo wird ihm das als culpa lata angerechnet, wenngleich die thatſächlich angewendete Sorg- 
falt, verglichen mit dem Normalmeffer (Anm. 21), noch für culpa levis (mofür er nd haften würde) 
gelten Lönnte. L. 32 D. depositi (XVI, 3). Ungefähr den gleichen ſchließlichen Erfolg ergiebt die 

umendung im I, 14, 88. 11, 12. Ueberhaupt ift du merken, dak von der diligentia quam suis, 
in allen Berhältniffen, immer nur da Rede fein kann, wo der Schuldner für culpa levis in ab- 
stracto würde haften müſſen, wenn ihm die Ausrede der diligentia quam suis nicht zu Statten füme, 
und umgelehrt da, wo er mur filr culpa lata verantwortlih, und ihm eine Zurückſetzung der frem— 
den Sade inter jeine eigene nachzumeifen ift. Bisher ift von den bertragsmäßigen Bertrauensver- 
hältniffen Rede gervefen. Das R. R. macht aber außer denfelben auch noch Anwendung bon der 
diligentia quam suis im dem Berhältnifie des Fiduciarerben. L. 22, $. 3 D. ad 8. C. Trebell. 
(XXXVI, 1). Diefe Anwendung fennt das A. L. R. nicht. 

24) Deshalb ift kein Handwerker oder Künftler verbunden, jede Beftellung anzunehmen. Aus— 
nahmen find aus Gründen des — Wohls bei manchen Gemwerbsleuten, 3. B. Apothekern, 
Gaſtwirthen, Schornſteinfegern, Notaren, Advokaten durch ausdrückliche Geſetzesvorſchriften gemacht. 

25) Nachdem im $. 7 von freien Handlungen und deren Folgen überhanpt gehandelt worden, 
ift nach diefer Ueberjchrift im dem darumter befindlichen Satungen die Rede von Rechtshandlungen. 
(3. 9.) Der Ausdrud ‚rechtliche‘ —— bezeichnet den Gegenſatz von unrechtlichen oder umer- 
— und iſt daher nicht richtig bezeichnend. Die Gegenſätze find faltiſche Handlungen und Rechts— 

andlungen. 
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aus Unterlaffungen 27) entftehen bürgerliche Nechte und Pflichten nur in fofern, als ein 
Geſetz fie damit verbindet. 
8. 33. Wer eine Handlung begeht, der übernimmt auch alle daraus folgende 


Pflichten. 

$. 34. Er iſt alſo verpflichtet, alles zu thun, durch deſſen Unterlaſſung die Hand- 
lung ſelbſt unerlaubt werden würde. (Tit. 13, Abſchn. 2, 3) ?®). 

$. 35. Aus unerlaubten 2°) Handlungen 20) überfümmt der Handelnde zwar 
Berbindlichkeiten, aber feine Rechte ®*). 

$. 36. Unter den Theilnehmern an einer gefegwidrigen Handlung entftehen da- 
raus 32) weder Rechte, noch Pflichten. 


—— — — 


26) 3. B. Beſitzhandlungen bei Erwerbung und Ausübung des Beſitzes und bei der Verjäh— 
rung. Vergl. Einl. $. 85, 

27) 3. DB. Nichtgebrauch eines Rechts. Bergl. I, 22, 8.43. — (4. A.) Nach der Städte. 
ordnung d. 19, Novbr. 1808 befteht fiir denjenigen, welcher an fich zur Gerwinmung des Birgerrechts 
verpflichtet war, diejelbe aber unterlaſſen hat, keine Verpflichtung zur Bezahlung von Kommunalab- 
gaben. Erf. des Obertr. d. 15 Mai 1851 (Ardhiv f. Redtsf. Bd. I, ©. 396). 

28) Bezieht fih ebenfalls auf Rechtshandlungen, nämlich auf Geichäftsführung und auf nüg- 
er Bermwendung , und zwar auf 8. 249, Abichn. 2 u. 8. 279, Abi. 3. Vergl. Eutw. des G. B. 

. UI, 88. 187 — 143, 

(4 A.) Außerhalb eines beftehenden Vertragsverhältnifies kann auf bloße Unterlaffungen außer 
dem Falle, wo in Folge eines Verbotsgejetes oder wodurch jonft eine bejondere Pflicht zum Handeln 
(nicht zu unterlaffen) eriftirt, nad Gemeinem Rechte kein Entſchädigungs- Anſpruch gegründet wer⸗ 
den ; ein folder ijt vielmehr durch pofitive Thätigleit bedingt. Dies wird auch nach dem preuf. 
Rechte ale Regel angenommen. Ert. des Obertr. v. 11. Juni 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLI, S. 348), 

29) Darunter werden gleichfalls nicht bloß eigentlich unerlaubte oder ftrafbare Handlungen (de- 
lieta vel quasi), jondern auch rechtswidrige oder verbotene Rechtshandlungen verftanden, z. B. der 
Vertrag, daß Einer den Anderen bei einer Yicitation nicht überbieten ſoll B. vom 14. Juli 1797; 
Eutſch. Bd. VII, ©. 125); Veräußerungsverträge in fraudem ereditorum (Eutſch. Bd. XIV, ©. 192); 
Spielverträge bezüglich auf auswärtige Yotterien (B. d. 7. Dez. 1816; Pr. 1939 v. 19. Nov, 1849); 
Ceifion eines Schuldinftruments, von welchem man weiß, daß keine Valuta gezahlt worden — 100- 
bei auch der im Kenntuiß geiegte Ceifionar als Theilnehmer an der unerlaubten Handlung erfcheint 
(Entih. Bd. XV, ©. 273); mißbräuchlihe Ausdehnung einer Holzberechtigung auf andere verbotene 
Holzarten, wodurch teine Verjährung angefangen, alſo fein Recht erivorben werden laun. (Entſch. 
Bd. XVII, ©. 416.) — (4. U.) Der Betrieb der Gejchäftsvermittelung ohne polizeiliche Konzeifion 
ift feine unerlaubte Handlung. Unten, Anm, 43, Abi. 2 zu $. 49 der Gewerbe-Ordn, (Th. IL, Tit. 8). 

80) Nach der Weberichrift zu $. 30 (Anm. 24) ift hier eigemtlih von Rechtshandlungen Rede, 
umd daher mögen wohl die Verf. nur an kommiſſive Handlungen gedacht haben. Doc) ift ein Streit 
darüber: ob auch omnifive Handlungen, namentlicd die Umterlafiung der Erfüllung einer Obligation 
darunter mitbegriffen ſei, gegenftandslos. Denn allerdings kann die Mora niemals der Entſtehungs- 
grund (causa) eines Rechts zum Bortheile des Säumigen werden; es können nur Verpflichtungen 
- daraus fiir ihm entftehen. $$. 38. u. 39. Die Säummiß ift freilich eine rechtswidrige (omiffive) 
Handlung im rechtlihen Sinne, 

81) Daher kann der Gläubiger auch die Berträge des zahlungsunfähigen Schuldners anfechten, 
durch welche der ftreitige Gegenjtand an einen Deicendenten und defien atten als gemeinfchaft- 
liches Eigenthum veräußert worden, wenn dieje Ehegatten auch nicht in Glitergemeinichaft leben. 
Denn der Ehegatte des Defcendenten ericheint als Theilnehmer an einer frandulöfen Handlung. Pr. 
des Obertr. dv. 21, März 1846 (Entih. Bd. XIV, ©, 190), 

._ 32) Darans, nümlih aus der gemeinichaftfich unternommenen Handlung, in dem Berhält- 
niffe der Handelnden unter ſich. 

Die geſetzwidrige Handlung muß der Gegenftand der Gemeinfchaft fein, und diefe Handlung, d. i. 
der gemeinſchaftliche dolus, der Entitehungsgrumd (causa obl.) jein ſollen, um zu berneinen, daf 
Rechte zwiichen den Gemeinjchaftern -entitanden find. Deshalb findet das Geſetz 5. B. keine Amven- 
dung: 1. anf das zwiſchen mehreren Angellagten durch den gemeinichaftlichen Prozeß entftchende Ber- 
häftnif wegen der Koften. Wenn ein Mitſchüldiger aus einer ſolidariſchen Verhaftung für die Koften 
mehr als feinen Antheil bezahlt hat, fo ift derfelbe wohl befugt, fich deshalb an denjenigen Mitſchul— 
digen zu regreifiren, für den er bezahlt hat. Pr. des Obertr. v. 31. Dez. 1842 (Entſch. Bd. VIII, 
S. 238). Dem der Entftehungsgrumd der Koften ift nicht eine gejegwidrige Handlung, fondern eine 
gemeinjchaftlihe Prozeßfllhrung, d. ı. ein Rechtsgeichäft. 2. Auf einen gemeinjchaftlichen Erwerb durch 


„Rorm der 
Handlungen. 
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$. 37. Ausnahmen, wo ein Theilnehmer den Andern zu entſchädigen verbunden 
ift, müſſen in den Gefegen ausdrüdlich beftimmt fein. (Th. IL, Tit. 1, Abfchn. 11) 3°). 

$. 38. Ein Jeder ift ſchuldig, feine im Geſetz vorgefchriebenen oder einmal frei- 
willig übernommenen Berbindlichkeiten zu erfüllen. 

8. 39. Wer feiner Verbindlichkeit fein gehöriges . feiftet, wird dem Be- 
Teer der Regel zum Erſatz alled daraus entjtehenden Schadens verantwortlich. 
(Zit. 6, 8. 9.) 

$. 40. Aus Berabfiumung der gefeblichen Form 3*) einer Handlung folgt die 
Nichtigkeit derfelben nur aledann, wenn das Gefeß die Beobachtung diefer Form zur 
Gültigkeit der Handlung ausdrüdlich 3°) erfordert. 


— — 


Spiel in fremden Lotterien. „Das geſetzliche Berbot des Spiels in fremden Lotterien macht zwar dei 
über ein foldhes gemeinſchaftlich auszuführendes Spiel geichloffenen Gejellihaftsvertrag zu einem ver- 
botenen, hindert jedoch nicht den Erwerb des auf das gemeinfchaftliche Loos in der renden Lotterie 
zu Gewinnes; umd es ift daher die Klage des Einen gegen den Anderen auf Theilung des 

winnes ftatthaft.” Pr. des Obertr. 1939, vom 19. Nobbr. 1847. Denn nur das Spiel, nicht 
der Gewinn (Erwerb) ift verboten. (Das Verbot befteht noch fort.) Der Grund der Theilungsflage 
ift nicht die nichtige Societät, jondern die communio incidens. 3. Auf das Berhältni des Einen 
bon mehreren Beichädigern, welcher den Beſchädigten entihädigt hat, zu den übrigen Genoffen, be= 
züglich auf den Regreß. I, 6, 88. 33 und 85. Denn der Grund der Sage auf Erftattung ift nicht 
die unerlaubte Handlung (Beihädigung) , fondern die Zahlung, wodurch der Zahlende in die Nechte 
des bezahlten Gläubigers gegen die übrigen Schuldner tritt, I, 16, $. 46 (actio cessa), umd wodurch 
er zugleich das Geichäft der Anderen mit bejorgt (actio negotiorum gestorum). Der $. 85 liber- 
trägt diefe Klagrechte in odium gegen die Beſchädiger auf die Armen. 

33) Einige neuere Ausgaben des L.R. —— den Abſchnitt 10, von den rechtlichen Folgen 
erern ——— Ehen. Das R. v. 29. Dezember 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469) behauptet, 

as jei ein Drudjehler, es müſſe Abſchn. 11 heißen. Man nimmt das auch, ich glaube allgemein, 
fir richtig an. Der Abfchnitt 11 handelt von den rechtlichen Folgen des umehelichen Beiſchlafs. Daraus 
entnimmt man den Beweis, daß das A. L.R. dem auferehelichen Beiſchlaf und die Schmähung als 
eine unerlaubte Handlung im rechtlichen Sinne anfehe. Das ſcheint mir zweifelhaft. Die Verf. ha- 
ben nach der Ueberjchrift (Marginale zur $. 30) es hier mit rechtlichen, d. i. Rechtshandlungen zu 
thum. Dazu pafit der zehnte Abichnitt, von gejetsiwidrigen Ehen, beffer als der elfte. Der ımehe- 
liche Beiſchiaf ift feine Rechtshandlung, fondern meiftens Folge einer Uebereinkunft und begründet 
auch filr ſich allein kein Necht und keine Pflicht des Einen gegen den Anderen, wegen der Lufittlich- 
feit. Aber wenn er Folgen hat, fo wirkt die ihm zum Grunde liegende Uebereinkunft, welche — 
abgeichen von der gemeinen Hurerei — auf dauernde Geichlechtsvereinigung geht, Anſpruch auf Er- 
füllung oder Entſchãdigung. Diefe Auffaſſung entſpricht dem inneren Zufammenhange der Rechts 
inſtitule beſſer, als die aus einem wirklichen oder vermeintlichen Druckfehler entnommene Theorie 
von umerlaubten Handlungen mit einer Ausnahme. — (2. A.) Das Obertr. äußert in demſelben 
Sinne in der Entf. v. 21. Jumi 1852: „Die landrechtlicen Vorſchriften über die rechtlichen Fol- 
gen des unehelichen Beiichlafs find auch nicht aus dem Gefichtspuntte der Vergütung eines zugefügten 

chadens abgefaßt“ x. (Entſch. Bd. XXIU, ©. 45), (3.9) Das GB. allegirt freilih aud dem 
Abſchn. XI. Die Variante kommt zuerft vor in der Ausg. von 1806, 

34) Die Vorfchrift betrifft Tediglih die äußere Form der Rechtshandlungen im Allgemeinen. 
Man hat deshalb unzutreffend die Streitfrage: ob Verträge, welche ein Vormund für feinen Min- 
del ohne Zuſtimmung des Gerichts abgejchlojjen hat, in den Fällen für gi angejehen werden fönt« 
nen, wo die Einholung jener Genehmigung zwar vorgejchrieben ift, die —* n der Unterlaſſung 
aber nicht beftimmt find, — zum Theile aus diefem $. 40 entjcheiden wollen. Denn um die äußere 
Form handelt es ſich hierbei nicht, fondern vielmehr um die Befugniß und Fähigleit eines Bormun- 
des, den Mündel durch Verträge verbindlich zu machen. Entſch. des Obertr,. Bd. XIU, ©. 5. 

35) Ausdrüdlih. Zweifelhaft geweſene Anwendungen find: 1. Zur Gültigleit des durch einen 
Mäkler abgeichlofjenen Geſchäfts ift micht die gleichzeiti e Gegenwart beider jchließender Theile 
bei der Aufzeichnung des geichlofjenen Geichäfts in das Tajchen - oder Handbuch des Mäklers, wohl 
aber die jucceffide Gegenwart derfelben erforderlih. War ſtreitig. Pl.Beſchl. v. 5. Febr. 1844 
(Entſch. Bd. IX, ©. 83). 2. Ein Inventarium wird durch Berabläunnng des für Nadhlafinventa- 
rien vorgefchriebenen Formulars nicht ungültig, War ftreitig. Pl» Beichl. vom 28. Kebruar 1845 
(Eutſch. Bd. X, ©. 276), 3, Wenn bei zweiſeitigen Verträgen beide Kontrahenten jchreibunfähig 
find, jo hat der Umſtand allein, daß Beiden ein und derfelbe Unterfchriftszeuge zugeordnet worden 
ft, die Nichtigkeit des Vertrages nicht zur Folge. Pr. des Obertr. v. 8. Jan. 1846 (Entid. XVI, 
S. 101 u, 107). 4. Detgleiden aus dem Grunde nicht, weil das Prot, feine Angabe darüber ent» 
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8. 41. Im zweifelhaften alle wird vermuthet, daß die Form einer Handlung 
nur zur mehrern Gewißheit und Beglaubigung derfelben vorgejchrieben worden 20). 

8. 42. Die Rechtmäßigkeit und Gültigfeit einer Handlung muß nach der Zeit, 
da fie volljogen worden, beurtheilt werden *7). 

$. 43. Cine Handlung, die wegen Verabfäumung der gefeßmäßigen Form von 
Anfange an nichtig war, kann in der folge niemald gültig werden ®®). 

8. 44. Wird die Handlung in der gejegmäßigen Form wiederholt, fo gilt fie 
nur von dem Zeitpunfte diefer Wiederholung an. 


1. K. O. v. 2. September 1815 (G.S. S. 197), Aufgehoben durch das Geje dom 8. Jumi 
1860, 8. 14 (Zuf. 12 zu $. 177, Tit. 12)39) #0), 


2. K.O. vom 19, Juli 1834, j. u. Zuſ. 1 zu 53. 111, Tit. 6. 
8. 45. Bei geſetzlichen Zeitbeftimmungen wird der Tag von Mitternacht zu Mit- Zeitbeitim- 


mungen bei 


ternacht gerechnet “), Handlungen. 
ält, „daß umd wie der zugezogene Unterjchriftsbeiftand der Unterfreugung und Genehmi defiel- 

a beigemahnt hat”. &a eig. DI.» Beil. (Br. 2065) vom * Nobember 1848 (Gntid). 

Bd. XVIL, ©. 66). 


36) Gilt auch bei Willenserfärungen, I, 4, $. 95, ja nah 4. G.O. U, 1. 8. 11 felbft bei 
Verträgen. Im Beziehung auf dieje aber giebt I, 5, $. 109 die emtgegengefetste Regel, und die 
Praris richtet ſich nad) diefer, d. h. was die Anwendung der Form im Ganzen betrifft, ob nämlich 
ein re ſchriſtlich, notariell oder gerichtlich abgefaht werden fol, Wenn aber über die Beden- 
tumg einzelner, das Verfahren bei Antvendung der gejetlichen Form betreffender Umftändlichkeiten 
und Förmlichkeiten, 3. B. Vorlefung durd) eine beſtimmte Perfon, Bemerkung des Datums, Form 
oder Vollziehung der Unterzeichnung, Zuordnung von Unterjchriftsbeiftänden u. dgl. geftritten wird, 
jo kommen die Grumdfäge diefer 8. 40 u. 41 aud bei Verträgen zur Anwendung. Vgl. Entſch. 
des DObertr. Bd. I, ©. 22; W. IV, ©. 122; Bd. XV, ©, 1075 Bd. XVII, ©, 68 ff.; B. XIX, 
S. 68 ff. — Bei der Abfaffung des L.R. find die verfchiedenen Bedeutungen der Formen, nämlich: 
Mittel zur Gründung oder Eingehung eines Rechtsverhältnifies (Bedingung der Gilltigkeit), oder 
Sicherumgsmittel gegen Umredlichkeit und Betrug (Beweismittel), oder Beides zugleich, nicht Mar 
im Bewußtfein geweſen, daher man überall auf eine Vermiſchung der verichiedenen Wirkungen der 
Form und der folgen des Mangels derjelben nad) beiden Bedeutungen trifft. Die Praris hat das 
meiftens überwunden. 

u an Wegen der Form nad) Verſchiedenheit der örtlichen Geſetze ſ. o. Einleit. 8. 33 ımd die 
nm. dazu. 

38) Vergl. Einf. $. 17 und Publ,-Pat. $. VII, Aum. 23. Der $. 43 wiederholt die Kegel 
29 D. de regul. jur. (L, 17). Dergleichen nichtige Handlungen brauchen nicht durch ein richterliches 
Urtel für nichtig erflärt zu werden; fie werden ohne Weiteres als nicht vorhanden behandelt. Das 
Gleiche gilt jelbft von ſolchen Rechtsgeſchäften, welde in der gejeglichen Form errichtet, aber wegen 
Diangel® mejentlicher ende nichtig find. Diefer Fall ıft widerſprechend beurtheilt worden. 
Das Obertr. hat im feiner Entſch. v. 15. Mai 1840 den Grundſatz ausgejprochen : Recptege khäfke, 
welche kraft des Geſetzes nichtig find, bedürfen, um diefelben unwirlſam zu machen, ohne Rüdſicht 
auf ihre Form, keiner Nichtigteitserflärung, fondern der Richter ift, wenn er das Rechtsgeſchäft für 
nichtig erfennt, eben jo berechtigt als verpflichtet, daſſelbe aud bei dem von ihm zu entjcheidenden 
Rechtaftreite als nichtig zu betrachten und als folches bei feiner Entſcheidung iu berüdfichtigen.” Schlef, 
Archiv = IV, S. 508. Somit feunt das U. L. R. allerdings eine Nichtigkeit von Rechtöwegen 
(ipso jure 

89) u. 40) Fallen mit der K.O. vd. 2. Sept. 1815 weg. 

41) „More Romano dies a media nocte ineipit, et sequentis noctis media parte finitur.‘“ 
L. 8 D. de feriis (II, 12), Wir haben diefe römiſche Sitte beibehalten. Die Römer nennen diefen 
Zeitraum dies eivilis, die erhellte Hälfte lux, dies naturalis und die berfinfterte nox. Die L. B de 
feriis fllgt als Nutzanwendung des dies civilis bei: „itaque quiequid in his 24 horis (i. e. duabus 
dimidiatis noetibus, et Juce media) actum est, perinde est, quasi quavis hora lueis aetum esset.'* 
Das beißt, der Tag ift eim untheilbarer Zeitabſchnitt; nad dem Augenblide, in melden während 
des Lauſes des Tages etwas gelöehen iſt, wird nicht gefragt. Der Grumd Tiegt in der Unmöglich- 
keit, den Anfangs- umd den Endpunkt mit Gewißheit auszumitteln, nicht alfein wegen Diangelhaf- 
tigfeit und Ungleichheit der Werkzeuge, fondern aud wegen der ungleiche Länge der Tage und Stum- 
den, welche die bolltommenfte Uhr nicht richtig angeben kann. Dies ift die civile Zeitrechnung der 
Neueren. Die Zeitrechnung, wobei auf — matkrssatiißen (wirklichen) Endpunkt gejehen wird, 
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8. 46. Sit die Erwerbung eines Rechtes an einen gewiſſen Tag gebunden, fo 
wird dafjelbe, jo bald der Tag angefangen ift, für erworben geachtet. 

$. 47. Soll aber eine Pflicht an einem beftimmten Tage geleiftet werden, fo 
fommt dem DVerpflichteten der ganze Tag zu Statten 2), f 


nennt das R. R. a momento ad momentum. L. 6, 7 D. de usurpat. (XLI, 3); L. 3, 8.3 D. 
de minor. (IV, 4); L. 184 D. de verb. sign, (L, 16). Sie wird nur einmal, bei der Reftitution 
ex capite minor. , angewendet. L. 3, 5. 3 de minor. Das A. IR. hat den Grundſatz des R.R.; 
die civile Zeitrechnung fommt in der Regel bei Zeiträumen aller Art zur Anwendung. Die Regel 
indet aud) noch bei Zeiträumen Anwendung, welche nad dem Maße von 24 Stunden beftimmt 
nd, doch hier mit Ausnahmen. Das Pr. des Obertr, v. 21. Aug. 1841 ſpricht in Uebereinjtim= 
mung damit aus: „Die in den Gejegen zur Abgabe einer Erklärung oder zur Leiftung einer Hand- 
lung beftimmte Frift: „„binnen 24 Stunden” *, ift für inmegehalten anzufehen, wenn die Erklärung 
oder Handlung im Yaufe des nächſten Tages erfolgt.” (Entſch. Bd. VII, S. 53.) Eine Ausnahme 
gilt bei der Zeitrechnung nad) Stunden, wenn der Ablauf eines Zeitraumes nicht als Bedingung 
einer Rechtsänderung in Betracht kommt, fonderm wenn am die Erfcheinung einer Begebenheit inner- 
. einer geroiffen Frift nad) einer Handlung eine Bermuthung über das Alter der Entftehung ge= 
üpft ift, wie 3. B. bei dem Ausbruche von Bichkrantheiten. Hier wird von Moment zu Moment 
gr Anertannt durch das Pr. des Obertr. 2100, vom 18. Der. 1848: „Die Frift von 24 Stun⸗ 
nach der Uebergabe, binnen welcher die Vermuthung gilt, daß ein erkranltes Stück Vieh ſchon 
vor der Uebergabe krank geweſen ſei, endet mit dem Momente, in welchem ſie am vorhergehenden 
Tage zu laufen angefangen hat.” (Entſch. Bd. XVII, ©. 152.) (Die Rechtfertigung iſt leicht; ein 
ausdrüclicher Geſetzesausſpruch fehlt; der Beweis muß auders als negativ dadurd geführt werden, 
daß ein Fall, wie die 88. 46 u. 47 d. T. vorausjeßen, nicht vorliege. Denn diefe handeln gar nicht 
von der Statthaftigfeit der civilen oder natürlichen [mathematischen] Zeitrechnung, jondern von den 
verjchiedenen Anwendungen der civilen Zeitrechnung; wovon bei der natürlichen Zeitrechnung jelbit- 
verjtändlich nicht Rede jein kann.) Unter 24 Stunden kann immer nur ad momenta geredinet wer- 
den, denn für Stunden giebt es feine civile Rechnung, weil fein Bedürfniß derjelben, Das R.R. 
fennt die Stunde als Zeitabjchnitt in Nechtsregeln nicht. Alle übrigen in Rechtsregeln vorfommen- 
den Zeitabſchnitte führen immer nur auf den Zag, diejem zu 24 Stunden gerechnet (St. G. B. $. 15), 
zurüd. Diefelben find: die Woche, der Monat, das Jahr. 

Die Woche ift ein wiederlehrender Cyllus don aufeinander folgenden Tagen, welcher ganz jelbit- 
ändig , ohne ein Theil des Monates oder Jahres zu jein, die Reihe diefer Zeitabichnitte durchzieht. 
ie gründet fi) auf die Mondbeobachtung und joll dem Mondviertel entſprechen. Da diejes aber in 

die Mitte zwiſchen 7 und 8 Tagen fällt, jo kann man die Woche zu 8 oder zu 7 Tagen annehmen. 
Die Römer hatten Stägige Wochen, mit dem Grenztage der Nundinä ; die Juden hatten Ttägige, und 
von diefen ift die Ttägige Woche auf die hriftlichen Voller gelommen. In röm. Rechtsregein kommt 
die Moche nicht vor. Im deutichen Rechte wie im Pr. R. ericheint fie aber häufig, ſowohl im Eivil« 
rechte, als im Pregefie und im Strafrehte. Man verfteht darunter einen Zeitraum von 7 Tagen. 
Str.G. B. 8.15. Die einzelnen Wochentage werden bekanntlich nicht mie die Monatstage durch Zah— 
len und Heiligennamen, fondern durch Eigennamen bezeichnet. 

Der Monat hat, wegen der drei derichiedenen —— der Kalendermonate jedes Jahres, eine 
zweifelhafte Bedeutung. Die Zeitmeſſung nad) einer Zahl von Monaten kann auf zweierlei Weiſe ge- 
ſchehen: entweder durch eine Normalzahl von Monatstagen — das ift die Meile des R. R., welches 
unter Monat 80 Tage verſteht; oder jo, daß das Ende des Zeitraumes an dein Monatstage ange- 
nommen wird, welcher dem —— des a entipricht, jo daß eine am 31. Dez. angefangene 
zweimonatliche Frift am 28. (29.) Febr. abläuft. Diefe Rechnungsweiſe hat in der dentichen Gerichts- 
praris, namentlich bei den Prozeffriften, ftattgefunden, aber man hat auch beide Weiſen angervendet. 
———— Bed., I, 47.) Das geſchieht auch im Pr. R. Bei Berjährungen (I, 9, $. 550) und 

i Strafen (St.G.B. $. 15) wird der Monat zu 30 Tagen gerechnet, bei Verträgen aber, nament- 
lich bei auf Monate lautenden Wechfeln, wird die Zeit nach den wirklichen Monatstagen beftimmt, fo 
daß fie an dem, dem Anfangstage (3.8. v. 2. Jan. nad 2 Monaten) durd) jeine Zahl entiprechenden 
Monatstage (2. März), wenn aber dieje Zahl im legten Monate fehlt, am letzten Tage defjelben ab» 
läuft. U, 8, 88.855, 856; A. D. W.D. Art. 32. Diefes Verfahren ift unanwendbar, wenn die 
Frift durch „halben Monat“ beftimmt iſt. Dann kehrt man wieder zur röm. Rechnungsweiſe zurücd 
und rechnet für einen „halben Dionat” 15 Tage. A. D. W.O. Art. 32 a. E. Cine allgemeine Regel 
ift nicht vorgeichrieben; es ift jedoch, nad) dielen Anwendungen, die vöm. Nechnungsweije ald Regel 
anzunehmen, weil fie in allen Fällen anwendbar ift, die andere, auf Bruchtheile unanmwendbare, Weiſe 
aber nur als Ausnahme in Fällen, wo fie vorgeichrieben ift, zu betrachten. 

Das Jahr bedarf zu feiner Anwendung feiner weiteren Beſtimmung; auf den Schalttag wird 
nicht Rüdficht genommen, I, 9, $$. 547—549. 

42) Wenngleich dem Berechtigten daraus; daß die Leiftung zu einer fpäteren Tageszeit erfolgt, 
Rachihei eutfteht. Bergl. den Rechtsfall über Leiftung von Bierfuhren im Schi. Arch, Bd. VI. S. 372, 
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$. 48. Trifft die Erfüllung einer Pflicht auf einen Tag, an welchem nach allge- 
meinen Polijeiverordnungen *?), oder nach den Religiondgrundfägen des Verpflichteten 
dergleichen Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen **), fo ift der Verpflichtete 
in der Regel an dem nächtfolgenden Tage zur Leiftung verbunden. (Th. II, Tit. 8, 
Abichn. S)*>). 

8. 49. Iſt die Zeit durch den Ausdrud: Jahr und Tag, bezeichnet, fo wer- 
den darunter Ein Jahr und Dreikig Tage verftanden. 


Die beiden 88.46, 47 gehören zuſammen. Die eivile Zeitrechnung bat, wenn der Anfangspunkt 
der Handlung nicht mit Punkt Mitternacht zufammenfällt, immer die Folge, daß der nad) ihr abge- 
meflene Zeitraum einen größeren oder Meineren Bruchtheil eines Tages mehr oder weniger enthält, 
als der mathemtatifch berechnete, je nadıdem man den Zag des Anfangs mitzählt, oder nicht. Da der 
Tag als ein untheübarer Zeittheil bei der civilen Rechnung behandelt wird (Anmerk. 41 am Anf.), jo 
ift um Mitternadg, welche nach der Stunde der Handlumg (des Anfangs) folgt, ſchon der erfte Tag 

anz vollendet. Hätte alſo die Befitergreifung um 10 Uhr Abends ftattgefunden, jo ift 2 Stunden 

—* ein ganzer Tag verfloſſen. Cine zweitägige Friſt wäre mithin um die zweite Mitternacht nach 
dem Anfange abgelaufen. Dabei fann der eine Theil jaft um einen ganzen Tag zu fury kommen, 
während der andere jo viel gewinnt. Das umgelehrte Verhältniß tritt ein, wenn man den Endpunkt 
in die nächſt folgende Mitternacht nad dem mathematiichen Endpunfte verlegt, d.h. wenn man den 
Anfangstag nicht mitzählte. Man mag alſo zählen, wie man will, immer verliert Einer zum Bor« 
theile des Anderen. Cine oder die andere Zählart muß aber, zur Yöfung der Aufgabe, den Zeitraum 
zu beftimmen, gemählt werden. Das R. R. wendet beide Zählarten, nach Berichiedeuheit der Fälle 
an, nicht willtürlich, fondern nad) einem beftinmmten Brinzipe, weiches zwei Regeln giebt: Soll durch 
den Ablauf des Zeitraumes ein Hecht erworben werden, tie bei der Erfigung, fo wird der Anfange- 
tag mitgezählt ; ſoll dadurch ein Recht berloren gehen, wie bei der Klagverjähr und Einlegung eines 
Rechtsmittels, oder der Rechtszuſtand verichlimmert werden, wie bei der Nichterfüllung einer Berbind« 
lichkeit durch Mora, jo wird dieier Tag nicht mitgezählt. v. Sadigny, Spftem, Bd. IV, ©. 350 ff. 
Dieſe Grundiäge hat das A. L.K. angenommen und in den 88.46 u. 47 ausgeiprodhen. Die Hand- 
lIungsfähigfeit des Minderjährigen, bei welcher das R. R. die mathematiiche Rechnung anwendet (L. 3, 
8.3 D. de minor.), wird als Ermwerbung eines Rechtes behandelt. (I, 5, $. 18.) 

43) Dazu gehören namentlich die von den Regierungen erlaffenen polizeilichen Beſtimmungen zur 
Bewahrung der äußeren Heilighaltung der Sonn- und Feittage. K.O. v. 7. Febr. 1837 (G.S. &. 19). 

44) Dergleihen Tage find die Sonntage umd die allgemeinen, d. h. die durch die Gejetsgebung 
angeordneten Feiertage. II, 11, 88.34, 35. Vergl. 4. GO. I, 7, 8.23; I, 8, 8.5; IL, 2. 8.11; 
Anh. 8.420. Dieje Tage find der öffentlichen Ruhe (Feier) von allen bürgerlichen Geſchäften und den 
gottesdienftlichen Verrichtungen gewidmet; Niemand kann an denfelben von dem Anderen eine Leiſtung 
oder die Annahme einer angebotenen Leiftung mit rechtlicher Wirkung fordern. Dieler Grundſatz gilt 
ſelbſt im ftrengen Wechielverfehre ; denn auch diejer joll am dieien Tagen ruhen. IL, 8, 8. 870 u. 
A. D. W.O. Art. 92. Die allgemeinen Feiertage in preuß. Yanden find zur Zeit: Weihnachten, Oftern, 
Pfingften, jedesmal 2 Tage; Neujahr; ein Bußtag (Mittwoch nad Jubilate); Charfreitag und Him- 
meljahrtt. Ed. v. 12. März 1754; B. v. 28, Jau. 1773; B, v. 4. März 1789; K.O. v. 22. Juli 
1839 (8.6. ©. 249). 

45) Die bloß kirchlichen Feſttage werden im rechtlichen Beziehungen micht berüdtfichtigt, wenn auch 
unter Umftänden den Berhältnifien thatſächlich Rechnung getragen wird. Der $. 48 bezieht ſich darauf 
in den Worten: „oder nach den Religionsgrundjägen nicht vorgenommen werden dürfen“. Dieſer 
theoretiiche Sat aber findet feine unmittelbare Anwendung, da der Richter über religiöje Fragen zu 
enticheiden nicht kompetent ift; vielmehr erfordert er jeine Anwendung durch den Gefetsgeber, wie ſich 
folche deum in der That auch findet. Proz.-Ordn, Tit. 10 ff. u, AIR. I, 8, 88. 985988, Das 
Allegat am E. diejes $. 48 bezieht fich eben auf eine jolhe Ausnahme zum Bortheile der Juden, nun 
aufgehoben durch die A. D. W.O. Art. 92, Ohne befondere Anordnung der Gejetsgebung kann der 
Richter auf bloße kirchliche Befte und Religionsfragen nicht Rücdficht nehmen. 

Der 8.48 bezieht fih Übrigens Überhaupt nur anf einen für die Handlung beftimmten Tag, wie 
3. B. den Zahltag, nicht aber auf den Fall, mo eine Rechtsveränderung don dem Ablaufe eines Zeit. 
raums abhängt und das Ende auf einen Sonn- oder Feittag fällt. Dadurd kann die Frift niemals 
berlängert werden. Bergl. Pr. des Obertr. vom 9. Juni 1848, betr. die Frift zur Einlegung eines 
Nechtsmittels, (Zur. Wochenſchr. 1848, ©. 312.) 





Erfordernifie 


recht er 
ee 


rungen, 


Gegenflände. 


128 Erfter Theil. Vierter Titel. 


Vierter Titel. 
Bon WVillenserflärungen*), 


Aus der gemeinrechtlichen Literatur gehört vorzugsweiſe hierher: d. Savigny, Syſtem Bd. III, 
88. 130— 134; Heimbad) sen., bon der Willenserflärung; im Weisle's Rechtslerilon, Bd. IX, 
©. 204 u. flg., auch Sintenis, praftiiches Civilrecht, Bd. 1, 8.17. — Preußiſches Recht: Bor- 
nemann, dom Rectsgeichäften. 2te Ausg. Berlin, 1833. — M. Privatrecht, 3te Ausg. Bd. I, 
88. 103 u. flg. und Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. II, 88. 82 u. fig. 


$. 1. Die Willenserflärung ift eine YAeußerung ?) deſſen, was nach der Abficht 
des Erflärenden gefchehen, oder nicht gefchehen foll. 

$. 2. Wenn eine Willenserklärung rechtliche Wirkun bervorbrifigen foll ! =), fo 
muß der Erflärende über den Gegenjtand, nach dem Inhalte jeiner Erklärung, zu 
verfügen berechtigt fein. 

$. 3. Ermuß dad Vermögen —3— mit Vernunft und Ueberlegung u handeln. 

8. 4. Die Willensäußerung muß frei, ernſtlich und gewiß oder zuverläflig fein !®). 

8.5. Alle Sachen und Handlungen, auf welchen ein Recht erworben, oder An 
dern übertragen werden fann?), können Gegenftände der Willenserklärung fein. 


1. Gewerbeordnung d. 17. Jan. 1845 (G.S. ©. 42). 

8.11. Ausichließliche Gewerbeberecdhtigungen , oder Zwangs- und Bannrechte, welche durch dieſes 
Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden find, können fortan durch Verjährung nicht mehr 
erworben werden. 

Durch Berträge oder andere Rechtstitel können dergleichen *) Rechte wicht auf einen längeren, als 


*) Die Willenserklärung ift eine Spezies von Handlungen, diefer Titel ift daher gewiſſermaßen 
eine Fortfegung des vorhergehenden. Die hier ausgeiprochenen Grundſätze beziehen ſich ſowohl auf 
Nechrsgeihäfte unter Lebendigen, al® auf die von Todeswegen. Dan hat aber hierbei überhaupt nur 
an das Sachenrecht gedacht; denn der Zitel bildete im Entwurſe die Einleitung Sm Sadjenrechte und 

tte die Ueberichrift: don den Duellen der Sadjenredhte Überhaupt. Willenserflärungen, und zivar 
ehr wichtige, kommen jedody aud im Perſonenrechte vor, 

1) Sie ift der finnlich wahrnehmbare Ausdrud der Willensmeinung, der nicht bloß durch Laute, 
fondern auch durch Zeichen für den Sinn des Gefichts verlautbart werden lann. Die Ausdrüdlichteit 
befteht nicht nothwendig in Worten einer befannten Sprache. 

18) Nämlich die nach dem Imhalte der —— beabſichtigte rg B. die Uebertra- 
gung des Eigenthums beim Verkaufe einer fremden Sadye. (I, 11, 8.19.) die Erklärung in 
anderer Hinficht wirlſam ſei, d. h. verbindlich made, oder als nichtig anzujehen, ift hier unentjchieden 
gelafjen , oder hängt von manden anderen Umftänden ab, 

1b) (5, 9.) Wenn ein Komtrahent bei dem Abjchluffe des Vertrages über die Zuweiſung eines 
Käufers für fein Grundftüd don Seiten des anderen Kontrahenten die Beftimmung der Höhe der die- 
fen zu zahlenden Belohnung feinem Ermeſſen vorbehalten hat, fo läßt fich hierin nicht eine der Be— 
ſtimmung des $. 4 twiderftreitende Ungetvißheit oder Unzuverläffigteit der Willenserflärung des Pro- 
mittenten antreffen und deshalb dieſer Vertrag nicht fir ungültig erklären. Erf. des Obertr. dom 
13. Juni 1865 (Arch. f. Recdtsf. Bd. LVIU, ©. 347). 

2) Bergl. unten $$. 14 ff., 29, 39945; I, 5, $. 58. 

3) Das ältere Geſetz über die gr Berhältnifje der Gewerbe v. 7. Sept. 1811, welches 
in 88. 51 und 54 beflimmte, daß in Rückſicht feiner eigenen Konfumtion Niemand mehr einem Mahl» 
und Getränfezwange unterworfen, und Verträge, wodurch fid) Jemand untertirft, den Bedarf zur 
eigenen Konfumtion aus einer beftimmten Stätte zu entnehmen, für nicht —— zu achten, iſt 
hierdurch dahin abgeändert, daß ſolche Verträge erlaubt und auf 10 Jahre ee find. Solche gehen 
aber nicht auf die Erben des BVerpflichteten Über, wenn diejer vor Ablauf der Beit ftirbt. Denn fie 
begründen fein wahres Zmwangs- und Bannrecht, jondern eine vorübergehende Verbindlichkeit für die 
Perſon des Berpflichteten; eine Verbindlichkeit zur Entnahme des Bedarfs dieſer Perjon. Auch find 
die vor Publifatiou diefer neuen G.O. bereits errichteten Verträge diefer Art nicht etwa auf 10 Jahre 
ipso jure verbindlich geworden. 

Ein Bertrag, mwodurd der Inhaber eines zur Aufnahme von Gäften beftimmten öffentlichen Lo— 
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zehnjährigen Zeitraum begründet werden. Verabredungen, wodurd für den Fall der Nichterneuerung 
des Vertrages eine Entichädigung feftgejetst wird, find nichtig. 
8. 64. Neue Realgewerbeberechtigungen dilrfen fortan nicht mehr begrlindet werden. 


2. K.O. v. 19. April 1813, betr. die Berträge, welche die geſetzliche Gewerbe- 
freiheit befhränfen (G.S. ©. 69). 

In jofern zwiſchen verjchiedenen Kontrahenten Verträge beftehen, welche die gefetslich gegebene 
Gewerbefreiheit beichränten oder hindern, kommties bei Beurtheilung ihrer Gültigkeit darauf an, ob 
fie vor der Publikation des Gewerbefteuer- Ed, vom 2. November 1810, oder erft mach derielben ge- 
jchlofjen worden find. Im letten +) Falle find fie gegen Beftimmung eines allgemeinen Landesgeſetzes 
errichtet, und aljo dergeftalt nichtig 5), daß daraus keine Klage desjenigen Kontrahenten, der dadurch 
Rechte erlangt zu haben glaubt, von einem Gerichtehof angenommen werden darf. 


tals den Debit des Weines in demfelben einem Dritten gegen Entgelt überträgt, kann aus dem Grunde, 
weil er eine unzuläffige Beichräntung der Gewerbefreiheit oder die Konftituirung eines Krugsverlage- 
rechts enthalte, nicht angefochten werden. Pr. des Obertr. db. 14. Juni 1845 (End, Bd. XI, ©, 291). 

4) Was im erften Falle Rechtens fein ſoll, ift micht ausgeiprochen, Argumento a contrario ift 
die fortdauernde Gültigkeit der älteren Verträge anzunehmen. Darüber war zwiſchen den Gerichten 
Streit entftanden, welcher ea ner (Pr. 1220) d. 5. Dez. 1842 (Entſch. Bd. VIII, S. 112) 
dahin entſchieden ift, daß jene Berträge nicht für aufgehoben zu erachten. 

5) Bei der Frage: ob ein folder Vertrag nichtig, find die Fälle nad) ihrer Verſchiedenheit zu fondern, 

a) Ein Bertrag , wodurd ſich Jemand verpflichtet, ein freies Gewerbe in einem beftimmten Orte 
oder Bezirke nicht zu treiben, ıft nichtig. NRechtsfall in der Jur. W. 1835, ©, 125 fl. — (4. A.) 
Die Klaujel eines Kaufvertrages, nad) welcher der Verkäufer fich verpflichtet, während der Beſitzzeit 
des Käufers am Orte fein offenes Kolonialwaarengeichäft zu errichten, verftößt gegen die Geiverbeirei- 
heit und ift deshalb unerlaubt, folglich der Kontrakt von vorne herein ungilltig. Erf. des Obertr. v. 
31. März 1863 (Arc. f. Rechtef. a. XLVIII. ©, 282). Der ganze Kontrakt, nicht bloß die Klauiel 
ift in dem Streitfalle für nichtig erflärt worden, weil angenommen wurde, daß der Verkäufer ſich 
nit nebenher diejer Verpflichtung unterworfen, jondern die Klaufel vielmehr die Bedeutung habe, 
als Gegenftand des Kontralts das gegen die Konkurrenz des Verkäufers gefiherte, im dem erlauften 
Grundftüde im Betriebe befindliche mitgelaufte Geſchäft zu beftimmen. Vergl. unten, Anm. 2 zu $. 1, 
Tit.5. — (5. 9.) Hiermit übereinftimmend ift das Erf. dei. vom 5. Februar 1864, worin ausge— 
führt wird, daß ein Vertrag, in welchem der Bermiether eines ſtädtiſchen Geſchäftslolals, z. B. zum 
Betriebe einer Deftillation, fich verpflichtet, in dieſer Stadt dafjelbe Geſchäft micht zu betreiben, aud) 
mit Waaren diejed Gejchäfts nicht zu handeln, gegen die gejetsliche Gewerbefreiheit verſtoße und daher 
nichtig ſei; umd daß, wenn der Miethszins nicht bloß al® Gegenleiftung für die vermiethete Sadıe, 
fondern auch als Entihädigung für die Beihränkung der Gewerbefreiheit des Vermiethers vereinbart 
worden, dem Bermiether eın Hagbares Recht auf Zahlung des Miethszinjes nicht zuftehe. (Archiv f. 
Rechtsf. Bd. LU, ©. 230.) 

b) Ein Gewerbe, wozu jonft eine gewerbliche ii erforderlich war, und noch nwär⸗ 
tig eine Konzeſſion geſucht und erlangt werden muß, z. B. die Apothelerei, iſt fein freies, ſondern 
hängt don der Erlaubniß des Staates ab, welche von dem Bedürfniſſe bedingt if. Wird die Kon— 
zeifion gegeben, jo ift damit das Bedürfniß amerfannt und der Konzeifionirte tritt in den Genuß der 
Gewerbefreiheit. Dieje lann ihm durch keinen Privatvertrag verlümmert werden. (5. U.) Bergl. je- 
doch unten, Anm. 286 zu Tit. 23, 

e) Berträge, wodurch ausbedungen wird, daß in einem Haufe ein beftimmtes Gewerbe nicht be— 
trieben werden dürfe, find unverboten, weil dadurd nicht die Gewerbefreiheit beſchränkt oder gehindert, 
fondern die Benutzung des Grundftids, nad Art der Grundgerechtigleiten, beichräntt wird. R. vom 
a Ian, 1832 (Jahrb. Bd. XXXIX, ©, 113) und Entjch. des Obertr. in Rechtef. Bd. IH, ©. 174, 

r. 88, 


4) (4. 9.) Verträge, wodurd Jemand ſich bei einer Kondentionalftrafe verpflichtet hat, auf einer 
beftimmten Mühle nicht mahlen zu lafjen, find nichtig, weil zum Schute der Gewerbefreiheit auch 
gehört, daß denjenigen, welche in der Lage find, von den Dienften des betreibenden Gebrauch 
zu machen, hierbei feine gefetslich nicht beſonders geretjertigten Hinderniffe in den Weg gelegt werden, 
und weil Niemand mehr einem Mahlzwange aud nur indireft, nad) $. 51 des Gel. dom 7. Sept. 
1811, unterworfen werden fan. rk. des O:bertr, v. 1. Oft. 1858 (Entſch. Bd. XXXIX, ©. 24). 

©) (4. A.) Verträge, durch welche Jemand ſich gegen Andere verpflichtet, ihnen gewiſſe Gewerbs- 
handlungen während eines längeren oder kürzeren Zeitraumes gegen einen für die einzelnen Leiftungen 
im Boraus verabredeten Preis zu leiften, 3.8. für die Mitglieder der Gemeinde zu einem beftimmten 
Preife zu baden, laufen der Gewerbefreiheit nicht zumider; die Länge des Zeitraumes, für welchen 
dergleichen Berpflichtungen eingegangen worden find, kann für ſich allein den Vertrag nicht zu einem 

Koch, Allgemeines Landredt I. 5. Aufl. 9 
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8. V. op. 19, Jannar 1836, betr. den Verkehr mit Spanifden, und fonftigen, 
auf jeden Inhaber lautenden Staats= oder Kommunalihuld-Papieren (G.S. 
©. 9). Aufgehoben dur das Geje vom 1. Juni 1860 (6.5. ©. 220), 


4 20.13, Mai 1840, den Verkehr mit ausländifhen Papieren betreffend 
(6.5. ©. 123). Aufgehoben durch das Gejet dv. 1. Juni 1860 (G. S. ©. 220). 


5. V. v. 24. Mai 1844, betr. die Eröffnung von Altienzeihnungen für Ei- 
fenbahnunternehmnngen und den Verkehr. mit den dafür ausgegebenen Papie- 
ren. (88. S. 117.) Aufgehoben durch das Geſetz v. 1. Juni 1860 (G.S. ©. 220)®). 


gegen die Grumdjäße der Gewerbefreiheit verftoßenden machen. Erf. des Obertr, v. 17. Sept. 1860 
Arch. f. Rechts. Bd. XXXIX, ©. 60). 

6) Hierdurch ift die Zuläffigkeit der Zeitfäufe und Lieferungsgeichäfte über alle Arten von Papie- 
ren wiederhergeftellt. Ber diejen Geichäften haben ſich über zwei Punkte Zweifel gezeigt. Der eine 
bezieht fich auf die Abichliegung mit der Klauſel: „im Webrigen laut biefiger Börjen-Ujance”, oder: 
„im Webrigen laut hiefiger Borſen-Uſauce und den Bedingungen, wie joldhe in den Schlußzetteln der 
Mäkler beſtimmt find“. Der Zweifel bezieht fih auf die Wirkiamteit der Klaujel. Verſchiedene Ent- 
ſcheidungen des Obertr. widerfprechen ſich. in Urtel d. 25. Sept. 1835 fpricht der Klauſel jede Be— 
deutung ab. (Gräff, Ardiv, Bd. I. 9.2, S. 75.) Gin jüngeres Urtel dv. 16. April 1847 erflärt 
fie für eine gültige Kontrattsjtipufation. (Rechtsfälle Bd. I, S. 87.) Der zweite Fall hätte an das 
Plenum gebracht werden mögen. Die zweite Entſcheidung ift jener vorzuziehen; es giebt feinen Rechts— 
grund, welcher einer Verabredung der fraglichen Art hinderlich wäre. 

Der andere Punkt betrifft die Forderung des Berechtigten in dem Falle, wo nicht zur rechten Zeit 
die Erfüllung angeboten oder angenommen torden ift. Die Frage ift: ob fpäter noch die Lieferung der 
Papiere, folglih im Nichtleiftungsfalle die fpäter höhere Kursdifferen;, oder ob nur das Intereſſe, wie 
e8 fich am verabredeten Erfüllungstage durch die Differenz zrotichen dem Preiie und dem Zagesturie 
darftellt, gefordert werden fan. ine Entſch. des Obertr. dv. 27. Oft. 1847 jagt: „Das Recht der 
Kontrahenten: die Erfüllung durch Uebergabe und Abnahme der Papiere gegen Zahlung des feftgeiet- 
ten Preiſes, oder Erlegung der Differenziumme zwiſchen dem Preiſe und dem a Ferdi der Papiere 
zu fordern, ift anf den verabredeten Erfüllungstag beichräntt. Wird an dieſem Tage die Erfüllung 
nicht geleiftet, fo fann jpäter nur Entihädigung und als ſolche auch nur die Differenziumme zwiſchen 
dein Tetgefetten Preife und dem Kurje der Papiere don dem verabredeten Erfüllungstage gefordert 
erden.” (Entſch. Bd. XV, ©. 460.) Die Enticheidung entipricht der Abficht der Kontrahenten , die 
bei ſolchen Differenzgeichäften nım auf den berabredeten Lieferungstag rechnen umd nicht im Sinne ha- 
ben, daß Ieder von ihnen ante ae einfeitig immerfort fol ſpekuliren dürſen. Mit dem für 
den ähnlichen Fall des uneigentli Dariehns geltenden Prinzipe, I, 11, 88. 859 und 860 fteht fie 
nicht in Einklang, aber es iſt eim Unterſchied zroiichen einem auf ernftlihen Erwerb der Sache abge- 
fehenen Kaufe und einem Spiele in Form des Kaufes, mobei es nur auf Gewinn und Berluft an— 
fommt. Zur Begründung der Klage auf Zahlung der Preisdifferenz wegen Nichterfüllung ift übrigens 
die Behauptung diefer Abficht der Kontrahenten, durch Fallen oder Steigen der Preife einen Gewinn 
w erzielen, nicht erforderlich. Erf, des Obertr. v. 6, Juli 1854 (Arc). f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 120). 

ergl. Kont.-D. v. 8. Mai 1855, 8.17 a. €, 

(4. 4.) Die Grundfäge werden auf alle Geichäfte über Börjen- umd marktgängige Duantitäten 
angewendet. Erf. del. v. 29. Juni 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XIII, ©. 243); dom 6. Juli 1854 
(®d. XIV, ©. 120) und dom 5. Der. 1854 (Bd. XVI, ©. 58); vom 19. März 1857 (Bd. XXIV, 
S. 134), — Der Umftand, daß das auf —5— zu einer beſtimmten Zeit verlaufte Getreide nach 
Probe verfauft worden ift, ſchließt den Begriff der Bertretbarkeit und Marktgängigkeit der Waare, und 
mithin die rechtliche Natur des Bertranes als eines Differenzgeichäftes nicht aus. Erf. des Obertr. v. 
16. Dft. 1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 100), 

(4. U.) Zur Begründung der ing des Verfäufers bedarf es der mit Beweismitteln zu 
unterftügenden Behauptung nicht, daß er im Beſitze der bedungenen Waaren, reip. zur Erfüllung des 
Bertrages feinerfeits im Stande geweſen und jene Waaren zu feinem höheren, al® dem Marttpreiie, 
a ae habe; e8 genügt vielmehr die erforderlichen Falles zu beweiſende Behauptung des 
Verzuges Käufers und der geforderten Differenz. Erf. des Obertr. v. 6. Dez. 1853 (Archiv f. 
Rede, Bd. X, ©. 348). 

(4. 9.) Hat der, melder die Erfüllung des Bertrages verweigert, dies fo jpät erflärt, daß der 
Andere an dieſem Tage feine Gelegenheit mehr hat, die Waare, deren Abnahme jener verweigert, an— 
derieit zu berfaufen, jo muß der Kurs des folgenden Tages, als desjenigen, an welchem ſich ver- 
muthlich Gelegenheit zum Verkaufe darneboten haben würde, der Differenzberehnung zum Grunde 
gelegt werden. Erf. des Obertr. d. 15. Juli 1858 (Arch. f. Rechtef. Bd. XNVII, ©. 358). Berg. 
auch Erf. v. 19. März 1857 (Bd. XXIV, ©. 134), Bergl. u. Anm. 37 zu $. 286, Tit. 5, 

Die bisherige Jurisprudenz (Praxis) über Lieferungsgeichäfte ift antiquirt; die veinen Differenz- 
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6. Berf.⸗Urk. v. 31. Januar 1850. 

Art. 42. Bei erblicher Ueberlafjung eines Grundſtückes ift nur die Uebertragung des vollen Ei— 
genthums zuläffig; jedoch kaun auch hier ein fefter ablöslicher Zins vorbehalten werden. 

Die weitere Ausführung diefer Beſtimmungen bleibt befondern Geſetzen vorbehalten. 


7. Gejeb dv. 2. März 1850, betr. die Ablöfung der Reallaften und die Regu— 
lirung der gutsherrliden und bänerlihen Verhältniſſe. (G.S. ©. 77.) 

$. 91. Bei erblicher Ueberlaffung eines Grundftüds ift fortan nur die Uebertragung des vollen 
Eigentums zuläjfig. 

Mit Ausnahme fejter Geldrenten dürfen Laſten, welche nad) dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar 
find, einem Grundftüd von jet ab nicht auferlegt werden 15). 

Neu auferlegte feite Geldrenten ift der Verpflichtete, nad) vorgängiger fechsmonatlicher Kündigung 
mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöfen berechtigt, ſofern nicht vertragsmäßig etwas Anderes beftimmt 
wird. Es kann jedoch auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beftimmten Zeitraums, 
welcher 30 Jahre nicht Überfteigen darf, ausgeſchloſſen, und ein höherer Ablöfungsbetrag als der fünf 
und zwanzigfache der Rente nicht ftipulirt werden; erfteres gilt auch von den in den 88. 51 — 55 ger 
dachten -Renten. 

Bertragsmäßige, den Vorſchriften diefes Paragraphen zuwiderlaufende Beſtimmungen find wir— 
fımgslos, unbeichadet der Rechtsverbindlichkeit des fonftigen Inhalts eines ſolchen Vertrags. 

8. 92. Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grumdftüde oder einer Gerechtigkeit aufer- 
legt werden, fann künftig nur während eines beftimmten Zeitraums, welcher 30 Jahre nicht über- 
fteigen darf, ausgeichloffen werden. 

Kapitalien, welche auf einem Grumdftücde oder einer Gerechtigkeit angelegt find, und bisher Sei- 
tens des Schuldners umlündbar waren, können von jet ab, jobald 30 Jahre jeit der Verkündigung 
diefes Geſetzes verfloffen find, mit einer jechsmonatlihen Frift Seitens des Schuldners gekündigt 
werden. 

Diefe Beftimmungen finden anf ſämmtliche Kreditinftitute feine Anwendung. 

$. 93. Wenn bei Zerjtüidelung von Grumdftüden die darauf haftenden, den Beftimmungen des 
$. 64 unterliegenden Reallaften weder durd) Kapital, noch nad) den Borjchriften des Geſetzes vom heu- 
tigen Tage über Errichtung von Rentenbanken abgelöft werden, jo bleiben fir foldhe Reallaften das 
Hauptgrumdftüc und die Trennſtücke in solidum verhaftet 5a), 

Dagegen ift der Berechtigte hinfichtlich folder Renten, welche den Beſtimmungen des $. 64 nicht 
unterliegen ($$. 53 bis 55, 65, 66 umd 91), verpflichtet, ſich eine Bertheilung diefer Renten auf die 
Trennſtücke nach Verhältniß des Werthes derjelben gefallen zu laſſen. 

Er ift jedoch zu fordern berechtigt, daß diejenigen Rentenbeträge, welche nach der Bertheilung 
jährlich unter 4 Thlen. betragen, durch Kapitalszahlung Seitens des Pflichtigen abgelöft werden. 

Der 8. 2 des Edilts v. 14. September 1811 wegen Beförderung der Landeskultur und der $. 2 
des Gejees dom 18, Juni 1840 über die, dem Grumdbefits betreffenden Rechtsverhältniffe im Her— 
zogthum Weftphalen (G.S. 1840, ©. 153), foweit er diejen Beftummungen entgegen ift, werden auf- 
gehoben. 

8. 97. Die Ablösbarkeit der Neallaften, ſowie die Regulirumgsfähigkeit der noch nicht zu Eigen- 


gehhähe find in dem H.G.B., wo die Materie in den Art. 338, 354— 359 neu geregelt ift, nicht 
anerkannt, 

15) Verträge zwiſchen Gutsbefigern und Bauern, wodurch die Letsteren zum Vortheile der Er« 
fteren in der Benugung ihres freien Eigenthums, z. B. im Betriebe ihrer Kaltfteinbrüche beichräntt 
werden jollten, wurden jchon vorher nicht geſchützt. Vergl. Entich. des Obertr. vom 20, Nov. 1845 
(Rechtsf. Bd. I, ©, 189). 

158) Es müſſen vor dem Bertragsabſchluſſe ftets —— über die Ablöſung, Vertheilung 
oder Uebernahme der auf den Grundſtücken haftenden Reallaſten und Renten, leihen wegen etwai⸗ 
gr Hypothelenſchulden getroffen werden. ©. d. 24. Mai 1853, 8.7. (8.8. ©. 241.) — (3.9) 

ad) einer Beitimmung des Minifteriums für landwirthichaftlihe Ungelegenheiten im Einverftändniffe 
mit dem Fin.Min., vom 8. Juli 1854, muß die en der auf diemembrirten Grundftüden 
für die Rentenbanten haftenden Renten ftets in vollen Silbergrojden erfolgen. 


9* 
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thum befefjenen Stellen, ift ohne Rüdficht auf früher darüber ergangene Judifate, lediglich nad) den 
Borichriften des gegenwärtigen Geſetzes zu beurtheilen. 


7a Dell. des 5. 97 des Gefetes, betr. die Ablöfung der Neallaften, vd. 2. März 
1850, V. 24. Mai 1853. (G.S. ©. 240.) 

8.2. Willenserflärungen umd Judilate, durch welche vor Verkündigung des Gejetes , betreffend 
die Ablöfung der Reallaften ꝛc. v. 2. März 1850, die Regulirungsfähigfeit einer Stelle ausgeichloffen 
worden ift, find durch die Vorſchrift des 5. 97 des gedachten Geſetzes nur in ſoweit außer Wirkſam— 
feit geſetzt, als fie ausdrüdlih in Anerkennung des Mangels der geſetzlichen Erforderniffe zur Regu— 
lirungsfähigfeit abgegeben , beziehungsweife ergangen find. 

5. 3. Bei den dor Erlaß des gegemmwärtigen Geſetzes getroffenen rechtsgliltigen Feſtſetzungen, 
welche den Beftimmumgen defjelben zuwiderlaufen, behält e8 fein Verwenden. Dagegen findet diefes 
Geſetz auf alle noch nicht rechtskräftig entſchiedenen ftreitigen Fälle Anwendung. 


8. 6. Zu Handlungen, welche die Gefege verbieten ?%), fann durch Willenser- 
flärungen Niemand verpflichtet oder berechtigt werden. 
$. 7. Auch nicht zu Handlungen, welche die Ehrbarkeit 7) beleidigen. 


16) Die Regel der L. 5 C. de leg. (I, 14), wonach jedes Nechtsgeichäft, durch welches verbotene 
Handlungen übernommen werden, ungültig fein fol, gilt für uns nicht. Es kommt auf den Inhalt 
jedes einzelnen Berbotgefees an. Bergl. 3. B. $. 91 a. E. des Gef. v. 2. März 1850 (Zuf. 7) und 
die Eheverbote II, 1, 88. 968 ff., und die K.O. v. 19. April 1813 (Auf. 2). 

Zu den verbotenen Handlungen gehört die Entjagung der ordentlichen Rechtsmittel und Unterwer— 
fung unter den Ausipruc einer bejtimmten richterlihen Perjon im Boraus nicht. Pr.-O. Zit. 2, $. 137 
und Tit. 30, 88.48 ff. Pr. des Obertr. dv. 1, Febr. 1845. (Entid. Bd. XU, ©.473.) (3. 9.) 
Wohl aber find Berträge zwiſchen Gemeindemitgliedern, durch welche die Grundfähe des Armenpflege- 
geieges abgeändert werden, ungültig. Pr. des Obertr. v. 15. März 1854 (Entſch. Bd. XXVIL, ©. 304). 

(4. 9.) Die Verabredung, daß ein Brennereibefiger den Branntiwwein an einem gewiſſen Orte und 
in einem gewiſſen Umkreiſe nicht verkaufen dürfe, läuft gegen die Gewerbefreiheit und ift daher nichtig. 
Erf. des Obertr. d. 3. Juni 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 251). 

(4. 9.) Die teftamentarifche Beftimmung des Baters: der bedadhte Sohn jolle während der mit 
feiner derzeitigen Ehefrau beftehenden Ehe nur die Nugungen jeiner Erbportion erhalten, die Sub- 
ftanz dagegen auf die Kinder defjelben übergehen; für den Fall aber, daß diefer Sohn von jeiner 
Ehefrau durch richterlichen Ausſpruch geichieden würde oder jeine Ehefrau überlebte, follten die Wir- 
fungen der Subftitution gänzlich aufhören und die väterliche Erbportion jein freies Eigenthum wer— 
den, — enthält weder eine Bedingung für den Sohn, ehelos zu fein oder feinen Wittwenftand nicht 
zu ändern ($$. 10, 11), noch verlangt fie von ihm eine Handlung, welche die Gejege verbieten ($. 6), 
oder melde die Ehrbarfeit beleidigt. Erk. des Obertr. vom 30, November 1860 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXXIX, ©, 254), 

17) Bergl. L. 26 D. de verb. obl, (XLV, 1); $. 24 J. de inutil. stip. (III, 20). Ob etwas 
unehrbar, unfittlich (turpe) fei, ob nicht, ift eine thatjächliche Frage, welche in jedem einzelnen Falle 
befonders beurtheilt werden muß, und deren vichterliche Enticheidung nicht mit der Nichtigleitsbeichwerde 
angegriffen werden kann. Weltere Fälle dienen dabei nicht zur Belehrung; es kommt auf die innere 
Ueberzeugung und das Sittlichleitsgefühl des Richters an. — Hierher gehören auch Palta, wodurch 
fih Jemand verbindlich macht, keine ftrafbaren Handlungen zu begehen, 3. B. nicht zu fehlen, L. 7, 
$.3 und L. 27, $.4 D. de paet. (II, 14). ®Bergl. u. I, 16, 88. 210, 211; oder Zuſicherung von 
Bortheilen für die Erfüllung rg Pflichten. L.2 D. de cond. ob turp, (XU, 5); WER. I, 
16, 8.210. In allen diejen Fällen ift die cond. ob turp. ce. begründet. Ebd. $$. 205 fi.; I, 11, 
88. 581, 714, 1070, 1071. — Ein anderer Fall der Nichtigkeit wegen Unfitte ift I, 11, 8.446, 
(3.4.) Eben fo ift ein Bergleih, die Ehe mit der Geſchwächten unter der Bedingung zu vollziehen, 
daß fie gleich nachher ohne Meiteres wieder getrennt würde, wider die guten Sitten und deshalb nich— 
tig. N. dv. 13. März 1797 (Rabe, Bd. IV, S. 40). (4.9) Ein Vertrag, wodurd Jemand feine 
Bemühungen für das Zuftandebringen einer beftimmten Heirath gegen Belohnung veripricht, ift micht 
als gegen die guten Sitten und deshalb als die Ehrbarfeit beleidigend angeiehen worden. Erf. des 
Dbertr. d. 22. Septbr. 1859 (Arc, f. Rechtef. Bd. XXXV, ©. 92). Dagegen ift ein Vertrag, durch 
welden während des Prozeffes der unichuldige Theil anf die Eheicheidungsitrafe verzichtet, falls der 
Schuldige den Scheidungsgrumnd zugefteht und fi im Voraus verpflichtet, nicht zu appelliven, nichtig. 
Ert. des Dbertr. vom 13. März 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXIV, ©. 123). — BVerabredungen im 
einem Ghevertrage, durch welche für den Fall einer künftigen Eheſcheidung Beftimmungen über die 
Abfindung des ünſchuldigen Theils getroffen werden, beleidigen die Ehrbarteit und find deshalb un« 
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8.8. MWillenderflärungen, welche zur Verheimlichung '®) einer Durch die Geſetze 
gemipbilligten Handlung, oder auf Entjhädigung oder Belohnung des Uebertreters 
abzielen, find nichtig 19). 

N $. 9. Gewiſſensfreiheit kann durch feine Willenserklärung eingeihränft wer- 
en 2°). 

$. 10. Zufagen, wodurd eine Mannsperſon bis über das dreißigfte, und eine 
Frauensperfon bis uber dag fünf und zwanzigfte Jahr hinaus 2"), zum ehelojen Stande 
verpflichtet werden foll, find ungültig ?2). 


verbindlich; es treten in einem folchen falle die geietlichen Beſtimmungen ein. Pr. des Obertr. v. 
13. Desbr. 1854 (Entid. Bd. XXIX, ©. 373), 

(4.9) M. ſ. auch die Anm. 16, Alinea 4 zu $. 6. 

18) Hiermit fteht der I, 16, 8. 416 micht in Widerſpruch, denn dort ift nur dom Bergleiche über 
die Folgen einer Handlung, deren Verfolgung in der Privatwilltür des Verletzten fteht, Rede. Hand» 
lungen, welde von der Staatsbehörde ohne Autrag verfolgt werden dürfen und müſſen, find eben der 
Privatiilltür entzogen. (2. U.) Der $. 8 hier bezieht ſich ın jeiner Allgemeinheit auch nur auf fünf» 
tige unerlaubte Handlungen. Hinſichtlich ſchon begangener Handlungen treffen die $$. 415 u. 416 
Beftimmung. Bergl. L. 27, 8.4 D. de pactis (II, 14). 

19) — „ab initio non valet.“ L.123 D. de verb. obl. (XLV, 1). Bergl. die Anm. 22. Ein 
Vertrag darüber, wer don den Kontrahenten die Staatsabgabe (Stempelftener) tragen joll, ift zwiſchen 
den Parteien völlig verbindlich und auch die ugelidere Scadloshaltung für den Fall der Nichterfül- 
lung diejer Verbindlichkeit ift nicht unerlaubte. Wird das Verſprechen nicht erfüllt und der Berechtigte 
in die Kontraventionsftrafe genommen — denn für die Steuerbehörde ift der Vertrag nicht vorhan- 
den, — jo fann diejer von dem Anderen Schadloshaltung fordern. 

20) Bergl. u. $$. 136—138; I, 5, 88. 227, 228; I, 12, 9.63; II, 11, 88. 1u. 2. — Der 
Sinn des $. 9 ift dunkel. — Das Gewiſſen, der Glaube über Gott und in göttlichen Dingen, it, 
als etwas Inneres, ſchon an ſich keiner Beſtimmung durch Willenserflärung empfänglid. Die Ber 
ftimmung geht daher vermuthlich auf die Religion und die Wahl der Religionspartei, zu mweldyer man 
fi) belennt. So verftanden ift der Sinn des Gefeges der, daß Niemand fich verbindlih machen 
fann, einer beftimmten Neligionspartei anzugehören, oder nicht; daß ein ſolcher Vertrag unträftig if. 
Was etwa gegen Uebernahme jolcher Verbindlichkeit gegeben und geleiftet worden, fällt unter die Grund- 
fäte von der cond. ob turpem eausam. Das aber ıft es wohl nicht, was die Borichrift jagen fol. 
Wenn jedoch darüber die Beftimmung gegeben fein foll: daß es unerlaubt, die Beibehaltung oder Ber- 
änderung der Religion zur Bedingung einer Berbindlichkeit oder eines Rechts oder Bortheild zu ma— 
den; jo ift die —* der Abſicht nicht entſprechend. Denn der bedingt Berechtigte oder Verpflichtete 
hat freie Wahl, die Bedingung zu erfüllen, oder unerfüllt zu laſſen; er iſt mithin durchaus nicht in 
ſeiner Freiheit eingeſchränlt. an legt jedoch die Beſtimmung in Verbindung mit $. 136 jo aus, 
daf die conditio de mutanda vel retinenda religione pro impossibili erflärt worden. Ber. des J. 
M. v. Goldbed dv. 6. Juni 1804; K.O. v. 12. Jumi 1804 (Rabe VII, 197). Das ift auch 
die Meinung Suarez’ geweſen, die Kafiung ift jedoch nicht entiprechend. Nah G. R. ift die Frage 
ſtreitig. Vergl. Sell, über bedingte Traditionen (Zürich 1839) S. 142, wo die Unzuläffigleit, und 
Bangerom, Pandelten, I, S. 110, mo die Zuläffigfeit behauptet wird, Ueber die vorlandredht- 
fiche pr. Gerichtepragis |. Summen, Beitr. Bd. V, ©. 144 und Mathis, Bd. IV, ©. 237 ff.; 
Bd. V, S. 137 ff. (4.9) Das Obertr. hat angenommen, daß die in einem Lehnbriefe enthaltene 
Beftimmung, daß die Lehnsfucceifionsfähigkeit an das Bekenntniß zu einer beftimmten Konfeifion ges 
bunden jein jolle, nad) dem Gemeinen Rechte zuläffig und rechtsgältig fer. Erk. v. 5. Dezember 1856 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXIII, ©. 111), 

21) Diejes Geſetz ift eine verbefferte Auflage der Beftimmung der Lex Julia et Papia Popp., 
daß die Bedingung: nicht zu heirathen, filr micht geichrieben zu erachten. Heineccius, Comm. nd 
Leg. J. et P. P. p. 289. Diejelbe ift mach zwei Richtungen verändert durch die Ausdehnung auf 
Verträge und durch Beſchränkung auf eine beitimmte Zahl von Jahren. Durd) die zweite Berände- 
rung tft Ungewißheit veranlaßt: ob eine Erklärung oder Bedingung, welche diefe Zahl von Jahren 
auch wur um ein Minimum überichreitet, gamz und von Anfang an nichtig fein, oder die Nichtigkeit 
erft mit Ablaufe der erlanbten Zeit eintreten Toll. Die Meinungen darüber mwiderfprechen fi. Für 
den zweiten all müßte die Bedingung als eine aufichiebende angeiehen werden, melde fo lange wirk— 
ſam ift, bis die Zeit eintritt, to fie umerlaubt wird und deshalb wegfällt. 8.109 d. T. Das ift 
aber nur bei letztwilligen Erklärungen möglich; bei Verträgen wirkt die Bedingung Nichtigkeit des Ber- 
trages, und ein Bertrag kann nicht von Mufans, vednsgältg jein und’ nad) einer Neihe von Jahren 
ipso jure —— Hier müßte alſo die Bedingung refolutiv wirken. Wegen dieſer Bermide- 
fung ift es praftiider und auch ohmedies logiſcher, die gegen den Inhalt des $. 10 gefaßte Bedingung 
und Erklärung als eine unerlaubte von Anfang wirken zu laſſen. Damit ſtimmt auch der Wortfinn 
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8. 11. Auch ift Niemand an eine Willenserklärung gebunden, wodurd er feinen 
Wittwenftand nicht zu ändern angelobt hat ?? *). 

8. 12. it aber die Eheloigfeit das nothwendige Erforderniß eines gewiſſen 
——** ie dauert die Verpflichtung dazu fo lange, ald Jemand in diefem Stande 
ih befindet. 

$. 13. Zur Sflaverei oder Privatgefangenfchaft 2?) kann Niemand durch Wil 
lenderflärungen verpflichtet werden. 

8 Ed. v. 9, Dftober 1807, (6,8. ©. 171.) 

8. X. Nach dem Datum diefer B. entfteht fernerhin fein Unterthänigkeitsverhäftuiß, weder durch 
Geburt, noch durd) Heirath, noch durch Uebernehmung einer unterthänigen Stelle, noch durd) Bertrag. 

8. XII. Mit dem Martinitage 1810 hört alle Gutsimterthänigleit in unfern ſämmtlichen Staa- 
ten auf. Nad dem Martinitage 1810 gibt es nur freie Leute, 


9. Ed. zur Beförderung der Yandlultur vom 14. Sept. 1811, (6.5. ©. 300.) 

8. 7. Jedem Grundbeſitzer fteht zwar frei, jo viel Arbeitsfamilien, wie er zu bedürfen glaubt, 
auf feinem Eigenthum anzufegen, und ſolche ganz oder theilweiſe durch Landnutzung ahzulohnen. 
Damit fi) aber hierdurch nicht neue kulturſchädliche Verhältniſſe bilden, jo follen die Miethöverträge 
einen Zeitraum von längftens zwölf Jahren umfafjen, erbliche Ueberlafjung jolder Stellen aber nie- 
mals unter Verpflichtung zu fortwährenden Dienften gejchehen, jondern nur im Wege des Verkaufs 
oder 24) mit Auflegung einer beitimmten Abgabe an Geld und Körner, zuläffig fein 25). 


$. 14. Someit eine Sache dem Privatverfehr entzogen it, jo weit ?°®) fann fie 
fein Gegenitand einer Willenserklärung fein 2° ®). 








des Geſetzes. Früher mar ich anderer —— in fofern, als der Verpflichtete mit der Theilung ein— 
verftanden. Necht der Ford. II, (1. Ausg.) ©. 309, Note 42. Vergl. Übrigens unten $. 120 und 
die Anm. 123 dazu, 


22) Die Ausdrüde — und „nichtig“ ($. 8) werden hier gleichbedeutend gebraucht. Leber- 
haupt ift die Terminologie des A. L. R. in der Bezeichnung der nichtigen und der bloß anfechtbaren 
ar — außer bei der Ehe, unbeftimmt. 

(4.4) M. f. aud) die Anm. 16, Alinea 4 zu 53. 6 d. T. 

222) (4. 9.) Oben, Anm. 16, Alinea 4 zu 8. 6 d. T. 


23) Dder zu Handlungen und Duldungen, welche die Ehre verlegen. I, 5, 88. 297, 298. — 
Die Berichreibung der perjönlichen Freiheit zur Sicherftellung des Gläubigers in der ——— daß, 
außer der Wechſelverbindlichteit, die Exekution jofort durch Verſonalarreſt vollſtredt werden folle, ift 
fraftlos. Der 8.10, Nr.ı, Fit. 29 Pr.-D. ift nicht entgegen. S. m. Anm. 7 dazu. 

24) Dieje Eventualität ift modifizirt durch 8. 91 d. G. v. 2. März 1850 (BZuf. 7). 

25) (5. 9.) Iſt dieſer Vorſchrift zumider ein Vertrag, die Gründung einer Dienftfamilie betref- 
fend, geſchloſſen, fo ift nicht der dienſtberechtigte Sursbefttger von dem Bertrage zurüdzutreten und 
dem Dienftverpflichteten ohne weitere Entihädigung das Grundftüd abzunehmen berechtigt; vielmehr 
fanıı nur der Dienftverpflichtete für befugt erachtet werden, auf Hinwegräumung des der Kultur ſchäd— 
lichen Hindernifjes durch Aufhebung der Dienftpflicyt zu dringen. Ext, des Obertr. vom 14. Dezbr. 
1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXV, 9. 225). 


25a) Vergl. I, 5, 8.58. Mit der |, & res extra commercium hat es nad) dem L. R. eine ganz 
andere Bewandtniß als nad) dem R. N. 8 L.R. geftattet die Erwerbung von Eigenthum an jol« 
hen Sachen unter gewiſſen VBorausfegungen und vermehrt auch dieje Art don Sachen dadurch, daß 
es der Privatwillfür geftattet ift, Sachen dem gemeinen Verlehre zu entziehen. S. die Aum. 26— 28. 
Deshalb ift der röm. Nechtsgrundfag, daß eine res extra commereium ſelbſt unter der Borausjetung, 
daf fie anfhören würde dies zu fein, nicht Gegenftand eines gültigen Nechtsgeihäfts fein fan (L. 83, 
8.5; L. 137, $.6 D. de verb. obl. XLV, 1; 8.2 J. de inutil. stip. III, 20), ganz paflend nicht 
beibehalten, vielmehr ausdrücklich geftattet, darüber gültig zu fontrahiren, in jo weit die Eigenſchaft 
der Sache ſich verändern läßt umd wirklich ändert. 

25b) (5. A.) Ein Vertrag, deſſen Objekt eine Kaution dafür ift, daß fich eine beftimmte aus- 
ländiſche Perſon hier den diefeitigen Geſetzen gemäß führe, ift nicht ungültig; eim ſolches Bertrage- 
objeft gehört nicht dem jus publicum an, mithin findet aud der an fich richtige Sat: jus publicum 
privatorum paetis mutari non potest, darauf feine Anwendung. Erk. des Obertr. vom 3. Dftober 
1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 186), 
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$. 15. Nicht nur durch Natur 26) oder Geſetz?7), fondern auch durch rechtliche 
Privatverfügungen 2°) fönnen Sachen dem Berfehre entzogen werden. ö 

$. 16. Dergleihen Privatverfügung bindet einen Jeden, welchen der Berfü- 
gende zu verpflichten berechtigt war. . 

$. 17. Doc darf auch ein Dritter, welchen dergleichen Privatverfügung befannt 
geworden ift 2°), derjelben nicht entgegenhandeln. A k 

$. 18. Die bloße öffentliche Bekanntmachung ift zum Beweije, daß der Dritte 
die Verfügung gewußt habe, noch nicht hinreichend. 0° , 

$. 19. Dagegen fann ſich Niemand mit der Unwiſſenheit einer in das Hypothe- 
fenbuch eingetragenen Berfügung entichuldigen 3°). 

26) Wie Luft, Licht, Meer, Wafler in — Seen und Flüſſen, die ſ. g. res communes 
omuiam der Römer. L.2, $.1 D. de rerum div, (I, 8); $1 J. eod. (II, 1). — A. L. R. II, 15, 
8.44; 1,8,8.3. 

27) Die Sachen, welche durch Gefe dem Verlehre entzogen find, befinden ſich alle im Cigen- 
thume einer jmriftiichen Perion. Die vorzüglichften Arten folder Sachen find die j. g. öffentlichen, 
meiche dein Staate oder einer Kommunität zuftehen, als: Land» und Heerſtraßen, woran gar feine 
PBrivatrechte erworben werden können (II, 15, 88.7, 8, 2 umd 3); öffentliche Pläte und Straßen in 
Städten; fowwie Häfen und Meevesufer , die öffentlichen Flüſſe. Herner diejenigen Sachen, melde im 
befonderen Eigenthume der Religionsgejellihaften fich befinden umd zu religidſen Zwecken beftimmt 
find, namentlich: Kirchen, Gebethäufer, Synagogen, Kirchengeräthe, Begräbnigpläge, So lange dieje 
Sachen ihrer Beftimmung dienen, find fie dem Verkehre entzogen, Bergl. 8.D, v. 14, April 1840 
(J.M.Bl. S. 143); dv. 26. Dftbr. 1840 (J.M.Bl. 340); II, 11, 88. 173, 179, Die Beitimmun 
derjelben lann jedoch verändert werden, wodurch fie dann in den Verkehr kommen. $$. 173, 180 ff 
a. a. O. — Litigiöſe Sachen find den durch Gefe dem Privatverlehre entzogenen, nad A. L. R., nicht 
gleichzuftellen. Bergl. Entid. XIII, ©. 157. 

28) Dabei ift muthmaßlih an Familien-Kideifommifie gedacht. IL, 4, 8.15. Das R. R. kennt 
dieje Art don res extra commercium nicht. Um durd Privatbeftimmung eine Sache dem Berfehre 
zu entziehen, muß nicht nur die Form, welche das Rechtsgeſchäft nach feiner Natur erfordert, beob- 
adıtet,, jondern es muß auch dafür geiorgt werden, daß diefe einer jolhen Sache beigelegte Eigenichaft 
feinem Dritten , bei gg | der ſchuldigen Vorficht , unbefannt bleiben fan, 88.17 —19, — 
„Durch eine Privatverfügung, die den Eigenthümer reſp. Beſitzer einer Sache in feiner Befugniß, 
über die Sache zu disponiven, beichräntt oder ihm dieſe Dispofittonsbefugnif ganz unterſagt, wird die 
Sache, welche Gegenftand der Verfügung ift, noch nicht dem Privatverkehre entzogen.“ Pr. 694, 
v. 3. Juni 1839. Der Veräuferer kann durch Ueberichreitung des Verbots jeine Verbindlichkeit ver⸗ 
fetsen, das macht jedoch das Beräußerungsgeichäft nicht ummirfiam. Die Sache, welche willtürlid) dem 
Privatverfehre entzogen werden joll, muß einem beftimmt ausgejprochenen Zwecke gewidmet werden. 

29) Wenngleich nur durch formloje befondere Anzeige eines Betheiligten. 

30) Von dem, was im Grundbuche gehörigen Orts eingetragen fteht, wird fingirt, daß es Je 
dermann wiſſe; ob dieie Fiktion mit der Wirklichteit Mn ri wird gar nicht gefragt, der Ein- 
wand, daß man den Inhalt des Hypothelenbuches nicht gekannt habe, ift ——8 Dieſer Grund» 
ſatz gilt nicht bloß hier, ſondern er gilt ganz allgemein in allen Beziehungen. ergl. Entſch. des 
Obertr. Bd. VIII. ©. 68; Bd. X, ©. 16 u. 199; Sn. XIV, S. 236; Bd. XVII, ©. 498; Bd. XXI, 
©. 52. Vergl. Pubt.-Pat. v. 5. Febr. 1794, 8. XV. Später ift diefer Grundſatz, unter Aufhebung 
des Pr. 1846 v. 16. Febr. 1847 (Entih. Bd. XIV, S. 232, 236), auf das Sachenrecht beichräntt, 
und vom Bertragsrechte ausgeichloffen. Dagegen f. m. unten, Anm. 27, Sat 2 zu $. 183, Tit. 11. 
Der Zeitpunft der Eintragung wird nicht durch den Ingroffationsbefehl, ſondern durch den Vermerk 
des Ingroffators: da ß ımd mann die Eintragung geſchehen, feftgeftellt. Dabei gilt der Tag nich 
für einen wutheilbaren Zeittheil, vielmehr fommt es auf die Stunde an. (4. 9.) Bei dem Aufam- 
mentreffen mehrerer gleichzeitig vorliegender Eintragungsgeſuche enticheider das Präfentatum derjelben, 
wenn der Befittitel zur Zeit der Präjentation für deu Ausfteller des Geſuchs fchon berichtigt war ; 
fonft fommt der nr des 8.408, Tit. 20 zur Anwendung. Die Anwendung der im $. 19 hier 
gegründeten Nechtsfiktion in der Allgemeinheit, daß, meil die fpätere Volt dem Raume und der Zeit 
nad) jpäter eingetragen jei als die voranflehende, wenngleich dies auf Grund derjeiben Verfügung und 
an einem Tage geſchehen ift, umd das Hnpothelemrecht zu einer Zeit gegründet war, wo die vor— 
ftehende Bolt noch nicht eingetragen ftand, — angenommen werden müffe, der fpäter Ein- 
getragene habe fich bei Erwerb jeines Rechts in böjem Glauben befunden, ift ungerechtiertigt. Ert. 
des Obertr. v. 11. Juli 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVIL, ©. 26). 

VBergl. Anm. 77, Abſ. 2 zu $. 50, Tit. 1 der Hyp.Ordn. und $. 2 des Gef. v. 24. Mai 1863 
(Zuf. 10 dazu), 
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Feat 8. 20. Alle Willensäußerungen der Kinder, welche das fiebente Jahr noch nicht 
“ zurüdgelegt haben ®*), find nichtig. 

$. 21. Willenserklärungen der Unmündigen, welche das viergehnte Jahr noch 
nicht zurüdgelegt haben 2), jind nur in fofern gültig, als fie ſich dadurch einen Bor: 
theil erwerben ??®), 

8. 22. Sind mit dem Vortheile, den ein folcher Unmündiger durch feine Wil- 
lensäußerung erwerben foll, zugleich Pflichten und Laſten verbunden, fo erlangt die 
Willenderflärung ohne Einwilligung ?3) ſeines Vorgeſetzten ??*) feine ?*) rechtliche 
Wirkung. (Tit.5, $$. 11, 12, 13.) 

8. 23. Raſende und Wahnfinnige find den Kindern unter fieben Jahren gleich 
zu achten. ($. 20.) 

8. 24. So lange den Perjonen, welche mit Anfällen einer folchen Kranfheit be- 
haftet find 3°), noch fein Bormund beftellt ift, gilt die Vermuthung 36), daß fie ih- 


(5. 4.) An dem Umfange und an dem Grenzen einer Grumdgerechtigfeit, wie fie in dem Titel 
fonftituirt ift, wird durch den davon abweichenden Inhalt des Vermerkes im Hypotheleubuche nichts 
geändert. Unten, Anm. 18, Abſ. 2 zu $. 27, Tit. 22, 

31) Kinder find mach der Definition Tit. 1, 8. 25 immer Perfonen unter 7 Jahren. 

32) Der Zuſatz: „melde — haben“, muß weggedacht werden. Er ift unnöthig, weil Unmündige, 
nach der Definition I, 1, $. 25, immer Berfonen unter 14 Jahren find; und zugleich ungenau, meil 
er auch — indem die Grenze nad) unten weggelaffen ift — die Kinder mit begreift. — Uebrigens ift 
e mit Vorbedacht nicht blof der Minderjährigen gedacht, weil deren —— verſchiedene Wir⸗ 

ngen allerdings hervorbringen, weshalb es vorbehalten iſt, davon bei jeder Art beſonders zu handeln. 
Arm. zum gedrudten Entw. des G.B. Th. II, Tit. 1, $. 24. 

328) (4, A.) Dies ann auch auf die Appellation eines Minderjährigen bezogen werden, welcher, 
ohne daß fein Status in erfter Inftanz zur Sprache gefommen, verurtheilt worden iſt. Denn die 
Appellation gegen ein bejchwerendes Urtel ift eine zur Abwendung eines Nachtheils abzielende Maf- 
regel. Erf. dv. 30, Januar 1860 (Entſch. Bd. XLII, S. 388). 


33) Die Unmilndigen find, unter Hinzutritt der Einwilligung oder „Genehmigung“ ($. 11, Tit. 5) 
des Vorgejegten, ſelbſt die Kontrahenten; k werden nicht durch den „Borgejetsten‘ vertreten, diejer 
fontrahirt nicht Namens des Unmündigen, ſondern er heißt nur gut, was der Unmündige gethan und 
vereinbart hat. Deshalb lann der Vater, deffen unmündige Kinder ein Rechtsgeſchäft unter fich ab- 
geichloffen haben, durd feine Genehmigung allein daſſelbe nach beiden Seiten rechtöverbindlich machen, 
und es bedarf keinesweges der Beftellung eines Kurators für den einen bon beiden unmündigen Kon- 
trahenten; denn er genehmigt nicht fr den Einen oder für den Anderen, er geftattet Beiden, mit 
einander zu fontrahiren. Br. des Obertr. 1662, v. 6. Dez. 1845 (Entſch. XII, 332), 


33@) (4. A.) Unter dem Vorgeſetzten eines unter bäterliher Gewalt ftehenden Unmündigen iſt 
der gejetsliche Vertreter deſſelben, nicht die Bormundfchaftsbehörde zu verftehen. Erf. des Obertr. v. 
28, Jan. 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©, 85), 

34) Keime, weder nad) der einen, noch nach der anderen Seite. Diefe Verträge find mithin 
feine eigentlichen pacta elaudicantia, d, h. folche, woraus der Eine berechtigt ift, feinerjeits unbedingt 
zu Magen, während der Audere davon ausgeichloffen ift, wie z. B. in den fällen 1, 5, 8.185; I, 16, 
8,414; II, 1, 8, 199. Der Ummündige kann, auch durch feinen juriftiichen Vertreter, gleichfalls nicht 
Hagen. Das Gejchäft ift nur —— gültig und dieſe Bedin u — die Genehmigung — muß 
binzutreten, wenn es noch in feiner u veligicen Lage iſt. Daher önnen „die mit einer, noch un- 
ter väterliher Gewalt jtehenden Perſon geichloffenen Laftigen Verträge, fo lange dem Vater noch kein 
Antrag zur Genehmigung gemacht worden, von denjelben Kontrahenten, unter alleiniger Zuftimmung 
des Unfähigen, auch wieder aufgehoben werden.“ Pr. 1862, d. 13. April 1847 (Entſch. Bo. XIV, 
©. 177). — (4.4) Das Gleihe gilt bezüglih auf Perjonen, welche unter Vormundſchaft fteben. 
Erf. des Obertr. d. 15. Dez. 1862 (Arc). f. Rechisf. Bd. XLVII, &. 131 u. Entſch. 8. XLIX, ©. 36), 

35) Dergleihen Perfonen alle, ohne Ausnahme, können für geiftestrant erflärt werden. „Auch 
gan Ehefrauen, die ſich in maritalifcher, umd Kınder, die ſich im väterlicher Gewalt befinden, ift das 

erfahren zuläffig.‘ Pr. des Obertr. 1780, v. 14, Auguſt 1846, 

36) So lange eine Perfon unbevormundet ift, kann die Geiftestrankheit nur ein faltiſches Hin- 
derniß, den Willen wirlſam zu äußern, fein, und dieies muß, wie jede Thatfache, bewiefen werden. 
Bei der gen veranlaßt die Natur der Sache maucherlei Zweifel. Diefer kann 3. B. bei 
einer Perfon, welche bei der Unterjuchung fir ununterbrochen upd völlig wahnfinnig erfannt wird, 
ſich darauf beziehen: ob diefer Zuftand fon in einem beftummten — Zeitpuntte vorhanden war. 
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ren Willen bei völliger Verſtandeskraft, und nicht während eines Anfalles ihrer Kranf- 
heit, geäußert haben. 

8. 25. Sind aber diefelben unter Bormundfchaft geſetzt, jo fann, jo lange diefe 
dauert 37), auf das Vorgeben, daß die Erklärung in einem lichten Zwifchenraume er= 
folgt fei, feine Rüdjicht genommen werden. 


Der Wahnfinn fan aber unftreitig auch ſchon zu jener früheren Zeit vorhanden geweſen fein, doc) 
mit lichten Zwiſchenräumen, ſog. dilueidis intervallis, und der Zweifel kann PR darauf beziehen: 
ob die Perjon zu einem beftimmten Zeitpunkte, dem der Willensäußerung, einen lichten Zwiſchenraum 
gehabt habe. Wen in diefen Fällen die Berveisfaft obliege , war vor dem L. R. ftreitig. Dieſer Streit 
twird durch den $.24 bejeitigt: Daß die Perfon, deren pen Dos on Geijtesfrantheit ange- 
griffen wird, zu derfelben Zeit wahnſinnig geweſen, muß der Angreifer ijen, umd es hilft ihm da— 
i nichts, daß jene Perſon fpäter geiſteskrank befunden wird. — Der Beweis gegen dieje Bermuthung 
hat in den meiften Fällen eine an die Unmöglichkeit grenzende Schtoierigkeit darın, daß er nur Indie 
reft durch ein Urtheil Kumftverftändiger geführt werden kann und die gewöhnlichen Beweismittel mur 
zur Feſtſtellung von Thatſachen, die daber zur Grumdlage dienen jollen, brauchbar find. Die gericht- 
liche oder notarielle Form der angefochtenen —— * ſchließt an ſich den Beweis nicht aus, 
denn es handelt ſich dabei nicht um die Glaubwürdigkeit der Urkunde, ſondern um die objeltive Wahr- 
heit der darin bezeugten Meinung des imftrumentirenden Beamten über eine Sache, die er, nach der 
Gefeggebung, eigentlich micht grümdlich verfteht. (5. A.) Nach der Meinung des Obertr. follen die 
Materialien zu den 88.20, 21, I, 12 ergeben, daß man die Regel im $. 24 d. T. in Betreff der Ber- 
muthung, daß Raſende und Mahnfinnige, jo lange ihnen noch kein Vormund beftellt ift, ihren Willen 
bei völliger Verftandestraft geäußert haben, auch bezitglich der Wlödfinnigen gelten laffen wollte. Alt Be— 
weis dafür ift Bornemann, Syſtem, Bd. VI, S. 28 angegeben. et. dv. 20. Sept. 1864 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. LVI, ©. 176). Dort fteht davon nichts in Beziehung auf Nechtsgeichäfte unter Lebenden 
und wenn darüber auch von einer Seite eine ſolche Neuferung gefallen wäre, was eben nicht erhellet, 
jo würde eine ſolche einfeitige Aeußerung gewichtlos fein, da das angenommene Geſetz — der 8. 24 — 
die Regel auf Blödfinnige nicht ausgedehnt hat. Aber das Obertr. rechtfertigt ſeine Meinung noch 
mit einem jelbitftändigen Grunde und jagt: „Diele Auffafjung entipricht demm auch der Wiſſenſchaft, 
wie den gewöhnlichen Lebenserfahrungen , da Geiftesfrankheiten — gleich den Körperkrankheiten, aus 
denen fie fich in der Mehrheit der Fälle entwideln — ihre Stufen haben, wo erft ihre Unheilbarteit 
oder ihre Beftändigkeit eintritt.“ Diefer Grund ergiebt, daß es mit „der Wiſſenſchaft ſowie der ge- 
mwöhnlichen Lebenserfahrung“ im diefem Punkte nichts auf ſich hat: das Obertr. hält den Wahnſinn 
und den Blödfinn nach Entftehumg und Verlauf feiner Geſchichte für völlig einerlei. Wendet man 
fi aber an die Lehrer der gerichtlichen Medizin, jo erfährt man etwas Anderes. „Der Entftehung 
dieſes Krankheitszuitandes (des Blödſinns — jagt Mende, ausführliches Handbuch der gerichtlichen 
Medizin, Th. VI, S. 147, 8. 171 — liegt häufig eine angeborene Anlage zum Grunde, feltener findet 
man ihn aber als überhaupt angeboren, wie beim Cretin, häufiger als angeerbt ; in welchem Falle er 
gemeintglich erft kurz vor dem Eintritte der Pubertät zum Ausbruche kommt.“ Und 8, 173, ©. 149: 
„Dinfichtlich der Heilbarteit — ift der Blödfinn allerdings die Seelenfrantheit, im der die Borherfage am 
ungänftigiten ift, doch darf man ihm nicht in allen Geftalten umd umter allen Umftänden für 
ganz unbeifder erflären. Er ift dies mur, wenn er angeboren ift, umd die Gegenwart des Uebels 
in dem ganzen Aeußeren, bejonders aber in der Kleinheit und Flachheit des Schadels, und in dem 
verhältnigmäßig großen Gefichte ausgeprägt if. Auch beim nacentftandenen Blödſinn kömmt nad) 
und nach eine ganz ähnliche Verbildung des Körpers zu Stande, umd fie liefert dann jedesmal den 
Beweis der Unheilbarkeit.“ Mit dem Fahnfinme verhält es fich ganz anders, und es ift erfahrungs- 
mäßig ganz richtig, was die Bartei in jenem Nechtsftreite a. a. DO. S. 176 gegen die Anficht des Rich- 
ters geltend macht, daß bei einem Blödſinnigen feine lucida intervalla eintreten. Wer heute blödfin- 
nig ift, der war es wahrſcheinlich auch geftern, vorgeftern und noch En Hiernach ift es völfi 
ungerechtfertigt, die Vermuthung des $. 24, gegen den Wortlaut des Gejeges, aud au 
Blödfinnige, die der Geſetzgeber aus guten Gründen meggelaffen hat, zu beziehen. Zu dieſem Reſul— 
tate find auch die Geſetzrebiſoren gelommen, welche zu den 8. 24 jagen: „Anders, ala bei Wahnfin- 
nigen, geftaltet ſich das Rechtsverhältniß in Betreff der Blödſinnigen. Das Geſetz bezeichnet mit die- 
ſem Ausdrude diejenigen, welche aus Geiſtesſchwäche die Folgen ihrer Handlungen zu überlegen nicht 
um Stande find (8. 28, Tit. 1); von lichten Zwifhenräumen fann 38* nicht die Rede 
fein, der Zuftand der Geiſtesſchwäche muß als fortdauernd gedaht werden. Des 
ae läßt fich hier eine ſolche Vermuthung, wie fie bei den Wahnfinnigen die Abftufung bildet, nicht 
aufftellen.” Motive zu Tit.4, Pensum XIV, &, 29, Dem tritt aud) der $. 27 ausdrücklich entge- 
gen, welcher mit feiner befonderen Bermuthung das Vorhandenſein der „Geiſtesſchwäche““ vorausiekt. 
37) Mit der Bevormumdung tritt eine juriftiiche Handlungsfähigkeit der betroffenen Perjon ein. 
Deshalb kommt bei der Beurtheilumg der Gültigleit einer Willensaußerung des Bevormumdeten nichts 
darauf an: ob gleichzeitig auch phyſiſche Willensunfähigleit vorhanden war. Ein wegen Geiftes- 
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8. 26. Bon Willenserflärungen der Blödfinnigen, die unter Bormundfchaft ge- 
nommen worden, gilt da®, was von Unmündigen verordnet it. ($$. 21, 22.) 

$. 27. Wenn auch der Blödfinnige noch nicht unter Vormundſchaft geſetzt ift, 
jo gilt doch die Vermuthung 3#), daß derjenige betrügerifch gehandelt habe, welcher 
durch die Willenserklärung, mit dem Schaden deſſelben, ſich zu bereichern fucht. 

$. 28. Perſonen, welche durch den Trunf 3?) des Gebrauchs ihrer Vernunft be- 


— — — 


— — bleibt auch nach eingetretener Geneſung bis zur Aufhebung des Interdikts hand- 
ungsunfähig. 

‚ „Sm der Interdiltion alfo, welche nah A. ER. in form der Bevormundung geidieht, Tiegt die 
juriftiiche Handlungsunfähigfeit. Daraus folgt, daß diefeibe nicht Schon mit der Beitellung des Ku- 
ratorö ad lites über die Gemüthskrankheit, welche Kuratel auch nicht von der Vormundſchäftsbehörde 
ausgeht, anfangen kann. Hiergegen ift gejagt worden, die Präjumtion des $. 24 könne nad Einfüh- 
rung diejer Kuratel nicht mehr gelten, denn — werde durch die Verität verdrängt, weil die Wahn- 
ſinnigleitserllarung durch Urtel nur dann geichehe, wen der Wahnfinn feitgeitellt worden je. Das 
aber betrifft die faktifche Handlungsunfähigteit und deren Beweis. Wahrſcheinlich wird der Richter 
den Bereis des Dajeins der Krankheit zu einer gewiſſen Zeit nad) Einleitung des Prozefjes leichter 
für geführt annehmen, wenn derjelbe mit der Wahnfinnigteitserflärung endet. Aber juriftich unfähig 
wird der Provokat ſicherlich nicht durch die Einbringung der Provokation und Einleitung der Unter 
ſuchung. Bergl. 1, 12, $$. 21, 22. 

38) Der Sinn ift duntel. Nach einer Auslegung follen hiermit nur ſolche Perfonen gemeint 
fein, welche bereits richterlich für blödfinnig erklärt, aber noch nicht bevormundet find. Darnach wür— 
den ſolche Gemüthsfranfe, vor der Blödfinnigkeitserflärung, für handlungsfähig gelten, wenugleich der 
thatfächlihe Blödſinn zur Zeit der Willensäußerung vollftandig erwieſen würde. Das ftände mit dem 

rinzipe des 8.3 d. X. im geradem Widerjpruche und kann unmöglich gemeint jein. Man muß hier, 
wie vorhin (Anm. 36 u. 37), zwiichen dem Zuftande der faktij en Willensunfähigteit, welche aus 
dem Blödfinne als Thatfache wie aus Trunk u. ſ. w. entjteht, und dem Zuftande der durd) die Be- 
bormundung (Interdiktion) entitehenden juriftifchen Handlungsunfähigteit untericeiden. Der $. 27 
De von dem faktiihen Zuſtande. Wird ermwiejen, daß derjenige, deſſen Willenserklärung anges 
ochten wird, zur Zeit der Willensäuferung in der That an Blödſime litt, jo ift die jcheinbar vor- 
handene Willenserflärung, zufolge des 8.3 d. T., wegen Mangels der Vernunft und Ueberlegung, 
nichtig, ohne daß es noch erſt auf einen Betrug ankommt. Kam aber die Gemüthsbeichaffenheit zu 
jener, vieleicht ſchon zu lange vergangenen, Zeit nicht mehr fejtgeftellt werden und ift die betroffene 
Perjon im der Folge für blödfinnig erklärt worden, jo foll, im dem falle der Bereicherung des Ande- 
ren durch die angefochtene Willenserklärung, eine beträigeriiche Beranlafjung derielben vermuthet wer- 
den. So hat aud der II. ©, des Obertr. am 23. März 1849, in der Sache Pape w. Zrojchte, 
560|2280, III, 48, dieſes Geſetz era = Außer dem Falle der Bereicherung muß ſtets beiviejen 
werden, daß der Erklärende zur Zeit der Willensäußerung blödfinnig war. (4. A.) Das Obertr. jagt 
in einem Urtef vom 10. Mai 1859: die Anmendbarteit des $. 27 fei dadurd bedingt, daß die Perjon, 
weiche fich über song geäußert hat, was mach der ausgedrückten Abjicht geichehen, oder nicht ge- 
ſchehen ſoll (8. 1), zu eben diefer Zeit erwiejenermaßen thatſächlich blödfinnig geweien it. (Archiv f. 
Rechtsf. Bd. XXXV, 8,17.) Das ift umgenau, Der $. 27 jet einen thatjächlih Blödfinnigen 
boraus, der noch nicht unter Vormundschaft geftellt, d. b. dem noch micht die Handlungsfähigleit (durch) 
Interdiktion) genommen worden ift. Wenn eim folcher eine Rechtshandlung vollzogen hat, fo iſt die 
Frage: ob er thatfädhlih dazu fähig war zu der Zeit der Bollziehung. Nun fagt der $. 27: Es wird 
vermuthet, der Andere * betrügeriſch gehandelt und — ſich mit dem Schaden des Erklärenden 
zu bereichern geſucht. Der Andere muß deshalb beweiſen, daß er nicht betrogen und auch ſich wicht 
zu ‚bereichern — habe. Daum iſt dieſer Anfechtungsgrund beſeitigt. Dann bleibt aber der jelbjt- 
ftändige Ung —— rund der thatſächlichen Willensunfähigkeit in jenem Zeitpunkte noch ſtehen, und 
diejer muß bon dem Unfechter bewieſen werden, injofern nicht aus der Natur der Geiftesfranfheit und 
deren Entftehung in dem lonkreten Falle das Vorhandenjein der Krantheit von Kindheit an erbellet. 
Bergl. Anm. 36 zu 8. 24. Dieſe drei jcharf zu jcheidenden Ungültigleitsgründe laufen in jenem Erf, 
und in dem jüngeren v. 19, Dez. 1859 (Arch. Bd. XXXVI, S. 105) durdeinander. In einem älte- 
ren Rechtsfalle jagt auc das Obertr. ganz richtig: gegen einen gerichtlichen Vertrag jei der Einwand 
der Ungültigteit defjelben wegen ftattgehabten Blödfinnes eines nicht bevormumdet gervejenen und bom 
dem Gerichtsdeputirten für dispofitionsfähig erachteten Kontrahenten zuläffig. Erf, vd. 7. Mai 1857 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. XXIV, S. 280), Vergl. auch das Erf. deſſ. vom 20, Sept. 1864 (Archiv f. 
Rechtsf. Bd. LVI, ©. 175), 

39) Oder durch Genuß von Optum und anderen beraufchenden Mitteln. 

(4.9) Welche Gedanken des Gejetgebers den 55. 28 u. 91 zum Grunde liegen, erhellet aus 
folgender Bemerkung Suarez'. Er jagt: „Zruntenheit umd heftige Leidenjchaften jchließen entweder 
den Gebrauch der Vernunft ganz aus, oder fie hindern nur die richtige Anwendung derjelben, und 
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ar worden, find, fo lange diefe Trunfenheit dauert, den Wahnfinnigen gleich zu 
achten. ($. 23.) 
$. 29. Gin Gleiches gilt von denjenigen, welche durch Schreden, Furcht, Zom *0), 
oder andere heftige Leidenſchaft, in einen Zujtand verjegt worden, worin fie ihrer 
Vernunft nicht mächtig waren *!). 

$. 30. Daß Trunfenheit oder Leidenſchaft bi8 zu einem folhen Grade geftiegen 
find, wird nicht vermuthet. ($. 91)*?). 


berleiten den trumfenen oder von heftigen Leidenschaften eingenommenen Menſchen zu Irrthiimern des 
BVerftandes, Inſoweit ein ſolcher Irrthum das Subjelt, Objeft oder essentialia negotii betrifft, der- 
eitelt er deif Gffett der Willenserklärung ſchon an-und für ſich ohne Rüdficht auf die Quellen, wor- 
aus er entiprang. Betrifft aber der Irrthum bloß Nebenumftände, jo fanı man in foro externo 
eine Unwirkſamkeit der Willenserflärungen im Allgemeinen daraus nicht herleiten, ohme zu einer all- 
zugroßen Ungewißheit in den Geſchäſten und Berhandlungen des bürgerlichen Lebens Anlaß zu —— 
Hat hingegen Jemand den Anderen im Umſtände verſetzt, die ihn zu einem ſolchen Irrthume verleiten, 
jo ift e8 den Grundſätzen ſowohl des Rechts, als der Billigfeit gemäß, daß er darans nicht Vortheil 
ziehen fan. (Bornemann, Spitem I, 2.332; Eniſch. des Obertr. Bd. XXXVII, ©. 12.) 
Hiernach ift zu unterſcheiden. a) Betrifft der Irrthum des Verſtandes essentialia negotü, jo ift nad) 
allgemeinen Grundfäben (55. 75 ff.) die Willenserflärung ungültig. b) Dec ſich der Irrthum auf 
Nebenumftände, jo wird, abweichend von der jonftigen Regel ($. 83), die Willenserflärmmg doch ver— 
eitelt, wenn derjenige, welcher daraus ein Recht erlangen will, die Trunkenheit herbeigeführt hat (8. 91). 
Bergl. Ert. des Obertr. v. 29. März 1858 (Entid, a. a. O. ©. 13), ' 

(5. 4.) In dem erjten Wechjelfalle, wenn „Zrunfenheit ze, den Gebrauch der Vernunft ga aus- 
ſchließen“ (der Fall des.$. 28), bedarf es zur Erhaltung des Klagrechts beziehungsweiſe Einmwandes 
nicht der im $. 92 d. T. vorgeichriebenen dvorgängigen Anzeige, es muß aber der Mangel der zur Ein— 
gebung des Vertrages erforderlichen Willensfähigleit zur Bei der Vertragsſchließung bewieſen werden. 

. ſ. unten, Anm. 96%, Abi. 2 zu 8.92 d. T. 

40) Schwerlich wird der Fall vortommen, daß Iemand in dem ie boransgefetten Grade des 
Zornes, im welchen er fein Bemußtiein hat, eine Nechtshandlung vollzieht. Veranlafjung zu diefer 
GSteichftelung des Zornigen mit dem Wahnfinnigen hat die L. 48 D. de reg. jur. (I, 17) und L. 3 
de divort. (XXIV, 2) gegeben, wo von der feierlichen Formel der Eheicheidung Rede ift, die ſchwerlich 
ein aus Zorn Bewußtloſer wird ausipredhen können. 

41) Jeder mit dem Wahnfinne gleichartige Zuftand, d. i. ein folcher, worin zwar eine äufßerliche 
menfchliche Thätigkeit vorhanden ift, aber dem Menſchen der Vernunftgebrauch fehlt, ift der für den 
* des Wahnſinns gegebenen Regel unterworfen, ohne Unterſchied der Entſtehungsurſache. Derglei— 

n Zuſtände find noch das Fieberdelirium, das Nachtwandeln, der Somnambulismus. 

42) Die Verweiſung auf $. 91 ergiebt den Gegenſatz: wenn auch Trunkenheit ꝛc. erwieſen wird, 
fo ift damit doch ein bewußtloſer Zuftand noch nicht dargethan, folglich wird angenommen, daß die 
im truntenen oder leidenſchaftlichen Zuftande gegebenen Willenserflärungen mit Bewußtſein, aljo an 
ſich gültig geihehen find. Der $. 30 bezieht fic auf den Zuftand der Veroußtlofigfeit, verbunden mit 
dem äußeren Scheine einer menschlichen Thätigleit. S. die vor. Anm. Was in diefem Zuftande etwa 
ausgeiprodien oder geichrieben wird, gilt für nichts. Die Meinungen find darüber getheilt: ob zur 
Erhaltung des Anfechtungsrechtes hier gleichfalls die im $. 92 vorgeichriebene Stägige Frift zur borläu« 
hast Anmeldung beobachtet werden müfle. Nein, weil Friftbeftimmungen feine analoge Anwendung 

nden, und weil dort, im $. 92, von reditsgültigen Willenserflärungen Rede ift, die aus einem bejon« 
deren Grunde, nämlich wegen mißbräuclicher Benutzung einer aufgeregten Stimmung des Erklärenden 
r Begründung eines Rechts für den Anderen, unwirkſam gemacht werden follen; wogegen hier gar 

ine Willenserklärung, fondern nur der äußere, der betroffenen Perſon unbewußte Schein einer joldyen 
vorhanden ift. Der Fall hat übrigens ein jehr untergeordmetes Intereſſe. Denn bei der Vermuthung 
des $. 30 verb, mit $. 91 wird es faum vorkommen, daß ein bewußtloſer Zuftand eines Menichen aus 
Zrunfenheit erweistich zu maden wäre, in welchem derielbe eine vechtliche Willenserklärung ohne Mit- 
wirkung eines Anderen ausgeiprochen oder unterſchrieben hätte. Vergl. Anm. 39. — (4.9) Das 
Oberer, hat in einem Ext. v. 19. Sept. 1862 ausgeiprodhen: Es folge aus der im $. 30 ausgedrücdten 
Anſicht (2) des Geſetzgebers, daß der Einwand der Trunkenheit nicht zu begünſtigen fei, nicht, daß der 
— der Trunkenheit, bon welchem der $. 28 handelt, ein ſinnloſer geweſen ſein müſſe. Die 

eugen, welche beſtätigt hatten, daß die betreffende Perſon ſehr, nach dem Urtheile des Einen ſogar 
vollſtändig betrunken war, hatten ſich nämlich ein Urtheil darüber, ob fie finnlos betrunten ge— 
mejen, auszulprechen nicht getraut. (Arch. j. Rechtsf. Bd. XLVII, ©. 49.) Die Ausdrudsmeiie des 
Obertr. ift inforreft, wenn nicht gar unpafjend. Der Geſetzgeber dridt im $. 30 nicht eine Anficht, 
ſondern er jpricht einen Rechtsſatz aus, Bon einer Anjicht kann hier nicht Rede jein. 
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—— $. 31. Aeußerungen des Willens, wozu Jemand durch phyſiſche Gewalt genö⸗ 


illens. 
thigt worden, haben feine verbindliche Kraft +2). 

$. 32. Ein Gleiches gilt von folhen Willenserflärungen, wozu Jemand durch 
Entziehung der Nahrungs» und Heilmittel, oder durch Zufügung körperlicher Schmer- 
zen vermocht worden. 

$. 33. Auch gefährliche Bedrohungen des Lebens, der Gefundheit, der freiheit 
und Ehre*?b) machen jede darauf folgende Willendäußerung unfräftig *?). 

8. 34. Drohungen find gefährlich, wenn die Ausführung derfelben entweder an 
—9— agt auch nur nach der Meinung ?*) des Bedrohten in der Gewalt des Drohen— 

en ſteht. 

$. 35. Die Drohung, Jemanden eines Verbrechens wegen, mit oder ohne Grund, 

erichtlich angeben zu wollen **®), vereitelt in der Negel*°) jede darauf erfolgte +6) 
illenserflärung des Bedroheten. 

8. 36. Bei Drohungen, welche nicht unmittelbar Reben, Gefundheit, Freiheit 
oder Ehre betreffen, muß, nach der Beſchaffenheit des angedrohten Uebeld an jich, 
und nad dem Verhältniſſe deilelben zu dem Gegenitande der Erklärung, von dem Rich- 
ter —— beurtheilt werden: ob dadurch die Willenserklärung wirklich erzwungen 
worden ſei. 

$. 37. Auch iſt, bei Beſtimmung des Einfluſſes der Drohung in den Willen 
* Bedroheten, zugleich auf deſſen Leibes- und Gemüthsbeſchaffenheit Rückſicht zu 
nehmen *7). 

$. 38. Die Drohung, ſich ſeines Rechtes +8) geſetzmäßig zu bedienen, kann nie- 
mal? ald Zwang angefeben werden. 


428) (4. U.) Die 88. 31—42 enthalten die Beftimmungen über die actio quod metus causa; die 
88.43, 44 gehören mit den 88. 28, 29 zujammen. Cs macht feinen Unterſchied, ob der — von 
einer Privatperſon oder von einem innerhalb ſeines Amtes ſich bewegenden Beamten, z. B. Polizeibeam⸗ 
ten, ausgegangen iſt. Erk. des Obertr. v. 11. Sept. 1856 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXII, S. 169). 

42b) Ob metus infamiae zur Reſtitution genilge, mar ſtreitig. Das A. ER. entſcheidet hierdurch 
den Streit. Bergl. L. 7 D. quod metus causa (IV, 2) 

43) In den $. 31 vorausgeſetzten Falle ift gar fein Wille vorhanden, die genöthigte Perſon wird 
als Sache oder Mittel zur Herftellung des äußeren Sceins einer Willenserflärung gemißbraucht; die 
88. 33 u. 34 umfaffen die Fälle, wo der Erflärende wirklich will, d. h. wo er fich jelbit entſchließt zu 
thun und demzufolge willfürlich thut, was geichehen ift, aber nur um ein Uebel von fich abzuwenden. 
Beide Arten von Fällen ftellt das L.R. ganz gleich, in Uebereinftimmung mit der damals borherriden- 
den Meinung der Nechtöiehrer, aber im Widerfpruche mit dem R. R. 

44) — ex affeetu metuentis intelligitur. L. 3 D. ex quibus ce. major. (IV, 6). ®ergl. Ley- 
ser, med., sp. 58, m. 3. — Aber mie foll der Richter diefe wiſſen können ? Die eigene Angabe des 
Bedrohten kann nichts bemweilen, denn — hujus rei disquisitio judieis est L. 3 eit. Woher der Ridh- 
ter jeine Ueberzeugung geroinnen joll, das jagen ihm die $$. 36 u. 37. Ganz mit Unrecht hat man 
in den $$. 34 u. 36 eine Disharmonie, einen logiichen Fehlgriff ſehen wollen: auch in den 85. 36 u. 
37 if die jubjektive Meinung des Bedrohten über die Gefährlichkeit der Drohung das zu Beweiſende, 
wie ım $. 34. ®Bergl. L.6 D. quod metus (IV, 2) u. L. 8, $.2 D. eod. 

448) (4. %.) Der Einwand, durch eine ſolche Drohung zu einer Willenserflärung beftimmt wor⸗ 
den zu fein, gilt als Einrede des Zwanges umd muß daher bei Verluſt des Rechts der Eideszuichiebung 
und der Berjtattung zum Erfüllungseide innerhalb acht Tagen gerichtlich angemeldet werden. 88, 45, 
49, 50, Ert. des Obertr. v. 16. Nov. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 141). 

45) Die Ausnahme machen ſolche Verbrechen, weiche für die Civilſache präjudiziell find, oder bei 
welchen nur in Verbindung mit der Straſſache der Civilpunkt verfolgt werden kann. 

46) Nah dem Wortfinne genügt die bloße Drohung mit einer Denunziation, um die darauf er- 
folgte 1 als eine dadurch veranlaßte und erzivungene zu erachten. Vergl. Entſch. 
Bd. XVII, S. 100. Doc) ift der Beweis, daß die wahre Beranlafjung eine andere geweſen, nicht aus- 
geichlofien, aud muß, um jene Bermuthung eintreten zu laſſen, der gedroheten Denunziation die darauf 
gefolgte Willenserflärung entſprechen. Vergl. die 88. 38 u. 30 umd die Anm. dazır. 

47) Bergl. oben die Anm. 44, und von den Schriftftelleen Voet, Comment., IV, 2, $. 11. 


48) Welches Rechts ? Ein Grumdbefiser hat auf dem Grundftüde des Nachbarn eine bedeutende 


Bon Willenserflärungen. 141 


8. 39. Eine Willenderflärung alfo, wenn Jemand durch die Neußerung des An- 
den, fein Recht gerichtlich verfolgen zu wollen, bewogen worden, ift keinesweges für 
erzwungen zu erachten #°). 

8. 40. Die gedrohete Entziehung eines Vortheild, welchen der Drohende dem 
Anden zwar zugedacht, aber noch nicht eingeräumt hatte, macht die Willenserklärung 
des Bedroheten niemals unfräftig. 

8. 41. Der Vorwand, dab Scheu oder Ehrfurcht die Willenserklärung veran- 
laßt habe, verdient feine Rückſicht 5°), 

$. 42. Erzwungene Willenderklärungen jind auch alddann ungültig, wenn die 
Gewalt oder der Zwang nicht von dem, zu deſſen Bortheil die Erklärung gereichen 
foll, fondern von einem Dritten!) verübt worden. 


Hypothek zur leiten Stelle zufichen. Er wünſcht von dem Nacdbarn ein an feinen Garten ftoßendes 
Aderftüd billig zu erwerben, um jeinen Garten auszudehnen. Der Nachbar ift zur Abtrennung diefes 
feines beften Aderftiid® nicht geneigt. Da fagt ihm Jener, wenn ihm das Aderftüd nicht für den und 
den Preis abgelajjen würde, jo werde er von feinem Nechte Gebrauch machen und die Hypothek einzie- 
ben. Der Schuldner kann die Anichaffungstoften des Geldes nicht erichwingen und hat auch wenig 
Reallredit mehr; er fieht fich aljo bei der Ausführung der Drohung aus feinem Befigthume vertrieben. 
Er mählt das geringere Uebel und überläßt das Aderftüc für den gebotenen Spottpreis. Iſt diejer 
all mit gemeint ? Nach dem Zujammenhange, nein. Denn die Beftimmung betrifft das beftimmte 
echt, auf weiches fich die fragliche Willenserklärung bezieht. Dennoch aber wird auch in dem geſetzten 

Falle der Kauf wohl für einen erzwungenen gelten können. 

49) Die Auslegung der $$. 38 u. 39 umd die Vereinigung derjelben mit $. 35 ift ſtreitig. Die 
88. 38 u. 39 follen, nach einer Meinung, fi zum $. 85 wie Ausnahme zur Regel verhalten und den 
Fall betrefien, wo durd ein Verbrechen wirklich eine Beichädigung zugefügt worden if. Dann joll die 
Abjorderung der Entichädigung unter der Drohung, daß jonft das Verbrechen angezeigt werden würde, 
nur als Aeußerung, fein Hecht gerichtlich verfolgen zu wollen, nicht ald Zwang angejehen werden kün- 
nen; jonft würden die 88. 38 u. 39 dem $. 35 widerjprechen. Diefe Auslegung widerſpricht jhon dem 
Haren Wortfiime. Die $$. 38 u. 39 jpreden von der angekündigten geiegmäßigeu —— des 
Rechts, alſo von der Civilklage; der $. 35 aber von der Denunziation des Angeſprochenen zur Beſtra— 
fung. Dieje Anzeige führt nicht zur Verwirklichung des Rechts; deshalb ift fte feine foldhe Drohung, 
die nur eine Aeußerung, fich feines Rechts gejegmäßig zu bedienen und jein Recht gerichtlich verfolgen 
zu wollen, enthält. Pr. 2086, v. 30, Dt. 1848, (Eutid. Bd. XVU, ©. 97.) 

50) Metus reverentialis. nicht durch Drohungen veranlaßt, kommt nicht in Betracht, auch mad 
L. 6 C. de his, quae vi. Bon I wurde es gleichwohl behauptet, auf Grumd des c. 14 X. 
de sponsal. Aber die vorlandrechtliche Gerichtspraris verwarf den Einwand diefer Art Furcht. Hyu- 
men, Beiträge, VII, ©. 84, Wr. 21. 

51) Die Eigenichaft der röm. actio quod metus causa als actio in rem scripta (L. 9, 8. 8; 
L. 14, $. 5 D quod metus causa IV, 2; L. 4, $. 33 D. de doli mali exe. XLIV, 4) ift hier aus— 
drücklich beibehalten, Ueber die Wirkung des Zwanges und der Furcht bei Willenserflärungen ift die 
Praris nicht im Klaren, und die Erſcheinung, dat auch gegen einen Dritten gellagt werden kann, 
ift aus einer Nichtigkeit ipso jure erflärt worden. Zwar ift der hiergegen behauptete Einwand: das 
ER. lenne den Unterjchied zwiſchen der Nichtigkeit ipso jure und der ope exceptionis nicht, nicht 
gegründet, (S. Tit. 3, $. 43 u. Anm. 38 dazu.) Dennod) ift jener Erflärungsgrund hier nicht 
zutreffend ; demm die erzwungenen Willenserflärungen find an fich rechtsbeftändig, aber von Seiten 
des Gezwungenen anfechtbar ($. 45). Der juriftiihe Grumd, warum die mit tfolg unternommene 
Anfechtung aud) gegen den Dritten, fei er in mala oder in boma fide — unbejchadet der befonderen 
Rechte des Nedliden — wirkt, ift der, daß die hier ammendbaren Rechtsmittel in rem restitutoria 
find. Die Wirkung ift daher Wiederherftellung des früheren Zuftandes. Diejes Ziel farm erreicht 
werden, mad Wahl, entweder durch die aus demjenigen Rechtsverhältniſſe, welches durch die er- 
zwungene Erklärung aufgehoben oder verändert werden joll, entipringende eigenthümlide Klage, in- 
dem die erzwungene Erklärung ignorirt, und wenn fie eingewendet wird, mit der Replil quod me- 
tus causa unwirkſam gemacht wird, oder aud, indem hauptjächlich die Erklärung angegriffen und 
folgeweije, nad) —— ter Reſciſſion, das alte Recht, kumulative oder beſonders, geltend gemacht 
wird. —— iſt in dieſem Falle die Klage bald in rem bald in personam, je nachdem die zuſtän- 
dige alte K age, die jest utiliter gebraucht wird, die eine oder die andere war. L. 9,88. 4, 6; 
L. 21, $. 6 D. quod metus causa (IV, 2); L. 3 C. eodem. Der durch die prätoriiche actio quod 
metus causa, welche befonders in dem Falle praftiiche Dienfte leiſtet, wo durch die erzwungene Er— 
Härung eim perjönliches Rechtsverhältnig urfprünglich begründet werden foll oder eine nicht ſchuldi 
Leiftung abgenöthigt worden if. L. 9, $.3 D. eodem. Es verjteht ſich, daß diefe Formeln nick 
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8. 43. Dadurch aber, daß eine drohende Gefahr zu der Willenserklärung bloß 
Anlap gegeben hat®?), wird diefe noch nicht entfräftet. 

$. 44. Hat jedoch Furcht vor der Gefahr das Vermögen des Erflärenden , mit 
Freiheit und Ueberlegung zu handeln, gänzlich ausgeſchloſſen, fo findet die Vorſchrift 
des $. 28 sqq. Anwendung. 

$. 45. Wer eine fonjt rechtsbeftändige Willenserklärung wegen erlittenen Zwan- 
ges anfechten will, muß dieſes, fobald al8 er einen Richter hat antreten können, fpä- 
teftend aber binnen acht Tagen nach diefem Zeitpunfte>®), gerichtlich anzeigen. 

8. 46. Dergleichen vorläufige Anzeige kann bei einem jeden **) Gerichte gültig 
geſchehen; fie muß aber die zur Sache gehörigen Umftände unter Anführung der Be- 
weißmittel enthalten. 

$. 47. Mebrigend **) hängt e8 von dem Anzeigenden ab, die Ungültigfeit der 
Willenserflärum pe en den, welcher fih des Zwanges oder der Gewalt fhuldig ge— 
macht hat, gericht N: auszuführen 55); oder den Anfpruch aus der Willenserklärung 
———— oder ſich der in der Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Wege zur Er— 
haltung feiner Beweismittel zu bedienen 7). 


ummittelbar jetst anzuwenden find, und daß auch die Operationen der Reftitution und der erjt dem- 
nächft eintretenden Anwendung der alten Stage nicht äußerlich unterfchieden werden, namentlich bei 
ftattfindender Kummulation. Aber der organiihe Zufammenhang, die Jumerlichkeit der Imftitute ift 
noch heute dieſelbe. Bergl. $. 47. 

52) 3. B. DVichrere befinden ſich bei einer Ueberſchwemmung im einem von den Waſſerfluthen 
umgebenen Gebäude, und die drohende Gefahr des Brucdhs veranlaft Willenserflärungen. Dieje 
find unanfechtbar, wenn der Erflärende nicht etwa jeiner Vernunft durch die Todesgefahr beraubt 
worden ift, auf welchen Fall der folg. $. 44 geht. Die SS. 43, 44 gehören nicht der Materie von 
der actio quod metus causa an, die Fälle dieler Beitimmunngen find nicht umter die Grundſätze die- 
ſes Klagerechts zu ftellen; fie find der L. 9, $. 1 D. quod metus causa (IV, 2) uud L. 34, $. 1 
D. de donationibus (XXXIX, 5) nadjgebildet und ftehen mit den 88. 28, 29 in Verbindung. 

(3. 4.) Die 88. 43 u. 44 leben nämlich voraus, daß die drohenden Gefahren feiner fremden 
Einwirkung oder böjen Abficht beizumefien find. Der durch eine ohme fremdes Zuthun drohende Ge« 
fahr erregte Zuftand der Furcht ift ſchon im $. 29 berückſichtigt. Es ‚hätte zwar ein nochmaliges Zu— 
rüdgehen darauf nicht bedurft, doch ift hier die Erinnerung daran, daß die Fälle der 88. 43, 44 
nicht den Grundjäßen der actio quod metus causa ($$. 31 bis 42), welche die jchuldbare Einwirkung 
eines Menſchen vorausiegen, jondern dem Prinzipe des $. 29 unterzuordnen, nütlid, Die $$. 43 
u. 44 enticheiden dadurch zugleich den Meinungsftreit Über die Frage: ob und in wieweit duch, ohne 
fremde Schuld, erregte Affelte die rechtliche Fähigkeit zur Willensbeftimmung aufgehoben werden könne. 
Bergl. Erf, des Obertr. d. 29. Mai 1856 (Entih. Bd. XXXIII, ©. 8). 

(4. U.) Ueberhaupt findet die Beftimmung des $. 43 nur da Anwendung, wo eine Kaujalver- 
bindung zwischen der Willenserflärung und den Handlungen des Promifjars oder eines Dritten zu 
defien Gunften nicht erfichtfih if. Haben dagegen Drohungen des Promifjars oder eines Dritten die 
Willenserklärung des Promittenten beranlaft, ‚A fommen mur die 88. 33—45 zur Anwendung. Erf. 
des Obertr. dv. 3. Dez. 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVIU, ©. 127), 

53) Jedes, unmittelbar nad) Wegfall des Zwanges eintretende Hinderniß, 3. B. Krankheit, Ab- 
wejenheit zur See oder im Auslande , hindert den Anfang der achtiägigen Frift, muß jedod) beionders 
bewieſen werden. Gin im Laufe der Frift eintvetendes Hinderniß unterbricht jedoch den Yauf nicht; die 
Friſt iſt ein Fatale. (4. U) S. d. Anm. 59 @ zu 8. 49, 

54) Inländiihen. Denn im Auslande richtet man ſich nicht nach dem A. L.R., wenn diejes dort 
nicht zufällig gilt. 

548) (4, U.) D. h. abgeiehen hiervon (88. 45, 46) fannn er die Ungültigfeit der fraglichen Wil— 
fenserflärung ſowohl Magend oder wiederklagend, als auch —5—— ausführen. In dem Erk. 
des Obertr. v. 28. Febr. 1853 (Arc. f. Rechtef. Bd. VIII, S. 328) wird die Erſtattung der Anzeige 
als eine Bedingung des fahuıltativen Gebrauchs der Rechtsmittel hingeftellt. Dies ift inforrett. 

55) Durch die actio rescissoria utilis in rem vel in personam, d. i. das alte Klagrecht, oder 
durch die actio quod metus causa. ©. o. Anm. 51, 

56) Und die exceptio quod metus usa entgegen zu jeßen; auch dieje ift in rem seripta. L. 4, 
$..33 D. de doli mali et met. exc. (XLIV, 4). 


57) Durch Aufnahme des Beweiſes zum ewigen Gedädhtniffe. Die provoeatio ad agendum er- 
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$. 48. it jedoch die angezeigte Gewalt fo beſchaffen, daß dadurch eine peinliche 
Unterfuchung begründet werden kann, fo muß der Richter, bei welchem die Anzeige 
geſchehen ift, demjenigen inländischen Richter **), vor welchen die Unterjuchung gebört, 
davon jofort zur weitem Verfügung Nachricht geben. 

$. 49. it die vorläufige Anzeige nad $. 45 nicht geicheben ®%), fo verliert der 
angeblich Gezwungene dadurch das Recht, fich des Eidedantrages zum Beweiſe zu be 
dienen, und muß den Einwand auf andere Art vollitändig darthun #9 ®). 

$. 50. Aud) wird durch die Unterlaſſung der Anzeige die dem Einwande entge⸗ 
genſtehende rechtliche Vermuthung dergeſtalt verſtärkt, daß zur Ergänzung eines gegen 
dieſe Vermuthung nicht vollſtändig geführten Beweiſes kein Erfüllungseid ſtattfinden 
fann 6), 

$. 51. it der Erflärende geftorben, ehe er nach $. 45 die vorläufige Anzeige 
bat machen fünnen, jo jteht jeinem Erben frei, noch innerhalb dreier Monate, nach 
erhaltener Kenntniß von dem Dajein der Willenderflärung $'), den Zwang mit der 
vorgedachten op anzuzeigen. RE 

$. 52. Eine Willenserklärung, woraus Rechte und Verbindlichkeiten entitehen 
follen, muß ernftlich fein 82). 
fordert eine beiondere Begründung durch Berühmung jeitend des Anderen oder durch Anerkennung der 
Forderung des Anderen unter Behauptung von Einwendungen dagegen jeitens des Provolanten, und 
tft daher kein hier brauchbares Mittel. 

58) Jett dem Staatsanwalt. B. d. 3. Januar 1849, 8. 5. 

59) Oder ift fie nicht nach Vorſchrift des $. 46 ſubſtantiirt. Beide Beſtimmungen find nicht zu 
trennen, fonft, wenn die unfubftantiirte Anzeige nach $. 45 allein genligen fönnte, würde die Vor— 
ſchrift des $. 46 gana und gar überfliifig fein. So ift e8 aber aud in der That. Die Berf. (Suarez 
und Klein) haben nur die Zeitbeftimmung im Sinne gehabt. Jahrb. Bd. LII, ©. 3, Nr. 3 und 
©. 66, Bd. XLI, ©. 3. 

59 a) (4. 9.) Das Appellationsgericht zu Poſen hat die durch Gemaltthat erziwungene Flucht 
eines Grundbeſitzers aus feinem Befisthume für eine „ſonſt rechtsbeftändige Willenserflärung‘ ($.. 45) 
genommen, welche der Vertriebene zwar wegen Zwanges angreifen fönnte, wobei ihm aber die Be- 
meisführung durch Eidesdelation wegen unterlaffener Anzeige nicht geftattet jei. Das Obertr, hat denn 
die Nichtigkeitsbefchtwerde wegen Verlegung der 5. 45 u. 49 für begründet erlannt. Erf. dv. 23 Sep- 
tember 1861 (Entſch. ®d. XLVI, ©. 25). 

60) Die Unzuläffigfeit eines nothmendigen Eides ift eben die nothwendige, fich don jelbft verfte- 
hende Folge der Schlußbeſtimmung des vorhergehenden 8. 49. Wer den Beweis vollſtändig führen 
muß, fann den undollftändig ausgefallenen Beweis nicht durch fein eigenes Zeugniß Are Die 
a der widrigen Bermuthung, erft eingeichaltet auf ein Mon. von Klein (Jahrb. LIE, ©. 61), 
ift überflüffig. 

61) Dder don dem Erbanfalle, wenn er den Zwang ſchon vorher erfahren hatte, 

62) Deshalb ift bei einer fchriftlichen Erklärung, abgeichen von der vorgefchriebenen Dee die 
Unterjchrift des Erflärenden nothwendig, ſonſt jehlt es an der Gewißheit, daß der Berfafler die Er- 
Härung ernftlicd gemeint habe. Aus diefem Grunde ift eine nicht unterjchriebene jchriftliche Erklärung 
auch dann nicht gültig, wenn die mündliche Form genügen würde. Bergl. Entſch. des Obertr. B. 1, 
©. 88. Doc mit Unterjcheidung. Der Wille ift namlich ein inneres, an fi unmwahrnehmbares Er- 
eiguiß und muß deshalb offenbart werden. Dazu dienen hauptſächlich die Sprache und die gewöhnlichen 
Zeichen. Dem mirklihen Entihluffe geht aber meiftens ein Zuftand der Unentfchiedenheit, der Er- 
mwägung voraus, umd die Worte oder —* ‚ am ſich geeignet, das vollendete Wollen erlennbar zu 
machen, können als Ausdrud des unentichiedenen Zuftandes gebraucht fein. Wer feinen Willen durch 
Schrift auszudrüden beabfichtigt, ann den Inhalt zu Papiere bringen, bevor er noch mit fich jelbft 
einig iſt, er lann den beabfichtigten , doch noch nicht zur Vollendung gefommenen Entichluß entwerfen, 
Auf dieier Stufe kann dann der Gemüthszuſtand ftehen bleiben ; er geht nicht im einen entichiedenen 
Willen über. Die Schrift, ohne Namensunterichrift, fann in diefem Kalle, für fich allein, den wah— 
ren Willen als vollendete Thatfache unmöglich berveifen. Nehme man aber hinzu, daß der Erklärende 
diefe Schrift dem Anderen mit der Aeußerung, daß fie feinen Willen enthalte, aushändigte, jo würde 
an der Gewißheit des Willens als Thatſache, auch ohne Unterſchrift, lein Zweifel fein; denn fein 
Umftand macht erfennbar , daß der wahre Wille mit dem Ausdrucke nicht übereinftimme. Es gilt aber 
der Grundiag, daß auf den in Gedanfen behaltenen, inneren Widerſpruch (Dientalrejerbation) zwiſchen 
dem Willen und der Erklärung im Berlehre nicht geachtet wird, Umgelehrt kann eime jelbft unter 


Gewiſſer 
Wille. 


Stillſchwei⸗ 
gende Wil⸗ 
lensäuße- 
rung. 


144 Erfter Theil. Bierter Titel. 


$. 53. Wer über Angelegenheiten feines Berufes oder Gewerbes ſich geäußert 
bat, dem fteht die rechtliche Vermuthung, daß die Meußerung nicht bloß zum Schein, 
oder nur aus Scherz, geichehen fei, entgegen. 

$. 54. Eben das gilt, wenn die Erklärung in einer befondern durch die Geſetze 
beftimmten Form 3) abgegeben worden. 

$. 55. Ueberhaupt muß die Nichtigkeit des Vorgebensd, daß eine Erklärung nur 
um Schein, oder nur fiherzweife 6*) gefchehen fei, aus den Umftänden klar erhel- 
en 63), 

8. 56. Hat Jemand einen Andern durch ungebührlichen Scherz zu Anftalten und 
Handlungen, die diefem läftig find, wiſſentlich verleitet °°), fo a er ihn deshalb 
ſchadlos halten. 

$. 57. Willenserflärungen werden für zuverläfjig oder gewiß angeſehen, wenn 
die Abjicht des Erklärenden, ein Recht erwerben, übertragen, oder aufheben zu wol—⸗ 
fen, durch Worte oder andere deutliche Zeichen auögedrüdt®7) wird. 

$. 58. Handlungen, aus denen die Abjicht des Handelnden mit Zuverläffigfeit 
geſchloſſen werden fann 6°), werden für ſtillſchweigende Willendäußerungen Da 








fchriebene Schrift die Gemißheit des Willens nicht beweiſen, fo lange fie der Schreiber nicht der Ge- 
genpart aushändigt. Vergl. Entid. des Obertr. Bd. XIX, ©. Tı, 

Die, aus anderen Umftänden äußerlich erkennbar zu macende, Nichtübereinftimmung der Erflä- 
rung mit dem Willen kann im Bewußtſein des Erflärenden fein, und aud) nicht. Im dem letzteren 
Falle fteht die Erklärung unter dem Ginfluffe eines Irrthums. Jene wijjentlihe Abweichung 
fommt in zwei Hauptanmwendungen vor: 1. wenn man gar keine Rechtshandlung will (Scherz, Uebung) ; 
2, wenn man ein anderes Rechtsgeſchäft will, als der Ausdrud bekundet, oder wenn andere Perſo— 
nen als die genannten die Subjefte fein jollen (Simulation). Im allen diefen Fällen gilt die Regel: 
der wahre Wille, die thatfächlihe Meinung gilt, nicht das, was die Erklärung enthält. 1, 11, 88. 70 
— 74, „Plus valere quod agitur quam quod simulate coneipitur.* Tit. C. IV, 22. (5.9.) Auch 

egen die exceptio rei judicatae ift der Einwand (die Replik) zuläffig ‚ daß die Erklärung, auf welcher 
8 Judifat beruht, mit Genehmigung des Gegners nur zum Schein abgegeben jei. Bergl. Geſ. 
v. 9. Mat 1855 8. 7, Nr. 2 u. 8. 8. Erf. des Obertr. vom 11. Juli 1864 (Entſch. Bd. LI, ©. 7). 

63) Die Anwendung der pofitiv vorgeichriebenen Ausdrudsmweile (Form) für gewiſſe Erklärungen 
ift das zuberläjfigfte een des zur Reife gefommenen Enticiuffes und wahren Willens, Doch ſchließt 
die Forın den Gegenbeweis nicht aus, diejer wird nur jehr überzeugend geführt werden müffen. 

64) Oder zur Uebung im Spreden, Schreiben, Deklamiven. Bergl. L. 3, $.2 D. de verb. 
obl. (XLV, 1). 

65) Das ift die Thatfache, auf die es anlommt: es muß erhellen, d. h. es muß für den Ande— 
ren äußerlich erkennbar jein; auf die innere Thatjache, daß der Handelnde oder Erflärende fich heim«- 
lic) etwas Anderes gedadıt, aljo wirklich nicht den Willen, weldyen die Erflärung ausdrüdt, gehabt 
habe (Dientalvefervation), kommt nichts an. Deshalb ift weder nothwendiger Eid, noch Eidesdelation 
über diefe innere Thatſache zuläffig; wohl aber über die Umftände, mwenn darüber vor dem Richter 
geftritten wird. (4. U.) Bergl. Erf. des Obertr. d. 7. Nov. 1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. V, ©. 19), 
wo die Ergänzung des Beiveites der Simulation durd) einen nothwendigen, und insbejondere durch 
einen Erfüllungseid für zuläffig erklärt wird. 

66) Die Anwendung dieſes Gejeges müßte einen eigenthümlichen Fall haben, jo, daß er meder 
unter das des $. 55 (j. die dor. Arm.) fiele, noch aud dem Anderen ein Berjehen vorgeworfen wer— 
den könnte. Wenn Mar erhellet ($. 55), daß Jemand zum Scherze oder zur Uebung Worte jpricht, 
die tabig find, einen Willen kund zu geben, und nur der, welcher die Worte auf fich bezieht, blind 
ift; fo fann er ſchwerlich Schadloshaltung fordern. 

67) Der Zitel (in margine) „gewifjer Wille“ ift nicht paflend: er jagt eigentlich nichts Anderes 
als „ernfter Wille” ($. 52), d. h. wahrer Wille, Hier ift aber die Ausdrudemeile, die äußere Erſchei— 
nung des Willens gemeint. Diejer 8. 57 jpricht von ausdrüdlihen Willenserflärungen, im Ges 
genjage von ftilljhmweigenden 8. 58). (5.9) Eine ausdrüdiiche Willenserflärung ift nicht bioß 
dann vorhanden , wenn die Abficht des Erklärenden in allen ihren Wirkungen und Folgen mit beftimm- 
ten Worten ausgedrüdt wird, jondern überhaupt dann, wenn aus dem Inhalte der Erklärung, aus 
den Worten in ıhrem Zufammenhange oder aus anderen deutlichen Zeichen der ernfte und gemifje 
Wille unzweideutig erhellet. Erf. des Obertr, vom 27. Februar 1868 (Arch. für Rechts. Bd. LXX, 
S. 106). Vergl. auch das Erf, deſſ. vom 7. Juli 1857 (Archiv f. Redhtsf. Bd, XXVI, ©, 102), 


68) Es muf ein ſicherer Schluß von der Handlung auf den Willen möglich jein. 3. B. die An- 
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Kraft 6). 

$. 60. Wo die Gefege eine ausdrüdliche Erklärung zu der rechtägültigen Form 
des Geſchäftes erfordern, iſt eine ſtillſchweigende Willenserklärung unfräftig. 

$. 61. Bloßes Stillihweigen wird nur aladann für Einwilligung geachtet, wenn 
der Schweigende fich erflären fonnte, und vermöge der Gefege 0) dazu verbunden war. 

$. 62. Wer alfo durch einen auf die Geſetze gegründeten?!) richterlichen Befehl 
zu einer Erflärung aufgefordert wird, und fie beharrlich verweigert, deſſen Erklärung 
wird von dem Hchter, der dem Befehl beigefügten Warnung gemäß, ergänzt. 


$. 63. Soll die Abjicht des Handelnden aus den Umſtaͤnden bloß vermuthet Sermutbete 


werden, fo ijt feine —— Willenserklärung vorhanden. rungen. 
$. 64. Haben jedoch die Gefege felbjt beitimmt, was aus ſolchen Handlungen 
gefchlojien werden joll, fo ift die Abficht des Handelnden 7?) nach diefer oeiehlicen 


nahme des Schuldicheines über ein Darlehn, ohme den darin ausgeiprochenen Modalitäten zu wider⸗ 
ſprechen. (Emtich. des Obertr. Bd. XXI, ©. 19.) Alsdann ift fie ein Mittel zur Erkennung des 
Willens, wenn fie auch zumäcft einen felbftftändigen Zmed hat. „Die Annahme einer ftillihweigen- 
den Erklärung beruht aljo ftets auf einer wirklichen Beurtheilung der einzelnen Handlung, mit Rild- 
ſicht auf alle Umſtände, von welchen fie begleitet ift, und dieje VBeurtheilung nimmt hier dieſelbe Stelle 
ein, wie bei der ausdrüdlichen die gebrauchten Worte. Nicht felten wird die Handlung für fich allein 

r nicht als Willenserflärung gelten können, fondern e8 wird dazu der pofitiven Mitwirkung äußerer 

mftände bedürfen; aber auch mo aus ihr allein ein Schluß auf den Willen in der Regel wohl be- 
gründet jein mag, lann derjelbe dennoch durch entgegenwirlende Umftände entfräftet werden.” v. Sa— 
vigny, Syflem, II, 245. Böllig bejeitigt wird die Wirkſamleit einer Handlung als ſtillſchweigen- 
der Erklärung durch Proteftation und Reſervation. 

(4. A.) Beifpiele find: wenn die Regulirung der Beitragspflicht einer Gemeinde zur Anlegung 
einer Kunftftraße oder anderer öffentlicher und gemeinnügiger Anlagen unter Leitung und ausdrüdlicher 
Genehmigung der Regierung ald Landespolizeibehörde erfolgt, fo ift hierin auch deren Genehmigung in 
ihrer Eigenſchaft als Gemeinde» Auffichtsbehörde enthalten. Erf. des Obertr. d. 12. Jumi 1854 (Ard). , 
f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 52), Oder: wenn eine Ehefrau den Miederverlauf des von ihrem Ehemanne 
ohne ihre Vollmacht für fie angefauften Grundftüds ausdrüdlid) genehmigt , fo enthält diefe Genehmi- 
gung zugleich eine vechtsgültige ſtillſchweigende —— des früheren Kauflontralts. Erk. des 
Obertr. d. 27. Febr. 1854 (Arch. f. Rechtäf. Bd. XI, S. 28). — (5. 4.) Dagegen begründet der 
Umftand allein, daß der Käufer die ihm mit einer Faktura überſendete Waare ohne Vorbehalt ange- 
nommen bat, obwohl in der Faltura nicht derjenige, mit weldyem er tontrahirte, fondern ein Dritter 
als Berläufer bezeichnet ift, nicht die Verpflichtung des Käufers, diefen Dritten als feinen Verkäufer 
anzujehen. Erf. deij. vom 17. September 1863 (Arch. f. Rechts. Bd. LI, ©. 96), 

69) In den Fällen nämlih, wo eine formloſe Willenserflärung genügt. Die Eintheilung der 
Willenserflärungen in ausdrüdlice und ftillihweigende bezieht fich eben nur auf formloje im 
Gegenſatze zu formliden. 

70) Eine Ausnahme von der Regel, daß das Stillihweigen zu Handlungen oder auf Fragen 
eines Anderen nicht als Zuftimmung angeſehen werden darf (L. 142 D. de reg. jur. L. 17; C. 44 
de reg. jur. in 6. — das C. 43 ib. bezieht fi auf die Ausnahmen), kann nur durch die Pflicht, fich 
zu erflären, begründet werden. Solde Pflicht kann nicht etwa ein Anderer durch die Ankündigung: 
wie er das Stillichweigen auslegen werde, auflegen; denn er hat fein Recht, den Schweigenden zu 
einer Handlung zu möthigen; nur eine Nechtöregel kann fie in gewifien Fällen auflegen, deren Aus- 
dehnung auf andere ähnliche Fälle er ift, eben weil es fid um Ausnahmen handelt. Der- 
gleichen Fälle der Ausnahmen find $. 62 d. T.; I, 6, 8.59; I, 22, 8.43; I, 18, $$. 126, 127; 
1, 11,8. 836; II, 2, $. 216. Bergl. Eutih. Bd. II, ©. 326, Der $. 349, I, 21 wird nicht für 
anmendbar auf den Fall gehalten, daß ohne rechtmäßigen Grund gefündigt wird. Pl.Beſchl. (Pr. 1988) 
v. 6. Mai 1848 (Entih. Bd. XVI, ©. 43). j 

71) Befehle umd Warnungen, welche für den vorliegenden Fall nicht vorgeichrieben find, bleiben 
wirkungslos. V. dv. 14. Dezbr. 1833, $. 5, Nr. 2. 

72) Der enjag, auf welchen die beiden 8$. 63 u. 64 fich beziehen, ift nicht richtig rn 
drüdt. Die vorhergehenden $$. 57 bis 62 gehen auf Fälle, im melden der Wille als thatlächlich 
wirklich vorhanden angenommen wird, Außerdem giebt es jedoch fälle, wo fraft einer pofitiven 
Borichrift eine Willenserklärung angenommen wird, ohne daß der Wille als Thatfache vorhanden ift, 
ja ohme daß eine Handlung, aus weicher auf den Willen geichloffen werden könnte, behaupte werden 
tann. Dieſe Willenserlärungen find eigentlih fingirte, gewöhnfih präjumtive genannt. Auf 
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Vermuthung fo fange zu beurtheilen, bis eine andere72) Willensmeinung deffelben 
klar ausgemittelt worden. 
$. 65. Der Sinn jener ausdrüdlichen Willenserklärung muß nad) der gemöhn- 


erflärungen, lichen Bedeutung der Worte und Zeichen verftanden werden ’®®), 


$. 66. Die gewöhnliche Bedeutung ift nach der Zeit, wann ?*) die Erklärung 
abgegeben worden, zu beurtheilen. 

8. 67. Iſt der ang nah Befchaffenheit der Perfon 75) verfchieden, 
fo muß auf die Perfon des Erflärenden gefehen werden. 

8. 68. Hat Jemand feinen Willen durch einen Andern erflärt,; jo fommt es auf 
den Sprachgebrauch des Letztern an? 6), in fofern derjelbe nicht folcher Ausdrüde, die 
von dem Machtgeber beftimmt vorgefchrieben worden, fich bedient bat. 

8. 69. Sind, nad Beihaffenheit des Gegenjtandes, bejondere Ausdrüde oder 
Redensarten im Gebrauch 7°®), fo muß der Sinn der Willensäußerung diefem Ge- 
brauche gemäß erflärt werden. 





diefe, im Gegenſatze zu den wirklichen, beziehen fich diefe 88. 63 u. 64, Dergleichen vermuthete 
Willenserflärungen beruhen nicht auf einer eimelnen Handlung, jondern auf einem dauernden per« 
fönlichen Verhältniſſe. Der Hauptfall ift das jog. mandatum praesumtum. Diejes wird, unter 
Borausiegung des beftimmten Verhältniffes, angenommen, wenn es aud) ganz gewiß ift, daß der 
vermuthliche Machtgeber von der Sache gar nichts wifjen kann, mithin weder eine Abficht, noch eine 
Handlung von ihm zu behaupten ift. I, 13, 88.119 ff. Im ſofern daher die 85 63 u. 64 die ver⸗ 
mutheten Willenserllärungen an Handlungen knüpfen, ift die Beſtimmung nicht zutreffend. 


73) Der Grundſatz, daß nur die entgegengeiete Erflärung die Filtion endet, hängt mit derfel- 

ben organifch zufammen. ©. L. 40, $. 4 D. de proc. (III, 3); L. 4, 5. 1 D. quibus mod. pign. 
XX, 6). ®Bergl. I, 13, 88. 126, 127. Dieje Proteftation muß folglich am gehörigen Orte ange- 
acht oder ausgeſprochen (flar ausgemittelt, wie der 8. 64 jagt) fein. 

732) (4, N.) Wenn ein als Bürge Auftretender die Bürgihafteurfunde mit dem Zufate „als 
Page“ unterfchreibt, fo ift feine Bürgichaft vorhanden; denn er hat durch die der Unterichrift beige- 

igte, mit dem Inhalte der Urkunde im Widerfpruche ftehende Einſchränkung noch im letzten entichei- 
denden Augenblide erflärt, daß er nicht Bürge fein wolle, fondern nur als Zeuge unterichreibe, 
Bergl. Erf. des Obertr. d. 8. Juni 1852 (Ardiv f. Nechtef. Bd. IV, ©. 301). 

(5. 9.) Die Verletzung einer Interpretations» Negel enthält einen Nichtigleitsgrund des Urtheils. 
Erf. deff. vom 19. Juni 1857 u. 6. Juli 1860 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXXVIII, ©. 115). Dem 
widerſprechend jagt daffelbe im dem Erf. vom 5. Mai 1868: Die 88. 65— 74, 147 u. 151, 1,4 
des Allg. Landrechts, betreffend Regeln Über die Auslegung von Willenserklärungen, enthalten feine 
Rechtsgrundſätze, fie find vielmehr .. aus dem Gefichtepimfte bloßer Anmeifungen und In- 
ftruftionen für den Richter anzufehen. (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©. 160.) 

74) Und bejonders nach dem Orte, wo die Erklärung abgegeben worden, oder vielmehr, mo 
der Erflärende einheimiſch ift. Beſonders gilt dies don brieflihen Erklärungen, bei welchen in der 
Regel auf den Sprachgebrauch des Drtes, an welchem der Schreiber zu Haufe ift, zu jehen fein wird. 
Auch in dem Falle, wo Jemand eine Erklärung an einem ihm fremden Orte giebt, wird erwogen 
werden müſſen: ob der Erflärende den —— rauch deſſelben kannte und wahrſcheinlich ſich 
bediente, oder nicht. Was hierdurch von dem Orte angemerkt, erfennt der folgende $. 67 durch Be— 
zugnahme auf die Verichiedenheit des Sprachgebrauchs nad) der Perjon an. 

(4. 9.) Das Obertribunal jagt in einem Erf. v. 20. April 1855: Hinfichtlih der Auslegung 
bon Urkunden dienen diejenigen allgemeinen Vorichriften zur Richtſchnur, melde zur Zeit des zu fäl- 
lenden Urtheils maßgebend And. (Archiv f. Rechtef. Bd. XVII, ©. 124.) Daran ift nicht zu glau- 
ben; bemeijen läßt es fih nidt. Die fpäte Zukunft ift nicht berechtigt, was für ein Sinn heute 
mit einer getwiffen Redeform habe verbunden werden müſſen. Dies maßt ſich die Geſetzgebung, twie 
der 8. 66 zeigt, auch nicht an. Die Frage fällt Überhaupt nicht unter die Lehre dom der Anwendung 
der Geſetze, Ess ift thatjählicher Natur. 

75) Hinfichtlich ihrer geſellſchaftlichen Stellung oder Herkunft. ©. die dor. Anm. 

76) Diefe Auslegungsregel findet auch auf den inftrumtentivenden Beamten, welcher die Erflä- 
rung abfaßt, Anwendung. Dies ift beftritten, weil der Richter oder Notar ſich einer allgemeinen 
verftändlichen Sprache bedienen jolle. Allein hier handelt e8 fi) nicht um Anwendung oder Befol- 
gung einer gefetlichen VBorfchrift, fondern um die Ausmittelung einer Thatſache, nämlid um die 
thatfächliche Frage: welchen wahren Gedanken der Erflärende hat ausdrüden wollen. Diefe That- 
ſache kann durch den Inhalt der Dienftmftruftion des Beamten nicht feftgeftellt werden, zumal deren 
gewifienhaftefte Befolgung doch erft von der Auffaffungegabe des Beamten abhängt. 
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8. 70. Iſt in der Erklärung die Abjicht 77) deutlich ausgedrüdt, fo find zmei- 
felhafte Stellen diefer Anficht gemäß auszulegen. 

$. 71. Hat der Erflärende feinen Willen bei anderer Gelegenheit deutlich geäu- 
Bert, jo muß dad Dunfele einer ftreitigen Erklärung diefer deutlichen Aeußerung gemäß 
veritanden werden 77 ®), 

$. 72. Ausgenommen ift der Fall, wo die Abficht, eine frühere Willenserflä- 
rung durch eine fpätere zu ändern, deutlich erhellet. 

$. 73. Unbeftimmte Willensäußerungen find nach den in den Geſetzen enthal- 
tenen Bejtimmungen zu erflären. 

8. 74. Dod ift jede Willendäußerung im zweifelhaften Falle fo zu deuten, daß 
fie nicht ohne alle Wirfung bleibe ?®). 

8. 75. Irethum?9) im Wefentlichen des Geichäftes 8°), oder in dem Hauptge- 


76@) (4, 9.) Jeder, welcher an dem Orte des Sprachgebrauchs Geichäfte treibt, er jei ein Ein- 
heimiicher , oder ein Fremder, hat fich mit demielben befannt zu machen oder die Folgen jeiner Un- 
kunde ſich jelbft zuguicreiben ; dem Anderen liegt eine Verpflichtung, ihm von dem Sprachgebrauche 
noch ausdrüdiich Kenntniß zu geben, nicht ob, und der Einwand, daß ihm der Sprachgebraud nicht 
—— — ‚ift unerheblich. Erk. d. Obertr. v. 20. April 1858 (Archiv f. Nechtsf. Bd. XXIX, 

. 267). 

77) Darunter ift die Wirkung zu denfen, melde die Erklärung in der Zukunft herborbringen 
ſoll; der Zweck, die Abficht unterſcheidet fih von dem Grunde dadurd, daß diejer in der VBergan- 
genheit liegt. Cr lann, menn er befannt ift, zur Ertenntniß des Willens gleichfalls beitragen. 
(5. 4.) Berfügt z. B. ein Bater legtivillig, daß —— beiden Söhne und Erben ſich gütlich eini— 
gen mögen, wer bon ihnem das zu jeinem Nachlaffe gehörige Gut für den beftimmten Preis überneh- 
men und daß für den Fall, daß fie fich darüber nicht einigen wollen oder können, das Loos unter 
ihnen entſcheiden folle; jo ift darin die Abficht zu erfennen, daß er jeinen Söhnen einen moraliichen 
Anlaß zu einer brüderlicen Einigung bieten wollte. Cine Bormundidaft kann dieſen väterlichen 
Zweck einer brüderlichen Einigung nicht erfüllen, woraus denn folgt, daß, um diejen Zweck des 

ators zu erreichen , feiner Abficht gemäß der Alt der Einigung während der Bevormundung des 
Einen wegen Minderjährigkeit ruhen muß, wenn auch der Majorenne, um die Enticheidung durch 
das Loos herbeizuführen, erflärt, daß er fich nicht einigem wolle, weil die künſti Willensäußerung 
des noch nicht handlungsfähigen Bruders ſich nicht vorausjehen läßt. Ext. des Obertr. vom 10. Julı 
1863 (Entſch. Bd. L, ©. 20). 

77a) (5, U.) ©. hierzu die Anm. 730, Abſ. 2 zu $. 65. 

78) Wenn aljo von mehreren an fich zuläffigen Anslegungen die eine ein Reſultat giebt, die 
andere nicht, jo ift jene vorzuziehen. 

79) Irrthum überhaupt ift der Mangel des Bewußtſeins von der wahren Beichaffenheit eines 
Gegenftandes. Er kann im gänzliher Bewußtloſigleit über denjelben (Ummifjenheit, ignorantia), oder 
in einem unrichtigen Bewußtſein (Irrthum, error) beftehen. Beide Zuftände haben vor dem Rechte 
Gleichheit. Bon dem mancherlei Veziehungen, in welchen der Ikrthum in Betracht fommt, ift der- 
ſelbe bier im ſoſern, al® er den Koniens bei wechſelſeitigen Willenserflärungen ausichließt, umd als 
weientlich bezeichnet wird, Gegenftand der Geietsgebung. Im ſofern er fih auf den Beweggrund einer 
Willenserklärung bezieht, ift davon fpäter Rede (88. 149, 150). Unter wejentlihem Irrthume 
wird micht der Merci gemeint, welcher fich auf den ganzen Willen bezieht, 3. B. wenn aus Ge- 
dantenfofigteit etwas ganz Anderes ausgeſprochen oder unterichrieben als gemeint wird, denn dabei 
fehlt der Wille gänzlich; ſondern es wird darunter derjenige Irrthum verftanden, welcher in einem 
einzelnen Theile des Willens vorfällt. r mwejentlich gilt der Jerthum, welcher fich auf die 
Natur des Rechtsgeichäfts , oder auf den ftand defjelben ($$. 75, 77), oder auf die Perjon des 
anderen Theiles (8. 76) bezieht. 

(4. 4.) Der Irrthum des Erflärenden vernichtet eine gerichtlich aufgenommene Willenserklärung 
and) dann, wenn die fie aufnehmenden Gerichtsperjonen die Worte des Erflärenden richtig gefaßt und 
protofollirt haben. Der Nachweis, auf welche Weiſe der Irrthum entftanden ſei, ift hierbei micht 
unbedingt erforderlich. Erf. des Obertr. v. 10. März 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 261). 

‚ (4 A.) Hier, im $. 75, iſt nur ein thatfächlicher Irethum , nicht auch ein Rechtsirrthum & 
meint. Ert. des Obertr. dv. 5. Jan. 1853 (Archiv für Rechtsf. Bd. VII, ©. 153). (5. 4.) 
ge Art ift jchon im einem früheren Urtel des I. Senats vom 10. Juni 1847 (Nechtöf. neueren 

erf. Bd. I, ©. 247) ausgeführt, daß nach $. 75 d. T. nur Irrthum im erheblichen Thatjachen uns 
ter Umfländen eine Willenserllärung ungültig made, nicht Irrthum, der aus Mangel der 
Kenntniß gejegliher Borjchrift entſiehe. Allein der Grundjag: error juris nocet, ſtützt 


10* 


Irrthum. 
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genftande 3?) der Willenderflärung macht diefelbe ungültig ®?®). 

$. 76. Ein Gleiched gilt von einem Irrthume in der Perſon desjenigen, für 
welchen aus der Willenserklärung ein Necht entitehen foll, fobald aus den Umftän- 
den — daß ohne dieſen Irtthum die Erklärung ſolchergeſtalt nicht erfolgt fein 
würde *2). 


ſich immer nur auf die allgemeine Vorſchrift im $. 12 der Einleitung, und nur um ſolche Geſetze 
handelte e8 ſich in jenen UÜrteln und Rechtsfällen. Dieſer Grundjat findet daher auf den Irrthum 
über ein Erbrecht nad) einem Gemwohnheitsrechte und über eine darüber abgegebene irrthümliche Wil- 
lenserflärung feine Anwendung, ein folder Irrthum ift ein faktiicher. Erk. des Obertr. v. 19. Febr. 
1864 (Entid. Bd. LI, ©. N 


80) Der Gedanke, welcher mit dem „Weentlichen des Geſchäfts“ ausgedrüdt werden fol, ift 
nicht Mar. Man verfteht unter dem weſentlichen Irrthume im Geichäfte den Irrthum, welcher fich 
auf die Natur des Nechtsgeichäfts bezieht. Diejer Irrthum kann auf zweierlei Weile vorfallen. Ein- 
mal fo, daß der Eine ein in Wahrheit gemeintes Geichäft anbietet, und der Andere, in Folge eines 
zieideutigen oder mißverftandenen Ausdrudes, ein anderes anzunehmen glaubt, z. B. wenn Einer 
eine Sache zum Kauf anbietet, der Andere aber Miethe verfteht und annimmt. Hier irrt Keiner im 
Weſentlichen des Geſchäfts, aber Jeder irrt in Beziehung auf die Erklärung des Anderen, und des— 
halb fehlt der Konſens, folglich entfteht Leine Verbindlichkeit. Dann kann der Irrthum aud) jo er- 
Icheinen, daß der Eine einen Kauf antragen will, aber diejes, aus Unbeholfenheit, im foldhen Aus- 
drüden erflärt, umter melden man eine Mierhe abſchließt. Dieſer Fall fteht jenem gleih. Ohne 
Zweifel werden dieje Fälle unter dem „Wejentlichen des Geſchäftes“ verftanden. 

81) Der einfachfte Fall ift der, mo Jeder eine andere Sache meint. Der Eine verlauft in fei- 
nem Sinue feine ſchwarze Stute, und der Andere meint deſſen ſchwarzen Hengft. (4. U. Ebenjo 
der Irrthum der Parteien bei Abichluß eines Kaufvertrages, daß das dem Lehnsverhältniffe unter- 
worfene Grundftüd im freien Eigenthume des Verkäufers ftehe: im beiden fällen betrifft der Irr=- 
thum nicht einen bloßen eg in den Eigenichaften der Sache, fondern den Hauptgegenftand der 
Willenserllärung. Vergl. Erf. des Obertr. v. 9. Mai 1853 [Archiv f. Rechtsf. Bd. IX, ©, 154]). 
(Error in corpore.) Daraus entfteht fein Rechtsverhältniß, Das gilt auch don einem Theile eines 
Senriffögamen. Bei Sachen, die nach Gattung und Quantität befimmt werden, geftalten fich die 
Fälle vermidelter und deshalb oft zweifelhaft. Wird über die Gattung geirrt, jo ift der Fall dem 
borigen ganz gleich; ſtimmt man jedoch in der Summe aus Mifverftändmi nicht überein (mas beim 
Brie ſel im umdeutliher Schrift öfter vorkommt), fo ift, je nad) der Natur des Geſchäftes, die 
Erklärung bald gültig, bald ungültig. Sie ift gültig auf den Betrag der Summe, über welche beide 
Erklärungen zufammentreffen (auf die geringfte don beiden verichiedenen Summen), wenn die Quan— 
tität für Hi allein, ohne Beziehung auf eine Gegenleiftung, Gegenftand der Erflärung ift, da, wer 
20 zum Geichente anbietet, modon der Andere aus Mifverftändniß nur 10 angenommen, auch diefe 
Zehn angeboten hat. L. 1, $.4 D. de verb. obl. (XLV, 1). In dem zweiten falle gilt die Er- 
Härung dann, Wenn der, bon weldem die Summe gefordert wird, mehr zufagt, auf den Betrag 
der geringeren Summe, denn diefe wollen Beide (consensus); fie gilt gar nicht, wenn er Weniger 
verſpricht. L. 52 D. loc. (XIX, 1). 


Die Behauptung, daß eine jchriftlihe Erklärung mit dem wahren Willen des Erflärenden im 
Wideripruche ftche, d. h. anders wiedergeichrieben worden ſei (mas bei der Abfafjung durch Andere, 
namentlich bei Aufnahme don Protofollen über die Erklärungen einfältiger Landleute gar oft vorkommt), 
enthält die Behauptung eines Irrthums, keinesweges die einer mündlichen Nebenabrede. Pr. des Obertr. 
ohne Dat. im Schleſ. Ard. Bd. HI, ©. 283 fi. Iſt für fi Mar. 

81a) (4.9) Dieſer —— von Willenserklärungen jeder Art, alſo auch don Berglei- 
den. Daher kann ein Erb» oder Schidhtungsrezeß, wenn er als Privattheilung nad) den Regeln von 
Bergleichen zu beurtheilen ift, gemäß $. 417, Zit. 16 wegen eines Irrthums im dem Weſentlichen 
des Geſchäftes oder in dem Haupigegenſtande deſſelben, nicht aber nad) $. 418 ebend. —— eines bor- 
gefallenen Irrthums über die Beſchaffenheit des ftreitigen Rechts ſelbſt, d. h. über die Beſchaffenheit der 
der Schichtung unterworfenen gemeinichaftlichen Daffe, 3. B. ob gewiſſe ftreitige Grundſtücke ihrer 
Subſtanz nah mit zur Schihtung zu ziehen waren, oder nicht, — angefochten werden. Erk. des 
— dv. 11. Febr. 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 268). Vergl. unten Anm. 11 zu $. 418, 

it. 16. 

82) Alfo wenn nicht die Perion des Anderen gleichgültig ift, wie z. B. bei Käufen auf Märkten. 
Soll aber gerade mit einer beftimmten Perjon, die man vielleicht nicht kennt, kontrahirt werden, umd 
es tritt eine andere auf, jo kommt keine gültige Willenserflärung zu Stande. So, wenn Jemand 
einen beftimmten geſchidten Werkführer in feinen Dienft nehmen will und den Kontraft mit einer 
anderen gleichnamigen Perjon abſchließt. Freilich muß diefe abweichende Richtung des Willens „aus 
den Umftänden erhellen“. Bergl. oben die Anın. 62, u. unten Anm. 9 zu 8. 417, Tit. 16. 
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8. 77. Auch Irrthum in ausdrücklich vorausgefegten Gigenfchaften der Berfon 8°) 
oder Sache $*) vereitelt die Willenserklärung. 

$. 78. In allen diefen Fällen (88.75, 76, 77) bleibt 85) die Willenserklärung 
ungültig, auch wenn der Erflärende den Irrthum hätte vermeiden fünnen #6). 


83) Der hier vorausgeſetzte Fall ift von dem vorhergehenden (Anm. 82) darin verichieden, da 
die richtige Perfon vor uns ftcht, daß fie aber, mad) der Verabredung, gewiſſe Eigenſchaften haben 
ſoll, die ihr in der That fehlen. 

84) Error in substantia (L. 9, 8.2 D. de contr. emt. XVII, 1) oder in materia (L. 9, &. 2; 
L. 11 pr.; L. 14 D. eod.). Diefer Ausdrud ift micht erſchöpfend, derm der Stoff ift nicht der allei- 
nige Gegenftand, auf melden fich der Irrthum beziehen muß, um die Wirkung eines error in cor- 
pore zu haben. Der $. 77 verweilet durchaus ſachgemäß auf die „ausdrücklich vorausgeiegten Eigen- 
ſchaften“ der Sadıe und läßt nur den Irrthum, aber dDiefen auch ohne weitere Unter» 
Iheidung, für weſentlich — ‚ weldyer ſich auf eine ſolche bezieht. Dadurch werden eine große 
Anzahl von Zweifeln und Meinungsvericiedenheiten bejeitigt, —* das G.R. über dieſen Irrthum 
aufzumeiien hat. Es ift am jich mwilltürlich, welche Folgen man dem Irrthume in Gigenjchaften bei— 
legen till, aus juriſtiſchen Gründen folgt die Nichtigkeit an ſich nicht. Deshalb ift dem U. AR. 
Beifall zu geben. Es kommt nicht auf die Berichiedenheit des Stoffes an ſich, auch nicht darauf: 
ob die Sache, nach den im gemeinen Verlehre herrihenden Begriffen, zu einer anderen Art gerednet 
wird; jondern lediglich darauf an: ob eine Sache bon einem bejtimmten Stoffe oder bon einer ge» 
wiſſen Eigenichaft en worden if. 3. B. man will ausdrücklich männliche Perlhühner kaufen 
und der Händier berliefert, ſelbſt im Irrthume über das (für Nichtlenner untennbare) Geſchlecht, 
lauter weibliche. Diejes Geſchäft ift, mie bei dem Irrthume in corpore, nichtig. 

85) Bleibt ungültig, mithin muß fie don Anfang ungültig fein. Daraus könnte man entneh- 
men wollen, daß eine abjolute Nichtigkeit gemeint twerde. Diejer Punkt ift unklar, ebenfo wie die Auf- 
fafjung und Darftellung mancher Rechtsiehrer vor dem A. L. R. welche die dverfchiedenen Geftalten und 
Beziehungen des Irrthums nicht Scharf oder nicht richtig unterſchieden. Der error in corpore hat ent- 
Ichieden Nullität zur Folge; der Irrthum in der Perſon auch. Hinfichtlich des leteren trifit man ſchon 
auf widerfprechende Meinungen, dadurch verurfacht, daß dem Irrenden in vielen Fällen die Perſon 
Frag ‚ mithin gar nichts daran liegt, die Ungültigfeit zu rügen und in ihren Folgen durchzu« 

bren. rt Ierthum ın m (in substantia) hat nur aus einer pofitiven Gleichftellung mit 
dem error in corpore nad) R.R. Nichtigleit zur Folge; dieſe Folge verichwindet aber oft, weil hier, 
wie bei der Perſon des Anderen , der Irrende in manden Fällen kein Interefie dabei hat. Deshalb 

hen auch in Beziehung auf diejen Irrthum die Meinungen durcheinander, Die Faſſung des L.R. 
at darin michts gebefiert. Nach der Natur der Sache muß in den Fällen der 88. 75 u. 76 Nichtigkeit 
eintreten, wegen Mangels des Konſenſes. Defien waren fich die Verf. wohlbewußt: Suarez äußerte 
mit Bezug auf diefen 8. 78, daß doch immer ein defectus in consensu da fei, der error möge vinei- 
bilis oder invineibilis jein, und daß deshalb der Kontrakt, wozu Jemand durch einen ſolchen Irrthum 
verleitet worden, nicht gültig jei. Bei der Berleitung durch Irrtum denkt er zwar an den Beweggrund, 
während bei dem error in corpore und in persona das Sachverhältniß ganz ein anderes ift; indeß 
fagt er doc) den im diejen Fällen wirkenden richtigen Grund, der es unmöglich macht, einen Kontrakt 
als eriftent anzunehmen. Die Folge des unbeftummten Ausdrudes im Geſetze ift eine ſchwankende 
Praris. Das Obertr. meint, nad) einer Entiheidung gegen die Natur der Sade, daß ein Irrthum 
über die Natur des Geichäftes oder in dem Hauptgegenſtande die Willenserklärung nur ungültig (au— 
greifbar von Seiten des Jrrenden durch eine Reicıifionsklage), aber leinesweges abjolut nıdhtig 
oder ipso jure nicht eriftent made; der $. 75 jolle nur die perjönlichen Rechte des Irrenden wahren; 
ob aber der Irrende davon Gebraud machen wolle, ftehe nur bei ihm. (Gentral-Bi. 1843, Col. 359.) 
Das läßt fich fehr wohl von dem error in substantia ($. 77) jagen, denn hierbei ift die wirklich ge— 
meinte Spezies der enftand einer bewußten Willenserklärung, mithin ift der Konjens in der That 
vorhanden; im jenen Fallen (88. 75 und 76) aber fehlt der —* thatjächlidy ganz und gar. 

86) Die Verf. glaubten, hierin etwas ganz Neues einzuführen. Suarez äußert über die $8. 78 
bis 80: „Dieſe Säte find neu; ich halte fie aber für nothwendig. Die DD. jagen: error, qui evitari 
potuit et debuit, erranti nocet. Diejer Sat ift richtig; es folgt aber nicht daraus, daß der Kontrakt 
feibft, wozu Jemand durch einen ſolchen Irrthum verleitet worden, gültig jei. Dies kann niemals ans 
genommen werden, weil immer ein defeetus in consensu da ift, der error mag vineibilis oder invin- 
eibilis fein. Aber das folgt daraus, daß ein folder Irrender den anderen Theil indemnifiren muß, der 
den Irrthum nicht geroußt, auf feine Willenserklärung fich verlaſſen und jeine Maßregeln darnad) ge- 
nommen hat.” (Bornemann, I, 347, Anm. *)) Jenes jagen nicht allein die DD., fondern eine 
große Anzahl von Stellen des R.R., J. B. L. 9, 8.2 D. de juris et facti ignorantia (XXI, 6): 
„sed facti ignorantia ita demum euique non nocet, si non ei summa negligentia objiciatur.* Allein 
diefer Grundſatz bezieht ſich gar nicht auf den jog. wejentlihen Irrthum: die Willenserflärungen, 
bei welchen ein joldher —2 — ſind nicht aus dem Grunde des Irrthums, ſondern weil der Wille 








Betrug. 
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$. 79. ft jedoch derfelbe durch eigene? grobes oder mäßiges Verſehen in den 
Irrthum gerathen, und der Andere hat nıcht gewußt, daß der Erklärende fich irre, fo 
ee Grflärende zum Erſatz des durch feine Schuld entftandenen Schadens $7) ver- 
pflichtet. 

$. 80. Iſt von beiden Seiten ein vermeintlicher Irrthum vorgefallen, fo findet 
von feiner Seite eine Entihädigung ftatt. 

8. 81. Irrthum in folhen Eigenfchaften der Perfon oder Sache, welche dabei 
gewöhnlich vorausgeſetzt werden, entfräftet ebenfalld die Willenserklärung. 

$. 82. Doc befteht diefelbe, wenn der Jrrende 87 ®) durch eigenes grobes oder 
mäßiges Berfehen feinen Irrthum veranlaft hat ®®). 

8. 83. Durch Irrthum in andern Eigenfchaften oder Umftänden wird die Wil- 
lenserflärung niemals vereitelt 9% ®). 

$. 84. In feinem falle aber fann — welcher einen Irtthum wiſſentlich 
und vorſätzlich veranlaßt*9) hat, daraus ein Hecht erwerben. 


fehlt, nichtig, mag der Irrthum dvermeidlich geweſen jein, oder nit. L. 9, 8.2; L. 11 pr. D. de 
contrah. emt. (XVII, 1); d. Savigny, Syſtem, Bd. III, 88.135, 138. Nur auf den unweſent⸗ 
— Irrthum bezieht er ſich. Zufällig ſtimmt daher das L.R. mit dem R. R. in den Hauptpunkten 
erein. 
87) Dieſer kann ſtets nur ein mittelbarer ſein. Die Satzung iſt neu. ©. die dor. Anm. 


— * (4. A.) Sei er der Empfänger, oder der Geber. Vergl. das in der Anm. 81 angef. Er- 
enntniß. 

88) Anwendungen: 8.19 d. T.; I, 5, $. 330; I, 16, 8. 89; I, 21, 8.6. 

88a) Dadurch ift der wichtige röm. Rechtsſatz, daß kein Irrthum, außer dem wejentlihen 
(und den beigefügten Erweiterungen), die Gültigkeit der Erklärungen aufhebt, anertanut. (4. 4.) Eine 
Ausnahme macht der Irrthum aus Trunkenheit, wenn der Andere diejen Zuftand veranlaft hat. $. 91, 
Dieſer Fall gehört jedoch in das Kapitel vom Betruge. Anm. 94@ zu $. 91. 

89) ©. oben Anm. 15 zu I, 3, 8. 15. Betrug ift, nad) diefer Definition, wiſſentliche, d. h. dem 
Urheber bewußte, und vorfätliche, d. h. beabfichtigte — zum Nachtheile des Anderen beabfichtigte — 
Beranlafjung eines Irrthums. Im diefer Geftatt ift der Betrug eine unfittliche Verlegung des, dem 
menſchlichen Berfehre zu Grunde liegenden, allgemeinen Vertrauens. (Dolus malns, fraus.) Der Be- 
sc fest pofitive Thätigkeit des Betriigers voraus. Daraus folgt die Regel, daß nur eim auf ſolche 

eiſe hervorgebrachter Irrthum berüdfichtigt wird, aber auch dann berüdfichtigt wird, wenn er an und 
für fid) ganz unerheblich if. 14. A. Hat 3. B. der Verkäufer den Gründern einer Altiengeſellſchaft die 
Sache zu einem niedrigeren, al dem in dem Proſpelte bezeichneten und von den Aktionären zu zahlen⸗ 
den Preiſe verfauft und mit den Gründern verabredet, daß, unter —— des vereinbarten nie⸗ 
drigeren Kaufpreiſes, die Preisdifferenz unter denſelben vertheilt werden ſolle; ſo iſt dieſer Kaufvertrag, 
der Altiengeſellſchaft gegenüber, als durch Betrug veranlaßt, unverbindlich. Erf. des Obertr. vom 
18, Febr. 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLII, ©. 6). Dder haben die Käufer verichiedener Zehen und 
Muthungen einem Dritten, unter Angabe eines weit höheren, als des wirklichen Ermwerbspreiies deriel- 
ben, das Anerbieten gemacht, bei dem Antaufe ſich mit einer beftimmten Summe zu betheiligen und 
mit ihnen und anderen Intereffenten über diefe Grundftüde in der Art zu disponiren, daß folche einer 
zu gründenden ———— für einen höheren Preis für gemeinſchaftliche Rechnung übertragen wer⸗ 
den follten; fo fann der Dritte, wenn er dies Anerbieten angenommen und demgemäß mit einem bes 
ftimmten Kapitale bei dieſer Ermerbögeiellichaft fich * hat, dieſen Vertrag wegen betrüglicher 
Berleitung zu einem weſentlichen Irrthume widerrufen. Erk. des Obertr. dv. 24. April 1862 (Arc. f. 
Rechtsf. Bd. XLVI, ©, 65)]. — Eine Ausnahme ift e8, wenn das bloß leidende Berhalten, nämlich 
das wiffentlihe, ſtillſchweigende Dulden und Benugen eines nicht don dem Betrüger hervorgebrachten 
Irrthums Einfluß auf die irrthümliche Willenserklärung hat. Diele Ausnahme gilt aber in folchen 
Rechtsverhältniſſen, wo Einer don dem Anderen beiondere Treue, Redlichleit und Aufrichtigkeit zu er— 
warten berechtigt if. So bei gewagten Geidyäften, I, 11, 88. 540, 541; II, 8, $$. 2024 — 2029, 
Bergl. L. 43, 8.2; L. 35, $.8 D.de contr. emt. (XVII, 1); L. 11, 8.5 D.de act. emti (XIX, 1). 
(4. A. Das Obertr. hat in einer Enticheidung vom 17, Februar 1860 Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, 
S. 226] gejagt: „Der civilrechtlihe Dolus kann auch durch mwifjentliche es Thatſachen 
begangen werden, ſofern ſich erſichtlich der andere Kontrahent darüber im Irrthume befand, der erſte 
Kontrahent aber wußte oder nach den Umſtänden annehmen mußte, daß fie auf deſſen Willensbeſtim⸗ 
mung von unzweifelhaftem Cinfluffe fein könnten.“ Das ift infofern richtig, al8 der Dolus im Allges 
meinen in einer pofitiven, oder in einer omilfiven Handlung beftehen kann. Bergl. oben Anm. 15 zu 
$. 15, Tit. 3. Aber die rechtlichen Folgen find nicht in allen Fällen die gleichen. Wenn z. B. Jemand 
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$. 85. Vielmehr ift jede ?°) durch Betrug veranlapte 9!) Willenserflärung für 
den Betrogenen unverbindlich. 

$. 86. Nicht nur den Betrogenen, fondern auch Andere, die bei einem folchen 
Irrthume Schaden leiden, muß der Betrüger entfchädigen. 

$. 87. it die Willenserklärung zwar nicht durch Betrug veranlaßt, aber doch 
der Erflärende zu einem Irrthume bei derfelben *? ) vorfäglich verleitet worden, fo hängt 
es von der Beichaffenheit diejed Irrthums, an und für ſich betrachtet, ab, ob und wie- 
weit die dadurch veranlaßte Erklärung nah obigen Grundfägen bejtehen könne, oder 
nicht. (88. 75 — 83.) 

$. 88. Wenn aber auch hiernach die Willenserklärung in Anfehung des Haupt- 
geichäftes befteht,, jo muß dennoch der Erflärende, wegen ded aus dem Irrthume ent- 
ſtandenen Nachtheils, von dem ey entjchädigt werden. _ 

$. 89. Hat ein Dritter den Erflärenden ohne Zuthun des Andern, zu deſſen 
Gunften die Erklärung gefchieht, hintergangen, fo entjcheidet ebenfalls die Beſchaffen— 
beit des Irrthums, zu welchen der Erflärende verleitet worden, ob derjelbe an feine 
Willenserklärung, in Anfehung des Hauptgefchäftes, gebunden fei, oder nicht. ($$. 
75 —83)°?). 

$. 90. Wegen der von dem Betrüger beiden Theilen zu leiftenden Entihädigung 
hat es bei der Borfchrift der $$. 86, 88 fein Bewenden 9*). 


ein rotziges Pferd anf den Markt bringt, was ſich ein Jeder beiehen kann, die Krankheit aber nicht an- 
zeigt, fo ift er ficher in Dolo. Aber diefer Dolus reicht hin, den Handel wegen Betruges anzufed- 
ten. Deshalb ift eben der Grundfatz des ädilitiihen Edilts —— und dem unvorſichtigen Käufer 
[denn der Rotz ift bei genauer Unterfuchung erfennbar, wenn aber auch er ift das ädilitiſche Rechte» 
mittel gegeben. Dies gilt, wenn das franfe Individuum als einzelnes Stüd oder mit anderen einzels 
nen Stüden zufammen verkauft wird; es gilt aber nicht, wenn ein Inbegriff von Sachen verichiedener 
Art, z. B. ein Landgut mit ſeinem Inventar, wie es fteht und liegt, in Pauſch und Bogen jeil geboten 
und verfauft wird. Das Obertr. macht aber von feinem Lehriage Anwendung auf einen ſolchen Land- 
utsverlauf in Paufh und Bogen. Es waren unter dem Zugviceh 4 rotige Pferde geweſen. Diefe 
nmendung ift irrig. Die ädilitiiche Klage fand nicht ftatt, wie das Obertr. felbft ausführt. Cine 
ſelbſtſtändige Berrugsflage (Anm. 15 zu $. 15, Tit. 3, Nr. 3] war auch nicht zu begründen, weil der 
Berkäufer den Betrug nicht veranlaßt hatte und ein Ausnahmefall Iſ. dieſe Aum. oben] nicht vorhan⸗ 
den war. Die ausgeiprochene Vernichtung des Appellationdertenntnifies auf Grund jenes Satzes in 
diefem re war daher ungerecdhtfertigt). — Zum Berveiie genügt die auf Berftellung oder Verfälſchung 
der Wahrheit gerichtete Handlung. ntfteht daraus, nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, Nuten 
für den Handelnden und Nachtheil für den Anderen, fo ift, nad einem logiichen Gejete, anzunchmen, 
daß diejes beabfichtigt worden jei. 

90) Jede, ohne Unterjchied, ob der Irrthum weſentlich, oder unmefentlich, vermeidlich, oder unders 
meidlich war. 

91) Die Beranlaffung der Willenserflärung ift, in dem hier vorausgeiegten Falle, nicht eigentlich 
der Betrug, Sondern Irrthum des Erklärenden. $. 89. Der Irrthum muß — und das ift es, mas 
das Geſetz hier fordert — durch die unfittlihe Eimmwirfung des Anderen entitanden fein. Diele thats 
fähliche, im die äußeren Sinne fallende Einwirkung ift der Gegenftand des Beweiſes für den, welcher 
feine Erklärung auf Grund des Betruges anfechten will. Die Berjährung hängt mit dem zuftändigen 
Klagerechte zufammen. Gegen den anderen Theil lann die aus dem Rechtögeichafte, das an fich gülti 
ift, entipringende Klage gebraucht werden; gegen den Dritten ($. 86) nur die actio doli, welche _ 
I, 6, 8. 54 ın 3 Jahren erlischt. 

92) Bei derielben. Die Willenserflärung jelbft, im Ganzen, beruht nicht auf Irrthum, aber ne- 
benher, in Beziehung auf gewiſſe Eingelnheiten oder Theile des Willens, ift ein Irrthum borgefallen, 
der jeine Entftehung in der böswilligen Einwirkung des Anderen hat. Dann kommt es darauf an, 
welchen Einfluß diejer Irrthum am und für fih hat; der Berrug ift ohne Einfluß auf die Gültigkeit 
der Willenserflärung. ©. $. 88. 

93) Im Falle der Irrthum ein weientlicher ift,, treten die Folgen und Wirkungen defjelben, ohue 
Rüdfiht auf den Betrug, ein, aud in Anjehung Dritter: es ift alddann eine Willenserklärung in 
Wahrheit nicht vorhanden. S. oben die Anmerk. 79—85. Der gute oder böfe Glaube des Dritten 
hat auf die Zuläffigfeit der Binditationsflage niemals Einfluß; nur in Beziehung auf die Gegenforde- 
rungen des DBindifationsbeflagten ift er maßgebend. 

94) Iſt der durch einen Dritten ohme Wiffen des anderen Kontrahenten hervorgebrachte Irrthum 
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$. 91. Wer, auch ohne die Abficht, den Andern zu hintergehen, ihn durch 
Trunf, oder Erregung beftiger Leidenſchaften, in einen ſolchen Zuſtand verſetzt 94 ®), 
wo er feine Handlungen und deren Folgen nicht mehr richtig zu beurtheilen vermagꝰ*), 


= fann aus den in ſolchem Zuftande abgegebenen Erklärungen defjelben fein Recht 
erlangen. | 


$. 92. Doch muß der, welcher aus diefem Grunde ($. 91) feine fonft rechtöbe- 
ftändige ?°) Willenserklärung anfechten will, ſolches binnen acht ?%°) Tagen nad) Ab- 
gebung derfelben ?7), der Vorfchrift des $. 46 gemäß, gerichtlich anzeigen. 

$. 93. ft diefe Anzeige unterblieben, fo fann in der Folge auf den Einwand 
feine Rüdfiht genommen werden 98). 

$. 94. In fofern die Geſetze einer Art von Willenserklärung feine beftimmte 
Form vorgefchrieben haben, ift jede?) Aeußerung derfelben, bei welcher die Erfor- 
dernifie $$. 2, 3, 4 anzutreffen find, gültig. 

8. 95. Iſt aber dergleichen Form in den Geſetzen ausdrüdlich bejtimmt, fo gilt 
davon alled dad, was wegen der form der rechtlichen Handlungen überhaupt feftgefcht 
ift. (Tit. 3, $. 40 sqq.) 


unweſentlich, jo ift das Rechtsgeichäft unanfechtbar und der Betrogene kann ſich, wegen des erlittenen 
Nachtheiles, nur mit der actio doli an dem Betrüger erholen. Bon dem Anderen hat er gar nichts zu 
fordern. Auch das läßt ſich im Allgemeinen nicht beftimmen: ob ihm gegen den Anderen die Bereiche- 
rungöflage (actio in factum) zuftehe. Der Umftand, daß der Betrüger zur Eutſchädigung unfähig ift, 
genügt für fih nicht zur Begründung derſelben. 

94a) (4. A.) Ueber die Dogmengeihichte der in den 88. 91—93 enthaltenen Beftummung j. m. 
meine Anleitung zur preuß. Prozeßpraxis Th. I, 8. 34, Nr. 3, und die dort angeführten Schriftiteller. 

9) ©. o. Anm. 42 zu 8. 30 u. Anm. 39 zu $. 28, 

(4. A.) Auch wenn der Erflärende in den Zuftand der Trunfenheit in dem hier borausgeietten 
Grade dolojer Weile veriett worden ift, muß die dorgeichriebene Anzeige rechtzeitig gemacht werden, 
wenn die re Ba dem Grumde der Truntenheit angefochten werden ſoll. Ri der Erflärende 
ugleich auch durch Betrug im Sinne des $. 85 veranlaßt worden, jo fteht ihm die Anfechtung aus die- 
* ſelbſtſtändigen Grunde frei, er kann dabei aber auf den anderen Einwand, daß er in dem, im 8.91 
erwähnten Grade betrunken geweſen ſei, überhaupt nicht weiter zurüdfommen. rt. des Obertr. vom 
27. Mat 1861 (Entid. Bd. XLV, ©. 52). 


96) Die Willenserklärung, welche mit Bewußtſein gegeben worden, ift rechtsbeftändig, wenn auch 
der Erklärende die Folgen nicht Üüberficht, mag dieſes in einer Gedantenlofigkeit, oder in einem Rauſche 
feinen Grund haben. Aber wenn der Andere der (phyſiſche oder intellektuelle) Urheber, mit oder ohne 
betrügerifche Abficht, ift; fo foll dem Erflärenden Schub gegen die Wirkungen feiner Willenserflärung, 
auf Verlangen, gewährt werden, doch nur unter der beigefügten Bedingung. Hat er ohne fremde Mit» 
wirkung ſich in den fraglichen Zuſtand verſetzt, fo kann er jeine Erklärung gar nicht angreifen, gleich» 
tie Niemand mit dem Vorwande gehört werden darf, daß er fi die Sache nicht überlegt habe. An- 
ders bei bewußtloſem Zuftande. ©. o. 88.29 und 30, 


96%) (3.9) „Darunter ift nur eine einmöchentliche, aus fieben Tagen beftehende, nicht eine Frift 
von vollen acht Tagen zu verftehen.“ Pl.Beſchl. (Pr. 2632) des Obertr, dv. 2. Juli 1855 (J. M.Bl. 
©. 327; Entſch. Bd. XXX, ©. 189). Vergl. $. 1635, Th. II, Tit. 8 und das Pr. 2560 in der An« 
merk. 80" dazır, in der 2. Ausg. (5. A.) Die hier vorgefchriebene Anzeige darf auch dann nicht unter« 
bieiben, wenn die Trunkenheit von dem Gegner in betrüglicher Abficht hervorgebracht worden ift. Ert. 
des Obertr. vom 27. Mai 1861 (Entic. Bo. XLV, ©, 52) u. vom 11. Mai 1866 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXUI, ©. 183). 

(4. U.) Die Vorichrift des $. 92 gift auch nicht im Falle der gänzlichen, den Gebrauch der Ber- 
munft aufhebenden Truntenheit. Denn dann ift die Willenserflärnng von Anfang nichtig und wird 
rg durch — Unterlaſſung jener Anzeige geheilt. Ext, des Obertr. d. 14. Juli 1854 (Arch. f. Rechtsf. 

d, XIV, ©, 150), 


97) Wenn nicht natürliche Hinderniffe dazwiſchen treten, wodurch der Anfang des Friftenfaufs aus- 
aeichloffen wird. Hat der Lauf einmal begonnen, fo tritt feine Unterbrechung ein, gleichwie bei einem 
Fatale. Tritt Tod dor dem Ablaufe dazwifchen, jo kommt den Erben die Ueberlegungsfrift zu qut. 

98) Der Einwand oder vielmehr das Schutgmittel geht verloren, nicht etwa nur die Beweislaſt 


wird verändert, wie im falle des Zwanges 88.49, 50. Bergl. Leyser, Med., sp. 59, m. 3 und 
sp. 348, m. 1. 


99) Alſo auch die ftillichrweigende. Vergl. 85. 59 und 60, 
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8. 96. Bloße auch an fich gültige Willenderflärungen find, für fih allein, die 


Erwerbung, Uebertragung oder Aufhebung eines Rechts zu bewirken, in der Regel 99) 
noch nicht hinreichend. 

8. 97. Was hinzukommen müſſe, um einer Willenserflärung die volle recht- 
liche Wirfung zu verfchaffen, ift nach den verfchiedenen Arten derfelben in den Geſetzen 
befonderd beitimmt. 

8. 98. Willenderflärungen, zu welchen Jemand in den Gefeken felbit, oder von 
dem Richter, vermöge geepli er Vorſchriften, aufgefordert worden, bedürfen zu ihrer 
Wirkfamkeit feines weiten Zuſatzes 101). 

8. 99. So weit Jemand über eine Sache verfügen kann, fo weit fann er auch 
feiner Willenserflärung darüber Bedingungen beifügen. 

$. 100. Eine Willenserklärung ift bedingt, wenn das daraus entftehende Recht 
von einem Ereignig !92), welches eintreffen oder nicht eintreffen fol, abhängig gemacht 
worden. 

8. 101. ft die Bedingung in der Art beigefügt, daß durch den Eintritt derſel⸗ 
ben die Erwerbung des Rechts 92) erft vollendet werden foll, fo heißt fie eine auf- 
jchiebende 104) Bedingung. 


100) Ausnahmen macht z. B. die Einräumung eines Unterfagungsredhts. I, 7, 8. 87. 

101) Die Erklärung wird in diejen Fällen fingirt. 

102) Das Ereigniß muß das weſentliche Erfordernißg der Ungewißheit haben, wenn es eine Be- 
dingung fein joll. halb kann nur ein Fünftiges Ereigniß eine wahre Bedingung fein, wie es 
pe durch das „eintreffen ſoll“ angedeutet wird. Bergangeme Creigniffe machen die Erklärung 
nicht zur bedingten, aber die Wirkſamkeit derjeiben ift wegen der im Bewußtſein der Parteien liegenden 
Ungerißheit gehindert, weshalb die Erklärungen mit einem dergleichen Zufage, Aehulichkeit mit den bes 
dingten haben. ©. u. $$. 140 ff. Der Zujag: „wenn der — es verlangt‘, iſt gar feine Be⸗ 
dingung (Br. des Obertr. b. 6. Nov. 1849, Entſch. Bd. XVII, ©. 151), weil fein Ereigniß. So 
wenig durd) den Zuſatz: „wenn der Berpflichtete will“, ein bedingtes Nechtsverhältniß begründet wer- 
den kann, da vielmehr gar keins zu Stande lommt ($. 108 d. T. u. Anm. 9 dazu), ebenio wenig wird 
das verabredete Rechtsberhältniß durd) den Zufag: „wenn der Berechtigte die Leitung verlangt”, ein 
bedingtes, da es vielmehr die Auflage enthält, daß der Berpflichtete fic jeden Augenblid nad dem 
Winte des Berechtigten zur Leiftung bereit halten muß: die Verabredung vertritt den Zahlungstermin 
und die Kündigung. — Zweifelhaft ift die Beſtimmung in einem Affefuranzvertrage: daß jeder nicht 
innerhalb jehs Monaten nach dem Unfalle feftgeftellte oder micht vor den Richter gebrachte Entichädi« 
gungsanjpruch erlofchen jei. Man hat darüber geftritten: ob darin eine Bedingung, oder die Verabre— 
dung einer kürzeren Berjährung enthalten jei. Das Obertr. hat, im Einverftändniffe mit den vorin—⸗ 
ftanzlihen Richtern, eine Bedingung gefunden. Pr. vom 25. Jan. 1849 (Entih. Bd. XV, ©. 361). 
(4.4. Auch Erk. v. 13, Mai 1851, Arch. f. Rechtsf. Bd. IL, ©. 130.) Dod wird es untlar gelaffen: 
ob eine aujihiebende, oder eine auflöjende „Der Euntſchädigungsanſpruch“ — heißt es — 
„beruht nicht darauf, daß ein Brand eingetreten ift, jondern darauf, daß dieſer Brand die berficherten 
Segenftände betroffen hat. Diejes Ereigmiß mit der hinzutretenden Maßgabe, daß die Eriftenz und der 
Betrag des Schadens binnen 6 M. feftgeftellt oder binnen diefer Friſt die richterliche Feſtſtellung nach— 
geiucht worden, ift es, weiches den Auſpruch begründen ſoll.“ — „Das fonkurrivende Ereigniß, von 
dejien Eintritte das Recht abhängig gemacht worden, ift die erfolgte Feitftellung, oder in deren Er— 
mangelung die Anftelung der Klage binnen der verabredeten Frift.” Damit if offenbar eine aufs 
ihiebende Bedingung gemeint. Als entiprechende Stellen aber, welche hiernad) von dem Apellrichter 
nicht verletst fein jollen, werden die $$. 114, 115 bezeichnet, welche von der auflöjenden Bedingung 
handeln. Die Begründung ift auch nicht allein unjuriſtiſch, ſondern felbft dem Wortlaute der Berabre- 
dung widerſprechend, indem hiernach die Gntihädigungsforderung mit Ablauf der Frift erloihen 
jein ſoll, fo daß die Abficht der Betheiligten nicht auf eine juspenfive, vielmehr auf eine vejolutive, 
wenn überhaupt auf eine Bedingung gerichtet geweſen iſt. Ein Recht, welches noch gar nicht eriftent 
geworden, fanın nicht erlöihen. Die Feſtſtellung des Schadens ift feine wahre Bedingung, jondern ge= 
hört zur Beftimmung des Duantums der Forderung , die durch den —— aus dem Verſiche⸗ 
rungskontralte entſtanden iſt; die Friſtbeſtimmung ıft gleichfalls feine Bedingung, folglich enthält die 
Verabredung gar keine Bedingung. — Vergl. unten die Anm. 3 zu $. 565, Tit. 9. 

103) D. i. die Entftehung des Rechteverhältnifies. 

104) Nach der Art der Einwirkung der Bedingungen auf das Rechtsverhältniß theilt man dielelben 
in auffchiebende (fuspenfive), wenn dadurch der Anfang, und in auflöjende (vefolutive), wenn 


Wirkung 
derfelben. 


Bedingung. 


a) Auficie- 
bende. 


154 Erfter Theil. Vierter Titel. 


$. 102. Der unter einer auffchiebenden Bedingung Berechtigte muß, ehe er das 
Recht ausüben kann, die Wirklichkeit des Ereigniffed abwarten 95), 


das Ende des Rectsverhältniffes dadurch beftimmt werden foll (8.114). Diefe Eintheilung ift die 
ae Das FR. hat aud) die Kunftausdrüde der heutigen Juriften beibehalten ; das R.R. hat da» 
r feine. 

Eine praftiihe Frage begegnet hier. Gewöhnlich wird fie ganz allgemein fo gefaßt: ob, bei zwei— 
felhaften Ausdrude, nur eine aufihiebende, oder eine auflöjende Bedingung anzunehmen jei; 
oder mit anderen Worten: woran der Richter die Abficht der Parteien erkennen jolle, Diefe thatſäch— 
liche Frage hat jedoch eim beichränftes Gebiet. Man kann nämlich den Endzweck der Refolutivbedin- 
gung, d. i. Beendigung des Rechtsverhältniſſes, auch dadurch erreichen, daf; das Ereigniß umgekehrt und 
als Suspenfivdedingung ausgedrüdt wird. Damm ift die Frage: welche Urt von Bedingung gemeint - 
worden ift, eine thatjächliche, die durdy Auslegung vr werden muß. 

Eine verwandte Rechtsform, welche den Zweck der Rejolutivbedingung hat, if ein angehängter 
Nebenvertrag unter Suspenfivbedingung, wodurch die Herftellung des früheren Zuftandes verabredet 
wird. Mar nennt dergleihen Nebenabreden „Geſchäftsklauſeln“ und eine Klaufel, welche den Zweck 
der Refolutivbedingung hat, Kafjationstiaufel, elausula cassatoria. (Vergl. unten, Anm. 115, Abi. 2 
u &114 d. T., und Aum. 94, Abſ. 2 zu $. 761, Tit. 11.) Ein folder Nebenvertrag unterjcheidet 
fc) von der Bedingung weſentlich dadurch, daß er nur eine Obligation begründet, während vermöge der 
Bedingung der frühere Zuftand von felbft eintritt. Ob die Parteien eine Rejolurivbedingumg oder einen 
derartigen Nebenvertrag gewollt haben, ift gleichfalls eine faktiiche Frage. Das R. NR. kennt in dieſer 
Beziehung keine allgemeine Präfumtion; uur bei der addictio in diem und der lex commissoria ver- 
muthet e8 für eine Bedingung und bei der retrovenditio für einen Nebenvertrag, Neuere Juriften wol« 
len eine allgemeine Präjumtion für den Nebenvertrag aufftellen (Sell, von bedingten Traditionen, 
Zürid 1839, ©. 220 ff.); Andere geben die Auslegungsregel, daß verba directa auf eine Bedingung 
und verba obliqua auf ein pactum adjectum deuten. Das ER. folgt keiner diefer Meinungen. Der 
wahre Wille der Parteien muß durch Auslegung gefunden werden. 

105) Während des Zuftandes der Unentſchiedenheit (ubi conditio pendet) ift noch gar fein Recht 
vorhanden ; es ift nur eine ſolche Vorbereitung getroffen, daß die kilnftige Entftehung defjelben lediglich 
von der Willfür der Betheiligten nicht mehr abhängig it. Diejer unbeftimmte Sat des R. R. ($- 4 
J. de verb, obl. III, 16) ift underändert hier aufgenommen. Vergl. I, 11, 8, 258 u. I, 12, $. 491. 
Darin unterfcheidet fich weſentlich die Suspenfivbedingung von der Zeitbeftimmung. 8.165 d. T. — 
Der bedingt Berechtigte ift aber, während dieies Zujtandes, ſchon berechtigt, in Fällen, mo Umjtände 
eintreten, welche Selährdung des künftigen Rechts beforgen laffen, Sicherftellung zu fordern. I, 14, 
8.5. — (5. 4.) Er hat ſchon vor Eintritt der Bedingung einen Titel zu dem im zugedachten Rechte, 
mithin , jofern eine Sache Gegenftand dieſes Rechtes iſt, ein Recht zur Sache. Erf. des Obertr, vom 
15. Januar 1867 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXVII, ©. 35), 

Der ungeriffe Zuftand kann fi) in Gewißheit verwandeln, entweder jo, daß das Ereigniß eintritt 
(eonditio existit, conditio impleta oder expleta, erfüllte Bedingung), oder jo, daß das Nichteintres 
ten des Ereigniffes geroiß wird (defleit conditio, vereitelte —— Dieſe Gewißheit tritt z. B. 
ein mit Ablauf der beſtimmten Zeit, oder durch eintretende Unmöglichkeit des Ereigniſſes, etwa Tod 
defien, welcher handeln ſoll. 

Kommt das Recht durch Eintritt der Bedingung zum Dafein, jo entfteht die Frage: ob die Wir- 
fung auf den Tag des eingegangenen Rech ei t8 zurlicdzubezichen if. Das L.R. enticheidet die 
Frage nicht, und nad) dem R. R. ift man darüber wicht einig. Das Richtige ift, daß man als Regel 
die Rüdwirkung annimmt und nur Ausnahmen macht, 1. Iſt eine Sache auf einen bedingten Bertrag 
voraus tradirt, jo ift der Empfänger unterdeß Verwalter (I, 11, $. 259), doch wird, wenn das Ereige 
niß eintritt, dieſes Verhältniß ganz wegfallen und fein Eigenthun zurädbezogen werden müffen, wie 
nad) L. 8 pr. D. de perie. (XVII, 6), L. 9, 8.1; L. 11, 8.1 D. qui pot. (XX, 4). Sell, von 
bedingten Traditionen, ©. 157 ff. Wenn aber die Sade zufällig untergeht und darauf das Ereigniß 
eintritt, jo ift mach den Grundiägen des L.R. das ganze Geichäft vernichtet, wegen Unmöglichkeit der 
— 2. Nach denſelben Grundſätzen entſcheidet ſich die Frage über Herausgabe der Früchte. 
Nah G.R. iſt fie ſtreitig. 3. Bei der bedingten Erbeseinſetzung, ſowie bei dem bedingten Legate findet 
feine Rückwirkung ftatt; für die Zwiſchenzeit (pendente eonditione) tritt der Inteftaterbe und bezichlich 
der Erbe als Eigenthümer und Nutnießer ein. I, 12, 88. 480—483. Nah N. R. ift es anders. 
Bei der Erbeseinjegung tritt Rückwirkung ein, bei Legaten gleichfalls hinfichtlich des Eigenthums, L. 11, 
8.1 D. quemadmodum servit. (VIII, 4), L. 150 D. de cond. (XXXV, 1), L. 3, 8.3 C. comm. de 
leg. (VI, 43), nicht aber hinfichtlich der Nutznießung, in Beziehung auf welche die Bedingung zugleich 
als Friftbeftimmung angeiehen wird. L. 22 pr. D. quando dies (XXXVI, 2). 

Iſt von den Berheiligten feine Zeit feftgelegt, innerhalb weicher die Entiheidung eintveffen foll, fo 
kann feinesweges eine ridjterliche Ergänzung, durch analoge Anwendung der für die Zeit der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit gegebenen Borfchrift der $$. 61 u. 230, I, 5, ftattfinden, da die weientliche Bor- 
ausjegung der Analogie, die Mehnlichkeit zwiſchen beiden Berhältniffen gänzlich fehlt. Dort ift von 
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. 103. Inzwiſchen darf der bedingungsweife Verpflichtete zum Nachtheil des 
dem Andern zugedachten Rechtes nichts vornehmen. 

8. 104. Hängt die Bedingung !05%) von einem blogen Zufalle ab, jo dürfen 
weder der Berechtigte, noch der Berpflichtete, ein Jeder bei Verluft feines Rechts 100), 
— vornehmen, wodurch das Eintreten des Zufalls hervorgebracht oder verhindert 
wird. 

$. 105. Hängt die Bedingung von einer freien Handlung ded Berechtigten oder 
eined Dritten 106%) ab, und hindert der Verpflichtete vorfäglich 197), daß die Bedin- 
Fe: nicht zur Wirklichkeit gelangt, fo ift diefelbe in Anfehung feiner für erfüllt zu 
achten. 

8. 106. ‚Ein Gleiches findet ftatt, wenn der Berpflichtete durch Betrug oder an⸗ 
dere unerlaubte Mittel den Entſchluß bewirkt, nad) welchem die Bedingung fehlichlägt. 

$. 107. Wenn aber der Verpflichtete ſich erlaubter Mittel zur Bewirtung dieſes 
Entſchluſſes bedient hat, fo ift er dem Berechtigten dafür nicht verantwortlich ' 9°). 


Erfüllung einer Verbindlichleit Nede, bier handelt es fich um die der freien Beitimmung der Be- 
theiligten anheimgegeene Entftehung eines Rechts. Auch der Fall des bedingten Legats, defien Be- 
dingung auf die Willfür des Beſchwerten geftellt ift, iſt unähnlich. I, 12, $. 495. 

105®) (5. 9.) Bergl. unten Anm. 1 zu 8. 869, Tit. 11. 

106) D. h. die rg gilt für erfüllt oder für vereitelt, je nachdem e8 dem dolofe Ein- 
wirlenden machtheilig ift. &. auch $. 119 d. T. Es ift der röm. Rechtefa: jure civili receptum est, 
quotiens per eum, cujus interest conditionem non impleri, fiat, quo minus impleatur, perinde ha- 
beri, ac si impleta conditio fuisset. L. 161 D. de reg. jur. (L, 17); L. 24 D. de cond. (XXXV, 1) 
und viele andere Stellen. 


1062) (4. 9.) Ift z. B. die Rechtsverbindlichkeit einer Berabredung von dem Ausfalle des gut- 
achtlichen Ermefiens eines Dritten abhängig gemacht, fo ift darin eine —— fein Kompromiß ent⸗ 
halten. Erf. des Obertr. vom 24. Sept. 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 61), Vergl. $. 72. 
Tit.5 u. 8.13 ff., 48, Tit. 11, 

107) Der Dolus ift der Grund der Fiktion; die Abficht muß auf Serbeiführung der Entſchei⸗ 
dung aus Eigennug, nämlich um den Vortheil zu behalten, gerichtet fein. L. 38 D. de statulib. 
(XL, 7). (4. 9.) Das hat aud) das Obertr. angenommen und deshalb eine ſolche Abficht darin allein 
nicht gefunden, daß die Kontrahenten denjenigen Vertrag aufheben, von welchem das bedingte Recht 
eines Dritten abhängig if. Erk. vom 28, — 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 256), 
(5. 4.) Das Obertr. ift jedoch bei dieſer Auffaſſung nicht geblieben, es hat jpäter angenommen und 
darnad) erkannt, daß unter dem vorſätzlichen Hindern nur ein Vornehmen zu verjtchen fei, wel— 
des an ſich den hindernden Erfolg hat, und daß dabei eine auf die Hinderung des Eintretens der 
Bedingung gerichtete Abficht nicht erforderlich jei. Erf. v. 11. September 1863 (Entſch. Bd. L, ©. 24 
und Arc. f. Rehtsi. Bd. LI, S. 78). Quod non verum. Wohl zu unterfcheiden ift der unrichtige 
Rechtsſatz von der ren der Thatjache, daß die fragliche Abficht bei dem Bornehinen vorhanden 
geweſen ſei. Die Abſicht ift finnlich nicht wahrnehmbar und muß aus dem „Vornehmen“ und ſonſti— 
gen Umftänden gefolgert werden. ' 

108) Dieſe Beſchränkung der Rechtsregel ift neu. Sie entipricht auch dem Rechtögrunde derſel⸗ 
ben, daß der Betheiligte, weicher die Zufälligfeiten der Bedingung mwillfürlich aufhebt, dadurch keinen 
Bortheil haben joll, nicht. Ohne die Erläuterung, welche Suarez im der Revifion der Mon. ꝛc. 
giebt, ift es auch dunkel, was eigentlich gemeint jei. Er fagt: „J. E, dem Kandidat Firio find 100 Thlr. 
vermacht, wenn er die Pfarre zu A. erhalten follte. Cajus, der Erbe, gleichfalls ein Kandidat, bes 
wirbt fih um eben dieje Pfarre, und erhält diefelbe durch erlaubte Mittel, Soll er dann doch noch 
Zitio das Legat bezahlen? Ich würde jagen: Berhindert er durch Mittel oder Anftalten, welche die 
Geſetze mißbilligen, daß die Bedingung :c.” Das Monitum war gegen die Folgen der vorſätzli— 
ben Verhinderung ($. 105) gerichtet. Das Beilpiel zeigt, daß der Fall, für melden die Beltim- 
mung gegeben ift, nicht unter die dolofe Verhinderung gehört. &. die vor. Anm. 107. Klein trat 
dem Wonito im Wejentlichen bei und meinte: Das zur Bedingung gemachte Ereiquiß ſolle entweder 
in emem bloßen Zufalle, oder in einer willkürlichen Handlung beftehen. Im erjteren falle dürfen 
weder der Berpflichtete noch der Verechtigte einmwirten. Sei die Willür des BVBerpflichteten zur Be— 
ng gemacht, fo trete $. 108 ein. Berube die Bedingumg auf der Handlung des Berechtigten 
jelbjt oder eines Dritten, fo fei die eigentliche Verhinderung jederzeit umerlaubt; mixta qualitas con- 
ditionum made hier feinen Unterſchied. Es blieben aljo nur die Fälle zu enticheiden übrig, wo der 
Andere micht gehindert worden fei zu handeln, jondern nur Bewegungsgründe erhalten habe, ſich jo 
und nicht amders zu entichließen, Alsdaun komme die von S. angegebene Regel zur Sprache ; denn 
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8. 108. Iſt die auffchiebende Bedingung fo befchaffen, daß fie von einer ganz 
unbeftimmten 109) Willkür des Grklärenden oder deilen, welcher durch die Erflä- 
zung verpflichtet werden foll, abhängt, fo hat die Erklärung felbft gar feine rechtliche 

irkung. 

8. 109. Iſt zwar ein beſtimmtes Ereigniß, aber nur ein ſolches, deſſen Eintref⸗ 
fen oder Nichteintreffen an ſich von dem freien Willen des Erklärenden oder Verpflich— 
teten abhängt, zur Bedingung gefeßt, fo fann der Begünftigte den Verpflichteten nicht 
bindern '2°), über den Gegenftand der Erklärung, fo lange died Ereigniß noch nicht 
eingetragen ift, nach Gutbefinden zu verfügen. 

$. 110. Setzt durch dergleichen Berfügung der bedingungsweiſe Berpflichtete ſich 
felbft außer Stand, bei fünftig eintretendem Ereigniß der Erklärung zu genügen, fo 
fann der Berechtigte, welcher in Rüdjicht deſſen bereits etwas gegeben oder geleiftet 
hat +'?), vollitändige Schadloshaltung dafür fordern. 

$. 111. Kann zur Zeit des wirklich eintretenden Ereignifjed der Erflärung noch 
genügt werden, jo hat der Berechtigte ein unbedingted Recht darauf erworben !?). 


in dem angefithrten Falle werde der Kollator nicht verhindert, dem Berechtigten die Stelle zu geben, 
fondern nur durch Gründe beftimmt, es nicht zu thun. Es fländen alfo folgende Sätze feft: 

Wenn der Berpflichtete die Erfüllung oder den Eintritt der Bedingung vorjäglich hindert, fo ift 
diefelbe in Anfehung feiner für erfüllt zu achten. 

Ein Gleiches findet ftatt, wenn er durch Betrug oder andere unerlaubte Mittel den Entichluß 
bewirkt, auf welchem die Bedingung beruht. 

Wenn der Berpflichtete durch erlaubte Mittel den Eutſchluß befördert, welcher das Ausbleiben der 
—— zur Folge hat, fo wird er dadurch dem Berechtigten nicht verantwortlich. Jahrb. Bd. LIL, 

. 66 


Diefe drei Sätze finden fih im Wefentlichen in den 88. 105—107 wieder. 

109) Durch diefen Ausdrud joll ohne Zweifel der klare röm. Rechtsſatz beftätigt werden, wonach 
die Bedingung „si velit* das Dafein eines Rechtsverhältniffes ganz verhinderte, nicht allein ‚bei ein- 
feitigen Verpflichtungen (L. 17, 45, 8.3; L. 108, &.1 D. de verb. obl. XLV, 1; L.7 pr. D. de 
contr. emt. XVIII, 1), fondern auch bei mwechielfeitigen Verträgen (L. 7 pr. eit.; L. 13 C. de contr. 
emt. IV, 38), mit alleiniger Ausnahme des Kaufs ad gustum (L.34, 8.5 D. eod.; 8.4 J. de 
emt. III, 23). Dagegen mar die Bedingung, melde auf eine beftimmte freie Äußere Handlung 
des Verpflichteten gejtellt war, allerdings vedhtserzeugend. Darauf gründet ſich die Gültigkeit der Kon- 
bentionalftrafen und des legati poenae nomine relieti. L. un. C. de his quae poenae (VI, 41); 88. 35, 
36 J. de legatis (II, 20). Nichts deutet darauf hin, daß die Verf. des FR. etwas Abweichendes hiers 
von haben einführen wollen; im Gegentheile: die Wirkfamfeit der Kondentionalftrafen ift allgemein 
anerlannt und namentlich) ift die Be ingung derfelben, wenn der BVerpflichtete eine gewiſſe be— 
Kimmte Handlung nicht unterlaffen würde, für gültig erflärt. I, 5, $. 303. Hiernach ift anzu— 
nehmen, daß umter der „ganz unbeflimmten Willtür die allgemeine Bedingung: „wenn er till”, 
berftanden wird, daß hingegen eine in die Willlür des Verpflichteten geftellte ganz beftimmte Hand— 
lung oder Unterlaffung eine wirffame Bedingung if. Dies erhellet aud aus dein Gegenſatze des fol- 
enden 8. 109, 

. Diefe Art don Bedingungen heißen in unjeren Rechtsquellen e. potestativae (Poteftativbedinguns 
gen) L. un. 8. 7 C. de cad. toll. (VI, 51), und man theilt hiernach alle Bedingungen in casuales, 
potestativae und mixtae. Das L. R. hat diefe Terminologie nicht. 


110) It bloße Anwendung des Grundiages $. 102. Diefer erleidet dadurch, daß die Bedingung 
auf eine willkürliche Handlung des Berpflichteten geftellt ift, feine Aenderung. 
111) ©. d. folg. Anm, a. €. 


112) Die beiden 88. 110 u. 111 regeln das Klagrecht, melches dem Berechtigten zuſteht, wenn 
das Recht durch das Eintreffen der Boteflativbedin ung zum Dajein fommt. Drei vericiedene Fälle 
fönnen eintreten. Der Berpflichtete hat den Gegenftand noch in feiner Gewahrfam: dann ift das Ber- 
hältmiß ganz einfach; es wird die aus dem Rechtsgeſchäfte entipringende Klage auf Einräumung des 
Gegenftandes angewendet. Dder der Berpflichtete hat den Gegenftand nicht mehr; diejer ift im Beſitze 
eines Dritten. Oder der Gegenftand ift bermichtet, oder umerreihbar. In dem zweiten Hauptfalle 
hat der Dritte das Nechtsverhältnig gekannt, oder nicht gekannt. Hat er es gefannt, fo muß er die 
analoge Klage aus dem Rechtsverhältnifie gegen fich gelten laſſen und die Sade unentgeltlich heraus— 
geben. I, 10, 8.25, verb. mit 5. 103 d. T. Hat er es nicht gewußt, fo tritt der dritte Hauptfall 
ein. In diefem fordert der Berechtigte, mit der dem Rechtsverhältnifie eigenthümlichen Klage, Ent- 

igung, und zwar, zufolge $. 110, vollftändige, Doc) ift diefe Forderung des Intereſſes aus- 
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$. 112. ft ein Bortheil, der einem Dritten verfchafft werden foll, zur Bedin- 
gung gemacht worden, fo muß auch diefe fchlechterding® erfüllt werden ! 1°). 

$. 113. Es fommt alſo dem bedingungsweiſe Berechtigten nicht zu Statten, 
wenngleich der Dritte den Bortheil ausfchlägt, oder ſich felbft an deſſen Erlangung bin- 
dert '1®), 

$. 114. ft eine Bedingung in der Art beigefügt, daß durch den Eintritt derfel- 
ben die Wirkung der Willenserklärung wieder *** ſoll, ſo heißt ſolches eine auf⸗ 
löfende Bedingung u). 


drüdlih an den Fall gebunden, wo der Berechtigte auf das bedingte Geichäft bereits etwas gegeben 
oder geleiftet hat. Wo nicht, fällt das Klagrecht ganz meg, das folgt aus dem argumento a contrario. 
Darin liegt denn eine Beſchränkung der aufgenommenen röm. Rechtsvegel (Anm. 109): das Rechts- 
verhältniß wird im diefem alle durch die Willlür des Berpflichteten ganz vereitelt, es kommt gar 
nicht zur Entftehung. 

113) Das zu diefem $. eingetragene Pr. 1571 des Obertr. gehört nicht hierher, fondern zu I, 
6, 5. 74. ©. die Anm. dazu. 

114) Nach R. R. gilt die Bedingung für erfüllt (die Erfüllung wird fingirt), wenn der Dritte, 
zu deſſen Vortheile die Bedingung — iſt, den Vortheil ausſchiägt oder ſonſt die Erfüllung hin— 
dert. Ulpian ll, 8.6; L.5, 8.5 D. quando dies (XXXVI, 2); L. 78 pr., 14, 31 D. de eond. 
(XXXV, 1); L. 3, 11, 23 D. de cond. instit. (XXVII, 7). Die beiden 88. 112 u. 118 beftim- 
men das gerade Gegentheil von diefer Regel. Dadurch ift eine gleiche Wirkung diefer Bedingung für 
alle Fälle eingeführt, während nah R. R. in dem Falle, wo die Zuwendung des Bortheild zufäls- 
fig ummöglidy geworden, etwa weil der Dritte verftorben war, die Bedingung für vereitelt galt 
(L. 31, 94 pr.; 72, 8.7 D. de cond.; L. 23, &.2 D. ad L. Aquil. IX, 2; L.4 C. de cond. VI, 
46); wogegen im jenem falle, mo der Wille des Dritten hinderte, die Erfillung fingirt wurde. 


115) ©. o. die Anm. 104 zu $. 101, und Anm. 102 zu 8.100. Mit einer folhen Bedingung 
fann aud) zugleid eine Konventionalftrafe verbunden werden, doch find dann die Folgen bon beiden 
mohl zu untericheiden. M. ſ. den praftiihen Fall in Entich. des Obertr. Bd. XV, ©. 264. 

(5. 9.) Die Definition, melde der $. 114 von der „auflöjenden Bedingung“ giebt, ift forreft, 
ſchützt jedoch nicht vor Verwechſelung mit verwandten Willenserklärungen. In einem Kolonattontrakte 
war beftimmt: der Kolon dürfe bei Vermeidung der Entiegung aus dem Kolonate fein Eichenholz 
aus dem dazu gehörigen Buſche fällen. Er that dies aber doch. Der Gutsherr machte nun fein Recht, 
den Kolonen abzumeiern, geltemd, Der Kolon widerſprach, weil jene Verabredung als Beftinnmung 
einer Konventiomalftrafe anzuſehen jei, die — ungültig, da ſolche den doppelten Betrag des Iur 
terefies des Verpächters überfteige. Das Obertr. erklärt die Beftimmung für eine auflöjende Bedin- 
gung umd jagt: „Cine Bedingung, durd deren Eintritt die Wirkung der Willenserflärung wieder 
aufhört, die aljo das Rechtsverhältuig ganz auflöft, ift, wenn fie ſich aud als Strafe herausjtellt wie 
bier , doch weſentlich verſchieden von einer Komventionalftrafe, welche im Voraus das Interefie ber 
ſtimmt, das ein Kontrahent dem andern bei nicht gehörig geleifteter Erfüllung des Vertrages zu ber- 
güten hat. Die Konventionalftrafe ift eine Nebenabrede, bei welcher das Hauptgeichäft in Kraft bleibt, 
während die Rejolutiv-Bedingung das Hauptgeicäft in der Wurzel trifft.“ Erk. vom 28. März 1865 
(Ardiv f. Redrsf. Bd. LVII. ©. 278). Der angegebene Unterſchied zwiſchen Be Een 
und Kondentionalfivafe mag richtig jein, berührt aber die vorliegende Berabredung nicht, denn dieſe 
enthält weder die Beifügung einer Rejolutivbedingung, „durd deren Cintritt (alfo ipso jure) die 
Wirkung der Willenserllärung wieder aufhören jo’, noch eine Konventionalftrafbeftimmung, jondern 
eine jener Nebenabreden, welche man „Geichäftsflaujeln‘ nennt, und zwar hier diejenige, welche dem 
Gutsherrn, unter der beftimmten VBorausiegung, das Recht giebt, von dem Vertrage vor der Zeit 
wieder abzugeben (clausula cassatoria): die bezeichnete That oder Unterlafjung ſoll für ihn ein ber 
tragsmäßiger Aufhbebungsgrumd fein, durch den Eintritt des alles hört die Wirkiamteit 
des Bertrags noch nicht auf, dies geſchieht erft mit dem Augenblide, wo der Berechtigte dem Auderen 
gegenüber erklärt, daß er von feinem Rechte Gebrauch machen wolle und daher die Räumun verlange; 
es fteht fediglich bei ihm, die Kontravention zu überjehen, in welchem Falle das Berhaltnih unberän« 
dert fortdauert. Anders bei der Nejolutivbedingung. Deren Eintritt wirkt fo, wie ein vertragsmäßig 
feftgefetgter beftimmter Endtermin. Mit defien Eintritt erliicht das Rechtsverhältniß ipso jure, im 
Beziehung auf beide Theile, e8 bedarf dazu don keiner Seite einer Willenserflärung, die faktiiche Fort- 
jegung des Berhältnifjes wird micht mehr durd) die Beftimmungen des erloichenen Bertrages beherricht ; 
um dieſes zu bewirten, bedarf es einer neuen Vereinbarung, lei fie eine ausdrüdliche, oder, wo fie 
rechtlich ftattfindet, eine ſtillſchweigende (Prolongation). — Bergl. oben Anm, 104, Abi. 3, und un— 
ten, Anm. 94, Abſ. 2 zu 8. 761, Kit. 11, 


b) Auflö« 
ſende. 
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$. 115. Der unter einer auflöfenden Bedingung Berechtigte verliert fein Recht 
mit dem Augenblid **6), wo die Bedingung zur Wirklichkeit gelangt. 

8. 116. Erhellet aber aus den Umjtänden !'7), dab dad Recht, beim Eintritt 
der Bedingung, ald ungültig, von der Zeit der Einräumung!!7 a) an, habe angeje- 
ben werden follen, jo müſſen auch die bisher gezogenen Nutungen wieder herausgege⸗ 
ben werden ?18), 

$. 117. . Soll die auflöfende Bedingung von einem bloßen Zufall abhängen , jo 
findet die Vorſchrift $. 104 Anwendung. 

8. 118. Sit die Bedingung von dem freien Willen desjenigen, dem bei ihrem 
Eintritt der Bortheil zufallen joll 19), abhängig gemacht, fo verliert der Andere das 
unter einer auflöfenden Bedingung erhaltene Nat von der Zeit an, da fich Jener fei- 
ner +29) Befugniß bedient. 121), . 

8. 119. Beruht die Bedingung auf einer freien Handlung deſſen, der bei ihrem 
Eintritt das Recht verlieren foll, oder eined Dritten, und hat der, welchem alddann 
das Recht zufallen foll, durch Betrug oder andere unerlaubte Mittel den Entichluß, 





116) Bon Anfang fieht das an eine Refolutivbedingung gefnfipfte Nechtsgeichäft einem unbeding- 
ten gleich. Das Eintreffen der — aber wirkt bon ſelbſt eine völlige Vernichtung deſſelben; 
das Recht oder Eigenthum fällt an den Berechtigten (im Beziehung auf meiden die Bedingung als 
eine fuspenfide aufgefaßt werden kann, für die Erwerbung des Gegenftandes) ohne neue Rechts— 
handlung zurüd, und alle inzwiſchen von dem bisher berechtigt Geweſenen bollzogenen, au fi gülti— 
gen Beräußerungen und Belaftungen erlöſchen gleichfalls von ſelbſt. I, 19, 8.33; L.41 pr. D. de 
rei vind. (VI, 6); L. 4, 8.3 D, de in diem addiet. (XVIII, 2); L. 3 D. quib. mod. pignus (XX, 6). 
Die Vindikationsklage gegen den Dritten ift keinesweges bedingt durch defjen guten Glauben, fondern 
nur die Frage: welche Gegenforderungen der Beſitzer hat, ift davon abhängig. Aber jura in re er⸗ 
löfhen nicht, wenn fie redlich erworben find. Unten, Anm. 27 zu 8.33, Tit. 19, 

117) Aus den Umftänden des Nechtsgeichäfts muß dies erhellen, d. h. die Abſicht der Betheilig- 
ten muß durch Auslegung ermittelt werden; eine Beweisführung über die angebliche, außerhalb der 
Willenserlärung zu ſüchende, Abficht ift unzuläſſig. ©. die folg. Aum. 

1174) (4. X.) Oder von einem jpäteren Zeitpunfte, Erf, des Obertr. dv. 9, März 1858 (Entſch. 
Bd, XXXVIU, ©. 17). $ 

118) Der gedrudte Entwurf 8.95, II, 1 wollte in allen Fällen der Auflöjung durch Eintritt 
der Refolntivbedingung die Herausgabe der Nutzungen. Das wurde im Widerjpruche gefunden mit 
dem Grundfage: daß das Recht in dem Augenblide des Cintritts verloren geht. $. 115. Höchftens 
— meinte man — fönnte man jenes nur dann gelten lafjen, wenn die auflöiende Bedingung derge- 
ftalt eonditio sine qua non ar, daß man fieht, derjenige, welcher das jus conditionatum eingeräumt 
hat, würde folches gar wicht gethan haben, wenn er an den Fall gedacht hätte, daß die conditio re- 
solutiva jemals zur Wirklichfeit gelangen möchte, Darauf ift tonliudirt: approbatum. Suarez, 
Reviſ. der Monita ꝛc. in Jahrb. Bd. LII, ©. 5. 

119) Iſt diefer der urſprüngliche Andere, fo treten alle Wirkungen einer eimgetroffenen Refolu- 
tiobedingung ein, fobafd der Andere jemen Willen, dem Berpflichteten gegenüber, erklärt, oder die 
Handlung vollzieht, 3. B. heirathet. Iſt derfelbe aber ein Dritter, welcher dem uriprünglichen Rechte- 
geihäte nicht mit Zuftimmung beider Theile beigetreten ift; jo kann, wenngleich ihm em Recht, etwa 

urch Geffion des Berechtigten, übertragen worden ift, der Eintritt der Bedingung doch nicht dergeftalt 
wirfen, daß 3. B. das Eigenthum ipso jure auf ihm überginge. Denn ummittelbar aus dem Kechts- 
geichäfte hat er gar Fein Recht, und der Berechtigte kann fein anderes Recht cediren, als er jelbft hat, 
diefes aber befteht nicht darin, daß der Gegenftand an ihm zurückkehren ſoll, fondern nur darin, zu 
fordern, daß der Dritte ſolchen erhalte. Mittelſt der Ceſſion gelangt daher der Dritte nur zu diefer 

orderung. Es muß daher zwiſchen ihm und dem Berpflichteten eine, zur Uebertragung des Gegen- 
andes geeignete, neue Rechtohandlung (Tradition oder Ceſſion) vollzogen werden. Bon da an erlö- 
ſchen die in der Zwiſchenzeit vorgenommenen Beräußerungen und Beloftungen von jelbft. 
1 7% „Seiner“. ‚In der Ausgabe bon 1817 heißt e8 „einer“, was augenſcheinlich ein Drud- 
ehler ift. 

121) Oder durch unerlaubte Mittel feitens des Anderen verhindert wird, fi feiner Befugniß zu 
bedienen. ©. o. Anm. 106 zu $. 104, 

Suarez erläutert die Beſtimmung jo: „Z. E. der Teftator hat gejagt: Titio vermache ich mein 

aus; wenn aber mein Erbe Cajus heiraten jollte, jo joll ihm Titius das Haus zurüchgeben.“ 
hrb. Bo. LII, ©. 68, 
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durch welchen die auflöfende Bedingung wirklich wird, veranlaßt; fo wird in. Anfe- 
bung feiner angenommen, daß die Bedingung nicht eingetreten jei?2?). 

8. 120. Iſt Jemandem ein Recht oder Vortheil umter der Bedingung, daß er 
feinen verwittweten Stand nicht ändere, eingeräumt worden, fo fann derjelbe, wenn 
er fich wieder verheirathet, die gezogenen Nußungen herauszugeben, niemals angehal- 
ten werden 122). 

$. 121. Es hängt von dem Erflärenden ab, für das unter einer auflöfenden 
Bedingung einzuräumende Recht, gleich bei der Einräumung '**) deifelben, Kautions- 
leiftung zu fordern. 


122) ©, o. Anm, 106 zu $. 104, 

123) Dieſes Geſetz hat eine eigene Gedichte. Die Ehelofigkeit ift jo — unſittlich, daß ſie 
ſogar dem Stande, der die Pflege der Sittlichleit ganz beſonders zu feinem Lebensberufe hat, beſondere 
Pflicht ift ; deshalb kann aud die Bedingung der Ehelofigkeit unmöglich unfittlich fein. Sie ift von 
der Römiihen Gejeggebung aus publiciftitchen Gründen durch die lex Julia ausdrücklich verboten wor⸗ 
den. L.22, L.63 8.1, L.72, 8.5, L.77,8.2, L.100 D. de cond. (XXXV, 1); L. 65, &. 1 
D. ad 8. C. Treb. (XXXVI, 1). Unter welder Beränderung das Berbot in das L. R. übergegangen, 
ergiebt der $. 10 d. T. — Anders ift es mit dem Wittwenftande geweſen; die Bedingung der Che- 
toflatei nad) einer früheren, durch den Tod getrennten Ehe, ift im jüngften R. R. ——— Die 
Berf. des L.R. haben dies aufgenommen, doch wieder mit einer willlürlichen Beſchränkung in Anſe— 
hung der Nutzungen. Im Uebrigen ift in der Wirkſamkeit der Bedingungen nichts geändert. — (4. 9.) 
Die Verabredung in einem Erbvertrage, daf der Ueberlebende für den Fall, daß er heirathe, einen 
ge im Erbvertrage eingeräumten Vortheil wieder herauszugeben verpflichtet ſei, iſt feine unerlaubte. 

r. des Obertr. v. 2. Juni 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 13). 

124) Das braucht freilich micht erft durch ein Geſetz feftgeftellt zu werden, da die Betheiligten 
unter fi) ausmachen fönnen, was fie wollen. Deshalb kann die Sicherftellung auch bei einer auf. 
ſchiebenden Bedingung ausbedungen werden. Allein der praltiiche Wortheil dieles Geſetzes liegt an- 
derswo; er tritt hervor bei den unfreimilligen Ueberlafjungen (Erpropriationen) auf Zeit, d. h. unter 
dem Bedinge der künftigen Rüdgabe, wenn der Erwerber don der Sache nicht mehr jollte Gebrauch 
machen fönnen. Im folhem Falle muß em den Eigenthümer für den unverſchlechterten Zuftand der 
Sache bei der künftigen Rüdgabe und für die ihm entgehenden Abnutungen während der Zwiſchenzeit, 
bei der Uebernahme der Sache ſicher ftellen. gl. I, 14, 8.182. (4.9) Das Obertr. ift diefer 
Anficht nicht beigetreten. Durd) das Rev.-Erl. v. 18. Mai 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIX, ©, 211) 
hat dafjelbe die Kautionsforderung wegen des einer Gewerkſchaft überlafjenen Grundes und Bodens 
abgewieſen. Der $. 121 ſpreche nur von Willenserflärungen, nicht aber don denjenigen Befugnifien, 
welche dem Grundeigenthümer zuftchen, der gezwungen ift, fich eine Einſchränkung feines — 
zum Vortheile des Staates oder anderer Bürger gefallen zu laſſen, deſſen Anſprüche auf Entichädi- 
gung theild nad den allgemeinen Vorſchriften des $. 75 der Einl. u. der 85. 29 ff., I, 8, theils nad) 
den ſpeziellen gejetlichen Beftimmungen, wodurd die Pflicht zur Abtretung oder Einſchränkung feftge- 
jetzt wird, zu beurtheilen find. (S. 213.) Hierdurch wird jedoch die Nichtberechtigung der —— 
auf Sicherfiellun des zwangsweiſe auf Zeit entzogenen Cigenthums nicht dargelegt. 8 Eigenthum 
faun, wenn jonft die Borausfegungen dazu vorhanden find, mur gegen vollftändige Entfhädigung 
entzogen werden. Die Entihädigung muß, nad allgemeinen Rechtsgrundfägen über wechſelſeitige Lei⸗ 
Runge, in der Regel Zug um Zug — nad Art. 9 der Verf.Urtk. fogar parte — geichehen. 

i eigenthiimlichen Weberlafjungen vollzieht fich dies leicht durch Kapitalszahlun enn aber die 
Ueberlafjung auf Zeit und gegen eine jährliche Rente geſchehen muß, jo tritt die Ausnahme ein, daß 
der Eigenthümer borleiften muß. Wird er gezwungen, diefes ohne Sicherſtellung für die künftige Ge- 
gewleitung zu thun, jo wird er im feinen gebeiligten Rechten, in feinen — verletzt, 
er Rechtefchut wird ng verweigert. 1851 hat ein Grundeigenthiimer in Blumenthal bei Neiffe auf 
dieje Weije einen Theil feines Grundeigenthums verloren. Eine Gewerlſchaft hatte, nachdem fie durch 
—— die durch die Bergbehörde ohne Weiteres in Beſitz genommenen Ackerflächen aufgededt und 
in Unland mit 10—12 5 tiefen und 30—40 IR. weiten Wafferlöchern verwandelt, ſich aufgelöft, 
die Gewerken waren theils nad allen Richtungen der Windroſe verſchwunden umd vericollen, theils 
verarmt; der Eigenthlimer hatte das leere Nachſehen. Das zu verlangen hat fein Erpropriationdbe- 
techtigter ein Recht, ev muß nach allgemeinen era lan bollftändig gegenleiften, entweder fofort 
oder, wenn künftig, infoweit als es fogleich möglich ift, indem er dafür Sicherheit beftellt. Das gehört 
mit zur vollftändigen erft künftigen Entfchädigung, fonft würde er ſolche eben ſchuldig bleiben. Daher 
beftimmt das Eiſenbahngeſetz v. 2. Mov. 1838 im 5. 13 nicht etwa willtührlich und poſitiv, jondern 
nur LET gEmweITe: Für vorübergehende Benutzung von Grundftüden ift die Entihädigung in gleicher 
Art mie bei der Erpropriation zır beſtimmen. Es fann aber für deren Gewährung die 
Beftellung einer angemefjenen Kaution verlangt werden. Dazu fagt das Obertr. 
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$. 122.. ft dieſes nicht gefchehen,, fo kann der Berechtigte nur in dem Falle zur 
Eicherheitäbeftellung angehalten werden, wenn eine erhebliche 23) Beforgniß entſteht, 
daß er fich felbit außer Stand ſetzen werde, bei eintretender auflöfender Bedingung 
—— Verbindlichleit, wegen Zuruͤckgabe der Sache oder des Rechtes, ein Genüge zu 
eiſten 126). 

$. 123. Die Kaution dauert alsdann fo lange, als die auflöſende Bedingung 
noch eintreffen kann. 

$. 124. Sind unfhäsbare Rechte oder Vortheile unter einer auflöfenden Bedin- 
gung eingeräumt worden, ſo tritt in fällen, wo felbit Kaution geleiftet werden muß, 
die Verbindlichkeit zur ne Konventionalftrafe an deren Stelle. 

8. 125. Die muß von dem Richter nach den Umftänden beftimmt, und von 


Der 8.13 bezieht nur auf Eifenbahnen und kann auf den vorliegenden Fall nicht angervendet wer⸗ 
den. (5. 212.) Dieſe Abweilung ift nicht zutreffend. Zwar ift es richtig, daß der 8.13 fih un— 
mittelbar nur auf Eijenbahnen bezieht, aber er legt Har, mie die Gejetsgebung das in Rede ſte— 
hende Verhaltniß aufgefaßt hat und daß fie nur einen aus der rechtlichen Natur des Rechtsverhält- 
nifjes folgenden allgemeinen Rechtsſatz größerer Sicherheit halber ausdrüdiih ausſpricht. Die 
Rechtsantvendung des Obertr. in dem vorliegenden Falle legt einen jehr —— Rechtozuſtand auf, 
der, bei richtiger Erlenntniß, als in der That vorhanden nicht anerkaunt werden kaun. Schon mit 
dem $. 121 kommt man zu dem Ergebnifje, daß der Bergbauende für jeine erſt künftig fällige Ges 
genleiftung Kaution zu beftellen habe. Das Obertr, jagt biergegen: „Die Bedeutung des 8.121 iſt 
die, daß, wenn derjenige, welcher einem Anderen ein Recht umter einer auflöfenden Bedingung ein« 
räumt, don demjelben Kautionsftellung erlangen will, er diejes bei Cinräumung diejes Ked- 
tes thun muß.” Aber welche Nutanmendung davon auf die Erpropriation zu machen jei, wird nicht 
gejagt. Augenſcheinlich paßt der Rechtsfat nicht buchftäblid auf die Erproprtation, denn der Eigen- 
thilmer der Sache oder des Nechtes thut gerade das Gegentheil don der Einräumung , er räumt das 
Recht nicht ein und will e8 aud) nicht einräumen, vielmehr bemächtigt fich in Vollziehung der Exe— 
fution die Obrigleit des Gegenftandes und räumt dem Bergbauenden das Recht ein. Wie iſt das ju— 
riſtiſch aufzufaſſen? Hängt das Vermögensrecht der Gezwungenen von dem guten Willen oder don 
der Borfict der Obrigkeit ab: ob ımd mas fie fid) don dem Empfänger als Gegenleiftung für jenen 
ausbedingen will? Kann fie das Eigentum des Gezwungenen verſchenken? Oder muß fie als ein 
vorſichtiger Geſchäftsführer alle möglichen Vortheile ausbedingen und dieje dann dem Gezwungenen, 
dem fie fein Eigenthum genommen hat, dafür cediren? Nichts von alle Dem. Die Obrigkeit hat 
fi) mit dem Erpropriationsberechtigten im ferne Unterhandlumgen einzulaffen; fie nimmt tediglid das 
Grumdftld dem Eigenthümer weg und jest den Erpropriationsberechtigten in den Befit. Damit ift 
ihre Sendung vollendet; was die Schadloshaltung des Gezwungenen betrifft, jo überläßt fie diefem 
deshalb zu thun mas er will. Bon jelbft verfteht es fih, daß er Herr feines Eigenthums if. So 
mt er, wenn er fi zur freiwilligen Einräumung gi hätte, dafür gar nichts zu verlangen 
fugt geweſen wäre, fanın er auch jett die ganze Sache fallen laſſen; ebenjo gnt aber, tie er bei 
perfönliher Einräumung vollftändige Entſchädigung und Sicherftellung für erft fünftig eimtretende Ge- 
genleiftung hätte fordern können, warum foll er num, wo er jelbft Tine Sache in die Hand nimmt, 
nicht Alles fordern dürfen, mas er fogleich für fein Eigenthum zu fordern berechtigt geweſen wäre, 
wenn er ſich zur Eingehung des Geſchäftes verftanden hätte? Quod erit demonstrandum. Schlechter 
kann er jetzt micht zu ftehen kommen, als er geftanden haben wilrde, wenn er fich zur perlönlichen 
Abichließung des Gejchäftes bereit — hätte. Thatſächlich liegt die Sache fo, daß das Geſchäft 
erft zur Hälfte fertig ift; jetzt ſoll dafjelbe vollftändig zum Abſchluſſe gebracht werden und nun fann 
er immer noch fordern, was er von Anfang zu fordern berechtigt war. — Die Muciana cautio ift 
eine Anwendung des Prinzips auf die aufſchiebende negative Poteftativbedingung für Erben und Lega- 
tare (L.7, 73 D.de cond. [XXXV, 1]). Der unter einer anderen Bedingung eingejetste Erbe erhielt 
die bonor. poss. gegen Kautionsleiftung. L. 5 pr., L. 10 D. de bon. poss. see. tab, (XXXVII, 11). 
125) D. i. eine begründete, durch die Umftände gerechtſertigte Beſorgniß. 

126) Tritt der Fall der Unficherheit, oder doch der gegründeten Bejorgniß einer Gefährdung ein, 

fo ift die Klage auf Sicherheitsleiftung zuläffig, wie im den Fällen I, 11, $$. 759, 760; I, 20, 8. 442. 
Die Siherheitsleiftung geichieht nad den Grundfägen I, 14, 88. 186 fi. Das Recht, Sicerftellung 
zu fordern, wird durch die Art der Rejolutivbedingung, namentlich dadurd beftimmt, daß die Be- 
dingung auf eine freie Handlung desjenigen, dem das Recht zufallen ſoll, geftellt if. Denn die jo- 
fortige Aufhebung des Rectsverhältnifies durch willtürliche Vollziehung der Handlung ift ein Recht, 
aber feine Pflicht ; durch Berichiebung der Ausübung diejes Rechts geht das andere Recht auf Sicher- 
ſtellung nicht verloren; beide Rechte find von einander unabhängig. Vergl. I, 11, 8.159; I, 20, 8.442, 
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dem Berechtigten auf fo lange, als die auflöfende Bedingung noch eintreten kann, jicher 
geftellt werden. 

$. 126. Durch Beziehung auf Greigniffe, welche nad dem natürlichen Laufe 
der Dinge nothwendig eintreffen müſſen, wird eine Willenserklärung nicht * 

$. 127. Wird das eingeräumte Recht daran gebunden, daß ein dergleichen Er— 
eigniß eintreten foll, jo ift Diefes für eine Zeitbeftimmung zu achten. 

8. 128. Wird aber das Recht von dem Nichteintreffen eines folchen nothwendi« 
gen Ereigniſſes abhängig gemacht, jo ift die Willenserklärung nichtig ??7). 

$. 129. Kann ein Greigniß entweder nach dem natürlichen Laufe der Dinge über- 
haupt !23), odernach den befonderen Befchaffenbeiten und Verhältniſſen desjenigen ? 2°), 
dem die Bedingung gemacht worden, nicht eintreffen, fo wird die Bedingung ſelbſt 
unmöglich 130) genannt. 

8. 130. Iſt eine unmögliche Bedingung in der Art, daß folche nicht eintreffen 
folle, beigefügt, jo wird die Erklärung für unbedingt geachtet '31). 


127) Die drei $$. 126—128 gehören nicht unter den Marginaltitel von mögliden und un« 
möglihen Bedingungen; denn fie handeln von den nothwendigen Bedingungen, d. b. folden 
Ereignifien , welche sun gewiß ſtattfinden. Dieſe find, wegen des fehlenden Mertmals der Ungewiß— 
heit, feine wahren Bedingungen. Das Marginale jollte daher heißen: nothwendige und un« 
mögliche Bedingungen. Die Erklärungen, welchen eine nothiwendige Bedingung beigefügt ift, gelten 
als unbedingte, wie der $. 126 ausipricdht, gleidy wie die L. 9, 8.1 D. de novat. (XLVI, 2); L. 7, 
8 D. de verb, obl. (XLV, 1); L. 17, 18 D. de cond, ind. (XII, 7); L.50, 8.1 D. de hered. 
instit. (XXVIII, 5). Dergleidhen Zufäge können, wie wahre Bedingungen, pofitiv und auch negativ 
ausgedrüdt fein. Hierauf beziehen ſich die beiden $$. 127 und 128. Erkläre ih: wenn jemals das 
Pierd, was id Dir verfaufe, fterben follte, jo zahle id Dir 100, dann ift der Fall des 8. 127 da; 
ertläre ih: 100 zahle ich, wenn das Pferd nach Abichneidung des Kopfes nicht todt ift, fo ift gar 
feine verbindlihmacende Erklärung vorhanden. $. 128. Derartige Bedingungen können aud ju— 
riſt iſch nothwendig ſein. So das Darlehn unter dem Bedinge der Wicderbezahlung : wenn Dar- 
lehen wiedergegeben werden müſſen ($. 127); oder negativ: wenn die Rüdzahlung nicht mehr zu ges 
ſchehen braucht, jo werde ich Dir leihen (ß. 128). Die negativ geftellte nothwendige Bedingung iſt 
eine unmögliche. 

128) Nämlich abiolut oder nach feiner dauernden Natur, nicht bloß nach vorübergehenden Zu- 
ftänden oder dem Wechſel der Zeit. Ein Ereigniß aljo, welches zur Zeit der Erklärung unmöglich 
war, fpäter aber vermöge feiner deränderlichen Natur möglich werden kann, 3. B. wenn einem ledigen 
Wahnfinnigen für den Kal feiner Verheirathung eine Summe verſprochen wird, fo ift das eine an 
fi) möglidye Bedingung , obgleich fie, jo lange der Wahnflun dauert, ganz unmöglich if. Denn der 
Wahnfinnige kann wieder gelund werden und heivathen. Umgekehrt bfeibt Die Bedingung, welche zur 
Zeit der Erklärung möglich war, eine mögliche, wenn fie auch fpäter unmöglich wird (I, 3, $.42); 
fie ift dann vereitelt, und hat die Wirkung des Nichteintveffens zur Folge. Vergl. L. 94 pr. D. 
de cond. (XXXV, 1); L. 23, 8. 2 D. ad L. Aquil. (IX, 2); L.19, 20, 8.3 D.de statulib. (XL, 7). 


129) Damit werden die relativ ummöglichen Ereigniffe gemeint, die nur zufällig nkbht in Erfüllung 
gehen können, während fie unter anderen Umftänden jehr Wohl eintreffen könnten. So 3. B. Berheira- 
thung mit einer beftimmten Perſon, welche nicht mehr lebt. L. 72, $. 7, L. 6, 8.1 D. de cond.; L. 45 
D. de hered. instit. (XXVIII, 5); L. 26, $. 1 D. de statulib. (XL, 7). Der Ausdrud unferes Geſetzes 
geht aber weiter. Das R. R. rechnet zwar wohl auch foldhe Ereigniffe zu dem unmöglichen , welche 
nad) der herrichenden iger fi nicht verwirklichen laffen; allein der Grund davon muß in allge» 
meinen Zuftänden liegen, 3. B. die Bedingung der Freilaffung eines Sklaven : wenn der Erbe 5 Mil- 
lionen gezahlt erhalte. L. 4, 8.1 D. de statulib. gegen wird auf die bejonderen Berhältniffe des- 
jenigen, welcher mit der Bedingung beſchwert ift (Tubjektive Unmöglichkeit), nicht geachtet, 3. ®. wenn 
er eine mäßige Summe zahlen fol, welche aufzubringen er umdermögend ifl. L.137, $.4 D. de 
verb. obl. (XLV, 1). - Damit ift e8 nach dem Wortlaute des 8. 129 andere. Doch ift die bloße 
Schwierigkeit auch nach diejer Beſtimmung nicht zu beachten; und es wird im jedem einzelnen Falle 
bom Richter zu befinden jein: ob die Bedingung, mit Rüdficht auf die befonderen Berhältnifje oder 
Beichafjenheiten der Perjon, unmöglid), oder bloß ſchwierig jei. 

130) Eine theilweife mögliche, theilweiſe unmögliche Bedingung ift für eine unmögliche zu erad)- 
ten ; denn jede Bedingung ift untheilbar und muß ganz erfüllt werden, mern fie für eingetreten er- 
achtet werden foll. I, 12, 88. 491, 492, 

131) Eine unmögliche Bedingung ift eben fo wenig wie die nothwendige eine wahre Be— 
dingung ; beide Arten von falichen Bedingungen flehen in einem umgelehrten Berhältnifje: die negativ 
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8. 131. Wird aber das Recht von dem Eintreffen der unmöglichen Bedingung 
abhängig gemacht, jo wird dadurd die ganze Willenserklärung entkräftet 13?). 

$. 132. Gin Gleihes geihieht, wenn Bedingungen beigefügt worden, deren 
Sinn, und wie fie erfüllt werden follen, ganz unverftändlich iſt 122), 

$. 133. Bedingungen, von deren Erfüllung fein Nugen abzuſehen ift, müſſen, 
fo lange der Erflärende lebt, und darauf beiteht, dennoch erfüllt werden. 

8. 134. Iſt aber der Erflärende , ohne fich über den bei der Bedingung gehab— 
ten Zwed näher zu äußern, veritorben, jo kann der bedingt Berechtigte auf deren Er- 
lajjung bei dem Richter antragen !°*). 

8. 135. Der Richter mup diejenigen, welche ein Intereſſe bei der Sache haben, 
rechtlich darüber hören, und darf nur nach befundener ganz offenbaren Unnüglichkeit 
der Bedingung die Erfüllung derfelben erlaijen ! 35). 

8. 136. Was felbft fein Gegenftand einer Willenserklärung fein kann ($$. 7 — 
14) 136), das fann auch Niemandem als eine Bedingung aufgelegt werden. 

8. 137. Ob dergleichen Bedingungen die Erklärung entfräften, oder für nicht 
beigefügt zu achten find, ift nach den verfchiedenen Arten der Willenderflärungen in 
den Gejegen befonders beftimmt. (Tit. 5, $. 227 sqq.; Tit. 13, $. 63) 137), 





ausgedrückte ummögliche Bedingung wirft wie die pofitiv beigefügte nothmendige, umd umgelchrt. 
8.131. Das Gejeg umterjcheidet übrigens nicht: ob der Erflärende über die Art der Bedingung als 
einer unmöglichen im Irrthume war, was bei der relativ unmöglichen leicht der get jein lann; oder 
ob er die Unmöglichkeit wußte. Deshalb gilt für beide Fälle das leide. Nah G. R. ift es ftreitig. 

132) ©, die dor. Anm. Das gilt nicht bloß don Verträgen, fondern auch von letztwilligen Ber- 
ordnungen I, 12, 85. 504—507. Das Yuftinianische R. unterſcheidet bekanntlich beide Arten von 
Willenserffärungen und läßt Berträge, melden eine unmöglice Bedingung beigefügt ift, nich fein, 
während es die gleiche Bedingung, einem Teſtamente zugejett, für nicht geichrieben erachtet. Borher 
firitten die Zurifen über die Frage. Die Profulejaner waren für die Gleichftellung aller Willenser- 
Härungen, nämlich für die Nichtigkeit derjelben (Gajus II, $. 98). Die Sabinianer für die Unter- 
jcheidung. Deren Meinung hat Juftinian den Vorzug gegeben. Meber die Gründe diefer ungleichen 
Behandlung ift man nicht einverftanden. Gewöhnlich erklärt man ſolche durch eine Begünftigung der 
rar doch unbefriedigend. M. ſ. die geiftreihe Erklärung vd. Savigny's im Syſteme III, 

. 196 ff. 


138) Conditiones perplexae, d.h. ſolche, welche fich ſelbſt widersprechen umd deshalb nach dem 
fogiihen Gefege unmöglich find. Beiſpiele: L. 16 D. de condit. instit. (XXVIU, 7); L.39 D. de 
manum. test. (XL, 4); L. 88 pr. D. ad L. Falc. (XXXV, 2). 

134) Das gefihieht in Form einer Klage gegen die Betheiligten,, welche die Bedingung zu erlal- 
jen befugt fein würden umd fich dazu nicht verfichen wollen ($. 135). Die Form der Exception ift 
dazır nicht geichicht, nicht bloß aus dem formellen Grunde, weil darauf der Richter nicht die Erlafjun 
in der Urtelsformel pofitiv ausiprechen kann, was nur auf eine Wiederllage thunlich ift; jondern a 
aus dem jachligen Grund, weil die Erlafjung nicht ereipirt werden fanın, jo lange fie nicht vorhan- 
den ift. Die bedingte Erklärung foll noch 2: in eine unbedingte verwandelt werden. 

185) Remittit praetor conditionem. Dies geihah nah R. R. mit der conditio jurisjurandi bei 
Teftamenten (micht bei Verträgen), wenn es der damit Belaftete verlangte. L. 14, $. 1 D. de leg. 
IU (XXX); L.8 pr. $$.1—5 D. de cond. instit. (XXVII, 7); L. 29, 8.2 D. de test. mil. 
(XXIX, 1); L. 20 D. de cond. (XXXV, 1). Die Bedingung wurde dagegen in eine Auflage (Mo— 
dus) verwandelt. L. 26 pr. D. eodem ; L. 8, $$. 7, 8 D. de cond. instit. (XXVILU, 1), Dir diejer 
vereinzelten Einrichtung hat die hier getroffene Bejtimmung feine Achnlichleit; fie iſt ohne Borbild 
nen erdacht. Im gedrudten Entwurfe wird zu dem 8. 121, IL, 1, d. i. der 8. 135 d. T., angemerkt: 
„Bon einer offenbar unnügen Bedingung ift zu vermuthen, daß ſolche nur zum Scherze beigefügt 
worden. So lange aber der Erklärende lebt, und auf die Erfüllung der Bedingung befteht, kann 
diefe Bermuthung nicht Pla greifen.‘ 

136) Muß heißen: 88. 6—14. R. v. 29. Dezbr. 1837 (Jahrb. Bd.L, ©. 469). Bergl. I, 12, 
8.63. — Es wird lediglich auf die Zeit der Erklärung geichen; die Wirkung der Unerlaubtheit fällt 
durch die jpätere Aufhebung des Berbots nicht weg. I, 3, 58.42, 43. 

187) Dad R. R. ftellt die unerlaubten Bedingungen, das find folche, deren Inhalt eine verbo- 
tene oder unfittlihe Handlung oder Unterlafjung ift, den unmöglichen in der Wirkung glei, in for 
fern durch die Bedingung, wenn fie geftattet wäre, das Schlechte befördert werden würde. v. Sa- 
bigny III, 172, 5 LR. hat die Gleichſtellung aufgegeben und erachtet die unfittliche Bedingung 
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$. 138. Was in Fällen, wo die Beibehaltung des verwittiweten Standes zur 
Bedingung gemacht worden, Rechtens fei, ift oben verordnet ($. 120). 

$. 139. ind mehrere erlaubte '?3) Bedingungen, von welchen eine oder die Bor th 
andere erfüllt werden foll, feſtgeſetzt, fo bat in der Regel derjenige, welcher damit bes fünten Se- 
faftet worden, die Wahl, welche derfelben er erfüllen wolle. Rn 
i $. 140. Auch vergangene Begebenheiten können zur Bedingung gemacht wer- rungen 
en! sr, die auf ver» 

$. 141. Im diefem Falle kann der Beſitz des unter einer folhen Bedingung ein- Yesenneiten 
geräumten Nechted nicht eher gefordert werden, als bis die zur Bedingung gemachte N brsichen. 
vergangene Begebenheit flar !*°) erwiefen ift. 

8. 142. och eritredt fih, wenn die Willenserklärung nicht ein Anderes befagt, 
die rechtliche Wirkung derfelben auf diejenige Zeit zurüd, in welcher jie ſich geäußert 
haben würde, wenn die Willenserklärung unbedingt '**) geweſen wäre. 

$. 143. Iſt eine vergangene Begebenheit zu einer auflöjenden Bedingung gemacht 
worden, jo wird, bei erwiejener Wirklichkeit derjelben, das dagegen eingeräumte Recht 
ald von Anfang an ungültig ?**) angejehen. 

$. 144. Doc kann Derjenige, welcher den Erflärenden zu einem Irrthume über 
die Wirklichkeit oder Beichaffenheit des Creigniffes verleitet 1%?) hat, aus der Erflä- 
rung feinen Vortheil ziehen !**). 





bei letztwilligen Erklärungen für micht geichrieben. Dadurch bleibt es, hinfichtlich der Wirkung diefer 
Bedingungen, mit dem R. R. im Ganzen in Uebereinftimmung, während es davon bei den unmög- 
lichen ode. Anm, 182, 


138) Iſt eine vom zwei alternative gefaßten Bedingungen unmöglich oder unzuläffig, fo gelten, 
fraft des logiichen Grundſatzes, daß die alternative Faſſung die Möglichkeit einer Wahl vorausſetzt, 
beide nicht, d. h. die Willenserklärung ift angllig; bei letztwilligen Verordnungen aber fallen fie, wenn 
die eine unerlaubt (micht unmöglich) ift, beide weg und die Diepofition ift unbedingt. Vergl. auch 
L.8, 8.5 D. de cond. inst. (XXVII, 7). Sind mehrere Bedingungen aber topulativ (komjunktiv) 
auferlegt, und ift eine davon unerlaubt, fo gilt das Gegentheil bei Teftamenten : dieies ift a = 
die erlaubte Bedingung muß erfüllt werden und nur die unerlaubte gilt für micht geichrieben. 
auch nah L. 45 D. de hered. inst. (XXVIU, 5) und L. 6, $.1 D. de cond. (XXXV, 1), bei wel- 
chen zu erinnern, daß ummögliche und umfittliche Bedingungen nach R. R. gleichbehandelt werden. If 
eine der mehreren Bedingungen unmöglich, jo ift es fo qut als mären alle unmöglich: die Erflä- 
rung ift ungültig, ſei fie ein Teftament, oder eine andere Willensertlärung. Bergl. Zit. 12, $. 492, 

139) Nur ift folde Bedingung feine wahre und das Re häft entweder ein ſchon unbedingt 
geivordenes , oder bereits erloichenes, je nachdem das Ereigniß zugetiagen hat, oder nit. ©. o. 

nm. 102 zu $. 100. ®ergl. L. 10, $. 1, L. 11 pr. D, de cond. (XXXV, 1). ©. u. Anm. 141, 

140) Was heißt hier „klar“ erwieſen? Bewieſen werden muß jede Thatſache, für melche feine 
Bermuthung ftreitet; e8 muß alſo mehr verlangt werden als ein Beweis im Allgemeinen. Erwägt 
man, daß es fich bier um einen Beftandtheil eines Nechtsgeichäftes und folgeweiſe um die Eriftenz 
oder Nichteriftenz des Geichäfts handelt; fo rechtfertigt fich das Berlangen. Ich verfiche darunter die 
Forderung eines vollftändigen Beweiſes, aljo die Ausichließung eines nothwendigen Eides. 

141) Denn das Geſchäft wird ala ein folches behandelt, deſſen mahre Bedingung zur Zeit der 
a es erfüllt war. Dies nämlich ift die röm. Hechtsauffaffung unter der Vorausſetzung, 
daf der ärende von der Erfüllung nichts wußte. Wußte er e8 und fann das Ereigniß ſich mi 
wiederholen — in welchem Kalle auf den Wiedereintritt gervartet werden muß; fo gilt die Erflärung 
von Anfang als eine unbedingte. L. 10, &.1, L. 11 pr. D. de cond. Der praftiiche Unterichied 
hiervon beftand darin, daß in jenem Falle die Erklärung am ſich eine bedingte und folglich ungültige 
war, wenn fie ein Geſchäft betraf, weiches durchaus unbedingt fein mußte, 3. B. die Acceptilation 
oder die Einfegung des suus. Außerdem ift feine erhebliche Verfchiedenheit zwiſchen diefer Art Be— 
dingung und der nothwendigen. ©. o. Anm. 127. Dieſe Feinheiten fallen nach unferer Anichau- 
ung heutzutage weg, weshalb ein innerer Grund fehlt, die vergangenen Bedingumgen nicht ganz 
ebenjo wie die nothwendigen zu behandeln. 88. 126 — 128, 

142) Ebenfo wie bei einer negativ ausgedrüdten nothwendigen Bedingung. $. 128. 

143) Berleitung ſetzt Geflifienheit, aljo Vorſatz voraus, folglich ift hier Betrug gemeint. 

144) Zweiſellos ift, daß der Betrogene die —— Schutzmittel gegen den Betrug (aetio 
und exc. doli) hat. 5. 86. Aber was heißt das: der Betrüger lann aus der Trklärung leinen Bor- 


11” 
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ar $. 145. Wird bei einer Erklärung eine gewiſſe Begebenheit oder Thatſache, als 
eine ſolche, die entweder ſchon aefcheben ift, oder noch geichehen foll, bloß vorausge— 
fest, fo ift fie nur ald ein Bewegungdgrund !*5) anzufehen. 

$. 146. Der angeführte Bewegungsgrund dient hauptfählich nur zur Erklärung 
einer zweifelhaften Abjicht. 

8. 147. it alio die Abficht klar, fo wird durch die Unrichtigkeit des angeführ- 
ten Bewegungsgrundes die Willenserklärung ſelbſt noch nicht entfräftet '*5 =). 

8. 148. Hat der Erflärende den falihen Bewegungsdgrund !*5b) aus Irrthum 
für richtig angenommen, fo fann der, welcher diefen Irrthum worfäßlich veranlaft hat, 
daraus feinen Bortheil ziehen !*6). 





theif ziehen? Die Wirfung des Betruges ift dody nur die: daf der Betrogene das. Geichäft umfto- 
hen kann, wenn er will. Will er nicht, jo muß er auch feinerjeits leiften. Im diefem Falle gelangt 
der Betrüger, wenn er der andere Theil ift, allerdings zu feinem Bortheile aus der Erllärung des 
Betrogenen. Nach den hier, im $. 144, gebrauchten Ausdrüden könnte man denken, der Betrogene 
fönne zwar don dem Betrüger defien Leiftung einfordern, aber fich felbft könne er durch die exc. doli 
von der Gegenleiftung frei machen, denn der Betriiger kann „aus der Erklärung feinen Bortheil jie- 
hen“. Gewiß ift das nicht gemeint, die Fafjung ift aus der Neigung zur Abwechſelung in den Aus— 
drüden hervorgegangen, und es hat hier nichts anderes als die gewöhnliche Wirkung des Betruges 
gefichert werden Tolfen. 

145) Der Bemegungsgrund (causa) ift zwar verfchieden von der bloßen Vorausiegung, doch wird 
Beides hier gleicd) behandelt. Die Thatſache oder Begebenheit, welche vorausgeſetzt wird oder den Erklä— 
renden bewogen hat, ſich jo zu erklären, kann, wie die Bedingung, bereits eingetreten oder auch al® zu« 
künftig gedacht werden. Nicht dieſe Achnlichkert allein hat der Berveggrund mit der Bedingung, ſondern 
er kann auch zugleih als Bedingung beigefügt werden, d. h. er fann Bedingung oder aud) Beides 
zugleich fein, und als Beide oder als —— allein wirlen. Das hängt kat von der Willfür 
des Erklärenden ab, Aber im einzelnen Falle kann es zweifelhaft jein, welche Bedeutung die Erklä— 
rung haben ſoll, welches feftzuftellen Sache der Auslegung ift. $. 31 J. de leg. (II, 20). So, wenn 
der Hppothefengläubiger in die Löſchung der Poft, „wegen welcher er vollitändig befriedigt zu fein‘ 
erflärt, willigt, wird die Erklärung der Befriedigung in Beziehung auf die Entfagung des Pfandrechts 
nur als Bewegungsgrund anzujehen jein. Pr. des Obertr. d. 30. Auguft 1849 (Eutſch. Bd. XVIIL, 
©. 264). Die Erklärung in folder Faffung ift wohl kaum zweifelhaft. Es fommt aber auch vor, 
daf die Partikel „wenn gebraudıt wird. Beiſpielsweiſe: „wenn id) nun wegen meiner Forderung 
befriedigt worden, jo’ u. f. w., wie in den alten Beftätigungsformeln: „wenn wir nun hierbei nichts 
zu erinnern gefunden haben, jo fonfirmiren“ u. ſ. w., wo fie ftatt „weil“ gelten fol. Dann kommt 
es auf die Auslegung an, 

145.8) (5, 4.) ©. oben die Anm, 782, Abi. 2 zu z. 66 d. T. 


1455) (3. U.) Den angeführten Bervegungsgrund nämlih. Denn die Erſichtlichkeit 
des Beweggrundes einer Willenserklärung ift bei Abgebung derjelben nothwendig, mern dieje we— 
gen eines Irrthumes in dem — ae foll angefochten werden fünnen. $$. 146, 147, 150. In 
welcher Form der Beweggrund bei Abgebung der Erklärung erfennbar gemacht werden müfje, kann 
Be gefunden werden. Nahe liegt e8, anzunehmen, daß das. Gejets unter dem „angeführten 

weggrunde“ der Erklärung einen integrirenden Theil der Erklärung verftehe, alſo daß bet jchrift- 
lichen Erklärungen der Beweggrund in denfelben jelbft „angeführt“ werden muß und nicht mit Er— 
folg nebenher bloß mündlich ausgeiprochen werden kann. Indeß ift die Kundgebung des Beweggrun- 
des keine verpflichtende oder befreiende Willenserllärung, zu deren Rechtsgültigleit eine gewiſſe Form 
erforderlich ſein würde, ſondern fie iſt die Mittheilung einer Thatſache; und da die Schriftlichleit der 
„Anführung‘ des Berveggrundes nirgend vorgejchrieben ift, fo läßt fih nicht behaupten, daß eine 
in deutlichen Worten bei Abgebung der Erklärung ausgeſprochene Kundgebung wegen Kormmangels 
nicht vernommen worden ſei. Das Obertr. ift ſogar der Meinung, daß in einzelnen gegebenen Fällen 
jene Erfichtlichteit möglichertveife ſelbſt dadurch hergeftellt werden könne, daß nach der ganzen Sach— 
lage dag von dem Erklärenden fpäter geltend gemachte irrige Motiv mit Evidenz als der allein dent- 
bare Beweggrund feiner Erklärung herbortritt. Erf. v. 10. Juli 1856 (Entſch. Bd. XXXIU, ©, 29). 
Dies ift weniger bedenklich als die wörtliche „Anführung‘ des Beweggrundes, da die Anführung biel- 
leicht nicht den wahren Gedanken des Sprechenden ausdrüdt. Alleın enticheidend ift der Grundſatz, 
daß einfeitige Willens - oder Meinungsäußerungen, welche nicht eine Verpflichtung oder Berzichtleiftung 
des Erflärenden begründen jollen, nur in den Füllen der jchriftlichen Form bedikrfen, mo die Gejete 
ſolche ausdrücklich vorſchreiben. Pi. des Obertr. d. 1. März 1847 (Entich, Bd. XIV, ©. 38), 


146) ©. o. die Anm. 144. Was mit dem „daraus feinen Bortheil ziehen‘ gemeint ift, ergiebt 
fi) hier noch beftimmter aus dem Schluſſe des folg. $. 149. 
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$. 149. Außer diefem alle gibt bei Willenderflärungen, woraus gegenfeitige 
Rechte und VBerbindlichkeiten entitehen, ein Irrthum im Bewegungdgrunde dem Irren— 
den niemald das Recht, von feiner Erklärung wieder abzugeben '*7). 

$. 150. Hingegen jind —— woraus nur der, zu deſſen Gunſten 
fie geſchehen, allein den Vortheil ziehen würde, unkräftig, ſobald erhellet!*328), daß 
der ausdrücklich angeführte irrige Bewegungsgrund die einzige Urſache der Willensäu— 
ßerung ſelbſt geweſen fei '*°). 

8. 151. Was von falſchen Bewegungsgründen verordnet iſt, das gilt auch von 
falihen Beichreibungen 100). 


147) Auch wenn der Beweggrund ausgeiprodhen und unrichtig ift (falsa causa), macht er das 
Rechtsgeſchäft im der Regel nicht ungültig, denn der Erklärende kann noch andere Beweggründe ge— 
habt haben, die er micht ausgeiprocden hat. Aber der Dolus des Anderen macht davon eine Aus- 
nahme. Dies ftimmt mit dem R. R. überein, und darin, daß der Betrug eines Dritten keinen 
Einfluß auf die Gültigkeit der Erklärung hat ($. 148), wogegen der Betrüger mit der actio doli auf 
Entihädigung belangt werden fan. L. 18, 8. 3 D. de dolo (IV, 3). 

148) Es muß aus den Umftänden ficher zu entnehmen jein; anderer Beweis ift unzuläffig. 
Bergi. 8. 55 und L. 1 C. de falsa causa (VI, 44). 

149) Eine zweite allgemeine Ausnahme bon der Regel (Anm. 147), Das R. R. hat den glei- 
hen Grundjag bei Legaten, menn aus dem Umftänden erhellet, daß ohne den Irrthum im Beweg— 
grunde das Vermächtniß umterblieben fein wilrde. L. 72, $. 6 D. de cond. (XXXV, 1); L 1i. f. 
C. de falsa causa (VI, 44). Gine einzelne Anmendung davon ift das Vermächtniß einer 5 für 
eine eigene gehaltenen fremden Sache. $. 4 J. de leg. (Il, 20); L. 67, 8. 8 de leg. I; A. ER. 1, 
12, 8. 884. Diejer Grundſatz ift abfichtlich hier auf alle lukrativen Gejchäfte ausgedehnt. Zwei be- 
fondere Ausnahmen machen noch die condietio indebiti (l, 16, 8$. 166, 178, 181) umd die Fälle der 
Adilitiichen Klagen (I, 5, 88. 329 — 331), ebenfalls in Webereinftimmung mut dem R. R. 

(4. U.) Bei bereits durch Uebergabe vollzogenen Willenserflärungen diefer Art kommt diefe Vor- 
Schrift nicht zur Anwendung. ©. unten, Aum. 50, Abj. 3 zu $. 1090, Fit. 11, 

150) Falſche Beichreibung (demonstratio) ift Angabe bezeichnender Eigenichaften oder Berhält- 
niffe der Perſon oder Sache, melde nicht vorhanden find. Dieſe Unrichtigkeit, wenn fie auch auf 
einem Irrthume beruhet, ichadet nicht, vorausgeſetzt, daß der Erflärende das falich beichriebene Indi— 
viduum wirklich gemeint hat. Bergl. I, 12, $. 518. — Das Gleiche gilt von unrichtiger Benennung 
(nomen), wenn jonft das richtige Individuum gewiß ift, 3.8. ein Teftator beruft jein einziges Bruderkind, 
Namens Johann, zum Erben, welches nicht Johann, fondern Maria heißt. $. 29 J. de leg. (I, 20); 
L. 16, $. 1. D. de leg. I; L. 4 C. de test. (IV, 23). So bei legirten Sachen, bei Verträgen, bei 
Traditionen, bei Beichlagnahmen x. Daher hat z. B. die unrichtige Bezeichnung der für den Exe— 
futionsfucher mit Arreft belegten und hiernächſt demjelben überwieſenen Hppothefenforderung feines 
Schuldners die Unwirlſamkeit des Arreites und der —— nicht zur Folge, inſofern nur gegen 
die Identität der nach der Abſicht des Exekutionsſuchers mit Arreſt zu belegenden und zu üherwei— 
jenden, ſowie der mit Arreft belegten und überwieſenen mit der eingetragenen Poft fein Zweifel ob- 
maltet. Erf. des Obertr. v. 11. Dez. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, S. 51). — Eben jo gleichgill- 
tig ift die etwa aus Rechtsunkunde gejchehene, umrichtige Benennung des Rechtsgeſchäftes. — Anders 
verhält es fih, nah R. R., mit der unrichtigen appellativen Benennung einer Gattung. Wenn 
3. B. der Teitator feine Betten, Wäſche und Mobilien vermachen will und in dem Glanben fteht, daß 
unter dem vermachten „Hausrathe“ dieje Sachen begriffen jeien, fo wird nach dem Pandettenrechte 
(vorher war darüber Meinungsverichiedenheit) angenommen, das Bermächtniß gelte nicht, denm das 
Ausgeiprochene jei nicht derer und das Gemeinte nicht ausgedrüdt. L. 4 pr. D. de leg. I; L. 7, 
$. 2 D. de suppell. (XXXIII, 10). Nad) den Grumdjägen des L. R. ift das nicht anzımehmen. Wenn 
darüber fein Zweifel ift, was der Erflärende gemeint hat, jo ift die irrige Benennung unerheblich. 
Damit verwandt ift der Fall, wo eine Gattung, der Meinung entiprechend,, richtig benannt, aber 
mit folder Eigenſchaft irrig verichen, aljo auf dieje bejondere Art beichränft wird, melde gar wicht 
vorfommt, 3.8. der Fall der L. 7, $. 1 D. de trit. (XXXIM, 6): es werden 100 Scheifl. Weizen 
von der Art vermacht, von welchem jeder Scheffl. 200 Piund ſchwer ift. Die Röm. Juriften jagen: 
es ſei nichts legirt. Arch das entipricht unferen heutigen Anfichten nicht; die Erklärung muß jo aus- 
gelegt werden, daß fie micht ohne alle Wirkung ift (8. 74 d. T.), umd deshalb ift anzunehmen, der 

eftator habe die beite Sorte zuwenden wollen. Berg. I, 12, 8. 518. (4.4) Gin nad $. 151 
zu beurtheilender Fall ift auch der, mwenm zwei Grundftüde zujammen für einen Preis gelauft find 
und in der Kaufsurkunde nur das eine Grumdftüd genannt wird in der Meinung, daß damit auch 
das andere bezeichnet jei. Hier fehlt es nicht am dem jchriftlicden Vertrage über das andere mitge- 
meinte aber nicht ſpezifiſch bezeichnete Grumdftüd, Bergl. Ert. des Dbertr. vom 18. Febr. 1859 
(Arch. für Kechtsf. Bd. XXXU, ©. 273), Ebenſo wenn bei dem Abichluffe eines Kauflontralts über 
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8. 152. Wenn aus dem Inhalte der Willenserklärung, oder aus den Umſtänden 
erhellet, daß der Erflärende bei demjenigen, was er dem Andern zu thun oder zu unter- 
laifen auferlegt "9% ®), den eigenen Vortheil deifelben zur Abficht gehabt habe, fo ift eine 
ſolche Beſtimmung eher für einen Endzwed '5') als für eine Bedingung zu erachten. 


— — 


ein Gut „mit allen Pertinenzien“ die Abſicht der Kontrahenten auch auf den Mitverkauf eines bis da— 
hin jelbftftändigen, mit einem bejonderen Hypothelenfolium verjehenen Grundſtücks gerichtet geweſen 
ift. Erf, des Obertr. v. 17. Dez. 1856 (Arch. f. Nechtef. Bd. XXI, ©. 159), 

(5. 9.) Dan vergl. zu $. 151 die Anm, 738, Abf. 2 zu 8. 652. T. 


1508) (4. A.) Der Empfänger muß alfo von dem Geber verpflichtet worden fein, den bejtimm- 
ten Zwed zu erfüllen. Vergl. Erf. des Obertr. dv. 8. März 1860 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXVIL, 
©. 86). Die Frage ift, was für ein NRechtsgeichäft gemacht worden fei, wenn Jemand einem 
Anderen Geld giebt, um damit eine gewiſſe Zahlung zu beftreiten. Jemand hatte feine Ader- 
wirthichaft verkauft und der Käufer hatte die Koften übernommen. Wenige Stunden nachher fand 
16 der Käuſer bei dem Berkäufer ein umd empfing vom ihm zur Berichtigung der Koften 80 Thlr. 
er Verlkäufer klagte demnächſt auf Nüdzahlung der 80 Thlr. mit der Darlehnsklage, erreichte 
jedoch feinen Zwed nicht, weil der Beklagte den ihm zugeichobenen Eid dahin ableiftete, daß er das 
Geld nicht umter dem Bedinge der Rückgäbe yo“ habe. Nun klagte der Geber aus der nütz 
lihen Verwendung unter der Behauptung, daß das Geld zur Zahlung der Kontrattsfoften gegeben 
uud angenommen fei. Der erjte Richter verurtheilte den Beklagten auf Grund diejer Bchanptung, 
wenn diefelbe durch einen Eid feftgeftellt worden fein würde. Der Bellagte hatte ausdrüdlich einge- 
räumt, daß er das Geld nicht gefchentt erhalten habe. Der Appellationsrichter wies den Kläger ab, 
weil er ein Geben unter einem Zwecke erfannte. Dies ift in dem Erf, des Obertr. reprobirt , weil 
eine freigebige Abficht des Gebers umd eine beftimmte Verpflichtung des Nehmers von Seiten des 
Gebers (8. 152) nicht feftgeftellt war. Deshalb vernichtete das Obertr. das zweite Erf. und beftätigte 
das —* Die Vernichtung iſt völlig gerechtfertigt, aber über die Beſtätigung des erſten Erf. fehlen 
die Gründe, die gerade intereffiren. Eine Klage de in rem verso ift nicht zu begründen, weil die 
Hingabe des Geldes eine versio in rem im rechtlichen Sinne nicht darftellt. Cine Schenkung hat 
auch nicht jtattgefunden,, wie der Bellagte eingeräumt hatte; das Geſchäft war demnach ein läſtiges. 
Aber wie ift daffelbe zu qualificiren, um tiber das — Klagerecht ins Klare zu fommen? Es 
ift ein unbenannter Nealtontrakt, ein Geben in der Abficht, daß das Gegebene zurüdgegeben werden 
folle, die Klage mithin eine der Darlehnsklage nachgebildete actio in factum. 


151) Unter „Zweck“ und „Endzweck“ wird das Nechteinftitut gemeint, welches im R. R. tech- 
ni Modus heit. Er ift eine befondere Form der Belaftung einer Erwerbung. Im R. R. tommt 
er nur bei Schenkungen und bei teftamentarifchen Zumendungen vor, weil er bei anderen Rechtsge— 
ſchäften unnöthig war. Das ER. fpricht hier in ganz allgemeiner Beziehung auf alle möglichen 
Rechteoeichäfte davon , obgleich bei läftigen und zweiſeitigen Verträgen doch auch nach L. R. eine prat- 
tifhe Anwendung vom Modus vorkommt, weil eben die Rechtsmittel ans ſolchen Rechtsgefchäften Träf- 
tiger und ſicherer als der Modus den Erfolg fihern. Denn das Rechteinftitut dient als zwingendes 
Mittel in Fällen , wo weder die Form der Bedingung zweckmäßig, noch der direlte Zwang durch Klage 
zuläffig oder möglich ift. — Der Modus grenzt auf der einen Seite an den bloßen Kath, auf der ande 
ren an die Bedingung. Die Unterfcheidung diefer verichiedenen Formen ift praftifch wichtig; welche 
davon gemeint jei, muß aus dem Umftänden entnommen werden. ft die Abſicht zweiielhaft, fo wird 
die mindere Beichränfumg angenommen. Diefer Sat ift umftreitig und hier ausdrücklich angewendet. 
Man enticheidet darnach, wenn es zweifelhaft ift: ob die Nebenbeſtimmung eine ——— oder einen 
Modus enthalte, für den Modus, beſonders wenn das, was geſchehen oder unterbleiben ſoll, den 
Vortheil des Begünſtigten bezweckt; liegt der Zweifel auf der auderen Seite, ſo wird ein bloßer Rath 
angenommen. — Der Inhalt der Auflage kann beſtehen entweder in der Verwendung zum eigenen 
BVortheile des Empfängers (3. B. zum Ankaufe einer Alterspenfion),, oder im einer Leiftung an den 
Geber, oder im einer Leiftung an einen Dritten, oder in einer Handlung, welche feiner Perſon nützlich 
ift, 3. B. die Pflege eines Grabes. Gemeinrechtliche Iuriften lehren: die erfte diefer Auflagen ber- 
pflichte nicht, Sondern gelte nur als blofer Rath. Diefes gilt nach dem AR. nicht, vielmehr wird 
eine ſolche Auflage, wenn ausdrücklich ein gewiſſer Zweck der Verwendung borgeichrieben ift, als 
wirflicher Modus angejehen (8. 153), nur enticheidet man fich im Ameifel: ob Modus oder Bedin— 
guns eig worden jei, nach umjerem $. 152 eher für den Modus, Und darin ſtimmt das 

N. mit dem R. R., dem Grumdfage nach, völlig überein. Denn aud das R. R. behandelt die- 
fen Fall ald wahren Modus, wenn die Verbindlihmachung in der Abficht des Gebers gelegen hat, 
und dies ift eine thatſächliche Frage, L. Ti pr. D. de cond. (XXXV, 1); L. 2, 8. 7 D. de don. 
(XXXIX, 5), deren Enticheidung durch den 8. 153 erleichtert ift. Denn es wird darnach angenom- 
men, daß der Geber bei einer ſolchen ausdrüdlichen Bejtimmung zu einem getifien Zwecke einen 
wirklichen Modus und nicht einen bloßen Rath beabfichtigt habe. I in der That die Nebenbeftim- 
mung nur als Rath anzuſehen; jo verſteht fid) aud nad) L. R., daß keine Verpflichtung vorhanden ift. 
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8. 153. ft etwas ausdrücklich zu einem gewiſſen Endzweck bewilligt worden, 
jo tritt, wenn die Erklärung nicht das Gegentheil klar beſagt!*2), der Berechtigte 
jofort in die Ausübung und den Genuß des ihm bemilligten Rechtes !® >). 

8. 154. Gr verliert aber das Recht wieder, wenn der Zweck nicht erfüllt wird 93 =), 

8. 155. Es findet alſo bei dem Zwecke alled ?°*) das jtatt, was in Anfehung 
der auflöfenden Bedingungen $. 114 sqq. verordnet iſt. 

8. 156. ft zur Erfüllung des Zmedes feine gewiſſe Zeit beitimmt, fo faun 
das dazu bewilligte Recht, fo lange die Erfüllung noch möglich bleibt 105), nicht zu— 
rüdgenonmen werden. 








152) Damm ift fein Modus vorhanden, fondern das Gefchäft ein anderes. 

153) Darin liegt die Hauptverjchiedenheit des Modus von der Bedingung. Die Bedingung fus 
pendirt den Erwerb, verpflichtet aber nicht; der Modus verpflichtet, juspendirt aber nicht den Er- 
werb, das dies cedit und damit die Vererbung tritt, ohne Unterſchied der Fälle, fogleid) ein. 

153 a) (4.4) Wenn 3. B. ein Müller nach feinem Erbpadtstontratte Bauholz zu einem ge- 
ringeren als dem zeitüblichen Preife aus den Forſten des Erbverpächters zu fordern hat, und zu 
einem veranſchlagten beftimmten Baue das Holz wirklich erhält, hinterdrein aber daffelbe dazu, gleich— 
viel weshalb, nicht verwendet , jondern verkauft, jo muß er dem Erbverpächter den vollen zeitüblichen 
Preis für das Holz bezahlen. rt, des Obertr. dv. 17. Nov. 1857 (Entid. Bd. XXXVII, ©. 24). 

154) Alles, Dazu würde aucd gehören: 1. daß das Recht mit dem Augenblide der Nichter- 
füllung ipso jure aufhört umd auf den Geber zurücgeht ($$. 115 u. 116). Das geht aber micht 
an, weil es lediglich in der Willkür des Erklärenden fteht, ob die Erfüllung geſchehen joll, ob nicht, 
Jedenfalle muß er darüber feinen Willen äußern, es ıft mithin feine Mitwirkung erforderlich, um 
den Berluft des Rechts eintreten zu laſſen. So ift es auch nad R. R.: der Geber hat ganz allge- 
mein die condietio ob causam. L. 3, 8 C. de cond. ob causam (IV, 6). Nur die Zurüdforderung 
des Gegebenen fteht nach $. 158 gleichfalls zu, denn die Erklärung ift umverbindlih, wenn nicht 
erfiillt wird. Dabei ift freilich eine eimfeitige Erklärung (Schenkung sub modo) vorausgefegt. Wäre 
eine techieljeitige Erklärung vorhanden und die Gegenleiftung des Empfängers in die Form des 
Modus gebracht, jo würde der Geber allerdings die Erfüllungsklage (ex stipulatu) haben. 2. Daß 
die Aufhebung nicht zurück (ex tune) wirft, und alſo die gezogenen Früchte den Berechtigtgeweſenen 
verbleiben. Hätte 3. B. Jemand den Niefbrauch eines Yandquts geichentt erhalten, damıt er feinen 
Sohn die Rechte ftudiren laſſe, und ließe darauf, nachdem er nr Yahre das Gut gemutst, den 
Sohn zwar die Univerfität beziehen, aber Theologie ftndiren, jo ftele natürlich das Nießbrauchsrecht 

. Aber joll er die bisher gezogenen Nutungen behalten können? Sicher hat das nicht in der 
Mor des Gebers gelegen. 3. Daß auch die eingetretene Unmöglichkeit das Recht aufhebt. Das 
E allerdings beabfichtigt und ausdrücklich feitgeietst (8. 158). Nah R. N. gilt das gerade Gegen- 
theil. L. 8 C. de cond. ob causam (IV, 6); L. 8, 8. 7 D. de cond. inst,. (XXVIIH, 7); L. 1 
C. de his quae sub modo (VI, 45). 4. Daß bei theilweijer Erfiillung der Modus für gar nicht er— 
füllt gilt; denn eine auflöfende — muß allemal vollſtändig erfüllt ſein, wenn ſie für einge— 
treten gelten ſoll (Anm, 128 u. 130), ie Di davon ift, daß, wenn der Modus von Anfang 
theilweiſe unmöglich war, der ganze Modus für unmöglich gilt, mithin die Erflärung (das Geben) 
von Anfang ungültig ift ($. 131), jo daß der Empfänger Alles zurüdgeben muß, wenn er auch 
den möglichen Theil geleiftet hat; daß hingegen, wenn der Modus erft ın der folge theilmeije un— 
möglid) wird, der ganze Modus für vereitelt (die ng für mwegfallend) erachtet wird (Anm. 128), 
jo daß der Empfänger Alles behält, wenn er auch das Mögliche nicht Leiftet. Beides ift unrichtig : 
der Empfänger kann im erften falle das Verwendete abziehen (I, 11, 88. 1055, 1057) umd muß 
im zweiten Kalle Alles zurücdgeben ($. 158). 5. Daß ein umerlaubter Zweck die Erklärung entträf- 
tet und den Geber zur Zurücknahme des Gegebenen bereditigt. ($. 137 d. T. u. I, 5, $. 227.) 
Auch das ift nicht wahr: die Grundſätze der condictio ob turpem causam treten in Wirkung. (l, 16, 
88. 205, 206.) Hiernach emthält der $. 155 feine Nechtswahrheit. Der Grund diejer Berworren- 
beit und Abweichung von dem Quellenrechte ift die ganz eigenthümliche Auffaſſung der Natur und 
des Zwecks dieſes Rechtsinſtituts. Die röm. Erfinder erkennen es nur als Nebenbeftimmung bei 
Iutrativen Zuwendungen, jo daß bei Vereitelung der Nebenabficht doch immer die Hauptabficht der 
Freigebigleit ftehen bleibt. Daher aud haben die Verfaffer des AR. fi) gemöthigt geiehen, bei Er- 
Härungen von Zodes wegen befondere, von den hier gemachten Satungen weſentlich abweichende, 
Beitimmung zu treffen. $. 160. 

155) Jit feine Zeit zur Erfüllung des Modus beftimmt, jo kann nachträglich auch feine richter- 
liche Zeitbeftummung binzutreten: es muß die Erfüllung oder der Eintritt der Ummöglichkeit abge- 
wartet werden. ft aber die Zeit beftimmt, jo findet die Zurüdforderung ftatt, fobald Verzögerung 
eintritt. L. 18 pr., $. 1 D. de don. (XXXIX, 5). 


Zeit. 
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8. 157. Bei Willenderflärungen unter Lebendigen muß der beitimmte Zweck 
ſchlechterdings nad der Erklärung erfüllt werden. 

8. 158. Kann !5®) oder will der Begünftigte dieſe Erfüllung nicht feiften, fo iſt 
die Erklärung unverbindlich. 

$. 159. Sit jedoch der Zweck durch etwas Aehnliches nach der Erklärung erfüllt 
worden, und der Erflärende hat fich dabei willentlich ein Jahr hindurch beruhigt, fo 
fönnen deſſen Erben die Art der Erfüllung nicht anfechten. 

8. 160. In wiefern bei Grflärungen von Todes wegen der beſtimmte Zwed jchlech- 
terding3 oder durch etwas Aehnliches, und vor oder nach dem Ableben des Erflären- 
den zu erfüllen fei, ift durch befondere Gefege beftimmt. (Tit. 12, $. 50857) sqq.) 

$. 161. In allen Fällen '%3), wo das Necht jelbit, welches den Gegenftand der 
Willenserklärung ausmacht , auf die Erben übergehen kann, treten diefe auch in An— 
—— der Befugniß, die Bedingung oder den Zweck zu erfüllen, in die Rechte des 

rblaſſers. 

8. 162. Iſt aber die ach ng der Zweck an die Perfon des Berechtigten 
— und ſtirbt dieſer vor der Erfüllung, ſo verliert die Erklärung ſelbſt ihre 

irffamfeit 1588), 

8 163. Eine der Willenserflärung beigefügte ungewiſſe 1%) Zeit, wo das Recht 
aus derfelben entweder entftehen, oder aufhören foll, wird einer aufjchiebenden oder 
auflöfenden Bedingung gleich geachtet. 


156) Das Gegentheil vom R. R. ©. die vor. Anm. 
157) In den authentiichen Ausgaben fteht aus einem Druckfehler „S. 505%. R. v. 29. Dez. 
1837. (Jahrb. L, ©. 469.) 

158) In allen Fällen, alfo auch bei Erklärungen von Todes wegen. Tit. 12, 8. 485. Nicht 
jo nad R. R. binfichtlich der Bedingung, Darnach ift es in der Regel unmöglich, daß die bloße, 
wenngleich juriftiich begründete umd geficherte Hoffnung, Jemandem nad deſſeü Tode titulo singu- 
lari oder universali zu juccediren, auf den Erben transmittirt werde. 5. 2 J. quib. mod. testam. 
infrm.; L. 4 pr., 5, $. 2 D. quando dies leg. (XXXVI, 2.) Anders ift es bei bedingten Berträ- 
gen, Aus diejen geht in der Negel das bedingte Necht eben fo gut wie jedes andere an fi trans- 
miffible Recht, auf den Erben iiber. 5. 4 J. de verb. obl.; $. 45 J. de inutil. stipul.; L. 42 pr. 
D. de obl. et act. (XLIV, 7). Die Berf. des ER. haben hierin alles gleich gemacht. Vergl. I, 12, 
$. 485, Der erhobene Zweifel: ob der Uebergang mur bei einer cond. casualis oder auch bei einer 
e. potestativa gelte, hat gar feinen auch nur jcheinbaren Grund; weder die Röm. Juriften denken 
(bei den bedingten Verträgen) an einen ſolchen Unterſchied, noch haben die Berfafjer des ER. ihn 
machen wollen, wozu auch gar feine innere Nothwendigkeit vorhanden ift; im Gegentheile, Suarez 
hat ausdrüdlih angemerkt, daß der Satz von allen Bedingungen, von poteftativen wie von reim 
zufälligen, gelte (Geſ. Rev. Dot. ad h. tit. zu 88. 131 bis 154 des Entw., ©. 45). ([3. A.) 
Dies iſt auch von dem OÖbertr., in dem Erf. vom 27, Februar 1854 — Pr. 2509 — als Rechts— 
grumdiag angenommen. Eutſch. Bd. XXVI, ©, 346.) Die nicht fungiblen Handlungen machen 
eine nothwendige Ausnahme. $. 162. ? 

158 8) (4. A.) Dies ift 3. B. der fall, wenn der bäuerliche Gutsabtretende in dem Uebertrags- 
und Altentheilsvertrage feinen übrigen Kindern gegen den Gutsübernehmer eine Abfindung an Geld 
und Naturalien bei deren Verheirathung oder erreichtem 30ſten Yebensjahre ausbedingt, und bis 
zum Tode des berechtigten Kindes feiner diejer beiden Fälle eingetreten ift: daun geht die Abfindumg 
auf deifen Erben nicht über. Erf. des Obertr. v. 30. Juni 1856 (Archiv für Rechtef. Bd. XXL, 
S. 66). Conditio, quae inest. 

159) Dies incertus conditionem — facit. L. 75 D. de cond, (XXXV, 1), L. 30, 5. 4 D. de 
leg. I. Alfo die ungemwifie Zeit hat die Bedeutung einer Bedingung : dieje Regel wird durch $. 163 
aus dem R. R. unverändert hierher Übertragen. Eine Zeitbeftimmung kann aber in aller Hinficht feft 
und gewiß fein, oder nur im geriffer Hinficht ungerwiß, und es kommt darauf an: welche Uugervißheit 
bier gemeint wird, 3.8. es wird erklärt: Jemand jolle am feinem Hochzeitstage, oder am dem Tage, 
wo ein Dritter Premterminifter werden würde, 1000 erhalten. Hier ift Alles ungewiß, ſowohl die 
quaestio an als die quaestio quando. Diejer Fall ift unzweifelhaft. L. 21 pr. D. quando dies 
(XXXVI, 2); L. 56 D. de cond. ind. (XI, 6); L. 8 C. de test. manum. (VII, 2). Die Ungewißheit 
lann aber aud) die quaestio quando allein treffen, 3. B. wenn eine Peiftung auf den Todestag des 
Bedachten veriprochen wird, denn der Tod ift Jedem gewiß, nur die Zeit iſt ungewiß. Auch ift jonft 
feine Ungewißheit bei der qu. an, denn Jeder erlebt auch feinen Todestag. Diejer Fall ift wiederum 
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8. 164. Iſt eine gewiffets®) Zeit dergeftalt beigefügt, dab mit dem Ablauf 
derfelben die Ausübung des Rechtes ihren Anfang nehmen foll 101), jo muß zwar der 
Berechtigte den Eintritt diefes Zeitpunkts abwarten: 

$. 165. Doch ift das Recht felbft für vollftändig erworben zu achten, und gebt 
daher, wenn es nicht an die Perfon des Berechtigten gebunden ift, auf die Erben 
dejjelben über !62), 

$. 166. Der Verpflichtete darf in der Zwiſchenzeit nicht? vomehmen 102), wo— 
durch das Recht des Andern geichmälert, oder gar vereitelt werden fönnte. 

$. 167. ft eine gewiſſe Zeit dergeftalt beigefügt, das 102) dadurch die Dauer 
des durch die Aillensertlärung übertragenen Rechtes beftimmt werden foll !6*), fo hört 
mit dem Ablauf diejer Zeit das Recht von ſelbſt wieder auf! 

$. 168. Derjenige, dem foldhergeftalt ein Recht nur auf eine gewiſſe Zeit ein⸗ 

eräumt worden, darf, aeg derfelben, zum Nachtheil desjenigen, an welchen dad 
echt, nach Ablauf diefer Zeit, gelangen foll, nichts vornehmen. 


zweifellos, er enthält feine ungewiſſe Zeit in dem hier gemeinten Sinne, das darauf verficherte Recht 
ift unbedingt und bloß betagt. Zmeifelhaft aber ift ein dritter Fall, wenn das Recht auf die eigene 
Bolljährigkeit oder auf den Tag der Volljährigkeit oder des Todes eines Dritten geftellt it: bier ift es 
ungewiß, ob der Bedachte den Tag der eigenen Volljährigkeit oder den Tag des Todes des Dritten er- 
leben werde; und bei der Volljährigkeit des Dritten ift noch die weitere ee: ob er jelbft den 
Tag erleben werde. Diejen Aipeifel läßt das L.R. umerledigt. Das R. R. fieht dergleichen Zeitbe- 
ſtimmung bei Berträgen ſtets ala eine gewiſſe Zeit an (L. 10, 16, &.1; L. 17 D. de cond. 
ind. [XU, 6), bei Zeftamenten aber in der Regel ald einen dies incertus, dody mit der Aus- 
nahme, wenn nicht der Teftator das Gegentheil wolle. L. 21 pr., L. 22 pr. D. quando dies (XXXVI, 2); 
L. 36, $. 1 D. de condit. (XXXV, I); L. 49, 88.2, 8 D. de leg. I, vergl. mit L. 26, $. 1 D. quando 
dies; L.46 D. ad 8. C, Trebell. (XXXVL, 1) und L. 3, 5 C. quando dies (VI, 53). Hiernach ift 
es quaestio facti: ob der Anfall des Rechts, oder nur die ee juspendirt fein jol. Das muf 
auch nad L.R. behauptet werden, und zwar ohne Unterfcheidung der beiden Arten von Willenserklärun- 
gen, weil in diefer Beziehung bier fein Unterjchied gemacht wird. Es handelt ſich jomit bloß um Aus- 
legung der Willenserklärung in ſolchem zweifelhaften Falle. 

(4. U.) Das Verſprechen des Schuldners, Zahlung zu leiften, ſobald er zu beſſeren Bermögens- 
umftänden gelangt fein würde, enthält eine ungewiſſe Zeitbeftimmung im Sinne des $. 163. Erf, des 
Obertr. dv, 19. Juli 1853 (Arc. j. Rechtsf. Bd, IX, ©. 355). 

160) Darauf fommt nichts an, ob die Zeit abjolut gewiß; (durch Beftimmung eines Kafendertages) 
oder nur relativ gewiß ift (durch Berfnüpfung mit einem gewiß eintreffenden Ereigniſſe). Weſentlich 
ift nur die Gewißheit des künftigen Ereigniſſes, mie der Tod jedes Meniden. S. übrigens die vor. 
Anm. wegen der zweifelhaften Zeitbeftimmung, und o. 8. 127 d. T. 

161) Man nennt eine foldhe Zeit Anfangstermin, terminus a quo; in den Duellen heißt 
e8 ex die und in diem. 

162) Darin befteht eben die weſentliche Berichiedenheit der Zeitbeftimmung bon der Bedingung. 
Allein dieſe Verichiedenheit hat ja durch die Uebertragbarkeit und Bererblichteit eines bedingten Rechts, 
welche durch die Beitimmung des $. 161 als Regel eingeführt ift, ihre Wichtigkeit verloren, fie hat nur 
noch für die feltenen Ausnahmefälle der 8. 162 praftiihe Bedeutung. 

163) Geſchieht das dennoch, jo kann Sicherheitsbeftellung gefordert werden, wenn der Berpflichtete 
fonft am fich auch nicht fiir unficher gelten möchte; denn der Berechtigte hat gerade dieles beftimmte 
Recht zu fordern umd braucht fich nicht auf das Aequivalent der Entjhädigung verweilen zu laſſen. 
(4. 9 In welcher Geſinnung das „vornehmen“ geſchehen fein muß, darüber j. m. oben die Anm. 107 
zu 8. 105, 

164) Es muß „daß heißen nad) den Regeln der Orthographie. S. auch R. v. 27. De. 1839 
(Iahrb. Bd. L, ©. 469). 

165) Dieſe Zeit nennt man Endtermin, terminus ad quem; in den Quellen heifit das Ver— 
hältniß ad diem. Der Endtermin ift der Rejolutivbedingung ganz ähnlih. Welde Wirkung ein un: 
möglicher Endtermin habe, ift ungeriß. 3.8. ein Haus wird an Jemand auf 100 Jahre vermiethet. 
Der natürlichfte Gedanke ift der, daß in folhem Falle das Rechtsverhältniß gar nicht ad diem gefchlof- 
fen jei, denn die Zeitbeſtimmung ift weſeutlich eime zeitliche Beſchränkung des Rechts und das Mieths- 
recht ift jeiner Natur mach vergleihungsmweile bald vergänglich, fo daß der Endtermin, menu er feine 
natürlice Bedeutung haben ſoll, das längfte Ziel, welches die Miethe möglicherweife haben kann , nicht 
überjchreiten darf. Sonft würde ein ganz neues Juftitut, eine Erbmiethe entftehen. 

166) (4. 9.) Bergl. unten $. 314, Fit. 11 und die Anm, 18@ dazu. 


Begriffe. 
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$. 169. In beiden Fällen ($$. 164, 167) behält derjenige, welcher mit dem 
Ablauf ber ae Zeit die Sache herausgeben muß, die inzwischen gezogenen Nu— 
kungen 167). 


Fünfter Titel. 


Bon Berträgenm!) 


Die Literatur über diefe Materie ift jehr zahlreih. Bon Syftemen x, genügen bier: über Gemei— 
nes Recht: v. Savigny, Spftem des heutigen Römiſchen Rechtes, Bd. III, 8.140, 141, und deſſ. 
Dbligationenreht, Bd. I, 88. 52—81. Dann: Heimbad sen., Rechtsgeſchäft; im MWeiste's Rechtes 
leriton, Bd. IX, ©. 189, Bd. X, S. 791 flg., vergl. mit Deſſ. Stipulation, ebd. Bd. X, ©. 527-585. 
— Weber Preußiiches Recht: Bornemann, von Rectegeicäften überhaupt und don Berträgen ins- 
befondere, nach Preußiſchem Rechte. 2te Ausg., Berlin 1833, ©. 217 ff. u. Deff. Syftematiihe Dar- 
ftellung des Preußiſchen Civilrechts. Bd. II, ©. 397 fi. — M. Preußiſches Privatredit, 3. Ausg. Bd. I, 
85. 111 — 136, u. m. Recht der Forderungen, 2, Ausg. Bd. Ir, 58.69 u. fl, — Heydemann, 
Syftem des Preußifchen Eivilvechts, 2te Ausg. Bd. I, ©. 194 flg. 


$. 1. Wechfelfeitige Einwilligung zur Erwerbung oder Veräußerung eines Rech- 
te8?) wird Vertrag ®) genannt. 


167) Daß bei emer Zeitbeftimmung überall nicht von einer ipso jure rüchvirfenden Kraft die 
Rede fein könne, ift eine fich von ſelbſt verftehende Sadıe. Man bat ſolches ausdrüdlich zu fangen nur 
zur Vermeidung aller Zweifel für gut gefunden. Suarez, in Jahrb. Bd. LU, ©. 69. Dadurch 
wird nicht verhindert, daß auf Grund einer beionderen Willenserflärung die Auslieferung einer Sache 
mit den Nutungen nad Berlanf einer beftimmten Zeit gefordert werden darf. 


1) Das L. R. ift in der Aufzeichnung der Rechtswahrheiten bisher vom Allgemeinen zum Befon- 
deren fortgefchritten: von Thatſachen (Berlonen und deren Rectsfähigkeit, Sachen und deren Beichaj- 
fenheit) zur freien Handlung, vom diefer zur Willenserklärung als einer Art der Handlung, von der 
Willenserlärung zu Verträgen, welche wieder eine befondere Art der Willenserklärung von fehr aus- 
gedehnter Anwendbarkeit ift. Denn man fieht, daß Rechtsverhältniſſe aller Art Gegenände von Ber- 
trägen find: die Verträge finden Amvendung im BVölterrechte (Friedens-, Handels -, Grenz- und dergl. 
Berträge), im Staatsrehte (Wahlartitel mit dem Regenten, Verträge zwiſchen Ständen und Yandes- 
herren) und am häufigften im Privatrechte micht allein bei den Obligationen, jondern aud im Sachen⸗ 
rechte (Tradition, Verträge über Begründung von Grundgerectigfeiten, Einräumung einer Hypothet 
oder eines Pfandrechts in den Fällen, mo feine Eintragung und keine —— möglich iſt) und tm 
amilienrechte (Ehe, Adoption). Mit den Verträgen ſchließt der allgemeine Theil des L.R., die Dar- 
Kung geht nachher über zu. den bejonderen Rechtsinftitutent. 

2) Vertrag überhaupt ift die wechjelfeitig ausgefprohene Willensvereinigung mehrerer ſich einan- 
der gg Perſonen zur Beſtimmung eines Rechtsverhältnifjes unter ihnen. (5. A. Ebenſo 
fagt das Obertr.: „Auch nad der landrechtlichen Definition ift der Vertrag immer als die lberein- 
ftimmende Willenserklärung mehrerer Berjonen, unter fich ein Rechtsverhältnig zu beftimmen, aufzu- 
fafien, weshalb fein Zwed nicht ausjchließlich auf die Erwerbung eines neuen Rechts, und nicht bloß 
auf die Begründung eines neuen, fondern auch auf die Dr und Erhaltung eines bereits unter 
den Kontrahenten beftehenden Nechtsverhältniffes gerichtet jein fan. Beriihrt ein Rechtsverhältnif 
das gegenfeitige Intereſſe der Kontrahenten, und wird deffen Beftehen in einem Bertrage unter An— 
führung der damit verbundenen Leiftungen anerfannt, jo machen dergleichen Erklärungen einen imte- 
grirenden Theil des Vertrages aus und können micht als bloße hiftorische Erwähnungen aufgefaßt 
werden, welche außerhalb des Bereichs der vertragsmäßigen Feſtſetzungen ftänden. Dies gilt um fo 
mehr, wenn in einem Auseinanderſetzungsrezeſſe ausführlih darüber gehandelt wird, wie es rüdficht- 
lich der verjchiedenen Laften und Abgaben nach erfolgter eg der Auseinanderſetzung gehalten 
werden fol. Erf. vom 3. November 1865, Arch. f. Nechtsf. Bd. LXII, S. 16). Der $.1 bat nur 
den obligatorifchen Vertrag zum Gegenftande, zufolge der Darftellung der damaligen juriftifchen 
und philofophifchen Schriftfteller. (Kant's Begriffsbeſtimmung ift noch enger; er beichränft den Ber— 
trag auf die Veräußerung vor Eigenthum. Meiaphyſiſche Anfangsgründe der Rechtslchre, Königs- 
berg 1797, ©. 98.) Dicke Begrifföbeftimmung im 8. 1 hindert die Anwendung des allgemeinen Be— 

riffs von Vertrag nicht, denn der 8. 1 handelt eben nur von der Anwendung der Vertragsformen 
ei Obligationen und fließt andere Antvendungen feineswegs aus. Die weſentlichen Erfordernifie 
eines jeden Vertrages find: 1. Mehrere Perſonen, wenigſtens zwei, die einander gegenüber ftehen und 
wenn auch nur unter ihrem Gefcäftenamen (Firma) genammt fein miüfjen, Unter der Benemmung 
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einer Sache oder eines Lokals, z. B. „Expedition eines Blattes“, kann ein Vertrag wicht geſchloſſen 
werden, es fehlt an dem weſentlichen Erforderniffe eines Vertrags in Anfehung der Perfonen , nicht 
etiva in —— Form, wie irrig angenommen worden iſt. Vergl. Entſch. des Obertr. Bd. IV, 
S. 197 und m. rtheilung S. 246, Ebenſo unmöglich ift es, daß eine Perſon, welche mehrere 
Perſoneneigenſchaften im fich vereinigt, z. B. Vormund ift, in diefen verjchiedenen Eigenſchaften mit 
fich ſelbſt einen Vertrag fchließen kann. Gegen diefes Axiom verftößt das zu I, 20, $$. 104 u. 105 
eingezeichnete Pr. 1487 vd. 18. September 1844. Der Fall ift die Berpfändung einer Sache für eine 
fremde Schuß. Der Eigenthlimer umd Verpfänder des Piandftids war Vormund des Glänbigers. 
“ Der Gläubiger mußte nach $$. 104 und 105 eit. in Beſitz gejetst werden von Seiten des Eigenthl- 
merd, Der Gigenthilmer konnte unmöglich an fich jelbft die Sache aus feinem Eigenthumsbefige in 
feinen voramundichafzflchen Beſitz Übertragen, er konnte fich micht im zwei Perfonen fpalten. Num hatte 
man es fo gemacht: er gab dem Schuldner die Sadye, um fie zu verpfänden, und der Schuldner 
gab ihm die Sache als Hand fir den Mündel zurüd. Das erllärt jenes Pr. für eine wirkſame 
Prandbeftellung. Aber wo bleibt da die Trennung des Befiges des Mündels von dem Beſitze des 
Eigenthümers ? Ein Pfandftüd, was nicht der Gläubiger, fondern der Schuldner oder Eigenthiimer in 
feiner phyſiſchen Gewalt hat, ift fein Kauftpfand. 2. Bon beiden Seiten muß man etwas wollen 
(Gegenftand) und zwar 3, genau das Nämliche ; jede auch noch jo geringe Differenz hindert die Ber- 
einigung , daher entfteht durch eine bedingte oder bejchränfte oder ausgedehnte Acceptation eine® Aner- 
bietens (Berjprechens) fein Vertrag, $. 84. 4. Die Willensübereinitimmung muß drückt und 
ertennbar gemacht werden. Wenn mehrere Perfonen in ihren Gedanfen über einen gewiſſen Gegen- 
and übereinftimmen, und Jeder oder auch nur Einer jeine Gedanken verheimlicht, jo entficht fein 
rtrag. Vergl. Entich. des Obertr. XIX, 363. 5. Der Gegenftand muß die Beftimmung eines 
Rechtsverhältnities betreffen: die Willensübereinſtimmung über einen gleichen und gleichzeitigen Spa- 
ziergang mit einander ift fein Bertrag. 6. Das Rechtsverhältniß muß diefe Perfonen felbft angehen, 
fein ihnen durchaus fremdes jein. Ib ift 3.8. der Beſchluß eines Nichterfollegiums über das 
—* vorgetragene Rechtsverhältniß fein Vertrag, wenn auch Stunmeneinhelligteit ſtattfindet. — (4. A. 
ie Ungültigkeit in einem Theile des Vertrages hat in der Regel totale Nichtigleit des Vertrages zur 
Folge. Wenn 3. B. die in einem Erbrezeſſe geichehene Veräußerung eines Nachlaßgrundſtücks 
eined weientlichen Mangels nichtig iſt, jo find alle Übrigen damit im Zuſammenhange fiehenden Ber- 
—— reſp. der ganze Erbrezeß nichtig. Erf. des Obertr. v. 28. Juni 1852 (Acc. f. Rechtsf. 
Bd. V. ©, 328), Der Rechtsſatz kann für richtig gelten, meil eine Theilung des Geſchäfts ohne wech— 
felfeitige Einwilligung dem Wejen eines Vertrages widerſpricht. Doch hat das Obertribunal daran 
nicht feftgehalten. Im einem Erf. v. 18. Mai 1857 hat daffelbe ausgefprochen, daß ein Kauflontrakt, 
der mehrere Grundſtücke umfaßt, und in Betreff eines Tremmftilds eine wi in der form des Ge— 
ſetzes bewirkte Dismembration enthält, nur im Betreff diefes Trennftüds nichtig fei, jelbft wenn für 
diefes umd die übrigen Grundftüde nur ein umgetrennter Kaufpreis feſtgeſetzt ift (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XXIV, S. 318), iernach foll mithin der Käufer wider feinen Willen zum Kaufe der übrigen 
Grumdftiide fiir einen micht von feiner Einwilligung abhängigen Preis gezwungen fein, während er 
diefelben, ohne das Trennſtück, nicht getauft haben toilrde, und umgelehrt ſoll der Berfäufer die übri- 
gen Stüde hinlaſſen und das Trennftiit zurücknehmen, während ihm dieſes ohne jene vielleicht nichts 
nitge ift. Das Obertribumal fällt jedodh aus dem Takte. Denn es heißt weiter: Wenn der Käufer 
auf diefes Treunſtück verzichte, ohme Reduktion des in Bausch ımd Bogen ftipulirten Kanfpreifes zır 
begehren, jo werde der Kauf gültig; der Verkäufer müſſe den Verzicht annehmen und dürfe ſich 
fomit auf den Grundiaß: beneficia non obtrudantur, nicht berufen. Wenn jedoch der Kanf mit Aus— 
ſchluß des Treunftüces, nach dem Borderfatse unbedingt gültig ift, fo braucht er ja durch Verzicht auf 
die Reduktion des Preifes nicht erft qliltig zu werden. (9. A.) In gleihem Sinme umd nach derjelben 
Theorie enticheidet das Obertrib, einen ähnlichen Kal durd) das Erf. vom 6. März 1863 (Entſch. 
Bd. XLIX, ©. 49). Hier wird als Grund der Theilbarkeit des Vertrages angegeben: der als nichtig 
zu erachtende $. 3 des Vertrages jei kein integrirender Theil defielben, ſondern ftatuire lediglich ein 
Recht zu Gunsten des Klägers, anf welches diejer einfeitig verzichten könne, was er auch gethan habe. 
Der Entſcheidungsgrund iſt ſomit rein thatlächlicher Natur. — Läßt fih ein über mehrere Gegen- 
ftände fi) verhaltender Beräußerungsvertrag, welcher rüdfichtlich einer diefer Gegenftände einen Par- 
zellirungsvertrag enthält, nad) feinen einzelnen Gegenftänden nicht trennen, fo A der ge Vertrag 
um Falle der mangelnden gejeßlihen Form für Parzellirungsverträge nichtig, nach dem Erf. defi. vom 
29. April 1864 (Arch. f. Kechtst. Bd. LIV, 144). Der Vertrag war der, daß der Eine dem Andern 
den Anbau an jein Haus geftattete und Diefer Jenem dagegen einen Streifen vom feinem Hofraume 
abtreten ımd zwei auf feinem Grunde befindliche Waſſerlachen ausfüllen, troden legen und das Waſſer 
bon jeinem Gehöfte anderswohin als im dieſe Lachen leiten jollte. Das Verſprechen der Ueberlafjung 
des Streifens Hoframm war nichtig, im Uebrigen unterlag der Vertrag feiner Nichtigleit. Die Vor— 
leiftung des Einen war aber nicht gleich dem als gültig ftehen bleibenden Theil der Gegenleiftung des 
Anderen theilbar; deshalb war nicht der ganze Vertrag nichtig, jondern vereitelt. 
3) Die Bezeichnungen: Uebereinkunft, Ablommen, Verabredung, Vereinbarutg, Paltum, Kon- 
traft, Konvention, werden ſynonym gebraucht; felbft die Bezeihnung Vergleich konmt in diefer all- 
gemeinen Bedeutung vor, 
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8. 2. Die Erklärung, einem Andern ein Necht übertragen, oder eine Verbind— 
Tichfeit gegen denfelben übernehmen zu wollen, heißt VBeriprechen. 

$. 3. Dagegen ift die bloße Aeußerung, etwas thun zu wollen, noch für fein 
Verfprechen anzufehen ®). | 

$. 4. Zur Wirklichkeit eined Vertrages wird weſentlich erfordert, daß das Ver- 
Sprechen gültig®) angenommen worden. ($. 78 sqq.) 

$. 5. Bloße Gelübde haben, als bloß einfeitige Verfprechen, nach bürgerlichen 
Geſetzen feine Verbindlichkeit? *). 

8. 6. es der Erblafier ein Gelübde zu erfüllen angefangen, fo wird vermuthet, 


daß er den Erben ju deſſen Vollendung habe verpflichten wollen 9). 
$. 7. Wenn beide Theile gegenfeitige Verbindlichkeiten übernehmen, fo wird fol- 


ches ein ar Vertrag genannt ?). 
$. 8. Wohlthätig heißt ein Vertrag, durch welchen nur Ein ®) Theil etwas zu 
Gunſten des Andern zu geben, zu leiften, zu dulden, oder zu unterlafjen verpflichtet wird. 
8. 9. So weit Jemand 'r rechtögültigen Willenserflärungen fähig ift, jo weit 


4) Diejer Gegenfat fol das Verſprechen (das Anerbieten) ($. 2) begrenzen. Der Gegenja eines 
Verſprechens nach diejer Seite ift die Aeußerung eines in die Zukunft geftellten Wollens, 3. B. ich be— 
abfihtige oder ich bin nicht abgeneigt, dir mein Haus für 1000 zu verkaufen. 

5) Die Aunahme ift eben das Erforderniß der gen Kundgebung der Willensibereinftim- 
mung. Die Gilltigleit iſt nicht bloß bei der Annahnie ein Erforderuiß, jondern auch und noch mehr 
bei dem Verſprechen: es foll aber durch die ausdridliche — um diefes Erforderniffes nur erinnert 
werden , daß auch die Annahme im gültiger Weife ausgedrückt jein mülſſe. 

5a) (4. U.) Diefe Vorschrift ift auf Kloſtergelübde nicht zu beziehen. Erf. des Obertr. v. 4. Febr. 
1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 249). Vergl. die folg. Anm. 6. 

6) Unter Gelübde wird das Schenkungsverfpredhen an eine Stadtgemeinde (pollieitatio) oder zum 
Gottesdienfte (votum) verftanden. Es ſoll nad) Civilrecht nicht gültig, d. h. micht erzivingbar jein. 
Der $. 6 beftimmt eine Ausnahme davon, aber eine jehr gefährliche Ausnahme, indem darnah das 
Schenlungsverſprechen maßlos fein kann und kurz vor dem Tode nur ge erfüllt zu werden 
braudt, um den Erben um die ganze Erbichaft zu bringen. Auch das R. R. kennt den Anfang der 
Erfüllung, 3. B. des verheißenen Baues, als Berpflihtungsgrund fiir den Erben, aber mit der ver- 
ftändigen ein gm I daf eine Reduktion auf den fünften Theil der Erbfchaft eintreten faun, wenn 
die Vollendung mehr often, vielleicht das Ganze erjchöpft würde. L. 6 pr., 9. 14 D. de pollicitat. 
(L, 12). Die Unbejchränttheit des $. 6 harmonirt nicht mit den Grundfägen des ER. über Scheu— 
tungen. Jedenfalls muß aud nad L. R. der Pflichttheil ungeſchmälert bleiben. Webrigens kommt auf 
die Form des Gelübdes nichts an, denn ein im der ftrengften (gerichtlichen) Form gemachtes Gelübde if 
ebenjo unverbindlich wie das ganz formlofe, Für den Erben tft lediglich der Aufang, aber der freimil- 
fige, auf Handlungs» und Willensfähigleit beruhende Anfang des Erblaffers mit der Erfüllung der 
Berpflihtungsgrund. Iſt der Erblafjer willens - oder handlungsunfähig, fo gilt auch die angefangene 
Erfüllung nicht als rechtsgültiger Anfang. Dies ift jedoch praktisch nicht richtig, weil Jemand, der die 
Erfüllung eines Gelübdes angefangen hat, dod auch über die Mittel dazu muß haben verfügen können, 
woraus jich denn auch die Gültigkeit des Anfanges injoweit von felbft ergiebt. 

7) Es iſt richtig, daß ein ziweifeitiger Vertrag allemal ein läſtiger ift, aber der läftige Vertrag ift 
nicht immer eim ziverfeitiger. Die hier gemeinten Gegenjäge find zweifeitige und einjeitige Verträge, 
Der einfeitige Vertrag ift der Urbegriff des Vertrages; er erzeugt nur eine einfache Verbindlichkeit oder 
Berechtigung mit einer einfeitigen Klage (actio directa), jo daß nur der Eine Gläubiger und der An— 
dere Schuldner ift. Darum muß nicht die übernommene Schuld unvergolten jein; die Vergeltung 
laun im der Vergangenheit liegen oder in der Zukunft erwartet werden. Wird fie gleichzeitig in der 
Form der Gegenleijtung beftimmt, jo entjteht ein zweijeitiger Vertrag, d. i. ein untrennbarer Doppel- 
vertrag, zuſammengeſetzt aus zwei einfachen, die jich gegenfeitig bedingen. 

8) Nicht jeder einjeitige Vertrag ift ein mwohlthätiger (j. die vor. Anm.); wohlthätig ift vielmehr 
nur ein folder, bei welchem die Bereicherung des Anderen, ohne alle Bergeltung für den Beriprechen- 
den oder Geber, beabfichtigt wird. Die acceptirte Erklärung, wodurch der Eine dem Anderen für eime 
eınpfangene beftimmte Dienftleiftung als Vergeltung 100 zu geben veripricht, ift gewiß ein einfeitiger, 
denn der Andere hat daraus für feinen Theil michts zu leiften, zu dulden oder zu umterlafien; aber 
er ift fein Mmohlthätiger, denn der Empfänger hat gleichfalls geleiftet und erhält nur Vergeltung. Die 
Definition ift micht treffend, aber auch in dem Seletbuche entbehrlich. 
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8. 10. Berträge,, wodurch unfähige Perfonen verpflichtet werden follen, müflen 
durch die im Gefege oder vom Richter ihnen beftellten Bormünder ?) geſchloſſen werden. 
(Tit. 4, 88. 20 —26.) 

8. 11. Soll eine Perfon, welche durch Willenserflärungen nur Vortheile zu er- 
werben fähig ift 0), durch einen von ihr geichlofienen Bertrag zugleich Laſten überneh- 
men, fo hängt die Gültigkeit ded ganzen 2!) Vertrages von der vormundihaftlichen 
Genehmigung ab’ı®2, 

8. 12. So lange der Bormund 1?) fich noch nicht erflärt hat, fann der andere 
Theil von dem Bertrage nicht '?) zurüdtreten. 

8. 13. Doc ſteht demfelben zu allen Zeiten frei, dem Bormund eine Frift zu 
beftimmen 1%), binnen welcher er fich über die Ertheilung oder Verfagung !°) feiner 
Genehmigung erflären müſſe. 

$. 14. Minderjährige und Verſchwender werden in Anſehung der Fähigkeit, 
Berträge zu fchließen, den Unmündigen gleich geachtet. 

$. 15. Die Unfähigkeit eined Verſchwenders, fich durch Berträge zu verpflich- 
ten, nimmt mit der Mittagäftunde desjenigen Tages ihren Anfang, an welchem das 


9) Die beftellten Vormünder ſelbſt find die Vertreter der Perjönlichleit des Unfähigen, nicht das 
Bormundichaftsgericht ; auch reicht zur Ungültigkeitserflärung eines vom Vormunde für den Mündel 
abgeichlofienen Vertrages, der Umftand allein, daß die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vor⸗ 
geichrieben aber nicht eingeholt ift, nicht hin. Pr. 1758 (Plenarbeicht.) v. 22. Juni 1846 (Entſch. 
Xu, S. 8). Vergl. U, 18, $$. 236-239. Die fälle, mo die Gefege etwas Anderes jeftiegen, 
find Ausnahmen. ©. 12 cbend. (5.9) Namentlicd machen die 85. 597 ff. a. a. O. eine ſolche Ge- 
nehmigung nicht zur Bedingung der Rechtsgültigkeit, fie beichränfen die Legitimation des Bormundes 
vefp. des Kırators nicht. Unten, Anm. 108 zu 8.598, II, 18, Daher at auch die bedingte Wei- 
gerung des Bormundichaftsgerichts, einen von dem Vormunde eines Minderjährigen abgeſchloſſenen 

auffontraft über ein Grundftüd zu genehmigen, nicht die Wirkung, daß der Verkäufer bon dem 
Bertrage zurüdtreten fönne; jene Weigerung des eg richts ift ohme allen rechtlichen Ein— 
fluß. Erf. des Obertr. vom 8. März 1867 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LXVI, ©. 263), 

10) D. i. ein Unmündiger oder eine Perfon zwiſchen 7 und 14 Jahren. Tit.4, 8.21. (4. 9.) 
Diefe Grundfäge find auch auf Ehefrauen, welde ohne Zuziehung ihrer Männer läftige Verträge ge- 
fchloffen haben, anwendbar. Bergl. Erf. des Obertr. db. 28. Juni 1860 (Entſch. Bd. XLUI, ©. 33). 

11) Des ganzen; der Vertrag ift fein pactum elaudicans. ©. o. Anm. 34 zu 8.22, Tit. 4, 
(4. A.) Aber der Andere muß die Erklärung des Bormundes, oder den Verlauf der ihm dazu bes 
ſtimmten Frift, abwarten. $$. 12, 13. Das Rom. Recht hatte einen anderen Grumdiag: der Hand- 
lungsfähige war feinerjeits dem nichthandiungsfähigen Kontrahenten unbedingt verbunden und konnte 
ohne meitere Erflärung des Bormundes mit der aus dem Rechtsgeſchäfte entiprungenen Klage belangt 
werden, und feimerjeit® nicht zurildtreten. Pr. Inst. de auctor. tutor. (1, 21); $. 9 Iust. de inutil. 
stip. (III, 19); L. 13, 8.29 D. de act. emt. vend. (XIX, 1); L. 9 pr. D. de auctor., et consensu 
tutorum (XXVI, 8). Deshalb war er nicht ohne Rechtsſchutz bei einem ziveifeitigen Vertrage; er 
tonnte den Anſpruch durch den Einwand des nicht erfüllten Vertrages abwehren. 

118) (4.9) Diele Genehmigung fann bei gewagten Geichäften auch nach der Zeit, im melcher 
die Enticeidung des Wagnifjes eingetreten ift, mit Erfolg ertheilt twerden. Erf. des Obertr. vom 
28. Juni 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©. 34). Borausgejett ift dabei, daß feine Erklärungsfriſt be 
flimmt, oder daß die beftimmte noch nicht abgelaufen war. Hat z. B. ein Handlungsunfähiger eigen- 
mächtig ein Lotterieloos mit einem Anderen zujammengenommen und jeinen Antheil am Einſatze dem 
Anderen, der das Ganze vorgeſchoſſen hat, nicht erftattet, jo kann die Genehmig noch erfolgen, 
nachdem das große Loos darauf gewonnen worden, Bergl. Anm. 94, Abi. 3 zu $. 238, Zit. 18, Th. IL 

12) Der Vorgeſetzte, jei er Bormund, oder Bater. Tit. 4, $. 22. ft ausnahmsweiſe (Anın. 9) 
aud die Erklärung des Bormundidaftsgerichte® oder einer höheren Juſtanz erforderlih, jo gilt das 
Gleiche von diefr. Simon, NReditsipr., I, ©. 300. 

13) Nämlich nicht ohne Zuftunmung des Unmündigen, wohl aber mit defien Zuftimmung, fo 
lange dem Borgeiegten der Antrag noch nicht gemacht worden if. ©. o. Anm. 84 zu $. 22, Tit. 4, 
und unten, Anm, 2 zu 8.387 d. X. 

14) Nah Willfür, ohne Mitwirkung des Richters. 

15) Erfolgt Berfagung, jo verfteht e8 ſich, daß der Fähige auch feinerjeits an gar nichts gebun- 
den if. Simon, Redteipr., I, ©. 800. Auch kommt nichts auf die Form der Verſagung an. 
Bergl. Entſch. des Obertr, Bd, XII, ©, 163, 
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Dlatt der öffentlichen Anzeigen, dem die gerichtliche Befanntmahung zuerſt einverleibt 
ift, außgegeben '*) worden 7). 
$. 16. Doc kann derjenige, welcher weiß !®), daß ein Menjch wegen Ber- 
ſchwendung bereits gerichtlich m fei, aus einem mit demfelben auch noch vor, 
der Öffentlichen Bekanntmachung geichlojienen Vertrage fein Recht erlangen '?). 
$. 17. Die Unfähigkeit des Verſchwenders, ſich durch Verträge zu verpflichten, 
dauert bis zur Mittagsjtunde desjenigen Tages, an welchem die Wiederaufhebung der 
Bormundfchaft verfügt") wird. 
$. 18. Bei Minderjährigen endigt fich die Unfähigkeit, läſtige Verträge zu fchlie- 
—* mit dem Anfange desjenigen Tages, an welchem ſie die Volljährigkeit errei— 
en?!). | 
8. 19. Die Fähigkeit folher Perjonen, die zwar das in den Gefepen für fie bes 
ftimmte volljährige Alter noch nicht erreicht, aber doch das zwanzigſte Jahr bereit zu— 
rüdgelegt haben, ingleichen derer, welche für volljährig erklärt find, iſt gehörigen 
Orts naher beftimmt. (Tb. IL, Tit. 18, Abfchn. 8.) 
8§. 20, Pflegebefohlene, welche unter vormundſchaftlicher Genehmigung eine ei- 
ene Wirthichaft angeftellt haben, werden, auch ohne Beitritt de8 Vormundes, durch 
ofche Verträge verpflichtet, welche zur Führung diefer eigenen Wirthfchaft unmittelbar 
ehören??). 
— 8. 21. Pflegebefohlene, welche unter vormundſchaftlicher Genehmigung ?* =) ſich 
zu einem gewiſſen Zwecke oder Geſchäfte beſtimmt haben, ſind fähig, alle Verträge 
zu ſchließen, —* welche ſie dieſe Beſtimmung nicht erfüllen könnten. 
. 22. Bon den Verträgen der Kinder, die noch in väterlicher Gewalt ſind, in— 
feichen der verheiratheten Frauensperſonen, jind nähere Beitimmungen gehörigen Orts 
Peftgefet (Tb. I, Zit. 1 u. 2.) 


16) Harmonirt wicht mit den Grundjägen über die Publifation von Verordnungen, da Auswär— 
tige bei einiger Entfernung in der feftgejeten Zeit unmöglich Kenntniß erlangen können. 

17) Die öffentliche Belanntmahung erfolgt nad Publikation des erften, auf Bebormundung aus- 

fallenen Urtels, wenn auch der Provotat dagegen appellitt. Man findet die Wirkung zweifelhaft für 
En Fall, wo das Appellationäurtel auf Abtoeihung der Provokation ausfällt. Dieſer Zweifel erledigt 
ſich durd die Erwägung, daß die Iuterdiktion durch das erfte Urtel ausgefprodien und daß dafjelbe 
probiforiich vollftvedbar if. Pr.O. Tit. 38, 8.26. Durd die Imterdiktion wird der Interdicirte 
unfähig und bleibt es fo lange, bis fie wieder — iſt, ſei es durch das Appellationsurtel, oder 
in Folge der Beſſerung durch den Ausſpruch des dompetenten Gerichts. Die in der Zwiſchenzeit boll- 
zogenen Rechtshandlungen des Prodigus müfjen folglich ungültig fein. 

18) Oder mwifjen muß, nad) I, 4, $. 19, Vergl. I, 12, $. 33 und Proz.⸗O. Tit. 88, 8. 22, 

19) Mit einem ſolchen Bertrage verhält es fich anders als mit den in der Anm. 16 gedachten 
Geſchäften, wenn das Appellationsurtel auf Abweiſung erlennt. Denn der Vertrag des Falles $. 16 
ift am ſich gültig, er wird nur, wenn die Prodigalitätserflärung wirklich erfolgt, durch die exceptio 
doli unmwirtjam, 

20) Nicht der Tag, vom welchem die Verfügung datirt, fondern der, an welchem fie dem Bebor- 
mundeten infinwirt wird, aus gleichem Grunde wie bei der Volljährigkeitserflärung. Pr. des Obertr. 
1274, d. 25. Februar 1843 (Entſch. Bd. VII, ©. 384). 

21) Nämlich mit dem Anbruche des 2öften Geburtstages. Diefe Veränderung wird als Erwerb 
eines Rechts behandelt. I, 3, 8. 46. 

22) II, 18,88. 729 ff. Die Satzung ift unbeftimmt.. Was ift eine eigene Mirthichaft, und 
was gehört unmittelbar zur arhrung derielben? Das alte peculium profectitium mar etwas Aehn- 
liches, aber ein durch den Gegenftand der Verwaltung jchr Beftimmtes. Beſteht die eigene Wirth- 
fchaft in der Berwaltung eines beftimmten Gutes, jo hat man einen gleichen Anhalt wie bei jenem 
peculium. Wird aber dem Pflegebefohlenem im Allgemeinen die Gründung eines eigenen Hausftandes 
erlaubt, fo kann es recht zweifelhaft werden, ob mande Verträge unmittelbar zur Führung der Wirth- 
ichaft gehören. Dies ift dann quaestio facti. 


220) (4,9.) D. h. mit Genehmigung des Bormundes; die Approbation des Bormundicaftsge- 
richts iſt dazu micht erforderlich. Anm. 94, Abj. 3 zu 8. 288, Tit. 18, Ip, IL 
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8. 23. Unverheirathete Frauensperfonen werden, dafern die Provinzialgefege feine 
Ausnahme machen, bei Schliefung der Verträge den Mannsperjonen gleich geachtet. 

$. 24. Blinde, Taube und Stumme fönnen in foweit Verträge ſchließen, als jie 
ihren Willen deutlich und mit Zuverläfjigfeit zu äußern vermögen ??), 

$. 25. Sind ihnen aber Bormünder beftellt **), fo haben fie wegen der Fähig— 
feit, Verträge zu fchliegen, die Rechte der Blödfinnigen 2°). 

8. 26. Inwiefern, und unter was für Erfordernijjen Korporationen und Ge— 
meinen 2°) durch Verträge verpflichtet werden fönnen, ijt nad) ihren vom Staate ge- 
nehmigten Grundverträgen zu beurtheilen. 

$. 27. Wo dieje nichts beftimmen, ift auf Die wegen der verjchiedenen Arten der 
Korporationen ergangenen Geſetze Nüdficht zu nehmen. 

8. 28. Wo auch diefe nicht? befonders verordnen, da bleibt es bei den von Ver— 
nk der Korporationen überhaupt vorgefchriebenen allgemeinen Grundfägen. 
(Th. II, Tit. 6.) 

$. 29. Deffentliche Kaſſen 27) fönnen nur unter Genehmigung des vorgefepten 
Departements durch Verträge verpflichtet werden. 

$. 30. Iſt nach) der Verfaſſung der Kaffe die unmittelbare Genehmung 2°) des 
Landesherrn nothiwendig, fo muß das vorgefette Departement denjenigen, der mit 
der Kalle fih einlaifen will, vor oder doch gleich bei Abfchliefung des Vertrages, bei 
eigener Vertretung, davon benachrichtigen 2°). 

8. 31. Jeder Kontrahent ift schuldig, nach den Eigenſchaften des Andern, welche 
auf deſſen Fähigkeit, Verträge zu fchliepen, Einfluß haben können, ſich gehörig zu er- 
fundigen 29%), 


23) Die phyſiſche Möglichkeit ift die Grenze. Taube, welche zugleich blind find, befinden ſich in 
dem BZuftande der Ummöglichteit. Denn wenn fie auch durch Worte ur eigenen Willen ausdrüden 
fönnen, jo vermögen fie doch die Gegenerklärung weder durch Worte, Zeichen noch Schrift zu berneh- 
men, da fie die Laute nicht hören und die Zeichen nicht ſehen können, durch das Gefühl aber nur auf 
eine unzuverläjfige Weile, etwa vermittelft erhöhter Buchſtaben, der Wille des Anderen vernommen 
werden fan. Wäre dies aber auch möglich, jo würde doch in dem alle, wo die jchriftliche Form 
erforderlich ift, die Vollziehung unmöglich bleiben, indem der Taubblinde, wenn er auch feinen Na- 
men chreiben würde, doch den Inhalt der Schrift nicht erfahren, mithin nicht zur Ueberzeugung koms 
men können: ob der Inhalt mit feinem Willen übereinftimmte. Solche Berjonen können mithin nur 
duch Bormünder handeln. R. v. 11. April 1841. (I.M.Bl. ©, 151.) 

24) Dann find fie jwriftifch handlungsunfähig, und e8 kommt nichts darauf an, wie im Falle 
des dor. $. 24: ob mud im wie weit fie fich zuverläffig zu äußern vermögen. 

25) Mithin die der Unmündigen. I, 4, $. 26. 

26) Jede juriftiiche Perſon ift eine fingirte Perfom , welche eine befchränfte Nechtsfähigteit hat, 
denn fie kann nur Vermögensrechte und geroiffe politiiche Nechte haben; fie ift aber, aus natürli« 
den Gründen, völlig willens- und handlungsunfähig, gleich einer vernunftlofen phufiichen Perſon. 
Sie wird nur durch den Willen beftimmter einzelner Menſchen vertreten; wer dieje find, muß für 
jede zumächft durch das Geſetz, dem fie ihr Dafein verdankt, beſtimmt fein. Dies ift ihre Berfafjung. 

27) Nämlich fisfaliihe. Die einzelnen Kaflen find immer daſſelbe Rechtsfubjekt, d. i. der Fiskus, 
Die Vertreter des Fistus aber find mach den verichiedenen Gejchäftszmweigen und Bezirken andere Ber- 
fonen. Damit verhält es fi) wie mit einem Bevormundeten, welcher mehrere Vormünder hat, die 
fih in die Verwaltung getheilt haben. 

28) Soll heißen „Genehmigung“. R. dv. 29. Dezbr. 1837 (Jahrb. Bd. L, S. 469). Bei An- 
fäufen von Grundftüden jeitens des Fisfus genügt der Koniens des betreffenden Verwaltungschefs aur 
at des Befigtitels, ohne Vorlegung einer befonderen k. Ordre. K.D. v. 21. Febr. 1845 
(J.M.Bl. ©. 70). 

29) Wenn die Berfaffung nicht durch gehörig publicirte Verordnungen befannt if. Außerdem 
muß ein Jeder die Geſetze fennen, 

298) (4.9) Das bloße Befragen eines Darlehn und Kredit juchenden ug ar Menſchen, ob 
er jelbftftändig fei, kann als eine „gehörig angeftellte Erlundigung“ nad) feiner Berfügungsfähigfeit 
nicht gelten. Vergl. $$. 32, 35 d. X. und SS. 20, 21, Tit. 3; Kar 8.3 de3 G. vom 2. März 1857 
(8.5. ©. 111). Erf. des Obertr. dv. 1. Mai 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLV, ©, 210). 
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$. 32. Der bloße Mangel der Wiljenfchaft von der Unfähigkeit des einen Theile 
foll alfo dem Andern niemals zu Statten fommen. 

8. 33. Wer aber, nach gehörig angeftellter Erkundigung, dennoch von einem 
Unfähigen 39) zur Schließung eines Vertrages verleitet worden 31), fann aus dem 
Vermögen deſſelben Schadlodhaltung ??) fordern. 

$. 34. Wer mit einer Perfon unter achtzehn ?3) Jahren Verträge fchließt, kann 
fih mit der Unwiſſenheit ihres minderjährigen Alters niemald entfchuldigen 3*). 

8. 35. Ein Gleiches gilt gegen den, welcher einen Unfähigen bloß. auf deſſen 
Verfiherung, auch wenn diefelbe eidlich bejtärft würde ?°), für fähig angenommen hat. 

$. 36. Wer, feiner Unfähigkeit fih bewußt, einen Andern zur Schließung eines 
Vertrages verleitet hat, foll al® ein Betrüger gejtraft werden. (Str. G. B. Th. I, Tit. 
21, 23.) 

8. 37. Ein Vertrag, welcher wegen der Unfähigkeit des einen Theil3 3°) unver- 


30) Auch auf Schreibunfähige, welhe einen Anderen verleiten, fie für Schreiblundige zu halten 
und mit ihnen zu kontrahiven, finden dieſe Grundjäge Anmendung. Entſch. des Obertr, XII, 167. 

31) Die Anwendung dieſes $. bedingt, daß, meben der Thatſache der Kontraktsjchliegung, dem 
imfähigen Schuldner foldye, wenn auch nicht eben eg er Handlungen nachgewieſen werden können, 
weiche den Entichluß des Anderen, fich mit ihm im ein Geſchäft einzulaffen, beftimmt haben. Br. 688, 
vd. 10. Juni 1839. Wirklich betrügliche Handlungen haben nur au die Beitrafung Einfluß. $. 36. — 
Bei dem Dolus des Unfähigen ift es auch — * ob der Irrthum vermeidlich war, ob nicht; 
denn der Dolus des Einen abſorbirt das Verſehen des Anderen. I, 4, 8.84 und I, 6, 8.10. Nicht 
entgegen ift IT, 2, 8.35, denn dort wird gerade auf die 85. 833—36 und I, 6, 8. 10 Bezug genon- 
men, wonach nicht Dolus und keine Ausnahıne von der Regel vorhanden jein muß. Zwei Ausnah— 
men machen aber gerade die beiden 88. 34 u. 35. 

32) Nur die 'actio doli ift gegeben, das Geſchäft wird nie gültig durch den Dolus des Unfähigen. 
Der Rechtsftand ift nach L.R. ein anderer als nad R.R. Nah R. R. war das von einem Minder- 
jährigen eingegangene Geſchäft gültig, und man kam ihm mur zur Hilfe mit der restitntio in inte- 
grum. Die Keftitution wurde ihm aber verfagt, wenn er dolofe gehandelt hatte, mithin blieb es bei 
dem Mechtögeichäfte. L. 2 und 3 C. si minor se majorem dixerit (I, 43). Das L. K. erflärt das 
Geichäft geradezu für ungitltig wegen Mangels der Handlungsfähigkeit, der Dolus des Unfähigen fann 
ihm die Fehlende Eigenjchaft nicht verichaffen,, folglich fann das Geſchäft durch den Dolus ct gültig 
werden. 

83) Wenn der Dolus des Unfähigen die Verbindlichkeit zur Schadloshaltung begründen foll, fo 
muß der andere Kontrahent jelbft nicht in dolo fein; er * ſich in der That irren und dieſer Irr— 
thum muß verzeihlich fein, d. h. ex adspeetu corporis nicht berichtigt werden fönnen. L. 32 D. de 
minor. (IV, 4); L.3 C. si minor se majorem dixerit (II, 43). Mer eine ımreif ausjehende Perſon 
für großjährig hält, verſieht fich gröblich, und ein grobes Verſehen fteht dem Dolus gleih. Dann 
tritt Kompenjation des Dolus ein, mithin hat der angeblich Hintergangene von dem doloje handelnden 
Unfäbigen nichts zu fordern. Sehr verfländig ſetzt das TR. hier ein gewiſſes Alter feft, unter wel— 
ches immer fingirt wird, der Andere jei jelbft in dolo oder culpa lata geweſen. 

34) Entihuldigen. Der Ausdrud ift unpafjend. Die Lage ift die, daß die actio doli durch den 
Dolus des Unfähigen begründet ift. Diejer Klage fteht die exceptio doli entgegen, umd gegen dieje 
foll nicht die EntQuldigung des Irrthums gelten, wenn der Unfähige noch nicht 18 Jahre alt ift. 

85) In diefem alle verjagte die L. 3 C. si minor se majorem (II, 43) unbedingt die Reſtitu— 
tion. Nach unjerem $. kommt auf einen ſolchen Eid gar nichts an; der Fähige muß, wenn er den 
Vorwurf des Dolus oder der groben Fahrläffigleit (Anm. 33) von ſich abwenden will, anderen Nach 
weis fordern umd fich nicht mit der bloßen Verſicherung des Unfähigen und dem adspectus corporis 
begnügen. 

36) Es gilt fein Unterjchied zwiſchen einer gänzlihen Willensunfähigkeit, wie fie den Kindern 
und Wahnfinnigen eigen ift, und der relativen Handlungsunfähigfeit der Unmündigen, Minderjähri- 
gen, Blödfinnigen und Verſchwender; denn aud) deren läftige Verträge find ganz ungültig, wenn fie 
nicht von dem Borgejeßten genehmigt werden. Anm. 11. Die Praris bezieht den Sat auch gleich 
förmig auf Verträge der Letzteren, jo daß jolche Verträge nicht etwa durch jedes jeibft ftillfchtweigende 
Anerfenntniß (das wäre nämlich die praktische Folge), jondern nur durch ein nach diefer Borjchrift ber 
ſchaffenes Anertenntniß zur Wirlſamkeit gelangen konnen, ©. die folgende Anın. Außerdem erzeugen 
fie nicht einmal eine natürliche Verbindlichkeit, L. 41 D. de cond. ind. (XU, 6); 8.3 J. quib. 
mod, obl. tollit. 
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bindlich ift, erlangt durch ein nach gehobener Unfähigkeit erfolgendes Anerkenntniß 20* 
nur in fofern verbindliche Kraft, als dies Anerfenntnif felbft für einen neuen rechtsgül⸗ 
tigen 37) Vertrag angeſehen werden kann. 
$. 38. Ein ſolcher neuer Vertrag erſtreckt ſich nur alsddann auf den Anfang des 
Geſchäftes zurück, wenn dieſes zugleich ausdrücklich verabredet worden 3®), 
8. 39. Ueber alles, was der Gegenſtand einer rechtsgültigen Willenserklärung —— 
fein kann, können auch Verträge geſchloſſen werden 3%®). (Tit. 4, 88. 5—19.) 
8. 40. Verträge, durch welche Jemand die Handlung 39) eines Dritten ver- ») Kerträne 
fpricht,, verpflichten denfelben in der Regel nur, feine Bemühung zur Bewirkung der Handlungen 


36 4) (4. 9.) Wenn ein Großjähriger einen Wechiel, welcher über eine in feiner Minderjährigfeit 
von ihm kontrahirte Schuld auf ihm gezogen worden ift, acceptirt, fo enthält die® zugleich ein rechts— 
gültiges — dieſer Schul. Erl. des Obertr. vom 10. März 1859 (Arc. f. Rechtsf. Bd, 

XXUl, ©. 57), 


37) Daraus folgt Zweierlei: 1. Ein ftillfchweigendes Anerfenntniß ift ganz unwirkſam, es ift 
eine ausdrückliche Erklärung ——— erſorderlich. Dieſem entſpricht das Pr. 1660, v. 6. Dezbr. 
1845: „Bei Verträgen, die wegen perſönlicher Unfähigleit des einen Kontrahenten ungültig find, ges 
nügt eine nad) erlangter Fähigkeit von demielben erfolgende ftillichweigende Genehmigung, z. B. die 
einfahe Annahme einer Zahlung aus dem Bertrage, zur Heilung jenes Mangels nicht.” (Entſch. 
Bd. XU, ©. 332.) Das Anertenntnig muß entweder jelbft die weientlihen Punkte des Geichäfts ein- 
zeln in fi aufnehmen und wiedergeben, oder eine ausdrüdliche Bezugnahme auf den Bertrag ale An— 
lage enthalten, mit der bejtimmten ErHärung: daß es eben jetst noch Abficht fei, das Geichäft in allen 
Stüden, wie ſolche in dem Relatum niedergeichrieben worden, für gültig anzuertennen. (Ebd. ©. 336.) 
Es genügt auch nicht, daß der fähig gewordene ehemalige Unfährge den Abſchluß des Vertrages als 
bioße Thatſache einräume, das Anerkenntniß muß auch in der Abficht erfolgen, die verbindende Kraft 
des Vertrages einzuräumen. Pr. 1510, v. 22. Nobbr. 1844 (Entid. Bd. X, ©. 361), 2. Das An- 
erfenntnig muß diejelbe Form haben, melde der Vertrag, der durch daffelbe wirkſam werden foll, als 
Konfenjualvertrag zu jeiner Bollgültigkeit erfordert haben wilrde; denn ein ungültiger Realkontrakt 
lann micht wiederholt werden. Bergl. unten, Anm. 47 zu 8.713, Tit. 11. Dem entiprechend ift das 
Pr. des Obertr. v. 10. Februar 1838: Das vom Schuldner nad gehobener Unfähigkeit erlärte An— 
erfenntmiß eines während derielben empfangenen Darlchns von mehr als 50 Thlen. erfordert zu feiner 
Nechtsverbindlichkeit die fchriftlihe Korm (Entſch. Bd. II, ©. 147). Cine einſchränkende Ausnahme 
von diefer Regel macht der Fall II, 2, 8.137, wo die gerichtliche oder notarielle Form pofitiv ge— 
fordert wird. 

38) Bon jelbft kann das neue Geichäft nicht zurüchwirten, weil das alte nicht einmal zum con- 
stitutum taugte, denn hierzu muß wenigftens eine natürliche Verbindlichkeit vorhanden fein. Aber 
verabreden können die Parteien in diefer Hinficht, was fie wollen. Durch dieje Wirkung ex nune 
untericheidet ſich dieſes Anerlenntniß (eigentlich neue Gejchäft) don der bloßen Genehmigung, welche 
retrotrahirt wird, 


388) (4, U.) Berträge, welche gegen das öffentliche Interefie verftoßen, find unkräftig. Daher 
fönnen geiegliche Verordnungen zum rg Beften durch Privatverträge weder aufgehoben noch ab— 
geändert werden. Bergl. Er. des Obertr. d. 27, Oltober 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 292). 

39) Hier werden unter Handlungen Leiftungen verftanden, das find Handlungen nicht im Sinne 
des I, 3, 8.1, fondern im Sinne des I, 2, 8.2, im foferm fie dem Gegenftand des Rechtes eines 
Anderen ausmachen und zu den Sachen im Allgemeinen gehören. 

40) Die herrichende Meinung der gemeinvechtlihen Schriftfteller. Das R. R. hatte, wegen der 
Strenge und Förmlichkeit der Stipulation, die Negel, daß die Stipulation über fremde Handlungen 
nichtig ſei. Diefer Grund fällt heut zu Tage weg, man legt daher ziemlich allgemein das Verſpre— 
chen einer fremden Handlung fo aus, daß der Verfprecher ſich alle Mühe geben wolle, den Dritten 
zu der Leiſtung zu vermögen, wenn mich etwas Anderes beabfichtigt toorden ſei. Diele Anficht ift in 
dieſem $. und im 8.45 beftätigt. Dabei aber ift im alle unieres $. 40 die Frage: mas geichehen 
folle, wenn die Leiftung des Dritten ausbleibt. Dann kann Biererlei möglich jein: 1. Der Promit« 
tent hat feine Mühe vedlich aufgervendet, doch fruchtlos; 2. er hat ſich in feinen Bemühungen nad)- 
läffig gezeigt; 3. er hat fie ganz unterlaſſen, alio fein Beriprechen gar nicht erfüllt; 4. er hat nicht 
nur jeın Verſprechen nicht erfüllt, jondern mod) entgegengewirkt. Hierauf beziehen ſich die nächftfol= 
genden SS. 41—44. Den Gegeniat davon enthält der $. 45. 

(4. 9.) Das Verſprechen eines Beiftandes eimes jchreibunfumdigen Kontrahenten bei Abſchließung 
eines Bertrages: daß er die Unterſchrift jenes Kontrahenten bei der Aufnahme des gerichtlichen Ver— 
trages bei 1000 Thlr. Konventionalftrafe verfchaffen wolle, enthält feine Bürgſchaft, da eine Haupt- 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 12 
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8. 41. Kann er dadurd die Handlung nicht bewirken, fo ift auch für den andern 
Theil feine Verbindlichkeit, den Vertrag ‚von feiner Seite zu erfüllen, vorhanden. 

$. 42. Vielmehr mug ıbm dasjenige, was er auf Rechnung eines ſolchen Ber- 
trages bereitd gegeben oder geleiftet hat, zurüdgegeben, oder, wenn dies nicht gejche- 
ben fann, vergütet werden +1), 

$. 43. Hat der Verfprechende feine Mühe angewendet, die verfprochene Hand- 
fung zu bewirken, jo muß er dem andern den aus deren Unterbleibung entjtehenden 
Schaden erfegen #2). 

$. 44. Ein Gleiches findet ftatt, wenn der Verſprechende durch fein eigenes gro- 
* oder mäßiges Verſehen Schuld daran iſt, daß die verſprochene Handlung nicht er— 
olgt *®). 


verbindlichkeit fehlt, fondern fann feinen anderen Sinn haben als den, daß er ſich bemühen tolle, 
um die Partei zu jener Handlung der Unterſchrift, welche von ihrem freien Willen abhängig, zu be— 
flimmen. Hat er das vergeblich verjucht, jo ift er dem anderen Kontrahenten nichts weiter ſchuldig. 
Erf. des Obertr. dom 12. November 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©. 65). 


41) Beide 88. 41 und 42 enticheiden über den erften Fall. Der Vertrag fällt zufammen und 
das Gegebene oder Geleiftete kann kondizirt werden. 

(4.9) Wenn ein Käufer zur Berichtigung der Kanfgelder feinem Verkäufer eine Forderung an 
BZahlungsftatt überwieien hat, und der Rauftonralt demnächſt für ungilltig erflärt wird, jo kann der 
Käufer nur die Rückgewähr der Forderung, nicht aber die Baarzahlung ihres Betrages verlangen. 
Ext. des Obertr. dv. 7. Jan. 1852 (Archiv f. Rechtsf. Bd. V, ©. 25). 

42) Hierdurch ift eine direkte Entſcheidung für dem dritten - (Anm. 40) gegeben. Sie ift weile. 
Nach der Regel muß derjenige, welder fein Verſprechen wiſſentlich nicht erfüllt, dem Anderen das Inter- 
efie leiften. Aber worin befteht hier das ſchätzbare Interefie des Anderen ? Es ift ja völlig ungewiß, ob 
die allergrößte Bemühung den allermindeften Erfolg gehabt hätte. Gewiß ift nur der wirkliche Schade, 
welden die Unterlafjung der Bemühung verurſacht hat, wenn fie einen verurſacht hat. Im Uebrigen 
fehlt der urjadhlihe Zufammenhang ziwiichen der Unterlaffung und dem gehofiten Gewinne; folglich 
fanıı der Inhalt der Klage, welche hier die Kontraktsflage ift, nicht größer fein. 

Kür den zweiten Fall (Anm. 40) ift feine Entſcheidung getroffen. Das Nichtige nach der Abficht 
des Gejetsgebers wird fein, daß diejer Fall dem erften gleich behandelt wird. Denn Bemühungen find 
angewendet und die Qualität oder Duantität ift unbeftimmbar, auch ift völlig unfaßbar ein Schaden, 
der aus einer etwas verſpäteten oder weniger zudringlihen Bemühung erftanden jein könnte, ja es ift 
ſelbſt eine Nachläffigkeit (ein Verſehen) in der —— nicht begreiflich zu machen, fo lange nicht 
eine normale Beichaffenheit der zu leiften gemwejenen Bemi hung und eine Differenz zwijchen diefer und 
der geleifteten feftzuftellen if. Deshalb kommt die Frage: ob ein Unterfchied zriichen einem unver» 
goltenen Berfprechen und einem vergoltenen zu machen Ki in diefem Falle nicht zur Sprache. 

(5. 9.) Hat der Veriprechende erklärt, daß er den Dritten zu der fraglichen Handlung nicht ver— 
anlaffen wolle, fo ift durch diefe Erflärung in Verbindung mit der Thatfache, daf der Verſprechende 
bis dahin feine Bemühungen zur — ————— Handlung angewendet hatte, dem Anderen das Recht 
erwachſen, gemäß $. 43 den ihm aus dem Unterbleiben der Handlung erwachſenen Schaden erſetzt zu 
verlangen , und der Andere ift dieſes Rechts nicht wieder verluftig geworden, wenn auch der Verſpre— 
chende jpäter den vergebliden Verſuch gemacht haben ſollte, der ihm ſchon lange obliegenden Verpflich- 
tung zur Bewirtung der Handlumg zu genügen. Ext. des Obertr. v. 13. Julı 1867 (Arc). f. Rechtsf. 
Bd. LXVI, ©. 368), Dieje Anwendung des 8.43 auf den unterliegenden Rechtsfall (der Bell. war 
verurtheilt, die Ceifion einer ihm nicht gehörigen beftimmten Hypothet an den Kläger zu bewirken, 
oder den Kläger zu entichädigen) ift bedenklich, denn der $. 43 erklärt den Veriprechenden nur für 
ſchuldig, dem Anderen den aus der Unterbleibung der Mühwaltung entftehenden Schaden 
zu erſetzen, ev fingirt aber nicht, daß die Anwendung der Mühe Erfolg gehabt haben würde und des— 
halb fir die unterblicbene Handlung des Dritten Erjat zu leiften jei. 


43) Dies ift die Entideidung für dem bierten Fall (Anm. 40). Es wird fein Unterſchied zwi— 
ſchen einem läftigen und mwohlthätigen Verſprechen gemacht, mit Recht, weil hier nicht in der Erfül- 
lung gefehlt worden, die ja in der That, dur Anwendung der Bemühungen, geſchehen jein kann; 
fondern weil pofitiv entgegengemwirft worden und eigentlich eine Beſchädigung außer dem Kontralte durch 
Berjehen zugefügt worden if. Dabei hat der Umſtand, daß das (vielleicht ganz gut erfüllte) Berfpre- 
chen umfonft gegeben worden, leinen Einfluß, es muß aud) in diefem Falle für den durch ein mäßi⸗ 
ges Berjehen entftandenen Echaden eingeftanden werden. Es ift gejagt worden: die Worte „grobes 
oder mäßiges Verſehen“ enthielten eben die fragliche Unterjcheidung; denn das „grobes“ jei auf wohl— 
thätige und das „mäßiges“ auf lüftige Verträge zu beziehen. Bornemann, Bd. II, ©. 415, Mote *), 
Doch wäre das eine willtürliche Beziehung und Unterjdeidung, denn dieje Verbindung der mehreren 
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$. 45. Grhellet aus dem Bertrage**), daß der Verfprechende nicht bloß feine 
Bemühungen anzuwenden, jondern wirflih für den Erfolg zu ftehen übernommen 
—* fo muß er bei nicht bewirkter Handlung dem Andern volltändige Genugthuung *°) 
eiften. 
$. 46. Haben beide Theile ausdrüdlich *°) über fremde Sachen oder Nechte eis Biber vie 
nen Vertrag geſchloſſen, fo ift anzunehmen, daß der eine ſich nur verpflichten wollen, Dritten. 
den Dritten zum Beſten des Andern zu einer dem Bertrage gemäßen Handlung zu 
vermögen #6 ®). 

$. 47. Kann diefe Abficht der Kontrahenten nach dem Inhalte des Vertrages 
oder nach den Umftänden nicht angenommen werden, fo hat dergleichen Vertrag feine 
rechtliche Wirfung #7). 

$. 48. Doch muß Jeder dem Andern dasjenige, was in Rüdfiht auf einen fol- 
hen Vertrag wirklich gegeben, oder geleiftet worden, vergüten. 

8. 49. Sat derjenige, welcher die fremde Sache veripricht, für den Erfolg zu 
ftehen , ſich ausdrüdlich 8) verpflichtet, fo findet die VBorfchrift des $. 45 Anwendung. 

$. 50. “ap bei dem un um die Sache oder das Recht eined Dritten eine 
unerlaubte Handlung von Seiten beider Theile zum Grunde, fo fällt der von Einem 
oder dem Andern daraus jchon gezogene Gewinn dem Fiskus anheim. 

$. 51. Verträge, wodurch Jemand zu abfolut unmöglihen Handlungen oder über un 
Leiftungen verpflichtet werden joll, find nichtig *9). Handlungen. 

$. 52. Gleiche Bewandtniß hat e8 mit der bedingten (hypothetifchen) 5%) Un- 


Grade durh „oder“, melde der Schuldner alle leiſten fol, ift die gewöhnliche Sprachweiſe des L. R. 
Berg. 3.8. I, 11, $. 338, 

44) ©. Ann. 40. Aus dem Bertrage muß die Abficht des Verſprechens fiher hervorgehen. Die- 
jes feftzuftellen ift Sache der Auslegung; Beweisführung über fonftige Aeußerungen ift nicht zuläffig, 
es fomumt lediglich auf den durch die Erklärung ausgeſprochenen Willen an. 

45) Nämlich das ganze Intereffe aus dem umerfüllten Bertrage. 

46) Dann gilt weſentlich derjelbe Grundjag wie bei Berträgen über fremde Handlungen, $. 40. 
Was Rechtens ſei, wenn über eine Sade nicht ausdrüdtidh als eine fremde fontrahirt worden, be— 
ftimmt fih nad der Veichaffenheit des beionderen Falles und Geſchäftes. Die Veräußerung einer 
fremden Sache, 3. B., melde beiden Theilen als foldhe befannt war, wird mwirfjam, wenn der Ber- 
äußerer nachher die Dispofitionsbefugnig erwirbt. Vergl. Entidh. des Obertr. Bd. XVI, ©, 452, 
S. aud u. $. 57. 

46a) (4. A.) Die Duelle ift die gemeinvechtliche Praris. Diefe hatte angenommen, daß eine 
promissio facti alieni als ein Beriprechen — ſich Mühe zu geben, den Dritten zu der Lei— 
ftung des Beriprochenen zu vermögen. Glüd, Kommentar, Bd. IV, 8.304, ©, 208, 

47) Iſt die Sache nur zum Theil eine fremde und darüber ausdrücklich als Über eine theilweiſe 
fremde tontrahirt worden, jo ift das Gejchäft umtheilbar umd, wenn der Fall des $. 47 eintritt, ganz 
unwirkſam; jonft würde man einen fremden Willen an Stelle des Willens der Parteien jegen. An 
ders, wenn nicht ausdrüdlich als über eine theilweife fremde Sache fontrahirt worden. &. die folg. Anm. 

48) Damit joll nicht etwas Anderes als der 8.45 für den Fall, mo über fremde Handlımgen 
fontrahirt worden, beflimmt vorgeichrieben jein, denn in ſolchem Falle muß gleichfalls der Wille aus- 
gedrüdt werden. Auf den Ausdrud ſelbſt fommt nichts an, wenn nur daraus der wahre Wille er- 
hellet. Wenn 3. B. Jemand eine theilweife fremde Sache verkauft, übergiebt, und die Gemährleiftun 
übernimmt, jo ift fein Zweifel, daß er für den Erfolg einftehen will und muß, wenn er auch Diele 
Worte nicht gebraucht hat. Vergl. das Pr. 437 v. 1837 und defien Motive. (Entſch. Bd. II, ©. 242.) 

49) Tritt die Ummöglichkeit erft fpäter ein, jo fommen die Grundſätze $$. 364 ff. zur Anmwen- 
dung. — Im Allgemeinen gilt von Pe Gegenftänden das Gleiche, was don unmöglichen 
Bedingungen. L.187, 8.6 D. de verb. obl. (XLV, 1); L. 185 D. de reg. juris (L, 17). 

(4. 9.) Auch ein Erfenntniß auf Ummögliches iſt unwirlſam. L.3 pr. D. quae sententiae sine 
appellatione (XLIX, 8); Erf, des Obertr. dv. 3. Febr. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bo. VI, ©. 16). 

50) Das ift eine jolche, welche durch die Natur der beionderen Berhältniffe des Beriprechenden 
oder des Gegenftandes des Verſprechens, nicht etwa bloß durch die perönliche Feiftungsunfähigteit, 
unmöglid if. 3.8. es macht fich Jemand verbindlich, feine Schwefter (Adoptivichwefter), oder eine 
bereits verehelichte Perjon zu heivathen. Das R. R. ftellt ſolche Bedingungen den unmöglichen völlig 

12: 


180 Erfter Theil. Fünfter Titel. 


möglichkeit, wenn fie zur Zeit des gefchloffenen Vertrages beiden Theilen befannt, oder 
beiden unbefannt war. 


$. 53. War die bedingte Unmöglichkeit nur demjenigen befannt, der zu der un- 
möglichen Handlung oder Leiſtung fich verpflichtet, fo muß er den andern Theil voll- 
ftändig entjchädigen 5%). 

$. 54. Wußte nur derjenige, welcher eine Handlung -oder Leiftung ſich verfpre- 
hen ließ, daß diefelbe dem Verfprechenden unmöglich fei, fo hat zwar der Vertrag 
jelbft feine verbindliche Kraft. 

8. 55. Hat — der, welcher ſich das Unmögliche verſprechen ließ, dem Ver— 
ſprechenden in Rückſicht auf den Vertrag bereits etwas gegeben oder geleiſtet, ſo iſt das 
Geſchäft für eine Schenkung angefehen °?). 

8. 56. In allen Fällen ®3) befteht der Vertrag, wenn darin einem oder dem an— 


dern Theile die Wahl gelaffen worden, ftatt des Unmöglichen etwas anderes zu fordern 
oder zu leiften. 


$. 57. Gleiche Bewandtniß hat e8 alddann, wenn die bei Schließung des Ver- 
tra vr obwaltende bedingte Unmöglichkeit bis zu der zur Erfüllung bejtimmten Zeit 
aufhört ®*). 
d) über Sa 8. 58. Verträge über Sachen, welche dem Verkehr entzogen worden, find in 


Sem Werth fo fern gültig, als das Hindernig gehoben werden kann >>). 
entzogen find, 


glei. L. 137, 88.4 u. 6 D. de verb. obl. Das L.R. giebt dafür hier folgende befondere Regeln: 
Die unmögliche Bedingung ift der einzige Gegenftand, oder fie ift mit einem möglidyen alternative 
verbunden. In dem zweiten alle gilt der Vertrag umbedingt auf den möglichen Gegenftand ($. 56). 
In dem erften Falle hört die bedingte Unmöglichkeit bis zur Erfüllungszeit auf, oder nicht, Im je» 
nem Falle befteht der Vertrag ($. 57). Hört fie nicht auf, jo ift die Unmöglichkeit entweder Beiden 
oder nur Einem befannt oder unbefannt. In jenem Falle ift der Vertrag nichtig ($. 52). War fie 
nur dem Einen befannt, fo ift diejes entiveder der Promittent oder der Fromiffar. St es der Pro- 
mittent, fo ift er gehalten, d. h. der Vertrag befteht, er muß das Verſprochene oder das Intereſſe 
aus dem Gejchäfte leiften ($. 53). Iſt der Promifjar der Wiffende, fo ift der Vertrag nichtig und 
das darauf freiwillig Geleiftete gilt für gefchenkt (88. 54, 55). 

51) Wenn er nämlidy die Hypothetiich unmögliche Leiftung nicht ermöglichen kann. Der Vertrag 
ift völlig verbindlich, und es Tann mit der Stontraftsflage auf das ganze Interefje gellagt werden. 
Dies erhellet aus dem Gegenſatze $. 54, auch ift daffelbe Prinzip anmendungsmeie ausgeſprochen in 
I, 11, 8.40, und eine gleiche Anwendung deflelben findet fich im $. 49. Denn dieſer Fall, mo Je— 
mand unbedingt eine fremde Sache veripricht, iſt eine hypothetiſche Unmöglichteit im Sinne des L.R., 
gleichwie der ir wo Jemand jein dem Anderen befanntes Pferd verkauft, was er unmittelbar bor= 
ber ſchon einem Dritten tradirt hat. Diefe Fälle behandelt das R. R. gar nicht ale mögliche, jondern 
nur als ſchwierige für den Verſprecher; denn die Schwierigkeit hat ihre Urſache nur in der bedingten 
perjönlichen PIRDSMNANIEN, wenn der Dritte die Sache nicht ablafjen will. L. 137, 88.4, 5 D. 
de verb. obl. (XLV, 1). In beiden bier gedachten Fällen ift e8 nicht unmöglid, daß der Promit- 
teut ” Sache von dem Dritten eriverbe und das Pferd wieder zurüdlaufe. Deshalb ift der Ver— 
trag bindend. 


52) Darauf findet denn aud) der Widerruf, ganz wie bei einer Schentung, Antvendung. 

53) Nämlich in allen Fällen der hypothetiihen Unmöglichkeit. Auf dem $. 51 bezieht ſich dieſe 
Beitimmung nicht, aus den in der Anm. 138 zu $. 139, Tit. 4 angegebenen Gründen. Bei den hy— 
pothetiichen Unmöglichfeiten fann das Hinderniß vielleicht durch ungeheuere Geldopier und Anftrengun- 
gen bejeitigt werden (Anm. 51). Bergl. 8. 67. Deshalb ift die Möglichkeit der Wahl nicht ausge- 
ſchloſſen, wie bei der abfoluten Unmöglichkeit. 

54) Der Satz paßt logiſch meder zur Theorie von den Wirkungen der Unmöglichkeit, noch zu 
der don der bloßen Schwierigkeit. Bei der erften enticheidet die Zeit der Kontraltsſchließung, bei der 
anderen ift die Zeit der Ermöglihung ohne Einfluß. Die Beftimmung ift ald eine ganz pofitive zu 
betradhten , nicht als ein Prinzip, 

55) ©. o. Anm. 25 zu 8.14, Tit. a. Die Verträge gelten immer für bedingte, ohne Unter- 
ſchied: ob man ausdrücklich oder ftilljchtweigend als über eine jolhe Sache kontrahirt hat. Kannten 
aber nicht beide Theile das Dafein des Hinderniffes und fann der, welcher es wußte, daſſelbe nicht 
bis zur Beit der Erfüllung heben ($$. 63, 64), jo fommen die Grundjäge über eine bedingt unmög- 
liche Handlung oder Leiftung unbedingt zur Anwendung. 
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$. 59. Doc kann die Erfüllung erft nach wirklich erfolgter Hebung des Hinder- 
niſſes gefordert werden. 

$. 60. ft dazu eine gewiſſe Zeit beftimmt, fo verliert, nach fruchtlofem Ablauf 
derjelben , der Bertrag von felbt feine Kraft. 

$. 61. it feine Zeit beftimmt, jo muß diefelbe auf Verlangen des einen oder 
des andern Theild, von dem Richter, nach Bewandtniß der Umftände feftgefet werden. 

$. 62. Hängt die Hebung des Hinderniſſes von der Handlung eines Dritten ab, 
zu deren Bewirkung ſich einer der Kontrahenten verpflichtet hat, jo finden die Vor— 
ſchriften 88. 40— 45 Anwendung. 

$. 63. Hat feiner-von beiden Theilen jich zur Hebung des Hinderniſſes befon- 
ders verpflichtet, fo liegt die Verbindlichkeit dazu denjenigen ob, dem allein das Da- 
fein deſſelben befannt war. 

8. 64. War das Dafein des Hindernijfes beiden Theilen befannt, fo muß der- 
jenige, welcher, wegen eined Mangels in feiner Perfon, über eine folhe Sache den 
Bertrag nicht jchliegen fann, für die Hebung des Hindemiſſes forgen. 

$. 65. Kann auch hiernach die Frage nicht entichieden werden, fo ift bei bloß 
wohlthätigen Verträgen derjenige, welcher den Vortheil genießen will, für die Hebung 
des Hinderniſſes zu ſorgen verpflichtet. 

$. 66. Beiläftigen Berträgen aber haben beide Theile dazu gleiche Verbindlichkeit. 

$. 67. Kann, der gehörig angewandten Mühe ungeachtet, das Hinderniß nicht 
gehoben werden, jo findet alles dasjenige ftatt, was für den Fall, wenn über eine be- 
dingt unmögliche Handlung oder Leiftung ein Vertrag gefchloifen worden, 88. 52 bis 
57 verordnet iſt 96). 

$. 68. Verträge über unerlaubte Handlungen gelten eben jo wenig ??), ala über über 
unmögliche 5 °), Dandlungen. 

$. 69. Kann jedoch von dem entgegenftehenden Berbotägefege Dispenfation tatt- 
finden, jo gilt von folhen Verträgen eben da, was von Verträgen über Sachen, die 
dem Sertehr entzogen find, $$.58— 67 vorgefchrieben iſt *9). 

$. 70. Verträge, deren Erfüllung Niemandem einen Vortheil oder Nuten ge- N —— 
währen kann, müſſen auf den Antrag desjenigen, welcher dadurch belaſtet iſt, von 
dem Richter aufgehoben werden 6°). 


56) ©. die vor. Anm. Vorausſetzung ift, daß der Irrthum, im welchem fich der eine Theil über 
das Dajein des Hindernifjes befunden hat, nicht durch Betrug verurfacht worden tft, jonft fommen 
die über denjelben geltenden Grundjäge zur Anwendung. 

57) Sie find aljo im Falle des abioluten Berbotes nichtig und in jeder Hinficht unwirkſam ($. 51), 
bedürfen daher feiner beionderen Anfechtung und Nichtigleitserflärung durch den Richter. Für einen 
folden Bertrag wird der Vertrag unter Eheleuten, getrennt dom einander zu leben, nicht angejeben, 
obgleich die eigenmächtige Trennung verboten ift, nad II, 1, $. 176. Pr. des Obertr. v. 31. Jan. 
1851, Nr. 2. (Entich. Bd. XX, &. 143.) 

58) Auch die Untericheidung des abiolut und des hypothetiſch Unerlaubten lommt hier zur Anmwen- 
dung. ©. den folg. $. 69, a das Verbot abiolut, und folglich der Vertrag nichtig (Anm. 57), den- 
noch aber daranf etwas gegeben oder geleiftet worden, fo kann wegen der entgegenftehenden turpis 
eausa nicht fondizirt werden. Dabei verbleibt e8 auch, wenn hinterdrein die Handlung allgemein umd 
unbedingt erlaubt wird, nach dem Grundiage I, 3, 88.42 u. 43, anwendungsweiſe ausgeiprochen 
aud im $. 77, IL, 1. 

59) Verträge über abiolut verbotene Handlungen find von Anfang nichtig; Verträge über umer- 
laubte, aber von dem Berbote dispenfable Handlungen find güftig, begründen jedody nur eim beding- 
tes Berhältnig. Anm. 55. Eine Ausnahme von dem zweiten Theile diefer Regel macht das Ehege 
löbniß zwiſchen Perſonen, weichen ein obwohl dispenjables Ehehinderniß entgegen fteht (IT, 1, 8. 77). 
Diejes fällt unter den erften Theil der Regel. 

60) Nach der Lehre mancher Neueren, z. B. Leyser, Sp. XL, m. 5, welcher erzählt, fie hät- 
ten das Beriprechen, welches eine Frau ihrem fterhenden Marne gegeben, daß fie ledig bleiben wolle, 
aufgehoben ; und Glüd, Kommentar, Bd. IV, S. 310, wegen der L.15 D. de servit. (VIII, 1). 
Die Lehre hat keinen Grund. Nah $. 70 kaun förmlich gellagt werden; wird der Belaſtete verflagt, 
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8) von under $. 71. Verträge, deren Gegenftand ſich gar nicht 6!) beftimmen läßt, oder de- 


ftimmten 


Berträgen, ven Beſtimmung oder Erfüllung der Willfür des Verpflichteten 62) lediglich 63) über- 
lajjen ift, find unverbindlih. ($$. 235 — 240) $*). 
$. 72. it die nähere Beitimmung einer unbejtimmt übernommenen Verbind- 
lichkeit dem Ausfpruch eines Dritten $5) uͤberlaſſen worden, fo ift der Vertrag gültig, 
wenn der Dritte den Ausfpruch thut 66), 


ri Be er die exceptio tus non interest. Aber das Intereffe muß nicht nothwendig ein Geldinter- 
eſſe fein. - 

61) 3.8. bei dem Berfprechen, ein Thier zu geben, oder Getreide, ohne Angabe der Gattung 
und Menge, L. 94, 115 pr. D. de verb. obl. (XLV, 1); L. 69, &.4 D. de jure dot. (XXIII, 3). 
— Bergl, unten Anm. 16 zu $. 1047, Zit. 11. 


62) Die Beftimmung kann auch nicht der Willfür des Berechtigten a überlaſſen bleiben, 
3. B. das Berſprechen, zu geben was und wie viel man verlangen werde. Damit würde die Per- 
jon des Schuldners im Ganzen der willkürlichen Herrichaft unterworfen, alfo unfrei jein, während 
nur eine einzelne beftunmte Handlung fremder Willkür unterworfen werden kann, Arm. zu Tit. 2, 
$. 2. Deshalb lann die Entiheidung eines Streits Über die Verpflichtung mit rechtlicher Wirkung 
nit in die Willtür des Berechtigten, 3. B. bei Verträgen mit dem Fiskus nicht in die Willkür der 
fistaliihen Behörde geftellt werden; auf richterlichen Schu kann man im Voraus nicht verzichten. 

63) Lediglich. Z. B. wenn ich werde mollen, gebe ih 10, L. 7 pr. D. de contr. emt. 
(XVIIL, 1). rat. Tit. 4, $. 108 umd Note 9 dazu; ferner I, 11, 8. 80, Cine ganz beiondere 
Ausnahme macht der jog. Kauf ad gustum und das pactum displicentiae. Dagegen u die Beftim- 
mung durch Bezugnahme auf ein Ereigniß (j. einen Fall in Entf. Bd. XI, ©. 173), oder auf 
das Gutfinden eines Dritten, oder auf den Befund einer beftimmten Gattung und Menge genügend 
zur Ansichliegung der Willkür des Verpflichteten. $. 72. (4. U.) 3. 8. ein Vertrag, welcher das 
Bachtgeld auf eine beftimmte Summe für jeden Brand von Ziegelfteinen feitietst (Erf. des Obertrib. 
vom 3, Oft. 1856, Archiv für Nechtef. Bd. XXU, 5. 229); oder die in einem Kauf- umd Au 
dingedertrage enthaltene Einigung, daß der Käufer die nicht näher beftinmten, dem Verkäufer, deſſen 
Ehefrau und Kindern zu gewährenden Ausgedingeleiftungen nad) billigem Ermejjen des Ber- 
täufers zu entrichten habe (Erf, des Obertr. vom 15. Februar 1856, Ardiv für Rechtsf. Bd. XX, 
©. 173.) (5. 9) Auch auf den —— eines Grundeigenthümers mit einem Kommiſſionär, worin 
Jener Dieſem für den Nachweis eines Käufers für ſein Grundſtück eine Belohnung zuſagt, deren 
Höhe zu beſtimmen er ſeinem Ermeſſen vorbehält, findet die Vorſchrift des 5. 71 feine Anwendung. 
Erf, des Obertr. vom 13. Juni 1865 (Ardiv f. Rechtsf. Bd. LVIII. S. 347), Daffelbe hat dabei 
die Beweiserhebung darüber für erheblid) erklärt, daß der Beklagte Dritten gegenüber anerfanıt habe, 
dem Kläger 4 Prozent des Kaufpreifes zugefihert zu haben, 

64) Dieſe Borichrift ($. 71) findet nur im dem e ftatt, wo der Hauptgegenftand eines Ver- 
trages ganz umbeftimmt, oder dejien Erfüllung der Willtür des einen Theiles überlaſſen ift, nicht 
aber dann, mo mur bei einer Nebenabrede eine ſolche Mangelhaftigkeit fi zeigt. Im dem letzteren 
Falle bleibt der Vertrag ſelbſt bei Kräften, und es wird nur fiber den Gegenitand der Nebenabrede 
nad) den fonft vorhandenen geſetzlichen Borichriften vom Richter befunden. Pr. 961, vom 21. Dez. 
1840. Die Fafjung ift in den Worten: „oder deſſen Erfüllung der Willür eines Theiles“, 
fehlerhaft. Die Kung darf nur nicht von der Willtür des BVBerpflichteten abhangen, der Willkür 
des Berechtigten kann fie völlig eier werden. (4. A.) Ein Fall eines aus diefem Grunde 
ungültigen Bertrages ift 5. B. das Verſprechen, einem Dritten für den Fall, daß er die Pflegetoch- 
ter des Verſprechenden heirathe, die Hälfte jeines Nachlaſſes zuzuwenden. Denn diefes Verſprechen 
ftellt zwar nicht eine Schenkung von Todeswegen, jondern einen läftigen Vertrag, welder eine Hand- 
lung zum Hauptgegenjtande hat (unten, Anm. 51, Nr. 2 zu $. 165 d. %.), dar; derjelbe ift aber 
wegen Unbeftimmtheit der veriprochenen Zuwendung und der Abhängung von der Willlür des Ber- 
ſprechenden unverbindlich , J— der Meinung des Obertr., Erf. dv. 5. Ditbr. 1855 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XVIU, ©, 178). Ein fernerer Fall iſt auch ein Kauffontrakt über das ganze Vermögen, wie 
es nad) dem Tode des Verkäufers jein wird, oder ein Schenfungsvertrag über das künftig bei dem 
Zode des Schenfers vorhandene Bermögen, indem es lediglich in der Willtür des Verkäufers, bezie- 
hungsmeife Schenters, fteht: ob alsdann etwas oder gar nichts vorhanden fein wird. Ueber die Gül— 
tigteit einer ſolchen Schenkung befteht jedoch Meinungsberſchiedenheit. S. unten Anm. 48 zu $. 1087, 
Ti. 11 u. Anm. 22 zu $. 656, Tit. 12, 

65) Diefer muß individuell bezeichnet fein, oder die Parteien müſſen fich nachträglich über ihn 
einigen, jonjt gilt der Vertrag nicht. L. 25 D. locati (XIX, 2). Eine Ausnahme macht das Ber- 
iprechen einer Summe zu einem beftimmten Zwecke nad Ermeſſen von Sadjverftändigen oder des 
Richters, 3. B. Alimente oder Ausftattung. 


66) Diefer zur Beftunmung des Preijes einer Sache, oder der Vergütung einer Arbeit bejtellte 
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Rt 73. Er kann aber, denfelben zu thun, wider feinen Willen nicht angehalten 

werden 67), 

kin — 74. Auch die Vortheile eines Dritten können der Gegenſtand eines Vertrages "uber 
8. 75. Der Dritte ſelbſt aber erlangt aus einem folchen Vertrage, an deſſen “re Driten. 

Schließung er weder mittelbar noch unmittelbar Theil genommen hat, erſt aladann 

ein Recht, wenn er demjelben mit Bewilligung der Hauptparteien 69%, beigetreten ift 6°). 


Dritte ift darum noch nicht als Schiederichter , und die Vereinbarung nicht als ein Kompromiß anzu— 
fehen. Pr. des Obertr. v. 14. Dez. 1844 (EEntſch. Bd. XI, S. 180). Die Verabredung enthält eine 
Bedingung. Der Ausipruch eines jolhen Dritten macht nur den Vertrag fertig (perfekt), ift aber fein 
Laudum, welches den ordentlichen Richter ausſchließt oder vollitredbar it. Pr.O. Tit. 2, 8. 167 ff. 
Eine Anwendung davon ift Tit. 11, 8. 48. Vergl. auch das Pr. des Obertr. vom 7. Februar 1854 
(Entſch. 8d. XXVII, S. 450), und oben Anm. 106 zu $. 105, Tit. 4. 

67) Vielmehr bleibt der Bertrag unvolltommen, wenn der Ausſpruch nicht erfolgt. T, 11, $. 51. 
Das gilt auch von einem Kompromiffe, wenn der Schiedsrichter nicht vermocht werden kann, feinen 
Spruch zu fällen. Br. des Obertr. vom 7. Dez. 1849 (Entich. Bd. XIX, ©. 96). Der ordentliche 

ichter macht eine Ausnahme, wenn auf deſſen Ermefjen Bezug genommen ift in Fällen, wo es 
thuulich ift (Anm. 65); dieſer ift verpflichtet, feinen Ausſpruch zu thun, allenfalls nah Anhörung 
von Sachverſtändigen. 

68) Die Kontrahenten dürfen gegen einander auf die Erfüllung diefes Vertrages dringen, ohne 
daß es des Nachweiſes bedarf, daß % bei letsterer ein befonderes Intereſſe haben. Pr. des Obertr. 
1571, v. 10, Mai 1845 (Entih. Bd. XL, ©, 150). Den Beweis dafür entnimmt man (Eutich. 
Bd. XIV, S. 69) aus I, 4, $. 112, monad) eine Bedingung, da einem Dritten ein Vortheil_ver- 
ſchafft werden ſoll, erfüllt werden muß. Das ift etwas ganz anderes. Dieje Beftimmung entſcheidet 
die frage: ob die — der —— angenommen (fingirt), oder ob fie vielmehr für vereitelt 
gelten ſoll, wenn der Dritte den BVortheil ausfhlägt. Daraus in nicht das Allerınindefte filr die Frage 
zu entnehmen, ob der Promiſſar, dem die Yeiftung an einen Dritten zu deſſen Vortheile veriproden 
worden ift, auf die Erfüllung Hagen klann, aud ohne ein befonderes Anterefie zu haben. Dies wird 
im R. R. (L. 38, $. 7 D. de verb. obl. [XLV, 1]; L. 11 D. de obl. et act. [XLIV, 7]; L. 9, 
$.4 D. dereb cred. [XII, 1]; $. 4 J. de inutil. stip. [IIT, 19]) ganz entichieden verneint umd auch 
von neueren Schriftftellern nicht behauptet. Glüd IV, &. 564 und beſ. der dort all, J. H. Böh- 
mer. (inige waren a. M., z. B. genügt dem Leyser, Med. 519, m. 4, 5, qualecunque interesse, 
er verlangt nicht, ut specialius ipsius intersit, doch ohne einen Rechtsgrund anzugeben; er beruft 
1% auf die lex naturalis. Das Obertr. behauptet a. a. O. ©. 153, das L.R. habe die Regel des 

. R. befeitigt, doch ohne Beweis zu führen. Das LER. enthält darüber gar nichts; die * ezo⸗ 
genen $. 112, I, 4 und $. 270 d. T. gehören nicht hierher, jeder andere $. wiirde ebeuſo paljen. 

Kein deshalb ift der Sat feine juriftiiche Unmahrheit, er iſt durch innere Nothwendigkeit geboten 
umd zur Ergänzung des fuftematiihen Zufammenhanges wie zur Befriedigung des praltiſchen Bedürf- 
niffes ganz umentbehrlih. S. die folg. Arm. 

(3. 9.) In Beziehung anf die Frage: welche Verträge als zum Vortheile eines Dritten abgeichlof- 
fen zu erachten, hat das Obertr. den an fid unzweifelhaften Sag als Pr. angenommen: „Wenn 
in einem Rauffontrafte der Käufer fi) verpflichtet , einen Theil des Kaufgeldes an einen Dritten aus- 
zuzahlen , jo begründet dies nicht den Begriff eines Vertrages zum Bortbeile eines Dritten im Sinne 
und mit den Wirkungen der 88. 74 — 77.” Br. 2464, Nr. 1, vom 21. Juni 1853. Dies ift ein 

des adjecetus solutionis causa. 

(4. 9.) Durch Berjendung des Profpelts und Statuts über die Gründung einer Altiengefellichaft 
fordern die Unterzeichner des Profpetts Jediveden, welcher den beigefügten Betheiligungsichein ausfül- 
len und vollziehen will, auf, dadurd und nach Maßgabe jener Urkunden der Gejellihaft beizutreten. 
Wer alſo einen, von einer Mittelperfon , fei dieſe ausdrüdlich beauftragt oder nur als negotiorum 
gestor anzuſehen, ihm zugefommenen u ausfüllt, vollzieht und jemer zuftellt, hat 
dadırrd eine ihm gewordene Offerte acceptirt, und ift ſotgi⸗ gebunden, wenn auch der Vermittler 
den Schein den Proponenten noch nicht ausgehändigt hat. Ert. des Obertr. v. 24. Mai 1862 (Archiv 
f. Rechtef. Bd. XLVI, ©. 106), 

68a) = A.) Durd einen von allen Interefjenten unterichriebenen age er dem deu Bor- 
theil eines Dritten betreffenden Vertrage wird bewiefen, daß der Dritte diefem Vertrage mit Bervilli- 
rn Hauptlontrahenten beigetreten ift (Erf. des Obertr. vom 2, Nov, 1852 (Arch, für Rechtsf. 
. VII, ©. 132), 

69) Grundjag des R. R. ift es, daß ein Vertrag, wodurch einem Dritten ein Bortheil zugewen⸗ 
det werden joll, dergeftalt ungültig iſt, daß weder der Handelnde, noch der Dritte daraus eine Klage 
hat. (M. j. die vor. Ann. 68.) Im einer Anzahl von Fällen wird jedoch hiervon eine Ausnahme 
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$. 76. Bis diefer Beitritt erfolgt, kann der zu feinem Vortheile geſchloſſene Ver- 


gemacht, wo dem Dritten ohne Weiteres ein Klagerecht auf unmittelbare Leiftung an ihn zugeichrieben 
wird, Meiftens In die Ausnahmen nur fjcheinbare, indem das Klagerecht des Dritten fih auf ein 
anderes Nechtsverhältniß zwifchen ibm umd dem Kontrahenten zurückführen läßt; im einigen Fällen ift 
aber der Zujammenhang nicht jo flar und es fehlt auch nicht an einer wirklichen Neuerung darunter. 
(Hierüber ſ. m. mein Recht der forderungen, Bd. II, 8. 145.) Daraus haben die Neueren eine 
allgemeine Regel gemacht, wonad der Dritte, ohme Anerbieten ſeitens der Kontrahenten und ohne 
Beitritt von jener Seite, aus dem Vertrage zu Hagen berechtigt fein joll. Diefe Regel ift in die ge— 
meinrechtliche Praxis angen. Damit war die Strenge des alten Rechts ausgeglichen und 
das praktiiche Bedürfniß gejorgt. Diefen Zufammenhan bebt der $. 75 mit Abficht der Berfafjer 
und gegen die Erinnerung mehrerer Monenten wieder er und darım ift der im der vor. Anm. 68 
beiprochene Sat ganz nothwendig. Der 8. 75 giebt die N gel: der Dritte muß Mitlontrahent wer- 
den, wenn er ein Klagerecht erwerben till. (5. A. Auf Ber eg nad) welchen die Zah 
lung der Berfiherungsfumme an einen Dritten geſchehen joll, findet diefe Regel nicht Ammwendung. 
Th. I, Tit. 8, $. 2280 u. Erf. des Obertr. vom 4. Mai 1864, Entid. Bd. LI, ©. 47.) — Dies, 
nämlic daß der Dritte Mitfontrahent werde, ift zu bewirken weder durch bloße Auftellung der Klage, 
indem es hier an dem Anerbieten von der anderen Seite fehlt und das Recht fchon vor der Kla 
eriftent umd erworben fein muß (Pr. des Obertr. v. 15. Auguft 1833, Simon, Rectsipr., Bd. IH, 
©. 172), noch durch Annahme einer Zahlung von einem der Hauptlontrahenten aus dem Vertrage 
(Pr. d. 17. Mai 1847, Rechtsf. I, ©. 167), noch durch Konfirmation des Vertrages von Seiten der 
Gerichtsobrigeit, tie jolche ehemals befonders in Schlefien bei den bäuerlihen Stellenverkäufen üblich 
war (Schlej. Ar. Bd. II, S. 497); auch ift in dem $. 370, I, 16 kein Grund zu einer Ausnahme 
vom der Regel zu finden. Vielmehr gehört dazu ein mit Bewilligung der Hauptparteien erfolgter Bei- 
tritt zum Vertrage (Pr. 1406, vom 27. Januar 1844), Beiden eine Er bon 
Seiten der Kontrahenten vorangegangen fein muß, dergeftalt, daß der erfolgte Beitritt ritten, 
ohne ſolche vorangegangene Aufforderung, den Kontrahenten das Recht nicht entzieht, den Vertrag 
mit —— beiderſeitigen Einverftändniffe zu ändern oder wieder aufzuheben; nur daß, wenn nur der 
eine Kontrahent fi etwas zum Boriheile eines Dritten hat veriprechen laffen, es auch nur auf die 
Einwilligung diejes Kontrahenten, nicht auf ein Einverftänduiß Beider ankommt. Pr. des Obertr. 
vom 4. Januar 1845 (Entſch. Bd. X, ©. 349). Das Gele fordert mithin einen neuen Vertrag 
wiſchen den Hauptparteien oder demjenigen, welcher fidh den Bortheil für den Dritten ausbedungen 
bat. einerfeit8, und demjenigen, für welchen der Vortheil entftehen fol, und zwar in der Form, 
melde erforderlich getwefen fein wiirde, wenn ſogleich urſprünglich mit demfelben tontrahirt morden 
wäre. (Die ältere Meinung des Obertr., welche in dem Urtel v. 5. Febr. 1816, Simon, Rechteſpr., 
S. 118, dahin ausgeiproden ift, daß ſchon Zahlungsannahme und Beitritt durch Klage das Rechtsver⸗ 
hältniß begründe, iſt fpäter ausdrüdlich verlaffen.) Eine Ausnahme von diefer Regel ift es auch 
nicht, daß ftipulirte Neallaften von fpäteren Sinqularfuccefforen der urfprünglichen Kontrahenten, ohne 
ſolchen beſonderen Beitritt zu dem Bertrage, ana werden können und geleiftet werden müſſen; 
denn die pacta in rem fallen, bezüglich auf die Nachfolger im Beſitze der berechtigten umd belafteten 
Sache, überhaupt gar nicht unter die Grundfäge über Verträge zum Vortheile eines Dritten. (Eutſch. 
des Obertr. ®d. XVI, S. 202.) (4. N.) Ber diefer Hegel verbleibt e8 auch, wenn zwiſchen dent 
Staate und einer Privatperjon über einen das öffentliche Gntereffe betreffenden Gegenftand, insbeion- 
dere Über die Verpflichtung zur Unterhaltung einer Yandftraße, ein Vertrag gefhloffen worden ift. 
Erf. des Obertr. d. 24. März 1863 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XLIX, ©. 127). — (3. X.) Der Ber- 
pächter ift in Bezug auf die von feinem Pächter hinfichtlich der verpachteten Sache ausgelibten Beſitz 
handlungen nicht als Dritter anzufehen , wird vielmehr dabei ipso jure durd) den Pächter repräſentirt. 
Entſch. des Obertr. Bd. XXVUI, ©. 317.) 

Dagegen ift eine wirkliche Ausnahme von der Regel bei den Gutsüberlajjungen der Eltern 
an Kinder binfichtlich der in dem Vertrage ausgeſetzten Abf ———— für andere wicht zugezogene 
Kinder, nah langem Schwanten, von der Praris angenommen, Das Obertr. hat durd) Plenarbe- 
ſchluß Ha 1770) vom 25. Aug. 1846 den Sat angenommen: „Wenn ein Vater in dem mit einem 
feiner Kinder abgeichloffenen Guteüberlaffungsvertrage feinen anderen Kindern Abfindungen ausgefegt 
hat, fo fan der Gutsannehmer dem die Abfindung einklagenden Kinde nicht entgegenſetzen, daß er 
dem Bertrage nicht beigetreten ſei.“ (Eutſch. Bd. XIV, ©. 68.) (4. 9.) Diefer Grundiag wird and 
auf andere Ajcendenten ausgedehnt; namentlich ift angenommen, daß auch von der Großmutter zu 
Gunften ihrer Enkelin, die mad) den Regeln der Inteftaterbfolge ihre dereinftige Erbin ift, eine ſolche 
Abfindung ohme Zuziehung derjelben oder ihres Vaters mit rechtlicher Wirkſamleit ausbedungen mer- 

“den könne, f. des Obertr. v. 28. Juni 1858 (Archiv für Nechtsf. Bd. XXX, ©. 151). — Der 
Pl. Beſchl. findet auch in dem Falle Anwendung, wenn der Bater dieje Abfindumgen nicht bloß im 
Gelde oder anderen Yeiftungen ausgejett, jondern den Gutsübernehmer verpflichtet ‚, feinen Ge— 
ſchwiſtern einen Theil des überlafjenen Grundftüds zu übereignen. Ext. d. Obertr. d. 28, Febr. 1853 
(Arc. f. Nechtsf. W. X, ©. 9). — Dan hat aud) angenommen, da der Vater, welcher nach dem 
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Tode feiner Ehefrau durch a: das gefammte gütergemeinichaftliche Vermögen an eines De 
Kinder übertragen und im diefem Vertrage zugleich die Abfindungsſummen der übrigen Kinder feftge- 
fetst hat, micht berechtigt fei, hiernächſt diefe Abfindungsjummen auf einen geringeren Betrag herab- 
zuſetzen. Erk. des Obertr, v. 13, Dezember 1852 (Ar. f. Rechtsf. Bd. VII, ©, 112), 

Für die Fälle, wo der Wille des anweiſenden Parens durch defien Tod unmwandelbar geworden, 
hat der Sat eine innere Begründung. Darauf joll er fid) aber nicht beſchränken, der Abfindling joll 
ſogleich, noch bei Yebzeiten des Parens, ohne weiteren Beitritt befugt fein; das Gleiche foll nicht bloß 
vom Bater, jondern aud) von der Mutter, nicht allein bei Gutsabtretungen , fondern bei Bermögens- 
abtretungen überhaupt, micht allein für die Abfindlinge in der elterlichen Gewalt, ſondern für jedes 
auch ſchon jelbftjtändige Kind, — nad) den Gründen — gelten. Die Gründe find: „Bei diefen Ber- 
trägen vertreten die Elterm zugleich ihre ſämmtlichen Kinder — nicht bloß der Vater jeine Kinder 
in potestate, fondern alle Kinder — umd dafjelbe thut die Mutter, der Großvater. Durch fie neh- 
men aljo die Kinder, ganz wie der $. 75 es zur Klagbarkeit für diefelben verlangt, mittelbar Theil 
an der Schliefung des Vertrages — umd auf diefem Wege, der im 8. 87 in fehr erweiterter Weiſe 
ansdrüdlidh anerkannt ift, wird der Nechtsftand dem, mas die gemeinrechtlichen Praktiter iiberhaupt 
in Betreff des Klagerechts dritter Perfonen aus Stipulationen zu ihren Gunften in fremden Berträ- 
gen erftrebt haben, ziemlich nahe gebracht.“ Diefe Begründung ift rechtlich unmöglich , k verftößt 

F das Axiom, daß eine Perſon nicht gleichyeitig zwei, einander gegenüberftehende Perjonen vor- 
He en, daf eine Perfon im verichiedenen Eigenfchaften nicht mit fich jelbft einen Bertrag ſchließen 
fanıt, am einem Theile fie für fich und am anderen Theile wieder F als Bevollmächtigter des Ande- 
ren. Anm. 2 zu $.1d. T. Die Borftellung iſt freilich fo, daß der Gutsabtreter ſtipulirt: ver— 
Iprichft dur zu geben mir 100 und meinem Sohne Jofeph 100? und der Gutsannehmer entiprechend 
zufagt. Dadurch foll es bermieden werden, va der Abtretende und der Abfindling als Gegentheile 
erjcheinen. Aber jo aufgefaßt gehört das Geichäft ja ganz umd gar nicht hierher, jondern es iſt ein 
Vertrag, den die Betheiligten jelbft in ihrem eigenen Intereſſe ſchließen, der eine von dem zwei Ne— 
benparteien (Genoſſen) perfönfich , der Andere durch einen Bevollmächtigten. $. 87 vergl. mit $. 89 
u. Anm. 76. Allein der boransgefegte Fall, wo eine fingirte Stellvertretung angenommen werden 
darf —— ‚ Fehlt auch ganz und gar (I, 13, $. 119), außerdem iſt fie unzuläffig, tie das 
Obertr. ſelbſt ausdrücklich ausjpricht im Pr. v. 30. März 1849 (Entſch. Bd. XvIII, ©. 207), umd 
in der Ausführung felbft wird kurz vorher auch ausdrüclih behauptet, daß das Geſchäft allerdings zu 
den Werträgen gehöre, worin für einen Dritten ein Vortheil ausgemacht worden. Und fo ift es in 
der That. Der Gutsabtreter beabfichtigt ganz und gar nicht, einen Bertrag für feinen Sohn als dei- 
fen Bertreter zu fchließen, fondern er will jeinen eigenen Vertrag für ſich jelbft, über fein eigenes 
Bermögen jchließen , und thut dies aud. Darm aber find Vater und Abfindling nicht Genofjen, jon- 
dern gegemüberftehende Parteien, melde fich vereinbaren müſſen. Gehört alſo der Fall, wie das 
Obertr. jelbit behauptet, unter die Verträge zum Bortheile eines Dritten, jo ift man mit der An- 
nahme jenes Sates über das Ziel weit hinaus gerannt. Man nehme an: Jemand überläßt fein 
Gut einem Kinde und bedingt aus, daß die Zahlung ſogleich und noch vor der Uebergabe geichehen, 
die Uebergabe aber erft nach geraumer Zeit erfolgen folle; er teilt vom dem Preiſe einem andern, 
völlig felbftftändigen Kinde eine Abfindung an. Durch diefen Vertrag ift die ung Frei 
eine umbetagte und unbedingte, nicht von der Uebergabe abhängige, getvorden. Der Abfindling for 
dert die ihm beftimmte Summe — vor der Uebergabe — Hagend ein, und der Annehmer kann ihm 
nicht den Einwand, daß er nicht Mitkontrahent jet, —— nach jenem Satze. Nachher aber 
finden die Kontrahenten die Aufhebung des Geſchäfts — noch dor der Uebergabe — in ihrem Jute— 
reffe und heben den Vertrag wirflih auf. Da müßte denn alſo — nad jenem Satze — der nicht zu— 
gezogene Abfindling ein Veto haben oder doch jeine ſchon geltend gemachte Forderung ohne Rückſicht 
darauf, mas die Kontrahenten umter fich weiter ausgemacht haben, behalten und durchſetzen können. 
Oder ſoll der Parens hier auch wieder der fingirte Bevollmäcdhtigte oder der negotiorum gestor des 
Abfindlings umd als ſolcher berechtigt jein, das ihm redhtsträftig Eingeräumte wieder wegzunehmen ? 
Dieje Konfequenzen möchten kaum einen Bertheidiger finden. Der Hilfegrund: „fie können noch 
mehr, fie könmen die Abfindung zur Bedingung machen’, ift gewichtlos. Es ift nicht findbar, wie 
das mehr fein fol. Auf die Erfüllung der Bedingung kann ja weder der Kontrahent noch der Dritte, 
dem ein Bortheil zugewendet werden joll, klagen. Es it unverſtändlich, mas damit beiiefen werden 
jol. Dem ſei wie * wolle, fo viel iſt gewiß, daß dieſe Ausnahme feine Anwendung findet außer 
nur bei Gutsüberlaſſungen der Eltern am eines ihrer Kinder hinſichtlich der Ausfeung von Abfin- 
dungen für andere Kinder. 

G6. A.) Das Obertr. hat auch fpäter den durch jenen Pl.Beſchl. feftgeftellten Satz einerfeits als 
eine nur für Fälle des Gutsüberlaffungsvertrages zwiſchen Eltern und Kindern geltende Ausnahme 
bezeichnet (in einem Erf. v. 25. Mat 1857, Arc. f. Rechtsf. Bd. XXIV, ©. 339, wird jedoch der 
Pl. Beſchl. auch dann für anwendbar erflärt, wenn micht einem der Kinder, jondern der Ehefrau 
das Gut überlaffen wird), andererjeits zur Abweiſung der Konſequenz, daß der Abfindling ohne Küd- 
fiht darauf, was die Kontrahenten mod) weiter unter fid) abmachen möchten, die angewieſene Abfin- 
dung bon dem Gutsübernehmer jogleich einzulfagen befugt ſei, den befhräntenden Say hingeftellt, daß 
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trag nad) dem Einverftändnig 9) der Kontrahenten geändert, oder gar aufgehoben 
werden $? aa), 
8. 77. it aber dem Dritten der Antrag zum Beitritt einmal geichehen 6? ®), fo 
müſſen die Kontrahenten feine Erklärung über die Armahme abwarten. 
Mecestetien 5. 78. Alles, was zur Rechtsgültigfeit einer Willenserklärung überhaupt gehört, 
wird auch zur Gültigkeit der Annahme eines Verſprechens erfordert. 
PR $. 79. Durch die Annahme eined gültigen Verfprechend wird der Vertrag ge- 
ofen 79), 
8. 80. Der Augenblid, in welchem die Annahme gehörig erklärt worden ?t), be- 
ftimmt alfo auch den Zeitpunkt des geſchloſſenen Vertrages. 
auch auf diefe Verträge der 8, 76 Anwendung finde. Erf. v. 13, Oftbr. 1856 (Eutſch. Bd. XXXIV, 
©. 39). Allein da es dabei ftehen geblieben ift, daß auch jchon bei Lebzeiten des anweiſenden Pa- 
rens, ohne dejien Zuftimmung, der Abfindling direkt gegen den Gutsübernehmer aus dem Bertrage, 
dem er micht beigetreten ift, auf Zahlung der Abfindung am ihn —* fönne, jo iſt mit dieſer Be— 
ſchränkung und näheren Beſtimmung gar nichts gewonnen; denn die Konſequenz, daß die Kontraheu- 
ten in * Willensãnderung — jenen Dritten beſchränkt werden lönnen, oder daß eine beliebte 
Aenderung vereitelt werden fanır, wenn der Abfindling ohne Weiteres fofort zu Lagen befugg ift und 
bon der Klage underzüglid Gebrauch macht, — dieje abnorme Konſequenz bleibt beſtehen. Es fehlt 
jede Sicherheit der Kontrahenten für die Freiheit im ihrer weiteren Willensbeftimmung ; es enticheidet 
lediglic) die Prävention: der Abfindling Tann möglicherweiſe die Abfindung ausklagen und betreiben, 
ehe der anmeilende Parens, mei er vielleicht abwejend ift, davon etwas erfährt. (4. U.) Daß der 
Bater vor der Dazwiſchenkunft des Abgefundenen zur Abänderung des Bertrages im Sinne des &. 76 
befugt fei, hat das Obertr. wiederholt ausgeiprohen in dem Erf, v. 22, Mai 1857 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XXV, ©, 131), (5. 9. In einem jüngeren Erf. vom 20. Novbr. 1863 ift das Obertr. endlich 
auf dem rechten Weg joweit zurüd getommen, daß es zur Klagelegitimation eines jolhen Abfind- 
lings, der dem Vertrage des Baters wicht jchriftlich beigetreten iſt, eine ſchriftliche Ueberweiſung der 
—— nach $. 253, I. 16, oder eine gültige, d. i. ſchriftliche Ceſſion der Rechte des Vaters aus 
den bei der Abichließung des Kaufvertrages mit dem Uebernehmer getroffenen Berabredungen fordert. 
Archiv f. Rechtsf. Bd. LI, ©, 245.) — Dod hat das Obertribimal jenen Sat von der Stellver- 
tretung aud angewendet auf den Fall, wo ein Verkäufer feiner fünftigen, nicht namentlich ge: 
nannten Ehefrau jeitend des Käufers ein Ausgedinge hatte verfprechen lafjen. „Sie (die Ehefrau)‘ 
— heißt es — „wird durch den Ehemanı vertreten und der andere Kontrahent, welcher die Gemwäh- 
rung des Ausgedinges verjprochen hat, darf fich daher auf den $. 75 nicht berufen. Im concereto 
war ziwar der Bauer H. bei Abichluß des Bertrages noch nicht verheirathet. Kein Geſetz entzog ihm 
aber das Recht, ichon im Voraus für feine künftige Ehefrau zu ſorgen.“ (Unjuriftiih.) rt. v. 
25. Febr. 1858 (Entich. Bd, XXXVII, ©. 25). 

(5. U.) Ein Gutsfiedlöhner, z. B. ein Schäfer, ift nicht berechtigt, die von ihm beftellte Kaution 
bon einem jpäteren Erwerber des Gutes ohne Weiteres zurüdzufordern, wenn diefer ihn im Dienfte 
beibehalten und in dem Kontrafte mit feinem Vorbefiger die Kaution übernommen hat, ohne daß der 
Liedlöhner diefem Kontrafte beigetreten ift, wenn aud der Erwerber, dem Liedlöhner gegenüber, die 
Uebernahme jchriftlich anertannt hat. Ert. des Obertr, dv. 6. Nov, 1863 (Eutſch. Bd. L, ©. 335). 

698) (4, A.) Einfeitig kann keiner der Kontrahenten einen jolden Vertrag widerrufen, dergeftalt, 
daß der Andere durch den einfeitigen Widerruf des Einen gezwungen werden fönnte, das, mas er dem 
Dritten vertragsmäßig zu leiten u. dem Widerrufenden oder deſſen Erben zu leiften. 8. 270. Erf. 
des Obertr. v. 25. Jun 1858 (Entſch. Bd. XXXIX, ©. 81), 

69 aa) (4, A.) Vergl. Erf, des Obertr. v. 22. Mai 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXV, ©. 133), 
u. die Anm. 69, Abſ. 2 a. €. 

69b) (3. X.) Auch wenn ſonſt Schriftform erforderlich, ift e8 doch nicht mothtvendig, daß das Ein- 
verftändniß der Kontrahenten mit dem Beitritte des Dritten oder der Antrag zum Beitritte an dem 
Letzteren ſchrift lich erflärt werde. Pr. des Obertr. 2464, Nr. 2, v. 21. Juni 1853, 

70) Erjt durch die Annahme wird ein Vertrag perfelt. Auch accefforiiche Verträge, namentlich 
Bürgichaften und Hypothekbeſtellungen, maden davon feine Ausnahme, nur fanır fie hier ganz form« 
los geſchehen, und deshalb hat eine ftilljchweigende Annahme bei ſolchen Verträgen mit der ausdrüd- 
lichen gleiche Kraft. $. 81 d. Tit., und Tit. 4, $. 59; Eutſch. des Obertr. Bd. XII, S. 235, 

71) Voransgefegt, daß die Erklärung dem Antragenden wirklich zugegangen ift. Bergl. 8. 102 
d. T., u. Pr. des Obertr. v. 28. Juni 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©. 69), — (4. 9.) Das gilt auch 
von gerichtlichen Enticeidungen umd Verfügungen. Nur erft durch den Alt der Publikation oder der 
Infinuation an die betreffenden Interefjenten gelangen ſolche auf eine äußerlich erfennbare Weiſe zur 
Eriftenz und dadurch zugleich zu ihrer rechtlichen Bedeutung und Wirkung, bis zu jenem Akte ift es 
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$. 81. Handlungen, welche die Annahme des Verſprechens vorausfegen, wer- 
den einer ausdrüdlihen Annahme gleich geachtet 72). 

8. 82. Wenn das, was der eine Theil fordert oder verlangt, von dem andern 
bewilligt worden, fo bedarf es von Seiten des Erftern feiner befondern Annahme 7? ®), 

8. 83. Durch die Annahme fann Niemand mehr Recht erwerben, ala von dem 
Andern angetragen worden 7b). 

8. 84. Die Annahme muß unbedingt und uneingefhränft fein, wenn dadurch 
der Abjchlu des Vertrages ——— ſoll. 

$. 85. Geſchieht die Annahme nur unter Bedingungen oder Einſchränkungen, 
jo kann der Verfprechende feinen Antrag zurüdnehmen. 

$. 86. Verträge können nicht nur perfönlich oder durch Bevollmächtigte, fondern 
auc durch Briefwechfel errichtet werden. 

$. 87. Soweit?) Berfonen auf dem Grunde einer wirklich aufgetragenen, oder 
einer zu vermuthenden Vollmacht, die Geſchäfte eines Andern zu bejorgen berechtigt 
find, foweit fönnen fie auch Anträge, die ihm gefchehen, in feinem Namen ** 
men?a). (Tit. 13, $. 12075) sqq.) 


dem Richter jederzeit unbenommen, fie noch abzuändern und felbft ganz zurlidzunehmen, Ext. des 
Obertr. d. 7. Oft. 1882 (Arch. f. Nechtsf. Bd. NXLVI, ©. 256). 

72) ©. o. Anm, 69 zu 8.59, Tit.4. Damit die formlofe Annahme genüge, muß die Erflä- 
rumg weſentlich auch nichts weiter jein als eine bloße Annahme. Die Anwendüngen in der Praris 
find bisweilen falich, man fpricht von Annahme, wo die Erklärung ein Verſprechen enthält. So hat 
man die Annahme eines Schuldicheins über ein erwartetes Darlehn für genügend halten wollen, den 
Annehmer zur Zahlung des Darlehns verbindlich zu machen, während die —— ein Darlehn 
geben zu wollen, doch felbftverftändlich das Berſprechen und nicht die Annahme eines Verſprechens iſt, 
mithin die vorgefchriebene Form erfordert. Simon, Redtsipr., ®d. I, ©. 119. — Ebenfo hat man 
behaupten wollen oder doch für zweifelhaft gehalten: ob nicht der, welcher ein Lotterieloos umbeftellt 
zugefandt erhält umd nicht zurücſchickt, den Einfat zu zahlen verpflichtet fei, weil darin ‚eine ſtillſchwei— 
gende Annahme liege. ft gleich jehr verkehrt. S. o. die Anm, 70 zu 8.61, Tit. 4. — Gleichfalls 
iſt vorgefommen , daß behauptet worden, Jemand, dem ohne alle Verabredung die Ceſſion einer For— 
derung zugeichiet worden, die er bei ſich liegen laſſen, fei dadurch zur Zahlung der Valuta verbindlich 

emacht, denn zur Ceſſion gemüge eine ftiltfchweigende Aunahme. Das freilich, denm die Ceſſion ift bei 
derungen das, was die Tradition bei körperlichen Sachen; aber die Annahme der Tradition ıft ja 
fein Verſprechen, etwas zu geben oder zu leiften. S. Pr. des Obertr. 1345, vom 80. Sept. 1843, 
(Entih. Bd. IX, ©. 213.) (4. X.) Umgetehrt ift, wenn der Andere, dem Jemand eine Offerte unter 
Borbedingung einer beftimmten Yeiftung oder Gegenleiftung macht, ftatt einer förmlich erflärten An- 
nahme jotort die Bedingung der Offerte erfüllt, eben dadurch, mittelft jtillichweigender Annahme, der 
Bertrag zu Stande gelommen, wie das Obertr. in dem Erf, vom 20. Nov. 1857 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XXU, ©. 146) zutreffend ausführt. Es ift jogar noch mehr geichehen: der zweileitige Vertrag 
ift von dem anderen Theile bereits erfüllt umd dadurch zum Neallontralte gemacht worden. 
7242) (4. W.) Hierdurch wird die Meinumg eines Theiles der gemeinrechtlichen Schriftfteller beiei- 
ne geſchehene Annahme noch von dem Antragenden gutgeheißen, alſo die Annahme acceptirt 
werden e. 

726) (5. A.) Bei der Veräußerung eines Grundſtücks iſt daher der Vorbehalt oder die vertrags- 
mäßige Ausbedingung zuläffig, daß der Käufer dafjelbe nicht ohne Zuftimmung feiner Ehefrau mit 
Schulden oder fonjt belaften, noch es ganz oder theilweife ohne deren Genehmigung veräußern folle. 
Eine ſolche Vereinbarung ericheint nicht wirkungslos und fteht auch den Gläubigern des Käufers ent- 
gegen, weil fie nicht mehr Rechte haben, als r Schuldner erworben hat. Iſt die berechtigte Ehefrau 
des Käufers ein minorennes Kind des Verkäufers, jo hat fie durch Vertretung ihres Vaters unmittel- 
bar die im Bertrage ausbedungenen Rechte erworben und kann die im Wege der Exekution auf das 
Grundftüd genommenen Eintragungen von Forderungen der Gläubiger ihres Mannes für unwirkſam 
und löihumgsfähig erflären laſſen. Erf. des Obertr. vom 1. Mai 1865 (Entſch. Bd. LIV, ©. 11), 

‚ , 73) Denn nicht alle Verträge können durch Stellvertreter geichloffen werden, 3. B. Ehe, Erb- 
einjeßungsverträge. 

74) Nur müſſen fie jelbft micht auch das Anerbieten machen, da Niemand mit fich jelbit einen 
Bertrag ſchließen kann, weil die Parteien ſich gegenüberftehen. Anm. 2 zu 8.10. T. Dennoch madıt 
eine ſolche Anwendung von diejem z. 87 das Obertr. bei dem Plenarbejihlufje vom 25. Aug. 1846 
(Entid. Bd. XIV, S. 78), S. o. Anm. 69, 


75) Muß „119 heißen. R. v. 29. Dez. 1837 (Jahrb. L, ©. 469). 
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$. 88. Außer diefem alle erlangt durch die Annahme eines Dritten derjenige, 
welchem das Verſprechen gefchehen ift, in der Regel noch fein Recht. (Tit. 11, 8. 1060.) 

$. 89. Iſt aber durch die erflärte Annahme ein wirklicher Bertrag zwifchen dem 
Verfprechenden und dem Annehmenden?®) zu Gunften des Dritten gefchlojien wor— 
den, fo finden die VBorichriften 88. 74— 77 Anwendung. 

—— 8. 90. Die Annahme eines Verſprechens muß, wenn fie gegen den Verfprechen- 
Annahme. den verbindliche Kraft haben foll, zur gehörigen Zeit geichehen 7). 

$. 91. Hat der Antragende einen gewiſſen Zeitraum zur Erklärung über den 
Antrag beitimmt, fo it der Andere bis zum völligen Ablauf eined?®) Zeitraumes zur 
Annahme berechtigt. 

$. 92. Hat der Antragende die Zeit zur Erflärung über den Antrag dem Gut- 
befinden de? Andern überlaſſen, fo fann er dennoch, wenn der Andere zögert, dem— 
felben eine Frift zur Annahme beftimmen. 

8. 93. Iſt jedoch die Bedenkzeit ausdrüdlich zu einem gewiſſen Zwecke veritattet 
worden, fo muß die zu beftimmende Frift jo beichaffen fein, daß innerhalb derfelben 
der Zweck erreicht werden fönne 7°). 

$. 94. ft bei dem Antrage wegen der Zeit zur Annahme gar nichtd beftimmt 
worden 8%), fo muß die Erflärung über einen mündlichen Antrag ſogleich, als derjelbe 
geſchehen ift, abgegeben werden 8° ®). 


76) Nämlich im eigenen Namen. Diefer 8. enthält den Grundjag zu der Klaſſe von Fällen, 
auf welche ſich die S$. 87 u. 88 beziehen. In diefen Fällen gejchieht die Annahme durd Stellver- 
tretung; der Annehmende oder Kontrahent ift nicht derjenige, welcher die Annahme erklärt, jondern 
der, für melden er fie erklärt: dieſer ift der Gefchäftsherr. Der $. 89 aber jetzt eine Bertragsichlie- 
Bung zwiſchen den Erklärenden jelbft voraus, und wenn der Vertrag den Vortheil eines Dritten zum 
Gegenitande hat, jo finden die Grundſätze S$. 74—77 auf ihn Anwendung, wogegen in den Fällen 
der $$. 87 uud 88 die Grundfäge Tit. 13, SS. 119 u. f. zur Anwendung kommen, 

77) Aus diefem Grundfate folgt Zweierlei: 1. Der Antragende ift bis zum Ablaufe der Erflä- 
rungsgeit einfeitig gebunden und muß den Vertrag, bei erfolgender Annahme, gelten laffen, wenn er 
auch im der —— ſeinen Willen geändert diu und dieſe Aenderung dem Anderen, vor der 
Erklärung, nicht bekannt gemacht worden. 2. Mit Ablauf der gehörigen Zeit verliert das Anerbieten 
von jelbit feine Kraft, wenn die Anmahme bis dahin nicht eingegangen tft; fjelbft wenn die anneh- 
mende Erklärung ohne Berjchulden des Annehmenden dem Antragenden zu ſpät zugefommen wäre 
(Erk. des Obertr. d. 21. Jımi 1860, Entſch. Bd. XLIII, S. 45); es bedarf dann feiner Erflärung 
des Rücktritts von Seiten des Antragenden. $$. 103 u. 104 verglichen mit 105. Iſt zwar ange- 
zweifelt, aber von der Praris im letter Inftanz angenommen, nad) dem Pr. des Obertr. dv. 31. Au⸗ 
quft 1849: Ein a welchem ſein Bevollmächtigter die geichehene Ueberjchreitung des erhalte- 
nen Auftrages anzeigt, iſt, weun er diefe Ueberjchreitung nicht innerhalb der beftimmten Kriften Einer 
migt hat, durch eine jpätere Erklärung das inzwiſchen von dem dritten Kontrahenten und dem Bevoll- 
mächtigten wieder aufgelöfte Geſchäft fich zuzueignen oder Entihädigung zu fordern, nicht berechtigt. 
Entih. Bd. XVIO, S. 220, (4.9) Iſt von dem Obertr. auch im ummittelbarer Anwendung auf 
den im $. 90 vorausgeiegten Fall für richtig anerfannt worden, Erf, vom 21. Dit. 1859 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. XXXIV, ©, 331). 

Erfolgt die Annahme jpäter, jo ift fie als ein neuer Antrag anzufehen, welchen nun der Andere 
erft noch entiprechend annehmen muß, wenn der Bertrag zu Stande fommen joll. 

Es ift, in Beziehung auf das Zuftandefommen des Vertrages, völlig gleichgültig, welche Urſache 
das Ausbleiben oder die Verſpätung der Annahme hat: das Anerbieten erliicht in jedem alle durch 
den Ablauf der Zeit. Welche Folgen die zufällige Verſpätung, zum Bortheile des umſonſt Accepti- 
renden , haben kann, beftimmmt 8. 105, 

Bei der Annahme einer Erfüllung findet eine Zeit zur Erflärung eines Vorbehaltes nie ftatt. 
Pr. 1263, v. 28. Januar 1843 und $. 307 d. T. 

78) Muß heißen „dieſes“. R. v. 29, Dezember 1837. (Jahrb. Bd. L, ©, 469.) 

79) In dem Falle des vorhergehenden $. 92 nämlich, wo anfangs die Zeit dem Gutbefinden über- 
lafjen worden ift. Iſt ſchon dem Antrage eine Frijtbeftummung beigefügt, jo kann ſolche ohne Zu— 
ſtimmung des Antragenden nicht verändert werden, weil es eben von ihm abhängt, wie er das Aner— 
bieten ftellen will. 

80) Die für jolhen Fall hier jubfidiarisch getroffenen Zeitbeftimmungen gelten nicht für die Er- 
Härung eines Vormundes oder Vormundſchaftsgerichts Über einen Vertrag, welcher mit dem Mündel 
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8. 95. Iſt unter Perfonen, die an Einem Drte fih aufhalten, der Antrag fchrift- 
lich geichehen, fo muß die Erklärung darüber binnen 24 Stunden ®') erfolgen. 

.$. 96. it der Antrag unter Abwefenden fchriftlih gejchehen, jo fommt es auf 
den Zeitpunft an, da der Brief an dem Orte, wo der Andere fih aufhält, nach dem 
gewöhnlichen Laufe der Posten hat eingehen fünnen. 

$. 97. Mit der nächften fahrenden oder reitenden Poſt, welche nach diefem Zeit— 
punfte abgeht, muß der Antrag beantwortet werden. 

$. 95. Doc ift, wenn mit der erften Poft feine Antwort erfolgt, der Antra- 
gende jchuldig, noch) den nächſtfolgenden Pofttag, wegen möglicher Zwijchenfälle, ab- 
zuwarten. 

8. 99. ft der ſchriftliches2) Antrag durch einen eigenen Boten geſchehen, fo 
muß der Antragende den längiten Zeitraum, binnen welchem ein folcher Bote ohne un- 
gewöhnliche Zwifchenfälle zurüdfommen fann, abwarten. j 

$. 100. Kommt der Bote in diefem Zeitraume nicht zurüd, fo muß der Antra- 
gende den Andern davon benachrichtigen, und ihm zugleich eröffnen, ob er noch ferner 
an den Antrag gebunden jein wolle ®). 


jelbft bereits abgeſchloſſen ift, ſondern dergleichen Vorgeſetzte find darin unbeſchränkt und der Fähige 
bleibt an den einmal vorgelegten Vertrag Veinerfeite gebumden, bis er nachträglich eine Friſt beftimmıt 
hat und diefe, ohne daf die Genehmigung erfolgt, abgelaufen ift. $. 13 d. T., umd Entid. des Obertr, 
Bd. XIV, ©. 185. Bergl. auch den Redtsfall in Simon, Redtsipr., Bd. I, ©. 302, 

808) (4. A.) „Widrigenfalls der Antragende an feinen Antrag nicht ur ebunden ift“, fligt 
das H.G. B. Art. 318 hinzu, Der $. 94 d. T. jest das als ganz Teibftverfä id) voraus. 

81) Darunter wird, nad) dem gewöhnlichen Spradhgebraude, ein Tag verftanden, mit der Be— 
deutung, daß nicht a momento ad momentum geredjnet wird, jondern dem, welcher fich erklären foll, 
außer dem Tage, an welchem er den Antrag erhalten hat, noch der ganze folgende Tag zu Statten 
fonımt. I, 3, 8.47. Entſch. des Obertr. Bd. XU, ©, 395. 

82) Dder mündliche ; denn auch durch die mündliche MWillenserlärung mittels eines Boten kann 
ein Bertrag zu Staude kommen. Diefer Bote ift nicht etwa als der Stellvertreter beider Theile zu be- 
trachten (Anm. 2 zu $. 1d. T.), er tritt vielmehr auf als der Beauftragte des Abſenders umd jchliefit 
als folder den Bertrag mit dem Anderen. Auf diefen Fall find jedoch die Beftimmungen der 88. 99 
und 100 über die Folgen der verfpäteten Rücklehr unanmwendbar, vielmehr kommen die Grundfäte 
über die Bertragsihliegung durd einen Beauftragten zur Anwendung. 

Die neuere Zeit hat noch ein anderes Mittel der VBertragsichliegung unter Anweſenden geichaf- 
fen: den Telegraphen. Dieſer Fall ift auf gleiche Linie zu ftellen mit dem jchriftlichen Autrage unter 
Anweſenden ($. 95); denn ein Fall der mündlichen Anfrage ift e8 nicht und die Beſtimmungen über 
den Poftenlauf pafjen darauf gar nicht. (4. A.) Aber wegen des Mangels der Unterfchriften ift hiu— 
fichtlic der Bündigkeit der Anfrage und Antwort der Fall doch mur einer mündlichen Berhandlung 

leich zu achten, wenn nicht die Depeſche von dem Abjender eigenhändig unterfchrieben worden ift. 
tan muß deshalb unterfcheiden. Der $. 21 des Telegraphen-Kegl. verlangt nämlih, daß jede zu 
befördernde Depeiche im Texte ohne Wortablürzungen umd deutlich geichrieben fei, auch den Namen 
des Abjenders enthalte. Die Form ift dahin vorgeſchrieben, daß der Abjeuder die Adreffe obenan zu 
feen, hierauf den Text und am Schluffe die Unterjchrift folgen zu lafjen hat. Diefes Original bleibt 
nad) $$. 35 u. 36 in Verwahrung der Telegraphenbeamten. Dieſe VBorichriften find bloße Furftruttion 
für die Beamten und es ift nicht borgefchrieben, daß der Abjender die Depeiche eigenhändig unterjchrie- 
ben haben müſſe und wenn es —— wäre, würde die Vorſchrift undurdführbar md zmed- 
widrig fein; es ift micht mehr erforderlich, als eine jchriftliche Vorſchrift, deren I telegraphirt wird 
und welche demmächft zum Ausweiſe aufbewahrt wird. Iſt nun diefe VBorfchrift von dem Aufgeber 
eb ändig unterſchrieben, jo hat fie unbedenklich den rechtlichen Werth eines von dem Abjender unter- 
ſchriebenen Briefes, deſſen Inhalt der Brieffteller dem Adreſſaten durch eine Mittelsperjon vorlejen 
oder jonft wie eröffnen läßt. Iſt hingegen die vorgeichriebene Depeiche von dem Abfender nicht eigen- 
bändig unterjchrieben, jo ift der Antrag mur ein mündlicher. — (4. 9.) Hiermit ſtimmt die Praris des 
Obertr. überein, indem dafjelbe den Rechtsſatz ausgefprochen und angewendet hat: Ein mitteljt telegra- 
phiſcher Korreipondenz geichlofjener Bertrag ıft als jchriftliher anzufehen, wenn die Aufgabe - Depeichen 
von den Kontrahenten Veibf unterjchrieben find. Erf. vom 2. Daı 1861 (Eutſch. Bd. XLV, ©. 59). 

88) Unterläßt er dies, jo kommt der $. 105 zur Anwendung. 

(4. U.) Bei Handelsgejchäften finden die Vorſchriften der 94—100 feine Anwendung; die 
Art. 319—323 des H.G. B. geben dafür befondere Vorſchriften. 
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8. 101. Gefchieht der Antrag einer Korporation oder Gemeine, fo muß der 
Antragende auf die Erklärung derfelben jo lange Zeit warten, als erforderlich iſt, daß 
über den Antrag ein verfajjungsmäßiger Entichluß genommen und ihm befannt, ge- 
macht werden könne ®*), | 

8. 102. In allen Fällen, wo nicht ein Anderes ausdrüdlich beitimmt ift, wird 
dafür gehalten ®°), daß die Annahme in dem Zeitpunfte geſchehen feis° =), wo der 
Annehmende alles gethan hatte, was von feiner Seite zur Bekanntmachung feiner 
Erklärung an den Antragenden erforderlih war. 

$. 103. Sobald aber die vorftehend 8. 90 sqq. bejtimmten Friſten zur Erflä- 
rung über den Antrag fruchtlo8 verlaufen find s5®), fann der Antragende zjurüdtre- 
ten ®®), 

$. 104. Er muß jedoch demjenigen, welchem der Antrag gefchehen ift, unter 
mung fofort,, unter Abwefenden aber mit der nächften Poft Nachricht geben, 
daß er den Antrag zurüdnehme. 

8. 105. Hat er dieſes unterlaffen, und es findet jich in der Folge, daß der An- 
dere feine Annahme wirklich zu rechter Zeit erflärt habe ®?), fo muß er demfelben für 
den Schaden, welcher aus den zur Erfüllung des Vertrages gemachten Anftalten in der 
Zwifchenzeit erwachlen ift, gerecht werden. 

8. 106. Wenn nad gefchehenem Antrage, und vor dem Ablaufe der vorjtehend 
beftimmten riften, der eine oder der andere Theil verftirbt, fo wird durch diefen Tod 
in den Rechten und Pflichten wegen der Annahme nicht? **) geändert. 


84) Diefer 8. bezieht ſich nur auf die Zeit der Annahme eines Antrages, nicht auf den Fall, 
wenn eim nicht gehörig legitimirter Bevollmädhtigter einer Korporation Namens derjelben einen Ver— 
trag wirklich abgejchloffen umd darin ausbedungen hat, daß der Vertrag für micht geichlofjen angeje- 
ben werden folle, wenn die Genehmigung verfagt werden jollte. Alsdanı ıft der Grundiat der 85. 230 
und 13 beftimmend. Ang. vom II. S. des Obertr. am 6. Februar 1849, in Saden Caftringius 
wider Ruhr-Kanal-Aktien-Verein. 219832 IL, 48, 


85) Es wird fingirt, vorausgejetst, daß die —— dem Antragenden noch vor Ablauf der ge— 
hörigen Friſt belannt geworden if außerdem ift der Vertrag nicht zu Stande gelommen. $. 108, 

85.8) (3, 9.) „Der Offerent, der die Annahme der ihm von dem anderen Theile zugefandten, 
deſſen Acceptation enthaltenden jchriftlichen Erklärung verweigert hat, kaum allein mit Erfolg 
nicht den Einwand gründen, daß eim fchriftlicher Vertrag nicht zu Stande gekommen ſei.“ Pr. 2571, 
vom 14. Nov. 1854 (Entid. Bd. XXIX, S. 154). Inter der „Annahme der — ſchriftlichen Erklä— 
rung” ift hier die Empfangnahme des Schriftſtückes (Briefe x.) gemeint, nicht eine Annahme in der 
Bedeutung der Acceptation ; denn eine Acceptation der Acceptation ift zur Perfektion eines Vertrages 
unter Abtwejenden nicht erforderlidh. $. 82, 

855) (3, U.) Oder jobald der Antrag abgelehnt if. Die Ablehnung erfordert in keinem Falle 
eine jhriftlihe Form, welche das Katiborer ge Zune für nothwendig erflärt hat, indem ihm 
die Zurüchveifung der Offerte als die Entfagung eines Rechts, nämlich des Rechts zur Acceptation, 
borgefommen ift, mozu nad) $. 134 d. X. die (ühriftfiche Form erforderlich ſei. Das Obertr. hat die 
durch folche „anpafiende Anwendung des $. 134 motivirte Entjheidung durch Erf. vom 14. April 
1856 vernichtet (Entſch. Bd. XXXIII, ©. 30), 

86) S. Anm. 77, Diefer Grundjag gilt auch bei nothwendigen Subhaftationen in dem Falle, 
wenn die Subhaftationsintereffenten über eine Frift einverftanden An, binnen welcher fie fich über 
den Zuſchlag (Anmahme des Meiſtgebots) erklären wollen. Geht die Erflärung vor Ablauf der Frift 
nicht ein, . ift der Meiftbietende an jein Gebot nicht mehr gebunden. Eutſch. des Obertr. vom 
22. Dftober 1836 (Bd. I, ©, 275). 

87) In diefem Falle ift nämlid die Meinung des Annehmenden, daß der Vertrag wirklich zu 
Stande gelommen jei, gerechtfertigt, denn er kann nicht wifien, daß Zwiſchenfälle das Eintreffen feiner 
Erklärung in der gehörigen Zeit vereitelt haben. Hat der Antragende dann feinen Willen geändert, 
fo foll er den Jrrthum des Anderen berichtigen, um Schaden abzuwenden. Iſt aber die Erklärung 
ſchon nicht mehr zu rechter Zeit abgegeben, jo hat der Erllärende keinen Grund zu feiner Meinun 
und keine Beranlafjung, Anftalten zur Erfüllung eines Vertrages zu treffen, von welchem er Dei 
oder wiſſen muß, daß er nicht zu Stande gelommen; im diefem Falle hat der Andere nicht nöthig, 
von jeiner Willensänderung Nadrich zu geben. 


88) Alſo auch nichts in Anfehung der Zeit, mithin ift der Antragende nicht verpflichtet, noch die 
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$. 107. Zielte jedoch der Antrag ausdrüdlih nur auf perfönliche Begünftigung 
desjenigen ab, welchen derjelbe — wurde, ſo ſind ſeine Erben zu der von dem 
Erblaſſer noch nicht geſchehenen Annahme nicht berechtigt. 

8. 108. In Faͤllen, wo wegen des Abſterbens eines oder des andern Theils, 
von einem ſchon wirklich geſchloſſenen Vertrage vor der Erfüllung wieder abgegangen 
werden kann, gebt durch den Tod auch das Recht zur Annahme verloren. ($. 415 sqq.) 


$. 109. Zur Gültigkeit eines Vertrages gehört, außer der wechjelfeitigen Eins ıv 


willigung, auch die Beobachtung der in den Geſetzen vorgefchriebenen Form #?). 

8. 110. ft aber die Beobachtung einer Formalität im Gefege nur unter Andro» 
bung einer Strafe verordnet, fo bleibt der Vertrag gültig, wenn gleich die Formalität 
verabfäumt worden. 


. Korn der , 
Verträge. 


$. 111. Die Form ?°) eines Vertrags ift nach den Gefeken des Ortes, wo ET fen een 


geſchloſſen worden, zu beurtheilen. 


Ueberl, ——— hindurch in Ungewißheit zu bleiben. Wird zur gehörigen Zeit acceptirt, fo find die 

Erben Feihf ‚ fir ihre Perſon, ald Kontrahenten zu betrachten, denn für den Berftorbenen lann wicht 

mehr erworben werden und von ihm haben fie weiter nichts geerbt als die Möglichkeit, eine Ermer- 

bung zu machen, wenn fie wollen. Mehrere Miterben müfjen jedoch gemeinichaftlih davon Gebrauch 

en ; acceptirt auch nur Einer nicht in der gehörigen Zeit, fo ift der Vertrag nicht zu Stande ge- 
mmen. 

89) S. o. die Anm. 36 zu Tit. 83, 8.41. (4. A.) Aus einem nicht beftätigten Ablöfungsvertrage 
3.8. kann weder auf Erfüllung, nod auf Nachholung der mangelnden Form gellagt werden. Erf, 
des Obertr. d. 12, April 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 110), 

90) Locus regit actum. Vergl. 8.148. Ausnahme: 8.115 d. T. ©. Einf. 8.33 und die 
Anm. 44 dazu. Daher kommen bei Verträgen, die zwiichen Preußen in der Rheinprovinz errichtet 
worden jind, in Bezug auf die zur Rechtsgültigkeit des Gejchäfts erforderliche Forın des ie = die 
Borjchriften des Code civil zur Anwendung. Pr. des Obertr. 532a, vom 23. Sept. 1837. (Entſch. 
Bd. I, ©. 325.) — (3.9) Auch auf die von Preußen im Auslande, namentlich in Schottland 
(Gretna-Green), geichloffenen Ehen findet der Grundiag Anwendung. Pr. des Obertr. 2595, Ar. 1, 
v. 15. Jan. 1855: „Die Regel locus regit actum ($. 111, Th. I, Tit.5 U. L.R.) gilt auch für die 
Beurtheilung der Be einer Eheichliefung. (Entih. Bd. XXIX, ©. 380.) — (4. U.) Hinfichtlich 
der Gültigkeit der form der von einem Preußen im Auslande erfolgten Eheichliefung entſcheiden zwar 
die Geſetze des Ortes derjelben ; die Zuläffigfeit einer gültigen Ehe, die Ehehinderniffe und die Fol- 
gen davon find aber nach den inländischen Geſeten, welchen der Mann durch feinen Wohnfit unter- 





worfen war, zu beurtheilen. Erk. des Obertr. vom 17. März 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIX, 


©. 248). (3.9.) Eine andere richtige Anwendung von dem Grundſatze macht das Obertr. in dem, 
Entſch. Bd. XXXII, ©, 333 mitgetheilten Rechtsfalle, wo zwei Imländer im Auslande (Dresden) fich 
mit einander vergliden hatten und der Eine, wegen feiner Schreibunfähigteit, daran nicht gebunden 
fein wollte. Erf. v. 3. April 1856, 


beurtheilen 


Dieje Regel bezieht fi aber nur auf die allgemeine äufere Korm. Die beiondere form, welche - 


gerwiffe Berfonen, wegen ıhres Zuftandes, zu beobachten haben, wie 3.8. Ehefrauen bei Bürgſchaften, 
richtet fih nad) den Berfonat- Statuten. ©. o. Anm. 44 zu $. 33 der Einl., ©. 55. Auch in Bes 
iehung auf die Wirkung und den Umfang der Wirkung einer Obligation entjcheidet ein anderer Grund- 
rg S. ebend. ©. 59, Nr. 4. 

(4. 4.) Die Regel des $. 111 bezieht ſich auf die wejentliche Form. Es kommt jedoch vor, daß 
an dem Orte der — — die Wirljamkeit eines an fich in der civilrechtlichen Form ge= 
fchlofienen Kontralts vor den dortigen Kandesgerichten wegen anderer Urſachen nicht anertannt wird. 
In England z. B. kann von einer Kontraftsurtumde, welche nicht geftempelt ift und wegen Berjäu- 
mung der dazu nachgelaffenen Frift von vier Wochen auch nicht mehr geftempelt werden darf, vor 
Gerichten, zur Strafe der Stempeltontravention, fein Gebraud gemacht werden. Diejer Mangel fteht 
vor preußischen Gerichten der Rechtsgültigleit des Kontrakts nicht entgegen, weil die Nichtanwendung 
des Stempels weder nach engliſchem Rechte noch nad) preuß. Rechte ein weſentlicher Formmangel ift. 
Erf. des Obertr. vom 19. Mai 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVI, S.45). Bergl. unten die An— 
merfung 308 zn 8.149 d. X. 

(4. U.) Der locus contractus entjcheidet nicht umbedingt über die materiellen Wirkungen, jondern 
das Hecht desjenigen Orts, wo das gegründete Rechtsverhältui einheimiſch ift oder, wie v. Savigny 
jagt, feinen Sit er Dies ift etwas Thatſächliches, welches aus der Abficht der Kontrahenten Th 
gefteits werden muß. Im Anerkennung jenes Prinzips oder — um mit dem Obertribunale zu re- 
den — jener „jet durchgehends adoptirten Theorie‘ hat das Obertr. erfannt, daß ein in Preußen 
mwohnender debitor cessus feinen Anſpruch auf einen Vortheil aus der lex Anastasiana habe, die für 
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1. K.O. v. 19. Juli 1834 (G.S. ©, 132), 

88. 1 1. 4, Es wird machgegeben, daß die zır den Garnifonen der Bımdesfeftungen Mainz und 
Luremburg?° a) gehörigen diefjeitigen Militärperfonen und Beamten, die fi) dafelbft mit föniglicher 
Erlaubniß aufhaltenden, auf Imaktivitätsgehalt oder Peuſion ftehenden Offiziere, Letztere, fo lange fie 
in Kriminal- oder Injurienfahen den Militärgerichteftand behalten, deren Ehefrauen, Kinder, Arges 
börigen, welche als zu ihrem Hausftande gehörig zu betrachten, und Dienftboten mit ihren Ehefrauen 
und Kindern, im jo ferm dieje Angehörigen und Dienftboten preuß. Unterthanen find, endlich die 
Witten und geſchiedenen Ehefrauen, jo lange fich diejelben nad dem Tode ihrer Ehegatten, oder 
nad) rechtsträftig erfolgter Scheidung zum Zwecke der Regulirung ihrer Angelegenheiten und bis dieje 
erfolgt ift, in den Bımdesfeftungen aufhalten, — mit den Einwohnern gedacdhter Städte und frem- 
den 93) Unterthanen, jo weit es gültiger Weife geichehen fann®*), mündlich, unter Privatunterjchrift, 
oder dor einem dortigen Notar, Berträge abſchließen können, und wird in diefen Fällen die Gültig- 
feit derſelben, hinfichtlich ihrer Form, in Gemäfheit des 8. 111, Tit.5, Th. I des A.L.R. aud von 
den diefjeitigen Gerichten nad) den dortigen Landesgejeßen beurtheilt. 

8.6. Das App. Gericht zu Hamm ımd das Kreisgericht zu Weſel verwalten die Juftiz nad) 
den Vorfchriften der allg. preuß. Gefegebung, mit Beridfihtigung der Perfonal- und Nealftatute 
nad) $$. 23 und 32 der Einl. z. A. L.K. Mit der zu 4 gedachten Ausnahme, hinfichtlich der Form 
der Verträge mit fremden, erkennen fie hinfichtlicd ihrer Auslegung und rechtlichen Folgen nad den 
Grundjägen des preuß. Rechts 9®), wenn diefe Verträge auch mit Fremden, nad) den Formen aus- 
ländifcher Geſetze gefchlofjen worden, und die aus den, nad) den preuf. oder fremden Formen wäh— 
rend ihres Aufenthalts in den Bundesfeftungen, von den bezeichneten Perfonen gefchloffenen Ver— 
trägen erworbenen Rechte und übernommenen Verpflichtungen erleiden durch die jpäter erfolgte Berje- 
tung derjelben, oder durch ihren freiwilligen Umzug in das preuß. Staatsgebiet feine Beränderungen, 
follten auch die allgemeinen preuß. Gefee an dem Orte, wo fie ihr neues Domicil nehmen, noch nicht 
eingeführt fein. 

2. K. O. v. 2. Septbr. 1815, ſ. Zuf. 1zu 1, 3,8. 44. 


8. 112. ft unter Abweſenden ein förmlicher Vertrag errichtet worden, fo wird 
die Form defjelben nach den Gefegen desjenigen Ortes beurtheilt, von welchen das In— 
firument datırt iſt ?*). 


‘ihn nicht gelte, „ı die Eeffion im Auslande oder an einem Orte geichehen ift, mo diefe lex 





gilt und dort der Wohnſitz des Cedenten iſt. Erf, v. 16. Nov. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXX. 
©. 360 und Entid. Bd. XL, ©. 51). 

Auch die Form eines von einem Inländer im Auslande geichloffenen Ehegelöbniſſes ift nach den 
Geſetzen diejes Auslandes zu beurtheilen, nicht aber die Wirkungen ; vielmehr find für die Cingehung 
der durch das Verlöbniß veriprochenen Ehe, und folgeweije für deren Verweigerung die Geſetze des 
Infandes, wenn hier der Sit der Ehe (der erfte Wohnfi der Eheleute) fein follte, maßgebend. Ert. 
des Obertr. v. 23. April 1860 (Entſch. Bd. XLIU, ©. 52). 

> a) (5, 9.) Luremburg hat 1867 aufgehört, Bundesfeftung zu fein und eine preußifche Garnifon 
zu 1. 

91) Nach dem argumentum a contrario werden alfo die Verträge, welche die bezeichneten Perjo- 
nen unter fich fließen, im der im L.R. vorgejchriebenen Form, einzugehen fein. Dadurch find fie 
ſchlechter geftellt als andere Preußen, welche ſich nur vorübergehend dort aufhalten. &. das Pr. 352% 
in der vorigen Anın. Es wird aljo angenommen, daß die dort wohnhaften Preußen unter der Herr- 
ſchaft des IR. leben. — 

92) Darüber ſollen nämlich die dortigen Rechte entſcheiden; die mündliche oder privatſchriftliche 
oder notarielle Form foll wicht unbedingt, Te in fofern ſolche nach dortigem Rechte genügt, nach- 
egeben jein. j , j , . 

— 93) Dieſe pofitive Vorſchrift kann die Folge haben, daß ein Rechtsverhältniß von verſchiedenen 
Gerichten nad) widerfprechenden Rechtsgrumdjägen beurtheilt wird, je nachdem die Sache vor ein dort- 
ländiiches oder vor eim hierländiiches Gericht gebracht wird. Ueber die allgemeinen Grundfäte des 
preuß. R. hinſichtlich der Frage: nad welchem Rechte ein Rechtsverhältniß und defjen Folgen zu be» 
urtheilen, ſ. o. die Anm. 44 zu $. 83 der Einl. Dieje allgemeinen Grundjäge find durd die bier 
gegebene anomale Vorſchrift für die Verträge der bezeichneten Perjonen ausgeſchloſſen; es wird nicht 
weiter mad der Abficht der Parteien, und nad) dem befonderen Site des Kechteverhältnifies gefragt. 

94) Wenn es ohne Datum ift, jo kommt es auf das Recht desjenigen Ortes an, wo das Ju— 

firument unterfchrieben worden ift. 
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$. 113. Iſt aber der Vertrag unter Abweſenden bloß durch Briefwechfel, ohne 
Errichtung eines fürmlichen Inſtrüments, gefchloifen worden, und waltet in den 
Wohnörtern der Kontrahenten eine Berfchiedenheit der gefeglihen Formen ob, fo ift 
die Gültigkeit der Form nach den Gefegen desjenigen Orts zu beurtheilen, nach welchen 
daB Geſchäft am beiten beſtehen kann 95), 

$. 114. Eben dieſes findet ftatt, wenn der Vertrag von mehreren Orten, welche 
in Anfehung der Form verfibiedene Rechte haben, datırt it. 

$. 115. In allen Fällen, wo unbeweglihe Sachen, deren Eigenthum, Beſitz 
oder Nutzung der Gegenjtand eine Vertrages find, müflen wegen der Form die Ge- 
ſetze des Ortes, wo die Sache liegt, beobachtet werden ?). 

$. 116. Perträge, welche vermöge des Geſetzes, oder einer Abrede der Par- 
* en geichlojien werden follen, erhalten ihre Gültigkeit erft durch die Un- 
erichrift 97). 


95) Zu Stande gekommen ift ein foldher Vertrag an demjenigen Orte, wo der antragende Brief 
empfangen und zuftimmend beantwortet worden ift, gerade jo, als wenn der Anfragende dorthin gereift 
wäre und mündlich angefragt hätte. Die Geſetze Sc Ortes follen hier aber nicht enticheiden, viel- 
mehr die des Wohnſitzes der Parteien. In der Sache liegt fein Grund, warum e8 in diefem falle 
anders fein foll als im dem des vorhergehenden 8. 112, Indeß ift es einmal beftimmt, es iſt mithin 
das Hecht des Wohnſitzes der Parteien das auwendbare. Für den Fall eines verſchiedenen Rechts am 
Wohnſitze beider Parteien ift hier eine aushelfende Negel gegeben in der wohlmollenden Abficht, das 
Rechtsgeſchäft aufrecht zu erhalten. Diefe kann jedoch nur auf die Form angewendet merden, tie 
denn hier auch ausdrüdiih nur von der äußeren Form Rede ift. Allein der 8.113 fpricht doch aus, 
daß hauptjächlich das Recht des ——* der Parteien für die aus einem Rechtsgeſchäfte entſtehen— 
den Rechtsfragen beſtimmend ſei; und es liegt gewiß im Sinne dieſer Vorſchrift, dab diejer Grundſatz 
auch im anderen Beziehungen, wo es auf die Art der Wirkung des Vertrages ankommt, anzuwenden 
fei. Daraus folgt, daß bei ziweifeitigen Verträgen die Berbindlichkeiten eines jeden Theiles nad) dem 
an defien Wohnfige geltenden Rechte zu beurtheilen, wenn nicht ein anderes örtliches Recht der Obli- 
gation in der Abficht der Parteien gelegen hat. &. oben Anm. 44, $. 33 der Einleitung. 

96) Ausnahme bon der Regel $. 111. Ueber unbewegliche Sachen enticheiden alſo immer die 
statuta realia auch in Anfehung der Form, mag der Vertrag geichlofign worden jein wo er will. Ent- 
hält die befondere örtliche lex rei sitae darüber feine Beftimmung , jo ift die jchriftliche Abfafjung er— 
forderfih, dem das L.R. fordert für alle Verträge über Grumdftiide und Grundgereditigleiten — fol- 
geweiſe aljo aud über Gerechtigleiten, welche zu dem unbeweglichen Sachen gerechnet werden — une 
bedingt die Schriftliche Korm. $. 1350. T.; I, 10, 88. 15— 17; 1, 21, $. 233, Pr. des Obertr. 
v. 12. Auguft 1836. (Eutſch. Bd. I, ©. 263.) Berg. Bd. XV, ©. 132. (4. A.) Damit ift je 
dod nicht geiagt, daß dergleichen Verträge don Ausländern über ein im Inlande belegenes Grund» 
füd nur dor einem diefjeitigen Gerichte gültig abgeichlofjen werden könnten. Man hat mit der vor- 

eichriebenen Form die Erfülung derjelben verwechſelt und ift dadurch zu der Behauptung gefonımen, 

ß ein gerichtlicher Vertrag, welcher in einem Lande des Gemeinen Rechts nad) der dajelbft geltenden 
Geichäftsordnung, alfo ohne Mitunterichrift der Parteien, vorſchriftsmäßig aufgenommen und vollzo— 
gen worden ift, im Preußen im Bereiche des A. L.R. nicht gelte. Gegen dieſen falichen Rechtsſatz iſt 
das Erf, des Obertr. vom 22. Juni 1857 gerichtet. (Arhiv, Bd. XXV, ©. 234) Schon vorher 
hat das Obertr. den Rechtsſatz feftgeftellt, daß die Frage, wie die Form zu erfüllen, weiter nach den 
Gejegen des Ortes, wo gehandelt wird, zu enticheiden ift. Im den Fällen, wo das A. L.R. einen 

erichtlihen Vertrag vorfchreibt, bedarf e8 bei einem von Ausländern im Auslande, nach den dort 
Ahr die Aufnahme gerichtlicher Verträge geltenden Borfchriften gerichtlich geichlofjenen Bertrage, zur 
Gültigleit der darin enthaltenen Eigenthumsübertragung eines im preußifchen Gebiete belegenen Grunds« 
ftüdes, der Mitunterichrift der Kontrahenten nicht. Pr. dv. 4. Juli 1856 (Eutſch. Bd. XXXIU, ©. 1). 

97) Unterſchrift. 1. Die Unterſchrift muß eigenhändig bon der Partei oder ihrem legitimirten 
Bertreter geicheben. Daß die Namensunterichrift von einem Anderen, mit Wifjen umd Willen einer 
Partei , geichrieben worden, umd der darauf bezügliche Inhalt des Diffeifionseides, ift darüber, ob ein 
jormell gültiger jchriftlicher Vertrag vorhanden, noch nicht enticheidend. Pr. 2077, v. 14. Dezbr. 1848, 
(Entih. Bd. XVII, ©. 457.) Denn die im der Norm des Diffeifionseides enthaltene Beitimmung, 
wonach der Produft zugleich ſchwören joll: „daß die Namensunterichrift unter dem ihm vorgelegten 
Inftrumente auch nicht an feiner Statt von einem Anderen mit feinem Wiſſen und Willen geichrieben 
worden jei“, fchließt die Einwendungen gegen die Rechtsgüttigleit dieſer von einem Anderen erfolgten 
Unterichrift nicht aus. War daher nach den Borichriften des materiellen Rechts eine ichriftliche 
Bollmadıt erforderlich, jo muß eine jolche auch zur Leiftung der Unterſchrift ertheilt worden jein. Br. 
1602, bom 23. Auguft 1845 (Entſch. Bd. XU, ©. 477). Das jpätere Pr. dv. 30. März 1849 jagt 
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$. 117. In allen Fällen, wo die Parteien den Vertrag fchriftlih zu ſchließen 
verabredet haben, wird vermuthet, daß nicht bloß der Beweis, fondern jelbft die 


noch ausdrüdliher, No, I: Wenn Jemand eine Urkunde für einen Anderen mit deffen Willen und 
in deſſen müudlichem Auftrage durch deſſen Namensunterjchrift vollzieht, jo ift diefer Andere, dem 
Dritten gegenüber, dadurch im ſolchen Fällen noch nicht gebunden, wo die Gejege einen jchriftlichen 
Auftrag erfordern und eine vermuthete Vollmacht nicht ftattfinden laſſen. (Entſch. Bd. XVII, S. 207.) 
Deshalb ericheint dieſer Eid gar nicht unerheblich in den nicht jeltenen Fällen, wo die zu diffitirende 
Urkunde nur die Thatjache irgend einer Erklärung des angeblichen Ausftellers feftftelen jol. Nur 
wo mehr als dies, wo das Dajein eines ſchriftlichen Vertrages nöthig ift, da ift diefer Theil des Eides 
unerheblih. (Ebend. ©. 480.) — Dies Alles bezieht ſich auf den Fat ‚, wenn ein Anderer den Na« 
men der Partei unterichreibt,. Anders, mern ein Anderer im Namen der Partei den Vertrag jchließt 
und jeinen eigenen Namen unterjchreibt, in Fällen, mo es eines jchriftlichen Auftrages bedurfte, und 
ohne ſchriftlichen Auftrag, jedoch im der vorgeichriebenen Form gehandelt hat. Dann kaun nicht nur 
durch eine jchriftliche, ſondern auch durch eine mündlich oder ſtillſchweigend erflärte Genehmigung des 
Machtgebers eine vertransmäßige Berbindlichkeit aus folchem Gejcäfte, dem Dritten gegenüber, ent- 
ftiehen. Pr. 2196 (Pl.-Beicht.) dv. 22. April 1850 (Entih. Bd. XIX, ©. 29). (3. U.) Diejer Bı.- 
Beicht. hat Veranlaffung gegeben, jenen ziemlich einleuchtenden Rechtsſatz flreitig zu machen. Je— 
mand hatte einen mündlich verabredeten Verkauf durch jeinen Sohn auffchreiben laſſen, und, flatt den 
Aufſatz zu unterichreiben ($. 118), feinem Sohne geheißen, feinen, des Vaters, Namen darumter zu jegen. 
Auf diefen Fall wollte der betreffende Senat des Obertr. den Rechtsiat des Pl.-Beichl. v. 22. April 1850 
anwenden und den ftreitigen mündlichen Kauftontrakt, gegen die einftimmige Meinung der beiden Inftanz- 
gerichte, für vechtsverbindlich erklären. Das Plenun des Obertr. hat jedoch, mit richtigem Tate, 
diefe neue Meinung verworfen und als Rechtsgrundſatz ausgeiprodhen: „Aus einem Kontrafte wird 
derjenige, defien Namensunterfchrift von einem Anderen, in Folge eines demjelben mündlich oder ftill- 
ſchweigend ertheilten Auftrages, geleiftet worden, nicht wie aus einem jchriftlichen Vertrage verpflichtet, 
jelbft weun eine nachträgliche, mündliche oder ftillichrweigende era. binzulommt.” Pl.Beſchl. 
vom 4. Dezbr. 1854 (I.M.Bl. 1855, ©, 30 und Entſch. Bd. XXIX, ©. 293), In der That find 
beide Fälle weſentlich verichieden. Tritt Semand für einen Anderen als deſſen Bevollimächtigter zur 
Eingehung eines Negotiums auf und ſchließt er als Stellvertreter unter eigener Namensunterichrüft 
in der gefeglichen Form ab: fo ift das Nechtsgeichäit formgemäß vollzogen. Die Yegitimation des 
Stellvertreters berührt bloß die Frage: ob zwiſchen dem anderen Kontrahenten und dem Bertretenen 
ein unmittelbares Berhältni hergeftellt ift. Fehlt es dem Auftrage an der vorichriftlichen Form, jo 
ift damıit das Nechtsgejchäft ſelbſo nicht mullifizirt, der Stellvertreter haftet dem anderen Kontrahenten, 
und der Stellvertreter hält ſich ganz einfach) an feinen Auftraggeber: diefer muß ihm filr deu vollzo— 
genen Auftrag, wenngleich derſeibe nur mündlich ertheilt war, auflommen, er muß ihm befreien, und 
flatt dieſes Umweges kann der Stellvertreter feine Rechte aus dem Auftrage auch dem anderen Kon- 
trahenten abtreten, wodurch ein unmittelbares Verhältniß zwiſchen ihm und dem Bertretenen berge- 
ftelle if. Vergl. unten, Tit. 13, $. 9 und die Anmerkungen dazu. So hat Alles jeinen juriftie 
ihen Zufammenhang, während jener Fall, wo Jemand den Namen eines Anderen unterichreibt, 
völlig unähnlich if. Der Auftrag zur Unterjchreibung eines fremden Namens erfordert diejeibe Form, 
weiche für das er worüber der Aufjat lautete, ſelbſt vorgeichrieben ift, mie das Plenum 
8 — in den Motiven des Beſchl. vom 4. Dezbr. 1855 gleichſalls logiſch zutreffend ausge— 
prochen bat. 

2. Die Unterfchrift muß mit dem Namen des für ſich felbft Unterichreibenden gienben. Zur 
ichriftlichen Form als folder ift es zwar nicht erforderlich, aber der Verweis der Ernftlichkeit des 
Willens fehlt im Betracht desjenigen,, welcher unter eine jchriftliche Erklärung einen fremden Namen 
jest. I, 4, $. 54 umd Anm. 62 zu $. 52, Tit. 4. Ein richtiger Vorname oder eine fehlerhafte 
Schreibart des Namens — die bei gemeinen Leuten fehr oft und in ungleichförrmiger Weile vorfommt 
— ift unerheblich. (5. A.) So ift auch erkannt in dem Erf, des Obertr. vom 16. Juni 1865 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. LVIII,. ©, 856), 

3. Die Unterfchrift muß mit den Zeichen einer bekannten Buchſtabenſchrift vollzogen werden : 
wendet man andere Zeichen an, jo find die 88. 175 ff. vorgeichriebenen Förmlicdjkeiten zu beobachten, 
fonft ift die Erklärung unverbindlih. Anb. 8. 5. Berg. R. d. 27. März und 9. Mai 1818 (Jahrb. 
Bd. XI, ©, 221, 223). Unleſerlichkeit einer wirklichen Schrift ift unerheblich, auch ohnehin nur re- 
lativ a Er 

(5. 9.) 4. Die Unterfchrift muß umter einen bereits niedergeichriebenen Aufl geietet werden. 
Eine Unterſchrift in Blanko kann daher einen Beweis des Inhalts einer ſchriftlichen Willenserllärung 
nicht lieſern; der Beweis und die verbindende Kraft einer ſolchen ſchriftlichen Erllärung auch nicht 
auf andere Weiſe hergeſtellt werden. Erl. des Obertr. v. 18. Dezbr. 1863 (Arch. f. Rechtsſ. Bo. LI. 
©. 318 und Entid. Bd. L, ©. 29). 

5. Die Urkunde über einen mechlelfeitigen Vertrag muß bon beiden Parteien unterjchrieben mer- 
den. Folgende Fälle können bei eimfeitiger Unterfchrift vorlommen: a) Es werden zivei 'gleichlaus- 
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eig rag Kraft?®) des Vertraged von der fhriftlichen Abfaſſung deiielben abbän- 
gen folle. 

8. 118. Auch eigenhändig gefchriebene Auffäge find, vor hinzugefommener Un: 
terichrift, nicht für vollendete Verträge zu achten 9°). 

$. 119. Die Bejiegelung eined unterfchriebenen und ausgebändigten 100) In— 
ſtruments aber ift nicht nothwendig ?), wenn gleich darin der Siegel gedacht wird ?®). 


tende Urkunden gemacht, jede von einem anderen Kontrahenten einfeitig unterfchrieben und die Eren- 
plare gegeneinander ausgewechfelt, wie e8 bei Bölferverträgen gewöhnlich ift. Hierüber beftimmt der 
Pl.⸗Beſchl. (Pr. 717), vom 2. September 1839: „Es reicht zur Gültigleit eines zmeifeitigen ſchrift⸗ 
"lichen, im zwei Eremplaren ausgefertigten Vertrages hin, wenn jeder Kontrahent nur dasjenige Erem- 
plar unterſchreibt, welches der andere Teil übergeben erhält. Doppelt ausgejtellte ſ. g. Schlußicheine, 
von denen das eine, ſeitens des Käufers unterfchriebene Eremplar dem Berkäufer, das andere, jeitens 
des Letzteren unterichriebene Eremplar dem Käufer eingehändigt worden, unterliegen — der Stempel- 
ſteuer.“ (Entſch. Bd. V, ©, 30.) (4. U. Anwendung: Erf. d. 4. Juli 1850, Arch. f. R. Bd. II, 
©. 193.) 9) Die Auswechſelung erfolgt nicht, oder die don dem- Einen unterichriebene Urkunde wird 
dem Anderen nicht ausgehändigt. Dann ift der Vertrag nicht zu Stande gelommen. $. 119 d, X. 
und Entich. des Obertr. Bd, XIX, ©. 69 u. 71. (4. U. Wieder angenommen in dem Erik. dell. 
dv. 16, Oft. 1860, Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVIII, ©. 315. Es madıt feinen Unterjchied, daß die 
Auswechſelung bloß aus Irrthum umterblieben,) c) Der, welcher die Urkunde unterichrieben hat, hat 
folhe dem amderen Theile behändiat. Dann darf derjelbe den Mangel der Unterichrift des Lebteren 
nicht voribügen, Pr. 292, v. 9. Juni 1837, — Der Andere wird durd die Annahme der Urkunde 
feinerjeits nicht verbindlih. Wenn er aber auf Grund derielben Klage erhoben hat, jo kaun er den 
Mangel der ichriftlihen Form nicht entgegemjegen,, wenn der Bell, gegen ihn, auf Grund deſſelben 
Vertrages , Gegenansprüche erhebt und diefe aus dem Inhalte des, wenn auch nur einjeitig vollzoge- 
nen Inftruments abgeleitet werden. Pr. 1046, d, 2. Oltober 1841, Fe fid) der, welcher die 
von dem Anderen einjeitig unterzeichnete Urkunde empfangen hat, ruhig, jo befindet ſich die Sache 
in der Lage eines jchriftlich gemachten Antrages, zu defien Aunahme eine beliebige Zeit gelafjen ift. 
Dieſer Fall ſteht mit dem, wo der eine Theil unterfchrieben, der andere aber, ein Analphabet, unter« 
freuzt bat, auf gleicher inte. Der, welcher umterichrieben hat, bleibt einjeitig gebunden, bis der 
Andere den Handel, gleichviel in welcher Form und im welchen Ausdrüden, ausſchlägt. Pr. des 
Obertr. dom 1. Novbr. 1845 (Entſch. Bd. XII, ©. 163). Diejer Ungewißheit kann er dadurch ein 
Ende machen, daß er dem Anderen nachträglid eine Frift beftimmt, um ſich auf eine gültige Weiſe 
über die Annahme zu erklären. $. 92 d. T. und Entih. Bd. XI, ©. 165. Der fruchtloje Ablauf 
der Frift madıt ihn wieder frei. 

98) Der $. 117 joll einen fehr lange und lebhaft geführten Meinungsftreit der gemeinrechtlichen 
Juriften entſcheiden. Die Geſchichte diejes Streites j. m. Recht der Ford. Bd. II, $. 70, ©. 57, 
2te Ausg. ©. 67 fl. Nad) pr. J. de emt. (III, 24) und L. 17 C. de fide instrum. (IV, 21) ift 
in dem —— Falle die Gültigleit des Vertrages von der Schrift abhängig. Man war ein— 
verſtanden darüber, daß die Parteien auch verabreden könnten, daß nicht die Gültigkeit, ſondern nur 
der Beweis don der Schrift abhängen-folle. Der Streit murde darüber geführt, mas anzunehmen 
jei, wenn die Parteien fich darüber nicht ausgeiprochen hätten. Der 8. 117 enticheidet: es folle eine 
Vermuthung für die Abfidht, daß die Gültigkeit von der jchriftlihen Form abhängen jolle, eintreten. 
Die Beſtimmung ift nicht ganz angemefien. Iſt eine Abficht nicht ausgeiprochen, jo fonımt auf die» 
ſelbe nichts an; ift aber eine Abficht irgenwie ertlärt worden, jo iſt e8 Sache der Auslegung, den 
wahren Willen zu erklären. Der Beweis und Gegenbeweis fann nur auf Äußere, in die Sinne 
fallende Laute, Zeichen und Handlungen, woraus man einen Echluß auf den Willen machen kann, 
niemals direft auf geheim gebliebene Gedaulen gerichtet werden. Dieſe Richtung hat aber die im 
$. 117 gegründete Vermuthung, folglih müßte aud der Gegenbeweis — denn eine Vermuthung 
regelt nur die Beweislaſt — direkt geführt erden können und dirfen. Da diefe Anwendung nicht 
ftattfindet , jo fann der wahre Sinn des $. 117 fein anderer jein, als: bei der vorausgeſetzten Ber- 
abredung wird angenommen, es folle die Gültigleit des Vertrages bon der jchriftlichen Form abhän- 

‚ wenn nicht aus der Erklärung ein anderes exrhellet. Uebrigens ift der Wirkungstreis der Ber 
immung im pr. R. außerordentlid; Hein, da er nur die Verträge trifft, die am fich mündlich ges 
jchlofien werden können. 

99) Bergl. o. die Anm. 62 zu Tit. 4, $. 52, 

100) Ohne Aushändigung wird jelbft der Kontrahent, welcher den dom dem anderen Theile voll» 
zogenen ſchriſtlichen Kontrakt zugeftellt erhalten und dann gleichfalls unterjchrieben, doch aber zurüdbe- 
halten hat, nicht gebunden. Pr. des Obertr, d. 28. Juni 1850 (Entſch. Bd. XIX, S. 69). Das gilt 
freilich nicht in dem alle, wenn nach der Webereintunft beider Theile die von ihnen umnterichriebene 
Urkunde in den Händen Diejes oder Jenes von ihnen bleiben joll; denn Einer faun fie nur haben. 

1) Aud der Stoff, worauf und womit geidrieben wird, ift gleichgültig. (4. U.) Es ift wohl 
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8. 120. Eine von beiden Theilen unterfchriebene Punktation, aus welcher die 
gegenfeitige Einwilligung derjelben in alle wejentlihe?) Bedingungen des Geſchäftes 
erbellet, ıjft mit einem fürmlichen Kontrafte von gleicher Gültigkeit ®). 

$. 121. Es kann alfo auf Erfüllung derjelben geklagt werden *). 

8. 122. ft zur gerichtlichen Berlautbarung, Beitätigung oder Eintragung eine 
förmliche Ausfertigung des Vertrages nothivendig, jo fann ie nad) den Inhalte der 
Punftation von dem Richter verfügt werden). 


behauptet, daß auf Schiefer, Holz und dergl. mit Kreide, Röthel, Schieferftift, imgleihen auf Pa- 
pier zwar, aber mit Blei-, Roth» und dergl. Stift — ene Schriften feinen Anſpruch haben 
auf den Charakter einer Urkunde Merkel, willürliche & richebarteit: in Weiske's Rechtslexi— 
fon, ®d. XIV, ©. 696 (beſonders abgedruckt unter dem Titel: das Notariat und die willlürliche 
Gerichtsbarkeit, Leipzig 1860). Bergl. Gatterer, Abriß der Diplomatie, 8. 9, ©. 7. giebt 
es dafür feinen haltbaren Grund. Nach moſaiſchem Rechte ift die Frage vielfach behandelt. Wach 
den Rabbinen der Miſchnah, VI, Kap. 2, M. 3 darf man Scheidebriefe jchreiben mit Tinte, Kreide, 
Nöthel, Gummi, Bitriol, kurz mit Allem, wovon eine lejerliche Schrift ſichtbar bleibt, und man 
fann fie auch jchreiben auf Alles, was die Schrift annimmt, 3. B. auf ein Baumblatt, auf das 
Horn einer Kuh, die man der Frau giebt, auf die Hand eines Sklaven, den man gleichfalls der 
Frau giebt; weil nad 5. Moſ. 24, 1 das Schreiben und das Geben der Schrift das Weſentliche ift, 
ganz jo tie heutzutage. Nun verfteht fich freilich ungefagt, daß das mofaiiche und talmudiſche Necht 
feine unmittelbare Anwendung findet, aber es bemeifet, daß ſchon dor alten Zeiten gelehrte und den- 
fende Männer den Stoff als Nebenfache behandelt haben. Der enticheidende Grund für das heutige 
Recht ift, daß kein Gele das Gegentheil dorjchreibt, und die Natur der Sache nicht hindert, jeden 
Stoff, der eine Schrift aufnimmt umd dem, melden folder gegeben wird, lesbar überliefert, dazu 
zu verwenden. 

1a) (4. A.) Dies ift der Hanptgegenftand der Beſtimmung des $. 119. Denn die Ältere Sitte, 
den Urkunden, namentlich den Privaturfunden, durch Unterfiegelung Kraft und Gültigkeit zu geben, 
mar ſchon vor der landrechtlichen Geſetzgebung in fofern wieder verſchwunden, als man die Unter— 
fiegelung nicht mehr zur Gültigkeit der Urkunde verlangte. Vergl. Juftruftion für die Notarien, vom 
11. Aulı 1771, 8. 9 (N. C. C. Tom, V, Abth. 1, p. 271) und A. G.O. 1, 3, $. 30, Nr. 6. a. €. 
In Frage konnte nım noch kommen, ob und welde Bedeutung und Wirkung der Erwähnung der 
Befiegelung in dem Schriftſtücke beizulegen jei, wenn gleihmohl die Beidrüdung des Siegels unter- 
blieben war. Dieſes enticheidet der $. 119. 

2) Ob über alle Effentialien Beftimmung getroffen ift, muß im jedem einzelnen Falle nach der 
Natur des Rechtsgeichäfts befunden werden. 2 DB. ein Kauf in Pauſch und Bogen nad einem An- 
ſchlage, der nicht vorhanden, ermangelt der Beftimmung des Gegenftandes (Simon, Nedtsipr. II, 
102), denn Pauſch und Bogen, und Anfchlag oder Inventarium ſchließen fid) aus, Sind aber die 
Effentialien beftimmt, fo darf doch fein Vorbehalt Über Nebenabreden gemacht fein, denn dadurch 
wird der endgültige Konfens eben juspendirt. $. 125. 

3) Diefe Beftimmung ift nur für die Fälle gegeben, wenn die [hriftliche Form zur Rechts— 
beftändigleit des Bertrages genügt, gilt aber feinestweges, wenn die gerichtliche oder notarielle Abfaj- 
fung des Vertrages dorgejchrieben ift. Pr. d. Obertr, v. 1. Oltbr. 1838 (Entſch. Bd. IV, ©. 123). 
Aber fie gilt für die Falle des $. 126, 

4) Diefe Klage lan vor der aus dem folg. $. 122 verb. mit I, 10, $. 17 zuftebenden Klage 
angebracht , fie lann auch mit derjelben kumulirt werden, nach Gutfinden, weil fie beide nebeneinan- 
der zufteben und feinestveges fich ausidhließen, auch eine die andere nicht fomjumirt. Der I. M. 
auch jpricht in einem R. vom 11. Mai 1836 (Erg. ad h. $.) die borgängige Zuläjfigleit diefer Klage 
vor der des $. 122 aus, doch ohme einen juriftiichen Grumd zu geben. Die Abweilung der Erfüllungs- 
flage ift der anderen auch ur dann präjudicirlich, wenn das Geichäft materiell für ungültig erllart 
und deshalb der Kläger lediglich abgemieien wird. 

5) Auf die Errichtung eines förmlichen Inftruments, als einen Theil der Erfüllung des Kon- 
trafts, muß ordentlich geklagt werden , wenn der Richter heifen foll. I, 10, 8. 17; und Hmw.-Ordn. 
zit. 11, $. 62. Diefer Klage kann micht der Einwand entgegengejet werden, daß der Andere ımit 
der Erfüllung des Bertrages ganz oder theilweiſe im Nüdjtande ſei. Pr. d. Obertr. 2069, v. 3. Oftbr. 
1848, und Erf. d. 9. Septbr, 1850 (Arch. f. Nechtsf. Bd. I, S. 75). Dagegen find alle gegen die 
Gültigleit des Rechtsgeſchäfts zufäffigen peremtoriihen Einreden auch gegen diefe Klage — (Pr. 
des Obertr. v. 1. Juli 1836, Jur. Wochenichr. 1837, ©. 217), weil fich ſolche eben nur auf dieſes 
Rechtsgeſchäft gründet, folglich mit demjelben zugleich hinfällt; namentlich berechtigt Die für den einen 
Theil vorhandene Unmöglichkeit der Erfüllung des durch die Punktation abgefchloffenen Geichäfts den 
anderen Theil, den Abſchluß eines fürmlichen Vertrages auf dem Grunde der Privatpunktation zu ber- 
weigern. Erk. des Obertr. v. 12, Juli 1852 (Archiv für Nechtsf. Bd. VI, ©. 259). Das kann ju- 
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8. 123. Weigert ein Theil feine Unterfehrift bebarrlih, fo kann der Richter die- 
felbe ergänzen. 

$. 124. ft der Gegenjtand ein auswärtiges Grundjtüd, und nach den Gefegen 
des Ortes ein von beiden Iheilen unterjchriebener fürmlicher Kontrakt nothwendig, fo 
— * die Unterſchrift beharrlich verweigernde Theil durch Exekution dazu angehal— 
en werden. 

$. 125. Fehlen aber in der Bunftation wefentlihe Beitimmungen, oder haben 
die Parteien die Verabredung gewiſſer Nebenbedingungen ſich darin 5°) ausdrüdlich 
vorbehalten 6), fo jind dergleihen Punftationen nur ald Traftaten anzufehen. 

8. 126. Das von Gerichten oder von einem Notario aufgenommene Proto- 
fol ?) über einen zu errihtenden Vertrag hat mit einer Punftation gleiche Wirkung. 

$. 127. it ein Vertrag fehriftlich geichloiien worden, jo muß alled, was auf 


die Verabredung der Parteien anfommt, bloß nach dem jchriftlichen Kontrafte beurtheilt 


werden 7 ®). 


riftisch gar nicht in Frage geftellt werden. (4. A.) Aber den Einwand der Verjährung hat das Obertr. 
für unzulälfig erflärt. Br 1437, unten, Anm. 6 zu $. 506, Tit. 9. 

Die Ausführung des für den Kläger obfieglichen Urtels geichieht entweder in der Weile, daß der 
Punktation eine Ausfertigung des Urtels mit dem Attefte der Rechtskraft angehängt wird, wodurch dic- 
jelbe authentiich wird; oder jo, daß der Prozeßrichter einen Dritten, im Vollziehung des Urtels durch 
ein Dekret, ermächtigt, den formlichen Bertrag im Namen des Exequenden mit dem anderen Theile, nad) 
Inhalt der Punktation, gerichtlich oder motariell zu verfautbaren. Im diefem Kalle darf jedoch die neue 
Urkunde nichts anderes als die Punktation enthalten, und deshalb muß zur Yegitimation des Dritten 
der Inhalt der Bunktation in die Ermädtigung aufgenommen werden. 

8 (5. A.) „Darin“, alſo in der über die Bunktation aufgefetten Schrift. Ift in der, alle weſentliche 
Beftandtbeile eines Kaufs enthaltenden Punktation ſelbſt ein derartiger Vorbehalt nicht gemacht, ftellt fich 
vielmehr in der Urkunde das, Geſchäft als ein definitiv abgejchloffenes dar, fo finft die Punktation 
nicht dadurch zu Traltaten herab, wenn ein folcher Borbehalt, z. B. daß der Kontraft erft dann in 
Gültigleit treten folle, wenn der Berfäufer die in der BVertragsichrift auf das Kaufgeld vorbehaltlos 
an Zahlungsftatt angenommene Hypothelk für fiher und annehmbar befinden würde, — nur mündlich 
gemacht ift. Erf. des Obertr. vom 16. November 1866 (Acc. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©, 143), 

6) S. o. Anm. 2 zu $. 120, Jeder Vorbehalt einer Vereinbarung über irgend einen Punkt ſus—⸗ 
pendirt den endgültigen Konjens. 

7) Borausgejetst ift die Beobachtung der mwejentlichen Förmlichleiten eines Protokolls, namentlich 
derjenigen, melche binfichtlich der Analphabeten vorgeichrieben find. „Den über —— mit Anal⸗ 
phabeten aufgenommenen Notariatsprotofollen, wobei die hiuſichts der Uuterſchrift der Analphabeten 
geſetzlich angeordnete Form beobachtet worden, Tann die rechtliche Wirkung ſchriftlicher Punktationen 
nicht um deshalb abgeſprochen werden, teil die Ausfertigung der Notariatsurkunde nicht erfolgt iſt.“ 
Br. 986, dv. 31. Juli 1840 (Entih. Bd. VI, ©. 300). Es kann auch micht eingemwendet werden, daß 
ein bvorichriftsmäßiges Notariatsprotofoll erft alsdaun verbindliche Kraft erlange, wenn in Folge deſſel⸗ 
ben das Dokument förmlich errichtet und vollzogen worden ſei. Pr. 11808, vd. 5. Auquft 1842. Der 
8. 40 der Not.-Drdn. vom 11. Juli 1845 bat fiir die Zukunft alle derartigen Zmeifel beieitigt, auch 
bedarf es daruach zur Ausfertigung der förmlichen Notariatsurfunde feiner Mitwirkung der Barteien 
mehr. — Das Br. des Obertr.v. 1. Oktober 1838 (Anm. 3) bezieht fich nur auf Privatichriften und 
gilt hier nicht: die fr. Protokolle haben auch in den Fällen, wo gerichtliche oder notarielle Abfafjung 
dorgeichrieben ift, volle Gültigkeit. 

7a) (4. 9.) Ein Auftionsprotofoll ftellt feinen jchriftlichen Vertrag dar. Erf. des Obertr. dom 
7. Dezember 1860 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 281). 

G. 9.) Der Einwand des anders verabredeten als niedergeichriebenen Vertrages wird dadurch 
nicht dargeftellt,, daß eine nähere Maßgabe der übernommenen Verbindlichkeit, 3. B. die Sicherftellung 
derſelben, vorher nicht ausdrüdlich verabredet worden ſei. Zu defien Begründung gebört vielmehr der 
Nachweis, daß toirflich etwas meientlich Anderes verabredet als geichrieben sei. te die Übernom« 
mene Berpflichtung im den auf Grund der mündlichen Abrede niedergeichriebenen Bertrage fejtgeftellt 
morden , davon fich zu Überzeugen, ehe man diejen unterichreibt,, ift Sache des Unterſchreibenden; umd 
daß er mit feiner Unterfchrift alle in der Schrift ausgedrüdten näheren Beftimmungen des Verabrede- 
ten, ſoweit fie nicht tweientlic, Anderes enthalten, als verabredet worden ift, genehmigt, das liegt 
im Weſen des fchrifttich zu Stande gelommenen Bertrages. Erf. des Obertr. vom 9. Januar 1863 
(Entih. Bd. XLIX, ©. 34). Im einem jüngeren Erf. v. 9. — 1864 ſagt Daſſ. wieder: 
um den ſchriftlichen Revers unwirlſam zu machen, genügt der Nachweis, daß derſelbe im Wider- 
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$. 128. Auf vorgeihüßte mündliche Nebenabreden wird, ohne Unterſchied des 
Gegenſtandes 3), feine Rüdicht genommen ?). 


ſpruch fteht mit dem, mas die Kontrahenten in Wirklichkeit verabredet haben, ohne daß auch der Nach— 
weis geführt werden milßte, warum der Vertrag anders niedergeichrieben als verabredet worden. 
(Archiv j. Nechtef. Bd. LIII. ©. 130.) Ju diejer Allgemeinheit ift der Sat feine Wahrheit, er ftößt 
auch ſolche Berträge um, welche in Nebenbeftiimmungen und Modalitäten Abweichungen von der ur« 
ſprünglichen Verabredung enthalten, was unnachweisbar ift. Es giebt abfolut keinen vernunftmä- 
Figen Grund, warum im leisten Augenblick nicht eine Abweichung von der uriprünglicen Verabre- 
dung Sollte genehmigt umd diefe Genehmigung durch die Unterſchrift verlautbart oder —— werden 
lonnen. Der ſpäter abfallende Kontrahent kann daher auf die frühere mündliche Verabredung anders 
nicht zurückgehen, als daß er die ſpätere jchriftliche Vereinbarung bejeitigt, d. h. jeine ihm entgegenfte- 
bende Genehmigung und Vollziehuug des jchriftlid) verlautbarten Vertrages eutkräftet. Dies ift nur 
möglih, wenn er thatlächliche Momente nachweiſet, aus welchen zu fchlichen, daß es diefer formalen 
Genehmigung der Schrift an jeinem Konſenſe fehle; fonft ift es eben durch die jchriftliche Urkunde 
— „„was die Kontrahenten in Wirklichkeit verabredet haben“, Vergl. auch die folg. Anm. 9, 
Par 7 


8) Bezieht ſich nicht auf die rechtliche Natur des Gegenftandes, fondern auf deſſen Werth, um 
das Bedenken zu befeitigen: ob nicht mündliche Abreden, neben einem ſchriftlichen Vertrage , wirkſam 
fein möchten, wenn der Gegenſtand nicht über 50 Thir. werth ift. $. 131. 


9) Der $. 128 ift nicht auf ſolche mündliche Abreden zu beziehen, welche eine Anfechtung des 
ſchriftlichen Vertrages als — begründen. Pl.-Beſchl. (Pr. 1523) des Obertr. v. 31. Ja» 
nuar 1845 (Entſch. Bd. X, S. 259), Dadurch joll die unjuriftiihe Meinung, daß die „Nebenabrede“ 
fih auf das äußere Verhältniß der Mündlichkeit neben der Schrift beziehe, abgethan und die entgegen- 
geiettte Meinung, wonach der Gegenftand umd deffen vechtliches VBerhältuiß zu den Effentialien des Ge— 
Nnäfıs in Betracht kommen, unterftügt werden, Die negative Faſſung erledigt aber nicht die Zweifel: 
in wieſern milndliche VBerabredungen, welche in der That nur Naturalien und Aceidentatien betreffen, 
neben der Schrift in Betracht kommen, nämlich wenn die Schrift die wahre Verabredung der Par- 
teien gegen deven Willen nicht aufgenommen hat, oder wann mündliche Abrede eine Nebenabrede 
im Sinne des $. 128 jei. Im einem Erf. dv. 17. Juni 1852 (Nıd. f. Rechtöf. Bd. IX, S. 284) 
drüct das Obertr. ſich pofitiv dahin aus: Die SH. 127 — 129 beziehen fich Iediglid auf Beſtimmun— 
gen Über nicht weſentliche Beftandtheile des Vertrages, binfichtlid deren in Ermangelung einer aus- 
drüdlidien Einigung der Kontrahenten der fchriftliche Vertrag aus den Borjchriften der Geſetze zu er- 
gänzen ift. — Das würden die Naturalien des Gefchäfts fen. Aber auch dadurch wird jener Zwei— 
jet nicht a Als Grundſatz ift anzunchmen, daß auch die mündlichen VBerabredungen über Abs 
änderung der Naturalien erheblich find, wenn fie einen Beitandtheil des vereinbarten Vertrages aus— 
machen und demnächft in der darüber errichteten Urkunde ohne Willen aud) nur einer Partei über- 
gangen worden find. Folgende Auwendungen find bekannt geworden : 

a) Wenn neben einem jchriftlichen age ein Gegenftand, der zu den mejentlichen Erforder⸗ 
nifien des Geichäfts gehört, mündlich abweichend von dem jchriftiichen Bertrage vereinbart wird, fo 
begründet eine ſolche Vereinbarung die —— eines ſchriftlichen Bertrages. Auf dieſelbe Tann 
alſo der 5. 128 nicht bezogen werden. Pr. des Obertr. 1633, vom 15. Febr. 1845. Der juriſtiſche 
Grund iſt, daß der Vertrag anders niedergeſchrieben als verabredet worden. Zum Erweiſe des An—⸗ 
fechtungsgrundes genügt aber nicht die Behauptung, daß die Vereinbarung über gewiſſe Punkte ipä« 
ter in die Urkunde nicht aufgenommen worden ſei, denn man kann noch bei der Niederichreib an« 
deren Sinnes geworden jein; vielmehr muß behauptet werden, daß die Weglaffung wider den Willen 
der Parteien und warum ? geichehen fei, 3. B. weil die Parteien den Punkt aus Irrthum dem Ber- 
faſſer nicht fundgegeben,, während fie doch übereinftimmend beabfichtigt hätten, die Berabredung zum 
Beftandtheile des jchriftlichen Vertrages zu machen; oder weil der Verfaffer den ihm wirklich verlaut- 
barten Punkt aus Berfehen weggelaffen und die Parteien den Fehler bei der Vorleſung nicht bemertt 
hätten, Pr. des Obertr. vom 6. März 1849 in Sachen Roſſow wider Miller, 8053184, II, 48, 
(5. 4.) Das Obertr. ſchwankt auch im dieler Beziehung in jeinen Unfichten und Auslafjungen. ©. 
Anm. 7a, Abi. 2. Es will fih aud nicht jchlechthin zu dem Inhalte des angeführten Erf. vom 
6. März 1849 befennen. Im dem in der Anm. 7a, al 2 vorgeführten Erf, d. 9. Februar 1864 
jagt dafjelbe: „um den fchriftlichen Revers unmirkiam zu machen, gemügt der Nachweis, daß derſelbe 
im Wideripruch fteht mit dem, was die Kontrahenten im Wirklichleit verabredet haben. Nur dabım 
gehen aud die Eutfheidungen des Obertribunale Nirgends aber hat dajjeibe 
ausgeiproden, daß aud der Nachweis geführt werden müſſe, warum der Ber- 
trag anders niedergeichrieben als berabredet worden, namentlich nicht in dem 
zitirtem Urtheil vom 6, März 1849, es ift vielmehr aud in diefem Urtbeil für 
allein entiheidend eradtet worden die Behauptung, der Vertrag jei anders nie— 
dergeihrieben, als verabredet worden“ Das ift eine Ausweihung. Denn davon ift 
feine Dede, daß die Behauptung, der Vertrag ſei anders niedergejchrieben als berabredet worden, 
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für alleim emticheidend micht zu erachten jei; Ddiefes Beweisthema if ja völlig außer Streit. Es 
handelt fich lediglich darum: wie dieler Beweisſatz beiviejen werden fünne. Und in diefer Beziehung 
muß es aus logiiden Gründen dem Obertr. beftritten werden, daß ſolches durch den Zeugenbeweis: 
wie die uriprüngliche mündliche Beredung der Kontrahenten gelautet habe, möglich jei. Die jüngfte 
Willenserklärung der oder des Kontrahenten liegt ichriftlih vor. Beide, die frühere mündliche und 
die letste jchriftliche , fönnen thatſächlich eriftiven und von einander abweichen, und es frägt ſich nu: 
welche von beiden ift die bindende. Natürlich die Schriftlihe als die letzte, aus befannten Gründen. 
Will der Produzent das nicht gelten laffen, weil die Urkunde nicht die eigentliche und wahre Willend- 
meinung ausdrüde, jo muß er doc jagen, warum ? da jede Erklärung durch eine jpätere abänder- 
lich ift und er ja den ihm entgegenftehenden vollſtändigen Beweis jeiner jüngften Willenserklärung 
vernichten will. Hier ftehen wir auf dem Punkt, an das Obertr. die Frage zu richten: was es denn 
mit den Worten, daß es niemals ausgeiprochen habe (d. h. doch wohl, daß es niemals erforderlich 
jei), daß auch der Nachweis geführt werden müfje, warum der Vertrag anders niedergeichrieben ala 
verabredet worden, — der Rechtswiſſenſchaft gegenüber jagen wolle ? 

b) Wenn in einem Adjuditationsbeicheide dem Adjudikatar auferlegt ift, ein Auszugshaus zu 
nemähren , und behauptet wird, daß nach der Verabredung ein Auszug in einer weiteren Ausdehnung 
habe geleiftet werden follen ; jo wird nicht eine mündliche Nebenabrede, fondern die unrichtige Faſſung 
der von den Parteien verlautbarten Erklärung behauptet, wodurch der chriftliche Vertrag unwirkſam 
wird, Pr. des Obertr, von 1834. (Schleſ. Arch. Bd. II, ©, 290.) 

e) Wenn in einem Kauffontrafte die Zeit der Uebergabe und damit der Uebergang der Gefahr 
feftgejegt worden ift, und nachher die Parteien die Uebergabe formlos früher vollziehen, jo ift das 
feine mündliche Nebenabrede oder Abänderung eines ſchriftlichen Vertrages, fondern eine gültige Er— 
füllung des — die ſpäter nur geſchehen konnte aber nicht mußte. Erf. des Obertr. vom 27. 
September 1844 ( ntich. Bd. XV, ©, 244) 

d) (4, A.) Wenn unter den —— ein ganz auderes Rechtsgeſchäft, als der Wortlaut des 
ſchriftlichen Vertrages ergiebt, verabredet worden iſt, jo iſt dies feine mündliche Nebenabrede. Erf. 
des Obertr. v. 18. Januar 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 29). 

e) (4. A.) Eine unter den Kontrahenten getroffene, ihre wahre Willensmeinung enthaltende Ber: 
einbarung , melde dem Inhalte der ichriftlichen Urkunde entgegentäuft, und denielben als einen jolchen 
darftellt, den der Ausfteller in feinem ganzen Bejtande nicht ernſtlich gewollt hat, gehört nicht umter 
die Nebenbeftiinmungen des Bertrages, don welden in den 85. 128, 129 die Rede ıft, vielmehr be» 
trifft fie die Efientialien des Vertrages. Erf, deſſ. v. 6. Mai 1858 (cbd. ©. 285). 

f) (4. A.) Ift ein in dem ichriftlihen Vertrage übergangenes Eſſentiale mündlich fejtgeietst a" 


ift dies — nicht unter den Geſichtspunkt einer mündlichen Nebenabrede zu bringen, aber das Ge— 
Icäft jelbft ift wegen mangelnder Forın hinfällig. Ert. deſſ. v. 21. Juni 1858 (Entſch. Bd. XXXIX, 
. 46). 


g) (4. A.) Wenn neben dem fchriftfichen —— eine mündliche Abrede getroffen iſt, welche 
zur Auslegung einer in dem Vertrage enthaltenen unklaren und undeutlichen Willenserklärung dient, 
3. B. das mündliche Verſprechen des Berläufers, die in dem schriftlichen Vertrage angegebene Größe 
der verfauften Grundſtücke vertreten zu wollen; fo ift dies keine mündliche Mebenabrede im Sinne 
des 8. 128. Bergl. $. 71, Tit. 4 und 8$. 212, 214, Tit. 11. (Erf. des Obertr. v. 3. Dzbr. 1858 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©, 302). 

h) (4. 4.) Die mündliche Zuficherung des Verkäufers eines noch erft zu derleihenden Bergwerke— 
antheils, daß die Beleihung mit der bezeichneten Grube k B. in der Größe don einer Fundgrube und 
1200 Maßen erfolgen und daß der fraglihe Kur als Antheil an einer Grube von jener Größe ver— 
fauft werde, betrifft nicht, wie das Appellationsgericht — hatte, eine Nebenabrede, ſondern 
ein weſentliches Erforderniß des Vertrages, nämlich den Vertragsgegenſtand, und entkräftet den Ver— 
trag wegen Irrthums im Weſentlichen des Geſchäfts auf der Seite des Käufers. Tit. 4, $. 75. 
Erf. des Obertr. v. 3. Dezbr. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©. 307), 

i) (4. A.) Wenn in einem Kauflontratte Über ein Pferd das Abkommen getroffen ift, daß die 
Gemährleiftung erlaffen jet, jo ftellt dies keine mündliche Nebenabrede dar, jagt das Obertr. vom 
8. Dftbr. 1857 (Arc. |. Rectsi. Bd. XXVI, ©, 266), Wenn die Verabredung bei dem Handel 
jelbft — der mahricheinlich mündlich geichlofien worden war — getroffen worden, jo ift der Ausiprud) 
richtig, anderenfalls ift er unrichtig. Die Geſchichtserzählung ift micht vollitändig. eg g. 147, 

k) (4. 9.) Sind durch einen Ichriftlihen Vertrag ein Grundſtück und einzelne ſpeziell gemannte 
Inventarienftüde verfauft unter der mündlichen Verabredung, daß für den bedungenen Preis außer 
jenen Inventarienftüden noch ein anderes Stüd mitverfauft fein folle, fo ift dieſe Verabredung nicht 
als eine unzubeachtende Nebenabrede zur betrachten, vielmehr betrifft fie den Gegenftand des Kaufge— 
ſchäfts und die 88. 127 — 129 find auf diefen Fall nicht anwendbar. Ext. des Obertr. dv. 29. Novbr. 
1858 (Entid. Bd. XL, ©. 20). 

1) (4. 9.) Die Abrede neben einem jchriftlihen Kauftontrafte, daß der Verkäufer die Hälfte des 
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die Zeit der Erfüllung, oder andere dabei vortommende Maßgaben betreffen ? *), foweit 
fie im Kontrafte nicht feitgejegt worden, von dem Richter lediglich nach den Vorfchrif- 
ten der Gefege ergänzt werden 1®). 

8. 130. Was im Kontrafte unleferlich gefehrieben, oder undeutlich ausgedrüdt !?) 
worden, und nicht au dem Zuſammenhange Far erhellet, muß auf andere zuverläf- 


fige Art ausgemittelt werden. x 
8. 131. Ein jeder Vertrag, deſſen Gegenftand ſich über funfzig Thaler !2) in 


Silber» Courant beläuft, muß Wahnt errichtet werden. 


bei einem Wiederverkaufe erzielten Surgfus erhalten ſolle, iſt feine unverbindliche Nebenabrede, fie 
enthält vielmehr die Beftimmung des Kailfpreifes. Erf. d. Obertr. v. 15. Mai 1857 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXIV, ©, 304). 

m) (4. N.) Auf mündliche Verabredungen, welche eine bedingte Erhöhung des Kaufpreiies zum 
Gegenftande haben, ift der $. 128 nicht zu beziehen. rt, des Obertr. v. 13, Dftober 1856 (Arch, f. 
Recrsf. Bd. XXI, ©. 3). 

n) (4. 4.) Abgefchlofiene mündliche Berabredungen, die in das Weſen des fchriftlih errichteten 
Vertrages eingreifen (mas ift das?) und zum Begründung des Einwandes der Simulation oder des 
Einwandes, daf etwas Anderes niedergefchrieben als verabredet worden, angeführt werden, find nicht 
als bloße Borverhandlungen oder mündliche Nebenabreden anzufehen; fie vernichten ganz oder theil- 
weiſe den Inhalt der jchriftlihen Urkunde und ihre Beweiskraft. — Iſt daher nad ſchriftlichen 
Kaufvertrage der Kaufpreis baar zu zahlen, in Wirklichkeit aber deſſen Berichtigung anf andere Art 
vereinbart, jo ift der Bertrag ungültig. Erf. des Obertr. d. 17. Juni u. d. 14, Sept. 1852 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. IX, S. 284; VI, ©. 311). — Diefe Anwendung wirde dem von mir oben, im erften 
Satze präcifirten Grundſatze entſprechen. 

9a) (4. A.) Verabredungen alſo, welche nicht Art, Ort oder Zeit der Erfüllung oder andere 
Mafgaben betreffen, find micht Nebenabreden im Sinne der 88. 127 — 129, mithin ift auch die Ber- 
abredung über die Beichaffenheit der Sache, 3. B. daß ein ertauftes Pferd nicht fehlerhaft fein dürfe, 
fonft der Handel nicht gelte, keine joldhe Nebenabrede, fondern eine weſentliche, in die Beichaffenheit 
der Sache geietste (dem Gegenftand beftiimmende) Bedingung des Rechtögeichäfts. Erf. des Obertr. 
db. 17. und 22, Febr. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXiI, S. 267). Im einem Erf. v. 24. März 
1838 hatte das Obertr. das Gegentheil ausgefprochen. Diefe Auffafjung habe ih fhon im Schlef. 
Ardive Bd. III, S. 640, Note 4 befümpft. Das Obertr. ift alfo davon, nad) der Entfch. vom 17, 
und 22, Februar 1859 umd nach einem Erf. vom 8. Oltober 1857 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXVI, 
©. 266), wieder abgegangen. ß 


10) Die Beitimmung bezieht fi auf Verabredungen, welche in der Über den Vertrag abgefaßten 
Urkunde nicht enthalten find und nicht Eifentialien des Rechtsgeſchäfts betreffen, denn diefe fönnen nie 
von dem Richter ergänzt werden, vielmehr ift der Vertrag immer imperfeft, wenn daran etwas fehlt: 
auf folche beziehen ſich die $$. 127—130 gar nicht. Die Auslafjung der Nebenabreden kann eine von 
drei Urfachen haben: a) Man hat fich über gewiſſe Nebenpunkte vereinbart und gewollt, daß das 
Ganze in die Urkunde aufgenommen werden jolle; man hat Alles dem Verfaſſer —— diejer 
aber hat aus Verſehen das Eine oder das Andere ausgelaffen, und die Parteien haben die Lücke bei 
der Borlefung nicht gemerkt. Dann ift die mündliche Verabredung erheblich, und die Schrift ent- 
fcheidet nicht: denn dieſe ift irrthümlich unvolllommen und nicht näch dem Willen der Parteien nie- 
dergeichrieben. db) Die Verabredung über Nebenpunkte ift abſichtlich in der Urkunde weggelaſſen wor- 
den, weil die Parteien ihren Worten vertrauten oder die Niederichreibung nicht für erforderlich hielten. 
Dann fommt die Beftinunung diefes $. zur Anwendung, d. h. die Naturalien des Geichäftes treten 
ein und auf die Accidentalien (Beränderung der Naturalien dur Verabredung) wird nicht geachtet. 
Dieſes ift 8, was mit dem „von dem Richter lediglich nad) den Vorſchriften der Gefege ergänzt wers 
den’ gemeint wird. ec) Die Parteien haben nichts weiter als die Effentialien verabredet, und nad 
der Abfafjung der Schrift werden fie über Naturalien oder Nebenpunkte uneinig. Daum gilt das 
Gleiche. Vergl. Pr. des Obertr. (Pl-Beſchl.) 1631, vom 7. Nov. 1845, in den Motiven Entſch. 
Bd. X, ©. 49), 

11) Dabei joll nicht bloße Auslegung für ſich allein den wahren Willen der Parteien feftftellen, 
jondern es ſoll anderweiter Beweis über die ausgefprocdhene Abficht zuläfiig fein. Dies ift bei der 
Abjaffung beabfichtigt worden ; denn forma in lege praescripta jei beobachtet und es fomme nur auf 
die Ausmittelung der eigentlichen Intention der Kontrahenten an, twelche durch andere Beweismittel 
erfolgen könne. Bornemann Il, S. 472, 


ı2) Enthält der Vertrag feine —— über den Geldwerth, z. B. bei Tauſchen, ſo muß 
der ſtreitige Werth durch Sachverſtändige ermittelt werden. Gegen den berabredeten Werth findet in 


diefer Beziehung kein Einwand ftatt, weil der Vertrag eben nur diefen Werth zum enftande hat 
und diejer ganz allein über die Form enticjeidet. —— 
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8. 132. St der —— Gold geſchloſſen, jo werden 3 Thlr. Silber-Cou⸗ 
rant einem Dukaten, und 54 Ihlr '®) einer Goldmünze von 5 Thlin. gleich gerechnet. 
8. 133. Auch andere bloi einfeitige ht om müſſen bei Gegenjtän- In wiefern 


F die ſchrifiu 
den über 50 Ihlr., ſobald ihre Folgen ſich auf die Zukunft hinaus erſtrecken fo 1), Afarlung bi 
ſchriftlich abgefaßt werden '*®). Ienserflärun. 

gen nothwen⸗ 
— — dig fei. 

13) Hier dauert dieſes Mißverhältniß noch fort; nur infofern der Werth ftreitiger Gegenftände 
anf den Prozeß Einfluß hat, ift es aufgehoben. ®. vom 21. Juli 1843, Ein. (6.8. ©. 297). 

14) Wenn nicht die Willenserffärung don der thatfächlihen Erfüllung begleitet wird und dadurch 
erliſcht, vielmehr eine Verbindlichkeit oder ein Rechtsverhältniß begründet, ärkt. Anwendungen: 
a) Wenn der bisherige Befiter feinen Willen, die Sache nunmehr für einen Anderen in feiner Ges 
wahrſam zu halten, erflärt (constitutum possessorium). (Entich. des Obertr. Bd. II. S. 266 und 
unten Aum. 42 zu $. 73, Tit. 7.) db) Zu der ausdrüdlichen Genehmigung, wodurch Geſchäftsführung 
in ein Mandat verwandelt werden joll, gehört in allen Källen, wo überhaupt Schriftlichteit des Rechts- 
geihäfte erfordert wird und insbejondere injofern, als fich die Kolgen der Genehmigung auf die Zu— 

uft erſtrecken follen, auch die jchriftliche —* r. des Obertr. vom 30. Marz 1849, Nr. IV. 
(Entih. Bd. XVII, ©. 207.) e) Die Einwilligung des Vermiethers, daß der Miether dem ihm ein- 
geräumten Gebrauch der Sache einem Anderen überlaffe, bedarf nicht der jchriftlichen Korm. Pr. 2029, 
db. 9. Jumi 1848 umd Erf. v. 12. Juni 1854 (Entid. Bd. XXVIII. ©, 102). Diejer Fall ift ledig- 
lich auf den Dolus, nicht auf eine Verbindlichmachung des Bermiethers zuräidzuführen, deshalb ift die 
Borm entbehrlich. Allen das ſtimmt nicht zu dem Ausdrude: „sobald ihre Folgen ſich auf die Zu- 

uft hinauserftreden“. (3. A.) Das Obertr. je and) Ni diefes Pr. 2029 anf den Fall beichräntt, 
daß mach abgefchlofjenem Bertrage die Eimmilligung des Bermiethers in die Ueberlaffung der gemie- 
theten Sache an einen Anderen im Beziehung auf eine beftimmte Perjon gefordert umd ertheilt 
worden, Der anfgeftellte Grundfat joll aber nicht anzumenden fein, wenn nach abgefchloffenem jchrift- 
lichen Bertrage mündlich die Abrede getroffen ft, daß dem Miether die Befugniß zuſtehen foll, die 
—— Wohnung beliebig einem Anderen zu überlaſſen. Eine ſolche Abrede Tu vielmehr zu ihrer 

echtsgültigleit der jchriftlichen Form beditrfen. Pr. 2447, von 29. April 1853. (Entih. Bd. XXV, 
©. 388,) Diefer Untericheidung fehlt die Sachlichteit. „Hat der Bermiether — fagt das Obertr. — 
„Seine Einroilligung im die Abtretung des Miethsrechts an eine beftimmte Perfon, wenn auch nur 
mündlich, ertheikt, jo kann nicht behauptet werden, daß der Miether eigemmächtig gehandelt habe ; feine 
Handlungsweiſe fteht vielmehr mit dem Willen des Bermuethers im Einklange. Diefer Grund trifft 
aber nicht zur, wenn es fich nicht um die Einwilligung im die — des Miethsrechts an eine 
beſtimmte Perſon handelt.“ Das bleibt zu erweiſen. Wenn der Miether den Bermiether bittet, 
im erlauben, daß er eine Stube 3. B. an irgend einen Referendar oder Offizier verimiethen ditrfe, und 

r Bermiether ſolches erlaubt, wer lann da behaupten, „daß der Miether eigenmächtig gehandelt habe‘, 
wenn er dies nachher gethan hat? Das Obertr. hat die Gegenfäte micht im —* —— und 
darum auch nicht eig, ausgedrüdt. Zwei Fälle können eintreten. Entweder foll der Vermiether 
oder Verpäcter nur die I Iren eines Untermiethers x. erlauben: dam ift keine Form des Wil- 
lensausdruds erforderlich, weil es lediglich auf die Thatfache, daß der Miether zc. nicht „‚eigenmädhti- 

Weife einen Untermiether annehme, anltommt; alsdann fommt es auch nicht darauf an, daf die 

tion des Untermiethers beſtimmt je. Oder es ift eine Abtretung des Miethsrechts ꝛc. oder doch 
ein jolches Verhältniß, daf der Bermiether im fontraftliche (obligatorische) —— zu dem Unter— 
päcdhter oder Untermiether trete: alddann muß die Form der Willenserklärung des Bermiethers oder 
Verpächters angewendet werden, welche für den vorliegenden Kontrakt, vermöge des Gegenftander, 
vorgeichrieben ift, und außerdem muß, fachlich, der Vermiether oder Verpächter jene Willenserklärung 
unmittelbar dem Untermiether oder Unterpächter ae geben, —2 daß fie beide als vertrag— 
ſchließende Theile ericheinen. Hierdurch unterſcheidet fich im Wefentli die Erklärung des Bermie- 
thers x. in dem erften Kalle, wo diejelbe nichts weiter als eine Erlaubniß oder Ermächtigung, welche 
der Vermiether ꝛc. feinem Miether x. giebt, iſt; diefelbe ift für den Machtgeber ohne Rückſicht auf 
die Form deshalb bindend, weil ihn ſein Dolus hindern würde, gegen die Ausführung feiner Ermäch— 
tigung anzuftreben. — Uebrigens paht die vage rn ar 8%. 133 jiberhaupt nicht zu dem librie 
gen einſchlagenden Geſetzen, weil fie jpäter eingeichoben und die Aenderung der Übrigen Beftimmuns- 
gen verſäumt worden ift. Im Erwägung der bejonderen Beſtimmungen über die form der einjeitt- 
gen Willenserflärungen, Zit. 4, $8. 94, 95 hat die Praxis dem $. 133 auf die eimieitigen Verträge, 
die contractus unilaterales beſchräntt. Pl.-Beichl. dv. 1. März 1847 (Entſch. Bd. XIV, 8.39). Die 
Eutjtehungsgeichichte diefes 8. 133 ſ. in der folg. Anm. 15. 

148) Der Gläubiger, welcher jeinem Schuldner gegen eine angenommene Gegenleiftung Zah— 
Iungsfriften bewilligt hat, kann, ungeachtet des Mangels der geſetzlich nothwendigen Korm, nur gegen 
Rückgabe des Empfangenen von dem Ablommen zurücdtreten. $. 156. (rk. des Obertr. v. 6. Nov, 
1851 (Arch. f. — Bd. IV, ©. 77). 
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8. 134. Zu —— und Verzichtleiſtungen 10), nicht aber zum Beweiſe 

der erfolgten Zahlung, oder ſonſtigen Erfüllung einer Verbindlichkeit 10) find ſchrift⸗ 
lihe Urkunden erforderlich. 

nungen 5. 135. Verträge und Erklärungen über Grundgerechtigkeiten?°), ingleichen 

a bei de 2 — 

rechtigkeiten, 15) Mit dieſer Beſtimmung verhält es ſich wie mit der vorigen, ſie iſt mit ihr gleichzeitig in den 
fertigen Entwurf eingeſchaltet und paßt eben fo wenig in den Zuſammenhang: daher hier dieſelbe 
Ungewißheit und Meinungsverjchiedenheit darüber: ob alle Berzichtleiftungen und Entfagungen , und 
war — wie der Wortlaut ift — ohme Rückſicht auf den Werth des enftandes , die fchriftliche 
— uöthig haben — was dem 5. 857, I, 16 widerſpricht, — oder ob auch hier die Unterſcheidung 
des 3. 151 Dinfichtric des Gegenftandes, und zwar bei allen Arten oder nur bei einigen Entſagungen 
und bei welchen ? vorausgejegt ift. Die beiden Einſchiebſel SS. 133, 134 find entjtanden auf ein Mo- 
nitum zu $. 132, daß auch der bloß eimfeitigen Erklärungen und Berfpredungen erwähnt werden 
fönnte, 3. B. Quittungen, Konſenſe u. ſ. w. Suarez bemerkte darauf: Das Edilt v. 1770 rede 
von Kontraften, Verträgen und Verſprechungen. Hiernach könnte es ſcheinen a) ald ob bloße Entfa- 
gungen eines Rechts der jchriftlihen Abfaſſung nicht bedürfen. Es fei aber das —— angeuom⸗ 
men (Tit. 16, $$. 380, 381), wohingegen b) bei Quittuugen seriptura nicht nothwendig erfordert 
werde. Er glaube, daß man den Sat jo formiren fönne : j 

„Auch zur Aufhebung der Verbindlichteiten, infofern ſolche durch die bloße Willenserflärung des 

„Berechtigten erfolgen ſoll, ift die jchriftliche Abfaſſung —— Zum Beweiſe der Erfüllung 

„einer Verbindlichkeit iſt feine ſchriftliche Urkunde nothwendig. enn aber eine Verbindlichkeit 

„durch andere gejegmäßige Handlungen gehoben worden, jo bedarf e8 zum Beweiſe darliber feiner 

„Ihriftlichen Urkunden.‘ 

‚Man findet hier die beiden ganz verſchiedenen Zwecke der Form: Entftehung (Begründung) einer 
gültigen Erklärung, und Beweis, wieder mit einander vermengt. ©. führt fort: c) Es ge t noch 
viele andere einfeitige Erklärungen, wodurch weder etwas verſpröchen, nod) eine Verbindfichleit erlaf- 
jen wird, 3. B. die Konfenfe der Aguaten im Lehnfachen, die Konjenfe der Eltern in die Berheirathung 
der Kinder, die Entlafjung eines Kındes aus der bäterlihen Gewalt. Hier fragt fih: in wiefern zu 
diefen seriptura erforderlicy jei. Da dergleichen Erklärungen gewöhnlich weiter ne Folgen 
haben, jo dürfte es wohl rathfam fein, die Regel zu etabliren, daß auch einfeitige Erklärungen, injofern 
die Folgen ſich auf die Zukunft hinaus erftreden, nur durch die ſchriftliche Abfaſſung verbindliche Kraft 
erhalten, Die etwaigen Ausnahmen würden bei den einzelnen negotiis zu beftimmen fein, — Ad 
marg. ift bemerkt: 1. Entjagung ſchriftlich, 2. andere einfeitige Erklärungen ſchriſtlich, 3. Beweis der 
Erfüllung nicht ſchriftlich. Hieraus find die beiden 55. 133, 134 hervorgegangen und die Aenderung 
der Übrigen verjchiedenen Beitimmungen darnad) ift unterblieben. 

Der $. 34 wirft die verichiedenartigen Entjagungen und Berzichtleiftungen ohne Unterſcheid 
zujammen, Die Herjtellung einer Uebereinftimmung mit anderen einichlagenden Sägen gefict, au 
gleiche Weife wie bei dem $. 133, durd) rn 8. 134 auf jolche Entjagungen, welche ein Ver— 
trag find, 3.8. Erlaß (paetum remissorium), Attord, da hier eben nur von Berträgen gehandelt 
wird und hierzu die Vorſchrift I, 16, $. 387 genau paßt; und wenn man dagegen alle anderen Ent- 
jagungen und Berzichtleiftungen, z. B. Erbichaftsentiagung, Adelsentfagung, Verzicht auf Rechtsmohl- 
thaten und Eimvendungen, nad) der für einfeitige Willenserflärungen I, 4, $$. 94 u. 95 ſchon gege- 
benen allgemeinen Kegel behandelt. S. die vor. Anm, 14. — (4. A.) Wenn in einem Gutsüberlaj- 
fungsvertrage der Webertragende fid) die Regierung vorbehalten hat, jo ift die jpätere mündliche und 
thatſächliche Abtretung derjelben nicht als Theil der erg des Ueberlaffungsvertrages zu beur- 
theilen, fondern als eine Verzichtleiſtung auf ein kontraktliches Recht anzujehen, welde in mündlicher 
gorm nicht vechtsbeftändig ift. Ert. des Obertr. von 13. Dez. 1858 (Ard. f. Rechtsf. Bd. XXXI, 
S. 329). Vergl. auch die Anm. 85b zu $. 103 d. T. 

158) (4. 4.) Weil Zahlung und Erfüllung Realrechtsgeichäfte find, zu deren rechtsverbindlich- 
machender Bollziehung eben die Leiſtung, ohne andere Förmlichkeit, genügt. Die Schrift iſt dabei ein 
bloßes Beweismittel, 

16) Und über Grundſtücke. Ausdrüdlic ift dies in Beziehung auf Eigenthum an Grundftücden 
nicht vorgeſchrieben und die Schriftfteller ftreiten darüber, ob unbedingt auch bei einem Werthe micht 
iiber 50 Ehir. die Schriftliche Form erforderlich fei. Die Praxis hat fich aber dafür entſchieden, anf 
Grund der 88. 16, 17, I, 10 vergl. mit 88. 146, 156 d. T. Das Obertr. hat bisher gleichförmig 
angenommen: „Zum gültigen Verkaufe eines Grundſtückes ift ein fchriftlicher Vertrag unbe — noth 
wendig.“ Pr. dv. 12. Auguſt 1836 (Eutſch. Bd. 1, S. 363). mer: Bd. IV, ©. 221; AEG, 
S.51; Bd. XV, S. 132 und Pr. vom 20. Oft. 1853 (Entih. Bd. XXVII, ©. 36). Auch aus 
wilienichaftlichen Gründen tft es zu behaupten. Nicht allein, wenn Grundgerechtigkeiten der Gegen- 
ftand find, iſt unbedingt ohne Rückſicht auf den Werth die ſchriftliche Form erforderlich, nach di 
$. 135, ſondern auch bei dem mutbaren Eigenthume (1, 18, 8.691); bei dem Piandbefite (I, 20, 
8. 100); bei Gebrauchs- und Nutzungsrechten (I, 21, $. 233); bei dem Kolonate (I, 21, $. 626), 
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über bejtändige perfönliche Laſten und Pflichten, erfordern allemal eine fchriftliche Ab- 


aſſung. 
136. Bei terminlichen Leiſtungen, wo entweder die Zahl der Termine unbe— 
ſtimmt iſt, oder ſämmtliche Termine an die Summe von 50 Thlrn, überjteigen, 
find -fchriftliche Kontrakte nothwendig. 

$. 137. Doc bedarf es bei den Miethen des gemeinen Gefindes feines fchriftli- 
hen Bertraged. (Th. II, Tit. 5, Abfchn, 1) *7). 

8. 138. Bei gewagten Verträgen wird nicht auf die Größe des ungewiſſen Ge- 
winnes, fondern nur * das geſehen, was dagegen geſetzt oder verſprochen worden. 

8. 139. Iſt aber von beiden Seiten ein gewagtes Geſchäft vorhanden, ſo muß 
der Vertrag allemal ſchriftlich abgefaßt werden '®). 

$. 140. Konventionalftrafen werden nicht zu der Summe oder dem Werthe der 
Sache gerechnet, worüber die Hauptverbindlichfeit eingegangen worden. 

$. 141. Weberfteigt aber '?) die Konventionalftrafe jelbit die Summe von 
50 Thlrn., jo ift ein fohriftliher Vertrag nothwendig. 


Gilt diefe Form bei den dinglichen Rechten an Grundftüden für — fo iſt fein logiſcher Grund 
nachweisbar, aus welchem bei dem erſten und ſtärkſten dinglichen Rechte, dem Eigenthume, davon ab— 
zugehen ſei, und die den gleichen Grundjag bei dieſem Rechte ausiprechenden 88. 16, 17, I, 10 fo zu 
deuten, daf fie nur zur Deolanbiouug bei dem Grumdbuche die fchriftlihe Form forderten, und mit 
dem allgemeinen Prinzipe in Widerſpruch träten. 

(4. A.) Zur Erwerbung einer Grundgerechtigteit genügt es, wie ein Appellationsgericht angenont- 
men hat, nicht, daß der Erwerber mit der mündlichen Einwilligung des Auderen Einrichtungen traf, 
in folge deren nur ihm die Ausübung der Grumdgerechtigleit möglih war. rt. des Obertr, vom 
10. Jımi 1858 (Arch. f. Rechtsf, Bd. XXX, S. 86.) — Wenn aber eine foldhe Anlage auf Grund 
eines fäftigen bloß mündlichen Vertrages gemacht worden ijt umd das dadurch belaftete Grumdftüd 
nad) beiderfeitiger Erfüllung jenes Vertrages an einen Dritten veräußert wird, ohne daß der Beräu- 
Berer von feinem perjönlichen Klagerechte auf Wegichaffung der Anlage Gebrauch gemacht hat oder 
dafjelbe dem Dritten mit zu cediren, fo hat diejer fein Recht, auf Befreiung des mit der Yaft erwor— 
benen Grumdftiids zu Magen; der actio negatoria fteht der Einwand der alteren Ermwerbung, deren 
Titel mur von dem Autor hätte mit der condictio ob eausam oder einer actio rescissoria angegrif- 
fen werden fönnen, mun aber umangreifbar ift, entgegen. rt. des O©bertr. v. 2. Dez. 1858 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©. 289 und Eutſch. des Obertr. Bd. XL, ©. 35). (5.9) Es ift auch zur 
Aufrechthaltung einer, durch mündlichen, beiderjeits erfüllten Vertrag, errichteten Grundgerechtigkeit 
nicht erforderlich, daß derjenige, welcher das Beſtehen der Grundgeredhtigteit behauptet, Redhtsmachiol- 
ger des Vorbeſitzers, welcher den milndlichen Vertrag geichloffen hat, geworden ift. Erf. des Obertr. 
vom 15. März 1864 (Entid. ®d. LI, ©. 55). Iſt nicht zweifelhaft. Der —— einmal erfüllt, 
begründet kein obligatoriſches Rechtsverhältniß, ſondern hat ein dingliches Recht geſchaffen. 

17) Das „Abſchnitt 1” wird als Drugfehler angezeigt und ſoll geſtrichen werden nach R. vom 
29. Dez. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). Es iſt aber fein Fehler, denn es ſoll nicht auf Fit. 5 über- 
haupt, jondern auf den erjten Theil deſſelben (88. 1—176), welder ad marginem die Ueberichrift bat: 
„I- Bon gemeinem Geſinde“, verwieſen werden. 

18) Der Sat ift angewendet worden auf den Tall, wo zwei —— von Lotterielooſen die 

Hälfte ihres Looſes mit einander vertaufcht haben (Ullrich, Ar. Bd. XI, ©. 359). Die Aniven- 
dung ift bedentlih. Hätte der Eine den Anderen das —* Loos verkauft, jo wäre der Handel (un— 
ter 50 Thlrn.) giftig geweſen, wie man dort felbft behauptet. Hätten beide Looſe körperlich getheilt 
und beiderfeitige Hälften mit einander vertaufcht werden können, fo würde das wohl auch gültig ge— 
weſen jein. arımı fol es anders jein, wenn Jeder das gemeinfchaftlich gewordene Loos für den 
Anderen mitbefist? Der Gegenftand und deffen Werth ift immer derjelbe. 
‚. 19) Dan bat gefragt: Wenn über eime Konventionalftrafe von mehr als 50 Thirn. ein fchrift- 
licher Vertrag, der Hauptvertrag, deſſen Gegenftand fich nicht über 50 Thir. beläuft, aber nur mind- 
lich errichtet worden, ift das gültig? und hat die frage einerſeits bejahet, andererfeits verneint, beides 
aus einem und demfelben Grunde, nämlich wegen des „aber. Man kann die Frage durch eine au— 
dere beantworten: Iſt die Ausbedingung einer Konventionalitrafe unter einer Bedingung zuläffig, 
3. B. wenn Jemand einem Anderen eine Konventionalftrafe von 60 Thlrn. unter der eg ſchrift⸗ 
lich verſpricht: wenn er ihm nicht eine gewiſſe Probe bis zum nächſten Erſten zuſchicken würde, iſt das 
gültig? Schwerlich kann eine jeparate Schrift über eine Konventionalftrafe allein, ohne gleichzeitige 
Hauptverbindlichkeit, anders als fo gefaft fein, daß die Strafe in obligatione, die Yeiftung in condi- 
tione ift; jonft müßte ja die Schrift die Hanptverbindfichkeit gleichfalls enthalten. Warum aber foll 
ein ſolcher Vertrag nicht gültig fein ? 


b) bei ter- 
minlichen 
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lan $. 142. Zwiſchen Abweſenden *°) vertritt die geführte Korrefpondenz die Stelle 
Serie, de3 jchriftlihen Vertrages ?!), in fofern die Bedingungen und die wechjeljeitige Ein- 
"ee willigung der Kontrahenten daraus zu entnehmen find 24), 
8. 143. Iſt zu dem Gefchäfte, worüber der Vertrag geichloifen worden, die 
Ausferrigung eines fürmlihen Inſtruments erforderlich, fo vertritt der Briefwechfel die 
Stelle einer Punftation 22). ($. 120 sqq.) 
Hälle, iu de $. 144. 63 bedarf feines fchriftlihen Vertrages, wenn Jemandem Sachen in 


"ärittinen Verwahrung gegeben werden. (Tit. 14, Abfchn. 1.) 
——— 8. 145. Ingleichen, wenn Gaſtwirthen, Fuhrleuten, oder Schiffern Habſelig— 
keiten von Reiſenden anvertraut werden. 
$. 146. Wenn ein Vertrag?) über bewegliche 23°) Sachen ?*) von beiden Thei⸗ 
len fogleich 26) erfüllt 20) wird, fo kann, zur Anfechtung des folchergeftalt abgemach— 

ten Gejchäfte®, der Mangel eines fchriftlihen Vertrages nicht vorgejchügt werden. 


20) Damit werden hier alle Kontrahenten gemeint, welche nicht perfönlich zufammen kommen, 
jondern, wenngleid an Einem Orte anweſend, jie doch ihre Erklärungen brieflich zuſchicken. 

21) Die Parteien haben es ganz in ihrer Willtür, die Perfektion ihrer Willensübereinftinnmung 
abhängig zu machen, wovon fie wollen. Wenn daher die brieflich Kontrahirenden darüber einig ge= 
worden find, daß vorerft no eine Punktation aufgejetst und vollzogen werden jolle, jo ift nad) 8. 116 
u. 117 d. T. anzunehmen, daß die verbindliche Kraft des Vertrages vom der jhriftlichen Abfafjung 
und Unterjchrift der Punktation hat abhängen, und erft mit diefer anfangen jollen — hier um fo eher 
als bei dergleichen mündliche Abrede, weil es dabei zum Zwede des ſchriſtlichen Beweiſes einer Puntta- 
tion nicht mehr bedarf. Die Korreipondenz vertritt im diejem Falle unter feiner Bedingung die Stelle 
des jchriftlichen Vertrages. Pr. des Obertr. v. 1. März 1813. (Simon, Redteipr., Bd. I, ©. 29.) — 
eg In Betreff der Vertragsſchließung mittelft telegraphiicher Korreipondenz f. oben, Aum. 82, 

.2 zu 8. 99, 

21a) (4. N.) Die Bedingungen de8 Bertrages müſſen in den Briefen vollftändig enthalten, und 
es darf hinfichtlich diejer Bedingungen nicht lediglich) auf die mündlichen Unterhandiungen Bezug ge- 
nommen jein. rk, des Obertr. vom 21. April 1853 (Arch. f. Nechtsf. Bd. IX, ©. 119). 

22) Wird in diefem Falle auf Errichtung eines fürmlichen Inftruments geflagt, jo müſſen die 
einzelnen Punkte, weiche aufgenommen werden jollen, alle in der Klage aufgeführt werden. Zwed⸗ 
mäßig ift es, ftatt defien der Stage einen Entwurf beizufilgen,, um erfennen zu laffen, daß darnadı 
der jormliche Bertrag zu verlautbaren. 

23) Auch auf Vergleiche findet diefe Borfchrift Anwendung. Pr. 1853%@ vom 19. Februar 1847 
Entſch. Bd. XV, 5. 83), (4. U.) Auch die mündliche Vereinbarung Über die Aufhebung eines bereits 
angetretenen Dienftvertrages ift ein unter dem $. 146 ftehender Fall, wenn das Abfommen durch beir 
derjeitige Yeiftung erfüllt, namentlich das, was der Dienftherr geben foll, ageeben und dagegen der 
Dienit von der anderen Seite verlaſſen worden ift. Ert. d. Obertr. dv. 14. Mat 1857 (Arch. f. Rechtsf, 
Bd. XXIV, ©. 42), M. ſ. auch Erf. deſſ. dv. 26. Mai 1853 (Archiv f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 203), 
und d. 10, März 1863, betr. einen mündlichen Bergleid über eine ftreitige Forderung, nad welchem 
der Schuldner einen Wechſel über einen geringeren Betrag dem Gläubiger an Zahlungsjtart übergiebt 
und diejer dagegen jeiner Mehriorderung entſagt. (Archiv f. Rechtsf. Bd, XLIX, ©. 114.) 

23 a) Betreffs unbeweglicher Sachen j. u. Anm. 39 zu $. 156 d. T. 

24) Und diefen gleichftehende Rechte. I, 2, 8. 7. Pr. 1853 a f, die vor. Anm. 23. Auch die 
aufgetragene Handlung aus einem ausgeführten mündlichen Auftrage ift als bewegliche Sache anzuſehen, 
wenngleich fie fih auf ein Gruudſtück bezieht. Doc fommt darauf nichts an, denn eine „Handlung“ 
an umd filr ſich, als Gegenftand eines Vertrags, ift weder eine forperlihe Sache noch ein Recht, daber 
gelten für Verträge über „Handlungen oder „Unterlaffungen” eigenthümliche Grundſätze und Regeln. 
88. 137, 165 — 167 d, T. verb, mit Tit. 11 $$. 869 ff. und Tit. 13, Anm. 5 zu $. 7. Vergl. 
Anm. 27a zu 8. 147 d. T. 

25) Das „ſogleich“ hat bier feine eigentliche Bedeutung nicht, es iſt überflüſſig. Sonſt müßte 
ein miündlicher Bertrag, welcher von dem Einen erft nach einiger Zeit, von dem Anderen aber noch 
viel jpäter erfüllt worden, wieder aufgerufen werden fönnen. So ift es nicht. Bon beiden Seiten 
abgemachte Geſchäfte jollen nicht wieder zerrifien werden. ©. die Duelle diefer Beitimmung ım Ed. 
vom 8. Febr. 1770, 8. 6a. €. (4. U.) Iſt auch angenommen von dem Obertribunale. Erf. vd. 
25. Oltbr. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 195). 

26) Bollftändig nämlich. Pr. des Obertr. 436, vom 3. Febr. 1838 (Entſch. III, 341). Für 
vollftändige Erfüllung "gilt e8 aber, wenn Yeiftung und Gegenleiftung ohne Rüdjtand au t 
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8. 147. Auch kann feiner von beiden Theilen wegen eines folchergeftalt abge- 
machten Geſchäftes, auf dem Grunde vorgeblicher mündlicher 27) Nebenabreden, den 
andern in Anfpruch nehmen 27»), 

$. 148. Wenn über bewegliche körperliche 28) Sachen außerhalb Landes an ei- 
nem Orte, wo mündliche Verträge ohne Unterfchied gültig find, dergleichen Verträge 
—— worden, ſo kann der Mangel der ſchriftlichen Abfaſſung auch in den hieſigen 

ichten nicht vorgeſchützt werden. 

8. 149. Kaufhandlungen über Meß- und Markt-Waaren 29), die von Kauf— 
leuten mit andern Perſonen während der Meſſe oder des Marktes 20) geſchloſſen, und 
fogleih erfüllt, oder in faufmännifch geführte Bücher eingetragen worden ?" ®), erjor- 
dern feinen ſchriftlichen Kontraft. j 

$. 150. Außerdem ®') müſſen auch ſolche Kaufhandlungen fchriftlich abgefaht, 


worden find. Die erſt hieraus, aus dem Geben, entjtchende Verbindlichkeit zur Gemwährleiftung 
ift nur rechtliche Folge der Erfüllung. Vergl. Pr. des Obertr. v. 24. März 1838 (Schl. Archiv III, 
©. 638). Eine unvollftändige Erfüllung it e8 3. ®., wenn auf Grund eines mündlichen Kaufs 
einer Forderumg einerjeits die Valuta bezahlt umd amdeverfeits das Schudinftrument , ohme fchriftliche 
Ceſſion, übergeben wird. Pr. 1663, vom 12. Dez. 1845 (Entih. Bd. XIV, ©. 237). 

(4. 9.) Ein mündlicher Bergleih, jagt das Obertr. in einem Erk. vom 8. März 1851 (Arch, 
f. Rechtef. Bd. II, ©, 45), nad melden die Parteien ihren gegenfeitigen Forderungen, wenngleich 
zum Betrage von mehr als 50 Thlrn., entjagen, ift, als eim über bewegliche Sachen ſich verhalten- 
der und gleich erfüllter Vertrag, auch ohne hinzulommende fchriftliche Abfaffung, gültig. — Das ift 
nicht richtig. Der $. 146 fordert den — einer Realleiſtung zum formloſen Verbalvertrage, 
fo daß der formioie und deshalb unverbindliche Konſenſualkontralt die Natur eines eriedigten Real— 
tontrafts angenommen bat. Ein Vergleich aber befteht aus der bloßen Entjagung zweier, einander 
gegenüberftehender Perionen ($. 134) und bleibt in den Grenzen eines bloßen Berbalvertrages, der 
nur durch die vorgeichriebene Form Nechtsbeftändigkeit erhalten kann. 

(4. 4.) Die nach vorgängiger Berabredung erfolgte Hingabe und Annahme eines Wechſels an 
Zahlungsftart ift vedhtsgültig , Pa jene Berabredung nur mündlich getroffen ift. Erf. des 
Obertr. d, 18, Sept. 1851 (Arc. f. Rechts. Bd, III, ©. 86), 

27) D. h. anderer Nebenbeftimmungen, als welche die Gejetze ſubſidiariſch getroffen haben; denn 
nur dieſe gelten. 


27°) (5. 9.) Die 88. 146, 147 find auf Berträge über Handlungen nicht anwendbar. Erf. 
des rg dom 11. DOftbr. 1864 (Arch. f. Rechtef. Bd. LVI, ©. 227). Bergl. oben, Anm. 24 zu 
$. 146 d. 7. 

28) Eine Beichränfung der Regel 8. 111. Warum? ift nicht zu ergründen. Im Entwurfe 
fehlt das Wort; es findet in der von einer Kanzleihand arlüricienen Neinichrift des Mas 
nuffripts des Geſetzbuchs von Suarez’ Hand eingefhalte. Bornemanın, Spften, ®d. UI, ©. 461. 

29) D. h. Handelswaaren , welche der betreffende Kaufmann in feines Geichäfte führt, denn der 
Handel muß ein faufmänniiches Geſchäft filr ihn fein. 

30) Wenn eine Waarenliefernng in ein gehörig geführtes Handlungsbuch eingetragen ift, jo hat 
dies auch außer dem Falle, daß der betreffende Handel auf Meffen oder Märkten abgeichloffen wor- 
den, die Wirkung, daß das zum Grunde liegende Kanfgeichäft nicht twegen Mangels beionderer fchrift- 
ficher Abfaffung angefochten werden kann. II, 8, $. 597; Pr.O. Tit. 10, $. 168; Ed. v. 8. Febr. 
1770, 8. IV, Ir. des Obertr. 1597, v. 2. Aug. 1845 (Entih. Bd. XII, ©. 154). (4. 9.) Nach 
dem H.G. B. Art. 317 ift bei Handelsgeihäften die Gültigkeit der Verträge durch fchriftliche Abfaf- 
jung oder andere Förmlichkeiten überhaupt nicht mehr bedingt. 

308) (4. U.) Der unter der Herrfchaft der franzöfiichen Geſetzgebuug wohnende Kaufınann, defien 
Handelsbücher nicht den Art. 11 des Code de commerce gemäß foliirt, paraphirt und viſirt find, 
tann den Mangel der fchriftlichen Darm ‚eines unter der Herrſchaft der preußiſchen Gejeßgebung ge- 
ichlofienen mündlichen Handelsgeſchäfts nicht durch defien Eintragung im jeine Handelsbücher erjeten. 
8. 11120. T. Erl. des Obertr. vom 11. Februar 1851 (Arch. j. Redtsf. Bd. I, ©. 222). (4. 9.) 
Diefer Rechtsſatz fällt in Beziehung auf die preuß. Rheinprodinz fort. Einf.- ©. d. 24. Juni 1861, 
Art. 60, Nr. 2, 

31) D. h. wenn micht ſogleich erfüllt, oder nicht in kaufmännische Bücher eingetragen ift, alfo 
der Fall fid) dazu noch nicht — ©. die Anm. 30. Denn nicht alle Kaufgeichäfte eignen ſich nach 
den Grundſätzen der laufmänniſchen Buchführung zur Eintragung, jondern nur diejenigen, welche be— 
reits ein faufmänniiches Rejultat von Kredit und Debet geben, namentlich) von Seiten des Kaufmanns 

üllt 3. B. über Gegenſtände des faufmännifhen Verlehrs zwiſchen Kaufleuten geſchloſſene 
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oder von beiden Theilen dem, nach Vorſchrift der Gerichtdordnung, anzuordnenden 
Meß- oder Marktgerichte mündlich angezeigt werden. 

$. 151. Was wegen der fchriftlichen Verträge bei faufmännijchen Gefchäften, un- 
ter Kaufleuten, in und außer den Meilen und Märkten Rechtens fer, it gehörigen Orts 
beftimmt. (Tb. II, Tit. 8, Abichn. 7.) 

$. 152. Die von dem Schuldner gejchehene Unterichrift **) einer Rechnung über 
gelieferte Waaren oder Arbeiten ?3) vertritt in allen Fällen die Stelle eines fchriftlichen 
Vertrages 33 ®), R 

$. 153. Wenn ein Dritter einem zwiſchen andern Kontrahenten gefchloijenen 
Verttage, welcher nach den Gefegen ſchriftlich verfaßt werden mußte, beitreten will ?*), 
fo muß diefer Beitritt ebenfalls ſchriftlich erklärt werden. 

$. 154. Mimbdliche Verlängerungen eines nach den Gejegen in Schriften abge- 


ngerangen. fasten Vertrages gelten nur foweit, als die Gefege die Zuläffigkeit einer ſtillſchweigenden 


Rechtliche 


Folgen, wenn 
die jchriftliche 


Abfaſſung 
a" ben 


Verlängerung, und deren Friſten, ausdrüclich beftimmen »5). (Tit.21, Abjchn. 2) 3°). 
$. 155. Iſt im fällen, wo die Gefege einen fehriftlichen Vertrag erfordern, der— 
felbe bloß 37) mündlich gefchloien, und noch von feinem Theile erfüllt worden ?®), fo 
findet daraus feine Klage ftatt 3% =). 
$. 156. Sat aber ein??) Kontrahent von dem Andern die Erfüllung bereits 


Berträge , deren —— von beiden Seiten erſt an einem noch bevorſtehenden Termine erfolgen ſoll, 
— namientlich Verträge über künftige Waarenlieferungen oder gewagte Verträge, insbeſondere über den 
Kauf don Staatspapieren auf Zeit (alſo ſ. g. „Differenzgeichäfte”, über deren Grenzen das Pr. nicht 
auszudehnen ift, zufolge Erf. deff. vom 23. Eeptbr. 1862, Arc. f. Nechtsf. Bd. LVIU, S. 6) — 
eignen fih zur Eintragung in die Handlungsbücher nicht. Iſt die Eintragung dennoch erfolgt, To 
fann fie weder einen Beweis liefern, noch die mangelnde ſchriftliche Form erfepen. Pr. 800b, bom 
25. Jan. 1840 (Entſch. Bd. V. ©. 389). Das Gleiche gilt don einem foldyen Handel, der nicht zu 
den faufmänniichen Geichäften des betreffenden Kaufınanms gehört. II, 8, 88. 568 — 565. Die 88. 
150 d. T. und der $, 197, 1I, 8 haben alſo verſchiedene Kirkun reife und widerſprechen fich nicht. 
— (4. 4.) Die 88. 150 u. 151 treten übrigens im Folge der Einführung des H.G.B. (Art. 317) 
außer Kraft. 

32) Oder die brieflice Anerkennung. Pr. des Obertr. vom 13. Dezbr. 1847 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. III, ©. 225), 

33) Die Rechnung darf ſich aber in einzelnen Poften wicht auf andere Urkunden oder Vorgänge 
beziehen. a Poſten 3.B. „Saldo 10 Thlr.“ wird mit der Unterfchrift nicht verbindlich anerkannt. 
8. 1900. X. 

332) (5.4) M. ſ. hierzu unten, die Anm. 62a zu Art. 294 des H.G.B. (Th. IL, Tit. 8.) 

34) Vergl. 0. 8. 75 d. T. Darnach aud die Berilligung der Hauptparteien. Bergl. auch Br. 
269 zu $. 185. 

35) Die Grumdjäge über die Folgen der umterbliebenen ſchriftlichen Abfafjung gelten in der Regel 
auc für Verlängerungen der gehörig Ichriftlich abgeichlofjenen Verträge. Bergl. Pr. des rhein. Rev.- 
Hofes (ohme Datum) don 1851 in JI.M.Bl. 1851, ©. 349, 

36) Es muß „Abichn. 3“ heißen. R. dom 29. Dez. 1837 (Jahıb, L, 469). Nicht dort allein 
finden fid) Ausnahmen , ſondern auch eim ichriftlicher, mit einem Hausoffizianten mar: Dienft- 
vertrag kann ſtillſchweigend verlängert werden. Pr, 1921 (Pl.-Beihl.) dom 18. Oft. 1847 (Entſch. 
Bd. XV, ©, 61). 

37) S. über den Fall, wenn aus einem mir von dem Kläger mündlich geihlofienen, von dem 
Anderen einfeitig umnterjchriebenen Bertrag Wiederllage erhoben wird, das Pr. 1046 in der Anın. 97, 
Nr. 4 zu $. 116 d. X, 

38) Wenn in folge einer über ein Grundftüd geichlofienen Kaufpunktation der Käufer den Ber- 
fäufer auch mur mündlich beauftragt, das Grundftüd an einen Dritten zu übergeben , oder mit dem- 
jelben einen förmlichen Kauflontraft darüber zu errichten, fo ift die demgemäß auch wirflidy an den 
Dritten ‚geleiftete Uebergabe ‚ oder die Errichtung des fürmlichen Kontrafts mit demielben, eime gülti 
Erfüllung der Punktation don Seiten des Verläufers. Pr. 1752, vom 30. Mai 1846, ( ti 
Bd. XIIi, ©. 169,) . 

38 a) (4. N.) Die $$. 155, 156 finden auch auf jchriftliche Verträge, welche hätten gerichtlich 
abgeichlofien werden jollen, analoge Anwendung. Erf, des Obertr, v. 15, Mai 1857 (Arch. j. Nechtef. 
Bd. XXIV, ©. 305). 


39) Haben beide Kontrahenten und zwar" vollftändig erfüllt und it der Gegenftand eine unbeweg⸗ 
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ganz oder zum Theil angenommen #0), jo ift er verpflichtet #2), entweder den Ver— 
trag auch von feiner Seite zu erfüllen +**), oder das Erhaltene zurüdzugeben oder zu 
vergüten +1 b), 


lihe Sade, mithin der $. 146 unanwendbar, fo treten die hier gegebenen Borichriften wegen Rüd- 
tritts und Rüdgabe gleichfalls ein. Denn von einem, nach den Gejeten ſchriftlich zu errichtenden, 
aber nur mündlich geichlofienen Kontrakte ann — außer dem Falle des 8. 146 — auch derjenige Kon— 
trabent, welcher denſelben jeinerjeits jelbit dollftändig erfüllt hat, zurüdtreten und das Gegebene 
zurüdjordern. Pr. 436, vom 3, Februar 1838 (Entſch. Bd, IU, ©. 341). Dies ift von mehreren 
Seiten beftritten, die Praris in letzter Inftanz ift jedoch gleichförmig. M. f. noch die Pr. des Obertr. 
im der ur. Wochenſchrift 1846, ©. 321, und d. 28. Jumi und 23, Auguft 1847 (Nechtef. vd II, 
©. 26 und 184). Dieier Gerichtshof hat auch den Sat ausdrüdiih für auwendbar erflärt auf den 
Fall, wenn der mündlich geichlofiene Vertrag eine unbeweglice Sache betrifft und von beiden Seiten 
volltändig erfüllt ift; und angenommen, dat die Grundſätze der 88. 156 ff. deshalb, weil fie allge- 
meine Grundiäge über die rechtlichen Folgen, wenn die fchriftliche Abfaſſung eines Vertrages, welcher 
ſchriftlich hätte geichlofjen werden ſollen, unterblieben ift, find, im allen Fällen Anwendung finden, 
wofür feine befonderen Vorſchriften gegeben find. Für umbewegliche Sachen giebt es dergleichen nicht ; 
der hierher gezogene $. 233, I, 21 bezieht fich auf unentgeltliche Gebraucdsüberlaffungen. Pr. vom 
13, Febr. 1849 in Sachen Bußemann m. Wille, 000/,,., II, 48. Bergl. Erf, des Obertr. dom 
26, April 1858 (Entſch. Bd. XXXVIII, ©, 32). 

(4. 9.) Iſt eine unbewegliche Sache Gegenftand des Vertrages, darüber auch ein fchriftlicher Ber- 
trag aufgeſetzt, darin aber die —— (das Kaufgeld) anders niedergeſchrieben als wirklich aus- 
gemacht worden ift; fo ift der Fall dem bloß mündlichen Bertrage gleich. Hier ift die Praris ergän- 
zend eingeichritten. Wenn nämlich diejer fimulirte jchriftliche Vertrag von beiden Seiten der wahren 
Verabredung gemäß vollftändig erfüllt, namentlich auch von dem Kaufgelde nichts mehr rüdftändig 
ift; fo ſoll es in dieſem Falle jo gehalten werden wie in dem gleichen Falle bei beweglichen Sachen 
nad) $. 146 d. T. ©. Anm. 26 dazu, und unten Pr. 1371, d. 11. Nov. 1843, in der Mote 49 zu 
8. 74, Tit. 11. Erf. des Obertr. v. 2. Dftober 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVIU, ©. 7), 

40) S. Pr. 1064 und in der Am. zu I, 11, $. 128, 

41) Aber nicht berechtigt, d. h. er ift nicht befugt zu erfüllen, wenn der Geber zuriidfordert. Der 
Recrsftand ift dieſer: Will der Geber bei dem Bertrage ftchen bleiben und macht der Empfänger jei- 
nerſeits zur Erfüllung feine Anftalten, jo kann der Geber nicht rn auf Erfüllung lagen, fon» 
dern muß dem Empfänger die Wahl laſſen zwiſchen Rüdgabe und Erfüllung. Die Praris hat ange- 
nommen, daß der Geber im diefem Falle das Klagepetitum nicht nothwendig alternativ formuliren 
müſſe, vielmehr dafjelbe zwar auf Verurtheilung zur Erfüllung richten könne, doch fi den Einwand 
gefallen lafjen müfie, daß die Sache zurückgegeben werde. Das dem Empfänger überlafjene Wahlrecht 
trete aljo erft dann in Wirkſamkeit, wenn der Berläufer durch Forderung des Kaufpreiies Erfüllung 
fordere ; alsdann könne der Anipruch auf Zahlung des Kaufpreiles durch wirkliche Rüdgabe der Sadıe 
befeitigt werden. rk. des Dbertr. v. 29. Sept. 1843 (Jur. Wochenſchr. 1844, ©. 524), und vom 
26. Febr. 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, S. 205), 65. A] In dem Erf, v. 27. September 1864 
fehrt das Obertr. jenes Verhältniß wieder um, indem e8 jagt: „ei mündlichen Verträgen hat derje- 
nige, welder zur Erfüllung des Vertrages etwas gegeben, ftreng genommen nur ein Recht auf Rid- 
gervähr des Gegebenen ; der Empfänger kann u $. 156 die Rüdgetvähr abwenden, wenn er das 
einerjeits Beriprochene leiftet, weiter aber geht fein Recht nicht.“ Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 201. 
Mit dem „weiter aber geht fein Mecht nicht” wird der mit Mecht für unrichtig erflärten Anficht des 
Appell. » Gerichts Hamm entgegen getreten, daß der Geber zur Begriludunc feiner Klage auf Rüd- 
gabe oder Vergütung des theilweiſe Geleifteten — wie nach $. 271 bei einem formell gültigen Konjen- 
inalvertrage — fich auch zur Leiftung des Rüdftandes erbieten müſſe, was unjuriftich ft.) Tritt bin- 
gegen der Geber ſelbſt zurüch, jo kann er das Gegebene condictione ob causam unbedingt zurückfor— 
dern ($. 161), und der Empfänger kann die Klage nicht durch Anbietung der Gegenleiftung beieitigen. 
Pr. des Obertr. v. 3. u. 17. Febr. 1838 (Entſch. Bd. II, ©. 351), und dv. 30. Januar 1846 (Schleſ. 
Arhiv Bd. VI, ©. 268). Iy den Gründen des letteren wird (5. 271) auszuführen gejucht, da eine 
völlige Uebereinftimmung des U. L.R. mit dem Röm. Innominatkontralte (L. 3, 8. 2 D. de cond. 
causa data XII, 4) beftebe. Für den all, daß nicht der Geber, fondern der Empfänger zırüd- 
tritt, ift das unrichtig: der Ernpfänger hat nad) R. R. ımd nach den Grundfäten der condietio ob 
eausam feine Befugniß abzugeben, er muß unbedingt erfüllen, wenn der Geber Erfüllung verlangt. 
Das ER. hingegen hat den entgegengeleßten Grundſatz, daß die Annahme der Peiftung nicht zur Ge— 
genleiftung verpflichte, 8. 156. 8 ift eime große Abweichung von dem Röm. Innominatkontrakte. 

41.8) (5. 9.) Wählt der Beklagte die Erfüllung, fo fann er trotz feines Wahlrechts begehren, daß 
aud) die mündliche Berabredung bezüglid; der zu gerährenden Eigenichaften der Sache für beide Kon— 
ar ihre Wirkfameit behalte. Exk. des Obertr. dv. 22. Dezbr. 1863 (Archiv f. Rechtof. Bd. LI, 

. 324). 
415) (5. U.) Der $. 165 fet zu feiner Anwendung voraus, daf der nur mündlich geichlofiene 
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8. 157. Wählt er Lebtered +"), fo muß er die auf Rechnung des Vertrages er- 
haltene Sache in dem Stande, wie er jie empfangen hat +2), zurüdgeben *2). 

$. 158. Wegen der Nugungen, ingleichen wegen der in der Zwiſchenzeit vorge: 
fallenen Berbeijerungen, iſt er einem unrechtfertigen Befiger gleidy zu achten. (Tit. 7, 
$. 223 sqq.) *). 

$. 159. Kann er die empfangene Sache in dem Stande, in welchem jie fich zur 
Zeit der Uebergabe befunden hat *°), nicht zurücgeben, und will dennoch den münd- 
lichen Vertrag nicht erfüllen, jo muß er den mündlich verabredeten Werth +6) erfegen. 

$. 160. it fein Werth verabredet worden, fo muß derjenige, welcher die Sache 
zur Zeit der Uebergabe gehabt hat, auögemittelt +7) und erjegt werden. 


Vertrag an fich zum definitiven Abichluffe, d. h. zur Perfektion gelangt ift. Erf. des Obertr. vom 22. 
Dezember 1863 (Arch. f. Rechtöf. Bd. LI, ©. 327). 

* 41°) (5. U.) Bis zur reellen Ausübung diefes Wahlrechts ift der Empfänger Eigenthlimer der 
empfangenen Sadıe, das Eigenthum ge erjt durch die Zurlidgabe auf den Geber zurid. Geht die 
Sache vorher zu Grunde, krepirt 4. B. das betreffende Thier, jo trägt er den Schaden und muß nun« 
mehr die andere Alternative unbedingt erfüllen. — Die Rüdgabe muß an dem Wohnorte des Gebers 
zur Zeit des Vertragsichlufies geleiftet werden. $. 248 d. X. Der$. 27, Tit. 16 kommt bei Ver- 
trägen ausnahmsweiſe nicht zur Anivendung. Erf. des Obertr. d. 19. Nobbr. 1863 (Arch. f. Redisf. 
Bd. LI, ©. 103), 

42) Mehrere fungible Sachen oder Stüde einer Gattung alle. Sind einige davon nicht mehr vor- 
handen, jo muß der Empfänger and) die übrigen behalten, wenn alle zuiammen als ein Ganzes zu 
betrachten find, jo daß die einzelnen Einheiten eine in die andere gerechnet worden, mithin der Em— 
pfänger nicht die befieren Stüde verbrauchen und bezahlen, dem ſchlechten Reſt aber zurüdgeben darf. 
Bergl. unten die $$. 339 — 342 und die Anm. dazu. (3. 9.) Diele Borichrift und die fih amichlie- 
henden 88. 158 — 160, 162, 163 und 165 begründen nur einen Einwand; denn fie betreffen im 
Meientliben nur die Gerechtſame, melde dem Bell., gegenüber dem vom Bertrage abgehenden Kl., 
zufteben follen. Der Bekl., nicht dev KU. ift es aljo, der ein Intereſſe Dabei hat, diejenigen Umftände 
borzubringen und zu beweiſen, welche die Anwendung jener Beftimmungen vorausiegt. Plen.Beſchl. 
des Obertr. v. 19. Mai 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 835), — Bergl. unten $. 327, und die Anm. 48 
zu $. 162, 

43) Aus dieſer Verpflichtung, die Sade in dem Stande, wie fie empfangen, zurüdzugeben, 
folgt nicht ohme Weiteres, daß der Empfänger feinen Anſpruch auf Erftattung der Koften habe, die 
er auf die Erhaltung der Sache bis zu deren Rückgabe verwendet hat. 88. 163, 164; Tit. 7, 88. 216, 
236. Pr. 2189 dv. 8, März 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©, 76). 


44) Diefer $. kann ſich auf die folg. $8. 159 und 160 gar micht beziehen — mie man als eine 
Zweifelsfrage aufgeiworfen hat — denn in diefen Fällen behält ja der Empfänger Alles, 

(5. A.) Wegen diefer Beftimmung ſoll der zurüctretende Befiger, nach der Meinung des Ober- 
tribunals, gleich einem unredlihen Befiger, aud Rechnung über die, während der ganzen Dauer 
jeines Beſitzes, alfo aud) in der Zeit, wo er noch nicht dachte, unvechtfertiger Befiger zu werden, ge- 
zogenen Früchte zu legen gehalten fein, u „als Strafe für feinen Wankelmuth“. 
Erl. vom 11. Juli 1864 Entſch. Bd. LII, ©. 9). S. auch unten, Anm. 20, Abf. 2 zu $. 235, 
Tit. 7, Eine ganz neue Jdee, nur ohne juriftiiches Prinzip. 

45) Dabei ift dorausgejegt, nicht: dab die Sache ſich zur Zeit im einem gegen die Uebergabe 
völlig veränderten Zuſtande befinde, im welchem fie ihrer Beftimmung gemäß gar nicht ges 
braucht werden laun, — jondern vielmehr: daß Überhaupt nur die vorgenommenen oder eingetretenen 
Beränderungen die Sache in ihrer Beſtimmung und Brauchbarkeit gegen den Zuftand zur Zeit der 
Uebergabe alteriven, als worüber nöthigenfalls Sadjverfländige mit ihrem Gutaditen zu hören find, 
Pr. 2152, v. 30, Oft. 1849 (Entſch. Bd. XIX, ©, 87). Dadurch ift die Frage wegen Deterioratio- 
nen abgeichnitten. (4. U.) Ganz richtig jagt daher das Obertr., der Geber mußte das Pferd, wenn 
es fich micht mehr im dem Zuſtande zur Zeit der de weg befand, ablehnen und dafür den ganzen 
(mündlich verabredeten) Werth fordern; nahm er aber das Pferd troß jeiner Verihlechterung zurüd, 
fo fiel für ihm auch der Auſpruch auf Vergütung, insbefondere für etwanige Verihlimmerungen, fort. 
Erl. vom 8. März 1866 (Arc. f. Rechtöf. Bd. LXU, ©. 208), 

46) Ganz, nicht etwa nur die Differenz zwiſcheu dem verſchlechterten und dem verabredeten Werthe 
mit der Befugniß, auch die verichledhterte Sache zurüdzugeben. Der Empfänger hat hier gar fein 
Recht, fondern nur Pflichten. $. 156 u. Anm. 41, 

47) Iſt die Sache unſchätzbar, fo ift die Gegenleiftung der Maßſtab; denn beide Theile haben 
fie auf jo hoch durch ‚den Umtauſch gewürdigt. Nur wenn diefe auch unſchätzbar ift, kann der Schä- 
Hungseid des Berechtigten entſcheiden. ; 
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8. 161. Sat der, welcher den mündlichen Vertrag nicht erfüllen will, dem an- 
dern ———— auf Rechnung deſſelben etwas gegeben, fo kann er +? #) daſſelbe 
zwar ebenfall® zurüdfordern; 

$. 162. Gr muß aber die gegebene Sache in dem Stande wieder annehmen, in 
welchen fie fich zu der Zeit, da feine Weigerung zur Willenfchaft des Andern gelangt 
ift, befunden hat *®). 

8. 163. Ueberhaupt bat derjenige Kontrabent, welcher den mündlichen Kon— 
traft zu erfüllen bereit war, in Anſehung der an den Andern, welcher zurüdtritt, zu 
leiftenden Nüdgabe durchgehends die Nechte eines redlichen Befikerdt®®). (Tit. 7, 
$. 188 sqq.) 

$. 164. ft einem oder dem andern Theile, auf Abichlag des mündlichen Ber- 
trages, etwas bezahlt worden, fo muß der, welcher zurüdtritt, vom Tage der em— 
pfangenen Zahlung, der Andere aber, welcher den Kontrakt zu erfüllen bereit war, 
vom Tage des ihm angekündigten 'gegenfeitigen Rücktritts, landübliche Zinfen entrich— 
ten *9). 


473) (4. A.) Er, der Geber. Iſt alfo auf der einen Eeite von Mehreren gemeinichaftlich der 
Bertrag geichloffen, und hat nur Einer allein von ihnen darauf Etwas gegeben, jo kaun auch er als 
lein das Gegebene zurückfordern; es fteht ihm nicht der Einwand der Gemeinichaft mit den Uebrigen 
entgegen , weil nicht der gemeinfchaftlich geichloffene mündliche Vertrag, fondern das Geben ohne gül- 
tige enusa der Grund der Riüdforderung iſt. Erk. des Obertr. v. 18. Eept. 1857 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXVI, ©. 193). Denn die Zurüdforderungeflage wird ganz allein durd) das bloße, in Folge 
des formlofen Vertrages — Geben begründet, und es kommt gar nicht darauf an, daß der 
Geber Eigenthümer des Gegebenen ſei. Erk. des Obertr. vom 6. Januar 1860 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXXVI, ©, 133). 


48) Er muß alfo aud die Meliorationen mitnehmen und bergüten. $. 163. — Wenn aber der 
Empfänger die Sache nicht mehr hat, fo fann der Geber nur aus der Bereicherung defjelben mehr 
fordern als bedungen worden. Berg. Suarez in Jahrb. W. LI, ©. 7. — (4.9) Zur Begrün- 
dung der Rüdforderungskiage ift nicht erforderlich, daß der Kläger in der Klageſchrift zur Vergütung 
alles defien ſich bereit erfläre, gegen defien Erftattung der Bellagte zur Herausgabe verpflichtet ift. 
ern des Obertr. v. 19. Mai 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 335 und Arc. f. Rechtsf. Bo. II, 

. 302). (5.9) Der Kläger braucht daher zur Begründung jeines Anjpruches in der Klage auch 
nicht zu behaupten, daß er bereit und im Stande jei, das Grundftüd in dem empfangenen Zuftande 
berauäzugeben und dabei feinen Berpflichtungen als unrechtfertigen Befigers zu genügen. Erf. deſſ. 
dom 11. Juli 1864 (Entid. Bd. LII, ©. 4). 

(4. 9.) Der Empfänger der auf dem Grunde eines wegen mangelnder Foxm für ihn underbind- 
lichen Bertrages ihm übergebenen Sache, welcher nur einen Theil der vereinbarten Naturalgegenlei- 
lungen gewährt, hiernächſt aber ftatt des rüdftändigen Theils derjelben eine beftimmte Geldiunme 
zu zahlen übernommen hat, ift, wenn er den Vertrag nicht erfüllen will, nur verpflichtet, entweder 
die Sache in dem früheren zußane zurüdzugeben, oder den — Werth zur Zeit deren 
Uebergabe, nad) Abzug des Werths der bereits gewährten Gegenleiſtungen, zu vergüten. rk. des 
Obertr. dv. 5. Jan. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 179). 

488) (4, 9.) Der $. 163 bezieht ſich nur auf miindliche —— welche ſchriftlich hätten errichtet 
werden müſſen, aber nicht auf Iotche, welche wegen mangelnder Dispofitionsfähigkeit ungültig find, 
Erf. des Obertr. dom 22. September 1862 (Ar. f. Rechisf. Bd. XLVI, ©. 58), Auch nicht auf 
folche , welche wegen Mangels der bei Strafe der Nichtigkeit vorgeſchriebenen Form nichtig find, wie 
3. B. aufergerichtliche Parzellirungsverträge. rt, des Obertr. d. 10. April 1863 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. LI, ©, 26), und dom 27. April 1866 (ebend. Bd. LXII, ©. 322). 

49) 1. Die 88. 168, 164 find auch ammendbar, wenn bon einem mündlichen Kaufvertrage der 
eine Kontrahent zurüdtritt; und der Verkäufer eines Grundſtüds, welcher den mündlichen Vertrag 
aufrecht erhalten will, braucht daher, wenn auch der zurüctretende Käufer ihm das Grumdftüc nebft 
allen Nutungen gewähren muß, das empfangene Kaufgeld erſt von dem Tage des ihm angelündig— 
ten Rücktritts zu verzinjen. Pr. des Obertr. 973, vd. 22. Januar 1841, 

(4.9) Wenn umgetehrt von einem über ein Grundftüd nur mündlich abgefchloffenen Kaufver- 
trage der Verkäufer zurüdtritt, jo treffen den Käufer, welcher denfelben zu erfüllen bereit ift, die 
Pflichten eines unredlichen Beſitzers nicht ſchon vom Tage des ihm bon dem Verkäufer erflärten Rüd- 
tritts, Behält hiernach der Käufer die Früchte und Nutungen, jo muß er den rüdftändig verbliebe- 
nen Theil des Kaufgeldes vom Tage der Uebergabe des Grundftüds am landüblich verzinfen. Ext, 
des Obertr. v. 9. Juli 1852 (Arhiv f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 249). 

Koch, Allgemeines Landredt 1. 5. Aufl. 14 
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$. 165. Hat der mündliche Vertrag Handlungen ®9) zum SHauptgegenftande ge- 
habt ®*), und find diefe ſämmtlich geleitet worden, jo muß die Vergütung nad der 
mündlichen Abrede 52) erfolgen #2), 


(4. 4.) Der Verkäufer, welcher don einem iiber ein Gründſtück bloß mündlich abgeichloffenen, bei- 
derfeits durch Uebergabe und Zahlung des Kaufpreiies erfüllten Kauffontrafte zuridtritt, muß das 
Kaufgeld vom Tage des Empfanges an landüblich verzinien, obwohl der Käufer die Früchte und Nu— 
gungen des Grundftüds behält. Erf. d. Obertr. v. 13. März 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 240). 

2, Eine Klage, welche auf Herausgabe des Gegebenen gegen Erftattung des Empfangenen, auf 
Grund des $. 156 ff. d. T., gerichtet worden ift, lann, wenn fich im Prozefje ergeben hat, daß der 
Bell. als ein redlicher Belfiger zu behandeln fet, nicht aus dem Grunde an und Hr fih allein ganz 
oder angebrachtermaßen abgewieien werden, weil nicht ſchon in der Klage die Wiederannahme in dem 
gegenwärtigen Zuftande und die Geftattung aller Vortheile des redlichen Befigers angeboten worden 
find; fondern der Nichter ift befugt, die Nechte des Bell, und die dadurch bewirkte Einſchränkung der 
Anſprüche des Klägers feftzuiegen. Pl.-Beihl. (Pr. 2289) vd. 19. Mai 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 329). 

50) Oder Unterlafjungen. Bergl. unten 88.869 ff., Tit. 11. Pr. 1700 vom 6, Febr. 1846 
(Entſch. Bd. XII, ©. 119), und Erf, v. 10. Febr. 1859 (Arch. f. Mechtsf. Bd. XXXII, ©. 235). 
(5. A.) Es fommt jedodh in jedem konkreten Falle darauf an, nicht nur, ob ein Uebereinfommen eine 
Unterlafiung zum Hauptgegenftande hat, fondern auch, ob daſſelbe nur Rechtsverhältnifje betrifft, welche 
unmittelbar und allein unter den Kontrahenten zur definitiven Austragung fonımen fünnen, oder ob das— 
felbe auch ein Obligationsverhältmiß zu dritten Perfonen angeht, welche an dem Uebereinfommen nicht 
Theil genommen haben, auf mweldyes aber der mündlich Verpflichtete nach der Bedeutung des Ueber— 
einfommens ſoll zurüdzugreifen im Stande jein. So Togt das Obertr. in einem Erf. vom. 11. Ot- 
tober 1864 (Arch. f. Nechtsf. Bd. LXIU, ©. 10). Der Thatbeftand, auf welchen diefe Theorie au= 
gewendet worden, war diefer: Der Kläger, welcher die Erelution und Subhaftation gegen feinen 
Schuldner verfolgte, hatte fich gegen den Bell. (einen Dritten) mündlich verpflichtet, die Sertiehung 
diefes Verfahrens zu unterlaffen und der Dritte (dev Bell.) dagegen verfprochen, ihm die Schuld des 
Erequendus zu bezahlen. Der Erekutionsbetreibende erfüllt fein Verſprechen, der Andere aber bezahlt 
binterdrein nicht und das Obertr. weiſet Jenen, unter Vernichtung des Appellationserfenntuifjes,, auf 
Grund jeiner gemachten Unterjcheidung, mit der Forderung ab, weil in dem Berfprechen des Bel. 
eine Intereeffion liege, welche ohne Schriftform ungültig je. Durch diefe Enticheidung wird dem 
Stläger fchreiendes Unrecht gethan. Jene untergelente Untericheidung ift ohme Nechtsboden, Recht und 
Geſetz wiſſen davon nichts. Das Verſprechen des Bett. ift dem Kläger gegenüber keine Interceifion, 
vielmehr ift das Uebereinfommen zwiſchen Beiden ein zweifeitiger Bertrag (facio ut des), der 
Kläger hat feimerfeits erfüllt, d. h. fein Recht fahren laſſen, der status quo ante fann nicht wieder 
hergeftellt werden, folglich ift der Kläger „von Rechts wegen“ — wie joll man fagen — gefangen 
—— — Schuldner iſt vorläufig mit Hilfe des für Recht erlannten Wortbruchs feines Freundes 
durrchgeichlüpft. 

(4. U.) Die durch Vergleich übernommene fehriftliche Quittirung über die erfolgte Aufhebung einer 
Schuld ift nicht als eine felbftftändige, fir fih den Gegenftand eines Rechtsgeichäfts bildende Yerftung, 
und mithin nicht als eine en in dem Sinne anzujehen, wie ſich das Gejets diejes Ausdru 
bei der Klaffifitation der Verträge bedient, — jagt das Obertr. in einem Erf. vom 8. März 1851 
(Arch. ſ. Rechtsf. Bd. II, ©. 45). Wahr. Aber warum? Welchen Sinn verbindet das A. L.R. mit 
Ben Ausdrude „Handlungen als Gegenftände von Verträgen? Darüber unten, Anm. 18 zu $, 393, 

it. 11. 

51) Anwendungen: 1. Pins giieng Sa-in mündlichen Auftrages. Deshalb kann der Beauftragte 
auch danır, wenn er zum Antaufe von Sachen zum Werthe von mehr als 50 Thlrn. bloß einen münd- 
lichen Auftrag hatte, von dem Kommittenten Erftattung der Auslagen, und als Kaufmann Propifion 
fordern. Pr. des Obertr. vom 3. Mai 1845 (Entid. XI, 345). — (3.4) Dahin gehört aud) die 
mündlich, unter Zufiderung einer beftimmten Geldſumme aufgetragene Anfertigung eines Werts, z. B. 
eine Monuments, welches, wenn es auftraggmäßig ausgeführt ift, abgenommen und bezahlt werden 
muß. „Die Abnahme und Bezahlung eines verdungenen Wertes darf, wenn aud der Werth deilel- 
ben oder der dafür vereinbarte ‘Preis die Summe von 50 Thlen, überfteigt, doch deshalb allein, weil 
der Vertrag nur mündlich —— worden, nicht verweigert werden.“ Die Anwendung iſt auch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß nicht die Handlungen als ſolche, ſondern nur ihr Erfolg als der Ge» 
genftand oder Zwed des geſchloſſenen Vertrages hervortreten oder bezeichnet find. Pr. des Obertr. 
2653, vom 29. Novbr. 1855. (Entih. Bd, XXXI, ©, 374.) 

2, ug re Ana Ehe. Deshalb fanıı derjenige, der dem Anderen eine unbewegliche Eache 
unter der Verein rung, daß derjelbe eine beftimmte Verſon heirathe, abgetreten hat, diejen Vertrag 
wegen Mangels der ſchriftlichen Form nicht mehr anfechten, nachdem der Andere die bezeichnete Berjon 
wirtlich geheirathet hat. Pl.-Beichluß (Pr. 1631) v. 7. Nov. 1845 (Entf. Bd. XII, ©, 31). Bergl. 
oben Am. 64 zu 8. 71 d. T. 

52) ft nicht fonfequent; denn der Bertrag gilt nicht, weshalb lediglich das Geleifiete zu kondi- 
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8. 166. Sind die Handlungen nur zum Theil geleitet worden, und der Bere 
pflichtete vwoill durch Leitung der übrigen den Vertrag nicht vollftändig erfüllen, fo 


ziren wäre, d. h. der Werth der Handlungen, oder der übliche Lohn, möchte er mehr oder weniger 
betragen, milßte gefordert werden können, da die Handlungen oder Unterlaffungen begreiflich nicht wie 
eine förperlibe Sache zurüdgegeben werden fünnen. Darauf fommt man auch zurid, wenn kein 
Preis in Gelde verabredet worden if. Dieier Grundfats findet fich angewendet in einem anderen Falle 
der Ungültigkeit des Vertrages, nämlich wegen fafueller Unmöglichkeit der Erfüllung. Zit. 11, $. 882, 
Die re des 8.165 gründet fih auf Nüglichkeit, um Ausmittelung des Werths abzuſchnei⸗ 
den. Deshalb fann fie nur angewendet werden, wenn die Gegenleiftung in Gelde verabredet ift; 
fonft würde die Werthsermittelung auf eine andere Sache oder Handlung, als diejenige ift, welche 
vergütet werden joll, gerichtet werden, und es würde weder Bertragserfüllung, noch Kondiltion, jons 
dern ein unnennbares jwriftiiches Drittes zur Anmendung kommen. Dies gilt begreiflih nur von 
Handlungen, melde dem Bermögensrechte angehören. Bei anderen Handlungen, 3.8. bei der Hei— 
rath, muß es bei der Gegenleiftung lediglich verbleiben, da nichts kondizirt werden fan. Pr. 1631 
in Anm. 51, Nr. 2. — (3. 4.) Uebrigens ift unter der Vergütung nad der mündlichen Abrede die 
bei Eingehung des mündlichen Vertrages derabredete Vergütung zu verftehen, nicht etiva Cine Vergü— 
tung, welche hinterdrein, nachdem die zu vergütende Handlung bereits vollftändig geleiftet war, milnd⸗ 
lich verabredet worden iſt. Der Satz ift ala ein zweifelhafter von dem Obertr. durch das Pr. 2674 
dv. 2. Dez. 1856 feftgeftellt. (Entſch. Bd. XXXIV, ©. 48,) Worin das Zweifelhafte liegen joll, wird 
nicht angedeutet und ift ſonſt nicht findbar. Denn der $. 165 handelt eben von der Wirkjamkeit eines 
zweifeitigen mündlichen ae: wenn der eine Kontrahent vorgeleiftet hat. Daun foll, obgleid) 
nach dem Grundjage des U. L.R. der Vertrag als Konfeniuallontratt nicht bindend ift, es doch bei 
dem römiſchen Grundiage verbleiben und der andere Theil das gegenzuleiften verbunden fein, was er 
bei Eingehung des Kontrafts veriprochen hat. Würde erft hinterher, mad) der Borleiftung, die Ge— 
genleiftung auf eine beſtimmte Summe vereinbart, jo wäre das ein neuer Vertrag und zwar ein Ber- 
gleich, welcher als Komjenfualvertrag nur durch die gefetliche Form vechtsverbindlih werden kann und 
—* Gegenſtand der Beſtimmung des $. 165 iſt, weil dieſer nur von dem Reallontrakte facio ut des 
ndelt. 

(4.9) Wenn die verſprochene Gegenleiftung in einem Prozentfate (Tantieme) von einem gewiſ— 
fen Einkommen des Geſchäftsherrn befteht, z.B. wenn einem Förfter don der Holzeinnahme eine Tan— 
tieme zugefichert worden ift, fo gebührt dielelbe nur von der wirklichen Einnahme, nicht auch von 
denjenigen Geldern, welche zwar aus den während der Dienftführung geichloffenen Verträgen herrüh— 
ren, jedoch erft nach der Dienftentlaffung fällig geworden, reip. eingegangen find. Erk. des Obertr. 
dv. 24. Jan. 1856 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 306), 

(4.9) Die mündliche Abrede kann auch durch Bezugnahme auf eine vorhandene Vertragsurkunde 
getroffen werden. Wenn 3. B. ein Gutsbeſitzer erflärt, einen von dem Borbefiger angeftellten Wirth- 
Icaftbeamten auf den Grund deffen früheren fchriftlihen Dienftvertrages beibehalten zu wollen, fo 
iſt er verpflichtet, die don dem Wirthichaftsbeamten hiernächft geleiteten Dienfte nach Maßgabe jenes 
ſchriftlichen Vertrages zu vergüten. rt. d. Obertr. v. 8. Jan. 1852 (Arc). f. Rechtsf. Bd. IV, S. 241), 

52a) (4. 9.) In einem Erf. des Obertr. vd. 20. Oft. 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©, 297) 
ift ausgeiprochen, daß der 8. 165 Kontrahenten vorausſetze, welche für fich ſelbſt rechts fähig find. 
Dies iſt im mehrfacher Hinficht unrichtig. Zuerft ift der Ausdrud unzutrefiend; denn es ift von einem 
Hausiohne Rede, welcher einer Perſon 200 Thlr. als Abfindung veriprochen hatte, ohne fchriftliche 
Einwilligung des Vaters. Ein Hausſohn ift als folder durchaus rechtsfähig, aber er ift micht 
bandlungsfähig. Sodann würde der 8. 165 nicht anwendbar geweſen fein, werm auch der Ver— 
ſprecher „tür ſich felbft rehtsfähin“ (oll heißen handiungsfähig) geweſen wäre; denn er be- 
zieht fich auf den Fall, wo über Handlungen mündlich fontrahirt worden ift, ehe diejelben geleiftet 
worden find, mas bei dem einer Gefchwängerten hinterdrein gemachten Berjprechen einer Abfindung 
nicht paßt. Drittens ift es nicht anzuerkennen, daß der $. 165, den richtigen Fall vorausgeſetzt, nicht 
Anwendung finden fol auf einen fontrahirenden Hausſohn, wenn der Vater bloß mündlich genehmigt 
hat; es ift ja dann ein vollftändiger miündlicher Vertrag vorhanden. 

(4. A.) Die Regel des 8. 165, da die Gegenleiftung nach der mündlichen Abrede erfolgen muß, 
wenn die Handlung geleiftet worden ift, hat dann ihre Ausnahme, wenn für die Gegenleiftung eine 
beiondere Korm im öffentlichen Intereſſe gebietend bei Strafe der Nichtigleit vorgeichrieben ift, wie 
3.2. für die Zerftüdelungsverträge über Grumdftüde. Daher kann derjenige, welcher während der 
Gültigkeit des Geſetzes vom 3. Jan. 1845 dem anderen Theile ein Trennftüd unter der mündlichen 
Bereinbarung , daß derjelbe eine beftunmte Perſon heirathe, abgetreten hat, dieſen Bertrag auch nad) 
Bollziehung jener Heirath wegen Mangels der geſetzlichen Form anfechten. Erk. des Obertr. dom 
8. Dez. 1851 (Archiv f. Rechtsf. Bd. III, ©. 362), 

(4.4) Der Spediteur, welcher einen nur mindlich geichloflenen Speditionsvertrag erfüllt hat, 
kann jeine Anfprüche an den Befrachter mit der Klage aus dem Mandate, oder mit der Klage aus 
einem Bertrage über Handlungen verfolgen. Erk. des Obertr. dv. 4, Sept. 1851 (Archiv f. Rechtsf. 
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fann der Berechtigte von der mündlich verabredeten 5?) Vergütung fo viel abziehen, als 
erforderlich ift, fich die noch rüdjtändigen Leiftungen zu verihaffen ©: a). 

$. 167. Will hingegen der Berechtigte die Leiſtung der noch rückſtändigen Hand- 
lungen nicht annehmen, jo muß der Werth der ſchon wirklich geleifteten nach den Ge- 
fegen ausgemittelt und vergütet werden. 

$. 168. Uebrigens finden aus einem bloß mündlichen $*) VBertrage, wegen der 
von dem einen oder dem andern Theile verweigerten ?°) Erfüllung, feine Forderungen 
von Entihädigungen oder Intereſſe ftatt 6). 


Bd. II, ©, 248). (5.9) Das Gleiche gilt auch für den mündlichen und ausgeführten Bollmadhts- 
—— Ert. vefl bom 20. September 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 179). Bergl. Tit. 13, 
8. 7, Anm. 5 dazu. 

(5. 4.) Hat bei einem Neubau an der Grenze der Nachbar ein Unterfagungsrecht geltend gemacht 
und daber mindfich erklärt, daß er mit dem Baue zufrieden fein wolle, wenn die Dauer bis an das 
Dad) abgebrochen werde, und hat der Bauende dieje Forderung ſogleich erfüllt; jo lann der Nachbar 
von diejent mündlichen Abkommen nicht mehr zurüdtreten, vielmehr find dadurch alle entgegenftehen- 
den früheren Berhandlungen der Parteien über den Bau erledigt. Ext. des Obertr. vom 25. Februar 
1864 (Arc. f. Nechtef. &. LII, ©, 164), 

53) Befteht diefe in Sachen oder geldiwertben Handlungen , jo werden dieſe geſchätzt, und bon 
deren Werthe werden die Koften der noch rüdftändigen Leiftungen abgezogen. Der Reſt ift dasjenige, 
was dem Anderen für die geleifteren Handlungen gebührt. Iſt das Rejultat ein Deficit, jo erhalt 
derjelbe nichts, ift aber aud) nichts meiter ſchuldig, nad) 8. 168 d, T. 

53a) (5. A.) Zur ee Abzuges auf eine zu leiftende Vergütung wird erfordert, 
daß jowohl die Vergütung als der darauf zu macende Abzug in beftimmten, ihrer Quantität nad 
jeftftehenden fungiblen Sacden befteht. Sind die Handlungen und Peiftungen fpezifiiher Art, melde 
von Zeit, Perfon und anderen Umftänden abhängen und im ihren einzelnen Yeiftungen und ihrem 
Unmfange im Boraus nicht beftimmt werden können, jo find fie nicht geeignet, unter den Begriff der 
im $. 166 gemeinten Vergütung, welche die Möglichteit eines Abzugs geftatten muß, jubjumirt zu 
werden, weıl fie nicht die Rechnungsfaltoren darbieten, welche erforderlich find, um an einer Geld- 
fumme oder einem anderen Werthgegenftande einen Abzug vornehmen zu fünnen. Außerdem enthält 
der $. 166 eine Vorſchrift nur zur Beftimmung, in weldem Umfange derjenige, dem der Rücktritt 
vom Bertrage zur Paft fällt, für feine bereits geleifteten Handlungen die verabredete Bergiltung for- 
dern kann; nicht aber verhält er fich über den Anipruch, den der andere Kontrahent für feine Lei- 
ftungen als Bergitung oder jonft als Entihädigung erheben darf, wofür die $$. 156—160, 163, 
167, 168 maßgebend find. Erf. des Obertr. v. 26. März 1868 (Arch. f. Rechtsſ. Bd. LXX, ©. 262). 
r > Aber ſchriftlich abzufaſſen geweſenen. R. vom 26. Sept. 1838 (Jahrb. Bd. LU, ©. 147). 

. Anm. 56, 

55) Lediglich) auf den Fall der ganz oder theilweiſe verweigerten Erfüllung bezieht ſich dieſe Vor— 
ſchrift. Iſt der Vertrag von beiden Seiten vollftändig erfüllt, und hat er feine unbewegliche Sache 
u. —— fo hat er Geltung und Beſtändigleit erhalten, mithin auch rechtliche Folgen. $. 146 
und Anm. dazu. 

Das ift auch don dem Obertr. angenommen. Den erften Sat enthält das Pr. 693 v. 29, Mai 
1839: „Dies Geſetz bezieht fich micht auf eine geforderte Vergütung behaupteter Gemwährsmängel bei 
einen, feinem Hauptgegenftande nad) bereits erfüllten Bertrage, jondern lediglich auf eine Entichädi- 
gung für ſolche Nachtheile, die einem Kontrahenten daraus, daf der verabredete Kontrakt wegen er- 
——— Sinnesänderung des einen Kontrahenten gar nicht zur Erfüllung gelommen, oder rückgängig 
geworden , entftanden jein ſollen.“ 

Das Andere jagt das Pr. 1645, d. 21. Nov. 1845: „Iſt in Fällen, wo die Gejege einen ſchrift⸗ 
lihen Vertrag erfordern, derielbe bloß mündlich geichloffen, aber von beiden Seiten erfüllt worden, 
jo wird der, wegen nicht gehöriger Erfüllung des einen Kontrahenten von dem anderen erhobene An- 
ſpruch auf Entſchädigung durd) die Vorichrift des $. 168 nicht ausgeſchloſſen.“ 

56) Der Grund ift der Mangel eines gültigen Vertrages, daher eben die entipredhende Klage aus 
dem Rechtsgeichäfte nicht gegeben in. Nur wenn durd) Leiftung ein Reallontrakt daraus geworden ift, 
findet zwar auch nicht die actio praescriptis verbis (die Kontraftsflage) ftatt, worin eben eine wichtige 
Berichiedenheit des L.R. vom R. R. liegt; wohl aber die condietio ob causam, bei welcher ſelbſtver⸗ 
—— weder von Entſchädigung, noch von Intereſſe die Rede fein fan. (4. A. Deshalb ift der 

niprud auf Bergiitung oder —— wegen nicht gehöriger Erfüllung durch die Vorſchrift des 
8. 168 nicht ausgefchloffen. Bergl, Erf, des Obertr. v. 16. Sumi 1853 Arch. f. Rechtsf. Bd. X, 
©. 70)). Das jet natürlich einen folhen mündlichen Vertrag voraus, welcher ſchriftlich hätte abgefaßt 
werden miüffen und deshalb ungültig ift; aus einem an fich gültigen mündlichen Bertrage finden diefe 
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$. 169. Iſt ein fchriftlih abgefaßter Vertrag verloren gegangen, fo find zur — 


Ausmittelung ſeines Inhalts alle in den Geſetzen gebilligte Beweismittel zuläfig. der ieritie 
8. 170. Hat einer der Kontrahenten den Verluſt oder die Vernichtung des In⸗ 307 


ſtruments vorfäglich veranlaßt, fo wird die Angabe des Andern von dem Inhalte jo den it. 
lange für richtig angenommen, bis das Gegentheil klar erwieſen iſt *7). 
$. 171. Blinde und Taubjtumme 3? *) müſſen ihre jchriftlichen Verträge gericht ©, Sn, s 
lich aufnehmen laſſen. Verträge. 
$. 172. Perſonen, die ded Schreibend und Lejend®#) unfundig oder durch ei- 
nen Zufall am Schreiben verhindert find 5%), müſſen in Fällen, wo e8 eines fihriftli- 


Anſprüche allerdings ſtatt. Aum. 54. Aber aus dem Grunde, auf welchem die Unzuläffigfeit diefer 
Anſprüche ruhet, folgt, daß die Veftimmung des $. 168 auch auf folde jhriftliche Verträge An- 
wendung findet, welche gerichtlich oder notariell hätten abgeichlofjen werden müfjen. Pr. des Obertr. 
v. 1. Oft. 1838 (Entſch. Bd. IV, ©. 126) und 8. 174 d. T. 

(3.9) Zu den Entichädigungen und dem Intereſſe, welche nach $. 168 nicht gefordert werden 
können, gehören auch Berzögerungszinien. Erf. des Obertr. d. 6. Juni 1859 (Entſch. Bd. XLI, ©. 25). 

57) Die Pr.-Ordnung Tit. 10, $. 120 läßt, wenn eine Partei die zur Aufklärung der Wahrheit 
erforderlichen Urkunden vorſätzlich wegſchafft, den Gequer zur eidlichen Beftärtung des Inhalts. 
Man hat dieien Widerfpruch auf verfchiedene Weile zu heben und die Stellen zu vereinigen verjucht, 
er ift aber nicht zu heben, da zwei geichichtlich vorhandene, fich widerftreitende Meinungen der Rechts» 
gelehrten angenommen worden find. Man muß daher, wenn man nicht dem Prinzipe des L.R. ale 
der jüngeren Borjchrift — denn das Prinzip der Pr.-D. fteht jchon im Corp. jur. Frid. ımd die 
Stelle ift bei der zweiten Ausgabe, nämlich bei der Redaktion der Pr.-O., underändert übernommen 
— allgemein den Borzug geben will, jeder Stelle ihren beionderen Wirkungstreis anmweilen. Dann 
lommt die Beftimmung des 8.179, als die jpezielle für Verträge, bei den über Verträge verfaßten 
Inftrumenten zur Anwendung, und der $. 120, Zit. 10 der Pr.-D. gilt in Beziehung auf alle übri- 
gen Urkunden. (4. A.) So jcheint auch das Obertr. die Beftimmungen aufzufaflen und angewendet 
zu haben. Die VBorausiegung der Anwendung des $. 170 bei Verträgen ift, daß das Rechtsgeſchäft, 
welches die fragliche Urkunde zum Gegenftande gehabt haben foll, unftreitig oder erweislich überhaupt 
wirklich ftattgefunden hat. Erf. des Obertr. dv. 25. Januar 1859 (Entih. Bd. XL, ©. 297). 

570) (4, 9.) Auch bloß Taube oder blog Stumme, welche nicht jchreiben und Geichriebenes lejen 
fönnen. Bergl. 4. G.O. IH, 3, 88.4, 5 u. Not.-Geje vom 11. Juli 1845, $. 11, wo die in den 
88.4 u. 5 dorgejchriebene Prozedur, welche jene Kunde vorausiegt, den Notaren zur Pflicht gemacht 
ift. Ohne diefe Kunde können alfo Notare mit Tauben oder Stummen nicht prozediren, 

58) Wer zwar jeinen Namen ſchreiben aber fonft Geichriebenes nicht Icien kann, ift einem Anal« 
—— gleich. Anh. zur U. G.O. 8. 72; Erf. des Obertr. vom 25. März 1858 (Archib f. Rechtsf. 

d. XXVIII. ©. 210), u. 17, Oft. 1855 (Archiv |. Rechtof. Bd. XVII, ©. 365). Dagegen ift „der= 
jenige, welcher einen Bertrag unterjchrieben hat, und Geichriebenes leien kann, als ſchriftlich ver- 
pflichtet anzufehen, und es findet, wenn er auch ein Mehreres nicht, als jeinen Namen, jchreiben 
fan, die Einrede, daß die jchriftliche Form nicht beobachtet ſei, micht ſtatt.“ Pr. des Obertr. vom 
24. Januar 1848 (Entid. Bd. XVI, ©, 108). (5.9) Wieder angewendet in dem Erf, deſſ. dom 
21. Februar 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©. 73). 

Den Analphabeten gleich ftehen im dieſer Beziehung auch diejenigen Perfonen , welche die Schrift, 
in melder das Inftrument abgefaßt ift, weder leſen noch jchreiben können, wenn fie auch andere 
Schrift leſen und jchreiben. Denn der Kontrabent muß im Stande jein, fich von der Uebereinftim- 
mung des Niedergeichriebenen mit der Verabredung zu Überzeugen (Pr. des Obertr. d. 11. Febr. 1837, 
Entih. Bd. I, ©. 164), weil die Schrift nicht bloß weientlihe Form , jondern auch Bemersmittel if. 
(3. 9.) Dies gilt namentliih von Juden, welche im jüdiichen Schriftzügen zu fchreiben und zu leſen 
verftehen, deutich aber außer ihrem Namen nicht Schreiben, noch Geichriebenes leſen können: solche 
find in Beziehung auf einen in deuticher Sprache abgefahten, von ihnen unterfchriebenen Vertrag als 
Analphabeten zu erachten. Angenommen von dem Plenum des Obertr. am 2. Juli 1855, Pr. 2635. 
(J.M.Bl. 302 und Entſch. Bd. XXXI, ©. 1.) 

59) Ueber die Beweislaſt läßt ſich nur in jedem einzelnen Falle nach Beichaffenheit der behaup- 
teten Thatjache urtheilen. Muß 3.8. Jemand feine Unterichrift unter einer Urkunde anerkennen, oder 
wird fonft bewieſen, daß er eigenhändig unterfchrieben habe, und er behauptet, daß er Geichriebenes 
nicht lefen und mehr als feinen Namen nicht fchreiben könne, fo wird er dies zu bemweilen haben; 
denn er hat geichrieben, und wenn Jemand jchreibt, fo hat er eine Anzeige gegen fih, daß er aud) 
leſen laun. (4. 9.) Gelingt der Beweis, fo ift der mit der Unterfchrift verfehene Revers oder Ber- 
trag für den Unterichreibenden unverbindiih. Vergl. Erf. des Obertr. vom 10, Dez. 1850 (Archiv f. 
Rede. Bd. XU, S. 5). — Auf Perfonen, die zwar von fremder Hand Gejchriebenes vorgeblich 
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hen Kontrakts bedarf, ſolchen gerichtlich oder vor einem Notario 6°) errichten 0). 

$. 173. Bei gemeinen Landleuten diefer Art 6'°) ift die Aumehmung vor den 
Dorfgerichten 2) mit Zuziehung eines vereideten Gerichtäfchreiberd hinreichend 6°). 

$. 174. Außergerihtliche, auch fhriftliche Verträge folher Perfonen, bei welchen 
die 88. 171, 172, 173 vorgefchriebene Form nicht beobachtet worden, werden den bloß 
mündlich geſchloſſenen aleich geachtet 6*). 

$. 175. Kann ein folcher Kontrahent dem Protokoll oder Kontraft auch feine 
Namendunterfchrift nicht eigenhändig *) beifügen, jo muß er das Jnftrument an der 
zur Unterfchrift beftimmten Stelle mit Kreuzen oder einem anderen gewöhnlichen Hand: 
zeichen bemerken 65), 





nicht leſen, jedoch Etwas mehr als ihren Namen fjchreiben können , findet die Vorfchrift des $. 172 
feine Anwendung. Erf. des Obertr. dv. 14, Juni 1853 (Archiv f. Rechts. Bd. IN, ©. 261). 


60) Die Prototolle der Bermaltungsbeamten haben für Analphabete feine verbindende Kraft. Cine 
Ausnahme machen die Licitationsprotofolle, welche zufolge des $. 9 der B. v. 27. Juni 1811 (G.S. 
©. 208) über VBeräußerungen von Domänen und deven Pertinenzien von den Regierungen aufgenom- 
men find, welchen ebendiejelben rechtlichen Wirkungen, als dergleihen geridtliden Verhandlun— 
gen, auch rüdfichtlich der meiftbietend gebliebenen Analphabeten beigelegt werden. Pr. 3, von 1832. 


61) Haben fchreibensunkundige Perſonen einen Vertrag, der ſchriftlich zu errichten geweſen, von 
einem Anderen auflegen lafien, und genehmigen fie demnächſt vor dem Richter nad) vorheriger Vor— 
lefung dieſen Auflag feinem Inhalte nah, findet ihn auch der Richter deutlih und dem Willen 
der Parteien entiprechend abgefaßt, jo bedarf es keiner nochmaligen volftändigen Niederichreibung deflel- 
ben zum Protokolle; der Auflat kann vielmehr mit dem Protofolle über die — Vernehmung der 
Parteien ausgefertigt werden, um als ein gerichtlicher Vertrag zu gelten. Pr.O. Tit. 10, $. 125. 
Pr. des Obertr. 1558, v. 5. April 1845 (Entſch. Bd. XI, ©. 185). 

Segen Wechielerflärungen ift der Einwand, daß der Ausfteller zwar feinen Namen jchreiben, 
fonft aber nicht ichreiben und auch Geichriebenes nicht lefen könne, im Wechjelprogefie überhanpt un» 
zuläffig. Pr. 2269, d. 6. Februar 1851 (Entſch. Bd. XX, ©. 358). 

61a) (3, A.) Gemeine Yandleute diefer Art find eben folche, welche nicht ſchreiben können ($. 172), 
fonft aber feinen bei Berhandiungen mit Anderen bejchwerlicdh werdenden Mangel haben. In diejem 
Falle aber, namentlich alfo auch bei gemeinen Landleuten, die der Sprade, worin das Inftrument 
abgefaßt werden foll, unkundig find, ift die Aufnahme deffelben vor den Dorfgerichten mit Zuziehung 
eines vereideten Gerichtsichreibers nicht hinreichend. Pr. des Obertr. vom 24. Mai 1854. (Entid). 
Bd. XXVI, ©. 53.) 

62) II, 7, 8.79. Zu einem eg Scene Dorigerichte find außer dem Schulzen und Ge- 
richtsfchreiber, nicht ſämmtliche in einer Gemeine beftellte Schöppen erforderlich, fondern nur zmei. 
Pr. des Obertr. 1615, d. 27. Septbr. 1845. 

63) Die nachtränlihe Wiederholung vor Gericht ift zur formellen Gültigleit nicht erforderlich, wo 
es nicht beſonders vorgeichrieben. 

64) Wenn ein Vertrag, welcher zu feiner Nechtsgültigkeit der fchriftlihen Abfafjung bedarf, uur 
von dem einen Kontrahenten gehörig unterichrieben, vom dem anderen des Schreibens und Lejens un- 
kundigen Kontrahenten dagegen bloß mit Kreuzen unterzeichnet ift, und deshalb für den Letzteren feine 
verbindliche Kraft hat, fo kann der Erftere fih auf dieje mangelhafte Vollziehung des Bertrages nicht 
berufen, und von demjelben ohne weiteres nicht zurüdtreten. Ex hat nur das Recht, von dem ande» 
ven Kontrahenten zu verlangen, daß diefer entweder ebenfalls den Bertrag in recdhtögilitiger Form voll- 
ziehe, oder ſich die gänzliche Aufhebung gefallen laſſe. Br. des Obertr. 495, vd. 29. Juni 1838 
(Entih. Bd. IV, S. 214). — Dazu kann er ihm aber eine Ge beftimmen, mit deren Ablaufe er 
auch jeinerjeits von jelbjt entbunden ift, wenn dor Ablaufe derſelben Leine verbindliche Vollziehung er— 
folgt. Anm. 97, Nr. 4 a. €. zu 8.116 d. T. — Hat der Analphaber die Erjüllung angenommen 
und will nicht zurüdtreten, jo fann er nicht einwenden, daß mündlich andere Bedingungen, als die 
niedergejchriebenen , verabredet worden. Pr. d. 11, Februar 1837 (Entſch. II, 126). 

So lange der Analphabet die privaticriftliche Punftation über ein Grundſtück oder über einen 
anderen Gegenftand, worüber ſchriftlich fontrahirt werden muß, noch nicht in vechtsgültiger Form als 
verbindlich anerkannt hat, kann er auch in jeder Form, wofern e8 nur ausdrücklich geichicht, von dem 
Seichäfte wieder zurüdtreten. Iſt dies aber geichehen, fo ift auch der andere Kontrahent nicht weiter 
gebunden. Pr. des Obertr. 1636, d. 1. Nobbr. 1845 (Entſch. Bd, XI, ©. 163), 

65) Am. 97 zu &. 116 d. T. 


‚s5a) (3. A.) Vergl Not.-Orde. v. 11. Juli 1845, 8.13. Die Handzeichen follten —— 
gezeichuet werden. Es iſt aber ſehr üblich, daß der Schreiber der Urkunde die Zeichen macht 
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$. 176. Unter diefen Zeichen muß der Nichter oder Notarius gehörig attefti- 
ren, daß und warum fie von dem Kontrahenten ftatt der Unterfchrift gebraucht worden. 

$. 177. Kann der Kontrahent auch feine folche Zeichen beifügen, fo muß ein 
von ihm gewählter 66) Beiſtand die Unterfchrift in feinem Namen leiften, und daß die- 
ſes gefheben fei, von dem Richter oder Notario atteftirt werden. 

$. 178. Die unterlajjene Beobachtung diefer Borfhriften ($$. 175, 176, 177) 
benimmt zwar für jich allein dem Vertrage noch nichtd an feiner verbindlichen Kraft; 
der Richter oder Notarius aber wird wegen der daraus entjtehenden Weitläufigfeiten 
und Kojten verantwortlich. 

Anh. 5. 5. Perfonen, die nicht Schreiben und Gejchriebenes leſen können, müſſen Jemand mit 
zur Stelle bringen 87), der, es fei ein Nehtsanmalt oder jonft ein glaubhafter Dann, in ihrem 
Namen die Unterfchrift verrichtet **), 

Dieſe Vorſchrift muß der Richter ſolchen Kontrahenten, deren Stand oder Anfehen es zmeifelhait 


daß der Betheiligte dabei num die Feder oben am Ende anfaft, woraus bisweilen ein Anfechtungs- 
grund gemacht wird. Das Obertr. hat in einem folchen Falle den Sat angenonmen: „Einer nota- 
riellen Berhandlung fan deshalb, weil der Berheiligte das die Umterichriit dertretende Handzeichen 
nicht ſelbſtſtändig, jondern mit Hilfe eines Anderen gefertigt hat, die beweilende Kraft nicht veriagt 
werden. Es genügt vielmehr, wenn dev Betheiligte bei Fertigung des Handzeichens in einer Were 
mitgewirlt hat, daß daraus jein Wille ertenubar ift, das Handzeichen als Zeichen jeiner Genehmigung 
der aufgenommenen Verhandlung beizufügen.“ Erf. v. 22. Nov. 1854 (Entſch. Bd. XXIX, ©. 245). 

66) Oder von dem Richter zugeordneter, wenn die Partei feinen mitbringt oder wählt. Anh. 3. 
A. G.O. 8. 70. — Nicht bloß bei progefiualtichen, jondern auch bei Handiungen der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit muß der Richter, wenn die fchreibensuntundige Partei unterläßt, zum Zrede dev zu ver— 
richtenden Unterichrift einen glaubhaften Mann mitzubringen , derielben den Screibzeugen von Amte- 
wegen zuordnen. Pr. des Obertr. 1822 (Pl.Beſchi.) v. 15. Januar 1847 (Entſch. Bd. XIV, ©. 3). 

67) ©. die vor. Anm. — 1. Wenn eim WBrototollführer zugezogen, ift der Beiltand nicht erfor- 
derlich. (Zuſ. 3 zu Anh. $.5 u. Entſch. des Obertr. Bd. XVII, 8.460.) Allein der Umftand, daß 
der zugezogene Unterichriftszeuge eine Gerichtsperion iſt, veicht nicht aus, um eine, mit Analphabeten 
abgehaltene Berhandlung al® eine don zwei Gerichtsperjonen aufgenommene zu erachten. Pr. I, 
v. 8. Januar 1848 (Entid. XVI, 101). 

2. Wenn bei zweieitigen Verträgen beide Kontrahenten des Schreibens unkundig find, jo ift der 
Umftand für fich allein, daß der iuftrumentivende Richter Beiden ein und denjelben@lnterichriftszeugen 
zugeordnet hat, noch nicht ausreichend, um den Vertrag auf einjeitiges Anrufen des einen Theils für 
nichtig zu erflären. Daſſ. Pr. Nr. II. 

68) Der bei einer gerichtlichen, ohne Prototollführer aufgenommenen Verhandlung zugezogene Un- 
terfchriftsbeiftand muß den Namen der jchreibensunjähigen Partei ſelbſt ichreiben (efr. 8.46, Tit. 2, 

h. 19. ©.D.), und es genügt nicht, wenn der Nichter neben den von der Partei gemachten Kreu- 
zen die Namen geichrieben, und der Beiftand bemerkt hat, daß die Kreuze im feiner Gegenwart ge- 
macht worden. “Pr. 749, vd. 31. Oftober 1839. (3. A.) Bon diefer Meinung iſt das Obertr. durch 
Pl.» Beil. v. 7. Mai 1855 tieder abgegangen, welcher lautet: „Bei einer don einem Richter ohne 
Zuziehung eines Prototollführers mit einem Schreibensunerfahrenen aufgenommenen Verhandlung ift 
es nicht erforderlich, daß der zugezogene Unterichritsbeiftand den Namen des Schreibensunerfahrenen 
oder irgend einen Theil —— ermerts ſelbſt ſchreibt, der die Handzeichen des Schreibenduner⸗ 
fahrenen betrifft. Es genügt vielmehr die bloße Namensunterſchrift des Beiſtandes.“ (I.M.Bl. ©. 176 
und Entih. Bd. XXX, ©. 393.) 

So oder jo, Beides ift, juriftiich betrachtet, gleichgültig, Jedes hat gleich qute Gründe für fich, 
wie denn auch die Gründe diejes Plenarbeſchl. feinen Grän gemwichtiger find als die des ‘Pr. 749; 
aber Eins ift von Nöthen: wir müſſen Rechtsgewißheit haben umd uns darauf verlaffen können, daß 
die Meinungen in jolchen Dingen nicht wie Kleidungsſtücke gewechjeit werden. Der vorliegende Wechjel 
hat feinen zwingenden Grund und fördert nichts. 

teichen bleibt eine ohne Prototollführer aufgenommene Berhandlung für.den Analphabeten 
unverbindlich, wenn die Kreuze nur von dem Richter atteftirt find, wenngleich ein mit dem Anaiphas 
beten erichienener Aififtent für ſich jetbft, ohme als Schreibzenge adhibirt worden zu fein, die Ber 
handlung unterfchrieben hat. Pr. 246 v. 5, Mai 1837. 

Die von einer einzelnen Gerichtsperjon mit einer jchreibensunkundigen Bartei aufgenommene Ber- 
handlung ift aus dem Grunde, weil das Protokoll feine Angabe darliber enthält: „daß umd mie der 
zugezogene Unterichriftsbeiftand der Unterfrenzung und Genehmigung deſſelben beigewohnt hat‘ , für 
= ichreibensuntundige Partei nicht unverbindlich. Pr. 2065 (Pl.Beſchl.) v. 6. Novbr. 1848 (Entſch. 


‚©. 66), 
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machen, ob fie lefen oder jchreiben können, gleich vor dem Anfang der Verhandlung befannt machen, 
und auf deren Befolgung dringen, Bft diefe Vorſchrift nicht befolgt, fo ift die Verhandlung für die 
Partei, welche nicht fchreiben und Geſchriebenes leſen lann, unverbindlich ®®), 


3. K. O. v. 20. Juni 1816 (G.S. ©. 203), 

Der Zuziehung eines glaubhaften Mannes zu gerichtlichen Verhandlungen mit ſolchen Berjonen, 
welche des Schreibens und Leſens unerfahren find, bedarf es nicht, ſobald die Berhandlung von dem 
Richter unter Zuziehung ?9) eines Aktuars, vereideten Protofollführers oder zweier Gerichtsihöppen 
aufgenommen wird. 


4. RD. v. 8, Oktober 1837 (G.S. ©. 154). 


Ein zugezogener, gehörig vereideter Dolmeticher gehört zu den vereideten Protokollführern und ift 
deshalb zugleich die zweite Gerichtsperfon. 


8. 179. Wer der Sprache, worin das Inftrument abgefaßt werden foll, unfun- 
dig ift 70a), wird Einem, der nicht fehreiben kann, ‚gleich geachtet. ($. 172) 7). 

$. 180. Iſt der Richter oder Notarius der Sprache eines ſolchen Kontrahen— 
ten nicht fundig, fo muß ein vereideter Dolmetfcher zugezogen werden. 

$. 181. Vereinigen fich die Parteien über einen unvereideten Dolmeticher 72), jo 
muß dieſes im Protokolle ausdrüdlich bemerkt werden 7?). 

$. 182. Mit dem Hauptinftrumente zugleih muß der Richter oder Notarius 
dem der Sprache unfundigen Kontrahenten eine Ueberjegung dejielben zur Unterfchrift 
vorlegen?*). ($. 178.) 


69) ©. o. die Anm. 64 zu $. 174, 
70) ©. Pr. I, d. 8. Januar 1848 o. in der Anm. 67, Wr. 1. 


708) (4. A.) Gänzlich unkundig. Auf den Fall einer unvollftändigen Kenntniß der fremden 
Sprade findet die Beftimmung keine Anwendung. Erk. des Obertr. vom 4. Febr. 1858 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. XXVII, ©, 266). 

71) Deshalb ift es umerheblih, wenn ein Solcher feine Unterichrift relognoscirt, oder den Dif- 
feifionseid (Pr.-D.g10, 8. 134) nicht feiftet. Dem Leugnenden muß der Beweis jeiner Sprachtunde 
geführt werden. — (5. A.) Schriftliche Berträge eines der Sprache, morin die Schrift abgefaßt wor— 
den, Unkundigen können auch nicht als mündliche beftehen bleiben, es fei denn, daß das Zuftande- 
fommen eines dem Schriftftüde entiprehenden mündlichen Vertrages beriejen wird, rk. des O:bertr. 
vom 2. März 1868 (Arc. f. Nechtsf. Bd. LXIX, ©, 354). 


72) Davon muß der infirumentirende Beamte, unabhängig von der Angabe des Dolmetjchers, 
ſich Ueberzeugung verichaffen. 

73) Auch wenn die Berhandfung nur eine einfeitige Erflärung enthält. R. v. 16, April 1840 
(IMDB. ©, 150). 

74) Hierauf kann der Sprachkundige gültig verzichten. Anh. zur U. G.O. (I, 10, 8.19) 8. 75. 
Bergl. R. dv. 16. April 1840 (JI.M. Bl. ©. 153). (3. X) Zur gehörigen Berzichtleiftung ift erforder- 
lich, daß der Vermerk über die Berdolmetihung und Verzichtleiftung in der dem Erklärenden verftänd« 
lichen Sprade aufgenommen worden. Ert. des Obertr. b. 10. Dftbr. 1856 (Entich. Bd. XXXIV, 
&.54). (4.9) Der Berzicht ift daher nicht bloß im der deutichen, jondern auch in der Sprade je- 
ner Partei in die Verhandlung aufzunehmen; durch Nichtbeobadhtung diefer Vorjchrift wird jedoch dem 
übrigen Inhalte der Berhandlung die Beweiskraft nicht entzogen, wenn andermeit nadhgemwieien wer— 
den lann, daß der Berzicht der der deutſchen Sprache nicht mächtigen Partei in der nur im deuticher 
Sprade aufgenommenen Verhandlung richtig niedergeichrieben ift. Gef. v. 26. Jan. 1857 (G.S. ©. 64). 

Der Vermerk in einer öffentlichen Urkunde: daß dem der Sprache, im welcher diejelbe verjaht 
ift, umfundigen Kontrahenten deren Inhalt verdolmericht worden, ift nicht hinreichend, und derjelbe 
kann die Borlegung einer Ueberſetzung des Hauptinftruments und deren Unterichrift don Seiten des 
unfundigen Kontrahenten oder eines Nebenprotofolls nicht erſetzen. Bielmehr tritt, im Mangel einer 
gehörigen Verzichtleiſtung, die gefegliche Folge ein, daß die Verhandlung gegen den der Sprache ım- 
undigen Kontrahenten nicht beweiſend ift und der Vertrag nur gültig bleibt, wenn deſſen Richtigkeit 
font nachgewieſen werden kann ($. 184). Br. des Obertr. 2316, v. 9. Oltbr. 1851 (Entich. Bd. XXL 
S. 184). (4. 9.) Diejer Rechtsſatz bezieht fich mur auf Verträge und auf das Berweisverfahren durch 
Urkunden in fremder Sprache, nicht auf Audienzprotofolle über die mündlichen Verhandlungen in Pro- 
zeſſen. Erf. des Obertr. v. 24. November 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 34). 
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$. 183. Stimmt die Ueberſetzung mit dem Driginal nicht überein, fo gilt erjtere 
zum Vortheil des Unkundigen. 
$. 184. Die Unterlaijung diefer Vorſchriften ($$. 180, 181, 182) macht zwar 
den Bertrag, wenn deſſen Richtigkeit font nachgewiejen werden kann?*), nicht ungül— 
tig, wohl aber den Richter wegen Weitläufigfeiten und Koften verantwortlich. 
8. 185. Derjenige, welcher ſich —* oder zum Protokoll zu einem mündlich 3 
gefchloifenen 7°*) Vertrage bekannt hat?6), kann, jo weit?7) als die Verabredun⸗ Berträne 


ertenut> 

75) Hier hat man wieder nur da® Zeichen der Perfektion eines Bertrages als Zmed der form niß?s*); 
im Sinne gehabt, nicht den des Beweiſes, welcher aliunde geführt werden fann. 

75*) (5.9) Das Anerkenntniß ift, nad) dem U. L.R., nur Beftärkungsmittel für Berträge, eis 
nesweges, wie behauptet worden, ein felbitftändiger Berpflichtungsgrund, da e# vielmehr feine Ber« 
Bindlichleit aus der uriprünglichen eausa debendi herleitet und diefe im fidy aufnehmen muß. Erf. 
des Obertr. vom 4. Juni 1866 (Entſch. Bd. LVII, ©. 316). 

Als ein neues Erzeugniß der Rechtsbildung durch Theorie und Praris ift der ſ. g. „Anerken—⸗ 
nungsvertrag“ aufzufaflen, welcher in der bloßen Anerkennung, kraft des geeinigten und gethätig- 
ten Willens, ohne Angabe einer anderen causa, gleich den kaufmänniichen Verpflichtungsicheinen nach 
Art. 301 des H.G.B., einen jelbitftändigen MHagbaren Berpflihtungsgrumd darftellen joll und 
bereits in dem fächfiichen Geſetzbuch S$. 1397 fi. jeinen Vertreter gefunden hat. Die Theorie dieſes 
Vertrages ift gemeinvechtlich entwidelt von dem Ober » Appellationsgerichtörathe Dr. Bähr in dem 
Werte „Die Anerkennung als Berpflihtungsgrund (2. Auflage 1867)". Die Lehre hat auch auf Grund 
des Allgemeinen Yan t8 ihren Anhänger gefunden im dem Obertribunalsrath Meyer, melder in 
der Abhandlung „zur Lehre vom Anerkennungsvertrag und der cautio indisereta nach Preußiſchem 
Rechte (in Hinſchius, Zeitichrift für Gejeßgebung umd Rechtspflege in Preußen, Bd. LI [Berlin 
1868], ©. 754 ff.) ausführt, daß ſich aus der Behandlung, welche das Anerfeuntniß in den 8$. 185 fi. 
d. T. erfahre, nicht herleiten lafje, daß das Allgemeine Yandrecht, wen es auch das Weſen des Au⸗ 
ertennungsdertrages, jo wenig wie andere frühere Gejegebungen ertannt haben und defjelben 
nicht ausdrädlich erwähnt, denfelben nicht zulafje. Er fommt zu dem Reiultat: 

daß der Anertenntnivertrag durch die Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts nicht ausgeſchloſ⸗ 
jen wird, daß alio nichts im Wege fteht, ihm im dem Bereiche defielben Anerkennung zu verichaffen, 
daß ſonach eine Klage auf Grund eines Anerfenntniffes in geieglicher Form , wo dieſe geboten ift, 
an fi einen güli en Klagegrumd erhält umd daß es dem Berpflichteten obliegt, im Wege des Ein- 
wandes denjelben, jei es wegen der dem Bertrage entgegenftehenden Mängel, jei es unter den Be— 
dingungen der condictio indebiti wegen Ungültigfeit der Vorausſetzung, der causa, anzufechten. 
Wichtiger umd einichneidender als diejer allgemeine Grundſatz erjcheint ihm für die Praris die og 
ob eine eautio indiscreta ungültig umd nicht geeignet ſei, eine rechtliche Berpflichtung herbeizuführen. 
Indeß widerlegt er, mit guten Gründen, auch dieſes Bedenken und refumirt jchließlih: e8 werde au— 
wire jein, daß das Allgemeine Landrecht der Entmwidelung und Durchführung der Lehre dom 
nerfenntnißdertrage nicht entgegenfteht, daß ein Verpflichtungsichein, eine eautio, micht bloß ein Be— 
mweismittel ift, jondern als formaler, don der causa abgelöjeter ſelbſtſtändiger Rechtsalt aufzufaſſen ift, 
auch wenn die causa debendi nicht angegeben worden, daß der Sat cautio indiscreta non valet zu 
verwerfen if. — Durd das beiprochene Iuftitut würden wir einen neuen allgemeinen Formal-VBer- 
trag, einen meuen LiteraleBertrag, oder — wenn mündliche Form beliebt würde — eine neue Stipu- 
lation haben, und die übrigen genantiten Berträge würden wieder Ausnahmen fein. Im der That ift 
nicht findbar, warum das nicht gehen follte. Allein die Schwierigkeit bei einer geichloffenen Gejetsge: 
bung, wie wir fie haben, liegt darin, daß es nicht genügt, daß die Gejeggebung nicht ausdrüdiih 
entgegen ift, joudern daß eine fo wichtige Inftitution ausdrüdlid anerlannt fein muß, um vor 
Gericht Geltung zu finden, 

758) (4.9) Dies ift jo aufgefaßt worden, daß einer jchriftlichen Vertragsurkunde, wenn fie 
rechtlich wirkiam jein fol, immer eine mündliche Stipulation (Promiifion) des Ausftellers vorausgehen 
müßte. So ift es nit. Auch ſolche Urkunden, weichen eine ausdrüdiiche mündliche Willenserktärung 
des Ausjtellers nicht borangegangen ift, deren Inhalt aber dem vorher fundgegebenen Willen des 
anderen Kontrahenten entipricht, wie das bei Berträgen, die unter Abweſenden brieflich geſchloſſen 
werden, der gewöhnliche Kal iſt ($. 142), wie auc bei Berträgen ſtummer Perfonen ($. 24), find 
don vderbindlider Kraft. rk. des Obertr. dv. 22. Mai 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©. 40). 

76) Das ſchriftliche Anerlenntniß eines mündlich geichlofienen Bertrages kann auch in dem mit 
einem Dritten abgeichlofienen Bertrage abgegeben jein, dem der andere Kontrahent des erfteren nicht 
förmlich beigetreten ift, wenn jenes Anerkenntniß nur in der nicht zu verlennenden Abjicht abgegeben 
worden, die durch den mündlichen Bertrag begründete Verbindlichkeit auch zum Beiten des anderen 
mündlichen Kontrahenten auszuſprechen. Br. 269, vd. 12. Mai 1837. 

Damit derjenige, welcher fich jchriftlich oder zum Protofolle zu einem mündlich geichlofjenen Ber- 
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gen?7) aus diefem Anerfenntnijfe erhellen, den Mangel der fchriftlihen Abfaſſung 
nicht vorfchüßen 7). 





trage befennt, des Einwandes der mangelnden jchriftlichen Abfaffung verluftig erachtet werden Fönne, 
genligt es nicht, daß er den mündlichen Abichluß des Berrrages als bloße Thatſache einräume. Das 
Anerfenntniß muß aud in der Abficht erfolgen, die verbindende Kraft des Vertrages einzuräumen, 
Pr. 1510, v. 22, November 1844 (Entſch. Bd. X, S. 361), — Das Anertenntniß eines mündlichen 
Vertrages jet den Willensausdrud der Berpflichtung voraus. Pr. d. 20, Febr. 1849, 
Nr, 111 (Entih. Bd. XVIII, ©. 242). — (68 fett voraus, erftlih: auf Seiten des Erflarenden den 
animum seso obligandi als noch gegenwärtig borhanden, und gerade jet zu beurlunden, — und 
zweitens: daß ein mündlicher Vertrag über einen bloß der ſchriftlichen Abfafjung bedürfenden Ges 
genjtaud vorliege. Entſch. des Obertr. Bd. XIII, ©. 188, (4, 9.) Daher —* ſich der $. 185 
nicht auf Zugeftäudnifie im Prozeſſe, für welche der $. 82, Zit. 10 Proz.-Ordn. maßgebend ift. Eıt. 
v. 13. Juni 1854 (Arch f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 172). 

Ein von dem hier vorausgejeten Falle ganz verjchiedener ift der, wenn der eine Sontrahent 
jeinen Antrag vollftändig in Schriften gemacht und der andere jeinerjeitd nur mündlich angenommen 
hat. Dies ift der oben in der Anm. 64 erwähnte Fall, 

77) Nämlich aufer den mejentlichen Beftandtheilen in gi Denn erhellen nicht 
alle Eſſentialien, fo hat das Schriftitüd feinen rechtlichen Werth. — (4. A.) In Uebereinftimmun 
hiermit jagt das Obertr., dat die in dem Schriftftüde gänzlich mangelnde causa debendi nicht du 
den Beweis der mündlichen Vereinbarung einer jolden erfeigt werden kann; ein derartiger Beweis er 
gebe eben nur eine mündliche Vereinbarung, der an und für fich ichriftlich aufzunehmende Bertrag jei 
ſomit im einem weſentlichen Punkte wicht jchriftlich und daher nicht Fagbar. Erf. v. 27. Oltbr. 1857 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 317). Vergl. auch das Erf. v. 13. Januar 1853 (Arc. f, Rechtsf. 
Bd. VIII, S. 196). — Im dem Erk. vom 25. September 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVIL, 
S. 193) jagt das Obertr. beftätigend: Die Worte des $. 185 bejagen nur, daß ein allgemein gehals 
tenes fchriftliches Anertenntnig — ohne Aufnahme der wejentlihen Beitimmungen des mulind« 
lihen Bertrages — ungenügend ift, um den Einwand des mangelnden ſchriftlichen Vertrages zu bes 
feitigen ; fie befagen aber nicht, daß ein folches Anertenntniß präziier und fpezieller gefaßt fein müſſe, 
als ein von vorne herein jchriftlich errichteter Kontrakt; fie jchliefen mithin die Anwendbarkeit des 
8. 130 (auf eim ſolches Anerkenutniß) nicht aus. Dieſe Ausichließung hatte der Appellationsrichter an- 
genommen, 

77a) (4.9) Alſo Berabredungen, Verträge, müſſen der Gegenftand des Anerkennt- 
niffes, von welchem hier im $. 185 die Kede ift, fein. Daher erlange eine bloß mündliche Erbichaits- 
entiagumg durch nachheriges jchriftliches Anertenntniß feine Gültigkeit. Ert. des Obertr. v. 31. Januar 
1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd, VII, ©. 274), 

78) Die Wirkung des einfeitigen förmlichen Anerkenntniffes eines formloſen Vertrages ift nicht 
völlige Gleichſtellung defjelben mit dem Bertrage jelbft, jondern nur die Ausihliegung des Einmwandes 
der mangelnden Form. Man hat gewollt, „daß ein ſolches Anerkenntnig nicht eigentlich defeetum 
seripturae hebe, jondern daß es nur dem agnoscenti obftire, wenn diejer fih auf den Mangel der 
Schriftlichkeit berufen wollte‘. Deshalb bedarf es 3. B. nicht noch der Kaffation des Anertenntnijies 
nach I, 5, 8.387, zur Aufhebung des Vertrages außer der mechieljeitigen Eimvilligung. Pr. des 
Obertr. dv. 24. Juni 1850. (Entid. Bd, XX, 5.93, 95.) — Hieraus erhellet zugleih, daß die 
Vorichrift auf den Fall, wenn die Kontrahenten ausgemadht haben, daß ihre Vereinbarung — die 
fonft die Schriftliche Form entbehren könnte — fdhriftlich abgefaßt werden ſoll ($. 117), umanmendbar 
if. — Ferner ergiebt fi), daß das Anerkenntniß auf die Zeit der mündlichen Vereinbarung zurück— 
wirft, da aus derjelben geklagt werden kann und der Einwand der mangelnden Form ansgejchloffen 
if. Vergl. Pr. des Obertr. dv. 3. April 1840 (Schlej. Arch. IV, 524), und $. 138 d. T. Eine 
Ausnahme machen die wegen Unfähigkeit der Kontrahenten ungültigen Verträge. 85. 87 und 38 und 
192 0. T. — In dem Ganzen iſt zwar feine Logik, denn der Mangel der Sprit verhält ſich zum 
miündfichen Bertrage ja gar micht wie die exceptio zur actio, da der mündliche Vertrag feine Klage 
begründet; aber man verbraucht das Material jo gut es geht, man ftrebt doch nach der Jurisprudenz. 
(4. 9.) Dem durch jein Anerfenntniß einfeitig Gebundenen giebt man mad) Analogie der S$. 11—13 
d. ET. das Recht, dem Anderen eine Frift zur Abhilfe des Formmangels zu jeßen und wenn dieſelbe 
fruchtlos verlaufen ift, auch feinerieits zurüdzutreten. Oben, Anm. 64 zu 8.740. T. — Auch der- 
jenige, welcher die über einen mündlich abgeichlofjenen, jchriftlich zu errichtenden Bertrag abgefaßte 
jchriftliche Urkunde durch feine Unterichrift vollzogen und dem anderen Kontrahenten übergeben hat, 
fann den Mangel der Unterjchrift des Letzteren nicht vorſchützen. Erf. des Obertr. v. 6. April 1854 
(Arc. j. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 6). Das gilt auch von Schlußicheinen über Handelsgeichäfte. Erf. 
defj. d. 18. November 1856 (Arch. f. Rechtöf. Bd. XXIII, ©. 63), 

(4. A.) Welche Wirkung ein Anertenntmiß gegen einen Dritten habe, ift in Frage gelommen. 
In einem Erf, des Obertr. d. 8, Dftbr. 1852 (Arc. ſ. Rechtof. Bd. VII, ©, 268) wird der Sat 
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8. 186. Durch das Anerfenntniß eines feiner Form nach rechtöbeftändigen Ver— 
traged werden diejenigen Einwendungen gehoben, welche fih auf den Mangel einer 
freien oder emitlihen Einwilligung ?®) berieben. 

$. 187. Doch muß das Anerkenntniß zu einer Zeit erfolgt fein, wo das bet der 
erften Schließung des Vertrages entgegengeitandene Hinderniß gehoben war 7? ®). 

$. 188. Alsdann erftredt fich aber auch die Wirfung eines ohne Einſchränkung 
erfolgten Anerkenntniſſes bis auf die Zeit des geſchloſſenen Vertrages zurüd. 

$. 189. Solche Handlungen, woraus eine vollitändige Kenntniß des Bertra- 
ges 8°) und zugleich die wiederholte Genehmigung des ganzen Shaites deutlich erhellet, 
begründen ein ſtillſchweigendes Anertenntnig 


hingeftellt: Der Succeffor muß das gegen fich gelten laſſen, was der Autor in Betreff der veräußer— 
ten Sache nah geihehener Veräußerung anerkannt hat. Das ift nicht anzuerfennen. Weis 
ter wird gefolgert: Daher ift die Erklärung des Autors, der die nämliche Sache an verichiedene ‘Per- 
fonen veräußert hat, und demnächſt den dem Datum nach älteren, im gültiger Form abgeichlofienen 
Kaufvertrag eines diefer Käufer relognoseirt, auch anerkennt, dieſem das Eigenthum der Sache vor 
jenem anderen Berfaufe übertragen zu haben, nicht ohme rechtliche Wirkung für den zweiten Käufer. — 
Dies ift feine Folge aus jenem falſchen Folgeſatze; der zweite Käufer wird durch das Anerkenntniß 
a als eines Dritten gar nicht verbindlich; die Frage gehört vielmehr der Lchre vom Bes 
weile an, 

(5. A.) Der $. 185 verlangt nicht, dat der Vertrag ein don beiden Seiten unbedingter jein müſſe. 
Es wird nur vorausgeſetzt, daß die jchriftliche Erklärung mit dem Willen gegeben fer, fich dadurch 
nach der mündlichen Verabredung dem anderen Theile, mag auch diefer ſich noch eine Bedentzeit vor: 
behalten haben, wenn er nur innerhalb derfelben acceptirt, zu verpflichten. Erk. des Obertr. vom 
17. Juni 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. L, S. 114). 

79) Alſo z.B, anf den Einwand des Zwanges, oder Betruges und Irrthums. Solche der Form 
nach gültige aber wegen mangelhafter Willensbeftunmung anfechtbare Verträge fonvalesciren durch 
bloße jpätere Handlungen des zur Anfechtung Berechtigten. $. 189. Diejen Grundfag wendet die 
Praris auch auf den Fall an, wenn ein nur mündlich Bevollmächtigter in Fällen, wo c# einer ichrift- 
lihen Vollmacht bedurfte, in der geſetzlichen Form gehandelt hat. Diefer Vertrag joll auch durch eine 
nndliche,, ſelbſt ftillichweigende Genehmhaltung des Machtgebers, dem Dritten geg nüber, 
rechtsberbindlich werden. Pl.⸗Beſchl. (Pr. 2196) vom 22. April 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©. 29). — 
(5. 4.) Eine zum öffentlichen Gebrauche bei den Grundalten gegenüber dem Befiger über feinen Titel, 
3. B. einen dom dem angeblich Nichtverfügungsberechtigten abgeichloffenen Tauſchkontralt, von dem nun— 
mehrigen Berfügungsberechtigten abgegebene Erklärung: daß er den Vertrag genehmige, fteht dieſem 
auch zu Gunſten des dabei nicht gegenwärtigen anderen Kontrahenten, welcher ja in dem früher abge— 
ſchloſſenen Vertrage ſeinerſeits ſchon Alles acceptirt hat und davon nicht zurückgetreten iſt, entgegen. 
Erf. des Obertr. vom 30. Oftober 1863 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 57), 

798) (3. W,) Dieje Bedingung der Rechtsgültigkeit des Anerlenntniſſes muß von der Partei, welche 
fi auf das Anerfenntniß beruft, bemwielen werden, wenn der Anertennende das Vorhandenjein zur 
* des Anerlenntniſſes leugnet. Vergl. Ert. des Obertr. dv. 29. Mai 1856 (Eutſch. Bd. XXXIII, 

1 


* 


* 


30) Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich immer nur auf Anerkennung eines Vertrages. Was von 
Anerkenntniſſen über eine Schuld oder über ein ſonſtiges Rechtsverhältniß gilt, iſt im Allgemeinen 
nicht zu jagen; es kommt auf den einzelnen al an. Das Anerkenntniß einer Schuld 3. B. ift ein 
eoustitutum debiti proprii, welches nothwendig den Entftehungsgrund der Schuld (causa debendi) 
angeben und anerlennen muß; denn bon diefem gilt der Grundiag: daß das Anerkenntniß als folches 
fein Eutftchungsgrund eines Rechtes oder einer Verpflichtung (Rechtsberhältniſſes) iſt. Vergl. Entich. 
des Obertr. Bd. XI, S. 352, wo aber ganz allgemein dies behauptet wird. Dagegen enthält das 
Anertenntniß im Perfonenrechte bisweilen im fich jelbft feinen Rechtsgrund, 3. B. das Anerkenntniß 
der Baterichaft. In Prozefien ift auch nicht der Ausdrud der cansa debendi nothwendig. Das Obertr. 
hat folgende Säte ausgeſprochen: 1. Das Anerfenntniß einer Berpflihtung, ohne Angabe des Ent- 
ftehungsgrundes der Verpflichtung, begründet dieſe ſelbſt noch nicht. Dies gilt insbejondere: 2. von 
Anertenntniffen in vorbereitenden Urbarialverhandlungen, welche die Errichtung eines förmlichen Urs 
barium nicht zur Folge gehabt haben. Dagegen ift: 3. die Gültigkeit eines Zugeftändnifies im Pro- 
zeſſe, modurd der Beklagte die Forderung des Klägers einränmt, nicht davon abhängig, dak aus der 
Erfiärung des Zugeftehenden der Entftehungsgrund der Forderung hervorgeht. Pr. v. 3. März 1845 
(Entidh. Bd. XI, ©. 345). Der zweite Sat ift beftritten und die Geſetzgebung hat (bezüglich auf Lau— 
demialqualität) das Gegentheil vorgeichrieben, im Gef. v. 2. März 1850, 8.40: „Es genügt, wenn 
ein Befiger des Grundftüds die Berpflichtung, auch ohne Angabe des Rechtsgrundes derfeiben, im 
einer öffentlichen Urkunde anerkannt hat." (G.S. S. 90; Zuj. 8 zu 8.719, Tit. 18.) 
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$. 190. Fehlt es an einer hinreichenden Kenntniß des Vertrages, fo ift gar fein 
verbindliches Anerfenntniß vorhanden. 
$. 191. Liegt in der Handlung nit die Genehmigung des Vertrages nad) fei- 
nem ganzen®*) Inhalte, ſondern nur eines Theild deijelben, jo kann die Wirfun 
des —— auf die dadurch nicht genehmigten Theile keineswegs ausgedehn 
werden. 
$. 192. In wiefern ein wegen perfönlicher Unfähigkeit eines Kontrahenten un— 
gültiger Bertrag durch deſſelben nachheriged Anerfenntnig zur Gültigkeit gelange, ift 
88. 37, 38 fen eſetzt 82). 
2. durd Ent⸗ $. 193. Cine im Kontrafte nur in ee Ausdrüden gefchehene Entfa- 
Einmendun., gung der Einwendungen hat feine rechtliche Wirkung. 
sen; 8. 194. Auch folhen Einwendungen, welche den Vertrag von Anfang an un- 
gültig machen ®?*), fann darin nicht entſagt werden. 
8. 195. Ein Gleiches findet von Einwendungen ftatt, die jih auf ein Berbotd- 
geſetz gründen. 
$. 196. Solchen Einwendungen, die einem Dritten zu Statten fommen, fann 
ein Kontrahent zu deſſen Nachtheil nicht entjagen. 
$. 197. Andere Einwendungen, welchen im Kontrafte ausdrüdlich 8°) entfagt 
worden, fünnen in der Folge nicht mehr vorgefchügt werden. 
$. 198. Doch muß der Sinn und Inhalt der eg in dem Bertrage 
dergeitalt audgedrüdt fein, daß der Entjagende deutlich hat einjehen fönnen, worauf 
er eigentlich Verzicht leiſte. 
$. 199. Durch eidfiche Beitärfung enthält fein Vertrag mehrere Kraft, ala ihm 
die Geſetze ſchon an ſich beilegen #*). | 
3. durch ge- $. 200. Gerichtliche Beitätigung ift bei Verträgen nach gemeinen Rechten nicht 
tigung; nothwendig >). 
$. 201. Wo fie hinzufömmt, begründet fie die Bermuthung, daß der Bertrag 
geſetzmäßig abgeſchloſſen worden. 
$. 202. Gerichtliche Beſtätigung ſetzt allemal ein gerichtliches Anerkenntniß der 
Kontrahenten voraus. 


81) Eine Theilzahlung z. B. iſt eine das Ganze genehmigende Handlung nicht, wohl aber eine 
Klage gegen den Anderen auf Erfüllung. 

82) S. o. Anm. 37 zu 370%. ö 

82a) (2. %.) Dabei ift am den Mangel in den zur Eingehung eines Nechtsgeihäfts nothwendigen 
Erfordernifjen gedacht. Unten, Zit. 16, $. 401. 

83) Der Ausdrud ift nach feinem gewöhnlichen Wortfinne zu nehmen, nach welchem der Gegen- 
fat das Stillichmweigende ift. Keinesweges lönnen, diefem Wortlaute des Geſetzes zuwider, Einwen— 
dungen, welchen vermeintlich ftillfchmeigend im Bertrage entjagt worden, zurüdgermiefen werden, 
wie von Einigen behauptet worden iſt. Der 8. 382, Tit. 16 bezieht fi gar nicht auf die Abichlie- 
Bung eines Bertrages, 

Die Entiagung aller ordentlihen und außerordentlihen Rechtsmittel mit der Wirkung, daß die 
Entiheidung des kompetenten Gerichts erfter Inftanz zu Gunften des anderen Theils gegen den Ent— 
jagenden ohne Weiteres als ein rechtskräftiges Urtel vollftretbar wird, ift als eine vertragsmäßige 
Feſtſetzung fiir gültig zu achten. Pr. des Obertr. v. 1. Februar 1845. (Entſch. Bd. XU, ©. 473.) 

84) Die hier befindliche Bezugnahme des Tertes auf Theil U, Tit. 20. fällt weg. Das neue 
Strafgeſetzbuch enthält feine entiprechende Beitimmung. Damit fällt die Strafbarfeit der aufergericht- 
lichen Eide (IL, 20, $$. 1425—1430) weg, wenn die Handlung nicht jonft als firafbar qualificirt 
werden lanıt. 

(2. A.) Der $. 199 entiheidet einen jehr alten Meinungsftreit über die Wirkjamteit eidlicher Be- 
fräftigungen von Berträgen, gegen die Auth. Sacramentum und das päbftliche Recht. Das Nähere: 
Recht der Forderungen Bd. I, ©. 323 ff. 

85) Eine Ausnahme machen die Rechtsgeichäfte, welche zu ihrer Gültigkeit eine causae cognitio 
und die richterliche Beſtätigung erfordern, z. B. der antichretiſche Piandfontraft I, 20, 227 ; die Adop- 
tion U, 2, 8. 667. Außer joldhen Ausnahmefällen ift die Beftätigung aud im jofern aufgehoben, 
als fie auf Provinzialrechten berubete. Geſ. v. 23. April 1821, 9.2. (G.S. ©. 43.) 
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8. 203. Die Erfüllung eines gerichtlich beſtätigten Vertrages kann durch Einwen— 
dungen gegen die Gültigkeit und den Inhalt deſſelben, welche nicht ſogleich klar gemacht 
worden, nicht aufgehalten werden *6). 

$. 204. Die gerichtliche Beitätigung verfteht ſich jederzeit ohne Nachtheil der 
Rechte eined Dritten. 

$. 205. Draufgabe (Arrha) ift das, was ald Zeichen des geſchloſſenen Ver- 
trage® entrichtet wird #7), 

$. 206. Was auf Abrechnung der übernommenen Verbindlichkeiten vorausge— 
geben worden, wird Angeld genannt 97°), 

$. 207. Wo die Geſetze oder der Vertrag jelbft nicht ausdrüdlich ein Anderes be- 
ftimmen, ift die Draufgabe zugleih als Angeld anzuſehen. 

$. 208. ft aber die Draufgabe von anderer Art ald dasjenige, was der Ge- 
—— — des Kontrakts zu leiſten hat, ſo hat dieſelbe nicht die Eigenſchaft eines 

ngeldes. 

8. 209. Was wegen der Brautgeſchenke und bei dem a des Geſindes 
Fr fei, iſt gehörigen Orts beitimmt. (Th. II, Tit. 1, Abſchn. 2; Tit. 5, 

.1)°9), 

$. 210. Der Empfänger der Draufgabe fann fih, dur Zurüditellung derfel- 
ben, von der übernommenen Verbindlichkeit nicht befreien. 

8. 211. Auch der Geber kann fich durch Aufopferung der Draufgabe von der 
Erfüllung des Vertrags nicht losmachen 89). 

$. 212. it dad Gegentheil, und daß gegen Berluft oder Erfah der Draufgabe 
der Rücktritt von dem Vertrage jtattfinden folle, ausdrüdlich °9) verabredet, jo vertritt 
die Draufgabe die Stelle einer Wandelpön. ($. 312 sqq.) 

$. 213. Tritt in einem folchen Kalle der Geber zurück, fo behält der Empfänger 
die Draufgabe, fann aber feine weitere Entfhädigung fordern. 

$. 214. Tritt der Empfänger zurüd, jo muß der Geber mit Erftattung der Drauf- 
gabe ftatt der Entjchädigung fi begnügen ?*). 


86) Wenn nämlid das Inftrument den abgekürzten Prozeß — Dann müſſen und kön— 
nen die illiquiden Einwendungen in separato ausgeführt werden. Das widerſpricht nicht dem 8. 126, 
Fit. 10 Pr.O. Dort ift lediglich davon Rede, tm wiefern der Gegenbeweis gegen die Urkunde über 
die Thatjadye, daß die Erklärung der Parteien in derjelben richtig, der Berlautbarung entiprechend, 
niedergejchrieben worden, zuläffig jei; über die Einwendungen gegen das Rechtsgeſchäft wird 
dort nichts beftimmt. 

868) (5. X.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. 88. 982, 1226. Dazı Glüd, Erläute- 
rımgen, Th. XVI, ©. 92 flg. Heimbach, Archa, in Weiste’s Nectöleriton, Bd. I, ©. 459, 
Mein Recht der Forderungen, 2. Ausg., Bd. II, 8. 113. 

87) Die Draufgabe hat als Zeichen der perfeften Kontraltsſchließung, d. h. als Form, nur in 
der Gefindemiethe noch ihre wahre Bedeutung. G.O. 8. 22. 

878) (4.9) Wenn bei einem zmweileitigen Bertrage, defien Erfüllung zukünftig ift, ein Angeld 
gegeben , und über diejes Angeld ein Wechiel ausgeftellt worden ift, fo enthält defien Einziehung nicht 
die Rüdnahme des Angeldes als folhen, beziehungsmeiie nicht die Miederaufhebung der angefangenen 
Erfüllung des Vertrages. Erf. des Obertr. d. 29. Juni 1854 (Arch. f. Redtej. Bd. XI, ©. 243). 

88) Hier wiederholt fi die Anm, 17 zu 8.137 d. T. 

89) Vorausgeiett, daß der Hauptvertrag bereits in verbindender Form abgeſchloſſen worden if. 
ft das nicht geichehen ($. 221), jo entfiehen aus dem Geben und Nehmen der arrha (pactum arrhale) 
bejondere Berbindlichleiten , worüber ſich die folgenden Vorſchriften verhalten. 

90) Die gemeinvechtlichen Schriftfteller wollen für die arrha confirmatoria eine Bermuthung gel: 
ten laſſen. Diefer Lehre ift der Sat dieſes $. machgebildet. 

91) Hiernach find die Rechte beider Theile ungleih; der Empfänger müßte in diefem Falle die 
arrha doppelt zurüdgeben, So iftees aud) wirflid nad L. 17 C. de fide instrum. und pr. J. de 
emt. et vend. (III, 24). 

Wird die Erfüllung durch Zufall verhindert, jo ift die arrha, wie fie ift, zurlicdzugeben, deshalb 
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Draufgabe 
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bh) wenn fie 
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8. 215. Hat aber einer von beiden Theilen mit Erfüllung des Vertrages bereits 
den Anfang gemacht, jo fann, wenn aud die Draufgabe wirklih ald Wandelpön ge- 
geben worden, dennoch weder der, welcher ſchon zum Theil erfüllt, noch der, welcher 
diefe Erfüllung angenommen bat, wider den Willen des Andern zurüdtreten. 

8. 216. In allen Fällen ??) geht dad Eigenthum der Draufgabe, mit allen fei- 
nen Wirkungen fogleih auf den Empfänger über. 

$. 217. Sit von einer eigentlichen Draufgabe, die niht ald Wandelpön gegeben 
worden, die Rede, und der Vertrag geht durch die Schuld de8 Empfängers zurüd, jo 
hat der Geber die Wahl: ob er, außer der übrigen ihm zufommenden Entſchädigung, 
die Draufgabe in Natur, jo mie jie ift, zurüdnehmen, oder den Werth, welchen he 
zur Zeit der Uebergabe hatte, fordem wolle. 

8. 218. Geht der Vertrag durch die Schuld ded Gebers zurück, fo verliert der- 
jelbe die rauf 92—) 

8. 219. Doch muß ihm deren Werth 9?) auf die dem Empfänger noch etwa 
außerdem zu leiftende Entichädigung zu qute gerechnet werden. 

$. 220. Wird der Vertrag ohne bejonderes ?*) Verfchulden eines oder des an— 
dern Theils rüdgängig, jo muß die Draufgabe, fo wie jie aladann ift, zurüdgegeben 
und genommen werden. 

8. 221. Gin Gleiches findet jtatt, wenn der Vertrag durch wechfelfeitige Einwil- 
ligung beider Theile wieder aufgehoben wird, oder wegen Mangel der rechtlichen Er— 
forderniffe nicht beſtehen fann 95). 

8. 222. Iſt in diefem Falle (88. 220, 221) die Draufgabe nicht mehr vorhan- 


wie fie ift, weil feine Strafe und keine Verbindlichkeit zur Entihädigung eintritt. Der Geber hat 
nur die condietio ob causam. Bergl. $, 220, 

92) Nah G. R. ift darüber Meinungsverfchiedenheit. Die wahre arrha ift ein bloßes Beweis— 
ſtück, der Zweck fällt deshalb tweg, wenn der Vertrag erfüllt oder rlidgängig wird. Daraus folgt, 
daß jede Sache als arrha gegeben werden kann (die Römer pflegten eimen Ring zu geben, L. 11, 8.6 
D. de act, emti XIX, 1), daß der Empfänger nicht Eigenthlimer wird und daß fie, im den gedad- 
ten beiden Fällen, zurüdgegeben werden muß. Anders ift e8 mit dem deutjchen Handgelde, defien 
Eigenthum auf den Empfänger durch die Uebergabe übergeht, mag es abgeredinet werden, oder als 
Zugabe verbleiben jollen. Dieje Verſchiedenheiten macht unfer $. 216 gleich durch das „in allen Fäl- 
len“. Die Folge davon ift, daß der Empfänger im Falle der gehörigen Erfüllung die Draufgabe 
behält, wenn fie auch nicht augeredynet worden ıft. $. 208. . 

928) (4, A.) Dieje Borichrift findet auch auf das Angeld (8. 206) Anwendung. Erf. des Obertr. 
dom 31. Dftober 1861 (Arc). f. Reditsf. Bd. XLIU, ©. 173). — (5. 4.) Dagegen führt das Obertr. 
jpäter aus: „Daraus, daß die mit der Hauptleiftung gleich geeigenichaftete Daranigabe ala Angeld 
anzuiehen ift, folgt im feiner Weile, daß auch das ag (die Abichlags- und Borleiftung) der Da- 
raufgabe gleichftehe und auch auf diejes der 8. 218 Anwendung leide. — Das im Arch. Bd. XLIU, 
©. 172 abgedrudte Erlenntniß ftellt den Unterichied mit Beziehung auf Bornemann und Kod au 
ſich richtig auf, der Schluß aber, daß $. 218 aud) auf das Angeld Anwendung finde, welcher gar 
nicht weiter motibirt ift, ift umgeredhtfertigt; — Bornemann und Koch ziehen jene Folgerung 
5 irgends.“ Erf, vom 17, Mai 1867 (Arch. f. Nechtsf. Bd. LXVII, S. 218 u, Entſch. Bd. LVin, 
5. 28), 

93) Der gemeine Werth zur Zeit des Eigenthumsermerbes, d. i. der Uebergabe, weil der Em- 
pfänger um jo viel reicher geworden. 

94) Auf diefes „bejondere* ift fein Gewicht u legen; es bedeutet ein Uebergewicht der Schuld 
auf der einen Seite. Nach der Regel muß jeder Theil ein mäßiges Verjehen verantworten. Es fön- 
nen drei Fälle eintreten. a) Keiner hat ein Verfehen —— Dieſer Fall iſt von ſelbſt —— 
b) Beiden fällt ein gleicher Grad von Schul zur Laſt. Dann kompenſirt ſich dieſelbe und es tft 
wieder fein „bejonderes” Verſehen des Einen die Urſache der Rüdgängigleit. e) Nur der Eine begeht 
ein verpflichtendes Berjehen, oder der Eine ein mäßiges, der Andere aber ein grobes. Dann ift 
der Fall des „beionderen‘ Verſehens des Einen vorhanden. 

95) In beiden Fällen ($$. 220, 221) iſt die condietio sine eausa auf Ridgabe des Gegebenen 
und noch Borhandenen gegeben. L. 11, 8.6 D. de act. emt. (XIX, 1); L.2 ©. quando liceat ab 
emnt. (IV, 45). Anerlannt von dem Obertr. in dem Br. vom 13. Dezember 1847 (Entſch. Bd, XVI, 
S. 172), — Bergl. auch das Pr. 1618 in der Anm. 9 zu Tit. 4, 
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den, fo muß der Werth derfelben, wie er zur Zeit des Empfanges geweſen ift 9%), er- 
jtattet werden. 

8. 223. Liegt der Mangel bloß in der Unterlajjung der fchriftlihen Abfaſſung, 
fo hat e8 bei den Vorfhriften $. 156 sqq. fein Bewenden. 

$. 224. Hat \emand von einer Perjon, welcher die Gefepe die Fähigkeit, einen 
folhen Vertrag zu fchliepen, verfagen, eine Draufgabe angenommen 97), fo findet, 
zum Bortheil des Geberd, die VWorfehrift des $. 217 Anwendung. 

$. 225. In allen?®) Fällen, wo von Eritattung einer Draufgabe, die in Gelde 
oder andern verbrauchbaren Sachen beiteht, die Rede ut, muß ftatt der Rüdgabe in 
Natur, eben fo viel von derfelben Art zurückgegeben werden. 

8. 226. Die Kontrahenten fönnen die Nechte, welche jie einander einräumen, —— 
durch Beifügung von Bedingungen, Zwecken, Bewegungsgründen, oder ſonſt, ſowohl gen bei Ber 
in dem Haupt-als in den Nebenverträgen, nach Gutbefinden beftimmen, erweitern, ES, 
oder einfchränfen. (Tit. 4, 88. 99 sqq.) Bub. Due. 

$. 227. Unerlaubte Bedingungen, welche nach den Geſetzen bei Willenserfläruns grund. 
gen überhaupt nicht ftattfinden, entfräften einen jeden Vertrag, welchen fie beigefügt 
worden (Tit. 4, $. 137). 

8. 228. it nicht der Hauptvertrag felbit, fondern nur eine gewiſſe Nebenbe- 
ſtimmung oder Abrede an eine folhe unerlaubte Bedingung gebunden, jo wird auch) 
nur diefe 9?) dadurch entfräftet. 

$. 229. Daß ein Vertrag unter befondern Bedingungen geſchloſſen worden, 
wird, auch bei mündlichen gültigen Verträgen, nicht vermutbet '°9). 

$. 230. ft die Zeit der Erfüllung in dem Vertrage nicht beftimmt, fo tritt, bei 2. Zeit. 
entitehendem Zweifel, die richterlihe Beſtimmung ein). 


96) Der Sat miderfpricht dem ganz richtigen Prinzipe $. 220; nur die aetio in factaum wegen 
Bereicherung ift gerechtfertigt ; die unbedingte Forderung des urfprünglichen Werthes der vielleicht zu- 
fällig untergegangenen Sadje ift nicht gerecht. 

97) Iſt der Empfänger ein Unfähiger, fo findet in allen Källen nur die Bereiherungstlage ftatt. 
Von dem als Umiverfalmittel gelänfigen Inftitute der ‚mützlichen Verwendung“ in juriftiicher Bedeu- 
tung fann bier gar nicht Rede jein. 

98) Die Satzung iſt nicht gerecht. Die Differenz kann das Fünffache fein. Man denke an die 
Getreidepreife von 1847, wo der Echeffel Roggen 5 Thlr. galt, umd von 1849, wo er einige umd 
20 Sgr. galt. Wie fol der Schuldloſe dazır kommen , einen ſolchen Verluſt zu tragen ? 

99) Mebenverträge find nicht Beſtandtheile des Hauptvertrages. Deshalb bleibt diefer unbetrof- 
fen, wenn auch die Nebenabrede hinfällt. Das ift die Hegel. Die Verabredung kann aber von der 
Art fein, daß fie eine Veftimmung des Gegenftandes des Hanptvertrages ausmacht und nicht wegfal- 
len kann, ohne den Gegenftand zu verändern. In diefem Falle ift die Icheinbare Nebenabrede ein 
Peftandtheil des Hauptvertrages nnd macht diefen jelbft hinfällig, wenn fie unzuläffig iſt. Vergl. das 
Br. des Obertr. d. 11. März 1847 (Arc). f. Rechtsf. Bd. I, ©. 20), mo das Gleiche angenommen: ift 
für den Fall, wenn der Bertrag (mit feinen Nebenabreden) ein zufammenhängendes Ganzes 
bildet, was wohl auf die Beftandtheife des Hanptvertrages zu beziehen ift; dem äußerlich ift ein jol- 
her Bertrag inımer ein zufammenhängendes Ganzes. Die Frage ft ſonach, eine thatjächliche. 

100) Die praftifche Bedeutung des Satzes tritt nicht hervor. Von felbft verficht es ſich, daß die 
Bedingung, welche eine Partei behauptet, beiviefen werden muß. Auch auf die ftillichweigenden oder 
ſich von jelbft verſtehenden — fann der Eat ſich ſchwerlich beziehen ſollen, da dieſe weder 
vermuthet, noch bewieſen zu werden brauchen, 3. B. bei dem Berjprechen eines Heirathsgutes die Be- 
dingung : wenn eine Heirath erfolgt. Vielleicht hat man an den Fall gedacht, welchen Paulus L. 54, 
8.1 D. locati enticheidet. 

1) Wenn der Tag, aber nicht die Stunde beſtimmt ift, fo fommt, bei fortdanernden wiederleh— 
renden Yeiftungen, nicht dieje Vorſchrift, ſondern der Grundſatz des 8.47, Tit. 3 zur Anwendung. 
Br. des Obertr, vom 6. Auguft 1841 (Schlef. Ar, Bd. VI, ©. 376), 

Die Entfcheidung des Richters wird dadurch veranlaßt, daß die Partei, welche die Zeit fir ge- 
fommen hält, ſchlechtweg Hagt, umd der Beklagte die Einrede der Vorzeitigleit macht. Dasmıt verur- 
theilt der Richter zur Yeiftung auf diejenige Zeit, welche er für geeignet hält. Eine Abweiſung zur 
Zeit ift in diefem Falle nicht ſachgemäß, vielmehr Tann die pluspetitio tempore nur anf den Kojten- 
puntt Einfluß haben. 


224 Erfter Theil. Fünfter Titel, 


$. 231. Dabei muß der Richter auf die wahrfcheinliche Abficht der Parteien bei 
dem Gejchäfte, auf den Zweck, wozu der, dem etwas geleitet werden foll, ſich fol- 
ches vorbedungen hat, und auf die übrigen bei Schliefung des Bertrages vorgewalte- 
ten Umftände Rüdficht nehmen. 

$. 232. Niemand kann die Erfüllung eines ohne nähere Zeitbeftimmung ge- 
ſchloſſenen läftigen Vertrages eher fordern, als bis er ſelbſt, den Vertrag von einer 
Seite zu erfüllen, bereit und im Stande ift!*). 

..$ 233. Bei einem bloßen +) wohlthätigen Vertrage hängt die unbeftimmt ge- 
bliebene Zeit der Erfüllung von dem Berpflichteten ab, fo weit nur durch den Verzug 
dad dem Andern eingeräumte Recht nicht wieder vereitelt wird. 

$. 234. Bei einem Bertrage, zu deſſen Erfüllung befondere Kunſt- oder Sach— 
fenntniß gehört, muß die ermangelnde Zeitbeftimmung von dem Richter nach dem Gut- 
achten der Sachverſtändigen ergänzt werden. 

$. 235. Iſt durch unbeitimmte Ausdrüde eine nahe Zeit der Erfüllung angedeu- 
tet worden, fo fann leßtere zu jeder Zeit gefordert werden. Er 

$. 236. it die Erfüllung in unbeftimmten Ausdrüden, nad Möglichkeit oder 
nad) Gelegenheit ?), verfprohen worden, und die Verbindlichkeit entjteht an ſich nicht 
aus dem Vertrage allein, fondern es war jchon vor dem Vertrage ein rechtlicher Grund 
dazu vorhanden, fo tritt, dev zweifelhaften Ausdrüde ungeachtet, dennoch die richter- 
lihe Beftimmung nach obigen Vorjchriften ($$. 230 — 234) ein. 

$. 237. it aber die Verbindlichkeit an ſich bloß durch den Bertrag erſt begründet 
worden, und in diefem die Erfüllung in dergleichen unbeftimmten Ausdrüden verfpro- 
hen, fo hängt die Zeit derfelben von der Beſtimmung des Berpflichteten lediglich ab 2 *). 
—— a) (4. 4.) Auch die für den Fall des Rücktritts vom Bertrage vereinbarte Wandelpön kann der 
bei dem Bertrage ftehen bleibende Kontrahent nur dann einklagen, wenn er jeinerjeits zur Erfüllung 
des Vertrages zur gehörigen A bereit umd im Stande geweſen if. Erf. des Obertr. vom 11, und 
21. Juni 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 175). Bergl. 88. 310, 312 d. X. 

1b) Ob der 8. 233 auch auf belohmende Schenkungen Anwendung finde, ift zweifelhaft, weil die 
Theorie des A. L.R. über diefe Materie ganz unklar umd zufällig if. M. ſ. Anm. 24 zu $. 1169, 
Ti. 11. Nah dem Wortlaute muß der 8. 233 ausgefchloffen fein, denn die belohnende Schenkung 
wird von dem A. L.R. nicht als ein bloß mwohlthätiger Vertrag angejehen. 

2) Oder nad Gelegenheit, ſowie es die Umftände des VBerpflidteten zulaj- 
fen, oder nah Möglichkeit und jobald er ohne feinen Ruin Zahlung leiten fönne, 
oder fobald er zu befieren Vermögensumftänden gelangt fein würde (Note 159, Abſ. 2 zu $. 163, 
Tit. 4) und dergl. Die 88. 236 — 240 beziehen fid auf den Fall, menu in dem Bertrage eine un« 
beftimmte Zeit beigefügt ift, und die Zeit der Erfüllung der Willkür des Berpflichteten überlafjen 
worden ift. Sit dies — geſchehen, fo tritt der Satz $. 238 in Anwendung. Vergl. L. 4 D. locati 
und Wernher, Sel. obs. Tom. I, P. III, obs. 113. Hat hingegen der Berpflichtete feine Willkür 
durch Bezugnahme auf feine individuellen Vermögensumftände in ſolchen unbeftimmten Ausdrüden 
beichränkt, ſo fommt es auf die Auslegung derjelben an. Gemeinrechtlih behauptet man ohme Unter- 
Scheidung des Verpflihtungsgrundes, daß das Ermeſſen des Nichters eintrete. Gmelin, von Auf: 
ſätzen über Verträge, $. 31, ©. 55. Das IR. macht hier die Unterfcheidung zwiſchen den Fällen des 
8. 236 und den des $. 237. Mur bei der Klaffe von Fällen des $. 236 fol richterlihe Beftinmmung 
enticheiden, wobei denm die gebrauchte Redeformel in Betracht zu ziehen if. Das Obertr. hat die 
Nedensart: nah Möglichkeit und fobald er ohne Ruin .leiften könne, fo ausgelegt, daß 
die Erhaltung des Schuldners als der Zwed der Nahficht anzunehmen, daß aber eine elık Ein- 
nahme noch nicht die Ueberzeugung gewähre, daß der Schuldner ohme feinen Ruin zahlen könne; denn 
es jeien daneben auch die nothwendigen (vermehrten) Ausgaben anzufchlagen. Br. v. 1. Sept. 1848 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 304). Dabei ift mur der Ausgangspunkt der Betrachtung als uneigent- 
lich zu bezeichnen. Nicht von der Nachjicht des Gläubigers, fondern von der Willkür des Schuldners 
ift auszugehen. Denn von einer Nahficht Tann in allen den Fällen nicht die Rede fein, mo die fon- 
traftliche Zeitbeftimmung in Betracht kommen foll: der Schuldner ift nicht ſchuldig, früher zu zahlen, 
als er verjprochen u Aber es ift deutlich, daß der Promittent feine Willlür in der Zeit der Er- 
füllung durd den Eintritt folder Bermögenszuftände befchräntt hat, welche ihm die Erfüllung neben 
der Aufrechthaltung feines Nahrungsftandes geftatten; und diefe Veränderung in feinen Umftänden ift 
es dem auch allein, welche feiner Willkür ein Ende macht. 

20) (4. 9.) It 3. B. in einem Kaufvertrage die Zahlung des Kaufgeldes in dergleichen unbe 
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$. 238. In diefem letzteren Falle, ingleichen, wenn die Zeit der Erfüllung der 
Willkür des Berpflichteten ausdrücklich überlaſſen ift ®), findet die UÄnſtellung einer Klage 
darauf erſt nach dem Tode des Verpflichteten ftatt ?*). 

8. 239. Inzwiſchen darf der Verpflichtete nicht® vornehmen *), was dahin ab- 
zielt, die Erfüllung ded Vertrages unmöglich zu machen. 

$. 240. Kann der Vertrag, vermöge der Natur ded Gegenftanded nach dem 
Tode des Verpflichteten nicht mehr erfüllt werden, fo verliert derfelbe durch das vor 
der Erfüllung erfolgende Abfterben des Berpflichteten feine Kraft. 

8. 241. Vor Ablauf des im Vertrage beftimmten Zeitraums kann, wider den 
are des einen oder des andern Theils, die Erfüllung weder gefordert, noch geleiftet 
werden. 

$. 242. Wer den Vertrag ohne des Andern Genehmigung, vor der beftimmten 
Zeit erfüllt, haftet, bi8 zum Ablauf ded Terming, für alle die Sache treffenden Zufälle. 

$. 243. Eine zu früb geleiftete Handlung wird für nicht geleiftet angefehen, und 
muß zur beftimmten Zeit wiederholt, oder wenn dieſes nicht geichehen kann, der Be- 
rechtigte ſchadlos gehalten werden. 

$. 244. In fofern jedoch der Berechtigte aus der zu früh geleifteten Handlung 
Vortheile gezogen hat, muß er ſich diejelben auf die Erfüllung oder auf die ihm zus 
fommende Entihädigung anrechnen laſſen. 

$. 245. Veherbaupt fann der Berechtigte, welcher die Erfüllung ohne Vorbe— 
halt angenommen bat 5), ich des Einwandes, daß fie zu früh geleiftet worden, in der 
Folge nicht mehr bedienen. 

$. 246. Der Berpflichtete, welcher die Erfüllung vor Ablauf des beftimmten 
Termin freiwillig $) geleiftet hat, fann diefelbe unter dem Vorwande, daß fie zu früh 
geleiftet worden, nicht Jurädnehunen. 

8. 247. Die im Vertrage mangelnde Beftimmung des Ortes der Erfüllung muß 
bei entitehendem Streite von dem Richter nach der Natur des Gefchäftes, und der deut- 
lich erhellenden Abficht der Kontrahenten ®®) ergänzt werden. 





ftimmten Ausdrüden verfprochen , h ift es entichieden unrichtig, daß der Nichter dafiir hält, die rich- 

terliche Beſtimmun en der Zahlungszeit müſſe eintreten, weil die Verpflichtung des Käufers zur 

Bezahlung des Kaufpreiies, abgejehen von dem Vertrage, auch durch den nn efauften Sache 

— deren Verbrauch begründet ſei. Erl. des Obertr. d. 21. April 1863 (Arch. f. Re Bd. XLVIII, 
. 316), 

3) 3.8. in der Erklärung einer Perfon, daß fie ihr Grundftüd für einen beftimmten Preis 
verichreiben laſſen wolle, jedoch mit dem Vorbehalte, die Zeit der Uebergabe zu bejtimmen. Pr. des 
Obertr. vom 29. November 1847 (Arch. f. Rechtef. Bd. I, S. 177). 

8a) (5. 9.) Der Verpflichtete ift in dem hier vorausgeſetzten Falle nicht befugt, durch letztwillige 
Verfügung die Zeit der —— über ſeinen Tod hinaus zu verſchieben. Erf, des Obertr. vom 
1. Dezember 1865 (Entſch. Bd. LVI, ©. 25). 

4) Wenn es doch geichieht, jo kann Sicherſtellung gefordert werden. 

5) Mit dem Augenblide, wo die Armahme vollzogen ift, ift der Borbehalt abgeſchnitten, fonft 
würde die bereits erklärte Willensübereinftimmun eimfeitig abgeändert werden. Der Vorbehalt ift 
alfo wirkſam mur vor der Annahme oder doch gleichzeitig mit der Annahme auszujprechen. 

6) Wenn auch aus einem Irrthume über die Fälligkeit, felbft dann, wenn der Termin nicht ein 
beftimmter,, jondern ein ungetoiffer, der Zeit nach, war, vorausgeſetzt, daß die Zeitbeftimmung micht 
eine ſolche, welche eine Bedingung enthält. $. 163, Tit. 4. Danm tft die condietio indebiti zuläffig; 
denn es ift dor Eintritt der Bedingung noch gar feine Schuld vorhanden. I, 16, $$. 168, 169. 
Bergl. L. 10, 17, 18 D. de cond. ind. (XII, 6). 

6a) (4. X.) Alſo nach der ftillichweigenden Willenserflärung der Kontrahenten. Die Interpres 
tationsregel des 8. 247 harmonirt mit dem Röm. Rechte. Die Dperation des Richters ift micht eine 
Ergänzung der Willensertlärung, jondern eine Auslegung. Wenn alle Auslegungsregeln verlaſſen, 
jo nimmt der Richter zum $. 248 feine Zuflucht; es wird dann angenommen, daß es die —— 
ten jo gewollt haben. 

Der Miether 3. B. ift nicht berpflichtet, dem Bermiether, wenn er mit ihm an demfelben Orte, 
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$. 248. Kann der Streit nach diefer Regel nicht entichieden ’), und foll nad 
dem Vertrage etwas gegeben ?”*) werden, jo muß die Ablieferung an dem Orte, wo 
der Berechtigte zur Zeit des geichloifenen Vertrages gewohnt hat? ®), erfolgen. 

8. 249. Bei bloß wohlthätigen Verträgen aber kann der Berechtigte die Erfül- 
(ung nur da, wo der Verpflichtete fih aufhält, fordern. 

$. 250. Iſt bloß von einer zu leiftenden Handlung die Rede, fo wird im Man- 
gel anderer Beftimmungen der Ort, wo der Berpflichtete zur Zeit des gefchlofienen Ber- 
traged gewohnt hat, für den Ort der Erfüllung angefeben. 

$. 251. Wenn mehrere Derter zur vr beitimmt find, fo hat im zweifel- 
baften Falle der VBerpflichtete die Wahl, am welchen derfelben er erfüllen wolle ®). 

$. 252. Die bei Willenserflärungen überhaupt vorgefchriebenen Auslegungdre- 
gen gelten auch bei Berträgen. (Tit. 4, $$. 65 bi 74)9®). 


aber nicht im demſelben Haufe a die fälligen Miethsgelder in feine jedesmalige Wohnung zu über⸗ 
bringen, nach Analogie des $. 93, Fit. 11. Erf. des Obertr. v. 17. Juni 1859 (Entid. Bd. XLI, ©. 32). 

7) Die fubfidiariich borgefhriebene allgemeine Regel enthält der 8.27, Tit. 16. Darmnach ift der 
Erfilllungsort da, wo der Berpflichtete fih aufhält. Darunter muß der Aufenthaltsort zur 
Zeit der Fälligkeit verftanden werden, nicht jeder beliebige fpätere. Bon diefer Regel gelten aber fol- 
gende Ausnahmen: 1. Handlungen follen dort zn werden, wo der Schuldner zur Zeit des ge» 
Ichlofjenen Vertrages gewohnt it 8.250 d. T. 2. Zahlungen, die ſich micht auf Verträge grün— 
den, find da zu leiften, wo der Schuldner wohnt (I, 16, $. 52), worunter ebenfalls der hnſitz, 
d. h. nicht die Ortſchaft, im welcher der Schuldner feinen Wohnſitz hat, ſondern die Wohnung des 
Schuldners im eigentlihen Sinne (Ber. des I3.M. vom 26. Mai 1846 und K.O. v. 30. Juri d. J. 
IMDB. ©. 254 #) zur Zeit der Entftehung der Verbindlichkeit verftanden werden muß. Darnach 
müßte der Beftohlene feine Entihädigung von dem entfernt wohnenden Diebe abholen, wenn die Be- 
ſtimmung jo allgemein zu verftehen märe, wie fie lautet, Dann hätte der Beichädigte nicht feine volle 
Entihädigung, umd müßte überdies die Gefahr tragen. So iſt es jedoch nicht gemeint. Tit. 7, 
88. 243, 244: Fit. 14, 8.462. 3. Zahlungen aus einer öffentlichen u7 außer dem Falle eines 
Darlehns, muſſen im Kaſſenlokale empfangen werden, I, 16, 8.53. 4. Zahlungen aus einem Dar- 
lehn dort, wo der Gläubiger zur Zeit des geſchloſſenen Bertrages gewohnt hat (I, 11, 8. 769), 
und, wenn er jeinen Wohnfig verändert hat und das Darlehn eingetragen ſ, nach der Wahl des 
Schuldners da, wo das Hypothekenbuch geführt iſt. I, 11, 8.774. 5. Soll nad einem Ber- 
trage (für andere Obligationen fehlt die Beftunmung, 3. B. über die Rückgabe —— Sachen; 
Anwendungen des vorausgeſetzten Grundſatzes aber find: Tit. 7, 88. 248, 244: Tit. 14, 8.462) et- 
was gegeben werden (ein Genus oder eine Spezies, außer Geldzahlung), jo muß e® da geichehen, mo 
der Berehtigte zur Zeit des geichloffenen ru — hat. 8. 248 d. T. 6, Wechſelzah⸗ 
lungen in dem Geſchäftslokale des Schuldners. A. D. W.O. Art. 4, Nr. s und Art. 97. — Ein 
leitender Grundgedante fehlt. 

7a) (4.9) Der Ausdrud bezieht fich auch auf Zahlung. Erf. v. 13. Dft. 1854 (Arc. f. Rechtef. 
Bd. XV, ©. 108), 

7b) (4.9) Das ift bei unbeweglichen Sachen unmöglich, wenn der Gläubiger nicht zufällig an 
dem Orte, mo die Sadıe liegt, gewohnt hat, und bei beweglichen Sachen wird gerade in dem am häu— 
fioften vortommenden Falle, beim Kaufe nämlid), ein anderer Grumdjag vorgeſchrieben. I, 11, 88. 128 
bis 133. Vergl. Anm. 82 dazır. 

Der Ausdrud „gewohnt —* bezieht ſich ſowohl auf den Wohnort als auf die Wohnung. Da— 
her find die auf ein Geben (dare) im Gegenjage von facere gerichteten läftigen Verträge in dem Wohn- 
orte und zivar in der Wohnung des Gläubigers zur Zeit des —— Vertrages zu erfüllen. Erf. 
des Obertr. v. 27. Oktober 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©, 200), — Bergl. unten 8. 360 d. X. 
und die Anm. 878 dazu; ferner $. 769, Tit. 11, und $. 52, Tit. 16 und die Anm. 21 dazu. 

8) Ohne Unterichied, ob fie fopulativ oder alternativ genannt find. 

8a) (a. A.) Die Auslegungsregeln find Rechtsgrundiäge und deren Berletung ift ein Bernich- 
tungsgrumd im Sinne des $. 4, Nr. 1 der B. v. 14, Dez. 1883, Erf, des Obertr. d. 19. Juni 1857 
und d, 6, Juli 1860 (Arc). f. Rechtsf. Bd. XXXVIII. ©. 116), (5. A.) Dem twideripricht das Obertr. 
in dem Erf, vom 5. Mai 1868 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXXI, S. 160) geradezu, ohne fich dabei jenes 
Ausipruches zu erinnern. j 

(4. 9.) Hat der Appellationsrichter ziwar im Weſentlichen der Thatjachen gedacht, welche der Im⸗ 
plorant behufs Auslegung des Bertrages geltend gemacht hat, aber diejelben unter dem Gefichtspumfte 
der Interpretation überhaupt nicht beleuchtet, fo ift aus diefem Grunde fein Erlenntniß zu bernichten. 
Ert. des Obertr. vom 15, Juli 1862 (Arc. f. Nechtsf. Bd. XLVI, ©. 202), 
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8. 253. Im zweifelhaften Falle ift mehr auf das zu fehen, was der Verpflichtete 
verſprochen, ala was der Berechtigte angenommen hat). 

8. 254. Wenn nach gepflogenen Traftaten und verfchiedenen wechielfeitig abge- 
gebenen Erklärungen ein Vertrag unter Abweſenden wirklich zu Stande gekommen, 
gleichwohl aber es BEER, ift, nach welcher der verjchiedenen Erklärungen der Ver— 
trag eigentlich gejchloijen fei, jo muß auf diejenige, durch die derielbe feine Vollendung 
zuerjt erhalten hat, Nüdjicht genommen werden. ($. 79.) 

$. 255. ft nicht auszumitteln, welches die frühere Erflärung fei, fo ift der 
Vertrag nach dem mindern Gebote desjenigen, bei deſſen Verbindlichkeit der Zweifel 
obwaltet, für abgefchloiien zu achten. 

8. 256. Iſt ein Kontraft nah Maß und Gewicht geſchloſſen, fo wird vermu— 
thet, daß dasjenige gemeint fei, melched an dem Orte, mo die Uebergabe gejcheben 
ſoll, eingeführt ift 1). 

An die Stelle der Maf- und Gewichtsordnung für die preuf. Staaten vom 16. Mai 1816 (G. S. 
©. 142) tritt das nachſtehende Bundesgejek: 

5. Maf- und Gewidhtsordnung für den Norddeutjhen Bund. Bom 17. Au— 
guft 1866 (Bundes - Gei.- Bl. S. 473). 

Wir x. derordnien im Namen des Morddeutichen Bundes, nad erfolgter Zuftimmung des Bun- 
desrathes umd des Reichstages, was folgt: 

Art. 1. Die Grumdlage des Mafes und Gewichtes ift das Dieter oder der Stab, mit decima- 
ler Theilung und Bervielfahung. 

Art. 2. Als Urmaß gilt derjenige Platinftab, welcher im Befige der königlich preußiichen Re— 
gierung fich befindet, im Jahre 1863 durch eine von diefer umd der faiferlich franzöſiſchen Regierung 
beftellte Kommiffion mit dem im dem kaiferlichen Archive zu Paris aufberwahrten Mötre des Archives 
verglihen und bei der Temperatur des jchmelzenden Eifes glei 1,goooosoı Meter befunden wor⸗ 
den ift. 

Art. 3. Es gelten folgende Maße: A. Längenmaße. Die Einheit bildet das Mieter oder 
der Stab. Der hundertfte Theil des Meters heit das Centimeter oder der Neu= Zoll, Der tau- 
jendfte Theil des Meters heißt das Millimeter oder der Strih. Zehn Meter heißen das Defameter 
oder die Kette. Tauſend Meter heißen das Kilometer. B. Flähenmafe. Die Einheit bildet 
das Duadratmeter oder der Duadratftab. Hundert Duadratmeter heifen das Ar. Zehntaufend 
Duadratmeter heißen das Hektar. C. Körpermaße. Die Grundlage bildet das Kubikmeter oder 
der Kubifftab. Die Einheit ift der taufendfte Theil des Kubikmeters umd heißt das Liter oder die 
Kanne. Das halbe Liter heit der Schoppen. Humdert Liter oder der zehnte Theil des Kubikmeters 
heißt das Heltoliter oder das Faß. Fünfzig Liter find ein Scheffel. 

Art. 4. Als Entfernungsmaß dient die Meile von 7500 Metern, 

Art. 5, Ws Urgewicht dient das im Befige der königlich preußischen Regierung befindliche Pla— 
tinfilogram, welches mit Nr. 1 bezeichnet, im Jahre 1860 durd) eine don der königlich preußiſchen 
und der kaiſerlich franzöfifchen Regierung niedergefegte Kommiffion mit dem in dem faiferlichen Ar- 
hide zu Paris aufbewahrten Kilogramme prototype verglichen und gleich O,ggp990643 Kilogramm 
befunden worden ift. j 


9) Das ift micht jo zu verſtehen, als wenn das Berfprechen und die Annahme übereinzuftimmen 
brauchten; denn in dem falle dev Nichtübereinftimmung würde der Vertrag nicht zu Stande gelom⸗ 
men ſein, mithin der Auslegung nicht bedürfen. Vielmehr iſt vorausgeſetzt, daß unftreitig Willens- 
vereinbarung ftattgefunden hat umd hinterher nur darüber Streit entfteht: über was oder wie viel man 
einig geworden. 

10) Liegt der Ort in Preußen, fo darf die Ueberlieferung, bei Strafe, nur mad) preuß. Maße 
und Gewichte geichehen; und wenn ein fremdes Maß oder Getvicht verabredet worden ift, jo muß es 
auf preuß. veduzirt werden. B. vd. 13. Mai 1840 (Zuj. 8) 8.4. Hiernach wird aljo nicht mehr bloß 
vermuthet, jondern es wird dafür gehalten, daß auf preuß. Maß, in dem gedachten Falle, kontrahirt 
worden, wenn der Bertrag micht ein Anderes enthält. — Bergl. H.G. B. Art. 336, 
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Art. 6. Die Einheit des Gewichts bildet das Kilogramm (glei 2 Pfund), Es ift das Gericht 
eines Liters deftillirten Wafjers bei + 4 Gr. des himderttheiligen Thermometers. 

Das Kilogramm wird in 1000 Grammme getheilt mit decimalen Unter-Abtheilungen. 

Zehn Gramme heißen das Delagranın oder das Neu-Loth. 

Der zehnte Theil eines Gramms heiftt das Decigramm, der hundertfte das Eentigramum, der tau— 
jendfte das Milligramm. 

Ein halbes Kilogramm heift das Pfund, 

50 Kilogramm oder 100 Pfund heißen der Centner. 

1000 Kilogramm oder 2000 Pfund heißen die Tonne. 

Art. 7. Ein don diefem Gewichte (Art. 6) abweichendes Medizinal- Gericht findet wicht ftatt. 

Art. 8, In Betreff des Münzgewichts verbleibt es bei den im Art. 1*') des Minzvertrages 
bom 24. Januar 1857 gegebenen Beftinmmugen, 

Art. 9. Nach beglaubigten Kopien des Urmaßes (Art. 2) und des Urgewichts (Art. 5) werden 
die Normalmaße und Normalgewichte hergeftellt und richtig erhalten. 

Art. 10. Zum Zumefjen oder Zuwägen im öffentlichen Berlehre dürfen mur in Gemäßheit 
diefer Maß- und Gewichtsordnung gehörig geftempelte Maße, Gewichte und Waagen angervendet 
werden. 

Der Gebrauch umrichtiger Maße, Gewichte und Waagen ift unterfagt, auch wenn diejelben im 
Uebrigen den Beſtimmungen diefer Maf- und Gemwichtsordnung entipredhen. Die näheren Bejtim- 
mungen über die äußerften Grenzen der im öffentlichen Verkehr noch zu duldenden Abweichungen von 
der abfoluten Richtigkeit erfolgen nach Vernehmung der im Art. 18 bezeichneten techniſchen Behörden 
durch den Bundesrath. ‚ 

Art. 11. Ber dem Berfaufe meingeiftiger Flüfftgkeiten nad; Stärlegraden dürfen zur Ermit- 
telung des Altoholgehaltes nur gehörig geftempelte Alloholmeter und Thermometer angervendet werden. 

Art. 12. Der in Fäffern zum Verkauf tommende Wein darf dem Käufer mır in foldhen Fäſ— 
fern, auf welchen die den Raumgehalt bildende Zahl der Liter durch Stempelung begfaubigt ift, über- 
liefert werden, 

Eine Ausnahme hiervon findet mur bezüglich desjenigen ausländifchen Weines ftatt, welcher in 
den DOriginalgebinden weiter verfauft wird. 

Art. 13. Gasmeſſer, nach mweldhen die Vergütung für den Verbrauch von Leuchtgas beftummt 
wird, jollen gehörig geftempelt fein. 

Art. 14, Zur Eichung umd Stempelumg find nur diejenigen Maße und Gerichte zuzulafien, 
welche den im Artifel 3 umd 6 diefer Maß- und Gewichtsordnung benannten Größen, oder ihrer 
Hälfte, ſowie ihrem Zmei-, Fünf-, Zehn- und Bmanzigfachen entiprechen. Zuläffig ift fermer die 
Eichung und Stempelung des Viertel = Heftoliter, ſowie fortgefetter Halbirungen des Liter. 

Art. 15. Das Geichäft der Eichung umd Stempelung wird ausſchließlich durch Eihungsämter 
ausgelibt, deren Perſonal von der Obrigkeit beftellt wird. Diefe Aemter werden mit den erforderli- 
hen, nad) den Normalmaßen und Gewichten (Art. 9) hergeftellten Eichungsnormalen, beziehungsweiſe 
mit den erforderlichen Normalapparaten verjehen. Die für die Eihung und Stempelung zu erbeben- 
den Gebühren werden durch eine allgemeine Taxe geregelt (Art. 18). 

Art. 16, Die Errichtung der Eihungsämter (Art. 15) fteht den Bundesregierungen zu ımd er- 
folgt nach den Fandesgejegen. Diejelben können auf einen einzelnen Zweig des Eichungsgefchäfts be- 
ſchränkt fein, oder mehrere Zweige deffelben umfafjeı. 

Art. 17, Die Bundesregierumgen haben, jede für ſich oder mehrere gemeinfchaftlich, zum Zwect 
der Aufficht über die Gefhäftsführung und die ordnungsmäßige Unterhaltung der Eihungsämter die 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Im gleicher Weiſe liegt ihmen die Fürjorge für eine periodiich 





11) (5. 9.) Dieſer lautet: 

Das Pfund, in der Schwere von 500 Grammen, tie ſolches bereits bei der Erhebung der Zölle 
zur Anwendung kommt, fol in den vertragenden Staaten der Ausmünzung zur Grundlage dienen und 
auf deren Miünzftätten als ausſchließliches Münzgewicht eingeführt werden, auch zu diefem Zivede eine 
ſelbſtſtändige Eintheilung in Tanfendtheile mit weiterer dezimaler Abftufung erhalten. (G,S. ©. 314.) 


Bon Verträgen. 229 


wiederfehrende Bergleihung der im Gebrauche der Eichungsämter befindlihen Eihungsnormale (Art. 15) 
mit den Normalmaßen und Gewichten ob. 

Art. 18, Es mird eine Normal- Eihungstommiffion vom Bunde beftellt und unterhalten. 
Diefelbe hat ihren Sitz in Berlin?! a), 

Die Normal- Eihungstommiffion hat darüber zu wachen, daß im gefanmten Bundesgebiete das 
Eichungsweſen mach übereinftimmenden Regeln und dem Interefie des Berlchrs entiprechend gehand- 
habt werde. Ihr liegt die Anfertigung und Berabfolgung der Normale (Art. 9), jo weit nöthig auch 
der Eidhungsnormale (Art. 15), an die Eihungsftellen des Bundes ob, und ift fie daher mit dem für 
ihren Gejchäftsbetrieb nöthigen Inftrumenten und Apparaten auszurüften. 

Die Normal - Eihungstommiffion hat die näheren Borjchriften über Material, Geftalt, Bezeich— 
nung und jonftige Beicaffenheit der Maße und Gerichte, ferner über die von Seiten der Eichungs- 
ftellen innezuhaltenden Fehlergrenzen zu erlafien. Sie beftimmt, welche Arten von Waagen im öffent- 
lichen Verlehr oder nur zu bejonderen gewerblichen Zwecken angewendet werden dürfen, und jet die 
Bedingungen ihrer Stempelfähigteit feft. Sie hat ferner das Erforderliche über die Einrichtung der 
ſonſt im diefer Maß - und Gewichtsordnung aufgeftellten Meßwerlzeuge vorzuichreiben , ſowie über die 
Zulaſſung anderweiter Geräthichaften zur Eihung und Stempelung zu entjcheiden. Der Normal - 
Eichungslommiſſion liegt e8 ob, das bei der Eihung und Stempelung zu beobachtende Verfahren und 
die Taren für die von den Eichungsftellen zu erhebeuden Gebühren (Art. 15) feftzujegen und über— 
haupt alle die techniſche Seite des Eichungsweſens betreffenden Gegenftände zu regeln. 

Art. 19. Sämmtliche Eichungsftellen des Bundesgebiets haben fih, neben dem jeder Stelle 
eigenthümlichen Zeichen, eines übereinftunmenden Stempelzeichens zur Beglaubigung der von ihnen 
geeichten Gegenftände zu bedienen, 

Diefe Stempelzeihen werden von der Normal - Eihungstommiffion beftimmt. 

Art. 20, Maße, Gewichte und Meßwerlzeuge, welche von einer Eichungsjtelle des Bundesge- 
biets geeicht und mit dem borjchriftsmäßigen Stempelzeichen beglaubigt find, dürfen im ganzen Um— 
fange des Bundesgebiets im öffentlichen Berfehr angewendet werden, 

Art. 21. Diefe Maf- und Gewichtsordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 

Die Landesregierungen haben die Berhältnißzahlen für die Umrechnung der bisherigen Landes- 
maße und Gewichte in die neuen feftzuftellen und belannt zu machen, und fonft alle Anordnungen 
zu treffen, welche, außer den nad) Art. 18 der technijchen Bundescentralbehörde vorbehaltenen Vor— 
fchriften, zur Sicherung der Ein- und Durchführung der in diefer Maß- und Gewichtsordnung, na— 
mentlic in Artilel 10, 11, 12 und 13 enthaltenen Beſtimmungen erforderlich find. 

Art. 22, Die Anwendung der diefer Maß» und Gemwichtsordnung entfprechenden Maße md 
Gerichte ift bereits dom 1. Januar 1870 an geftattet, infofern die Betheiligten hierüber einig find. 

Art. 23. Die Normal- Eihungslommilfion (Art. 18) tritt alsbald nad Verkündung der Maf- 
und Gewichtsordnung in Thätigleit, um die Eihungsbehörden bis zu dem im Art. 22 angegebenen 
Zeitpunkt zur Eihung und Stempelung der ihmen vorgelegten Maße und Gewichte in den Stand 
zu ſetzen. 

Urkumdlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Bundes - Infiegel. 

6. Geſetz, betreffend die Einführung eines allgemeinen Landesgemwidts. 
Bom 17. Mai 1856. (G.S. ©. 545.) 

$. 1. Das durch die Verordnung vom 31. Dftober 1839 (Gejeg- Sanımlung, 1839 Seite 325) 
zunächſt für den Zollverkehr eingeführte Pfund foll fortan die Einheit des preußiichen Gewichts fein. 
Das preußische Pfund ift hiernach gleich einem Pfunde und 2,,0915n145 Loth des bisherigen preu- 
ßiſchen Gewichtes. Es wird ein diefem Verhältniß entiprechendes Gewichtsftüd angefertigt werden, 
weiches als Urgewicht des preufifchen Staates gelten und alsdann für das Gewicht des preußifchen 


112) (5. 9.) Die Normal» Eihungslommiffion ift errichtet und hat in Berlin ihren Sit genom⸗ 
fie wird die durch die Beftimmungen in den Art, 18 und 23 ihr übertragenen Funktionen unter 


men ; 
der Benennu „Normal » Aihungstommilfion“ ausüben, Mit der Leitung diefer Bundesbehörde ift der 
Direktor der . Sternwarte in Berlin beauftragt, Belanntmahung des Kanzlers des Nordd, 
Bundes dom 16, Februar 1869 (Bundesgeſ.⸗Bl. ©. 46). 


230 Erſter Theil. Fünfter Titel, 


Pfundes allein maßgebend fein fol. Auch ſoll das Berhältnif des Ietteren zu dem durch das Gejetz 
vom 10, März 1839 (Gejet - Sammlung 1839 Seite 94) feftgejeßten Urmaße des preußiichen Staa— 
tes ermittelt und öffentlich bekannt gemacht werden. 

8. 2, Humdert Pfund ($. 1) machen einen Centner, und Vierzig Centner oder Biertaufend Pfund 
eine Schiffslaft aus. 

8, 3, Das Pfund wird in Dreifig Loth, das Loth in Zehn Ouentchen, das Quentchen in Zehn 
Zent, der Zent in Zehn Korn getheilt. Noch Heinere Theile werden ohne befondere Benennung durch 
Dezimal- Bruchtheile des Korns angegeben, 

8.4. Ein don dem Handelsgewichte abweichendes Medieinalgewicht findet ferner nicht ſtatt. 
Der 8. 25 der Anweiſung zur Verfertigung der Probemaße und Gewichte vom 16. Mai 1816 (Geſetz⸗ 
Sammlung 1816 ©. 149) 2°) wird aufgehoben. 


Gefeß, betr. das preufifhe Medizinalgewidht, vom 16. März 1867 (0.8. 
©. 386). 

Wir x. verordnen für den Umfang Unferer Monarchie, einjchließlich des Jadegebietes, unter 
Buftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 

8. 1. Das Pfumd, wie foldes durch den $. 1 des ©. vom 17, Mai 1858 als Einheit des 
preußifchen Gerichts feftgeftellt ift, joll aucd als Medizinalgewicht zur Anwendung kommen. 

Diefes Pfund ift hiernach gleid) Einem Pfunde und 5,,0457, Unzen (1 Pfund 5 Unzen 2 
Strupel 10,, Gran) des bisherigen Medizinalgewichts. 

8. 2. Das Pfund wird als Medizinalgewicht in fünfhundert Theile getheilt, mit dezimaler 
Unterabtheilung. 

Der flnfhundertfte Theil des Pfundes erhält den Namen „Gramm“, 

Die dezumalen Unterabtheilungen des Gramm werden, der betreffenden Abftufung feines zehn- 
ten, hundertften und taufendften Theils entfprehend, mit den Namen „Dezigramm“, „Centi— 
gramm“ und „Milligramm“ bezeichnet. 

$. 3. Die vorftehenden Beftimmungen treten mit dem 1. Januar 1868 in Kraft. 

Bon diefem Zeitpunft ab dlrfen andere als diefem Geſetz entfprechende Gewichte in den Apo- 
thelen nicht angetvendet werden. 

Die in den Gefeten gegen die Benugung unrichtiger, zum Wiegen beftunmter Werkzeuge und 
gegen den Beſitz ungeftempelter Gewichte angedrohten Strafen treten auch in dem Falle ein, wenn 
nad) dem genannten Zeitpunfte in den Apotheten dem gegemmärtigen Geſetze nicht entjprechende, 
wenngleich mit dein Stempel einer Eihungsbehörde verfehene Gerichte benutzt oder vorgefunden werden. 

$.4. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Minifter der geift- 
lichen, Unterrichts und Medizinalangelegenheiten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes be— 
auftragt. 

Urkundlich x. 


8. 5. Eben jo findet ein bon dem Handelsgetwichte abtveichendes Juwelengewicht ferner nicht ftatt. 
8. 6. Aufgehoben. 

Geſetz über das Münzgewidt vom 5, Mai 1857 (G.S. ©. 325), 

Wir x, verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags Unferer Monarchie, was folgt: 

8.1. Das preußische Pfund, wie ſolches durd) den $. 1 des Gejehes vom 17. Mai 1856 
als Einheit des preußiihen Gewichts feftgeftellt ift, foll beim Wiegen der Münzen und Münzme— 
talle ſowohl in Unferen Münzſtätten als auch im öffentlichen Bertehr, ausfchließlih zur Anwen- 
dung lommen. 

$. 2. Das Pfund wird zu diefem Zwede in Zaufendtheile getheilt. Die Theilung des 
Zaufendtheils erfolgt in dezimaler Abftufung. Der zehnte Theil deffelben erhält den Namen „Aß“. 

8. 3. Die Beſtimmungen diejes Geſetzes treten für den ganzen Umfang der Monardjie gleich— 
zeitig mit dem Gefege über das Münzivefen vom 4. Mai d. I. in Kraft. Von diefem Tage an 


.— — 


12) (5. A.) An deren Stelle ift die Maß. und Gewichtsordnung für den Norddeuticen Bund, 
vom 17, Auguft 1868 (Zuſ. 5) getreten. 





Bon Berträgen. 231 


find die 88. 19 und 20 der Anweiſnng zur Berfertigung der Probemaße und Gewichte vom 
16. Mai 1816 umd der $. 6 des Geſetzes wegen Einführnng eines allgemeinen Landesgewichts vom 
17, Mai 1856 aufgehoben. 

8.4. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

8. 7. Andere als dieſem Geſetz entſprechende Gewichte dürfen weder im Verkehr angewendet, 
noch von den Eichungsbehörden geſtempelt werden. Die in den Geſetzen gegen die Benutzung unrich— 
tiger, zum Wiegen beſtimmter Werkzeuge und gegen den Beſitz ungeſtempelter Gewichte angedrohten 
Strafen treten auch in dem Falle der Benutzung und des Beſitzes ſolcher, dem gegenwärtigen Geſetze 
nicht entſprechenden Gewichte ein, welche von dem im $. 12 beftimmten Zeitpunkte mit dem Stem— 
pel eines inländiichen Eichungsamtes verfehen waren. 

$. 8, Bei der Erhebung der öffentlichen Abgaben, welche in Gemäßheit der beftehenden Vor— 
fchriften nad) dem bisherigen Gewichte entrichtet werden, kommt, jo weit nicht durch Verabredung mit 
anderen Staaten etwas Anderes beftimmt ift, das durd) das gegenwärtige Geſetz vorgeichriebene Ge— 
wicht dergeftalt in Anwendung, daß derjenige Betrag, welcher von dem bisherigen preußifchen Cent: 
ner oder der biäherigen preußifchen Schiffslaſt erhoben worden, fortan von dem durch dieſes Gefet 
beftimmten Gentner, beziehungsweife der darin beftimmten Schiffslaſt ($. 2) zur Erhebung gelangt. 
Der dadurch auflommende Mehrbetrag an Mahl- und Schlachtfteuer wird den pflichtigen Städten aus 
der Staatslaſſe erftattet. 

8. 9. Auch bei dem Berkauf des Salzes kommt das durd) das gegenwärtige Geſetz borgeichrie- 
bene Gewicht zur Anwendung. Die Tonne Salz (Verordnumg vom 22. Nov. 1842, Gejet - Samm- 
lung 1842 Seite 310) ift zu 378 Pfund 24 Lth. zu rechnen und hiernadh das Gericht der Meineren 
Gebinde und Verkaufswaagen, beziehungsweife der Debitspreis für diefelben unter angemefjener Abrun- 
dung, dom Finanzminifter zu beſtimmen. 

8. 10. Zur Ausführung der in der Verordnung vom 17. Mai 1839 umd der Ordre vom 12, April 
1840 wegen des Berfehrs auf den Kunſtſtraßen (Geſetz- Sammlımg 1839 Seite 80; 1840 Seite 108), 
in dem Chaufjeegeld- Tarif vom 29, Februar 1840 (Geje- Sammlung 1840 Seite 94), ſowie in 
den veröffentlichten Spezial- Tarifen zur Erhebung von Kommmmilationsabgaben enthaltenen Beftim- 
mungen in Betreff der Belaftung der Fuhrwerke und des Tariffates für beladene Fuhrwerke, kommt 
für die Ermittelung des Gewichts der Ladung, beziehungsiweife des Fuhrwerks, das durch das gegen- 
twärtige Geſetz vorgejchriebene Gewicht dergeftalt in Anwendung, daß an die Stelle des bisherigen ohne 
Weiteres der durch dieſes Gefets vorgejchriebene Centner tritt; die Gewichtsfäge felbft aber unverändert 
bleiben, 

$. 11. Die 8$. 18, 21 bis 24 umd 26 der Anweiſung zur Verfertigung der Probemafe und 
Gewichte vom 16. Mai 1816, jo wie die Verordnung vom 31. Oktober 1839, betreffend die Ein- 
führung des Zollgewichts, werden bierdurch aufgehoben. 

$. 12. Die Beſtimmungen in den $$.1 bis 3 und 5 bis 11 treten für dem ganzen Umfang der 
Monarchie, mit Ausnahme der hohenzollernfchen Lande, mit dem 1. Juli 1858 in Kraft. Der Zeit- 
punkt, mit welchem die Borfchrift im $. 4 in Kraft treten foll, wird durch Lönigliche Verordnung feft- 
geietst werden. Die Einführung des Geſetzes in den hohenzolfernfchen Landen, unter Aufhebung der 
entgegenftehenden,, zur Zeit dafelbft geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, bleibt königlicher Verordnung 
vorbehalten, 

8. 13. Die Eichungsbehörden find verpflichtet, die nad) dem gegenwärtigen Geſetze zur Stem- 
pelung geeigneten Gewichtsftüde ($. 7), wenn diefelben bis zum 1, Auguft 1858 zur Eichung geftellt 
und gleichzeitig entiprechende geftempelte alte Gerwichtsftüde von vorſchriftsmäßiger Beichaffenheit vor⸗ 
gelegt werden, gebührenfrei zu eichen umd zu ftempeln; find die vorgelegten alten Gewichte von ande» 
rer Art als die zu ftempelnden neuen Gewichte, fo find die tarifmäßigen Gebühren für die Eichung 
der erfteren auf die Gebühren fiir die Stempelnng der neuen Gewichtsſtücke anzurechnen. Der auf 
den vorgelegten alten Gewichtsſtücken befindliche Eichungsſtempel ift zu kaffiren, 
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7. B. wegen Feftftellung des Wifpelmaßes, dv. 1. Dezember 1843, (8,5. 
©. 1844, ©. 43.) 

Unter einem Wifpel oder Winfpel beim Getreidehandel follen überall 24 Berliner Scheffel zu 
3072 Kubilzoll verftanden werden. 


8, BD. die Berbindlidhfeit zur Anwendung geftempelter Maße und Gewidte 
betreffend. Bom 13, Mai 1840 (8,5. ©. 127). 

8. 1. In allen Fällen, wo etwas nah Maß oder Gewicht verkauft wird, darf die im Inlande 
erfolgende Ueberlieferung nur nad) preußiſchem, gehörig geftempeltem Maße oder Gewichte geichehen. 
Iſt im Vertrage ein fremdes Maß oder Gewicht verabredet, jo muß dafjelbe bei jeder Leberlieferung 
auf preußiſches Maß oder Gewicht reduzirt werden !®). 

Die Uebertretung diefer Vorſchrift hat für jeden der Kontrahenten eine polizeiliche Geldbuße von 
1—5 Thlrm. zur Folge. Auch wird das dabei gebrauchte ungeſtempelte oder fremde Maß oder Ge— 
wicht konfiszirt 1*). 

8. 2. Das in der Maß- umd Gewichtsordiung vom 16, Mai 181615) umd in der K. O. v. 
28. Juni 18276) in Anjehung der Waarenverläufer enthaltene Verbot des Beſitzes oder Gebrauchs 
ungeftempelter Maße oder Gewichte findet auf ſämmtliche Gewerbetreibende dergeftalt Anwendung, daß 
diejelben, bei Vermeidung der darin vorgejchriebenen Strafen, fein ungeftempeltes Maß oder Gewicht 
von der Art, wie es zum Einkauf oder Verkauf von Waaren in ihrem Gewerbebetriebe dient, beſi— 
ten oder gebrauchen dürfen. 


8a, Gejet dom 24. Mai 1853, die Stempelung und Beauffidtigung der 
Waagen im öffentlichen Verkehr betreffend (G.S. ©. 589), 

Wir x. derordnien, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

8.1. Im allen Fällen, wo nad den Beftinnmungen der Maß- und Gewichtsordnung vom 
16. Mai 1816 (jett der Maß- und Gewichtsordnung für den Norddentichen Bund dom 17. Auguft 
1868, Zuf. 5), und der Verorduung vom 13, Mai 1840, geſtempelte Gerichte angetvendet werden 
müfjen, fol die Verwiegung auch nur mittelft geftempelter Waagen gejchehen. 

8.2. Zur Stempelung follen nur zugelafjen werden: 

1) gleiharmige Balfenwaagen ; 
2) die unter dem Namen: „römifche Waagen" bekannten Schnellmwaagen ; 
3) ſolche Brückenwaagen, bei denen das Gegengewicht zum Gerichte der Laft, im Zuftande des 

Gleichgewichts, fih wie Eins zu Zehn, oder wie Eins zu Hundert verhält. 

$. 3. In den Fällen, wo es nad) Inhalt des gegenwärtigen Geſetzes ($. 1) der Anwendung 
einer gefteınpelten Waage bedarf, ift die Anwendung von Brüdenwaagen nur beim Verwiegen ſolcher 
Laften zuläffig, deren Gewicht zwanzig Pfund oder mehr beträgt. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, die Anwendung von 
Brückenwaagen auch für Laften von geringerem Gewichte zu geftatten, wenn dies nad den Umftänden 
ohne Gefährdung der Betheiligten fi) als zuläffig ergiebt. 

8.4. An jeder Brüdenmaage muß auf einem Schilde das zum Grunde liegende Berhältniß 
durch die Bezeichnung: Dezimalwaage oder Centefimalmwaage, ſowie die Tragfähigkeit derjelben, ingleis 
chen der Name und Wohnort des Verfertigers, angegeben jein. 


13) ©, d. Ba aim des preuß. Kubik⸗ und preuß. Hohlmaßes, ſowie des Zollgerichtes mit 
den Anhaltiben, Däniidhen, Engliihen, Frauzöſiſchen, Hamburger, Hannoverihen, Lübediſchen, 
— RN Sächſiſchen, Wiener, Böhmiſchen Maßen und Gewichten in der Geſ.Samml. 
1844, ©. 486, 

14) (4. U.) Nicht - Gewerbetreibende, melde ſich beim Verkaufe eines nicht geftempelten Mafes 
oder Gewichtes bedienen, unterliegen der durch den $. 1 angedrohten Strafe. Dieje Beftimmung ift 
durd; den $. 348, N. 2 des Str.®.B., der ſich nur auf Gewerbetreibende bezieht, und den Art. II 
des Tr N dom 14. April 1851 nicht aufgehoben. Erk. des Obertr. v. 15. April 1859 (J. M.Bl. 
©. 178). 

15) (5. U.) An deren Stelle ift die Maß- und Gewichtsorduung für den Norddeutſchen Bund, 
bom 17. Auguft 1868 Art. 10—13 (Zuf. 5) getreten. 


16) ©. die vor. Anm. 15. 
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8.5. Die zu Beriviegungen auf Brüdenmwaagen beftinmmten Gewichtöftiide können nad) der, dem 
Desimalfyfteme der Verwiegung entiprechenden Theilung, bis auf das geringfte Gewicht von O,1 Loth, 
und zwar forwohl im Preußiſchen Handelsgewichte, als für den geſetzlich nach Zollgewicht zuläffigen Ver— 
lehr, im Zollgewichte getheilt werden, 

8. 6. Die erfte amtliche Prüfung und Stempelung der Brückenwaagen muß bei einer Probin- 
zial- Eihungstommiffion oder bei dem Gichungsamte zu Berlin oder von einem bon diefen Behörden 
ermächtigten Sadverftändigen erfolgen. Ueber die gefchehene Prüfung und Stempelung ift dem Befi- 
ger eine Beicheinigung zu ertheilen, 

8. 7. Die Beftimmungen der Maß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 und der Ber- 
ordnung vom 13. Mai 18401%a) 

über das Berbot des Beſitzes ungeftempelter Maße und Gewichte, über die Erhaltung der fort- 

dauernden Nichtigkeit der geftempelten Maße und Gewichte, 
finden aud) auf die Waagen Anwendung. 

Dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten fteht die Befugniß zu, die in Ge- 
mäßheit des $. 18 der Maß- und Gemwichtsordnung vom 16. Mai 1816 auch auf die geftenpelten 
Waagen Anwendung findende jährliche Frift zur erneuerten Prüfung der Richtigkeit bis auf drei Jahre 
zu berlängern. 

$. 8. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, den Gebraud) 
anderer, al® der nach $. 2 ftempelfähigen Wiegevorrichtungen im öffentfihen Berkehre ausnahmsweiſe 
in folden Fällen zu geftatten, wo es nach der Beichaffenheit der Wiege -Vorrihtung und nad) dem 
Zwede der Berwiegung ohne Gefährdung der Betheiligten fi als zuläffig ergiebt *). 

Die Genehmigung einer folden Ausnahme ift, unter Darlegung der Konftruftionsverhältniffe, 
durch Zeichnung und Beichreibung oder durch ein Modell der anzuwendenden Vorrichtung, befonders 
nachzuſuchen und nöthigenfall® nur mit den geeeigneten Einschränkungen und Bedingungen zu ertheilen. 

$. 9. Die wegen Nevifion der Maße und Gewichte beftehenden Vorſchriften finden auch auf die 
Waagen und auf die jonftigen nad $. 8 zugelaffenen Wiege- Vorrichtungen Anwendung. 

$. 10. Die Uebertretung der in den 88. 1, 3, 4 und 7 enthaltenen Beſtimmungen, forwie der 
nad) $. 8 von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentfiche Arbeiten etwa für bejondere Wiege - 
Borrihtungen angeordneten Einfchränfungen und Bedingungen, zieht, wenn fie Gemwerbetreibenden 
zur Laft fällt, die im $. 348 des Strafgefe- Buchs beftimmte Strafe; weun fie dagegen den in den 
88.13 und 14 der Maß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 18162%b) bezeichneten Behörden und 
Perjonen zur Lat fällt, die in dem SS. 13 umd 18 derjelben beftimmte Ordnungsftrafe nach fi). 

Die in dem genannten $. 348 des Strafgefeg- Buchs für den Beſitz einer unrichtigen Waage an— 
gedrohte Strafe findet auf geftempelte Waagen nicht Anwendung. 

$. 11. Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift beauftragt, die zur Aus- 
führung dieſes Geſetzes erforderliche nähere Inftruktion zu erlaffen, auch die Gebühren-Taxe der Ei- 
hungsbehörden für die ihnen darnach obliegenden Verrichtungen feftzuftellen, 

$. 12. Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Januar 1855 in Kraft. 


8b, Inftruftion über das Berfahren bei der Prüfung und Stempelung der 
Baagen, vom 20, Juli 1853 (Oppeln. Amtsbl. 1853. „Ertra- Beil. zu Stüd 51). 

Da nad) Inhalt des Gefees vom 24. Mai 1853 in allen Fällen, mo nad den Beſtimmungen 
der Maß- und Gemwichtsordnung vom 16. Mai 1816 umd der Verordnung vom 13, Mai 1840 ges 


16%) ©, die dor. Anm. 15. 

*) Auf Grund diefer Vorſchrift hat der Min. im Allgemeinen genehmigt, daß zum Zwedce der 
amtlichen Berwiegungen in den Rübenzuder » Fabrifen ungleiharmige Hebelmwaagen unter fol« 
genden Bedingungen gebraucht werden dürfen : 

1) das Verhältniß der beiden ungleichen Hebelarme darf kein anderes als das von 1 zu 10 fein, 
damit diejelben geftempelten Gewichte, welche bei den Dezimal-Brüdenmaagen in Anwendung kommen, 
auch bei den Dezimal » Hebelmaagen im ig Weiſe benugt werden können ; 

2) die Konftrultion des Waagebalfens des ungleiharmigen Hebels muß im Uebrigen den Be- 

dingungen entiprechen,, welche im 8. 2 der Inftr. vom 20. Juli 1854 für die Konftruftion gleicharmi= 

ger Waagebalten vorgefchrieben find. (Oppeln. Amtsbl. 1853, Ertrabeil. zu Stüd 51, ©. 20.) 
16b) Berg. die Anm. 15. Die Strafbeftimmungen bleiben unberührt. 
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ftempelte Gewichte angewendet werden müffen, auch die Verwiegung nur mittelft geftempelter Waagen 
gejchehen darf, und da zugleich beſtimmt ift, daß zur Stempelung nur zugelaffen werden follen: 

1) die gleicharmigen Baltenmwaagen ; 

2) die unter dem Namen der römifhen Waage bekannten Schnellwaagen ; 

3) ſolche Brückenwaagen, bei denen das Gegengewicht zum Gewicht der Laft fich verhält, wie 1: 10 

oder wie 1: 100; 
jo wird über das Verſahren bei der Prüfung und Stempelung obiger Arten von Waagen die fol 
gende Anweiſung ertheilt: 

A. Gleiharmige Waagen. 

$. 1, Bei der Prüfung einer neuen, zur Stempelung vorgelegten Waage der oben genannten Art 
fommt vornehmlich die VBeichaffenheit des Waangebaltens in Betracht. Hinfichtlich der dazu gehörigen 
Schalen ift nur darauf zu fehen, daß fie mit dem zu ihrer Aufhängung dienenden Ketten oder Schnü- 
ven, ohne Ausgleihung durch willkürliches Anhängen eines Bleiſtilckes, Drahtes oder eines anderen 
Ausgleihungsmittels, das mit den Schalen nicht unzertrennlich verbunden ift, gleihe Gewichte haben. 

Eine Stempelung der Waagſchalen ift aber nicht erforderlich, da die Mebereinftimmung ihrer Ge- 
twichte durch die Richtigkeit des Waageballens hinreichend gefichert ift. 

$. 2. Was den Waageballen betrifft, jo muß derfelbe eine regelmäßige, tlichtige Ausfilhrung, 
und in feinen beiden Schenteln eine joldhe Uebereinftimmung der Geftalt zeigen, daß das bloße Auge 
feine Berfchiedenheit wahrnehmen kann. 

Nah der Länge und den Abmefjungen des Ballens in feinem mittleren Querſchnitte richtet ſich 
die Tragfähigkeit derfelben; d. h. die größte Belaftung, welche ohne Gefahr einer nachtheiligen Biegung 
einer jeden Waagſchale zugemuthet werden kann, weshalb diefe bei der Prüfung zu fonftatiren ift. 

In der zur Unterftügung dienenden Scheere muß der Ballen mittelft einer in feiner Mitte un— 
twandelbar befeftigten Stahlſchneide, deren nach unten geehrte Schärfe in ftählernen Pfannen ruht, 
in einer vertifalen Ebene frei fpielen, ohne daß er felbft oder feine Zuuge jeitwärts anftreihen kann. 

Die erwähnte Zunge muß mit dem Waagebalten, jentrecht über der Mitteljchneide deffelben, auf 
eine unveränderliche Weife verbunden fein. Sie muß eine gerade Linie bilden, die beim Einſpielen 
vertifal fteht, während die Mittellinie des Balkens dann eine horizontale Lage hat. 

Zum Aufhängen der Waagfchalen dienen zwei mit ihren Schärfen nad) oben gefehrte Stahlichnei- 
den, die nit den Enden des Balkens jo verbunden fein müffen, daß fie unter fi und mit der als 
Drehachſe dienenden Mittelſchneide parallel find. Außerdem müffen alle drei Schneiden auf der ver- 
tifalen Ebene des Maagebalfens ſenkrecht ftehen, und die gehörige Härtung haben, um gegen eine zu 
ſchnelle Abnutzung gefichert zu fein. 

Die Pfannen in den Gehängen der Waagjchalen müſſen auf den zugehörigen Stahljchneiden ohne 
alle Klemmungen und feitliche Reibungen frei ſpielen. Auch ift darauf zu fehen, daß fie nur mit 
den äußerften Schärfen der Schneiden in Berührung kommen können. 

Die Art der Aufhängung, bei welher an den Enden des Waagebalkens ftatt der nach oben ge- 
fehrten Stahlichneiden hohle Pfannen befeftigt, die zugehörigen Schneiden aber in den Gehängen an— 
gebracht find, ift ganz fehlerhaft, und darf eine auf diefe Weiſe konftruirte Waage nicht zur Eichung 
zugelaffen werden. 

8. 3. Die fernere Prüfung, welche der Stempelimg vorhergehen muß, betrifft die Erforfchung 
der Richtigkeit und Empfindlichleit. 

Zur Richtigkeit eines Waagebaltens gehört, neben den im vorigen Paragraphen genannten Er— 
fordernifien,, zweierlei: 

1) daß der Balten für fid) im Gleichgewichte jei, und 
2) dafj er gleicharmig fei. 

Das Borhandenfein der erften Bedingungen zeigt fich fofort, wenn die Zunge des von den Scha- 
len befreiten Maagebaltens genau einftcht, und im diefe Stellung nach einigen Schwankungen wieder 
zurüctehrt, nachdem man fie durd) Anftoß etwas daraus entfernt hat. 

Diefelbe Probe, jedoch mit gleicher Belaftung der beiden Arme des Waagebaltens, giebt auch 
Aufſchluß Über das Zutreffen der zweiten Bedingung. 
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Hat man nämlich an beiden Armen genau gleiche Gewichte aufgehängt, jo haben die Arıne gleiche 
Länge, fobald die Zunge richtig einfteht. Muß man aber auf der einen Seite ein Meines Ueberge— 
wicht zulegen, um das genaue Einftehen herbeizuführen, jo ift der nach diefer Seite gelehrte Arm kür- 
jer, als der ihm gegemüberftehende, 

Im letzteren Falle wird der Unterſchied beider Längen in Theilen des kürzeren Armes erhalten, 
indem man das liebergewicdht durch eines dergleichen Gewichte dividirt. Hätte man z. B. bei einer 
Belaftung von 10 Pfund auf jeder Seite dem links hangenden Gewichte ?/, Loth zulegen müſſen, 
um die Zunge zum Einftehen zu bringen, jo würde der rechte Arm des Baltens um ?/,:320, d.h. 
um Y/,,ao länger fein, als der linfe, oder; die Längen beider Arme würden ſich in diejem Falle 
wie 1281 : 1280 verhalten, 

Da e8 aber immer jehr ſchwierig bleibt, einen Waageballen genau gleiharmig herzuftellen, jo 
kann eine Abweichung, die nicht mehr als !/y000 der Länge eines Armes beträgt, als unſchädlich 
nachgejehen werden, 

8.4. Was die Empfindlichkeit betrifft, jo wird diefe nach der mehr oder mindern Abweichung 
der Zunge aus der vertifalen Stellung im Zuftande des Gleichgewichts bei einem gewiſſen Uebergewicht 
auf der einen Waagichale, d. h. nach dem größeren oder geringeren Ausichlage beurtheilt. Aus 
theoretiihen Gründen ift diefer Ausichlag unter übrigens gleichen Umftänden defto grüßer, die Waage 
alſo um fo empfindlicher, je länger ihr Ballen und je leichter derjelbe konftruirt if, Außerdem hat 
die Lage jeines Schwerpunltes, jo wie der Umftand, ob die beiden Anhängepunkte der Waagichalen 
mit dem mittleren Unterftügungspunfte des Ballens — die mit legterem verbundenen drei Stahlſchnei— 
den — in eine gerade oder gebrochene Linie fallen, einen beftummten Einfluß. 

Am häufigften kommt es vor, daß die Mitteljchneide etwas oberhalb der graden Linie liegt, 
welche durch die Endſchneiden gezogen werden kann, und dies ift infofern als ein Webelftand zu be- 
trachten,, als fich dann der Waageballen bei einer größeren Belaftung weniger empfindlid) zeigt, als 
bei geringeren Belaftungen, Dagegen ift der Ausſchlag, den die Zunge fir ein beſtimmtes Ueberge- 
wicht anzeigt, don der Größe der Belaftung unabhängig, jobald jene drei Schneiden genan in einer 
geraden Linie liegen, weshalb bei der Prüfung gemau darauf gefehen werden muß, daß dies jo viel 
als möglich der Fall fei. 

$. 5. Gleichwohl wird es nicht ausbleiben, daß die VBelaftung der beiden Waagichalen imıner 
noch fortfährt, einen gewiſſen Einfluß auf die Größe des Ausſchlages auszuüben, da ſchon die nie 
ganz zu dermeidende Reibung der Stahljchneiden in den zugehörigen Pfannen, und bejonders die der 
mittleren Schneide, fo wie nicht minder die aus der Elafticität des Ballens entipringende Biegung 
deffelben einen jolden Einfluß bedingt. Mit Rückſicht auf dieje Umftände, welche beide der Belaftung 
proportional find, wird vorgejchrieben, daß die Empfindlichkeit einer bis zur größten Tragfähigkeit be- 
lafteten Wange mit einem Uebergewichte geprüft werden ſoll, welches im Berhältniß zu einem der glei- 
chen Gewichte, die fi) auf der Waage das Gleichgewicht halten, auf jeden Gentner ein Loth beträgt. 

Man darf ſich aber nicht damit begnügen, die genannte Prüfung nur auf einer Seite vorzuneh- 
men, fie muß ebenfo auch auf der anderen Seite geichehen, wo dann die Zunge nad beiden Seiten 
hin einen gleich großen Ausſchlag geben muß. 

8.6. Hat man fi auf diefe Weife die Ueberzeugung verichafft, daß eine zur Eichung vorge— 
legte Waage den Anforderungen entfpricht, welche die Sicherheit des Publitums nöthig macht, jo er- 
folgt die Stempelung ihres Baltens im der Mitte eines jeden Armes, eimmal mit dem preußischen 
Adler, umd zum anderen mit dem Ortsnamen der betreffenden Eichungsbehörde. 

Letstere ift verpflichtet, dem Gigenthiimer oder demjenigen, der die Eichungsgebühren entrichtet, 
einen nad) 8. 17 der Inftruftion vom 14. Dezember 1816 ausgefertigten Beglaubigungsichein zu über- 
geben. 


$. 7. Finden dagegen nad dem pflichtmäßigen Gutachten der Eichungsbehörde in Bezug auf 
die in $. 2 genannten allgemeinen Konftruktionserfordernifje weientliche Mängel ftatt, oder geben die 
in 88. 3 bis 5 vorgeichriebenen Proben im Abficht auf die Richtigkeit umd Empfindlichkeit nicht die 
verlangten Rejultate, jo darf die Stempelung der Waage nicht eher erfolgen, als bis jene Mängel 
volftändig befeitigt find. 
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Trägt aber eine folche mangelhafte Waage noch von einer früheren Eichung her die Stempelung 
an ſich, fo ift lettere durch einen darüber gemachten Kreuzhieb vermittelft eines fcharfen Meißels zu 
faffiren,, umd die Waage ift bei der abermaligen Borlage wie eine neue zu behandeln, 


B. Römiſche Waage. 

8. 8. Die umter dem Namen der römiſchen Waage bekannte Schnellmaage befteht aus ei- 
nem ungleiharmigen Balken, der auf gleiche Weife, wie bei der vorigen Wiegevorrichtung, mittelft 
einer au beiden Seiten vortretenden Stahlichneide im ftählernen Pfannen, der fogenannten Scheere 
ruht. Eine eben folche Schneide, nur mit nach oben gefehrter Schärfe, ift am Ende des kurzen Ar— 
mes angebracht, und diefe trägt vermittelſt eines gabelförmigen, mit Stahlpfannen verfehenen, Ge- 
hänges einen Doppelhafen zum Anhängen der Waagichale, oder zur unmittelbaren Aufhängung der 
zu wiegenden Körper, 

Um das Gewicht der letztern zu beftimmen, dient ein umderänderliches Gegengetvicht, das foge- 
nannte Laufgewicht, welches an dem langen Arme des Waagebalkens jo aufgehängt ift, daf es 
verſuchsweiſe hin und her geichoben werden kann, bis der Waageballen in horizontaler Stellung zum 
Gleichgewicht kommt. 

Diefe Stellung wird auf gleiche Weife, wie bei der gleicharmigen Waage, durch eine auf dem 
Waageballen befeftigte, im der Scheere frei fpielende Zunge angezeigt. Endlich ift auf dem langer 
Arme des Waagebaltens eine Theilung mit beigefetten Zahlen angebradjt, um mittelft derjelben das 
Gericht der am kurzen Arm hängenden Lat ohne Weiteres ablefen zu können. 

8.9. Damit eine Wiegevorridtung der fraglichen Art zur Eichung zugelaffen werden kaun, muß 
diefelbe durch ihre äußeren Konftruktionsverhältniffe folgenden Anforderungen entſprechen: 

1) Der Waagebalten muß eine regelmäßige Bearbeitung und eine hinreichende Stärke haben, um 
ſelbſt bei der ſchwerſten Belaftung nicht gebogen zu werden, 

2) Der vertifale Ouerfchnitt des Balfens muß überall ein Rechteck mit horizontalen und vertikalen 
Seiten fein. Am langen Arme müſſen alle diefe Nechtede gleiche Breite haben, während die Hö- 
hen nad dem äußerften Ende des Arınes zu etwas abnehmen können. 

3) Wangebalfen mit Querſchnitten in Geftalt eines übereck geftellten Quadrates find zur Eichung 
nicht zulälfig. 

4) Wenn man es nicht vorzieht, den Waagebalten blank zu laſſen, jo kann er geſchwärzt oder bron= 
zirt, umd allenfalls mit einem dünnen Firniß überzogen werden. Ein did aufgetragener Anftrid) 
mit Delfarbe ift dagegen nicht zuläffig. 

5) Die Stahlichneiden müſſen die gehörige Härtung und eine ſolche Zufhärfung haben, daß fie die 
ebenfalls gehärteten Pfannen nur mit der äußerten Kante berühren, 

6) Beide Schneiden müſſen jo mit dem Waagebalten verbunden fein, daß fie auf der Seitenfläche 
des letzteren ſenkrecht ftehen, und daß eine durch ihre Schärfen gelegte gerade Linie mit der Zunge 
einen rechten Winkel bildet. 

7) Wird eine Waagichale zur Aufnahme der zu wägenden Gegenftände angewendet, jo muß das 
Gewicht derjelben mit Einſchluß der zu ihrer Aufhängung dienenden Kette, Dejen und des zuge 
hörigen Gehänges, eine ganze Zahl von Pfunden betragen, welche auf der vorderen Seitenfläche 
des Gehänges in vertiefter Schrift angegeben fein muß. 

8) Das Laufgervicht darf nicht, tie dies bei den ordinären Schnellwaagen in der Regel zu geſche— 
ben pflegt, vermittelft eines Hafens ummittelbar auf dem Rüden des Waageballens hängen, 
fondern auf letzteren muß eine Hülſe gejchoben jein, am beiden Seiten mit vorftehenden Stahl- 
jchmeiden und einem gabelförmigen Gehänge verjehen, deifen unteres Berbindungsftüd einen Ha- 
fen zum Aufhängen des Laufgewichts trägt. 

9) Die an beiden Seiten der Hilfe vortretenden Stahljchneiden müſſen mit ihren nad) oben gefehr- 
ten Schärfen eine gerade Linie bilden, die mit den Schärfen der beiden vorgenannten Schneiden 
parallel ift. Auch muß diefe Linie wo möglich im der durch die beiden erften Schärfen gelegten 
Ebene fi) befinden; wenigftens darf fie nicht tiefer als einen Biertelzoll unterhalb diefer Ebene, 
niemals aber oberhalb derjelben Liegen. 

10) Das Laufgewwicht. muß die Geftalt einer Kugel haben, und oben mit einer eingegofjenen Oeſe 
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aus Schmiedeeifen zur Aufhängung an den borerwähnten Hafen verjehen fein. Diefe Kugel in Ver— 

bindung mit dem gabelförmigen Gehänge und der verſchiebbaren Hilfe, bildet das ganze Gegen- 

gericht, welches ftets eine ganze, auf der Hülſe in vertiefter Schrift angegebene, Zahl von Pfun- 
den betragen muß. Cine anderweite Ausgleihung durch zugefligte Blei» oder Drahtſtücke darf 
nicht daran borfommen. 

11) Die Theilung am langen Arm des Waageballens muß anf einer der Seitenflächen defjelben an- 
gebracht, und eine gleihmäßige fein; d. h. je zwei auf einander folgende Theilftriche müſſen 
immer gleihe Entfernungen von einander haben. 

12) Die genannten Entfernungen dürfen wicht Heiner, als eine preußiſche Linie fein, nnd die den 
Theilftrichen beizufeenden Zahlen dirfen nım die ganzen Pfunde ausdrüden, während etwa vor— 
fommende Theilftriche für Bruchtheile des Pfundes ohme numerische Bezeichnung zu laſſen find. 

13) Die Hilfe muß auf dem abgefchrägten Rande der einen Seite, welche über die vorermähnte 
Theilung fortgleitet, mit einem jcharf eingeriffenen ſenkrechten Striche verjehen fein, der als In— 
der dient, um durch das Zufammentreffen defjelben mit irgend einem Theilftriche der Stala das 
entfprechende Gericht richtig ablefen zu können. 

8. 10, Häufig werden die Schnellwaagen aud mit zwei Skalen zum Wiegen leichter und ſchwe— 
rer Laften angefertigt, wo dann die eine Skala auf der vorderen Seite des Baltens, die andere aber 
auf der Rückſeite defjelben jo angebracht ift, daß zu ihrem Gebraud der Waagebalten umgefantet 
werden muß. Letzterer ift bei diefer Einrichtung mit zwei Scheeren zu feiner Unterftügung verjehen, 
welche im verjchiedenen Abftänden von dem Aufhängepunkte der Wangichale am Ende des kurzen Ar- 
med — dem jogenannten Laſtpunkte — angebracht find. 

Beim Gebrauche der leichteren Stala findet der Waagebalten, wie im Borhergehenden angegeben, 
feine Umterftügung im der am weiteften von dem Laftpuntte entfernten Scheere, während die diefem 
Punkte am nächften befindliche Scheere an der zugehörigen Stahlidhueide frei herabhängt. Das Um— 
geehrte von diefem findet ftatt, jobald mac Umfantung des Waagebaltens die Sala für ſchwere Be- 
laftungen in Gebraud; genommen wird; woraus hervorgeht, daß die zu beiden Scheeren gehörigen 
Stahlſchneiden eine entgegengejegte Stellung haben müſſen. 

Im Gleihen muß die als Yaftpunkt dienende Stahlſchneide mit zweien, bezüglid nad unten umd 
nad oben gefehrten Schärfen verjehen fein, damit das zugehörige gabelförmige Gehänge beim Umkan— 
ten des Wangebaltens nur um das äußerfte Ende des kurzen Armes herum gedreht zu werden braucht, 
um für beide Stalen zur Aufhängung der Laſt gleich geeignet zu fein. 

Betreffend die Hülfe für das Laufgewicht, welches für den Gebrauch beider Stalen dafjelbe bleibt, 
fo muß diefe beim Umkanten des Waagebaltens vorher von demfelben ab» und nachher wieder auf- 
geichoben werden, damit ein und derjelbe Strid als Inder für beide Stalen dient. — Schnell» 
waagen, deren Hilfen mit zwei auf den entgegengejeten Seiten eingeriffenen Zeigerftrihen verjehen 
find, den einen für die leichte, den anderen für die ſchwere Stala beftinmt, dürfen nicht geeicht werden. 

Im übrigen gelten für beide Stalen diefelben konftruftiven Bedingungen, welche im $. 9 füre 
eine Stala vorgefchrieben find, und es ift alfo für eine ſolche Schnellmaage in Abficht auf die Beur- 
theilung ihrer Eichungsfähigkeit eine doppelte Prüfung nöthig. 

$. 11, Was die Richtigkeit einer Schnellwaage betrifft, jo wird dieje vornehmlich durch die Ein- 
theilung der Stala, die Schivere des Gegengewichts, und die Stellung des Zeigerftriches auf der 
Hülfe defjelben bedingt. 

Die Länge des kurzen Armes, d. h. die Entfernung des Laſtpunktes von dem Unterftütungs- 
punfte des Baltens, kommt nur ſoweit in Betracht, als zwiſchen diefer Länge, der Pfumdenzahl des 
Gegengewichtes, der Entfernung zweier Theilftriche von einander und der Differenz der zugehörigen 
Gewichtsangaben eine beftimmte Beziehung ftattfindet, mittelft welcher die eine diefer Größen aus der 
anderen berechnet werden kann. Dieje Beziehung befteht darin, daß die Fänge des furzen Armes ſich 
zu der Entfernung je zweier Theilftriche von einander, wie die Größe des Gegengewichtes zu der je- 
ner Entfernung entiprechenden Gewichtsdifferenz verhält. 

Bei der Prüfung der Richtigkeit einer vorgelegten Schmellwaage hat man aber nicht nöthig, auf 
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eine folche Berechnung einzugehen, fondern man kann ſich durch folgendes Verfahren eine genligende 
Ueberzeugung von der Richtigkeit verſchaffen. 

8. 12. Aubörderft befreit man den Wangebalten von der aufgejchobenen Hülſe, und bringt ihn 
dur hinreichende Beſchwerung des Laftpunktes ins Gleichgewicht. Cine Heine Störung des letzteren 
muß dann eine ſchwankende Bewegung zur Folge haben, bei welcher die Zunge nach beiden Seiten 
hin einen Ausfchlag von gleicher Größe anzeigt. 

Nächſtdem verfieht man den langen Arm tie zum wirklichen Gebrauche mit dem Laufgemwichte, 
und überzeugt fi, ob die Zunge jedesmal richtig eimfpielt, wenn nad) einander der an der Hilfe 
befindliche Zeigerftrih auf zwei, möglichft weit von einander entfernten, Theilftrihen der Stala ge 
ftellt wird, während gleichzeitig die diefen Theilftrichen entjprechenden Belaftungen angebracht find. 
Trifft diefe Probe zu, jo hat man fich nur noch zu überzeugen, ob der Abftand zwiichen jenen Theil- 
ſtrichen in jo viel gleiche Theile, wie die Differenz der zugehörigen Belaftungen Pfunde enthält, ges 
theilt ift, umd ob auch die übrigen Theile der Stala hinfichtlih der Größe damit übereinftimmen, 

Es ift am ziwedmäßigften, die obige Prüfung an zwei Theilftrichen vorzunehmen, von denen der 
eine in der Nähe des erften, der andere aber in der Mähe des letzten Theilpunktes der Stala liegt, 
und zur mehreren Sicherheit kann man dann diefelbe Probe noch für einen dritten, zwiſchen jenen Tie- 
genden Theilftrich wiederholen. 

Uebrigens verfteht es fid) von felbft, daß bei einer Schnellmaage mit zwei Skalen die vorftehend 
angegebene Prüfung auf jede ihrer Skalen ausgedehnt werden muß. 

$. 13, Hinfichtlich der Empfindlichkeit einer Schnellmaage wird feftgeftellt, daf; diefe mit einer Ge- 
mwichtszulage don drei Loth auf den Centner geprüft werden joll, wobei folgendermaßen zu verfahren ift. 

Dan bringt zuerft, wie vorhin angegeben, eine dem Maximum der Tragfähigkeit nahe kommende 
Belaftung an der Waage ins Gleichgewicht, indem man das Laufgervicht auf den entiprechenden Theil- 
ftrich der Stala ftellt, fo daß die Zunge richtig einfpielt. Legt man dam derjelben nach Berhältniß 
ihrer Schwere das entfprechende Lebergewicht zu, fo muß der Zeiger nach der Eeite des kurzen Ar» 
mes hin eimen deutlichen Ausſchlag anzeigen. 

Iſt dies der Fall, fo jchiebt man das Laufgerwicht um jo viel weiter, daß abermals Gleichgewicht 
eintritt, und nimmt das Uebergewicht von der Belaftung fort; alddann muf die Zunge denjelben Aus- 
jchlag nach der entgegengeſetzten Seite hin anzeigen. 

8. 14. Iſt mad) forgfältiger Beobadhtung des vorftehend angegebenen Prüfungsverfahrens eine 
Schnellmaange als vorfhriftsmäßig konftruirt und richtig befunden, fo muß ſowohl der Waagebalten 
als auch das Gehänge der Schale umd die Hilfe des Laufgewichtes mit dem preußifchen Adler und 
dem Stempel der betreffenden Eihungsbehörde geftempelt werden. 

Bei dem Waagebalten erfolgt diefe Stempelung beim erften und legten Theilſtrich der Stala ; 
bei der Hilfe auf beiden Seiten ummittelbar neben dem als Zeiger dienenden Strich, jo daß eine 
Berrlidung deffelben ohne Zerflörung des Stempels unausführbar wird, und bei dent Gehänge auf 
der vorderen Seite defjelben, 

Iſt der Waagebalten mit einer zweiten Stala verſehen, jo muß diefe nach befundener Richtigkeit 
in gleicher Weije wie die erfte geftempelt werden. 

8. 15. In der von den Eichungsbehörden auszuftellenden Eichungsbefheinigung ift außer der 
laufenden Nummer und dem Namen dejjen, der die Eichung verlangt hat, noch anzugeben: 

1) die Bemerkung, ob die Schnelliwaage eine einfache oder doppelte (mit nur einer Skala, oder 
mit zwei derfelben verſehen) ift; 

2) die Länge eines Theiles der Stala, der zwifchen zwei, möglichft weit von einander entfernten, 
und mit einer ganzen Zahl von Pfunden bezeichneten, Theilftrichen enthalten ift; 

3) der Werth diefer Länge, ausgedrüdt durd) die Differenz jener Zahlen, welde nambaft zu ma- 

den find, und die Angabe der etiwa vorhandenen Unterabtheilungen fiir halbe, viertel Pfunde x.; 

4) die Schwere des Gegengewichts einſchließlich der Hilfe und des zugehörigen Gehänges. 
C. Brüdenmwaagen. 

8, 16, Die unter der Benennung „Brückenwaagen“ bekannten Wiegevorrichtungen werden nach 

ſehr verfchiedenen Prinzipien lonſtruirt, die im Abficht auf Zuperläffigteit bald mehr, bald weniger 
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Gewähr Ieiften. Für jet können nur diejenigen Vorrichtungen, welche unter dem Namen der 
Straßburger Briüdenmwange befannt find, und die jeit einer Reihe von Jahren im öffentlichen 
Bertehr ziemlich allgemeine Verbreitung gefunden haben, zur Eichung zugelaffen werden. 

In wiefern künftig auch noch andere Arten von Brückenwaagen als eihungsfähig anerkannt wers 
den fönnen, bleibt einer befonderen Beftimmung nad) Maßgabe der inzwijchen hinfichtlich ihrer Zu- 
verläffigfeit gemachten Erfahrungen vorbehalten, 

$. 17. Die weſentlichen Beftandtheile einer Straßburger Brückenwaage, welche bei der Prüfung 
vorzüglich in Betracht fommen, find folgende: 

1) Der ungleiharmige Waagebalten, defien Drehpunkt in einer auf dem Ständer befeftigten Stahl- 
pfanne angebracht ift, und der am Ende feines längeren Armes die Schale zur Aufnahme der 
verjüngten Gewichte trägt. Am kürzeren Arme befinden fid) zwei Aufhängepunfte: der am äu— 
Berften Ende zur Aufhängung des Zragehebels, der dem Drehpunkte zunächſt liegende zum Tra— 
gen der Brüde dienend. 

2) Der umter der Brüde horizontal gelagerte Tragehebel, aus zweien, auf der hohen Kante ftchen- 
den Eifenftangen von hinreichender Stärke, in Geftalt eines gleichſchenlligen Dreieds zufammen- 
gejetst. Die Bafis diefes Dreieds bildet das hintere Ende des Tragehebels, und hier find unter 
den Schenteln defjelben zwei, eine gerade Linie bildende Stahlſchneiden befeftigt, welche, in un- 
beweglichen Stahlpfannen ruhend, dem Hebel zum Stützpunkte dienen. Mit dem vorderen Ende 
ift dagegen der Hebel durch eine jenkrechte Eifenftange am äußeren Ende des kurzen Armes vom 
Daagebalten aufgehangen. 

3) Die maageredhte Brüde, zur Aufnahme der Laft beftimmt, deren Gewicht ermittelt werden joll. 
Bermittelft einer jenkrechten Eijenftange hängt fie einerjeits am funzen Arm des Waangebaltens, 
während fie andererjeits auf zweien Stahlſchneiden ruht, die auf den Schenteln des Tragehebels 
fo befeftigt find, dag ihre nad) oben gefehrten Schneiden in eine gerade Linie fallen. 

4) Zur horizontalen Stellung der Brücde, wie überhaupt zur richtigen Aufftellung des ganzen Appa- 
rates, dient ein Pendelzeiger, der an der vorderen Seite des den Waangeballen tragenden Ständers jo 
angebracht ift, daß die Spitze deffelben jentrecht über einem feften Punkt fteht, wenn die Brücke 
waagerecht ift. 

5) Außerdem find noch zu erwähnen: die Zunge zur Anzeige des eingetretenen Gleichgewichts, und 
der Regulator, um die Gerwichte ſämmtlicher Theile jo auszugleichen, daß bei der unbelafte- 
ten Borrihtung die Zunge richtig einfteht. Diefe beiden Theile find am langen. Arme des 
Waagebaltens augebradit. 
$. 18, Alle vorgenannten Beftandtheile müfjen jorgfältig gearbeitet und in ſolchen Abmefjungen 

ausgeführt jein, wie fie dem Marimum der Tragfähigkeit der Brückenwaage entiprechen , ohne ande- 
rerjeitd die todte Mafje derjelben unnöthig zu vermehren. Vornehmlich ift darauf zu jehen, daß alle 
Berbindungen zwiſchen den beweglichen Theilen und deren fefte Unterftügungen mittelft gehärteter 
Schneiden und Pfannen jo hergeftellt feien, daß in denjelben eine möglichft freie Drehbewegung ohne 
merkliche Reibung ftattfinden kann, ſowie daß diefe Theile nirgend eine Seitenreibung erleiden, wo— 
durch Irrthümer herbeigeführt werden würden, 

Beim Waageballen müfjen aus ähnlichen Gründen, tie bei der gleicharmigen Waage, die drei 
Aufhängepunkte mit dem Unterſtützungspunlte des Balfens wo möglid genau, jedenfalls aber doc) 
ſehr nahe in einer geraden Linie Liegen, welche Linie um Gleichgewichtsftande eine horizontale Lage hat. 
Ein Gleiches gilt in fofern auch von dem Xragehebel, als bei diefem die Schneiden der an ihm be— 
feftigten Stahlprismen in einer waagerechten Ebene liegen müſſen. 

8. 19. Außerdem ift darauf zu jehen, daß ſowohl die beiden Stahljchneiden, auf melden das 
hintere Ende der Brüde ruht, als auch die beiden zur Unterſtützung des Hebels dienenden Schnei= 
den, jedesmal eine gerade Linie bilden; jowie daß jene Schneiden nad) oben, dieſe dagegen nad) 
unten geehrt find, was weſentlich zur daueruden Erhaltung ihrer Richtigfeit beiträgt. 

Zumeilen begegnet man auch der umgelehrten Anordnung, jo daß beifpielsweije die zum Aufla— 
ger der Brüde dienenden Stahlichneiden an deren unterer Fläche, die zugehörigen Pannen dagegen 
auf den Schenteln des Tragehebels befeftigt find. Allein das ift eine fehlerhafte, zu falſchen Reſulta— 
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ten Anlaß gebende Konftruftion, weshalb eine Brüdenmaage, an welcher diefelbe vorkommt, nicht ge— 
ſtempelt werden darf. 

8. 20. Was die Richtigkeit einer Brücdenwaage anbetrifft, fo müſſen im diefer Beziehung fol« 
gende zwei Bedingungen erflllt werden: 

1) muß es hinfichtlich des zum Gleichgewichte erforderlichen Gegengewichtes gleichgliftig fein, auf 
welche Stelle der Brüde die zu mägende Laft gelegt wird; 

2) muß ein beftimmtes Verhältniß zwiſchen den fich das Gleichgewicht haltenden Gewichten ftattfin- 
den, welches Berhältmiß fein anderes al® das bon 1:10 oder bon 1: 100 fein darf. 

Für das Zutreffen der erfien Bedingung ift erforderlich, daß der furze Arm des Waagebaltens 
und die Länge des Tragehebels durch die vorerwähnte Verbindung des vorderen und hinteren Endes 
der Brüde mit diefen Theilen in demfelben Verhältuniſſe getheilt werden. Findet diefe Anordnung ftatt, 
fo hat fie zur unmittelbaren Folge, daß die irgendivo auf der Brücke liegende Laft ebenfo auf den Waa- 
gebalten twirkt, als wäre fie in der die Brüde mit dem kurzen Arm dieſes Balkens verbindenden Ei- 
fenftange angebradit. 

Zur Erfüllung der zweiten Bedingung muß daher die Entfernung des Aufhängepunttes der er- 
wähnten Stange vom Drehpunkte des Balfens bei einer Dezimalmaage genau den zehnten Theil der- 
jenigen Entfernung betragen, in welcher die Waagfchale von eben diefem Drehpunlte am langen, Arme 
aufgehängt ift. 

8. 21. Da es nicht wohl angänglich ift, das Vorhandenfein der obigen Längenderhältnifie durch 
direfte Meffungen genau nachzuweiſen, jo wird im diefer Beziehung folgendes Prüfungsverfahren vor— 
geichrieben: 

Hat man e8 5. B. mit einer Dezimalwaage von 15 Centnern Tragfähigkeit zu thun, jo muß 
diefelbe zuvörderſt möglichft horizontal auf» und feftgeftellt werden, mozu der vorn am Ständer alt= 
gebrachte Heine Pendelzeiger dient. Nächftdem bringt man mit Hülfe des Regulators die Zunge zum 
richtigen Einftehen, falls fie dies nicht von jelbft thun follte. 

Nach diefer Vorbereitung läßt man etwa 5 Centner auf die Brücke möglichft weit nad) vorn, und 
4 Eentner als Gegengewicht auf die Waagſchale jegen, fo muß die Zunge nad) einigen Schwantun- 
gen des MWaagebalfens richtig einfpielen. Thut fie dies auch dann no, nachdem man die aufgejeh- 
ten 5 Gentner möglichft weit nad) dem hinteren Ende der Brüde hat rüden laffen, und kehrt fie be- 
barrlich wieder in die fraglihe Stellung zurüd, wenn man in beiden Fällen durch abfichtlihes An— 
ftoßen das Gleichgewicht gejtört hat, fo ift das ein Zeichen, daß die im vorigen Paragraphen zu 1. 
und 2, genannten Bedingungen erfüllt find, 

Der Sicherheit wegen ift dann diefelbe Probe noch unter einer jucceffiven Belaftung der Brüde 
von 10 ımd 15 Centner, wozu bezüglich 1 und 14 Gentner als Gegengewicht gehören, mit aller 
Sorgfalt zu wiederholen, umd erft wenn ſich bei jeder diefer drei Proben dafjelbe Ergebniß heraus- 
ſtellt, find die Konftruktionsverhäftniffe der Brüdenmaage als richtig zu erachten. 

g, 22. Mit den oben erwähnten Proben ift zugleich die Prüfung der Empfindlichkeit einer Brü- 
denmaage zu derbinden. 

Diefelbe muß nämlich von der Art fein, daß ein der Laſt zugelegtes Uebergewicht von zwei 
Loth auf jeden Centner nod eine merkliche Störung des ftattgehabten Gleichgewichtes zur Folge 
hat. Wenn alfo in dem vorigen Beifpiele die Brücke nach einander mit 5, 10 umd 15 Gentner be= 
laftet worden ift, hat man diefen Belaftungen bezüglich 10, 20 und 30 Loth zuzulegen, wonach ſich 
die Zunge jedesmal merklich über ihren Gleichgewichtsftand erheben muß. Sie muß ſich dagegen um 
eben jo viel jenfen, wenn man ftatt der obigen Gewichtszulagen zu den verſchiedenen Belaftungen 
der Brüde von den in der Waagichale befindlichen Gegengewwichten bezüglich 1, 2 umd 3 Loth fort- 
nimmt. 

8. 23, Den Eihungstommifftonen wird die gewiflenhafte Beachtung aller der Anforderungen, 
welche diefer Inftruttion gemäß an eine ihmen zur Stempelung vorgelegte Brüdenmwaage in konftrut- 
tiver Hinficht zu machen find, jo mie die jorgfältige Ausführung der in den 88. 21 umd 22 borge- 
jchriebenen Berfahrumgsweifen zu Prüfung der Richtigkeit und Empfindlichkeit einer folhen Waage zur 
befonderen Pflicht gemacht. Nur wenn die Waage in allem diefen Beziehungen den Anforderungen 
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entfpricht und wenn außerdem der Vorſchrift in $. 4 des Gejetes vom 24. Mai 1853 Genüge geſche— 
hen, darf die Stempelung ausgeführt werden. 

Legtere erfolgt jchließlich durch Auffchlagung des preußischen Adler und des Stempels mit dem 
Namen der Eihungstommiffion auf dem Waagebalten und den Schenteln des Tragehebels, jo wie 
durch Einbrennen diefer Stempel an geeigneten Stellen der Brücke. 

Der dem Befiter der Waage nad) $. 6 des Gefetes vom 24. Mai 1853 zu übergebende Beglau- 
bigungefchein muß die nähere Bezeichnung derjelben durch die Benennung Dezimal- oder Cente— 
fimal- Waage, den Namen des Verfertigers, die Tragfähigkeit der Waage, und das Datum der 
geichehenen Eichung enthalten. Diefer Schein wird von dem Direltor, unter Beidrüdung des Amts- 
ftempels unterjchrieben, 

$. 24. Im Abſicht auf die bei den Brückenwaagen zu gebrauchenden Gegengewichte, melde zu- 
folge der Beftimmung in $. 5 des Gejees vom 24. Mai 1853 ebenfalls geftempelt fein müſſen, wird 
den betreffenden Eichungsbehörden die größte Sorgfalt bei Prüfung der Richtigkeit diefer Gewichte an— 
empfohlen, da jede Abweichung nach dem Konftruktionsfyftem der Brückenwaage einen zehn-, reip. 
hundertfachen Fehler zur Folge hat. 

Aus eben diefem Grumde haben insbefondere die Eihungstommiffionen die fortdauernde Richtig- 
feit der bei den Eihungsämtern befindlichen Probegewichte umd die Uebereinftimmung derjelben mit 
ihren Normalen, ftrenge zu überwachen, damit nicht aus etwanigen Fahrläffigkeiten dem Publikum 
Nachtheile erwachſen. 

$. 25. Mit Beibehaltung der durd) die Maf- und Gemwichtsordirung vom 16. Mai 1816, und 
dur die Verordnung vom 31. Oktober 1839 wegen Einführung des Zollgewichtes vorgefchriebenen 
Eintheilung des preußiſchen Gentners in 110 Pfunde, umd des preuß. Pfundes in 32 Lothe, jo wie 
des Bollcentners in 100 Pfunde und des Zollpfundes in 30 Lothe, jollen jo viel als möglich die bei 
gewöhnlichen Wägungen jchon üblichen Gewichtsſtücke in Anwendung kommen. Unter den größeren 
Gewichtsſtücken find beim preußischen Handelsgewichte als Nepräfentanten von 1 und 2 Centner nur 
zwei Gewichteftlite von bezüglich 11 und 22 Pfunden nöthig, während beim Zollgewichte die ſchon 
im Gebrauche befindlichen Gemwichtsftüde vollftäudig ausreichen. 

Unter den kleineren Gewichtsſtücken find in beiden Beziehungen für Laften von 5, 2 umd 1 Pfumd 
entiprechende Proportionalgewichte nöthig, welche am beiten aus Meffing zu machen und mit der de- 
zimalen Bezeihnung 0,5; 0,2; 0,1 Preuß. Pfd. oder 3.-Pfd. verjehen find. — Daſſelbe gilt von 
den Meinen Ansgleihungsgewichten, welche nad) Lothen zählen. Bon diefen find beim preußiichen 
Handelsgewicht: 

für Laſten von 16, 8, 4, 2 und 1 Loth 

die Gegengewichte 1,6; 0,8; 0,4; 0,2 und 0,1 P.-L.; 
beim Zollgewicht dagegen 

für Laften von 15, 10, 5, 3 und 1 Loth 

die Gegengewichte von 1,5; 1,05 0,5; 0,3 und 0,1 3.=2. 
erforderlich. Diele Ausgleihungsgemwichte find fämmtlid aus Meffing, in Geftalt flacher Scheiben 
mit einem Knopfe herzuftellen, und zwar für das preufifche Handelsgericht mit jechsediger, für das 
Zollgewicht aber mit freisrunder Bafis. 

8. 26. Jede Eichungslommiſſion erhält für das preußische Handelsgewicht einen Sat berjlingter 
Normalgervichte, flir deren fortdauernde Richtigkeit fie nad) Maßgabe der Beftimmungen in $. 5 der 
Maf- umd Gewichtsordnung bom 16. Mai 1816 zu forgen verpflichtet ift. Zur Eidhung der Ge— 
wichtsftücte, die beim Verwiegen nach Zollgetvichten in Anwendung kommen, find dagegen neue Nor: 
malen nicht erforderlich, da die Eihungstommijfionen bereit® mit Normalzollgewichten aller Größen 
vollftändig verjehen find. Zur Herbeiführung möglichfter Uebereinftimmung in Form und Bezeichnung 
erhält jedoch jede Eichungstommiſſion einen Sag Probegewichte zum gemöhnlichen Gebrauche bei dem 
Eihungsgeichäfte. 

Auch haben die Eihungstommiffionen die erforderlichen Probegemwicdhtsfäge für die ihmen unter- 
gebenen Eihungsämter von der Normaleihungstommiffion in Berlin, gegen Erftattung der Koften 
zu beziehen. 

Koh, Allgemeines Landredt 1. 5. Aufl. 16 
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$. 27, Für die Eihung und Stempelung der gleiharmigen ‘und Schnellmaagen, jo wie der 
Brückenwaagen und der zu letsteren gehörigen Gegengewichte, find die nach der diejer Inſtruktion bei— 
gefügten Gebührentare berechneten Gebühren zu erheben. 


Tare der Gebühren 
für 
die Eihung und Stempelung der Waagen, jo wie der zur den Brüdenmwaagen gehörigen 
verjüngten Gewichte. 
(Zur Inftruftion vom 20. Juli 1853,) 
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A. Gleiharmige Waageballfen, | 





Benennung der Gegenftände, 
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Ballen einer Krämerwaage von 3— 9 Zoll Lange. . ... — 1) 31 —|—| 8 
7 7 " „ 10—19 "„ ne | — 2 6 J — 1 3 
" " " „ 20—29 „ Pe | — 38 9 | — 24 — 
" " " „ 30—39 „ ne 0 01 1—- bI—I—| 92 6 
" " " „ 40—49 „ DR BE Bu Zu Zu 6 3 | | 3 9 
Laftbalten aus Schmiedeeifen 20 Pfd. wiegend.. — 4|1— I—| 2 | 6 
" " " Ze PP EEE FE bi — I — 3 — 

" " 7 0: "er 0 1 11 1m] | ze 4 
n 7 " 50 ,„ Pe ae a |. 8 — — 4 6 
1 12) 60 7 " Pe ee Pe —⸗— 0 — | 9 j — | 5 — 
7) " 70 u " Re ae bee mr — 
[7 " " 80 „ nr En ee ne 12 1 — — 6 6 
" m .n 0 5, n Pe er ar — — | 14 | — — 8 — 
" m 7 100  ,„ " — — 17 6 =} 10 | — 
Durchbrochene Ballen aus Gußeiſen 4 Fuß lag.. —10 — — 7/6 
" " " " 4, pn Ze Ba 12| 6 I. 10 | — 
" 7 7 7 5 u — . — |I1 | — — | 12 [H 
" " " " 6 m * = 20 — — 15 al 
" " " 177 8 " 7) + az 25 — — 20 | — 

B. Schnellwaagen. | 

Bei einer größten Tragfähigteit bis zu -» PP... ...4—| 4Il-—i—| 8! — 
7 7 " " über 25— 50 0 *2242 | — DI — I — 26 
" " " " „ 50-10 „ +... — | 716 Me 3 | 6 
" 7 7 " „ 100—150 „ 4 | — ! 10 | — — 5 — 
—— „1500-20 „2... -ia 61|8|06 
" " " " „ 200—300 „ ...%. | ri 15 | — | — 8 — 
7 7 " "„ „ 300 — 400 m re — | 17 | 6 | — 1.10. | — 
400 — 500 . — 120 — — 112 6 





" [13 n " 133 " ” 8 * 
und fo fort fteigend für jede 100 Pfd, immer 24 Sgr. mehr für beide Rubrifen. 


Iſt der Waagebalten mit zwei Stalen verjehen, fo gelten die vorftchenden Gebührenfäte nad 
Mafgabe der größten Tragfähigkeit, für weldye die 2te Stala eingerichtet ift. 
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Benennung der Gegenftände. | . Früher geeicht. 
thl. . b pf 
C. Brüdenmwaagen. 

Wenn die größte Tragfähigkeit 1 Eemtner ft. » 2 2 2... 1— 6 
” ” ” " 5 " wa rn ee — — 
" " " 10 m J ar Ye Tan BErr — 6 
" " 15 " Neo ee... — — 
20 m * * * . * — 6 
"on" u " 830 " Pr a a er — 1 — 
u n " " 40 " POP Ger BER ER er ver 1 6 
" " " " 50 " " PET Tr‘ 1 | — 





und jo fort ſteigend für jede 10 Centner bezüglich um 5 und 24 Sgr. mehr, je nachdem die Wange 
noch nen, oder ſchon früher geeicht worden ift. 





D. Berjüngte Gemidte, | | 
Gußeiferne Gewichte zu 22 Pfd. preußiſch .. B | — | 2 6i—| 1| 3 
" " „N " re Me ze Be u Dex la 
Meffing - Getwichte zu 0,5 Bis O1 PM. . 2 2 2 2222. 1) io >14 
Ausgleihungs- Gewichte unter 2 Loth fhmer » > 2 22.2.1, -lal-|-| 3 


‚.$. 257. ft bei einer Geldfumme die Münzforte nicht ausgedrüdt, fo wird im 
weifelhaften Falle die an dem Orte, wo die Sahlana geſchehen foll??), gangbare 
ünzſorte verftanden. 
$. 258. Ueberhaupt aber ift anzunehmen, daß dergleichen Vertrag auf Silber- 
courant gefchlojien worden ?' =), 
8. 259. Nur in Fällen, wo e8 feines fchriftlichen Kontrakts bedarf, ift der Be- 
weis, daß eine andere Münzforte verabredet worden, zuläflig. 


9. K. O. v. 25. Ottober 1825 (G.S. ©. 227). 

Bei jeder Art von Verträgen, ſowie bei Rechnungen, find unter der Bezeichnung von Groſchen 
jedesmal Silbergrofchen, als Dreifig Theile eines Thalers, ſowie unter Pfennigen Zwölf Theile eines 
Sübergrofchens oder Dreihumdert Sehszig Theile eines Thalers zu verftehen 22). Der Preisfteller ift 
verbunden, die Zahlung hiernach anzunehmen, fo daß fernerhin eine Rechnung aud nicht in ihren 
einzelnen Pofitionen in Groſchen nad der Eintheilung von  Thlr. geftellt ımd etwa nur die Haupt» 
ſumme auf Silbergrofchen reduzirt fein darf, vielmehr der Zahlungspflichtige berechtigt fein foll, jede 
in Kurant eingeführte Untereintheilung eines Thalers als Siübergrojchen oder „, und diefe A 12 Pien- 
nige zu rechnen und zu zahlen. 

10, K. O. v. 25. November 1826 (G.S. S. 115), und v. 30, November 1829 (G. S. 
1830, ©. 3) ®®), 

8. 3, Im Handel und Verlehre im Innern ſoll keine andere Berechnungsart, als in Preuß. 


21) Der bier und in dem vorhergehenden $. 256 anerkannte Grundſatz kann auch angewendet wer⸗ 
den auf das örtliche Recht über die Folgen und Wirkungen der Verträge, worüber ſonſt das L. R. feir 
nen Grundjat enthält. Danach ift im Zweifel anzunehmen, daß die Parteien, hinſichtlich des unter 
ſich begründeten Nechtsverhältniffes , ſich dem Rechte desjenigen Ortes haben umterwerfen wollen, wo 
dafjelbe zur Erfüllung kommen joll, infofern nicht pofitive Geſetze entgegenftehen. ©. Anm. 44 zu 
$. 38 der Einleitung. 

21.8) (2. 9.) Unten, 8. 779, Tit 11 u. $. 76, Tit. 16. Es ift unberboten, in einer fremden 
Münzforte zu Lontrahiven. Unten, Aum. 2 zu $. 778, Tit. 11. 

22) Diele Beflimmung findet nur dann Anwendung, wenn die Parteien über eine Zahlung in 
Groichen ohne nähere Beftimmung koutrahirt haben. Pr. des Obertr. 470, v. 15. Mai 1838, 

23) Die erftere diefer K.O. ift für die weftlichen Provinzen, die andere für die übrigen Landes- 
theile gegeben; fie find gleichlautend. 

16 * 
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Gelde, den Thaler zu 30 Sgr. und den Sgr. zu 12 Pfennigen ftattfinden, umd jede dagegen ent- 
deckte Kontravention polizeilich beftraft werden: 

Die Beftimmung im $. 14 des ©. über die Münzverfaffung v. 30. September 1821, wonach 
im Privatverfehre jede bisher erlaubte Berechnungsart ferner geftattet ift, hört daher auf. 

Kaufleute und Gewerbetreibende, welche kaufmännische Rechte haben, follen ihre Bücher — nad) 
diefer Eintheilung führen, widrigenfalls fie, wenn bei einer, nach den gefelichen Beftimmungen ein- 
tretenden Borlegung der Bücher oder daraus zu fertigender Auszüge eine Kontravention gegen dieſe 
Beftimmung fid) ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Thlım. verfallen **), 

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der VBerwaltungs- und Juftizbehörden, Notarien, Aultions— 
tommiffarien u. ſ. w. die neue Münzeintheilung nicht zur Anwendung gebracht, jo verfällt der Be- 
amte, welcher die Berhandlung aufnimmt, in eine Strafe von 2— 25 Thlen. 

Nur der Wechjelverkehr bleibt von diefer Borfchrift ausgenommen. 

8.4, Wegen der unterfagten Annahmen fremder Gold- und Silbermänzen bei den öffentlichen 
Kafjen bleiben die bisher erlaffenen **+ a) Beftimmmmmgen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Berfehre jollen die fremden Sibermünzen mur zu dem Werthe aus- 
gegeben werden dilrfen, welche ihnen in der der Bekanntmachung vom 27, Novbr. 1821 (G.S. ©. 190 ff.) 
beigefügten Bergleihungstabelle 25) gegen preuß. Geld beigelegt ift, und dürfen fie zu einem höheren 
Werthe bei ei Zahlungen nicht aufgedrungen werden. 

24) Die 2 Beweiskraft verlieren die Bücher alfo doch nicht, auch ift die Anwendung einer anderen 


Berechnungsart überhaupt nicht für eine ſolche umerlaubte Handlung anzufehen, welche das Rechtsge— 
ſchãft ungültig macht. S. die vor. Anm. 

242) K.O. dv. 25. Oltober 1821 (G.S. ©. 184). 

25) Die Bergleihungstabelle folgt — mit dem Bemerken, daß die unter 1—3 genannten 
mg u dem pr. Friedrichsd’or im Verkehre micht gleichftehen,, daher deren Werth zu hoch an« 
geg 





Bergleihungstabelle 
des Werths ——— ms —— gegen chung Geld, nad dem neuen Miünzedift 
0, September d. J. zur EN, des Publikums, 
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Biusanuns der Münzen. 3 I, den Zr 





L Goldjorten. —— 
(Das geſetzliche Gewicht derſelben vorausgeſetzt.) Nthle. Sr. Pf. 
1 Ein doppelter Sugufe, Genge«, derame- oder Garh'er — ae 
2 —* — | — 
3 21161 — 
4⸗ Sram ſches Franis⸗ Stuch — | 16 3 
5 ⸗ gleichen ⸗ a er re ed re Ve 4 | 23 1 
6 . — iſſiſches Rubel. Stüd a ee 9 22 6 
7dergleichen 5 5 bon 1798 und 1799 . 4 | 26 3 
8 » doppelter Genberid’or — ae rd are er er ee 8 7 6 
9 « einfacher (halber) a —— 4 3 9 
10 ⸗ —X6 Doppeiter Kuyder ; ; ts ; 6 | 25 7 
11 « dergleichen einfa 3 | 12 9 
12 » do nn Holländifcher , Kremniger, Deftreidiher ober anderer 
I deutiher Dufaten — | . = 6 
6 





13 | = Ruffiider Dufaten, feit 1797 geprägt 
| 1. Silber-Münzen. "us eur. —— 
360 Pf. gerechnet. 





1) = Brammichteig - —— —— — — * 

48 Mariengrofchenftüd ıiIlsı — 
2 . Be Gulden oder 24 Mariengrofcyenftild . ra en Ve ı 
3 «- Braumfchro. Lüneb. ı/, Thlr. oder 12  Mariengroen Be, Back — | ı 3 
4 ⸗ — ag —M —— ee — 5 7 
51 - SKomdentiond« oder Speciesthaler . » » » - ı lıı 3 
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Zur Annahme diejer Münzen ift übrigens Niemand verpflichtet ?5 @), 







Silbermänzen. 














Ein halber rege * — — Be ee — | 20 7 
« biertel a. eitine s8 Gr. Stüch.. — 10 2 
Zwanzig Kreuz Per ee er Eee en 0 u DE BEE 
9| » — 4 Gr. Stud Bi er a a Re et ee | 5 — 
10| —— —* ers N — 3 4 
11 » Ronventiond 2 Gr. Süd 2 2 2er.) 2 6 
12 ⸗Brabanter Thalerrr.. — 1116 2 
18halber Brabanter — — : De 
14 viertel — 1, 3 
15 | - 48 Schilling Species, oder 60 Schilling Lübiſch oder Hamburger | 

Courantged . . 1151| — 
16 | » dergl. %/, a 32 Schill. Species oder 40 Schilling gübeder Sourantgeld ıii—-|-— 
171 = dergl. 1, & 16 Schill. Species oder 20 Schilling Lübeder Courantged | — 168 — 
18 | = dergl. ?/, & 8 Schill. Species oder 10 Schill, Fübeder Courantgeld | — 76 
19) =. dergl. 1/,, & 4 Schill. Species oder 5 Schill. nn —— — 3 9 
- |» Gamburger : — Tencantzen — | 23 9 
1 ” ” ” J * > ee 11 | 10 
22 | - 5 3 Sciinghüd Br — 5 10 
23 ” ” . * — 2 | 11 

Bon dem DMedtenbur iger Courantgelde werden die 3, 16, 1, 8, 4 | 

! und 2 Schillingftüde mit dem Hamburger Eourantgelde gleich und | 

h verhältnigmäßig angenommen. | 
24 | - Dämilcer oder Schwediſcher Speciesthaler . . ı)|5 | — 
25 | = dergl. Reichsbancothaler von en v1. FE m 
“li » © —— — oo. _ 5 — 
27 ⸗ derg — 26 
—— Sana. Bommerfärt 4 Srofcenfid . _ 5 | — 
9 | “ * * . . — 2 6 
30 -  Sollänikhes 3 Ci re ae ee le 1!20| — 
sl - 1. We a A 1) 11 | 10 
2| » s Daler zu 30 Stüber . — 11 %& 
ss - — Gulden zu 20 th 
34 | = Seeländer Thaler . ılı!mo 
35 | = Bolniicher Speriesthaler von 1765 bis 1786 . . 1.130.157 
36 J velniſcher Speciesthaler von 1765 a 1786 — 20 3 
37 1/, dergl. oder ?/, Thalerftüd R —- 10 — 
3838| » E 9* dergl. oder ; Thalerſtück bis 1786 . . — 4 9 
| » ⸗ Speciesthaler don 1787 bis 1793... 1 9 4 
40 . . 1/, Speriesthaler . — | 19 8 
4 . 5 h dergl. oder !/, Thalerftüct (@ {.) dom 1807 bis 1821 | — 9 5 
| » %/, dergl. oder 3/, Thalerftüd (1 51.) von 1807 se 18311 I — 4 8 
43| =» Königl. Polniiches 5 Fl.Stück vom — 1816 an.... — | 133 6 
44 P) Bramöhiden ı 5 ——— en — 1 9 9 
45| - 2 Frantenftüd u re et — | 15'000 
46 . 1 ® PP a > BE a Ga VE Gr a a ——— — — —J4 
a , — 3 111 
48 i = Nüffifcher after Kubel bis zum Jahre 1762 j ıleia 
| » « ordinärer Aubel vom neuerem BERN . 1 1) 8 
| . ⸗ ‚la Ru bet ’ — 15 — 
| » . .. 1, — en -| | 
| . . . 20 Kopetenfiid a Be ee — 68 3 
A— Sea are 
54 * ⸗ ⸗ — J . 5 . u * . . * —— | 2 | 8 


| Berlin, den 1. Oftober 1821, 
258) Unten $. 785, Tit. 11. 
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11. K. O. d. 4. Auguft 1832, betr. die in fremden Münzforten fiipulirten 
Zahlungen, unten Zuf. 8 3u $. 78, Tit. 16, 

12, Gejet über das Münzmweien, vom 4. Mai 1857 (G.S. ©. 305)*). 

Wir ꝛc. verordnen in folge des, zwifchen den Regierungen der bei der allgemeinen Münzkonben— 
tion d, 30. Juli 1838 betheiligten Staaten einerjeits und der kaiferlich öfterreichiichen und der fürft- 
lich lichtenſteiniſchen Regierung andererſeits am 24. Januar d. J. abgefchloffenen, hier beigefügten Münz— 
vertrages mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 

8. 1. Das preußiſche Pfund, in der Schwere von 500 Grammen, wie ſolches durch den $. 1 
des Gejetes vom 17. Mai v. I. (G.S. ©. 545) als Einheit des preußiſchen Gewichts feitgeftellt ift, 
ſoll, an Stelle der jeitherigen Münzmark vom 233,,55... Grammen, der Ausminzung ausjchlieh- 
ih zu Grunde gelegt werden. Daffelbe wird zu diefem Zwecke in „Zaufendtheile” mit weiterer de- 
zimaler Abftufung getheilt. 

8.2. Der Thaler bleibt die eigenthiimliche Siübermünze des Landes, Aufer dem Thaler wer— 
den, wie bisher, Einjechstel- Thalerftüde und können Doppelthafer ausgeprägt werden. 

8.3, In Anſchluß an das Theilverhältniß des Thalers zur feitherigen Münzmark feinen Sil- 
bers joll das Pfund ($. 1) feinen Silbers zu 30 Thalern, 15 Doppelthalern und 180 Einjechstel - 
Thalerftüden ausgebracht werden, und demgemäß an die Stelle des bisherigen Vierzehnthalerfußes als 
geſetzlicher Münzfuß der „Dreißigthalerfuß" treten. Der Dreifigthalerfuß auf der Grundlage des Pfun- 
des ($. 1) wird dem auf die bisherige Mark gegründeten Bierzehnthalerfuße dergeftalt gleichgeftellt, daß 
bei allen Zahlungen und Berbindlichkeiten zwiſchen beiderlei Dünzfüßen, beziehungsiweile zwiſchen den 
gleichnamigen Münzſtücken des bisherigen Bierzehnthalerfußes und des künftigen Dreißigthalerfußes, ein 
Unterjchted nicht gemacht werden darf. Die Bezeichnung „Thalerwährung“, welche an Stelle jeder ans 
deren Bezeichnung des Landesinünzfußes tritt, findet demgemäß auf die in beiderfei Münzfüßen aus— 
gebrachten Münzen Anwendung. 

8.4. Der Thaler ſoll, unbeſchadet feiner Eigenſchaft und Geltung als eigenthümliche Silber- 
mrünze des Landes, in der Form und mit dem Attribute einer Vereinsmünze, als „Bereinsthaler“ 
ausgeprägt werden. Die nämliche Beftimmung findet auf die Prägungen von Doppelthalern Anwen— 
dung. Es bleibt vorbehalten, Thaler oder Doppelthaler für befondere Zmede auch ausjchlieglih in der 
Eigenihaft als Landesmünze auszuprägen. 

$. 5. Das Miſchungsverhältniß der Thaler und Doppelthaler wird auf neunhundert Taufend- 
theile Silber und einhundert Taufendtheile Kupfer, der Einjechstelthalerftüde auf fünfhundertundzwan- 
zig Tauſendtheile Silber und vierhundertundachtzig Taufendtheile Kupfer feftgeftellt. Es werden dem- 
nad 134 Doppelthaler und 27 Thaler, ingleihen 93,4, Einfechsteithalerftücde je Ein Pfund ($. 1) 
wiegen. 

$. 6. Bei der Ausprägung diefer Münzen fol aud) in Zukunft unter dem Vorwande eine® jos 


*) (4. U) Das preußiidhe Münzweſen wurde zuerft durch das Münzgeſetz dv. 30. Septbr. 
1821 vollftändig geordnet, und namentlich von den vielen fremden und provinziellen Münzen gereie 
nigt. An Stelle dieſer Münzordnung find jetzt bekanntlich die Wiener Miünztonvention vom 24. Jas 
nuar umd das auf Grund derjelben erlaffene preußifche Münzgefeg vom 4. Mai 1857 maßgebend. 
Nach diefer neuen Regelung des Münzweſens it eine Ueberficht der bis zu derjelben auf Grund des 
Münzgeieges vom 30. Septbr. 1821 ftattgefundenen Ausmünzungen interefjant, wie fie. folgenden 
Angaben einer amtlichen Zufanmenftellung entnommen ift. Seit Sriaf des Geje vom Jahre 1821 
bis zum Jahre 1856 find in Preußen ausgemünzt: 21,562,065 Thlr. Goldmünzen im %/,, 2/, umd 
’/, Friedrichsd'or, 24,403,874 Thir. in %7/,, 53,069,570 Thlr, in '/,, 7,106,474%/, Thlr. in 
1/, Thalerftüden, 3,559,963°/,, Thlr- in 21/, , 4,357,08212/,, Thlr. in 27, und ı/, Silbergros 
ihenftücten, 1,313,954 Thlr. 8 Spt. 11 Pf. in 4, 3, 2 umd 1 Pfennigftüden. Yerner in hohenzolern- 
jchen Münzen 28,840 Thlr. ?/,, 15,040 Thlr. */, Gufdenftüde, 2195 Thlr. 6 und 3 Kreuzerftüce 
in Silber und 300 Thlr. Kupferkreuger. 

Wären alle jeit 1764 bis Ende 1860 geprägten preußiſchen Münzen in Preußen und nur da 
im Umlaufe, jo betrüge die Metallgeld-Eirkulation 355,467,674 Thaler, umd es repartirte unter dies 
jer Borausiegung fich diefelbe auf die Bevöllerung von 17,672,669 Seelen jo, daß durchichnittlich 
auf ein Andividuum kämen 4 Thlr. 23 —* 5 Pig. Goldmünzen, 14 Thlr. 23 Sgr. 6 Pig. Ku— 
rantmänzen und 16 Sgr. 6 Pig. Scheidemünze, zuſammen 20 Thlr. 3 Sgr. 5 Pfg. (Zeitichr. des 
tönigl. preuß. ſtatiſtiſchen Büreaus von 1861, Wir. 2.) 
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genannten Remediums an ihrem Gehalte und Gewichte nichts gekürzt, vielmehr alle Sorgfalt darauf 
verwendet werden, daß fie Beides, Gehalt und Gewicht, vollftändig haben, So weit eine abiolute 
Genauigfeit bei dem einzelnen Stücke nicht innegehalten werden kann, ſoll die Abweichung im Mehr 
oder Weniger bei dem einzelnen Doppelthaler im Gewichte nicht mehr als drei Tauſendtheile feines 
Gewichts, im Feingehalte nicht mehr als drei Taufendtheile, bei dem einzelnen Thaler im Gewichte 
nicht mehr als vier Taufendtheile jeines Gewichts, im Feingehalte nicht mehr als drei Zaufendtheile, 
bei’ dem einzelnen Einfechstelthalerftüdde im Gerichte nicht mehr als zehn Taujendtheile feines Gewichts, 
um Feingehalte nicht mehr als fünf Tauſendtheile betragen. 

8. 7. Der Thaler joll aud) ferner im dreißig Silbergrofchen und der Silbergroichen in zwölf 
Piennige getheit, und es follen, wie bisher: 1) als Silbericheidemünzen: Zmeinndeinhalb- Silbergro- 
fchenftüde, Silbergrofchenftüde und Einhalb » Siübergrofchenftüde ; 2) als Kupfericheidemüngen: Bier», 
Dreis, Zmwei- und Einpfennigftüde ausgeprägt werden. Dieje zu Zahlungen im Neinen Verlehre und 
zur Ausgleihung beftimmten Scheidemünzen jollen in größeren Mengen, als zur Erreihung dieſes 
Zwedes erforderlich ift, micht in Umlauf gefetzt werden. Zahlungen, welche mit Einſechstelthalerſtü— 
den geleiftet werden können, ift Niemand verpflichtet, in Scheidemünze anzunehmen ; dagegen darf die 
Annahme der legteren don dem öffentlichen Kafjen und Anftalten eben fo wenig, als im Privatver- 
fehr verweigert werden, wenn die zu leitende Zahlung weniger als ein Sechstheil Thaler beträgt, 
oder weniger als ein Einjechsteithalerftüd zur Ausgleihung der Summe erforderlich ift. 

8. 8. Im der Silbericheidemünze joll, der eingetretenen Veränderung des Münzgewichts entipre- 
hend, das Pfund ($. 1) feinen Silber durchgehende zu 344 Thalern ausgebracht werden, und es 
ſollen demnach 414 Zmeiundeinhalb »- Silbergroihenftüde, 1035 Silbergroicenftüde, 2070 Ginhalb - 
Silbergroichenftüde je Ein Pfund feinen Sibers enthalten. Der Feingehalt der Zmweiumdeinhalb- Sit- 
bergrojchenftüde wird auf Dreihundertfünfundfiebenzig Taufendtheile feinen Sitbers zu Sechshundert- 
fünfundzwanzig Taufendtheilen Kupfer, der Silbergroichenftiide und der Einhalb-Silbergroſchenſtücke 
auf Zmweihundertundzwanzig Taufendtheile feinen Silbers zu Siebenhundertundachtzig Tauſendtheilen 
Kupfer beftimmt. Es werden demnach: 155,,, Zweiundeinhalb-Silbergrofchenftüde, 227,,, Silbergro- 
jchenftüde, 455,,, Einhalb-Silbergroichenftüde je Ein Pfund wiegen. 

8.9. Im der Kupfericheidemänze follen 100 Pfund (8. 1) Kupfer höchften® zu 112 Thalern 
ausgebracht werden. Die näheren Beftimmungen über die Ausbringung der Kupferſcheidemünze, jo 
wie über das Gemwichtsverhältniß der einzelnen Stücke derjelben werden durch fgl. Verordnung getrof- 
fen werden. Bis dahin find mit Nüdficht auf die eingetretene Veränderung des Münzgewichts, 100 
Pfund (8. 1) Kupfer zu 92,,996 Thaler auszubringen und es jollen jo viel Stüde, als zufammen- 
genommen Einen Sibergroihen ausmachen, jechsunddreißig Taufendtheile des Pfundes ($. 1) wiegen. 

-$. 10, Gleich den Landesmünzen jollen ſowohl bei allen öffentlichen Kaffen als auch im allge- 
meinen und Handelsverlehre, nach ihrem vollen Werthe angenommen und ausgegeben werden: 1) die 
gemäß der allgemeinen Münztonvention vom 30. Juli 1838 (G.S. 1839 ©. 18), ſowie die bor dem 
Jahre 1839 don den Staaten des Zoll- und Handelsvereins im Vierzehnthalerfuße ausgeprägten Tha— 
ler; 2) die von den Staaten des Zoll» und Handelsvereins gemäß den Artikeln 7 und 8 der erwähn— 
ten Münztondention als Bereinsminzen bisher ausgeprägten Doppeithaler (Einfiebentheilmarkitüde 
oder Dreiundeinhalben » Guldenftüce); 3) die in Gemäßheit des Miünzvertrages vom 24. Januar d. I. 
umd in der Eigenihaft als Bereinsmünzen ausgeprägten Thaler und Doppelthaler derjenigen Staaten, 
welche an diefem Bertrage Theil genommen haben, oder demielben in Zukunft beitreten werden. Die 
Annahme der vorftehend unter Nr. 2 und 3 bezeichneten Münzen zu deren vollem Werthe ſoll audı 
in dem Falle von Niemandem verjagt werden dürfen, wenn die Zufage der Zahlungsleiftung auf eine 
beftimmte andere Münzſorte der Thalerwährung lautet, 

g. 11. Es follen Handelsmünzen in Gold unter der Benennung „Krone und „Halbe Krone‘ 
in der Form und mit dem Attribut don Vereinsmünzen, umd zwar: 1) die Krome zu 2, des Pfun- 
des ($. 1) feinen Goldes, 2) die Halbe Krone zu zZ, des Pfundes feinen Goldes, ausgeprägt wer—⸗ 
den. Diefe Münzen follen die eigenthüimlichen Goldmünzen des Landes fein, und es follen andere 
* Goldmünzen fortan nicht gemünzt werden. 

8. 12. Das Miſchungsverhältniß der Krone und der Halben Krone wird auf neunhundert Tau— 
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jendtheile Gold nnd einhundert Taufendtheile Kupfer feftgefegt. Es werden demnach fünfundbierzig 
Kronen und neunzig Halbe Kronen Ein Pfund (8. 1) wiegen. Die Abweichung im Mehr oder Wer 
niger darf unter Fefthaltung des im $. 6 dieſes Geſetzes ausgeſprochenen Grundiates bei dem einzel- 
nen Stüde, jomohl der Krone als auch der Halben Krone, im Gewichte nicht mehr als zwei und ein 
halb Tauſendtheile jeines Gewichtes, im eingehalte nicht mehr als zwei Taufendtheile betragen. 

8. 13. Zur Erleichterung der Rechnung nad Kronenwerth wird die Krome in zehn Theile unter 
der Benennung „Kronzehntel“ eingetheilt. Noch Meinere Theile werden ohne befondere Benennung 
durch Dezimalbruchtheile des Kronzehntels, bezichungsweiie der Krone angegeben. 

8. 14, Der Silberwerth der Goldmünzen ($. 11) wird lediglich dur das Verhältniß des An— 
gebots zur Nachfrage beftimmt und es ift zu deren Annahme an Stelle der Iandesgefeglichen Silber- 
währung Niemand verpflichtet. Auch ift e8 den unter Autorität des Staates beftchenden öffentlichen 
Anftalten, insbejondere den Geld» und Kreditanftalten und Banken nicht geftattet, wegen der bon ih» 
nen zu leiftenden Zahlungen einen (alternativen) Vorbehalt der Mahl des Zahlungsmittels in Silber 
oder Gold im der Art fich zu bedingen, daß dabei fiir Tetteres ein im Voraus beftimmtes Werthver⸗ 
hältniß in Silbergeld ausgedrüdt wird. 

8. 15. Goldmünzen, welche das Normalgerwicht von A, beziehungstweiie „4, des Pfundes ($. 1) 
mit der im $. 12 geftatteten Gewichtsabweichung von zwei und ein halb Zaujendtheilen haben (Paj- 
firgewicht) und nicht durch gewaltſame oder geſetzwidrige Beichädigung am Gewichte verringert find, jol- 
len bei allen Zahlungen als vollwichtig. gelten, Goldminzen, welche das vorgedachte Paffirgewicht 
nicht erreichen und an Zahlungsftatt von den Staatslaffen oder von den unter Autorität des Staa- 
tes beftehenden öffentlichen Anftalten, namentlih den Geld» und Kreditanftalten und Banken anges 
nommen worden find, dirfen von den Staatökaffen und den letzgedachten Anftalten nicht wieder aus— 
gegeben werden. 

8. 16. Unſer Finanzminifter ift ermächtigt, unter Berüdfichtigung des Handelstursmwerthes den 
Preis zu beftimmen, zu meldem die Krone und die halbe Krone ftatt der Silbermünzen bei Unjeren 
Kaffen entrveder allgemein oder mit Beſchränkung auf gewifje Kaffen und Zahlungen angenommen 
werden foll. Zugleich mit diefem Kaſſenkurſe hat der Finanzminifter den Werthsabzug zu beftimmen, 
welcher bei Unferen Kaffen für ſolche Goldmünzen, weiche das Paffirgewicht ($. 15) nicht erreichen, 
mit Nüdficht auf das Mindergewicht und die Koften der Ummünzung einzutreten hat. Es kann jeder- 
zeit ſowohl der beftimmte Kaſſenkurs abgeändert, als and) die Geftattung der Annahme der Kronen 
und Halben Kronen ftatt der Silbermünzen bei Unjeren Kafjen durd eine von Unjerem Finanzmini« 
fter zu erlaffende Bekanntmachung zurüdgenommen oder beichränft werden, 

8. 17. Die in Gemäßheit des Münzvertrage® vom 24. Januar d. 3. und im der Eigenichaft 
als Bereinsmünzen ausgeprägten Kronen und Halben Kronen derjenigen Staaten, welche an diejem 
Bertrage theilgenommen haben, oder demjelben in Zukunft beitreten werden, jollen den Kronen und 
Halben Kronen inländischen Gepräges ſowohl bei Unjeren Kaſſen, als auch im allgemeinen und Han— 
deisverfehre gleichgeftellt fein, dergeftalt, daß auch in letzteren, fofern nicht ein Anderes befonders ver- 
abredet worden, insbeiondere aber himfichtlich der Annahme bei Unjeren Kaſſen, jo wie hinfichtlich des 
Werthabzuges, welcher bei Zahlungen an diefelben mit Rückſicht auf das Mindergemwicht und die Um 
prägungsfoften einzutreten hat ($. 16), umd hinſichtlich des Verbotes der Wiederausgabe ſolcher Gold- 
münzen, welche das Paſſirgewicht nicht erreichen ($. 15), ein Unterjchied zivifchen den Goldmünzen je 
ner Staaten und den Goldmünzen inländiihen Gepräges nicht gemacht werden darf. 

8. 18. Zahlungsverbindlichfeiten, welche auf eine gewiſſe Anzahl von Stüden preußifcher Fried⸗ 
richsd'or nach dem durch die bisherige Münzverfaſſung, beziehungsweife durch das Geſetz vom 30, Seps 
tember 1821 (G.S. ©. 159) beftimmten Ausmünzungsfuße, oder auf eine gewifje Summe in preu- 
ßiſchen Friedrichsd'or oder endlich auf Thaler Gold dergeftalt lauten, daß die Erfüllung in preußiichen 
Friedrichsd'or gefetlich verlangt werden kann, müſſen, fofern fie nach dem 31. Dezember 1831 ent- 
ftanden find, entweder auch ferner in preußischen Friedrich&d'or oder in Silberkurant, den Friedriche- 
d’or zu fünf Thalern zwanzig Silbergrofchen gerechnet, erfüllt werden. 

8. 19. Unſer Staatsminifterium bleibt auch ferner befugt, den Werth zu beftimmen, über wel—⸗ 
hen hinaus fremde Gold = und Sibermünzen, mit Ausnahme der in den $$. 10 und 17 erwähnten, 
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* 
im Verlehre nicht in Zahlung angeboten und gegeben werden dürfen. Auch ſoll daſſelbe ermächtigt 
fein, den Umlauf ſolcher fremden Münzſorten, welche in ihrem Gehalte unſicher find, oder welche eis 
nen geringeren, al® den durch die aufgeprägte Werthsbezeichnung angegebenen Gehalt haben, oder wel- 
de in dem Lande, im dem fie geprägt oder zum Umlaufe verftattet find, im äußeren Werthe herab» 
geſetzt, oder melde in einem benachbarten Staate verboten werden möchten, nad) einer den Umftänden 
angemefienen Frift, gänzlich zu unterfagen. 

8. 20. Die Beftimmungen in den $$.2, 8, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 diefes Geſetzes finden in den 
hohenzollernichen Landen feine Anwendung. Es verbleibt dajelbft bei der beftehenden Guldenmwährung 
mit der Mafigabe, daß fortan das Pfund (8. 1) feinen Silbers zu zweiundfunfzig umd einem halben 
Gulden ausgebracht wird und demgemäß an die Stelle des Bier » und » zwanzig- und -ein «halb Gul- 
denfußes als gefetliher Münzfuß der Zwei- und - funfzig- und» ein= halb» Guldenfuß tritt, zwiſchen bei« 
den Münzfüßen, beziehungsweiſe zwifchen den gleichnamigen Münzftüden derjelben jedod) eben jo, wie 
ſolches im 8. 3 dieſes Geſetzes hinfichtfich der Thalerwährung beftimmt ift, ein Unterfchied micht ge- 
macht werden darf und die Bezeichnung „Süddeutice Währung“ auf die in beiderlei Münzfüßen aus- 
gebrachten Münzen Anwendung findet. Ueber die Ausmünzung des Guldens, der Theilftüde des Gul— 
dens und der Scheidemüngzen wird, im Anjchluffe an die zwiſchen den Staaten der jüddeutiden Wäh- 
rung zu treffende bejondere Vereinbarung, durch königliche Verordnung Beftimmung ergehen. Bei der 
Ausmünzung des Guldens und der Theilſtücke defjelben joll der im $. 6 ausgeiprocene Grundjag 
maßgebend jein. 

8. 21. Diefes Gefet tritt gleichzeitig mit dem Münzvertrage vom 24. Januar d. I. in Wirf- 
famteit. Mit demjelben Tage treten das Gefe über die Münzverfaffung in den preußiſchen Staaten 
v. 30. September 1821 (G.S. ©. 159), die Kabimetsordre vom 5. März 1839, die Ausprägung 
bon Doppelthalern oder 34 Guldenftüden als Bereinsmünze betreffend (®.S. S. 92), und die Berord- 
nung, betreffend die Ausgabe von 24 Silbergroſchenſtücken Scheidemünze vom 28. Juni 1843 (G. S. 
©. 255), aufer Kraft. 

8. 22. Unſer Minifterpräfident und Unjer Finanzminiſter werden mit Ausführung dieies Geje- 
tes beauftragt. 


13, Berordnung, betreff. die Form und das Gepräge der Münzjorten, wel» 
bein Gemäßheit des Gejehes vom 4. Mai 1857 über das Münzweſen, ausge— 
prägt werden. Bom 21. Juni 1858 (G.S. ©. 365), 

Wir x. verordnen was folgt: 

Nachdem Wir beichloffen haben, mit der im Folge des Geſetzes vom 4. Mai 1857 über das 
Minzteien eingetretenen Beränderung des Feingehaltes, der Größe umd des Gewichts der Kurant— 
münzen in Silber, insbefondere der Thaler, der Doppelthaler und der Einſechstelthalerſtücke gleichzei— 
tig eine Aenderung des Gepräges derjelben eintreten zu lafjen, und nachdem die im Dreißigthalerfuße 
ausgeprägten Ein» Bereinsthalerftüde, ſowie die in diefem Münzfuße in der Eigenſchaft als Landes» 
münze ausgeprägten Bergiegensthaler bereits mit dem von Uns beftimmten neuen Gepräge in Umlauf 
geſetzt worden find, beftimmen Wir hierdurch in Bezug auf ſämmtliche Münzſorten, welche in Gemäß- 
beit des Geſetzes vom 4. Mai 1857 über das Münzweſen, in Umlauf geſetzt werden, daß jolche fort: 
an im der Form umd mit dem Gepräge, twie foldies in Nachjolgendem feftgejetst ift, ausgeprägt wer⸗ 
den follen. 

1. Rurant-Münzen in Silber. 

1) Das Zwei-Bereinsthalerftüd, im Normalgerwicdht von O,or4074 ,. Pfund und im 
Durchmeſſer von 41 Millimetern, im polirten Ringe geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1858, zeigt: 

im Aders: Unſer Bruftbild mit der Umichrift: FRIEDR. WILHELM IV KOENIG V. PREUS- 

“SEN, ımter dem Halfe dhs Münzzeichen A; 

im Revers: den heraldiichen Königlich Preußiſchen Adler mit der über deſſen Haupte ſchwebenden 
Preußischen Königstrone, in den Fängen Scepter und Reichsapfel haltend, die Kette des Schwar- 
zen Adlerordens Freisfürmig um Hals umd Bruſt gelegt; innerhalb der Kette auf Bruft, Yeib 
und Flügelanjägen die vier Wappenjdilder für Preußen, Brandenburg, Burggrafenthum Nürn- 
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berg und Hohenzollern; auf den Flügeln die Wappenichilder der übrigen Probinzen und zivar 
auf dem rechten: fiir Schlefien, Polen und Weftphalen, auf dem linken: für Rheinland, Sach— 
fen und Pommern; zu beiden Seiten des Adlers die Umjchrift: ZWEI VEREINSTHALER 
— XV EIN PFUND FEIN, unterhalb des Adlers die Jahreszahl; 

auf beiden Geprägejeiten am Rande einen Perlenfreis mit flachem Randftäbchen; auf 
dem glatten Kantenvande die vertiefte Imfchrift: GOTT MIT UNS, die einzelnen Worte 
getrennt durch vertiefte laubähnliche Verzierungen. 

2) Das Ein-Bereinsthalerftüd, im Normalgewicht von O,,g7037 +, Plund und im Durchs 
meſſer von 33 Millimetern, im polivten Ringe geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Aders: Unfer Bruftbild mit der Umſchrift: FRIEDR. WILHELM IV KOENIG V. PREUS- 
SEN, unter dem Halſe das Münzzeichen A; 

im Revers: den heraldiichen Königlich Preußiichen Adler mit der über defjen Haupte ſchwebenden 
Preußischen Königskrone, in den Fängen Scepter und Reichsapfel haltend, die Kette des Schwar—⸗ 
zen Adlerordens kreisformig um Hals und Bruft gelegt, auf der legteren den Namenszug FR, 
zu beiden Seiten des Adlers die Umſchrift: EIN VEREINSTHALER — XXX EIN PFUND 
FEIN, unterhalb des Adlers die Jahrzahl; 

auf beiden Geprägejeiten am Rande einen Perlenfreis mit flahem Randſtäbchen; auf 
dem glatten Kantenrande die vertiefte Inſchrift: GOTT MIT UNS, die einzelnen Worte 
getrennt durch vertiefte Taubähnliche Verzierungen. 

3) Der Bergfjegensthaler, im Normalgewicht von O,,gr097 Pfund und im Durdinef- 
fer von 33 Millimetern, im polirten Ninge geprägt, anfangend mit dev Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Aders: das gleiche Gepräge wie der Ein -Bereinsthaler; 

im Revers: nur Schrift, und zwar in der Mitte die Aufichrift: SEGEN DES MANSFELDER 
BERGBAUES mit der Umichrift: EIN THALER — XXX EIN PFUND FEIN, unten zwi-— 
jchen der Umſchrift die Jahrzahl; 

auf beiden Geprägejeiten am Rande den Perlenfreis mit dem Randſtäbchen, tie aud) 
aufdem Kantenrande Inichrift und Verzierung übereinftimmend mit dem Ein » Bereind- 
thaler. 

4) Das Einfehstelthalerftüd, im Normalgewicht von 0,5004, Pfund und im Durd- 
mefler von 23 Millimetern, im polirten Ninge geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1858, zeigt: 

im Apders: das gleiche Gepräge wie auf den Ein - Thalern; 

im Revers: den heraldiichen Adler wie auf den Ein» Bereinsthalern mit der Umicdrift: VI EI- 
NEN THALER — CLXXX EIN PF. F., unterhalb des Adlers die Jahrzahl ; . 

auf dem Flächenrande den Perlentreis nebſt Randftäbdhen; auf dem Kantenrande In— 
Ichrift und Verzierung ähnlich denen auf den Ein» Bereinsthalern. 


I. Scheidemünzen. 

A. in Silber. 

1) Das 24 Silbergrofhen» oder Z, Thalerftüd, davon im Durchſchnitt 155,,, Stild 
ein Pfund wiegen, im Durchmeffer von 21 Millimetern, im polirten Ninge mit glattem Kantenrande 
ohne Inſchrift geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Aders: Unjer Bruftbi® mit der Umjchrift: FRIEDR. WILHELM IV KOENIG V. PREUS- 

SEN; 

im Revers: in der Mitte die Aufichrift: 24 SILBERGROSCHEN, darumter die Jahrzahl und 
das Miünzzeihen A mit der Umfchrift oben: 12 EINEN THALER und unten SCHEIDE 
MÜNZE; 

auf beiden Geprägefeiten am Rande einen Perlenfreis nebft flahem Randftäbchen. 

2) Das Ein-Silbergroidenftüd, davon im Durdichnitt 227,, Stüd ein Pfund wiegen, 
im Durchmeſſer von 18,, Millimetern, im polirten Ringe mit glattem Kantenrande ohne Imjchrift 
geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Avers: das gleiche Gepräge wie das „5, Thalerftüd; 

im Revers: im der Mitte die Aufichrift: 1 SILBER GROSCHEN, darunter die Jahrzahl und 
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das Münzzeichen A mit der Umichrift oben: 30 EINEN THALER und unten: SCHEIDE 
MÜNZE; 

auf beiden Geprägejeiten den Rand tie bei dem „., Thalerftüd. 

3) Das halbe Silbergroidenftüd, davon im Durchſchnitt 455,, Stüd ein Pfund wiegen, 
im Durchmeſſer von 15 Millimetern, im polirten Ringe mit glattem Kantenrande ohne Jnſchrift ge— 
prägt, anfangend mit der Jahrzahl 1858, zeigt: 

im Avers: das gleiche Gepräge wie das 2, Thalerftüd; 

im Revers: in der Mitte die Aufichrift: 4 SILBER GROSCHEN, darunter die Jahrzahl und 
er Münzzeihen A mit der Umichrift oben: 60 EINEN THALER und unten: SCHEIDE 
MUNZE; N 

auf beiden Geprägejeiten den Rand wie bei dem Thalerſtück. 

B. in Kupfer. 

1) Das Vierpfenningftüd, davon im Durchſchnitt 834 Stüd ein Pfund wiegen, im Durd)- 
mefjer von 26 Millimetern, im polirten Ringe mit glattem Kantenrande ohne Infchrift geprägt, an— 
fangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Avers: das kleine Königlih Preußiihe Wappenjchild mit dem heraldiichen Adier, darauf ru— 
hend die Preußiiche Königstrone, darüber die Umicrift: 90 EINEN THALER; 

im Revers: in der Mitte die Aufichrift: 4 PFENNINGE, darunter die Jahrzahl und durd) ei— 
nen Strich getrennt tiefer das Münzzeihen A mit der Umichrift oben: SCHEIDE MÜNZE; 

aufpden beiden Geprägeleiten am Rande den Perlenkreis mit einem flachen Randftäb- 
chen. 

2) Das Drei-Pfenningftüd, davon im Durchichnitt 1114 Stüd ein Pfund wiegen, im 
Durchmeſſer von 24 Millimetern, im politten Ringe mit glatten Kantenrande ohne Imfchrift geprägt, 
anfangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Avers: das Heine Königlich Preußische Wappenſchild, darauf ruhend die Preußiſche Königs- 

frone und darüber die Umichrift: 120 EINEN THALER; 

im Revers: in der Mitte die Aufichrift: 3 PFENNINGE, darımter die Jahrzahl und durch 
einen Strich getrennt tiefer das Münzzeichen A, mit der Umjchrift oben: SCHEIDE MÜNZE; 

den Rand übereinftimmend mit dem Bierpfenningftüd. 

3) Das Zwei -Pienningftid, davon im Durchſchnitt 1663 Stüd ein Pfund wiegen, im Durd- 
mefjer von 20,, Millimetern, im polirten Ringe mit glattem Kantenrande ohne Inſchrift geprägt, an— 
fangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Aders: das Meine Preußiſche Wappenfchild mit darauf ruhender Preufifcher Königstrone, da- 
rüber die Umfchrift: 180 EINEN THALER; 

im Revers: in der Mitte die Aufichrift: 2 PFENNINGE, darımter die Jahrzahl und durch eis 
nen Strich getrennt tiefer das Münzzeichen A mit der Umfchrift oben: SCHEIDE MÜNZE; 

den Rand übereinftimmend mit den vorftehenden Kupfermünzen. 

4) Das Ein-Pfenningfüd, davon im Durchichnitt 3334 Stüd ein Pfund wiegen, im 
Durchmeſſer von 17,, Millimetern, im polirten Ringe mit glattem Kantenrande ohne Inſchrift geprägt, 
anfangend mit der Jahrzahl 1857, zeigt: 

im Aders: das feine Preußiiche Wappenſchild mit darauf ruhender Preußiicher Königskrone, da- 
rüber die Umichrift: 360 EINEN THALER; 

im Revers: im der Mitte die Aufichrift: 1 PFENNING, darunter die Jahrzahl und durch ei- 
nen Strich getvenmt tiefer das Münzzeichen A, mit der Umjchrift oben: SCHEIDE MÜNZE; 

den Raud übereinftimmend mit den vorftehenden Kupfermünzen. 


II. Goldmünzen. 
1) Die Krone, zu einem Normalgewict pro Stüd von O,.ggg993 - - Pfund und im Durd- 
meſſer don 24 Millimetern, im polirten Ringe geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1858, zeigt: 
im Avers: Unier Bruftbild mit der Umifcrift: FRIEDR. WILHELM IV KOENIG V. PREUS- 
SEN, unter dem Halſe das Münzzeichen A; 
im Revers: den Eichenkranz in Geftalt der römiſchen Corona, oben geöffnet, darin die Auf 
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fchrift: 1 KRONE mit der Jahızahl darunter; iiber dem Kranze die Umfchrift: VEREINS- 
MÜNZE und unter dem Kranze in kleinerer Schrift: 50 EIN PFUND FEIN, beide Um: 
ichriften getrennt durch zwei Roſetten auf der Mittellinie, die das Wort KRONE der Länge 
nad) durchichneidet ; 

auf beiden Geprägefeiten am Rande einen Perlenkreis mit flahem Randftäbhen; auf 
dem glatten Kantenrande die vertiefte Infchrift: GOTT MIT UNS, die einzelnen Worte 
getrennt durch vertiefte laubähnliche Verzierungen. 

2) Die halbe Krone, zu einem Normalgewidht pro Stüd von O,g511111-. Pfund und im 
Durchmeſſer von 20 Millimetern, im polirten Ringe geprägt, anfangend mit der Jahrzahl 1858, zeigt: 

im Aders, wie aud) 

im Nevers dafjelbe Gepräge wie die Krone mit dem Unterſchiede, daß die Aufichrift innerhafb 
des Eichenfranzes lautet: 4 KRONE und die Umſchrift unter dem Kranze: 100 EIN PFUND 
FEIN, und ebenjo 

auf beiden Geprägeflähen den äußeren Rand und auf dem Kantenrande die In— 
fchrift nebft Verzierung übereinftimmtend mit der ganzen Krone. 

Der Minifterpräfident und der Finanzminifter find mit der Ausführung diefer Verordnung be- 
auftragt. 


14, Berordnung, betreffend das Münzweſen in den neu erworbenen Lan— 
destheilen. Vom 24. Auguſt 1867 (G.S. ©. 1427), 

Wir ꝛc. verordnen fiir die durch das Gejeh vom 20. September 1866 und durd) die beiden Ge— 
jee vom 24. Dezember 1866 (G.S. ©. 555, 875 und 876) mit der Preußiſchen Monarchie vereis 
nigten Sandestheile, mit Ausschluß der vormals Bayeriſchen Entlave Kaulsdorf, was folgt: 

8.1. In den durch das Geſetz dom 30. September 1866 und durch die beiden Geſetze vom 
24, Dezember 1866 mit der Preußiihen Monarchie vereinigten Landestheilen, ausjchlieglich des Ges 
bietes der vormaligen freien Stadt Frankfurt, treten die im dem älteren Staatögebiete geltenden Be— 
fimmungen über das Münzweſen, insbejondere das Münzgejeg vom 4. Mai 1857 (Zuj. 12), mit 
der Maßgabe in Kraft, daß die in dem vormaligen Königreich Hannover und im bormaligen Kurfürs 
ftenthum Heſſen nad) der Thalerwährung ausgeprägten Kurantmünzen und Silberſcheidemünzen, ſowie 
die Kupferfcheidemünzen Kurheſſiſchen Gepräges den Preußiſchen Landesmünzen gleichgeftellt werden, und 
daß dem Handelsftande in Altona und defjen Umgebung die Rechnung in Mark Banfo geftattet bleibt. 

8. 2. Bei Zahlungsverbindlichkeiten,, welche auf die den Preußiichen Landesmüngzen nicht gleich- 
geftellten feitherigen Landesmünzen der bezüglichen im $. 1 bezeichneten Gebietstheile lauten, findet die 
Umrechnung nad) folgender Werthsbeftimmung ftatt: 

1) zehn Hannoverſche Pfennige gelten gleidy zwölf Preußiſchen Piennigen, 

2) fieben Gulden Süddeutſcher Währung gelten gleich vier Thalern Preußiſch, 
3) fünf Mark Kuvant gelten gleich zwei Thalern Preußiſch, 

4) vier Thaler Däuiſcher Reihsmünze gelten gleich drei Thalern Preußiſch. 

Geſetz, betreffend die Deklaration der Berordnung vom 24. Auguft 1867, 
betreffend das Münzweſen indenneu eroberten LZandestheilen. Bom13. März 
1868 (G.S. ©. 235). 

Wir x. verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardjie, was folgt: 

Einziger Artikel. 

Die Beftimmung des $. 2 zu 4 der Verordnung vom 24, Auguft 1867, betreffend das Münz⸗ 
weſen in den neu erworbenen Landestheilen, berührt nicht das aus beftehenden Privatredhtsverhält- 
nifjen erwachſene Recht, Zahlung in einer beftimmten Münzſorte zu fordern. 

Urkundlich x. 

Bei diefer Umrechnung werden Brliche, wenn fie weniger als einen halben Pfennig Preußiich be— 
tragen, außer Anſatz gelaffen, wenn fie mehr als einen halben Pfennig betragen, fr einen vollen 
Pfennig gerechnet. Bei fortlaufenden terminweiſen Zahlungen findet die Abrundung nur für die Summe 
der während eines Kalenderjahres zu zahlenden Raten ftatt, 


» 
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8. 3. Die Münzen Schleswig » Holfteinihen, Nafjauischen und Heſſen-Homburgiſchen Gepräges, 
nit Ausfhluß der Vereinsthaler (Art. 8 des Miünzvertrages vom 28. Januar 1857, G.S. ©. 312), 
fowie die Kupfermünzen Sannoverjchen Gepräges find nad den im $. 2 beftimmten Werthsverhält- 
niffen gegen Preußiihe Landesmünzen einzulöien. Die Einlöfungsfrift ift auf mindeftens vier Wochen 
feftzufeßen umd wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt zu machen. Der Finanz« 
minifter hat das Nähere hierüber zu beftimmen und die Kafien zu bezeichnen, bei welchen eine jede von 
jenen Münzſorten zur Ginlöfung angenommen wird. Mit dem Ablaufe der Einlöfungsfrift treten die 
aufgerufenen Münzen außer Kurs, fo daß diefelben von da ab in Zahlung nicht mehr angeboten wer— 
den dürfen. 

8.4. Bis zum 31. Dezember d. I. ift Jedermann verpflichtet, auch die den Preußiichen Lan- 
desmüngzen nicht gleichgeftellten feitherigen Landesmünzen in den im $. 1 bezeichneten Gebietstheilen in 
Zahlung anzunehmen. Auch ift bis zu diefem Zeitpunkte die Rechnung in dem jeitherigen Landesmün- . 
zen zu führen. 

8. 5. Im Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt ift Jedermann verpflichtet, bei Zahlun- 
gen der Staatskafjen die Preußifhen Landesmünzen und die ihnen gleichgeftellten Münzen nach dem 
im $. 2 zu 2 beftimmten Werthsverhältniffe anzunehmen, 

8. 6. Die für das ältere Staatsgebiet ergangenen Borfchriften twegen der Preußiſchen Kaflenan- 
mweijungen finden fortan in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866 der 
Preußiihen Monarchie einderleibten Landestheilen Anwendung. — Die Kurheifiihen Kaſſenanweiſun— 
gen werden den Preußiihen Kaffenanmeifungen gleichgeftellt ; aud) find in dem Gebiete des vormaligen 
Herzogthums Nafjau die Noten der Nafjauiichen Landesbank von den Staatslafjen fernerhin in Zah- 
fung anzunehmen. 

$. 7. Alle der gegenwärtigen Berordnung zutmiderlaufenden Borjchriften werden hierdurd) auf- 
gehoben. 

Der Finanzminifter und der Dinifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten find mit der 
Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 

Urkundlich ꝛc. 


$. 260. Wenn die Abſicht, freigebig zu fein, nicht klar iſt, ſo wird vorausge— 
ſetzt, daß keiner mehr habe geben, oder leiſten wollen, als ihm von dem andern Theile 
vergütet worden. 

8. 261. Wenn ein Kontrahent alle26) Gefahr und Schaden übernommen hat, 
fo find auch die ungewöhnlichen Zufälle darunter zu veritehen. 


26) Alle. Die Uebernahme des Zufalls überhaupt joll alſo hiernach nicht genügen. Dieje Aus- 
legungsregel hat eine geſchichtliche Veranlaffung. Biele gemeinrechtliche Juriften unterichieden ge— 
wöhnlidhe AZufälle (casus soliti), ungewöhnlide Auädke (casus insoliti) und ganz unge— 
wöhnliche oder ungewöhnlichſte Auräle (casus insolitissimi), und gaben die Auslegungsregel, 
daß mit der Mebernahme des Zufalls oder der Gefahr jchlechthin mur der gewöhnliche Zufall, d. h. 
ein folcher , welcher mit Wahrfhyeinlichleit vorausgejehen werden kann, übernommen worden fei. Wer 
aber die Unglüdsfälle oder alle Gefahr übernehme, müffe für die gewöhnlidhen umd un« 
gewöhnlichen haften, doc feien im Zweifel die allerungewöhnlihften und ganz außer— 
ordentlihen Zufälle, d. h. folde, movon man auch nicht die entferntefte Ahnung gehabt habe, 
nicht für mit übernommen zu erachten. Glüd Bd. IV, ©. 366 und 392 und die Eeite 392, 
Note 78 angeführten Schriften. Bei der Beurtheilung der Gewöhnlichfeit oder Ungerwöhnlichkeit joll 
jedod auf die Gegend, Dertlichkeit, Zeitumftände umd jonftige Verhältniſſe geliehen werden, um zu 
ermefjen, ob gewiſſe Zufälle, melde an fih ungewöhnliche And, daſelbſt doch nicht für gewöhnliche, 
d. h. ſolche zu halten find, welche leicht vorausgejehen werden können. Glüd ©, 366. Diefe Lehre 
findet fi im L.R. wieder, Unſer $. 261 legt die Uebernahme „aller Gefahr” oder „der Unglüds- 
fälle” (I, 21, 88. 510, 511) jo aus, daß nicht bloß die gewöhnlichen, Sondern au die ungewöhn- 
lichen Zufäle zu übernehmen in der Abficht gelegen habe. Auf die ganz ungewöhnlichen wird 
diefer Ausdrud nicht bezogen; dieje müflen ganz ausdrüdlich übernommen jein. Eine Anwendung 
dabon enthält I, 21, $. 594; und eine Anwendung bon der Regel, daß an jih ungewöhnliche 
ey F Rückſicht auf die Oertlichleit und die Verhältniſſe für gewöhnliche gelten können, iſt 
$. 479 ebendaſ. . ‚ 

Eine Antvendung des $. 261 auf dem Verficherungsvertrag gegen Feuersgefahr wird in dem, in 
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$. 262. Wenn ein jüngerer Vertrag ſich auf einen ältern bezieht, fo ift anzunch- 
men, daß legterer nur in den durch den jüngern Vertrag klar beftimmten Stüden hat 
abgeändert werden jollen 2% ®), 

8. 263. Undeutliche Stellen eined audgefertigten Kontrakts müſſen nach dem 
deutlichen Inhalte der vorhergegangenen Punktation erflärt werden 26»). 

$. 264. ft aber eine in der Punftation enthaltene Verabredung in dem hier- 
nächſt ausgefertigten förmlichen Kontrafte deutlich geändert, fo gilt nur das, was in 
dem Kontrafte enthalten ift. 

$. 265. Sind Berabredungen, die in der Punktation enthalten waren, in dem 
förmlichen Kontrafte ganz übergangen worden, jo werden fie für aufgehoben geach- 
tet 27). 

$. 266. Kann ein Vertrag nad vorftchenden Regeln nicht erklärt werden, fo 
ift derjelbe gegen den auszulegen, der in feiner Willensäußerung zweideutiger, eines 
verfehiedenen Sinnes fähiger, Ausdrüce ſich bedient hat. 

$. 267. Befonders iſt die Auslegung gegen den zu machen, welcher ungewöhn« 
liche Vortheile begehrt, die in Verträgen diefer Art nicht eingeräumt zu werden prle- 
en ?27 e), 

$. 268. Wenn alle übrigen Auslegungsregel nicht zutreffen, fo muß Die zwei⸗ 
r Stelle jo erklärt werden, wie es dem ®Berpflichteten am wenigften lä- 
ftig ift. 
. 8. 269. Bloß mwohlthätige Verfräge find, im zweifelhaften alle, allemal zur 
Erleichterung des Verpflihteten auszudeuten. 

8. 270. In der Regel müſſen die Verträge nach ihrem ganzen Inhalte erfüllt 
werden 2). 


Mathis Bd. X, ©. 500 mitgetheilten Rechtsfalle in der Art gemacht, daß, da unter Uebernahme 
aller Gefahr und Schaden auch die der AHOSRERN UBER (was umrichtig ift) Zufälle zu verfiehen 
(S. 506), auch die Kriegsbrandidäden von dem BVerficherer zu erſetzen ſeien, wenn er ſolche auch nicht 
ausdrüdtid übernommen habe. Auf Affekuranzlontrafte bezieht ſich mohl der 8. 261 zumächft nicht, 
vielmehr nur auf den Fall, wenn ein Komtrahent nebenbei mehr, als ihm nach der Natur des Rechtes 
geichäfts in Anjehung der Folgen des Verſehens zu leiften obliegt, übernommen hat, 

268) (4. N.) Inſoweit der Inhalt des jüngeren ng dem älteren widerftreitet, tft der letz— 
tere aufgehoben. Erf. des Obertr. d. 16. Januar 1855 (Ardı. f. Rechtsf. Bd. XVL, ©. 174). Vergl. 
das Erf, defj. v. 13. Juli 1854 über die Anwendung diejes Grundfages auf zwei verſchiedene Schul 
urkunden über dafjelbe Darlehn. (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 231.) 

26b) (5. U.) Hierzu ift die Anm. 738@, Abi. 2 zu 8. 65, Tit. 4 zu bergleichen. 

27) Iſt eine praesumtio juris et de jure; auf die Punktation kommt weiter gar nichts an, an 
deren Stelle tritt eben der förmliche Kontraft. 

(4. U.) Wenn, argumentirt das Obertribunal, jelbft in dem Falle, daß an die Stelle einer 
ſchriftlichen Punktation ein fürmlicher Kontrakt getreten ift, die im letzterem übergangenen Verabredun— 
gen für aufgehoben gelten, fo muß dies umjomehr dann angenommen werden, wenn die dem fürn. 
lihen Bertragsabihluffe vorangegangenen Verabredungen nur mündlich getroffen torden find, wenn 
auch im dem jchriftlichen Vertrage des früheren mündlichen Abkommens keine Erwähnung geichieht 
und — fo muß nad dem Thatbeftande ergänzt werden — das mündliche Abtommen Handlungen zum 
Gegenftande hatte, welche geleiftet worden waren. Erf. vom 11. Septbr. 1860 (Archiv für Rechtsf. 
Bd. XXXIX, ©. 48), Der Sat ift richtig, die Folgerung nicht. Der Sat ift nichts anderes als 
der römische Nechtsgrundjat (das A. L. R. fpricht ihm micht aus), daß im Falle des Zujammentreffens 
eines förmlichen Kontrafts mit einem Nealtontrafte der letstere don dem erfteren abjorbirt wird, weil 
diefer nur als begonnene Erfüllung angefehen wird. M. Recht der Ford. 8. 69, Bd. II (2. A.), ©. 60, 

(5. U.) Hierzu vergleiche man die Anm. 738, Abi. 2 zu $. 65, Tit. 4. 

272) (5. U.) Zu vergleichen die Anm, 73 a, Abi. 2 zu 8. 65, Tit. 4. 

28) Pacta sunt servanda, d. h. gerade das Verſprochene kann erzivungen werden, der Berech- 
tigte braucht fich nicht auf jein Intereſſe verweilen zu laſſen. Anwendung: 88. 273 u. 276. (2.9, 
Er ift aber auch nicht befugt, vorhinein fein Imterefie zu fordern, ohme auf die Erfüllung vergebli 
gedrungen zu haben. Ausnahme: 88. 408—410. Das Eheverlöbniß macht feine Ausnahme. $. 112 

Worte „beharrlich“, welches eine fruchtlofe Klage auf Erfüllung vorausiegt. Br. des Obertr. 
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$. 271. Wer die Erfüllung eine? Vertrages fordert, muß nachweiſen, daß er 
demjelben von feiner Seite ein Genüge geleiftet habe, oder warum er dazu erſt in der 
Folge verbunden fei 2), 


bom 30, Jumi 1852 (Entſch. Bd. XXI, ©. 173). — Cine andere Bedeutung hat der Sat nicht. 
Nicht glücklich getroffen ift er als Beweis für die Behauptung, daß ein Promifjar aus dem Ber- 
ſprechen lediglich zum Bortheile eines Dritten auf Erfüllung Hagen könne, wenn er auch fein bejons 
deres ee e dabei habe. Eutſch. des Obertr. Bd. XU, ©. 158, Vergl. oben die Anm. 68, 
8. 74 d. T. 

(5. A.) Jede Obligation, weun fie in bedungener Weiſe nicht zur Erfüllung gelangen fann, löft 
ſich durch Aeftimation der Peiftung im eine Geldobligation auf, Aus dem Umftande, daß; bei nicht 
zu erzwingender bertragsmäßiger Yeiftung der Geldwerth an deren Stelle tritt, folgt, daß derjenige 
Werth im Betracht gezogen werden muß, dem die Leiftung zu der Zeit hatte, zu welcher fie nad) 
dem Bertrage hätte geleiftet werden jollen. Die umnterbliebene Leiftung aud) im diejer Geftalt kann 
war die durch Verzug entftehenden Verpflichtungen dem Schuldner auflegen, auch, wenn durch bes 
Bere, ihm zur Yaft zu legende Umftände dem Gläubiger noch ein bejonderer Schade durd) die 
Nichterfüllung entftanden ift, den Schuldner zum GErjate defielben verbindiih machen, aber die 
Abihägung der vertragsmäßigen Leitung felbft kann dadurch nicht verändert werden, muß viel— 
mehr nad) dem Zeitpunfte, mo felbige nach dem Bertrage hätte geſchehen müfjen, vorgenommen tere 
den. Unten, Anm. 37, Ubi. 2 zu 8. 286 d. X. und Erf. des Obertr. vom 17. September 1867 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVIU, ©. 159), 

Wegen der Erfüllung der Lieferungs- und ſ. g. Differenzgeichäfte: oben, Aum. 6 zu Tit. 4, 
und unten, Anm. 37 zu 8. 286 d. T. 

29) Bergl. $. 232, Die Meinungen find ſowohl über die Bedeutung des hierdurch gegebenen 
Redhtsmitteld (exceptio nondum impleti contractus), als auch über die Ueniwendeng defjelben und 
über die Wirkung uneins. 

1. Im erfterer Hinficht ftreitet man darüber: ob es ad fundandam intentionem gehöre, die Er— 
füllung von Seiten des. Klägers zu behaupten oder anzubieten, oder ob diejer Umftand ganz mit Still 
ichweigen übergangen werden tönne, die Klage jchlechtweg und an fid) durch den Vertrag begründet 
werde und der Mangel der Erfüllung nur eine Erception begrinde. Die Frage ift aud unter den 
gemeinrechtlichen Schriftftelern ftreitig, umd es jcheint, als habe man den Streit durch dieie Beſtim— 
mung erledigen wollen. Nah R. R. ift die Sache einfady die, daß der Vertrag auf jeder Leite eine 
unbedingte Forderung begründet, welche mit der actio directa geltend gemacht werden kann, jedoch 
eine Forderung, zu welcher ſich der Schuldner nur mit Rücficht auf die Gegenforderung verbindlich 
— bat. Dieſer Umſtand giebt dem Schuldner die exceptio doli gegen die Kla desjenigen, wel⸗ 

die Kontraltsklage zur Eintreibung ſeiner Forderung mißbrauchen will, ohne — ſeine Schuldig⸗ 
leit zu thun. Dieſe exceptio doli wird bei Käufen, aus welchen auf Bezahlung des Preiſes ohne 
Uebergabe der Sache gellagt wird, exc. mercis non traditae genannt, L. 25 D. de act. emti (XIX, 1); 
L. 4, $. 5 D. de doli mali exc. (XLIV, 4); die Neueren nennen fie allgemein exc. non adimpleti 
eontractus, fafjen aber großentheils das Nechtsverhältnig anders auf, wozu fie dadurch verleitet mor« 
den find, daß bei diejer Exception der Beklagte im praktiſchen Endreiultate wicht die Beweislaſt, jon- 
dern nur beftimmt zu leugnen hat, daß der Kläger jeinerjeits erfüllt habe, obwohl das juriftiihe Be— 
gründungselement der Exception keineswegs dieje Negative, jondern die jelbftfiändige Behauptung ift, 
daß der Kläger jelbjt Schuldner ans dem Bertrage geworden jei, mithin doloje handle, imden er ihn 
zur Erfüllung jeiner Verbindlichkeit anhalten wolle. Nach ihrer Auffafiung behaupten dieje Juriften 
denn, daß der Kläger zur Begründung jeiner Klage die eher, jeinerfeits behaupten , oder wenig⸗ 
ftens feine Bereitwilligkeit zur Erfüllung in der Klage ausdrüdlich zu ertennen geben müfje. 
Glüd IV, S. 290 und v. A. Qui ex contractu bilaterali ad implementum agit, eum primum 
ostendere oportet, se ex sua parte legem contractus servasse, si quidem talis lex contractus, 
quae vel primum, vel eodem tempore actorem ad praestandum quid adigat, heifit e8 bei Müller, 
Promptuar.,, voce implem. No. 2. Vergleicht man damit den $. 271, jo ift fein Zmeifel, daß die 
Verfaſſer ſich diefer Lehre angeſchloſſen n. Nach derſelben muß im der Klage ausdrücklich die Er— 
füllung als geichehen oder vergeblich angeboten behauptet und in dieſem noch angeboten werden. 
Damit ftimmt auch die Praris überein. (4. U. Das Obertr. hat 3. B. in einem Erf. v. 26. April 
1853 (Archiv f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 147] angenommen, daß zur Begründung der Klage des Käufers 
einer beweglichen, zu eimer beftimmten Zeit und gegen baare Zahlung abzunehmenden Sache auf Er- 
füllung des Vertrages die mit Beweismitteln unterftügte Behauptung, daß er zur beftimmten Zeit 
unter Anbietung des Kaufgeldes zur Abnahme der Sache ſich gemeldet habe, erforderlich jei. Bergl. 
unten $$. 229 u. 230, Tit. 11 und die Anm. 71 dazu.) Der Bellagte darf aber, wenn er bon 
der j. g. exceptio nondum impleti contraetus Gebrauch machen will, fich keinesweges auf ein un— 
beftimmtes allgemeines Leugnen beichränfen, wenn der Kläger ſchon etwas vorgeleiftet hat, jondern 
er muß beftimmt den Punkt angeben, welcher noch unerfüllt jei, weil fonft der Kläger nicht ents 
Iprechenden Beweis führen fann. Unterläßt der Bellagte dies, jo beantivortet er die Klage nicht voll» 
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$. 272. In wiefern der, welcher auf Erfüllung anträgt, inzwiſchen für das, 
was er leiften ſoll, Sicherheit beftellen, oder das, was er zu geben hat, gerichtlich 








ftändig. (5. A.) In feinem Falle bedarf es zur Begründung der Klage nach $. 271 der Behaup- 
tung und des Beweisantrittes dariiber, daß der Kläger feinerjeits gehörig zu erfüllen im Stande fei; 
vielmehr fteht dem Bellagten nur dieje Einrede zu, die er zu beweiſen hat. Erf. des Obertrib, vom 
9. Juni 1863 (Arc. f. Rechtsf. Bd. L, ©. 95). 

1. Was die Anwendung des $. 271 betrifft, fo findet foiche überhaupt nicht auf die Klage aus 
8.122 und I, 10, 8.17 wegen Errichtung eines fürmlichen Inſtrumentes ftatt. Dann hat aber aud) 
der Sats des $. 271 feine allgemeine Gültigkeit, vielmehr gilt er nur von einer einzigen Kaffe zwei⸗ 
jeitiger Verträge, nämlich derjenigen, welche auf beiden Seiten durd) eine einmalige Leiftung erfüllt 
werden Können, Nur aus diejen Berträgen bedingen fic) die beiderjeitigen Forderungen, wenn die Na- 
turalien nicht abgeändert worden find, gegenſeitig. Bei allen denjenigen zweiſeitigen Verträgen hinge— 
gen, welche durch fortgejetste Yeiftung während eines gewiſſen Zeitraums erfüllt werden, muß der Eine 
dorleiften, und dieſer kann unmöglich die beiprochene Einrede haben. Nur dem anderen Theile fteht fie zu. 

IH. Die Wirkung der Einrede ift in der Regel eine Abweiſung der Klage zur * Meinungs⸗ 
verſchiedenheit hat ſich auch darüber hervorgethan: ob dieſe Wirkung immer auf gleiche Weiſe eintrete, 
ſei es, daß der Kläger noch gar nicht, oder nur unvollſtändig oder mangelhaft erfüllt, oder auch nur 
noch wegen Gemwährsmängel zu genügen habe. Der fette Umftand gehört an fich ſchon gar nicht hier« 
ber, denn diejerhalb fteht eine ganz andere Einrede, nämlich die exc. imminentis evictionis, aud) eine 
exe. doli, die aber andere Wirkungen hat — zu. (4. A. Der Grundjat ift angewendet in dem Erf, 
des Obertr. vom 2.Nod. 1849 und dom 22. Mai 1851 [Ardh. f. Rechtsf. Bd. I, S. 6 und Bd. IN, 
©. 30). Nur wegen gänzlicher oder theilweiſer Nichtleiftung ift die Einrede aus unferem $. 271 ger 
geben, 3. B. mern Rn Gegenftände für einen ungetheilten Preis verkauft find, umd der Haupts 
gegenftand nicht gewährt wird: dann findet gegen den Käufer auch wegen der übrigen verkauften Ge— 

enftände die Klage auf Erfüllung nicht ftatt. Erf. des Obertr. dv. 9. Sept. 1851 (Arch. f. Rechtsf. 
Br. 11, S. 65). Iſt die Erfüllung ganz unterblieben, jo leuchtet die gänzliche Unzuläſſigleit der Klage 
zur Zeit ein. Der Zweifel bezieht fi) auf den Fall, wenn zum Theil oder in dem Hauptgegenftande 
erfüllt worden ift umd der Beklagte jeine Einvede auf Dlängel gründet. Nach einer Meinung ſoll auch 
dann die Klage en eng werden. Das emtipricht nicht der Gleichheit der Rechte beider Theile: 
wer die Uebergabe einmal im der geleifteten Art angenommen hat, kann den Geber nicht für alle Zeit 
mit jener Einrede ganz zurldweiien, jondern muß auch jeinerjeit in tantum leiften, weil er vedjte« 
grundjäglich eben nicht mehr als Erſatz für den Abgang zu fordern hat ($. 395 d. T.), mas er mit Dies 
jer Einrede erreichen kann, wenn der Geber mehr fordert, als ihm nad) Maßgabe feiner Leiftung zu— 
lommt. Diefen Grundfägen entipricht die Praris im Wejentlichen, nach folgenden Rechtsanwendungen : 

1. Auf den Fall, wenn in der Hauptjache erfüllt worden ift. 

a) Die Vorſchrift $. 271 findet im ihrem ganzen Umfange nur auf Verträge Anwendung, deren 
Erfüllung noch geichehen ſoll. Iſt aber der Bertrag jeinem Sauptinhalte nad erfüllt, und es werden 
nur wechielieitige und fällige von einander unabhängige Nebenleiftungen oder fortlaufende Verbindlich 
feiten gefordert, jo berechtigt dieſe Vorſchrift bei — Leiſtungen nur zur Kompenſation, bei 
ungleichartigen zu dem Antrage auf Erfüllung derſelben Zug um Zug, folglich nicht zu einer gänz— 
lihen Berweigerung, fondern nur zur Zurüdhaltung eines verhältnißmäßigen. Theiles der eingellagten 
Leiftung. Pr. 857, dv. 14. März 1840. (Der Fall betraf Forderungen aus einem längft volljogenen 
Erbpadtsfontrafte.) (Entſch. Bd. VI, ©. 56.) (5. 4.) Ein; urüdbehaltungsrecht im Sinne des 8. 586, 
Tit. 20 meint das Pr. nicht, e8 nimmt das Wort „Zurüdhaltung“ in feiner weiteften Bedeutung. Ext. 
des Obertr. dom 18. April 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 91). (4. 9.) Der Grundſatz gilt 
aud) bei Berträgen über ein beftelltes Werl. Erf. des Obertr. vom 6. Mai 1852 (Archiv f. Nechtsf, 
BD. VI, ©. 140). — Und bei Mildhpachtverträgen. Erf. vom 13. Februar 1854 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XI, ©, 125). 

b) Wenn der Bertrag von Seiten desjenigen, der eine Gegenleiftung einlagt, in der Hauptſache 
erfüllt, und die Erfüllung von dem anderen Kontrahenten angenommen worden, dieier aber behauptet, 
daß der Kläger allen jeinen kontraftlihen Berbindlichkeiten noch nicht nachgelommen fei, und über den 
Sinn und den Umfang der gedachten Berbindlichkeit unter den Parteien Streit entfteht, kann die Vor— 
fchrift des $. 271 nicht Veranlafjung geben, den Kläger zur Zeit abzumeiien; vielmehr muf der 
obwaltende Streit im Urtel entihieden und beftimmt werden, mas der Kläger noch zu erfüllen, und der 
Bellagte noch zu leiften hat. ‘Pr. 1174, v. 5. Auguft 1842 (Entſch. Bd. VII, ©. 229), 

e) Wenn der Vertrag von Seiten desjenigen, welcher die Gegenleiftung fordert, in der Hauptſache 
erfüllt, und diefe Erfüllung don der anderen Seite angenommen tworden, jo kann von diejer Seite der 
Anſpruch durch die Behauptung, daß der übergebenen Sache die vorbedungenen Eigenjchaften gefehlt 
haben, und durch Berufung auf den $. 271 nicht abgelehnt, es muß vielmehr der aus dem Mangel 
vorbedungener Eigenſchaft abgeleitete Entichädigungsanipruc befonders ya und nachgewieſen wer⸗ 
den. Pr. 978, d. 6. Febr. 1841. Auch Pr. v. 7. Mai 1847 (Arch. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 154), und 
vom 22. Mai 1856 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXI, ©, 200), 
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niederlegen müfle, ift nach dem Inhalte des Vertrages, und nad den übrigen Umſtän— 
den der Sache und Perfon zu beurtheilen. 

$. 273. ft eine durchaus beftimmte Sache (Individuum) verfprochen worden, 
fo — ſtatt derſelben, dem, welcher ſie zu fordern hat, keine andere aufgedrungen 
werden. 


$. 274. ft gur eine aus mehreren beſtimmten Sachen verſprochen worden, fo 
hat in der Regel der Verpflichtete die Wahl, welche er geben wolle 39). 

$. 275. Iſt eine bloß nach ihrer allgemeinen Gattung bezeichnete Sache (Ge- 
— — worden, ſo muß eine Sache von mittlerer Art und Güte gegeben 
werden 30), 


d) Das Gleiche gilt bei einem übergebenen Grundftüde, welches bon Hhpothelen durch den Ver— 
fäufer befreit werden * Pr. 1051, d. 23. Dft. 1841, verbunden mit Pr. 1592, v. 5. Auguſt 1845, 

e) Die Vorſchriften des $. 319, die von der Verpflichtung zur Gewährleiftung wegen fehlender 
——— einer Sache handeln, ſetzen in der Anwendung den Fall der ſchon ſtatigefundenen Ueber— 
gabe der Sache von Seiten des Gebers an den Empfänger voraus. Hat noch feine Uebergabe ftattge- 
funden, und wird bom demjenigen, der die Sache übernehmen, dagegen aber ſeinerſeits den Kontrakt 
durch Zahlung oder andere Leiftung erfüllen joll, der Einwand gemacht, daß er die Sadıe nicht anzu— 
nehmen rejp. den Bertrag nicht zu erfüllen jchuldig fei, meil es der Sache an den vertragsmäßigen, 
ge ur oder gejetlichen Eigenichaften fehle, fo ift der Streit nach den allgemeinen Borichriften 
über die Erfüllung der Berträge, 8. 271 ff., zu beurtheilen und zu entfcheiden. Pr. 1442, dv. 11. Mai 
1844 (Entſch. Bd. XI, ©. 190), 

f) Der Vertrag gilt aber nicht als in der Hauptfache erfüllt, mern der Uebernehmer aus einem 
Mangel in dem Rechte des Leiftenden, rechtlich gehindert ift, fich der Sache der Verabredung gemäß zu 
bedienen. Anmendungen : 

an) Beim Berkaufe eines Lehnguts ftehen die Nechte vorhandener Lehnsinterefienten der Umſchrei— 
bung des Befigtitels für den Käufer entgegen. Die Hinmwegräumung derjelben gehört nicht zur Evik— 
tionsleiftung des Verkäufers, fjondern zur Bollftändigfeit der diefem obliegenden Uebergabe, und kann 
daher derjelbe auch mach geleifteter Naturaltradition, vor Bejeitigung der Rechte jener Interefjenten, 
weder die Zahlung noch die Depofition des rüdjtändigen Pretit fordern. Pr. 659, v. 3. Mai 1839, 

bb) Bei Kauffontratten über Grundftüde gehört es zu dem weſentlichen Theilen der Erfiillung, daß 
der Berläufer alles thue, mas don feiner Seite erforderlich ift, um den Käufer in den Stand zu jeben, 
die gerichtliche Zujchreibung auf feinen Namen zu bervirten. Hat daher der Berläufer umterlaffen , die 
Berichtigung feines eigenen Befigtiteld zu bewirken, jo ift der Käufer befugt — injofern der Kontrakt 
nicht etwas Anderes beftimmt, — die Bezahlung der Kaufgelder zu berieigern. Pr. 2002, v. 18, April 1848, 

2. Auf den Fall der vergeblich angebotenen oder von dem Anderen vereitelten Erfüllung. 

a) Es ift zur Erfüllung eines Lieferungsgeihäfts, bei welchem der Berfäufer oder Lieferant die 
Waare anbieten oder zumiegen joll, die Anmeldung von Seiten defielben, daß er zur Lieferung bereit 
jei, und die Aufforderung an den anderen Theil, die Waare in Empfang zu nehmen, genügend. Pr. 
des Obertr. vom 17. April 1848 (Entid. Bd. XVII, ©, 184). 

b) Wenn der Käufer durch feine mora solvendi die Uebergabe der verkauften Sache unmöglich 

emacht hat (durch dazwiſchen gefommene Subhaftation), fo darf der Verkäufer das Kaufgeld fordern, 
Ir. des Obertr. vom 18. Auguft 1848 (Entih. Bd. XVII, ©. 144). 

3. Auf den Fall, daß die Leiftung des Einen auf einen früheren Termin als die des Anderen ver— 
abredet ift und beide Termine abgelaufen find. 

Fällt der in dem Kauftontrakte zur Bezahlung der Kaufgelder ohne Vorbehalt —— Termin 
auf einen früheren Tag, als der ebenfalls ausdrücklich vereinbarte Termin, bis zu welchem der Ber- 
fäufer die Befreiung des Grundftüdes von beftimmten Laften und Hypothelen bewirken joll, jo kann der 
Käufer , auch wenn er erft mach Ablauf diejes letzteren Termins auf Bezahlung belangt wird, aus der 
noch nicht erfolgten Löſchung jener Laften und Hppothefen feinen Einwand entnehmen. Pr. 1771, vom 
15. Auguft 1846. Wiederholt angewendet in der Entid. d. 26. Mai 1848 (Arc. f. Rectef. Bd. IV, 
©. 113). Die Abficht ann geweſen jein, dem Berfäufer durd) das vorherzuzahlende Kaufgeld erft die 
Mittel zu der übernommenen Befreiung zu verichaffen. 

30) Anwendung I, 16, $. 192. — Bei Käufen gilt die umgefehrte Regel, I, 11, $. 38, auch bei 
Altentheilsverträgen; denn der Auszügler ift Käufer des Auszuges. Pr. des Obertr. vom 24. Juni 
1848. (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 197.) — Bergl. unten Anm. 19 zu $. 33, Tit. 11. 

308) (4. 9.) Bergl. H.G. B. Art. 335, ö 

Auf Reallaften, hinſichtlich deren ein Verfprechen oder deren rechtlicher Entftehungsgrumd nicht fon- 
firt, namentlich 5. ®. auf eine Pfarrabgabe von zwei Schweinen jährlich, findet die Regel des $. 275 
feine Anwendung; entfteht in diefem Falle Streit über Alter oder Gewicht der Schweine, jo enticheidet 
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$. 276. Wer eine Handlung zu leiſten ſchuldig iſt, kann dazu durch gerichtliche 
Zwangsmittel, nach Vorfehrift der Prozeßordnung, angehalten werden. 

$. 277. Wer bei Erfüllung 3') eines Vertrages ein grobes Verfehen 3%) fich zu 
Schulden fommen läßt, ift in allen Fällen zum Schadenserſatz verbunden ?°). 

$. 278. Haben beide Iheile unmittelbar aus dem Vertrage felbit Vortheile zu 
erwarten, jo find beide auch aus einem mäßigen Berjehen wechjelfeitig verpflichtet. 

$. 279. Sat nur Ein Theil aus dem Bertrage ſelbſt Vortheil zu erwarten, fo ift 
er auch für ein geringes Berfehen zu haften ſchuldig. 

$ 280. Wer aud dem Bertrage gar feinen unmittelbaren Nutzen zu hoffen bat, 
bleibt nur für fein grobes Verſehen verantwortlich ?*). 

$. 281. Wer eine Handlung übernommen hat, welche befondere Sach- oder 
Kunſtkenntniſſe vorausſetzt, muß bei Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeit auch 
dad geringfte Verſehen vertreten 3%). 

$. 282. Inwiefern diefe Regeln bei einzelnen Berträgen Ausnahmen leiden, ift 
gehörigen Orts feitgefegt. 

8. 283. Auch hebt den Kontrahenten frei, die Grade des Verſehens, zu welchen 
fie fich gleichfeitig verpflichten wollen, in dem Bertrage anders zu beitimmen ?® %). 

$. 284. Was wegen des bei Erfüllung des Vertrages zu vertretenden Grades 
der Schuld Rechtens ift, gilt auch auf den Fall, wenn einer der Kontrahenten bei Ab— 
Ihließung des Vertrages die ihm obliegenden Pflichten vernadhläffigt hat. 

8. 285. Wer bei Abfchließung oder Erfüllung des Vertrages jene Pflichten vor- 
fäglih, oder aus grobem Verfehen, verlegt hat, muß dem Andern fein ganzes Inte— 
reſſe vergüten 3), 





die Art der wirklich erfolgten Leiftung (Ujual-Interpretation). Erk. des Obertr. vom 24. April 1863 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XLIX, ©. 177). 

31) Unterbleibt die Erfüllung ganz, jo muß das Interefje geleiftet werden, wenn der Zwang auf 
Erfüllung erfolglos ift; denn Berträge müſſen erfillit werden (8. 270), e8 kommt daher die frage nad) 
einem Verſehen bei der Erfüllung, melde gar nicht vorgefallen ift, nicht vor. Nur bei eingetre- 
tener Unmöglichkeit der Erfüllung äußert der Zufall feinen Einfluß; ift nicht veiner Zufall dazwiſchen 
getreten, fo fommt auch auf die Unmöglichkeit nichts an, nad) 88. 360, 369 d. X. verbunden mit I, 16, 
8.12. Dieſe Vorfchriften treten den hier, 8. 277 ff., gegebenen Beitimmuugen in feiner Beziehung 
entgegen. 

32) Sei e8 durch Handlungen oder Unterlaffungen. Die Vorſchriften des Tit. 6 fönnen bei Ir 
fitiven Handlungen nur dann in Betracht kommen, wenn foldye Handlungen jchon für fich, ohne Rück— 
fiht auf den eig eine mern | verurſachen und der Verletzte nicht Tediglich die Kontrafts- 
Hage gebrauchen will ; jonft fommen nur die hier gegebenen Beftimmungen zur Anwendung. 

33) Die Jdentifieirung des Fisfus mit der Staatögewalt hat veranlagt, daß man den Fiskus 
dafür hat verantwortlich machen wollen, daß er durch einen Akt der Gejetgebung verhindert worden 
ift, einen Bertrag zu erfüllen. Hiergegen ift das Pr. 628, v. 16. März 1839 gerichtet: „Fiskus als 
Kontrahent kann nicht toegen Vertretung der aus einem Alte der Gejeggebung hervorgehenden, von 
ihm angeblich verichuldeten Unmöglichleit der Erfüllung des Kontrakts in Anſpruch genommen werden, 
Bon einem Berfehen — einer Handlung wider die Seieze aus Mangel der Aufmerkfamfeit in den 
Geſchäften des bürgerlichen Lebens ($$. 16, 17, Tit. 3, Th. I) — kanır bei Ausübung des Majeftäts- 
rechts der Geſetzgebung nicht die Rede ſein, umd die Vertretung einer Berfhuldung im Sinne des 
bürgerlichen Rechts (cr. 88. 284, 322, 862 d. T.) ift bei Ausübung der gefeßgebenden Gewalt, die 
fein Geſchäft des bürgerlichen Lebens ift, gänzlich ausgeichlofien.” Dieje lange Nede trifft nicht den 
Kern. Der juriftiihe Grund ift, weil der Fiskus eine andere Perfönlichkeit im juriftiihen Sinne ift 
als die Staatsgewalt, folglich nicht fiir die Handlungen der Gejeßgebung — der Fiskus ift nicht Ge— 
ſetzgeber — verantwortlid) fein fann. ©. die Anm. 88 zur Einl. ©. 82. 

34) Die 88. 278 — 280 beftätigen die Regeln des RR. 

85) Vergl. Tit. 3, $$. 22, 23. 

358) (5. U.) Die Dienſtherrſchaft ift nicht legitimirt, für das zu ihrem Dienfte beftimmte Perfo- 
nal eine tontraktliche Beftimmung zu treffen, melde die Haftung defjelben für age Verſehen aus- 
fchließt. Ertl. des Obertr. vom 24. November 1864 (Ardiv f. Hechtsf. Bd. LVII, ©. 126), 

36) Bergl. Tit. 3, 8. 39, und $. 393 d. T. und die Arm, 44 dazu, Vorausgeſetzt ift hier immer 
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$. 286. Aller Nachtheil, welcher für Jemand daraus entftanden ift, daß der 
— ſeinen Pflichten gegen ihn nicht nachgekommen, wird unter dem Intereſſe 
egriffen 37). 


ein gültiger Vertrag. Iſt der Vertrag ungültig, fo findet daraus gar feine Klage, aljo auch fein An— 
ſpruch auf Entihädigung ftatt. Es fann dann mur das, was auf Rechnung des Vertrages gegeben 
worden, zurücgefordert merden. Einen ſolchen Fall ſ. Entſch. des Obertr. Bd. I, S. 325. 

(4. A.) Ein Fall des $. 285 ift 3.8. auch der, wenn nad Abſchluß eines Kaufe in Baufch umd 
Bogen der Berläufer dor der Uebergabe Inventarienſtücke weageichafft und dadurd dem Käufer ent- 
zogen hat.. Daflir hat der Verkäufer den ganzen Werth als Entſchädigung zu leiften und nicht etwa 
mr nad der Regel 88. 170, 171, Tit. 11 verhältnigmäßig aufzulonmen. Erk. des Obertr. vom 
17. Febr. 1860 (Arch. j. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 230), 

S. auch ımten Anm. 588 zu $. 427, Tit. 11. 

(4.4) Die Berpflihtung zum leg > fanı hier nicht aus den 88. 10, 11, Tit. 6 her- 
geleitet iwerden , vielmehr millfen wegen der bet Berträgen zugefügten Schäden nad) $. 17 ebend, die 

ier im Tit. 5 umd bei den einzelnen Arten von Verträgen gegebenen Vorjchriften zur Anwendung 
ommen. Erf. des Obertr. vom 22. Juni 1860 (Arc. f. Nechtef, Bd. XXXVI, ©, 312). 

(4. A.) Die ex mora rüdftändigen Präftationen eines Aitentheils brauchen nicht in Natur, fie 
fönnen auch in ihrem Geldwert ae werden. Vergl. 8. 859, Fit. 11. Erf. des Obertr. 
v. 20.Nov. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IH, &. 325). (5.9) Erfüllt Jemand die vertragsunäßig 
übernommene Verpflichtung, einem Andern freie Koft, Wohnung umd Kleidung zu gewähren, aus Vor— 
jet oder groben Verſehen nicht, jo ift der Berechtigte nicht bioh auf die Erftattungsforderung der aus 
einem Vermögen gemachten baaren Aufwendungen beichränkt, vielmehr wohl befugt, den ganzen Werth 
der ihm nicht gemahrten Koft, Wohnung und Kleidung zu fordern, wenn er fich ſolche auch ohne der- 
Be Aufwendung verſchafft hat. r Schuldner laun ſich durch Bee rd bon feiner Ver- 

indlichkeit nicht befreien und den dem Berechtigten von Dritten —— nterhalt nicht aneignen 
und fi) zu Gute rechnen. Erf. des Obertr. v. 9. Sept. 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LVI, &. 111). 
Bergl. unten, Anm. 38, Abf. 2, 

(4.9) Zur Anwendung des $. 285 gemügt die bloße Nichterfüllung nicht, vielmehr muß, um 
mehr als die rüdftändige Peihung (das Jnterefie) fordern zu können, machgerwiefen werden, daß dem 
Gläubiger durch Verſchuldung des Schuldners die ihm hrende Leiſtung nicht — worden iſt. 
Erf. des Obertr. v. 21. Jam. 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©. 158). Vergl. unten, Annı. 15, 
Abf. 2 zu 8.19, Fit. 19, 

37) Wie das Interefje bei Zeitläufen und Lieferungsgefchäften über Staatspapiere zu beſtimmen, 
f. Anm. 6 zn Tit. 4. 

Wenn ein, auf —— fungibler Sachen, welche einen marktgängigen Preis haben, für einen 
beſtimmten Preis gerichteter Kaufvertrag von dem Verkäufer nicht durch Lieferung zur verabredeten 
Zeit erfüllt, und der Verläufer dermmächft zur —— verurtheilt wird, ohne daß die deshalb wider 
ihn vollſtredte Exekution Erfolg hat, jo kann der Käufer als fein Intereſſe nur den Preis der zu lie— 
ferm geweſenen Sachen, welcher zu der im Bertrage beſtimmten Lieferungszeit (nicht ohne Weiteres 
zur Zeit des Erefutionsmandats) marktgängig war, fordern; inſofern er nicht befondere Umſtände nach- 
* ſen vermag, aus denen ſich entnehmen läßt, daß er, wenn ihm die Sachen an dem bedungenen 

ieferungstage verabreicht worden wären, einen höheren Gewinn davon hätte ziehen können, oder daß 
er fie zu einem höheren Preiſe anderweit habe anfchaffen müffen, oder daß ihm fonft durch die ver— 
zögerte Lieferung ein den Betrag des obigen Preiſes überſteigender Schaden entftanden jei; und er wird 
durch das, wider den Verkäufer erftrittene, diefen Letsteren zur Lieferung verurtheilende Judikat allein 
noch nicht bereditigt, einen, nad) ergangenem Judilate marktgängig Br Preis als Entihädigung 
dafür, daß ihm die Sachen nicht gewährt worden, zu verlangen. Pr. 2082, vom 13. Dezember 1848, 
(Entih. Bd. XVII, ©. 176.) Vergl. jedoch hiermit Pr.-O, Tit. 22, 8. 20 und ER. I, 11, 8, 859, 
(4.9) So ift es auch nach Gemeinem Rechte. Vergl. L.4 D. de condictione triticiaria (XIJI, 3); 
Ert. des Obertr. v. 7. April 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXV, S. 56). (5. 9.) Bergl. oben An- 
mert, 28, Abi. 2 zu $. 270, . 

(4. 9.) Die Annahme der nachträglichen Erfüllung eines Lieferumgsvertrages über verbrauchbare 
marktgängige Waaren ſchließt den Anſpruch des zur Erfüllung am feſtgeſetzten Pieferumgstage bereit 
— gegen den Säumigen auf Ja lung der Differenzſumme zwiichen dem vereinbarten und dem 
marktgängigen Preife am feftgejeßten Son nicht aus; auf diefe Differenzſumme ift jedoch die 
fernere Diffevensiuunse zwiſchen dem vereinbarten und dem marltgängigen Preife am Tage der wirt- 
lien Lieferung in Abrehmung zu bringen, Erf, des Obertr. dv. 20. März 1855 (Arc. f. Nechtef. 
Bd. XVII, S. 79). Bergl. H.G. B. Art. 357, Abſ. 3, . 

Ein Eeifionarins, dem die nöthigen Inftrumente nicht verichafft werden , kann zum juramentum 
in litem auf dem ganzen Nominalwerth der Forderung zur Feftftellung feines Interefjes gelafjen wer⸗ 
—* * er * weniger gegeben hat. Pr. des Obertr. vom 6. Auguſt 1845. Echleſ. Arch. 

.VI, ©. 469. 


17° 
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8. 287. Es wird alfo bei Beftimmung des Intereſſe nicht bloß auf den wirffi- 
hen Schaden, jondern auch auf den durch Nichterfüllung des Kontrafts entgangenen 
Vortheil 33) Nüdjicht genommen. (Tit. 6, $8.5, 6.) 

$. 288. Im Fall eined mäßigen oder geringen 3?) Verſehens darf in der Regel 
nur der wirflihe Schaden erfegt werden. 


_$. 259. Doch müfjen Kunft- und Sadhverftändige auch alddann das volle In— 
tereſſe vergüten 39 ®). 

38) Die Feftftellung des Einen und des Anderen ift begreiflich facti. Aber über feine thatjäd- 
liche Frage gehen die Urtheile der Richter ſoweit auseinander wie über diefe. Ein Beijpiel giebt der 
Rechtsfall in. den Entſch. Bd. XVII, ©. 144. Jemand verlauft fein sub hasta ftehendes Grundſtück 
für 4500 Thlr. Das Kaufgeld foll 4 Wochen vor der Uebergabe mit 2900 Thlrn. gezahlt werden 
(um davon den Ertrahenten der Subhaftation zu befriedigen) und der Net am Tage der Uebergabe. 
Der Käufer zahlt nicht, das Grundſtück wird verfteigert und für 2000 Thlr. zugeichlagen. Die Käu— 
fer Magen auf Zahlung des Kaufgelderreftes nach Abzug des Meiſtgebotes von 2000 Thirn., zur Schad- 
loshaltumg wegen Nichterfüllung des Kontrakts. Der erfte Richter weiſt ihn ab, weil ein grobes Ber- 
jehen des Bellagten nicht vorliege, der — aber feinen wirklichen Schaden gehabt habe, ſondern 
nur entgangenen Gewinn fordere. Das Obertr. hingegen berurtheilt den Beklagten, weil das, mas 
der Kläger fordere, lauter wirklicher Schaden fe. ©. 149. 

(4. 4.) Zu dem Interefje eines von feinem Prinzipal unberechtigterweife entlafjenen Verwalters 
ehört auch der Erſatz für die in Folge der —— entgangene freie Station, die einen Theil des 
ehalts (dev Gegeuleiſtung) bildet; dieſer Gehaltsthei muß geleiftet werden jelbft dann, wenn ein 

Dritter dem Entlafjenen den Unterhalt aus Freigebigteit gewährt hätte. Das wäre eine ihm gemachte 
Schenkung, die der Schuldner nicht für ſich benutzen kann, rk, des Obertr. v. 9. Juli 1860 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. XXXViII, ©. 135). Vergl. oben, Ann. 36, Abj. 5. 

(4. 9.) Die verjäumten Früchte (Perzipienden) ($. 229, Tit. 7) find nicht ein blofer Michrbetrag 
der Perzepten. Zur Darlegung und Begründung des Perzipiendenanfpruchs ift daher die Angabe und 
der Nachweis des Ertrages der Perzepten nicht erforderlich, vielmehr genügt dazu eine von Sachver⸗ 
ftändigen ermittelte Ertragstare. Erf. des Obertr. d. 10, Mai 1852 (Arc. j. Rechtsf. Bd. V, ©. 251). 

39) Nämlich wenn der Vertrag don der Art ift, daß and) für geringes Berjehen eingeftanden 
werden muß. Keineswegs ift die Vorjchrift jo zu verftehen, daß wegen Nichterfüllung aus geringem 
Berfehen in allen Fällen der wirkliche Schade erjegt werden müßte. Cine foldhe Anwendung von der 
Stelle macht auffallenderweije das Obertr. in dem, in der vor. Anm. 38, erwähnten Rechtsfalle, wo 
©. 148 gejagt wird: „Es muß dem Kläger darin beigetreten werden, daß der Beklagte für einen jol- 
chen zu ad)ten, welcher feinen vertragsmäßigen Pflichten mindeftens aus mäßigem oder geringem Ber- 
jehen nicht genügt hat. — Auch derjenige, welcher bei Erfüllung eines Vertrages feinen Pflichten, auch 
nur aus maßigem oder geringem Berk, nicht nachlommt, muß aber dem Anderen den ihm ent— 
ftandenen Schaden erjegen. 865. 288, 360 d. T. Bei Käufen aber hat jeder Theil nur ein mäßi- 
ges Berfchen zu verantworten. $. 278 und Tit. 11, $. 103.” Hätte alſo der Käufer mur aus einem 
geringen Berjehen die Nichtzahlung verichuldet, fo wilrde er dem Verkäufer gar nichts e⸗ 
weſen ſein, alſo fann man das mähige und das geringe Verſehen hier nicht gleichitellen. So A 
das geringe Verſehen auf $. 360 beziehen, fo ift die Anwendung diejes Gejetes —— nicht zu⸗ 
treffend. Dort iſt die Rede von der Aufhebung eines Vertrages wegen (objeftiver) — und 
es iſt der Grundſatz ausgeſprochen: wegen Unmöglichkeit, die nicht durch reinen Zufall eingetreten 
id wird fein Vertrag aufgehoben, d. h. der Schuldner wird nicht liberirt, er muß erfüller oder das 

nterejfe leiften, wenn die Unmöglichkeit irgendwie von ihm verurfacht worden ift. Alſo diefes ge— 
ringe, ja geringfte Berjehen, oder auch die mur im feiner Perjon liegende zufällige Urſache ($. 369), 
bezieht ſich lediglich auf die Frage: ob der Vertrag gilt, oder ob er aufgebo tr ift. Gilt er, jo kom— 
men wegen der Entfhädigungeirage die bier 8. 277 ff. vorgejchriebenen Grundfäge ausſchließlich zur 
Anwendung. Uebrigens entfteht aus dem Mangel an Gelde überhaupt gar leine in Betracht kom— 
mende (objektive) Unmöglichteit der Erfüllung (Tit. 4, $. 129), fonft würden die meiften Schuldner 
von jelbit liberirt fein. . 

39a) (4. U.) Immer voransgefegt, da ihnen ein Verſehen zur Laft fällt. Jemand hatte von 
einem Kaufmanne Saamen von weißen Zuderrüben verlangt und auf diefe Veftellung Saamen von 
rothen Rüben geliefert erhalten. Er behauptete, in Folge der —— des Vertrags Schaden 
durch den geringen Ertrag der Futterrüben, in Vergleich mit dem Ertrage der weißen Suderrüben, 
welchen er bei richtiger — des Vertrages erzielt haben würde, erlitten zu haben und forderte 
dafiir Erſatz. Das Obertr. wies, das Appellationsurtel beftätigend, den Kläger ab, weil dem Bellag- 
ten, der ein Kaufmann war, umd alfo den Saamen nicht ſelbſt produzirt hatte, fein Verſehen beizu- 
meſſen jei, indem von ihm nicht verlangt werden könne, daß er aus eigener Wiffenjchaft eine Kennt- 
niß über die Qualität (follte heißen: Art) des von ihm gelieferten Saamens befige, welche ein Sad)- 
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8. 290. Wer — worden, daß von feiner übernommenen Handlung beſon— 
dere und ungewöhnliche Vortheile für den Andern abhängen #9), wird in Anfehung 
der zu leiftenden Vertretung einem Kunſt- und Sachverſtändigen gleich geachtet. 
$. 291. Wenn Jemand eine Handlung, zu deren Unterlaffung er ausdrüdlich 
ea, worden, dennoch begeht, fo muB er dem Andern für dad ganze Intereſſe 
en *!). 
$. 292. Das Intereſſe, welches ein Kontrahent dem Andern, bei nicht gehörig 
— Erfüllung des Vertrages, zu vergüten hat, kann durch Verabredung einer 
trafe +?) im Voraus beftimmt werden #2 ®), 
Anh. 8.6. Die bei Kauftontrakten über adelige Güter mit Perfonen, die zu deren Befit ohne 


berftändiger (der war ein Bäder umd deshalb ein zweifelhafter Sachverftändiger) und der Kläger ſelbſt, 
infofern diefelbe auf Auſchauung zu begründen, für unmöglich erklärt hätten. Erf. des Obertr. vom 
8, Jan, 1861 (Ach. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 124). Der Rechtspunlt ift richtig aufgefaßt, aber die 
Sache ift ſchlecht geführt und deshalb mit Recht verfpielt. Es ift micht richtig, dak eın Saamentenner 
den Saamen von weißen Zucderrüben nicht von Saamen der rothen Rübe unterfcheiden könnte; der 
Unterjchied fällt, wie ih aus landwirthidhaftlicher Erfahrung weiß, leicht in die Augen, zumal wenn 
man beide Arten nebeneinander hält. Der Saame der weißen Rübe ift in der Farbe bedeutend hel— 
ler, als der der rothen. Ein Bäder ift hierin kein Sachverſtändiger, und der Kläger kann ein ſolcher 
nad feinem Zugeftändniffe auch nicht geweſen fein. Aber ein Kaufmann muß ————— 
ein Saamenhändler alfo auch die verſchiedenartigen Sämereien unterſcheiden können, wenn er ſich nicht 
verantwortlich machen will. 

40) Jemand foll eine ungewöhnlich theuer verfaufte Sache, gehörig verpadt, an einem beftimm- 
ten Orte zu einer kurz beftimmten Zeit * Eiſenbahn abliefern, widrigenfalls der Käufer zurüdtreten 
kann. Er überträgt einer Perſon die Her ng einer ganz genau bezeichneten Kifte aus einem Ma— 
azine in einem anderen Orte, und macht fie aufmerffam darauf, daß, wenn fie fich bei der Auswahl 

r Kifte verjebe, a Bo fe nicht gebraucht werden könne, oder fie zu fpät zurückkomme, die Abliefe- 
rung nicht zur rechten gejchehen könne und dann der vortheilhafte Handel —— Die Kiſte 
wird zeitig genug herbeigeſchafft, fie paßt auch, aber der Deckel iſt zu kurz, der Abholende hat denſel— 
ben im der Kifte als dazu gehörig gefunden, doch nicht mit der Kifte verglichen. Nun wird die Ablie- 
ferung unmöglid) und der vortheilhafte Handel wird vereitelt. 

41) Diefe Vorſchrift ſetzt Vorſatz oder grobes Berfehen voraus. Suarez war der Meinung, e8 
fafje fich micht denten, daß Jemand eine Handlung, deren Unterlaffung er veriproden habe, begehe, 
ohne dorfäglich gegen jeine Verbindlichkeit zu handeln. Das gehört zur Beweisführung, und beftätigt 
eben die Borausiegung. Im Rechtsprinzipe ift michts geändert, dies ift in der jpeziellen Lehre von 
Verträgen über Handlungen ausdrücklich aufrecht erhalten. I, 11, 8.890. Zwiſchen beiden Stellen 
ift Kl Widerſpruch; denn unjer $. 291 verordnet für den Fall des bloßen Verſehens nicht das Ges 
gentheil. 

42) Die Natur der Konventionalftrafe haben alle Nachtheile, welche der Berpflichtete leiden, und 
alle Bortheile, welche er dem Berechtigten für den Ball der Auflöfung oder Nichterfüllung des Ver— 
trages gewähren joll und welche — abgeiehen von diejer Stipulation — aus der bloßen Auflöfung 
des Vertrages, oder einer nicht vertragsmäßig geleifteten Erfüllung des Bertrages, rechtlich nicht 
folgen. Es ift gleichgültig, ob das Wort „Strafe gebraucht, und ob ausdrüdiidh im Vertrage gefagt 
ift, daß damıt das Intereſſe verglitet werden folle, wenn es nur aus dem Vertrage bon jelbft jolat. 
Daher enthält z.B. die Verabredung im einem Erbpachtvertrage, daß, wenn der Kanon über ewilfe 
Termine hinaus rüdftändig bleibe, nicht bloß der Bertrag aufgehoben jein und das Grundftüd zurüd- 
gewährt werden jolle, jondern auch die vom Erbpächter darauf errichteten Gebäude unentgeltlich zus 
rüdgegeben werden jollen, in ihrer legten Beftimmung eine Konventionalftrafe und unterliegt als jolche 
der Beſchränkung, daß fie den doppelten Betrag des Interefjes nicht überfteigen darf. Pr. v. 4. Aus 
guft 1847 (ent, Bd. XV, S. 264). Bergl. das Pr. dom 11. Januar 1847. (Ulrich, Arch. 

I, 178, 


42a) (5. 9.) Iſt diefes Imtereffe in ſolcher Weiſe im Voraus beflimmt, jo fann, wenn die Kon- 
ventionalftrafe nicht gefordert werden kann (8. 307), überhaupt das Interefje wegen nicht rechtzeitiger 
Erfüllung nicht mehr beanfprucht werden. Erf, des Obertr. vom 8. Februar 1866 (Arch. f. Nechtsf, 
Bd. LXII, ©. 77). 

Die Konventionalftrafe ift feine Acceſſion, feine Erweiterung der Obligation aus innen heraus; 
der Anſpruch auf diejelbe beruht auf einem mit dem Hauptvertrage in Berbindung geſetzten Bertrage, 
einem pactum adjectum, und auf diejer Grundlage entwickelt fi, "namentlich wenn die den Anſpruch 
bedingenden Thatſachen eingetreten find, eine fällige umd vom frälligkeitstage an jelbftftändige und 
Hagbare Forderung. Erf, defj. vom 21. Mai 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVI, ©. 221), 


Konventio 
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Konfens nicht qualificirt find, für den einen oder den andern Theil beigefügte Nebenverabredung einer 
Kondentionalitrafe, auf den Fall, daß der Konſens nicht ertheilt werden follte, ift nichtig und under» 
bindlich +8). 


$. 293. Wo dergleichen Strafe feftgefeßt worden, da findet die Forderung eines 
böhern Intereſſe nicht ftatt +*). 

8. 294. it aber die Strafe nur auf eine gewiſſe Art des Schaden?, welche aus 
der Nichterfüllung des Vertrages entiteht, gerichtet, fo bleibt e8 in Anfehung anderer 
Arten und Fälle bei den Borjchriften der Gefeke. 

$. 295. War die Strafe nur auf die Zögerung in der Erfüllung geſetzt, fo ift 
der andere Theil bei feinem Anfpruche auf dasjenige Intereſſe, welches aus der gänz- 
fihen Nichterfüllung entfteht, an diefe Betimmung *°) nicht gebunden. 

$. 296. War hingegen die Strafe auf die gänzlihe Nichterfüllung geſetzt, fo 
darf in Fällen, wo nur eın Theil des Vertrages unerfüllt geblieben, oder nur in der 
Art, der Zeit oder dem Orte der Erfüllung gefehlt ift, nicht die Strafe, fondern nur 
das erweisliche Intereſſe geleiftet werden. 


$. 297. Zu körperlichen, die Freiheit oder die Ehre verlegenden Strafen fann 
Niemand durch Verträge fich verpflichten. 

$. 298. it eine Handlung zur Strafe gefet, welche ſelbſt fein Gegenitand 
eines Vertrages fein fann, fo ift die Verabredung in fofern fie die Sache betrifft #6), 
nichtig. 

8. 299. Wieviel bei Anlehnen Konventionalftrafe vorbedungen werden dürfe, ift 
gehörigen Orts bejtimmt. (Tit. 11, $. 825.) 


$. 300. Bei andern Verträgen hängt zwar die Beftimmung der Strafe von der 
Verabredung der Parteien ab; 


8. 301. Wird jedoch dadurch der doppelte Betrag des wirklich auszumittelnden 


43) Die unmittelbare Anwendung diejer Beſtimmung auf dem bezeichneten Fall kann zwar jeit 
dem Edifte v. 9. Oft. 1807, 8.1 nicht mehr vorkommen, aber der Rechtsgrundſatz felbft ift darum 
nicht objolet geworden, und es kommen noch ganz gleiche Fälle für feine Anwendung vor, 3. B. die 
Beräußerung von Grundbeſitz an Soldaten; die Veräußerung von Nittergütern an Dorfgemeinden. 

44) Deswegen kann Strafe und Interefje niemals zuſammen gefordert werden, außer dem u 
des 8.294. Vergl. I, 11, 8.826. (4. 9.) Namentlich können Zögerungszinien neben einer Kons 
ventionalftrafe nicht gefordert werden. Erk. des Obertr. vom 27. Januar 1852 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. IV, ©. 303), — Bergl. unten, H.G.B. Art. 384, Abi. 3, und die Note 38 dazu. 

(5. A.) Dieſe Beftimmung hebt den $. 298, Fit. 21, wonach der Rüdftand zweier Pachttermine 
den Verpächter zur Auftündigung vor Ablauf der bedungenen Zeit berechtigt, nit auf, der Berpäch- 
ter fann daher, wenn im Pachtvertrage eine Konventionalftrafe auf die Säumniß des Pächters mit 
der Pachtzahlung feſtgeſetzt iſt, ſowohl dieies ihm aus der Säummiß entjpringende Interefie fordern, 
als aud) von der ihm in jenem $. 298 geficherten Nejolutivbedingung Gebrauch madhen. Erf. 
des Dbertr. vom 24. Dftober 1864 (Ach. f. Rechtsf. Bd. LVII, ©. 25). 


45) Daß nämlich ein höheres Interefie als die Strafe nicht gefordert werden kann. Allein das 
Interefie wegen gänzlicher Nichterfüllung abſorbirt das Intereſſe wegen der Zögerung. Wird alfo 
das höhere Intereffe wegen Nichterfüllung gefordert, jo kann nicht außerdem auch noch die auf die 
Zögerung gejete Strafe gefordert werden. (4. U.) Jedoch befteht das Recht auf die Strafe, welches 
durch Zögerung erworben ift, neben den Anſprüchen, welche daraus entjtehen, daß die berjpätete 
Leiftung außerdem vertragswidrig ift und vertragsmäßig nicht hergeftellt werden fanıı. Erf. des Obertr., 
vom 27. November 1862 (Arch. f. Rechtef. Bd. XLVI, ©. 334). 

(4. 9.) Iſt fiir den Fall der nicht pünktlihen Zahlung 3. B. eines Kaufpreifes eine Konventio- 
nalftrafe verabredet worden, jo können bei eingetretenem Verzuge Berzugszinfen feit der Infinuation 
der Klage jowohl von der Hauptforderung, als auch von der Konbentionalftrafe gefordert werden; die 
Berbotsgefege über unerlaubten Zinswucer finden darauf feine Anwendung. Erf. des Obertr. v, 
11. Sept. 1857 (Arch. f. Rechts. Bd. XXVII, ©. 29). 

46) Kann die Handlung, auf deren Unterlafjung die Strafe geſetzt ift, nicht Gegenftand eines 
Vertrages jein, fo ift der ganze Bertrag nichtig. Zit. 4, 88.6 fj. Namentlich aud) dann, wenn die 
Strafe auf die Unterlaffung einer don Ynfang am rechtlich, fittiich oder natürlih unmöglichen Leiftung 
verſprochen worden ift. L. 69 D. de verb. obl. (XLV, 1). . 
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Intereſſes überftiegen, fo muß der Richter die Strafe bi8 auf diefen doppelten Betrag 
ermäßigen #7). 

$. 302. ft das Intereſſe gar feiner?®) Schätzung fähig, fo hat e8 bei dem ver- 
abredeten Betrage der Strafe lediglich fein Bewenden. 

8. 303. Gin Gleiches findet jtatt, wenn die Strafe zur Verhütung eines Verbre- 
ie — dem andern Theile ein beſonderer Nachtheil entftehen könnte, verabre- 
et worden. 

$. 304. Auf den Fall der nicht gehörig entrichteten Strafe darf weder eine fer— 
nere Konventionalitrafe *?) feitgefegt, noch VBerzinfung vorbedungen 5°) werden. 


47) Die Klage auf die ganze Strafe ift durch das Verfprechen, ohne weitere Darlegung begrün- 
det. „Wenn der auf Zahlung einer Konventionalftvafe in Anfpruch Genommene die Behauptung aufs 
ftellt, daß diefelbe den doppelten Betrag des Intereſſes des Berechtigten überfteige, fo ift dies eine 
Einrede, welche der Erftere bemweilen muß. Pl.Beſchl. (Pr. 1676) dv. 23. Jan. 1846. (Entſch. Bd. XII, 
S. 3.) (4.9) Die Einrede des Uebermaßes muß der Bell. alio immer beionders erheben und be: 
gründen. rk. des Obertr. v. 15. Mai 1857 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXVII, ©. 32). (5. 9.) Nad) den 
Beſtimmungen der 88. 299, 300 ift die Höhe der Konventionalftrafen bei anderen als Darichnsver- 
trägen lediglich der Verabredung der Parteien überlaffen und nur durch die Beftimmung des $. 301 
beichränft ; die rg eg find mun aber aud für Darlehne aufgehoben. Unten, Zufag 22 
zu 8. 804, Tit. 11. — Die Beſchränkung auf das Duplum kommt her aus der Yuftinianiichen Ver— 
ordnung in der L. un. C. de sent. quae pro eo (VII, 47). 

48) Das läßt fich bei verzögerter Zahlung einer Summe, 3. B. von Kaufgeldern, nicht jagen. 
Entweder ift ein beſtimmtes bejonderes Intereſſe zu erweiſen, oder nicht. In dem zweiten ge ift 
der landübliche Zinefuß maßgebend, defien doppelten Betrag die Strafe nicht überfteigen darf. Auf 
diefen Betrag kann aber die Strafe hier auch gültig ausbedungen werden. Der $. 825, Tit. 11 fteht 
nicht entc ‚er beichräntt fich auf Darlehn. 88. 299, 300, Eutih. Bd. XU, ©, 10, 

5. —9 Ein Appellationsrichter war von der Anſicht ausgegangen, daß die Konventionalſtrafe nur 
den Zweck habe, demjenigen, zu deſſen Gunſten fie verabredet worden, zur Vergütung für den Nach— 
teil, dem er aus der nicht gehörigen Erfüllung des Vertrages erleide, zu dienen. Diefe Auffafiung 
mißbilligt das Obertr. „Es ift micht richtig" — jagt es —, „daß die Kondentionalftrafe mur dazu 
bejtimmt jei, für dem entftehenden Nachtheil Erſatz zu leiften; dies ergiebt die Beſtimmung des $. 308, 
nad) welcher verabredet werden darf, daß die Strafe einem Dritten zufallen fol. Ihre Funktion if, 
namentlich in den Fällen, wo fie neben der Leiftung jelbft und auf die Verzögerung der Leiſtung ges 
fetst ift, durchgängig auf die Beftärfung und eine Sicherung der vertraglichen Obliegenheit gerichtet. 
Kann aber auch diejes der Zweck fein, der durch die Verabredung einer Konventionalftrafe erreicht 
werden joll, jo ergiebt fi daraus, daß der dieſelbe betreffende Vertrag am feiner Gültigkeit nichts 
verliert, wenn ha ein Bermögensinterefje nicht jogleich augenicheinlich hervortritt. Denn es giebt 
auch Interefien mancherlei Art, die fih auf einen Geldwerth nad Zahlen nicht zurüdführen (offen. 
Daraus folgt, daß der Kontrahent, dem die Strafe zufallen foll, bei eingetretener Bedingung, fie 
als ein ihm vertragsmäßig zuftchendes Recht einklagen darf. Er hat dann weiter nichts zu beweiſen, 
als daß die Bedingung, vom welcher fein Recht abhängig, eingetreten ift. Der Beflagte hingegen 
tann, wenn das Intereffe nach Geldwerth fich beweiſen läßt, die Beichränfung, Ermäßigung auf den 
doppelten Betrag des feftgeftellten Interefies, fordern. Kann er aber einen folhen Berveis nicht füh— 
ven, kann er das Intereſſe jelbft nicht darlegen, und mithin auch nicht den Betrag defjelben, jo bleibt 
e8 bei dem Bertrage. Denn der Berechtigte, der ſich auf fein vertragsmäßiges Recht beruft, hat 
einen meiteren Beweis und namentlich den, daß ihm irgend ein Vermögensnachtheil dadurch, daß der 
die Strafe Verfprechende nicht erfüllt habe, entftanden fer, nicht zu liefern.“ Ert. vom 25. Oktober 
1866 (Ardı. f. Rechtef. Bd. LXV, ©. 96), 

49) Im authentischen Texte fteht „Kontraventionalftraie”, Der Drudijehler ift von jelbft erfichtlich. 

Die in einem Bertrage ftipulirte Wandelpön hat den Charakter einer Konventionalftrafe dergeitalt, 
daß auf den Fall der nicht gehörig erfolgenden Entrichtung derielben feine fernere Konventionalftrafe 
oder Wandelpon vorbedungen werden darf, Pr. 2146, dv. 7. Sept. 1849 (Entſch. Bd. XIX, ©. 93). 
Dergl. 88. 292 u. 312 d. X. 

Die Beftimmung eines Bertrages, daß ein Kontrahent bei verzögerter Zahlung feftgefetster Bei— 
träge, dieſe doppelt zu zahlen gehalten, im Falle der verweigerten Doppelzahlung aber aller Bertrags- 
rechte —— ein ſolle (lex commissoria), enthält nicht die Feſtſetzung einer doppelten, ſondern einer 
alternativen Konventionalftrafe und ift daher erlaubt. Pr. des Obertr, v. 11. Jan. 1847. (Ulrid, 
Arhiv, Bd. XII, ©. 183,) 

50) Nur Konventionalzinjen find unerlaubt. Zögerumgszinien find unverboten und verſtehen ſich 
bon jelbft. Denn die Strafe ift eine Vergeltung des Intereſſes nur bis zum Fälligkeitstage. Bon 
da an erwächſt ein neues Intereffe, welches eben durch die gefetliche Taxe der landüblihen Zinjen 
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$. 305. Wenn nicht ein Anderes verabredet worden, ift die Strafe verfallen, 
ſobald der Berpflichtete ſich ‚einer Zögerung fhuldig macht °°®), 

$. 306. it die Strafe einmal verwirft®°®b), fo kann fie Durch fpätere Erfül- 
lung ded Vertrages nicht mehr abgewendet werden. 

.$- 307. Hat jedoch der Andere 1) die nachherige *2) Erfüllung ganz oder zum 
Theil ohne Borbehalt®?) angenommen, fo fann er auf die Konventionalitrafe ?° *) 
nicht ferner antragen 5%). 
ausgeglichen wird. Daraus ergiebt fich zugleich der terminus a quo. Das Intereffe it durch Ber- 
abredung auf eine beftimmte Geldſumme feitgeftellt und bedarf daher nicht mehr der Feſtſtellung durch 
UÜrtel, Deshalb findet der Grundjag, daß in dieſem Falle die Verzinfung vom Tage des Urtels an— 
fange, hier nicht Anwendung. Bielmehr ift e8 damit wie mit jeder anderen Geldobligation. Iſt der 
Verfalltag unbeftimmt, fo ift der Tag der Mahnung, und wenn ein folder nicht nachgewieſen wird, 
der Tag der infinuirten Klage der terminus a quo Hr die Zögerungszinjen. I, 7, 8.222; I, 16, 
8. 71; Proz.O. Fit. 7, $. 48, 

508) (4. A.) Unbedingt, ohme daß dem Schuldner dabei eine Berfhuldung zur Laft fällt. Vergl. 
L. 12 C. de contrahenda et committ. stipul. (VII, 38). Denn die Strafe iſt eine Forderung un« 
ter einer Bedingung, und bei der Bedingung wird auf Imputation nicht gefehen. I, 4, 8. 100; 
L. 115, $.1 D. de verb. obl. (XLV, 1). Es bedarf daher aud feiner vorgängigen Mahnung. — 
L. 23 pr. D. de obl. et act. (XLIV, 7). Die excepfio doli ſchutzt jedoch immer gegen die Verwir— 
fung der Strafe, wie bei einer Bedingung. 


50b) (4. A.) Bor der Verwirkung ift . fein jelbftftändiger Gegenftand des Bermögensrechts 
und kaun mithin nicht cedirt oder bei der Ceifion des Hauptrechts vorbehalten werden. &. unten 
Anm. 7, lit. g zu $. 382, Tit. 11. 


51) Perſönlich. Hat ihn ein Dritter beim Empfange, ohne befondere Spezialvollmacht , vertre- 
ten, jo geht das bereits erworbene Recht auf die Konventionalftrafe durch das bloße Stillſchweigen des 
Empfängers nicht verloren, weil der Dritte nicht ermächtigt war, bereits erworbene Rechte aufzugeben. 
Bergl. Pr. des Obertr. vom 11. Januar 1847. (Ulrich, Ard. Bd. XII, ©. 180.) 

52) D. h. die fpäter machgeholte, rüdftändig verbliebene Leiftung eines Termines, nicht die nach— 
herige Leiftung einer jpäter wiederholt fällig werdenden Poft. ©. die folg. Anm. Abi. 2. 

53) Der Vorbehalt muß fofort bei der Annahme ausgeiprochen werden und mit diefer zufam- 
menfallen ; eine Frift zur Erklärung des Vorbehalts findet weder überhaupt, noch insbefondere, mie 
bei der Erklärung Über die Annahme eines Verſprechens bei der Eingehung eines Vertrags, ftatt. 
Pr. 12635, v. 28. Jan. 1843. Bergl. Pr. d. 10. Dez. 1847 (Rechtsf. Bd. II, ©. 203). Dies gilt 
auch don dem Falle, wen nach der Verabredung die dem Berechtigten beftellte Kaution bei verzöger- 
ter Erfüllung als Konventionalftrafe verfallen fol. Erk. des Obertr. vom 24, Sept. 1858 (Archiv f. 
Rechtsf. Bd. XXX, ©. 265). — (5. 9.) Den Beweis des bei der Annahme gemachten Vorbehaltes 
hat der Gläubiger, welcher trot der fpäten Annahme die Konventionalftrafe fordert, zu führen. Erk. 
defj. vom 8. Februar 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIU, ©. 75). Nimmt nicht der Gläubiger ſelbſt, 
fondern ein Bevollmächtigter die Erfüllung ſtillſchweigend an, fo darf der $. 307 nicht zur Antven- 
dung fommen, jofern nicht angenommen werden fann, daß der Benollmächtigte ermächtigt geweſen, 
ein erworbenes Recht aufzugeben. Die Beftimmung des $. 307 findet nicht Anwendung, wo die Strafe 
verwirkt wird nicht durch eim Unterlaffen FBögern), fondern durch ein Thun, welches der Vereinba- 
rung nad unterbleiben joll und daher verboten ift. Erk. deff. vom 21. Mai 1867 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXVII, ©. 222). — Iſt aber, nachdem der Fall der Kontravention eingetreten, die Abficht oder 
der Vorbehalt, daß man die Strafe fordern wolle, 3. ®. bei der Mahnung an die Haupterfillun 
einmal ausdrüdtich erflärt worden, fo bedarf es zur Erhaltung des Auſprüchs auf die Strafe nicht 
nothwendig der Wiederholung des Vorbehalts gegen den Kontravenienten bei der fpäteren Anuahme 
der Erfüllung. Pr. des Obertr. v. 24. Dit. 1850 (Entf. Bd. XX, ©. 89), Bor Verfall der Strafe 
— ein — mit rechtlicher Wirkung nicht gemacht werden. Pr. v. 10. Dez. 1847 (Rechtsf. 

d. III, ©. 203), 

Entipringen aus einem läftigen Bertrage für einen Kontrahenten mehrere einzelne, jede für fich 
beftehende Leiſtungen, und ift nur die Nichterfüllung der einen oder der anderen derjelben mit einer 
Konventionalftrafe bedroht tworden, jo geht durch die Annahme einer der einzelnen, nicht der Strafe 
unterworfenen Leiftungen ohne Vorbehalt, das Recht auf Einforderung der im Betreff einer anderen 
Leiſtung beftimmten, fchon verfallenen Kondentionalftrafe nicht verloren. Pr. 1263@, dom 28. Jan. 
1843. — Ebenſo bei Verträgen Über terminliche Leiftungen begründet die, ohne Vorbehalt geichehene 
Annahme jpäterer Terminalzahlungen feinen Erlaß der durch Nichtleiftung früherer Termine einmal 
verwirkten Konvdentionalftrafe. Denn jede fällig gewordene Stüdleiftung oder wiederkehrende Leiftung 
ift, in Beriehung auf Verzug, als eine jelbftftandige Forderung zu betrachten. Pr. des Obertr. vom 
4. Auguſt 1847, Nr. IL EEntſch. Bd. XV, ©, 265.) 
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$. 308. Soll die verabredete Konventionalftrafe einem Dritten zufallen,, fo hat 
diefer nicht eher ein Necht, fie zu fordern, als bis der Kontrahent, zu deſſen Sicherheit 
fie bedungen worden, auf deren Entrichtung anträgt. 

$. 309. Der Dritte jelbft kann alfo auf Erlegung der Konventionalftrafe, auch 
wenn er fie acceptirt hätte, niemals flagen ®°). 


Der Vorbehalt kann formlos, auch mündlich erklärt werden; denn der Mangel des Konſenſes 
bei der Leiftung hindert die Erlöfchung der Obligation. ©. Anm. 54, 


53.@) (4. 9.) Oder auf Schadenserfat. Denn die Konventionalftrafe fchließt jeden andermeitigen 
Tu aus. 8.293, Erf. des Obertr. v. 5. Febr. 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, 
. 131). 


54) Aus dem Grunde, meil die Obligation durd Erfüllung getilgt, der Schuldner liberirt und 
das Klagerecht erloſchen, n der Acceffionen aber in der Kegel keine befondere Klage ftattfiudet. 
Deshalb können z. B. auch Berzugszinien (ebenfalls Acceſſionen, wie Intereffe, Schäden und Koften) 
nach geichehener Tilgung der Hauptobligation (d. h. Annahme der Erfüllung ohne Borbehalt) nicht 
nachgefordert werden — |. Pl.-Beihluß (Br. 1645) vom 12. Sept. 1845 (Entſch. Bd. XI, ©. 3, 14) 
— bermöge des Grundjages $. 108 Einl. Vergl. Anm, 111 dazu. (4.4) Das Obertr. ift jogar 
der Meinung, daß ein Borbehalt wirkungslos je. Es hat den Satz ausgeiproden, daß Verzugszin— 
fen, wenn fie bei Einflagung des Kapitals nicht mitgefordert werden, auch auf Grund eines Vorbe- 
halt8 in der Klage, jelbft wenn in dem Urtel beftimmt fei, daß es bei diejem Vorbehalte zu belafien, 
durch eine neue Klage nicht machgefordert werden könnten. Erk. vom 17. Oft, 1854 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XV, ©. 119; Entih. Bd. AXVI, ©. 270), Den Sat halte ich für ſehr zweifelhaft, er hat die 
Faſſung des $. 307 „ohne Borbehalt” und den Schluß vom Gegentheile wider fih, und entipricht 
auch nicht den Rechtsanſchauungen der Neuzeit, nach welchen ein ſolcher Borbehalt die Konjummation 
der Klage hindert. Bergl. Seuffert im Ardiv f. civil. Praris, Bd. I, ©. 232 ff.; Linde, Ci- 
bilprozeß, $. 153, Note 7. 

55) Der vorausgeſetzte Fall findet fih in Hymmen III, 38 f: Zwei geichiedene Eheleute ma⸗ 
den mit einander aus, daß fie fortan einander nicht beleidigen wollen, bei 500 Thir. Konventional⸗ 
firafe, melde an die Armenhäuſer verfallen jollten. Die rau, behauptend, fie ſei brieflich beleidigt 
worden, klagt gegen den geidjiedenen Dann auf Entrichtung der Strafe an die Armendireltion. Es 
erfolgt Verurtheilung in erſter Inſtanz. Der Bell. appellirt und in dieſer Inſtanz verſöhnen ſich die 
Parteien; die Ki. nimmt die Klage zurück. Nun klagt die Armendireltion äuf jene Strafe als ihr 
icon zuerfannt. Der Bell, wurde in beiden Inftanzen verurtheilt, weil es — nadı G. R. — der 
Acceptation gar nicht bedurft habe. Das Obertr. änderte ab und wies die Klage zurüd, weil — jelbft 
wenn nach erfolgter Acceptation des Armendireltorii die Promifforia nicht hätte zurüdtreten können — 
man doch bei erwähnten Verſprechen tacitam conditionem borausjegen müffe, daß der eine Theil auf 
des Anderen Beftrafung auch wirklich dringe und ſolche erftreite. Hieran mangele e8 in diefem Falle. 
— Daraus wird der Sinn der 88. 308 und 309 Klar. 

56) Weil überhaupt die Hauptobligation und die actio fehlen. S. die Anm. 54 und unten 
Anm. 5, Alin. 2 zu 8. 871, Tit. 11. Deshalb ift 3. B. die Konbentionalftrafe,, welche ſich der Käu- 
fer einer Handlung, in einer nach Publikation des Gewerbeftener-Edifts v. 2. Nod. 1810 geichloffenen 
Bertrage, für den Fall von dem Verkäufer hat verjprechen laffen, daß derielbe jein Angelöbniß, au 
demielben Orte ein gewiſſes Gewerbe nicht betreiben zu wollen, brechen ſollte, unklagbar. Pr. v. 
17. Februar 1844 (Entih. Bd. XI, ©. 197), Aucd Erf, defj. vom 17. Januar 1854 (Arc. f. R. 
Bd. XI, ©. 238). Der Bermiether ift nicht verpflichtet, eine fr den Fall des Verlaufs und der 
Aufhebung des Mierhövertrags deriprochene —— bezahlen, wenn der Miether ſelbſt durch 
Nichterfüllung feiner kontraktlichen Verpflichtungen zur zbigung Veranlafjung gegeben hat. Erk. 
des Obertr. d. 29. Nov. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, S. 171). — M. |. auch oben Anm. 1b zu 
$. 232 d. T. — (3.9) Wenn aber der eine Kontrahent allein über den Gegenftand des — — 
zu verfügen nicht ermächtigt iſt und unter Uebernahme einer Konventionalſtrafe ſich verpflichtet, z. B. 
ſeiner mit ihm in Gütergemeinſchaft lebenden Ehefrau, bei dem Verkaufe eines gemeinſchaftlichen Grund— 
ftüds, einzuftehen; fo fallt dieſer Vertrag nicht unter den —— des 8. 310, weil die Ber: 
bindlichkeit, für die Genehmbaltung des für einen Dritten vereinbarten Nechtsgeichäfts ſeitens des Ge- 
iäftsherrn , dem anderen Kontrahenten wegen deſſen Intereffes zu haften, rechtsgültig eingegangen 
werden kann, und daher für fich beftehen bleibt, nenn auch jenes Mechtsgeichäft wegen verjagter Ges 
—— nicht perfelt wird. Aus dieſen Gründen iſt der Sat, welchen das Obertr. in dem Erf. 
v. 5. Dez. 1856 dahin: daß die Forderung einer Konventionalftrafe ftattfindet, welche in einem Ber- 
trage, defien R ültigleit durch die Zufkimmung einer dritten Perſon bedingt ift, fir den all be» 
fimmt worden, daß einer der Kontrahenten die übernommene Berpflichtung, die Zuftimmung des 
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$. 311. Dagegen befreit die Erlegung der Strafe feinesweges von der Erfül- 
lung des Vertrages ?6%), 

$. 312. it aber ausdrüdlich verabredet, daß der Verpflichtete durch Erlegung 
der Strafe von feiner Verbindlichkeit frei werden folle, fo ift die Strafe für eine Wan- 
delpön zu achten #6 b), 
8. 313. Auch eine folche Strafe, wodurd das Intereife des andern Theil, auf 


« 


den Fall, wenn der Vertrag ganz rüdgängig werden follte, beitimmt wird, ift, went 
nicht ein Anderes aus der Verabredung jelbit hervorgeht, für eine Wandelpön anzufehen. 

$. 314. Sit eine Wandelpön verabredet, jo hat der Verpflichtete die Wahl: ob 
er den Vertrag erfüllen oder die Strafe entrichten wolle 57). 

$. 315. Wer mit der Erfüllung ſchon den Anfang gemacht hat, kann wider den 
Willen des Andern auch gegen Grlegung der Strafe nicht mehr zurüdtreten. 

$. 316. Wer fich einmal jchriftlich °®) erflärt hat, ftatt der Erfüllung des Ver- 
trages, die Wandelpön zu erlegen, fann fich wider den Willen des Andern zur Erfül- 
lung nicht mehr erbieten 93%). 


Dritten zu bewirken, nicht erfüllt, feftftellt (Entih. Bd. XXXIV, ©. 61), anzuerkennen, wenngleich 
die Begründung nicht befriedigt. Der Fall fteht gleich der Kontraftsihließung eines nicht gehörig le— 
gitimirten Stellvertreter8, der dem anderen Kontrahenten, wegen deſſen Intereſſes in dem Falle der 
Nichtgenehmigung, eautio ratam rem haberi beftellt. Die Sache ift juriſtiſch einfach. Der Umftand, 
daf * re und das jetundäre Verficherungsgeichäft im derielben Urkunde verfchrieben wor— 
den, ift einflußlos. 

(5. 9.) Achntich ift e8 mit einem außergewöhnlichen paetum de eontrahendo fiber eine Wiefen- 
oder Aderparzelle, worin fir den Fall, daß die gerichtliche Abichliefung des Kontrafts bon einem 
Theile verreigert werden jollte, ausgemacht worden, daß diejer dem Anderen eine beſtimmte Summe 
„Für ſeine bei Befichtigung der Parzelle und fjonftige gehabte Bemühungen, deren näherer Nachweis 
nicht verlangt werden jolle“, zu zahlen habe. Dieſer Nebenvertrag ift eigentlich ein jelbftftändiges 
Paktum über Zufiherung einer Vergeltung für Mühwaltung, Zeitverfäummiß und Auslagen , welche 
der andere Theil veranlaßt und demmächft durch feine Sinnesänderung vereitelt hat. Daß derielbe in 
demjelben Schriftſtück, welches das nichtige pactum de vendendo enthält, miedergeichrieben worden, 
beeinträchtigt feine jelbftftändige Gültigkeit nicht; der Zurüdtretende muß die Seikumg des Anderen 
nad) der Uebereinkunft bezahlen. Bergl. Erf. des Obertr. vom 10, Januar 1865 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LVII, ©. 65). 

56a) (4. X.) Iſt allgemeine Regel. Bergl. L. 16 D. de transactionibus (II, 15). 

565) (4. A.) Oben Anm. 1@ zu 8. 232 d. Fit. Bergl. $. 310, 

57) Wenn ein jo Berpflichteter fi), weil er Analphabet jei, weigert, auf Grund der außerger 
richtlichen Punktation den förmlichen Kontrakt zu errichten, und hierauf die Gültigkeit des Vertrages 
aufrecht erhalten wird, fo geht er durch jene Weigerung des Wahlrechts nicht verluftig. Pr. des Obertr. 
v. 16. Juni 1848, (Nedtsf. Bd. IV, ©, 1613 Denn ein Streit über die Reditsgiiltigleit des Ber «- 
trages faun nicht als die Wahl des Rücktritts angefehen werden. 

(3.4) Wenn die Erfüllung des Vertrages verweigert wird, jo kann der andere Kontrahent ohne 
Weiteres lediglid) auf Zahlung des Neugeldes Hagen; er braucht nad) jolher Weigerung feine Klage 
nicht alternativ auf Erfüllung des Vertrages oder auf Zahlung der Strafe zu richten, er kann es 
abwarten: ob der Bellagte fi zur Erfüllung erbieten werde. Erf. des Obertr. vom 12. Dez. 1856 
(Entſch. B. XXXIV, ©, 66). Erbietet der Berpflichtete fi exeipiendo zur Erfüllung, jo muß der 
Nichteriprud zwar auf Erfüllung ausfallen, der Beklagte „muß aber doch in die Koften verurtheilt 
werden, wenn der Kläger nicht unberechtigten Widerfpruch gegen das Erbieten erhebt. 

(4. U.) Der Berechtigte muß alfo alternativ lagen, wenn der Andere nicht in vechtsverbindlicher 
Form gewählt hat. Hat aber der Berechtigte vor folder Wahl fich jelbft außer Stand gejetst, feiner- 
feits zu erfüllen, und fann cr deshalb dem Anderen keine Wahl mehr fiellen ($. 310) und fich zur 
Erfüllung nicht bereit erklären, 3. B. wenn er das verkaufte Grundftüd, nachdem der Andere nur 
mündlich die Wandelpön gewählt hatte, andermweit verlauft; jo kann er auch die Wandelpön nicht 
fordern. Erf. des Obertr. vom 1. November 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLII, ©. 365). 

58) Bei einem Bertrage, welcher ſelbſt jchriftlich verfaßt it. Genügt die mündlide Form fir 
die Eingehung des Vertrages, fo genügt fie auch für die Aufhebung, nad dem Gejegen der Logik 
und des Rechts. 

58.8) (4. 9.) In einem Falle, wo der eine Kontrahent mehr gefordert hatte als ausgemacht wor⸗ 
den war und, weil der Andere dies micht betvilligen wollte, extlärt hatte, daß er num dem Vertrag 
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$. 317. Auch die Leiftung der Gewähr gehört zur Erfüllung eines Bertrages ?°). 

$. 318. Bei allen läftigen Verträgen, wo nicht befondere Gefege oder ausdrüd- 
liche Verabredungen ein Anderes mit fi bringen, muß ein Theil dem Andern dafür 
haften, daß ſich derjelbe der gegebenen Sache, nad) der Natur und dem Inhalte des 
Vertrages, bedienen fönne 59). 


nicht erfüllen werde, ift angenommen, daf aus der, die Wahl des einen Kontrahenten beihrän- 
tenden Beftimmung des $. 316 keineswegs folge, daß der Vertrag von ihm nicht aud) auf andere 
Weiſe rückgängig gemacht werden könnte, er ſich alfo, in Ermangelung einer ſolchen jchriftlihen Er- 
Närung, fortwährend zur Erfüllung erbieten könnte, und der andere Kontrahent jederzeit dieſe Erfül— 
noch annehmen müßte, auch wenn der Bertrag von dem einen Kontrahenten ſchuldbarer Weije 
rüdgängig gemadıt war, Im diejem falle werde die Wandelpön micht gefordert, weil fich diefer Kon— 
trahent erflärt habe, die Wandelpön ftatt der Erfüllung des Vertrages zu erlegen, vom welchem falle 
der $. 316 ſpreche, fondern fie werde gefordert, weil derieibe aus kontraftswidrigen Gründen von dem 
Bertrage zurüdgetreten fei. Es liege in der Natur der Sache, daß, nadıdem der Vertrag auf ſolche 
Weile durch die Schuld und die Weigerung diejes Kontrahenten, den Bertrag zu erfüllen, einmal 
rüidgängig geworden, der Andere nicht weiter gebunden umd nicht verpflichtet ſei, ein weiteres Erbie⸗ 
ten dejjelben zur Erfüllung des Vertrages abzumarten. Die Strafe fei vielmehr verfallen, weil der 
Kontrahent die Ausführung des Vertrages durd) feine Nenitenz vereitelt habe, und von dieſem Falle 
fei in dem $. 316 nicht die Rede. Erf. des Obertr. dv. 23. Nov. 1860 (Entid. Bd. XLIV, ©. 4). 


59) Unter der „Gemwährleiftung‘ faffen die Verfaſſer des L. R. zwei verichiedene römische Imftitute 
zufammen. Das eine ift die Eviktionsleiſtung, d. h. die Verpflichtung des Verkäufers, dem Käufer 
Erſatz zu leiften, wenn demfelben wegen eines mangelhaften Rechts des Verkäufers die Sade dur 
einen Dritten abgeftritten (ebinzirt) wurde. Diefes Inſiitut war ein civilvechtlihes und ein Naturale 
des Kaufe. Das andere find die ädilitiichen Kiagen wegen natürlicher Fehler der Sache. Kaufte Je—⸗ 
mand eine fehlerhafte Sache, umd zwar aus Jrrthum, jo war das ein nach Civilvecht ganz gültiger 
Handel, weil ein Irrthum im Nebendingen (unweſentlicher Irrthum) die Willenserklärung, den Kon— 
traft nicht unkräftig machte. Nah Civilrecht hatte ein folder Käufer alſo nichts zu fordern. Aus 
nahmsweiſe kam ihm das Edikt der Hedilen zu Hilfe und gab ihm zwei Klagen, unter weichen er 
wählen durfte: die actio redhibitoria und die actio quanti minoris. Beide Inftitute hatten eine un—⸗ 
ge Natur, verichiedene Zwecke, verſchiedene Eigenheiten und Erfolge. Alles das findet fih im 

.R. ohne alle Unteriheidung zujammengeworfen. Daher die Unbeftimmtheiten, die Unficherheit der 
Praris und die Meinungsverfchiedenheiten. 

60) Dieje allgemeine Faſſung ift auf die Spezies der Eviftionsleiftung mit beredinet. Denn wenn, 
jagt Suarez, ein Dritter einen Anfprud an die Sache hat, jo wolle er entweder die Sache jelbft 
ganz, oder zum Theil an ſich nehmen, oder er behaupte, daß ihm ein jus in re zufomme. Im dem 
erften Falle bemwirke der Anſpruch, daß der Empfänger fich der Sache nach der Natur und dem JIu— 
halte des Bertrages nicht bedienen könne ($$. 320, 323), und in dem anderen Mebe der Sache eine 
Loft an, und davon dieponire der $. 331. (Geſ.Reviſ.Penſ. XIV, Mot. zu $$. 300 ff., ©. 123.) 

Eine andere erhebliche Aenderung in diefer Lehre haben die Verf. des L.R. bewerfftelligt. Das 
R. R. kennt nämlich die Anwendung diefer Inftitute auf die Klaſſe der Verträge nicht, melde ein 
dauerndes Berhältniß begründen und durch eine lange Zeit durch Fortſetzung und Wiederholung der 
Leiſtung von beiden Seiten erfüllt werden, 3. B. Pacht- und Miethsfontratte. Der Grund ift, meil 
dabei fein Bedürfniß zu jolher Anwendung, nicht einmal eine paßliche Gelegenheit if. Denn mas 
dadurch bei dem Kaufe erlangt werden ſoll, das wird bei diejen langdauernden Rechtsverhältnifjen viel 
fiherer durch die rechtliche Natur des Vertrages jelbt erreicht, indem der Eine vorzuleijten hat. Kann 
alfo der Bermiether die Sache dem Miether nicht gewähren, jo hört damit von Stund an in jomeit 
die Gegenleiftung auf. Suarez ift a. a. D. der Meimung geweſen, daß die Eviktionsleiftung auch 
auf Miethe und Pacht Anmwendung finde. Darin folgt ihn die Praris nad. Das Pr. des Obertr. 
26, d. 15. Juli 1833 jagt: 

a) Die Borſchrift SS. 318 und 345, wegen der bei läftigen Verträgen von dem einen Theile dem 
anderen zu leiftenden Gewähr, befchränft fih bei Erbpadhts- und anderen ähnlichen Verträgen, wo 
Rechte und Pflichten des einen und anderen Theils fortdauernd find, keineswegs auf die Zeit und den 
aufn) der Uebergabe, fondern dauert jo lange an, als der Bertrag felbft; ausdrüdiich vorbehaltene 

igenichaften mifjen alfo während der ganzen Dauer der Erbpacht gewährt werden, daher auch 

b) eine von dem Mangel erlangte Kenntniß, des 8. 345 ungeachtet, jelbft nach Ablauf der Jah: 
resfrift, den Erbpächter nicht hindert, gegen den Erbverpächter den ihm durch die Abmejenheit der 
borbedungenen Eigenichaft entftehenden Schaden für die Zukunft einzuflagen, weil jein Recht auf 
Gemährlerftung, alljährlich fich erneuernd, nicht Schon vor der Entftehung durch Verjährung verloren 
gegangen fein konnte. (Entſch. Bd. IV, ©. 29.) 

ce) Auch ift angenommen, daß ebenjo beim Miethsvertrage die Dauer der Erfüllung defjeiben und 
insbefondere der $. 291, Tit. 21 feftgejegten Inftandhaltungspflicht des Vermiethers eine ftete Erneue- 
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8. 320. Liegt an dem Geber die Schuld 6?), daß ſich der Empfänger der gege— 
benen Sache, nach der Natur und dem Inhalte des Vertrages, nicht bedienen kann, 
jo muß er den Empfänger ſchadlos halten. ($$. 285 — 291.) 

$. 321. Iſt die Unmöglichfeit, fich der Sache folchergeftalt zu bedienen, durch 
eigened auch nur geringes Verfehen des Empfängers $*) entitanden, fo kann derfelbe 
von dem Geber feine Vertretung fordern. 

8. 322. Ein Gleiches findet in der Regel auch alddann ftatt, wenn die Unmög— 
lichkeit nach erfolgter Uebergabe durch einen bloßen Zufall, oder durch unabwendbare 
Gewalt und Uebermacht entſtanden ift. (Tit. 21) 6*). 

$. 323. Auch wegen der Anſprüche eines Dritten auf die vermöge des Vertra- 
ges gegebene Sache muß der Geber nach $. 320 Vertretung leiften, injofern der Em— 
pfänger dadurch jich der Sache, nad) der Natur und dem Inhalte des Vertrages, zu 
bedienen gehindert wird. 

$. 324. Nähere Beftimmungen darüber find bei den verfchiedenen Arten der Ber- 
träge feitgefebt. 

$. 325. Fehlen der Sache ausdrüdlih vorbedungene 6%) Eigenfchaften, fo ift 
der Empfänger auf die Gewährung derjelben anzutragen berechtigt 6° ®). 


rung des dem Miether zuftehenden Rechts auf Gewährleiſtung zur Folge haben müſſe. Erf. des Obertr. 
v. 5. Nobbr. 1846 (Eutſch. Bd. XIV, ©. 265). 

Nicht das Recht auf Gemwährleiftung, ſondern das Recht auf Erfüllung und immer fortgejeiste 
Borleiftung ift der Rechtsgrund, der die Berjährung der Eviktionsflage ausichließt. Auf die Ge- 
mährleiftungsflage pafjen die Säge nicht. 

Unlogiſch wird bei Landgüterpachten die Fortdauer der Wechielfeitigkeit geleugnet. 

61) Wenn nämlich die Uebergabe ſchon geichehen ift, fonft kann die Uebernahme verweigert wer⸗ 
den. Pr. 1442, in der Anmerk. 39, III, 1, lit.e, zu $. 271 d. T. 


62) Um den Geber zur rer A verbunden zu achten, ift e8 genug, daß der Gehler 
ſchon vor der Uebergabe, ohne Schuld des Empfängers ($. 321), vorhanden geweſen. Daß der Geber 
an der Entftehung defielben jchuld ſei, wird nicht gefordert. Denn es ift hier im Krage: ob er die 
Sache in gehörigem Stande übergeben, d. h. die Erfüllung gehörig geleiftet habe. Das hat er nicht, 
wenn er 3.8. ein krankes Pferd übergiebt, wenn er aud die Krankheit nicht verurſucht hat. Bon 
einer Schuld des Gebers ift hier nur ım fofern Mede, als es ihm beizumefien, daß er feiner Verbind- 
lichfeit nicht gehörig Genüge geleiftet. 

(4. 9.) Ueberhaupt, wenn Verſchuldung bei Erfüllung eines Vertrages eintritt, ift immer die 
Kontraftsflage gegeben und dieje verjährt nur im der ordentlichen Zeit. Wo alſa die Kontraftsfiage 
ftattfindet, kann von der für die ädilitiichen Klagen vorgeichriebenen kürzeren Berjährung ($$. 348—845) 
feine Rede fein. Diefe find zur Erweiterung nur für die Fälle gegeben, wo dem Kontrahenten in 
Beziehung auf gewiſſe Mängel gar keine VBerihuldung nachzuweiſen I, mithin die betr. Kontraftsflage 
nicht begründet werden kann. Man hat jedoch, in Folge der Verwiſchung oder vielmehr Berdunfelung 
der Speyifizirung der Klagen durch Unterdrückung der äußeren Klagenbezeichnung in der Gejetsgebung, 
die kurzen Verjährungen der ädilitifchen Klagen auf die fontraftlihen Aniprüche aus den 58. 285—291 
angewendet wiſſen wollen. Dem ift das Obertr. jehr rechtsverftändig entgegen getreten. Bergl. Erf. 
dv. 17, Februar 1859 (Archiv j. Rechtsf. Bd. XXXII, ©. 268). 

63) Vorausgeſetzt ift hierbei noch immer, daß der Fehler dor der Uebergabe entftanden ſei. $. 322. 
Man hat erörtert: wie es fich ftelle, wenn gugieich die Schuld des Gebers konkurrive. Darüber läßt 
fi in der abftraften Weife, im welcher die VBorfchriften gehalten find, gar nichts beftimmen ; es kommt 
auf die Beichaffenheit des befonderen Falles an. Hätten 3. B. der Berfäufer und der Käufer eines 
Pferdes gemeinichaftlich jhuld an der Krankheit defjelben und der Käufer übernimmt es doc, jo kann 
er ſchwerlich Erjat für den Fehler fordern, 

64) $$. 211, 299 fj., 307, 383, 478; Tit. 18, 85. 762 fi. 

65) Dann hat der Käufer die Kontraftsflage und nicht nöthig, auf die ädilitiſchen Hülfsklagen 
zurüdzugehen: er kann mit der Kontraftsftage ichlechthin das BVeriprochene erzivingen. Im Wider⸗ 
Ipruche mit diefen Grundiägen hatte das Obertr. am 10. Juni 1843 den Sat ausgeiprochen: 

Die von den Berkäufer eines Grundftüds übernommene Berpflicitung : dafjelbe don den darauf 

eingetragenen Laften zu befreien, begründet für dem Käufer, im falle der unterbleibenden Erfül- 

lung diejer Berbindiichleit, wenn er vom Bertrage nicht wieder abgehen will, nur die Befugniß, 
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$. 326. Kann der Geber die fehlende Eigenfchaft nicht gewähren, fo kann der 
Uebernehmer von dem Kontrafte wieder abgehen 6°). 

$. 327. Er muß alddann die Sache in dem Stande, in welchem er fie empfan- 
gen hat®®), zurüdgeben. 


= —— des mE oder des vollen Werths des Kaufgegenftandes zu fordern. (Entich. 
‚IX, ©. 173. 
Die Umächtheit diejes Satzes habe ih in m. Beintheilung der Enticheidungen, S. 619 fi. dargelegt, 
= ift —* durch den Plenarbeſchluß (Pr. 2342) vom 2, Febr. 1852 anerkannt, welcher folgenden 
ab ausipridt: 
If der Verkäufer eines Grundftüds zu der don ihm im Kontralte übernommenen iberation des 
verfauften Grundftids von den darauf eingetragenen Hypothelen verurtheilt, fo kann der Käufer 
nicht genöthigt werden, ftatt der Bewirtung der Fiberation oder der Liquidirung des Intereſſes, 
ich mit der Aufhebung des Vertrages oder dem Erjate des Minderwerthes, eventuell des vollen 
erthes des verkauften Gegenftandes zu begnügen, 
Es wird anerkannt, daß die lex contractus erfiillt werden müſſe. Selbft nad) 88. 323—328 werde 
dem &eber nicht etwa die Befugniß ertheilt, ſich von der fontraktlichen Berbindlichkeit durch Rücknah— 
me der Sache oder durch — EG VARENEN; vielmehr jeien es die Befugnifie des Nehmers, 
weiche die 83. ausiprechen , wenn der Geber nicht gewähren fönne. Die Möglichteit aber jei in dem 
er wo eine Hypothek weggeichafft werden jolle, durch den erforderlichen Geldaufwand gegeben, da 
St aud von einem Dritten angenommen werden müſſe. (3.M.Bl. 1852, ©. 82; Eutſch. Bd. 
XXI, ©. 145.) 


65.8) (4. 9.) „Berechtigt“ d. h., wie in der vorhergehenden Arm. 65 angedeutet torden, der Em— 
pfänger ift nicht bloß auf die ädilitiſchen Klagen angewieſen, fondern er kann auch mit der Kontrafts- 
Mage die gehörige Erfüllung erzwingen. Diefe Klage fett alio voraus, daß der Vertrag in einer be- 
fimmten Beziehung durd) die Gewährung der Sache noch nicht erfüllt worden ift, daß an der Erflil- 
fung noch Etwas fehlt, und daß das Fehlende noch nachgeleiftet werden kann. Bei einem berdunge- 
nen Werfe 3. B. ift dies der Fall, wenn der Mangel an defien Vollendung liegt, wenn aljo etwas 
an der Bollendung des Wertes, als eines Ganzen, fehlt. Anders fteht e8, wenn das Werk als ein 
fertiges und vollendetes Ganzes übergeben und angenommen ift, und nun fich hinterher nicht Mängel 
in der Bollendung, jondern Mängel an dem vollendeten Ganzen (Totalität), an der Konftruftion, 
dem Berhältniffe der einzelnen Theile zum Ganzen u. j. w. zeigen. In einem ſolchen Falle handelt 
es ſich micht mehr um die Erfüllung, jondern um die Feblerhaftigteit des Erfüllungsobjetts. Hier 
führt die Kontraftsflage auf Erfüllung micht zum Ziele, der Empfänger ift mithin auch nicht etwa ver- 
pflichtet , dieſelbe gleihjam wie eine Präjudizialflage zu gebrauchen, um dadurch feftzuftellen , da; der 
Geber die fehlende Eigenjchaft nicht getwähren könne ($. 326), um fo berechtigt zu werden, bon den 
ädifitiichen Klagen Gebrauch zu machen; denn er ift micht verpflichtet, das unbrauchbare Erfüllungs- 
objeft zur Umarbeitung zurüdzugeben, und demnächſt ein anderes dafür anzumehmen, lange nachdem 
die Erfüllungszeit vergangen iſt; vielmehr muß er, weil der Geber bereits erfüllt hat, und fich nicht 
in der Lage befindet, den Vertrag noch erfüllen zu können, berechtigt fein, eine der ädilitiichen Kla—⸗ 
gen ohne Weiteres anzumenden. Sehr gut ausgeführt in dem Ert. des Obertr. vom 24. April 1860 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXVII, ©. 188). 

655) (5. U.) Der 8. 330 findet feine Anwendung, wenn eine borbedungene Eigenichaft fehlt, es 
fommt dann nicht darauf am, ob der fehler ertennbar war oder nicht. Erf. des Obertr. v. 25. Febr. 
1864 (Ach. f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 46). Der Rüdtritt ift jedoch nicht geftattet, wenn der Yauf der 
—— = Amoıen Mangel ergänzt hat. rt. des Obertr. vom 16. Jumi 1853 (Arch. f. Rechtsf. 

66) D. h. weientlich unverändert; verbeffert oder verichlechtert kann fie fein. 8.337. ©. 
Pr. 2189 in der Anm, 43 zu $. 157 d. T., und Pr. 2152 in der Anm. 45 zu 8.159 d. T. 

(4. A.) Hierdurch find die römiſchen Grundſätze de mortuo redhibendo (L. 47, 8.1, L.48 pr., 
L. 38, 8.3 D. de aedil. edieto XXI, 1) nicht geändert. Vergl. unten Tit. 11, $. 203 und Erf. 
des Obertr. b. 14. Februar 1858, ſowie Erf. dv. 23. Juni 1859 und 20. März 1860 (in der Anm. 49 
zu 8.206, Tit. 11 u. Anm. 46 zu 8. 202 ebd.). 

(4. A.) Die Beftimmung des $. 327 kommt dann nicht in Anwendung, wenn die Sache aus einer 
ſchon vor der Uebergabe vorhanden geweſenen Urjache verändert iſt. Erf. des Obertr. v. 26. Septbr. 
1849 (Archiv f. Rechtsf. Bd. 1, ©.46). Dies ift der Grund des Prinzips de mortuo redhibendo. 
Daher muß der Verkäufer von Saatroggen, für defien Keimfähigteit er einftehen muß, wenngleich er 
ihren Mangel nicht gefannt haben mag, auch ihn zu entdeden nicht befähigt war, das Kaufgeld un- 
bedingt, ungeachtet der Käufer den ausgejäeten Roggen als Roggen wiederzugeben nicht im Stande ift, 
zurüdgeben , wenn der —— * Keimunfähigleit nicht aufgegangen ift. Erk. des Obertr. vom 
12. Jumi 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLV, ©. 287). 

(4. 9.) Bei einer Duantität, 3. B. nad Pfunden vertauften fungiblen Sadye, macht die Berfü- 
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8. 328. Kann oder will er dieſes nicht, fo hat e8 bei dem Kontrafte fein Be- 
wenden 66%), und der Empfänger kann von dem Geber nur fo viel an Vergütung for 
dern, ald die Sache wegen der fehlenden Eigenſchaft weniger werth ift®?). 

$. 329. Fehlen der Sache folhe Gigenfchaften, die dabei gewöhnlich vorausge- 
fegt werden ® 8), fo finden die VBorfchriften des vierten Titels $$. 81, 82 Anwendung 99). 

$. 330. Sit alfo der Fehler in die Augen fallend 7°) und der Empfänger hat die 


gung des Käufers Über einen geringen Theil der Ouantität derfelben die bei der Gewährleiftung dem 
Empfänger nad) $. 327 obliegende Rückgabe der Sache in dem Stande, wie er fie erhalten hat, nicht 
unmöglich, infofern der Empfänger erbötig ift, die verbrauchte Quantität zu erfegen. Erk. des Obertr. 
v. 28, Febr. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 192), 


668) (4. N.) Er ift mithin, nachdem er dem Geber — einmal, wenn auch formlos, doch 
ausdrücklich erklärt hat, daß er die Sache demſelben gegen Rückempfang des Preiſes nicht zurüdgeben 
wolle, der Befugniß zum Rücktritte von Vertrage für immer verluſtig. Erf. d. Obertr. vom 19. Mai 
1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 201). 

67) Der Anſpruch eines Erbpächters an den Erbverpächter auf VBergiitung des Minderwerths des 
Erbpadhtörechts wegen einer fehlenden ausdrüdlich vorbedungenen Eigenichaft, kann nur auf Minde- 
rung oder Erlaf des Erbpachtszinjes gerichtet werden. Pr. 629, d. 16. März 1839. Der Grund- 
ſatz gilt aud) bei Zeitpadhtungen, kann aber nicht aus der Lehre von der Gewährleiſtung, jondern nur 
aus der don der Borleiftung bei Pachtungen und Miethen abgeleitet werden. Bergl. oben die Aıum. 60 a. E. 

(3. U.) Der Empfänger hat unter der Vorausfegung, daß er die Sache in dem empfangenen 
Zuftande zuridzugeben vermag, die Wahl zwiſchen der Wandelungsklage und der Dinderungsllage. 
Beide Klagen haben ein gemeinjames Fundament: den Vertrag und den Fehler; die Wahl und die 
Bedingung der Wahl gehören nicht zur Begründung des Klageredits. Wenn daher die Wandelungs- 
Mage rechtskräftig zurlidgemwieien wird, nicht deshalb, weil e8 an der Bedingung der Wahl fehlt, fon- 
dern deshalb, weil das gemeinjame Erforderniß, nämlich der gerügte Fehler, micht vorhanden oder 
nicht erwieſen iſt; fo kann nicht mehr zur Minderungsklage gegriffen werden, weil über deren Grund 
bereits rechtskräftig geurtheilt if. Deshalb findet gegen die Minderungsklage, in dem beiprochenen 
Falle, die exceptio rei judicatae ftatt. Erf. des Obertr. vom 17. Juni 1856 (Entſch. Bd. XXXIV, 
S. 73). 

68) 3. B. die Eigenſchaft der Kursfähigkeit eines auf den Inhaber Iautenden öffentlichen Geld- 
papiers. Pr. 1938, vom 28. Dftober 1847 (Entih. Bd. XVI, ©. 114), (4. 9.) Oder wenn ein 
Banquier ein aufgebotenes und demmächit mortifizirtes Werthpapier an einen, der nicht Banguier ift, 
vertauft. (5. U. Dies bezieht fi auf dem Verkauf eines aufgebotenen Papiers in der Zeit zwiſchen 
dem öffentlichen Aufrufe und dem Amortifationsbeichluffe: im diefer Zeit ift das noch eriftente Pa- 
pier ala ein fehlerhaftes anzufehen. Wird aber ein bereits amortifirtes Papier verfauft, fo greifen 
die Grundſätze über Gemwährleiftung wegen Mangels vorausgejegter Eigenichaften und die für daraus 
entfiehende Ansprüche vorgefchriebenen kurzen Verjährungsfriften [$$. 343, 344] niht Plag, da es 
fich dann nicht ſowohl um den Mangel einer ſolchen Eigenichaft des Papiers, fondern darum handelt, 
daß die Sache gar nicht mehr eriftirte, alfo um das Borhandenfein des Objekts ſelbſt. Der Käufer 
hat das, was er faufte — eine eriftente Aktie — noch nicht erhalten und der Anipruch auf Aushändi- 
gung einer ſolchen ift jenen furzen Berjährungsfriften nicht unterworfen. Erf. des Obertr. vom 
21. Juni 1864, Arc. f. Reditsf. Bd, LVI, ©. 78.) Iſt der Käufer feibft Banquier, jo kann er 
wegen jeines eigenen Verſehens, außer dem Falle des Dolus, keinen Anjpruch machen. Dagegen 
ift der andere Abweifungsgrund des Obertr. in dem Erf. dom 17. März 1859 (Entih. Bd. XLI, 
©. 39), weil der Käufer die fehlerhaft befundene Sache, obſchon ohne eigenes Verſchulden, nicht mehr 
in dem früheren Stande, nachdem die Papiere amortifirt, zurädgewähren fann, hier eben ſowenig 
haltbar , wie bei dem Kaufe eines Thiers, welches an den Folgen einer bei der Uebergabe nicht ficht- 
baren Krankheit ftirbt. Vergl. die Anm. 66, Abſ. 2, und die Arm. 65°. 

69) Dies ift der eigentliche Fall der ädilttiichen Hülfskllagen, da die Kontraftsfiage bei Irrthü— 
we in Nebendingen nicht hilft. S. oben Anm. 59 zu $. 317. Bergl. unten Anm, 378 zu $. 196, 

it. 11, 


70) Das ift im jedem einzelnen Halle beionders zu befinden. (4. A.) Wird in dem Umftande, 
daß der Käufer nicht —— ſei, Veranlaſſung gefunden, ihm ein Verſehen nicht beizumeſſen, 
fo iſt dies nicht zu mißbilligen. Erf. des Obertr. dv. 17. Febr. 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXiII, 
©. 319). (5. U.) Gemeinrechtlich werden die Klagen aus dem ädilitiſchen Edikte nach der richtigen 
Anſicht alsdann nicht ausgeicloffen, wenn der vorhandene Fehler auch nur ein in der Art verborge- 
ner, daß derjelbe bloß dem Auge des Kenners fichtbar ift. Erf. deſſ. vom 15. April 1862 (Archib 
f. Rechtef. Bd. XLIV, ©. 299). Daß im preußiſchen Rechte ein anderer Grundſatz nicht gilt, ift 
nicht zweifelhaft. Erf. defj. vom 25. Februar 1864 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 47). 
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Sache, ohne denfelben ausdrücklich?!) zu rügen, übernommen ?2), fo fann er weder 
vom Vertrage zurüdtreten, noch Vergütung fordern. 

$. 331. Iſt aber der Fehler nicht in die Augen fallend? ®), fo findet alles? °) 
ftatt, was von dem Mangel einer ſolchen Gigenfhaft, deren Gewährung ausdrüdlich 
verjprochen worden, 88. 325 — 328 vorgeſchrieben ift. 

8. 332. Wenn nicht erhellet, daß der Fehler der Sache fehon bei der Ueberneh— 
mung derjelben vorhanden gewejen, jo wird angenommen, daß er erit nach diejer Zeit 
entftanden fei. 

$. 333. Wegen folder Yaften, die einer Sache derjelben Art gewöhnlich anfles 9 gepen der 
ben ?*), findet in der Regel feine Vertretung ftatt. lebender 

8. 334. Iſt jedoch die Freiheit von einer gewiſſen Laſt ausdrücklich vorbedungen te" 
worden, und es findet fih, dab die Sache dennoch damit behaftet jei?°), fo gelten 
alle Vorſchriften, welche für den Fall, wenn eine ausdrüdlich zu gewähren verfprochene 
Eigenschaft ermangelt, $$. 325— 328 ertheilt worden. 

8. 335. ft die Sache mit einer für Sachen derfelben Art ungewöhnlichen Laft 
behaftet, fo finden die wegen ded Mangels einer gewöhnlich vorausgefegten Eigen- 
haft $$. 329, 330, 331 gegebenen Borfchriften Anwendung. 

8. 336. Nähere Beitimmungen deshalb find bei den verfchiedenen Arten der 
Verträge feitgefebt. 

8 337. In allen Fällen, wo der Uebernehmer einer Sache diefelbe wegen feh- 
lerhafter Befehaffenbeit zurüdgiebt, ift er wegen der —— Früchte, wegen Ver— 
beſſerungen und Verſchlimmerungen, auch ſonſt überall, als ein redlicher Beſitzer anzu— 
ſehen?sa), (Tit.7, 8. 188 sqq.) 


71) Die ganze Beſtimmung hat nur für den Fall praltiſche Bedeutung, wenn die Uebergabe zu 
einer ſpäteren Zeit, als der Handel abgeſchloſſen iſt, erfolgt. Will der Käufer einen Fehler bei dem 
Handel an der gegenwärtigen Sache rigen, fo fann die Beftimmung ſchon deshalb nicht Anwendung 
finden , weil dann die Berchaffenheit der Sade mit beiprochen worden, und mit Nüdficht auf diejelbe 
der Handel geichlofien worden ift. 

Erfolgt die Uebergabe zu einer jpäteren Zeit, und der Uebernehmer bemerkt den fehler, jo ge- 
nügt es zur Erhaltung feines Rechts, auf denfelben hinzuweiſen und feine Mechte ſich vorzubehalten. 
Die jchriftliche Form ift fein Erforderniß, weil fie nicht vorgeſchrieben und weil hier auch nur von 
einer Thatjache Rede ift, nicht von einem Rechtsgeichäfte. 

72) Hat der Käufer die mit einem in die Augen fallenden En behaftete Waare don dem ab- 
weienden Verkäufer bloß durch einen Fuhrmann abholen lafien,, jo kann ihm, wenn er wegen jenes 
—— Gewährleiſtung fordert, nicht entgegengeſetzt werden, daß der Fehler nicht bereits bei der 

ebergabe der Waare an den Fuhrmann gerügt worden jei. Pr. des Obertr. 1815, dv. 18. Dezbr. 
1846 (Entid. Bd. XIV, ©. 186), Aber er muß die Feblerhaftigkeit der Sache jogleich nad) deren 
Eintreffen rügen, jonft ift die Uebernahme der fehlerhaften Sadıe im Sinne des $. 330 gejchehen. 
(4. 4.) Auch dann ift der $. 330 nicht ammendbar, wenn die überfandte Waare verpadt ımd der 
Fehler nicht ſchon an der Verpackung äußerlich erfennbar war. Ext. des Obertr. v. 16. Septbr. 1851 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 15). 

728) (4. 9.) Bei ANSCHERE nen Eigenſchaften ift es unerheblich, daß der Fehler im die 
Augen fallend ift. $. 326 und die Anm. 65b dazu. 

73) Es muß alfo auch die Kontraftsliage, im Sinne des Röm. R., auf Hebung des Mangels, 
wenn fie möglich, ftattfinden. Bergl. Aum. 65 und 59. 

74) Bergl. Tit. 11, $$. 175— 191. 

75) Verſchieden vom diefem Falle ift der, wenn beide Theile das Vorhandenjein einer gewiſſen 
Laſt, B. einer Hypothek, wiſſen und der Verkäufer die Verpflichtung übernimmt, die Sache von 
diefer Laſt zu befreien: hier find nicht zunächſt die Vorichriften $$. 325 — 328 beftimmend, vielmehr 
kann fchlechthin Erfüllung des Vertrages gefordert werden. Anm. 65. 

758) (4. 9.) Welcher Ort in einem ſolchen Falle der Ort der Rüdzahlung und beziehentlich der 
Nüdnahme ei, ift im einem alle der actio redhibitoria von dem Appellationtgerichte einerjeits und 
dem Obertribunale amdererfeits wiederiprechend beantiwortet. Jemand aus der Neumark hatte von 
einem Roßtäuſcher aus Stargard auf dem Markte zu Schönfließ eim Pierd gekauft. Diejes 
erwies ſich als dämpfig. Der Käufer forderte den Verkäufer zur Zurlidnahme des Pferdes bei ihm 


f) bei einem 
Inbegriff 
von Saden. 
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$. 338. Doc) darf auch ein ſolcher Uebernehmer fi) mit dem Schaden des An- 
dern nicht bereichern. i 

$. 339. ft der Bertrag über einen Inbegriff von Sachen gefchloffen worden, fo 
fann wegen der Fehler einzelner Stüde davon nicht wieder abgegangen werden 76), 

8. 340. ft aber ein oder anderes — Stück dergeſtalt fehlerhaft, daß da— 
durch der vertragsmäßige Gebrauch eines ſolchen Stückes gänzlich verhindert wird, ſo 
kann dafür Schadloshaltung gefordert werden. 

8. 341. Sind die Fehler einzelner Stücke fo befchaffen, daß dadurch der ver- 
tragämäßige Gebrauch des ganzen Inbegriffs vereitelt wird, fo kann der Uebernehmer 
von dem Bertrage wieder abgehen. 

8. 342. SH zwar über mehrere Stüde zufammen, aber nicht ausdrüdlich ala 


und Rüdzahlung des Kaufgeldes auf. Diefer holte das Pferd nicht ab und deshalb forderte der Käufer 
die Erftattung der Unterhaltstoften. Diefe Sprach ihm der Appellationsrichter auf Grund diejer Be— 
fimmung in Verbindung mit dem $. 220, Tit. 7: „Die zur Auslieferung oder Uebergabe der Sadıe 
nothwendigen Koften muß der —— tragen“, zu, weil er dieſe Beltimmung jo verftand, daß 
der Ort des Käufers der Ort der Uebergabe fei und daher der Verkäufer fich das Pferd auf feine Koften 
abholen müſſe. Das Obertrib. erflärte diejes für eine Nichtigkeit und meinte, die Rüdnahme des 
Pferdes braude, nad) $. 27, Tit. 16, mur an dem Wohnorte des Berkäufers zu geichehen. Erk. 
v. 6. Januar 1859 (Arc). f. Rechtsf. Bd. XXXII. S 107). Das Appellationsgericht hatte jedoch ganz 
richtig geurtheilt, und die Begründung der Meinung des Obertrib. ift nicht triftig. Erſtlich meint 
daſſelbe, der $. 220, Tit. 7 Ri überhaupt unanwendbar, weil dort vorausgejetst jei, daß der Eigen- 
thiimer die Herausgabe der Sache von dem redlichen Inhaber als eine Pflicht, die diefem an ſich ob» 
liege, die er jedocd anders als auf das Begehren des Eigenthiimers nicht zu erfüllen habe, wirklich 
verlange. Abgeiehen davon, daß dieſer haaripaltende Unterjchied in unſerem $. 337 nicht gemacht wird, 
fondern der $. 337 ganz allgemein durch die Worte „auch ſonſt überall” auf die $$. 188 ff., mithin 
aud) auf den $. 220, Zit. 7 verweiſet; fo ift ja das Poftulat wirklich vorhanden, wenn nur der Zweck 
und eigentliche Gegenftand der actio redhibitoria gehörig aufgefaßt wird. Diefer befteht hauptſächlich 
gar nicht im der Nöthigung zur Zurüdnahme der Sache: darauf geht die actio nicht; vielmehr wird 
r gegeben auf Zurüdzahlung des Kaufgeldes, wenn der Verkäufer die Aufhebung des Geichäfts nicht 
t eingehen mögen ; der Berfäufer wird jchlechthin zur Rüchzahlung des Kaufpretjes verurtheil. So 
ift e8 nach der Quelle, aus welder das A. L.R. dieje actio unverändert geichöpft hat. L. 45 D. de 
aedil. edieto (XXI, 1). Daß der Berläufer die fehlerhafte Sache wirklich — dieſes zu for⸗ 
dern hat der Käufer gar kein Recht, aber er iſt verpflichtet, ſie zurückzugeben, wenn dies der 
Verläufer verlangt, mithin iſt der Käufer in Beziehung auf die Zurückgabe ein —** Berpflich⸗ 
teter und Jener der Berechtigte. L. 81; L. 29, 8. 3; L. 25, 8. 10; L. 26 D. eod. Die poftulirte 
en ift alfo in der That vorhanden, Zweitens jagt das Obertr., es fei damit, daß der 
g. 220, Zit. 7 beftimme, daß der Verkäufer die zur Auslieferung oder Uebergabe der Sache nothwen⸗ 
digen Koften tragen muß, die Verpflichtung des Eigenthimers zur Abholung der Sache noch nicht aus- 
gebraten. Dies ift der Ausdrud einer unrichtigen Auffaffung der Beftimmung. Die Frage nad) dem 
te der Uebergabe ift eine Geldfrage. Wenn cine Sache an eine gewiſſe Berion überliefert werden 
joll, jo müſſen Sadhe und Perion räumlich zufammengebracdht werden und diefe Zufammenbringung 
foftet Geld. Iſt nun geletstich beftimmt, daß an dem Orte, mo die Sache fich befindet, die Koften 
der Uebergabe von dem Empfänger getragen werden ſollen, jo ift damit der Ort der Uebergabe be— 
ftimmt, und e8 braucht nicht noch beigefügt zu werden, daß der Empfänger ſich ſolche abholen müſſe; 
das kann auch verftändiger Weiſe geietsgeberiich nicht befohlen werden, der ae fann die Sache 
aufgeben. Wenn er fie aber haben will, jo muß er kommen oder Jemand ſchicken. — Hiermit ift 
die vermeintliche Entkräftung der triftigen Gründe des Appellationsgerichts abgelehnt. Es bleibt noch) 
der eigenthümliche Eutſcheidungsgrund des Obertr. übrig. Dies ift der $. 27, Tit. 16, welcher lauter: 
„Wenn weder u. ſ. w. die Erfüllung beftimmen: jo muß diejelbe da, wo der Verpfichtete fi 
aufhält, geleiftet und angenommmen werden.” Nun meint das Obertr., daß hiernad dem Berfäufer 
(dem Geber) die Sache an feinen Wohnort geliefert werden müſſe, weil er der Berpflichtete , nämlid) 
verpflichtet zur Zurüdnahme, jei. Das ift eine Perſonenverwechſelung. Wie vorhin dargelegt, ift 
der Verpflichtete zur Zurückgabe nicht der Verkäufer, Sondern der Käufer. Der $. 27 if mit« 
bin eine ganz eigentliche Bekräftigung der Meinung des Appellationsgerichts. — — der Fütte⸗ 
rungskoſten ſ. m. unten, Anm. 16 ce zu $. 212, Tit. 7, u. Anm. 16d zu $. 216 ebb. 
76) Hierher gehören noch die 88. 173, 174, Tit. 11. Vergl. die Kardinalftellen des Röm. R.: 
L. 34 pr. &. 1; L. 85, L. 36, L. 38 pr. $8. 12, 18, 14, L. 39, 40, L. 59 pr. &. 1; L. 64 pr. 
und $. 1 D. de aedil. edieto (XXI, 1); L. 72 D. de evietion. (XXI, 2). Näheres über die 
8. 339 flg. f. m. in meiner Anleitımg zur Prozeßpraris Th. I, $. 111. Betreffs der Handelöge- 
ſchäfte ſ. m. den Art. 859 des Handels-G.B. 
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über einen Inbegriff, fontrahirt worden, fo finden in Anfehung jedes einzelnen Stü- 
des die obigen Vorfchriften $. 317 sqq. Anwendung 77). 
8 343. Die Rechte, welche dem Uebernehmer einer Sache wegen natürlicher ne 


die Sache ſelbſt betreffender Tehler aufommen, muß derjelbe, bei Kandgütern 7°) in- Gemahntiet- 
nerhalb Dreier Jahre, bei ftädtifchen Grundſtücken innerhalb Eines Jahres, bei bemeg- Bun sche, 
— Sachen aber innerhalb Sechs Monate, nach dem Empfang der Sache aus- mus. 
üben 7? ®), 


77) Nicht das ganze Kaufgeichäft wird rüdgängig, fondern nur in Anfehung des fehlerhaften 
Stüds findet die Minderungsflage und aud die Wandelllage ftatt. $. 826. Bergl. L. 38, 8. 14 
D. de aedil, edieto (XXI, 1, (4. U) „Das Recht des Käufers beichränft ſich nicht lediglicd darauf, 
den Mindermwerth des fehlerhaften Stüds erftattet zu verlangen, ſondern involvirt aud das Recht des 
Käufers, die Zurücknahme des fehlerhaften Pferdes, da der Verkäufer die Gejundheit defjelben nicht 
zu gewähren vermag, und die Erftattung des Kaufwerths, den es gehabt haben würde, wenn es die- 
ſen —* nicht gehabt hätte (vorausgeſetzt iſt der Kauf von zwei Pferden zuſammen für Einen Preis), 
zu verlangen.” rk. des Obertr. vom 11. Febr. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 91). [Das 
Obertr. hat in einem Falle, wo zwei Pferde für einen gemeinſchaftlich feftgejetten Preis gelauft wor« 
den waren umd das eine fich als fehlerhaft erwies, nur auf Schadloshaltung erfaunt, Pr. vom 
2. Juni 1848, (Rechtsf. Bd. IV, ©, 122,) Bergl. unten, Anm. 16 zu $. 178, Tit 11.] Das 
Gleiche gilt bei |. g. Diftancefäufen über Waarenmengen im Falle fehlerhafter Qualität eines Theils 
der Waaren. Bergl. $. 91, Th. Im. Anleitung zur Prozeßpraxis. Für dergleichen Handelstaufge- 
ſchäfte gilt jeit dem 1. März 1861 der Art. 359 des Handels-G.B. 

78) Damit werden die phyſiſchen Fehler oder die Fälle des ädilitiichen Edilts gemeint, wogegen 
der folgende $. 344 fih auf die juriftiichen Mängel oder die Fälle der eigentlichen Eviftionsleiftun 
bezieht. Die Gründe im Recht der Forderungen Bd. II, 8. 126, 2te Ausg. Bd. II, ©. 443 fi. 
Auch das Obertr. hat fich mehrfad) im diefem Sinne ausgeiprochen. Entid. Bd. I, ©. 128 u. 134; 
Zur. Wochenſchr. 1838, ©. 200 und 1830, ©. 463. — (5. N.) Die Größe (Ouantität) bei Sachen, 
weiche als ein Ganzes Gegenftand des Vertrages find, 3. B. ein Landgut von 1200 M., ift eine 
Eigenſchaft der Sache, ein Mangel daran aljo ein natürlicher Fehler, wegen defien der Anfpruch der 
ar Berjährung aus $. 343 unterliegt. Erf. des Obertr. vom 6, Oftober 1865 (Entſch. Bd. LV, 

24) 


(4. 4.) Die Beftimmung bezieht fich auf bereits zur Zeit des en der Sache vorhandene 
Fehler, nicht auf Reparaturen, zu weichen ſich der Verkäufer innerhalb einer beftimmten Zeit fontraft- 
lich verpflichtet hat. Erf. des Obertr. v. 11. Juni 1857 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXIV, ©, 368). 

79) Ein Landgut ift ein Inbegriff mehrerer zum Zwede des Aderbaues und der Biehzucht ver- 
einigten , beweglichen und unbeweglichen Sachen. I, 21, $$. 151, 152. Die Eintheilung der Grund« 
ftüde ift hier nicht erichöpfend: die Abficht ift gewejen, zwiſchen Srundftüden zu unterſcheiden, welche 
Landgüter find, und jolden, weiche feine Landgüter find, außerdem würden einzelne Aeder, Wiejen, 5 
Gärten, ländliche Gebäude und dergl. unter feine Regel fallen. Daß für Landgüter eine dreijährige 
Frift gelaffen ift, hängt mit der damals üblichen Dreifeldermwirthichaft zufammen, bei welcher man in 
drei Jahren mit der Beichaffenheit des Gutes näher bekannt werden muß. 

79.8) (5. U.) Das Obertr. hat folgende Grundjäße angenommen: a) Die kürzere Verjährung 
des $. 343 ift nur im Betreff der Nechte eingeführt worden, welche dem Uebernehmer in den borher- 
gehenden $$. 325 — 342 eingeräumt worden, aljo vidjichtlic der vorbedungenen Eigenihaften die 
redhibitoria und quanti minoris. (Die Konftruftion giebt feinen Haren Sinn. Die beiden Klagen 
haben nah R.R. nicht vorbedungene Eigenſchaften, jondern ftillichweigend vorausgefette zur Grund— 
lage; wegen der erfteren hat der Uebernehmer die Kontraföfiage ; wegen der anderen find eben die bei- 
den ädilitiichen Hülfsflagen gegeben, weil die Kontraftsflage nicht anwendbar ift, eben wegen Dan» 
gels einer kontraltlichen Beftimmung.) b) Wer die Friſt innehaltend feinen Redhibitions + Anjprud) 
geltend gemacht und jogar erftritten hat, unterliegt nunmehr den Nachtheilen des $. 343 nicht mehr, 
unfofern es fich don der Entihädigungsforderung handelt, die nur als ein Ausfluß des bereits erſtritte— 
nen Redhibitionsredhtes anzujehen ift. e) Für diejen jetundären, auf der Grundlage des früheren 
Prozeffes beruhenden Entihädigungsaniprud Tann mur die gewöhnliche Verjährung gelten. Somit 
pafjen riidfichtlih des angebrachtermaßen abgewieſenen Entihädigungsanfprudes die Grundfäße bon 
der Unterbrechung einer Verjährung nicht mit der Folge, daß ſeit dem Judikate etwa nur die neue 
ſechsmonatliche Frift eintrete. Erk. vom 17, November 1863 (Ardiv f. Rechtsf. Bd. LI, S. 97). — 
Vergl. auch oben, Anm. 68 zu $. 329. 

Nur mit der redhibitoriichen Klage ift der Aufprud auf Erſatz derjenigen Koften, melde don dem 
Empfänger auf die zurüdzugebende Sache nothwendig oder nltlic verwandt worden, aljo namentlid) 
der Fütterungstoften, geltend zu machen, ebenjo auch der Erſatz desjenigen Schadens, welcher dem 
Empfänger durd) die fehlerhafte Sache jelbft , ohme ein befonderes Berjchulden des Gebers, verurſacht 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 18 
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8. 344. Wegen folher Mängel hingegen, welche nicht die Sache felbft, fondern 
nur äußere Gigenfchaften 5°), Befugniſſe 81) oder Laſten *2) derjelben betreffen, muß 
der ebernehmer feine Rechte bei Landgütern innerhalb Eined Jahres, bei jtädtifchen 
Grundſtücken innerhalb Sechs, und bei beweglichen Sachen innerhalb Dreier Monate, 
nach der von dem Mangel ®?) erlangten Kenntnig, geltend machen. 

$. 345. Läßt der Uebernehmer diefe Friſten verftreihen, ohne die Klage ®?°) 
wider den Geber gerichtlich anzumelden $>®), jo geht fein Necht verloren ®*), 


worden. Dieſe Klage ift aber den Berjährungsfriſten der $$. 343, 345 untertoorfen. Erf. deff. vom 
10. Ianuar 1867 (Archiv für Rechtsf. Bd, LXVI, ©. 25). 

80) Ob darımter auch phyſiſche Mängel begriffen merden können, ift befanntlid) ſtreitig. Nach 
meiner Meinung ift das nicht der Fall, und der $. 344 bezieht ſich eben auf juriftiihe Mängel. Das 
Obertr. äußert jich darüber jo: Es könne dahin geftellt bleiben, ob unter diefen Umftänden auch etiwa 
phyſiſche Mängel begriffen werden können; aucd wenn man nur jwriftiiche Mängel darunter verftche, 
finde der Ausdrud „äußere Eigenſchaften“ feinen guten Sinn. Im deutichen echte hätten fidh häufig 
gewiſſe rechtliche Beziehungen der en dergeftalt in dem Gute ſelbſt befeftigt, daß fie defien Be— 
Ichaffenheit beſtimmen, ihm einen gewiſſen Charakter verleihen. Man jprede von der Lehnseigenichaft, 
Erbzinseigenichaft,, Laſſeneigenſchaft, Allodialqualität eines Grundftüds x, Wäre nım bei einer Ber- 
äußerung eine gewifje juriftiiche Eigenichaft diefer Art vorbedungen oder als eine gewöhnliche voraus- 
geſetzt worden, ſo würde ein Mangel an derielben umbedentlic als der Mangel an einer äußeren 
Eigenihaft, im Gegenfage eines natürlichen Fehlers, bezeichnet werden dürfen. Pl.Beſchluß vom 
21. Juni 1847. (Entid. Bd. XV, ©. 9.) 

81) Damit find nicht Rechte zur oder auf die Sache gemeint, fondern dingliche Rechte im fub- 
jeftiven Sinne (1, 2, $. 125), deren Ausübung mit einer Sache, ohne Rüdficht auf eine Perfon ver- 
bunden ift: Verlagsrecht, Patronat, Grundgeredtigkeiten xc., oder, mie Zit. 11, 8. 164 fich aus⸗ 
drückt, eine mit übertragene Gerechtigkeit ilberhaupt, (Entſch. a. a. O.) 


82) Darunter find micht Hypothelen mitbegriffen. Die Hypothek fonftituirt, wie feinen Fehler 
der Sache jelbit im Sinne des $. 343, jo auch keinen Mangel derjeiben im Sinne des 8. 344, 
Dieler $. bezieht ſich auf Hypothekenſchulden überhaupt nicht; das nah Zit. 11, $. 184 dem Käufer 
zuftehende Recht, don dem Berfäufer die Vertretung ſolcher Schulden zu fordern, die er nicht aus- 
drüdtic mit übernommen hat, wird von der Verjährung des 8. 344 nicht betroffen. Pr. des Obertr. 
v. 29. Oftbr. 1847 (Nechtsf. III, 59). — (5. U.) Das Gleiche gilt von den Rüdftänden einer 
Keallaft. Dergleihen Rüdftände haben in vielfacher Beziehung die Natur einer Hypothelenſchuld, umd 
jo wie eine Hhpothetenichuld einen fehler, einen Mangel des Grundſtücks nicht begründet, und darum 
der Anſpruch des Käufers auf Vertretung einer nicht übernommenen Hhpothetenichuld der Verjährung 
aus $. 344 d. T. nicht unterliegt, jo it auch die Haftung eines Grundſtücs für rüdftändige 
NRealabgaben nicht als ein Fehler oder Mangel des Srundtiids im Sinne des 8. 344 aufzufafien. 
Der Aniprud des Käufers auf Erftattung der in die Befitzeit des Verläufers fallenden Abgaben- 
Nüdftände verjährt daher nicht in der im &. 344 beftimmten kurzen Frift. Erf, des Obertr. vom 
22. September 1865 (Entf. Bd. LV, ©. 22). M. j. dagegen Anm. 84 a. E. 


83) D. i. von da an, mo es rechtlich gewiß ift, daß die änfere Eigenihaft oder die Be- 
fugniß fehlt oder die Laft auf der Sache haftet. Die NRechtsgerißheit kann, außer dem Falle des 
Anerfenntniffes des Autors und Zuftimmung des Befigers, nur durch Nichteripruch hergeftellt wer» 
den. Früher ift die Eviftionsllage gegen den Autor nicht begründet. Iſt der Uebernehmer gar nicht 
in den Beſitz der Befugniß (Gerechtigkeit) don dem Geber geiegt worden, fo ift die lebergabe un— 
vollftändig, mithin nicht der Fall eines Gemwährsmangels vorhanden, 


83a) Die Verfäumung der gejetlichen Frift zieht nur den Verluſt des Rechts nad) ſich, welches 
der Uebernehmer der Sache durch Klage verfolgen kann, nicht aber den Verluſt der Rechte, die er 
im Wege der Einrede geltend machen darf. Pr. 407, vom 6. Januar 1838, Vergl. Gutachten 
des Obertr. in den J. M.Bl. 1847, ©. 198, und Pr. dom 28, Januar 1848, (Rechtsf. Bd. III, 
©. 323.) (4. 9.) Die Verjährung diefer Klage wird nicht unterbrodyen durch eine Klage auf Auf- 
hebung eines Kauftontralts und auf Erftattung des Geleifteten. Erf. des Obertr. d. 8, Januar 1857 
(Archiv für Rechtsf. Bd. XXI, ©. 210), 


836) (5. A.) Ein Pazifeiren der Parteien Über herborgetretene Gewährsmängel und deren Ver— 
gütung oder Beſeitigung unterbricht den Lauf diefer Frift wicht. Erf. des Obertr, v. 28. Dftbr, 1858 
(Ar. f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©. 88), vom 17. Nov. 1863 (Bd. LII, ©. 97), vom 18 Mai 1865 
(®d, LIX, ©. 168), 


84) Das gilt auch, wenn die übergebene Sadıe N: dem beftimmten Zweche ganz unbrauchbar 
war. Pr. 203, v. 18. März 1837. (5. A.) Diele kürzeren Verjährungstriften finden audy in dem 
Falle Anwendung, wenn der Geber der Sache ſich zur Befeitigung etwa künftig ſich heransftellender 
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$. 346. In foweit ald ein fünftige® ungewiſſes Greigniß der Gegenftand des Gemährs 


Vertrages ift, findet dabei der Einwand der Verlegung wegen fehlerhafter Befchaffen- 
beit der künftigen Sache nicht ftatt. 
. 8.347. it aber eine gewiſſe Beichaffenheit ausdrüdlich vorbedungen worden, 
jo muß dieſelbe gewährt oder vertreten werden. 
$. 348. Der Gemährleiftung fünnen die Parteien überhaupt gültig entfa- 

gen ®+3), 
Gehler derjelben vertragsmäßig verpflichtet hat, Erf. des Obertr. v. 28. Juni 1864 (Entich. Bd. LIT, 

. 20), jowie in dem Falle, wenn die gejeglichen Beftimmungen der $$. 325 — 328 über die bei 
der Gemwährleiftung wegen fehlender Eigenichaften eintretenden Rechte und Pflichten der Kontrahenten 
durch ein beionderes Uebereinlommen feftgeftellt worden find. Ext. def. vom 28. Ditbr. 1858 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©, 86). — Die VBerjährungsbeftimmungen der $$. 343 fi. fommen aud) bei 
verdungenen Werten auf deren Fehler (mit Ausnahme bei bedungenen Bauten, 88. 968 ff., Tit. 11) 
zur Anwendung. Aber die in einem Bertrage liber ein verdungenes Werk enthaltene Beftimmung, 
wonach der — auf eine beſtimmte Zeit nad) der Ablieferung dafür Garantie leiſtet, daß gewiſſe 
Schäden , 3. B. diejenigen, welche erweislich aus mangelhafter Arbeit oder fehlerhaftem Material her- 
foınmen , innerhalb des beftimmten Zeitraums jofort unentgeltlich verbefiert werden, fteht mit dielem 
Berjährungs - Einwande in gar feiner Beziehung und Berbindung. rk. deff. vom 18, Mai 1865 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 166). 

Keine Anwendung findet dieje Vorichrift umd die Verjährung aus den 88. 343, 344: 

1. Bei Anfprücden auf Erfüllung des Vertrages durch vollitändige Uebergabe. (S. die Anm. 83 
a. €.) Pr. 345, v. 18. September 1837. (4. U.) Oder auf Erfüllung der kontrattlichen Berpflich- 
inng e —— eines Grundſtücks von darauf ruhenden Reallaſten und Verbindlichkeiten. Erk. 
des Obertr. v. 9. Oltbr. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 298). 

2. Auf den Fall, wenn eine in Erbpacht verlichene Sadye zwar vollftändig dem Bertrage gemäß 
übergeben ift, aber jpäterhin durch irgend ein Ereigniß einen Nachtheil erleidet, für welchen der Erb- 
pächter von dem Berleiher auf den Grund des Vertrages Enticädigung fordert. Pr. 665 (Pl.Beſchl.) 
dv. 27. Mai 1839 (Entich. ®d. IV, ©. 295). Bergl. Anm. 60 zu $. 318. 

3. Auf die Eviktionsflage wegen Entwährung der Sache jelbit und zwar: 

a) Wird durch Eigenthumsaniprüche eines Dritten dem Uebernehmer einer Sadje die letztere ganz 
entzogen, jo Lönnen dem Anipruche defjelben an den Uebergeber von dem Letzteren die kurzen Ver— 
jährungsfriften (aus 8. 344) nicht entgegengejet werden. 

b) Iſt nur ein Theil der Sache entwährt, fo finden die vorgedachten kurzen Berjährungs- 
friften nur in dem Falle Anwendung, wenn der Uebernehmer aus der Entwährung einen Dian- 
gel des Ganzen geltend macht, und demgemäß bon dem ganzen Bertrage zurüdtreten will. Pr. 1885 
Pl.Beſchl.) v. 21. Juni 1847. (Entſch. Bd. XV, ©. 3.) 

4. Auf den Einwand des Uebernehmers aus dem $. 271 d. T., daß der Geber ſeinerſeits den 
Bertrag nicht erfüllt habe. Pr. 266, vom 3. Juni 1837. Vergl. Erk. vom 15. November 1858 
(Archiv für Rechtef. Bd, XI, ©. 48). 

5. Auf die actio doli (vergl, auch Ulrich, Ardiv XII, 578) und auf den Fall, wo der Käu— 
fer vertragemäßig eimen Theil des Kaufgeldes als Kaution für die Güte der gefauften Sache zurüd- 
behält (zufolge I, 9, $. 570), ſoweit die eg ren ey Theil des Kaufgeldes wicht überfteigt. 
Br. des Obertr. vom 8. Januar 1835. (Jur. Wochenſchr. 1837, ©. 45). 

6, (5. U.) Auf Fehler an verdungenen Bauten, hinfichtlic deren in den 88. 968 ff., Tit. 11 be- 
fondere Vorjchriften gegeben find. 

(5. U.) Das Intabulat, wonach beftinmmten Perfonen bis zur Zurücklegung eines beftimmten 
Lebensjahres freie Koft, umd bis zu einem weiten Termin, falls fie nicht verheirathet find, freie 
Wohnung und Wäſche, und den Frauensperjonen bei ihrer Berheirathung nad ihrer Wahl eine Kuh 
oder 20 Shir., ferner zwei Gebett Betten und auf Hochzeit 10 Thir. gewährt werden joll, enthält 
eine Reallaft, ftellt mithin einen folchen jwriftiichen Mangel des verkauften Grundftüds dar, für wels 
den die in den 88. 344, 345 vorgeichriebenen kürzeren — — beftimmt find. Erf. des 
—— dom 24. September 1866 (Arch. für Redtsf. Bd. LXV, ©. 14), — M. |. dagegen oben, 

nm. 82, 

84 @) Unten, Tit. 11, 88. 137, 138 und die Anm. dazu. 

(4. U.) Das Abkommen, wodurd Erlaß der Gewährleiftung ausgemacht worden, ift feine miünd« 
liche Nebenabrede bei mündlich geichlofienen und erfüllten Verträgen, jondern ein integrivender Theil 
des durch die Erfüllung vechtebeftändig gewordenen Bertrages, Ert. des Obertr. v. 8. Oltober 1857 
(Archiv für Nectsj. Bd. XXVI, ©. 266). Bei der Enticheidung des im Schleſ. Archiv, Bd. IH, 
Nr. 40 mitgetheilten Rechtsfalls mar das Obertr. von der entgegengejegten Meinung ausgegangen 
(Exk. v. 24. März 1838), die ich jchon damals befümpft habe, ebenda, ©. 640, Note 4. Vergl. 
oben, Anm. 9® zu 8. 129, Tit. 5. 
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nl 8. 349. Jeder — wodurch Jemand zur Errichtung eines Kontrakts verlei- 
Verträge tet worden, berechtigt den Betrogenen, davon wieder abzugehen*26). 
See $. 350. Gr kann aber auch bei dem Bertrage ftehen bleiben, und nur den Er- 


fat de8 durch den Betrug ihm verurfachten Schadens fordern. 
$. 351. Will er legtered, fo muß ihm der Betrüger das ganze Intereſſe vergü— 
ten. ($$. 286, 287.) 

$. 352. Will er aber von dem Vertrage abgehen, fo muß ihm der Betrüger al- 
(ed, was ihm auf Rechnung des Vertrages gegeben oder geleitet worden, erfeßen, 
und alle davon gezogene Nugungen — 

8. 353. ae wegen Verbeſſerungen, Berfchlimmerungen, und fonjt, wird der 
Betrüger ald ein unredlicher Bejiger angefehen. (Tit. 7, $. 222 sqq.) 

$. 354. Der Betrogene hingegen darf das, was ihm auf Rechnung des Ver— 
tra — worden, nur in dem Stande, in welchem es ſich alsdann befindet, zu— 
rückliefern. 

8. 355. Bei dieſer Rücklieferung hat er alle Rechte und Pflichten eines redlichen 
Beſitzers. (Tit. 7, $. 188 sqq.) 

8. 356. Doch bleibt auch der Betrogene dem Betrüger für dad, was er auf 
Rechnung des Vertrages erhalten, oder genoſſen hat, in ſoweit verhaftet, als es in fei- 
nen Nugen wirflih verwendet worden. (Tit. 13, Abſchn. 3.) 

$. 357. Sind von beiden Seiten Betrügereien vorgefallen, fo befteht der Ver— 
trag, und feiner von beiden kann gegen den Andern auf Entihädigung klagen. 

8. 358. ft der Vertrag zwar nicht durch Betrug veranlaft, aber doch der eine 
Theil dabei von dem Andern zu einem folchen Irrthume, welcher die Willenserklärung 
gänzlich entfräftet, (Tit. 4, $. 75 sqq.), betrüglich verleitet worden, fo finden die obi— 
gen Borfchriften (58. 349 — 356) ebenfall® Anwendung $>). 

8. 359. ft hingegen der Irrthum, wozu der Betrogene verleitet worden, nicht 
jo befehaffen, daß dadurch die Willenserklärung wegen des Hauptgefchäftes entfräftet 
werden fann, fo ift dennoch der Betrüger zur vollftändigen Schadloshaltung verpflich- 
tet. ($$. 286, 287) *9). 

2) wegen 8. 360. Kann der Verfprechende durch eigene #7) Schuld dem Andern dad Ver— 


V 
ring 346) (4. A.) Das kann auch im Wege der Einrede oder Replit geſchehen. Ext. des Obertr. v. 
28. Febr. 1853 (Archiv fiir Rechtsf. Bd. VIII, ©. 326), 

85) Hier ift alfo ein weſentlicher Irrthum vorausgeſetzt, welcher den Konfens ausichließt. Jeder 
der beiden Kontrahenten kann in einem anderen wefentlichen Beftandtheile des Rechtsgeichäfts irren: 
der Eine fan z. B. im der Perfon, der Andere in dem Gegenftande irren, danı kann der Vertrag 
von jedem Theile angefochten werden, eben weil e8 am der erforderlichen Willensübereinftimmung in 
weſentlichen Dingen fehlt. Die 88. 349 — 356 beziehen ſich auf einen unweſentlichen Irrthum, der —8* 
wegen des hinzügekommenen Betruges den Betrogenen zum Rücktritte berechtigt und bei wechſelſeiti— 
gen Betrügereien wirkungslos wird. 8.357. Iſt aber in dem Falle des 8. 358 der beiderſeitige we— 
entfiche Irrthum bei Jedem durch den Betrug des Anderen verurſacht, fo muß Jeder den Anderen 
nach denjelben Grundjägen jchadlos halten. Der Rücktritt fteht von felbft, wegen des weſentlichen 
Irrthums für fih, Jedem frei. 

(4. 9.) Die wiffentlihe Benutung des Irrthums eines Mitkontrahenten hat diefelben civilrecht- 
lichen Folgen, wie die wiſſentliche Veranlaſſung diejes Irrthums. Ert. des Obertr. v. 16. April 1851 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 9). _ 

86) Wenn nämlich der Bertrag nicht durdy den Betrug veranlaßt worden ift (dolus causam dans). 
Denn in diefem Falle gelten die Grundjäge $$. 349 — 356. 

868) (4, A.) Unter diefer Unmöglichkeit wird eine Unmöglichkeit an fi), eine objektive, nicht 
eine in der perfönlichen Unfähigkeit des Berpflichteten (eine jubjeltive), etwa die Zahlungsunfähigfeit 
defjelben, verftanden. $. 2 Inst. de inutil. stipul. (III, 19); L. 35 pr., L. 83, 5 6. L. 137, 8.4 
D. de verb. oblig. (XLV, 1). — Unten, Zit. 18, $. 776; Erf. des Obertr. v. 31, Mai 1858 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 373), Diefe objettive Unmöglichkeit muß jedoch nicht eine abfo- 
Iute, fie kann auch eine relative fein, die nad dem Gegenftande des Bertrages und der demfelben 
zum Grunde liegenden Abſicht der Kontrahenten zu ——* iſt. Erf, des Obertr. v. 26. Novbr. 
1858, Entſch. Bd. XL, ©. 29.) 
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jprochene nicht geben oder leiften, fo muß er für das Intereſſe, nach Verhältniß fei- 
ner eintretenden Verſchuldung haften. ($. 277 sqq.) #7 ®). 

$. 361. Hat ihm aber der Andere die Erfüllung feines Verfprechens jelbft un- 
möglich gemacht, fo wird er von feiner Verbindlichkeit frei, und fann feines Ortes 
Entihädigung ##) fordern. 

$. 362. Fällt beiden Theilen bei der eingetretenen Unmöglichkeit ein gleicher 
Grad der Verfehuldung zur Laſt, jo muß Jeder dem Andern den unmittelbar daraus 
entjtehenden Schaden erjegen. 

8 363. Wegen ded unmittelbaren Schadens aber findet gegenfeitig Fein An- 


ſpruch ſtatt. 

8. 364. Entſteht die Unmöglichkeit, den geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen #9), 
durch einen Zufall 9%), oder durch unabwendbare Gewalt und Uebermacht, fo wird der 
Vertrag für aufgehoben angefehen ®*). 


87) Der Ausdrud ift nicht präcis. Die Gegenjäge find nicht verichiedene Grade der Schuld, jon- 
dern reiner Zufall und nicht reiner Zufall. Nur der reine Zufall befreit oder hebt vielmehr, nad) 
der Theorie des L.R., den Bertrag auf. $. 364. Vergl. Anm, 31 zu $. 277 d. X. 

87a) (4, U.) Als Imtereffe kann nicht eine dem Vertrage ganz fremde Erfüllung gefordert wer— 
den, namentlich kann ein Altſitzer, wenn ihm durch Berichuldung des Wirths Urſache gegeben wird, 
den Altenfig zu verlaffen, nicht verlangen, daß ihm die f. g. eilernen Biehſtücke u em neuen 
Wohnſitze verabfolgt und das zur Fütterung erforderliche Stroh dahin geliefert werden, er kann nur 
fein Interefie in Gelde vergütet verlangen. Erk. des Obertr. dv. 27. Septbr. 1860 (Ardı. f. Rechtef. 
Bd. XXXVIII, ©, 258). Im diefem Falle muß der Berpflichtete die zu Leiftende Entſchädigung im 
der Regel an dem demmächitigen Wohnfige des ausgetriebenen Altſitzers leiſten, doch ijt diejer deshalb 
nicht befugt , feinen künftigen Wohnort nad) Belieben zu wählen. Bergl. oben, $. 248 d. T. Ert. 
des Obertr. dv. 26. April 1855 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XVI, 2.344), Vergl, unten, Aum. 39 a. E. 
zu $. 602, Tit. 11. 

(4. A.) Im einem Erf, v. 6. April 1852 (Arch. f. Rechtef. Bd. VI, ©. 103) wird ausge— 
führt, daß ein kontraftwidriges Verhalten des zur Gewährung eines Altentheils Berpflichteten die An— 
nahme der Erfüllung des Altentheilsvertrages in der bedungenen Weife unmöglich mache und den 
ig > ler berechtige, eine andere Erfüllungsart zu wählen und die Verabreihung des Auszugs fiber 
die ehneile zu verlangen. Bergl. $. 369 u. die Anm. 94, Ab. 2 dazu. 

(4.4) Wenn der Käufer einer dem Verkäufer nicht gehörigen Sache befugtermeife von dem 
Bertrage zurüctritt, jo fann er die Erjtattung des gezahlten Kaufpreifes umd die Erlegung der für 
diefen Fall vereinbarten Konventionaljtrafe nur gegen Herausgabe der Sache mit den gezogenen Nu⸗ 
tzungen beanſpruchen. rt. des Obertr. v. 8. April 1853 (Arch. f. Rechtef. Bd. X, S. 34). 

88) Nur Entſchädigung, nicht die Gegenleiſtung, wie nach R.R. Der Unterſchied ift erheblich. 
Die Entſchädigung befchräntt ſich auf Vergütung der ſchon wirklich aufgewendeten Bemühungen und 

machten Anftalten. Vergl. Entſch. des Obertr. XIII, 70. Doc kann es dabei nicht in allen Fäl- 
en bleiben. Iſt 3. B. eine Sache verkauft worden, und der Käufer ift Schuld daran, daß die Ue— 
bergabe nicht geleiftet werden kann, fo muß er das Kaufgeld bezahlen. Vergl. Entſch. Bd. XVII, 
©. 152. Nah allgemeinen Rechtsgrundſätzen ift das hier geltende Prinzip diefes: der Verhinderte ift 
befreit und der hindernde Theil iſt jeinerfeits zur Gegenleiftung verbunden. — (4. A.) Unter der Ent- 
(eäbigung ift in dem falle des $. 361 auch der Erfat des entgangenen Geroinnes zu verſtehen. Erf. 
des Obertr. vom 20. Mär; 1862 (Entſch. Bd. XLVI, ©. 70), 

(5. U.) Enthält ein Kauf einen f. g. modus qualifientus zu Gunften der Tochter des Känfers 
umd des Sohnes des Berkäufers (Eheleute), und hat der Berkäufer jelbft die Erfüllung diefes Zwe— 
des durch feine Zögerung (mit der Uebergabe), während deren die junge Ehefrau verftorben, verhin- 
dert, jo gilt ihm gegen rt, wie aus $. 361 folgt, der Modus für erfüllt. Ext. defj. vom 6. Juni 
1863 (Entid. Bd. XLIX, ©. 55). 

89) Sei es überhaupt, oder volljtändig : beide Fälle ftehen gleich; $8. 369, 873; I, 11, 88.124, 
194, 215. 

90) Alles, was ohne Zuthun der Parteien geſchieht, ift in Beziehung auf fie Zufall, alſo aud) 
die Schuld eines Dritten. Daher ift auch ein Kompromiß dann, wenn der Schiedsrichter nicht ver— 
mocht werden kann, feinen Sprud zu fällen und diejerhalb im Bertrage nichts verabredet worden ift, 
als aufgehoben anzufehen. Pr. deg Obertr. v. 7. Dezember 1849, (Entſch. Bd. XIX, ©. 96.) 

91) Bergl. u. die Anm. zu 8. 373. — (8. U.) Der 8. 364 findet auf Verträge, wodurch der 
Mahlzwang vor dem Erjcheinen der Geſetze über die Aufhebung defjelben vertragsmäßig durd) eine 
jährliche Geldrente abgelöft (aufgehoben) worden, feine Anwendung. Pr. des Obertr. v. 8. Dibr, 1853 
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$. 365. Alsdann muß jeder Theil dasjenige, was ihm von dem Andern, in 
Erwartung der gegenfeitigen Erfüllung, gegeben oder geleiftet worden, zurüdgeben 
oder vergüten 91°), 

$. 366. Dabei ift der Zurüdgebende als ein redlicher Beſitzer anzufehen. 

8. 367. Dod kann fein Theil durch einen ſolchen Zufall mit dem Schaden 9! a") 
des Andern etwas gewinnen. 

8. 368. Der aljo, welcher die Sache zurüdgiebt, muß dem Andern fo viel ver- 
güten, als er daraus in feinen Nutzen wirklich verwendet hat ??). 

8. 369. ft zwar nicht die Erfüllung des Vertrages, aber doch die darin be- 
ftimmte Art ®®) der Erfüllung unmöglich, und diefe Unmöglichkeit ift durch die Schuld 
des Verpflichteten, oder durch einen in deilen Perſon fich ereigneten Zufall entſtanden; 
fo ift der Berechtigte eine andere Erfüllungsart zu wählen befugt ’*). 

8. 370. Kann die bejtimmte Erfüllungsart dur die Schuld des Berechtigten, 
oder wegen eines in deſſen Perfon fich ereigneten Zufall®, nicht ftattfinden , jo jteht 
die Wahl einer anderweitigen Erfüllungsart dem Verpflichteten zu 9). 

8. 371. Im beiden Fällen muß der, an welchem es liegt, daß die Erfüllung 
auf die beitimmte Art nicht erfolgen fann, den Andern wegen ded aus der Berände- 
rung entjtehenden Nachtheils ſchadlos halten ? +). 

$. 372. Doc fann fein Theil durch diefe Veränderung fih mit dem Schaden 


(Entih. Bd. XXVII, ©, 226, 230). — (4. A.) Ueber das Pachtverhältniß in dem falle der theil- 
weiſen Entziehung des Nutsungsrechtes f. im. unten, $. 420, Tit. 21 umd die Anm. 312 dazu. 

91a) (2. A.) Das Gleiche gilt in dem falle der Aufhebung des Vertrages überhaupt. (Condic- 
tio sine causa.) Unten, Tit. 16, 8. 199, 


a” aa) Dazır gehören die umterdeß bei dem Empfänger entftandenen Früchte nit. S. Anm, 92 


92) Weil der Vertrag —** ($. 364), jo ift nur die Abforderungsklage (condictio sine causa) 
übrig, von welcher hier ganz pafjende Anwendung gemacht wird. Allein weder die cond. sine causa, 
noch die Spezies der eigentlichen Bereiherungsflage (actio in factum), wegen Bereiderung, ‚gehen 
auf Früchte. Der redfiche Empfänger behält mithin die genofjenen Früchte. 8.366 d. X, rl. 
Tit. 16, 8. 190, Aber die nach ——— der Klage entſtandenen Früchte müfjen mit herausgegeben, 
und von Geldjummen müſſen Prozeßzinjen gezahlt werden. Unten, Zit. 16, $. 195 umd Anm, 51 
dazu, und Zit. 7, 8. 222, 

93) Dieſe rg geben Ay feine Realität. Nach der Abficht der Berf. follten bejondere Beitim- 
mungen für den Fall gegeben werden, wenn die Erfüllung an dem verabredeten oder et be- 
ftimmten Orte unmöglich geworden; und Suarez hatte acht Säge projeltirt. Diele finden durch⸗ 
ſtrichen und ſtatt derſelben find die 53. 369— 376 d. T. eingeſchaltet worden, wodurch dasjenige, was 
von dem Orte der Erfüllung gelten ſollte, allgemein auf die Erfüllungsart übertragen worden iſt. 
Dadurch iſt der Sinn verdunlelt und die Anwendung zweifelhaft geworden, weil ſich nicht beſtimmen 
läßt: wann die Erfüllung, wann nur die Erfüllungsart unmöglich geworden. Das Letztere ſollte, 
nach der urſprünglichen Seffung, bejonders dann der Fall fein, wenn die Erfüllung an einem ande» 
ren Orte möglid; geblieben. (Gej.- Rev. Motive zu SS. 339 ff. des Entw., ©. 135.) 

94) Aber nicht verpflichtet. Will er feine andere Erfüllungsart annehmen, fo bleibt es bei der 
Kegel zu 8.360. Die Beftimmung giebt nicht dem Berpflichteten ein Recht, mithin aud nicht das 
Recht, auf andere Art zu erfüllen, wobei nur etwa die Wahl umter rege anderen Arten dem Be- 
rechtigten freigeftellt jein fol. — (4. U.) Bergl. oben, Anm. 87%, Abj. 2 zu $. 360. 

(5. A.) Die Vorfchrift des $. 369 findet auch auf Alimentenverträge und insbeiondere bei bruta- 
ler Behandlung des Berechtigten durdy den Berpflichteten Anwendung. rt. des Obertr. vom 20. No- 
vember 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 145). M. j. aud) oben die Anm, 87%, Alinea 2 zu 
8.360 d. T. — Die Vorſchriften der SS. 369 — 371 kommen aud) dann zur Anwendung, wenn bei 
einem Altentheilsvertrage der Altfiger in dem ruhigen Genuffe der ihm ausgeſetzten Vortheile geftört 
wird. Grf. deif. vom 26. März 1868 (Hinfhius Zeitichrift für Geſetzgebung x. Bd. II, ©. 605). 

95) Der Berpflichtete ift in diefem falle nicht von feiner Berbindlichleit frei, wie im falle des 
8. 361, fondern wenn er Gegenleiftung verlangt, muß er thun, was ihm hiernach noch möglich ift. 

96) Der BVerpflichtete wird aber, im Falle die Erfüllung auf mehrere Arten möglich) ift, doch 
nicht die foftbarjte wider den Willen des Anderen wählen dürfen. Die Beitimmung kann zu vielen 
Verwickelungen führen, 
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des Andern einen Vortheil verfchaften, welchen er, wenn der Vertrag auf die beftimmte 
Art erfüllt worden wäre, nicht erhalten haben würde. 

$. 373. Entiteht die Unmöglichkeit der im Vertrage beftimmten Erfüllungsart 
durch einen blogen Zufall, jo finden die auf den Fall einer Unmöglichkeit der Erfül- 
lung überhaupt —— Vorſchriften SS. 364 — 368 Anwendung 97). 

$. 374. it die Erfüllungdart dur eingetretene Umftände nicht unmöglich ge- 
macht, ſondern bloß erichwert worden, fo fann diejed den Verpflichteten von feiner 
Schuldigkeit nicht befreien. 

8. 375. Iſt aber durch eine zufällige Veränderung der Umftände die beſtimmte 
Erfüllungsart mit einer unvorhergefehenen Gefahr verbunden worden, jo muß der Be- 
rechtigte, wenn er dennoch auf diefer Erfüllungsart beitebt, die Gefahr übernehmen. 

8. 376. Doch kann der Berpflichtete zur Erfüllung auf die beftimmte Art gar 
nicht angehalten werden, wenn damit eine wabrjcheinliche Gefahr des Lebens, der 
Gefundheit, oder der Freiheit für ihn verbunden jein würde 98). 

8. 377. Außer dem Fall einer wirklichen Unmöglichkeit kann, wegen veränder- 
ter Umftände, die Erfüllung eines Vertrages in der Regel nicht verweigert werden 3 a), 

8. 378. Wird jedoch durch eine folche unvorhergefehene Veränderung die Errei- 
hung ded ausdrüdlich erklärten, oder aus der Natur des Gefchäftes ſich ergebenden 
Endzweckes beider?) Theile unmöglich gemacht ?°*), jo kann jeder derfelben von dem 
noch nicht erfüllten 0") Vertrage wieder abgeben. 

$. 379. Ein Theil fann alddann von dem andern nur in fofern Entfhädigung 
fordern, als die Veränderung der Umftände durch dejien freie Handlung bewirkt worden. 

$. 380. Wird durch die Veränderung der Umſtände nur der ausdrücklich erklärte 


97) Durch Eintritt der zufälligen Unmöglichkeit wird der Vertrag vernichtet. $. 364. Cine wid- 
tige Abweichung von dem R. R., welches die Regel hat, daß der Zufall den Gläubiger trifft (credi- 
toris est rei periculum s. damnum) Daraus folgt, daß der Schuldner frei ift und daf die Gegen- 
leiftung erfolgen muß. Wiethverträge machen eine Ausnahme. 

Iſt der Bertrag einmal ipso jure aufgehoben, fo kann er durch fpäteren zufälligen Wegfall der 
Unmöglichkeit nicht wieder aufleben. Daher fan 3. B. in dem Kalle, wenn ein Miether wegen ci- 
nes zufällig nöthig gewordenen Hanptbaues an einem Hanfe die Wohnung räumen muß, Keiner den 
Anderen nad) Bollendung des Baues zur Fortiegung des Miethstontrafts anhalten. I, 21, 8.363, Pr. 
des Obertr. d. 11. Juli 1837. (Entich. Bo. 011, ©. 15.) Cine bloß vorübergehende Verhinderung 
hebt aber den Vertrag nicht auf. Vergl. I, 21, 8.299 ff. Die Frage wird hier eine faktiiche, welche 
in Berückſichtigung des Nechtsverhältmiffes und der Umftände, nad dem Ermeffen des Richters, zu 
enticheiden ift. In einem Verhältniſſe, wo augenblidliche und prompte ei | nothwendiges Er⸗ 
forderniß der gehörigen Erfüllung iſt, muß eine auch nur kurze Zeit eintretende Unmöglichkeit ſofor— 
tige Aufhebung zur Folge haben. 

98) Dabei ift, indem die Vorſchrift urſprünglich auf den Ort der Erfüllung berechnet war (Anm. 93), 
an lebens= und freiheitsgefährliche Begebenheiten an jenem Orte, wie Belagerung nnd andere Ktriegs- 
ereiguifje, gedacht. 

988) (4. A.) Die einem Wirthichaftsbeamten in dem Dienftvertrage zugeficherten Emolumente, 
insbefondere die Tantiemen von Holzverfaufsgeldern, find demfelben auch dann zu gewähren, wenn 
die von ihm nad) der Dienftinftruftion deshalb zu leiftenden Dienfte unnöthig geworden find, Erf, 
des Obertr. d. 8. Jan. 1852 (Arc. f. Redtsf. Bd. IV, ©, 241). 

99) Ausnahme macht der Lieferungsvertrag, von welchem der Rücktritt freifteht, wenn der Zwed 
auch mur ag Theils vereitelt wird, I, 11, $$. 984 bis 986; desgl. der Miethstontralt, 1, 
21, 88. 376 ff. 

99a) Nämlich zur Zeit der Erfüllung. Veränderte Verhältniſſe, welche fich ipäter ereignet, kom- 
men in foweit nicht in Betracht, d. h. der $. 378 kommt dann überhaupt nicht zur mn Erf. des 
Dbertr. d. 23. Nob. 1853 (Entſch. Bd. XXVI, ©, 239) und d. 6. Juni 1863 (Entſch. Bd. XLIX, 
©. 55), 

100) Hat der, welcher zurücktreten will, mit der Erfüllung bereits angefangen, jo hat es dabei 
fein Bewenden: er hat wegen des Gegebenen oder Geleifteten kein Rüdforderungsrecht und bon der 
nod) vüdftändigen Leiſtung ıft er frei. 


3) wegen 
deränderter 
Umftände, 
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oder ſich von ſelbſt verjtehende Zweck des einen Theild ganz vereitelt, fo kann derfelbe 
zwar von dem PVertrage zurücktreten 190%), 

$. 381. Er muß aber, wenn die Veränderung in feiner Perfon fich ereignet hat !), 
den Andern vollitändig entjchädigen. 

$. 382. it die Veränderung in der Perfon des Andern erfolgt, fo kann in der 
Regel feiner von beiden Theilen Entfhädigung fordern. 

8. 383. Doch muß der Zurüctretende dieſe Entfchädigung leiften, wenn er felbft 
den Andern in diefe veränderten Umftände gefegt hat. 

$. 384. Dagegen fann der Jurüdtretende Schadlodhaltung verlangen, wenn 
der Andere die in feiner Perfon fich zugetragene Beränderung durch feine eigene freie 
Handlung veranlaßt hat. 


2. $. 385. Durch wechjelfeitige ' *) Einwilligung kann ein zwar ſchon geſchloſſener, 
Einwii- aber noch nicht erfüllter Vertrag wieder aufgehoben werden. 
gung, $. 386. it der Vertrag noch von feiner Seite erfüllt, und erfolgt weiter nichts, 


als daß beide Theile ihre Einwilligung davon wieder abzugeben, äußern, fo ift eine 
mündliche Erklärung hinreichend. 

$. 387. Dod muß die Kafjation des über den Vertrag aufgenommenen fchrift- 
fihen Inſtruments binzufommen ?). 


1008) (5. X.) In den beiden 88. 378 und 380 kommt e8 darauf an, ob der Endzweck bei dem 
Abſchluſſe des Bertrages ausdrücklich erflärt worden, oder fi aus der Natur des durch den Vertrag 
geihätigten Geſchäftes ergiebt, mithin ob auch der andere Theil don dem beftinmten Endzweck bei dem 

bichluffe des Bertrages Kenntniß hat. Erk. des Obertr. vom 12. September 1867 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXVI, ©. 350). 

1) (4. U.) Oder wenn er durch jeine eigene Handlung den Bertragszimed vereitelt hat, jo ift er 
ohne gleichzeitige Anerkennung feiner Verbindlichkeit zur Entihädigung zum Rücktritte nicht. berechtigt. 
Erf. des Obertr. v. 14. Mat 1857 (Arch. f. Recdtsf. Bd. XXIV, ©. 302). 


1a) Die Wechfelfeitigkeit ift bei jolden Verträgen zur Aufhebung nicht erforderlich, wo einjeitiger 
Rückritt geftattet ift. Daher ift feinesmwegs, mie ein Appellationsgericht behauptet hat, nothwen⸗ 
dig, dag ein zum Theil ſchon erfüllter Berwaltungsvertrag nur in der hier borgejchriebenen Form auf- 
gehoben werden könne, vielmehr kann er vom Prinzipal, gleich einem Mandate, —— und münd⸗ 
lic) gekündigt werden. Pr. 1708, v. 24. Januar 1846 (Entſch. Bd. XV, S. 209). Vergl. unten, 
Anm. 188 zu $. 877, Tit. 11, 

2) Wird die Wiederaufhebung des Vertrages durch wechſelſeitige Einwilligung (mutuas dissensus) 
ſchriftlich abgefaht, jo bedarf es der Kafjation des Inftruments nicht. Nur wenn man dieje ordentliche 
Vertragsform nicht anwenden mag, jol die mündliche Erklärung genügen, wenn fie durd Vernichtung 
der über den Vertrag abgefaßten, von beiden Theilen vollzogenen Urkunde bekräftigt wird. Dieje Be— 
fräftigung ift dergeftalt weientlih, daß ohne diejelbe die mündliche Uebereinkunft über die Aufhebung 
eines fchriftlichen, noch umerfüllten Vertrages unverbindlich ift und die Klage aus dem fchriftlichen Ver— 
trage nicht ausichließt. Pr. 1839, vom 2. Februar 1847 (Entſch. Bd. XIV, ©. 192). (5. N.) Dieje 
Vorſchrift ($. 387) jet das Vorhandenſein eines rechtsbeftändigen ſchriftlichen Vertrages voraus und 
braucht zur Aufhebung eines von einem Unfähigen geichloffenen Vertrages, bevor dem Vormunde der 
Antrag zur Genehmigung gemacht worden, nicht beobachtet zu werden. Vergl. oben, Anm. 13 zu 
8.12 d. Z. Erf. des Obertr. vom 15. Dezember 1862 (Entih. Bd. XLIX, ©. 41). — Sind meh. 
tere Eremplare des Inftruments ausgefertigt, jo müfjen fie alle kaffirt werden. Doch ift darüber Mei— 
nungeverichiedenheit. Dem Gedanten des Geſetzgebers ift die Vernichtung aller Eremplare entiprechen- 
der, weil er „das Inſtrument“ vernichtet Die will, das Inftrument aber noch immer fortbefteht, 
fo lange noch ein Eremplar davon vorhanden ift. Kann man nicht alle Eremplare dernichten, fo 
muß man die ſchriftliche Form anmenden. 


Die hier geftattete mündliche Form ift unanmendbar auf gerichtliche und notarielle Verträge, 
weil die Urfchriften davon nicht vernichtet werden dirfen. S. unten die Anm. 5. Vergl. aber oben 
den 8. 146 und die Anm. 23. 


Zur Aufhebung eines miündlihen, von dem einen Kontrahenten jedod) fchriftlich anerkannten Ber- 
trages, bedarf es außer der wechfelfeitigen Eimmilligung nicht noch der Kaffation des einfeitigen ſchrift— 
lichen Anerfenntuiffes. Pr. des Obertr. d. 24. Jumi 1850. (Entſch. Bd. XX, S. 93.) (4.9) 3.8. 
des über ein Handelsgeichäft ausgeftellten Schlußicheins. Ext. des Obertr. v. 22. Dftober 1857 (Arc), 
f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 51). 
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8. 388. ft der eilig Vene von einer Seite erfüllt ?) oder werden der Einwil- 
figung in deſſen Aufhebung Bedingungen oder Nebenabreden hinzugefügt, jo muß in 
foweit, als zur Errichtung des Vertrages *) die fchriftliche Abfaſſung nothwendig iſt, 
auch die Aufhebung defielben fchriftlich erklärt werden + ®). 

$. 389. In Eee als ein Vertrag gerichtlich gefchloffen werden muß’), muß 
auch deſſen Aufhebung gerichtlich 6) en _ 

$. 390. War der Bertrag in feinen wefentlihen Theilen von beiden Seiten ſchon 
erfüllt, fo ift deſſen durch wechfelfeitigen Konſens erfolgende Wiederaufhebung für einen 
neuen Vertrag zu achten ?). 


3) ©. oben die Anm. 1% zu $. 385, 

(4. 4.) Es macht feinen Unterichied, wenn auch das Geleiftete fofort bei der milndlichen Ueber- 
einkunft zurüdgegeben wird; diefes kann auf Grund des fortbeitehenden Vertrages wieder gefordert wer⸗ 
den. Bergl. Ertl. des Obertr. v. 8. Nov. 1858 (Entſch. Bd. XXXIX, ©. 158). 


4) Des Vertrages nämlich, melden man aufheben will; dem um die gültige Aufhebung handelt 
es fich eben. Ob die Uebereinkunft über die Aufhebung Bedingimgen oder her enthält, de⸗ 
ren Gegenftand nicht von der Art ift, daß er für fich die fchriftliche Form erfordert, ift unerheblich. 
(5. A.) Daher bedarf es zur Aufhebung eines ſchriftlichen mit der Erfüllung begonnenen Miethsver— 
trages im Lauf der Zeit, wenn beide Theile dazu verpflichtet werden follen, der Schriftform; eine einfei- 
F Kündigung iſt unzuläſſig. Ert. des Obertr. vom 12. Dezember 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVII, 

160), — An ein mündlicher Miethsvertrag, welcher feinem Gegenftande nach der Schriftform be— 
durfte, durch die Uebergabe des gemietheten Quartiers zufolge des $. 269, 1. 21 für beide Theile ver— 
bindlich geworden ; fo kann diejes Vertragsverhältnig durch ein bloßes Abkommen, d. h. ohne Hiu— 
zutritt der fofortigen beiderfeitigen Erfüllung, nur im fchriftlicher Form modifizirt werden, wenn die 
Miethe auf die Zeit, für melde die Modifilation eintreten joll, mehr als 50 Thlr. beträgt. Erf. des 
Obertr. vom 28, April 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVII, ©, 320). 

4a) (5. 9.) Diefer Schriftlihen Aufhebung bedarf es dann nicht, wenn bei einem jchriftlichen Ver— 
trage, deſſen Hauptgegenftand Handiungen find, der eine Theil von dem Vertrage abgegangen ift, 
weil der Andere die Erfüllung bisher fontraftlich nicht geleiftet hat, in twelhem Falle ihm solches nad) 
8.408 freifteht. Erf. defj. vom 28. November 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIX, ©. 162), 

5) Diefe Beftimmung bezieht fich nicht anf den unmittelbar vorhergehenden 8. 388, jondern ent- 
hält den Gegenſatz von 88. 386 und 387; fie fett aber, nach dem flaren Wortlaute, einen Vertrag 
voraus, welcher zu feiner Gulltigkeit die gerichtliche (oder notarielle) Form erfordert, nicht einen jol- 
hen, welcher zwar gerichtlich oder notariell, aber ohne Nothwendigkeit in diejer Form, abgefaßt wor 
den ift. Ein ſolcher Bertrag kann auch privatichriftlich aufgehoben werden, aber nicht mündlich. Vergl. 
Anm. 2, Abi. 2 zu $. 387. (4. A.) Dies ift auch von dem Obertr. angenommen. Erk. v. 22. Mai 
1857 (Archiv Bd. XXV, ©. 130). Doc findet die Ausnahme, wo em bloß mündlich geichlofiener 
Vertrag Rechtsgültigleit hat, aud auf den Aufhebungsvertrag oder Vergleich; Anwendung. Oben, 
8. 146 und Anm, 23 dazu. 


6) Diefe Vorſchrift fetst anferdem (f. die vor. Amm.) auch offenbar voraus, daf es fich um ei- 
nen vorangegangenen völlig gültigen und perfelten Vertrag handele, nicht aber um die bloße Erklä— 
rung eines Analphabeten darliber: ob er einen für ihn ſchon am fich unverbindlichen Vertrag halten 
und vollziehen, oder nunmehr definitiv feine Nichtigkeit und völlige Beſeitigung ausſprechen wolle. 
Entſch. des Obertr. v. 1. Nov, 1845. (Bd. XI, e 166.) Ein Appellationsgeriht hatte die Vor— 
fchrift auf die ——————— Analphabeten, daß er den privatſchriftlichen Vertrag nicht halten wolle, 
angewendet, weil die — eine Entſagung auf ein bereits erworbenes Recht — da der andere 
Theil gebunden wäre — enthalte. 

7) Hierbei ift Zweierlei vorausgejegt, eimmal: daß der borangegangene, wieder zu befeitigende, 
Vertrag rechtsgültig; und dann, dag er in feinen weſentlichen Theilen erfüllt, 3. B. die Uebergabe des 
Srundtüds an den Käufer volljogen war, Das Eine * das Andere iſt nicht hinreichend, die Ver— 
abredung, wodurch das unwirkſam eingegangene oder vollzogene Geſchäft faltiſch wieder beſeitigt wer— 
den foll, für einen neuen Vertrag in dem hier gemeinten Sinne zu halten, dergeftalt, daß die zu ſei— 
ner Rechtsbeftändigleit nach feinem Gegenftande an ſich erforderliche Form angewendet werden müßte. 
Denn das an fid) Ungültige erfordert zu feiner faktiihen Befeitigung Leine juriftischen Förmlichteiten. 
4.4) Wenn aber die ——— vorhanden ſind, ſo findet doch auch hier der allgemeine 
ee des $. 146 über die milndliche Abfchliefung von Verträgen Anwendung. Vergl. die Anm. 

3 dazu. 

(5. 4.) Zur Wiederaufhebung eines von beiden Seiten erfüllten Vertrages genügt die in vor— 
Ihriftsmäßiiger Form erklärte einfache gegenfeitige Einwilligung: da der Vertrag wieder aufgehoben 
werde. Dies ift eben der neue Vertrag. Iſt darin, im eines twiederaufgehobenen und durch 


5) wegen 
Mangels der 
Erfüllung 
von der au 
dern Seite, 
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S. 391. So lange einem zum Beiten eined Dritten geſchloſſenen Vertrage der 
Dritte ſelbſt noch nicht beigetreten ift, wird zur Biederaufhebung des Bertrages die 
Einwilligung deijelben nicht erfordert. ($. 75 sqq.) 

S. 392. Hat aber Jemand durch jeinen für einen Dritten, vermöge obliegender 
Prlihten, gültig geichlojienen Bertrag demfelben ſchon ein wirkliches Recht erworben, 
jo fann er ihm dieſes Recht durch feinen Konfens in die Wiederaufhebung des Bertra- 
ges nicht entziehen ®). 

85. 393. Die von der einen Seite geweigerte ober nicht 22) gehörig geleiftete Er⸗ 
füllung des Vertrages, berechtigt den Andern ın der Regel noch nicht, von dem Ver— 
trage jelbft wieder abzugeben. 

... . 39. Bielmebr jteht ihm nur frei, den Gegentheil zu_der verfprochenen Er- 
füllung, und zu der nach den Gefegen ihm zufommenden Entihädigung, durch den 
Richter anzuhalten ®). BR 

$. 395. Sind die Parteien über den eigentlichen Sinn und Umfang der im Kon- 
trafte übernommenen Berbindlichfeiten uneins, jo muß der Streit durch den Richter 
entfchieden 10), und fodann die Erfüllung, diefer Entfcheidung gemäß, geleiftet und 
angenommen werden, 

$. 396. Iſt der Inhalt des Vertrages Far; der eine Theil aber weigert die Er- 
füllung feiner darin übernommenen Verbindlihfeiten aus dem Grunde, weil der An- 
dere die [eigen nicht gehörig erfüllt habe, oder jolchergeftalt nicht erfüllen könne; fo 
muß diefer Weigerungdgrund ??) gerichtlich unterfucht werden. 
Uebergabe vollzogenen Kaufes auch die Rückgewähr anerkannt, jo ift der neue Vertrag aud erfüllt und 
das Eigenthum zurüdübertragen. Erk. des Obertr. vom 15. April 1867 (Eutſch. Bd. LVIII. S. 35). 

8) Das bezieht fich auf freigewählte Stellvertreter, nicht auf Vertreter der juriſtiſchen Perfönlid- 
feit aus rechtlicher Nothwendigleit, namentlich nicht auf Bormünder. Dieje repräfentiren die juriftifche 
Perjönlichkeit des Mündels in ihrer Totalität. 

88) (5. A.) Vergl. $. 397 und die Anm. 11% zu 8.897 d. X. 

9) Die 88. 398, 394 geben die Regel, daß die Weigerung oder das Ausbleiben (die Verzögerung) 
der Erfüllung den Anderen noch nicht berechtige, von dem Bertrage wieder abzugeben und ohne Weis 
teres Entjhädigumg zu fordern, jondern daß er den Schuldner zunächſt zur Leiftung des Verſprochenen 
umd wenn dies fruchtlos ift, zur Entihädigung anhalten möge. Oben, Anm. 28 zu $. 270 d. T. 
Macht in diefem Falle der Beklagte Ausflüchte, jo ift der Sinn und Umfang feiner Verbindlichkeit ent- 
weder zweifelhaft, oder er ift Mar. Auf den erjteren fall bezieht ſich der folgende $. 395, auf den 
zweiten geht der $. 396 über. Die bloße — iſt fein Grund zum Rückritte für den Gläubiger. 

(4. 9.) Diefe VBorjchriften finden jedoch auf Zeittaufsgeichäfte feine Anwendung; hier löſt ich der 
Anſpruch durch die Mora des einen oder anderen Theils (Berlauf der jog. Stichtage) in einen Ent- 
ſchädigungsanſpruch auf. Vergl. oben, Anm. 14 zu Tit. 4 und Erf. des Obertr. v. 14. April 1859 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XXXIII, ©. 134). 

(4. 9.) Die Regel des $. 393 ift aber aud) nicht anwendbar und es vu eine Ausnahme inäbe- 
jondere da eintreten, wo aus dem Inhalte des Vertrages ſelbſt hervorgeht, daß die Parteien bei deſſen 
Abſchließung gerade darauf, daß die Erfüllung zu einer beftimmten Zeit erfolge, vorzugsweiſe Gewicht 
gelegt haben. Im joihem Falle hat der Berechtigte nicht nöthig, den nicht mehr zur rechten Zeit tom» 
inenden Erfolg der gegen den Anderen nachzuſuchenden executio ad faciendum abzuwarten, oder aliud 
pro alio zu nehmen, d. h. fih mit einem Nequivalent (Entichädigung) für die nicht gewährte Leiftung 
zu begnügen, vielmehr ift er zum Rücktritte befugt. Erk. des Obertr. d. 27. Mai 1859 (Archiv fir 
Rechts. Bd. XXXIV, S. 59.) Es ift auch angenommen, daß ein Kaufmann nicht gehalten fei, die 
ihm bis zu einem beitimmten Zeitpunfte ————— Waaren in dem Falle ſpäter anzunehmen und 
mit dem ausbedungenen Preiſe zu bezahlen, wenn dieſelben nach Berlauf der kontraltmäßigen Zeit über- 
haupt feinen Werth mehr haben, oder in ihrent Preife gefumten find. Erk. des Obertr, v. 20, Dez. 
1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, S. 121). Er kann fogar auf Entfhädigung wegen unterbliebe- 
ner gehöriger Erfüllung des Vertrages Magen, ohne vorher oder zugleich noch die (zu Jpät fommtende) 
Erfüllung zu fordern, Erf. des Obertr. v. 28. Febr. 1860 (Entid. Bd. XLIII, ©. 56). 

10) &, Pr. 1174 in der Anm, 29, Nr. II, 1, b zu 8.271 d. T. 

11) Der Grund der Weigerung, nicht bloß die Weigerung, muß, nad) vorheriger Erörterung, 
richterlich verworfen oder für erheblich erachtet werden, wenn die Weigerung den Rüdtritt bom Ber- 
trage ſoll begründen fönnen. Unter diejen $. 596 werden die drei fälle geordnet, wo der Weigerungs— 
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8. 397. Wird derfelbe rechtäfräftig verworfen, fo hat derjenige, welcher auf die 
Erfüllung antrug, die Wahl: ob er nunmehr 1? =) ferner darauf beftehen und mit dem 
Erſatz des aus der ungegründeten Weigerung entftandenen Schadens jich begnügen, 
oder von dem Bertrage ganz zurücktreten wolle. 

$. 398. Tritt er zurüd, jo muß derjenige, welcher die Erfüllung feiner fontraft- 
mäßigen Berbindlichkeit ohne rechtlichen Grund verweigert hat, außer dem * des 
durch feine Weigerung entſtandenen Schadens, auch noch alle Laſten eines unredlichen 
Abe bei der Rückgabe der auf Rechnung des Kontrakts bereit3 empfangenen Sadıe, 
übernehmen. 

$. 399. Wird aber die Weigerung desjenigen, der zur Erfüllung aufgefordert 
worden, durch ein rechtöfräftiges Urtel für erheblich geachtet, jo hängt ed von dem 
MWeigernden ab, die Erfüllung nur fo, wie fie von dem Richter beftimmt worden, zu 
feiften, oder von dem Bertrage ganz abzugeben. 

8. 400. Wählt er den Rüdtritt von dem Bertrage, fo hat er, bei Zurüdgabe der 
auf Rechnung dejielben bereit? enthaltenen Sache, alle Rechte eines redlichen Beſitzers. 

$. 401. Uebrigens aber findet gegenfeitig fein Anfpruch auf Entihädigung ftatt. 

8. 402. Werden die Urfachen, aus welchen ein Kontrahent feine Verbindlichkei— 
ten, nad) dem buchſtäblichen Inhalte des Vertrages, zu erfüllen verweigert bat, zum 
Theil gegründet, zum Theil aber ungegründet befunden, fo fann in der Regel fein 
Theil zurüdtreten. 

8. 403. Doc fann der Richter, wenn er findet, daß bei den über die Erfüllung 
des Vertrages entitandenen Weigerungen dem einen Theil ein Uebergewicht der Schuld 
zur Laſt falle, dem Andern die Befugnig zum Nüdtritt vorbehalten !?). 

$. 404. ft bei der Unterfuchung über den Grund oder Ungrund der Weigerung 
das Erkenntniß erfter Inftanz zum Nachtheil des MWeigernden ausgefallen, jo fann 
der Andere, wenn er die Erörterung in den folgenden Inſtanzen vermeiden will, von 
dem Bertrage fogleich zurüdtreten 13). 

$. 405. Er kann aber alddann feine befondere Schadloshaltung fordern, und der 
Weigernde haftet bei der Nüdgabe der auf Rechnung des Kontrakts bereit? erhaltenen 
Sache nur für die Obliegenheiten eines redlichen Beſitzers !*). 

$. 406. Iſt das Erkenntniß erfter Inftanz !*) zum Bortheil des Weigernden 


rımd 1) rechtöfräftig, 2) nur im erfter Inſtanz, 3) ganz oder nur theilweiſe verworfen oder erheblich 
sn worden, und an jeden werden bejondere Kolgen gefmipft, die nicht auf einen anderen Fall 
übertragen werden dürfen. 

118) (5. 9.) Das „nunmehr fteht denr „noch nicht“ im $. 393 gegenüber, hat alfo nicht die 
Bedeutung, daß mur in dem Zeitpunfte, wo der Weigerungsgrund rechtskräftig verworfen ift, die Macht 
zum Rücktritte ausgeübt werden far, fondern daf fie in diefem Zeitpunkte eriftent wird. Sie kann 
don nun an ausgeübt werden, jo lange der Grund: Mangel der Erfüllung vom der anderen Seite, 
und zwar rechtöfräftig reprobirter Mangel, fortdauert. — Auch nach rechtöträftiger Verwerfung des 
Weigerungsgrundes kann daher der Andere, welcher die Erfüllung verlangt hat, auf Erfüllung durch 
Nachſuchung der Erekutiom beftehen und, wenn er dadurd) keine Srfältung erlangt, wegen Mangels 
der Erfüllung den Bertrag auflöjen. Erk. des Obertr. vom 9. Dit. 1863 (Arch. f. Rechtef. Bd. L, 
S. 326 u. Entſch. Pd. L, ©. 32). 

12) Bis hierher ift immer der Fall der rechtsfräftigen Entfcheidung über den Meigerungsgrund 
borausgefett. S. die vor. Anm. 

13) Damit ift der Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt, nicht aber in Anjehung des Koftenpuni 
tes, wegen deſſen das ordentliche Rechtsmittel der Appellation zulälfig fein muß, wegen der möglichen 
Nova. Bei dem wegen des Koftenpunftes allein font uur zuläifigen Returje würde dem im eriter Ins 
ſtauz unterliegenden Theile, der im vollen Rechte jein kann, über welches ihm aber fein vollftändiges 
Gehör geftattet wird, eim Unrecht mehr zugefügt werden. 

Nach der Einführung der Appellation kann das Rechtsmittel durd die Erklärung des Rüdtritts 
nicht mehr abgeicdhnitten werden, 

14) Er behält mithin auch die gezogenen Nutungen. Bergl. 8.407, u. Tit. 11, 8. 241. 


15) Nämlich über den fpeziellen Weigerungsgrund, S. Anm, 11 zu $. 396. Hat der erſte Rich— 
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ausgefallen, fo kann diefer, wenn er es auf die Erörterung der folgenden Inftanzen 
nicht anfommen laſſen will, von dem PVertrage wieder abgehen !°). 
$. 407. Er muß aber alddann dem Andern nicht nur die auf Rechnung des Ber: 
trages bereits erhaltene Sache, jondern auch alle daraus wirklich gezogenen —— 
urückgeben!7); und hat bloß wegen der Verbeſſerungen und Verſchlimmerungen die 
fugnifje eines redlichen Beligerö ' >). 
$. 408. Bei Verträgen, deren Hauptgegenftand 9) Handlungen ! 9°) find, kann 


ter denjelben nicht ſpeziell für gerechtfertigt erflärt, jondern aus einem anderen Grunde die Weigerung, 
den ag zu erfüllen, für begründet erachtet, jo findet die Vorfchrift diefes $. nicht Ammwendung. 
Pr. des Obertr, vom 22, Oktober. 1850 (Entid. Bd. XX, ©. 97), 

16) Aber auch nur dor Einführung der Appellation. Wird Widerfprucd gegen den Rüdtritt er- 
hoben, jo muß über die Wirkung des Rücktritts erlannt werden. 

(4. %.) Der $. 406 findet auf VBerfiherungsverträge feine Anwendung. $. 413 d. T. u. $. 2300, 
Tit. 8, Th. II; Erf. des Obertr. vom 30. Oft. 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVIU, ©. 48), Der 
8. 2300, Tit. 8, bezieht ſich jedoch nicht auf die allgemeine Yehre des A. FR. über die Aufhebung der 
Berträge wegen berieigerter Erfüllung, jondern auf das Inftitut des Abandon, welches gerade eine 
gewiſſe Erfilllungsart , feinesweges eine Aufhebung der Berfiherung zum Gegenjtande hat, 

17) Was er jeldft auf Rechuung des Vertrages etiwa gegeben oder geleiftet hetı lann er nicht zu⸗ 
rüdfordern, denn es ift unentſchieden, wer von beiden Theilen Recht hat. (4. A.) Wenn er nicht ım 
Stande ift, die auf Rechnung des Vertrages erhaltene Sache zurücdzugeben, jo hat es dennod) bei der 
auf Grund des erjten Erfenntnifjes gegebenen Erklärung, von dem VBertrage wieder abgehen zu wollen, 
jein Bewenden und die Erfüllung des Vertrages kann gegen den davon Zuriidgetretenen nicht verlangt 
werden. Erf. des Obertr. dv. 24. Mai 1854 (Arc. f. Nechtsf. Bd. XIV, ©. 43). 

18) Die in den 8$. 393—407 vorgeſchriebenen Grundiäte beziehen fich nicht auf Bertyäge, welche 
Handlungen zum Gegenftande haben. Davon handeln die folgenden $$. 408 — 413, 

19) Der Gegenjag davon find die Gegenftände der Nebenverabredungen. (4. A. Daher ift ein 
Bergleih, nach welchem der einen Dorfgemeinde Hiltungsrechte, und der anderen die Pferchnugung zu— 
geftanden, und Bagleich beſtimmt ift, daß die letztere Gemeinde allein die Annahme und Entlafjung des 

irten ſowie die Kegulirung des Hüterlohnes zu beforgen habe, fein Vertrag über Handlungen im ge 
jeglichen Sinne, — Unterlaßt der zur Pferchnutzung Berechtigte die ihm vertragsmäßig obliegende Ab- 
holung der Heerde, fo kaun der Eigenthümer dieſer Heerde dielelbe durch einen anderen Hirten audtrei- 
ben und hüten laſſen, ohme für die dem Erfteren hierdurch entzogene —— auflommen zu 
brauchen. Erf. des Obertr. v. 17. Januar 1854 [Ärch. f. Rechtöf. Bd. XI, ©. 347). Iſt der Ge— 
genjtand des Hauptvertrages auf der einen Seite aus Leiftungen und Handlungen gemiſcht, jo find 
jolche Handlungen gleichfalls Hauptgegenftand des Vertrages, ([4. A.) und der $. 408 findet Anwen- 
bung, wenn unter mehrecen in dem Bertrage borbedungenen Hauptverbindlichleiten nur Cine auf 

ndlungen gerichtet ift. Erf. des Obertr. d. 29. Februar 1856, Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 228), 

iefer Auffaſſung entipricht das Br. des Obertr. 2066, v. 3, Dit. 1848: „Wenn bei einer Gutsüber- 
lafjumg neben den übrigen Verpflichtungen des Uebernehmers zu Zahlungen, Getwährungen u. |. w., 
auch defien Verpflichtung ausgeſprochen iſt, den Ueberlaſſer ſtets anftändig zu behandeln und mit Find- 
licher Liebe zu verpflegen, fo betrifft diefe Verpflichtung Handlungen, welche zu den Hauptgegenftänden 
des Vertrages zu rechnen find, und findet der $. 408 d, T. Anwendung.“ (4. A.) Auch die noch vor 
der Uebergabe des Gutes don dem Käufer verübte grobe Verlegung der dem Berläufer zugeficherten 
guten Behandlung ift in dem gedachten Erf. vom 29, Goa 1856 für einen Aufhebungsgrund, gemäß 
8.408, erfannt worden, Dies ift, wie das Obertr. jpäter erwogen bat, nicht als ein allgemeiner 
Rechtsgrundſatz anzuertennen, vielmehr ift die frage: ob bei einem beftimmten Bertrage, nämentlich 
bei einem Gutsüberlafiungs- und Leibzuchtsvertrage, die ftipulirten —— deſſen Hauptgegenftand 
bilden, oder nur als Nebenpunkt anzuſehen find, mehr thatſächlicher Natür und im jedem einzelnen 
Falle nach den beſonderen thatſächlichen Umſtänden deſſelben zu beurtheilen. Die thatſächliche Erwä— 
gung und Feſtſtellung des Richters in dieſer Hinſicht iſt mit der Nichtigleitsbeſchwerde für unangreif- 
In erachtet worden. Bergl. die Erf; d, 10, Juli 1854 (Arc). f. Recdtsf. Bd. XIV, ©. 140) und vom 
19, Dez. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. AXNVI, ©. 104). Dagegen tft doch zu bemerfen, daß die 
frage: ob ein beftimmmter Vertrag ein Vertrag Über Handlungen ve vein techniſcher (juriftiicher) Natur 
iſt (j. Über den Begriff unten, Anm, 18 zu $. 393, Tit. 11), und daß der thatfähhlichen an. 
fein anderes Gebiet als die Feftftellung derjenigen Leiftungen oder — welche als Gegenſtan 
des Vertrages anzuſehen, einzuräumen iſt. Welchen ——— Charakter der Gegenſtand hat, ob er 
eine Yeiftung (ein dare) oder ein Thum (facere) im Rechtsfinne ſei, ift reine Nechtsirage, Auch die 
Frage über Hauptgegenftand und Nebenpuntt umterliegt der juriftiihen Beurtheilung, weil dieſe Be- 
grife juriſtiſche find. 

19@) (4, U.) Ueber den Begriff: oben Anm. 50, Alinen 2 zu $. 165 d. T. 
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derjenige, welcher behauptet ?20), daß der Andere die Erfüllung bisher nicht fontraft- 
mäßig geleiftet habe, oder folchergeftalt nicht leiften fönne, zwar fofort, auf feine Ge- 
fahr, von dem Vertrage wieder abgehen 20%), 

8. 409. Er muß aber, wenn fich biermächit bei der — Unterſuchung 
——— ſein Vorgeben ungegründet geweſen ſei, den Gegentheil vollſtändig ?) 
entichädigen. 

8. 210. Wird hingegen das —— begründet befunden, ſo muß der Andere, 
außer der erfolgenden Aufhebung des Vertrages, dem Abgehenden für allen aus ſei— 
nem fontraftwidrigen Verhalten, bis zum Zeitpunft des erklärten Rücktritts, wirklich 
entjtandenen Schaden gerecht werden 22). 

$. 411. Wegen Vergütung der auf Rechnung des Vertrages etwa ſchon geleifte- 
ten Handlungen finden, je nachdem der Leiftende zur Aufhebung des Kontrafts Anlaß 
gegeben hat, oder micht, die Vorſchriften $$. 166, 167 — 

$. 412. Was bei verdungenen Werfen und bei gedungenen Arbeiten Rechten? 
fei, it gehörigen Orts bejtimmt. (Tit. 11, Abichn. 8.) 

$. 413. In wiefern obige Vorfchriften ($. 396 sqq.) auch im faufmännifchen 
Verkehr jtattfinden, foll unten näher verordnet werden 222). (Th. II, Tit. 8.) 


20) Die bloße Behauptumg ift hinreichend, zum Rücktritte vom Bertrage zu berechtigen. Die 
Aufhebung des Vertrages wird bewirkt durch die Erklärung des Nildtritts, gertügt auf jene Behaup- 
tung. Bergl. 8. 878, Zit. 11, (4, 9.) Der Rücktritt erfordert daher eine ausdrückliche Willenserflä- 
rung. Erk. des Obertr. vom 26, Sept. 1851 (Archiv für Rechtef. Bd. II, ©. 372). 

Die Vorſchrift diefes $. findet auf verdungene Werke nicht Anwendung. 8.412 d. T, verb. mit 
Tit. 11, 88, 878, 936—938, 943— 948, Pr. des Obertr. dv. 7. Mai 1850 Entſch. Bd. XIX, ©. 151), 

(4.%.) Der Rücktritt wird dadurch allein nicht ausgeichloffen, daß der Vertrag für eine beftimmte 
Zeit mit Vorbehalt einer nur zu beftinunten Zeitpunkten zuläffigen Kündigung geſchloſſen ift. Pr. des 
Obertr. vom 23, März 1858 (Archiv fir Rechtsf. Bd, XXVILU, ©, 207). 

Bergl. unter Anm, 89%, Abi. 2 zu $. 170, IL, 6, 

208) (4, U.) Auch ein auf Lebenszeit angeftellter Förfter ann von der Gutsherrichaft, vorbehalt- 
lich ihrer Pflicht zur Entihädigung, einfeitig ſofort feines Dienfies entlaffen und zur Räumung der 
Dienftwohnung gezwungen werden. Erf, des Obertr. vom 17. Juni 1850 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, 
S. 1). Bergl. dagegen unten die Anm. 558 zu 8. 101, Th. II, Fit. 5 und die Anm, 92, Abſ. 2 zu 
8. 177 ebend. — (5. U.) Daß der Grund des Nildtritts bei dem Rücktritt angezeigt werden müſſe, 
widrigenfalls von demfelben kein Gebrauch gemacht werden dürfe, ift im $. 408 umd auch anderswo 
nicht dorgeichrieben. Erf. deil. dv. 3. Nov. 1865 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 255). 

(4. W). Der einfeitige Rüdtritt von einem fchriftlichen Vertrage über Handlungen berechtigt nicht 
zur Rücdforderung der auf die zu leiftenden Handlımgen im Voraus geleifteten Zahlung. rt. del. 
vom 26. u. 31. Mai 1853 (Arch. f. Nechtsf. Bd, IX, ©. 221). 

(4, 4.) Auf Lieferungsverträge findet die Vorſchrift des $.408 nicht in allen Fällen Anwendung. 
Unten, Anm. 88, Abſ. 2 a. E. zu $. 981, Tit. 11. 

(4. A.) Ein abritarbeiter muß die vertragsmäßig feftgeftellte Arbeitszeit, mit Ausnahme der in 
den $$. 140, 141 der Gewerbeordnung fpeziell gedachten Falle, aushalten und hat fein Recht, feinen 
Austritt auf den $.408 d. T. zu gründen, welcher als allgemeines Geſetz auf die Fälle nicht auge- 
wendet werden fan, die durch jpezielle und fpätere Geſetze geregelt find. Erk. des Obertr, v. 3, Dez. 
1861 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©, 112), 

21) Er muß mithin das ganze, dem Anderen aus der Nichterfüllung des Vertrages erwach— 
fende Interefje leiften. ©. — utfch. des Obertr. Bd. XI, ©. 30. 

22) Die Vorſchriften SS. 408 ff. fegen ausdrüdlich den Fall voraus, daß die Handlungen angeb- 
fi nicht geleiftet werden, und es wird — jenachdem dies fich als begründet oder unbegründet erweiſt — 
die Entſchaͤdigung en der Aufhebung des Vertrages beftimmt. Sind die Handlungen in der That 
geleiftet worden umd hinterdrein Mieder vereitelt, jo ift der Fall ein anderer, für welchen dieje Beſtim— 
mung nicht gegeben iſt. — (5. 9.) Die 8$. 409, 410 erfordern zu ihrer Anwendung, daß der eine 
Kontrahent von dem unſtreitig als rechtsverbindlich beftehenden Vertrage zurüdtreten, zu wollen 
erflärt, weil der Gegentheil nicht erfüllen könne oder wolle. Erf. des Obertr. vom 5. Sept. 1865 
(Arch. f. Rechtsf, Bd. LXI, ©. 7). 

222) (4. N.) Diefes zu thun hat man dort vergeffen; es findet fi im Tit. 8, Th. II fein Wort 
bon ſolchen Modifikationen, und eine fefte Praris hat ſich noch nicht gebildet. Bergl. m. Anleit. zur 
preuß. Prozeßpraris, Th. I, $. 111, (5, 9.) Diefe Lücke ift nun durch das Allgemeine deutſche Han— 
delsgeſetzbuch ausgefüllt, Unten, Th. U, Zit. 8. 


6) durch Er⸗ 
laſt, Ber: 
gleich u. ſ. w. 


durch den 
Tod, 
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$. 414. Durch Erlaß, Vergleich und andere ſolche allgemeine Mittel, Verbind- 
fichfeiten zu ändern oder zu tilgen, werden auch diejenigen aufgehoben, welche aus 
Verträgen entjprungen find. (Tit. 16.) 

$. 415. Die Rechte und Pflichten aus Verträgen werden dur den Tod des 
einen oder ded andern Kontrahenten in der Negel nicht geändert, fondern gehen auf 
die Erben über ?>). 

$. 416. War jedoch der re des Vertrages eine Handlung, bei welcher 
es auf befondere Fähigkeiten und Verhältniſſe des Verpflichteten ankam %*), und diefer 
ift vor der Erfüllung geftorben, jo iſt der Bertrag felbit für aufgehoben zu achten, 

$. 417. Sat der Verpflichtete auf Rechnung der übernommenen Handlung be- 
reitd etwas erhalten, jo müſſen jeine Erben ſolches zurüdgeben 2°). 

8. 418. Sat der Berpflichtete die Erfüllung durch feine Schuld verzögert, fo 
fann der Berechtigte, wegen des durd Aufhebung des Vertrages ihm entitehenden 
Schadens 2°), an feinen Nachlaß ſich halten. 

$. 419. Beſtand die Verbindlichkeit des Verpflichteten aus mehreren zufammen- 
gejegten Handlungen, und hat er vor feinem Abfterben einen Theil der Erfüllung wirf- 
lich geleiftet, jo fallt zwar dDemungeachtet die fernere Erfüllung des Bertrages durch jei- 
nen Tod hinmeg. 

$. 420. Die Erben können aber, für den bereits geleifteten Theil der Erfüllung, 
eine billige Ba fordern. 

8. 421. Diefe Vergütung muß in der Regel nach Verhältniß deſſen, was für 


die ganze Leiftung verfprochen war, beſtimmt werden. 


$. 422. Findet jich hingegen, daß bei diefer Beitimmungsart der Berechtigte 
einen wirflihen Schaden erleiden würde, fo müſſen die Erben des Verpflichteten mit 
einer Vergütung nad Verhältnig des dem Berechtigten aus der Handlung des Erblaf- 
ſers entjtandenen Vortheils, ſich begnügen. 

8. 423. Sind bei den Bedingungen eines läſtigen Vertrages27) dem Erblaſſer, 
in Nückficht feiner perfönlichen Eigenfchaften, und eine? darauf gegründeten befondern 
Vertrauens, gemijje ?°) in Geſchäften diejer Art fonft nicht gewöhnliche Vortheile zu- 
geitanden worden, und fällt durch feinen Tod der Grund dieſes perfönlichen Vertrauens 
weg; fo müſſen die Erben entweder diejer Vortheile fich begeben, oder dafür, daß 


23) Bergl. u. I, 9, 8.362. — (4. A.) Das bei Erbfonderumngen gegen den Uebernehmer eines 
Nachlaßgrundftückes den Miterben vorbehaltene Recht auf den den Annahmepreis überſteigenden Mehr- 
betrag eines fünftigen Berkaufspreifes greift auch dann Platz, term erſt behufs Auseinanderjegung 
der Erben des Gutsannehmers der Verkauf bewirkt, und ein höheres Kaufgeld gelöft ift. Erf. des 
Obertr. d. 26. Nov. 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 163). 

24) Sogenannte nicht fungible Handlungen. Verträge über jog. fungible Handlungen, d. h. 
folche, welche von Jedem gleich güt geleiftet werden, der ſich damit befaßt, z. B. Holzhauen, Wafjer- 
jchöpfen, Laftentragen, können auch die Erben erfüllen. 

Die 88. 416—422 gehören in das bejondere Kapitel von Verträgen fiber Handlungen, 

25) Dieferwegen hat der Berechtigte die condictio causa data. Die Vertragsklage ift mit dem 
Bertrage felbft erlofchen, wenn nicht Schuld oder Mora eine Aenderung bewirkt hat. ©, die folg. Anm. 

26) Die durd den Vertrag begründete Obligation erliicht nur für die Zukunft; infomweit jchon 
—— daraus entftanden waren, geht fie auf die Erben über. Der Berechtigte kann daher feine 
Intereffenforderung, welche durch die Verſaäumung des Verpflichteten in der Erfüllung feiner Verbind— 
lichkeit begründet worden, mit der Kontraktstlage von den Erben einfordern. Der Inhatt und Um⸗ 
fang derjelben ift in dem einzelnen Falle nach defien Beichaffenheit und nach dem Grade der Verſchul— 
dung feitzuftellen. 

27) Eines läftigen Vertrages überhaupt, aus welchem die Obligation ſich auch paffiv vererbt. Es 
bezieht fih auf den $. 145, nicht auf die SS. 416 ff. Ein Rücktritt von dem Vertrage zes ier gar 
wicht ftatt, mur die befonderen Vorteile fallen weg, wenn die Erben nicht ebenjo Genüge feiften, als 
es von dem Erblafjer jelbft geichehen fein würde. 

28) Dieje „gewiſſe“ Vortheile müſſen aus dem Bertrage erhellen; es muß erfidhtlich jein, was 
dem verftorbenen Theile von dem Anderen über das Gemwöhnliche zugeftanden worden ift. 
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fie dem Bertrage ebenfo, wie es von dem Erblaſſer zu erwarten war, ein Genüge lei- 
ften werden, annehmliche Sicherheit beitellen 2°). 


$. 424. Haben mehrere Perſonen zugleich fich einem Dritten in einem und eben» X Bon Kor 


demfelben Bertrage ?°) verpflichtet, fo ift, wenn nicht dad Gegentheil ausdrüdlich ver- 


29) Die Sicherheitsbeftellung ift eigentlich nicht die Bedingung, von welcher die nicht gewöhnlichen 
Bortheile abhangen, ſondern die erwartete Yeiftung. Der Sinn der Beſtimmung ift diejer: der Ver— 
trag iſt auf Seiten des überlebenden Kontrahenten entweder durch Einräumung der zugeftandenen Vor— 
theile ſchon erfüllt, oder er ſoll nad} der Leiſtung von der anderen Seite erft noch erfüllt werden. In 
dem erften Falle müſſen die Erben Sicherheit beftellen oder die ungewöhnlichen Vortheile vorläufig 
fahren laſſen; nach der Leiſtung emticheidet fich die Frage endgültig. In dem ziveiten falle findet e& 
ſich nad) der Yeiftung, was fie zu erhalten haben. 

30) Es ift hier von der fog. paffiven Korrealobligation die Rede, Eine ſolche wird angenommen, 
wenn Diehrere zugleich fi in dem nämlichen Vertrage verbindlich gemacht haben. Der Vertrag muß 
nit, um diefe Wirkung zu haben, nothwendig ein beftimmter Konſenſualkontralt fein, worin die 
Summe, welche die Korrealverpflichteten zu zahlen haben, durch Bereinbarung der Parteien ummittel- 
bar bejtimmt worden ift, jondern ein jeder Imnominatkontralt, wodurch der Eine von dem Anderen 
eine Sache oder Leiftung gegen eine noch unbeftummte Vergeltung übernimmt, hat diefe Wirkung in 
Anſehung der in Folge dejielben von dem Richter feftgejetsten Summe. Die aus einer rechtlichen 
Nothwendigkeit erfolgende Ueberlafjung 3.8. an Perjonen, melden das Expropriationsrecht verliehen 
ift, hat dietelbe rechtliche Natur, wenn auch feine Bereinigung fiber die Summe ftattgefunden hat. 
(3. 4.) Ber der Vorjchrift des $. 424 ift nicht nothwendig ein (hriftticher Bertrag vorausgeſetzt, Diel- 
mehr findet diefelbe auf jeden Vertrag Anwendung, wodurd) eine gemeinfchaftliche Verbindlichkeit meh- 
rerer Perfonen entftehen könnte. Diefen Satz behauptet das Obertribunal und wendet ihn auf meh— 
rere Darlehnsnehmer, welche das gegebene Darlehn gemeinichaftlih in ungetrennter Summe empfan- 
gen haben, an in dem Erf. v. 10. Jan. 1856 ( Hi. Bd. XXXII, ©, 349), Diefer Rechtsanmwen- 
dung ift micht beizuftinmmen: der Satz ift vielmehr auf Konfenfualverträge zu beichränten. Bei einem 
Darlehnstontrafte fan man für das, mas Andere von mehreren ——— empfangen, un— 
moglich re verbindlich gemacht werden, eben weil man die res nicht erhält; Solidarität kann hier nur 
eonsensu begründet werden, wie das Obertribunal auch jelbft a.a. D. ©. 352 und in anderen Rechts- 
anmwendungen ausgeführt hat (vergl. unten Anm. 54, 8. 727, Tit. 11); umd bier fommt es denn auf 
die formelle Gültigleit des Konfenjes an, was jehr häufig praftifch hervortritt, wenn eine Manns- 
und eine rauensperfon gemeinfchaftlic eine Berbindlichkeit eingehen, DM. ſ. Aum. 57 zu $. 232, 
Fit. 14. — Auch das R. R. fordert eine befonders, gleichviel im welcher Korn, ausgedrüdte Willens- 
erflärung, wenn mehrere Darlehnsnehmer in solidum verpflichtet werden follen. L. 5 C. si cert. pet. 
(IV, 2). Doch ergiebt ſich hieraus kein Berveisgrund für die Meinung des Obertribunals, weil das 
RR. eime andere Regel für die formelle Eingehung der Konſenſualverträge hat; es ift aber auch je- 
ner Grund, daf man durch einen Realtontraft nicht anders als durch den wirklichen Empfang der 
Sache umd aufjerdem and durch eine formell gültige Willenserflärung verbindlich gemacht werden 
fann, zur Widerlegung der Meinung des Obertribumals ausreichend. (4.4) Wie mit dem Realton- 
trafte, jo verhält es filh auch mit dem Empfange der Zahlung einer Nichtſchuld, und noch aus einem 
Grunde mehr, nämlich weil dabei auch die Vorausſetzung des 8. 424, daf ein Vertrag vorhanden jet, 
fehlt. Dan wird daher durch die nicht weiter begründete Berficherung des Obertribunals: „wenn die 
Bell. — die fr. Zinfen — gemeinſchaftlich erhoben haben jollten, h würde fich auch die Erhebung 
diefer Zinjen als ihr pe da Rechtsgeſchaͤft darftellen, aus welchem fie, wenn fie eine 
Nichtſchuld erhoben haben, dem Kläger jolidarifch verhaftet find, ohne Rückſicht 
darauf, mie fie das gemeinfhaftlih erhobene Geld unter ji vertheilt haben“, 
— tiberrafcht, welche in einem Erf. vom 5. Mai 1857 (Arch, Bd. XXV, S. 99) zu Iefen if. Wie 
diefer Ausspruch zu begründen wäre, möchte ich wohl fehen. 

Die I, 14, $. 232 vorgefchriebene Bermuthung findet aud auf Korrealverträge Anmendung. Pr. 
1545 (Pl.-Beichl.) dv. 28. Febr. 1845 (Entſch. Bd. XI, ©. 33), 

Befindet fi) auf der Seite der Korrealverpflichteten ein Unfähiger, fo ift das auf die Verbindlich- 
feit der Uebrigen ohne allen Einfluß (88. 430, 437 u. 446), auch dann, wenn feine Forderung durch 
Gegenfeiftung bedingt ift: der Andere leiftet dann an die Fähigen das Ganze, weil der Unfähige auch 
in der Altivobligation ausfcheidet, fobald er jelbft jolhes erflärt, oder fein Borgefetster die Genehmi— 
gung nicht ertheilt. S. Anm. 84 zu $. 22, Tit. 4, und 88. 12, 13 d. T. 

(4. A.) Das gilt auch von dem falle, wenn einer der mehreren —— ſchreibensunerfah 
ren und deshalb durch die Unterkreuzung des ſchriftlichen Vertrages für ſeine Perſon nicht civilrechtlich 
verbindlich geworden ift. rk, des Obertr. vom 18, Juni 1860 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XAXVIL, 
©. 51). Bergl, auch Erf, des Obertr. v. 7. März 1859 (Entſch. Bd. XLI, ©. 47). 

Ein ähnlicher Fall ift der, wenn in der VBertragsurkunde über einen mechieljeitigen Bertrag auf 
der einen Seite Zwei als correi auftreten, aber der Eine jener Beiden weder jelbjt umterjchrieben, 
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abredet worden, anzunehmen, daß Einer für Alle und Alle für Einen dem Berechtig- 
ten für die Erfüllung haften ®°®), 

$. 425. Wollen die mehreren Verpflichteten aus dem gemeinfchaftlich geſchloſſe— 
nen Bertrage folhergeftalt nicht verhaftet fein, jo müjlen ſie fich darüber in dem Ber- 
trage ſelbſt deutlich erflären. 

$. 426. Iſt in dem Vertrage felbft beftimmt: was und wieviel nur ein jeder der 
Verpflichteten zu der übernommenen Verbindlichkeit beitragen folle, fo hat es dabei le- 
diglich fein Bewenden. 

$. 427. Fehlt diefe Beftimmung und ift es gleihwohl aus dem Vertrage Far, 
daß die mehreren Verpflichteten nicht S emeinfhoftlich 31) haften follen; fo ift die Art 
und dad Map des von Jedem zu leiftenden Beitrages, nach dem Zwecke feiner Theil- 
nehmung an der übernommenen Verbindlichkeit, ſowie derjelbe aus der Natur des Ge— 
ihäftes, und feinem perfönlihen Stande oder Gewerbe jich ergiebt, zu beurtheilen. 

$. 428. Kann auch hiernach der entftandene Streit nicht entfchieden werden, fo 
ift anzunehmen, daß die ſämmtlichen Berpflichteten dem Berechtigten zu gleichen Thei— 
len verhaftet find. 


noch demjenigen, der für ihm unterfchrieben, eine fchriftliche, jondern mur eine mündliche Vollmacht dazu 
gegeben hat. Im einem ſolchen Falle hatte das Appellationsgericht (Kammergericht) den daraus von 
dem in Anfpruch genommenen Zweiten, der perſönlich kontrahirt und unterfchrieben hatte, entuommes 
nen Einwand der Ungültigleit des Rechtsgeſchäftes auch in Beziehung auf ihm als unzuftändig ver— 
worfen, in der Erwägung, daß mit der erjten, nicht vertretenen Perſon kein —— rechtsverbindlich 
geſchloſſen worden fei, und hieraus — fo muß ergänzt werden — fülr den zweiten rege nen 
und Korreus fein Einwand erwachſe. Diefer Grund fließt logiſch richtig aus dem Begriffe und aus 
der rechtlihen Natur der Korrealobligation. Das Obertr. jedody hat dies für einen Grundirrthum in 
der Rechtslehre erfannt und die darauf gegründete Entfheidung vernichtet, behauptend, der rechtögül— 
tige Abſchluß des Vertrages überhaupt * durch das Fehlen des Einen der Nebenkontrahenten ber- 
eitelt, „weil ja die Abficht der beiden Perfonen, welche ihren Willen fund gethan haben, dahin gegan- 
gen und dahin ausgejprochen iſt, daß nicht fie allein, fondern auch der vermeintliche dritte Kontrahent 
in das Bertragsverhältniß eintreten folle, und weil daher, wenn diefe Abficht ſich nicht verwirklicht, 
überhaupt kein alljeitiges Einverftändniß darüber zu Stande kommt, welche Perſonen Rechte und Pflich— 
ten überfommen ſollen. Auch der Verflagte (der, welcher unterfchrieben hatte), welcher nicht allein, 
fondern in Gemeinſchaft mit dem — ſowie der Kläger (der andere Theil), welcher nicht gegen 
den Verklagten allein, ſondern auch gegen jenen Zweiten hat Rechte erwerben und Pflichten überneh— 
men follen und wollen, haben ſonach, weil Jener dem Bertrage (nicht dem Bertrage, jondern nur der 
Urkundserrichtung darüber, was jedoch unerheblid) ift) fremd geblieben ift, in Wirklichkeit leinen Ver— 
trag geſchloſſen.“ rt. vom 19. März 1861 (Arch. f. —32 Bd. XL, ©. 355). Damit tritt das 
Obertribunal mit feinen rg bei der Entſcheidung früherer ähnlicher Fälle außer Ueber» 
einſtimmung, denn das Gejagte paßt auch auf jene. Das ift jedoch unerheblich; das Erhebliche ift, 
daß das Gejagte mit Begriff, Wejen und Wirkung einer Korrealobligation im Widerſpruche fteht. 
Eine Korrealobligation bejteht dem anderen Theile gegenüber, aus fo vielen einzelnen jelbftftändigen 
Obligationen, in Betreff des nämlichen Gegenftandes, wie Korrei nebeneinander ftehen; die Korrei ün— 
ter fich fontrahiren miteinander nicht. Daher nimmt jeder Korreus eine von den etwa noch neben 
ihm wirklich oder vermeintlich ftehenden Nebenverpflichteten völlig unabhängige Alleinfhuld auf fich, 
folglih kann er fir feine Perjon aus der Nihtihuld eines ſolchen Nebenverpflichteten niemals einen 
Berreiungsgrund hernehmen: er muß auf Verlangen des Gläubigers bezahlen, wenn auch alle übrigen 
förmlich verbunden find; er hat mithin, dem Gläubiger gegenüber, art der Befreiung eines bermeint- 
lichen Nebenverbumdenen fein rechtliches Interefie, eine daher geholte Einvede ift eine exceptio de 
jure tertii. Daraus, daß am der Gegenleiftung die Ausjcheidenden vielleiht Theil zu nehmen hätten, 
wenn fie in der Obligation ftänden oder ftehen geblieben wären, folgt für die paſſive Verbindlichkeit 
der rechtsgültig Verpflichteten nichts, da fie ja ausfcheiden; umd jedenfalls nur dem anderen Theile 
der Einwand der mangelnden Altivlegitimation erwachſen Fönnte. 

308) (4. 9.) Diefen Rechtsgrundſatz hat das Obertribunal auch auf den Fall angewendet, wo 
mehrere gemeinjchaftliche Verkäufer das Kaufgeld gemeinfhaftlich in Empfang genommen hatten und 
in der Folge, da der Kauf wegen Formmangels als ungültig behandelt wurde, wieder zurüdzahlen 
mußten. &ht. des Obertr. d. 19, April 1858 (Arch. f. Rechts. Bd. XXIX, ©. 264), 

31) „Semeinichaftlich” heißt hier jo viel, wie Einer für Alle und Alle für Einen ($. 424), denn 
es foll eben der Gegenfag davon hier behandelt werden. Auch im 8.446 d. T., Tit. 18, $$. 201, 

202 umd I, 17, 88. 127, 131 hat es diefe Bedeutung. 


Bon Verträgen. 289 


$. 429. In allen Fällen, wo mehrere Verpflichtete dem Berechtigten jeder nur 
für. feinen Antheil haften (88. 425 — 428), ift Letzterer wegen des Antheild des Einen 
fih an den Andern zu halten nicht befugt. 

$. 430. Wenn aber die mehreren Verpflichteten dem Berechtigten Einer für Alle 
und Alle für Einen haften, fo kann der Berechtigte, wegen feiner ganzen Forderung. an 
welchen unter ihnen er will, ſich halten. 

$. 431. Der in Anfpruch Genommene fann zwar feine Mitverpflichteten zur ge- 
el Vertheidigung, oder Leiftung der übernommenen Verbindlichkeit auf- 
fordern. 

$. 432. Durch diefe Aufforderung 3?) aber darf der Berechtigte in Verfolgung 
feines Anspruchs nicht aufgehalten werden. 

$. 433. Wenn auch der Berechtigte einen oder alle Mitverpflichtete nur für ih- 
ren Antheil in Anfpruch genommen hat, fo fann er doch davon wieder abgehen, und 
Ginen unter ihnen auf dad Ganze belangen. 

$. 434. Auch fann er, wegen der von einem VBerpflichteten ganz oder zum Theil 
nicht zu erhaltenden Zahlung, jeden der Andern, welchen er will, ß lange, bis er voll- 
ftändig — worden, in Anſpruch nehmen. 

8. 435. as in Anſehung der ſchuldigen Sache oder Handlung von dem einen 
Verpflichteten gethan worden, gereicht allen übrigen zum Bortheil 33). 

$. 436. ft dadurch der Anfpruch des Berechtigten gegen alle Mitverpflichtete 
vermindert, jo kommt diefes demjenigen, der die Verminderung bewirkt hat, auch ge- 
gen die andern Mitverpflichteten 4) zu Statten. 

8. 437. Sat einer der Mitverpflichteten durch Vergleich, Urtel, oder auf andere 
Art, Befreiung von der Schuld nur für feine Perfon — ſo können die übrigen 
davon gegen den Berechtigten feinen Gebrauch machen ®®). 

$. 438. Die Handlung eines Verpflichteten kann die Nechte der übrigen nicht 
ichmälern 36). 

$. 439. Ein Verpflichteter kann alfo auch durch feine Einwilligung die an eine 


32) Die „Aufforderung“, d. h. die Pitisdenunziation muß fo zeitig angebracht werden, daß die 
Verhandlung der Hauptſache darnach nicht aufgehalten wird. Das Berbot des Aufenthaltes bezieht ſich 
nicht auf die don den Litisdenunziaten zur Vertheidigung borgebradhten Einreden, die ebenjo er— 
Örtert werden müflen, als wenn fie der Beklagte jelbft gemacht hätte. Cs ift hier Überhaupt gar nichts 
Neues im dieſer Beziehung vorgeſchrieben, vielmehr lediglich nad der Pr.O. Zit. 17, 88. 14 — 18 
und deren Abänderungen zu verfahren. 

33) Die 88. 430—434 haben von der Befugniß des Gläubigers geſprochen, unter feinen alterna- 
tiven Schuldnern nad; Gutfinden den auszumählen, melden er ei Leiftung angreifen will. Die 
88. 435437 behandeln die Wirkung einer von Einem erfolgten Leiftung oder befreienden Handlung 
in Beziehung auf die Uebrigen. Das Weſen der Korrealobligation befteht darin, daß die Schuld eine 
fubjettiv-alternative ift, umd entweder don dem Einen oder von dem Anderen zu tilgen ift, aber ein- 
mal getilgt, ganz und für Alle getilgt if. Dieſer Grundſatz ift e8, melden der $. 435 ausipridt. 
(5. 4.) Der Ausdrud: „was in Anjehung der ſchuldigen Sache oder Handlung — gethan worden“, 
umfaßt alle die verichiedenen Leiftungsarten , welche der $. 123, Tit. 2 aufzählt; er ift jedoch mißver— 
ftanden worden (j. Anın. 8 zu $. 10, Tit. 8 der Proz.Ordn., 5. Ausg.) umd würde den Gedanten 
vielleicht mit den Worten: „mas zur Tilgung der Verbindlichkeit — gethan worden“, 
torrefter ausgedrüdt und jo eine ſolche mißverftändliche Auffaffung verhindert haben. 

(5. 4.) Die auf verſchiedenem Nechtsgrumde beruhenden Verpflichtungen des Acceptanten und des 
Trafjanten eines Wechſels find nicht als gemeinjame anzujehen, wenn auch möglicher Weiſe der Um— 
fang der Berpflichtungen gleich groß ift. Erf, des Obertr. vom 14. Januar 1868 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. LXXI, ©. 25). 

34) Bei der Aufbringung des Neftes, unter fih. Der verminderte Theil kommt dabei ganz auf 
die Rechnung des Minderers. 

35) Dies ift der Gegenfat des $. 436, Beide Sätze folgen aus dem Grundfate des $. 435. 

36) Dies ift ein zweites Prinzip über die Wirkung von folden Handlungen des Einen in Be- 
ziehung auf die Uebrigen, wodurch die Schuld vergrößert oder erichwert, oder die Befugniß des Gläu- 
biger® erweitert wird. 

Koch, Allgemeines Landredht I. 5. Aufl. 19 
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8. 446. Wenn einer oder mehrere der gemeinschaftlich Verpflichteten Verträge zu 
jhliegen unfähig find, fo müſſen die übrigen deren Antheil unter einander übertragen. 

$. 447. Iſt einer, oder find mehrere der Mitverpflichteten demjenigen, welcher 
den Berechtigten für dad Ganze befriedigt hat, ihre Antheile zu entrichten unvermögend, 
fo muß ein jolcher ausfallender Antheil gleichergeftalt von ſämmtlichen Mitverpflichte- 
ten, mit Inbegriff desjenigen, welcher die Zahlung an den Berechtigten geleiftet hat, 
übertragen werden. 

$. 448. Außerdem aber kann ein Berpflichteter wegen dedjenigen, was er von 
einem feiner Mitverpflichteten zu fordern hat, fich an die übrigen, in Mangel einer 
befondern Verabredung, nicht halten. 

$. 449. Geräth ein Mitverpflichteter in Umftände, welche fein künftiges Unver- 
mögen, den Vertrag zu erfüllen, wahrfcheinlich machen, jo können die Andern wider 
ihn auf Sicherftellung feined Antheild dringen. 

$. 450. Sat fich Jemand in einem PVertrage mehreren Perfonen zu einer und 
eben derfelben Sache oder Leiftung verpflichtet, fo fünnen die Mitberechtigten das ge- 
meinfchaftliche Recht in der Negel nur gemeinfchaftlih ausüben *"). 


die Forderung des Gläubigers cedirt erhält oder erbt, nicht geändert (88. 492—494, Tit. 16), weil er 
fi) von feiner durch die Gemeinſchaft bereits gegründeten Verbindlichkeit nicht einfeitig frei machen kann. 

Diefer Grundjat findet aud Anwendung auf mehrere verpfändete Grumdftüde. „Wenn bei der 
Eriftenz mehrerer, für eine umd diefelbe Forderung ſolidariſch verpfändeter Grundſtücke der Befiter 
des einen derjelben den gemeinjchaftlichen Gläubiger befriedigt und mun den Beſitzer des anderen be- 
langt, jo fommt die u zur Anwendung, wonach mehrere Korrealverpflichtete unter fich auch ohne 
befonderen Bertrag zur Befriedigung des Gläubigers einen verhältnigmäßigen Beitrag zu leiften haben. 
Dieje Regel erleidet dadurch feine Aenderung, daß einer der Korrealverpflichteten den Gläubiger ge- 
en jura cessa befriedigt hat; aud) der Ceſſion ungeachtet muß er fidh, wenn er den Anderen in An— 
oruch nimmt, feinen eigenen Antheil im Abzug bringen lafjen. Pr. 1649, v. 18, Dftbr und 12. De. 
1845 (Entſch. XII, 168). (5. 9.) Die Beitimmung diejes Präjudizes betrifft lediglich die Solidarität 
der Grundftüde und nur die VBerhältniffe der’ temporären Befiter als folder unter einander; dagegen 
befinden fich die Befiger von Grumdftücden, auf welchen Hypothelen konjunktim haften, in.teinem an« 
deren nexus, als in demjenigen, welchen der Befig ihrer Grundftüde gewährt. Erf. des Obertr. dom 
11. März 1867 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LXVI, ©. 268). — (4. 9.) Anwendung: Ext, des Obertr. v. 
27. Sept. 1850 (Archiv f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 342). 

40) Parallelftellen: I, 17, 88.10 u. 1515 I, 13, 8. 210. Dieſe Beftimmung hindert den Ein- 
zelnen von mehreren Mitberechtigten an der Ausübung oder Geltendmachung des gemeinjchaftlichen 
Rechts für fich allein. I, 17, 8.10. Pr. 1870, v. 18. Mai 1847, und Erf, v. 16, Juni 1852 
(Ar. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 181). Doch aber ift der Antheil eines Jeden ein befonderes Eigenthum, 
ein Individualrecht defjelben (I, 17, 8.4), welches gefährdet werden kann, wenn ıhm die Alleinhand« 
fung in Beziehung auf das Ganze nicht geftattet ift, und er auch die Mitberechtigten zur Mithandlung 
oder Zuftimmung nicht zu bewegen vermag. Dieſe Betrachtung hat eine Rechtsungewißheit und ein 
Schwanken der Hraris in der Zulafjung don Klagen Einzelner wegen des gemeinidhaftlichen Rechts 
veranlaßt; die Meinungen der Rechtsgelehrten und die Enticheidungen der Gerichte wideriprechen fich. 
Durch den Pl.Beſchl. (Pr. 2325) des Obertr. v. 1. Dez. 1851, lautend: „In dem Falle, in wel: 
chem Mehreren das ihnen gemeinschaftliche Recht zufteht, von einem Dritten gg — zu for⸗ 
dern, gehört e8 auch zu den Imdividualrechten des einzelnen Mitberechtigten, von dem Berpflichteten 
die Rechnungslegung an die Geſammtheit der Berechtigten zu verlangen” (J. M.Bl. 1852, ©. 3 und 
Entih. Bd. XXU, ©, 136), — wird die Unficherheit theilweiſe beſeitigt. Es handelt fi um die 
Findung des Prinzips zur Beftimmung der Grenzen des Individualrechts, allein und ohne Zuftim- 
mung der Uebrigen einzufchreiten. Als leitender Grundiaß ift anzuerlennen, daß die Sicherung und 
Feftftellung des eig ungen Rechts umd auf Vorbereitung der künftigen Theilung — 
Maßregeln als Ausfluß des beſonderen Eigenthums anzuſehen find und deshalb als ein Individual: 
recht jedem einzelnen Mitberechtigten zuftehen. Anmendungen davon find gemacht in I, 14, 8. 66 und 
Pr.O. Tit. 46, 8. 7. Doch wird der Fall der Anwendung bedenklich, wenn der Angeiprochene da— 
durch. in die Lage verfetst wird, daß er, wenn er obfiegt, oder Gegenanfprüche hat, denfelben Prozeß 
wiederholt mit jedem Einzelnen durchmachen müßte; gegen diejes Uebel muß er ſich durch die exceptio 
plurium litiseonsortium hüten können. Die Anwendung ift deshalb immer ſchwierig und kann mehr 
oder weniger vechtöverlegend für den Bellagten werden. Diefe Schwierigkeit liegt in der abnormen 
Befonderheit der Iandrechtlichen Beftimmungen über das aktive Korrealverhältnig. Pr.-R. Bd. II, 
©. 151 umd Recht der Forderungen Bd. II, 8.64. ine richtige Anwendung macht das Erf. des 
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$. 451. Doch fann feiner der Mitberechtigten durch feine Handlungen und Ent- 
fagungen das Recht der übrigen fchmälern. 

8. 452. Hat, bei einer theilbaren Sadhe oder Summe, der Verpflichtete einem 
der Berechtigten feinen Antheil entrichtet, fo tritt er, in Beziehung auf die übrigen Be- 
rechtigten, an deſſen Stelle. 

$. 453. Die Befugniffe der mehreren Berechtigten unter fih, find nad) den 
Grundfägen vom gemeinichaftlihen Eigenthum zu beurtheilen. (Tit. 17.) 


Sechster Titel. 
Don den Pflihten und Rechten, die and unerlaubten Handlungen entjtehen '). 


Dieſe Materie hat feine Geſchichte, fie ift durch und durch neu. Deshalb bietet für fie das Ge- 
meine Recht feine Quelle und die gemeiurechtliche Literatur feine Hilfsmittel. Als eine geſchloſſene 
Lehre vom Schadenerfage, mit Hereinziehung der Entftehungsgründe und der befonderen Borausjegun- 
gen derjelben, mit Einihluß der Lehre vom Dolus, Eulpa und Cajus, darzuftellen und die Behand- 
lung als Theil des Obligationenrechtes hat verfucht Sintenis in feinem praftiichen gemeinen Civil- 
recht, Bd. II, $. 86. — Ueber Preußiiches Recht ſ. m. hauptjählih Bornemann, Syftem des 
Preußiihen Civilrechts, Bd. I, ©. 300 ff., Bd. II, ©. 299 ff. — M. Privatreht, 3.4., BP. II, 
88. 465, 466, 735, 736; u. m. Recht der Forderungen, 2. Ausg., Bd. I, 8.19 u. 28; Bd. ILL, 8.395, 


$. 1. Schade beißt jede Verfehlimmerung des Zuitandes eines Menfchen, in 
Anſehung feines Körpers, feiner freiheit, oder Ehre, oder feined Vermögens ?). 

$. 2. Wird ein ſolcher Nachtheil durch eine Handlung oder Unterlaſſung unmit- 
telbar und zunächit bewirkt, fo wird der Schade ſelbſt unmittelbar genannt. 

$. 3. Entſteht der Nachtheil zwar aus der Handlung oder Unterlaſſung, jedoch 
nur in Verbindung derjelben mit einem andern von ihr verfchiedenen Ereigniſſe, oder 
mit einer nicht gewöhnlichen Befchaffenheit der Perfon oder Sache ?), jo ıjt ein mit— 
telbarer Schade vorhanden. 


Obertr. d. 11. Oftober 1858 (Entih. Bd. XXXIX, ©, 103), Auch in dem Erf, dv. 22. Nov. 1853 

(Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 58), wonach jeder einzelne Miteigenthiimer eines Gebäudes für ſich al- 

lein zur lage gegen demjenigen berechtigt ift, welcher gegen die Vorſchriften der 88. 124 u, 125, I, 

8 dem Gebäude mit Anlagen zu nahe gelommen if. S, weiter unten, Anm. 5 zu 8.10, Zit. 17. 

(4. 4.) Die $$. 450 ff. ſetzen en einen im rechtsgültiger Form errichteten Vertrag voraus. Erf. 

= —— 18, Sept. 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 194). Vergl. Entich. des Obertr. 
. VII, ©. 137, 

(4. U.) Mehrere Bevollmächtigte ftehen hinfichtlich der actio mandati contraria nicht in Gemein 
fchaft, Jeder von ihnen kann wegen jeines Aufwandes gegen die Machtgeber fir fich allein Hagen. 
Erf. des Obertr. vom 22. Januar 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. V, ©. 29). 

1) Ueber den Beau der unerlaubten Handlungen j. o. die Anm. zu 8.35, Tit.3. Die unter 
diefem Zitel gegebenen Vorſchriften beichränten fich nicht auf diejenigen Handlungen, welche im R. R. 
als Delikte und Duafidelikte bezeichnet find, jondern fie umfafjen aud) , mehr oder weniger, die Obli- 
gationen quasi ex contractu, ja zum Theil felbft die vertragsmäßigen BVerbindlichkeiten, in jofern, als 
der hier beftimmte Umfang der Erjaverbindlichkeit auf die Fälle des vertragsmidrigen Verhaltens an- 
zumenden if. Die in 2* Titel gegebenen Grundſätze über Schaden und Intereſſe und über Scha— 
denserſatz ſind ganz allgemeine, die nicht lediglich in das Kapitel von unerlaubten Handlungen gehören. 

Dieſe allgemeinen Grundſätze, ja der ganze Titel iſt ohne geſchichtliche Grundlage. Das bis da- 
hin praltiſch q ine Recht ift bei Seite gu und e8 find ganz neue Begriffe erfonnen worden, wes— 
halb fie für die Wirklichkeit * brauchbar ſind. Insbeſondere gilt dies von der Abſtufung der Er— 
ſatzverbindlichkeit. „Wir dürfen kühn behaupten,“ —— die Geſ.Rev., „daß die Abſtufung der Er— 
ſatzverbindlichleit für die ee Wa werthlos if. Sie hat, weil fie nicht aus dem Leben 
gegriffen ift, auch nicht ins Leben übergehen können.‘ 

2) Dies ift die Begriffebeftimmung des ſ. g. pofitiven Schadens (damnum emergens). Der 
ziveite Theil des ganzen Jutereffe, der j. g. entgangene Gewinn (luerum cessans), ift im 8. 5 definirt. 

3) Wie man fid) die Unmittelbarfeit und Mittelbarkeit der Folgen einer Handlung gedacht hat, 


. 


j. m. in der Anm. 4 zu 8,5, Tit. 3 


Grundſãtze 
vom Scha⸗ 
denserſatze 
überhaupt. 
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$. 4. Ein Schade, deſſen Entftehen aus der Handlung oder Unterlaffung gar 
nicht —— werden fonnte*), wird im rechtlichen Sinne zufällig genannt. 

$. 5. Vortheile, die Jemand erlangt haben würde, wenn eine gewiſſe Hand- 
yon Unterlaffung nicht vorgefallen wäre, werden zum entgangenen Gewinn 
erechnet ?). 
: 8. 6. Doch wird bei Beitimmung des entzogenen Gewinne? nur auf foldhe Bor- 
teile, die entweder nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge und der Gefchäfte des bür- 
gerlichen Lebens, oder vermöge gewiſſer ſchon getroffener Anftalten und Vorkehrungen, 
vernünftiger Weiſe erwartet werden fonnten, Rüdjicht genommen ®). 

$. 7. Zu einer voltftändigen Genugthuung gehört der Erſatz des gefammten 
Schaden® und des entgangenen Gewinnes. 
ſeb $. 8. Wer Jemandem ohne Recht Schaden zufügt, der kränkt oder beleidigt den— 
elben. 

$. 9. Unterlaffung einer Zwangspflicht wird einer Kränkung oder Beleidigung 
gleich geachtet. 

$. 10. Wer einen Andern aus Vorſatz oder grobem Verfehen beleidigt, muß dem- 
felben vollftändige Genugthuung ?) leiften?”®). ($. 7.) 

$. 11. Ebendazu iſt auch der verhaftet, welcher eine dem Andern jhuldige Pflicht 
* Vorſatz oder grobem Verſehen unterläßt, und dadurch demſelben Schaden verur- 
a Te), 


4) Nicht darauf allein fommt es an: ob eine urſachliche Verbindung zwiſchen Handlung als Ur— 
ſache und Schaden als Wirkung vorhanden, oder nicht, jondern auch darauf foll geiehen werden: ob 
der Handelnde die Wirkung vorausiehen konnte. Konnte er das — nad dem Dafürhalten des Rid)- 
ters — nicht, fo ift Das auch durch willkürliche zum eines Menſchen verurfachte Ereigniß ein 
rein zufälliges. Bergl. 8.6, Tit. 3 und die Anm. 6 zu 8.7, fowie die Anm. 7 zu $. 8 ebend. 


5) Die Faſſung ift fo, als wenn nicht Alles, was den entgangenen Gewinn ausmacht, bezeichnet 
werden follte, als wenn der entzogene Gewinn noch andere Beitandtheile hätte. So ift e8 aber nicht 
gedadht, man hat eine erihöpfende Definition vom luerum cessans beabſichtigt. ©. o. die Anm. 2. 

(4. 4.) Den entgangenen Gewinn bildet bei einer marktgängigen Sache diejenige Differenz, welche 
zwiichen dem Preiſe, der bei der kontraftlichen Erfüllung des Frachtvertrages an dem Ablieferungsorte 
u erzielen getvefen fein würde, und denjenigen Preife befteht, welcher in Folge der Nichterfüllung 
Mhäter erlangt worden ift. Erf. des Obertr. d. 17. Sept. 1850 (Arch. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 13). 

(4. 9.) Der Entihädigungsaniprud des Holzberechtigten gegen den Waldeigenthümer, der die 
Ausübung des Holzungsrechts gehindert hat, ift nicht durch den Nachweis des wirklichen Verbrauchs 
bedingt, e8 genügt vielmehr der Nachweis des Bedarfs und der Möglichkeit der Befriedigung defielben 
aus dem belafteten Walde. Erf. deſſ. v. 6. Juli 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 224). 

6) Die Frage ift rein faltiſch. Rechtens ift nur, daß ein urſachlicher Zufammenhang zwiſchen 
der Handlung und dem entgangenen Bortheile vorhanden jein muß. Bergl. $. 286, Tit.5 umd die 
— * 37 dazu. Andere Fälle der Anwendung find: Simon, Recteipr., Bd. J. ©. 259 u. Bd. IV, 

. 223. 

Segen den Beeinträchtiger eines Patentrechts findet ein Entſchädigungsanſpruch erft dann ftatt, 
wenn der Beeinträchtiger, mach vorausgegangener Verwarnung durch die Beriinl - Berweltungbbe‘ 
hörde, einer wiederholten Verletzung fi huldig macht. Patentregulativ vom 14. Oft. 1815, Nr, 10 
(d. Kampk, Annalen, Bd. VII, S. 827). Pr. des Obertr. 1971, vom 29. Januar 1848 (Entſch. 
Bd. XVI, ©. 117). Die —— iſt eine ſinguläre. 

Wenn die Entziehung des zu erſtattenden Vortheils bis zur Befriedigung des Beſchädigten in 
Anjehung der Hauptfache fortwirkt, jo kann der Richter, wenngleich in der Klage feine Summe vor— 
aus angegeben werden kann, doch im Prinzipe über omnis causa erfennen, in der Weile, wie 5.8. 
auch über künftige Berzugszinfen bis zur Zahlung erfannt wird, 

7) Diefe vequlirt fi) nach dem Orte, two die beichädigende Handlung vorgefallen if. S. oben 
Einl. 8.33, Anm. 44, Mr. IH. 

7a) (4. 9.) Wird die Entihädigungsffage auf einen angeblichen Meineid ER: jo fann die 
Klage nicht unmittelbar bei dem Civilgerichte durdy die Behauptung, daß der . einen falichen Eid 
geſchworen und dadurch den Kläger beichädigt habe, begründet; bielmehr muß präjudiziell über das 
Verbrechen don dem zuftändigen Strafgerichte erkannt werden. Pr.O. Zit. 16, 8.24; V. v. 3. Jan. 
1849, $$. 151 ff.; Erf. des Obertr. d. 8. April 1859 (Entſch. Bd. XLI, ©. 52). 


Tan) (4. A.) Daß die 55. 10 u. 11 nicht auf Vertragsfälle augewendet werden fönnen, wie es 
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$. 12. Wer nur aus mäßigem Verfehen den Andern durch eire Handlung oder 
—— beleidigt, der haftet nur für den daraus? b) entſtandenen wirklichen ? °) 
aden. 
$. 13. Doc muß der Beichädiger auch einen folhen entgangenen Gewinn erſetzen, 
den der Beſchädigte durch den gewoͤhnlichen Gebrauch desjenigen, woran er gekraͤnkt 
worden, erlangt haben würde, wenn die Kränfung nicht vorgefallen wäre ®). 
$. 14. In einem jolden Falle muß der entgangene Gewinn vergütet werden, 
auch wenn der wirflihe Schade feiner Schäßung fähig wäre. 
$. 15. Im Fällen, wo auch ein geringes Berfehen vertreten werden muß (Tit. 3, 
$$. 22, 23), haftet der Beichädiger nur für den durch ein folched Verſehen entitande- 
nen unmittelbaren Schaden ?). 
$. 16. Der aus einer Handlung entitandene zufällige Schade darf nur alddann 
vergütet werden, wenn die Handlung Feb wider ein Berbotägejeg *°) iſt; oder wenn 


geichehen at beftimmt unten der 8.17 d. X, ausdrücklich. Vergl, oben die Anm. 36, Abf. 4 zu 
8.285, Tit. 5. 

Die Vorſchriſten 88. 1—11 kommen erft in Betracht, wenn dargethan ift, daß der Angeſprochene 
eine ihm obliegende Schuldigkeit verläumt hat. 

7b) (4,9) Daraus entjtandenen, wenn auch nicht Lediglich, aber doch hauptjiädlid. 
Denn wenn noch andere Umftände mitgervirkt haben, fo ift es an dem Beklagten, darauf einen Ein— 
wand zu gründen; zur Begründung diejes Eimmvandes aber muß der Beklagte behaupten und folglich 
nachweiſen, daß umd im welchem Umfange die mitgewirkt habenden anderen Umftände, 3. B. unge» 
wöhnlich ftarfe Regengüfje bei der ihm odgelegenen aber wiſſentlich unterlafienen Räumung und Ju— 
ftandiegung des Ableitungsgrabens, unabhängig von diejer Vernachläſſigung für fid allein einen jelbft- 
ftändigen den berurjacht haben würden. Br, des Obertr. vom 3, Juli 1857 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XXVI, ©. 79). 

70) (4. A.) Der wirkliche Schaden ift jeder Schaden im Gegenjage zum —— Gewinne, 
ohne Unterſchied, ob er ein mittelbarer oder unmittelbarer Schade ſei. Daher ift z. B. der Richter, 
welcher bei Leitung einer nothwendigen Subhaftation ein mäßiges Verſehen begangen hat, auch im dem 
Kalle, wenn diejes vor dem Zuſchlage bemerkt umd gehoben worden ift, außer zum Erſatze der des— 
halb entftandenen Koſten, dem Imterefienten auch zum Erſatze des wirklichen Schadens verpflichtet. 
Es ift jedoch, mas zweifelhaft ift (die Gründe find ganz unzutreffend), auch angenommen, daß ein 
Hppothefengläubiger , der die Subhaftation weder ausgebracht hat, noch auch ihr beigetreten ift, den 
durch das gedachte Verfehen des Richters ihm entftandenen Schaden von demielben nicht erftattet ver— 
langen könne. Der Rechtsfall mar der, daß der Termin, wegen einer unterbliebenen VBorladung, 
nicht den Zufchlag zur Folge hatte, umd daß im dem angelegten neuen Termin 500 Thlr. weniger 
eboten wurden, mas einen Ausfall zur Folge hatte, Erf. des Obertr. vom 11. Juli 1862 (Arc. f. 

echtef. Bd. XLVII, S. 3 und Entſch. Bd. XLVII, ©. 93), 

8) Hierdurch entfteht eine neue ng des entgangenen Gewinns ($$. 5 u. 6), vom welcher 
die Anwendung ſchwierig ift, da nicht erkennbar ift, wodurch ſich die hier gemeinte Spezies des lu- 
crum cessans bon der Gattung ($. 6) charakteriftiich untericheidet; denn die bier im $. 13 gemachte 
Bedingung findet fich rmeientlich auch im $. 6. Dies wurde jchon gegen den Entwurf monitt, Sua— 
rez ermwiderte darauf: Der hier gemeinte Gewinn fei erftens ein folcher, den der Beleidigte durch das, 
woran ihm die Kränfung ioiderfahten hätte erlangen können. 3.8. der Zagelöhner durch feine Ar- 
beit (das ift auch bei dem $. 6 der Fall), der Bächter durch die Bewirthichaftung des gepachteten Guts 
(gleichfalls auch im falle des 8. 6), der Kaufmann durch die Nutung der ihm vorenthaltenen und 
entzogenen Gelder (das überichreitet faft jchon die Bedingung des $. 6). Zmeitens könne nur auf einen 
jolhen Gewinn, der durch den gewöhnlichen Gebraud hätte erlangt werden fünnen, geiehen werden. 
3.8. der Tagelöhner könne nur das gewöhnliche Tagelohn, der Berleiher nur das gewöhnliche Mieths- 
geld fordern (Bornemann, Syſtem, Il, 320). as der Kaufmann fordern fonne, jagt er nicht; 
aber er will ıhm gewiß nur Verzugszinſen zubilligen, denn er fügt bei: auf dasjenige alio, was der 
Beleidigte durch feine beiondere Induſtrie und vermöge bejonderer Anftalten und Vorkehrungen hätte 
erwerben können, fei hier micht zu jehen. Dann paßt aber das Beilpiel vom Kaufmanne nicht; denu 
jeder Andere muß auch Berzugszinien erhalten. 

9) Die Satzung paßt nicht, denn fie bezieht ſich ausdrücklich nur auf die an ſich erlaubten Hands 
lungen ſolcher Perſonen, welche als Kunſt- und Sadverftändige ze. beſondere Keuntniß haben und be— 
fondere Sorgfalt anwenden müfjen, während doch die Folgen einer jeden unerlaubten Handlung einem 
Jeden, welchem irgend ein auch nur geringes Berjehen vorzumerfen ift, angerechnet werden. $$. 88, 
93, 98, 110, 111, 118 d. X, 


10) Bergl. $. 13, Tit. 3. Der $. 249, Tit. 13 gehört nicht zu den hier gemeinten Verbotsge— 


In wiefern 
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der Handelnde durch ein folches geſetzwidriges Verhalten in die Umftände, wodurch er 
zu der Handlung veranlapt worden, fich ſelbſt gefest hat. 

$. 17. Was wegen der bei Verträgen zugefügten Schäden ftattfinde, wird im 
vorhergehenden Titel beftimmt. (Tit. 5, $. 277 sqgq.) 

$. 18. Bon der Vergütung eined aus Borfag oder grobem Verſehen zugefügten 


dä unmittelbaren Schadens wird der Beleidiger durch die mit eintretende Verſchuldung des 


Beſchädigten nicht befreit. 

$. 19. Hingegen darf der mittelbare Schade und der entgangene Gewinn nicht 
erfett werden, wenn der Befchädigte bei der Abwendung deijelben ſich jelbft ein grobes 
Verſehen hat 5 Schulden fommen laſſen104). 

8. 20. Gin dergleichen eigenes grobes Verſehen des Beihädigten macht denfelben 
aller Schadloshaltung verluftig, wenn der Schade nur aus einem mäßigen oder ge- 
ringen Berfehen des Beichädigers entitanden ıjt!®®). 

$. 21. Der Erfat des aus mäßigem oder geringem Berfehen entitandenen mittel- 
baren Schadens und entzogenen Gewinnes !!) fallt * alsdann weg, wenn der Be- 
ſchädigte den Nachtheil durch Anwendung der gewöhnlichen Aufmerkfamfeit vermeiden 
fonnte !ı®), 

$. 22. Haben zwei oder mehrere einander wechfelfeitig befchädigt '?), fo haftet 
jeder dem Andern für den verurfachten Schaden nad Maßgabe der ihm zur Laſt fal- 
lenden Verfhuldung !). 

8. 23. Haben Theilnehmer an einer unerlaubten Handlung einander dabei Scha- 
den zugefügt, fo muß jeder feinen eigenen Schaden tragen !*). 

$. 24. Daß Iemand dur die Schuld eines Andern befehädigt worden, wird 
nicht vermuthet. 

8. 25. Wer aber in der Ausübung einer unerlaubten Handlung fich befunden 
hat, der hat die Bermuthung wider fih, daß ein bei ſolcher Gelegenheit !°) entitande- 
ner Schade durch feine Schuld ſei verurfacht worden. 


feen des Staats, aber dody unter die Negeln über unerlaubte Handlungen außer dem Falle eines 
Bertrages. Bergl. Aum. 13 zu $.13, Tit. 3. 

108) (5,9) M. ſ. unten die Anm. 158 zu $.26 d. T. 

106) (5, 9.) M. ſ. ımten die Anm. 15® u. 16, Abſatz 2 zu 8.26 d. T. 

ne Der entzogene Gewinn wird ja bei einem nur geringen Berjehen ſchon am ſich nicht erftat- 
tet, nad) 8. 15. 

11a) (4. 9.) Die Vorſchriften der 88. 18—21 finden aud auf Verträge Anwendung. Ertl. des 
Obertr. d. 4. Febr. 1858 (Entſch. ®d. XXXVII, ©. 40). 

12) Ohne Recht nämlid. $$.8 und 36 d. T. Wer im gerechter Nothwehr den Angreifer be» 
ihädigt, ift feinen Erfat ſchuldig. 

13) Man hat hierbei an mechielfeitige Schlägereien nad) den Materialien gedacht. Nah R. R. 
hat der Angreifer feinen Erjag zu fordern, nad) dem Grundſatze über Beichädigung durch eigene Schuld. 
L.1, 88.11 D. si quadrupes (IX, 1). Nur darf der Angegriffene wicht nach Bejeitigung des An- 
griffs aus Rache beichädigen. L.7,$.4; L.45, 8.4 D ad leg. Aquil. (IX, 2). 

14) Der hier vorausgefetzte Fall fteht dem im vor. $. 22 gedachten Falle zur Seite und hat aud) 
mit dem Falle des $. 34 durchaus nichts gemein. Der $. 22 bezieht fi) auf den einer wechſelſeitigen 
Beihädigung don Perſonen, die einander feindlich gegenüber ftehen. Der 8. 23 gedenft des Falles 
eines gemeinichaftlichen Unternehmens. Zwei Diebe unternehmen einen Einbruch). r Eine hält die 
Leiter, der Andere fteigt hinauf. Indem diefer oben ift, läßt der Erfte die Leiter los. Jener ftürzt 
herab und bricht Arme und Beine. Dafür hat er gar feinen Erfa zu fordern. Der juriftiiche Grund 
ift, daß der Beihädigte feiner verbredheriichen Unternehmung die Beihädigung zu danten hat; das 
Recht ſchweigt für folche Fülle. 

15) Eben bei Gelegenheit der Ausübung diefer beftimmten Handlung, 3. B. bei einem Einbruche, 
bei welchem, vielleicht aus anderen Urfachen, Schäden entftehen. Dafür hat der jpäter hinzukommende 
Helfer bei Fortſchaffung der Sachen, der Hehler, der Theilnehmer an den Bortheilen des Diebftahls 
nicht zu haften. Bergl. den Nechtsfall in den Rechtsf. des Obertr. Br. IV, ©. 320. (4.9) Das 
Obertr. hat in dem Falle, wo ein Boftbeamter bei Gelegenheit der Beförderung eines Geldpatets jei- 
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$. 26. Inſonderheit muß der, welcher ein auf Schadensverhütungen abzielendes 
Polizeigefeg vernachläfigt '° =), für allen Schaden, welcher durch die Beobachtung des 
Geſetzes hätte vermieden werden können, cbenjo haften, al® wenn derjelbe aus jeiner 
Handlung unmittelbar entitanden wäre ! 6). 

$. 27. Der Erfaß ded Schadens und entgangenen Gewinnes muß aus dem Vers 
mögen desjenigen 1% ®) erfolgen, welcher den Schaden verurfaht hat. ($$. 42, 56.) 

8. 28. Die Verbindlichkeit zum Schadenserjaß geht auf die Erben des Beichädi- 
gerd über! ®b), 


nen Borfchriften zumider den Schlüffel zur Briefbentellade einem Dritten anbertraut hatte und die 
rg Ankunft des Geldpatets auf der nächſten Poftftation nicht nachweiſen konnte, die Bermuthung 
als begriimdet angenommen, daß der eingetretene VBerluft des Geldpafets durd die Schuld diefes Poft- 
beamten veranlagt worden jei. Erk. vom 21. November 1853 (Archiv f. Nechtsf. Bd. XI, ©; 8). 


15a) (5, %.) Die Uebertretung eines Polizeigeſetzes ift ftets nur als ein grobes Berjehen zu 
betrachten, und daher kann dabei die nur auf geringe Berfehen fich beziehende Beſtimmung des 
$. 20 gar nicht in Betracht fommen. Erf. deſſ. v. 9. Juli 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 275). 


16) Wenn 3.8. feuerfangende Sachen polizeimidrig aufbewahrt, wenn geladene Gewehre an uns 
fiheren Orten vorichriftswidrig hingeftellt, wenn Brüden und Gebäude vernadhläffigt, wenn Wafler- 
behälter nicht mit Umfriedungen verfehen werden. (3. 4.) „Im den Fällen des $. 26 kommt es auf 
den Unterichied zwiſchen unmittelbarem und mittelbarem Schaden nicht weiter an, vielmehr wird als- 
dann jeder Schaden, mweldyer durch Beobachtung des Gejetses hätte vermieden werden fönnen, als uns» 
mittelbarer Schaden angefehen , fo daß im eimem folchen Falle ftets die Vorjchrift des 8. 18 d. T. 
eintritt, der $. 19 aber von der Anwendung ausgejchloffen bleibt." Br. des Obertr. 2589, vom 
20. Dezember 1854 (Entſch. Bd. XXIX, ©. 339), 

(5. 4.) Der 8. 26 läßt, zumal er eine Ausnahmebeftimmung enthält, eine analoge und über 
feinen deutlichen Wortlaut hinausgehende Anwendung nicht zu; es laffen ſich unter Bolizeigeieken, 
abgejehen von, auf königl. Verordnungen beruhenden oder von der geietsgebenden Gewalt in Gejetes- 
form erlafjenen, allgemeinen BVorjchriften nur die auf Grund des Gejetes vom 11. März 1850 von 
den Ortspolizeibehörden oder Bezirksregierungen für einen beftimmten Ort oder Diftrift erlaffenen ge— 
nerellen Verordnungen verſtehen, niht aber bloße für einen jpeziellen Fall reip. an 
eine beftimmte Berjon erlaflene Berfiigungen eimer Polizeibehörde. Erf. deſſ. v. 9. Juni 
1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 78). 

Die Stadtgemeinden als Eigenthümer der den Kämmereien zugehörigen —— Bauanlagen 
(Gebäuden, Straßen, Brüden x.) find wegen des durch Vernachläſſigung derſelben entſtehenden Scha— 
dens dem Beſchädigten unmittelbar verantwortlich und darf derjelbe an den Beamten, dem im joldyer 
Beziehung ein Berjehen zur Laft fällt, fich nicht verweifen laſſen. So jagt das Pr. des Obertr. v. 
10, Febr. 1838 und Pl.-Beſchl. (Pr. 1881) vom 21. Juni 1847 (Entſch. Bd. XIV, ©. 92). Bon 
phyſiſchen Perfonen ift der Sat unzweifelhaft richtig, von juriftiichen ift er e8 nicht; dieſe ftehen den 
völlig willenloſen Perfonen juriftiich ganz gleich, fie find jedes Verfehens unfähig. Der Fehlgriff liegt 
in der Berwechſelung der Beamten mit den phhfiihen Perſonen, deren Wille den Willen der jurifti- 
ſchen Perfon repräfentirt. Die Beamten freilich find dem Beichädigten feine Bürgichaft, aber jene Re— 
präfentanten find diejenigen, welche für ihre Fehler dem Beichädigten zu haften haben. Niemals die 
unmündige juriftiiche Perſon. (3. A.) In Anfehung des Fiskus ıft der Grundſatz ausdrüdtich aner- 
fannt im $. 12, Tit. 15, Th. 1. Zu vergl. Anm. 6 dazu. Es ift aber eine jede juriftiiche Perſon 
bon Natur unmiündig. — Ein Unmündiger haftet dafür nicht, wenn jein Vormund eine Brücke nicht 
tepariren läßt. (3. A.) Der 8. 139, Tit. 15, Th. II fteht micht entgegen, denn er will über dieſe 
Frage feine Beftimmung treffen. — (4. 9.) Aus den durd den Pl-Veſch. vom 21. Juni 1847 feft- 
geftellten Sate folgt, daß die Beamten, wenn fie dennoch von dem Beſchädigten zuerft in Anfpruch 
genommen werden, befugt fein müſſen, denielben am die betreffende Kommune zu verweilen. Ext. 
des Obertr. vom 9. Mai 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 96). 

16a) Das foll heißen: von demjenigen, welcher u. ſ. w. Denn die Verbindlichkeit ift eine per— 
ſonliche, nicht bloß eine auf dem Vermögen ruhende. Dan hat dabei daran gedacht, daß auch Unzu— 
rechnungsiähige jubfidiarifch herangezogen werden follen. (88.41 fi.) — (4. U.) Bergl. unten, Anm. 69 
zu 8.320, Th. I, Tit. 1, u. Anm. 38% zu $. 389 ebd. 

165) (4.9) Hierliber war man feinesmweges einverftanden, es gab viele Stimmen gegen den 
Uebergang der Erjatverbindlichkeit auf den Erben, jo daß diefe Meinung von dem Konzilium zu Bas 
ſel (1431) förmlich für irrig erklärt werden mußte. Der Beichluß lautet: „Duodeeimus, quod he- 
res non tenetur respondere de furto vel spolio perpetrato per illum, cui succedit in hereditatem, 
quod erroneum est, saltem in foro eonseientine.* M. ſ. Brunnemann ad leg. 11 D. ad |. 
Aquil. (IX, 2), u. ad leg. 23 eod. n. 11, 12; deögl. adl.3 D. si mensor fals. mod., n. 3. Bergl. 
Schilter, Praxis, exerc, XIX, 88. 73— 76, 
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$. 29. Haben Mehrere zur Zufügung eine? Schaden? aus Vorſatz oder grobem 
Verſehen mitgewirkt '*°), fo on fie einer für alle und alle für einen. 

$. 30. Der Beihädigte hat alsdann gegen die Beleidiger eben die Rechte, welche 
bei Verträgen dem Berechtigten gegen mehrere gemeinfchaftlich Berpflichtete zufommen. 
(Tit. 5, $. 430 sqq.) 

$. 31. Haben Mehrere bei einer Schadendzufügung nur au? mäßigem oder ge— 
ringem Verſehen mitgewirkt, jo haftet jeder nur für fein eigenes Deriehen. 

$. 32. Doc haften jie einer für alle, und alle für einen, wenn nicht ausgemit- 
telt werden kann, welchen Theil des Schadend ein jeder durch fein befonderes Berfehen 
angerichtet habe 16 4), 

8. 33. In allen Fällen, wo einer von mehreren Mitfchuldigen den ganzen aus 
Verſehen entitandenen Schaden, oder doch mehr ald ihm nach Verhältniß feines An— 
theild an der Schadendzufügung oblag, erſetzt hat, fann er an die übrigen, wegen 
ded von einem Jedem zu leiftenden Beitrags, ſich halten. : 

8. 34. War aber der Schade von Mehreren vorfäglich veranlaßt worden, fo 
findet unter ihnen fein Regreß ftatt. 

$. 35. Dagegen muß Jeder von ihnen feinen Antheil, welchen er dem Beichä- 
2 hätte vergüten müſſen, wenn diefer ſämmtliche Beihädiger auf ihren Antheil 
belangt hätte 17), der Armenkaſſe des Orts jur Strafe entrichten ’®). 


16°) (4.%.) Im diefem Falle befinden fich Dieb und Hehler; Beide haften daher für die aus 
dem Werthe der nicht mehr vorhandenen Sadıe und des fonftigen Schadens beftchende Entichädigung 
des Beftohlenen folidariih. Auch der Verwahrer, aus defien Gemahriam der Gegenſtand geftohlen 
worden, ift wegen jeines eigenen Interefjes zur Entihädigungsklage jelbitftändig legıtimirt. Erl. des 
Obertr. d. 2. November 1860 (Arc. f. Rechtsſ. Bd. XXXVIIL ©. 348 u. Entid. Bd. XLIV, ©. 6). 
Bergl. unten die Anm. 69 à zu $. 217, Nr. 4 des Etr.G.B. Th. I, Tit. 20. 

164) (5. 9.) Die Anlage und der Betrieb eines Koaksofens, wenn auch am ſich erlaubt, fchließt 
doch ein Berſehen im ſich, ſobald dadurch dem Nachbar nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
ein Schaden zugefügt werden kann, und es kommen deshalb die SS. 29—832 d. T. zur Anmendung. 
Erf. des Obertr. vom 26. September 1867 (Arch. f. Rectsf. Bd. LXVII, ©. 193), 

17) Bon ſelbſt verfteht fi, daß, fo au A Beihädigte von Keinem befriedigt worden ift, bon 
feinem Regrefje des Zahlenden, oder deflen, in feine Stelle tritt, Rede jein Tann. 

18) Das civifrechtliche Prinzip ift alfo auch im falle des Dolus Theilung und Ausgleihung un- 
ter den Mitſchuldnern, nur wird ihnen die Klage, wegen ihres Dolus, genommen, und der Armen» 
anftalt, von Rechtswegen, gegeben. Suarez begründet dies jo: Es ſei ſchon gemeinen Rechteus, 
daß correi delinquendi in solidum obligirt ſeien. Solchergeſtalt aber würden, wenn der eine correus 
den ganzen Schaden erftattet habe, die Übrigen Theilnehmer an der vorſätzlichen Schadenszufllgung in 
vielen Fällen, wo juft nicht Kriminalbeftrafung ftattfinde, völlig ohne Ahndung davon kommen. ⸗ 
F jei dieſer Sat ($. 35) angenommen worden, der übrigens auch die Analogie für ſich habe, da 
3. E. bei der condictio ex turpi causa, wenn turpitudo bon beiden Seiten vorhanden, zwar fein 
Theil gegen den anderen eine Kondiktion habe, der Fiskus aber das turpiter et injuste acquisitum 
eripive. Jahrb. Bd. LI, S. 7.) Fr die Regreßllage bei fulpojen Beihädigungen (die auch wahre 
Berbredien fein fünnen, 3. B. Iobetäffige Brandſtiftung, fahrläffiger Todtichlag) wird fein Grund an» 
gegeben. Der Grund für den Regreß bei vorfäglicdhen Beidädigungen aber ift eine Vermengung 
der Begriffe von Strafe und Obligation ; der Analogie von der condictio ob turpem causam fehlt e# 
an Analogie, d. i. Achnlichteit. Die Rechtfertigung gewährt feinen Blid in die Tiefe des L.R. Bei 
dem Anfpruche mehrerer Schuldner derielben Schuld unter einander auf Ausgleihung kommt alles auf 
den wahren Rechtsgrund an. Der nächſte Grund zwar ift die Gemeinichaft, aber die frage ift nad) 
dem eigentlichen Gegenftande der Gemeinichaft, ob es nämlich der Verpflihtungsgrumd, oder die 
Schuld fei. Begründet nämlich die gemeinichaftlihe Berpflihtung zur Schuld die Gemeinichaft 
unter den Schuldnern, dann folgt, daß correi delinquendi, nad) der Regel ($. 36, Tit. 3), gar feis 
nen Negreß unter fi haben und daß die Beftimmungen hier in den $$. 33—35 erceptionelle find ; 
8 folgt ferner, daß mehrere Schuldner einer und derielben Schuld feinen Regreß haben, wenn fie 
nicht durch eine gemeinichaftlihe Handlung die Verbindlichkeit eingegangen find. Iſt aber die Schuld 
der Gegenftand der Gemeinichaft, fo entfteht der Regreßanſpruch nicht aus einer turpis causa, jondern 
aus dem ehrbaren Rectsgeidäfte der Zahlung, die Beſtimmungen der $$. 33—35 find dann res 
gelrecht umd es haben auch ſolche Mitſchuldner, die ſich einzeln verpflichtet haben, Anſpruch auf Aus- 
gleihung wegen der gemeinichaftlichen Schuld, Welches von Beiden nad dem L.R. anzunehmen jei, 
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1: Berordnung d. 17. Auguft 1835, zur Aufredbthaltung der öffentlihen 
Ordnung und der dem Geſetze fhuldigen Achtung, bei Aufläufen und Tumulten 
(G.S. ©. 170). 

$.11. Für Beihädigungen an Sachen, welche bei ſolchen Gelegenheiten vorfallen, haften nicht 
nur die Urheber derſelben, ſondern auch alle diejenigen ſolidariſch: 

a) welche fidh bei einem Auflaufe irgend eine gejeßtwidrige Handlung haben zu Schulden fommen 
lafien, und 

b) alle Zufchauer 1%), welche fich an dem Orte des Auflaufs befunden, und nach dem Einfchreiten 
der Orts- oder Polizeibehörde nicht fogleich entfernt haben. Keine Entihuldigung eines Zufchauers 
wird beachtet, wen feine Antvejenheit noch bei 20) dem Ginfchreiten der bewaffneten Macht ftatt- 
gefunden hat. 

Denen, die fich nur in dem letzteren Falle befunden haben, bleibt der Regreß an diejenigen vor— 
behalten, die ſich mit ihmen in demſelben Falle befinden, zu gleichen Theilen, an die Urheber und die 
Theilnehmer des Verbrechens aber für dem ganzen von ihnen gezahlten Betrag. 


18. Gejeb, betr. die Berpflihtung der Gemeinden zum Erſatze des bei öf- 
fentlihen Aufläufen verurfadhten Schadens Bom 11, März 1850 (G.S. ©, 199). 

Wir sc. verorduen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 

8.1. Finden bei einer Zufammenrottung oder einem Auflaufe von Menſchen durch offene Ge- 
malt, oder durch Anwendung der dagegen getroffenen geſetzlichen Maßregeln, Beihädigungen des Ei— 
genthums, oder Berlegungen von Perfonen ftatt, jo haftet die Gemeinde, im deren Bezirke diefe Hand- 
lungen geichehen find, fiir den dadurch verurfachten Schaden ?° ®), 

8.2. Die im 8. 1 feftgeftellte Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn die Beihädigung durch eine 
von außen her in den Gemeindebezirk eingedrungene Menfchenmenge verurfacht worden und in diefem 
Falle die Einwohner des letzteren zur Abwehr des Schadens erweislid außer Stande geweſen find. 

8.3. Im Falle des 8. 2 liegt die Entihädigungspflicht der Gemeinde oder den Gemeinden ob, 
auf deren Gebiete die Anjammlung, oder von deren Bezirfe aus der Ueberfall ftattgehabt hat, es fei 
denn, daß auch diefe Gemeinden erweislich nicht im Stande getvefen wären, den verurſachten Scha— 
den zu hindern. 

Mehrere nach den vorftehenden Beftimmungen verpflichtete Gemeinden ($$. 1 u. 3) haften, dem 
Beichädigten gegenüber , folidariich. 

8.4. Hat in einer Gemeinde eine Beihädigung der im $. 1 gedachten Art ftattgefunden, jo ift 
der Vorſtand der Gemeinde berechtigt und auf Anſuchen des Beichädigten verpflichtet, den angerichtes 
ten Schaden vorläufig zu ermitteln und feftzuftellen. 

Bei diefer Ermittelung find die Imtereffenten, ſoweit als möglich, zuzuziehen. 


ift nicht zu jagen; dem Verfaſſer ſelbſt ift es nicht Mar geweien, und die Praris hat fich auch noch 
nicht mit Bewußtſein ausgeiprochen. Wie es damit fteht, darüber j. m. die Arm. 39 zu $. 545, Tit. 5 
derbunden mit der Anm. 32 zu 8.36, Tit. 3. 

19) Zufhauer, nicht etwa alle Anweſende. Wer vufälig dort paſſirt und durch den Volks— 
haufen am Forttommen augenblicklich verhindert wird, iſt noch fein Zuſchauer. Zuſchauer iſt derje- 
nige, welcher jreirillig an dem Orte verweilt, um zuzufehen. 

20) D. h. in dem Aırgenblide, wo die bewaffnete Macht auf dem Schauplate anlangt. Doc) 
kann das unmöglich enticheiden. Wer im demſelben Augenblide fic entfernt, kann nicht haften für 
den Schaden, der erweislich erft hinterher verurjadht worden ift. Die Beftimmung fett voraus, daß 
die Entftehung des Schadens älter oder der Zeit mad) nicht feftzuftellen jei. (2. A.) Wer ſich vor dem 
Einfchreiten der bewaffneten Macht, aber nicht jogleich nad dem Einfchreiten der Orts⸗ oder Poli- 
zeibehörde entfernt hat, haftet zwar gleichfalls, aber doch muß er mit Entihuldigungen wegen nicht 
fofortiger Entfernung gehört werden, deren Erheblichteit der Richter zu ermeſſen hat. — Uebri— 
gene tritt die fragliche Erjatverbindfichkeit ein, mag an die Zuſchauer eine befondere Aufforderung der 

ivilbehörde , ſich zu entfernen, ergangen fein, oder nicht. Pr. des Obertr. v. 12. Dez. 1851 (Entich. 
Bd. XXU, ©. 126). 

208) (5. U.) Die Gemeinde hat die Verpflichtung, der Auflauf zu hintertreiben und die Beichä- 
digung abzumehren. Sie ift in der Lage, die Beichädiger durch ihre Vorſteher zu ermitteln und fich 
an diejen zu erholen. Durd ihre prinzipale Haftung wird fie angetrieben, die Beſchädigung abzuweh— 
ren, rejp. die Thäter auszufinden, 
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8.5. Wer von der Gemeinde Schadenserfag fordern will, muß feine Forderung binnen 14 Ta— 
gen präflufiviicher Frift, nachdem das Dafein des Schadens zu feiner Wiffenichaft gelangt ift, bei dem 
Gemeindevorftande anmelden und binnen 4 Wochen präffufiviicher Friſt nad dem Tage, an welchem 
ihm der Beicheid des Gemeindevorftandes zugegangen ift, erforderlichen Falls gerichtlich geltend machen. 

8.6. Bezüglich der Entichädigungspflicht derjenigen Perjonen, welchen eine ſolche nach Maßgabe 
der befonderen Geſetze obliegt, wird durch vorftehende Beftimmungen nichts geändert, Der Gemeinde, 
welche ihrer Entichädigungspflicht Genüge geleiftet hat, fteht der Regreß an die für den Schaden nad) 
allgemeinen Grundſätzen Berhafteten zu. 

8.7. Bis zum Erlaffe eines allgemeinen Geſetzes über eine Gemeinde, Bürger» oder Schub 
wehr find die Vezirköregierungen ermächtigt, auf den Antrag der Gemeinden die Errichtung eines bes 
waffneten Sicherheitsvereinsd anzuordnen. 

Urkundlich ꝛc. 

— 8. 36. Wer ſich ſeines Rechts innerhalb der gehörigen Schranken 2°») bedient, 
nen niht er- Darf den Schaden, welcher einem Andern daraus entſtanden iſt, nicht erſetzen. 


fett werden 


Dürfen, 5. 37. Er muß aber denfelben vergüten, wenn aus den Umftänden Elar erhellet, 
* daß er unter mehreren möglichen Arten der pen feines Rechts diejenige, welche 
fh nur feines dem Andern nachtheilig wird, in der Abficht ?'), denſelben zu befhädigen, gewählt habe. 

Tone hat, $. 38. Wer _gefährlihe Handlungen an einem dazu unter öffentlicher Genehmi- 
gung betimmten Orte, und zur erlaubten Zeit vomimmt, haftet nur für die fchädli- 

chen Folgen, die aus Vorſatz oder grobem Berfehen entitanden jind. 

2) Bacon die $. 39. Ein durch unmillfürliche Handlungen verurfahter Schade fann dem Han- 

Handlung delnden nicht zugerechnet werden. 

nt 8. 40. Wer fich felbft in einen vorübergehenden Zuftand, in welchem er feiner 
Vernunft nicht mächtig ift, verfegt hat, muß auch den in diefem Zuftande unwillfür- 
lich verurfahten Schaden erfegen. J 

a 5. 41. Wenn Wahn- und Blödiinnige, oder Kinder unter ſieben Jahren Je— 

meh. oder manden befhädigen, jo fann nur der Erſatz ded unmittelbaren Schadens aus ihrem 

oder ein Vermögen gefordert werden ??). 

ind in — —— 

20b) Unten, Anm. 18, Sat 2 zu 8. 28, Tit. 8. 

(4. 4.) Wenn ein vorläufig vollftredbares Erfenntniß, dor feiner Rechtskraft, auf den Antrag 
des Siegers vollftredt wird, jo geichieht dies immer auf Gefahr des Antragftellers , diefer muß daher 
dem Gegner das Intereſſe vergüten, wenn demnächſt das Erfenntniß zu deijen Gunften im letter Ju— 
ftanz abgeändert wird. Daher haftet auch der Kläger, welcher das im Bagatellprozefje erwirkte ob» 
fieglihe Urtel hat vollftreden laffen,, dem Bellagten für das Jutereſſe, wenn das Urtel hinterher auf 
das eingelegte Rekursgefuch zu Gunften des Beklagten abgeändert worden ift. Erf. des Obertr. vom 
12. Sept. 1855 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 37). 

(4. 9.) Daß die im Prozefie unterliegende Partei ſich ihrer Befugniß zur prozefjualiichen Geltend- 
machung ihrer Rechte innerhalb der gehörigen Schranten bedient habe, ift immer anzunehmen, fie ift 
daher der Gegenpartei für einen dadurch entftandenen Schaden nur nad) Maßgabe des ihr zur Laft 
fallenden und bejonders zu ermweilenden böſen Vorſatzes oder ſchuldbaren (vertretbaren) Berjehens ver- 
haftet. Erf. v. 5. Juni 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 247). Das Berjehen ift bier jedoch 
fein Grund zu irgend einer Verbindlichkeit. Bergl. $. 87 und die folg. Anm. 21 dazu. 

(4. 4.) Der Interbentionslläger ift bei einem ungünftigen Austalle des Interventionsprozefies 
zum Erjate des dem Gegner durch die entbehrte vollftändige Dispofition über die ftreitige Sache wäh— 
rend der Dauer des Rechtsſtreites entitandenen Schadens nicht unbedingt, Sondern nur nah Maßgabe 
eines böjen Vorſatzes oder zu vertretenden Berfehens haftbar. Ext. des Obertr. vom 27. Jan. 1853 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 251), 

21) Es muß ein wirklicher Mißbrauch des Nechts ftattgefunden haben, d. h. eine vorjätzliche Aus- 
wahl einer Ausübungsart in der Abfiht, um dadurch zu jchaden. Bergl. o. die Aum. 82 zu 8. 72 
der Ein. und u. 88. 27, 28, Tit. 8. Das grobe Beriehen kann bier, wo e8 gerade auf Böstillig- 
feit und Vorbedacht anfommt, dem Dolus nicht zur Seite geftellt werden, mie es jonft cidilvechtli 
Regel ift (it. 3, $. 19), die jedoch auch noch manche andere Ausnahme hat. Im jofern bat fid) 
meine, im R. der ford. Bd. I, ©, 266 der 1. Ausg. ausgejprochene Meinung geändert. 

22) Dieje regelwidrige Beftimmung wird durd Berufung auf die natürliche Billigleit gerechtfer- 
tigt, in der Anm. zu $. 34, Th. II, Fit. 3 des Entw. 
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$. 42. Doc haftet das Vermögen folher Perfonen nur alddann, wenn der Beichä- 
digte den Erfaß aus dem Vermögen der Auffeher oder der Eltern 23) nicht erhalten fann. 

$. 43. Auch haftet dafjelbe nur fo weit, ald dadurch dem Befchädiger der nöthige 
Unterhalt, und wenn er ein Kind ift, die Mittel zu einer ftandesmäßigen Erziehung 
nicht entzogen werden. 

8. 44. Hat der Beichädigte dergleichen Perſonen durch fein eigenes auch nur ge- 
ringes Verſehen zu der hädlihen Handlung veranlaßt, jo fann er fih an das Ver— 
mögen derfelben nicht halten. 

8. 45. Wer den Befehl deilen, dem er zu gehorchen fchuldig ift, vollzieht, kann 
in der Negel zu feinem Schadenserſatz 2ER 2 werden ?3®), 

8. 46. Gr muß aber dafür haften, wenn die befohlene Handlung in den Gefe- 
gen ausdrüdlich verboten ift. ($. 48)?*). 

$. 47. Wer vermöge feines Standes oder Amtes die Befehle feiner Vorgefepten, 
ohne Einfchränfung zu — verpflichtet iſt, von dem kann nicht gefordert werden, 
daß er einen in Dienſtgeſchäften ihm geſchehenen Auftrag feiner Obern prüfe 25). 

$. 48. Dem, der aus Unwifjenheit einen gefeßwidrigen Befehl ausgerichtet hat, 
bleibt der Regreß gegen den Befehlenden vorbehalten 2*) 


23) Wenn nämlich der Beichädiger fi) in deren Aufficht befindet. 

23a) (4, 9.) Wenn 3. B. ein Berwaltungsbeamter auf Requifition des Gerichts gegen einen Jagd» 
fontravenienten die Konftsfation der von demjelben gebrauchten Jagdgeräthe vollftreden läft, und dem— 
nächſt von einem Dritten behauptet wird, daß ihm das Eigenthum derjelben zuftehe, fo bleibt dieſem 
zwar unbenommen , jein Eigenthumsrecht im Wege des Interventionsprozefjes geltend zu machen, die 
Klage kann jedoch micht gegen den Berwaltungsbeamten, von weldem die Konfistation der Jagdge- 
räthe bewirkt worden ift, gerichtet werden. Auch ift der Recht ‚ wenn der Beamte belangt wird, 
zufolge des G. v. 13. Febr. 1854, 8.3 (G.S. ©. 86 u, unten Zuſ. zu Art, 97 der Berf.-Urkunde, 
Th. I, Zit. 13), ausgeichloffen. Entich. des Komp.-Gerichtsh. vom 30. Mai 1857 (I.M.Bl. 1858, 
©. 15). Der Gegner ift im einem ſolchen Falle, da der Erlös aus den konfiszirten Iagdgeräthen 
nicht zur Gerichtstaffe, jondern zur Regierungstafle fließt (unten Anm. 84® zu 8. 277, Tit. 20, Th. IN, 
der Fiskus, vertreten durch die Bezirksregierung und der Jagdlontravenient als Erequendus, 


24) Die allgemeine Faſſung wird auch hier der Anwendung hinderlich. Nicht alle ausdrüdlich 
verbotenen Handlungen maden den Beauftragten dem Beichädigten verantwortlich. Die Praris jucht 
daher zu individualifiren. Die Befitftörungen 3.8. find ausdrüdiich verboten und begründen die 
Klage —8* gegen den Urheber, als gegen die Theilnehmer, mithin auch den beauftragten phyſiſchen 
Urheber. Tit. 7, 88. 148, 158. ProzO. Tit. 17, 8. 40. Dennoch muß wohl, ohne Anwendung 
des 8.48 d. T., derjenige außer Verantwortung bleiben, welcher don der Ungebührlichkeit der aus 
Auftrag unternommenen Handlung fein Bewußtiein hatte. Wenn alfo z. B. ein Gutsherr feinem 
Knechte heißt, mit dem Wagen über ein Feldftüd, meldes, dem Knechte vielleicht unbewußt, einem 
Anderen gehört, zu fahren, jo ift der Knecht ein millenlojes Werkzeug, welchem die Handlung, wenn 
fie eine Beſitzſtörung enthält, micht zugerechnet werden kann. 8.39 d. T. (Entſch. des Obertr. Bo, 
XVII, &, 16. Iſi aus meiner Relation.) Denn es ift eim anzuerkennender Sat, daß die Vefit- 
ftörungsflage unbegründet ift, wenn der Handelnde nicht in der Abficht handelte, den Befig des An- 
deren zu ftören, jelbft wenn fich die in Rede ftehende Handlung äußerlich als Turbation darftellen 
möchte. Erf. des Obertr. v. 12. Dft. 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 31). Bergl. unten, An- 
merk. 92@ zu 8.150, Fit. 7. Die Praris geht aber noch weiter. Das Schwanten der Meinungen 
ift durch den Pl.-Beſchl. des Obertr, vom 2, April 1849 bejeitigt worden, welder als Rechtsſatz an- 
nimmt: derjenige, welcher aus Auftrag eines Dritten, und fir denjelben eine befitftörende Handlung 
unternommen bat, ann fich von der gegen feine Perſon — Beſitzllage durch den mit Beweis 
gehörig zu unterftiigenden Einwand —— daß ein ſolcher Auftrag zu Grunde gelegen habe. (Entſch. 
des Obertr. Bd. XVII, S. 11.) Der Sat geht viel zu weit, er tritt im geraden Widerſpruch mit 
—— allgemeinen Grundſatze, daß bei unerlaubten Handlungen der phyſiſche wie der intelleftuelle Ur- 
heber haften. 

25) Dabei ift hauptjählid an Soldaten gedacht worden, und am ſolche Eivilbedienungen, in wel— 
den eine firenge Subordination nothwendig iſt. Dergleichen Eivilbedienungen find die Borigeiftellen 
und die Steuerpoften. 

26) Dem Beichhädigten bleibt er alfo verantwortlich, ohme ſich mit Unwiſſenheit entichuldigen zu 
lönnen. Die Beftimmung macht mithin feine Ausnahme don der im 8. 12 der Einl. feſtgeſetzten Re— 
gel, aber er der Praris findet fie feine volle Anwendung. Bergl. die vor. Anm. 24 und die Anm. 
ju 8.148, Kit. 7. 


4) Wenn er 
auf Befehl 
eines Borge 
jetsten hass 
beit. 


5) Wenn der 


Schade bei 

Gelegenheit 
eines Auf⸗ 

trags verur- 
faht worden. 


Wie lange 
der Scha⸗ 
denderjaß ge⸗ 
fordert wer⸗ 
den fönne. 
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$. 49. Wer die Grenzen des erhaltenen Befehles überschreitet, macht jih allemal 
zum Erſatz des dadurch entjtandenen Schadens verantwortlich. 

8. 50. Wer einem Andern einen in den Gefegen nicht gemißbilligten Auftrag 
— haftet nicht für den von ſelbigem bei Ausrichtung dieſes Auftrages verurſachten 

aden 27). 

8. 51. War aber der Auftrag unerlaubt, ſo haften wegen des Schadenerſatzes 
der Machtgeber und der Bevollmächtigte, beide für einen und einer für beide (5. 30); 
felbft wenn der Bevollmächtigte die Grenzen des Auftrages überjchritten hat. 

$. 52. War der Auftrag nur in Anjehung des Machtgeberd allein, oder nur 
in Anfehung des Bevollmächtigten allein, unerlaubt, fo haftet jeder von ihnen nur 
für feine eigene Schuld. 

8. 53. Hat der Machtgeber, bei der Auswahl eined untüchtigen Bevollmächtig— 
ten, ji ein grobed oder mäßiges Berjehen ?*) zu Schulden fommen laſſen, fo haftet 
er für den von jelbigem auch bei der Ausrichtung eines erlaubten Auftrages durch feine 
—— —— Schaden ſoweit, als der Beſchädiger ſelbſt zum Erſatz une 
vermögend iſt. 

54. Wer einen außerhalb dem Falle eines Kontrakts 29) erlittenen Schaden 





27) Bei der Frage: in wiefern der Staat durch die unerlaubten Handlungen feiner Beamten ver⸗ 
bindlich wird, ift die zwiefache Perfönlichkeit de Staats (Anm. 88 zur Einl.) zu untericheiden. Der 
Staat im eminenten Sinne (die Staatshoheit) kann durch die unerlaubten Handlungen jeiner, mit 
Ausübung der Regierungsgewalt beauftragten, Beamten niemals verbindlich gemacht werden, weil er 
Subjelt von Privatrechten oder VBerbindlichkeiten gar nicht jein kann. Als Erwerbsgejellichaft (Fiskus) 
aber fteht er auf gleicher Linie mit jeder anderen juriſtiſchen Perſon, d. h. eines fingirten Subjekts 
bon Bermögensrechten. Dergleihen fingirte Perſonen find aus natürlichen Gründen ganz willensun- 
fähig ; diejenigen phyſiſchen Perjonen, welche zu deren Vertretung —— berufen find, legen 
ihren eigenen Willen jener fingirten Perjon unter und machen durch unerlaubte Handlungen nicht 
dieje, jondern fich jelbft verbindlich. Vergl. die Anm. zu $. 26 d.%. Bei Bertragsverhältutfjen und 
der Nichterfüllung vertragsmäßiger Berbindlichkeiten handelt e8 fi nicht, wie hier, erft um die Be— 
gründung einer Serbindlicteit, daher die hier geltenden Grundſätze dort nicht entſcheiden. 

28) Zwei Stellen jcheinen hiermit nicht zu harmoniven, nämlich der 8. 64 d. T. und der 8. 36, 
Tit. 13: in beiden Stellen ift von der wiſſentlichen Beftellung eines Untüchtigen Rede, während 
bier nad) $. 53 jchon ein mäßiges Verjehen hinreichen jol. Doch ift eim wirklicher Widerſpruch nicht 
vorhanden, wenn man nur die richtigen Beziehungen wahrnimmt. Zu untericheiden ift die Kenntniß 
des Auftraggebers über die Eigenichaften und Fahigfeiten des Beauftragten, bon der Handlung der 
Beftellung. Weiß der Auftraggeber gar nichts von der Unzuverläffigkeit, jo kann überhaupt nicht von 
der Zurehnung Rede jein, wenn die Unfähigkeit nicht im die Augen fällt. Ein böfer Borjag oder 
ein Berfehen kann erft dann eintreten, wenn der Auftraggeber jeinen Dann genau kennt. Nun ift 
aber eine joldye Kenntniß der Perfönlichleit und der Dolus bei der Beftellung durdaus gar nicht zu 
identifiziren. Dolus ift dabei erft dann vorhanden, wenn der Beiteller, in dem Bewußtſein der Un— 
tüchtigfeit, gerade wegen der Umtüchtigfeit diefen Menſchen anftelt. Ein folder böjer Borbedacht 
braucht aber gar nicht vorhanden zu fein; der Befteller fan aus Unbedachtiamkeit daran nicht denten, 
oder aus Fahrläffigkeit die Sache auf gut Glück gehen laffen: hier ift der Hall eines Verſehens, ob» 

feich der Auftraggeber die Untüchtigfeit des Beauftragten fennt. Der $. 53 macht in dieſer Hinficht 

en für ein mäßıges Verſehen verantivortlicdh ; die $. 64 d. T. und 8. 36, Tit. 13 beftimmen feinen 
Grad der Schuld. Daraus jolgt, daß derjenige Grad der Sorgfalt angewendet werden muß, welchen 
das Nechtsgeichäft nach feiner Beſchaffenheit und nach den allgemeinen Regeln erfordert. (4. 4.) So 
verfteht aud das Obertribunal diefe Stellen. Erk. v. 22. Febr. 1861 (Arc. f. Rechts. Bd. XXXIX, 
©. 367 


(4. 4.) Der $. 53 ift nicht auf das eigentliche Mandatsverhältniß oder den Vollmadhtsauftrag 
(Tit. 13, 88.5 ff.) zu beichränten, fjondern auch auf den Befehl oder Auftrag von techniichen Berrich- 
tungen und et Arbeiten anwendbar. Tit. 11, $. 897; Erf. des Obertr. b. 22. Febr. 1861 
a. a. O. u. d. 6. Juli 1856 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXV, ©, 325). — (5. 4.) Privilegirte Korpo- 
rationen haften für die, durch ihre Beauftragten in Ausführung ihres Auftrages einem Dritten zuge: 
fügten Beſchädigungen mur injofern, als ihnen bei Auswahl ihrer Beamten ein grobes oder mäßiges 
Berjehen zur Laſt Halt, oder der 4 jelbft eim unerlaubter war. Erf. des Obertr, vom 9, Ol⸗ 
tober 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 19). 


29) Die Anſprüche außer dem Falle eines rer. tr oder vertragsähnlichen Verhältniſſes 
find gemeint, der $. 54 findet alfo auf ein vertragsmäßiges Recht feine Anwendung, wenngleich jchon 
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innerhalb Dreier Jahre, nachdem das Dafein und der Urheber deſſelben zu feiner Wif- 
—— gelangt find *9), gerichtlich einzuklagen vernachläffigt *° *), der hat ſein Recht?) 
verloren. 


nad) geſetzlicher Beſtimmung Schadenserfa hätte gefordert erden können. Erf. des Obertr. bom 
27. Nod. 1851 (Aırdiv f. Heds, BP. III, ©. 328). Denn man bat nicht beabfichtigt, für alle Kla— 
gen aus vertragsähnliden Berhältnifien, ohne Rüdficht auf die Beionderheiten eines jeden derfelben, 
eine furze Verjährung ganz allgemein vorzujchreiben, jondern man hat an die actiones ex facto illi- 
eito gedacht. Suarez in Jahrb. Bd. XLI, S. 7. Die Praris des oberften Gerichtshofes war aud) 
mit den Rechtslehrern darüber, daß die Beſtimmung nur auf unerlaubte Handlungen zu be- 
ziehen, lange einverftanden, bis ein Yuftiz-Minifterial-R. v. 19. Ian. 1821 (Jahrb. Bd. XVII, ©. 5) 
eine ausgedehntere Anwendung in Anfpruch nahm, und dann bejonders in Beziehung auf Öffentliche 
Berhältniffe, namentlich auf den Bergbau, die Berbindlichleiten der Staatsdiener, die Erpropriation 
u. dergl. die Anwendung ftreitig wurde. Zur Löfung diejer Zweifel erging die Deklaration vom 
31. März 1838 (Zuſ. 2), mwonad der $. 54 auf alle außer dem Falle eines Bertrages entftandenen 
Beihädigungen, fie mögen durch eine erlaubte oder unerlaubte Handlung verurfacht fein, insbeſondere 
auf Aniprüce wegen ———— die bei Gelegenheit öffentlicher Anlagen, ſowie bei dem Berg- 
baue zugefügt find, ferner auf Entichädigungsaniprüce, welche gegen öffentliche Beamte aus ihrer 
Amtsführung von dritten PBerjonen, nicht aber auf ſolche, welche vom Staate oder demjenigen, in 
deffen Dienften der Beamte angeftellt ift, erhoben werden, — fich bezieht. Da jedoch wieder fein 
Rechtsprinzip gegeben ward, jo entjtanden neue Zweifel, modurd) der Pl,-Beichl. (Pr. 2395), v. 6. Sept. 
1852 veranlaft, den folgenden Grundſatz ausipricht: „Die Verjährung des $. 54 findet bei Verlegung 
uns wenngleich nicht auf einen Kontrakt fich grüindender Nehtsverhältnifie, in fo- 
weit feine Anwendung, als die Klage nur die Natur eines Anspruchs auf Erfüllung oder Erjat des 
Werths wegen verweigerter Erfüllung hat.” (Entid. Bd. XXI, ©. 241.) Hiernach findet 5. B. 
a) die dreijährige Verjährung nicht bei ſolchen Entichädi era ftatt, welde aus Handlun⸗ 
gen abgeleitet werden, die durch Exekution abgenöthigt An: b) auf Kondiltionen ebenfalls nicht An- 
wendung. Pr. des Obertr. 1883, vd. 7. Mai 1847 (Eutſch. Bd. XV, ©. 97). Ebenſowenig e) auf 
einen Anipruch auf Grund des $. 53 des Regl. v. 29. April 1838 für die Feuerſozietät der fänmtli« 
hen Städte des Regierungsbezirtd Gumbinnen wider den Berficherten wegen Erftattung der ihm ge— 
zahlten Brandentichädigungsgelder, weil e8 ein Anſpruch aus der Aſſekuranz if. Dagegen ift, wenn 
auf Grund des $. 54 des gedachten Regl. der Erfat der einem Dritten gezahlten Brandvergütigungs- 
Summe gefordert wird, dieje oo. nicht unter den Gefichtspunft eines Afleturanganpruche zu 
bringen und ift der fürzeren Verjährung des $. 54 d. T. allerdings untertvorfen. Pr. des Obertr. 
2356, d. 27. Nov. 1851 (Entſch. Bd. XXU, ©. 283). (3. 9.) „Das Pr. 2356 findet auf den Fall 
nicht Anwendung, wenn durch eine condictio indebiti auf Rüdzahlung des geleifteten Feuerverſiche⸗ 
rungs-Ouanti gegen den Berficherten geflagt wird, der nachher der vorjäglichen Brandftiftung über— 
führt wird.“ —* des Obertr. 241883, vom 9. Nov. 1853. — In Widerſpruch mit jenen feſtgeſtellten 
Rechtsgrundſätzen tritt das ältere Pr. 356, dom 31. Oft. 1837: daß die Vorichrift des $. 54 d. T. 
auch auf die Negrefaniprüche ehemaliger Pflegebefohlenen an ihre geweſenen Bormünder Anwendung 
finde. Denn dergleihen Anſprüche haben ihren Rechtsgrund in dem Rechtsverhältniſſe der Stellver- 
tretung und ihre befonderen, eigenthümlichen Rechtsmittel (Klagerechte) auf Erſatz des Werths wegen 
unvichtiger oder mangelhafter Erfüllung. Cine andere Sache ift e8, wenn nicht das Prinzip geleug- 
net, fondern nur für unanmendbar erklärt wird. Dies. ift nicht juris, jondern facti. Bon dieſer Art 
ift das Pr. 254, v. 20. Mai 1847: „Der Schade, welcher dem Gemwerbetreibenden dadurch entjteht, 
daß er (im Folge der Steuergejeggebung) die Geldftrafen wegen Defraudation feiner Gewerbsgehülfen 
im Falle ihres Unvermögens bezahlen muß, iR nicht als ein aus dem Dienftvertrage entipringender 
anzufehen, und die Klage auf Erftattung defjelben unterliegt der dreijährigen Verjährung.” Dem der 
Schade entfteht doch ebenfalls durch Pflichtwidrigfeit in der Dienfterfüllung. 

30) In Beziehung auf den Hauptverpflichteten beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunfte, to 
die beichädigende Handlung zur Wiſſenſchaft des Beichädigten (umd zwar zu einer ſolchen Kenntniß der 
Umftände, welche zur Subftanzitrung einer Klage genügt; Ext. des Obertr. v. 22, Juni 1857, Archiv, 
Bd. XXV, ©. 255) gelangt; nicht etwa erft, wie man behauptet hat, von da an, mo die Handlung 
durch Anerfenntniß oder Urtel für eine unerlaubte erklärt worden ift. Pr. des Obertr. v. 6. April 
1833 (Simon, Rechtsſpr., Bd. IV, ©. 15). Dies ift zweifelhaft geworden , mwodurd der Pl.Beſch. 
des Obertr. (Pr. 2197) dv. 22. April 1850 veranlaft worden ift, welcher den Sat für richtig erklärt: 
„Das Eintreten der Verjährung bei einem außerhalb dem Falle eines Kontralts erlittenen Schaden, 
innerhalb dreier Jahre, nachdem das Dajein umd der Urheber deſſelben zur Wiflenichaft des Beſchä— 
digten gelangt find, wird dadurch allein nicht ausgeichlofien, daß Über die Rechtmäßigkeit der beſchädi— 

uden Handlung unter den Parteien in einem Prozeſſe geftritten wird.” (Entſch. Bd. XIX, ©. 3.) 
m diefen Sat, wonach fogar ein Prozeß zwiſchen den Parteien über die beichädigende Handlung die 
Verjährung nicht unterbrechen joll, verftändlich zu finden, muß man den veranlaffenden Redtsfall 
berüdfichtigen. Der Fisfus hatte 1839 den einzigen, im einem Dorje befindlichen, an der Garten- 
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2. Deflaration d. 31. März; 1838 (G.S. ©. 252), 

Bir xc. erflären zur Befeitigung der Zweifel über die Auslegung des 8. 54 auf den Antrag des 
Staatsminifterimms umd nad) erfordertem Gutachten des Staatsraths, daß die Borjchrift dieſes Para- 
graphen auf alle, außer dem Falle eines Kontraftes entftandene Beihädigungen, fie mögen durd eine 
erlaubte oder umerlaubte Handlung verurfacht fein, zu beziehen ift. 

1. Sie findet hiernady Anwendung auf Anſprüche wegen Beihädigungen, die bei Gelegenheit öffent- 
licher Anlagen 3%), fo tie bei dem Bergbau zugefügt find. Die Vergütung für das zu folchen 





mauer jeiner Domäne belegenen Nöhrbrunnen abbrechen und in den Domänenhof verlegen Taffen. 
Die Gemeinde erftritt, daß der Fiskus den Brunnen wieder an die frühere Stelle zurüdzuverlegen 
habe. Rum Mlagte 1844 der Gajtwirth des Dorfs auf Entihädigung wegen des durch die größere 
Entfernung des Wafjers im der Zeit, wo der Brunnen innerhalb des Hofes geftanden hatte, ihm ver- 
urſachten Nachtheils. Hier find die Parteien, welche vorher über die Rechtmaͤßigleit der Handlung ges 
ing me ganz und gar nicht diejelben. Der Gaftwirth und die Gemeinde find ganz ** 
dene Perſonen. 

Betreffs der Hülfsverpflichteten beginnt die Verjährung erſt von da an, wo die Zahlungsunfähig- 
feit des Hauptverpflichteten dem Gläubiger bekannt geworden if. Pr. des Obertr, vom 27. Juni 1836 
(Entid. Bd. II, ©. 43); oder wo die Prinzipalverpflichtung ſich ald ungültig erweift, wie in dem 
Falle, wo ein Beamter wegen jeines Verſehens, z. B. ein inftrumentivender Richter oder Notar we— 
gen Nichtigkeit der Urkunde, auflommen jol. Br. des Obertr. v. 18. Januar 1847 (Ulrich, Ardiv, 
Bd. XII, ©. 320), In allen dieien — der Subſidiarverpflichtung deshalb, weil früher keine 
Klage gegen die Hülfsverpflichteten ſtattfindet, folglich die Verjährung der noch nicht gegebenen Klage 
nicht beginnen kann. (4. A.) Dieſer Rechtsgrundſatz iſt durch ein Erk. des Obertr. vom 26. Nov. 
1855 verlegt. Im dieſem Falle wird behauptet, var, wenn ein Rechtsmittel wegen verfpäteter Prä— 
jentation der Anmeldung deijelben für defert erklärt, dagegen aber behauptet wird, daß das Präjen- 
tatum faljch, und die Anmeldung des Rechtsmittels innerhalb der geſetzmäßigen Friſt beim Gerichte 
eingereicht worden jei, — die Verjährung der Regreßklage gegen den präjentirenden Beamten dadurd) 
nicht gehemmt werde, daß in einem Nullitätsprozeſſe die Unrichtigteit des Präfentatums und die recht— 
zeitige Einreichung der Anmeldung des Nechtsmittels geiucht wird, (Arch. f. Rechts. Bd, XIX, ©, 124.) 
Der Berlette hat ja aber gegen den ihn verlegenden Beamten eher feine Regreßklage, bevor er nicht 
alle Rechtsmittel, die ihm gegen den Hauptverpflichteten ” &ebote ftehen, fruchtlos angeivendet und 
verfolgt hat. Daß übrigens ein jolder Fall vorlommen kann, ift ein — unſeres Prozeßverfah⸗ 
rens, worüber ich mich in der Anl. zum preußiſchen Progeßverfahren, Th. U, 
lafien habe. 

308) (4. 9.) Durd) die rechtsfräftige Verurtheilung eines Beihädiger zum Erſatze des berur- 
jachten Schadens ift diejer Anſpruch der 3jährigen Berjahrung ogen; dieje Verjährung fleht der 
erſt jpäter erhobenen tage auf Feſtſtellung des Betrages der Entihädigung nicht entgegen. Tit. 9, 
8. 558; Erf. des Obertr. d. 22. Juni 1863 (Arc. f. Rechtsi. Bd. XLIX, ©. 298). 


31) Das ganze Recht, aud) in den fällen, wo der aus einer Handlung entfichende, dem Be— 
ſchãdigten befannt gewordene Schaden fo beſchaffen ift, daß er, obwohl im mwechielnden Umfange, fich 
auch in der Zukunft erneuert. Pl.Beſchl. (Pr. 1717) des Obertr, vom 20. März 1846 (Entſch. Bd. 
XII, ©, 19). Dadurch ift dem früheren Meinungsftreite in der Praris ein Ende gemacht. Ein fo 
Beichädigter, welcher die künftige Erneuerung der Schäden in Folge der urſprünglichen Ichädlichen Ur— 
fache nicht voraus zu berechnen vermag, ift num in der Lage, da er über das Prinzip der Schadlos- 
haltung für alle Zukunft, mit Borbehalt der künftigen Erwittelung der Ouanta, progeffiven muß. 
(5. 9.) Das Obertr, hat diefen Pl.-Beſchl. dahin deftarirt: „Daß der Beichädigte auch in ſolchem Falle, 
wenn er innerhalb dreier Jahre jeit der Beihädigung den Schaden, der ihm an Kurfoften reip. ent« 
gangenem Arbeitsverdienft bis zu einem beftimmten Tage eriwachien war, eingeklagt hat, fid) den Ans 
ſpruch auf Erſatz von fpäteren Nachtheilen aus der beſchädigenden Handlung, die außer ihren anfäng- 
lichen Folgen noch jpäterhin eintreten möchten, fich aber noch nicht beftimmt vorherjehen ließen, nur 
dann erhalte, wenn er innerhalb der 3 Jahre nicht bloß den bis dahin ertwadhienen Schaden , fondern 
allgemein die Entſchädigungspflicht, vorbehaltlid künftiger Ermittelung des Quanti, zur rechtlichen 
Erörterung bringt, ift in dem Pl.-Beicht. nicht ausgejprochen. Derielbe betrifit vielmehr den, von 
dem vorliegenden verjchiedenen Fall, wenn ſich das Eintreten nachtheiliger Folgen aus einer beichädi- 
genden Handlung und ihre Kortdauer für die Zukunft erfenmen ließen, und der Beſchädigte die drei- 
jährige Frift jeit feiner Kenntniß don der in folder Art ichädtichen Handlung verfäumt hat.” Erk. v. 
5. Januar 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXI, ©. 317). 

32) Anlaß zu diefer Beitimmung find die Fälle geweſen, wo dafür Erfat gefordert worden, daß 
bei Gelegenheit oder in Kolge öffentlicher Anlagen Schäden entftanden waren. Das Pr. 33 des Obertr. 
v. 3. 1833 hatte den Grundſatz ausgeiprochen: der Einwand der dreijährigen Verjährung des Ent- 
ſchadigungsanſpruchs wegen der, in Folge einer fislaliſchen Kanalanlage jeit 1787 erfolgten Berjan- 


8.36, Nr. 6, audges 
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Anlagen abzutretende Eigenthums- oder Nutzungsrecht 22) ift hierumter nicht begriffen, fondern 

der ordentlichen Berjährung unterworfen. 

2. Sie findet ferner Anwendung auf Entſchädigungsanſprüche, welche gegen öffentliche Beamte aus 
ihrer Amtsführung von dritten Perfonen ®+), nicht aber auf foldhe, melde von dem Staate oder 
demjenigen, in deffen Dienften der Beamte angeftellt ift, erhoben werden. 

Wenn der Beſchädiger fich zugleich mit dem Schaden des Andern einen Bortheil verſchafft hat, 
fo tritt die ordentliche Verjährung ein, jomweit der Auſpruch des Beichädigten die Höhe jenes Bortheils 
nicht überfteigt 86). 

Gejet vom 1, März; 1869 (G.S. ©. 877). 
In den Bezirfen der Provinz Hannover, in melden das Allgemeine Landrecht gilt, treten 
in Kraft: 

3) die Deklaration des $. 54, Tit. 6, Th. 1 des Allgemeinen Landrechts, betreffend die Verjäh— 

rungsfrift bei einer Schadenserfaforderung, vom 31. Mär; 1838, 


$. 55. Sind ſeit dem Zeitpunfte der Schadenszufügung dreigig Jahre verflof- 
fen, jo fommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Wiſſenſchaft nicht weiter an. 
$. 56. Wer eined Andern unwillfürlihe Handlung, wodurch derielbe fich ſelbſt, Yon She- 
oder einem Dritten fhädlich geworden jft, aus Vorfag, grobem oder mäßigem 36) Vers vurd andere 
fehen veranlaßt hat, haftet für den dadurch verurfachten Schaden. * 
8. 57. Gleiche Verbindlichkeit hat der, welcher die über Wahn- und Blödſin— 
nige oder über Kinder unter fieben Jahren ihm obliegende Aufficht gröblich oder auch 
nur aus einem mäßigen Verſehen vernachläffigt ($$. 41 — 44) 37). 
$. 58. Wer eine unerlaubte Handlung befiehlt, haftet hauptfächlich 28) für den 
daraus entftandenen Schaden. 
$. 59. Wer willentlich etwas gefchehen läßt, was er zu verhindern ſchuldig und 


dumg eines Grundftüds ift zu verwerſen, und es fteht nur die dreißigjährige Berjährung dem An— 
fpruche entgegen. Die Jurisprudenz wird durch die Deflaration reprobirt. 

33) So wie die Vergütung für die Shmälerung oder Einſchränkung des Eigenthums- 
oder Nußungsrechts im öffentlichen Intereſſe; weil darin eine theilmeije Abtretung zu ſolchen An— 
lagen — ergl. Pr. des Obertr. vom 26. Sept. 1848 (Rechtsf. Bd. IV, ©, 401), u. vom 23, April 
1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©, 122). 

34) Juriſtiſch richtig ift der Sat nicht, aber er hat nun gefetliche Kraft. 

35) Wegen Erfages der geftohlenen Sade kann aljo gegen den Dieb, welcher fich die Sache zu 
Nute gemacht hat, und gegen den Theilmehmer an den Bortheilen des Diebftahls, innerhalb der or- 
dentlichen Verjährung geflagt werden. Die Bindilation der Sache ſelbſt ift auch hieran nicht gebunden. 
88. 579, 584, 648, Kit. 9. 

(4. 9.) Das ift von dem Obertr. in den Sigungen vom 4. u. 30, November und 9. Dez. 1859 
als Rechtswahrheit angenommen und überzeugend bewieſen worden, und zwar dergeftalt, daß der Dieb, 
felbft der minorenne, noch nach Ablauf der dreijährigen Verjährung, nicht mur zur Zurüdgabe der ge- 
ftohlenen Sache, jondern au zur Erftaung ihres vollen Werthes verpflichtet ift, ohme daß es dar- 
auf anfommt, was er für diefelbe erhalten hat und ob er davon zur Zeit der Klage noch reicher ift. 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©, 328 und Entſch. Bd. XLO, ©. 35.) Das ift den Grundiägen 
—* — sine causa, bon Welcher Die condictio furtiva nur eine Anwendung iſt, volllommen ent⸗ 
prechend. 

36) Nach einem Vermerke von Suarez zu einem Monito gegen den Entwurf, daß auch ein ge— 
ringes Berjehen vertreten werden müſſe, ift man abfichtlih über das mäßige Berfehen nicht hinausge- 
gangen. 

37) Bergl. II, 2, 88. 139—146, 167 u. 203. — Aus der Bergleichung diefer Stellen mit $$. 57 
u. 41, 42 d. T. ergeben ſich die Regeln: Kinder unter fieben Jahren haften fubfidiariih. Kinder 
über fieben Jahren haften, ſammt den Eltern, dem Beichädigten folidariich. 

38) Das bezieht jo freilich auf die Art der Haftbarkeit, im Gegenſatze zur fubfidiariihen Haft- 
barkeit. Dadurch ſoll aber fein Gegenſatz zur Haftbarfeit des Beſehligten allgemein vorgeichrieben, 
vielmehr nur das außer Zweifel gejett werden, daß der Befehlende jedenfalls Haupticuldner fei. Ob 
der Befehligte hafte, ift nach 85.45 u. 47 d. X. zu beftimmen. Haftet er, jo ift er fchlechtiveg correus 
und hat nur im Falle des $. 48 den Regreß. 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 20 
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durh Dienft- 
boten, 


durd Hand- 

werlägeiellen 

und Lehrjun⸗ 
gen, 


durch 
Miethölente, 
oder 


vermögend geweſen, bat eben die Verantwortung, ala ob er ſolches befohlen hätte. 
(Tit. 3, $. 26. sqq.) 

8. 60. Für den von Dienftboten zugefügten Schaden ift die Herrſchaft in der 
Regel nicht verantwortlich 39). 

8. 61. Wer aber wiſſentlich geichehen läßt, daß fein Gefinde einem Andern einen 
Schaden zufügt, der wird ald Theilnehmer an der unerlaubten Handlung des Gefin- 
des angejehen ($. 59). 

8. 62. Wer Gefinde, das durch einen überwiegenden Hang zu groben Laſtern, 
durch einen hohen Grad von Blödfinn oder Schwermutb, oder durch anitedende Kranf- 
beiten, Andern gefährlich werden fann, woifjentlich in Dienfte nimmt, oder darin be- 
bält+°), der hattet für alle Gefahr. 

8. 63. Für den dur Dienjtboten angerichteten Feuerſchaden haftet die Herr- 
ſchaft auch alddann, wenn ihr die Unvorfichtigkeit ded Gefindes bei dem Gebrauche von 
Feuer und Licht befamnt geweſen ift, und ſie daſſelbe dennoch beibehalten hat *?). 

$. 64. Wenn Jemand zu einem Gefchäfte ein dazu untüchtiges Gefinde wiflent- 
lich beitellt, jo haftet er für den Schaden, welcher einem Dritten bei der Ausrichtung 
des Geſchäftes, durch die Untüchtigkeit des Geſindes zugefügt worden *?). 

8. 65. In Anfehung der Handwerfägefellen und Lehrjungen haben die Meiſter 
die den Dienftherrihaften aufgelegten Pflichten. 

$. 66. Wer wiſſentlich Miethsleute duldet**), die mit Feuer und Licht, bei dem 
Auswerfen, oder Ausgießen, oder in Verſchließung des Hauſes unvorjichtig und nach— 
läfig ju verfahren gewohnt find, der haftet für allen durch jelbige auf dergleichen Art 
verurfachten Schaden. 

8. 67. In allen vorftehend beftimmten Fällen ($$. 62 — 66) **) haften jedoch 
die Herrfchaft, der Meifter oder Hauswirth nur in foweit, ald der Schadenserfag aus 
dem Vermögen des Beſchädigers nicht erfolgen fann. 

8. 68. Sobald erhellet, day ein Schade durch Jemandes Gefinde, Handwerksge— 
fellen oder Rehrjungen, oder durch die Bewohner feines Haufes +°) verurfacht worden, 

39) Eine Ausnahme macht die Beihädigung durch Thiere. ©. unten $. 73 und die Anm. 47 dazu. 

40) Nämlich länger behält, als er e8 nach der Gefindeordnung jchuldig iſt; denn nad) deren Bor- 
ſchriſten darf die Herrichaft das Gefinde nicht immer jogleich entiahen. 

41) Das Gleiche gilt auch hier: die Herrſchaft muß ein joldes Gefinde zubor warnen und fann 
es erft entlaffen, wenn es ſich nicht befiert. ©.D. 8. 126. Daß es ſich nicht gebeflert hat, kann 
die Herrichaft nicht eher wiſſen, als bis das Gefinde rüdfällig wird, bei dem Rüdfalle aber kann ge- 
rade der Feuerſchaden veruriacht werden. Für diefen braucht die Herrichaft nicht aufzufommen, wenn 
fie von ihrem Rechte gegen das Gefinde Gebraud gemacht und mit der Warnung vorgegangen ift. 
(3. 9.) Zu vergl. die Anmerk. 65 zu 8. 126 der Gefinde-O, (Th. II, Tit. 5.) 

42) Bon Hausoffizianten gelten die Grundiäge wie vom gemeinen Gefinde, foweit nicht befondere 
Ausnahmen ausdrücklich gemacht find, II, 5, 8. 186. Erzieher und Privatielretäre, jowie Handlungs. 
diener,, find feine Hausoffizianten. 

43) Länger duldet, als er nad dem Miethskontrakte fchuldig ift. 

44) Es ift dabei immer borausgefetst, daß der Meifter oder Herr in feinem befonderen Kontrafte- 


verhältniſſe zu dem Beſchädigten ftehe, fondern aus der allgemeinen Beauffihtigungspflicht haften folle, 


Im Falle er in eimem Bertragsverhältnifie fteht, haftet er lediglich nach diefem. in Miether z. B. 
kann fich dadurch nicht von jeiner Bertragsverbindiichkeit, die Sache im gehörigen Stande wieder zu- 
rüdzugeben, und fie während des Gebrauds im demjelben zu erhalten, freimaden, daß er feinen 
Gejellen oder Lehrjungen als Beihädiger angiebt. Aber wenn ihm ein nach dieſem Rechtöverhältnifie 
vertretbares Berjehen nicht zur Laſt fält, und alfo der Beihädiger Hauptſchuldner ift, wird jener aus 
diejem allgemeinen Grunde ſubſidiariſch haften. 

45) Damit find auch die Gäfte des Wohnungswirthes inbegriffen. Ich Sage: des Mohnungs- 
wirthes. Das Gejeg nennt den Herrn des Haujes, womit fein Anderer als der Herr der Wohnung 
vn jein fann; denn auf abweſende Hauseigenthimer , die ihr Haus im Ganzen vermiethet ha— 

n Ay u weit davon an einem anderen Orte wohnen, kann die Vorſchrift unmöglich ange- 
wendet werden. 
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und die Herrfchaft, der Meifter oder Hauswirth kann die Perfon des Befchädigers nicht 
er fo ijt derjelbe dem Beichädigten zur Schadloshaltung hauptſächlich ver- 
aftet. 


8. 69. Ob in den fällen des $. 56 — 68, wo Jemand für den von Andern ver- 
urfachten Schaden haften muß, derfelbe nur den unmittelbaren, oder auch den mittel- 
baren Schaden, und den —— Gewinn vertreten müſſe, iſt nach dem Grade 
feiner Verſchuldung und den Vorſchriften 88. 10— 21 zu beurtheilen. 

$. 70. Wer ohne obrigfeitlihe Erlaubnig wilde oder andere Ihiere hält, die ver— run 
möge ihrer Natur den Menjchen oder den in der Wirthichaft nüslichen Thieren ſchäd— worden. 
lich find, und in den Häufern oder auf dem Lande gewöhnlich nicht gehalten werden, 
der haftet für allen durch felbige verurjachten Schaden. 

$. 71. Eine gleiche Vertretung trifft denjenigen, welcher, auch nach erhaltener 
Erlaubniß, die gehörigen Mapregeln zur Abwendung des von ſolchen Thieren zu be— 
fürchtenden Schadens verabfäumt. 

8. 72. Wer Thiere hält, die zwar ihrer Natur nach nicht ſchädlich find, aber 
auch in der ländlichen oder ſtädtiſchen Haushaltung nicht gebraucht werden, der haftet 
für allen durch jelbige, auch ohne feine befondere Schuld #6), verurfachten unmittel- 
baren Schaden. 

8. 73. Bei andern von Natur unjchädlichen Thieren haftet der Eigenthümer #6 ®) 
nur für den Schaden, welcher aus der verabjäumten +7) Aufficht über fie entipringt. 

$. 74. Wer aber weiß, dab ein Thier, wider die Natur feiner Art, ſchädlich 
fei, und dennod die gehörigen Mafregeln zur Verhütung nachtheiliger folgen verab- 
fäumt; der ift dem Befchädigten zur vollen Genugthuung verpflichtet *®). 





Durd die Vorſchrift ift die actio de effusis et dejectis allgemein auf fehr verichiedenartige Fälle, 
die darumter nicht pafien, ansgedeimt. Jedenfalls ann die Beſtimmung nicht auf Beichädigungen ans 
gewendet werden, welche außer dem Bereiche des Herrn oder des Dieifters bon den genannten Ange— 
hörigen defjelben verurfacht worden. Was dieje außer feiner Wohnung unternehmen , ohne daß er ger 
genmärtig ift, kann er nicht verantworten. 

46) Nach den Grundfägen der röm. actio de pauperie, nur ohne die damit zufammenhängende 
noxae datio. Man hat dieſe finguläre Vorſchrift gegeben, weil e8 in der natürlichen Billigleit ge— 
gründet jei, da Niemand feinem Vergnügen mit Gefahr und Nachtheil fiir feine Mitbürger nachhängen 
fönne, und daß, wenn ein foldhes Thier Schaden gethan hat, der Eigenthümer wenigſtens dieſen 
Schaden erjegen müſſe. Bei den Römern, fügt Suarez bei, war dies der eigentliche Fall, wo 
das Thier noxae gegeben werden mußte. (Gef.-Kevif.»Penj. XIV, Mot. zum Entw. Tit. 6, ©. 178.) 
Warum die noxae datio nicht geftattet fein ſolle, wird nicht gejagt. 

468) Dder Befiter. Pr. 2317 unten in der Anm. 48, 

47) (4. 9.) Nämlich von dem Eigenthümer (oder Befiter) felbft verfäumten Aufficht; fir feine 
an ſich tüchtigen Dienftlente haftet der Eigenthümer nicht. So hat das Obertribunal in dem Pr. 2685, 
v. 20. März 1857 angenommen. (GEntid. Bd. XXXV, ©. 378.) Dabei wird gejagt, daß dem das 
Pr. 1800 (wovon ſogleich Rede jein wird) nicht entgegen ſtehe, weil es einen ganz anderen Fall bes 
treffe. Damit ift der Widerfpruch wicht bejeitigt, denn kein Fall ift dem anderen ganz gleich, und es 
handelt fich nicht um denjelben Kal, jondern um dafjelbe Prinzip. Dieſes Pr. behauptet nämlich den 
Say: Wo nicht nach Provinzialverordnungen oder auch nach FR. I, 22, 8. 185 bei Schonungen eine 
Aenderung eintritt, da haftet für den dich Thiere auf fremden Grundſtücken angerichteten Schaden 
der Eigenthiimer der Thiere unmittelbar, und braucht ſich der Beſchädigte an den Eirten nicht verwei⸗ 
fen zu laffen. Pr. des Obertr. 1300, d. 20 Mai 1843. Im der Abficht der Verf. ſcheint dies nicht 
gelegen zu haben, denn Suarez fagt a. a. D.: „Werden die Thiere zum Gebrauche gehalten, jo 

ftet der Eigenthiimer nur alddann, wenn er die möthige Aufficht über diejelben überhaupt vernadh- 
läffigt.” Dabei ift auf den $. 73 verwieſen. Darnach ıft der in dem Pr. 1300 feftgeftellte Sat auf - 
Beſchädigungen der Maldihonungen durch weidendes Vieh zu beſchränken. Vergl. Erf. des Obertr. 
vom 6. Jult 1857 (Ar. Bd. XXV, ©. 325). Die Provinzialverordnungen über das Anstreiben des 
Biches enthalten gewöhnlich andere Vorſchriften. Die Feldpolizeiordnung vom 1. Novbr. 1847 (6,5, 
©. 376 und Zuf. 6 zu $. 457, Tit. 14) ändert in den landrechtl. Beſtimmungen nichts. 

48) Das Gleiche wird gelten bei Thieren, welche an fich ſchädlich find und in der Landwirthſchaft 
gehatten zu werden pflegen, 3. B. Siegen. — Die Vorfchrift findet jedoch nur gegen denjenigen Au— 
wendung, in deſſen Eigenthume oder Beſitze das beichädigende Thier zur Zeit dev Anrichtung des 


20” 


Wie der 
Echadenser> 
fat zu leiften. 


Se Beichä- 
igungen an 
Een. 
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$. 75. Wer ein von Natur unfchädliches, oder ein mit obrigkeitlicher Erlaubniß 
gehaltenes ſchädliches Thier reizt, oder jonft durch eigene Unvorfichtigfeit zu Schadens- 
zufügungen durch dajielbe Anlaß giebt, fann für fich felbit feine Schadloshaltung for- 
dern *9). 

8. 76. Wird dadurch ein Anderer befchädigt, fo ift derjenige, welcher das Thier 
gereizt oder die Unvorfichtigfeit begangen bat, zum Erſatz dafür verpflichtet 59). 

$. 77. Der fhuldige Eigenthümer und der, welcher das Thier gereizt hat, haf— 
ten dafür als Mitfchuldige. (8. 30 sqq.) 

$. 78. Wenn die Thiere zweier Cigenthümer ohne weitere Anreiung einander 
befhädigen, fo haftet nur der, welcher bei der Aufjicht über das ſchädlich gewordene 
Thier feine Pflicht vernachläſſigt hat®*). 

$. 79. Wenn ein Schade geſchehen iſt, jo muß alles, fo viel als möglich, wie- 
der in den Zujtand gefeßt werden, welcher vor der Anrichtung des Schadens vorhan- 
den war. 

8. 80. Kann durch dieſe Wiedererftattung der Beleidigte nicht hinreichend ent- 
hädigt werden, jo muß der Beichädiger ihm das daran noch Fehlende anderweitig 
vergüten 5 !®), 

. $. 81. Gin Gleiches muB gefchehen, wenn die Erftattung unmöglich ift *2). 

$. 82. ft eine Sache ganz verloren gegangen, vernichtet, oder unbrauchbar 

geworden, jo muß der Beihädiger deren ganzen durch Geſetze beftimmten Werth ver- 
üten. 

8. 83. Iſt der Werth durch Nr nicht beitimmt, fo muß bei Sachen, die ei- 
nen gewöhnlichen Gegenftand des Verkehrs auf Meijen oder Märkten ausmachen, oder 
worüber Preis - Couranten gehalten werden, derjenige Werth, welchen Sachen derfel- 
ben Art zur Zeit des Verluftes gehabt haben, erjeßt werden, 

8. 84. Bei andern Sachen werden die Beihaffenheit und die Eigenfchaften derfel- 
ben zur Zeit des Verluftes durch Beweis audgemittelt, und fodann wird der Werth nach 
dem Gutachten der Sachverftändigen bejtimmt. 


Schadens befindlich war. Pr. des Obertr. 2317, vd. 1. Oftober 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 188), 
Wer aljo ein jchädliches Thier erwirbt und von demſelben beichädigt twird, kann den borigen Eigenthü— 
mer, wegen unterlaffener Benachrichtigung von der ihm bekannten Schädlichkeit, nicht auf Grund die— 
fer Borichrift auf Schadloshaltung belangen. 

49) Bergl. 0. 88. 20 und 21 d. T. — L. 1,8. 11; L.2, 8.1 D. si quadrapes (IX, 1); 
L. 11 pr. D. ad leg. Aquil. (IX, 2). 

50) L. 9,8.3; L. 11, 8. 5 D. ad leg. Aquil. (IX, 2); L. 1, 88. 4—6 D. si quadrupes 
Ix, 1). 

51) Abweichend von L. 1, 88. 8 u. 11 D. si quadrupes, wegen der Verſchiedenheit im Prin- 
zipe bezüglich auf den Verpflichtungegrund. 

Der Auffeher hat den Grad don Sorgfalt anzuwenden, welchen fein Nechtsverhältni nach der 
allgemeinen Regel mit fidh bringt, demjenigen gegenüber, zu welchem er in Verhältniß fteht. Dem 
Dritten gegenüber muß er für omnis culpa haften. 

51a) (4, A.) Zur Begründung des Anſpruchs eines Grumdeigenthiimers gegen den Bergbauen- 
den auf Wiederverſchaffung des früheren Waflerftandes und auf Schadenserfag wegen Entziehung und 
refp. bewirkter Verminderung des Wafjers in Duellen und Wafferbehältern ift der Nachweis, daß das 
noch vorhandene Waffer zu dem davon zu machenden beftimmten Gebrauche nicht ausreiche, fo wie die 
Bezeichnung der Art des entftandenen Schadens erforderlich. Der Bergbauende famı von dem Beein- 
trächtigten nicht unbedingt auf Wiederverihaffung des entzogenen Waſſers, fondern nur alternativ — 
entweder auf Wiederverichaffung des Waflers, oder auf Entidädigung — in Anſpruch genommen wer- 
den. Erf. des Obertr. v. 7. Oftober 1853 (Arch. f. Rechtöf. Bd. X, ©. 191). 

(4. 9.) Das judifatmäßige Necht des Befigers eines Grundftiides, zu verlangen, daß der Nach— 
bar die vorgenommenen Beſchädigungen diejes Grundftüdes befeitige und daflir Entſchädigung leifte, 

eht ohme ausdrüdliche Ceifion als ein fubjektiv dingliches auf den jpäteren Erwerber des Beichdigten 
Grundſtückes über. Erf. deff. dv. 18. Juni 1852 (Archiv f. Rechtsf. Bd. V, ©. 320). 

52) Bei fortiwirfenden u ar hat der Beichädigte die Wahl: ob er eine Kapitalabfindung 

oder eine Rente fordern will. Pr. des Obertr. von 1827 (Simon’s Redtipr. Bd. I, ©. 77), 
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.$. 85. it der Schade aus Vorſatz oder geben Verſehen zugefügt worden, fo 
muß der höchſte Werth, welchen die Sache, nad) obigen Beitimmungen ($$. 82, 83, 
84), in dem Zeitraume zwiſchen der Schadengzufügung und der dem Beichädiger zu— 
geitellten ne gehabt hat, vergütet werden. EN 
8586. Auch haftet in einem folchen Falle der Beihädiger für den auferordent- 
lichen Werth. : _ 

$. 87. Für den Werth der befonderen Vorliebe haftet er nur alddann, wenn die 
Beſchädigung vorſätzlich zugefügt worden it. 

$. 88. it der Schade durch ein mäßige? oder geringes Verſehen entftanden, jo 
darf nur der, zur Zeit der Schadendzufügung vorhanden gewefene, gemeine Werth 
erſetzt werden. 

$. 89. it durch den Schaden der Werth der Sache nur vermindert worden, ſo 
muß derjenige Werth, welchen die Sache vor der Beichädigung gehabt hat, nach obi- 
gen Grundjägen ausgemittelt und mit dem gegenwärtigen Werthe derfelben verglichen 
werden. 
8%. Die daraus fih ergebende Berminderung des Werthd muß der Beſchä— 
diger vergüten. 

$. 91. it jedoch der Schade an einer beweglichen Cache zugefügt worden, ſo 
hat der Beihädigte die Wahl: ob er mit diejer Vergütung fich begnügen, oder von 
dem Beichädiger den ganzen nad $. 89 audgemittelten vormaligen Werth, gegen 
Meberlafiung der Sache, fordern wolle 5*). 

53) In den im Bezug genommenen 88. 82 — 84 ift nur von dem Werthe zur Zeit des Berluftes 
Rede ; hier im $. 85 joll der höchfte Werth erſetzt werden, welchen die Sache in dem bezeichneten Zeit— 
raume gehabt hat. Was den Endtermin betrifft, fo paht er zum Prozeßverfahren nicht recht, meil 
er eine Erhöhung der Forderung nad Anbringung der Klage zuläht, wenn zmifchen dieiem Beitpunfte 
und der Infinuation, wovon der Kläger, nach dem ordentlichen Laufe unieres Verfahrens, nichts er— 
fährt, eine Preiserhöhung eingetreten ıft. Die Beſtimmung ift noch ans einem anderen Grunde völlig 
unpraftiich, da einestheil® eine beihädigte Sache ſchwerlich im Verkehre geſucht jein wird, fo daß man 
ein Steigen und Fallen des Preifes daran beobachten könnte, und anderentheils der Preis der beſchä— 
digten Sache nicht maßgebend für den Werth der Sache im unbeichädigten Zuftande fein faın. Wahr- 
ſcheinlich ſoil nicht das beichädigte Individuum, fondern ein anderes don nleiher Art und Güte (Genus) 
maßgebend jein, was mieder andere Schwierigkeiten bei nicht fungiblen Sacen hat. Der $. 92, mwel- 
der davon ſpricht, erftredt fich auch nicht auf dieien 8. 85, wohl deshalb, weil die Veränderung deifels 
ben erft nad Bollendung des gedr. Entwurfes erfolgte. Man mollte dadurch die Theorie der prafti- 
ſchen Römer, welche den höchften Werth, den die Sache in einem gewiſſen Zeitraume vor der Beichädi- 
gung, aljo in ihrem gejunden Zuftande, gehabt hatte, annahmen, twieder herftellen. Bor dieier Verbeſſe— 
rung hatte die uriprüngliche Beftimmung des Entwurfes, wonad im Falle des $. 85 gleichfalls num auf 
den Werth zur Zeit des Berluftes geiehen werden jollte, den Borzug. Man hatte dagegen erinnert, 
es müfle der höchſte Werth, den die Sache bis zur infinirten Klage gehabt, vergütet werden, umd 
Suarez trat ihnen bei, meinend, daß diejes der Theorie des R. R. entipreche. 

54) In dieſem Falle hat das Verhältniß die rechtliche Natur eines Kanfes: der Beichädiger ift 
nur ſchuldig, genen Uebergabe der Sache deren Werth zu bezahlen und der Beichädigte muß Gewähr 
eiften. Berfannt ift das Rechtsverhältniß im dem Rechtsfalle, auf welchen fi das J. M. Reſtr. v. 
5. Mai 1807 (Rabe Bd. IX, ©. 37 ff.) bezieht. Die Richter hatten den Beſchädiger unbedingt ver« 
urtheilt und ihm zugemuthet, wegen Herausgabe der beichädigten Sache, die der Beſchädigte micht mehr 
batte — beionders zu Hagen. Das J. M. jchrieb dem Refursrichter vor, den Rekursbeſcheid dahin zu 
deflariren, daß der Bell. nur gegen Uebergabe der beſchädigten Sache zu zahlen verbunden. Das war 
zwar in der Sache jelbit richtig, aber die Umftoßung der Richteriprüce durch Minifterialveikript gehört 
nicht in eine geordnete Nechtäpflege. 

Eine andere Entſcheidung, welche gleichfalls feine richtige Antvendung des Geſetzes enthält, bezieht 
fih auf Sachen, weiche aus mehreren einzelnen, fir fich beftehenden Sachen, zu einem Ganzen zus 
ſammengeſetzt find. Der Beſchädiger ſoll nicht jchuldig fein, die ganze Sache zu nehmen, fondern nur 
den einzelnen beihädigten Theil. (Simon, Rectsipr. Bd. I, ©. 434.) Bezüglich auf Begriffsganze 
ift das richtig, bei mechanisch zufanmengejetsten Sachen aber nicht. Das Gelet untericheidet nicht im 
Zuerkennung der Befugnif — Ueberlaſſung der beſchädigten Sache an den Beſchädiger. Vorbedingung 
ift aber, daß die Sache nicht völlig in den vorigen Stand geſetzt werden kaun. Im diefem Falle bleibt 
es bei dem Grundſatze $. 79, 
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8. 92. In allen Fällen, wo der vormalige Werth der Sache nah Vorſchrift 
88.83, 84 nicht mit hinlänglicher Zuverficht audgemittelt werden kann, muß derjenige 
Werth, welchen eine Sache von derfelben Art und von mittlerer Güte, in dem nad 
obigen Grundfägen zu beftimmenden Zeitpunfte gehabt hat, durch Sachverftändige feit- 
gefept werden. 

$. 93. Iſt der Schade nur aus mäßigem oder geringem Verſehen „äugerügt wor⸗ 
den, jo muß der Beſchädigte mit der Bergütung nach dieſem mittleren Werthe ſich be— 

nügen. 

a 8. 94. ft aber der Schade aus Vorſatz oder grobem Bihler verurfacht wor⸗ 
den, jo muß der Beichädigte auch zur eidlihen Beſtärkung eines höheren Werthed, nad 
richterlihem Ermeſſen, zugelaſſen werden. 

8. 95. Doch darf auch diefer höhere Werth den doppelten $**) Betrag des von 
den Sadhverftändigen angegebenen mittleren **®) Werths niemals überfteigen. 

$. 96. Iſt aber von dem Werthe der befonderen Vorliebe die Rede, fo findet 
dergleichen Rüdfiht auf das Verhältnig zwifchen dem von den Sachverſtändigen be— 
ftimmten, und dem von dem Beichädigten angegebenen Werthe feine Statt. 

8. 97. Vielmehr muß alddann dag richterliche Ermeſſen den von dem Beichädig- 
ten eidlich au erhärtenden Werth nur nach der bejonderen Beichaffenheit der Umftände 
und Verhältniſſe, worauf der Beichädigte diefe Vorliebe gründet, fejtiegen und ermä- 


Bigen 55). 
An zer 8. 98. Wer widerrechtlih einen Menfchen ums Leben bringt, muß in allen s) 
1. durh — — 
Todtung. 


544) (4. N.) Dieſe Beſchränkung iſt aus der Verordnung Juſtinian's, L. un. C. de sent. 
quae pro eo (VII, 47) entnommen; fie bezieht fi auch auf Konventionalftrafen. Vergl. Tit. 5, $. 301. 


54 b) (4. A.) Diejer mittlere Werth muß mad Vorichrift der SS. 92 und 84 feftgeftellt werden, 
es muß mithin auf „die Beihaffenheit und die Eigenichaften‘‘ der untergegangenen Sache geiehen und 
eine Sache von gleicher Beichaffenheit und von gleichen Cigenjchaften mittlerer Güte bei der Werth— 
ſchatzung vorausgeſetzt werden. Iſt z. B. ein zu ſ. g. Kunſtſtücken abgerichtetes Thier, welches der 
Eigenthümer für Geld zeigt, oder ein abgerichteter Leithund eines Blinden getödtet worden; ſo muß 
der gemeine Werth eines eben jo dreſſirten Thieres, nur von mittlerer Güte, nach dem Nutzen, wel⸗ 
chen jein Herr davon gehabt hat, gewürdigt werden; und diefen Werth fann der Beichädigte bis auf 
das Duplum beſchwören. 

55) D. h. der Richter beftimmt mit Rüdfiht auf diefe Umftände und Berhältniffe das Mari- 
mum , über welcdes hinaus das juramentum in litem nicht berilligt wird. 

Ein allgemeiner Uebelſtand ift mit dem prozeſſualiſchen Berlahren über die Werthsermittelung 
verbunden, wodurch der Beichhädigte immer um einen Theil jeiner Entihädigung gebracht wird. Dies 
ift die Marime, daß die Richter von dem Kläger nicht den Klageantrag: den Bell. zum Erſatze des 
Scadene , welcher ausgemittelt werden wird, zu berurtheilen, annehmen, ſondern die Angabe einer 
beftimmten Summe, die der Kläger doch unmöglich mit Sicherheit angeben faun, fordern. Die folge 
davon ift, daß, wenn der Werth fich auch höher ermittelt, nicht mehr, als gefordert mordem ift, zü— 
geiprochen wird, weil nicht ultra petita erfannt werden ſoll; wenn er aber zufällig eine höhere Summe 
genannt hat, als die Sachverftändigen finden, ihm ein Theil der oft nicht unbedeutenden Koften aufe 

ebürdet wird, obgleich er doc) nicht mehr, als ihm zufommt, zu fordern beabfichtigt; und wenn er 
id) dagegen dadurch zur ſchützen gedenft, daß er vorher die Sacdhverftändigen zu Rathe zieht, um date 
nad) jein Petitum einzurichten, wieder gegen die Glaubwürdigkeit der Sadverftändigen der Einwand 
gemacht wird, daß fie dem Kläger Rath gegeben haben. Der Beichädigte mag es aljo anftellen,, wie 
er will, er kommt allemal in Verluſt. Diejen Mifftand hatten ſchon die Verfaffer des L.R. gefühlt ; 
fie wollten ihm durch eine beiondere Beftimmung abhelfen und man fchlug die Borichrift vor: „Bei 
der Nachmeiiung des Schadens kann feine Evidenz verlangt werden — und der Beſchädigte ift für 
Weitläufigkeiten und Koften zu fihern.” Dan ließ fie jedoch, als zu unbeftimmt, fallen. Cine ver» 
ftändige Praris bedarf einer ſolchen Beftimmung auch nicht, denn die Gerechtigkeit bringt es mit ſich, 
daß die Koften der Auswmittelung dem Beichädiger zur Laft fallen, und wenn der Kläger erflärt, daß 
ex fich mit dem Ausipruce der Sachverſtändigen zufrieden ftelle, und darnad) jeinen Antrag, wenn 
er mehr gefordert haben jollte, ermäßigt, jo giebt es gar feinen rechtlichen Grund, ihm Koften 
aufzubürden. 

56) In allen Fällen, wo ihm irgend ein Berjehen zur Laft füllt. Diejer $. 98 beftimmt den 
Umfang der Entichädigungsverbindlichkeit für den Fal eines nur geringen Berjehens. $. 110, 
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Fällen der hinterlaſſenen Frau, und den Kindern des Entleibten die Koſten der etwa- 
nigen Gur, ingleichen die Begräbniß- und Irauerfoften erfegen ??). 

$. 99. Außerdem ift, wenn die Entleibung aus Vorſatz oder grobem Verjehen ») Men bie 
erfolgt, der Beichädiger verbunden, der Wittme und den Kindern des Entleibten jtan- Boriay oder 
desmäßigen Unterhalt °?%), auch den Leptern dergleichen Erziehung und Ausſtattung, ren 
als fie von dem Bater nach deijen Stand und Vermögen erwarten fonnten, zu gewäh— 
en®?7»), 
$. 100. Dabei wird auf dad von dem Entleibten hinterlaflene Vermögen #7 °), 
ingleichen auf die Unterftügungen, welche der Wittwe und den Kindern von dem Staat 
oder anderd woher angedeihen, feine Rüdiicht genommen. 

$. 101. Dieſe Verbindlichkeit des Befchädigers dauert fo lange, als die Familie 
des Entleibten eine ſolche Verpflegung und Unterftügung von demfelben, wenn er noch 
am eben wäre, fordern fönnte >). 

$. 102. Treten aber Umftände ein, unter welchen die Pflicht des Entleibten, feine 
Familie aud eigenen Mitteln zu ernähren, aufgehört haben würde, fo wird auch der 
Beſchädiger von feiner Verbindlichkeit frei? ®®). 

$. 103. Iſt die Entleibung nur durch ein mäßiges Verfehen verurſacht worden, un 
fo muß der Beichädiger für eine nach Verhältniß des Standes nothdürftige Verpflegung Seriehen, 
der Wittwe und Kinder des Entleibten, und für eine dergleihen Erziehung der Letzte— 
ren in jo weit forgen, als die Koften dazu aus den Einkünften des hinterlaſſenen Ver- 
—— und den Beiträgen des Staats oder eines Dritten nicht aufgebracht werden 
önnen. 

8. 104. Auch muß er den noch unverſorgten Kindern, bei Ermangelung eines 
eigenen dazu hinreichenden Vermögens, eine ſolche Ausſtattung gewähren, als dieſelben 
von dem Entleibten nach den Geſetzen zu fordern berechtigt wären. 

8. 105. Die Verbindlichkeit zur Erziehung und Verpflegung der Kinder dauert 


57) Die in den 88. 98 — 110 feſtgeſetzte Verpflichtung zur Entſchädigung wegen Tödtung eines 
freien Menſchen ift aus der gemeinrechtlihen Praris herüber genommen. Suarez beruft fich zur 
Begründung derfelben darauf, daß der Sat, daß, wer einen Menfchen tödtet, feine rau und Fa— 
milte entichädigen müfje, ex moribus längft feftftehe. Als Autoritäten werden bezeichnet: Stryk, 
Usus mod. L. IX, Tit.2, 8. 9; Vinnius, Comment. ad instit. L. IV, tit. 3 pr.; Hugo Gro- 
tius, L. III, tit. 33. (Jahrb. Bd. XLI, ©. 7,) 

Zu den Abftufungen im Quanto der Entichädigung nach dem Grade der Zurechnung ift man 
erſt bei der Berathung der Monita gegen den gedrudten Entwinf geflommen. 

572) (4. A.) Gegen dielen Anſpruch findet die vierjährige Klageverjährung rüdftäudiger Alimen- 
tenforderungen, d. bh. von Nüdjtänden ſolcher Alimente, tweldhe bereits quantitativ rechtskräftig feitge- 
ftellt find, auf Grumd des 8.2, Nr. 5 des ©. dv. 31, März 1838, flatt. Erf. des Obertr. v. 30. Jan. 
1861 (Entid. Bd. XLIV, ©. 21). 

576) (5. U.) Das Obertr. hat angenommen, daß die Aniprüce auf Unterhalt und Ausftattung, 
zu denen die Wittwe und Kinder eines Berftorbenen gegen denjenigen berechtigt find, der deſſen Tod 
durch eine ibm zugefügte Körperverlegung verurſacht hat, durch einen Vergleich ausgeichlofien werden, 
den der Verletzte nach erlittener Verletzung mit dem Beichädiger über die dafür zu leiftende Entſchädi— 
gung geichlofien hat. Erf, vom 11. Dezember 1865 (Entich. Bd. LVI, ©. 28). 

570) Webrigens hat die Beitimmung auf joldhe getödtete Perſonen, weiche lediglich von ihren Gü— 
tern leben, und reiche Beſitzthümer hinterlafien, feinen juridiſchen Sinn. Wie joll nur denkbarer 
Weije die Forderung auf Wittivenderiorgung und Kindererziehung an einen Bedienten gemacht werden, 
der aus grobem Berichen jeinen Herren, einen reichbegüiterten Fürſten, tödtet? Hier ift gar feine 
vermögensrechtliche Berihlimmerung eingetreten, 

58) Verfrüppelte oder geiftesfranfe Familienglieder alio Zeit ihres Lebens. $. 106. Nach dem 
Prinzipe der Gerechtigkeit, wonach nur das erietst werden muß, mas entzogen worden ift, follte nur 
bis zum natürlichen Tode des Entleibten die Verbindlichkeit des Todtſchlägers dauern, da die Berbind« 
lichkeit des Entleibten jelbft mit feinem Tode aufhört. Allein dieje natürliche Begrenzung fanır hier 
nicht eintreten, weil Niemand wiſſen kann, wie lange der Entleibte gelebt haben wuͤrde, wenn er nicht 
getödtet worden wäre. 


580) (4. U) Bergl. $. 107 umd die Anm. 58@ dazu. 


ec) wenn fie 
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in der Regel fo lange, bis entweder diefelben die Volljährigkeit erreicht haben, oder 
der Fall des $. 102 noch vorher eintritt. 

$. 106. Solche Kinder hingegen, welche wegen fürperlicher oder Geiftesfchwä- 
hen, auch nad erlangter Volljährigkeit, fich jelbit ihren Unterhalt R erwerben nicht 
im — ſind, muß der Beſchädiger bis zu ihrem Tode, oder ihrer Wiederherſtellung, 
verpflegen. 

$. 107. In Anſehung der Wittwe des Entleibten dauert die Verpflegungsver— 
bindfichkeit de3 Beſchädigers fo lange, bis diefelbe wieder heiratet °®®), oder in Um- 
ftände fommt, da fie einer ſolchen Unterftügung füglich entbehren fann. 

8. 108. Ueberhaupt hören die Pflichten auch eines folchen ee unter eben 
den Umftänden auf, unter welchen der Entleibte ſelbſt, wenn er noch lebte, davon frei 
werden würde. 

8. 109. Was vorftehend zum Beiten der Wittwe und Kinder des Entleibten ver- 
ordnet ift ($$. 99— 108), gilt auch zum Beften anderer Perfonen, welche nad) den 
Vorſchriften der Gefepe Unterhaft von dem Entleibten zu fordern berechtigt fein würden. 

$. 110. ft die Entleibung nur aus geringem Berfehen erfolgt, jo muß die Fa— 
milie des Entleibten mit der $. 98 beitimmten Entſchädigung fih begnügen. 

$. 111. Bei andern körperlichen VBerlegungen, wodurch der Beichädigte nicht ent- 
leibt worden, ift derfelbe, in allen Fällen, auf den Erfak der Cur- und Heilungsfo- 
ften 59) anzutragen berechtigt. 

8. 112. egen erlittener Schmerzen können Perfonen vom Bauer» oder gemei- 
nen Bürgerftande, denen dergleichen Verlegung 69) aus Vorſatz oder grobem Verſehen 
zugefügt worden, ein billiges Schmerzengeld 6!) fordern. 


5856) (4, A.) Das Obertribunal hat, im Widerfpruche mit dem Wppellationsgerichte in Poſen, 
“ya ‚, daß der $. 107 keinen Gegenjat zum $. 102 bilde, und da keinesweges nur bei einer 
durch mäßiges Berfehen verurfachten Tödtung der Beichädiger durch die Wicderberheirathung der Wittwe 
des Entleibten von der Verbindlichkeit, ihr den Unterhalt zu gewähren, frei werde, dieſes vielmehr 
auch bei der vorſätzlichen und grobfahrläffigen Tödtung eintrete. Erk. dv. 30, Januar 1861 (Entſch. 
Bd. XLIV, ©. 19). Die Beweisführung ift umtriftig. Nicht bloß die Fafjung umd Abtheilung der 
für die verfchiedenen Fälle gegebenen Beftimmungen und daß im $. 102 von der Wittwe fpeciell gar 
nicht Rede ift, wie im $. 107, ift diefer Auslegung entgegen, fondern der gar nicht erwähnte innere 
Grund, daß die Wittwe, im falle der vorfäglichen Tödtung ihres Mannes, eine dollftändige Ent- 
Ihädigung zu fordern hat, fo daß fie dadurch vielleicht leichter eine Gelegenheit findet , fich wieder zu 
verheirathen, und das ift der Fall, wenn fie ihrem zweiten Mann den Unterhalt für ihre Perfon in 
die Ehe bringen fann. Darım hat die Nichtberücfichtigung des Falles der Wiederverheirathung in den 
88. 101 u. 102 einen fehr verftändigen Grund, der durch die Erwägungen des Obertribunals durchaus 
gar nicht berührt wird und ebenjo, wie die formellen Gründe, in feinem vollen Gerichte ftehen bleibt. 


59) Selbftverftanden find nur die nothwendigen und nüßlichen Koften zu erftatten. Als ſolche 
gelten ohne Weiteres diejenigen, welche durch das Heilverfahren eines approbirten Heilkünſtlers entfte- 
hen. Aber auch ſolche verfahren bisweilen fo ungeſchickt und gegen die Regeln der Kunft, daf fie das 
Uebel vergrößern und dadurd die Koften ins Große vermehren. Dieje unnützen Koften können, da 
fie feine Folge der uriprünglichen Beihädigung find, nicht auf Rechnung des erften Beichädigers kom- 
men, jondern dieje hat der jelbitftändig beihädigende Arzt zu erftatten. — (4. A.) Die hier gemachte 
Unterſcheidung zwiſchen nothmendigen wie nütlichen und unnügen Koften ift don der Gerichtspraris 
in Beziehung auf den Entihädigungsanipruch angenommen und zur Anwendung gebracht worden. Die 
Entiheidung hierüber beruht jelbitverftändlich auf thatiählihen Momenten. M. f. das Erf. des 
Obertr. vom 1, Dezember 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©. 197). 

60) Dies Geſetz lommt aud dann zur Anwendung, wenn die borjätlich oder aus grobem Ber- 
ſehen unternommene beihädigende Handlung keine äußere Verlegung, jondern eine Krankheit zur Folge 

habt hat, ſelbſt wenn dieje nach der Beftimmung des $. 3 d, $ als ein mittelbarer Schade anzü⸗ 
fehen wäre, und diefe Art der Beichädigung nicht im der Abficht des Beichädigers gelegen hätte. 
Pr. 1189, vom 13. und 27, Auguſt 1842, 

61) Zur Rechtfertigung diefer Beftimmung jagt Suarez: „Das Schmerzengeld ift beinahe in 
ganz Deutichland üblih. Stryk, Us. mod. IX, Tit. 2, $. 9. Die Wiederherftellung deſſelben, we— 
nigften® in Anfehung der niederen Stände, fcheint daher ebenſo unbedenklich, als jelbft der Billigkeit 
gemäß zu fein.” Jahrb. Bd. XL, ©. 8. Nach G. R. wird über die Zuläffigteit des Schmerzengel- 
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$. 113. Der Betrag diefes Schmerzengeldes ift nach dem Grade der ausgeſtan— 
denen Schmerzen, jedoch nicht unter der Hälfte, und nicht über den doppelten Betrag 
der erforderlichen 6?) Gurfoften 63), richterlich zu beftimmen. 

S5. 114. Bei Perfonen höheren Standes wird auf die dem Beleidigten durch die 

Mißhandlung verurjahten Schmerzen nur bei Beftimmung der geſetzmaͤßigen Strafe 
Rüdficht genommen. 

$. 115. Iſt durch die zugefügte Verlegung der Befchädigte, fein Amt oder Ge- Bere Pin. 
werbe auf die bisherige Art zu betreiben, gänzlich außer Stand gefegt worden, fo fähigteit jur 
haftet der Beichädiger Air diejenigen Vortheile, deren fortgejegter Genuß dem Beſchä— Ge ine 
digten dadurd entzogen wird. 

8. 116. ft die Beichädigung aus Vorfat oder grobem Verfehen zugefügt wor- 
den, jo müſſen dem Beihädigten auch künftige Vortheile vergütet werden, deren Gr- 
Langung derjelbe, nach dem natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge, vernünf- 
tiger Weife, erwarten konnte 6*), 


— —— — 


des geſtritten. Aus dem Geſichtspunkte der Entſchädigung für verlorene Arbeitszeit oder für größeren 
nicht genau nadjweisbaren Aufwand ift es wicht zu beftreiten; im dieſer Bedeutung aber Ipricht es das 
ER. nicht zu, denn die Entichädigung für Beräummiß u, dgl. hat der Beichädigte noch überdied zu 
fordern. Das Schmerzengeld im Sinne des IR. ift eine Taxe der Schmerzen als folder; das L. R. 
tarirt damit die Gliedinaken des gemeinen Mannes tie das R. R. die des Stlaven. Der bornehme 
Mann hingegen ift darin unſchätzbar, daher er nichts fordern kann. Diejenigen, welche in jolcher 
Weiſe die menihlihen Gliedmaßen zu geldwerthen Bermögensftüden machen, fußen auf C. C.C. Art. 20, 
wonach „oberkeit und richter — den jo wider recht — gemartert (gefoltert) war, feiner ſchmach, 
ſchmerzen, toften und jchaden, der gebüre vergeltung zu thum fchuldig fein jollen.” Daraus ift das 
Scmeygengeld in der landrechtlichen Bedeutung nicht zu entnehmen, und wenn die Stelle dafür als 
Duelle gelten foll, fo ift doch feine Spur don einer ———— Menſchen in zwei Klaſſen, in 
Ibäybar: und in unſchãtzbare, darin zu finden. Zu den heutigen Anfichten paßt die Beftimmung nicht. 
(3. U.) Das Schmerzengeld jcheint ein Ueberreft der Kompofitionen zu jein. (4. A.) Die Beſtimmung 
des 8. 112 ift übrigens durch den Art. 4 der Verf. Urkunde nicht aufgehoben. Erf. des Obertr. vom 
31. Januar 1859 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXX, ©. 191), 

(4- 2.) Daß diejes Forderungsrecht auch auf die Erben übergeht, folgt ſchon aus feiner rechtlichen 
Natur als eines jolhen von jelbft; es trägt nicht ein einziges Merkmal der Privatftrafe. Der. wider 
Iprechende Aufſatz in Gruchot's Arhiv Bd. IV, ©. 175 führt für fein Thema keinen juriftiichen 
Beweis 


62) It fein Arzt gebraucht worden, und dennoch die Wiederherſtellung erfolgt, jo find Kurkoſten 
nicht erforderlich geweien, folglich findet wegen Geringfügigkeit der Beſchädigung fein Schmerzengeld 
ftatt, wofür dann auch der Maßſtab ganz fehlt. 

63) Urter den Kurkoften dverfteht die Praris nur die Kurfoften im engeren Sinne, d. h. das Arzt- 
lohn und di: Medizinkoften. Nicht gerechnet werden Neifekoften des Arztes oder Yuhrtoften des Kran- 
fen für defim Transport zum Arzte, Wärterkoften u. dal. So hat erfannt das frühere Oberland.-®. 
zu Breslau als Appellationsgericht am 5. Juli 1886 in einer Sache Schmidt w. Gebel. Bergl. aud) 
den Rechtsfal in Wirich, Arch. Bd. XII, ©. 565, wo derielbe Grundfats angewendet worden ift. — 
(4. U.) Aud das Obertr. hat dieien Grundfat für richtig anerkannt und angewendet. Erf. v. 17. Juni 
1863 (Acc. f. Rechtsf. Bd. XLIX, ©. 287 und Entih. Bd. L, ©. 39), 


‚ „64) Die Anwendung diejes Grumdiages hat Schwierigkeiten. Anfangs hatte man im Entwurfe 
die Beftimmang vorgefchlagen, daß der Beihädiger für diejenigen Bortheile haften folle, deren fortge- 
fegter Genus dem Beſchädigten durch die — entzogen worden, ſowie für künftige Berbeften 
rungen, infdern ſolche beftimmt und gewiß waren. agegen wurde erinnert, daß es undeutlich fei, 
was unter Kinftigen beftimmten und gewiſſen Verbefjerungen gemeint jei. Man dachte ſich darımter 
die Fälle, no ein Offiziant zu einer höheren und einträglicheren Bedienung fchon ernannt jei, obgleich 
er ſolche nah nicht angetreten habe; desgl. wenn Jemand zu einer befferen Verſorgung wirklich Icon 
die Anwarächaft hatte, und der Fall, wo er wirklich habe eintreten können und follen, in der Folge 
zur Wirklihfeit gelangte, Dazu ift am Rande bemerkt, wer dolo vel culpa lata bejchädigt, muß auch 
die künftigen Vortheile präftiren, auf welche der Damnifitat nad) dem natlirlichen und gewöhnlichen 
Taufe der Dinge Hoffnung hatte; — wer culpa levi, mur die gegenmärtigen. (Gej..Nevii. Mot. zu 
diefem Ti., ©. 198.) Durd diefe Aenderung ift der Ausdrud nod allgemeiner und unbeftimmter ge— 
worden. (5. A.) Das Obertr. hat angenommen, daf in den $$. 115—122 eine Ausnahme von der 
—— Regel der Fz. 18, 19 d. T. nicht feſtgeſetzt ſei, und demnach ein durch Schläge Arbeite- 
unfähiggewordener, welcher ſich jelbft ein grobes Berjehen hat zu Schulden tommen lafjen, gegen den 
Beihädiger feinen Anfpruch habe, Erf, vom 13. Mai 1867 (Arch. f. Rechte. Bd. LXVI, ©. 309), 
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$. 117. ft ein mäßiges Verfehen begangen worden, fo darf der Beichädiger 
die Vergütung nur nach derjenigen Lage leiften, in welcher der Beichädigte zur Zeit der 
Verlegung ſich wirklich befunden hat. 

8. 118. Iſt nur ein geringes Verſehen vorhanden, fo findet bloß die $. 111 be- 
ftimmte Schadloshaltung ftatt. 

$. 119. Sobald der Beichädigte, der Verlegung ungeachtet, durch Anwendung 
feiner körperlichen oder Geiftegfräfte zu einem wirklichen Ermerbe 6%) gelangt, jo muß 
derjelbe auf die nach $$. 115, 116, 117 zu leiftende Entichädigung abgerechnet werden. 

8. 120. it der Beſchädigte durch die zugefügte Verlegung nur eine Zeitlang 
zum Betriebe feines Gewerbes außer Stand gefegt worden, fo kann er nur Berfäum« 
nißfoften fordern 56). 

8. 121. Diefe Koften müſſen nach den 8. 115 sqq. beftimmten Grundjäßen, jes 
doch nur im Verhältniß der Zeit, während welcher die erlittene Verlegung den Beichä- 
digten an dem Betriebe feiner Gefchäfte verhindert, feitgefegt werden. 

$. 122. Nacd eben diefen Grundfägen und mit billiger Rückſicht auf den nach— 
theiligen Einfluß, welchen eine erlittene Berlegung auf die Glüdgumftände #7) des Be— 
Ihädıgten hat, muß der Richter die Vergütung beftimmen, wenn der Beihädigte zum 
Betriebe jeined Amtes oder Gewerbes zwar nicht gänzlich unfähig, wohl aber ihm die- 
jer Betrieb dadurch ſchwerer oder foftbarer gemacht worden. 

$. 123. Wird eine unverheirathete Frauensperſon 8) durch körperliche Verlegung 
verunftaltet, und ihr dadurch 6?) die Gelegenheit fich zu verheirathen erſchwert: fo kann 
fie von dem Beſchädiger Ausftattung fordern. 

$. 124. Diefe Ausftattung muß, wenn die Verunftaltung aus Borfat oder gm 
bem Berfehen erfolgt ift, nach richterlihem Ermeſſen fo beſtimmt werden, daß die Be- 
ſchãdigte Hoffnung erhalte, eine ihrem Stande gemäße Heirath zu finden, und unter— 
deſſen aus den Einkünften derſelben ihren Unterhalt 7%) nehmen könne. 


Ein Schieferdeder behauptete, im Folge ihm zugeflgter Schläge auf den Kopf einen beftändigen 
Schwindel erhalten zu haben, wodurd er zum Schieferdeden auf hohen Gebäuden unfähig geworden. 
Die Unfähigkeit eines mit Schwindel behafteten Menfchen zu folhem Dienfte wurde durch Gutachten 
Sachverſtändiger nachgewieſen; der Schwindel aber war nicht nachweisbar, der Arzt belundee die Mög- 
lichteit und Rahricheinlichteit. Der Beweis wurde für geführt angenommen, umd das Gericht ſprach 
dem Schieferdeder jo viel zu, wie er mit feinem Gewerbe wiirde haben verdienen können, monatlich 
(oder wöchentlich) poſtnumerando auf fo lange, bis er vom Schwindel wieder würde geheil: jein. Da- 
bei ift der Beichädiger ficher jehr zu kurz gelommen. 

Eine andere Anwendung findet ſich ın dem Rechtsfalle, welcher in der Themis von 187 ©. 951 ff. 
u. ©. 971 ff. mitgetheilt ift. Jemand, der fih der Feldmeßkunſt gewidmet hatte, war durch Beſchä— 
digung an der Fortſetzung dieſes Studiums verhindert worden, und befleifigte fid) daran‘ der Rechts 
wiſſenſchaft. Die Gerichte (und auch das Obertr.) ſprachen ihm den Erſatz deſſen zu, mag er in folge 
diefes Wechjels bis zum juriftiichen zweiten Eramen mehr ausgeben mußte, als ihm dic Beendigung 
jeines erften Studiums bis zum Konduftenreramen gefoftet haben würde, indem man annahm, daß 
er als Feldmefler, infichtlid feines Einkommens, einem Unterrichter gleichgeftanden haben würde, 
Billig möchte in ſolchem Falle dem Beſchädiger in der Folge aud das größere Einfommen eines be- 
ginftigten Nechtsverftändigen, in Vergleih mit den Einkommen eines Feldmeffers, zu Gute kommen. 

A 65) Giebt er in Folge von Glüdsanfällen fein Gewerbe ganz auf, jo hat der Beicdädiger nichts 
mehr zu leiften, 

66) Bei langdauernden Verhinderungen beftehen die Verſäumnißloſten eben in dem Einfommen, 
welches der Beichädigte würde haben erwerben können. Bgl. Anm. 64, Alinea 2 u. den plg. $. 121, 

67) Darunter werden jchlechtweg die Bermögensumftände und das gewerbliche Einkommen gemeint. 

68) Ohne Unterjchied des Alters. Der Vorfchlag, die Amvendung auf Franensperpnen unter 
40 Jahren zu beichränten, faud zwar Suarez' Beifall, ift aber dann nicht weiter beadtet worden. 

69) Die Perfon muß mithin nicht ſchon vorher, durch zu hohes Alter, Gebrechlichleit oder Häß— 
lichkeit in einer hoffmungslojen Yage geweſen fein. Iſt die verunftaltete Perjon reich, jo kanr ihre Yage 
durch eine hinzutretende Ausftattung nicht verbefjert werden. Iſt fie noch nicht mannbar, jo braucht 
die Ausftattung erft mit dem Eintritte des heirathsfähigen Alters erlegt zu werden; die Schuld ift bie 
dahin eine bedingte, j 

70) Dabei ift ihr eigenes Vermögen und ihre Erwerbsfähigfeit zu berüdfihtigen, weil Beides in 
Anfchlag kommt, wenn die Perfon auch nicht verumftaltet worden wäre, 
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8. 125. it die Beichädigung nur aus mäßigem PVerfehen zugefügt worden, fo 
muß die Berunftaltete mit einer ſolchen? i) Ausftattung, als fie von ihrem Vater nad) 
dejien Stande, vermöge der Gefeke, zu fordern haben würde, jich begnügen. 

$. 126. Befigt der Beichädiger fein Kapitaldvermögen, aus welchem die nad) 
88. 124, 125 zu beitimmende Ausitattung genommen werden fann, jo muß er der 
Verlegten die Zinfen davon zu fünf vom Hundert jährlich entrichten. 

$. 127. Dieſer Beitrag dauert fort, jo lange die Verunftaltete lebt, auch wenn 
fie fich wirklich verheiratbet 72). 

$. 128. ft außerdem Jemandem 73) fein Fortfommen in der Welt durch eine 
aus Vorſatz oder grobem Verſehen zugefügte VBerunftaltung erfehwert worden, jo muß 
Fang “2 dafür eine billige, nach den Umftänden zu beftimmende Entihädigung gelei- 

et werden. 

$. 129. Wer zur Entjchädigung des Beleidigten oder feiner familie ſchuldig er- 
fannt wird, kann fih dagegen mit dem Einwande, daß er dadurch die Seinigen pflicht- 
mäßig zu ernähren unvermögend werde, nicht ſchützen?*). 

8. 130. Fällt weg ?°). an der Ehre, 

$. 131. Der Erjag eines nach Gelde in Anfchlag zu bringenden Schaden? kann 
En in Do gefordert werden, ald der Schade aus der Ehrenfränfung unmittelbar 7%) 
entitanden ift. 

$. 132. Wer auf irgend eine Art einen Andern der perjönlichen Freiheit wider- reine. 
rechtlich beraubt, der haftet demjelben für das ganze Intereſſe. 

$. 133. Der, auf dejien Gefahr oder faliche Borfpiegelung ein widerrechtlicher 
Perjonalarreft verhängt worden, und der Richter”), welcher dabei den gefeßlichen 
Vorſchriften zuwider gehandelt hat, find dem Beleidigten als Mitfhuldige verhaftet. 

$. 134. Wer in Privatarreit gehalten worden, fann zur eidlichen Beltärfung des 
erlittenen Schadens und entgangenen Gewinns, nach vorgängiger richterlicher Ermä— 
ßigung, gelafjen werden. 

8. 135. Alle Koften, welche erforderlih find, um den Gefangenen wieder in 
Freiheit zu fegen, muß der Beleidiger tragen. 

$. 136. Kann dem Beleidigten die geraubte perfönliche Freiheit nicht wieder ver- 
ſchafft werden, fo haben die Frau und Kinder dejielben gegen den Beleidiger, wegen 
der ihnen zu gewährenden Verpflegungs- und Etziehungskoſten, eben die Rechte, die 
ihnen bei einer erfolgten Entleibung ($. 98 sqq.) beigelegt find. 

8. 137. Wer Sachen unrehtmäßiger Weife 7°) mit Arvert belegt, haftet für dem Pei Aenarıe 


71) D. h. mit einer Austattung von einem folchen Betrage. Die zum Bortheile der Eltern gel- 
tende Regel: wer nicht will, ftattet micht aus, findet hier nicht Anwendung. Bergl. II, 2, 8. 233, 
72) Nach dem Zwecke, welchen die Entichädigung eines verunftalteten Frauenzimmers hat, follte 
der Beichädiger Alles dadurch gut machen können, daß er ſelbſt die Frauensperſon zu heirathen fich 
erbietet. Doch muß es wohl auf die Umftände ankommen, unter welchen die Verunſtaltung zugefiigt 
worden ift. Hat der Bejchädiger in feindfeliger Abficht gegen die Frauensperfon gehandelt, jo lann 
diefer micht zugemmthet werden, fich ihrem Feinde im die Arme zu werfen. 
73) 3.8. einem Militär, Seemanne, Bergmanne, Schanjpieler u. deral. 
74) Er hat nicht das beneficium competentiae, wozu hier auch ein Rechtsgrund fehlen würde. 
75) (3. 4.) Der 8. 130 lautet: j 

Diie bei verübten Ehrenkränkungen zu leiftende Privatgenugthuung ift im Kriminalrechte beſtimmt. 
Die Privatgenngthuung ift bekanntlich ſchon lange vor dem neuen Str.©.B. aufgehoben. 

‚.. 76) Die unmittelbare Beihädigung am Vermögen durch Worte (befeidigende Aeußerungen) ift 
nicht denkbar. Die Sakung ift unpraktiſch und micht der Gerechtigteit entiprechend, welche auch den 
mittelbaren Schaden zu erfegen gebietet. Dafür hatte das G. R. und noch jetst das franz., die aetio 
aestimatoria, wodurch nicht die Ehre zum Vermoͤgensſtücke gemacht, jondern Entichädigung fiir Ver— 
ihlimmerung des Vermögenszuftandes gefordert wurde. 

i 77) Das Gleiche muß jetst auch von den Staatsanwälten gelten, welche Leute in Berwahrjam 
nehmen, 

78) Bloß die Abweiſung des Arreftanten mit der Arrefitiage für ſich allein veicht nicht hin, um 
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Schaden, den diefelben dadurch leiden, eben fo, als wenn er diefen Schaden durch feine 
unmittelbare 7°) Handlung veranlaßt hätte. (8. 82 sqq.) 

$. 138. Kann außer diefem Schaden ein durch den Arreft entzogener ficherer 
— — werden, ſo iſt der Arreſtleger auch dieſen zu verguͤten ſchuldig. 


Siebenter Titel. 
Bon Gewahrfam und Befit.*) 


Fiterar-Notizen. Daß die Redaltoren in der Lehre vom Beſitze weſentlich das Römische Recht als 
den bejtehenden Rechtszuftand darftellen wollten und inwiefern das gelungen, ift Schon in der Note * 
—— Darnach können die in dieſer Materie gewonnenen Refultate der neuern Forſchungen zur 
Erklärung des Allgemeinen Yandrechts nicht beitragen, von einigem Werthe in diejer Hinſicht find nur 
die Werke der gemeinrechtlichen Literatur aus der Zeitperiode kurz vor’ und nach der Abfafjung des 
Landrechts. Dahin gehören außer den jchon in der Note * genannten: Weftphal, Syiten des Rö— 
miſchen Rechts über die Arten der Sachen, Befit x. Yeipzig, 1788, S. 33—260, — v. Spangen- 
berg, Verſuch einer fyitematifchen Darftellung der Lehre vom Beſitze. 2 Theile. Baireuth 1794. — 
Die Preußiſche Literatur bietet: Bornemann, Spitematiiche Darftellung des Preußischen Civilrechts, 
Bd. I, drittes Buch. — Grävell, die Lehre vom Beſitz und Berjährung, Halle 1820. — Meine 
Lehre vom Befit nad) Preußischen Rechte, 2te Ausg. Breslau 1839. Dazu Recenf. in Gersdorfs 
Repertorium, Bd. XXL, Sabrs, 1839, ©. 323, Förſter, Theorie und Praris des heutigen gemei- 
nen preußiichen Privatrechts. Bd. 3, Berlin 1868, Erftes Hanptitiid, » 


$. 1. Wer das phyſiſche Vermögen hat, über eine Sache mit Ausfhliefung An- 
derer zu verfügen’), der hat fie in feiner Gewahrfam, und wird Inhaber derjelben 
genannt. 
den dem Arreftaten nachgelafjenen Regreß zit begründen, Die Worte: „unrechtmäßiger Weiſe“, er— 
halten vielmehr ihre richtige Deutung nur ans dem 8.8 d. T., wonach der, welcher Jemandem ohne 
Recht Schaden zufügt, denjelben fränkt oder beleidigt; es gehört folglich zur Begründung einer desfall- 
figen Entihädigungsflage nach den allgemeinen Grundſaͤtzen vom Schadenserjage aus unerlaubten 
Handlungen, daß dem Arreftanten bei Anftellung feiner Arreſtklage böſer Borja oder doch ein Ver⸗ 
ſehen vorgeworfen werden kann, und daß nach VBerjchiedenheit des Grades des letzteren aud) die Ent- 
Ihädigung verſchieden ausfallen muß. Pr. 36, v. 4, Dezember 1833, Diefelben Grundjäge find bei 
der in den Eutſch. Bd. XV, S. 103 abgedrudten Entideidung vom 20. Mai 1847 vertheidigt. In— 
zwischen hat fich auch der entgegengejetste Grundſatz bei einer Entjch. des Obertr. vom 2, Febr. 1837 
und einer jpäteren vom 30, Januar 1846 geltend gemacht, ohne daß man den Konflilt wahrgenom- 
men hat. -Diefer ift erft am 7. Jan. 1850 zur Eutjcheidung gefommen, wo das Dbertr. durch Pl.— 
Beil. (Pr. 2168) jene ältere Meimumg aufrecht erhalten und folgenden Sat angenommen hat: „Der 
Arreftieger haftet dem Arreftaten für den demfelben aus der Arreftlegung entftandenen Schaden, wenn 
auch der Arreſt durch den Richter für nicht gerechtfertigt erachtet worden, nicht umbedingt, Sondern nur 
nad) Maßgabe des ihm zur Yaft fallenden böſen Vorſatzes oder jchuldbaren Berjehens.“ Pro.-d. 
Tit. 29, 8. 80 (Entid. Bd. XIX, ©. 11). Der Sag ift nach den allgemeinen Grundſätzen dom Scha- 
denserjate aus unerlaubter Handlung volltommen gerechtiertigt, aber gewiß ift and), daß darnach jchiver- 
li ein Regreß wegen ungerechtiertigten Arreftes zu begründen fein wird, 

(4. U.) Der Arreftleger, welcher auf eine im Befite jeines Schuldners befindliche fremde Sache 
einen Arreft ausgebracht hat, ift dem Eigenthiimer der letteren zum Erſatze des aus der Arreftirung 
erwachjenen Schadens verpflichtet, auch wenn er die Sache für feinem Schuldner gehörig zu halten hin- 
reichende Veranlafjung hatte, und der Arreft diefem gegenüber für juftifizirt erklärt ıft. Erf. des 
Obertr. v. 8. Juli 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. V, ©. 366), Vorauszuſetzen ift ſelbſtverſtändlich ein 
dem Arreftanten beizumefjendes Verſehen. Denn die Sache fteht nicht anders als ein ausgebradhter 
Arreft, der demnächſt für nicht juftifizirt erachtet wird (Say 1), oder eine Intervention, womit der 
Intervenient durddringt. Oben, Anm, 208, Alinea 4, 

79) Dieje Vorſchrift enthält feine Ausnahme von den allgemeinen Grundfägen $$. 10 fj. über den 
Schadenserjag, jondern erftredt fi mur auf die Mitwirkung des Richters bei der Arreftlegung, und 
enthält nur den Grundjag: daß der, nicht ſelbſt und unmittelbar, jondern durch den Richter handelnde 
Arreſtleger ebenjo angejehen werden joll, als wenn er jelbft und allein gehandelt hätte, Pr. 391, vom 
2. Dezember 1837, ehe 

*) Nach der Abficht der Ber. des L.R. jollte in der Lehre vom Beſitze wejentlih der vorge- 
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8. 2. Auch der ift ein bloßer Inhaber, der eine Sache nur in der Abjicht, darü- 
ber für einen Andern oder in deſſen Namen zu verfügen ?), in feiner Gewahrfam hat. 
$. 3. Wer aber eine Sache in der Abficht, darüber für fich felbft *) zu verfügen, 
rg oder durch Andere, in.feine Gewahrfam nimmt, der wird Befiger der 
ade *). 
8.4. Wer ein Recht ausübt, ift Inhaber des Rechts >). 
S: 5. Wer aber ein Necht für fich felbft ausübt, wird Befiger des Rechts ge- 
nannt 6). 





fundene Rechtsftand feftgeftellt werden. Als Erkenntnißquelle wird das RR. bezeichnet: die ein- 
heimijche Geſetzgebung hatte fich mit dem Beſitze auch nicht befaßt. Das R.R. wurde nad) der Dar- 
—— der Schriftſteller aufgefaßt, die gerade in dieſer Lehre mehr als in jeder anderen in ihren 
Vorftellungen von einander —— Die Verf. ſelb ſtimmten in ihren Ausdrücken und Begriffen 
nicht überein. Wahre Duelle des L. R. find ſomit die Meinungen und Anſichten der einzelnen Verfaſſer 
diejes Titels und die Schriften der von ihnen benutzten Echriftiteller, als weldhe Berger, Leyſer, 
Boet, Strube und Wernher genannt werden. Darüber j. m. die merkwürdigen Materialien 
des A. L.R. zu den Lehren vom Gewahrjam und Befig, von Simon und v. Strampff, aud als 
11. Band der Zeitfchrift für wiffenshaftlihe Bearbeitung des Preuß. Rechts. Berlin, 1836, 

1) Das heißt, wer thatfächlich in der Lage ift, mit einer Sache willtürlih und ausichließlic zu 
verfahren, damit zu machen was ihm gutdinft. Cine Berechtigung dazu wird hierbei nicht vorausge- 
ſetzt, auch wird eine Willenserflärung (Rechtshandlung) unter der Verfügung nicht gemeint, obgleich 
nicht ausgefchloffen. In der Ericheinung äußert diefer thatfächliche Zuſtand ſich als die Ausübung 
des Eigenthums. — (5. U.) Vergl. unten, Anm. 768 zu 8.122 d. T. 

2) Damit ift micht etwa eine befondere Art von Inhabern bezeichnet. Nach der Abficht, welche 
eine Perſon, die ja in dem im $. 1 bezeichneten thatſächlichen Berhältuiffe zu einer Sache befindet, 
damit verbindet, ift fie ein bloßer Inhaber oder ein Dane: Die Abfiht des Inhabers muß negativ 
dahin —— werden, daß er nicht für ſich die Sache haben will. Das iſt auch der Fall mit 
dem Inhaber, von welchem der $. 2 jpriht. Den Gegenjag drüdt der $.3 aus. Das R. R. unter- 
ſcheidet die verjchiedenen Inhaber in diefer Weiſe niht. Die Berfaffer mußten dies thun, weil fie in 
einem Falle, wo der Inhaber allerdings die Abficht für fich zu haben hat, doch nicht Beſitz anneh- 
men, nämlich wenn die Befigergreifung fehlerhaft ift. 88. 98, 108 d. X. 

3) Diefe Abficht macht den Inhaber zum Befizer, mit Ausnahme des in der vor. Anm. 2 ge 
dachten Falles, r animus possidendi muf jedoch nicht nothwendig auf das Eigenthum gehen (ani- 
mus domini), er muß aber jedenfalls ein animus sibi habendi fein, d. h. darauf gerichtet ven, die 
Sache zu irgend einem eigennügigen Zwecke zu haben. Bergl. $$. 6 u. 7. 

4) Diefer Begriff des Beſitzes ftimmt mit dem Begriffe der röm. possessio überein. Ueber die 
rechtliche Natur des Beſitzes find die BVerfaffer nicht im Klaren gewejen. Die Auffafjung jener Zeit 
nahm dem Beſitz für Thatſache und Recht zugleich, aber in einem anderen Sinne als das R. R.; 
denn manche zählten den Befit zu den dinglihen Rechten. Soweit find die Verfaſſer des L. R. wicht 
gegangen; denn die Klagen zum Scute des Beſitzes werden als perlönliche Klagen aus einer uner— 
laubten Handlung bezeichnet ($. 148 d. T.), meshalb fie auch dem bloßen Inhaber, nur nicht dem 
Befier gegenüber, zugeichrieben werden ($$. 141, 144, 146), Doch giebt e8 auch eine Meinung umter 
= preußiichen Prattifern, welche dieje Natur der Beſitzllagen leugnet. Entjch. des Obertr. Bd. XVII, 

. 16. 

(4, 4.) Der Nachbar, welcher die Luftiäule Über der zwiſchen ſeinem und dem gegenüber liegenden 
Gebäude befindlichen Gafje aus eigenem Rechte benutzt, ift Mitbefiger der Gaſſe. Erf. des Obertr. 
vom 22. Dez. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. V, ©. 225). 

5) Gewahrjam aber wird ihm nicht zugeichrieben, dieſe ift auf körperliche Sachen eingejchräntt. 
Simon, MWaterial., ©. 604. 

6) Die beiden 88. 4 u. 5 definiren die juris quasi possessio, und zwar in derfelben Allgemein- 
heit wie das Eigenthum an Rechten. Der Rechtsiat geht parallel mit dem Eigenthume an Rechten, 
denn er befteht nach diefer Definition, im der Ausübung eines Rechts. Im diefer Allgemeinheit bat 
aber der Rechtäbefitz feine Realität; die poflefjorifhen Rechtsmittel laſſen ſich nicht auf den Beſitz eines 
jeden Rechts anmenden. Gegenftand des Kechtöbefiges können eigentlich nur ſolche Rechte fein, bei 
welchen eine gewaltſame, heimliche, oder bittweiſe Störung dentbar ıft. Ob fie dingliche oder mur per— 
fönliche find, ift dabei nicht entfcheidend. Gegen Störungen im Beſitze negativer Rechte, wenn diefe 
auch perjönliche, nicht dingliche find, fich aber anf den Beſitz von Sachen beziehen, findet das poſſeſ— 
forifche Rechtsmittel ftatt. Pr. 1358, dom 6, Nov. 1843. ©. jedoch unten die Anm. 50 zu $. 81, 
Dagegen kann der S im Beſitze eines sk ein Rechts, — gleichviel, ob ſolches dinglich oder 
perfönlich,, fortdauernd oder nur umter gewiſſen Verhältniſſen wiederlehrend ausgeiibt jein möge, — 
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8. 6. Wer eine Sache oder ein Recht zwar als fremdes Eigenthum, aber doch 
in der Abſicht, Darüber für ſich ſelbſt zu verfügen, in ſeine Gewahrſam übernommen hat, 
der heißt ein —— Beſitzer7). 

F — Vollſtändiger Beſitzer heißt der, welcher eine Sache oder ein Recht als ſein 
eigen beſitzt. 

$. 8. Beruhet dieſer Beſitz auf einem Rechtsgrunde, durch welchen das Eigen- 
tbum®) erlangt. werden kann, fo iſt ein vollſtändiger titulirter Beſitz vorhanden. 

$. 9. Ver unvollſtändige Beſitzer der Sache iſt vollſtändiger Beſitzer des Rechts, 
deſſen er darüber ſich anmaßt. 

8. 10. Die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit des Beſitzes hängt von der Be— 
ſchaffenheit und Gültigkeit des Titels ab, auf welchen das Recht zu 2* ſich grün⸗ 
det’ ®), 

$. 11. Wer e8 weiß 19), daß er aus feinem gültigen Titel befige, der heißt ein 
unredlicher Beſitzer. 


im —— Rechtswege nicht in Anſpruch genommen werden. Pr. 1428, vom 22. März 1844 
Entſch. Bd. X, ©. 97). Ein Dienſtbote ann z.B. wegen Nichterfüllung des Dienſtlontralts gegen 
den Dienftherrn nicht poffefjoriich Hagen, jelbft wenn der Kontrakt im Hypothekenbuche eingetragen 
wäre. Echleſ. Arch. Bd. V. S. 109.) Ebenſo fteht einem Privatbeamten, insbejondere einem För« 
Be wenn ihm als pars salarii die Benugung eines Grundſtücks eingeräumt ift, gegen den Dienft- 
eren, welcher ihm den Genuß entzieht, noch feine Beſitzllage zu, weıl, wenn das ganze Verhältniß 
ein periönliches ift, nicht eim Theil defjelben als ein dingfiches betrachtet werden iann. Pr. 2098, 
bom 9. Januar 1849. (4. U.) Im einem Erf, deſſ. vom 26. März 1860 ift jedoch ausgejprodhen, daß 
für einen Privatforfibeamten, welchem als Dienftemolument eine Aufhütung eingeräumt ift, der aljo 
einen gegen die an fich zuläffige Einſchränkung jeitens des Eigenthümers gerichteten Beſitz erworben 
habe, der Poſſeſſorienprozeß zuläffig je. (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVIL, ©, 135.) Eine auffallende 
Bedingung. Die Eriverbung des Befies vor der Störung ift ja das Erforderniß zur Begründung 
einer jeden Beſitzllage. Bergl. unten die Anm. 48 zu $. 80, und Anm. 83 zu $. 144. — (4. X.) Der 
Befitz des Rechts der Freiheit von Entrichtung eines Brüdengeldes ift der Störung empfänglic und 
tan in possessorio geichlitt werden. Erf, des Obertr, d, 10, Dit. 1862 (Entid. Bd. XLVIII, ©, 1). 

7) Unter dem unvollftändigen Beſitze dachten fi die Verf. den Röm. Naturalbefis, aber es find 
darunter begriffen: 1. die Fälle des ſog. abgeleiteten Befites des N. R.; 2. die perjönlichen Ser- 
bitnten des N. R. und einige andere jura in re, an welchen eine juris quasi possessio ftattfand; 3. die 
Fälle, in welden die Ausübung des Rechts mit der Gewahrjam der Sache, auf welche ſich das Recht 
bezieht, verbunden ift, 3. B. Nießbrauch, Pacht, Miethe, Leihe, und in melden das R. R. gar keinen 
Befits annahm. Der Prefarift und Sequeſter, welche nad R. R. wirklichen Beſitz hatten, find nad) 
ER. bloße Stellvertreter. . 

8) Damit ift nicht bloß der Sachbeſitz (corporis possessio), jondern auch jeder Rechtsbefig in der 
landrechtlihen Ausdehnung gemeint, denn es wird ein Eigenthum am Rechten anerfannt. Zit. 8, 8.1. 

9) In den jüngeren Ausgaben fteht unrehtmäßiger, was ein Drudfehler if. Simon, 
Material., ©. 685. Bergl. die Ausg. des Geſetzb. von 1791, 

9a) (5. U.) Der $. 10 giebt nur die Bedingungen der Rechtmäßigkeit des Befites au, kommt 
aber bei Begründung einer Pofjefjorienllage wegen Befisitörung nicht in Betracht ; die Beſitzklage er- 
fordert nur das Vorhandenſein des a ruhigen Beſitzes, nicht aber den Nachweis des Befittitels. 
(88. 146, 150, 154 d. X.) Erf. des Obertr. v. 25. Sept. 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 128). 
Bergl. unten die Anm. 11 a. €. 

10) Nicht allein der fich feines umrechtmäßigen Verhältnifies zur Sache Har Bewußte ift ein ım- 
redlicher Beſitzer nach der Theorie des L.R., fondern noch verſchiedene andere Perjonen. Suarez 
unterjchied dreierlei mögliche Zuftände im Bewußtſein des Vefigers: 1. das Wifjen der —— 
feit des Beſitzes, d. i. der Fall des wahren unredlichen Beſitzers (malae fidei possessor) des R. R. 
Dieſen meint unſer $. 11. 2. Den Fall des betrügeriſchen Beſitzers und beſonders desjenigen, der 
durch eine ftrafbare Handlung den Beſitz erlangt hat. (88. 229 und 242 d. T. — Simon, Ma— 
terial., ©. 330, Nr. 12.) 3. Den Fall des einfachen umredlichen Beſitzers, defien Unredlichteit eigent- 
lich eine bloße Fiktion ift. Dahin gehört der Beklagte, nachdem ihm die Klage inſinuirt worden ($. 222 
d. T.); ferner der, welcher aus einem verſchuldeten jaktiichen Irrthume he Beſitz fiir rechtmäßig 
hält ($. 13); jowie der, welcher als vorfichtiger Mann ſchon bei der .. des Befites die Recht⸗ 
mäßjigfeit deſſelben hätte bezweifeln jollen ($. 15). Hierin jchließt fich das L. R. an die Auffafjung der 
Romaniften jeiner Zeit an; denn auch dieje gründen die Filtion einer mala fides auf den Beginn des 
Rechtöftreits, zu dem Zmede, um als Grumd für die Verpflichtung des Bell. zu dienen, die während 
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5. 12 Die Unwiſſenheit der Geſetze entfchuldigt den nicht, der feinen Befigtitel 
irriger Weiſe für gültig erachtet hat. ER 
..$ 13. Ein bloger Irrthum in Thatſachen fchadet der Nedlichfeit des Beſitzers 
nicht, fobald nur der Jrrende nicht durch eigene? grobes oder mäßiges Verſehen in ei» 
nen ſolchen Irrthum gerathen ifttr®), — ads 2 
$. 14. Wer aber aus Unwiſſenheit der Gejege in der Gültigkeit ſeines Befigti- 
tels irrt, heißt ein umrechtfertiger Beſitzer, und wird, wo nicht befondere Ausnahmen 
gemacht find, einem unredlichen Beſitzer gleich geachtet ?? 1. ($$. 232, 239, 240, 241.) 
$. 15. Wer fehon zur Zeit der Grwerbung des Beliges, bei der Anwendung ei 
ned gewöhnlichen Grades von Aufmerkjamfeit ''*), Urſache hatte, an der Gültigkeit 
feines Befigtiteld zu zweifeln, und ji dennoch ohne weitere Unterfuchung den Beſitz 
jueignet, der wird bei einer in der Folge jich offenbarenden Unrechtmäßigkeit deijelben, 
einem unredlichen Beſitzer gleich geachtet. . 2 

$. 16. Dagegen verliert dev, bei welchen erjt nach jhon ermorbenem Beſitze bloße 
Zweifel über die Nechtmäßigfeit deijelben entitehen, dadurch noch nicht die Eigenſchaft 
und die Rechte eines redlichen Beſitzers. — 

$. 17. Von dem Zeitpunkte aber, da Jemand von der Unrechtmäßigkeit!?) ſei— 
ned Beſitzes überführt worden, it er für einen unredlichen Beſitzer zu achten. 

5. 18. Die allgemeine Bermuthung ftreitet für die Redlichkeit des Beſitzes, wo 
nicht die Geſetze in gewiſſen fällen und Umftänden die befondere Bermuthung des Ge- 
gentheil® ausdrüdlich feitiegen. _ Bu 

$. 19. Wer des Beſitzes einer Sache, die mit fremden Namen, einzelnen Buch- 
ftaben, Wappen, Petjchaften oder andern zur Bezeichnung ded Eigenthums gemöhn- 
des Prozefjes gezogenen Früchte und Nutzungen herauszugeben. Denn, meinte Tevenar, jeder nicht 
techtmäßige Befiger könne und folle aus. der infinuirten Klage jein Unrecht abnehmen, und wenn er 
es nicht einfehen wolle, jo verdiene dieje Berftodung keine Schonung, Und damit erflärte Suarez 
fih einverftanden. Simon, ©, 171, 

108) (4, U.) Diefen Grumdfa hat jhon das R. R. L. 44, 8.4 D. de usurpat. (XLI, 3); L. 7, 
&.2 D. pro emtore (XLI, 4). 

11) Diefe Fiktion, welche auf den error juris gegründet wird — denn nach der Aenferung bon 
Suarez wirkt der error juris feinen redlichen Beſitz in sensu jaris (Simon, ©. 605); es iſt da- 
bei der Befits als ein Recht gedacht, jo daß auf den thatjächlich vorhandenen guten Glauben des Be- 
figer8 gar nichts ankommt — ift doch nur auf die Herausgabe der omnis causa und die Gegenfor- 
derungen bejchräntt, wie die Allegate ergeben. Auf die Verjährung findet fie feine Amwendung. Pr. 
des Obertr. 2073, dv. 20. Nov. 1848 und nneingetragenes Pr. vom 24. Aprıl 1849 in Sachen Schnei- 
der w. Obt, 11|,, II, 49. (3. %.) Auch ſtehen dem — Beſitzer die poſſeſſoriſchen Klagen 
zu. Pr. des Obertr, v. 9. Jannar 1857 (Entih. Bd. XXXIV, S. 78). 

118) Vergl. $. 13 umd die Anm. 108 dazu, 

12) Es tommt alfo auch bei der mala fides superveniens nichts auf den thatſächlichen Glauben 
des Befigers an, vielmehr wird die mala fides-fingirt, jobald der Befiger von der Unvechtmäßigteit 
pen Beſitzes „lberführt” wird. Bergl. Tit. 9, 8.611. Der Zeitpunkt wird, bei einem direkten 

echtsangriffe auf den Befit, auf den — der Klagebehändigung zurückgelegt. Bei aufergericht- 
lihen Handlungen hingegen, welche an ſich ungeeignet zur Ueberführung des Befigers ind, 3. B. Pfün- 
dungen (Tit. 9, $. 612), muß der Ausiprud) des Richters über die Rechtnäßigteit der Handlung (Pfän— 
dung) hinzufommen: eine von dem Richter rechtmäßig befundene Pfändung macht den Beſitz ünredlich. 
Pr. des Obertr. 1798, vom 16. Nov. 1846, In dieſem Falle ift der Zeitpunkt der nredlichfeit auf 
den Tag der Infinuation des Urteld, wenn der Unterliegende nicht appellirt, fonft aber erft auf den 
va der —— Entſcheidung zu — weil, jo lange der Nechtsftreit dauert, noch feine 
Ueberführung des Befigers durch einen unabänderlichen Rechtsipruch erfolgt ift. In ——— 
mit dieſem Grundſatze ſpricht das Pr. des Obertr. 2274, vom 14. Febr. 1851 auch aus, daß der Ad- 
judifatar, en Zuſchlag mit der Nichtigkeitsbeichwerde angefochten wird, nicht ſchon mit der Infinua- 
tion der Nichtigkeitebeſchwerde umnredlicher Beſitzer wird, vielmehr bis zu dem die Vernichtung aus- 
Iprechenden Urtel für einen redlichen Beſitzer zu achten. EEntſch. Bd. XX, &. 106.) Der Anfangs- 
termin ift, wenn der Implorat in der Audienz ammejend ift, der Tag der Verkündigung; wenn er 
wicht gegenmärtig, der Tag der Infinuation des Urtels; denn es fommıt hierbei lediglich anf die That- 
ſache der Kenntmfnahme au, 
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fihen Merkmalen verfehen ift, fich eigenmächtig anmaßt, hat die Bermuthung des un- 
redlihen Beſitzes gegen fich 13). 
PR: 20. Beh willfürlihe und ungewöhnliche Zeichen können diefe Bermuthung 
nicht begründen. 
$. 21. Die Redlichfeit des Dritten, durch welchen Jemand einen Befis für fich 
erwirbt, fommt dem unredlichen Erwerber nicht zu Statten. 
8. 22. Dagegen fihadet aber auch die Unredlichkeit eines ſolchen Dritten demje- 
nigen nicht, für welchen der Befig erworben worden '*). 
8. 23. Bon der Wiſſenſchaft desjenigen, welcher bei der Sache mitzuwirken fein 
Recht hat, hängt die Medlichfeit oder Unredlichfeit des Beſitzers niemals ab. 
gt 8. 24. Wenn mehrere eine Sache gemeinfchaftlich befisen, fo muß jeder die Ned- 
Witbejigern; lichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes für feinen Antheil vertreten. 
$. 25. Dod fann auch der redlichite Mitbefiger aus der Unredlichkeit des Andern, 
zum Schaden eined Dritten, feinen Bortheil ziehen 5). ($. 37.) 


13) Diefe VBorjchrift bezieht fih nur auf derelinguirte Sachen. (Vergl. Entich. des Obertr. Bd. XI, 
©. 211.) Im Entwurfe hingen die beiden 88. 19 und 20 in der That auch mit dem $. 120, wohin 
fie gehören , zuſammen; durch ihre Verſetzung an diefen Ort find fie umverftändlich geworden. 

14) Die Vorſchriften der 8. 21 und 22 finden auf Willensumfähige, deren juriftiiche Perfönlich- 
feit ganz und gar durch ihren gejeglichen Bertreter repräjentirt wird, feine Anwendung, weil bei der- 
gleichen Perjonen nad) dem animus in rechtlichen Dingen nicht gefragt wird. — (4. A.) Diefen Grund«- 
ſatz hat das Obertr. wörtlich als Enticheidungsgrund in jein Erk. d. 8. Januar 1863 aufgenommen. 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIX, ©. 21.) 

15) Was man fid) bei der rg diefer beiden 88. 24 und 25 gedacht ꝓ*8 giebt Suarez, 
der erſt bei der revisio monitorum dieſelben vorgeſchlagen hat, zu erkennen. „Z. B.“ — ſagt er — 
„wenn von mehreren Sociis einer mala fide ein Haus für die Societas akquirirt, und ſolches der 
Sorietas zum gemeinfchaftlichen Gebraude für die Kompagniehandlung überläßt, fo muß die ganze 
Sorietas dem Eigenthümer für den daraus gezogenen Bortheil gerecht werden, und auch die redlichen 
De, können das Eigenthum des Haufes per praescriptionem nicht eriverben. Darin unterfchei- 








det ſich eben eine bloße Privatfozietät von einer Korporation, die nur eine personam moralem aus— 
macht.” (Bornemann I, ©. 487.) Auf diefe Idee hat ein Monitum zum $. 16 des gedr. Entw. 
gebracht. Diefer $. 16 fchlug vor: „Wenn mehrere eine Sache nuten, jo muß Jeder die Redlichkeit 
oder Unredlichleit des Beſitzes für feinen Antheil vertreten.” Dagegen wurde monirt: „Wenn Socii 
eine Sache nutzen, fo follte die Unredlichleit des Einen von Allen vertreten werden. Jede Sorietas 
ift als eine moralische Einheit anzufehen, und nad) dieſem Grundjage find 2 Rechte und Berbind- 
lıchteiten zu beurtheilen.“ Dazu ıft von G. bemerkt: „Scheint nicht ohne Grund, und wird anheim 
geftellt.” Im Folge deſſen find in dem umgearbeiteten Entwurfe die beiden 88. 24 und 25 zum Bor- 
ichein gefommen. Simon, ©. 221 ımd 353. Bei diejen Beſtimmungen ift man über zwei Punkte 
uneins, nämlich darüber: wie der Verf. jelbft den $. 24 verftanden habe; und darliber: welche praf- 
tische Anwendung diefelbe Beftimmung finden könne, 

Nach der Aeuferung von Suarez ift mit der Vorſchrift $. 24 in der That gemeint, daß die 
gene Geſellſchaft, wegen der Umredlichleit des eriwerbenden Mitgliedes, als unredlicher Befiger der 
Sache gelten folle, dergeftalt, da; auch die redlichen Mitbefiger ihre ideellen Antheile nicht durd) Ber- 
jährung erwerben können. Dieje, dem Begriffe und der Natur der fog. compossessio Mehrerer wi— 
deriprechende, Vorſchrift ift veranlaßt worden durch die Idee einer moralischen Einheit der Sozietät, 
woraus auch die Unklarheit fiber die Stellung und das Rechtsverhältniß des erwerbenden unredlichen 
Geſellſchafters erflärlich ıft, der doch in dem gejetsten Falle nichts weiter als ein ftellvertretender Drit- 
ter für die übrigen Mitglieder der Gefellichaft, in Beziehung auf deren Antheil, ift, auf melden der 
Grundſatz 8. 22 Anwendung findet. Daraus erklärt fich weiter auch die Bezugnahme auf den 8. 37, 
der fich bloß auf jmriftiiche Berfonen bezieht, und mit der compossessio mehrerer Einzelner nichts zu 


thun hat. 
e Er die Anwendbarkeit des $. 25 betrifft, fo kann der Fall diefer Vorfchrift in der Wirklichkeit 
ar nicht vorkommen. Der 8. 24 fetst das Verhältniß mehrerer einzelner Mitbefiger ganz richtig da— 
bi feft, daß Jeder feinen Antheil ftir fich, redlich oder unredlich, je nad) feinem eigenen Bewußiſein, 
fie. Da num der Antheilsbefit eines Jeden von dem des Anderen völlig unabhangig ift, jo ift es 
auch ganz unmöglich, dat der redliche Mitbeſitzer ans der Unredlichkeit des Anderen einen Bortheil 
ziehen kann. Schon an fich ift es unklar, wie man fich folches denken fol. Entweder erwirbt der Un— 
redliche allein die Sache und überträgt fie dann auf die Geſellſchafter: dann find diefe für ihre An— 
theile defien Nachfolger und der Grundjat $. 40 ift maßgebend. Oder er hat im Namen der Gefell- 
ſchaft erworben: dann tritt der Fall des $. 22 ein, Niemals aljo können die Redlichen in die Lage 


Bon Gewahrſam und Beſitz. 321 
$. 26. Wenn eine Korporation oder Gemeine einen Beſitz erwirbt, jo hängt die ingleihen bei 


Redlichkeit oder Umredlichkeit derfelben davon ab, je nachdem die Mehrheit der Mitglie: nen und Ge- 
der, bei der Erwerbung des Beſitzes, redlich oder unrechtfertig 1°) zu Werke gegangen "5 
iſt 6a). (88. 10— 15.) 

$. 27. Ebenſo wird der Befig einer folchen Gemeine in der Folge unredlich, wenn 
die mehrere Zahl der Mitglieder von der Unrechtmäßigfeit dejielben überzeugt worden. 

$. 28. Die mindere Zahl kann alfo durch ihre Unredlichfeit den Befig der Kom— 
mune überhaupt nicht unredlih machen. 

$. 29. Doc haften die unredlihen Mitglieder dem Eigenthümer für den Scha- 
den, welcher demſelben daraus eutjtanden ift, daß fie ihre Wiſſenſchaft, oder ihre bei 
der Erwerbung gehegten Zweifel, den übrigen Mitgliedern nicht angezeigt haben. 

8. 30. Iſt die ab der redlichen oder unredlichen Befiger gleich, jo kann der Be— 
fig der Gemeine überhaupt, nicht für redlich geachtet werden. 

$. 31. In ſofern redliche Mitglieder dadurch, daß der Beſitz der Gemeine über- 
haupt, wegen der Unredlichkeit der übrigen, für unredlich geachtet wird, und alfo dem 
Eigenthümer zurücdgegeben werden muß, an ihrem anderweitigen Bermögen einen wirf- 
* Schaden erleiden, können fie den Erſatz deſſelben von den unredlichen Mitgliedern 
ordern. 

$. 32. Nepräfentanten einer Gemeine find, in Anfehung der Redlichkeit oder 
Unredlichfeit des Befiged, ald die Gemeine felbft anzufehen. 

$. 33. Sind unter mehreren Repräfentanten einige redlih, andere aber unred- 
(ih, jo finden, in Beziehung auf den Befit der Gemeine ſelbſt, die Vorſchriften 88. 26 
—31 en: 

$. 34. ft die Erwerbung des Befiges nur durch die Vorfteher oder Beamten !7) 


fommmen, aus der Umredlichleit des Anderen Vortheil zu ziehen. Der $. 25 foll ſich, nach der Ent- 
ftehungsgeichichte, aud) keineswegs auf den Beſitz der Subjtanz beziehen, man hat vielmehr dabei nur 
an den Fruchterwerb und am die Herausgabe der omnis causa gedacht. Deshalb ift auf den $. 37 
Bezug genommen, obgleich der Mitbefig mehrerer einzelner Perfonen umd der Beſitz einer juriftiichen 
Berjon (Korporation) ganz verjchieden find. Bei einer richtigen progefjualiihen Behandlung der Bin- 
difation einer im Mitbeſitze Mehrerer befindlihen Sache kann auch thatjächlih die Anwendung des 
8.25 nicht wohl vorlommen, weil von jedem Beſitzer defjen ideeller Antheil befonders vindizirt werden 
muß, indem der Befit als ſolcher nicht a en der Gemeinfchaft if. Im Folge der Bindilation 
der eimzelnen Antheile von jedem einzelnen Mitbeſitzer ergiebt fid) dann von ſelbſt, was derjelbe nad) 
Beſchaffenheit feines Befitztitels und feines Bewußtſeins als omnis causa zu leiften und was er ge= 
genzufordern hat. 

16) Anfangs hatte man „unrechtfertig” als gleichbedeutend mit un redlich gebraudht. In Folge 
der Erinnerumgen zu $$. 12 ff. und zu der dadurch veranlaften Annahme des ————— Begriffs des 
unrechtfertigen Beſitzes veränderte ſich die Bedeutung. Hier iſt min das „unrechtfertig“ im der frühe— 
ren Bedeutung aus Verſehen ſtehen geblieben. Simon, Materialien, S. 350, 353 und 608; Reſtr. 
vom 29, Dezember 1837 (Jahrb. Bd.L, ©. 469), 

168) (4, 4.) Wenn der Schuldner einer Hhypothelenpoft feinen Widerſpruch gegen diejelbe einer 
Körperichaft, namentlich einem Magiftate, ichriftlicdy anzeigt, jo muß das Schriftftüd bei gehöriger Ge— 
Ichäftseinrihtung im Kollegio zum Bortrage gelangen und darnach dem Kollegio befannt werden. 
in feinen Alten enthaltenen Widerſpruch darf der Magiſtrat nicht ignoriren und fich nicht auf Grund 
der 88. 423, 424, Fit. 20 durch Berufung auf einen redlichen Erwerb der ihm demmächft cedirten 4 
goen den Einwand des Schuldners ſchützen. Erf. des Obertr. vom 24. September 1860 (Ardiv f. 

echtsf. Bd. XL, ©. 18), 

17) Die Befigertverbung für eine Korporation kann, nad) dem L. R., entiveder durch die Geſammt⸗ 
beit oder Mehrheit der (gehörig verfammelten) Mitglieder ſelbſt ($. 26), oder durch Repräfentanten 
$. 32), oder durch Borfteher und Beamte ($. 34) —— Ob die Erwerbung durch die Mitglieder 
elbſt auch nach G. R. erfolgen könne, war bei dem Obertr. zweifelhaft geworden, im Folge deſſen das 
Plenum eine Uebereinftimmung des G. R. mit dem L.R. nur in Beziehung auf das patrimonium uni- 
versitatis, nicht aber auch in Anfehung der res universitatis in specie fand, und am 2. Mai 1846 
folgenden Rechtsſatz zum Blenarbeichlufie erhob: „Nach Sächſiſchen und beziehungsweile Gemeinen 

utichen Rechten können ſolche Sachen und Rechte, die zur Benutzung von Seiten einzelner Gemeinde- 
mitglieder als ſolche beftimmt find, micht bloß durch die gefetlichen Vertreter der einde, ſou⸗ 

Koh, Allgemeines Laudrecht 1. 5. Aufl. 21 
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der Gemeine geſchehen, fo wird die Redlichfeit oder Unredlichkeit des Beſitzes der Ge- 
meine felbjt nach den Vorſchriften 88. 21, 22 beurtheilt. 

$. 35. Bei Sachen, wo nur die Subſtanz der ganzen Gemeine gehört, die Nu— 
gungen aber unter die einzelnen Mitglieder vertheilt werden, find die Rechte und Ber- 
bindlichkeiten eines jeden Mitgliedes, in Beziehung auf die Nutzungen, nur nach feiner 
eigenen Nedlichkeit oder Unredlichkeit zu beurtheilen. 

$. 36. Wenn alfo die Sache felbft, wegen Unredlichfeit des Befiged der Gemeine 
überhaupt, dem Eigenthümer zurüdgegeben werden muß, fo find ihm, wegen fänmt- 
licher bisheriger Nußungen, die unredlichen Mitglieder hauptſächlich verhaftet. 

$. 37. Können aber diefe den Eigenthümer nicht entfchädigen, fo müſſen auch 
die redlichen Beſitzer, jedoch nur fo weit, als diefelben aus diefen Nutzungen wirklich 
Bortheile gezogen haben, dem Eigenthümer gerecht werden !®), 





dern auch durch die Mitglieder felbft (alle oder doch die Mehrheit), mit der Wirkung der Erwerbu 
des Befites für die Gemeinde, in Befit; genommen werden. Pr. 1126, (Entid. Bd. VI, ©, 3, 
Diefer Sat beruht auf Auslegung der L. 1, $. 22 D. de acquir. vel amitt. poss. (XLI, 3), welche 
nur auf das patrimonium universitatis, nicht aber auf die res universitatis in specie, bei welchen Je— 
der für jich jelbft und zu feinem eigenen Nutzen den Befig ergreife, fich beziehe; und die Auslegung 
wird hauptfächlic auf das „uni“ gebaut. Diejes uni ift dabei aber unrichtig überjetst und folglich die 
ganze Stelle mißverftanden. Das Nähere in m. Beurtheilung der Entſch. S. 524 ff. ©. auch die 
Anm. zu 8.44. Uebrigens ift das richtig, daß die Stelle fid) nur auf das patrimonium universitatis 
bezieht, denn das R.R. kannte, außer dem ager publicus, feine res universitatis in specie. Daraus 
folgt jedoch gar nicht, daß der Beſitz eines ſolchen Gemeinguts, welches in Privatgenuß genommen wird, 
anders als das Gemeingut im Gemeingenufje erworben werden fünne. Denn der Genuß kann in al» 
len Fällen erft nad) der Erwerbung des Beſitzes anfangen, folglid) muß die Gemeinde als ſolche ſchon 
im Befige fih befinden, ehe die einzelnen Mitglieder derjelben in den Privatgemuß der Sache treten 
tönnen. (5. 9.) In feinem Falle fönnen andere Ortseinmohner als Gemeindemitglieder, fofern fie nicht 
nad) der allgemeinen Beftimmung des $. 45 d. T. zu Stellvertretern ermählt find, durch ihre dahin 
zielenden Handlungen für die Gemeinde den Befi erwerben. Erf. des Obertr. vom 8. Nov. 1864 
Entſch. Bd. LIU, ©. 16). 

18) Die $$. 35—37 beziehen ſich, nad) der Abficht der Verf. des L.R. und nad) dem Wortlaute, 
auf res universitatis in specie sic dietas, deren Nutungen unter die Mitglieder der Korporation ver- 
theilt find, tie 3.8. Hütungen. Suarez bemerkt hierzu: „Der Fall ift möglich, daß der Beſitz einer 
Gemeinde, ald eine moraliihe Perſon betrachtet, unvedlich ift, und gleihwohl einige Mitglieder der Ge— 
meinde ihren Theil der Nutzungen von der joldergeftalt beſeſſenen Sache redlichermeije gezogen haben. 
Wenn nun dem Eigenthlmer die Sache reftituirt werden muß, fo kann er zugleich fructus perceptos 
fordern, weil die Gemeinde qua talis in mala fide geweſen ift. Wer joll ihm alsdanı diejenigen fructus 
erftatten, welche die redlichen Mitglieder bona fide bezogen haben? Der Zert nimmt an, daß die une 
redlihen Mitglieder dafür prinzipaliter haften mäfjen ; in subsidium aber jollen ihm auch die redlichen 
Befiger —— ſo weit ſie wirklich locupletiores geworden ſind. Dies wird bezweifelt, weil ja 
ein redlicher Beſitzer fruetus perceptos et consumtos niemals reſtituiren dürfe; allein es iſt hier der 
Fal einer Kollifion vorhanden, Dem Cigenthimer wurde das Seinige von der Kommune mala fide 
vorenthalten; er hat aljo unftreitig ein Recht, ſolches cum fructibus perceptis zuriidzufordern. Freilich 
auch die vedlichen Mitglieder ihren Theil der Nutzungen bona fide genoffen, und inſoweit haben 

e den Schuß der Geſetze für ſich. Bei diefer Kollifion aber erjcheint es doch das Billigfte, die Aus- 
nahme zu Gunften des Eigenthiimers zu machen, mit deſſen Schaden die Mitglieder der unredlichen 
Kommune reicher geworden find.” Simon, Material., ©. 228 u. 835. 

Dur die hiernad) Haren Beftimmungen find be Anomalien geihaffen: 1. Es findet ein zwie⸗ 
facher Befig an den Sachen in Kede ftatt: ein Sachbefits der juriftiichen Perſon (Korporation), umd 
ein Befit der Mitglieder derfelben als Einzelner (Mitbeſitz Mehrerer) an dem Nutzungsrechte. 2. Der 
bindizirende Eigenthlimer muß wegen Herausgabe der Sache die juriftiihe Perfon, und wegen Heraus- 
gabe der Nutzungen die einzelnen phyſiſchen Perfonen belangen. 3. Die unredlichen Perjonen jollen 
nicht allein die für ihren Antheil gezogenen Nugungen herausgeben, jondern auch diejenigen Nugungen, 
welche die redlichen Mitbefiter gezogen haben, erjegen. 4. Die redlihen Mitbefiter ſollen, im Wider« 
fprucdhe mit dem Grundjate des $. 189 d. T., falls die unredlichen Deitbefiger nicht aufzulommen ver- 
mögen, die für ihren Theil gewonnenen Nutzungen herausgeben, joweit fie dadurch reicher geworden find. 
5. Dem vindizirenden Eigenthümer gegenüber ift, nach dem regelmäßigen Rechte, nur Ein Befiter, die 
juriftifche Perfon, vorhanden, von welcher er feine Sache cum omni causa abzufordern berechtigt ift, 
ohne daß es ihn berührt, wie die Nutzungen verwendet worden find, was die —* hat, daß die be= 
tlagte Korporation die ihm nach Beichaffenheit ihres Beſitzes zuzuſprechenden Früchte aufzubringen hat. 
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$. 38. Kann hingegen der Eigenthümer die Sache felbft wegen des verjährten 
redfichen Befiges der Gemeine überhaupt, nicht zurüdfordern, fo fann er zwar, auch 
wegen der biäherigen Nutzungen, nur an die unredlihen Mitglieder fih halten; 
$. 39. Er tritt aber auch in Anfehung der fünftigen Nugungen an die Stelle 
diefer unredfihen Mitglieder 19). 
$. 40. Bei jedem Nachfolger im Befig wird die Befchaffenbeit feines Beſitzes bloß — an 
nach feiner eigenen Redlichkeit, nicht aber darnach beurtheilt: ob fein Vorfahr ein red» im Berg. 
licher oder unredlicher Befiger geweſen fei'»®). 
$. 41. Es macht dabei feinen Unterfchied, ob der Nachfolger im Befige zugleich 
Erbe des Vorfahren ift, oder nicht. 
$. 42. Doc muß der Erbe die Folgen des unredlichen Beſitzes feines Erblafjerd 
aus deſſen Nachlaſſe vertreten 19), 
$. 43. Niemand fan, ohne oder wider feinen Willen, wirklicher Befiger einer Ban Ermer- 


Sache werden, wenn gleich diefelbe in feiner Gewahrſam ſich befindet. Ki. 8 








Man hat beabſichtigt, den Eigenthiimer in Vortheil zu ſetzen bei der Abforderung feiner Sache mit 

Früchten, und im diefer mohlmollenden Abficht hat man ihm dieſe eine umfaſſende und einfache Klage 

verfiimmert und dafür in hundert verfchiedene und verwidelte Prozefje geftürzt. Uebrigens hat die hier 

Ei die redlichen Mitbeſitzer gegebene jubfidiarifche actio in factum wegen Bereicherung feine Bejon- 
ten. 


19) Die Beftimmungen der $$. 38 u. 39 führen ein anderes abnormes Berhältnig ein: die Sache 
ift Eigenthum der juriſtiſchen Perfon geworden, der vorige Eigenthümer aber joll Mitbefiger des Nu- 
tungsrechts an Stelle der umredlichen Einzelnen fein, aljo neivifermaßen Mitglied der Kommune. Soll 
diefes Verhältniß für alle Zeiten dauern, oder nur auf Lebenszeit der unredlichen Mitglieder? Man 
ſcheint das Letztere beabfichtigt zu haben, wenn dabei überhaupt am die Folgen gedacht worden iſt. Weis 
ter fragt fi: Wie foll e8 werden, wenn die Korporation beſchließt, ihre Sache zu veräußern, oder die 
Benubungsart zu ändern? Soll dann der frühere Eigenthilmer jein Nutzungsrecht oder vielmehr den 
—— ſſelben behalten ? Oder ſoll er wider ſeinen Willen durch den Beihluß der Korporation ſei— 
nes Dlitbefitges entſetzt werden können, behufs des Verlaufs? Und joll er dabei die unredlich geweſenen 
Mitglieder, an deren Stelle er Mitbefitger geworden ift, auch bei Faſſung des Gemeindeſchluſſes vertre- 
ten dürfen? Auf alle diefe Fragen läßt fich, bei den rein willlürlichen Satungen, nad) den Geſetzen 
der juriftiichen Logik nicht antworten ; die Antwort muß wieder willfürlich ausfallen. 

19.) (3. A.) Doc) verfteht fich, daß dem Nachfolger im Befige der u mredliche Beſitz des Vorfahrs 
nicht zu gut gerechnet wird; die accessio possessionis füllt weg, wenn der Vorfahr ein unredlicher Be— 
figer war. Zu vergl. unten, Anm. 52 zu $. 614, it. 9. 

19b) (4. U.) Hat z.B. Jemand eine fremde Sade durd eine umerlaubte Handlung an ſich ge- 
nommen, welche nach feinem Tode der Erbe im Nachlaſſe findet und titulo pro herede ufulapirt (Tit. 9, 
88.617, 614); fo muß der Erbe aus der ererbten Entſchädigungsverbindlichleit des Erblafjers den ge— 
wejenen Eigenthilmer , der jein Eigenthum in Folge jener unerlaubten Handlung durch. Hinzutritt der 
Berjährung ummwiederbringlic verloren hat und daher jeine Sache nicht mehr vindiziren kann, jchadlos 
halten. Diefen Rechtsſatz hat das Obertr. in feinem Erf. v. 8. Jan. 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIX, 
S. 19) verlannt. Dafjelbe jagt S. 24: „Sie (die Bell.) haben das im Nachlaſſe ihres Vaters vorge» 
fundene Grundftüd in Befig genommen uud dadurd) ein Verhältniß begründet, welches zu dem Erwerbe 
defielben durch die Verjährung ex titulo pro herede führen konnte und mußte. Diefer Ermerb ift eine 
Folge der von dem Bellagten vorgenommenen Befigergreifung und fteht feinestveges mit dem unred⸗ 
lihen Befite ihres Grölaffers in Holder Berbindung, daß er im Sinne des $. 42 als Bolge jenes un⸗ 
redlichen Beſitzes angejehen werden konnte,‘ Die Ermä —4 geht fehl. Die Erwerbung der Sache 
durch die Uſukapion * der Erben iſt in Beziehung auf die Verbindlichkeit des Erblaſſers, den durch 
feine unerlaubte That Beihädigten ſchadlos zu halten, eine ganz gleichgiltige Begebenheit; die Entichä- 
digungsverbindlichteit ex delieto ift nicht durch die Befigergreifung und Uſulapion jeitens der Erben, 
fondern durch die ımerlaubte That des Erblafjers entftanden und diefe Schuld des Erblaffers ift auf 
die Erben übergegangen. Die fragliche Sache brauchte nicht mehr im Nachlaffe vorhanden zu fein und 
vorgefunden zu werden; fie konnte dem Erblafjer twieder durch ein Delikt, etwa durd Gewalt, entzogen 
worden fein und die Erben mußten doch bezahlen, was ihr Erblaffer re Kai war, Wenn fie 
num zu ıhrem Vortheile obenein jene Sache titulo pro herede ujulapırt haben, fo leuchtet doch wohl 
ein, daß dieje ihre Erwerbung feine Art ift, die Schuld ihres Erblafiers ex delicto zu tilgen. Der 
$.42 ift mißverftanden; die „Folgen des unvedlichen Befiges‘ find eben die Vererbung der Chur des 
Erblafjers. 

31” 
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$. 44. Soweit alfo Jemand feinen Willen zu erflären unfähig ift, ſoweit fann 


er durch jich felbft feinen Befis erlangen 2°). 
$. 45. Nur inſofern ?*) Rechte durch die Verträge eined Andern erlangt wer⸗ 


20) Juriſtiſche Perjonen als jolche find phyſiſch willensunfähig; denn fie find nicht Menſchen; 
fie fönnen mithin in allen Fällen nur durch Vertreter einen Willen haben und äußern, folglich auch 
nur durch ſolche Befig erwerben. Wer im diefer Hinficht als Vertreter für die juriftiihe Perjon han- 
dein könne, darüber ſ. o. die Anm. 17. Dort ift die Frage: ob einzelne Mitglieder ohne verfaflungs- 
mäßigen Auftrag oder Beichluß der juriftiihen Perfon für diefelbe Befig erwerben können ? ſchon er— 
ledigt, Eine andere Frage ift die: Was für Beamten es fein müfjen, welde, zum Zmede der Befit- 
erwerbung, für die juriftiiche Berfon den erforderlichen animus faffen können. Nach allgemeinen Rechts- 
grundiägen ift die Berechtigung dazu durd das Amt gegeben umd durch defien Umfang begrenzt. Wer 
aljo in der Eigenſchaft ald Beamter einer juriftifchen Heron und in den refjortinäßigen Grenzen feines 
Amtes Befishandlungen unternimmt, der handelt für die juriftiiche Perfon. Dies ift durch den Bl.- 
Beſchl. des Obertr. dv, 5. April 1852 (J.M.Bl. S. 183), in Beziehung auf die Erwerbung eines Hii- 
tumgsrechts, für richtig erkannt worden, zwar zumächft ausdrücklich für das G. R., indem der Ausſpruch 
lautet: „Nach G. R. bedarf es zur Ermwerbung eines Hütungsrechts für eine Gemeinde durch Aus- 
übung der Hiitung von Seiten des Gemeindehirten weder des Nachweiſes eines bejonderen Auftrages 
außer dem Gemeindehirtenamte, noch des Berveifes, daß die Gemeinde von diefer Ausübung Wiflen- 
ſchaft gehabt, oder ausdriidlid genehmigt habe.” Unter Bezuguahme auf L. 2, 42, 8.1; L.49, 8.2 
D. de acquir. vel amitt. poss. (XLI, 2); L.47 D. de usurpat. et usucap, (XLI, 3); L. 1 C. de ac- 
quir. et retin. poss. (VII, 32); WX.R. I, 7, 88.43 ff. Allein die Gründe diefes Präj. gelten auch 
für das L.K. Die Zweifelsgründe ſ. m. in der durch diefen Plenarbeſchl. verworfenen Senatsentſch. 
vom 5. Oftober 1846 (Entid. Bd. XIV, ©. 199), 

Was die phyſiſchen Perſonen betrifft, fo find dieſe nur dann, wenn fie phyſiſch willensunfähig 
find, mie 3. B. Kinder, Rajende und Wahnſinnige und andere in einem dernunftlojen Zuftande be— 
ren: Perſonen, unfähig, durch fich ſelbſt Befit zu erwerben, nicht aber folche thatfächlich mwillens- 
ähige Perjonen, melde aus juriftiichen Gründen handiungsunfähig find, mie Unmündige, Minder- 
jährige, Verſchwender. Bei Blödfinnigen fommt e8 auf den Geifteszuftand an. Es ift beitritten, daß 
e8 bei der Befigerwerbung bloß auf die phnfiiche Willensfähigkeit anlomme, und nad) der Faflung des 
8. 44, welcher auf die Lehre von Berträgen hinmweift, kann es wohl bezweifelt werden. Allein der 
Zweifel verſchwindet bei der Erwägung, daß der Beſitz fein Rechtsverhältniß und auch feine Sache, 
ſondern ſeinem Weſen nach ein faktiſches Verhältniß iſt (vergl. Entſch. des Obertr. Bd. XVIII, ©. 8), 
die Beſitzhandlungen alſo feine Rechtsgeſchäfte ſind; und daß der Beſitz als ſolcher dem juriſtiſch 
Handlungsunfähigen niemals Nachtheil bringen kann, weil er feine anderen Verpflichtungen für eine 
folhe Perſon zur Folge hat, als die Gewahrjamfeit mit fich bringt. 

21) Nur infofern. Wo aljo eine Stellvertretung überhaupt nicht zuläffig ift, da kann auch Befit 
nicht durch Stellvertreter erworben werden. Die hauptlächliche Bedeutung der Beftimmung befteht aber 
darin, daß eine toiffentliche Beziehung zwischen dem Bertretenen und dem Bertreter ftattfinden muß, 
daß Beide die Vertretung wollen müffen. Wenn aljo der Vertreter für fich Beſitz eriverben will, oder 
wenn er zwar für uns den Befi ergreift, wir aber dazu feinen Auftrag gegeben haben und es auch 
nachher nicht genehmigen, fo ift für uns fein Beſitz erworben. — Entich. des Obertr. Bd. XVII, 
©. 23.) Deshalb läßt fih auch nicht behaupten, daß ein Pächter ftets nur als Stellvertreter des 
Berpäcters handle, indem er die dem Pachtgute wirklich oder vermeintlich zuftehenden Rechte ausübt. 
Es muß ein Auftrag oder eine Genehmigung nachgewieſen werden. Erf. v. 22. Dez. 1847 (Arch. für 
Rechtsf. Bd. III, ©. 251) und Erf. des Obertr. v. 17. Februar 1857 und vom 11. März 1858 (Arch. 
f. Rechts. Bd. XXIV, ©. 69 und Bd. XXIX, ©, 213). Bergl. unten Anm. 76@ zu 8. 124 d. T. 
(5.%.) Im Falle einer Befigergreifung durch einen Dritten ohne voransgegangenen Auftrag ift der Befig 
nicht erft vom dem Augenblide der — Genehmigung, ſondern von dem Zeitpunfte an, too 
der Dritte für den Genehmigenden den Befit ergriffen hat, erworben. Tit. 13 8. 239. Erk. des 
Obertr. vom 18. Juli 1863 (Eutſch. Bd. L, ©. 44). — (3. U.) Ift zwar Auftrag zur Beſitzhandlung 
gegeben ‚ diefe aber nicht als jolche — 3. B. wenn Jemand ch Leuten aufträgt, über das 

rundftüd eines Anderen zu fahren, diefe aber ſolches nicht ohme Weiteres, jondern erft auf ange» 
brachte Bitte und erhaltene Eriaubniß ausführen; jo hat der eg ar feinen Befig erworben, und 
diejer Einwand muß, bei Nichtigkeit des Urtheils, von dem Nichter beachtet werden. Erf. des Obertr. 
vd. 30, Mai 1852 (I.M.Bi. 1854, ©, 107, Nr. 27). ©. u. Anm. 70 zu 8. 112, (4.9) Der 
Grundjat findet auch bei dem Berlufte des Befies Anwendung. Wenn daher einem für feinen Dienft 
miietheten Hirten bei Ausübung einer Viehtriebsgerechtigkeit von dem Befiter des dienenden Grund- 
ds die Ausübung verboten und hierauf von dem Hirten die Unterfagung beobachtet wird, fo ift da= 
durch der Mechtsbefig für den Herrn und Machtgeber des Hirten (Beſitzers des herrichenden Grund— 
ftüds) verloren, wenngleich der Hirte feinem Dienftherrn von dem ergangenen Berbote feine Anzei 
emacht hat. rk. des Obertr. vom 8, Februar 1859 (Archiv für Rechtsf. Bd. XXXU, ©. 201), 
ergl. $. 99 d. T. und $, 521, Tit. 9, 
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* können, kann auch der Beſitz durch die Handlung eines Andern erworben wer— 
n 22). 

8. 46. Zur Beſitznehmung gehört nothwendig, daß der Gegenſtand derſelben, 
er ſei Sache oder Recht, genau beſtimmt worden. 

8. 47. ft die Sache mit andern vermifcht 2), jo muß ſie abgeſondert oder 
kenntlich ausgezeichnet werden. 

$. 48. Ohne Belisergreifung?*) kann feine Art des ag erlangt werden. 

8. 49. Wer jedoch einem Andern in einem Inbegriff von Sachen oder Rechten 
nachfolgt, der bedarf feiner Befigergreifung, in Anſehung der einzelnen unter dem In— 
begriff enthaltenen Sachen und Rechte *°). 


(4. 9.) Bei dem Ermwerbe des Befites durch die Handlung eines Stellvertreters kommt diele 
Handlung in ihrer Totalität, ſowohl für als gegen den Prinzipal, in Betracht. Erk. des Obertr. vom 
5. Dez. 1851 (Arc. f. Rechtf. Bd. III, S. 353), 

22) 3. B. durch die Bermiethung eines vom Vermiether noch nicht befefienen Rechts, und defien 
Ausübung durch dem Miether wird der Befit für den Vermiether ergriffen. Pr. des Obertr. 2125, 
vom 5. Juni 1849, (Entih. Bd. XVII, ©. 157.) In diefem Falle enthält der rg den 
Auftrag zur Befigergreifung. S. die vor. Anm., auch unten die Anm. 50, Ab. 2 zu 8.81 d. X. 

23) Dder mechanisch verbunden. Denn auch in diefem Falle eriftirt fie nicht als eine befondere 
Sache, wie 3. B. die einzelnen Steine in einer Mauer, die Ballen ın einem Gebäude. Das Ganze 
ift eine andere Sache als die im dafjelbe als Theile eingefügten einzelnen Stüde. Wenn daher 3. 8. 
einzelne Ballen und Steine geftohlen waren, fo hindert diefes den Erwerb des Ganzen durch Ver— 
jährung nicht. Nicht anwendbar ift diefes auf unabgejonderte Früchte: dieſe fönnen fir fich beionders, 
ohne das Grundftüd, in Befis genommen werden, jei es durch Uebernahme der Gewahrſam von dem 
Grundftüde durch den Ermwerber oder defjen Aufſeher, mie bei Getreide auf dem Halme, bei hangen- 
den Baumfrüchten ; oder durch eine ſ. g. ſymboliſche, für jeden Dritten durch Zeichen ertennbar ge- 
machte, Uebergabe. (5. A. Das Obertr. drüdt dies mit denjelben Worten aus: daß nämlich, „wenn 
nur einzelne noch auf dem Stamme ftehende Bäume aus einem Walde veräußert feien, die Tradition 
im Wege der ſymboliſchen Uebergabe nur durch ſolche Handlungen erfolgen könne, welche die Ueber— 

abe für jeden Dritten erfennbar machen". Erk. vd. 6. September 1864, Arch. f. Rechtsf. 

d. LVI, ©. 100.) Bergl. unten, Anm. 31% und 32. Daß der Beſitz von ftehenden Bäumen 
durch ſymboliſche Uebergabe, namentlich vermitteift Auſchlags mit dem Forfthammer, ſelbſtſtändig und 
mit Berfolgbarkeit gegen jeden Dritten erlangt werden könne, jagt auc das Pr. des Obertr. 1570, 
dv, 9. Mai 1845 (Entih. Bd. XI, ©. 201). Dod) erklärt fich dies nicht aus der Kraft der ſymbo— 
liſchen Uebergabe, wie es das Obertrib. thut, jondern aus dem Wejen der brevi manu traditio, welche 
die Erklärung des bisherigen Befigers enthält, daß er die bezeichneten Bäume bis zur Abholung für 
den neuen Erwerber in Gewahrſam und Obhut behalten wolle, 

(4. 9.) Einzelne Theile eines Gebäudes, 3. B. die Abtheilungen (Banien oder Taſſe) einer 
Scheune, können age Fre verſchiedener Perjonen jein, wogegen andere Theile, 3. B. die 
Tenne, die Einfahrten und das Dach darüber, im gemeinjchaftlihen Cigenthume Mehrerer zu ideellen 
Antheilen bleiben. Hat eine reale gen. Fries ftattgefunden und Jeder feinen Theil in aus— 
ſchließlichen Befig genommen, fo wird der Mangel des formellen Theilungsatts durch eine 30jährige 
Berjährung eriet. Zit. 9, 88. 613, 625. rk. des Obertrib. d. 17. Febr. 1860 (Arc. f. Rechter. 
Bd. XXXVI, ©. 232). (5. 4.) Das gilt aud von dem verichiedenen Stockwerken und den verſchie— 
denen Räumlichkeiten eines Stockwerles eines Hausareals. Erf. deſſ. vom 11. April 1864 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 61). Vergl. jedod) oben, die Anm. 30, Abſ. 2 zu $. 41, Tit. 2. 

24) an wenn der bisherige Befiger jeinen Befig zum Bortheile degg Anderen aufgiebt. Bergl. 
8.580. %. 

25) Sachen und Nechte dagegen, welche zwar zur universitas juris gehören, aber nicht darin 
borhanden, vielmehr in der Gewalt eines Anderen find, werden durch die Beſitzergreifung des Ganzen 
nicht mit in Befig genommen. Bergl. $. 54 d. T. Der Befit des Erwerbes ann mithin auch, in 
Anfehung diefer Sachen, nicht geftört werden. Hat ſich alio z. B. ein Nichterbe, vor der Beſitzer— 
greifung des Erben, Sachen aus einer liegenden Erbichaft angeeignet, jo kann der Erbe gegen ihn 
nicht wegen Berletsung feines Beſitzes die poffefloriihe Klage auf Herausgabe der Sachen anftellen. 
Denn die ——— ſetzt voraus, daß der Erbe ſich ſelbſt für ſeine Perſon faltiſch in dem 
Beſitze, in welchem er geftört fein will, befunden hat. Pr. 1190, v. 13. Sept. 1843. Dieſer Grunds 
fat mar fpäter zweifelhaft geworden. Das Obertr. nahm jedoch durch Pl.-Beicht. v. 7. Novbr. 1849 
den Sat an: „Der Erbe hat nicht die poffefforifche Klage auf Wiederherftellung oder Schub des Be— 
figes von Erbſchaftsſachen, wenn die Störung jeines Rechts zum Beſitze nach dem Anfalle, jedoch vor 
der Befitsnahme der Erbſchaft vorgefommen it. Pr. 2161. (Entſch. Bd. XVIU, ©. 3.) Eine er» 
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ne $. 50. Die äußere 25°) Handlung, wodurd eine förperlihe Sache in die Ge- 
von Sachen. walt des Beſitzers gelangt, wird im eigentlichen Berftande Beligergreifung genannt. 


8. 51. Dazu ift jede Handlung hinreichend, welche den neuen Beitker in den 
— ſetzt, die Sache ſelbſt, oder durch Andere, zu gebrauchen, und darüber zu ver- 
gen. 


$. 52. Wer den Befis der Hauptfache ergreift, der hat zugleich alle Pertinenz- 
ftüde derjelben in Befig genommen ?>®). 

$. 53. Wer in der Abficht, einen Inbegriff von Sachen in Beſitz zu nehmen, 
einzelne ne dejjelben in feine Gewalt nimmt, der hat dadurch den Beſitz des Gan- 
zen ergriffen. 

$. 54. Doch muß bei Pertinenzjtüden und einzelnen Sachen, die fid zur Zeit 
der Befignehmung' der Hauptjache, oder ded Inbegriffs, im wirklichen 2%) Befig eines 
Dritten befinden, der Beſitz befonderd erworben werden. 

$. 55._ Der Beſitz einer Sache, die in Niemandes Beſitz ſich befindet, Tann da- 
durch ergriffen werden, daß der Belignehmende die Sache mit folhen Merkmalen be- 
—5 — woraus ſeine Abſicht, dieſelbe künftig für ſich gebrauchen zu wollen, deutlich 
erhellet. 

8. 56. Die bloße Bezeichnung aber hilft dem nichts, dem das Vermögen, die 
Sache ſelbſt in ſeine Gewalt zu bringen, ermangelt. 

8. 57. Auch hat die bloße Bezeichnung die ihr vorſtehend beigelegten Wirkun— 
gen nur alddann, wenn in dem Zeitpunfte, wo fie geichieht, derfelben von einem Drit- 
en nicht widerfprochen wird. 


erbte Beſitztlage (megen einer vor dem Anfalle vorgefallenen Beftgftörung) mag aber der Erbe wohl 
gebraudyen. $. 361, Sit. 9. — (4. 9.) Bei einer Singularfucceifion unter Lebendigen ift es anders: 
bier ift der Beſitzerwerb auch dann jchon vollendet, wenn bei der Uebertragung des von dem Autor 
—— Rechtes das phyſiſche Vermögen, darüber mit Ausſchließung Anderer zu Derfügen, fortdauert. 

it dem durch Uebergabe erworbenen Befige eines Grundftüds ift augleic der Befit der mit demſel⸗ 
ben zufammenhängenden Prädialiervitut erworben, 88. 52, 77, 780. 8. Bergl. Erf, des Obertr. 
vb. 22. Januar 1860 (Entid. Bd. XL, ©. 46). Bergl. auch Bd. XXVII, ©. 313, 


258) (4, A.) Darunter ift eine körperliche Handlung , wodurch der Befitergreifende die Sache in 
feine Gewalt bringt, nicht etwa ein bloßes Aniehen und Sprechen zu verftehen. Erf. des Obertr. v. 
23. Juni 1857 (Archiv Bd, XXVI, ©. 71). Bergl. Arhiv Bd. XV, ©. 76. 

256) (8. A.) Diefer Beftimmung muß die thatfächliche Wirklichkeit weichen. Bor. Anm. Wenn 
daher der Eigenthimer des Grundes und Bodens wegen Störung des Befites an den darauf befind« 
lichen Bäumen ($$. 199, 243, Tit. 21) in poss. summ. belangt wird, und der Kläger nachweift, daß 
er fi) vor der Störung im Befite der Bäume befunden habe ; jo kann der Grumdbejiter fi) auf dieſe 
rg nicht berufen. Erf. des Obertr. vom 12, November 1852. (J.M.Bl. 1854, ©. 104, 

x. 15€, 

26) ©. die Anm. 25. Unter dem wirklichen Befite kann hier nicht ein fehlerfrei erworbener 
Beſitz verftanden werden, vielmehr muß jede Gewahrſam verbunden mit der Abficht, die Sache für 
fih, zum eigenen Bortheile, zu haben, darunter verftanden werden. Nur die bloße Gewahrſam ift 
fein Hinderniß in der Befittergreifung der einzelnen Stüde durch das Ganze. — (2.9) Das Obertr. 
verfteht darunter den vollftändigen, nicht aber au den unvoliftändigen Befit. Pr. 2383, 
vd. 25. Mai 1852 (Entſch. Bd. XXI, ©. 69), Dies kommt mit meiner Erklärung a. E. im We- 
jentlihen überein, denn der unvollſtändige Befiger hat für den vollftändigen die Gemahriam 
(8. 124). (4. A. Daher ift außer der Uebergabe der Hauptiache eine bejondere Uebergabe berpachteter 
Pertinenzien durch Anweiſung nicht erforderlich. Erf. des Obertrib, vom 16. Oftbr. 1851 [Ardiv für 
Rechtsf. Bd. I, ©. 298].) (5. U.) Das Obertr. ift jedoch nicht bei feiner Auffafjung verblieben. 
In dem Erf. vom 17. Juni 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVII, ©, 279) jagt daff.: „Der $. 54 redet 
im Allgemeinen don Ergreifung des Befiges. Der hier gebrauchte Ausdrud „wirklicher Beſitz“ 
hat daher nach Unterfchied der Fälle vollftändigen oder unvollftändigen Beſitz vor Augen.“ 
Ich glaube diesmal hat e8 Recht. — Der Ausdrud fommt zwar noch drei Tat, im 8.43 d. T., im 
8. 646, Tit. 9 und im $.2, Zit. 21 vor, aber nicht im derjelben Bedeutung. Im $. 43 bezeichnet 
er den Genenia von Gewahrſam überhaupt, wird alſo in einem ähnlichen, aber im einem weiteren 
Sinne als hier im $. 54 gebraucht; im $. 646, Tit. 9 hingegen foll damit der wahre —9— im Ge⸗ 
genſatze zu dem dort fingirten Beſitze bezeichnet werden; im $. 2, Tit. 21 iſt nur dom unvollftändigen 
Befitse die Rede. Vergl. Anm, 3@ chd, 
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8. 58. Durch Uebergabe 27) wird der sig 9 erlangt, wenn der bisherige Beli- 
— einer Sache ſich derſelben zum Vortheil eines Andern entſchlägt, und dieſer den er— 
edigten Beſitz ergreift 28). 


Durch 
Uebergabe. 


8. 59. Die bloße Willenserklärung des bisherigen Beſitzers iſt hinreichend, den 


Beſitz einer Sache zum Vortheil eines Andern zu erledigen, in ſofern dieſer dadurch in 
den Stand geſetzt wird, über die Sache zu verfügen 29). 


27) Die Uebergabe hat die rechtliche Natur eines Bertrages, denn fie hat alle Merkmale des Be- 
griffs vom Bertrage: eine (auf gegenwärtige Uebertragung des Beſitzes gerichtete) Willenserklärung 
mehrerer einander gegenüberftehender Perfonen zur Begründung oder Aenderung eines Rectsverhält- 
nifies derjelben. Anm. 1 zu $. 1, Tit. 5. Deshalb verlangte Suarez aud die Beobachtung der 
allgemeinen Form der Verträge, d. h. fchriftliche und beziehlich gerichtliche oder notarielle Abfaſſung der 
Erllärung ; doch fiel fein Vorichlag bei der Berathung. Im die 88. 70 und 71 hatte er, im Ueberein- 
flimmung mit jeinem Vorſchlage, die Worte „auf eine rechtsbeſtändige Weife und „rechtsgültig“ ein- 

eſchaltet, melche twieder hätten ren werden follen, als fein Vorſchlag abgelehnt wurde ; fe blie- 

n aber aus Beriehen ftehen. imon, Material., ©. 238, 244 — 246 und 610. — Der jchrift- 
lichen Form bedarf es nicht, weil die Uebergabe an fich jelbft eine rechtsgültige Form — ein Realver- 
trag — und gewöhnlich die Erfüllung einer vorgängigen Verbindlichkeit ift, in fofern alſo mit der Zah— 
lung auf gleicher Linie fteht. 

28) Die Erklärung (Anm, 27) genügt zur Bollziehung der Uebergabe nicht, vielmehr muß zur boll« 
ſtändigen Tradition noch eine zwiefache äußere Handlung hinzutreten, und zwar von Seiten des Gebers die 
2oslafjuug oder Freiftellung der Sache, wenn fie nod) nicht vorhergegangen ift ($. 59), und don Sei» 
ten des Erwerbers die förperliche Befigergreiftung. Die eine ohne die andere ftellen keine Uebergabe 
dar, wenngleich unter Umftänden die zweite Handlung allein geeignet ift, den Befit zu erwerben, wie 
. DB. bei der Offupation, oder bei einer legirten Sache, tele der Pegatar mit Erlaubniß des Erben, 

jelbft den Befig der Erbichaft noch nicht ergriffen hat, in Befig nimmt. Vergl. die 85. 62 bis 65 
und die Anm. dazır. 

29) Der 8. 59 ift von dem $. 58 nicht zu trennen. Er fpricht bloß von dem erften der beiden 
nach $. 58 zur Erlangung des Befites durch Uebergabe geſetzlich nothwendigen Erforderniffe, nämlich 
bon der Entfchlagung des Beſitzes ſeitens des bisherigen Beſitzers; und es reicht daher, außer den 
beiden, im den 88. 69 u. 71 bemerften Fällen, zur Erlangung des Befiges durch Uebergabe die im 
8.59 bemertte Willensertlärung des bisherigen Beſitzers nic hun, fondern es muß auch noch der Alt 
der Befigergreifung von Seiten des neuen Beſitzers binzutommen, um ihn in den Stand zu jeken, 
über die Sache zu verfügen. Nur durd) eine derartige Befigergreifung wird, bei einer Uebergabe durch 
bloße Willentäuberung, das Eigenthum einer Sache erworben, und die Klage auf Herausgabe der 
Sache gegen einen dritten Befiter begründet. “Pr. des Obertr. 528, vd. 22. Septbr. 1855 (Entſch. 
Bd. IX, ©. 179). Cine Anwendung hiervon macht das Erf. dv. 7. März 1856 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XX, ©. 253) auf die Poffefforienklage, welche aleichfalls abgeiprochen wird. Auch ein Erf, vom 
6. Oktober 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 76) jpricht fih im Sinne jenes Pr. 528 aus. — Um 
dem Erfordernifje der Befigerledigun & auf Seiten des alten Befigers, wovon lediglich der $. 59 
handelt, zu genügen, ift die perfönliche Gegenwart deffelben in der Nähe der Sache nicht nothwendig; 
es ift hinreichend, daß er den Erwerber an den Ort der Sache ſchickt und ihm erlaubt, ſolche für ſich 
zu nehmen. Der Anfang des Beſitzes ift hier der Zeitpunft, mo der Beſitz förperlich ergriffen wird. 
8.109. Iſt die Sache in Gewahrſam eines abweſenden Dritten, fo ift eine jchriftliche Anmeifung des 
Beſitzers an diejen erforderlich. In dieſem —— wird die Beſitzübertragung, durch Ausſtellung der 
Anweiſung, für vollendet angenommen, ſobald dieſe Anweiſung dem neuen Beſitzer eingehändigt iſt. 
Der Vorzeigung derſelben bei dem dritten Inhaber oder ſonſtiger Benachrichtigung deſſelben bedarf es 
nicht. Pr. des Obertr. 1713, vom 21. Februar 1846 (Entſch. Bd. XII, ©. 172). — Vergl. $. 67. 

(4. 9.) Zum Bemweife der erfolgten Uebergabe verkaufter Gegenftände ift das im Bertrage abge- 
gebene Anertenntniß der Kontrahenten, daß die Uebergabe geſchehen ſei, nicht genügend, jagt das Erf. 
des Obertr. vom 13. Zuli 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 261), Unter den Kontrahenten jelbft 
wird es doch mohl foviel beweiſen, daß der beftreitende Theil den Gegenbeweis führen muß. Anm. 41. 

(4. 4.) Zum Nachweiſe der Uebertragung des Beſitzes der von dem Ehemanne an die Frau ber- 
kauften Sache genügt das in der Urkunde enthaltene bloße Belenntniß, daß die Uebergabe bereits er- 
folgt jei, und die Käuferin ſich in dem Befite der erfauften Sache befinde, nicht. Erf. deſſ. v. 4. u. 
11, en (Arc. f. Rechtef. Bd. IX, ©. 39). 

(4. 9.) Zum Beweiſe der erfolgten Mebergabe der verpfändeten Sache ift das in dem Vertrage ab- 
gegebene Anerkenntniß der Kontrahenten, daß die förperliche Uebergabe gefchehen fei, dann nicht gemii- 

end, wenn die feftgeftellten faltiſchen Umftände mit jener Erklärung nicht zu vereinigen find. Erk. 
def. vom 24. März 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 281). 
(4. 4.) Das in einem Bertrage enthaltene Bekenntniß der geſchehenen, wirklich aber nicht geiche- 
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8. 60. ‚Durch richterliche ?9) Verordnung kann der Beſitz, auch ohne Einwilli— 
gung des bisherigen Beſitzers, zum Bortheile eines Andern erledigt werden. 

$. 61. Die Uebergabe kann nicht nur förperlich, aus Hand in handsı), fondern 
auch durch Zeichen (ſymboliſch) gefchehen > ®). 

$. 62. Die Zeichen können, wo die Geſetze nicht befondere Ausnahmen machen, 
willfürlih gewählt werden 22). 

$. 63. Nur müſſen diefelben von der einen Seite die Abjicht, den Befig zu er- 
fedigen, und von der andern, denfelben zu ergreifen ??*), hinlänglich andeuten. 

$. 64. Auch muß die ſymboliſche Uebergabe von der Beſchaffenheit fein, daß der 
förperlichen ——— — nichts 33) im Wege ſtehe. 

8. 65. So können Waaren 3*) und andere Effekten, welche in einem verſchloſſe— 
nen Behältniß ſich befinden, durch Aushändigung der Schlüfjel übergeben werden. 

8. 66. Wenn der, welcher die Sahe im Namen des biöherigen Befigerd inne 
* von demſelben angewieſen wird, den Beſitz im Namen des neuen Beſitzers fortzu— 
etzen, fo iſt die Uebergabe vollzogen ?*®). 


henen Uebergabe der Sache iſt nicht für ein Verſprechen der fofortigen Uebergabe anzuſehen. Erf. deſſ. 
vom 14. Nov. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 176). 

30) Nicht allein durch richterliche Verordnung, jondern in allen Fällen der Erpropriation auch 
durch Handlungen der Regierungsgemwalt. 


31) Dazu gehört nicht nothwendig das perjönliche Zufammentreffen der Parteien in re praesenti; 
e8 ift auch Uebergabe aus Hand in er wenn der Beſitzer dem meuen Erwerber ertlärt, daß er ihm 
den Beſitz auflafje und geftatte, denjelben für fich zu ergreifen. S. Anm. 29. 


318) (5. 9.) Auch umabgefonderte elchee, namentlich Feldfrüchte auf dem Halme, Bäume auf 
dem Stamme, Wolle auf den Schafen, können jymboliich, aber nicht durch bloße Willenserflärung — 
constitutum possessorium — übergeben werden. Erf, des Obertr. vom 28. April 1864 (Archiv für 
Rechtsf. Bd. LIV, ©. 133), dom 26. Oft. 1866, vom 21. Dez. 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXV, 
&.106 u. ©, 232). Bergl. Pr. 1570, vom 9. Mai 1845 (oben Anm, 23). 


32) ©. Pr. 1570, in der Anm. 23 a. E. — (5. 4.) Die ſymboliſche Uebergabe erfordert etwas 
Anderes, als die bloße genaue Bezeichnung der gegenwärtigen Sache durch Worte und Hinweiſung, 
nämlich Zeichen, melde an der Sache gemacht worden, um fie kenntlich auszuzeichnen (vergl. $. 9 
oder welche mit ihr ſachlich in ſolchem Zuſammenhange ſtehen, daß ſie ſolche kenntliche Auszeichnung 
E dem in den 85. 63, 64 gedachten Behufe —— andeuten, wie fie in jenem Br. 1570 angege= 

en find. Erf. des Obertr. vom 21. Dezember 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©, 282), 

32a) (5, A.) Diefe Abficht muß bei jeder Uebergabe vorhanden jein. Wenn daher 3. ®. bei einer 
Uebergabe von verfauftem Holze auf dem Stamme der Vorbehalt gemacht ift, daß der Holzhieb (die 
Wegnahme der Bäume) an eine noch befonders einzuholende Erlaubniß des Verkäufers gebunden bleibe, 
jo ift der Beſitz diefes Nechts mittelft jener Tradition nicht auf den 53 übergegangen. Unternimmt 
der Käufer ohne die vorbehaltene Erlaubniß den Abtrieb des Holzes, ſo iſt er als Turbant anzuſehen 
und kann ſeinerſeits, wenn er an der Turbation — wird, auf Grund der Ausübung des Rech— 
tes innerhalb der ihm geftatteten Grenzen eine * im Beſitze außerhalb dieſer Grenzen (wo er 
einen Beſitz nicht hat) nicht behaupten. Satz Nr. 168 der Zuſammenſtellung im J. M.Bl. v. 1854, 
©. 105 u. Erf. des Obertr. vom 11. Juni 1863 (Entſch. ®d.L, ©. 49). 


* D. h. kein phyſiſches Hinderniß, welches der Erwerber nicht zu beſeitigen vermöchte. Vergl. 
. TA ff. 


34) Eine ſymboliſche Uebergabe durch bloße Zeichen, 3. B. durch Lebergabe des Konnoiffements über 
verkaufte Waaren unter Abweſenden, kann mit den rechtlichen Wirkungen der körperlichen Uebergabe 
auch dann geichehen, wenn der zu libergebende Gegenftand am einem dritten Orte oder nod) auf dem 
Transporte fich befindet. Pr. des Obertr. 698, vom 8. Juli 1839, und Br. defj. dv. 23, Oft. 1843, 
(Gräff, Ard., W.I, 9.3, ©. 87.) Bergl. Erf. vom 25. Jan, 1856 (Arch. f. Nechisf. Bd. XIX, 
S. 310). Der Sag ift beftritten, und in der That auch mur unter der Borausjegung der Erforder- 
niſſe einer Mebergabe durch Anweifung ($. 66) eine Rechtswahrheit. Der Befis kann, ohne dieje Er- 
forderniffe, erft mit der Empfangnahme der Waare ergriffen werden; denn die Uebertragung des Kon- 
noiffements ift nichts anderes, als die Ceifion eines Forderungsredhts an den Frachtmann oder Schiffer 
auf Ablieferung der Waaren. 


348) (4,9) Auch ein unter gerichtliher Sequeftration ftehendes Grumdftüd kann von dem Ei— 
—— einem neuen Erwerber durch Anweiſung an den Sequeſter übergeben werden. Erf. des 
bertr. dv. 24. Mai 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©, 43). 
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$. 67. Der Befit der angewiefenen Sache oder Summe fängt von dem Augen- 
blide an, wo die Anweifung von dem neuen Beliger angenommen worden ?°), 

$. 68. Doch wird der Inhaber der angewiefenen Sache oder Summe, dem neuen 
— ——— der Zeit an verantwortlich, da er die Anweiſung in ſichere Erfahrung 
gebracht hat. 

8. 69. Wer eine Sache urſprünglich bloß für einen Andern inne hatte, kann 
durch feinen bloßen Willen, die Sache nunmehr für fi zu haben, den Beſitz derfelben 
nicht erlangen ?°). 

$. 70. Wenn aber der bisherige Befiger feinen Willen, dem bisherigen Inha- Binneaute- 
ber die Rechte des Befiped einzuräumen, auf eine rechtäbeftändige ?7) Weiſe erklärt, runs. 
fo ift diefe Erklärung ald eine neue Uebergabe anzufehen ®®). 

$. 71. Auch aladann ift die Uebergabe des Befikes für vollzogen zu achten, wenn 
der biäherige Befiger feinen Willen, die Sache nunmehr für einen Andern in feiner 
Gewahrfam zu halten, rechtögültig 3%) erklärt hat *°). 


(4. 9.) Die Erklärung des Käufers umd Verläufers in deren Kaufvertrage: „daß die verkauften 
und als Eigenthum übertiefenen Gegenftände jofort ald wahres Eigenthum an den Käufer übergehen‘, 
= Uebergabe dur Anweiſung. Erf. des Obertr. vom 13. Dez. 1853 (Archiv f. Rechtsf. 

d. XI, ©, 119), 

(4. 4.) Einer fchriftlihen Anteifung an den Detentor bedarf es nicht, wenn die Befiglibertragung 

ga in Gegenwart des Detentors und in unmittelbarer Nähe der zu übergebenden Sadıe erfolgt. 
t. des Obertr. vom 26. Mai 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©. 327), 
35) Pr. des Obertr, 1713, oben in der Anm. 29, Abſ. ı a. €. 


36) Weil Niemand durch eine unerlaubte Handlung fich Befitrechte ſchaffen kann. Vergl. $. 125 
dv. T. Eine Anwendung der Regel: nemo sibi causam possessionis mutare potest. Deshalb fann 
.B. der, welcher gegen eine jährliche Haidemiethe zum ae Leſeholze berechtigt ift, aus die— 
* Titel niemals eine Verjährung anfangen. Pr. des Obertr. vom 31. Oltober 1808. (Simon, 
Rechtsſpr. Bd. I, ©. 31.) 

Auf den gen tpt fi) der $. 69 nicht anwenden, wo der Mann die Grundſtücke feiner Frau, mit 
welcher er in einichaft der Güter oder des Ermerbes — inne gehabt hat. Denn er hat die 
Grundſtücke nicht, wie vorausgeſetzt wird, mur für einen Anderen, hier für feine Frau, ſondern auch 
für Sich inne gehabt. Pr. des Obertr. vom 28, Januar 1848, (Arch. f. Rechtsf. Bd. III, ©. 313.) 

37) ©. o. die Anm. 27 zu 8.58 d. T. und Anm. 14 zu $. 133, Tit. 5. 

(4. 9.) Zur Gültigkeit der ſog. traditio brevi manu facta bedarf es beim Kaufvertrage, wenn der 
Gegenftand mehr als 50 Thlr. werth ift, einer jchriftlichen Erklärung. Ext. des Obertr. v. 19. Jumi 
1861 (Entſch. Bd. XLVI, ©. 38). 

38) Dies ift der Fall der röm. brevi manu traditio, (4. A.) Die Willenserffärung, durch welche 
der re übertragen werden ſoll, kann micht zugleich der Titel zur Befitübertraguug fein, auch ftellt 
ein bloßer Berzicht auf die Befigrechte eine Lebertragung des Bejiges nicht dar. Wenn z.B. — nad) 
Erlafjung des Bergiihen Dekreis vom 13. Sept. 1811 und rejp. des Gef. v. 21. April 1825 — von 
dem früheren erbliden . und demmächftigen vollen Eigenthümer der bäuerlichen Stelle dem Guts— 
berrn egenüber auf das Eigenthum derjelben, was er ſchon hat, verzichtet wird, jo enthält der Verzicht 
feinen Titel (und aud) feinen Modus) zur Bermittelung des Uebergangs des Eigenthums auf den Guts- 
herren. Erf. des Obertr. vom 14. Februar 1856 (Arch. f. Rechtsöf. Bd. XX, ©. 167). 

39) ©. o. die Anm. 27 zu 8.58 d. T. und die Anm. 14 zu 8.133, Tit.5. Auf Gruud dieſes 
Ausdruds hat das Obertr. bei Gelegenheit des in den Entſch. Bd, II, Nr. 27 mitgetheilten Rechtsfalls, 
©. 266 ausgeiprochen, daß zur Nechtsgültigkeit bei Gegenftänden über 50 Thlr. auch hier die fchriftiiche 
Form erforderlich jei. (3. 9.) Vergl. Bl.» Beicht. dv. 20. Nov. 1854, unten, Anm. 42, und Erf. vom 
3. März 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 201). 

40) Das röm. constitutum possessorium. (4. 9.) Die Tradition wird hier nicht durch eine That» 
ſache (körperliche Ueberlieferung), jondern durd eine Willenserflärung, wodurch fi) der bisherige Be— 
ſitzer zum Stellvertreter (Detentor) feines Nachfolgers macht, vollzogen. Die Frage ift, mit welden 
Morten eine ſolche Erflärung geneben werden müfje. ine jehr gebräuchliche Formel bei Käufen ift, 
daß die Uebergabe geichehen, oder daß fie fir vollzogen angenommen werde, obgleich der Verkäufer noch 
in dem Grundftüde fiten bleibt und vielleicht die Räumung auf eine fpätere Zeit durch Nebenabrede 
verſchoben wird. Anm. 29, Abj. 2—4. Im einem jolhen Falle war in dem Kauflontrafte v. 9. März 
1859 ausgeiprochen, daß am diefem Tage die Uebergabe des ganzen Grundſtücks nebft Zubehör an den 
Käufer erfolgt und dem Berläufer die flichtung auferlegt worden jei, die zu dem Grundftüde ge= 
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$. 72. Daber ift die Erflärung des biherigen Eigenthümers, daß er ſich von 
feiner Sache nur den Nießbrauch vorbehalte, zur Einräumung ded Befiked an denje- 
nigen, zu deijen Beften die Erklärung geſchieht, hinreichend. 

8. 73. Miethet oder pachtet der bisherige Eigenthümer eines Grundftüds daf- 
felbe von einem Andern, fo vertritt diefer Vertrag +!) zugleich die Stelle der Einräu- 
mung des vollftändigen Beſitzes *?). 


hörigen Gebäude am 1. Mai zu räumen, und der Käufer hatte verfprochen, das — am 23, März 
und am 23, April zu bezahlen. Der Käufer bezahlte aber nicht, klagte jedoch nad) dem 1. Mai auf 
Räumung. Ueber die Begründung der Klage wird nichts mitgetheilt; der Appellationsrichter erfannte 
jedod) nad) dem Klageantrage und nad) defjen mirgetheilten Gründen muß wohl die Klage als Bindika- 
tion dargeftellt tworden fein, denn das Gewicht wird darauf gelegt, daß der Kläger Eigenthümer des 
ganzen Grundſtücks geworden jei, und der Beklagte ſich nicht mehr im Beſitze des Griumdftüds befinde, 
indem ihm das gerichtliche Anerkenntniß der wirklich geichehenen Uebergabe entgegenftehe, welches er hätte 
widerlegen müflen. Die Entiheidung ift umgerechtfertigt; die Vindikationsklage gegen den Autor war 
nicht begründet, oder wenn fie als abfofute Eigenthumeflage borgetragen worden war (mas ſich aus der 
Mittheilnng nicht erjehen läßt), konnte fie mit der exceptio doli in der Form des Einwandes des nicht 
erfüllten Kontrafts entkräftet werden, denn der Kläger hatte nicht bezahlt und die Verbindlichkeit zu räu« 
men einerjeits und die Berbindlichkeit zur vorgängigen ran andererjeits gründeten ſich in einem 
wechjeljeitigen Vertrage, es war mithin falſch gellagt. Im Folge der Nichtigkeitsbeichwerde vernichtete 
denn auch das Obertr. die Appellationsentiheidung ganz mit Recht durch das Erf. v. 28. Sept. 1860 
(Ach. f. Rechtsf. Bd. XXXVIU, ©. 260), Alleın die Gründe find nicht zutreffend und aud) als gül— 
tige Rechtsgründe nicht anzuerfennen. Der Bernichtungsgrund ift der dem Appellationsrichter borge- 
toorfene Teohtegrundfätzliche Verſtoß, er habe das Anerkenntniß der Uebergabe dem Verkl. entgegengeiet, 
und Gewicht darauf gelegt, daß ter Berk. über feine Behauptung, daß die Uebergabe wirklich nicht er- 
folgt ei, feinen Beweis angetreten. Denn als Zugeftändniß erfolgter Tradition ım Sinne des $.88b, 
I, 10 der 9. G.O. reip. als Beweismittel filr einen, in Solge diefer Tradition eingetretenen, neuen 
faltiſchen Beſitzſiand fünne die Erklärung, daß die Uebergabe erfolgt ſei, nicht aufgefaßt werden, weil 
der Kläger ſich nicht im Befite des ihm angeblich tradirten Grundftids befinde, der faltiſche Zuftand 
daher dem Inhalte des Zugeſtändniſſes widerſpreche und damit defien Wirkfamfeit aufhebe. Hiermit 
ift das Obertr. dem Appellationsgerichte auf dem Abwege gefolgt. Die fraglihe Erflärung der geiche- 
henen Uebergabe in unmittelbarer Verbindung mit der Bereinbarung, daß die Räumung erft ſpäter an 
einem beftimmten Tage erfolgen folle, ift nicht al® Zugeftändniß, als Beweismittel einer gar nicht vor« 
efallenen Thatiache, jondern als eine Willenserflärung, monad der Erflärende der Detentor des Käu« 
rs bis zur Räumung jein will, aufzufafen, und es kommt nur in Betracht, ob in der Faſſung eine 
ſolche Erflärung zum Ausdrude —— iſt. Im dieſer Beziehung jagt das Obertr. (©. 263): die 
bloße — daß die Uebergabe erfolgt ſei, ſei hierzu nicht ausreichend, vielmehr hätte der Verläu— 
fer erllären müffen, daß er das Grundſtück für den Käufer in Gewahrſam behalten, oder den Nießbrauch 
vorbehalten refp. das Grumdftüd als Pächter benuten wolle, wenn eine Webergabe nad) $$. 71—73 
durch Willenserflärung fir vollzogen geachtet werden jolle. Das ift der erhebliche Punkt, Hierin fann 
das Defiderat des Obertr. nicht anerkannt werden. Die 8$. 72 und 73 enthalten nur Beilpiele und 
nirgend ift fiir eine ſolche Erklärung eine Formel vorgeichrieben, es muß deshalb in jedem einzelnen 
Falle aus einer jolden Erklärung, wie aus jeder anderen ee die wahrſcheinliche Abficht 
der Parteien nad den Regeln der Auslegung entwidelt werden. Das Obertr. jelbft thut dies in dem 
Erf. v. 3. März 1854 (Archiv f. Nechtsf. Bd. XII, ©. 201), mo ausgeführt ift: die Vertragsbeſtim⸗ 
mung: „daß die verkaufte Sache dem Verkäufer auf unbeflimmte Zeit im miethweiſen Befite belaffen 
worden‘, genilge zur Bewirtung der Uebergabe, wenngleich ein Miethsvertrag unter den 
Parteien niht zu Stande gelommen. 

(4. 9.) Die Uebertragung de® Befites durch constitutum possessorium jet immer voraus, daß 
die Verfiigung über die Sache dadurch möglich wird. Dies ift nur denkbar, wenn Der, welcher den 
Beſitz von fich jelbft auf den Anderen animo übertragen will, den Gegenftand als bejondere jelbftftän- 
dige Sache beſitzt. Deshalb kann der Beſitz organiicher Theile eines lebenden Thieres, 3. B. unge 
fhorener Wolle, der Kelle x. von Schafen, nicht durch constitutum possessorium übertragen werden, 
denn ein ſolcher Sonderbefig eriftirt bei dem Beſitzer der Schafe jelbft nicht. Erf, des Obertr. vom 
27. Olt. 1862 (Entid. Bd. XLVII, S. 12). (5. U.) Auch andere unabgejonderte Früchte, namentlich 
Bäume auf dem Stamme, Früchte auf dem Halme, fönnen nicht durch bloße Willenserklärung — con- 
stitutum possessorium — alio nicht ohne dorangegangene jymbolifche Uebergabe, oder ohne Ucbergabe 
des Grundes und Boden, übergeben werden. Erk. deij. vom 26. Dit. 1866 u. vom 21, Der. 1866 
(Arch. f. Rechtsf. Pd. LXV, ©. 106 u. ©, 233). 

41) Unter der Borausiegung nämlich, daß irgend ein zur Ermerbung des Eigenthums oder des 
Nechts geichicter Titel konkurriri. Das bloße Pachten eines eigenen Rechts oder einer eigenen Sache 
begründet feinen Uebertragungstitel. Bgl. Pr. des Obertr. 2205, v. 9. April 1850. (Entſch. Bd. XIX, 
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8. 74. Der, welchem eine Sache förperlich übergeben worden, hat, in Anſe— 


©. 358, 365.) — (3. X.) In dem Erf, dv. 3. Jumi 1856 (Entſch. Bd. XXXIII, ©. 34) beftreitet das 
Obertr. dieſe Vorausſetzung, behauptend, daß durch einen Vertrag, vermöge deſſen ein Kolon von jei« 
nem ehemaligen Gutsherrn ein zu dem Kolonate gehöriges, und daher durch die neuere Agrargeſetzge⸗ 
bung in das Eigenthum des Kolonen übergegangenes Grundftüd in Zeitpacht nimmt, der Verpach⸗ 
ter den vollftändigen Ujutapionsbefit diefes Grundftüdes durd) eim constitutum possesso- 
rium erlange, nämlich den nichttitulirten, toelcher zur Erwerbung des Eigenthums eine dreißigjährige 
Dauer erfordert. Denn durch eine ſolche Zeitpahtung werde die Einräumung des vollftändigen Be— 
fittes durch constitutum possessorium bemirft und dadurch wilrden , wie ſchon in dem Obertribunals- 
urtel d. 27. Juni 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 96) anerkannt werde, Befitrechte des Verpäch— 
ter8 und namentlich in Bezug auf die Verjährung begründet. Dies ift eine rechtsirrthümliche Beweis— 
führung. Durch den Pachtkontralt wird zwar der juriftiiche Beſitz des Pachtſtücks, mittelft eines con- 
stituti possessorii, auf den Berpächter übertragen; aber der Pachtlontraft muß ein gültiger fein. Der 
Eigenthümer kann feine Sache jo wenig pachten wie kaufen. Die Pachtung war daher in dem vorlie⸗ 
genden Falle nichtig und damit war auch fein rechtlich wirlſames constitutum possessorium zu Stande 
— der Kolon könnte jogar das gezahlte Pachtgeld kondiziren, ſoweit die Kondiktion nicht ver— 
—1 


Was Rech 

tens, wenn 
Mehrere den 
Beſitz erwor⸗ 
ben haben. 


hrt iſt. Ganz unzutreffend iſt die —— S. 38, daß, wollte man aus dem 8. 527, Tit. 9 fol⸗ 


gern, daß neben dem Berjährungsbefite der längften Zeit, die Vollendung der Verjährung erft durch 
den Nachweis eines zum Eigenthumsermwerbe gefhicten Titels zu erzielen jei, dadurch ein flagranter 
Widerſpruch wider die Beftimmungen der 88. 625—628, Tit. 9 hervortreten würde. Eine ſolche Fol⸗ 
gerung macht Niemand. Die frage ift vielmehr: ob der Verpächter durch den Kontrakt, wodurch er 
dem Kolon (der einfältige Landmann kannte wahricheinlich die durch das Gefeg — ipso jure — ein» 
getretene Eigenthumserwerbung nicht) defien eigene Sache verpachtet hat, im dem Beſitz diefer Sache 

efommen ift. Und dies ift wegen Ungllitigkeit des P ichäfts zu beftreiten. Damit wird nicht bes 
Kane, daß ein Verpächter allemal einen Eigenthumstitel nachweiſen müffe, wenn er ſich auf das im 

acıtfontrafte enthaltene constitutum possessorium berufen will. Die Sache ift umgelehrt: der Pädh- 
ter muß, mie es der Kolon im Fragefalle erden hatte, jein Eigenthum beweifen, wenn er das consti- 
tutum possessorium nicht gelten lafjen will, und dann erft liegt dem Verpächter der Nachweis irgend 
einer Beränderung ald Gegenbeweis ob. 

(4. 4.) Bon diefem Sate ift das Obertr. ipäter, nad) feinem Erf. vom 4, Oktober 1860, gewif- 
fermaßen wieder abgegangen. Dort wird die Anwendung des Satzes abgelehnt, weil jener Entichei- 
dung ein anderes Sacverhältniß zum Grunde gelegen habe, die Befitfrage aber mejentlih auf that- 
fählihen Unterlagen ruhe und nach den mannigfaltigen Verſchiedenheiten, welche bei derſelben herbor— 
treten könnten, für derem rechtliche Beurtheilung feine allgemein gültige Norm aufzuftellen, diejes auch 
— vird gejagt — durch jenes Präjudifat nicht geichehen ſei. (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 27.) Die 
Schlußverfiherung widerlegt fich durch jenes Präjudilat jelbft. Die Ausbiegung ift geichraubt, Man- 
nigfache Berjhhiedenheiten in den Thatumftänden können bei der beftrittenen Rechtsfrage gar nicht im 
Betracht fommen. Die juriftiiche Thatfache dabei ift immer nur Eine, nämlich die: ob der Pächter 
Eigenthilmer der gepachteten Sache ſei. Iſt er Eigenthümer, ohme fich deſſen bewußt geweſen zu fein, 
hat er aljo im Irtthume über fein Recht feine eigene Sache gepachtet, jo ift e8 bloße Rechtsfrage: ob 
diejes Rechtsgeichäft eine gültige Pachtung ſei. Die Antivort falle aus wie fie wolle, jo ftellt fe eine 
allgemein giltige Norm dar, die „nach den mannigfaltigen Berichiedenheiten in den thatjächlichen Un— 
terlagen‘ nicht gedreht werden kann. Lautet die Norm verneinend, fo kann auch von einem constitu- 
tum possessorium feine Rede fein. Denn dieje Form des Beſitzerwerbes beftcht wejentlich in einer 
wechſelſeitigen Willenserklärung ; wenn daher die Erklärung des vermeintlichen Pächter nichtig ift, fo 
ift er ja nicht Detentor des vermeintlichen Berpächters, folglih kann dieſer durch ihn den Beſitz gar 
nicht erworben haben. Die Erwägung alſo, daß die Beſitzfrage weſentlich auf thatiächlichen Unterlagen 
ruhe, ift bier, bei der in Rede ftehenden Befigerwerbungsform, unzutreffend. — In dem befprochenen 
Erf. dom 4. Dftober 1860 jpricht das Obertr. übrigens den Sat aus, daß ein ſolches constitutum 
possessorium durch den, während der Dauer der durch die K.O. vd. 5. Mai 1815 angeordneten Sus- 
penfion der qutsherriich - bäuerlichen Prozeſſe, in er der friiheren Leibgewinnverträge bon dem Be— 
figer eines Yeibgerinngutes mit dem Gutsheren abgejchloffenen Pachtvertrag nicht begründet werde. 

42) Auch vertritt e8 die Stelle der Uebergabe, wenn der Verkäufer einer beweglichen Sache mit 
dem Käufer fich dahin einigt, daß Erfterer die verkauften Sachen leihweiſe in jeiner Gewahrſam behalte. 
Pr. des Obertr. 701, d. 17. Juni 1839, Diefe Form der Uebergabe wird gewöhnlich angewendet bei 
den Verträgen, welche Ueberjchuldete in fraudem ereditorum abihliehen. (3. 4.) Die Form des con- 
stituti possessorii ift ftreitig geworden und hat den Pl.Beſchl. dv. 20. Nov. 1854 (Pr. 2574) veranlaft: 
„Zur Gilltigkeit eine® constituti possessorii beim Kaufvertrage bedarf es, wenn der Gegenftand mehr 
als 50 Thlr, werth ift, einer fchriftlichen Erklärung der Konftituenten.“ (J. M.Bl. 1855, 5. 23 und 
Entih. Bd. XXIX, ©. 1.) 

Dan hat mit Vorbedacht die Frage auf den Fall des Kaufs und Verkaufs, bei dem fie ftreitig ge» 
worden, beichränt, da es allerdings Verträge gäbe, die ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Gegenftandes, 
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bung der aus dem Befite entfpringenden Rechte, den Vorzug vor dem, welchem die 
Uebergabe bloß *?*) durch Anweiſung oder durch Zeichen geſchehen ift. 

8. 75. Streiten mehrere, welche die Uebergabe bloß durch Zeichen oder Anmei- 
fung erhalten haben, über die Rechte des Beſitzes, fo kann fich feiner diefer Rechte ge- 
gen den Andern anmaßen. 

$. 76. Vielmehr muß die Sache fo lange in gerichtlichen Beichlag genommen 
werden, bis das Necht zum Beſitze entichieden ift. (Fit. 10, 88. 18— 25) *°). 


aud wenn fie mündlich errichtet worden, gültig feien, 3. B. das Depofitum, und für welche daher, auch 
in der Geftalt des constituti possessorii, Schriftlichfeit micht verlangt werden könne. Deshalb hat man 
die —— der Meinung, nach welcher die Frage entſchieden worden iſt, durch den $. 133, Tit. 5 
fallen laſſen. Bei diefer Page des Meinungsftreits erichöpft der Pl.Beſchl. die Drage nicht. Die m 
fung macht es, mit Rüdficht auf die Schlußermägung, zweifelhaft: ob die Uebergabe einer erfauften 
Sadıe für gehörig vollzogen anzuiehen fei, wenn die Kontrahenten nad) Abſchließung des Kaufs münd— 
» lich übereinlommen, daß der Berfäufer die gekaufte Sache für den Käufer verwahren folle (Depo- 
fitum). Muß dies zugegeben werden, fo hat die Verabredung eines Leihvertrages gleiche Wirkung, 
und auf diefen Fall der leihmweijen Belafjung bezieht fi das Pr. 701, zu mweldem der Pl.-Beicl. 
bom 20. Nov. 1854 eingetragen worden ift; das Pr. 701 wäre aljo unverändert ftehen geblieben. Die 
Baffung des Pl.Beſchl. macht jedoch die Sade unklar. (5. 9.) In den Gründen ift jedod ©. 12 ge» 
agt: es jei fetzuhalten, daß nur davon gehandelt werde, wie die Willenserklärung, von welcher $. 71 
ipreche, beichaffen jein miffe, und daß der Einfluß anderer Umftände durch den feitgeiegten Grundiat 
nicht ausgeichloffen werde. Beiſpielsweiſe ift auf eine vom Berfäufer mündlich übernommene und mwirt- 
lich geführte Verwaltung hingewieſen und allgemein bemerkt worden: die darauf gerichtete Willensers 
flärung, daß vermöge des mit dem Kaufe derbundenen Nebengeihäftes der Eine die Sache für den 
Anderen in Händen habe, müſſe in der für diejes Nebengeichaft jelbft geſetzlichen Form abgegeben 
werden. Hieran anknüpfend ftellt das Obertr. in dem Erf. vom 4. Juni 1866 dem Rechtsſatz feit: 
daß, wenn der Berfäufer das derkaufte Grumdftüd dom Käufer pachtet oder miethet, der Pacht- oder 
Miethövertrag das constitutum possessorium enthält, und da es auch für die Gültigleit des letzteren 
nur darauf ankommt, daß der Pacht» oder Miethövertrag in der für ihm felbit erforderlichen geſ 
lichen Form abgejchlofjen jei. Denn der $. 73 erfordert zu diefer rechtlichen Wirkung nicht für alle 
Fälle einen jhriftlichen, fondern nur für jeden befonderen Fall einen rechtsgültigen Pacht- oder Mieths- 
vertrag, —— genügt auch die mündliche Abrede, daß der Verkäufer für eine Miethe von nur 50 
Thlrn. im Beſitze bleibe, zur rechtsgültigen Konftituirung eines die Naturalübergabe erjegenden con- 
stitutum possessorium. (Arch. f. Hecht. Bd. LXIU, ©, 201.) Die Konſequenz hiervon ift, daß ein 
jeder mindlicher Mieths- oder Bachttontraft ein gültiges constitutum possessorium enthält, der Mieths- 
oder Pachtzins jei jo hoch wie immer und die Dauer fo lange wie man will verabredet. Denn der 
Bertrag ift durd) die Uebergabe vollzogen, weil der Verkäufer im Beſitze bleibt, mithin gilt der Ver— 
trag, wenn auch nur auf Ein Jahr. Th. J, Tit. 21, 8. 269. 

428) (4. 9.) Das Obertr. hat angenommen, daß der Gejetsgeber im $. 74 in der Bezeichnung 
derjenigen Befigübertragungen, welche hinter die durch körperliche Uebergabe zurüdtreten jollen, jämmt- 
liche un den 88. 62—73 erwähnten Befitübertragungen hat zufammenfafen wollen und aljo auch das 
eonstitutum possessorium mit gemeint habe. ei. v. 13, Oft. 1862 (Ar. f. Rechtsf. Bd. XLVIIL, 
S. 23). (5.9) Diefer Auffaflung ift nicht beizuftimmen. Beffer trifft das Obertr. den gejetsgeberi- 
chen Gedanken des 8. 74 in dem Erf. vom 29. Mai 1865, mo die frage geftellt wird, mat das Ge- 
ſetz unter einer Uebergabe durch bloße Anweiſung verftehe. Darüber findet es die Auskunft im dem 
SS. 66—68; dieſe erflären, jagt Dafjelbe, mit Zuverläffigteit, wie ſich der Geſetzgeber den regelmäßi« 

n Fall der Anweiſung gedacht habe. Es ſei unverkennbar eine ſchriftliche Anweiſung an den Inha— 

r der Sache borausgejeist, welche der bisherige Beſitzer ausſtelle und dem neuen Beſitzer aushändige. 
Mit der Anmahne derjelben feitens des Letzteren fange defien Beſitz an umd fei die Uebergabe vollzo— 
gen. Es jei dann dem neuen Befiger überlaffen, die Ammweifung dem Inhaber vorzulegen und Die 

ache von ihm zu übernehmen, oder ihn auch mit deren fernerer Gemwahrjam zu beauftragen. Die- 
ponire der neue Befiger in jolcher Weife über die Sache, jo fei Mar, daß fich die Uebergabe nicht mehr 
in den Grenzen einer bloßen Anweiſung des Beſitzes befinde, daß fie vielmehr zu einer körperlichen 
geworden, (Entid. Bd. LIV, ©, 62.) Nach diejer richtig ſcheinenden Auffafjung ift der im 8. 74 
borausgejetste Fall der, daß in der Zwiſchenzeit von der Ben u! der Anweiſung an den Aifig- 
natar bis zur Vorlegung derjelben bei dem Inhaber einem Dritten die Sache körperlich übergeben 
worden ift. Vergl. 8.68. Dann bleibt die Uebergabe an den Affignatar in den Grenzen einer blo— 
Ben Anweiſung. Bergl. unten, Tit. 10, $. 23 umd die Anm. 268 dazu. 

43) Mehrere können nicht gleichzeitig eine Sache in solidum befigen. Deshalb find die Borfchrif- 
ten $$. 74— 76 nothwendig. 
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8. 77. Rechte, welche mit dem Befige einer Sache verbunden find, werden mit re! 
der Sache zugleich übergeben **). von Nedien, 
$. 78. Der Befik anderer Rechte, die von dem Beſitze einer körperlichen Sache 
nicht abhängen, kann nur durch die Ausübung *°) derjelben erlangt werden. 


44) D. h. folhe Rechte werden eimerfeits nicht durch die bloße Ausübung, ohne den Beſitz der 
Sache, befeffen, jondern durch den Beſitz (undollftändigen) der Sache jelbft, und der folder 
Rechte wird auch mit dem Befite der Sache verloren ; andererjeits wird der Befits des Rechts, 3. B. 
einer zur Sache (zum Grundftüde) gehörigen Wafferleitung, mit der Befigergreifung der Sache zu- 

leich erworben umd der wor ift gegen eine Beeinträchtigung in der Benutzungsweiſe der Wafler- 
eitung, in possessorio zu ſchützen, ohne daß er mehr als die Befiergreifung der Sade (des Grund- 
ftüde) zur Begründung der Pofjefforientlage zu beweiſen hätte. —* Erf. des Obertr. db. 30. April 
1855 (Arch. f. Rechtst. Bd. XVI, ©. 353). Gegen dieje Klage würde jedoch der Einwand, daf der 
Vorbeſitzer zur Zeit der Uebertragung des Befites der Sache nicht mehr im Beſitze des angeblich dazu 
gehörigen Rechts geweſen fei, mit ig zu machen fein. — (5. 4.) Dies ift ganz richtig. Der Befit 
eines negativen Rechts ($. 81) muß bejonders erworben werden, denn der $. 77 bezieht auf nega= 
tive Rechte ganz und gar nicht. Erf. des Obertr. vom 9. Febr. 1852 (Entſch. Bd. XXU, ©. 306), 
und vom 15. Mai 1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LVU, ©. 344), 

45) Bergl. 88. 4 u. 5 d. T. und Anm. 6 dazu. Die allgemeine Anwendung des Begriffs vom 
Befite auf alle Arten von Rechten, auch anf obligatorifche, nicht mit dem Befite einer Sache in Be- 
iehung ftehende Rechte brachte die Berf. in Berlegenheit über die Beftimmung der Befigergreifung 
Polcher Rechte, und fie ſchlugen vor, daß der Befig von Rechten übertragen werden folle: 1. wenn fie 
mit einer Sache verbunden, durch die Uebergabe der Sache; 2. wenn fie auf Urkunden beruheten, 
durch Lebergabe der Urkunde; 3. wenn der Eine den Anderen zur Ausübung für befugt erfläre, und 
ihn dazu in Stand fee, durch diefe Erklärung; 4. bei Theilen eines Rechts, die aus — Begriffe 
von ſelbſt folgen, durch die Beſitzerwerbung des ganzen Rechtes; 5. außer dieſen Fällen (1—4) nur 
durch die Ausübung des Rechtes. Die Erwerbungsarten 2 umd 3 fielen aus und es blieben nur 1 
(8. 77), 4 (8. 79) und 5 (8.78) ftehen. (Simon, Materialien, S. 611 ff) Nun weiß Niemand, 
wie der Beſitz einer Forderung, verjdhieden von dem Forderungsrechte ſelbſt gedacht, erworben werden 
ſoll, and möchte das wohl überhaupt ein Problem ſein, fich vorzuftellen, wie neben dem Gläubiger 
aus einem vr noch ein Befiger der Darlehnsforderung juriftiich zu denten ſei. Die Praris 
behilft fich dabei jo gut es eben geht. Bezüglich auf die Schenkung von Forderungen jpricht das Pr. 
des Obertr. 1709,° vom 21. Febr. 1846 aus: Bei verbreiten Forderungen ift es eine gulie Ueber- 
gabe, wenn der Gläubiger die Urkunde dem Schuldner zuridgiebt , diem eine neue Obligation auf 
den Namen des Ceifionars oder Beſchenkten ausftellen läßt, und Letsterer joldhe annimmt. (Gntic. 
Bd. XII, ©. 190.) Denn, heißt e8 ©. 196 a.a. D., die erfte Ausübung dieſes Beſitzes (der Forde- 
rung), beziehungsweije die wu Befigergreifung war es au, als der Beichenkte das auf die 
Anweisung des Schenters von dem Schuldner erklärte Anerkenntniß feines Gläubigerrechts an-, umd 
die neue jchriftliche Obligation auf jeinen Namen zu Händen nahm. Bor diefer Tiefe der Rechts— 
wiſſenſchaft verbeuge ich mich, ich verliere den Boden unter den Fühen. Dagegen jagt das Pr. 2230, 
vd. 12. Juli 1850: „Die Schenkung einer im Hypothelenbuche eingetragenen rend wird, auch beı 
der Uebergabe des Dokuments, durch eine bloß mündliche Schentungserflärung noch nicht perfeft und 
wirffam; es gehört vielmehr dazu eine ſchriftliche Erklärung des Geſchenkgebers, durch welche der Ge- 
Ichenfnehmer in den Stand geſetzt wird, Über die Forderung als über die einige zu verfügen.” Da— 
bei ift auf 88. 58, 59, 78 d. T. Bezug genommen. (Entſch. Bd. XX, ©. 128.) Mau jollte, nad) 
dem einfachen juriftifchen Berftande, denfen, einerſeits, daß damit nicht bloß der Beſitz, jondern das 
Gläubigerrecht jelbft übertragen wiirde, wenn das, was hier gefordert wird, geichieht, und anderentheils, 
daß im diefem Falle aud) die Annahme der Urkunde nicht weniger als in dem borigen e „die — * 
Ausubung des Beſitzes, die vollftändigfte Beſitzergreifung“ enthalte. Die juriſtiſche Logik iſt hierbei 
nicht betheiligt. — (5. U.) Ueber die Ermwerbung des Beſitzes des Berlagsredhts und den poſſeſſoriſchen 
Schuß deſſelben j. unten, Tit. 11, Zuf. 33, 8.9, Anm. 65. 

(5. 4.) Wenn der mit einem beftimmten, durch Vermeſſung abge renzten Grubenfelde beliehene 
Bergiwertseigenthlimer den Bau in demjelben beginnt, jo ergreift er ei von feinem echte in dem 
vollen Umfange, in welchem es ihm verliehen, und durch die ir ggg abgegrenzt worden ift, und 
der jo ergriffene Befit fann nicht auf den Raum beichräntt werden, melden Tine Baue einnehmen, 
und welcher durch die Berggebäude, Schächte und Streden ertennbar geworden ift. Ert. des Obertr. 
vom 1. Dezember 1858 (Entid. Bd. XLI, ©, 365). — Wenn der Befits des Nechts, die Foffilien in 
einem gewifjen Terrain ausſchließlich zu — durch den in demſeiben begonnenen Bau ergriffen 
iſt, jo wird er dadurch nicht zu einem widerrechtlichen und heimlichen, daß der Bau in der Tiefe und 
= — ver der Oberfläche aus erfolgt. rt. defj. vom 27. Oftober 1865 (Archiv f. Rechtsf. 

e ‚©.174) 
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$. 79. Doch bedürfen Theile eined Rechts, welche aus feinem Begriffe von felbft 
folgen, feiner befondern Befigergreifung * 6). j 
8. 80. Wer eine Handlung, die ein Anderer ald eine fortdauernde +?) Schuldig- 
feit von ihm gefordert hat *7=), wirklich leiftet, der ſetzt denfelben in den Beſitz des 
Nechts, die Wiederholung diefer Handlung von ihm zu fordern. (Affirmatives Recht) #9). 
46) Diefer $. follte nach dem Konkluſum der Verf. des FR. bei der letzten Revifion des Entwur— 
fes vor den $. 77 zu ftehen kommen, was nicht ausgeführt worden ift. (Simon, Material, ©. 614.) 

(4. A.) Ein Recht im Sinne des $. 79 ift z. B. das Recht, die erforderlichen Reparaturen einer 
Wafjerleitungsanftalt auf dem Grundftüce, das mit jenem Rechte belaftet ift, vorzunehmen. Erk. des 
Obertr. vom 10. Januar 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 76), 

(5. U.) Der $. 79 bezieht fich auf den qualitativen Umfang des ig Rechts, nicht aber auf 
die davon durchaus verfchiedene Frage nach der räumlichen Ausdehnung des Hechtsbefiges. Erl. deſſ. 
vom 22. Juni 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©. 157), 

47) Ein affirmatives Recht befteht mithin in einer obligatio auf ein dare, facere, praestare, mit 
einer causa perpetua oder perennis. Die Reallaften find eine Spezies von affirmativem Rechte. Das 
Körperliche bei der Befignehmung eines ſolchen Rechtes befteht in der Abforderung der Handlung als 
einer fortlaufenden Schuldigkeit und in der entfprechenden Leiftung derjelben von der anderen Geite, 
Se A.) Wer z. B. das Recht, von dem Borbefiter eines Grundftüdes die regen! der auf daſ⸗ 
elbe fallenden Steuern und Abgaben zu fordern, durch Erfigung erworben haben will, der kann, weil 
das fragliche Recht noch nicht vor Erwerbung des Befites der Sache mit derfelben auf rechtsbeſtän— 
dige Weiſe verbunden war, ſich Über den Erwerb des Beſitzes diefes Rechts nicht auf den ge 
8.77 d. X, berufen, fondern er muß den en Befiterwerb des bezüglichen Rechts, dur 
ftattgefundene Abforderung und entiprechende Leijtung oder durch Willenserflärung des Anderen, ihm 
geamüber , beweilen. So docirt das Obertr. in einem Erf. vom 25. Febr. 1861 (Entſch. Bd. XLV, 

. 118), Das Beifpiel und diefe Theorie gehören in das Reich der Fabel von der Begründung einer 
—— durch —— Uebernimmt der Veräußerer eines Grundſtücks, ſeinem Nachfolger ge— 
gemüber, die Fortentrichtung der auf demſelben laſtenden Steuern und Abgaben, jo iſt das nichts wei— 
ter als Kontrahrung einer perfönlichen Verbindlichkeit (Obligation). Diefe kann durch Erfigung nicht 
begründet werden. 

47°) (4.9) Diefes Fordern der Handlung und die entjprechende Leiftung ift ein Erforderniß zur 
Erwerbung des Rechtsbeſitzes. Wenn aber der Rechtöbefig als ſchon beftehend feftgeftellt, und die au— 
fängliche Erwerbung außer Streit ift, wenn 3. B. der Beſitzer einer Bauerftelle als folder ſich in der 
umnentgeltlichen umd unweigerlichen Verwaltung des Schulzenamtes befindet, und es fich demmächft 
darum handelt, ob die Gemeinde das Recht zu diejer Verwaltung als Reallaft durch Berjährung er— 
worben habe, jo fann neben dieſem feftgeftellten Rechtsbeſitze nicht noch ein bejonderer Nachweis des 
ge und Leiſtens der ftreitigen Verpflichtung als Erforderniß der Verjährung verlangt werden, 

enn wird der einde der Rechtsbeſitz zugeftanden, jo ift damit der Verjährung die Grundlage der 
Verjährung nad) $. 625, I, 9 gegeben umd es enthält einen inneren Widerjpruch, daneben noch einen 
bejonderen Nachweis des Forderns und Leiſtens, worauf e8 nur anlommt, wenn darüber: ob der Be— 
fig vorhanden, geftritten wird, zu verlangen. In der ummeigerlich gejchehenen unentgeltlichen Ver— 
waltung des Schulzenamts beruht die Bermuthung, daß der Leiſtende in der Meinung einer flich⸗ 
tung dazu geſtauden habe ($. 107 d. T.), und ein Fordern der Gemeinde iſt darin enthalten, daß die— 
jelbe fic) einer Remumeration für diefen Kommumaldienft entzogen hat; doch kommt es hierauf, um es 
zu wiederholen, nicht bei der Fortſetzung der Verjährung, jondern bei der anfänglichen Ermwerbung des 

echtsbefites, wenn diejelbe ftreitig ift, an. Vergl. das Erf. des Obertr. vom 8. März 1859 (Ard. 
f. Rechtsf. Bd. XXXIII, ©. 52), (5.9) Es bedarf aljo zur Erwerbung des Beſitzes affirmati- 
ver Rechte nicht bloß der Leiftung einer Handlung, es muß vielmehr dieſe von der einen Seite ge— 
fordert und darauf vom der an Seite geleiftet fein. Ertl. des Obertr. v. 1. Juni 1863 (Entſch. 
Bd. XLIX, ©. 68). Bergl. unten, Anm. 65, Abſ. 5 zu $. 107, 

48) Die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel find zum Schute eines affirmativen Rechtes unanwendbar, 
weil ein Dritter ſoiches nicht vi, elam, precario ftören oder entziehen fan. Pr. 1428, f. o. Anm. 6 
zu 8.5. Doc aber wird der Beſitz ftreitig getwordener Ruftitalabgaben, auch während des Prozeſſes 
darüber, aufrecht erhalten (II, 7, $. 487), was allerdings die Anwendung eines poffefjoriihen Inter— 
dikts ift. Und durch Pleunarbeſchl. v. 5. Febr. 1849 hat das Obertr. angenommen, daß ein affirma- 
tives Recht auch als Gegenleiftung für ein entiprechendes Recht des Berpflichteten durch Alquifitivver- 
jährung erworben werden könne. Pr. 2092 (Entſch. Bd. XVII, ©. 10). Bergl. unten Ann, 1 zu 
8. 500, Tit. 9. Für gewiſſe Spezien des affirmativen Nechts, mamentlid) bäuerliche Dienfte, Abga- 
ben, Zehnten, ertennt das L. R. die Erfigung als Erwerbungsart auch ausdrüdlic an (II, 7, 88.144, 
146; II, 11, 8. 861). Vergl. oben Anm. 111 zu 8.186, Tit.2. Ebenſo beim Patronatsrechte. 
Th. II, Tit. 11, 8.576. Folgerecht follten diefe Hauptarten von affirmativen Rechten im pofleflori- 
hen Rechtswege in Anfpruch genommen werden können. Das Obertr. hat auch wirklid den Rechts- 
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8. 81. Wer eine Handlung, welcher der Andere #3 °) mwiderfprechen konnte, ohne 
deſſen Widerfpruch *®®) unternimmt +), der erlangt den Befig des Rechts, von dem 


zit angenommen, daß der Patron für den Beſitz des im Patronate einbegriffenen affirmativen 
echte, 3. B. Rechnungslegung und Zuziehung bei Austhuung und Einziehung der Kirchentapitalien 
u fordern, den voffeffarifihen Schuß verlangen fan. Pr. v. 18. März 1857 (Entih. Bd. XXXV, 

. 384). — Der Anfang des Beſitzes einer len Abgabe beginnt, wenngleich fie alljährlich postnu- 
merando abgeführt ift, nicht mit dem Anfange des Jahres, für weiches fie zuerft gegeben worden, jon- 
dern mit dem Tage der erjten wirklichen Entrichtung. Pr. des Obertr. 2093, vom 26. Jan. 1846 
Entſch. Bd. XVII, ©. 136). 

(3. 9.) Der Beſitz einer Wegegerechtigkeit, welche mur nach Deffmung eines dem Belafteten gehö- 
rigen verſchließbaren Thores ausgeübt werden konnte, und durch Borenthaltung des Schlüſſels geftört 
worden war, ift von dem Obertr. in possessorio Brig wm geichiitt, daß der 5 verurtheilt wor⸗ 
den, dem Kläger und deſſen Leuten auf jedesmaliges Erfordern den Schlüſſel zur Oeffnung des Thor- 
is herauszugeben. Erf, vd. 17. Dez. 1856 (Entid. Bd. XXXIV, ©. 81). Der Klageantrag hatte 
auf Berurtheilung des Bellagten zur Elta des Thorweges auf jedesmaliges Berlangen gelautet, 
und war auf Herausgabe des Schlüffels bejchränkt worden, Diefe Handlung des Beklagten erſchien 
dem Obertr. um deshalb ein geeigneter Gegenftand der gg weil dieſe Handlung des Be- 
Hagten nur felundär in Betracht komme; und ſowie nun nad) R. R. eine Servitut nicht aufhöre, 
eine folche zu jein, weil der zeitige Beſitzer dabei für feine Yebenszeit ein facere verheißen, oder jolches 
an ſich, wie bei der servitus oneris ferendi, zu leiften hatte, ebenjo wenig werde das negative Recht 
einer Wegegerechtiame zu einem affirmativen, weil auf dem Wege ein Thor liegt, defjen Oeffnung dem 
Berpflichteten obliegt. Dieſe Beweisführung erbringt gar feinen Beweis für die Anwendbarkeit der 
Befitsllage wegen Unterlaffung der Handlung. Das Gleichniß aus dem R. R. (mit einer Ausnahme) 
ift um 3* weil theils ungeſchichtlich. Das R. R. kennt weder Servituten, wobei der zeitige Be— 
ſitzer für feine Lebenszeit ein facere, als Beſtandtheil der Servitut, verheißen konnte, noch war die 
servitus oneris ferendi eine ſolche Servitut, welche ein facere des Befiters in ſich trug; vielmehr 
machte diefe Servitut die einzige Ausnahme von der Regel nur darin, daß bei deren Beſtellung die 
Inftandhaltung der belafteten Wand durch ausdrüdliche Stipulation ausbedungen und nicht etwa als 
Berbindlichkeit der Perfon des Befigers, jondern der Sache als dingliche Laſt aufgelegt werden konnte, 
Bon felbft verftand ſich das nicht bei der Konftituirung der servitus oneris ferendi. L. 6, 88.2 et 5 
D. si servitus vindicetur und L. 33 D. de servit. praed. urb. Nun hörte zwar diefe Servitut dadurd, 
daf mit derfelben die Laft der — des dienenden Gebäudes verbunden worden war, aller— 
dings nicht auf, eine Servitut zu ſein, aber damit ift wicht zu ertveifen, daß wegen der umterbliebenen 
Injtandhaltung die Pofjefforienklage anwendbar ſei; nah R. R. war dieje ganz unmöglich und die 
L.8, &2D. si servitus vindicetur fennt nur die actio confessoria ad compellendum vicinum reficere 
parietem. Wodurch hätte denn auch ein poflefforifches Interdilt wegen bloßer Unterlafjung einer Hand» 
fung begründet werden follen! Durch Nichtsthun und Schweigen kann ein Befit nicht geftört oder 
entzogen werden. Das Gleiche ift im dem vorliegenden Falle von der Handlung der Herausgabe des 
Schluͤſſels zum Thorwege zu jagen: die Unterlajfung begründet auc nach preußischen Rechte feine 
Beſitzklage; die vorliegende Rechtsanwendung läßt fih nicht begründen. 

48a) (2, A.) Die Sache, welche der Gegenftand des Rechtes it, muß alfo nothwendig eine fremde 
fein. Der Befi eines negativen Rechts kann daher nicht erworben werden, wenn der Befiter dieje 
Sache als Eigenthümer zu befigen glaubt. Pr. des Obertr. vom 9. Febr. 1852 (Entſch. Bd. XXIL, 
©. 304). (3. 9.) Damit jcheint jedoch eine ältere Entſch., mitgetheilt im Archiv f. Rechtsf. Bd. IL, 
S. 88, nicht übereinzuftimmen. Darnad) joll derjenige eine Grundgeredhtigteit durch Verjährung er- 
werben können, welcher das Grundftüd, gegen weldes diefelbe ausgeübt worden ift, in der Meinung 
beſeſſen hat, defien Eigenthlimer zu fein. Erf. v. 10, Juli 1851. (4.9. Dieje ältere Meinung i 
durh Pl.Beſchl. (Pr. 2721) des Obertr. v. 3. März 1862 als — — feſtgeſtellt. (J. MVBl. 
&.115 u. Entſch. Bd. XLVII, ©. 15.) Vergl. unten die Anm. 14, Abſ. 2 zu 8. 14, Tit. 22, 

485) Diejer fett die Kenntniß der Handlung voraus. Anm. 65 zu 8.107 d. Tit. (4.9) Da- 
ae muß der Kläger, wenn der Beklagte beftreitet, von den Befikhandlungen überhaupt Kenntniß er- 

ngt zu haben, diefe Kenntniß als ein Erforderniß jeines Klagefundaments beweiſen. rt, des Obertr. 
v1, de. 1862 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLVIL, S. 196) und D 4.) Erf. deſſ. dv. 29. Mai 1865 (Ard). 
f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©, 2). Dem ift jedod das Obertr. jpäter wieder entgegen getreten mit der 
Behauptung: außer derjenigen Handlung, welcher der Andere widerfprechen konnte, aber nicht wider 
fprochen hat, müſſe nicht nod) der Beweis geführt werden über die scientia oder das wiffentlidhe Dul- 
den. „Es kann vielmehr nur darauf kommen“ — heißt es weiter —, „ob ſolche Befishandlungen vor= 
liegen, aus denen die opinio juris des Handelnden zu entnehmen und die fih als fehlerfrei, insbejon- 
dere als nicht heimlich unternommen, darftellen, welche jomit vermöge der Art ihrer Vornahme die 
Bermuthung begründen, daß fie dem Anderen wirklich bekannt geworden, oder nur durd) feine eigene 
oder durch Kine Stellvertreter Sorglofigleit und Umachtjamteit umbetannt geblieben find.“ Dabei ift 
der 8. 99 d. X. allegirt. Erk. vom 13. Sept. 1866 (Archiv für Rechtsf. Bd. LXIV, ©. 245), Der 
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Andern zu fordern, daß er diefe Handlung ferner leide +%*). (Negatives Recht) 59). 


$. 99 ſpricht jedoch nur von dem Befitfehler der Heimlichleit. Das Obertr. identificirt alfo die- 
Io Befigfehler mit der inneren Thatſache des Wifjens auf der Seite des Anderen. Beides Ag ber= 
chiedene Dinge. Der Andere kan zufällig die fraglihe Handlung erfahren haben und diefe Hand- 
lung doch heimlich unternommen fein, und umgelehrt. Beide Dinge haben einen anderen Sig umd 
wirten auch verſchieden. Die Heimlichleit hat die Wirkung der Fehlerhaftigkeit der Beſitzer reifung 
im animus des Handelnden; das Wiſſen bezieht ſich auf die faltiſche Abwehr der Beſitzergrei— 
fung corpore, jei fie fehlerhaft oder fehlerfrei, von Seiten des Anderen und wirkt, wenu fie unter« 
bleibt, defjen Konſens. Auch ift es nicht richtig, daß irgendwo gefetlih eine Vermuthung für die 
Thatſache des Wiſſens gegründet ift. 

49) Das Gehen über einen ſtädtiſchen öffentlichen Play gewährt an umd für fich feinen verjäh- 
—— Beſitz zur Erwerbung einer Fußweggerechtigleit. Pr. des Obertr. vom 23. Sept. 1845 
Entſch. XI, 161). Bergl. unten, Anm. 51 zu 8.82 d. T. ımd Anm. 42@ zu 8. 63, Tit. 22, 
402) (4. 9.) Zur Erwerbung des Beſitzes des Rechtes, das Waſſer mittelft eines Grabens über 
ein fremdes Grundſtück abzuführen, ift erforderlich, daß der Beſitzerwerber diefen Abfluß im und durch 
das Grundſtück ohne Widerſpruch des Befigers deffelben bewirkt habe. Erf. des rtr. d. 25. Sept. 
1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 66). 

Ein Rechtsbeſitz wird auch dadurch erworben, daß Jemand an der Borderfront eines fremden 
Haufes fein Firmenſchild angebracht und fortgeſetzt behauptet hat. Im diefem Rechtsbefige muf er 
gegen gewaltſame oder heimlihe Störung geſchützt werden, wenn er auch denfelben einen Sachbefit 
in der Klage genannt hat, weil, wenn der Kläger den vollftändigen Verlauf des Faltums vorgetragen 
hat, darauf nichts ankommt, daß er das Rechtsverhältniß , in welchem er ſich darnach befindet, irr- 
thümlid benannt hat, e8 vielmehr Sache des Richters ift, das Richtige zu finden und ungeachtet der 
unrichtigen Saffung des Antrages der, dem borgetragenen thatſächlichen Berhältniffe entiprechenden In— 
tention des Klägers gemäß (A. ©.D. I, 5,'88. 17, 20, 21) zu erfermen. Erk. des Obertr. v. 21. Sept. 
1860 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 23), 


50) Ein feinem Wefen nad) negatives Recht ift aud das Recht eines Miühlenbefigers, daß der 
Befiter einer anderen, an demfelben Fluſſe belegenen Mühle dulde, daß die Schlige zu der das Waſ— 
fer feiner Mühle zuführenden Rinne fo lange geichloffen werde, als der Wafferbeftand nicht eine ge 
wiſſe Höhe überfteigt, — jagt das Obertr. in einem Erf. v. 10, Juli 1857 (Arc) f. Rechtsf. Bd. XXVI, 
S. ı11). Paßt nicht auf Servituten. Der Niedermäller hat in feinem Eigenthume hier nichts zu 
dulden; er hat nichts weiter in feinem Rechte als was ihm von oberhalb zuflieht. 

(5.9) Das Recht des Militärfistus zur Abhaltung militäriſcher Uebungen und Paraden auf öf- 
fentlichen Plägen einer Stadt ift ein megativet, ein vermögensrechtliches Privatrecht, welches aud) durch 
Berjährumg mittelſt Befites erworben werden kann. Der zu diefer Verjährung erforderliche Akt der 
Befitergreifung des, das Eigenthum der Stadtgemeinde befchränfenden Rechts kann im dem Kalle, 
wenn Truppen von ihren Belehlshabern fommandirt werden, militärifche Uebungen und Paraden auf 
öffentlichen Plätzen der Stadt abzuhalten, nicht ohne Weiteres angenommen werden; vielmehr ift dazu 
ein Auftrag, oder, im falle der ergeben Auftrag, die nachträgliche Genehmigung der 
Stellvertreter der juriftiichen Perfönlichkeit des Milttärfistus — der betreffenden Töniglihen Inten- 
dantur oder des Kriegdminifteriums — erforderlid. 88.45, 47. rk. des Obertr. v. 8. u. 13, Ott. 
1863 (Arc. f. Redhtef. Bd. LI, ©. 28). 

Negative Rechte, auch wenn fie bloß perſönliche find, fönnen vi, clam, precario geftört oder ent- 
zogen werden und finden Schuß in possessorio. Pr. 1358, o. in der Anm. 6 zu 8.5. Zu den Rech— 
ten, welche hiernach Auſpruch auf Schutz durd) Be sn e haben, gehört auch der Gewerbebetrieb. Der 
Gewerbetreibende kann daher die Befigflage mit Erfo anftellen ‚ wenn derielbe durch Handlungen 
eines Anderen, welche darauf beredinet find, den zum iebe des Gewerbes erforderlichen Kredit zu 
zerftören, in dem Betriebe diefes Gewerbes geftört wird. Erf. des Obertr. v. 31. Jan. 1853 (Entſch. 
Bd. XXIV, ©. 392), (5.4.) Auch die Befisftörungsflage eines Handelsgefellichafters wegen ihm ver- 
mweigerter Einficht der Handelsbücher der Gefellichaft ift zuläffig. Ert. dc bom 16, September 1867 
(Entſch. Bd. LVIII, ©. 40). Doch ift die Unzuläffigteit des Poſſeſſoriums zu behaupten auch von 
negativen Rechten, z. 8. Hütungs- oder anderen ve In gan wenn über die Grenzen der 
Behugnifle des Eigenthlimers einerfeits umd des Berechtigten andererjeits Streit entfteht und der Be— 
rechtigte ſich nicht im Beſitze eines Unterfagungsredhtes befindet; vielmehr ift die Zuläffigteit der Poſ⸗ 
ſeſſorienklage auf unmitteibare Entziehungen oder Störungen des Befites des Hütungsberechtigten zu 
beijchränten, in allen anderen Fällen aber ein Streit über die Rechtmäßigkeit der Handlungen Eis 

enthümers in petitorio auszutragen. Die Gerichte haben darüber verſchieden erlanut. Das Obertr, 
Dat den Grundjag mehrmals ausgeſprochen, namentlich aud in einem in der Sitzung des I. ©. v. 
9, Juli 1851 entichiedenen Falle. Ein Weideberechtigter hatte bis in die neuefte Zeit jein Recht in 
der Art ausgeübt, daß fein Vieh nach allen Richtun der — Waldreviere getrieben 
wurde. Der Waldeigenthlimer hatte mitten durch den Forſt einen Wildzaun jeen lafjen, jo daß dem 
Berechtigten zwar dadurch kein Terrain entzogen wurde, er aber mit jeinem Viehe nur auf großen 
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8. 82. Soll jedoch durch dergleichen Handlung der Befik eines negativen Rechte 59%) 
wirklich erlangt werden, jo muß aus der Erklärung des Handelnden, oder aus den 
Umftänden, die Meinung deiielben, daß ihm ein ſolches fortdauerndes 99 d) Recht wirf- 
lich zuftehe, deutlich erhellen ®*). 


Umtegen zu den hinter dem Zaune belegenen Waldftreden gelangen konnte. Er flagte in possesso- 
rio auf Wegnahme des Zaunes. Das Gericht erfter Inftanz erfannte nad dem Antrage. Das Ober- 
tribunal vernichtete das Urtel und mies den Kläger ab, weil fonft der Eigenthümer zu jeder Hand- 
ag Bd möglicherweije den ge u ni irgendwie beläftige oder den Zuftand des Grundſtücks ändere, 
die Erlaubniß des Berechtigten einholen oder fein Recht in petitorio erftreiten müßte und alſo inſoweit 
aufhören würde, Beſitzer des Grundftüds zu fein, vielmehr der Hütungsberechtigte ganz an jeine Stelle 
treten würde. ine jolhe Wirkung habe der Befit des Hltungsrechts nicht; ſolcher erſtrecke fich eben 
nur auf die Ausübung des Hütungsrechts, ohne den Beſitz des Eigenthlimers im Uebrigen aufzuheben 
oder zu verändern. (I. M.Bl. 1851 ©. 383.) Die Sache läßt fich jedoch auch von einer anderen Seite 
anjehen. Man kann ebenfo gut jagen, der Rechtsbeſitz reicht gerade jomeit wie das Recht; ſoweit das 
Recht ſelbſt mit der ——— verfolgt werden kann, muß auch für den Beſitz des Rechtes Schutz 
gefordert werden können. Die Worte des Obertr. drüden fein Prinzip aus. Daſſelbe ſcheint jagen 
zu wollen, daß es ungewiß ſei: ob das Hlitungsrecdht jomweit gehe, daß es den Eigenthümer an der 
freien Handlumg hindere; daß — dieſes erſt in petitorio erſtritten werden mülſſe, daß folglich der 
erg Be der ftreitigen Ausdehnung nicht dargethan jei. Das ift richtig.‘ Der Streit berührt 
nicht den Beſitz des Hlitungsrechtes, auch nicht defjen räumliche (körperliche) Ausdehnung, jondern 
den innerlichen (qualitativen) Umfang des Rechtes. Und darüber fan, aufer dem Falle eines Unter- 
jagungsrechtes, bezüglich auf beftummte Handlungen, in possessorio nicht geftritten werden. Zu vergl. 
unten, Anm. 92 zu 8.150 d. T. 

50#) (4. 4.) Zur Befitergreifung eines negativen Nechts ift nur die freie und öffentliche Vor—⸗ 
nahme der ng ng erforderlich , ohne daß es eines bejonderen Beweiſes bedarf, daß der Han— 
deinde in der Meinung eines ihm zuftehenden fortdauernden Rechtes geweſen ſei. Aum. 48@. Aber 
die Meinung des Handelnden, daß er ald Mitglied des Publitums dazır berechtigt jei, gemilgt nicht 
zum Erwerbe des Befites eines negativen Rechtes; vielmehr ift dazu die Meinung erforderli ‚ daß 
ihm felbft das Recht als ein fortdauerndes zuftche. Erf, des Obertr. vom 12, Januar 1852 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 244). Bergl. Anm. 48%. — Daher ift zur Erfitung einer Servitut ſeitens 
eines Mitgliedes der Tag erg an den Nubungen, welche allen Gemeindemitgliedern als ſolchen 
zufteben , der vollftändige Beweis erforderlich, daß dafjelbe die Berechtigung nicht aus dem Nedhte der 
Gemeinde-Mitgliedichaft, Sondern aus einem bejonderen Nechte in Beſitz genommen habe. Erf. vom 
15. Februar 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 7). — Hiermit und mit dem vorhergehenden Sate 
barmonirt auch die Entich. des Obertr. dv. 7. März 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 295), wonad) 
wegen des entzogenen Gebrauchs eines Kommunikations = oder Gemeinderveges eine Entichädigungs« 
forderung einzelner Gemeindeglieder an die Eijenbahngejellichaft nicht begründet ift. Dagegen jagt dai- 
felbe in dem Erf. v. 8. Januar 1856 (Arc. f. Rechts. Bd. XIX, ©. 225), daß jedes einzelne Mits 
glied einer Gemeinde, welches in der Benutung eines Kommunalmeges von einem Dritten wider— 
rechtlich geftört und hierdurd in feinem Vermögen verletzt wird, jelbftftändig zur Geltendmachung jei- 
ner Entihädigungsaniprüce befugt fei. Das ftimmt mit jenem Ausipr. v. 7. März 1851 nicht. 

505) (4. A.) Was unter der Eigenichaft des „fortdauernden‘ zu verftehen jer, um das Recht 
zum poſſeſſoriſchen Schutze für geeignet zu halten, ift in Frage gelommen. Ein Kaufmann hatte 
eine Remije und Wafferaustadeftelle auf 5 Jahre gemiethet und konnte dazu nur durch das Haus des 
Bermiethers gelangen. Er hatte ſich dazu der Durchfahrt durch das Haus und deſſen Thorweg be- 
dient und dazır auch die Thormegsichlüffel in Beſitz erhalten. Der Nachfolger im Beſitze des Ber- 
miethers lief plöglich den einen Flügel des Thorwegs ſchließen und hinderte dadurch den Miether 
an der bisher benutzten Durcfahrt, wovon im Miethskontrakte nichts ftand. Als der Miether in 
possessorio flagte, wies ihn der Richter ab, weil — da er mur auf 5 Jahre die Remife gemiethet 
babe — von ihm fein fortdauerndes Recht der Durchfahrt beieflen jei. Das Obertr., welches 
diefen Ausſpruch laſſirle, hebt zutreffend hervor, daß damit nicht immermwährendes Recht ge- 
meint fei — mas auch dem Wortlaute des $. 131 d. T. mwiderfproden haben würde —, fondern 
nur der Gegenjag einer in der Handlung gar nicht beabficdhtigten —— eines Rechtes, alſo nur 
die ohne opinio juris gelegentlich für diesmal unternommene äußere Handlung einer Rechtsbeſitzaus— 
übung ausgedrüdt werden follen. Hiervon ift der $. 14, Tit. 22 eine Parallelftelle, Ext. d. 23. Ja— 
nuar 1857 (Entih. Bd. XXXV, ©. 14). ä 

51) Bergl. Anm. 49. (5. U.) Aus der bloß faktiihen Benutzung allein, ohme jene Erklärung 
und ohne ſoiche Umftände, aber folgt nicht, da eine derartige Meimung bei ihm obgetwaltet habe. 
Ert. des Obertr. vd. 23. März 1865 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVIII. ©. 228). Es muß aber aud) 
hinzufommen , daß derjenige, gegen welchen das Recht in —* genommen werden ſoll, etwas thue 
oder dulde, was ihm ya "4 107); er muß alfo die beeinträchtigende Handlung erfahren. — 
Bergl. auch die Anm. 14, Abi. 2 zu $. 14, Tit. 22. 

Koch, Allgemeines Yandredt 1. 5. Aufl. 22 
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8. 83. Soll die Befigergreifung eines foldhen negativen Rechts durch Widerfpruch 
gehindert werden, jo muß * Widerſpruch bei der Handlung ſelbſt gegen den Han⸗ 
delnden geäußert jein ®?). 

$. 84. Gin nah gänzlich vollendeter Handlung erfolgender Widerfpruh fann 
den durch diefe Handlung einmal erworbenen Beſitz nicht wieder aufheben. 
$. 85. io jedoch der Widerfpruch auf eher That, oder fogleih, als der, 
egen welchen der Beſitz des negativen Rechts erworben werden joll, die Handlung er 
Ken bat, jo wird dadurch die Befigergreifung entfräftet >). 
eines Unter: $. 86. Den Befit eines Unterſagungsrechts erwirbt derjenige, auf dejien Verbot 


der Andere von einer unternommenen Handlung abiteht®®®), 


$. 87. Iſt jedoch ein Unterfagungsrecht Jemandem durch eine ausdrüdliche Wil- 
lenderflärung ?*) eingeräumt worden, fo wird derfelbe von dem Augenblide an, wo 
diefe Willenserklärung ihre Rechtögültigfeit erlangt hat, in dem Beitge des Rechts zu 
fein geadhtet 55). 

52) Das fett aber die Wiffenfchaft deffen, gegen den die Handlung unternommen wird, voraus. 
©. die vor, Anm. Bergl. au $. 97. 

53) Die 88. 84 u. 85 beziehen fich lediglich auf die Vefitergreifung, d. h. die erfte den Beſitz 
begründende Handlung. Widerſpruch bei einer fpäteren, den Beſitz fortiegenden Handlung entzieht 
den Befig nicht wieder. Deshalb kann 3. B. die Verjährung durch eine fehlerfreie Befighandlung 
vollendet werden, wenn aud) bei diefer Widerſpruch erfolgt, oder fie zur nachherigen Klage gegen den 
Beſitzer Anlaß gegeben hat. Pr. des Obertr. vom 19. Oktober 1846 (Entih. Bd. XV, ©. 142). 
Wohl aber wird der Befit und damit die Erfigung unterbrochen, wenn der Prätendent auf den 
Widerſpruch des Anderen von der ferneren Ausübung des Rechtes abfteht. Pr. 855, vom 11, April 
1840. Bergl. unten Anm. 92, Abi. 3. (4. 9.) Ein folcher, die Befigergreifung entkräftender 
Widerſpruch ift e8 3. B., wenn der Eigenthümer eines Grabens, in melden ein Nachbar das un— 
reine Waſſer aus feiner Stärfefabrit abzuleiten unternommen hat, diejen Graben, jogleich nachdem er 
davon Kenntuiß erhalten, zujchiittet. Erk. des Obertr. dv. 10, Januar 1862 (Entſch. Bd. XLVII, ©, 77). 

53a) (4. A.) Der bloß thatſächlich ausjchließliche Bau nicht vegaler Foffilien auf einem fremden 
Grundſtücke begründet den Beſitz des Nechtes, mit Ausihluß des Grumdeigenthlimers den Bau zu 
betreiben, nicht; daher ift zum Beweiſe der Störung des Befitses des Bauenden durch Bergbauanla- 
gen des Grumdeigenthilmerd der Nachweis eines bejonders erworbenen Unterfagungsrechtes oder des 
unmittelbaren Eingriffes in den Beſig des Berechtigten erforderlich. Erl. des Obertr. v. 9. Nobbr. 
1855 (Arc, f. Rechtsſ. Bd. XVIII, ©. 303). 

(5. A.) Das Aufhören oder die Unterbrechung des Beſitzes eines negativen Rechts ift von zwei 
Erfordernifien bedingt: einmal, daß der Belaftete dem Berechtigten gegenüber feinen Willen zu erfennen 
giebt, die belaftende Handlung fernerhim nicht dulden zu wollen; jodann, daß der Berechtigte feinen Willen 
darthut, fernerhin die den Eigenthlimer belaftende Handlung unterlafjen zu wollen. Dazu genügt 
eine ſtillſchweigende Willenserflärung (Tit. 4, $$. 58, 59). Ert. deſſ. vom 18. Oftbr. 1866 (Entſch. 
Bd. LVII, ©, 18). Bergl. unten, Anm. 79 zu $. 127 d. X. ; ferner: Anm. 33 zu $. 597, Tit. 9, 
Anm. 30, Abi. 2 zu $. 43, Tit. 22; und oben, Anm. 21 zu 8. 45, Tit. 7. 

54) Eine Willenserlärung, melde die Wirkung der Erwerbung des Beſitzes eines Unterjagungs- 
vechtes in fich ſchließen fol, muß von demjenigen , gegen den dieſer Beſitz geltend gemacht wird, abge- 
E- worden jein, Namentlich wird bei Erklufivberechtigungen, die auf landesherrlichen Privilegien 

ruhen, der Beſitz des Rechtes gegen jeden, der diefen Befit als vorhanden anerkennen joll, noch 
nicht allein durch die Exrtheilung des Privilegii, ohne den Hinzutritt einer Handlung des Berpflich- 
teten, begründet. Br. des Obertr. 913, vom 7. Septbr. 1840, 

(3. 4.) Durch das eim negatives Recht abiprechende Judikat gelangt der Sieger, wie durch eine 
Willenserflärung , in den Befit des entgegengeietten Unterfagungsrechtes, und damit erliicht der Be- 
fit des bis dahin don dem Anderen ausgelibten negativen Rechtes ($. 127 d. T.) Auch fann der, 
welchem das negative Recht vechtöfräftig abgeſprochen worden, für einen gegen das Judilat angeblich 
erworbenen neuen Befis dem pofiefjoriihen Schuß nicht in Anipruch nehmen, da diejer Befitz ein 
offenbar unredlicher jein würde. Erk. des Obertr, vom 24. März 1851 (J. M.Bl. 1854, ©. 104). 
Der lebte Say ift wohl jehr zweifelhaft und bedarf jedenfalls einer näheren eg Warum 
foll nicht ein redlicher Erwerb eines neuen Befiges möglich fein? Und ift ein unvedlicher Befig über⸗ 
haupt abjolut jchutlos ? 

55) Aus BVertragsverhältnifien, im welchen der eine Theil ſich verpflichtet hat, gewiſſe Hand- 
lungen zu unterlafjen , findet, wenn der Berpflichtete diefer Beftimmung zuwider handelt, eine Klage 
wegen Befigftörung nicht ftatt. Pr. des Obertrib, 508, v. 13, Auguft 1838, 
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$. 88. Mitbefiger gemeinfhaftliher Sachen werden durch ihre Handlungen, Un- 
terlaſſungen, oder Duldungen nur auf ihren Antheil verpflichtet. 

8. 89. ft die Sache, auf welche der Beſitz eines Rechts erworben werden foll, 
an fich untheilbar, oder find die Mitbefiker derfelben in ungetheiltem Befite, jo kann 
einer von ihnen durch feine Handlungen oder Duldungen dem Andern nichts vergeben. 

$. 90. Durch Handlungen oder Leiftungen einzelner Mitglieder einer Gemeine 
wird der Beſitz des Nechtd, von der Gemeine etwas zu fordern (eines affirmativen 
Rechts), nicht erworben. 

$. 91. Soweit die Einwilligung eines Theils der Gemeine, ihrer Nepräfentan- 
ten, Borfteher oder Bevollmächtigten, zur Verpflichtung der ganzen Gemeine bei Ver— 
trägen binreicht > 6), foweit wird durch die Handlungen und Leiftungen diefer Perfonen, 
rn der Beſitz eined affirmativen Rechts gegen die Gemeine erlangt. 

$. 92. Der Beliß der Befugniß, einer Gemeine die fernere Ausübung eines ge- 
meinfhaftlih ausgeübten Recht? zu unterfagen, wird gegen fie nur in ſoweit erwor- 
ben, als alle Mitglieder dem Verbote Folge leiften. 

8. 93. Der Beſitz des Nechtes, etwas zu thun (eine? negativen Rechts), wird 
gegen eine Gemeine nur alddann erlangt, wenn feines ihrer Mitglieder der Ausübung 
widerjprochen hats ®), 

$. 94. In beiden Fällen, $$. 92, 93, kann aljo auch ein einzelnes Mitglied, 
wenn es gleich weder zu den Repräfentanten, noch Vorſtehern oder Beamten gebört, 
durch feine entgegengefegte Samdlung, oder durch feinen Widerfpruch, die Befikergrei- 
fung gegen die Gemeine hindern. 

8. 95. Dagegen fann eine Gemeine, welche nad) ergangenem Verbote eine Hand- 
lung unterlaſſen, oder der Handlung des Befigergreifenden nicht widerſprochen bat, 
den Mangel der Wiſſenſchaft nicht vorfchügen, En das Verbot oder die Handlung 
zur Kenntmiß ihrer Repräfentanten oder Vorfteher gelangt ift. 

$. 96. Durch Handlungen unerlaubter Privatgewalt kann der Befig einer Sache 
niemal3 erlangt werden #7). 


56) Hieraus erhellet, daß die Handlungen und Leiftungen durd einen verfafjungsmäßigen Be— 
ſchluß der Korporation oder deren Reprüjentanten bewilligt worden jein müffen, wenn dadurch der 
Beſitz gegen die Gemeine erworben werden fol. Ein ftillichweigender Konjens der juriftiichen Perſon 
in der Art, daß die Aufforderung an die Vorfteher ergeht, umd darauf, ohne Weiteres, von Ein- 
zelnen ohne Widerjpruch anderer Mitglieder , geleiftet wird, ift micht denkbar, weil die fingirte (ju— 
riftiiche) Perſon gar feinen Willen haben kann, aufer in dem geſetzlich vorgeichriebenen Formen. Ein 
Geiſtlicher Magte gegen eine Gemeinde auf fortrmährende Entrichtung von ſ. g. Grundzinſen, behaup- 
tend, daß jeit 30 ee die Abgabe (an die bezeichnete Fundation) durch den Ortsvorfteher entrichtet 
und diejes in den rege de nachgewieſen jei. Die Abgabe follte alſo durch Erfitung er- 
mworben fein. Grundftüde beſaß die Gemeinde gar nicht. Die Abgabe kam in der Rechnung vor, aber 
die Gemeinde als jolche hatte davon nie Kenntnif genommen; es mar eine Gabe einzelner Einwoh— 
ner geweſen, melde der Borfteher gefammelt und abgeführt hatte. Gegen die Gemeinde hatte hier- 
durch gar feine Erfitung begründet werden können, 

562) (4, U.) Zur Ermerbung des Beſitzes des Rechtes zur ausichließlihen Benugung einer Kir- 
chenſtelle ift erforderlich, daß keines der Mitglieder der Kirchengemeinde widerſprochen, oder daß alle 
Mitglieder dem Berbote Folge geleiftet haben. Erf. des Obertr. v. 21. Dezbr. 1853 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XI, ©. 176). 

57) Anfangs beabfichtigten die Berf., die in den $$. 96 fi. enthaltenen Beſtimmungen nur in 
Beziehung auf den Rechtsbeitt zu geben. In Folge der eingegangenen Monita aber bemertte Sua- 
rez bei deren Revifion: „Einige (monita) betreffen bloß das Arrangement der Materien, wobei es 
feine Nichtigkeit hat, daß — die vitin der Befisergreifung, welche vi, clam oder precario geſchieht, 
nicht bloß bei Rechten, jondern auch bei förperlichen Sachen vorkommen, und alfo die 88. —, melde 
8* von Beſitznehmung der Rechte handeln, generaliſirt werden müſſen.“ Simon, Materialien, 

. 265 


Was die Bedentung der Beftimmungen in den 88. 96 — 98 betrifft, fo ift micht zu verfennen, 
daß ein Beſitz, welcher vi, clam vel precario ergriffen worden iſt, als Beſitz nicht anerfannt wird, 
doch wicht im dem Sinne, daß der Beſitzer ungeſchützt jeder Störung ausgelegt wäre, da gegen folche 
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8. 97. Ebenſo wenig können durch Gewalt Frege Wr oder durch Betrug ver- 
anlaßte Handlungen oder Duldungen den Befig eined Rechts 5°) bewirken. 

$. 98. Auch durd heimlich unternommene Handlungen kann der Befig im recht- 
lichen Sinne weder erworben, noch fortgeſetzt werden. 

8. 99. — welche dem Andern nur durch feine eigene, oder durch fei- 
ner Stellvertreter Sorglofigfeit und Unachtſamkeit unbefannt geblieben, find für heim- 
lih unternommen nicht zu achten 5). 

$. 100. Bielmehr muß die Abfiht, die Handlung zu verheimlihen, aus der 
ungewöhnlichen Zeit, wo fie vorgenommen; aus den Anftalten, welche, um fie der 
Kenntniß des Andern zu ae ‚ getroffen worden; oder aus andern vorhergehen⸗ 
den, begleitenden oder nachfolgenden Umſtänden flar erhellen 60). 
$. 101. Die gegen die Abficht der Berheimlichung ftreitende Bermuthung ® ') ift 


ja auch der bloße Inhaber die pofjefforiihen Schutsmittel hat. 88. 141, 146, 147. Bielmehr ift 
anzunehmen, daß nur der Uinfapionsbefig („Befig im rechtlichen Sinne” 8. 98), d. i. die röm. 
possessio eivilis verneint wird. So aufgefaßt findet fich Uebereinftimmung des ER. mit dem R. R. 
— (5. 4.) Darin allein, daß der Käufer das ihm verkaufte Grundftüd ohne Weiteres in Beſitz ge- 
nommen hat, ohne eine ihm bon dem Verkäufer geleiftete Uebergabe darthun zu können, fann eine 
Handlung unerlaubter Privatgewalt nicht gefunden werden. Erf. des Obertr. vom 25. Septbr. 1863 
(Ardı. f. Vredırsf, Bd. LI, ©. 129). Bergl. unten die Anm. 61 zu $. 101 d. T. — Eine fonft als 
Turbation ſich qualifizirende Handlung kann als joldye nicht vun werden, wenn fie nad einer 
zwifchen den Parteien getroffenen Vereinbarung als eine berechtigte erjcheint, der angeblich Geftörte 
oder Entſetzte ſich aljo im Boraus einverftanden mit derjelben erklärt hat, da alddann jene Fehler 
der Handlung (Gewalt, Lift, heimlich oder bittweiſe) des angeblichen Störers als vorhanden nicht an« 
enommen werden können. Dabei fommt es nicht darauf an, ob die Vereinbarung in rechtsverbind- 
licher Form zu Stande — iſt, weil auch die formloſe Vereinbarung Gewalt, Lift und Heim- 
lichkeit ausſchließt. — Ebenio kann ein, joldher Verabredung, ohme erflärten Rücktritt von derielben, 
entgegen ergriffener oder fortgeſetzter Beſitz nad) $. 14, I, 31 der A. G.O. und nad) den $$. 96 ff. 
d. T. feinen Anfprud auf Schu im Poffefforienprozefje machen. Erf. defj. vom 28. Februar 1868 
(Arc. f. Rectsf. Bd. LXXI, ©. 85). 

Gegen denjenigen, von welchem der Beſitz vi, clam vel precario erworben ift, hat ein folder 
Befit feine vechtlihe Wirkung, doch nur in Beziehung auf den fehlerhaften Befignehmer. Denn die 
Vorichrift der SS. 96. fi. fteht nur demjenigen entgegen, der den Befit auf ſolche fehlerhafte Weije 
ergriffen hat, nicht feinem Nachfolger im Beſitze. t Letztere hat daher die poſſeſſoriſchen Rechts- 
mittel auch gegen den, melden fein Befitvorgänger des Befites vi, clam vel precario entjetst hat. 
Pr. 1158, v. 13, Juni 1842. (3. 9.) Ein Dritter, gegen welchen der Befit nicht vi, clam vel 
precario ergriffen worden, kann dem Beſitzer den Einwand der fehlerhaften Befigergreifung nicht ent- 
gegenfegen. Erf, des Obertr. d. 2. Dezbr. 1853. 

58) Daß nur in Beziehung auf den Rechtsbeſitz auch des Betruges als ein die Erwerbung hin— 
dernder Fehler ausdrüdlic erwahnt ift, hat feinen Grund in der urjprünglichen Beftimmung, melde 
auf den Rechtsbeſitz beichränft fein follte. Man fand dann aber, daß „die vitia der Befitergreifung, 
weiche vi, elam vel precario geſchieht, nicht bloß bei Rechten, ſondern auch bei körperlichen Sachen 
borfommen, und alfo die 8$. 60— 64 und 68, welche bloß von Befignehmung der Rechte handelten, 
generalifirt werden müſſen.“ Simon, ©. 265. Deshalb verjeste man die Stellen. Der Betrug 
foll, nach diefer deutlich ausgeſprochenen Abficht, im feiner Wirkung nicht auf die juris quasi posses- 
sid beichräntt fein, vielmehr als ein vitium auch bei dem Sachbeſitze in Betracht kommen. 

(4. A.) Wenn zwei —* an demſelben Fluſſe ſich gegenüber liegen, ſo können Handlungen, 
weiche der Befiger der einen Mühle zu dem Zmede vornimmt, um den MWafjerbedarf derjelben vor- 
zugsweiſe zu berüdfichtigen umd nur das überflüffige Waſſer der anderen Mühle zuzumenden, für un— 
erlaubte, einen vehtmäßigen Befits umd die Berjährung zu begründen ungeeignete, nicht erachtet wer⸗ 
den. Erf. des Obertr. v. 10. Juli 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 110), 

59) Dann findet auch die Reftitution gegen die vollendete Verjährung nicht ftatt. Pr. 1280, 
vd. 24. März 1843 (Entid. Bd. VII, ©. 258). 

60) Bei der Frage: ob eine Befikftörung oder Entiegung für eine heimliche zu erachten jei, oder 
nicht, fommen die 8. 99, 100, weil fie fi nur auf die Befigergreifung beziehen, nicht zur Anwen— 
dung. Pr. 1369, v. 29, Nob. 1848, Cs ift unwahrſcheinlich, daß die Berf. einen ſoichen Unter- 
fchied gervollt haben, der in der Wirklichkeit nicht eriftirt. Denn wenn die Befigergreifung heim- 
lich geidicht, jo ift auch die Befigentfegung des besherigen Befigers heimlich) bewerkſtelligt. Denn 
Beides geichieht durch eine und diejelbe äußere Handlung. 

61) Daraus allein, daß der Vorbeſitzer die Uebergabe nicht geleiftet hat, folgt noch nicht, daß 
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bei folhen Handlungen, welche bloß die Fortſetzung des Beſitzes zur Abficht haben, 
ftärfer, ald bei folhen, wodurch derfelbe zuerft erworben werden foll. 

$. 102. it die Abficht der Verheimlihung klar, jo wird der Fehler der Beſitz⸗ 
ergreifung nicht gehoben, wenn gleich der Andere, der getroffenen Vorkehrungen unge- 
— von der Handlung Wiſſenſchaft erlangt hätte. 

F. 103. Dadurch allein, daß der Pächter eines Gutes, auf eine nur an ihn er— 
gangene Anforderung , fi zu einer gewiſſen Leiftung verftanden hat, wird gegen den 

igenthümer ber Beſitz des Rechts, die Wiederholung diefer Leiftung zu fordern (eines 
affırmativen Rechts), noch nicht ermorben 62), 

$. 104. Hat aber der Eigenthümer die von dem Pächter gefchehene Leiftung ge- 
wußt 6° *), oder ift ihm diefelbe nur durch fein eigenes grobed oder mäßiges Berfeben 
unbefannt geblieben: jo hat der Andere den Beſitz des affirmativen Recht? gegen den 
Eigenthümer erlangt. 

8. 105. Soweit einem Pächter eine Befugniß, über die Sache felbit zu verfü- 
gen, beigelegt *°) ift, foweit fann durch feine Handlungen oder Leitungen der Beſitz 
eined affırmativen Nechted gegen den Gigenthümer erworben werden. 

8. 106. Aus Handlungen, Leiſtungen oder Duldungen, wodurh an fich eine 
Befigergreifung bewirft werden fönnte, entiteht dennoch fein Befigrecht **), fobald er- 
bellet, daß der Andere diefelben nicht auf den Grund einer vorhergehenden Berpflich- 
— ſondern nur aus Freundſchaft und Gefälligkeit vorgenommen, oder geſtattet 

abe 64 9 

8. 107. Wer etwas thut, oder ſich gefallen läßt, was ihm nachtheilig iſt, oder 
zur Einfhränfung feiner Rechte gereicht, der hat die Vermuthung wider ſich, daß bei 
einer folhen Handlung oder Duldung 9°) die Meinung einer vorhergehenden Verpflich- 
tung zum Grunde liege 6%), 


der jetsige Beſitzer fih vi, clam oder precario in den Beſitz gefettt haben muß. Sci. Arch. Bd. V, 
©. 402. Bergl. oben die Anm. 57, Abſ. 2 a. E. 

62) Das Gleiche gilt aud don negativen und dom Unterfagungsredhten. Bergl. Tit. 9, $. 521; 
Fit. 21, $. 91 u. Anm. 65 zu 8. 10720. T. 

62“) Mämlich vorher. Denn die hinterdrein erlangte Kenntniß ändert die Wirkungslofigkeit 
der Leiftung des Pächters ($. 103) nicht. Aber wenn ihm die Anforderung und Leiftung nachher be= 
fannt gemacht werden, jo muß er Wideripruch erheben, jein Stillichweigen möchte für Zuftimmung 
oder Duldung genommen werden. $. 107 d. T. 

63) Dem Pächter beigelegt iſt, alſo vermöge des Pachtverhältnifies. Was damit gemeint fein 
könnte, ift ungewiß. Iſt der Pächter nebenher Mandatarius des Eigenthiimers , jo kommt er nicht 
als Pächter in Betracht. 

64) Und auch kein Befi in dem hier in den 88. 96 ff. gemeinten Sinne, weder eine corporis 
possessio, noch eine juris quasi possessio ; denn alle diefe uriprünglich auf den Rechtsbeſitz berechne: 
ten Borjchriften jollen auch von dem Sachbeſitze gelten. S. o. die Anm. 57. (4. A.) Der Redıte- 
twille (animus juris) zur Ermerbung des Beſitzes einer Grundgerechtigteit muß nothwendig manifeftirt 
werden. rk. des Obertr. dv. 1. Dez. 1857 (Entih. Bd. XXXVI, ©. 172). 

648) (5. 9.) Der 8. 106 u. 108 feen eine bittweiſe Befigergreifung voraus, find alio auf 
eine bittweile Fortietsung eines bereits erworbenen Befizes unanmendbar. Ext. des Obertr. dom 
26. Juni 1863 (Entih. ®d. L, ©. 68). Doch fan von Demjenigen, welcher zu einer gerifien 
Zeit die Erlaubniß zur Ausübung einer Handlung nachſucht, und dieſe als eine ihm vergünfti- 
BRNIDEN: geftattete ausübte, nicht angenommen werden, daß er diefelbe Handlung vorher ale 
ein Recht ausgeiibt und von dem Anderen auf Grund einer dieſem obliegenden Berpflidtung ge— 
ftattet erlangt habe. Die Annahme des Prefariums wird dadurch allein nicht ausgeichloffen, daR 
daſſelbe erft für eine Zeit nachgewieſen worden, mo die Handlung ichon während einer zur Erfigung 
rege Frift ausgeübt mar. Erf. des Obertr. vom 28. Januar 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LII, 

. 221). — Derjenige, welcher zu einer gewiſſen Zeit ein Recht precario modo ausgeübt hat, hat 
auch in Beziehung auf die fpätere Zeit der Ausübung bis zum erbrachten Gegenbemeile die Bermus 
thung gegen ſich, daß die Ausübung des Rechts precario modo erfolgt (fortgejetst) ſei. Erf. deil. 
bom 6. u. 11, Juli 1865 (Archiv f. Nectei. Bd. LX, ©. 108), 

65) Die Befigergreifung auch eines negativen Rechts gegen den Eigenthümer eines Grundftüds, 
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$. 108. Doch kann diefe allgemeine Vermuthung durch entgegenftehende, aus 
perjönlichen Verhältniſſen oder andern Umftänden des vorliegenden Falles ſich ergeben- 
de, befondere Vermuthungen wieder gehoben werden 65 b), 


defien ganze Nutung einem Servitutberechtigten zufteht (3. B. eines Waldreviers), ift im der. Kegel 
nur dann für vollzogen zu erachten, wenn aus den Umftänden erhellet, daß der Eigenthümer von 
der Handlung des Befigergreifenden Kenntniß — hat. Auch kommt dem Erſteren zur Aus— 
ſchließung der Annahme, daß die Handlung in der Meinung eines zuſtehenden Rechts vorgenommen 
worden, alles zu Statten, mas zwiſchen dem, der den Belts ergriffen haben will, und dem —* 
dachten Servitutsberechtigten verhandelt worden iſt. Pr. des Obertr. vom 1. Nov. 1849, Nr. U. 
(Entſch. Bd. XVIU, ©. 183.) Auch Erf. v. 19, Er 1858 (Arch. j. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 144). 

Durch diejes Pr. werden zwei ftreitige Punkte betroffen und bis auf Weiteres erledigt. Der 
eine betrifft andere unvollftändige Befiger der Sache als Pächter und Nießbraucher. Während der 
Dauer einer Pacht oder eines Nießbrauchs kann feine Berjährung anfangen (Tit. 9, $. 521; Zit. 21, 
$. 91), weil die Befigergreifung nicht für vollendet gilt, jo lange der Eigenthümer nichts erfahren 
hat. Es ift bezweifelt oder bejtritten worden, daß das Gleiche aud) von anderen unvollftändigen 
Befigern, 3. B. von Servitutsberedhtigten, Superfiziarien u. dergl. gelte, weil es nicht gejagt ıft. 
Das Obertr. bejaht es, meil bei dielen ein Ähnliches wie das jenen BVorfchriften zum Grunde lies 
gende thatſächliche Berhältniß vorliege, welches eine Behinderung des Eigenthümers, von der Beein- 
trächtigung feines Gigenthumsrechts Kenntniß zu erlangen, bedingt. lle alio der Akt einer Be- 
figergreifung gegen ihn vollzogen werden, jo milffe aus den Umftänden erhellen, daß der Eigenthü- 
mer die beeinträchtigende Handlung in Erfahrung gebracht habe. (Entſch. a. a. O. ©. 191.) Dieje 
ſachlichen Gründe find völlig überzeugend. 

Die andere Frage ift die: ob bei Pächtern der Rechtsſatz auf affirmative Nechte zu beichränten 
oder auch auf negative und Unterfaqungsrechte anzumenden jei. Eine Meinung behauptet jenes, weil 
der $. 103 nur bom affirmativen Rechten ſpreche. Aber diefe Einichränfung hat den geftend gemadh- 
ten ſachlichen Grund gegen fi), aus welchem das Obertr. den Sat aud auf negatıve Rechte au— 
wendbar erflärt; und der $. 103 fteht jener Meinung nicht zur Seite, jowie dem fachlichen Grunde 
nicht entgegen. Denn die Faſſung der SS. 102— 105 kommt daher, daß man früher den Stellver« 
treter (Verwalter) und den Pächter ganz gleich geftellt und in Rüdficht Beider eine Ausnahme bei 
den affirmativen Rechten gemacht hatte. Erſt bei dem Vortrage des umgearbeiteten zweiten Entwurfs 
wurde der Pächter von dem Berwalter oder Stellvertreter allgemein getrennt und der $. 521, Tit. 9, 
der fih auf alle Arten von Rechtsbeſitz bezieht, hinzugefügt, dieſe Allgemeinheit aber hier bei der 
Befigerwerbung micht weiter berückſichtigt. Mit dem $. 521, Tit. 9 veränderte fich jedoch von 
ſelbſt auch der Grundfag fiber die Ermwerbung des Befitses von Rechten Überhaupt; denn die Erſitzung 
hängt mit der Erwerbung des Befites innig zufammen; wo fein Befitt erworben ift, da kann feine 
Verjährung durch Befit anfangen; wo aber Befit erworben ift, da muß auch — die übrigen Er— 
forderniffe, zn hier nicht Nede ift, dorausgejegt — Erfitung anfangen können. Vergl. die Ann. 
zu 8. 521, Tit. 9. 

(5. U.) Der $. 107 regulirt als Gegenjats zu $. 106 zunächſt nur die Beweislaſt hinfichts der 
Eintede, daß die Leitung nur aus Freundſchaft und Gefälligkeit geihehen jei, und die VBermuthung 
genügt, wenn das Faktum (corpus) hinzutritt, allenfalls zur Erwerbung des Befites negativer Rechte ; 
allein beim Beſitzerwerb affirmativer Rechte umd von Unterfagungsrechten lann die nothwendige Ver— 
lautbarung des Willens des Ermwerbers (animus) nicht durch die Bermuthung des $. 106 ergänzt wer⸗ 
den, ſonſt würde ja durch die bloße Leiſtung von der einen Seite der Beſitz für jeden Dritten erivor« 
ben jein, der hinterher zur Forderung der Leiftung berechtigt zu jein erklärt. Erk. des Obertr. vom 
1. Jumi 1863 (Entih. Bd. XLIX, ©. 66), 

658) (5. U.) Der $. 107 fett eine Bermuthung nur gegen denjenigen feit, gegen melden der 
Befit eines Rechtes ertvorben fein joll, nicht aber zugleich fie denjenigen, welcher diejen Befig in 
der Meinung eines ihm zuftchenden Rechts ergriffen zu haben behauptet: für das Berwußtiein einer 
Berpflichtung auf Seiten des erfteren, nicht aber für die opinio juris des letteren. Dies ift als 
Grundiag auf den Fall des Wafjerichöpfens Seitens des benachbarten Grundbejigers aus dem Bruns 
nen des Nacbars angewendet worden. Erk. des Obertr. vom 17. März 1864 (Ardiv für Rechtsf. 
Bd. LIN, ©. 215). Dieje Spaltung ift unzuläſſig. Was joll die Praxis mit der VBermuthung des 
Bewußtieins einge der Duldung zum Grunde liegenden Berpflictung, wenn zugleich die gegenüberfte- 
hende Berechtigung geleugnet wird? Das ift genau dafjelbe was bei der Obligation die Spaltung dere 
jelben in ein debitum und in ein ereditum als im zwei jelbftftändige Elemente fein wiirde. Bier ha— 
ben mir es mit der Feftftellung eines obligatoriichen Verhältniffes, nämlich eines Prekariums, als 
eines Befitfehlers, zu thum Sagt nun das Geſetz: im diefem Falle ift der fragliche Befitfehler nicht 
anzunchmen , fo ift der unſtreitig dabei vorausgeſetzte Beſitz inſoweit eben fehlerfrei. Soldye Haar« 
fpaltung trifft nicht das punetum. S. dagegen die folg. Anm. 65b. 


65 5b) (5. A.) Hiermad) liegt aljo demjenigen, weicher gegen ein, auf Gruud der Verjährung in 
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$. 109. Der Anfang des Befiged wird vom der erften Handlung, wodurd ders Ayfanı des 


felbe ergriffen worden #6), gerechnet. 
$. 110. Sind mehrere Handlungen zur Befigergreifung erforderlich, fo beſtimmt 
diejenige Handlung, wodurch fie vollendet wird, den Anfang des Beſitzes 67). 


$. 111. Die Gewahrfam einer Sache geht verloren, fobald das phyſiſche Vers Sortiesun 
mögen de8 Inhabers, durch fich 63) oder Durch Andere Darüber zu verfügen, aufhört ®%). der Gemahr- 


* $. 112. Aus dem Verluſte der Gewahrſam folgt noch nicht der Verluſt des Be— 
tzes 79), 

8. 113. Vielmehr wird der Befik jo lange für fortgefeßt geachtet, als die gefche- 
bene Aufhebung deilelben nicht deutlich erhellet? 1). 


Anſpruch genommenes negatives Recht ($$. 81, 82) den Einwand der nur gunſtweiſe geſchehenen Aus- 
Übung aufitellt, nicht der direkte Bereis, namentlich nicht dahin ob, daf derjenige, welcher das echt 
in Anſpruch nimmt, ein Anerkenntniß, inionderheit ein rechtsgültiges und beftimmtes Anerkenntniß ab- 
gegeben, daß ihm ein Recht nicht zuftehe, ſondern die Ausübung nur vergünftigungsmeile geftattet 
ei. Bielmehr ift es zur Begründung des Einmwandes ausreichend, wenn überhaupt berfönliche oder 
andere Umftände nachgeriejen werden, weiche die Borausjegung begründen, daß die Handlung, für 
deren Ausübung, ald eines Rechtes, der Gegner fi auf die Bermuthung aus dem $. 107 berufen 
kann, mur ng ey geftattet worden jei. Erf. defj. vom 16. Oftob, 1866 (Arc). f. Rechtöf. 
Bd. LXV,©. 75). Das hat Grund und befeitigt zugleich die in der Anm. 65% gerügte Spaltung. 

66) Bei affirmativen Rechten mithin nicht mit dem Anfange des Jahres, für welches die Abgabe 
oder Leiftung zuerft gegeben worden, ſondern mit dem Tage der erften wirklichen Entrichtung. 
Br. 2093, d. 26. Jan. 1849. (Entih. Bd. XVII, ©. 136.) Bergl. oben, Anm. 21 zu $. 45. 

67) ©. Anm. 29 zu $. 59. Bergl. aud) $. 67. 

68) Alfo auch mit dem Tode des Beſitzers, indem das körperliche Verhältniß durch den Tod der 
Perſon ſich gänzlich auflöft. (Eutſch. des Obertr. Bd. XVIU, ©. 8.) Deshalb kann der Beſitz nicht 
auf den Erben übergehen; denn der Beſitz hat eine bloß faltiſche Natur und erzeugt nur Rechte für 
den Befiker. 

69) Ob ſolches in einem gegebenen Falle geichehen , ift quaestio facti. 

70) Weil e8 möglich jein kann, daß der Befiter die Gewahrſam willfürlich zu reproduziren ver— 
mag. Dies ift z. B. der Fall, wo ein Stellvertreter die Gemwahrjam für ihn hat, umd bei dem uns 
vollftändigen Beſitze, indem der unvollftändige Befiter zugleich die Gewahriam für den voliftändi- 
gen bat. $. 124. (3. U.) Handlungen der Pächter von Grundftüden, welche fi auf Erhaltung oder 
Bortegung des Beſitzes von Rechten der verpachteten Grundſtücke beziehen, kommen bei der eriver« 

nden Verjährung dem Eigenthümer zu Statten, ohne daß es dazu eines befonderen Auftrages oder 
einer —“ deſſelben bedarf. Pr. des Obertr. 2511, vom 7. März 1854. (Entſch. Bd, XXVIL, 
©. 310.) (4. U.) Diefer Rechtsgrundiag findet auch auf die Handlungen des Pächters einer Grund— 
gerechtigkeit,, 3. B. der Schafhlitungsgerechtigkeit, Anwendung. Pr. des Obertr. vom 14. Yuli 1857 
(Arc. für Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 119). In demielben Erf. ift ausgeführt, daß es der Ausübung 
der Schafhlitungsgerechtigteit durch den Beſitzer felbft, insbeſondere durch eine Gemeinde, gleich zu 
achten jei, wenn Ddieje Ausübung durch den für die Heerde beftellten Schäfer geichieht, und daß es 
hierbei feinen Unterichied macht, wenngleich der Schäfer nicht von der Gemeinde als jolcher, fondern 
nur don den Schafbefitern —— worden iſt. 

Wenn, außer der Schafhütungsgerechtigkeit ſelbſt, zugleich das Recht zur Wäſche der Schafe auf 
dem befafteten Grundftüde außerhalb der Hütungszeit ausgeübt ift, To ſteht dies Recht zu der Schaf: 
hütungsgerechtigfeit dergeftalt in Beziehung‘, daß der Pächter der letteren auch zur Ausübung des 
Rechts zur Wäjche für ermächtigt und berechtigt zu erachten ift. (Ebd.) r 

71) D. h. bis der Befiger entweder thatjächlich und dauernd am der Ausübung des Beſitzes ber- 
hindert wird ($. 116), oder jeinen animus fennbar aufgiebt ($. 117), nicht aber icon, wenn er ſich 
bloß von der Sache entfernt. 

Bei Begründung der Klage in possessorio summariissimo findet die Bermuthung der Fortdauer 
des früher einmal erlangten Befites bis zuım Beweiſe der geichehenen Aufhebung dejjelben zwar nicht 
als eine gejetzlihe, den Richter unter allen Umjtänden bindende, aber wohl als eine fogenannte fak— 
tiſche, der freien Würdigung des Richters nach den Umftänden des Falles umterliegende Präfumtion 
ftatt. Pl.⸗Beſchl. (Pr. 2063) des Dbertr, v. 6. Nopbr. 1848 (Entſch. Bd. XVII, ©, 3). — Wenn der 
Anfang und das Ende des Beſitzes nachgewieſen ift, tritt die Vermuthung, dag die Ausübung des 
bejefjenen Rechts im der Zwiſchenzeit fortgefegt worden, der Regel nach aud) dann ein, wenn der 
Zeitraum zwiſchen den beiden Befighandlungen am Anfang und Ende länger ift, als die zur Vol— 
lendung der Berjährung gerade ausreichende Zeitfriſt. Tit. 9, $. 599. Pr. 2166, v. 20, Dez. 1849 
(Entih. Bd. XIX, ©. 139). 
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$. 114. Durch eine Veränderung in den perfönlichen Eigenfchaften 7?) des Be- 
figerd wird in der Fortdauer des Beil es nicht? geändert. 

8. 115. Durd den Verluft der Fähigkeit, etwas zu erwerben, geht der Befis 
des vorhin ſchon Erworbenen noch nicht verloren 73). 

8. 116. Dagegen?*) hört der Befig auf, wenn e8, durch ein die Sache felbft 
und deren Subſtanz betreffendes Ereigniß, dem Befiger unmöglich wird, die verlorne 
Gewahrſam wieder zu erlangen ?*®). 

8. 117. Deögleichen alddann, wenn der Befiger bei Aufgebung 7°) der Gewahr- 
u! ‚ durch Worte oder Handlungen deutlich erklärt hat, dab er die Sache verlaſſen 
wolle. 

8. 118. Nur der, welcher über eine Sache frei zu verfügen berechtigt ift, fann 
fich des Beſitzes derjelben entichlagen. 


72) 3. B. durch Berfall in eine Geiftestrankheit , durch Bevormundung. ©. $. 115, 

73) Eine Folgerung des Grundſatzes $. 114. S. die dor. Anm. 

74) Die 88. 116— 125 beftimmen, wie der Beſitz corpore verloren geht. Schwierig ift der 
8. 116 in Berbindung mit dem $. 122 nicht, weil der Gedante unklar wäre, fondern weil der un— 
zweifelhafte Gedanfe,, melden die Verf. gehabt und auch hinlänglic Mar ausgedrüdt haben, mit der 
Natur der Sache unvereinbar ifl. Denn es joll eine, durch einen unbelannten Dieb geftohlene 
Sadıe als im Beſitze des Beſtohlenen verblieben angeiehen werden, wenn fie auch niemals wieder er» 
langt wird, noch erlangt werden fanı. Suarez Font mit Bezug auf die gegen die $$. 78, 79 des 
Ent, eingegangenen Monita: der $. 79 (die Abficht — den Befit fortzujegen — it jedoch nicht hin 
reichend , wenn es dem Befiter durch eine Handlung oder Begebenheit unmöglid) wird, über die Sache 
zu verfügen) ift ebenfalls in der Verbindung und nad) der wie er dafteht, micht richtig; denn 
es find Fälle möglich, daß ich die Gewährſam einer Sache dergeftalt verloren haben kann, daß es 
mir micht mehr möglich ift, darliber zu disponiren, und doch habe ich den Beſitz noch nicht verloren, 
3. E. die mir don einem unbelannten Spisbuben geftohlene Uhr. Der Befig wird verloren: 

a) durch gg | in der Sache jelbft, wodurch die fernere Gemwahrjam derjelben dem Be- 
fitter unmöglich wird, 5. B. per rei interitum, durd) eine folde a tertio unternommene mutationem 
formae , modurd) die Sache aufhört, diefelbe zu fein x.; 

b) per derelictionem ; 

e) dadurch, daß der Beſitz einer aus der Gewahrjam des bisherigen Befigers gelommmenen Sache 
bon einem Anderen ergriffen wird, im fofern nur diefe neue Befigergreifung nec vi, nec clam, nec 
precario gejchieht ; 

d) dadurch, daß der Befit einer Sache von dem bisherigen Befiter einem Anderen eingeräumt 
wird. (Simon, Material., ©. 276 u. 621.) 

Hiernady geht der $. 116 lediglich auf den Fall a; die 88. 117 — 121 gehen auf den Fall b; 
der $. 122 bezieht fi auf den Fall e und der 8. 123 auf den Fall d. ird eine Sade ihrem 
Befiger vi, elam oder precario entzogen, z. E. geraubt oder geftohlen, fo ift der Befit nicht ver- 
loren, wenn auch der Beftohlene ſolche niemals wieder erlangt. 8 miderfpricht augenjcheinlich der 
Natur des Befites als etwas bloß Thatſächlichem; Suarez hat hierbei den Befis als ein Recht 
gedacht. Eimen juriftiich richtigen Gedanken enthält der 8. 116 verb. mit $. 122 mur ıumter der- 

zorausſetzung, daß der Beftohlene oder VBeraubte fpäter die Sache wiedererlangt. Dann wird die 
Fortdauer des Befites in der Zwiſchenzeit fingirt. 

742) (5, U.) Anwendung hiervon macht das Obertr. zutreffend auf einen Fall, wo ein MWoh- 
nungsmiether durch den Abbruch des Haufes, im welchem er die Wohnung inne hatte, in feinem 
Miethsbeſitze geftört und nad der Klagebehändigung das Haus gänzlich niedergeriffen worden mar. 
Damit war das Befigobjeft verſchwunden und das Obertr. erkannte, unter Vernichtung des — 
Erlkenntniſſes, ganz richtig, daß nunmehr von einer Wiedereinſetzung in den Beſitz, d. h. von ⸗ 
urtheilung des Vermiethers zur Wiederherſtellung des Hauſes und demnächſtiger Inbeſitzſetzung des 
Miethers in feine frühere Wohnung, nicht mehr Rede ſein könne, weil die frühere Wohnung nicht 
mehr vorhanden war, Die Sache war dadurd) in einen petitoriichen Entjchädigungsanfprud umge- 
wandelt worden. Erf, vom 19, Juni 1863 (Entid. ®d. L, ©. 57). 

75) Ohne Aufgebung der Gemwahrjam geht der Beſitz corpore nicht verloren; die Beſtimmungen 
beziehen fich eben anf diefen Fall des Berluftes. S. die vor. Anm. Bei der Dereliktion trifft ani- 
mus und corpus zufammen, der animus allein bewirkt feine Dereliktion, aber er fann den Beſitz in 
eine Gemwahrjam für einen beftimmten Anderen verwandeln ($. 71). Erklärt ein Befiger, daß er 
eine Sache preißgebe (derelinquire), behält fie aber in feiner Gewahrſam, d. b. in feinen verſchloſſe— 
nen oder doc Anderen unzuganglicen Räumen , fo ift nichts geichehen ; die folgende That (das Be- 
halten) hebt die mwörtliche Erllärung auf. 
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8. 119. So lange eine Sache ſich noch an einem Orte befindet, von deijen Zu— 
gange der Beliger Andere auszuſchließen berechtigt ift, kann diefelbe nicht für verlaſſen 
angeſehen werden. 

8. 120. So lange die Merkmale, womit das Eigenthum einer in Beſitz genom- 
menen Sache bezeichnet zu werden pflegt, an der Sache noch fennbar vorhanden find, 
fann nicht vermuthet werden, dab der vorige Befiker diefelbe verlafien babe. 

8. 121. Aber auch durch die Auslöfhung des Zeichens allein wird der Beſitzer 
des einmal ergriffenen Beſitzes nicht entiekt. 

$. 122. Wenn ein Anderer den Belig einer aus der Gewahrfam des vorigen 
Befigerd gefommenen Sache auf eine fehlerfreie %) Art (88. 96— 108) ergriffen hat; 
fo hört der vorige Beſitz auf? ®), 

$. 123. Soweit Jemand feinen Befig einem Andern überträgt, bat er ihn für 
ſich felbft verloren. 

$. 124. Durch Einräumung des unvollftändigen Befiged an einen Andern wird 
der vollftändige Befik des bisherigen ine fortgefeßt 76 ®). 

8. 125. Wer eine Sadhe für einen Andern inne hat, oder unvollftändig befikt, 
fann dieſen feines Befiged nur durch ſolche Handlungen entfegen, welche die Eigen- 
haften einer neuen Befigergreifung an ſich haben. ($. 70.) 

$. 126. Der Beſitz des Rechts, von einem Andern etwas zu fordern, (eines af- 
firmativen Rechts) geht verloren, wenn der biöher Berpflichtete die fernere Erfüllung 
der von ihm geforderten Pflicht verweigert 77), und der Andere fich dabei beruhigt 7°). 

8. 127. Der Befit des Rechts, etwas zu thun (eined negativen Rechts), hört 
sl: wenn der Andere den Beſitz des entgegengefegten Unterſagungsrechts erworben 

at?®), 


76) Bergl. o. die Anm. 61. 

768) (5 A.) Die Gewahrfam an einem frei zugänglichen Grundſtücke geht verloren, fobald der 
Befiter von demjelben entfernt ift, denn das phnfile Vermögen, mit Ausichliefung Anderer dar- 
über zu verfügen (8. 1 d. T.), iſt dann aufgehoben. Daher wird durch die auf fehlerfreie Art er- 
folgte Ergreifung des Beſitzes eines ſolchen Grundſtückes der bisherige Beſitz eines Anderen aufgeho- 
ben und ein meuer Befit erworben. Der gemeinrechtliche Grundfat, daß zum Berlufte des Beſitzes 
an Grundftücden durch Befitergreifung eines fremden das —R des bisherigen Beſitzers von 
dieſer Apprehenſion —— iſt im preußiſchen Rechte nicht wiederzufinden. Erf. des Obertr. 
vom 25. September 1863 (Archiv f. Rechtef. Bd. LI, ©. 130), 

76b) (4. 9.) Das geſchieht auch durch Handlungen des Pächters eines Grumdftüds, melde fich 
auf die Erhaltung oder Kortfegung des Beſitzes don Rechten dieſes Grundſtücks beziehen ; ſolche Hand- 
lungen kommen mithin bei der eriwerbenden —— dem Eigenthümer zu Statten, ohne daß es 
dazu eines befonderen Auftrages oder einer beionderen Anweiſung deflelben bedarf. Wenn aber der 
Pächter des herrichenden Grundftüds zugleih der Eigenthümer des dienenden ift, jo ift nicht ohne 
Weiteres anzunehmen, daß die von ihm vorgenommenen Handlungen in feiner Eigenichaft als Päch— 
ter, alſo für den Eigenthümer des herrſchenden Grundftüds ausgelibt worden find. Im diefem Falle 
ruhet die Verjährung bis nad Beendigung der Pachtzeit. Erl. des Obertrib. vom 5. Jumi 1856 
(Arc. f. Rechtsſ. Bd. XXU, ©. 17). Bergl. o. Anm. 21. 

77) Die Weigerung einer Korporation kann nicht durd einzelne Mitglieder, fondern nur durd) 
den berfafjungsmäßigen Beſchluß derjenigen Perjonen, welche den Willen der juriftiichen Perſonen 
zu produziren haben, ausgeiprodhen werden. 

78) u: Tit. 9, 8. 502 ımd das Pr. 882 in der Anm. 2 dazu. 

(4. U.) Die Beftimmung des $. 126 ift bei der Erfitsung nicht anwendbar. Erf. des Obertr. 
bom 13, März 1851 (Arc. 1 Rechtsf. Bd. II, ©. 205). 

79) Die Frage: ob der Befik von negativen Rechten, 3. B. einer Wegenerechtigkeit, nur durch 
Erwerbung eines entgegenftehenden Unterjagungsrechts , oder auch ſchon durd) bloße Entſetzung auf- 
gehoben werde, ift gegenftandelos. Denn es ıft volllommen wahr, daß ein Cigenthümer, welcher 
dem bisherigen Servitutberechtigten die Servitut dergeftalt abgewinnt, daß derfelbe nicht mehr über 
das Grundftüc gehen darf, dadurd kein jelbftftändiges Unterfagungsrecht auf fein eigenes Grundftüc 
erwirbt, jondern nur fein Eigenthum freimadht : Polatich ift es auch wahr, daß er nicht den Beſitz 
eines folchen weſenloſen Unterjagungsrechts durch eine fehlerfreie Verhinderung der ferneren Ausübung 
des Wegerechts erwerben lann. $ verlangt aber der $. 127 auch nicht; er deutet vielmehr nur 


infonderheit 
bei Redten. 
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$. 128. Der Befig eines Unterfagungsrechts geht verloren, wenn der Andere 
ſich pr den Beſitz des entgegenjtehenden negativen Rechts (des Rechts etwas zu hun) ge⸗ 
ſetzt bat. 

8. 129. In fofern durch die Hebergabe von Sachen zugleich Rechte an einen An- 
dern übertragen worden ($. 77), in ſofern wird dadurch auch der Beſitz ded vorigen 
Beſitzers aufgegeben. 

8. 130. Uebrigens wird der einmal erlangte Beſitz eined Rechts durch die un- 
ne fernere Ausübung defjelben in der Regel noch nicht verloren 8°). (Tit. 9, 

n. 9.) 

$. 131. Der Befig einer Sache oder eine? Rechts, welcher einem Andern nur 
auf eine gewiſſe Zeit, oder unter einer auflöfenden Bedingung eingeräumt worden, hört 
mit dem Ablaufe der Zeit, oder mit dem Eintritte der Bedingung von felbft auf? ®). 


an, unter welchen VBorausfegungen das LUnterlafien der Ausübung der Servitut den Berluſt des 
Rechtsbeſitzes bewirle, nämlich, wenn der Eigenthilmer dem bisherigen Beſitzer des —** das 
fernere Gehen x. unterſagt, und dieſer in Folge deſſen davon abſteht. 88. 86 u. 130 d. T. — 
(6. A.) S. auch oben, Anm, b3a, Abſ. 2 zu 8. 86 d. T. 

80) Eine Ausnahme gilt bei Rechten, die nur zu gewiſſen Zeiten oder Gelegenheiten auszu— 
üben find: von diefen geht der Beſitz durch nicht geredhtiertigte Nichtbenutung einer Gelegenheit ver- 
loren. Tit. 9, 88. 651, 653, 654, 

808) (3, A.) Diefe Beftimmung ſoll auch auf den u anwendbar fein, dergeftalt, daß 
der Verpächter befugt fein ſoll, den Wächter nad) Ablauf der Pachtzeit aus dem Befite zu feen. 
In der Zufammenjtellung der bei dem Obertr. angenommenen ya über da® poss. summ. 
(J. M.Bl. 1854, S. 107) wird nämlich, nachdem der unbezweijelte Grundjag: „mit der Beendigung 
des Rechts zum Beſitze hört der Befig an fid noch nicht auf, aufgeführt worden, gejagt: „Der — 
—— hindert jedoch den Verpächter nicht, einen Pächter, deſſen Pachtzeit nach Inhalt des Ver— 
trages abgelaufen ift, der Pacht zu entjegen. Denn der Befit einer Sache oder eines Rechts, wel- 
der einem Anderen auf eine gewiſſe Zeit oder unter einer auflöfenden Bedingung eingeräumt wor- 
den, hört mit dem Ablaufe der Zeit oder dem Cintritte der Ritt Ne auf. Auch wird ein foldher 
Beſitz durch die fortgejettte Gewahrfam wicht fortgeiet (88. 131, 182). Der frühere Befiger ift als- 
dann bloßer Inhaber, und fann von dem, in deifen Namen er befitt, nad $. 144 a. a. O. der 
Gewahrjam zu allen Zeiten entjetst werden. Nur darf dies nicht mittelft einer dem $. 145 a. a. O. 
_ widerjtreitenden Privatgetvalt geichehen.” Hingewieſen ift dabei auf die Erf, des Obertr. p. 23, April 

1852, 23. Jumi 1852 und 11. Febr. 1853. Dieje Lehre und die dadurch gerechtfertigt jein follende 
Rechtsanwendung ift irrig. Der Pächter ift nicht erft alsdann (am Ende der Pachtzeit) bloßer 
Inhaber, fondern er ift e8 von Anfang, denn er ift unvollftändiger Befiger und als joldyer ift er 
Inhaber der Sache, aber wirklicher Befiter feines Pachtrechts. $$. 6, 9. Der Gegenftand der Ge- 
wahrfam und der Gegenftand des Beſitzes des Pächters find ganz verfhiedene Dinge. Soll mun die 
Eigenschaft des Pächters als Inhabers der Sache der Rechtsgrund fein, ihm eigenmäcdhtig aus dem 
Pachtqute werfen zu dürfen; jo muß dies nicht bloß erſt nad) Ablauf der Pachtzeit, fondern ſchon 
zu Anfang und zu jeder anderen beliebigen Zeit während der Dauer des Kontrafts geichehen können, 
folglich ift der Grund, da der Nechtsitand umbeftritten eim anderer ift, umrichtig. Geht aber die 
Meinung dahin, daß alsdann (am Ende der Pachtzeit) der Pächter auch Inhaber des Pachtrechts 
würde, und der Verpächter wahrer Beſitzer davon fei: fo ift dies wieder offenbar umrichtig, da der 
Verpächter niemals jein eigener Vächter oder Beſitzer des Pachtrechts feines Pächters fein fan, und 
von ihm auch diefe juris quasi possessio nicht a den Pächter übergegangen ift, da er jelbit fie nie 
gehabt hat: der Pachtbeſitz als Rechtsbeſitz ift jeitens des Pächters urſprünglich erworben ; er ift micht 
von dem Verpächter im Sinme des $. 131 auf ihm übertragen und der Verpächter kann niemals 
Befisnachfolger des Pächters werden, wie es ein Ceffionar des Pachtrechts (Afterpächter) zu werden 
vermag. Die Beitimmung der 8. 131, 132 paßt mithin nicht auf den Pachtbeſitz, fie bezieht fich 
auf den Stellvertreter oder auf den (bedingten oder betagten) Nachfolger des Befigers in ebendem- 
ſelben Befite. (5. 9.) Eine wiederholte Anwendung von feiner Lehre macht das Obertr. in einem 
Ert, v. 9. November 1863, wo zur Widerlegung der Entiheidungsgrinde des fajjirten erſten Er- 
kenntniſſes fein Wort gejagt wird. Es heift, der vorige Richter habe aufer Acht gelafien, daß bei 
erlojchenem Befitte des Klägers als Pächters derjelbe jeiner Gemwahrjam allerdings entjegt werden 
durfte. Dabei wird auf jene Zufammenftellung S. 107 verwiefen. Was dagegen zu jagen ift, wird 
ignorirt. (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIL, ©, 91.) 

4. 4.) Bon gleichem Werthe ift die Rechtsanwendung, welche das Obertr. in feinem Erf, vom 
28. Sept. 1860 (Entih. Bd. XLIV, S. 44) auf den Piandbefig eines nutzbaren Grundftüds macht. 
Die Theorie führt zur Bejeitigung aller Kontraftstlagen auf Rüdgewähr von zur Nutzung oder zum 
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4 $. 132. Auch durch die fortgeſetzte Gewahrſam wird ein ſolcher Beſitz nicht fort— 
geſetzt 
$. 133. Soll die Fortſetzung der Gewahrſam dieſe Wirkung haben, fo muß eine 
—— mit den geſetzlichen Eigenſchaften der Beſitzergreifung verſehene Handlung hinzu— 
ommen. 
$. 134. Von dem Rechte zum Beſitze iſt das Recht des Beſitzes ſelbſt verſchieden. irtunen 
$. 135. Die Wirfungen des Rechts zum Befige find nach der Befchaffenheit des 
Titel, worauf der Beſitz beruhet, zu beftimmen. 
sion $. * Die Rechte des Beſitzes aber hängen von der Beſchaffenheit des Beſitzes 
elbſt ab. 
$. 137. Der bloße Inhaber hat diejenigen Rechte, welche aus der Pflicht folgen, Fne, 
die Sache oder das Recht zum Beiten deijen, welchem der Bejig — zu erhalten *). “Inhabers 
8. 138. Wer eine Sache, ohne e8 zu wiſſen, in feiner Gewahrfam hat, über und Veſthere. 
fommt erft, nachdem er Wiſſenſchaft davon erhalten hat, die Pflichten eines Inhabers. 
8. 139. Will er diefe Plicht nicht übernehmen, fo muß er die Sache dem recht- 
mäßigen Beliger zurüditellen,, oder gerichtlich niederlegen. 
3 140. Er iſt befugt und fhuldig, den legten Befiger für den rechtmäßigen zu 
halten, jo lange ihm nicht das Gegentheil nachgewieſen wird ®% a), 
$. 141. Gegen Gewalt muß jeder Inhaber 3°») und Beſitzer geſchützt werden. 
$. 142. Cr iſt berechtigt, Gewalt mit Gewalt abzuwehren, wenn die Hülfe des 
Staats zu ſpät fommen würde, einen unerfeglihen Verluft abzuwenden. 
$. 143. Unter gleichen Umftänden kann auch der, welcher feiner Gewahrfam 
oder feines Beſitzes mit Gewalt entjeßt worden, fich der in den Gefegen erlaubten Selbft- 
hülfe bedienen $!). (Einleitung $$. 84, 85) ®2). 
$. 144. Den bloßen Inhaber kann der, in deifen Namen derfelbe befigt, der 
Gewahrſam aus eigener Macht zu allen Zeiten entjegen ®°). 


Gebrauche auf Zeit oder unter einer Bedingung überlaffenen Saden. Das Poſſeſſorium ift nicht 
die zur Ausmahung des Streits über die Beendigung des kontraktlichen Nechtäverhältniffes in Form 
der Erception und der Replik geeignete Prozeßart. Das gedachte Erf. verordnet die Berweisaufnahme 
über den von dem Pofjefforien » Bellagten gemachten Einwand, daf die Forderung des Pfandnehmers 
(Klägers) durch die dieljährige Ausmugung des ihm. eingeräumten XTorfftihes getilgt je. Alſo joll 
das Poſſeſſorium den Rechnungs- und Delettatorienptojeh in fih aufnehmen! Das müßte einen 
Mufter = Poffefforienprozeß geben. 

*) (4, U.) Vergl. unten Anm. 1 zu $. 162 d. Tit. und oben Anmerf. 16° zu $. 29, Tit. 6. 

80aa Dieje Beitimmung hängt mit dem $. 138 zufammen, und hat mit dem Falle, wo Je— 
mand auf Grund eines Kontrafts zur Gewahrjam einer Sache gelangt ift, durchaus gar nichts zu 
Ihaffen, kann aljo mit den SS. 68 umd 69 ganz ummöglich in Wideripruch treten, was man, jehr 
unſchuldig, als eine quaestio juris aufgervorfen hat. 

80b) (3. A.) Anch der bloße Inhaber ift zur Boffefforienklage befugt, indem der 8. 144 nur dem- 
jenigen gegenüber gt, in deffen Namen der Inhaber befitst. Erf. des Obertr. v. 26. März 1852. 
(J.M.Bl. 1854, ©, 101.) 


81) D. h. gegen den Bergeivaltiger. Dieſem kann er die Sache eigemmächtig wieder abnehmen. 
Einem Dritten aber nicht. Hat aljo Jemand eine geftohlene Sache von dem Diebe erhalten, fo darf der 
Beſtohlene gegen diefen keine Privatgewalt anwenden, Pr. 1158 in der Anm. 57 a. E, zu 8.96 d. T. 

82) Muß heißen: „Einleitung, SS. 77 u. 78." R. vom 5. Mai 1834 und vom 29. Dez. 1837, 
(Jahrb. Bd. XLIU, ©.445 u. W.L, ©, 469.) 

83) Der Verwalter, welcher auf Geheiß des Prinzipals nicht weichen will, kann von dieſem durch 
Privatgewalt hinansgebradht werden; denn das Koutraftsverhältnif fteht nicht im Wege, weil der Herr 
dafjelbe zu allen Zeiten willtürlich aufheben kann, verjteht ficdh mit Vorbehalt des Rechts des Verwal— 
ters auf Entfhädigung, falls er ohne Grund entfernt worden. 8.408, Tit. 5. Pr. des Obertr. 1708, 
dom 24. Jan. 1846, Bergl. oben die Anın. 6 a. €. zu 8.5. — (4. X.) Auch wird vorausgefttt, daß 
der Verwalter nicht ein Retentionsrecht an dem in feiner Geiwahrjam befindlichen Gegenftande aus- 
üben will. Unten, Anm. 38 zu $. 165, Tit. 14. Denn die Regel des $. 144 findet allerdings nur 
dann Ammendung, wenn und jo lange der Juhaber feine Detention auf die Bewilligung jeitens des 
Befigers ftügt und daraus herleitet; jie greift dagegen nicht Platz, fobald die beiderfeitigen Befugniſſe 


348 Erfter Theil. Siebenter Titel. 


$. 145. Doc) darf auch ein folher Befiger einer unerlaubten Privatgewalt, wo— 
durch die öffentliche Nuhe und Sicherheit geftört #3), oder ein Inhaber in feinen an- 

“ derweitigen Gerechtiamen beeinträchtigt wird, ſich nicht bedienen. u 
Be $. 146. Sit die Gewahrfam oder der Befig, obigen ®*) Vorſchriften zumider, 
‚fellung des Jemandem #3) mit Gewalt ®°) entnommen worden 87), fo®®) müjlen ihm diefelben, 


o 
lade the 
koordinirt find und der Inhaber durd) Ausübung des ihm geſetzlich am ſich zuftehenden — 
tungsrechtes der Sache eine ihm ſelbſtſtändig gebührende, mit dem Beſitzrechte des Sachbeſitzers in 
Kolliſion tretende Befugniß zu wahren beftrebt 3 Erf. des Obertr. d. 1. Juli 1861 (Ard). f. Rechtsf. 
Bd. XL, ©. 223 u. Entih. Bd. XLVI, S. 49). Bergl. aud) die Anm, 8 a. E. zu $. 395, Tit. 21. 

(4. 9.) Gegen den Inhaber, welcher ſich eigenmächtig gegen den Willen des Befigers in der ihm 
wieder abgeforderten Gewahrſam behauptet, kann aud), —* er Selbſthülfe, die Poſſeſſorienllage ge— 
braucht werden, denn er entzieht dem Beſitzer die Gewahrſam mit Gewalt im eigentli Sinne des 
8.146, Erf. des Obertr. d. 12. Dez. 1860 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 40). Vergl. Anm. 808, Abſ. 2. 

83a) (5. A.) Der Inhaber, welcher bloß Namens defien, der ihn der Gewahrfam propria aucto- 
ritate entjeßt, die Sache inne hat, kann wider diefen keine Bofjefforienflage anftellen, wenn der- 
ſelbe ſich auch nicht in denjenigen Schranken gehalten hat, welche die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ruhe und Sicherheit erfordern; diejerhalb ift er nur dem Staate verantwortlich. t. des Obertr. 
v. 6. Juli 1863 (Entſch. ®d..L, ©. 75). — Der Ehemann 3.8. ift bezüglich der zum vorbehaltenen 
Bermögen der Ehefrau gehörigen Sachen nur als Inhaber anzufehen und darf jeiner Gewahrſam von 
der Ehefrau ohne Weiteres entjet werden, welche bei etwaiger Berletsung der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit mur dem Staate verantwortlich ift. Auch unter Eheleuten kann poſſeſſoriſch geftritten wer— 
den. Erf. deſſ. v. 12. Juli 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 825), 

84) Außer obigen Vorfchriften kommen auch die polizeilichen (Gef. vom 11. Mai 1842, ©,S. 
©. 192), und die Borjchriften Über Erpropriationen, ſowie die Vorfchriften wegen des Erelutionsrechts 
der Regierungen als Berwaltungsbehörden ($. 42 der B. v. 26, Dez. 1808 u. Reg.-Juftr. v. 28. Oft, 
1817, $. 11) in Betradht. Gegen polizeiliche Maßregeln (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, S. 228), (felbft zur 
Entihädigung en Störung des Befites; denn Erfat des Schadens lann nur im petitoriichen Pro— 
zeffe gefordert werden, Entich. des Komp.»Gerichtsh. vom 12, Nov, 1859, J. M.Bl. 1860, ©. 375), 
were auch ohne fchriftfiche Verfügung getroffen (Ext. des Obertr. v. 9. Juni 1852, I.M.B. 1854 
&. 111 u. vom 14, Oft. 1861, Entf . 8d. XLVI, ©, 302), oder wenn auch die Anordnung an fich 
nicht gerechtfertigt fein follte (Entich. des Komp.-Gerichtsh. d. 14. Nov. 1863, J. M.Bl. 1864, ©. 42); 
gegen die polizeiliche Anordnung einer Feftungsbehörde, durch welche das Betreten gewiſſer Bezirke der 
del ömwerfe bei Strafe verboten wird (Entich. des Gerichteh. f. Kompetenztonfl. vom 4. Juli 1863, 
J.M.Bl. ©. 267); gegen umternommene Expropriationen (Erf. deſſ. vom 3. Mai 1856, J. M.Bl. 
&, 161); und gegen erefutoriihe Handlumgen Berwaltungsbeamten findet eine poſſeſſoriſche Klage 
ftatt. Erf. des Gerichtsh. zur Entich. der Komp.-Konfl. v. 28. Dez. 1850 (J. M.Bl. 1851, ©. 67, 
68); und Rechtsf. Bd. I, ©. 183, (5. 9.) Poſſeſſorientlagen gegen polizeiliche Anordnungen find aljo 
zwar unzuläſſig; es muß jedoch die Eriftenz einer polizeilichen Verfügung glaubhaft dargethan jein, 
um den Red) auszuschließen. Erk. deſſ. Gerichtsh. vom 10. Sept. 1864 (I.M.Bl. S. 397), 
Aus dem Seitens der Polizeibehörde ertheilten Baufonfenje kann der gänzliche Mangel einer auf Stö- 
rung des Befiges gehenden Richtung der äußerlich als Turbation ji) darftellenden Handlung des 
Bauenden nicht gefolgert werden. Erf. des Obertr. vom 30. Oft. 1865 (Ard). f. Rechtsf. Bd. LXI, 
S. 175). (3.4) Die Befugniß der Regierung nad) 8.42, Nr.4 der ®. d. 26. Dez. 1808, einen 
Pächter nad abgelaufener Pachtzeit zu ermittiren, fett ein Zeitpacht-Berhältniß voraus und findet bei 

eitemphyteufen nicht ftatt. Erf. des Gerichtsh. 3. Entich. der Kompetenz-Konfl. v. 3. Febr. 1855 
(I.M.Bl. S. 108). Gegen fanitätspolizeilihe Verfügungen der Behörden ift eine Poſſeſſorienllage 
unzuläffig. Erk. des Gerichtsh. 3. Entſch. der Komp.-Konfl. vom 17, Febr. 1855 (I.M.Bl. ©. 168). 
Gegen die Verfügumg der Polizeibehörde, durch welche dem Eigenthümer eines Grundftüds die Weg- 
räumung einer don ıhm auf der Dorfitraße gepflanzten Hede aufgegeben wird, ift der Rechtsweg um- 
zuläffig; Sofern es fich dagegen um das Gigenthum an dem betreffenden Theile der Dorfftraße und 
an der darauf —— Hecke handelt, iſt die Sache dem Rechtswege unterworfen. Erf, des Ge— 
richtsh. zur Entich. der Komp.-Konfl. v. 14. April 1855 (I.M.Bl. ©. 187). Ebenfo kann die Rüd- 
gewähr des in Folge polizeilicher Anordiuung zur Fahrftraße verwendeten Grumdeigenthums im Redits- 
wege nicht verlangt werden; dagegen ift über den Antrag auf Regulirung der verdunfelten Grenze 
ein Prozeßverfahren zuläffig. Erf. deſſ. Gerichtsh. v. 12. Jan. 1856 (J. M. Bl. ©. 78), So ift es 
aud mit dem durch eine von der Regierung feftgefette Alignementslinie abgejchnittenen Grund und 
Boden. Erk. deſſ. Gerichteh. vom 24. März 1849 umd vom 24. Nov, 1855 (I.M.Bl. 1856, ©. 50). 

85) Diefe Borausſetzung ift nicht vorhanden, wenn die gerügte Handlung zu einer Zeit geiche- 
hen ift, wo der bisherige Beflker berftorben war, umd fein Erbe den Befik der einzelnen Sache, oder 
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ohne Rüdjicht auf ein beſſeres Recht dejien, der die Gewalt verübt hat, wieder gege- 
ben werden ®®®), 


— als ein Ganzes, noch nicht ergriffen hat. (Eutſch. Bo. XVIII. ©. 4.) ©. auch Anm. 11 
a. E. zu 8.14, 

(5. 9.) Auch unter Eheleuten kann poſſeſſoriſch geftritten werden. Oben, Anm, 83.8, 

86) Ein jeder eigenmächtiger unbefugter Eingriff in das Ba eines Anderen durch Aus- 
Übung der darin liegenden Befugniſſe ift für eine gewaltjame Befisftörung im Sinne diejer Bor- 
fhrift zu achten. Br. des Obertr. 1565, v. 12, April 1845. Namentlich die Pfändung. Ert. des 
Obertr. vom 18. Mai 1849, S. auch die Anm. 83, Abſ. 2 zu $. 144. 

(3. A.) Es verfteht fi, daß die Beſitzllage unzuläſſig ift, wenn in die Handlung, welche als eine 
befisftörende bezeichnet wird, aud nur mündlich gemwilligt worden ift; da in diefem Sale bon gemwalt- 
ſamer, liſtiger, heimlicher oder bittweifer Störung oder Entziehung des Befites nicht Rede fein kann. 
Dennoch hat ein Gericht die Beſitzkllage für begründet erfannt, weil die Einwilligung nicht fchriftlich 
ertheilt worden war. Diefe Entj Fi von dem Obertr. mit Recht vernichtet worden. Erf. v. 8. Juni 
1855 (Entſch. Bd. XXXIV, 84). — (4. 9.) Der Bergbauende 3. B. darf ſich allerdings nicht wider 
den Willen des Grundeigenthlimers, ohne daß vorgängig von der fompetenten Behörde die Nothiven- 
digfeit der zwangsweilen Abtretung eines Grundftids ausgeſprochen ift, in den Beſitz des letzteren 
fegen, widrigenfalls fein Eingriff den $$. 146 ff., I, 7 unterliegt; allein diefe Vorſchriften können doch 
feine —— finden, wenn die fraglichen learn a ohne Widerjpruch umd mit Beiftim- 
mung des Grundeigenthiimers erfolgt find; es ift dann feine Zurbation vorhanden. Erf. des Obertr. 
bom 7, März 1862 (Arch. |. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 29). Bergl. Erk. vom 1. Dez. 1858 (Entſch. 
Bd. XLI, ©, 358). 

87) In wiefern der Befig eines Rechts folchergeftalt genommen und durch Beſitzklage verfolgt 
werden kann, f. o. Anm. 6 zu 8.5 d. T. 

(4. A.) Bei einer rechtmäßig geichehenen Ausübung des Beſitzes kommt es nicht darauf an, in— 
twiefern die bezügliche Handlung jonft und an ſich al$ eine unerlaubte fich darftellt. Erk. des Obertr. 
bom 14. Oftober 1861 (Ardı. f. Rechtef. Bd. XLIV, ©. 23), 

88) Alfo nur auf Grumd einer gewaltfamen Entziehung, welcher die beiden anderen Form— 
fehler (clam, precario) gleidhgeftellt find. $. 147. er werden auch im $. 150 unter dem 
„Ungebühr‘ verftanden, tie das joldergeftalt zeigt. Verſchieden von diejen deliktsähnlichen Kla— 
gen iſt die Klage aus dem redlichen Beſitze (actio Publiciana). $. 161 d. T. 

88.@) (3, U.) In dem Umfange, in welchem der in bor der OR erweislich ftattgefunden 

. Wer z. B. ein in gewiffe Grenzen eingefchränktes Nugungsrecht hat, fann, wenn er diejelben 
berfchreitet umd daran verhindert wird, auf Grund der Ausübung des Rechts innerhalb der geftatte- 


Ert. 
—— bei der Frage, ob der Beſitz fehlerfrei ſei, lediglich auf den Erwerb deſſelben an. Ert, 


— A.) Umgetehrt,, wer im Beſitze des Rechts iſt, behufs beſtimmter Zwecke, z. B. behuſs Reparatur 
einer Gebäulichkeiten, einen bisher unverſchloſſenen fremden Raum zeitweilig zu betreten, wird durch 


und dergeftalt unmittelbar in feinen Befig ein- 
gegenwärtig das Bedürfniß zur Ausübung nicht 
vorhanden ift. Denn diefer Beſitz de durch eine ſoiche Störung verloren gehen, wenn der Be- 
rechtigte fich dabei beruhigte. Deshalb kann er auf ee — des Hinderniſſes poſſeſſoriſch 
Hagen. Erf. des Obertr. v. 7. Januar 1861 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 51). G. 9.) Hiermit überein⸗ 
ftimmend hat das Obertr. in einem ähnlichen Falle ſchon früher erkannt: Die Verichliegung eines 
auf dem, zur Kommumilation mit dem Hofe des eig dienenden Wege befindlichen, bis dahin 
nicht verjchließbar geweſenen Schlagbaumes ſeitens des i 
prozeſſe berechtigende Störung des Cie i 
hufs Deffmmg des —— übergeben worden iſt. Erf, vom 23. Januar 1857 (Arch. f. Rechtsf. 


enthümer geichehene F eines verſchließbaren Thorweges auf dem mit —— 
i leine 


die richtige, weil Streitigleiten über die Grenzen der Befugniſſe eines Eigenthümers und eines Ser- 
bitutsberechtigten in der Regel in petitorio auszutragen find. — (4. 9.) Die gegen die Erftredung des 


bittweife ent- 


Nommenen 
oder geitörten 
Befites. 
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$. 147. Eben diefes findet ftatt, wenn Jemand die Sache ®®®) oder das Recht 
heimlih, durch Lit oder bittweife #%), von dem vorigen Beliger an fich gebracht hat. 

8. 148. Vorftehende Rechte ($$. 446, 147) kommen demjenigen, welcher fol- 
hergeftalt ſeines Befites zur Ungebühr entjegt worden, nicht nur gegen den Entjegen- 
den und feine Theilnehmer ?%), fjondern auch gegen deren Erben zu?%®). (Tit. 6. 
$. 28 sqq.) 


Beſitzes eines Rechts über defien bisherige Grenzen hinaus, gerichtete thätliche Abwehr ift als eine 
Beſitzſtörung nicht anzufehen. Pr. des Obertr. v. 1. Mai 1857 (Entſch. Bd. XXXVI. ©, 29), 

(4. 4.) Der Poſſeſſorienklage fann ſich auch ein Mitbefiger gegen den anderen Mitbeſitzer bedie- 
nen, wenn er dadurch Schutz gegen die gänzliche Ausfhleßung Ks Dütbefites zu erlangen jucht. 
Erf. des — d. 13, Mai 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIV, S. 49). Vergl. Abſ. 2 der Anm. 4 
u 8.4, Tit. 17. 

, Der Berpächter ift zur Poffefjorienklage legitimirt, wenn fein Pächter in der Benutung des ge- 
pachteten Gegenftandes geftört wird. Erf. des Obertr, d. 8. Dez. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVi, ©. 84). 

Die Verfügung des Eigenthümers über die vermiethete Sache enthält nur dann eime Störung 
des Befites des Miethers, wenn Erfterer in Bezug auf die Gebraucht - und Nutzungsrechte des Yeb- 
teren unmittelbar in deſſen Befitftand eingegriffen hat. Ob der Eigenthimer feine ıhm dem umvoll- 
ftändigen Befiger gegenüber verbliebenen Rechte fiberjchritten habe, kann, nach der Meinung des Ober- 
tribumals, mur im Petitorienprogefje entichieden werden. Ertl. v. 26. Nov. 1855 (Ar. f. Rechtsf. 
Bd. XVII, ©. 323). SHiergegen j. m, den Aufjag von Stohn a. a. O. ©. 365. 

Kam ein Pofjefforienurtheil nicht vollſtrectt werden, jo kann der obfiegende en fein 
Interefje wegen Nichtvollſtredbarleit des Urtheils in Betreff des ihm entzogenen Beſitzes liquidiren, 
doch mur in denjelben Grenzen, in welden er aus diejem Urtel Eretution nachzuſuchen befugt var, 
mithin weder den Werth der Sache ſelbſt, noch die entbehrten Nutungen derjelben. rt. des Obertr. 
vom 11. Dez. 1855 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 178). 

Dem em Wald zum Holzfällen übergeben worden, lann andere Beſitzhandlungen, z. B. das Lehm⸗ 
graben, nicht ausſchließen, da fich fein animus sibi habendi darauf nicht erftredt. Ext. des Obertr. v. 
29. Nov. 1851 (J. M.Bl. 1854, ©. 105). — Wenn aus den, auf einzelnen Theilen des Grundftüds 
vorgenommenen Handlungen zu jchließen ift, daß der animus sibi habendi auf das Ganze gerichtet 
war, und wenn damit das phyſiſche Vermögen, über die ganze Sache ausichlieglich zu verfügen, ver— 
bunden ift, jo kann und muß angenommen werden, daß der Befit des ganzen Grundſtücks ergriffen 
worden, 3. B. wenn der Befignehmer einzelne Theile eines Grundſtücks mit dem gedachten animus 
und phofilchen Bermögen bepflanzt hat. Erf. des Obertr. d. 9. Dez. 1853 (ebd.) 

88b) (4. A.) Auch ein Wechſel ift als eine körperliche Sache Gegenſtand des poſſeſſoriſchen Schutzes, 
gleichtvie er auch vindizirt werden faun, (A.D. W.O. Art. 74.) Doch ift das in Frage geftellt wor— 
den. Erf. des Obertr. v. 28. Januar 1867 (Entid. Bd. XXXV, ©, 17). 

89) Die bittweiſe Entziehung des Befiges liegt nicht in der erbetenen Erlangung der Gewahr- 
fam, ſondern im der Verweigerung der Rückgabe der erbetenen Sache. (4. A.) Anerkannt von dem 
Obertr. in dem Erf. vom 5. Juni 1857 (Ardiv f. Rechtef. Bd. XXIV, ©. 351), und vom 12, Dez. 
1860 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 41). 


90) Wenn es fich nicht um den Erſatz eines aus der Störung des Befites erwachſenen Schadens 
handelt, jondern um Wiederherftellung des entzogenen oder um Schuß im dem geftörten Befike, jo läßt 
fi) der poſſeſſoriſche Anſpruch keinesweges unter allen Umftänden gegen die individuelle Perjon des 
Zurbanten richten ; vielmehr im erften Falle, bei geſchehenen Entjegungen aus dem Beſitze, mur 
gegen denjenigen, welcher fich ſelbſt und für ſich im dem Beſitz einer Sache oder eines Rechts geſetzt 
hat, und bei Anftellung der Klage ſich noch in ſolchem Beſitze befindet (m. ſ. auch das Ert. des Obertr. 
v. 4. April 1856, Arc. f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 50); in dem Falle blofer Störung dagegen ift 
Bedingung der Belisftörungsflage, daß die Handlung des Beklagten jeine eigene ſei, es jeı nun 
in feinem Intereffe, um den Befig des Geftörten ſich anzueignen, oder doc) feine eigene Abficht, den 
Beſitz des Anderen zu flören. Eine ſolche Abficht zum Stören ift aber alsdann gar nicht vorhanden, 
wenn der Störer die Handlung nur im Auftrage eines Anderen, und in defien Interefie, ohme irgend 
ein eigenes Interefle, unternimmt ; er ift alddann gar nicht der eigentliche Störer. So jagt das Obertr. 
in den Gründen jeines Pl.-Beſchl. v. 2. April 1849, (©. o. Anm. 24 zu $.46, Tit. 6.) Der Be 
weis diefer Behauptungen fehlt und ift aus juriftiichen Grundſätzen auch nicht zu führen; fie treten in 
Konflitt mit den erften Grumdjägen über unerlaubte Handlungen, weichen man dadurch zu heben ver⸗ 
meint, daß man dort in Abrede ftellt, daß die VBefigftörungefiage zu den Deliftsflagen gehöre. (Entſch. 
Bd. XVII, ©. 16.) Damit find jedoch die einmal amerfannten und thatiächlich feftftehenden Rechts- 
inftitute nicht umzuftoßen. (4. A.) In einem jüngeren Erf. v. 18. März 1857 jagt das Obertr., daß, 
wenn die gegen die VBorichrift des Machtgebers vom Bevollmächtigten vorgenommenen Handlungen eine 
Befisflörung enthalten, dev Machtgeber der desfalls gegen ihn felbft angeftellten Klage die Einvede der 
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$. 149. Auch gehen diefe Rechte auf die Erben des Entfeßten über. 

8. 150. Alle Rechte, welche demjenigen beigelegt find, der ſeines Beſitzes durch 
Gewalt, heimlich oder mit Lift entfegt worden, fommen auch dem zu, welcher in ſei— 
nem Belige folchergeftalt ®*) zur Ungebühr?*) geftört wird ??®), 


ker Pajfivlegitimation nicht entgegenjegen könne. Hier erſcheint ja aber der Machtgeber gar 
nicht als Störer. 

(4. 4.) Der Befitftörer kommt dadurch, daß er dasjenige Grundſtüch, als deſſen Befiter er die 
Befigftörung gegen den Anderen unternommen hat, vor Anbringung der Pofjefforienllage verkauft, 
nicht aus der Sache. rk. des Obertr. vom 12. Juli 1858 (Arch. f. Rechte. Bd. XXIX, ©. 319). 


908) (5. X.) Dem Bell. fteht der Einwand, der Kläger jelbit habe den Befit gegen feinen Vor— 
befiger (einen Dritten in Beziehung auf den Bell.) fehlerhaft ergriffen (exceptio ex jure tertii), nicht 
zu. Grf. deff. vom 12. Januar 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXI, ©. 324). 

91) Diejes Gejetz bezieht ſich, wie man fieht, auf das interdietum retinendae possessionis, aljo 
auf die Befisftörumgen, welche nicht die Entziehung des Befiges zur Folge haben. Dergleichen 
Störungen können = RR. nur dur Thätlichkeiten beierfjtelligt werden, doc) genügt dazu jchon 
die Androhung fünftiger Thätlichfeiten, wie bei der Negatorienflage die bloße Behauptung eines 
Rechts. Das Obertribunal zwar ift anderer Meinung nah dem Pr. 1252, vom 16. Januar 1843: 
„Bloße mündliche Drohungen, eine Befigftörung vernehmen zu wollen, enthalten für ſich jelbft noch 
nicht eine wirkliche u 3 (8. 9.) Und eine Entideidung v. 22. Febr. 1854 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XU, ©. 164) fordert zur Zurbation ein thatſächliches irgend wie aftiv ſich äußerndes Einjchreiten, 
eine auf dem äußeren Zuftand thätig einwirlende und ihn verändernde Handlung, jo daß das, wenn 
auch ichriftlich und unter eventueller a von Thätlidhfeiten erfolgte Beftreiten eines Rechts dahin 
u rechnen jei. Damit ftimmt jedoch nicht überein die jüngere Entid). vom 20. Febr. 1856 (Entich. 

d. XXX, ©. 33), nach welcher ein Verbot des Fiichens unter Androhung von Mißhandlungen eine 
wirkliche Befitftörung sein fol. Das ift es im der That nach dem hier von mir vertretenen Grund— 
fate, feinesiweges aber nad dem Grundſatze des Obertribunalse. Doch joll nad) deſſen Meinung diejes 
allerdings zutreffen. Denn „der vorliegende Fall liegt anders (als jene beiden Fälle), Das Berbot 
ift an Ort und Stelle gegen die in der Ausübung des Rechts befindlichen Perjonen und unter An— 
drohung don Mifhandiungen erfolgt. Die Fiſcher mußten daher annehmen, daß der Berklagte, wenn 
ie vom Fiſchen nicht abftanden, unmittelbar zu Thätlichleiten ichreiten und fie —— werde, dem 

bote Folge zu leiſten. Der Berklagte hat ſich demnach nicht bloß einer, ein künftiges Ereigniß be» 
treffenden Drohung, wie die obengedadhten Eutſcheidungen vorausiegen, jondern eines thatlächlichen Ein- 
ichreiten® gegen die in der Ausübung begriffenen Perſonen jchuldig gemacht.“ Diele Beweisführung 
ftellt durchaus nicht einen jolchen Fall feit, weldyen die Anwendung des von dem Obertr. behaupteten 
Grundſatzes vorausjegt; vielmehr verliert fi) das Obertr. ganz und gar in die Durchführung des ge- 
gentheiligen Grundſatzes. Denn „ein thatiächliches Einſchreiten“ überhaupt genügt zur Begründung 
des Interditts nach dem Brinzipe des Obertr. feinesweges, fonft würden ja bloße Worte und Dlienen, 
die ja auch gegenwärtige Thatſachen, nicht ein künftiges Ereigmiß find, hinreichen, folglich würde feine 

ndjätzliche Dieinungsvericiedenheit vorhanden ſein; vietmehr foll das „thatjächliche Einjchreiten‘ von 
—3 Beſchaffenheit ſein und eine gewiſſe Wirkung auf den Gegenſtand äußern, nämlich: es jol- 
len Thätlichkeiten, im Gegenſatze don Worten, ſein, es ſoll „eine auf den äußeren Zuſtand thätig ein— 
wirlende und ihn verändernde Handlung“ ſein. Wo findet ſich hier, in dem vorliegenden Falle, 
eine ſolche thätig einwirlende, den äußeren Zuſtand verändernde Handlung ? Bloße Worte find gefal— 
len, weites iſt nichts geſchehen; folglich iſt das Obertr. unverſehens von ſeinem Prinzipe abgekommnen. 
Das interdietum retinendae possessionis wird hiernach von ihm nicht gleichmäßig angewendet und 
nach ſeiner rechtlichen Natur nicht ve gewürdigt. — Diejes befitichligende Klagerecht ift aber für 
den Befi ganz das Nämliche, was die Negatorienklage für das Recht, und die ungleiche Beurtheilung 
in der Begründung und Zulafjung ift ein Berftoß gegen die juriftiiche Logit. Dagegen find intellet- 
tuelle Störungen durd Behauptung eines Rechts und Aeußerungen ohne Androhung von Gemalt nie- 
mals Befisftörumgen, umd es ift auffallend, wie ſich die ————— DObertr. v. 17. Febr. 1842 
mit dem Beweiſe des Sates, daß der Beſitz durch Anftellung einer Klage nicht geftört werden könne, 
u bemühen vermag. (Ulrid), Arc. Bd. XI, ©. 420.) (4. 9.) Ob eine Denunziation als eine Be— 
— anzuſehen ſei, hängt davon ab, ob die Denunziation jo angethan ift, daß der Befiger ohne 
Poſſeſſorienklage ſich nicht in feinem Befige zu halten vermag, 3. B. wenn der Beſitzer eines Wald- 
hütungsrechts megen Hütens von dem Förſter denunziirt umd ihm ein Pfandgeld abgefordert wird; 
und der Strafrichter ihm auf den Einwand des Rechts eine Frift zur Ausführung defjelben jest. 
Würde dem Beſitzer hier das pofjefjoriidhe Rechtsmittel nicht zugeftanden, jo müßte er fich zur Erle- 
gung des Pfandgeldes verurtheilt und in folge defien aus dem Beſitze geſetzt jehen. Im joldem Falle 
iſt alfo die Denunziation eine Turbation, gegen welche das pofjefioriiche Schutsmittel anwendbar if. 
Br. des Obertr. v. 20. Febr. 1857 (Entih. Bd. XXXV, ©. 22). (5.9) Ein analoger Fall ift fol- 
gender. Ein Grundbefiger wurde über Ansübung einer feinem Grumdftüde angeblich zuftehenden Fahr— 


352 Erfter Theil. Siebenter Titel. 


gerechtigkeit Über das Nahbargrundftid von dem Eigenthiimer des letzteren wegen Feldfrevels denun- 
zurt. Auf diefe Denunziation murde ein Strafmandat an ihn erlaffen, auf jeinen Widerſpruch vom 
dem Strafrichter das Verfahren fuspendirt und er angewwiejen, den Einwand zuftehenden Rechts vor 
dem Civilrichter durchzuführen. Er hätte num können die confefforiihe Klage in petitorio anwenden, 
er klagte jedoch poſſeſſoriſch wegen Zurbation in feinem Befig. Dieje Klage wies der Inftanzrichter 
ab. Das Obertribunal dagegen erfannte konſequent die Befitftörungstlage Hr zuläffig in einem fol« 
hen falle, wenn die Denunziation den Erfolg gehabt hat, den Berlftand zu alteriven; dieje Folge 
fet, was der erfte Richter verfannt habe, enticheidend. Erf. vom 24. April 1868 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. LXX, ©. 297). Anders ift es, wenn die Denumziation durch Freiſprechung befeitigt worden ift, 
und hierauf wegen Befitftörung geflagt wird: im diejem alle ift die Pofjefjorienklage zum Schutze 
des Beſitzes nicht mehr nöthig, weil es num an der Befitflörung fehlt. Bergi. Er. des Obertr. vom 
18. Sept. 1850 (Arc. f. Rechtef. Bd. IH, ©. 271). In einem Erf. vom 16. Febr. 1855 (Arc. f. 
Rechtsf. Bd. XVU, ©. 23) jagt das Obertr.: die Demungziation wegen unbefugten Fiſchens enthalte 
feine Befigftörung. Die Denunziation an ſich freilich nicht, jo wenig wie eine Klage, aber e8 kommt 
auf die Folge an. Ebenſo wenig kann eine heimliche und liftige Befisftörung gedacht werden, und 
doc; nimmt der $. 150 („jolchergeftalt“) auch eine foldhe an, was den vom. Jurijten ganz unbelannt 
war. Bergl. aber Pr.O. Tit. 31, 8. 3. 

92) Zur Ungebühr, d. h. durch irgend eine nad) Beichafjenheit des Falles nicht zuläifige Privat- 
gemalt oder Seibithülfe (oder Androhung der Selbfthltfe), wenngleich diefelbe nicht eine der beftumm- 
ten fehlerhaften Formen der Befigergreifung annimmt. Bergl. den Rechtsfall in den Rechtsf. 
Bd.1, S. 178. So enthält z.B. eine im Intereffe der Konſervirüng des Kirchengebäudes einer Ger 
meinde don dem Borftande getroffene, allgemeine Maßregel (der Kirchenvorftand hatte in dem Falle 
alle Kirchenbänte anftreihen laffen, und darunter auch eine erbliche, verſchloſſen gehaltene Kirchenbanf 
des Befitllägers), welche auch auf eine, einen Theil des Gebäudes bildende, verichloffene erbliche Bant 
ausgedehnt worden, feine Zurbation des Befites im Sinne der 88. 146. Erk. des Obertr. v. 9. Juli 
1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, S. 5 und J. M.Bl. 1854, S. 108). (4.9. Denn eine fih als Aus- 
fluß eines Rechts darftellende Handlung darf nicht als Beſitzſtörung angeſehen werden. Erf, des Obertr. 
v. 30. Januar 1860, Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 199). Eine ſich als Ausfluß eines Rechts 
darftellende Handlung ift es auch, mern eime erlaubte Gejellichaft ein Mitglied ausjchließt. Gegen die- 
fen Beichluß kann der Ausgeftoßene ſich nicht durch eine Beſitzklage ſchützen, jondern es fteht ihm nur 
frei, den Beichluß felbft als unrechtmäßig anzugreifen. (Ih. U, Tit.6, 88. 14, 44.) Ein Jude, 
welcher von feiner Religionsgejellihaft ausgeichlofien worden war, wollte dies dadurch umgehen, daß 
er fih als Mitmiether des Synagogeniofals darjtellte und die Vorfteher, welche ihm den von ihm 
bieher innegehabten Sit entzogen hätten, in poss. summ. belangte. Die Klage wurde abgewieſen. 
Ob der Störer, mit Hilfe des Richter, auf Grund eines Kechtstitel® feinen Zweck hätte erreichen 
önnen, macht die Beſitzſtörungsllage nicht unmoirfiam: der Einwand des Rechtes zum Befige ift un- 
zuläffig; denn ein Jeder muß gegen umerlaubte Selbſthülfe geichligt werden. Diejer Rechtsjat wird 
verletzt, nicht etwa der Sat, daß es bei Poflefjorienkiagen nicht auf das Recht zum Beſitze, vielmehr 
lediglich auf den neueften Befit antomme (denn diejes ai eben nur eine prozefinaliiche Frage in Folge 
jenes Rechtsiates), — wenn der Richter annimmt, daß der Störer zu der befitftörenden oder beſitz⸗ 
entziehenden Handlung befugt geweſen jei, weil er auf Grund eines Vertrages Sicherheit habe fordern 
oder der Verfügung des Geftörten über die Sache habe Einhalt thun fünnen. Pr. des Obertr. vom 
10, Oltober 1848 in Saden Wiener w. v. Wille, 50%/,,,, IH, 48. Das Obertr. hat auch den 
Sat anerfannt, daß, wenn über die Frage zu enticheiden: ob die Handlung, welche als befitsftörende 
bezeichnet wird, den Charakter einer Zurbation darum nicht am fich trage, meil fie als Ausfluß eines 
Rechts fich darftelle, aud im Bofjefjorienftreite das Necht zur Bornahme jener Handlung der Beur- 
theilung unterzogen werden miffe. Erf. vom 31. Januar 1853 (Entih. Bd. XXV, ©, 1). Dabei 
verfteht fih, daß die Berechtigung zu der fr. Handlung nicht aus dem Rechte zum Beſitze hergenom- 
men werden darf, fondern aus einem Rechtsftande, der in Uebung ift, En muß; jonft würde fie 
eine Befigergreifung , folglih Störung des Anderen enthalten. Die Frage über die Grenzen der Be- 
fugnifje eines Eigenthümers und Servitutberechtigten, wenn nicht der Letztere ein Unterjagungsrecht 
gegen den Gigenthlimer erworben hat, oder im jeinem Befige unmittelbar geftört wird, wie z. B., 
wenn einem ÜBegeberechtigten der Weg berfperrt wird (Ulrich, Arch., Bd. VI, S. 286 und Erf, 
des Obertr. v. 5. Dezbr. 1860, Arc. f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 79), — kann in possessorio nicht aus⸗ 
gemacht werden; namentlich ift das possessorium unzuläifig, wenn 3.3. der Eigenthlimer eine Trift, 
auf welche ein Anderer ein Mitbehütungsrecht hat, mit Bäumen flanzt; wenn der Eigenthlimer 
eine Forftparzelle, im welcher ein Anderer ein Hütungsrecht hat, mit einem Wildzaune umgiebt, in 
demielben jedoch Deffnungen für den Eintritt des Viehes läßt; wenn der Eigenthiimer die Sichelgrä- 
jerei ausübt, wo ein Anderer ein Hütungsrecht bat. Entich. des Obertr. v. 9, Juli 1851, 14. Juli 
1851, 26. Jan. 1852, 10. Februar 1851 (J. M.Bl. 1854, ©. 102). Zu vergl. oben, Anm. 50 zu 
8.81. — Im Boffefjorienprozefie kommt e8 nur auf den Befit, nicht auf die Formen der Erwer⸗ 
bung an, Pr. des Obertr. vom 18, Juli 1843 (Schlef. Arhiv Bd. V, ©, 101), 
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(4. A.) Bei einer Fußtwege-Gerechtigkeit über einen Ader ift vermöge des Servitutenbefiges nichts 
weiter als die Ausübung der itut, im borliegenden Falle aljo die Benutung des Fußfteiges zum 
Darübergehen , vermöge des Eigenthumsbefitsce bagegen jegliche Benugung, melde die Servitut nicht 
beeinträdtigt, —* Wenn nun der Servitutsberechtigte den Fußſteig vertieft und terraſſirt, und 
damit Handlungen übt, die nicht in das ihm nur geftattete Gehen über den Bußfeig fallen und da— 
rum als Eigenmadht eriheinen; jo wird der Gigenthumsbefiger dadurch in feinem Sachbeſitze um fo 
mehr turbirt, als fein Sachbeſitz fi) nicht darauf beichräntt, über jenen Steig nur gehen zu dürfen, 
ihm vielmehr, ſoweit er die Fußtwegegerechtfame nicht ſchmälert, jede Benutzung des Steiges, alio 
auch die gebührt, darüber hinweg mit Wagen oder Pflug zu ziehen. Erk. des Obertr. vom 10. Juni 
. ag Bd. XLVI, ©. 57). Bergl. über den umgelehrten Fall unten die Anm. 20 zu $. 29, 
it. 22, 

(5. 4.) Mt der Tarmwerth eines zu erpropriirenden Grundftüdes Seitens des Erpropriationsbe- 
rechtigten weder gezahlt noch deponirt, jo bleibt der Eigenthlimer berechtigt, gegen eine eigenmächtige 
Befigitörung den gerichtlichen Schug in Anjpruc zu nehmen, gleichviel, ob die befigftörende Hand— 
lung vom Erpropriationsberedhtigten felbft, oder von einem Dritten ausgegangen ift. Erf, des Obertr. 
bom 20. Januar 1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LVIII, S. 108), 

(5. 9.) Wenn der nad dem beftehenden Pachtverhältniffe zur Bornahme von Hauptreparaturen 
berpflichtete Berpächter eine jolhe Reparatur vorgenommen hat und diejelbe vornehmen mußte, weil 
die Baufälligkeit des abgerifienen Theiles des Gebaudes die Reparatur erforderte und fonad) die Hand- 
lung des Berpächters zur Verbeſſerung des Gebäudes gereicht hat, jo kann diefe Handlung nicht als 
eine Zurbation angejehen werden. Aüch wenn durch die Reparatur das Gebäude Kleiner geworden, 
dem Pächter alfo ein Theil defjelben entzogen worden ift, den er bis dahin mit oder ohne Möglichkeit 
der Benutzung mit befaß, fo hat fich der Berpächter, der zu der Bornahme der Reparatur ja auch 
berechtigt war, doch keine Zurbation zu Schulden fommen laffen, fondern jchlimmftenfalls, wenn er 
die Reparatur nicht jo —— wie er hätte thun ſollen, wenn er den abgeriſſenen Theil des Ge— 
bäudes hätte wieder herſtellen müſſen, das Pachtrecht des Pãchters, aber nicht deſſen Beſitz verletzt, 
und tann ihm dafür im Petitorien⸗, nicht aber im Poſſeſſorienprozeſſe verantwortlich fein. Erf. deſſ. 
bom 2. März 1868 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXX, ©. 124), 

92.) (3. U.) Die Handlung erfordert, um Befitftörung zu fein, die Mbficht, dem Beſitz des Ge- 
ſtörten ſich anzueignen, oder dod die Abficht des Handelnden, den Befits des Anderen zu ftören. 
Wer 3.8. auf den an den Weg ftoßenden Ader Übertritt, weil die Pafjage durch Ueberſchwemmung 

mt ift, oder um einer entgegenziehenden Militärkolonne auszuweichen, will den Befits des Herrn 

iejes Aders gar nicht ftören und flört ihn daher auch nicht. (Entſch. Bd. XVIII, ©. 18; Rechtsf. 

Bd. VI, ©. 294; J. M.Bl. 1854, ©. 109.) (5. 4.) Gleich wenig ift in dem Umftande allein, daß 
der Eigenthümer und Bermiether eines Hauſes dafjelbe ohne Zuftimmung des Miethers betritt, eine 
rechtswidrige Turbation zu finden. Erk. des Obertr. vom 26. Juni 1865 (Arc. f. Kechtsf. Bd. LIX, 
©. 270). Auch in einer von dem Pfarrer einer fatholifchen Gemeinde wg Aufrichtung eines 
Kruzefires auf dem, zeither zur Beerdigung von Katholiken forohl wie von ngelijhen benutzten, 
wenn auch jonft im Befite der evangeliichen Gemeinde befindlichen Kirchhofe kann eine ſolche turbato- 
riſche Abficht nicht gefunden werden, weil die zur Genügung eines religiöjen Bedürfniſſes Seitens des 
Pfarrers vorgenommene Handlung weder als auf Erwerb eines eigenen Befiges, mod) als auf die 
Beeinträchtigung des der edangeliichen Gemeinde abzielend fich kundgiebt. Erf. defj. vom 11. Mai 
1866 (Arch. f. Rechts. Bd. LXIII, ©. 185). — Dergleichen befondere Umftände, welche bei einer 
äußerlich ſich als Zurbation darftellenden Handlung dennoch die Befigftörung ausichließen, begründen 
nur einen Einwand, müflen mithin bon dem Bellagten behauptet und berviejen werden. (I.M.Bl. 
1854, ©. 110.) Bergl. oben, Anm. 24 zu 8.46, Tit.6. — (5.9) Die Seitens des Eigenthü— 
mers eines Hofraums gejchehene Anlegung eines umverichloffenen Thorweges zu demjeiben, enthält 
bloß deshalb, weil derſelbe eine Beläftigung des ——— erzeuge, ohne daß behauptet wird, 
daß die Ausübung der Wegegerechtigkeit vereitelt werde, feine Turbation im Rechtsbeſitz; die Annahme 
einer Zurbation im diefem Falle verftößt wider den NRechtsgrundfag, daß über die Grenzen der Be- 
fugniffe eines Eigenthümers und eines Servitutsberechtigten in der Regel nur in petitorio zu entſchei— 
den ift. Erf. des Obertr. vom 4. Januar 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIII, ©. 46). 

(4. 4.) Die 88.150, 151 jeten voraus, daß der Beſitz, um defjen Schut es fich handelt, noch 
befteht , insbejondere noch nicht rechtmäßig aufgehoben ift. Dieſes Letstere aber ift geſchehen, wenn in 
dem noch nicht rechtskräftig entichiedenen Petitorienprozeſſe der Richter das Appellationsertenntniß, wo— 
durch dem Befiter das Recht zum Befige abgeſprochen wird, durch Befigentiegung ee vollftredt. 
Siergegen ze die Poſſeſſorienllage nicht ftatt. Erf. des Obertr. vom 7. März 1859 (KRechtsf. Bd, 

j 4). 


(4. 4.) Der Eigenthümer Tann, aucd wegen Störung eines einzelnen im Eigenthume liegenden 
Rechts die Befitsftörungsfiage erheben, ohme diefelbe auf den gejammten, alfo aud auf den nicht be» 
einträchtigten,, Theil feines Sachbefiges zu erftreden. Daher kann 3. B. der Eigenthiimer des Grund- 
ftüde die Befisftörungsfiage auch auf den Schut im Befitse des Rechts, das Grundſtück zu befahren, 
richten. Ert. des Obertr. d. 19. Oft. 1860 (Arch. f. Recdtsf. Bd. XL, ©, 36). 

Koch, Allgemeines Landreiht 1. 5. Aufl. 23 
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$. 151. Der Richter muß den Geftörten durch Androhung 9?) verhältnigmä- 
Biger Strafe gegen den Störer, und nöthigenfall® durch deren wirkliche Vollſtreckung, 
gegen fernere Beeinträchtigungen ſchützen. 

$. 152. Hat der Störer dem richterlichen Befehle fchon einmal entgegen gehan- 
delt, fo kann er über dies zur Sicherheitäbeftellung für fünftige Beunruhigungen an— 
gehalten werden. 

8. 153. Ein Gleiches findet jtatt, wenn wahrfcheinliche Gründe zur Beſorgniß 
vorhanden find, daß der Störer dem Andern für einen aus ferneren — 
erwachſenden Schaden nicht ſofort vollſtändige Genugthuung werde leiſten können. 

8. 154. Bon vorſtehenden Befugniſſen ($$. 146 — 153) kann nur derjenige Ge- 
brauch machen, welcher nachzuweiſen vermag, daß er ſich unmittelbar ??) vor der er- 
folgten Entjeßung oder Störung im ruhigen ?*) Beige befunden habe. 

Was Red- 8. 155. SH der legte ruhige Beſitzſtand zweifelhaft 9°), fo hängt die Verfügung: 
wie es mit der ftreitigen Sache bis zur näheren Erörterung der gegenfeitigen Rechte 
ig ſtreitig if zum Beſitze gehalten werden folle, von richterlihem Ermeſſen ab. 


(4. 4.) Die $$. 150 fi. ſchützen den Beſitzer gegen Jeden, welcher ihn im Befite flört, mag die 
Störung al® mittelbare oder als unmittelbare Folge der Handlung eingetreten fein (65. 8 ff.), wenn 
nur dieſer Erfolg, obgleich erft Künftig, alsdann aber als mothmendige Folge der Handlung jelbft mit 
Sicherheit eintreten wird, ( 5. A.]) 3. B. in Folge der Anlegung eines Staumerfes in einem Fluſſe, 
durch welches die oberhalb beiegenen Grundftiide der Gefahr der Ueberſchwemmung ausgejegt werden. 
Erf. des Obertr. vom 14. September 1863, Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 90.) Dagegen ift eine 
Handlung, deren künftige Folgen von der Einwirkung außer ihr liegender Umftände abhängig und 
deshalb noch ungewiß find, als Befisftörung nicht anzuiehen. Erf. des Obertr. vom 2. Junt 1862 
(Arch. |. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 126). Bergl. Erf. d. 8. Februar 1856 (Arch. f. Rechtof. Bd. XX, 
©. 145). Iemand hatte Gruben, Gräben und andere Vertiefungen in der Nähe des Grundftüds des 
Klägers angelegt, melde die Berjandung und Ueberſchwemmung des Mägeriihen Grundſtückes herbei» 
geführt hatten. Darauf bezieht ſich der erfte Sak. Derſelbe Jemand hatte auch in der Nähe Sand 
aufgelagert, jo daß diefer Sand auf das Grundftüd des Klägers geweht werden fonnte. Hierauf be 
zieht fid) der Gegenjag. — (5. U.) Bei der Befigftörung kommt es, auch in Ermangelung eines Un—⸗ 
terfagungsrechtes, auf den Ort, don dem die turbirende Handlung ausgehet, gm und gar nicht an, 
vielmehr ift lediglich auf die Eriftenz und die Urheberſchaft derfelben zu jehen. ie Anlegung eines 
Grabens, durd welchen dem Balfin eines benachbarten Grundftüds Unreinigleiten angeführt werden, 
weiche deſſen ſeitherige ungeſtörte Beuutzung beeinträchtigen, enthält eine Beſitzſtörung. Erk. des Obertr. 
dv. 30. Oftober 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LU, ©. 54). 

926) (4. A.) Die Androhung geſchieht im Poffeflorienurtheile auch ohne Antrag des Klägers. 
Erf. des Obertr. vom 28. September 1855 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 164), 

93) Der Beweis der Fortdauer des Beſitzes bis zum Zeitpunkte der Beſitzſtörung ift in vielen 
Fällen ſchwierig. Man hat deshalb zu dem Sate der älteren Civiliften: olim possessor hodie pos- 
sessor, Zuflucht genommen, der jedoch im Pr. R. manche Beichräntungen findet, 3. B. Tit. 9, 88. 596, 
597, 649 ff., und aud) von den Neueren nicht mehr al® praesumtio juris für das Gem. Recht an» 
erkannt wird. Der dadurd veranlaßte Meinungsftreit ift durch den Pl.-Beicht. des Obertr. (Pr. 2063) 
vom 6. Nobbr. 1848 (f. o. in der Anm. 71 zu $. 113) für die Praris beigelegt. (4. 9.) In Betreff 
des Beſitzes eines Unterfagungsrechts ift angenommen, daß zum Nachweiſe des zur Begründung der 
Befigftörungsliage erforderlichen jüngften Befiges der Nachweis des früher erlangten Befites des be- 
treffenden Unterjagungsrechts nicht genüge, vielmehr der Beweis erforderlich ſei, daß der Kläger 
unmittelbar vor der erfolgten Störung im ruhigen Befige befunden habe. Erf. des Obertr. v. 28. Ja⸗ 
nuar 1856 (Arch. ſ. Rechtef. Bd. XX, ©. 82), 
= es F Verjährung der Beſitzklage ſ. Pl.-Beichl. v. 29. März 1847 in der Anm. 5 zu $.1, 

it. 31 Pr.O. 

94) Den Gegenſatz enthält der folg. 8. 155. Darnad) ift ein bis dahin dom Gegner nicht beun⸗ 
ruhigter, d. i. ein folder Befig gemeint, der nicht ſchon von derjenigen Handlung, melde zur Klage 
Anlaß gegeben hat, zwiſchen dem Kläger und Bellagten ftreitig war. Vergl. aud) das Pr. des Obertr, 
im Schleſ. Arch. Bd. V, ©. 394. 

(4. A.) Wenn eine zweite rg ar eine Fortiegung und Konjequenz der erften bildet, 
fo ift die Sache jo anzujehen, als wenn beide gleichjam als Theile eines und defjelben Altes die im 
gegenwärtigen Prozefie gerügte Turbation darftellten; es kommt daher nur auf den ruhigen Beſitz un- 
mittelbar bor der erften Störung an. Erf. des Obertr. vom 1. April 1859 (Arch. f. Nechtsf. Bd. 
XXXU, ©. 353 und Entid. Bd. XLI, ©. 72). 

95) Nämlich in Beziehung auf den Beklagten. S. die vor. Anm. 
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$. 156. Bei der dieöfälligen Beitimmung muß der Richter auf die allgemeinen 
Grundfäbe von der Kolliſion der Rechte Nüdficht nehmen. (Einleitung $. 102 sqq.) *®). 

$. 157. Sind die Umftände fo beſchaffen, daß aus dem einftweiligen Beſitze des 
Einen dem Andern gar fein Schaden entftehen würde, jo muß vorzüglich diefer im 
Beſitz bis zum Austrage der Sache gelaſſen 97) werden. 

8. 158. Außerdem muß der Richter darauf fehen: welcher von den ftreitenden 
Iheilen dem Andern auf den Fall, wenn derfelbe für den rechtmäßigen Beſitzer erklärt 
würde, für den aus der Vorenthaltung des Beſitzes entjtandenen Schaden ? 3) gerecht 
zu werden, am beften im Stande ei. 

8. 159. Iſt für den obfiegenden Theil ein unerfeglicher Schade zu beforgen, wenn 
der Andere, bis zur endlichen Entfheidung, die Rechte des Beſitzes ausüben follte, fo 
muß die Sache in gerichtliche Verwahrung 9?) genommen werden. 

$. 160. Ein Gleiches fann alddann gefchehen, wenn der Richter findet, daß aus 
der einjtweiligen Einräumung des Beſitzes an Einen Theil Gewaltthätigkeiten, welche 
die öffentliche Ruhe und Sicherheit in Gefahr fegen, entftehen dürften. 

8. 161. Gegen den, welcher den Befit einer Sache oder eines Rechtes weder durch 
Gewalt, noch heimlih, mit Lift, oder bloß bittweife überfommen hat, fann der vo- 
rige Befiger auf Wiederheritellung des Beſitzes nur in ſofern klagen, ald er ein beſſeres 
Recht zum Befige nachzumeifen hat !0°). 

$. 162. Der bloße Inhaber fann die feiner Gewahrfam entfommene Sache nur Berbättuifie 


von demjenigen, der fie ohne allen Rechtsgrund im Beige hat, zurüdfordern ?). — 
— —— ein Recht zum 


96) Muß heißen „SS. 95 sqq.“ R. v. 14. Juli u. v. 29. Dez. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). Beſitze hat. 

97) Borausgejetst ift mithin, daß beide Theile Befishandiungen ausgeübt haben und im Befite 
zu fein behaupten. 

98) Diefe Schädenklage gründet fich lediglich im der Beſitzſtörung umd ift materiell die Befitflage, 
welche nicht bloß die Wiederherftellung des ruhigen Befites, jondern auch die durch Entziehung oder 
Störung des Befiges verurfachten Schäden zum Gegenftande hat. Nur das Pofjefjorium als eine 
beiondere Prozeßform ift nicht anwendbar. Diefer Grundiat gilt au, wenn der Befisftand bloß vor— 
läufig auf Grund des 8. 158 regulirt ift, gegen den in diefer Sache unterliegenden Theil. Pr. des 
Oberir. vom 30. April 1833 (Simon, Rechtsſpr., Bd. II, ©. 243). 

— Dieſe hat, je nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes, die Form des Depoſitum oder der Se— 
queſtration. 

100) Vergl. 85. 170 u. 176 d, T. Actio Publiciana. Auch segen den, welcher fi) den Beſitz 
eined negativen Rechtes (Servitut) auf die Sache anmaßt, kann der Befiger unter der Vorausſetzung, 
da er auf die Sache em jus potius als der Prätendent auf den Nechtöbefig bat, mit diejer Klage 
negatorifch Magen umd er hat, wenn ihm der Beklagte das Eigenthum beftreitet, diejem gegenüber nicht 
fein Eigenthum zu beweifen; es gemügt zu feiner Legitimation, daß er ſich im vollftändigen Befite 
befindet. Pr. des Obertr. 2008, bom 29, April 1848. (Entſch. Bd. XVII, ©. 110.) Eben fo faın 
er umgelehrt konfefjoriich Hagen und namentlich auch die j. g. geſetzlichen Servituten geltend machen. 
Unten Anm. 998 zu 8. 140, Tit. 8. — Das Erforderniß des justus titulus, welches nad R. R. 
zur Begründung diefer Klage gehörte, fällt nad) den Grundſätzen des A. ER. bei allen Anwendungen 
diefes Klagerechts weg. 

(4. A.) Eine Anwendung diefes Klagerechtes macht das Obertr. in dem Erf. vom 11. Juni 1861 
(Entih. Bd. XLVI, ©. 59 u. Ardı. f. Rechtef. Bd. XLII, ©. 115). Die beiden Inftanzgerichte hat- 
ten den Kläger abgewiejen, weil fie auf defien Behauptung, daß der fragliche Teich, bevor derjelbe 
von dem Bellagten troden gelegt und deffen Tieffläche in Beſitz genommen wurde, ſtets als ſein Ei— 
genthum behandelt worden, nicht hatten eingehen wollen, indem darin die Behauptung einer ſtattge— 

bten Verjährung nicht zu finden ſei. Das auf einem fehlerfreien Befige berubende Recht des 
eſitzes hatte aljo bei ihnen feine Anerkennung gefunden. Deshalb wurde das Appellationsurtheil 
vernichtet und die Verhandlung Über jene Behauptung angeordnet. 

1) Die 85. 162 u. 163 handeln von der Legitimation zur Klage auf Wiedererlangung der Sache 
außer dem Falle einer fehlerhaften Entziehung der Gewahrjam, aljo von dem Gebrauche der analogen 
Bindikation (actio Publieiana)., Ob dem bloßen Inhaber die Klage zuftehe, fonımt auf die beiondere 
Beichaffenheit des Falles an. Der Dieb, welder doch aud ein Inhaber der geftohlenen Sache ift, 
kann die Sache, wenn er fie verliert, don dem Finder nicht abjordern. Tit. 9, $. 60. Der Stell- 
dertreter ift ſowohl als Beauftragter aus jeinem Rechtsverhältniffe zum Befiger zur Verfolgung der 
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8. 163. Sein Recht aber iſt ſchwächer, als das Recht eines Jeden, der eine Be— 
fugniß zum * nachweiſen kann. 

8. 164. Dem legten Beſitzer, von welchem er die Sache in feine Gewahrſam 
Faro hat, ift er diefelbe auf deſſen jedesmaliges Erfordern zurüdzugeben befugt und 

uldig. 

* 165. Wird die Sache bei ihm von einem Andern in Anſpruch genommen, ſo 
muß er den, von welchem er die Sache überkommen hat, benennen, und den Anfpre- 
chenden an diefen vermeifen. 

$. 166. Unterläßt er dieſes, — macht er ſich ſowohl gegen den Anſprechenden 
als ar den, von welchen er die Sache in feine Gewahrfam erhalten hat, verant- 
wortlich 2). 

8. 167. Weiß der Inhaber nicht, von wen die Gewahrfam der Sache auf ihn 
— —— fei?®), fo muß er die Sache demjenigen, der ſich gegen ihn als den 
legten Bejiger ausweiſen kann, verabfolgen. 

8. 168. Findet er die Legitimation zweifelhaft, fo muß er, bei — An⸗ 
ſpruche, die Sache zur gerichtlichen Verwahrung und Ausmittelung des letzten recht⸗ 
mäßigen Beſitzers abliefern. 

$. 169. Der unvollftändige Beſitzer iſt, fo lange fein Beſitzrecht dauert, feinem 
Frei jelbjt nicht dem volltändigen Befiger oder dem Eigenthümer, zu weichen 

uldig. 

$. 170. In eben dem Maße ift er auch auf Wiederherftellung feines Beſitzes ge- 
gen Jeden ?) anzutragen berechtigt. 

$. 171. Soweit aber derjenige, von welchem fein Befigrecht herrührt, ihm Kr 
biged zu verleihen nicht befugt war, muß er dem weichen, der gegen diefen ein bei 
red Recht ausgeführt hat. 

8. 172. Wenn das Necht desjenigen, welcher ihm fein Befigrecht verliehen hat, 
erlofchen ift, fo muß der unvollftändige Befiger dem weichen, auf welchen das Eigen- 
thum oder —— Beſitzrecht übergegangen iſt. 

8. 173. Doch kann Niemand, der einem Andern ein unvollſtändiges Beſitzrecht 
eingeräumt hat, zum Nachtheil deijelben fein eigenes Recht einem Dritten übertragen. 

8. 174. Auch der unvollftändige Beliger muß, wenn nicht fein Befigrecht, * 
dern die Sache ſelbſt bei ihm in Anſpruch — wird, wegen Benennung desje⸗ 
nigen, von welchem er fein ——— erhalten hat, die Vorſchrift 8. 165 beobachten. 

$. 175. Der vollſtändige Beſitzer iſt nur dem wahren Eigenthümer zu weichen 


8. 176. Gegen jeden Andern hat er alle Rechte des Eigenthümers*“). (Tit. 15.) 


ihm entlommenen Sache legitimirt, als auch für feine Perfon zur Gewahrſam, jedem Dritten gegen- 
über, berechtigt, und fann ſowohl die Klage aus dem Beſitzrechte des Prinzipals, als aus feiner eige- 
nen Berechtigung zur Gewahrſam die ihm en Abforderungsflage gebraudhen. Denn wenn er 
leich dem Brinsipale gegenüber nur eine Verpflichtung zur Bewahrung (Gemahrjam) der Sache hat, 
o ift er doch einem jeden Dritten gegenüber berechtigt, feine Verbindlichkeit zu erfüllen. ($. 187 
d. T.) (4.9) Bergl. oben Anm. 170 zu 8.29, Tit. 6. 

2) Bergl. Pr.-D. Tit. 17, $. 34 und die Anm. 22 dazu, 

2a) 3.8. bei angeſchwemmten Sachen. 

8) Mit der actio Publieciana. S. oben die Anm. 100 zu $. 161. Die 88.171 — 173 beftim- 
men fein dingliches Klagerecht näher. 

4) ©. o. Anm. 100. 8 verfteht ſich, daß in allen diejen Fällen, two von der actio Publiciana, 
—* un auf den Befi gegründet ift, Anwendung gemacht wird, der Poflefforienprozeß nicht 

n 


(4. 4.) Der vollfländige redliche Beſitzer einer Sache, die bei einem dritten Inhaber als defien 
Eigenthnm abgepfändet wird, kann mittelft der |. g. Interventionsflage die Freigebung derjelben for- 
dern und durchſetzen, ohne daß er den Beweis des Eigenthums feines Auktors zu führen hat. (Actio 
Publiciana.) (rt. des Obertr. vom 19, September 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 218), 
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$. 177. Alles Vorftehende ($$. 169 — 176) gilt nur auf den Fall, wenn der gar 


Befik redlich ift. und unredli- 
8. 178. Der unredlihe Befiger muß immer dem redlichen weichen. Ge 


$. 179. Jeder +*) Befiger hat in der Regel die Bermuthung der Rechtmäßigkeit 

und Nedlichkeit feines Befiges für fich. 
S. 180. Er ift aljo, wenn er deshalb in Anfpruch genommen wird, den Titel 

feined Befiged anzugeben und nachzuweiſen nicht fchuldig 9). 

$. 181. Die Vermuthung, daß Perfonen und Eigenthum frei find ®®), überwiegt 
jedodh die Vermuthung für die Rechtmäßigfeit des Befiges. 

$. 182. Wenn alfo auch Jemand in dem Befige, die Freiheit oder das Eigen- 
thum eined Andern einzufchränfen, fich befindet, fo muß er dennoch) fein Necht zu die- 
fem Befige angeben und nachmeifen ®). 

$. 183. Don diefer Regel findet aber eine Ausnahme ftatt, in fofern befondere 
Geſetze dergleichen —— gegen Perſonen eines gewiſſen Standes ausdrücklich 
begründen. (Th. Il, Tit. 7, Abſchn. 3)7). 


49) (4. U.) Jeder gegenwärtige wirkliche und auch unvollftändige Befiger nämlich, nicht etwa aud) 
ein boriger Befiger, der wider den gegenwärtigen Befiger mit Eigenthumsanſprüchen auftritt. Die 
durch den $. 179 gegründete Bermuthung bezieht ſich auf die Stellung des Bellagten im Binditations- 
prozeſſe; der Kläger kann feine Klage nicht bloß auf die Bermuthung des $. 179 gründen. Bergl. 
dv. Savigny, Öbligationenreht, Bd. II, &.156, und, im Betreff des undollftändigen Befiters, 
Erf. des Obertr. dv. 16. Juli 1851 (Arch. f. Rechtsi. Bd. II, ©. 329). 

5) Hieraus folgt nicht, daß die Vindikationstlage durch die Behauptung eines unredlichen Eriver- 
bes auf Seiten des beflagten Befiters begründet werden müfje und durch den Beweis derielben be— 
dingt fei. Der Binditationskläger hat durch den Beweis feines Eigenthums den vollftändigen auch 
redlihen Beſitzer vollftändig überwunden. 85. 175—177 d. T. und 88. 1 ff., Tit. 15. Bergl. Entſch. 
des Obertr. Bd. XI, ©. 300. 

(4.4) Der Befiger kann weder nad preußischen noch nad gemeinem Rechte mit der Diffama- 
tionsflage belangt und zur Klage provozirt werden. Das findet nach preußiſchem Rechte auch auf den 
Rechtsbefig Anmendung. Pr. des Obertr. 647, vom 9. April 1839 (Präj.»- Samml, I, ©. 253); 
bom 15. Januar 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©, 331); vom 13. Februar 1863 (Arc). f. Rechtsf. 
Bd. XLVII, ©. 349). 

5.) Unten, $. 23, Zit. 8 und 8. 14, Tit. 19. 

6) Hiermit ift ein Meinungsftreit unter den Civififten jener Zeit über die Beweislaſt für die 
eng Meinung entihieden. Die gedachte Bermuthung (der Sat gehört der Bermuthungstheorie Über 
die Beweislaft an, welche durch das ganze L.R. herricht) entbindet den Eigenthümer von der Beweis— 
faft, wenn ein Anderer ihm gegenüber das Recht geltend macht, das Eigenthum einzuichränfen, jelbft 
dann, wenn der Prätendent der Einichräntung ſich ım Beſitze des einichrantenden Rechts befindet, und 
er ohne Unterjchied: ob der Befiger (Eigenthümer) der Sache Beklagter oder Kläger ift, alſo auch 

i der in Form einer umeigentlihen Relonvention angeftellten Negatorienklage, mittelft welcher Be— 
freiung von Einjchränkungen des Eigenthums, insbejondere von Reallaften und Abgaben iu Anſpruch 
—— wird. Br. des Obertr. vom 6. Oltober 1847, (Entſch. des Obertr. Bd. XV, ©. 452.) 

ad einer naturgemäßen Auffafjung des Eigenthums und der Einjchränfungen des Eigenthums be» 
darf e8 hierzu der Hülfe einer Präſumtion nicht; denn das Eigenthum beberrict die Sade im ihrer 

anzen Zotalität; wer alſo das Eigenthum eines qualitativen Abipliffes davon (eines einſchränkenden 

echts) behauptet und dem Beſitzer der Sadye abfordert, muß nach den Grundſätzen über die Bindi« 
fation (actio confessoria) den Beweis ebenio führen, als wenn Jemand die ganze Sade vindizirt. 
(4. A.) Daher braudıt der rg zur Begründung feiner Klage nur ſein Eigenthum oder 
auch nur feinen vollftändigen Befig zu behaupten und zu beweiſen, felbit dann, wenn der Bellagte 
im Rechtsbeſitze der ſich angemakten Servitut poſſeſſoriſch geſchützt worden ift. Vgl. Ext. des Obertr. 
vd. 5. Januar 1855 (Arch. f. Rechts. Bd. XVI, S. 112) und d. 27. November 1855 (Arc). f. Rechtsf. 
Bd. XVII, ©. 326). — Cine Ausnahme macht der $. 183 im Beziehung auf foldhes Eigenthum, 
welches urſprünglich nur ımvolltommen erworben worden ift. 

7) Es ift die Frage: ob diefe Ausnahme nicht bloß von Rechten, welche die perfönliche Frei— 
heit einfchränfen (Unterthänigleit), handele. Dann ift fie durch die 88. 11 und 12 des Ed. v. 9. Of- 
tober 1807 unzmeifelhaft aufgehoben. Aber aud), wenn man fie auf den bäuerlichen Grundbefit und 
anf die grumdherrlicen Rechte der Gutsherren gegen (frühere) Unterthanen bezieht, muß ein Guts- 
berr, der ein folches umvolltommenes Eigenthum des Hinterjaffen und ein daraus fließendes einichrän- 
tendes Recht behauptet, doch den Befit des behaupteten Rechts, der ausnahmsweiſe den Beſitzer des 
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8. 184. Weiſet Jemand nah? *), daß ihm der Beſitz einer Sache durch Gewalt, 
Lit oder Betrug entnommen worden, fo ift der gegenwärtige Beſitzer den Titel, aus 
welchem er befigt, anzugeben ®) verbunden. 

$. 185. Dem Pichler muß die Angabe des Befigtiteld in allen Fällen, wo er 
jelbige zur Aufklärung ftreitiger Thatfachen nöthig findet ?), ohne Rüdhalt gefchehen. 

$. 186. Wer in den Fällen des $. 184, 185 die Angabe feined Beligtiteld be- 
barrlich gi ift für einen unredlichen Befiger zu achten !®), 

$. 187. Dagegen wird durch diefe Berpflichtung zur Angabe des Befiptitels, die 
ke die Rechtmäßigkeit des Beſitzes felbft jtreitende Vermuthung noch nicht aufgeho- 
en't), 


7a) (4, 9.) Damit ift je mac) der Yage des Prozeffes eine bloße Sg oder eine prozeß⸗ 
mäßige Bemweisführung in Betreff der Thatjachen, welche zur Begründung der lage behauptet werden 
müfjen, gemeint. Cine bloße Bejcheinigung unter allen Umftänden führt im ordentlichen Prozeſſe 
nicht zum Ziele. Daß hier nur don einer bloßen Beiceinigung die Rede jei, ift auf Grund der Dekl. 
vom 23, Mai 1785, $. XIII (Rabe, Bd. XII, ©. 231, auch abgedrudt in den Ergänzungen Bd. II, 
©. 274) und des $. 124, Tit. 51, Th. I der A. G.O. behauptet worden. dvd. Savigny, Obligatio— 
nenreht, Bd. II, ©. 160, Notel. Die erfte Stelle bezieht ſich gar nicht auf ein gerichtliches Ver— 
fahren, jondern auf das Verhalten des Sreditinftituts, bei welchem die Entwendung eines Pfandbriefs ꝛc. 
angeyrigt wird. Wenn die Anzeige beicheinigt ift oder von einem bekannten fiheren und glaubwürdi— 
gen Manne gemacht wird, der Präjentant aber eine unbekannte oder gar verdächtige Perion ift; fo 
joll die Kreditanftalt das Geld und den Pfandbrief an das Gericht ablıefern und dem anjprecdhenden 
Eigenthlimer die weitere Ausführung jeines Nechts gegen den Präjentanten überlaffen. Hierdurch wird 
über die Beichaffenheit des Beweiſes in dem Prozefie gar nichts entichieden. Der $. 124 der A. G.O. 
ichreibt vor, was Jemand beicheinigen foll, welcher einen bernichteten oder verlorenen Pfandbrief amor- 
tiſiren laſſen will. Daß es zur Begründung einer jolhen Provokation bei einer bloßen Beiheinigung 
beivenden muß, verfteht fich von jelbft, weil es zu einem förmlichen Bemweisverfahren wegen Mangels 
einer Gegenpartei gar nicht kommen kann. Darum ift jedob v. Savigny's Meinung an fi nicht 
vermwerflich, es fommt nur auf die vechte Beziehung an. Für das vorbereitende Verfahren, auf mel 
des auch die angeführten Borjchriften zielen, ift fie ganz zutreffend; aber wenn es demnächſt zum fon- 
tradiftoriichen Prozeſſe kommt, ift ein förmliches Beweisverfahren ganz unvermeidlih. Bergl. m. An⸗ 
leitung zum preuß. Civilprozeffe, Ih. UI, 8. 10. j 

8) Und, wo nöthiq, zu bemweilen; denn es ſoll auch hierdurch, wie im falle des $. 182, die 
Bemweislaft geordnet werden. Der frühere Befiger hat zur Begründung der Abforderung jeiner Sache 
genug gethan, wenn er feinen nehabten Beſitz und den fehlerhaften Berluft beweiſet; will der Andere 
den Anipruch entkräften, fo muß er einen dazu geeigneten Erwerb excipiren und bemeiien. Dies ift 
das Prozeßmäßige. Auf Grund des Ausdruds „anzugeben hält jedoch eine Meinung dafür, daß die 
fimple Angabe genüge, wodurch jedody im Prozeffe die Sache nicht weiter kommt. Vergl. unten, 
Anm. 38 zu 8. 34, Tit. 15, 

9) Diefe Vorſchrift hängt mit der Unterfuhungsmarime des alten Prozeſſes zufammen. 

10) Dieje Vorjcriften SS. 185 und 186 finden nur auf eine folche Partei Anwendung, die ſich 
zur Zeit der angeftellten Klage noch im Befige der Sache wirklich befunden hat; keineswegs aber fann 
die richterliche Aufforderung zur Angabe des Befigtitels wider einen ehemaligen Befiger der Sache mit 
der im $. 186 ausgeiprochenen rechtlichen Wirkung erfolgen. Pr. des Obertr. 829, d. 8. Febr. 1840. 

11) Das bezieht fih auf die Zeit vor Infinuation der Klage. Bon da an kommt der Grund» 
fat $. 222 zur Anwendung. 

118) (4, 9.) Die Beichräntung des Fruchterwerbes des redlichen Befigers auf den Fall der Bers 
zeption und des Genuſſes der Früchte bezieht fich lediglich auf das Rechtsverhältniß des redlihen Bes 
ſitzers zu dem wahren Eigenthümer und kann deshalb auf das Berhältmiß des Erfteren zu dem uns 
berechtigten Dritten wicht angervendet werden. Der redliche Befiger, insbejondere auch eines Nutungs- 
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8. 190. Cr darf den Werth davon dem Gigenthümer nicht erjtatten, felbft wenn 
er dadurch im Befige eines Vortheils ſich noch wirklich befindet 9). 


rechts, ift dem Nichteigenthlimer und völlig unberechtigten Nutungsprätendenten gegenüber als Befiter 
im Sinne des 8. 221, Fit. 9, und daher bon bei dein Entftehen der Früchte al® deren Eigenthümer 
anzufjehen und als ſolcher gegen den dritten Beichädiger der noch ungetrennten Früchte zur lage auf 
Schadenserfat legitimirt. Erf. des Oberer. v. 10. Öftober 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. X, ©. 198). 
In einem früheren Falle hat das Obertr. dur Erf. v. 9. Dftober 1849 (ebd, ©. 210 ff.) eine an« 
dere Meinung geltend gemacht, 

12) Ueber die fandrechtliche Theorie vom Fruchterwerbe des redlichen Befigers giebt Suarez 
bei der Schlußreviſion folgende Aufichlüfie: 

„Das Neue in dieier Theorie don fructibus befteht eigentlich darin: 

1) daß de jure rom. der possessor bon. f. die fructus exstantes non usucaptos herausgeben mußte, 
bier aber der redliche Beſitzer alle fructus perceptos der früheren Jahre behält; 

2) daß das Romiſche Recht in Anſehung des legten Jahres mit dem Tage, da der possessor b. f. 
per litis contestationem in malam fidem verſetzt worden, ftreng abicjneidet; das Geſetzbuch hin- 
gegen die fructus ultimi anni, bei nußbaren Grundftüden zmilchen dem Befiger und Eigenthil— 
mer pro rata temporis theilt. 

Ad 1 ftreiten für die neue Theorie folgende Gründe: 

a) der Grund, warum der redliche Befiter die fructus consumtos nicht hergeben darf, liegt darin, 
weil ihn die Geſetze als dominum temporarium betradhten, qui fruetus pereipiendo suos reddit, 
ef. 1.28 D. de usur. Geſchieht nun die Zueiguung der Früchte Durch die Perzeption, fo kann 
“ a. Unterſchied machen, ob die einmal perzipirren Früchte jchon verzehrt, oder noch bor« 

nden find, 

b) Wenigftens in Anjehung der fructuum industrialium et civilium behaupten viele Rechtslchrer, 
daß dieielben , auch wenn fie noch vorhanden find, dem redlichen Befiter verbleiben. 

Coeceji in jure controv. Lib. V, Tit. I, qu. 10. 

e) Nimmt man died an, jo enthält es einen reichen Stoff zu Streitigfeiten: was flir fractus un- 
ter die naturales und industriales gehören. 

d) Ebenfo giebt die Berechnung der von den Früchten abzuziehenden Hebungstoften, wenn fie auf 
mehrere Fahre —— oll, zu epineuſen und koſtbaren Prozeſſen Anlaß. 

e) Nach der Lehre des Romiſchen Rechts iſt der liederliche Beſitzer, der die Früchte, ſobald er fie 
erhoben hat, verzehrt umd durchbringt, gegen den guten Wirth adantagirt. Das ift unmoraliich. 

f) Ueberhaupt verdient der Befig, ſobald er redlich ıft, mehr Begünftigung und Schonung, als 
ihm das Römische Recht widerfahren läßt. Wer bona fide und justo titulo eine Sache an ſich 
ebracht, und fie eine lange Reihe von Jahren hindurd als jein Eigenthum beſeſſen hat, ift 
hlimm genug daran, wenn er die Sache dem wahren Gigenthümer, der vielleicht aus Sorg- 
lofigkeit ın jo langer Zeit fih um das Seinige nicht befümmert hat, reftituiven muß. Cs wäre 
—— hart, wein er die durch feine Mühe und feinen Schweiß erworbenen oder gewonnes 
nen Früchte dem jorgloien Eigenthlimer mit herausgeben müßte, bloß weil fie zufälliger Weile 
noch in natura vorhanden find. j 

Ad 2 ftreiten für die neue Theorie folgende Gründe: Bei Landwirthſchaften laffen ſich 
Früchte eines gewiſſen beftimmten Zeitpunktes gar nicht gedenken, jondern nur von einem gan« 
en Wirthichaftsjahre kann beftimmmt werden, mas das Gut in diejem Jahre getragen habe. 

ach der Römiihen Theorie hängt es bloß vom Zufalle ab, zu welcher Zeit der Befiger durch 
Infinuirung der Citation in malam fidem verſetzt wird, und ob er darnad) viel oder wenig 
fructus vefituiren fol. Es fann ſich ſonach treffen, daß er alle Faften und Unglüdsfälle der 
Wirthichaft agen hat, und bon den fructibus wenig oder gar feinen Nuten zieht. Umge— 
lehrt fann aber auch der Eigenthümer jehr leiden, wenn die Räumung in ginem Zeitpunfte ge» 
ſchieht, wo alle Nutung jchon eingezogen und verzehrt und doch moch große Ausgaben und La⸗ 
ſten zu tragen ſind. Die genaue Beſtimmung des Zeitpunktes, wenn die verſchiedenen Arten 
von Nutzungen, beſonders fructus industriales et civiles eigentlich fällig find, erfordert viele 
und meitläuftige in ein großes Detail gehende geietliche Vorſchriften, det deren Anwendung 
Streitigkeiten und Prozeſſe ſehr häufig entftehen können, Hingegen wird durch die im Geſetz— 
buche angenommene Theorie die Sache ausnehmend fimplifizirt.“ (Jahrb. Bd. XLI, ©. 8.) 

Hiernach iſt es Mar, daß der vedliche Beſitzer nicht bloß die genojjenmen (consumtos), fondern 
die gewonnenen Früchte (fructus perceptos) eigenthümlich erwirbt. 

(4. 9.) Wegen der, aus den $8. 189 ff., 223 d. X. in Verbindung mit dem $. 63, Tit. 23 der 
Proz.⸗Ordnung ſich ergebenden accefioriiden Natur des Fruchtanipruches können während des Prozeſſes 
um die Hauptiadhe, auf den nämlichen Klagegrund, die Früchte derieiben nicht in einem bejonderen 
Prozeſſe gefordert werden ; der Einwand der Üitiepenten, ſchließt dieje beiondere Klage aus. Erf. des 
Dbertr. dom 15. September 1862 (Entih. Bd. XLVIU, ©. 18), 


13) Dieſe Borichrift findet auf das Berhältnig der Benefizialerben zu den Erbidaftsgläubigern 
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8. 191. Hat er aber Nutzungen, die in Zukunft erft fällig find, zum voraus er- 
hoben, fo muß er diefelben in foweit '*), als ihr Verfalltag erft nach dem Ende der 
Medlichkeit feines Beſitzes eintritt, dem Eigenthümer herausgeben. 

8. 192. Bei Kapitalien und andern nugbaren Rechten werden die etwa noch rück— 
ftändigen Zinfen und Nugungen nad) dem Zeitpunfte, wo der redliche Befig aufgehört 
bat, zwifchen dem Gigenthümer und Beſitzer getheilt. 

$. 193. Bei beweglichen 1**) nugbaren Sachen gehören dem Befiker alle Früchte, 
die während der Medlichkeit feine® Beliged von der Subftanz abgefondert worden. 

$. 194. Infonderheit gehört ihm das junge Vieh, fobald (ibiges von dem Leibe 
der Mutter getrennt ift. 

—— $. 195. Bei Landgütern, Häufern ?°) und anderen nutzbaren Grundſtücken behält 
baren rum der redliche Befiger alle und jede Früchte und Nusungen vorhergehender Wirthichaftd- 
feine Anwendung. Tit. 9, 85. 443, 444. Dem Benefizialerben fommen mithin hinfichtlid der Nu— 
5 * Vortheile eines ſonſtigen redlichen Beſitzers nicht zu Statten. (Entſch. des Obertr. Bd. XI, 


14) In ſoweit. Alſo pro rata temporis nach dem von Suarez ausgeſprochenen Prinzipe 
(Anm. 12), nicht ganz und ungetheilt. Darüber iſt Meinungsverſchiedenheit. 

148) (2, 9.) Bet unbeweglihen nutbaren Sachen aber können auch unabgefonderte Früchte 
dem Befiter zu Gute fommen, namentlich auf dem Stamme verfauftes angeichlagenes Holz, oder 
auf dem Halme verkaufte Früchte, wenn fie dem Abläufer ſymboliſch oder durch —— an Ort 
und Stelle überwieſen worden find. Suarez bemerkt nämlich zu $. 42, Tit. 7 des erſten Entwurfs 
(Simon, Zeitihr. Bd. II, ©. 138): „Die bloße Be —— ohne Widerſpruch, z. B. bei Bäu⸗ 
men im Walde, bei Holze im Waſſer u. ſ. w., iſt noch feine —— Wenn fie aber auf 
borhergegangene Anweiſung geichieht, fo geht alsdann allerdings der Beſitz über.“ Was zur Befit- 
ergreifung gehört, welche „auf vorhergegangene Anweiſung geichieht“ ‚ At freilich nicht gejagt, und es 
fich nichts im Wege, der Natur der Sache gemäß anzunehmen, daß die Befikergreifung eben in der 
Wegnahme der „Bäume im Walde’ beftehe, mithin der Beſitz, defien Ergreifung die „Anweiſung“ 
erlaubt und dadurch vechtlich möglich macht, doch eher nicht wirklich erworben fei, ale bis der Ermer- 
ber den Gegenftand im feine körperliche Gewahrſam gebracht habe. Die Praris des Obertr. hat aber 
angenommen, daß der Befit von ftehenden Bäumen durch ſymboliſche Uebergabe, namentlich vermit⸗ 
telſt Anichlages mit dem Forſthammer, jelbitftändig und mit Berfolgbarteit gegen jeden Dritten (das 
ift das PBunktum) erlangt werden könne. (Entic. Bd. XI, ©. 201.) Im den Motiven ift mander 
Rechtsirrthum. — Bergl. oben, Anm. 79 zu $. 106, Zit. 2, 

15) Man ift verichiedener Meinung darüber, ob die Beftimmung diefes $. und die damit im 
Verbindung ftehenden folgenden Beftimmungen auf Häufer überhaupt, oder nur auf ſolche ſtädtiſche 
Grundſtücke zu beziehen, mit welchen Landroirthichaft verbunden ift. Es ift ſchwer, bei einer Geſetz- 
gebung, weiche nicht Prinzipien ausipricht, fondern meiftens mit einer Kaſuiſtik zu thun hat, derglei⸗ 
hen Fragen mit Sicherheit, aus Gründen der Wiffenfchaft, zu erledigen. Ich habe mich für dem 
zweiten Fall entichieden, aus folgenden Gründen: a) wegen des Ausdruds: „Wirthichaftsjahr‘, deſſen 
Gebraucd bei einem leeren Wohnhauſe doch nur jehr umeigentlich fein wiirde; b) wegen der Beftim- 
mung des $. 199: „das Wirthſchaftsjahr wird bei jolhen Grundftüden vom 1. Julius an gered) 
net‘, welches darauf deutet, daß man an Grundſtücke, worauf Landwirthſchaft getrieben wird, gedacht 
hat; e) wegen der Nusdrüde des $. 201: „mas zu den Früchten vorhergehender und des leiten 
Wirthſchaftsjahres gehöre“ u. ſ. w., welche auf natürliche Früchte hinweiſen, während ein 
bloßes Haus doch nur Miethszinſen abwerfen kann; d) wegen $. 170, Tit. 21, wo ſolche Grundftüde, 
mit welchen feine Landwirthſchaft verbunden iſt und nur fruetus eiviles tragen, mit Kapitalien und 
Gerechtigleiten,, die auch nur Zinſen umd Renten abrerfen, zulammengeftellt find, moraus entnom- 
men werden fann, daß Sat und Gegenfat natürliche Früchte und fructus civiles tragende Sachen 
find; e) wegen der Rechtfertigung des Theilungsgrundjages von Suarez, daß fih bei fandmwirth« 
ſchaften Früchte eines gewiſſen beftimmten Zeitpunftes gar nicht denken laffen, fondern mur von 
einem ganzen Wirthſchaftsjahre beftimmt werden könne, was das Gut im diefem Jahre eingebracht 
habe. Der Zmeifelsgrund dagegen, daß, wenn man die Vorſchrift nicht aud) auf bloße Häufer be- 
ziehen wolle, für diefe Gattung der Immobilien eine Vorſchrift fehlen würde, — diefer Zweifels— 
grund ift zwar gewichtlos, indem die fructus civiles ſchon von felbft ihre Theilung nach der Zeit in 
fih faflen und darnach die erforderlichen Faktoren durch die Beftimmung des $. 192 gegeben find. 
Allein es ift micht zu verfennen, daß jener Suarez’iche Rechtiertigungsgrund doch aüch von bio- 
Ben Hänfern gilt, indem der Reinertrag erft nad) Abzug der Verwendungen bervortritt umd die Ver— 
wendungen nicht nach beftimmten Zeitabſchnitten getheilt find, wie die Unterhaltungsfoften und die 
auferordentlichen Auflagen (Einquartirung, Kriegslaften) zeigen, Die Praris ift noch wicht entfchieden, 
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ine — ob dieſelben ſchon verzehrt, veräußert, oder noch wirklich vor- 
anden find. 
$. 196. Dagegen muß er aber auch alle aus diefen Jahren etwa noch rüditändi- 
gen Laften und Ausgaben, welche von den Früchten zu tragen find, berichtigen. 

$. 197. Die Nupungen des letzten Jahres werden zwiſchen dem Befiger und 
Eigenthümer getheilt. 

$. 198. Unter dem —* 152) Jahre wird dasjenige verſtanden, in welchem der 
Beſitz redlich zu ſein, aufgehört hat. 
5. 199. Das Wirthſchaftsjahr wird bei ſolchen Grundſtücken vom erſten Ju— 
lius ?6) am gerechnet !6®), 

$. 200. Die Theilung der Nutzungen gefchieht nach der Zeit, während welcher 
der Beſitz in diefem Jahre redfich oder unredlich geweſen iſt. 

$. 201. Was zu den Früchten vorhergebender und des legten Wirthfchaftsjahres 
ehöre; und wie in Anfehung dieſes legten Win die Berechnung und Auseinander⸗ 
— dem Beſitzer und Eigenthümer anzulegen ſei, iſt nach den in der Lehre 
vom Nießbrauch vorgeſchriebenen Grundſätzen zu beſtimmen (Tit. 21, Abſchn. 1). 

8. 202. Dem Eigenthümer ſteht es frei, auch die Nutzung des letzten Jahres 
dem Beſitzer allein zu überlaſſen, und dadurch alle Beiträge zu den Wirthſchaftskoſten, 
ingleichen zu allen andern Laſten und Ausgaben, welche von den Früchten getragen 
werden muͤſſen, abzulehnen. 

$. 203. Dagegen darf aber auch der Befiker die fhon gewonnenen Früchte frü- 
herer Jahre, ſoweit diejelben zur Fortſetzung der Wirthichaft deö legten Jahres erfor 
derlich gewefen, zu feinem Bortheile niemals in Rechnung bringen. 

$. 204. Hat der redliche Befiger die Sache verbeilert, jo muß der Eigenthümer 


‚. Jöa)(4. U) Wenn der redliche Befit nicht ſchon im Borjahre, fondern im Yaufe des näm- 
lichen Wirthſchaftsjahres angefangen und aufgehört hat, jo findet der Grundjat des 8. 197 nicht 
Anwendung, jagt das Obertr. in feinem Erf. vom 25. Oltbr. 1858 (Entſch. Bd. XXXIX, ©, 50), 
weil e8 da fein fettes Wirthidaftsiahr giebt. Das — anz richtige engländiſche Geſetzanwendung. 

In demſelben Erk. iſt als Rechtsſatz aufgeſtellt, derjenige, welchem das Grundſtück auf 
Grund eines ihm günſtigen Erlenntniſſes im Wege der Erekution übergeben worden, und demmächft 
durch das Nichtigfeitsurtel wieder abgeiprochen werde, keinen Anfpruch auf die während feiner, wenn 
auch noch jo langen, Beſitzzeit gezogenen Früchte, folglich auch micht auf Theilung der Nutzungen 
des letzten ——— habe, obgleich er im Allgemeinen als redlicher Beſitzer anzuſehen ſein 
möge; denn er ſei in . ge der Vernichtung jenes Urtels verurtheilt, das Geleiſtete dem Gegner zu 
erſtatten, und es müſſſe überhaupt alles, % viel möglih, in den Zuftand verjett werden, als ob 
—* —— ſtattgefunden hätte. (S. 52 a. a. O.) Das iſt doch ein beſonderer Rechtsgrund für 

ieſen Sat. 

16) In Beziehung auf andere nutzbare Gegenftände fängt das Jahr mit dem 1. Junius an 
(Zit. 21, 8. 171), d. i. das alte Rechnungsjahr. K.O. v. 19, Mai 1814 (G.S. ©. 39). (3. 4.) 
Die Beitimmung des $. 199 ift Übrigens nicht für das Pachtverhältniß maßgebend. Unten, Anm. 65, 
Sat 2 zu $. 342, Tit. 21. 

168) (3, A.) In den vormals königl. fächfiichen Landestheilen, im melde das A, L.R. durch 
das Patent v. 15. November 1816 (G.S. S. 233) eingeführt worden, findet diefe Beftimmung bei 
Auseinanderie zwiichen den abgehenden evangeliihen Pfarrern und deren Erben und den neu 
anziehenden Pfarrern , hinfichtlich der Nutzungen der Piarrländereien keine Anwendung, vielmehr gilt 
für diefe Auseinanderjegungen ftatt des hier, im $. 199, bezeichneten Birthichaftsjahres ‚ das nad) 
der bisherigen allgemeinen Obfervan; vom 1. Dftbr. bis 30. Septbr. zu berehnende Dejervitenjahr. 
Dies findet auch bei fundirten evangeliihen Diakonats- und jonftigen Pfarramtsgehütfenftellen , jo 
wie bei evangelifchen Küfter-, Kantor- und Schullehrerftellen in den gedachten Landestheilen Anwen— 
dung. ©. v. 10. Mai 1855 (6.8. ©. 267). 

(4. 9.) Die Erben des Nießbrauchers haben auf die nach dem Ende des letzten Wirthichaftsiah- 
res, alfo die feit dem 1. Juli mach dem Tode des Nießbrauchers, zur Perzeption gelommenen Früchte 
feinerfei Anfpruc, aud wenn deren — die Dauer des Nießbrauchs fällt ($. 221, Tit. 9), 
fowie fie umgefehrt an den erft nad dem Ende des Nießbrauchs entftandenen aber im Laufe des 
Wirthichaftsjahres noch zur Perzeption gekommenen Nutungen mit betheiligt find. Ert. des Obertr. 
d. 16, November 1860 (Arc). f. Rechtef. Bd. XXXIX, ©, 217). 


c) der Vers 
befierungen, 
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die darauf verwendeten Koften erftatten, wenn die Verbeſſerungen noch wirklich vor- 
handen find, und verhältnigmäßigen Nutzen gewähren. 

8. 205. Auch wenn der Nuten noch nicht wirklich vorhanden, aber doch, nad 
dem natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge, in der Folge mit Sicherheit zu 
erwarten ift, kann der ge die Verbeſſerungskoſten fordern. 

$. 206. Beſteht die Verbeiferung in einer Erhöhung des Nupungsertrages, fo 
fünnen die Meltorationdfoften nur fo weit gefordert werden, als fie den nad) diefem 
— Ertrage landüblich zu beſtimmenden Kapitalswerth der Verbeſſerung nicht über- 

eigen 16 aa), 

8. 207. ft aber nicht der Ertrag vermehrt, ſondern nur der Kaufswerth der 
Subſtanz erhöht worden, fo muß der gemeine Werth der Subjtanz im Ganzen genom- 
men, fo wie derjelbe vor der Verbeſſerung beſchaffen geweſen, und zur Zeit der Ab- 
tretung wirklich beichaften ift, audgemittelt werden. 

8. 208. Nur in fo weit, als die Verbeſſerungskoſten die dadurch bewirkte Erhö- 
Kun * Werthes der Subſtanz nicht überſteigen, kann der Beſitzer den Erſatz derſel⸗ 

en fordern. 

8. 209. Als Meliorationskoſten dürfen in allen Fällen nur baare Auslagen und 
folhe Naturalpräftationen, die nicht aus der Sache felbft genommen worden !#b), in 
Anſchlag gebracht werden. 

8. 210. Gemwährt die mit der Sache at Veränderung feinen eigent- 
lihen Nusen, fondern nur ein Vergnügen, welches den Kaufswerth nicht erhöht, und 
will der Eigenthümer dafür feine Vergütung leiften, fo kann der Befiger dad Vorhan⸗ 
dene bloß zurüdnehmen. 

$. 211. Aber auch dieſe Befugniß findet nur in fo fern ftatt, als bei der Zu— 
rüdnahme die Sache in den Stand, worin fie fi vor der Veränderung befand 6), 
wieder gejekt wird. 

Ge $. 212. Ausgaben, welche zur Erhaltung der Subftanz nothivendig waren, und 
toten, mit dem Befige der Sache in unzertrennlicher ‘ — ſtanden, muß der Eigenthü— 
mer, ſoweit dadurch fein Vortheil befördert iſt 10ee), dem Beſitzer vergüten. 


 16@a) Vergl. L. 18 D. de negotiis gestis (III, 5). — Mevius, Dee. P. II, dec. 210, Nr. 2, 3. 


16b) Eigentlich follte es heißen: „hätten genommen werden können“. Denn wenn z. E. der Be- 
figer eines Landguts im Herbfte oder Winter den Ueberſchuß von Stroh verkauft, und um Frühjahre 
Stroh antauft, um eine außerordentliche Düngung zu bewerfftelligen, welche nicht unter die Regel 
des $. 216 fallen wiirde; jo kann doch die Ausgabe dafür ſchwerlich als baare Auslage paffiren. 

16°) Der röm. Grundfag, daß wegen der impensae voluptuariae ($$. 210, 211) dem Befiter 
nur das jus tollendi zufteht, ım ſoweit e8 ohne Schaden für die Sache ausgeübt werden kann, und 
wenn nicht der Eigenthüimer fo viel zu vergüten bereit ift, wie der Beſitzer durch Ausübung des jus 
tollendi haben würde; denn damit muß er fich in jedem Falle abfinden laſſen. L. 9 D. de impen- 
sis (XXV, 1); L. 38 D. de rei vind. (VI, 1); L. 5 C. eod. (III, 32). 

16 ce) (4. U.) Dazu gehören die Futterimgstoften bei Thieren nicht. $. 218 d. T. und I, 5, 
8. 337. Bergl. Ertl. des Obertr. v. 16. Juli 1857 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 130), Im 
Falle der Redhibition eines fehlerhaften Thieres würden aber auch Futterungskoſten erftattet verlangt 
werden Lönnen, wenn das Thier völlig unbrauchbar geweſen wäre und dem Berkäufer wenigſtens 
ein mäßiges Berfehen bei dem Berlaufe vorgeworfen werden könnte. I, 11, 8. 155. — (4. 9.) In dem 
gedachten Erf, find die Futterungsloſten gleichwohl abgeſprochen, weil der Umftand, daß die Pferde 
unbrauchbar waren, nur geeignet geweſen jei, einen ettvaigen Schaden herzuftellen, diejes aber noch nicht 
ausreiche , die Erjatverbindlichkeit Ges Bell. zu begründen, weil der Bell, die Entftehung diejes indi— 
vidnellen Schadens nicht verjchuldet habe. Der Abweifungsgrund ift mithin der Thatumftand, daß 
dem Befl. feine Verſchuldung zur Laſt falle. (S. 130 a. a. DO.) Sonft find die Beitimmungen des 
$. 337, Tit. 5 umd des $. 212 d. T. der Klage zum Grunde gelegt; der Richter hat jedody den Nach— 
weis des Vortheils, den der $. 212 zur Begründung eines Auſpruchs fordert, vermißt. Derielbe 
Grund wird in dem jüngeren Erkenntniſſe vom 17. September 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, 
©. 74), unter Bezugnahme auf den $. 212 d, T. und auf L. 30, 9, 1 D. de aedil. edicto et 
redh. (XXI, 1), zur Rechtfertigung der Aberlennung der Autterungstoften geltend gemacht. — Durch 
das jüngfte Erf, vom 3. Februar 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVIII, ©. 107) aber fpricht das 


Bon Gewahrfam und Befik. 363 


$. 213. Beſtehen dergleichen Ausgaben nicht in baarem Gelde, fondern in Na— 
turalien, fo müjlen legtere nach dem Werthe zur Zeit der Verwendung erjeßt werden. 


Obertr. den Redhibitionsfläger auch in dem Falle, wo der Berkäufer mit der Zurücdnahme der un» 
brauchbaren Pferde im Verzuge war, die re rund ab. Die Begründung diejes Sprud)s 
ift ganz neu, An die Spibe jeiner Erwägungen ftellt ev den Rechtsſatz, daß der Kläger, als red- 
licher Beſitzer, die zur Erhaltung der Pferde mothtwendig geweſenen Ausgaben nur inſoweit von dem 
Bell,, als dem Eigenthitlmer und Berläufer der Pferde, erftattet verlangen fönne, als dieje Koſten 
nicht aus den Nutzungen der Pferde haben entnommen werden können, und zugleich durch diejelben 
der Vortheil des Bell, befördert worden. Diefer Say ift in den $$. 212 u. 216 d. T. wirklich ent- 
halten. Aber die Folgerung des Obertr., daß, weil der Kläger im diejer Weife feinen Anſpruch 
nicht fubftantiirt habe, er damit abgewieien werden müffe (S. 171), ift micht richtig. Der in Rede 
ftehende Rechtsſatz hat nur Geltung für das Berfaumin zwiichen dem redlichen Zn und dem Gi- 
genthümer an ji, d. h. fo lange in diefem Berhältniſſe nichts verändert ift, alſo bis zum Cintritte 
einer Modifitation. Das Verhältniß wird aber modifizirt durd Mora. Der Anſpruch des Klägers 
in dieſem alle war aber nicht auf jeme Zeit, fiir welche der gedachte Nechtsiat gilt, ausgedehnt, 
folglich brauchte er auch nicht demjelben entjprechend fubjtantiirt zu werden, jondern er war gegrün— 
det auf das veränderte Verhältniß feit Eintritt der Mora des Bell. Im diefer Beziehung jagt das 
Obertr.; Mit dem Fütterungs- ꝛc. Koftenanfprucde des Klägers fteht die mora accipiendi des Bell. 
in feiner Beziehung. Das Fundament dieſes Anſprüches iſt und bleibt, der auf Sei— 
ten des Beflagten eingetretenen mora accipiendi ungeachtet, lediglich die nüglihe Berwen— 
dung, eine joldhe Liege nicht vor, der KL. habe, wenn er nadı Eintritt der mora aceipiendi den 
Beſitz der Pferde fortgefegt habe, durch die Unterhaltung der Pferde mur feine Verbindlichkeit erfüllt, 
dazu jei er verpflichtet geweſen und habe dadurdy auch nur fein Imtereffe wahrgenommen, indem er 
fonft die Pferde nicht in dem früheren Zuftande zurückgeben können; er hätte fid) von dieſer Ver— 
pflihtung durch a Kanne der Pferde zur gerichtlichen —— befreien fönnen, und da er die— 
ſes nicht gethan, fo jei er im der Tage geblieben, daß von ihm eine fremde Sade erhalten worden, 
wofür er nur nach den Grundfägen der mütslichen Verwendung Erfag fordern könne. (S. 172, 173,) 
Diefe neue Theorie läßt ſich als richtig nicht erfennen. Wahr davon ift nur die thatjählide Schluß— 
behauptung, daß der Kläger in der Lage geivefen jei, eine fremde Sade, die Pferde des Bell., zu 
erhalten (zu pflegen). Diefes Berhältniß nennen die Juriſten umd Gefege nicht nützliche Ver— 
wendung (in rem versio), fondern Gejchäftsbeforgung ohne Auftrag (negotiorum gestio), der Koſten— 
anſpruch des Pflegers muß daher micht einzig und Iediglih nad) den Borausjegungen der in rem 
versio jubftantiirt werden fönnen, fondern er ijt nach den Grundſätzen von der negotiorum gestio 
zu begründen, was einen ganz anderen Erfolg hat. Nach den legteren muß der Gejchäftsherr dem 
Bejorger die nütlich aufgewendeten Koſten, nach Abzug des Vortheils, der dem Beſorger jelbft durch 
die Beforgung entftanden ift, erftatten. Tit. 13, 65. 235, 254. Mehr hatte der Kläger von dem 
Inftanzrichter nicht zugeſprochen erhalten und dabei hatte er ſich beruhigt. Da das Obertrib. fagt, 
der Kläger * die Geichäftsbeforgung einem Anderen (dem Gerichte) Übertragen können, und der 
renitente Bell. doch die durd) die gerichtliche Sequeftration entjtandenen Koften jchließlich hätte bezah- 
len müffen, jo widerjpricht fi das Obertr., wenn es dem Kläger nicht einräumt, die Pflege ges 
en Erftattung der Koften ſelbſt fortzufegen. Die Depofition als Befreiungsmittel ift ein Recht F 
eine Pflicht des Schuldners. — Erwähnt mag hier noch werden, daß der preußiiche Gejetsgeber die 
nämlice Nechtsmeinung über die Futterungsfoften » Erftattung bei der Wandlungsklage hat, welche 
bier geltend gemacht ift. Im dem für die Hohenzollerniche Lande erlaffenen G. vom 5. Jumi 1863 
heißt e8 Art. 3: „Die Aufhebung des Bertrages verpflichtet den Berktäufer zur Erftattung des Kauf— 
preijes, ſowie der Koften des Kaufs und der gerichtlichen Befichtigung und der von dem Ber- 
uge in der Zurüdnahme des Thiers an erwachſenen Koften der Fütterung und 

flege. An dieſen letztgenannten Koften ift jedoch der vom Käufer aus dem Thiere don jenem 
Zeitpunfte an gesogene Nuten in Abzug zu bringen.” (G.S. S. 447.) Das flimmt mit dem 
8. 216 d. T. überein und tft logifch zwingend, wenn das Rechtsverhältniß rechtsverftändig aufgefaßt 
wird. — (5. N.) Das Obertr. verfteht ſich nun auch zu diefer Rechtsauffaſſung, aber es will jeine 
frühere Meinung über die Subftantiirung der Wandlungsklage nicht aufgeben, indem der Wandlungs- 
Häger feine Klage nad den Beftimmungen über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Gigenthümer 
und dem redlichen Befiter, außer dem alle eines obligatoriichen Berhältnifies (Tit. 7 $. 216), jub- 
ftantiiren ſoll. „Danach“ — jagt daffelbe — „genügt, um den dem Eigenthümer (muß hier heißen: 
Berkäufer, es ift gar nicht nothwendig, daß diefer Eigenthiimer jei, der Kläger Hagt lediglich aus 
dem obligatoriihen Kaufsverhältni) befürderten Bortheil herauszuftellen, die dem Cigenthümer (?) 
überfommene rechtliche Verpflichtung zur Erhaltung der Sache allein nicht, vielmehr muß der ved- 
liche Befttger näher darlegen, inwieweit die Erhaltungstoften nicht aus den Nutungen der Sache ha- 
ben genommen werden können, und in diefer Weile den Anſpruch auf Futterungstoften jubjtantiiven.* 
Erf. v. 31. Mai 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 37). Dieſes Poftulat hat gar feine juriſtiſche 
Berechtigung, es paßt micht auf das Prinzip der Wandlungsflage, ‘welche aud) auf die omnis causa, 


J 
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8. 214. Doc darf der wi dem Eigenthümer Naturalien oder Dienfte, die 
aus der Sache oder dem Gute felbft, zur Erhaltung der Subftanz, genommen und 
verwendet worden, niemald anrechnen. 

8. 215. Sind bei einem Inbegriffe von Sachen oder Rechten, Koften zur Erhal- 
tung einer einzelnen darunter begriffenen Sache oder eined Zubehörs verwendet, und 
die Sache oder dad Pertinenzftüd ift dennoch nicht erhalten worden, fo kann der Beier 
dafür feinen Erfaß fordern. 

$. 216. So weit die Erhaltungsfoften aus den Nutzungen des Jahres, in mel- 
chem fie vorgefallen find, haben genommen werden fönnen, % meit ift der Eigenthü- 
mer zu feinem Erfage verpflichter ' 64). 

$. 217. Sind dergleichen Ausgaben zu gewiſſen, auf Abwendung fünftiger Ge- 
fahren von der Subftanz abzielenden, nüglichen Veranftaltungen gemacht worden, fo 
Dane der Erſatz nur in jo fern ftatt, als diefe Beranftaltungen noch wirklich vorhan- 

en ſind. 

e) der Laften, $. 218. Alle von der Sache zu entrichtenden gewöhnlichen Laften und Abgaben muß 
der Befiter von der ganzen Zeit, wo ihm der Genuß der Früchte gebührt, übertragen. 

N) der Dete- $. 219. Für die Berfhlimmerungen der Sache, die jih während feiner Beſißzeit 

REN ereignet haben, darf der redliche Befiger nur in fofern haften, als fie durch fein gro- 

| bes Verſehen entftanden find !7), 

— $. 220. Die zur Auslieferung oder Uebergabe der Sache nothwendigen Koſten 

toften. muß der Eigenthümer tragen. 

$. 221. Die Rechte des redlichen Beligerd, wegen des für die Sahe gezahlten 
Kaufwerthes, ſowie die Rechte des Eigenthümerd gegen den geweſenen Befiger, welcher 
die Sache veräußert hat, find gehörigen Orts beftimmt. (Tit. 15.) 

ine s8. 222. Wenn fein früherer Zeitpunft der Unredlichkeit des Beſitzes außgemittelt 

aber uaröll- werden kann, fo wird der Tag der dem Befiger durch die Gerichte gefchehenen Behän- 

eu Beſtet. digung der Klage dafür angenommen 17 ®), 


wozu die Untoften gehören, geht und zu ihrer rechtlichen Begründung nichts weiter erfordert als die 
Behauptung des beftimmten Hedhibitionsfa 68. Daß der mit dem kranken oder ſonſt unbrauchbaren 
Thiere angeführte Käufer von demjelben Nutungen bezogen habe, folgt nicht nothwendig, ift vielleicht 
ganz unmöglich, jedenfalls aber eine Thatfache, welche dem Bell. einen Einwand geben fann, nicht 
aber der Art ift, daß fie zur Begrlindung der Klage don dem Kläger voraus bermeint Werden 
müßte und ihm zum Beweiſe der Negative zwingen könnte. Mit dem Retentionsvechte des in feinem 
obligatoriichen Berhältniffe ftehenden redlichen Beſitzers hat es eine ganz andere Bewandtniß; dieſer 
muß zu deſſen Begründung freilib behaupten und re daß und wieviel er borerft 
noch herausbefomme ; Tut muß er die Sache ohne Weiteres herausgeben. 

164) Bei einem Arbeitspferde 3. B. überfteigen die Nutzungen erfahrungsmäßig — jo nimmt 
man an — die Unterhaltungstoften, da Niemand jonft ein Pferd zum Zwecke des davon zu ziehen« 
den Nubens halten wilde. Der Befitrer hat deshalb darzuthun, daß es ihm nicht möglich geweſen 
jet, eine ſolche Sache, fo lange er fie bejefien, zu benugen. Entſch. des Obertr. Bd. XIX, ©. 82. 

(5. U.) Der in dem $. 216 ausgedrückte Rechtsſatz rücdjichtlih der Berpflichtung des Eigenthü— 
mers eines Grundſtückes zur Erftattung der Erhaltungstoften an den vollftändigen redlichen Befiger 
ift auch auf bewegliche Sachen amwendbar. Erf. des Obertr. dv. 28. Januar 1868 (Arch. f. Rechisf. 
Bd. LXXI, ©, 47). 

17) Daß diefe Satzung auf volltommener Gedankenlofigleit beruhe, hat ſchon Gans, Beiträge, 
©. 27, bemerlt. Wenn fie mit Bermußtiein gemacht worden ift, jo fteht fie mit der Bedeutung des 
redlichen VBefites und mit den Grundlägen über die perjönliche Freiheit in Widerſpruch, indem der 
redliche Beliger nad dem A, L. R. noch im einem höheren Grade als nah dem R. R. die Sache wie 
ein Eigenthümer gebraucht und es im höchften Grade widerfinnig ift, einen Eigenthiimer für die Ver— 
nachläſſigung feiner Sache verantwortlich zu machen. Gegen wen joll denn der redliche Beſitzer ichul« 
dig fein, Sorgfalt anzuwenden? Es kaum ihm gar wicht einfallen, einem Anderen durch Vernach- 
läffigung feiner Sache Schaden zu thun. Rem quasi suam neglexit. L. 31, $. 3 D. de hered. 
pet. (V, 3). Erſt mit der Litisfonteftation tritt er im ein obligatoriiches Verhältniß, und hat von 
da an ſchlechtweg für culpa zu haften. L. 45 D. de rei vind. (VI, 1). 


174) Das unredliche Bewußtſein ift eine reine Thatjache, welche nur aus den befonderen Um⸗ 


Bon Gewahrfam und Befit. 365 
8. 223. Der unredliche Befiger muß die Sache mit allen vorhandenen Früchten 


ſtänden jedes einzelnen alles erlannt, nicht aus der Kenntnißnahme von dem Inhalte einer Klage 
gefolgert werden kann. Es wird oft während des ganzen Prozefjes ſehlen, bisweilen felbft durch das 
verurtheilende Erlenntniß noch nicht entftehen, namentlich in den Bällen einer ungerechten, d. h. hier 
einer irrigen Verurtheilung, woran die Gerichtspraris gar nicht jo arm ift, mie die Panegyrifer der 
pr. Juftigverwaltung glauben. Die willtürlihe Behauptung Tevenar’s, daß jeder nicht redhtmä- 
Bige Beſitzer aus der infinuirten Klage fein Unrecht abnehmen umd einfehen könne und jolle (Simon 
a. a. D. S. 171), widerlegt fi ſchon durch die Erfahrung, daß mandye Klage in erfter Inftanz 
für gültig erkannt und in zweiter Inftanz abgewieſen wird. Im ſolchem Falle müßte denn der ganz 
redliche Befiter durch die in der Klage ein umredliches Bewußtſein erhalten, und mit dem 
Ürtel zweiter Inftanz, welches die Klage ganz mit Unrecht abweiſet, alio keine überzeugende Kraft 
für den beſſer Wifjenden haben kann, die Redlichteit des in der That unrechtmäßigen Befigers her» 
vorbringen, und jo umgelehrt. Der Ausſpruch des $. 222 flimmt mit der Lehre vieler neueren Ci— 
viliften überein, welche die Vertreter der beiden, mit dem wahren N. R. nicht übereinfimmenden, 
Meinungen find: 1. daß die mala fides eine allgemeine Folge des Prozefies, und 2, auf den Zeit 
punft,, wo der Befiger von dem Anſpruche Nachricht befommt, zurüdzuführen ſei. Diele Lehre ift 
don Einfluß auf die Gefegebung gemeien. Man iſt jedoch erft nach und mad auf den abioluten 
Satz des $. 222 gelommen. Anfangs hatte man Bedenken, die Unredlichleit ohme Weiteres zu fin- 
given und man wollte den Tag der Publikation des verurtheilenden Urtels, in einem Entwurſe, ald 

nfang der Unredlichkeit vorichlagen. Diefer Beftimmung widerſprach dv. Tebe nar und forderte den 
Tag der infinnirten Klage. Damit erflärte Suarez ſich völlig einverftanden, „denn im der Regel 
mus doch der Befiger aus einer gehörig inftruirten Klage die Unrechtmäßigfeit jeines Beſitzes ſchon 
eriehen können.” Uebrigens, fügte er bei, ift e8 ja dem Richter überlaffen, den Anfang der Unred⸗ 
lichleit nach den Umftänden auch anders zu beftimmen. (Simon a. a. O. ©. 171.) Damit war 
die beabfichtigte Beftimmung entkräftet, denn es kam darnach auf die thatjächliche Wirklichkeit der Un- 
redlichleit an. Diejer Beſchränkung entipredend lautete die Beftimmung in dem gedrudten Entwurfe: 
„Wenn fein früherer oder jpaterer Zeitpunkt — ausgemittelt worden“ u. ſ. w. Th. II, Zit. 4, 
8. 153. Dadurch ward mit der Imfinuation nur eine Präjumtion verknüpft. Dagegen jagte Goß- 
ler: Ueberzeugung ift ein Internum, worauf der Gejesgeber fich nicht einlafjen kann (ebd. ©. 821); 
die Alternative („oder Ipäterer”) möge weggelaffen werden (ebd. ©. 322). Nun erhielt die Beftim- 
—* die Faſſung des $. 222, wodurch aus der früher vorgeſchlagenen Präſumtion eine Fiktion 
der Unredlichteit geworden ift, ganz jo, wie es jene meueren Romaniften lehrten und auch bloß zu 
dem Zwede, um als Rechtsgrund zu dienen für die (nach R. R. durch die Litisfonteftation gegrün« 
dete) Berbindlichkeit des —— zur Herausgabe der omnis eausa. Vergl. die folg. $$. 223 — 228. 
In gleicher Weile wie jene Vorbilder läßt die pr. Gejegebung aud die Mora, ebenjo wie die Fit- 
tion der Umredlichkeit, durch die Infinuation der Klage entjtehen. Pr.-D. Tit. 7, 9.484; und ER. I, 
16, $. 18. Beide Wirkungen ftehen nebeneinander; es ift micht die eine der Erklärungsgrumd der 
anderen. (U. M. ift das Obertr. Entſch. Bd. XX, ©. 109.) Dieſe ganz pofitiv vorgeichriebene Fil- 
tion fann mit feiner anderen Handlung als nur mit der Imfinuation einer Klage, an welche foldhe 
der Gejetsgeber gefmüpft hat, in Verbindung gebracht werden, weil abjolute Vorjchriften feiner ana- 
logen und ausgedehnten Anwendung fähig find. Durchaus gerechtfertigt ift daher das Pr. des Obertr. 
2274, v. Nee 1851: „Die Vernichtung eines mit der Nichtigkeitsbefchtverde angegriffenen Zu- 
Ichlagsertenntnifjes begründet für den Adjudifatar nicht ſchon mit der Infinuation der Nichtigkeitöbe- 
ſchwerde die Berpflichtungen eines unredlichen Beſitzers. Derſelbe ift vielmehr bis zu dem die Ver— 
nichtung ausiprechenden Urtel für einen redlichen zu achten.” (Entid. Bd. XX, ©. 106.) 
Der Anfang der Umredlichkeit in dieſem alle ift der Tag der Publikation, wenn der Implorat dabei 
antvejend ift, jonft der Tag der Imfinuation. 

Die Fiktion des $. 222 ändert fidh übrigens dadurch nicht, daß in erfter Inftanz die Klage ab» 
gm, und der Bellagte erſt in letter Inftanz verurtheilt worden ift. Die frage hatte auch ein 

onent gethan, mit dem Borichlage, in diejem Falle erft mit dem Tage des leiten Urtels die mala 
fides eintreten zu lafien. Gofler aber bemerkte darauf: „Hat zwar einigen Schein, es bleibt aber 
— — den Zeitpunkt des Geſetzes ohne weiteren Unterſchied anzunehmen.“ (Simon 
a. a. O. S. 321. 

(4. A.) Uebrigens betrifft die Vorſchrift des $. 222 nicht lediglich den Fall der Vindikation einer 
einzelnen Sache; er enthält vielmehr die ganz allgemeine Regel der Begründung der Unvedlichteit des 
Beſitzes durch die Infinuation der Klage, aud) der Klage = Yopi Da Erbrechts des Klägers 
gegen den Erbſchaftsbeſiher. Erf. des Obertr. b. 22. Febr. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 157). 

(6. A.) Die Anwendung der Beftimmung des 8. 222 ſetzt voraus, daf die Verpflichtung des 
Bellagten als unredlihen Befigers zur unbedingten fofortigen Räumung konftatirt oder anerfannt wird, 
und es fih nur darum handelt, den Anfang feiner Unredlichteit feftzuftellen. Diejer Fall liegt da 
nicht dor, wo der Richter jelbft erfaunt hat, daß der Beſitzer feinesweges unbedingt, ſondern dem 
Befig nur Zug um Zug gegen die im Urtheil näher bezeichnete Erftattung von Auslagen, aljo ums 
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und Nugungen zurüdgeben, und diejenigen, welche er während feined unredlichen Be- 
ſitzes genoſſen hat, vergüten. 

$. 224. Es macht dabei feinen Unterſchied: ob die Früchte noch in ihrer ur- 
iprünglichen Form vorhanden find, oder nicht, und ob der unredliche Befiger die ge- 
nojjenen Früchte jelbit verzehrt, oder an Andere überlaſſen hat. 

$. 225. Für die felbit verzehrten oder veräußerten Früchte muß der unredliche 
Befiger den mittleren Preis der nächiten Marktſtadt, welchen Früchte dieſer Art zur Zeit 
der Verzehrung oder fonjtigen Veräußerung gehabt haben, erjegen. 

$. 226. Die verkauften Früchte muß er nach den dafür erhaltenen Preifen ver- 

üten. 
8. 227. Doch kann auch bei dieſen der Eigenthümer, ſtatt des erhaltenen, den 
zur Zeit, des Verkaufs geſtandenen mittleren Marktpreis fordern. 

8. 228. Bei Früchten. welche gewöhnlich nicht zu Markte gebracht werden, müf- 
jen Sachverſtändige den damaligen Werth bejtimmen. 

8. 229. Wer ed weiß, daß die Sache, die er als feine eigene befigt, einem An— 
dern zugehöre, der muß auch diejenigen Früchte und Nutzungen, welche der rechtmä— 
Bige Eigenthümer wirthichaftlih hätte genießen können !7®), demfelben vergüten. 

8. 230. Unter der wirtbichaftlihen Benugung eined Gutes wird die in jeder Pro- 
vinz und Gegend !®) gewöhnliche Art des Wirthichaftäbetriebes verftanden. 


dem Zeitpunfte ein, wo die beflimmmten, dem Kläger auferlegten Zahlungen —— reſp. deponirt 
worden find. Erf. des Obertr. vom 13. Juni 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 239). 

17 b) Das L. R. verpflichtet nicht, wie das R.R., jeden beklagten Befiter, die zu getvinnen ber» 
abjäumten Früchte (fructus pereipiendos) zu erjegen, jondern nur den wahren malae fidei possessor, 
d. i. der, welcher es weiß, daß er unrechtmäßig befigt, im Gegenfage zu Er defien Unred⸗ 
lichfeit auf Grund der Klagebehändigung fingirt wird. Berg. $. 222 u. $. 11 d. T. Unterläßt aljo 
diejer die Beftellung des in Anſpruch genommenen Grundftüds oder die Einfammlung der 
ſelbſt vorfäglich, To hat er bei der Berurtheilung im der Hauptſache nichts an Früchten zu leiften. 
Auch der $. 219 kommt hierbei nicht zu Hülfe; denn er bezieht ſich nur auf die Verringerung der Sub- 
ftanz. Der Grumd zu der eigenthümlichen Beftimmung des L. R. über die fructus percipiendi liegt 
in der Meinung der Berf. des L.R. über den Rechtsgrund der, nad R.R. weder aus der Dora, 
noch aus der Unredlichkeit entftehenden, eigenthiimlichen Prozeßverpflictungen des Beklagten, indem 
fie dafür hielten, es müfle in diefer Hinficht Alles auf das unredlihe Bewußtſein des Befiters zu- 
rütdgeführt werden, weshalb dafiir gehalten wurde, es müßten, wie bei der Kulpa, verichiedene Grade 
des Bewußtſeins umterichieden und mit verfchiedenen Wirkungen verknüpft werden. Vergl. Zit. 16, 
8. 18, Im dieſer Beziehung bemerkte Suarez im der revis. monitor.: „Im Xerte iR angenoms 
men, daß nicht jeder umredliche Befiger, jondern nur der, welcher betrliglicher Weife eine fremde 
Sache bejefien hat, fructus percipiendos erftatten müfje ($. 159 des gedr. Entw.). Berichiedene Mo- 
nenten aber wollen jeden unredlichen Befiter dazu verpflichten. Meo voto thun die Momenten zu 
viel und der Tert zu wenig. Wenn man bedentt, daß auch ſchon derjenige, welcher aus einem ber» 
jhuldeten errore facti jeinen Beſitz für rechtmäßig gehalten; daß fchon der, welcher bei Erlangung 
des Befiges an defjen Rechtmäßigkeit nur gezweifelt hat; ja daß felbft der possessor bonae fidei a 
die insinuationis eitationis einem unredlichen Befiter gleich geachtet worden (0. Anm. 10 zu $. 11), 
fo würde es wohl offenbar zu hart fein, wenn man eben diejem auch fructus percipiendos zur Laft 
legen wollte. Dagegen ift diefe Verpflichtung zu fehr eingeichränft, wenn man fie nur auf einen 
betrüglichen Befiger richtet. Es ift genug, wenn der Befiger nur weiß, daß feine possessio unredht- 
mäßig fei, geſetzt auch, daß er micht juft doloje dazu gelangt wäre.” (Gef.-Rev. Motive zu 88. 219 
— 242 des Entm., ©. 45.) Diejer Bemerkung entiprechend erhielt der $. 159 (des gedr. Entw.) die 
Faſſung des $. 229. Hieraus ift Mar, daß die Beftimmung nur auf die erfte und zweite Suarez'ice 
Klaſſe der unredlichen Befiter (Anm. 10 zu 8. 11d. X.) Anwendung finden foll. (3. 4.) Eine An- 
wendung hiervon macht das Obertr. in dem, in den Enticheid. Bd. XXVIII, ©. 58 mitgetheilten,, in 
juriſtiſcher Hinficht unbedeutenden, Erf, vom 7. Juli 1854, 

(4. 4.) Ueber die Ermittelung der Berzipienden: oben Anm. 38, Alinea 3 zu 8. 287, Tit. 5. 

18) Die Worte „und Gegend“ find hinzugefügt aus Anlaß eines Monitums, daß, weil die Wirth- 
ſchaft in einer Provinz mac Tage und Beſchaffenheit der Gegenden fehr verſchieden fein könnte, nad) 
den Morten: „in jeder Provinz‘ der 58* oder in jedem Amtsbezirke, einzuſchalten ſein 
werde. Dazu bemerkte Goßler: „Paßt nicht auf die pr. Verfaſſung; ſondern es würde allenfalls 
zu jagen fein: die im jedem Kreiſe einer Provinz u. j. wm“ (Simon a. a. O. ©. 324.) 
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$. 231. Die an die Stelle der Früchte tretende Geldſumme muß der unredliche 
Deliger von dem Tage an, wo die Feſtſetzung derjelben rechtäfräftig geworden ift 8), 
landüblich verzinfen. 

$. 232. ft Die herauszugebende Sache ein Kapital, jo muß der unredliche '°) 
Befiger davon Zinfen nach dem Döchften geſetzmäßig erlaubten; der bloße unrechtfertige 
Beliger aber nach dem landüblichen Sage, durch die ganze Zeit feines Beſitzes, ftatt 
der Nutzung entrichten. 

$. 233. Die Gewinnungskoſten der Früchte kann der unredliche, ſowie der un- 
rechtfertige Bejiger von den Früchten nur in fo fern abziehen, als diejelben nach der in 
— Provinz und Gegend gewöhnlichen Art des Betriebes wirthſchaftlich verwendet 
worden. 

$. 234. Kann er über dieſe Gewinnungskoſten feine zur Zeit der Verwendung 
ordentlich geführte Rechnung vorlegen, fo fann er nicht mehr fordern, ald nach dem 
Gutachten der Sachverftändigen zur Nothdurft erforderlich gemefen. 

$. 235. Die von der Snce entrichteten Zaften und Abgaben, die der Eigenthü— 
mer felbft hätte erlegen müfjen, muß fich diefer auf die zu erjtattenden Früchte in Abzug 
bringen laffen *°). 

$. 236. Die zur Erhaltung oder Wiederherftellung der Subſtanz nothwendig ge- 
wefenen Koften müſſen dem unredlichen Befiger, jo wie dem redlichen vergütet werden. 

8. 237. Doch fann er auf den Erfag ſolcher Koften in fo fern feinen Anſpruch 
machen, ald der Verfall der Sache, oder die ihr bevorftehende Gefahr, durch fein eige- 
ned, auch nur geringes Berfehen veranlaßt worden. 

$. 238. Offenbare Berbejjerungen fann er unter der $. 211 enthaltenen Beſtim— 
mung, bloß wegnehmen, wenn der Eigenthümer ihm feine billige Vergütung dafür 
will angedeihen lafjen. 

$. 239. Wer nicht unredlicher, fondern nur unrechtfertiger Befiger ift ($. 14), 
dem müſſen die Koften einer ſolchen Verbeſſerung, die nicht weggenommen werden fann, 
ſoweit erjegt werden, als font der Eigenthümer fich offenbar mit feinem Schaden be- 
reihern würde. 


18@) (4. U.) Vergl. ımten Tit. 16, $. 66 und die Anm. dazır. 


19) Unter den unvedlichen Beſitzern wird hier zwar nicht weiter unterjchieden, vielmehr dem un. 
redlihen Befiger überhaupt nur der umrechtfertige Beſitzer entgegengeiett. Da aber doc) der Letztere, 
dem doch immer ein jehlerhaftes Bewußtſein vorgeworfen werden kann, milder behandelt werden joll, 
fo ift ſolches von einem bloß fingirten unredlichen Befiter (8. 222), der in der Wirklichkeit durchaus 
redlich fein ann, nad) den von Suarez geltend gemachten Unterjheidungen (Anm, 17), um fo viel 
mehr zu behaupten, und es ift anzunehmen, daß diefe Beftimmung ebenjo wie die der $$. 240 u. 241 
nur den eigentlich unredlichen Befiter ($. 229) meint. 

20) Fordert der Befiger von dem Eigenthümer die Erftattung ſolcher nothwendigen Koſten, jo 
muß er zuvor über die Nugungen und Früchte Rechnung legen, da er nur den ungededten Betrag er- 
ftattet zu verlangen berechtigt ift. , 

(4. U.) Der umredliche Befiger ift überhaupt verpflichtet, dem Eigenthümer über die gezogenen 
Nutzungen Rechnung zu legen. Erk. des Obertr. vom 14. Febr. 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VIII, 
©. 307). Im einem jüngeren Erf. vom 2. Mai 1862 ſprach das Obertr, (III. Senat) die entgegen- 
geſetzte Anficht dahin aus, daß zu einer Rechnungslegung das Geſetz weder den unrechtfertigen, noch 
den unredlichen Befiter verbunden erkläre. Im Folge defien wurde bei einem ſpäteren Kechtsfalle 
die Frage an das Plenum gebracht und diejes ftellte per majora durch den Plenarbeichluß v. 4. Mai 
1863 den Sat jeft: Gin Beklagter, welcher zur Herausgabe einer Sache mit den Früchten rechts— 
kräftig verurtheilt ift, iſt ſchuldig, für die Zeit feit Imjinuation der Klage Über die erhobe- 
nen Früchte Rechnung zu legen. (I.M.Bl. ©. 143; Entih. Bd. XLIX, ©. 21.) Die Nedtsmei- 
nung der Mimorität ift hier die richtige. (5. U.) Der Majoritätsbeihluß ift von dem Obertr. aud) 
auf den umrechtfertigen VBefiger für anmendbar erklärt worden, welder auf den Grund eines münd— 
lihen Bertra ein Grundſtück befigt, zu deflen Herausgabe er wegen erflärten Rücktritts von dent 
mündlichen Vertrage, gegen Zahlung des Kaufgeldes, verurtheilt ift; er ſoll demnach über jänmt- 
liche mwährend der Dauer feines unrechtfertige ſitzes gezogenen Nutungen Rechnung legen. Erf. 
vom 11, Juli 1864 (Entſch. Bd. LU, ©. 9), 
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$. 240. ft die Sache während des unreblichen Befiges verfehlimmert worden, 
fo muß der unrechtfertige Befiger jedes mäßige, der eigentlich unredliche hingegen ſelbſt 
das geringite Verſehen vertreten, 

$. 241. Auch den Zufall muß der eigentlich ?*) unredliche Befiger tragen, wenn 
nicht auögemittelt werden fann, daß der Zufall die Sache im Beſitze des Eigenthümerd 
ebenfall® würde getroffen haben ??). 

$. 242. Wer mittelft einer durch Strafgefege verbotenen Handlung ?3) zum Be- 
fig einer Sache gelangt ift, kann ſich gegen den Erſatz der Verfchlimmerungen durch 
den Einwand, daß diefelben bloß zufällig entjtanden wären, niemals Ind 

$. 243. Auch die zur Auslieferung oder Uebergabe der Sache erforderlichen Ko- 
ften muß jeder unrebliche Bejiger tragen 2°). 


21) Alfo nur der, welcher weiß, daß er unrechtmäßig befitt ($. 229), nicht auch der, defien 
Unredlichkeit nur fingirt wird ($. 222), 

22) Dieje Beftimmung veranlaßt zwei Bemerkungen : die eine über ihr Verhältniß zu dem R.R., 
die andere über die brattifche Anwendung. 

Das RR. verpflichtet grundjätlich den unredlichen Befiter zum Erſatze, wenn die Sache in jei- 
nem Befige auch nur zufällig zu Grunde gegangen. Aber es geſchieht in vielen Stellen einer Ein- 
ſchränkung der Anwendung auf — Fälle Erwähnung, nämlich erſtens auf den Fall, wenn der recht 
mäßige Herr (der Kläger) die Sache wiirde haben verfaufen und dadurd den Verluſt von fi abwen⸗ 
den fönnen; und zweitens wenn der Untergang nicht eingetreten fein mwilrde, falls der Kläger die 
Sache früher erhalten hätte; und über die Zuläffigfeit und die Fälle der Anwendbarkeit diejer Ein- 
Ihränfung der Verbindlichkeit des Befigers ift jhon unter den röm. Juriften mannichfache Meinungs- 
verichiedenheit, um wie viel mehr nicht unter den neueren NRomaniften. Für das pr. R. ift das rich 
tige Berhältniß beider Einſchränkungen zu einander und zur Verbindlichkeit des Beſitzers gleichgültig, 
denn die Berf. des L.R. haben diefen Gegenftand auf ihre Weiſe behandelt. Auf die Möglichkeit eines 
Berfaufs der untergegangenen Sache von Seiten des Klägers wird gar nicht Rüdficht genommen, es 
wird nur die andere inlhränfun der Erftattungsverbindlichkeit des Beklagten auigefaßt und ohne ir« 
gend melde Unterjheidung vorgeichrieben, daß, wenn die Sade im Beſitze des obfiegenden Klägers 
ebenfalls von dem bernichtenden Zufalle würde betroffen worden fein, diejer Umpftand die Verbindlich- 
feit zum Erſatze ausſchließen joll. 

Für die praftijche Anwendung des Grundiages ift die Beftimmung der Beweislaſt wichtig. Im 
dem gedr. Entw. $. 167 mar die Rechtsregel jo gefaßt, daß fie dem Kläger ein nur bedingtes Recht 
gab, denn der Bellagte follte den Zufall tragen, wenn ausgemittelt, d. b. vom Kläger bewieſen wer- 
den fönnte, daß der ufall die Sache in feinem Beſitze nicht würde getroffen haben. 

Dagegen wurde monirt: „Die Ausmittelung möchte jehr ſchwer fein, weil fie im Grunde eine 
Negative enthält. Beſſer wäre e8, die Regel dahin feftzujegen : der unredliche Befiter muß auch den 
bloßen Zufall tragen, wenn er nicht darthun kann, daß der Zufall die Sache im Beſitze des Eigen- 
thümer® ebenfalls getroffen haben würde.” Gosler bemerkte dazu: „wird anheimgeftellt." (Simon 
a. a. O. ©. 328.) Daraus ift der 8. 241 im feiner vorliegenden Faſſung entftanden, nach welcher 
das Forderungsrecht des Klägers an ſich unbedingt ift, der Bellagte jedoch da durch den Nachweis des 
fragliden Umftandes (exeipiendo) befreien fanı. vielen Fällen wird das Ereigniß jchon an fich 
die Gleichgültigkeit der Perfon des Beſitzers Mar machen, 3. B. wenn ein Grumdftüd durch eine Ueber- 
ſchwemmung zu Grunde geht oder durch Feuer vom Himmel (Blitz) vernichtet wird ; Imogegen anderer- 
feits der Untergang einer im Haufe des Bekl. befindlichen Sache, welche mit dem angezlindeten Haufe 
zugleid verbrennt, den Unterjchied des Beſitzers zeigt. Es liegen aber viele Fälle dazwijchen, welche 
eines bejonderen Beweiſes bedürfen. Vergl. $. 13, Tit. 3 und Anm. 13 dazır. 

23) Damit Ift hauptfächlic der Diebftahl gemeint. ©. die folg. Anm, 

24) Einem jolden ſtrafwürdigen Beſitzer ift aljo der jedem anderen unvedlichen Beſitzer gegebene Ein- 
wand ($. 241) ausmahmsweije verfagt; defien Erjatverbindlichkeit ift abjolut unbedingt. „Man kann 
dem Eigenthümer nicht zumuthen, daß er ſich mit dem Diebe in einen Prozeß über die Beichaffen- 
heit des casus, welden dieſer vorſchützt, eimlaffen ſolle,“ jagt Suarez. (Simon, Material, 
©. 332, Nr. 12.) Auf das dagegen eingegangene Monitum , daß in der Vorſchrift eine Privatitrafe 
liege, bemertte Gofler: „das Gejeg ftimmt mit der bisherigen Theorie.” (Simon a. a. O. ©. 329.) 
Das R. R. verpflichtet auch in diefem Falle den Beſitzer allerdings unbedingt zum Erſatze, doch nicht 
bloß in diefem Falle, fondern aus einem anderen allgemeinen Grunde. 

25) Dieje erft bei der revis. monitor. —5* Beſtimmung ſoll eine Folge des im folg. $. 244 
ausgeiprochenen Prinzips fein (Simon a. a. O. ©. 329), und findet mithin aud nur als eine folche 
Anwendung. Someit die Koften nicht aus der Befigentziehung folgen, können fie dem Bellagten nicht 
zur Yaft fallen, 
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$. 244. Ueberhaupt muß der unredliche Befiger dem Eigenthümer oder rechtmä- 
Bigen Befiger Alles erfegen, was derfelbe durch die VBorenthaltung des Beſitzes erweis— 
ih verloren hat 23%). 
8. 245. Der unvollitändige Bejiger muß zwar den Beſitz räumen, jobald ber 2) Ban einem 
vollftändige Befiger, von welchen er fein Recht herleitet, deijelben verluftig erflärt wird. gen Beiiger. 
$. 246. Hat er aber redlich 25) befejlen, jo wird er aus der Zeit Feines Beſitzes 
dem Eigenthümer nicht weiter verantwortlich, als er es dem vollftändigen Beſitzer hätte 
fein müjfen, wenn diefer wirflih Cigenthümer geweſen wäre. 
$. 247. Auch bei der Räumung des Beſitzes darf er dem Eigenthümer nur das 
feiften, wozu er dem vollftändigen Beſitzer verpflichtet fein würde, wenn er den Beſitz 
an diefen räumen müßte. 
$. 248. Hat er aber unredlich 26) beſeſſen, fo haftet er dem Eigenthümer für 
nn Schaden, Früchte, Nutzungen und Koften, gleich einem unredlichen vollitändigen 
eſitzer. 
$. 249. Doch kann der Eigenthümer auch von einem ſolchen unvollſtändigen 
ig nur diejenigen Erftattungen fordern, die er von dem vollftändigen nicht erhals 
ten fann ?”). 
8. 250. Soweit der an fich redliche unvollftändige Befiger Veränderungen ge- 
macht —*— wozu ihn ſein Titel nicht berechtigte, iſt derſelbe, im Verhältniß gegen den 
Eigenthümer?®), einem unrechtfertigen Beſitzer gleich zu achten. 


Adter Titel. 
Vom Eigenthbume. 


Gemeines Recht: Weftphal, Enftem des Römiſchen Rechts über die Arten von Sachen, Befit, 
Eigenthum ꝛc., Frankfurt u. Leipzig, 1788, 1791, ©. 261— 784. Reinhard (gräflich Benthei- 
mijcher Negierungsrath zu Steinfurtb), Verſuch einer ſyſtematiſchen Einleitung in die Lchre vom Ei» 
genthumsrechte. Frankfurt u. Leipzig 1800, Gießen 1801. Gefterding, ausführliche Darftellung 
der Lehre vom Eigenthume. Greifswald 1817. Pütter, die Lehre vom Eigenthume. Berlin 1831. 
Kris, Darftellung praktiſcher Materien des Römiichen Rechtes. Dresden u. Leipzig 1834. v. Zirk— 
fer, Gigenthum, Eigenthumsrecht, Dominium ; in Weisle's Nechtslerifon, Bd. IV, ©. 141 ff. — 
Preußisches Recht: Bornemann, ſyſtematiſche Darftellung des Preußiihen Civilrechts, Bd. II, 


25.®) Die 88. 243, 244 a en zugleich die Beftimmungen hinfichtlich des Ortes der Leiftung, 
foweit diefer auf den Koftenpunft Einfluß hat. Bergl. Anm. 7 zu $. 248, Tit. 5. 
256) Vergl. unten die Anm. 28, 


26) Auch gegen den unvollftändigen Befiger wird die Filtion aus $. 222 eintreten, wenn gegen 
ihn gellagt wird. ©. die folg. Anm. 

27) Vorausgeſetzt ift bei der Theorie des L.R., daß außer dem unvollſtändigen Befiger 
auch noch ein vollftändiger vorhanden jein müfle. Deshalb verweiſet das Gejet den Eigenthümer 
hauptſächlich an den Febteren und nur in subsidium an den Erfteren. (Simon a. a. O. ©. 334.) 
Die Nutanmwendung davon ift: die Abforderungsflage muß gegen Beide angeftellt werden, wenn fie 
von Erfolg fein jol. Wird fie gegen den Miether oder Pächter allein gerichtet, jo wehrt diefer den 
Anſpruch mit der Nomination (exceptio deficientis legitimationis passivae) ab; wird gegen den voll⸗— 
ftändigen Beſitzer allein geflagt, jo ift das kondemnatoriſche Urtel gegen den Pächter oder Miether 
nicht voliftredbar, es muß dann gegen diejen nod) befonders gellagt werden. 

28) Hieraus ift zu ſchließen, daß die Redlichteit ($. 246) und Unredlichkeit ($. 248) auf das Ver- 
hältniß zu dem Eigenthümer, nicht auf das zu dem bollftändigeu Befiger bezogen werden muß. Wer 
3. ®. eine Sache don dem nicht bevollmächtigten Sohne des Beſitzers miethet oder leihet, aber nicht 
weiß, daß ſolche einem Dritten gehört, ift im Berhältniffe zu diefem nicht unredlih; mer aber weiß, 
daß der Vermiether oder Berleiber die Sache unrechtmäßig befitt, ift im Verhältniſſe zu dem Eigen- 
thümer ein unredlicher Befiger, wenn ſchon er die Sache don dem verfügungsfähigen Befiger ſelbſt 
rechtmäßig erhalten hat. 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 24 
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S. Uff. Mein Preußiices Privatrecht, 3. Ausg. 88. 252 u. lg. Körner, das unbervegliche Ei— 
genthum nad) Preußiſchem Rechte. Cine ſyſtematiſche Darftellung. Nach Yage der neuejten Geſetzge— 
bung und mit Rüdficht auf deren Erörterung durch Praxis und Kiffenfchaft entworfen. Berlin 1843, 
Dazu m. Rezenfion im den fritiichen Jahrbüchern für deutſche Nechtsmwifjenichaft, von Richter und 
Schneider, 8r Jahrg. (1844) ©.223 ff. Förfter, Theorie u. Praris des heutigen gem. preuß. Pri« 
dvatrechts auf der Grundlage des gemeinen deutichen Rechts. Bd. 3, Berlin 1868. Zweites Hauptftüd, 


Begriff. $. 1. Eigenthümer heißt derjenige, welcher befugt ift, über die Subftanz einer 
Sache, oder eines Rechtes !), mit Ausfchliegung Anderer, aus eigener Macht, durd) 
ſich felbit, oder einen Dritten, zu verfügen!®). 

Gegenftand $. 2. Alles, was einen ausſchließlichen Nutzen gewähren fann, ift ein Gegen- 

Eigenthums. Hand des — 

$. 3. Sachen, von deren Benutzung, ihrer Natur nach, Niemand ausgeſchloſſen 
werden faun, fünnen fein Gigenthum einzelner Perfonen werden. 

$. 4. Ein Gleiches gilt von Sachen, welche durch die Gefege des Staats vom 
gemeinen Berfehr ausgenommen find ?). 

$.5. Daß eine Sache, die an fich ein Gegenftand des Eigenthums fein fann, 
von gemeinen Privatverfehr ausgenommen fei, wird nicht vermuthet. 

— 8. 6. Ein Jeder, den die Geſetze nicht beſonders ausſchließen, kann durch ſich 

thumı erwer» ſelbſt oder durch Andere Eigenthum erwerben. 

PER NER: $. 7. Aus der eintretenden Unfähigfeit zur Erwerbung von Sachen gewiſſer Art 
folgt noch nicht die Unfähigkeit zur org des Eigenthums von vorhin ſchon er- 
worbenen Sachen derjelben Art’). 

$. 8. Wird aber zur Ausübung gewifjer mit dem Eigenthume einer Sache ver- 
bundener Rechte, zugleich eine perfönliche Eigenfchaft erfordert, fo ruht die Ausübung 
diejer Rechte, jo bald und jo lange dem dermaligen Eigenthümer die perfünliche Eigen- 
haft ermangelt. 

1. Ed. v. 9, Oktober 1807, betr. den erleihterten Befig und den freien Ge- 
braud) des Grundeigenthume (G.S. 1807, ©, 171.) 

8. 1, Jeder Einwohner unjerer Staaten ift, ohne alle Einichränfung in Beziehung auf den 
Staat, zum eigenthimlichen und Pfandbefis unbeweglicher Grumdftüde aller Art berechtigt +); der 
Edelmann alſo nicht nur zum Beſitz bloß adeliger, jondern auch umadeliger, bürgerlicher und bäuer— 
licher Güter aller Art, und der Bürger und Bauer nicht bloß zum Befig bürgerlicher, bäuerlicher und 
anderer umadeliger, fondern auch adeliger Grundftüde, ohme daß der eine oder der andere zu irgend 
einem Gitererwerb einer befondern Erlaubniß bedarf, wenn gleich, mach wie vor, jede Befitverände- 


1) Sei e8 dinglih, oder bloß perſönlich. In diefer weiten Ausdehnung des Begriffs heißt das 
Eigenthum ſoviel wie rechtliche Herrichaft über irgend einen Gegenftand des Vermögensrects in feiner 
ZTotalität. Im engeren und eigentlichen Sinne ift Eigenthum befanntlid) jelbft ein Recht umd zwar 
das ausgedehntefte dingliche Recht über eine körperliche Cache und kann mithin gleichfalls Gegenftand 
jenes Eigenthums im weiteften Sinne jein. In der Anwendung macht jedod das L.R. von dieſem 
weiten, dem Spracdigebrauche des gemeinen Lebens angehörigen, Begriff des Eigenthums wenig Ge- 
brauch; man hat fid) mindeftens an den Begriff des eigentlichen Eigenthums gehalten. 

18) (5. 9.) Siewert, Verſuch einer Ueberficht der Lehre von den Rechten auf fremdes Eigen- 
thum; in den Materialien zur wifienjchaftlichen Erklärung der neuen allgemeinen preußiſchen Landes- 
geiete. Heft 3 (Halle 1801), ©. 11. 

2) Rex extra commereium. S. Tit. 4, 85. 15 ff. und die Anm. dazu. 

3) Diejer Sat hat im heutigen Rechte feine praftiiche Bedeutung verloren. Er bezog fid) > 
fählih auf die jog. adeligen Güter und das ehemalige Erforderniß des perſönlichen Adels zum Er— 
werbe eines Gutes diejer Art. Der Verluſt des Adels jollte nicht die Nöthigung zur Veräußerung 
eines derartigen Beſitzthums zur Folge haben. Jetzt ift der Wirkungsfreis der Beſtimmung auf ge 
wife Beamtenverhältnife beichränft, z. B. bei dem Bergbaue, II, 16, 8$. 138—140; bei der Forjt- 
verwaltung, K.O. d. 5. Sept. 1821 (G.S. ©, 158), 

4) In Gemäßheit dieſes Geſetzes ift auch im den ehemals königl. ſächſiſchen Landestheilen die An- 
ordnung, daß Perjonen bäuerlichen Standes weder Lehn-Rittergüter erwerben, noch Dritbelehnichaften 
daran erlangen fönnen, außer Kraft gejest worden, durch die K.D. vom 7. Febr. 1845 (G.S. ©. 96). 
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rung den Behörden angezeigt werden muß. Alle Vorzüge, welche bei Gütererbichaften der adelige vor 
dem bürgerlichen Erben hatte, und die bisher durch den perjönlichen Stand des Befiters begründete 
Einſchränkung und Suspenfion gewiffer qutsherrliden Rechte fallen gänzlich weg. 

In Abficht der Ermwerbsfähigfeit folder Einwohner, welche den ganzen Umfang ihrer Bilrgerpflid)- 
ten zu erfüllen, durch Religionsbegriffe verhindert werden, hat es bei dem bejonderen Geſetzen jein 
Berbfeiben ®), 

2. Berf.-Urfunde v. 31, Januar 1850, 

Art. 12, Der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte ift unabhängig von dem 
religiöfen Belenntniffe. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten darf durd die Ausitbumg 
der Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen ®). 

8, K. O. v. 29. Februar 1812, wegen Ausjhließung der Mitglieder der Pro- 
binzial-Domänen-Bermwaltungen, bon Erwerbung der Domänen-Grundftüde ih— 
rer Provinz. (8.8. ©. 16.) 

Das Gejeg vom 18, April 1764, welches Kriegsräthe, jo lange fie im Staatsdienfte ftehen, von 
allen Arten von Pachtungen ausichließt, darf feiner Abficht nach, um Mißbräuche zu verhüten, bei 
den Domänen-Beräuferungen nicht ohne Anwendung bleiben. Ich will dieſe jedoch, nach Ihrem An- 
trage, dahin hiermit beftimmen, daß Mitgliedern der Provinzial- Domänen -Berwaltungen zwar die 
Erwerbung von Domänen =» Grundftüden in andern Provinzen, als im welchen fie angeftellt find, und 
arbeiten, ohne weiteres, in derjelben Provinz aber nur nad) vorgängiger Dispenjation des Cheis der 
obern Domänen Verwaltung auf den Antrag des Präfidenten der Provinzial = Verwaltung, ſowohl 
direfte als durch Ceſſion nachgelaſſen fein fol”), 


4 8.D. v. 5. September 1821, daf fein im Königl. Dfficio ſich befindender 
Forftbediente im der Angrenzung der unter feiner Aufſicht ftehenden Forſt ein 
Grundftüd erwerben darf. (G.S. ©. 158.) 

Ic beftimme hiermit auf Ihren Bericht vom 6. v. M., daf kein im Dienft des Staats ftchen- 
der Forſtbediente, ohme Unterſchied jeines Rauges, befugt jein joll, ein Grundſtück zu erwerben, wel— 
ches in den feiner Auffiht und Verwaltung anvertrauten Forften und Nevieren, ein Holzungs=, Hü— 
tungs= oder fonftiges Recht hat, oder mit demfelben grenzet ®). Ausnahmen hiervon dürfen nur in 
befonders dazu geeigneten Fällen, auf den Antrag der Provinzial- Regierungen, durch das Finanzmi— 
nifterium geftattet werden. 

5. K.O. v. 28, März 1809, wegen der von Ausländern zu erwerbenden ade- 
figen Güter und Domänen-Borwerfe, (Mathis VIU, ©, 26; Rabe X, ©. 77.) 

Ic) genehmige es, als nothmendig und rathjam, daß nicht nur das Inkolat in denjenigen Pro- 
binzen, wo es eingeführt ift, rildfichtlich der Ausländer ?), die in Unfern Staaten Güter eriverben 
wollen, ferner beftehen bleibe, fondern auch in den Provinzen, wo ſolches bisher nicht üblich war, 
ohne Spezial = Konzejfionen des Minifteriums des Innern feinem Ausländer die Alquifition eines ade— 
ligen Gutes oder Domänen - Borwerts geftattet werde. Die Konzeifionen authorifire ih Euch, im Fall 

5) Diefe Beſtimmung ift durch die Berf.-Urk. v. 31. Januar 1850, Art. 12 (ſ. den folg. Zuſ. 2) 
modifizirt worden. 

6) Hiernadh können nun auch Mennoniften und Juden ohme Unterſchied Grundeigenthum erwer— 
ben, aber fie können auch gezwungen werden, Kriegsdienfte zu thun. 

7) Schon bei Domänen-Beränßerungen in der früher beliebten Form bon Exrbpachten waren die 
bei den Domänen-Aemtern angeftellten zianten ausgeichloffen, nad einer K.O. vom 12. Mai 1798. 


Rabe, Bd. V, ©. 112.) Auch auf Domänen» Rentbeamte bezieht 1) die Beftimmung. R. des 
usmin. vom 18. Ian, 1837 und 4. Dez. 1837 (vd. Kampk, Annal., Bd. XXI, ©. 28 u. 891), 
8) Dies Berbot war ſchon 1810 von Seiten der Sektion im Minifterium für Domänen und 
Forften durd ein R. v. 10. Juli 1810 erlaſſen, dod nur mit dem Nachtheile der Berjegung des At- 
quirenten. (Rabe, Bd. X, ©. 377.) Die Eriwerbung jelbft war gültig, da das Recht durch das Mi- 
nifterium nicht verändert werden konnte. Jetzt ift das anders. die Lo. ‚ welche Geſetzeslraft hat, 
erflärt dergleichen Forftbedienten für nicht befugt zu folcher Erwerbung, mithin find fie unfähig und 

bedürfen dazu der Genehmigung des Minifteriums, 
9) In Anfehung der Inländer ift es durch das Ed. v. 9, Oft. 1807 (Zuf. 1) gänzlich aufgehoben. 
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dergleichen Atquirenten den Unterthaneneid ableiften, dargegeblihrenfrei bloß gegen die gewöhnlichen 
Sanzleiiportelm und Stempelgebühren zu ertheilen, nnr bei etwwanigen Bedenten habt Ihr Deine Ge- 
nehmigung einzuholen 9), 


10) Die deutiche Bundesalte Art. 18, Nr. 1 fichert zwar den Unterthanen der deutichen Bundes- 
ftaaten das Recht zu, Grumdeigenthum außerhalb des Staats, den fie bervohnen, zu erwerben und zu 
befigen, ohne deshalb in dem fremden Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu jein, als 
deſſen eigene Unterthauen. (G.S. 1818, Anh. ©. 153.) Dadurch ift jedoch die K.O. dv. 28. März 
1809 nicht aufgehoben, jondern als fernerhin gültig zu erachten. Schr. des J. M. v. 12, Sept. 1836 
Jahrb. Bd. XLVII, ©. 266). (5. U.) Dagegen finder die Kabinetsorder dom 28. März 1809 auf 
nichtpreußiiche Angehörige des Norddeutichen Bundes nad) einer Cirkularverfügung des Minifters des 
Junern vom 8. April 1868 feine Anwendung. Hiervon fett der Yuftizminifter durch die Allgemeine 
Verfügung vom 4. Mai 1868 (J. M.Bl. ©. 184) die Gerichtsbehörden mit dem Bemerfen in Kennt- 
niß, dag durch dieje Beſtimmung die gefegliche Verpflichtung zur Ableiftung des Homagialeides nicht 
berührt wird und die Angehörigen des Norddeutichen Bundes in gleicher Weiſe wie die Inländer in 
Gemmäßheit der Allgemeinen Berlügung vom 14, Februar 1842 (j. weiter unten, Abjat 2) zu deſſen 
Abieiftung anzuhalten find. — Dieſe Eirkularverfügung vom 8, April 1868 lautet: „Der fönig- 
lichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 28, Nov. v. J., betreffend die Ausübung ftändijcher 
Rechte Seitens folher nichtpreußiichen Nittergutsbefiger, welche Angehörige des Norddeuti Bundes 
find, daß ich mich mit den don Derjelben entwickelten Anfichten im Allgemeinen nur einverjtanden 
erflären fan. Die Provinzials und Kreisordnungen aus dem Jahre 1823 u. folg. machen die Aus- 
übung der ftändiichen Rechte in dinglicer Beziehung von dem Befige eines qualifizirten Gutes, in 
periönlicher von der Gemeinichaft mut einer der chriftlichen Kirchen (welches Erforderniß indeß durch die 
Berfafiungsurtunde in Wegfall gelommen ift), von der Vollendung des vierundzwanzigften beziehungs- 
weiſe dreibigfien Vebensjahres, don einem unbeicholtenen Rufe und Ableiftung des Homagialeides ab- 
hängig. Die Eigenſchaft eines preußiichen Unterthanen wird aber hierzu nicht erfordert, Auch die 
x. K.O. vom 28, März 1809, indem fie den Erwerb adeliger Güter und Domänen +» Bormwerfe durch 
Ausländer an die Ertheilung einer Spezialfonzeifion des Minifters des Innern Inüpfte, hatte denjelben 
eine Beſchränkung in der perjönlichen Ausübung der ftändischen Rechte nicht auferlegt; vielmehr war 
der Hauptzwed derjelben nur darauf gerichtet, die Ausübung der letzteren durch —— zu hindern, 
welche ſich nicht durch Ableiſtung des Homagialeides in Bezug auf dieſe Güter zur perſönlichen Leiſtung 
der Unterthanenpflichten bereit erllärten. Es wurde dafür den Ausländern, ſobald fie die Spezialton- 
zeifton erlangt und den Homagialeid abgeleiftet hatten, auf Grund der Provinzial» und Kreisordnungen 
gejtattet, die mit ihren inländiichen Nittergiitern verbundenen ftändiichen Rechte perſönlich wahrzunch- 
men. Erſt die sc. Kabinetsorder vom 15, Februar 1858 — mitgetheilt durch den Cirkularerlaß vom 
28, Februar deſſelben Jahres — ordnete an, daß im die nach Wußgabe der Order vom 28. März 1809 
den Ausländern bei Ermerbung eines Gutes zu ertheilende Spezialfonzeifion die Bedingung aufgenom- 
men werde, daß der Beſitzer des Gutes die mit demjelben verbundenen ftändijchen Rechte, namentlich 
die Theilnahme an den Kreistagen, nur durch einen inländiichen Stellvertreter und zwar aus der Zahl 
der zur perjönlichen Ausübung ftändiicher Rechte befähigten Rittergutsbefiter ausüben dürfe. Mit dem 
Art. 3 der Norddentichen Bundesverfafjung, beziehungsmweile dem $. 1, Nr. 2 des Bundes - Freizügig- 
feitögejeßges vom 1. Nov. v. J., wonach jeder Bundesangehörige an jedem Orte innerhalb des Bundes» 
Be Grundeigenthum aller Art unter_denfelben Vorausjegungen wie der Einheimiſche erwerben 
ann, läßt fi aber die Ertheilung von Epeziallonzejfionen an nichtpreußtiche Bundesangehörige zum 
Ermwerbe von Rittergütern auf Grund der ıc. K.O. vom 28. März 1809 nicht vereinbaren; denn für 
Inländer bejteht eine Berpflichtung zur Nachſuchung folher Konzeifionen nicht. Fällt ſonach die Er- 
theilung von Spezialtonzeifionen an nichtpreußiſche Bundesangehörige überhaupt fort, jo fann aud) die 
Beftimmung der Kabinetsorder vom 15. Febr. 1858 über die in die Spezialkonzeſſion aufzunehmende 
Bedingung wegen Ausübung der ftändiichen Nechte durch einen inländiihen Stellvertreter * leine 
Anwendung finden, und find dieſelben demgemäß, wenn fie Rittergüter in Preußen erwerben, unter 
denjelben, oben angegebenen Borausjegungen zur perfönlichen gg | der ftändiichen Rechte zu= 
ulafjen, wie die Imländer. — Ebenjo wenig aber wie in Zukunft noch Spezialtonzejfionen mit Be— 
—— der Ausübung der ſtändiſchen Rechte an Bundesangehörige zu ertheilen find, können die dem 
früher extheilten derartigen Konzeifionen beigefügten Bedingungen nod in Wirkjamteit erhalten werden. 
Anderenfalls würde unter den Bundesangehörigen , je nachdem fie Kittergliter in Preußen vor oder 
nach der Emanation der Bundesverfafiung erworben haben, wiederum eine Nechtsungleichheit einges 
führt, welche gegenüber dev mehrerwähnten Beftimmung der Bundesverfaffung nicht wohl beftehen 
tann. — Es ift zwar, ungeachtet der Art. 18 der Deutichen Bundesafte vom 8. Juni 1815 eine mit 
dem Art. 3 der Norddeurihen Bundesverfaffung im Wefentlicen gleiche Beftimmung in Betreff des 
Ermwerbes don Grumdeigenthum durch die Unterthanen der Deutichen Bundesftaaten enthielt, in dem 
von der fünigl. Regierung angezogenen Schreiben der Minifterien des Innern und der auswärtigen 
Angelegenheiten dom 18. Auguſt 1836 (v. — Jahrbücher Bd. XLVIII, S. 266) die Anſicht 
ausgeſprochen, daß die ꝛc. Kabinetsorder vom 28. März 1809 durch den Art. 18 der Bundesalte nicht 
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Fürſtliche Perfonen, welche fi) außerhalb Yandes aufhalten, müſſen fortdauernd einen Stellver- 
treter im Lande beftellen, und diefen im einer fchriftlich auszufertigenden Urlunde zur Erfüllung aller - 


für aufgehoben zu erachten fei, umd ift diefe Anficht auf die Erwägung gegründet, daß von Auslän- 
dern, wenn fie Rittergüiter im Inlande erwerben, nicht weniger gefordert werden dürfe, als von dei 
igenen Staatsangehörigen, und daß, wenn Letztere, bei ihrem fonjtigen periönlidhen Staatsangehörig- 
leits⸗Verhältniſſe, fogar ſelbſt noch erft eine beiondere periönliche Befähigung zur Ausübung der mit 
dem Befige von Nittergütern verbundenen Rechte und Pflichten durch Ableıftung des Homagialeides 
zu erlangen hätten, dieſelbe Verpflichtung auch den Ausländern obliegen müſſe. Allein die Ertheilung 
der Speztaltonzeifion zum Enverbe eines —— iſt nicht als die nothwendige Vorbedingung für 
die Ableiſtung des Homagialeides, vielmehr umgekehrt die Erklärung des die Konzeſſion Nachſuchenden, 
den Eid leiften zu mollen, als die Borbedingung für die Erteilung der Komzeifion zu betrachten. 
Wenn demnad and die Ausfertigung der Spezialtonzeffion mwegfällt, jo fann und muß doch ferner 
wie von jedem Imländer, fo aud) von jedem anderen Angehörigen des Norddeutichen Bundes die Yei- 
ftung des Homagialeides gefordert werden, bevor fir im der Befittitel eines von ihm erworbenen 
Ritterqutes im Hppotbelenbuche berichtigt werden fanır *). — Hieraus ergiebt fih, daß die ꝛc. Kabi- 
netsorderd vom 28, März 1809 umd 15, —— 1858 wegen der Ertheilung von Speziallonzeſſionen 
an Ausländer zum Erwerbe inländiicher Rittergüter und wegen der Aufnahme von Bedingungen in 
diejelben, welche die perfönliche Ausübung der Mändifchen Rechte beichränten, mit Nüdficht auf den 
Artikel 3 der Norddentichen Bundesverfaffung und den $. 1, Nr. 2 des Bundes - Areiziigigleitsgeietes 
bom 1. Nov. 1867 auf nichtpreußiiche Angehorige des Norddeutihen Bundes feine Anwendung mehr 
finden, nnd daß derartige Bedingungen, wie fie früher den an jegige Bundesangehörige ertheilten Kon- 
zeſſionen beigefügt waren, nicht mehr in Wirkſamleit erhalten werden können. Dagegen muß es bei 
der gejetslichen Verpflichtung der Bundesangehörigen Be Ableiftung des Homagialeides qleih den In— 
ländern auch ferner jein Bewenden Iten.“ — Man bemerfe die Divergenz der Aeußerung des 
Yuftizminifters und der Meinung des Miniſters des Innern über die Wirkung der Nichtleiftung des 
Homagialeides. Nac des Letzteren Ausipruch joll die Berichtigung des Befigtiteld im Hypothelen- 
buche bis zur Eidesleiſtung umterbleiben, nad der Weilung des — ſollen die Betreffenden in 
Gemäßheit der Allgemeinen Berfügung vom 14. Februar 1842 zur Ableiſtung des Eides angehal— 
ten erden. 

(3. 4.) Der J.M. hat die fortwährende Ableiftung durch eine nicht gedrudte Verfügung an die 
Gerichte vom 23. Auguft 1852 vorgejchrieben; ein Zwang oder gefetsliche Nachtheile fönnen aber bei 
ey gen des Eides nicht eintreten. (4. U.) Im Jahre 1862 ift es jedoch, obgleich in dem R. 
des J.M. vom 14, Februar 1842 (J. M.Bl. ©. 79) verordnet ift, daß die vorgängige Ableitung 
des Homagialeides nicht Bedingung der Beſitztitel-Berichtigung fei, vielmehr die Borladung des neuen 
Ermerbers erfolgen müſſe, jobald die erite amtlide Benachrichtigung von dem Gutserwerbe evfolgt, da 
mit diefem Erwerbe zugleich der von obrigkeitlihen, Ehren- und jtändijchen Rechten verbunden jei, 
um Bromberger Regierungsbezirte vorgefommen, daß ein Kreisgericht die Befittitel» Berichtigung ver- 
weigert hat, weil die Leiftung des, nad) der B. vom 26. Dez. 1808 8.2 (Nabe, Bd. IX, ©. 469) 
und nad dem R. vom 18. Dez. 1810 (Rabe, Bd.X, S. 493), geforderten Homagialeided verwei— 
gert jei, und daß das Appellationsgericht dieie Verfügung bejtätigt hat, weil die „Allerhöchite Stabinets- 
order vom 26. Dezember 1808“ (eine ſolche „Kabinetsorder‘ giebt es nicht) noch in voller Kraft be- 
ftehe. Auf die hiergegen bei dem Haufe der Abgg. in der Sommerfeilion von 1862 eingereichte Pe— 
tition beſchloß das g. Haus den Schlußantrag der Petition: die Staatsregierung —— daß 
fie einen Gefetzesvorſchlag wegen Beſeitigung der —— Homagialeides vorlege, — der Staats: 
regierung mit der Erwartung zu überweiſen, dat diefelbe ein Geje über die Aufhebung des Homa— 
gtaleides vorlege. (IV. Bericht der Kommiljion für das Juftizweien über Petitionen, vom 16, Auguſt 
1862, Drudjadhen Nr. 123, 5.27, u. ftenogr. Bericht, 42fte Sigung, v. 29. Ang. 1862, ©. 1464.) 
— Nachdem den Rittergutsherren die Ortspolizei= Obrigleit wieder zurüdgegeben oder vielmehr neu 
beftätigt worden, hat die Abforderung des Homagialeides allerdings Bedeutung, und die Verweigerung 
fann die Entziehung der Ausübung jenes politiihen Rechts zur Folge haben. Ueber altes Recht: 
!emann, über den Huldigfingseid nad) preußiihen Geſetzen. Infterburg 1815, 30 S., 8. — Griind- 
licher darüber ift die hiſtoriſche Notiz in den Eutſch. des Obertr. Bd. KXXVIU, S. 452 u. folg. — 
In Weftpreußen hatten die Beamten, nad der Marienwerderihen Regierungsinftruftion dv. 21. Sept. 
1778, außer dem Dienfteide, auch nod den Huldigungseid zu leiften. Diejes Verfahren ift durch die 
K.D. dom 17. Juli 1834, welche die Abſchaffung des Homagialeides für die Beamten zu verfügen be- 
fiehit, abgeändert. (Jahrb. Bd. XLIV, ©. 105.) Dieje provinzielle Berfafjungsänderung ift hin und 
wieder jo aufgefaßt worden, als wenn die Beamten überhaupt, auch bei der Erwerbung eines Nitter- 
guts, den Homagialeid nicht zu leiften hätten. In diefer Beziehung giebt das R. des J. M. vom 
11,.Nov, 1842, Journal Nr. III, 7666 (umgedrudt), folgenden Beſcheid: „Auf Ihre Beſchwerde vom 

2 Das folgt auf der Nichtleiftung des Homagialeides —* Nah logiſchen Geſeben kaun die Folge der Renitenz 
nur Ausſ 


lusſchlieung des ce von der Ausübung der ſtandiſhen umd publiziftiſchen Mechte, namentlich Berwaltung de 
Polizei durd den Staat auf Koften des Renitenten jein, bis er dem ihm abgeforderten Eid ausgejchworen hat, D. 9. 
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geſetz⸗ und verfaffungsmäßigen Vaſallen- umd Unterthanenpflichten beauftragen; dahingegen ſoll von 
fürftlihen Perſonen, die in Meinen Staaten ihren Wohnfig nehmen wollen, mır die fchriftliche Boll- 
ziehung des Unterthaneneides gefordert werden. 


16. Sept. d. I. wird Ihnen bei Rückgabe der Anlage eröffnet, daß Sie von der Ableiftung des Hul- 
digungseides nicht entbunden werden können, da bis jetst nicht allgemein feſtgeſetzt ift, daß Amts⸗ 
eid den beſonderen Unterthaneneid bei Erwerbung eines eximirten Gutes überflüſſig mache. Ebenſo 
iſt dieſe Eidesableiſtung von der Berichtigung des Beſitztitels unabhängig.” 

Die Erwerbung iſt übrigens nicht ungültig, man — nur den Beſitztitel nicht ohne die Kon⸗ 
zeſſion, wodurch der ausländiſche Erwerber in der rechtlichen Verfügung über das Gut verhindert wird, 
wenn fie nicht in der Veräußerung ſelbſt beſteht. Dem hat er daſſelbe einmal wieder verkauft, fo 
bedarf er behufs Berichtigung feines Befitstitels einer Konzeffion nicht, zumal jetzt der Beſitztitel un— 
mittelbar für feinen Nachfolger ‚unter gejchichtlicher Erwähnung des Zwiſchenbeſitzers, berichtigt wer— 
den kann. (4. A.) Auch das Obertr. hat angenommen, daß Unterthanen anderer deutjcher des⸗ 
ſtaaten ohne vorherige Beibringung der Spezialkonzeſſion zur Erwerbung, ſelbſt in öffentlichen Sub- 
haſtationen zuzulaſſen ſeien, und daß die nad) der Erwerbung eines ſolchen Gutes verweigerte Erthei— 
lung der nachgeſuchten Spezialkonzeſſion nur die Wirkung hat, daß das Gut von Neuem, ſei es aus 
freier Hand, ſei es mittelft nothwendiger Subhaftation, zum Berlaufe geftellt werden muß. Erf. vom 
2. Oft. 1857 (Ach. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 238 und Entſch. Bd. XLVII, ©. 448), Die Spe— 
zialtonzeffion des Minifteriums zum Erwerbe eines adeligen Guts in Preußen ift bei fremden, nicht 
den deutichen Bundesjtaaten angehörigen, namentlich bei rujfiich-polnifchen Unterthanen, eine Bedingung 
des Erwerbs, vor Ertheilung derfelben können fie das Eigenthum nicht erlangen. So jagt das Obertr. 
in dem Erf. vom 7. Juni 1861 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLI, ©. 311). Die Entfcheidung gründet fich 
auf die K.O. vom 28. März 1809. Dieſe befiehlt ganz Mar, daß ohne Spezialtonzeifion leinem Aus- 
länder die Afquifition eines adeligen Gutes geftattet werde; aber wenn es doch geichieht, was fr ein 
Rechtsverhältniß oder Nechtszuftand dann eingetreten fei, Darüber beftimmt die K.O. gar nichts. Nach 
dem Ausjpr. des Obertr, müßte der zugelafjene Erwerber gar nichts erworben haben. Der Ausſpruch 
entbehrt jedoch jeder geietslichen Grundlage. Denn das allegirte Min,-Rejtr. vom 13, Juni 1834 
(Zahrb. Bd. XLIII, ©, 583), von welchem gejagt wird, daß es „geradezu wider ihn (nämlich mich) 
ſpricht“, ift völlig umerheblid. Cinestheils jagt es weiter nichts, als was die K.O, vom 28. März 
1809 a. E. enthält, berührt aljo die vorliegende Frage ebenio . wie die K.D, ſelbſt; anderentheils 
hat es feinen höheren rechtlichen Werth als das ıhm ebenbitrtige Cirk,-R, des J. M. vom 20. Auguft 
1805 (Mathis, Bd. I, ©. 485), betr. nähere Beftimmumgen wegen des Verkaufs adefiger Güter an 
befitzunfähige Perſonen bürgerlihen Standes. Diejes ficht dergleichen Verkäufe gar nicht als am fich 
verbotene an, jondern verweist, wegen der gerichtlihen Aufnahme folder Kontratte, auf die Borfchrift 
der A. G.O. II, 2, 8. 27, und im Betreff der öffentlihen Subhaftationen adeliger Gitter foll dem 
Befitsunfähigen jwar das Fizitiren nicht verwehrt, aber doch der Zuſchlag vor Beibringung der Kon— 
zeifton nicht ertheilt werden. Kann nun auch ein Solcher im ig gie nämlih durch den 
dazu inftruirten Kommiffarius, vom Mitbieten abgehalten werden, fo folgt doch daraus nicht, daß, 
wenn es nicht geichehen, vielmehr der Zuichlag ertheilt ift, gar kein Eigenthum erworben wäre, Was 
weiterhin gejagt wird, ift auch logisch nicht konfequent. „Durch den Zufchlag geht Eigenthum über 
(die Sache war eine Subhaftation); der Richter darf aber nicht zujchlagen x." Wenn er aber doc) 
zuſchlägt — jo muß man hieraus folgern —; jo hat jener Bieter alfo doch Eigenthum erworben. 
Bolgerihtig würde e8 fein, wenn das Obertr. gefagt hätte: durch den Zuſchlag geht fein Eigenthum 

ber, wenn u. ſ. w. Aber das Obertr. hat ſchon Recht: es geht one über, Nun, die 
gleihe Wirkung muß eintreten, wenn auf Grumd eines Privatverfaufs die Uebergabe vollzogen wird, 
was fein Richter und keine Staatsgewalt verhindern kann. Dann entfteht die Frage: was thun, 
wenn die Parteien ruhig find? Darüber fehlt e8 nicht an älteren Beitimmungen, denn das ältere 
Recht hatte mehrere Fälle, wo gewiſſe Perjonen aus politiihen Gründen für Den fähig in Bezie⸗ 
hung auf gewiſſe Gegenftände erklärt waren, 3. B. Bürgerliche in Beziehung auf adelige Güter; Ju— 
den in Beziehung auf Grundftüde überhaupt; Mennoniten beziehungsweiſe noch jett. In diefe Ka- 
tegorie gehören jene Ausländer in Beziehung auf adelige Güter, Das “ältere Recht in Betreff der 
beiden erfigenannten Klafjen, umd das heute noch beftehende Recht in Betreff der Mennoniten, weiß 
nichts von der behaupteten Rechtlofigleit der Erwerber, die Staatsbehörde zwang umd zwingt die Er— 
werber megen ihrer Beſitzunfähigkeit zur —— Wiederveräußerung. Das iſt alles. Sagt nun 
das Obertr., ein ſolcher Erwerber könne das Eigenthum ohne a nicht erlangen, jo es 
nicht nur gar feine geſetzliche rg für fi, jondern die Analogie der bezeichneten Geſetze „Ipricht 
gerade wider ihn’ (e8). (S. 315 a.a. DO.) Diele Geſetze haben überhaupt nicht eine Erwerbs» 
umfähigleit, jondern eine Beſitz unfähigkeit im Sinne; es ift fein Gedante dabei, einen Ausländer, 
der wirklich erworben, 3. ®. ein Gut ererbt hat, für rechtlos zu erflären. — Hiermit foll die Entichei> 
dung ſelbſt, wodurd dem ohne Konzeſſion meiftbietend gebliebenen Ausländer der Zufchlag verweigert 
worden ift, durchaus nicht angefochten werden. Nur was in den Gründen ganz unnöthig als Rechts 
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6. Gef. dv. 4. Mai 1846 über die Erwerbung des Grundeigenthums für Kor- 
porationen und andere juriftiihe Berfonen des Auslandes. (G.S. ©. 235.) 

8. 1, Ausländiiche Korporationen und andere juriftiiche Berfonen des Auslandes können Grund— 
eigenthum innerhalb Unſerer Staaten nur mit Unferer Genehmigung erwerben. 

8.2. So lange dieje Genehmigung nicht ertheilt ift, find die auf einen folchen Erwerb bezüg- 
lichen Berhandlungen nichtig ?° ®), 

7. K. O. v. 25. Jannar 1831, betreffend die Erwerbung von Rittergütern 
durch Dorfgemeinen oder von Mitgliedern derjelben. (G.S. ©. 5.) 

Ein Kauf» — Geihäft, wodurch Dorfgemeinen, als moralifche Perjon, oder einzelne Klaſſen oder 
mehrere Mitglieder derjelben, ein Rittergut ganz oder theilweife eriverben, ohne Unterjchied, ob fie es 
in Gemeinſchaft behalten odet unter ſich vertheilen wollen, joll nur dann erſt rechtsgültig fein und ei- 
nen gerichtlichen Anſpruch wider die Erwerber begründen, wenn folches von der Provinzial - Regierung 
zuvor geprüft und genehmigt worden ?°b), 

$. 9. Zum vollen Cigenthume gehört das Recht, die Sache zu befigen, zu ge— Bon den un 


braucen 1%), und ſich derjelben zu begeben. Eigenthume 
$. 10. Das Recht, über die Subftanz der Sache zu verfügen, wird Proprietät Prrifenen 
genannt. 
$. 11. Da® Recht, eine Sache zu feinem Vortheile zu gebrauchen, heißt das Nu- 
tzungsrecht. 


$. 12. Das zum Eigenthume gehörige Nutzungsrecht erſtreckt ſich auf alle 1?) 
Vortbeile, welche die Sache gewähren fann. 

8: 13. Der Eigenthümer ift von dem Gebrauche feiner Sache, fo weit e8 die 
Gefege nicht ausdrüdlich verordnen, Niemandem Rechenfchaft zu geben fchuldig !®). 

$. 14. Wenn das volle Eigenthum über eine Sache mehreren Perſonen zukommt, Eintheitun 
fo ift ein gemeinfhaftlihes Eigenthum vorhanden. Eigenthume. 

$. 15. Die Perfonen, welche ein ſolches gemeinfchaftliches Eigenthum haben, 
werden Miteigenthümer der Sache genannt. 

8. 16. Das Eigenthum einer Sache iſt getheilt, wenn die darunter begriffenen 
verfchtedenen Nechte verfchiedenen Perfonen zufommen !3 ®). 

$. 17. In fofern mehrere Berfonen an einem diefer Nechte Theil nehmen, ift das 
Recht, nicht aber die Sache felbft, ihr gemeinfchaftlihes Gigenthum. 


fat über die Wirkung der Erwerbung, wenn fie gejchehen wäre, behanptet wird, ift bekämpft worden. 
Zur Begründung der Enticheidung genügen ein Saar Zeilen. 

Die ſich = Eigenthumserwerb beziehende K.D. vom 23. März 1809 kann nicht auf die Erwer— 
bung des Nießbrauchs oder des Verwaltungsrechts durch Heirath ausgedehnt werden. 

10a) (5, A.) Der Handelsminifter und der Minifter des Innern haben durd Heike. v. 23. Ott. 
1868 erklärt, daß das Geſetz vom 4. Mai 1846, wonach ausländische Rorporationen und juriſtiſche 
Perfonen des Auslandes Grumdeigenthum nur mit landesherrlicher Genehmigung erwerben können, 
duch die Norddentiche Bundesperfäffung nicht aufgehoben ift. 

105) Zu vergl. unten: Th. II, Tit. 6, $. 83 u. Tit. 7, 8. 33, und die zu 8. 33 in der Anm. 29 
mitgetheilte Inftruftion zur K.O. v. 28. Januar 1831, 

11) Und jeden Anderen davon auszuſchließen. $. 1. 

12) Bermöge diejes unbeichräntten Nutungsrechtes haben z. B. diejenigen —— eines 
Grundſtückes in einer Mark, welche außerhalb wohnen, gleichfalls das Recht zur Behittung, wenn die 
Einheimiichen das Grundſtück behüten; fie können deshalb, weil fie Ausmärker find (aufer der 
Mark wohnen), von der Mithut auf dem gemeinjchaftlihen Brivatgrundftiide nicht ausgeichloffen wer— 
den. Pr. des Obertr. v. 9. Oft. 1847 (Eutſch. Bd. XV, ©, “an. 

13) Die Zerlegung des Eigenthums im verjchiedene ſelbſtſtändige Rechte an dem Gegenftande, 
welche fich in den $8. 10—ı3 findet, gehöut der damals herrichenden Theorie an; fie it dem R. R. 
ganz fremd und auch fiir das heutige Recht ohne praltiihen Werth. 

13a) (2, X.) Das getheilte Eigenthum ift, mit Ausnahme der Thronlehen und der feuda extra 
eurtem, als bejondere Form des Befttgreihteß aufgehoben. Geſ. dv. 2, März 1850, 8.2, Wr.iu. 2 
(8.8. ©. 80) u. Gef. d. 5. Juni 1852 (G.S. ©. 319). 
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$. 18. Wenn edauf — — über das volle Eigenthum der Sache ankommt, 
ſo werden die mehreren Miteigenthümer eines jeden einzelnen darunter begriffenen Rech— 
tes nur als Eine!4) Perſon betrachtet. 

$. 19. Wer nur die Proprietät der Sache ohne das Nutzungörecht hat, wird 
Eigner genannt. 

8. 20. Wer Miteigner der Proprietät it, und zugleich dad Nutzungsrecht hat, 
dem wird ein nutzbares Eigenthbum der Sache beigelegt !5). 

$. 21. Das Eigenthum heißt eingeſchränkt, wenn dem Gigenthümer nur gewiſſe 

theilten und Arten der Ausübung der darunter begriffenen Rechte verjagt And. 

rm $. 22. Daß das Eigenthum einer Sache, und die Rechte, welche aus der Na- 
thume. tur ded Cigenthums fließen, getheilt find, wird nicht vermuthet. 

8. 23. Wer ein volles Eigenthum der Sache hat, für den ftreitet die Vermu— 
thung, daß daſſelbe uneingefchränft fei!5®), 

8. 24. Auch bei dem getheilten Eigenthume werden Einfchränfungen des einem 
jeden Theilnehmer zufommenden Rechts nur in fo fern vermuthet, als jie aus der Na- 
tur ded dem andern Theilnehmer beimohnenden Rechts von felbft folgen. 

8. 25. Ginfohränfungen des Eigenthums müſſen alfo dur Natur 16), Gefege 
oder Willenserflärungen beitimmt fein. 

$. 26. Jeder Gebrauch des Eigenthums tft daher erlaubt und rechtmäßig, durch 
welchen weder wohlerworbene 17) Rechte eines Andern gefränft, noch die in den Gefe- 
ken des Staats vorgefhriebenen Schranken überfehritten werden. 

$. 27. Niemand darf fein Eigenthum zur Kränfung oder Beihädigung Anderer 
mißbrauchen. 

14) Das Necht jedes Einzelnen bezieht ſich nicht auf einen ideellen Theil vom Ganzen, fondern 
auf das Ganze, melches den Gegenftand des Rechtes der mehreren Theilnehmer ausmacht. Daraus 
erflärt fih das Anwachsrecht der mehreren Theilnehmer, vermöge deijen Einer Alleinberechtigter bleibt, 
wenn die Lebrigen ausjcheiden: eine Suceejfion findet hier nicht ftatt. 

(4.%.) Ein einzelner Miteigenthümer kann ohne Konkurrenz der anderen Miteigenthümer eine 
Grundgerechtigkeit für das gemeinſchaftliche Grundftüd erwerben. Ert. des Obertr. v. 5. Febr. 1861 
(Arc. r Rechtsf. Bd. XL, ©. 254). 

15) In dem Lehen findet fich dieſe Vorftellung vollftän ig enttwidelt und durchgeführt. Der Ba- 
fall ift Miteigner der Proprietät und Alleineigenthiimer des Nutungsrechtes, 

15a) Vergl. $. 14, Tit. 19 u. $. 181, Tit. 7, 

16) Des Rechts nämlich, wie der $. 24 zeigt. 

17) Unter diefen „wohlerworbenen“ Rechten find freilich nicht bloß solche zu verftehen, wodurch 
zu Gunften eines Anderen das Eigenthum beſchränkt ift, jondern jedes andere Privatredht aud. Allein 
damit ift der Wirfungstreis diejes Gejetes teinesweges bejtimmt. Denn wer fein Recht und nament- 
lich fein Eigenthum gebraucht, der ift Anderen dafür, daß es ihnen unangenehm oder nachtheilig iſt, 
nicht verantwortlich. Darauf hin hat man u. X. auch angenommen, daß 3. B. dem Grundeigenthüs 
mer, der auf feinem Grunde eine chemiſche Fabrik anlegt, deren Betrieb bio deshalb, weil joldyer der 
Nachbarſchaft läftig ift und unter Umpftanden machtheilig werden kann, nicht unterfagt werden kann. 
Pr. des Obertr. vom 18. Sept. 1848 (Arc. f. Rechtef. Bd. IV, ©. 363). Daffelbe hat man ange» 
nommen von der Anlegung einer Ziegelei, wenngleid der Rauch davon den Nachbarn ſchädlich wird, 
* von der Anlegung eines Waſſerlaufes (Arch. f. Rechtsf. Bd. III, ©. 364). — Allein der $. 26 
enthält für fi) allein noch feinen allgemein gültigen Rechtsſatz, jondern findet erft in den beiden folg. 
88. 27 u. 28 feine nähere Beftimmung; und es ıft mit dem einem Jeden zuftehenden Anipruche auf 
Schuß feines Eigenthums nicht verträglih, daß der Nachbar durch Anlagen ihm dafjelbe entwerthen 
dürfe. Das Weitere j. m. in der folgenden Anm, 18, Sat 2. 

(4. A.) Niemand ift daher — auf ſeinem Grundſtücke z. B. eine Miſtſtätte *— unterhal⸗ 
ten, welche dergeſtalt mit Jauche ann Üt ift, daß diefelbe des Nachbars anſtoßende Mauer durch— 
dringt und das Grundſtück defjelben überfluthet. Erl. des Obertr. vom 5, November 1861 (Arch. f. 

Rechtsf. Bd. XLIV, ©, 57), 


(5. A.) Ueber den Fall, wenn eine Kamiliengruft bei dem Ermweiterungsbau der Kirche in diefelbe 
gebracht und dadurch vereitelt wird, ſ. unten, Anm. 66%, Abſ. 2 zu $. 184, II, 11, 
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8. 28. Mißbrauch heißt ein folder Gebrauch des Eigenthums, welcher vermöge 
feiner Natur ®) nur die Kränkung eines Andern zur Abjicht haben fann !?). 


18) Ein folcher Gebrauch, der nach feiner Natur nur die Kränkung eines Anderen bezwecken 
fan, ift z. B. nicht die Anlegung von Oeffnungen in einer unmittelbar an den Hofraum des Nach— 
bars ftogenden Mauer. Die Anlage würde nur dann in eine migbräuchlide ausarten, wenn damıt 
ein Eingriff in den Eigenthumsbereich des Nachbars verbunden wäre, 3. B. die Anbringung fih nad) 
Außen ın den Luftraum über des Nachbars Boden öffnender Fenfterflügel, Auswerfung oder Ausgie- 
kung von Subftanzen oder Flüffigkeiten auf des Nachbars Grund, Hinabfteigen durch ſolche Oeffnun- 
en u. dergl. Aus dem Rechtsgründe des Mifbrauches können aljo —— Oeffnungen nicht ver— 

indert werden. Dagegen find fie aus dem Grunde der gejeglihen Beichräntung ($. 26) zu ders 
hindern. Entſch. des Obertr. Bd. XIX, ©, 109, 

(2. A.) Der $. 28 jchränft den freien Gebrauch des Eigenthums, zu Gunften des Nachbars, nur 
inſoweit ein, als er —— ſeiner Natur nur die Kränkung eines Anderen zur Abſicht haben kann. 
In neuerer Zeit iſt jedoch bei den Fortſchritten der Juduſtrie auch ein ſolcher Gebrauch aufgekommen, 
der ſchon ſeiner Natur nach das Eigenthum des Nachbars dauernd verſchlechtert, mithin ganz gewiß 
die Kränkung deſſelben zur Folge hat, nur daß ſolche Kränkung nicht der eigentliche Zweck der Anlage 
ift, vielmehr damit ein gewerblider Zwed verfolgt wird, Dergleihen Anlagen find z. B. Zinfhütten, 
Fabriten zur Bereitung von Salzjäuren und anderen ſolchen chemiſchen Produtten, bei deren Berei- 
tung Dämpfe entwidelt werden, die das vegetabilifche Leben lähmen, wenn nicht gar vernichten. Die 
in der vor. Anm. 17 mitgetheilte Entjch. des Obertr. v. 18. Sept. 1848 hat, bon einem untergeord- 
neten Standpunkte aus, dergl. Anlagen fiir völlig erlaubt erflärt, jo zwar, daß der Nachbar die Ver- 
nichtung feines Eigenthums geduldig zu leiden umd feinen Auſpruch auf Erjag zu machen habe. In 
Folge diefes Prinzipes müßte eine wechielfeitige Vernichtung des Eigenthums als geordneter Zuftand 
angejehen werden, wenn nicht Lörperliche Einwirkung und Berührung ftattfindet, fondern m. durch 
Naturkräfte aus angeneffener Entfermung gewirkt wiirde. Wäre es aljo dem menſchlichen Geifte ge- 
geben, nach Willkür über befannte und ünbelannte Naturkräfte zu gebieten, jo dürfte 3.8. ein Aders- 
mann, defjen Felder durch die Dämpfe der Fabrik des Nachbars unfruchtbar geworden, auf denjelben 
eine andere Anlage zu einem gewerblichen Zwecke machen, welche — in Thätigfeit gejegt — jene Fa— 
brit, vielleicht mittelft Elektrizität, zertriimmerte, Dabei könnte die bürgerliche Gejellichaft doch un— 
möglich beftehen. Den ſchützenden Grundjats hat Schon der 8. 92 der Einl., der feinen Urjprung zwar 
auf einem anderen Felde hat, aber doch aud) hier in den abjoluten Eigenthumsverhäftniffen jeine volle 
Geltung findet. Die Praris hat, ohne Zweifel in Erwägung der angedeuteten Umftände umd Folgen, 
auch jchon umgelentt, wenn aud nur halbwegs, indem man ſich gemüßigt geiehen hat, die — 
lenden Grundſaͤtze weſentlich negativ zu halten. Das Obertr. hat durch Pl-Beſchl. (Pr. 2382) vom 
7. Juni 1852 folgende —* als Rechtsſätze ausgeſprochen: „Der Eigenthümer einer Fabrikations— 
anſtalt iſt vermöge ſeines Eigenthumsrechtes nicht unbedingt befugt, die durch den Betrieb einer jol- 
chen Anſtalt entwickelten Dämpfe auf benachbarte Grundſtücke zu verbreiten, und kann den Erſatz eines 
hierdurch veranlaßten Schadens nicht ſchon durch die Behauptung abwenden, daß er ſich nur eines 
aus dem Eigenthume folgenden Rechts bedient habe. Ebenſo wenig ſchützt der Umſtand, daß die in 
brifationsanftalt mit polizeiliher Erlaubnif angelegt und betrieben worden ift, für ſich allein ſchon 
gegen die Vertretung eines entitandenen Schadens. — Der Inhaber einer Fabrikationsanftalt kann 
nah Umftänden für den Schaden verantwortlich — werden, welchen der durch den Gebrauch der 
Anlage entſtehende und ſich über andere Grundſtücke verbreitende Dampf oder Rauch verurſacht, ohne 
daß es zur Begründung der Vertretungsverbindlichleit des Nachweiſes einer bejonderen Verſchuldung 
bei der Anlage umd bei dein Betriebe der Fabritanftalt bedarf." (Entſch. Bd. XXI, ©. 252.) Der 
Kern hiervon ift: eim Nechtsprinzip ift micht zu finden, der Richter kann in jedem einzelnen Falle thun 
mas Yun Di dünft. Da hat der gemeine Menſchenverſtand doch ein anderes Rechtsbernußtfein. Der 
arme Mann jagt, vermöge feiner Gleihberedtigung: „Ich will doch auch leben“. Das iſt 
das Rechtsprinzip, welches bier zur Anwendung kommt. Alle in den Motiven entwidelte Gelchrfan- 
keit und Wortfülle beweift nicht ſoviel wie diefer einfache, unmiderlegbare Sat. Zuletzt ift die ra 
doch auf die Pehre don der Kollifion der Rechte ——— was auch das Obertribunal am Schlu je 
feiner Ausführung dagegen jagen mag. Die Kollifion muß nur aus einem etwas höheren Gefichts- 
freife aufgefaßt werden, als es dort geidieht. Jeder — hat das Recht, ſein Grundſtück zu 
nutzen, wie er fann und mag. Der Ackersmann baut Kartoffeln und Korn, der Fabrikant baut eine 
Zinthütte. Beides fann nebeneinander nicht beftehen. Wenn beide Grundftüce nebeneinander liegen, 
jo fönnen beide Nachbarn m Eigenthum nicht gleichzeitig, wie fie mögen und können, benugen; die 
Zinkhütte macht den Kartoffel- und Kornbau ünmöglich. Ich hätte von dem Obertr. gern eine er— 
höpfende Antwort: warum das feine Kollifion fein fol. Nun, wenn es re nd Kollifion ift, 
o folgt Ausgleihung nach dem Grumdfage von der Gleichberechtigung von jelbit. Vergl. 1. 8, $. 5 
D. si servitus vindicetur (VII, 5). (4. A.) Eine Anwendung des Pl.Beſchl. macht das Obertr. in 
einem Erf. d. 4. Januar 1859 auf den Fall, wo ein Yandınann von Raud) und Hitze der Koakeöfen 
des Nachbars an feinen Feldfrüchten zu leiden hatte (Entſch. Bd. XL, S.37). Anzumerken ift hierzu, 
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‚8.29. Der Staat kann das Privateigenthum feiner Bürger nur alddann ein- 
Ichränfen, wenn dadurch ein erheblicher Schade von Andern oder von dem Staate ſelbſt 
abgewendet, oder ihnen ein beträchtlicher Vortheil verfchafft werden, beides aber ohne 
allen Nachtheil des Eigenthümers geichehen kann. 

$. 30.  isjerner alddann, wenn der abzumendende Schade, oder der zu verfchaf- 
fende Bortheil des Staats felbft, oder anderer Bürger deifelben, den auf der Einfchrän- 
fung für den Eigenthümer entjtehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt :®). 

$. 31. Doc muß in diefem legteren Falle der Staat zugleich dafür jorgen, daß 
der einzufchränfende Eigenthümer für den dadurd) erleidenden Verluft volljtändig * 9%) 
ſchadlos gehalten werde ?'), 

$. 32. In allen fällen aber können Einfchränfungen des Eigenthums, welche 
daß im diefer Entſcheidung das Obertribunal jenen Plenarbeihluß auf meine Theorie von der Gleich— 
bereditigung zurüdführt. (S. 39 a. a. DO.) 

19) Oben Anm. 82 zu $. 72 der Einleitung. 


20) Die Borausfegungen in den beiden $$. 29 u. 30 hat der Richter nicht zu beurtheilen; der 
Gejetsgeber hat für die Staatsgewalt dieje Borjchriften gegeben, denn diefer allein fteht e8 zu, die Ein- 
ihräntung oder Entziehung des Eigenthums zum Gemeinwohle auszufpredhen. Ein Winifter ift dazu 
nicht ermächtigt. Der Minifter der Polizei hat z.B. zwar durch eine Verfügung vom 5. Juni 1833 
dem Privatgrumdbefige die Servitut aufgelegt, fi die Truppenübungen ganz nad Willfür der Befchls- 
haber gefallen Lafjen zu jollen. (v. Kampk, Annal. Bd. XVII, ©. 559.) Es fehlt jedoch an einer 
gejeglichen Beſtimmung, wodurch er dazu ermächtigt worden, Vergl. $. 32 d.T. — (3. A.) Wenn 
aber unter dem Titel einer polizeilichen Anordnung ein Eingriff in das Privateigenthum geſchieht, 
3. B. wenn aus Brempafteltidien NRüdfihten die Bepflafterung des dienftbaren Grundgutes angeord- 
net wird; jo kommen weder die 88. 29, 30 d. X. zur Anwendung, noch ift der Rechtsweg in posses- 
sorio, in petitorio aber nur unter den Vorausfegungen des 8.2 des G. vom 11. Mai 1842 (G. S. 
S. 192) zuläffig. Ert. des Gerichtsh. zur Eutſch. der Stompetenzfonfl. vom 3. Juni 1854 (J. M. Bl. 
S. 375), und die Entſch. in einer ähnlichen Sache von demjelben Tage (ebd. ©. 381). Bergl. oben 
Anm. 84 zu $. 146, Tit. 7. 

208) Vergl. unten $. 9, Tit. 9 u. die Anm. 5® dazu. 

21) Die Beitunmung ift nur dann anwendbar, wenn ein, in feinen Eigenthumsrechten nicht ein= 
geichränkter Befiger einer Sache, nad) den in jedem einzelnen alle befonders zu treffenden Anord- 
nungen des Staats, zum Wohle des Ganzen oder Einzelner fi) Beichränkungen feines Eigenthums 
unterwerfen muß, welche ihm Nachtheile bringen. (5. 4.) Den Eigenthümern der die Straße begren- 
zenden Wohnhäufer umd Gebäude z.B. muß dasjenige Recht der Benutzung der Strafe umd der 
ungejhmälerten Kommumitation mit derjelben, deſſen fie ihrer Yage nad) bedürftig find, nicht bloß ver- 
günftiqungsweife oder nad) adminiftrativem Ermeſſen, jondern dauernd und mit dem Charakter eines 
mwohlerworbenen Rechtes gewährt werden und —————— in der Anlage oder dem Nivellement 
der Straße, durch welche jenem Rechte Eintrag gejchieht, dürfen, wo ſolche durch Gründe des öffent- 
lichen Wohles geboten find, nur gegen Entihädigung des Beeinträchtigten vorgenommen werden. Erf. 
des Obertr. v. 10, April 1866 (Arc. f. Rechtsf. BL. LXU, S. 277). Sie it aber nicht anwendbar, 
wenn das Eigenthum geſetzlichen Beſchränkungen unterliegt, von welchen in den 55. 33 fi. die Rede 
ift. Dann treten die Soriöriften Tit. 22, 88. 1 u. 2 ein. Entſch. des Obertr. Bd. XVIL, S. 877, 
Pr. 2220 (Pl.-Beicht.) vom 1. Juli 1850 (Entih. Bd. XX, ©. 3). — ©. o. die Anm. 84 in $. 75 
der Einleitung. 

Die von der Polizei deriveigerte Erlaubniß zur Wiederbebauung einer Stelle, auf welcher bereits 
ein Gebäude mit polizetliher Erlaubnif errichtet geweien, ift micht als eine der, in den 88. 66 fj.d. T. 
dorgeichriebenen Einichräntungen des Eigenthümers bei dem Bauen zu betrachten, jondern als eine 
zum Wohle des gemeinen Weiens erfolgende Einihränfung des Privateigenthums, die fiir den betrofe 
jenen Befiger der Bauftelle einen Entihädigungsaniprud, gemäß $. 75 Ein. u. $. 31 d. T., begründet. 
Pr. 220, v. 8. April 1837. (5. 9.) Ueber die Perſon des Erjagverpflichteten enthält das Pr. nichts, 
die Frage, wer die Entichädigung jedesmal zu leiften habe, fam nicht zur Erwägung, es wurde jedoch 
der Fisfus verurtheilt und man „it offenbar von der Borausiegung ausgegangen, dab die damalige 
Aufopferung zum Wohle des gemeinen Wejens, d. h. des Staatöganzen geſchehen ſei“, jagt das Obertr. 
nacträglid in dem Erf. vom 27. fjebruar 1865 (Ent. Bd, LI, ©. 48), um dem Vorwurſe einer 
Intonjequenz zu begegnen. Im jüngeren ähnlichen Fällen erflärte das Obertr, die Stadtgemeinde, nicht 
aber den Fiskus zur Entichädigung verpflichtet, in dem Erk. vom 13. Oktober 1857 (ch. f. Rechts. 
Bd. XXVI, ©. 269), d. 24. April 1860 (Entſch. Bd. XLIII, S. 23), und in dem angef. Erf. vom 
27. Februar 1865. Berg. hierüber auch oben die Anm. 84 zu $. 75 der Einleitung, u. unten An—⸗ 
mert. 39@ zu 8. 66 d. X. 
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nicht aus befonderen wohlerworbenen Rechten eines Andern entfpringen, nur durch 
Geſetze begründet werden. 

$. 33. Soweit die Erhaltung einer Sache auf die Erhaltung und Beförderung 
ded gemeinen Wohls erheblichen Einfluß bat, ſoweit ift der Staat deren Zerftörung 
oder Vernichtung zu unterfagen berechtigt ?' °). 


8 Wegen fonft verboten gemweiener Zerftüdelung gefhlofjener Landgüter 
f. Verf. Urkunde v. 31 Januar 1850, Art. 42; Ed. v. 9. Oftober 1807, 8. IV; Geſetz v. 3. März 
1850. (Zuf. 1, 2, 8 zu 8.108, Tit. 2.) 

9. Ed. vd. 9. Oktober 1807 (G.S. 1807, ©. 171). 

8. 6. Einziehung und Zufammenfchlagung der Bauergüter. Wenn ein Gutsbefiger vermeint, 
die auf einem Gute vorhandenen einzelnen Bauerhöfe oder ländlichen Beſitzungen, welche nicht erb- 
ih, erbpacht⸗ oder erbzinsmeife ausgethan find, nicht wieder herftellen oder erhalten zu können, jo ift 
er verpflichtet, fich deshalb bei der Regierung der Provinz zu melden, mit deren Zuftimmung die Zu- 
fammenziehung, fowohl mehrerer Höfe in eine bäuerliche Beſitzung, als mit Borwerksgrundftüden ge- 
ftattet werden joll. 

8.7. Werden die Bauerhöfe aber erblich, oder erbzinsteife ? b) beſeſſen, jo muß, be- 
bor von deren Einziehung oder einer Veränderung in Abficht der dazu gehörigen Grundſtücke die Rede 
fein kann, zuerſt das Recht des bisherigen Befigers, fei es durch die Veräußerung defjelben an die 
Gutsherrichaft , oder auf einem andern gefeglichen Wege, erlojchen fein. In dieſem Falle treten auch) 
im Abficht folder Güter die Beſtimmungen des $. 6 ein. 

10. Ed, zur Beförderung der Landfultur, vom 14. September 1811. G.S. 
©. 300.) 

$. 1. Zuvörderſt heben wir im Allgemeinen alle Beihränkungen des Grundeigenthums, die aus 
der bisherigen Berfaffung entjpringen, hiermit gänzlid auf, und jegen feft, daß jeder Grumdbefiger 
ohne Ausnahme befugt jein joll, über feine Grundftüde in fofern frei zu verfügen, als nicht Nedhte, 


218) (5. 4.) Aus diefer Beftimmung rechtfertigt das Obertr. das durch fein Geſetz ausdrücklich 
geſtattete Verbot der Verwaltungébehörde, daß bei einer Mobilmachung des Heeres oder eines Theils 
defjelben die Eigenthümer der zu Kriegszweden tanglichen Pferde in der Zwiſcheuzeit bis zur Einziehung 
derjelben zum Dienfte verfaufen, mag dieſe Zroiichenzeit don einer Dauer fein wie fie wolle. Der Ei— 

enthümer joll gehalten fein, das Pferd umionft zu füttern und zu pflegen, möge die Abforderung auf 
fc marten laſſen jo lange wie immer. Die Zumuthung der Verpflegung ohne Vergütung bis zur 
unbeftimmten Abnahme wird Damit gerechtfertigt, daß der Eigenthümer nicht gehindert jei, jeine Pferde 
bis zu der Stunde, in melcher er diejelben abzulieiern hat, wie bisher zu benugen. rk. vom 24. Dft. 
1864 (Entſch. Bd. LU, ©. 106). Das ift jo gejagt. Welchen Werth diejer Grund hat, zeigt folgende 
Geſchichte: Jemand ift abgebrannt und kauft zu Fuhren für feinen Wiederaufbau ein Geſpann Prerde. 
Dieje werden als Friegsdienfttüchtig zum Schleppen von Proviantwagen aufgezeichnet und dem Cigen- 
thümer wird der Berfauf bis auf Weiteres von „der Kommiſſion“ unterſagt. Nach einigen Tagen ift 
der Eigenthümer mit feinen Baufuhren fertig, er hat feine Gelegenheit mehr, die Pferde „mie bisher zu 
benugen“. Die Aufforderung zur Geftellung läßt auf ſich Monate warten. Uuterdefjen joll der Ei— 
enthiimer Knecht und Pferde, die er gar nicht mehr gebrauden kann, umſonſt halten und verpflegen ? 
afür giebt e8 ganz und gar feinen Rechtsgrund und auch feine Geieesvorichrift. ‚Die in Rede fte- 
bende Anwendung des. $. 33 ift willkürlich. Diejes Geſetz ſpricht von Unterfagung der Zerftörung oder 
Vernichtung einer Sache. Berftehen wir denn nicht mehr unjere Mutterſprache? Heißt „verkaufen“ 
ſodiel wie zerftören oder vernichten? Durd Verlauf geht eine Sache doch nicht aus der Welt! Warum 
ſoll der Fistus, wenn er die Pferde endlich braucht, dieſelben nun nicht ebenfo qut von dem Käufer ab- 
fordern mie e8 von dem Berläufer gefchehen fein würde, wenn ſolche ſich moch bei ihm befunden hätten ? 
21b) Oper auch nur auf Pebenszeit. Denn die willkürliche Kündigung und Einziehung laffitiicher 
Stellen fteht dem Gutsherrn nicht frei, vielmehr darf er nur erledigte Höfe einziehen, oder nachdem 
er fie durch a andere geſetzmäßige Meije am fich gebracht hat. Detl. vom 29. Mat 1816, 
Art. 76 u. 98 (G.S. S. 172), und Erf. des Obertr. d. 26. Januar 1833 (Entid. Bd. I, ©. 140), 
Die Einziehung oder Zufammenzichung bäuerlicher Stellen und deren Benutung als Bormwerfsland 
kann auch nur mit Erlaubnif der Regierungen erfolgen. B. dv. 14, Februar 1808 (Rabe, Bd. IX, 
S. 105), 27. März 1809 (Rabe, Bd. XIII, 5.818) und 9. Januar 1810 (Nabe, Bd. X, ©. 246), 
Zu vergl. R. des M. d. 3. v. 20. Mai 1817 (6. Kampg, Ann. Bd. 1, 9.3, ©, 44) u. 3. Sept. 
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welche Dritten darauf zuftehen, und aus Fideilommiffen, Majoraten, Lehnsverband, Schuldverpflic- 
tungen, Servituten und dergleichen herrühren, dadurch verlegt werden. 

Demgemäß kann, mit Ausnahme diefer Fälle, jeder Eigenthümer fein Gut oder feinen Hof durd) 
Anfauf oder Berlauf oder jonft auf rechtliche Weife willfürlich vergrößern oder verkleinern. Er kann 
die Zubehörungen an einen oder mehrere Erben überlafjen. Er kann fie vertaufchen, verſchenlen oder 
fonft nah Willkür im rechtlichen Wege damit jchalten, ohne zu einer diefer Veränderungen einer be= 
fondern Genehmigung zu bedürfen. 


11. 8.0. dom 20, Juni 1830, die Erhaltung der Stadtmauern betreffend. 
G.S. ©. 113.) 

Ich bin mit den im Berichte des Staatsminifterii v. 5. v. M. entwidelten Anfichten darin ein- 
verftanden, daß den Stadtgemeinden die willfürliche Abtragung ihrer Stadtmauern, Thore, Thlirme, 
Wälle und anderer??), zum Verſchluſſe ſowohl, als zur Bertheidigung der Städte beftimmten Anla- 
gen, weder im polizeificher,, noch im militärischer, noch in finanzieller Rückſicht geftattet werden kann, 
und daß der 8.33, Tit. 8, Th. I des Allgemeinen Landrechts auf diefen Gegenftand allerdings zu be— 
ziehen ift??). Um allen ferneren Zweifeln hierüber vorzubeugen, verordne ich Folgendes : 

1) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und andere oben benannte Anlagen ganz oder zum 
Theile abtragen, oder damit Veränderungen 24) vorzunehmen beabfichtigen ; fo haben fie diefe Abficht 
zuvörderft der Regierung anzuzeigen, oder vor der Ausführung deren Eutſchließung zu erwarten. Die 
Regierungen find von den Miniſterien des Innern, des Krieges und der Finanzen, wegen der anzu— 
ftellenden weiteren Erörterungen, mit Inftrultion zu verfehen *>). 

2) Dafern eine Anlage der gedachten Art von felbft durch die Zeit verfällt, und deren Erhaltung 
und MWiederhertellung in polizeilicher, militärifcher oder finanzieller Hinficht für nothwendig erachtet 
wird, fo foll das bejtehende Sach- und Rechtsverhältniß unterfucht, und hiernach nöthigenfall® im 
Rechtswege feftgeftellt werden, wen die Verbindlichkeit zur Tragung der diesfallfigen Koften obliegt *®). 
Wenn aber die Wiederherftellung des jhadhaften Verſchluſſes mahl- und ftenerpflichtiger Städte le— 
diglih und ausjchlieglich zur Sicherung der Stenergefälle erforderlich ift, fo jollen diejenigen Städte, 
welchen zur Dedung ihres Kommunalbedürfnifies ein Zufchlag zur Mahl» und Schladhtfteuer bewil— 
ligt ift, jedenfalls??) einen nach dem Berhältniffe diefes Zuſchlags zur Hauptftener abzumefjenden Bei- 

22) Auch in Betreff der Erhaltung oder Zerftörung der Umfafjungsgräben, als Befeftigungsiwerte 
der Städte, ift hiernach zu verfahren. R. des Pol.Min. vom 30, Nov, 1831 (vd. Kampk, Annal. 
Bd. XV, ©, 774). 

23) Die Anwendbarkeit der Borjchriften diefer K.O. auf Thorthürme wird dadurch, daß folde und 
die Nebenhäufer früher ——— geneien und erft Durch Ankauf im den Beſitz der Kommune ge» 
langt find, nicht ausgeichloffen. R. der Min. des Kr., der Fin. und des Innern vom 31. Juli 1844 
(Min-Bl. d. i. ®. 1844, ©. 219). i 

Auch in den Fällen, wenn das Eigenthum der Stadtmauer nicht der Stadtgemeinde, fondern einem 
Dritten zuftcht, bedarf es zu Veränderungen derfelben der Minifterialgenehmigung. R. derſ. Min. vd. 
17. Januar 1847 (Min.Bl. d. i. V. ©. 5). 

24) Auch zum Umbaue ift die Minifterialgerehmigung erforderlich. R. deri. M. vom 25. Sept. 
1846 (Min.Bl. d. i. B. ©. 194), 

25) Ertheilt in dem Cirk. vom 31. Oft. 1830, in v. Kampk, Annal. Bd. XIV, ©. 774, 

26) Es kommt dabei hauptjächlih auf Feftftellung des Eigenthümers an. Wenn feine Uebertra— 
gung an eine Privatperion oder feine Erbauung durch den Staat (wie bei den heutigen Feſtungen) 
nachmeisbar ift, jo ift die Umiverfitas für den Eigenthilmer anquiehen, da die Stadtthore und Mauern, 
nad) ihrer Beſtimmung, res universitatis find. shalb muß auch der Erlös aus den Materialien der 
abgetragenen Stadtmauern in die Gemeindekaſſe fließen. 

27) Dies wird von den Min. des I. und der Pol. und der fin. in einem Schr. vom 30. Dez. 
1838 jo ausgelegt, daß da, to wegen Unterhaltung des Verſchluſſes der Städte ein beftimmtes Rechts- 
verhaltniß beiteht, es bei jolhem bewenden foll, daß aber auch da, wo ein folches Rechtsverhältnig micht 
bejteht, die Städte, welche Antheil an der Mahl- und Schlachtftener haben, jedenfalls einen verhältniß- 
mäßigen Antheil an den Koften zu tragen gehalten jeien. Dieje letztere Beſtimmung hebe alfo die er— 
ftere keineswegs auf, laſſe es vielmehr, wenn jonft ein beftimmtes Rechtsberhältniß hinfichtlich dieſes 
Gegenſtandes im den gedachten Städten beftehe, bei folchem beenden. (v. Kamptz, Annal. Bd. XXI, 
S. 950.) Die Auslegung ift unrichtig. Der zweite Sat „Wenn aber“ im $. 2 verhält ſich zum er— 
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trag zu den Koften derjenigen Vorkehrungen leiften, welche die Steuerverwaltung zur Erreichung des 
obgedachten Zwedes für nothwendig erkennt. 


$. 34. Soweit die Benugung einer Sache zur — des gemeinen Wohls 

erforderlich iſt, kann der Staat dieſe Benutzung befehlen, und die Unterlaſſung derſel— 

ben durch Strafgeſetze ahnden. 
$. 35. Statüen und Denkmäler, die auf öffentlichen Plätzen errichtet worden, Pr Gebäu- 

darf Niemand, wer er auch jei?®), befchädigen, oder ohne obrigfeitlihe Erlaubniß Pain det 


wegnehmen oder einreißen. mers wegen 
12. K. O. vom 4. Oltober 1815, betr. die zur Veränderung an öffentlichen paitung und 
Gebäuden und Dentmälern einzuholende Genehmigung. — 


Auf Ihren Bericht vom 27. dv. M. ſetze Ich hierdurch feſt: daß bei jeder weſentlichen Veränderung 
an öffentlichen Gebäuden oder Dentmälern diejenige Staatsbehörde, welche ſolche vorzunehmen beabfid)- 
tigt, darüber zudor mit der Oberbaudeputation kommuniziren, und wenn diefe nicht eimmwilligt, zur Ein- 
holung Meines Befehles, ob die Veränderung vorzunehmen, berichten ſoll. (G.S. 1815, ©. 206.) 


$. 36. Noch weniger dürfen, ohne — Erlaubniß, Gebäude in den Städ— 
ten, die an Straßen oder öffentliche Pläge ſtoßen, zeritört oder vernichtet werden 2°). 

$. 37. Dergleihen Gebäude muß der Eigenthümer, ſoweit es zur Erhaltung 
der Subftanz und Verhütung alles Schadens und Nachtheild für das Publikum noth- 
wendig it, in baulihem Stande unterhalten. _ 

8. 38. —— er dieſe Pflicht 3%) dergeſtalt, daß der Einftung bed ganzen 
Gebäudes, oder eine Gefahr für das Publitum zu beforgen üft, jo muß die Obrigfeit 1) 
ihn zur Beranftaltung der nothwendigen Reparatur, innerhalb einer nad) den Umſtän— 
den zu beftimmenden billigen Frift 32), allenfalld durch Zwangsmittel 33) anhalten. 
ften mie die Ausnahme zur Regel. Ein Rechtsverhältniß muß allemal vorhanden fein; ift fein an— 
deres nachzuweiſen, jo if die Stadt Eigenthümer. Dieſe hat die Sache zu umterhalten. Es tann aber 
auch ein Auderer, etwa der Fiskus, ſich als Eigenthümer ergeben. Für dieſen Fall beſtimmt die Aus— 
nahme „Wenn aber“, daß dann doc die Stadt einen Beitrag geben ſoll. 

(4. 4.) Auch in mahl⸗ und jchlachtftenerpflichtigen Städten ift die Verpflichtung zur Erhaltung 
und Herftellung der Etadtmauern, Thore und —— zum Berſchluſſe der Stadt gereichenden An— 
lagen davon abhängig, in weſſen Intereſſe dieſe Erhaltung und Herſtellung nothwendig erſcheint, und, 
wenn Mehrere ein Intereſſe hierbei haben, in welchem Berhältnifje die dadurch herbeigerührten Vortheile 
zu einander ftehen. Erf. des Obertr. v. 15. Mai 1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 134), 

28) Nur durd) diejes „wer er auch ſei“, hat die an ſich ganz unnütze Beftimmung einigen Sinn, 
wenn man es auf den Erbauer bezieht. Daß eine Privatperfon, welde mut Erlaubniß ein Dent- 
mal an einem öffentlichen Plate errichtet hat, nicht Eigenthümer davon geworden und nicht aus Eigen- 
thumsrechten darüber verfügen könne, verfteht ſich von jelbft. Aber das Verbot trifft aud) die Kom- 
mume jelbft, welche auf gemeine Koften ein Denkmal hat errichten laſſen. Auch diefe darf dafjelbe 
nicht ** obrigleitliche Erlaubniß (des Staats) wieder wegnehmen laſſen. Vielleicht haben einige, 
ſich auf Privateigenthum beziehende Stellen des R. R., melde etwas Aehnliches vorſchreiben, zum 
Vorbilde gedient. L. 41, 8. 12 D. de leg. I; L. 2 C. de aedif. priv. (VIII, 10); L. 6 C. eodem. 

29) Davon ift die Bro: ob Befiger leerer Bauftellen zu deren Bebanung angehalten werden 
lönnen, ganz veridhieden. Beziehung auf ſolche Stellen, welche erjt nach Einführung des L. R. 
wüſte geworden, muß es nad) $. 58 behauptet werden. Der Min. d. J. behauptet es aber auch in 
Beziehung auf die älteren wüſten Bauftellen. R. vom 27. Dftober 1820 (vb. Kamptz, Annal. 
Bd. IV, S. 746). Die Sache ift nicht juris. Im feinem Falle kann der polizeiliche Zwang weiter 
gehen als bis zum feilbieten der Bauftelle; an das Übrige Bermögen des Befiters darf man ſich 
nicht vergreifen. Bergl. 8. 40, 

80) Vernachläffigt er diefe Pflicht und es wird in Folge der Bernachläffigung Privateigenthum be- 
ihädigt, jo muß der nadhläffige Eigenthümer entſchädigen. Vergl. Entich. des Obertr. Bd. XIV, ©. 96. 

31) Darunter ift in Städten die Stadtlommune felbft, vertreten durch den Magiftrat oder Ge- 
meinderath, verftanden. Bergl. $. 48. 

32) Die Stadtbehörde muß ein ordentliches Mandat, mit Beſtimmung einer Frift, umter Andro- 
hung der exekutiviſchen Zwangsmaßregel ($. 40), erlafien, und ihn nach fruchtlofem Verlaufe der Friſt 
vernehmen: ob er die Koften hergeben wolle; oder, falls er ſich nicht vernehmen läßt, ihm die Berech— 
nung der Koften mit dem Zahlungsbefehle unter Androhung des Verkaufs der Stelle ($. 40), zufertigen, 
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$. 39. Sind diefe fruchtlos, fo ift die Obrigkeit den nothwendigen Bau auf feine 
Koften zu veranftalten berechtigt ?*). 

$. 40. Kann oder will er die Koften nicht herbeifchaffen, fo kann die Obrigkeit 
dergleichen Gebäude zum öffentlihen Verkaufe ausbieten 3°). 

—5. 41. Dem Käufer eines folhen Gebäudes muß allemal die Wiederherftellung 
dejjelben zur Bedingung gemacht werden. 

$. 42. Das außerdem erlegte Kaufgeld fonımt dem biöherigen Eigenthümer oder 
dejjen ge zu gute. 

$. 43. Doc muß davon dasjenige, was die Obrigfeit etwa fchon auf einftwei- 
lige Beranftaltungen zur Abwendung dringender Gefahr * verwenden müſſen, zuvor 
abgezogen werden. 2 

8. 44. Findet fich fein Käufer, fo müſſen die auf dem Grundftüce verficherten 
Gläubiger über die Mittel zur Erhaltung und Wiederherftellung des Gebäudes ver- 
nommen werden 36). » 

$. 45. Können diefe fich darüber nicht vereinigen, fo muß das Gebäude demje- 
nigen unter ihnen, welcher, außer der Wiederherftellung deſſelben, die vortheilhafteften 
Bedingungen für feine Mitgläubiger und den Eigenthümer anbietet, zugefchlagen ?© ®) 
werden. 

8. 46. Will auch fein Gläubiger das Gebäude als Meiftbietender erftehen, fo 
ift der erfte unter ihnen den Zufchlag, gegen die bloße Uebernahme der Wiederherſtel— 
lung, zu verlangen berechtigt. 

$. 47. Will diefer von feinem Rechte feinen Gebrauch machen, fo geht daſſelbe 
auf die folgenden, immer nah Ordnung der Priorität über. 

$. 48. Will feiner von den Gläubigern die Wiederherftellung des Gebäudes über- 
nehmen, fo muß dajielbe der Kämmerer des Orts zugeichlagen werden. 

$. 49. Der Magiftrat ift alddann berechtigt, dergleichen Gebäude einem Jeden, 
unter der Bedingung des zu vollführenden Baues, als fein freied Eigenthum zu über- 
laſſen. 

8. 50. So lange jedoch der wirkliche Zuſchlag an einen ſolchen dritten Ueberneh— 
mer noch nicht erfolgt iſt, behält der bisherige Eigenthümer, ſowie jeder Gläubiger 
deſſelben, dad Recht, ſich annoch zur Ausführung des Baues zu melden 37). 


(4. A.) Die obrigkeitliche Aufforderung zur Wiederherſtellung eines durch Brand zerſtörten Gebäu- 
des mit Beſtimmung einer angemeſſenen Kein muß an ſämmtliche Miteigenthitmer des Grundſtückes 
erfolgen, und der Antrag der Polizeibehörde auf Einleitung der nothwendigen Subhaftation ift vor Ab- 
lauf diefer Frift unzuläffig. Die erft nachfolgende Aufforderung kann die fehlende Grundlage der be— 
reits een Subhaftation nicht erjetten. Ext. des Obertr. v. 14. März 1853 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. VI, ©. 358). 

33) In das übrige Vermögen fteht fein Erelutionsrecht zu; der Beſitzer braucht bloß zu erklären, 
daß er nicht bauen oder repariven wolle (8. 40). 

34) Aber nicht verpflichtet. Giebt der Befiger die Koften nicht her, fo kommt $. 40 zur Ans« 
wendung. 

35) Diejes Feilbieten geichieht in den Formen und mit den Wirkungen einer nothwendigen Sub- 
baftation, und deshalb nothwendig durch den Richter der Sache. 

Dazır bedarf es feiner vorgängigen Klage, jondern der Richter muß auf bloße Requifition „der 
Obrigkeit” die Subhaftation verfügen, wenn ihm die Vorausſetzungen (Anm. 32) nachgewieſen mer- 
den. Bergl. das Schr. d. J.M. d. 5. März 1838 (J. M.Bl. ©. 377). Vergl. Anm, 32, Abi. 2. 

36) Das ift Sache des Subhaftationsrichters. 

36%@) Im der Ausgabe von 1817 fteht „zugeichrieben , was augenjcheinlich ein Drudjehler in 
diefer Ausgabe ift. Die erfte Ausgabe von 1791 hat „zugeichlagen“. 

37) Hierdurch ift dem geweſenen Eigenthümer und den Gläubigern ein Wiedereinlöfungsrecht 
gegeben ; das Eigenthum fällt dadurch, ohme neue Erwerbung, auf den alten Cigenthiimer wieder zu— 
rüd, wenn diejer es ift, der fi zur Ausführung des Baues ıneldet, und wenn es ein Gläubiger 
ift, jo muß das Eigenthum auf ihm übertragen werden. 
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8. 51. Doc müſſen in einem folchen alle, der Eigenthümer, oder der Gläu- 
biger, welche dem Zufchlage an einen Dritten widerfprechen wollen, der Obrigkeit, we— 
gen wirflicher Vollführung ded Baues, genugfame Sicherheit fofort nachweifen. 

$. 52. Unter übrigens gleichen Umjtänden hat der Eigenthümer vor dem Gläu- 
biger den Vorzug. Ä 

8. 53. Wenn in den Fällen des 8.46, 47 und 50 das Gebäude einem der 
Gläubiger zugefehlagen wird, jo verlieren die übrigen, und wenn dajjelbe, in dem 
alle des $. 48, der Kämmerei anheim fällt, fo verlieren alle Gläubiger ihr Recht an 
dergleihen Grunditüd. 

8. 54. Wenn alfo bei dem durch den Magiftrat nach $. 49 veranftalteten Zu— 
fhlage 33), außer der Uebernahme der Re ng noch andere Vortheile bewil- 
ligt werden, fo fommen diejelben der Kämmerei zu Statten. 

$. 55. Dagegen wird aber auch der biöherige Eigenthümer von der Zeit an, wo 
er nach $. 48 dad Gebäude der Kämmerer laſſen, und ſich aller fernen Nutzung dejiel- 
ben — muß, von der weitern Entrichtung der darauf haftenden dinglichen La— 
ſten frei. 

8. 56. Kann auch durch die Veranſtaltungen des Magiſtrats ig a verfal- 
lenes Gebäude nicht wiederhergeitellt werden, jo ift, bei fortdauernder Gefahr für das 
Publikum, die Obrigfeit felbiges abbrechen und die Materialien an den Meiftbietenden 
verkaufen zu laſſen berechtigt. 

$. 57. Das daraus gelöfete Geld aber fommt der Kämmerei, welche bisher die 
nothwendigen Unterhaltungsfoiten hat hergeben müſſen, zu Statten. 

8.58. Was $. 36 sqq. von verfallenen jtädtiichen Gebäuden verordnet ift, gilt 
auch von folhen, die durch Feuer oder andered Unglück zerftört worden, wenn der 
bisherige Gigenthümer dieſelben, innerhalb einer von der Obrigkeit zu beftimmenden 
Friſt, nicht wieder beritellen fann oder will 35), 

8. 59. Die für einen folchen — ausgeſetzten Feuer⸗Societätsbeiträge 
und andere dergleichen Vergütungen, kommen alsdann nicht dem bisherigen Eigen— 
thümer oder deſſen Konkursmaſſe, ſondern dem Uebernehmer des Bauplatzes zu Statten. 

8. 60. Was von ſtädtiſchen Grundſtücken verordnet iſt, gilt auch von Grundſtü— 
cken auf dem Lande, die als eigene für ſich beſtehende Stellen oder Nahrungen in den 
Steuer- oder Lagerbüchern eingetragen find. 

$. 61. Wenn alfo der Eigenthümer ein ſolches Grundftüd dergeftalt in Verfall 
gerathen läßt, daß davon die öffentlichen Abgaben und Präftationen nicht mehr ent- 
richtet werden können, fo ift die Obrigkeit damit eben fo, wie bei den ftädtifchen Grund» 
ſtücken vorgefchrieben worden, zu verfahren berechtigt. 

$. 62. Gin Gleiches findet ftatt, wenn der Eigenthümer die zum Gute nothwen— 
dig erforderlichen Gebäude, ohne welche daſſelbe nicht bewohnt, oder nicht bewirth- 
fhaftet werden kann, eingehen läßt. 

$. 63. Doch fann au in diefen Fällen, bei einem erfolgenden Verkaufe dienft- 
plichtiger Stellen, der Grundherrſchaft ein zu Verſehung der Wirthichaft und Leitung 
der Dienfte untauglicher Befiger nit aufgedrungen werden. 

8. 64. In Fällen, wo jtädtifhe Grundjtüde der Kämmerei zugefchlagen werden, 
fallen Ruftifalgründe der Obrigkeit des Orts zur anderweitigen Beſetzung oder Berthei- 
lung anheim ®°). 


38) Dazu bedarf es feiner Mitwirkung des Gerichtes. 

38@) (4, N.) Oben Anm, 32, Abi. 2 zu 8. 380.8. 

39) Wenn nämlid die Gutsherricaft nicht von dem ihr durch das Ed. vom 9. Oltober 1807, 
88. 6 u. 7 (Buf. 9 zu 8. 33 d, T.) beigelegten Rechte der Einziehung Gebrauch machen will. Auf: 
gehoben find dieje $$. 60 — 64 ſonſt keinesweges. Wer aber jetzt als Obrigkeit anzuiehen jei, ift un— 
gewiß; nad) dem Wortlaute der Verſ.Urk. Art. 42 ift e8 der Staat, es fehlt jedoch noch das Aus- 
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—— $. 65. Im der Regel iſt jeder Eigenthümer feinen Grund und Boden mit Ge— 
— bäuden zu beſetzen oder ſein Gebäude zu verändern wohl befugt. 
en 8. 66. Doc ſoll zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens, oder 


zur Berunftaltung der Städte und öffentlichen Pläge, fein Bau und feine Berände- 
rung vorgenommen werden ®°%). 

8. 67. Wer alfo einen neuen Bau in Städten 3?b) anlegen will, muß davon 
zuvor der Obrigfeit zur Beurtheilung Anzeige machen 9), 

8. 68. Bei der anzuftellenden Nhrüfun muß die Obrigkeit zugleich dabin fehen, 
daß durch eime richtige und vollitändige Belchreibung des abzutragenden Gebäudes, 
nach feiner Lage, Grenzen und übrigen Beſchaffenheit, künftigen Streitigfeiten von 
dem Wiederaufbaue, in Anfehung des Winkelrechts und fonft, möglichft vorgebeugt 
werde #1). 

$. 69. Vorzüglich ift eine befondere obrigkeitliche Erlaubniß 4? =) nothmwendig, 
wenn, e8 fer in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerftelle 42) errichtet, oder 
eine alte an einen andern Ort verlegt werden foll. 

$. 70. Bauherren und Baumeifter, welche diefer Worfchrift ($. 69) er han⸗ 
deln, haben jeder eine Polizeiſtrafe bis zu funfzig Thalern oder Gefängniß 
bis zu ſechs Wochen 22) verwirkt; ſelbſt wenn der Bau an ſich untadelhaft befun— 
den werden ſollte. 

$. 71. In allen Fällen, wo ſich findet, daß ein ohne vorhergegangene Anzeige 
untemommener Bau jchädlich oder gefährlich für da8 Publikum fei, oder zur groben 
Verunftaltung einer Straße oder eined Platzes gereiche, muß derfelbe nach der Anwei— 
fung der Obrigfeit geändert werden. 


Tührungegefeb. — (4.9) Nachdem diejer Art. 42 wieder aufgehoben worden (®. v. 14. April 1856, 
G.S. ©. 353), ift die alte gutsherrliche Ortspolizei-Obrigteit von Neuem beftätigt. ©. d. 14. April 
1856 (G.S. ©. 354). 

39a) (5. 9.) Die Vorichrift des $. 66 betrifft lediglich den Fall, wo der beabfichtigte Bau unter 
der Vorausſetzung, daß der Grund und Boden dem Bauenden gehört und verbleibt, alio unter den 
icon beftehenden BVerhältniffen eine Verunftaltung herbeiführt. Der $. 66 ann daher auf ein Sadı- 
verhältuiß, mo die Verweigerung der Erlaubniß zum Baue auf die Beförderung der beabfidhtigten 
Anlage eines neuen Stadttheils gegründet wird, nicht bezogen werden. Vielmehr ift der Fiskus den 
Eigenthümer eines Grundftüdes, welchem daſſelbe mit Gebauden zu beiegen,, in Folge einer von der 
Staatsbehörde im Interefje des Allgemeinen künftig beabfichtigten Einrichtung verboten wird, zu ent«- 
ſchädigen verpflichtet, wenn nämlich, jo ift nachträglich in einem Erf. vom 27, Febr. 1865 (Entſch. 
Bd. LIU, ©. 45) gefagt worden, die Mafregel eine ſolche ift, welche im Intereſſe des Allgemei- 
nen ericheint ; fonft haben diejenigen Erjat zu leiften, in deren Interefje die Erpropriation erfolgt ift. 
Erk. des Obertr. d. 23. April 1863 (Eutih. Bd. XLIX, ©. 81). Bergl. oben, Anm. 84, No. la. 
E. zu $. 75 der Einleitung, und Anm. 21, Abſ. 2 zu $. 31 d. T. 

395) (3. U.) Oder auf dem Lande; denn diefe Vorſchrift ift durch Polizeierlaffe in den einzel- 
nen Provinzen aucd auf die Dörfer ausgedehnt, worüber die verichiedenen Provinzial» Polizeivorichrif- 
ten einzujehen find. 

40) Wenn aud) an der Stelle ſchon vorher ein Gebäude geftanden hat. Der neue Bau begreift 
auch die Veränderung oder den Wiederaufbau eines Gebäudes. (3. U.) Ueber Schornfteinbauten : 
unten, Anm. 90% zu $. 134. z 

41) Ueber den Fall des polizeilichen Verbotes der Wiederbebauung einer Bauftelle j. Pr. des 
Obertr. 220 in der Anm. 21 zu 8.31 d. T. 

418) (4, U.) Ein Baufoniens kann dritte Perfonen, an welche eine polizeiliche Berfügung gar 
nicht ergangen , niemals verpflichten, im Intereſſe des Bauenden ſich ihrer Rechte zu begeben; injo- 
fern ift aljo eim Bauloniens als eine den — ausſchließende — Verfügung“ nicht zu 
betrachten. Ext. des Obertr. v. 18. Auguſt 1856 (Entſch. Bd. XXXV, ©. 279). 

Die Erfüllung der in einem Bau-Erlaubnißſcheine von der Polizeibehörde geftellten Bedingung 
der umentgeltlihen Abtretung von Land im Intereſſe des Allgemeinen, kann wider den Willen des 
Betheiligten ohne deſſen Entihädigung nicht verlangt werden. Erf. des Obertr. v. 15. Sept. 1859 
(Eniſch. Bd. XLI, ©. 95). 

42) Feuerftelle heißt jedes Gebäude mit einer zur Unterhaltung des Feuers beftimmten Stätte, 

42°) Str. G. B. 8. 345, Nr. 11 u. 12, 
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8. 72. Findet die u nicht ftatt, fo muß das Gebäude wieder abgetra- 
gen, und alles, auf Koften des Bauenden, in den vorigen Stand gejegt werden *3), 

$. 73. Bauanlagen auf Straßen, wodurd Gehende, Reitende oder Fahrende 
Beihädigungen ausgeſetzt werden, foll die Obrigkeit nicht dulden tt). 

$. 74. Niemand darf in Gegenden, die zum Ab- und Zugang ded Publikums 
beftimmt find, vor feinen Fenftern, oder an feinem Haufe, etwas aufitellen oder auf: 
hängen, durch deſſen Herabfturz Jemand befchädigt werden fünnte. 

$. 75. Der Mebertreter muß das Nufgeftellte oder Aufgebängte fofort tmegiu- 
Schaffen angehalten werden; und hat überdies eine Polizeiftrafe bis zu zwanzig Tha- 
lern oder Gefängniß bis e vierzehn Tagentt°) verwürft. 

$. 76. Ohne Grlaubniß der Obrigkeit dürfen Bauftellen, die bisher bejondre 
Nummern hatten, nicht in Eins gezogen werden #5). 

$. 77. Auch die Zugeftehung einer folchen Erlaubniß fann, in Anfehung der 
nad den Nummern vertheilten, oder noch zu vertheilenden Laſten und Abgaben, wer 
der dem gemeinen Weſen, noch andern Privatperfonen zum Nachtheile gereichen. 

8. 78. Die Straßen und öffentlichen Pläge dürfen nicht verengt, verunreinigt 
oder fonjt verunftaltet werden. 

$. 79. Befonders darf Niemand, ohne ausdrüdliche Bewilligung der Obrigkeit, 
einen Kellerhald +5 ®) oder anderes dergleichen Nebengebäude auf die Straße zu anlegen. 

$. 80. Auch die Einrichtung von Keller» und Yadenthüren, welche auf die Straße 
gehen, die Anlegung neuer, oder Wiederherftellung eingegangener Erker, Löben und 
auf die Straße hinaus — Dachrinnen; die Aufſetzung von Wetterdächern und 
in die Straße. hinein ſich erſtreckenden Schildern, ſowie die Errichtung von Blitzablei— 
tem, darf nur unter Erlaubniß der Polizeiobrigfeit, und nad) den von dieſer zu er- 
theilenden Anweifungen, vorgenommen werden. 

$. 81. Uebrigens aber fann jeder Hauseigenthümer den fogenannten Bürgerfteig, 
joweit er das Steinpflafter zu unterhalten hat *®), unter den $. 78 beftimmten Ein- 
jhränfungen nutzen #7), 


43) Gegen eine ſolche Anordnung der Polizei giebt es fein vechtliches Gehör. (3. A.) Der Ge- 
richtshof zur Entſch. der Komp.-Konfl. hat dies ebenfalls ausgeiprocdhen, indem er folgenden Sat aus— 
geführt hat: „Wenn bauliche Anlagen den öffentlichen Verkehr einer Stadtgemeinde hemmen und 
deshalb von Seiten der Polizeibehörde unterfagt werden, jo ift gegen dergleichen Anordnungen der 
Rechtsweg umzuläffig. Dagegen find Streitigkeiten über das Eigenthum des zu den baulichen Anlagen 
beftimmten Plages , ſowie die Entichädigungsaniprüche, welche aus der Unterſagung des Baues her— 
geleitet werden, dem Rechtowege unterworfen.‘ Erf. v. 22. Sept. 1855 (J.M.Bl. 1856, ©. 20). 

44) Bauliche Anlagen in den Städten dor den Häufern, auf den Gaſſen und Plätzen, welche 
dem Publitum hinderlich find, oder die Dertlichfeit verunftalten,, müſſen weggeräumt werden, wenn 
fie auch älter als das U. ER. find. Pr. des Obertr. vom 8. Juni 1832. (Schlef. Ardı. Bd. IV, 
©. 168.) Bergl. 88. 78 — 80. Diefe Verordnungen des L.R. find eine Ammendung des, von der 
Glofje des Land- und Lehnrechts bezeugten, alten Grundiages: Was man in einer Stadt verbeut 
um des gemeinen Nubens willen, folches ift Jedermann zu halten ſchuldig. Die einzelnen Erſchei— 
nungen und Borlommniffe, melde dem „gemeinen Nuten‘ hinderlich find, laſſen fich nicht für alle 
Zukunft voraus bezeichnen. 

448) Str. G. B. $. 344, Nr. 6 u. 7. 

45) Geſchieht es doch, jo kann feine Strafe eintreten, teil feine angedroht ift; umd die Tren- 
nung ift aud) nicht immer durchzuſetzen. Auf Privatredhte hat die Zufammenziehung feinen rechtlichen 
Einfup: namentlih tönnen Hypothelenrechte auf die Nummer, auf welche fie nicht vorher ſchon be— 
ftellt waren, nicht ausgeilbt werden. Cine thatjächlihe Schwierigleit entfteht in dem Falle, men 
zwei Stellen mit einem Haufe neu bebaut werden. Dann bleibt nur übrig, das Ganze zu jubhafti- 
ren und das Kaufgeld nad Berhältniß des früheren Werthes der Stellen zu vertheilen. 

452) (4. U.) Gegen die durch polizeiliche Verfügung angeordnete Wegſchaffung eines Kellerhal- 
jes ift der Rechtsweg nur dann zuläffig, wenn der Eigenthümer entweder eine bejondere geſetzliche 
Beftimmung, oder einen fpeziellen Nechtstitel für fi) anführen kann. Dagegen ift der Antrag auf 
Entihädigung fr die Befeitigung des Kellerhalies der richterlichen Enticpeidung unterworfen. Erf. 
des Gerichtsh. zu Entf. der Komp.-Konfl. dv. 7. Mai 1859 (J. M.Bl. ©. 382). 

46) Man nimmt an, daß die Hausbefiser die im öffentlichen Interefje nöthige Umpflafterung 
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$. 82. Nähere Beftimmungen über die 88. 78 — 81 berührten Gegenftände blei- 
ben den befondern Polizeigefegen eines jeden Orts vorbehalten. 

13, ©. v. 3. Januar 1845, betr. die Zertheilung von Grundftüden und die 
Gründung neuer Anfiedelungen. (G.S. ©. 25.) **) 

8.25. Wenn 

1) auf einem umbewohnten Grundftüce, welches nicht zu einem andern, bereits beivohnten Grund— 

ftücte gehört +%), Wohngebäude errichtet werden follen, oder 

der Bürgerfteige nad) dem beräuderten Niveau bewerkftelligen müfjen, umd dazu auf ihre Koften an- 
gehalten werden können. R. des M. d. 3. und der P. vd, 17. September 1836 (v. Kampk, Ai«- 
nal., Bd. XX, S. 701). In dieſem Kalle haben die Koften als öffentliche Yaften vor den Hypo— 
thefen den Vorzug, wenn fie in den legten zwei Jahren vor der nothwendigen Subhaftation ausge- 
ichrieben worden find. (5. A.) Das Obertr. gleichfalls hat die Verbindlichkeit der Grundeigenthümer 
(mo diejen wie in Berlin ſolche obliegt), den Bürgerfteig an ihren Grundftüden nad) näherer Anmei- 
fung der Polizeibehörde zu pflaftern umd das Pflafter zu unterhalten, für eine joldye erkannt, welche 
u den im $. 48, I der ———— und im $. 49 der Konkursordnung erwähnten „gemeinen 
'aften umd Pflichten” oder „Abgaben und Yeiftungen gehört. Erf. vom 16. November 1866 (Ardı. 
f. Redhtsf. Bd. LXIV, ©. 300) 

47) Nur benugen können die Hauäbefiger den Bürgerfteig, ſoweit die Polizei es erlaubt, aber 
——— find fie davon nicht, vielmehr gehört der Bürgerfteig zur Gaſſe oder zum Plate. Des- 
halb dürfen feine Bauanlagen darauf gemacht werden, und die darauf befindlichen Anlagen müſſen 
nad) dem jedesmaligen Zeitbedirfnifie, d. h. nach dem Befinden der Polizei, auf die Anordnung der 
Polizeibehörde und ohne daß ein Aniprud auf Entihädigung zufteht, weggeichafit werden. Der Rechts— 
weg ift ausgeichloffen. Vergl. die R. vom 29, April 1829 (dv. Kamp, Annal., XI, 336); bom 
28, Oftober 1825 (ebd. IX, 1060); vom 3. Juli 1835 (ebd. XIX, 788), v. 28. Novbr. 1831 (ebd. 
XV, 789). — Bergl. au ein R. des J. M. v. 26. Juli 1839 (J. M.Bl. ©. 279). — (5. 4.) Aud) 
das Dbertr. hat erfannt, daß für die Befiter der an der Strafe ftehenden Häufer ein Eigenthums— 
recht amı VBürgerfteige aus dem $. 81 nicht hergeleitet werden kann. Erf. vom 14. Juli 1863 (Entſch. 
Bd. XLIX, ©. 97) und vom 24, April 1860 (Entid. Bd. XLIU, ©. 27). — Bergl. unten, 
8. 185 d. T. und die Anm. 26% dazu, 


48) Diefes Geſetz ift, nach dem Eingange, nur für die Provinzen Preußen, Brandenburg 
und Bommern, jedody mit Ausihluß von Neudorpommern, ſowie für die Provinzen Schle— 
fien, Poſen und Sachſen gegeben. — Die Vorichriften über die Zerftüdelung des Grundbefiges: 
oben, Zuf. 1 ff. zu $. 108, Tit. 2 und Zuſ. 7 zu $. 5, Tit. 4. 

49) Weber die Auslegung und Anmendung diefer Beftimmung des in feinem Erfolge hemmenden, 
die Zerftüdelungen erſchwerenden Gejeges ift man bald nad der Erſcheinung in Zweifel gerathen, 
und in dem Eifer, der vermeintlichen Abficht des Geletsgebers zu entiprechen,, weiter gegangen, als 
es gern geiehen worden. Aus Anlaß deflen ift von dem Min. des I. in einer V. v. 3. Juni 1845 
eine Erklärung gegeben worden, welche über die eigentliche Abficht und Tendenz der Anorduung Auf— 
ſchluß geben fol. Darnach findet das Geſ. auf die Errichtung von MWohnungsgebäuden auf der eige- 
nen Feldmart, gleichviel ob diejelben auf der alten Hofröthe oder auf einer anderen Stelle der Be— 
figung erbaut werden, feine Anmwendimg, in jofern damit nicht eine neue Anjiedelung in der 
Gemeinde verbunden iſt. Eine neue Anjiedelung — heißt es weiter — entfteht im Sinne des 
Geſetzes dann, wenn fich auf der zu bebauenden Grundbefigung bisher noch fein Wohnungsetablifje- 
ment beiand. Dieſer Fall iſt aber nur vorhanden, wenn eine unbebaute Grundftüdsparzelle von 
einem Dritten afquirirt, vom Hauptgute abgezweigt, und wenn hiernächſt auf dem Zrennftüde ein 
eigenes Wohngebäude errichtet wird, ohne day das Zrennftüd vorher einem anderen unbewohnten 
Gute zugeichlagen worden war, oder wenn der Befiger eines zu feinem beivohnten Gute ala Perti- 
nenz im rechtlichen Sinne zugehörigen — eines walzenden, Wandel» oder unter anderer Bezeichnung 
abgejondert vom Hauptqute beiefjenen einzelnen Grundftüds — auf dieſem ein Wohngebäude herftellt. 
So wenig bisher eine beiondere Regulirung der $. 7, Nr. 1 und $. 25 gedachten öffentlichen Ver⸗ 
hältniffe Air nöthig erachtet ift umd ftattgefunden hat, wenn ein Ritter» oder anderer Gutäbefiger ein 
neues Tagelöhner », ein Förfterhaus, eine Ziegelei u. ſ. w. innerhalb feiner Gutegrenzen anlegt, jo 
wenig ift eine ſolche Regulirung auch in Zukunft für erforderlich zu halten. 

Dabei kann es im einzelnen fällen zwedmäßig ericheinen, die Bermohner und deren Kinder einem 
anderen und näheren Kirchen» und Schulverbande x. zu überweiſen, und es ift keinesweges ausge» 
ſchloſſen, daß die Yandespolizeibehörde im dieier Beziehung nadı Bewandtniß der Umftände vermittelnd 
einjchreitet, das etwaige Bedürfniß fpeziellerer Beftimmungen über dergleichen Fälle kann jedoch nur 
bei Gelegenheit einer weiteren Entwidelung der ländlichen Kommmmalverhältnifie ins Auge gefaßt wer- 
den, und wird bei der im Werte begrifienen Bearbeitung einer ländlichen erg, Bay die⸗ 
jenigen Provinzen, deren Stände darauf angetragen haben, weiter erwogen werden. Daß Wille 
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2) ein ſolches Grundſtück, auf dem ſich bereits Wohngebäude befinden, vom Hauptgute abgetrennt 
und nicht einem anderen, ſchon bewohnten Grundſtücke zugeſchlagen wird, 
jo müſſen nach Anhörung der Betheiligten ($. 9) auch diejenigen Verhältniſſe, ($. 7, Nr. 1) feſtgeſtellt 
werden, welche aus der Gründung einer neuen Anfiedelung in Beziehung auf die Gerichts- und Po- 
lizeiobrigkeit 5°), den Gemeinde-, Kirhen- oder Schulverband oder andere dergleichen Verbände ent- 
jpringen. 
In dem zm $. 1 gedachten Falle muß diefe Regulirung der Aushändigung des Baukonſenſes — 
— borausgehen 5° a), 

Gejeg zur Ergänzung des Gefetzes, betreffend die Zerftüdelung von Grund- 
ffüden und die Gründung neuer Anfiedelungen, vom 3. Januar 1845, Bom 
24. Mai 185350b), (G.S. ©. 241.) 

$. 13. Wer mit Gründung einer neuen Anfiedelung beginnt, ohne vorher den Baufonjens 


und die freie Handlung des Eigenthümers, überhaupt Beftimmungsgründe, welche dem Privatredhte 
angehören, über die Vertinentialqualität eines Grundftüds zu einem mit einer Hofeftelle veriehenen 
Gute entſcheiden, ift bei der Redaktion des Geſetzes nicht verfannt worden, ebenjowenig, daß die 
Tendenz des Geſetzes und nmamentlid der $. 27 durch mancherlei Dispofitionen der Grundeigenthü- 
mer vereitelt und umgangen werden kann. Man har es aber vorgezogen, eine ſolche Möglichkeit offen 
zu laſſen, als tiefer in die Freiheit und Dispofitionsbefugnig der Grumdeigenthümer einzugreifen. 
Deshalb ift dern auch $. 27 der Landespolizeibehörde die Ermächtigung, neue Anfiedelungen zu uns 
teriagen , lediglich in dem am häufigften und gemwöhnlichiten vortommenden Falle beigelegt, in dem 
Falle nämlih, wo die Alquiventen kleinerer Trennftüde auf dieien aufbauen wollen, fobald aufßer- 
dem die Vorausjegungen vorliegen, unter denen eine Gefahr für das Gemeinweſen bom dergleichen 
neuen Anfiedelungen zu befürchten wäre. — Auf- und Abbauten auf den Plänen nad ausgeführter 
Separation haben in keiner Weije beichräntt werden jollen, und es bedarf hinfichtlich ſolcher abgebau- 
ten Pläne einer bejonderen Regulirung der Kommunal - und Sozietätsverhältnifje in der Regel und 
in ſofern nicht, als nicht andererjeits das Gehöft im Dorfe veräußert und jolchergeftalt die Dismem— 
bration eines mit Wohngebäuden bejegten Zrennftüds vom jeparirten Gute vorgenommen wird, für 
weichen Fall die Vorichriften der 8$. 25 und 26 Platz greifen. Es ift zuzugeben, daß durch den Ab- 
bau eines Gehöftes aus dem Dorfe auf einen entlegenen Theil der Feldmark manche Unbequem— 
lichkeiten und ſelbſt Untoften für die Gemeinde entftehen können, man hat jedoch hierüber in einem 
Geſetze, defien Aufgabe zunädft und vorzugsweiſe in der Regelung und Ordnung des Diemembra- 
tionsiwejens beftand, feine Feſtſetzung treffen, insbejondere die Grundftüdsbefiger in feine, im Ber- 
leiche mit dem bisherigen Wechtezuftande machtheiligere Lage verjegen wollen; überhaupt ift die Ge- 
h ebung don dem Gehehtepuntte ausgegangen, daß, ſoweit nicht eine Ausnahme im Intereſſe der 
Beſchützung des Gemeinweſens dringend nothwendig und lediglich hierdurch die abweichende Beitim- 
mung des $. 17 gerechtfertigt war, diejenigen Rechte des Grumdeigentbums, melde durch die Edilte 
v. 9. Ottober 1807 und 14. September 1811 hergeftellt worden, überall unverſchränkt erhalten wer— 
den follen. Zu beichräntenden und weiter gehenden jpeziellen Beſtimmungen, als in dem Gel. vom 
3. Januar e. enthalten find, lag insbefondere in den öftlichen Provinzen des Staats, für melde das 
Geſetz nur erlafien ift, fein Bedürfniß vor, da in dieſen Provinzen das Dismembrations- und Ans 
fiedelungsiwejen, im Ganzen betrachtet, feinestveges eine Ausdehnung und Geftalt gewonnen hat, welche 
Bejorgnifie aus dem Gefichtöpunfte der Intereflen des Gemeinmwejens und reftriktive Maßregeln gerecht- 
fertigt hätten. 

N ebrigens wird in Kurzem von hier aus eine Inftruftion über das Geſetz vom 3. Jannar 1845 
erlaffen werden. (B. M.Bl. 1845, ©. 172.) 

In demielben Sinne jpricht ſich ein anderer Erlaß v. 9. Septbr. 1845 aus (M.Bl. d. i. B.©. 269). 

50) Die Rüdficht auf die Gerichtsobrigkeit fällt, nachdem die Heinen Obrigfeiten alle aufgehoben 
worden find, weg. Hinfichtlich der Polizeiobrigkeit fteht das Definitivum noch bevor. 

50®) (2. 4.) Das Geſetz d. 24. Februar 1850, 8.2 (G.S. ©. 68) fchreibt vor, daß die Ab- 
ſchreibung und Uebertragung der Zrennftüde im Hhpothetenbuce, die Aushändigung des Baulonien- 
ſes, ſowie die Berichtigung des Befitstitels für den Zrennftüdsermerber von der ım $. 7, Nr. 1 umd 
in den 88. 25 u. 26 des ©. v. 3. Januar 1845 gedadhten Requlivung ferner nicht abhängig find. 
Hiervon hebt das Geſ. vom 24. Mai 1853 dem Theil der Vorichrift, welcher die Aushändigung des 
Baukonſenſes betrifft, wieder auf umd es verordnet im $. 12: Bei neuen Anfiedelungen muß die 
nad Boricriit der 88. 25 u. 26 de8 ©. d. 3. Yan. 1845 zu beiwirfende Regulirung der Aushändi- 
gung des Baulonſenſes vorhergehen. (G.S. ©. 243.) 

(5. U.) Die in diefem Geſetze 88. 9, 25 — 29 vorgeichriebene, von dem Landrathsamte oder von 
der Ortsobrigkeit borzumehmende Regulirung bezieht fich nicht auf Gegenftände des Privatrechts, fie 
betrifft nur öffentliche Intereffen. Dabei müfjen bezüglich auf Analphabeten die Borjchriften der 88. 68 
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erhalten zu haben, iſt mit einer Geldbuße bis zu zwanzig Thalern zu beftrafen; auch hat die Orts- 
behörde die Weiterführung der Anfiedelung zu verhindern. 


bis TO des Anhangs zur Allg. Gerichtsordnung befolgt werden. Erf, d. Obertr. vom 1, Febr. 1868 
Entſch. ®d. LIX, ©. 88.) 

505) (3. U.) In Betreff der Ausführung dieies Gef. hat der M. d. Inn. folgende Cirk.-V. 
v. 6. Sept. 1853 erlafien: „Im der B. dv. 29, März d. I. habe ich die f. Reg. auf die Nothwen— 
digkeit aufmerfjam gemacht, der gewerbsweiſen Zerftüdelung des ländlichen Grundbefites im Ver— 
waltungswege Schranken zu jegen, und die Mittel angedeutet, deren Anwendung zur Erreichung die- 
ſes Zieles geeignet erjcheinen. Inzwiſchen ift das ©. d. 24. Mai d. 3. zur Ergänzung des Geletes, 
betreffend die SJerftüdelung und die Gründung nener Anfiedelungen vom 3. Januar 1845, verkündet 
worden, vom welchem ſich zwar eine weientliche Förderung des angegebenen Zweckes erwarten läßt, 
welches aber eine jorgfältige Ausführung der Verfügung v. 29. März d. 3. durdaus nicht erübrigt. 
Während ich die lettere daher der Königlichen Regierung hiermit wiederholt dringend empfehle, ha 
ich in Bezug auf die Handhabung des Gejees vom 24. Mai d. 3. Folgendes zu bemerken: 

1) Das erwähnte Geje findet feine Anwendung auf die — von Gebäuden, Bauplätzen, 
Hofftellen und Gärten innerhalb einer Stadt oder Vorſtadt. 

2) Mit der im 8. 7, Nr. 1 und in den $$. 25 u. 26 des Geſetzes v. 3. Jan. 1845 borgeichriebe- 
nen Regulirung ift der Regel nad erſt dann vorzufchreiten, wenn zuvor das Dismembra- 
tionsgejchäft auf eine gültige Weiſe zu Stande gekommen iſt. 

3) Der Yandrath oder Magiftrat, weldem nad $. 3 des Geſetzes v. 24. Febr. 1850 (G.S. ©. 68) 
durch den Hnpothelenrichter eine beglaubigte Abſchrift des Dismembrationevertrages zugefertigt 
wird, hat, ohne ſich auf eine Unterſuchung der Nechtsbeftändigkeit des Geichäfts einzulafjen, mit 
der Regulirung und Bertheilung der öffentlichen Sozietäts- und Gemeindelaften fofort, und zwar 
ohne den Antrag der Interefjenten abzuwarten, von Amtswegen vorzuichreiten. 

4) Ausnahmsweiſe muß das Regulativ über die öffentlichen Laften ſtets vor dem Zuftande- 
fommen der Dismembration errichtet werden, wenn eine Zertheilung von Grumdflüden, eine 
Abzweigung einzelner Theile derjeiben oder eine Abtrennung von Grundftüden, die Zubehör an- 
derer And, im Wege des öffentlihen Aufgebots und der meiftbietenden Verſtei— 

gerung ftattfinden joll ($. 6 des Geſetzes v. 24. Mai d. 3.). 

Dabei ift es gleichgültig, ob dieje Gejchäfte zu denen gehören, welche im $. 5 des Geſetzes 
vd. 24. Mai d. I. aufgezählt find, oder ob dies nicht der Salt ift. 

Der Landrath oder Magiftrat (8. 8 des Geſetzes v. 3. Januar 1845) hat in diefem Falle 
nur auf Antrag des Eigenthümers des zu theilenden Grundſtücks einzuichreiten und das Berjah- 
ren auf defien Yntrag wieder einzuftellen. 

Zur Begründung des Antrages muß der Ertrahent, wenn er eine Privatverion ift, ein 
—— an dem zu theilenden Grundſtücke und feine freie Dispoſitionsbefugniß über daſſelbe 
nachweiſen. 

Außerdem muß jeder Extrahent einen Veräußerungsplan im zwei Exemplaren beibringen, 
aus welchem fich mit Zuverläffigkeit ergiebt, im welche Parzellen das Grundftüd zerlegt werden 
fol. Nöthigenfalls kann der Landrath oder Dlagiftrat zu diefem Behufe die Beihaffung einer 
don einem vereideten Feldmefjer aufgenommenen Karte und eines dazu gehörigen Vermeſſungs— 
vegifterd in zwei Eyemplaren erfordern. Das auf diefe Weiſe dargelegte Dismembrationsprojeft 
bildet die Grundlage für das Regulativ, bei deſſen Feſtſtellung tm Uebrigen ebenjo verfahren 
wird, als wenn die Zerftüdelung bereits zu Stande gefommen wäre, 

Ein Eremplar des Beräußerungsplans , reip. der Karte und des Bermefjungsregifters bleibt 
bei den Alten der Vermwaltungsbehörde ; das zweite Eremplar ift mit einer Ausfertigung des des 
finitid oder interimiftiich beftätigten Regulirungsplans zu verbinden und, nachdem diejer Plan 
den Parteien publiziert worden ift, dem Snpothelengerichte zur Benugung zu überienden, damit 
eine Abweihung von dem Dismembrationsprojekte bei der Verſteigerung verhindert werden kann. 

Die in Gemäßheit des $. 33 des Geſetzes dom 3. Januar 1845 durd) die Aufftelung des 
Regulativs erwachſeuden Koften fallen dem Eprtrahenten zur Yaft. Der Landrat; oder Magiftrat 
ift ermächtigt, zur Dedung dieſer Koften einen Vorſchuß zu fordern umd von defien Bezahlung 
die Einleitung ded Berfahrens abhängig zu machen. . 

5) Die Ortsbehörden haben ftreng darüber zu machen, daß feine Berfteigerung von Grundftidspar- 
ellen ohne Zuziehung eines Kichters vorgenommen wird und, wenn es dennoch geidjieht, haben 
he die Verſammlung aufzulöien umd den Veräußerer zur Beitrafun anzuzeigen ($. 9 des Geſ. 
dv, 24. Mai d. J.). Wird die Verfteigerung umter Leitung eines Richters bewirkt, fo bleibt die- 
fem die Sorge für die Aufrechthaltung der Ordnung bei der Verhandlung allein überlaffen und 
bat fich die Polizeibehörde dabei nur auf defien Reguifition zu betheiligen. 

6) Für die Zuläffigkeit der Errichtung einer neuen Anfiedelung ($. 25, Nr. 1 des Geſetzes v. 3. Ja— 
nuar 1845) immerhalb einer ftädtiihen oder ländlichen Feldmark, diejelbe mag mit einer Dis- 
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8. 26. Für diefe Regulirung ($. 25) find außer den in den 88. 8— 24 enthaltenen Vorſchriften 
nod) folgende Beftimmungen maßgebend: 

1) Die Befiter und Bewohner der Anfiedelung haben im Beziehung auf den Gerichts-, Poli- 
jei-, Kirchen-, Pfarr-, Schul- und Gemeinde- Verband, welchem fie angehören, oder nad) den 
Geſetzen zu übertveijen find, alle diejenigen Abgaben und Leiftungen zu übernehmen, welche nach der 
Verfaſſung oder Objervanz ſolchen Mitgliedern der Gemeinde obliegen, denen fie nad) Maßgabe ihrer 
Befig- umd jonftigen Berhältniffe beizuzählen find ; 

2) die neuen Anfiedler müjfen, wenn durch ihren Hinzutritt dem Gemeinde-, Kirdhen-, Schul - 
oder jonftigen Verbande befondere Untoften oder Laften entjtehen, aud) diefe tragen. 

8. 27. Die Gründung einer neuen Anfiedelung ($. 25, N. 1) innerhalb einer ftädtifchen oder 
ländfihen Feldmark fann unterjagt werden, wenn davon Gefahr für das Gemeinweſen zu bejorgen 
und die polizeiliche Beauffichtigung mit ungewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ift. Dies ift befon- 
ders in dem Falle anzunehmen, wenn die neue Anfiedelung von andern bewohnten Orten erheblid) ent- 
fernt, oder fonft umpaffend belegen ift, und zugleich ihrem Beſitzer die Mittel nicht gewährt, fich davon 
als Aderwirth, als Gärtner oder vermittelt eines mit dem Grundftüde zu verbindenden Gemwerbebetrie- 
bes, 3. B. durch Anlage eines Mühlenwerks, einer Fabrik oder eines Holzplaßes, jelbftftändig zu ernähren. 

Insbejondere ift motorisch unvermögenden oder befcholtenen Perſonen in joldem Falle die Anfie- 
delung im der Regel zu verjagen. 

Geſetzzur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Zerftüdelungbon Grund— 
ftüden und die Gründung neuer Anfiedelungen, vom 3. Januar 1845. Vom 
24. Mai 1853. (6.5. ©, 241.) 

$. 11, Unbeſchadet der Befugniß der zuftändigen Behörden, die Gründung einer nenen An— 
fiedelung innerhalb einer ftädtifchen oder ländlichen Feldmark aus den im $. 27 des G. v. 3. Ja- 
nuar 1845 angegebenen Urfachen zu unterfagen, darf die Gründung einer ſolchen Anfiedelung in 
dem Falle nicht geftattet werden, wenn die Ortsobrigfeit oder die Gemeinde derjelben widerſpricht 
und in diefem Kalle der Antragende nicht nachweiſen kann, daß er hinlängliches Vermögen 
ſowohl zur Ausführung drs Baues, als zur Einrichtung der Wirthſchaft beſitzt 5° bb), 


membration in Verbindung ftehen, oder nicht, bleiben auch ferner die Vorſchriften der 85. 27 
u. 28 des Geſetzes vom 3. Januar 1845 maßgebend. 

Daneben ift aber der Ortsobrigfeit und der Gemeinde in $. 11 des Geſetzes dom 24. Mai 
d. 3. ein beichränktes Widerfpruchsrecht gegen die Gründung einer ſolchen neuen Anfiedelung 
eingeräumt worden, weshalb dieſe Intereftenten fortan dor der Enticeidung über das Anfiedes 
lungsgefuch jedesmal zur Erflärung aufgefordert werden müſſen. 

7) Selbſt nad ertheilter Genehmigung zur Gründung einer neuen Anfiedelung darf in Zukunft der 
Bautonjens nicht eher — 2 werden, als bis das nach 8$. 25 u. 26 des Geſetzes vom 
3. Januar 1845 erforderliche Regulativ feftgeftellt worden ift. 

Die Ortsbehörden haben ohne Nachficht den Beginn und die Weiterführung einer Anfiede- 
lung, zu der der Anfiedler den Baulonjens noch nicht erhalten hat, zu verhindern und den Kon— 
travenienten zur Bejtrafung anzuzeigen ($$. 12, 13 des Gejeges vom 24. Maid. J.). 

8) Bei der Publikation jeder Entſcheidung der Regierung über die Gejtattung oder Verjagung einer 
neuen Anfiedelung ift den Interefjenten zu eröffnen, daß ihnen dagegen eine Beſchwerde an das 
Minifterium des Inneren offen fteht ($. 14 1. e.). 

9) Die Rekursentiheidungen Über die von der Regierung in erfter Inftanz jeftgefegten Abgabenregu- 
lative werden auch künftig, tie bisher, vom Miniſterium fir Landroirthjchafti e Angelegenheiten 
erlafjen werden. 

10) Die Yandräthe behalten die ihnen im $. 8 des Gefeges v. 3. Januar 1845 eingeräumte Befugniß, 
die Requlirungsverhandlungen den Ortsobrigfeiten zu übertragen. 

Ic fordere die Königliche Regierung hiermit auf, Sich jelbft die vorftehenden Bemerkungen zur 
Richtſchnur dienen zu laſſen, Ihre Landrathe, Magifträte und Ortsbehörden danach zu inftruiren und 
die Verbotsbeftinimungen des Geietses dom 24. Mat d. I. auf geeignete Weile zur Kenntniß des da- 
bei betheiligten , zumeift geichäftsunkumdigen Publitums zu bringen, um dafjelbe vor Schaden zu 
wahren. (J. M.Bl. ©. 359.) 

(4. U.) Vergl. R. des Min. d. I. und für landwirthichaftl. Angel. v. 7. Juli 1857, betr. die 
—— der Gemeindelaſten und des Stimmenverhältniſſes bei der Zerſtückelung von Grundſtücken 
und Gründung neuer Anſiedelungen. (Staatsanz. Nr. 198.) 


50bb) (5. 9.) In der Situng des Abgg.-Haufes v. 26. Novmb. 1866 bezeichnete der Abg. gette 
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Beiteht das Vermögen des Antragenden nicht in Grundſtücken oder fiheren Hypothelenkapi— 
talien, jo ift der Nachweis darüber durch die Beftimmung oder Verſicherung zweier adhtbarer und 
zuverläjfiger Gemeindemitglieder zu führen. 

Bei der Beurtheilung der Zulänglichteit des Vermögens ift injonderheit auch die Höhe des 
Kaufgelder - Rüdjtandes und der auf das Grimdftüd übernommenen beftändigen Leiftungen zu be— 
rückſichtigen. 

8. 28. Im den Fällen des $. 27 hat die Behörde zu erwägen, ob durch die neue Anſiedelung 
die benachbarten Gemeinden , Forft- und Gutsbefiter benachtheiligt werden können. Im diefem Falle 
find diefelben vor Geftattung der Anfiedelung mit ihrer Erklärung zu hören. 

8. 29. Ueber die Geftattung oder Verjagung der neuen Anfiedelung hat auch in dem alle, 
wenn don der Ortsobrigfeit, der Gemeinde oder den Nachbarn derjelben widerſprochen wird, der Land— 
rath oder der Magiftrat ($. 8) zu enticheiden. Gegen diefe Entjcheidung fteht den Betheiligten inner- 
halb einer zehntägigen Frift der Rekurs an die Regierung, und zwar mit fuspenfiver Wirkung offen. 
(Die Schlußbeſtimmung ift aufgehoben durch das) 

Gefet zur Ergänzung des Geſetzes, betr. die Zerftädelung von Grund» 
ftüden x. vd. 3. Januar 1845. Vom 24. Mai 1853. (G.S. ©. 241.) 

8.14. Es fanın gegen eine ſolche Entſcheidung der Regierung fortan eine Beſchwerde bei Un— 
jerem Minifter des Junern angebracht werden. 

8. 30. Wer ohne folche Genehmigung ($. 29) eine neue Anfiedelung (8.25, N. 1) gründet, lann 
bon der Behörde zur Wegſchaffung derjelben angehalten werden, 

8. 31. Wer eine Kolonie auf feinem Grundſtücke anlegen und dafjelbe zu diefem Zweck zerftii- 
deln will, hat vor der Ausführung einen Plan dem Landrath vorzulegen, und darin nachzuweiſen, 
in welcher Weife die Gemeinde-, Kirchen» umd Schulverhältniffe der neuen Ortſchaft, fowie deren 
Berhältniffe zur Gerichts- und Polizeiverwaltung angemefjen geordnet und ficher geftellt werden fol- 
len 5% e), 

$. 32, Der Pandrath hat diefen Plan ($. 31) mit feinem Gutachten der Regierung zur Geneh- 
migung einzureichen. 

Sollen der neuen Ortichaft Korporationsrechte verliehen werden, jo ift hierzu die landesherrliche 
Genehmigung erforderlich 5° d), 

$. 33, Alle Verhandlungen der Polizei- umd Berwaltungsbehörden in Parzellirungs- und Ans 
ſiedelungsſachen, einfchließlich der Verhandlungen der vom Landrath mit der Regulirung beauftragten 
Ortsobrigfeit find, ohne Unterichied des Gegenjtandes, ſtempel- und gebührenfrei 53). : 


— — — 





den Charakter dieſes Geſetzes als einen realtionären, was freilich eine ſchon von 1853 an für Jeden 
fihtbare Sache, aber bis dahin im Abgeordneten «Haufe noch von Keinem öffentlich gejagt worden 
war; und Gmeift ſekundirte, es jei ein Anachronismus, fo tief in das Recht des Eigenthums ein— 
zugreifen; die Bemängelung des Vermögenszuftandes des Anfiediers (Petenten, dem der Guts » Boli- 
zeiherr das erbaute Haus auf Grund diejes $. 11 wieder hatte einreißen lafjen, was ein anderer Abg. 
ein barbariihes Berfahren nannte) erinnere im ihrer Umftändlichlet an einen Defektatorienprozeß. 
(Prototoll der 31. Situng, vom 26. Novbr. 1866.) 


, 50°) (4. A.) Auch die Leiftungsfähigkeit der neuen Gemeinde muß feftgeftellt werden, damit micht 
die Zahl der ſchon vorhandenen leiftungsunfähigen Kommunen, die mit ihrer Armenpflege dem Lande 
armen» Berbande zur Laft fallen, weil fie die Kommunallaſten nicht zu tragen ge vermehrt 
werde. Deshalb follte dor der Gründung einer neuen Kommune dor Allen auf die Ausweifung der 
Mittel zu einem Gemeinde» Armenhaufe, einer beionderen Schule, zur Befoldung des Schulzen und 
dergl. Gemeindezweden gehalten werden, damit nachher nicht Weiterungen und Anderen Beläftigun« 
gen aus der Armuth der neuen Gemeinde erwachſen. s 


504) (4, A.) Nur der Staatsregierung fteht das Recht zu, ein beftimmtes Areal einem bejon- 
deren Kommunalverbande zuzuweiſen. Erk. des Obertr. vom 30. November 1852 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. VII, ©. 323). Bergl. Thl. I, Tit. 6, $. 26. 

51) Diefe Beſtimmung kann auf die Reiſe- und Verſäumnißlkoſten der bei den Dismembrations- 
geichäften betheiligten Interefienten (ef. 8. 9 des Gel.) und daher auf diejenigen Patronatsvertreter, 
Kirchen- und Sculbeamten und Borficher von Inftituten, deren Bernehmung es bei den Requli— 
rungsverhandlungen und zum Zwede der Feftftellung des Abgaben » Regulirungsplans bedarf, keines— 
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Wegen der Diäten und Reifeloften der bei den Verhandlungen zugezogenen Sadjverftändigen oder 
andern Beaniten, zu deren Beruf das Geſchäft nicht jchon gehört ($. 8), kommen die 88. 2 u. 3 des 
Koften - Negulativs vom 25 April 1836 (G.S. de 1836, ©. 181) zur Anwendung. 


88. 83 — 95 fallen weg. 

14. Ed. zur Beförderung der Landkultur vom 14. Sept. 1811. (G.S. ©. 303.) 

8.4. Die Einſchränkungen, welche theils das A. L. R., theils die Provinzial = Forftordmmgen in 
Anjehumg der Benutzung der Privatwaldungen vorjdreiben, hören gänzlich auf. Die Eigenthümer 
fönnen folche nad Gutbefinden benutzen und fie auch parzelliren umd urbar machen, wenn 51a) ih- 
nen nicht Verträge mit einem Dritten oder Berechtigungen Anderer entgegenftchen. 

8.5, Mit diefer Einſchränkung können auch landwirthſchaftlich benugte Grundftüde in Forft ver- 
wandelt und ſolche jeder andern beliebigen Veränderung unterworfen werden, daher denn auc die in 
mehreren Provinzen beftehende Verordnung, daß bäuerliche Grundftüde nicht unbeftellt bleiben dürfen, 
hiermit aufgehoben wird. ‘ 

8. 6. Die Realgläubiger oder etwa vorhandene Lehns-, Fideilommiß- und Majoratsberechtig- 
te 51 b) dürfen einer veränderten Benugung der Grundftüde niemals widerfprechen, und müſſen fich 


falls angervendet werden, da diefer Paragraph nur die Remuneration der zur Regulirung der Abga- 
ben, Kommunal » und Sozietätsverhältniffe berufenen öffentlichen Behörden und der von dieſen für 
das Regulirungsgeihäft, z. B. für eine etwa möthige Bonitirung und Abſchätzung ze. mitbenußten 
oder mit diefen Geichäften beauftragten Sadhverftändigen , wie Oekonomiekommiſſarien, Kreisberord⸗ 
neten (cf. $. 21) behandelt. Cs ift jo wenig den Beamten und Borftehern öffentlicher Inftitute, als 
den bei dem Dismembrationsgeichäfte betheiligten Privatberechtigten zuzumuthen, die Zureifen von 
ihrem Wohnorte aus nad dem Site entrweder des Landrathsamtes oder derjenigen Obrigkeit, welche 
ortöpolizeilihe Rechte ausübt, auf ihre Koften oder umentgeltlich zu unternehmen, daher auch nicht zu 
rechtfertigen, wenn man die Entichädigung der Vertreter und Vorſteher öffentlicher Imftitute auf die 
Kaffen der Letzteren ammeiien wollte, indem dergleichen Zureiien vielmehr lediglich im Interefie und 
aus Beranlafjung der Zertheilung des Grumdftüds, veip. der Gründung einer neuen Anfiedelung, 
alſo im Interefje der Verkäufer und Erwerber der Parzellen, nöthig werden, dieje Leteren mithin 
als Ertrabenten des Geichäfts, nebſt den übrigen Ktoften, auch die Entſchädigung der Vertreter und 
Borfteber von Korporationen und Inftituten für eine erforderliche Zureiſe derielben tragen müſſen. 

Was den Betrag diejer —— betrifft, jo läßt ſich ein Motiv dafür ebenfalls nicht erfen- 
nen, daß diejer Betrag auf die wirklich mur verausgabte Summe beichränft und demnach in jedem 
Falle eine befondere Liquidation und Dekhenigung über die gehabten Auslagen gefordert werde. 

Menn das Geſetz vom 3. Januar d. I. feine Beftimmungen über die Grundjäge enthält, nad 
denen eine jolche Entichädigung zu — und feſtzuſetzen iſt, dergleichen Beſtimmungen auch ſonſt 
für die Adminiftrativbehörden im Allgemeinen fehlen; fo hat man derartige ſpezielle Beftimmungen 
um deshalb nicht für erforderlich erachtet, weil in ähnlichen Fällen bisher ſchon auf die gerichtliche 
Sporteltare zurücdgegangen worden ift; auch gegenwärtig unterliegt die analoge Anwendung der Ver— 
ordnung über die Gebühren der Sadverftändigen und Zeugen bei gerichtlichen Geichäften v, 29. März 
1844 (G.S. ©. 73) — zufolge $. 10 dieier Berordnung — auf die den Borftchern und Vertretern 
von Korporationen und Inftituten gebührende Entihädigung für die behufs der Regulirungsverhand- 
lungen in Dismembrationsfahen erforderlich gerveienen Zureiſen feinem Bedenten. 

Um bei dem oft geringfügi en Werthe der veräußerten Parzellen durch unverhältnißmäßige Koften 
die Diemembration nicht zu ——— und die Verhandlungen möglichſt zu beſchleunigen, wird es 
ſich übrigens in vielen Fällen empfehlen, die Aufnahme der Requlirungsverhandlungen, reſp. die Ver— 
nehmung der Betheiligten ($. 9) über den vom Yandrathe entworfenen oder geprüften Regulirungs— 
plan den Obrigkeiten zu übertragen, oder auch den vom Yandrathe angefertigten Negulirungsplan den 
Bertretern der $. 9 genannten Betheiligten zur Genehmigung und Vollziehung, unter Beidrüdung 
des Kirchen», reip. des bon den privtlegirten Slorporationen geführten öffentlichen Siegels, mitteljt 
Anichreiben zu überjenden. Beiceid des M. d. I. vom 28. Februar 1846 auf die Beichwerde eines 
Kirchen» und Schultollegiums, wegen bermweigerter Anmeifung don Diäten und Reiletoften in einer 
Dismembrationsiadhe (M.Bl. d. i. B. ©. 39). Man jollte glauben, der Anſpruch auf Kofteneriat 
zwiſchen den Berheiligten wäre eine reine Juſtizſache. Das ıft nach dieier Autoritätsmeinung irri 

512) (2, 9.) An Privatrechte greift das Editt durchaus nicht ein, es fichert vielmehr die Ber 
tigten und Hppothelengläubiger im $. 6 gegen ihädliche —— die nur von denjenigen Be— 
ſchränkungen frei gemacht worden ſind, welche zum Beſten des Gemeinwohls auferlegt worden waren. 
Aus diefem Editte kann mithin fein Grund für die Befugniß eines Waldbefigers hergenommen 
werden, zur Benachtheiligung feiner Hypothelengläubiger bei Holzichlägen das gewöhnliche Nutungs- 
vecht zu überichreiten umd die Subftanz zu verringern. (Bergl. Entſch. d. Obertr. Bd, XXI, ©. 153.) 

516) Man hat hierin eine Abänderung der Lehns» x. Geſetze in der Art jehen wollen, daß 
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auch jede Bereinzelung umd außerordentliche Holzverläufe gefallen Laffen, wenn nad der Vorichrift 
des Edifts, wegen der qutöherrlichen umd bäuerlichen Berhältniffe und der erfolgenden Gemeinheits- 
theilungsordnung, dieſe Operationen nad) dem Gutachten zweier Kreisverordneten nöthig find umd die 
Berwendung der Kaufgelder entweder in der Subftanz der Güter oder zur Tilgung der darauf haf- 
tenden, den Übrigen Hypothekarien vorftehenden oder die Mitberechtigten auch mit verpflichtenden Real- 
ſchulden geſchieht #1 ©). 


$. 96. Wajjerleitungen und andere Wajjerbaue an öffentlihen Dertern und Flüſ— 
jen müſſen unter Aufiicht der Yandespolizei_ geführt werden. 

8. 97. Beſonders darf Niemand an öffentlichen Flüſſen, wenn gleich auf feinem 
Gigenthume, Schleufen, Wehre, Dämme und Brüden anlegen oder ändern, ohne 
dab zuvor die Nachbarn vernommen und die Einwilligung ded Staates beigebracht 
worden. 

$. 98. Die übrige er der Rechte des Eigenthümers, in Rüͤckſicht 
der öffentlichen Ströme °*), Hafen und Meereöufer, find in dem Titel von den Rega— 
lien des Staat? bejtimmt.  _ 

$. 99. Auch in Privatflüffen >? *) darf zum Nachtheile der Nachbarn und Ufer- 
bewohner, durch Hemmung 53) des Ablaufs derfelben nicht? unternommen oder ver- 
ändert werden 53%). » 
nicht mehr bloß dem nächſten Folger, jondern nun aud den jämmtlihen Agnaten das Recht 
beigelegt. jei, die Sicherftellung durch Verwendung des Erlöfes für außerordentliche Holzſchläge in das 
Lehn zu verlangen. Allein das Kulturedift bezwedt, die Grumdbefiger von den Beihränfungen in 
der Benutzung möglichft zu befreien, und hat dieſen Zweck auch bei Lehnsbefigern beachtet, dieſe alſo 
nicht neuen Kontrolen unterwerfen wollen. Am menigften hat das Ed. in der Perfon derjenigen In— 
terefienten , weldye nach den Landesgeſetzen die Befugniß haben, den Lehnsbefiger zu überwachen, d. i. 
der nächste Lehnsjolger, eine Abänderung getroffen. Aus dieſem Ed. kann ein entfernterer Lehns— 
folger ein Recht, welches nur dem nächſten zufteht, nicht herleiten. Bielmehr ift auch unter den im 
8. 6 erwähnten Lehnsberechtigten nur der jedesmalige nächfte Lehnsfolger, ſofern er nicht noch unter 
der bäterlichen Gewalt des wirklichen Befigers ſteht, ſonſt der nächſte nad) ihm, zu verftchen. Pr. 
des Obertr. vom 5. Septbr. 1845 (Entid. ®d. XI, ©. 428). 

51°) ©. unten die Gef. d. 13. April 1841 u. v. 3. März 1850 in dem Zuſ. zu $. 456, Tit. 10, 


52) Zu diefen Einichränkungen des Eigenthums gehört namentlich die Geftattung des Leinpfades. 
II, 15, $. 57. Pr. des Obertr. dv. 9. März 1849 (Entſch. Bd. XVII, ©, 379). 


52a) Privatflüfe find folche, die auch nicht theilweije von Natur jchiffbar find. IL, 15, 
88. 38, 39. Pr. 2253, dv. 22. November 1850. (4. U.) Ueber das Eigenthum an denſelben: unten, 
Anm. 32 zu $. 180, Tit. 9. In einem Erf. vom 19. Dezember 1851 (Arch. für Rechtsf. Bd. IV, 
©. 211) fagt das Obertribunal: ein Privatfluß ſei durd) ein beftimmtes, —— Bette bedingt. 
Das iſt nirgend vorgeſchrieben und durch die Natur nicht geboten. — (4. U.) Mit Rückſicht auf den 
Zwed des $. 99 muß — jagt das Obertr. — unter dem Ausdrude „Privatfluß” jeder Privatwafler- 
lauf verftanden werden, weicher fich zwiſchen beftimmten Ufern in einem Bette fortbewegt. Daher 
findet die Borichrift des $. 99 auch auf Abzugsgräben Anmendung. Aber der Adjazent ift einer, 
den Ablauf des Wafjers heimmenden Anlage nur dann zu widerjprechen berechtigt, wenn jeinem Grunds 
ftüde erweislich ein „Nachtheil“ erwäct. Erf. vom 27. Januar 1863 (Ard. f. Rechtsf. Bd. XLIX, 
©. 57. M. ſ. aud unten, die Anm. 47 zu $. 62, Tit. 15, Th. IL 


53) Die bloß temporäre Aufftauung eines Privatbaches auf eigenem Grunde, mwodurd das Waſ⸗ 
jer den unterhalb gelegenen Grundbefigern nicht gänzlich zurüdgehalten,, jondern nur unregelmäßiger 
zugeführt wird, ift für feine Hemmung des Ablaufs und für feine Entziehung des Waſſers im Sinne 
der Vorichrift diejes $. 99 und des $. 246, Tit. 15, Th. IT zu adıten. Pr. des Obertr. 1092, vom 
14. Jan. 1842. Der Rechtsfall ift mitgetheilt in Ulrich, Arc. Bd. VII, S. 296. BVergl. auch 
die Gründe des Bl.» Beihl. vom 16. Jan. 1854, Entih. Bd. XXVU, ©, 29. Der $. 99 enthält 
übrigens eine Abmweihung don den Grundjägen des Gem. Rechts. (5. A.) Die Beftimmung defiel- 
ben — jagt das Obertr. zutreffend — hat vornehmlich die aus der Hemmung des Ablaufs für die 
Nachbargrundftüde durch Rüditau, insbeſondere durch die in Folge deffelben entitehenden Ueberjchen- 
mungen und fonftigen Nachtheile diejer Art, zum Gegenftande, und bezieht fich nicht auf die den 
Befigern der Ufergrumdftüde zuftehenden Rechte auf Benutung des Waflers zur Beriejelung dieſer 
Grundftiide. Darüber konnten vor Erlaß des G. vom 28. Februar 1843, in Ermangelung |peziel- 
ler diesfälliger Vorſchriften, nur die auf dies Verhältniß anmendbaren allgemeinen Grundiäte, nicht 
aber der einen amderen Gegenftand betreffende $. 99, die Entiheidungsnorm geben. Mad). diefen 
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$. 100. Vielmehr ift der Regel nach ein jeder die über fein Eigenthum geben- 
den Gräben und Kanäle5*), wodurch das Waijer feinen ordentlichen und gewöhnli- 
chen⸗42) Ablauf hat, zu unterhalten verbunden 55). 


Grundſätzen aber fteht jedem Beſitzer eines Ufergrumdftüds, fofern feine befonderen geſetzlichen Vor— 
ſchriften oder feine beionderen Gerechtiame eines Dritten eine Ausnahme begründen , als usfluß des 
Eigenthums auch die Befugniß zu, das an ſeinem Grundſtücke vorüberfließende Waſſer zu ſeinem 
Vortheile, namentlich auch zur Berieſelung ſeines Grundſtücks zu benutzen, und zwar find im dein 
Falle, wenn die Ufergrundſtücke zu beiden Seiten verſchiedene Eigenthümer haben, nach den Grund— 
aͤtzen über Kolliſion der Rechte (Einleit. $. 97) die beiderſeitigen Uferbefiger zur Waſſernutzung gleich— 
mäßig berechtigt. Hieraus aber folgt, daß auch ſchon vor Erlaß des Geſetzes v. 28. Februar 1843, 
wenn der eine Ujerbefiger fich die Waffernugung durch Stauungen und jonftige zu diejem Zwed ges 
machte Anlagen allein und mit Ausihluß des Befigers des gegenüber liegenden Grundftüdes an- 
maßte, hierin eine Handlung lag, welcher diejer Beſitzer widerſprechen konnte, daß daher der Hall 
des $. 81, Tit. 7 ſchon mach dem damaligen Stande der Geſetzgebung vorhanden war, und daß, in— 
jofern diejer Beſitz des negativen Rechts während des dazu nach $. 625, Tit. 9 erforderlichen Zeit» 
raums fortgefetst wurde, das fragliche Recht mittelft der Verjährung erworben werden konnte. Erk. 
bom 23. März 1865 (Arch. f. Nechtsf. Bd. LVIII, S. 225). 

53@) Folg. Anın. 54, Sat 2, u. Anm, 47 zu 8. 62, Tit. 15, Th. UI. 

(5. U.) Der $. 99 findet auch auf Seen, die einen Abflug haben, Anwendung. Erf. d. Obertr. 
bom 27. Februar 1866 (Ach. f. Rechtef. Bd. LXIII, ©. 103). 

54) Die Vorfchrift des $. 99 ift nicht für eim Verbotsgele zu achten, wodurch nad) $. 664, 
Tit. 9 die Verjährung ausgeichlofien wird. Pr. 1723, vom Jahre 1846. 

Die Vorſchrift des 8. 99 mird durch die S$. 1, 13, 16 des Gef. über die Benutzung der Pris 
vatflüffe v. 28. Februar 1843 modifizirt. ©. Zuf. zu $. 43, Th. II, Tit. 15 und Pr. 1458, vom 
31. Mai 1844, ın der Anm. dazu. (3. 9.) Das Recht der Adjazenten zur Benutzung des borüber- 
fließenden Waſſers eines Privarfluffes mittelt Stauungsanlagen , welches ihm das Gel. v. 28, Febr. 
1843 giebt, kann dadurch nicht ausgeichlofjen werden, daß ein Anderer diefe Stauungsanlagen in ſei— 
nem Interefie, ohne Wideripruch der Stauenden, auf Grund der älteren Geſetzgebung und nament- 
lic) des $. 99 d. T., durch die gewöhntiche Verjährungszeit befeitigte. Erf. des Obertr. v. 15. Sep- 
tember 1856 (Entid. Bd. XXXIV, ©, 89). 

Unter diefen Gräben und Kanälen find natürliche Privatflüffe (d. h. micht künſtlich angelegte 
Bertiefungen) nicht zu verftehen. Auf diefe findet die Beſtimmung des 8. 100 feine Anwendung. 
Pr. 1415 (Pl.-Beichl.) v. 9. April 1844. (Entſch. Bd. X, ©. 245.) War vorher freitig. (4. 4.) 
Das vom Fiskus einem Privatfluffe behufs Meliorationsanlagen und Flößbarmahung, unter Trots 
lenlegung des bisherigen Flußbettes gegebene neue Flußbett ift fein Kanal im Sinne des $. 100 d. T. 
Ert. d. Obertr. dv. 8. Juni 1857 (Archiv Bd. XXV, ©. 146). Bergl. Erf. vom 25. Septb. 1857 
(Archiv Bd. XXVII, ©. 66), 

54a) (5. A.) Ob der Ablauf ein ordentlicher und gewöhnlicher fei, ift mach den thatjächlichen Um 
ftänden des vorliegenden Falle zu bemefien; der $. 100 beziehet ſich nicht in allen Fällen auf einen 
Zuftand, wie er 30 Jahre vor Anftellung der Klage ftattgefunden hat. Erf. d, Obertr. v. 15. Ottbr. 
1863 (Entid. ®d. LIU, ©. 29). 

55) Nämlih nur diejenigen Gräben und Kanäle, wodurch Privatflüffe und Bäche geleitet wer— 
den, nicht aber das außerhalb der Kanäle umd Gräben wild ablaufende Wafjer aufgenommen werden 
fol. Die Gräben, weiche den letsteren Zweck haben, find BVorfluthgräben, und auf diefe bezieht der 
8. 100 fich nicht, vielmehr ift davon erft in S$. 102 ff. Rede. Man kann daher nicht den $. 100 aus 
den 88. 106 — 408, die nur von Borfluthgräben handeln, erklären, noch weniger eine Ausnahme von 
der Negel des 8. 100 daraus bemeilen. Pr. des Obertr. v. 30. Septbr. 1842 (Schlei. Arch. Bd. V, 
&, 133) und dv. 13. Mai 1848 (Nechtsf. Bd. IV, ©. 86). Bergl. Erf. v. 31. Dftbr. 1856 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. XXI, ©. 272), (4. A.) Wieder im entgegengefegten Sinne ſpricht das Obertribunal 
fih in einem Erf. vom 20. Dezember 1861 (Arch. f. Rechtef. Bd. XLIV, ©. 140) aus, wo es fagt: 
Die Ausführung des Imploranten, daß der $. 100 nur ſolche Gräben und Kanäle zum Gegenftande 
habe, die das Wafjer aus Privarflüffen abführen, veip. wodurch Privatflüffe oder Bäche geleitet werden, 
wird weder durch die Faſſung des $. 100, noch durch die Verbindung defjelben mit dem borhergehen- 
den $. 99 gerechtfertigt. — Da ftreitet das Obertr. mit fich ſeibſt; denn in feinem Erf. vom 30. Sep- 
tember 1842 (Schlej. Arhiv, Bd. V, ©. 133) jagt dafjelbe das gerade Gegentheil; es jagt jetzt aber 
nicht, warum es nun für falich erklärt, was es damals ald eine unzmweifelhafte Rechtsmahrheit hin« 
ftellte und deswegen ein Appellationsurtel faifirte. In dem fpätern Erf. vom 27. Juni 1865 (Archiv 
f. Rechtaf,. Bd. LIX, ©. 275) fagt das Obertr. der Partei, die fich auf jene älteren Ausſprüche be— 
ruft, ald Grund: „die dort aufgeftellte Anficht ift durch ipätere Enticheidungen gemißbilligt“. — (5. 4.) 
Uebrigens ift derjenige, welcher durch Unterhaltung eines ſolchen Grabens die Fortdauer des ordentli— 
hen und gemöhnlichen Wafjerabflufjes zu bewirken hat, um fo mehr verbunden, ſich folder Anlagen 
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8. 101. Sind es Scheidegräben, ſo muß in der Regel die Unterhaltung von 
den beiderſeitigen Nachbarn bis Mitte des Grabens —— 
_$- 102. Gegen das außerhalb der ordentlichen Kanale und Gräben ablaufende 
Waſſer ift ein jeder Eigenthümer feine Grundftüde zu dedfen 55°) wohl befugt 5b). 
$. 103. Kann jedoch der oberhalb liegende Berger dergleichen Waſſer durch die 





zu enthalten, wodurd der Wafferabfluß zum Nachtheil der Nachbarn und Uferbemwohner geradezu ge- 
hemmt wird. Erl. des Obertr. vom ı. März 1864 (Arch. f. Mechtsf. Bd. LI, S. 196), 

(5. U.) Die Frage: ob ein Grumdbefiger zur Unterhaltung und Räumung eines auf feinem Grund— 
ftüde befindlichen Grabens verpflichtet jet, iſt zwar zumächft von den Bermwaltungsbehörden zu enticheis 
den. Segen die Entideidung derjeiben ift aber den Betheiligten der Rechtsweg geftattet. — Dagegen 
jteht die Beftimmung über die Art der Räumung und Unterhaltung des ftreitigen Grabens, insbeion- 
dere über die Tiefe und Breite, in welcher die Räumung zu bewirken ift, lediglich den Verwaltungs 
behörden, mit Ausſchluß des Nechtsweges, zu. Erk. des Komp.:@erichtsh. vom 10, Februar 1866 
(J. M.Bl. ©. 168) und dom 9. März 1867 (J. M. Bl. ©. 259). 

(4.9) Die Adjazenten der Privarflüffe find nicht verpflichtet, im Intereſſe der ng die 
Ufer zu unterhalten oder in Stand zu ſetzen. Erf. des Obertr. v. 31. Mai 1858 (Arc. für Rechtsf. 
au = ©. — Vergl. Gef. vom 28. Febr. 1843, $. 7 und die Anm. dazu (Th. II, Tit. 15, 

ul. 8 zu $. 43). 

Es folgt aus der Verpflichtung des Eigenthümers zur Unterhaltung der über jein Grundſtück ges 
henden Gräben und Kanäle fein Recht des oberhalb liegenden Nachbars auf eine, vielleicht früher ein- 
mal vorhanden geweſene, beftimmte Wafferleitung,, welches vielmehr ein bejonderes, zwiſchen den 
Interefienten in Bezug auf die betreffenden kinftlichen Wafjerabzüge beftehendes Rechtsverhältniß vor— 
ausjegt; der Ziwed der Vorſchrift des $. 100 ift nur auf die Erhaltung der derzeitig beftehenden fünfte 
lichen Wafjerabzüge gerichtet. Vergl. Erk. des Obertr. vom 21. Februar 1860 Entſch. Bd. XLIII, 
©. 70), (5. 9.) In dem Erf. vom 27. Juni 1865 erhält das Obertr. "den Sat, daß durch den 
$. 100 den Eigenthümern von Grundftüden, über welche Fünftliche Wafjerabzüge gehen, die Pflicht 
auferlegt ift, diejelben im dem Stande zu erhalten, daß fie zur —— des Waſſers geeignet blei⸗ 
ben, gegen eine neue Anfechtung aufrecht. (Ach. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 275.) 

(3. A.) Der $. 100 jchreibt nur die pridatrechtliche Verpflichtung der Grundeigenthiümer zur Un— 
terhaltung der über ihre Grundſtücke gehenden Wafferlaufgräben und Kanäle vor; findet aber auf den 
et wenn in Folge wegepolizeilicher Anordnungen der Bermaltungsbehörden Beränderungen in den 
MWafjerlaufgräben jtattfinden , feine Anwendung ; gegen dergleichen Anordnungen ift der Rechtsweg ver— 
jagt. Wenn jedoch von dem betheiligten Grundbefiger behauptet wird, daß eine ſolche Anordnung eis 
nen Eingriff in jein Privatrecht enthalte, für welchen nach den geieglichen Vorſchriften Entihädigung 
gewährt werden muß, To ift hierüber, ſowie über die Art der Entihädigung, im Nechtsverfahren von 
den Gerichten zu entſcheiden. Erf. des Komp. -Gerichtsh. dv. 7. Juni 1856 (J.M.Bl. ©. 243). 

55 *) (4. A.) Die Borjchrift jet voraus, daß der Scheidegraben auf der Grenzlinie ift und jo 
zur Hälfte der Breite auf beiden anftogenden Grundſtücken liegt, fie kommt daher nicht zur Anwen— 
dung auf einen Graben, melden einer der Nachbaren ganz auf feinem eigenen Grunde und Boden, 
ohne Zuziehung des Nachbars, angelegt hat, —— durch denſelben die Grenze bezeichnet wird. 
Ert. des Obertr. vom 4. Februar 1862 (Eutſch. Bd. XLVII, ©. 84). 


554) Darin weicht das L.R. von dem R. R., mad) welchem der unterhalb liegende Grundbefiter 
nichts thun durfte, um das natürlich ablaufende Regenwaſſer zu hemmen oder abzulenken, ab. 


556) Wenn er dies thut, fo hat der oberhalb liegende Beſitzer, obgleich jener das überlaufende 
Waffer bisher noch niemals gervehrt hat, gegen die Handlung dejjelben feine Beſitzklage, weil diejelbe 
eine res merae facultatis ift, aus deren biöheriger Unterlajjung der Andere feinen Beſitz herleiten 
fann; dazu muß der Beſitz eines Unterfagungsrechts erworben werden. Erf. des Obertr. v. 25. Oft. 
ig (J.M.Bl. 1854, ©. 102.) Vergl. Erk. vom 31. Dftbr. 1856 (Arch. fir Nechtsf. Bd. XXIL, 

. 272). 

(4. U.) Umgefehrt hat kein Eigenthümer eines Grundſtücks, wenn er feine, die Ableitung des 
Waflers auf das nachbarliche Grundftüd hervorbringende oder befördernde Beranftaltung getroffen hat, 
die Verpflichtung, zu verhindern, daß das Regen « und Zraufmafler, weiches fid) auf einem Grund» 
ftüde anjammelt, nicht den Boden durchdringe und in das Nacbargrundftüd einziche. Um dieſes zu 
fordern, würde die Begründung einer Grundgerechtigleit erforderlich jein. Die VBorichriften der 58. 102, 
103 beziehen fich überhaupt nicht auf Sausgrundftilde, fondern nur auf fändlide. rt. des Öbertr, 
v. 7. Juli 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVU, ©. 333), — Aber ebenjo darf auch kein Eigenthü- 
mer auf jeinem Grund und Boden Vorrichtungen treffen, um das Sammelwafjer dem nachbarlichen 
Grundſtücke zuzuleiten. Iſt eine ſolche Ableitung nothivendig, jo muß fie in den geieglichen formen 
nachgejucht und nach Inhalt der Geſetze begründet werden, nämlich nad den 88.3 —9, Tit. 22. 
Erf. des Obertr. v. 3. Januar 1861 (Archiv f. Rechtef. Bd. XL, ©, 119), Vergl. $. 128 d. T. 
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auf feinem Grund und Boden zu machenden Beranftaltungen nicht abführen: fo iſt der 
unterhalb liegende Nachbar 55°) felbiged anzunehmen, und aljo dem obern die Bor- 
fluth zu geitatten verbunden 56), 

$. 104. Die unterhalb liegenden Befiger jind aber dazu nicht verpflichtet, jobald 
e8 einem unter ihnen durch natürliche Hinderniſſe unmöglich wird, das folchergeftalt 
anzunehmende Waſſer weiter abzuleiten. 

$. 105. Doc kann auch in diefem alle der Staat die unterhalb liegenden Nach— 
barn zu Geftattung der Vorfluth anhalten, wenn die VBortheile des oberhalb gelegenen 
Beligerd den Schaden der untern beträchtlich überwiegen, und Erjterer den Letzteren 
diefen ganzen Schaden vollftändig zu vergüten bereit und vermögend iſt 56%). 

8. 106. Iſt zur Verſchaffung der Vorfluth die Ziehung eined neuen Grabens 
nothwendig, jo müſſen diejenigen, welche Nutzen davon haben, nad Verhältniß dei- 
jelben zu den Kojten gemeinjchaftlich beitragen. 

8. 107. Hat der, auf dejien Grund und Boden der Graben gezogen wird, da— 
von feinen Bortheil, jo it er zur Anlegung fo wenig, al3 zur Unterhaltung defjelben, 
etwas beizutragen verbunden *7). 

8. 108. Vielmehr muß ihm der dadurch erlittene Schade, mit Inbegriff der 
durch Ziehung des neuen Grabens verloren gehenden Erdflähe, nad der Beſtim— 
mung durh Schieddrichterd®) erfegt werden 5?). 


55°) (5. A.) Unter Nachbarn im engeren und eigentlichen Sinne find nur die Beſitzer (veip. 
Bewohner) aneinanderftoßender Grundftücde zu verftehen, und unter den Beflimmungen der $8. 102 
— 189 lafjen die 88. 118 — 122, 133 — 136, 139, 140, 149 — 184 eine andere Anwendung als 
die auf das Verhältniß der Eigenthiimer aneinandergrenzender Grundftüde unbedingt nicht zu, es läßt 
ſich auch nicht annehmen, daß während dem jo ift, in den übrigen der gedachten $$. Einſchränkungen 
des Eigenthums zu Gunften Anderer als der angrenzenden Eigenthiimer haben angeordnet werden 
jollen , und insbejondere nicht, daß in dem 8. 142 der Ausdrud „Nachbar in einer weiteren Bedeu— 
tung zu verfichen. Erk. defj. vom 14. September 1865 (Archiv f. Nechtsf. Bd. LXI. ©. 29). 

56) Doch nur auf Koften des oberhalb Liegenden. S. unten Anm. 59 zu $. 108. (5. U.) Der 
unterhalb ga Befiger wird allein deshalb, weil der Eigenthümer des höher liegenden Grundſtückes 
auf jeinem Grunde und Boden mit der Zähmung des Waflers durch Ziehen eines Grabens bereits den 
Anfang gemacht hat, von jeiner Berpflichtung zur Aufnahme des Wafjers nicht befreit. Erf. d. Obertr. 
vom 21. November 1863 (Archiv für Rechtsſ. Bd. LI, ©. 112), 

(5. U.) Die $$. 103 ff. lafjen eine Anwendung auf beftehende Grundgerechtigkeiten nicht zu. 
Ert. des Obertr. vom 31 Oftbr. 1865 (Archiv f. Reditsi. Bd. LXI, ©. 192), 

In Borfluthiadhen gelten noch die Brovinzialverordunungen , ſoweit fie durch die älteren allgemei- 
nen Borfluthverordnungen, am deren Stelle das A. L. R. getreten ift, micht ausdrüdlid aufgehoben 
worden find. Namentlich gilt das Schl. Ed. vom 20. Dezember 1746 noch jegt als Provinzialgeieg, 
denn es ift weder durch das allgemeine Borfluthsedikt dv. 6. Juli 1773, 4 auch durch die Einfühe 
rung des A. ER. aufgehoben. Bl.» Beichl. (Pr. 2173) des Obertr. vom 7. Januar 1850 (Entid). 
Bd. XIX, ©, 53). Die in dem Sch. VBorflutheditte enthaltenen Borfchriften über die Verpflichtung 
ur Räumung von Gräben und Bächen find auch durd das Ed. d. 15. November 1811 nicht aufge 
Ben. Br. 2193, v. 14. März 1850. (Entſch. Bd. XX, ©. 448.) 


5862) Hiernach muß der unterhalb liegende Grumdbefiger dem oberhalb liegenden eine nothiven- 
dige * mn Vergl. Tit. 22, 8$. 3 ff. und das Vorfluthedift vom 15, November 1811, 
88. 13 ff. (Zuſ. 15). 

(4. 9.) Die Borfluthverorduungen beziehen fich jedoch nicht auf Gebäude (bebaute Grundftüde), 
fondern nur auf ländliche Grundftüde. Erf. d. Obertr. v. 10. Febr. 1859 (Entich. Bd. XL, ©. 34). 
517) Der Befiger des praedium dominans wird bei der servitus aquae recipiendae von der Obs 
liegenheit zur Grabenräumung jelbft durch 80jährige Unterlaffung nicht befreit, wenn ihm die Räumung 
urjprünglich obgelegen hat. ‘Br. des Dbertr. vom 20. Sept. 1783 (Stengel, ®d. XI, ©, 293). 

58) Vorfl.-Cd. v. 15. Nov. 1811, 88. 22, 23 (Zuf. 15). 

59) Kein umterhatb liegender Grundbefiger ift ſchuldig, auf eigene Koften dem oberhalb Fiegenden 
Vorfluth zu verihaffen. Denn wenn auch im $. 107 nur von neuen Gräben, die behufs Verſchäffung 
der Borfluth gezogen werden, die Rede ift, fo beruht die hier getroffene Beſtimmung doch auf dem all 
gemeinen Grundjage, daß Niemand auf Koften eines Anderen oder mit dejien Schaden die Einräu- 
mung eines Bortheild verlangen fan. Deswegen ift der unterhalb Fiegende auch nicht jhuldig, die 
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$. 109. Auch die neuen Brüden, welche über dergleichen Graben angelegt und 
unterhalten werden müſſen, fallen denjenigen zur Laft, zu deren Beften der Graben 
gezogen worden. 

8. 110. Doch muß der — wenn er auch zur Mitunterhaltung des 
Grabens oder der Brücken nicht ſelbſt verpflichtet iſt, die daran ſich ereignenden Beſchä— 
digungen, ſobald er ſie wahrnimmt, den Intereſſenten anzeigen. 

$. 111. Wenn nach geſchehener Anzeige die Intereſſenten die erforderliche Repa— 
ratur nicht zeitig genug beforgen fönnen oder wollen, fo ift der Eigenthümer diefelbe 
a des für ihn zu beforgenden Schaden, auf ihre Koften zu veranitalten 
wohl befugt. 

$. 112. Dagegen foll aber auch) der Eigenthümer, welcher dergleichen Gräben 
oder Brüden, durch jich ſelbſt oder Durch die Seinigen, vorfäglich oder aus grober Un— 
vorſichtigkeit beihädigt, nicht nur zum vollftändigen Schadenserſatz angehalten, ſon— 
dern auch doppelt jo ftrenge, als ein Fremder —2** werden. 

$. 113. Iſt zur Verſchaffung der Vorfluth nicht die Ziehung eines neuen, ſon— 
dern nur die Verbreitung oder Vertiefung eines fchon vorhandenen Grabens erforder: 
ih, fo finden wegen der Koften diefer Anlage die $$. 106 — 109 gegebenen Vorfchrife 
ten Anwendung. 

$. 114. Hie Unterhaltung des verbreiteten Grabens aber liegt demjenigen ob, 
welcher den alten Graben zu unterhalten hatte. 

8. 115. Doch muß bei Beitimmung der nah $. 108 dem Eigenthümer zu lei- 
itenden Entihädigung, auch auf die mehreren ihm in der Folge zur Laſt fallenden Un- 
terhaltungsfoften billige Nüdficht genommen werden. 

8. 116. Was von der Verbreitung eines Graben? verordnet ift, gilt auch von 
der Verlängerung der darüber gelegten Brüden. 

$. 117. Zur Ableitung der Teiche oder ftehenden Seen, it Niemand die Zie- 
bung neuer Gräben über fein Gigenthum wider feinen Willen zu geftatten verpflichtet 69). 

15. Geſetz vom 15.November 1811, wegen des Wafjerftaues und Berjdaf- 
fung der Borfluth. G.S. ©. 352.)*1) 

$. 1. Bei den Mühlen oder andern durch Wehre oder Schleufen veranlaßten Störmgen, wo 
der Wafferftand noch nicht durch einen unter polizeilicher Aufficht gejetsten Merkpfahl beftimmt ift, muß 
jeder Beſitzer derfelben fi) die Setung eines Merkpfahles auf Antrag und Koften ®: a) derer, die da- 
bei intereffirt find, gefallen laſſen ®®), i 

$. 2. Diefe Setzung kann nur durch fachverftändige Kommiffarien der Provinzial» Polizeibehör- 
den unter Zuziehung des Gerichts #3), welchem die Mühle unterworfen ift, vollzogen werden. 





idon vorhandenen Gräben auf eigene Koften zu räumen. Bergl. $$. 113 ff. Pr. des Obertr. vom 
30. September 1842 (Schleſ. Ardhiv Bd. V, ©. 133 ff.). 

60) Diefer $. ift micht aufgehoben durch $. 14 des Borfl.-Ed. vom 15. Nov. 1811, jondern es ift 

= ee von der Regel gemacht worden. Die Ausnahme ſ. in $$. 11 und 14 des Borfl.- 
d. (Zuſ. 15). 

61) Diejes Gef. gehört zu denjenigen Ergänzungen des U. L. R., wodurch pribatrechtliche Beftim- 
mungen abgeändert worden find, und welches daher in dem mwieder« und nenermorbenen Provinzen, in 
meiden das A. L. R. gilt, mit denfelben zugleich für eingeführt zu erachten ift. Das Gleiche meint der 
IM. in dem R. vom 21. Febr. 1818 (Jahrb. Bd. XI, ©. 6). 

618) (3. X.) Durdy eine an das Staatsminifterium ergangene K.D. vom 24. März 1839 ift den 
in Borfluthsangelegenheiten bei Berwaltungsbehörden vorfommenden Gejuchen und Verhandlungen all⸗ 
gemein die Stempelfreiheit bewilligt worden, auch ſollen für die Mitwirkung der Gerichte bei der Setzung 
eines Merlpfahls außer den baaren Auslagen keine Koſten erhoben werden. R. vom 20. Sept. 1866 
(J. M.Bl. ©. 314). Vergl. unten die Anm. 63 a. E. 

62) ©. Pr. 906, vom 31. Juli 1840, in der Anm. zu II, 15, 8. 248, 

63) Die Praris ift, daß der Landrath das Gericht mit dem Falle befannt macht, einen Termin 
vorſchlägt und beftimmen läßt, und daß vom Gerichte ein Mitglied als Kommifjarius zugeordnet wird. 
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8. 3. An dem Merkpfahle muß ſowohl der im Sommer als der im Winter zuläffige höchfte 
Wafferftand, ganz deutlich fennbar bezeichnet, auch die Höhe davon mit dem Fachbaum der Mahl - 
und Freifchleufe und mit einem nahe gelegenen unverrüdbaren Gegenjtande dur Nivellement vergli- 
hen, ımd zu Protokoll verjchrieben werden. Im umgelehrten falle, wenn ein Müller die VBerpflich- 
tung hat, zur Erhaltung der Schiffbarteit eines Gewäſſers, das Oberwaſſer feiner Mühle auf einer 
beftimmten Höhe zu erhalten, joll in Abficht der Seung der Mertpfähle fiir den niedrigften zuläffi- 
gen Wafferftand auf eine ähnliche Weife verfahren werden. 

8. 4. Hit die Höhe des Waſſerſtandes durch rechtsträftige Urtheile, oder nach dem Einverftänd- 
niffe aller Intereffenten auf eine andere Art deutlich beftimmt, jo hat es dabei fein Bervenden und 
milffen die Kommiffarien den Dierkpfahl darnadı fetzen. 

8. 5. Sind aber die Interefienten darüber uneinig, ob die Höhe des Waflerftandes durch gül— 
tige Berträge, Berleihungen oder rechtsverjährten Beſitz beftimmt jet: jo muß die Sache zur gericht- 
lihen Erörterung verwieſen, das Berfahren jedod nad Anleitung der Allgemeinen Gerichtsordnung 
Th. I, Tit.42, 8.39 x.04) vorzüglich bejchleunigt werden. Findet es fich hiebei, daß feine Haren 
Beftimmungen des Wafjerftandes vorgelegt werden fünnen: jo jegen die Kommiffarien denjelben der- 
geftalt feft, daß dabei das gegenfeitige Interefje der Bodenkultur und des Müllers oder fonftigen Stau- 
berechtigten °5) möglichft vereinigt werde, und gegen eine Feſtſetzung auf diefem Grunde finden keine 
Beichwerden bei den Gerichten ®®), jondern Rekurs an die obern Bolizeibehörden ftatt®® a), 

"8. 6. Der Provinzial- Polizeibehörde bleibt jedoch unbenommen, während der Dauer der erwähn- 
ten gerichtlichen Erörterung interimiftiich einen Wafjerftand feftiegen zu laſſen, welchen der Müller oder 
fonftige Stauberechtigte jo lange halten muß, bis ein Anderes durch die definitive Entſcheidung feſtge— 
fest ift 7), 


Die Borladungen erläßt der Landrath, auch bewirkt derjelbe demnächſt die Ausfertigung der Berhands 
lung. Die Mitwirkung des Richters hat leineswegs den Zweck der bloßen Beglaubigung, fondern der 
Ausübung des eigentlichen Richteramtes. Der Richter hat nach allen Beziehungen den Rechtspunkt 
wahrzunehmen, imöbejondere zu prüfen: ob nad) $. 5 die Sache zum Rechtswege zu verweiſen, oder 
von der Polizei zu ordnen jei, und im erfteren Falle, ob nicht ein Interimiftitum, nad) $. 6, feſtzuſetzen 
fei. Ferner befteht jeine Thätigkeit darin, in dem Falle, wo ein endgültiges oder interimiftiiches Ein— 
verftändniß fattfindet, das Lebereinfommen gehörig abzufafien, in dem alle aber, wo feine Bereini- 
gung zu erzielen, die Streitpunkte zu inftruiren, damit die Polizeibehörde in den Stand komme, einen 
Beſcheid abzufaſſen; in beiden Fällen aber den Legitimationspuntt der Betheiligten, und weſſen Zuzie— 
bung nothwendig fei, zu prüfen. Im allen diejen Punften ift die Stimme des Richterfommifjars die 
allein enticheidende. Diejes Verfahren ift durch ein Cirk. des Min, des Innern an die Regierungen, 
vom 17. Oftober 1845, zur Verminderung der Gerichtstoften vorgeichrieben. (J. M.Bl. 1856, &. 314.) 

64) Das dreitägige Fatale für Rechtsmittel in Bauſachen ift auf die hier erwähnten Prozeſſe nicht 
anzumenden. Pr. 1377, d. 9. Dezember 1843. (Sammlung I, ©. 323.) 

65) Die Vorjchrift bezieht ſich auf Streitigkeiten zwiſchen den Interefenten der Bodenkultur einer: 
feits, und den Stauungsberechtigten andererjeits. Auf Streitigkeiten zwiſchen Stauungsberechtigten 
unter einander über das Recht zur Benugung des Waſſers findet die Vorſchrift keine Anmendung. 
War ftreitig umd ift entichieden durch den Pl.Beſchl. (Pr. 2088) v. 8. Jan. 1849 (Entſch. Bd, XVII, 
S. 73). — Aber aud) die Streitigkeiten unter Jenen Über die Höhe des Waflerftandes gehört vor die 
Gerichte, dergeftalt, daß entweder der Beichwerdeführer fich mit Beifeitelaffung des Rechts, die Setzung 
eines Merkpfahls durch die Polizei verlangen zu können, fogleidy mit einer ordentlichen Klage an das 
Gericht wendet, oder, mad) vorgängiger Setzung des Mertpfahls, der Streit an das Gericht gebradıt 
wird. Die Polizei joll über die Höhe des Waflerftandes nicht entgültig enticheiden, wenn die Be— 
theiligten nicht zum Einverftändniffe zu bringen find. Entſch. des Gerichtöhofes zur Entſch. der Kom— 
petenztonfl. v. 14. Sept. 1848 (J.M.BL. ©. 439). 

66) Der Rechtsweg ift auch dann, wenn durch die ohne Genehmigung der Polizeibehörde unter- 
nommene Erhöhung dest Gerinnes an einer Mühle eine Zurüdftauung zum Nachteile einer oberhalb 
liegenden Mühle bewirkt wird, und der unterhalb liegende Müller dem Anſpruche des oberhalb Liegen— 
den auf Ermiedrigung des Gerinnes den Einwand des Vergleichs uud der Berjährung entgegenicht, — 
unzuläffig, bis die ProvinzialsPolizeibehörde die Sache zur gerichtlichen Erörterung verweiſet. Pr. 2056, 
bom 10, Oktober 1848. Zu vergl. Anm. 65. 

668) (4. U.) Dieſe Borjchriften ($$. 1—6) und die Ausſchließung des Rechtsweges gegen die Feſt— 
fegungen der Kommifjarien der Polizeibehörde ($. 5) findet ſowohl in Betreff bereits vorhandener als 
an — — Mühlen Anwendung. Erf, des Obertr. v. 22. Mai 1855 (Arc. f. Redtef. 

„XX, ©, 25). 
67) Dieſe Borfchrift foll nach einer nicht dorfchriftsmäßig publizirten K.O. vom 25. Auguſt 1832 
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8. 7. Bon welchem Tage ab und bis zu welchem Tage hin, bloß der niedrigere Sommerwaſ⸗ 
jerftand gehalten werden darf, bejtummen zunächſt Verträge und rechtliche Ertenntniffe, wenn dieje 
vorhanden find, nächſt diefen die Provinzialgeſetze. Ift keine ſolche Beftimmung vorhanden, jo liegt 
den Kommifjarien ob, von wann ab und bis wohin nur der Sommerwafjerftand gehalten werden dürfe, 
nach den örtlichen Verhältnifjen feftzufegen. Auf jeden Fall muß in dem über die Verhandlung auf- 
zunehmenden Protokolle ausdrücdlich vermerkt fein, von warn ab und bis wohin der Sommerwafjer- 
ftand gehalten werden fol. 

8. 8. Keim Sefiger von Mühlen oder andern Stauungsanlagen darf den Waflerftand über die 
durch den Merkpfahl feſtgeſetzte Höhe aufftauen 6” a), Sobald das Waſſer iiber diefe Höhe wächſt, muß 
er durch Oeffnung der Schleufen, Gerinne und Grumdftöde, Abnehmung der beweglichen Aufſätze 
auf den Fachbäumen oder Ueberfällen, überhaupt Wegräumung aller bloß zeitlichen Hinderniffe den Ab- 
fluß dejjelben unentgeltlich jogleih und unausgeſetzt fo lange befördern, bis das Wafjer wieder auf 
die, durch den Merkpfahl beftimmte Höhe herabgefallen ift. 

$. 9. Berfäumt er dies, jo ift nicht allein die örtliche Polizeibehörde verpflichtet, auf Antrag 
der Intereſſenten die vorerwähnte Oeffnung, Abnehmung und Wegräumung auf Gefahr und Koften 
des Mühlenbefiters ohne Anftand vornehmen zu laffen, fondern er®?aa) hat aud in jedem Falle, außer 
dem Erjate alles durch die widerrechtliche Stauung verurſachten Schadens, zwanzig bis fünfzig Tha- 
ler Polizeiftrafe verwirkt #° b), 


überhaupt für die VBeftimmungen wegen der VBorfluth, aljo z. B. auch bei Streitigkeiten über die Räu— 
mungsfoften ($. 10), Anwendung finden, R. vom 28. Juni 1833 (Jahrb. Bd. XLU, ©. 83 und 
J. M.Bl. 1840, ©. 129). 

(5. A.) Die Provinzial Polizeibehörde ift berechtigt, den Wafjerftand einer Mühle in ftreitigen 
Fällen interimiftiich feftzuiegen. Wenn aber die Polizeibehörde einem Müller, welcher behauptet, daß 
der Wafjerftau bei feiner Mühle durch rechtsverjährten Befig beftimmt jei, außer dem Falle eines Rechts» 
ftreites, kurzweg einen niedrigeren Wafjerftand vorichreibt, jo liegt der Fall einer Entſchädigung des 
Müllers, auf Grund des 8.4 des G. vom 11, Mai 1842, vor und es ift ſowohl über die Anerfen- 
nung dieſes Nechtes feitens des Fiskus, als auch über die Entichädigungsfrage von den Gerichten zu 
entſcheiden. Erf. des Komp.» Gerichtsh. vom 10. Oktober 1863 (I.M.Bl. 1864, ©. 24). 

67a) (3.9) Wenn die Höhe des Wafjerftaues einer Mühle durch polizeiliche Anordnungen der 
Regierung beſtimmt ift, fo kann der betheiligte Mühlenbefiger, welcher ſich dadurch im feinem Rechte 
verletzt glaubt, zwar die Anerkennung des Nechts zu einem anderen Wafjerftaue (zum Zweckee der Ent» 
ichädigung), nicht aber die Gewährung diejes Rechts im Wege des Prozeſſes verlangen. rt. des Ge- 
richesh. für Kompetenztonfl. vom 8. März 1856 (J. M.Bl. ©. 119), und vom 1. Oft. 1859 (I.M.Bl. 
1860, ©. 258). 

67 aa) (3, A.) Wer unter dem Befiger der Mihle hier, in polizeiftrafredhtliher Hinficht, zu ver— 
ftehen, ob der vollftändige oder unvollftändige Vefiger (dev Geſchäfteherr), oder der Inhaber, aljo na- 
mentlid der Mühlenwerkführer, wenn er jeibftftändig die Mihtenarbeiten leitet, ift verichteden beurtheilt 
und feincsweges zweifellos. Gin Polizeirichter hatte unter dem Befiter den Eivilbejiger verftan- 
den, und in einem Falle, wo der felbjtftändige Gejchäftsführer das Waſſer um viele Fuß über den 
Mertpfahl ohne Auftrag des Prinzipals geftaut hatte, den angeflagten Werkführer für ftraflos erklärt. 
Dieje Anffafjung war dem Appellationggerichte zu Ratibor nicht einleuchtend; der Ausiprucd des Polis 
zeirichters wurde von demielben, unter Fetzſetzung der im $. 9 dem Mühlenbefitser angedrohten Strafe 
gegen den Werfführer, aufgehoben. Ein weiterer Schritt geihah im diefer Sache nicht. Im einer 
Minfter’ihen Sache aber, wo umgefehrt der -polizeitich angellagte Mühlenbeſitzer, der einen Müller» 
fnecht zur en —— Miühte angeftellt hatte, aus diejem Grunde ſowohl von dem Polizeirichter 
als auf den eingelegten Rekurs auch von dem Appellationsgerichte für ftraflos erfannt worden mar, hat 
das Dbertr, auf die mit Genehmigung des J. M. (G. vom 3, Mai 1852, Art. 129) eingelegte Nichtig- 
feitsbeichwerde, unter Vernichtung diejes Ertenntniffes, den Satz —— „Die in dem Vorfluths— 
editte dv. 15. Nov. 1811, 88.8 u. 9 angedrohte Strafe trifft den Mühlenbefizer and) dann, wenn er 
den geichäftlichen Betrieb der Mühle dürch Dienftleute bervirten läßt.” rk. vom 19, April 1855 
(3.M,Bl. ©. 243). (5. 9.) Das Etrafverbot trifft nicht nur den Eigenthumsbefiger, jondern auch den 
Pachtbefiger der Mühle. Erk. des Obertr. vom 17. Oft. 1866 (J.M.Bl. ©. 331). Aber doch wohl 
nicht Beide zugleich, wie nad) der Faffung angenommen werden könnte; denn der förperliche „Beſitzer“ 
ift ja eben nur der Pächter. 

67b) (3. U.) Die in den $$. 8 und 9 enthaltene Beftimmung findet aud) dann Anwendung, wenn 
der Waflerftand auf Grund der Allgemeinen Gewerbeordnung im Verwaltungswege regulirt morden 
ift. Br. des Obertr., S. f. Str. S. vom 15. Juni 1855 (J.M. Bl. ©. 355). 
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g. 10. Wem die Unterhaltung eines Grabens oder Waſſerabzugs obliegt °*), der kann zu dei- 
fen Austrautung oder Räumung polizeilid angehalten werden, fobald aus der Vernachläffigung der- 
ſelben, oder aus Mangel an der erforderlichen Tiefe, Nachtheil fir die Beſitzer anderer Grundftiide 
oder nutzbarer Anlagen, oder aud für die Gefundheit der Anwohner entjtehet. Die Beſtimmung, wann 
und tie die Auskrautung oder Räumung bewirkt werden foll, gehört bloß zur Kognition der Polizei- 
behörden, umd jeder Unterhaltungspflichtige muß fich derjelben unbedingt unterwerfen ®* a), 

8. 11. Die Mühlenbefiger und alle, welche jonft den Abfluß eines Gemwäfjers anzuhalten berech- 
tigt find, follen verpflichtet fein, den freien Lanf deffelben, nach Bejtimmung der Provinzial= Polizei» 
behörde, ganz oder zum Theil, wieder herzuftellen, jobald daraus ein offenbar übermwiegender Vortheil 
fiir die Bodenkultur oder Schifffahrt entfteht, und diejenigen, welche für ihre Kultur oder Schifffahrts- 
anlagen des Waſſerabfluſſes bedürfen, ihnen eine vollftändige Entihädigung herzugeben bereit und ver- 


inögend find. 
8. 12, Diefe Verpflichtung kann jelbft bis auf gänzlihe Wegräumung von Wafjermühlen aus- 
gedehnt werden, jobald nad) polizeilihem Ermeſſen der Zwed nicht anders zu erreichen ift; der Mül— 


68) Streitigkeiten dariiber gehören vor die ordentlichen Gerichte. So jagt auch der I.M. in dem 
NR. v. 28. März 1840 (J. M.Bl. ©. 128). Doc) foll die Polizei interimiftiich enticheiden und darnach 
die Koften beitreiben dirfen. ©. Anm. 68%. (3. 9.) So hat aud) der Gerichtshof zur Enticheidung 
der Kompetenztonflitte den $. 10 ausgelegt, doc) erklärt derjeibe über das Wann und Wie den Rechte- 
weg für abjolut ausgeiclofien. Erf. vom 16. April 1853 (J. M.Bl. ©. 220) und v. 10, März 1855 
(IMDB. ©. 218 und M.Bl. für d. i. B. ©. 170). (4. U.) Die Borfrage: ob ein Graben in rechts— 
verbindlicher Weiſe beftehe, d. h. ob ein Intereſſent berechtigt jei, das Kortbeftehen zu verlangen und 
wem in diefem alle die Unterhaltungspflicht obliege, ift fein Gegenftand der polizeilichen Anordnung 
nach $. 10 diejes Edikts; mird die Frage früher oder ſpäter fireitig, fo ift fein Grund vorhanden, in 
Beziehung auf diejeibe den Rechtsweg auszufchließen. Erf. des Obertr. d. 28. Januar 1857 (Entich. 
Bd, XXXV, ©, 180). ©. aud) Ann. 55. 

In Schlefien müſſen Gräben, Bäche und Flüffe, fofern es die Polizeibehörde für erforderlich achtet, 
von den Grundbefitern,, Über deren Gründe fie laufen, geräumt werden, nad) dem Schi. Vorfl.-Ed, 
v. 20. Der. 1746 (Korn's Ed. Sammi. Bd. II, ©. 392). Pr. des Obertr. 2193, vom 14. März 
1850 (Entſch. Bd. XX, ©. 448), 

688) (3. U.) Gegen polizeiliche Anordnungen, welche die Räumung oder Ermeiterumg eines Ab- 
zugsgrabens betreffen, finder eine Klage auf Wiederherftellung des früheren Zuftandes nicht ftatt, viel- 
mehr lann in den geeigneten Fällen nur ein Entſchädigungsanſpruch im Rechtsmege geltend gemacht wer— 
den. — Eine Negreßllage gegen den Polizeibeamten, weicher die polizeiliche Anordnung getrofjen hat, 
ift nur alsdann zuläffig, wenn die don ihm erlaſſene Verfügung demnächft von feiner vorgejegten Be— 
hörde gemißbilligt worden ift. Erf. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.Konfl. dv. 25. Oftober 1856. 
EM. 1857, ©. 110.) 

(5.4) Wenn die Polizeibehörde die Beſſerung eines öffentlichen —* durch Ziehung oder Räu— 
mung eines Grabens für nothwendig erachtet, und die Ausführung diefer Maßregel einem ihrer unters 
gebenen Beamten überträgt; jo kann der Letstere deshalb von demjenigen Grumdbefiger, welcher angeb— 
lich dadurch benachtheiligt worden ift, zur Erftattung des entftandenen Schadens nicht im Rechtsmege 
beiangt werden, wenn auch dieſer Grundbefiger behauptet, daß durch die Ziehung des Grabens über 
feine Yändereien der beabfichtigte Zweck nicht erreicht werden könne, und daß jener Beamte nur in jei- 
nem Pridatinterefje die in Rede ftehende Maßregel ansgewirtt habe: hierüber hat die Bolizeibehörde 
endgültig zu befinden. Entſch. des Komp.-Gerichtsh. v. 10. Februar 1866 (J. MBl. ©. 133). 

(4. 4.) Wenn auf Antrag einer Privatperion die Polizeibehörde eine interimiftiiche Verfügung an 
den Beſitzer eines Grumndftüds auf Räumung eines über dafjelbe führenden Grabens erlafen hat, fo ift 
die im Rechtswege geftattete Negatorienklage gegen den Ertrahenten der polizeilichen Verfügung zu rich— 
ten. Der Rechtsweg ift auch in Betreff des aus der Räumung entftandenen Schadens zuläffig, Erf. 
des Obertr. v. 25. t. 1857 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVII, ©. 66), 

(4. 9.) Gegen polizeiliche Anordnungen in Strom- und Ujerangelegenheiten ift eine Pofjefjorien- 
Mage unzuläffig. Erk. des Komp. - Geriditsh. vom 8. Nov. 1862 (IM.Bl. 1863, S. 106). 

(4. 9.) Die Vorſchrift des $. 10 findet auch auf fünftliche Wafjerleitungen Anwendung. Erf. des 
Komp.-Geriditsh. dom 10. März 1860 (I.M.Bl. 1861, ©. 260). 

(4. A.) Der Streit über ein Recht zur Aufwerfung von Gräben und einer Wafferleitung auf 
fremdem Grunde und Boden kann aus dem Grunde dem Rechtswege nicht entzogen werden, teil der 
mit der Negatorienkiage belangte Prätendent der Grundgerechtigkeit, — wenngleich er diejelbe mittelſt 
Berjährung erworben haben will, — einwendet, daß er behufs der Räumung und Schlammung eines 
ihm gehörigen Grabens die verlangte Servitut ausgeübt und nöthig habe. Erf, des Obertr. v. 5. Juli 
1862 (Ad. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 188), 
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fer aber vollftändig entihädigt, auch der Gegend Erjat für ihr Intereffe bei Erhaltung der Mühle ge- 
leiftet werden kann. 

8. 13, Auch da, mo feine kinftlichen Hinderniffe des Abfluffes vorhanden find, kann jeder 
Grumdbefiger verlangen, daß ihm Abwäflerungsgraben durch freinden Boden zu ziehen geftattet werde, 
jobald die vorerwähnten Bedingungen ftattfinden. 

$. 14. Selbſt zur Ablaffung von Zeichen und ftehenden Seen kann umter gedachten Bedingun- 
gen ($. 11) die Geftattung der Borfluth erfordert werden, nnd wird in fo weit eine Ausnahme von 
dem entgegenftehenden Geſetz, A.L.R. Th. I, Tit. 8, $. 117, nachgegeben. 

$. 15. Beſitzer von Grundftüden, welche fich des auf ihren Ländereien ftehenden **b) Waſſers 
entledigen wollen und deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung Berechtigten oder andern Grund- 
befigern einigen können, müſſen ®* bb) von ihrem Vorhaben der Provinzial- Bolizeibehörde Anzeige ma— 
hen ®®e), nachweiſen, welchen Vortheil fie von dem Ablafjen des Waſſers erwarten, und darthun, 
daß fie bereits Mittel haben, die wahrjcheinliche Entihädigung ohne Verzug zu bezahlen 8). 

$. 16, Auf diefen Antrag wird ſogleich eine Lolalunterfuhung durd fachkundige Kommifjarien 
verfügt, welche ausmitteln: ’ 

a) wodurch der Zweck des Grumdbefigers am leichteften erreicht werden fünne? 
b) ob durch die beabfichtigte Entwäſſerung nicht andere Grundbefiger leiden, oder ein Nachtheil da- 
von für die Schifffahrt oder öffentlichen Anlagen zu beforgen fei? 

8. 17. Die leßtere Unterfuhung muß auch für den Fall ftattfinden, weun beide Theile über 
die Ablaffung gütlich einverftanden find, 

$. 18, Auf den Grund diefer Umterfuchung beftimmt die Provinzial=Polizeibehörde, ob die Ab- 
lafjung des Waffers überhaupt ftattfinden könne und unter welchen Modalitäten fie ausgeführt wer- 
den miüfle, 

8. 19, Mollen die Intereffenten ſich diefer Beſtimmung nicht unterwerfen, jo findet dagegen 
feine gerichtliche Klage, jondern mur Berufung auf die höhere Polizeibehörde ftatt °* a), 


686) (4, A.) Unter ſtehendem Wafjer werden ſolche Wafferanfammlungen verftanden, melde 
ſich nicht aus wild abfließendem Regemvafjer bilden , vielmehr ihre eigenen Quellen oder regelmäßigen 
Zuflüffe haben. Erf. des Obertr. vom 9. Ecptember 1857 (Entid, Bd. XXXVI, ©. 39). 

a 68 bb) (5. A.) Diefe Beftimmung hat nur eine fakultative, feine zwingende Bedeutung. Unten, 
nm. 708, 

68°) (4.4) Wenn der Vorfluthbedürftige mit Vorbeigehung der zuftändigen Behörde ſich jelbft 
die Borfluth verichafft, fo ift in Betreff der Negatorienklage des dadurch Belafteten der Rechtsweg nicht 
ausgeichloffen. Erf. des Obertr. v. 22. Mai 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVIU, ©. 30). Denn 
Einrichtungen, welche mit Umgehung der Vorſchriften $$. 15—19 behufs Verſchaffung der Vorfluth auf 
einem Grundftüde ohne Genehmigung des Eigenthümers getroffen worden find, enthalten eine Ber- 
leung der Rechte des Letzteren, Die derjelbe nicht zu dulden braucht. Die erfolgloje Anrufung des 
Landraths ift ebenjo unerheblich, wie der Umftand, daß der Vellagte in der Perjon des Eigenthiimers 
des betrofjenen —— geirrt habe, Gründe, aus welchen der Appellationsrichter den Kläger abge— 
wieſen hatte. Erk. deſſ. vom 12, Februar 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©, 348). 

69) Die Vorſchrift ſetzt beſtändig unter Waſſer ſtehende Flächen (Seen, Teiche, Suümpſe) voraus, 
und bezieht ſich nicht auf angeſammeltes Regenwaſſer. Die Geftattung der Borfluth für Regeuwaſſer 
ift wie die Einräumung einer nothwendigen Servitut zu behandeln. 88. 102—105 d. T. Auch Ab- 
leitungsfanäle zu Drainirungsanlagen er; naſſen Aedern fallen unter eben dieſe Grundjäge, können 
alſo nıcht auf Grund des Borfl.-Ed. gefordert werden. — (4. 9.) In Uebereinftimmung hiermit jagt 
das Obertr.: Der $. 15 jett voraus, daß ein Grundbeſitzer fid des auf jeinen Ländereien ftehenden 
Wafjers durch Ablaſſen defielben entledigen will und zu dieſem Zwecke die Herftellung einer beion» 
deren Entwäfjerungsanlage beabfichtigt, durch welche ein neuer Wafjerlauf über benachbarte Grundftüde 
da, wo bisher fein folder vorhanden war, bewirkt, oder doc) der bereits vorhandene wejentlicd ver- 
ändert wird. Wenn aber durch einen bereits vorhandenen alten Graben mittelft eines neu angelegten 
Grabens das ftchende Waſſer nur in größerer Menge abgeleitet werden joll, ohne daß der bisherige 
Wafferlauf dadurch wejentlid verändert wird; fo ift die® umverboten und der $. 15 findet auf dielen 
Fall nicht Anwendung. Erl. des Obertr. v. 11. Februar 1859 (Arc. f. Nechtef. Bd. XLIX, ©. 2). 


698) Bei Streitigkeiten über Entwäfjerungsanlagen und die daraus herborgehenden ee 
anjprüce ift der Rechtsweg zuläſſig. Erk. des Gerichtsh. zur Entſch. der Kompetenzlonfl. v. 22. Mai 
1852 (I.M.Bl. ©. 252). 


(4. U.) Die Entjheidung über die Gewährung der Borfluth und Über die Art der Ausführung 
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8. 20. Jedoch kann über den Umfang der Rechte, welche jede Partei zur Ausgleihung bringt, 
durch diefen polizeilichen Entwäflerungsplan niemals etwas beftimmt werden, fondern es muß, wenn 
der Wafjerftand ftreitig ift, derjelbe nach $$. 1 — 5 feſtgeſetzt, jede andere ftreitige Befugniß aber zur 
richterlichen Enticheidung verwieſen werden. 

$. 21. Wird die Ausführung des Entwäfferungsplanes genehmigt, jo wird durch jchiederichter- 
liches Ermefjen jomohl der Betrag der Entihädigung ausgemittelt, als auch die Entwäſſernng ſelbſt 
nah dem genehmigten Plane zur Bollziehung gebracht °® b), 

$. 22, Zu dem Ende wählen die Stauungsberechtigten, oder die Juhaber der Grundſtücke, die 
Borfluth gewähren jollen, einen Schiedsrichter, der oder die Grundbefiger, welche auf die Entwäſſe— 
rung antragen, aud einen, und die Provinzial» Polizeibehörde einen Obmann, 

8. 28. Dieſe drei Perjonen werden von der Probinzial-PBolizeibehörde autorifirt, auf den Grund 
der nad) abjoluter Stimmenmehrheit von ihnen gefaßten Beſchlüſſe, ſowohl die Entihädigung zu be- 
ftimmen, als auch die Vollziehung der Entwäfjerung jelbft anzuordnen. Zugleich haben fie die künf- 
tige Unterhaltung der neu angelegten Abzugsgraben näher zu beftimmen, wobei der Grundjag an- 
zuwenden ift, daß der oder diejenigen, melde in einem beftimmten Berhältniß VBortheil von der neuen 
Anlage haben, auch in eben dem Verhältniß zur Unterhaltung derjelben verpflichtet find. 

8. 24. Bon ihrer Enticheidung findet feine Appellation ftatt. 

$. 25. Inſofern ihnen aber klar nachgewieſen werden kann, daß fie ihre Befugniß Überjchritten 
haben , ift die Provimzial= Polizeibehörde befugt und verpflichtet, ihr Verfahren zn kaffiren, den Par- 
teien ihre Ansprüche auf Schadenserfag an fie vorzubehalten und die Wahl von neuen Schiedsridh- 
tern zu veranlafien. 

8. 26. Cine ſolche Ueberſchreitung der Befugnifje findet jedoch nur ftatt, wenn die Schiedsrid)- 
ter entweder bon dem durch die Regierung genehmigten Entwäfferungsplan abweichen, oder für jolche 
Rechte, welche noch unter den Parteien ftreitig find, Entihädigungen ausſetzen. 

8. 27. Will der Stauumgsberechtigte fich nicht dazu verftcehen, einen Schiedsrichter zu wählen, 
oder verzögert er die Wahl über 4 Wochen, nachdem ihm die Aufforderung dazu infinuirt worden ift, 
jo ernennt der Landrath oder jonftige Polizeidirigent des Kreifes den Schiedsrichter ftatt jeiner. 

8. 28. Zu Sciedsrichtern können nur unbejcholtene dispofitionsfähige jachkundige Männer ges 
wählt werden. 

8. 29. Auch mur folde, die als Zeugen für umd wider die Parteien und übrigen Schiedsrichter 
mit voller Kraft vor Gericht könnten zugelafjen werden. 

$. 30. Wer zum Schiedsrichter gewählt ift, darf die Wahl nicht ablehnen; e8 ſei denn, daß er 
ſolche Entſchuldigungsgründe für fih anführen könnte, welche ihn von der Uebernahme einer mit Ad- 
miniftration verbundenen Bormundichaft nad A. L.R. Th. U, Tit. 18, SS. 208, 209, 212, 313 be- 
freien würden, 

$. 31. Findet aufer dem Imterefje der Stanungsberechtigten oder der Inhaber der Grundftüde, 
die Vorfluth gewähren follen, noch ein befonderes Intereffe, z. B. wegen Fiicherei, Viehtränfe ꝛc., ge 
gen die Entwäfjerung ftatt, jo wählen diejenigen, welche eis bejonderes Interefie haben, ebenfalls 
einen Schiedsrichter. 

$. 32, Diefer verhandelt mit dem Schiedsrichter der Gegenpartei und dem Obmann befonders über 
das gedachte Interefje, und das Refultat ihrer Verhandlungen wird nochmals in den allgemeinen Re— 
zeß Über die ganze Berhandlung aufgenommen. 


gebührt ſowohl bei ftehenden Seen und Zeichen, als auch bei anderen der on bedürfenden Ge- 
mwäflern den Bermwaltungsbehörden,, ohne daß der Rechtsweg hierüber zuläffig if. Entid. des Komp.- 
Gerichtsh. v. 11. Februar 1860 (J. M.Bl. 1861, ©. 127), 

696) (4. A.) Die Beftimmungen der $$. 21 ff., welche die Ausführung der Entwäfjerungsanlage 
und die Entihädigungsfrage jchiedsmännifher Entſcheidung unterwerſen, haben ſich prattiſch nicht be» 
währt, weshalb die neuere er. in das Vorfluthgeſetz für die Rheinprovinzen und Hohenzollern 
vom 14. Juni 1859 88.5, 6 (G.S. ©. 325) die Beftimmung aufgenommen hat, daß die Ausführung 
der Anlage lediglich, und die ng u Borbehalt des Rechtsweges, von der Entſcheidung 
der Bezirtsregierung abhängig jein fol. 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 26 
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8. 38, Den Schiedsrichtern fteht nicht nur die Verglitung ihrer baaren Auslagen, fondern auch 
ein Diätenfats zu, welchen die Provinzial - Bolizeibehörde den Umftänden nad) feſtſetzt. 

$. 34. Sämmtlide Koften tragen diejenigen, auf deren Antrag die Entwäfjerung erfolgt. 

16. ©. v. 23. Jan. 1846, betr. das für Entwäjferungsanlagen einzufüh- 
rende Aufgebots- und Prällufionsverfahren (G.S. ©. 26.) 

Wir x. x. Um den Schub, melden das G. v. 23. Februar 1843 70) über die Benutzung der 
Privatflüffe in den 85. 19 — 22 den Bemäfjerungsänlagen durch Geftattung eines Aufgebots - und 
Präftufionsverfahren gewährt, auch den Entwäfferungsanlagen zu Theil werden zu lafjen, verordnen 
Wir zur Ergänzung des Gejetes wegen des Wafferftauens bei Mühlen und Berfdhaffung der Vorfluth 
v. 15, Nov. 1811 für diejenigen Yandestheile, im welchen dieſes letztere G. Anwendung findet, auf 
den Antrag Unjeres Staatsmin. und nad vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, was folgt: 

$.1. Der Unternehmer einer Entwäflermgsanlage ift befugt "°@), die VBermittelung der Poli- 
zeibehörde im Anfpruch zu nehmen, wenn er fid) darüber Sicherheit verfchaffen will, ob und melde 
privatrechtliche Widerſpruchsrechte oder Entſchädigungsanſprüche ftattfinden : 

1) in Beziehung auf die von ihm beabfichtigten oder fchon getroffenen Verfügungen: 

a) über das abzuleitende Waſſer, 

b) über die zu entwäfjernden ihm zugehörigen Grundftide, 

e) über denjenigen Theil, ſowohl eigener als fremder Grundſtücke, weldyer zu den Wafferleitungen 
dienen ſoll; 

2) in Beziehung auf die im Folge der neuen Anlage zu erwartende oder ſchon eingetretene Sen- 
fung des Wafferftandes, 

5. 2. Wer von diefer Befugniß ($. 1) Gebraud machen will, muß eine öffentliche Bekanntma— 
hung Über die Entwäflerungsanlage unter Einreichung eines vollftändigen Situationsplans umd der 
etwa erforderlichen Nivellements, in welchen ſtets der höchite und der niedrigfte Wafferftand angegeben 
ift, bei dem Yandrath, in deffen Kreiſe das zu eutwäſſernde Grundſtück belegen ift, in Antrag bringen. 

Iſt das Grundſtück in mehreren Kreifen gelegen, fo beftimmt die vorgefette Behörde den Yand- 
rath, welcher das Verfahren leiten fol. 

$. 3. Die Belanntmachung erfolgt: 

1) durch die Amtsblätter der Regierungsbezirte, durch welche die Entwäfjerungsanlage fich erftredt 
und das abgeleitete Waffer feinen Lauf nimmt, zu drei verfchiedenen Malen; 

2) durch das Kreisblatt des Kreifes, fofern ein folches Blatt vorhanden ift, ebenfalls zu dreien 
Malen ; 

3) in der Gemeine, im deren Bezirk das zu entwäſſernde Grumdftüd liegt, fo wie im dem zumächit 
angrenzenden Gemeinen, durch Anjchlag an der Gemeineftätte oder in der örtlich jonft hergebrad)- 
ten Publikationsweiſe. 

Sie enthält, mit Hinweiſung auf den im Gefchäftslofal des Fandraths zur Einficht ansgelegten 
Plan, die Aufforderung: 

etwanige Widerfpruchsrechte oder Entichädigungsanfprüche binnen 3 Monaten, vom Tage des Er- 
ſcheinens des erften Amtsblattes an gerechnet, bei dem Landrath anzumelden. 

Die Aufforderung gejchieht mit der Verwarnung, daf diejenigen, welche fich binnen der beftimm- 
ten Frift nicht gemeldet haben, in Betreff der Ableitung des Wafjers umd der davon zu erwartenden 
oder ſchon eingetretenen Sentung des Wafferftandes, ſowohl ihres Widerjpruchsrechts als des Anſpruchs 
auf Entihädigung verluftig gehen, 

und 


70) ©. daffelbe in dem Zuf. zu II, 15, 8. 43, 

708) (5. U.) Der Unternehmer einer Entwäfjerungsanlage ift berechtigt, aber nicht verpflichtet, die 
Vermittelung der Polizeibehörde zur Vereinbarung mit den benachbarten Grundbeſitzern und zur Durch— 
führung der Anlage nachzuſuchen. Iſt die Anlage ohne einen folchen Antrag eigenmächtig von ihm 
ausgeführt, und den benachbarten Grundbefitern dadurch Schaden zugefügt, fo ift iiber die Verbindlich- 
feit N Erjage defjelben im Rechtswege zu enticheiden. Erf. des Komp.-Gerichtsh. v. 11. Juni 1864 
(I.M.Bl. ©. 246). Berg. R. des Din. filr die landwirthſchaftl. Angel. d. 6. Auguft 1853 (M. Bl. 
f. d. innere Verw. ©. 168), 
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in Betreff des zu entwäffernden oder °b) zu den MWafferleitungen zu bemubenden Zerrains ihr Wi- 
derfpruchsrecht gegen die Anlage verlieren und nur einen Anfpruch auf Entichädigung behalten. 

.$&4. Die Befiter derjenigen Grundftüde, denen das Waſſer zugeleitet wird, werden in Bezie— 
bung auf die Anfprüche wegen folder Nachtheile, welche durch die neue Zuleitung des Waſſers für 
die Grundſtücke entftehen, von der Präflufion nicht betroffen. 

8. 5. Nah Ablauf der Anmeldimgsfrift ($. 3) hat der Landrath die Verhandlungen der Regie- 
rumg einzureichen. Diefe fat, wenn fie die vorgefchriebenen Förmlichkeiten beobachtet findet, einen Bes 
ſcheid ab, im welchem fie denjenigen, die fich gemeldet haben, ihre Rechte namentlich vorbehält, alle 
Andere aber mit ihren bei Erlaf des Beſcheides beftehenden Rechten präfludirt. 

8. 6. Bon dem Präflufionsbejcheid wird eine Ausfertigung dem Provofanten zugeftellt, eine 
zweite aber in der Regiftratur der Regierung, welche den Beicheid abgefaßt hat, zur Einficht fiir Je— 
dermann ausgelegt, und daß Letzteres geichehen, durd das Amtsblatt diefer Regierung einmal an- 
gezeigt. 

Wenn die das Verfahren einleitende Belanntmahung nah 8.3, Nr. ı durd die Amtsblätter 
auch noc anderen Regierungen publizirt worden war, fo ift Die Anzeige don der Abfaffung und Aus- 
legung des Präflufionsbefcheides auch in diefe Amtsblätter einzurüden. 

8. 7. Meftitutionsgefuche gegen den Präflufionsbejcheid müſſen bei der Regierung, die joldhen 
abgefaßt hat, und zwar innerhalb derjenigen 6 Wochen angebracht werden, welche auf den Tag fol- 
gen, an dem das Amtsblatt diefer Regierung, welches die Anzeige (8. 6) enthält, ausgegeben wurde. 

$. 8. Der Provofant hat fänuntliche Koften des Verfahrens zu tragen. Als jolche find indeflen 
nur die entftandenen baaren Auslagen, nicht aber aud) Gebühren und Stempel in Anjat zu bringen, 


163, ©. betr. die Bildung von Genofjenjhaften zu Entwäfferungsanlagen 
x. vom 11. Mai 1853, (6.8, ©. 182.) 

Art. 2. Der dritte Abſchn. des Gef. über die Benutzung der Privatflüfie v. 28. Februar 1843 
(Zuf. zu 8.43, Th. I, Tit. 15), welcher die Bildung von Genofjenjchaften zu Bewäfjerungsanfagen 
betrifft, wird hiermit auch auf Genoſſenſchaften zu Entwäfjerungsanlagen ausgedehnt, doch jollen Ge- 
nofjenjchaften für Drainanlagen für jegt nur bei freiwilliger Zuftimmung aller Betheiligten gebildet 
werden, 

Art. 3. Die beftehenden gefetlichen Vorschriften über Anlegung von Entwäſſerungsgräben durch 
fremde Grumdftüde finden aud) Anwendung auf Ableitungen des Waſſers unter der Erde in bededten 
Kanälen oder in Röhren (Drains). 


$. 118. Die Raine?!) oder fogenannten Pflugrechte ??) zwifchen benachbarten ur Mg 

are ern teilen, 
7ob) (4. 9.) Das im authentischen Terte hier ftehende Wort „aber“ ift ein Drudfehler, es muß 

„oder“ heifen. G.S. v. 1860, ©. 520, 

71) Rein, Rain, Edeidling, auch Schnede genannt, ift der zwiſchen zwei angrenzenden Feldſtücken 
unbebaut liegende Raum, das confinium der Römer, Der Zweck ift, die Grenze zwiichen beiden Stüden 
feftzuftellen und äußerlich fennbar zu machen. Deshalb darj er nicht unter den Pflug genommen wer— 
den, wenn er auch ausicließlid dem einen von beiden Grundftüden angehört. Wohl aber fteht die 
außerdem mögliche Benugung, 3. B. durch Begralung, Holzkultur, dem Eigenthümer frei. In ebenen 
Gegenden pflegt der Rain — zu beiden Grundſtücken zu gehören, und in dieſem Falle iſt die 
Mitte deſſelben die ideelle Grenzlinie. Davon hat der $. 118, mit welchem der $. 366, Tit. 17 zu ber» 
binden, eine Regel gemacht, welche doch nur ſoviel heißen fan, als: die Gemeinſchaftlichkeit wird ange- 
nonmen, wenn nicht ein Sondereigenthum nachzuweiſen ift. Eine Bermuthung dafür, unter der dort 
bezeichneten Borausiegung, unten $. 188. Solde Ausnahmen find in unebenen Gegenden jo häufig, 
daß fie dort faft die * bilden, indem der bisweilen ſehr breite, gerade den Abhang bildende, meiſtens 
mit Holz bewachſene Mittelrain als jog. Fuß zu dem oberhalb liegenden Grundftüde zu gehören pflegt. 
Es kommt aber aud) in flachen Gegenden vor, daß die Feldraine nur von dem einen Anlieger ausichlieh- 
lich benutzt werden, entweder jo, daß Jeder den zur Rechten oder zur Linken liegenden nut, oder jo, 
daß beide angrenzenden Nachbarn ein Jahr ums andere wechſeln. Ju diejem Falle nennt man die 
Raine „Wechſelraine“, im Gegenjage zu den „gemeinidaftlihen Rainen“, die ein jeder Anlieger zur 
Hälfte, bis zu der Mittellinie, benugt, Klingner’s Dorf» und Bauernrect, Th. 1, ©. 197. Hierin 
ift das Ortsrecht enticheidend. (5. A.) Dieies kann ſich auch durch Objervanz bilden, wie Suarez in 
feinem Berichte Über die Schlußrevifion des A. ER. ausdrüdiich jagt: „Sie (die 98. 118 fi.) beftim- 
men nur die Regel, und dienen bei Bearbeitung der Provinzialrechte bloß zum Yeitfaden, da allerdings 
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— werden in der Regel?29) als gemeinfchaftlihes 7°) Eigenthum ange— 
ehen. 


an manchen einzelnen Orten nad) der verichiedenen Lolalttät und Obſervanz beränderte Beſtimmun— 
gen eintreten werden. (Jahrb. Bd. XLI, ©. 11.) Die Zuläffigleit und Erheblichteit einer Objer- 
danz nimmt bier aud das Obertr. an. Erf. vom 11. Januar 1864 (Entſch. Bd. LI, ©. 67). 

Rn der Scheidling gemeinſchaftlich, jo kann, in Bolge des Ausichliegungsrechtes 8. 1 d. T., jeder 
Miteigenthimter, auch ohne Susichung bes anderen Miteigenthümers, jeden Dritten vom Gebraud)e des 
Raines und des darüber führenden Weges ausichliefen. Pr. des Obertr. 541, vd. 5. Oftober 1838, 
Ebenjo kann Jeder den Anderen an der willtürtihen Benutzung, 3. ®. durch Befahren mit Wagen 
und Schleifen, oder durch Abgrajen, hindern. 

(4. A.) Daß die Regel des 8.118 aud dann Anwendung findet, wenn der Rain als Weg benutzt 
wird, verfteht fih. Wenn beide Grundftüde, zwiſchen welchen der Rain liegt, demfelben Eigenthümer 
gehören, jo ift diefer bis zum Beweiſe des Gegentheils auch für den Alleineigenthiimer des Rains zu 
erachten. Erf. des Obertr. v. 3. Sept. 1857 (Arc. f. Rechtsſ. Bd. XXVU, ©. 12), Daraus folgt, 
daß er den Rain durch Zufanmenaderung beider Stüde kaffiren kann, es wäre denn, daß Jemand 
eine Grundgerechtigleit, etwa ein Wege- oder Grajungsrecht darauf hätte. 

72) Pflugrechte pflegen die Scheidlinge an den Enden der anftoßenden u genannt zu wer⸗ 
den, von dem Wenden mit dem Pfluge auf demſelben, weshalb man ſie auch breiter liegen läßt, als 
die ſog. Mittelraine. Von den Pflugrechten gelten dieſelben Grundſätze wie von Mittelräinen. Sind 
dergleichen Pflugrechte nicht vorhanden, jo hat Keiner der Anſtoßenden das Recht, auf des Nachbars 
Grunde mit dem Pfluge zu wenden; es bleibt ihm mur übrig, den Reſt, der mit dem Pfluge nicht 
erreicht werden kann, mit dem Spaten umzugraben, wenn er ihm nicht wüſte liegen laſſen will, wie 
bei natürlichen Hinderniffen fich von ſelbſt gebietet. Nach manchen Ortsgewohnheiten ift das Ein- 
oder Ummenden auf des Nachbars Ader erlaubt. M.f. 3.8. Klingner’s Sammlung zum Dorf- 
und Bauernrechte, Th. I, ©. 496, Nr, 30, 

72a) ©, oben die Anm. 71, Abi. 1. 

73) Die Vorfchrift nimmt nur dasjenige auf, was thatjächlich befteht. Es ift ausdrücklich vor— 
ausgefett, daß zwei benachbarte Feldſtücke durch kein Mittel getrennt find, außer durch den willkürlich 
liegen gelaffenen Streifen Land. Wenn aber eine andere natürliche Scheide vorhanden ift, etiva ein 
Bad, ein Weg, jo ift die Frage: ob diefelbe Regel Arlwendung findet. In Beziehung auf Privat- 
flüſſe und Bach, welche — zwei Grundſtücken fließen, hat das Obertr. die Vermuthung für die 
Gemeinſchaftlichleit des Eigenthums gelten laſſen, nad) einem Beſchl. des UI. ©. v. 15. Dez. 1848 
in Saden Fistus w. Both °4%/,,.,, UI, 48; obwohl es nicht lange vorher diejelbe in einer anderen 
Sache verworfen hatte. (4. A.) Grenzgräben,, weunn dazu von beiden Seiten der Grund genommen 
wird, fo daß die Grenzlinie im Graben liegt, find jelbjtverftändlich ein gemeinfchaftliches Eigenthum 
und deshalb kann fich keiner der Nachbarn ohne den Willen des Anderen den Graben zu Nute ma— 
chen. Ju diefer Be chung begegnet uns eine merhvürdige Eutſcheidung des Obertr. in dem Erf. v. 
14, Juli 1857 (Archib, Bd. XXV, ©. 354). Ein Nachbar hatte den acht Fuß breiten Grenzgraben 
nad) feiner Seite hin um 18 Fuß verbreitert und 4 Fuß vertieft, und ſich dadurd einen Kanal zur 
Abfuhr von Torf auf Trödellähnen geichaffen. Der andere Nachbar wollte diefe Veränderung umd 
Benutzung des Grenzgrabens nicht dulden, weil durch die einfeitige Benutzungsart defjelben, vermöge 
der eingeführten größeren Waſſermaſſe, fein Ufer unterwafchen, dadurd zum Einftürzen gebradjt und 
fein Grundſtück bejchädigt würde. Im beiden Inftanzen wurde ihm R eben, Diefe Entſcheidung 
hat das Obertr. kaſſirt, weil der Bekl., indem er im feinem Interefje das ihm gehörige an den Gra— 
ben ftoßende Grundſtück im der Breite von 18 Fuß micht mehr als Wieſe zu benugen beſchloß, ſon— 
dern in einen Kanal zu Transporte des Torfs, ummandelte, ald Eigenthiimer des dazu verwendeten 
Areals gehandelt habe, wozu er nad) 8.28 d. X. befugt eweſen jei. Aber dabon mar gar nicht 
Rede; dem Anderen konnte es gleichgültig jein, ob der Nachbar auf feinem Grunde ımd n an 
der Grenze einen Blumengarten oder einen Kanal anlegte, wenn er mir nicht das Gremzterraim zur 
feinem Nuten mit dazu nahm. Dies war geichehen. Der m den Kanal binzugenommene eigene 
Grumd und Boden reichte zur Breite defjelben nicht aus umd der Nachbar nahm zur Bodenerfparung 
umd in feinem ausichließlichen Interefie den ihm nicht ausschließlich gehörigen 8 Fuß breiten Grenz- 
graben zur Hälfte, vertiefte ihn auch um 4 Fuß, d. h. grub den Boden auf’des Nachbars Seite eigen- 
mächtig aus, um das dem Nachbar zuftehende Eigenthum oder Miteigenthum zu feinem Zwecke braud- 
bar zu machen. Dazu war er gar nicht —— 

Was Privatwege betrifft — denn öffentliche Wege können keinen Privatrechtsftreit verurſachen, — 
fo we a Rechtövermuthung nicht behaupten. Dazu fehlt auch das Bedürfniß. Wer das aus- 

fi 


ichlie — für ſich in Änſpruch nimmt, muß es nachweiſen; vermag das Keiner, fo ergiebt 
19 Erfolg von ſelbſt. Bei Privatwegen, welche die Grundſtücke durchſchneiden, gelten andere 
rundſatze. Ka 


um derjenige, welcher den Weg men ein Eigent nicht nachweilen, jo bleibt 
dafjelbe dem Eigenthümer des Grumdftüds und das Recht Jenes iR als Servitut anzujehen. Bergl. 


f 
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S. 119. Sie dürfen aljo?*) von feinem der benachbarten Beſitzer, ohne Ein- 
willigung der Miteigenthümer, verändert oder gejchmälert werden. 
5. 120. Auch die Winfel oder Zwifchenräume zwifchen den Häufern 75) werden 
in der Regel für gemeinfchaftlich geachtet 75»). 
$. 121. Hat jedoch bisher nur einer der Nachbarn die Traufe dahin fallen laſſen, 
und nur allein Goſſen, Privete, oder offene 76) Fenſter darin gehabt ??), fo wird 
vermuthet, daß der Zwifchenraum ihm eigenthümlich gehöre. 
$. 122. In einem zwifchen zwei Häufern gelegenen Winfel darf auch der, wel— 
chem jelbiger eigenthümlich gehört, die Röhre von einem Windofen ohne des Nachbars 
Einwilligung nicht führen, 
$. 123. Die Anlegung neuer Erfer, Altane, Wetterdächer, Dachtraufen, und 
anderer über die Grenze ragender Bauwerke, ift der Nachbar zu dulden nicht verpflichtet. 
5. 124. Wer an feinem Haufe Bäume oder Weinreben anpflanzen will, muß 
diejelben dergeftalt hinter ein Geländer ziehn, daß weder fie felbft, noch das Gelän- 
der, die Wände der benachbarten Gebäude berühren. 
$. 125. Schweinftälle, Kloafe?*), Dünger» und Lohgruben, und andere?) 


ein Pr. des Obertr. v. 17. Januar 1844 (Ulrich, Archiv, Bd. X, ©. 57), mo das Eigenthum des 
Grundbefigers aus $. 111 gefolgert wird, was ich nicht für zuläffig halte. 

74) Eine Folgerung aus $. 118, welche nur zufäffig ift, tern die Vorausfegung zutrifft. Aber 
auch dann, wenn der Grenzrain nur dem Einen Grundftlide angehört, darf er doch micht jo verändert 
werden, daß die Linie anf des Nachbars Seite unterbrochen oder verlegt wird, weil Grenzicheidungen 
unverrlädt bleiben mifjen. 

75) Der Ausdrud „Häufer“ ift hier gleichbedeutend mit „Gebäude. Es ift hier von den, dem 
Publikum unzugänglihen Räumen zwiſchen nebeneinander ftehenden Gebäulichkeiten und deren Eigen- 
thume die Rede, umd Gegenftand folches Privateigenthums find nicht bloß die Räume zwiſchen Häu- 
fern, fondern auch die zwiſchen anderen Bauwerken. Die Breite ift ohne Einfluß auf den Rechtspuntt. 

‚ 75a) (3.9) Dieje Gemeinfhaft kann nicht auf einfeitigen Antrag aufgehoben werden; der $. 75, 
Tit. 17 findet daranf nicht Ammwendung. Pr. des Obertr. d. 14. Nov. 1856 (Entſch. Bd. XNXIV, 
©. 142). (5. U.) Der $. 10, Tit. 17, wonach fein Theilnehmer ohne Beiſtimmung der übrigen über 
die gemeinſchaftliche Sache x. gültige Berflgungen treffen kann, it nicht ohne Unterichied auf jede 
Benugung gemeinſchaftlichen Cigenthums zu beziehen, und dies kann namentlich in ſolchen Fällen 
1 attfinden, in welchen die Benutzung gerade dem Zwecke entipricht, zu welchem das gemeinjcaft- 
lihe Eigenthum dient, wie es da zutrifft, wo es ſich darum handelt, den Zwifchenraum zwiſchen zwei 
Gebäuden zur Abführung des Wafjers zu bemugen, welches aus den Gebäuden zu entfernen ift. Erf. 
des Obertr. vom 29. Nov. u. 1. Dez. 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVII, S. 134). 

76) D. h. umvergitterte und umverftäbte; fonft würden die Fenſter die gerade entgegengefetste Ver— 
muthung begründen. $. 138 d. X. 

77) Alle diefe Zuftände werden einzeln als Beweife des Alleneigenthums angefehen: fie brauchen 
nicht alle zufammenzutreffen. Won enticheidendem Getvichte aber iſt das Erfordernif des „Allein- 
Habens“ diefer Anlagen; hat auch der andere Nachbar an feinem Gebäude dergleichen Anlagen, jo 
heben fich die Beweiſe einander auf. (5.9. Das ift auch vom Obertr. anerfannt und angewendet in 
dem Erf. vom 29. Nov. u. 1. Dez. 1864, Archiv f. Nechtsf. Bd. LVII, ©, 133.) Die hier genann- 
ten Anlagen follen als unzweideutige Zeichen für das Alleineigenthum gelten. Daß feine anderen der- 
artigen Anlagen einen folhen Beweis follen liefern können, tt damit micht geont Eine zum Auf- 
winden von Laſten angelegte Lute oder Deffnung mit einer darin befeftigten Welle, möchte kaum ge- 
ringeres Gewicht haben, als ein offenes Fenſter, zumal fie das Betreten des Erdbodens im Raume 
borausjeßt. Weberhaupt dürfen derartige Anlagen nicht als Einſchränkungen des Eigenthums aufge- 
faßt werden, welche man ftreng interpretiven müfje, vielmehr fallen fie alle unter den Begriff vom 
Beweiſe für oder wider das Eigenthum. 

(4. 4.) Die Anmwendbarleit der 88. 120, 121 ift auf Winkel und Zmwiichenräume von mur drei 
guß — nicht beichräntt. Erk. des Obertr. vom 16. Januar 1855 (Archiv für Rechtsf. 

.XVI, ©, 171). 

78) Darunter werden jomohl Gruben zur Anſammlung von Unreinigkeiten, als auch verdedte 
Kanäle zur Ableitung der Unreinigkeiten aus den Gebäuden (die eigentlichen röm. elonene, L. 1, $. 4 
D. de cloaeis) verftanden. Dieje find keineswegs ſchon im den $$. 99 u. 100 mit gemeint, wie im 
den Jahrb. Bd. XXXVI, S. 247 dafür gehalten wird; denn dieje Beftimmungen beziehen fih auf 
ländliche Grundftüde. ° j 

79) 3.8. Mift- und feuchte Kalkhaufen, beivegliche Wafjerbehälter. Pr. des Obertr. v. 29, April 
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den Gebäuden 9) fchädliche Anlagen 3?) müffen ar drei 5?) Fuß rheinländifch 
von den benachbarten Gebäuden, Mauern 93) und Scheunen entfernt bleiben *4). 

$. 126. Auch müſſen dergleichen Gruben und Behältniſſe von Grund aus auf: 
gemauert werden ®3). 


1843 (Entſch. Bd. IX, ©. 192). (4.9) Das Obertr. nimmt den Ausdrud „andere* fir „ähnliche, 
und ſchließt deshalb bei der Anlage einer Eifenbahn das Entferntbleiben des Bahnkörpers — der 
Schienen und Schwellen — bis auf drei Fuß; von dem benachbarten Gebände, und fomit die Anwen— 
dung des 8. 125 auf diefe ſchädliche Anlage aus, wenn auch das anftoßende Gebäude durd) das fort- 
dauernde Erfchlittern des Grumdes ruinirt wird. Erf, d. 27. Jan. 1859 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXX, 
©. 172), Wenn aud die Auffaffung des Obertr. nicht dem Gedanten des Geſetzgebers entſpräche, 
jo würde damit bei Eijenbahnanlagen nichts gewonnen fein. Ueber die Anlage ſelbſt, alfo auch über 
die Nothwendigleit der Zurüdziehung eines angeblich zu nahe gelegten Schienenftranges hat nur die 
Berwaltungsbehörde zu enticheiden; vor das Rechtsforum gehört nur die Entichädigungsfrage, welche 
auf $$. 14 u. 25 des Eijenbahngejeges dv. 3. Nov. 1838 zu gründen ift. 

80) Nämlich den Gebäuden überhaupt, nicht etwa einer gewiſſen Art, 3. B. Häufern im Gegen- 
fage zu Scheuern, Ställen, Mauern u. — Es läßt ſich mithin daraus nicht ableiten, daß Ställe 
nicht ſolche Gebäude ſeien, von welchen ſchädliche —— zurücktreten müſſen, insbeſondere, daß einem 
Schweineſtalle eine ſolche Anlage ganz nahe treten dürfe, 

‚ 81) Diefe Beftimmung bildet infofern den Gegenfat des $. 128, als darin von folhen Anlagen 
die Rede, welche frehende Klüffigkeiten auflammeln und wegen der Beſchaffeuheit der Ef feıten 
zu den an fich jchädlichen Anlagen gezählt werden. Deshalb ift ihre Entfernung auf 3 Fu —5* — 
und Ausmanerung von Grund auf angeordnet. Entſch. des Obertr. Bd. XVII, ©. 118, 

(4. A.) Unter den jchädlichen Anlagen find nur Gruben und transportable, wenn ſchon boden- 
fefte Behältniffe, und zwar ohne Rückſicht auf deren Schädlichfeit im kontreten Falle, leineswegs aber 
eigentliche Gebäude, auch wenn fie nur als Stallungen dienen, zu verſtehen. — Der $. 125 findet 
daher feine Anwendung, two die ſchädliche und die bemachtheiligte Anlage eine gemeinſchaftliche Mauer 
haben; vielmehr find dabei die jpeziellen Beitimmungen über den Gebraud) einer ſolchen, und die all- 

emeinen Grundſätze über die Rechte und Pflichten am gemeinjcaftlihen Eigenthune maßgebend. 

rt. des Obertr. vom 15. Juli 1856 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XXL, ©. 133), 

82) Bei der Meſſung diefer Entfernung wird die Stärke der Einfaſſungsmauer des Behältnifjes 
($. 126) mit gemefjen. dr. des Obertr. 2106, dom 9. Febr. 1849. (Eutſch. Bd. XVII, ©. 114.) 

83) Auf Scheidemauern zwiſchen Gebäuden bezieht fich der 5. Abjchnitt des 17. T. „von Grenz 
ſcheidungen“ nicht. Aber die Vermuthung des Eigenthums ans den $$. 159—161 findet auch auf 
Scheidemauern zwischen Gebäuden Anwendung. Pr. 1298, v. 29, April 1843 (Entid. Bd. IX, ©. 200). 


84) Das „entfernt bleiben“ deutet an, daß nur von im Werden begriffenen Anlagen die 
Rede ift und daß dabei ſchon vorhandene Gebäude vorausgefett werden. Schon vorhandene An— 
lagen braudjen vor den fpäter errichteten Gebäuden nicht zurlidzutreten. Pr. des Obertr. d. 8. Auguſt 
1848. (Rechtef. Bd. IV, S. 246.) (3. 9.) Dieſen Rechtsſatz hat das Obertr. durch fein päteres 
Pr. 2604, vom 30. Jan. 1855, lautend: „Die Anwendung der $$. 125 u. 126 fett voraus, daß die 
Gebäude, Mauern und Sceunen des Nachbars jhon vor der Anlegung der Gruben und anderer, 
den Gebäuden fhädlichen Anftalten vorhanden geweſen,“ aufrecht erhalten, (Entjh. Bd. XXX, ©. 27.) 
(4. A.) Vergl. auch das in demjelben Sinne ergangene Vernichtungsurtel v. 25. Juni 1857 (Ardiv 
Bd. XXV, ©. 295). Darnad finden die $$- 125, 126 auch nicht auf Vertiefungen Anwendung, 
welche vom Kläger jelbft nur in jeinem Intereſſe vorgenommen find. In dem dort entichiedenen 
Streitfalle hatte nämlich) der Kläger jelbit eine neben san Haufe auf des Nachbars Hofe liegende 
Düngerftätte mit Zuftimmung des Nachbars zu einer Düngergrube vertieft und hinterdrein verlangte 
er, da der Nachbar die Grube ausmauern laſſe. 8.126. — (5. A.) Vergl. unten $.185 d. X. u. 
die Anm. 26%, Abfa 2 dazu. 

85) Die Ausmauerung muß aud) bei Anlagen in größerer Entfern geichehen, wenn die Schäd- 
lichteit machgewiejen wird. Die Polizeigewalt i der Meinung, daß fie jhon vorhandene Anlagen ab- 
ändern laljen könne, M. f. die Erl. des M. des 3. v. 8. März 1842 u. v. 13. April 1842 (M.Bl. 
der i. ®., ©. 68, 69). Die Yuftiz hält die SS. 125, 126 für feine die Verjährung ausſchließenden 
Berbotsgeiete. Pr. des Obertr. von 8, Auguft 1848 (Rechtsf. IV, 246), und vom 22. Nov. 1853 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, 5.58). (3. 9.) Dazu ftimmt nicht das Pr. 2559, vom 31. Oft. 1854: 
„Die Borjchrift des $. 126 beichränkt fich nicht auf den Schuß der Gebäude des Nachbars gegen den 
ſchädlichen Einfluß der im $. 125 bezeichneten Anlagen, bezieht fich vielmehr aud auf das öffent» 
liche Intereſſe.“ (Entih. Bd. XXIX, ©. 56.) (4.9) Diefe Meinung wird aud in dem Erf. 
des Obertr. v. 14. Dit. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXI, S. 48) aufrecht und folglich der Erwerb 
eines diefe Vorſchrift abändernden Rechts durch Verjährung fiir unflatthaft gehalten. Folgeweiſe muß 
aljo aud) die vertragsmäßige Erwerbung unzuläffig jein. 
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8. 127. Bon Bäumen des Nachbars müſſen dergleichen Anlagen wenigftens drei 
Werfichube 6). zurüdtreten. 

$. 128. Wer auf jeinem Grund und Boden, jedoch an der Seite des Nachbard Bar Rinnen 
bin, Rinnen 36°) und Kanäle ans?) der Erde zur Abführung des Waſſers 5°) anle- 
gen will #9*), muß gegen die Wand ded Nachbars wenigſtens noch einen Raum von 
einem Werkſchuhe 5°) frei laſſen. 

$. 129. Anlagen, durch welche der ſchon vorhandene Brunnen ded Nachbard „un, 
verunreinigt oder unbrauchbar gemacht werden würde, find unzuläflig °°°). 

$. 130. Dagegen fann die Grabung eines Brunnens auf eigenem Grund und 
Boden, wenn gleich dadurch dem Nachbar fein Waifer entzogen wird, dem Eigenthü- 
mer nicht gewehrt werden, jobald der Nachbar desfalld fein beſonderes Unterfagungs- 
recht erlangt hat? ®). ° 

$. 131. Doc darf innerhalb dreier Werkſchuhe von des Nachbars Grenze fein 
neuer Brunnen angelegt werden. 

$. 132. Ueberhaupt darf unter des Nachbar Grunde Niemand graben. 

$. 133. Bad», Brenn» oder Schmelz» Defen und weuerheerde, fünnen am der „ande einer 
— — oder dem Nachbar gehörenden Scheidewand, ohne deſſelben Bewil- ‚gemeinideft 
igung nicht angelegt werden. — 

$. 134. Dagegen iſt ein Jeder am der gemeinſchaftlichen Mauer, auch ohne be— 
fondere Rüdfrage mit dem Nachbar, Schornfteine anzulegen 9), wohl befugt. 


Die zum Beften der Nachbarn — geſetzlichen Einſchränkungen des Eigenthums berechtigen 
und verpflichten dinglich. Daher find unter den benachbarten Gebäuden im $. 125 nicht die Perſonen 
der Befiter derjelben zu verſtehen, welche diejelben jchon zur Zeit der Herrichtung der ſchädlichen An- 
lage beſeſſen haben, mithin fanı das Necht auf die geſetzliche Einfchränkung des Eigenthums des Au— 
deren nicht jhon don dem Erwerbe des berechtigten Grumditüds, vielmehr nur von einem bejonders 
erfolgten umd von jenen Perſonen abgeleiteten Erwerbe abhängig ſein; und andererjeits lann micht der 
Befiter des geſetzlich verpflichteten Grundftüds für befreit erachtet werden, weil er jein Grundſtück 
mit der dem Nachbar jhädlihen Anlage erworben hat. Ertl. des Obertr. dv. 17. Juli 1860 (Archiv 
für Rechtsf. Bd. XXXVIN, 5. 202). Vom privatrechtlichen Boden aus ift die Ausführung anzu— 
zweifeln. Aber vom Standpunkte des „öffentlichen Intereſſes“ ift gar nicht zu bezweifeln, daß eine 
gemeinshädliche Anlage zu allen Zeiten auf Berlangen des dadurd Betroffenen weggeichafft werden muß. 

86) Werkſchuh ift eim gleichbedeutender Ausdıud für „Ruß“, „Werkfuß“ und bezeichnet dafielbe 
Maß, was der 8. 125 voricreibt. Der jog. rheinländiihe Werkjuß it jeit dem 28. Oftobr, 1773 in 
Preußen, den Marten und Pommern eingeführt und mit dem heutigen Preuß. Fuß identiih. Ans 
weiſung zur Anfert. der Probemaße vom 16. Mai 1816, 8. 2. (6.2. ©. 149.) 

868) (4. U.) Gegen baupolizeilihe Anordirungen, betreffend die Anlage von Straßenrinnen, ift 
der Rechtsweg unzuläflig, Erf. des Komp. » Geridhtsh. v. 13, Oltbr. 1860 (J. M.Bl. 1861, ©. 268), 
Bergl. unten Ann. 288 zu %.187 d. X. 

87) Daß heißt nicht oberhalb der Oberfläche, wie es ein Appell..Gericht ausgelegt hatte, jondern 
es fanıı auch im der Erde, unter der Oberfläche, verdedt jein. Bergl. Entſch. XVU, 119, 

88) Oder andere Flülfigfeiten, 3. B. Schlempe aus Brennereien, Del aus Oelfabriten. 

888) (4. A.) Die Worte „anlegen will“ find nicht fo zu verftehen, daß der Wille auf die Ante- 
gung einer Rinne — geweſen und demgemäß auch ein die Waſſerableitung bezweckendes Baumert 
oder eine ſonſtige Anlage vorausgeſetzt ſei; vielmehr muß, mern der Nachbar eine Einrichtung auf ſei— 
nem Grunde und Boden, durch welche eine Rinne entftcht , die das Wafler ableitet, trifft, der Eigen 
thümer des anftogenden Grundftüds dagegen Schuß finden, geietst auch, daß es im der Abficht des 
Nachbars gar nicht gelegen hat, daß eine Rinne entftehen oder daß ſolche Wafjer ableiten ſollte. Erk. 
des Obertrib. dv. 12. März 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, ©. 351). 

89) Dieje Entfernung wird von der inneren Wand der Rinne gemefien. Anmerkung 82. 

89a) (4. A.) Der 8. 129 findet auf Anlagen, welche lediglich eine Verminderung des Waflers 
in dem Brunnen des Nahbars bewirken, keine Anwendung. Erf. des Obertr. vom 14. Dez. 1854 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XVI, ©. 96.) 

90) Aus der L. 21 D de aqua (XXXIX, 3), u. L. 1, & 12 eodem, doch fügt die zweite 
Stelle bei: „si non animo vieino nocendi, sed suum agrum meliorem faciendi id fecit.“ Das ift 
der een des 5. 28 d. T. ©. jedoch den Pl.Beſchl. des Obertr. vom 7. Juni 1852 und zu 
8. 189, Anın. 31, 

908) (3. A.) Aber nicht ohne polizeiliche Genehmigung und nicht ohne Beobachtung der über Ans 
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$. 135. Eine gemeinfchaftlihe 1) Mauer kann jeder Nahbar an feiner Seite 
bis zur Hälfte der Dicke zu feinem Nugen brauchen, in fofern dadurch dem Gebäude 
felbit fein Nachtheil gefchieht 91°). 
$. 136. Doch müſſen Wandfchränfe und andere dergleichen Anlagen in einer 
folhen Mauer dergeftalt eingerichtet werden, daß fie nicht auf diejenigen treffen, welche 
_ der Nachbar auf der entgegenftehenden Seite bereitd angelegt hat. 
Down Erik $. 137. Um Licht ?3) in feine Gebäude zu bringen, fann ein Jeder Deffnungen 


und von der 

Ausfiht 92), — 7 
legung von Schornfteinen gegebenen Vorſchriften, deren faft jeder Regierungsbezirk feine bejonderen 
hat. Sie verbieten alle die Anwendung von Holz und von Luftfteinen zu ornjteinbauten , und bes 
ftimmen zum Theil auch die Weite der Möhren, wie z. B. für Berlin die K.O. v. 4. Oltbr. 1821 
(6.9. 1822, S. 42), Inſtr. vom 14, Jan. 1822 (ebend. ©. 43) und die M.B. dv. 17. Mai 1830 
(8.8. ©. 84); R.v. 15. Juni 1826, betr. die Konftruftion der ruffiichen Schornfteinröhren (v. K. 
Anm. Bd. X, ©. 417), 

91) Auch über eine dem Nachbar allein gehörige Mauer, auf melde der Andere eine servitus 
oneris ferendi hat, darf der Eigenthümer nicht einfeıtig, zum Nachtheile des darauf ruhenden frem- 
den Gebäudes, verfügen. Pr. 1298 vom 29. April 1843 (Entid. IX, 200), 

91a) (4. A.) Der Nachbar ift berechtigt, die gemeinichaftlihe Dauer an feiner Seite auf der 
Hälfte ihrer Dide auch zu erhöhen, im ſoweit dadurch dem Gebäude des Nachbars kein Schaden zu- 
gefügt wird. Pr. des Obertr. 2694 vom 17, Septbr. 1857 (Arc. für Rechtf. Bd. XXVI, ©. 191 
und Entih. Bd. XXXVIII, ©. 49). (5. 4.) Auch ift eine geringfügige, die Haltbarkeit der Mauer 
nicht gefährdende Schmälerung ihrer Dide nicht ausgeichlofien. Ext. des Obertr. vom 9. u. 11. Fe 
bruar 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIH, ©. 136). Allen die nr Bedingung, daß da- 
durch dem Gebäude ſelbſt kein Nachtheil entftehe, erfüllt der bauende Nachbar in dem Falle nicht, 
wenn er die Dauerhaftigteit der, einen integrirenden Theil beider Nacdıbar « Gebäude bildenden , ge— 
meinichaftlihen Mauer verringert. Eine derartige ihm nachtheilige Berfügung über das gemeiufcheht- 
liche Eigenthum braudıt der andere Nachbar in der Ermartung, daß der Nachtheil durch die weitere 
Ausführung des Bauplanes feines Nachbars wieder werde behoben werden, um jo weniger zu dulden, 
als der 8. 135 eine Ausnahme von der Negel (Tit. 17, $. 10) vorfchreibt und daher ansdehnender 
——— nicht unterliegt. Erk. deſſ. vom 3. Mai 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 170). — 
Hat der Nachbar die gemeinſchaftliche Mauer von ſeiner Seite bis über die Hälfte der Dicke hinaus 
erhöht, jo ift die Erhöhung, ſoweit fie auf der anderen Hälfte ruht, nah dem Rechtsgrundſatz: „solo 
eedit, quod solo innedificatur“‘, durch Acceſſion, und zwar ſpeziell durch Inädififation, Eigenthum 
des anderen Nachbars geworden. Erk. d. Obertr. d. 10. Januar 1865 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVIII. 
©. 62). Die 88. 133 bis 136 find von ſolchen gemminichaftlichen Mauern zu verſtehen, welche zwi⸗ 
chen bereits vorhandenen Gebäuden fich befinden. Unten, Anm. 988 zu $. 139 d. T. 


92) Unter diefem Rubrum ift im zwei Beziehungen von Licht und Ausficht Rede. Die eine be- 
trifft die Berechtigung des Eigenthümers, ſich durch Oeffnungen in der Wand jeines Gebäudes Licht, 
Ausſicht und Luft zu veridhaffen. Davon handeln die beiden 88. 137 u. 138. Die andere ift die 
entgegengeietste : fie betrifft die Beiuguiß des Nachbors, durch Vorbaue dem Anderen die ſchon bors 
handenen Deffnungen oder die im zu errichtenden Gebäuden noch anzulegenden Deffnungen zu ver» 
fümmern. Davon handeln die folgenden $$. 139 — 147. Die jeder diejer verichiedenen Beziehungen 
angehörigen Borichriften find nicht mit einander zu vermengen. . 

Die Vorſchriften enthalten übrigens fein geichichtliches Recht, fie find zufällig ausgedacht, wie 
die Revifion der Monita und die Bemerkungen von Suarez ergeben. Gej.-Rev, Dot. zu 88. 107 ff. 
des Entw. d. T., ©. 69, auch mitgetheilt in der Jur. Wochenſchr. 1839, ©. 110. 

93) Der Zmwed der Deffnungen und Fenfter ſoll alfo Lichtbringung fein. Unter Fefthaltung die» 
ſes Zmedes kann die Vorſchrift auf zweierlei Weile, im gerade entgegengefeten Sinne, ausgelegt 
werden, umd fie ift wirtlich jo ausgelegt worden. Man kann fie jo auffafjen, daß nur den Lichtöffnungen 
beftimmte Schranfen gejegt ($. 138), andere Definungen aber ng und unbeichränft freigeftellt 
jeien. Dies widerſpricht jedoch dem $. 148 geradezu. Cine andere Auffafjung hingegen fommt zu 
dem Ergebnifie, daß nur Pichtöffnungen und zwar auch nur unter den dorgeichriebenen Beichrän- 
kungen, andere Definungen aber gar nicht angelegt werden dürften. Dieſe Auslegung hat den Sinn 
der Worte und das argumentum a contrario ei ih, fie entipricht aber nicht dem inneren Zuſam— 
enge 3 der Rechtsgrundſätze dom Eigenthume und defjen freiem Gebrauche, und befriedigt deshalb 
nicht. Bon dem angegebenen Zwecke ift abzuiehen; der freie Gebrauch des Eigenthums hat dadurd) 
nicht auf das Lichtbringen beichräntt werden follen; auch Luft kann eingebradıt werden, und weder 
das Cine, noch das Andere kann der Nachbar deshalb verbieten, weil durch die Definungen menſchliche 
Blide auf fein Grundftüd fallen können. Er kann feinerjeits denjelben, nad) $. 139 ff., durch Bretter- 
wände Schranfen ſetzen. Bergl. die Motive zum Pr. 2200 (Anm. 94). 

(5. U.) Unter „Licht“ kann nur ein ſolches Licht verftanden werden, welches dem Eigenthümer, 
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und enter 93°) in feine eigene Wand oder Mauer machen, wenn diefelben gleich eine 
Ausficht über die benachbarten Gründe gewähren. 

8. 138. Sollen jedoch die Deffnungen 93) in einer unmittelbar ?*) an des Nach- 
bard Hof oder Garten ?*°) ftoßenden Wand oder Mauer gemacht werden, fo müjlen 
diefelben, wo es die Umſtände geftatten 95), ſechs Fuß von dem Boden des Zimmerd 


der defien bedarf, genügend ift, fagt das Obertr. in feinem Erf, vom 16. Juli 1864 (Acc. f. Rechtsf. 
Bd. LV, ©. 216), Der Rechtsgedanfe würde ganz richtig fein, mern es ftatt „dem Eigenthlimer‘ 
hieße: jedem Bewohner. Denn ein Picdht, welches einem dort fein Gewerbe treibenden Grobſchmied 
genügt, ift einem Kleinuhrmacher, Schneider oder Schreiber bei Weitem nicht genügend. „Der Ei— 
genthiimer braucht vielleicht gar fein Licht in dem betreffenden Raum, weil er jelbft ihm nicht be— 
nutt, aber er fann ihn nicht an Jeden vermiethen, wenn derfelbe nicht für Jeden, wegen Lichtman- 
gel, brauchbar ift, und dadurch wird der Werth jeines Eigentums vermindert. 

93@) (5. X.) Fenſter find im $. 137 nicht als Gegenfat zu den Oeffnungen, jondern als die am 
meiften in den gedachten Beziehungen vorlommenden Den hinzugefügt. Daher bedurfte es nicht 
deren ausdrücklicher Erwähnung im $. 138, ebem meil fie unter die allgemeine Kategorie der Oeffnun— 
gen gehören, und findet folglich der $. 138 auch auf Fenfter allerdings Anwendung. Erf. des Obertr. 
a 30, ig 1865 (Archiv für Rechtsf. Bd. LVII, ©. 337), Bergl. die Pr. 975, 2200, 2471 
(Anm. 94). 

93b) (5. A.) Oder Fenfter. ©. die dor. Anm. 93@ und die folg. 94, Abf. 3. 

94) Das ift jo nahe am der Grenze, daß aus den Deffnungen der Luftraum über dem Grund» 
ftüde des Nachbars durch Aufmachen des Fenſters oder durch Ausmwerfen und Ausgießen berührt wers 
den fann. (4. U.) „Hart an der Grenze‘, jagt das Obertr. in der Entſch. vom 11. Dez. 1856 (Arch. 
für Rechtsf. Bd, XXIII, ©. 142). 

Diefer Einſchränkung ift in ſolchem Falle nicht allein die Anlage von Oeffnungen und Fenftern, 
welche die Einbringung bon Licht in ein Gebäude bezwecken, fondern aud die Anlage von Deffnungen 
zu anderen Sweden, 3. B. zur Beförderung des Luftzuges unterworfen. Pr. des Obertr, 2200, vom 
26. März 1850 (Entih. Bd. XIX, ©. 104). 

Dagegen findet die Vorſchrift feine Anwendungen auf Oeffnungen und Feuſter, melde über der 
Luftiäule eines unmittelbar anftoßenden Gebäudes des Nachbars angelegt werden, desgleichen auf Deffe 
nungen und enfter in neu zu errichtenden Gebäuden, welche nicht unmittelbar auf der Grenze ftehen. 
Pr. des Obertr. 975, vom 23. Jan, 1841. Dielen Sat präzifirt das jüngere Pr. 2471, v. 14. Juli 
1853 dahin: „Die dem Eigenthümer bei Anlegung neuer enfter nach dem Hofe oder Garten des 
Nachbars hinaus im $. 138 auferlegte Beſchränkung wegen Erhöhung umd Bergitterung der Fenſter 
erfordert, daß die Wand, in welcher die Fenfter angelegt werden, unmittelbar an das Grundſtück des 
Nachbars anftögt, findet aljo nicht Anwendung, wenn ziwiichen der Wand umd der nachbarlichen Grenze 
ein, wenn auch noch fo geringer Zwiſchenraum vorhanden if. Darauf, ob die bei Errichtung neuer 
Gebäude vorgeichriebene Baulinie innegehalten ift, kommt es hierbei nicht an.“ (Emtich. Bd. XXVII. 
©. 42.) (5. U.) Wieder angewendet gegen ein difjentirendes Appell. « Gericht, welchem der Abftand 
von 34 rejp. 24 Zoll nicht groß genug gewejen war, durch das Erf. vom 21. März 1865, unter Ber- 
nichtung des Appell,Urtels, „da die Wand, in der die Fenſter fich befinden, nicht unmittelbar an den 
Garten des Klägers ftößt, fondern ein Zwiſchenraum vorhanden ift.“ (Arch. f. Nechtsf. Bd. LVIII, 
S. 221.) — Stößt aber auch nur der untere Theil der Wand unmittelbar an die Grenze, fo muß 
der $. 138 zur Anwendung kommen, wenn auch die Wand mehr in der Höhe, da wo das enter 
fi) befindet, etwas zurüdgezogen ift. Erf. defj. vom 30. Mai 1865 (ebd. ©. 389). 

948) (4, A.) Unter „Hof oder Garten“ ift jeder zu dem Haufe des Nachbars gehörige offene 
Raum zu verftehen. Erf. des Obertr. v. 17. Dez. 1856 (Archiv für Mechtsf. Bd. XXIII, ©. 162). 

Ein Grundftüd, weldes durch Anlegung eines Eijenbahn »- Schienenmwegs über dafjelbe die Eigen- 
ſchaft einer öffentlichen Straße erhalten hat, ift als „Hof oder Garten” im Sinne des $. 138 nicht 
anzufehen, auch genügt dazu die bloße Umfriedigung des Plates nicht. Ext. deff. v. 3. Febr. 1857 
(Arch. f. Rechtsf. B. XXIV, ©. 32). 

Der $. 138 findet überhaupt dann feine Anwendung, wenn der Zwiſchenraum nicht dem Nad)- 
bar allein, ſondern beiden Nachbarn gemeinichaftlich gehört. Erf. des Obertr. v. 25. Septbr. 1855 
(Archiv für Rechtsf. Bd. XVII, ©, 159), 

95) Das heißt, wenn der Kaum, in melden die Deffnung angelegt werden foll, hoch genug 
dazu ift. Iſt er über ſechs Fuß hoch, jo muß die Definung fo niedrig im Fichten, als e8 nad) dem 
Zwece möglich ift, gemadht werden, um fie fo hoch wie möglich anzubringen. (4. 9.) Demuach fin« 
det der $. 138 feine Anwendung, wenn die berlangte Erhöhung des Fenfters nur eine unvollftäns 
dige | herbeiführen würde. Erk. d. Obertr. v. 11. Dez. 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, 
©. 142). (5. 9.) Denn unter diejen „Umftänden“ find auch die Fälle begriffen, in melden durch 
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oder Behältnifjes 5°) erhöht ?5®); in allen Fällen?5°) aber mit eifernen nur zwei 
Zoll von einander jtehenden Stäben, oder mit einem Drabtgitter verwahrt fein ?5 4). 


— — — — 


die Beſchränkung dem —— das ihm bedürftige genügende Licht entzogen werden würde. Erl. 
des Obertr. vom 16. Juli 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, ©, 216), 

958) (5, 4.) M. ſ. unten, Aum. 5b zu $. 142, 

956) (2. A.) Wenn nicht das Recht der freien Ausficht zufteht. $. 62, Tit. 22. 

95€) (2. U.) Alſo auch in dem Falle, wo der Fenſteranleger das Recht der freien Ausficht hat; 
die Vergitterung ift feine Beichränfung deſſelben. (5. A.) Durch den $. 138 find dem Eigeuthümer 
der Dauer nidyt ſowohl eine einzige, als vielmehr zwei bejondere, von einander unabhängige, Ein: 
ihränfungen auferlegt, von welden die eine nur unter gewiſſen Umftänden, die andere aber überall 
md in alten Fällen eintreten joll. Erf. des Obertrib. vom 1. Mai 1866 (Archiv für Rechtsf. 
Bd. LXIV, ©. 110), 

954) (4. A.) Hier ift nur vom ganz neuen, bisher nicht vorhanden geweſenen Definungen und 
age die Rede, zu welchen man diejenigen nicht vechnen faun, die in einem neuen Gebäude, mel 

s an der Stelle eines alten Gebäudes, im welchem die Fenfter ſchon vorhanden waren, errichtet 
worden ift, wieder angelegt find. — Der Umftand, daß die Fenfter in dem neuen Gebäude niedrie 
ger gelegen und größer find, als die früher vorhandenen , rechtfertigt die Anwendung des $. 138 nur 
dann, wenn durch die niedrigere Lage und den größeren Umfang der neuen Fenſter dem Nachbar ein 
Nachtheil zugefügt worden ift, oder doch erwachſen kann. Erf. des Obertr. v. 27. Juni 1857 (Arch, 
Bd. XXV, ©. 301). Ob der Nachbar ſich die Anlage der Oeffnungen in dem an die Stelle des 
früheren Gebäudes errichteten neuen Gebäude gefallen laſſen muß, hängt davon ab, ob fie mehr oder 
weniger erheblih, und ob durch die neue Anlage das Recht des Nachbars mehr als früher beichränkt 
und beläftigt wird. Erf. des Obertr. vom 6. Juni 1861 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLI, ©. 299). 

(5. 9.) Zur Anwendung des 8. 138 ift allerdings das Aneinandergrenzen der Grundſtücke, ohne 
daß eine öffentliche Gaſſe dazwiſchen Tiegt, nothmendig (j. o. Anm. 55€ zu $. 103), aber dies micht 
. allein, fondern e8 muß; noch hinzutreten, daß die Wand oder Mauer, im melcher Definungen gemacht 
werden follen, unmittelbar an des Nachbars Hof oder Garten flößt. Erk. def. vom 14. September 
1865 (Arc. f. Rechtef. Bd. LXI, ©, 29). 

(5. 4.) Iſt an die Stelle eines an der Nachbargrenze befindlichen alten mit Fenſtern ſchon ver- 
jehen geweſenen Gebäudes ein neues Gebäude mit einer größeren Zahl von Fenftern errichtet worden, 
jo find die Bejtimmungen über den Umfang und die Lage jolcher neuen Fenſter, welche zum Erjag für 
die Älteren Fenfter dienen follen, den vorher beftandenen faftiichen Berhältniſſen anzupaflen, und 
diejenigen bon den mehreren fenftern ipeziell zu bezeichnen, welche als die den alten Zuftand forte 
ſetzenden erachtet werden follen. Eine Auswahl fteht den Parteien nicht zu. — In dem Falle, wo 
an der Stelle, an welcher das neue Gebäude aufgeführt ift, ſchon ein älteres Gebäude gejtanden hat, 
in welchen bereits Fenſter vorhanden waren, findet die Vorichriit des $. 138 nur dann Anwendung, 
mern der Nachbar durch die neue Fenfteranlage in eine machtheiligere Lage verſetzt worden iſt. Une 
zweifelhaft tritt diejer Fall eim, wenn die Anzahl der neueren Feniter gegenüber der früheren Anlage 
vermehrt worden, nicht aber ohne Weiteres aud dann, wenn die neuen Fenſter nur und allein eine 
weniger erhebliche Veränderung erlitten haben. Erk. defi. vom 14, Februar 1867 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXV, ©. 314 u. 316), 

Hat der Berechtigte ausdrüdiich und unbedingt in die Anlage der Fenſter eingerilligt, ohne hier« 
näcft der entiprechenden Anlage zu widerſprechen, jo hat der umterlaffene Wideripruch den Verluſt 
ded Rechts, die Einrichtung der Fenſter nach der Borichrift des $. 138 zu fordern, zur Bote , Kt. 
des Obertr. d. 18, Dftbr. 1860 (Arch. f. Nectsf. Bd. XL, ©. 34), Außer diejem Falle — der 
$. 43, Tit. 22 hier nicht Anwendung. S. Aum. 31, lit. b dazu. 

(4. 4.) Für den Eigenthümer eines Grundftüdes gebt das auf Grund des $. 138 ermorbene 
Recht dadurch nicht unter, daß der Eigenthümer des berechtigten Grundftüdes fein Eigenthum auf 
einen Anderen überträgt, fondern es kann auch von dem Befitsnachfolger ausgeiibt werden. Erf. des 
Obertr. d. 11. Februar 1862 (Entih. Bd. XLVII, ©. 88), — Wenn aber zwei aneinanderftoßende 
ftädtiihe Grundftüde von Einem beiefien werden, der Befiter in dem einen Gebäude Fenjter und 
Definungen in einer an das Mebengrundftüd unmittelbar anftoßenden Wand oder Mauer machen 
läßt und nachher dieies Nebengrundftüd veräußert, fo kann der Erwerber auf das fragliche Mecht auf 
Grund des $. 138 feinen Anſpruch machen, weil dafielbe fiir das veräußerte Grundftiid zur Zeit der 
Veräußerung nicht entftanden war, folglich auch auf den Erwerber nicht mit übergehen konnte. Erf. 
defj. vom 13. März 1862 (Entſch. Bd. XLYH, ©. 9). 

(4. 9.) Durch ein zwiſchen den Befitern zweier benachbarter Häufer getroffenes, vom beiten Sei« 
ten erfülltes mündliches Abkommen, über die Anlegung von Fenftern in eimer unmittelbar anftoßen- 
den Wand, werden die beiderieitigen Macıfolger gebunden. Derjenige, weicher fein Haus, mit der 
diesjälligen , äußerlich erfennbaren Servitut belaftet, erwarb, kann ein Mehreres, als die Erhaltung 
des Zuſiaudes, welcher zur Zeit des Erwerbes beftand, micht verlangen; den Mangel der Schrift» 
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8. 13996). Neu errichtete 97) Gebäude ?7 =) müjlen von ältern ſchon vorhand- 


form bei demjenigen Bertrage, durch welchen die Servitut fonftituirt worden, geltend zu machen, 
ift er nicht legitimirt. Erf. des Obertr. dv. 21. Dezember 1861 (Entſch. Bd. XLVII, ©. 221). 

(4. A.) Wer auf Grund des $. 138 rechtfräftig verurtheilt worden ift, mit den darin borgeichrie- 
benen Mafgaben die in der ftreitigen Wand befindlichen Fenfter zuzumanern, umd nachdem dies ge- 
ſchehen, fi herausnimmt, ohme alle Nüctficht auf das Judilat in derielben Wand gerade wiederum 
ſolche Fenfteröffnungen,, deren Anlage ihm unterjagt ift, an einer amderen Stelle anzubringen , be» 
einträchtigt (verlegt) den Beſitz des Rechts des Nachbars, die Anlage von Fenftern in jener Wand 
in anderer Art, als das Judilat geitattet, zu unterjagen. Der Nachbar muß daher im Beſitze ſeines 
Unterjagungsrechts in possessorio geichüßt werden. t. des Obertr. dv. 22. April 1861 (Archiv für 
Rechtsf. Bd. XLI, S. 189). 

(5. 4.) Bloß dadurch, daß Deffnungen in einer der Vorfchrift des $. 138 mwiderfprechenden Weiſe 
wirklich angelegt find, kann dem klagenden Nachbar nicht der Beweis aufgebürdet werden, daß der 
Beliagte zu diejer vorichriftswidrigen Anlage nicht berechtigt geweſen jei; vielmehr genügt die That- 
ſache, dat die vorhandenen Deffnungen vorichriftsiwidrig angelegt find, zur Begründung der Klage 
auf Herſtellung der geſetzlich —— Einrichtung derſelben. — Behauptet der Bellagte, daß 
er bon der im $. 138 porgeſchriebenen Beſchrünkung aus einem beſonderen Grunde befreit, daß na— 
mentlich das Fenſter ſchon ſeit rechtsverjährter Zeit vorhanden oder mit Einwilligung des Nachbars 
angelegt worden jei, jo liegt ihm der Beweis diejer jemer Behauptung, nicht aber dem Kläger der 
Beweis des verneinenden Satzes ob. Erf. defj. v. 18. Dezember 1866 (rd. f. Rechtsf. Bd. LXVI, 
©. 213). Der Appellationsrichter hatte das Gegentheil behauptet, d. h. dem Kläger den Beweis des 
berneinenden Satzes aufgebürdet, weil der $. 138 nur dabon rede, wenn Deffnungen in der Wand 
oder Mauer gemacht werden follen, daher e8 zur Subjtantiirung der Klage gehöre, anzugeben, 
wann und durch wen das bereits vorhandene Fenſter angelegt worden jei. 

96) Die SS. 139 und 140 handeln dom Rechte des Zwiſchenraums nachbarlicher Gebäude (jus 
interstitii), umd die 88. 142 u. 143 don dem Rechte auf Licht und Ausficht (prospectus coeli). Beide 
find zwei von einander völlig verichiedene Rechte. Pl.-Beſchl. (Pr. 1777) Nr. 1, vom 11, Mai 1846 
Entſch. Bd. u. ©. 27), Natürlich haben ſich die Verf. des AR. das jo gar nicht gedacht. Siehe 

nm. 92 a. €. 

97) Neu errichtete Gebäude im Sinne der 88. 139 m. 140 find nur jolche, welche auf einem 
Plate aufgeführt werden, worauf bis dahin noch fein Gebäude geftanden hat. Deri. Pl.-Beſchl. 
Nr. U. (4.9) Die Einichränfungen der 8. 139, 140, melde fi auf das Recht des Zwiſchen⸗ 
raums nachbarlicher Gebäude (jus interstitii) beziehen, finden alio feine Anwendung auf den Wall, 
wenn ein bereits vorhandenes Gebäude erhöht werden ſoll. Erf. des Obertr. vom 26. Februar 1852 
(Archiv für Rechtsf. Bd, V. ©. 55). 

Auch ift darumter der Fall begriffen, wenn an der Stelle eines bereits früher auf dem Plage ger 
ftandenen Gebäudes ein anderes dergeftalt errichtet werden fol, daß nicht die bisher bebaut geweſenen 
Grenzen eingehalten werden, vielmehr mit Weberichreitung derfelben das Gebäude einen dem Nachbar 
näheren Pla angerwiejen erhält, als es zeither eingenommen hat. Pr. 2062, vom 22. Auguft 1848 
(Bräj.-Samml. Bd. I, ©. 27). (5. A.) Wird das neue Gebäude an Stelle eines abgebrochenen alten 
Gebäudes errichtet, jo hat der Nachbar, welcher eine Nechtsverteigung behauptet, zu bemeijen, daß der 
Neubau die Grenzen des früheren Gebäudes überichreite und die Borichrift des $. 139 nicht beachtet 
fei. Erf. des DObertr. vom 9. Juni 1868 (Arch. für Rechtsf. Bd. LXXI, ©, 207). (4. 4.) Ebenio 
ift ein Bau, meider den von dem abgebrannten Gebäude eingenommenen Raum der Länge nadı über- 
ichreitet , im Sinne des Gejeges ein Neubau. rk. des Obertr. d. 16. Febr. 1858 (Arch, f. Rechtsf. 
Bd. XXVII, ©. 283). 

Hat auf dem Platze bereits früher ein Gebäude ee ift dafjelbe abgebrochen worden, und 
bat der Plag eine neue Beftimmung erhalten, es joll darauf aber wiederum ein Gebäude aufgeführt 
werden, jo ıft in jedem einzelnen Falle nady den Umftänden — je nachdem aus der dem Plage gege- 
benen neuen Beftimmung ein Aufgeben des Rechts zum Wiederaufbaue in den Grenzen des früheren 
Gebäudes gefolgert werden kann — zu beurtheilen: ob dafjelbe zu den neu zu errichtenden Gebäuden zu 
zählen ift, oder nicht. Pl.-Beſchl. (Br. 1777) Nr. II, vom ı1. Mai 1846 (Eutſch. Bd. XIU, ©. 28). 

Der Beſitzer des älteren Gebäudes hat das Recht, zu verlangen, daß des Nachbars auf einem 
bisher unbebaut geweſenen Plate neu errichtetes Gebäude jedenfalls, nad $. 140, 14 Fuß von der 
Grenze zurückbleibe. Steht das diesjeitige ältere Gebäude auch mehr als 14, Fuß don der Grenze ent— 
fernt , fo ift e8 doch nicht genügend, wenn der Neubauende ohne Weberichreitung feiner eigenen Grenze 
nur 3 Fuß (5. 139) von dem alten Gebäude zurückhleibt, vielmehr iſt der Zwiſchenraum zwiſchen die— 
fem und der Grenze, foweit er die Entiernung von 14 Fuß überfchreitet, fr einen unbebauten Plag 
zu achten , auf welchen die Beftimmung des $. 140 anmendbar if. Pr. 7808, vom 21. Dezbr. 1839. 

97a) (2. A.) Gebäude. „Auf Zäune, Planten und Sceidewände find die geietlicen Vor— 
ichriften ($$. 139 — 142) über den Abſtand neu errichteter Gebäude von Gebäuden des Nahbars nicht 
auszudehmen.‘ Pr. des Obertr, 2378, vom 13. Mai 1852 (Entſch. Bd. XXI, ©. 53). — (4. U.) 
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nen Gebäuden 722) des angrenzenden Nachbars, wenn nicht befondre Polizeigefeße ein 
Andres vorjchreiben ?7®), wenigften® drei 93) Werkſchuhe zurüdtreten 95°), 


Iſt eine Miftgrube,, wenn fie ausgemauert umd mit einer 1 bis 14 ni hohen Mauer eingefaßt ift, 
ein Gebäude? Nein. Denn, jagt das Obertr., nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche wird unter 
Gebäuden verftanden: ein durch Umfafjungsmauern oder Wände umfchlofjener und gewöhnlich bedady- 
ter Raum über der Erde, der ein Behältniß darftellt zum Aufenthalte von Menſchen oder Vieh, oder 
zur Aufbewahrung beweglicher Gegenftände, als melde dann gewöhnlich Häuſer oder Scheunen umd 
dergleichen Baumerfe ericheinen. Erf. des Obertr. v. 12. März 1863 (Mrchiv f. Rechtsf. Bd. XLVIII, 
©. 241). Danach wäre 3. B. ein noch jo großer Pavillon, der feine Umfafjungswände hat, fein Ge- 
bäude; eine einfache Fachwand aber foll wieder ein Gebäude fein, nad) dem Erf. des Obertr. vom 
13. Sptbr. 1859 (j. d. folg. Aum. 97aa), Gebäude heit nach dem geröhnlichen Sprachgebrauche 
ein Werk, welches durch Zujammenjegung einzelner Stüde errichtet, aufs (d. h. in die Höhe) geführt 
ft. Es ift allo auch 3. B. ein Thurm, der feinen Raum umſchließt, vielmehr durchaus maſſiv if, 
aljo feine Umfafjungswände hat und kein Behältniß darftellt, ein Gebäude, ebenſo wie man eim 
Schiff ein Gebäude nennt. Die Definition des Obertr. ift mithin nicht erichöpfend. 

(4. 9.) Eine analoge Anwendung der 8. 139 — 146 ift auf Fälle, mo. es ſich um Lichtentzie- 
hung mittelft anderer Gegenftände ald Gebäude, 3. B. Holzftapel, handelt, nicht für zuläffig zu er- 
achten. Erf. des Obertr. vom 28. Februar 1861 (Entſch. Bd. XLV, ©. 71), 

97a) (4. U.) Eine, unmittelbar an die mit Fenftern verfehene Mauer des Nachbarhauſes errich 
tete, jene Mauer gänzlich bverdedende ausgemauerte Fachwand aber ift als ein „Gebäude“ im Sinne 
= ss. 189 — d. T. anzuſehen. Erf. des Obertr. vom 13. Septbr. 1859 (Archiv für Rechtsf. 

d. XXXV, ©, 51), 


976) (3, A.) Die Vorſchrift des 8. 139 kann mithin von den Bezirfsregierungen, auf Grund 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850, abgeändert oder auch aufgehoben werden. 
Sie ift bei Gebäuden in den Städten an Straßen oder an einem öffentlichen Plate ganz unpraktiid. 
Eine Straße würde ſich ſchlecht ausnehmen und der Handhabung der öffentlichen Sicherheit jehr hinder- 
lich fein, wenn zwiſchen allen Häuſern ein Durchgang ſich befände. Die Regierung zu Oppeln hat den 
$. 189 durch eine Polizeiverordnung dom 9. Dez. 1854 für ihren Bermwaltungsbezirt, mit Borbehalt 
der jonftigen Privatrechte der Nachbarn und anderer Perionen, aufgehoben. (Oppeln. Amtebl. 1854, 
©. 327.) — (4. W) Daß die 88. 139, 140 andere polizeiliche Borichriften in Anfehung der von 
ihnen betroffenen Gegenftände zulaſſen, bat auch das Obertr. in judicando ausdrücklich ausgeiprocen. 
Erf. vom 14. Oftbr. 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©, 96), 

98) Diefe, ſowie die 14 Fuß des $. 140, merden dom der Mitte der wahren Grenze (Örenzlinie, 
Eigenthumsgrenze, Erk. v. 6. Januar 1857, Archiv für Nechtsfälle, Bd. XXIII, ©. 194) bis zur 
Fachwand in ihrer ganzen Höhenausdehnung gemefien : auf das vorſpringende oder zurüdgezogene Fun— 
dament kommt es nicht an, weil die Fenſter in einer gewiſſen —— des Nachbars Grund⸗ 
ſtücke zurüdbieiben ſollen. Es iſt daher nicht zureichend, wenn nur die Grundmauer des neuen Ge— 
bäudes im der bezeichneten Entfernung angelegt worden, vielmehr muß letztere in der ganzen Höhen— 
ausdehnung des Gebäudes innegehalten werden. Das im $. 123 mur enthaltene Berbot über die 
Grenze ragender Bauwerke fteht dem nicht entgegen. Br. 7806, v. 21. Dez. 1839, und (micht einges 
tragenes) Pr. d. 10, Nov. 1848 in Sachen Went w. Reis 1#%/,,, III, 48. — (2. 9.) Dieſer Grund- 
ſatz und defjen NRechtfertigungsgründe haben durch den Pl. Veſchl. (Pr. 1777) vom 11. Mai 1846 
(o. in der Anm. 97, Satz 3) feine Veränderung erlitten. Pr. 2366, vom 25. März 1852 (Eutic. 
Bd. XXI, ©. 47). (4. U.) Bon dem in dem Pr. 780b miedergelegten Rechtsgrundiage ıft das 
Obertr. wieder abgegangen. Es hat durch das Pr. 2690, dom 14. Mat 1857 als Rechtsgrundſatz 
feftgeftellt, daß der vorgeichriebene Abftand nicht auf die Dahausladungen (Voriprünge der Dad)- 
traufe) des neuen Gebäudes zu beziehen jet, und daß diefe nur nicht Über die Grenzlinie hinaus ra- 
gen dürfen. (Entih. Bd. XXXVI, S. 32.) Das ift als das Richtige anzuerfennen. Die Beweis— 
führung ift überzeugend. Ich hatte ſchon zu dem Pr. 7806 in den früheren Ausgaben, als Schluß: 
folgerung,, freilich als eine zur Intention defielben nicht paſſende, die Bemerkung beigefügt: Auf 
ſ. 9. Dahausladungen oder andere Vorſprünge des Bauwerks wird alſo nicht geiehen. Das 
tar der Ausdrud meiner nicht näher motivirten eigenen Meinung. (5. U.) Das Obertr. hat das 
Pr. 2690 folgerichtig aud auf vorjpringende Pfeiler ausgedehnt und erfannt, daß bei Bauten an der 
Grenze der Zwiſchenrauut von 3 und reip. 14 Werkichuh von dem neuen Gebäude, d. h. von der 
nad der Seite des Nachbars gerichteten und daffelbe repräientirenden Mauer und nur von dieier, 
nicht aber dom den an derſelben an- oder vorgebauten und daher vorfpringenden PBfeilern zu bemeffen 
und für diele Pfeiler nur die Eigenthumsgrenze inme zu halten jei. Erf. vom 20, Februar 1866 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. LXI, ©. 353), 

(4. 9.) Die Entfernung von 3 Werkſchuhen ift auch nur von den zu Tage fichenden Mauern 
der Gebäude zu meſſen, nicht aber von den unter der Erde befindlichen Rundamenten des Nachbar« 
haujes. Erf. des O:bertr. d. 14, Nov. 1857 (Arc. f. Rechsf. Bd. XXVIII, ©. 88), 
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$. 140. Stößt aber das neue Gebäude auf einen unbebauten ?°) Platz des Nach- 
bars 99°), fo ift ein Abftand von anderthalb +90) Werkſchuhen hinreichend ?). 

8. 141. Uebrigens aber fann jeder in der Regel auf feinem Grunde und Boden 
fo nahe an die Grenze und fo hoch bauen, ald er es für gut findet. 

$. 142.2) Sind jedoch die Fenſter?) des Nachbard ?*), vor welchen gebaut wer- 
den joll 4), ſchon feit zehn Jahren 5) oder länger vorhanden, und 5 *) die Behältniſſe > b), 


(4, A.) Auch wenn Jemand am der Grenze eines umbebauten Plates ein Gebäude ohne Wider- 
ſpruch des Nachbars errichtet hat, jo muß dennoch der Nachbar, wenn derjelbe feinerjeit8 neu anbauen 
will, volle drei Wertichuhe vom dem bereits vorhandenen Gebäude zurüdbleiben. Erk. des Obertr. v. 
25, Oftbr. 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd.X, ©. 249), 

(4. 4.) Der Rechtsgrundſatz des 8. 43, Tit. 22 findet auch in dem Falle Anwendung, wenn bei 
Errihtung des neuen Gebäudes an der Grenze die in dem $. 140 vorgejchriebene Baugrenze über- 
ſchritten 4 Ert. des Obertr. v. 16. u. 25. März 1852 (Arch, f. Rechtef. Bd. V. ©. 88). Ueber— 
— iſt die Vorſchrift des $. 43, Tit. 22 auch auf die geſetzlichen Eigenthumsbeſchränkumgen anwend⸗ 

r, inſoweit nicht die rechtliche Natur dieſer Einſchränkumgen überhaupt, oder gewiſſer Arten derſel- 
ben, einen Unterichied oder eine Ausnahme begriimdet. 8.191 d. T. Erf, des Obertr. v. 12, Febr. 
1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. NL, ©. 270). — (5. A.) Der Grundeigenthümer, welcher es wiſſentlich 
geichehen läßt, daß fein Nachbar mit einem neu errichteten Gebäude über die geſetzliche Baulinie vor- 
gerückt ift, verliert nicht allein das Recht, die Zurückziehung des Baues, jondern auch das Recht, Er- 
ſatz des durch dieſes Vorrücken, als durch eine geſetzwidrige Handlung, verurſachten Schadens zu ver— 
langen. Der 8. 186, Zit. 9 findet hier feine analoge Anwendung. Erf. des Obertr. vom 13, Nov, 
1863 (Entih. Bd. L, ©. 88). — Sehr richtig. Der Fall fteht unter dem Prinzip des 8.48, I. 22; 
der Bauende ift Eigenthiimer des Grundes und Bodens bis zur Cigenthumsgrenze md nur mit der 
gefeglichen Servitut zum Bortheile des Nachbars belaftet, den Streifen zwifchen der gefeglichen Bau— 
Imie und der Eigenthumisgrenze unbebant zu laſſen. Diefe Serpitut ift durch ſtillſchweigende Einwil— 
ligung des Nachbars erloſchen, wenn er nicht gegen den Bauenden jelbft beftimmten Widerſpruch ein— 
legt, Tobatd die beeinträchtigenden Bauanftalten getroffen werden und er jolches wahrnimmt. Erf. deſſ. 
vom 10. Auguft 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIX, S. 1). — Bergl. die Anm. 100 zu $. 140 d. T. 

988) (4. %.) Die $$. 133—136 find von jolchen em Mauern zu verſtehen, welche 
zwiſchen bereits vorhandenen Gebäuden ſich befinden. Daher ift ein Grenznachbar nicht berechtigt, die 
auf der Grenze ftehende gemeinjchaftliche Diauer zur Errichtung neuer Gebäude in der Art zu benutzen, 
daß er mit den neuen äuden die im $. 139 vorgejchriebene Entfernung von dem Nachbargrund- 
ftüde überjchreitet ; er darf namentlich die getmeinschaftlihe Mauer zur Aufrichtung von Gebäuden an 
der Grenze nicht verwenden. Erf. des Obertr. vom 25. Sept. 1862 (Entih. ®d. XLVIU, ©. 23), 

99) S. Anm. 97, Alinea 3 und 4. — Es gehört micht zum Wefen eines umbebauten Plates, 
daß derjelbe noch nie bebaut geweſen. Pr. 448, d, 23. März 1838, 

99a) (4, A.) Auch derjenige Nachbar, weicher nicht fein Eigenthum nachweiſet, ift den Zurüd- 
tritt von feiner Grenze zu fordern berechtigt. Tit. 7, 8.176. rk. des Obertr. vom 2. April 1857 
(Arch. Bd. XXV, ©, 42). 

100) S. die Am. 98. (5. A.) Die Vorſchrift des 8. 140 findet ebenfo wie der 8. 139 nur danır 
Anwendung, wenn nicht bejondere Polizeigefege ein Anderes vorfchreiben. Erk. des Obertr. vom 
21. Juni 1864 (Entid. Bd. LU, ©. 27). 

1) Hat der Bauende die hier vorgejchriebene Baulinie überjchritten, jo findet der Grundjat des 
8.43, Tit. 22 auch auf diefen Fall Anwendung. Pr. des Obertr. 1480, v. 23, Sept. 1844, 

2) S. Anm. 96, und die folg. Anm. 3. 

3) Fenfter find befanntfih Deffmmgen, durd welche Licht in einen inneren Raum eines Gebäu- 
des gebracht wird, folglich gehören auch die Bodenlufen im Giebel eines Haufes, wenn fie den Boden 
zu erhellen bejtimmt find, zu den Fenftern, Berg. Anm. 93@ zu $. 137, , 

3a) (5, A.) M. j. oben die Anm, 55° zu $. 108, 

4) Diefe Vorjchrift und der folgende $. 143 finden auch bei neuen Bauten auf bisher jchon zum 
Baue benutzten Stellen und bei Erhöhungen alter Gebäude, nad dem, den bisherigen Meimungsitreit 
entjcheidenden Pl.⸗Beſchl. (Pr. 1777) Nr. III, vom 11. Mai 1846 Anmendung. Entſch. Bd. XII, 
©. 28.) (4.%.) Vergl. aud das Erf, deſſ. v. 25. Oft. 1859 (Entſch. Bd. XLII, ©. 52). 

5) Ob diefe Zeitbeftimmung eine rad Hg fei, ift bezweifelt worden. Ich halte fie für feine 
Berjährung im eigentli Sinne, jondern für eine Erflärumgsfrift, mit deren Ablaufe der Nachbar 
für eimmilligend im die Anlegung der neuen Fenſter erachtet wird. Wenn nämlich Jemand in jeinem 
Haufe in der Wand nach dem Nachbar in einer Höhe, welche des Nachbars niedrigeres Haus über— 
fteigt, ein neues Fenſter öffnen läßt, jo fann es der Nachbar nicht hindern. Der Nachbar jelbft aber 
wird dadurch auch nicht gehindert, fein Haus höher zu bauen umd dadurd das neue Fenfter zu ver— 
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wo fie fich befinden, haben $) nur von diefer Ceite her Licht, fo muß der neue Bau 
foweit zurüdtreten, daß der Nachbar ® *) noch aus den ungeöffneten Fenſtern des un- 
ten Stodwerf3®®) den Himmel erbliden fönne 1). 


bauen. Wartet er damit 10 Jahre ſtillſchweigend, jo darf er das nicht mehr. Deshalb muß er, im 
Sinne des $. 43, Tit, 22 widerſprechen. Dies waren auch die Gedanken der Verf. des ER. Sua- 
rez jagt a. a. O. (Anm. 92): „Nah den Beitimmungen (des Entw.) ſollte dem Nachbar geftattet 
fein, gegen die — — neuer Fenſter, die auf feine Grundſtücke die Ausſicht gewähren, innerhalb 
dreier Jahre nach deren Anlage zu proteftiren umd ſich dadurd das Hecht des Borbaues zu erhalten.” 
Die Frift ift dann auf 10 Jahre feitgefett. Durd eine gerichtlich zu infinuirende und in das Hhypo- 
thetenbud) des Anderen einzutragende Proteftation wird aljo der Nadıbar ſich das Recht erhalten (Mas 
jedoch ftreitig ift), vor dem ueuen Fenſter des Anderen auch noc nad Berlauf von 10 Jahren jo zu 
bauen, wie er es inmerhalb diejer Friſt zu thun berechtigt gewejen wäre. Bergl. Tit. 9, $. 603 umd 
Tit. 14, 88.466, 467. Da es hiernach mur auf eine widerjprechende Willenserllärung anltommt, fo 
folgt, daß ftatt der Worte auch eine bleibende Anlage mit gleicher Wirkung angemwender werden kann, 
d, * dem Nachbar muß freiſtehen, vor dem neu eröffneten Fenſter des Anderen eine Bretterwand 
aufzurichten. Nach einer Meinung ſoll dies nicht zuläffig fein, dabei iſt jedoch die rechtliche Bedeu— 
tung diefer Handlung als einer Proteftation zur Erhaltung des eigenen Rechts nicht erwogen, Aus 
der Aeußerung Suarez' und dem Zuſammenhange der Beſtimmung erhellet zugleih, daß der Wi- 
derſpruch keinesweges gleich beim Beginne der gegenfeitigen Anlage oder noch während derjelben erho- 
ben werden muß, vielmehr dazu während der ganzen Frift noch Zeit ift. Vergl. aud) das Pr. des 
Obertr. vom 6. Sept. 1839 im Schleſ. Ard. Bd. IV, ©. 179, (4. 4.) Eine Befisftörungstlage kann 
der Fenfterbefiger wegen Verbauung derjelben lediglich auf die zeitherige Eriftenz der Feuſter nicht 
gründen. Denn es müßte beiwiejen werden, daß der Befit durch jeine zehnjährige ix Dauer ein 
wirklicher Nechtsbefits geworden; und auf eine ſolche Erörterung des Nects ift im Po —— — 
nicht einzugehen. Erk. des Obertr. vom 30. Nov, 1857 (Entſch. Bd. XXXVII, ©. 55), — Der IL 
Senat des Obertr. hält die Frift für eine Verjährumgsfrift, jedod einen Widerſpruch (Proteftation) 
des Nachbars während derjelben für wirffam und die Eintragung der Protejtation in das Hypothe- 
tenbuch des berechtigten Grundſtücks ($. 89 der Einleitung) für zuläffig. rk. vom 2, Juli 1861 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. XLU, ©. 235 u. Entid. Bd. LI, ©. 70). Der a 5 89 giebt 


feinen Beweis für diefes Theorem. S. Aum. 94%, Abſ. 2 zu $. 89 der Einleitung 5. ? . (5.4) 
In einem Erf. vom 28. April 1868 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXXI, ©. 131) ift daffelbe egen neuere 
Anfechtung aufrecht erhalten. Die neuen Gründe find gewichtslos gegen die erklärte ab t des Ge- 


ſetzgebers und den Mangel der Erforderniffe einer Verjährung. 

58) (4. 9.) Hiernady ift das in den Schlufsworten des $. 142 beftimmte Recht von zwei Be- 
dingungen abhängig: erftens müſſen die Behältniffe nur von der Nachbarfeite Licht haben, umd zwei— 
tens mifjen die darin befindlichen Fenſter ſeit mindeftens zehm Jahren vorhanden fein. Erf, des 
Obertr. vom 28. Febr. 1861 (Entih. Bd, XLV, ©. 67). 

5b) N A.) Auf Treppen umd Flurfenfter bezieht fich dies nicht, jagt das Obertr. in dem Erf. 
vom 24. Mai 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XNXXVI, ©. 245). (5. 9.) Eine pofitive Ertlärung die 
jes Ausdrudes giebt das Obertr. dahin: „Der im $. 142 gebrauchte Ausdrud „Behältnig bezeichnet 
nicht bloß ſolche Räume, welche für den andauernden Aufenthalt von Menjchen beſtimmt find, Fondern 
ift ein allgemeiner, welcher alle eingejchloffenen Räume, die zur Aufnahme von Sachen und Menjchen 
beftimmt find, umfaßt, in welchem Simte derfelbe audy im $. 138 gebraucht ift, und zwar gesemjäß- 
fich reſp. erweiternd, nicht erflärend, zu dem daneben gebrauchten Ausdrud „Zimmer“. Im dem vor— 
liegenden Falle war das fraglihe „Behältniß“ ein Apartement, Erf, v. 1. Dez. 1864 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LVll, ©, 150), 

6) Das „Haben“ jet das Vorhandenfein der Fenfter voraus, nicht bloß die Möglichkeit, fich noch 
don einer anderen Seite her Licht zu verſchaffen. 

6a) (5.9) M, f. oben die Anm. 55€ zu 8.108 d. T. 


6b) (5, A.) Darunter wird das Erdgefhoß verftanden. Erk. des Obertr. vom 5. Januar 1865 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 360), 

7) Bei diefer Beſtimmung ift es eingetroffen, was ein Monent gegen diejelbe gejagt hatte, daß 
nämlich die Frage: unter welden Umftänden es möglich bleiben müfle, den Himmel zu jehen, viele 
Prozeſſe und Streitigkeiten veranlaflen würde. Diele follen erledigt werden durd den Pl.Beſchl. 
(Br. 786) des Obertr, d. 9. Dez. 1839, wonach es genügt, daß der neue Bau 3 F. zurldtritt, und 
es dem Nachbar aufirgend eine Weife und in irgend einer Een möglich ift, aus 
dem ungeöffneten Fenfter des zweiten Stockwerks, in vertikaler Richtung, den Himmel zu jehen. (Entich. 
Bd. V, ©. 166.) Schwerlich entſpricht die Enticheidung der Abficht des Geſetzes. — Vergl. Anm. 9. 

(4. 9.) Die $$. 142 u. 143 hat das Obertr. auf den Fall, wenn zwar in einem oberen Stod- 
werte des Nachbargebändes jeit 10 Jahren oder länger Fenfter vorhauden find, aber ſolche fi in den 
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$. 143. Sat in diefem Falle ?*) das Gebäude ded Nachbard, in welchem die 
Fenſter jich befinden, noch von einer andern Seite Licht ®), fo ift ed genug), wenn 
der neue Bau nur fo weit zurüdtritt, daß der Nachbar aus den ungedffneten Fenſtern 
ded zweiten Stodwerfd ?*) den Himmel jehen fünne ®»). 

$. 144. Sind aber die Fenſter ded Nachbar, vor welchen gebaut werden ſoll, 
noch nicht feit zehn Jahren vorhanden, fo ift der Bauende bloß an die $. 139 bejtimmte 
Entfernung gebunden ? °). 





unteren Stockwerken nicht vorfinden, in der Weife angervendet, daf der Bau dem vorhandenen Fen- 
ftern gegenüber, rejp. in derem Breite, joweit zurücktreten müſſe, da der Nachbar noch aus diefen un— 
geöffneten Feuſtern in vertikaler Richtung den Himmel erbliden könne. Erk. vom 3, Oftober 1861 
(Entib, Bd. XLVI, &.69). (5.4) Keinesweges ift e8 nach dem Pl.Beſchl. dv. 9. Dezember 1839 
5— wenn der Anblick des Himmels aus den ungeöffneten Fenſtern zwar nicht im vertikaler 

ihtung, aber doch jeitwärts zu ermöglichen ift, jobald nur der Himmel nod über dem Neubau, nicht 
bloß neben demfelben, geiehen werden fann. Denn es beruht auf einem Mißverftändniß der Begrün- 
dung des gedachten Pl.Beſchl., wenn man fich im diefer Auffafjung mit demſelben nicht in Wider- 
fpruch geietst zur haben glaubt. Im jener Begründung ift gerade — daß es darauf, daß in 
vertitaler Kidtung — die jelbftverftändlich wicht mit der vertifalen Yimie zu vermechieln ift — der 
Anblid des Himmels zu ermögliden ift, anfommt. Erf, deſſ. d, 31. Januar 1867 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. LXV, ©, 257). 

(5. A.) Die Vorjchrift des $. 142 iſt mur auf Fenſter in einer eigenthümlichen Dauer, nicht aber 
auf Fenfter in einer hei Mauer zu beziehen. Bei einer gemeinichaftlihen Mauer ver— 
jährt das Necht des Miteigenthümers, die von dem Anderen darin eigenmächtig angelegten Fenfter zu 
bejeitigen und die Wiederherftellumg des alten Zuftandes der gemeinichaftlichen Dlauer zu verlangen, 
erſt in dreißig Jahren. Erf, des Obertr. vom 30. April 1863 (Entid. Bd. XLIX, ©. 99), 

7a) (4.9) Die gefung des $. 143 iſt infofern ungenau, als die Worte: „hat in diejem Falle” 
darauf hinführen, daß der $. 143 das Vorhandenfein beider vorgedachter Bedingungen (Anm. 5%), 
mindeftens der leßteren, vorausſetze. Die getroffene Beitimmung Hl jedoh, nad) dem Inhalte des 
$., dann zur Anwendung kommen, wenn zwar die nad dem Nachbargrundſtücke führenden Fenſter 
ſeit zehn Jahren vorhanden find, die Behältuiſſe, denen fie Licht zuführen, aber noch von einer aude— 
ten Seite Licht erhalten. Das alleinige pofitive Erforderniß des $. 143 ift alſo das zehnjährige Be— 
ftehen der enter. Erf. des Obertr. vom 28, Febr. 1861 (Entſch. Bd. XLV, ©. 68). 

8) Das iſt eim folches Licht, welches durch Oeffnungen oder Fenfter im einer unmittelbar an das 
reie ftoßenden Wand eingelafjen wird, nicht bloß ein —*2** welches aus einem Vorgemache durch 
lasthüren fällt. Schl. Arch. Bd. 1, ©. 365 ff. 

9) Denn, jagt Suarez a.a. O. (Anm. 92), wenn der Nachbar ſich noch auf andere Art helfen 
fan, jo darf eine bloße Unbequemlichleit oder eim micht jehr beträchtlicher Nachtheil deſſelben den 
Bauenden in dem freien Gebrauche feines Eigenthums nicht hindern. 

(4. A.) Auch diefes foll nicht erforderlich fein, mern aus dem ungeöffneten Fenſter des unteren 
Stodwerts der Himmelsanblit möglich geblieben ift und dem betreffenden Behältniffe des zweiten 
Stodwerts, aus welchem man den Himmel nicht jehen kann, nod von einer andern Seite her Licht 
zugeführt wird. Erk. des Obertr. v. 3. April 1856 (Arch. f. Rechtsf. Od. XXI, ©. 44). Eine ana- 
loge Anwendung des $. 142 auf das zweite Stochvert. Es ift aber auch der Umftand, daß in Fol 
ded Neubanes aus einem der Kenfter des oberen Stockwerls der Himmel nicht mehr zu erbliden ift, 
nach dem halte des 8. 142 fiir unerheblich erklärt worden in dem Ext. des Obertr. vom 9. Sept. 
1856 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXI, ©, 162), 

9a) (5, A.) Unter dem zweiten Stockwert ift die über dem Erdgeſchoß ($. 142) belegene jog. Bel- 
etage zu verſtehen. Erf, des Obertr. dv. 5. Jar. 1865 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LV, S. 360). 

9b) (4. A.) Die SS. 142, 143 beziehen fich auf einen Neubau. Bei bereits vorhandenen, un— 
mittelbar an einander ftoßenden Gebäuden ift der Eigenthümer des größeren mit einem Giebelfenjter 
verjehenen Gebäudes nur dann berechtigt, dem Höherbauen des Nachbars, durch weiches jenes, wenn- 
gleich jchon länger als 10 und 30 Jahre vorhandene, Fenſter vermauert wird, zu widerjprechen, wenn 
er ein Unterjagumgsrecht hierzu beionders erworben hat. Erk. des Obertr. v. 26, Febr. 1852 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. V, ©. 56). 

4.9.) Die in den $$. 139, 142, 143 enthaltenen fingulären Maßbeſtinunungen beziehen ſich nur 
auf Gebäude, rejp. neu zu errichtende Gebäude, finden aber auf andere aufgeftelite lichtverlümmernde 
Gegenftände, z. B. aufgejtellte Haufen Ziegelfteine, leine Anwendung. Erk. des Obertr, v. 15. Ott. 
1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLU, ©. 353). 

90°) (4. 9.) Es kommt in diefem e aljo nicht darauf an: ob die Behältniffe noch von einer 
anderen Seite her Licht haben, oder nicht; die Fenfter, welche noch nicht zehn Jahre alt find, werden 


416 Erſter Theil. Achter Titel. 


$. 145. Der Nachbar kann alddann dem neuen Baue, wodurch ihm das Licht 
benommen wird, nur in jo fern widerfprechen, als er ein Unterfagungsrecht dagegen 
befonderd erworben hat. (Tit. 22) 1°). 

$. 146. Wo eine foldhe eg We obwaltet, da findet, im Mangel aus⸗ 
drüdlich verabredeter, die geſetzliche Beftimmung des $. 142 Anwendung. 

. 8. 147. In allen $$. 139, 140, 142, 143, 146 bejtimmten fällen bleibt der 
unbebaute Zwifchenraum nach wie vor feinem bisherigen Eigenthümer, und fann von 
demfelben zu jedem in den Gefegen nicht verbotenen Gebrauche angewendet werden. 

Bon Thüren. 8. 148. Neue Thüren 10a), welche unmittelbar !0b) auf des Nachbard Grund 
und Boden führen, dürfen wider deſſen Willen 2%) niemals angelegt werden 104), 

FR eg $. 149. In der Regel iſt ein Jeder feine Grundftüde durch Zäune, Planfen, 

Scheide» Mauern, oder andere Scheidewände, von den Grundftüden feines Nachbars zu tren- 

wanden. nen berechtigt 11). 


als nicht vorhanden behandelt, der bauende Nachbar braucht Daher nur das Zmifchenraumsrecht ($. 139) 
zu achten, diefes muß er aber aud) hun, folglich hier ebenſo wie wenn teine Fenſter vorhanden wä— 
ren, drei Fuß Zwiſchenraum lajjen. Erf, des Obertr. d. 28. Febr. 1861 (Entid. Bd. XLV, ©. 68), 

10) Durch eine Befigftörungsklage ift der Bau nicht zu verhindern, weil in dem Dafein der Fen— 
jter noch fein Beſitz eines bejonderen Rechts Tiegt, mithin aus dem unternommenen Baue feine Befit- 
ftörung erkannt werden kann, dazu vielmehr der Nachrveis des Rechts felbft gehören würde, wodurd 
das Poffefforium zum Petitorium werden milßte. 

10°) (4, 9.) Eine „neue Thilr im Sinne des $. 148 ift nicht vorhanden, wenn das Gebäude 
an der Stelle eines behuis Wiederaufbanes abgeriffenen alten Gebäudes neu errichtet worden, und in 
der betreffenden Wand des alten Gebäudes bereits eine Thür, wenn auch nicht gerade an der näm— 
lichen Stelle und in den nämlihen Dimenfionen, vorhanden war. Es foll nad) 8. 148 aud) feinen 
Unterjchied machen, ob die Thür nad) Innen oder nad Außen aufgeht. Erf. des Obertr. v. 10. Oft, 
1854 (Arch. |. Rechtsf. Bd. XV, ©. 95). — (5. 9.) Die in einem nen errichteten Gebäude angelegte 
Thür ift im Sinne des 8. 148 als eine nene zu betrachten, wenn aud) in dem alten Gebäude, wel— 
ches durch das neue Gebäude erjeßt ift, eine Durchf ahrt beftanden hat. Hat die Durchfahrt fi 
an einer ganz anderen Stelle, als die neue Thür, befunden, jo ift lettere jchon aus diefem Grunde 
als eine neue im Sinne des $. 148 zu erachten. Erf. def. vom 19. Sept. 1865 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. LIX, ©, 348), 

106) (4, 9.) Bergl. oben $. 138 und Anm. 94 dazu. 

10°) (4. X.) „Wider defjen Willen“ erfordert eine pofitive Thätigfeit, einen erfolgten Widerſpruch 
des Nachbars. Erf. des Obertr. vom 11. Dez. 1856 (Arc. f. Rechtef. Bd. XXIU, ©. 142). Der 
Widerſpruch muß natürlich vor der Ausführung der Anlage eingelegt werden, 

10d) Der $. 148 findet dann feine Anwendung, wenn der Ziwiichenraum beiden Nachbarn ge— 
meinfchaftlich gehört. Vergl. $. 138 und die Aum. 94a, Abſ. 3 dazır. 

(4. A.) Steht einem Gebäude das Thürrecht nad dem daran ftoßenden Grundftiide des Nachbars 
su, jo geht dafjfelbe durd den Umbau des Gebäudes und dag aus einem Schuppen ein Wohnhaus 
emacht worden ift, nicht verloren. Erf, des Obertr. vom 23. Januar 1862 (Archiv für Rechtsf. 

d. XLIV, ©, 169), 

11) Aber nicht verpflichtet. Daraus folgt, daß, wen Jemand von diefem Rechte Gebrauch ge 
macht hat, er dadurd nicht die Verbindlichtett gegen den Nachbar erhält, für ewige Zeiten die Schei- 
dung zu unterhalten. Nach manden Provinzialgejegen oder Ortsrechten gilt das Serenthei, nament- 
ih in den Dörfern, wo die Schuldigkeit zur Erhaltung der Umfriedungen der Gehöfte daraus folgt, 
daß das Vieh beim beften Willen nicht immer im Zaume zu halten ift. Wo dergleichen befondere Nor- 
men fehlen, fommen die Vorſchriften des IR. zur Anmwendumg, wonach die Einfriedigung in der Re- 
gel nur ein Recht jein fol. Die Vergleihung der einzelnen Beftimmungen aber, befonders der 88. 162, 
167, 169 ergiebt, daß der praktiſch geltende Grundjag der nämliche, aljo die Verpflichtung zur Einfrie- 
digung, ift, und daß mur Feldgrundftiide davon eine Ausnahme in der Art machen, daß die Befrie— 
dung willfirlich ift. ©. die Anm. 18 und 20. (4. 9.) Dafür fcheint ſich aud) das Obertribunal ent= 
ſchieden zu haben. Im einem Erf, v. 1. Juli 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. UI, ©. 215) ift angenom« 
men: Wer eine neue Grenzſcheidung außerhalb der freien Feldflur in einer end, wo bisher teine 
vorhanden gemejen ift, angelegt hat, ift verpflichtet, diejelbe auf feine Koften zu erhalten. Vergl. Ert. 
v. 4. Nov. 1835, unten, Anm. 6, Abſ. 2 zu $. 506, Fit. 9. — (5. U.) Wirklich hat das Obertr. fich 
in diefem Sinne direft —— und angenommen, daß bei einem Garten, welcher an die freie 
Feldflur grenzt, die Unterhaltung des vorhandenen Zaunes als eine res merae facultatis anzuſehen ſei 
umd eine Verpflichtung dazu fich auch nicht aus den 85. 149 ff. d. X. herleiten laffe. Erf. v. 17. Dez. 


. 
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$. 150. Dergleihen Scheidungen müffen aber die Grenzen gegen den Nachbar 
niemals überfchreiten, noch demfelben in dem Gebrauche feines Eigenthums hinderlich 
werden !1%), 

$. 151. Zu Befriedigungen in der Feldflur ift ein Eigenthümer nur in jo fem 
a als nicht Koppelweiden, Hütungd- oder andere Grundgerechtigfeiten entgegen 

eben. 

8. 152. Wer eine neue Scheidung in einer J— wo bisher noch feine vor- 
handen geweſen ift, anlegen will, muß nicht nur die Anlage, fondern auch die fernere 
Unterhaltung auf feine Koften beforgen !?). 

$. 153. Ueberhaupt liegt die Unterhaltung folcher Scheidungen demjenigen ob, 
welchem erweislich dad Eigenthum derfelben gebühret !?®). 

$. 154. Kann nicht audgemittelt werden, wer der Eigenthümer einer folchen 
Scheidung fei, fo wird bei Planfen derjenige, gegen deſſen Grund die Stiele, Stän- 
der oder Morten derfelben ftehen ? 3), für den Eigenthümer geachtet, und ijt die Planfe 
zu unterhalten ſchuldig. 

$. 155. Dagegen 4) muß ihm aber der Nachbar, von deſſen Seite die Bretter 


1867 (Entſch. Bd. LIX, ©. 43). Bergl. unten die Anm. 20 zu 8.169 d,T. — (4. 4.) Die frag- 
liche Verpflichtung, wo fie vorhanden, befteht jedoch Tediglich zum Beften der anftogenden Grundbeftter 
(Nachbaren). Iſt alfo der Eigenthlimer des an eine öffentliche Straße grenzenden Grumdftüdes nicht 
aus einem befonderen Rechtsgrunde zur Haltung einer Berzänmung verpflichtet, ſo kann der Umftand, 
daß derjelbe die bisher vorhanden geweſene Verzäunung fortgenommen hat, demjenigen, defien 3 bei 
dem Treiben über die Strafe auf jenes Grundſtück Abergetteten ift, don der Berpflichtung zur > * 
lung des Pfandgeldes ſelbſt dann nicht befreien, wenn die Beſchaffenheit und geringe Breite der Straße 
die Verhinderung des Uebertretens des Viehes in ungewöhnlichem Maße erſchwert hat. Erf, des Obertr. 
vom 15. Dez. 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©. 229). 

(4. A.) Die 85. 152, 153 ſetzen voraus, daß der im freien Felde angelegte Zaun von dem Eigen— 
thümer des Grundftüds zur Begrenzung defjelben angelegt worden, und beziehen ſich alfo nicht auf einen 
Zaun, welcher das Grumdftüd des Nachbars gar nicht berührt. Erf. des Obertr. v. 7. Mai 1850 u. 
16. Sept. 1851 (Arch. f. Rechtef. Bd. II, ©. 77). 

(3. A.) Uebrigens ift gegen eine polizeiliche Verfügung, in Gemäßheit welcher der Magiftrat einer 
Stadt, als Polizeibehörde, die Sperrung einer Pafjage um öffentlichen Iuterefje befeitigen läßt, der 
Rechtsweg felbft dann unzuläffig, wenn der dadurch betroffene Grundeigenthümer fid) auf einen frühe- 
ren Bertrag beruft, wobei der Magiftrat nicht als Bolizeibehörde, jondern als Vertreter eines Kämme— 
rei-Grumdftüds fungirte. Erf. des Gerichtsh. zur Entich. der Komp.Konfl. v. 3. Mai 1856 (J. M.Bl. 
&. 207). (5. 9.) Der Antrag auf Wiederherftellung einer die öffentliche Kommmmilation ftörenden und 
auf Auordnung der Polizeibehörde befeitigten Anlage (Verzäunung) ift zur Erörterung im Rechtswege 
nicht geeignet. Erf. deſſ. Gerichtsh. v. 11. Juni 1864 (J. M.Bl. ©. 388). Zum Zweck der Enticha- 
digung kann auf Anerkennung des Rechts gegen die betr. Kommuun geflagt werden. (Ebenda, &.391). 

11a) (5, X.) Unter dem Ausdrud „binderlich werden‘ ift nicht ein bloßes Erſchweren, fondern 
ein Unmöglihmadhen des Eigenthinnsgebraucdhes zu verftehen. Wenn alfo 3.8. Jemaud auf der 
Grenzlinie ſeines Grundſtückes eine Scheidewand errichtet und der Nachbar dadurd) — wird, 
ſein anſtoßendes Grundſtück bis dicht an die Grenzlinie neben der Scheidewand mit dem Pfluge 
zu beftellen; jo kann der Nachbar die Zurückziehung der Scheidung nicht verlangen. Erf. des Obertr, 
dv. 25. April 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVIU, ©. 261). Dies leuchtet ein. Denn wenn der Pflug 
nicht bei dem Dafein der Wand bis dicht an die Grenzlinie gelangen Tann, jo kann er dies aud) nicht 
bei dem Nichtvorhandenfein derjelben, ohne daß die Zugthiere im die Luftjäule des Nachbars übergreifen ; 
und diejes braucht der Nachbar nicht zu dulden. Die Wand macht aljo nur faktifch unmöglich, was der 
Nachbar rechtlich nicht zu leiden braudıt, 

12) Wenn er e8 nicht vorzieht, fie wieder eingehen zu laſſen, im falle dies von feiner Willlür 
abhängt. ©. die dor. Anm. 11. 

128) (4. A.) Bergl. unten die Anm. 19@ zu $. 167. 

13) Dies war eine Kontroverſe, und in der That jcheinen die Gründe für die entgegengeſetzte Mei- 
nung fehr triftig. Bergl. Polack, Mathes. for., p. 230. 

14) Diefe Beftimmung war bei der des vor. $. 154 nothivendig und ift auch gemeinrechtfich, wo 
nicht das Entgegengejette des $. 154 Rechtens ift. Berge. Hagemann, Landivirthichaftsrecht, 8. 166. 
Dieſes fog. Hammerſchlags- oder Leiterrecht findet auch bei allen anderen Bauwerken ftatt, zu welchen 
man nicht gelangen kann, ohne des Nachbars Grund zu betreten. ©. auch Schl. Arch. Bd. IV, ©. 196, 
Bergl. unten, die Anm. 3, Abſ. 3 zu 8. 83, Tit. 22. 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 27 
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angeichlagen find, den Zutritt auf feinen Grund und Boden bei nothiwendigen an der 
Planke fich ereignenden Bauen und Reparaturen geitatten. 

$. 156. Die Abdahung der Stiele muß nad der Seite desjenigen Grundes ge- 
ichehen , deſſen Eigenthümern die Planfe gehört !>). 

$. 157. Sind die Bretter in die Mitte der Stiele eingefalzt, fo ift die Planfe 
für DEREN zu achten, und muß von beiden Theilen gemeinfchaftlih unterhal- 
ten werden. 

$. 158. Was von Planken verordnet ift, gilt in der Regel auch von Stadeten, 

$. 159. Bel gemauerten Echeidewänden gilt die Vermuthung, daß die Mauer 
— gehöre, auf deſſen Seite Vertiefungen, oder ſogenannte Blenden ſich be— 

nden 16), 

$. 160. Sind dergleichen Blenden auf beiden Seiten anzutreffen, jo wird die 
Scheidemauer, im zweifelhaften Falle, für gemeinfchaftlih angefehen !*®), 

$. 161. Sind gar feine Blenden an der Mauer befindlic. fo ift diefelbe, im 
zweifelhaften alle für N oder einfeitig zu achten, je nachdem die darauf 
liegenden ‘Platten auf beiden Seiten oder nur auf einer überlaufen *©®). 

$. 162. Bei Zäunen oder Wellerwänden 17), ift in der Regel? 7°) jeder Beſi— 
ger ftädtifcher Grundjtüde und Gärten den Zaun rechter Hand, vom Eintritt in den 
Haupteingang, zu bauen !®) und zu unterhalten jchuldig. 


15) Weil Niemand den Tropfenfall eines Anderen aufzunehmen braucht. 


16) Die aus dem Borhandenjein von Blenden in einer Scheidemauer abgeleitete ger Aa 
Eigenthums derjelben findet auch auf Scheidemauern zwiichen Gebäuden Anwendung. Br. des Obertr 
1298 b, v. 29. April 1843 (Entſch. Bd. XI, 5, 200). (5. 4.) Nicht allen Vertiefungen in einer Schei⸗ 
dewand, jondern nur dem jog. Blenden legt der $. 159 die Eigenichaft eines Merfmals für das Eigen- 
thum bei. „Unter ſolchen Blenden aber können mur die bei der Errichtung einer Mauer ganz uns 
ausgefüllt gelajjenen Stellen verftanden werden,” jagt das Obertr. in dem Erl. vom 23, Febr. 
1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 265). Das ift umdeutlih. Eine ganz unausgefüllt ge- 
bliebene Stelle in der Mauer ift ein Loch durch umd durch, eine Deffnung, nicht eine Vertiefung. 
Biende heißt in der Baukunft eine künſtliche Bertiefung in einer Dauer bis zu einem aliquoten Theil 
der Dide, franz. Niche (Niſche). (4. A.) Die Borichrift des $. 159 findet jedod nicht nothwendig auf 
eine Mauer mit Strebepfeilern Anwendung, und auch die im $. 154 für Planen in Beziehung auf 
deren Stiele, Ständer oder Pfoften gegebene Beftimmung kann nicht aualogiicd auf jede Mauer mit 
—— augewendet werden. & des Obertr. v. 21. Juni 1858 (rd, f. Redhtöf. Bd. XXX, 
, 118). 

168) (5. A.) Zur Widerlegung der Bermuthung des $.160 find — abgejehen von jadhlichen Ber- 
häftnifjen anderer Art — ſolche Umftände nicht geeignet, welche ſouſt im der Beichaffenheit und Bauart 
der Echeidewand beruhen. Ert. des Obertr. vom 26. Mai 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LIU, S. 280 
u. Entſch. Bd. LU, ©. 30). . 

16b) (4, U.) Die in den 88. 159 — 161 angegebenen Merkmale ſchließen andere nicht aus. So 
gilt auch die rauhe Seite der Dauer für ein Merkmal des Eigenthums für denjenigen, auf deffen 
Seite fie ſich befindet; d. h. man bauet jo, daß auf der Seite des Eigenthümers die rauhe Seite ger 
lafjen wird. Erf. des Obertr. vom 26. Januar 1858 (Arc, f. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 45). 

17) Bei welchen nämlich micht, wie bei den vorhin genannten anderen Scheidungen, deren Be- 
ſchaffenheit auf das Eigenthum fchließen läßt. Deshalb joll bei Zäunen und Wellerwänden ein ande 
res Prinzip als das nicht zu ermittelnde Gigenthum enticheiden. Iſt der Eigenthümer gewiß, jo ver» 
fteht fich defien Verpflichtung von jelbft. 

178) (5.9) In der Regel. Die Borfichrift des 8. 162 ift mithin nicht eine abſolut bindende; 
ihre Anwendung bleibt vielmehr da ausgeichloffen, wo fich eine ihr emtgegenftehende Ortsgewohnheit 
feit Einführung des Allg. Landrechts feitgeftellt hat. Erf. des Obertr. vom 6. Juni 1867 (Eutſch. 
Bd. Lvili, ©. 45). 

18) Damit wird das Recht der Einfriedigung ($. 149) zu einer Berpflichtung gemacht. Sie be- 
zieht fich 4. auf ftädtiiche Grundftüde, und 2. auf Gärten Überhaupt, aljo auch auf Gärten außerhalb 
einer Stadt und in Dörfern. Der Grundjag über die Verpflichtung iſt nicht ausdrüdlich ausgeipro- 
dien; er ergiebt fi aber aus der Vergleichung der Beitimmung der 88. 162 u. 167 mit den 88. 149 
und 151 dahin, daß die Einfriedigung nur der Grundftüde in der Feldflur fakultativ ift (f. Anm. 20 
zu 8.169 d. T.), mährend ftädtiiche Grundftüde und Gärten eimgefriedet werden müſſen. Auch das 
Obertr. hat im Pr. 2081, v. 5. Dez. 1848, den Sat ausgeſprochen: Der Befiger ſtädtiſcher Grund⸗ 
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.. 8.163. Hat aber Jemand durd einen neuen Bau feinen Haupteingang gänz- 
lich verändert, jo behält er dennoch, in Nüdficht der zu unterhaltenden Zaune, eben 
die Verbindlichkeit, welche er vor der Veränderung gehabt hat. 
$. 164. Hat bieher ein Gebäude die Haltung eines Zauns unnöthig gemacht, 
jo muß der, welcher died Gebäude wegnimmt, den dafür anzulegendn Zaun bauen 
und unterhalten; ſelbſt wenn er fonft, nach der Regel des $. 162, dazu nicht verpflich- 
tet fein würde 19), 
$. 165. Wenn ein zur linfen Hand neu anbauender Nachbar feinen Hof oder 
Garten ſchließen will, fo muß er den dafelbft bereitd vorhandenen Zaun 9 =) feines 
Nachbars zur ng eng übernehmen. 
FA ’ 166. Die Koften der erften Anlage aber iſt er dem Nachbar zu vergüten nicht 
uldig. 
$. 167. Der Quer- oder Rüdzjaun muß von beiden gegen einander ftoßenden 
Nachbarn gemeinshaftlih angelegt und unterhalten werden 196). 
$. 168. Ueberhaupt ift in allen fällen, wo weder ein einjeitige® Eigenthum 
audgemittelt werden kann, noch die vorftehenden befondern Beftimmungen ($$. 154 
— 165) eintreten, die Prliht zur Unterhaltung der zwifchen den Grundftüden zweier 
Nahbam befindlichen Scheidungen beiden gemeinfchaftlich 1? °). 
...$- 169. Scheidungen zwiſchen Höfen müſſen in der Regel nicht unter ſechs; 
ee Gärten aber, Kohl in Städten ald auf dem Lande, nicht unter fünf Fuß 
och jein *9), 


ftüde und Gärten hat nicht bloß den vorhandenen Zaun rechter Hand zu unterhalten, fondern 
auch im dem Falle, wenn bisher noch gar fein Zaun dafelbft vorhanden geweſen iſt, den Bau deſſelben 
* bewerkſtelligen. Von Befriedungen in freier Feldflur hat es in dem Br. v. 4. Nov. 1835 (Ulrich, 

ch., Bd. III, ©. 64) das Gegentheil ausgeiprochen. Auch in dem Pr. v. 24, Jımi 1835. (Ebend. 
Bd. V, S. 58 ff.) ©. d. Pr. 235 in der Anm. 20 zu 8.169 d. T. — (4. 9.) Das Obertr. hat 
durch Pl.-Beichl. dv. 4. Juni 1860 (Pr, 2718) das Pr. 2081 aufgehoben und als Rechtsſatz angenom- 
men: „Der 8. 162 verpflichtet den Befiger ftädtifcher Grundftüde und Gärten nicht zum Baue eines 
bisher dafelbft gar nicht vorhanden gemwelenen Zaunes. (IJ.M.Bl. S. 291 und Entſch. Bd. XLIII, 
S. 1.) M. ſ. auch die Begründung der Enticheidung des diefem Pl.Beſchl. zum Grunde liegenden 
Rechtöfalles, vom 17. Juli 1860 (Ar. f. Rechtef. Sb. XXXVII, S. 182). 

19) Zur Anwendung diejes Geſetzes genügt es, daß das weggenommene Gebäude den Nachbar 
die Haltung eines Zaunes unnöthig gemacht hat, und es fteht diefer Anwendung nicht entgegen, daß das 
—— Gebäude nicht ummittelbar auf der Grenze geftanden hat, ſondern in der $. 140 
d. Z. vorgeichriebenen Entfernung von der Grenze aufgeführt geweſen ift. Pr. des Obertr. 960, vom 
18, Dez. 1840. (4. 9.) Im dieſem alle ift e8 micht mothmwendig, daß der Zaun auf die Linie, auf 
welcher das abgebrochene Gebäude geitanden hat, gejeist werde, vielmehr kann derjelbe auf die wahre 
Grenzlinie geftellt werden. $. 150; Erf. des Obertr. d. 12. Dez. 1857 (Entſch. Bd. XXXVI, ©. 66). 

ft aber das Gebäude nicht weggenommen, fondern zufällig zu Grunde gegangen, jo werden 
hinfichtlich der Bau⸗ und Unterhaltungslaft die allgemeinen Grundjäge zur Anwendung kommen. 

19 4) (4. U.) Unter dem Worte „Zaun“ find auch Planfen zu verfiehen. Br. 2728 des Obertr, 
v. 14. Oft. 1862 (Entſch. Bd. XLVII, ©. 28). 

195) (4. 9.) Borausgejett, daß das Eigenthum des Querzauns nicht feftfteht oder aus der Page 
zu vermuthen ift ($. 153). Denn die Borjchrift des 8. 167 ift keinesweges abſolut ohne Rückficht auf 
die Art diefer Scheidungen und auf das Eigenthum an denfelben anzumenden. Erf, des Obertr. vom 
21. Februar 1860 (Entih. Bd. XLIII, ©. 74), 

19) (4. 9.) Bei den Vorjchriften des A. L. R. kann eine Objervanz über die Pflicht zur Unter« 
haltung der Scheidezäune Plat greifen. Erf. des Obertr. v. 17. Dez. 1861 (Entih. Bd. XLVI, ©. 75). 

20) Befriedungen in der freien Feldflur find geftattet, aber deren Erhaltung ift, wenn der Nach— 
bar nicht ein bejonderes Recht darauf erworben hat, willkürlich. (5. U. Wieder angewendet in dem 
Erf. defj. vom 17. Mai 1866, Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 186.) Scheidungen anderer Grund» 
ftücde aber, ohne dabei einen Unterichied zwiſchen ftädtifchen umd ländlichen zu machen, müſſen erhalten 
werden , und zwar two micht die Geſetze etwas Beionderes darüber verordnen, von dem Eigenthilmer. 
Pr. 285, v. 21. April 1837 (Präj.-Sammi. I, ©. 29). (5. 9.) Durch den zmeiten Theil diejes Satzes 
hat nur der Anficht entgegen getreten werden jollen, daß die Unterhaltungspflicht in Betreff der Be- 
friedungen fi nur auf — und nicht auch auf ländliche, außerhalb der freien Feldflur belegene 

27° 
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$. 170. Wo es die Umftände zulajien, follen *) fünftig ftatt der hölzernen Zäune, 
bei Gärten und gefchlofienen Aderjtüden, lebendige Heden angelegt werden. 

$. 171. Auch iſt der Gigenthümer eines hölzernen Scheidezaung allezeit befugt, 
an dejien Stelle eine lebendige Hede anzulegen. 

“2 S. 172. "Er tft aber auch fchuldig, die Anlage, nach der Anweifung der Sach— 
verftändigen, jo zu machen und zu unterhalten, daß durch die Hede das Eigenthum 
des Nachbar? ebenfo gut, ald durch den Zaun, gelihert werde ??). 

8. 173. Lebendige Heden, welche zwei geſchloſſene Grunditüde von einander 
— müſſen ſtets ſo angelegt werden, daß dadurch dem Nachbar kein Schade 
geichehe ?? ®). 

$. 174. Will alfo Jemand gegen die Grenze feines Nachbars eine neue lebendige 
Hede anlegen, jo muß er, ohne Unterfchied der Holzart, welche dazu gewählt wird, 
anderthalb Fuß von des Nachbars Grenze?3) zjurüdtreten?>°), 

$. 175. Das Eigenthum an diefem anderthalb Fuß breiten Erdreiche bleibt in- 
zwifchen dem, welcher die Hecke zu feinem Gebrauche angelegt hat, vorbehalten ?*). 

$. 176. Auch bleibt ihm in folchem Falle die Benugung des Auswuchſes der Hede 
von beiden Seiten. 

$. 177. Doc ift der Nachbar den Auswuchs der Hede, oder deren Wurzeln, über 
der Grenzlinie zu dulden nicht verpflichtet. (Fit. 9, $. 185 sqq.) 

$. 178. Gin mit Bewilligung beider Nachbarn ftatt eines bisherigen gemeinfchaft- 
lihen Zaunes angelegte Hede wird ebenfalld, ſowohl in Anfehung der Unterhaltung 
ald der Abnutzung, gemeinfchaftlich. 

8. 179. Jeder Nachbar ift alfo den Auswuchs auf feiner Seite fich zuzueignen 
wohl berechtigt. 

$. 180. Eine folche gemeinfchaftliche Hede muß auf derfelben Linie, wo vorhin 
der Zaun geftanden hat, angelegt werden. 

8. 181. Doch müſſen beide Nachbarn dahin fehen, daß durch die Hede die ge- 
feßmäßige Breite des daran hingehenden Weges in der Folge nicht gefehmälert werde. 


Grundftüde beziehe. Keinesweges ift aber durch dieſes Präjudiz etwas Über das Berhältniß von Grund» 
ftüden der lettgedachten Art zu der freien Feldflur beftimmt, und ausgeiprochen, daß der Eigenthümer 
eines an die freie Feldflur grenzenden Grundftüdes eine 1x dieje angebradjte Befriedung zu erhalten, 
und nicht eingehen zu laffen verpflichtet fei. Eine ſolche Verpflichtung läßt ſich auch nicht aus den 
Vorſchriften der 88. 149 ff. d. X. nachweiſen. Erf. des Obertr. v. 17. Dez. 1867 (Entid. Bd. LIX, 
S. 46). Bergl. o. die Anm. 18. Zu niedrig angelegte Scheidungen müſſen, auf Verlangen des Be- 
rechtigten innerhalb der Berjährungszeit, auf das rechte Maß erhöht werden. 

21) Giebt e8 irgend eine Perfon, welche wegen ihres Intereffes oder im öffentlichen Interefje die 
Ausführung diefer Beftimmung erzwingen fann ? Nicht möglich; auch der Polizei fannı eine ſolche Er- 
mädtigung nicht eingeräumt werden. Iche Bedeutung hat dann wohl dieſe Borichrift ? Keine, außer 
bei gemeinjchaftlichen Scheidungen, wenn die Betheiligten über die bei der Ernemerung anzuwendenden 
"are uneinig find und der Eine eine lebendige Hede angelegt wiffen will. Aber * darin ſteht der 

‚182 entgegen. 

22) Gegen was? Gegen Bich? Das ift unmöglich, feine Hede kann das Durddringen des Rind» 
viehes abwenden. Gegen das Ginfteigen von Menden? Das kann eine Hede noch viel weniger in 
dem Mafe, wie ein fefter 6füßiger Zaun. 

22a) A) Der 8.43, Tit. 22 findet hier gleichfalls Anwendung. Oben, Anm. 98, Abſ. 4 zu 
8.139 d. X. 

23) D. h. hier nicht von der ideellen Mittellinie des —— ſondern von dem Rande des 
Scheidlings, wenn dieſer gemeinſchaftlich iſt, gemeſſen. Pr. des Obertr. v. 3. Nov. 1847. (Rechtsf. 
BP. III, ©. 98.) Vergl. die Entſch. dv. 7. Juni 1848. (Rechtsf. Bd. IV, ©. 151.) 

238) (4, U.) Diejes Unterfagungsrecht des Nachbars geht durch eine 3Ojährige Verjährung durch 
Nichtgebrauch verloren, mwenngleih im Laufe diefer Zeit die Holzarten gewechſelt Naben Bgl. 8. 191 
u. die Aum. 32 dazu. Erf. des Obertr. v. 12. Juli 1860 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 59). 

24) Daher kann, wenn flatt der Hede wieder ein Zaun angelegt wird, mit demielben wieder vor⸗ 
gegangen werden, auch fteht zu vermuthen, daß bei der erften Anlage der Hede mit derjelben der vor» 
— Raum zurückgewichen worden iſt. 
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$. 182. Wider den Willen des einen Nachbars iſt der andere, einen bisherigen 
emeinfhaftlihen Zaun in eine lebendige Hede zu verwandeln, der Regel nach nicht 
efugt ?5). 

S. 183. Will jedoch derjelbe mit der Hecke von der biäherigen Linie um die $. 174 
bejtimmte Breite zurüdtreten, und ſowohl die Koften der Anlegung , als der fünftigen 
— allein übernehmen, fo gebührt dem Nachbar dagegen fein Recht zum Wi— 

tipruche. 
Er $ 184. Bon einer folhen Hede gilt alddann alles, was 88. 175 — 177 verord- 
net iſt. 
$. 185. Wer feinen Grund und Boden erhöhen will 25°), muß mit diefer Er- Yon Erhö- 


ungen und 


böhung drei Fuß von dem Zaune, der Mauer oder Planfe ?6) des Nachbars zurück- Ernievrigun- 
bleiben 26), — 
8. 186. Daraus, daß der Nachbar die Erhöhung in einer größern Nähe ohne 
ausdrüdlihen Widerfpruch geichehen läßt, folgt nicht, daß er dem Erfage des daraus 
in der Folge erwachſenden Schadens entjagt habe ?7). 
$. 187. Gmiedrigt Jemand feinen Grund und Boden, durch Anlegung eines 
Grabens oder fonft?®), jo muß ein Wall von drei Fuß breit gegen die benachbarte, 
Verzäunung ftehen bleiben 23 ®), 


25) ©. o. die Ann. 21 zu $. 170. Das Ganze ift ein mit dem Bedirfniffe in gar feinem Ber- 
hältniſſe ftehendes, nutzloſes Detail. 

258) (5.9) Das Recht des Eigenthümers, fein Grumdftüd beliebig zu erhöhen, unterliegt gejeh- 
lih nur den Beſchränkungen der 88. 26—28 u. 185 d. T., und zwar auch dann, wenn durch die Er— 
böhung ein wilder Wafferabfluß ($. 102) nad dem Grundftücde des Nachbars entfteht. Erf. des Obertr. 
vom 10. März 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LII, ©. 313 u. Entid. Bd. LI, ©. 59). 

26) Befindet ſich feine dergleihen von Menſchenhänden gemachte Befriedung, deren Schutz die 
Einichränfung bezweckt, auf der Grenze, jo findet die Beſchränkung nicht ftatt. Pr. des Obertr. in 
J.M. Bl. 1851, ©. 172, 

25a) (5. 9.) Die Gemeinden find zwar zur Erftattung des durch eine auf den Grumd polizeilich 
ertannter Nothrvendigkeit im öffentlichen Intereffe auf dem Gemeindeeigenthum bewirkte Anlage einer 
Privatperſon verurſachten Schadens nicht verpflichtet. Hat aber eine Stadtgemeinde eine ihr eigenthüm— 
lich gehörige Strafe der Stadt im öffentlichen Intereſſe höher oder tiefer gelegt, und dabei die dem 
Eigenthümer — 3. B. in dem $. 185 — gezogenen Schranken überſchritten, fo fann fie zum Erſatze 
des dadurch dem angrenzenden Eigenthiimer zugefüigten Schadens angehalten werden, außerdem nicht. 
Erf. des Obertr. vom 20. Dez. 1853 (Arch. ' echtsf. Bd. XI, 5.164). Das Gleiche gilt von dem 
Fiskus, wenn er Eigenthlimer der Strafe ift. Das Zurüdtreten mit der Erhöhung auf drei Fuß ift 
nicht vom Bürgerfteige, jondern don der Mauer :c. zu rechnen. Erf. deſſ. v. 14. Juli 1863 (Entſch. 
Bd. XLIX, ©. 92). Bergl. oben $.81 d. T. u. die Anm. dazu. 

(5. 9.) Das bloße Nichtinnehalten der Entfernung von 8 Fuß kann zu den unerlaubten Hand» 
lungen im Sinne des $. 25, Tit. 6 nicht gerechnet, überhaupt kann die Beftimmung des $. 185 d. T. 
als ein auf Schadensverhütung abzielendes Polizeigejeg im Sinne des $. 26, Tit. 6 nicht angejehen 
werden umd auf die Ueberichreitung des 8. 25, Tit. 6 nicht Anwendung finden; vielmehr ift nament- 
lich das Aufichütten von Erdreich im größerer Nähe eine an ſich vechtmäßige, keinen Eingriff in das 
Rechtsgebiet des Nachbars enthaltende Handlung. Erf. des Obertr, v. 6. April 1865 (Arc). f. Rechtsf. 
Bd. LIX, ©. 64). 

27) Aber die Wegihaffung kann er dann nicht mehr fordern, gemäß $. 43, Tit. 22. (4. 9.) An 
erfannt und angewendet von dem Obertr. in dem Erk. v. 3. Mai 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©. 78). 

28) Eine Drumme, welche zur Abführung des Waſſers in die Erde gelegt if, ift feine Erniedri- 
gung des Grund und Bodens, und daher der Entfernung bon benachbarten Grundftüden auf 3 F. 
nicht unterworfen. Pr. des Obertr. dom 9. Febr. 1849. (Entſch. Bd. XVII, ©. 115.) 

28a) (4. A.) Die Berufung auf den $. 187 ift micht geeignet, die Zuläffigkeit des Rechtsweges zu 
begründen, wenn bei der Umpflafterung einer Straße von der Polizeibehörde ſür nothrvendig Eu 
wird, den Straßendamm niedriger zu legen, und dadurch fiir einzelne Hausbefiger Nachtheile entftchen. 
Dieje können zwar Entihädigung, nicht aber ENDEN des früheren Zuftandes im Rechtswege 
verlangen. Ert. des Komp.-Gerichtäh. dv. 7. Nov. 1857 (IJ.M.Bl. 1858, ©. 192). 

2 A.) Die Borichrift des $. 187 ift auf ein von Menichenhänden angelegtes Werk, wodurch der 
a. r —— ea. befriedet hat, zu beziehen. Erk. des Obertr. v. 28. Dft. 1850 (Arc). f. Rechtsf, 

.1, S. 91). 
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$. 188. ———— auf deſſen Grunde und Boden ſich der Aufwurf eines Gra— 
bens befindet, hat die Vermuthung, daß er Eigenthümer des Grabens ſei, für fich 2°), 
und muß alfo auch für die shape Asaligne forgen ?°). en 

$. 189. Wer ein Gebäude an der Grenze aufführt, darf, in fofern er nicht ein 
befondered Necht dazu erworben hat, die Dachtraufe weder auf ded Nachbars Grund 
und Boden, noch über denjelben hinmegleiten *1). 

$. 190. Ginfchränfungen des Eigenthums, welche die Gefege zum Beten des ge- 
meinen Wefend vorfchreiben, können nur mit Einwilligung des Staat? aufgehoben 
werden. 

$. 191. Ginfchränfungen, welche nur zum Beften gewiſſer Perjonen feſtgeſetzt 
Ind, fönnen durch verbindliche Willenserflärungen 3?) diefer Perfonen aufhören 3°). 
(Tit. 22.) 


Neunter Titel. 


Bon der Erwerbung des Eigenthums überhaupt, und den unmittelbaren Arten 
derjelben infonderheit !). 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis sec. Pandectarum ordinem, $. 578. Heimbad sen, 
Recht; in Weisle's Rechtslexilon, Bd. IX, ©. 2 und 160; Vindikation, ebd. Bd. XIII, S. 106, 


$. 1. Die äußeren Handlungen, durch welche dad Eigenthum erworben wird, 
beftimmen die verjchiedenen Erwerbungsarten (Modus acquirendi). 


(5. U.) Der ftehen gebliebene Wall muß von dem Eigenthümer aud) unterhalten werden. Erlk. 
deff. vom 5. Sept. 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 137). 


29) Weil er den Erdauswurf nicht auf des Nachbars Boden niederlegen durfte. 


& 30) Eine Anwendung diefer Regel f. in der Entſch. des Obertr. dv. 4. Juli 1848, Rechtsf. Bo. IV, 
. 209, 

31) Der Eigenthümer einer Fabritationsanftalt ift vermöge feines Eigenthumsrechts nicht —— 
befugt, die durch den Betrieb einer folhen Auſtalt entwickeiten Dämpfe auf benachbarte Grundſtüde 
zu verbreiten und lann den Erfat eines hierdurch veranlaßten Schadens nicht ſchon durd die Behaup- 
tung abwenden, daß er ſich nur eines aus dem Eigenthume folgenden Rechts bedient habe. Eben 
jo wenig jhütt der Umftand, daß die Fabrilationsanſtalt mit polizeiliher Erlaubniß angelegt und 
betrieben worden ift. — Der Juhaber einer Kabrikationsanftalt dann nach Umftänden für den Scha— 
den verantwortlich gemacht werden, welchen der durd den Gebraud der Anlage entftehende und fich 
über andere Grunditüide verbreitende Dampf oder Rauch verurfacht, ohne daß es zur Begründung der 
Bertretungsverbindlichkeit des Nachweiſes einer bejonderen Berihuldung bei der Anlage und bei dem 
Betriebe der Fabritanitalt bedarf. Pi.-Beſchl. des Obertr. vom 7, Juni 1852 (J. M.Bl. ©. 259). 
Die Sätze find höchſt bedenklich, gegen die Grundjäge $$. 25—28 verftoßend, und um jo gefährlicher, 
als fie, die pofitiven Grumdiäge negirend, Alles dem jedesimaligen Gutfinden anheimgeben. 

32) Damit find die übrigen Arten der Erlöſchung der Privat» Grundgerechtigkeiten micht ansge- 
ſchloſſen, vielmehr ift nur der Gegenfats des 8. 190 angedeutet. Die im nterefje gewifjer Perfonen 
vorgeſchriebenen geſetzlichen Einfchrantungen machen einen, lediglich von ihrer Willkür abhängigen, Ge— 
— ihres Vermögens aus, und ſtehen daher unter der alleinigen Verfügung derſelben. Dies iſt 
ed, was im Gegenjate des $. 190 gejagt werden fol. Diele gefetlichen Einjchräntumgen können da- 
her auf gleiche Weife erlöfchen wie jede andere Grundgerechtigleit. (4. A.) Daher erlöichen diejelben 
nad) den 88. 43, 44, Tit. 22 durch ſtillſchweigende Einwilligung bei jolchen Anlagen und Einrichtum- 
gen im der verpflichteten Sache, welche die Ausübung des Rechts geradezu unmöglich machen. Diejer 
Grundjat findet auch auf die Einjchränkungen des ei enthums bei einem neuen Baue vor den Fen— 
ftern des Nahbars nach $.142 d. X. Anwendung. rk. des Obertr. dom 9. Oltober 1862 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 265.) — Bergl. oben, Am, 23% zu 8.174 d. T. umd Anm. 98, Ali 
nea 4 zu 8.139, 

33) (4. N.) Ein Vertrag, der dem Nachbar das Recht einräumt, von dem angrenzenden Grund- 
ftüde bis zu einer beftimmten Zeit Erde fortzumehmen und allenfalls auf fein Grumdftüc zu ſchaffen, 
giebt jenem Nachbar wicht das Recht, auf feinem Grumdftüde Anlagen zu errichten, die den 85. 185 ff. 
widerſprechen. Die Annahme des Gegentheils beruhet nicht auf Auslegung des Vertrages, jondern 
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$. 2. Der gefegliche Grund, vermöge deſſen diefe äußeren Handlungen die Kraft 
haben, dat dadurd das Eigenthum erworben werden fann, wird der Titel des Eigen- 
thums genannt ?). 

$. 3. Zur Erwerbung des Eigenthums ?*) wird die Bejignehmung erfordert. 
(Tit. 7, $. 43 sqq.) 

84. Hiervon find allein die fälle ?) ausgenommen, wo die Gefeße die Erwer— 
bung des Eigenthums ſchon mit einer gewiſſen Begebenheit oder Willensäußerung al- 
fein ausdrüdlich verbinden. 

$.5. Wenn zur Erwerbung de Gigenthums, außer dem Titel, nur Befigneb- 
mung erfordert wird, fo ift eine unmittelbare Ermwerbungsart vorhanden, 

3 6. Geht aber das Eigenthum erft durch die Erledigung des Beſitzes von Sei- 
ten des vorigen, und durch die Ergreifung deiielben von Seiten ded neuen Eigenthü- 
mers über; jo heißt die Erwerbungsart mittelbar *). 


A gegen Rechtsgrundjäge. Erf. des Obertr. v. 3. November 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. X, 
©. 276). 


1) Der Titel beſchäftigt fi mit den allgemeinen Grundfägen über die Anwendung der Daritel- 
fung der Erwerbungsarten (88. 1—6) und mit einer Klaſſe derjelben. Fi 
Die Anordnung des Rechtsſtoffs gehört wejentlich der Wiſſenſchaft an. Denn es giebt nicht einen 
einzigen, ausſchließlich richtigen Standpunkt, von welchem aus der Stoff überblidt werden könnte und 
müßte; e8 giebt deren mehrere ganz gleichberechtigte, je nach den Rückſichten und Betrachtungen, tvel- 
che nach dem Zwecke der Daritellung vorzugsweiſe hervortreten. Deshalb ift es eine Feſſelung der 
Wiſſenſchaft, wenn durch ein Geſetz bierin Vorjchriften gemacht werden. 

Im R. R., im älteren nämlich, fielen die Erwerbungsarten von ſelbſt in zwei Klafjen, nach der 
rechtlichen Natur der beiden Arten des (quiritariichen und bonitariichen) Eigenthums, nämlich in die 
eivilen, d. i. civilrechtlichen, und in die natürlichen, d. i. voltsrechtlichen oder, nach unfern Vorſtel⸗ 
lungen, gemeinrechtlihen. Denn das röm. Civilrecht im engeren Sinme verhielt fich zu dem prätori- 
ſchen Rechte und dem f. g. jus gentium mie Stadtrecht zum Gemeinen Rechte. Nachdem das quiri- 
tariihe Eigenthum im feiner fpezififchen Bedeutung untergegangen war, fiel für die Behandlung des 
Rechtsſtoffs diefe Unterſcheidung von ſelbſt weg. die Juſtinianiſchen Geſetzgeber find jo weile geme- 
jen, feine in das Reich der Wiſſenſchaft gehörige Eintheilung der gemeinrechtlihen Erwerbungsarten 
borzufchreiben, umd jo haben fich die Rechtslehrer im diejer Sunficht ohne pofitiven Anhalt befunden. 
Daher kommt es, daß die Anordnungsverſuche der Neueren in der Darftellung der Eriwerbungsarten 
fajt bei jedem Schrüftfteller anders find. Sieht man auf die Berfonen, welche bei der Erwerbung thä- 
tig find, jo zeigen fid) drei verichiedenartige Erwerbumgen, nämlich: 1. ſolche, bei welchen die —— 
bung zuſammengeſetzt iſt aus Handlungen des bisherigen Eigenthümers und des Erwerbenden ($. 6); 
2. folche, melde durch einjeitige Handlungen des Erwerbenden vollzogen werden (8. 5); 3. folche, wel— 
he ohne alle menjchliche Thätigteit, durch zufällige Begebenheiten, traft einer NRechtsregel vor fich ge- 
ben (8. 4). (Ererbung, Acceifion.) Das L. R. bezeichnet die zweite Klaſſe als unmittelbare Er» 
werbungsarten, und bringt diefe in Gegenjag zu der erften Klaffe, welche es mittelbar nennt. 
Die dritte Klafje, welche als Ausnahme bezeichnet wird, fällt theils unter die ummittelbaren , theils 
unter die mittelbaren Erwerbungen, das L.R. giebt dafür fein Kennzeihen an. Der jpezifiiche Unter: 
ſchied zwiſchen den ummittelbaren und mittelbaren befteht aber darin, daß der Erwerber bei einer un— 
mittelbaren Erwerbung feinen Auktor hat, oder, was dafjelbe ift, dag er feinem Vorgänger in res 
singulas ſuccedirt. Diejer Titel befhäftigt fi im Uebrigen mit ſolchen unmittelbaren Ücwerbungen, 

2) Bergl. Tit. 2, $$. 131 md 132 umd Anm. 107 umd 108 dafelbft. — Einer der en 
treter diefer Theorie war zu feiner Zeit Höpfner, Kommentar der Inftitutionen $. 892. Die Lehre 
wurde ſchon damals als durchaus unwahr angegriffen und ift nun längft verſchollen. Durch das L. R. 
iſt ſie für das pr. Recht perennirend geworden. 

24) (5.0) Auch zur Konſtituirung von Grimdgerechtigfeiten wird diefe Erwerbungsart flir taug- 
dh gehalten. S. unten, Anm. 11° Abf, 2 zu 8.13, Tit. 22, 

3) ©. o. die Anm. 108 zu $. 132, Tit.2. Vergl. o. die Anm. 80 zu $. 107, Tit. 2 und um» 
ten, 8.342, Tit. 11, 

4) Die Begriffsbeftimmungen der beiden 88. 5 und 6 beziehen ſich eben nur auf diejenigen Er— 
werbungen, welche durch Befikergreifung vollzogen werden. Das untericheidende Merkmal der mittel- 
baren Erwerbung, welches in der Eriedigung des Beſitzers von Seiten des Vorbeſitzers liegt, iſt durd)- 
aus richtig und —* nur muß dieſes Merimal näher dahin beſtimmt werden, daß die Be— 
figerledigung ein juriſtiſcher Beſtandtheil der Beſitzübertragung fein und ſich zur Beſitzergreifung ver— 
halten muß wie das Anerbieten zur Annahme; denn die Erledigung des Beſitzes einerſeits und die 
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Erfter Abſchnitt. 
Bon der urfprüngliden Befisnchmung. 
Heimbad, Occupation; in Weiske's Rechtslexilon, Bd. VII, ©. 558 ff. 


$. 7. Die Befisnehmung folder Sachen, auf welche noch Niemand ein Recht 
bat, wird die urjprüngliche (originaria) genannt. 

$. 8. Wie weit dad Recht, herrenloje Dinge in Dell zu nehmen, ein Vorbe- 
halt des Staat? fei, it gehörigen Orts beftimmt. (Th. II, Tit. 16.) 

$. 9. Wer eine herrenlofe, dem Staate nicht vorbehaltene Sache wirklich in feine 
une der wird von dem Augenblick an, da ſolches gefchieht, Eigenthümer 
der Sache. 


Ergreifung andererfeit8 machen die Realform der sg De aus. Hierans ergiebt fih, daß 3.2. in 
der Aufraffung ausgeworfener Saden, wie 3. B. der Münzen bei Gelegenheit von Krönungsfeierlid- 
teiten, feine mittelbare Erwerbung ift; denn das Auswerfen filr Jedermann ift eine Derelittion und 
das Aufnehmen eine Offupation, welche beide juriftiich nicht zufammen hängen. — Dagegen ift durch 
das fraglice Merkmal fiir diejenigen Ermwerbungen nichts entſchieden, Ioelche überhaupt feine Beſitz 
nehmung erfordern (8. 4). Ob eine ſolche Erwerbung eine-ummittelbare oder eine mittelbare jei, hängt 
davon *. ob der Erwerber ein Nachfolger eines vorigen Befiters ift, oder nit. ©. die Anm. 1 a. 
E. Wer 3. B. durch Alluvion erwirbt, allmählich erwirbt, vollzicht gar feine Beſitzhandlung und 
wird auch nicht Succeflor desjenigen, dem der weggeführte Boden früher gehörte; er erwirbt daher 
unmittelbar, Dagegen ijt der Yegatar, der gleichfalls Eigenthum (mur nicht Veit) ohne Befitergreifung 
erwirbt, ein wirklicher Succeffor des vorigen Cigenthümers, folglich ift jein Erwerb ein mittelbarer. 

Die Befiterledigung, welche ein weſentlicher Beftandtheil der mittelbaren Erwerbung ift, kann 
von Seiten des bisherigen Befi auch mit Vorbehalt oder unter einer Bedingung —* welches 
die rechtliche Wirkung hat, daß bei einem Vorbehalte das Eigenthum zwar auf den neuen Erwerber 
fogleidy übergeht, aber in dem eventuellen alle als bei dem bisherigen Eigenthümer verblieben er- 
ak wird. Ein folder Vorbehalt ift in der erzwungenen Depofition einer Sade oder Summe, zu 
deren Leiſtung Jemand verurtheilt ift, enthalten, wenn er diejelbe, unter u... noch übrigen 
Rechtsmittels, zur Abwendung der Erekution niederlegt; er wirkt, in fofern das Rechtsmittel Erfolg 
hat, wie eine Refolutivbedingung. Aus diejem inneren Zufammenhange erklärt ſich das durchaus 
begründete Br. des Obertr. 1225, v. 26. November 1842: „Wenn der Schuldner gegen das ihn fon- 
demnirende Urtel die Nichtigkeitsbeichwerde erhoben und die erfannte Summe zur Abmwendung der Ere- 
fution ad depositum gezahlt hat, demnächſt aber mit der Nichtigleitsbeichwerde fultumbirt, fo geht 
das Eigenthum des depositi ohne bejondere Uebergabe jofort auf den Gläubiger über, und wird a 
dadurch vereitelt, wenn bald nachher über das Vermögen des Schuldners Konkurs eröffnet ift, ebe 
die Auszahlung des depositi verfügt oder erfolgt war." Die Uebergabe war nämlich fchon bei der Zah— 
lung ad depositum in der That, zu Händen des Richters, gefchchen; der Richter hatte nur die Ge- 
wahrjam für den Gläubiger, und wenn es entjchieden ift, daß der Fall des Vorbehalts nicht eintrifft, 
jo haben mur der Richter als Depofitarius umd der Gläubiger, für welchen durch Gejchäftsbeforgung 
deponirt worden ift, mit einander zu thun, und die Zeit der Auseinanderjegung zwijchen ihnen (Zab- 
lungsverfügung und Auszahlung) ift für den vorigen Eigenthümer ein ganz gleihgültiger Umftand. 

Wenn der bisherige Ei un nicht in der Yage ft, den Befit der veräuferten Sache aufzu- 
geben, weil ein Dritter in deren Beſitze ift, jo kann der Erwerber weder Eigenthümer noch Befiter 
erden, ohne daß der Dritte den Beſitz aufgiebt. Gegen diejen hat der Erwerber gar fein Klagerecht, 
fein dingliches, weil er noch fein dingliches Recht hat, und fein perfönliches, weil er eben zu dem 
Dritten in Beziehung auf die Sade in keinem NRechtsverhältnifie fteht. Auch aus dem Rechte des 
Beräußerers zu Hagen ift er durch feinen Rechtstitel als ſolchen nicht legitimirt. Es giebt zwar hier- 
über eine andere Meinung (Ulrich, Archiv, Bd. II, S. 360), allein die Praris hat ſich für die hier 
vertretene richtige Meinnng entichieden, indem das Pr. des Obertr. 852, vd. 3. April 1840 ansfpricht: 
„Der Käufer eines Grumdftiids iſt als folder nicht berechtigt, die vor Abichluß des Kaufgefchäfts fei- 
tens des Verkäufers durch mündlichen Vertrag davon veräußerten unbeweglichen Pertinenzitilde zu 
bindiziren.“ Entſch. Bd. VI, S. 279.) Ueber die wahren Rechtsgründe diefes Sates ſ. m. Beurs 
theilung der Entih. S. 441. Der Erwerber kann fi) aber von feinem Aultor die demjelben etwa ju- 
ftehende Bindifations- oder Publicianiſche Klage mit voller rechtlicher Wirkung cediren lafien. (5. A.) 
Der Käufer eines Grundftüds kann als jolcher auch eine vor Abſchluß des Kaufsgeichäfts ſeitens des 
Verkäufers mündlich konftituirte Grundgerechtigleit, welche fichtbar oder ihm bekannt war (Anm. 16, 
Abf. 2 zu $. 135, Fit. 5), umd einen, folhergeftalt einem Dritten beftellten umd thatfächlich einge 
räumten Nießbrauch nicht anfechten. Erf. des Obertr. vom 11. November 1864 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LIV, S. 467). Weil Niemand mehr Rechte eriverben kann, als ihm angetragen werden. 
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$. 10. Abficht und bloßes Beitreben aber, fich eine herrenlofe Sache zuzueignen, 
ift zur Erwerbung des Eigenthums derfelben noch nicht hinreichend. — 

$. 11. Wer ſelbſt noch fein Recht auf oder zu einer Sache erlangt hat, iſt einem 
Andern die —— zu unterſagen nicht befugt. 

$. 12. Wer einen Andern in feinen zur Beſitzergreifung gemachten Anſtalten 
durch unerlaubte Handlungen ftört, der kann felbft 5) die Sache nicht in Befig nehmen. 

$. 13. Ein Gleiches gilt gegen den, welcher den Anden, um ihn an der Bes 
figergreifung zu hindern, in feiner Freiheit zu handeln ohne Recht einfchränft. 


weiter Abſchnitt. 
Bon der Beſitznehmung verlaffener und verlorener Saden. 


Heimbad, Derelictio ; in Weiste's Rechtelerilon Bd. III, S. 329, und Olkupation, ebd. Bd. VII, 
©. 556; ferner Luden, Fund, ebd. Bd. IV, S. 431. — Ueber den Begriff des Fuudes befonders 
Schenk, über Begriff und Weſen des Funddiebſtahls; im Ardiv des Krimmalredhts, neue folge, 
Bd. 1, ©. 234 f. Gans, vom Finden; in defjen Revifion der Preußischen Geſetzgebung, ©. 18 fi. 


. 14._&o weit Jemand Eigenthum zu erwerben fähig ift*), fo weit fann er Yen yraie 
bewegliche Sachen, welche von einem Andern verlajlen worden, in Belig nehmen. 

. 15. Das Net, re verlaffene Sachen in Befis zu nehmen, it 
ein Vorbehalt des Staatd, (Th. II, Tit. 16.) 

$. 16. Nur alddann ift eine Sache für verlaffen zu achten, wenn der bisherige 
Eigenthümer den Beſitz in der ausdrüdfich oder ſtillſchweigend erklärten Abfiht, ſich 
der Sache zu entjchlagen, aufgegeben bat®*). (Tit. 7, d$. 118— 122.) 

$. 17. Wer durch äußere Umftände genöthigt ?) wird, Sachen wider feinen 
Erg: er feiner Gewahrfam zu laſſen, der hat dadurch fich ſeines Eigenthums noch 
nicht begeben. 


1. K. O. v. 23, Juli 1833, betr. die widerrehtlihe Zueignung der bei den 
Uebungen der Artillerie verfhofjenen Munition. (G.S. ©. 86.) 

Auf Ihren Bericht vom 19. Juli e. verordnne ich hiermit: 

1) Niemand ift befugt, die bei den Uebungen der Artillerie verichoffene Eifenmunition , welche 
er an den Schießplätzen oder deren Umgebung findet, ſich anzueignen. Liefert er diejelbe aber an das 
Artilferiedepot oder die Militärbehörde ab, fo erhält er für die noch brauchbare Eifenmmmition eine Ver— 
gütigung don zwei Pfennigen für jedes Pfund. 


5) Er jelbft erwirbt aljo das Eigenthum nicht, aber der Verhinderte hat es gleichfalls nicht er- 
mworben, denn es fehlt ihm eben an der Erwerbung. Dieler kann mithin ummöglih als primus oc- 
eupans angejehen und fiir berechtigt gehalten werden, die Sache zu vindiziren. Eine andere frage ift 
es, ob er ein fjorderungsredht gegen den Hindernden und welches? erworben habe. Iſt die hin- 
dernde Handlung eime an fich —— fo hat der Verhinderte allerdings eine Deliktsflage auf Her— 
ausgabe der Sadje, wenn der Bellagte fie Fee fich hat, oder auf Schadloshaltung wegen der nicht 
mehr bei ihm befindlichen Sache. Iſt die Handlung an ſich nicht umerlaubt, jo ift die analoge Bin- 
difationsflage auf Grund des $. 25, Fit. 10, verb. mit 8.13 d. T. anwendbar. 

6) D. h. jeder Nechtsfähige; die Beftimmung hat nichts Beſonderes. 

6a) (4 A.) Es muß alfo, um eine Sade für derelinguirt anjehen zu können, diefelbe von Je— 
mand vorher in Befits genommen worden fein, und diejer fich des Beſitzes entjchlagen haben, Erf. 
des Obertr. db. 11. Januar 1853 (Arc). f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 181). 

7) Wie 3. B. Neifende, welche aus Furcht vor Strafe oder Weitläuftigkeiten tmegen Legitima— 
tionsmangel® x., mit Zurüdlafiung ihrer Sachen, entweichen. Das R. v. 28. Mai 1830 und das 
durch daſſelbe mitgetheilte Gutachten des Revifors, welcher dergleichen Sachen für derelinguirte erflärt, 
welche oftupirt werden können, kann nur als ein Vorſchlag zu einer Fiktion angejehen werden; denn 
mit der Wirklichkeit, d. h. mit der Abficht des Eigenthümers und mit dem jetst geltenden Rechte har- 
moniren fie nicht. Vergl. aud das Geſetz d. 23. Januar 1838, 8. 60. (6.5. ©. 90.) (3. 4.) 
Aber durch die Länge der Zeit kann der Zuftand der Dereliktion eintreten, wie z. B. bei einem Schafe. 

Staat befindet fich hinſichtlich der verichofjenen Eifenmunition in gleihem Falle. ©. Zuf. ı 
zu 8. 17. 


Bon verlor» 

nen Sadıen. 

Pflibten des 
Finders. 
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2) Wer dergleichen gefundene Eiſenmunition ſich widerrechtlich zueignet, iſt der Unterſchlagung frem- 
den Eigenthums ſchuldig ®). 

8) Die Abficht des Zueignens ift, in Ermangelung des Gegenbeweifes, ſchon gegen demjenigen 
anzunehmen, welcher die gefundene Eifenmimition länger als acht Tage an fich behalten hat, ohne 
der Militärbehörde diejelbe abzuliefern,, oder menigftens von der Auffindung Anzeige zu machen. 

4) Wer mwiffentlich dergleichen gefundene Eiſenmunition ankauft, hat ebenfalls die Strafe des 9.2 
zu gemwärtigen. 

5) (Fällt weg, in Folge des St.G.B.) 

6) Mit eben diefen Strafen ($. 5) fol aud) derjenige belegt werden, weldyer fid) erweislich län- 
ger als acht Tage im Befite von Eifenmumition, mie fie zu Geſchützen der Preußifchen Artillerie ge— 
braucht wird, befindet, ohne über den redlichen Erwerb fich ausweiſen zu fönnen. 

Außerdem foll der bei ihn gefundene Vorrath diefer Munition konfiszirt werden. 


5. 18. Ein krankes Thier, welches der bisherige Beſitzer von jih geftoßen und 
hilflos ſich ſelbſt überlaſſen hat?), wird dad Gigenthum desjenigen, welcher für deſſen 
Plege und Wiederherftellung forgt. 

$. 19. Wer eine verlorene Sache findet 19), ift diefelbe dem Eigenthümer zurüd- 
zugeben fchuldig ??). 
8) Die Den folgende Strafbeftimmumng fällt weg, weil diefelbe im Str.G.B. Art. 349, Nr. 5 an- 
derweit getroffen worden ift. 

9) Außerhalb der Grenzen feines Eigenthums nämlich, welche Niemand überſchreiten darf ohne 
den Willen des Beſitzers. Tit. 7, 8.119. Die Beſtimmung ift, nad) einer aus den Materialien des 
ER. entnonmenen * des Revifors (Mot. zu Tit. 9, 88. 10— 13 des Entw., ©. 82), der Bor- 
ichrift des R. R. nachgebildet, daß derjenige, welcher einen kranken, von jeinem Herrn hülflos ver- 
lafjenen Sklaven aufnahm und wieder herftellen lie, dadurch Eigenthümer defjelben wurde. 

10) Was von gefundenen Sachen, das gilt aud von augeſchwemmten, oder Dieben abgenom- 
menen Saden. ©. u. Anm. 18. Desgleihen von Sachen unbelannter Eigenthümer, welche aus den 
zur vorläufigen Aufbewahrung beftimmten Anftalten, 3. B. Padhöfen, Bolten x. nicht abgeholt wer⸗ 
den. Als Finder gilt hier der Fiskus, Vergl. R. v. 10. Juli 1812, welches nur darin irrt, daß 
die aufgebotenen Sachen als herrenlojces Gut dem Fiskus zugejprochen werden jollen. 

Das Finden ift feine Erwerbungsart, und wird im R. R. als eine Art Gefhäftsführung für den 
unbetannten GEigenthiimer, wenn der Finder die Sache mit der Abficht an fi nimmt, um fie dem- 
jelben wieder zuguftellen, oder, wenn er die Abficht hat, fie fr fich zu behalten, als Diebftahl behan- 
deit, was vollftändig genügte. War im erften alle der Eigenthümer nicht ausfindig zu machen, jo 
erwarb der Finder die Sache durch Ablauf der Berjährungssrift. (So aud nad Dejt. G. B. 5$. 388 
— 394.) Dieſe Grumdiäge waren für das praktiſche Bedürfnig völlig ausreichend. Suarez jagt 
dagegen in der Schlufrevifion: „Die Vorfchriften des R. R. über die Okkupation gefundener Sa- 
den (Olkupation gefundener Sachen gab es nicht) find äußerft kurz und unvollſtändig. Diejer Ab- 
ſchnitt enthält alfo jaft lauter Ergänzungen der bisherigen gemeinen Rechte, die theil® ex prineipiis ab» 

ahirt, theild aus Schriftftellern und den monitis und Vorſchlägen der Collegiorum und anderen 

onenten genommen find. Ich bemerfe nur: 

1; ei das öffentliche Aufgebot gefundener Sachen jhon im R. R. vorfomme, L. 43, $.8 D de 
urtis; ; 

2. daß die Bertheilung eines 2. beträchtlichen Bundes zwiſchen dem Finder und den Armen 
ſchon von verichiedenen Rechtslehrern als billig und üblich bemerkt worden. Carpzow, P. II, 
e. 3, def. 15, nr. 1 sgq.; 

3. daß eben fo die Nechtsiehrer, 5. E. Hertius, dem finder, welcher die Sache dem Verlierer 
zurädgiebt, ein Prämium zuſprechen. (Sahrb. Bd. XLI, ©, 11.) 

Diefe hiftorischen Notizen find nicht ganz ri 4 s 

Das R. R. kennt das öffentliche Aufgebot in der in der deutichen Gerichtspraxis vorlommenden 
Bedeutung nicht, vielmehr wird in der L. 43, 8.8 mur erwähnt, daß die ehrlichen Finder den Fund 
betannt zu machen pflegten, um dadurd zu zeigen, daß fie nicht den animus furandi hätten. Das 
sr King Aufgebot hingegen hat eine andere Quelle und auch eine andere rechtliche Wirkung. 

. u. Anm. 18, 

Die Ueblichteit der Verteilung des Fundes zwifchen dem Finder und den Armen wird vom fei- 
nem Rechtsgelehrten bezeugt. Earpzom jagt a. a. O.: „Si vero non existimet (der Finder), res 
habitas pro derelicto, dabit eas pauperibus, si ipse est dives, Bartol. in L. fglsus 43 $. qui 
alienum, n. 4 ff. de furt ; Johann Faber et Angel. in»$. ult. J. de rer. divis.; Matth. 
Wesembec in parat. fl. de furt. n. 10.* Es ift alſo nur ein Rath, wie ein anftändiger Finder 
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$. 20. ft diefer unbefannt, fo muß der Finder den Fund der nächſten Obrig- 
feit 1?) anzeigen. 
$. 21. Sind an dem Drte, wo der Fund gefchehen ift, mehrere 1°) Gericht8obrig- 
feiten, fo hängt es von dem Finder ab, die Anzeige, bei welcher derfelben er will, zu 
machen. 
$. 22. Der Finder muß beftimmt angeben, wie und wo er zum Befige der ge 
fundenen Sache gelangt fei. 
$. 23. Die gefundene Sache muß zur gerichtlichen Verwahrung angeboten, und Plihten des 
von dem Nichter in redliche Obſicht genommen werden. 

. 24. Iſt der Finder eine unverbächtige und fichere Perſon, fo kann der Richter, 
nach Bewandtniß der Umftände und Bejchaffenheit des Werthes, die Verwahrung der 
Sache ihm felbit übertragen !*). 

$. 25. Er muß aber in allen Fällen die Beichaffenheit der Sache und ihre Merf- 
male in den Akten verzeichnen, und dem finder die Art der ihm überlafjenen Aufbe- 
wahrung vorjchreiben. 

$. 26. So lange der Finder die Sache folchergeftalt in feiner Gewahrfam hat, 
ift er als ein redlicher, aber unvollftändiger +5) Berger anzufehen. 

. 27. Iſt die gefundene Sache dem Verderben oder font einer beträchtlichen 
Verminderung des Werthed unterworfen, fo muß diefelbe in einem furzen Termine zum 
öffentlichen Verkaufe ausgeboten werden. 

$. 28. Gin Gleiches findet ftatt, wenn zur Aufbewahrung der Sache beträcht- 
liche, bis zur Hälfte des Werthes anfteigende Koften erforderlich wären. 

$. 29. Hat der Finder, vor dem Verkaufe, Futter für das gefundene Vieh, oder 
andere nothwendige Ausgaben auf die Sache verwendet, fo müſſen ihm diefelben, nad) 
Abzug der etwa gehabten Nukungen, von dem Kaufgelde 6) jofort erſetzt werden. 

$. 30. Das Kaufgeld ſelbſt wird, bis zum meitern Austrage der Sache, in ge- 
richtliche Verwahrung genommen. 


fi einer fremden Sache entledigen möge. Bon einer Bertheilung einer folchen Sache zroifchen dem 
Finder und den Armen kommt nichts vor. 
— der Finderlohn iſt als rechtlich begriiudet nirgend anerlannt. S. unten Anm. 34 zu 5. 62 


11) Wenn er fie nämlid an fi) nimmt. Es ift aber Niemand gehalten, eine gefundene Sache 
aufzunehmen und dadurch eine Verbindlichkeit einzugehen. 

* Fi Darunter wird die Polizeibehörde verftanden, nachdem die Privatobrigkeiten aufgehoben mor- 
nd, 

13) Die Vorſchrift bezieht fich jetzt nur noch auf die von den ehemaligen Gerichtsherren verwaltete 

Polizei. Darnach fönnen nur noch mehrere Bolizeiverwaltungen an einem Orte vorfommen. Der 
Finder mag aud die Sache an das ordentliche Gericht erfter Inſtanz abliefern, 
44) Der finder ift jedoch nicht ſchuldig, fich damit zu befaffen; er ift befugt zu depomiren. Durd) 
die hier gegebenen Miniaturvorichriften über gefundene Sachen, wurzelnd in der offiziöfen Geichäfts- 
führung der bevormundenden Staatsbehörden,, werden Koften und Umftände verurfacht, die mit dem 
Werthe der gefundenen G&egenftände in großem Mißverhältniſſe ftehen. Bismweilen ganz merthlofe 
Sadıen, 3. B. alte zerriffene Geldbörſen, verroftete Schlüffel und dergl., werden ein fiefert, „in red- 
liche Obhut genammen“, d. h. im Depofitorium verwahrt, und unter vielfchreiberiihe Rechnungsfüh— 
rung und Kontrole gebracht, endlich wird die angejammelte Menge vertauft und wenn nachher die Ko- 
ſteurechnung bezahlt werden joll, findet ſich, daß viele Stüde nicht jo viel eingebracht haben, um für 
Ihren Theil die Injertionstoften zu deden. Die vormundicaftliche Verwaltung abjorbirt hier bud)- 
ftäblih ihren Gegenftand, aus lauter vormundſchaftlicher Vorſorge. 

15) Das eigene Recht, wodurd der Finder zum unvollftändigen Beſitzer der Sache wird, ift das 
Recht auf das Finderlohn oder, wenn der Eigenthümer nicht ermittelt wird, auf einen Antheil von 
der Sadıe, $. 44 ff. 

16) Dies reicht dazu bisweilen nicht aus. Ein Baar gefundene (einer unbelannten verdädtigen Per— 
fon abgenommmene) Gänje waren jo lange in Pflege der ‘Bolizei geblieben, daß fie — nad) der Rech— 
nung — ihren Werth ein Paar Mal aufgefrefen hatten. 


Aufgebot 
aefundener 
Saden, 
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$. 31. Iſt binnen acht Tagen, nach der at Anzeige, der Verlierer auf 
andere Art nicht '7) auszuforſchen, fo muß derfelbe öffentlich vorgeladen, und ein Ter- 
min zu feiner Anmeldung, bei Berluft feines Rechts 18) beftimmt werden. 

$. 32. Beträgt der Werth der gefumdenen Sache nach der Tare Zwei Hundert 
— oder mehr, ſo muß die Vorladung durch eine förmliche Ediktal-Citation ge— 

ehen. 

$. 33. Dei Sachen von Zwei Tauſend Thalern und darüber an Werth, iſt der 
Termin zur Anmeldung auf ſechs Monate; bei Sachen von minderem Werthe aber auf 
drei Monate zu beftimmen. 

$. 34. Im erftern Falle muß die Bekanntmachung dreimal in den Zeitungen und 
ſechsmal in den ntelligenznachrichten 19) der Provinz; im zweiten Falle aber in erfte- 
ren zweimal und in legteren viermal erfolgen. 

$. 35. Bei Sachen, deren Werth unter Zwei Hundert Thaler beträgt, wird der 
Termin auf zwei Monate beftimmt, und die Bekanntmachung erfolgt durch zweimalige 
Einrückung in die Zeitungen, und dreimalige in die \ntelligenznachrichten. 

$. 36. Bei Sachen unter Fünfig Thalern am Werth ıft ein Termin von vier 
Wochen; und wenn der Werth nur Sebn Thaler oder weniger beträgt, find vierzehn 
Tage ?°) hinreichend. 

$. 37. Im erften Falle gefchieht die Bekanntmachung einmal in den Zeitungen, 
und zweimal in den Amtsblättern; im legteren Kalle ift e8 genug, wenn die Autor. 
derung nur einmal in die Amt&blätter allein eingerüdt worden. 

. 38. Auch kann bei Sachen von Zehn TIhalern oder weniger am Werth, dem 
Finder überlaffen werden 21), die Befanntmachung felbft zu veranftalten, und den Ver- 
fierer anzumeifen,, daß er ſich bei dem finder ſelbſt melde. 

$. 39. Doch muß der finder, nach Ablauf des Termins, die gehörig gejchehene 
Bekanntmachung dem Richter nachweiſen. 

$. 40. Sind Vermuthungen vorhanden, daß ein fremder Reifender, oder fonjt 
ein Abmwefender die Sache verloren haben fönnte, fo find die geſetzmäßigen Friſten zur 
Anmeldung zu verdoppeln. 

$. 41. Die Zahl der Bekanntmachungen darf zwar alddann nicht verdoppelt wer— 
den; doch muß in Fällen, wo, nach Verhältniß des Werthed, die Einrüdung in die 


17) Auf andere Art wird die Ausforfchung nicht verfucht. Nach der mur für Schleften gelten- 
den Beftimmung v. 6. Septbr. 1841, welche auf Antrag des fechsten Schlefiichen Provinziallandtages 
erlaffen morden ift, werden die Sachen zunächſt an die Volizeibehörde abgeliefert, und dort am 
— Brette ausgeboten, wenn fie nicht mehr als 10 Thlr. werth find. (Min.- Bl. der i. V. 
1841, ©. 223.) 

18) Das Aufgebot mit diefer Wirkung, d. h. eigentlih mit Verluſt des Rechts des BVerlierers 
durch Ablauf der mit dem Aufgebote vertnäpften kurzen Verjährung, ift das Aufgebot deutſchen Her- 
fonımens. Schon der Sachjenjpiegel enthält die Rechtsgewohnheit als volllommen ausgebildet. IL, 37: 
„Was ein Mann findet, oder Dieben oder Feinden oder Räubern abjagt, das foll er ufbieten vor 
jeinen Gebuden und zu der Kirchen.” Ferner II, 29: „Wem eines andern Mannes Habe znfließet 
in Wafler, der joll fie jenem wiedergeben, daf er fich dazu ziehe... er foll es auch ufbieten.” — 
Dabei ıft eine Frift beftimmt, nach deren Ablaufe der Finder Eigenthümer wird. Nach Sachſenrechte 
6 Wochen 3 Tage. Carpzowl.c. 

19) Darunter wird der öffentliche Anzeiger des Negierungs-Amtsblattes des Bezirks, in welchem 
das Gericht feinen Sit hat, verftanden. Se. v. 21. Djbr. 1849, 88.1—3 (G. S. ©. 441). 

20) Bei dem Aufgebote einer Sammlung von gefundenen Saden wird nicht auf den Geſammt— 
werth, fondern auf den Werth der einzelnen Stüde geſehen. 

21) Wenn der Finder fich damit befaffen will; verpflichtet ift er dazu nicht. Unterzieht er fich 
der Belanntmachung, jo hat er nicht nöthig, in derſelben einen Termin zu beſtimmen, und auf die 
im Geſetze vorgeſchriebene vierzehntägige Friſt aufmerlſam zu machen. Der Termin tritt dom ſelbſt 
mit Ablauf der Friſt ein. (Vergl. das R. des J.M. v. 21. Januar 18389, J. M.Bl. ©. 64.) Die 
Bei fängt mit dem Tage der Ausgabe des Anzeigers, welcher die Belanntmachung enthält, an. Bergl. 

it. 5,8. 15 ımd die Anm. dazu; desgl. Pr.-Ordn, Tit. 50, $. 109 a. E. 
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Zeitungen erforderlich tft, diefelbe, außer der inländifchen, eben fo oft in einer auswär— 
tigen Heilung erfolgen. 

$. 42. Dazu muß ??) die Zeitung einer andern Königlichen Provinz, oder eine 
fremde gewählt werden, ſowie e8 nach den über die Perfon des Berliererd vorhandenen 
Vermuthungen am wahrfcheinlichiten ift, daß die Nachricht zu feiner Wiſſenſchaft gelan- 


gen werde. 
$. 43. Hat fich der Verlierer weder vor, noch in dem beftimmten Termine gemel⸗ Suhleg der 
det, jo muß der Richter mit dem Zufchlage der Sache verfahren. che, wenn 


der Berlierer 


$. 44. Diefer Zufchlag geſchieht an den Finder allein, wenn die Sache nur Hun— nicht 
dert Thaler oder weniger am Werthe beträgt. —— 
$. 45. Bei Sachen von höherem Werthe geſchieht der Zuſchlag an den Finder und an die 
und an die Armenkaffe 23) des Orte, — 
$. 46. Der Finder erhält alddann den Werth von Hundert Thalern zum Voraus, 
und von dem Ueberreſte des Werthed die eine, die Armenkaſſe aber die andere Hälfte. 
$. 47. Vor der Theilung müſſen die auf die Sache und das Aufgebot verwen- 
deten Koften vom Ganzen abgezogen werden. 
$. 48. Sind an einem Orte mehrere öffentliche Armenkaſſen, fo entfcheidet der 
Bezirk, wo die Sache gefunden worden; und wenn diefer nicht entfcheiden kann ?*), 
die perfönliche Eigenichaft ?5) des Finder. 
$. 49. Durch den Zufhlag erlangen der Finder und die Armenkaſſe das Eigen Frhr 2° 
thum der Sache *®). 
$. 50. Hat jedoch) der Verlierer feinen Verluft, mit einer deutfihen Befchreibung 
der Sache, noch vor erfolgtem Zufchlage öffentlich befannt gemacht, fo darf fein Rich- 
ter derjenigen Provinz ?°*), in deren Zeitung diefe Bekanntmachung gefcheben ift, mit 
dem Zufchlage einer folchen verlomen Sache verfahren 27). 


22) Muß, überall muß. Die bier vorgeichriebenen Arten von Belanntmachung find mithin 
alle weſentlich nothwendig, feine iſt fakultativ. Die Verordnung d. 3. Mai 1804 erflärt zwar die 
Einrüdung der Ediktaleitationen in die inländifchen "ginge mit mehr fiir nothwendig (Anh. 3. 
Pr.-D. 8.59). Allein die Anmendung diefer Vorſchrift auf das Aufgebot gefundener Sa iſt nicht 
—— weil dafür hier ein beſonderes Verfahren, das ſeine Eigenthlimlichkeiten hat, vorgeichrie- 

ift, welches feinen Er ag verlieren wilrde, wenn man die Bekanntmachung durch die in— 
ländifdhen Zeitungen wegfallen ließe. Als eine Bejonderheit bei dem Aufgebote gefundener Sachen ift 
es anzufehen, daß der Aushang eines Patents am gewöhnlicher Gerichtsftelle nicht vorgefchrieben ift. 
Er pflegt zwar zu geichehen , doch ift der Mangel deffeiben feine Nichtigkeit. 

23) ©. o. Anm. 10 zu 8. 19 d. T. 

24) Weshalb foll er nicht enticheiden können? Das ift z. B. möglich 1. wenn der Fundort nicht 
angegeben und nicht auszumitteln iſt; 2. wenn in dem Bezirke feine er Armenlaſſe ift; 3. wenn 
die Sache einem flüchtigen Diebe auf öffentlicher Sandftraße abgejagt ift. 

25) Welde? Vielleicht ift die Eigenjchaft gemeint, durch welche der Gerichteftand beftimmt wird. 
Aber auch das giebt, wenn der Finder ein Erimirter ift, feinen leidlihen Sum. Bermuthlich deu- 
tet die Vorſchrift auf den Gemwerbsftand, oder auf die Neligionsgefelichaft, wozu der Finder gehört. 
—— kann es nicht wiſſen. Das Beſte bei der Vorſchrift iſt, daß ſchwerlich ein Fall der Anwendung 
vorkommt. 

26) Der Zuſchlag im diefer Bedeutung — eine wahre Adjudifation im römifchen Sinne, in der 
Beziehung, daß eine fremde Sache durch den Richter urfprünglic zum Eigenthume gegeben werden kaun 
(denm die Übrigen Borausſetzungen der römtjchen Adjudifation fehlen) — ift eine ganz neue Erfindung, 
= DIENEN zweifelhaft, jedenfalls nicht im Bewußtſein geweſen if. &, unten Anm. 28 zu 

.550d.%, 


(4. 4.) Ganz richtig jagt das Obertr., ©. f. Str. ©,, in feinem Erf. vom 17. März 1859: 
„Eine verlorene und demnächſt von einem Andern gefundene Sache ift, wenn im vorgeſchriebenen Auf- 
gebotsverfahren der Eigenthlimer derjelben nicht ermittelt wird, darum nicht von Anfang an als eine 
derlaſſene zu betrachten; fie nimmt vielmehr diefen Charakter erft durch die im Zufchlagserfenntnifje 
auszujprechende Präflufion an und wird erjt vom diefem Angenblide an fir den redlichen Finder zum 
Ze einer Eigenthumserwerbung durch Beſitznehmung. (I.M.Bl. S. 139.) Bergl. unten die 

nm. 28, 
268) Darunter wird der Bezirk des Appellationsgerichts verftanden. $. 622 d. T. 
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$8..51. Vielmehr muß er von Amtöwegen, fo viel an ihm ift, dafür forgen, daß 
die Sache dem Verlierer wieder zugeftellt werde. 

$. 52. Hat der Richter den Zuſchlag dennoch vorgenommen, fo geht das Eigen- 
thum der Sache auf den Finder und die Armenkaſſe dadurch nicht über. 

$. 53. Können jedoch diefe nicht überführt werden, won der Anzeige des Verlie— 
rerd Kenntniß erhalten zu haben, jo erlangen fie durch den richterlihen Zufchlag die 
Nechte eines vollftändigen redlichen Beſitzers. 

$. 54. Der Richter aber foll, wenn er die Vorſchrift 88. 50, 51 vorfäglich, 
— aus grobem Verſehen übertreten oder vernachläffigt hat, ernſtlich darüber beſtraft 
werden. 


8. 55. Außer dem $. 52 beſtimmten Falle iſt gegen den richterlichen Zuſchlag 
feine Wiedereinjegung in den vorigen Stand zuläffig a8), 
8. 56. Beträgt jedoch die verlorne Sache Einhundert Thaler oder mehr an Werth, 
und der Verlierer kann nachweiſen, daß er ohne alles jein Berichulden von dem ergan« 
enen Aufgebote Wiſſenſchaft zu erhalten, und die $. 50 angegebene Vorſicht zu brau- 
ie verhindert worden, fo fann er fih an den finder und die Armenfafle in ſoweit 
balten,, als diefelben in dem Befige eines Vortheild aus dem Zufchlage ſich alsdann 
noch wirklich befinden 2°). 
Das Rch- $. 57. Meldet fih vor dem Zuſchlage Jemand, welcher die Sache, als von 
ver Berlierer ihm verloren, in Anfpruch nimmt, fo muß er nachweifen, daß er diefelbe vorher befef- 
fih meldet. ſon habe. 


8. 58. Iſt die Sache fo befchaffen, daß fie, ihrer Natur nach, von Andern glei- 
her Art nicht unterfchieden werden fann, fo muß der Anfprechende beſonders nachwei- 
fen, daß die aufgebotene Sache ebendiejelbe fei, welche er verloren hat 3°). 


27) Die Vorichrift zeigt don geringem pratiihen Takte. Den Richtern ift wegen diefer Auflage 
Süd zu wünſchen. Der Referent ift darnach verpflichtet, alle Journale, Kreis», Yolalblätter und 
Zeitungen, welde in feiner Provinz herausfommen , durch die ganze Zeit jeit dem älteften Funde bie 
zum Tage des Vortrages durchzuleſen, wenn er gewiſſenhaft jeine Pflicht erfüllen will. Das geht ins 
Lächerliche. Wie ſoll ein Neferent in Berlin damit zu Stande kommen, zumal wenn jeine Sanıms 
lung von Fundſachen etiwas ftarf angewachſen ift, und woher joll ex nur alle dieje Zeitichriften erhalten? 
Das ift jelbt den höheren Autoritäten bedenllich vorgelommen. Der J. M. hat deshalb Rath gegeben, 
wie man fich behelfen möge. Im einem R. v. 1. Auguft 1825 giebt er dem Kammergerichte die An— 
weijung, von dein Finder und don der Orts-Armenlaſſe die Herbeiſchaffung eines Zeugniffes der 
Intelligenzblätter » Erpedition zu fordern, daß keine öffentliche Belanntmadung des Berluftes 4; 
fei. Allein wenn diejer Aufforderung nicht genügt wird, welchen Berlauf fol die Sache nehmen, d. 
wie joll das Gericht fi der Sade endgültig entledigen ? Außerdem ift dieſes Auskunftsmittel mit 
der Aufhebung des Intelligenz * Infertionszwanges verloren gegangen, Ein jpäteres R. d. 21. Januar 
1839 äußert die Meinung, daß in vielen Fällen die Einficht weniger Blätter (e8 iſt ungewiß, ob we— 
nige Zeitichriften oder wenige Stüde oder Nummern don jeder Zeitichrift gemeint find) ausreichen 
werde, um der geielichen Vorſchrift zu genügen, da über die muthmaßliche Zeit des Verluſtes nicht 
zurüdgegangen zu werden braudre. Ein Zeitraum von 3 Monaten ericheine hierbei als die äußerſte 
Grenze ; man möchte alle 3 Monate mit dem Aufgebote vorichreiten. (I.M.Bl. 1839, ©. 64.) Mber 
auch diejer Borjchlag berüdfichtigt die Wirktichkeit nicht. Die Sammlung muß bisweilen Jahr und 
Tag alt werden, wenn man nicht ein altes Feuerftahl in Gejellichaft mit einem Pfeifenfopfe oder einem 
alten Sadtuche allein aufbieten will. Die Wahrheit ift, daß man gar nichts durchfieht, weil der Re— 
ferent erftens nicht alle Zeitungen und Anzeigeblätter hat, und zweitens die zu deren Durchſicht erfors 
derliche Zeit von Monaten, um der bloßen Bagatelle willen, nicht zugemeſſen erhält. 

28) Das Rechtsprinzip des R. R. ift, bei eintretender Unausfindbarteit des geweſenen Eigenthü— 
mers einer gefundenen Sache, Uſukapion pro derelicto. Das deutice Rechtsprinzip ift fingirte Dere— 
tiftion nach vergeblichem Aufgebote. An dieſes ſchließt fih das L.R. an. Der Zuſchlag oder Aus- 
ſpruch des Richters ift weſentlich nichts anderes, als Feftitellung des Falles, wo die Dfkupation ftatt 
hat. Diejes wäre die eigentliche Bedeutung des richterlichen Urtheils, Der folgende $. 56 macht eine 
Ausnahme von der als Regel angenommenen Filtion der Derelittion, indem unter den angegebenen 
beiden Bedingungen die Wirklichlert Geltung haben joll. j 

29) ne vor. Anm. Die actio in faetum wegen Bereicherung dauert 30 Jahre, Bergl. 
88. 494 fi. d. T. 

30) Sein Gegner, welchem gegenüber er fi) zur Sade zu ziehen, nämlich den Beweis des 
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F N 59. Der finder muß auch dem vorigen bloßen Inhaber 0 =) die Sache ver- 
olgen. 
3 60. Entjtehen erhebliche Zweifel: ob der Verlierer ein redlicher Befiger oder 
Inhaber der Sache geweſen fei, jo muß diefe, bis zu näherer Ausmittelung, in ge- 
rihtliher Gewahrfam bleiben. 

$. 61. Der Verlierer muß in allen Fällen 31) die auf die gefundene Sache und 
deren Aufgebot verwendeten Koften, jedoch nach Abzug der davon etwa gefallenen Nu- 
gungen ?2), erjegen. 

$. 62. Außerdem muß ex32a) dem Finder den zehnten Theil des Werth 3°) der 
Sache, welcher nad) Abzug der Koften übrig bleibt, auf fein Verlangen, als eine Be- 
lohnung ?*) entrichten 34). 

$. 63. Meberfteigt der Werth die Summe von 500 Thalern, fo muß der Finder 
außer dem zehnten Theil diefer Summe mit Einem Procent von dem Ueberſchuſſe des 
Werths ſich begnügen. 

$. 64. Wird der ganze Werth durch die Koſten erſchöpft, fo kann der Finder 
feine Belohnung fordern. 

$. 65. Wegen Ausmittelung des Werths, zum Behufe der feftzufegenden Beloh- 
nung, foll e8 bei der Würdigung eined von dem Richter zu ernennenden Sachverftändi« 
gen lediglich fein Bewenden haben. 

$. 66. Wenn zahmes Vieh ausreißt, oder fich verläuft, jo fann der Finder, 


Berlierens (oder, tie es der 8. 57 verlangt, nur, daß er fie vorher beieffen habe, was viel weni- 
ger ift, umd nicht genügen jollte, da er fie mit feinem Willen aus feiner Gewalt gelaffen haben kann, 
mo er fie nicht würde fordern Fönnen) zu führen hat, ift der Finder. Zwiſchen diefen Beiden muß 
darüber förmlich verfahren und erkannt werden. Will aber der Finder ſich mit ihm nicht einlafien, 
d. h. feinen Anſpruch an die Sache machen ; jo ift der Nichter der Gegner des Prätendenten. Zwi— 
ichen diejen Beiden muß die Sache, im Intereſſe unbekannter Dritter, durch Aufgebot und Präftu- 
fion entichieden wmerden ; denn von einem Zuſchlage an den Eigenthumsprätendenten kann die Rede 
nicht jein. Iſt der Prätendent nicht der Eigenthümer, jo bleiben die Rechte des Lebteren, ungeach— 
tet der Ausfolgung der Sache an Ienen, unverändert. 

308) (3. 9.) Inhaber ift auch der Dieb; ihm müßte alfo die geftohlene Sache, wenn er fie 
verliert, von dem finder zurüdgegeben werden. Aber daß es fo nicht gemeint ift, zeigt der $. 60, 
derb. mit $. 35, Tit. 8, 

31) Doch mohl in dem Falle nicht, wo er die Sache aufgiebt. 

32) Der Inhaber muß ihm mithin darüber Rechnung —J 

324) (8, A.) Dieſer „er“ iſt nicht immer der wirkliche „Verlierer““, ſondern derjenige, dem die 
Sache zurüdgeftellt werden muß ($. 60). Denn auch der Finder einer geftohlenen Sadye ift, den 
gefetslihen Finderlohn zu fordern, berechtigt, nämlich von dem Beftohlenen , dem die Sache zurüd- 
gegeben wird. Pr. des Obertr. 2341, vd. 9. Januar 1852 (Entid. Bd. XXI, ©, 130), 

33) Des gemeinen Werth nämlih, nad einer Taxe. $. 65. Bergl. Tit. 2, $$. 117, 118, 
Bei Gegenftänden, welche feinen gemeinen Werth haben, wie Berweisurfunden, Inftrumente über 
Berträge und Hupothelen u. dergl., ift diefer Maßſtab untauglih. Der Richter kann für jolchen 
Fund eine Belohnung nicht zuipreden, und auch dem Finder das Papier nicht zuſchlagen, weil es 
für ihn unbrauchbar ift. Dergleihen Gegenflände eignen fich nicht zur Behandlung nad) den Vor— 
jchriften über gefundene Sadıen. 

34) S. o. die Anm, 10 zu $. 19 umd Anm. 82@ zu 8. 62 d. T. Das Verlangen eines Fin- 
derlohns (evperpx — inventionis praemium, — aud) pnvurpa indieis praemium) ıft nadı Röm. 
Anfichten unhonett, und findet keine Anerkennung vor dem Rechte. L.43, 8. 9 D. de furtis (XLVII, 2). 
Auch nad G. R. wird dem finder feine Prämie zugeiprodien. Hertius, de paroem. jur. Germ. 
L. I, par. 17 (mo einer fein Gut findet, da fpricht er e8 an), in Opusc. Tom. I, P. Ill, p. 424, 
ift der Meinung, daß der Finder tetiniven könne, bis ihm eine Prämie gegeben werde. Wahrjcein« 
fich ift es die Stelle, melde Suarez bei feiner Berufung auf Hert (Anm. 10) im Sinne bat. 
Dieje Meinung ift jedod) vereinzelt. 

34.) (5. A.) Derjenige, welcher bemerkt, daß ein Anderer etwas verliert und, anftatt denfelben 
auf den Berluft aufmerfiam zu machen, den Gegenftand an ſich mimmt umd dadurch dem Berlierer 
die Gewahrſam entzieht, begeht eine unerlaubte Handlung, ans welcher wohl Berbindiichkeiten, wicht 
aber Rechte entftchen können (Tit. 3, $. 35); er hat daher auf die im $. 62 gedachte Belohnung fei- 
nen Anſpruch. rk. des Obertr, v. 7. Septbr. 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 143). 
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außer der ihm wegen der Futterungskoſten und ſonſtiger Auslagen etwa zukommenden 
Entſchädigung, nur fo viel zur Belohnung fordern, als das Pfandgeld, wenn derglei— 
hen Vieh wäre verpfändet worden, betragen hätte 35), 

$. 67. Wenn mehrere bei einem Funde gegenwärtig gewefen find, jo muß, im 
alle eines darüber entftehenden Streited, die Perjon des eigentlichen Finders, nad) 
den $$. 9— 13 beftimmten Grundfägen audgemittet werden. 

$. 68. Bleibt, nach diefen Grundfägen, die Perfon des eigentlichen Finderd noch 
zweifelhaft, jo fommen die Rechte des Finders allen denjenigen zu, welche, die Sache 
in Befis zu nehmen, fich zu gleicher Seit beftrebt haben. 

$. 69. Haben Mehrere den Beſitz der gefundenen Sache zugleich ergriffen, oder 
müſſen Mehrere, weil die Perſon des eigentlichen Finders nicht hinlänglich audgemit- 
telt werden fann, dafür angenommen werden, jo gebührt dennoch diefen mehreren 
Findern zufammen nur eben der Antheil und eben die Belohnung, welche die Geſetze 
dem einzelnen Finder beilegen. 

$. 70. Wer die Anzeige eines von ihm gefchehenen Fundes über drei Tage ver- 
zögert, macht fich der Belohnung ?*) verluftig. 

$. 71. Wer den Fund über vier Wochen verfehweigt, hat noch außerdem die 
Bermuthung, daß er unredlicher Beſitzer fei, gegen fi #7). 


35) Wird dergleichen Vieh von milden Thieren verjagt oder tweggeichleppt, und von Jemand 

eingebracht, jo har dieſer die ordentliche Belohnung zu fordern, Er lann aber auch — und dieje 
orderung ift noch befjer begründet — als negotiorum gestor ſchlechthin Vergütigung für Mühe und 

ri fordern, wenn der Eigenthümer die gevetteten und eingebrachten Gegenjtände annimmt. 
Tit. 13, $. 241. Das Gleiche gilt von weggeſchwemmten Sachen, welche aufgefangen und geborgen 
worden find. Entſchlägt der Eigenthümer fich der Sache, oder meldet ſich auf die gerichtliche Be- 
tanntmachung Niemand, jo hat der Aufnehmer die Rechte eines Finders. 

Bei orbergenen Saden, welche durch Ueberſchwemmungen ab» oder fortgerifien worden find, 
namentlich bei fortgetriebenem Holze, Brettern u. dergl., entfteht eine faltiſche Echwierigteit in der 
Ausmittelung des Eigenthums, wenn ſich Mehrere dazu melden. Ju ſolchem Falle inilfen die ge⸗ 
borgenen Sadıen, nad den Grundlägen einer zufälligen Gemeinihaft, unter diejenigen, melden er» 
weislih Sachen diefer Art fort» umd nad dem Orte der Bergung hingeführt worden find, nad) Ver— 
hältniß der verlorenen Menge zu der gefundenen vertheilt werden. 

36) Was unter diefer verloren gehenden Belohnung zu verftehen jei, ift zweifelhaft. Der J. M. 
hat, nach einem R. v. 4. Juni 1819 (Mannkopf, Lande. I, Nachtr., ©. 9), es nicht zweifelhaft 
gefunden, daß der Finder nichts von dem gefundenen Objekte verlangen könne, und daß unter der 
Belohnung hier allgemein das zu verftehen jei, mas der Finder aus irgend einem Grunde gie 
foldyer in Anſpruch nehme, der Verlierer möge fich einfinden, oder nicht. Cine andere Meinung da- 
gegen verfteht umter der Belohnung hier nur das von dem Verlierer zu entrichtende Fundgeld. 
Dieie Meinung ift nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen die richtige. Denn der Rechtsgrund, warum 
der Finder fein Recht erwerben foll, ift, weil er ſich durch die Verheimlichung verdächtig macht, die 
Sache unterichlagen zu wollen. Furti tenetur, Iogt die L. 43, 88. 8— 11 D. de furtis. Das gilt 
feibftverftändticy aber nur für den Fall, daß der Befiger die Sache nicht freiwillig aufgegeben, folg- 
lich die Sache noch ihren Heren hat, denn man kann nicht ftehlen, mas feinem gehört, wenn man 
auch einen Diebftahl beabfichtigt. Quod si dominus id dereliquit, furtum non fit ejus, etiam si 
ego furandi animum habuero: nec enim furtum fit, nisi sit, cui fiat; in proposito autem 
nulli fit, L. 43, $. 5 1. ce. Wird es alio, durch das Aufgebot, ausgemacht, daß die Sache feinen 
Herrn hat, jo konnte fie der Finder offupiren, und es eriftirt feine Perfon, die ihm das ftreitig ma- 
chen fönnte. Der J. M. meint im jenem Schr., es verftehe fi, da; dem Finder, dem man die 
Sache in diefem Falle vorenthalten wolle, das rechtliche Gehör nicht verſagt werden könne. Aber der 
Finder hat ja gar feinen Gegner, wer foll ihm denn die Sache ftreitig machen? Die Armentaffe 
an defien Stelle ſetzen, wäre, wenigftens in allen den Füllen, wo der Finder die Sache ganz behält 
($. 44), willfürlich. Allein die Verf. des L. R. haben das Finden eigenthümlich aufgefaßt und unter 
polizeiliche Aufficht geftellt, dergeftalt, daß jelbft bei an ſich rechtmäßiger Oftupation einer alten, längſt 
herrenlofen Sache (eines Schatzes) eine Beftrafung auf die umterlaffene Anzeige geſetzt worden ift. 
88. 102 u. 108. Im Sinne der Berf. hat es daher wahrſcheinlich gelegen, daß der Finder, in dem 
Fragefalle, gar nichts behalten foll, wie aud das Marginale: „Verluſt des Fundrechts“ amdeutet. 

37) Diefe —— und auch die der —— 88. 72, 78 ſetzen voraus, daß die Sache 
einen Eigenthümer oder Beſitzer habe; iſt ſolche derelinquirt, ſo paßt die Vorſchrift nicht. Meldet 
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$. 72. Wer auf außergerichtliche®, von dem Verlierer oder in feinem Namen, an 
ihm ergangenes Befragen, den Fund ganz oder zum Theil ableugnet 3®), ift?®) ein 
unredlicher Befiker. 

$. 73. Wer auf Befragen des Richters +9) fich eines folhen Leugnens fhuldig 
macht, ift als ein Dieb zu betrachten +), 


Dritter Abſchnitt. 
Bon gefundenen Schötzen. 


F. Ortloff, Commentatio juris romani de thesauris. Erlang. 1828. Luden, und und 
Schatz; im Weisle's Rechtsler., Bd. IV, ©. 431. — Preufiiches Recht: Gans, Bemerkungen zur 
Lehre vom Schatz; in den Jahrbüchern Bd. XXXI, ©.3. Mein Preufiiches Privatrecht, 3. Ausg., 
Bd. I, 8.244. Bornemann, Spftem, Bd. II, $. 110, 


$. 74. Unter Schägen werden hier alle Sachen!) von einigem a ver⸗ 
ſtanden, die über?) oder unter der Erde verborgen *) liegen, in ſofern der Eigenthü— 
mer derfelben unbekannt 5) ift. 
Pi 75. Wer einen Schag findet, muß davon der Obrigkeit 5) fofort Anzeige 
machen. 
. $. 76. Wegen Aufbewahrung des gefundenen Schates, Ausforfchung ded — 
thümers, und öoͤffentlicher Vorladung — 2 muß ebenſo, wie bei gefundenen Sa— 
chen verfahren werden. ($$. 23 — 42) ®). 


ſich der Berlierer,, jo fteht diefem die durch dielen $. gegründete Vermuthung zur Seite, daß der 
Finder das fremde Eigenthum wohl gelannt und beabfichtigt habe, fich dafjelbe anzueignen. 

38) Menn er keine Antwort giebt, jo hat dies feine rechtliche Folge; es fei denn, daß das Schwei- 
gen mach den Umftänden für Berheimlihung angefehen werden dann, modurd die Bermuthung der 
unredlichen Erwerbung begründet werden wilrde. Unten $. 41, Tit. 15, 

39) Die Unredlichkeit fol, nad dem Wortiaute, fingirt werden. 

40) Dafür giebt es Feine progefjualiiche Form; es muß jede forımlofe Veranlaſſung der Erflä- 
rung für genügend angejehen werden. Außerdem kann die Vorjchrift nicht Anwendung finden. Das 
Ableugnen gegen die Polizei hat feine rechtlichen Folgen. 

41) Das kann nur joviel heißen ala: es wird für beiwiefen angenommen, daß der Finder den 
Eigenthämer gefannt und die Sache in der Abficht an fich genommen habe, um fich dadurch zu be— 
reichern. Das ift ein Diebftahl. (3. U.) Die Strafbeftimmung, in jofern eine ſolche im 8.73 ent- 
halten, ift durch den $. 226 des Str. G. B. verdrängt. Zu vergl. unten, Anm. 65, Sat 3, Ar. 1, 
4, zu $. 215 des Str. G. B. (Th. II, Tit. 20). 

1) Bereits im Cigenthume getvejene. ©. u. Anm. 4. 

2) Um nicht jede Kleinigkeit als Schatz zu behandeln, wollte Suarez das Geringfte auf 10 Thlr. 
feftgeftellt miffen; man 309 jedoch den unbeftimmten Ausdrud- vor, wodurch die Sache dem richter- 
lichen Ermefjen anheimgegeben ift. 

3) Dod in Berbindung mit der Erde; denn verftedt loſe auf der Oberfläche liegende Sachen 
werden als gefundene behandelt, nad) den Vorjchriften des vorigen Abſchnitts. 

4) Entweder von Menichenhand verborgen, oder durch ——— zufälliger Begebenheiten (Feuers⸗ 
brunſt, Einſturz, Erdbeben, Ueberſchwemmungen). Jedenfalls müſſen die Sachen, um als Schatz 
in dem hier gemeinten Sinne zu gelten, bereits ſelbſtſtändig in eines Menſchen Eigenthume geweſen 
fein. Denn Naturſchätze, 3. B. Gold-, Bernſteinlager, gehören nicht hierher. $. 106 d. T. 

- 5) Nicht allein unbelannt muß er fein, fondern auch unerforfchlich, weil die Sache als herren- 
{08 muß angejehen werden können. $$. 79, 81, 104 d. T. Auf den Zeitraum, dich welchen die 
Sache verborgen gelegen, fommt es nicht wejentlich an; das Inftitut der Verjährung ift auf Schäbe 
unanwendbar. Eine Sache fann vergleichungsweije nur kurze Zeit verborgen gelegen haben und dod) 
ein Schag in dem hier gemeinten Sinne fein. 

58) Das fompetente Gericht zur Benrtheilung der Schagnatur ift das Gericht des Fundortes, 
Bergl. R. d. 16. Dftbr. 1812 (Jahıb. Bo. I, ©. 260). 

6) Die in Bezug genommenen Beftimmungen betreffen nur das Aufgebot und ſchließen mit dem 
Termine. Auf die weiteren Vorjchriften SS. 43 fj., wonach ein Zuichlagsertenntniß ergehen ſoll, 
wird nicht verwieſen. Daraus jchließt man, daß bei dem Aufgebote eines Schabes ein Präkluſions- 

Koch, Allgemeines Landredt 1. 5. Aufl. 28 
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$. 77. Meldet ſich vor dem Aufgebote Jemand ald Eigenthümer zu dem gefun- 
denen Schate, oder als deſſen Erbe, kann aber fein Recht nicht binmen ſechs Wochen 
vollftändig nachweiſen; jo muß dennoch mit der öffentlichen ers har rin werden. 

$. 78. Inzwiſchen bleibt dem Anfprechenden die weitere Ausführung feines 
Rechts 7), auch während des Aufgeboted, vorbehalten. 

$. 79. Es bedarf feines Aufgeboted, wenn aus der Befchaffenheit des entdeckten 
Schatzes felbit ſich ergiebt, daß derjelbe ſchon ſeit Einem oder mehreren Jahrhunderten 
verborgen gemejen jet. 

$. 80. Doch muß der Richter die Umftände, woraus diefes erhellen foll, jedes- 
mal genau prüfen *), und wenn e3 ein Unterrichter ift, von dem Landes-Juſtizkolle— 
gio der Provinz Vorbefcheidung: ob mit dem Aufgebot verfahren werden foll, oder 
nicht, einholen ?). 





Feſtſtellung der —— der Sache. ©. o. Anm. 28 zu $. 55. Man darf bei millfürlicher 
afuiftif feine konſequente 

7) Gegen den Eigenthümer des Grundftüds und den Finder, wenn diefe Anfpruch auf den Schat 
machen. achen fie feinen Anſpruch, jo hat der Prätendent feinen Gegner, folglich füllt das Redhte- 
verfahren, außer dem Aufgebote, weg. 

8) Dazu ift die Vorlegung der Sachen nothmwendig; der Augenichein kann durch unzuverläſſige 
Beſchreibung nicht erjetgt werden. Die Ablieferung umterbleibt oft, weil man fich noch immer nicht 
daran gewöhnt hat, die Polizei für den allgeminen Familienvater zu halten, dem man jein Gigen- 
thum und feine Handlungen unterordnen müſſe; umd die Leute wundern fi, wenn nachträglich, wo 
nichts mehr von dem Schate vorhanden ift, die Gerichte ſich noch einmijchen. Im einem Dorfe bei 
Neifie hatte 1850 der Todtengräber auf dem Kirchhofe, bei den Machen eines Grabes, etwa 60: Gold⸗ 
münzen gefunden, und mit dem Pfarrer, als Vertreter der Kirche, ohne Weiteres getheilt. Cinige 
Zeit nachher zeigte der Pfarrer, auf Veranlaſſung feiner Oberen, den Fund dem Gerichte an; und 
als num das Gericht, meil die Münzen bereits verkauft und eingeſchmolzen worden waren, Bernch- 
mungen über die Beichaffenheit des Fundes veranlaßte und zur Veftreitung der Auslagen für das 
Aufgebot von dem Pfarrer — der Zodtengräber hatte nichts — einen Vorſchuß einzog, da entftand 
große Verwunderung. 

9) Diefe Vorſchrift paßt micht zur Selbfiftändigleit der Gerichte; fie hängt zufammen mit der 
alten Berfafjung, wonach die eigentliche Richtergewalt nur bei den Landesgerichten, welche vermö 
der bürenufratiidien Regierungsgetvalt die Sonder - und Eigenthumsgerichte in forttwährender Beauf- 
fihtigung und Abhängigkeit hielten , gedacht wurde. 

10) Das Finden, wenn es ein erlanbtes ift, nicht die körperliche Beſitzergreifung, giebt das 
Finderrecht, und das Finderrecht ift e8, mweldyes den Anſpruch auf ein Miteigenthum begründet, wenn 
das Finden die wirkliche Offupation durch den finder oder dich den Grundbeſitzer zur Folge hat. 
Entdedt 3. B. ein Dienftbote zufällig einen Schag in dem Befittthume jeines Herrn, und Herr, 
dabon in Kenntniß gefetst, hebt den Schatz ohme Zuziehung des Dienftboten, fo fann er den Antheil 
des Finders dem Dienftboten mit Recht micht vorenthalten. Kind theilt in Quaest. forens. III, c. 50, 
S. 332, ed. I einen ſolchen Kall mit, mwelder von dem Dresdner App.-®. 1798 nach den Grund 
fägen des G. R. entgegengeſetzt entichieden worden if. Ich halte die Enticheidung für umrichtig. 
Denn der Fund ift etwas jo Mejentliches, daß ohne ihn der Grundeigenthiimer auch nichts erwer- 
ben konnte; und der Herr handelt doloſe (vi vel clam), wenn er die Entdedung benutzt, um für fich 
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$. 83. Ein Gleiches findet ftatt, wenn Gefinde oder Arbeitöleute, bei ihren ge- 
wöhnlichen Verrihtungen, einen Schag entdeden. 

$. 84. Ferner alddann, wenn Semand, mit Bewilligung des Eigenthümerg, 
auf fremdem Grunde nach einem Schatze gefucht, und dergleichen wirklich entdeckt 1?) 
bat; in ſofern nicht durch befondere Berabredungen unter den Parteien, wegen der Be- 
lohnung des Finders, ein Anderes beftimmt N 

$. 85. Wer aber ohne Bewilligung des Cigenthümers auf fremdem Grunde 
Schätze fucht und findet, kann feine Belohnung fordern, fondern die ihm fonft gebüh- 
rende Hälfte fällt dem Fiskus anheim. 

$. 86. Wer zu Nachſuchung von Schäßen vermeintlicher Zaubermittel, durch 
Geifterbannen, Gitiren der Verftorbenen, oder anderer dergleichen Gaufeleien, es jei 
aus Betrug oder Aberglauben, jich bedient, der verliert, —— der ſonſt ſchon verwirf- 
ten Strafe, fein Anrecht auf einen etwa zufälliger Weiſe wirklich gefundenen Schatz!9). 
(Str.G.B. $. 241.) 

$. 87. Wer bei Nachfuchung eines Schages Polizeigefeken, welche zur Berhü- 
tung von Feuersbrünſten, oder andern gemeinen Beichädigungen gegeben find, entge- 
gen handelt, der wird dadurch feines Unrecht auf den Schatz ebenfalls verluftig. 
. * 88. In beiden Fällen ($$. 86, 87) tritt der Fiskus an die Stelle des Ueber— 

eters. 

8. 89. Der Eigenthümer ſowohl als der Fiskus haben das Recht, von dem Fin— 
der, nach bewandten Umſtänden, die eidliche Angabe ſeines Fundes zu fordern. 

8. 90. Mehrere Miteigenthümer eines Grundſtücks, auf welchem ein Schatz ge— 
funden worden, nehmen an den obbeſtimmten Rechten des Eigenthümers, nach dem 
Verhältniſſe ihres Rechts auf das Grundſtück ſelbſt, Antheil. 

8. 91. Wird ein Schatz auf der Grenze !*) gefunden, jo wird das Eigenthum 
dejjelben zwifchen den Grenznahbam gleich getheilt. 

$. 92. Es macht dabei feinen Unterfchted, wenn auch der Schat nicht gerade 
in der Mitte gefunden wäre, jondern den Grund eines oder des andern Nachbars mehr 
oder weniger berührt hätte, 

$. 93. it einer der Miteigenthümer oder Grenznahbarn zugleich der Kinder, 
o en ihm noch außerdem, auf die Antheile der übrigen Jntereitenten, die Rechte 

es Finders. 








allein die Beſitznehmung zu vollziehen. Dadurch hindert oder ſtört er den Dienſtboten, und zwar 
durch eine unerlaubte Handlung im cibilrehtlichen Sinne, ſich bei der Beſitzergreifung zu betheiligen, 
und kann deshalb den Beſitz für fich allein nicht ergreifen. $. 12 d. T. Daß, wenigitens nad) dem 
Grundfägen des ER., fo und nicht anders der Shall zu enticheiden, das erhellet aud aus $. 84. 
Denn die drei Fälle 88. 82, 83, 84 werden nach gleichem Grundſatze behandelt, monad die Erwer— 
bung des Finderrechts durch zwei Umftände vollzogen wird: durch das Finden oder Entdeden (beide 
Ausdrüde werden bier ſynonym gebraucht), umd durch die (geietliche oder befionders erworbene) Er⸗ 
laubniß dazu. Anders ift es, wenn der Grumdherr, —— dem erſten zufälligen Funde, 
Ten zufällig den Schatz entdedt und allein gehoben hätte. Dann würde der frühere Fund des 
ienftboten ihn daran nicht hindern, denn der Grundherr wäre in redlicher Ausübung feines Rechts. 

(5. U.) Dies nimmt auch das Obertr. an. Zur Erwerbung der Rechte des Finders auf den gefun- 
denen Schat ift, mac ihm, defien Beſitznehmung nicht erforderlich. Die von dem Appell. « Gericht 
zu Baderborn zur Anwendung gebradhte Rechtsanficht, daß nur der als Finder des Schates ans 
uſehen jei, welcher denjelben in feine Gewalt bringe, und daß es ein gleichgültiger Umftand 
ki, wer von Mehreren den Schat zuerft entdedt habe, ift für unrichtig erklärt, Ext. des Obertr, 
vom 1. Mai 1865 (Entſch. Bd. LIV, ©. 38), 

11) Die beiden 88. 81, 82 wiederholen die Grundjäte der L. un. de thesauris (X, 15). 

12) ©, die Anm. 10 zu $. 82 a. €. 

13) Auch diefe Beftimmung ift aus der L. un. C. de thesauris (X, 15) herübergenommen. 

14) Oder in einer gemeinfchaftlichen Gvenzmauer. Denn die Veftimmung ſetzt Gemeinſchaftlich⸗ 
feit des Grenztaines boraus, 

28 * 
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Rechte in An- $. 94. Das Recht des Eigenthümers auf einen Schatz !4=) fommt dem nupba- 


Shake bi ven 245) Gigenthümer allein zu!5), und derjenige,. welchem bloß ein Antheil an der 
en Proprietät zufteht, kann darauf feinen Anſpruch machen. 
Reiben $. 95. Auch der Fideifommißbefiger und Erbzinsmann haben die Rechte des Ei- 
. genthuͤmers an einem Schage, welcher auf dem von ihnen folchergeftalt beſeſſenen Grund- 
jtüde gefunden worden. 

8. 96. Der auf einem Lehn-, Fideikommiß- oder Erbzindgute gefundene Schaf 
wird das freie 1°) Eigenthum des Beſitzers. 

8. 97. Der bloge Nießbraucher, ingleichen der Erbpächter??), hat an einem 
folhen Schatze feinen Antheil. 

$. 98. Der, welchem bloß das Eigentum einer Oberfläche oder eines darauf 
errichteten Gebäudes, nicht aber de8 Grundes und Bodens zufommt, kann nur an ei— 
nem über der Erde gefundenen Schage der Rechte des Eigenthümerd fi) anmapen. 

8. 99. So lange ein verfaufted Grundftüd dem Käufer noch nicht übergeben 
ift, hat der Verkäufer dad Recht des Eigenthümerd auf einen in der Zwoifchenzeit ent- 
deckten Schab. 

8. 100. Iſt jedoch die Gefahr der Sache auf den Käufer bereit? übergegangen, 
fo gebührt ihm auch der Nugen 17°) von einem ſolchen Schape. 

8. 101. Hat der Käufer von dem auf dem Grundftüde verborgenen Schape Wif- 
fenfchaft gehabt, und ed dem Verkäufer nicht angezeigt, fo fann er in der Folge bloß 
ala Finder angefehen werden. 

—— 8. 102. Wer. bei einem auf fremdem Grunde und Boden gefundenen Schatze 
—2 die Vorſchriften der Geſetze vernachläſſigt, die Anzeige binnen vier Wochen zu thun un— 
Serihriten terläßt 28) oder gar den Fund ableugnet, gegen den gilt alles das, was in gleichem 
ver Eule Falle gegen den Finder verlorener Sachen verordnet ıft. ($$. 70— 73.) 


14a) (2, A.) Ueberhaupt auf unterivdiiche Naturſchätze (Foſſilien). Bergl. Th. U, Zit. 16, 8. 72, 

14b) (2, 9.) Alio auch dem unvolltommenen bäuerlihen Eigenthümer, welcher nicht bloßer 
Nießbraucher oder Erbpächter ift. Nach den Grundfägen des A. IR. Tonnen die Rittergutsbeſitzer 
nicht das Recht des „Grundherrn“ beim Bergbaue auf den bäuerlihen Gründen, melde ihren Inha— 
bern zu irgend einem Cigenthumsrechte zuftehen, in Anfpruch nehmen. Th. UI, Tit. 16, 88. 69 fi. 

15) Der gerade entgegengejeßte Grundja des R. R.: „— thesaurus — inventus — in fru- 
etum non computabitur, sed pars ejus dimidia restituetur, quasi in alieno inventi.“ L. 7,8. 12 
D. soluto matrimonio (XXIV, 3). 

16) Der Schaf befindet fich mithin micht im getheilten Eigenthume. Nah G. R. ift die Frage 
ſtreitig. Bergl. Gründler, Polemit $. 440. 

17) Das Geſetz vom 2. März 1850, 8. 2, Nr. 2 (G.S. ©. 77) hat das Eigenthumsrecht des 
Erbverpächters ohne Entihädigung aufgehoben und den Erbpächter zum vollen Eigenthiimer gemacht, nur 
mit Vorbehalt der aus dem Erbpachtsverhältnifje entipringenden, aber zur Ablöfung beftimmten Be- 
rechtigungen auf Abgaben oder Leiftungen. Alle übrigen Berechtigungen des Erbverpächters, melde 
Ausflüffe des Obereigenthums waren, find weggefallen , a denn auch die Beftimmung diejes 
$. 97, binfichtlich des Erbpächters, außer Kraft gejetst worden ift. 

178) Damit ift hier die Subftanz , das Cigenthum des Fundes, gemeint. 

18) Er verliert in diefem Falle fein Finderrecht zur Strafe. Zu weſſen Bortheil ? ift unbe- 
ftimmt gelaffen, und die Meinungen darüber mwiderftreiten fi. Eine Meinung nimmt die Hälfte des 
Finders für den Fisfus in Anſpruch, ex analogia 88. 85 und 88 und auf Grund des $. 103, wo— 
nach der Grundeigenthümer jelbft, wenn er die Anzeige unterläßt, beftraft werden joll. Cine andere 
Meinung läßt fie dem Grumdeigenthümer zufallen, jure accessionis, denn das jus ncecessionis des 
Grundherrn werde durch das Finderrecht in den beftimmt bezeichneten Fällen num beichränft, umter 
einer Refolutivbedingung , mit deren Eintritte die Beichräntung des Rechts deffelben wegfalle. Dieje 
Begründung ift ohne juriftiihe Grundlage. Weder die Rejolutivbedingung fommt mit dem finder 
rechte zufammen, noch kann von einer Beſchränkung des jus accessionis des Grundheren Rede fein. 
Diefer hat vermöge des jus accessionis gar nichts zu fordern, denn die Ermwerbung geichieht über- 
haupt nicht jure accessionis , jondern durch Oklupation, zu welcher er durch pofitive immung auf 
die Hälfte für berechtigt erflärt if. Das gleiche Recht hat der Entdeder. Die Frage ift aljo die: 
Wie und modurd der Grundherr fremdes Eigenthum, welches jeinem Herrn zur Strafe entzogen 
wird (die Hälfte des Finders), joll erwerben können ?_ Das wäre an fich denfbar vermittelft 3* 
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$. 103. Wer aber in Anfehung eined auf eigenem Grunde und Boden gefunde- 
nen Schaged einer gleichen Vernadhläffigung der geſetzlichen Vorfchriften fich fchuldig 
macht, der joll dafür nach Verhältniß der Umftände, der Beträchtlichfeit des Schakes 
und feiner ſich ergebenden unerlaubten Abficht bei der Verheimlihung, mit einer Geld- 
ftrafe bis zur Hälfte des Werths des daran ihm gebührenden Antheils belegt werden 19). 

$. 104. Verborgene Sachen, deren Eigenthümer nicht zweifelhaft ıft, oder leicht 
ne —— kann 2°), können niemals als gefundene Schähze angeſehen und behan— 

elt werden. 

S. 105. it aber der, welcher die Sache verborgen hatte, geſtorben, fo kann 
derjenige, welcher durch feine Anzeige oder Entdefung den Erben zu dem Genuſſe der 
Sache, den fie ſonſt wahrfcheinlih hätten entbehren mürfen, verholfen hat, in fofern 
feine bejondere Verpflichtung zur unentgeltlichen Vorſorge für das Befte der Erben bei 
ihm obwaltet, die nad) $. 62 sqq. einem Finder ausgeſetzte Belohnung fordern. 

$. 106. In wiefern die unter der Erde verborgenen Naturjhäge von Privatper- 
fonen — und in Beſitz genommen werden können, iſt gehörigen Orts beſtimmt. 
ce. % it. 16, Abſchn. 4; an deſſen Stelle das Allgemeine Berggefe vom 24. Juni 
2. 


Vierter Abfıhnitt. 
Bom Thierfange 


Temme, Lehrbuch des Preußiſchen Eivilvechts, Bd. I, S. 254 ff. — Mein Preufifches gemei- 
nes Privatrecht, 3. Ausg., Bd. 1, 8. 245. 


$. 107. Dad Necht des Thierfanges erſtreckt fih nur auf ſolche Thiere, welche 
noch von feinem Menfchen gefangen und gebändigt worden. 

$. 108. Doch find auch eingefangene und zahm gemachte TIhiere, wenn fie in 
ihre natürlihe Wildheit zurücgefehrt waren), ein Gegenftand des Thierfangee. 


accrescendi, tie es unter mehreren Miteigenthümern aus einer Schenkung vorfommt. Diele An— 
wendung des Anmachsrechts findet ſich aber nicht. Außerdem aber ift zu beachten, daß hier von einer 
Strafe des Finders Nede if. Was Jemand zur Strafe verliert, fan, außer dem ſich nie von 
felbft verftehenden Falle der Privatitrafe, feiner Privatperjon zufallen, jondern wird von dem Fiskus 
eingezogen. — Gewiß ift übrigens, daß die Gejeßgebung in ihrer pofitiven Beichaffenheit unvollſtän⸗ 
dig ausgefallen ift; denn rei. in dem $. 103 ift die Logik ſchwer zu finden. Es ıft zweifelhaft: ob 
er die auf das Finderrecht fallende Hälfte verlieren und überdies noch bis zur Hälfte jeines Antheils 
beftraft werden, oder ob er das Ganze behalten und nur bis auf ein Viertel defjelben Strafe leiden 
fol. Denn jein „ihm daran gebührender Antheil“ ift dody immer das Ganze, wenn er zugleich der 
Finder if. $. 81. (3.9) Die hier vertretene Meinung ift auch von dem Obertr, für die richtige 
erfannt, nad dem Pr. 2625, vd. 11. Mai 1855: „Wenn die dem Finder gebührende Hälfte eines 
auf fremdem Boden entdedten Schates, wegen Unterlafjung der im $. 102 d. T. vorgeichriebenen 
Anzeige, dem Finder entzogen wird, jo fällt dieſelbe nicht an den Grundeigenthlimer, wird vielmehr 
zu Gunften des Fistus erledigt.‘ (Entid. Bd. XXX, ©. 421.) 

19) ©. die vor. Anm. 18. a. E. 

20) Dieier Fall ift 3. B. vorhanden, wenn an oder bei den entdedten Sachen Nachrichten über 
den Niederleger gefumden werden, oder wenn jonft dergleichen glaubmwiürdige Nachrichten vorhanden 
find. Außerdem muß ein Jeder, melcher das Eigenthum oder doch die Niederlegung einer aufgefun 
denen verborgenen Sache behauptet, ſolches gegen den Finder und Grumdheren beweiſen, wenn dieje 
dermöge ihres Rechtes Anſpruch darauf a u Denn diefe find im rechtmäßig erworbenen Befite, 
welcher dadurch, daß fie zur Ablieferung von Polizei wegen gezwungen find, feine rechtliche Wirk⸗ 
ſamleit in Beziehung auf die Parteirolle, weiche ihnen bei dem Streite des Prätendenten mit ihnen 
zufällt, wicht verliert. (4. U.) Der 8. 104 darf aber nicht jo aufgefaßt werden, daß der Eigenthums- 
prätendent fein Eigenthum an dem verborgenen und gefundenen Sachen nothivendig anderweitig voll— 
ftändig nachweiſen müſſe, und daß er zur Sroänzung des Beweiles zum Erfüllungseide nicht ver 
ftattet werden dürfe. Dieje Ausnahme von der Regel ift für diejen Fall nirgend vorgeichrieben. 
Erf. des Obertr. vom 15. Dezember 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 240, 242). 

1) Das äußere Kennzeichen fehlt. Niemand kann z. B. einem zahmgemachten Rehe, welches in dem 
Gebiliche des Nachbars angetroffen wird, anfehen, ob es in feine natürliche Wildheit zurüdgelehrt ift: 
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$. 109. Thiere, welche zwar frei herumfchweifen, aber an den ihnen beftimm- 
ten Ort zurüdzufehren pflegen ?), gehören nicht zum Thierfange. 
$. 110. Sie gehören aber dazu, fobald fie die Gewohnheit, zurüdzufehren, ab» 
gelegt haben ®). 
8. 111. Tauben, welche Jemand hält, ohne ein wirflihes Recht dazu zu ha— 
ben, find, wenn fie im freien betroffen werden, ein Gegenftand des Thierfanges 3 ®). 
8. 112. Wer das Recht habe, Tauben zu halten, ift in den Brovinzialgefeßen 
beftimmt. 
$. 113. Wo diefe nichts befonderes feſtſetzen, find nur diejenigen, welche trag- 
bare Aecker in der Feldflur eigenthümlich befigen, oder diefelben ftatt ded Eigenthümers 
benugen, nah Verhältniß des Ackermaßes, Tauben zu halten berechtigt. 
2. Feldpolizeiordnung d. 1. Nobemb. 1847. (G.S. ©. 383.) 
8. 40, Tauben, welche Jemand hält, ohme eim voirkliches Recht dazır zu haben, find, wenn fie 
im Freien betroffen werden, ein Gegenftand des Thierfangs (A. L.R. Ih. I, Tit.9, 8.11); durch 
Gemeindebeſchlüſſe kann aber jomohl in Städten, als in ländlichen Gemeinden beftimmt werden, daf 
auch die Tauben desjenigen, welcher ein Recht hat, ſolche zu haften, wenn diefelben zur Saat- und 
Erntezeit im freien und befonders auf den Aedern betroffen werden, Gegenftand des Thierfangs fein 
follen. Dergl. Gemeindebefchlüffe bedürfen jedoch zu ihrer Gilltigfeit der Beftätigung der Regierung. 


$. 114. Inſekten und andere Thiere, welche nach) 88. 107 bis 111 ein Gegen- 
ftand des TIhierfanged, und weder zur Jagd- noch zur Fiſchereigerechtigkeit gefchlagen 
find, fönnen von einem Jeden eingefangen werden t). 

$. 115. Wer in der Abficht, dergleichen Thiere zu fangen, fremden Grund und 
Boden ohne Vorwiſſen oder wider den Willen des Eigenthuͤmers betreten hat, muß 
dad Gefangene dem Eigenthümer auf deiien Verlangen 5) unentgeltlich ausliefern. 

8. 116. Hat der Eigenthümer auf feinem Grund und Boden zu einem erlaubten 
Ihierfange Anftalten gemadht, jo darf fein Anderer die daſelbſt eingefangenen Thiere 
bei State des Diebftahl® wegnehmen ®). 

$. 117. Vogeleier und junge Bögel find, ſoweit e8 die Polizeigefege nicht aus— 
drücklich verbieten, in Gegenitand des freien Thierfangs. 

$. 118. Bienen auf feinem Gigenthum zu halten, ift einem Jeden erlaubt. 

$. 119. Das Recht, Bienen in der Haide zu halten, jteht nur dem Eigenthümer 
des Forſtes zu. u 


2) Auch das ift ein für einen Fremden nicht erfennbares Merkmal. S. die folg. Anm. 

3) Man wird dies annehmen können, wenn fie ohne Einfangung und Einfperrung zur gemöhn- 
lichen Fütterungs » oder Schlafzeit nicht zurüdgefehrt und mehrere Tage ausgeblieben find. Allein 
diefer Umftand ift doch auch mur dem Beſitzer befannt, und außerdem ift er fein ficherer Beweis für 
die Ablegung der Gewohnheit, zurüdzufehren, wenigftens bei manden Thierarten, 3. B. Raten, die 
bisweilen wochenlang ausbleiben und doch zurüdkehren. 

3a) (2. A.) Aber nicht des freien; denn wilde Tauben gehören zu den jagdbaren Thieren, Dies 
ift noch jetst erheblich bei Jagdverpachtungen. 

4) Diefer Grundſatz hat, in Beziehung auf die Jagd, feit Erſcheinung des Gejekes vd. 31. Olto- 
ber 1848 (Zuf. 3), feine Bedeutung verloren. 

, 5) Der Fänger erwirbt durch den Fang (Dfkupation) das Eigenthum mit der Verbindlichleit, die 
eingefangenen Thiere dem Cigenthümer, wenn es diejer verlangt, herauszugeben. Die Klage des 
Eigenthümers ift eine perfönliche und verjährt in 3 Jahren, gemäp $. 54, Tit. 6. 

6) Durch den Einfang kommt das gefangene Thier in den ausjhließlichen Beſitz des Eigenthü- 
merd, wenn diefer e8 auch noch nicht wei. dat; das Thier fich gefangen hat. Die Entwendung aus 
dem Fangwerkzeuge ift mithin eine wahre Befitentziehung. 

68) (5. A.) Duelle des Bienenrechts ift das Gewohnheitsrecht. M. vergl. Biener, Disp. ju- 
ris rom. et germ. de apibus, Lips. 1773 (opusc. Tom. I, No. 1, Lips. 1830) und Hagemann, 
praftiiche Erörterungen, Th. II, Erört. 7, Th. VI, Erört. 7, u. Th. VIL, Grört. 122, 123. Dann: 
Sans (Advotat in Celle), Bienenrecht, in Weiste's Rechtolexilon, Bd. U, ©. 214 f. 
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$. 120. Diefem kann auch der Hütungsberechtigte 7) das Halten der Bienen ®) 
nicht unterfagen. 

$. 121. Auf zahme Bienenihwärme hat der Eigenthümer des Mutterftod3 ein 
ausſchließendes Recht. 

8. 122. Er fann die ſchwärmenden Bienen auch auf fremden Grund und Boden 
verfolgen und dafelbit einfangen. 

$. 123. Docd muß er dem Eigenthümer des Grundes und Bodens für alle bei 
folher Gelegenheit verurfachte Beichadigungen gerecht werden. 

$. 124. Sobald der Eigenthümer des —* Stocks die Verfolgung gänz⸗ 
lich ®) aufge eben hat*°), ift der Eigenthümer ded Grundes und Bodens, auf wel- 
chem der Ela gefunden wird, denfelben einzufangen berechtigt. 

8. 125. In — desjenigen, der wilde oder von dem Eigenthümer verlaſ— 
fene Bienen auf fremdem Grunde und Boden einfängt, findet die Borfehrift $. 115 
Anwendung. 

8. 126. Die Polizeiobrigfeit 11) jedes Orts ift berechtigt, Verfügungen zu tref- 
fen, wodurch das Rauben *?) der Bienen verhindert, und diejenigen Stöde, unter 
denen es eingerijien ift, davon wieder entwöhnt werden. 

8. 127. fällt weg? »). 


3. ©. v. 31. Ottober 1848, betr. die Aufhebung des Jagdrechtes auf frem- 
dem Grund und Boden und die Ausübung der Jagd. (G.S. ©. 343.) 

8. 1. Jedes '*b) Jagdrecht auf fremden Grund und Boden ift ohne Entihädigung aufgehoben. 

7) Oder andere Imler, welche in der Gegend bereits andere Bienenftellen haben, wenn fie fein 
Unterfagungsrecht beweifen , oder darthun können, daß duch die zu nahe Anlage des meuen Bie— 
nenftandes ihrem älteren Stande Nachtheil zugefügt wird. Ueber die nothwendige Entfernung zur 
Abwendung von Nadıtheilen müfjen Sachverſtändige enticheiden; in manden Gegenden ift die Ent: 
fernung gejeglih auf 800 Schritte beftimmt, vd. Bülow und Hagemann, Crörterungen, U, 
Nr. 7,8. 3; Hagemann, Landmwirthichaftsredht, $. 284. 

8) Meder das Halten eigener, noch die Aufnahme fremder Bienen, weil e8 jedem Eigenthlimer 
freifteht,, fein Eigenthum zu nutzen, wie e8 ihm gut düntt. 

9) Nicht etwa nur einftweilen, um etwa andere Anftalten zur Verfolgung zu treffen. 

10) Freiwillig oder weil der Schwarm gänzlich aus den Augen verſchwunden. m 

11) Wer eigenmächtig feines Nachbars Bienen verbrennt, weil fie um feinen Stod ſchwärmen, 
muß entjhädigen. L. 27, 8.12 D. ad leg. Aquil. (IX, 2). Auch gegen j. g. Raub« oder Heer⸗ 
bienen darf nicht eigenmächtig eingeichritten werden. Bergl. Pufendorf, Obs., III, obs. 93; 
Hannoverſches Magazın dv. 1795, Stüd 30. 

12) Gegen den Herrn der ſ. g. Ranbbienen gefteht man dem Herrn der Beraubten feine Ent- 
ihädigungsflage zu, weil die Bienenzüchter annehmen, daß der Legtere gewöhnlich ſelbſt ſchuld au 
der Beraubung fei. Kaifer, Korbbienenzucht (Celle 1798), $. 24; Hagemann a. a. D. 8. 284, 

12*) (5.9) C. W. Hahn, das Preußiſche Jagdredt, aus den allgemeinen Landesgejegen ıc. 
entroidelt. 2. Ausg. 1846, 

12a) (8. 9.) Der $. beftimmte: „Jagdbare wilde Thiere darf nur der, welcher die Jagdge— 
redhtigfeit hat, umter den in den Potigeigeteen des Landes vorgeichriebenen Einſchränkungen, ſchießen, 
beten , beigen, fangen oder auf andere Art ſich zueignen. (x. I, Tit. 16, Abſchn. 3.)" Das fols 
gende Geſetz v. 31. Oltbr. 1848 hebt das auf. 

(4. 4.) Die in dem 8. 127 enthaltene Begriffsbeftimmung findet fi im $. 30, Tit. 16, Th. II 
wieder. Das Obertribunal hat gefunden , daß unter dem „auf andere Art fich zueignen” auch das 
zufällige Finden und Zueignen eines todten jagdbaren Thieres zu verftehen je. Anm. 83 zu $. 274 
des Str.©.B. Wer alio ins freie geht und auf eimen todten Hajen trifft, melden er mitnimmt, 
geht auf die Jagd und kann, wenn ihm die Befugniß dort zu jagen nicht zufteht, nach Borichrift des 
8. 274 des Str.G.B. als ein unbefugter Jagdausübender beftraft werden. Im dem Fragefalle war 
eine Frauensperjon der unbefugte Jäger geweſen. 

(4. U.) Das Jagdrecht gehört nicht dem Gemeinen, fondern dem Partitularrechte an. Pl.Beſchl. 
des Obertr. v. 1, Dezbr. 1851. 

12b) (3. 9.) Die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grunde umd Boden erftredt fich auch 
auf die im Gigenthume des Staats befindlichen Gewäſſer und gilt ohme Nüdficht auf jeine Entfte- 
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Die bisherigen Abgaben und Gegenleiftungen des Berechtigten fallen weg !?e). 

$. 2. Eine Trennung des Jagdrechtes vom Grund und Boden kann als dingliches Recht künfs 
tig nicht ftattfinden *®), 

8. 3. Die Jagd fteht jedem Grundbeſitzer auf feinem Grund und Boden zu. Er darf fie in je 
der erlaubten Art, das Wild zu jagen und zu fangen, ausüben. 

Den benachbarten Grumdbefigern bleibt überlafen, ihre Grumdftüde zu einem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke zu vereinigen, und die Jagd durch öffentliche Verpachtung oder durch einen angenomme- 
nen Jäger ausüben, oder aud gänzlich ruhen zu laſſen. Kein Grundbefiger lann aber zu einer jol- 
hen Vereinbarung genöthigt werden, 

8.4. Die Grumdbefiger find in der Ausübung der Jagd nur beſchränkt durch die allgemeinen 
und die befonderen jagdpolizeilihen Vorſchriften, welche den Schutz der öffentlichen Sicherheit und die 
Schonung der Feldfrüchte bezwecken 12 a), 

Das Recht der Jagdfolge ift aufgehoben. 

8.5. Im allen Feftungswerken ift allein die Militärverwaltung befugt, die Jagd durch befon- 
ders dazır ermächtigte Perfonen ausüben zu lafſen. 

Außerhalb diefer Werte, desgleihen um die Pulvermagazine und ähnliche Anftalten, werden auf 
Koften der Militärverwaltung Umkreiſe oder Rayons von zufammenhängender Fläche gebildet und be= 
zeichnet, innerhalb welchen die Jagd mit Feuergervehren nicht ausgelibt werden darf, bei Vermeidung 
einer Polizeiftrafe von fünf bis zwanzig Thalern, oder im Unvermögensfalle eines verhältnißmäßigen 
Gefängniſſes. 

Die weiteſte Entfernung der Außenlinie von den ausſpringeuden Winkeln des Glacis, der Pul— 
vermagazine und ähnlicher Anftalten wird auf dreihundert Schritte feſtgeſetzt. Die Abgrenzung erfolgt 
gemeinschaftlich von der Feitungsbehörde, einem Deputirten des Stadtvorftandes umd einem der Kreis— 
berivaltung. 

8. 6 u. 7. (Enthalten tranfitoriiche Beftimmungen, welche nicht mehr zur Anvendung kommen.) 

8. 8, Alle diefem Gejete entgegenftcehende allgemeine und bejondere Beftimmungen ?°b), nament- 
lich die K.O. v. 21. Januar 1812 und die V. v. 17. April 1830 — desgl. die jagdpolizeilichen Vor— 
fhriften über die Schon-, Setz⸗ umd Hegezeit werden hiermit aufgehoben ! +). 

4. Yagdpolizeigejeg vom 7. März; 1850. (G.S. ©. 165). 

8. 1. Die Ausübung des einem jeden Grundbefiger auf feinem *5) Grund und Boden zuftehen- 
den Jagdrechts wird nachftehenden Beftimmungen unterworfen. 


hungsart. Ext. des Obertr. v. 8. Febr. 1853 (Entſch. Bd. xxv, ©. 396), und v. 6. März 1855 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©, 360). 

12€) (4. 4.) Oben, Anm. 111 zu $. 108 der Einleit, und unten, Anm. 79 zu 8. 124, Tit. 11. 
— ft vor der Publikation dieſes Gejetes ein Jagdrecht auf fremden Grunde und Boden gegen eine 
jährliche Rente veräußert worden, fo ift diefe durch den $. 1 micht aufgehoben. Erf. des Obertr. 
vom 18. Juni 1861 (Entſch. Bd. XLV, ©, 361). 2 

13) ©. die unten folg. Anm. 15 zu Zuſ. 4 d. T. 

138) ©, unten die Anm. 19° zu $. 18 des Jagdpol.G. dv. 7. März 1850, 


13b) (5. N.) Die fchlefiihen Verordnungen vom 15. April u. 13. Oktbr. 1774, welche gewiſſen 
Perfonen das Schießen von Faſanen unbedingt verbieten , find hierdurch aufgehoben; auch in Schle- 
fien ift der Fafan jagdbar. Nur den zweiten Theil diejes $. 8, betreffend die polizeilichen Borjchrif- 
ten über Schon», Setz- umd Hegezeit, berührt der $. 18 des Jagdpolizei-Geſetzes v. 7. März 1850 
(Zuſ. 4). Erf. des Obertr. d. 8. Mai 1867. 

14) Wieder abgeändert durch dem gleich folgenden Zuf. 4, 85. 18 fi. — (3. 9.) „Durch das 
Jagdgeſetz vom 31. Ditbr. 1848, $$. 3, 4 u. 8, ıft das Yublifandum dom 27, Oftbr. 1784, wonach 
die Kiden gänzlich zu allen Zeiten bei zchn Thalern Strafe geichont werden follen, yayı und 
duch $. 18 des Jagdpolizeigejeges v. 7. März 1850 nicht wieder hergeftellt worden. Pr. des Obertr., 
Ki Str.S., Nr. 67, v. 7. Dez. 1853 (Entſch. Bd. XXVI, ©, 446), Bergl. unten, Anm, 19e, 

. 2. 


15) Das in einem Erbpadhtvertrage dem Exbverpächter vorbehaltene Jagdrecht ift, mit dem nach 
$. 2, Nr. 2 des Geſetzes d. 2. März 1850 von dem GErbpächter erlangten vollen Eigenthume, auf 
denjelben übergegangen , und feine ſolche vorbehaltene Nutung, welche nach $. 5 des gedachten Gejetes 


Bon Erwerbung des Eigenthums. 441 
$. 2. Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf feinem Grund und Boden ift der Befiger nur 
R: j 


a) auf folchen Befigungen, welche in eimem oder mehreren an einander grenzenden Gemeindebezirten 
einen land⸗ oder forftwirthichaftlich benutzten Flächenraum von wenigſtens dreihundert Morgen 
einnehmen und in ihrem Zufammenhange durch kein fremdes ?5*) Grundftüd unterbrochen find 15 a); 
die Trennung, welche Wege!5b) oder Gewäſſer10) bilden, wird als eine Unterbredjung des Zu- 
fammenhanges nicht angejchen ; 

b) auf allen dauernd und vollftändig eingefriedeten Grundftüden. Darüber, was fiir dauernd umd 
vollftändig eingefriedet zu erachten, entjcheidet der Yandrath; 

e) auf Seen, auf zur Fiſcherei eingerichteten Zeichen umd auf ſolchen Infeln, welche Ein Befitthum 
bilden 1° a), 
$. 3. Wenn die im $. 2 bezeichneten Grundftücde mehr als dreien Befigern gemeinſchaftlich ge- 

hören, fo ift die eigene Ausübung des Jagdrechts anf diefen Grumdftüden nicht ſämmtlichen Mit- 
gliedern geftattet. 

Diejelben müſſen vielmehr die Ausübung der Jagd Einem bis höchftens Dreien unter ihnen über- 
tragen. Doc) fteht ihnen aud) frei, das Jagdrecht ruhen, oder durch einen amgeftellten Jäger aus- 
üben zu laſſen, oder zu verpachten. 

Gemeinden oder Korporationen dilrfen das Jagdrecht auf folhen ihnen !* aa) gehörenden Grund» 
ftüden ($. 2) nur durch Verpachtung 16 aaa) oder durch einen angeftellten Jäger ausüben. 


als fortbeftehende Berechtigung von dem bisherigen Erbverpächter nod) ferner ausgeübt werden kann. 
Pr. des Obertr. 2336, v. 23 Dez. 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 1). 

15*) (5. A.) Die Anficht, daß auch der land - oder forftwirthicaftlice Zufammenhang nicht uns 
terbrochen jein dürfe und daher das verbindende Grundftüc ebenfalls land = oder forſtwirthſchaftlich 
benutzt werden müſſe, findet in dem Geſetze keinen Anhalt. Das den Zufammenhang herftellende 
Grundſtück braucht nicht auf ſolche Art bemutst zu werden, um den Anforderungen des Geſetzes zu 
genügen, bielmehr ift e8 ausreichend, wenn nur kein fremdes Grundftüd betreten werden muß, um 
die Jagd auf den eigenen wenigſtens 300 M. umfaflenden Grumdftüden auszuüben. Ext. des Obertr. 
vom 12. Januar 1865 (Arch. f. Nechtsf. Bd. LVIII, S. 88). 

15a) (4. 4.) Entftehen zwiſchen dem Pächter der Jagd auf den Grundftüden der Gemeinde und 
einem in der letzten angejefienen Eigenthümer Streitigkeiten darüber, ob in Anſehung feines Grund- 
ftüds dieje Bedingungen vorhanden And, jo ift darüber im Rechtswege zu enticheiden. Entſch. des 
Komp. » Gerichtsh. vom 30, Oltober 1858 (I.M.Bl. 1859, ©. 141). 

15b) (5. A.) Diefe VBorfchrift hat nur jolde Grundftüde vor Augen, welche ohne das Borhan- 
denjein don Wegen x. in ungetrenntem Zufammenhange liegen würden, keinesweges aber ſolche, die 
durch die Wege eben mur verbunden werden, tie 3. 3 wenn bei einer Separation einem Zheilneh- 
mer zivei durch dazmiichen liegende Grumdftiide getrennte Parzellen, von welchen feine 300 M. groß 
iſt, beide jedoch einen folhen Flächenraum enthalten , zugerviefen werden , weiche durch einen ausgemie- 
jenen gemeinſchaftlichen Kulturweg im Verbindung acht find. R. des Min. der landroirthich. Ange— 
legenheiten vom 10. März 1864 —— &. 792). Bergl. die vor, Anm. 15*, 

16) Das Gleiche wird auch don unüberfteigbaren Gebirgswänden, welche über fremdes Terrain 
(auf Wegen) umgangen werden müfjen, gelten jollen, wenn fie leinem fremden gehören. 

(5. 9.) Der Min. der landwirtbichaftlihen Angelegenheiten hat enticdhieden, daß ein Gemeinde 
bezirt, auch menn er nicht 300 M. enthält, einen Jagdbezirk bildet. R. vom 13, November 1863 
(Staatsanz. Nr. 280). 

168) (3. 9.) Streitigkeiten darüber : ob der nr eines Sees, welcher innerhalb des Jagdbe- 
zirles einer Gemeinde gelegen ift, zur eigenen Ausübnng des Jagdrechts auf dem See berechtigt jei, 
find dem Rechtswege unterworfen. Erf. des Komp.-Gerichtsh. dv. 3. Mai 1856 (I.M.Bl. ©. 187). 

16 aa) (5. 9.) Die Worte: „auf ſolchen ihnen gehörenden Grumdftüden”, deuten zwar darauf 
hin, daß von Grundftüden die Rede ſei, die fich im Eigenthume der Gemeinde oder Korporation 
befinden, allein in Beziehung auf die Jagd ftehen die übrigen Grundftüde eines Gemeindebezirts den 
im $. 2 bezeichneten gleich. Nachdem das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben wor— 
den, ift die Jagd auf der Ruftifalfeldmarf einer Dorfgemeinde nur als Wirthidhaftsrubrit und als 
Pertinenzftüd eined Guts zu betrachten, und der in der Dorffeldinart belegene bäuerlihe Grundbefig 
bildet das Beſitzthum, ala defjen Pertinenz die Jagd in der Auftitalfeldmark betrachtet werden muß. 
Erf. des Obertr. vom 10. Februar 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVIU, ©. 156). Daher find die 
88. 401, 407, I, 21 bei Jagdpachtungen anwendbar und die $$. 267, 268 ausgeichlofien. Jagd- 
verpadhtungen müſſen demnach ohne Rüdjicht auf den Betrag des Pachtgeldes ſchriftlich geſchehen. 

18 aaa) Wird vereitelt dadurch, daß die Verpachtung um ein Geringes nominell geſchieht und die 
Einzelnen auf einen Jagdſchein bei dem Pächter auf die Jagd gehen. 
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8.4. Alle übrigen Grundftüde eines Gemeindebezirts, welche nicht zu den im $. 2 gedachten 
gehören, bilden der Regel nach einen gemeinjchaftlichen Jagdbezirl. Es ift aber den Gemeindebehör- 
den geftattet, nach freier Uebereinkunft mehrere ganze Gemeindebezirke oder einzelne Theile eines Ge- 
meindebezirts mit einem anderen Gemeindebezirke zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezicke zu vereini- 
gen. Auch fol die Gemeindebehörde befugt fein, mit Genehmigung der Auffichtsbehörde aus dem Be- 
zirfe Einer Gemeinde mehrere fir fich beftehende Jagdbezirfe zu bilden, deren jedoch feiner eine ge— 
ringere Fläche als dreihundert Morgen umfaſſen darf. 

Den Befigern der im $.2 bezeichneten Grundftüde ift es geftattet, fi mit diefen Grundftüden 
dem Jagdbezirke ihrer Gemeinden anzujchließen. 

Die Beſchlüſſe Über alle dergleichen Abänderungen der gewöhnlichen Jagdbezirfe dürfen ſich auf 
feinen kürzeren Zeitraum als auf drei Jahre und auf feinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre 
erftreden. 

8.5. Die Befiter ifolirt belegener Höfe !* aaaa) find berechtigt, fich mit denjenigen Grundftü- 
den, welche zufammenhängend den Hof ganz oder theilweife umgeben, aljo nit mit fremden Grund» 
ftüden im Gemenge liegen, von dem gemeiuſchaftlichen Jagdbezirke auszufchließen, wenngleich die Grund- 
ftüde nicht zu dem im $. 2 gedachten gehören 1% *), 

8.6, Auf den mad 8.8 aus dem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke ausgejchiedenen Grundftüden 
müfjen die Grundbefiger, fo lange die Ausihließung dauert, die Ausübung des Jagdrechts gänzlich) 
ruhen laſſen. 

Auch müſſen die Grenzen folher Grundftüde ftets erfennbar bezeichnet werden. 

$. 7. Grumdftüde, welche von einem über dreitaufend Morgen im Zufammenhange großen Wal, 
der eine einzige Beſitzung bildet, ganz oder größtentheils eingefchloffen find, werden, auch wenn fie 
nicht unter die Beftimmungen des $. 2 fallen, dem gemeinschaftfichen Iagdbezirke der Gemeinde nicht 
zugefchlagen. Die Befiger folder Grundftüde find verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf denfel- 
ben dem Gigenthiimer des fie umichließenden Waldes, auf deffen Verlangen, gegen eine nad) dem 
Jagdvertrage zu bemefjende * **) Entichädigung, zeitpachttveife zu übertragen, oder die Jagdausübung 
gänzlich ruhen zu laffen 10 ***), 

Die Feftfegung der Entihädigung erfolgt, im Mangel einer Einigung, durch den Landrath, dor- 
behaltlich der beiden Theilen zuftehenden Berufung auf richterlihe Eutſcheidung. 

Macht der Waldeigenthlimer von jeiner Befugniß, die Jagd auf der Enklave zu erpachten, beim 
Anerbieten des Befiters, nicht Gebrauch, jo fteht dem letzteren die Ausübung der Jagd auf dem eu— 
Hadirten Grundftüde zu. 

Stoßen mehrere derartige Grundftüde an einander, jo daß fie eine ununterbrochene zufammenhän- 
gende fläche von mindeftens dreihundert Morgen umfaſſen, jo bilden diejelben einen für fich beftehen- 


16 aaa) (4, U.) Unter einem ifolirt belegemen Hofe ift ein jeder Hof zu verftehen, welcher 
außerhalb der Dorflage, umgeben von den dazır gehörigen Grundftüden, ſich vorfindet. Erf. des 
Obertr. vom 18. Oftbr. 1858 (Arch. f. Rechts. Bd. XLI, ©. 3). 

16*) (4. U.) Die Anficht, daß zur Herbeiführung des Anichluffes die Zuftimmung der Gemeinde 
— widerſpricht dem 8. 5. Erl. des Obertr. vom 11. Juli 1861 (Arch. für Rechtsf. Bd. XLII, 

. 260). 


16**) (5. 9.) Keinesweges alio fommen bei Feftiegung der fir die Jagdausübung zu — 
renden Entihädigung die Grundſätze über die Expropriation rückſichtlich des außerordentlichen Werths 
der Sache zur Anwendung. Erk. deſſ. vom 27. Septbr. 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 22). 

16***) (4, U.) Ein Grundftüd, welches einen Theil eines verpachteten Gemeinde » Jagdbezirts 
bildet, ſcheidet aus dieſem Berhältniffe dadurch nicht aus, daß während der Pachtzeit an einem an⸗ 
ftoßenden Walde ſolche Veränderungen vorgenommen werden, daß e8 munmehr bon diefem ganz oder 
größtentheils eingeichloffen wird. Der Jagdbezirks » Pächter bieibt daher auch ferner berechtigt, auf 
demjelben die Jagd auszuüben. Pr. des Obertr, dv. 22. Januar 1863 (J. M.Bl. ©. 63 und Entſch. 
Bd. XLIX, ©. 36*), 

Wenn zwiſchen dem Eigenthlimer eines Waldes und einer von demielben eingejchloffenen Enklave 
Streit darüber entftcht, ob der Erſtere berechtigt ſei, die pachtweiſe Ueberlaffung der Jagd auf der 
Enftave zu verlangen, ſo ift hierüber im Nechtsrmege zu enticheiden. Erf, des Komp.-&erichtsh. dom 
8. Noveniber 1862 (J.M.Bl. 1863, S. 91). Bergl. Anm. 158, 
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den gemeinichaftlichen Jagdbezirk, für weichen die nämlichen Borfchriften gelten, wie für die gewöhn— 
lichen Jagdbezirle + © *x**). 

8. 8. Die im 8.5 des Geſetzes dom 31. Oftober 1848 enthaltenen Vorſchriften über die Aus- 
übung der Jagd in den Feſtungswerken, in deren Umkreiſe, jowie in dem der Pulvermagazine und 
ähnlicher Anftalten , bleiben unverändert in Sraft. 

8. 9. Die Befiter der, einen Jagdbezirk bildenden Grumdftücde werden in allen Jagdangelegen« 
heiten durch die Gemeindebehörde vertreten 10b). Werden Grumdftüde aus verfchiedenen Gemeindebe- 
zirlen zu Einem Jagdbezirte vereinigt, fo beſtimmt die Auffichtsbehörde diejenige Gemeindebehörde, wel⸗ 
che die Bertretung zu übernehmen hat. 

g. 10. Nach Maßgabe der Beichlüffe der Gemeindebehörde kann auf dem gemeinichaftlichen Jagd» 
bezirfe entweder: 

a) die Ausübung der Jagd gänzlich ruhen, oder 

b) die Jagd für Rechnung der betheiligten Grundbefiger durch einen angeftellten Jäger beichoffen 
werden, oder 

e) diefelbe, fei es öffentlich im Wege des Meiftgebots oder aus freier Hand, berpachtet werden. 

Die Pachtverträge 1% ©) dürfen fich auf feinen kürzeren Zeitraum als auf drei Jahre, umd auf fei- 
nen längeren Zeitraum als auf.zwölf Jahre erſtrecken. 

$. 11. Die Pachtgelder und Einnahmen von der durch einen angeftellten Jäger beichoffenen Jagd 
werden in die Gemeindekaffe gezahlt, umd, nach Abzug der etwa entfiehenden Berwaltungskoſten, durch 
die Geneindebehörde unter die Befiger. derjenigen Grundftüde, auf welchen die gemeinfchaftlihe Aus— 
Übung des Jagdrechts ftattfindet, nad dem Berhältnifie des Flächeninhalts diefer Grundſtücke, ver— 
theilt 17). 


16****) (4. A) Daß die mehreren aneinanderftoßenden derartigen Grundftüde, welche die bor- 
ausgeſetzte Fläche zufammen bilden, verichiedene Eigenthümer haben, hindert wicht, einen für fich be- 
ftehenden gemeinihaftlichen, oder Einem von ihnen zugehörigen Jagdbezirk zu bilden. Der Eine 
kann die Jagd auf den fremden Grundftüden pachten und fein eigenes Grundftüd zuichlagen. Bergl. 
J. M.Bl. 1863, ©. 91. 

16) (3. A.) Wenn die Auffichtsbehörde einen don der Gemeindevertretung geichloffenen Jagd— 
Berpachtungsvertrag mißbilligt, und die Abſchließung eines neuen (durch einen anderen Vertreter als 
die Gemeindebehörde) veranlagt hat und die Gemeindebehörde jelbft die Anordnung der Auffichtsbe- 
> anfechten will; jo ift der Rechtsweg unzulälfig. Erk. des Gerichtshofes zur Entſch. der Komp.» 

nfl. v. 26. Novbr. 1853. (J.M.Bl. 1854, ©. 21.) — Wenn dagegen der andere Kontrahent die 
Nechtsbeftändigkeit des Pachtvertrages behauptet, und feine vermeintlichen Rechte aus demfelben ver— 
folgen will, jo ift ihm der Rechtsweg unverichränft. Der Erl. des Min. des Inn. und des Min. 
für fandwirthichaftliche Angel. v. 4. Auguft 1852 (M. Bl. für die i. B. ©. 175), durch welche dei 
Landräthen die Befugniß zur Aufhebung ſolcher Jagtpachtverträge beigelegt wird, vermag den Rechts- 
weg über dergleichen Anſprüche des anderen Kontrahenten mi auszufchließeu. Ext. des Gerichtsh. 
zur Entich. der Komp.-Konfl, d. 3. Juni 1854 (J.M.Bl. ©. 399). 
(5. A.) Im Weftphalen ift nicht das Amt (der Amtmann) fjondern gemäß des 8. 23 der Yand« 
emeinde-Ordnung für die Provinz Weſtphalen v. 19. März 1856 der Gemeindevorfteher die im $. 9 
Ijeidmet Gemeindebehörde. Erf. d. Obertr. v. 27. Juni 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVL, 
. 306). 

(4. A.) Der Eigenthümer eines im Gemeindebezirte befegenen Gutes, welcher den Yagdpacht- 
Kontratt als ungültig angreift, macht fein eigenes Hecht, nicht ein jus tertii geltend. rk. des 
Obertr. dom 11. Juli 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIT, S. 257), 

16°) Bei Abjchließung der Pachtverträge vertritt im diefem Falle die don der Auffichtsbehörde er— 
nannte Semermdebehörde auch die anderen Gemeinden ohne weitere beiondere Legitimation oder Be— 
ſchlußfaſſung derjelben. Aber der beftimmungsmäßigen Pritfung und Genehmigung feitens der Auf- 
fichtsbehörde bleiben dergleichen Berträge unterworfen. 

17) (5. U.) Es ift nicht vorgeſchrieben, daß der Jagdbezirk mit dem Gemeindebezirfe identiſch 
fein folle oder miüfje. Auch ergiebt fich aus den 88. 9, 10 u. 11, daß das Geſetz die Jagd und de— 
ren Ausübung keinesweges als eine Vermögensangelegenheit der Gemeinde-Korporation angeiehen hat, 
noch behandelt wiſſen will. — Die Jagdeinnahmen bilden keine Intrade der Gemeindelaſſe für die 
politiiche Gemeinde, jondern eine, den zum Jagdbezirke vereinigten Grundbeſitzern nehörige, durchlau— 
fende Poſt ($. 11). Die Gemeinde» Behörde, als Behörde, ift nebenbei nur Vertreterin diefer 
Grundbefiger in allen Jagdangelegenheiten. Was aljo die Gemeindebehörde in diejer Eigenſchaft 
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5. 12. Die Berpadhtung der Jagd, jomohl auf den im $. 2 erwähnten Grumdftüden, als auf 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirklen darf bei Strafe der Nichtigkeit des Vertrages niemals an mehr als höch— 
ftens drei 7a) Perjonen gemeinfchaftlich erfolgen. 

Ausländer dürfen nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörde als Jagdpächter angenommen werden. 

Afterverpadhtungen find ohne Einwilligung des Verpächters nicht geftattet. 

$. 13. Somohl den Pächtern gemeinfchaftlicher Iagdbezirte, als auch den Befitern der im 8.2 
bezeichneten Grundftüde, ift die Anftellung von Jägern für ihre Reviere geftattet. 

$. 14, Ein Jeder, welcher die Jagd ausüben will, muß ſich einen, für dem ganzen Staat gül- 
tigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf die Perfon lautenden Jagdſchein bon 
dem Landrathe des Kreijes feines Wohnſitzes ertheilen laſſen, und jelbigen bei der Ausübung der Jagd 
ftets mit ſich führen, 

Auch Ausländern kann ein folder Jagdichein, jedoch nur gegen die Bürgichaft eines Inländers, 
bon dem Landrathe des Wohnortes des Bürgen ertheilt werden. Der Bürge haftet in folge feines 
Antrages für Strafen, welche auf Grund der $$. 16, 17 umd 19 gegen den Ausländer verhängt wer—⸗ 
den, ſowie für die Unterfuchungstoften. 

Für einen jeden Jagdfchein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einem Thaler zur Kreisfom- 
munaltafje des Wohnorts des Ertrahenten entrichtet. Die eingehenden Beträge werden nad) den Bes ' 
ſchlüſſen der Kreisvertretung verwendet. 

Die Ausfertigung der Jagdſcheine erfolgt koften- und ftempelfrei. 

Die im Königlichen oder Kommunaldienfte angeftellten Forft- und Iagdbeamten, ſowie die lebens- 
länglich angeftellten Privatforft« und Jagdbedienten, erhalten den Yagdichein unentgeltlich, ſoweit es 
fih um die Ausübung der Jagd in ihren Schutbezirken handelt?*). Im Jagdſcheinen, welche unent- 
geltlich ertheilt find, muß dies und für welchen Schutzbezirk fie gelten, angegeben werden. 

$. 15. Die Ertheilung des Jagdſcheins muß folgenden Perſonen verjagt werden: 

a) ſolchen, von denen eine undorfichtige Führung des Schießgewehrs oder eine Gefährdung der öf— 

fentlihen Sicherheit zu beforgen ift; . 

b) denen, welche durch ein Urteil des Rechts, Waffen zu führen, verluftig erflärt find, ſowie de- 
nen, welche unter Polizeiaufficht ftehen oder welchen die Nationaltotarde aberkannt ift. 

Außerdem kann denjenigen, weldye wegen eines Forſt- oder Jagdfrevels oder wegen Mißbrauchs 
des Feuergewehrs beftraft find, der Jagdſchein, jedoch nur innerhalb fünf Jahre nach verbüßter Strafe, 
berjagt werden. 

8. 16. Die Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften über Löſung vom Jagdſcheinen wird be- 
ftraft wie folgt: 

Wer, ohne einen Jagdſchein gelöft zu haben, die Jagd ausübt, wird für eine jede Lebertretung 
mit einer Geldftrafe von Fünf bis Zwanzig Thalern belegt. 

Wer feinen Jagdſchein bei Ausübung der Jagd nicht bei fich führt, dem trifft eine Geldftrafe bis 
zu Fünf Thalern sa), 

Wer es verjucht, fich durch einen nicht auf feinen Namen ausgeftellten, fremden Jagdſchein zu ler 
vorgenommen hat, dafür Tann die politiihe Gemeinde nicht verantwortlich gemacht werden. — Es 
ift auch nicht richtig, daß den Interefienten eines gemeinichaftlichen Jagdbezirts die Eigenichaft einer 
— Perſon oder einer Korporation beigelegt worden iſt. Vielmehr ſind dieſelben im Sinne 

res658. 2, 11 ff. II, 6 erlaubte Privatgeſellſchaften, wenngleich ſie zu den vom Staate ausdrückich 


genehmigten oder privilegirten Geſellſchaften zu zählen find. Erk. deſſ. vom 25. Juni 1867 (Arch. 
für Rectsf. Bd. LXVII, ©. 292 und Entſch. Bd. LVIII, ©. 54). 

178) Wird umgangen. ©. o. die Anm. 168, 

18) Der Eigenthümer, welcher jelbft den Schutz feines Feldes und Waldes handhaben will, darf 
fi), nach dieſen Beftimmungen, mit feinem Schießgewehre ohne Jagdſchein auf feinem Cigenthume 
betreffen lafien, wenn er aud) durchaus nicht jagen will. Er muß fich anderer Waffen bedienen. 

188) (5. 9.) Dieje Strafe wird ſchon durch die bloße Weigerung, den Jagdſchein vor zuzei— 

en, verwirlt; der jpäter geführte Berveis, daß der die Jagd Ausilbende den Jagdicein wirklich bei 
fd geführt habe, ſchließt die Strafbarfeit nicht aus. f. des Dbertr., Sen. für Str. - Sadıen, 
vom 15. Juni 1866 (I.M.Bl. ©. 235). 
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gitimiren, um ſich dadurch der verwirkten Strafe zu entziehen, der wird mit einer Strafe bon Fünf 
bis Fünfzig Thalern belegt. 

$. 17. Wer zwar mit einem Jagdſcheine verſehen, aber ohne Begleitung des Yagdberechtigten, 
oder ohne defjen jchriftlich ertheilte Erlaubniß bei fih zn führen '9%), die Jagd auf fremden Jagdbe⸗ 
zirte ausübt, wird mit einer Strafe von Zwei bis Fünf Thalern belegt. 

Wer die Jagd auf feinem Grundftüde gänzlich ruhen zu laſſen verpflichtet ift, diejelbe dennoch 
aber daranf ausübt, hat eine Geldftrafe von Zehn bis Zwanzig Thalern und die Konfisfation der da= 
bei gebrauchten Jagdgeräthe veriwirtt. 

Ber auf feinem eigenen Grundftüde, auf dem die Jagd an einen Dritten berpadhtet ift, oder 
auf dem ein Jäger für gemeinfchaftliche Rechnung der bei einem Jagdbeziete betheiligten Grumdbefiter 
die Jagd zu beichießen hat, ohne Einwilligung des Jagdpächters oder der Gemeindebehörde jagt, eben 
fo derjenige, welcher auf fremden Grundftüden, ohme eine Berechtigung dazu zu haben, die Jagd 
ausübt, wird wegen Wilddiebftahls oder Jagdfontravention nad den allgemeinen Gejeßen’*=a) beftraft, 

$. 18, Die Beftimmung der Hege- und Schonzeit erfolgt nad) den zur Zeit der Verkündigung 
des Geſetzes bom 31, Dftober 1848 geltend geweſenen Geſetzen 10 b). 

Die Verordnung v. 9. Dezbr. 1842, 88. 1 u. 2 (G.S. 1843, ©. 2) und das Publifandum vom 
7. März 1843 (G.S. 1843, ©. 92) treten wieder in Kraft!?e), Sonftige Uebertretungen der Bor- 





19) Das wird nicht auf Beamte des Eigenthümers zu beziehen jein. 
19a) Str. G. B. $. 274. 
19b) Oben, Anın. 13b u. 14 zu 8. 8 des ©. v. 31. Öftbr. 1848, und die folg. Anm. 19e, 


19°) (3. 4.) Jagdpolizeiliche, vor Publikation des Geſetzes v. 31. Dftober 1848 ergangene Bor- 
ſchriften, welche das Jagen mit Braden verbieten, find durch jenes Geſetz aufgehoben und durch das 
Jagdpolizei -Geſetz v. 7. März 1850 nicht wieder hergeftellt. Gine infolge des Geſetzes über die Po- 
lizeiverwaltung vom 11. März 1850 erlafiene Polizeworſchrift, welche Jagen mit Braden ver- 
bietet und unter Strafe ftellt, fteht mit den Gejeßen in Widerſpruch und hat deshalb feine geleglice 
Gültigkeit. Pr. des Obertr., ©. f. Str.S., 166, vom 6. Septbr. 1855 (Entſch. Bd. XXXI, S. 314), 
Braden find gewöhnliche Jagdhunde. 

(4. 4.) twiefern noch andere ältere Beſtimmungen in Betreff der Hege- und Schonzeit und 
u — der Jagd überhaupt wieder in Kraft getreten find, iſt ſtreitig. Dahin gehört u. a. 
ie Frage: 

a) ob die in den Provinzial» Forftorduungen: enthaltenen Beftimmungen über die Schonzeit und 
die derjelben unterworfenen Wildgattungen wieder hergeftellt find? Darüber ift wohl nach dem Ab- 
fate 1 diejes $. 18 ein Streit faum möglich. — auch das Erf. d. Obertr. dv. 17. Oftbr. 1860 
(J.M.Bl. ©. 462), ſowie das Erf. deſſ. vom 31. Oftbr. 1860, wonach männliche Hiriche in Weft- 
preußen toährend der Schonzeit nicht geichoffen oder gefangen werden dürfen, was das Appellations- 
gericht zu Marienwerder nicht anerkannt hatte. (I.M.Bl. 1861, ©. 40.) — Zn vergl. unten, Anm. 
16® zu $. 51, Th. II, Tit. 16. — Aber e8 werden damit andere Dinge vermengt, welche von jener 

vage nicht berührt werden. Wiederhergeftellt find jene Gefege nur, um darnach in jedem Jahre die 

» umd Schonzeit zu beflimmen. Darüber ift man hin und wieder hinausgegangen, man hat 
3. B. jagdpolizeiliche Borichriften und die in manden Landestheilen borgelommenen alten Bor« 
Ichriften, nach welchen das Schießen der weiblichen Rehe durdaus für immer verboten war, in Pauſch 
und Bogen für wiederhergeftellt angejehen. Hiergegen hat das Obertribunal ſich ſchon in einer Mär- 
fiihen Sache durch das oben in der Note 14 mitgetheilte Erkenntniß beſtimmt ausgeiprochen. Es 
ift jedoch eim folder Fall 1860 in Breslau wieder vorgefommen, wo der Polizeirichter das Schießen 
einer ſ. g. Ride außer der Schonzeit, auf Grumd des $. 5, Zit. XVI der jchlefiihen Iagdordnung 
dv. 19, April 1756, wonach „Rüden oder Hillen — gar nicht todt gemacht oder geſchoſſen werden jol- 
len“, mit 10 Then, beftrafte und das Appellationsgericht den Rekurs dagegen verwarf, teil, wie ges 
jagt wurde, der gedachte $. 5 durch den $. 18 der Jagdpolizei-Ordn. vom 7. März 1850 jeine volle 
Geltung wieder erhalten habe. Diejer Grund ift aber unrichtig. Das Geſetz v. 31. Oftober 1848 
bat alle Jagdbeihränfungen aufgehoben und der $. 18 des Jagdpolizei-Gejees dom 7. März 
1850 ftellt davon nichts her, fondern verordnet nur, daß die Beſtimmung der Hege- und Edonzeit 
nad) jenen alten Geſetzen erfolgen fol. Das abfolute Verbot des Reheſchießens zu allen Zeiten ift 
durch feine Beftimmung nachgehends erfolgt. 

Eben jo verhält es ſich mit der frage: 

b) ob ein 9a —— auf ſeinem Reviere Faſanen ſchießen dürfe, wenn er eine Faſanerie- 
anlage nicht befist? Gin Kreisgericht hat 1860 einen folhen Jagdberechtigten wegen Erlegung eines 
Fafans zu 10 Thlm. Geldftrafe ed. 5 Tagen Gefängniß verurtheilt. Dieje Verurtheilung ftügt ſich 
auf die Borfchriften des Ediktes vom 13, Oktober 1774 ın Verein mit dem $..18 der Jagdpolizei-Drdn, 
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jchriften über Hege- und Schonzeit werden mit einer, nad) richterlichem Ermeſſen zu beftimmenden Geld- 
buße bis zu Fünfzig Thalern geahndet ?9 cc). 

819 Wer zur Begehung einer Jagdpolizerübertretung ſich feiner Angehörigen, Dienftboten, Lehr⸗ 
finge oder Tagelöhner als Theilnehmer oder Gehülfen bedient, haftet, wenn diefe nicht zahlungsfähig 
find, neben der von ihm jelbit verwirkten Strafe, für die von denfelben zu eriegenden Geldftrafen und 
den Schadenserſatz. 

$. 20. Wegen einer Jagdpolizeiibertretung joll eine Unterſuchung nicht weiter eingeleitet werden, 
wenn jeit dem Tage der begangenen That bis zum Eingange der Anzeige An die Staatsanmwaltichaft 
oder den Richter drei Monate verftrichen find, 

8. 21. Durd) Klappern, aufgeftellte Schredbilder, ſowie durd) Zäune kann ein Jeder das Wild 
von feinen Befigungen abhalten, auch wenn er auf diejen zur Ausübung des Jagdrechts nicht befugt 
if. Zur Abwehr des Roth-, Damım- und Schwarzwildes kann er ſich auch Eleiner oder gemeiner 
Haushunde bedienen. 

8. 22. Auf gemeinfchaftlichen Jagdbezirten, auf welchen Wildihäden vorfommen, darf die Ge- 
meindebehörde, wenn auch nur eim einzelner Grundbefiger Widerſpruch dagegen erhebt, die Ausübung 
der Jagd nicht ruhen lafjen. 

8. 23, Weun die in der Nähe von Forften beiegenen Grundftüde, melde Theile eines gemein 
ſchaftlichen Jagdbezirtes bilden, oder ſolche MWaldenklaven, auf melden die Jagdausübung dem Eigen- 
thümer des fie umfchliehenden Waldes überlaffen ift (8. 7), erheblichen Mitdichäden durch das aus der 
Forft übertretende Wild ausgeſetzt find, jo ift der Fandrath befugt, auf Antrag der beichädigten Grund- 
befiger, nach vorhergegangener Prüfung des VBedürfniffes und für die Dauer deſſelben, den Jagdpäch—- 
ter ſelbſt während der Schonzeit zum Abſchuſſe des Wildes aufzufordern. Schütt der Jagdpächter, die» 
jer Aufforderung ungeachtet, die beichädigten Grundftüde nicht genügend, fo kann der Yandrath den 
Grumdbefigern jelbft die Genehmigung ertheilen, das auf diefe Grundſtücke Übertreteude Wild auf jede 
erlaubte Weife zu fangen, namentlid) auch mit Anwendung des Schießgewehrs zu tödten. 

Das Nämliche gilt rückſichtlich der Befiter ſolcher Grumdftüde, auf welchen ſich die Kaninden bis 
zu einer, der Feld- und Gartenkultur ſchädlichen Menge vermehren, in Betreff diejer Thiergattung. 
Wird gegen die Verfügung des Laudraths bei der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde der Rekurs einger 
legt, jo bleibt exftere bis zur eingehenden höheren Entſcheidung interimiftiich gültig. 

Das von den Grundbefigern in Folge einer joldien Genehmigung des Yandrath® erlegte oder ge 
jangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in der Gegend üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter 
überlaffen, und die desfallfige Anzeige binnen vier und zwanzig Stunden erftattet werden. 

8. 24, Auch der Beier einer folhen Waldenklave, auf welcher die Jagd nad) $. 7 gar nicht 
ausgeübt werden darf, ift, wenn das Grumdftüc erheblichen Wirdihäden ausgeſetzt ift und der Beſitzer 
des umgebenden Waldjagdreviers der Aufforderung des Landraths, das verhandene Wild jelbft wäh— 
rend der Schonzeit abzuſchießen, nicht genügend nachkommt, zu fordern berechtigt, daß ihm der Land« 
rath, nach vorhergegangener Prüfung des Bedürfniſſes und auf die Dauer defjelben, die Genehmigung 
ertbeife, das auf die Enklave übertretende Wild auf jede erlaubte Weife zu fangen, namentlich and 
mit Anwendung des Schießgewehrs zu tödten. 

In dieiem Falle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild Eigenthum des Enktavenbefigers. 

In den in den 88. 23 und 24 gedachten Fällen vertritt die don dem Landrathe zu ertheilende Le— 
gitimation die Stelle des Jagdſcheins. 


— — 


vom 7. März 1850. Dieſer 8. 18 enthält aber feinen Buchſtaben, welcher auf eine Wiederherſiel— 
lung jener alten Jagdbeidhräntung in Betreff der Faſanen bezogen werden könnte, 

19€°) (4, U.) Eine Zumiderhandlung gegen die gejeglihen Veftimmungen über die Hege- und 
Schonzeit des Wildes ift auch ichon dann vorhanden, wenn bloß auf das Wild gejagt wird. Es ift 
nicht erforderlich, daß das Wild getödtet oder gefangen werde, Erf. des Obertr. v. 17. Oltbr. 1860 
(IMDB. ©. 462). (5. U.) Wahrend der Schonzeit ift jedes Jagen unterjagt; auch derjenige der» 
legt die Schomzeit, welcher das Wild nur anſchießt oder überhaupt während der Schonzeit auf Wild 
—8* a mitjchießt,, mag dafjelbe auch nicht von ihm getroffen fein, Erk. deſſ. v. 29. April 1864 
IMDB ©. 199). 
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5. 25. Ein geielicher Anſpruch auf Erjat des durch das Wild verurfachten Schadens findet 
nicht ftatt. 

Den Jagdverpächtern bleibt dagegen unbenommen, binfichtlich des Wildihadens in den Jagdpadıt- 
tontrakten vorſorgliche Beſtimmung zu treffen. 

$. 26. (Fällt als Uebergangsbeftimmung weg.) 

8. 27. Im denjenigen Städten, welche zu feinem lamdräthlicen Kreife gehören, werden die in 
dieſem Geſetze den Landräthen übertragenen Befugniffe von den Ortspolizeibehörden ausgelibt, und im 
Stelle der Kreistommumalfafje tritt die ftädtiiche Kaſſe. 

8. 28. Mer die Jagd innerhalb des abgeftedten Feftungsrayons don 1800 Schritten ausüben 
will, muß vorher feinen Jagdicein von dem Feftungstommandanten bejonders viſiren lafien. 

Die Uebertretung diejer Borfchrift wird mit einer Strafe von Zwei bie Fünf Thalern geahndet. 

$. 29. An die Stelle der in den $$.16, 17, 18 u. 28 angedrohten Geldftrafe tritt für den 
Fall, daß der Uebertreter zu deren Bezahlung undermögend ift, eine berhäftnigmäßige Gefängnißftrafe. 

$. 30. Alle dieſem Gejege entgegenftehenden Borjchriften. werden hiermit aufgehoben. 

g. 31, Unſer Minifter für Iandtwirthichaftliche Angelegenheiten wird mit der Ausführung diejes 
Geſetzes beauftragt. 


8. 128. Die rg. durch die Jagd ift erft alddann für vollendet zu ach- 
ten, wenn dad Thier todt oder lebendig in die Gewalt des Jagenden gefommen ift. 
$. 129. Gin Thier, welches bloß angeſchoſſen worden, oder aus dem Nee ent⸗ 
fommen ift, befindet fih noch in feiner natürlichen Freiheit 19 4), 
88. 130— 138. Aufgehoben ?°). ———— 
8. 139. Iſt angeſchoſſenes Wild entkommen, oder hat ſonſt die Jagdfolge nicht 
ſtattgefunden, ſo iſt der Jagende ſchuldig, dem Inhaber desjenigen angrenzenden Re— 
viers, wohin das Wild en, der Flucht ich gewendet hat, von dem Anfchuffe binnen 
24 Stunden, bei Ginem bis fünf Thalem Strafe, Nachricht zu geben. 
$. 140. Doch verfteht fich diefes nur vom angefchoilenen hohen Wilde, und die 
Anzeige geſchieht auf Koften des Berechtigten. 
& 141 — 148. fallen weg ?!). 
$. 149. Das Wild, welches jih in Gärten, Höfe, oder andere an die Wohn Firma ie? 
gebäude ftopende geichloitene Plätze ——— hat, kann ein Jeder fangen oder tödten. ohne Jagd- 


$. 150. Er darf fich aber dazu feines Schießgewehrs bedienen, und muß das ger ranen 
fangene oder erlegte Wild dem Jagdberechtigten abliefern. — 
8. 151. Der Jagdberechtigte — iſt ſchuldig, das gewöhnliche Schießgeld 


dafür zu bezahlen; oder muß, wenn er dieſes nicht will, das Wild dem, welcher es 
gefangen oder erlegt hat, überlaſſen ?1). 

F. 152. Wo ſich Wölfe aufhalten, mag jeder Grundbeſitzer an abgelegenen Or- 
ten Wolfögruben anlegen. 

$. 153. Damit aber Niemand dadurch Schaden leide, müſſen dergleichen Gruben 
gegen Menjchen und Vieh tüchtig umrüdt werden. 


19d) Es fann mithin don jedem anderen Jagdberechtigten offupirt werden. 

20) (3. U.) Die SS. 130 — 138 ſetzen die Regeln feft, welche bei Ausübung der Jagdfolge zu 
u find. Das Recht der Jagdfolge ift jedoch aufgehoben. Gef. v. 31. Oltbr. 1848 Auf, 8), 
8.4, 2. 

21) (3. 9.) Die hier gegebenen Vorſchriften über Wildſchaden und defjen Verhütung find befei- 
und durch diejenigen erſetzt, welche das Jagdpolizei= Gef. d. 7. März 1850 (Zuſ. 4), 85. 22 ff. 
enthält. : 
21a) (3, 9.) Dieſe Vorschriften können in dem Falle keine Anwendung finden, wenn ein Grund» 
ſtück für fich allein zu ein ift zur Ausübung der Jagd durch den Beſitzer, und der Beſitzer fich von 
dem gemeinjchaftlichen Jagdbezirle ausgeſchloſſen hat: alsdann ruht die Ausübung des Jagdrechts 
gänztic (88. 5 u. 6 des ge mithin ift fein a vorhanden, an welchen 
* gefangene oder erlegte Wild ausgeliefert werden könnte; der Grundbeſitzer behält es als ſein 


448 Erfter Theil. Neunter Titel. 


5. B. dom 15. Januar 1814, wegen Geftellung der zu den Wolfsjagden nö- 
thigen Mannſchaften. (G.S. ©. 1.) 

Da die Bertilgung der Wölfe eine allgemeine Landes- und Sicherheitsangelegenheit ift, und es 
die Gerechtigkeit erfordert, da zu dem, was das Wohl Aller betrifft, auch Unfere getreuen Untertha- 
nen beitragen, jo verordnen Wir hiermit und kraft dieſes: 

g. 1. Es follen alle aderbautreibenden Einfaflen , ſowohl in den Dörfern als in den Städten, 
desgleichen diejenigen, welche gar feinen Ader befigen, jedoch Pferde, Rindvieh oder Schafe halten, 
zu den Wolfsjagden Hilfe leiften, und die davon nach einigen Prodinzialverfaffungen ftattgehabten Be— 
freiungen gänzlich aufhören. 

8. 2. Auf die Größe der Aderbefitungen ſoll bei Vertheilung diefer Laſt nicht Rüdficht genom- 
men, fondern ſolche nach der Anzahl der zu obgedachter Klafje zu rechnenden Einjaffen vertheilt werden. 

8. 3, Nur diejenigen Einfafjen, welche nicht über eine und eine halbe Meile von der Gegend, 
in welcher die MWolfsjagd gehalten wird, entfernt wohnen, kbönnen hiezu angezogen werden. 

8.4. Die Forftbedienten follen die Wolfsjagden nur in Verabredung mit den Kreispolizeibehörden 
anordnen, und insbefondere ſoll von letzteren beftimmt werden, wieviel und welche Maunnſchaften dazu 
aufzufordern find. 


8. 154. Fällt weg ??). 

8. 155. Wird Jemand von wilden Thieren angefallen, fo find ihm, zur Verthei- 
digung feines Lebens und feiner Gejundheit alle Mittel, diejelben von fih abzuhalten 
oder zu tödten, erlaubt. 

8. 156. Wilde oder andere reipende Thiere bleiben demjenigen, welcher fie bei 
folder Gelegenheit gefangen oder — hat, eigen. 

8. 157. Sind aber Hirſche, Schweine oder anderes dergleichen Wild bei ſolchen 
Gelegenheiten gefangen und getödtet worden, fo müſſen fie dem Jagdberechtigten, ge— 
gen Erſatz des Schußgelded, ausgeliefert werden. 

88. 158 bis 169. Aufgehoben #3). 


22) (3. A.) Der $. 154 verordnet: „Hat fich anderes jagdbares Wild in diefen Gruben gefangen, 
fo muß dafjelbe fofort wieder in Freiheit gejegt oder dem Jagdberechtigten, gegen Erlegung des Schuß- 
geldes, ausgeliefert werden.” Nach heutigem Rechte gehört es gleichfalls dem Grumdbefiter, term 
er die Jagd nicht verpachtet hat. Im diefem alle muß er es dem Pächter gegen Erlegung des Schuß- 
geldes ausliefern. Bergl. das Jagdpol.- Gef. vom 7, März 1850 (Zuf. 4) $$. 28, 24. 

23) Gef. vom 31. Oktober 1848 (Zuf. 3), 8.1. (8. 4.) Der 8.158 beſtimmte, daß die Fagd- 

erechtigkeit auf fremdem Grunde und Boden, oder auf dem Jagdrediere eines Andern, nad) den Ge— 
* von Dienſtbarkeiten zu beurtheilen (Tit. 22); die 88. 159 bis 164 handeln von der als Grund- 
gerechtigkeit nicht mehr vortommenden Mitjagd, und die 88. 165 bis 169 von Koppeljagden und lauten: 

8. 159. Wer im demjelben Reviere mit Andern zu jagen beredjtigt ift, darf jein Recht nur in 
eigener Perfon oder durch jeine Jäger ausüben. 

8. 160. Doch kann dem Pächter eines ganzen Gutes auch die Ausübung der dem Gute zulom- 
menden Mitjagd zugleich überlaffen werden. 

8. 161. Ein nur zur Mitjagd Berechtigter darf zur Ausübung derfelben nicht mehr Jäger an- 
nehmen, als bisher gewöhnlich — worden. 

8. 162. Wenn gleich bei Gutertheilungen den Beſitzern der getheilten Güter die Mitjagd vorbehalten 
wird, jo ditrfen doch diefelben zufammen nur fo viel Jäger halten, ald vor der Theilung geweſen find. 

g. 163. Iſt vor der Theilung nur ein Jäger gehalten worden, fo können die zur Mitjagd Berech— 
tigten dielelbe zwar jeder für feine Perſou, übrigens aber nur durd Einen Geſammtſchützen ausüben. 

$. 164, Wer die Erlaubniß zur Jagd von einem Jagdberechtigten nur fir ſich felbft erhalten 
hat, darf diefelbe feinem Anderen Übertragen. 

8. 165. Bei der Koppel- und Gefammtjagd ift zwar das Recht zu jagen, nicht aber das ge- 
füllte Wild, gemeinſchaftlich. 

g. 166, In der Regel klann der, welcher die Koppel-, Geſammt-, Mit- oder Beijagd hat, die- 
jelbe auch ohne Vorwiſſen feiner Mitinterefjenten ausüben. 

g. 167. Hingegen muß, in dergleichen Falle, das Vorhaben, ein Klopf- oder Treibjagen zu 
halten, den Mitberechtigten drei Tage vorher befannt gemacht werden. 

$. 168, Diefem fteht alsdann frei, mit dem Anderen gemeine Sache zu machen. 

8. 169. Wer mur mit der niederen oder mittleren Jagd beliehen ift, darf, ohne Erlaubniß def» 
fen, welchem auf demjelben Reviere die hohe Jagd zufteht, fein Klopf- oder Treibjagen vornehmen. 
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$. 170. Soweit Jemand mit der ifchereigerechtigkeit in Strömen, Seen umd + Bon der ft 
andern Gewäjlern ?*) verfehen ift, fo weit hat er ein ausfchließendes Necht ?5), fich Geaenftand 
alle 2°) in diejen Gewäſſern lebende Thiere zuzueignen. (Th. IL, Tit. 15, Abſchn. 2.) Perietden 

$. 171. Der Fang folder Thiere, die zugleih im Waſſer und auf dem Lande 
leben (der Amphibien), gehört zur Jagd, wenn er mit Schiefgewehr, allen oder 
Schlageifen geichiebt 27). 

$. 172. Der ang der Fiſchottern und Bieber gehört allemal zur Jagd ?°). 

$. 173. Waſſervögel find nur ein Gegenftand des Jagdrechts. 

$. 174. mn jofern jedoch jagdbare Zugvögel, außer der Hegezeit, mit Fiſcher— 

— * unter dem Waſſer gefangen werden können, iſt ſolches dem —— 
erlaubt. 

$. 175. Alle andere Waſſerthiere und Amphibien, welche mit Fiſchernetzen, An— 

I oder mit der Hand im Waller gefangen werden 2°), gehören dem Fiſchereibe— 
rechtigten. 

176. Teiche, Hälter, Seen, und andere geſchloſſene Gewäſſer; welche ſich 333* 
nicht 20) über die Grenze des Grundſtücks erſtrecken, in welchen fie liegen, find in der nen und un 
Negel ald das Eigenthum des Grundherrn anzufehen. c—— 

$. 177. Die Fiſche in ſolchen Privatgewäſſern gehören alſo auch dem Eigen- 
thümer ded Grundſtücks. 

$. 178. Wenn Fifche, die in folhen Gewäſſern gehegt werden, bei großem 


23a) (5, A.) Bergl. unten die 88. 73— 78, Th. II, Tit. 15, 

Leiser, Jus Georgicum, lib. III, cap. 14. — fr. Chph. Ionathan Fifcher, Kameral- und 
Polizeireht, Bd. II, S. 117. — Karl Gottlob Anton, Geichichte der deutſchen Landwirthichaft, 
Th.I, ©. 161; Th. UI, ©, 359; Th. IT, ©. 511. — Heimbad) sen., Bon dem Fiſchereiregal; in 
Weiste’8 Rechtslexilon, Bd. XIV, ©. 199. — Bon der Koppelfifcherei: v. Bülow und Hage— 
mann, praftiiche Erörterungen, Bd. I, Erört. 12. 

24) In öffentlichen nämlich. Die Fiſcherei ift ein Ausfluß des Eigenthumsrechts. Nach II, 15, 
$. 73 wird aber diefelbe im den öffentlihen Gewäſſern zu den Regalien geredinet, wozu fie nad) ©. 
R. nicht gehört. Moſer, von der Landeshoheit , Kap. 22, S. 240. Die Ausichlieflichteit , welche 
diefer. $. 170 zufichert, bezieht fih nur auf diefe ſ. g. Fiichereigerechtigfeit. Bol. die folg. Anm. (5. 9.) 
An der Fiiherei im Meere wird durch die Ausübung derielben allein keine ausschließliche Fiichereige- 
rechtigfeit oder der Beſitz einer foldhen erworben. Unten, Anm. 5a zu 8.7, Th. U, Zit. 16. 

25) Den Uferbefigern eines Privatfluffes fteht als Ausfluß des Eigenthums an dem Fluffe auch 
das Recht zu, denfelben zu befifchen. Dieſes Recht wird dadurd allein nicht ausgefchloffen, daß einem 
Dritten in demfelben Fluſſe eine Fiichereigerechtigkeit zulommt. Der 8.170 d. T. begründet dem Ufer- 
befiter gegenüber fein ausſchließliches Recht des ——— Pr. des Obertrib. 1628, 
dv. 23. Sept. 1845. — (3. A.) „Der 8. 170 (nämlidy das Exkluſibrecht) bezieht ſich nur auf die, 
dem Fiſchereirechte unterworfenen Thiergattungen.” Pr. des Obertr. 2577, v. 7. Dezbr. 1854 (Entſch. 
Bd. XXX, ©, 184), — „Das einer Brivatperfon zuftehende Recht zum Fiſchfange in einem 
öffentlihen Strome ift mur im ſoweit ein ausſchließliches, als es dem fFiichereiberechtigten 
erweislih vom Staate ald Privilegium verliehen worden ift.” Br. des Obertr. 2576, v. 7. Dez. 
1854 (Entſch. Bd. XXX, ©. 185), 

26) Unter der Fiicherei ift auch der Krebsfang begriffen. Hinfichtlih der Amphibien macht der 
$. 171 eine Ausnahme. 

27) Alfo nicht, wenn mit Negen, Angeln, Speeren, Harpunen umd dergl. Werkzeugen, oder 
and ohne Werkzeuge. Bergl. $. 175. Die frage war ftreitig. 

28) War ebenfalls ſtreitig. Runde, in dem Beiträgen II, ©. 451 ff. rechnet die Fifchottern 
aus gewichtigen Gründen zur Fiſcherei. Die Fiſchottern find für die Filcherei das, mas Wölfe und 
Füchſe für die Jagd. Deshalb müßte, nad dem Prinzip des $. 189 d. T., dem Fiſchereiberechtigten 
unbedingte Befugniß gegen fie zuftehen. 

29) Das ſoll heißen: gefangen werden fönnen. Diefe Möglichkeit ift die Grenze zwiſchen dem 
Rechte des Fsiichereiberechtigten umd dem des Eigenthümers hinfichtlih der Jagd. 

30) Hiervon darf nicht argumento a contrario angenommen werden, daß, wenn fie ſich über die 
Grenze hinaus erfireden, fie nicht als Privateigenthum der Anlieger angejehen werden konnten, ©. 
die Aum. 32 zu 8.180 d, Tit. 
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Waſſer oder bei einem Durchbruche des Dammes austreten; fo fünnen fie von dem 
Gigenthümer auch auf _fremdem Grunde wieder eingefangen werden. 

$. 179. Bis in Flüſſe und Ströme hingegen, oder in andere Gewäller, worin 
ein Dritter das Recht zu filhen hat, findet die Verfolgung nur in foweit ftatt, als der 
Gigenthümer fichere Merkmale anzugeben EN: wodurd feine ausgetretenen Fiſche 
Fr denjenigen, die in dem andern Gewäſſer befindlich find, fich hinlänglich unter- 

eiden 31), 

8. 180. Wenn Flüſſe, Bäche oder andere uneingefchlofiene Gewäller auätreten, 
fo fann der, welcher darin zu fifchen berechtigt ift, die ausgetretenen Fiſche in der Ne- 
gel nicht verfolgen 3°). 


31) Die $$. 176— 179 enthalten den Gegenjag von $$. 180 — 183, indem fie die j. g. 1 
Fiſcherei betreffen, wogegen die $$. 180 ff. die milde Fiſcherei zum Gegenftande haben, Die Re che, 
welche in geſchloſſeuen Fridatgemäflern gehegt und gezlichtigt werden, ftehen mit den zahmen Thieren 
anf gleicher Linie; fie find im Eigenthume und Beſitze des Herrn, wenngleih fie noch im Waſſer 
find; denn def Herr hat mur nöthig, das Waffer abzulaffen, um alle Fiiche zu nehmen, Darum 
kann der Eigenthlimer die durch Naturereignifie weggeführten Fiihe von jedem Dritten abholen (vindie 
ziren). Im Falle des $. 179 muß er natürlich jeine mit fremden Fiſchen vermengten Fiſche unter— 
ſcheiden können, 

32) Der Gegenftand diefes Geſetzes in Berbindung mit dem folg. $. 181 ift nicht die Beſtimmung 
des Eigenthums an den Privatflüffen und Bächen, ſowie auch der $. 176 nicht eigentlich von dem 
Eigenthume des Grundes und Bodens handeln will, fondern in Verbindung mit $. 177 über das Ei- 
genthum der darauf gezlichteten umd —5 Fiſche Beſtimmung — ſoll. Wem das Eigen— 
thum an Flüſſen, Baͤchen und anderen Gewäſſern, welche ſich durch mehrere Grundſtülcke verſchiedener 

igenthümer erſtrecken, zuſtehe, iſt nirgend ausdrüdlich geſagt, und wegen der hier nicht paſſenden 
— des 8. 176 könnte man argumento a contrario behaupten, daß es nicht den Anliegern ge 
bühre. Allein daraus, daß der Staat ſich mur in öffentliden Strömen den Fiſchfang vorbe- 
halten bat, folgt, daß die Gen in Privatgewäflern Gegenftand des Privateigenthums it, und daß 
wahricheinlich fein anderer Privatınann, als der Anlieger dazu kommen kam; umd die Beſtimmung, 
daf nach 88. 222— 273 d. T. Alluvionen, Iufeln und verlaffene Flußbetten den Anliegern gehören, 
jet voraus, daß auch die über den Boden hinfließenden und darauf ftehenden Gewäſſer denjelben 
Eigenthiimern angehören. S. aud) Entſch. des Obertrib. Bd. XV, ©. 365. (8. A.) Daß fi in 
dem A. L. R. feine allgemeine Beſtimmung über das Eigenthum und die Nutzungen der nicht ſchiffba— 
ren oder Privatflüffe findet, fommt von einer Unachtfamkeit. Im dem erjten Entw. 3. A. G.B. wa- 
ven Th. I, Abth. 3, Zit. 2 (vom den nutzbaren Rechten und Regalien des Staats im Allgemeinen), 
8. 37, die Nutzungen jener Flüſſe ausdrücklich den Uferbefigern zugefprodhen. (Mat. Bd, 19, BI. 74.) 
Bon den Mitgliedern der Gej.-Komm. war biergegen nichts erinnert worden; aber dv. Carmer lief, 
bei einer von ıhm felbft borgenommenen Umarbeitung des Titels, den $. 37 weg. Suarez machte 
hierauf in einer Zufammenjtellung der Mon, aufmerffam; man beſchloß aber die Weglaſſung des 
$.37, doch nur deshalb, weil er zu einem der fpeziellen Titel gehörte. (Bl. 168 a. a, O.) Dort 
hat man ihn jedody überall aufer Acht gelafien. Darum ift das Gimp, welches die Ausführungs- 
fäge vorausjegen, nirgend ausgedrüdt. (Gej.- Rev. Pens. XII, ©. 203.) (4. 4.) Die 
jedoch * daſſelbe nicht zweifelhaft. Erf. des Obertr. v. 8. Juni 1857 (Archiv f. Rechtsfälle B. XXV, 
©. 145), 

(2. A.) Das Recht zu fiichen ift hiernach ein Ausflug des Eigenthums umd fteht daher in Pri- 
batflüffen umd Gräben in der Regel dem Uferbefiter zu, und zwar, wenn auf jeder Seite ein Ande— 
rer ift, bis zum Thalwege. S. aud) die Eutjch. des Obertr. vom 18. Dftober 1836. (Schleſ. Ar- 
div Bd. IH, S. 86 ff.) (3. U.) Uebereinftimmend hiermit hat das Obertr. den Sat ausgeſprochen: 
„Das Recht, einen Privatfluß zu befiſchen, fteht den Uierbefitern als Ausfluß des — zu, 
ſoweit fich ihr Ufer erftredt.” rt. v. 23. Septbr. 1845 (Entſch. Bd. XV, ©. 361). ch harmo⸗ 
nirt damit das zu $. 74, II, 15 eingetragene Pr. 517, v. 17. Auguſt 1838: „Wenn die Fiſchereige- 
rechtigkeit in einem Privatfluffe aus einer Verleihung des Staats ohne Beitimmung geroifier Grenzen 
hergeleitet wird, jo findet die Seffegun des 8.74 — daß ſie ſich = über den Uferbefig hinaus 
erftrede — Anwendung. Aus den Vorſchriften der SS. 176 umd 179, Tit.9, Th. I geht nicht her- 
vor, daß für den Eigenthiimer des Grumdes und Bodens nur allein unter VBorausfegung der völligen 
Geichlofjenheit des Gewäſſers ein Auſpruch auf die Fiſche entipringe ; vielmehr enthalten diefelben mur 
eine Anwendung des allgemeinen Rechtsprinzips: daß in der Regel das innerhalb der Grenzen eines 
Grundſtücks Belegene zu demfelben gehört, umd dazu bemutt werden kann. Die Anwendung dieſes 
Prinzips auf die Fiſcherei in Privatflüffen fteht aber mit der Vorſchrift des $. 74 in vollfommenem 
Einflange. (5. A.) Das Obertr. hat denn auch, unter Bernichtung des abſprechenden Appellationsur- 
tels, ganz folgerichtig, ausdrüdlich erfamut, daß das Eigenthum der Landſeen, ebenjo wie der Privat» 
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8. 181. Vielmehr gehören diefe demjenigen, auf deifen Grunde das ausgetre— 
tene Waſſer fteben bleibt 33). 
$. 182. Bleiben die Fifche, nach abgelaufenem Waſſer in Lachen 93%) zurüd, die 
Jemand zu befiichen das Recht hat, fo fann diefer auch folhe Fiſche fih zueignen >*). 
8. 183. Es darf aber Niemand die Fifche durch Neke, Zäune, Daͤmme, oder 
andere —— an der Rückkehr in den Strom verhindern 95). 
$. 184. Jeder Eigenthümer mag auf feinem Grumde und Boden, unter Beob- Folseineieke 
achtung der Landes- Polizeigefege, Fiſchteiche anlegen. übımg der 
$. 185. Die Fifcherei in Zeichen und eingeichlofienen Privatgewäflern, ift jeder dere 
Eigenthümer nad) eigenem Gutfinden $°) auszuüben berechtigt. 
$. 186. In öffentlichen aber, ſowie in nichteingefchlorienen Privatgewäſſern, 
müſſen, bei Ausübung derjelben, die Vorſchriften der Polizeigefege wegen der Yaichzeit, 
des verbotenen Fiſcherzeuges und was fonft darin zur Verhütung des Ruins der Fi— 
jherei verordnet ift, genau befolgt werden. 
$. 187. Auch in Privatflüſſen, worin mehrere die Fifchereigerechtigfeit haben, 


üffe, den Anlegern nad) der Ausdehnung des Uferbefiges und bis zur Mitte des Gewäſſers, als 

rtinenz (eigentlich als Beftandtheil) des am Ufer Tiegenden Grundftüds, zufteht, und zwar am See 
ſelbſt und deſſen Nutungen, jo lange der See als folder befteht, und da das Eigenthum des See- 
bettes von den Adjazentei nicht erft in folge der Trodenlegung des Sces erworben wird. Erf. vom 
3, November 1864 (Entid. Bd. LI, ©. 38). 

Die in ſolchen Gewäſſern lebenden Fiſche und anderen Wafferthiere ftehen den jagdbaren wilden 
Thieren hinfichtlih der Eigenthumserwerbung gleich: RE müſſen offupirt werden; und die Verfolgung 
auf fremdes Terrain ift micht zuläffig, bielmebe kann jie derjenige in Befig nehmen, auf defjen Grumde 
fie Be bleiben oder gefangen werden. $. 181, (4. 9.) Das Provinzialrecht der Kurmark Bran- 
denburg enthält feine hiervon abweichenden Beftinumungen. Erf. des Obertr. vom 9. Februar 1852 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 12), 

33) Bergl. die vorhergehende Anm. zu $. 180, mit welchem diejer $. zujammenhängt. 

338) (5. 9.) Das Obertr. fpridt vom Laden „im gefeglichen Sinne”, und verfteht darunter 
„ausgetretenes Waſſer, welches, wenn das Wafjer wieder abgelaufen ift, ftehen geblieben und nad) 
allen Seiten von Land umgeben ift.” Erf. vom 21. Dezember 1865 (Entihb. Bd. LVII, S. 22 uud 
Arch. f. Rechtsf. Bd. LXII, S. 120). Das Geſetz definirt dem Begriff nicht; der Ausdrud ift fein 
juriftiicher, überhaupt fein technischer, fondern ein, nicht iiberall in Deutichland bekannter Ausdrud des 
—— Sprachgebrauchs. Dieſer Sprachgebrauch verſteht darunter eine ſtehende Flüſſigleit von geringem 

mfange ohne regelmäßigen Zu» oder Abfluß, melde bald rein, bald unrein fein, Fiſche enthalten 
oder micht enthalten kann. Daher Waſſerlache, Miſtlache, Kothlache, Blutlache u. ſ. w., tm Niederi. 
Yale, im Yatein, Incuna, im Wend. luza, wovon das Schleſiſche Luge (ipr. Lufchch). In Nies 
derdeutichland ift dafür der Ausdrud Pfuhl gebräuhlih. Berge. Eberhard, ſynonymiſches Hand» 
wörterbud; Nr. 797; Adelung s. v. Lache, 

34) Die Beſtimmung bezieht fi Tediglih auf Fiſche, melde zur j. g. wilden Fiſcherei gehören, 
bat alſo einen anderen Gegenftand als der $. 179, und regelt ſowohl das Verhältniß zwiſchen demje- 
nigen, aus defjen Grenzen die Fiſche eihwenmt worden find, und dem Grundeigenthümer, auf 
Se Boden fie ftehen bleiben, als aud) das zwiſchen diefem und dem etwa vorhandenen Fiſchereibe— 
rechtigten. Dieſer fließt den Grumdeigenthümer von der Befignahme jolher angeſchwemmten Fiſche 
aus, wenn er nicht befngt ift, feine Lachen mit zu befiſchen. 

35) Die Satzung ift rein pofitiv; fie folgt aus feinem Prinzip. Man hat fie aus der Märki- 
ichen Fiſchordnung v. 8. März 1790, Kap. 4, Nr. 7, entnommen. 

(5. 9.) Aus den $$. 180— 184 entnimmt das Obertr. als landrechtliche Theorie, daß der F 
ſchereiberechtigte die mit dem Waſſer ausgetretenen Fiſche der Regel nach auf fremden Grund und Bo- 
den nicht verfolgen, daß ferner, jo lange das ausgetretene Waſſer nicht in die Ufer zurückgetreten oder 
nicht abgelaufen ift, ebenſowenig ein Grumdbefiter als folcher, wie auch fonft Iemand, der in Lachen 
zu fiſchen berechtigt ift, im dem ausgetretenen Waſſer überhaupt fiichen darf, daß endlich erſt danın, 
wenn das Wafjer abgelaufen ift, von Laden in dem oben (Arm, 33®) angegebenen Sinne die Rede 
fein kann. Erf. vom 21. Dezember 1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXII, ©, 120), 

38) D. bh. ohme daß er darin durch Polizeigejetse bejchrämtt ift, wie es im folg. $. 186 hinficht- 
lich der Fiicherei in öffentlichen und in uneingefhlofjenen Privatgewäſſern geichieht. 


i 
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darf Niemand, der nicht ein beſonderes Recht dazu erworben hat, durch Verſetzung 
des Fluſſes ober- oder unterhalb den freien Gang der Fiſche hindern 37). 
$. 188. Auf öffentlichen Gewällern foll Niemand zum Nachtheil des Fifchereibe- 
rechtigten Enten halten. 
$. 189. Gnten, welche die Befiger der an Privatflüfle und Teiche ftoßenden 
Grundſtücke ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Fifchereiberechtigten halten, ift diefer, 
wenn fie auf dem Waſſer betroffen werden, zu pfänden oder zu tödten wohl befugt ?®). 
Fi S. 190. Wer ohne Recht oder Erlaubniß fifcht oder frebft, verliert, außer dem, 
was ergefangen hat, auch die bei ihm befindlichen Netze und Fifchergeräthe. (Str. G. B. 
$. 273.) 
„Eieute, $. 191. Wer bloß die Fiſchereigerechtigkeit hat, darf fih Deswegen in dem Strome 
erehtigten, der Gewäſſer anderer Rechte des Grundeigenthümers nicht anmaßen >3®). 
$. 192. Werden alfo bei Gelegenheit des Fiſchfanges andere Sachen gefunden 
Er — ſo gelten in Anſehung derſelben die Vorſchriften des zweiten und dritten 
nittes. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vonder Beute. 


B. Kriegsrecht, in Weiske's Rechtslexikon, Bd. VI, S. 237 und folg. — Gans, Beiträge zur 
Reviſion der Preußischen Geſetzgebung, Nr. XIII, &,155. — Bornemann, Syſtem, Bd. II, 8.111, 
— Mein Preußifches Privatrecht, 3. Ausg. Bd. I, $. 246. 


Bon der $. 193. Das Recht, im Kriege Beute zu machen, kann nur mit Genehmigung 
überhaupt. des Staat? erlangt werden. 


$. 194. Mem 39) der Staat diefed Recht ertheilt bat, der erwirbt durch die 
bloße Befigergreifung 19) das Eigenthum der erbeuteten Sache. 

$. 195. Wer Kriegd- oder Mundvorräthe erbeutet, der muß diefelben zum Ge- 
brauche des Staat? ablıefern. 


37) Dadurd würden die librigen Berechtigten beſchränkt werden. (4. A.) Die Vorſchrift gilt 
auch für öffentliche Flüſſe, und ihrem Berbote unterliegen auch unvollftändige Flußverfetungen, wenn 
auch die Paſſage für die Fiiche an den freien Stellen möglich ift; e8 bedarf zur Begründung der Klage 
des Fiſchereiberechtigten auf — der Verſetzungen eines beſonderen Nachweiſes des dadurch 
verurjachten Nachtheils nicht. Ert. des Sbertr. v. 9, Juni 1857 (Arch. Bd. XXV, ©. 168). — Das 
Verbot der Verſetzung beſchränkt ſich nicht auf eine Verſetzung durch dauernde Anlagen, ſondern be 
zieht ſich auch auf Verjegungen durch Netze. Erk. des Obertr. dv. 7. Januar 1858 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd, XXIX, ©, 2), 

38) Auch das Flahs- und Hanfröthen braucht der Fiſchereiberechtigte nicht zu leiden. Edift v. 
14. September 1811, $. 37 (G.S. ©. 309). Und die der Fiſcherei ſchaͤdlichen Thiere kann er weg— 
fangen oder verſcheuchen. Bergl. o. die Anm. 28 zu $. 172, 

38a) (5, A.) Der 8. 191 enthält ebenfomenig ein Verbot der Verjährung, als eine beiondere 
Theorie für die Befignahme negativer Rechte oder deren Erwerb durch Verjährung. rk. des Obertr. 
vom 5. Juli 1866 (Ardı. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©. 192). Diefe beſonderen Borfähriften der 88. 191, 
193 find jomit müßig, weil — mie aud das Obertr. a. a. O. jagt — auch ohne fie der bloß zur 
Fiſcherei Berechtigte nicht als befugt anzujehen fein würde, ſich andere Rechte des Grumdeigenthümers 
—— ‚ indem dies aus den allgemeinen, die Freiheit des Eigenthums verbürgenden Grundſä— 
ben folgt. 

39) Nach dem Sinne des L.R. kann nur der Soldat oder doch mur eine joldhe Berjon, welche zum 
Heere gehört, oder demfelben folgt, Beute machen, umd der Staat, der dazu die Erlaubniß geben 
ſoll, wird durch die Kriegäbefehlähaber repräfentirt. Das L.R. weicht hierin alio ſehr bedeutend von 
dem R. R. ab, mach welchem jeder römijche Bürger, gnleichviel ob Soldat, oder nicht, bewegliche 
Sachen eines Volkes, mit welchem das Röm. Bolt fein Bündnif hatte, offupiren konnte, ohne daß 
dazu Krieg erforderlich war. L.5, 8.7; L.7 pr., L.51, $. 1 D. de acquir. rer. dom. (XULI, 1). 

40) Die Sachen werden fiir hervenlos angefehen , weil das feindliche Volt, während des Kriegs 
—— 4 rechtlos gilt. Deshalb wird durch Otkupation Eigenthum an Sachen der feindlichen 

ation erworben. 
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$. 196. Alle andern Sachen, welche bei dem feindlichen Kriegsheere, oder bei 
den unter den Waffen befindlichen Feinden, ingleichen bei feindlichen Marfetendern und 
Lieferanten angetroffen werden, jind als Beute zu betrachten. 

$. 197. Das Eigenthum feindlicher Unterthanen, die weder zur Armee gehören, 
noch derfelben folgen, fann nur zur Beute gemacht werden 11), wenn der Befehlahaber 
der Truppen die außdrüdliche Erlaubniß dazu gegeben hat +1 ®). 

$. 198. Unbemegliches Eigenthum ift niemals ein Gegenftand der Beute ?). 

8. 199. Bewegliche Sachen, die der Feind weggenommen und veräußert hat, 
fann der vorige Eigenthümer gegen Erftattung desjenigen, was dafür gezahlt worden, 
zurüdfordern 43). 


41) In der Kriegsiprache geichieht dies dur „Plünderung‘. 

418) (5. 9.) Um außerhalb des alles des 8. 197 an Sachen des Feindes Beute zu machen, 
bedarf weder der Soldat, noc der Befehlshaber der Truppen für feine Verſon einer vorangehenden 
bejonderen, ausdrüdlichen Erlaubnif des Staates. — Der Befehlshaber bedarf einer jolhen Erlaub- 
niß jelbit im dem Falle des $. 197 nicht. Erf. des Obertr. vom 24, Juni 1864 (Arch f. Rechtsſ. 
Bd. Lil, ©. 316 und Entid. Bd. LIII, ©. 49). 

42) Nah R. R. wurde der Grund und Boden für den Staat ur Befit genommen, L. 20, $.1 
D. de captivis (XLIX, 15). 

43) In den 88.198 —198 wird von der Erwerbung des Eigenthums durch Erbeutung gehandelt, 
die 88. 199 — 204 fprechen von dem Berlufte des Cigenthums durch feindliche Weguahme, Es ift 
nicht Har, in twiefern dadurch das Eigenthum erliicht und dem Feinde ein gleiches Hecht, auf jolche 
Art Eigenthum zu erwerben, zugejtanden wird. Der 8. 201 bezeichnet die Handlung, durch deren 
Bollziehung die Erbeutung fir vollendet zu erachten. Dieje Beftimmung kommt aus der L. 5, 88. 1 
u. 2 D. de captivis. Dort hat fie aber eine Bedeutung, die fiir ums nicht vorhanden iſt. Der 
Feind bekümmert fich darım nicht, mit welchem Augenblide wir ihm die vollendete Erwerbung zugefte- 
ben wollen. Die Regel gilt mithin nur für uns ſelbſt. Einl. $. 1. Dann aber beftimmt fie das 
Verhältniß zwiſchen dem Geptäinderten und dem dritten Befiger der weggenommenen Sache und ent- 
hält den Grundſatz, daß derjenige, welcher von dem Feinde erbeutete Sadyen erwirbt, bevor der Feind 
damit am den im $. 201 bezeichneten Ort der Sicherheit gefommen, nicht Eigenthiliner geworden ift; 
tmogegen das Eigenthum an dergleichen Sachen, die dem Feinde im Lager u. ſ. w. abgelauft werden, 
durch die Uebergabe erworben wırd. Die folge hiervon if daß der vorige Eigenthümer fein Bindi- 
fationsrecht hat. Auf diefe Sachen könnte mithin unfer $. 199, wenn er durch den $. 201 feine nä- 
here Beitimmung erhielte, nicht bezogen werden. Es ift aber nicht wahricheinlich, daß die Verf. des 
ER. diefes Berhältniß der beiden SS. R einander im Sinne gehabt und die Beichräntung des Bin- 
difationsrechts auf dieje jeltenen Fälle beabfichtigt haben; denn es gehört gewiß zu dem jeltenen Aus— 
nahmen, daß die feindlichen Truppen mit der gemachten Beute auf dem Rückzuge nad ihrem Lager 
fih Zeit nehmen oder auch nur Gelegenheit finden, mengenonmene Sachen zu verhandeln. Biel- 
mehr jcheint der an die Spite geftellte Grumdjats unſeres $. 199 allgemein auf alle von feindlichen 
Truppen erworbenen Sachen Anwendung zu finden. Im diefem Falle hat der $. 201 eine andere Be- 
ziehung (morlber u. die jolg. Anm. 44), umd der $. 199 jpricht dem Feinde das Recht, Eigenthum 
durd) Crbeutung und Plünderung von uns zu erwerben, ganz ab. Das wäre auf umferem Stand- 
punkte, dem Feinde gegenüber, allerdings der richtige Nechtszuftand, Darnach fan denn der Feind 
auf feine Weije das Eigenthum an bei uns weggenommenen Sachen weiter übertragen, und kein Drit- 
ter fann dergleichen Sachen von ihm durd Tradition eigenthümlich erwerben; vielmehr hat der ge- 
plünderte Eigenthiimer das Abforderumgsreht gegen jeden Dritten, bis zur Verjährung des Klag- 
rechts. Eine weitere Folge hiervon ift, daß der Dritte, welcher wiſſentlich eine uns abgenommene Sache 
von den Feinden erwirbt, im der Abficht, fie für fi zu behalten, ein umredlicher Befiger ift. Die 
Bemerkung von Suarez in der revisio monitorum, daß ſich nicht beftimmen lajje: ob der Erwerber 
einer vom Feinde erbeuteten Sache pro bonae vel malae fidei possessore zu achten, es vielmehr auf 
die Umftände des Falles anlomme — diefe Bemerkung trifft vn zu. Denn der feindliche Offizier 
tann die goldene Uhr, welche er verkauft, ſowohl auf jede andere Weife rechtmäßig eriworben, als aud) 
bon einem anderen jeiner Feinde als von uns erbeutet haben, nnd dann kann von der Unredlichkeit 
des Abkänfers nicht Rede fein. Weiß diefer aber, daß ſein Nachbar kurz vorher eben von diefem Ber- 
fäufer der Uhr beraubt worden ift, jo ift er eim ımredlicher Befiter, wenn er die lIhr animo sibi ha- 
bendi fauft. Dieje innere Handlung muß aber aus den Umftänden erhellen, fonft ift anzunehmen, 
daß er die Sache in quter Abficht, um fie dem Geplünderten zu erhalten, an ich gebracht habe. Die- 
fer Fall ift der bei der Faſſung des $. 199 vorausgejette, wonach der Beſitzer die Auslagen joll fordern 
diirfen, mas fich bei jedem Better verfteht, wenn ihm feine Unredlichteit nachzuweiſen ift. — Das 
Schr. des Oſtpreuß. Provinzialdepartements v. 6. Mai 1808, betr. die Bindilation der vom Feinde 
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$. 200. Hat der Feind die erbeutete Sache verſchenkt, fo muß der Befiker die- 
jelbe dem varigen Eigenthümer unentgeltlich zurüdgeben. 

$. 201. Die Beute ift erit alddann für erobert zu achten, wenn fie von den 
Truppen, welche jie gemacht haben, bis in ihr Lager, Nachtquartier, oder fonjt in 
völlige Sicherheit gebracht worden **). 

$. 202. So lange der Feind noch verfolgt wird, bleibt dem vorigen Eigenthü- 
mer der ihm wieder abgenommenen Sachen jein Recht darauf vorbehalten. 

$. 203. Den Truppen, welche dem Feinde die Beute wieder abnehmen, foll von 
dem Kriegägericht eine nach den Umftänden billig gefundene Belohnung, welche die 
Eigenthümer bei der Zurüdnahme entrichten müſſen, ausgeſetzt werden. 

$. 204. In fofern zu dergleichen wiedereroberten Beute fein Eigenthümer fich 
meldet, verbleibt diejelbe den Truppen, die fie dem Feinde wieder abgenommen haben. 

$. 205. Privatperfonen, welche Kaperfchiffe auszurüſten Vorhabens find, müf- 
fen zu diefem Behufe ſich Kaperbriefe ertheilen laſſen #5). 

$. 206. Wer ohne diefe auf Kaperei audgeht, wird ald ein Seeräuber angefeben. 

$. 207. In Anjehung der Kapereien findet der Negel nach alles ftatt, was vor- 
ftehend vom Beutemachen verordnet if. 

$. 208. Güter und Schiffe, welche von Kapern weggenommen werden, find erft 
für verloren anzufehen*#), wenn diefelben in einem feindlichen oder neutralen Hafen 
aufgebracht worden. 

$. 209. Sind fie noch vorher durch Kaper, die unter dem Schuge derjenigen 
Macht, welcher der Eigenthümer unterworfen ift, oder einer mit derfelben im Bunde 
ftehenden Macht, Kaperei treiben, dem Feinde wieder abgenommen worden, fo müf- 
jen jie dem Gigenthümer für den dritten Theil des Werths verabfolgt werden. 

$. 210. it dergleichen Beute dem Feinde von Kriegäichiffen des Staats, oder 
dejien Bundesgenofjen wieder abgenommen worden, jo findet, zum Beiten der Er- 
— dasjenige ſtatt, was oben $. 20547) in Anſehung der Landtruppen verord— 
net ift. 

Anh. 8.7. Die Rechte und Befugniffe der Preußifchen Kaperfchiffe follen, nach den jedesmal 
fonturrirenden Verhältniſſen zu feiner Zeit beftimmt werden +*), 


und veräußerten Sachen (Rabe, Bd. IX, 5.195), ift völlig abwegig und nicht zu 
eiprechen. 

44) Vergl. die dor, Anm. — Die Beftimmung der $$. 201 — 204 bezieht ſich auf das Berhält- 
niß der dieffeitigen Truppen zu den von Feinden Geplünderten in Betreff der den Feinden abgenom- 
menen Beute. Die von den Feinden eroberten Saden find, vermöge des Beuterechts, Eigenthum 
des Erobernden, wenngleich diejelben Kurz zuvor bei diefjeitigen Perfonen weggenommen worden waren. 
Bon diejer Regel machen die 88. 201 — 204 eine Ausnahme in Anjehung derjenigen in Gewahrſam 
der Feinde gefundenen Sachen, mit welchen der Feind nod auf dem Wege nad) feinem Lager x. be 
troffen, umd welche ihm dabei wieder abgenommen worden. Dieje müfjen, nad) $$. 202 und 203, 
den Eigenthlimern gegen eine Belohnung zurüctgegeben werden. 


45) Kaperbriefe ertheilen kann nur der Kriegsherr oder die dazu von ihm Ermächtigten; denn 
durch dieje Briefe ſollen Brivatperjonen ermächtigt werden, auf eigene Hand Krieg zu führen mit 
dem Anfpruche, vom fFeinde nach Völkerrecht behandelt zu werden. 

46) Sie können mithin, wenn fie dem Feinde vorher wieder abgenommen werden, nicht als gute 
Prife angefehen werden. 88.209 und 210, Dies ift derjelbe Grundjag, welcher in den 88. 201-204 
Hinfichttich der Yandtruppen ausgeſprochen iſt. 

47T) Die Zahl 205 ift ein Drudfehler, es muß „203 heißen. Defl. vom 24. September 1798 
(Rabe, V, ©. 209). 

48) Durch diefe Beftinumung ift die Dell. v. 24. Septbr. 1798, ad part. I, Tit. 9, 88. 208— 
210 (j. die vor. Arm.) wieder abgeändert. Bei der Vorlegung des Anhangs zur königlichen an 
migung eröffnete der König der Geſetzlommiſſion, mitteljt Ordre v. 28, April 1803, daß er gar ni 
Willens jet, je in einem Kriege das von den Seemäcdhten in neueren Zeiten über alle Schranten aus- 
gedehnte Kaperſyſtem nachzuahmen, weshalb der Zujag aus jener Dellaration ganz überflüſſig, je— 
denfalls es aber nicht gerathen feine, ihm dem L.R. einzuderleiben, jondern nöthig, dieſe im⸗ 
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$. 211. Was für Sachen und Waaren durch Kaperei erworben werden fünnen, 
ijt nach dem Inhalt der Kaperbriefe, und nach den zwifchen den friegführenden und 
neutralen Mächten beftehenden Traftaten zu beurtheilen. 








mung für dei galt vorzubehalten, wo die eiferne Nothwendigleit den Staat zu jolhen Maßregeln, 
die die Gerechtigkeit ſonſt nicht billigen könne, zwingen möchte. Im folge defien wurde der Inhalt 
der Det. weggelaffen und dafür diefer 8. 7 dem Anhang eingeichaltet, deſſen Bedeutung eben darin 
befteht,, daß die Deklaration dadurch bejeitigt ift; denn day künftige Verordnungen unbenommen find, 
verſteht ſich von jelbit. 

(3. 4.) Der Parifer Friedensvertrag dv. 30. März 1856 enthält am Schluffe folgende Erklärung: 


Erflärung in Betreff einiger Punkte des Seerechtes. Die Bevollmächtigten, 
welche den Parijer Vertrag v. 30. März unterzeichnet haben, in Konferenz verfammelt: in Erwägung: 
daß das Seerecht, in Kriegszeiten lange Zeit hindurch der Gegenftand bedauerliher Streitigfeiten ge— 
weſen ift; daß die — it des Rechts und der Pflichten in derartigen Sachen zu Meinungsver— 
ſchiedenheiten zwiichen den Neutralen und den Ktriegführenden Anlaß giebt, die ernfte Schwierigkeiten 
und jogar Konflikte erzeugen können ; 

—* es, dem zufolge, nützlich iſt, eine gleihförmige Doktrin über einen jo wichtigen Punkt ein— 
zuführen; 

daß die im Parifer Kongrefje verſammelten Bevollmächtigten nicht beffer dem Abfichten, von de- 
nen ihre Regierungen befreit find, entiprechen können, als indem fie in die internationalen Beziehun— 
gen feſte Grundfäge im diefer Beziehung einzuführen ſuchen; 

find die obigen bejagten, gehörig autorifirten, Bevollmächtigten übereingefommen, ſich über die 
—— ur — 3 diejes Zweckes zu berathen, und haben einmüthig die nachfolgende feierliche Er— 

ärung feftgeftellt : 

1) rei ift umd bleibt abgeichafft. 2) Die neutrale Flagge dedt die feindliche Waare, mit 
Ausnahme von Kriegstontrebande, 3) Die neutrale Waare, mit Ausnahme von Kriegefontrebande, 
ift nicht befchlagnehmbar unter feindficher Flagge. 4) Die VBlofaden, um bindende Kraft zu haben, 
müſſen effektiv jein, das heißt, durch eine — Macht aufrecht erhalten werden, um wirklich den 
Zugang zu dem Küſtenlande des — zu unterſagen. 

Die Regierungen der unterjeichneten Bevollmächtigten verpflichten ſich, dieſe Erklärung zur Kennt— 
niß derjenigen Staaten zu bringen, die nicht berufen geweſen find, an dem Parijer Kongrefie Theil 
zu und fie einzuladen, derjelben beizutreten. . 

eberzeugt, daß die Grundjäge, welche fie proflamirt haben, von der ganzen Welt nur mit Dant- 
barfeit aufgenommen wmerden können, zweifeln die unterzeichneten Bevollmächtigten nicht daran, daß 
die en ihrer Regierungen, deren Annahme allgemein zu machen, vollftändiger Erfolg krö— 
nen wird. 

Die gegemmärtige Erflärung ift mar bindend und wird es nur fein zwiſchen denjenigen Mächten, 
die ihr beigetreten find oder beitreten werden, 

Geichehen zu Paris, 16. April 1856. (Folgen die Unterichriften.) 

In der Bundestagsfisung v. 13. Jumi 1856 ift diefe von der Konferenz zu Paris in ihrer 22jten 
Sitzung v. 8. April 1856 vereinbarte Deklaration durch die Gefandten von Deftreih und Preußen 
der Bundesverſammlung überreicht worden. Durch königl. B. v. 12. Juni 1856 (G.S. S. 585) iſt 
dieje Erklärung genehmigt und als Gejets verlündet worden. 

Die amerifaniihe Regierung hat fid) gleihjalls mit dem drei letzteren Sätzen einverftanden er- 
Härt; von Abjhaffung der Kaperbriefe 4— will fie nichts wiſſen. „Keine Nation,“ jagt fie, „mel 
he nicht der gehörigen Selbſtachtung baar ift, wird einer anderen, mag fie nun friegführende oder 
neutrale fein, geitatten, die Beichaffenheit der Streitträfte zu beftimmen, welche fie zur Verfolgung 
bon Feindjeligkeiten für geeignet halten mag. Auch handelt fie nicht weiſe, wenn fie freiwillig auf das 
Recht verzichtet, irgend ein durch das Völkerrecht janktionirtes Mittel, von dem ſich mit Vortheil zur 
Bertheidigung oder zum Angriffe Gebraud machen läßt, anzumenden. Die Vereinigten Staaten be- 
trachten arofe lotten umd große jtehende Heere als jhädlich für den Nationalwohlftand und als ge 
fährlich für die bürgerliche Freiheit. Die Politit der Vereinigten Staaten ift einer ſolchen Wehrkraft 
ftets feindlich geweſen und zwar nie in höherem Grade als eben jegt. Deshalb werden fie ſich auc nie 
zu einer Neuerung im Völlerrechte verſtehen, melde fie möthigen würde, im Friedenszeiten eine mäch- 
tige Flotte oder ein großes regelmäßiges Heer zu umterhalten. Es ift allerdings nicht im Geringiten 
zu verwundern, wenn große Seemächte dem ihmen ziemlich nutlojen Brauche, Kaperbriefe auszuftel- 
len, unter der Bedingung entfagen, daß ſchwächere Mächte ſich dazu verjtehen, auf das wirlſamſie 
Mittel zur Vertheidigung ihrer Rechte zur See zu verzichten. Nach Anficht der amerilaniſchen Regie- 
rung fteht ernfthaft zu befürchten, daß, wenn man das Kaperſyſtem aufgiebt, die Herrihaft zur See 
den Mächten anheimfallen wird, deren Politif und Mittel die Unterhaltung großer flotten geftatten, 
Die Macht, welche eine entichiedene Ueberlegenheit zur See hat, würde der Sadıe nad) die Gebieterin 
des Ozeans jein, und durch Abichaffung des Kaperweſens würde diefe Herrichaft noch feiter begrün- 
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$. 212. Wo diefe nicht? beftimmen, find alle Waaren und Güter feindlicher 
— welche auf feindlichen Schiffen gefunden werden, für gute Beute an- 
zufehen. 

$. 213. —— ſoll den Unterthanen freundſchaftlicher oder neutraler Mächte 
ihr auf feindlichen Schiffen gefundenes Eigenthum nicht vorenthalten werden. 

8. 214. Auch das Eigenthum feindficher Unterthanen, welches ſich auf neutralen 
Schiffen befindet, ift frei. 

$. 215. Ein Gleiches gilt von dem Eigenthume feindlicher Unterthanen, welches 
diefelben den Poſtſchiffen und Padetbooten des gegen ihren Landesherrn friegführen- 
den Staat? anvertraut haben. 

$. 216. Alles Vorftehende ($$. 213, 214, 215) findet jedoch nur in fofern ftatt, 
als dergleichen Güter und Sachen nicht unter die verbotenen Waaren gehören. 

Anh. $ 8. Bei Beftimmung der Frage, was Kontrebande fei, muß auf das Rüdficht genom- 
men werden, was in den 88. 2034 u. 2035, Th. UI, Zit. 8 als ſolche beftimmt worden ift; jedod) 
foll die dem gedachten $. angehängte Klaufel: 

„und was fonft durch beiondre Verträge zwiſchen den verfchiedenen Nationen einzunehmen berbo- 

„ten iſt,“ 
hier nicht Anwendung finden, indem folche bloß auf Verſicherungsgeſchäfte Beziehung hat +). 

$. 217. Was verbotene Waaren find, ift in der Lehre von Verficherungen be- 
ftimmt. (Th. II, Tit. 8, Abſchn. 14) 5°). 

$. 218. Alles, was nad einem fundbar belagerten oder eingefchloffenen Hafen 
geführt wird, ift ald verbotene Waare zu betrachten. 

). 219. Für eingeichlojjen ift ein Hafen zu achten, wenn derfelbe durch eine 
eg Landbatterie oder durch Kriegsfchiffe, die vor dem Hafen ftationirt find, ge- 
perrt if. 


Sechster Abſchnitt. 
Bon der Erwerbung der An- und Zuwädfer*). 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis, 8. 589 ff. Dazu: Glüd, Erläuterung der Pandelten, 
nad Hellfeld, ®. VII, ©, 248 fi, — €. G. Wächter, Acceſſion als Eigenthumsermwerbsart ; 
in Weiske's NRectslerilon, Bd. I, S. 11 u. fl. — Bornemann, Syſtem des Preußiſchen Ei- 
vilrechts * I, 88.112 —116, — Mein Frenfifches gemeines Privatrecht, 3. Ausg., Bd. I, 

8. 247 ff. 


& a, a $. 220. Nutzungen “+, einer Sache, die nach dem Laufe der Natur, mit oder 


det werden. Wäre eine ſolche Macht im Kriege mit einer Nation begriffen, die eine ſchwächere Kriegs- 
flotte befigt, jo mwirde fie weiter nichts für die Sicherheit und den Schut ihres Handels zu thun 
brauchen, als auf die Schiffe der regelmäßigen feindlichen Flotte Acht zu haben. Diefe würde fie durd) 
die Hälfte oder einen noch geringeren Theil ihrer eigenen Flotte im Zaum halten, während fie mit 
den übrigen Schiffen den Handel des Feindes dom Ozean wegfegen könnte. Auch würden die nach— 
theiligen Wirkungen, welche die gewaltige Meberlegenheit einer großen Flotte für ſchwächere Staaten hat, 
nicht bedeutend vermindert werden, wenn diefe Meberlegenheit ſich unter drei oder vier Großmächte ver- 
theilte. Es liegt unzweifelhaft im Intereffe ſolcher ſchwächeren Staaten, einer Maßregel entgegen zu 
arbeiten, welche die Bildung regelmäßiger Kriegsflotten begünſtigt.“ 

(4. 4.) en find nachbenannte Staaten: Anhalt-Bernburg, Anhalt-Deffau - Köthen, Ba— 
den, Bayern, Belgien, Brafilien, Braunſchweig, Bremen, Dänemark, Deutiher Bund, Frankfurt, 
Griechenland, Hamburg, Hannover, Kurhefjen, Großherzogthum Hefien, Kirhenftaat, Yippe, Lübed, 
Medlenburg- Schwerin, Mecklenburg- Strelig, Modena, Naffau, die Niederlande, Oldenburg, Par— 
ma, Portugal, Reuß älterer und jüngerer Pinie, Sachſen, Sadien-Weimar - Eifenad), Sachen A. 
tenburg, Sachen -Koburg »Gotha, Sadhjen » Meiningen, Schaumburg- Lippe, Schwarzburg - Rudol- 
ftadt, Schwarzburg-Sondershaufen, Schweden und Norwegen, Schweizerifche Eidgenofjenichait, beide 
Sizilien, Tostana, Waldel, Würtemberg. Belanntm. dv. 3. November 1858 (G.S. ©. 568). 

49) Iſt aus der Deflaration d. 24. September 1798 (Nabe, V, ©, 109) hierüber genommen. 

50) Statt „14“ ift zu leſen: „13“. R. v. 29. Dezbr. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 


*) Hinfichtlih der Erwerbung der An= und Zuwüchſe, namentlich der Inſeln, Alluvionen umd 
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ohne hinzufommende Bearbeitung, aus ihr felbft entftehen, werden Früchte ') ge— 
nannt. 

$. 221. Die Früchte einer Sache find, glei bei ihrem Entitehen, das Eigen- 
thum desjenigen, welcher das Nutzungsrecht der Sache hat?). 

— — 
Avulſionen galt vor dem Landrechte R. R., denn es fehlte ſowohl an allgemeinen deutſchen Geſetzen, 
als an einheimiſchen Verordnungen. 

**) (5, A.) Luden, Früchte, fruetus; in Weiske's Rechtslexiklon, Bd. IV, S. 418 ff. — 
Vergl. Hellfeld a. a. O. 8. 590 md Glück a. a. O. ©, 252 ff. 

***) (2, U) Den Begriff der Nutzungen beftimmt der $. 110, Tit. 2. Früchte find eine Art 
bon Nußungen. Bergl. die Anm. 88a dazu. 

1) Zu den Früchten im weiteren Sinne gehören auch nach pr. R. die Zinſen eines jeden zins— 
baren Kapitals, insbejondere auch die Zinjen der Pfandbriefe. Sie find die ſ. g. fructus eiviles, und 
nehmen, als ein Accefiorium, an allen Rechten der Hauptiadhe auch ohne ausdrückliche Beſtimmung 
Theil, vorausgejegt, daß von der Sache das Nubungsreht nicht getrennt ift. Tit. 2, 8. 110 uud 
Anm. 81 a. €. zu $. 108, Tit. 2. Vergl. Entich. des Obertr. Bd. I, S. 240. (4. U.) In einem 
Erf. vom 17. Februar 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 236) jagt das Dbertr, wieder das 
gerade Gegentheil von dem, was es a. a. O. (Entſch. Bd. I, ©. 240) ausgeführt hat. In dem Erf. v. 
17. Febr. 1860 wird, im Widerſpruch mit fich jelbft, geſagt: Unrichtig ıft die Behauptung, daß — 
aud die Zinjen eines Kapitals zu deſſen Früchten, als ſ. g. fruetus civiles gehören. Dieſer An« 
nahme fteht der $. 220, I, 9 geradezu entgegen. Hiernach können Zinjen, welde nicht nad dem 
Laufe der Natur aus dem Kapitale entftchen. — zu den Früchten im Sinne des 4, 
LR. nicht gerechnet werden. Weber dieſen Sinn fteht das Obertr. dies Mat im Irrthume. Daß das 
A. L.R., in Uebereinftimmung mit dem Gemeinen Rechte, unter Nugungen einer Sache ſowohl 
fruetus naturales als eiviles des gemeinen Rechts verfteht, Tann man aus den $$. 105—107, Tit. 11 
ſehen und aus dem, was der Berfafjer, der den Sinn feiner Worte doch am Beften fernen mußte, 
dazu jagt, inne werden. Er fagt in der revisio monitorum zu diefen $$.: „Viele Monenten find der 
Meinung, daß zwiihen den, SS. 147 und 148 (dies find die 85. 106 und 107 des heutigen Textes) 
befimmten Nutungen kein Unterſchied zu machen, vielmehr alle fructus tam naturales quam civiles 
zwiichen dem Käufer und Verfäufer pro rata ihrer Befitzzeit zu theilen.” Gej.-Rev. Pens. XIV, ©. 37. 
Der $. 220 d. T. fteht mit feinem Wortlaute gar nicht entgegen, er beſtimmt nur den Begriff der 
natürlichen Früchte, befaßt fih aber nicht mit dem Begriffe von Früchten überhaupt und im 
mweiteften Sinne. Dieſer fommt ſchon tm 8.110, Tit. 2 bor; aus diefem kann man, wenn damit die 
88. 105— 107, Zit. 11 verglichen werden, fernen, daß unter Nutungen überhaupt alle die Vortheile 
begriffen werden, welche in den $$. 105—107 gemeint find, näntlich jowohl die natürlichen Früchte, wie 
1. g. bürgerlichen (Zinjen, Miethen, Pächte xc.), oder, wie fih Suarez ausdrüdt, fructus tam 
naturales quam eiviles. Deshalb ift es mit der neuen Theorie nichts. 

2) —— Tit. 7, 88. 189 ff. und die Anm. 11a und 12 dazu; auch die Anm. 81 zu 
8. 108, Tit. 2. 

Die ganze Lehre vom Fruchterwerbe bezieht ſich nur auf den Fall, wenn die Nukung und das 
Eigenthum einer Sache in_verichiedenen Händen find. Denn für den Eigenthümer bedarf es feiner 
bejonderen Erwerbung der Früchte feiner Sadıe, für ihn find die Früchte, fo lange fie nicht getrennt 
find, Beftandtheile der Sache, womit fie zuſammengewachſen find, und gelangen als bejondere Sachen 
erft durch die Abtrennung zum Dafein. Für den Eigenthümer ift die Abjonderung eine bloße That- 
fache, durch welche in jeinem Rechte jo wenig eine Veränderung vorgeht, wie durch die Zerlegung einer - 
andern ihm gehörigen Sache. Hat aber ein Anderer die Nutzung, jo bedarf es eines Rechts— 
prinzips zur Regelung des Berhältnifies zwiichen dem Nutznießer und dem Eigenthümer. Das Röm. 
Prinzip ift auf die Tradition zurüdzuführen; die Befigerledigung auf Seiten des Eigenthümers liegt 
in der Uebertragung ded Nutungsrechts, und die Befittergreifung auf Seiten des Fruchtnießers in der 
Perzeption. L. 12, $. 5 D de usufructu (VII, 1); L. 25, 8 1 D. de usuris (XXI, 1). Daher 
erwirbt der redliche Befiger, dem Eigenthümer gegenüber, gar fein Eigenthum an den Früchten; er 
muß vielmehr die fr. extantes mit der Hauptfache herausgeben; und dal er nicht auch die consumti 
erftatten muß, liegt nicht darin, daß er Eigenthlimer davon geworden, fondern darin, daß nicht eriftente 
Sachen nicht vindizirt werden fünnen und ein obligatoriiches Verhältniß zwiſchen dem Eigenthümer und 
Beſitzer nicht befteht. 8. 35 J. dediv. rer. (II, 1);$. 2 J. de off. jud. (1V, 17); L. 22 C. de rei vind. (III, 32). 
Diefen natürlichen Zufammenhang der Rechtsverhältnifie hat das L. R. verlaffen und durd) einen fünftlichen 
erſetzt. Es erkennt ein don der Sache verſchiedenes Eigenthum an den noch unabgefonderten Früchten, 
und dem entiprechend auch einen beionderen Beſitz, an, und läßt Beides durch die Entftehung dem 
Nutzungsberechtigten und dem ihm gleichgeftellten vedlichen Befiter erworben fein. Dielen Grundiat 
ftellt unfer $. 221 feft. Derſelbe hat jedoch nur in Veziehung auf Dritte unbedingte Geltung, jo daß 
J. B. der Grundiat I, 20, 8. 21 gegen den älteren Nutungsberechtigten feine Anwendung findet. Vergl. 
Anm. 81 a. E. zu $. 108, Titel. 2. Was das Berhäitniß des Nutimgsbererhtigten und des veds 
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$. 222. DVermehrungen und Berbefjerungen einer Sache, die, es fei durch Na— 
tur oder Kunft, von außen ber bewirkt worden, heißen An- und Zumüchfe. 

$. 223. Wird durch die Gewalt des Stroms ein Stüd Landes weggerüdt, und 
an ein fremdes Ufer angelegt, oder auf daſſelbe geworfen, fo ift der vorige Beſitzer ein 
ſolches Stück noch innerhalb Jahresfrift wegzunehmen berechtigt ?). 

$. 224. Hat der vorige Befiger ein Jahr, ohne fein Necht geltend zu machen, 
verjtreichen fallen, fo it der Eigenthümer des dadurch verbreiteten Uferd das angelegte 
Stück durch die Befigergreifung fich zuzueignen wohl befugt *). 

d. 225. Derbreitungen des Ufers durch das allmähliche Anſpülen fremder Erd— 
te fommen demjenigen zu gute, welchem das Ufer gehörtd). (Th. IL, Tit. 15, 

n. 2.) 


lichen Befiters zu dem Eigenthümer betrifft, fo enticheiden darüber die beionderen Beſtimmungen, ſo— 
wohl während der Dauer als bei der Auseinanderiegung. — (4. A.) Daß der Grundſatz des $. 221 
nicht auf das fontraktliche Berhältniß zwiſchen Pächter und Verpächter anwendbar ift, verjteht fid) unge: 
jagt von jelbft, ift aber doch verfannt worden, was bon dem Obertr. natürlich als redhtsgrundjägliche 
Nichtigkeit verurtheilt worden iſt. Erf. v. 24. Juni 1858 (Entich. Bd. XXXIX, ©. 153). 

2a) (5. 9.) Chr. Hein. Köchn, Ueber die Ermerbung des Eigenthums der in Flüffen entftandenen 
Alludionen, Adulfionen und Inſeln, wie auch der verlaffenen Flußbetten 20. ; im jeinen civififtiichen 
Erörterungen, Leipzig 1791, ©. 3 umd flg. — €. G. Wächter, Avulſion, in Weiske's Rechte 
leriton, Bd 1, ©. 21. 

3) Dem RN. R. analog. Nach L. 7, $. 2 D. de acquir. rerum dom. (XLI, 1,); $. 21 J. de 
divis, rer. (I, 1); L. 5, 8.3 D. de rei vind. (VI, 1), war die Bindifation jo lange zuläffig, als das 
angeſchwemmte Stüd nicht mit dem Boden verwachſen war. Die fattiiche Schwierigkeit der Aus— 
mittelung diefes Umftandes ift durch den $. 223 ſehr zwechmäßig durch eine kurze Präftufivfrift bejeitigt. 
Dadurch ift der innere Zujammenhang des Rechts dahin geandert, daß dergleichen Avulſionen nicht 
mehr duch Anwuchs, jondern durch Beſitznehmung erworben werden, indem nad) Ablauf der einjährigen 
Frift angenommen wird, daß der —* Eigenthümer das Stück Erde derelinquirt habe. ©. den folg. 
$. 224. Holt er ſich feine Erde zurüd, jo muß er den bei der Aufmerfung oder Abbringung ver— 
urfachten Schaden erſetzen. L. 9, 8. 1 D. de damno inf. (XXXIX, 2). 

4) Ohne Entichädigung (worüber die Meinungen nah G. R. umeins find; Vinnius, ad$. 21J. 
de rer, div. will aus Billigleit Entichädigung zuerlennen), und ohne fernere Befugniß des vorigen 
Befiters zur Benutzung. Bergl. $. 274 d. X. 

48) (5. U.) M. j. die Fiteratur in der Note 2a, 

5) Dabei ift Dreierlei vorausgeſetzt: a) Das Gewäſſer muß ein Fluß fein ($. 223). Bei ftehen- 
den Seen hat feine Alluvion ftatt (L. 12. pr. D. de acquir. rer. dom. (XLI, 1); denn deren Grenzen 
werden durch den normalen Waſſerſpiegel beftimmt, das zumeilen eintretende Wachen oder Sinten 
der Waſſerfläche hat auf die wahre Grenze feinen Einfluß. (3. A. Anderer Meinung ift das Obertr., 
welches als Redjtsiag angenommen bat, daß die Erwerbung durch Alluvion nicht auf Flüffe und 
Ströme beſchränkt, vielmehr überall an ihrer Stelle jei, wo ein allmähliches Anipülen fremder Erd» 
theile thatlächlich denkbar umd möglich. Erk. v. 20, September 1854 [Entic, Bd. XXVIII, ©, 312]. 
Sollte fih alio ein See einmal dur allmählide Berjandung und Erhebung des Bodens ganz ver— 


- Tieren, fo bat der bisherige Eigentbiimer des Sees nichts, Die Meinung des Obertr. hat auch die 


Rechtsquellen und die übereinjtimmenden Yehren der Rechtsgelehrten gegen ſich; das R. R. erfennt 
die Alluvion als Erwerbungsart nur bei fließendem Wafjer an, nicht in Seen oder ftehendem Gewäſſer 
—8.20 Inst. de rer. divis. IL 1; L. 7, &1 D. de acquir rer. dom. XL1, 1; L. 1 C. de alluvion. 
Vo, 41, — und das Landrecht gleichfalls jetzt im feinen Beftimmungen ausdrüdtich überall fließendes 
Wafler voraus. Das Obertr. macht in diejem Erf. von feinem vermeintlichen Redtsiage Amvendung 
auf Bodenerhebungen des friihen Haffes und auf Anlandungen am Ufer defjelben, um dadurd) 
zu dem Rejultate zu gelangen, daß die Anlieger dergleichen Ausdehnungen ihres Ufers durch Alluvion 
erwerben können. Dazu hätte es jedoch dieſes unrichtigen Sabes nicht bedurft, denn das friiche 
Haff ift fein ftchendes Binnengewäſſer, fondern die gemeinihaftlihe Mündung der Flüſſe Pregel, 
Pajlarge, Nogat und des öflliden Weichielarmes, melde fid dann durch einen einzigen 
ftarfen ausgehenden Strom bei Pillau in das Meer (die Dftiee) ergießen, wie jede Karte von Sh- 
preußen fichtbar macht. Das friiche Haff ift mithin ein fiichendes Gewäſſer. — In demielben Erk., 
Bd. XXVIU, S. 315 ftellt das Obertr. den Lehrſatz, den es in dem Erf. vom 10. Oltbr. 1864, 
Arh. Bd. LV. S. 247, wiederholt, auf: „Der rechtliche Grund, auf weichem die Alluvion ald modus 
aequirendi beruht, liegt darin, daß die Ausmittelung des bisherigen Eigenthümers der einzelnen Erd» 
theife unmöglich, und eben deshalb dieje Exdtheile durch das Geſetz demjenigen überwieſen werden, an 
defien Ländereien ſich diejelben anfegen.” Im der Anwendung, welche davon auf Anjchivemmungen am 
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$. 226. Auch neu anwachſende Erdzungen und Halbinfeln, welche nah und 
nach entitanden find, gehören demjenigen, an dejien Ufer fich diefelben angefekt haben. 

$. 227. In beiden Fällen $$. 225, 226 bedarf es zur Erwerbung des Eigen- 
thum® weiter feiner Befigergreifung ®). 

$. 228. Auch wenn dergleichen Anfpülungen oder Erdjungen ſich, der Breite 
nad, in das Flußbette hinein, und felbft bi8 über die Mitte deijelben erftreden, kann 
dennoch der Beſitzer de8 gegenüber liegenden Uferd darauf feinen Anfpruch machen. 

$. 229. Wohl aber it er berechtigt, an feinem Ufer folche Veranſtaltungen zu 
treffen, wodurch die fernere Verbreitung des gegenüber liegenden Ufers verhindert wurd 7). 

“ 230. Buhnen hingegen, und andere Anlagen, wodurd der einmal vorhan- 
dene Anwuchs der Gefahr, wieder weggefpült zu werden, ausgeſetzt wird, darf, ohne 
Erlaubniß des Staatd, Niemand anlegen. 

$. 231. Diefe Erlaubniß foll nur alddann ertheilt werden, wenn durch die ent- 
ftandene Anfpülung oder Erdzunge eine dem Nachbar Beränderung in dem 
Laufe des Fluſſes entjteht, welche derfelbe durch die gewöhnlichen Uferbefeitigungen 
nicht abwenden fann. 

$. 232. Das Eigenthumsrecht des Uferbefigerd über die an fein Ufer jtoßenden 
= en und Erdjungen erftredt fih nur fo weit, als feine Grenze, der Länge 
nad, reicht ®). 


Meeresufer gemacht werden möchten, hätte der Sat feinen Sinn, denn da haben eben „dieſe Erdtheile‘ 
feinen „bisherigen Eigenthümer“, und der Meeresitrand auch nicht. Der Sak ift aber auch in Be— 
ziehung auf die Alluvion bei fliegenden Binnengewäſſern feine Wahrheit; vielmehr ift die causa efficiens 
für die Gigenthumserwerbung das natürliche Anwachſen oder Anhängen der fremden - (beiveglichen) 
Erdtheile an dem Grumd und Boden des Erwerbers, und bei diejer Erwerbung würde es nach voll— 
zogener organiicher Verbindung aud dann verbleiben mifjen, wenn die Ausmittelung „des bisherigen 
Eigenthümers der einzelnen Erdtheile“ möglich wäre, Aber die Unmöglichkeit einer ſolchen Aus- 
mittelung — das inerementum latens [$.20 Inst. 1. e.; L. 9, 8. 4 D. de usufructu, VII, 1] — 
hat eine andere natürliche Folge, nämlich die, daß von einer Erjatpflicht des Ermwerbenden fiir das 
folchergeftalt Ermorbene feine Rede fein kann.) b) Die Ländereien, bei melden Alluvion ſoll ftatt- 
finden können, müſſen feine beftimmt gemeifenen oder natürlichen Grenzen haben; das Land muß 
unmittelbar bis an den Fluß gehen. L. 7, 8. 1; L. 16 D. eodem. c) Die Alluvion muß an 
dem Ufer vor fi) gehen; auf die Alluvion an jchon in Befig genommenen und erworbenen Strom- 
infeln finden die Vorichriften 88. 225—228 feine Anwendung. Pr. des Obertr. 809, vom 18. Ian. 
1840. (4. A.) Bon diefem Sate (e) ift das Obertr. wieder abgegangen ; es hat nun angenommen, 
daß die allgemeinen Borichriften über die unmittelbare Erwerbung durch Alluvion (55. 225-—228) 
auc auf ichon in WVefits genommene und erworbene Strominjeln Anwendung finde. Pr. 2696, vom 
3. Febr. 1858 (Entih. Bd. XXXVI, ©, 52). 

(5. A.) Erft wenn die Alluvion eine foldhe Höhe erreicht hat, daf fie ein Theil des anftohenden 
Aders oder Landes des Uferbefigers wird, begründet fie für den Petsteren den Eigenthumsermwerb ; ob hier- 
nad) eine Alluvion für vollendet zu erachten tft, ift eine in jedem einzelnen Falle zu enticheidende Thatfrage. 
Es ift hiernach die Annahme rechtlich unrichtig, die Alluvion ſei Schon dann vollendet, wenn der erhöhete 
Theil des Flußbettes noch andauernd und nach dem natiirlihen Mafjerlauf mit Waller bededt if, 

eſetzt auch, die Wafjerhöhe ſei gering, lafje das Befiichen mit Kähnen nicht zu, und der Untergrund 
dede ſich mit Pflanzen, welche mutbar gemacht würden, jet e8 Seitens des Fluß- oder Seitens des 
Ufereigenthümers. Erf. deff. vom 16. Juni 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXXI. ©, 240), 

6) Das Befitsthum erweitert fich jelbft, der Beſitzer hat folglich mit der Sache auch den natür- 
lihen Ans und Zuwachs jchon im Befite. (5. N.) Anerkannt von dem Obertr. in dem Erf. vom 
21. Dezember 1863, wo es ausipricht, daß es einer beionderen Befitergreifung der allmählih ange 
ipülten fremden Erdtheile nicht bedarf, mas auch am ſich mwiderfinnig jein würde. (Arch. f. Nechtsf. 
Bd. LI, ©. 189.) Bergl. Anm. 98, 

7) Wenn er aber dergleichen Anftalten nicht trifft, und es fich zuträgt, daß die Erdzunge an fein 
Ufer anmächit, während der Fluß fich in der Mitte durch die Erdzunge neue Bahnen bricht, wie fol 
es da gehalten werden? Das dadurch abgeichnittene, vielleicht ſchon bebaute, Stüd der Erdzunge muß 
als Adulfion nad dem Grundfate 8$. 223 und 224 ($. 236), das nen angerachiene Stüd hingegen 
als Alluvion für den gegemüberkiegenden Uferbefiger behandelt werden, 

Bergl. 8. 237 und die Anm. 11. 


8) Nicht fo nah R.R.; die Beſtimmung dieies $. ift neu, 
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$. 233. Wird alfo dergleichen Anwuchs mit der Zeit über feine Grenze hinaus 
verlängert, fo it das über feine Grenze hinausgehende Stüd des Anwuchſes, oder der 
Erdzunge, das Eigenthum des benachbarten Uferbejigers. 

$. 234. Dieſe Borfchrift findet auch aladann ftatt, wenn das über die Grenze 
ded Nachbars hinausgehende Stüd der Erdzunge, Halbinfel, mit dem Ufer des Nach— 
bard noch nicht zufammenhängt. 

$. 235. Hat jedoch, in beiden Fällen, der benachbarte Uferbefiger geicheben laf- 
fen, daß der, an dejjen Ufer der Anwuchs oder die Erdjunge fich zuerft angefegt hatte, 
diejelbe auch über feine Grenze hinaus, durch drei?) aufeinander folgende Jahre rubig 
nugen dürfen; jo hat legterer das Gigenthum eines ſolchen Stüdes erworben ?®), 

$. 236. Das einem Uferbefiger einmal zugefallene Gigenthum eines Anwuchſes, 
oder einer Halbinfel, geht nicht verloren, wenn auch diefelben in der Folge durch das 
Waſſer von feinem Ufer abgetrennt worden 19), 

$. 237. Niemand darf durch Pflanzungen, oder andere Waſſerbaue, das An- 
ipülen an die Ufer eines öffentlichen 11) Fluſſes vorſätzlich befördern. 

$. 238. Auch der dafelbit wirflih angeipülte Grund und Boden darf durch Be- 
pflanzungen nur in fofern befeftigt werden, als der gewöhnliche Lauf des Waſſers da- 
durd nicht gehemmt wird. 

$. 239. Dagegen ift jeder Uferbefiger da® Ausreifen das Stroms, durch dazu 
dienlihe Uferbefeftigungen zu verhindern, wohl befugt. 

$. 240. Wenn das dem Ausreigen des Stroms ausgeſetzte Ufer nicht anders, 
als durch folhe Anlagen, welche zugleich das Anfpülen befördern, hinlänglich befeitigt 
werden kann, fo ift der Uferbejiger auch zu diefen berechtigt. 

$. 241. Es dürfen aber dergleichen Anlagen in öffentlichen Flüſſen, bei entfte- 
hendem Widerfpruche, nicht anders, ald unter der ausdrüdlichen Genehmigung des 
Staats 12), nah vorhergegangener Unterfuchung ihrer Nothwendigkeit, veranjtaltet 
werden. 

. 242. Eo lange eine Grderhöhung in dem Flußbette eines Stroms, bei ge- 
wöhnlichem Wafjerjtande, mit einem gemeinen Fiſchernachen umfahren werden fann, 
ift fie ald eine Inſel anzufehen. | 

$. 243. Gröflede, die erweislich ſonſt einen Theil des feiten Landes geweſen, 
und davon nur durch Ginbiequngen und Umftrömungen des Fluſſes abgefondert wor: 
den find, werden für Inſeln, im rechtlichen Sinne, nicht geachtet 12). 





9) Auch gegen den Fiskus kommt dieje dreijährige Kerifrung einer in einem Fluffe entftandenen 
Inſel dem — liegenden Ufernachbar zu Statten. Pr. des Obertr. 930, v. 10, Oft. 1840 (Entſch. 
Bd. VI, ©. 245). 

9a) (5. U.) Bei dem Erwerb der Alluvion durch dreijährige Nutzung ift weder erforderlich, daß 
der Erwerber die Alluvion für jein Eigenthum erachtet, noch iſt der Erwerb von einer mit der Ent- 
ftehung der Alluvion allmählich fortichreitenden Befignahme abhängig; es wird vielmehr eine Be - 
nugung der Alluvion erfordert. rk. des Obertr. vom 4. Januar 1864 (Arch. j. Rechtsf. Bd. LI, 
©. 334 und Entih. Bd. LI, ©. 77). Vergl. Aum. 6. 

10) Bergl. o. die Anm. 7 zu $. 229. 

11) Das Unterfagungsrecht hat mithin nur der Staat im öffentlichen Interefie, und wird durch 
die Polizeibehörde ausgeübt. Auf Privarflüfie findet der Grundjats nicht Aumendung. Vergl. Am. 7. 
zu $. 229, S. aud das ©. vom 28. Febr. 1843 über die Benutung der Privatflüffe (Zuſ. 3. Tb. 
II, Tit. 15, $. 38). 

12) D. i. der Pandespolizeibehörde, nicht etwa der fisfaliichen Verwaltung. Daher ift fein Nechte- 
weg zuläffig. 

*) (5. W.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. $$. 1739 u. 1740. — €. ©. Wächter, 
Erwerb einer neu entftandenen Infel, in Weiste’s Nechtsieriton, Bd. I, S. 14. — Köchy, Ueber 
Ermerbung des Eigenthums der in Flüſſen entftandenen Inſeln; in feinen civiliftiichen Grörterungen, 
Leipzig 1791, ©. 3 fj. — Mein Privatrecht. 3. Ausg. Bd. I, ©. 254, 

128) 8,22 i. f. J. de rerum divis. (II, 1); L.7, & 4D. de acquir. rerum dominio (XLI, 1). 


— — 
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$. 244. Wo, nach den Provinzialgefegen, die Inſeln in öffentlichen Flüſſen 
fein Vorbehalt des Staats find, da haben die Befiger desjenigen Ufers, welchem jie 
am nächiten liegen, das Recht, jich diejelben anzueignen. 

N 245. Gin Gleiches gilt durchgehends von den in Privatflüffen entitehenden 
Inſeln. 

$. 246. Das Eigenthum der Inſeln aber wird erſt durch die wirkliche Beſitzneh— 
mung ??) erworben. 

$. 247. Welchem von beiden gegen einander über liegenden Ufern eine Inſel 
am nächiten ſei, muß nach einer durch das Flußbette, der Länge nach, zu ziehenden 
Linie beurtbeilt werden. 

$. 248. Die Breite des Fluſſes wird dabei nach Linien beftimmt, die von den- 
jenigen Punften beiderfeitiger, bei gewöhnlichen ! +) Waſſerſtande fichtbarer Ufer, welche 
den beiden Enden der Inſel gegenüber liegen, quer über den Fluß gezogen werden. 

$. 249. Diejenige der Yänge nach gezogene Linie, welche jede diejer beiden 
— in ihrer Mitte durchſchneidet, beſtimmt: welchem Ufer die Inſel am näch— 
ſten liege. 

. 250. Schneidet dieſe Mittellinie durch die Inſel ſelbſt, ſo kommt das Recht, 
ſich die dadurch beſtimmten jedem Ufer am nächſten liegenden Antheile zuzueignen, den 
beiderſeitigen Uferbeſitzern zu. 

$. 251. Liegt die Inſel, ihrer Länge nach, den Ufern mehrerer an einander 
renzender Befiger gegenüber, fo hat ein jeder von dieſen Befigern das Necht, ſich den 
— Ufer gegenüber liegenden Theil derſelben zuzueignen. 

$. 252. Der Antheil eines jeden dieſer Uferbeſitzer wird durch Linien beſtimmt, 
welche von den Punkten, wo eines jeden Grenze an den Fluß ſtößt, quer über den 
Fluß, gerade nach der in der Mitte deſſelben angenommenen Linie gezogen werden. 

$. 253. Bei Beſtimmung der Rechte der Uferbeſitzer, auf eine ihren Ufern ge— 
genüber liegende Infel wird darauf: ob das Ufer mit Dämmen oder Teichen, mit oder 
ohne Borland, eingeichloifen fei, oder nicht, feine Nüdficht genommen 14°). : 


13) Nach RR. geichieht die Erwerbung ipso jure mit der Entftehung. Der wahre Erwerbungs- 
grund der in öffentlichen Strömen (wovon nur das fließende Waſſer zu Jedermanus freiem Gebrauche 
in diefer Hinficht im Eigenthume des Staats ift) entjtchenden Inſeln beruhet auf dem Zujammenhange 
der Uferländereien mit der Inſel vermittelft des Flußbettes. Trockhnet der Fluß aus, jo ericheint die 
Injel als ein Theil oder eine Fortiegung des Uferlandes. Deshalb kommt es darauf an: ob das 
Eigenthum des Ufers dem Staate oder Privatperjonen zufteht; das Eigenthum des Stroms oder 
vorüberfließenden Wafjers ift einflußlos. L. 7, 8.3; L.56 pr. D. de acquir. rer. dom. (XLI, 1); 8. 22 
J. de rer. divis. (Il, 1). Bon diejen Grundjägen find die Berf. des L.R. nach der Theorie einiger 
Neueren abgerwichen. Dieje vindizirten die im öffentlichen Flüffen entjtehenden Injeln dem Fürſten, 
doch meinten fie, daß ſolche von Privaten okkupirt werden könnten, wenn der Fürſt fie zwei Jahre 
unbebauet habe liegen lafjen, weil er fie alddann gleichjam derelinguirt habe. Leyser, Sp. 25, m. 
4; Spec. 502, cor. 3. So joll es auch an der Weſer, am Rhein, an der Mojel, Moldau und Elbe 
fein. Müller, Promptuar. v. insula n. 3 u. 7. Dod) wollten Andere dies nur da gelten laſſen, 
wo die Ufer nicht Privateigenthum , fondern mit öffentlichen Deichen eingefaht find. Müller 1. c. 
n. 3; Wernher, Obs. I. 5, obs. 138. Wegen der daraus herborgegangenen Berichiedenheit der 
Territorialrechte hinfichtlich der Regalität der Infeln in öffentlichen Strömen verweiſet der 8. 244 zu⸗ 
nächſt auf die Provinzialgeſetze (vergl. IL, 15, $. 67), wogegen der 8. 245 im Betreff der Infeln in 
Privatflüffen unbedingt zur Aneignung ermächtigt. Aber die Erwerbung geichieht, in Uebereinſtimmun 
—— gedachten Theorie, im jedem Falle nur durch Okkupation, wie unſer $. 246 ausdrücklich 
vorſchreibt. 

14) Darunter wird der mittlere Waſſerſtand zu verſtehen ſein. Denn der „gewöhnliche“ ift gar 
zu unbeftimmt und wohl nicht leicht feftzuftellen, da als gemöhnlich doch nur das gelten kann, was 
den größten Theil des Jahres hindurch Hatıfindet, der Waljerftand aber nad jeden Regenguſſe fich 
ändert, und bei flachen Ufern eine vergleihungsmweiie geringe Veränderung des Wafjerftandes eine un— 
verhältnigmäßige Ausdehnung des Waſſerſpiegels ftellenmeije zur Folge hat. 

142) Wohl aber, wenn das Ufer von dem Lande durch öffentliche Pläge oder Wege, die dem 
Beſitzer des Grundftüds micht gehören, getrennt if. &. oben Anmerk. 5 zu $. 225. 
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$. 254. Wenn Jemand +) eine ganze Anfel, die mehreren Ufern gegenüber 
liegt, oder deren über jeine Grenze hinaus gehenden Theil in Befig nehmen will, fo 
muß er diefen Vorſatz feinen Nachbarn befannt machen, und diefelben zur Erklärung : 
ob fie ſich ihres Rechtes ebenfalls bedienen wollen, auffordern !°). 

$. 255. Weigern fie fich diefer Erklärung, oder zögern jie damit, oder auch mit 
der Ausübung ihres Rechts jelbit: jo fann der, welcher die Infel in Beſitz nehmen 
will, auf die Bermittelung des Staat? antragen. 

$. 256. Findet der Staat, daß die Benusung der Infel dem gemeinen Weſen 
zuträglich jei, und wollen, nac wiederholter ! 6) Aufforderung , die übrigen Intereſ— 
fenten, innerhalb einer ihnen zu beftimmenden Friſt, von ihrem Rechte feinen Gebraud) 
machen, jo fann der Staat dem, welcher jich zuerft gemeldet hat, auch die über feine 
Grenze hinauslaufenden Theile der Inſel zueignen 17). . 

$. 257. So weit Jemand 17), auch ohne dergleichen ausdrüdliche Beftimmung 
des Staats, eine Inſel drei 19) Jahre hinter einander rubig bejeifen und benust, hat 
er das Eigenthum der ganzen Inſel, ſelbſt gegen ſolche Nachbarn, deren Ufer einem 
Theile derjelben näher liegen !?), durch Derlährung erworben. 








145) M. j. unten Anm. 170 zu $, 257, 


15) Das in den 88. 254—256 vorgeichriebene Verfahren bezwedt die Vereinbarung der Nachbarn 
und joll entweder zur Theilung oder zur gütlichen Ueberlaſſung der ganzen Juſel an Einen führen. 
Das kann ohne alle Mitwirkung eines Staatsdieners geichehen. Nur wenn der Nadbar oder die 
Nachbarn fi auf ſolchen Privatweg nicht einlafjen wollen, ſoll die Vermittelung der Staatsbehörde 
in Anipruch genommen werden fünnen, indem man unter dem ec der Lehre jener Schriftfteller 
(Aum. 13) davon ausging, daß eigentlich der Fistus die entftehenden Inſeln im Eigenthum habe und 
daher auch Andern zueignen fonne. Denn Suarez jagt bei der revisio monitorum: „Diele Sätze 
(88. 254— 256) fünnten neu jcheinen; fie find aber mwenigjtens in der Analogie gegründet. Wenn 
viele Rechtägelehrte fogar die ganzen Infeln in Aumine publico ohne Unterſchied dem Staate zufpredien, fo 
tritt man wohl den Privatbejuguifien nicht zu nahe, wenn man dem Staate das Recht beilegt, die An— 
wohner der Ufer anzuhalten, daß fie die Inſel in Beſitz und Kultur nehmen, und wenn fie das nicht 
wollen, diejelbe Einem unter ihnen, der die Koften der Kultur übernehmen will, ganz zuzuſchlagen. Der 
Satz beruht auf eben dem Prinzip, nach welchem der Staat für berechtigt gehalten wird, einen Bes 
figer tragbarer Yändereien, welcher fie ganz unbearbeitet liegen läßt, zur Kultur anzuhalten, oder fie einem 
Andern zur Bebauung zuzuſchlagen.“ Dazu bemerft Goßler: „Es wäre gut, wenn ein Jeder, der eine 
Intel in Beſitz nehmen will, dieenigen, welche, der Lage mac, ebenfalls daran Theil nehmen können, zur 
Ausibung ihres Nechts aufforderte, und daß ſodann die Anweiſung der Theile durch die Behörde geichähe. 
Es mürden hierdurch viele Prozeſſe verhindert werden. In jofern halte ich die Borichriften für ſehr 
gut.“ Gahrb. Bd. XLI, ©. 12.) Die Vorichriften find hiernah aus einer Miſchung des Bevor— 
mundungeprinzips und der Negalität der Imfeln hervorgegangen. Die Angelegenheit ift feine Zuftiz- 
ſache, vielmehr hat die Regierumgsbehörde, nach $. 256, bloß nad) VBermaltungsgrundfägen Beltimmung 
zu treffen. Man wendet fich in foldem Falle an die Bezirksregierung unmittelbar oder durch den 
Yandrath, ohne defien Mitwirkung die Sache doch nicht erledigt wird, 

16) Die Wiederholung der Aufforderung geichieht von der Staatsbehörde auf den bei ihr, gemäß 
8. 255, eingebrachten Antrag. Da die Angelegenheit eine Regierungsiache ift, fo bedarf es keiner 
förmlichen Beweisführung, daß der Antragfteller den Betroffenen wirklich bereits aufgefordert habe. 
Die von der Negierungsbehörde ergehende Aufforderung und die zu beftimmende Frift fihern die Ge— 
legenheit zur Erflärung umd Ausübung der Rechte. 

17) ©. o, die Anm. 15 zu $. 254. 

178) (4. 4) Jemand, nämlih von den Ufernachbarn, nicht etwa jeder Dritte. Erf. des 
Obertr. d. 8. Dez. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©. 326), 

18) Diefe kurze Verjährung gilt auch gegen den Fiskus, die Kirchen und gleichberechtigte Korpo- 
rationen, weil es Grundſatz ift, daß die ungewöhnliche Verjährung von 44 Jahren, melde gegen dieje 
juriſtiſchen Perſonen ftattfindet, in den Fällen nicht erforderlich ift, für welche kürzere als die gewöhn- 
lichen Berjährungsfriften vorgeichrieben find. Br. des Obertr. 930, vom 10, Öftober 1840 (Entſch. 
BD. VI, ©. 245). 

19) Diele Nachbarn brauchen bei der Beſitznehmung, welche der $. 257 vorausietst, nicht zuge⸗ 
zogen oder zur Erklärung aufgefordert zu werden, rote es der $. 254 vorſchreibt. Das L.R. ordnet 
zwei alternative Ermerbungsarten an, nämlich: Vereinbarung mit den Nachbarn, oder an deren 
Stelle tretende VBermittelung und Zueignung durch die Staatsbehörde, wodurch das Eigenthum jofort 


— — 
—— —— 
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$. 258. Findet der Staat nöthig, daß An- und Zumüchfe der Ufer, oder auch 
der Inſeln, durchitochen oder weggeräumt werden, jo müſſen die Privatbefiger derſel— 
ben fich dergleihen Verfügung zu allen Zeiten gefallen laſſen. 
$. 259. Geſchieht das Wegräumen oder Durchſtechen in einem öffentlichen Fluſſe, 
zur Beförderung der Schifffahrt, oder zur Wiederherftellung des ordentlichen Laufs 
des Fluſſes, jo können die Privatbefiger in der Negel feine Entihädigung fordern. 
$. 260. Inſofern jedoch eine folche Alluvion der Inſel ſchon feit länger ala Fünf— 
zig Jahren bejeiien und genust worden, muß der Staat den Gigenthümern für den 
dureh die Wegräumung erlittenen 180) Verluſt billige Vergütung leiften. 
$. 261. Gejchieht die Wegräumung in einem Drivatufe. um denſelben ſchiff⸗ 
bar zu machen, ſo müſſen die darunter leidenden Beſitzer der Alluvionen und Inſeln 
von dem Staate allemal vollſtändig entſchädigt werden. 
$. 262. Eine gleiche Entſchädigung muß denſelben von den Flußnachbarn in 
allen Fällen zu Theil werden, wenn der Staat dergleichen Durchſtiche und Wegräu- 
mungen zn ihrem Beten und Vortheile auf ihren Antrag veranlaft 29). 
$. 263. Soll ein Flußbette, oder anderer Graben und Kanal, durch Berfrip- 5, Fon suac- 
pungen oder andere dergleichen Anftaltungen verengt oder zugelandet werden, fo ha= verlafieneu 
ben die angrenzenden Üferbefiger 9°) das nächite Recht, fich den folchergeftalt gewon- 8* 
nenen Grund und Boden durch Beſitznehmung zuqueignen 2 a0), 
$. 264. Wollen fie aber von diefem Rechte Gebrauch machen, jo müſſen jie, 
nah Verhältniß ihrer Antheile an dem gewonnenen Lande, zu den Arbeiten und Ko— 
ften der Ausführung beitragen 2b). 
$. 265. Das Recht eines jeden Uferbefigers erſtreckt fich in folchem Falle der Länge 
nad jo weit, als feine Grenze am Ufer geht, und der Breite nach bis zu der Mitte 20 °) 
des vormaligen Flußbettes. 
$. 266. Diefe Mitte wird auf die $. 248 sqq. vorgefchriebene Art beſtimmt. 
d. 267. Das Bette abgelafjener Landſeen verbleibt den Gigenthümern des 
Sees, nach Verhältniß des jedem von ihnen an dem See jelbjt zugeitandenen Eigen— 
thumsrechts. 


erworben wird (8$. 254— 256); und Erſitzung, zu deren Anfange die Benachrichtigung oder der Konſens 
der Nachbarn weder vorgeichrieben,, noch nach Rechtsgrundfägen erforderlich ift. ($. 257.) Unredlichkeit 
oder fehlerhafte (heimliche) Beſitzergreifung kann deshalb allein dem Ollupirenden nicht vorgeworfen 
werden , weil nad) den Grundiägen des FR. neu entfiehende Inſeln als Sachen betrachtet werden, 
welche in keines Menſchen Eigenthume find und oflupirt werden müfjen, wenn man fie erwerben will. 
Siehe oben Anm. 13 zu $. 246. Die Anlieger haben dazu nur ein Näherredht. 

193) Dieje richtige Lesart haben jpätere Ausgaben, Die Urausgabe von 1791 hat die jehlerhajte 
Form „erleidenden“. 

20) Bergl. $. 75 der Einleitung und die Anm. 84 dazu. Dieſe Entſchädigungsvorſchriften bes 
ruhen auf dem Prinzip, daß Niemand ſich gefallen zu laſſen braucht, daß er einen Bermögensichaden 
zur Bereicherung eines Anderen erleide. L. 6, $. 2i. f. D. de jure dotium (XXIII, 3). 

*) (5. U.) Hellfeld , Jurisprudentia forensis etc. 8.1739. — E. ©. Wächter, Erwerb eines 
vom Fluffe verlafienen Bettes (alveus derelietus); in Weiste’s Nectslerilon, Bd. I, ©. 16 f.— M. 
Privatredit, a.a. O. $. 248, Nr. Il, 4, 

208) (4. U.) Bergl. unten, II, 15, 88. 70, 71 m. die Anm. 49% dazu. 

20a) (5, U.) Der $. 263 ift nicht auf öffentliche Flüſſe beichränft, fondern auch auf Privat« 
flüfje auszudehnen. Erf. des Obertr. vom 1. Dftober 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 26). 

205) (4. U.) Das Eigenthum an dem Grunde und Boden, welcher dadurch gewonnen ift, daß 
ein Flußbett durch Verkrippungen oder andere dergleichen Anſtalten verengt oder zugelander ifi, eriver- 
ben die angrenzenden Uferbefiger allein durch die Befignehmung, und nicht erft dann, wenn zu diejer 
Beſitznehmung die wirkliche Berichtigung ihres —— zu den Arbeiten und Koſten der Ausführung, 
nach Verhältniß ihrer Antheile an dem gewonnenen Yande, hinzugekommen iſt. Pr. des Obertr. v. 
9. Nov. 1857 Entſch. Bd. XXXVII, ©, 71). 

20°) (3. 9.) Bergl. die Anm. 58 zu $.234, Th. U, Zit. 15, 


6. Bom 
Eien und 
Pflanzen *). 
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$. 268. Sind die Eigenthumsantheile der mehreren Interejjenten in dem See 
jelbit nicht beitinmmt geweien, jo wird der abgelafiene Grund unter die Uferbejiger nach 
den $. 265 — — Grundſätzen vertheilt 204), 

$. 269. Doch muß von diefen derjenige, welcher, ohne felbit Uferbefiger zu fein, 
nugbare Rechte?) in dem Eee auszuüben hatte, verhältnißmäßig entjchädigt werden. 

$. 270. So weit die in einem Fluſſe entitehenden Inſeln den benachbarten Ufer: 
befigern gehören, ſoweit gehört ihnen auch das von dem Waſſer verlajjene Flußbette 1%). 

. 271. Doch müſſen diejenigen Unterthanen des Staats, welche durch den 
neuen Kanal des Fluſſes an ihrem Eigenigume gelitten haben, vorzüglich aus dem 
verlajfenen ?*) Flußbette oder dejjen Werth entjchädigt werden. 

$. 272. MWeberftrömungen, welche durch die Gewalt des Waſſers veranlapt wor: 
den, und nur eine Zeit lang dauern, wirfen feine Veränderung in dem Gigenthume 
der überftrömten Grundjtüde ?? °). 

. 273. Iſt aber der ehemalige Gigenthümer des neuen Kanals bereitd auf an- 
dere Art fchadlos gehalten worden, fo fallt das wieder verlafjene neue Flußbette, ſo— 
weit e8 nicht nach $. 271 zu fernerer Entſchädigung gebraucht wird, demjenigen zu, 
welcher dem Griteren die Schadloshaltung geleitet hat. 

$. 274. Wegen einer bloßen Schmälerung oder Erweiterung des Flußbettes, 
welche durch die Natur jelbit veranlapt worden, kann feine Vergütung gefordert werden. 

$. 275. Das Gigenthum des Saamend oder der Pflanzen, womit fremder 
Grund und Boden bejtellt worden, fällt, fobald eriterer ausgefäet ıft, und legtere Wur— 
zelm getrieben haben ?3), demjenigen anheim, welchem das Nugungsrecht ?*) des Bo— 
den? zufommt 24). 

204) (5, 9.) Das Eigenthum des Seebettes wird von den Adjazenten nicht in Folge der 
eg des Sees erworben, ſondern es verbleibt ihnen nach der Entwäflerung ($. 267), 
weil ut — des Sees waren, fo lange der See als ſolcher beſtand. S. oben, Anm. 32 zu 
8.180 d. T. 

21) Z. B. Rohrnutzung, Fiſcherei, Waſſerleitung zum Betriebe eines Mühlwerkes x. 

214) (4. A.) Vergl. unten die Anm. 49 zu 8. 68, Tit. 15, Th. I. — (5. A.) Das Obertr. hat 
angenommen, daß zur Erwerbung des Eigenthums an einem verlaffenen Flußbette Seitens der an- 
grenzenden Uferbefiger , joweit diefen überhaupt gejetslih ein Anſpruch darauf zufteht, Beſitzergreifung 
nicht erforderlich jei. Erf. vom 21. Dez. 1865 Entſch. Bd. LVI, ©. 35). Nach röm. Red nd⸗ 
ſätzen iſt das richtig. Vergl. Anm. 13 zu $. 246 u. Arm. 32, Abſ. 2 zu 8.180. Aber mac dem 
A. IR. ift es grumdiatiwidrig. 8.246 u. Anm. 13 dazu. Durch eine foldhe prinziplofe Kafuiftik 
wird die konſequente Rechtdentwidelung nicht gefördert. 

22) Der Fall, wo der Staat einen Durchſtich angeordnet hat und in Folge dejjen das Flußbette 
trodfen gelegt worden ift, ift Th. IT, Tit. 15, $$. 70 ff. vorgeſehen. 

22a) (5. A.) Dieſe Beſtimmung bezieht fich nicht auf den, bei Hochwaſſer regelmäßig oder ge- 
wöhnlich ftattfindenden Austritt des GBaffers auf benachbarte Grumdftüde, jondern auf jolche Ueber— 
ſtrömungen, welche durch befondere Ereigniffe, durch ungewöhnliche Gewalt des Wafjers herbeigeführt 
werden. Erf. des Obertr. vom 22. Oft. 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©, 160), 

*) (5, W.) Hierbei verläht das Allgemeine Landrecht die Grumdlage des Römischen Rechts. Vergl. 
E. G. Wächter, das Pflanzen (fog. implantatio) ımd das Säen (jog. satio), in Weiske's Rechts— 
a ER S. 22, Nr.3 u. ©. 25, Nr.4, mit m. Preußischen Privatredht, 8. Ausg., Bd. I, 
8. 249, Nr. 1. 

23) Bis dahin können fie vindizirt werden. Daher kann auch der Eigenthüimer geftohlener Bäume 
fie nur fo lange von dem vedlichen Bodenbefiger abfordern, als fie noch nicht eingewurzelt find. Dies 
iſt durch Sadverftändige feftzuftellen, und dann als zweifellos anzunehmen, wenn fie Yaub getrieben 
haben. Das Eigenthum wird übrigens doch nicht unbedingt erworben. S. Anın. 25, 

24) Harmonirt mit dem $. 221 d.%. Der Röm. Grundjat ift: solo cedit quod solo implan- 
tatur. L.7, 8. 13; L. 26, $& 2 D. de acquir. rer. dom. (XLI, 1). Diefer ift mit Abficht verlafien. 
Hinfichtlih der Baumpflanzungen führt der Grundfat des L.R. dahin, daß der Nutzun igte 
Gigenthiiimer der Baumplantage auf fremden Grunde umd Boden wird, umd bei Beendigung des 
Nutungsrechts ſämmtliche von ihm gepflanzte Bäume mitnehmen kann. Bol. Tit. 22, 88. 243— 245, 


248) (5, 9.) Die preußifche Iurisprudenz (Gerichtspraris) vermag ſich auch in den Obergerichten 
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$. 276. Will?5) der Nutzungsberechtigte des Bodens die Früchte geniepen, fo 
muß er dem Andern den Werth des an oder der Pflanzen, nebjt den Beitellung3- 
foften vergüten. 

$. 277. it die Beitellung redlicher Weife geichehen, jo müſſen dem Beftellenden 
alle erweislich verwendete Koſten eritattet werden. 

$. 278. Hat aber derjelbe fich der Beftellung eines fremden Aders unredlicher 
Weiſe angemaßt, fo kann er den Erſatz der Koften nur jo weit fordern, als diejelben, 
nad) der in jeder Provinz oder Gegend gewöhnlichen Art de Betriebs, wirtbichaftlich 
verwendet worden. 

$. 279. Will der Nupungsberechtigte von der Beftellung feine Früchte zieben, 
fondern den Boden anders nugen, fo fann ihm dergleichen Verfügung nicht gewehrt 
werden. 

$. 280. Aladann kann der Säende oder Pflanzende bloß den Saamen oder die 
Pflanzen, foweit e8 ohne Beihädigung des Grundjtüdes möglich ift, zurüdnehmen ?®). 

S 281. Will der Nusungsberechtigte des Bodens die Früchte des Gefäeten oder 
Gepflanzten dem Säenden oder Prlanzenden überlaffen, jo muß LXegterer dagegen dem 
Erſteren für die entzogene Nutzung ded Bodens, nad Verhältniß des Grades jeiner 
Verſchuldung gerecht werden. 

$. 282. Wenn das Grundjtüd ſelbſt von dem Säenden oder Pflanzenden red- 
licher Weife befeffen worden, fo hat es, auch in Abficht der erfolgten Beſtellung dejiel- 
ben, bei den wegen der Rechte und Pflichten eines redlichen Beſitzers überhaupt vor- 
handenen gefeglichen Beitimmungen jein Bewenden. (Tit. 7, $. 189 sqq.) 


mitunter noch immer nicht auf den Standpunkt der Wiffenfchaft zu erheben. Die hier in den $8. 275 ff. 
getroffenen Beftimmungen gen der Lehre von der ummittelbarenm Erwerbung des Eigenthums 
an, mie das Rubrum des Titels 9 und die 88.5, 7 ff. ausdrüdlich jagen. Dieje Erwerbungsart 
unterjcheidet fi von der mittelbaren darin, daß der Erwerber das Eigenthum urjprünglich erwerben 
will, d. h. daß er keinen Auftor oder Gewährsmann hat. Yeitet er feine Erwerbung von einem Bor- 
manne ab, jo ift die Erwerbung, mag der Zitel gültig fein oder nicht, eine mittelbare; ift der 
Titel ungültig, jo ift auch die Erwerbung ungültig, wird dadurch aber feine unmittelbare. Nun ver- 
nünftelt ein Appell. Gericht bei der Entfiheidung eines Falles, in welchem Jemand das Grundjtiid 
eines Anderen, auf Grund eines läftigen aber nur mindlich geichloffenen Bertrages, in Nutzung er- 
halten umd demzufolge beftellt und bejaet hatte, wie folgt, um ihm die Ernte abzuſprechen: „ein Recht 
dazır (fich die Aberntung anzumaßen) habe Kläger nicht aud etwa aus dem Umftande herleiten fön- 
nen, daß er den Ader gedüngt, gepflügt und beftellt hatte, vielmehr habe ihm deshalb nur ein Au- 
ſpruch auf Erſatz der aufgervendeten en gegen den Berllagten nad) Maßgabe der Beftimmungen 
des A. L.R. I, 9, 88. 275 ff. got: während der Berflagte volltommen befugt —— ſei, den 
Weizen für ſich zu behalten.“ 8 Obertr. jagt dazu ſehr milde, daß auch hierbei bezüglich auf den 
von dem Kläger behaupteten mündlichen Bertrag (dem das Appell.-Gericht auf Grund des $. 233, I, 
21 für ein Prefarium erklärt hatte, ſ. Anm. 2 zu diefem $. 233) ein Mifverftändniß zu Grunde 
liege. Dieſe Vorſchriften, ſ aſſ. weiter, fänden da nicht Anwendung, wo das Säen und Pflan- 
— in Folge eines, wenn auch hinſichts der Form mangelhaften, Vertrages, als Titels einer mittel- 

aren Erwerbungsart (bei der ein Auftor eriftire umd eine Succejfion ftattfinde), und einer darauf 
—— Beſitzeinräumung alfo bei beſtehendem Vertragsverhältniſſe ſtattgefunden habe. Vielmehr 
hierfür die auf dieſen Titel (Bertrag) Bezug habenden Vorſchriften, auch ſoweit fie über die 

ertragsform und über die bei Nichtbeoba ag! der gejetlichen Form eintretenden Kolgen disponiren 
(d.h. mit Ausichliegung jenes $. 233, I, 21), die Entjcheidungsnorm. Dies habe hier der Appella- 
tionsrichter verkannt. f. vom 4. Februar 1864 (Arch. f. Hedhtsf. Bd. LV, ©.31), Das ift dem 
Rechtsverftändigen einleuchtend. 

25) Die Ei — — alſo doch nicht unbedingt durch das Säen und Pflanzen von 
Statten, vielmehr erſt durch den Willen des Nutungsberechtigten. Dieſer hat zwiſchen drei Zuläj- 
figfeiten die Wahl. Er kann die Pflanzung ſich zueignen ($. 276); er kann die Wegihaffung fordern 
(88.279, 280); er lan fie dem Säenden oder Pflanzenden üiberlaffen (88. 281, 282). 

26) Dies muß fofort mad) der ———— Nutzungsberechtigten geſchehen, damit die Umacke— 
rung kein Hinderniß finde; widrigenfalls der —— 8 


tigte mit der Bodenbearbeitung ohne Rüd- 
ht auf die darauf ftehenden fremden Pflanzen vorgehen kann. Vergl. 8.295 d. T. Nur dürfen 
Süenden oder Pflanzenden keine Hinderniffe in der Ausübung jeines jus tollendi vorſätzlich be- 
reitet werden. 
Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 30 
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$. 283. Wer felbit oder durch Andere auf feinem Grunde fremden Saamen ſäet, 
oder fremde Pflanzen einfegt, muß dem Eigenthümer derfelben allemal den höchiten 
Preis, jo wie er zur Zeit der Bemächtigung des Saamens oder der Pflanzen geitan- 
den hat, vergüten. 
$. 284. Hat der Gigenthümer 27) des Bodens betrüglich gehandelt, jo iſt er dem 
Gigenthümer des Saamens oder der Pflanzen auch allen Vortheil, welcher demfelben 
bei dieſer Gelegenbeit entgangen ift, zu erjtatten verbunden. 
— $. 285. Das Eigenthum eines auf der Grenze ſtehenden Baumes gebührt dem, 
Gaumen), auf deiien Grunde und Boden der Stamm aus der Erde fommt. 
. 286. Steht der Stamm felbit auf der Grenze?s), fo haben beide Nachbarn 
das Miteigenthbum des Baumes. 
$. 287. Niemand ift die unter feinem Grunde und Boden fortlaufenden Wurzeln, 
oder die über feine Grenze herüber hangenden Zweige eines fremden Baumes zu dul- 
den verpflichtet. 
$. 288. Will er aber jelbige weghauen, fo muß er das Holz dem Gigenthümer 
des Baumes außliefern 2°). 
$. 289. Duldet er hingegen diefelben, fo ijt er berechtigt, diejenigen Früchte 
ſich zuzueignen, welche der Eigenthümer nicht einſammeln kann, ohne den Grund des 
Nachbars zu berühren. 
$. 290. Dergleichen Früchte darf der Eigenthümer auch nicht mit Inſtrumenten 
herüber langen, oder durch das SHerüberbeugen der Aeſte an fich ziehen. 
$. 291. Dagegen iſt der — des Baumes die auf den Grund des Nach— 
un — —— Zweige auf ſeinem eigenen Grunde und Boden wegzuhauen 
wohl befugt. 
$. 292. Früchte eines an der Grenze ſtehenden Baumes, welche durch die Ge— 
— des Windes über die Grenze getrieben werden, iſt der Nachbar ſich zuzueignen 
erechtigt 3°). 
$. 293. Der Baum felbft aber, welcher durch Sturmwind ganz oder zum Theil 
auf den Grund des Andern geworfen worden, verbleibt dem vorigen Eigenthümer. 
$. 294. Auch die Früchte, welche nach erfolgter Wegichaffung an dem Baume 
noch befeitigt find, — dem Eigenthümer?1). 
$. 295. Der Eigenthümer iſt, bei Verluſt feines Rechts, ſchuldig, einen ſolchen 


27) Damit iſt nur der Nutzungsberechtigte gemeint. 65. 276, 277, 279, 281, 

*) (5, 9.) Unter diefer Ueberfchrift behandelt das A. L. R. die Materie der beiden interdieta de 
arboribus caedendis (Dig. XLIII, 27). — Gupet, Bemerkungen aus dem Delonomieredht, im Ar- 
chib für civiliftiiche Praris, Bd. XVII, S.31 ff.; — Unterbholzner, die Yehre von den Sculd- 
verhältnifien, Bd. I, ©. 212 ff.; — Heimbad), interdieta de arboribus enedendis, in Weiste’s 
Rechtsleriton, Bd. V, ©. 537 u. flg. 

23) Nämlich auf dem Grenzraine, wenn aud nicht gerade auf der Linie. Wenn der Stamm 
auch nur theilweife auf dem Grenzraine fteht, muß er doch für gemeinfchaftlich gelten. 

29) Damit fol ihm feine Handlung aufgelegt werden, vielmehr mur eine Duldung. Er muß 
die Abholung org ift aber nicht ſchuldig, fi) dabei zu bemühen (vergl. $. 295); er ift vielmehr 
berechtigt, das Holz, wenn der Nachbar dafjelbe auf die an ihn erlafjene Aufforderung nicht wegholt, 
von jeinen Grunde abräumen und bei Seite legen, und die ihm dadurch entftandenen Arbeitstoften 
erftatten zu laſſen, auch bis dahin das Retentionsrecht auszuüben. . 

(3. A.) Aber „der Eigenthlimer eines Grundftüds, im deffen Luftraume die Zweige der feinem 
Nachbar gehörigen Bäume überhangen, ift nicht berechtigt, von dem Yegteren zu verlangen, daß er die 
überhangenden Zweige wegichaffe, jondern Diefer ift mur verpflichtet, zu dulden, daß Jener diefelben 
aus dem Bereiche jeines Eigenthums entferne, alsdann aber aud) befugt, die Auslieferung des abge- 
hanenen Holzes zu fordern.” Pr. des Obertr. 2615, vd. 6. Febr. 1855. (Entſch. Bd. XXX, 5, 431.) 

ri —2* Was in des Nachbars Garten fällt, das iſt fein. Dies iſt der ſog. Ueberfall, den das R.R. 
nicht keunt. 

31) Auch diejenigen, welche durch den Ueberfall dem Nachbar zugefallen ſein würden. 
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Baum auf Verlangen des Nachbars, ohne Zeitverluft 3?) von dem Grunde deſſelben 
wegzuſchaffen. 

$. 296. Den Schaden, welcher bei dem Wegſchaffen auf dem Grunde des Nach— 
bars angerichtet wird, muß der Gigenthümer des Baums allemal vergüten, 

$. 297. Denjenigen Schaden aber, welchen der Baum jelbit durch feinen Um— 
fturg verurjacht hat, muß er nur in jo fern vergüten, ala ihm dabei eine nach den Ge- 
jegen verantwortliche Verſchuldung zur Yaft fallt. 

$. 298. Hat Jemand fremde Sachen, ohne Willen und Willen ded Gigenthü- 
merd, mit der jeinigen verbunden, vermengt und vermifcht ?3), fo müſſen auf feine 
Koften, beiderlei Sachen wiederum abgejondert und in den vorigen Stand gejegt werden. 

$. 299. Kann die Abjonderung nicht mehr erfolgen, oder jind fremde Materia- 
lien ohne Wiſſen und Willen ihres Eigenthümers verarbeitet +) worden, jo muß der, 


8. Bon ber 


Berbindung, 


Bermengung 
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ichung *); 
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welcher einer folchen Verfügung über fremde Sachen betrüglicher 35) Weife, und in der fremder dio- 
Abficht, feinen Bortheil mit dem. Schaden eines Andern zu befördern, ſich angemaßt !erielien "9. 


hat, das Eigentum ded Ganzen dem Andern überlaffen 3°). 

$. 300. Diefer ift alsdann das Arbeitslohn, oder den Werth der dem Berfügen- 
den zugeitandenen verbundenen, vermengten, oder vermifchten Sache, nur nad dem 
niedrigiten durch Sachverftändige bejtimmten Sage zu vergüten jchuldig. 

$. 301. Auch diefe Bergütung wird dem Betrüger, zur Strafe, durch den Fis— 
kus entrifjen. 

$. 302. Will derjenige, über deſſen Sache von einem Andern folchergeitalt be— 
trüglicher 37) Weife verfügt worden, das daraus entitandene Ganze nicht — ſo 
muß ihm der Andere den höchſten Werth ſeiner Sache, ſo wie derſelbe zwiſchen dem 
— der widerrechtlichen Anmaßung und der zugeſtellten Klage geweſen iſt *), 
erſtatten. 

$. 303. Kann derjenige, über deſſen Sache ſolchergeſtalt verfügt worden, noch 
außerdem einen ihm dadurch entjtandenen Schaden oder entgangenen Gewinn nad 
... jo muß ihm auch diefer, nach den Grundfägen des Sechiten Titeld, vergütet 
werden. 

$. 304. Hat Jemand ohne Betrug ??) fremde Materialien dergeftalt verarbeitet, 

32) Da der Berluft des Rechts an den Zeitverlauf gelnüpft ift, jo muß mothivendig eine be- 
ftimmte präffufivifche Frift angenommen werden. Nach Analogie des Grumdfates ilber jofortige Voll: 
ziehung einer Handlung oder Erklärung find 24 Stunden anzunehmen. Tit.4, $.47. Bol. Tit. 5, 8.95. 

*) (5.9) €. G. Wächter, Eriwerbung bewegliher Sachen, melde als Nebenſachen zu beweg— 
fihen hinzukommen; in Weiste’s Mechtsleriton, Bd. I, ©. 30 ff., u. Heim bach, Confusio Nr. 1, 
ebd. Bd. I, ©. 16 ff. 

33) Das R. R. (oder vielmehr der Kunftausdrud der Neuern, denn in den Quellen wird der 
Ausdrud in diefer Bedeutung nicht gebraudt. Paulus, Sent. rec. III, 6, 8.49; L. 60 pr. D. de 
verb. signif. [L, 16]) unterfcheidet befanntlih Adjunttion (Verbindung der Form nad) und Kommir- 
tion oder Konfufion (Vereinigung oder Verbindung dem Stoffe nad), Das L. R. unterfcheidet nicht, 
vielmehr gelten die folgenden Grundjäße von beiden Hauptarten der Bereinigung verſchiedener Sachen. 

**) (5, 4.) Gefterding, ausführliche Darftellung der Yehre vom Eigenthunm, Greifswald 1817, 
8. 35; Schmweppe, Römiſches Privatredht, Bd. II, $. 241. — ®ergl. Hellfeld, Jurisprudentia 
forensis, 8. 1741. — Mein Preußiſches Privatrecht, 3. Ausg. Bd. I, 8.250, 251. 

34) Spezifilation. Das L.R. weicht ganz ab don den Grimdfägen des R.R. Bei der Spezifi- 
fation wird nach dem L.R. nicht gefragt: ob der verarbeitete Stoff in feine frühere Form wieder her- 
zuftellen, oder nicht. Der frühere Eigenthlimer braucht ſich darauf in keinem Falle einzulafien. 

35) D. h. unredliher Weife. Die Anmaßung des Stoffes braucht nicht gerade durch Betrug 
gejchehen zu jein. 

36) Der Eigenthlimer des Stoffes wird mithin bon felbft Eigenthümer der Spezies. 

37) ©. 0. die Anm. 35 und die Anm. 39, 

38) Eine Anwendung des Grundjates Tit. 6, $. 85, 

39) D. h. im gutem Glauben. Denn hätte Jemand z.B. Wolle gefiohlen und ſich daraus ein 
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daß diefelben Dadurch ihre bisherige Forın verloren, und eine neue Geftalt angenom- 
men haben; fo verbleibt +9) die daraus entitandene neue Sache dem Perarbeitenden. 

$. 305. Diefer aber muß dem Gigenthümer der Materie, nach deifen eigener 
Wahl, entweder eben fo viel Materialien von gleicher Art und Güte zurüdgeben, oder 
den Werth der Materialien, nach dem höchften Preiſe zur Zeit der Verarbeitung, erfegen. 

$. 306. Ueberdies muß er, nad) Maßgabe des Grades feiner Berfehuldung, dem 
Eigenthümer der Materie für den durch die eigenmächtige Verarbeitung erlittenen Scha- 
den und entgangenen Gewinn, gerecht werden. 
$. 307. Hat Jemand, ohne kunft- oder handwerksmäßige Verarbeitung, fremde 

Materialien mit den feinigen, jedoch nicht betrüglicher Weife, verbunden, vermengt 

oder vermiſcht, jo muß unterjucht werden: welchen von beiden an dem Werthe des 
nunmehrigen Ganzen, nad Berhältnig feiner beigetragenen Materialien, der beträcht- 
lichſte Antheil zufomme. 

$. 308. Sat der, über deifen Sache folchergeftalt ohne fein Zuthun verfügt wor- 
den, den beträchtlichjten Antheil, fo fteht ihm die Wahl frei: ob er das nunmehrige 
Ganze behalten), oder dajjelbe dem Andern überlaffen wolle. 

$. 309. Wählt er legtered, jo muß ihm der Verfügende feine Materialien nah 
der Beitimmung des $. 305 vergüten, und ihm noch außerdem, für den erlittenen 
Schaden und entgangenen Gewinn, nah Vorſchrift $. 306 gerecht werden. 

$. 310. Will er aber das Ganze behalten, jo muß er dem Verfügenden feinen Bei- 
trag an Materialien, nach dem zur Zeit der Verfügung geftandenen gemeinen Werthe, 
vergüten. 

i $. 311. Weberfteigt diefer Werth den Werth der Berbefferung, welche bei der 
Sache durch die Verfügung entftanden ift; jo muß der Berfügende mit Vergütung des 
fegtern ich begnügen. 

$. 312. Hat in dem $. 307 gelegten Falle der Verfügende den beträdhtlichiten 
Antheil an dem nunmehrigen Ganzen, fo verbleibt ihm zwar dad Ganze. 
$. 313. Gr muß aber dem Andern, über dejjen Materialien er folchergeftalt ei— 
genmächtig verfügt hat, nach Vorſchrift des $. 305, 306 Erfag und Vergütung leiften. 
$. 314. Bleibt es in dem $. 307 gefegten falle zweifelhaft, welchem von bei- 
den nterejfenten der größere +?) Antheil an dem nunmehrigen Ganzen zufomme, fo 
ebühret demjenigen, über defjen Sache jolchergeftalt ohne fein Zuthun verfügt worden, 
ie Wahl nach den $$. 308— 311 fejtgejegten Beitimmungen. 
$. 315. Hat Jemand Materialien verjchiedener Gigenthümer, ohne deren Zu— 
thun, verarbeitet, verbunden, vermengt oder vermijcht, fo ift die Frage: wem dad 
nunmehrige Ganze verbleibe, zwiſchen ihm auf der einen, und den mehreren Eigen- 
thümern zufammen genommen auf der andern Seite, nach obigen Grundfägen $$. 298 
— 314 zu bejtimmen. 
$. 316. Kommt es dabei auf eine Wahl von Seiten diefer Eigenthümer an, fo 
enticheidet unter ihnen der Entſchluß derjenigen, welchen, — — genommen, an 
dem Werthe der Materialien der beträchtlichſte Antheil zukommt. 


Kleid gemacht, jo wiirde nicht der Grundſatz dieſes $. 304, ſondern der des 8. 299 Auwendung finden. 
Berogl. die Anm. 35. 

40) Im Falle der Redlichkeit wird mithin durch die Spezifitation Eigenthum erworben; der un— 
redliche Berarbeiter erwirbt das Eigenthum der neuen Spezies dem Eigenthiimer des Stoffes. $. 299. 

41) Er wird alfo fofort bei Entftehung der neuen Spezies Eigenthlimer der Sache, mit der Be— 
fugniß, dafjelbe an den Anderen, felbft wider defjen Willen, zu übertragen. Bergl. die $$. 310 u. 312. 
Richtiger aber ift es, das Verhältniß in allen Fällen bis zur erfolgten Auseinanderjegung als Gemein- 
ſchaft aufzufaffen, und die nachfolgenden Beftimmungen als Ausemanderjegungsvorfchriften anzufehen. 

42) Iſt e8 unzweifelhaft, daß Keiner einen größeren Antheil hat, daf vielmehr die Antheile gleich 
find, fo find Beide Miteigenthiimer. $. 320, 
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$. 317. Bleibt diefes zweifelhaft, fo enticheidet, unter mehreren Eigenthümern, 
über die von ihnen zu treffende Wahl, das Loos. 

$. 318. Behalten nach diefen Grundfägen die mehreren Eigenthümer der Mate- 
rialien das Gigenthum des nunmehrigen Ganzen, und find ihre Materialien gleichar- 
tig geweſen, jo werden fie Miteigenthümer des Ganzen. 

$. 319. Waren die Materialien ungleichartig, fo hat derjenige das Vorrecht, 
dejjen Antheil von größerem Werthe geweſen iſt. 

$. 320. War der Antheil der mehreren Äntereijenten von — Werthe, ſo 
muß des Loos entjcheiden 43): wer dad Ganze, gegen Abfindung der übrigen Intereſ— 
fenten, behalten +3 *) fol. 

$. 321. Die Abfindung wird nach Verhältnig des Werths der jedem Intereſſen— 
ten gehörig geweſenen Materialien, zu dem Werthe des daraus entitandenen Ganzen, 
fo wie lesterer zur Zeit der Auseinanderfegung beichaffen ift, feitgefest. 

$. 322. Können die Jnterejjenten über den Werth des nunmehrigen Ganzen fi 
nicht vereinigen, fo muß derjelbe durch eine unter ihnen anzuftellende Licitatton be- 
ftimmt werden. 


$. 325. it die Befruchtung mit Vorwiſſen und Genehmigung dieſes legtern ge- 
fheben,, fo muß er dem Gigenthümer des befruchteten #5) Thieres eine in den Polizei- 
Fig und Ordnungen jedes Orts, oder Diſtrikts, näher bejtimmende Vergütung *®) 
eiſten. 

$. 326. In wiefern hingegen, falls die Befruchtung ohne Vorwiſſen und Geneh— 
migung eined oder des andern Theils erfolgt ift, einer dem andern zur Schadloshal- 
tung verpflichtet fei, ift nach den Grundfägen des Sechſten Titeld zu beftimmen #7). 

$. 327. Hat Jemand ein für jich jelbft beftcehendes Gebäude *#) auf fremden 3°) 1). Bom 
Grunde und Boden *?) ohne Vorwiſſen des Grundeigenthümers errichtet, jo hängt es fremdem J. 
von dem Grundeigenthümer ab, das Gebäude zu en, oder auf deſſen Wegichaf Pe”. oder 
fung und Abbrechung zu dringen 5°). 


43) Bis dahin find ſämmtliche Theilhaber Diiteigenthümer. Durch das Ausicheiden der Uebrigen 
wird der Gewinner Alleineigenthlimer vermöge des Alkreſcenzrechts. Er hat von Jedem für deſſen Anteil 
Gemwährleiftung zu fordern, nad den Grundjägen über die Theilung einer gemeinichaftlihen Sache. 

43.8) Es geht mithin feine VBefigveränderung und feine neue Erwerbung vor fih. ©. die dor. 
Aum. 3 zu 8.1, Tit. 11. 

44) Die ganze in den 88. 315—323 abgehandelte Theorie ift ohne Geichichte. 

45) Soll heißen: „befruchtenden“. R. d. 29. Dez. 1837 (Jahıb. Bd. L, ©. 469). 

46) Unter der Benennung: „Sprunggeld” befannt. Dergl. Bergütung ift übrigens bei fog. Hei- 
nem Biche nicht üblich. 

47) In der That kann der Eigenthümer des Mutterthieres durch die ohme fein Wiflen und MWil- 
len von einem Anderen vorjäglich veranlaßte Befruchtung erheblich beichädigt werden. Man dente an 
die Bededung eines Vollbiut-Renners von hohem Werthe durch einen Eſel. 

*) (5, 9.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis, 88. 1742, 1743. €. ©. Wächter, das Bauen 
(j. g. inaedificatio); in Weiste’s Rechtslexilon, Bd. I, S. 25, Nr.5, lit. b. — Mein Preußiſches 
Privatredht, a.a. D. 8. 249, II, 1. 

48) Darunter ift jedes jelbfiftändige Bauwerk zu verftehen, auch eine Mauer. Bol. den Redhts- 
fall in Ulrich® Arhiv X, 60. Nur muß die Bauanlage ganz auf fremden Boden gebaut werden, 
fonft kommen die Vorſchriften 88. 340 ff. zur Anwendung. (4. U.) Bol. Erk. des Obertr. v. 29. April 
1858 (Eutſch. Bd. XXXVII, ©. 76), 

488) (4. 9.) Oder gemeinichaftlichem. Erf. des Obertr. vom 9. Januar 1854 (Archiv f. Rechtsf. 
B.XI, ©. 216). 

49) Dder auf eine fremde Mauer. 

50) Wer aber inzwiſchen Eigenthümer des Gebäudes ift, weiß man hieraus nicht. Nah R. R. 
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$. 328. Wählt der Grundeigenthümer das leptere, jo muß das Abbrechen und 
MWegräumen auf Koften des Bauenden erfolgen; und diejer haftet noch außerdem, nad) 
dem Grade feiner Verfchuldung. dem Eigenthümer für den erlittenen Schaden und ent= 
gangenen Geminn. 

$. 329. Verlangt der Grundeigenthümer die Erhaltung ded Gebäudes, fo kann 
er ſich dafjelbe entweder felbft aueignen, oder e8 mit dem dazu gehörenden Grunde und 
Boden dem Bauenden überlaffen. 

8. 330. Will der te gg das Gebäude behalten, jo muß er dem 
Bauenden die verwendeten Baufojten, fo weit fie den Werth ded Gebäudes, nach der 
Schätzung der Sachverſtändigen, nicht überfteigen °!), erftatten. 

8. 331. Will der Grundeigenthümer das Gebäude dem Bauenden überlajjen, 
fo muß diefer ihm den Werth des Grunde und Bodens vergüten, und noch außerdem 
denjenigen Schaden erftatten, welchen der Eigenthümer, ber Verengung des nöthigen 
Platzes, oder fonjt, nach feiner Lage und jeinem Gewerbe erweislich leidet. 

$. 332. Hat der Gigenthümer 5! %) des Grundes und Boden? um den Bau ge- 
mwußt51®b), und nicht fogleich 5 *), als er davon Nachricht erhalten, der Fortſetzung 
dejielben auf eine folche Art, daß es zur Wiſſenſchaft des Bauenden gelangt iſt, wider- 
fprochen, fo muß er mit der bloßen Entfhädigung 514) für Grund und Boden fich be- 
gnügen 2). 





ift darüber fein Zweifel, ©. o. Anm. 24 zu $. 275. Nach dem L. R. kann der Bauende für den Ei- 
genthümer der Superfizies angeiehen werden, mit deu Berpflichtungen, welche ihm die Vorſchriften 
88. 328 ff. auflegen; es kann aber auch der Grundeigenthümer für den Eigenthümer der Anlage mit 
der Verpflichtung aus dem 8. 330 gehalten werden, und diefes emtipricht dem Nechtsiyfteme mehr, hat 
auch den Sinn des $. 330, welcher in dem Worte „behalten“ liegt, für fich. 

51) Er haftet unbedingt nur in quantum locupletior factus est. Der Sat ift entnommen aus 
Leyser, Med., sp. 447, m. 1 u. 2; und Müller, Promptuar, v. impensae, no. 7. Bergl. $. 30 
Inst. de rer. divisione (II, 1); L. 23, 88.4, 5 D. de rei vind. (VI, 1). rt 

51@) (4. 9.) Oder Miteigenthümer. Oben, Anm. 48°. — Der Cigenthimer muß völlig hand» 
lungsfähig fein; denn eine ſtillſchweigende Willenserflärung hat nicht größere Kraft und Birhamteit 
als eine ausdrüciche. Iſt daher das Gebäude auf dem Grundſtücke einer Stadtgemeinde unter der 
Herrſchaft der Städteordnung vom 30. Mai 1853 errichtet worden, jo ift zur Anwendung des Grund« 
ſatzes von der Inädifitation im $. 332 die ftillichweigende Eimmilligung der Stadtgemeinde, vertreten 
durch den Magiftrat und die Stadtverordneten, nicht genügend, fondern es ift auch noch die des Staa- 
tes, vertreten durch die betreffende Bezirksregierung „ erforderlich. ey Da 30. Mai 1853, 
88. 36, 39, 50, 56, Nr. 5; Erf. des Obertr. d. 18. Dez. 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVII, ©. 255), 


516) (5. 9.) Der Begriff des Bauens auf fremdem Grunde und Boden nad) $. 332 fett die 
Neuerrihtung eines jelbftftändigen Gebäudes ($. 327) auf fremden Grunde und Boden mit Bor- 
wiſſen des Gigenthämers; der Begriff des Bauens an der Grenze nad) den $$. 340 ff. dagegen ſetzt 
nur das Ueberichreiten der Grenze durd) das VBorrüden des auf eigenem Boden errichteten Ges 
—— in A en des Nachbars voraus. Erf. des Obertr. v. 6. Nov, 1863 (Arc. f. Rechtsf. 

d. LII, ©, 84). 


51°) (4. N.) Darunter hat man hier 24 Stunden (Fit. 3, 8. 47) verftanden, fo daß der Grund 
beſitzer noch den folgenden ganzen Tag, nachdem er den Bau erfahren, zur Einlegung des Wideripru- 
ces Zeit hat, nur Hit der MWiderfpruch nicht bloß im Laufe diefer Frift, fondern auch ichon bei dem 
allererften Zufammentreffen beider Theile erhoben werden. M. j. die Gründe zum Pl.Beſchl. des 
Obertr, d. 18. April 1843 (Entih, Bd. IX, ©. 3 ff.). . 

(4: U.) Aus den $$. 327, 332 fann nur das Recht zum Beſitze, nur eine petitoriiche Einrede bei 
Bauprozefien abftrahirt werden; in Poſſeſſorienprozeſſen kommen fie nicht in Betracht. Erk. des Obertr. 
v. 9. Dez. 1861 (Arch. f. Recitsf. Bd. XLIV, ©. 121). 

51) (5. 9.) Dieſer Entihädigungsanfpruch ift nur ein perfönlicher. Erf. deſſ. dv. 6. Juli 1866 
(Entih, Bd. LVI, ©, 39). 

52) Die Vorichrift hat folgende Vorausfegungen: 1. Der Bauende muß nicht Befiter der Ban- 
ftelle aus einem früheren rechtlihen Grunde fein; fonft kommen, wenn er das Grumdftüd ohne Titel 
urſprünglich im Befis genommen hat, die Grundſätze des Tit. 7 don Meliorationen des Befiges zur 
Anwendung, und wenn er einen Titel hat, die Regel von der mittelbaren Erwerbung des Eigenthums 
(des Grundftüdes). Die Grundfäge von der Inädifitation find mithin unanmendbar, wenn auf einen 


Bon Erwerbung des Eigenthums, 471 


durch Einräumung des Beſitzes auf Grund eines mündlichen Vertrages erworbenen Ader gebaut wird; 
ein jolhergeftalt vertanftes und übergebenes Grundftüd ift für den bauenden 
Käufer, dem Berktäufer gegenüber, fein fremdes Grunditüd, der Verkäufer kann nicht 
bindiziven, er fanın nur auf Grund des Nücktrittes von dem unverbindlichen Rechtsgeichäfte die Auf- 
löjung dejjelben unter gewiſſen Bedingungen fordern. Die bloße Einwilligung des Grundeigenthümers 
in den Bau aber, ohne Abſchließung eines Ueberlaffungsvertrages über die Bauftelle, ändert die Er— 
werbungsart als eine ummittelbare nicht. Pr. des Obertr. vom 15. Dez. 1848 in der Sache Fint 
w. Fink, 768,40 U, 48. (3.9. Eine Anwendung von diejem Grundiage macht das Watiborer 
Appellationsgeridht in einer Enticheidung vom 17. Dft. 1854 auf den Fall, wo Jemand auf dem Yande 
eine Aderflähe von 104 TR. für 52 Thlr. mittelft mündlichen Kontratts erfauft und übergeben er- 
halten, und mit einem Haufe nebft Stallung bebaut, ſowie einen Garten darauf angelegt hatte. Das 
Appellationsgericht jagt, der $. 382 gehöre in die Lehre von der inaedificatio, einer unmittelbaren Er— 
merbungsart, könne aljo da nicht zur Anmendung kommen, wo der Bauende aus irgend einem jrühe- 
ren Nechtögrunde die Bauftelle bereits im Beſitze gehabt habe, ſei es im Folge einer urſprünglichen 
Befitnahme ohne Titel, welchenſalls die Grundſätze des 7. Titels über Meliorationen des Beſitzes, jei 
es auf Grund eines Titels, mo dann die Borjchriften über die mittelbare Ermwerbung des Eigenthums 
Bla greifen müßten. Das ift juriftiich bolllommen richtig. Das Obertr. aber, meinend, es ſei uns 
richtig, hat dieje Entjch. durch eim Urtel dv. 30. März 1855 falfirt, wir werden gleich jehen, aus wel⸗ 
dem Grunde, Borab muß auf die Ungenauigkeit der Ueberichrift, weiche diejes Urtel in der Entſch. 
des Obertr. Bd. XXX, ©. 31 von den Herausgebern erhalten hat — ein Pr. ift es nicht — aufinerte 
ſam gemacht werden. Es heißt: „Die geieglichen VBorichriften vom Baue auf fremden Boden find 
dadurch, daß Über die Abtretung der Bauftelle ein unförmlicher Vertrag geſchloſſen worden, nicht aus— 
geſchloſſen.“ So allgemein wird der Sat von dem Obertr, nicht ausgeſprochen, vielmehr behauptet 
dasjelbe nur, daß in dem Kalle, wenn die Bauftelle gerade zu dem ausgejprochenen Zwecke, ſolche zu 
bebauen , erworben und überlafjen worden ſei, alddann der $. 382 noch zur Anwendung komme. Die 
Herausgeber machen zu ihrem ungenau gejaßten Nechtsiage die Anmerkung, ich hätte hier in diejer 
Note gejagt, das Obertr. habe in dem von mir allegirten Präjudifate angenommen, der $. 332 ſei auf 
den Fall eines mündlich geichloffenen Ueberlaffungsvertrages nicht anwendbar. Das gedachte Präjudi- 
fat beichränfe fid) jedoch lediglid) darauf, die Anwendbarkeit jenes $. 332 da auszuichliehen, wo es nicht 
der Eigenthlimer war, der um den Bau gewußt hat, jondern der Erbpäcter Dieſe Bemerkung 
berührt den beiprochenen Rechtspunkt gar nicht. Die Frage ift: Finden die Grundiäge über die ur- 
ſprüngliche Erwerbungsart, Inädifilation genannt, oder vielmehr die Grundiäge über mittelbare Er— 
werbung Anwendung, wenn der Boden, auf weichen jpäter gebaut worden, dem Beſitzer defelben vor» 
her abgelaujt und auf Grund diefes nur miludlich abgeichlofienen Kaufes der Beſitz wirklich übertra- 

n worden if. Ob der Befiger und Berläufer wahrer Eigenthümer war oder ein anderes erbliches 

efigredht hatte, ift eine frage, die hierbei gar nicht in Betracht kommt, vielmehr in ein ganz anderes 
Kapitel gehört, aus welchem in jenem Rechtsfalle ein Rechtöftreit nicht entftanden und daher auch nicht 
zu entjheiden war. Belanntlic lann man aud von einem Nichteigenthiimer gültig kaufen, unbeſcha— 
det der Rechte des wahren Eigenthümers. — Kommen wir nun auf die Theorie des Obertr. Dieſes 
jagt: Wenn gerade zu dem Behufe des Aufbaues eines Hauſes der demnächſt bebaute Play mündlich 
verfauft worden ift, jo haben mir es nicht mit einer mangelhaften mittelbaren Erwerbung zu thun, 
fondern mit der urjprünglichen Erwerbungsart der Inädifitation. Denn da nichts meiter als der dem— 
nächſt bebante Pla und gerade behufs Aufbaues eines Hauſes durch einen unförmlichen Vertrag über— 
lafien worden, jo erhellet daraus ohne Weiteres, daß der Fall des $. 333 hier nicht in Frage ſteht. 
Das ijt der eime Rechtögrumd, weicher dem rechtsverſtändigen Leſer zur eigenen Würdigung anheim« 
— wird, mit dem Bemerten, daß der Gegenſtand der Beſtimmung des $. 333 nicht „ein ganzes 

ut“, worunter das Obertr, jelbft eim jedes einzelnes jelbftftändiges Grundſtück verfteht S. 36 a. a. O.), 
ift, jondern vielmehr der jhon vor der Errichtung von Banlichkeiten erworbene Bejit des Grund- 
ftüdes. Der Gegenſatz, von dem die vorhergehenden 88. 327 ff. handeln, ift die erft mittelft der Be— 
bauung geichehene Befitergreifung. Uebrigens ift, was mur mebenbei bemerkt wird, auch die fattiiche 
Borausjegung des Obertr. in dem emtichiedenen Kalle nicht richtig ; denn es ift nicht bloß der bebaute 
Pla vertauft worden: ein Dorjhäusler kann 104 TR., auf welchem ein Gebäude von dem Umfange 
der Berliner Alademie errichtet werden fann, zum Aufbaue eines Haujes nicht braudyen, und’ in dem 
vorliegenden Falle haben dazu aud) die 104 (JR. nicht verbraudıt werden follen, vielmehr hat der 
Käufer darauf eine neue Häuslerftelle, beftehend aus Haus nebſt Stallung und Garten, gegründet, 
wie derjelbe in jeinem Petitum wörtlich jagt [S. 32]. Dies nur mas das Thatjächliche des Rechts: 
falles und die Enticeidung des Prozeſſes betrifft; unfere Rechtsfrage wird davon nicht berührt, denn 
dieſe wirkliche Thatjache unterftelt das Obertr, feinem Rechtsiage nicht. — Ein zweiter Rechtsgrund 
des Dbertr, für jeinen Sat ift die Redlichkeit des Käufers in unſerem Kalle. „Darf fich darauf jchon 
derjenige berufen, der ohne Widerſpruch des Eigenthümers fremden Grund und Boden bebaut, um 
wieviel mehr muß es von dem geichehen können, der felbft in der Meinung vedlich twar, daß der Grund 
und Boden nicht dem Anderen mehr, jondern ihm gehöre.” ſS. 36.) Dahin läßt fi nicht mehr fol 
gen; der gute Glaube hat, welche Vortheile damit auch für den Beſihzer verknüpft ſein mögen, doch in 
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feinem Falle und nad feinem pofitiven Rechte die magiiche Kraft, eine gewiſſe Erwerbungsart in eine 
weientlih andere Ermwerbungsart zu verwandeln; und wenn dies nicht behauptet werden faun, jo fehlt 
es der Beweisführung für die Begründung des behaupteten Rechtsjages an der juriſtiſchen Schlüffigkeit. 
Indeß findet fih in unferem u e allerdings eine, von dein Obertr. freilich nicht beachtete, Rechts⸗ 
wahrheit: es treffen hier zwei Erwerbungsarten zufammen, die formlofe mittelbare, und die urſprüng— 
lie der Inädifitation; denn betreffs der letzteren ift die Einwilligung des bisherigen Eigenthümers, 
der einen Play ansdrüdiih zum Baue verfauft, im höherer Potenz vorhanden. Aber hierbei ift zu 
beachten, daß die zweite Ermwerbungsart, die Inädififation, in ihrer rechtlichen Wirlſamleit nicht weiter 
zu reihen vermag, als der Bau geht: nur die Bauftelle kann durch die Inädifilation rechtsgültig er- 
worben werden; dasjenige, was an Grund und Boden mehr durch den formloien Kauf [und die dar» 
auf gegründete Uebergabe] erworben worden ift, bleibt dem Scidiale der mündlichen Berträge unter- 
worjen, doc mit der Einſchränkung, daß der Uebernehmer an der Aufrufung des Gejchäftes durch jei- 
nen Bau verhindert ift, weil er nicht das Ganze in feinem früheren Zuftande zurüdzugeben vermag. 
Der in Rede ftehende Rechtsfall ift auch aus dieſem Gefichtspuntte quantitativ unriceh entichieden : 
die Bauftellen waren unmiderruflih erworben, der Garten aber nicht.) 2. Der Bauende muß nicht 
unredlich handeln, d. h. er muß entweder in jeinem echte, dort zu bauen, irren, oder er muß, ob« 
gleich er das Eigenthum eines Anderen fennt, einen vernünftigen Grund haben, anzunehmen, daß ihm 
der Eigenthümer die Bauftelle überlaffen merde. Wer in bolem Bewußtſein fremden Grund bebaut, 
fannn dadurch nicht das Recht eriwerben, den Eigenthilmer zu nöthigen, ihm die Bauftelle abzutreten. 
— Unter diejen Borausjegungen bewirkt die Wiffenichaft des Eigenthümers don dem unternommenen 
Baue, ohne Erforderniß der Anzeige jeitens des Bauenden, und die Unterlaffung des Wideripruches, 
daß der Bauende ihn zwingen kann, ihm die Bauftelle Fäuflich zu überlaſſen. In diefem Falle kom« 
men die Grundjäge dom nothwendigen Berkaufe zur Anmendung Zit. 11, 8.3 ff. Die formlofe 
Eimmilligung des Grundeigenthüimers z. B. ift dazu völlig hinreichend, wenn darauf wirklich gebaut 
wird. (4. 9.) Das Bemwußtiein der Ungültigkeit des Bertrages als mittelbaren Erwerbungs» 
titels madıt die unmittelbare Erwerbung durch bemilligte Imädifitation nicht fehlerhaft. Bergl. 
Ert. des Obertr. d. 12, März 1858 (Entſch. Bd. XXXVIU, S. 63). Wenn aber der als mittel- 
barer Titel nicht gültige Vertrag gewiſſe Beſchränkungen des Baues feftiet, und der Bauende ſich 
denjelben nicht waren jo ift auch die unmittelbare Ermwerbung durch Inädifilation ungültig, 
weil in der Verabredung, wenngleich fie als Rechtstitel zur mittelbaren Erwerbung unkräfti it 
doc) zugleich ein Widerfpruch gegen eine geroiffe Art des Baues ausgeiprochen ift und dieſe Thatjache 
eben die unmittelbare Ermwerbung durch Imädifitation hindert. Vergl. Ert. des Obertr. bom 
5. Februar 1858 (Entſch. Bd. XXXVIU, ©. 70). 

(4. U.) Im der, im Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 80, mitgetheilten Enticheidung eines jpä- 
teren Rechtsfalles, vom 12. Dez. 1859, hat das Obertr. feine, in den Entſch. Bd. XXX, ©. 31 auf- 
geftellte Anficht dahin, daß die mittelbare Ermerbung die Anwendung des $. 352 nit unbedingt 
(jest aljo nur bedingt, die Bedingung ift nicht bezeichnet) ausichließe, beibehalten. Die Enticheidung 
ift infofern auffallend, als fie, abgejehen von der ftreitigen Anmwendbarleit des $. 332, durch die Frage 
nad) der jog. Aftivfegitimation , d. h. nach dem angemwendeten Klagerechte des Klägers hinfällig wird. 
Der Fall war diejer: Einer von drei Miteigenthiimern hatte eine gemeinichaftlihe Bauftelle durch 
einen formlojen Bertrag verkauft und übergeben. Hinterdrein verkauften alle Drei zufammen das 
Grundftüd an einen Dritten. Dieler jüngere Käufer fordert das Grundftüd num dem älteren Käufer 
und Befiter ab. Mit weldem Rechte? Das erfährt man nicht. Cigenthlimer und Befignachfolger 
der Berfäufer konnte er nicht geworden fein, denn das Grundftüd hatte ihm nicht übergeben werden 
können, weil e8 ja ein Dritter im Befige hatte; die Bindifationsflage aus eigenem Rechte ftand ihm 
aljo nicht zu. Bon einem Uebergange der Klagerechte der Verkäufer kommt auch nichts vor. Das 
Klagefundament ift daher räthielhaft. Es hätten die beiden beim erften Berkaufe nicht beadhteten Mit- 
eigenthlimer die partielle Reivindifation gehabt. Diefe ging aber durch den Kauffontraft auf den zwei⸗ 
ten Käufer, den Kläger von jelbft nicht über. 

Uebrigens hat man fich in feiner Theorie über die Anwendbarkeit des $. 332 fo berrannt, daß 
man es nicht merkt, den Nechtsboden ganz verloren zu haben. Die Inädifilation ift bekanntlich nichts 
anderes, als ein Fall der Adjunktion, d. h. der Berbindung oder Zufammenfligung zweier Sachen. 
Bei der" Inädifilation werden bewegliche Sachen mit einer unbeweglichen Sache verbunden, wie Jeder 
mann weiß. Durch das Bebauen eines Grundftüds wird der freie Pla (die area) in ein Gehöfte 
(insula) verwandelt. Iſt das Eigenthum des Bodens und das der verbauten Sachen in den Händen 
verichiedener Berjonen, jo nimmt das Bauen einen juriftiihen Charakter an und tritt als Ermwerbungs- 
art in Betreff des neuen Ganzen, des Gebäudes oder Gehöftes, auf. Nun ift die Frage keine andere 
als die: Soll der fremde Eigenthiimer der Scholle, auf welcher das Bauwerk errichtet ift, oder der 
Eigenthümer der verbauten bemeglichen Sachen (oder vielleicht gar der dritte Bauende) Eigenthümer 
des Ganzen fein? Soll es der Kigenthlimer der Materialien oder der dritte Bauende fein, fo ift er 
durch das Bebauen auch Eigenthiimer der Stelle (area) geworden. Damit ift Mar, daß durch die 
Inädififation unmöglich mehr an Grund und Boden eriworben werden kann, als die Gebäulichkeiten 
bededen. Bon diefem Ariom ift man bei der Eingenommenbeit für jene Theorie ganz abgefominen; 
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8. 333. Wie 08 zu halten fei, wenn der Befiker5®) eines ganzen Guts Ge- 
bäude darauf errichtet, und hiernächft da8 Gut, nebit den Gebäuden, dem Gigenthü- 
> zurüdgeben muß, ift im Titel vom Bejig verordnet. (Tit. 7, 88. 204 — 211, 

. 238) 53®). 

$. 334. Hat Jemand fremde Materialien, anf feinem eigenen Grunde und Bo- 
den, ohne Vorwiſſen des Eigenthümerd, verbaut, jo fann zwar leßterer weder die 
nn verbaueten Materialien zurüdfordern, noch das Eigenthum ded Gebäudes ver- 
angen 54). 


das Dbertr. hat in der Anwendung feiner Theorie erfannt, daß die ganze auf Grund eines unkräfti- 
gen Titels erworbene weite Bodenfläche durch das Aufbauen eine® wie immer gearteten unbedeutenden 

ebäudes eigenthlimlich erworben worden jei. Diele Theorie führt zu der Ungereimtheit, daß eine 
duch mündlichen Bertrag erworbene Bodenfläche von beliebiger Ausdehnung durch das dem Berkäufer 
befanmt geweſene und nicht verbotene Aufbauen eines Humdejtalles zum unmiderruftihen Eigenthume 
des Bauenden wird. — (5. 9.) Jemand hatte von einem Anderen durch mündlichen (alio bei Parzel— 
lenfäufen nichtigen) Bertrag eine Aderparzelle von 2 M. gefauft und übergeben erhalten, darauf 
einige Gebäude errichtet und dem übrigen Theil derjelben zu Hofraum und Garten verendet. Der 
Thatbeftand war ſonach dem Falle, welcher durch das vorhin kritifirte Erf. vom 17. Dit. 1854 ent- 
ſchieden worden, ganz ähnlih. Der Verkäufer forderte das unverbindlich veräußerte Grundftüd zurlid, 
der Belt. berief fich auf den $. 332 und das Gericht I. Inftanz verurtheilte ihm zur eg be⸗ 
hielt ihm jedoch das Retentionsrecht wegen der errichteten Gebäude (Meliorationen) vor. Dieſe dem 
$. 333 entiprechende Enticheidung änderte das Appell..Gericht durch Abweiſung der Klage ab, indem 
es den 8. 332 fiir maßgebend hielt. Diesmal war das Obertr, damit nicht einverftanden, faifirte das 
UÜrtel und jtellte das Erf. I. Inſtanz wieder her; „dem, mie jchon in dem Entich. Bd. XXX, ©. 35 
ausgeführt ift, findet das Recht der Imädififation da nicht Anwendung, wo das Bauen nicht an und 
für ſich Zweck der Befignahme des bebauten Grundes ift, und die Errichtung von Gebäuden nur als 
Berbefierung erſcheint ($. 333). Erf. vom 6. Januar 1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 267). 
Ich halte diefen Sat nah wie vor für intorreft und aus den angeführten Gründen die unmittelbare 
Ermwerbungsart der Inädifilation für ausgefchlofien, wenn ein Zitel zur mittelbaren Erwerbung der 
Area vorliegt und auf Grund deffelben die mittelbare Erwerbungsart (Tradition) vollzogen ifl. Die 
Inädifilation jet einfeitige Befigergreifung ohne einen Autor voraus und wirft nicht weiter als die 
Adjunktion reicht, d. i. nicht weiter als joweit der Erdboden durch Gebäude bededt if. Danach vers 
fteht es fih von jelbft, was das Obertr. a.a. DO. ©. 269 wie einen Rechtsgrundfag ausipricht, daß 
der Bauende durch den $. 332 noch fein Recht hat, zu verlangen , daß ihm der zur Benutzung der 
Baulichkeiten erforderlihe Raum an Wegen ꝛc. eigenthümlich überlaffen werde — das würde ja eine er- 
zwungene mittelbare Gigenthumsermwerbung ohne Titel darftellen —, und daß er nur die Einräu— 
mung einer Serbitut unter den Bedingungen des Geſetzes (Tit. 22, $. 3) verlangen fönne. 

(5. 4.) Der $. 332 redet, wie aus feiner Verbindung mit den vorhergehenden 88.327 ff. erhellet, 
von für fich jelbft beftehenden, auf fremdem Grunde und Boden errichteten Gebäuden. Dazu fann 
eine Schleuien-Anlage, melde nur theilmeife auf fremdem Grunde und Boden, theilweiſe aber auf dem 

ermeinichaftlichen Grunde und Boden des den beiderfeitigen Uferbefigern eigenthümlich zugehörigen 
Brivarfluffes fteht, und welche fidh an das auf dem eigenen Boden des Bauenden befindliche Miühlen- 
rundftüd anichließt, nicht gerechnet werden, der $. 332 paßt demnach gar nicht auf dem vorliegenden 

U und kann die Nidhtanwendung des $. 135, I, 5 micht begründen. Erf. des Obertr. v. 19. Des. 
1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIX, ©, 264), 

53) Dies ift der Gegeniat zu dem $. 332. Unter dem „ganzen Gute“ wird nicht etwa ein Land« 
gut oder jonft eine eingerichtete Wirthichaft verftanden , jondern ein jedes Grundftüd, 3.8. ein Stüd 
rer oder ein Stück wilſtes Gebirgsiand, worauf ſich Jemand anfiedelt und ein Wohnhaus 
errichtet. 

53a) (4. U.) Daß die 88. 827 u. 322 auch dann nicht maßgebend find, wenn der Grund und 
Boden dem Bauenden in folge eines zwiſchen demjelben und dem Gigenthümer beftandenen Bertrans- 
verhältniffes, z. B. auf Grund eines Pachtkontraltes, zur Benutzung übergeben worden ift, verfteht fich 
ungeſagt, und wird in dem Erf, des Obertr. vom 15. Februar 1855 angewendet. (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XV, ©. 19.) — Das Gleiche gilt für das Verhältniß des Präfariums. rk. defj. d. 11. Ja— 
nuar 1861 (Arch. j. Rechtsf. Bd. XL, ©, 128). 

*) (5.4.) Hellfeldle. — E. G. Wächter a. a. O. ©. 26, lit.a. — Mein Privatrecht, 
3. Ausg. Bd. I, 8. 249, II, 2. 


, 54) In diefem falle gilt mithin der Röm. Grundiat, daß der Grundeigenthümer durch Inädifi- 
fation auch Eigenthümer der Bauanlage wird, mit einer bloß perjönlichen Verbindlichkeit gegen den 
Eigenthüimer der Materialien. $. 335. 


mit fremden 
Materi 


gl 
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$. 335. Er muß aber von dem Bauenden, nad Mafgabe der demjelben zur Laſt 
falfenden Berfhuldung, für den Berluft feiner Materialien entfchädigt werden. 
u femdem . 8, 336. Hat Jemand fremde Materialien, auf fremdem Grunde und Boden, ohne 


wit freniben Vorwiſſen beider Eigenthümer, verbauet, fo ijt die Frage über das Eigenthum 55), 


zugleich *). —*— * und dem Grundeigenthümer, nad) obigen Grundſätzen 88.327 —332 
zu entſcheiden. 
8. 337. Dem Eigenthümer der Materialien muß der Bauende nach Vorſchrift 
$. 335 gerecht werden 56), 
$. 338. Hingegen hat der Eigenthümer der Materialien an den Grundeigenthü- 
mer, in fofern dieſer an der Kränfung des erftern in feinem Eigenthume nicht Theil 
genommen bat, gar feinen Anſpruch 5°). 
8. 339. Doch fann der Eigenthümer der Materialien, wegen feiner von dem 
Bauenden zu erhaltenden Entfhädigung, an das, was der Grundeigenthümer dem 
Bauenden etwa noch zu leiften bat, jih vorzüglich 5®) halten. 
a 8. 340. Will Jemand einen Bau auf feiner Grenze führen, fo muß er feinen 


Grenge 83). Vorjag, und wie weit er dad Gebäude vorzurüden gedenfe, den Nachbarn an— 
zeigen 59), 


*) (6. A.) E. G. Wächter a. a. O. © 25. Mein Privatrecht a. a, O. Nr. 3, 

55) Dabei konkurrirt der Eigenthümer der Materialien gar nicht. 

56) An den Grundeigenthlimer hat er gar feinen Auſpruch, wenn derjelbe aud das Eigenthum 
des Gebäudes erwirbt. Denn zwiſchen diefen Beiden befteht kein Rechtsverhältniß, weder ein perjön- 
liches noch ein dingliches ($. 338), der Eigenthümer hat lediglicd den Bauenden abzufinden und es ift 
möglich, daß er dieſem weit weniger zu geben hat, als der Bauende dem Eigenthümer der Materialien 
ſchuldig ift. $. 330, 

57) ©. die vor. Anm. 

58) Wieder eine erceptionelle Anwendung der zweifelhaften Regel: pretimm succedit in locum 
rei (Anın. 26 zu 8. 36, Tit. 2), zu dem Zwede, um dem Eigenthlimer der Materialien einen Gegen- 
ftand feiner vorzüglichen Befriedigung zu ſchaffen. Die Geſetzgebung ift jedoch mit der Beilegung des 
BVorzugsrechts nicht ganz geworden. Die Beftimmung ift bei der Umarbeitung des gedrudten 
Entwurfs eingeihaltet und über deren Sinn geben die Materialien feinen Aufſchluß. (G. «Rev. 
Peni. XII, ©, 114.) Das Borzugsrecht ift ohme nähere Beſtimmung geblieben und kann deshalb im 
Konkurſe keine Anwendung finden. Vermuthlich ſoll das Vorrecht, weiches der 8. 424 der alten Ktonf.- 
D. demjenigen zuerfennt, weicher dem Gemeinſchuldner Materialien zum Baue geliefert hat, zuftehen, 
wenigftens jcheint dies beabfichtigt worden zu fein, indem man die fyorderung des Bauenden an den 
Eigenthiimer als Gegenftand der vorzliglichen Befriedigung (Spezialunterpfand) an die Stelle des Ge— 
bäudes gefetst hat. Aber der 8.488 a. a. O. verbietet jede Analogie in der Vorrechtsordnung, und 
überdies würde die analoge Amvendung des &. 424 nichts für fich haben, wogegen der $. 456 geradezu 
den Fall in fich faßt, imdem derjenige, deſſen bemegliches Eigenthum der Gemeinſchuldner auf umer- 
laubte Art an ſich gebracht hat, wegen der Entihädigung das Vorrecht der Sechsten Klaſſe haben fol, 
wenn die Sachen nicht mehr vorhanden oder nicht untericheidbar find und deshalb micht vindizirt Were 
den fünnen. Der 8. 424 dagegen fett eine vertragsmäßige Lieferung der Banmaterialien boraus, 
Hiernach giebt die Beftimmung unjeres $. 439 für den Hauptfall, d. i. im Konkurſe, fein anderes 
Vorrecht als das der Sechsten Kaffe, und zwar zunächſt zur vorzliglichen Befriedigung aus dem Er— 
trage des Anipruches des Gemeinichulöners an den Eigenthiümer, ſoweit derjelbe nach Befriedigung der 
vorhergehenden Klaſſen noch übrig ift. Außer dem alle des Konkurſes würde der Eigenthiimer der 
Materialien, bei eintretendem Konflitte mit anderen Gläubigern, nach diefen Grundjäten nur denjeni- 
gen vorgehen, welche fein befieres Vorrecht als die Sechete Klafje haben. (4. U.) Die neue K. O. v. 
8. Mai 1855 giebt für dieſes VBorrecht feinen Raum. 

58.8) (4, A.) Hat bei aneinander ftoßenden Gebäuden der eine Nachbar den anderen zum Abrei- 
fen des alten und Erbauen des neuen Giebels jelber veranlaßt, jo ift die Frage: ob er dennoch Zu- 
rückrückung diefes Giebels, beziehungsweiſe Wiedereimräumung des Grundes und Bodens, worauf letz⸗ 
terer ftebt, zu verlangen berechtigt jei, oder ob und melde andere Rechte ihm im dieſer Beziehung zu- 
ſtehen, nicht nach den hier unanmwendbaren 88. 340— 342, fondern nur nad) den jonftigen, für Fälle 
diejer Art maßgebenden Borichriften zu enticheiden. Auf diefen Fall ift der 8. 341 unanwendbar. 
Erf. des Obertr. vom 13, März 1862 (Archiv j. Rechtsf. Bd. XLV, ©. 123). 

& 59) Bei einem Baue an der Grenze wird, wenn die Anzeige an den Nachbar unterlafien, und 
die Grenze überjchritten ift, die Klage auf Zurüdrüdung des Gebäudes nicht durch den Einwand be 
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$. 341. Hat er diefed gethan, und ift die angegebene Linie von den Nachbarn 
enehmigt 6°), gleihmwohl aber das Gebäude durch Aufall, geringes oder mäßiges 
erfehen, über die angegebene Linie vorgerüdt worden, fo darf er den Nachbar nur 
den Grund und Boden nach einer billigen Tare vergüten 6% ®). 

8. 342. Sat aber der Bauende die Anzeige ganz unterlaſſen, oder hat er, des 
Widerfpruch® der Nachbarn ungeachtet, über die wahre Grenzlinie 61) fortgebauet; 
oder hat er die von ihnen genehmigte Linie aus Borfag oder grobem Verfehen über- 
fhritten, fo it er fchuldig, das Gebäude, auf feine Koften, bis innerhalb feiner Gren- 
jen 61a) einzuziehen 616), und nod außerdem die Nachbarn zu entichädigen. 


feitigt, daf der Nachbar um den Bau gewußt, und demfelben nicht fofort widerfprochen habe. Pr. des 
Dbertr. 288, dom 30. Juni 1837. Berg. 8. 332 d. T. und die Anm. 48 zu $. 327. (5. A.) Die 
Anzeige braucht nicht an jeden bon mehreren Diiteigenthümern, jogar dann, wenn diejeiben zum Theil 
an außerhalb gelegenen Orten wohnen, bejonders zu geichehen; tm der Regel wird es gemügen, daß 
die Ayzeige dem einen der Miteigenthüimer, oder Demjenigen, welcher defjen Rechte wahrzunehmen hat, 
nameı lid dann, wenn derielbe in dem Nachbargrundftüde jelbft wohnt, gemacht wird, rk. deſſ. v. 
28. März 1865 (Arch. ſ. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 32). 

60) Die Erklärung, mittelft weicher der Nachbar die Linie ur in welcher der Bau gefilhrt 
werden joll, bedarf auch dann micht der jchriftlichen Form, wenn ihm befannt ift, daß diefe Linie die 
wahre Grenziimie überjchreitet. Pr. des Obertr. 668, vom 20, April 1839 (Pr.-Sammi. I, ©, 30). 
Die Mitwiffenichaft des Bauenden um die en entbindet den anderen Theil bon den 
rechtlichen Folgen jeiner Genehmiqung und Kenntniß nicht. Erf, defj. vom 17. März 1864 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. LIU, ©. 219). — Da eine formlofe Erklärung genügt, fo ift auch eine ftillichtveigende 
Genehmigung bindend. Tit. 4, $$. 58, 59, 61 und die Anm. dazu. — (3. 9.) Ift die im $. 341 
bezeichnete Baulinie vom Nachbar durch mündlichen Vertrag aber nur unter der Bedingung einer ihm 
zu gewährenden Gegenberechtigung genehmigt worden, fo verliert dieje Genehmigung Ihre verbindliche 
Kalt, wenn der andere Kontrahent durch Surüdtreten von dem gefchloffenen Bertrage fich der miünd- 
* — Gegenleiſtung entzieht. Pr. des Obertr. vom 20, Olt. 1853 (Entſch. Bd. XXVII., 

. 87). 


608) (5. U.) Die 88. 340, 341 beziehen ſich nur auf die Ausführung eines Baues auf der Grenze; 
mern es fich alfo nicht um eine ſolche handelt, vielmehr die Grenze bereits bebaut ift, und der Streit 
die einfeitige Benutzung der auf der Grenze befindlichen gemeinichaftlihen Mauer durch deren Erhöhung 
betrifft, jo finden jene Borfchriften feine Anwendung. Erk. des Obertr. vom 25. Oft. 1864 (Archiv 
f. Rechtaf. Bd. LVI, ©. 242). 

(5. U.) Die Vorfchriften der $$. 340, 341 paſſen nicht auf einen Bau auf einer an der Grenze 
ftiehenden Mauer des Nachbars oder einer N may Mauer, denn fie geftatten umter den ange 
gebenen Umftänden nur den Erwerb des Grundes und Bodens des Nachbaärs nach einer billigen Tare, 
enthalten aber feine Beftimmungen über den Erwerb und die Benutung der an den Grenzen ftehen- 
den Mauern des Nachbars oder einer gemeinjchaftlihen Mauer, vielmehr kommen in Beziehung auf 
fetstere die 88. 133 ff., I, 8 zur Anmendung. Erf. deff. vom 6. November 1866 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. LXV, ©. 121). 

61) Unter der wahren Grenzlinie ift hier micht die in $$. 139 ff., Tit. 8 vorgefchriebene Baulinie 
bon reip. 3 u. 15 Werkichuhen, jondern die Eigenthumsgrenze zu verftehen. Dies mar ftreitig, ift 
aber als richtiger Rechtsiag angenommen durch den Plenarbeſchluß (Pr. 1283) des Obertr. b. 18, April 
1843, (Entic. Bo. IX, ©. 8.) ® 

618) (4. U.) Weiter nicht. Ob der Grumdeigenthümer auch die fonjefforifche lage auf Mieder- 
herftellung des interstitii, d. h. auf Zurüdziehung des Gebäudes bis auf die geſetzliche Baulinie (Tit. 8, 
68. 139, 140) begründen könne, hängt davon ab: ob er, jobald er von dem Baue Nachricht erhalten, 
Widerfpruc dagegen erhoben hat. Tit. 22, 8.43 u. Pl. Beſchl. d. 18. April 1843 (Entſch. Bd. IX, 
&. 3). Aber die Klage auf Zurüdziehung bis innerhalb der Grenzen des Bauenden fann nicht durch 
den Einwand bejeitigt werden, daß der Nachbar um den Bau gewußt und demfelben nicht jofort mider- 
ſprochen habe. Erf, des Obertr. dv. 9. Januar 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 216). 

61b) (5. 9.) Die Einziehung, reip. die gänzliche oder theilweile Kaffirung, des an der Grenze 
aufgeführten Bauwerles ift von der dorgängigen Ermittelung der wahren Eigenthumsgrenze abhängig ; 
daher kann, ohne Feftftellung derjeiben, eine jolche Demolirung nicht im poſſeſſoriſchen Wege ausgeipro- 
hen werden. Eri. defj. vom 13. Oktober 1865 (Arch. f. Nedtsf. Bd. LX, ©. 218), 


öre, 0 
nicht gehöre. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Bon Preis gegebenen Saden oder Geldern. 


$. 343. Die Erwerbung von Sahen oder Geldern, die in der Abjicht audge- 
worfen werden, daß der, welcher fie in Befig nimmt, Eigenthümer davon werden 
ſolle, gefhieht nach) den Regeln der urfprünglichen ®*) Defipergreifung. (88. 7 — 13.) 

$. 344. Dergleihen Sachen und Gelder werden jo lange, bis fie wirklich in 
Befik genommen worden, ald herrenlo® angefehen. 

$. 345. Hat jedoch Jemand Sachen oder Gelder nur für gewiſſe Perfonen Preis 
gegeben, jo können auch nur diefe dad Eigenthum durch Bejignehmung erwerben. 

$. 346. Dieſe haben daher das Recht, alle Andere von der Befigergreifung aus- 
zufchließen, und die * erforderlichen Anſtalten vorzukehren. 
—5 . 347. Haben Andere, denen die Sachen oder Gelder nicht beſtimmt waren, 
ſich deren bemächtigt, fo fann fie der vorige 3) Eigenthümer von ihnen zurüdfordern. 

$. 348. Niemand darf, ohne Genehmigung +) der Polizeiobrigfeit, wegen 
—* zu beſorgender Unordnungen, öffentlich Gelder auswerfen, oder Sachen Preis 
geben. 

8§. 349. Sat er es ohne — Erlaubniß gethan, oder die von der Polizei 
vorgejchriebenen Maßregeln nicht beobachtet, jo haftet er für allen Schaden. 


Achter Abſchnitt. 
Bon Erwerbung* der Erbſchaften. 


Das Gemeine Recht iſt im Weſentlichen aufgegeben und dient daher wenig zum Verſtändniß des 
Allgemeinen Landrechts. 

Nach chronologiſcher Folge bietet die preußische Literatur nachbezeichnete Schriften über das Erbredit : 

Gründler, die Erbfolge nad) den Grundjägen des gemeinen Preußiſchen Rechts. Nürnberg 1798. 

Erelinger, Syſtem des Preußiihen Erbrechts mit vergleichender Hinweiſung auf das Römiiche 
und Gemeine Erbrecht; nebft einem Anhange, den Erbichaftsjtempel betreffend. Breslau 1834, 

Bornemann, Spftematiiche Darftellung des Preußiſchen Eivilvechts, mit Benutung der Ma— 
terialien des Allgemeinen Landrechts, Bd. 6. Berlin 1839, 

Gruchot, Preußiices Erbrecht in Gloffen zum Allgemeinen Landrecht auf römiiher und germa- 
niſcher Grundlage, unter Berüdfichtigung der neueren ——— 8 Bde. Hamm 1865 bis 1867, 
Der ıfte Bd., erfte Hälfte enthält den Abichnitt 8 dieſes Zitels, vom Ermwerbung der Erbſchaft. 

Mein Preufiiches Erbrecht, aus dem gemeinen deutichen Recht entwidelt. Berlin 1866. Hier- 
her gehört das 3. Buch, erfte Abichn. von Ermerbung der Erbichait, 85. 142 ff. 


8. 350. Die Erbfhaft eines Veritorbenen oder für todt Erflärten !) befteht aus 


der dem Inbegriffe aller feiner hinterlajienen Sachen, Rechte und Pflichten ?). 


62) Anders nah R. R. Dieſes betrachtet die Ausmwerfung von Miffilien und die Befignehmung 
derfeitgn als eime Uebergabe an unbeftimmte Perfonen. „— interdum et in incertam personam collo- 
cata luntas domini transfert rei proprietatem, et ecce, qui missilia jactat in vulgus: ignorat 
enim, quid eorum quisque excepturus sit; et tamen, quia vult, quod quisque exceperit, ejus esse, 
statim eum dominum eflieit.“ L. 9, $. 7 D. de acquir. rer. dom. (XLI, 1). ben jo $. 46 
J. de rer. div. (II, 1). Hiernach findet eine mittelbare Erwerbungsart, eine Succeſſion ftatt, worin 
eine Schentung enthalten ift. Das ift der wichtige praktische Unterichied zmwiichen dem R. R. und 
dem U. L.R. Nach dem FR. kann Jemand jein ganzes Vermögen auf dieje Weile an Andere über- 
tragen, indem er z. B. Staatspapiere Preis giebt für gewiſſe Perſonen, er vollzieht dadurch keine 
Beräußerung im juriſtiſchen Sinne, mithin iſt die darauf folgende (originäre) Erwerbung unanſechtbar. 

63) Bielmehr der umberänderte Eigenthümer. Denn da er nur mit Vorbehalt die Sache Preis 
gegeben hat, jo geht feine Veränderung in der Perſon des Eigenthümers dor ſich, wenn nicht die ges 
wiſſen Perſonen den Beſitz ergreifen. Bergl. die vor. Aum. 

64) Genau geiprochen kann wohl nicht die Genehmigung der Polizei erforderlich fein, viel« 
—* bedarf es, zur Begegnung von Unordnungen, nur der Beaufſichtigung, wie bei allen Deffent- 
lichkeiten. 

*) Nur don der Erwerbung der Erbichaft wird hier gehandelt, Das L.R. nennt den ganzen Ins 
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$. 351. Was wegen eines \nbegriffd von Sachen und Rechten überhaupt vor- 
gefchrieben ift, findet auch bei Erbichaften Anwendung. (Tit. 2, $. 32 sqq.) 
8. 352. in wiefern die Erbfchaft durch das, was gewiſſe Miterben bei der Thei- 


begriff des Bermögens einer Perſon, wenn die Rechtsfähigleit derielben aufgehört hat, ſei dies durch 
den leiblichen Tod, oder durch Zodeserflärung, oder durch —** Ablegung der Rechtsfähigleit 
(Kioftergelübte), — deren Berlafienichaft (Tit. 2, $. 34). Bon dem Lebergange der herrenlos geivor: 
denen Bermögensmafle als eines Ganzen an einen anderen Heren handelt das Erbrecht; in Beziehung 
auf diefen Erwerber nennt das ER. die Maſſe Erbichaft (Tit. 2, $. 35). Zur Erwerbung der Erb⸗ 
ſchaft ift nach der Theorie des FR. ein Titel, d. h. ein Anfallsgrund, und die Handlung der Ermwer- 
bung erforderlich; in der Wirklichkeit aber fällt die zweite weq, indem der Anfallsgrund ganz allein, 
ohne Dazutritt einer Handlung des eu Sa die Erbichaft auf diefen überträgt. ($$. 367, 368 
d. T.) Um fo weniger läßt ſich don der Ermwerbung einer Erbſchaft erichöpfend handeln, ohne die 
verichiedenen Anfallsgründe zu beachten. Im dem Syſteme des L.R. aber findet fich feine paffende 
Stelle für das Erbredt im Zuſammenhange. Denn die Berfaffer haben die dinglichen Rechte mur 
als Folgen oder Entwidelungen der Obligationen und jonftigen Rechtshandlungen aufgefaßt und da- 
ber dieje als Erwerbungsmittel dinglicher Rechte im Betracht gezogen. Dadurch ift man gemöthigt 
worden, die Lehre von dem Uebergange der Vermögensmaſſe einer Berjon nach dem Wegjalle ihres 
Eigenthümers ſtückweiſe an mehreren Stellen vorzutragen, und das, wotür ſich feine pafiende Stelle 
game hat, ganz megzulafien. So ift man dazu gelommen, die Lehre von der Eriverbung der 

rbichaft als unmittelbare ggg und die Teftamente als Zitel zur mittelbaren Erwerbung 
des Eigenthums zu behandeln, die übrigen Anfallsgründe gelegentlid an verſchiedenen anderen Stels 
fen vorzutragen, und das Berhältniß mehrerer Miterben unter fih und zu Dritten in den Titel 
dom gemeinichaftlihen Cigenthume zu verweilen. Weggelafien hat man die allgemeinen Grundjäge 
über die Ummilrdigkeit, über das Anwachsrecht bei anderen Anfallsgründen als dem Teſtamente, über 
das zur Anwendung kommende Erbrecht bei mehreren Wohnfigen des Erblafjers, worüber man jetzt 
ftreitet (f. o. Anm. 30 zu $. 23 der Einl.) u. dergl. 


1) Es verfteht fich, daß hinfichtlich eines für todt Erflärten mur die Bermögensmafle als Erb- 
fchaft behandelt werden lann, welche an den Orten befindlich ift, mo er fiir verichollen gilt. Die 
Zodeserflärung ift nichts als die preuß. Form der missio des nächſten Erben eines Abweſenden in 
possessionem. 

2) Die in diefem $. gegebene Begriffsbeftimmung der Erbichaft ift nicht verſchieden von der in 
88. 34 und 35, Titel 2; denn fie umfaßt hier, wie dort, alle Vermögensrechte. (5. A.) Dazu gehö- 
ren aljo 3. B. auch die Rechte, welche der Erblaffer aus einem Berficherungsvertrage mit dem Ber- 
fiherer erlangt hat, umd der Erbe, welcher lediglich als ſolcher im dieje Rechte eingetreten ift, hat 
feine Befugniß, fie nicht als einen Beftandtheil des Nachlafjes zu betrachten, rejp. die dadurch erlang- 
ten Mittel fir fich zu behalten, ohme fie zur Dedung der Nachlaßſchulden zu verwenden. . des 
Dbertr. vom 8. Mai 1866 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXII, ©. 339). — ferner gehören dazu die an— 
hängigen Injurienflagen ; desgleichen das Recht des Wechfeinehmers, einen micht- vollftäudig ausge- 
fühlten Wechſel durd das Hinzufügen des Zahlungstages und des Memittenten ergänzen zu dürfen. 
©. Anm. 88 zu 8.360 d. T. — Daf dort der „Pflichten“ micht gedacht ift, während hier von „Red 
ten und Pflichten‘ geiprochen wird, darf mac der Sprechweiſe des L.R. nicht Anftoß geben, indem 
das .R. unter „Rechten umd Pflichten“ die Obligationen verfteht. S. o. die Anm. 97 zu $. 92 der 
Einleitung, und die Anm. 25 zu $. 33, Tit. 2, An andere Pflichten als vermögensrechtliche (Obli« 
gationen) ift nicht zu denlen. $. 360 d. T. Der dem gemeinen Sprachgebrauche angehörige Aus- 
drud: „melde am der Perſon haften‘, veranlaft die wunderlichſten Streitigleiten. An der Berion des 
Rechtsſubjekts haftet Alles, was ihm zufteht. So hat man darüber geftritten, und das DObertr, macht 
eine fehr wichtige Miene bei der Findung der Entiheidung: ob ein orbener (in der Perſon feiner 
Erben) ſchuldig ſei, ein verbindliches Eheverlöbniß in eine &he zu verwandeln, d. h. der Frauensper⸗ 
fon die Rechte einer Witte des Berftorbenen beizulegen. Man ſ. den Rechtsfall in den Entich. des 
Dbertr. Bd. XXI, ©. 264, noch dazu ein Plenarbeihluß. Was joll man dazu jagen! Der Rechts— 
grundſatz ift: es erliicht Alles mit dem Untergange der Perfon, mas in das Perjonenvecht, d. h. zu 
den Standesrechten (Statusrechten) und Yamilienrechten gehört. (5. A.) Daher jagt das Obertr. zu— 
treffend, e8 enthalte einen Wideriprucdh, wenn der Appellationsrichter das Anerkenntniß einer Frauens- 
perion, fie ſei unchelich geboren, für die Erben derjelben bindend erachte und zugleich eben we— 
gen diejes Anerkenntnifjes ihnen ein Erbrecht an dem Nachlaß eines legitimen Seitenverwandten der 
danach unehelich geborenen Mutter abipricht. Denn die eheliche Geburt mit den davon abhängigen 

milien« und Erbrechten ift feim vererblices, zur Erbſchaft gehörige® Vermögensrecht, und fein 
uftand, über welches die betreffende Perfon durch ein Anerkenntniß gültig beftimmen und ihre 
irgendivie binden könnte. Erf, vom 18, Jumi 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©, 146), 
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(ung unter einander einmwerfen mülfen, einen Zuwachs erhalte, ift gehörigen Orts be- 
ftimmt. (Tit. 17, Abfchn. 2) >). 

$. 353. Alles, was an fremdem*) Eigenthume, oder dejien Zumüchien, in der 
Gewahrfam des Berjtorbenen gefunden worden, gehört nicht zu feiner Erbfchaft +). 


3) Statt „Zit. 17, Abſchn. 2" ift zu lefen: $. 303 ff., Tit. 2, Th. II. R. vom 5, Mai 1834 
und vom 29. Dezbr. 1837 (Jahrb. XLIU, ©. 445 und Bd. L, ©, 469). 


4) Dazu gehören auch a) die in dem Nachlaſſe eines Civil- oder Militärbeamten borfindlichen 
Sammlungen, Schriften oder Zeichnungen, welche ſich auf den Staatsdienft beziehen, oder vermöge 
feiner dienftlihen Stellung in jeine Gewahrſam gelommen find. U. ®D. U, 2,8. 129; R. vont 
8. Juli 1822 (Jahrb. Bd. XX, ©. 44), b) Die in jenem Nachlafje befindlichen Zeichnungen von 
"er se gezeichnete Pläne, Rifie, Profile einzelner Beieftigungsanlagen oder Feftungstheile ; 

ntvürfe zur Befeftigung im Lande gelegener Orte und Gegenden; die gezeichneten Aufnahmen, Ni— 
vellements, Terrains, ng ne gi Situationszeichnungen, und die jonftigen gezeidmeten Kar- 
ten, Pläne umd Riffe, mit Ausnahme der zu landwirthichaftlihen Zwecken, zu Gemeinheitstheilungen 
und dergleichen aufgenommenen Karten, Gerichte und Auftionstommifjarien haben von ſolchen in ei- 
nen Nachlaffe oder in einer zu verauftionivenden Maſſe vorfindlichen Gegenftänden ein Berzeichnif 
anzufertigen und dem Generaltommando der Provinz zuzuftellen; und die Erben haben für die ihnen 
entzogenen Sachen diefer Art den Taxwerth zu erwarten. R. vom 22. Mai 1818 (Jahrb. Bd, XI, 
©. 243), e) Dem Erblaffer verliehen geweſene Ordensinfignien und Ehrenzeichen, welche an die 
General » Ordenstommilfion, jo wie Kriegsdentminzen, welche an die Kircpiele abzuliefern find. 
RD. v. 7. Febr. 1815 (G.S. S. 10); R. vom 10. November 1817 (Jahrb. Bd. X, ©. 250); Be- 
tanntmachung der General « Didenstomm. vom 20. Mai 1840 (J. M.Bl. ©. 195). Drdensdeloratio- 
nen in Brillanten, fo wie Duplifate von Infignien, welche die Beſitzer aus eigenen Mitteln angeichafft 
haben, fönigl. franzöfiiche Orden und fremde Berdienftmedaillen brauchen nicht abgeliefert zu werden. 
Bekanntmachung der General » Ordenstomm. vom 21. Juli 1840 (I.M.Bl. S. 252). Desgleichen die 
Auszeichnung für Dienfte in der Landwehr nicht. R. vom 12, Febr. 1842 (I.M.Bl. ©. 66). Außer 
den fönigl. franzöfiihen jollen aud) ausländische Orden und Ehrenzeichen, jo wie überhaupt mit den 
Ordens » und Ehrenzeichen auch die Zeugniffe über deren Verleihung, mit Ausnahme der don dem 
Könige ſelbſt eg yet Ordenspatente, an die Ordenskommiſſion eingejendet werden. R. d. 25. Mai 
1841 (I.M.Bl. ©. 186). Die don der Stadt Hamburg aus Anlaß des großen Brandes geftiftete 
Erinnerungsmedaille fol nebft dem Patente darüber an das Min. der ausw. Angel. zur weiteren Bes 
förderung eingejendet werden; doc fünnen die Hinterbliebenen das Patent auch behalten, wovon jedoch 
ie Einfendung der Medaille jedesmal Anzeige zu machen if. K.O. vom 20, Auguſt 1844 
(3.M.B. ©. 187). 


48) (4. N.) Was nicht zur Erbſchaft gehört, kann feitens der Miterben dem Erbſchaftsbeſitzer auch 
nicht zur Theilung abgefordert werden. un zur ig Seven der Theilungsklage in Betreff einer 
einzelnen Sache (aetio communi dividundo) gehört die Behauptung des Miteigenthums, ohne welches 
eine Theilung nicht gefordert werden lann, auch wenn der Beſitzer jelbit nicht Eigenthümer wäre. Ge» 
gen dieje Rechtswahrheit verftößt das Erf. d. Obertr, dv. 19. Oltbr. 1860 (Arch. f. Rechts. Bd. XXXIX, 
S. 109), Dort behauptet dafielbe: Ein Miterbe und Befiger der Erbichaft kann die Theilung einer 
mit diefem Nachlaſſe in Befit genommenen Sache nicht deshalb verweigern und feinen Miterben gegen« 
über fiir fich im Anfpruch nehmen und behalten, weil ein Dritter Eigenthümer derjelben zu fein bes 
haupte und er diejed Eigenthum anertenne. Das ift eime unermwiejen gebliebene und aud) unerweis⸗ 
liche Behauptung. Im weiteren Werlaufe der Enticeidungsgründe wird davon Umgang genommen 
und zu anderen Behauptungen übergegangen. Der Gegenftand des Streites war eim weſiphäliſches 
Kolonat, Der im Erbichaftsbefite befindliche Miterbe jagte, dafjelbe jei Zeitpacht und gehöre dem Guts- 
herrn, die übrigen als Theilungstläger auftretenden Miterben behaupteten Erbpacht. Nac dem oben 
angegebenen Erfordernifie der Theilungskiage hätten fie dieſes Fundament und jomit ihr Miteigenthum 
an der angeblichen Erbpachtögeredhtigleit behaupten und bemeijen müſſen. Davon kommt nichts vor; 
das Obertribunal jagt vielmelr über das Fundament: „An und für fich ift der Antrag der Kläger 
auf — des Beklagten, das Kolonat als zum Nachlaſſe — gehörig, unter den Diü 
zur Theilung zu bringen, durd das Miterbredt der Kläger an dem Nachlafje x., welches fie zur Erb» 
theilungsflage berechtigt, inſofern begründet, als das Kolonat fih im Beſitze des Erblafjers bei feinem 
Tode befand und alſo thatlächlich zu deſſen Nachlaſſe gehörte. Hiermit ift das richtige Fundament der 
Theilungskiage gegen den beklagten Miterben, der das Kolonat mit dem Nachlaffe jeines Vaters in Vefig 
enommen hat, gegeben.“ Das ift thatſächlich umd vechtlich unrichtig. Bon der Erbtheilungstlage 
onnte feine Rede fein; denn die Erbſchaſt war ſchon vorher getheilt worden und es war nur das Kolo- 
nat als eine einzelne Sache, wegen des ftreitigen Anrechtes daran, einer fpäteren Theilung vorbehalten 

eblieben. Deshalb war nur die gemeine Theilungsfiage antvendbar. Für dieje kann befanntlid das 
iterbrecht des Klägers nicht das Fundament fein; das Miterbrecht dient hier nur als fandamentum 
intermedium, wenn die Sache (das Kolonat) zur Erbſchaft gehört. Das mar aber beftritten und das 
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$. 354. Auch dürfen Lehne 5) und Fideikommiſſe 6), welche der Erblaijer be- 
jejfen bat, dazu nicht gerechnet werden. 

$. 355. In fofern aber dem Erblaſſer auf dergleichen fremde Sachen ($$. 353, 
354) Rechte zufommen, welche ihrer Natur nach durch den Tod nicht erlöfchen, machen 
diefe Nechte einen Theil der Erbichaft aus. 


— — 


Obertribunal nimmt dieſe Zugehörigkeit ohne alles Weitere für wahr an, bloß deshalb, weil die an— 

eblich fremde Sache ſich im Nachlaſſe befunden hatte. Dann wird, ohne logiſchen Zuſammenhang, 
— ————— „Er (der Bekl.), der die Sache mir dem Nachlaſſe des Erblaſſers in Beſitz genommen 
hat, ift nicht befugt, Dielen Beſitz eigenmächtig in einen Beſitz Namens des vorgeblihen Eigenthiimers, 
feinen Miterben gegenüber, zu berwandein, und die Sache auf ſolche Weile, ohne Zuftimmung der 
am Nachlaffe mitberheiligten Miterben, dem Nachlafje zu entziehen.“ Warum denn aber nicht ? un 
das Kolonat wirklich eine fremde Sache war, ſo ging dieſelbe die Miterben, welche ſich nicht im Beſitze 
befanden, gar nichts an; die Erwägung trägt daher zur Begründung der Entſcheidung nichts bei. 
Bon dem Bemeije darüber: doß die Sache zur Erbichaft gehöre, kommt feine Silbe vor, im dieſer 
Beziehung wird jogar die Parteiftellung umgedreht. Der Bell. hatte nämlich, nach der Erbtheilung, 
von dem Gutsheren das Kolonat durch einen mit ihm geichloffenen Vertrag erblich gewonnen. Mit 
Bezug hierauf wird geſagt: „Er (der Belt.) fonnte den Rechten feiner Miterben: auf Theilung dieſes 
Zugehörs des Nachlafjes gegen ihn anzutragen, durch feine einfeitigen Verträge mit dem Eigenthums- 
prätendenten (Gutöheren) nichts vergeben.” Das mag unter der gemachten Vorausſetzung richtig fein, 
aber die Hauptiache ift Übergangen: wo ift dev Nachweis „dieſes Zugehörs? Der Vertrag mit dem 
Gutsheren joll, den Miterben gegenüber, eine res inter alios acta fein, auf die fich der Beklagte micht 
foll berufen dürfen. Das mag wahr jein, thut aber nichts zum Bortheile der Kläger bezüglich auf die 
Begrilndung ihrer Klage: der Bell. braucht mur das Eigenthum des Erblaſſers und folgewerie das Dlit- 
eigenthum der Kläger zu beftreiten. „Aus eigenem Rechte,“ wird meiter gelagt, „Darf daher der 
Beklagte der Theilungstflage nicht widersprechen.” Das kann er auf fid) beruhen laffen, er, als Be- 
figer, fann aber der Klage wideriprechen, weil er das Miteigenthum der Kläger beftreitet. — Echlief- 
lich heißt es: „Es fragt ſich nur noch: ob der Bell. ala Erwerber der Anfprüche der Gutsherrichaft 
anzuiehen jein und als Nachfolger in deren Rechte das Eigenthum des Kolomats gegen den elterlichen 
Nachlaß (?) in Anſpruch nehmen, mithin auf diefem Wege die Theilung abwenden könne? Es hat 
aber weder die Gutsherrſchaft, noch der Beklagte jelbjt einen ſolchen Bindilationsanipruch förmlich er= 
hoben, Belt. hat nicht reconveniendo auf Zuerfennung des Eigenthums, feinen Miterben gegenüber, 
angetragen , was der richtige Weg geivejen wäre. Hierdurch werden die Beſitz- und Rechtöverhältniffe, 
ſowie die Stellung der Parteien völlig umgekehrt: dem Befiger wird die Nothwendigleit der Bindi- 
fation der Sadye, die er eben befitst, oftroymt. Damit hat die ernftliche Disputation ein Ende, Das 
Sach- und Rectsverhältuiß war diejes: Der Bell. war Erbichaftsbefitier. Im der Erbſchaft befand 
fih eine einzelne Sache, die ein fremder als die jeinige in Anjprud nahm. Der Erbſchaftsbeſitzer 
erfennt das Recht des Prätendenten an. Er hätte num dem Prätendenten die Sache ausantworten 
fönnen. Dadurd würde er den Miterben, die nicht im Befite waren, verantwortlich geworden fein, 
wenn er fih ein Berjehen hätte zu Schulden fommen laſſen, und fie hätten die Sache don dem 
Fremden vindiziren können. Statt deſſen fauft er dem fremden die Sache für ſich ſelbſt ab und 
macht fich zum Befiger derjelben. Hat fich denn dadurch das Verhältniß der nicht im Befite befind- 
lichen Miterben zur fremden Sache verändert? Die Sache fteht fo tie in jenem Falle. Wenn die 
Miterben ſolche als eine dem Erblafjer zugehörig geweſene heraus haben wollen, jo müffen fie # und 
nicht der Beſitzer, diejelbe vindiziven. — (5. U.) In einem anderen ähnlichen Falle jagt das Obertr.: 
Wenn der das Antheitsrecht der Miterben beftreitende Miterbe nicht ein eigenes, das prätendirte An- 
theilsrecht ausichließendes Recht auf im Nachlaffe des Erblafjers befindliche Sachen geltend madht , jo 
läuft der Einwand, daß der Erblafjer nicht Eigenthümer derjelben geweſen jei, auf eine unzuläifige 
exceptio de jure tertii hinaus. Erf. vom 24. Juni 1864 (Arch. für Necdtsf. Bd. LI, ©, 318). 
Auch dieje Sentenz verfehlt ihr Ziel. Es handelte fi) auch in diefem Falle um einige einzelne Stüde, 
welche nach der Erbtheilung im Beſitze des einen Miterben ſich befanden und von anderen Miterben 
mit der Theilungsflage verfolgt wurden, Der beklagte Beſitzer beftritt das Miteigenthum der Kläger 
und daraus wird hier eine exceptio de jure tertii gemacht, um die negative Litisfomteftation zur neu— 
tralifiren. Dieſe vermeintliche exceptio formt hier gar nicht zur Eriftenz. 

5) Die Errichtung von Lehen ift unterfagt. Der in Bezug auf die vorhandenen Lehen noch be- 
ftehende Lehnsverband joll durch geieglihe Anordnung aufgelöft werden. Diele Beftimmungen finden 
auf Throniehen und auf die außerhalb des Staates liegenden Lehen feine Anwendung. G. vom 
5. Juni 1852 (G.S. ©. 319), 

6) Das Staatsgr.-&., Art. 40 und 41, enthielt die gleiche Beſtimmung (Anm. 5) auch binficht- 
lid der u Dies ift dur das ©. vom 5. Juni 1852 (G.S. S. 319) wie— 
der aufgehoben. 





480 Erfter Theil. Neunter Titel. 


$. 356. Infonderheit gehört alles, was der Erblaffer wegen der auf ſolche Sa- 
hen verwendeten Koften zu fordern berechtigt wäre, zu feiner Erbichaft. 

$. 357. In wiefern vorhandene oder rückſtändige Früchte und Nugungen folcher 
Sachen zur Verlajienfchaft gehören, oder nicht, ift nach dem Unterfehiede der Vermö— 
gensarten durch befondere Geſetze beftimmt. (Tit. 18, Abfchn. 1; Th. II, Tit. 4.) 

$. 358. Der, welchem dergleichen fremde Sachen zugehören, oder vermöge der 
ee zufallen, iſt dieſelben aus dem Nachlaſſe eigenmächtig an ſich zu nehmen nicht 
efugt. 

$. 359. Vielmehr muß er die Ausantwortung derfelben von dem Erben erwar- 
ten, oder durch richterliche Hülfe bewirken). 

$. 360. Rechte, Verbindlichkeiten, Laſten und Strafen, welche bloß an der Per- 
fon des Erblajierd haften 3), find zu feiner Erbſchaft nicht zu rechnen ® *). (Ginleit. 
8. 106°); Tit. 2 $. 40.) 

8. 361. In fofern aber aus Rechten oder Pflichten, die mit dem Tode des Erb- 
laſſers erlöfchen, noch bei feiner Lebenszeit Folgen entitanden find, die ein nach Gelde 
— Intereſſe begründen, gehört dieſes Intereſſe allerdings zu feinem Nach— 
aſſe !®). 

8. 362. Rechte und Pflichten aus Verträgen %®), ingleichen diejenigen, welche 
den Erſatz eined aus unerlaubten Handlungen 106) entftandenen Schadens betreffen, 
werden in der Regel der Erbichaft beigerechnet. 

$. 363. Geldjtrafen find aus der Erbſchaft nur in fofern zu entrichten, als fie 
gegen den Erblajjer wirklich ſchon erfannt **), oder doch die Unterfuchung ??) gegen ihn 
*— ſo weit geſchloſſen worden, daß der rechtlichen Feſtſetzung ferner nichts im Wege 
ſte tu22). 

$. 364. Sachen aber, die wegen eines daran !?b) begangenen Verbrechens dem 


= 7) Der Fideitommißfolger fteht zu dem Erben in dem Berhältniffe eines Legatare. 

8) Dazu gehört auch der Befig, diefer fann, als ein thatſächliches Verhäftni des Erblaſſers, 
nicht ohne die befitende Perjon fortdauern, folglich auch nicht auf den Erben übergehen. Bergl. 
Entid. des Obertr. Bd. VIII, ©. 8. ©. auch o. die Anm. 2. — Desgleichen die geſetzliche Alimen- 
tationsverbindlichfeit. Unten, Anm. 48 zu $. 647, Tit. 2, Th. I. (3. 9.) Auch die Haftbarkeit der 
perfönlichen Freiheit ift micht vererblich, daher gegen den Erben der Sculdarreft regen einer auf 
ihn vererbten Schuld nicht zuläffig if. Berg. A. D. W.O. Art. 2, Nr.ı und Code eivil, Art. 174. 

8a) (5. A.) Ueber die Vererblichkeit der Imjurienklage f. m. unten, II, 20, $. 160, Anm. 85, 
lit. a, und m. Erbredit 5. 7, Nr. 4, lit. a (S. 90). 

(5. U.) Das Recht des Wechſelnehmers, einen nicht vollftändig ausgefüllten Wechſel durd das 
Hinzufügen des Zahlungstages und des Remittenten ergänzen d dürfen, er auf die Erben über. 
Ert. des Obertr. vom 13, Juli 1867 (Entih. Bd. LVII, ©. 331). M. j. aud oben, Anm. 2 
zu 350 d. T. 

9) Statt „106 ift „102 zu leſen. R. v. 14. Juli 1837 (Jahrb. B. L, ©. 469). 

10) 3. B. die Koften aus Progefjen der Ehefrau. R. v. 18, April 1836 (Jahrb. Bd. XLVII, 
©. 519). 

108) Vergl. Tit. 5, $. 415. 

106) Bergl. Tit. 6, $. 28 und die Anm. 16b dazu. 

11) Wenngleih nur durch ein Rejolut der Finanz» oder Polizeibehörde. R. vom 29, Januar 
1814 (Jahrb. Bd. II, S. 18). Borausgejegt jedoch, daß gen ein ſolches Reſolut nicht mehr die 
Berufung auf rechtliches Gehör zuläffig ift. Iſt dies der Kal, jo kann das Reſolut nicht rechtsträf- 
tig werden, denn die gerichtliche Unterfuchung ift unmöglich geworden. 

42) Darunter ift die gerichtliche Unterfuchung (der ftrafrechtliche Prozeß) zu verftehen. 

128) (3. 9.) Die ganze Beftimmung des $. 363 ift durch den $. 20 des St. G. B. dahin abge- 
ändert, dk Geldftrafen in den Nachlaß eines Angefchuldigten nur dann bollftredt werden können, 
wenn derjelbe bei Lebzeiten vechtsfräftig verurtheilt worden ift. 

12b) (5. 9.) „Daran, wie 3. B. bei der Steuerdefrandation die Waaren, oder auch „damit“, 
wie bei Jagdfreveln und Wilddiebereien die Jagdgeräthe und bei Verbrechen überhaupt die Inftrumente, 
mit welchen das Verbrechen verübt if. Krim.» Drdn. $. 638. 
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Fiskus verfallen find, müſſen demfelben aus dem Nachlaffe verabfolgt werden 1? °), auch 
wenn der Erblafjer den Abſchluß der Unterfuchung und die Eröffnung des Konfidfations- 
urtels nicht mehr erlebt hat. 

$. 365. Die Koften der Unterfuchung treffen in allen Fällen den Nachlaß, fobald 
erhellet, daß der Verftorbene zu der Unterfuhung auch nur durch Berfehen, oder un- 
vorfichtiged Betragen, gegründeten Anlaß gegeben habe. 

$. 366. Mit den Fechten und Prlichten in Anfehung der Konventionalftrafen 
bat es eben die Bewandtniß, wie mit andern aus Berträgen entjpringenden Befugnif- 
fen und BVerbindlichkeiten !>). 

8. 367. Sobald der Erblaſſer verjtorben , oder für todt erflärt ift ?*), fällt die —— 
Erbſchaft an denjenigen, welchen rechtsgültige Willenserklärungen des Erblaſſers, oder, 
in deren Ermangelung ?5), die Vorſchriften der Geſetze!) dazu berufen. 

$. 368. Diefer erlangt das Eigenthum 7) der Erbfchaft, nebft allen damit ver- 
bundenen Rechten und Pflichten, ohne daß e8 weiter einer Befigergreifung ! 3) bedarf ! °). 


12€) (5, A.) Die gegen einen Nachlaß geltend zu machende Konfistation ift ausschließlich im 
Wege des Unterjuchungsverfahrens zu bemwerfftelligen, auch wenn gegen den Thäter bei feinen Yebzeiten 
— feine Anklage erhoben worden war. Unten, Anm. 37 zu $. 20 des Str. G. B. 

13) Weil Konventionalftrafen nur ein voraus berabredetes Interefie find. Uebrigens ift die ganze 
Kajuiftit von 88. 3538 — 366 ohne ein en NRechtöprinzip; dieſes muß aus der Kajuiftit 
erft abftrahirt werden. Bergl. Aum. 2 a. E. 

14) Als Todestag gilt dann der Tag, am welchem das Zodeserflärungsurtel rechtskräftig wird. 
Th. II, Tit. 18, 8. 885. Bergl. o. die Anm. 39 zu Tit. 1. — Ueber den Zeitpuntt, mit welchem 
ein Zodeserflärungs-Urtel filr rechtskräftig anzujehen, wenn ein Rechtsmittel gegen dafjelbe nicht ein- 
gelegt worden ift, |. m. unten die Anm. 74 zu $. 835, II, 18, 

15) Nicht bloß in deren Ermangelung , fondern aud dann , wenn Pflichttheilsberechtigte vorhan⸗ 
den find, weiche, ohne daß die Erbeseinjegung nichtig wird, nebenher contra tabulas ſuccediren. Die- 
fer Punkt, aus welchem mande andere Säbe Mar werden, ift einer von denen, welche bei der zerrif- 
jenen Behandiung des Erbrechts ganz verloren gegangen find, ohne daß dod) eine Aenderung des Rechts— 
zuftandes hat ftattfinden follen, 

16) Welcher? Darüber ſ. o. die Anm. 25 zu $. VIII des Publ.-Patents, u. 30 zu $. 23 der Einl. 

17) Nicht aber den Befig; diejer muß bejonders ergriffen werden. So aud nad R. R. L. 23 
pr. D. de acquir. vel amitt. poss. (XLI, 2). Der Erbe hat daher nicht die poſſeſſoriſche Klage auf 
MWiederherftellung oder Schuß des Befites von Erbichaftsjahen, wenn die Störung feines Rechts zum 
Beſitze nad dem Anfalle, jedoch vor der Befignahme der Erbidaft vorgefommen it. Pr. 1190, dom 
13. Septbr. 1842 und Pl.Beſchl. (Pr. 2161) des Obertr. vom 7. Nobbr. 1849 (Entſch. Bd. XVII, 
©. 3). Wohl aber geht die ice ag einer Schon dor dem Tode des Erblaſſers vorge— 
fallenen Befitentziehung oder a. auf den Erben über, gemäß $. 361 d. 8%. — (4. 4.) Das 
wird auch von dem Obertr, in dem Ext. vom 10. Mai 1861 (Archiv fiir Rechtsf. Bd. XLI, ©. 241) 
anerkannt und angewendet. (5. A.) Doc ift das Gejagte bei dem interdietum retinendae possessio- 
nis (tmegen bloßer Störung) nur dom Schadenseriage, inſoweit das Imterdift nach feinem Prinzip 
auch auf einen folchen geht, zu verftehen, denn hinſichtlich der Hauptſache (Schuß im Beſitze gegen fer- 
—— ) iſt der Uebergang des Interdilts nicht denkbar, weil der zu ſchützende Beſitzer nicht mehr 
vorhanden ift. 

(5. A.) Zur Erlangung des Befiges der Erbſchaftoſtülde hat der Erbe, mern die aufergerichtliche 
Befigergreifung unthunlich ift, folgende Rechtsmittel: 1) er kann die einzelnen Sadyen, melde ein 
Dritter oftupirt hat, don diefem als einem possessor pro possessore bindictren, oder, wenn fein Ei— 
genthum beftritten wird, mit der Erbichaftsflage abfordern, L. 16 8. 4 D. de hered. pet. (V, 3); 
2) er kann von dem interdietum quoram bonorum Gebraudy machen, j. unten, Anm. 95, Abi. 1a. €, 
und L. 2, 3 C. quorum bonorum (VIII, 2); 3) hat er ein fürmliches Teftament für fih, fo fann er 
eine missio in bona fordern, Tit. 12, 8. 244 umd L. 3 C. de edicto D. Hadriani toll. (VI, 33). 

18) Die Erbſchaft wird in dem Augenblide des Anfalles, ohme Zuthun, ſelbſt ohme Wiſſen und 
Willen des Erben, ipso jure erworben, Suarez giebt über den, in den 88. 367 u. 368 enthaltes 
nen Rechtsſatz folgende Rechtfertigung: Der Sat Iaeine zwar der Regel des R. R. entgegen: here- 
ditas non adita non transmittitur. Grmäge man aber etwas genauer die vielen Ausnahmen bon dies 
fer Regel (Hellfeld, ad P., $. 1496), jo werde man finden, daß fie die Regel (die ohmehin nur 
auf der Jurisprudentia formularia und der Theorie don actibus legitimis bei den Römern beruhe) 
ganz aufhöben; zumalen bei uns, wo jeder Erbe, der ſich im der beſtimmten Frift nicht ertläre, ipso 
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8. 369. Iſt aber Jemandem eine Erbfchaft unter einer zu Recht beftändigen auf- 
jchiebenden Bedingung binterlafien worden, fo wird er nur von der Zeit der Erfüllung 
diefer Bedingung Gigenthümer der Erbichaft *®). 

$. 370. Stirbt der Erbe, noch ehe er die Erbfchaft in Befik genommen bat, fo 
geht dennoch fein Net daran?!) auf jeinen Erben über. 

$. 371. Hängt die Frage: wen eine Erbichaft angefallen jei, davon ab: ob 
eine bei dem Tode des Erblaſſers vorhandene Leibesfrucht lebendig zur Welt fommen 
werde, fo muß dieſer Erfolg abgewartet**) werden. 

$. 372. Mürde die Leibesfrucht, wenn fie zur Welt fäme, alle Andern ausfchlie- 
pen, jo muß derjenige, welcher vermöge der Geſetze, oder richterlicher Anordnung, Ku— 
rator derjelben it, zugleich zum Verlaſſenſchafts ? 3)» Kurator beftellt werden. 


jure für einen Benefizialerben augenommen werde. Dazu ift von Goßler angemerkt: „IR auch Schon 
in praxi angenommen.“ (Jahrb. Bd. XLI, S. 12.) Daraus erfennt man den Weg, auf dem man 
ſich befand. Der angenommene Grundſatz ift der uralte, nicht im Bewußtſein geweſene deurfchrechrliche : 
der Todte ergreift den Yebendigen (le mort saisit le vif). Er mwurzelt in dem deutichen Gejammteigen- 
thume der Kamilie. Diejer unbewußt in das L.R. eingeführte Grundjag paßt jedody nicht zu dem 
römischen Inftitute des Inventariums; denn dieſes ſetzt eine bewußte Erwerbung der Erbſchaft durch 
Antretung voraus. Daher kommt es, daß das Volk dieſes zufällig zuſammengewürfelte Erbrecht nicht 
fennt, und Viele durch die Verſäumung der vechtzeitigen Einbringung des Inventariums, das fie nicht 
für nöthig halten, weil fie meinen, nicht Erbe geworden zu fein, gelangen erden. Die vorlandrecht⸗ 
liche Geſeßgebung in der Kur» und Neumark war nicht jo unlogiſch. Dort ift nach dem Grbichafte- 
Ed. d. 30. April 1765, Abth. 2, der berufene Inteftaterbe nicht ipso jure Erbe, jondern er wird es 
num durch feinen ausdrüdiih erllärten oder, bei unterlafiener Erklärung binnen der in den Geſetzen 
beftinmten Friſt ftillficdimweigend borausgejetten Willen. Dagegen ſetzen die Vorichriften des L.R. über 
die Friften zur Erflärung über die Antretung einer Erbſchaft und über den Berluft der Rechtswohlthat 
des Inventars ($$. 383 ff., 424 fi.) die Erbichaftserwerbung , jobaıd der Erblafier verftorben oder für 
todt erflärt ift, voraus, Daher fteht nach jenem Provinzialrechte dem Berufenen, jo lange er nicht 
pure fich für Erben erklärt hat oder dafür rechtskräftig erkannt worden, immer nocd frei, der Erbichaft 
zu entiagen. Aus eben denjelben Gründen ftcht daher aud) im der Kur- und Neumark gegen die 
Nichterbeserflärung , wenn hiernächſt über das Vermögen des Berufenen Konkurs eröffnet wird, feinen 
Gläubigern ein Kiderprudhörecht nicht zu. Pr. des Obertr. 42 u. 43, vd. 21. u. v. 10, Febr. 1834, 
welche unmittelbar zwar nur von dem hinterbliebenen Ehegatten jprechen, aber doch nur in Anwen— 
dung eines allgemeinen Grundſatzes. Vergl. auch die Entſch. det Obertr. d. 7. April 1834, in Si— 
mon, Recteipr., ®d. IV, ©. 60. 

19) Die Worte: „ohme daß es einer Befitergreifung bedarf”, find au fi) überflüifig, denn zur 
Erwerbung der Erbichaft (der universitas juris) bedarf es auch nad Röm. und Gem, R. feiner Be- 
fitergreifung. Es foll aber damit auch nur ausgedrüct werden, daß es zur Erwerbung der Erbichaft 
als Ganzes Überhaupt gar keiner Erwerbungsart bedarf. 

20) Bis dahin ift der Inteftaterbe Eigenthümer der Erbſchaft, und fieht zu den bedingt berufenen 
Teftamentserhen in dem Verhältniſſe eines Fiduziars. Tit. 12, $. 478, 

21) Nämlich die Erbichaft ſelbſt; denn der Erbe hat fie ihon im Augenblide der Eröffnung ipso 
jure erworben. S. die Anm. 18. (5. A.) Der allgemeine Ausdrud umjaßt aber auch den Fall des 
$. 369 und inſofern ift die Beftimmung des 8. 370 wichtig, es werden dadurch zugleich die Subftituren 
und die Inteftaterben amsgeichlofier. Berg. Tit. 4, $. 161 u. Tit. 12, 8. 485. (Anders nad) öft. 
G. B. 5. 809. Dort mwird die Erbichaft nicht ipso jure erworben, $. 547, aber doch vor der Leber- 
nahme transmittirt, $. 537, wenn nicht Subftituten beftellt find, &. 809.) — Der allgemeine Aus- 
drud jagt zugleich au, daß der Erbeserbe jo wenig wie der Berufene gezwungen werde, die trand- 
mittirte Erbicaft anzunehmen. Vergl. unten $. 397. ferner trifft der allgemeine Ausdrud auch den 
Bertragserben und deflen Erben, und endlich enthält er die Borausjegung, daß der Transmifjar Erbe 
= Transmittenten geworden fein muß, was gemeinrechtlich ftreitig ift. Bergl. Glüd, Bd. XLIU, 
S. 214 u. 493, 

22) Dem icon erzeugten Kinde wird die Erbichaft, welche ihm zufallen würde, mern es ſchon 
geboren wäre, bis zu jeiner Geburt aufbewahrt. ©. die Aum. 14 zu $. 12, Ti. 1. — L. 26 D. de 
statu hom. (I, 5); L. 3 D. si pars (V, 4); L. 7 D. de reb. dubiis (XXXIV, 5); L. 36 D. de sol. 
(XLV1, 3). 

23) Der Kurator hat mithin zwei berichtedene Kuratelen. Warum der Kurator der Leibesfrucht 
als ſolcher nicht zugleich in Befig und Verwaltung der Erbichaft gejetst werden kann, wie es nah R. R. 
geichah [L. 20 D. de tutor. et eur. (XXVI, 5); L. 1, &. 18 D. de ventre in poss. (XXXVII, 9)]. 
iſt nicht zu finden. In der That ift feine Beriomenverichiedenheit vorhanden. Berg. die $$. 373, 374. 
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$. 373. Diefer muß, unter Aufficht des Gerichts, den Nachlaß für die Leibes- 
frucht verwalten, er darf aber wegen der Subjtanz defielben, ohne Zuziehung und 
Einwilligung derjenigen, welche in Ermangelung der Leibesfrucht die nächften zur Erb- 
haft fein würden, nichts verfügen. 

$. 374. Meberhaupt muß er die einem Kurator unbefannter oder abweſender 
Erben unten ($. 471 sqq.) zu ertheilenden Borfchriften beobachten. 

$. 375. Kommt feine lebendige Xeibesfrucht zur Welt, fo wird die Sache fo 
genommen, al® wenn der Anfall fofort an diejenigen gediehen wäre, welche zur Zeit 
= Todes, durch Gefepe oder Willenserflärungen, nächft der Yeibesfrucht dazu beru- 
en waren. 

$. 376. Diefen Erben müſſen daher auch alle in der Zwiſchenzeit gefallene Nu- 
gungen des Nachlajied mit der Subftanz zugleich verabfolgt werden. 

$. 377. Doc müfjen diefelben nicht nur die Adminiftrationd » Koften, fondern 
auch alle, was zum Bejten der Leibesfrucht und zur Verpflegung der Mutter ?*), aus 
dem Nachlajje und dejien Nutzungen verwendet worden, ſich anrechnen laſſen. 

$. 378. Würde die Leibesfrucht, wenn fie lebendig zur Welt fäme, nicht alle An- 
dern ausſchließen, fondern nur mit Andern zugleich an der Erbichaft Theil nehmen, fo 
fönnen die übrigen Erben verlangen, daß ihnen die Verwaltung des Nachlafjed aufge- 
tragen werde. 

: $. 379. Sie müjlen aber dabei den Kurator der Leibesfrucht zuziehen, und find 
in ihrer Berwaltung an eben die —— ebunden, welche dem Verlaſſen⸗ 
ſchafts-Kurator nach 88. 373, 374 vorgeſchrieben Mind. 

$. 380. Die Theilung der Erbichaft muß jo lange ausgeſetzt bleiben, bis entjchie- 
den ift: ob die Leibesfrucht lebendig zur Welt kommen werde. 

$. 381. Die Adminiftrationd-, ingleihen die Verpflegungsökoſten der Leibes— 
fruht und ihrer Mutter?°), werden aud in diefem alle, ohne Unterfchied: ob er- 
jtere lebendig zur Welt fommt oder nicht, von der ganzen Maſſe, vor der Theilung ab» 
ezogen. 
: 382. Mehrere zugleich zu einer Erbſchaft berufene Perfonen werden Miteigen- 
thümer derfelben. (Tit. 17, Abfchn. 2.) 

$. 383. eder, dem eine Erbichaft anheim gefallen ift?®), hat die Wahl: ob er 
diejelbe mit vorstehenden Rechten und Pflichten übernehmen, oder ihr entiagen wolle 2 6°), 

8. 384. Zur Erflärung hierüber wird demfelben eine Frift von Sechs Wochen 27), 
nad erlangter Wiſſenſchaft?*), verftattet. 


(5. 9.) Aber in der Wirflichfeit hat der Verlaflenichaftsfurator doch ein anderes Offizium als der Ku— 
tator der Leibesfrucht, er ift Eequefter im Interefje diefer nicht allein, ſondern auch des nach ihr Be— 
tufenen, jo daß er, wie fie nicht Iebend zur Welt kommt, im Namen des Letzteren befeffen und ver- 
waltet hat. Vergl. m. Erbrecht, $. 143. 

24) Stimmt mit dem Tit. D. de ventre in poss. mittendo et curatore ejus überein, wonach der 
ihmwangeren rau zu ihrer und mittelbar zu des Kindes Erhaltung das Bedürfniß ans der Erbichaft 
angewieien werden konnte. 

25) ©. die vor. Anm, 

26) Auch der Fiskus, welchem eine erbloje Verlaſſenſchaft anheimfält, ift als Erbe anzufehen 
— der Erbſchaft zu entſagen befugt. Pr. des Obertr. 1025, v. 26. Juni 1841 (Entſch. Bd. VII, 

. 155). 

(5. 4.) Wem fie nicht angefallen ift, weil er ſich derjelben durch einen Erbentjagungsvertra 
entjchlagen hat, braucht fich über nichts zu erllären. Unten, Anm. 5, Abſ. 2 zu 8. 484, Tit. 2, Th. 1. 

2658) Mer eine ihm angefallene Erbichaft ausichlagen oder nur mit Borbehalt antreten will, hat 
auch dann, weunn der Konkurs liber das Vermögen des Erblaſſers eröffnet, und bei deflen Ableben 
noch nicht beendet war, der Erbichaft rechtzeitig zu entſagen oder beziehungsweiſe ein vollftändiges In— 
ventarium über den Nachlaß innerhalb der geietlichen Friſt niederzulegen. Pr. des Obertr. 878, v. 
30, Mai 1840 (Entih. Bd. V, ©. 351). 

27) ©. unten die Anın. 48 zu 8. 412, j { 

28) Die dem Erben gejetslich zuſtehende Ueberlegungsfrift begimmt ſür einen Pflegebefohlenen erft 

31” 
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$. 385. Iſt der Aufenthalt des Erben über vierzig Meilen von dem legten Wohn» 
orte des Erblafjerd entfernt, fo kommt erfterem eine dreimonatliche Frift zu Gute. 


mit dem Tage, an welchem der demjelben beſtellte Bormund von dem Anfalle der Erbſchaft an Er- 
ii Kenntniß erhalten hat. Pr. des Obertrib. 1893, v. 2. Juli 1847 (Entſch. Bd. XVI, ©. 126). 

uf die Kenntniß des Vormundes vor feiner Beftellung kommt nichts an, diefe Zeit wird nicht mit- 
PAR Auch die Kenntuiß eines Anderen, ald: der Mutter, des Bormundfchaftsrichters, ift un— 
erheblich. 

Diefe Frift ift gegen den, welchem die Erbidaft durd) agung eines Anderen zugefallen if, 
von dem Tage an zu berechnen, an welchem er durch ler er von der erfolgten Entjagung 
in Kenntniß gejetst worden tft — nicht von dem Tage der erlangten Privatwifjenichaft. Pr. des Öber- 
trib. 1704, vom 21. Febr. 1847 (Entf. Bd. XI, ©. 140). Bergl. die 88. 421, 427 d. T. 

Die Pflicht zur Erklärung über den Antritt der Erbichaft läuft aud) gegen demjenigen in einem 
Teftamente eingejegten Erben, welcher ein Pflichttheilsberechtigter ift, erft von dem Tape an welchem 
ihm das Teftament eröffnet worden. Diefer Sat war ftreitig und ift durdh den Pi.- Beil. (Br. 
2264) d. 6. Januar 1851 für richtig erflärt worden. (Entſch. Bd. XX, ©. 10.) Der Sag #t aber 
unrichtig und die Minorität, welche den ſ. g. Notherben als einen Erben von Rechtswegen von jedem 
anderen Erben umnterjchieden wiſſen will, hat tiefer geblidt als die Majorität, Die Begrilndung umd 
Nechtfertigung des Satzes jeitens der Majorität ift micht gründlich geſchöpft. Es wird behauptet, das 
Recht des Notherben jei kein qualitativ verſchiedenes Erbrecht; denn die Erbichaft werde deierirt 
nad R. R., wie nah dem L.R., erftens dur Teſtament, zweitens durch das Geſetz. Nah R. R. 
ift das vollfommen falih. Die teftamentariiche umd die geſetzliche Erbfolge find freilich gleichartig, 
indem der Tejtamentserbe ganz diejelbe Bedeutung und Berechtigung hat wie der Inteftaterbe, denn 
Beide find Erben kraft des Willens des Erblafferd. Der Wille ift mur auf verfchiedene Weile aus- 

edrüdt, und nad den beiden Ausdrudsweijen werden zwei Delationsgründe: letter Wille und Ge— 
* angegeben. $. 6 J. per quas personas euique (II, 9). Aber die Majorität ignorirt, daß das 
N. R. noch einen dritten Delationsgrumd hat, der jenen beiden nicht gleichartig ift, nämlich: die ab» 
folute Berufung gewiſſer Perjonen, ohne Rüdfiht auf den Willen des Erblafiers, durch pofitive Vor— 
Ichrift von zwingender Natur, wodurd die Erbfolge ſelbſt gegen den letten Willen (successio contra 
tabulas) begründet wird, Das Erbrecht diejer Perfonen ıft allerdings ein qualitativ verfchiedenes. 
(3. A. In neuerer Zeit hat der dritte Delationsgrund aud) die Ehre einer Art von Anerlennung ſei— 
tens des Obertr. gefunden, welche jedoch abgelehnt werden muß. „Der Notherbe ab intestato hat ein 
wahres Korderungsrecht an den Nachlaf, ein qualifizirtes Erbrecht,“ heißt es in dem Erf. dv. 22. Mai 
1854, Entſch. Bd. XXVIII, ©.95. Das ift ein innerer Widerſpruch: „ein wahres Forderungs- 
recht“ ift fein Erbrecht, und eim Erbrecht ift fein Forderungsrecht. Dem Urtelsfafjer find die mejent- 
fich ſehr verfchiedenen Begriffe unklar und deshalb nicht geläufig gewefen, denn einige Zeilen darauf 
jagt er wieder: „Der Pflichttheil ift ein Erbrecht, welches der tejtamentarifchen rg re 
des Erblaffers vorgeht." So ift es freilich, aber doch jehlt die bemußte umd logisch konjequente Au— 
wendung diejes Rechtsbegriffes. Dagegen kommt in dem Erf. v. 4. April 1855 die Anerkennung des 
in Rede ftehenden Delationsgrundes zum bewußten Ausdrude in den Worten: „Der Notherbe ift 
eben Erbe wider den Willen des Erblaſſers.“ — „Der Pflichttheilsberechtigte ift an und für 
fi, jelbft, wenn er mit einem bloßen Legate, oder ſonſt mit einer beftimmten Summe bedacht fein 
follte, als Notherbe ftet8 wahrer Erbe, und ein Mg at gar feine Befugniß, ihm die Erbes- 
qualität zu nehmen und ihn zum Legatar zu machen.” Cntid. Bd. XXXI, ©. 40. So ift es.) Was 
in der Begründung jenes Satzes aus dem R. R. beigebracht wird, das Alles bezieht fid) gar nicht auf 
die successio contra tabulas, jondern auf das Berhaltniß der andern beiden Anfallsgründe zu einan- 
der. Außer allem Zufammenhange mit der Sache und gegen den Duelleninhalt ift u. 9. der Grund, 
warum das Erbredt dieſer —— Perſonen (der —R8 fein qualitativ verſchiedenes fein ſoll. 
„Denn,“ heißt es, „wenn auch der römiſch rechtliche Sat: nemo pro parte testatus pro parte in- 
testatus decedere potest, durch das A. L.R. (8.45, I, 12) anfgehoben ift, fo Eng doch die Eriftenz 
eines ſolchen Verwandten die Befugniß, zu teſtiren, nicht auf, jondern das Recht des Notherben be— 
zieht ſich nur auf einen ideellen Theil der Erbichaft, und, wenn diefes Recht gewahrt ift, bleibt das 
Zeftament in allen übrigen Beziehungen gültig, fo daß im jedem Falle dafjelbe den näd- 
fien und daher ausſchließlichen Grund der Delation der Erbſchaft bildet.“ Der 
Schluß folgt nicht aus der Vorausſetzung. Jener Sat: nemo pro parte etc. ift, in Beziehung auf 
den Notherben, nicht erft durdy das FR. aufgehoben, jondern er galt fchon nah R. R. bei der suc- 
cessio contra tabulas nicht, vielmehr konnte diefe mit der teftamentarifchen konkurriren. L.1 pr. D. 
de bonor. poss. contra tabulas (XXXVII, 4); L.4 pr., L. 19 D. eodem. Das Verhältuiß der 
drei Anfalldgründe zu einander war diejes: das Teftament ſchloß die Inteftaterbfolge ganz aus, wurde 
felbft aber durch den dritten Grund, in tantum befeitigt. Das L.R. hat darin weiter nichts geän- 
dert, als daß das Teftament auch mit dem Geſetze konturriren kann, die Erbfolge des Notherben aber 
ift unverändert geblieben. Hiernach beginnt die Frift für den Teftamentserben mit dem Tage der Publi- 
fation oder, wenn er dabei nicht gegenwärtig war, mit dem Tage der Zuftellung der Tejtamentsaus- 
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$. 386. Während dieſer Frift ift der Erbe auf Forderungen der Erbichaftsgläu- 
Er jich einzulafien *8*), und Prozeſſe, die von dem Erblafier oder gegen ihn ange- 
ftellt worden, fortzufegen ?°), nicht fchuldig. 

$. 387. Doch fönnen die Gläubiger in allen Fällen, wo ein Arreftfchlag nad 
den Gefepen sucht it, auf die Verfiegelung des Nachlaſſes antragen 3°). 

$. 388. Der Erbe felbit fann, während der Ueberlegungäfrift, zum Beften des 
Nachlaſſes folhe Handlungen, die feinen Auffhub leiden, vornehmen *1). 

8. 389. Nur derjenige, welcher die freie Verwaltung feines Vermögens bat, kann 
fih über die Annahme oder Entfagung einer Erbfchaft ??) rechtögültig erflären. 

8. 390. Steht der Erbe unter Vormundfchaft oder Kuratel, fo muß die Erflä- 
rung von dem Vormunde oder Kurator 33) abgegeben werden 33 ®). 


fertigung; für den Notherben aber, wie für den zuerft berufenen Inteftaterben, mit dem Tage, an 
— ihm der Tod des Erblaſſers bekannt geworden. Denn wenn auch bei dem teſtamentariſch ein— 

ſetzten Notherben zwei Anfallsgründe zuſammentreffen, jo verdankt er ſein Erbrecht auf einen gewiſ— 
en Theil des Ganzen doch nicht dem Willen des Erblaſſers, ſondern dem abſolut gebietenden Geſetze, 
er weiß mithin, dab er Erbe jedenfalls geworden, mag der Wille des Erblafiers ihm günftig fein, oder 
nicht. — Uebrigens aber paßt das römiſche Imftitut der Deliberation und des damıt zufammenhän- 

nden Inventariums a nicht zu dem adoptirten deutichrechtlihen Grundjate über die Erwer— 
ung der Erbichaft. 

288) (5. A.) Die während des Laufs der Ueberlegungsfrift aus den Verpflichtungen ihres Erb— 
laſſers verflagten Erben find berechtigt, die Abweiſung der Klage zur Zeit zu verlangen, und micht 
verpflichtet, —* mit einer bloßen Siſtirung des Prozeſſes bis zum Ablaufe der Ueberlegungsfriſt zu 
begnügen. Ert. des Obertr. vom 23. November 1865 (Ard. f. Rechtsf. Bd. LXI, ©. 256), 

29) Die Prozefje miffen bis zum Ablaufe der Ueberlegungsfrift ruhen, wenn der Erbe fid) nicht 
ſchon früher erflärt. er L.7 pr., $. 2 D. de jure deliberandi (XXVIII, 8), ımd L. 12, &. 1 
C. de heredit. petitione (lII, 31). 

Stirbt eine Partei kurz vor oder bald nad) Infinuation des Erfenntniffes erfter oder zweiter In— 
ftanz , jo läuft die ihren Erben zuftehende Deliberationgfrift neben, d. h. gleichzeitig mit den im den 
88. 21 ı. 22 d. B. dv. 14. Dezember 1838, Art. 13 der Dell. v. 6. April 1839, und 85. 17, 27 
d. B. v. 21. Juli 1846 über die Anmeldung und Einführung der Rechtsmittel feſtgeſetzten Friften, 
in fofern jene Frift, gemäß 88.383 ff. d. T., nicht erft nad) Bei Ablaufe begimmt. Pr. 1964, vd. 
25. Jannar 1848, 

30) Diefer Antrag muß in einem förmlichen Arreftgefuche, mit oder ohme die Hauptflage, bei 
dem Prozefrichter angebracht umd das Verfahren nach Borichrift des Tit. 29 der Pr.-D, eingeleitet 
werden, fo dafj, wenn der Arreftichlag bemilligt und die Verfiegelung ausgeführt wird, der Termin 
zur Yuftifizirung defjelben und zur Klagebeantwortung jo anzuberaumen ift, daß er im die Zeit nad) 
Ablauf der Ueberlegungsfrift fällt. — (3. A.) Hinſichtlich der Erekutionsinftanz trifft der $. 15, Fit. 24 
der Pr.-D. Beltimmung. j 

31) war Handlungen in dringenden Fällen gelten nicht für eine Einmiſchung in die Erb- 
haft. Bergl. $. 420 d. T. 

32) Nämlich einer bereits angefallenen ($. 383); eine frühere Entfagung ift nichtig. Eine Aus- 
nahıne macht der 8. 652, Tit. 12, 

33) Auch der Kurator eines Abweſenden kann für den Abweſenden Erbichaften antreten, obgleich 
er weſentlich ein bloßer Güterpfleger ift. 8.469 d. T. Nah G. R. ift dies ſtreitig. Heife und 
Eropp, jurift. Abhandl. Bd. II, S. 171 ff. Das Obertr. hat angenommen, daß nad) heutigen ge» 
meinen Rechten das Gleiche gelte. Pr. v. 6. April 1848, Nr. U (Entih. Bd. XVII, ©. 87). Das 
ift nicht anzuerkennen. Vergi. Glüd, Komment., Bd. XXXIII, ©. 292 u. Bd. XLII, ©. 465. 

33.8) (5. 9.) Der 8. 390 erledigt eine gemeinrechtliche Kontroverſe, nämlich die Frage Über die 
Antretung einer Erbſchaft durch Stellvertretung. Im heutigen Rom. R. wird der Rechtsgrundſatz 
allgemein anerfannt: „per procuratorem hereditatem acquiri non posse.“ L. 90 pr. D de acquir 
vel omitt. hered. (XXIX, 2); L. 77 D. de reg. jur. (Die L.54 pr. D. de acquir. rer. dom. 
[XLI, 1], welche man auch noch heranzieht, berührt die Frage nicht.) Die Beibehaltung diefer Re- 
gel nach Aufhebung der förmlichen Kretiom ift infonfequent; ein innerer Grund, warum munmehr der 

rwerb der Erbichaft nicht ebenjo gut, tie ſchon vorher die Agnition der bonorum possessio durd) 
Stellvertreter hätte zugelaffen werden können, findet fich nicht, auch fehlt jeder praktiſche Unterjchied. 
Daher wurde die Anwendbarkeit der alten Regel in der neuern Praxis ftreitig gemacht. Vergl Stryk, 
Us. mod. XXIX, 2, 8.7 i. £.; Lauterbach, Colleg. theor. praet. XXIX, 2, 8.20 i. £, u. 4, 
Schwierigkeiten und befondere Streitigleiten machte die Anwendung der Regel bei Handlungs - und 
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$. 391. it zur Zeit des Anfall über das Bermögen ded Erben Konkurs eröff- 
net, fo it zur Nechtögültigfeit feiner Erklärung der Beitritt de8 Kuratord und die Ge- 
nehmigung ded den Konkurs dirigirenden Gerichtd erforderlich 34). 

8. 392. Die Erklärun * überhaupt mit allen Erforderniſſen einer er 
tigen Willensäußerung verfehen fein, und bei dem Gerichte, unter welchem der Erb» 
laſſer zulegt feinen perjönlichen Gerichtäftand gehabt hat, abgegeben werden. (Tit. 5, 
$. 133.) 

$. 393. Doc verliert die Erklärung bloß dadurch, daß fie aus Verjehen bei ei- 
nem nicht gehörigen Gerichte geſchehen iſt, ihre rechtlichen Wirkungen noch nicht, in 
fofern nur der Erbe, fogleih nad erhaltener Bedeutung darüber, dieſelbe gehörigen 
Orts angebracht hat. 


$. 394. Außer dem unten $. 420 sqq. beftimmten Vorbehalte können der Er— 
klärung feine Bedingungen mit rechtlicher Wirkung beigefügt twerden 34 ®). 


BWillensunfähigen ſchon unter den römifchen Juriften. Nach dem Pandeltenrecht fonnte der Bormund 
die Erbichaft für feinen Pflegebefohlenen nicht antreten und diejer felbft konnte, wenn er infans ar, 
auch tutore auctore nicht eriverben. L. 5 C. de jure deliberandi (VI, 30). ben jo wenig konnte 
nah R. R. der Kurator eines Minderjährigen für diefen eine Erbichaft antreten, und in der gemein- 
rechtlichen Praxis war darüber Ungewißheit, ob der Minderjährige allein antreten dürfe oder mie es 
fonft damit zu halten. Diefer unſichere Rechtszuftand wird durch den 8. 390 geregelt. Die Beitim«- 
mung bat indeß für das preußiiche Recht Leine Bedeutung, fie ift vielmehr im fich mwiderjprechend ; 
denn mad) dem Prinzip des $. 368 erwirbt jeder Erbe die Erbichaft ipso jure. Daraus folgt, daß 
der Erwerb völlig unabhängig ift don den Bedingungen einer rechtsgültigen Willenserklärung. Cs 
fommt auf Willensfähigteit nicht an, auch willenloje Perfonen eriwerben die Erbichaft ipso jure. Nur 
zur Abjtention (Entjagung) ift eine Willenshandfung erforderlich und diefe fonnte der Vormund von 
jeher mit rechtlicher Wirkung formlos vollziehen. L. 21 D. de auctor. tutor. (XXVI, 8) verb.: „ab- 
stineo pupillum.* 


34) Die erjt nach der Konfurseröffnung dem Gemeinichuldner anfallende Erbſchaft gehört nicht 
zur Konfursmafje, jondern macht eine neue Maſſe aus, bei welcher die Erbichaftsgläubiger den per- 
önlichen Gläubigern des Gemeinjhuldners vorgehen und die Konkursgläubiger mur wegen ihres Aus- 
falles, mit den jüngeren perjönlichen Gläubigern des Schuldners zugleid, fonkurriren. LO. Tit. 50, 
8.41. Die Erflärung des Kurators ift hier gar nicht erforderlich, vielmehr ift lediglich die Erflä- 
rung des Gemeinichuldners enticheidend. Die Borfchriit diejes $. kann mithin nur auf den m be> 
ogen werden, wenn die Erbichaft noch vor der Konturseröffnung angefallen ift umd der Schuldner 
h noch nicht erklärt hat. Wenn der Kurator aus irgend einem Grunde bei der Theilung einer dem 
Gemeinſchuldner nad) Erg re Konkurſe angefallenen Erbichaft konkurrirt, jo muß er, den Mit- 
erben gegenüber, fidh die Anweiſung auf dasjenige, was der Gemeinfchuldner dem Nachlafje ſchuldig 
ift, zur Berichtigung des Erbtheils des Erſteren, ſoweit dafjelbe hinveicht, gefallen laſſen. Br. des 
Obertrib, vom 15. April 1850 (Entib. Bd. XIX, ©. 206), (3.9) Die neue K.O. hat den Rechts— 
ftand in der Art geändert, daß die mach der Konkurseröffnung anfallende Erbichaft wirflih zur Kon- 
fursmaffe gehört. (88. 1. 4.) Die Gläubigerſchaft tritt aber lediglich in die Stelle des Gemeinſchuldners 
und muß daher, wenn fie die Erbichaft annimmt, die Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe ebenſo 
befriedigen, wie es der Gemeinichuldner felbft würde haben thun müſſen. Beral. 8. 262 der K.O. 
(5. A.) Der Maffe-Bermalter ift nicht berechtigt, ohne den Willen des Kridars, der fich bei der letztwilli— 

n Anordnung feiner Eltern beruhigt, jelbftftändig den Pflichttheil zu wählen; diejes Wahlrecht ift ein 
öchſt * Recht des Pflichttheilserben. Ertl. des Obertr. vom 16. April 1866 (Entſch. Bd. LVI, 
©&. 250). Bergl. L. 8 pr. D. de inoff. testamento (V, 2). Ulebereinftunmend wie in diefem Erf. 
hat das Obertr. aud in dem Erf. vom 18, Jumi 1866 ausgeiproden: „Dieje Wahl zwiſchen dem 
Erwerber jeiner dereinftigen vollen Inteftatportion oder dem Anſpruche auf fofortige Herausgabe des 
bloßen Pflichttheils bildet keinen Gegenftand des „der Erelution unterliegenden‘ Bermögens ($. 1 der 
Kont.- Ordn.), fie fann mithin aud) nicht an feiner Stelle durch die Gejammtheit der Konkursgläu- 
biger (die Gläubigerfhaft) und insbeiondere aljo aud nicht durch den fie vertretenden Maſſen-Ver- 
walter jelbftftändig umd gegen den Willen des eigentlichen Pflichttheilsberechtigten ausgelibt werden. 
(Arch. f. Rechts. Bd. LXIU, ©, 241.) 

34°) (5. X.) Nach der Meinung einzelner gemeinrechtliher Schriftiteller fol die bedingte Antre- 
tung der Erbſchaft nach Gemeinem Rechte zuläffig fein. Lobethan fagt 3. B. in jeiner Lehre von 
der Erbfolge (Halle 1776) 8. 125: nach neuerem Rechte könne die Antretung der Erbſchaft ſowohl als 
die Ausſchlagung derjelben unbedingt und auch unter einer Bedingung 2* Dan beruft ſich da- 
für auf die L.6 D. de bonor. poss. sec. tabulas (XXXVIL, 11). Fort fommt bon einer beding- 
ten Grbidaftsantretung nichts vor. Derjelben Meinung find aud Stryk, Usus ınod. XXIX, 2, 





Bon Ermwerbung des Eigenthums. \ 487 


$. 395. Auch muß die Erklärung über die ganze Erbſchaft, und nicht bloß auf 
einen Theil derfelben, gerichtet fein 3+b). 

8. 396. Grflärungen, bei welchen gegen dieje Vorſchriften ($. 394, 395) gehan- 
delt worden, werden für nicht geichehen ®°) geachtet. ($. 427.) 

$. 397. Stirbt der Erbe, che die Ueberlegungsfrüt verlaufen it, jo haben feine 
Erben, zur Erklärung über den erften Anfall, eben die Friſt, welche ihnen in Anſehung 
des zweiten zu Statten fommt 35 *), 

8. 398. Die Gntfagung einer Erbichaft muß von dem —— allemal bei 
Gerichten 3%), entweder in Perſon, oder durch eine von ihm eigenhändig unterſchrie— 
bene 36a) Vorſtellung, erklärt werden 37). 

$. 399. Im legtern Falle muß die Unterjchrift gerichtlich, oder durch einen No— 
tarius*) beglaubigt fein. 

$. 400. Iſt diefe 35%) Form zwar verabjäumt, es kann aber nachgewiejen wer- 
den, dab die eingefommene Erklärung dem Willen des Entjagenden gemäß fei, To 
verliert legtere durch die Verabjäumung der Form nicht? an ihrer Wirkjamkeit 3°). 


8.8, Leyser, Med. nd Pand. p. 370. m. und Hellfeld, jurispr. $. 162 u. 8. 1491 i. f., 
welche ziwar die L. 51, &. 2 D. de acquir. vel omitt. her. (XXIX, 2) und L. 77 D. de reg. juris und die 
darin enthaltene Nichtigerflärung der bedingten Erbichaftsantretung anertennen, aber im heutigen Ge: 
meinen Rechte nicht mehr fir anmendbar erklären, weil die feierlichen Rechtshandlungen, wovon in 
der L. 77 eit. Rede, ſchon von Auftimian aufgehoben worden feien. Allein nicht aus einem for- 
mellen Grunde, jondern aus einer inneren Nothivendigleit iſt die bedingte Erbichaftsantretung wir- 
fungslos, weil nämlich eine Exrbichaft mur fo wie fie angetragen wird, angenommen werden kann, 
oder abgelehnt werden muß, mie es mit jedem Antrage der gleiche Fall ift. Die Frage gilt unter 
den gemeinrechtlichen NRechtsiehrern auch nicht für ftreitig, unjer 8. 394 enticheidet daher nicht etwa 
eine Kontroverje, fondern nimmt vielmehr das gemeinrechtliche Prinzip auf umd paßt es in das land- 
rechtliche Erbrechts- Spitem ein. Da nach dieſem eine Erbesertlärung zur Ermwerbung der Erbſchaft 
nicht erforderlich ift, to fann, wenn der Erbe doch die Erbichait mit ansdrüdlichen Worten annimmt, 
durch eine hinzugefügte Bedingung nicht die längft geichebene Erwerbung wieder vernichtet werden, 
jondern die ex post geftellte Bedingung ift wirkungslos. Bergl. 8. 396, 

34b) (5, A.) War fchon vorher unſtreitig. L. 1, 2; L_80 pr. D. de acquir. vel omitt, hered. 
(XXIX, 1); L. 26 €. de jure delib. (VI, 30\. 

35) Wenn einer Erbichaft unter Bedingungen entiagt worden ift, jo wird die Entiagung jelbit, 
und nicht bloß. die beigefügte Bedingung für nicht geſchehen erachtet. Die umter Bedingung geichehene 
Entjagung erlangt dadurd feine Gültigkeit, daß fie zu Gunſten eines Miterben erfolgt ift. ‘Pr. des 
Obertr. 1212, vom 1. Nov. 1842 (Entſch. Bd. VI. S. 244). Die Folge einer jolhen Entjagung 
wird jein, daß der Entiagende als unbedingter Erbe für die Schulden haften muß, meil er in 
der Meimung, nicht Erbe zu fein, die Einbringumg des Inventariums verfänmen wird. 8. 427 d. T, 

358) (5. A.) Bergl. oben $. 368, von welchem die Beftimmumg des $. 397 eine konſequente Folge 
ift. Die erfte Erbichaft ift bereits ein Beftandtheil der zmeiten. Jedoch haben die Erbeserben zugleich 
auch das ihrem Erblaſſer zuftehende Recht der Ablehnung der eriten Erbſchaft überlommen, injofern 
derfelbe dieſes Necht noch nicht durch Eimmifchung oder Vermiſchung jener Erbichaft mit feinem eige 
nen Bermögen verloren hatte, und ihre Ueberlegumgäfrift in Betreff der erften Erbichait fällt mit der, 
welche ihnen wegen ihrer unmittelbaren Erbichaft zufteht, zufammen , ift aljo inſoweit verlängert. 

36) Auch Auskultatoren jollen gültige Erbichaftsentfagungen aufnehmen, ohne Unterichied, ob die 

rtei Analphabet ift, oder nicht. R. d. 23. Juni 1840, Nr. 2 (I.M.B. S. 235), Nur verfteht 
ch, daß bei einem Analphabeten ein Untexfchriftszeuge zugezogen werden muß. 

36°) (4, 9.) Eine bloß mündliche Erbichaftsentfagung ift ungilltig und erlangt aud) durch nach— 
beriges ſchriftliches Anertenntniß feine Gültigkeit. Oben, Anm. 77% zu $. 185, Tit. 5. 

37) Dazu hat der Entjagende nicht nöthig, ſich als Erbe zu legitimiren, wie es bisweilen ver- 
langt worden ift. Geichieht die Entjagung ausdrüdlic zu Gunſten eines Miterben, jo hält der J. M., 
nad den Erlaſſen vom 30, Januar 1836 und 6, Juli 1840, die Yegitimation in dem Falle für nö 
thig, wenn der Begünftigte nicht der alleinige Miterbe ift, weil ſolche Entjagung als eine Abtretung 
des Erbrechts durch Schenkung anzufeben jei. (I.M.Bl. 1840, S. 239, 240.) Doch beweiſt diejer 
Grumd die Behauptung nicht, wenn die übrigen Miterben das Miterbredht des Entjagenden nicht be- 
ftreiten ; denn nur dieje berührt es, daß der Beglinftigte zwei Portionen prätendirt, 

38) R. v. 2. März 1835, Nr. 1. (Jahrb. Bd. XLUV. ©. 179.) 

384) (4, U.) Nämlich die im $. 399 erwähnte gerichtliche oder notarielle Form. M. ſ. Aum. 363. 

39) Die gerichtliche oder notarielle Form ($$. 398 u. 399) dient mithin uur zur Beglaubigung ; 
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8. 401. Dem in einem rechtögültigen Teftamente ernannten Erben fteht e8 nicht 
frei, der Erbfehaft aus dem Teftamente zu entfagen, und den Nachlaß als gefehlicher 
Erbe in Befiß zu nehmen t°). 


$. 402. Iſt er aber durch die Verordnung des Erblaſſers an einem ihm gebüh- 


renden Pflichttheile verfürzt worden, fo kann er auf deſſen Abreichung oder Ergänzung 
antragen. (Th. II, Tit. 2, Abichn. 5.) 

$. 403. Die Entfagung einer Erbfchaft begreift die Begebung folder Korderun- 
gen, I den Erben an den Nachlaß aus einem andern +9 ®) Grunde zufommen, nicht 
unter ſich. 

$. 404. Wer alfo einer Erbfchaft entfagt, begiebt jich Dadurch nicht der durch den 
Erblaſſer auf ihn verfällten Lehne, Fideikomniſſe oder anderer Vermögenöſtücke, welche 
— nach Verträgen oder Geſetzen, ohne Rückſicht auf die Eigenſchaft eines Erben, zu- 
ommen. 


8. 405. Wer einer durch Teftament ihm angetragenen Erbichaft entfagt, verliert 
dadurch noch nicht fein durch einen Vertrag erworbenes Erbrecht *!). 

$. 406. So weit ein Erbe der Erbſchaft gültig entſagt, tritt derjenige, welchen 
der rechtöbeftändige Wille des Erblafferd oder in deſſen Ermangelung die Gefeße t?), 
als den nächften nach ihm, berufen, an feine Stelle *>). 


zur Gültigkeit genügt die privatfchriftliche Form. Darüber ift man jedoch nicht einig. Nach der Mei— 
nung des Nevijors foll der 8. 400 erft bei der letzten Revifion des Entwurfs, offenbar aus dem 
Grunde, eingeihoben worden fein, um von demjenigen, welcher eine formell ungitltige Erklärung ab- 
gegeben, dieſelbe jedoch für gültig gehalten hat, die Nachtheile der Berabjäumung der rechtzeitigen Ein— 
ringung des Imventariums abzuwenden, Die Vorſchrift des 8.400 joll daher nur zu Gunften des 
Entjagenden in Anwendung kommen, nicht aber zu deffen Nachtheile wirken, dergeftalt, daß er jelbft 
die Erklärung jederzeit widerrufen, aber fi damit auch gegen die Anſprüche der Erbicdaftsgläubiger 
und der Legatarien hüten könne. (Bornemann, Spftem, Bd. Il, ©. 456.) Dieje Deutung wi- 
derfpricht dem deutlichen und unzmweifelhaften Wortfinne des 8. 400. Um davon abzugehen und die 
u ung ded Geſetzes zu ändern oder zu ergänzen, muß der Ausleger ganz bejondere und jchlagende 
ründe haben. Bergl. Einf. $. 46 und Anh. $. 2 umd die Anm, dazu, An einem ſolchen Grunde 
fehlt e8 hier gänzlich. Das Befremdliche, daß um $. 400 die privatjchriftliche Form fllr genügend er- 
Märt wird, nachdem unmittelbar vorher in den 88. 398 u. 899 die gerichtliche oder motarielle Form 
unbedingt vorgeichrieben worden zu fein fcheint, verſchwindet bei dem Umſtande, daß der $. 400 erft 
in den fertigen Entwurf eingefchaltet worden ift. (Gej.-Rev. Penſ. XVI, Mot. zu Zit. 9, Abſchn. 8, 
©. ı2.) Dadurch ift die Beftimmung der $$. 398 und 399 eben verändert worden, ohme daß die 
Faſſung entipredend abgerundet worden ift, was oft vorkommt. Bergl. u. die Anm. 54 zu $. 415. 
(4. 9.) Die Praris hat in letter Imftanz — daß die Vorſchrift des $. 400 nicht bloß zum 
Bortheile, fondern auch zum Nachtheile des Entjagenden gelte, nur ift zur Gilltigleit der jchriftlichen 
Erbicaftsentjagung eine ausdrücklich erflärte Entiagung erforderlich. rk. des Obertr. v. 23. Ian. 
1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©, 263). 
(5.4) Auch auf Erbicaftsentfagungen ift die Rechtsregel: locus regit actum, antvendbar. Cine 
in Frankreich erflärte Erbichaftsentjagung , weldhe wegen Formmangel® dort feinen rechtlichen Erfolg 
haben würde, hat in Preußen verhtliche Wirkung, wenn jene Erklärung den Erfordernifjen einer glil- 
ns nad) preufischem Rechte entſpricht. Erf. deft. vom 6. März 1868 (Entid). 
.‚LIX, ©, 50). 


40) Man kann zwiſchen der teftamentarifhen und der Inteftaterbfolge darum nicht wählen, weil 
beide auf gleihem Grunde ruhen, nämlich auf dem Willdn des Grblaffers: der fediglih durch den 
Willen des Erblaffers berufene Erbe kann nicht feinen Willen zum Delationsgrumde machen. Wer 
aber unabhängig von dem Willen des Erblaffers, jelbft gegen deffen Willen, juccediren kann, braucht 
fi nad) demfelben nicht zu richten. Daher die Borichriften der folg. 8$. 402 u. 405 d. T. umd des 
8.642, Zit. 12. Vergl. II, 1, 88.490, 491, 498. So ift es auh nah R.R. Die L. 39 u. 22 
D. de acquir. vel omitt. hered. (XXIX, 2), welche der Verf. der Motive des o. in der Anm. 28 
gedachten Pl.Beſchl. heranzieht, beziehen fich durchaus gar nicht auf den Notherben. 

408) 3.8. aus einem Vermächtniſſe (Prälegate). Der ausfcheidende Teftamentserbe muß von 
dem an feine Stelle tretenden Erben das ihm ausgeſetzte Legat erhalten. ©. aud) $. 279, Tit. 12. 
Bergl. L. 87, 88 D. de legatis I. — (5. 9.) Dies halte ih nach neuerer Prüfung für irrig. M. ſ. 
mein Erbredt 8.13 a. €. 

41) Bergl. die vor. Anm, 40, 


42) ©, o. die Anm, 25 zu $. VIII des Publ.-Patents, 
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$. 407. Iſt befannt, wer diefer nächfte fei, fo muß der Richter denfelben von 
der erfolgten Entfagung benachrichtigen; im entgegengefesten alle aber finden die 
Vorfhriften $. 471 sqq. Anwendung. 

$. 408. Demjenigen, welchem eine Erbfchaft erft durch die Entjagung eines 
Andern zufällt, kommen zu feiner Erklärung: ob er diefe Erbſchaft annehmen wolle 
oder nicht, eben die Friften, wie dem erften Erben, vom Tage der ihm befannt **) 
gewordenen Entfagung zu Statten. 

$. 409. Obige Borfchriften ($$. 406, 407, 408) finden nicht nur bei der erften, 
ſondern auch bei jeder folgenden Entſagung ftatt. 

$. 410. Sobald aber die Entfagung von einem Erben nicht ausdrüdlich zu Gun- 
ften*5) des auf ihn —— gefeieht. find die Gläubiger des Erblaſſers, nach nä- 
herer Beitimmung der Konfurdordnung, auf Eröffnung ded Konkurſes über den Nach— 
laß zu dringen, berechtigt. 

Anh. 8. 9. Es bedarf daher feiner +*) Erklärung des Fisci Über die Antretung oder Entfagung 
der Erbichaft. ® 

$. 411. ine gültig gefchehene Erbfchaftsentfagung kann unter feinerlei Vor— 
wande widerrufen werden 47). 

$. 412. Dagegen kann auch der Erbe, welcher die Erbichaft einmal angenommen, 
oder fich innerhalb der gefebmäßigen * 8) Friſt gar nicht erflärt hat, derfelben zum Nach— 
theile #%) eine® Dritten 50) nicht mehr entfagen 51). 


43) Alfo von Zeit des Todes des Erblaffers an. Alle Succeffionsfähige find gleichzeitig berufen, 
doch jo, daß die hinter dem Nächftberufenen nur bedingt berufen find. Daher kommt es bei der 
Frage, wer nad) der gg teftamentarifhen Erbfolge als Inteftaterbe berufen fei, nicht 
auf die Zeit der —— ſondern auf die der Eröffnung der Erbſchaft (dag des Todes oder der 
Zodeserllärung) an. Die Meinungen darüber find uneins. Witte, Inteftaterbredht, S. 27, 28, ift 
anderer Meimmg. (3. 4.) Zu vergl. Th. UI, Tit. 4, 8. 203, 

44) Und zwar durch die Benachrichtigung des Richters befannt gewordenen Sntfegung. Die 
Privatwiffenichaft genügt nicht, fie giebt feine rechtliche Gewißheit. S. oben Anm. 28, Alinea 1 zu 
8.884. — Bu vergl. unten, Anm. 864 zu $. 277, Tit. 12. 

45) Eine Erbichaftsentfagung zu Gunften des nächftfolgenden Erben verliert den Gläubigern des 
Entfagenden gegenüber, nicht fchon um deshalb jede rechtli —— weil der dadurch benlifüigt 
Erbe nicht der alleinige nächſte Erbe ift. Pr. des Obertr. vom 15. März 1850 (Entſch. Bd. XIX, 
S. 121). Gegen den Satz ift ein Zweifelsgrund micht aufzubringen, denn eine foldhe Erbichaftsent- 
fogung enthält eine Verfügung über den erworbenen Antheil. Vergl. o. die Anm. 37. Dennoch hatte 
das Cösliner Appel.» Gericht die entgegengeiehte Meinung ausgeſprochen. Uebrigens ift dem R. vom 
14. Febr. 1834, Nr. 1 (Jahrb. Bd. I, ©. 97) darin beizuftimmen, daß unter der Entjagung zu 
Gunften des Nächftberufenen nur gemeint fei, daß man in diefem alle, nämlich wenn die Entjagung 
ausdrüdlich zu Gunften des Nachiten geichehe, nicht an eine Unzulänglichkeit der Erbſchaft denfen 
fönne, während, werm die Erbichaft jchlechtrveg ausgeichlagen werde, dieier Fall einer von denjenigen 
fei, wo das Unvermögen für Mar und notoriih angenommen wird. Proz.-D. Zit. 50, $. 4, Nr. 2 
u. Konk.Ordn. vom 8. Mai 1855, Art. 325, Ziff.3. Denn zu Gunften eines entfernteren Succef- 
—— oder gar eines Fremden kann eine og mit der Wirkung, daß der Beglinftigte 
an die Stelle des Entjagenden tritt, nicht geichehen; die Beni überträgt nichts, fie macht mur 
Plat für den Nächitberufenen. 

46) Der Fiskus wird als wirklicher Erbe angejehen. S. o. Anm. 26. Dazu harmonirt die 
Vorſchrift des Anh, $. 9 nicht. Denn der wirkliche Erbe, welcher fich nicht erffärt und auch kein In— 
bentarium einbringt, haftet umbedingt. Vergl. das Pr. 878 in der Anm. 26% zu 5. 383, umd umten 
die Anm. 69 zu 8. 431. 

47) Ein Irrthum des Entjagenden fiber die Größe der Erbichaft macht deſſen Entjagung nicht 
ungültig. Pr. des Obertr. 752, dv. 9. Nov. 1839, 5 

48) Die geſetzmäßige Frift ift die in den 85. 384 ff. beftimmte Ueberlegungsfrift. In dem in 
Simon’ — 6 IV, S. 59 mitgetheilten Rechtsfalle iſt von dem —A und dem 
Obertr. angenommen worden, daß die Entſagung nicht innerhaib der Ueberlegungsfriſt, ſondern erſt 
in der darauf folgenden Inventarienfriſt zu erfolgen brauche. Auch in den Gründen des, Entſch. 
Bd. I, S. 309 befindlichen, Rechtsfalles jagt das Obertr.: „Sie (die Erben) hatten fih nach ab- 
gelaufener Ueberlegungsfrift zu erflären” u. ſ. w. Der Ausdrud ift jedoch für umgenm zu neb- 
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$. 413. Die Antretung >?) einer Erbſchaft kann mit oder ohne Vorbehalt der 
Rechtswohlthat des Inventarii gefchehen. 

8. 414. Die Erklärung, eine Erbſchaft ohne Vorbehalt annehmen zu wollen, 
muß eine deutliche und beftimmte Entjagung 5°) dieſer Rechtswohlthat enthalten. 
i 9 415. Es muß dabei die 88. 398, 399 vorgeſchriebene Form beobachtet wer- 

en 


men; es fam auf deuſelben im dielem falle nichts an. Dagegen fagt das Obertr. in der Begründung 
des jüngeren Präj. 1893 vom 2, Juli 1847, wo es auf die rechte Friſt anfam: „Die Vorſchrift des 
8. 412 drüdt vielmehr aus: daß die Eutſagung des Erben, die erſt nach Ablauf der geſetzlichen 
Ueberlegungszeit geidicht, einem Dritten gar nicht entgegengeſetzt merden darf." Entſch. 
Bd. XVI, ©. 130.) — (3. U.) Die von dem Erben nach Ablauf der Ueberlegungsfrift ertlärte Erb- 
ichaftsentfagung hebt die Eigenjchaft ala Erbe nicht auf; eime ſolche Entjagung fann nicht nach den 
für Erbichaftsentjagungen geſetzlich gegebenen Grundjägen beurtheilt werden, ift vielmehr als Veräuße- 
zung aufzufaffen und nad) den für die fetstere geltenden Grundjägen die rechtlihe Wirkung einer ſol— 
hen Entjagung zu ermeſſen. Erf. des Obertr. vom 25. Nov. 1853 (Entſch. Bd. XXVI, S. 253), 
u. dom 24. April 1865 Entſch. Bd. LIV, S. 44), » 

49) Gleichviel, vom welcher Art der Nachtheil ift; nur muß er ein vermögensrechtlicher jein. 

50) Nicht bloß dem Erbichaftsgläubiger , jondern auch dem Miterben gegenilber kann derjenic 
Erbe, welcher die Erbſchaft einmal angenommen, oder ſich innerhalb der geſetzmäßigen Frift gar nicht 
erklärt hat, der Erbſchaft nicht mehr entfagen. Pr. des Obertr. 1583, v. 28, Juni 1845. (Präj.- 
Samml. I, S. 32.) 

51) Dieje Vorſchrift muthet jolhem Dritten nicht den Beweis eines, ihn durch die verſpätete Er- 
besentjagumg treffenden materiellen Schadens zu; vielmehr darf der Erbe einem Dritten gegenüber 
fi) auf eine folhe Entjagung überhaupt nicht berufen. Pr. des Obertr. 1893, vom 2, Juli 1847 
(Entih. Bd. XVI, ©. 125) u. Erf, vom 27. Juni 1863 (Ardı. |. Rechtsf. W.L, &. 161), Das 
hat den Sinn, daß der Erbe zwar nicht unter allen Umpftänden gezwungen werden fünne, die ange— 
tretene Erbſchaft zu behalten, daß aber fein dabei betheiligter Dritter genöthigt werden könne, die ver— 
jpätete Entjagung gegen fich gelten zur lajjen; vielmehr kann diejer den ug immer als den 
wirklichen Erben aniehen und behandeln. Entſch. a. a. O. 8. 130.) Ein ſoicher Fall ift z. B. die 
verjpätete Entjagung eines Wittwers auf die Erbichaft feiner verftorbenen Ehefrau zu Gunjten der 
mit ihr erzeugten Kınder, in Beriehung auf den Erbichaftejtempel: der Wittiver muß dem Fislus den 
Stempel von feiner Portion entrichten, Bergl. das R. des J. M. vom 18, Dez. 1841 (J. M. Bl. 
&. 375). — (5.9) Wem die Erbichaft nicht angefallen ift, weil er durch einen mit dem künftigen 
Erblaſſer geichlofienen Erbentiagungsvertrag ſich jeiner geſetzlichen Erbesqualität begeben bat, der braucht 

ch nad) eingetretenem Erbfalle gar nicht zu erflären, um den Aniprüchen der Yegatare und Erb— 
ihaftsgläubiger zu entgehen. Unten, Anm. 5, Abi. 2 zu 8.484, Tit. 2, Ih. II. 

52) Die Antretung einer Erbichaft ift keine Interceifion oder Einftehung für eine fremde Obli- 

gation, vielmehr ganz eigentlich eine eigene Angelegenheit. Deshalb bedarf es bei der Erklärung der 
‚Frauensperfonen einer Kertioration, zumal das bloße Stillichweigen diejelben Wirkungen wie die wört— 
liche Willensäußerung bervorbringt. Darüber ift man in Zweiſel geweien, welchen der J.M. durch 
en R. v. 11, Jan, 1830 (Mannkopf, L.R. I, Nactr. ©. 9) in demfelben Sinne entichieden hat. 
Auch das Obertr. in dem Erf. vom 30, Oft. 1840 (Schl. Ar. Bd. V, ©. 348). 
Aus den nämlichen Gründen ift auch zur Antretung der Erbichaft ohne Vorbehalt nicht eine Spe- 
ztalvollmacht erforderlich, d. h. es genügt dazu eine Bollinacht zum Betriebe aller die Regulirung des 
Nachlaſſes betreffenden Angelegenheiten. R. v. 14. Febr. 1820. (Jahrb. Bd. XV, ©. 5.) Entiveder 
ermächtigt die Vollmacht zu Vertretung des Erben, oder fie ermächtigt nicht. Im erften Falle ver- 
jteht ſich Alles von ſelbſt; im zweiten Falle iſt Nichts geicheben, folglich erledigt fich die Frage durch 
Ablauf der Zeit. Nur wenn vor Ablauf der Friſt zur Ginbringung des Imventariums der Bevoll- 
mächtigte desavonirt würde, könnte man über die Wirkjamtfeit der ausdrüdlichen Erklärung ftreiten. 
Doch iſt aud in diefem Falle der Umſtand entjcheidend, daß die Gelege hier eine Spezialvollinacht 
nicht erfordern. 

53) Eine ausdrüdliche Entfagung des beneficii inventarii ift nicht erforderlich, vielmehr genügt 
die Erflärung, daß der Erflärende unbedingt Erbe jein, oder daß er von dem Beneficium feinen Ge— 
braudy machen wolle, obgleih er wiſſe, daß er in diefem falle für die Schulden perſönlich (über die 
Kräfte der Erbichaft) hafte. Bergl. R. v. 1. Juli 1817. Jahrb. Bd. IX, S. 187.) 

54) Obgleich hier der $. 400 nicht genannt wird, jo hat man doch angenommen, daß die vorge- 
ichriebene Form aud für die Autretung der Erbicaft ohne Vorbehalt nur zur Beglaubigung diene. 
Pr. des rtr. d. 30, Oft. 1840 (Schleſ. Ar. Bd. V, &. 335 ff.). Vergl. o. die Anm. 39. Das 
von iſt man jedoch zurücgelommen. Das jüngere Pr. des Obertr. 2379, d. 27. April 1852, ſpricht 
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8. 416. Der Erbe, welcher dergleichen Erklärung während der gefeglichen Ueber— 
legungäfrift abgegeben hat, kann fie nur bis zum Ablaure diefer Friſt, jedoch nur gericht- 
lich, zurüdnnehmen. 

$. 417. Hat er aber über die Subitanz des Nachlafjed verfügt , fo findet fein 
Widerruf der einmal abgegebenen Erklärung mehr ftatt. 

8. 418. Wer eine Erbiehaft ohne Vorbehalt angenommen hat, muß für alle da- 
ran zu machenden Forderungen 5°) haften >). 

$. 419. Gr kann fich mit dem Einwande, daß die Schulden das Aktiv - Vermö- 
gen der Erbſchaft überfteigen, gegen diefe Vertretung niemals fchügen. _ 

$. 420. Wer folche Verfügungen über die Erbichaft trifft, woraus die Abjicht, 
diefelbe nicht bloß einftweilen verwalten, fondern ſich ihrer als wirklicher Erbe anma- 
Ben zu wollen, flar erhellet, der wird demjenigen, welcher eine Erbfchaft unter dem 
— der Rechtswohlthat des Inventarii ausdrücklich angenommen hat, gleich 
geachtet. 

8. 421. Eben das gilt von demjenigen, welcher die geſetzmäßigen*7) Friſten, 
ohne fich zu erflären, —— läßt 57»), 

8. 422. Wer eine Erbfchaft nur unter dem Vorbehalte der Rechtswohlthat des 
Inventarii angenommen bat, der darf alle daran zu machenden Forderungen nur fo 
weit 55), ald dad Vermögen des Nachlaſſes hinreicht, vertreten >* ®). 

8. 423. Gin folcher Beneficialerbe muß aber auch ein vollitändiges Inventa— 
rium 5°) über den Nachlaß aufnehmen, und gerichtlich 60), allenfall® verfiegelt €'), 
niederlegen ©), 


aus; daß die Vorichrift des $. 400 auf die Erklärung, eine Erbichaft ohne Borbehalt annehmen zu 
wollen ($$. 413, 414, 415), feine Anwendung finde. Das entipricht dem Wortlaute des $. 415. 

55) Auch den Yegatarien muß der Erbe, der wegen verſäumter Einreichung eines vorichriftsmä- 
Bigen Juventars für einen Erben ohme Borbehalt anzufehen iſt, vollitändig und ohne Rüchkſicht auf 
die Zulänglichleit des Nachlaſſes, geredit werden. Pr. des Obertr. 1170, bom 8. Auguft 1842, 
(5. 9.) Bergl. Tit. 12, $. 296. 

Diejes bezieht ſich mur auf das Verhältniß der Erben zu dritten Perfonen. Ein mit einem Prä— 
legate bedachter Erbe kann, bei verfäumter rechtzeitiger Niederlegung des Inventard und dadurch für 
die Erben eingetretenem Berlufte der Rechtewohlthat, wegen jenes Brälegats den Berluft der Rechts— 
wohlthat nicht geltend machen, und nicht Befriedigung von ihnen, auch über die Kräfte des Nadı- 
lafies hinaus, verlangen. Pr. des Obertr. 1394, vom 18, Dez. 1843 (Entſch. Bd. XI, S. 276). 
(3. 9.) Diefer Grumdjat findet jeine Ammwendung auch wegen jolcher Forderungen des Miterben, in 
Betreff deren er als Nachlaßgläubiger jeinen Miterben gegenüber tritt. Pr. des Obertr. 2478, bom 
22. September 1853. 

56) Ueber die Haftung mehrerer Erben j. Tit. 17, 8. 127 umd die Anm. dazu, befonders $. 134. 

*) (5. A.) J. N. Hertii Diss. de effectibus non confeeti inventarii, in opuse. II, 3, pag. 161. 
Marezoll, im Archiv für ciwiliftiiche Praris Bd. VIII, 268 f, Buchholz, Über den Einfluß der 
Zeit auf Antretung, XZransmiffion umd ya er des Erben, in Linde's Zeitichrift für Kivil- 
recht umd Prozeß, Bd. X. S. 886. u. flg. Heimbad), beneficium inventarii, in Weiste’s Rechts— 
leriton, ®d. I, ©. 909 ff. 

57) ©. 0, die Anm. 48 zu $. 412, 

574) Die erft nach Ablauf der Ueberlegungsfrift erflärte Erbichaftsentfagung hebt die Eigenſchaft 
als Erbe nicht auf. Oben Anm. 48 zu 8.412 4. E. 

58) Einen diefen Gegenftand betreffenden Nechtsftreit nach Kur- und Neumärkiſchem Provinzial- 
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rechte j. in Simon, Rechtsſpr., Bd. I, ©. 279, 

588) (4. U.) Auch diejenigen, welche aus der Verwaltung entipringen, Wenn daher 5.8. der 
zwiſchen einem ee und dem Erblafjer beitandene Geihähsverlehr von dem Benefizialerben und 
dem Gläubiger lediglih zum Zwecke der Abwidelung der laufenden Geſchäfte fortgeſetzt worden ift, 
jo haftet der Erbe auch wegen der aus dieſem ſpäteren Gejchäftsverfehre entitandenen Forderungen 
des Gläubiger nur als Benefizialerbe, Erk. des Obertr. vom 24. April 1856 (Archiv für Rechtsf. 
Bd. XXI, S. 132), 

59) Ueber die form j. u. $$.434 u. 438 d. T. umd die Anm. 71 u. 72, 


60) Und zwar bei dem zuftändigen Erbſchaftsgerichte. Doc ift dies ſtreitig. Nach einer Mei— 


Mit Borbe- 
halt”). 
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$. 424. Dieſe Niederlegung muß längftens binnen fechd Monaten 63) nach dem 
Ablaufe der geſetzmäßigen Erklärumgäfrift (88. 384, 385) erfolgen. 

8. 425. it jedoch die Erbfchaft befonderd weitläufig und verwidelt, fo fann 
der Richter, auf Anrufen des Erben, nad geprüften Gründen deijelben, die Frift zur 
Einreihung des Inventarii verhältnißmäßig verlängern. 

$. 426. Auch kann dieſe Friſt auf den Antrag auch nur Eines Erbſchaftsgläubi— 
gers oder Legatarii, nach Bewandtniß der Umftände und Befchaffenheit des Nachlaſſes, 
von dem Richter verfürst werden 6), 

8. 427. Wer die vom Geſetze oder von dem Richter beftimmte Friſt, ohne das 
Inventarium gehörig einzubringen, verftreichen läßt 6**), wird der Rechtöwohlthat 


nung joll die Niederlegung willfürlich bei jedem Gerichte mit * geliehen fönnen, weil nur die 
Berdunfelung der Maſſe verhütet werden jolle, welcher Zwed durch die Niederlegung bei jeden Ge— 
richte erreicht werde. R. vom 18. Mai 1816 (Jahrb. Bd. VII, S. 182). Allein es handelt fid) hier 
nicht um einen Akt der Beglaubigung, fondern um eine obrigkeitlihe Mitwirkung bei Feſtſtellung der 
Erbichaft, als Grumdlage zu einem vielleicht folgenden Redjtsverfahren, und das Geſetz jchreibt dieſelbe 
in dem falle, wo noch etwas mehr als die Kufbersahtung, nämlich die Aufnahme des Inventariums 
verlangt wird, ausdrüdlich dem kompetenten Richter zu. 9.6.0.1, 5. ie Aufnahme ift eine 
untergeordnete Handlung des Erben felbft, den das Gericht eigentlich nur bedient, denn der Erbe fteht 
für die Richtigkeit jo ein, als wenn er es jelbft verfaßt hätte, Wird ſchon bei diejer Geichäftsbeior- 
gung die Zuftändigleit des Gerichts verlangt, jo ift fie bei der eigentlichen Haupthandlung des Ge- 
richte ſelbſt, nämlich der Aufbewahrung, um jo mehr erforderlid, wenn fie als eine richter liche 
gelten joll: nur der kompetente Richter kann richterliche Handlungen vollziehen. Das gerichtlich nie— 
derzulegende Jnventarium wird nicht erfetst durch ein bon der &teuerbehörde, zum Zwecke der Be- 
ftimmung der Stempeljteuer , eingefordertes Inventarium. 

61) Man nimmt das verfiegelte Padet, worin das Inventarium befindlich jein foll, zu den At- 
ten, d. h. man bewahrt e8 in dem Altenſchranle auf, ohne daß eine depofitalmäßige Verwahrung ein- 
tritt. Vergl. $.400, Fit. 18, Th. II, und R. des J. M. v. 7. Juni 1838 (Jahrb. Bd. LI, ©. 363). 
Der Ort der Aufbervahrung beim Gerichte ift gleichgültig. 

62) Auch wenn gar feine Aktivvermögen, fondern nur Schulden vorhanden find, muß ein bor- 
Ichriftsmäßiges Inventarium binnen der geſetzlichen Friſt gerichtlich) niedergelegt werden, wen der 
Erbe fih die Rechtswohlthat des Inventars erhalten will. Pr. des Obertr. vom 13. Auguft 1836 
(Entih. Bd. I, ©. 304), und Pr. 242, v. 7. März 1837 (Präj.-Samml. I, ©. 33). Das O.A.Ge- 
richt des Königreichs Baiern hat durch Pl.-Beſchl. v. 4. Dez. 1844 das gerade Gegentheil als echten 
Rechtsſatz des A. PR. angenommen. (Schlef. Archiv Bd. VI, ©. 173.) Die Begründung ift jedoch 
nicht zutreffend. Sie befteht in der Behauptung, daß nach dem A. ER, zum Begriffe einer Erbichaft 
das Borbandenfein eine® pofitiven Faktors gehöre, folglich Schulden ohne Sachen und Rechte eine 
Erbihaft nicht bilden. Dies ift irrig. Das A. L.R. beftimmt den Begriff einer Erbichaft nicht neu. 
Nach dem unverändert gebliebenen Begriffe von Erbichaft ift diefelbe ein Rechtsbegriff (juris nomen) 
und befteht auch ohne einzelne Nechtsgegenftände. „Hereditas etiam sine ullo corpore juris intel- 
lectum habet.‘“ L. 50 pr. D. de heredit. pet. (V, 1). Allerdings ift die Satung des IR. hart, 
das aber fommt von der unpafienden Verknüpfung des röm. beneficii inventarii mit dem deutjchen 
Grundjage über die Erwerbung der Erbſchaft, $. 368. 

63) Der Erbe kann das Inventarium auch gerichtlich aufnehmen laſſen. $. 436. Hat er inner- 
halb der hier vorgeichriebenen Frift den Antrag auf gerichtliche Aufnahme des Erbichaftsinventars ge- 
ftellt, jo wird durch diejen Antrag ohme Rüdjicht darauf: ob und mann das Gericht demjelben wirk— 
lid genügt hat, die Benefizial-Erbenqualität gewahrt. Pr. des Obertr. v. 23. November 1846. (Entſch. 
Bd. XV, ©. 109.) — ©. auch o. Anm. 28 zu $. 384 d. X. 


64) Die Anwendung hat ihre Schtwierigfeiten, da die Umftände, nach deren Bewandtniß die Be- 
ftunmung erfolgen joll, doch unterfucht und dabei beide Theile gehört werden müſſen. Ein Verfahren 
ift jedoch nicht vorgeichrieben. Unterdeſſen ift dann die Zeit von felbft lange vergangen. Die Vorſchrift 
ift umpraftiich. Man fett meiftens, entweder ohne den Andern zu hören, oder allenfalls nach Zufertigung 
des Antrags zur Gegenerflärung binnen einer beftimmten Frift, den verlängerten oder verkürzten Ter— 
min durch ein Dekret feft, gegen welches die Beichwerde frei fteht. Doch entipricht diefes Verfahren nicht 
der MWichtigleit des Gegenftandes, Der 8. 428 kommt einigermaßen zu Hülfe. 

642) (5. A.) Die rechtliche Wirfung der umterlaffenen Einbringung eines Inventars Seitens des 
Erben bleibt dann ausgeſchloſſen, wenn ein anderweit auf Grund geietgliher Beftimmungen vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgenommenes, formell beweiſendes Inventarium vorhanden iſt, welches den Umfang des Nach— 
laſſes des Erblaſſers zur Zeit ſeines Todes erkennbar macht. Für ein ſolches Inventarium muß das— 
jenige gelten, welches der Vorſchrift des $. 158 der Konkursordnung entſprechend zum Zwecke des über 
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verluftig 85), und für einen folchen, der die Erbichaft ohne Vorbehalt angetreten hat ® €), 
geachtet. ($$. 418, 419.) 


das Vermögen des Erblaffers gerichtlich eröffneten Konkurſes, während deffen Dauer derielbe zen 
ift, errichtet worden ift. Erf. des Obertr. v. 28. Nov. 1867 (Arc. f. Rectsf. Bd. LXIX, ©. 158). 

65) Ipso jure. Suarez jagt zur Rechtfertigung defien Folgendes: „Diefe Vorjchrift weicht von 
dem Erbichaftsedifte darin ab, daß das beneficium, ſobald die iR abgelaufen ift, ipso jure verloren 
eht; mohingegen nach dem Edilte erſt auf die Privation defelben geklagt werden und sententia judicis 
en muß. Der Grund der Abweichung ift, die Verdunfelung des Nachlafjes zu verhüten, und 
die weitläuftigen und foftbaren Prozeffe zu vermeiden, weldye zu entftehen pflegen, wenn oft viele Jahre 
nad) dem Tode auf das benefieium provozirt wird, und alsdann ein Inventarium angefertigt werden 
muß, von dem jo wenig Zuverläjfigkeit als Vollftändigfeit zu erivarten, und das aljo zu einem weit 
läuftigen Defeftatorio 4 Anlaß giebt.” (Jahrb. XLI, S. 12, beſonders S. 26.) Dadurch 
iſt das G.R. wieder hergeſtellt. Es liegt in der Natur der Sache, daß man ſich auf das beneficium 
inventarii nur dann berufen fann, wenn ein Inventarium vorhanden ift. Das beneficium geht 
in ſolchem Falle nicht verloren, vielmehr fleht es jo, daß ed gar nicht erworben worden ift, 
wenn man das Imventarium innerhalb der vorgeichriebenen peremtoriichen Friſt nicht errichtet hat. 
L. 22, 8$. 1, 12 C. de jure delib. (VI, 30). — (4. 4.) Ob dieſe VBorichrift des L. R., als allgemeines 
Landesgefeß, aud) da gelte, wo das Erbichaftsedift d.30. April 1765 als Provinzialgejeg gegeben worden, 
ift die Frage. Das Obertr. hat in einem, im Centralbi. 1842, Kol. 685, mitgetheilten Erf. (Datum 
fehlt), im Uebereinftimmung mit dem Appellat.-Gerichte, ausgeführt, daß die I, Abth. des Erbichafte- 
edikts, worin von der Erbeserllärung, dem benef. inventarii zc. gehandelt wird, ein allgemeines fandes- 

eg und als ſolches durch das A,L,R. aufgehoben ; wogegen nur die U. Abth., von der Erbfolge zwi⸗ 
den Eheleuten in der Kur- und Neumark, ein Provinzialgefet jei. Damit ftimmt auch die Einleitung 
und der Schluß des Edikts überein, namentlich wird im Schlußſatze oder in dem Einführungsakte das 
Edilt als eine „allgemeine Verordnung“ bezeichnet, über welche „in unierem Königreiche Preußen und 
allen unjeren Provinzen und Landen genau zu halten, jedoch daß deren zweite Abth. nur hanptfächlich die 
Kur- und Neumark angehet.“ Es find jedoch, vermmthlich jpäter, folgende Rechtsiäge angenommen : 

1, Die im A. ER. vorgeichriebenen Friſten über die Antretung einer Erbſchaft, oder deren Ent- 
Ingung, und zur Einreihung des Inventars, finden mit gleicher Wirkung bei deren Verſäumniſſe auf 
den Nachlaß eines Ehegatten in der Kur- und Neumark nicht Ammendung ; vielmehr muß es himficht- 
lich der Ehegatten in der Mark bei den Beftimmungen des Erbſch.-Ed. vom 30. April 1765 ver- 
bleiben. Erf. vom 7. April 1884 (Simon’s und d. Strampff’s Rechtsſpr. Bd. IV, ©, 60), 

2. Wenn der Überlebende Märkiſche Ehegatte erft nach abgelaufener Ueberlegungsfrift ſich der 
Theilnahme an der Erbichaft des Erftverftorbenen begiebt, jo ift das Berhältmip feiner Miterben 
lediglich nach den Borichriften der 88. 3 fi., Abth. II des Erbichaftseditts zu beurtheilen, namentlich 
aber bleibt die Vorfchrift des $. 427, Tit. 9, Th. I des N. L.R., wonach der Berluft der Rechts— 
wohlthat des Inventariums bei nicht rechtzeitig niedergelegtem Inventarium von jelbft eintritt, auch 
in Beziehung auf die Miterben des Überlebenden Ehegatten ausgeſchloſſen. Pr. 1788, v. 8, Oktober 
1846 (Sammlung I, ©. 297), 

3. Die Annahme, daß nach den BVorfchriften der Art. 1—3 u. 18 des Publ. Pat. zum U. ER, 
der $. 427 d. T. an die Stelle der erften Abtheil. des Erbich.-Ed. vom 30. April 1765 trete, ſei 
unrichtig. Der Beweis befteht in der Berufung auf die beiden vorhergehenden Präjudilate, Erk. v. 
7. Juli 1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVIN, ©, 132), 

Der Verluſt tritt nur Dritten gegenüber ein, nicht in dem Berhältnifje der Miterben gegen 
einander. ©. das Pr. des Obertr. 1394, oben in der Anm. 55. Vergl. Erf, v. 6, Dez. 1854 (Arc. 
f. Rechtsf. Bd. XVI, ©. 63). (4. 9.) Der Berluft tritt aud) einem —* Dritten gegenüber nicht 
ein, welcher den Erben an der Errichtung des Inventariums verhindert hat. Wenn z.B. ein Nach— 
laßgläubiger, weldyer bis zum Ablaufe der dem Erben zur Legung des Inventars geſetzlich zuftehenden 
Friſt in dem alleinigen Befige des Nachlaſſes fich befunden, dem Erben die zur Anfertigung des In— 
dentars erforderlichen Materialien nicht an die Hand — hat; jo kann er auf Grund der unter« 
bliebenen Legung des Inventars den Erben nicht als Erben ohne Borbehalt in Anipruch nehmen. Ert. 
des Obertr. d. 14. Nov. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd XVI, ©, 24). Der Grund ift der Dolus des 
Gläubigers, die an fi) begründete Klage wird durch die exceptio doli entkräftet. 

Eine verheirathete, mit ihrem Manne in Gütergemeinichaft lebende Erbin hatte die Niederlegung 
des Inventars verſäumt und wollte ſich gegen die Folgen durch die Ausrede ſchützen, daß fie, megen 
der Gütergemeinſchaft, nicht ohne Zuftimmung ihres Ehemannes die Erbichaft ohne Vorbehalt habe 
antreten fönnen. Diefe Ausrede wurde verworfen. Pr. des Obertr. vom 18. Febr. 1837 (Sclef. 
Arch. Bd. I, ©. 542 u. Entih. Bd. U, ©. 232). Ganz natürlich. Dem Manne, als Miteigen- 
thümer der dev Frau angefallenen Erbſchaft, fiel ja die Serfäumniß mit zur Laft; die Belaftung der 
Gütergemeinſchaft war feine einfeitige der Frau. Und mern aud. 

eber die Erhaltung des beneficii durch den bloßen Antrag bei Gericht, innerhalb der Frift, ein 
Inventarium aufzunehmen, |. o. die Ann. 63. 
66) Die Wirkungen des Berluftes der Nechtswohlthat des Imventars reihen eben jo Weit, wie 
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5..428. Soll jedoch diefer Nachtheil den Beneficialerben, wegen Berfäumung 
einer fürzern von dem Richter beftimmten Friſt ($. 426) treffen, fo muß er darüber 


= .. Antritt der Erbichaft ohne Vorbehalt. Pr. des Obertr. v. 18, Dez. 1843 (Entſch. 
d. I, ©. 276). 

67) Die Verſäumniß der durch Dekret des Erbichaftsrichters abgelürzten Friſt wirkt hiernach 
nicht ipso jure. Vergl. o. die Anm. 64. (5.4) Man f. hierüber m. Erbrecht, $. 148, Nr. I. 

68) Nach erreichter Großjährigfeit treten, im Betreff der Pflicht zur Ginreihung eines Inpentare 
und der Folgen der hierzu geietlich beftimmten Friſt für den geweſenen Kuranden, die ſonſt beftchen- 
den Vorſchriſten SS. 423 ff. d. T. ein. Pr. 1930, dv. 8. Nov. 1847. Mit dem Tage der Boll- 
jährigfeit fängt mithin dem großjährig gewordenen Erben die Frift zur Einreihung des von’ dem ger 
wejenen Vormunde verjäumten Inventariums zu laufen an, 

(4. 9.) Die Kirchengeiellihaften und die ihnen nach 8.42, Tit. 19, Th. H gleichgeftellten Armen- 
anftalten genießen in Anjehung der Einreihung des Erbichaftsinventars die im $. 480 d. T. den Minder- 
jährigen eingeräumten Rechte micht, weil ihre Borfteher nicht unter der Aufficht der Gerichte ($. 431) 
ftehen. Erf. des Obertr. vom 4. Februar 1862 (Entſch. Bd, XLVII, ©, 43). 

69) Nämlich von den Gerichten, unter deren Aufficht und Leitung fie ftehen, alio von dem Bor- 
mundicaftsgerichte. Daraus erhellet, daß ſolche geſetzliche Stellvertreter, melde nicht unter der Auf- 
fiht einer Vormundſchaftsbehörde ftehen, wie Väter, Gemeinderepräfentanten, Bertreter des Fiskus, 
nicht re find, vielmehr zu den „anderen Bermaltern fremder Angelegenheiten” des folgenden 
8. 432 gehören. 

Wenn nur einer dom mehreren Miterben das Inventarium einbringt, fo wird dies nach den 
Grundfägen des FR. and) den Uebrigen die Rechtswohlthat erhalten oder vielmehr eriwerben, teil 
nicht von jedem Einzelnen eine beftimmte arte oder Mitwirkung dabei gefordert wird. [Anders 
nach R.R. L. 22, 8. 2 C.dejure lib. (VI, 80).] Daher genügt es auch hinfichtirch der Grofjjährigen, 
menn umter mehreren Miterben Minorenne find und für diele der Vormund das Inventarium ein« 
reicht. Dagegen können fi) die Großjährigen, im Falle der gänzlichen Verſäumniß, nicht auf die den 
Minorennen zuftehende Rechtswohlthat berufen. 

70) ©. die vor. Aım. 68. — (2. 9.) Den Sat hat, in Beziehung auf Väter, and das Obertr. 
in dem Pr. 2372, v. 28. April 1852, angenommen: „Ein Bater macht durch Berabfäummung der Friften 

r Einreichung des Indentars don einer, feinem minderjährigen Kinde angefallenen, zu defien nicht 
reiem Bermögen gehörenden Erbichaft, daffelbe der Rechtsmohlthat derfuftig,“ (Entſch. Bd. XXIII, 
©. 73.) Die Begründung wird hauptfählih aus dem eigenen Rechte entnommen, vermöge defien 
der Bater nicht aus einem fibertragenen Rechte, fondern als ein eigenberechtigter Verwalter uud Nieh- 
braucer handelt, wogegen er himfichtlich des freien Vermögens nur eine dormundichaftliche Verwaltung 
bat (8. 159, Th. I, Tit. 2) und mie ein Vormund fürmlid unter Aufficht der Vormundſchaftsbe⸗ 
börde geftellt ift (Th. II, Tit. 18, $. 984 ff.). Aus diefen Gründen läßt fich num zwar mein Sat von 
Semeindevertretern und vom Bertreter des Fiskus nicht direkt bemeiien, aber er erhält jeine Gültigkeit 
leichfalls aus der Stellung diejer Bervalter als folder, welche nicht, wie die 88. 430, 432 boraus- 
eten, unter der Aufficht und Leitung der Gerichte ftehen und nicht durch dieje zur Beobachtung der 
Ordnung angehalten werden können. (Diefer Grumd ift denn auch von dem Obertr. in dem Erf. v. 
4. Febr. 1862, oben im der Anm. 68, Abi. 2, anerkannt.) Deshalb kann die Vorſchrift nicht aus« 
dehnend erflärt werden. 
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$. 434. Gin jedes Inventarium muß ein möglichit vollſtändiges Verzeichniß al- 
ler zum Nachlaſſe 7% ®) gehörigen Bermögensitüde, und aller daran gemachten Anfprüche, 
fo weit beide zur Jeit der Jnventur, umd durch die bei derfelben angeitellten Nachfor- 
fhungen und Erfundigungen befannt geworden find, enthalten. 

$. 435. Die Angabe des Werths der Vermögensſtücke, oder doch eine folche Ber 
fchreibung derjelben, woraus der Werth erforderlichen Falls näher beurtheilt werden 
fönne, it bei einem jeden nventario nothwendig ??). 

8. 436. Ob der Erbe das Inventarium gerichtlich aufnehmen laſſen, oder es jelbit 
anfertigen wolle, hängt in der Regel von jeiner Wahl ab. 

$. 437. it jedoch der Nachlaß, auf den Antrag der Gläubiger, zu ihrer Si— 
cherheit gerichtlich verjiegelt worden ($. 387); oder fönnen diejelben wahrjcheinliche 
Gründe zur Beſorgniß, dab der Nachlaß unzureichend fein werde, nachweifen; jo muß 
dad nventarium, auf ihr Andringen, gerichtlih aufgenommen werden. 

$. 438. Auch Privatinventaria jind nach dem den Landes-Juſtiztollegiis jeder 
Provinz vorgeichriebenen Formular einzurichten ? 2). 

$. 439. Wenn einem Privatinventario die 8. 434, :435 vorgefchriebenen Er- 
fordernijje dergeitalt ermangeln, daß dadurd die Ausmittelung der Befchaffenheit des 


*) (5, 4) Rößlin, von Inventuren und Erbtheilungen, nach dem gemeinen Rechte. Mannheim, 
1780. Hocftetter, Anleitung zu Inventur: und Theilunsgeichäften, Stuttgart 1782, Gros, 
Abhandlung von Inventur: umd Theilungen. Hadamar 1801, 1817. Buddens, Impventarium, in 
Weiste’s Rechtslexilon, Bd. V, ©. 798 fig, — Vergl. Allg. Gerichtsordnung, Tb. II, Zit. 5, 
88. 43 und flo. 

708) (4, %.) Die im Teftamente ihres Ehemannes zur Univerjalerbin eingeſetzte Wittwe hat dem 
mitberufenen Bflichtrheilserben nur ein Inventarium des dem Erblaſſer eigenthiimlich zugehörig ge- 
weienen Vermögens borzuiegen, und ift micht verpflichtet, anch ſolche ihr felbft eigenthümlich gehörende 
Bermögeneftüde in dafjelbe aufzunehmen, welche der Erblaſſer vermöne feines ehemännlichen Nieß— 
brauchs in feinem Befite gehabt hat. Erf. des Obertr. v. 4. Nov. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. X, 
©. 281). Die Drag ift wegen der Revenlien des laufenden Quartals, in welchem der Nießbrauch 
beendet morden ift, zfdeifelhaft. Denn dieſe gehören jedenfalls mit in das Imdentarium. 

71) Die 88. 434 ımd 435 fchreiben die mweientlichen Erforderniffe vor, ohne melde das Inven- 
tarium ungültig ift. Vergl. $. 439. Die eigenhändige Unterzeichnung und die Berficherung der 
Richtigkeit, weiche die L. 22, 8. 2 C. de jure delib. (VI, 30) gleichfalls fordert, ift hier nicht dorge⸗ 
ſchrieben. Auch von der Form ift bier nicht die Rede. Darüber verhält fih die A. G.O. Th. II, 
Tit. 5. Bergl. die folgende Anm. 72. Wegen Nidrbeobachtung der filr gerichtliche Inventarien 
vorgeichriebenen Form ift das Inventarium noch nicht ungültig. $. 56 a.a. & 

72) S. A. G.O. Th. U, Tit. 5, 8.53. Die ältere Praris des Obertr. nahm an, daß die Nidit- 
beobachtung des vorgeſchriebenen Formulars, insbejondere der Rubrilen I, IL, III, XX, XXI, die Un- 
gültigkeit des Imventars, folglich den Berluft der Rechtsmohlthat zur Folge habe. Br. dv. 13. Auguft 
1836 (Eniſch. Bd. I, ©. 511) und Pr. v. 8. Auguft 1842 (Ullrid, Arch., Bd. IX, ©. 213). 
Die Meinungen darüber waren aber widerfprechend. Durch Bl.-Beichl. (Pr. 1546) v. 28. Febr. 1845 
ift das Obertr. zur entgegengeiegten Meinung übergetreten, indem es als echten Rechtsfag angenommen 
bat: „Die Berabiäumung des im Ih. II, ZTit. 35) 8. 63 A. G.O. für Nachlaßinventarien vorge⸗ 
ſchriebenen Formulars, insbeſondere der Rubriken I, IE, II, XXu. XXI, bat den Verluſt der Rechis— 
mohlthat des Inventars nicht zur Folge.“ (Entſch. Bd. X, ©. 273.) Ich halte das Gegentheil für 
wahr. Die Rechtögründe ſ. m. in der Beurtheilung der Entſch. S. 704. — (4. 9.) In dem Erf. 
defi. vom 4. Mai 1861 (Arc. f. Rechtef. Bd. XLI, ©. 237) ift denn auch nachgegeben, daß doch 
ein jedes Inventarium, wenn ihm die Wirkungen eines jolchen beigelegt werden jollen, von einer der- 
artigen Beichaffenheit jein müſſe, daß fich aus dem in demielben enthaltenen Datis die Beichafjenheit 
des Nachlaffes überjehen läßt, und auf Grund derielben die Ausmittelung des Nachlaſſes möglich ges 
macht mwird, wie in den 88. 434, 435, 439 d. X. ansgeiprochen ift. Aber eben zu diefem Zwece ift 
ja die Form vorgeſchrieben, und wenn an die Nichtbeachtung derielben auch nicht die Nichtigkeit des 
Inventars ausdrüdiih gefmüpft ift, fo hat der Gefetsgeber diejelbe doch als ein Ariterum des Bor- 
handenfeins der von ihm als weientlich bezeidmeten Erforderniſſe eines jeden Inventariums vorge— 
ichrieben, um Streitigkeiten und Prozefien über das Borhandenfein eines gehörigen Inventariums 
vorzubeugen. Die Einrede, daß durch die Beobachtung der —*77 ein gehöriges Inventarium 
nicht dargeſtellt werde, weil es unrichtig oder unvollſtändig verfaßt ſein könnte, trifft die Frage nicht, 
denn Unrichtigfeit nnd Unvollſtändigkeit wird durch die Form im feinem Rechtsverhältniſſe und bei 
feiner Rechtshandlung gededt. 
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rg unmöglich wird, fo findet gegen den Erben die Vorfchrift $. 427 Anmwen- 
ung’). 

3 440. Ein jeded Privatinventarium muß, auf Erfordern derjenigen, welche 
ein Interefje dabei haben, von dem, welcher es aufgenommen hat, eidlich beftärft 
werden ’#). 

$. 441. Auch ein gerichtliched Inventarium muß der Erbe eidlich beftärken, wenn 
entweder gar feine Siegelung vorhergegangen ift, oder wenn er diefelbe fpäter als 
vier und zwanzig Stunden nad) der Zeit, da der Erblaſſer verftorben, oder deſſen Ab- 
(eben ihm befannt geworden ift, nachgefucht hat. 

8. 442. Gegen jedes nventarium fann ein Intereſſent, der zu defien Aufneh- 
mung nicht ?5) mit vorgeladen, oder dabei zugezogen worden, Erinnerungen machen, 
und Erläuterungen darüber fordern. 

8. 443. er eine Erbſchaft bloß mit Vorbehalt antritt, der erlangt nur ein ein» 
gefchränftes Eigentum des Nachlaijes ?®). 

$. 444. Gr muß alfo den Erbihaftögläubigern,, wenn er ſich dieſes Vorbehalte 
gegen — 2— bedienen will, über den Nachlaß, deſſen Verwaltung?7) und Nutzun⸗ 
gen, Rechenſchaft ablegen ?®). 


73) Die Antvendung diejes Nechtsiakes kann, nach preuß. Prozefrechte, entweder jo geichehen, 
daß der Gläubiger die Hauptllage gegen die Perjon des Erben unbedingt richtet und den Ginmwand 
des beneficii inventarii erwartet, um denjelben replicando zu widerlegen, oder jo, daß er bejonders 
auf Abiprehung der Rechtswohlthat je 

Denn ein Nachlaßgläubiger im Wege der Erefution ein Aftivum zur eigenen Ginziehung ſich 
hat übermweilen lafjen, jo entzieht foldhes ihm nicht das Recht, gegen den Erben auf Abſprechung der 
Rechtswohlthat des Juventars Klage zu erheben. Pr. des Obertr. v. 9, Mai 1845, Nr. 1. EEntſch. 
Bd. XI, ©. 216.) Ganz natürlich, die bloße Auweiſung zur Einziehung (Affignation) tilgt die For— 
derung nicht, der Gläubiger kann davon wieder abgehen und unmittelbare Befriedigung verlangen. 

Der Berluft der Benefizqualität wird durch die Unvollftändigfeit des Rolakintentars an fi 
herbeigeführt; und weder dadurch befeitigt, daß von dem flagenden Gläubiger ein befonderer, ihm aus 
der Unvollftändigfeit, oder nicht rechtzeitigen Einveihung des Inventars entfiändener Schaden micht 
nachgewieſen worden, — noch dadurd), daß dem Kläger der Zuftand des Nachlaſſes amdermeitig be- 
tannt geworden, — noch endlich dadurd), daß es unter Bejeitigung des von dem Erben gelegten In- 
bentars, auf andere Art möglich geworden ift, die Beichaffenheit des Nachlafjes auszumitteln. Daſſ. 
Pr. Nr. 2 (Entſch. Bd. XI, ©. 216). — (5. 4.) Der $. 439 findet dann nicht Anvendung, wenn 
der Erbe zur Zeit der Errichtung eines Imventars feine Kenntniß don einer in demjelben nicht auf« 
geführten hd oder einem Ionftigen Bermögensftüde ehabt hat und ihm bei der Nidhtaufnahme 
in das Inventar weder Vorſatz noch Fahrläffigleit zur dk fällt; durch diefe Nichtaufnahme in das 
Inventar wird die Möglichkeit der Ausmittelung der Beihaffenheit des Naclafjes unbedingt 
nicht —— Ert. deſſ. vom 5. April 1867 (Entſch. Bd. LVüI, ©. 58). 

Für die Koften der von ihm geführten Prozefie haftet der Benefizialerbe immer perjönlich mit 
feinem eigenen Bermögen ; denn die Prozekführung ift jein eigenes Geſchäft. Bergl. aud das R. b. 
16. März 1835 (Jahrb. Bd, XLV, ©, 182), Dies gilt jedoch nur dem Prozeßgegner und dem Ge— 
richte gegenliber, nicht im Berhältniß zu den Gläubigern. $. 444. 

74) Einen anderen Beweis der Richtigkeit hat der Erbe nicht zu führen. Wer die Unrichtigfeit 
behauptet, muß fie nachweiſen. Die Folge der Unrichtigkeit ift nicht beftimmt. Nach derL. 22 C. de 
jure delib, (VI, 30) mußte der Erbe das Doppelte des Mebergangenen hergeben. Nad dem L. R. 
müßte die wiffentliche Verheimlihung von Nachlaßſtüden den Berluft der Rechtsrohlthat zur Folge 
haben, weil die Bedingung der Wohlthat, die Einbringung eines dollftändigen Imventariums, 
nicht erfüllt if. 88. 439 und 434, 423, 

75) Auch die VBorgeladenen und Zugezogenen find durch die Ladung und Zuziehung mit ihren 
Erinnerungen, zu deren Anbringung ohnehin bei der Aufnahme des Inventars fein Raum ift, nicht 
ausgeichlofjen; dielmehr fieht jedem Betheiligten frei, feine Monita im Wege des Defektatoriums an« 
zubringen und zu bewahrheiten. Der $. 442 will nur den negativen Sag außer Zweifel ftellen, daß 
die unterlaffene Borladung oder Zuziehung die Snpentarberrihtung nicht ungültig mache, welche Be- 
ftimmung wegen der Nov. 1, c. 2, $. 1 zweckmäßig war. 

76) Die Konfufion beider Bermögensmafjen wird durchaus verhindert. Tit. 16, 98. 486, 487; 
Pr.O. Tit. 51, $. 80, Nr. 4. Vergl. L. 22, $. 9 C. de jure delib. (VI, 20). 

77) Wenn, nach eröffnetem erbichaftlichen Liquidationsprozefle, der in der Adminiftration verblie⸗ 
bene Benefizialerbe Verträge, die Maſſe angehend, ſchließt, jo tritt der andere Kontrahent nach 
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.$. 445. Doch haftet er denfelben nur für ein grobed und mäßiges Verſehen. 
$. 446. Seine Verfügungen über den Nachlaß find, fo lange ihm darunter nicht, 
auf Antrag der Gläubiger, gerichtliche Schranken gefegt worden, in Anfehung des 
Dritten, der fich redlicher Weife in Verhandlungen mit ihm eingelajjen hat, gültig ?°). 


88. 269, 370, Tit. 50 der Pr.-D. in das Verhältniß folder Perjonen, die mit der Maſſe kontrahirt 
haben. Pr. des Obertr. 963, dv. 12. Dezbr. 1840. 

Das ift micht zweifelhaft; der Benefizialerbe ift auch ſchon vor Eröffnung des Piquidationspro- 
zefied Berwalter der Mafje in der Bedeutung, daß er Alles, was er in der Bermwaltung ausgegeben 
und auf fi) genommen hat, in Rechnung bringen und dadurch jedes Geſchäft auf den Stand brin- 
gen kann, auf welchen das Pr. 963 fich bezieht. Er ift namentlich, wenn er während feiner Ber- 
waltung ausftehende Nachlafforderungen eingezogen und Nachlaßſchulden berichtigt hat, nach hiernächſt 
eröffnetem erbichaftlihen Liquidationsprogefie nicht verpflichtet, die eingezogenen Gelder zu der unter 
gerichtliche Adminiftration geftellten Maſſe herauszuzahlen und ftatt der befriedigten Gläubiger zu 
liquidiren. Pr. des Obertr. v. 26, März 1828 (Simon, Rechteſpr. Bd. II, ©. 65), (A. 4. Die 
gerichtliche Adminiftration kann bei dem neuen erbſchaftlichen Liquidationsverfahren [R.D. $$. 342 fi.) 
nit mehr vorkommen.) Es wird dort noch beigefügt: fondern es gebühre ihm ein Kompeniationd» 
recht. Diele Auffaffung ift unrichtig. Ein Verwalter, welcher einnimmt und ausgiebt, kompenfirt 
nicht die Ausgaben, denn er jelbft giebt nichts her, erwirbt alſo jeinerjeits feine Forderung für fich, 
welche er fompenfiren könnte. S. aud die folgende Anmerkung. 

(4. 4.) Der Benefizialerbe, welcher behufs —— eines ererbten Handelsgeſchäfts meue 
Kaufverträge abſchließt, vollzieht nicht Alte der Nachlaßverwaltung, ſondern verpflichtet ſich perſönlich, 
fagt das Obertr. in einem Erf. vom 22. Septbr. 1860 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXXIX, ©. 73), da 
die Bermaltung einer Bermögensmaffe nur in deren Erhaltung und nöthigenfalls Verwerthung, nicht 
aber in der Vergrößerung von außen her beftche. Bon einer Vergrößerung des Handelsgeichäits 
läßt ſich micht jprechen bei der bloßen Erneuerung eines ausgegangenen Artikels. Aber ein Sachver— 
ftändiger, nämlich eim richtiger Kaufmanı, wird das Obertribunal fragen: wie den auderen Erfor- 
dernifien, d. i. der Erhaltung und Berwerthung entiprochen werden joll, wenn der Verwalter 
einer Handlung oder Apothefe die eingegangenen (verkauften oder verdorbenen) Artikel nicht durch 
friiche erjegen darf. Das Obertribunal derwechjelt einen Ausverkauf mit der Verwaltung. 

78) Berg. Pr.O. Zit. 51, 8. 73. Er kann Alles in Ausgabe ftellen, mas er zum Zwece der 
Berrvaltung ausgegeben , beziehungsmweile vorgeichoffen hat. Insbeſondere auch Prozeßkoſten aus Pro- 
zeffen, weiche er wegen Erbicaftsgegenftände zu führen Anlaß gehabt hat, wenn ihm deshalb ein 
Berjehen nicht vorgeworfen werden faun ($. 445). Auch bezahlte Schulden zu dem Betrage, welcher 
zur Tilgung verwendet worden ift, gehören in die Rechnung. Bergl. u. die Anm. 81. Das Obertr, 
hat den Sag ausgeiproden: „Hat der Benefizialerbe die Forderung eines Dritten gegen den Nad)- 
laß für einen geringeren Preis, als die Summe der Forderung beträgt, an fich gebracht, jo kann 
jeinem Berlangen auf volle Bezahlung derjelben, von Seiten der Exrbicaftsgläubiger, nicht durch den 
Einwand begegnet werden, daß er nur VBevollmächtigter der Gläubiger geweſen.“ Pr. v. 13. Sptbr. 
1844 (Entih. Bd. XI, ©. 225). Der Eat ift mit Borficht aufzunehmen; er beruhet ganz allein 
auf der juriftifchen Thatſache des „an ſich gebracht Habens“. Die Frage ift aber: wodurd ein Be— 
nefizialerbe die Forderung eines Erbichaftegläubigers an die Nachlaßmaſſe an ſich bringt. Daß dies 
dadurch geichehen fünne, daß er den Gläubiger aus den Mitteln der Maſſe befriedigt, muß durchaus 
geleugnet werden: durch Verwendung der Erbichaft kann der Benefizialerbe nichts am fich bringen, 

. b. für feine eigene periönlice VBermögensmafje erwerben, 

Die Nechenihaft muß übrigens aud von einem einzelnen Miterben über die ganze Erbichaft, 
nicht bloß über feine Portion, gegeben werden. Pr. des Obertr. d. 4. März 1843 (Entſch. Bd. IX, 
S. 241). (4.9) Unzweifelhafte Pflicht des Erben ift e8, den Nachweis zu führen, daß die ganze 
vorhanden geweſene Aktivmaſſe kr Befriedigung beſſer berechtigter Gläubiger verwendet worden 
fei. (Bergi. 8. 455.) Erf. des Obertr. v. 18. Februar 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©. 209), 

(4. 4.) Zu Veräuferungen von Nachlaßſachen ift jeder Miterbe dritten Perfonen, namentlich den 
Nahlaßgläubigern gegenüber, berechtigt ($. 446); mur den anderen Miterben fteht ein Anfechtungs- 
recht gegen dem Veraußerer zu. Daher ift nach Eröffnung des Konkuries über den Nachlaß der Ber- 
walter der Maffe nicht berechtigt, die vorher don Einem der Benefizialerben vorgenommene Veräuße— 
rung anzufechten. Erf. des Obertr. dv. 11. Septbr. 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 45), 

79) Einen Vertrag, wodurch der Benefizialerbe Nachlaßſachen am einen Gläubiger verkauft und 
diejer ermächtigt wird, Wine Forderung auf das Kaufgeld abzuredhnen (mas eigentlich eine datio in solu- 
tum ift), find, wenn vor der Uebergabe der erbichaftlihe Liquidationsprozeß eröffnet wird, die Gläubi— 
ger nicht jchuldig zu erfüllen. Der Käufer muß jeine Forderung liquidiren und kann die Uebergabe 
der gelauften Sache nicht verlangen. Ein folder Rechtsfall ift in diefem Sinne entichieden von dem 
Obertr. durch Erk. vom 24. März 1838 (Gentralbi. 1839, Kol. 1189). (4. A.) Jetzt kaun dieſer 
Rechtsſatz nur auf den Konkurs über die Erbichaft Anwendung finden. 8.0. 88. 342 ff. 
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88. 447 bi8 451. Aufgehoben ??). i 

6. 8. vom 28. März 1840, betr. die Befugniß des Benefizialerben. (6.8. 
S. 103.) 

Da die beftehenden Vorjchriften über die Beſchränkung der Dispofitionsbefuguiß eines Benefizial- 
erben in Bezug auf die zum Nachlaß gehörigen Grundftüde dem Erben zu großer Beläftigung gerei- 
chen, ohne jedoch den Erbichaftsgläubigern entiprechende Bortheile zu gewähren, jo verordnen Wir für 
diejenigen Provinzen Unferer Monarchie, in welchen das A. L.R. und die A. G.O. Kraft haben, auf 
den Antrag Unjeres Staatsminifteriums und nad) erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des 
Staatsraths ernannten Kommiffion, was folgt: 

$. 1. Dem Benefizialerben wird die Befugniß beigelegt, jofern er fi) der Verwaltung des Nach— 
laſſes nicht begeben hat, und ihm auch wicht auf den Antrag der Gläubiger oder Legatarien vom Rich— 
ter Schranten gejett worden find, über die zum Nachlaß gehörigen Grumdftüde und Gerechtigteiten 
eben fo, wie über die beweglichen Sachen, zu verfügen. 

$. 2, Bei der Berichtigung des Befigtitels für einen Erben joll die Einſchränkung, daß er nur 
als Benefizialerbe beſitze, in das Hnpothefenbuc nicht ferner eingetragen werden. 

$. 3. Die BVorichriften des U. L.R. Th. I, Tit.9, 88.447 —451 umd der A. G.O. Th. I, 
Tit. 50, $. 280 werden aufgehoben. Jede auf Grund derjelben bereits eingetragene Einſchränkung ei- 
nes Benefizialerben ift nad) Ablauf von jehs Monaten, von dem Tage der Publikation dieſer Ver— 
ordnung an gerechnet, don Amtswegen zu löfchen, wenn nicht bis dahin ein Erbichaftsgläubiger bei 
dem Hpothelenrichter fich meldet und nachweiſt, daß er ſchon vor Publikation diefer Verordnung in- 
nerhalb Jahresfrift jeit Eröffnung der Erbichaft jeinen Anſpruch im Rechtswege geltend gemacht hat. 

8.4. Die Beitimmung der V. über den Subhaftations- und Kaufgelder - Figuidationsprozeß vd. 
4. März 1834, 8. 2, Nr. 2 wird dahin erweitert: 

daß die nothwendige Subhaftation zum Nachlaß gehöriger Grundftüde umd Geredhtigfeiten anf 

den Antrag eines jeden Benefizialerben mit voller Wirkung ftattfindet 79 b), 

Gejeß vom 1. März 1869 (G.S. ©. 377), 
In den Bezirken der Provinz Hannover, im welchen das Allgemeine Landrecht gilt, treten 
in Kraft: 

6) die 88.1, 2 und 3 der Verordnung vom 28. März 1840, betreffend die Befugniß des Be- 

nefizialerben. 


8. 452. Auch die Bezahlung der Erbichaftögläubiger muß der Benefizialerbe nur 
in derjenigen Ordnung leiften, welche die Geſetze nach Beichaffenheit ihrer Forderun— 
gen vorjchreiben 8°). u 

$. 453. Erſchöpft er den Nachlak durch Zahlungen an einige Gläubiger $*) der- 


79a) Deren Wortlaut ift: 

8. 447. So lange er aber ein ererbtes Grundftüd nur als Benefiziaferbe beſitzt, kann er dar- 
über, zum Nachtheile der ——— leine gültige Verfügung treffen. 

$. 448. Es muß daher bei Eintragung feines Beſitztitels auf ein ſolches Grundftüd die Ein- 
ſchräukung, daß er nur als Benefiziaterbe befige, in dem Hypothelenbuche mit vermerkt werden. 

$. 449. Die uneingeſchränkte Dispofition erlangt er erft alddann, wenn er entweder ohne 
Vorbehalt für Erben erklärt; oder ein Präflufionsertenntniß der unbetannten Erbidaftsgläubiger bei- 
bringt, und die Einwilligung oder Befriedigung der befannten nachweiſet. 

$. 450, Iſt die $. 448 verordnete Eintragung nicht geichehen, und hat ein Dritter, vedlicher 
Weiſe, auf den Glauben des Hypothelenbuchs, mit den Erben im gerichtliche Verhandlungen über das 
Grundſtück ſich eingelafien; fo find diejelben — 

8. 451. Der Erbe, welcher dergleichen Berfügungen zum Nachtheile der Erbichaftsgläubiger vor— 
genommen, und bei defien Unvermögen der Nichter, welcher die nad) 8. 448 zu gende Eintra⸗ 
gung aus grobem oder mäßigen Verſehen verabjäumt hat; bleibt diefen Interefienten verantwortlich. 

79b) Vergl. Konkurs « Ordnung d. 8. Mai 1855, $. 359, Sat 3. 

80) Vergl. B. dv. 4. März 1834 über die Exekution in Civilprozefien, $. 2. 


81) Auch wenn biernächft Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird, fteht, wegen erfolgter Be— 
friedigung nicht bevorzugter Gläubiger, ein Anſpruch gegen den Benefizialerben micht dem Mafjen- 
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eftalt, daß felbiger zur Befriedigung derjenigen, denen die Gefege einen vorzüglichen ' 
—* anweiſen 8° ®), unzureichend wird, jo kann er ſich gegen ſolche vorzügliche Gläu— 
biger mit der Wohlthat des Inventarii nicht fchügen. 
$. 454. Vielmehr muß er denfelben aus feinem eigenen Vermögen auf fo hoch 
erecht werden, als fie erhalten haben würden, wenn der Nachlaß unter die Gläubiger 
überhaupt nad „geleomäßiger Ordnung wäre vertbeilt worden 81®), 
$. 455. Will der Erbe ſich gegen dergleichen beforgliche Vertretung ficher ftel- 
len, jo fteht ihm frei, auf Eröffnung des erbichaftlichen Liquidationsprozeſſes anzu- 
tragen *2). 
8. 456. Was dabei zu beobachten fei, ift in der Prozeßordnung vorgefchrieben 8? ®). 
$. 457. Wer ohne Richter und Recht in die Verwaltung einer fremden Erbfchaft Ban faliden 
fich eindrängt, muß fowohl dem Erben, ald den Gläubigern, für allen auch durch das j 
geringfte 8?) Verſehen entitandenen Schaden haften. 
x 458. Sat er bei Führung der Admintftration fich den Verdacht $*) der Treu- 


furator, jondern nur dem einzelnen benachtheiligten Gläubiger zu. Pr. des Obertr, 609, v. 4. Febr. 
1839 (Präj.-Samml. I, 34). 

81a) 5 A.) Den nicht zog — Glaäubigern iſt ein ſolches Recht nicht ge— 
geben. Erf. des Obertr. vom 16. September 1856 (Arch. für Rechtef. Bd. XXI, ©. 186) und 
vom 15, November 1864 (Ebd. Bd. LIV, ©. 358 und nod) einmal Bd. LVII, ©. 88), 


81b) Dann würden auch die bedeutenden Kommun« und Piquidationskoften in Abgang gekom— 
men jein. Dieje müfjen daher in dem hier vorgejehenen Kalle gleichfalls nad) ungefährer Berechnung 
zum Bortheile des Erben angeichlagen und abgerechnet werden. 

82) Dies fteht auch jedem Ginzelnen von mehreren Miterben frei, mit der Wirkung, daß über 
den ganzen Nachlaß, micht etwa über die Quote des Provolanten, der Piquidationsprozeh eröffnet wer— 
den muß; über eine Erbqwote ift derfelbe unzuläſſig. Vergl. R. v. 8. Febr. und 17. März 1840 
zur Pr. -D. Tit. 51, 88. 59, 60; Konl.-Drdn. v. 8, Mai 1855, $. 342. 

Auch wenn der Nachlaß durch den Erben jchon erichöpft ift, kann der Erbe doch noch auf Eröff- 
nung des Liquidationsprozefies mit der Wirkung antragen, daß mit der Erefution inne gehalten wer— 
den muß, boransgeiett, daß die einjährige Friſt dazu noch nicht abgelaufen ift. 

82 4) (4. U.) Konkurs» Ordnung d. 8. Mai 1855, 88. 342 — 361. 

83) ©. o. die Anm. 18 zu $. 17, Tit. 3. — Bergl. L. 25, 88. 2, 11; L. 81, $. 3; L. 40 pr., 
L. 54 D. de hered. petit. (V, 3). ‘ 

84) Diefe dem ER. eigenthüimliche Beftimmung bezieht ſich zunächſt auf das Verhältniß der 
Gläubiger zu dem Erbichaftsbefiger und fett voraus, daß er entweder, als folder von einzelnen 
Släubigern in Anfprud genommen, fid) auf das beneficium inventarii ſtützen will, oder daf die 
ganze Mafe von den Gläubigern zu ihrer Befriedigung in Anſpruch genommen worden, oder daß er 
al® juris possessor — nachdem er die Erbichaftsiachen ganz oder zum Theil veräußert hat, haften 
fol. Vergl. L. 11 pr. D. de heredit. petitione (V, 3). Außerdem ift nicht zu jehen, wie die Gläu— 
biger mit dem bloßen possessor hereditatis jollen zujammentveffen können. Zur Rechtfertigung des 
Grundes der jelbftichuldneriihen Obligation jagt Suarez: „Einige Monenten meinen, der bloße 
Verdacht der Treulofigkeit jei nicht hinreichend, Andere halten die Dispofition für zu ftrenge, wenn 
aus den Umftänden erhelle, daß der Nachlaß nicht jo viel betragen habe. Allein ich wiirde es fim- 
pliciter bei dem Texte lafjen. Es ift die Rede von einem Menichen, der fich fälſchlich und eigen- 
mädtig pro herede girirt. Wenn dieſer ſich einer Zreulofigfeit bei jeiner Adminiftration verdächtig 
macht, und diefen Verdacht nicht ablehnen kann, jo verdient er feine Schonung. Iſt der wahre Be- 
trag durch jein factum illieitum verdunkelt worden, daß joldher nicht mehr ausgemittelt werden kann, 
jo können die Interefjenten darunter niemals das Geringfte leiden.” Gej.- Rev. Penſ. XVI, Dot. 
um Zit. 9, Abſchn. 8, ©. 36. Das Berhältniß ift hiernach eigenthümlich aufgefaßt. Der Erb- 
haftsbefiger, der die Exrbichaft für ſich haben will, fteht zu feinem in einem perjünlichen Berhälte 
niffe, am wenigften in einem auf Treue gegründeten; er ift mithin nicht in dem alle, eine Treu— 
loſigleit begehen zu fönnen. Gr ift, nad der Borausiegung diefer Beftimmung, ein unredlicher 
Erbichaftsbefiter und muß fchon wegen feiner Unvedlichkeit für Vieles perfönlich haften. Ein prafti- 
ſches Bedürfniß war zu diefer Beftimmung, aud in Beziehung auf das Verhältniß zu dem wahren 
Erben ($. 459), nicht vorhanden, zumal der Fall der Anmendung der hereditatis petitio gegen einen 
derartigen Erbichaftsbefiger, bei der regelmäßigen —— und Mitwirkung der Gerichte bei der 
Legitimation und Einweiſung des Erben, höchſt jelten ift. — Dagegen fehlen die Beftimmumgen ber 
den redlichen und unrechtfertigen Erbicaftsbefitter bei der hereditatis petitio ganz; denn die Borichrif- 
ten $$, 495 fi. betreffen nur den befonderen Fall der Einweiſung des nächiten Erben in die bono- 
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lofigfeit zugezogen, oder die Mafle mit feinem Vermögen dergeftalt vermifcht, daß der 
an Betrag des Nachlaſſes nicht mehr zuverläffig ausgemittelt werden kann, fo haf— 
tet er den Gläubigern und Legatarien ald Selbitichuldner. 

8. 459. Auch dem wahren Erben muß er den wahrfcheinlichen Ueberreft des Nach— 
laſſes herausgeben, und der Erbe wird zur eidlichen Erhärtung dieſes Betrags, auf 
eine nach den Umftänden von dem Richter zu ermäßigende Summe, zugelaſſen. 

$. 460. Meldet fich zu dem Nachlaſſe des Verftorbenen fein Erbe, ji muß der 


Kr won ber Nichter die Verfiegelung und andere zur Sicherheit der Verlaſſenſchaft erforderlichen An- 


be unbe» 
fannt iſt. 


Bon der 
Eiegelung. 


Wie e8 zu 


halten, wenn 
nur der Auf⸗ 


enthalt des 
Erben, oder 


ftalten von —— vorkehren *85). 

8. 461. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die bekannten oder vermuthlichen Erben 
insgeſammt abweſend find, oder wenn ſich Minderjährige, oder andere ihren Sachen 
jelbjt vorzuftehen unfähige Perfonen unter denfelben befinden. 

$. 462. Hat jedoch der Verftorbene einen am Orte ge Ehegatten 
binterlajien, jo bedarf es, auch bei der Abwejenheit oder Unfähigkeit einiger, oder 
- — Erben, dennoch der Regel nach keiner von Amtswegen zu verfügenden 
Siegelung. 

$. 463. Vielmehr ift der überlebende, im Befige des Nachlaſſes verbliebene Ehe- 
gatte den andern Erben zur Borlegung eines auf Erfordern eidlich zu beftärfenden Pri- 
vatinventarii verpflichtet 5%). (88. 440, 442.) . ; 

$. 464. Die Obliegenheiten des Richterd wegen Publikation eine® vorhandenen 
Teftaments find gehörigen Orts beftimmt. (Tit. 12, $$. 208 sqq.) 

8. 465. Iſt zwar befannt, wer Erbe fei, der Aufenthalt deſſelben aber ift in- 
nerhalb dreier Donate vom Todestage des Erblaflerd nicht audgemittelt worden, fo find 
der Erbe und dejien nächfte Verwandten, durch öffentliche Bekanntmachung, zur An- 
meldung bei dem Gerichte, und zur Wahmehmung ihrer Gerechtiame — 

8. 466. Der Zweck dieſer Aufforderung iſt bloß, daß die Exiſtenz der Erbſchaft, 
und die dem Erben und ſeiner Familie daran zuſtehenden Rechte ſo viel als möglich zur 
Kenntniß derſelben gelangen ſollen. 

8. 467. Es bleibt alſo auch die Art der Bekanntmachung, und wie dieſelbe nach 
Bewandtniß der Umſtände am zweckmäßigſten geſchehen könne, dem vernünftigen Er- 
meſſen des Richters überlaſſen. 


rum possessio eines Abweſenden. Deshalb müſſen die Grundſätze von der Bindifationsflage, ſoweit 
fie auf die Erbihaftsflage nicht geradezu paflen, analoge Anwendung finden. 

Die Berjährung durch Belt (10 oder 205.) findet gegen die Exbichaftsflage micht ftatt; dieſe 
verjährt nur im der gewöhnlichen Zeit ‘von 30 Jahren. $. 494 d. T. Das Obertr. hat in dieſer 
Hinfiht, bezüglich auf einen verjchollenen Erben, folgende Rechtsſätze ausgeſprochen: I. Die Verjäh- 
rung des Miterbrechts eines abweſenden Miterben, dem noch fein Abweſenheitskurator beftellt war, 
und von deflen Borhandenfein bei der Regulirung des Nachlafjes nichts erhellte, kann zwar — den 
übrigen Erben gegenüber, die den Nachlaß als legitimirte Rechtsnachfolger des Erblafiers vom Ge— 
richte ausgehändigt erhalten haben — anfangen, und Yoird auch nicht durch die Vorichrift des $. 115, 
Tit. 17 ausgeichlofien. II. Mar der Abweſende aber ſchon vor dem Erbanfalle verichollen, und ift 
weder eime öffentliche Vorladung deflelben oder der unbelannten Erben veranlaßt, noch fonft ein Um— 
ftand dargethan, welcher jchließen Tiefe, daß er von dem Erbanfalle Kenntniß hätte erhalten können, 
jo tritt die Verjährung nicht ein. Pr. vom 2. Oft. 1845 (Entid. Bd. XII, ©. 176). 

85) Zu diefem Zmede ift gemwifien Perfonen zur Pflicht gemacht, den Gerichten den Todesfall 
unverzüglich anzuzeigen. A. G.D. Th. II, Tit. 5, 8. 23, Nur wenn dem Richter der Fall amtlich 
befannt geworden ift, kann die Befolgung der Vorſchrift dieſes $. von ihm gefordert werden. 

85a) (5. 9.) Diefer Verpflichtung hat Derjelbe durch Vorlegung eines von ihm nachträglich als 
unridtig anerfannten Inventariums nicht genügt; er muß fie daher noch erfüllen. Erk. des Obertr. 
bom 3. Mai 1867 (Archiv fir Rechtsf. Bd. LXVIII, ©. 83), 
886) Auch die unbefannten —— lönnen auf dieſe Weiſe, auf Antrag des dazu wohl legiti« 
mirten Kurators eines Legats, zur Meldung aufgefordert werden. Pr. des Obertr. v. 26. Febr. 1833 
(Simon, Redtsipr. Bd. IV, ©. 210), 
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$. 468. Uebrigens muß dem abwefenden Erben, wenn er nicht ſchon mit einem 
Vormunde verſehen iſt, ein folher Bormund fofort beftellt werden. 

Anh. 8. 10. Die Beftellung diefes Kurators und die Direktion der Verwaltung gehören zum 
Geichäftstreis der vormumndichaftlichen Behörde. (Th. II, Fit. 18, $. 954.) 

$. 469. Diefer muß wegen Antretung der Erbfchaft, und Verwaltung derfelben, 
die den Vormündern überhaupt vorgefchriebenen Pflichten beobachten 5° ®), 

$. 470. Wegen der Vorladung eines folhen Verſchollenen zum Behufe feiner 
— iſt das Erforderliche gehörigen Orts vorgeſchrieben. (Th. II, Tit. 18, 

n. 8.) 

$. 471. Iſt gar nicht befannt, wer Erbe fei, fo muß der Richter, nad Ablauf rer, "er 
dreier Monate vom Todedtage des Erblaſſers oder auch noch früher, wenn es die Um- sefannt if. 
ftände des Nachlaſſes erfordern, demfelben #7) einen Kurator beitellen. 

$. 472. Diefer muß, wegen Antretung der Erbihaft, und Aufnehmung eines 
Inventarii, die Nechte des unbekannten Erben beobachten. 

8. 473. Wegen Verwaltung des Nachlaſſes hat zwar auch ein foldher Kurator 
überhaupt die Nechte und Pflichten eined Vormunds 8); 

$. 474. Doc muß er foviel ald möglich dahin fehen, daß der Nachlaß in der- 
jenigen Lage, in welcher er fich bei dem Ableben des Erblaſſers befunden hat, erhalten 
werde 88»), 

8. 475. Gr darf alfo feine Grundftüde veräußern; feine ficher ausftehenden Ka— 
pitalien auffündigen; feine neuen Gefchäfte unternehmen; und auch das bewegliche 
Bermögen nur fo weit, als es bei längerer Aufbewahrung verderben, oder die Koſten 
a —— dem Werthe der Sache nicht verhältnißmäßig ſein würden, ins 

eld ſetzen. 

8. 476. Vornehmlich aber muß der Kurator ſich die Ausmittelung und Entde— 
ckung des eigentlichen Erben möglichſt angelegen ſein laſſen. 

8. 477. Sind dieſe Bemühungen fruchtlos, fo müſſen der unbekannte Erbe und 
dejien Erben oder nächte Verwandten öffentlih vorgeladen werden 3°). 

Anh. 8. 11. Wenn von keinem Blutsvermandten 9%) eines Berftorbenen Nachricht vorhanden 
iſt; ſo kann dem überlebenden Ghegatten, als dem in Ermangelung erbfähiger Verwandten geſetzlich 


868) (5. A.) Vergl. oben, Anm. 33 zu $. 390 d. X. 

87) Wem? Dem Nachlaſſe oder dem Erben? Die Praris bezicht e8 auf den Nachlaß und es 
ift immer von dem „Nachlaßkurator”, von dem „‚urator massae“ Rede. Vergl. aud d. R. vom 
11. Januar 1839 (J. M.Bl. ©. 58) und Bericht des Gerichts zu dem R. v. 12. Februar 1798 (Rabe, 
V, 40), Nllein das „demſelben“ kann auf den unbelaunten Erben bezogen, und der Kurator milßte 
mithin ſowohl in diefem Falle, mie in dem Falle des $. 468, dem abmejenden (unbekannten) Erben 
beftellt werden. Denn die cura hereditatis jacentis kann nah pr. R. nicht Bedürfniß fein, weil im— 
mer der Erbe, ipso jure, an die Stelle des Erblaſſers tritt umd eine Herrenlofigteit eigentlich nicht 
eintreten, mithin von einer hereditas jacens überall nicht die Rede fein kann. Bergl. Albrecht, die 
Gewere, 8. 6; Gaupp, über die Gemwere, in Reyſcher's u. Wilda's Zeitichrift für deutiches 
Recht, Bd. I, S. 108 u. A. Indeß haben die Verſaſſer des L.R. in der That beabfichtigt, einen 
Nachlaß- oder Berlaffenichafts - Kurator beftellen zu laflen. $$. 487 und 490 d. T., und A. G.O. 
Th. I, Tit. 20, 8. 4. 

88) Er bedarf daher aud) in allen Fällen der obervormundihaftlichen Autorifation oder Genehmi— 
gung, wo diefelbe für die Handlungen anderer Vormünder vorgeichrieben ift, z. B. auch zur Relation 
eines ihm zugeichobenen Eides. 

888) Er tann und muß jedoh auf Eröffnung des erbichaftlihen Liquidationsprozefies antragen, 
wenn Gläubiger mit Erelution andringen. — (4. A.) Pachtlontrakte zu kündigen iſt er nicht befugt. 
Erf. des DObertr. d. 9. September 1857 (Entih. Bd. XXXVI, ©. 52). 

89) Das rückſtändige Gnadengehalt verftorbener Invaliden joll, in Ermangelung befannter Erben, 
den Wittwen, ohne Vorladung der etwanigen unbelannten Erben, ganz gezahlt werden. K.O. vom 
7. Mai 1818 (Jahrb. Bd. XI, ©. 195). 

90) Oder erbfolgefähigen Adoptivverivandten. 
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zur Erbfolge Berechtigten, der Nachlaß des Verftorbenen bloß gegen die Verſicherung an Eides Statt, 
daß ihn keine Verwandten des Erblafjers bekannt jeien, überlaffen werden, ohne daß es dazu eines 
Aufgebots bedarf; nur muß der Richter die $. 479 zur Abwartung der Anſprüche eines Erben bewilligte 
Frift in dem Falle verlängern, wenn die Erbſchaft von Belang, und der Erblafjer nad) den vorhan- 
denen Nachrichten aus einem entfernten Lande gebürtig ift, oder fonft Umftände vorhanden find, wel- 
he es wahrſcheinlich machen, daß die Erkundigungen, welche der im ſolchen Fällen jedesmal zu beftel- 
lende Kurator vornehmen muß, eine längere Zeit als gewöhnlich erfordern möchten, 


$. 478. Diefe Vorladung muß in der Regel nad) Verlauf anderer drei Monate 
vom Tage der Anordnung des Kurators efäjehen. 
$. 479. Doc) kann der Richter diefe Friſt verlängern, wenn nod Hoffnung, den 
Erben auf andere Art auszuforihen, vorhanden ift. 
$. 480. Bei der Borladung jelbit jind die Vorfehriften der Prozeßordnung, von 
der Ediktalcitation eines Verſchollenen, zu beobachten *1). . 
5. 481. Meldet ſich in dem anberaumten Termine fein Erbe, jo fällt der Nach⸗ 
laß, als ein herrenlojes Gut, dem Fiskus anheim. (Th. I, Tit. 15°*), Abſchn 2.) 
$. 482. Meldet jich vor oder in dem anberaumten Termine ein Erbe, fo muß er 
dem Richter "?) fein Erbrecht gehörig nachweiſen ®t). . 
S. 483. Eine gleiche Verbindlichkeit liegt, auch außer dem Falle des Aufgebotes, 
jedem Erben ob, deſſen Grbrecht nicht klar erhellt. _ 
$. 484. Gründet ſich der angebliche Erbe auf die gefepliche Erbfolge, jo muß er 
den Grad feiner Verwandtſchaft mit dem Verftorbenen beftummt anzeigen, und gehörig 
nachmweifen ? 5). 

91) Meldet fih vor oder im dem Termine Niemand, fo hat der Kurator den Diligenzeid zu lei— 
ften. Weigert er fich defien, jo fol dies als eine Ablehnung der Kuratel angefehen und ein anderer 
Kurator beftellt werden. R. v. 11. Januar 1839. (J. M.Bl. ©. 58.) Dies führt jedoch nicht noth⸗ 
wendig zum Ziele; jeder neu angeftellte Kurator fann ſich auch mweigern. Der Eid kann nur von dem— 
jenigen gefordert werden, welcher ein Intereſſe hat, daß der Eid geleiftet werde. Dies ift nicht der 
Kurator des unbekannten Erben, fondern der, welcher die Erbichaft nehmen will, wenn kein Verwandter 
zu ermitteln ift. Diefer Erbichaftsprätendent follte aud) das Aufgebot ausbringen. 

92) Statt 15 ift „16“ zu leſen. R. dv. 29. Dezember 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 

93) Dem Erbicaftsrichter. Der Lehnserbe legitimirt fich bei dem kompetenten Lehnshofe, der 
Fideitommißnachfolger bei dem Appellationsgerichte, welchem die betreffende Fideitommißangelegenheit, 
nad) der ®. v. 2. Januar 1849, zufteht. 

94) Dies ift erforderlich, um in den Befi der Erbichaft geietst zu werden, wenn folche in gericht 
lien Berwahrfan genommen worden ift, umd um das zur Dispofition über liegende Gründe und For— 
derungen unentbehrliche Yegitimationsatteft zu erlangen, wenn man nicht Teftamentserbe ift. 

(4. 4.) Die Erbestegitimation fordert nicht ftets ein, lediglich zu dieſem Zwecke beſtimmtes Ber- 
fahren und die Ausftellung eines Legitimationsatteftes des Erbichaftsrichters, jondern kann aud) in einem, 
einen anderen Gegenftand betreffenden Rechtsftreite unter diefen Parteien feftgeftellt werden. Ext. des 
Obertr. d. 15. Juli 1859 (Entich. Bd. XLI, ©. 5). Vergl. die folgende Anm. 95. 

95) Iſt es Mdoptivverwandtichaft, To wird der Adoptionsvertrag borgelegt; ift es Blutsverwandt⸗ 
ſchaft, jo müſſen die erforderlichen Auszüge aus den Kivilftandsregiftern (Kirchenbüchern) beigebracht, 
und menu dies wegen Vernichtung oder Unvollftändigkeit derjelben unmöglich ift, andere Beweiſe, z. B. 
Bermerte der Eltern oder Zeugen über die Geburt, von den gewiljen Eltern herbeigeidhafit werden 
(vergl. das R. d. 2. März 1835; Jahrb. Bd. XLV, ©. 179), worüber jedoch kein kontradiktoriiches 
Belkin. alſo auch fein Erfüllungseid ftattfindet, weil die Legitimation nur dem Erbichaftsrichter ge- 
führt wird und fein Prozeßgegner vorhanden ift. Es verfteht fih darnad), daß man im manden Ful- 
fen, bei zweifelhaften Bererjen, feinen Ausgang hat. Man beftellt dann einen Berlaffenihaftsturator, 
wenn noch feiner vorhanden ift, und mit diefem muß der Prätendent feine Verwandtſchaft kontradifto- 
riſch austragen, Alles auf feine Koften, wenn er auch den Nachweis führt und als Erbe anerfannt wer» 
den muß; denn der fünftlich geichaffene Gegner, der Kurator, nimmt ſelbſt feine Bezahlung aus der 
Erbichaft, die er ohme Recht dem Erben ftreitig gemacht hat. (3. 9.) Aufiallender Weiſe hat das Kam- 
mergericht noch im Jahre 1851 die Frage: ob der Erbprätendent als ein Verwandter des Erblaſſers, 
und in weichem Grade verwandt, anzuerkennen jet? fir einen ungeeigneten Gegenftand des richter- 
lichen Ertenntnifies erklärt, aus dem jonderbaren Grunde, weil das Verwandtſchafisverhältniß nur ein 
thatfädhliches Verhältniß jei. Das Kammergericht kennt alfo die jehr wichtigen Präjudizialtiagen des 
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$. 485. Sodann muß der Richter prüfen: ob Vermuthungen ?%), daß noch nä- 
here oder gleih nahe Verwandte vorhanden find, obwalten. 

$. 486. Findet fich feine dergleichen Bermuthungen, fo muß der Nachlaß dem 
ih meldenden Erben, gegen die bloße an Eidesitatt abzugebende Berficherung ?7): daß 


Perjonenrechts nicht. Das Obertribunal hat diefe Lücke ausgefüllt durch das Erf. vom 11. Oft. 1852, 
wodurch es den don der verftändigen Praris längft angemwendeten Sag begründet: „Der Erbichafts- 
richter ift befugt, wenn fidh bei der Legitimationsführung eines fich meldenden Erben ſolche Bedenten 
ergeben, die nad) dem Ermeſſen des Erbſchaftsgerichts nicht füglich im Wege bloßer Dekretur erledigt 
werden lönnen, die Frage: ob der auftretende Erbe für einen Blutsverwandten des Erblaſſers im dem 
bon ihm behaupteten Grade anzunehmen? zur Erörterung umd Enticeidung im Wege des Prozeffes 
zwiichen dem Erbprätendenten und dem, dem Nachlafje bereits befteliten oder zur beftellenden Kurator 
S verweiſen; und es erſcheint vichterliche Entſcheidung darüber zuläſſig.“ (Entſch. Bd. XXIV, ©. 23.) 

o.faßlich die juriftiiche Darlegung des Obertr, auch ift, hat fie bei dem Kammergerichte dod) feinen 
fruchtbaren Boden gefunden; denn dafjelbe hat im J. 1853, im einem ähnlichen Falle, ſich an der 
Entkräftung der juriftiihen Gründe des Obertr. verjucht. Würdevoll und fir jeden Unbefangenen über 
zeugend weiſet das Obertr. das Borgebrachte auf feinen Ummerth zurüd, und erhält, unter Bernich— 
tung des Appellationsurtels, feinen früheren durchaus begründeten Ausſpruch aufrecht. Pr. 2528, von 
17. Mai 1854. (Entſch. Bd. XXVIU, ©. 64.) Bergl. auch die Erf. del. vom 9. Oft. 1854 und dv. 
19, Februar 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 307 ımd Bd. XVII, S. 32.) (5. A.) Unerklärbar 
ift es jedoch, abgeiehen von der pofitiven Vorſchrift des $. 484, woher der Sequefter oder Nadhlaftura- 
tor ein ad causam legitimirter Gegner des Prätendenten joll fein können, da er weder pro herede nod) 
pro possessore,, jondern für den fünftig obfiegenden Prätendenten befigt, und es ihm völlig gleichgill- 
tiq fein muß, ob gerade der jet Aufgetretene, oder irgend ein Anderer der vechte ift oder fein wird. 
Diefer Streit mit dem Kurator kann dem wahren Erben, wenn er einmal künftig erjcheint, nicht prä— 
judiziven und muß daher als ein proviforiiches Mechtsmittel aufgeiat werden, en Gegenjtand ledig⸗ 
lich die Einmeifung in den Erbichaftsbefig ift. Vergl. $.492 d. T. Gegen den hieraus hervorgehen» 
den Befiger kann dann innerhalb der Berjährungsfrift der wahre Erbe mit der hereditatis petitio, nad) 
Analogie der Beftimmungen 88. 494 ff., auftreten. Bergl. Anm. 98% zu 8.487 d. T. u. Anm. 50 
zu 8. 613. 

Das Anerkenntniß feitens eines vollftändig legitimirten Erben jollte für die Miterben in dem Falle, 
wo der Anertennende Alleinerbe fein würde, wenn die Anderen wegfielen, mo er mithin, ftatt Bortheil, 
vielmehr Nachtheil bei dem Anerfenntnifje hat, zu ihrer Legitimation genügen, da doch nur der legiti- 
mirte wahre Exbe ein Wideripruchsrecht gegen die Theilnahme von Miterben hat. Die Praris ift darin 
aber jehr ipröde. 

Kommt es anf den Nachweis der ehelichen Abftammung an, fo müſſen auc die Kopulationszeug- 
niffe vorgelegt werden, wenn außerdem der Richter fich keine Ueberzeugung verichaffen kann. 

96) Daf Jemand verheirathet geweien fer und Kinder hinterlaffen habe, find Thatſachen, die nicht 
vermuthet werden können. Pr.O. Tit. 13, 8.28; R. v. 15. Febr. 1796 und der daraus entnommene 
Anh. 3. A. G.O. $. 106. 

97) Diefe Berfiherung konnte nur von einer ſolchen öffentlihen Perfon abgenommen werden, 
welche gerichtliche Eide abzunehmen geieglic ermächtigt ift. Deshalb konnte im Inlande nicht vor einem 
nicht gerichtlich vequirirten Notar, jondern nur vor einem in ſeinem amtlichen Berufe handelnden Rich— 
ter die Verficherung abgelegt werden. N. v. 2. März u. 4. Febr. 1835 (Jahrb. Bd. XLV, ©. 179). 
(5. 9.) Das ift nun durch das Geſetz vom 12, Mürz 1869 $. 3 geändert. 

Bon mehreren Miterben mußte früher ein Jeder die Verfiherung geben. Diejes Erforderniß 
machte die Erbeslegitimation, wenn die Erben zerftreut umd im entfernten Yändern waren, oder wenn 
Einer und der Andere, weil er nichts mehr zu erwarten hat, dazu micht zu bewegen war, höchft ſchwie— 
rig und loſtſpielig. Man mußte daher, aus Nothwendigkeit, von dem Skin ipe abgeben. Daraus er- 
Hlären fich die widerfprechenden Beſcheide des J-M., worin er bald die Berficherumg Aller für nöthig, 
bald die ded Einen oder des Anderen für entbehrlich hält. S. das R. vom 17. Sept. 1840 (J. M. Bl. 
S. 321) und die R. d. 1. Juli und 16, Septbr, 1836 (Manutlopf, ER. I, Nachtr. ©. 111). Die 
Sadıe ift die, daß es lediglid) auf die Ueberzeugung des Exrbicaftsrichters ankommt: ob die Präten- 
denten für die wahren Erben zu halten find, ob nicht. Denn bei dem unprozefjualiihen Berfahren 
fanın doch nicht juriftiiche Gewißheit erlangt werden: es genügt der Nachweis der das Erbrecht begrün— 
denden Berwandtichaft umd die eidesftattlihe Berfiherung für den Richter, um die Erbichaft auszulie— 
fern und den Legitimationsichein zu geben; dem etwanigen näheren oder gleich nahen Erben erwächſt 
daraus fein Präjudij. Bergl. aucd das R. d. 26. März 1836 (Jahrb. Bd. XLVII, ©. 279). (5. 4.) 
In diejem Sinne dehnt das Geſetz vom 12. März 1869 den Gedanfen des A. L.R. aus. 

Uebrigens Tann die eidesftartliche Berfiberung durch einen Bevollmächtigten gegeben werden, wie 
auch das R. v. 16. Septbr. 1836 (Manntopf, ER. I, Nachtt. 111) eimräumt; denn indem der 
Erbe den Auftrag zur Verſicherung giebt, giebt er in der That diefe ſelbſt. Nur muß die Vollmacht 
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ibm feine nähere oder gleich nahe Verwandten des Erblaſſers befannt find, verabfolgt 
werden ?#). - 


68, Geſetz, betreffend die Ausftellung gerihtliher Erbbefheinigungen. Bom 
12. März; 1869. (6.8. ©. 473)*), 

Wir x. verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für den 
ganzen Umfang derjelben, mit Einfluß des Jadegebietes, was folgt: 

$. 1, Jeder gejetlihe Erbe (Inteftat- Erbe) ift befugt, auf Ausftellung einer Erbbeicheinigung 
bei dem zuftändigen Gerichte anzutragen. 


eben diejelbe Form wie die Berfiherung haben (gerichtlich aufgenommen fein), und die abzugebende Ber- 
fiherung ganz wörtlich enthalten, damit, wenn fie falich ift, der Verſichernde dafür zur Rechenſchaft 
gezogen werden kann. 

98) Und ein Erblegitimationd » Atteft ausgefertigt werden. Hyp.-D. Zit. II, 8. 72, Erſt durch 
ein ſolches Atteft wird der Erbe fähig, vor hiefigen Gerichten über die ganze Erbſchaft oder einzelne 
Erbftüde zu verfügen. Diefe Fegitimationsurktunde ift nur da befannt, wo das A. L.R. gilt. Hat der 
Erblafier außer dejjen Bereiche jeiuen Wohnfit gehabt, fo ift der Erbe außer Stande, eine ſolche Ur— 
funde beizubringen, um über hier gelegene Erbſtücke zu verfügen. Man hilft jih dann damit, daf 
ein ſolcher Erbe vor hiefigen Gerichten der Sache nad) den Borichriften des FR. feine Legitimation 
führt. R. d. 7. Dezbr. 1840 (J.M.Bl. 1841, ©. 71). (5. U. Diefer Gegenftand ift nun durch das 
Geſetz vom 12. März 1869 8. 8 Zuſ. zu $. 486] gejetzlich geregelt.) — In der Rheinprovinz find die 
Friedensgerichte angewiejen, im fällen dieſer Art durch eidliche Vernehmung unterrichteter und glaub» 
würdiger Zugen einen Notorietätsalt Über die Familien- und Erbverhältniſſe aufzunehmen und eine 
Ausfertigung defielben zu ertheilen, worin fie atteftiren follen, daß ihnen nicht das Gegentheil von dem 
befannt iſt, was die Zeugen ausiagen. Gin folder Notorietätsalt jol das Erbesiegitimationsatteft er« 
ſetzen. R. vom 14. Juli 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 238). (5. A. Auch diefes ift nun in dem Gelege 
vom 12. März 1869 geregelt.) Aber auch auf diejen Auswegen ift nicht immer eng gear In 
einem Erbfalle gehörte zu den Erben eine Perion, welche vor mehreren Jahren nadı Wien verheirathet 
worden war umd welche, nad) der Behauptung der hiefigen Erben, verftorben fein jollte, Aber es war 
nicht möglich, ihren Tod nachzuweiſen oder Nachgebliebene von ihr auszuforihen. Als Ausländerin 
konnte fie hier nicht unter Abmejenheitsturatel gejtellt und noch viel weniger für todt erklärt erden. 
Die Sache fand feine endgültige vorihriftsmägige Erledigung. Man fette die hiefigen Erben auf 
Grund des 8.490 d. T. in Beſitz, doch war damit nicht ganz geholfen. Äuch das Aufgebot der Erb— 
ſchaft behufs Yegitimation der biefigen Erben war unanmwendbar, denn man kannte den Namen und lege 
ten (ausländiihen) Wohnfig des Miterben, und es mußte defien Tod nachgewieſen werden. Tit. 1, 
8.34. (5. 9.) Auch dieier Fall finder durch das Geſetz vom 12. März 1869 jeine Erledigung. 

*) (5.9) Dieſes Geſetz bringt weſentlich nichts Neues, Sondern dehnt den Gedauten des Allge 
meinen Landrechts mur im der Richtung, melde jchon die Praris eingeihlagen hatte (Anm. 97 u. 98), 
aus. Im Abgg.-Haufe befürwortete daher der Nef. der Kommiſſion (Baehr, Kaffel) die von der Kom— 
miffton vorgeidlagenen Modififationen der von dem Herrenhauſe beichlofienen Faflung der Vorlage, — 
Abg. Roſcher dagegen wünſchte eine weitergehende Berückſichtigung der Rechte des „wahren Erben“, 
als fie der Geſetzentwurf enthält, und kritifirt das als Novelle zum Landrecht bezeichnete Gele , wel⸗ 
ches dem ftriften Rechte widerſpreche, im $. 6 das gemeine Recht auf den Kopf ftelle und mur durch 
die Berbefferungen des Herrenhauſes und der Kommiifion einigermaßen geniegbar gemacht worden jei. 
— Darauf der Juftizminifter Yeonhardt: Schon im Herrenhauie habe er bemerkt, daß der Gefeh- 
entwurf mehrfache Bedenken erregen könne, die vom ftreng juriftichen Standpunkt unmiderlegbar jeien. 
Es frage fich jedoch, ob der bona -fide - Verkehr im gewoͤhnlichen Leben nicht auch eine hervorragende 
Berüdjichtigung verdiene gegenüber den juriftiichen Prinzipien; das strietum jus laſſe fih micht überall 
ftreng durchführen. Schwierigleiten werde in dem Geſetz nur der kritiſirende Jurift, nicht der in der 
Mitte der praktiihen Lebensverhältniſſe ftehende Richter finden. Mit Ausnahme einiger don dem Ober« 
gericht in Celle erhobener Bedenten habe der Entwurf bei allen oberften Gerichtshöten eine faft unge» 
. tbeilte Zuftimmung gefunden. Es handelt fi darum, dem Gedanken des Landrechts eine weitere Aus- 
dehnung zu geben; wie man aber das Geile eine Novelle zum Landredit nennen könne, fei umerfinds 
lich. Der Vorwurf, daf der $. 6 das gemeine Recht auf den Kopf ftelle, ſei ohme jede Begründung 
geblieben und thatjächlich unrichtig; durch die Amendements des Herrenhaufes und der Kommilfion 
könne derfeibe dem Borredner unmöglich erft genießbar gemacht worden fein, denn dieſe Amendements 
jeien rein redaktioneller Natur. Sie führten in das Sekt eine gejuchte Kürze, die ihm (dem Mini« 
fier) ſelbſt gar nicht gufae. Sollte mehr hineingelegt werden als eine Faſſungsänderung, jo mülſſe er 
denjelben mit aller Beftimmtbeit entgegentreten. Die Beflimmungen der Vorlage hätten fich im praf- 
tiihen Leben bereits bewährt, man dürfe erwarten, dafs fie es auch im ihrer meiteren Ausdehnung 
thun würden. — Im gleicher Weije trat Abg. Yampugmani den Einwürſen des Abg. Roſcher ges 
gen die Vorlage entgegen, deren Annahme er empfahl. — Nach kurzer Debatte, die fi) auf verſchie⸗ 

ne Einzelbeftimmungen des Geſetzes bezieht, wird die Generaldistuffion geichlofien. 
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8. 2. Zuftändig ift dasjenige zur Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit berufene Gericht, im 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln dasjenige Friedensgericht, in deflen Bezirk der Erblafler 
zur Zeit jeines Todes jeinen ordentlichen Gerichtsbof gehabt hat. 

8. 3. Der Antragfteller hat den Tod des Erblaffers und das perjönliche Berhältniß zu demfel- 
ben, auf welchem fein Erbrecht berubt, ſoweit die Thatfachen nicht notorifch find, durch öffentliche Ur- 
funden oder, wo ſolche gar nicht oder ſchwer zu befchaffen find, durch Zengen, wohin auch Notorie- 
tãts zeugen zu rechnen, überzeugend nachzuweiſen. 

Der Erbe hat dem Gericht eine eidesftattliche Verſicherung, 

daß ihm andere gleich nahe oder nähere Erben nicht befammt feien, er auch nicht wife, daß der 
Erblaſſer eine letztwillige Verfiigung hinterlaffen habe, 
abzugeben. Dieje Erklärung muß zur gerichtlichen oder notariellem Protofoll aufgenommen fein. 

Sind mehrere Erben vorhanden, fo bleibt e8 dem Ermefien des Gerichts überlaflen, diefe Ver— 
fiherung von allen oder mır von einem oder mehreren Miterben zu verlangen. 

In den Landestheilen des Gemeinen Rechts wird hinfichtlich einer bei der Erbihaft in Betracht 
fommenden Perſon, welche beim Anfall der Erbicaft das fiebenzigfte Lebensjahr überfchritten haben 
witrde, und von deren Leben oder Tod feine Nachricht zu erhalten ift, angenommen, daß fie den An- 
fall der Erbichaft nicht erlebt habe. 

Zur Ergänzung des Nachweiſes kann das Gericht geeigneten Falles, ein öffentfiches Aufgebot der 
unbelannten Erben veranlaflen **). 

8.4. Im dem Aufgebot find alle diejenigen, welche nähere oder gleichnahe Erbanfprüche an den 
Nachlaß zu haben vermeinen, aufzufordern, ihre Anſprüche bis zu einem beftimmten Termine anzu— 
melden, und zwar umter der Verwarnung, daß nad Ablauf des Termins die Ausftelung der Erb- 
beſcheinigung erfolgen werde. Der Termin ift mindeftens auf drei Donate hinaus zu beſtimmen. 
Die Bekanntmachung erfolgt durch, eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blättern nad) dem Er- 
mefjen des Gerichts, ſowie durch Anſchlag an der Gerichtöftelle. Ein Ausſchluß-Urtheil ergeht nicht. 

8. 5. Das Gericht hat, wenn es das Erbrecht für nachgewieſen erachtet, eine urkundliche Beſchei— 
nigung dariiber auszuftellen, a 

Liegt eine letwillige Anordnung vor , melde, ohne Erben einzufeßen, über den Nachlaß oder ei- 
nen Theil defjelben Verfügung trifft, fo hat der Richter die betreffende Urkunde in der Erbbeſcheini— 
gung zu bezeichnen. 

8. 6. Die Rechte des wahren Erben werden durd die Erbbejcheinigung nur darin bejchränkt, 
daß er die don dritten Perſouen redlicher Weile mit dem im der Erbbejcheinigung benannten Erben 
über den Nachlaß vorgenommenen Rechtsgeichäfte, insbefondere auch die demjelben von Nadlaf-Schuld- 
nern geleifteten Zahlungen, gegen ſich gelten lafjen muß. 

Derjelbe hat jedoch, wenn eine freigebige Verfügung unter Lebendigen oder von Todeswegen den 


**) (5. 9.) Der $. 3 rief eine längere Spezialdebatte hervor, Derfelbe lautete: „Der Antrag« 
fteller hat den Tod des Erblaffers und das perlönliche Berhältnif zu demielben, auf welchem jein Erb— 
recht beruht, ſoweit es micht motorifch ift, durch öffentliche Urkunden oder, wo ſolche gar nicht oder 
ſchwer zu beichaffen finp, durch Zeugen, mohin auch Motorietätszeugen zu vechnen, überzeugend nadı- 
zumeiien. Der Erbe hat dem Gericht eine eidesftattliche Verſicherung, daß ihm andere gleihnahe oder 
nähere Erben nicht befannt jeien, er auch nicht wiſſe, daß der Erblaffer eine letstwillige Verfügung 
binterlaffen habe, abzugeben. Dieje Erflärumg muß zu gerichtlichen oder notariellem Brotofoll auf« 

nommen fein. — Sınd mehrere Erben vorhanden, jo bleibt e8 dem Ermeſſen des Gerichts über- 
aſſen, dieje Berfiherung von allen oder nur von einem oder mehreren Miterben zu verlangen. — 
Zur Ergänzung des Nachweiſes kann das Gericht geeigneten Falls ein öffentliches Aufgebot der unbe— 
fannten Erben erlafjen.” — 

Hierzu beantragte Abg. Leſſe, a. ftatt der Worte „jo weit e8 nicht notoriich iſt“ zu feßen: „ſo— 
weit die Thatfachen nicht notoriich find” — und b. als Abſatz 4 einzufcalten: 

„sn den Pandestheilen des gemeinen Rechts wird hinfichtlih einer bei der Erbichaft in Betracht 
fommenden Perſon, weiche beim Anfall der Erbichaft das fiebenzigfte Lebensjahr überichritten haben 
wiirde, und don deren Leben oder Tod feine Nachricht zu erhalten ıft, angenommen, daß fie den An— 
fall der Erbſchaft nicht erlebt habe,“ 

Beide Amendements werden angenommen. Alle fonftigen Anträge werden abgelehnt. 
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Gegenftand des Nechtsgefchäfts bildet, infoweit einen Anſpruch gegen den Erwerber, als diejer fich 
noch im Beſitze des Erworbenen oder daraus bereichert befindet. 

Auf Grund einer vorgelegten Erbbeicheinigung kaun die Ueberfchreibung von Rechten des Erb- 
lafjfers auf den Erben im öffentlichen Büchern (Grund-, Hypothefen-, Unterpfands-, Währichafts- x. 
Büchern, Gewerlenbüchern, Schiffe -Regiftern u. dal.) bewirkt werden. 

$. 7. Die in den einzelnen Yandestheilen geltenden Vorſchriften und Rechtsgrundſätze über die 
Gültigkeit und Wirkfamteit von Rechtsgeichäften, die eim nicht mit einer Erbbeſcheinigung verjehener 
bermeintlicher Erbe als folher in Beziehung auf den Nachlaß vorgenommen hat, werden durd) die Be- 
ſtimmungen des $. 6 nicht berührt. 

8. 8. Gehören zu dem Nachlafje einer Perfon, welche zur Zeit ihres Todes in Preußen feinen 
ordentlichen Gerihtsftand hatte, Grundftüde, im öffentlichen Büchern eingetragene Rechte oder in der 
Verwahrung einer preußifchen Behörde befindliche Gegenftände, jo ift das Gericht, im deſſen Bezirt 
das betreffende Grundftüd belegen ift, das öffentliche Buch geführt oder der Gegenftand verwahrt wird, 
zur Ausftelung einer Erbbeſcheinigung zuftändig, welche den Erben zur Berfügung über das Grund- 
ftüd oder das eingetragene Recht oder zur Empfangnahme des verwahrten Gegenftandes legitimirt. 

8.9. Wenn in einer letwilligen Berfügnng die Erben oder jonftige Berechtigte nicht mit der- 
jenigen Beftimmtheit, weldye zur Beſchaffung der Legitimation erforderlich ift, bezeichnet worden find, 
jo tönnen diejelben bei dem zuftändigen Gericht (8. 2) auf Ausftellung einer ergänzenden Beſcheini— 
gung antragen. 

In derjelben ift nur zu bezeugen, daß die Antragfteller ihre Jdentität mit den in der betrefien- 
den legtwilligen Beftimmung bezeichneten Perfonen nachgewieſen haben. 

Die Beitimmunugen des $. 6 finden auch auf ergänzende Beſcheinigungen Anwendung, ſoweit es 
auf die darin bejcheinigte Thatfahe antommtt). 

$. 10, Das Verfahren richtet fich auch im den Füllen der $$. 8 und 9 nad den Borfchriften 
der 88.3 uud 4, 

Urkundlich x. 


$. 487. finden fich aber ſolche Vermuthungen, fo müſſen diefelben zroifchen dem 
ih angebenden Erben, und dem entweder ſchon beitellten oder noch zu beitellenden 
Berlajienschafts + Kurator, näher erörtert werden 3), 

$. 488. Ob zu diefer Erörterung, außer dem allgemeinen Aufgebote des Nach 
laſſes ($. 477 sqq.), noch eine befondere öffentliche Vorladung der vermuthlich noch 
vorhandenen nähern oder gleich nahen Verwandten erforderlich ſei, bleibt, nach Be— 
wandtnig der Umſtände, dem richterlihen Ermeſſen vorbehalten. 

$. 489. Grhellet fo viel, daß zwar nähere oder gleich nahe Verwandte vorhan- 
den gewefen find; es ift aber ungerwiß: ob fich diefelben noch am Leben befinden, jo 
a auf den im Erſten Titel $. 38 vorgefchriebenen Grundſatz Rüdjicht genommen 
werden. 

$. 490. Der Erbe, welcher fih nah Vorſchrift $. 484 — hat, kann der 
Regel nach fordern, daß er in der Zwiſchenzeit zum Kurator des Nachlaſſes beſtellt, und 
ihm in dieſer Eigenſchaft die Verwaltung deſſelben übertragen werde. 

8. 491. Doch bleibt dem Richter frei, nach dem Gewichte der dem Anmelder 
entgegen ſtehenden Vermuthungen, oder wenn derſelbe zu denjenigen Perſonen gehört, 





7) (. A.) Im 5.9 (Wenn in einer lettwilligen Verfügung die Erbem nicht mit derjenigen Bes 
ſtimmtheit, welche zur Beichafjung der Legitimation erforderlich ift, bezeichnet worden find, fo fönnen 
diejelben bei dem zuftändigen Gericht auf Ausftellung einer ergänzenden Beiheinigung antragen) — 
wurde auf den Antrag des Abg. Haad unter Zuftimmung der Regierung hinter dem Worte „Erben“ 
eingefügt: „oder fonftige Berechtigte‘. 

988) (5. 9.) Ein Erkenntniß, welches zwiſchen Fideilommißinterefienten und dem Kurator der 
unbelannten ———— über die Succeſſion in das Fideilommiß ergangen, ſteht den ſpäter 
auftretenden Prätendenten in Verfolgung ihrer Aniprüce auf Succeifion nicht entgegen. Erl. des 
Obertr. vom 25, Februar 1867 (Entih, Bd. LVIH, ©. 65). — Berg. die Am, 95, Alinea ı a. €, 
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die im Prozeſſe einen Koftenvorftand leiften müjlen, die Berwaltung des Nachlaſſes 
durch den biöherigen Kurator fortiegen zu laſſen, oder Kautionsbeftellung zu fordern. 
8. 492. Sind aber die für das Dafein näherer oder glei naher Verwandten ob- 
ewalteten Vermuthungen, nach rihterlichem Ermeſſen, hinlänglich gehoben, fo wird der 
achlaß dem, welcher jich gemeldet und legitimirt hat, zur freien Verfügung überlaijen. 
$. 493. Von der Legitimation eines Erben, der jein Erbrecht auf einen Vertrag 
oder eine legte Willendverordnung ??) gründet, ift das Nöthige gehörigen Orts feitge- 
ſetzt. (Tit. 12, $. 242109) sqq.) Er 
8. 494. Erben, gegen welche, nad) erfolgter öffentlicher Vorladung, ein Prä- 
kluſionsurtel ergangen ns werden zwar dadurch, fo lange die Verjährungsfrift t) noch 
nicht verflojien ift, ihred Erbrechts jelbit noch nicht verluftig. 
$. 495. Sie müſſen fich aber alle Verfügungen gefallen laſſen, welche der Beli- 
ger des Nachlafied in Anfehung eines Dritten darüber getroffen bat. _ 
$. 496. Nur in fofern der Erbichaftsbefiger etwas von dem Nachlajie aus blo- 
her Freigebigkeit, es fei unter Lebendigen oder durch legtwillige Verordnung, an einen 
Dritten übertragen bat; und daſſelbe noch in den Händen des Empfängers iſt, oder 
diefer dadurch in dem Beſitze eines Vortheils fih noch wirklich befindet, kann der wahre 
Erbe dergleihen Sadhe oder Summe von ihm zurüdfordern ?). 


99) Einem Teftamentserben wird fein Erbeslegitimationsatteft ausgefertigt, weil eben das Tefta- 
ment jein Zitel und fein Ausweis if. Die Teitamente enthalten a: außer der Erbeseinſetzung, 
oft mancherlei Anderes, was man —* veröffentlicht. Für dieſen Fall hat der J.«M. vorgeſchrie— 
ben, daß das zuftändige Gericht einen Auszug des Teftaments, ſoweit daffelbe die Erbeseiniegung zum 
Gegenftande hat, maden und darunter atteftıren möge, dab in dem XTeftamente meiter feine Beſtim— 
mungen enthalten feien, welche fih auf die Erbeseinjegung und Dispofitionsbefugniß des Erben be— 
ziehen. Dieſes Schriftftiid jolle genügen. Verf. vom 28. April 1834 (Jahrb. Bd. XLIII, ©. 448). 
Hierdurch fann aber keinem Betheiligten das Recht entzogen werden, die Borlegung des Teftaments 
jelbft zu verlangen, um fich von der Nichtigkeit der Erbeseinſetzung und von der formellen Gültigkeit des 
Zeftaments zu überzeugen. Die Meinung eines Richters ift dafilr feine Gewähr; es giebt Teftamente, 
welche e8 deufenden Nechtsverftändigen zweifelhaft machen, wer Erbe fein jolle, während mancher An- 
dere gar feinen Zweifel hat. 

ft ein formell mangelhaftes Teftament vorhanden, fo ift das Verhalten und Berfahren nad) Be- 
Ihaffenheit der Fälle verichieden. Im der Mel wird der Teftamentserbe ein Anerkenntniß des Teſta— 
ments jeitens des geſetzlich Nächitberufenen beibringen müſſen. Sind die zunächft Berufenen zugleich 
im Teftamente eingeiett, ſo hängt es von ihnen ab, melde Erfolge fie eintreten laffen mollen; fie 
merden ſich aber aud dann, wenn fie dem Zeftamente nachgehen wollen, als diejenigen ausweiien 
müſſen, weiche, ohne das Teftament, alleinige Inteftaterben fein milrdey. Für den Fall, wo die Kin⸗ 
der und Enkel des Erblaſſers in einem ſolchen Teſtamente eingeſetzt waren, hat der J.M. in einem 
(in den Erg. ad h. 8. mitgetheilten) Erlaſſe v. 26. Dezember 1833 folgenden Rath gegeben: Wenn 
die Eingeieten das Teilament nicht anerfennen, möge man ein Atteft ausfertigen: „daß, nachdem 
der A ein Teſtament binterlafien, worin er den N umd N zu Erben eingelegt, dieſe das Teſtament 
nicht anerfannt, vielmehr die Erbichaft nach Inteftaterbrechte theilen zu wollen erklärt, und eidesftatt- 
lich verfichert haben, daß außer ihmen feine zur Erbichaft gefelich berufenen Erben vorhanden find 
(enthält ein Urtheil, deſſen Richtigkeit ein einfältiger Yandımann nicht verfichern fannn!), von Seiten des 
Gerichts als Verlaſſenſchaftsbehörde atteftirt werde, daß der N und N ſich ala alleinige Erben des A 
legitimirt haben.” Die Tauf- und Todtenſcheine jollen in dieſem alle überflüifig fein, da das Ber- 
wandtichaftsverhältnißg durch das Teftament jomweit erwieſen ſei, daß die eidesftattliche Verſicherung ge— 
nüge. Wenn aber die Eingeſetzten das Teſtament anerkennten, To fei das fehlerhafte Teſtament nebjt 
dem Anerkenntnißprotofolle mit dem Wttefte auszufertigen: „daß der N und N auf Grund des Teſta— 
ments vom x. und des Anerkennungsprotofoll® vom X die alleinigen Zeftamentserben des A jeien.‘ 
Das bloße Anerkenntniß des Eingejetsten kann für fie feine Yegitimation jein, da Gleichberechtigte über- 
gangen jein können. 

100) In jüngeren Ausgaben fteht aus einem Satzfehler „240. Die erfte Ausgabe hat das rich» 
tige Allegat 242. 

1) Die dreißigjährige, deren Lauf mit dem Tage der Befigergreifung des Nachlaſſes pro herede 
oder Dr possessore beginnt. S. o. Arm. 84, Alinea, zu 8. 458 d. T., und unten, Aum. 48 zu 
8.76, Tit. 17, 

2) Mit der dinglichen hereditatis petitio, nicht mit der periönlichen Bereicherungstlage. Der Fall 
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8. 497. Die Rechte eined nah der Präflufion fich meldenden Erben gegen den 

Befiger der Erbfchaft felbit, find nach den Vorfchriften des Siebenten Titels, je nach— 

aim letzterer jih in einem redlichen oder unrechtfertigen 3) Beſitze befunden hat, zu be— 
mmen. 

8. 498. Doch muß auch der redliche Beſitzer der Erbſchaft, welcher die Subſtanz 
ganz oder zum Theil gegen Entgeld veräußert hat, dem wahren Erben für den daraus 
gelöfeten +) Werth gerecht werden. 

$. 499. Fällt weg >). 


Nennter Abſchnitt. 
Bon der Berjährung?). 


Litteratur. 

1. Gemeinrechtliche aus der Zeit der Entftchung des Allgemeinen Landrechts: 

Hellfeld, Jurisprudentia juris secundum ordinem Pandectarum, 88. 1755 — 1776. Rave, 
Prineipia universae doetrinne de praeseriptionibus (zuerft Jenae 1766; zuletzt cura Eichmanni, 
Halae 1790). Eftor, Entwurf der vermorrenen Lehre von der römiſchen Uſukapion und von der lang- 
mwierigen Erfigung. Marburg 1756. Bon geringem Werth aber gebraucht von den Redaktoren. E. Chr. 
Weftphal, Spitem des römiichen Nechts über die Arten der Sachen, Belig und Berjährun 
(Leipzig 1788) 88. 497 — 839, Uebel beurtheilt von v. Sadigny im Recht des Beſitzes (6. Ausg) 
&. XXXVI, aber bier angeführt, mweil das Werk noch vor Vollendung des gedrudten Entwurfs eridien. 

Aus der jpäteren Zeit beionders: Thibaut, über Befig und Verjährung, Jena 1802, ©. 77 
— 202. Unterholgner, ausführliche Entwidelung der gefammten Verjährungslehre aus den ge- 
meinen in Teutſchland geltenden Nechten. 2 Bde. Yeıpzig 1828; 2. Aufl. von Schirmer, ebd. 1858, 
Heimbach sen., Verjährung (praeseriptio im Sinne der neueren Doktrin), in Weiske's Rechts— 
lerifon, Bd. XII, ©. 228 bis 693. 

2. Preußiſches Recht. Grävell, ſ. die Piteratur zu Titel . Simon und dvd. Strampff, 
1.d. Ann. *%, Bornemann, Spftematiihe Darftellung des Preußiſchen Civilrechte, Bd. II, S.69 u. fig. 
Mein Preußifches Privatrecht, 3. Ausg. Bd. I, 85. 146 fi. 


8. 500. Wenn dur den Ablauf einer beftimmten Zeit, wegen unterlaſſener 
Ausübung gewiſſer Rechte, eine Veränderung an diefen Rechten vermöge der Geſetze 
entiteht , L it eine Verjährung vorhanden !). 


des unredlichen Befiges kann hierbei nicht vorfommen,vjelbft wenn der Dritte das Dalein des Ber- 
ichollenen — haben ſollte. Denn dieſer muß ſich eben alle Verfügungen des Beſitzers der Erb— 
haft gefallen laſſen (8. 495), auch kann der dritte Erwerber nicht a, a ob der Berjchollene und 
Prälludirte wiederlommen wird, 

3) Auch hier ift der Ausdrud in jeiner uriprünglicden Bedeutung der Unredlichkeit fiehen geblie- 
ben. ©, o. Tit. 7, $. 26 und die Anm. dazu. 

4) Eine erhebliche Abweichung von dem bis dahin Fa gerveienen G. R. Nah L. 31, &. 3; 
L. 36, $. 4 D. de heredit. pet. (V , 3) haftet der redliche Exbichaftsbefiger nur ſoweit er noch rei 
er ift. (5. 9.) Damit ftimmt im Wejentlichen der $. 842 u. 847, Tit. 18, Th. II überein. M. ſ. 
die Anm. 78 dazu, 

5) (3. 9.) Der 8. 499 fprach demjenigen, welcher auf Grund eines Präflufionsurtels im den 
redlichen Befig einer Erbſchaft gelangt ift, eine Kompetenz zu, wenn er von dem fich nachher mel- 
denden wahren Erben auf den Erjat des aus der Veräußerung von Nacdjlaßgegenftänden gelöfeten 
Werths belangt wird. Diefer a der Kompetenz mar mit dem Inſtitute nicht tm inneren Zufam- 
menbange, e8 war eine ganz pofitive Satung, wodurch man vielleicht die Beſtimmung des vorherges 
henden 8. 498 hatte mildern und das hatte erreichen wollen, was nadı Röm. Nechteprinzipien fich 
ganz von feibft vegelte. Die Konfursordnung vom 8. Mai 1855 hat durch ihre Vorjchriften in den 
88. 434, 435 und 439 diefe Beftimmung mit Borbedacht befeitigt. Motive zu $. 434 des Entwurfs, 
©. 149 a. €, (Anm. 12 zu $. 439 der Kont.- OD.) 

*) Die Vorarbeiten Über die Lehre von der Verjährung find aus den Akten und Schriften des 
Minifteriums herausgegeben don Simon und v. Strampfl, unter dem Titel: Materialien des U. 
ER. zum erften Theil, neunten Titel, neunten Abichnitts, von der Verjährung, Berlin 1836; und 
in der Zeitichrift für woiffenichaftliche Bearbeitung des Preuß. Nechtse Bd. II, ©. 391 ff. 

1) Diefer in unbeftimmter Allgemeinheit gefaßte Begriff der Verjährung und ihrer zwei Haupt« 
arten ($. 501) ift aus den Schriftitellern des gemeinen Rechts angenommen. Dieſe haben die rö— 
mifchen Inſtitute der Ufutapion und der Klagverjährung durch Abftraktion in allgemeine Begriffe ver- 
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8. 501. Durch die Verjährung können ſowohl Rechte, die Jemand gehabt hat, Eintheitung. 
verloren, ald neue Rechte erworben werden. 


wandelt und aus jener eine Ermwerbumgsart von Rechten überhaupt mittelft fortgejetster Ausübung 
derjelben , aus dieſer eine Art der Erlöihung oder des Verluftes von Rechten überhaupt mittelft un» 
unterbrodener Berjämmung der Ausübung gemadt. Man drüdte diefe Auffaffung jo aus: Es giebt 
eine Veränderung in Rechten überhaupt, gegründet auf Zeitlauf, wenn nämlich der Berechtigte ſein 
Recht eine Zeit lang auszuüben verſäumt; jede Veränderung diejer Art heißt praescriptio, Berjäh- 
rung. Sie umfaßt zwei Arten, je nadıdem bloß der Unthättge fein Recht verliert, oder ihm gegen- 
über ein Anderer dafjelbe Recht erwirbt; die erfte heißt praescriptio extinetiva, erlöfchende Verjäh- 
rung, die zweite heißt pr. acquisitiva, ermerbende Berjährung. vd. Savigny, Spftem, Bd. IV, 
©. 310. Diejen riff im jeiner Allgemeinheit finden wir bier, im $. 500, wieder. Derielbe ift 
einer zwiefachen Auffafjung empfänglih. Man kann ihm nämlich, indem man jeinen Inhalt unbe- 
ftimmt läßt, eine nur himorhetiiche Bedeutung beilegen und nur die im pofitiven Rechte anerkannten 
Fälle der Verjährung unter denjelben beziehen; man kann ihn aber auch als den Ausdrud des Sates 
anjehen, daß alle Rechte überhaupt, alfo 3. B. auch das Pfandrecht und Forderungsrechte, fähig feien, 
durch fortgeiegte Ausiibung erworben, durch Verſäumniß verloren zu werden. dv. Savigny a. a. O. 
©. 312. Welche von beiden Bedeutungen der Begriff hier haben ſoll, ift nirgend ausgedrüct, und 
die Berf. find ſich des Gegenfates, der jelbft den Schriftftellern jener Zeit micht Mar ıft, ſchwerlich 
bewußt gemeien; denn nirgend ift davon eine Andentung. (4. A. Das Sbertr. befemmt fich im einem 
Ert. v. 5. Juni 1860, Arc). f. Rechtsf. Bd. XXXVIN, ©. 36, zur erften Bedeutung. M. ſ. jedoch 
unten, Anm. 4 zu $. 566.) Aber in der praltiihen Ausführung zeigt fi Unklarheit und Auffafjung 
des umbeftimmten Begriffs in beiden Bedeutungen. Der zmeiten ganz allgemein durchgreifenden Nas 
tur des Begriffs entipricht nämlich die ebenjo umbeftimmte Begrenzung der Anwendbarkeit deſſelben 
durch den Satz: daß ſ. g. res merae facultatis nicht Gegenftand der Verjährung jein können (8. 505); 
fo wie die Satung, welche eine Darlehnsforderung dadurch entftehen läßt, daß durch dreißig Jahre 
Zinien von einer vermeintlichen Schuld gezahlt worden find (Tit. 11, 8. 839), Auch der Pi.-Beicht. 
des Obertr. (Pr. 2092), v. 5. Februar 1849 (Entſch. Bd. XVI, ©. 10): daß ein affirmatives Recht 
auch als Gegenleiftung für ein entipredendes Recht des Berpflihteten durch Afquifitivverjährung er- 
worben werden kann (dev Rechtsiall betrifft einen Schmiedelontrakt), ift eine Anwendung des Begriffs 
in dieſer durchgreifenden Bedeutung. Bol. o. Anm. 111 zu $. 136, Tit. 2. Dagegen iſt e8 dem 
Begriffe in dem anderen eingeichräntten Sinne entiprechend, daß doch nicht das Pfandrecht und nicht 
jedes Forderungsrecht durch Verjährung joll entftehen können (Tit. 20, 88. 6— 10) (5. A.) Indeh 
fehlt es nicht am dergleichen unjuriftiichen Behauptungen, geftügt auf jenen Pl.-Beſchl. 2092, 3. 8. 
daß, wenn der Küfter einer Kirche durch vechtsverjährte Zeit die Kirchenthurmuhr aufgezogen und ger 
ſchmiert, und dafür an ihn die Stadt alljährlich eine fich gleidhgebliebene Geldſumme gezahlt habe, da= 
mit die Kirchengemeinde ein fortdauerndes „affirmatives Recht auf Entrichtung diefer Summe gegen 
die Stadt durch Alquifitivverjährung erworben habe. Dieje a hatte denn auch bei dem 
Gerichte I. Inftanz Beifall gefunden, wurde jedoch von dem Appell.» Gericdyt und dem Obertr. ver- 
mworfen. rk. des Obertr, vom 21. Oftbr. 1864 (Ar. f. Rechtsf. Bd LV, ©. 248). 

Die erfte Folge des umbeftimmten allgemeinen Begriffs ift die, daß alle einzelnen ganz verſchiedenen 
Fälle, in welchen das Dajein eines Rechts davon abhängt, daß menichliche Thätigkeit oder Unthätigkeit 
durch einen beftimmten Zeitraum ununterbroden fortdauern, unter denielben fallen, folgerecht praftiich 
identifizirt umd nad) ganz gleichen Kegeln beurtheilt. werden müßten. Das geichieht jedoch nicht in der 
Theorie des L.R., obgleich fein untericheidendes Diertmal der verſchiedenen Fälle gegeben wird. Und 
auch die ſich bewußte, auf Wifjenichaftlichleit Anſpruch machende Praris weiß fi) diel vom der Ber- 
jchiedenheit der Verjährung und der übrigen 2 wie 3. B. der Ueberlegungsfrift, der Inventari« 
fationsfrift,, der Prozehfriften und dergl. doch ohne ein wejentliches Kriterium für die Einen und die 
Anderen angeben zu lönnen. Das Obertr. jagt bei Gelegenheit in diefer Hinfiht: „Vom Begriffe 
der Verjährung find, wie das Obertr. ſchon früher ausgeiprochen hat (Entich. Bd. VI, ©. 393; 
Bd. IX, ©. 45, 46), nicht nur vielerlei Friſten, am melde die Ausübung eines Rechts gefmüpft ift, 
fondern auch insbeiondere diejenigen Beränderungen im dem rechtlichen Befugniffen einer Perſon aus- 
geichlofien, welche, wenn gleich nad einem gewiſſen Zeitabſchnitte, doch * lediglich mit Ablauf 
einer, den Anfang oder die Dauer der Ausübung eines Rechts beſtimmenden Friſt, eines dies a quo 
oder ad quem, eintreten. Der $. 500 beftimmt zwar den Begriff der Verjährung als eine VBerän- 
derumg, welche an Rechten, wegen unterlafjener Ausübung, vermöge der Geſetze entfteht. Es erhält aber 
dieſe Definition eine nähere Begrenzung, insbejondere bei der Verjährung durch Nichtgebrauch, in der 
„Wirkung‘ diefer Verjährung, weiche nadı $. 568 darin befteht, daß eine rechtliche Bermuthung bewirkt 
wird, die ehemals entftandene Verbindlichkeit jei in der Zwiſchenzeit auf die eine oder die andere Art aufges 
hoben worden. Hierdurch mwird die Berjährung dem rechtlichen Begriffe nad) getrennt von den man—⸗ 
nichfachen Zeitfriften, wie fie z. B. bei der Beweiskraft der Duittungen, der Einrede nicht erhaltener 
Balnta eines hypothekariſchen Darlehns, ja bei jeder Präfiufiofrift im Prozefie vorlommen. Der 
Ablauf aller diejer Friften berirkt ebenfalld eine Veränderung in Rechten; er Tmeidet die Berfolgung 
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$. 502. Soll dur Verjährung nur ein Recht verloren, und der Berpflichtete 
bloß von der daraus fliegenden Berbindlichfeit frei werden, jo ift in der Regel der Nicht: 
gebrauch des Rechts dazu hinreichend ?). 


derjenigen Rechte ab, welche vorher verfolgt werden konnten. Dies aber hat nicht in irgend einer Ver— 
muthung für die Aufhebung diefer Rechte, jondern lediglich darin feinen Grund, daß fie überhaupt 
von Haufe aus nur innerhalb der vorgeſchriebenen Frift verfolgbar waren. Darum werden Friften 
diefer Art im Gejege auch nicht Verjährungen genannt” (Entſch. Bd. XIV, ©. 225.) Das hier— 
durch bewieſene Suchen nad einem welentlichen Untericheidungszeichen ift anerfennensiwerth, aber der 
vermeintliche Fund ift illuſoriſch. Die bezeichhete „Wirkung“ kauu unmöglich das unterſcheidende Merk: 
mal der Verjahrung fein; denn dieje Wirkung jol nur die Verjährung durch Nichtgebrauch uud zwar 
auch wur in einer beichränkten Anwendung, nämlich nur in —— auf obligatoriſche Verbind⸗ 
lichleiten von der Art, welche durch Leiſtung wieder getilgt werden, haben, eine derartige Wirkung 
in der Anwendung auf eine jo beſchränkte Art von Fällen kann mithin unmöglich als Merkmal zur 
Unterideidung des re Inftituts der Verjährung von anderen Friften dienen. Außerdem gehört 
der $. 568 nicht in die Theorie des L.R. von der Verjährung. Denn die Lehre war ferti abgehau⸗ 
delt, als die 83. 568, 569 zufällig hineingebracht wurden, zu einem ganz beſonderen Zwede und 
ohne alle Berechnung auf den Unterichied zwiſchen Verjährung und anderen Friſten. Daher paſſen 
fie ſchon nicht zu den Beftimmungen der $$. 501 und 502, wo von einem wirklichen Verluſte Rede 
ft. ©. weiter die Anm. zu 85. 568, 569. Auch ſchon darum ift darauf fein Gewicht zu legen. Wä- 
ren die beiden $$. zufällig nicht hineingefallen, ſo würde die Theorie des L.R. ganz diejelbe jein, 
d. h. es würde ganz durchgängig jeder weſentliche Unterjchied zwiichen Verjährung und anderen Friften 
fehlen. Ein Berzeihnif folcher Friften bieibt hier weg, meil es, ſchon * der zweifelhaften Nas 
tur vieler Fälle, keinen praftiihen Werth hat. Dan findet es in m. Pr. R. zu $. 149, 

2) Die Regel diejes $., daß der Nichtgebraud eines Rechts genüge, wenn durch Verjährung ein 
Recht nur verloren, umd der Berpflichtete bloß don der daraus fließenden VBerbindlichteit frei werden 
joll, leidet durch die Beitimmung des 8. 126, Zit, 7 über den Befig von affirmativen Rechten feine 
Ausnahme, wenn nicht durd) die Verjährung ein neues Recht erivorben werden joll, und deshalb 
5. 503 d. T. zur Anwendung fommen muß, und ift daher aud) bei affirmativen Rechten anwendbar. 
Pr. des Obertr. 882, v. 5. Lumi 1840, 

(4. U.) Ueber den Beweis der Verjährung dur Nichtgebraud herricht Meinungsverichiedenheit. 
An eimer geſetzlichen Beitimmung darüber fehlt es, mas auch nicht zu tadeln ift, da das Richtige 
„nad der Natur der Sache“, d. ı. nach logiihen Gejeßen aus dem Gegebenen dem menichlichen Ber- 
ftande gemäß, gefolgert werden muß, umd nicht alle Fülle über Einen Leiſten geichlagen werden kön- 
nen. Wenn je, fo ift hier das Imdividnalifiren der Fälle und das Auflöien der vorliegenden Fragen 
in ihre Beſtandtheile am Orte. Denn rein verneinende Sätze find unerweislich, es find aber nicht 
alle verneinend lautende Beweisthemata einfache rein verneinende Säge. Das A. L. R. hat zwei ver- 
ſchiedene Iuftitute, nämlich die lageverjährung (praescriptio, exceptio temporalis) und den Nicıtge- 
braud) (nonusus) verfchmolzen. Der $. 502 fpricht von der Klagverjährung umd der dadurd erlö- 
fchenden „Berbindlichkeit‘ (Forderung), und auf dem gleichen Gegenſtand beziehen ſich die $$. 568, 
569; in dem $$. 508 bis 511, 571 bis 578 hat man den Nichtgebraudh im Sinne gehabt, umd in 
der Lehre von Erlöſchen der Grundgerectigleiten durch Nichtgebrauch (I, 22, 8$. 49, 50) wird auf 
die Berjährum $ durch Nichtgebrauch Bezug genommen. Doch wird man bei der Rechtsanmendung 
die veridiedenen Beziehungen der einzelnen Sätze nicht außer Acht lafien dürfen. Beruft man fid 
gegen die Klage wegen einer Forderung auf Berjährung, jo hat der Bellagte zur thatjächlichen Be— 
griindung jeiner Einrede weiter nichts als das erforderliche Alter der Forderung zu behaupten und 
die pofitiwe Thatſache der Entftehung derielben zu einer beftimmten Zeit zu bemwerien. Daß er auch 
beweiſe, es habe keine Unterbrechung der Verjährung flattgefunden, wird man nicht verlangen können. 
Bei dem bloßen Nidhtgebraude in Beziehung auf dinglide Rechte, namentlich Grundgerechtigfeiten, 
will man das nicht gelten laſſen. Das Obertr. jagt in einem Kalle: „Schon unter den Lehrern des 
gemeinen Rechts war Streit darüber: ob derjenige, welcher ſich auf einen verneinenden Say ſtützt, 
denjelben zu erweiſen ichuldig fei, oder nicht. Es wird indeſſen von denjelben in der Mehrzahl (wer 
mag die Stimmen gezählt haben ?) und im überwiegender Autorität die Nichtigleit des Satzes: „Daß 
man eine Verneinung nicht zu bemeiien babe“, in diejer Allgemeinheit beftritten. Als Regel vielmehr 
wird feftgehalten, daß derjenige, welcher ſich auf eine zerftörliche Einrede ſtützt, die derjelben zum 
Grunde liegenden thatſächlichen Momente darthun müfle, im ſoweit ihm micht im diejer Bezichung 
Rechtövermuthungen zur Seite ſtehen. Bei diejer Hegel, welche aus der Natur der Sache fließt (?), 
ift e8, im Ermangelung dem entgegenftehender Borichriften des preuß. Rechts, auch in dem vorlie⸗ 
genden Falle zu belafjen.” Erk. vd. 13. Geptbr. 1860 (Entid. Bd. XLIV, ©. 139). Aus diefem 
Grunde ft dem Bell. der Beweis aufgebürdet worden, daß der klagende Serbitutprätendent während 
der ganzen hie mar aucd nicht einmal von dem Dienftbarkeitsrechte Gebrauch gemadıt habe. 
Alleın bei Grundgerechtigleiten, welche nicht mit bleibenden Anlagen verbunden find (in Frage war 
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8. 503. Soll aber ein neues Recht durch Verjährung erworben werden, fo ift, 
außer dem Nichtgebrauche des entgegen ftehenden Rechts, auch der Belig und die Aus- 
übung dieſes neuen Rechts *) von Seiten des Erwerbenden, dazu nothwendig *). 
$. 504. Rechte des Eigenthums + *) erlöfchen nicht durch die Unterlaffung des Ge— Gegenftände. 


ein Holzungsredt), ericheint jede einzelne Ausübung als eine Unterbrehung des Nichtgebrauchs (usur- 
patio); deshalb fließt die Enticheidung nicht „aus der Natur der Sauce”, 

(4.9) Dammpflichten find nicht öffentliche, fondern gemeine Laften, und die Freiheit von den- 
jelben wird durch deren Nichtleiftung allein verjährt, ohne Rüdficht, ob eine Aufforderung oder Ber- 
weigerung ftattgehabt hat. $. 655 und 545 d. T. Erf. des Obertr. d. 31. Januar 1853 (Arch. für 
Rechtsf. Bd. VII, ©. 266). 

3) Ein affirmatives Recht lann auch als Gegenleiftung filr ein entiprechendes Hecht des Ber: 
pflichteten durch Alquifitivverjährung erworben werden. Pl.-Beſchl. (Pr. 2092) v. 5. Februar 1849 
Entſch. Bd. XVII, ©. 10). Bergl. oben Anm. 111 zu $. 136, Tit. 2, 

4) Das ER. nimmt nach diefen $$. 501 — 503 zweierlei Arten von Berjährung an: die durch 
Beſitz (praeseriptio acquisitiva) und die durch Nichtgebraud (pr. extinctiva). Die letere ift voran- 

eftellt und $. 535 ff. dorgetragen; ihre wichtigſten Beftandtheile find der nonusus und diejenigen 
Falle der röm. Klagverjährung, wobei ein Befig gar nicht vorfam. Die erftere ſteht 8$. 579 ff., und 
umfaßt die röm. Ujufapion und die longi temporis praescriptio oder die Fälle der röm. Klagverjäh- 
rung, welche auf Befig berubeten. 

Diefe Trennung der beiden Berjährungen lag uriprünglich nicht im Plane der Berf. Aber Sua- 
rez erklärte fich mit der gänzlichen —* der beiden Inſtitute nicht einverſtanden, und 
fagte in einer einleitenden Bemerkung zu dem Kircheiſe n'ſchen Entwurfe d. T.: „Praesceriptio ac- 
quisitiva et extinetiva find hier durcheinander abgehandelt. Ich halte aber dies micht für rathiam 
fondern vielmehr für nothwendig, jede beſonders borzutragen. Praescriptio acquisitiva gründet fich 
auf das prineipium: publici interest, ut dominia rerum sint eerta. Sie hat eigentlich eine prae- 
swntio juris et de jure zum Grunde: daß derjenige, der eine Sache oder Recht durch lange Jahre, 
ex justo titulo, ruhig beſeſſen hat, wirklicher Eigenthümer der Sache jei. Sie ift eine bloge Erten- 
fion der pro quolibet possessore militirenten Prajumtion, quod justo possident, und die Ertenfion 
befteht bloß darin, daß, wenn der Befi durch gemwifje Jahre gedauert hat, der Gegentheil zum Bes 
weiſe des contrarii micht admittirt wird. Praescriptio extinetiva hingegen ift bloße poena negligentiae. 
Diefe Art der Verjährung findet nämlih nur alsdann ftatt, wenn das Recht des Einen erlöſchen joll, 
ohme daß der Andere dadurd etwas akquirirt. Ich weiß wohl, daß in den meiften Fällen beide Ar- 
ten von Präffriptionen zuiamımentommen, 3. E. wenn A. das Gut B, ex praescriptione afquirirt 
hat, jo ift zugleich das jus vindicandi des C. erloihen; allein es giebt auch Fälle, wo praescriptio 
extinetiva allein, ohne die acquisitivam, vorhanden ift, z. E. wenn Jemand die Ausübung eines 
privilegii oder einer Servitut per solam nonusum afquirirt. Daß man fagt, der Präſtribent atqui- 
rire dabei libertatem, ift unrichtig. Libertatem naturalem hat ein Jeder, ohne fie zu afquiriren: es 
fommt alfo nur darauf an, daß gewiſſe Einfchränkungen diefer natürlichen freiheit per lapsum tem- 
poris wieder aufgehoben werden. Diejen lapsum temporis aber nehmen die Geieke ob favorem liber- 
tatis für hinreihend an. Beiderlei Arten von Präjkriptionen entipringen alſo aus einem berjchiedenen 
Fundamente, und daraus entftchen prattiiche Folgen, } E. absque titulo kann Niemand ein Gigens 
thum afquiriren. Wer fi aljo in pr. acquisitiva gründet, muß allemal titulum translativum für 
ſich haben, und es ift unrecht, wenn man nach gemeinem Sacienrechte auch hier solum lapsum tem- 
poris longissimi für hinreihend annimmt. Bei der pr. extinetiva hingegen bedarf es feines tituli, 
fondern der solus nonusus per tempus lege definitum ift hinreihend. Daher trage id) darauf an: 
da, um Dimfelheiten und Mifverftändniffe zu vermeiden, exft die Grumdbegrifie beider Arten von 
Berjährung richtig beftimmt, und fodann jede Art bejonder® abgehandelt werde. Auch bei der pr. re- 
rum merae facultatis wird jener Unterſchied feine praftiihen Folgen haben.“ Simon, Materialien 
©. 421. Dennod ift e8 nicht ganz vermieden worden, Sätze unter die allgemeinen Beftimmungen 
aufzunehmen, welche nur für die eine Art der Berjährung wahr find und paljen. 

48) Die Beftimmung ift erft in Folge der eingegangenen Monita, gegen die Meinung bon Sua— 
rez, eingereihet worden. Suarez bemerkte auf dieſe Monita: „Sie (die Momenten) gehen von 
dem Eate aus, daf Rechte des Eigenthums durch den bloßen Nichtgebrauch nicht erlöſchen können, 
und folgern daraus, daß ein Jeder jein Eigenthum zurüdnehmen könne, außer von dem, der jelbft 
per pr. acquitivam erworben hat. — Allein das suppositum ift ganz irrig. Die Rechte des Cigen- 
thlimers gehen freilid; per solum nonusum nicht verloren, jo lange die Sache im Befite des domini 
fih befindet. Wenn fie aber aus demielben herausgefommen, jo erlöihen fie allerdings per solum 
nonusum , wenngleich feine pr. acquisitiva don Seiten eines Anderen hinzugelommen ift. So lange 
ich meine Uhr in meinem Büreau liegen habe, bleibt fie freilich mein Eigenthum, wenn id) fie aud) 
in 50 Jahren nicht brauche. Sobald id) fie aber verliere, und mich in 30 Jahren darum nicht be- 
fümmere, verliere ic mein Eigenthum daran, wenn fie glei) dieie 30 Jahre hindurd auf der Stelle, 
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brauch? , fo lange die Sache oder das Recht, welche den Gegenftand des Eigenthums 
ausmachen, in dem Belige des Eigenthümers fich befindet *®). 

$. 505. Rechte der natürlichen oder der allgemeinen bürgerlichen freiheit, denen 
durch Gefege oder rechtsgültige Willenserflärungen feine befondere Form oder Bejtim- 
mung vorgefchrieben ift (Res merae facultatis) 5), gehen durch die bloge Unterlaſſung 
de8 Gebrauchs derfelben nicht verloren. 

$, 506. Died gilt befonder8 von dem Rechte, in feiner eigenen Sache etwas, 
worüber die Gejege nichts Bejonderes beftimmen, zu thun, oder nicht zu thun®). 


wo id) fie verlor, liegen — iſt und kein Anderer ſie in Beſitz genommen hat.“ Simon, 
Material. S. 510, Dieſe Theorie iſt nicht angenommen. 


46) (4. A.) Auch das Eigenthum einer Sache geht durch bloßen Nichtgebrauch verloren, wenn 
der Eigenthümer während rechtsverjährter Zeit fich nicht im Befige befunden hat. Erk. des Obertr. 
vom 7. Januar 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©, 50). 

5) Diejer Kunftausdrud und was damit bezeichnet werden joll, gehört der in das L.R. überge- 
gangenen Irriehre an, daß die Ujulapion und die Klagverjährung nicht verichiedenartige Inftitute und 
nur auf die pofitiv bezeichneten Fälle anwendbar jeien, fondern vielmehr, daß alle möglichen Rechte 
überhaupt der Veränderung durch Zeitablauf unterworjen, welche Rechtsveränderung Verjährung heiße. 
Aber gewiſſe Fälle wollen die Vertreter diejer Irrlehre doch ausnehmen, zu deren Bezeichnung fie 
den Kunftausdrud erfunden haben. Das war aber leichter als die Beſtimmung des damit bezeichne- 
ten Begrifis, und nun ift man völlig im Ungewiſſen: welche Rechte verjährbar find, welche nicht. 
Eine beftimmte Befugniß fann, je nad) den Umftänden und Beziehungen, eine res merae facultatis 
und zugleich auch feine jein, z. B. die Kündigung eines auf Kündigung ausgelichenen Kapitald. Die 
Berf. des IR. haben fich vergeblich bemüht, diele Ausnahmen hier, in den $$. 504 fj., durd allge» 
meine Säte und Begriffe zu beftimmen. Die Gejegrevifion hatte dies ganz aufgegeben und ſich genö- 
thigt geliehen, zu der urjpräuglichen richtigen Theorie zurüdzufehren, d. b. die Umverjährbarfeit als 
Regel binzuftellen und die der Verjährung unterworfenen Rechte umd Befugniffe poſitiv zu beftimmen. 
„Eine eigenthümliche Schwierigkeit" — jagen fie in den Motiven des bürgerlichen Gejegbuches, Th. UI, 
T. 82 — „haben bei der Bebandlung der Lehre von der Verjährung ſtets (?) die res merae facultatis 
gemacht, oder diejenigen Rechte, welche durch unterlafjene Ausübung nicht verloren gehen, weil fie als 
ein Ausfluß der natürlichen oder bürgerlichen Freiheit zu handeln betrachtet werden. Da dieje freiheit 
auf ſpeziellen Anordnungen beruht (?), jo ift eine allgemeine Definition in dem Umfange, daß alle 
Fälle zu enticheiden wären, gar nicht zu geben. — Um die hiernach bei der Definition von „res merae 
facultatis‘* herbortretenden Schwierigkeiten zu umgehen, war vorgeichlagen, die $$. 504 bis 508 d. T. 
ganz fallen zu lafien, da e8 nur darauf anfomme, zu beftimmen, wann eine Berjährung ſtatt— 

inde — nicht aber, wann jie nicht ftattfinde.” Das war das Naturgemäße, denn die bürger- 

lihen und natürlichen Freiheiten beruhen gar nicht auf ipeziellen Anordnungen, vielmehr find fie die 
Grundlage des ganzen pofitiven Rechts; fie erhalten ihr Dajein nicht erft durch das pofitive Recht, wer- 
den vielmehr durch daffelbe begrenzt und beſchränkt. — Für eine fichere praftiiche Anwendung der $8. 
504 — 508 läßt fich hiernad) feine beftimmte Regel geben, die Anwendung beruhet auf zufälligen indi- 
viduellen Auffaffungen und Anfichten. Uebrigens gehört der Begriff der res merae facultatis nicht 
unter die allgemeinen Lehren von der Verjährung überhaupt, fondern nur zur Lehre von der Berjäh- 
rung durch Nichtgebraud). 

6) Dazu rechnet man z. B. auch die Nachforderung einer formgemäßen Urkunde über den Er- 
merbstitel. Das Obertr, hat in dem Pr. 1437, vom 13. April 1844 den Satz ausgeiproden: „Bei 
der Ceſſion einer eingetragenen Forderung, welche durch jchriftliche Privaterflärung unter Aushändigung 
des Schuld» und Hnpotheleninftrumentes erfolgt it, kann der Cedent den Anſpruch des Ceſſionars, 
daß er die Privateeifion gerichtlich oder notariell anertenne, und dadurch ihr die zu ihrer Subinjtrip- 
tion im das Hypothekenbuch vorgeſchriebene Form beichaffe, nicht durch die Einrede entlräften, daß feit 
der Geffionsertheilung bis zur Anftellung der Klage die 30jährige Verjährungsfrift ſchon abgelaufen ge 
weſen.“ Doch gehört dieier all nicht hierher. Denn die öffentliche Urkunde gehört, in foern fie noth- 
wendig ift, zum Perfektion des Rechtsgeſchäfts. Man hat mithin die Sache jo anzuiehen, ald wären 
die Kontrahenten 30 Jahre lang in der Berhandlung ftehen geblieben. Außerdem ift, wenn das Redıts- 
geichäft durch die privatichriftliche Urkunde vollendet worden iſt, in der That nicht findbar, wie die Ber- 
jährung joll ausgeſchloſſen jein können. 

Dagegen gehört hierher der durch Erf. des Obertr. vom 4. November 1835 (Ulrich, ®d. IH, 
©. 62) eniſchiedene Fall, daß die Anlage und Unterhaltung von Beiriedigungen in freier Feldflur, 
als eine willfürtihe Handlung, nicht der Verjährung unterworfen. Bergl. aud unten Anm. 56, Abi. 2 
8. 545. — (5. 9.) Uber die Erhöhung eines Wehrs gehört, imfofern durch diejelbe auch die Gerecht- 
fame Anderer berührt werden, nicht zu den jogenannten res merae facultatis, in Anjehung deren der 
Eigenthümer einer Sache nur inſoweit einer Beſchränkung unterworfen ift, als ein Anderer ein entge- 
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$. 507. Dod kann auch gegen folhe Befugniffe ein Unterfagungsrecht 7) durch 
Verjährung erworben werden. (Tıt. 7, 88. 86, 128.) 

$. 508. Perſoönliche Rechte an einen Andern, ingleichen Rechte auf fremdes Gi- 
genthum, können in der Regel durch den bloßen Nichtgebrauch erlöfchen ®). 

8. 509. Auch das Recht. jährliche Leiftungen und Abgaben, von der Perjon 
oder dem Grundftüde eined Andern zu fordem, fann durch den bloßen Nichtgebrauch 
verjährt werden ?). 





ee Unterfagungsredht ertvorben hat. Erf. def. dv. 6. März 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, 
. 110), 


7) Damit joll nur dem Mißverftändniffe vorgebeugt werden, daß die aus dem Eigenthume flie- 
Benden Befugniffe durch bloßen Nichtgebraudh verloren gehen fönnten; daß vielmehr, um das Eigen- 
thum einer Perſon durch Berjährung einzufhränten, ein Anderer den Beſitz des entiprechenden Rechts 
erwerben und diefes Recht erſitzen müſſe. Daß auch affirmative Rechte auf das Eigenthum eines An- 
deren, 3. B. beftändige Yaften und Abgaben, Gegenftand der Erſitzung fein können, ift nach der Theo- 
rie des ER. gar nicht zu beftreiten; demm nach derjelben find cben alle Rechte überhaupt der Ver— 
jährung untermworfen, im jo fern feine Ausnahme gemadt ft. ©. Anm. ı u. 5. Das Obertr. hat 
die Verjährbarkeit affirmativer Rechte in dem Erk. vom 8. September 1843 (Ulrich, Arch. Bd. IX, 
©. 543) verneint; man f. aber den jüngeren PI.-Beichl. vom 5. Februar 1849, oben Anm. 3, Bergl. 
auch Anm. 111 zu 8.186, Fit. 2. — Eigentlich ift bei den hier gemeinten Unterſagungsrechten an 
. die Beſchränkung der bürgerlichen und natürlichen Freiheit gedacht. Suarez jagt: „So ift e8 z. B. 

eine res merae facultatis, ob Jemand Bier oder Wafjer trinten, ob er fein Getreide auf der Mühle 
a oder b mahlen, ob er feinen Wein bei dem Kaufmanne & oder Y nehmen wolle. Wenn alfo auch 
feit 30 Jahren Jemand feinen Wein immer bei X genommen hat, jo hat er doch dadurd das Necht 
der matürlichen Freiheit, fich auch bei einem Anderen damit zu verjehen, noch nicht verloren. Es 
tönnen aber zu dem bloßen Nichtgebrauche eines ſolchen Rechts der natürlichen Freiheit andere Um— 
ftände hinzutreten, melde machen, daß der Berechtigte einer negligentiae ichuldig wird, welche die 
Gejete mit eben dem Grunde, wie bei anderen Rechten, durch den Verluſt defjelben ftrafen. — Un- 
teriagt Jemand dem Anderen die Ausübung eines ſolchen juris merae facultatis, jo jchräntt er ih 
dadurch in feiner natürlichen Freiheit ein. une fi der Andere bei diefer Einjchränkung ; fo macht 
er fi) einer Nachläffigkeit jchuldig ꝛc. Auf diefe Theorie gründen ſich die 88. 405, 406 (508, 507). 
Simon, Mat. ©. 513. An dem Beifpiele der Mühlen umd Kaufleute ift zu jehen, daß nicht bloß 
ein Unterfagungsrecht,, jondern ein affirmatives Recht (bei X Wein zu holen umd in der Mühle a zu 
mahlen) vorgeſchwebt hat. 

8) Vergl. Tit. 19, 8. 29; Tit. 22, 8.50. — „Die Verjährung der perſönlichen Schuldverbind- 
lichkeit des urjprünglicden Schuldners wird durch die alleinige Verfolgung des Hypothelenrechts von 
Seiten des Gläubiger gegen den dritten Beſitzer des für die Schuld verpfändeten Grundftüdes nicht 
unterbrochen.” So ſpricht das Obertr,. in dem zu diefem 8. 508 eingezeichneten Pr. 219, vom 
14. April 1837. Aber woher ſoll denn ein Klagrecht gegen den perfönlihen Schuldner tommen, wenn 
der Gläubiger eben damit beichäftigt ift, fein Hppothefenrecht zu verwerthen? Zweimal kann er doch 
nicht Zahlung fordern. M. ſ. hierüber die eigenen Ausfprliche ebendefjelben Obertr. o, in der Ann. 37 
zu 8.439, Tit. 5. 

9) Hierdurch erledigt das L.R. einen Meinungsftreit unter den gemeinrechtlichen Schriftitellern. 
Manche wollten auf die Ausübung der Rechte diejer Art die Grumdjage von dem Gebrauche einer 
res merae facultatis angewendet wifjen, forderten zur Verjährung einen Widerſpruch von Seiten des 
Berpflichteten gegen die von dem Beredhtigten geforderte Leiſtung, umd ließen nur die fällig werden- 
den Präftationen durd die gewöhnliche Verjährung erlöſchen. Andere dagegen erklärten die allgemei- 
nen Grundjäge der Klagverjährung für anwendbar. Dies bezog ſich au aften und Abgaben aller 
Art, auch auf öffentliche und namentlich auf Neallaften. Der $. 509 entjcheidet den Streit im Sinne 
der zweiten Meinung, beſchränkt aber die —— auf — — in Anſehung der öffentlichen 
Laften und Abgaben ift die entgegengejettte Meinung als Rechtsgrundfat angenommen worden. $. 656 
d. T. S. aud Entich. des Obertr. Bd. XUI, ©, 50, und über die vorlandrechtliche ſich wideripre- 
chende Praris des Obertr.: Behmer, jus controv. I, obs. 9; Hymmen, Beiträge, Sanını. VII, 
S. 27 ad 2; Entſch. der Gef.- Komm. dom 26. Dezember 1789 (Klein, Anal. Bd. VI. ©. 310), 
Bergl. Jahrb. Bd. V, &.75. Suarez jagt zur Begründung der getroffenen Entſcheidung auf die 
dagegen eingelommenen Monita, daß bei jolchen reditibus annuis tot praescriptiones quot praestatio- 
nes erforderlich wären, weil das jus exigendi in jedem —* erſt eutſtehe, folglich nur jede einzelne 
ige per lapsum temporis präftribirt werden könne, Folgendes: „Die Sache ift befannterma- 

en bisher ſchon unter den Dd. fehr ftreitig gt und daher auch bei der erften Ausarbeitung 
Ihon zur Diskuffion gelommen. Man hat aber die im Texte enthaltene Theorie vorgezogen, und 
zwar, m. E., mit volltommenem Grımde. Das Recht, Gefälle, Pächte, Zinfen u. f. w. zu fordern, 

Koch, Allgemeines Laudrecht I. 5. Aufl. 33 
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8. 510. Doc findet die Verjährung nicht ftatt, wenn entweder aus einer wäh- 
rend der Friſt geäußerten Erklärung des Berechtigten, oder aus der Beichaffenbeit der 
Zeiten, aus der Verfaſſung der Berpflichteten, oder aus andern Umftänden, Far erhel- 
let, daß die Einforderung folher Gefälle aus bloßer Nachficht unterlajien worden? *). 

8. 511. Rechte auf? ®) unbewegliche Sachen, die im Hypothekenbuche ! 0) einge: 
tragen find, fönnen weder durch den bloßen Nichtgebrauch erlöjchen ! '), noch fann ein 
denjelben entgegenftehendes ??) Necht mittelft der Verjährung durch Befig erworben 
werden 1°). 

$. 512. Keine Art der Berjährung fann gegen den anfangen !+ =), welcher von 
feinem Nechte nicht hat unterrichtet fein Fönnen !5). 


es mag mun ex pacto oder ex lege seu ex statu entjpringen, ift nur Ein Recht; und daraus, daß 
dies Recht alljährlich ausgelibt wird, folgt nicht, daß mehrere Rechte vorhanden find. So wenig aljo 
Jemand, der die Zinjen feines ausgeliehenen Kapitals durch 30 Jahre nicht gefordert hat, ſolche von 
29 Jahren her nachfordern kann, ungeachtet ſolche aud im jedem Jahre von neuem fällig find, io 
wenig fann man joldhes, ohme infonjequent zu werden, bei anderen reditibus annuis ſtatuiren.“ 
Simon, Material. S. 516. Der Sinn des $. 509 wird hieraus völlig zweifellos, Auch die von 
Einigen gemachte Einfcräntung des darin angenommenen Grundjages auf jährliche Yeiftungen aus 
einer Willenserllärung unter Yebenden (Zujage oder Kontrakt, im Gegenjage von Legaten, die das 
Pr. Landrecht III, 4, Art. 3, 8. 6 aufgenommen hat), ift verworfen. 

(4. 4.) Auch ein ziveifeitiges Rechteverhältniß kann durd Verjährung erlöihen. Das Verhältniß 
des Zehntichnitts z. B. berechtigt und verpflichtet gegenfeitig, und der Dienftherr kann ſich durch Nicht- 
forderung der Dienfte der Vergütigung nicht entziehen. iejes wechlelfeitige Verhältniß erlifcht aber, 
wenn von beiden Seiten davon durd) vechtsverjährte Zeit fein Gebraudy gemacht wird. Die ein— 
jeitige Erwähnung des Emtejchnitts in den innerhalb der Berjährungsfrift ausgejtellten und ange 
nonmenen Lehnsſcheinen unterbricht die Verjährung nicht. Erf. des Obertr. v. 2, Oltbr. 1862 (Arc. 
f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 246), 

9a) (4. U.) Darlehnszinfen verjähren nicht, fo lange dem Schuldner von dem Gläubiger, wenn 
nur nn Nachſicht bewilligt ift. Erf. des Obertr. vom 6. November 1851 (Archiv f. Rechtsf. 

.IV, S. 80), 

Ueberhaupt beginnt die Verjährung durch Nichtgebrauch erſt von dem Zeitpuulte, wo die Erfül— 
lung der Berbindlichkeit gegen den Willen des Berechtigten, und gegen die Natur des bejtehenden 
Rechtsverhältniſſes unterbleibt, ift aljo ausgejchlofien, wenn ein fontraftlicher oder jonftiger Befreiungs 
grund vorhanden ift. Bergl. $. 545 d. T. Erf. defj. v. 31. Januar 1853 (Acc. f. Rechtsf. Bd. VII, 
S. 266), 

9b) (3, U.) Rechte „auf“ unbeweglice Sachen. Der $. 511 bezieht ſich mithin nicht auf das 
Eigenthum, jondern auf andere dingliche Rechte (jura in re). Erf, des Obertr. v. 13. Oftober 1856 
(Entid. Bd. XXXIV, ©, 128). 

10) Des belafteten Grimdftüds; denn der bloße Bermert auf dem Folium des berechtigten 
Grumdftiids giebt feinen objektiv -dinglichen Charakter. Bergl. Tit. 20, $. 534. 

11) Bei Forderungen gilt diefer Grundjag nur von dem Hypothekenrechte (von der actio Ihypo- 
thecaria); die Verjährung des perfönlichen Forderungsrechts (der actio personalis) ift durch die Ein- 
tragung, die nur die Ermwerbungsart für das dingliche Recht ift, nicht gehindert. S. auch das Schr. 
des J.M. vom 9. Mai 1840 (J. M.Bl. ©. 174). 

(4. U.) Der Grundſatz findet aud auf bloß poteftativiich eingetragene Rechte Anwendung. Pr. 
des Obertr. vd. 26. Novbr. 1857 (Entſch. Bd. XXXVII, ©. 80), 

12) Man nimmt deshalb an, daß feine Beſitztitelberichtigung bei ſchon eingerichtetem Hypotheken⸗ 
weſen auf Grund der Berjährung ftattfindet. R. vom 11. Jan. 1833 (Jahrb. XLI, ©. 271). 

13) Dieſe Borjchrift kann auf die alten Danziger Erbbücher nicht bezogen werden. Pr. des Obertr. 
2180@, v. 12, Febr. 1850 (Entſch. XIX, 312), 

Wenn die dor erfolgter Regulirung des Hypothelenweſens geichehene Berpfändung eines Grund- 
ſtückes nad $.2 der ®. v. 16, Jımi 1820 gehörig angemeldet und Beſcheinigun rüber ertbeilt 
worden, fo treten in Beziehung auf die Verjährung der Forderung, für welche das Hand beftellt wor⸗ 
den, die Vorfchriften der 88. 247, 248, Tit.20, Th. I des A. L.R. ein, und kommt diejer $. 511 
nicht zur Anwendung. Pr. des Obertr. 965, vom 28. Dezbr. 1840, 

Bei der in den 88.429, 430, Th. II, Tit. 7 gedachten Verjährung kommt der allgemeine Grund- 
ſatz diefes 8. 511 ebenfalls zur Anwenduug. Pr. des Obertr. 1349, v. 13. Oltober 1843, 

14) Unter diefer Weberfchrift werden in den 8.512 —534 einzelne Anwendungen von der fei- 
neswegs allgemein geltenden, jondern auf den Anfang der Berj. beichränkten röm. — non 
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$. 513. Daß Jemand von feinem Rechte feine Nachricht erhalten fünne, wird 
nicht vermuthet !6). 
$. 514. Wer die Handlung oder Begebenheit erfahren hat, auf welche jein Recht 
ründet, kann die Unwiſſenheit der daraus entjtcehenden rechtlichen Folgen gegen 


ſich 8 
die Verjährung in feinem Yalle vorfhügen !7). 
valenti agere non currit praeseriptio, gemacht; man fönnte daher annehmen, daß die aufgezählten 
ge: nur als Beiipiele augejehen werden dürften. Indeß enthalten die beiden $$. 512 u. 516 in der 

hat doch Grundſätze und nur die SS. 518— 529 Beiipiele der Anwendung, mas auch die Prarie 
angenommen hat. S. Entſch. des Obertr. Bd. XV, ©, 118, In einer Anm. zu $. 420 des Ent» 
wurfs werden die leitend geweſenen Gefichtspunfte angegeben. „Die Verjährung” — mird gejagt — 
„iſt am fich nicht natürlichen Rechtens. Denn im der Natur liegt nichts, warum ein Recht bloß um 
desmwillen, weil davon im einer gewiſſen Reihe von Jahren fein Gebrauch gemacht worden, verloren 
ehen ſolle.“ Um jedoch das eoentkum der Dinge gewiß zu machen, umd mweitausichende vermidelte 
Broseffe zu verhindern, ift fie durch die pofitive Geſetzgebung eingeführt worden. So wie aber über— 
haupt der Gejetsgeber die Obliegenheit, fiir die Vorbeugung md Berhmderung folder Prozefle zu ſor— 
gen, feiner Hauptpflicht, die Bürger des Staates bei ihrem Eigenthume und ihren Rechten zu jchligen, 
ſtets unterordnen muß, fo müflen auch bei der Verjährung die Beſtimmungen fo gefaßt werden, daß 
nicht an ſich Klare und mohl hergebrachte Nechte durch eine ganz unverſchuldete Unwiſſenheit des In— 
habers oder durch ummidertreibliche Hindernifje in deren Verfolgung, verloren geben. Daher jr nöthig 
befunden worden, den am fich fo billigen umd vernünftigen, aber durch den Gerichtsbrauch fo jehr ein- 
geichränkten Grundjag: non valenti agere non currit praeseriptio, da, mo bon dem Anfange der 
Berjährung die Rede ift, im eimem größeren Umfange beizubehalten umd anzumenden. „Dagegen 
giebt die Anwendung eben diefes Grundfages bei Hinderniffen, welche zrifchen dem Anfange und Ab- 
laufe der Berjährung eintreten und wieder aufhören , zu jehr weitläuftigen und verwickelten, oft ins 
Kleinliche gehenden Zeitberehmmmgen Anlaß, und hat demnach für diefen Fall keinen verminftigen 
Grund; indem gar nicht zu vermuthen ift, daß Jemand, der ſich 20 oder 30 Jahre lang um feine 
Rechte nicht mmert bat, juft in den etlichen Wochen oder Monaten, wo er außer Yandes geſchickt 
oder die Gerichte geſchloſſen geweſen u. ſ. w., ſolche ausgelibt haben werde. Es darf aljo nur für 
den rl wern die Verjährungsfrift während der Beftehung eines ſolchen Hinderniſſes abläuft, oder 
das Hinderniß erft kurz vor dem Ablaufe der Frift gehoben wird, gejorgt werden.“ 

14%) Wohl aber kann die bereits angefangene Verjährung fortgefet werden; denn der Ein— 
tritt eines der hier gedachten Hinderniffe unterbricht diefelbe nicht. 8. 530. S. die vor. Anm. Vergl. 
Entfch. des Obertr. Bd. XV, ©. 117, 

15) Die bloße Abweſenheit f ein ſolcher Umftand, der von felbft in Gemäßheit diefer geſetzlichen 
Borichrift den Anfang der Verjährung hindert, nicht. $. 541 d. T. Entſch. des Obertr. Bd. XII, 
&. 188, (4. N.) Aber der 8. 512 ift auch nicht dahım zu verſtehen, daß es dem Berechtigten durd)- 
aus unmöglich Feier, jein muß, von jeinem Rechte Kenntniß zu erhalten; es genligt bielmehr, term 
en ihm unbetannt geblieben ift. Erf, des Obertr. v. 17, Dez. 1851 (Archiv f. Rechtsf. Bd. III, 
. 370). . 


16) ©. die folgende Anmerkung 17, Die len finden ſich in den 88. 518 fi. d. T. 

(4. A.) Werden von Dem, gegen welchen die Verjährung geltend gemacht wird, Umftände nach— 
—— die dafür ſprechen, —9 er von dem ihm zuſtehenden Rechte oder von den Handlungen des 

rjährenden, feine Kenntniß hatte und haben konnte, jo muß Der, welcher ſich auf die Verjährung 
beruft, nachweiſen, daß der Andere jeit — rechtsverjährter Zeit die fragliche Kenntniß gehabt 
gr oder gehabt haben konnte. Erk. des Obertr. v. 17. April 1860 (Archiv für Rechtef. Bd. XXXVII, 
. 182). 

17) Das Gefeß unterfheidet zwei Falle. Wenn nämlih Jemand um ein ihm zuftehendes Recht 
ſich gar nicht befünumert umd deshalb umumterrichtet von den ihm daraus erwachſenden Vortheilen 
bleibt, obwohl ex bei gehöriger Aufmerffamteit oder Vorkehrung der geeigneten Maßregeln, nicht 
wohl in Unwiſſenheit darüber hätte bleiben können, fo foll in die Entihuldigung, daß er von jeinem 
Rechte leine Kenntniß gehabt, gegen die Verjährung nicht ſchützen; überhaupt aber nicht vermmuthet 
werden, daß Jemand von jeinem Rechte feine Nachricht erhalten könne. Gründete ſich aber das Je— 
manden zuflehende Recht nicht in den bisherigen Verhältniſſen deſſelben, ſondern entftand erjt aus 
einer äußeren Handlung und Begebenheit, jo fol es darauf anlommen: ob er diefe Handlung oder Be- 
gebenheit erfahren hat; im welchem alle ihm bei Nichtbefolgung der aus folder Begebenheit entſprun— 
genen rechtlichen Befugniffe eine vorgeſchützte Unwiſſenheit der letzteren in keinem Falle gegen die Ber- 
jJährung zu Statten fommen joll. „Dagegen läßt das Geſetz — ſchließen, daß, wenn ihm die 
fragliche Handlung oder Begebenheit unbekänut geblieben war, auch angenommen werden ſolle, daß er 
von feinen Rechte nicht habe unterrichtet fein können.“ So legt das Obertribunal die $$. 513, 514 
aus. Entſch. Wd. XII, ©, 189,) 

33” 
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$. 515. it die Verjährung einmal angefangen worden, jo wird der Lauf der- 
jelben dadurch, daß das Recht in der Zwifchenzeit an einen davon nicht unterrichteten 
Befiger gediehen ift!®), nicht gehemmt. . 

8. 516. Auch gegen den, welcher fein Recht zu gebrauchen, oder zu verfolgen 
gehindert wird !°), kann feine Verjährung anfangen. 

8. 517. Es macht dabei feinen Unterfehied: ob das Hinderniß in der Natur und 
Beichaffenheit des Rechts felbft liegt ?°), oder von außen her?!) entfteht. 

$. 518. Go lange Jemand zum Dienfte ded Staat? in fremden Landen fih auf- 
hält, fann feine Verjährung wider ihn angefangen werden. 

$. 519. Gegen den Eigenthümer eines Grundftüds fann, jo lange derjelbe zum 
Dienfte des Staatd auch nur in einer andern ?*) königlichen Provinz ?3) ſich aufs 
hält?4), feine dies Grumdftüd betreffende Verjährung anfangen ?* ®). 


18) Nämlih das Recht, welches durch Verjährung erlöichen joll. Der Sat bezieht fi mur 
anf die Ertinktivverjährung. Der Gegenfas — die Veränderung der Perſon, melde verjähren will 
— ift die accessio possessionis, und dieje ift mur bei der AlqunfitivverJährung möglich und denkbar, 
Die Ertinktivverjährung geht vor ſich ducch die Unthätigleit des Berechtigten und dejjen Erben, mithin 
ift die Veränderung in der Perſon des Berjährenden (Berpflichteten) ohne Einfluß auf den Fortlauf 
der Präſtription. die Atquifitioverjährung aber wird durch den Ausfall der Perjon des Ujufapirenden 
(Befigers) unterbrochen, und der Nachfolger muß eine neue anfangen, wobei ihm, unter gewifien Um— 
ftänden, die Mitzählung der Beſitzzeit feines Vorgängers geftattet wird. Bergl. Erf. des Obertrib. 
vom 1, April 1848 (Rechtsf. Bd. VI, ©. 52). 

” ©. das zu diefem $. eingefchriebene Pr. 1524 o. in der Aum. 44 zu $. 33 der Einl., sub 
I, 3, b. 

(4. 9.) So lange der Schuldner latitirt, beginnt zum Nachtheile des Gläubiger die Verjährung 
durch Nichtgebrauch nicht, daher hat der Letztere nicht nöthig, zur Erhaltung jeines Rechts gegen den 
Erfteren die Klage anzumelden. Erk. des Obertr. v. 4. Januar 1855 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XVI, 
©. 110), Schon in dem Erf. v. 9. Juni 1853 (Arc. f. R. Bd. X, ©. 74) hat dajl. —— 
daß die Unbekanntſchaft mit dem Wohnorte ſeines Schuldners für den Gläubiger ein Hinderniß der 
Klageanſtellung im Sinne des $. 516 ſei, und daher der Gläubiger nicht nöthig habe, zur Sicherung 
feiner Rechte eine Ediktalladung im letzten Wohnorte feines Schuldners auszubringen. 

20) Der $. 517 fehlte im gedr. Entw. Cinige Momenten hatten zu dem $. bemerkt, daß die 
Hindernifje, welche der Ausübung und Berfolgung eines Rechtes, umd aljo aud dem Anfange der 
Verjährung, entgegenfiehen, aud in dem Rechte jelbft Kiegen lönnten, z. E. wenn das Recht nur 
sub conditione suspensiva oder ex die eingeräumt, wenn feine oecasio utendi vorhanden geweſen, oder 
wenn fonft actio nondum nata ift. Diele Bemerkung fand Suarez ganz richtig, er ſchlug vor, 
das Entiprechende im Texte zu bemerfen. Darauf ıft der $, 517 hinzugefügt worden. Simon, 
Dat., ©. 510. Das Obertrib. hat jedod) den Sat angenommen: „Der aetio revocatoria eines Fidei- 
fommißgutes (ſoll wohl heißen: eines Fideilommißfolgers, oder: im Betreff eines Fideilommißgutes) 
fteht die Allodialerfigung des Guts durd einen Dritten ohne Rüdfiht auf die Zeit, da der Revolant 
in das Fideilommiß fuccedirte, —— Pr. v. 11, Februar 1850 (Entſch. Bd. XIX, ©, 128), 
Keil die ganze Familte als Eigenthümer ($. 73, Tit.4, Th. I), und mit ihr auch der einzelne An- 
warter und fpätere Nachfolger, hätte vindiziren lönnen. 

21) 3. B. Unterbredung der Kommumifation zwijchen dem Orte, wo fi der Wechſelinhaber 
aufhält, und demjenigen, two das Recht gegen den Wechfelichuldner zu verfolgen ift. In ſolchem Falle 
wird der Anfang der Wechjelverjährung ohne Proteftation verhindert, (Ext. des Obertr. v. 23, Oft. 
1815, Simon, Nedteipr., Bd. I, ©. 105.) 

Auch die Veränderung des MWohnfiges des Verpflichteten hindert jo lange den Anfang der (für- 
eren) Verjährung, bis der Berechtigte (Gläubiger) von dem neuen Wohnfige dejjelben Kenntniß er- 
—— hat. Pr. des Obertr. 15244, vom 15. —— 1845 (Entſch. Bd. XI, S. 232 verglichen mit 
S. 239). 

(4. 9.) Ebenſo ift der Umftand, daf die verjuchte und ununterbrochen fortgefette Erefution eines 
Urtel$ wegen Unvermögens des Schuldners fruchtlos abgelaufen ift, als ein Hinderniß der Nechts- 
verfolgung in dem Maße anerkannt, daß dadurd der Anfang der neuen Verjährung, welder das frag⸗ 
liche Recht unterliegt, gehindert wird. Erf, des Obertr. v. 15. Mai 1861 (Entſch. Bd, XLV, S. 85). 

22) Als in welcher das Grundjtüc liegt, nicht etwa in einer andern als in welcher er wohnt. 


© 28) Darunter wird der Obergerichtöbezirf verftanden. $.622 d. T.; Entid. des Obertr. Bd. VII, 
. 387, 
24) Aufhält, alfo nicht wohnt. Der Unterfchied ift praftiich wichtig, Es ift am eine vorliber- 
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8. 520. Wenn jedoch ein jolcher Abwefender (88. 518, 519) während der Dauer 
feines auswärtigen Dienfted, auch nur auf eine Zeit lang ?*®) in feine Heimath, oder 
die Provinz, wo dad Grundjtüd gelegen ift, zurüdfehrt, fo kann während diefer Zeit 
die Verjährung wider ihn ihren Anfang nehmen. 

$. 521. Zum Nachtheile eines Gutseigenthümers fann feine Verjährung gegen 
deſſen Pächter ?5), wohl aber gegen den Verwalter ?%) angefangen ?**) werden. 


* Abweſenheit gedacht. Wer als Beamter an dem Orte wohnt, wo er z. B. als Richter an— 
gen ift, und in einem anderen Tandestheile ein Grumndftüc befitt, kann ſich gegen den Anfang der 
rjährung auf diefe Beſtimmung nicht berufen. Die Beitimmung des $. 519 ıft nur im diefer Be— 
fchräntung erft bei der rev. monitor. hinzugetommen, in Beine eines Momitums: in twiefern Kriegs— 
unruhen dir diejenigen Civil= oder Militärperfonen, die fich in dem Falle der Abmejenheit befinden, 
als ein Hinderniß anzufehen fein. Suarez bemerkte dazu, daß die Abmwefenheit wohl nicht auf jol- 
de, die nur im einer anderen föniglichen Provinz fich ——— oder in ihren Privatangelegenheiten 
reifen, extendirt werden könne, da beide ihre Angelegenheiten durch mandatarios beforgen könnten und 
müßten. Es wurde fonkludirt: „Außerhalb der Provinz rei publicae causa.“ Simon, Material., 
S.519 ad4. Die Anwendung diefer Beftimmung wird doch zweifelhaft in dem Falle, wo ein Beam 
ter in einer anderen Provinz, als im welder er fein Domizil hat, ein Grundſtück befigt und im 
Dienfte des Staats im einer dritten Provinz vorübergehend beichäftigt wird. Daran hat man bei die- 
fer Beitimmung wahrſcheinlich nicht gedacht; man hat den Fall vorausgefegt, wenn Jemand auf jei- 
nem Grundftüde wohnt umd im eine andere Provinz verſchickt, alio rei publiene causa davon (vom 
feinem Wohnſitze) abtwejend fein muß. Auf jenen Fall wird die Beitimmung nicht anzuwenden fein, 
denn ein folder Grumdbefiter, welcher in einer anderen Provinz wirklich wohnt, ift tum juriftiichen 
Sinne nicht abwejend (die Abweſenheit bezieht jich auf das räumliche Verhältniß der Perſon zu ihrem 
Wohnfite) und muß „Seine Angelegenheiten (im Beziehung auf das entlegene Grundſtück) durch man- 
datarios bejorgen.” Doc) ift anzufennen, daß der folgende 8. 520 die Sache dadurch wieder zmeifel- 
haft macht, daß die Heimath (Wohnfig) und die Provinz, mo das Grundſtück gelegen ift, nebenein- 
ander geftellt werden. (4. A.) Auch das Obertr. erflärt in dem Erl. v. 17. Juni 1861 (Entſch. 
Bd. XLV, ©. 90) die Auslegung, das Geſetz ſetze voraus, daß der Eigenthiimer des Grundſtückes 
auch in der Provinz, wo es liege, einen Wohnfis habe, von welchem er mur zeitweile im Staats- 
dienfte entfernt lebe, da aud in dem folgenden $. 520 bon dem „Zurücklehren“ eines Abweſenden 
die Rede ſei, — für bedenklich und widerlegt diejelbe theild durch Wortdeutung, theils dadurch, daf 
das vermeintliche Motiv für das dem Grumdftüdsbefiger im $. 519 ertheilte beneficium nur in der 
Entfernung vom Grundftüde, nicht von einem gewiſſen Wohnfige, wen werden dürfe. — Aber wenn 
nur hierin das Motiv zu jehen wäre, jo könnte es doch unmöglich auf die Abweſenheit aus der Pro- 
vinz anlommen; von dem Grundftiide abmejend fein fan man auch im derfelben ‘Provinz und zwar 
in einem viel größeren Maße als wenn man fiber die vielleicht ummittelbar anftoßende Grenze geht. 
Jedenfalls find die beiden SS. 519, 520 nicht befriedigend zu erflären. Vergl. die folg. Arm, 24b, 

24@) Der 8. 519 bezieht fich micht nur auf die Verjährung durch Beſitz, fondern auch auf die 
Ertinttivverjährung. Pr. des Obertr. vom 30. Januar 1854 (Entich. Bd. XXVII, S. 318 umd Ard. 
f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 285). 

24b) (3, X.) Die Worte „eine Zeit lang‘ ſetzen nad) einer eg einen Aufenthalt voraus, der 
fang genug ift, damit der —— fi) von den Berhältniſſen Grundſtücks habe unterrichten 
und das Nöthige zur re er Verjährung ergreifen köͤnnen. Das Obertr. hat jedoch in dem an- 
gef. Erk. (Anm. 24 a. E.) der Deutung den Vorzug gegeben, wonach zum Beginne der Verjährung die 
einmalige Anweſenheit der betroffenen Perſon in der Provinz genlige, möge auch der Aufenthalt noch 
jo furze Zeit gewährt haben. EEntſch. des Obertr. Bd. XLV, ©. 91.) Diefe Deutung führt in 
logiſch richtiger Folgerung zu der Umzuträglichleit, daß, wenn der Eigenthlimer des Grundſtücks bei 
einer Durchreife durch die Provinz fih Nachts eine viertel Stunde im Wartefaal eines Bahnhofs auf 

ält, um dem dort ftattfindenden genmwechjel abzumarten, diefer augenblidliche Srfentlall gleid)- 
alls zum Beginne der Verjährung gegen ihn genügen müßte. Dennod hat diefe Deutung nicht we 
niger Berechtigung als jene, da, wenn fie zur Ungereimtheit führt, jene eine ſchrankenloſe Willfür des 
Richters bei Beftimmung der erforderlichen Zeit in jedem einzelnen Kalle zum Schlußpunfte hat. Beide 
Deutungen find deshalb unanmehmbar und durd) den dabei aufgewendeten Scharffinn ift meiter nichts 
als der Beweis gewonnen, daß die Beſtimmungen der 58. 519, 520, wie alle vom Geſetzgeber aus: 
gedachte und eriundene Satzungen, für das praftifche Rechtsieben unbrauchbar find. 

25) Diefe Vorichrift fetst voraus, daß der Pächter das Gut jelbft (das ganze Gut) gepachtet hat, 
und ift dann nicht anwendbar, wenn mur einzelne Pertinenzien oder Gerechtſame defjelben gepadıtet 
worden find. Pr. 1424, v. 11, März 1844, Wieder angewendet in der Entſch. vom 9. Nov. 1847 
(Rechtsf. Bd. II, S. 108), (4.9. —— in einem rt. vom 16. Januar 1851 [Ard). f. Rechtsf. 
B.1I, S. 192], berichtigt fi das O rtribunal dahin, daß die Anwendung des $. 521 nicht unbe— 
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$. 522. Gegen Militärperfonen ?7), welche des Kriegs wegen ihr Standquartier 
verlaijen müljen, kann eine Verjährung erit nach geendigtem Kriege oder nad) einer 
während des Krieges erfolgten Entlaijung ?°) aus den Kriegädieniten anfangen. 
dingt dadurch ausgefchloffen werde, daß nicht das Gut jelbft, fondern einzelne Pertinenzien oder Ge- 
rechtfame dejielben verpachtet find, daß es vielmehr auf die bejonderen Verhältniſſe jedes einzelnen 
Falles anfomme. — Alfo fo oder jo, wie es zufällig trifft.) Der $. 521 entjcheidet einen gemeinrecht- 
lIihen Streit: ob Pacht den Anfang der ee bindere. Bergl. Erk. des Obertr. vom 3. Mai 
1848 (Redisf. Bd. IV, ©. 67). (4. U.) Der Pächter fann aber auch nicht für den Eigenthümer ohne 
deſſen Auftrag den Dei einer Grumdgerechtigkeit — und dieſe uſukapiren. rk. des Obertr. 
bom 11. Mär; 1858 (Arc. f. Rechtsſ. Bd. XXIX, ©. 213), 

Die Vorſchrift des $. 521 fieht dem Verpächter auch dann zur Seite, wenn er vom der gegen 
feinen Pächter geichehenen we Kenntniß erlangen konnte. Erf. des Obertr. v. 17. Er 
1858 (Arch. f. Nechtef. Bd. XXX, ©. 235.) Wohl aber wird die Anwendung des $. 521 ausge 
ichloffen durc den Nachweis, daß der Verpächter davon doch wirflih Kenntniß erhalten hat. Erf, 
des Obertr. v. 15. Mai 1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVII, ©. 233), u. d. 16. Juni 1852 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. VII, ©. 220), RS , 

Der $. 521 erwähnt der Pacht nur als Beifpiel; es gehören hierher alle jene Rechtsverhältniffe, 
durd welche der Eigenthümer abgehalten wird, jein Ipeziell zu — (Aum. 14); 
wie namentlich Nießbrauch (Tit. 21, 83. 013 Entſch. Bd. XV. 5,118 und Bd. XVII, ©. 190); 
ſolche Servitutberechtigungen , welche dem Berechtigten die ganze Nutzung zumenden, wie z. B. be 
einem Weidereviere (ebend. S. 191); Miethe des ganzen Grundftüds. (4. A.) Bergl. die im Wejent- 
lichen das Gleiche ſagende Ausdrucksweiſe des Obertr, in einem Erf. vom 15. Nov. 1859 (Arc. f. 
Nechtsf. Bd. XXXVI, ©. 15). ss . 

Diefe Beftimmung hat übrigens nur dingliche Rechte auf die Sache Gura in re) zum Gegen- 
ftande, und Be die Erfigung des Eigenthums wicht aus, Erf. des Obertr. vom 11, Mai 1860 
(Archiv für Nechtsf. Bd. XXXVI, ©. 231). 

26) Bergl. Tit. 7, $. 103 umd die Anm. 65, Abſ. 3 daj. — Ein fislaliſcher Generalpächter wird 
in Beziehung auf die Verjährung gegen den a a als Verwalter angejehen. Pr. des Obertr. 
db. 9. Nov, 1847 (Nechtsf. Bd. II, ©. 108). (4. 4.) Doc ift diefer Sag nicht im unbedingter All 

emeinheit anzuertennen. Vielmehr ift in dem einzelnen falle nach der bejonderen Beſchaffenheit dei» 
elben zu prüfen: ob der Generalpächter zu dem Fiskus bloß in dem Berhältnifje eines Pächters, oder 
nicht auch in dem Berhältnifje eines Verwalters geitanden bat, im welchem letteren Falle die Kennt- 
niß dejlelben der des Eigenthümers gleichgeitellt werden muß. (rt. des Obertr. vom 15. Nov. 1859 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI. ©, 15). (5. 4.) Iſt aber von dem Pächter eines Gutes, welcher zu- 
leih Verwalter war, ein Theil des Pachtgutes in Unterpacht gegeben, jo ift der Unterpächter auch 
Bächter des Eigenthümers, aber nicht zugleich Verwalter defjelben,, weil Verpachtung und Bernval- 
wer gerne verihiedene Rechtsgeſchäfte find, umd die Unterverpachtuug eines Theile des P utes 
nicht eine Uebertragung der Verwaltung auf den Unterpächter bezüglich diefes Theiles umfaft. 
Daher kann in Beziehung auf denfelben eine Verjährung zum Nachtheile des Gutseigenthiümers 
gen den Unterpächter micht anfangen. Erl. dejj. d. 22, Dez. 1864 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 260). 

26°) Dieſe Vorichrift, wonach während der Dauer der Verpachtung einer Sache zwar eine ſchon 

vorher angefangene Verjährung fortgeiegt, nicht aber zum Nachtheile des Eigenthiimers ange- 
fangen werden fann, gilt in Provinzen, wo vor Emanation des Landrechts gemeines Recht üblich 
war, auch für diefe vorlandrechtliche Zeit, indem, falls man aud nicht, der Anfiht von Rave, 
Carpzow, Schilter, Strube folgend, etwa annehmen wollte, daß ebeuderfelbe Grundfag ſchon 
— Rechtens war, die übereinſtimmende Meinung fo angeſehener Rechtsgelehrter, geſtützt auf 
12 C. de acquirenda et retinenda possessione, doch immer jo viel wirlen muß, um den Grund- 
ja als damals kontrovers zu erachten. Pr. 66, d. 29. Nov. 1834, und 19, Febr. 1841. 
Se A.) Die Unzuläffigkeit des Anfanges der Verjährung gegen ein verpachtetes Gut wird durch 
die gleichzeitige Verwaltung deffelben nicht ausgejchloffen. Erk. des Obertr. v. 4. März 1851 (Arch. 
f. Hecıtst &. u, ©&.29. Der Grund, warum gegen ein verpadhtetes Gut eine Verjährung nicht 
anfangen kann, weil nämlich der Gegenftand des Pachtrechts der Gewahrſam und damit der näheren 
Auffiht und Beobachtung des Verpächters entzogen ift, wird dadurd, daß ſich ein Verwalter auf dem 
Gute befindet, nicht bejeitigt, indem der Verwalter ebenfo wenig wie der Prinzipal ſich in die Befig- 
verhältsiffe des Pächters eindrängen darf, Daraus folgt aber, daß auch der Aufenthalt des Guts- 
herin felbft auf dem verpachteten Gute die Anwendung des 8. 521 nicht ausschließt, ſondern daß es 
auf die Thatfache der Kenntniß des Herrn von der fraglihen Handlung deffen, welcher dadurd die 
Verjährung anfangen will, ankommt. Bergl. die Anm. 25, Alinen 2. 

27) Dazu gehören auch die Mifitärbeamten, überhaupt alle, welche berufen find, der Armee zu 
folgen. Vergl. Pr.O. Tit. 20, 88.9 ff.; Gef. d. 22. Mai 1822, &5 (Zu. 5 zu Tit. 1, o. S. 84). 


23) In diejem Falle ijt der Aufangspunlt unbeſtimmt. Der Tag, an welchem die Entlafjung 
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$. 523. Bei andern ‘Berfonen hindern Krieg und andere Yandplagen den An— 
lang \ a nur in fofern, ald damit ein Stillitand der Rechtöprlege ??) ver- 
unden ift. 

$. 524. Zwiſchen Eheleuten kann, jo lange diefe Ehe dauert, feine Berjährung 
anfangen *9 =), 

$. 525. Auch nicht zwifchen Bätern und Kindern, fo lange legtere fih in der Ge— 
malt der eritern befinden 3°). 

$. 526. Kein Bormund fann eine Verjährung gegen feinen Prlegebefohlnen an- 
fangen, fo lange er der Vormundſchaft über ihn noch nicht förmlich ®*) entlajien iſt. 

$. 527. Auch fann ein Pächter, Verwalter oder anderer unvollftändiger Beſi— 
per ?2) einer Sache, in Anfehung derfelben eine Verjährung gegen den, in dejien Na- 
men er beigt, zu Gunſten jeiner eigenen 3°) Sache während feiner Befigzeit nicht an— 
fangen. 


verfügt worden (das Datum des Abichiedes), kann er nicht fein, auch nicht der Tag der Einhändigung, 
weil von da an nod eine geraume Zeit vergehen kdann, ehe die gerechtiertigte Abweſenheit (diefe it 
der Hinderungsgrumd) aufhört. Man muß als Anfang den Ablauf der Zeit annehmen, im welcher 
der Verabſchiedete, nad) feiner Entlafjung, in jeiner Heimath hätte eintreffen können, Denn aud die 
freiwillige Verlängerung jeiner Abweſenheit kommt ihm nicht zu gut. 

29) Auch das Juſtitium gilt mır als Hindernig gegen den Anfang der Verjährung ($. 530), 
Ueberhaupt ift es eine erhebliche, beabfichtigte Abweichung von dem R. R., daß der Zuftand des Nicht- 
vermögens nicht als Ruhezeit der Verjährung anerfannt worden ift. Vergl. L. 3 C. quibus non ob- 
Jieitur longi temporis praescriptio; L. 1, 2 C. de annali exceptione; L. ult. C. quibus ex causis 
majores restituantur; L. 7, 8.4 0. de praescript. 


29a) (5. 9.) Auch die kurzen Berjährungen aus dem Geſetze vom 31. März 1838 nicht. Der 
Anfangspuntt der Verjährung ift in diefem falle nicht von dem Tage der Ehetrennung, jomdern, nad 
dem Primip des 8. 5 jenes Gefetes, auf den letsten Dezember deffetben Jahres, aljo im alle der 
Trennung dur den Tod nicht dom Todestage des Erblaffers zu rechnen, fondern auf den letsten 
Dezember des ZTodesjahres zu beftimmen. rt. des Obertr. vom 17. März 1868 (Arc. f. Nechtef. 
Bd. LXX, ©. 226), 

30) Unter Vätern und Kindern, jo lange Letztere fi) in der Gewalt der Erfteren befinden, wal- 
tet par ratio wie zwiſchen Eheleuten vor, jagt Suarez bei der revis. monitor. (Simon, Material., 
S. 520.) Im Folge deffen ift diefer 8. hinzugefügt worden. Bergl. unten, Arm. 43 zu $. 537. 

31) Eine förmliche Entlafjung des Vormundes kommt nur dor Beendigung der Vormundſchaft 
bor; in ſolchem Falle gejchieht fie mit dem Tage, an welchem das Dimifjoriale eingehändigt wird. 
Im gedrudten Entwurfe fam bei der Verjährung durch Nichtgebrauch, $. 424 d. T., eine ähnliche 
Beftimmung vor, nach welcher auch nad erlangter Großjährigkeit nit vor gelegter Schlußrehnung 
eine ſolche Berjährung follte angefangen werden können. Die Materialien ergeben nicht den Grund 
zu diefer Veränderung, wodurch jedenfalls mur während der Dauer der Bevormundung der Anfang 
der Verjährung ausgejhlofien wird. Diefer Grundjag findet auch Anwendung auf Verwalter des 
Kirchenvermögens, namentlih auf den Pfarrer, wenn und jo lange er Vorſteher im Kirchenlollegio 
ift. Wenn derjelbe alfo 3.8. Laften und Abgaben, welche dem Pfarrer als Nupniefer obliegen, aus 
dem Kirchenärar beftreiten und die Kirchliche Auffichtsbehörde joldyes paffiren läßt, jo kann der Piarrer 
dadurch doch feine Rechte für ſich und feine Nachfolger erwerben. 

(3. U.) Auch der Kirchenpatron, welcher gleichfalie zu den Kirchenverwaltern gezählt worden ift 
(Th. II, Tit. 11, 8. 568, 621, 585, 779, 780) follte dadurd nach der Anſicht des Obertr. unfähig 
fein, während der Dauer feiner engere in Bezug auf die derjelben unterworfenen Kir— 
hen= und Pfarrgrundſtücke, gegen die betreffende Kirchengejellichaft, einen ihm zur erwerbenden Ber 
jährung befähigenden Befit zu erlangen. Pr. des Obertr. vom 22. Mai 1856 (Entich. Bd. XXXIU, 
S. 121). (4.9) Bon diejer Anſicht ift das Obertr. jedoch wieder abgewichen und hat durch Pl. 
Beſchl. (Pr. 2716) dv. 17. Juni 1861 den Rechtsfat feftgeftellt, daß der $. 526 keine analoge Anwen- 
dung auf den Kirchenpatron geftatte. (I.M.Bl. ©. 161; Eutſch. Bd. XLV, S. 38.) 

32) Alfo auch ein Miether. Wer z.B, gegen eine jährliche Haidemiethe zum Raff- und Yeie- 
holze berechtigt ift, kann dieſes Recht nicht verjähren; denn er kann dem Titel feines Beſitzes nicht 
ändern. Pr. des Obertr, dv. 31. Oft. 1803 (Simon, Redtipr., I, ©. 31), Diefer Fall fteht nicht 
unter dem Grundſatze des $. 527. Vergl. die folg. Aum. 33, 

33) Der vorausgeſetzte Fall ift der, wo ein unvollitändiger Befiter neben der in feinem undoll« 
ftändigen Befite befindlichen fremden Sache noch eine andere Sache eigenthlimlich befist. Man hat 
aber den Rechtsſatz diejes $. auch auf den Fall des unvollftändigen Befigrechts angewendet, und an— 
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8. 528. Gegen den, welchem das rechtliche Gehör verfagt wird, kann feine Ber- 
jährung angefangen werden. 

$. 529. Auch wenn ein ſolches Hindernig 34) im Laufe der Verjährung eintritt, 
wird die Fortfegung derfelben fo lange unterbrodhen, ald das Hinderniß dauert. 

$. 530. Dagegen wird durch andere Hinderniſſe, die nach angefangener Berjäh- 
rung erft eintreten. der Kortlauf derfelben nicht gehemmt. 

8. 531. Iſt jedoch die zur Verjährung beftimmte Friſt abgelaufen, ehe noch das 
inzwifchen eingetretene ®5) Hindernig ?6) wieder gehoben worden, jo fann der Berhin- 
derte noch innerhalb Vier Jahren, von Zeit ded gehobenen Hindernijied an, auf Wie- 
dereinfegung in den vorigen Stand gegen die vollendete Verjährung antragen ?7). 


enommen, daf der Befiter keine anderen und mehreren Rechte an oder zu diefen unvolllommenen 
ſitzthume durch Verjährung erwerben könne, als durch die Berleihung beigelegt find. Deshalb konn- 
ten 3.8. in Schlefien die Dreichgärtner das Recht zur Behütung der Wege Triften und Raine durd) 
Erfitung nicht erwerben. Schleſ. Arch. Bd. II, ©. 644. Nachdem aber die laffitiihen Beſitzrechte 
in erb- und eigenthümliche verwandelt worden find, können dergleichen Befiter auch Grundgerechtig- 
keiten für ihre Stellen gegen den früheren Grumdherrn erwerben. Vergl. die Präj. des Obertr. vom 
12. Januar 1846 (Entih. Bd. XII, ©. 436) und vom 6. Sept. 1848 (Nedhtsf. Bd. IV, ©. 331). 

34) Diefes Hinderniß, nämlich die SEINE eines rechtlichen Gehörs, macht die einzige Aus- 
nahme von der Regel des folg. 8. 530. Bergl. oben die Anın. 14 ımd 14@, Im Geiegbuche war 
in den 88. 528 u. 529 Rede von einem Machtſpruche. Der 8. 628 hieß: „Gegen den, welcher durch einen 
Machtſpruch in der Ausübung und Berfolgung feines Rechts gehindert wird, nimmt feine Verjährung 
ihren Anfang.“ $. 529: „Auch hindert ein im Laufe der Berjährung ergangener Machtſpruch die Fort- 
jetsung derjelben jo lange, als die Wirkung des Machtſpruchs dauert.” Die Faſſung hatte wegen des 
Worts „Machtſpruch“ Anſtoß gefunden und jollte nad der 8.D. v. 18. Dez. 1793 (Jahrb. Bd. XLI, 
S. 41) geändert werden. Suarez ſchlug darauf die $$. in der gegenwärtigen Faflung vor. Daraus 
ift Har, daß der $. 529 fi mur auf 528 und auf die Berfagung rechtlichen Gehoͤrs bezieht, und 
was unter diefer Verfaqung x. gemeint wird. Die Berfchliegung des Rechtsweges durch einen außer⸗ 
ordentlichen bejonderen Befehl, für einen bereits eingetretenen all, ift darunter zu verftchen, 3. B. wenn 
dem kompetenten Richter durch höhere Macht verboten wird, wegen eines gewiſſen Anfpruchs einer be 
flimmten Perſon oder einer beftimmten Klafje von Berjonen, deren Klage anzunehmen und darüber im 
ordentlichen Rechts zu enticheiden. Nicht dahin gehören allgemeine Verordnungen, wodurch gewiſſe 
Angelegenheiten den Gerichten entzogen werden, oder die Fülle, wo das zuftändige Gericht nach allge- 
meinen Vorſchriften — Prozeſſe ſiſtirt oder eine Mage aus Rechtsgründen per decretum zurid- 
weiſt. Auch ein Stillftand der Rechtspflege (justitium) Aut nicht umter dieſes Hinderniß. $. 523, 
(4.9. Anderer Meinung ift das Obertr. nad) feinem Erf, v. 7. März 1861, Arc. f. Rechtsf. Bd. XL, 
&.340.) Nur von vorlibergehendem Intereffe find das Pr. 2010, v. 6. April 1848 und der PI.-Beicht. 
(Pr. 2385) des Obertr. vom 21. Juni 1852 (Entſch. Bd. XXIU, S. ı), betr. die Suspenfion der 
qutsherrlich » bäuerlichen Prozeſſe in den mit Preußen wieder vereinigten Provinzen dur die 8.D. v. 
5. Mai 1815 (Jahrb. Bd. V. 2, S. 8). Ein R. vom 17. Mai 1814 meint, daß während einer Be- 
lagerung feine Berjährungsfriften fanfen, indem es diefen Fall unter die Verſagung des rechtlichen 
Gehörs (Machtipruch) ſubſumirt (Jahrb. Bd. I, S. 362). Das ift nicht richtig; der VBelagerungs- 
zuftand aehört zu den Yandplagen, die nur den Anfang der Verjährung hindern. $. 523. 

35) Wenn auch der Eintritt erft kurz vor Ablauf der Verjährung geichehen ift. Im diefem Falle 
fan möglicherweiſe die Reftitution noch lange nad) der Berjährumg —— n. 

36) Dies ſollte ein Hinderniß ſein, weiches der, gegen den die Berjährung läuft, nicht willkürlich 
ſelbſt geichaffen hat. Wenn z. B. Jemand fein Grumdftüd, in Beziehung auf welches gegen ihn eine 
Verjährung angefangen hat, verpachtet, jo follte er dieferhalb Leine Reftitution ler fönnen. 
Das Obertr. findet die Frage zweifelhaft umd läßt fie — weil es in dem Falle darauf micht anfam 
— dabingeftellt jein. (Entſch. Bd. VII, S. 260.) Bei einer jpäteren Gelegenheit aber hat es die 
Frage implicite entichieden, Das zu diefem $. eingezeichnete Pr. 1843, v. 17. Febr. 1847 fagt näm- 
Ih: Die Wiedereinjegung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Verjährung fteht auch dem 
Eigenthümer einer in Nießbrauch gegebenen Sache zu (Entſch. Bd. XV, S. 113). Der Fall war 
ebenfalls die freiwillige Hingabe eines Grumdftüds zur Nutznießung an einen Forftbeamten, nad) be» 
reits angefangener Verjährung, und es wird ausgeführt, daß der Nießbrauch der Pacht ($. 521) gleich- 
zuftellen fjei. Alfo muß das Obertr. den Fall der Pacht ebenfo enticheiden. (4. U.) Dies ift micht 
geichehen. In dem Erf. vom 30. Dt. 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 139) mird ausge 
führt, daß die nach angefangener Verjährung vorgenommene Verpachtung fein die Reftitution begrün- 
dendes Hinderniß im Sinne des 8. 531 jei. Dies ftimmt mit der, am Anfange diefer Anmerkung 
bermerften Meinung, aber nicht mit der älteren Anficht des Obertribunals überein. 


37) Die vierjährige Reftitution gegen die vollendete Verjährung , wegen eines im Laufe derfelben 
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$. 532. Wird. da Hinderniß zwar noch vor Ablauf der Verjährungsfriſt, jedoch 
erſt innerhalb der legten Vier Jahre, wiedergehoben, jo fommt die Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand dem Verhinderten ebenfalls innerhalb Bier Jahren, nach erfolg- 
ter Hebung des Hinderniffes, zu Statten. 

$. 533. Gtirbt der, gegen welchen die Verjährung lief, vor gehobenem Hinder- 
niffe oder vor Ablauf der vier Jahre; ſo geht die Nechtswohlthat der Wiedereinfegung 
und die dazu noch rüditändige 38) Friit auf den Erben über. 

$. 534. Die Wirkung diefer Rechtswohlthat ift, daß dem, welcher noch davon 
innerhalb der beftimmten Krift Gebrauch macht, und fein Recht gehörig ausübt oder 
verfolgt, die Verjährung nicht entgegengefeßt werden fann. 

$. 535. Die Verjährung 3°) durch bloßen Nichtgebrauch kann gegen Unmündige 
und Minderjährige, während der Minderjährigkeit nicht anfangen 4°). 


eingetretenen Hinderniffes, findet nicht ftatt, mern der Eigenthiimer vom dem Beſitze und Anſpruche 
des Berjährenden umterrichtet, und im Yaufe der Verjährung das Hinderniß zu befeitigen im Stande 
war. Pr. des Obertr. 1280, v. 12, März 1843 (Entid. Bd. VIII, ©. 258), und Erf, v. 15. Nov. 
1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©, 17), 

Ob aud) gegen kürzere Verjährungen die vierjährige Neftitution ftattfinde, ift zweifelhaft: Nach 
dem Wortfinne der landrechtlichen Beſtimmungen ift e8 zu bejahen, denn die $$. 500 bis 534 handeln 
bon den allgemeinen Grundfägen der Verjährung überhaupt, und man kann ohme inneren Widerſpruch 
nicht behaupten, daß die Geltung derfelben von der Zumefjung der Berjähru sfrift abhange umd 
folglich für ſolche Berjährungen, welche das Normalmaß (vielleicht 10 Jahre? oder wieviel?) nicht 
erreichen, gar feine allgemeinen Grundjäge vorhanden jeien; im Gegentheil, der $. 177, Tit. 14 fchreibt 
—— vor, daß die Reſtitution, wovon im $. 174 ebend. die Rede iſt, auch bei kürzeren als den 
gewöhnlichen Berjährungen Anwendung finden fol, Bergl. die Anm, 44 zu 8. 177 a. a. O. Gleich— 
wohl iſt bei einer jehr Furzen Verjährung die Zuläjfigkeit einer vierjährigen Reftitution eine auffallende 
Anomalie. Die Urſache davon liegt in der Verſtümmelung des Imftituts der Reftitution, wovon ein— 
zelme unzujfammenhängende Refte beibehalten worden find, in melden ein leitender Gedanke micht zu 
finden ift, Bei der einen causa restitutionis (der Minorennität) hat die Praris die Unzuläffigleit der 
Reftitution gegen den Ablauf einer kurzen Verjährung angenommen, auf Grund des $. 11 des Gef. 
v. 18, Juni 1840, betr. die Verjährung der öffentlichen Abgaben, wo ausdrücklich die Reftitution aus 
—— iſt. Man ſieht darin nicht eine Ausnahme, ſondern eine Anerklennung des nothwendig u 

r Tendenz umd in dem Gefammtinhalte des Gejeted vom 31. März 1838 (die kurzen Berjährungs- 
friften betrefiend) liegenden Grundjages, daß die Verjährung beftimmter Forderungen ihrer Natur 
nad ohne Rückſicht auf die jubjektiven Eigenichaften und fonftigen Privilegien der Berechtigten, allge- 
mein im den bezeichneten a Friften eintreten ſolle. Entſch. des Obertr, Bd. XIV, ©, 211. Dieſe 
Gründe pafjen aud auf die übrigen Reftitutionsurfadhen und auf alle kurzen Berjährungen, und man 
kann annehmen, daß die Praris keine Rejtitution gegen den Ablauf einer kurzen Berjährung oder 
Frift zuläßt. Bgl. Eutſch. Bo. VI, ©. 385; Zollgejeige v. 26, Mai 1818, 8.108; v. 8. Febr. 1819, 
8.58, und 23. Januar 1838, $. 62; V. megen künftiger Behandlung des Staatsſchuldenweſens, vom 
17, Januar 1820, 8. 17. — (2. 9.) Diefen Grundjag hat nun das Obertr. auch wirklich ausgeſpro— 
den durd das ‘Pr. 2387, v. 8. Juli 1852: „Gegen die kürzeren Berjährungsfriften, welche das Ge- 
jeg vom 31, März 1838 eingeführt hat, kann die — den vorigen Stand aus $. 177, 
Tit, 14 nicht gefucht werden.” (Entid. Bd. XXI, ©. 104, er Grundſatz it ſchon in dem Erf, 
bom 27. Sept. 1851 ausgeſprochen. (Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 115.) (5.9) Auch daf die Ne- 
ftitution aus den $$. 531, 532 d. T. gegen die kürzeren Verjährungsfriften, welche das G. v. 31. März 
1838 eingeführt hat, nicht gefucht werden könne, hat das Obertr. ausgejprodhen. Erf, vom 1. Okt. 
1863 (Entih. W.L, ©. 100). 

Die Reftitution kann übrigens auch im Ziege der Einrede oder Replit, und noch während der 
Minderjährigkeit geltend gemacht werden. ©. u. die Anm. 47, 

38) Diefer Reſt der Reftitutionsfrift läuft, mach dem Mortfinne, neben der Deliberationsfrift, jo 
daß er der letzteren nicht hinzugeſetzt werden fan. Iſt er kürzer als die Deliberationsfrift, jo muß 
der noch überlegende Erbe, vermöge der Vorjchrift $. 388 d. T., vor dem Ablaufe der Keftitutions- 
frift einfchreiten, 

39) Nämlich die gewöhnliche. Die kurzen Berjährungsfriften, insbefondere wegen der Rüdftände 
vorbedungener Zinien, können auch gegen Minderjährige und bevormumdete Perſonen zu laufen an- 
fangen. Pr. des Obertr. 1802 vom 21. Nov. 1846 (Entid. Bd. XIV, S. 209), 

40) Mit der Verjährung durch Beſitz ift e& andere. 8.595 d. Tit. Der Grund des Geſetzes 
8.555 ift, weil man angenommen hat, daß bloße —— einem Vormunde eher begegnen und 
weniger von ihm vertreten werden könne, als wenn Jemand Handlungen vornimmt, die eine VBerjäh- 
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$. 536. Wenn aber ein Recht. nach bereits —— Berjährung, auf ei— 
nen Unmündigen oder Minderjährigen, der mit einem Vormunde verſehen ift +"), über- 
geht; jo wird dadurd der Fortlauf der Verjährung nicht gehemmt. 

8. 537. Wird hingegen die Verjährung während der Minderjährigfeit vollen» 
det, jo kommt dem Minderjährigen #*) die Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
binnen Bier Jahren, noch aufgehobener Bormundfchaft, zu Statten 4°). ($. 531)**). 


rung durch Beſitz re Kuranden begründen. Simon, Material., S. 522. In den amtlichen 
Vorträgen über die (ußrevifion jagt Suarez darüber: „Der Bormmnd eines Minorennen laun 
leicht, aus Mangel an Nachrichten, in der Umvifjenheit, was jeinem eurando für Nechte in re aliena 
fompetiren,, erhalten werden. Dies ift der Grund, warum praeseriptio extinetiva gegen den Mino- 
rennen nicht anfangen foll. Hingegen kann es einem Bormunde absque suprema negligentia, die 
doch mie präjumirt wird, wicht unbelannt bleiben, wenn ein Anderer die Sache feines Kuranden in 
Pefig nimmt. Daher kann auch gegen einen Minorennen, ſobald er bevormundet ift, praescriptio 
acquisitiva angefangen werden.” Ebend. S. 584 und Jahrb. Bd. XLI, ©. 14.) 

Der $. 535 ift übrigens eime bloße Wiederholung des Grundſatzes $. 516, 

(4. 4.) Nach dem ufter’ihen Statutarrechte iſt der überlebende Ehegatte (Dann wie Frau) 
vermöge feiner freien Berfügungsbefugniß zur Vertretung des mit den Kindern diejer Ehe gemein- 
Ihaftlichen Bermögens allein berechtigt; es tritt daher die Klageverjährung (II, 2, $. 440) gegen ihn 
mit voller Wirkung ein, ohne daß er fi auf das Borrecht der Kinder nad) $. 535 d. Tit. fen 
kann, Erf, des OÖbertr. v. 17. Sept. 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©, 58), 

41) Die Worte: „der mit einem Vormunde verfehen ift“, beziehen fich auf den „Minderjähri« 
gen“, und es follte heißen: „wenn aber ein Recht — auf einen Unmilndigen oder ſolchen Minderjäh- 
rigen, der mit einem Vormunde verjehen ift x.” Im Entw. fehlten diefe Worte, Einige Monenten 
hatten deswegen bemerkt, daf; de jure romano praescriptio longissimi temporis zwar nicht gegen im- 
puberes, wohl aber gegen minores anfange. Suarez aber bemerkte dazu, daß unter beiden hier 
fein Unterjchied ftattfinden könne, da impuberes ebenjo qut al® minores vom Staate bepormundet 
würden, ımd Niemand mehr nöthig habe, um einen Bormumd zu bitten. Der Grund des gegenwär— 
tigen Gejetses (f, Arm. 40) paffe auf minores ebenfo qut, als auf impuberes. Simon, Material., 
©. 522, Der Sim des Momttums wird gleich verſtändlich, wenn man fich erinnert, dat; der Röm. 
minor handlungsfähig war und mur auf fein Verlangen einen Kurator erhielt. Um diefes Bedenken 
zu heben, wurde der $. 536 in der Art geändert, daß für „Minderjährigen übergeht‘, gefetst wurde: 
„Minderjährigen, der mit einem Bormunde derjehen ift, übergeht”. Simon, Material., 
S. 573. Alfo auch gegen einen folhen Minderjährigen, der bevormundet und daher nicht fähig war, 
feine Angelegenheiten zu beforgen, follte die angefangene Verjährung fortlaufen, gegen einen nicht 
bevorummdeten Minderjährigen verftand fich der Fortlauf — aus dem Standpunkte der Monenten 
angeſehen — ganz von felbjt; denn eim folder hatte felbit feine Angelegenheiten zu verwalten, Bon 
dem Standpunkte der Verf. des FR. mar diefe Unterfheidung unzuläffig, fogar der Unterjchied zwi— 
hen Unmündigen oder Minderjährigen fällt hier weg, wie Suarez ansdrüdlic bemerkte. (S. 522 
a. a. O.) Es —* daher im den 55. 585 u. 586 nicht von „Unmilndigen und Minderjährigen“ Rede 
fein follen, fondern überhaupt von Perſonen, welche nicht großiährig md nicht unter wäterlicher Ge— 
malt jtehen. Denn das ift der Gedanke des Geſetzgebers. Die Braris des Obertr. hat Dielen Ge— 
danten glüdlich getroffen in dem Pr. 1778, v. 15. Auguſt 1846: Eine bereit® begonnene Berjährung 
durch Nichtgebraud läuft gegen einen Ummindigen oder Miuderjährigen, der mit einem Bormunde 
hätte verjehen werden sollen, auch dann fort, wenn derfeibe keinen Vormund erhalten hat. (Entſch. 
Bd. XV, ©. 119.) Dies ift gerade der umzmeifelhafte Fall des Diinderjährigen, aus dem Stand- 
punkte der Monenten gegen die erfte Faſſung des 8. 536; nad den Grundſätzen des L. R. hätte man 
beffer gethan, die Aenderung zu umnterlaffen. 

42) „Warum wird denn bier der Unmündigen nicht gedacht, da es doch in den vorigen $3. ge- 
ſchehen ?" So fragt H. zu diefem $. bei der letzten Revifion. (Simon, Mat., ©. 573.) Darauf ıft 
nicht weiter geachtet, mit Recht, weil hier ggr fein Unterichied zwiſchen den verfchiedenen Klaſſen der 
nicht großjährigen Perfonen flattfindet und auch im den übrigen $$. der Unmündigen micht hätte ge- 
dacht werden jollen. S. die Anm. 41. 

43) Daß die Beftimmungen fih auf Perſonen, welche unter väterlicher Gewalt ftehen, nicht be: 
ziehen, ift ichon angemerkt. ©. die Anm. 41. Die Meinungen darüber find verichieden, die Praris 
aber hat dies angenommen, nach dem Pr. des Obertr. 307, v. 22. Juli 1837: „Diele Vorichrift, nad) 
meidher dem mit einem Bormunde verjehenen Minderjährigen, gegen die während der Minderjährigfeit 
vollendete ger durch Nichtgebraucd, die Wiedereiniegung in dem vorigen Stand binnen vier 
Jahren nad aufgehobener VBormundicaft zu Statten kommt, finder auf Minderjährige, welche unter 
väterlicher Gewalt fteben, feine Anwendung.” Wieder angewendet in dem Erf, vom 28, April 1852 
(Arch, f. Rechisf. Bd. V. ©. 204). (3,9) Diejer Grundjag findet dann feine Anwendung, wenn es 
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$. 538. War die Verjährung durch Nichtgebrauch gegen einen Minderjährigen 
abgelaufen, jo können die Erben deſſelben, Por wenn fie ſelbſt unmündig oder min- 


fih um einen Anfpruc des Minderjährigen an jeinen eigenen Vater handelt. Pr. des Obertr. 2531, 
db. 14. Juni 1854 (Entih. Bd. XXVIII, ©, 75). Denn bei einer ſolchen Kollifion von Rechten ift 
das im väterlicher Gewalt ftehende Kind gleichfalls eine Perion, welche mit einem Bormunde (Kura— 
tor) verjehen it, da es durch den Bater nur gegen Dritte vertreten werden fanı. Oben, $. 525; 
I, 18, 8. 28, | 

44) Diejer $. 537 wiederholt nur den Satz des $. 531. Die Frage ift: ob micht auch die im 
8. 532 angeordnete MWiedereiniegung in den vofgen Stand auf Minderjährige Anwendung finde. 
Wenn eine Sache, in Beziehung weiche die Verjährung ſchon jeit 27 Jahren angefangen hat, 
aljo in den letzten 4 Jahren der Verjährung, auf einen zweiundzwanzigjährigen übergeht, folglich die 
Minderjährigkeit (das Hindernig) noch dor Ablauf der Verjährungsfreift aufgehoben wird, kommt da 
dem nun Sroßjährigen feichfalls die Ajährige Neftitutionsfriit, vom Tage jener Majorennität an ges 
rechnet, zu Statten? Der Anmendung des allgemeinen Grundjages aus $. 532 fteht fein Nechts- 

rund entgegen. Zwar das Obertr. hat — Iſt bei einer gegen einen Minderjährigen 
ortgeſetzten Ertinktivverjährung deren Vollendung erſt nad erreichter Großjährigkeit erfolgt, jo kann 
derſelbe auf die vierjährige Reſtitution nicht Anfpruh maden. Pr. 2184, dom 25. Febr. 1850 
(Entſch. Bd. XIX, ©. 134), Diejer Rechtsſatz aber ift falich, wie die Gründe faktiich und juriftiich 
unrichtig find, auf welden er ruht. Die Bezugnahme des $. 537 auf den $. 531 bringt den Urtheiler 
in Berlegenheit; er meint: der Zweifel entftehe nım dadurch, da der 8. 537 in der Bareutheie auf 
den $. 531 himmeift, und es frage ſich aljo: welcher Einfluß dem feßteren auf den $. 537 beizulegen 
fei. „Stellt man die Minorennität einem „Hinderniffe” gleich” — jagt er —, „io würde man frei« 
lich im die Nothmendigkeit kommen, die Anwendung des $. 537 nad den allgemeinen Grumdjägen, 
insbefondere $$. 531, 532 zu modifiziven.“ Allein über dieje Nothivendigkeit jegt er fich feicht hin- 
weg, durch die Behauptung, daß die Minderjährigkeit gar fein Hinderniß im Sinne des 8. 531 jei; 
das Geje gebe die Reftitution allgemein, wo Jemand von dem verlierenden Nechte nicht habe unter- 
richtet jein können, oder Dafjelbe zu bewahren verhindert worden. ($$. 512, 516.) Ein Hinderniß 
diejer Art ſei nun aber keineswegs die Minderjährigkeit; — für den Verjährenden fei fie ein Hinderniß; 
in Beziehung auf den Miuderjährigen ſelbſt ſei fie fein Hindermiß. Das ift ein vollftändiger Irrthum, 
wie aus den Materialien Har erhellet. Der erfte umgearbeitete Entwurf lautete im$.5: „So lange 
Jemand fein Recht zu gebrauchen oder zu verfolgen verhindert wird, fan ihm die Unterlafjung des Ge- 
brauchs nicht nachtheilig werden,” Hierzu find einige Bemerkungen über den Anfang und die Dauer 
des Hinderniffes gemacht, und hinter denjelben finden fich folgende 88. von Suarez entworfen: 

„Einem Dinderjährigen werden nad erlangter Volljährigkeit noch 4 Jahre zur Wiederher- 

ftellung gegen alle während jeiner Minderjährigteit abjolvirten Berjährungen geftattet. 
Hat er aber alddann von jeinem Rechte feinen Gebraud; gemacht, T wird ihm die Mino« 
rennität micht zu Gute gerechnet. 

Bei der 40jährigen Präjfription wird auf diejes, impedimentum nicht refleltirt.“ (Simon, 

Materialien, ©. 457.) 

Hier wird aljo die Minderjährigkeit ausdrücklich ein Hinderniß, fein Recht zu gebrauchen, genannt, 
Weiter, bei der Nevifion der Monita, trägt Suarez dor: „Einige Momenten fragen, ob nicht auch 
Zaubftumme, Berichwender, Abweſende, Blinde, pia corpora mit den Minorennen gleiche Rechte haben. 
In Anjehung der Zaubftummen hat es fein Bedenken. Auf Verſchwender paßt ratio legis nicht, weil 
dieje von ihren Rechten gar wohl haben informirt fein fönnem.“ — — Simon, 
Mat., S. 523. Alfo werden hier die Minderjährigen unter die Kategorie derjenigen gebradit, „weiche 
bon ihrem Nechte nicht haben unterrichtet jein können“. Damit übereinftimmend fagt Suarez in 
feinen amtlichen Vorträgen bei der Schlufrevifion zu 8. 593 — 595: „Der Vormund eines Minos 
rennen kann leicht, aus Mangel an Nachrichten, im der Unwiſſenheit, was feinem eurando für Rechte 
in re aliena fompetiren, erhalteu werden. Dies ift der Grund, warum praeseriptio extinetiva gegen 
den Minorennen nicht anfangen fol.” (Simon, Materialien, S. 584, und Jahrb. Bd. XLI, 
©. 14.) Daß aljo die Minorennität, oder eigentlich der Zuftand der Bevormundung im Sinne des 
Seletsgebers „ein Hinderniß“ it, ift unbeftreitbar. Das Obertr. felbft hat es ausgeiprodhen: „Der 
5. 535 — ift nur eine Wiederholung des im $. 516 in Bezug auf den Anfang der Berjährung 
überhaupt ausgeſprochenen Grundiages, (Entſch. Bd. XV, ©. 121.) Der Auftand der Bevor- 
mundung ift ein Hinderniß, ſowohl jein Recht zu gebrauchen und zu verfolgen ($. 516), nämlich in 
Berichung auf den Benormundeten, als auch von jeinem Rechte unterrichtet fein zu können ($. 512), 
nämlich für Beide, den Bevorinundeten, teil er feine Angelegenheiten nicht vermaltet, und den Vor— 
mund, weil er — mwenigftens Anfange — ein Fremder ift. Als zmweiter oder vielleicht auch als fein 
Grund it ein Stüdchen Röm. R., nämlich die L. 3 C. quibus objieitur, unter dem ganz unges 
bräudlichen Citate: „Lib. VII, Zit. 35 eingemengt, denn der Inhalt ift für das Recht nach dem 
Allg. FR. bier völlig gleichgültig; und. zuletzt wird noch der faltiſche Hülfsgrund beigebracht: „Nach 
Suarez’ amtlichen Vorträgen bei der Schlußrevifion des A, ER. find bei den $$- 537 und 531 
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derjährig, jedoch 45) mit einem Vormunde verfehen find, nicht aus ihrer eigenen, jon- 
dern nur aus der Perſon ihres Erblafjerd t°), auf die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand Anfpruch machen #7). 

_ $. 539. 68 fommt ihnen alfo nur diejenige Frift zu Statten, welche der Erb» 
lajfer, wenn er gelebt hätte, vom Tage feiner erlangten Grogjährigfeit an **) noch ge- 
habt haben würde. 

$. 540. Wahn- und Blödfinnige, —— Taubſtumme 4°), genießen, in 
Rüdficht auf die Verjährung, mit den Minderjährigen gleiche Rechte 5°). 


auch gar feine Zweifel erhoben, und demnach die Worte des $. 537: „während der Minderjährigfeit 
vollendet“, als unerläßlice Bedingung der Minderjährigen-Reftitution anerlaunt.“ (Cbend. &. 139.) 
Bei der Schlußrevifion ift davon freilich nicht mehr Rede geweſen, aber der Zweifel war ſchon früher 
vorgelommen und eriedigt. Denn zu den SS. 423 und 425 des gedrudten Entwurfs (d. i. 85. 537 
und 538 d. T.) war monirt worden: „Die $$. 425 und 423 follen wohl nicht diejenige Wiederein- 
ſetzung ausſchließen, welche nach $. 419 (d. i. 532 d. Z.) alddann flatthat, wenn die Verjährungs— 
friſt erſt nach aufgehobener Vormundſchaft abläuft?" Simon, Material., S. 521. Dabei bat 
man fein Bedenken gefunden. In der That widerjpricht es auch den — Auslegungsregeln, 
den allgemeinen Grundſatz des $. 532 in Beziehung auf Minderjährige für ausgeichloffen zu erklären, 
da dod) derjeibe neben dem $. 537 ohne den mindeiten Anftoß oder inneren Widerſpruch bejtehen kann. 

Wegen der prozefjualiiben Form der Geltendmadhung ſ. u. Anm. 47, 

45) Jedoch ꝛc., und deshalb nicht verfügungsfähig find. Bezieht fich eben wieder auf Minder- 
jährige, nicht auf Ummündige, und ift erft bei der Umarbeitung des Entwurjs zur Hebung des 
Bedenfens: ob aud) bevormundete Minderjährige in diejem Falle feien (don nicht bevormundeten 
und deshalb handlungsfähigen Minderjährigen verfland es ſich von ſelbſt) (Anm. 42), eingejchaltet 
worden. Simon, Materialien, ©. 573, 

46) Nur die Frift, weiche dem Erblaſſer noch übrig war, kommt dem, wenngleich jelbit minorennen, 
Erben noch zu Starten. $. 539. Suarez, amtliche Vorträge, bemerkt zu $. 538: „Ich weiß nicht, 
ob man dieje Vorſchrift neu nennen kaun; wenn fie e8 aber aud) wäre, jo würde fie doch (nothwendig 
fein), um die größten Berwirrungen und Inkonvenienzen, welche jonft aus dem, den Minorennen 
ſchon nach gemeinen Rechten aud) contra praescriptionem beigelegten, beneficio restitutionis entftehen 
tönnten, zu bermeiden.” Nun wird an einem Beilpiele gezeigt, daß, wenn man annimmt, daf ein 
Taar Generationen hintereinander immer ein Minorermer einem Minorennen, oder erit kürzlich ma- 
jorenn Gewordenen fuccedire, Jahrhunderte verlaufen können, ehe die Präjkription zur Wirkſamleit ges 
langt, wodurd der Zweck der Gewißheit des —— der Sachen und Rechte offenbar vereitelt 
wir (Simon, Material., ©. 574 u. Jahrb. Bd. XLI, ©. 13.) 

47) Die Wiedereinfegung in den vorigen Stand, welche einem Diinderjährigen, auf den eim 
Recht mach bereits angefangener Verjährung übergegangen ift, gegen die während der Minderjährigfeit 
vollendete Verjährung zufteht, braucht nicht in einem befonderen, allein darauf gerichteten Prozeßber⸗ 
fahren machgeiucht zu werden. Sie kann vielmehr im Wege der Einrede, oder Replit, und ebenjomohl 
während der Minderjährigleit von dem Bormunde, als nad aufgehobener Vormundſchaft über den 
Pflegebefohlenen nod binnen 4 Jahren, von dieſem felbft geltend gemacht merden. Pr. des Obertr. 
2334, vom 4. Dez. 1851. (Entſch. Bd. XXI, ©. 9.) (4. U.) Bergl. Erf. deſſ. dv. 29. Juni 1858 
(Arch. f. Rechtsf, Bd. XXX, ©. 156). 

48) Durch diefe erft bei der — des Entwurfs hinzugelommene Beſtimmung iſt das 
Monitum erledigt worden: ob der beim Ableben des Erblaſſers von der MWiedereinfegungsfrift noch 
übrige Zeitraum vom Todestage an, oder don der Zeit der erlangten Wiſſenſchaft 
des Todes laufe Simon, Material., ©, 521. 

49) Auch die Stadtgemeinden in Anfehung ihres Kämmereivermögens. Th. UI, Zit. 8, $. 157. 
Bergl. aber die folg. Anm. 

50) Dieje Perionen haben die Rechte der Minderjährigen nur von da au, wo fie unter Vor— 
mundicaft geftellt worden find; denn erft mit der Bevormundung tritt ihre juriftiiche Umfähigteit ein, 
Borher kann ihr Zuftand nur als ein faktiſches Hinderniß (8$. 512, 516) in Betracht kommen, wenn 
es aus der Vergangenheit ermweistich zu machen ift. 

Die Anwendung des Grundiates $. 539 auf die Erben diefer Perſonen, namentlich der Taub- 
ſtummen und beionder® auf Stadtgemeinden (Anm. 49), ift ſchwierig; der Zeitpunkt muß analogiſch 
mit der Wiederaufhebung der Bormundichaft nad) der Herftellung des Kranken, oder bei Unbeilbaren 
(Zaubftummen) mit dem Zodestage, angenommen tverden. Auf Stadtgemeinden ift die Anwendu 
gr nicht möglich, umd deshalb auch ausdrücklich ausgeichlofien. $- 633 d. T. Der $. 540 hat et 

i der Umarbeitung des gedr. Entw. in Folge der Frage einiger Monenten: ob nicht auch Taub- 
ſtumme, Berichwender , Abweſende, Blinde, pia corpora mit den Minorennen gleiche Rechte hätten, 
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8. 541. Sobald für einen Abwefenden die Beitellung eine? Kurators nöthig ge- 
ra worden, fann nach diefer Zeit feine Verjährung dur Nichtgebrauch wider ihn 
anfangen 5?), 

g 542. Bloße Berfehwender, wenn fie auch unter Vormundſchaft gefett worden, 
können auf dieſes Privilegium feinen Anfpruch machen 52). 

$. 543. Gegen Rechte, welche nur bei gewiſſen Gelegenheiten ausgeübt werden 
fönnen —7* fängt die Verjährung erſt von der Zeit an, da ſich eine ſolche Gelegenheit 
ereignet hat. 

8. 544. Auch müſſen, wenn ſolche Rechte durch den bloßen Nichtgebrauch erlö— 
ſchen ſollen, ſeit dem Anfange der Verjährung wenigſtens noch zwei 54) Gelegenhei- 
ten 55), wo die Ausübung des Rechts hätte ſtattfinden können, vorgekommen fein. 


den Zujag: „ingleichen Taubftummme‘, erhalten. Suarez bemerft nämlich: „In Anjehung der Taub- 
ftummen hat es fein Bedenken; den Uebrigen würde ich dieſes Recht nicht beilegen. Auf Verſchwender 
paßt ratio legis nicht, weil diefe von ihren Rechten gar wohl haben informirt jein fönnen. Abweſende, 
die es nicht rei publicae causa find, werden nicht pro impeditis geachtet. — Für pia corpora ift 
durd längere Verjährungsfriften geſorgt.“ Darauf ift fonlindirt: „Es geht aud auf Abweſende, jo- 
bald der Staat nöthig gefunden hat, ihmen einen Kurator zu beftellen.” (Simon, Meaterial., S 
523.) Darauf find jener Zujag im 8. 540 und die 88. 541 und 542 hinzugefügt, obgleich die 
„gleichen Rechte” auf die vorhergehenden, nur auf Minderjährige paſſenden Sähe $8. 588 und 539, 
nicht wohl pafien. Ein Dionent fragte zu $. 540: „Sollen nicht die Erben eines Wahn- und Blöd« 
finnigen gleihes Recht mit den Erben eines Minderjährigen genießen ?“ (Ebd. ©. 521.) Darauf 
findet fi) nichts bemerkt; man jcheint die Frage mit dem $. 540, wodurch dieien Geiftesfranten 
gleiche Rechte beigelegt find, für beantwortet gehalten zu haben. ch halte die 88. 538, 539 auf 
die Erben diejer Perjonen für unanwendbar, weil die Borausjegung — Tag der Großjährigkeit — nicht 
eintreten kann. 

51) ©. die dor. Anm. 50. Hat der, welcher durch Verjährung einen Bortheil erwerben will, 
die Einleitung der Abweienheitsturatel verhindert, jo ift die Anwendung diejes 8. ausgeſchloſſen. Vergl. 
Entich. des Obertr. Bd. XII, ©. 185. 

52) ©. die Anm. 50, Die Beftimmung ift infonfequent; der bevormumdete Verſchwender ift jo 
— * der bebormundete Minderjährige von der Berwaltung und Wahrnehmung feiner Rechte aus— 
geſchloſſen. 

53) Die Vorſchrift des 5. 649 begründet bei der Verjährung durch Nichtgebrauch der im 8. 543 be— 
zeichneten Rechte, melche nur bei gewiſſen Gelegenheiten ausgeübt werden können, feine Ausnahme 
bon der im $. 546 enthaltenen Friftbeftimmung, und wird dieje Verjährung in einen Zeitraume 
von 30 Jahren vollendet. Pr. des Obertr, 543, vd. 13. DOftbr. 1838 (Präj.- Eamml. I, ©. 38). 
Wenn die Ausübung von der anderen Eeite her unterfagt wird, und feitdem bis zu dem Zeitpuntte, 
wo das entgegenftehende Recht geltend gemacht werden joll, die —— abgelaufen iſt, jo ge= 
nügt dies zur Begründung ded dom Unterfagenden veip. Bermeigernden behaupteten Rechtszuſtandes, 
und es ift micht möthig, daß noch zwei andere Fälle, wo das Unterſagungérecht ausgelibt wor— 
den wäre, hinzugetreten fein müßten. Pr. 1305, vom 15. Mai 1843 (Prij.-Samml. I, ©. 44). 

(5. 9.) Das Apell.» Gericht zu Breslau fagte bei Beurtheilung der Klage eines Grundbefigers 
gegen einen anderen Grundherrn auf Abmwendung einer ihm aufgebürbeten Brüdenbaulaft: „Da aud 
der Klage die EG, nicht, wie der erſte Richter irrthümlich annimmt, entgegenfteht, weil 
die Beranlaffung zur Klage fortdauert, fo lange dem Kläger die ihm nidt 

utommende Laft Ar tſächlich obliegt ($. 545), fo ift die Klage an fich begründet.” Darnadı 
bot alfo die Klagenverjährung ausgeihloffen jein, weil die dem Kläger zur Ungebühr aufgebürdete 
Laft, dom der er fich eben durch die Klage freimachen will, noch fortdauert. Damit wiirde die Be- 
freiungstlage unverjährbar fein. Das Obertr. erllärt denn dies auch für einen Verftoß gegen die 
Borichriften der 88. 543—545 und fagt ganz richtig, daß, wenn die ungerechte Laft, deren Beſeiti— 
den durch die anzuftellende Klage herbeigeführt werden fol, durch dem zur Berjährung erforderlicen 
( 





eitraum fortgedauert hat, mum gerade jene Klage wirklich verjährt if. Erf. vom 27. Januar 1865 
ch. f. Rechiöf. Bd. LVIN, ©. 128), 


54) Anfangs hatte man nur Eine verlangt. Das jhien Suarez zu wenig und er hielt wenig— 
fiens drei für erforderlid. Simon, Mater. ©. 522, Darauf ift aus „Eine Zwei gemacht. 

55) Zur Vollendung der ——— von Rechten, welche nur bei gewiſſen Gelegenheiten 
ausgeübt werden, durch Nichtgebraüch, iſt nicht erforderlich, daß von dem wenigſteüs noch zwei 
ferneren Gelegenheiten, welche ſeit der erſten (am Anfange der Verjährung) innerhalb der Präſtriptions 
friſt vorgekommen fein müſſen, die letzte Gelegenheit am Ende dieſer Frift liegt; vielmehr genügt es, 
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$. 545. Gegen andere Rechte fängt die Verjährung von dem Tage an, wo die 
Erfüllung der Verbindlichkeit zuerft gefordert werden fonnte 5%). 


wenn fie nur innerhalb des Yaufes diejer Frift vorgelommen ift, Pr. 2247, vom 3, Oftbr. 1850 
(Entſch. Bd. XX, ©. 113). 

Ein Monent hatte erinnert: „Wenn nad Ablauf der Verjährungsfrift die letzte unbenugte Ge 
legenheit fich ereignet hat, jo wird die Verjährung erft nach dieſem Zeitpunkte für vollendet zu erad)- 
tem fein.” (Simon, Mater. S. 522.) Dabei hat Suarez nichts zu erimmern gefunden, es iſt 
auch jachgemäß. . 

56) L. 1, 8.1 C, de ann. exe. (VII, 40) „... sed ex quo ab initio competit (actio), et semel 
näta est..." L.3 C. de praeser. XXX (VII, 39); L. 30 C. de jure dot. (V, 12). Diejer Grund» 
fa ift es und nichts anderes, was durch diefen 8. ausgedrückt werden foll: an eine — — da⸗ 
von iſt nicht gedacht worden. Der Ausdruck iſt ebenſo uubeftimmt, wie der des R. R., und daher 
fehlt es denn auch nicht an Zweifeln und Meinungsverſchiedenheiten, nicht weniger zahlreich, nur mes 
niger juriſtiſch, als unter den gemeinrechtlichen Schriftftellern. Zu den Zweifelsfallen gehört denn 
anch das auf Kiindigung entecthane unzinsbare Darlehn, in Beziehung auf welches man in Mei— 
numgeftreit ift: ob actio nata, mithin anfange zu verjähren von Zeit der Hingabe in der ordentlichen 
Berjährungsfrift, oder erjt im diefer Zeit mit Hinzurechmung der Kiündigungsfrift, oder gar nicht vor 
der Kündigung, weil dieje eine res merae facultatis (aus einem anderen Grunde ift auch v. Sa- 
vigny dieler Meinung, Syſtem Bd. V, S. 295 ff.) oder auch wegen a | fei. Die verfchiedenen 
Meinungen Anderer bleiben hier auf fi beruhen. Meine Meimmg it, daß die Verjährung von 
dem Tage anfange, wo die Kündigung zuerft ftatthaft war, weil die Kündigung bei diefer Klaſſe von 
Darlehen keine andere Bedeutung als die Mahnung hat umd die Frift eine geſetzliche Anfchaffungs- 
oder Zahlungsfrift (das legitimum tempus) ift, die Klage aber zu jeder Zeit, ohme daf vorher die 
Kündigung EU ftattfindet. (Pr.-D. Tit. 28, $. 16.) Die Praxis des Obertr. hat fi für 
die zweite, auch von Unterholgner, Berjährungsiehre Bd. II, $. 260 und vor ihm von Kind, 
quaest. ſorens. Tom. II, cap. 66, vertretene Meinung entichieden, mach welcher die Berjährung an— 
fängt mit dem Tage des abgeichloffenen Red) eichäftes, unter Hinzurechnung der Kündigungsfriſt. 
Durch Plenarbeſchi. vom 8. Jan. 1838 ift nämlich der Satz angenommen: „Cine Shußinderum, 
die auf Kündigung lautet, ift nicht erft voft dem Tage an, mo die —— wirklich erfolgt iſt, der 
Berjährung unterworfen ; es fommıt vielmehr auf den Tag an, wo zuerjt die Kündigung möglich war, 
und mit dem Ablaufe der Kündigungsfrift, von die ſem Tage am berechnet, läuft die erjährung der 
Forderung durch Nichtgebrauch.“ (Eutſch. Bd. II, ©. 165.) (5.9) Nah dem Pi.-Beichl. vom 
2. Dez. 1867 findet der Rechtsſatz auch auf die der kürzeren Verjährung des Geſetzes vom 31. Mär; 
1838 unterworfenen Forderungen, ſofern fie auf Kündigung lauten, Anwendung (J. M.Bl. 1868, 
S. 11 und Entf. Bd. LIX, ©. 1.) — Diefer Sat, jagt das Obertr., gilt aud für Darlehnsfor- 
derungen, in Anjehung welcher über die Zeit der Rüdzahlung nichts verabredet worden ift, “nn daß 
bier die Verjährung vom Tage der Kontrahtrung des Darlchns, unter Hinzurechnung der gejeglichen 
reip. dreimonatlihen oder vierwöchentlichen ge rt zu laufen anfängt. Pr. des Obertr. 681, 
vom 29. Mai 1839. Der Grund ift, weil vor Ablauf der Kündigung nicht geflagt werden könne, 
Dies ift, wie gejagt, nad Preuß. Rechte unrichtig. Die Verf. des ER. ſcheinen aber, wenigftens zum 
Theil, ganz anderer Meinung geweſen zu fein. Der erfte Entwurf von Kircheifen enthielt die Be— 
ftinmung, daß die Verjährung vom Tage des geſchloſſenen Vertrages (Austellung des Inftruments) 
laufen ſolle; wenn aber die gniß der Einforderung dem Gläubiger ausdrüdlih nad einer vor- 

ängigen Kündigung anheimgeftellt ſei, die — — nach geſchehener (nicht erſt nach abgelaufener) 
indigung ihren Anfang nehme. ($$. 912—914 in Simon, Material. S. 442.) Die Kündigung 
murde darnach als eine res merae facultatis angeichen. eg findet fi in den jpäteren Eutmlir- 
fen weiter feine Andeutung. Uebrigens er fih, daß vom verzinslihen Schulden der in Rede 
ftehende Say nicht gilt, wenn und » lange die Zinfen gezahlt werden ($. 570 d. T.), und bei einge 
tragenen hat er gleichfalls geringe praftifche Bedeutung (Zit. 20, $. 534). (3.4) Im Beziehung auf 
dergleichen behis der Zinsnugung ausgethanen Hnpothetentapitafien ift der von dem Obertr. age 
nonmene Sap entfchieden umrichtig, vielmehr ift nach der Rechtsgeſchichte die dritte der vorhin bezeich- 
neten Meinungen, die, wie gefagt, auch umter den Berfaffern des A. L. R. Vertretung gefunden hat 
die allein richtige. Das dem R. R. unbelannte Imftitut der Lostilndigung bei Geldleihen ift nämli 
deutjch-rechtlicher Herſtammung; es hat ſich bei dem wiederfäuflichen Erbjinje (Gilltenfauf) entwidelt 
und ift auf das fpäter am deijen Stelle getretene Hypothekenaniehn auf Zinfen (Zinstontratt, Pfand- 
bejtellung) übergegangen. Denn die bei dem Renten- oder Erbzinskontralte urſprünglich nur dem 
Schuldner zuftehende Befugniß zur Löfe ging allmählih aud auf den Gläubiger über, indem die 
ie 6 rg der Praxis darin nachfolgte, daß fie die Hinzufligung des Vertrage geftattete, daß 
im Falle des Berzugs des Schuldners in der Rentenzahlung auch dem Gläubiger die Loskündigung 
freiftehen jolle (Deput.-Abid. 1600, $. 35), woraus fpäter die Praris ein Naturale diejes Rechtäge- 
ihäfts machte. Gerſt lacher, Handbuch der deutichen Rei etze, Bd. X, ©. 2119, Daf; bei der 
neueren Pfandjagung dem Gläubiger wie dem Schuldner die Loetündigung kontrattmäßig könne ein- 
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$ 546. Die einmal angefangene Verjährung durch Nichtgebrauch wird, wenn Zeitraum. 
die Geſetze nicht ausdrücklich eine andere Friſt beftimmen, in einem Zeitraume von drei- 
Big?) Jahren vollendet. ($. 629 sqq.) 

$. 547. Cie endet fich allemal mit dem Ablaufe des legten. Tages des beſtimm— 

ten Zeitraums, 

5. 548. Dur die bei Schaltjahren zutretenden Tage wird die Verjährungszeit 
nicht geändert. 

8. 549. Iſt die Verjährung in einem Schaltjahre mit dem Neun und wanig 

ften Februar angefangen, fo läuft fie mit dem legten Februar desjenigen Jahres a 
welches die Verjährungsfriſt beſchließt 5®). 
geräumt werden, ja, jelbfiverftändfich zuftehe, lehrten die Nechtsgelehrten auf Grund des R. R. ganz 
allgemein. Hieraus erhellet, dar die Yostündigung bei dem dinglichen Ziuslontralte, aber auch nur 
bei dem dauernden, d. h. auf unbejtimmte Zeit eingegangenen, einem Grundſtücke aufgelegten Zins- 
fontrafte in der That das ift, mas das A. L.R. 8.505 d. T. eine res merae facultatis nennt, und 
daß die Jurisprudenz des Obertr. zu flach geichöpft hat. Denn wenn das A. L.R. auch allerdings 
diejes Imftitut der Loskiindigung mit dem fimpeln, wenn noch jo unbedeutenden und bei Gelegenheit 
des tägficpen gemeinen Berlehrs entjtandenen Darlchn ganz allgemein in Berbindung gebracht bat, jo 
ift dadurch doch nicht der Charakter der Yosklindigung verändert, Es Löunte fi nur um eine Unter- 
ſcheidung zwiſchen den — Zinslontralten und den einfachen Darlehen handeln. Denn es iſt 
vom jelbjt in die Augen fallend, dat zwiichen der gelegentlichen Borftredtung einer Heinen Geldſumme 
zur augenbliclichen Bezahlung eines Yebensbedürfnifjes oder Genufies, und der Kontrahirung eines 
auf Zinfeugemuß ‚bevechneten Sppothelendarlehns wenig oder feine Aehnlichkeit ift. — Bergl. oben, 
Anm, 9%, Abi. 2 zu $, 510. 

(4. U.) Das mit dem Rechte der Oberaufficht Über die Verwaltung eines Stiftsvermögens nad) 
der Stiftumgsurtunde verbundene Recht, die Verwaltung dem bisherigen Verwalter abzunehmen und 
einem Anderen zu übertragen, geht durd bloßen Nichtgebraucd nicht verloren. Erl. des Obertr. vom 
26. Okt. 1853 (Arch. f. Nechtst. Bd. X, ©. 252). Vergl. oben 8. 506, 

Auch in Anfehung der bedingten Forderungen ift DVieinungsverfchiedenheit über den Anfang der 
Verjährung in dem Falle, wenn der Gintritt der Bedingung in der Willfür des —— ſteht. 
Im dieſem Falle ſoll, nad) einer Meinung, die gemeinrechtliche Regel, nach welcher die Verjährung 
fofort anfange, gelten, indem die Erfüllung der Verbindlichkeit fofort gefordert werden könne, wie. es 
unſer $. 545 zur Bedingung des Anfangs der Verjährung maht. (Bornemanı, U, ©. 119,) 
Die Gründe find jedoch nicht anzuerkennen. Das G. R. hat die entgegengelebte Kegel; nad) L. 7, 
$.4 C. de prasser. XXX (VII, 39) joll die Verjährung erft nach erfüllter Bedingung anfangen, ohne 
Unterjchied, mem nur die Bedingung ächt ift. S. aud d. Sapiguy, Syſtem, Bd. V, ©, 282, 
Aus umjerem $. 545 ift für diefe Meinung fein Grumd zu entnehmen; denn der Tag, wo die Erfill- 
lung der Verbindlichkeit gefordert werden kann, ift bei einer bedingten Verbindlichkeit noch nicht ge— 
fommen, wenn auch die Bedingung voilltürlich ift; vielmehr ift in diefem Falle der Berechtigte nur 
in der Lage, das Rechtsverhältuiß jelbft dergeſtalt erft zu vervolljtändigen, daß er daraus Erfüllung 
fordern fan. Das U. L. R. enthält keinen Grundſatz, welcher eine andere Regel als die der L. 7, 
8.4 1. e. zur Folge haben müßte, 

(5. 4.) * Erben iſt der Anfang der Verjährung durch Nichtgebrauch von dem Tage des 
Anfalls der Erbſchaft ohne Rückſicht auf die Deliberationsfrift zu rechnen. Ert. des Obertr, vom 
7. Sept. 1866 (Arch. f. Rechts. Bd. LXIV, ©. 282). 

57) Auch gegen Stadtgemeinden. Entſch. des Obertr. Bd. XVII, ©. 170.) Nach Gemeinen 
Rechte verjähren Klagen der Städte gleichfalls in 30 Jahren. Pr. des Obertr. 186, vom 10, März 
1837 Eniſch. IL, 152), 

Die Klage Über die Störung im Befige einer Sache, oder eines Rechtes, jollte nach dem Aus- 
ſpruche des Obertr. vom 25. April 1845 feiner anderen als der gewöhnlichen Verjährung unterworfen 
fein. Eutſch. Bd. XI, ©. 213.) Dadurd war der Meinungsftreit leinesweges geſchlichtet, zumal der 
Ausſpruch mit dem „menerlic” der Pr.O. Tit. 31, $. 1 in geraden Widerfprud trat. Im Folge 
deſſen ift e8 zu dem Pl. Beſchl. vom 15, (im gedr. Bräj.-Bude, ©. 252 heißt es: 29.) März 1847 
(Pr. 1851) gelommen: „Die Klage in possessorio summariissimo ift nur wegen folder Befigftörun- 
gen und Eutſetzungen zuläjfig, welche innerhalb einer der Bezeichnung „neuerlich“ entſprechenden, 
in jedem einzelnen falle nach den Umſtänden zu bejtimmenden Zeitfrift, von Anftellung der Klage 
zurüdgeredhnet , vorgefallen find.“ (Eutſch. Bd. XIV, &. 159.) Nun re. Ausihliegung diejer 
Klage durch Verjährung von der jubjeftiven Meinung jedes Richters ab. Da die Befigklagen Klagen 
aus einem Duafidelikte find; jo follte, nach den Grundfägen des A. L.R., die dreijährige Verjährung 
aus $. 54, Zit. 6 auf diejelben Anwendung finden, 

58) Der 88. 549 u. 550 ift aus Bynkershoeck, Observat. IV, ce. 8, welchem nachher alle 
Anderen gefolgt find im der Erklärung der L. 2 D. de diversis temporalibus (XLIV, 3). 


’ 
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8. 550. Iſt die Verjährungsfrift auf Monate eingefchränft, fo werden fo viel- 
mal dreißig Tage, ald Monate And. gerechnet 5°). 


7. Gefeg vom 31. März 1838, wegen Einführung kürzerer Berjährungs- 
friften. (G.S. ©. 249) 6°), 

Wir x. verordnen, in Erwägung, daß bei Forderungen, welche entweder jogleich oder in Kurzer 
Zeit berichtiget zu werden pflegen, aus der langen Dauer der für die Verjährung durch Nichtgebraud) 
in Unjerem A. L.R. Th. I, Tit.9, 88. 546 u. 629 vorgejchriebenen Friften eine Unficherheit des 
Rechts entfteht, und zur Beleitigung einiger, die Verjährung im Allgemeinen betreffenden Zweifel, 
für alle Provinzen Unferer Monarchie, im welchen das A. L.R. Kraft hat, auf den Antrag Unſers 
Staatsminifteriums und nad) erfordertem Gutachten Unſers Staatsrath®, wie folgt; 

$. 1, Mit dem Ablaufe von zwei Jahren verjähren die Forderungen ®° ®): 

1. der Fabritunternehmer, Kaufleute, Krämer, Kinftler und Handiwerler 6° b) fiir Waaren 80 e) und 

Arbeiten *°d), ingleihen der Apothefer für gelieferte Arzneimittel. 


59) ©. 0. die Anm. 41 zu 8.45, Tit. 3. 

60) Der Zweck diefes Geſetzes ift der, die Umnficherheit des Rechts zu verhüten, welche durch das 
Hinfchleppen von Schuldverhältniffen herbeigeführt wird. R. vom 9. Mai 1840 (I.M.Bl. ©. 173), 
Bergl. Entſch. Bd. XIV, ©. 211. Gleichwohl ift die Wirkung diefer kurzen Verjährung keine andere, 
als die der 3Ojährigen nad &$. 568 und 569 d. T. Man hat zwar beabfichtigt, eine Beſtimmung 
aufzunehmen, der zufolge mit Aufhebung diefer $$. der Berluft des Rechts als Folge der vollendeten 
Verjährung durch Nichtgebrauch ausgeſprochen werden jollte; es ift indeh hiervon im Laufe der Be- 
rathungen Abftand genommen (R. vom 23. Febr. 1841, J.M.Bl. ©. 109), doch blof desiwegen, teil 
diefe 88. zugleich die Wirkung der Verjährung angeben, worüber nicht ohne eine erihöpfende Erwägung 
aller Beziehumgen diejes Rechtsinftitutes entichieden werden kann; über die gänzliche Vermwerflichteit 
jener Beftimmungen zeigte fich feine Meinungsverſchiedenheit. v. Saviguy, Enftem, Bd. V, ©. 351, 
— (4. 4.) Die Anmendbarteit der $8. 568, 569 auf die durch dieſes Öeiet eingeführten kurzen Ber- 
— en iſt auch von der Gerichtspraxis ausdrüdlidh anerkannt. Ert. des Obertr. d. 21. Nov. 1862 
(Arch. f. Rechtsf. Bd, XLVII, ©, 188), 

Dieſe Berjährungen fangen auch gegen gern & an. Pr. 1802 o. in der Anm. 39 zu 
8.535, (4.9) Bei Anwendüng derjelben macht es auch feinen Unterichied, ob die Forderumg gegen 
den eigentlichen Komtrahenten, oder einen anderen am defien Stelle tretenden Berpflichteten geltend 

emadht wird. Erf. des Obertr. v. 30. Oft. 1855 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 60,) Namentlich 

* die kurze Verjährung der Forderungen der Gaſt- und Speiſewirthe für Wohnung und Beld- 
igung ($. 1, Nr. 7) eines in väterlicher Gewalt ftehenden Sohnes ftatt, wein der Vater deshalb auf 
Grund der 88. 126 ff., I, 2 in Anfprucd genommen wird. rt. deſſ. v. 15. Dez. 1860 (Arch. für 
Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 303). . 

Wegen der Reftitution gegen den Ablauf diefer kurzen VBerjährungen f. o. Anm. 37 zu 8. 531 d. T. 

Dem wahren Bedürfnifie und dem mohl — Yuterefje der Gläubiger find die kurzen 
Berjährungen der Schuldverhältniſſe aus dem tägli Verlehre durchaus angemejjen, weshalb um 
fo weniger die fonftigen Hinderniffe ſich mit denfelben vertragen. M, vergl. Code civil, Art. 2271 ff. 

©. aud o. Anm. 44 zu $. 33 der Einl,, ©. 55. 

608) (4. 9.) Auf den Ausdrud, daß die Forderun * n verjährt fein ſollen, legt das Obertri- 
bunal in einem Ert. v. 15. Des. 1860 (Arch f. Rechtsſ. Bd. XXXIX, S. 304) ein ganz bejonderes 
Gericht, indem es daraus entnimmt, daß die Forderung jelbjt als erlojchen betrachtet werden jolle, 
woraus gefolgert wird, daß der Anſpruch auch nicht gegen einen Dritten, der 3.8. die Beköftigung 
von dem Speiferwirthe nicht felbft erhalten habe (Nr. 7), namentlich gegen den Vater des verpflegten 
Sohnes, nad Ablauf der Frift geltend gemacht werden kann. Dieje Wortauslegung hätte nur dann 
juriftiichen Werth, wenn im preußiihen Rechte ein Unterſchied zwiſchen der Klagverjährung umd der 
Verjährung des Korderungsrechts ſelbſt gemacht würde. Dies ift nicht der Fall. Die Berjährung 
durch Nichigebrauch hat immer das Recht jelbft zum Gegenftande ($$. 501, 502, 508) und dieſes 
Geſetz dv. 31. März 1838 beftimmt in diejer Beziehung nichts Beſonderes oder Neues. Der Auſpruch 
ſelbſt ift auch nach den allgemeinen Grundjägen des A. ER. erloſchen, weil der Vater nicht ein Drit- 
ter, jondern der wahre Alleinichuldner ift. 

606) (3. A.) Die Anfprüce eines Banımternehmers aus einem Bau-Entreprife-Kontrakte find 
der kurzen Berjährung aus diefer Beftimmung nicht umterworfen. rt. des Obertr. vom 26. Jımi 
1856 (Entih. Bd. XXXIV, ©. 97), 

(4. U.) Auch die Forderumgen eines Bucdrudereibefigers unterliegen der kurzen Berjährung nad) 
8.1, Ar. 1. — Ein Schriftfteller iſt als Gewerbtreibender nicht anzufehen, und zwar Bw. dann nicht, 
wenn er ein vom ihm verfaßtes Buch im Selbftverlage hat. rt. des Obertr. vom 22, Juni 1861 
(Arch. j. Rechtsf. Bd. XLI, ©. 359). 

60€) (5, 9.) Die Forderung eines Maurerpolierers für geleiftete Daurerarbeiten und gelieferte 

[) 
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, Ausgenommen hiervon find folche Forderungen, welde in Bezug auf den Gewerbäbetrieb 
des Empfängers der Waare oder Arbeit entftanden find 61), 


Baumaterialien und uhren war von den Inftanzrichtern auf Grund des Einwandes der kurzen Ver- 
jährung aus diefer Vorjchrift abgetwiefen worden. Das Obertr. vernichtete das Appell.-Ertenntniß 
und ſprach dem Kläger den Theil der era welcher für die gelieferten Baumaterialien und Fuh— 
ren entftanden, zu. Denn „diefe Anichaffungen fallen weder unter den De der Arbeiten, nod) 
der Waaren; die diesfälligen Auslagen des Klägers rg daher der Verjährung ans dieſem 
Geſetze jo wenig wie nad dem Erf. vom 26. Jimi 1856 (Note 60b) jogar Arbeiten anderer Bau— 
arbeiter, wenn der Kläger deren Berichtigung übernommen und demmächft die Erftattung gefordert 

ätte, ihr unterliegen würden.” rt. defj. v. 21. April 1863 (Arc. f. Redtsf. Bd. LI, ©. 31), — 

agegen ift die Auffaffung des Obertr. von der Forderung eines Zimmermanns für die Yieferung 
des fertigen Bauholzes zu einem Wohnhauſe und der Aufrichtung defjelben an Ort und Stelle eine 
andere: diefe Forderung joll der zweijährigen Verjährung des $. 1 umterworfen fein. Denn „auf dies 
Sachverhältniß ift mit Recht der für Forderungen der Handwerker für Waaren und Arbeiten eine 
zweijährige Verjährung beftunmende 8. 1 in Anwendung gebracht.” rt. vom 30. Januar 1866 
(Ar. f. Rechtsf. Bd. LXIU, S. 65). Warum? Ja, warım! Es bleibt ungefagt, warum die An— 
Ihaffungen von Baumaterialien (Ziegeln, Kalt, Sand) und Fuhren jenes Maurers weder unter den 
Begriff Arbeiten nod) der Waaren, die Anjhaffungen diejes Ziummermanns an Holz und Fuhren 
aber allerdings unter dieſen Begriff fallen jollen. 


604) (4. U.) Nur die objektive Dualität der Forderungen und die Perfon der Gläubiger, ohne 
Unterjchied Ungarn den möglicher Weiſe verichiedenen Fumulativ befichenden Fundamenten, kommt in 
re . unten, Anm. 63, Erf. des Obertr. v. 20. Sept. 1859 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXIV, 

. 257). 


61) Das ift fein Prinzip, fondern eine Zufälligfeit. Ob hiernach in einem — Falle die 
gewöhnliche oder die kurze Verjährung Anwendung finde, hängt von der Beſtellung oder vielmehr von 
der Angabe des Beitellers über den Zweck der Verwendung ab. Fehlt eine Angabe, dann joll vom 
Richter nach Beichaffenheit des Gewerbes und der Qualität und Quantität der gelieferten Waaren 
oder Arbeiten geprüft werden: ob der eine oder der andere fall eintrete. So meint das Obertr. in 
der Entſch. vom 28, Januar 1848 (Rechtsf. Bd. IH, ©. 321). Das fpätere Br. 2078, vom 8, Nov, 
1848, jagt im diefer Beziehung: „Die Ausſchließung der kurzen Verjährung von zwei Jahren bei fol- 
chen Forderungen der Fabritunternehmer, Kaufleute, Künftler und Handwerker für Waaren und Ar- 
beiten, „welche in Bezug auf den Gewerbebetrieb des eg der Waare oder Arbeit entftanden 
find,” wird nicht bedingt dadurch: 1) daß die Lieferung der Waare oder Arbeit für eim noch nicht 
förmlich) eröffnetes, jondern noch erft in der Einrichtung begriffenes Gewerbe geſchah, oder: 2) die 
Waare oder Arbeit nicht dazu beftimmt war, vom Empfänger weiter verarbeitet oder vermerthet zu 
werden, fie ihm vielmehr nur fonft zum Zwecke feines Seidhäftes dienen ſollte.“ Es genügt, daß die= 
jelben zum Zwecke des Geichäfts gelauft reip. gedungen worden find. Erf, vom 13. Januar 1852 
Archiv f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 254). Im Ge der Beiteller eine Quantität Waaren ausdrüdlich 
theils zu feinem eigenen Konſumo, theils zu jeinem Gewerbe verlangt, wird die kurze Nr doch 
wohl für das Ganze ausgeſchloſſen ſein müſſen. (3. U.) Sonderbar zeigt ſich die prinziploſe Genera— 
lifirung in der Anwendung auf den Viehhandel. Das Obertr. hat in einer Entſch. v. 5. Sept. 1854 
(Entih. ®d. XXXI, ©. 100) Pierdehändler zu den Kaufleuten, Pferde zu den Waaren gerechnet und 
die kurze Verjährung der Waarenfhulden nicht bloß auf reine Preisgefchäfte (morunter e8 Käufe ver- 
fteht), ſondern aud auf Forderungen aus einem Waarentaufhe (in casu Pferdetaufch) angewendet. 
Gegen die letstgedachte Anwendung läßt ſich nichts einmwenden; denn aud) die Forderung aus einem 
Tauſche ift eine „Forderung“, Aber die Anwendung auf ein Roftäufchergeichäft ohne alle Unterichei- 
dung ift bedenklid. Die Geſchichtserzahlung ergiebt nicht, wer derjenige geweſen, welcher die zwei 
Pferde von dem Pferdehändler ertauſcht hatte, und doch kommt es darauf wegen der Ausnahme, welche 
das Gefets hier in Be ng auf dem Gewerbebetrieb macht, weientlih an. Wäre der Ertaufcher 3.8. 
ein Bauer (denn aud der Aderban ift ein Gewerbe; doc ift das Obertr. nach feinen Ertenntnifien 
d. 16, Sept. 1852 und 6. Dez. 1853, Arc. f. Rechtsf. Bd. VII, ©, 248; Bd. XI, ©, 92, anderer 
Meinmg, es nimmt aber an, daß es bon der Verpflichtung zur Zahlung von Gemwerbeftener nicht 
abhange, ob Jemand im Sinne des $.1, Nr. 1 zu den Gemwerbetreibenden gehöre) oder gar ein Yohn- 
fuhrmann geweſen, fo würde die Anwendung des Gejetes auf diejen Fall eine irrige fein. Will man 
das Gefets auf die Roftäufchergeichäfte anmenden, jo muß fich die Anwendung auf bloße Luruspferde 
beichränten; denn jedes Arbeitspferd dient einem Gewerbe. Hiernad würde denn mohl die Anwen— 
dung des Geſetzes auf Ochſen, Eſel und Schafe, ſowie auf Kühe in der Regel unzuläffig fein. — 
(5. A.) Daß der Betrieb der Fandwirthichait weder überhaupt, nod im Sinne des 8. 1 diejes Geſetzes 
für den Betrieb eines Gewerbes zu erachten, hat das Obertr. wiederholt ausgeſprochen. Der Haupt- 
beweis wird aus den 88. 93 —95, Tit. 11, Th. II entnommen. Erf. vom 23. Mai 1861 (Arch. f. 
Nechtsf. Bd. XLI, ©. 262). Dieje Auffaffung des Begriffs von Gewerbe —— weder mit dem ge⸗ 
meinen, noch mit dem techniſchen Sprachgebrauche der Kammeralwiſſenſchaften, noch mit dem Sinne 
Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 34 
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2, der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Krämer, Künftler und Handwerker wegen der an ihre Arbei⸗ 
ter gegebenen Vorſchüſſe; 

3, der öffentlichen und Privat-Schul- und Erziehungs-, ſowie der Penſions- und Verpflegungs— 
Auſtalten aller Art! a) für Unterhalt, Unterricht und Erziehung 8b): 

4. der öffentlichen und Privatlehrer hinfichtlich der Honorare, mit Ausnahme derjenigen , welche bei 
den Umiverfitäten und andern öffentlichen Yehranftalten reglementsmäßig geftundet werden ; 

5. der Fabrikarbeiter ®?°), Handwerksgeſellen, Zagelöhner und anderer gemeiner Handarbeiter ®*) 
wegen rüdftändigen Lohnes *®); 

6. der Fuhrleute und Schiffer hinfichtlich des Fuhrlohns und Frachtgeldes, jowie ihrer Auslagen ©+); 

7. der Gaſt- und Speijewirthe für Wohnung umd Belöftigung. 


der Geſetze überein. Die all. 8. 98—95 haben es mit einer Definition gar nicht zu thun. — Hins 
gegen or dafjelbe: Die mit der Yandwirthichaft betriebene Brennerei ift ein Gewerbe im Sinne des 
$.1, Nr. 1. Die zu demfelben gelieferten Arbeiten unterliegen daher nicht der kurzen Verjährung. 
Erf. v. 24, Sept. 1864 (Archiv —— Bd. L. ©. 286). — Der 8. 1, Nr. 1, Abj. 2 giebt übri— 
gens nicht an, im welchen Fällen ein Bezug der Korderungen auf den Gererbebetrieb des Empfängers 
angenommen werden joll, er überläßt die Entjheidung diefer thatfächlichen Frage dem Ermeſſen des 
Richters, deſſen Feftftellung darüber einer Anfechtung durch die Nichtigteitsbejchwerde nicht unterliegt. 
Erf, des Obertr. vom 31. März 1868 (Arch, f. Rechtsf. Bd. LXX, ©, 280), 

(4. 4.) ge Borjhriften find dur das H.G. B., ſoweit nicht Beſtimmungen dejjelben entgegen 
ftehen , nicht außer Kraft getreten. Einf.-&. dv. 24, Juni 1861, Art. 61. 

61a) (4. A.) Auf die Forderungen der Krantenhäufer, bei welchen die Heilung der Haupt- 
zwed und der körperliche Unterhalt mur etwas Sekundäres ift, kann dieſes Geſetz nicht ausgedehnt 
werden. Erf. des Obertr. v. 11. Juli 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, &. 363), umd von 27. März 
1863 (Entih. Bd. L, ©. 109), 

(5. A.) Auch auf die Ansprüche der Armenverbände wegen Erftattung der Verpflegungstoften für 
Berarnite, den umterftitungspflichtigen Verwandten gegenüber, findet diefe Beſtimmung teıne Anwen— 
dung. Erf. dei. vom 29. Januar 1866 (Entidh. Bd. LVI, ©. 76), 

61b) (4. U.) Diefe Vorjchrift wird auf die Forderungen des Marien-Öymnafiums zu Pojen für 
Unterhalt, Unterricht und Erziehung, nad den Statuten defjelben, nicht für anwendbar gehalten. 
Ext. des Obertr. dv. 21. Januar 1861 (Entſch. Bd. XLIV, ©. 72). 

61°) (5. A.) Ein Schiffebanmeifter, welcher von einem Mafchinenfabrifbefiger ala Werkmeifter 
für den Bau von Schiffen engagirt und nicht jelbftftändiger Schiffebanmeiiter dem Werte gegenüber 
it, fondern als ſolcher in der Fabrik beichäftigt wird und zwar gegen einen beftimmten Wochenlohn, 
der zeit- und theilweife in einer Atkordfumme ſich darftellt, ift Fabrikmeiſter, folglih als Fabrifar- 
beiter im Sinne des $. 1, Nr. 5 anzufehen, deſſen Fohnforderung der 2jährigen Verjährung unterliegt. 
Darin macht es feinen Unterfchied, daß derfelbe die Arbeiter zu geftellen, und ihnen den von dem 
ee vorzuschießenden Lohn auszuzahlen hatte. Ert, defi. vom 23. Mai 1865 (Archiv j. Rechtsf. 

; , ©. 197), 

62) Es kommt auf die fubjektive Stellung der Perfonen diefer Arbeiterklaſſen au; nicht auf die 
Beſchaffenheit ihrer Leiftung allein, oder auf das Produkt ihrer Werkthätigteit; die Vorausjegung ift 
eine Bedingung in dem untergeordneten Verhältniſſe, welches die Bezeichnung dieſer Arbeiterklaffen 
andeutet. Vergl. Erf. des Obertr. vom 23. Auguſt 1847 (Rechtsf. Bd. U, ©. 180). j 

(4. A.) Handelt e8 fih um eine Lohnforderung aus einem Kontrafte fiber Handlungen, in wel— 
dem eine Vergütung zwar überhaupt, aber nicht hinlänglich beftimmt, reſp. fo, daß die Zeit der Feſt— 
ftellung des Verſprechens in die Willkür des BVerpflichteten geftellt geblieben war, und gehören die Yei 

enden nicht zu den Tagelöhnern oder gemeinen Handwerkern, 3. B. wenn Eheleute in dem Hauſe 

ihres Vaters und Schwiegervaters gegen defien Verſprechen, fie zu entichädigen, durch viele Jahre 

als Knecht und Magd gearbeitet haben; fo findet die kurze Verjährung aus diefem Gejege anf den 

EN —— feine Anwendung. Erf. des Obertr. vd. 8. Dezbr. 1862 (Arch. f. Rechtsf. 
.XLVII, &, 202), 


63) Eine Lohnforderung wird der kürzeren Verjährung von 2 Jahren nicht ſchon dadurd) * 
gen, daß fie auf eine Bereicherung des Beklagten durch die geleiſteten Dienſte gegründet wird. Pr. 
des Obertr. 1559, v. 4. April 1845, 

64) Hierbei wird lediglich auf die Beſchaffenheit der —— (Lohn für gemiethetes Fuhrwerk) 
geiehen , wicht auf die Perjon des Gläubigers, namentlich darauf: ob er Eigenthümer oder nur Mie— 
ther der Transportmittel ſei; ob er den Transport als Gewerbe treibe oder nur im einem einzelnen 
Falle den Transport von Perſonen oder ichen Gegnenftänden für Yohn übernonmnen habe. Pr. 
des Obertr, vom 3. Mai 1845 (Gräff, Ard. Bd. 1, Hit.3, S. 83), 
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8.2. Mit dem Ablaufe von vier Jahren verjähren die Forderungen: 

1, der Kirchen, der Geiftlichen und anderer Kirchenbeamten wegen der Gebühren für kirchliche Hand» 
lungen; 

2, der Kommiffarien öffentlicher Behörden, der Juſtizlommiſſarien und gerichtlichen Anmalte, der No- 
tare, der Medizinalperfonen mit Ausnahme der Apotheter, der Feldmeffer umd Kondulteure, der 
Auktionstommiffarien, der Mäller und überhaupt aller derjenigen Perjonen, welche zur Bejor- 
gung beftimmter Gefchäfte öffentlich beftellt oder zugelaffen find, oder jonft aus der Ueberneh— 
mung einzelner Arten von Aufträgen ein Gewerbe machen °+®), fowie der Zeugen und Sadıver- 
ftändigen , wegen ihrer Gebühren und Auslagen; 

3, der Haus- und Wirthſchaftsoffizianten °+b), der Handlungsgehülfen °*e) md des Gefindes an 
Gehalt, Lohn und andern Emofumenten + d); 


648) (4. U.) Namentlich aud) der nichtlaufmännifchen Mäkler wegen ihres Lohnes für Vermittelung 
von ——— infofern der Vermittler aus der Uebernahme von ſolchen Aufträgen gegen 
Entgelt ein Geichäft geinacht hat. rk. deſſ. dv. 14. Febr. 1856 (Arch. f.R. Bd. XX, ©. 163). (5. A.) 
Auf faufmännifche Kommiffionäre und auf die vom einem jolchen zu beziehende Provifion umd gemachte 
Auslagen findet die hier vorgefchriebene vierjährige Verjährung nicht Anwendung. Ert. des Obertr. 
vom 17, Januar 1865 (Entih. Bd. LIV, ©, 244), wodurch duas conformes reformirt mırden. Die 
Gründe find überzeugend; der Kommiffionär fol durch die Provifion für feine Haftung aus dem Ge— 
ſchäfte prämiirt werden, nicht bloß für Mühmaltung belohnt. 

64b) (4. U.) Der Dienftlohn der Hausoffizianten unterliegt zwar, gleich dem des gemeinen Ge⸗ 
findes (Anm, 644), aud dann, wenn er nicht auf einen beftimmten Betrag verabredet ift, der vier— 
jährigen Verjährung. Allein eine Frauensperſon, welde in dem Nechtsverhältniffe einer Vorſteherin 
des Haushaltes und der Wirthichaft eines Gutsbefiters fteht, ift nicht nad) den Vorjchriften über Haus- 
offizianten, fondern nach denen von Verträgen über Handlungen zu beurtheilen. Der Lohn einer 
jolden Borfteherin unterliegt daher nicht der vierjährigen Verjährung. Erf. des Obertr. v. 3. Febr. 
1856 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 316). Bergl. unten die Anm. zu $. 187, Tit.5, Ih. IL 

64°) (5. 9.) Unter dem Ausdrud „Handlungsgehilien" hat das Gejet das geſammte Handeläper- 
fonal, aljo auch den Faltor, fofern er als ein Gehllfe in der Handlung angenommen ift, jomit aud) 
die Gehillfen im Apotheter - Gejchäfte jammt dem Provilor, wenngleich diejer nad) $. 467, II, 8 als 
rg anzujehen ift, befaſſen wollen. Erf. deij. vom 12, Oltober 1865 (Arc. f. Nechtsf. 

„S. 96). 


64d) (3, A.) Dieſe Anſprüche des Geſindes auf Belohnung der geleiſteten Dienſte verjähren bin— 

nen vier Jahren auch dann, wenn der Betrag des zu zahlenden Lohnes nicht vorher verabredet wor⸗ 
den ift, vielmehr nach Borichrift des 55. 33 der Gei.-D. vd. 8. November 1810 fejtgeftellt werden muß. 
Pr. des Obertr. v. 23, April 1856 (Entſch. Bd. XXXIII, ©, 266) und Erf. defi. v. 14. Novem- 
ber 1864 (Entſch. Bd. LIU, ©. 64). Bergl. das Pr. 1559, oben in der Anm. 63, Mit welchem 
Zage in dem zweiten Falle die Verjährung beginne, ift die Frage. Nach $. 5, Nr. 3 diejes Geſetzes 
fängt diejelbe, wenn ein Zahlungstag nicht bejonders feſtgeſetzt iſt, mit dem lebten Dezember desje- 
nigen Jahres, in welchem die Forderung entftanden ift, an; umd das Obertr. äußert a. a. D.: es 
laſfſe fich nicht bezweifeln, daß auch in einem ſolchen Falle dem Dienftboten mindejiens am Ende eines 
jeden —— ein verfolgbarer Anſpruch auf Vergütigung der geleiſteten Dienſte an die Herrſchaft 
zuſtehe. Indeß iſt dabei nicht erwogen, daß die desfällſige are erft mit dem vollftändigen Ab— 
laufe des Jahres verdient, mıthin, werm 3. B. das Dienftjahr mit dem Kalenderjahr zufammentrifft, 
erft mit dem Aufange des 1. Januar fällig ift. Bor dem 1. Januar ift actio nondum nata. Das 
Gleiche gilt von allen im $. 1 und 2 bezeichneten fortlaufenden Forderungen, welche vertraggmäßig 
in —* Terminen, z. B. vierteljährlich, d. h. nach Ablauf des Vierteljahres, oder auch jährlich, 
d. h. nach Ablauf des Jahres, bezahlt werden ſollen. Die Verjährung müßte hier alſo erft mit dem 
letzten Dezember des neuen Jahres als demjenigen letten Dezember, welcher anf den feſtgeſetzten 
hltag (den 1. Janmar) folgt, anfangen. Anders lautet die Beſtimmung über die Verjährung der 
Zinſen von Staatsihulden. Bei dieien Zinfen joll, nach $. XVII der B. b. 17, Januar 1820, bon 
der Berfallzeit am gerechnet werden, aljo nicht erft vom Zahltage, d. i. der erfte Tag mad) der 
Berfallzeit. an nimmt daher ſeitens der Staatsfhulden - Berwaltung an, daß die Zinfen, melde 
z. 8. mit Ende des 31. März 1857 fällig aber erft den 1. April 1857 gezahlt werden, nicht 
erft mit dem 1. April, jondern ſchon mit dem 31. März; 1861 verjähren; denn ſie erflärt in dem vor⸗ 
geichriebenen Bermerle, auf dem betreffenden Conpon (K.O. v. 18. Septbr. 1822, G.S. ©, 218) 
diefen Coupon ſchon mit dem 31. März 1861 inkl. für ungültig. Darnach ift die Berjährungsfrift, 
nach allgemeinen Grundfägen, um einen Tag zu kurz beredinet, da der 1. April, vor defien Beginne 
die Zinfen micht gefordert werden können, nicht mitgezählt werden fan, meil er jo lange er dauert 
noch fein vollendeter Tag ift. Im unſerem Fragefalle aber, aljo in dem Falle, mo der Zahltag des 
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4. der Lehrherren binfichtlich des Lehrgeldes ; 
5. wegen der Rüdftände an vorbedungenen ®5) Zinfen ®°), an Mieths- und Pachtgeldern ®° *), Peu⸗ 
fionen, Bejoldungen 6° a), Alimenten °?), Renten und allen andern zu beftimmten Zeiten wie 


Lohnes nicht durch Verabredung feftgefetst worden ift, muß nad dem Wortlaute des $.5, Nr. 3 an- 

enommen werden, daf die Berjährung mit dem leuten Dezember des mit diefem Tage ablaufenden 
Dienftjahres anfange; denn es ift — ‚ daß in dieſem Jahre die Forderung entſtanden iſt. 

(4. 9.) Die Amvendung ded $. 2, Nr. 3 wird dadurch nicht ausgeichloffen, daß die Emolumente 
eines Wirthichaftsbeanten erjt durch eine von dem Prinzipal zu —— Rechnung dem Betrage nach 
feſtgeſtellt werden können, rt. des Obertr. v. 17. Juni 1851 (Arc, f. Rechtsf. Bd. II, ©. 181). 
In einem ſolchen x fann die Dienftllage mit dem Antrage auf Zahlung fofort gebraucht werden, 
ohne daß zuvor auf Rehnungslegung geklagt werden müßte. Nur muß der Antrag dahin gehen, daß 
der Bellagte zur Zahlung der zu bezeichnenden Gmolumente nad einer zu legenden Rechnung verur— 
theilt werde. Die Exekution geht dann EM ohne Weiteres auf Rechnungslegung, am welche fich, 
wenn nöthig, der Rechnungsprozeß auſchließt. 

(5. U.) Nach der Meinung des Obertr, unterliegt aud) der Anfpruch eines Antheil- Schäfers an 
den Gutäherrn auf Gewährung einer unter der Herricaft der Gefete vom 3. Februar 1800 $. 2 & 
(Rabe, Bd. VI, ©, 14), vom 1. Jımi 1820 8.3 (8.8. ©. 109) umd vom 13. Mai 1822 (G.S. 
S. 147) ihm zugeficherten Quote der Heerde und der Nutungen davon, der kurzen vierjährigen Ber- 
jährung. Erf. vom 4. April 1864 (Entſch. Bd. LI, ©. 84). Die beiden Iuftanzgerichte nn über: 
einftimmend das Gegentheil erlannt, weil das Rechtsverhältniß nicht eine Dienftmiethe, jondern eine 
Erwerbögeiellichaft je. Das Obertr. tritt dem bei, indem es jagt: „— ein foldhes Rechtsverhältniß cha- 
ralteriſirt fi, mie in dem im 24ften Bde der Entid. S. 220 — Präjudikate dv. 1. Juli 
1852 bereits ausgeführt iſt, allerdings als eine Gemeinſchaft oder Geſellſchaft unter den Kontrahen- 
ten.“ (S. 89.) Aber es faffirt das Borderurtheil doch, weil „dadurch die rechtliche Natur des deu 
Schäfer — zuftehenden Anſpruchs als eines wejentlih auf dem Dienftverhältnifie des Schäfers beru- 

den — in leiner Meife geändert wird“. Diefer Sat enthält einen Widerſpruch. Wenn das fr. 
erhältniß ein Gelellichaftsverhältniß ift, jo ift es fein Dienftverhältnig und in der That ift es eben- 
ſowenig eine Dienftmiethe, wie 3. B. jenes zwiſchen dem Ausrüfter eines Wallfiſchfahrers und der Scifis- 
mannjchaft, die fich auf einen Gemwinnantheil verheuert hat. Daß der Gemwinmantheil „an Lohnes Statt‘ 
tritt, heißt nicht, der Antheil ift Lohn umd das Berhältniß ift Miethe, ſondern es heißt: der Dienfte- 
leiftende hat feinen Lohn (merces) zu fordern, wenn die Heerde durch Schaffterben zu Grunde geht; 
dann hat der Schäfer umfonft gearbeitet. Das it fein Yohnvertrag. 

65) Wenn Berzug binzutritt, fo unterliegen nur die durch den Berzug begründeten Mehrzin- 
fen nicht der kurzen Berjährung wohl aber die Zinjen bis zu dem Belaufe der bedungenen Zin- 
jen. Pr. des Obertr. 1731 (Pl.»Beichl.) vom 9. April 1816 (Entſch. Bd. XI, S. 17). Die mit 
einem berzinslichen Kapitale zugleich zuertannten umd jeit dem Tage der Rechtskraft des Urtels lau- 
jenden Komventionalzinien unterliegen gleichfalls diefer kurzen Berjährung. Pr. 2199 vom 1. März 
1850 (Entſch. 8d.XX, ©. 120). Der $. 10 a. €, jetst zuerfannte Rüdftände voraus, wegen iwel- 
cher eine neue Verjährung von dem Tage des rechtsträftigen Urtels an beginnt, (4. A.) Ueber die Be- 
denfen gegen den Pl.-Beichl. j. unten, Anm. 47 zu $. 827, 

66) Vergl. oben, Ann, 9% zu $. 510 d. T. Auch die Zinfen von Staatsihulden. Durch diefe 
allgemeine Beſtimmung verlieren die älteren ®., modurd die djährige Verjährung der Zinfen von 
Staatoſchulden fchom feit langer Zeit eingeführt ift, ihre befondere Bedeutung. 

66*) (5. A.) Wenn auch diefelben ihrem Betrage nach durch Vereinbarung nicht in fich abitraft 
firirt, jondern mur relativ, 3. B. nad) der jährlich zu ermittelnden Morgenzahl der bemutsten Fläche, 
beftimmt find. Erf. des Obertr. vom 11. September 1863 (Arch. f. Rechtsf. W.L, ©. 231). Das: 
Obertrib. fagt: die in der Anm. 67 angeführten Präj. widerſprechen dem nicht. Aber es ift doch nicht 
zu leugnen, daß hier ebenfalls erft eine eiftelung des Duantums erforderlich ift, wenn eine ſolche 
das Kriterium von „Ridftänden” fein ſoll. 

66%) (4. A.) Unter der „Beſoldung“ wird lediglich eine „Gehaltsſumme“ verftanden. Daher un 
terliegen die Entihädigungsforderungen eines ftädtiichen Beamten für die Entziehung der Dienjtmoh- 
nung umd des Dienftlandes nicht der vierjährigen Verjährung. rk. des Obertr. v. 5. September 
1854 (Archiv f. Reditsf. Bd. XIV, ©. 222). 

(5. U.) Auf Rüdftände an Benfionen u. f. w., welche aus der Zeit vor dem Cintritte der Ge- 
jegestraft des Gefeges vom 24. Mai 1861 berrühren, findet die kurze Verjährung von vier Jahren und 
namentlid) aud dan Anwendung, wenn der Auſpruch bei der kompetenten Berwaltungsbehörde an- 
gemeldet war. So hat das Obertr. in jeinem Ert. vom 2. Dezember 1864, gegen die gleihlauten- 
den Urtheile der beiden Inftanz- Gerichte geſprochen, weil die $$. 528, 529 d. T, über den Grund- 
faß: agere non valenti non currit praescriptio, auf die Verjährung diefer Forderungen nicht anwend⸗ 
bar jeien, da nicht das rechtliche Gehör völlig verjagt, jondern nur die Berwaltungsbehörde zum Rich— 
ter beftellt und ein anderes Berfahren verordnet geweſen, dennoch aber auch auf ſolche Auſprüche die 
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derfehrenden Abgaben und Leiftungen 87a), es mag das Recht dazu im Hypothelenbuche einge- 

tragen fein, oder nicht; 

6. wegen Rüdftände von Abgaben, die in folge einer vom Staate befonders verfichenen Berechti— 

gung an Privatperfonen zu entrichten find, als: Wege» und Brüdengeler u. ſ. w.; 

7. auf Erftattung ausgelegter Prozeßloften von dem dazu verpflichteten Gegner ; 
8. auf Nachzahlung der von den Gerichten, Generallommiſſarien, Revifionstollegien und Verwal⸗ 
tungsbehörden gar nicht oder zu wenig eingeforderten, oder auf Erftattung ®®) der an diejelben 
Anwendung der Verjährung in den 88.9, LO diejes Geſ. vorgefchrieben fei. (Entf. Bd.LIV, ©. 271.) 
Gleichwohl leidet diefer Obertribunals-Spruc an einem Iogiichen BWiderfprud. Die kurze Verjährung 
des $. 2, Nr. 5 bezieht ſich auf Rückſtände. Die Verwaltungsbehörde hatte aber dem klagenden Beam- 
ten, in dem damaligen Verfahren die Beredhtigung zu feiner Gehaltforderung abgeſprochen und 
fo war die Sache, ohne die letzte Enticheidung des m. oder Staatsminifterii nachzujuchen, bis zur 
Erſcheinung des G. vom 24, Mai 1861 hängen geblieben. Nun betrat der Beamte den Rechtsweg 
und in allen Inftanzen wird ihm die von der Verwaltung abgeleugnete ARE Burn 
hen, die über 4 Jahre alten Raten aber fpricht ihm das Obertr. ab, Dafjelbe verlangt damit, daß 
der Beamte alle Jahre feine Forderung bei demjelben, der ihm den Rechtsgrund dazu abgeiprochen 
hatte, immer wieder hätte anmelden jollen, ohne daß er daran denfen konnte, es würde jemals eine 
Zeit kommen, wo ihm der Rechtsweg eröffnet fei. Ein ſolches Thum ift ohne Rechtsfinn. Bon einer 
Verjährung der Rüdftände kann hier, wie das Appellationsgeriht ganz richtig jagt, nicht Rede jein, 
denn die Sache hat die Stadien des Rekurſes im Verwaltungswege nicht dur ri ift vielmehr in 
der Schwebe geblieben und nicht endgültig erledigt, weshalb und weil Präflufivfriften für diefes Ver— 
fahren nicht dorgefchrieben find (Kampk, Scheiße Bd. 36, S. 294), dergleihen Sachen nad) 
8.7 des ©. v. 24. Mai 1861 noch zur richterlichen Entſcheidung gebracht werden können. Während 
der Anhängigkeit läuft diefe Verjährung nicht. 

67) Die hier vorgefchriebene kurze Verjährung fol nad) dem Pr. des Obertr. 2039, vom 10. Aus 
gr 1848, vorausjegen, daß die Alimente, um deren Eintlagung es ſich handelt, bereits bei der 

inflagung in quali et quanto fejtftehen; fie foll daher auf Alumente feine Anwendung finden, die 
erft mit der Schwängerungstlage nad) Ablauf von mehr als vier Jahren feit der Geburt des Kindes 
eingeflagt werden. Der Sat ıjt willfürfih. Was daran Wahres ift, liegt auf einer anderen Seite. 
Hat nämlich ein Dritter die Verpflegung des Kindes beforgt, jo verjährt deifen Forderung in der kur— 
zen Zeit deshalb nicht, weil er nicht Alimente, ſondern Auslagen aus der negotiorum gestio zu for- 
dern hat. Diefer Grundfat ift es, anf welchem das ältere Pr. 1691, vom 29. Januar 1846 beruht: 
„Einer Mutter, welche ihre außer der Ehe erzeugten Kinder ſelbſt verpflegt hat, darf der Schwänge- 
rer den Einwand der kurzen BVerjährungsfrift nicht entgegenfegen.“ (Entih. Bd. XIV, ©. 227.) 
Auch der Grundjat felbit, daß Forderungen aus der Selduftöbelorgumg (durch Bezahlung einer der 
furzen Verjährung umterworfenen Schuld) nicht im diefer, jondern nur im der gewöhnlichen Friſt ver- 
jähren, ift noch befonders anerkannt dur das Pr. des Obertr. v. 5. Februar 1846 (Ulrich, Arch. 
Bd. XI, S. 326), Iſt auch nicht zieifelhaft. (4. A.) Das Obertr. hat jedoch feine Theorie in ei— 
nem Erf. dv. 26. Dft. 1860 feftgehalten. Der Fall hatte das Befondere, daß der unehelihe Bater 
bor Jahren verurtheilt worden war, an die Mutter des Kindes, die jetst wieder klagte, Alimente 
auf das Kind zu zahlen. Darauf wird aber die neue Entjheidung nicht gegründet ; der Enticeidungs- 
grund ift jener Theorie entnommen. Die Motive gehen dahin, daß von Alimenten eines unehelichen 
Kindes, die erſt mit dem Antrage eingeflagt werden, „den natürlichen Vater zu deren Zahlung zu 
berurtheilen” , die alfo vor rechtträftiger Entieibung — Schwängerungs = Prozefies noch nicht feit- 
— ſich nicht ſagen laſſe, daß ſie Rückſtände von Alimenten“ ſelen. Eniſch. Bd. XLIV, ©. 66.) 

ieſe Motive leuchten nicht ein. Warum follen dergleichen Alimente nicht ohne einen Prozeß rüditän- 
dige werden können? Ob darüber ein Prozeß geführt worden, ift ein jehr zufälliger Umſtand. Der 
Schuldner kann lange Zeit freiwillig bezahlt haben, ehe man in Streit gerathen iſt. Ebenſogut könnte 
—— es gäbe feine Rückſtände von Konventionalzinſen, jo lange nicht darüber Dropeffirt wor» 
en ift. 

67a) (4, U.) Auf Kaufgelderraten, welche in beftimmten Terminen zahlbar find, findet dieie Ver— 
jährung nicht Anwendung. Erf. des Obertr. d. 19. Dezemb. 1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV. ©. 201). 

Die Geldentfhädigung für eine micht gewährte Holzungsgerechtigkeit unterliegt auch dann nicht 
der furzen Berjährung von vier Jahren, wenn diejelbe auf den Grund jährlicher —— 
nach jährlichen Terminen gefordert wird. Erf. dei. dv. 7. Nopbr. 1850 (Archiv für Nechtsf. Bo. I, 
©. 102), 

68) In Beziehung die Zuläffigkeit der vierjährigen Verjährung macht es feinen Unterfchied : 
ob das Zuvielgezahlte an Koſten in der Ueberichreitung der Sportelfäte in quanto, oder in der über- 
haupt unzuläffigen Anfegung der monirten Koften an fich, feinen Grund hat. Pr. des Oberkr, 2113, 
bom 27. März 1849 u. Pr. 2237, vom 10, Ditbr. 1850, 


534 Erfter Theil. Neunter Titel. 


zu viel gezahlten Koften *°), mit Einfchluß der Stempel- und Portogefälle; ausgenommen blei- 

ben jedoch die Werthftempel, welche mehr als Ein Prozent betragen, oder zu Berträgen und 

Schuldverjhreibungen zu verwenden find. 

8.3. Fällt weg ”®). 

8.4. Beftehen bei den im 88. 1 und 2 angeführten Forderungen unter befonderen Berhältniffen 
nad den bisherigen Geſetzen noch kürzere Verjährungsfriften (3.8. 8. 141 des Anh. zum A. L.R.), 
fo behält es dabei fein Verwenden, » 

8. 5. Die Verjährung fängt an in Betreff 

1. der Gebühren und Auslagen der im 8.2, Nr. 2 genannten Perſonen, injofern ihre Forderun- 
gen einer Feſtſetzung durch die vorgefetste Behörde bedürfen, mit dem letzten Dezember desjenigen 
Jahres, in weldhem fie im Stande gervefen find, die Liquidation zur Feſtſetzung einzureichen ; 

2. der in Progeffen und Unterfuchungen vorfommenden Gerihtsfoften, Stempel- und Portogefälle 
mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, in welchem der Prozeß oder die Unterſuchung durch 
rechtöfräftiges Erkenntniß, Entiagung oder Vergleich beendet worden ift "° a), Unter Prozeß iſt jede 
Art des gerichtlichen Verfahrens zu verftehen, weiche Gegenftand des erften Theils der A. G.O. ift; 

3, alle übrigen in den 8$. 1 umd 2 aufgeführten Forderungen mit dem auf dem feſtgeſetzten Zah- 
lungstag folgenden letzten Dezember, und, wenn ein Zahlungstag nicht befonders feftgefeist ift, 
mit dent letzten Dezember desjenigen Jahres, im welchem die Forderung entftanden ift”'). 
$. 6. Der Lauf der in den 88. 1 und 2 beftimmter Berjährungen wird dadurch micht unterbro- 

hen, daf das Verhältniß, aus welchen die Forderungen entjtanden find, fortgedauert hat. 

8. 7. Enthält eine bereits vorübergegangene Beſtimmung. 

8. 8. Bei Abgaben, Leiftungen und Zahlungen, die von einer Behörde eingezogen werden, welche 
befugt ift, ſolche ohne vorgängige gerichtliche Enticheidung erefutivifch beiqutreiben, tritt die Unterbre- 
dung jeder Art der Verjährung durch die Zuftellung des Zahlungsbefehls ein. 

8. 9. Bei denjenigen Forderungen, bei welchen ein prozeffualifches Verfahren vor Gericht nicht 
zuläffig ift, wird jede Verjährung durch fchriftliche Anmeldung des Anſpruchs bei der kompetenten Ver— 
mwaltungsbehörde unterbrochen 22). 


69) Diefe Vorſchrift ift nicht ammendbar auf Sporteln, welche nicht als Gerichtsgebühren, jon- 
dern ald dem Gutsherrn zu beredhnende Domnialgefälle eingezogen worden. Pr. des Obertr. 1643, 
vom 24, Movbr. 1845. 

Der Anſpruch auf Rüdzahlung von Befigveränderungsabgaben, welche eine Gutsherridaft, ohne 
dazu berechtigt zu fein, erhoben hat, unterliegt nicht der durd das Gefet eingeführten vierjährigen Ber- 
jährung. Pr. v. 12. März 1846 (Entſch. Br. XI, ©. 146). 

70) Die vorbehaltene Verordnung folgt weiterhin im Zuf. 9, weshalb der im $.3 enthalten ge- 
wejene Vorbehalt wegfällt. 

708) S. die folg. Anm. 71 a. €, 


71) Die Beftimmung des $. 5, mach welcher die Verjährung mit dem lebten Dezember des reip. 
Nr. 1, 2 und 3 bezeichneten Jahres anfängt, ift dahin auszulegen, daß die Beendigung der Berjäh- 
rung erft mit dem Ablaufe des leisten Dezembers des zweiten, reſp. vierten VBerjährungsjahres eintritt, 
mithin während des Yaufes dieſes .. noch eine Unterbrechung durch Klage ftattfinden kann. Pr. des 
Obertr. 1768, d. 7. Auguft 1846 (Entſch. Bd. XIV, 213). — (3. 9.) „Diefe Vorjchrift Nr. 3 ift 
für die, nad $. 10 nach erfolgter Unterbrechung meu beginnende Verjährung nicht maßgebend, der 
Anfang diefer neuen Verjährung ift vielmehr nad den Borfchriften der 88. 554 ff. d. T. zu beftim- 
men.“ Pr. des Obertr. 2503 vom 21. März 1854 (Entſch. Bd. XXVII, ©. 261). (4. X.) Eine an- 
dere Anficht ift, daß für die * der 88.1 u. 2 der letzte Dezember auch bei der unterbrochenen und 
neu wiederbeginnenden Verjährung als Normaltag gelte, fo daß fie erft nach Ablauf des letzten Ta- 
ges des Jahres, in welchen die Unterbrehung and, wieder neu anfangen könne, und zwar auf 
Grund der auch hier anzumendenden Beitimmung des 8.5. Das Obertrib. hat jedoch das Pr. v. 
2ı, März 1854 (Nr. 2503) durch Pl.» Beil. v. 3. Mär; 1862 ätigt. (JI.M.Bl. S. 126 umd 
Entid. Bd. XLVII. ©. 1.) Auch die Vorſchriſt Nr. 2 ift auf dem Fall einer unterbrochenen und von 
Neuem angejangenen Verjährung nicht zur beziehen, wie der V. S. des Obertr. in dem Erf. v. 30. Ol⸗ 
tober 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIX, S. 60) ausſpricht. Der IV. S. hat die entgegengefetste Mei— 
nung, nad) der Note im Ar. a. a. O. 

(5. A.) M. ſ. auch oben die Anm. 29® zu 8. 524 d. T. 

72) Bei der Einforderung der anbergeriätfichen Prozeßloſten ($. 2, Nr. 7) umterbricht die Einrei- 
hung ded Liquidationslibells die Verjährung. $. 551 d. T. 
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$. 10, Beginnt nach erfolgter Unterbrechung eine neue Berjährung ?* ®), jo gemügt zu deren 
Bollendung eine der uriprünglichen gleichtommende Friſt. Eine Ausnahme hiervon findet jedod) jtatt ”3), 
wenn wegen des Anſpruches eine vechtsträftige Berurtheilung 7% @) erfolgt iſt; im diefem Falle 7*) tritt, 
anftatt der urjpritnglichen kürzeren, die ordentliche "+ a) Berjährungsfrift ei. 


72 a) (3, A.) Ueber den Anfang diefer neuen Verjährung f. d. Pr. 2503, oben in der Anm, 71, 


73) Diefe greift nicht nur dann Plag, wenn die Berurtheilung erft nad, jondern auch dann, 
wenn fie jhon dor dem 31. Dezember 1838 (der Balescenz dieſes Geſetzes) ergangen if. Br. des 
Obertr. 1905, vom 20. Auguft 1847 (Entid. Bd. XV, ©. 489). 

738) (4. A.) Oder ein ım Mandatsprozeffe erlafienes und exekutoriſch gewordenes Zahlungsman- 
dat. Gr. deſſ. dv. 20. Oft. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 169). 

(5. U.) Einer rechtsträftigen Verurtheilun Rebt in diefer Hinficht auch die Feftftellung im Kon— 
furje gleih, wenn auch der Konkurs micht durch Altord beendigt worden ift, fogt dag Obertr. in dem 
Erf. vom 17. September 1864 (Entſch. Bd. Li, ©. 475), Dies gilt auch fiir MWechfelforderungen, 
Ert. dei. vom 1. Dezembrr 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LV, S. 328), — Bergl. umten, Ann, 744, 
Ab. 3. — Dem ift nicht beizuftimmen. Denn es widerjpricht abfolut dem oberften Rechtsgrundſatz 
über die Gerechtigkeitspflege, daf Niemand ungehört verurtheilt werden darf. Der Gemeinichuldner 
rird im Konkursverfahren, welches bloß zwifchen den theilnehmenden Gläubigern verhandelt wird, als 
Partei nicht zugelafjen und nicht gehört, was alſo zwifchen den Gläubigern hinſichtlich ihrer Forde- 
rungen gethätigt und geurtheilt wird, kann gegenüber der Verſon des Gemeinſchuldners niemals die 
Wirkung einer rechtöträftigen Emticheidung haben oder erlangen. Das Obertribumal hat fich zwar in 
einigen Entjcheidungen im entgegengejetten Sinne ——— namentlich in den Erkenntniſſen vom 
22. Ottober 1863 (Arch. f. Rechtöf. W.L, S. 344), vom 27. September und 20. Oftober 1864 
(ebd. Bd. LIV, 8. 288 u. 336), vom 7. Juli 1864 (Entich. Bd. LI, S. 454) und vom 1. Deyem- 
ber 1864 (Arc. für Rechtsf. Bd. LV, ©. 326). Allein diefe Enticheidungen gründen ſich auf durch 
gerichtlichen Attord beendigte Konkurje, in welchen der Gemeinſchuldner als Partei in feinem eigenen 
perjönlichen Interefje mitwirkt und kontrahirt. Dagegen fällt das Obertribunal in feinem Ertenntnifje 
vom 17. September 1864 ab von feinen, fih auf die alte Konkursordnung ftütenden Grundiägen, 
wonach die Liquidation einer Forderung im Konkurfe nicht die Wirkung einer Slageanmeldung, und 
die Klaffifitatoria nicht die einer rechtsträftigen Entſcheidung in Beziehung auf die Unterbrehung und 
den Wiederanfang der Verjährung durch —— gen den früheren Gemeinſchuldner haben (Erf. 
vom 15. März 1844, Entid. Bd. XIV, ©. 218), und das gegen den Konkurskurator (Kontradiktor) 
ergangene Judikat mac aufgehobenem Konkurſe gegen den vormaligen Kridar nicht die Judilatsflage 
begründet (Erf. vom 29. April 1856, Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 156); und doch enthält die neue 
Konkursordnung im diefer Richtung nichts, wodurch der Abfall gerechtfertigt werden könnte. Was da- 
für beigebracht wird, ift diefes: „Im den 88, 181 u. 215 der Konk.-Ordn. ift der Verwalter zwar 
als „Vertreter der Gläubigerichaft umd der Mafle bezeichnet. Weil aber „die Maffe” nach $. 1 ib. 
aus dem gejammıten, der Erelution umterworfenen Vermögen befteht, — jo ift der Bermalter der Mafle 
„nugleihdervermögensrehtlidhe Bertreterdes Gemeinſchuldners.“ Entſch. Bd. LIT, 
©. 476.) Dies I ein Fehlſchluß. Es wird aber weiter gejagt: „Diefe Vertretung gebührt den Ver— 
walter, namentlich rückſichtlich der Anſprüche, welche gegen die Mafie, aljo gegen das Vermögen des 
Gemeinſchuldners geltend gemacht werden. Um in diefer Beziehung Erklärungen des Berwalters vor— 
zubeugen , welche — nicht entiprehen, — — jo ıft im den $$. 169 ff. verordnet, daß den Prilfungs- 
verhandlungen volljtändige, den Betrag und Rechtsgrund der Forderungen, ſowie deren Beweismittel 
darlegende Anmeldungen zum Grumde gelegt, auch, außer dem Verwalter und den Gläubigern, der 
Gemeinſchuldner jelbit dabei zugezogen und mit feinen Ertlärungen darüber gehört werden foll" (a. a. O.). 
Die Gejegesmworte lauten: „In dem Prüfungstermin muß der — Verwalter gegenoärtig fein: der 
Gemeinjhuldner wird ebenfalls zugezogen, wenn er zu erlangen ift.“ — „Der Kommifjar ber- 
handelt mündlich, — giebt dem Gemeinihufdner Gelegenheit, fich zu erklären.“ — — „Jeder — an— 
nehmende Gläubiger ift befugt, die — einzelnen Forderungen zu beftreiten.“ (88. 171, 172.) Von 
dem Gemeinichuldner ift weiter nicht Nede. Die Frage — iſt: war denn dieſes Alles nach 
der alten Konkursordnung anders? Nein, ed war Alles ebenſo, wie im $. 114, I, 50 der A. G.O. 
zu leſen ift. Der Gemeinſchuldner joll vorgeladen werden, um dem Kurator Auskunft zu geben. 
Sonft fommt auf ihm nichts an, er fan auch fehlen, er kann frank, er kann abweſend fein, es ift 
alles einerlei, es braucht auf jeinen Wideripruch keine Rückſicht genommen zu werden und endlich 
wird ihm aud keinerlei BPräjudiz angedroht. Umd dann, wenn eine Vertretung des Ge— 
meinſchulduers durch den Kurator oder Bermalter anzunehmen wäre, jo darf doch nicht vergefien jein, 
daß es fich lediglich mur in Bezug auf die Konkursmafie, auf das borliegende, dem Gemeinſchuldner 
entzogene Vermögen handelt, nicht um fein erft nad Beendigung des Konlurjes zu 
erwerbendes Vermögen, und doc) ift es gerade diejes, auf welches die Rechtökraft der im Kon— 
furje, ohne Vertretung des Gemeinihuldners, getroffenen Eutſcheidungen abzielt. Auf diejes Ver— 
mögen bezieht ſich aber feine derjenigen Beſtimmungen, welche von dem Obertribunal für feine neue 
Meinung vorgeführt werden. Die darauf gerichtete Vorſchrift findet fich erft im $. 280, wo es heit: 
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8. B. v. 12. April 1842 über die Aufhebung der dem ®. vd. 31. März 1838, 

wegen Einführung kürzerer Berjährungsfriften, fo wie den 88.54 und 55, Tit. 6, 
„Das Vermögen, welches der Gemeinſchuldner erwirbt, nachdem die Beendigung des Konkurfes 
ausgejprochen ift ($. 277), fällt feiner Verwaltung und Berfügun 8 anheim. Die nicht voll» 
ftändig befriedigten Konkursgläubiger umd die neuen Gläubiger And fugt, fi an daſſelbe im 
gewöhnlihen Verfahren zu halten.” 

Warum werden die ausgefallenen Gläubiger ımd die neuen Gläubiger ohne Unterſchied zuſam— 
men geworfen und auf das gewöhnliche Verfahren vertiefen? Warum werden die erefutoriichen Ti— 
tel be —— die rechtskräftigen Judifate der alten Konkursgläubiger gänzlich ignorirt? Antw.: 
weil feine haben. 

ie Frage ift behandelt von: Hans Rudorff (Gerichtsaffeffor in Berlin) in der Abh. über die 
Wirkung der — und der Spezialjudikate im Konkurſe für den Gemeinſchuldner; in Hin— 
ſchius Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen, Bd. I (Berlin 1867), S. 665 fi. 
Eine gute Arbeit, welche zu dem hier vertretenen Reſultat gelangt. Dagegen: Heidenfeld (Rechts— 
anwalt zu Nimptſch), Abb. zur Frage über die Wirkjamfeit der Feftftellungen und Spezialjuditate 
im Konkurſe gegenüber dem Gemeinfchuldner, ebd. Bd. II (Berlin 1868), ©. 184 fi. — Nachträglich 
zur Abhandlung von Rudorff ift a. a. DO. S. 709 ff. noch erfchienen: a Lehre vom Kontradil> 
tor, insbejondere von der gg der von ihm er Anerlenntniſſe und der gegen ihn er- 
—— Spezialjudilate für den Gemeinſchuldner. Die Gründe Heidenfeld's erſcheinen ihm nicht 
berzeugend. Darin iſt er mit Vielen in Uebereiuſtimmung. 

74) Doch aber nicht in Anſehung der vorbedungenen Zinſen, welche vom Tage der Rechtskraft 
des Urtels weiter laufen, d. h. erft künftig fällig werden; denn wegen dieier ift noch feine Verjährung 
unterbrochen worden, weil nod) feine angefangen hatte. S. Pr. 2199 o. in der Anm. 65. — (3. 4.) 
Zur Ausihließung der kürzeren Verjährung genügt jedoch die vechtsfräftige Verurtheilung n des 
Aniprudes aufRüdftände an Renten und anderen zu beſtimmten Zeiten wiederkehrenden Abgaben und 
Leiftungen, wenngleich dieje, der Summe nad), in dem Urtel nicht beftinumt find, deshalb vielmehr noch eine 
Separatermittelung erforderlich war. Erk. des Obertr. vom 14, April 1853 (Entſch. Bd. XXV, ©, 392), 
(4. A.) Jedoch muß das Yudilat ausdrüdiich auf Entrichtung von Rüdftänden ſprechen und nicht 
bio über das Recht auf die Leiftungen und Abgaben im Allgemeinen ergangen fein. Pr. des Obertr, 
db. 11. März 1858 (Entſch. Bd. XXXVII, ©. 86.) — Das Gleiche gilt von rvechtsträftig zuerlannten 
Alimenten, welche zur Zeit des vechtsfräftigen Urtels noch nicht fällig Waren, die künftig fällig werden⸗ 
den Raten verjähren vom Tage der Fälligfeit an in vier Jahren, wenn dieje erfte und urſprüngliche 
—— nicht unterbrochen wird. Vergl. Erk. des Obertr. dv, 8. Juni 1860 (Entſch. Bd. XLIII. 

. 82 


). 

Ein gerichtlich geichloffener Vergleich über rechtshängige Sachen begründet nicht, wie eine vechte- 
kräftige Verurtheilung, die Ausnahme von der Regel, daß zu der, nad erfolgter Unterbrechung be— 
ginnenden, neuen Verjährung eine der uriprünglicen gleichtommende Frift genüge. Pr. des Obertr. 
2115, d. 13. April 1849 (Entih. Bd. XVII, S. 170.) Bergl. Erf, vom 15. Januar 1856 (Arc). 
f. Rechtsf. Bd. XIX, 274), 

Durch die Ausftellung eines Schuldfcheines über eine der fürzeren Verjährung des G. vom 31. 
März 1838 unterworfene Forderung wird, auch wenn darin Berzinjung veriprochen und die Fälligkeit 
der Forderung anderweit beftimmt wird, die kürzere Verjährung des gedachten Geſetzes, melde von 
dem nmeuvereinbarten Fälligkeitstermine ab zu rechnen, nicht ausgeſchloſſen. Pr. des Obertr. 2295, 
v. 5. Juni 1851 (Entih. Bd. XXI, ©. 36). (5. 4.) Diefes Prüjudiz ift durch den Pienarbeihluß 
vom 2. Dezember 1867 aufrecht erhalten. (IM.Bl. 1868, ©. ı1 und Entih. Bd. LIX, ©. 1.) 
Zugleich ift der Pilenarbeichluß vom 8. Januar 1838 (o. Anm. 56 zu $. 545) auf die der kurzen 
Berjährung aus Ddiefem Geſetze unterfiehenden Forderungen, fofern fie auf Kündigung lauten, für ans 
wendbar erklärt, umd dadurch das folgende Pr. vom 4. Januar 1862 beftätigt worden, lautend: 
Iſt in einem über eine der kurzen Verjährung untertoorfene Forderung ausgeftellten Schuldicheine 
eine beftimmte Kiindigungsfrift feſtgeſetzt, jo beginnt die kurze lei Do ohne Kündigung mit 
Ablauf der vom Tage der Austellung des Schuldicheins oder von dem Zage, von welchem am die 
—— zuläſſig A foll, zu berechnenden Kündigungefrift. Erf. des Obertr. v. 4. Januar 1862 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. XLIU, ©. 305). Mit anderen Worten: die VBerjährungsfrift wird um die 
Kündigungsfrift verlängert und vom Tage des Schuldſcheins an gerechnet, Zinfenzahlung unterbricht 
aber immer von Neuem die Verjährung. 88. 565 und 570 d. X. 

748) (4, 9.) Die ordentliche Verjährungsfrift ift die im $. 546 d. T. als Regel aufgeftellte 
dreißigjährige Zeit. Erf. des Obertr. vom 8. Septbr. 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLV, ©. 327). 
Bergl. unten Anm. 93 zu $. 558 d. X. 

(5. A.) Die ordentlihe Berjährung fett für die im $. 2, Nr. 5 gedachten Zinien, Mieths- und 
Pachtgelder, Benfionen, Beſoldungen, Alimente, Renten, und alle andern zu beftimmten Zeiten wieder« 
fehrenden Abgaben und Leiftungen, voraus, daß die Raten zur Zeit der Berurtheilung fällig und 
rüdftändig waren, wogegen es im Betreff der Lünftig fällig werdenden Raten bei der Kegel 
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und der Dekl. v. 31. März 1838 entgegenftehenden provinziellen und ftatuta- 
rifhen Beftimmungen. (6.8. ©. 114.) 
Wir x. verordnen 
in Erwägung, daß diejenigen Rüdfichten, aus welchen das Gef. wegen Einführung fürzerer Ber- 
jährungsfriften vom 31, März 1838 umd die Dell. des $.54, Tit.6, Th. I des A. L.R. von 
demjelben Tage erlaffen worden ift, auch auf diejenigen Landestheile Anwendung finden, in wel- 
hen neben dem A. L. R. provinzielle und ftatutariiche Vorſchriften gelten, 
auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, nad Anhörung Unferer getreuen Stände der betheilig- 
ten Provinzen, was folgt: 

8. 1, Alle dem G. wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriften d. 31. März 1888 und den 
im $. 4 deffelben beftätigten allgemeinen ?5) Geſetzen, fo wie den 88. 54 und 55, Tit. 6, Th. I des 
A. L.R. und der fich hierauf beziehenden Dell. v. 31. März 1838 emtgegenftehende probinzielle umd 
ftatutarifche Beftimmungen, fie mögen längere oder kürzere Verjährungsfriften enthalten, werden hier- 
durch aufgehoben. Statt derjelben kommen von jett an das G. v. 31. März 1838, die $$. 54 u. 
55, Tit.6, Th. I des A.L.R. und die Defl. v. 31, März 1838 zur Anwendung. 

8. 2. (Enthält eine Uebergangs-Beſtimmung, welche nicht mehr zur Anwendung kommt.) 

9. G. v. 18, Juni 1840 Über die Berjährumgsfriften bei öffentlihen Abga- 
ben. (8.8. ©. 140.) 

Mir x. verordnen über die Berjährungsfriften bei öffentlichen **) Abgaben, worüber im Geſetz 
b. 31. Mär; 1838 (G.S. &. 250) eine befondere Verordnung vorbehalten worden ift, auf den An— 
trag Unieres Staatsminiſteriums und nad erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, für den gan— 
zen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

$. 1. Rellamationen gegen direkte Steuern, namentlich gegen Abgaben, welche nad) den Etats, 
Kataftern oder Jahresheberollen als Grimdftener durch Ortserheber oder unmittelbar durch Unfere Kaf- 
jen von den Steuerpflichtigen erhoben werden, ingleichen gegen Klaſſen- und Gewerbeſteuer, ſowie ge- 
gen diejenigen Abgaben, welche in Folge des $. 11 des allgemeinen Abgabengefees v. 30. Mai 1820, 
als auf einem fpeziellen Erhebungstitel beruhend, zu entrichten find, müſſen ohne Unterſchied, ob fie 
auf Ermäßigung oder auf gänzliche Befreiung gerichtet find, binnen drei Monaten vom Tage der Be- 
lanntmachung der Heberolfe, oder wenn die Steuer im Laufe des Jahres auferlegt worden, binnen 
drei Monaten nach erfolgter Benadhrichtigung von deren Betrage, oder endlich, im Falle eine perio- 
diiche Veranlagung und Anfertigung von Heberollen nicht ftattfindet, binnen den erften drei Monaten 
jedes Jahres, bei der Behörde angebracht werden. 

Wird diefe Frift verfäumt, jo erlifcht der Anfpruch auf Stenerermäßigung oder Befreiung, fo wie 
auf Rücderftattung, für das laufende Kalenderjahr. 

Iſt diefe Reklamation vor dem Ablaufe der Frift angebracht, und wird foldhe begründet gefunden, 
fo erfolgt die Ermäßigung oder gänzliche Befreiung für das laufende Jahr. Fiir verfloffene Jahre 
twird feine Rüdzahlung gewährt. 

Tritt eine ſolche Veränderung ein, wodurch die bisherige Stenerverpflichtung aufgehoben wird, 
fo muß davon der Behörde Anzeige gemacht werden. Bis zu Ende des Monats, in welchem diefe An- 
zeige erfolgt, kann die Entrichtung der Steuer gefordert werden. 
der urſprünglich vierjährigen Berjährungsfrift beivendet. Erf. deſſ. vom 7. Juli 1865 (Arch. f. Rechtef. 
Bd. LIX, S. 300), Bergl. oben, Anm. 74, Abi. 1. 


Auch auf eine durch Judikat zuerfannte Wechielforderung findet nicht die Wechfelverjährung, fondern 
die geröhnliche Verjährung Anwendung. Ext. des Obertr. d. 21. Nov. 1865 (Entſch. ®d. LVI, ©. 272). 

75) Diefe allgemeinen Gejete find alſo nleichfalls zum alleinherrichenden, die probinziellen und 
ftatutarischen Beftimmungen verdrängenden Rechte gemadht. 

76) Hier und in dem $. 3 des ©. d. 31. März 1838, wo diefe Verordnung in Ausficht geftellt 
worden ift, wird der Ausdrud „öffentliche Laſten“ in einem weiteren, auch Gemeindelaften umfaſſen— 
den Sinne gebraudt, Nach dem Sprachgebrauche des A. AR. ift damit ein beftimmter —* nicht 
verbunden; es iſt bei jeder einzelnen Auwendung dieſes Ausdruckes die Beziehung und Bedeutung 
defielben feftzuftellen. Im eigentlichen Sinne find darunter fteuerartige Abgaben der Landeseinmwohner 
an den Staat zu verftehen. 8. 655 d. T. S. bei. Entſch. des Obertr. Bd. XI, ©. 53 fi. 
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8.2. Auf Zurüczahlung zu viel erhobener Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangsabgaben, der 
in Folge der Zollvereinigungsverträge zu erhebenden Ansgleihungsabgaben, der Branntwein-, Brau- 
malz-, Mahl- und Schlachriteuer, der Weinmoft- und Tabadsfteuer, der Salzablöfungsgelder , der 
Blei⸗ und Zettelgelder, der Wege-, Brüden-, Fähr-, Waage» und Krahugelder, der Kanal-, Schleu- 
fen -, Scifffahrts= und Hafenabgaben und der Niederlagegelder findet ein Anjpruch nur ftatt, wenn 
derjelbe binnen Jahresfrift, vom Tage der Berftenerung an gerechnet, angemeldet und begründet wird. 

8.3, Wird im dem Fällen der 88.1 ır. 2 die Reklamation ganz oder theilweiie zurückgewieſen, 
jo ift dagegen der Rekurs an die vorgejetste Behörde binnen einer Präflufivfrift von ſechs Wochen, 
vom Zage der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, zuläſſig. Wendet ſich der Rellamant an 
eine intompetente Behörde, jo hat dieje das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde abzugeben, ohne 
daf dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurechnen ift. 

8.4. Ju den Fällen, im welchen nach den beftehenden Gejegen über die Steuerverpflichtung der 
Meg Rechtens nachgelaſſen ift, fan die Steuer nur von dem Anfange desjenigen Kalenderjahres an 
zuridgefordert werden, worin die Klage angemeldet, oder worin vor der Klage eine Nellamatior bei 
der Berwaltungsbehörde eingereicht worden ift 77). 

$. 5. Eine Nadforderung von Grimdfteuern ift zuläffig jowohl bei gänzlicher Uebergehung, als 
bei zu geringem Anſatz, im beiden Fällen aber nur für das Kalenderjahr, worin die Nachforderung 
geltend gemacht wird. 

$. 6. Die Nacforderung von Klafjen-, Gewerbe- und perjönlichen, auf befonderen Titeln be- 
ruhenden Steuern findet im Fall gänzlicher Uebergehung nad den im 8.5 enthaltenen Regeln ftatt; 
im Fall eines zu geringen Auſatzes fällt bei diefen Steuern jede Nachforderung weg, jedoch unbejcha- 

det der gejetzlichen Wiederumlage bei Gewerbeftenergejellihaften, welche nah Mittelfägen ſteuern. 
$. 7. Bei den im $.2 erwähnten indirekten Steuern kann der Betrag defjen, was zu wenig 
oder gar nicht erhoben worden ijt, nur binnen einem Jahre, vom Tage des Eintritts der Zahlungs- 
verpflichteten am gerechnet, nachgefordert werden 7’ a), 

8.8. Zur Hebung geftellte direkte oder indirefte Steuern, welche im Rückſtande verblieben oder 
freditirt find, verjähren in vier Jahren, von dem Ablaufe des Jahres an geredjnet, in welches ihr Zah- 
lungstermin fällt. 

Die Verjährung wird durd eine an den Steuerpflichtigen erlafjene Aufforderung zur Zahlung, 
fo wie duch Verfügung der Erekution, oder durch bewilligte Stundung der Steuer unterbrochen. 

It nach Ablauf des Jahres, im welchem die legte Aufforderung zugeitellt, Erefution verfügt 
worden, oder die bewilligte Friſt abgelaufen, jo beginnt eine neue vierjährige Verjährungsfrift. 

8. 9. Rellamationen wegen Steuern, welche vor Publikation diefes Gejeges entrichtet worden 
find, fo wie Nachforderungen wegen Steuern aus diefer Zeit, müſſen, bei Berluft des Auſpruchs, 
binnen Jahresfrift nach Publikation diefes Gefetses geltend gemacht werden. 

Für die zur Zeit der Publikation diejes Geſetzes vorhandenen Steuerrüdjtände begumt die $. 8 
feſtgeſetzte vierjährige Verjährungsfrift mit dem 1. Januar 1841. 

$. 10. Iſt in der unterlafjenen Entrichtung der ganzen Steuer oder eines Theils derjelben eine 
Kontravention gegen dieje Steuergefege enthalten, jo verjährt die Nachforderung nur gleichzeitig mit 
der geietlichen Strafe. 

$. 11. Die in dem Gefete feſtgeſetzten Friſten laufen auch gegen minderjährige und bevormun- 
dete Perjonen, jo wie gegen moraliihe Perjonen, denen gejetlich die Rechte der Minderjährigen zu- 


— — — 


77) Die bei Rückforderung öffentlicher Abgaben angeordnete kurze Verjährungsfriſt findet allge 
meine Anmendung, mag don einer gänzlihen und perjönlichen Befreiung des Berheiligten, von einer 
Steuer» oder Abgabenverpflihtung , ie Rede fein, oder es fi uur darum handeln, ob eine Abgabe, 
die ihrer Art nad unftreitig it, zu — oder zu ermäßigen ſei. Pr. des Obertr. 2278, vom 11. 
März 1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 30). 

77a) (3. X.) —* dieſe verjährte Vachforderung wurde jedoch dor 1861 fein Rechtsſchutz ges 
währt. SM. ſ. unten Anm. 2a zu $. 5, Tit. 14, Th. I. 

(4. A.) Die Beftimmung des $. 14 findet auch auf die Beiträge zur oberſchleſiſchen Bergbau 
Hütfstaffe Anwendung. Ert des Obertr. dom 12. April 1861 (Entſch. ®b. XLV, ©. 104), 
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ftehen, ohne Zufaffung der Wiedereinſetzung in dem vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des Regrei- 
jes gegen die Vormünder und Berwalter. 

8. 12. Durch den Ablauf der Berjährungsfrift wird der Steuerpflichtige von jedem ferneren Au— 
fpruch , ſowohl des Staates als der Stenerbeamten umd der Steuerjozietäten , befreit. 

$. 13. Wegen der Berjährung der Stempelftener und der Reklamation in Betreff diefer Steuer, 
nicht minder wegen der Hypotheken- und Gerichtsichreiber» Gebühren in der Rheinprovinz, bleibt es 
bei den beftehenden Vorſchriften. 

$. 14. Dieſes Gefet findet auch auf öffentliche Abgaben, welche nicht zu Unſeren Kafjen fließen, 
fondern an Gemeinden und Korporationen, fo wie an ftädtiihe Kaffen zu entrichten, oder als Pro- 
binzial=, Bezirts-, Kreis- oder Gemeinde- Laften, oder zur Unterhaltung öffentlicher Anftalten aufs 
zubringen find, jo wie auf die mit Einziehung folcher Abgaben beauftragten Beamten Anwendung ??b), 

$. 15. Alle frühere gejetliche VBorjchriften über die im gegentwärtigen Geſetz enthaltenen Gegen- 
ftände werden hierdurch aufgehoben. 


$. 551. Mit dem Augenblide ?$), da Jemand feine Klage bei dem gehörigen 7°) 
Richter anmeldet®%), wird die Berjährung durch Nichtgebrauh unterbrochen *1). 


77b) (4. U.) Der Einwand des Zahlungspflichtigen,, daß die geforderte Abgabe, insbejondere die 
in einigen Städten eingeführte „Hausftands-Ergänzungsfteuer” , in der Kommmunalverfaffung umd den 
darüber ergangenen Geſetzen nicht begründet, daß die Abgabe von der ftädtiihen Behörde mit Un» 
recht eingeführt und dieje daher zur Erftattung des erhobenen Betrages verpflichtet jet, kann nicht im 
Rechtswege, jondern mar im Wege der Beſchwerde bei den vorgeſetzten Bermaltungsbehörden geltend 
gemacht werden. Gutich. des Komp.-Gerichteh. dv. 12. März 1859 (J.M.Bl. 1860, ©. 138). 

78) Der Ausdrud ift gedantenios gebraucht, denn es wird bei der Verjährung nicht von Augen» 
blid zu Augenblid (a momento ad momentum) gerechnet; unter dem Augenblide it hier der Tag ge- 
meint. Ueberdies ift der „Augenblick“, da Jemand den Richter angeht, um zu flagen, gar nicht all» 
gemein kennbar feftzuftellen, und überdies ift zu ftreiten: welcher Augenblick enticheiden joll, wenn 
der Richter gerade mit Anderen beichäftigt ift, wo der Kläger eintritt: ob der Augenblid, wo er in 
das Gerichtözimmer tritt, oder, wenn er warten muß, der, ro er zu ſprechen beginnt. 

79) Suarez wollte, im Einverftändniffe mit Heidenreich, daß auch die Klage dor einem 
infompetenten Richter allemal die Verjährung unterbrede. „Genug, ich war nicht mehr negligens.“ 
Dieſer Vorſchlag ging nicht durch, hatte aber die Beſtimmung der SS. 552, 553 zur Folge. Simon, 
Material. ©, 467, 

80) Die Verjährung durch Befig wird nur durch die Infinuation der Citation unterbrochen. 
88. 603 ff. und Erf. des Obertr. v. 4. Juni 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©. 91). Das war ſchon 
im Ent, vorgeichlagen. Zu diejer Untericheidung der pr. acquisitiva und extinetiva fanden Heiden- 
reich und vd. Tevenar feinen Grund, Suarez aber bemerkte darauf: Dergleihen Grund jei 
allerdings vorhanden. Praescriptio extinctiva jei poena negligentiae, fie erfolge per solam nonusum. 
Sobald man Mage, ſei man nicht mehr negligens; man gebrauce jein Recht. Bei der acquisitiva 
ſei e8 anders. Hier entitche jein Hecht ex possessione continuata. Durd die bloße Klageanmeldung 
des Anderen werde jein Beſitz micht unterbrochen; per insinnationem eitationis aber werde er in ma- 
lam fidem fonftituirt. Simon, Material. 432. — „Man muß fid immer erinnern,“ jagt derjelbe 
bei der Revijion der Monita (ebd. S. 527), „daß poena negligentiae das eigentliche Fundament der 
pr. extinctivae if. Sobald alio der Berechtigte aufhört, negligens zu jein, jobald muß der Lauf der 
Berjährung aufhören. Dies geidhieht aber, wenn er jein Recht gerichtlich anmeldet, uud den Kichter 
implorirt, ihm dazu zu verbeifen, Ob dieie Anmeldung dem Berpflichteten bekannt gemacht worden, 
oder nicht, darauf fommt es gar nicht an, weil deſſen bona fides vel mala fides bei der pr. extinctiva 
nichts ausmacht, jondern alles von dem beiwiejenen Fleiße oder Unfleiße des Berechtigten abhängt.“ 
©. aud) die folgende Anm. 82, Abi. 3. — (5. A.) In dem gedachten Erf. vom 4. Juni 1860 wird 
geiagt: „Die Ertinktiv-Verjährung wird durch bloße Anmeldung der Klage unterbrochen ($. 551), 
und dabei gilt, weil es nur auf Abwendung des Bormurfs einer Säumniß in Verfolgung des Rechts 
anlommt, jede Manifeftation beim Richter, den Anſpruch geltend machen. zu wollen, alio aud ein 
bezügliher Borbehalt, der wirklichen Anmeldung gleich““ ©. 92 a. a. O. — Da 
gegen heißt es twieder in dem Erf. vom 10, Januar 1867: „Am Schluſſe der Klage des Borpro- 
zeiles heißt es: „Der Kläger behält fich feinen Anſpruch auf Schadenseriag in jeder Beziehung dor, der 
ihm durch das rotkrante Pferd des Beklagten, außer dem bier geltend gemachten Anfpruche, erwachſen 
if.” Einem ſolchen bloßen Borbehalte läßt ſich nicht die Wirkung und Bedeu» 
tung einer wirkliden Klageammeldung beilegen.” (Arc. f. Rechtsf. Bd. LXVII, ©. 29.) 

(5. U.) Die Geltendmachung der betrefienden Forderung durch Kompensation in einem gegen den 
Gläubiger angeftrengten Prozefie, wenn dieſer Einwand wegen Jlliquidität ad separatum bertiejen 
wird, Mehr der Klageanmeldung gleih und unterbricht den Kauf der Verjährung. rt, des Obertr. 


Unterbre» 
dung. 
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bom 21. April 1863 (Entid. Bd. XLIX, S. 119), Wird gemeinrechtlich für irrig erkllärt. Unter- 
holzner, Berjährungsiehre, Bd. I, $. 1185 dv. Savigndy, Spften, Bd. V, $. 243, ©. 321. 

81) Zu einer Klageanmeldung, welche den Lauf der Verjährung zu unterbrechen geeignet fein 
foll, gehört nothwendig die namentliche Bezeichnung des Bellagten. Bei mehreren, feine Korporation bil« 
denden Bellagten ift daher auch eine allgemeine, nicht namentiiche Bezeichnung, 3. B. „lämmtliche Einfaffen 
eines Dorfes“, nicht genügend, vielmehr gegen die nicht genannten unmwirtiam. Br. des Obertr. 2148, b. 
27. Septbr. 1849. Entſch. Bd. XVII, ©. 160.) Dieſer Sak wird aber nicht anzumenden fein auf Gewerl⸗ 
ſchaften, deren Bezeichnung unter der Kolleftivbenennung „Gewerkſchaft der Steintohlengrube NN.“ 
ebenfo genügt tie die Firma einer Handiungsgefellihaft. — (3. U.) „Bei der frage: ob cine erhobene 
Klage die Verjährung eines Anſpruchs unterbrochen habe, kommt auch das Fundament diejer Klage im 
Betracht," jagt das Obertr. in einem Erf. vom 30. Januar 1854 (Entſch. Bd. XXVII, ©. 318, u. 
Arc. f. Rechtẽf. Bd. XI, S. 285); die Klageanmeldung joll darnach mit den Erforderniffen des $. 2, 
J. 4 der 4. GO. verichen fein. Zu solcher Kafuiftit führt bloß die durch die Verachtung der ſ. g. 
Klageformeln, d. h. des jedem Rechtsgeſchäfte oder Anipruche eigenthümlichen Klagrechts, entjtandene 
Rechtsunſicherheit. Es ift nicht zweifelhaft, daß die Verjährung nur derjenigen Klage (actio), von welcher 
durch engine er Anbringung Gebrauch gemacht wird, unterbrodhen ıft. (4. A.) Durch die bloße 
Provokation auf Ablöjung des Zehntrechtes wird die Berjährung der Zehntrüdftände nicht unterbrochen ; 
es bedarf dazu vielmehr der ausdrüdlichen Anmeldung dieier Rüdjtände. Erf. des DObertr. vom 
4. Juni 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIX. ©. 237). (4.9) Zur Anmeldung ift ebenio wie zur Klage 
gehörige Legitimation erforderlih. Der Legitimationsmangel des Klägers im Vorprozeſſe bemirft da» 
her, daß die Vorklage auch nicht als Anmeldung des Anſpruchs erachtet werden darf. Erf. des Obertr. 
vom 30. Juni 1856 (Arch. f, Rechts. Bd. XXI, ©. 332). — Auch durch Anmeldung der Klag 
gegen den verftorbenen Schuldner wird die Verjährung der lage nicht unterbrochen. Erf. deil. 
v. 9. Januar 1855 (Arch. j. Rechtsf. Bd. XVI, ©. 131). Nur gegen die in der lage als Belt. bezeich- 
nete Perjon wird die angemeldete Ktage unterbrochen. Daher unterbricht z. B. eine Klage, ange- 
ftellt gegen A., vertreten durch feinen Generatbevollmädtigten B., die Berjährung gegen den B. nicht. 
Erf. deii. v. 6. November 1856 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXL, ©. 296). 

(4. U.) In einem Erf. dv. 17. Dezember 1851 (Arch. f. Redytsf. Bd. ILL, S. 371) hat das Ober- 
tribunal den Sat behauptet, daß gegen den, dem Gläubiger unbefannten wirklichen Schuldner die 
Verjährung durch Anmeldung der Klage gegen den vermeintlichen Schuldner unterbroden werde. Das 
ift feine Rechtswahrheit. Die Klagverjährung tritt zwar gegen den dem Gläubiger unbelannten Schuldner 
nicht ein; dies ift aber feine Wirkung der Klageanmeldung gegen einen Unrechten; vielmehr ift der 
Grund ein anderer. Oben, $. 516 und die Anm. 19 dazu. 

Durch bloße Litisdenunziation wird, imfofern diejelbe micht ein Anerfenntmiß zur Folge bat, der 
Lauf der Verjährung nicht unterbrochen. Pr. 995, v. 6. März 1841. [3. A. Der Sat ift aus ju- 
riftiichen Gründen wohl gerechtfertigt. Das Plenum des Dbertr. aber hat denjelben durch Beichluß 
v. 6. Juni 1853 (Pr. 2451), gegen den übereinftimmenden Antrag beider Referenten, verworfen und 
dafür den Sat angenommen: „Die Litiedenunziation unterbricht die Berjährung der don dem Yitis- 
denumzianten gegen den Fitisdenumziaten anzuftellenden Regreßklage.“ (I.M.Bl. S. 310 und Entſch. 
Bd. XXV, ©. 325.) Der Satz läßt ſich juriftiich micht begründen und ift auch entbehrlih. Der ju- 
riftiihe Grund ift dargeftellt durch die Behauptung, daß das Geiet allein auf die bei dem Richter ges 
ichehene Kundgebung, den Auſpruch geltend machen zu wollen, in Beziehung auf die Unterbrechung 
der Verjährung Gewicht lege. Beriefen wird dies aus dem $. 561 nad) einem arg. a contrario, da 
ſchon eine gerichtliche Mahnung unterbrehe. Es ift ſchon eine mißlihe Sade, einen Rechtsgrund 
oder Rechtsſatz durch das ſehr trügeriiche arg. a contrario beweilen zu wollen, und man fordert nicht 
zuviel, wenn man jenen Rechtsgrund befier nachgewieien verlangt. Läßt man denielben aber auch da- 
bin geftellt jein, jo fehlt doch der Nachweis des geichichtlihen Moments ganz. Eine Behauptung wird 
daflir gegeben, die Behauptung nämlich: daß im der Litisdenunziation die fr. Kundgebung bei dem 
Richter, den Anipruch geltend machen zu wollen, enthalten ſei — daß in der Fitisdenumziation eine 
foihe Mahnung, reip. eine Klageanmeldung virtualiter enthalten fei. Das ift nicht einzuräumen. 
Die Litisdenunziation geichieht gar nicht dem Richter wie die Klageanmeldung , fie geichieht dem Ge- 
währdmanne, und es ift eine in dem Bepormundungsprinzipe liegende AZufälligteit, daß dabei der 
Richter die Rolle des Briefträgers hat. Dadurch mird im Weſentlichen nichts geändert. Bei der 

erihbtlihen Mahnumg hat zmar der Richter dieſelbe Stellung, aber einestheils ift es, tie ge— 
agt, noch zu erweiſen, daß die gerichtlich infinuirte Mahnung die Berjährung unterbricht, anderen- 
theils hat die Yitisdenunziation einen ganz anderen Inhalt und Gegenftand als die Mahnung. Die 
Mahnung macht eine beftimmte Forderung unmittelbar und geradezu geltend. Die Litisdenunziation 
fordert aber nur zum Beiftande behufs Abwehr des Anſpruchs eines Dritten auf. Wo ift da die 
Kundgebung bei dem Richter, den Anipruch (meichen ?) geltend machen zu wollen? Die Gleichſtellung 
der Fıtiödenumziation mit der Mahnung und gar mit der Klageanmeldung ift ſonach naturwidrig und 
damit fällt die Begründung des neuen vermeintlichen Nechtsgrundiages zuiammen. Außerdem aber 
tritt entgegen die don der Minderheit geltend gemachte rechtliche Natur der Berjährung umd deren 
Unterbredimg als rein pofitiver Imftitute: dabei ift feine Analogie zulälfig, die Verjährung ift nur 
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$. 552. Die Klage ®1°) vor einem ungehörigen Richter unterbricht die Verjäh- 
rung nurdıb), wenn jie binnen Einem Sabre nad erfolgter Zurüdweifung ®*) bei 
dem gehörigen Richter angemeldet worden. 


da zuläffig, wo fie vorgeichrieben ift, und die Unterbrechung geichieht nur durch die Mittel, welche dazu 
für geeignet erflärt worden find; der Richter kann die Zahl derjelben nicht vermehren. Zuletzt ift der neue 
nicht pafjende Rechtsſatz, bei richtiger Auffaffung und Behandiung der Sache, in Beziehung auf die 
ſchließliche Negreßttage, womit ein beftimmter Betrag als Erjatz gefordert wird, auch entbehrlich. Denn 
jede Regreßklage ift nur ſubſidiariſch, mithin in der Regel erft gegeben, wenn die Bedingung eingetreten 
ift, d. b. die Klage gegen den Hauptſchuldner fich als erfolglos erwieſen oder der Dritte den Anſpruch, wegen 
deſſen der Yirisdenunziat Gewähr leiften joll, durchgeſezt hat. Eher kann aucd die Verjährung nicht 
anfangen. Zwar —— der $. 23, Tit. 17 der Pr.O. die ſoſortige Anſtellung der Regreßllage gegen 
den die Negreverbimdlichkeit nicht amerfennenden Yitisdenunziateg. Allein dies bezieht ſich nur auf 
den Grund der Regreßklage; und wenn diejer beftritten, jo verleßt der Litisdenunziat das Mecht des 
Lirisdenunzianten und kann infomeit fofort beflagt werden. Aber wenn zu diejer Präjudizialliage — 
etwas anderes ift fie nicht, über das Duantum läßt fich moch nicht ftreiten, weil es erſt durch den 
Hauptprozeß gegeben werden joll — fein Antaf gegeben wird, jo ift in feiner Beziehung actio nata. 
Der jr. Sat müßte daher, jelbft wenn er am fich zu begründen wäre, immer eine geriffe Beichräntung 
durch richtige Beziehung erleiden. Anzumerken ift, dat der Art. 80 der U. D. Wechſ.O. die Unter- 
bredung der Verjährung durch die Streitverlündigung für zmedmäßig und deshalb als eine Ausnahme 
von der Regel, bejonders anzuordnen fir nothwendig befunden hat. Daß dem Gegner des Litisdenun: 
zianten die Hereinziehung des Litisdenunziaten hinfichtlih des an diejen feitens des gedachten Gegners 
geltend gemachten Anfpruchs nichts nutzt, ift gleichfalls feftgeftellt, durch das Pr. 2602, v. 8. Dezbr. 
1854, lautend: „Die Thatiache, daß ein Litisdenunziat dem Litisdenunzianten in dem Prozeffe gegen 
defien Gegner —— geleiſtet hatte und er ſolchergeſtalt im dieſem Prozeſſe Partei geworden war, 
iſt nicht geeignet, die ge des don diefem Gegner demnächſt gegen den früheren Litisdenunziaten 
erhobenen Anſpruchs zu unterbrechen.” (Entſch. Bd, XXIX, ©. 348.)] Auch genügt in Fällen, 
wo wegen Entziehung von Privilegien binnen einer Präftufivfrift der Nechtsweg nachgelafjen ift, micht 
die bei einer Adminiftrarivbehörde abgegebene Erklärung: den Rechtsweg betreten zu wollen. Pr. des 
Obertr. d. 11. November 1847 (Eutidh. Bd. XV, ©. 374). 

Die Klageanmeldung ift aber fein abjolutes Mittel, den Lauf der Verjährung zu unterbrechen ; 
die unterbrechende Kraft hat nur die Klage, die imploratio judieis um Nedhtshülfe, oder wie Suarez 
fid) ausdrüdt, „wenn er (dev Berechtigte) jein Recht gerichtlich anmeldet und den Richter implorirt, 
ihm dazu zu verhelfen.“ ©. die vor. Aum. a. E. Die Unterbredung wird nur in dem Falle der 
wirklichen Einbringung der Imploration auf den Tag der Anmeldung zurückdatirt. Eine Anmeldung 
dagegen mit der Erklärung, daß dadurd nicht die Ausübung oder Verfolgung des Rechts, fondern nur 
die Unterbrechung der Verjährung bezweckt werde; und mit dein Antrage: die Sache auf ſich beruhen 
zu laffen, ift wirkungslos, denn der Berechtigte thut das gerade Gegentheil von dem, was er thun 
müßte, um den Can! der Verjährung zu unterbrechen ; ev müßte Magen; er erklärt aber, daß er von 
feinem Klagerechte zur Zeit feinen Gebrauch machen wolle. Auch das Obertr. giebt in einer Entich. 
v. 28. Jan, 1857 zu vernehmen: „Bon dem, der eine Klage anmeldet, aber ausdrücklich erklärt, er wolle 
nie lagen, wird allerdings richtig gefagt werden können, er melde eine Klage gar nidıt an.“ (Entſch. 
Bd. XXXV, ©. 31.) Diefer Fall ift ganz verſchieden von dem des 8. 554 d. T. wo eine neue Negligenz 
borausgejet wird. ©. die Anm. 83. Im diefem Sinne hat fich auch der J. M. in der allg. Berf. v. 22. Jan. 
1841 ausgeſprochen, worin er die Gerichte ammeift, in einem foldhen Falle fich lediglich an die Vorſchriften 
der Pr. DO. Zit. 4, 88. 16,17 zu halten und dem Anmeldenden feine Relognition über feine ungehörige 
Klageanmeldung zu ertheilen, fondern zu eröffnen, daß feine Anzeige zur Unterbrechung der Verjährun 
nicht genüge. (I.M. Bl. ©. 65.) In der jpäteren Verf. deſſ. dv. 20. Juli 1843, werden die Gerichte, na 
dem — des Weftphäl. Prov.-Landtages v. J. 1843, auf allerhöchſten Befehl angewieſen, jede nach 
88. 551 ff. d. T. zur Unterbrechung der Verjährung geeignete —— auch wenn ſie keinen 
Prozeß zur Folge hat, mit der darauf erlaſſenen Verfügung der Gegenpartei mitzutheilen. (I.M.Bl. 
&.204.) Bergl. die ältere Anweiſung in demjelben Sinne vom 23. Febr. 1841 ad3. (J. M. Bl. ©. 110.) 
Diefe Benachrichtigung geichieht auf Koften des Klägers, der dazu die Beranlaffung giebt. 

Bei der Wechielverjährung gilt der allgemeine Grundiag des $. 551 d. T., daf die Verjährung 
durch Anmeldung der Klage unterbrochen twird, nad den Grundfägen der U. D. W.O. Art. 80 nicht 
mehr; das auf das U. L.R. gegründete Pr. 1705, vom 6. März 1846, ift mithin außer Kraft geſetzt. 

81@) (4, A.) Oder die Slageanmeldung. Erf. des Obertr. v. 23, Jan. 1857 (Ark. f. Rechrsf. 
Bd. XXIU, ©, 266). 

Der bei der Generallommiffion angebrachte, wenngleich wegen deren Inkompetenz zurückgewieſene 
Ablöfungsantrag bat in Betreff rüdftändiger Gutsabgaben die Wirkung der Klageanmeldung, wenn 
binnen Jahresfrift die Klage bei dem gehörigen Richter eingereicht wird. Ext. des Obertr. D, 29, Ja— 
nuar 1856 (Arc. f. Rechisf. Bd. XX, ©. 95). 

81b) (5, A.) Nah G. R. unterbricht die dor einem ungehörigen Richter angeftellte Klage die Ber- 
jähtung gar nicht. L. 7 C. ne de statu (VII, 21). 
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$. 553. Hat aber der ungebörige Richter die Klage angenommen, und dadurch 
den Kläger in feinem Irrthume beſtärkt, fo ift die Berjährung für unterbrochen zu ach» 
ten®®®), 

$. 554. Wird die gehörig angemeldete Klage nicht nad) Vorfehrift der Gefepe 
verfolgt ®°), fo fängt von dem Tage an, wo der Kläger die Sache hätte fortfegen 
fönnen und follen ®*), eine neue $5) Verjährung wider ihn an. 


10. Dekl. v. 18. Mai 1839, wegen der Verjährung der bei den bormaligen 
Keihsgerihten umerledigt gebliebenen Prozeſſe. (GG.S. S. 175.) 

Wir x. finden Uns bewogen, zur Bejeitigung entftandener Zweifel, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminifteriums und nad) erfordertem Gutachten einer von Uns aus Mitgliedern des Staatsraths 
ernannten Kommiſſion für dem ganzen Umfang Unſerer Monarchie zu erklären: 

daß die Vorjchrift des Röm. Rechts in der L. 9 C. de praescriptione 30 vel 40 annorum #6) 

auf die bei den vormaligen Reichsgerichten bis zum Schlufje verhandelten, dann aber unentſchie- 

den liegen gebliebenen #7) Prozeſſe, jo lange für diefelben die Kompetenz der Reichögerichte be- 
gründet war, feine Anwendung hat finden können, daß aber von dem Zeitpunfte**) der Erlö- 


82) In der Praris ift es üblich, eine muthmaßlid aus Irrtum an der unrechten Stelle ein- 
gereichte Klage an das zuftändige Gericht abzugeben. Zu einer förmlichen Zurüdweifung fommt es 
nur dann, wenn der Kläger auf das gewählte Forum beiteht. 

828) (4. A.) Wenn aber der ungehörige Richter die Klageanmeldung zwar angenommen und 
dem Bell. zugeftellt hat, demnächſt aber die Klage jelbft wegen Inlompeienz zurldhveiiet , jo ift es 
jo gut, als wenn er jchon die Klageanmeldung, ohne Zuſtellung an den Betl., zurldgeriejen hätte. 
Bergl. Ert. des Oberrr. vom 20. Febr. 1860 (Entſch. Bd. XLU, ©. 66). 

83) In diefem Falle verlangten einige Monenten den Wegfall der Unterbrechung. Suarez 
aber bemerkte darauf: „Hat der Berechtigte einmal durd Anmeldung der Klage feine diligentiam 
erwieſen, jo ift nicht abzuichen, warum ſolches ohne alle Wirkung fein folle, weil er ex post Wieder 
angefangen hat, negligens zu fein. Genug, wenn er für dieje neue Regligeng dadurch beftraft wird, 
da eine neue —— wider ihn zu laufen anfängt.” Simon, Maierial. ©. 527. Vergl. o. 
die Anm. 81, Abi. 4 a. E. und die folg. Anm. 84, aud) die vor. Anm. 828, 

84) Der terminus a quo der neuen Verjährung — jagt Suarez — kann fein anderer fein als 
der, mo er zur Fortiegung der Sache etwas hätte thun können und follen, 3. E. der Termin zur 
Aufnehmung der Klage, der Inftrultionstermin. Ebd. ©. 528. (4. 9,) Im Falle eines durch Litis- 
denunziation angemeldeten Negrefaniprucs beginnt die Verjährung von dem Zeitpunfte, in welchen 
das im Borprozefle age Erlenntniß — geworden iſt. Erf. des Obertr. v. 17. No« 
vember 1859 (Archiv für Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 19). 

85) Die neue Verjährung ift die der Inftanz, und hätte nach einer Anwendung des A. ER. IL, 
8, 8. 2356 eine 3ojährige Dauer, Nach dem Gef. vom 31. März 1838, 8. 10 hat fie die Dauer 
der Klageverjährung. (3. U.) Dies ift es, mas das Obertr. durd) das Pr. 2579, dv. 23. Novem« 
ber 1854 feftftellen will: „Für die neue Verjährung, welche nad) $. 554, Zit. 9, Th. I des A. L. R. 
u laufen beginnt, wenn die angemeldete Klage nicht fortgejegt wird, gilt, ſoweit nicht Spezialvor- 
——— wie fie die $$. 908 und 2356, Tit. 8, Th. II ebd. für Wechſel- und Verſicherungsanſprüche 
enthalten, entgegenfteben, ald Regel die der uriprünglichen gleichlommende Friſt.“ (Entid. Bd. XXX, 
©. 37.) Im Beziehung auf die Verjährung öffentliher Abgaben ſchreibt das Geſetz v. 18. Juni 1840, 
$. 8 den 2 Grundjag vor. 

x .) In Anwendung auf Regreßllagen nad vorheriger Fitisdenunziation (dor. Anm. 84) hat 
das Obertribumal dieſen Grundjag (die Verjährung der Spezialllage aus dem Redhtsverhältnifje) im 
dem Erf. v. 17. Novbr. 1859 (Anm. 84) angewendet und begründet. 

86) Diefe L. 9 beichräntt fich micht bloß auf Periomalliagen , jondern ift vom allen Klagen ohne 
Unterſchied zu verftiehen. Pr. des Obertr. 18208, vom 28. Dez. 1846, (Entſch. Bd. XV, ©. 126.) 

87) Unter den bie zum Schluffe verhandelten, dann aber umentichieden liegen gebliebenen 
Prozeſſen find nur folche zu verftehen, in denen von den Parteien nichts mehr vorzunehmen ift, um 
die Enticheidung der Sache audzumirten, und melde mithin bloß durd die Echuld des Richters lie 
gen geblieben find. Dahingegen findet die Deklaration auf ſolche Prozefie keine Anwendung, in denen 
zwar die geſetzlich vdorgeichriebenen oder zugelafienen Schriften eingegangen find, von den Parteien 
aber noch nicht zum Erfenntnifie fubmittirt, oder die Sache auf den Antrag des einen oder anderen 
Theile ausdrüdlich für beichlofien erklärt ift. Pr. des Obertr. 1820b, v. 28. Dezbr. 1846. (Entſch. 
Bd. XV, ©, 126.) 

88) Durch eine Minifterial » Inftenktion vom 27. Juli 1839 ift als diejer Zeitpunkt feftgeftellt: 
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ſchuug diefer Kompetenz an, in Anfehung der Verjährung, die im den einzelnen Landestheilen 
geltenden Gejege in Anwendung zu bringen find. 


$. 555. Solange aber die Sache nur durch die Schuld des Richters liegen bleibt, 
fäuft feine Verjährung °). 

$. 556. Wird der Kläger durch ein Defret abgewieſen, und macht er von den 
dagegen zuläffigen Nechtömitteln binnen Dreifig Tagen feinen Gebraud), fo nimmt 
mit dem Ablaufe diefer Frift die neue ?%) Verjährung wider ihn den Anfang. 

$. 557. Sat erein wirkliches Erfenntniß, wodurch er abgemwiefen worden, rechtd- 
fräftig werden laſſen, jo hat es dabei lediglich jein Bewenden *1). 


1) in Betreff derjenigen Yandestheile, im melden das IR. und das Gem. Recht gilt und welche zu 
einem Staate des vormaligen Rheinbundes gehört haben, der 1. Auquft 1806, als der Tag, m 
weichem der Reichsverfammiung der Abſchluß der rheiniichen Konföderationsalte und der Austritt jener 
Staaten aus dem Neichöverbande notifizirt worden ift; injofern aber der Staat dem Rheinbunde ſpä— 
ter beigetreten ift, der Tag des erfolgten Beitritts; 2) im Betreff der übrigen Landestheile des A. L. R. 
und des ©. R. der 12. Juli 1807, als der Tag, an melden die Ratıfifationeurkunden über den 
Tilſiter Friedeneſchluß ausgefertigt mörden find; 3) in Anſehung der Mheinprobinzen, jomeit das 
franz. R. gilt, der 9. März 1801, als der Tag, ar welchem der am 9. Febr. 1801 unterzeichnete 
Lüneviller Friede, welcher dieje Pandestheile des linken Rheinufers von Deutichland trennte, von 
Seiten des Reiches ratifizirt morden iſt. (IM.Bl. 1839, ©. 287.) — Auf die in manden Lan— 
destheilen, namentlich auch im Fürſtenthume Münfter, ſowie den übrigen durch den Reichs » Deputa- 
tions « Hauptihluß vom 25. Februar 1803 an Preußen abgetretenen Entibädigungsländern fchon vor 
Errichtung des NRheinbundes oder vor dem Abſchluſſe des Tilſiter Friedens vorhanden geweſenen Pri- 
vilegia de non appellando ift deshalb feine Nücdficht genommen morden, weil die Reichtgerichte den- 
felben niemals rildmwirtende Kraft beigelegt, fich vieimehr im den damals anhängig — Sachen 
jortwährend für kompetent erachtet haben. R. d. 26. September 1839. (I.M.B. ©. 330.) 

89) Hierzu hatten einige Monenten bemerkt, daß die Negligenz des Richters der Negligenz des 
Klägers nicht patroziniven könne, folglih, wenn diejer die Eache bei dem Nichter zu urgtren umter- 
laſſe, eine neue Präjkription wider ıhn anfange. Suarez fand dies ganz richtig umd jchlug eine 
entiprechende Beſtimmung vor. Es wurde jedoch konkludirt, daß es bei dem $. 555 verbleiben jolle, 
Simon, Material. ©. 528, Nr. 3. Der $. 555 hat den dom mehreren gemeinrechtlichen Schrift- 
ftellern vertheidigten Grundjag aufgenommen: quod praeseriptio quadragenaria allegari nequit, si 
non penes litigantes, sed judieinm stetit, quo minus litem prosequeretur. Boehmer, Consult. 
et deeis. Tom. I, dee. 930, no. 6, 10 und 11. 


90) Hier ift unter der neuen Verjährung die Klageverjährung verftanden, wie aus den Materia- 
lien zu entnehmen. Ginige Dionenten hatten erinnert, daß, wenn der Kläger abgewieſen werde, die 
Verjährung für nicht unterbrochen zu achten. Suarez bemerkte darauf: „Wird der Kläger abgewie— 
ſen, jo neichieht foldhes entweder per deeretum, oder per sententiam. Letzteren Falles ift von feiner 
Präitription mehr die Frage, meil der Kläger alddann ein judicatum wider fid) hat. Geſchieht aber 
die Abmeifung bloß per decretum, fo fteht dem Kläger der Nefurs dagegen an die höhere Behörde 
offen. Vernachläſſigt er diefen, jo ift er don neuem negligens, folglid) fan aud) die neue pr. extinc- 
tiva wider ihn anfangen.” Simon, Material. ©. 527, 528. Hierauf wurden die $$. 556 und 
557 hinzugefügt. Die Abmweifung per deeretum hindert mithin die Wiederholung der Klage nicht; 
die Sache erlangt dadurch fein Ende. 

9) D. h. es kann auf eine Verjährung nicht weiter mehr anfommen. &. die vor. Anm. 90, 
Nah Suarez' Anficht müßte ein abweiſendes Erlenntniß, ſei es gefaßt wie immer — auch wenn 
es angebradtermaßen abweiſt — die Erneuerung defielben Anſpruchs allemal ausſchließen. 
Denn er meinte, die Frage: ob die Verjährung unterbrochen fei, wenn der Kläger nur angebrachter- 
maßen abgewieſen worden, könne bei uns nicht vorkommen, teil unjere Pr.» g dergleichen Abwei⸗ 
jungen nicht kenne. Simon, Material. ©. 543, Nr. 5. Die Praris hat fich jedoch anders ge» 
ftaltet. Ueber die Wirkung einer ımrichtig begründeten Klage in Beziehung auf die Verjährung der 
richtigen Klage ift man nicht einerlei Meinung. Man hat gejagt, daß auch die Verjährung der rich 
tigen Klage durch die angebradtermaßen abgewiefene Klage unterbrochen morden jei, weil der Kläger 
doch immer aufgehört habe negligens zu Kin. Dies ift jedoch micht juriftiih. Wenn Jemand 100 
aus einem Kaufe zu fordern hat und er Hant wegen 100 aus einem Darlehn, jo kann die Berjäh- 
rung der micht gebrauchten actio emti venditi unmöglich durch die ungegründete condictio ex mutuo 
unterbrochen werden. Vielmehr tritt hier die Beftinmung des $. 557 ein: es hat bei der Abwei— 
fung, nämlich der Darlehnsklage, jein Bewenden; andere Klagerechte, die der Kläger eiwa jonft noch 
bat, werden dadurch gar nicht betroffen. (5. A.) Dies wird auch nach den Grundjäßen des Gemei- 
nen Rechts angenommen. Unter Anderem führt Unterholzmer, Berjährungsiehre Bd. I, 8. 125, 
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8. 558. Auch wenn ihm das eingeflagte Recht durch ein rechtöfräftiges Urtel??) 
wirklich zuerkannt worden, kann dennoch eine neue? 3) Verjährung durch Nichtgebrauch 
wider ihn anfangen ®t). 

$. 559. Der Anfang diefer neuen Verjährung ift bei Zahlungen oder Präfta- 
tionen, die zu einer gewiſſen Zeit, oder bei einer gewiſſen Gelegenheit geleiftet werden 
follen, der Tag, wo die Zahlung oder Präftation zum erjten Male fällig war. 

$. 560. Bei andern Rechten ? 5) nimmt die neue Verjährung erft nach einem Jahre, 
von dem Tage an, da das Urtel rechtäfräftig geworden tft, ıhren Anfang 5%). 


©. 444, 1I, Mr. 3 aus: Wenn der Anfprud des Klägers völlig abgewiejen wird, demungeachtet 
aber ein anderer Anipruch noch übrig ift, der zwar in der Begründung ſich unterjcheidet, in dem we— 
jentlichen Zmwede aber mit dem zurüdgewiejenen übereinftimmt, jo wird die Berjährung fortlaufend 
gerechnet. Doc aber — fügt er bei — jo, daß die Zeit, melde durd die eıfte Klage verſplittert 
worden ift, nicht in Anrechnung kommt, weil die L. 16 C. de inoff. testam, (III, 28) berordne, daß 
jür denjenigen, der zuerft dem feinen Pflichttheil verlegenden letzten Willen geradezu jedody erfolglos 
ale nichtig oder untergeichoben angefochten habe, der hierdurch bewirkte Zeitverluft feine Verkürzung 
au der zur Anftellung der inofficiosi querela eingeräumten Zeit zur folge haben foll. Das Gleiche 
ſoll nad) jeiner Anficht gelten, wo zunächſt bloß der Beſitz einer Sade zum Gegenftande der abgewie- 
jenen Klage gemacht worden und demmächſt das ſ. g. Petitorium angehtellt ift. Die Zuläffigteit der 
Analogie jener L. 16 in dieſem Halle wie in anderen ähnlichen Fällen ift zu bezweifeln und im preus 
Bifhen Rechte fehlt auch jeme Verordnung, jo daß jelbft deren analoge Anwendung unmöglid) ift. 
Hinſichtlich der Poflefjorienklage ift man gemeinrechtlich auch nicht einig, nach der Meinung ee 
joll diejelbe, wenn fie auch abgemwiejen wird, (denn fiegt der Kläger, 4 tritt ja in folge der Eprelu- 
tion usurpatio naturalis ein), die Uiulapion unterbrochen haben. M. ſ. Donell, Comment. jur. 
eiv. V, 21; Kind, Quaest. for. UI, c. 32; Wening d. Ingenheim, II, $. 52. Die frage 
erfordert eine bejondere Erörterung. Die Praris des Obertribunals ift mit dem A. L. R. im Einver- 
ftändnif. „ES verfteht ſich von ſelbſt“ — jagt daffelbe —, „daß in beiden Fällen (Anmeldung der 
Kiage bei der Ertinftivverjährung und Infinuation bei der Alquifitivverjährung) eine in früheren 
Alten enthaltene Anmeldung oder Verfolgung einer Klage die Verjährung in Betreff eines ganz an— 
deren Anſpruchs nicht unterbrechen faun.“ Erf. vom 11. Mai 1863 (Entih. Bd. LI, ©, 59). 

(4. 4.) Der $. 557 fegt eine definitive Abweifung oder mindeftens eine Abmweifung in der ange 
brachten Art voraus und findet auf den Fall der Abmeifung zur Zeit feine Anwendung. Erf. des 
Obertr. dom 24. September 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 234), 

92) Eine im Konkurje ergangene Klaffifilatoria hat gegen den Gemeinihulduer felbft nicht die 
Wirkung eines vechtöfräftigen Urtele, und unterbricht gegen ihn auch nicht den Lauf der Verjährung. 
Pr. des Obertr. 1845, bom 15. März 1847 (Entſch. Bd. XIV, ©, 218), Iſt nach neuem Sons 
hursrechte nicht mehr praftiih, da die Klaffififatoria abgeſchafft if. Ein gerichtlicher Vergleich über 
rechtshängige Sachen hat in diefer Hinficht nicht gleiche Wirkung, er hat nur die Wirkung eines Au— 
zu. e8 im Betreff der Verjährung. Bergl. Entf. d. Obertr. Bd. XVIU, ©. 177, und o. die 

um. 74, 

93) Diefe dauert in allen Fällen 30 Jahre, G. v. 31. März 1838, $. 10 und Pr, des Obertr. 
1905 o. in der Anm. 73. (4. A.) Vergl. Erf. vom 28. Jan. 1859 (Arch. für Rechtef. Bd. XXXU, 
©. 176) und vom 8. September 1862 (ebd. Bd. XLV, ©. 327). Auch zu der neuen Verjährung 
rechtsträftig zuerlannter Nüdftände an Konventionalzinien ift der Ablauf einer 3Ojährigen, nicht aber 
einer nur zehmjährigen (Tit. 11, $. 849) Friſt erforderlich. Der $. 849, Tit. 11 ift gänzlich befeitigt. 
Erf. des Obertr. vom 8. September 1862 (Entſch. Bd. XLVIII, ©. 75). Ebenſo zur Verjährung 
zuerlannter Wechjelforderungen. Anm. 74%, Abi. 3. 

94) Im erften Entwurfe war die entgegengeiegte Beſtimmung vorgeihlagen. Dagegen proteftirten 
fämmtlihe Monenten und Suarez trat nen quoad pr. extinctivam bei. Bei der pr. acquisitiva 
wollte er einen Unterjchied machen, Derjenige, gegen melden das judicatum ergangen, lönne dagegen 
nicht präjfribiren, weil er einmal in malam fidem verießt worden. Simon, Material. ©, 470, 
Nr. II. Daraus ift der $. 558 und der ſich auf die Verjährung durch Befig beziehende, den entge— 
gengeießten Grundſatz ausiprechende $. 592 hervorgegangen. Damals dadıte man noch nicht an die 
88. 568, 569. Dieje pafjen dazu nicht. 

95) Auch bei Zahlungen, wenn in dem Urtel feine Zahlungszeit beſtimmt if. Eo ift e8 nad) 
den Materialien gemeint. Der erſte Entwurf hatte an Etelle dee 8. 558 eine entgegengeietste Be⸗ 
ftimmung. Darauf folgte die dem $. 559 entipredhende Beftimmung, welche jo lautete: „Sie tritt 
ein, wenn auf Zahlungen oder Präftationen erlannt worden, welche zu einer gewiſſen Zeit, oder bei 
einer gewiſſen Gelegenheit geleiftet werden jollen, und zwar bon der Zeit an, da fie fällig waren.‘ 
&Suarez wideriprad dem Vorſchlage der Umverjährbarfeit (j. die vor. Am.) und fügte bei: „Ge— 
jet es wäre erfannt: Cajus jolle Titio 100 bezahlen, und in der formula sententine wäre juft das 
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$. 561. Eine bloße aufergerichtfihe 5%) Erinnerung ift, für ſich allein ®6), die 
Verjährung zu unterbrechen noch nicht hinreichend. 


tempus solutionis nicht beftimmt; follte dann die Forderung inpräfkriptibel fein? M. E. füngt ale- 
dann die Verjährung a die judicati don neuem zu laufen an; im dem falle des $. 29 (559) aber, 
bon dem im Urtel feitgefegten Tage." Simon a.a. D. 8.471. Darauf brachte der gedr. Entw. die 
unferem $. 560 entiprechende Beftimmung, welche dort jo lautet: „Außerdem nimmt fie erft ꝛc.“ 
Diele Faffung entipricht dem Gedanken der Verf. befier als die des $. 560: „Bei anderen Rechten‘ 
u. ſ. w., wodurch der Zweifel angeregt werden kann: ob nicht andere als Forderungsrechte auf Zah— 
lungen oder Leiftungen gemeint jein möchten. Wie man zu dem Jahre nad der Rechtskraft gelom- 
men, erhellet nicht; Suarez' Vorſchlag war fachgemäßer, denn bei VBerurtheilungen auf Zahlung 
ohne — Ey fih die jofortige Fälligkeit. 

958) (4. A.) Diefe Vorſchrift kommt auch im Grofherzogthume Polen hinfichtlich der dor Ein- 
führung des A. L.R. benonnenen erlöichenden Verjährung gegen ein vechtsfräftiges Erlenntniß zur 
Anwendung. rt. des Obertr. v. 4. März 1851 (Ard. f. echtsf. Bd. I, ©. 281). 


95b) (3. U.) Argumento a contrario wird in der Begründung des Pl.Beſchl. dv. 6. Juni 1853 
(Anm. 81, Sat 2 zu $. 551) behauptet, daß eine gerichtliche Mahnung unterbreche. Daflir giebt 
es feine prozefjualiihe Form. 

96) Für ſich allein nicht; e8 muß noch etwas hinzufommen. Was dies jei, ift aus der Kon» 
troverſengeſchichte dieſes arg were zu entnehmen. Nach Gemeinem Rechte war es ftreitig: 
ob bei Schuldforderungen die Verjährung durch Imterpellation unterbrochen werde; die Romiſchen 
Duellen ſchweigen darüber. Dagegen kommen in Beziehung auf die Ufufapion zwei Stellen vor: die 
L. 13 D. pro emt. (XLI. 4) und die L. 2 C. de annali exceptione (VII, 40). In der erfteren 
wird gelagt: E83 habe Jemand einen fremden leeren Play von dem Nichteigenthüimer bona fide ge- 
fauft und dor Ablauf der Berjährung angefangen, darauf zu bauen; der Eigenthiimer habe Einſpruch 
(denuneiatio) gemadt; der Befier habe den Beſitz durch die ganze Berjährumgsgeit fortgeiegt. Es 
wird gefragt: ob die Erfigung durch jenen Wideripruch unterbrochen worden ſei. Der Jurift (Scä- 
vola) antwortet mit Nein. Die zweite Stelle ift eine Verordnung Juftinians, melde gleichfalls 
bloß von der Erfigung ſpricht. Die Verordnung giebt ein Mittel zur Unterbredung der Verjährung, 
wenn wegen Abrejenheit, oder wegen Kindheit, oder Geiftesfrantheit des nicht bevormundeten Beſitzers 
die Abforderungsfiage nicht angebracht werden kann. Der Eigenthümer oder Berechtigte joll dieſe 
Umftände im einer Beſchwerde dem Provinzialpräfidenten, oder bei defien Unzugänglicjfeit dem Bir 
jchofe, oder dem Defenjor der Stadt anzeigen, und wenn von allen diejen Perjonen feine anzutrefien 
iſt, joll er feine Verwahrung, welche von Tabularien oder von dreien Zeugen mit zu unterichreiben, 
öffentfih vor der Wohnung des Beſitzers anheften. Das ſoll zur Unterbredung der Verjährung ge- 
nügen. Das Mittel ift aljo die Proteftation im heutigen Rechtsſinne. Hinfichtlih der Perſonalllagen 
ftanden fi) unter dem gemeinrechtlichen Schriftftellern und Praktifern zwei Meinungen gegenüber. Nach 
der einen follte die bloße aufergerichtliche Mahnung unterbrechen; nach der anderen nicht, wenn nicht 
noch etwas hinzutrete. Was damit gemeint ift, findet man bei einem nicht unberühmten Vertreter 
diefer Meinung, nämlich bei Wernher, obs., P. II, obs. 164: „Extrajudicialis interpellatio pos- 
sessorem regulariter in mala fide haud constituit, nee praescriptionem interrumpit; sed dautur 
tamen quidam casus, ubi illa suffieit, v. gr. conjuncta sit cum deduetione juris, in continenti liquida, 
ita ut alter eausae justitiam agnoscat.“ Mad) diefer Meinung wird die Sache jo gedacht, daß von 
der einen Seite gemahnt und don der anderen eine anerfennende Antwort gegeben wird. An eine 
gerichtliche Mahnung außer dem Falle der Klage, im Gegenjate zur außergerihtlichen, dadıte 
fein Menich, es konnte Niemand daran denen, weil es dafür feine prozeſſualiſche — ab. Dies 
iſt das Material, aus welchem die landrechtliche Beſtimmung hervorgehen ſollte. r erjte Entwurf 
hatte das Anerkenntniß und die Mahnung nicht zuſammengeſtellt. Er lautete: „S. 20. Durch ge— 
gereitiges Anerlenntniß des Nechts wird die Verjährung immer unterbrochen. $. 22. Wer den An— 

ren nur außergerichtlich an feine Verbindlichkeit ettwas zu thun oder zu dulden erinnert, unterbricht 
dadurch dieje Art der Verjährung nicht.” Zu $. 22 war von Scherer folgendes Monitum einge 
gangen: „Ich wiirde annehmen, daß bei allen Perfonaltiagen eine außergerichtliche Mahnung zur Un- 
terbrehung der Verjährung hinreicht, weil der Gemahnte gewöhnlich feine Schuldigfeit einräumt, und 
nur Frift zur Zahlung ſücht. Daß er bei der Mahnung die Forderung nicht eingeräumt, fondern 
derjelben widerſprochen habe, muß er allenfall® bemweilen.” Das Monitum harmonirte vollftändig 
mit dem Stande der verfchiedenen Meinungen. Suarez mußte davon nichts; er antiwortete: „Herr 
Scherer madt hier ein Monitum, welches ich nicht verftehe, e8 wäre denn, daß er bei Realklagen 
einen Unterjchied ftatuiren wollte, zu dem ich aber keinen Grund abiehe. Meines Ermeſſens ift der 
Satz bei der praescriptione extinetiva, fie mag ein jus personale oder reale betreffen, richtig; bier 
verliere ich mein Recht propter solum nonusum. Wenn id num den Anderen mahne, To gebrauche 
ih ja mein Recht, alſo können mid) die folgen des nonusus nicht treffen.” Suarez mar aljo ein 
Anhänger der erften der gedachten beiden Meinungen. Man ging jedoch darauf nicht ein, das Conel. 
lautet; „„cessat monitum.*“ Simon ımd d. Strampff, Zeitichrift, Bd. III, ©. 466. Es blieb 
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$. 562. Durch) gegenfeitigeö 9?) Anerfenntnig des Rechts aber wird die Berjäh- 
rung immer unterbrochen 8). 

$. 563. Bon der Zeit einer folchen Unterbrechung kann fie jedoch von neuem ®3 *) 
angefangen werden. 

$. 564. Iſt die Verjährung bereits vollendet, jo hebt ein Anerfenntnig des ver- 
lojhenen ??) Rechts die Wirkung derfelben nur in fofern auf, al® aus diefem Aner- 
fenntmijfe, nach den Gefegen, ein neuer Rechtögrund entſteht 100). 


aljo bei den im Entiwurfe vorgeichlagenen Sägen über Anerkennung und Mahnung. Aber nad ihrer 
Stellung und Faſſung hatten fie unter fich feinen Zufammenhang, was doch nach der Quelle vor- 
ausgejegt wird. Das ift bei der Umarbeitung des Entwurfs geändert: der 8. 22 ericheint dort (Th. II, 
Tit. 6, $. 443) als Fortſetzung des $. 20 und ift mit dieſem durch die eingeichaltene Partilel „aber“ 
in inneren Zufammenhang gebracht, fo wie fie ſich hier in diefem Titel al® $$. 561, 562 zeigen. 
Aus diejer Geichichte erhellet: 1. daß die $$. 561 und 562 zufammengehören, indem der $. 562 
den $. 561 ergänzt; 2, daß das hier in Rede ftehende Anerkeuntniß als Thatjache aufzufaffen ift und 
daher der Schriftform nicht bedarf, die wohl auch jelten auf die mündliche Mahnung zu erlangen fein 
würde; 3, daß die auf die Mahnung erfolgende anertennende Antwort nicht der einzige denfbare Fall 
ift, in welchem die außergerichtliche Mahnung den Lauf der verlgeiing — 4. daß es unzu⸗ 
läſſig ift, aus dem $. 561 Durch ein argumentum a contrario den Sa zu entnehmen, daß eine 
gerichtliche Mahnung, vericieden gedacht von der Klageanmeldung, geeignet ift, die Berjährung 
zu unterbrechen; dieje neue Theorie des Obertribunals (f. die vor. Anm. 95%) ift ohne allen geichicht- 
lihen und ohme allen Rechtsboden. Für eine folche gerichtliche Mahnung giebt es, abgejehen von den 
Kapitalskiindigungen, die nur auf Geldfchulden berechnet find (U. G.O. Th. I, Tit. 28, $. 16), nicht 
einmal eine form; die gerichtliche Mahnung ift ein überall unbekanntes Inftitut. Auch eine außer- 
—— Proteſtation iſt kein allgemeines Mittel zur Unterbrechung der Verjährung; man hat die 

ſtimmung abſichtlich fehlen laſſen. Simon und v. Strampifa. a. O. S. 526. — Eine au- 
Bergerichtliche Abforderung genügt in dem falle des 8. 158, Tit. 14. (Entſch. des Obertr. 
Bd. IV, ©. 341.) Dies ift aber nicht als Ausnahme anzujehen, denn die dort beftimmte Frift ift 
feine Verjährung , wenngleid das Obertr. fie dafür erklärt hat. ©. die Anm. zum $. 158 a. a. O. 

97) Das „gegenjeitig‘ zeigt an, daß bei Ablegung des Anerkenntnifjes eine Beziehung zwiſchen 
dem Anerlennenden und dem Gläubiger, Die Ablict. die Schuld als noch beftehend anerfennen zu 
wollen, vorhanden jein müſſe; und menn in joldem Sinne die Anertennung gegen einen Dritten 
ausgeſprochen worden, jo ift dann eine Unterbrehung der Verjährung allerdings eingetreten, Es ver— 
hält fih mit dem hier gemeinten Anerlenntnifje ähnlich wie mit dem, den Mangel der jchriftlichen 

orm eines Vertrages heilenden Anerlenntniffe. Pr. des Obertr. vom 8. November 1848, (Entſch. 
d. XVU, ©. 120, 122.) Bergl. die Anm. zu $. 185, Tit. 5. 

Dadurd allein, daß die Erben bei der gegenieitigen —— ohne Zuziehung des Gläubi- 
gers defien iger an den Erblaffer für noch beitehend erflären, wird die Verjährung derielben 
nicht unterbrochen. n gegenfeitiges Anerlenntniß, welches zur Unterbrediung der erläbrung necig 
net jein foll, ift nur dann vorhanden, wenn eine Thätigfeitsäußerung des Berechtigten oder Gläubi— 
gers, eine Entgegennahme des Anertenntnifjfes, damit verbunden if. Pr. des Obertr. 2005, dom 
3. März 1848 Entſch. Bd. XVIL, ©. 123). Oder aud eine die Anerkennung bezwedende oder ent» 
haltende Erflärung gegen einen Dritten. Denn die Borichrift des $. 562 erfordert zu ihrer Anmwen- 
dung nicht, daß das Anerkenntwiß im einem mit dem Berechtigten abgeſchloſſenen Bertrage oder un- 
mittelbar gegen diejen erfolgt jei. Es reicht hin, wenn der Berpflichtete — jeine fortdauernde Ber- 
bindlichleit unzweideutig anerfannt hat; umd der Lauf der Verjährung wird injonderheit dadurch un- 
terbrodhen, daß der Berpflichtete einem Dritten die Berichtigung der ihm obliegenden Schuld übermeift 
(aufträgt). Pr. 1646, vom 13. Nov. 1845. — Diejes gegenfeitige Anertenntniß ift an feine Form 
— es laun auch durch Handlungen ausgedrüdt werden und erheiſcht zu ſeiner Gültigleit, auch 

i Gegenſtänden über 50 Thlr. nicht die ſchriftliche Form. Pr. des Obertr. 2294, v. 27. Mai 1851 
(Entſch. Bd. XXI, ©. 192), Dergleihen Handlungen find 3. B. auch Sicyerheitsbeftellung, Zinſen⸗ 
zahlung (melde das Obertrib. aber aud unter den Begriff der Ausübung des Rechts gebradıt hat, 
}. die Aum. zu $. 438, Tit. 5), Abſchlagszahlung auf eime ausdrüdiich bezeichnete Schuld (II, 1, 
$. 1084), Friſtgeſuch ($. 510 d. T.). Berg. Erf. des Obertr. v. 14. Otibr. 1859 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXXIV, ©. 326). Auch der Bergleid enthält ein ſolches Anerlenntniß. Berg. Entich. des 
Obertr. Bd. XVII, ©. 171 fi. 

98) Das Anerkenntmig einer Schuldverbindlichkeit unterbricht die Verjährung aud dann, wenn 
nicht zugleich der Betrag anerlannt wird, 3. B. Anerkennung einer Berbindlichkeit zum Schadenser- 
fage ohne Anerkennung des Betrages. Pr. d. Obertr. d. 20. April 1827 (Simon, Nedtsipr. I, 78). 

98a) Weber die Dauer der neuen Verjährung: oben, Anın. 85 zu $. 554, 

99) Die Wirkung der Verjährung befteht aljo in der Verlöihung, Zerftörung des Rechts, was 
mit dem $. 568 nicht harmonirt. ©, u. die Anm, zu $$. 568, 569. 
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100) Dieſer Sat paßt weder zu der Theorie, nach welcher die Verjährung eine Vernichtung oder 
Berlöfchung des Rechts wirft, noch zu der, mach welder aus der Verjährung nur die VBermuthung 
irgend einer Aufhebung entftehen joll ($. 568), noch ift der damit vertnipft geweſene juriftiiche Ger 
dante erkennbar und die praltiſche Anwendung ift gar ſchwierig. Was jene Theorie betrifft, jo kann 
ein ganz und gar (ipso jure) derloichenes Recht durch bloßes Anerkenntnii; nicht wieder eriftent werden, 
und was die andere Theorie ($. 568) anlangt, jo ift bei derjelben ein beionderes qualifizirtes Aner« 
fenntmiß, „aus welchen ein neuer Rechtsgrund entfteht,“ unmöglich erforderlich, da die Vermuthun 
ſchlechtweg durch die Wirklichkeit, mithin durch die Erklärung des Schuldners, daß die Schuld _ 
nicht aufgehoben worden, bejeitigt werden Tann. — An welchen Rechtsbegriff man bei einem Aner- 
fenntniffe denten ſoll, „aus welchem, nad den Gejeten, ein neuer Mechtsgrund entſteht,“ ift micht 
u fagen, denn ein Anertenntniß it überhaupt gar feine Entftehungs» oder Begründungsart fir. ein 

uldverhältnig. Vgl. o. Anm. 80 zu $. 189, Tit. 5. Der ganze Satz ift durch einen Rechts— 
irrthum entftanden. Der erfte Entwurf hatte im $. 20 nur den Sat: „Durch gegenfeitiges Aner— 
fenneniß des Rechts wird die Verjährung immer unterbrochen.” Heidenreich monirte, es jei zu 
ſetzen: „die noch micht vollendete —— u. ſ. m. Dazu bemerlte Suarez: „Herr Heiden— 
reich meint, wenn auch nad) vollendeter Berjährung das ſtreitige Recht anerkannt würde, To ſchade 
doch folches dem Präffribenten nicht, umd will dies ausdrüdtich gejagt haben. Die Sache jcheint mir 
ſehr zweifelhaft; ich bin aber geneigter das Gegentheil anzunehmen, denn die Agnition ift ein 
neuer Rechtsgrund.“ Hierauf ift konfludirt: „Rad vollendeter Verjährung wird 
die Berbindlidhfeit per agnitionem ernewert”" Simon, Material., ©. 466. Hier 
ift alfo vorausgefettt: das Anerkenntniß ſei ein Entftehungsgrund für ein Schuldverhältnig. Nun 
brachte der gedrudte Entwurf den $. 445 d. T., welcher mit unierem $. 564 wörtlich gleichlautet. 
Er ift dem Kontlujum nicht entiprechend gefaßt; denn nach dem Kontluſum jollte ein Anerkenntniß 
das erlofchene Recht erneuern; der $. 564 aber jagt: das Anerfenntniß hebe die Wirkung der Ber- 
jährung nur injofern auf, als aus dem Anerlenntniffe, nad den Gejegen, ein neuer Rechtsgrund 
entftcht. Wird die Satzung nad dem Wortlaute genommen, jo ift fie ohme Inhalt, denn nad den 
Geſetzen ift das Anerlenntniß kein meuer Rechtsgrund, d. h. ein Entftehungsgrund. Nach den Zur 
ſammenhange ift die Sade die: Gemeinrechtlich fteht die Ausſchließung der Berjährung und die Mio» 
difizirung der Bedingungen oder ——— der Verjährung in frage. Eine ſolche Abänderung der 
Rrohtebeflimmun en durch Parteiwilllür fann vor und nad Ablauf der Verjährung gedacht werden. 
Ueber die Zuläffigkeit einer jolchen Uebereinkunft vor Ablauf der Verjährung, fei e8 ſogleich bei Ein— 
gehung des here oder durd) einen jpäteren bejonderen Vertrag, ift Streit; die Unzutäffigkeit 
wird von Bielen behauptet, meil die Verjährung dem jus publicum angehörig und deshalb der Pri— 
vatwillfür entzogen (L. 38 D. de pactis, II, 14; L. 45, $. 1 D. de reg. jur. L, 17). Neuere Ge— 
jetgebungen, namentlich der Code eivil Artt. 2220 bis 2222 und das öftr. G.B. $. 1502 find die- 
jer Meinung gefolgt. Das U. L.R. hingegen hat, nach vorherigem Schwanken (Simon, Mater., 
©. 473, 1), ſich der entgegengejetten Anficht angeichlofien. 88. 565 — 567, 669 d. T. Dage- 
gen ift man einverftanden darüber, daͤß es geftattet jei, nach Ablauf der Verjährung auf die daraus 
erlangten Vortheile zu verzichten, womit auch jene beiden Geſetzbücher a. a. O. übereinftimmen. Dies 
ift es, auf mas der $. 564 bezogen werden muß. Die Anmendung fett mithin bei dem Berzichten- 
den das Berußtiein der Erlöſchung des fraglichen Rechts umd die Abficht, die Wirkung der Serjäh. 
rung aufzuheben, voraus. 

(4. A.) Wie man ſich die Beftandtheile des Inhaltes eines ſolchen Anerfeuntniffes, „aus welchem 
nad den Geſetzen ein neuer Rechtsgrund entſteht,“ zu denten habe, läßt ſich, wie gelagt, nicht be— 
ſtimmen, wenn man die — nicht auf einen Verzicht auf die durch die Verjährung per 
ten Bortheile beziehen mil. Das Obertr. läßt es in einem Erf. v. 19. Septbr. 1854 dahın geftellt 
fein, wie der neue Rechtsgrund hätte beichaffen fein müffen ; denn das damals vorliegende Anerlennt⸗ 
niß mar bei einem Gegenftande bon mehr als 50 Thlen. wegen Mangels der Schriftform unfräftig 
(Arch. für Rechtef. Bd. XI, ©. 364), da das Anerfeuntniß, wie es in dem Ert. des Obertr. bom 
15. April 1862 (Arch. f. Rechtsſ. Bd. XLV, ©. 202) direft ausgeiprochen wird und auch nicht zwei⸗ 
felhaft ift, bei Gegenftänden über 50 Thlr. jchriftlich gegeben fein muß. Dieier Grund war für die 
Entſcheidung hinreichend, ja es fönnte behauptet werden, daß ein ſolches Anerkenntniß wegen der 
darin enthaltenen Berzichtleiftung allemal die ſchriftliche Form haben müſſe, wenngleich ſchon der bloße 
Nichtgebraucd des Einwandes der Verjährung im Prozefie die VBortheile der Verjährung entzieht. I, 16, 
g. 383, In einem jüngeren Erf. v. 7. Juli 1860 (Arc. f. Nechtsf. Bd. XXXVII, ©, 329) nimmt 
das Obertr. an, ein Anerlenntniß, welches das Belenntniß, daß die verjährte Schuld noch nicht ges 
tilgt worden jei, und das Verſprechen, die ſchuldige Summe zu einer beftimmten Zeit zu bezahlen, 
enthalte , jei mit allen Erfordernifien eines Schuldſcheins ($. 730, Tit. 11) verſehen, und fielle, 
wenn auc die Natur der uriprünglichen Berbindlichkeit durch die Austellung des Schuldſcheins nicht 

eändert werde, einen neuen Rechtsgrund her. Was damit gemeint jei, ift juriftiich nicht dere 
ändlich. Der $. 730, Tit. 11 ſpricht von Schuidicheinen über Darlehen, und die verjährte Schuld 
war für Belöftigung entftanden; es war weder eine meue Belöftigung dorgelommen, noch ein Dar- 
lehn gegeben, folglich feine neue causa debendi gegeben worden, wie das Obertribunal borgiebt; denn 
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eorung Vertrags der Verjährung und dem daraus entftehenden Nechte, auch im Voraus, zu 
entjagen;, ingleichen fürzere oder längere Friſten dazu, als die geſetzmäßigen find, zu 
verabreden ?). 


ein instramentum indiseretum ftellt eine causa debendi nicht dar. Ein beftimmter juriftiicher Bes 
griff wird nicht ausgeiprochen im diefem Erkenntniſſe, das Gejagte ift nicht faßbar. — (5. A.) In 
dem Erf. deſſ. v. 5. Septbr. 1865 wird das Anerfenntniß des $. 564 als ein die Wirkung der be— 
reits vollendeten Berjährung wieder aufhebender Verzicht aufgefaßt. (Entſch. Bd. LV, ©. 36.) 

(4. 9.) In der Unterichrift der Rechnung des Gläubigers jeitens des Schuldners kann ein meuer 
Nechtegrund und ein vollftändiger Beweis, daß der Schuldner unredlicher Weife und gegen befleres 
Wifjen von jeiner noch fortwährenden Verbindlichkeit fich der Erfüllung derjeiben habe entziehen mol- 
len, nicht gefunden werden. Erf, d. Obertr. v. 15. April 1862 (Ardı. f. Rechtsſ. Bd. XLV, ©. 201), 

1) ©. die vor. Anm, 100. Suarez trägt bei der Schlufrevifion vor, daß dieſe ftreitige Frage 
hier nad) der gemeinften, auch in dem Zribunale rezipirten Meinung enticjieden worden ſei. (Jahrb. 
Bd. XLI, 9. 14.) Die „gemeinſte“ Meinung joll vielleicht diejenige fein, welche die mehrften An« 
hänger hatte. Das ift aber völlig unentichieden. Die gewictigften Meinungen waren auf der anderen 
Seite, u. A. aud der damals einflußreidhe Rave, $. 167, und heutzutage u. 9. v. Savigny, 
Bd. V, ©. 411, aud) find die beiden neueren Gejetgebungen (j. die vor. Anm.), welche gleichfalls diefer 
Dieinung folgen, wohl nicht gewichtlos. Suarez jelbit ftand auf diejer Seite. Simon, Mater, ©. 474, 

2) Nicht bloß bei Schließung des Nechtegeichäfts, worauf ſich Kinftig eine Verjährung beziehen 
fönnte, d. b. allo in einem Nebenvertrage, jondern aud nachher, durch einen bejonderen Bertrag, 
fönnen die Betheiligten dies ausmachen. Bergl. die Anm. 100 a. E. 

3) Jetzt ift Ungewißheit und Meinungsverichiedenheit darüber; was für Verträge als ſolche an- 
ujehen find, weiche über die Verjährung geichloffen worden. Das Obertribunal hat zwei hier ein- 
——— Präjudizien geliefert: 1) Pr. 1722, v. 13. März 1846: Die in einem Bertrage enthaltene 
Stipulation, daß die dadurch begründeten Rechte bei Verluſt derfelben binnen einer beftimmten Frift 
geltend gemacht werden müſſen, namentlid die in den Schlußzetteln der vereidigten Berliner Kour- 
tiers fich vorfindende Beſtimmung: „Auch müſſen überall die Rechte aus dem gegenmärtigen Ge- 
ichäfte im den nmächften ſechs Wochen nad) dem leisten Erfüllungstage durch gerichtliche Sage geltend 
gemacht werden , widrigenfalls felbige unbedingt erlöichen und nicht mehr verfolgt werden können“, ift 
nicht als ein Vertrag über die Verjährung anzufehen (Entid. Bd. XIV, ©, 222). 2) Ein umein- 
geichriebenes Präj. v. 25. Januar 1849: Die Beitimmung in einem Affeturanzvertrage, daß jeder 
nicht innerhalb ſechs Monaten nad) dein Unfalle feftgeftellte oder nicht vor den Richter gebrachte Ent- 
ihädigungsanipruch erloihen jet, enthält eine Bedingung und nicht die Verabredung einer kürzeren 
Berjährungsirift. (Entſch. Bd. XVII, ©. 361.) Mehrmals wiederholt, namentlid) in den Erfennt- 
nifjen vom 13. Mai 1851 (Eutſch. Bd. XXI, ©, 64 und Arch. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 130); vom 
5. Juni 1860 (Arch. für Rechtsf. Bd. XXXVIII, S. 85); vom 7. Juni 1866 (Archiv für Rechtsf. 
Bd. LXIV, &, 140), im welchem letzteren zugleich ausgeführt wird, daß die im der Police enthaltene 
Beftimmung:- „alle nicht innerhalb 6 Monaten — — durch — Klage — anhängig gemachte An— 
ſprüche — — find — erloichen“ , fich nicht fo verftehen lafje, daß diefe Klage binnen der 6 Monate 
— behändigt jeim müßte; fondern es genüge, daß die — Anſprüche durch — Klage vor dem zus 
ftändigen Gerichte innerhalb der ftipulirten Frift geltend gemacht werden. Für beide Ausſprüche i 
die Beweisführung ungenügend; durch weit jchlagendere und überzeugendere juriftiicdhe Gründe läßt 
fi) das gerade Gegentheil darlegen. Wenn der Gegenftand der Verabredung die Dauer des Klage 
rechts (Anipruchs) ift, jo ift die Verabredung ein Vertrag über die Verjährung. (4. A.) Im einem 
Erk. v. 5. Juni 1860 (Arch. f. Nechtef. Bd. XXXVIL, 8. 35), betr. die Friftbeftimmung in einem 
Lebensverficherungsvertrage zur Geltendmadung des Anipruces daraus, ift die Auffaffung der Friſt- 
beftimmung als einer Bedingung aufrecht erhalten. Zur Rechtfertigung wird von der hypothetiſchen 
Bedeutung der Definition des 8. 500, wie fie in der Anm. 1 dazu angegeben ift, ausgegangen, und 
geiogt, daß ſonach lediglich die im pofitiven Rechte befonders anertannten Fälle unter den Begriff zu 

ziehen jeien, dagegen jonftige, zur Ausübung oder Erhaltung gewiſſer Befugnifie (? darunter find 
doch die Klagerechte nicht begriffen) geftattete Friſten nicht nach den Borichriften von der Berjährung 
u beurtheilen,, vielmehr ablaufen, ohne daß es auf die Erforderniffe der letzteren anlomme und (da® 
ıft das Punktum) vertragsmäßig ohne Beobachtung der $. 566 en gerichtlichen Form ein- 
geführt erden können. Das ift jedoch weiter nichts als eine Behauptung, welche zu erweiſen ift. 
Es handelt ſich hier um die Anwendung einer Klage innerhalb einer gewiſſen Frift. Dede Klage er- 
liſcht durch den Ablauf einer für fie gejeglich beftimmten Friſt. Diele Friſt kann millfürlich von den 
Kontrahenten verändert werden, aber mur in der $. 566 beftimmten Form. Dieie Form will das 
Obertribunal dadurd umgehen, daß es die millfürliche Friftbeftimmung für eine Bedingung erflärt. 
Das ift rein willfürlih. Ebenſo müßte, wenn in einem aufßergerichtlihen Kauflontratte ausgemacht 
worden twäre, daß, wenn der Käufer das treditirte Kaufgeld micht binnen 8 Tagen nach der Ueber 
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$. 566. Es muß aber ein foldher Vertrag, bei Strafe der Nichtigkeit diefer ) Ber- 
abredung, gerichtlich °) verlautbart, und wenn er ein Grunditüd, oder ein darauf ein- 
getragenes dingliches Recht betrifft, in den gerichtlichen Grund» und Sypothefenbüchern 
verzeichnet werden. 

8. 567. — dieſer Art, die nicht ein beſtimmtes Geſchäft, oder einen be— 
ſtimmten Gegenſtand betreffen, ſind, ſoweit ſie etwas über die Verjährung beſtimmen 
ſollen, ohne rechtliche —— 

8. 568. Die vollendete Verjährung durch Nichtgebrauch wirft 6) die rechtliche Ver— 


gabe einklage, die ganze Kaufgelderforderung erloichen fein jollte, als eine Bedingung angelehen wer— 
den. Mir jcheint das eim juriftiicher Unfinn zu jein. Aber die Unzuläffigteit der Auffaffung einer 
ſolchen Friftbeftimmung als Bedingung ergiebt fi ja ganz handgreiflid aus der rechtlichen Natur 
der Bedingung und deren Wirkung, melde letstere nur darin befteht, dab das bedingte Rechtsge— 
ſchäft, je nachdem die Bedingung eintrifft oder umerfüllt bleibt, entweder als aufgelöft oder als un— 
widerruflich zu betrachten ift. Wie ſoll denn num bei einem läftigen Geichäfte, welches von der einen 
Seite vollftändig erfüllt ift, der Erfüllende durch die Verſäumung der zur Einforderung der Gegen— 
leiftung formlos beftimmten Friſt um jein ganzes Recht aus der Erfüllung fommen können? Das 
ift zu erweiſen. Aus dem Nichteintreffen der Bedingung kann nie ein Berluft des Rechts, fondern 
nur die Auflöfung des Geichäfts folgen. (5. A.) Der Berfiherte müßte alſo, nad Berfäumung der Ein— 
forderung feiner Entihädigung, die Prämie zurüderhalten. — In dem angef. Erf. v. 7. Juni 1866 
jagt das Obertr. zum Beweiſe feiner Behauptung: „Die Scadenseriagforderung des Berficherers (Toll 
heißen Berfiherten) wird dadurch allein, daß ein Brand ftattgefunden hat, noch nicht begründet; 
fondern es muß zugleich feftftehen, daß dadurch verficherte Gegenftände beihädigt oder vernichtet wor— 
den find." (8. 140 a. a. O.) Was foll das mol bedeuten? Wenn umverficherte Gegenftände ver- 
brennen, fo ift ein casus assecurationis ja nicht vorhanden und eine Forderung gar nicht entftanden, 
folglich kann auch feine verjähren oder fonft erlöfchen. Weiter heißt es: „Die Ydlice giebt dem Ber- 
fiberten fein abjolutes Recht auf Schadenserjag, ſondern macht ein ſolches Recht davon abhängig, daß 
binnen 6 Monaten vom Tage des Brandes angerechnet, beftimmte Schadenseriaganiprüde durch — 
Uebereinfunft der Parteien feitgeftellt, oder Seitens des Berfiherten durch — Klage anhängig gemacht 
werden. Beide Thatſachen ftellen fih mithin als Bedingungen dar.” (S. 140 unten.) Das ift 
wieder bloße — — eine Folgerung ohne Schlüſſigkeit. Die beiden bezeichneten Thatſachen er— 
icheinen bei einer jeden Verjährung genau ebenjo; man könnte daher eine jede der Verjährung untere 
liegende Forderung eine bedingte nennen, ohne damit etwas auszurichten oder bewieſen zu haben. 
Bergl. oben die Anm. 102 zu $. 100. Tit. 4. 


4) Nur diefe Nebenabrede ift hinfällig; hinfichtlih des Hauptvertrages bleibt e8 bei den allge 
meinen Borjchriften über die Vertragsformen. 

5) Unter Beobachtung diefer Vorſchrift kann auch der Wechjelverjährung gültig entiagt werden. 
Gutachten des Gej.- Komm, v. 22, Olthr. und Konfirmationsreife. d. 9. November 1795, (Sten« 
gel, Bd. X, ©. 273 ff.) Pr. des Obertr. Nr. 9 ohne Datum. 

6) Die vollendete Berjährung durch Nichtgebraud wirft nad den Beftimmungen des A. AR. 
gr Erlöihung, Zerftörung, den Berluft des Rechts jelbft unmittelbar durch ſich Fb (ipso jure). 

. 1. die 88. 501, 502, 564 d. T.; $. 7, Tit. 16; die Anmendung 8. 377, Tit. 16 umd $. 631, 
Tit. 18. Das wird auch von den Berfaffern mehr als einmal ausgeſprochen. „Alle Rechte, die in 
einer Einihräntung der Freiheit und Nechte eines Anderen beftehen, gehen per solum nonusum intr« 
teımpus lege definitum verloren,” jagt Suarez zu dem Klein’ihen Entwurfe, Simon, Mater., 
©. 423. ferner auf die Monita gegen den gedrudten Entwurf: „Wenn es bloß darauf ankommt, 
daß ein Recht erlöfchen, und der Berpflichtete die Befreiung von der aus dieſem Rechte entipringenden 
Berbindlichteit erlangen fol: fo ift es in der Natur der Sache gegrümder, daß es dabei nur auf die 
Perſon deflen antomme, der das Recht hat, und wenn diefer ſein Recht durch 30 Jahre bernad)- 
läffigte, jo können die Geſetze, ohne mit fich jelbft im Widerfpruche zu ſtehen, dieſe Vernachläſſigung 
— den Verluſt des Rechtes ſtrafen. Bei dem Verpflichteten fommt er dabei auf bonam oder ma- 
lam fidem nicht an, denn bei ihm ift gar fein Fakltum in medio, wo dieje Redlichkeit und Unred- 
lichleit fich hätte äußern und wodurch ev zur Berjäbrung hätte mitwirten müſſen.“ Simon a.a.D. 
©. 508. Den Vorausjegungen und Anwendungen entiprechend wollte Suarez hier an dieier Stelle 
den Grundſatz felbft, „und zugleich den bei der ganzen Lehre de praeseriptione extinetiva zum Grunde 
liegenden Sat, daf es dabei auf bonam fidem a parte des Berpflidteten nidt an« 
fomme, zur Hebung aller Zweifel erwähnen,“ und folgende 88. einichalten: „Die vollendete Ver— 
jährung durch Nichtgebraud wirkt eine gänzliche Befreiung des Berpflichteten von jeiner bisherigen 
Berbindlichleit. — Diefe Wirkung mird durd den Eimmand, daß der Berpflichtete jeine Verbindlich 
feit geroußt habe, nicht gehindert.“ Simona.a. O. ©, 532, Statt derielben famen die beiden 
88. 568 u. 569 zur Entftehung, welde ganz fremdartig find und deshalb zu den Grundjägen und 
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muthung, daß die ehemals entftandene Berbindlichfeit in der Zroifchenzeit auf eine oder 
die andere Art gehoben worden $®), 
$. 569. Diefe Vermuthung kann nur durch den vollftändigen Beweis, daß der 


Beftimmungen des U. L.R. durchaus nicht paflen. Damit hat es folgende Bewaudtniß. Damals 
(1790) war die 3. Eihmann’icde Ausgabe des Rapde’jchen Buchs über die Verjährung erfchienen 
weiches wegen des Ginfluffes, den es lange ausgeübt, merfwirdig if. Rave hat in Beziehung auf 
die Bedingungen der Klageverjährung, namentlich in Betreff der bona fides, eine eigenthümliche, ver» 
einzelt gebliebene Meinung. Er ift für die Meinung, nad) welcher zur Klageverjährung bona fides 
erforderlich ift; das Eigenthümliche feiner Meinung bezieht fi) auf den Beweis der mala fides. Die 
Klageverjährung, fagt er, bewirkt mur eine ftarfe Bermuthung der Tilgung. Dieje Bermuthung 
wird mur durch dem Beweis ziveier Thatiachen entlräftet: 1) daß die Schuld wirklich noch fortdauere, 
2) daß der Schuldner diejes wiſſe. $. 133. Dadurch foll der Beweis der mala fides geführt werden, 
die der Richter aus den Umfländen zu erkennen habe. Diejes Bud mußte wohl der Großfanzier 
Carmer kurz vorher gelefen haben. Als Suarez über die Monita vor demjelben Vortrag hielt, 
fiel fein Vorſchlag und es wurde fonkludirt: „Es findet der Beweis ftatt, daß der Verpflichtete ges 
gen befieres Riten von jeiner noch fortwährenden (Verbindlichkeit) der Erfüllung feiner Berbindlich- 
eit fich entziehen wolle.” Simona a. O. ©. 532. Der umgearbeitete Entwurf bradıte daun an 
diefer Stelle die beiden 88. 568 u. 569 im ihrer gegenwärtigen Faſſung und Suarez jagte zu des 
ren Rechtfertigung im feinen amtlichen Vorträgen: „Nach der Praris wird zwar, fobald die Frift 
abgelaufen ift, nad) der bona fides nicht mehr gefragt; der Theorie aber ift diejes nicht gemäß. Denn 
lapsus temporis begründet nur eine praesumtionem juris filr den Präjfribenten, melde den Beweis 
des contrarii niemals ausſchließt.“ Simon ©. 580. Dieje Rechtfertigung ift zum Theile eine 
mwörtliche Ueberiegung aus Rave 8. 132, wie denn Suarez überhaupt bei diejer Gelegenheit (im 
Staatsrathe) nicht feine eigene Meinung, fondern die Carmer’icde Theorie nad) Rave bortrug. 
Die in den $$. 568 u. 569 reproduzirte Lehre des Rave ſetzt die hindernde Unredlichkeit nicht auf 
den Anfang oder in den Lauf der Verjährung, fondern im die Zeit nach der Vollendung, nämlich) 
in die des Prozeſſes; der Schuldner fol gegenwärtig willen, daß er mod ſchuldig ſei. Im 
Uebrigen ift das A. L. R., vielleicht bis anf die einzige Beziehung im $. 245, Tit. 20, underändert ges 
blieben ; dieſe beiden $$. find wie ein fremder Körper unvorbereitet eingeichoben und ftehen ohne eigent- 
lihen Einfluß neben den Grundjägen des A. ER. über die Verjährung, nad welchen feine bona 
fides erforderlich if. dv. Savigny, Syſtem, Bd. V, S. 343 ff., 346 ff., 406. — Nach Gemei- 
nem Rechte — fo ſpricht das Obertr. in dem Pr. 1100, vom 29. Januar 1842 aus — if fie na— 
mentlich hinfichts folder Anſprüche, die auf eine Zahlung oder Leiftung gerichtet find, auch nicht er— 
forderlich, und in Fällen, wo die Klageverjährung durch Nichtgebraudh ihon vor Publikation des U. 
ER. vollendet ift, ann auf die Vorſchriften der 8. 568, 569 nicht zurüdgegangen werden. (Emtich. 
Bd. VI, ©. 257.) (4. A.) Später hat ſich das Obertribunal unbedingt für die Meinung erklärt, 
nad) welcher das c. 20 X. de praescriptionibus (II, 26) nur auf die erwerbende und nicht auf die 
löſchende Berjährung Anwendung findet. Dieje Stelle wird nämlid in den Worten: „unde oportet, 
ut qui praeseribit, in nulla temporis parte rei habeat conscientiam alienae'* don Einigen in der 
Anwendung auf die eriwerbende Verjährung beichränft, indem fie darin nur eine Abänderung des 
R. R., namentlid der L. un. C. de usucap. transform. (VII, 31) in den Worten: „non interrum- 
patur ex posteriore forsitan alienae rei scientia,“ jehen; Andere wollen fie nur bei jolden Klagen, 
weldye auf Herausgabe einer unrechtmäßig beſeſſenen Sache gerichtet find, augewendet willen; noch 
Andere beziehen fie unbedingt auch auf die löſchende Verjährung. dv. Savigny hält die zweite Mei« 
nung für die richtige. Syſtem, Bd. V, ©. 331 ff. Das Obertribunal vertritt, wie geiagt, die erfte 
Meinung. Erf. vom 17. Februar 1857 (Eutſch. Bd. XXXV, ©. 32). 

6a) (5. A.) Aus Rave a. a. D. $. 130, lit. f, mo es heit: „‚Denique haud inepte forsan 
dixeris, donationem aut remissionem praesumendam esse in eo, qui integris triginta annis actio- 
nem non instituit.“ Der donatio aut remissio ift im $. 568 „eine oder die andere Art“ (der Tils 
gung) ſubſtituirt. 

(5. 4.) Der $. 568 führt mitunter zu fonderbaren Behauptungen. Dean bat 3. B. u. A. dar- 
aus hergeleitet, daß derjenige, welcher den Rechtsgrund der gegen ihn geltend gemachten Forderung 
beftritten und daher deren Tilgung nicht behauptet hat, den Einwand der Verjährung eventuell ge- 
gen ſolche Forderung nicht geltend machen könne. Dieſem Irrthume ift das Obertr. entgegengetreten. 
Erf. vom 21. April 1863 (Entid. Bd. XLIX, &, 116). „Es ift gar nicht infonfequent, die Ein— 
rede der Verjährung neben irgend einer anderen Art der Bertheidigung, felbit neben der abfolnten 
Verneinung, geltend zu machen.” vd. Sapigny, Spftem, Bd. V, 8. 237, Mote f, S. 268. Die 
Präfumtion if ein Nebengrund der Einführung der Klageverjährung und befteht in der Unmahricein« 
lichleit, daß Jemand feine Klage durch 30 Jahre verſäumt haben würde, wenn er micht ſchon auf 
irgend eine jetst nicht mehr erweisliche Art befriedigt worden wäre (5. 268 a. a. D.); fie paßt da- 
her micht bei kur zen Berjährungen. 
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andere unredlicher Weife, und gegen beſſeres Wiſſen von feiner noch fortwährenden Ver- 

bindlichkeit, fih der Erfüllung derfelben entziehen wolle ?), entkräftet werden. 

e en Wer einen Theil feines Recht? ausübt, der erhält dadurch das ganze 
e 8 * — 


7) Wie dieſer Beweis geführt, d. h. wie die Vorſchrift praltiſch angewendet werden ſoll, iſt nicht 
zu jagen. Der Erfinder dieſer Lehre, Rave, $. 133, jagt: Der Richter habe die mala fides ans den 
Umftanden zu ertennen, unter anderen aus folgenden Thatiahen: aus dem außergerichtlichen Gejtänd- 
niffe, aus dem Verſuche, die Beweisurkunden zu unterdrüden, aus Mittheilungen, die er darüber 
von anderen Perfonen empfangen haben kann. Ueber die hierin liegende Verwirrung der Begriffe 
umd die logischen Widerfprüche j. m. v. Savignn, Bd. V, S. 344, 

Das Obertribunal hat ausgeiprodhen: Zur Bejeitigung der nach $. 568 aus der Verjähring durch 
Nichtgebrauch entipringenden Bermuthung der Tilgung der Schuld ift der dem Schuldner dahin zu- 
geichobene Eid: daß die eingeflagte Schuld vom ihm meder durch Zahlung, noch auf irgend eine an— 
dere Art beridhtigt, und Überhaupt feine Thatiache eingetreten ſei, rn fi das Schuldverhältmiß 
verändert habe, auch der Verklagte hiervon volljtändig unterrichtet fei, — nicht geeignet. Pr. 1521, 
v. 8. Januar 1845. (Entſch. Bd. X, ©. 107.) Die Eidesdelation muß auf bejtimmte Thatjachen 
gerichtet werden; auf was für melde? das tft die frage. Es müſſen Thatfachen fein, aus welchen 
der Richter mit Zuperläffigkeit jchließen farın, daß der Beklagte nicht mur das Beſtehen feiner Ber- 
bindlichteit gelaunt, jondern ſich derjelben auch vorſätzlich unredlicher Weiſe entzogen habe. Die von 
Rave bezeichneten Thatjahen find dazu nicht tauglich. Die Geſetzlommiſſion verlangte im I. 1789 
ſolche unredliche Handlungen des Schuldners, modurd die Anftellung der Klage verhindert, alſo der 
Ablauf der Verjährung veranlaft werde. (Klein's Annalen, ®d. VI, ©. 311.) Diefer Sinn wird 
auch von manchen Schrifttellern der Stelle untergelegt. Mir fcheint diefer Fall zu den Hindernifien, 
welche im Yaufe der Verjährung eintreten, und nicht hierher zu gehören. Ich kann mir überhaupt 
feinen beftimmten Fall der Anmendung denfen; mir ift im Berlaufe meiner —— Praxis fein 
einziger vorgelommen und befannt geworden. Erlebt habe ich folgenden: Jemand hatte im I. 1785 
ein Yandgut des ehemaligen Deutihordens auf zweimal 6 Jahre gepachtet, jo daß die Auftündigung 
nach den erjten 6 Jahren geichehen konnte. Als darauf, im Anfange der 90er Jahre, die Güter an 
den Fiskus fielen, wurden die Pächter aufgefordert, ihre Kontralte vorzulegen. Jener zeigte den ur— 
fpritnglichen Kontrakt vor, monad) er etwa 300 Thlr. jährl. Pacht zu entrichten hatte. Im I. 1827 
fand aber die Domänenverwaltung aus einem alten Buche der ehemaligen Ordensrentei, daß diejer 
Padırtlontraft vom J. 1785 nad) den erften 6 Jahre aufgehoben und 1791 ein anderer auf 6 J. ges 
ſchloſſen war, mwonad der Pächter jtatt 300 Thir. 800 Thlr. jährl. Pacht zu zahlen gehabt hatte. 
Sie nahm daher die Erben diefes Pächters noch nah 40 I. auf Nachzahlung der zu wenig gezahlten 
Pacht mit Erfolg in Anſpruch. Aber ficherlih wird der $. 569 unpafjend auf diefen Fall angewendet, 
da aus der Seichichte nicht erhellet,, daß die Erben das Fortbeſtehen der Schuld wußten und daß fie 
fi derjelben umredlicherweife entzogen hatten. — (4. 9.) Die Thatfache, daß der Schuldner eine be— 
ftimmte Art der Zilgung eines der ** nach verjährten —— ditandes nur im Beziehung auf den 
älteren Theil diefes Rüdftandes, nicht aber eine meitere Zilgung behauptet hat, giebt nicht den Be— 
weis, welchen der 5. 569 verlangt. rk. des Obertr. vom 4. Mai 1855 (Arch. f. Rechts. Bd. XVII, 
S. 164). 

8) „Wer ein Kapital zu fordern hat,“ fagt Suarez, „Lonjervirt das Recht dazu, wenn er auch 
nur die Zinſen einfordert. Wer die —— — hat, konſervirt das Recht, wenn er auch nur 
mit der Flinte ohne Hunde jagt u. ſ. w. Die Meinung iſt nun, wenn nuter einem ganzen Rechte 
mehrere einzelne, nicht nothwendig zuſammengehörende, Befugniſſe begriffen ſind, ſo ber ph die⸗ 
jenigen einzelnen Befugniſſe, deren Ausübung unterlaſſen worden, z. E. ich habe ex eontraetu ein 
edit, von Jemandem jährlich gewiſſe Geld- und Naturalpräftationes zu fordern, umd ich habe mid) 
jeit 30 Jahren mit den Geldpräftationen allein begnügt." Simon, Material., S. 532. Hieraus 
iſt der folgende 8. 571, der damals noch fehlte, entitanden. 

Die Einforderu der Zinſen jetst den Gebrauch des entiprechenden Rechtsmittels voraus, denn 
die aufergerichtliche Mahnung gilt nicht für eine wirffame Ausübung des Rechts ($. 561 d. T.). Er- 
folgt ie — entiprechende Zahlung, jo it dann eine Einziehung vorhanden, worin 
eine Handlung des Gläubigers liegt, die, bei einer dinglichen Forderung, nicht bloß als Ausübung 
des dinglichen, jondern auc des perjönlichen Rechts von Wirkung ift, und die den Anfang der Ber- 
jährung auch in Beziehung auf das vperjönliche Recht ausſchließt. Entich. des Obertrib. im Schleſ. 
Archiv Bd. V, S. 468, Bergt. hierzu auch die Anm. 37 zu 8.439, Tu. 5, u. L.3 C. de annali 
except. (VIl, 40). — Die bloße Empfangnahme einer Sahlung ift gleichfalls als Ausübung des 
Rechts aufgefaßt worden (j. ebend. o. S. 290), doch enthält das Rechtsgeichäft mehr ein Anerkenntniß 
des freiwillig und umveranlaßt zahlenden Schuldners. (3. A.) Als Anerlenntniß, und zwar jehr rich- 
tig als „gegenjeitiges” Anertenntniß, wird die unaufgefordert geleiftete umd angenommene Sehlung 
auch im dem Erf. vom 14. Juni 1854 don dem Obertr. aufgefaßt. (Entf. Bd. XXVIII, ©, 81.) 
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8. 571. Dagegen fann von mehreren in jich verfchiedenen, obgleich aus einerlei 
rg entipringenden Befugniiien, die eine durch Verjährung erlöfchen,, wenn 
gleich die andere durch fortgeiegte Ausübung erhalten wird ?). 

G. 572. Kann ein Recht auf mancherler Art ausgeübt werden, jo wird der Be- 
figer deſſelben dadurch, daß er fich biäher nur Einer Art der Ausübung bedient hat, in 
feinem Rechte nicht eingefchränft 1°). 

8. 573. Ein Recht int!) einem fremden Grundftüde geht, in Anfehung des 


©. 0. die Anm. 97 a. E. zu 8.562 d. T. — (3.9) „Die durch Zahlung der Zinfen einer Kapitals- 
ſchuld erfolgende Unterbrehung der angefangenen Ertinktivverjährung ift durch die wirkliche Leiftung 
der ana an den Berechtigten bedingt md tritt daher in dem falle nicht ein, wo nur die Pflicht 
des Schuldners zur Zinjenzahlung aus einem bejonderen Rechtsgrunde, z. B. wegen eines demfelben 
zeitweife angefallenen Niehbrauchsrechts an jenem Kapitale, eine Zeit lang geruhet hat." Zuf. Nr. 2 
zum Pr. 2531 v. 14. Juni 1854 (Eutſch. Bd. XXVIII, ©. 76). Die Verjährung ruht auch nicht 
während diejer Zeit, nad) den Grumdjägen des A, L.R.; demm das A, L. R. kennt ein ſolches Ruben 
der Verjährung nicht, mit einer einzigen Ausnahme, worüber: oben $. 529 und die Anmerk. 34 dazu. 
— Auch fängt die Verjährung durch Nichtgebraud nicht an, fo lange der Berechtigte die für das 
Recht übernommene Verbindlichkeit feinerjeits erfüllt. Tit. 19, 8.32. Wenn z. B. einem Erbpächter 
gegen Entrihtung des Erbpachtzinjes eine fortdauernde Gegenleiftung an Holz zugefagt worden, dem- 
nächſt aber der Forft von dem Gute des Erbpächters getrennt wird, fo ift der Erbpächter gleichwohl 
bon demjenigen, welchem der Kanon gegabit werden muß, das Holz zu fordern berechtigt, indem durch 
die —— des Kanons jede Extinktibverjährung ausgeſchloſſen wird, wenn auch der Erbpächter in— 
zwiſchen ſeit rechtsverjährter Zeit das Holz in einem anderen, außerhalb des Guts gelegenen Forſte 
angeriejen erhalten und angenommen haben jollte. Br. des Obertr. 1783, dom 21. Sept. 1846, 
Aber die Verjährung durch Nichtgebrauch wird dadurd nicht gehindert, daf der Berechtigte feine Ver— 
bindlichkeit aus dem — wodurch eine Holzgerechtigfeit lonſtituirt worden, erfüllt hat, wenn die 
erfüllte Berbindlichfeit mit dem nicht ausgeübten Rechte nit in einer folden 
Beziehung ftebt, daß fie als Gegenleiftung für das nicht ausgeübte Redt Klar 
hbervortritt. Pr. des Obertr. v. 1848, Nr. II Entſch. Bd. XVII, ©. 284). 

Der Sat des $. 570 ift Übrigens mit Vorſicht auzumenden, denn er hat feine umnbedingte und 
allgemeine Geltung, uamentlid kann er nicht angewendet werden auf den all, wenn ein gleichartiger, 
quantitativer Theil eines Rechts nicht ausgelibt wird, 3. ®. wenn Jemand einen jährlihen Zins von 
pr zu fordern hat und durch rechtsverjährte Zeit ohne Vorbehalt 10 annimmt. Th. U, Fit. 7, 8. 494; 

it. 11, 8. 871, 

Wenn die Schäfereigerecdhtigkeit als ein Vorrecht der Gutsherrſchaft re werden muß, kann 
fie durch Nichtgebraudh auch in Anfehung einzelner Grundftücde nur dann erlöjchen, wenn die Guts- 
herrſchaft rechtsverjährte Zeit hindurd die Schafhütung überhaupt auf der Feldmark nicht ausgeübt 
hat. Pr. des Obertr. 1059, dom 22, Oft. 1841. Vergl. $. 573, 

9) Die Faffung ift unbeftimmt; man kann ſich vielerlei dabei denlen, So hat man gefragt, ob 
das Eigenthum als „einerlei Rechtsgrund‘ zu betrachten, aus welchem mehrere Befugnifje entipringen. 
Das wäre feineswegs widerfinnig, nur ift das Eigenthum hier ausgeichlofjen durch die Beitimmung 
des 8.504 d. T. Ein hierher palfendes Beiſpiel ift die mannigfache Wegegerechtigkeit. Bon derjelben 
fan die Befugniß zu fahren durch Nichtgebraud erlöichen, wahrend die geringeren Befugnifje erhal- 
ten werden. — Die durch einen Bertrag konftituirten Grundgerechtigkeiten auf Bauholz, Brennholz 
und Zaunſtrauch find nicht Theile Einer Holzgerechtigkeit, jondern jelbftftändige Befugniffe. Die Aus- 
übung der einen Gerechtigkeit erhält daher nicht die anderen, vielmehr kaun die eine durch Nichtge- 
braud erlöichen, während die andere durch den fortgejetsten Gebrauch erhalten wird. Pr. des Obertr, 
bon 1848, Nr. I (Entid. Bd. XVII, ©. 283), 

10) Anwendungen: Th. II, Tit. 11, 8$. 923, 985, 


11) Dabei hat man an Grundgerechtigleiten (Servituten) ven Die Faflung kommt von 
Scherer. Die fog. Klein'ſchen Materialien hatten folgende Säte: $. 930, Sollen erworbene 
Dienftbarleiten durch den bloßen Nichtgebrauch verloren gehen, jo ift dazu ein 30jähriger ge 
raum erforderlich. 8. 931. Wird fie auch mur zum Theile — ausgelibt, fo wird das ganze Hecht 
erhalten. Simona.a.D. S. 444. Der erfte Entwurf dagegen enthielt an der entiprechenden 
Stelle die entgegengeſetzte Beſtimmung. $. 30: Jedesmal geht nür derjenige Theil des Rechts, deſſen 
Ausübung vernacdhlaffigt worden, durch Verjährung verloren. Scherer erinnerte dagegen: „S 

des $. 30 würde ich fegen: Durch den Nichtgebrauch eines Rechts in einem fremden Grundſtücke gebt 
das Recht, in Anjehung des ganzen Grumdftüds, dadurch nicht verloren, daf die Ausübung deffelben 
nur auf einem Theile deſſelben geichehen.” Suarez aber war damit micht einverftanden. „Geſetzt,“ 
jagt er, „ich habe das Hütungsrecht auf dem ganzen Gute des Titins, ich übe folhes aber immer nur 
über einen geroifjen Theil aus; kann ich nach 30 Jahren wieder das ganze Gut behiiten? Man jagt: 
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Ganzen, dadurch nicht verloren, daß die Ausübung deſſelben bisher nur auf einem ge— 
wiſſen Theile gefchehen ift !?). 

$. 574. Soll in beiden Fällen ($$. 572, 573) der Berechtigte in der Art der 
Ausübung, oder in Anfehung des Bezirks, worauf fie ftattfindet, durch Verjährung 
eingefchränft werden, jo muß der Verpflichtete, oder ein Dritter, den Beſitz eined Un— 
teriagungsrechtd 13) gegen ihn befonders erlangt, und jich Dabei durch die Berjährungs- 
frift behauptet haben. (Tit. 7, $. 86.) 

$. 575. Bei mehreren Miteigenthümern untheilbarer, oder gemeinfchaftlich be— 
fejlener Sachen und Rechte fommt dad, was in Anfehung des einen Mitberechtigten 
die Verjährung hindert, oder unterbricht, in Anfehung derfelben Sache oder Rechts auch) 
den übrigen zu Statten !*). 

$. 576. Hingegen fann einer unter mehreren Eng deren Verbind- 
lichkeit aus einem und eben demjelben Rechte entipringt, bloß um deswillen, weil 
das Recht gegen ihn nicht auögeübt worden, fich mit der Verjährung keineswegs ſchü— 
ben !®). 
$. 577. Soll demfelben die Verjährung zu Statten kommen, fo wird erfordert, 
daß er dem Berechtigten die Leiftung der Pflicht bei gefchehener Aufforderung vermei- 
gert, und der Berechtigte dabei die gefegmäßige Frift hindurch fich beruhigt habe. (Tit. 7, 
8. 126.) 
$. 578. Es gebt alfo auch ein gegen eine ganze Gemeine überhaupt ausgeübtes 
Recht gegen einzelne Mitglieder bloß dadurch, dab es gegen fie infonderheit binnen 
rechtöverjährter Reit nicht auögeübt worden, keineswegs verloren, fondern diefe müſ— 
fen ihre Befreiung davon auf die im $. 577 befchriebene Art befonders erworben haben. 

8. 579. Die Verjährung durch Beſitz findet in allen Fällen ftatt, wo Jemand —— 


es war res merae facultatis, wie viel ich behüten wollte. Dies ift aber bei juribus in re aliena nicht —— 
richtig. Kamm ich mein Recht aufs Ganze per solum nonusum verlieren, warum nicht auch das Recht 

auf einen gewiſſen Theil?" Das Monitum des Scherer wurde jedod) approbirt, umd der gedrudte 

Entwurf brachte unter 452 einen dem Scherer 'icden EU entiprechenden Sad welcher wört- 

lih unfer 8.573 it. Simon a. a. O. ©. 471, 472, 531. ie Beziehung deffelben ift hiernad) 

wohl nicht zweifelhaft. (4. A.) Insbejondere erhellet, daß der $. 573 fih nur auf die erlöjchende Ver— 

Jäbrung, — auf die Erſitzung bezieht. Vergl. Erk. des Obertr. v. 14. Sept. 1854 (Arch. f. Rechtof. 

Bd. XV, ©. 14). 


12) Einen folhen Fall j. m. in dem Pr. 1059, in der Anmert. 10 a. E. zu $. 570, 

13) Scherer hatte in jenem Monitum (Anm. 11) zugleich den Sat vorgeſchlagen: „Es fei denn, 
daß der Eigenthimer oder ein Dritter inzwiichen durch einen rechtmäßigen Beſitz ein Mitausübungs- 
recht, oder durch ein Verbot und die darauf erfolgte Beruhigung des Berechtigten, ein geietsmäßiges, 
ausſchließendes Recht erlangt hätte. Daraus ift der $. 574 entftanden. Das Unterfagungsredht in 
der Perſon des Eigenthümers oder Befiters führt inſoweit F Freiheit des Grundſtücks don der Ser- 
pitut; in der Perſon eines Dritten hat es anders feine Realität, als wenn der Dritte felbft eine 
Grundgerechtigleit in dem betroffenen Bezirke in VBefit genommen hat. Ein Mitausübungerecht ſchließt 
jenen Berechtigten nicht aus. In diefer Hinficht hat man den Scherer ’jchen Vorſchlag nicht berüdfichtigt. 

14) Iſt 3.8. ein Minderjähriger unter den Mitberechtigten, jo kann die nl Re während 
der gg auch gegen feinen der Übrigen Mitberechtigten anfangen. Der gleihe Grundjag 
gilt auch bei der Alquifitivverjährung gegen Miteigenthümer, unter welchen ein Privilegirter ift. $. 640 
d. T. Val. L. 10 D. quemadmodum servit, amitt. VIII, 6). 

(4. A.) Man hat den Rechtsſatz des $. 575 auf die einem jeden Miterben zuftehende hereditatis 
petitio partiaria anwenden wollen. Diejes Klagerecht fteht aber jedem der Miterben für fich jelbft- 
ftändig und unabhängig von dem Rechte der Uebrigen zu umd ift, jedes fr fich, der Verjährung un- 
terworjen. Bergl. Erf. des Obertr. vom 20. Febr. 1860 (Entſch. Bd. XLU, ©. 66). 

15) Dieje Vorſchrift findet feine Anwendung auf die, gemäß $. 753, Tit. 11, den rejp. Erben 
mehrerer Ausjteller eines Schuldinftrumente, nach Verlauf von 10 Jahren nach dem Todestage ihrer 
reſp. Erblajjer, zu Statten kommende PBräjfription der Beweistraft des Schuldinftruments. dr. 924, 
bom 3, Oft. 1840, 

*) ie A) F. F. Weichſel, die erwerbende Verjährung. Magdeburg 1825. (Diefe Schrift be- 
handelt bloß das Preufifche Recht.) 
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eine Sache oder Recht !°), aus einem Titel, der an ſich zur Erlangung des Eigen- 
thums 16) geſchickt ift ?7), durch die in den Gefegen beftimmte Frift, ruhig und red⸗ 
licher ?7=) Weiſe beſeſſen hat!?b), 


— —— 


16) D. h. überhaupt einen baren Gegenftand, Tit. 7, 8.80. Als ein folher find nament- 
lich aud) affirmative Rechte anzufehen. Gin folches kann ſelbſt als Gegenleiftung für ein entiprechen- 
des Recht des Verpflichteten durch Alquifitivverjährung erworben werden, S. o. Anm. 3 zu $. 503. 
Dabei verfteht fi, daß ein Recht ſolcher Art, von deſſen Erfigung die Frage ift, von der Gefetsge- 
bung nicht als Gegenftand des Pr’vateigenthums umterdrüdt worden fein muß, wie 3. 8. Gewerbebe- 

ungen oder Zwangs- und Bannkechte, welche durch die Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845 
aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden find. $. 11 dal. (G.S. ©. 43). 

168) (4. A.) Das Obertribunal behauptet in einem Erf. vom 3. u, 15. Nov. 1853 (Ardiv f. 
Rechtsf. Bd. X, S. 293), das Miteigenthum könne nicht in Befig genommen und deshalb aud nicht 
erfeffen werden. Der Vorderjats wird durd die anerfannte rechtliche Möglichkeit eines Mitbefiges 
(Zit. 7, $. 24) widerlegt; denn werm ein Mitbefit möglich ift, jo muß er auch erworben werden fün- 
nen, und wenn er erworben werden fann, jo muß diejes aud auf Grumd eines an fih zur Erwer— 
.- Miteigenthums geſchickten Titels möglih fein uud folglih das Miteigenthum erjefjen wer— 

en können. 

17) Daß unter einem folchen Titel ein Nechtsgeichäft zu verftehen fei, welches auf beabfichtigte 
Eigenthumsübertragung von dem Einen auf den Anderen gerichtet und dazu auch nach Beichaffenheit 
des Gegenftandes tauglich ift (4.8. Kauf, Tauſch bei körperlichen Sachen), lann als unftreitig ange= 
jehen werden. Was aber fonft zu einem jolden Titel genüge, war lange ftreitig, namentlid) wider« 
ſprachen 9 die Meinungen bezüglich auf die Frage: ob ein in der Form mangelhaftes Rechtsgeſchäft 
einen geſchickten Erfigungstitel gebe. Die fchließlihe Meinung der Nedaktoren des A. L. R. ıft aus 
den Materialien nicht zu erkennen, und es hat zu diefer Kontroverfe der Umftand viel beigetragen, 
daß das Inſtitut der Erſitzung und das der 30jähr. ke eng Ar temporis praescriptio) 
bei der Abfafjung des A. L. R. nicht gehörig umterichieden worden ift, obwohl man ſich des Unterſchie⸗ 
des, wenn auch erft jpät, bewußt geworden, Denn Suarez jagt in diefer Hinfiht: „Die Natur der 
30jähr. Präjeription muß, auf den Grund einiger monitorum — etwas näher auseinandergejetst wer— 

Aus dem bloßen gar nicht titulirten Beſitze kann niemals ein Eigenthum entftehen; eigentlich 
findet aljo auch keine praeseriptio acquisitiva sine titulo ftatt; weil dod) aber der Befiter, qua talis, 
nur dem weichen darf, der ein befleres Recht zum Beſitze nachweiſen fann, umd weil der, der wirklich 
ein beſſeres Recht hatte, ſolches per nonusum XXX annoram verloren hat, jo geichieht es per indi- 
reetum, daß der 30j. possessor non titulatas bei feinem Befitte auch contra verum dominum ge— 
ſchützt werden muß, folglich pro domino zu achten ift, weil Niemand mehr vorhanden ift, der ſein 
Beſitzrecht anfechten kann. Die 30j. Präffription ift alſo im Grunde species extinetivae; weil fie 
aber doch nur demjenigen Nuten bringt, der ſich im Befige befindet, jo hat man fie füglid unter den 
acquisitivis mit vortragen können. Sie ift aljo wirklich vermifchter Natur. Bon der extinetiva hat 
fie das, daß fein titulus erfordert wird, umd daß zu ihrer Vollendung 30 Jahre gehören. Bon der 
acquisitiva hat fie das, daß eine wirkliche Ergreifung des vollftändigen Beſitzes, i. e. eine Handlung, 
wodurd Jemand die Sache oder das Hecht, als das jeine, in Beſitz genommen, vorhergegangen, und 
daß der Befiger in bona fide jein muß, weil mala fides niemals au be beneficia possessionis, auf 
welche es doc) hier anlommt, ein Recht haben kann. Auf diefe Theorie gründen ſich die 58. 625—628.' 
Simon, Material,, ©. 549. — Die Ausleger pflegen jedod) die SS. 579, 591 und 628 immer zu- 
fanmenzuftellen und dabei den $. 628 zur Deutung der $$. 579 und 591 zu beugen. Dies ift un- 
ftatthaft. Die Beitimmungen der $$. 579 umd 591 gehören der ordentlichen, 10—20j. Verjährung 
(Erfigung) ar, der $.628 bezieht ſich lediglich auf die 30j. Präjfription und trägt zum richtigen Ver— 
ftändnifje jener Beſtimmungen nichts bei, . BERG 

Die ordentliche Verj. (Erfigung) ift ein Inftitut, dazu beftimmt, die juriftiichen Mängel im Titel 
oder Rechte oder in der Berfiigungsfähigkeit des Autors oder Vorbeſitzers zu bejeitigen, ünd jetst ein 
nad Inhalt, Erforderniffen und Kom jo beichaffenes Rechtsgeichäft voraus, daß es den Schein hat, 
ſelbſt bei dem befonnenen und gefchäftstundigen Erwerber den Glauben zu erzeugen, daß das Cigen- 
thum der Sache, deren Beſitz er auf Grund dieſes Titels erworben hat (Erf. des Obertr. vom 
25. Mai 1852, Ach. f. Rechtsf. Bd. V, S. 275), auf ihm übergegangen fei, während dies im der 
Wirklichteit doch nicht der Fall ift. Der Erwerber muß hierüber in Irrihum, aber der Irrthum muß 
auch gerechtfertigt fein. Es lann mithin dem Autor das Eigenthum fehlen, er kann handlungsunfähig 
fein, immer vorausgefet, daß der irrende Ermerber nicht fahrläffig tft; aber die zu dem Geichäfte ae- 
Bunte Rechtshandlung, wobei der Ermerber ſelbſt nothwendig mitwirkt, darf micht auf mangelhafte 

ife vollzogen werden. Denn wenn der Erwerber dies aus Unwiſſenheit thut, jo ift der Irrthum 
nicht gere tfertigt, umd wenn er mit Bewußtſein die vorgefchriebene Form nicht beobachtet, jo fann 
gar nicht Rede vom guten Glauben jein. Auch ein Irrthum über das Dafein eines Rechtsgeſchäfts 
(des Titels) ſelbſt — ein fog. Putativtitel — wird meiftens ungerechtfertigt fein, weil er eine eigene 
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8. 580. Durch einen folhen verjährten Befig werden Sachen und Rechte nur in 
fo weit erworben, als überhaupt das Eigenthum von Sachen und Rechten diefer Art 
auf den Erwerber übergehen fann ??e), 

$. 581. Wenn eine Sache durch Gefepe 13) dem bürgerlichen Verkehr ganz ent- 
zogen worden, fo fann fie durch feine Verjährung erworben werden 182). 


Handlung betrifft; er kann aber wohl durch befondere Umftände, z. B. Hintergehung durch den be- 
ftellten Bevollmächtigten, der dem Erwerber die volljogene Erwerbung glaubhaft vorfpiegelt, Rechtfer— 
tigung finden. L. 11 D. pro emtore (XLI, 4); L. 5, 8.1 D. pro suo (XLI, 10); L.4 D. pro le- 
gato (XLI, 8). vd. Savigny, Syftem, Bd. II, S. 372 ff. (5.9) Ein bloß vermeintlicher Titel 
— titulus putativus — genügt zur Auer Berjährung durch Befit nicht, jagt das Obertr. in 
dem Erf. vom 25. Januar 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 217); und dies halte ich für das 
allein richtige, denn ein bloß vermeintlicher Titel ift eben kein wirklicher Titel, alfo gar kein Titel. 

Die Praris hat ſich diefer raison &erite fo ziemlich entfprechend entfchieden. Durch Plenarbeſchl. 
(Pr. 972) des Obertr. vom 15. febr. 1841 ift feftgeftellt: „Die gewöhnliche Verjährung durd) 
erfordert einen Zitel, welcher nicht bloß feinem materiellen Inhalte, jondern auch feiner Form na 
ur Ermwerbung des Eigenthums geeignet iſt.“ (Entf. Bd. VI, ©.410.) Daher kann 5.8. der 

berlebende Ehegatte, welchem ein zur Gütergemeinjchaft gehöriges Nadhlafgrundftid von dem Bor: 
munde der ge en Erben ohne Aufnahme einer Tare überlaſſen worden, das Eigenthum die- 
ſes Grundftüds durd Berjährung nicht ſchon im zehn, fondern erft in dreißig Jahren erwerben. (Erf. 
deſſ. v. 28. Juni 1852, Archiv 4 Rechtsf. Od. V. ©. 327.) Der Ausdrud „jeinem materiellen In— 
lte“ ift freilich immer jo unbeitimmt, daß noch fortwährend gejtritten werden fann, ob 3.8, ein 
erfauf durd einen erklärten Verſchwender (Interdizirten) ein tauglicher Titel jei, ob nicht. Das 
ältere Pr. 303, vom 17. Juni 1837 hatte fi, in Betreff der Form, ſchon ganz richtig dahin ausge 
ſprochen: „Ein über ein Grumdftiid mündlich geichloffener Kaufvertrag ift fein Titel, welcher an ſich 
ır Erlangung des Eigenthums geſchidt, umd zur Begründung der gewöhnlichen Verjährung durd) 
fig geeignet iſt.“ (Entſch. Bd. I, ©. 108.) S. aud) Pr. 2018 in der Anmerk. zu $. 614, 

Auch in Hinfiht der Verfügungsberechtigung ift treffend ausgefproden: „Wenn der mit feiner 
Ehefrau in eheliher Giütergemein Bar lebende Ehemann ein gemeinſchaftliches Grundftüd ohne Ein- 
willigung der Ehefrau verkauft, jo ift dies ein zur Erwerbung des Eigenthums am fich geſchickter Titel 
und der redliche Käufer kann das Eigenthum durch die ordentliche nung bon 10 Jahren erwerben." 
Pr. des Obertr. d. 25. Juli 1846, (Schlef. Arc. Bd. VI, S. 461.) Die vorgeichriebene Form ift 
natürlich hierbei vorausgefetst, und ebenjo, wie dort auch ausgeführt ift, der gute Glaube. Bergl. 
Ert. vom 22. September 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLIII, ©, 57), 

In Beziehung auf Verbin rg insbejondere Grundgerecdhtigfeiten, wird Pe ob der Titel 
ein urſprünglich begründender, d. r die Serbitut beftellender fein muß, oder ob es aud) ein übertra= 
gender ((titulas translativus) fein lann, 3. B. wenn Jemand dem Abkäufer feines Grundftüds aus- 
drüdlich eine 2 dazu gehörige Grumdgerechtigteit auf des Nachbars Grumdftiid mit verfauft, und 
der Käufer diefelbe auch wirklich ausübt. Nach den oben borgetragenen Grundſätzen muß dieſes be= 
jaht werden. Der II. S. des Obertr. hat in einem Ertl. vom 23. Dit. 1847 die entgegengefetste Mei» 
nung ausgeiproden, aus dem ganz falichen Grunde, weil ein zur Eigenthumserwerbung an fid) ge- 
ſchicter Zitel nur don dem Eigenthimer der Sache foll eingeräumt werden können, di Bd. III, 
S. 48.) Die Unrichtigfeit dieſer Behauptung ift eine längjt ausgemadhte und befannte Sadıe. | 

Hinfichtlich des jog. Putativtiteld (j. o. Abi. 2) hat fi eine Praris noch nicht gebildet. Weder 
ne Redaktoren haben Ni darüber geäußert, noch die landrechtlichen Beftimmungen fprechen fi) dar- 

r aus, 

(3. 4.) Ein präffudirter Realanfprucd kann dem dritten Beſitzer gegenüber als Titel einer Ber- 
jährung nicht dienen. Pr. 2406, vom 26. Oftober 1852 (Entſch. Bd. AXXIV, ©, 315). 

17 @) Unvechtfertigkeit hindert auch die gewöhnliche Verjährung nicht. Der im Pr. des Obertr. 
2073 (Anm. 67 zu $. 628) ausgeſprochene Grundfat gilt, nad den Entiheidungsgründen , von der 
Algnifitivvergährung überhaupt und ift auch angewendet worden auf einen Fall 10jährigen Ver— 
jährung in der Entid. vom 24. April 1849, in Saden Schneider w. Obt, 1%/,, III, 49. (4. 4.) 
In den Entſch. v. 23. Sept. 1851 (Arc. f. Rechtöf. IL, 361) u, d. 14. Jan. 1859 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXXU, ©. 134) hingegen nimmt das Obertr. an, daß der unrechtfertige Beſitzer durch zehnjäh- 
rigen Befits nicht verjähren könne. 

175) (5, 4.) Der Erbichaftsbefiger darf fi dem die Erbichaftsklage anftellenden wahren Er— 
ben gegenüber auf die Erjigung nicht berufen, er kann namentlich den wahren Erben gegenüber 
nicht jeinen Titel auf die Erbfolge aus dem Teſtamente gründen, wenn der Teſtator die Verpflichtung 
hatte, dem wahren‘ Erben die Erbichaft zu hinterlaſſen. rt. des Obertr. vom 13, April 1866 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©, 73). 

17°) Bergl. unten die Anm. 11 zu 8. 15, Fit. 18, Th. I. 

18) Litigiöfe Sachen gehören nicht zu den, durch Geje dem Privatverkehre entzogenen Sa— 
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$. 582. Ein Gleiches gilt von Sachen, die durch rechtsgültige Privatverfügun- 
gen dem Verkehre entzogen worden, in fofern diefe Berfügungen den Erwerbenden 
verpflichten fönnen !°). (Tit. 4, 88. 15 — 19.) 

.$. 583. Außerdem aber wird dur Irrthum in den Eigenfchaften der Sache die 

Verjährung dur Beſitz nicht gehindert. 

$. 584. Sachen und Rechte 2°), die Jemand durch Gewalt oder Diebitahl an 
ih gebradht, und an einen Andern überlaijen hat, können von diefem, wenn er auch) 
ein redlicher Befiger wäre 2), durch die gewöhnliche Verjährung nicht erworben wer- 
den?ta) (8. 648.) 

$. 585. Sat aber ſchon der nächftvorhergehende Befiger die Sache oder das Recht 


hen; das A. ER. hat das gemeinrechtliche Veräußerungsverbot in Betreff diefer Sachen ausdrüdlid 
aufgehoben. Zit. 11, $. 383. Deshalb ift die Fitigiofität einer Sache kein Hinderniß der Afquifitiv- 
berjährung, wenn der dritte Befiger derjelben fie aus einem Singulartitel erworben hat, und bei jei- 
ner Erwerbung von der Rechtsanhängigkeit nicht unterrichtet war. Pr. des Obertr. dv. 3. Auguft 
1846 (Entid. Bd. XIU, ©. 149). Schon nad) L. 1 C. de praeser. (VII, 33) hinderte Fitigiofttät 
die Verjährung nicht. 

Das Marktrecht, oder das Necht Jahrmärkte zu halten, kann nur durch ausdrüdliche Verleihung 
vom Staate, nicht aber durch Berjährung erworben werden. Pr. des Obertr. v. 16. März 1846 
(Entſch. Bd. XIII, 338), 

(4. 4.) In Schlefien befteht weder ein pofitives Geſetz, noch ein Germohnheitsrecht für die ganze 
Provinz, welches die Unverjährbarkeit der Aue, d. h. der Pläte im Dorfe, die nicht zu den Gebäuden, 
Höfen oder Gärten der Dorfinfaffen gehören, ausichließt; im Weſen der Dorfaue, als eines dom der 
Gutsherrſchaft micht ausgethanen Theils ihrer Feldmart, aber an und für fich, ſoweit fie dem Verfü— 
qungsrechte des Gutsherrn als Eigenthimer unterworfen geblieben , liegt nichts, um in Anſehung der 
erwerbenden Verjährung diejen Theil des gutsherrlichen Grundbeſitzes anders zu behandeln, als die 
ganze berrichaftliche Reldmart, wogegen allerdings, joweit die eigentliche Dorfaue als eine Anftalt und 

inrichtung der öffentlichen Ordnung beiteht (mas als Thatſache in jedem einzelnen Falle feftgeftellt 
werden muß), der Gutsherr mithin darüber nur als Gutsobrigfeit zu verfügen hat, oder in feiner 
Dispofition auf jolhe Gebrauchs- umd Nutzungsrechte eingeichränkt ift, welche mit jenen Sweden des 
ae Intereffes vereinbar, eine verfchiedene, von den Berhältniffen des konkreten Falles bedingte 

urtheilung der Berjährungsfrage eintritt. Pr. des Obertr. 2636, vom 19. Juni 1855 (Entich. 
Bd. XXXI, ©, 13) u, Erf, b. 15. März 1860 (Arc. f. Nechtef. Bd. XXXVII. S. 97). Bon fchle- 
fiihen Gerichten ift die entgegengejette Meinung nach Provinzialrecht gehegt und zur Anmendung ge— 
bracht worden. Ardiv a. a. O.; Entih. a. a. O. ©. 15, umd Koch, Schleſ. Ardiv, Bd. I, S. 530. 

(5. 9.) Feftungswerfe find in Beziehung auf die Brage: ob diejelben durch Verjährung gegen 
den Fiskus erworben werden können, als Sachen zu behandeln, welche dem Verlehre entzogen find. 
Th. U, Tit. 13, 8,5. Ert. des Obertr. vom 12, Februar 1864 (Entſch. Bd. LI, ©. 92). 

Gegen die don einer Feftungsbehörde vorgenommene Turbation ift der poſſeſſoriſche Schutz inſo— 
fern zu gewähren, als der Störer nur als vermeintlicher Eigenthümer des ftreitigen Terrains in pris 
batrechtlicher Hinficht in Betracht fommt und weder ein öffentliches Intereſſe noch die polizeiliche An- 
ordnung einer Feftungsbehörde vorliegt, aucd das fraglide Grundftüd nicht zu den ungärerten 
ebraucht worden ift, und äußerlich fein fichtbares Zubehör der Feftungswerte gebildet hat. des 
Obertr. vom 3, Jumi 1864 (Entih. Bd. LI, ©. 108). 

‚. 183) (4. 9.) Diefer Grundjat ift auf die Erwerbung eines privativen Nutzungsrechts an öffent- 
lichen Frlüffen nicht anzumenden. Unten, Anm. 13@ zu 8.26, Tit. 15, Th.U. (5. A.) Auch nicht 
auf die Erwerbung von erblichen Kirchenftühlen. Unten, Anm. 23 zu $. 681, Tit. 11, Th. II. 

19) D. h. infofern die an der in Bezug genommenen Stelle vorgejchriebenen Vorausjegungen 
vorhanden find, unter welchen ein Dritter durch dergleichen Verfügungen verpflichtet werden fan. 

20) Wie Rechte jollen geraubt oder geftohlen werden lönnen, kann ich mir wicht denten. 

21) Ein folcher Erwerber hat immer den Verdacht wider fih, daß er um die ımerlaubte Hand- 
lung feines unmittelbaren Bormannes gervußt, oder doch erhebliche Gründe, an der Befuguiß defjel- 
ben zu zweifeln, gehabt habe, ohne dat er dejjen immer überführt werden kann; kann er aber mwirf- 
lih nachweiſen, daß er die Sache bona fide bon einer unverdächtigen Perfon afquirirt, fo leidet er 
feinen wirtlihen Schaden dabei, meil ihm das, was er dafür gegeben umd geleiftet hat, bomifizirt 
werden muß, jagt Suarez. Simona, a. O. S. 535. Hiernäch ift die Sache jo gedacht, daß 
die Unredlichteit des eriten Erwerbers vermuthet wird und daß derjelbe, um die Vortheile eines red» 
lichen Beſitzers bei der Bindifationsklage zu haben, den Beweis feines umderdächtigen redlichen Ermwer- 
bes führen muß. 

218) (4. 9.) M. j. unten, Arm. 92, Abi. 2. 


Bon Ermwerbung des Eigenthums. 557 


vedlich beſeſſen 22), jo hindert der Einwand, daß ein Dritter diefelben geftohlen oder 
geraubt habe, die Verjährung nicht ?3). ® 

$. 586. Wer den vorhergehenden Befiger nicht angeben fann?*), bat in der 
Regel die Bermuthung gegen N. daß er die Eache von einem folhen, welcher fie 
durch Gewalt oder Diebitahl an jich gebracht, erlangt habe. (Tit. 15, 88. 37, 38, 39.) 

$. 587. Wer wegen Mangel perfönlicher Eigenſchaften, das Eigenthum gewif- 
fer Sachen und Rechte zu erlangen unfähig ift, der kann diefelben Ber durch Verjäh⸗ 
rung nicht erwerben. 

8. 588. Erft von der Zeit, da diefe Unfähigkeit gehoben worden, kann die Ber- 
jährung angefangen werden 2°). 

$. 589. Alles, was die Befigergreifung, im rechtlichen Sinne, verhindert, das 
hindert auch den Anfang der Verjährung durch Beſitz. (Tit. 7, 88. 96— 108.) 

$. 590. Alles, was dem Anfange der Berjährung überhaupt entgegen fteht, das 
hindert ihn auch bei diefer Art derfelben ($. 512 sqq.). 

8. 591. Wer den Befig aus einem zur Erlangung des Eigenthums nicht gefchid- 
ten Titel 26), oder2?) unredlicher 2?” =) Weiſe erworben hat, kann niemals eine Ver- 
jährung durch Beſitz anfangen. ($. 663.) 

$. 592. Inſonderheit kann gegen ein rechtskräftiges Urtel von dem, wider wel- 
hen es ergangen ift, feine Verjährung durch Beſitz angefangen werden ?®). 


; 22) Nach der Faſſung muß der Ufulapient in diefem Falle die Redlichkeit feines Vormannes be- 
weiſen. 


23) Suarez trägt bei der Schlußrevifion des G.B. vor: „Wenn die römiſchen Geſetze jagen, 
daß res furtivae nicht nur don dem Diebe, fondern auch von einem Dritten nicht ufulapirt werden 
fünnen, jo reden fie immer nur von einem ſolchen Dritten, welcher die Sache unmittelbar von dem 
Diebe akquirirt hat. $-3 J. de usucap. ft aber die Sache durch die Hände mehrerer possessorum 
bonae fidei gegangen, jo fällt ratio legis hunweg.“ Simona.a.D. S. 582 u. Jahrb. Bd. XLI, 
S. 14. Dies ıft ein vollftändiger Irrtum. Das A. L.R. weicht hier von dem R. R. bedeutend ab. 

24) Die hieraus entipringende Bermuthung fteht neben der des vorhergehenden 8. 585. ©. die 
Anm. 22. Das Prattiſche ift die Regelung der Berveislaft, hier wie dort. Was übrigens unter dem 
„angeben“ gemeint wird, erfieht man aus Suarez' Bemerkung zu den Erinnerungen gegen dieje 
Beitimmung, in welcher im gedr. Entwurfe der Ausdrud achweiſen“ gebraucht war. „Es ift nicht 
die Nede von Nachweiſung des Beſitztitels, ſondern der Perſon des vorigen Beſitzers. Unter dem 
„machmeifen‘ wird auch nicht ein fürmlicher Beweis, jondern wohl nur eine bloße beftimmte Angabe 
des auctoris berftanden. Unter diefen Beftimmumgen enthält der Sa nur ein Verbot, nicht vom un— 
befannten und verdäcdhtigen Perjonen zu kaufen.“ — Simon a. a.D. ©. 537. Darnach muß auch 
jest angenommen werden, daß nicht die Angabe irgend eines Perjonennamens genügt, fondern die 
bejtimmte Angabe einer wirklich auffindbaren Perſon erforderlidy ift. 

25) Die beiden $$. 587 u, 588 haben für die Zulunft ihre Bedeutung durch die veränderte Staats- 
verfafjung verloren, i 

26) ©. o. die Anm. 17 zu $. 579. Die Beftimmung geht übrigens nicht auf die Normaljahre. 
8. 641, 

27) Zur Erfitung ift guter Glaube am zen erforderlich. Dies ift ſchon im 8. 579 audge- 
fprochen worden; es geichieht hier wiederholt ohne allen anderen Zweck als um die Erfordernifie der 
gewöhnlichen Atquifitivverjährung feftzuftellen. Suarez bemerkt bei revisio monitorum: „Es dürfte 
nicht unnöthig fein, nad dem Antrage einiger Monenten hier die Säte zu prämittiren, daf alles, was 
die Befitergreifung hindert, auch dem Sinfanse der Verjährung durch Beſitz entgegenftehe, und daf 
ohne titulum dominii translativum, jo wie ohne bona fides, feine Verjährung durch Beſitz angefangen 
werden könne.” Simona a. O. ©. 538. Dabei findet ſich keine Schwierigkeit. Der $. 628 ge- 
bört nicht hierher. . 

27%) 5, o. die Anm. 17® zu 8.579 d. X. 

28) ©. o. die Anm. 94 zu $. 558 d. T. Der Sat mar vorher ftreitig. „Einige Monenten,‘ 
bemerft Suarez, „verlangen, daß die ftreitige Frage: ob praeseriptio acquisitiva contra judicatum 
ftattfinde, hier ausdrüdlich entichieden werden jolle. Negativa fcheint unbedenklich zu fein.” Simon 
a. a. D. ©. 538, Nr. 2. Im diefer Beziehung wirkt jedoch die res judicata nur in personam; ein 
jeder Nachfolger im Beſitze, and der Erbe, fann für fich eine neue Verjährung anfangen. „Der- 
jenige,“ jagt Suarez, „gegen welchen das judieatum ergangen ift, kann dagegen nicht präjfribiren, 


Anfang. 


Fortſetzung. 
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$. 593. Dagegen wird durch perſönliche Eigenſchaften, wegen welcher die Ver— 
jährung durch Nichtgebrauch feinen Anfang nehmen kann ($$. 535, 540, 541), der 
Anfang der Verjährung durch Befis nicht gehindert. 

$. 594. Wenn jedoch gegen dergleichen Perſonen die Verjährungsfriſt vor geho- 
benem Hindernijje abgelaufen it, fo fommt denfelben die nn in den vo⸗ 
rigen Stand gegen den Ablauf der Verjährung durch Beſitz ebenfo, wie bei der Ber- 
— durch Nichtgebrauch, zu Statten. (5. 537 sqq.). 

$. 595. Auch kann gegen ſolche Unmündige, Minderjährige, Wahn- oder Blöd- 
finnige und Taubftumme, denen nad) den Gejegen ein Bormund hätte beftellt werden 
ſollen, fo lange diefe Beftellung noch nicht erfolgt ift, feine Verjährung durch Befit 
anfangen 9). 

$. 596. Soll ein Recht, welches gewöhnlich ?) ausgeübt werden kann, durch 
die ordentliche Verjährung erworben werden, jo muß deſſen Ausübung nad der Belig- 
ergreifung jährlich *') wenigitend einmal?) erfolgt fein. ($. 649.) 

$. 597. Wird ein dergleichen Recht in einem ganzen Jahre gar nicht ausgeübt, 
fo ruht **) inzwifchen die Verjährung. 

$. 598.. Die Jahre, während welcher dad Recht geruhet hat, kommen bei Be— 
rechnung der Verjährungsfrift nicht mit in Anfchlag. 

$. 599. Wenn der Anfang und das Ende ?*) des Beſitzes — iſt, ſo 
wird vermuthet, daß die Ausübung des beſeſſenen Rechts?*2) auch in der Zwiſchenzeit 
fortgeſetzt worden 3°). 
meil er einmal in malam fidem verjetst worden. Der successor singularis fann ex sua persona die 
Präffription anfangen, mar bei dem successore universali ift e8 zweifelhaft. Doch tolirde ich foldhen 
dem singulari 2 weil der Unterſchied, den das R. R. macht, in der That nur auf der fieta 
unitate personaram beruhet.“ Simon a. a. O. S. 471. Selbftverftanden muß der Nachfolger die 
Bewandtuiß der Sache und das Berhältnif feines Autors zu derfelben nicht lennen. 

29) ©. o. die Anm. 40 zu 8. 535 d. T. 

30) Das heift nicht „alljährlich“, fondern willfürlid. Der Gegenjag find folche Rechte, wel- 
che nur bei gewifjen Gelegenheiten zur Ausübung gebradyt werden können, worüber der $. 649 Be- 
ftimmung —9* auf pair un unjer $. 596 vermeilt. 

31) Diefes Jahr beginnt mit der erften Ausübung. Bergl. u. die Anm. 99 zu $. 650, 

32) Dies genügt, nad) der Regel $. 130, Zit.7. Die Uebung durch das ganze Jahr oder in 
den übrigen Zeiten und Fällen des Jahres wird nicht etiwa vermuthet, jondern für nicht erforderlich 
zu der wirlſamen Dauer des Ufulapionsbefites erllärt. S. Entich. des Obertr. Bd, XVII, ©. 6. 

38) Der Befit ift alfo micht als gänzlich verloren zu denten. S. die vor. Anm. und oben die 
Anm. 768 a. E, zu $. 124. Anders’bei Rechten, welche micht willlürlich ausgeübt werden können: 
hinſichtlich dieſer muß jede ſich darbietende Gelegenheit wahrgenommen werden, jonft ift der Beſitz ver» 
loren, die Verjährung unterbroden umd die Ujulapion muß von Neuem beginnen. $. 649 fi. (4. 4.) 
Das ift auch der Fall bei jenen Rechten, weiche willkürlich ausgelibt werden können, wenn die Unter— 
lafjung der Rechtsausübung durch den ausdrüdlichen oder ftillichweigenden Widerfprud des Verpflich- 
teten bewirkt wird, 3. B. durch Verhinderung des Waſſerſchöpfeus aus einem Brummen durch Ber- 
If — und Beruhigung dabei. Erk. des Obertr. v. 8. Mai 1858 (Entſch. Bd. XXXVIII. 

. 80). 


34) Durch einen fehlerireien Beſitzalt wird die Vollendung der Verjährung bewirkt, wenn aud) 
diefer zur nachherigen Klage Beranlafjung gegeben hat; und es findet der &. 85, Tit. 7, der nur 
von der Befiergreitung, micht von der Fortiegung eines einmal ergrifienen Befiges handelt, leine An- 
wendumg. Pr. 1790, v, 19, Oftober 1846 (Entſch. Bd. XV, ©, 142). 

34a) (5. 9.) Diefe Regel umfaßt nicht bloß den Nechtsbefit, fondern aud) den Sachbefit ; fie 
gilt in der Praris des Gemeinen Rechts ebenfo, wie in der des Sächſiſchen Rechts. Erf, des Obertr. 
vom 9. November 1865 (Arc). f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 263 und Eutſch. Bd. LVI, ©. 46). 

35) Auc wenn der Zeitraum zwijchen deu beiden Befishandlungen am Anfange und am Ende 
länger ift als die zur Verjährung gerade erforderlihe Zeit. Pr. des Obertr. 2166, v. 20, Dejem- 
ber 1849 (Entich. Bd. XIX, ©. 139). Auch angewendet in dem Ert. v. 30. Eept. 1856 (Ard. f. 
Rechtsf. Bd. XXII, ©. 215). Bergl. $. 113, Zit. 7 und die Am. 71 dazu, Diefer $. emticheidet 
eine Kontroverje für den Sat: olim et hodie possessor, interen possessor. 
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8. 600. Dagegen tft aber auch über jeden der vorbenannten beiden Zeitpunfte 
ein befonderer 36), nach Vorſchrift der Geſetze vollftändig geführter, oder erfüllter, Be— 
weis erforderlich 7). 

8. 601. Was den Befig unterbriht, das unterbricht auch die darauf fih grün- 
dende Berjährung ?7®). (Tit. 7, $. 111 sqq.) 

$. 602. Hat jedoch Jemand den Befiß einer Sache, die er verlaſſen hatte, noch) 
ehe diejelbe von einem Andern in Belit genommen worden, wieder ergriffen, fo wird 
die Zroifchenzeit, wo Die Sache in Niemands Befit geweſen ift, von der Verjährungs— 
frift nicht abgerechnet ?®). 

$. 603. Dur Anmeldung der Klage, oder durch Einlegung einer gerichtlichen 
Proteftation 3%), wird die Beriährung durch Beſitz in fofern unterbrochen, ald darauf 
eine Bekanntmachung an den Beliger 3%) erfolgt *°). 


36) D. h. es darf von dem bemwiejenen Anfange oder Ende nicht auf das Eine oder das Andere, 
ohne befonderen darauf gerichteten Beweis, geichloffen werden. Bor dem A. L. R. ftritt man darüber. 
Der Entwurf enthielt darüber nichts. Einige Monenten erinnerten daran und mollten die ftreitige 
Frage entjchieden wiffen: ob der Anfang und das Ende der Befitzeit per testes singulares erwieſen 
werden fönme, oder jeder diefer Termine feine befonderen vollftändigen Beweiſe erfordere. Letsteres, 
meint Suarez, ift wohl unbedenfih. Simon a. a. O. ©. 509. Die Gegenfäte find etwas duns- 
fel ansgedrüdt. Es foll aber der ftreitige Sat: olim possessor, hodie possessor, reprobirt werden. 


37) Wenn über einen Theil der VBerjährungszeit ein vollftändig geführter, über einen anderen 
Theil nur ein unvollftändiger Beweis vorhanden tft, jo darf der zur Erfüllung des letsteren erforderliche 
nothwendige Eid fih nur auf den zmeiten Theil der Verjährungsfrift, micht auf dem Zeitraum er- 
ftreden, fir welchen der volle Beweis geführt worden. Pr. des Obertr. 409, vd. 26. Januar 1838, 
— Der im angegebenen Falle erforderliche Eid darf auch auf den Anfang der Berjährungszeit befchräntt 
werden. Pr. des Obertr. 515, vom 3, Auguft 1838. Nur verfteht ſich, daß immer ein Anfang von 
ausdrüclichem Beweiſe dafür vorhanden fein muß. Wenn z. B. durch Zeugen vollftändig bewieſen 
würde, daß der Beſitz zur Anfangszeit (umd auch fpäter noch vielleicht bis nahe am Endtermine) vor- 
handen gewejen, über den Endpunkt aber gar fein Beweis beigebracht wäre, jo darf dariiber: daf 
der Verjährende am Endpunkte der Verjährungszeit wirklich im Beſitze geweſen, fein Erfüllungseid 
** werden, denn der „beſondere Beweis“ über den Endpuntt fehlt gänzlich, und es a daflir 
feine VBermuthung: diefe beſchränkt fi eben nur auf die Zwiſchenzeit, wenn Anfang und Ende, je- 
des für fich, bewieſen iſt. E 

378) .(3. A.) Durch das Patent v. 22. Mai 1815 wegen Einrichtung des Hnpothefenmeiens in 
den mit den preuß. Staaten wieder vereinigten Provinzen jenjeits der Eibe und Weſer u. ſ. mw. ift 
der Lauf der Beſitzverjährung eines Realrechts, welches u jeiner Erhaltung der Eintragung in das 
Hnpothefenbuch bedürfen würde, unterbrochen worden. Pr. des Obertr. 2338, vom 18, Dezember 
1851 (Entſch. Bd. XXI, ©. 15). Weil ein folches Recht ohme Eintragung dom dem Geſetze nicht 
anerlannt wird, folglich auch nicht mehr Gegenftand des jurifttichen Beſitzes * laun. Dies iſt der 
allein juriſtiſche und zureichende Grund, weshalb die Verkündung des Patents eine Unterbrechung 
des Beſitzes enthält. Die mortreichen Gründe des Obertr. enthalten nichts Juriſtiſches. 

(4. N.) Die hinfichtlich einzelner Beftandtheile eines Gutes von dem Gutseigenthümer geichehene 
freie umd willfürliche Ausübung feiner Eigenthumsrechte unterbricht den auf das ganze Gut fich er- 
ftredenden Verjährungsbefit des Dritten auch rüdfichtlich derjenigen Beftandtheile des Gutes, auf welche 
jene Ausübung der Rechte des Eigenthiimers fic nicht bezogen hat. Erf. des Oberir. v. 2. Februar 
1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 323), 

88) Die Beſtimmung bezieht ſich auf dem höchft jeltenen Fall der Dereliktin. Suarez fagt: 
„Wenn Jemand eine Sache verliert und hernach wiederfindet, fo ift dadurd die Verjährung nicht uu- 
terbrochen worden, weil er in diefem falle possessionem solo animo fontinuirt hatte. — Wie aber, wenn 
Jemand eine Sache derelinguirt und hinterdrein ſich derfelben wieder anmaft? Da er durd die De- 
reliftion den Befit aufgegeben hatte, jo war dadurd) jeine Verjährung allerdings unterbrochen. Wenn 
er alfo die Sache in der Folge wieder aufnimmt, jo würde er, genau genommen, eine neue Prä- 
jfription anfangen müſſen. Dies dürfte indeß zu ſehr ins Feine gehen, und jubmittire ich daher: ob 
man nicht lieber annehmen wolle, daß, wenn die Sache imzwiihen von niemand Anderem bejefjen 
worden, die Zwifchenzeit, wo fie gleihiam res nullius geweſen, gar nicht in Anjchlag komme." Si— 
mon a. a. O. S. 642. Das praftiide Bedürfniß fehlt zu diefer Beftimmung. Dieſe Filtion des 
Beſitzes darf aufer dem Falle der Verjährung in anderen Beziehungen nicht angenommen werden, 

39) Das im einem Vorprozeſſe ftattgefundene Beſtreiten eines angemaßten Rechtes hat die Kraft 
einer Proteftation nur dann, wenn es eine ausdrüdliche Berwahrung gegen die Verjährung enthält und 
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$. 604. Daß zwifchen dem Zeitpunfte der Anmeldung und der wirflich erfolgten 
Bekanntmachung die Berjährungsfrift abgelaufen ift, kommt dem Befiger nicht zu Stat— 
ten‘). 

$. 605. Sat aber der Kläger die Klage zurüdgenommen, oder den Betrieb der 
Sache liegen laſſen, dergeftalt, daß der Richter nach Vorfchrift der Progekordnung * 1 *), 
mit Repofition der Akten zu verfahren berechtigt geweſen, jo ift die Verjährung für 
nicht unterbrochen zu achten +'b), 

$. 606. Ein Gleiches findet ftatt, wenn der Kläger oder Proteftirende durch ein 
Defret +?) abgewiefen wird, und fich dabei länger ald Dreifig Tage nach Erhaltung 
des Dekrets beruhigt. 

$. 607. Iſt hingegen die Klage oder Proteftation dem Befiger einmal gehörig 


auf Antrag des Erflärenden dem Gegner vom Gerichte infinuirt wird. Pr, des Obertr. v. 8. März 
1848 (Rechtsf. Bd. III, ©. 412). 


39°) (4. 9.) An den vollftändigen Befiger. Im dem Falle, wenn die er ümerin eine® 
Grundſtücks ſich bei ihrer Verheirathung im Berjährungsbefige einer Wegegerechtigleit befindet, geht 
diefer Befig durch die VBerheirathung auf den Ehemann nicht dergeftalt über, daß derjelbe von da am 
die Gerechtigkeit ausſchließlich in feinem Beige hat; er ift ein umvollftändiger Befiter, die frau be- 
hält den vollftändigen Beſitz (Tit. 7, 88.6, 7 u. 124) umd dur Infinuation der von dem Beſitzer 
des belafteten Grumdftüds gegen den Ehemann allein angeftellten Negatorientlage an den Letzteren 
wird die Verjährung rücfichtlich der Frau nicht unterbrochen. Erf. des Obertr. vom 22. Mai 1862 
6 


x 


(Entih. Bd. XLVII, ©. 46), 


40) Die Faſſung des $. 603 ift jehr ungenau, Der darin enthaltene Rechtsſatz iſt der: Die 
Alquifitivverjährung wird erft durch die Infinuation der Klage unterbrochen, doch auf den Tag der 
Anmeldung oder Proteftation zurüdgezogen. Demnah muß unter dem Worte „Anmeldung“ die An— 
bringung, und unter der „Belanntmahung“ die Inſinuation der Klage verftanden werden. 
S. 0, die Anm. 80 zu 8. 551. Die angefangene Berjährung durch Befit ift Berne für unterbro- 
hen nicht zu achten, wenn vor Vollendung derjelben die Klage ziwar angemeldet und dem Berjähren- 
den gehörig bekannt gemacht, im der Folge aber durch rechtsfräftiges Erkenntniß als ungegründet zu- 
rüdgewiefen worden ift. Pr. des Obertrib. 1175, v. 5. Auguft 1842, Diefer Sat ift nicht anzu- 
erfennen. ©. u. die Anm. 42 u. 45, 

41) Diefe Beftimmung ift auf das Monitum einiger Dionenten binzugefommen, daß, da die Be- 
jorgung der Infinuation de regula nicht in der Gewalt des Klägers lebe, es unbillig jein würde, 
wenn Jemandem, der noch vor Ablauf der Präftriptionsfrift geflagt habe, die Verjährung, weil ſolche 
ante insinuationem abgelaufen, dennoch obftiven jollte.. Suarez mar anderer Meinung. „Die 
Monenten verfennen das Fundament der praescriptionis acquisitivae. Das ift nicht negligentia deſſen, 
contra quem praescribitur, fondern justa possessio des Prälfribenten. So lange dieſer Befi nicht 
unterbrochen wird, umd dies geichieht doch durch die bloße Anmeldung der Klage offenbar nicht, fo 
lange muß fie ihren (er feinen) rechtlichen Effekt behalten. Cs ift die uld, oder höchftiens ein Un- 
glüd für den Kläger, daß er die Klage nicht früh genug angemeldet hat, daß ſolche uoch vor Ab- 
lauf der Frift dem Anderen hätte infinuirt werden können.“ Darauf ift fonkludirt: „It die Klage 
aufgenommen und auf Borladung des Gegentheild angetragen.” Simon a. a. O. ©. 543. Die 
Unterbrechung der Ujufapion geſchieht daher aud nad) der Theorie des L.R. durch die Klageinfinuation 
Fitisfonteftation), wird aber aus Billigkeit und weil der Kläger, nad) unjerem Prozeßverfahren,, die 
Inſinuation nicht in jeiner Gewalt hat, auf den Tag der Anmeldung zurüdverlegt. 

418) (5. 9.) Tit. 4, 8. 20, 


415) (5, 9.) Die eriverbende Verjährung ift für nicht unterbrochen zu achten, jelbft wenn der 
Kläger jeine Klage nad erfolgter Behändigung an den Beklagten zurildgenommen hat. rt. des 
Obertr. vom 16. Mai 1867 (Entid. Bd. LVIU, ©. 72). Bergl. die Anmerkungen 43 und 45 zu 
den 88. 607, 608, 

42) Dder durch ein rechtskräftiges Erlenntniß. S. die Anmerk. 40, Wird der Prozeß durd) 
Bergleich beendet, jo bleibt die Berjährung unterbrohen. Suarez erflärte dieſe frage für eine 
qu. Domitiana. Simon a. a. O. S. 544. Es fiel ihm micht ein, daß der Kläger micht der 
wahre Eigenthüimer zu fein braucht und fa doc mit dem Befiger vergleichen kann. Die einmal 
bewirkte Unterbrechung ift eine geichehene Thatſache, wodurch der Befiter im der Verjährung immer 

ört wird. Deshalb jollte eigentlich die abgewieſene Klage nicht den Wegfall der Unterbrechung (denn 

hatſachen find nicht umgefthehen zu machen), fondern die Verbindlichleit des Klägers zur Entichä- 

Sigung des Beſitzers wegen Hinderung in der Ermwerbung der Sache zur Folge haben. ©. u. die 
nm. 45, 
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befannt gemacht worden *?), fo kann diefer die dadurch unterbrochene Verjährung nie- 
mal3 +3*) wieder anfangen. 

$. 608. In Fällen, wo die Gefege, ftatt der gemöhnlichen Borladung, Ediftal- 
citation zulaſſen, vertritt lettere auch hier die Stelle der Bekanntmachung **). 

8. 609. Uebrigens macht es feinen Unterfchied: ob die Klage oder Proteftation 
bloß gegen den Beſitzſtand *°), oder auch gegen dad Befigrecht For erichtet ift. 

$. 610. Wegen der bei einem ungehörigen Richter angeftellten Klage oder ein- 
gelegten Proteftation finden die Vorſchriften 88. 552, 553 Anmendung. 

8. 611. Außergerichtliche Handlungen unterbrehen die Verjährung durch Beſitz 
nur infofern, als fie den Befiger von der Unrechtmäßigfeit +6) des Befiges überführen #7), 
oder den volljtändigen Beſitz felbit aufheben *®). 


43) Und ift feiner der im $. 605 gedachten Fälle eingetreten; denm nur umter diefer Voraus— 
jeung hat die Infinuation der Klage die hier im $. 607 beftimmte Wirkung, Der $. 607 ift die 
Fortjegung des 8. 603 und die 8$. 604—606 find dazwiſchen geichoben; dieie follten eigentlich erft 
hinter $. 607 folgen. Suarez’ Bortr. in Simona. a. D. ©. 544, Nr. 7. Die Frage ift jedoch 
meifelhaft. ©. u. die Anm. 45. (4. 4.) Das Obertr. hat fih in einem Erf. v. 20. Sehr 1860 

r die hier vertretene Meinung ausgeiprochen. Entſch. Bd. XLU, ©. 68. (5. 9.) Dieſe Meinung ift 
in dem Erk. dv. 16, Mai 1867 ausführlich begründet. S. o. Anm. 41b zu $. 605. Auf die Prote- 
ftation paßt aber keine diefer Bedingungen. 

432) ©. u. die Anm. 45 zu 8. 609 d. T. 


44) Nach dem Vorſchlage eines Monenten follte die Frage entſchieden werden, welcher Tag bei 
der Ediktalladung pro die insinuationis, durch welche die Präſtription unterbrochen worden, zu achten fei. 
Suarez wollte denjenigen dafür annehmen, an welchem die Citation das erfte Mal in den Zeitungen 

eftanden hat. Simon a. a. DO. ©. 544, Nr. 8, Damals fiand man aber noch bei dem unver— 

Anderten Sate, daß nur die Iufinuation der Ladung die Verjährung unterbredie. S. die Anm. 41 zu 
8. 604 d. T. Nachdem aber der Sat des $. 604 angenommen worden, kommt auf diefen Tag nichts 
mehr an, daher auch die gedachte, in den Erg. ohne meine Mitwirkung mitgetheilte YAeußerung von 
Suarez unerheblich if. Aber etwas Anderes ift hierbei erheblich). Ber entiprechende $. 481 des 
Entwurfs verordnete auch von der WProteftation die öffentliche Befanntmahung in dem Falle, 
wenn die Yoga ig Ipı den Befiger nicht möglich if. Es findet fich indeß das Konkl.: „die Prote- 
ftation bleibt weg.” imon a. a. DO. Infolge deſſen wird der Proteftation im $. 608 nicht ge» 
dacht, daher von derjelben in dem gedachten Falle nicht Gebrauch gemacht werden kann. 

45) Hierdurch ift, auf den Antrag der Monenten, eine gemeinrechtlihe Streitfvage entichieden 
bei der Revifion der Monita. Simon a. a. O. ©. 543, Nr. 4. Bon der Abmeilung der 
Poſſeſſorienllage muf das Gleihe wie von der Petitorienklage gelten. Nah dem Br. des II. ©. 
des Dbertr. 1175 (Anmerf. 40) joll die Unterbrechung der Berjährung wegfallen. Der Satz ift un— 
äht. Das Eigenthum entfteht mittelft der Verjährung durch den ununterbrodenen ruhigen Befig. 
Die Störung vereitelt die bi8 dahin gelaufene Verjährung und ift eine Thatſache, die nicht unge 
fchehen gemacht werden kann. Dazu würde eine Fiktion erforderlich fein, und jolde muß ganz aus— 
drüdlich durch das Gejets verordnet werden. Das ift hier nicht geſchehen; im Gegentheil: der $. 607 
ſchreibt unbedingt dor: die dadurch (durch die Infinuation) unterbrodyene Berjährung kanu niemals 
wieder anfangen. ferner: die Klage und deren Infinuation enthält eine Proteftation (die röm. de- 
nunciatio) im berftärften Grade. Die bloße Proteftation unterbricht jchou die Verjährung umd die 
Proteftation bleibt übrig, mern auch der Anſpruch auf Herausgabe der Sache abgemwielen wird. End- 
lich ift die Beſtimmung unjeres $. 609 don enticheidendem Gewichte. Die pofjelloriiche * ſoll die 
Berjährung unterbrechen. Praftiihen Werth hat dieſer Satz gerade nur für den all der Abweiſung. 
Denn geromut der Poſſeſſorienlläger, jo erlangt er ja den thatſächlichen Beſitz ſelbſt und bedarf jenes 
Satzes nicht, ed wäre denn, daß es ihm eben auf die immer nur kurze Zeit zwiſchen Anmeldung der 
Klage und Vollziehung des Urtheils anläme. 

46) ©. o. die Anm. 12 zu $. 17, Tit. 7, 

47) Mala fides superveniens nocet. Gemäß c. 5 u. 20 X. de praeser. (Il, 26). Den Grund- 
fat J— ſchon der $. 579: „d urch die — Friſt ꝛc. beſeſſen hat.“ Vergl. Entſch. des Obertr. Bd. 
vu, ©, 266. > 

48) Die Erfikung einer Trifte oder Hütungsgerechtigfeit wird unterbrochen, wenn der Befiter 
des Grundftüds, auf weichem diejelbe bisher ausgeübt worden, der ferneren Ausübung wideripricht, 
und der Prätendent demzufolge davon abfteht. Pr. des Obertr. 855, v. 11. April 1840. Die Ziweifel- 
haftigteit dieſes Satzes ſpringt nicht in die Augen. 
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$. 612. Bloße Pfändungen *°) unterbrechen alfo die Verjährung nicht, wenn 

der Gepfändete, deijen ungeachtet, die Ausübung des Rechts fortiept. 

S. 613. Jeder Nachfolger im Belige, er jei Erbe), oder nicht 5°°), fann die 
Verjährung feines Vorfahren fortſetzen *), in fofern er nur felbit ein redlicher Befiger 
nsıa) 
u 49) Die Worte „bloße Pfändungen“, haben nur den Sinn, dab die bloße Thatſache der Pfändung, 
als ein Akt der Privatgemalt, fein geeignetes Mittel zur Ueberführung des gepfändeten Befigers von der 
Unrechtmäßigleit des Beſitzers fein joll. Wo aber die Pfändung auf gejegmaßigem Wege weiter verfolgt 
und das Berjahren des Piänders der richterlichen Kognition unterftellt wird, da ift eine Jolche geſetzmäßig 
erfolgte Pländung nad) Maßgabe des Ausfalls der diesfälligen richterlichen Entideidung darüber, insbejon- 
dere über Forftfontraventionen, wenn der Gepfändete — rleidung der auf ſolche geſetzten Strafen verur— 
theilt worden, allerdings geeignet, denſelben von der Unrechtmäßigleit ſeines Beſitzes zu überführen. Pr. 
des Obertr. 1798, dv. 16, Nov. 1846, — (3. 4.) Hat der Gepfändete ſich durch die a ab- 
halten lafjen, das Recht ferner auszuüben, und hat der Andere nichts getban, um die Sache zum 
Austrag zu bringen, fo ift anzunehmen, daß der rftere fich im Befige erhalten habe. (Rechts. Bd. I, 
&. 71; Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 30; J. M.Bl. 1854, ©. 105.) — Noch weniger ift der Wider 
ſpruch des Veeinträchtigten erheblich, wenn der Beſitzer fich dadurch von ferneren Befighandiungen 
nicht abhalten läßt. Ext. des Obertr. v. 7. Dezbr. 1853 (J. M.Bl. 1854, ©. 105, Nr. 20). 


50) ©. u. die Aum. 52 zu $. 614, und Anm. 28 zu $. 592, 

(5. 4.) Der römiihe Rechtsſatz, daß ein bereits von dem Erblaſſer angefangener Berjährungsbe- 
fig wicht unterbrochen merde (IL. 40 D. de usurpat. [XLI, 3]; L. 30 pr. D. ex quib, caus. major. 
[VI, 6]), ift bier aufgenommen, obgleih Bapinian denielben für eine Singularität erklärt. L. 44. 
&. 3. D. de usurpat. Folgerecht muß dann aud das j. g. vacuum tempus, d. i. die Zwiſchenzeit von 
dem Tode des Erblafjers bis zur Befigergreifung Seitens des Erben, zur accessio possessionis mit- 
ger werden (L. 31, 5. 5 D. de usurpat.) und e8 muß im der folge der Erbe oder Erbeserbe auf 

rund feines Erbrechts, ohne Dazwiſchenkunft eines Dritten (L. 50 D. eodem; L. 6, $. 2 D. pro 
emtore, XLI, 4), wirklich Befig ergriffen haben. L.2,$. 18 D. pro emtore, Hier fei ermähnt, wie ſich 
die nad) röm. Rechte ftreitige Frage: wie e8 zu halten, wenn während der hereditas jacens für diejelbe 
durch Geichäftsführer Beſitz erworben ift, nad) preußiſchem Rechte ftellt. Im der rom. Rechtsſammlung fin- 
den ſich von demjelben Juriften (Papimian) zwei Stellen über dieje Frage, melche ſich widerſprechen. 
Die L. 44, $.3 D de usurp, jagt: in der Zwiſchenzeit lönne der Vertreter für die hereditas jacens den Ver- 
jährungsbefig anfangen, DieL.45, 8.1 D.eodem fagt das Gegentheil. Unter den gemeinrechtlihen Rechts- 
gelehrten iſt bisher feine Cinigkeit über die Frage erzielt worden. Für das preuß. Recht kommt dat- 
auf nichts an; im demſelben ſtellt fich die Sade anders. Darnach giebt es Teine hereditas jacens, 
der Nachlaß eines Berftorbenen ift zu feiner Zeit res nullius, das Recht des Erblaffers geht allemal 
unmittelbar auf den Erben über, Es kann nur vorkommen, daß diejer Erbe eine Zeitlang unbekannt 
ift. Dies ift res faeti. Unterdeffen wird ein ſ. g. Nachlaßturator beftellt. Diejer hat die Rechte und 
Pflichten eines Vormundes und iſt weſentlich der Rechtövertreter des wahren aber noch unbefannten 
Erben. $. 471 d. T. u. Anm. 87 dazu. Erwirbt dieier Rechtövertreter unter Anderem auch eimen 
Ufutapionsbefit, jo erwirbt er folchen dem Erben. — Vergl. ob. die Arm. 95, Abſ. 1 a. E, zu 8.484 d. T. 


‚ 508) Nur fein Beamter, Gin folder fann das ihm zur Benugung eingeräumte Recht durch Er— 
figung von feiner Seite nicht ausdehnen. Pr. des Obertr, d. 11. Juni 1850 (Entſch. Bd. XX, ©, 203). 

51) Accessio possessionis findet mithin allemal nur dann ftatt, wenn der Borgänger ſelbſt wirklich 
die Erfigung angefangen und bis zum Uebergange feines Beſitzrechtes an den Nachfolger fortgeicht 
hatte. Hatte er aus irgend einem Grunde am Ende feiner Beſitzzeit nicht den Berjährungsbefig, h 
dann der Nachfolger, obgleidy er felbft in bona fide ift und für fi eine Verjährung anfangen kaum, 
feinen Bortheil von der Beſitzzeit des Vorgängers haben. Diejer Fall ift einer von dem wenigen, wo 
die Nichtunterbrehung des Beſitzes, der dod; mit dem MWegfalle der Perion des Befiters in der That auf- 
bört, fingirt wird. Man darf daher, außer der Verjährung, nicht aud in anderen Beziehungen an« 
nehmen, daß der Beſitz des Vorgängers und Nachfolgers identiich fei. — (2. A.) Dieſe Meinung ver- 
tritt auch das Obertr. nah dem Pr. 2383, vom 25. Mai 1852: „Bei der Verjährung durch Befit 
fann fich ein Succeffor auf den Titel feines Auftors nur aladann berufen, wenn der Auftor 
bereits jelbft bejefien und er deſſen Beſitz fortgeietst hat, nicht aber auf den Titel feines Auftors erft 
den Berjährungsbefig anfangen (Entſch. Bd. XXI, S. 69). — (4.9) Der Antäufer einer PBar- 
zelle jett für diefe den Berjährumgsbefig, in welchem ſich der im Befige des Wurzelgrundſtückes ver- 
bleibende Berkäufer für das gan Sur befindet, nicht fort, jo wenig, wie, wäre die Verjährung be- 
reits vollendet geweſen, eine Nachfolge in die für das ganze Gut erworbene — von 
dem Erwerber eines Trennſtückes behauptet und dadurch ohne weiteres einſeitig eine Berbielfältigung 
der Grundgerechtigleit zum Nachtheile des belaſteten Grundſtücks gefordert werden kann. des 
Obertr. v. 23. April 1857 (Arch. j. Rechtsſ. Bd. XXV, ©. 75). Vergl. u. Anm. 11 zu $. 12, Tit. 22. 


518) (4. 9.) Die zehmjährige titwlirte Verjährung wird dadurch nicht ausgeichlofien, daß der Be— 
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5. 614. Auch kann ein folcher Nachfolger, außer dem Falle des $. 584, die 
Verjährung anfangen, wenngleich der Befig feines Vorfahren unredlich geweſen ift 2). 
5. 615. So weit aber Jemand unredlicher Weife zum Befige einer Sache gelangt 
ift, kann er weder die Berjährung feines Vorfahren fortfepen, noch eine neue eriäh 
rung, in Anjehung diefer Sache, fo wenig gegen feinen Vorfahren im Befige, als ge- 
gen den Gigenthümer *?) anfangen. 

‚.$ 616. Dem Erben, welcher die Berjährung des Erblaſſers fortgefegt °*), kommt 
bei der Berechnung des Zeitraums auch die gefegliche Ueberlegungsfriit zu Statten 5°). 


figer den Befigtitel feines Worbefiters aus einem Rechtsirrthume für gültig erachtet, Erf. des Obertr. 
v. 29. März 1852 (Arch. f. Recitsf. Bd. V, ©. 133). 

52) Nur muß er davon nichts gewußt haben. „Bei einem Erben kann nicht vermuthet werden, 
daß er die Unvedlichleit eines ſchon von dem Erblaſſer ergriffenen und jo auf ihn übergegangenen Be— 
ſitzes gelannt habe. Die Vorſchrift des $. 663 kommt bei ihm nur dann zur Anwendung, wenn nach— 
gerviejen wird, daß er jelbft von der Unrechtmäßigkeit des durch ihn fortgeſetzten Beſitzes überzeugt ger 
tweien jei. Außer dieiem Falle fängt der Lauf der Verjährung jederzeit mit dem Beſitze des Erben 
an, jobald nicht die in den $. 614 und 584 beftimmte Ausnahme eintritt.” Pr. des Obertr. 1061, 
bom 29. Dftober 1841. Der Beſitz des Erblafjers ift nicht „übergegangen“, diejer Ausdrud ift un- 
eigentlich gebraucht. ©. o. Anm. zu $. 368 d. X. 

Auch Grundftüde, welde der Erblafjer durch mündlichen Vertrag und überhaupt ohne formell 
gültigen Titel an ſich gebracht hat, unterliegen der gewöhnlichen Erfigung auf Seiten des Erben (titulo 
pro herede), der fie ın dem guten Glauben, als jeien fie Eigenthum des Erblaſſers geweſen, 
in Befig nimmt. Pr. des Obertr. 2018, vom 26, Mai 1848 (Entih. Bd. XVII, ©. 130) In 
diejem falle jetzt jedoch der Erbe nicht die Verjährung des Erblaſſers fort, welche die 80jährſge war 
(Aum. 17 zu $. 579), fondern es fängt die gewöhnliche Verjährung titulo pro herede erft mit dem 
Zage der Befignchmung an. „Das Erbrecht gilt in Aniehung der im vererbten Nachlafje vorge 
fundenen Sachen als rechtmäßiger Titel für die vom Erben anzufangende neue Verjährung, und c$ 
fteht ihm, bei der Beurtheilung der Rechtfertigleit feines Beſitztitels, die Kenntniß des Umftandes, daf 
der Beſitz des Erblafjers im Betreff jener Saden ein umrechtfertiger geweſen, micht entgegen.“ Pr. 
des Obertr. 2359, vom 29, März 1852 (Entich. Bd. XXU, ©. 296). ®ergl. 8. 618. (5. A.) Das 
Pr. 23859 joll übrigens nur ausiprechen, daß dieſe Kenntniß nicht die Eigenichaft des titulus pro herede 
als eines am ſich zur Erlangung des Eigenthums geichidten Titels befeitigt, jene Kenntniß kann aber 
in Bezug auf die Redlichleit des Erben allerdings von Bedeutung fein, wenn der Erbe wußte oder 
aus den zu feiner Kenntniß gelommenen Umflanden fchließen mußte, daß die Sacde nicht zum 
Naclafie gehöre, rt. des Obertr. vom 16, Februar 1853 (Entih. Bd. XXV, ©. 141). (4. 4.) 
Vergl. Erf. defj. vom 29. Mai 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd XIU, ©. 144), 

53) Die Worte: „jo wenig gegen feinen Vorfahren im Befite, als gegen den Eigenthümer“, find 
ganz überflüifig; fie beruhen auf der eigenthümlichen Auffafiung, als könnte die Erfitung, in Beziehung 
auf den Einen, zum vollen Eigenthume führen, in Beziehung auf den Anderen aber nicht. Wer aber in 
Wahrheit Eigenthlimer ift, der ift es vor Jedermanır. Im der That ift der wahre juriftiiche Gedante, der 
hierbei vorgeichwebt hat, nicht zu errathen. In dem gedrudten Entwurfe lautete diedem $. 615 d. X. ent» 
Iprechende Stelle $. 484 jo: „Jeder Nachfolger im Befite, er ſei Erbe, oder nicht, fan die Verjährung feines 
Vorfahren fortiegen, wenn er ſich nur jelbft gegen denjen gen, wider welchen verjährt werden joll, 
im redlichen Befige befindet.” Suarez bemerkte dazu: „Die Beſtimmung: gegen denjenigen, wider wel⸗ 
chen verjährt werden joll, giebt zu Zweifeln und Zweidentigfeiten Anlaß. Ponamus: Cajus hat eine Uhr, 
die Titio eigentlich gehört, 7 Jahre lang bona fide beſeſſen. Sempronius nimmt fie ihm mit Gewalt. Er 
ift gegen Cajum in mala fide, und kann aljo gegen diefen feine Berjährung anfangen ; aber gegen Titium 
ift er in bona fide, weil er nicht weiß, daß dieler Eigenthümer der Uhr je. Kann er mun gegen 
diejen die Präjfription des Cajus fortiegen? Die Meinung ift wohl, daß der, welcher mala fide zum 
Beſitze gelangt, gar keine Brälfription, weder gegen den vorigen Befiter, noch gegen den Eigenthümer 
anfangen, und daß er auch die Präflription des vorigen Befikers gegen den Eigenthümer nicht forts 
jeten könne” Simona. a. O. ©. 545. Daraus ift der $. 615 hervo ngen. In der Suarez— 
jchen Bemerkung und in der dadurch getadelten Faſſung des Entwurfs it Konfufion, die in unferen 
$. 615 übergenangen iſt. Das Beifpiel ift am fich für die gewöhnliche Afquifitivverjährung (Erfigung) 

anz unpafiend, deum der Gewaltthäter hat feinen Titel; Gewalt ift fein zur Berjährung tauglicher 

Titel Noch mehr: der Gewaltthäter hat, nach den Grundſätzen des A. L. R., nicht einmal Beftg. Tit. 7, 
8. 96. Ueberhaupt aber ift die Erfigung nicht gegen beſtimmte Perſonen, fondern gegen Jedermann, 
gegen alle Welt gerichtet. Die Vorftellung von der Klagverjährung, die allerdings ihre Beziehungen 
gegen beftimmte Berionen hat, ſcheint ſich eingemengt und die Berfajier konfundirt zu haben. 

54) Wenn er für fich, titulo pro herede, eine neue Verjährung anfängt, fommt es auf den An- 
fang feines Befites an. Anm. 52. 

55) Daft das tempus hereditatis jacentis (vacauın tempus) dem Erben zu gute gerechnet werden 
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$. 617. Um eine neue Verjährung ſolcher Sachen, die im Nachlaſſe vorgefun- 
den 36) worden, anzufangen, bedarf der Erbe feines befonderen Titel ®7). 


miüffe, war monirt torden, und Suarez hielt darauf die entfprechende Beftimmung für erforderlich. 
Simona. a. D. ©, 541 und 546. Dies ift auch der Fall. Denn die von dem Erblaſſer ange- 
fangene Ujufapion mußte jo gut nach den Grundjäsen des A. L.R. als nah dem R. R. durd) deſſen 
Tod unterbrochen fein, weil der Befit, auf welchem diefelbe beruhet, aufhört. Daß fie dennoch fortlaufen 
fol, ift daher ein jus singulare. Vergl. L. 31, 8.5; L. 40, L. 44, 8.3 D. de usurp. (XLI, 3); L. 30 
pr. D. ex quib, caus. maj. (IV, 5). Hieraus darf nicht auf ein Kortbeftehen des Befites in anderen 
Beziehungen geſchloſſen, namentlich nicht gefolgert werden, daß der Erbe durch den bloßen Erbanfall in 
den Befig des Erblafjers getreten und ohne eigene Beſitzhandlung Befiger geworden jei. Entſch. des 
Obertr. Bd, XVII, ©, 10, 


56) Wird mwörtlic) genommen. ©. die folg. Aum. u. o. die Anm. 52 a. E. 


57) In diefem Sinne beftimmt alfo das U. L.R. den titulus pro herede. Nah R. R. konnte 
der Erbe unter diefem Titel fremde, im Nachlaſſe vorgefundene Sachen nicht erfigen, der Titel war 
überhaupt nur tauglich zur Erwerbung der einzelnen Erbſchaftsſachen von Seiten eines vermeintlichen 
Erben und bezog ſich, wie die Ujufapion überhaupt, nur auf förperlibe Sachen. Die Berf. des A. L. R. 
haben beabfichtigt, dem Zitel pro herede die Bedeutung zu geben, daß der Erbe fremde Sachen, ſelbſt 
verpfändete,, deponirte und verliehene, in der Meinung, dat fie zur Erbſchaft gehören, erfigen lönne. 
Tit. 20, 88. 250— 252; Tit. 21, 8.97. — Simon a. a. O. ©. 438, 8.830, und ©. 456, Nr. 12. 
Der Gegenftand ift indeß nicht gehörig durchdacht worden. Nicht, daß die Verf. ohne bemußte Abficht 
den Zitel pro herede zum jelbftftändigen Uiufapionstitel gemacht hätten: darüber kann fein Zweiſel 
fein. Denn Suarez jagt in der rev. mon.: „Der successor singularis lann ex sus persona Die 
Präfkription anfangen, — nur bei dem successor universalis ift es zweifelhaft. Doch würde ich folchen 
dem singulari parifiziren, weil der Unterichied, den das R. R. madıt, im der That nur auf der ficta 
unitate personarum beruht. Allenfalls jubmittire ic, ob man dem successor singularis die kürzeren, 
dem universalis aber nur die längeren Berjährungen geftatten wolle.“ (Simon, Zeitidr., Bd. III, 
©. 411.) Und auf das Monitum ©. 342 ebd.: „Es ſcheint wohl, daß dem Erben das Erbrecht zum 
Titel dienen folle, um durch die gemöhnliche Verjährung zu präftribiren, wenn entweder der Erb- 
laffer gar feinen Titel gehabt, oder dem Erben fonft die Präitription ex propria persoua dortheilhafter 
jein würde. Dies wäre jedoch ausdrüdlich zu jagen, um den Zweifel darüber zu bejeitigen, ob der 
Erbe, der feinen anderen Zitel als das Erbrecht für fi) hat, nad) $. 487 (in 10 Jahren), oder nur 
nad $. 492 (in 30 Jahren) präffribiren kann," bemerkte er: „Den Sat, daß der Erbe, melder 
eine neue Berjährung anfange, feines ipeziellen Titels bedürfe, jondern titulus pro herede 
binreihend fei, könnte man, mehrerer Deutlichkeit wegen, wohl aufnehmen.” (Simon a. a. O. 
©. 546, Nr. 12.) — Aber wie weit der Sat wirken könnte und follte, ift nicht im Bewußtſein ge- 
weien, man hat an ®eredhtigfeiten (res incorporales), in deren Ausübung der Erblafier fich befunden, 
nicht gedacht, und es läßt fich darüber ftreiten: ob foldhe unter den „Sachen , die im Nachlaſſe vorge⸗ 
funden worden“, mit begriffen. Die Praxis hat ſich für die Negative entſchieden. Das Pr. des Obertr. 
817, vom 28. Febr. 1840, ſagt: Unter den in dem Nachlaſſe eines Erblaſſers vorgefundenen Sachen, 
bei denen der Erbe, um eine neue Verjährung anzufangen, keines beionderen Titels bedarf, fiud bloße 
Gerechtigeiten, z. B. das Jagdrecht, nicht zu verftehen. — Die Erbichaft als Ganzes (das Erbrecht) ift fein 
Gegenftand der Erfitung ; nur die Verjährung der Erbſchaftsöklage (hereditatis petitio) kann vorfommen. 
8.494 d. T. ©. aud das Pr. des Obertr. 2838, dv. 7. Januar 1852 (Entſch. Bd. XXI, ©, 32). Doch 
aber wird aud) twieder die Möglichkeit der Erfitung einer universitas juris vorausgegeſetzt, 8. 667 d. X. 

(5. 4.) Das Obertr. erörtert bei Gelegenheit der Enticheidung iiber die actio pigneratitia directa 
gegen den Erben des Pfandnehmers die Frage, ob der redliche Erbe durch die zehnjährige Erfigung 
auch gegen die Kontraktskiage des Berpfänders auf Nüdgabe der Sache, gegen Bezahlung der Pijand- 
ſchuld, geſchützt ſei. Die $$. 614, 617 d. T. Sprechen fich darüber nicht aus und das Obertr. läßt es 
dahin geftellt jein, ob es richtig fei, daß im Allgemeinen, und namentlich, wie in Gruchot Beiträgen, 
Sabrg. VII, S. 135 geichieht, auch für den Berwahrungs-Bertrag, wenn der Erbe des Verwahrers 
einer fremden Sache dieje zehn Jahre hindurch in dem Glauben, da fie zum Nachlaſſe gehöre, beſeſſen 
hat, aus dem $. 617 hergeleitet wird, daß der Bertragsanjpruch des Niederlegers auf Zurückgabe oder 
Entihädigung erloſchen ſei. Denn für das im vorliegender Sache behauptete Pfandgeihäft genüge es, 
daß für den Pandfontraft die ausdrüdliche Vorſchrift des 8. 251, Tit. 20 im Allg. Landrecht ent» 
alten ſei. Aus diefen Gründen ift denn die Abweiſung des Pfandgebers mit der direkten Pfandklage 

ftätigt worden. Ert. dom 20. März 1868 (Entſch. Bd. LIX, S. 61. Im dem Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXX, mo es gleichfalls mitgetheilt wird, iſt es vom 13. März datirt). Doch enthält der $. 251, 
Zit. 20 feinen Buchftaben darüber, daß der Erbe von der auf ihm vererbten perjönlichen Berbind- 
lichkeit feines Erblaſſers ohme Weiteres liberirt fein solle, dieſes behauptet auch der Autor, aus wel⸗ 
chem der $. 251 geichöpft ift, nämlih Voet Comment. ad Pandectas L. XLI, Tit. 5,$. 1, nicht, 
das Obertr. legt ihm ſolches mwillführlih unter umd jagt ©. 67 a. a. O.: „Voet macht in feiner 
Weiſe einen Vorbehalt, daß dem Berleiher, Berpfänder, Deponenten die Kontraftöllage bleibe, jetzt da- 
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$. 618. Wer den Befis einer Erbfchaft unredlicher Weife erworben hat, der 
fann auch gegen den Eigenthümer einzelner darunter begriffener Sachen und Rechte feine 
Berjährung vorſchützen. 

$. 619. it aber der Fehler der Unredlichkeit in Anfehung des wahren Erben ge- 
hoben worden, jo fann der Eigenthümer einer befonderen im Nachlaſſe befindlichen 
Sache diefen Fehler dem Erbfchaftsbeliger nicht vorrüden; fobald in Anfehung diefer be- 
ſonderen Sade feine Unredlichfeit obgewaltet hat. 

8. 620. Die gewöhnliche Verjährung wird in einem Zeitraume von Zehn ®) 
Jahren vollendet ®?). 

$. 621. Befindet fich aber der, gegen welchen verjährt werden ſoll, außerhalb 
der Provinz, jo wird jedes Jahr Abwefenheit nur auf die Hälfte oder für ſechs Mo- 
nate gerechnet. 

$. 622. Die geographifchen Grenzen des Diſtrikts, in welchem fi ein anderes 
eg ie 0) befindet, beftimmen, im rechtlihen Sinne, den Umfang 
er Provinz. 

$. 623. Auf Abmwefenheiten außer der Provinz, welche fein volles Jahr hinter- 
einander gedauert haben, wird, bei Berechnung der Verjährungsfrift, feine Ruͤckſicht 
genommen. 

$. 624. Zum Bejten moralifcher Perfonen, welche die Rechte der Korporationen 
haben 6), wird die Zehnjährige Friſt immer verdoppelt. 


ber ofjenbar (?) voraus, daß mit der Ujufapion des Erben alles erledigt ſei.“ Wie die Worte ergeben, 
läßt er die perjönliche Echuldfrage ganz unberührt, augenicheintich deshalb, meil fie nicht in diejes Ka— 
pitel gehört. Lieft man die etwas lange Stelle in der Urichrift (da8 Dbertr. giebt davon nur einen 
furzen Auszug in freier Ueberſetzung), % erfeunt man an dem Gedantengange, daß der Autor an jeme 
Frage gar nicht dachte. 

58) Ohne Unterjchied zroiichen beweglichen und unbemweglichen Sachen. Bermuthlich ift anfangs diejer 
Unterjchied nur um deswillen übergangen, weil man annahm, daß eine res mobilis contra tertium b. f 
possessorem nicht Dindizirt werden fönne, und alio derjeibe feiner Präfkription bedürfe. Simon a. 
a. D. ©. 477, Nr. 1. Später rechtfertigt Suarez die Uebergehung damit, daß er der bei berveg- 
lihen Saden, nah ©. R. eingeführten, kürzeren Verjährung durch Befit deshalb micht bedurft habe, 
weil eine bewegliche Sache gegen denjenigen, der ihren vollftandigen Beſitz, von einem redlichen Be- 
ſitzer, redliher Weile erlangt hat, nur gegen Eriat des Werthes vindizirt werden könne. Daher ſei 
fein Grund mehr vorhanden, warum dies gemilderte Bindilationsrecht, bei beimeglihen Sachen, auf 
eine kürzere Frift, als bei unbeweglichen, eingeſchränkt werden follte. Ebd. ©. 503, Nr. 4. 

59) Wenn einer Korporation vom Staate deſſen Erpropriationsrecht (88. 4. ff., Tit. 11) verliehen 
ft, und fie eigenmächtig jich in den Beſitz des Grumdftiids geiett hat, ohne den Eigenthümer zur Ab- 
tretung aufzufordern, oder mit ihm über den Entichädigungsaniprud zu verhandeln, jo ift ihr Befit 
wicht für einen titulirten zu erachten, vielmehr zur Alquifitivverjährung em Zeitraum don 30 Jahren 
unerläßlih. Pr. des Obertr. 410, vom 26. Januar 1840 (Präj. Samml. I, ©. 42). 

(5. U.) Bei der zehmjährigen Berjährung durch Befig kommt es nur auf den Titel des Ber- 
jährenden und die Qualität jeimes Befites, nicht aber auf den Titel und den Befit feines Autors 
an. Erf. dei. vom 6. Februar 1866 (Ardiv f. Rechtsf. Bd. LXII, ©. 147). 

60) Darunter wird ein Appellationsgericht verftanden. 

61) In den Entwürfen hieß e8: „melde die Rechte der Minderjährigen haben.” Lampredt 
mollte die Verlängerung der VBerjährungsfrift nicht geftatten, weil hier in diefem Lande, wo über die 
moralifchen Perionen und deren Wirthichaft jehr forgfältig gervacht wiirde, unter diejen und anderen 
Brivatleuten fein Unterichied zu machen. Suarez war anderer Meinung; nur war ihm noch nicht 
beftimmt genug gejagt: ob die gif 20 oder 40 Jahre fei; denn es komme darauf an: ob fie gegen- 
wärtig, oder abmejend feien. Nah G. R. finde gegen ſolche moralische Perjonen, die keine Kirche find, 
sojährige Präftription ftatt. Er glaube aber, dab es genug fei, wenn man fie nur als abweiend 
betrachte, und ihnen aljo die 3Ojährige Präikription zu Statten fommen ließe. Simona. a. O. 
&.479, 480. Einige Monenten hatten den Ausdrud jo verſtanden, daß die doppelte Berjährungsfrift 
auch auf die Minderjährigen jelbft gehe. Suarez äußerte darauf: Das ſei die Meinung nicht. Ein 
Minderjähriaer könne bios qua talis nicht für abmejend gelten. Ihm fei dadurch genugſam profpizirt, 
daß ihm noch 4 Jahre zur restitutio in integrum zu Statten fämen. Ueberhaupt wilrde es wohl beſſer 
fein, ſtatt des Ausdruds: „welche die Rechte der Minderjährigen haben,” zur Vermeidung alles Miß— 
verftändniffes zu jagen: „welchen die Rechte der Korporationen beigelegt find,” denn auf dieſe geht 
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8. 625. Wer zwar vollſtändiger redlicher Beſitzer iſt, aber feinen Titel 6?) ſeines 
Beſitzes nachweiſen kann, zu deſſen Gunſten wird die Verjährung erſt in Dreißig Jah— 
ren vollendet 6°). 

$. 626. Bei diefer längern Verjährung bedarf es feiner Verdoppelung der Zeit, 
wenn gleich der, welchen fie entgegen fteht, abweſend 6*) geweſen ift. 

8. 627. Der Nachweis, N: der Verjährende die Sache oder dad Recht als fein 
eigen 6°) in Beſitz genommen und beſeſſen habe 6%=), ift dazu nothwendig. 

8. 628. Dagegen fchadet der Nachweis °°), daß die Befignehmung urfprüngfich 





ganz eigentlih das Geſetz. Simon a. a. O. ©. 548. Hiernach follte der 8. 624 kurz 
lauten: Zum Beften der Korporationen wird u. j. w.; denn nur dies ift der Inhalt defjeiben. 
62) ©. o. Anm. 17 zu 8. 579 d. T. 


63) Bergl. 0. $. 600. Der Beweis des Befitses ift dergeftalt zu führen, daß zwiſchen der erften 
und der legten Befithandlung der 3Ojährige Zeitraum liegt. Dann wird die Fortdauer des Beſitzes 
in der Zwiſchenzeit vermuthet. Die $$. 81 und 84, Tit. 7 betreffen nur die Vorausſetzungen der 
Befitergreifung, nicht die der —— des Beſitzes, und die $$. 227, 228 beſtimmen, wie der Be— 
fit eines negativen oder Unterſagungsrechts wieder verloren geht. Der $. 130, Tit. 7 bezieht ſich 
eben nur auf den Beſitzſtand in der Zwiſchenzeit, enticheidet aber nichts über die ftreitig gemweiene Frage : 
ob zum Nachweiſe der Ermerbung durch Verjährung der Beweis des Anfanges des Beliges, in Ver— 
bindung mit den Erforderniffen der Verjährung, allein jchon genüge, was man megen des $. 130, 
Zit. 7 anzunehmen geneigt jein könnte; oder ob vielmehr zu jenem Nachweiſe auch der Beweis einer 
Befishandiuug (der Thätigleit des Ermerbenden) aud am Ende des Zeitraums erforderlich ſei. Hier- 
über enticheidet der 8. 600, welcher nicht bloß für die gemöhnliche Verjährung von 10—20 Jahren, 
jondern für die Akquifitivverjährung überhaupt gilt. Der $. 130, Tit. 7 hat es mit der bloß der Lehre 
vom Beſitze angehörigen Frage zu thun: ob zur Fortſetzung des Befiges die ununterbrochene Wieder- 
holung von Befitshandiungen erforderlich jet, und jteht zu der Frage: wie lange ein beftimmter Befig- 
zuftand gedauert habe; und zu der Rechtöfrage: was derjenige, welcher durch den Befig von einer ges 
wiſſen Dauer eine Erwerbung gemacht haben will, zu bemeilen habe, in keiner Beziehung. Vergl. ein 
Erf. des Obertr. d. 3. März 1848, in den Rechtf. Bd. III, ©. 381. (4, 9.) Ein Appellationsgericht 
hatte eine auf Erfigung gegründete Bindifationsllage aus dem Grunde abgewieſen, weil die Uebergabe 
des dindizirten Grunditücds nicht nachgewieſen jei. Bon der Uebergabe weiß die Rechtswiſſenſchaft bei 
den unmittelbaren Ermwerbungsarten nichts, daher das Obertr. ganz mit Recht das Urtheil ver- 
nichtete. Ert. vom 15. Mai 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd XLIV, ©. 313). 

Die 3Ojährige Frift zur Erwerbung einer Abgabe durd Verjährung beginnt, wenngleich die Ab- 
gabe alljährlich poftnumerando abgeführt ift, nicht mit dem Anfange des Jahres, für melches fie zuerft 
gegeben worden, jondern mit dem Tage der erften wirklichen Entrichtung, und wird erft mit dem Tage 
vollendet, an welchem die Enmichtung der Abgabe nad Ablauf des dreikigften Jahres fiir daſſelbe be⸗ 
wirkt worden if. Pr. des Obertr. 2093, vom 26. Januar 1849 (Entih. Bd. XVII, ©. 136). Im 
ſolchem Falle fommt c8 auf die Zahl der hintereinanderfolgenden Jahre, für welche gezahlt worden if, 
an; deren müſſen dreißig fein. 

64) Aljo haben auch Korporationen keine doppelte Frift bei diefer Verjährung. &. oben die Anm. 61, 

65) Nicht mieths-, pacht⸗, oder leihmeile, oder im Folge eines Vertrauensgeichäfts, d. h. der Ber- 
jährende muß pofitiv ein Geichäft behaupten, auf Grund deſſen er den Beſitz für fich felbft periönlich 
oder durch einen Stellvertreter ergriffen hat, denn er muß den Beweis führen. Wie der Beweis ger 
führt werden fünne, ob direkt oder auch indirekt, das ift eine andere frage; aber der Beweisſatz muß 
jedenfalls beftimmt formulirt fein. (4. A.) Iſt durch ein Nechtsgeichait Jemandem die Holzlefe gegen 
eine jährliche Körnerabgabe und eine jährliche Geldzahlung eingeräumt worden, fo ericheint der Um— 
ftand, daß die Holziefe ſtets frei, öffentlich und ungeftört ausgeübt worden, nicht ausreichend, um auch 
den zur Erfigung erforderlichen Nachweis, das Recht als jein eigen und nicht bloß miethsweiſe im 
Befit genommen und befejjen zur haben, für geführt annehmen zu Fönnen. Erf, des Obertr. vom 
8. April 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLV, ©, 184). 

(4. 4.) Zum Erwerbe einer Grundgerechtigteit durch Verjährung ift e8 weder erforderlich, daß 
der Berjährende überzeugt jei, Nichteigenthlimer des praedii servientis zu fein, noch daß er wiſſe, wer 
—— deſſelben ſei. Erk. des. Obertr. dom 15, Mai 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, 

. 315), 


—— A.) Bergl. oben Tit. 7, $. 45 und die Aumerk. 21 dazu, und die Anmerk. 764 zu 
8. 124 ebd. 

66) Der Nachweis des Gegners. Wenngleich eine Sache urjprünglich in Folge z. B. eines Miethe- 
tontratts in Gewahrſam des Verjährenden getommen ift, fo kann fie jpäter dennoch —— worden 
fein. Es fommt in ſolchem Falle auf die Ueberzeugung des Richters von den thatſächlichen Momenten ar. 
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auf den Grund eines zur Erlangung des Eigenthums nicht geſchickten Titels 6° ®) ge- 
ſchehen fei, der Verjährung nur. in fo fern, ald dadurch zugleich die Unredlichkeit 67) 
des Beſitzes dargethan ift. 

$. 629. Gegen den Fiskus 68), die Kirchen 69), und ſolche?“) Korporationen, 


668) (3. A.) Was darumter zu verftehen, darüber: oben, Anm. 17 zu $. 579, 

, 67) Unrechtfertigteit hindert nicht, denn Irrthum ift gerade ein Exforderniß bei der Verjährung. 
Dei der Anwendung dieſes Gefeges bleibt daher die Beftimmung des $. 14, Fit. 7, wonach in der 
Regel der unrechtfertige Befiter dem umredlichen gleich geachtet werden ſoll, außer Betracht. Pr. des 
Obertr. 2073, vom 20. Nov. 1848. (Entid. Bd. XVI, S. 524.) Der Grundfag ift wieder ange» 
wendet in dem Erf. v. 22. Dez. 1858 (Entſch. Bd. XXVII, ©. 210), Ob ein Beſitz umredlid) oder 
ungechtfertig jei, ift eine thurfächfiche Brage: Mit diefer befchäftigt fich diejes Erkenntniß hauptſächlich, 
indem es annimmt, daß, wenn Jemand beim Verkaufe eines Grumdftiids fich, wider die Vorfchrift des 
8.7 des Ed. v. 14. Sept. 1811, fortwährende Dienſte ausbedungen hat, dadurd der Befi des Ueber— 
nehmers fein unredlicher werde. Bergl. aud) die Anm, zu $. 14, Tit. 7, u. o. die Anm, 52 a. €. 
zu 8.614 d. T., md Anm. 17%@ zu 8. 579, 

68) Einzelne fislaliſche Stationen können gegeneinander feine Rechte in ie das Staats- 
vermögen durch Verjährung erwerben. Pl.Beſchl. (Br. 2242) des Obertr. d. 20. Oft. 1850 (Entſch. 
Bd. XX. ©. 19). Dadurd ift die Kontroverie entichieden: ob die einzelnen fisfalifchen Stationen für 
eben fo viele Rechtsſubjekte anzufehen, oder ob der Fiskus nur eime jurtftische Perfon ausmache. Die 
—— iſt im Sinne des Centraliſirungsſyſtems ausgefallen. M. ſ. jedoch unten, Anm. 55 zu 
$. 369, Tit. 16, 

Die Klage gegen einen ausgetretenen Militärdienftpflichtigen unterliegt der 20jährigen Präjkription, 
nad der Krim.-Ord. 8. 597, von dem Tage an, wo die Verbindlichkeit des Ausgetretenen zum Dienfte 
un ftehenden Heere endigt, alfo nach dem Kaitonreglement vom 12. Januar 1792, $. 51 mit dem 
vollendeten 45. Yebensjahre, und nach dem Gejete vom 3. Sept. 1814, 8. 5 mit dem Ende des 25. 
ya keinesweges ift gegen den Fisfus die A4jährige Präfkription auf den Grund des $. 629 
d. T. erforderlich. Pr. des Öbertr. 1787, vom 1. Oft. 1846. Seit dem 1. Juli 1851 wird fich die 
Verjährung nad) $.46 des Str. G. B. beftinmen. j 

Zur Ermwerbung von Grundgerechtigkeiten durch Verjährung wird auch feit der Einführung des 
A. ER. im Herzogthume Magdeburg gegen den Fiskus die #4jährige Berjährungsfrift erfordert. Pl.⸗ 
Beſchl. (Pr. 2234) des Obertr. v. 7. St. 1850 (Entih. Bd. XX, ©. 53), Vorher hatte man, nad) 
der Magdeburger Bol.-Drdnung von 1688, Kap. 31, 8. 2, 40 Jahre flir genügend gehalten, 

Der in dem Preuß. Landrechte von 1721 Bd. IH, Tit. 4, Art. 2, 8. 7 gebrauchte Ausdrud „res 
publiea“ ift vom Staate zu verjtehen, und es ift hierin eine Beftimmung über die Frijt der Alquifi- 
tivverjährung contra fiscum enthalten. PL.-Beichl. (Pr. 858) des Obertr. d. 18. Mai 1840. Dar- 
nad) iſt gegen den Fiskus die Erfigung binnen 30 Jahren, Jahr und Tag vollendet. Pr. 411, vom 
27. Januar 1838, Gilt noch int Yauenburg- umd Biltowichen Kreife, wo jenes Landrecht durch das 
nicht dort eingeführte Weftpreuf. Provinzialrecht nicht —— iſt. (5.9. Seit 1865 auch hier auf- 
— S. oben, Anm. 12 zu $. IV des Publ. Patents.) Im eigentlichen Weſtpreußen kommt ſeit 

inführung dieſes Provinzialrechts die 44jährige Verjährung zur Anwendung in allen Fällen, mo die 
30jährige noch nicht abgelaufen war. ©. o. Anm. 37 zu $. XVII des Publifationspatents u. Pat. 
vom 19, Aprıl 1844, 8.8, 

Das bei der Verjährung im 8. 629 des Fisfns verliehene Vorrecht kommt den Beer 
nicht zu Statten, vielmehr wird die Verjährung durch Befit gegen fie in der gewöhnlichen Friit von 
30 Jahren vollendet. ‘Pr. des Obertr, 577, vom 10, Nov. 1838. War nad) der Inſtruktion wegen 
Ausführung des Ediftd vom 21. Juni 1815, die Verhältniffe der vormals unmittelbaren deutſchen 
Reihsitände in der preuß. Monarchie betreffend, vom 30. Mai 1820, 88. 5, 59 (G.S. ©. 81), zwei— 
felhaft gefunden morden. ' 

69) Nach märkiſchem Probinzialvechte findet gegen Kirchen feine Verjährung ftatt. Auch Servi- 
tuten gegen Kirchengrundftüde können nah märkiſchen Provinzialgefegen nicht durch Verjährung er- 
mworben werden. Pr. des Obertr. 2121, v. 27. April 1849. Die Gitter der geiftlichen Stifter, ins- 
befondere der Domtapitel, find nicht von der Verjährung ausgenommen; gegen diejelben findet daher 
die hier verordnete 44jährige Verjährung ftatt. Pr. des Obertr. v. 6. Mai 1836 (Entſch. Bd. II, ©. 68). 

Die Beftimmung diejes $. in Beziehung auf die Kirchen ift inkonſequent, da Kirchen, nad) der 
Beftimmung des A. L. R., nicht Rechtsſubjelte find, jondern Gegenftand des Eigenthums der —— 
geiellichaft, weshalb doch die Gemeinde (Korporation) das Rechtsſubjelt iſt. Darnach kann die Kirche, 
als Sache, nicht neben die Korporation (Perſon) geſtellt werden und nicht beſſere Rechte als ihr Eigen- 
thümer haben. Praktiſch kommt es nun fo zu ftchen: gegen eine Dorfgemeinde findet die 3Ojährige 
Erſitzung ſtatt; wenn aber der Gegenftand der Erſitzung ein zu ihrer Kirche gehöriges Grundftüd ift, 
jo ift nur 44jährige Verjährung zulälfig, obgleich fie mit der Kirchengeſellſchaft identiſch ift. 

(4. U.) Auch ein vererbliches Recht auf einen Kirchenftuhl kann durch 44jährige Erfigung erivor- 
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welchen vermöge ihrer Privilegien gleiche Rechte beigelegt find, findet nur die unge 
wöhnliche Verjährung von Vier und Vierzig?!) Jahren ftatt 2). 

8. 630. Es macht dabei feinen Unterſchied: ob der Befiß, durch welchen die 
Verjährung erfolgt, auf einen Titel fih gründe, oder nicht >). 

$. 631. Dagegen ift die Redlichfeit des Beſitzes auch bei einer folhen Berjäh- 
rung nothwendig 7 *). 

8. 632. Auch bei der Verjährung durch Nichtgebrauch erlöfchen die Rechte des 
Fiskus, der Kirchen und anderer dergleichen 7°) Korporationen nur nad Verlauf von 
Vier und Vierzig Jahren. 

8. 633. Dagegen fönnen diefe moralifhen Perfonen nur aus eben den Grün- 
den, aus welchen die Wiederherftellung in den vorigen Stand geaen eine jede Verjäh— 
rung jtattfindet ($$. 512 bis 534), auf diefe Rechtswohlthat Anfpruch machen. 


ben werden, num berfteht ſich, daß die gr Stuhls oder Sitzes als ein Recht in Beſitz ge- 
nommen worden fein muß. Bergl. Erf. des Obertr. v. 5. Januar 1855 und 31. März 1856 (Arc). 
f. Rechtsf. Bd. XVI, S. 112; Bd. XX, ©. 291). 


70) en andere Korporationen findet die Beftimmung $. 624 —— Vergl. die Anm. 61. 
Ob nach Gemeinem Rechte gegen Stadtgemeinden zur Erwerbung durch Beſitz eine dreißig- oder 
eine vierzigjährige Verjährung erforderlich, ift kontrovers, und dieſe Frage daher nad) den Grundſätzen 
des A. RN zu enticheiden. Pr. des Obertr, vom 23, Sept. 1845, Nr. I. — Die vier und vierzig« 
jährige Verjährung kommt den Städten nur infofern zu Statten, als ihnen durch befondere Privile- 
gien die Rechte des Fiskus oder der Kirchen beigelegt worden. Dafjelbe Pr. Nr. II Entſch. Bd. XII, 
©. 161). Denjelben Sag hat Schon das Pr. 1412, v. 20. Februar 1844 und wiederholt das unein⸗ 
getragene Br. d. 1, Nov. 1849, Nr. I (Entih. Bd. XVIII, ©. 182) gr ge Dean hat den 
tadtgemeinden die A4jährige Verjährung deshalb zu Statten kommen laſſen wollen, weil fie nad 
8.108, Tit. 8, Th. II die Rechte privilegirter Korporationen haben. Dadurch find fie aber dem Fis— 
fus und den Kirchen noch nicht gleichgeftellt, 
en 5 gilt jelbftverftanden auch bon Dorfgemeinden. Vergl. den Rechtsfall in Rechtef. 
.IV, ©. 217. 

71) Auf die Zahl 44 ift man erft ganz zulett gefommen. Die Entwürfe hatten nur 40 Jahre. 
Suarez trägt hierüber and den Moniten vor: „Die Monenten ftreiten fid) darüber, ob zu den 40 
Jahren noch das quadriennium restitutionis in integrum hinzufomme, oder nicht. Ich würde den 
Streit negativ entſcheiden. Es gründet ſich auf eine bloße unrichtige Interpretation, daß man dem 
fisco et ecclesiae, weil fie überhaupt jura minoram haben, aud) das privilegium minorum, ratione 
restitutionis in integrum, beigelegt hat. Deffen bedürfen fie bei der Präjfription nicht, da fie bier 
ihon durch die um 10 Jahr verlängerte Frift hinlänglich privilegirt find. Im ihren Angelegenheiten 
fann alfo restitutio in integrum für He nur unter eben den Umftänden ftattfinden, al® dies beneficium 
einem Jeden, contra quem praeseribitur, zu Statten fommt.” Simon a. a. O. 9.554. Es murde 
aber doch, in dem umgearbeiteten Entwurfe, auf das von Könen wiederholte Monitum , die 40 in 
44 geändert. ©. 589 a. a. O. 


72) Auch in den Fällen, in denen nad dem früheren gemeinen und ſächſiſchen Rechte nur Im— 
memorialverjährung erforderlich nnd zwar eingetreten, aber noch nicht vollendet war, findet der $. 629 
Anwendung. Pr. des Obertr. 1140, vom 13. Mai 1842. Bei dem Beweiſe einer ſolchen ift in den 
vormals jächfiiben Provinzen der Beſitz nad dem 1. März 1817 mit zu berüdfichtigen. Pl.Beſchl. 
(Pr. 1620), v. 24. Ottober 1845 (Entid. Bd. XII, ©, 122). 

Die ungewöhnliche Verjährung von 44 Jahren, melde gegen den Fislus, die Kirchen und gleich 
berechtigte Korporationen ftattfindet, ift in den Fällen nicht erforderlich, für welche kürzere als die ge— 
—— ——— vorgeſchrieben ſind. Pr. des Obertr. 930, vom 10. Dit. 1840 (Entſch. 

d. VI, ©. 245), 

73) Das heit, es ift gleichviel: ob ein unter den $. 579 treffender Fall vorkommt, oder ob nur 

- Borausjegungen des $. 625 zutreffen; in jedem Falle beträgt die Friſt 44 Jahre. Vergl. die jolg. 
nm, 74. 

74) Bei der 4jährigen Berjährung müfjen, außer der Frift, alle iibrigen Erforderniſſe der 30- 
jährigen Berjährung vorhanden fein. Dies zu beftimmen ift die Abfiht geweien. Simon a. a. O. 
©. 550 Mon. ec. (4. U.) Wenn daher 3.8. der bekannte Rechtsgrund zur Erhebung einer Rente don 
er ring den Berjährungsbefig zu begründen nicht geeignet ift, jo findet auch die 44jährige Erfigung 
des Rechts auf Erhebung dieier Rente nicht ftatt. Pl.Beſchl. des Obertr. dv. 8. Jan. 1855 (Eutſch. 
Bd. XXIX, ©. 334), 


75) Nämlih_dem Fislus und den Kirchen ausdrüctid durch ihr Privilegium gleichberechtigter 
Korporationen. ©. o. die Anm. 70 zu $. 629. 
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$. 634. Was wegen der Verjährung der Domänen und Regalien Rechten® fei, 
it gehörigen Orts beitimmt. (Th. II, Tıt. 14.) 

8. 635. Der Privilegien, welche dem Fiskus und den andern ihm gleich geach⸗ 
teten Rorporationen, in Rüdficht auf die — beigelegt ſind, können dieſelben 
ſich auch alsdann bedienen, wenngleich der, welchem die Verjaͤhrung wider fie zu Stat- 
ten kommen foll, mit gleichen Privilegii® verfehen wäre ”?®). 

$. 636. Hingegen fann der, auf welchen von einer dergleichen Perfon oder An- 
ftalt ein Recht Pete ift, bei der Verjährung nur feiner eignen Befugniſſe fich bedie- 
nen 7?), 

8. 637. In fofern jedoch der ald Borfahr zu betrachtende Fiskus, oder eine an« 
dere dergleichen Anftalt, den Nachfolger im Befige zu vertreten fhuldig find, können fie 
gegen den Verjährenden, zum Beten des Nachfolgerd, von ihrem eigenen Rechte Ge- 

rauch machen. 

8. 638. Wer alfo, zum Beifpiele”®), von dem Fiskus eine Sache gefauft hat, 


76) Die Beftimmung fehlt in dem gedrudten Entwurfe. Die Momenten wollten die Frage ent- 
fhieden wiſſen, ob fiscus et ecclesia ſich ihrer Privilegien bei der Verjährung auch contra aeque pri- 
vilegiatum bedienen fönnten. Suarez ſagte: „Aflirmativa ift m. E. Mar. Die Urſache der verläns 
gerten Frift liegt im dew Abficht, daß dem fisco und der Kirche die Negligenz ihrer Adminiftratoren io 
wenig als möglich fchaden folle. Es kann alfo die Perſon desjenigen, der aus einer ſolchen Negligenz 
Bortheil ziehen würde, keinen Unterjchied maden.” Simon a. ä. O. ©. 554, Nr. 5. 

77) Bergl. die folg. Aum. 

78) Das Beifpiel joll den Haren Vorſchriften der beiden borgehenden $$. geradezu miderjprecen, 
ift geist worden. (Grävell, Berj. S. 187, Note**, Das muß ein Mißverſtändniß fein. Der 
Rechtsſatz und das Beiipiel harmoniren volltommen. Der gedrudte Entw. hatte dieſe Beftimmungen : 
8.498. „Der, auf welchen bon einer dergleichen Perjon oder Anftalt ein Recht gediehen if, fann bei 
der Berjährung ſich nur feiner eigenen Befugniffe bedienen.” Damit ſtimmt unſer $. 686. — Der 
folgende 8.499 des Entw. lautete: „Iniofern jedocd der ald Borfahr zu betrachtende Fislus, oder an— 
dere dergleichen Anftalt den Nachfolger im Beſitze zu vertreten jchuldig find, können fie fich gegen den 
Berjährenden ihres eigenen Nechtes, zum Beſten des Nachfolgers, bedienen.” Ebenſo lautet, weſentlich, 
unſer 8. 637. Einige Momenten hatten dieſe Betimmungen dunkel gefunden und monixt: a) „Es 
kann die Frage entitehen, ob auch nicht der Beſitzer ſelbſt fich des vorzüglichen Rechts des Vorfahren 
bedienen könne, wenn er gegen Abtretung aller Rechte deſſelben der Eviktionsverbindlichleit entjagt hat. 
b) E8 dürfte wohl in jedem Falle, da die Berjährung ſchon gegen den Fiskus oder das pium corpus 
angefangen worden, zur Vollendung derjelben genen den Nachfolger ein voller —— Zeitverlauf 
nöthig ſein, es möge eine Bertretungsverbindlichkeit fir den Vorfahren obwalten, oder nicht. Es könnte 
der Fall vorfommen, daß bereits 30 Jahre des Nichtgebrauchs gegen den Fiskus verfloſſen geweſen. 
Gegen dieien ift die Berjährung nicht erfüllt, alſo kann fie auch nicht gegen denjenigen, der von ihmen 
eausam hat, für erfüllt angeiehen werden.” Suarez trug darauf vor: „Es wird über Dunfelheit 
des 8.499 ($. 637) geflagt und die Frage aufgermorfen : wenn Fiskus Jemandem eine Sache oder ein 
Recht überträgt, in Anfehung deſſen die gewöhnliche Berjährung ſchon abgelaufen ift, die fisfaliiche aber 
noch nicht, ob einem ſolchen Keifionar des Fiskus die Präſtription obftire. Die negative Beantwortung 
diejer Frage liegt eben in dem $. 499. an fönnte aber, um zugleich diejen $. deutlicher zu machen, 
die Frage jelbft, als ein Beilpiel, ausdrücklich enticheiden.” Simon a. a. O. ©. 551 und ©. 554, 
Nr.6. Zwei Fälle können eintreten: 1) Die Verjährung läuft zur Zeit der —— an einen 
nicht Privilegirten noch nicht 30 Jahre. Dieſen Fall enticyeidet der $. 636. Dem Erwerber kommt 
nur die don der 3Ojährigen Friſt noch übrige Zeit zu Statten. (2. U. Diefen Grundja hat auch das 
Obertr. in dem Pr. vom 30. April 1852, Entſch. Bd. XXI, ©. 83 ausgeiprochen.) Dabei kann es 
ſich freilich treffen, daß er nicht mehr jo viel Zeit hat, um die möthigen Anftalten zur Wahrung feines 
Rechts zu machen. 2) Die Verjährung läuft ſchon länger ald 30 Jahre. Dann fteht dem Evmerber 
nur die 44jährige Zeit entgegen, vorausgeietst, daß ihm der Fiskus sc. als Autor verhaftet it. Sua- 
rez jagt: Diefer Sat liege eben in dem $. 637. Nach der Fafjung ſoll zwar der Autor ſelbſt, zum 
Schutze des Nachfolgers, fich feines Rechts bedienen fünnen; der folgende $. 638 ermächtigt aber den 
Nachfolger ausdrüdiih, ohme Weiteres jelbft davon Gebrauch zu machen. Damit ift jedes Bedenten 
gegen die Sadılegitimation befeitigt. Ein anderes, im der Sadıe ſelbſt liegendes, Bedenlen ift aber 
dabei. Der Käufer als ſolcher iſt zur Abforderung der gefauften, ihm aber nicht übergebenen Sache 
aus dem Beſitze eines Dritten nicht berechtigt. In dem Beiſpiele wird dies angenommen; der Käufer 
foll berechtigt fein, „vermöge des Rechts feines Verkäufers“ die Sache aus den Händen eines Dritten 
zurüdzufordern. Die Abficht ift jedoch micht gervefen, an den allgemeinen Rechtsgrundſätzen hier eine 
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die ſchon feit einer zur gewöhnlichen Verjährung hinreichenden Zeit in den Händen ei- 
nes Dritten ich befand, der fann diefe Sache dennoch, vermöge des Rechts feines Ber- 
fäuferd zurüdfordern, wenn gegen diefen, zur Zeit des Verkaufs, die Vier und Vier- 
igjährige Präfkription noch nicht vollendet war ?®a), 

$. 639. Wenn Fiskus, Kirchen, oder andere dergleichen Korporationen, in die 
Rechte einer Privatperfon eintreten, fo fönnen fie eine, gegen diefen ihren Vorfahren 
ſchon vollendete Verjährung, durch Vorſchützung des ihnen ſelbſt zu Statten fommen- 
den längern Zeitraums, nicht anfechten. (Tit. 11, 88. 405, 406.) 

$. 640. In untheilbaren oder gemeinfchaftlich beſeſſenen Sachen und Rechten, 
fommt das dem Fisfus, der Kirche u? w. beigelegte Privilegium auch dem nicht pri- 
vilegirten Mitbefiger zu Statten ?°). 

8. 641. Der vollftändige rubhige*°) Befig einer Sache oder eines Rechts*04) 


bejondere ——————— es wird vorausgeſetzt, daß der Verkäufer (Fiskus) feine Vindila— 
tionstlage, ſtatt Uebergabe der Sache, dem Käufer übertragen habe. 

788) (4. A.) Aber wenn zur Zeit des Verkaufs auch der 830jährige Zeitraum noch nicht verſtri— 
den war, jo genügt auch gegen den Nachfolger des Fiskus zur Erſitzung ein 30jähriger Befig. Erf. 
des Obertr. vom 30, April 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. V, S. 222). 

79) Bergl. 0. 8.575 und die Anm. 14 dazu. — (3. 9.) Bon dem Privilegium der Unverjährbar- 
keit, wie e8 z.B. in der Mark Brandenburg die Kirche hat, gilt der zn des 8. 640 nicht, viel⸗ 
mehr hat die Praris im diejer Hiuficht folgenden Nechtsiag angenommen: „Die Unverjährbarkeit der 
Kirchen- und Pfarrgrundftäde in der Mark und die Unzuläjfigleit der Berjährung don Servituten 
gegen ebendiefelben, ſchließt micht aus, Grundgerechtigkeiten, insbeſondere Hiltungsrechte auf Privat: 
rundftüden durch Berjährung zu eriwerben, die einem gleichartigen Rechte jeitens der Kirche oder Pfarre, 

i e8 allein oder mit anderen Berechtigten, reip. dem Eigenthümer jeibft, unterliegen. Cs wird jedoch 
zur Bollendung der Berjährung ein A4jähriger Zeitraum erfordert.” Pr. des Obertr. 2530, vom 
13. Juni 1854 (Entih. Bd. XXVIII, ©. 120). Mit anderen Worten: Grumdgerechtigleiten, weiche 
einer Kirche x. auf Privatgrumdftüden zuftehen, können ohne Begrenzung, alio auch bis auf ein Ge— 
ringes, durch Verjährung geichmätert oder entzogen werden, indem auch Andere diejelbe Grundgered- 
tigteit im beliebigen Umfange dur Erfitung erwerben umd damit neben der Kirche benutzen. 

Zur ermwerbenden Verjährung von Eigenthums- oder anderen Realrechten an Grundftüden, welche 
fih im Miteigenthume des Fiskus befinden, ift, ohne Rüdficht darauf, ob die übrigen Miteigenthümer, 
in Beziehung auf die Verjährung, mit dem Fiskus gleiche Rechte haben, oder nicht, nad dem R. R. 
ein 4Ojähriger und nach den Borichriften des A. ER. ein Asjähriger Befig der Sache oder des Rechts 
erforderlich. Pr. des Obertr. dom 9. Februar 1838, (Entſch. Bd. IH, ©. 180.) 

80) Der Nachweis eines Titels und bona fides find nicht erforderlih. Suarez bemerlt in dies 
jer Beziehung: „Ad $. 502 (d. i. unier 8. 641) wird richtig bemerkt, daß, wenn gleich bei dieſer prae- 
seriptione anomala weder titulus noch bona fides erforderlich wäre, dennocd ein vollftändiger und ru—⸗ 
higer Befit vorhanden jein müſſe, wonach alſo diejer $. beftimmmter zu fallen jeim wird.“ Simon 
a. a. O. ©.555. Im Folge deſſen ift der $. 502 des Eutw.: „Der Befig vom Jahre 1740 ſchützt 
den Beſitzer“ u. ſ. w. jo geändert, wie umier $. 641 lautet. Die Meinungen fimmten über die Er— 
fordernifie des Titels und des guten Glaubens nicht überein. Die neuere Praris hat jih im Sinne 
jener Monenten und der Berf. entichieden, nach zwei Br. des Obertr. 1. Pr. 1970, vom 11. Januar 
1848. Zur Verjährung durch den Befig in den Normaljahren genügt es, daß der Beſitz ein vollftäns 
diger umd ruhiger war; auf den Nachweis des Titels kommt es nicdt an. (Eutſch. Bd. XVL, ©, 132.) 
2. Pr. 2001, vom 14. April 1848. Der Befig in den Normaljahren 1740 und 1797 muß ein voll« 
ftändiger fein, erfordert alfo nur den Nachweis diejer Eigenſchaft, nicht aber auch den des guten Glaus 
bens. (Eutſch. Bd. XVII, ©. 139.) Die ältere Praris mar emtgegengelegt. Mathis, Bd. VI, 
S. 10, Stengel, Bd. VII, ©. 230. — (5.%.) Auch lan demjentgen, welcher fi auf den voll» 
ftändigen ruhigen Befig im Normaljahre ftütt, der Einwand, daß das betroffene Grundſtück verpachtet 
gerveien, nicht entgegengejegt werden. Erf. des Obertr. v. 6. Febr. 1866 (Entſch. Bd. LVI, ©. 81). 

808) (4. A.) Unter dem „Recht ift eime fistaliiche Gevechtigfeit (ein niederes Regale), melde 
jelbftftändig beſeſſen werden kann, wie 3. B. die Jagd, die Zollgerechtigkeit, die Fiſcherei in einem öj⸗ 
fentlihen Strome u. dergl., verftanden. Vergl. die folg. Aum. 82. Daher enticheidet der ruhige Beſitz 
im Normaljahre bei Ermerbung von Serpituten gegen Domänengrundftide nicht, vielmehr können 
ſolche nur dur Asjährigen Befig erworben werden. Angenommen von dem Obertr. in dem Erk. 
v. 20. Juni 1854 (Arch. f. Rechtsſ. Bd. XV, ©. 1). (5. 9.) Daran hat jedoch das Obertr. nicht feft- 
gehalten. Im dem Erf. vom 6. Februar 1866 ertennt Dafjelbe auch die Erwerbung einer Wegegerech- 
tigkeit gegen eine Domäne durch den Nechtsbefiz im Normaljahre 1797 an. (Entſch. Bd, LVI, ©. 81.) 
Dies entſpricht au dem Wortlaute des Geſetzes. 

(5. 9.) ©. unten die Anm. 84, Abi. 2. 
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er Sabre 1740 ſchützt den Befiger, in allen Fällen ®'), gegen die Anfprüche ded Fis— 
u8 #2), 


81) Bergl. Th. II, Tit. 14, $. 38 und Tit. 16, 8.9. Es verfteht fich, daß die Beſtimmung 
überhaupt nur auf Privatrechte geht; in Dingen, melde zur Landeshoheit gehören (z. B. Landespolizei- 
Sadıen) kann ſich darauf Niemand berufen. Pr. des Obertr. v. 15. April 1788 (Stengel XI, 289). 

82) „Der Beſitz vom Jahre 1740," jagt Suarez, „it keine Verjährung; es ift ein annus 
normalis, der ohne Rüdjicht auf den früher angefangenen oder fpäter fortgefetten Beſitz die Rechte der 
privatorum gegen den Fiskus beftimmt. Den $. 76 (d.i. der $. 642 d. T.) würde id) alfo meglafjen.’ 
Diejer lautete: „Es kann aber von diefer Verjährung“ u. ſ. w. Dies wurde nicht approbirt, 
aber man beicloß die Fafjung: „Es kann aber von dieſem Beſitzrechte“ u.j.w. Simon 
0.0.0. ©. 487, 488, 

Mit der Entftehung dieſes annus decretorius hat es folgende Bewandtnif: Aus Anlaß der Im— 
mediatbeichtverden äußerte eine Kabinetsordre vom 6. Februar 1745 an das Generaldirektorium ſich 
unzufrieden damit, daß die Fiskale bei den Kriege» nnd Domänenfammern und den YJuftiztollegien 
die Unterthanen, unter dem Dedmantel der Yuftiz, chilanirten ; fie befahl ganz allgemein, die Kams 
mern anzuweiſen, darauf zu jehen, daf Niemand zur Ungebühr aktionirt werde. Eine Beſchwerde ver⸗ 
anlafte die K.-D. v. 28. Januar 1747, welche jene in Erinnerung bringt und dem Generaldireftorium 
befichit, den Kammern aufzugeben, daß die Beſitzer von fisfaliihen Grundftüden oder Gerechtigleiten 
nicht durch das officium fisei in Anipruch genommen werden follten. Bon einer beftimmten Zeit des 
Befiges mar noch feine Rede. Erft die Inftruftion fir das Generaldireftorium vom 20. Mai 1748 
enthielt die Beftimmung, daß ein Beſitzer, welcher im Jahre 1740 in wirklicher Poſſeſſion gemejen, 
unter feimerlei Prätert in Anfpruch genommen werden ſolle. Auf eine neue Beſchwerde erging Die 
K.D. d. 9. Mai 1750, worin wieder der Anfang der Regierung des Königs erwähnt ift, indem es 
beißt, daß der König ſchon bei berfchiedenen Gelegenheiten erklärt, daß diejenigen, weldye beim Beginne 
feiner Regierung im Befige geweſen, auch darin verbleiben, und ihnen ohne beionders triftige und ger 
fetsliche Urfachen feine Schwierigkeiten — werden ſollten. Das Generaldirektorium und der Groß⸗ 
fanzler dv. Eocceji hatten dieſe Befehle bloß auf den Beſitz bezogen, jo daß dem Fislus das pe- 
titorium freizulaffen. Mit diefer Beſchränkung war die Beftimmung aud in den Codex Friedericia- 
nus bon 1748 (P. IV, Tit. 5, $. 18, Nr. 6 u. 7) eingerückt worden. Das Kammergericht hatte indeß 
anders erkannt, wodurch das Generaldireftorium fich unterm 30, November 1753 zu einer Anfrage 
bei dem Großlanzler v. Eocceji veranlaft jah, ob der König nach Publifation de8 Codex Frid. der« 
gleichen Drdres habe ergehen laſſen. Der Großlanzler war nach jeinem Antwortichreiben v. 6. Mai 
1754 nicht im Stande, andere Nachrichten zu geben, al® welche fich in den Alten des Generaldirefto- 
riums befanden. Für die Hauptnorm erklärte er aber die, jämmtlichen Kammern unterm 16. Februar 
1747 mitgetheilte K.O. v. 28. Januar ej. a., in welcher, wie er meinte, deutlich enthalten jei, daß die 
Partituliers wegen der in ihrem wirklichen Befite befindiichen Grumdftüde und Gerechtigleiten unter 
feinem Präterte durch das Officium fisei in Anſpruch genommen, fondern bei ihrer Poſſeſſton mit 
Nahdrud geichütst werden jollten. Er war der Meinung, daß nad) diefen ausdrüdticen Ordres um 
fo mehr bei den Juſtizkollegien geiprochen werden müfje, als der König über feine Rechte disponiren 
fönne, und überließ es dem Generaldireftorium, ob es nöthig finde, hierüber noch eine Deklaration zu 
erbitten. Es ift jedoch feine Deklaration nachgelucht worden. Auf eine andermeitige Beſchwerde erging 
abermals eine K. O. vom 20. Oft, 1755, worin es wieder ganz unbeftimmt heift, daß der König oft 
und vielfältig deflarirt habe, es folle ein Jeder bei den ihm zuftehenden Gerechtigfeiten gan werden. 
Dagegen befahl der König in der, ebenfalls auf eine Beſchwerde erlaffenen O. v. 30. April 1756, daß 
der Sohn der Supplifantin bei dem Gebrauche umd Genuffe der ihm ftreitig gemachten Jagden ge— 
laffen werden jolle, da der König vielfältig deiarirt habe, daß feinem Bajallen einige Gerechtfame, 
bon welchen er jeit langer Zeit und nad) anno 1740 im Befite geweſen, unter was für Prätert es 
auch geichehen könne, entzogen werden jollten. Einige Tage darauf befeitigte der König die Zweifel 
des Generaldireltoriums und des Yuftizdepartements durch eine mündliche Deklaration. Er äußerte 
nämlich gegen den Minifter d. Borke fein Mißfallen darüber, daß die Krieges- und Domänentam- 
mern nicht umterließen, die Vaſallen und Edelleute in Sachen, worin fie den Befits vom Jahre 1740 
für fich hätten, zu beumruhigen und zu chifaniren, und daß noch neulich auf die Beſchwerde gemeſſene 
Ordre darüber ertheilt worden, Auf die Bemerkung des v. Borke, wie er diefe D. geſehen habe, 
befahl er nun auch zu verhindern, daß ferner dergleihen Klagen entftehen möchten. Diefe Gelegenheit 
benußte der Minifter v. Borke, dem Könige die Zweifel des Generaldireltoriums und des Juftizdes 
partements borzutragen. Darauf erflärte der König: wie er die Poſſeſſion vom Jahre 1740 bloß zu 
Gunften feiner getreuen Vaſallen und Ritterichaft feitgefetst habe, und wolle, daß ſolche niemals, unter 
mas für Prätert es auch fei, angefochten werden jolle, gab auch dem Minifter v. Borke die Anwei— 
fung, ſolches dem Generaldireftorrum befannt zu machen. Auf die hierüber erftattete amtliche Anzeige 
defielben vd. 6. Mat 1756 erließ der Großlanzier unterm 9. Juli 1756 am ſämmtliche Juftizkoflegien, 
außer Oftfriesland, ein Cirkulare, worin er den weſentlichen Inhalt der angezeigten mündlichen 
Aeußerungen des Königs wiederholte und ein Verzeichniß der anhängigen fisfalifchen Progeffe forderte, 
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8. 642. Es kann aber von diefem Befigrechte 8?) zum Nachtheile anderer Mit- 
bürger des Staatd, fein Gebrauch gemacht werden. 
s 643. Das Jahr 1740 wird vom Erften Januar bis legten December gerech— 
net 8), 


Durch ein fpäteres Cirkulare des Generaldireltoriums vom 22. Oft. 1767 wurden auch die Kammern 
angeriejen, nicht geichehen zu laffen, daß contra statum possessionis de Anno 1740 Jemand a fisco 
in possessorio, nod) in petitorio beunruhigt werde, welches man auc in die Kammerinftruftion ein— 
rüdte. Diefe Quellen und Beläge diejer Geichichte habe ih in m. Schrift über die preußiſchen Do— 
mänen ©. 210 u. f. mitgetheilt. Bei der Redaktion des A. L.R. ift davon Weiter nichts vorgekom⸗ 
men; der Satz fteht, als befanntes Recht, ichon in den Klein'ſchen Materialien $. 884, nur in einer 
anderen Faſſung als unfer $. 641 hat. Dort findet fich auch deutlich ausgedrüdt ($. 837), da nicht 
der erfte Tag allein, fondern das ganze Jahr 1740 verftanden if. Simon a. a. O. ©. 439, 
S. unten die Anm. 84, 

83) Denn eine Verjährung ift e8 nicht. ©. die vor. Anm. 82. 

84) Durch dieje ganze Zeit muß der ruhige und vollftändige Beſitz fortgedauert haben. Ein Mo— 
nent hatte erinnert: Es fehlen noch Beftimmungen darüber: ob der Befig des ganzen Jahres 1740 
erforderlich jei, oder mur, daß der Befig im dieſem Jahre ausgeübt worden. Simona.a. O. 
©. 552. Darauf findet ſich feine Bemerkung der Berf., melde augenfcheinlich der erſteren Meinung 

jen find. Denn der 8.641 (8.502 des Entw.) lautete damals, als das Monitum gemacht wurde : 

er Befig vom Jahre 1740 fügt u. f. m. Bei der in Folge diejes und anderer Monita verän« 
derten Faſſung diejes $. jagte man: Der — Befit — im Jahre 1740 jchügt u. ſ. w. Dadurd 
wollte man aud diejes Monitum erledigen. Bergl. o. die Anm. 80 a. E. 

Der Beſitz eines Rechtes, welches nur zu — Zeiten ausgeübt werden kann, wird auch im 
Entiheidungsjahre als vorhanden angenommen, wenn bei der legten Gelegenheit vorher dieſes Recht 
ausgeübt worden ift; denn die Fortiegung des Beſitzes wird vermuthet — oder vielmehr, fie verfteht 
ſich bei ſolchen Rechten von jelbit, bis die nächſte Gelegenheit zur Benugung vernadhläjjigt wird. 
88. 651 — 654 d. T. (Schleſ. Archiv, Bd. II, ©, 118), — Bergl. die Pr. des Obertr. v. 7. Olto— 
ber 1823, vom 6. Juni 1834 u. dom 2. April 1835 (Schlej. Arch. Bd. I, ©. 111 ff., 134, 141). 
(5. 4.) Später hat das Obertr. durch das Pr. 2734, vom 20. (oder 26., das Datum ift in dem 
Bd. LI, ©. 106 und im Acc. f. Rechtsf. Bd. LII, S. 113 veridhieden angegeben) November 1863 
folgenden Sat als Rechtsgrundſatz feitgeftellt: „Wer fih auf den Befit eines Rechts in den Normal« 
jahren fügen will, muß — auch in dem Falle des $. 649 d. T. — nachweiſen, daß die Ausübung 
des Rechts in dem betreffenden Normaljahre jelbft ftattgefunden habe.’ Damit ift die Ermwerbungs- 
art von ſolchen Rechten, welche im imtermittivenden nicht lediglich von Willtühr abhängigen Handlun— 
gen beftehen,, durch den Befi in einem Normaljahre jo gut wie unterdrüdt; denn in 100 und meh— 
reren Fällen wird fich nicht eim einziges Mal die Gelegenheit zur Ausübung gerade in diefem Jahre 
bieten. Das würde jedoch fein Grund fein, den neuen Sag für unrichtig zu erklären, es lönnte ja, 
da die Verjährung ein pofitives Inftitut ift, fein, daß die Erwerbungsart in Rede, die wie bei der 
Lotterie don einem glüdlihen Treffer abhängig wäre, auf ſolche Rechte nicht Anwendung finden follte, 
was aber jo ohme Weiteres in Ermangelung einer desfallfigen pofitiven Vorſchrift nicht anzunehmen 
if. Es fommt alio darauf an: ob der Say als Rechtsgrundiat juriftiich nachgewieſen ifl. Das ift 
indeß nicht der Fall, das Obertr. bringt in jeinen Motiven nicht einen einzigen rechtswiſſenſchaftlichen 
Grund für feinen Sat bei. Es beruft ſich zunächſt auf „die ratio legis, melde darin zu finden if, 
daß, wenn im dem Normaljahre ein beſtimmtes äußerlich mahrnehmbares Rechtöverhältniß zwiſchen dem 
Fisfus und einer Privatpartei beftanden hat, zu Gunften der Legteren die Vermuthung der Recht» 
.... defjeiben in dem Maße hat eintreten jollen, daß dadurch die Vermuthung für die Freiheit 
des Eigenthums überrogen und ohne weiteren Nachweis Schut des Beſitzes gemäbrt wird, mährend 
das Dajein einer Servitut, welche zwar in früherer Zeit, nicht aber im Rormaljahre jeibft ausgeübt 
ift, in diefem Jahre durch keinen finnlich erfennbaren Zuftand oder derartige Handlungen wahrnehm- 
bar geweſen iſt.“ Diefe ratio legis ift eine willfürlihe Annahme, fie läßt die rechtliche Natur der 
Rechie der im Rede ftehenden Art jo mie die Natur des Befiges an ſolchen Rechten und die Fort- 
ſetzung dieſes Befiges ganz außer Betracht, trifft mithin das punetum saliens gar nicht. Nächſt die 
ſer an ratio legis folgt dann eine Buchftabenausiegung des $. 646 und 647, die völlig ge— 
wichtlos ift; und zum Schluß beißt es: „Bon gleichen Grundiägen ift aud das Obertr. in den 
©. 134 und 141 Bd. II des Schleſ. Archivs abgedrudten Ext. v. 6. Juni 1834 und 2, April 1835 
ausgegangen, in melden die im Jahre 1740 ftattgehabte Ausübung des dort ftreitig geweſenen Rechts 
auf herremloje Erbſchaften micht aus dem Grunde, weil der früher erlangte Beſitz dieſes Rechts für 
fortgejegt zu erachten jei, jomdern lediglich um deswillen für erläßlich erachtet worden ift, weil 
die jenes Recht geltend machenden Städte im Normaljahre die obere und niedere Gerichtsbarleit wirt 
lich ausgeübt hätten, nad) $. 570 d. T. aber derjenige, welcher einen Theil jeines Rechts ausübe, im 
Beſitz des ganzen Rechts verbleibe.“ (Archiv für Nechtsf. Bd, LU, ©. 116.) Doc) diefe Berufung 
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8. 644. In Anfehung derjenigen Provinzen, wo entweder gar fein 85) derglei- 


auf die eigene Praris fällt auch nicht ins Gewicht. Einestheils ift die Relation nicht ganz Lorreft, 
indem in den beiden Fällen die Trage: ob juft im Normaljahre ſelbſt ein Befigaft im Betreff des 
ftreitigen Rechts ftattgefunden haben müfle, zur Enticheidung nicht vorlag und deshalb auch in den 
gedachten Erkenntniſſen nicht geradezu entichieden worden ift. Denn die Kläger hatten ihren Auſpruch 
nicht auf dieſe Frage, jondern darauf ge ründet, daß fie die Gerichtsbarkeit im Normaljahre jelbft 
wirklich ausgeübt hatten und daß das Recht auf erbloje Berlaffenihaften ein Ausfluß, ein Beftand- 
theit der Gerichtäbarteit ſei. Anderntheils ift in einem älteren alle v. 3. 1821, ©. 118 das Schleſ. 
Archivs Bd. II, in dem Appellations » Erf. ausdrüdlich ausgeführt: „Wenn num auch ſpätere Fälle 
bis zum Jahre 1740 nicht vorgefommen, jo muß doc ex adductis angenommen werden, daß der 
Magiftrat zu Brieg bie zu diefem Jahre und in demfelben ſich im Beſitze des Rechts auf hervenloje 
Saden und Erbichaften befunden habe, da Fiskus nicht nachzuweiſen vermocht hat, daß er in der 
Zwiſchenzeit feiner Seits dieſes Necht ausgeübt, und dadurch die Stadt wieder außer Beſitz geſetzt 
bat.“ Diefes Ert. hat das Obertr. durd) das Revifions - Erf. de publ, den 7. Oltober 1823 ledig« 
lich beftätigt. Der Fall ift in der obigen Berufung auf die ältere Braris übergangen. — Somit 
ift für die Rechtswahrheit des Pr. 2734 Nichts bewieſen. Dagegen ift die Anſicht des Obertr. mit 
dem organifchen Zufammenhange der reditlihen Grundjäge unvereinbar. Das geſchichtliche Recht er- 
fennt ausdrüdlich an, daß eine servitus discontinua durch Erfigung (fortgeſetzten Beſitz) erworben 
werden könne; es fichert ferner poſſeſſoriſchen Schutz des Nechtäbefiges an einer folden Servitut zu. 
Die rechtlihe Möglichkeit diefer Nechtsericheinungen kann das Obertr., indem e8 die Fortſetzung eines 
folhen Rechröbefiges leugnet, mit wiſſenſchaftlicher Konſequenz gar nicht erflären. Denn zufolge ſei— 
ner Anficht ift jede wiederkehrende Befithandlung bier nicht eine Fortiegung des jchon erworbenen 
Rechtsbeſitzes, jondern eine neue Beſitzergreifung. Daher gäbe es hier feine Erfigung und ein pois 
jefloriiches Rechtsmittel wäre, wenn Jemand an der Wiederholung einer Befighandlung gehindert 
würde, micht denkbar, weil der an der Befitergreifung Gehinderte ja noch feinen Befit hätte, in 
welchem er geichügt werden könnte. Die Rectsichrer nehmen einen Zulammenhang der einzelnen Bes 
fishandlungen an, wenn nicht von außen gelommene Unterbrehung dazwiſchen getreten ift. Unter» 
bolzner in der Verjährung durch Befig jagt ©. 327: „Der - Ausübung einer servitus praedii 
rustiei gerichtete Befig dauert, megen der in feiner Natur liegenden Unterbrocenheit (Disfontimuität) 
der Befitshandlungen jo fange, als man feine Gelegenheit der Ausilbung hat verftreihen laſſen.“ 
Und in der „geſammten Verjährungslehre“ 8. 214 Mr. II heißt e8: „Bei den servitutes praediorum 
rusticorum ift eine Ununterbrochenheit des Befites im ftrengen Sinne gar nicht möglid. Wenn nun 
dennoch ganz entichieden eine Erſitzung auch bei diejen Dienftbarfeitsrechten angenommen ift: fo muß 
ewiſſermaßen durch eine Fiktion der ce bewirkt werden.” dv. Sabigny, Recht des Be- 
Älses 8.45 (6. Ausg. ©. 378) nimmt in Bezichung auf die Imterdilte an, daß während des bloßen 
Nichtgebraudis (ohme fremde Dkkupation) der Befitt in suspenso ift, und daß es fi erſt durch Er» 
neuerung des Gebrauchs oder durch Ablauf des ganzen Zeitraums (des nonusus) zeigt, ob er in 
der ganzen Zwiſchenzeit da geweſen oder nicht da gervefen ift, welches jedoch bei den Interdikten ohne 
Einfluß jet. Er fügt aber in der Note 2 bei: „Eine etwas verichiedene Bewandtniß hat e8 mit der 
Fortiegung des Beſitzes, infofern Ddieje zu einem Erwerbe durch Erfigung führen fol. Hier nimmt 
Unterholzner (Berjährungslehre $. 214) an, der Beſitz dauere fort, wenngleich gewöhnliche Un- 
terbrebungen der Ausübung ftattfinden. — Dieje Annahme jheimt richtig.” Dies der Stand 
der Rechtéwiſſenſchaft. Die mifjenichaftlihe Konfequenz darf in der Rechtiprebung, ohne pofitive 
Satzung, nicht abgemwiejen werden. An einer joldien Satung fehlt e8 in Betreff der Normaljahre ; 
das Obertr. jagt jelbft, S. 114 des Archivs für Nectsi.: „im A. L.R. ift die Frage, ob bei einer 
servitus discontinua zur Anwendung des $. 641 genügt, daß der Prätendent vor den Normaljahre 
in den Beſitz derſelben gelangt jei, oder ob ein Befigakt im Normaljahre jelbft ftattgefunden haben 
müſſe, nicht ausdrücklich entſchieden.“ Folglich iſt das Pr. 2734 eine ungerechtfertigte Abweichung 
don der twifienichaftlichen Komjequenz. 

85) Die Beftimmung ift auffallend. Denn der $. 641 enthält fein Provinziafrecht für gewiſſe 
Provinzen. Wo alſo fein dergleichen Entiheidungsjahr durch Provinzialverordnungen beftimmt ift, 
da kann es doc) nicht dabei fein Berwenden haben, fondern es muß eben die gemeinvechtliche Beftime 
mung des $. 641 eintreten. Dieſe, in Beziehung auf die damals vorhandenen Landestheile — denn 
auf künftige Eroberungen ift dabei nicht gedacht worden — mißlungene Fafjung erflärt fi) aus der 
Entftehung. Im Entmwurfe lautete die Beitimmung im 8. 506: „Ausnahmen von der im $. 506 
enthaltenen Regel find in den Provinzial » Gejegbücern beſtimmt.“ Suarez trägt dazu vor: „Ein 
Monent will gar feine Ausnahme ftatuiven. Andere Monenten wollen die Ausnahmen bier angege- 
ben haben, damit es nicht ſcheine, ald ob man fich dorbehalte, einer oder der anderen Provinz, wo— 
rin der annus deeretorius bisher ftattgefunden hat, folchen wieder zu nehmen. Die Ausnahmen kön— 
nen bier nicht füglich beftimmt werden, inzwiſchen wird die Faſſung jo einzurichten fein, daß Nie- 
mand durd jenen Verdacht beunruhigt werden dürfe.” Simona. a. O. ©. 555. Die Beftim- 
mung jol mithin heißen: Wenn in den Provinzialgefegen gegenwärtig ausdrücklich beftimmt ift, daf 
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hen, oder ein anderes 8°) Enticheidungsjahr ftattfindet, hat es bei den biäherigen Ber- 
fajjungen fein Bewenden. 

11. Weftpreuf. Provinzialredt dv. 1844. (G.S. ©. 105.) 

8. 5, Der vollftändige ruhige Vefig einer Sache oder eines Rechts im Jahre 1797 ſchützt dem 
Beſitzer gegen die Anſprüche des Fistus *7). 

12. Gef. v. 18. Dezember 1831, über Präkluſion fistalifher Anfprüde in 
der Rheinprovinz. (G.S. 1832, ©. 3.) 

$. 1. Gegen die Anfprüche des Fiskus joll in der Rheinprovinz ein Jeder geichütt fein, welcher 
erweislih am 1. Januar *74) 1815 oder ſchon vor diefem Zeitpunkte eine Sache oder ein Recht, oder 
auch eine Freiheit von einer Realberechtigung , ruhig befefien bat. 

$. 2, Desgleichen follen alle vor dem 3. Jan. 1815 entjtandenen Renten- oder Schuldforderun- 
gen des Fislus, melde nad) diefem Zeitpuntte bis zum Ende des Jahres 1829 weder von dem Fis— 
fus eingeflagt, nod von den Schulduern anerlannt worden find, aud ferner nicht geltend gemacht 
werden 


8. 645. Auch ein auf den Befik des Jahres 1740 fich gründendes Net kann 
a einer nach diefem Jahre angefangenen Verjährung durch Nichtgebrauch erlö- 
en®®), 


— — — — 


fein annus decretorius ſtattfindet, hat es dabei (bei der bisherigen Verfaſſung alſo ſollte durch 
fpätere Verordnung der annus decretorius nicht wieder entzogen werden) jein Beenden. Gine ſolche 
Provinzialbeftimmung gab es aber gar nicht. 2 

86) Ham mur in dem damals zu Preußen gehörigen Fürftenthume Oftfriesland (1786) vor. 
Publitandum des Staatsraths v. 1. Auguft 1796 (N. C.C. Tom. X, p. 575, Nr. 80). 

87) Gründer fih für Weſtpreußen, mit Inbegriff des Netzdiſtriltes und des Ermelandes, jedoch 
mit Ausnahme der Stadt Danzig und deren alten Gebietes, fomwie der Stadt Thorn und Gebiet, 
auf die ®. d. 18. Dezbr. 1798 und Dell. v. 23. Dezember 1799 (N. C. C. Tom. X. pag. 1831, 
Nr. 93. — Amelang, N. A. Bd. II, ©. 321); und für die Städte Danzig (im welcher, fo 
wie in deren Gebiete, tie foldhes im Jahre 1793 mit der Monarchie vereinigt worden, das Weft- 
preußiſche Prodinzialvecht nicht gilt, daher es auf dieje B. ankommt) und Thorn, und deren bei 
derjeitiges Gebiet, jo wie in den zur Provinz; Preußen gehörigen vormals Süd- und Neu» Oftpreu- 
Kiihen Landestheilen, auf die ®. dv. 24. November 1843 (G.S. 1844, ©. 12). 

87a) Dieje Beftimmung weicht aljo darin von dem $. 641 ab, daß bier nicht das ganze Jahr, 
fondern der erfte Tag des Jahres und die demjelben vorangegangene Zeit bis einſchließlich dieſes Tas 
ges, den enticheidenden Zeitpunkt hinfichtlid des dem Beſitze zugeficherten Schutzes bildet. 

88) Die drei 88. 645 — 647 find erft bei der Revifion der Monita hinzugelommen. Gin Mo- 
neut hatte jchon bei dem gedr. Entw. gefragt: ob diejer Beſitz emticheide, es möge ſolcher nachher 
unterbrochen fein, oder nidt. Simon a. a. O. ©, 552. Darauf war nicht Rüdficht genommen 
worden. Lamprecht erinnerte zu dem umgearbeiteten Entwurfe: Es wäre gut, wenn man bemerfte: 
ob auf den Beſitz de 1740 zu achten, wenm fich auch nachher ein nonusus von 30 Jahren zeigte. 
Dieje Frage fei beftritten worden. Suarez bradte bei: Im Abficht auf den Beſitz de anno 1740 
feien neuerlich beim Xribunal in einer oftpreuß. Sache zwei fragen ventilirt worden: 1) ob die vom 
Fistus im Jahre 1740 ausdrücklich geichehene Agnition des Rechtes eines Privati mit dem Beſitze 
de anno 1740 für Äquivalent zu achten, wenngleich diejes Recht in hoc anno actualiter nicht ausge- 
übt worden? Dieje Frage jet affirmative entichieden worden. Dagegen fei es unausgemacht geblie- 
ben: 2) ob das Recht, welches ein Privatus durch den Befig de anno 1740 gegen den Fiskus er- 
worben, per praescriptionem verloren gegangen jei, wenn dafjelbe feit 1740, innerhalb rechteverjährter 
Zeit, nicht ausgeübt worden ? Die Mehrheit babe fi dahin geneigt, daß Fistus fich der Berjährung 
nicht bedienen fonne, weil jomohl der vorige ala der jetige König das Recht des Beſitzes de anno 1740 
von Zeit zu Zeit beftätiget, umd durch die ermeuerten Agnitiones die Verjährung unterbrochen wor⸗ 
den. Suarez meinte: Ad 1 jcheine Affirmativa Har zu fein; ad 2 ſei die Sache zweifelbhafter. 
Man lönne aber doch dem Fisko die beneficia praescriptionis, deren ein jeder Privatus gemieht, micht 
ganz entziehen, und die Wiederholung der Dellarationen jei wohl nur zu Gunften derjenigen ergan- 

en, weiche ſich im ihrem Befige behauptet, nicht aber derer, melde ihr Recht ſelbſt vernachläl 
ütten. Es murde konliudirt: „Wenn Semandem ein Recht vor 1740 verliehen worden, und er jol« 
ches weder vor noc im Jahre 1740 ausgeübt hat, jo kommt ihm der annus deeretorius nicht zu 
Statten.” Simona. a. O. ©. 591 fi. und Jahrb. Bd. LII, ©. 10. Hieraus ift der Sinn der 
beiden $$. 645 umd 646 llar. Wegen des $. 647 ſ. u. die Anm. 91, 
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8. 646. Sat der Fiskus, auf eine an fich rechtsgültige Weife 8°), im Jahre 1740 
anerfannt, daß einem andern ein Recht wider ihn zuſtehe, fo hat ein ſolches Anerfennt- 
nig, wenn auch die in diefem Jahre erfolgte wirkliche Ausübung nicht nachgewiefen 
werden fann, mit dem wirklichen Befise gleiche Kraft"). 

$. 647. Dagegen wird in Anfehung desjenigen, der weder ein jolches Anerfennt- 
ni für fih, noch im Jahre 1740 das Necht wirflih ausgeübt hat, der Lauf der frü- 
ber wider ihn angefangenen Verjährung durch Nichtgebrauch, durch die erfolgte Be— 
jtimmung dieſes Enticheidungsjahres, nicht unterbrochen ®'). 

$. 648. Zur Verjährung geftohlener und geraubter Sachen, welche nad) $. 584 
von dem erften redlichen Befiger durch die gewöhnliche Verjährung nicht erworben wer- 
den fönnen, ift ein Zeitraum von Vierzig Jahren erforderlich 9). 

8. 649. Wenn Rechte, welche nicht alljährlich oder gewöhnlich 3), fondern nur 
in gewiſſen Jahren ?*), oder bei gewiſſen Gelegenheiten *%) benußt werden fünnen, 


89) Die Erklärung muß ſowohl von den nad der Berfaffung zufändigen Beamten als in der 
beftimmungsmäßigen Form gegeben worden fein. Gelegentliche Aeußerungen find nur dann erheblich, 
rag ausdrildti e Anerkennung des berührten Zuftandes beabfihtigt worden iſt. Vergl. die 
vor. Anm, 88, 

90) Vorausgeſetzt, daß fpäter, dor Ablauf der Berjährungsfrift, der Befig ausgeübt worden ift. 
©. die folg. Anm. 

91) Die Beziehung diefer Beftimmung wird er” aus einer Bemerkung von Lamprecht Mar. 
Nachdem von dem aktuellen Befige im Jahre 1740 „eiprochen worden, jagt er meiter: „werner kann 
man jagen: derjenige jei im Beſitze de 1740, der vermöge eines Privilegti ein Recht gegen den Fis- 
fum bat, von deſſen eigentlicher Ausübung aber nichts fonftirt, es ift aber die Verjährungsfrift bis 
1740 nod) nicht abgelaufen, oder muß nicht de actuali exercitio de 1740 fonfliren, ment dies ge: 
braucht werden fol?" Simona. a. O. ©, 593. Diele Frage foll der $. 647 enticeiden. Us 
find drei Fälle gedadt: 1) Der Befig im Jahre 1740 ift machgetvielen, nachher ift er aber jeit 
30 Jahren micht ausgeiibt worden. $. 645. 2) Der Beſitz im Jahre 1740 ift nicht nachzuweiſen, 
es wird aber ein Auerlenutniß der fistaliihen Station aus dem Jahre 1740 beigebracht, Diejes ſoll 
eben ſoviel wirken wie der Nachweis des Befites jelbft in diejem Jahre. $. 646. 3) Es wird eine 
Urkunde über die Ermwerbung eines Gegenftandes aus der Zeit vor dem Jahre 1740 beigebracht , es 
fann aber weder der Befits im Jahre 1740, noch ein fistaliiches Anerfenntniß aus eben diefem Jahre 
nachgewiefen werden. Dies ift der Fall umjeres $. 647, 

92) Bergl. o. $. 584 umd die Anm. 21 dazu. Die Verjährungsfrift if bei diefen Sachen nad) 
G. R. zweifelhaft, wegen €. C. C. Art, 209, Man beftimmte hier abfichtlih eine 40jährige Frift, 
welche Suarez in jeinen amtlichen Borträgen jo vedhtfertigt: „Ex opinione Dd. ward aud res 
vitiosa don dem erjten redlichen Befiger binnen 30 Jahren präjfribirt; bier find 40 angenommen. 
Es ift aber zu bemerken, daß diefe Meinung der Rechtslehrer fi auf keinen ausdrücklichen Text des 
Juris romani gründe, jondern nur ex analogia der Nov. 119, c. 7 gejolgert werde; ef. Rave, de 
praescriptione, $. 27. Da die Bräjfription ſolcher Sachen, die uriprünglicd durch Diebftahl oder 
Raub ihrem rechtmäßigen Eigenthümer entzogen worden, wohl keine Begünftigung verdient, fo fcheint 
dadurch die Verlängerung der Frift auf 10 Jahre hinlänglich gerechtfertigt zu ſein.“ Simon a. a. O. 
zT. 594 und Jahıb. Bd. XLI, ©. 15. 

(4. N.) Die 88. 584 u. 648 betreffen ſowohl beiweglihe wie unbewegliche Sachen, fie bezichen 
fih aber nur auf den, welcher unmittelbar von dem Diebe oder Gemaltthäter erworben hat, nicht 
aber auf den Fall, daf ein Anderer, als der Dieb oder Gewaltthäter, den Befig und das Eigenthum 
übertragen hat; auf den Fall gerichtlidier Subhaftation können fie niemals Anwendung finden. Erf. 
des Obertr. vom 22. September 1861 (Entih. Bd. XLVI, ©, 22). 

93) D. h. willkürlich, zu jeder beliebigen Zeit. — (2. 9.) „Iſt ein Recht von folder Beſchaffen- 
heit, daß es nicht völlig von der Willkür des Berechtigten abhängt, daſſelbe alljährlich oder gewöhn⸗ 
lih auszuüben, fondern daß die Ausübung nur bei gewiffen — durch andere, außerhalb der Willfür 
des Berechtigten liegende , Umftände herbeigeführten — Gelegenheiten erfolgen kann: fo bleibt die Er- 
ſtzung bon bierzig Sahren zum Erwerbe diejes Rechts aucd dann erforderlich, wenn ge nachgewie⸗ 
en werden kann, daß ein ſolches Recht während dreißig Jahren alljährlich ausgeübt worden ſei.“ 
Pr. des Obertr. 2369 , v. 20. April 1852 (Entſch. Bd. XXxIII, ©. 91). Der Fall mar das Recht 
auf Gewährung des zur höchſt nothiwendigen Bewährung der Befigung des Klägers erforder- 
lichen Holzed. Man hatte nicht angenommen, daß die Nothmwendigleit einer foldien Reparatur 
der Bewahrungen des Klägers alljährlih eintreffen müffe. 

94) Bergl. 3. 543, Dort jehlen die Worte: „in gewiffen Jahren“. Das macht feinen Unter- 


an 
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wenigften® zu drei verfchiedenen Malen ?°) audgeübt worden ??); jo werden fie durch 
einen Befig von Vierzig 9°) Jahren erworben. 


ſchied, es ift hier wie dort vom derjelben Art von Rechten die Rede; mas bon Rechten, die nur in 
zen Jahren ausgelibt werden fönnen, gilt, das gilt aud von ſolchen, welche nur bei gewiſſen 
elegenheiten genugt werden fünnen. 

95) 3.2. das Recht, vom Steinbreden eine Abgabe nad) dem Quantum der gebrochenen Steine 
zu verlangen. Angenommen von dem Obertr. in der Entih. dv. 6. Mai 1834. (Simon, Rectsipr. 
Bd. IV, ©, 201.) Auch das Recht eines Grumdbefiters, zu den Reparaturen und Bauten feiner 
Gebäude Lehm auf dem Grundftüde eines Anderen zn graben, gehört zu den servitutibus disconti- 
nuis. rt, defj. v. 22, Juni 1854 (Arc. f. Rechtef. Bd. XIII, ©. 223). Ebenjo das Recht, Steine, 
Sand und andere Materialien zur Beflerung von Wegen und zu Bauten aus einem fremden Grund 

de zu entnehmen, ift eim hierher gehöriges. Erf. vom 28. September 1854 (Archiv fiir Rechtsf. 

d. XV, ©, 52). — Das Red auf Zaunholz wird z. B. nicht zu diefer Art von Rechten ges 
rechnet, weil man annimmt, oder doch in einem alle angenommen hat, daß das Zaunholz jo gut 
wie Schirr- und Brennholz, gewöhnlich und alljährlich gebraucht werde. Erf, des Obertr. 
v. 2, Febr. 1833, mitgetheilt tm Central» Blatte v. 1837, Sp. 428. Die Erfahrung beftätigt es 
nicht; ein neuer Zaun fann viele Jahre ftehen, ehe er reparaturbedürftig wird. — (4. U.) Aud zur 
Erſitzung des Rechtes, von dem Grundnachbar die Herftellung und Unterhaltung eines Rüdenzaunes 
zu verlangen, ift ein Zeitramm don 40 Jahren erforderlich. Erk. des Obertr. vom 14. Juli 1863 
(Archiv j. Rechtsf. Bd. XLIX, ©. 341), 

96) Bon den nachzuweiſenden Fällen müſſen der erfte und der letzte mwenigftens 40 Jahre aus- 
einander liegen. Pr. des Obertr. 289, v. 18. Juni 1837. Wiederholt angewendet bei der Entid. 
vb. 4. Dezbr. 1840 (Schi. Arc. Bd. IV, ©. 340) u. v. 19. Auguft 1848 (Rechtsf. Bd. IV, ©. 287). 
Wohl aber können fie längere Zeit auseinanderliegen. Pr. 2166, o. in der Anm. 35 zu $. 599. — 
Bei der erlöchenden Verjährung durch Nichtgebrauch ift e8 andere. ©. o. Anmerk. 55 zu 8. 544 
d. T. und unten die Anm. 99 zu $. 650 d. X. 

(3. 4.) Der lette De wo die Ausübung geflört worden 2 wird nicht mitgezählt. Darum 
fann im ®Petitorienprozefie über ein hier im Rede ftehendes Recht das vorangegangene Poflefjorien- 
ertenntniß als Beweis für den Endpuntt der Grfigung nicht gelten; vielmehr muß auf den Fall 
der Ausübung zurüdgegangen werden, welcher dem Poflefjorienertenntniffe zum Grunde liegt, und 
es müfjen zwiſchen diefem und dem erften erweislichen alle 40 Jahre liegen, wenn das Recht durch 
Verjährung erworben worden jein fol, Br. des Obertr. v. 4. Sept. 1856 (Entid. Bd. XXXIV, 
©. 94). Bergt. Erf, dv. 28. Sept. 1854 (Archiv f. Rechtef. Bd. XV, ©. 52), 

97) Diefe Vorichrift paßt nur auf eigentliche — affirmative oder negative — Rechte, nicht auf 
das Unterſagungsrecht. Wenn ſeit dem erſten Falle der Unterfagung, bis zu dem Zeitpunfte, wo 
das entgegenftehende Recht geltend gemacht werden foll, die Berjährungegeit abgelaufen ift, jo genügt 
dies zur Begründung des dom Unterfagenden reſp. Berweigernden behaupteten Rectszuftandes ; und 
ed ift nicht möthig, daß noch zwei andere Fälle, wo das Unterfagungsrecdht ausgeilbt worden wäre, 
binzugetreten fein müßten. Br. des Obertr. 1305, vom 15. Mai 1843, Uebrigens lönnen Rechte, 
auch negative, immer auf fremde Sachen erivorben werden, auf deren Beichräntung der Wille des 
Handelnden gerichtet ift. Der Beſitz eines negativen Rechts kann daher nicht erworben werden, wenn 
der Befiter die den Gegenjtand des Rechts bildende Sache als Eigenthümer zu befiten glaubt. 
Fit. 7, 88. 77, 78, 81. Wr. des Obertr. v. 9. Februar 1852 (Entſch. Bd. XXL, ©. 304). An— 
ders nach dem Pl.Beſchl., Pr. 2721, oben, Anm. 488 zu $. 81, Tit. 7. 

98) Suarez jagt hierzu in feinen amtlichen Borträgen zur Schlußrevifion: „Bei servitutibus 
diseontinuis ift ein großer Streit zwiſchen den Rechtsichrern: ob dieſelben praescriptione tricennali 
oder nur immemoriali erworben werden. Mevius P. IX. dee. 164. Es ift hier der Mittelweg 
von 40 Jahren genommen , tweldes um jo unbedenklicher zu fein ſcheint, da uniere Praris ſich mehr 
auf die Seite der 30jährigen Präjftiption neigt, die praescriptio immemorialis aber die a und 
die Autorität der Neichsgerichte für fih hat" Simona. aD. ©. 595 und Jahrb. Bd. XLI, 
S. 15. — Dagegen fagt das Obertribunal: Die Rrage: ob nad) den Grundſätzen des Gemeinen 
Rechts ſolche Rechte, welde nicht alljährlich oder gewöhnlich, jondern nur bei gewiſſen Gelegenheiten 
ausgeübt werden, und namentlich servitutes discontinuae, zur Eriverbung derfelben durch Berjährung, 
bei dem Abgange eines beionderen Titels, einen Immemorialbefig erfordern, oder der Nachweis eines 
Sojährigen Befiges genüge, — kann nicht für fontrovers erachtet, jondern 8 muß angenommen wer- 
den, daß ein 3Ojähriger Bei genüge, Bei Entiheidung derielben ift e8 daher unzuläffig, nad dem 
8. IX des Publ.» Pat, vom 5. Februar 1794 auf die Borfchrift des U. L.R. I, 9, 8. 649 zu refur- 
riren. Pr. 922, vom 9. Oktober 1840. — (2.9) Es müßten jedoh — wie das Obertr., Entſch. 
Bd. XXIU, ©. 93, geſchichtlich richtig erinnert — zur richtigen Beziehung des $. 649 zwei Klaſſen 
der jura discontinua unterichieden werden, nämlich a) foldhe, deren Ausübung ganz von der Willkür 
des Verechtigten abhängt, wie 3. B. Wegegerechtigkeiten , und b) ſolche, welche 5 beichaffen find, daß 
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$. 650. Diefer Zeitraum wird von dem Tage an gerechnet, darin dergleichen 
Recht zum erftenmale — worden 9°), 

$. 651. Wird eine Gelegenheit nachgewiefen, bei welcher das Recht ausgeübt 
werden könne, und die Ausübung dennoch unterblieben ift, fo ift auch 100) dieje Art 
der Verjährung für unterbrochen zu achten. 

$. 652. Sie muß alfo von derjenigen Gelegenheit, wo das Recht wiederum aus— 
geübt worden, von neuem angefangen werden. 

$. 653. Hat jedoch derjenige, welcher des Rechts !) fih anmaßt, bei der unter- 
laffenen Ausübung ausdrüdlich erklärt 2), daß er diefelbe nicht aus Mangel der Befug- 
mE, ſondern nur aus Gunft und Nachficht gegen den Verpflichteten unterlaſſe, fo iſt 
die Verjährung nicht für unterbrochen zu achten, fondern ein dergleichen Fall wird für 
einen ſolchen, der fih gar nicht ereignet hat, angefehen. 

8. 654. Hat der Berpflichtete die Erklärung des Berechtigten, daß er die Aus- 
übung des Rechts bloß aus Gunft und Nachficht unterlaſſe, für befannt angenommen ?), 
fo hat diefes eben die Wirkung, ald wenn das Recht auch in diefem Falle wirklich aus— 
geübt worden wäre. 


$. 655. Von öffentlichen *) Laften und Abgaben wird der Verpflichtete bloß da- 
durch, daß er diefelben auch in der längften Zeit nicht entrichtet hat, keineswegs frei. 


ihre Ausübung nicht völlig von der Willfür des Berechtigten abhängt, jondern nur bei gewiſſen, durch 
andere Umftände herbeigeführten Gelegenheiten geichehen kann, wie z. B. das Recht auf Befigverän- 
derungsabgaben ; das Recht auf freies Bauholz zur Wiederherftellung eingeftürzter oder abgebrannter 
Gebäude, Nur auf Rechte der zweiten Klaſſe bezieht fich die Vorſchrift des $. 649, und es iſt durch. 
aus juriftiih, daß die Zufälligkeit einer alljährlich durch 30 Jahre vorgefallenen Gelegenheit die recht- 
lihe Beſchaffenheit folder jura discontinua und das Rechtsprinzip nicht ändert. M. ſ. auch Arch. f. 
Rechtsf. Bd. VIII, ©. 30 und Bd. XI, ©. 246, 

99) Nicht „ wie bei der erlöfhenden Verjährung ($. 543), ſchon mit dem Tage, „da ſich eine 
folde Gelegenheit ereignet hat.” Denn erft mit der Ausübung wird der Befig ergriffen. Zit. 7, 
88. 80, 81; Tit. 8, 8.46, Soll 3.8. das Recht, eine Befitveränderungsabgabe von einem Grunds 
ftüde zu erheben, durch Erfigung erworben werden, und ereignet ſich der erjte Fall am 1. Auguft 
1852, imo die Abgabe erhoben werden könnte, fie wird aber erft am 2. Januar 1853 gezahlt, jo kann 
der Anfang der Verjährung nicht auf den 1. Auguft 1852 zurück verlegt werden, fondern ift erft vom 
2. Januar 1853 zu berechnen. Heidenreich bemerkte zum Entw., es komme immer auf die Zeit 
des erften Altus und des letten an; wenn da die Berjährungszeit herauslomme, jo komme es micht 
auf die mittlere Zeit an, falls keine Unterbredung vorgefallen. Suarez trat dem bei. Simon 
0.0.0. S. 490. 

100) Auch dieſe außerordentliche, als wenn die gewöhnliche Verjährung bei Rechten, welche ge— 
wöhnlich ausgeübt werden können, ſchon durch einmalige Vernachläſſigung der Ausübung unterbro- 
den würde. So ift es jedoch nicht. ©. o. $. 597 d. T. und die Anm. 33 dazu. Das „auch ift zu 

eichen. Denm daß jede Verjährung, aljo aud die längfte, am fi unterbrochen werden kann, ıft 
hon in den allgemeinen Grundjägen ausgeiprodyen, das „auch giebt daher, bezogen auf die Mög— 
lichleit der Unterbredhumg auch diejer Art der Berjährung, feinen leidlihen Sinn. Der 8. 651 fin- 
det fich in derjelben Faſſung jchon in dem erften Entwurfe $. 86. Bei defien Abfafjung jcheint man 
in der Deimumg geftanden zu haben, daß bei der ordentlichen Verjährung ($. 48) die Auterbeeäung 
angeordnet worden ſei; es heißt jedoh: Wird ein dergleichen Recht in einem gewiſſen Jahre nicht aus- 
gelibt, jo ruhet inziifchen die Berjährung. Suarez bemerkte aber dazu: „Es jollte wohl heißen: Wenn 
m einem gewiſſen Jahre zu Ausübung des Rechtes keine Gelegenheit geweſen, jo ruhet inzwi⸗ 
hen die Verjährung. Cfr. $.86.” Simon a. a. O. S. 478. Deſſen Meinung war alſo, daß die 
Verjährung durch willkürliche Vernachläſſigung der Ausübung durch ein Jahr unterbrochen werde. 
Dazu hätte die Faſſung des 8. 651 gepaßt. 

MR N 2* Rechts" iſt die Lesart der allererſten Ausgabe von 1791. Spätere Ausgaben haben 
„was Recht“. 

2) Diefe Erklärung, jo wie die des Verpflichteten, gemäß des folgenden 8. 654, erfordert feine 
Form ; denn es kommt hier fediglih auf Thatjachen an, nicht auf Rechtsgeichäfte. 

8) D. h. er muß folches gegen den Berechtigten ausgeſprochen haben. 

4) Darunter werden hier eigentliche Staatsabgaben im Gegenfage zu Leiftungen an Gemeinden 
und Korporationen verftanden, und zwar auch nur die aus dem Beſteuerungsrechte des Staats, als 
einem Hoheitsrechte, fließenden Abgaben der Staatseinwohner, die eigentlichen landesherrlichen Steuern 

Koch, Allgemeines Landredt I. 5. Aufl. 37 
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Mi $. 656. Wenn jedoch erhellet, daß Jemand zu einer Laft oder Abgabe, wozu 
Itription 2). er nach feinem Stande und Verhältniſſe an fich verpflichtet war, aufgefordert worden, 


— ihrer Natur nad) im der Regel fortlaufende, beftändige Laſten — im Gegenfate zu fislaliſchen 
Abgaben im Allgemeinen, Domänenabgaben und Yeiftungen aus niederen Regalien; denn dieje fista- 
lichen Rechte im engeren Sinne, im Gegenſatze zu den aus dem Beſteuernugsrechte, als einem Ho— 
heitsrechte, fließenden Steuern find der 44jährigen Verjährung unterworfen. I. die Motive des 
Pl. - Beil. des Obertr. v. 20. März 1846 (Entid. Bd. All, ©. 52). — (5. A.) Die 88. 655 — 
657 feiden daher eine direkte Amvendung auf das zu den Privatlaften gehörige Zehntrecht an ſich nicht. 
Erf, des Obertr. vom 25. Oktober 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVII, ©. 30), Bergl. 1, 11, 
$. 870 u. die Anm. dazu. 

(4. . — ten find nicht öffentliche, jondern gemeine Laſten. Oben, Anm. 2, Abf. 3 
zu $. 502 d. T. 

. 5) Dieje 5ojährige Verjährung ift im einigen beftimmten fällen, worin nach Gemeinem Rechte 

5 die unvordenkliche Verjährung gelten wirde, vorgejchrieben, und die undordenkliche — ganz 
abgeſchafft. Dieſes zu rechtfertigen jagt Suarez in feinen amtlichen Vorträgen: „Wegen prae- 
scriptionis immemorialis, an deren Stelle hier die 5ojährige Präjtription gelest 
ift, beziehe ich mich auf das befondere Promemoria.“ Diefes lautet: „‚Praeseriptio immemorialis ift 
im Geſetzbuche abgeichafft, und derjelben in gewiſſen Fällen eine 50jährige Präſtription jubftituirt.” 
Die Gründe dazu find folgende; 

1. Eine Präffription, eujus initii memoria non exstat, ift ein wahres Unding. Wenn Jemand 
im Beſitze einer Sache oder eines Nechts ift, dergeftalt, daß ſich gar keine Nachricht findet, daß es 
jemals anders geweſen ift, jo bedarf ein solcher Beſitzer nicht erft der Verjährung, um fich bei feinem 
Rechte zu behaupten. Der Streit ift befannt, welcher unter den Dd. darüber geführt wird: ob prae- 
seriptio immemorialis vorhanden fei, wenn das Gegentheil aus Urkunden konftirt. Nimmt man ne- 
gativam an, fo tritt die obige Behauptung ein, daß nämlich die praesceriptio immemorialis ein jehr 
überflüffiges ens juridieum jei. Soll aber praesceriptio immemorialis auch gegen Urkunden ftattfin- 
den, jo enthält der Begriff: eujus initii memoria non exstat, einen Widerſpruch mit fich jelbit, und 
ſchidt fich alfo in kein philofophifcher Gefeßbucdh, Cocceji, in Jure controv., Lib. 41, Tit. 3, qu. 32. 

2. Die Fälle, wo die Dd. praesceriptionem immemorialem erfordern, find hauptſächlich folgende: 

a) Bei der Präffription der Domänen und Regalien, 

b) bei Erlangung der Immunität a tributis et aliis onaribus publieis, 
e) bei der Beriührung eontra legem publicam prohibitivam, 

d) bei der Surrogation von Dienftgeldern in loeum der Natıraldienfte, 
e) contra pacta praescriptionis exelusiva. 

Unterfucht man diefe Fälle genauer, jo findet fi, daß es dabei entiveder einer umvordenklichen 
Verjährung nicht bedürfe, oder daß diefelbe der Analogie der Gefege, der natürlichen Billigkeit und 
dem gemeinen Beten zumider fei. j 

Ad a fünnen die Regalia majora oder die eigentlichen Landes -Hoheitsrechte, nach der Natur ei- 
nes monarchiſchen Staates, von einem Unterthan durd keine Art von Verjährung erworben werden. 
Bei den niederen oder jogenannten mugbaren Regalien ift die 40jährige Praeseriptio contra Fiseum bei 
ung vorlängft eingeführt, amd was die Domänen betrifft, jo ift über deren Verjährung eine ganz 
eg Theorie im 2ten Theile Tit. XIV, $. 36 sqg. mit Beiftimmung des Finanzdepartements gebil- 

worden, 

Ad b ift der fall nad) Verſchiedenheit der Verhältnifje in den $$. 656, 657, 658 genauer be- 
ftimmt, und die angenommene 5ojährige Friſt ſcheint mir vor der jchwanfenden Beſtimmung: „bei 
Menſchengedenlen“ den Vorzug zu verdienen. 

Ad e ift es wider alle Benrffe und Grumdfäte, daß ein Unterthan im Staate fi der Beobach 
tung eines Verbotsgeſetzes, welches überhaupt noch beftebt und gilt, durch feinen langwierigen Unge— 
horſam ſollte entziehen können. Es giebt jehr viele Rechtolehrer, welche die Ammendbarteit der Ber- 
jährung in diefem alle nicht zugeben, 3. B. Eocceji, Lynker, Cramer. Bei dem Tribunale 
ift vor Kurzem in einer Schlefiiden Sache angenommen worden, daß gegen ein Landesgeſetz, welches 
die Kaufjportelm bei unterthänigen Fundis beftimmt, und deren Vieberfeereitung ausdridlich unterjagt, 
durd) praeseriptio immemorialis nicht ftattfinde. 

Ad d ift der Sat im umferen Foris niemals rezipirt geweſen und die fonträre Vorjchrift des Ge- 
ſetzbuchs Part. IT, Tit. VII, &. 428 ift der wirklichen Praxis gemäß. 

Ad e wird diefer Sag nur von einigen Dad. behauptet. Sobald man annimmt, daß pacta contra 
praeseriptionem überhaupt gelten, ift gar fein Grund vorhanden, warum fie nicht auch contra prae- 
seriptionem immemorialem gültig fein folen. Vorgetragen und approbirt im Staaterathe, den 30. De- 
jember 1793. (Simona. a. O. ©. 588, und Jahrb. Bd. XLI, ©. 27.) 

Die Thatfache der unvordenklichen Verjährung enthält zwei Theile: einen pofitiven und einen 
negativen, welche beide —— werden müfjen. Der erſtere beftcht in der Wiſſenſchaft der Jetztleben⸗ 
den, daß der gegenwärtige Zuftand, fo lange fie denten können, immer jo geweſen; der andere ent- 
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fih aber deren ech. geweigert habe ®®), und feit diefer Zeit, Funfzig Jahre hin- 
durch, davon frei geblieben ſei, fo wird vermuthet, daß er die Befreiung auf eine rechts⸗ 
gültige Weife erlangt habe ®). a 
S. 657. Er muß alfo bei jeiner (Freiheit fo fange gefehügt werden, ala nicht aus— 
gemittelt ift, daß er fi deren ohne Recht — ar 
S5. 658. it das Grundftüd oder die Gerechtigfeit, von welcher die Abgabe ent- 
richtet werden joll, in das Steuerbudy niemals eingetragen gewejen, jo begründet ſchon 
der Umftand allein ?), daß die Abgabe in Funfzig Jahren nicht gefordert worden, die 
Vermuthung einer rechtögültig erlangten Befreiung. 

$. 659. Es findet aljo aud) in diefem Falle die Vorſchrift des $. 657 Anwendung. 

8. 660. Wenn die Grenzen ®) einer Sache oder eined Rechts, durch Geſetze, Ver— 
hält die Berneinung, daß ihmen von ihren unmittelbaren Vorfahren ein entgegengejetster Zuftand mit- 
etheilt worden ſei. Hierauf bezieht fich das Pr. des Obertr, 2076, v. 23. Nov. 1848: a) Nach ſäch— 
Hi m Rechte bezieht fich der Zeitraum, über welchen bei der undordenklidhen Verjährung die Zeugen 
aus eigener Wiſſenſchaft betunden müſſen, auf 31 J. 6 W. 3%. Dieſer Zeitraum wird 
auch dann nicht verlängert, wenn die undordenkliche Verjährung gegen den Fiskus gerichtet ift. b) Un- 
vordenkliche Verjährung findet nur in folchen + en Anwendung, in welchen die ordentliche Verjäh- 
rung ausgeichloffen ift, umd kann nicht als jubfidiariiches Hilfsmittel im ſolchen Fällen in Anfprud) 
genommen werden, im welchen die Erfordernifje der ordentlichen Verjährung nicht nachweisbar find. 
(Entih. Bd. XV, ©, 422.) Etwas Aehuliches wie das Pr. unter a, aber ungleich unklarer jagt 
auch das in Mathis, Bd. VIII, ©. 51 mitgetheilte Exrtenntniß des Appellat.- Senats des Kammer- 
gerihts vom J. 1799, Bei dem Bemweije einer Jınmemorialverjährung in Sadjien ift der Beſitz 
na ei 1, März 1817 mit zu berüdfichtigeu. Pl.Beſchl. des Obertr, v. 24. Oft. 1845 (J. M.Bl. 
©. 237). 

Durd) die unvordenflihe Verjährung des Gemeinen Rechts können ſolche Rechte nicht begründet 
werden, im denen, als perjönliden, ein — ze nicht ftattfindet. Der Sag war in der 
preuß. Praris ftreitig.. Die entgegengefegte Meinung fußte darauf, daß zwar durd) praescriptio de- 
finita ein Forderungsrecht nicht Beoründet werden könne, daß aber die unvordenkliche Zeit keine Ver— 
jährung jei, jondern nur eine durch Gegenbeweis zu widerlegende Vermuthung begründe, daß der 
fraglihe Rechtszuftand ehemals rechtmäßig und gültig gegründet worden jei. Das Plenum des Obertr. 
hat diejen Meinungsftreit, dur Annahme jenes Sates, mittelft Bejchl. vom 17, Juni 1844 (Pr. 1453) 
geichlichtet. (Eutſch. Bd. X, S. 1. Berg. den Fall Nr. 21 in den Entſch. Bd. II.) 

58) (4. X.) Eine folde Verweigerung jeitens des Berpflichteten und die Beruhigung hierbei durd) 
die geſetzmäßige Zeit feitens des Berechtigten ift auch zur Erſitzung der freiheit von dem tarifmäßigen 
ne Brüdengelde erforderlih. Erk. des Obertr. d. 22. Sept. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XV, 
S. 82). 


6) Die funfzigjährige Präſkription öffentlicher Laſten und Abgaben hat nur Beziehung auf ſolche, 
welche an den Staat entrichtet werden müffen, nicht aber auf Genteindelaften, namentlich nicht auf 
ſolche, wie fie der 8. 37, Zit. 7, Th. II des A. L.R. aufzählt. Pl.-Beſchl. (Pr. 1716) des Obertr. 
bom 20. März 1846 (Entſch. Bd. XIII, ©. 42). 

Daß die in dem gedachten $. 37 erwähnte Verpflichtung nicht als eine öffentliche Laſt anzuſehen 
und deshalb auch bei der davon behaupteten Befreiung durd Ertinktivverjährung die 88. 655 u. 656 
d. T. auf diefelbe nicht anwendbar jeien, mar ſchon durch das Pr. 699, v. 12. Juli 1839, ausge- 
ſprochen umd ift durch jenen Plenarbeſchluß beftätigt worden. 

(4. A.) Der Bergzehnte, beziehungsmeije der Bergzwanzigfte, und die Aufſichtsſteuer find als all- 
gemeine Laften und aben anzujehen umd von allen Bergwerten zu entrichten, deren Befiter nicht 
einen bejonderen Grund der Befreiung darthun können. Daher findet eine Berjährung derjelben nur 
dann ftatt, wenn der dazu Berpflichtete zu deren Entrichtung aufgefordert worden , Nic aber der Lei⸗ 
ftung geweigert hat und jeitdem 50 Jahre freigeblieben ift. Erf. des Obertr. v. 28. Januar 1861 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 169). Bergl. U, 16, 8.98 umd die Anm. 24 dazu. 

7) Im diefem Falle ift es micht erforderlich, daß — wie im —* des 8. 656 — die Abgabe ge— 
fordert und verweigert worden ſei; hier genügt ſchon der bloße Nichtgebrauh, um die VBermuthung 
des 8. 656 eintreten zu lafien, 

8) Seien fie phyſiſche, oder juriftiihe Grenzen. Das Br. des Obertr. 921, db. 5. Oftober 1840, 
jagt in diefer Beziehung: Die Befugniß, die durch Geſetze, Verträge oder rechtsfräftige Erlenntniſſe 
Har beftimmten Grenzen einer Sache oder eines Rechtes zu überfchreiten, kann a) ſowohl bei negati- 
ven, als affirmativen Rechten, b) mag der Umfang nad den phufiichen Grenzen des Gegenftandes 
beftimmt jein, oder nicht, — nur durch die bojährige Verjährung erworben werden. Diefe ıft mithin 
auch dann erforderlich, wenn ein durch Vertrag auf Lieferung einer beftimmten Holzart, z. B. auf 
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träge 8°), oder rechtäfräftige Erkenntniſſe ?) klar beitimmt find, fo kann die Befug- 
niß 9®), Diefe Grenzen zu überfchreiten, nur durch Funfzigjährige Präffription erwor- 
ben werden !®). 

$. 661. Ein folder Funfzigjäbriger ruhiger Befig it, ohne Rückſicht auf den 
Titel dejjelben, zur Verjährung hinreichend '?). 

$. 662. Hat der, zu deſſen Nachtheile die Weberjchreitung der nach $. 660 be- 
ftimmten Grenzen gereicht, derjelben widerfprochen, hiernächſt aber bei den dennoch 


Lieferung von Scirrholz, eingeichränktes Recht, ohme Titel auf die Gewährung von anderen Holzar« 
ten, — 3. B. von Bauholz — ausgedehnt werden fol. (Entſch. Bd. VI, ©.273.) — (2. 4.) Es 
findet auch auf die Erwerbung der ın Rede ftehenden Befugniß durch Verjährung die Vorſchrift des 
$. 164 der ©. Th.D. dv. 7. Juni 1821 und des $. 8 der Dell. dv. 31. Diärz 1841 Anwendung. Un— 
ten, Anm. 63 zu $.3 der Dell. (Zuf. 9 zu $. 164 der ©. Th.O., Tit. 17, Abſchn. 4). 

8a) (4. A.) Die titellofe funfzigjährige Erhebung der Kommunafabgaben von einem urkundlich 
von denjelben befreiten Grundftüde begründet feine Verjährung. Ext. des Obertr. v. 29, April 1851 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 110). 

9) Darüber, wie man zu diefer Beftimmung gefommen ift, ergeben die Materialien folgendes : 
Der erfte (ungedrudte) Entw. beftimmte 8. 28: en vechtsträftige Urtheile findet die Verjährung 
der Regel nach nicht ftatt. Gegen dieſen Sag erklärten fi viele Monenten. v. Tevenar fügte 
noch bei: „iserner kann bier noch folgende nuͤtzliche Hegel angebracht werden; wenn das Recht am 
einer Sache durch Rechtshandlungen, Verträge oder Gejetse beftimmt worden, diejenigen aber, melde 
diejes Recht ausilben, die Grenzen diejes Redtes nicht genau beobachtet haben, jo kann aus diejer Un» 
aufmerkſamkeit nicht gleich eine Verjährung hergeleitet, jondern die Grenzen des Rechts müſſen gemau 
beftinmt werden. Wenn daher durch ein Dienftreglement feftgejett worden, daß die Dienftpflichtigen das 
Getreide, jedoch des Jahres nur acht Tage, verfahren jollen, letztere aber auch —— mehr ſich 
zu Getreidefuhren gebrauchen laſſen, ſo kann dieſerhalb nicht wegen eines vieljährigen Beſitzes ein ſchwe— 
rerer Dienſt, als das Dienſtreglement beſtimmt, gefordert werden, es ſei denn, daß aus anderen Um— 
ſtänden zu ſchließen, daß mit der vorigen Regel eine Veränderung vorgegangen ſei.“ Suarez ent 
gegnete hierauf: „So weit id) dieſen Zuſatz verftehe, handelt foldyer don der praescriptione contra jus, 
und würde fid) folcher ungefähr auf folgenden Say redıziren fafjen: „Wenn die Grenzen einer Sache 
oder eines Rechtes durch Geſetze oder Verträge Mar beftimmt find, fo fann die Befugniß, dieie Gren- 
zen zu Überjchreiten, durch Verjährung nicht erlangt werden.“ Der Sat gehört alio zur Lehre de 
praescriptione acquisitiva. An fich glaube ich, daß ſolcher Beifall verdient, ob er gleich im gewiſſer Art 
neu iſt. Wenn aber Herr v. Tevenar dieſen Sat dahin einichränft: „es jei denn, daß aus an- 
deren Umftänden zu fchließen, daß mit der vorigen Hegel eine Veränderung vorgegangen,“ jo muß 
der ichmwantende Ausdrud „aus anderen Umftänden“ näher beftimmt werden. Ich finde keine andere 
Beftimmung al® die ex praeseriptione immemoriali, nämlich: wenn fein Zeitpunft, wo die Abwei— 
hung von der Hegel, oder die Ueberichreitung der Grenzen ihren Anfang genommen, mehr ausgemit- 
telt werden fanı. Denn alsdann ift zu vermuthen, daß das borige Pactum oder die geſetzliche Be— 
flimmung per pactum in contrarium abgeändert worden.“ Darauf wurde fonfludirt: 1) contradietio 
et acquiescentia; 2) 50 Jahre. (Simon a. a. O. ©, 468 u. fig.) 

9a) (5. 9.) Die Befugniß des Berechtigten nämlich, nicht etwa aud, wie das Kam— 
mergericht in einem Falle angenommen hatte, die Unternehmung des Berpflichteten, feine Berbindlich- 
feit einzuichränfen. Auf dielen Fall findet die 5ojährige Präjfription nicht Anwendung. Erk. des 

bertr. vom 9. Juli 1863 (Archiv f. Rechtsf. Bd. L, ©. 175), 

10) In den Fällen, mo wegen der Ueberichreitung der Grenzen eines Vertrages es einer funf- 
zigjährigen Präfkription bedürfen tolirde, muß diejelbe vom 1. Juni 1794 ab berechnet, und bet zu— 
gleich behauptetem Immemorialbefige kann die vorlandrechtliche Zeit der funfgigjährigen Präffription 
nicht hinzugerechnet twerden. Pr. des Obertr. 2118, v. 27. April 1849, (Entſch. Bd. XVII, ©. 192.) 

(5. 4.) Diefe Vorſchrift findet and gegen Nechtenachfolger desjenigen Anwendung, mit dem der 
Bertrag geihloffen, oder gegen den das rechtöfräftige Erlenntniß ergangen ift. Dieſe wirfen in rem. 
Anders mit dem im $. 592 erwähnten Judilate, Erf. deff. vom 19. März 1867 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXVU, ©. 119 u. Entid. Bd. LVIII, ©. 141), 

11) Die $$. 660 u. 661 ftehen mit einander in Verbindung und find nicht dahim zu verftehen, 
daß ein 50 Jahre und länger beftandener Zuftand einen verjährungsmäßigen Beſitz begründe; fie be» 
ftimmen vielmehr nur: daß eine 5Ojährige Verjährung in den 8. 660 angegebenen Fällen und unter 
den dajelbft angeführten Bedingungen zuläſſig ſei; und der $. 661 lehrt bloß: daß nach einer jeit 50 
Jahren geſchehenen Ueberichreitung der Grenzen eines durch Geſetze und Berträge u. j. w. Mar be» 
ſtimmten Rechts auf den Titel, worauf dieſe Leberichreitung beruht, feine Rüdficht genommen werden 
jol. Pr. des Obertr. 390, v. 3. 1837. 
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fortgefeßten Weberfchreitungen Dreißig Jahre lang fich beruhigt; fo tft die Verjährung 
wider ihn vollendet ’?). 

8. 663. Auch ein Sunfigjähriger Befig ſchützt den nicht, welcher der Unredlich— 
feit dabei überführt werden fann !®), 

$. 664. Rechte gegen ausdrüdliche Verbotsgeſetze!*) können durch feine Ber- 
jährung erworben werden. 

8. 665. Dur die vollendete Verjährung erwirbt der Befiger dad Eigenthum 


der Sache oder des Rechts!*). i 
8. 666. Doc erftrecdt ſich dieſes Eigenthum niemals weiter, als der Beſitz jelbjt 


gegangen iſt 1). 

12) Diefe Beftimmung bezieht fich auf die Perfon desjenigen, mit welchem die Grenzen ꝛc. durch 
den Rechtshandel oder den Vertrag beftimmt worden find. Defien Nachfolger aber, jei er Erbe, oder 
nicht, mird dadurch nicht gehindert, die gemöhnliche ng og won und zu vollenden, ohne 
daß ihm erft widerfprocden wird; nur verfteht fi, daß er don der Beſtimmung nichts wiſſen darf. 

13) Bergl. o. die Anm. 52 zu 8.614 d. T. 

Daraus , daß der Berjährende jelbft diejenige Perion ift, mit welcher die Grenzen x. beftimmt 
worden find, oder da er davon Wiſſenſchaft hat, ift micht zu Schließen, daß er in mala fide ſich be- 
funden babe; denn es kann vor 50 Jahren der beftimmte Rechtszuftand rechtlich berändert morden 
fein. Deshalb muß, wenn and nachgewieſen ift, daß die Grenzen ac. vormals urkundlich beftimmt 
worden find, die Unredlichleit des ſolche Grenzen überjchreitenden Beſitzes dennoch bejonders bewieſen 
werden, wie überhaupt die mala fides bewieſen werden muß. 

(4.4) Das Recht zur ausichließlichen Benutung eines gemeinichaftlihen Zwiſchenraums zwiſchen 
benachbarten Gebäuden kann durch feine Verjährung ertvorben werden. rk. des Obertr, v. 23. Sept. 
1851 (Archiv f. Rechtef. Bd. III, ©. 94). 

14) Darunter find zu verftehen: 1. Beftimmungen, wodurd für die bezeichneten Fälle die Ber- 
jährung ausgeichloffen ift, wie 3. B. die Entftiehung neuer Gemeinheiten, deren Aufhebung die Gemein⸗ 
rag Ordnung vom 21. Juni 1817, 8.2 bezweckt ($. 164; G. vom 31. März 1841, 85. 1 
u. 3); 2. Geſetze, wodurch im öffentlichen Intereffe der ferneren Begründung eines gewiſſen Rechts 
die Anerkennung verjagt wird, wie z.B. die Auflegung unfirirter Dateien jeit dem Edilte vom 
14. Sept. 1811 (Pr. des Obertr. 1863, vom 29, Aprıl 1847, Entih. ®d. XV, ©. 242), die Ermer- 
bung des Rechts zum Hanf» und Flachsröthen in Privatgewäſſern, ſeit demfelben Edikte $. 37 (Erf. 
des Dbertr. vom 19, April 1864, Entih. Bd. LI, ©. 111) und in Schleſien der Gebrauch der Art 
und das Einfammeln des geſetzlich micht zum Raff- und Lejeholze gehörigen Holzes bei Ausübung 
der Raff⸗ umd Leieholzberechtigung, jeit dem namen vom 26. März 1788 (Pr. des Obertr, 1555, 
db. 10, März 1845 und Pr. 2276, vom 3. Oft. 1850, Entſch. Bd. XX, ©. 465). ©. aud) das Pr. 
bom 16. Jan. 1849. (Entſch. Bd. XVII, ©. 410.) — Dagegen gehören hierher nicht ſolche Vorſchrif⸗ 
ten, welche nur den Bortheil von Privatperfonen betreffen, wie 3. B. die Vorjchrift des 8. 99, Tit. 8, 
Pr. des Obertr. 1723, vom 9. 1846. 

15) Und der bisherige Eigenthiimer verliert daffelbe. Die hiermit nicht wohl harmonivende Faſ— 
fung des $. 56, Tit. 15, wonach die Abforderungsflage ausgeichloffen fein fol, ala wenn nur eine 
Klageverjährung vorgelommen wäre, während doc unzweifelhaft ein Berluft des Cigenthums eingetre- 
ten ıft, ift ungenau. 

16) Tantum praeseriptum quantum possessum. L.1,8.4 D. de itinere et actu; c.18 X. de 
praescriptione. Daher ift bei einer durch Verjährung erworbenen Wegegerechtigleit der Berechtigte 
auf die uf S$. 78, 79, Tit. 22 dorgeichriebene Breite des Weges nur im —2* Anipruch zu madıen 
berechtiat, als der - dieje Breite während der Berjährungsperiode gehabt hat. Pr. des Obertr, 2319, 
v. 28, Oft. 1851. (Entid. Bd. XXI, ©. 374.) (5.9) Daraus, daß eine Grundherrſchaft die Ko— 
fien des Schulunterrihts in dem beftimmten rn m Umfange beftritten hat, kann der Beſitz 
eines weiteren Rechts und daher auch das unbeichräntte Kecht der Gemeinde, von der Grumdherrichaft 
die Beftreitung aller Koften des Schulumterrichts, auch in feiner Ausdehnung auf die neuerdings 
angeordnete Unterweifung in weiblihen Handarbeiten, zu verlangen, als ein auf Verjährung gegrün- 
detes Recht nicht hergeleitet werden. Erf. deff. vom 30. Sept. 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LVI, 
&. 208), — Dod beichräntt fih der Sat in der Anwendung nicht jchlechthin auf den körperlichen 
Umfang des in Befig genommenen Gegenftandes, jondern namentlich bei Rechten auf den im der Ab— 
ficht des Ausübenden Liegenden Umfang. Wenn 3. B. der Wegebereditigte die Uſukapion des Rechts, 
zu Wagen über ein fremdes Grimdftüd zu palfiren, mit einem jchmalen Wagen angefangen hätte, 
und es würde darauf das breite Wagengeleis dort eingeführt, fo würde er nad) vollendeter Verjährung 
auch mit einem breiten Wagen fahren Lönnen; denn er wollte den Weg von einem folden Umfange 
erwerben, daß er mit den Üblihen Wagen paffiren könnte. (4. A.) Vergl. das Erf. deſſ. v. 10. März 


Wirkungen 
der Berjäh- 


I. Bon der 
mittelbaren 
Ermwerbung 
überhaupt. 


582 Erfter Theil. Zehnter Titel. 


8. 667. Hat aber Jemand einen Anbeariff '7) von Sachen oder Nechten durd 
Verjährung erworben, fo gebührt ihm das Eigenthum aller darunter begriffenen ein« 
zelnen Stufe und Befugniſſe '>). 

$. 668. Vortheile, welche ein Theilhaber, durch feine Handlungen, der gemein« 
fhaftlichen Sache verihafft, kommen, auch bei der Verjährung durch Befig den übri- 
gen Theilhabern zu Statten. 

$. 669. Bon Verträgen über die Berjährung durch Beſitz gilt alles das, was wegen 
der Verträge über die Verjährung durch Nichtgebrauch ——— it. ($. 565 sqq.) 


Behnter Titel. 
Bon der mittelbaren Erwerbung des Eigenthums. 
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$. 1. Die mittelbare Erwerbung des Eigenthums einer Sache erfordert, außer 
dem dazu nöthigen Titel, auch die wirkliche Uebergabe derfelben*). (Tit. 7, $. 58; 
zit. 9, 88. 2—6.) 
1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 35). Zum Nachweiſe der Erwerbung eines Viehweges durch Er- 
figung gehört eines Theils die beftimmte Angabe, in welcher Ausdehnung nad Länge und Breite der 
felbe durch rechtsverjährte Zeit benutt worden jein joll, und anderen Theis die beftimmte Anzeige der 
Viehgahl, mit weicher der Prätendent durch rechtsverjährte Zeit den Viehweg in der behaupteten Aus- 
dehnung benutzt hat. Erf. deſſ. d. 14. Sept. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 15). 

(3. A.) Abweichend von dem Grundiage: tanutum praescriptum quantum possessum ift durch den 
Pl.Beſchl. (Pr. 1982) des Obertr. v. 31. Jan. 1848, bezüglih auf Gemeinden, folgender Rechtsſatz 
feftgeftellt worden: „Nach gemeinem und ſächſiſchem Rechte erftredt fid) die vom einer Gemeinde voll⸗ 
endere Berjährung einer Holzungs« und Waldftreugerechtiame, deren Nutungen den einzelnen Ges 
meindegliedern zuftchen, aud auf den Bedarf der, erft nad) dem Beginne der Verjährung hinzugerre- 
tenen Mitglieder, falls nicht beiondere Gründe für eine Beichräntung defielben auf eine beftimmte Zahl 
oder Klaſſe der Mitglieder vorhanden find.“ (Entſch. Bd. XVI, 9.18.) Die Gründe gelten auch 
nad den Grundiäten des A. L.R. — Bergl. auch unten die Anm. 49 zu $. 80, Tit. 22. 

(5. 9.) Zur Begründung der auf Erfitung geflütten actio confessoria megen der Gerechtigkeit 
des Mafferichöpfens aus dem Brunnen des Nachbars ift es nicht erforderlich, dak der Kläger den Um« 
fang und die Art des MWirthichaftsbetriebes feiner Stelle und die Zahl der auf derjelben vorhandenen 
Wirthihaftsbemohner während der Erfitungsperiode angebe; es ift Sache der Erteption, einen Wechſel 
im Wirthichaftsbetriebe während jener Periode, der für die Enticheidung erheblich fein könnte, zu bes 
haupten. Erf. des Obertr. vom 15. u. 17. März 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIU, ©. 214). 

(4, 9.) Das auf umdordenklichen Beſitz gegründete Präfentationsredht bei Beſetzung der Lehrer- 
ftellen an den bisherigen Elementarſchulen eines Ortes erftredt fich micht auf die wegen Leberfüllun 
diefer Schulen errichteten neuen Glementarichulen. rk. des Obertr. vom 14. Nov. 1860 (Ard). f. 
Rechtsf. Bd. XXXIX, ©. 203). 

17) Bergl. o. die Anm. 57 a. €. zu 617 d. T. 


18) Soweit nämlich nicht einzelne Stüde in dem Befige eines Dritten find. Denn die Erfitung 
wirft nicht mehr und nicht weiter als die Lebergabe jeitens des Eigenthümers. S. o. Tit. 7, 88. 54, 
49 und die Anm. 25 zu $.49. Bergl. Entſch. des Obertr. Bd. VI, ©. 297. 

*) In der dem Titel entiprechenden Abficht nämlich, das Eigenthbum an die im Titel bezeichnete 
Perſon zu übertragen. Iſt eine andere Abficht mit der Lebergabe verbunden als die, dem Xitel 
genügen, fo geht das Eigenthum nicht über. Der Käufer einer Sache 3. B., welcher die erfaufte S 
von dem Bertäufer miethet oder leihet und hierauf ausgeliefert erhält, wird dadurch nicht Eigenthümer. 
Denn es ift Gruudſatz des A. L.K., daß die Veräußerung und beziehungsweife die Erwerbung des 
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$. 2. Der Titel zur mittelbaren Erwerbung des Eigenthums kann durch Willend- 
erflärungen, Geſetze, und rechtliches Erkenntniß!) begründet werden. 

$. 3. Auch der mit einem ſolchen Titel verfehene neue Beliger erlangt das Eigen- 
thum der Sache durch die Uebergabe, der Regel nah nur alddann, wenn der vorige, 
von welchen der Beſitz auf ihn erledigt worden, jelbit Gigenthümer geweſen ift. (Tit. 15, 


$. 42 sqq.) 
$. 4. Wird der Befig ded vorigen Eigenthümers, ohne deſſen Einwilligung, 
durch den Richter für erledigt erflärt, jo muß auch die Uebergabe an den neuen Eigen- 
thümer durch den Richter geſchehen. (Tit. 7, $. 60.) 
8.5. Außer diefem Falle wird die gerichtliche Lebergabe zur Erlangung des Ei- 
genthums niemald erfordert. 
$. 6. Wer jedoch über ein Grundftük vor Gerichte?) Verfügungen treffen will, "Bon der 
der muß fein darauf erlangtes Gigenthumsrecht dem Nichter der Sache nachweiſen, und Erwerung 
dajielbe in dem Hypothekenbuche vermerken lajien?). —2— 
8. 7. Der in das Hypothekenbuch eingetragene Beliger +) wird in allen mit ei— —— 


Eigenthums, wie nach dem R. R., auf der Uebergabe der Sache beruhet; der gering Ban Eigen- 
thums kann nicht, wie nach dem franz. Code eivil Art. 1188, ſchon durch den bloßen Vertrag ver- 
mittelt werden, wenn aud die Parteien es mollten. (4. U.) Der Grundiag des 8. ı ift durch die 
88. 7 ff. nicht modifizirt. Erf. des Obertr. v. 20. Jan, 1853 (Archiv f. Nechtef. Bd. VII, ©. 226), 

1) Das richterliche Urtheil Über einen Parteiftreit fanır nur unter der Vorausfegung ein Titel 
fein, daß es ungerecht ausgefallen ift. Denn hat es richtig entichieden, fo kann es nur das, zwiſchen 
den Parteien ſchon beftandene, obwohl ftreitige Recht erkannt und ausgeiproden haben. Der Rechts— 
ſatz hat die praftiiche Bedeutung, daß, wenn über einen Titel geftritten und vichteriich erfannt wird, 
nicht mehr auf deu ftreitig geweſenen Titel zuridgegangen, jondern auf das richterliche Erlenntniß 
geiehen wird. 

2) Bor Gerichten, d. h. es wird der Verfiigung des uneingetragenen Eigenthümers feine Folge 
gepeben aber ungültig ift fie nicht; der Eigenthümer ift z. B. zu verkaufen wohl befugt, aber der 

ufer braucht jeinerieits eher nicht zu erfiillen, als bis der Berfäufer jeinen Beſitztitel hat berichtigen 
laſſen. Zit. 11, 8.126. Vergl. das Erf, des Obertr. vom 18. Juni 1811, in Simon, NRedtsipr., 
Bd. l, ©. 186. Auch der Uebergang des Cigenthums ift von der Berichtigung des Befigtitels für 
den Erwerber nicht abhängig, fie fihert ihn nur gegen nachtheilige Verfügungen des noch ala Beſitzer 
erfichtiichen früheren Eigenthiimers, und jetst vielmehr das bereits erlangte Eigenthum an dem Grund— 
ftüde voraus. 

3) Dazu muß er eben einen Ermwerbstitel in öffentlich alaubhafter Form vorlegen ($. 16 d. Zit.) 
und die Erwerbungsart, — die Tradition — nachweiſen. Dazu genügt 3. B. bei einem Kaufe nicht 
die einjeitige Erflärung (Duittung) des Käyfers, daß ibm die Uebergabe zu jeiner Zufriedenheit gelei- 
jtet worden jei, jondern der Verkäufer muß beiftimmen; fonft wiirde der Käufer ſich willfürlich gegen 
den Willen des Eigenthümers und Befigers, zum Eigenthümer und Befiser machen können, 

4) Iſt der Eingetragene nicht Beſitzer, vielmehr der wahre aber nicht eingetragene Eigenthümer 
im Befite, jo kann Iener das Eigenthum nicht übertragen. Denn hierzu ift Uebergabe erforderlich; 
was aber der Beräußerer ſelbſt nicht befigt, kann er wicht übergeben. Nach dem Wortlaute fann ein 
eingetragener Nichtbefiger don einem Dritten, der mit ihm über das Grundftüd Verhandiungen ſchließt, 
nicht al8 der Eigenthümer angeiehen werden. Die Praris pflegt jedoch das Gericht nicht auf Be— 
fiber, jondern auf eingetragen, zu legen und demjenigen, deiien Name — vielleicht auf Grund 
eines Kauflontratts ohne Nachweis der Uebergabe — eingetragen worden tft, für den eingetrage: 
nen Bejiter zu nehmen, obgleich der wahre Eigenthlimer auc im Beſitze ift. Für diefen Fall find 
aber die Beitimmungen nicht Sg Man bezieht fich jedoch auf ſolchen. Vergl. Entich. des Obertr. 
Bd. XXI, ©. 217. (3.4.) Die Frage ift endlih im Sinne der von mir vertretenen Meinung durch 
Pl.Beſchl. (Pr. 2501) des Obertr. v. 6. März 1854 wie folgt emtichieden: „Iſt der Beſitztitel eines 
Grundftüds auf eine Perion eingetragen, die nicht wahrer Gigenthümer ift, und hat Jeinand von die- 
ſer Perſon, ſei es auch vedlicher Weile, das Grundftüd gen oder theilweije angetauft, aber noch nicht 
übergeben erhalten, befindet ſich daſſelbe vielmehr im Befite ($$. 7 u. 8, Tit. 7) des wahren, nicht 
eingetragenen Eigenthümers, jo kann der Käufer gegen den Letzteren ein Recht auf die Sache, jelbft 
wenn die Eintragung auf ihm geichehen, micht geltend machen.” (J.M.Bl. ©. 171 und Entſch. 
Bd. XXVI, ©. 237.) (4.9. Dieſer Nechtsgrundiag findet auch in dem Falle Anwendung, wenn 
der Bindilant jeinen Titel don dem wahren Cigenthümer herleitet, und die Bindikation gegen einen 
Dritten richtet, der das Grumdftüd gleichfalls von dem wahren Eigenthümer erworben haben will. 
Erf. des Obertr. vom 8. Sept. 1854, Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 234.) — Die abfüllige Meinung 
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nem Dritten über das Grundftüd gefchlofienen Verhandlungen, als der Eigenthümer 
deijelben angefehen®). . 

$. 8. Wer mit einem folchen eingetragenen Beſitzer in dergleichen Verhandlun- 
gen fich einläßt, deilen Befugniſſe kann fo wenig der nicht eingetragene Eigenthümer, 
als der, dejien Recht nur von diefem fich herichreibt, anfechten ®). 





hat ihre Stüte nur in der unrichtig aufgefaßten Bedeutung der Eintragung des Befigtitels: diefe Ein- 
tragung ift hier nicht, wie bei der Snpothet, eine Ermwerbungsart, fondern nur eine hiſtoriſche Nadh- 
richt, eıne Veröffentlichung ohne den Charakter einer Fiktion; fie erzeugt aljo fein Eigenthum, mern 
fie unwahr ift. — (4. R.) Dan hat jedody angenommen, daß der eingetragene Befigtitel zur Begrün« 
dung der Bindifationsflage gegen dem derzeitigen uneingetragenen Beſitzer, d. h. zum Beweiſe des Ei« 
genthums, genüge. Erf. des Obertr. v. 19. Juni 1857 (Entſch. Bd. XXXVIL ©. 74). Anders wie⸗ 
der in einem Urtel vom 8. Dez. 1858, ©. unten, Anım. 41, Abſ. 2, zu $. 342, Tit. 11. Im einem 
Erf. v. 17, März 1854 (Ar. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 257) bereits if von dem Obertr. richtig aus⸗ 
geführt, daß der Umftand, daß der Befigtitel auf den Namen des Vindikanten berichtigt ift, denſelben 
— dem Befiter des abgeforderten Grundſtücks und dem Ermerbstitel deſſelben — — nicht von 
dem Beweiſe, daß er wahrer Eigenthümer dieſes Grundſtücks, und daß ihm 2* wider ſeinen Wil⸗ 
fen entzogeu ſei oder vorenthalten werde, beziehungsweiſe, daß ihm ein beſſer gearteter Beſitz, als dem 
Beklagten, beigemohnt habe, befreit. (5. U.) Die Eintragung gewährt auch feine zur Begründung der Bin- 
difation dienende Bermuthung der wirklich durch Uebergabe erfolgten Eigenthumsermwerbung. Erk. des 
Obertr, vom 5. Juli 1861 Arch. f. Rechtsf. Bd. XL, S. 249). Die Eintragung im Hypothelen⸗ 
buch allein ift für Erwerb und Berluft des Eigenthums ohne Einfluß. Erf. defl. vom 13. Oft. 1856 
(Entih. Bd. XXXIV, ©. 133). Der Streit, ob ein Befiger von ländlichen Grundftüden, welcher von 
denfelben eine jährliche Abgabe entrichtet, Zeitpächter und der Empfänger der Abgabe Eigenthümer 
oder ob jener Eigenthümer, diefer aber nur Abgabenberechtigter fei, ift in Weftphalen ein jehr häufig 
vorfonmender Streit. Er kann nicht dadurch entichieden werden, wer bon ihnen Beiden nad Anleis 
tung der Borichriften über Einrichtung des Hypothelenweſens (Hyp.Ordn. IV, 88. 28—30) die Ein- 
traqung des Grundftüds auf jeinen — im Hypothekenbuche erlangt hat. Erk. deſſ. v. 5. Sept. 
- 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LVI, 5.92). Bergl. Erf. b. 30. April u. vom 12. Mai 1852 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. V, ©. 224— 261); vom 8. Sept. 1854 (Arc. f. Rechtef. Bd. XIV, ©, 234) u. dom 
11. Januar 1861 (Entid. Bd. XLIV, ©. 77). — Ebenfo wahr ift der von dem Obertr. in dem Erf. 
d. 27, Juni 1854 (Ach. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 94) ausgeiprochene Rechtsſatz, da ein das Eigen- 
tbum übertragender Titel, auch wenn derielbe von einem eingetragenen Befiger ausgeht, nicht mehr 
Rechte gewährt, als der Uebertragende jeibft hatte. Vergl. aud in diefer Hinficht unten die Anm. 41, 
Abi. 2, zu $. 342, Tit. 11. Striethorft's Bemerkung in den Rechtsgrundſätzen c. Bd. IL, ©. 72, 
daß dieier Sat mit der Haren Beftimmung des $. 7 unvereinbar zu fein jcheine, hat nicht Grund, 
weil fich der 8. 7 überhaupt auf die Eigenthumsermwerbung und auf die Rechte des wahren Eigenthü- 
mers, anderen Prätendenten oder Beſitzern gegenüber, nicht bezieht. 


5) Die folge ift, daß der wahre, aber nicht eingetragene Eigenthümer die von der eingetragenen 
Perfon einem Dritten eingeräumten Befugniffe und Rechte, inſofern zu deren Erwerbung die Eintra- 
gung genügt und feine körperliche Uebergabe erfordert wird, wie 3. ®. die Hnpothet, gegen fi gelten 
lafien muß. ©. die folg. Anm. 6, zu 8.8. Dagegen ijt die Uebertragung ſolcher Rechte, welche mur 
mittelft Uebergabe erworben werden können, tie Ehenchum, Pfandbefig, nicht möglich, folglich laun 
der ımeingetragene Eigenthümer umd Beſitzer nicht im den Fall kommen, dergleichen A en ge⸗ 
gen 9 gelten zu laſſen. Vergl. die Entſch. des Obertr. vom 12. Jan. 1846, in Ulrich, Arch, 

.Xil, ©, 285, 

(4. A.) Die durd) die Eintragung des Befitstitels begründete Filtion für das Eigenthum des Ein- 

getragenen, durch welche eine Beeinträchtigung der Rechte redlicher Dritter, welche dem Glauben des 

ppothetenbuch® gefolgt find, abgewendet werden foll, greift aber wur da Play, mo es ſich um die 
Rechte redlicher Dritter handelt. Im allen anderen Fällen muß den Intereſſenten, insbejondere den 
eingetragenen Mitbefitern felbft, der Beweis der Unrichtigleit der Eintragung unbenommen bleiben. 
Pl.Beſchl. vom 6. März 1854 (Entich. Bd. XXVII, ©, 287) (j. Note 4), Erf. vom 20. Jan. 1853 
md vom 4. Juli 1860 (Entih. ®d. XLIV, S. 3538), 


6) Der nicht eingetragene Eigenthlimer eines Grundſtlicks kann, ſelbſt wenn deſſen Uebergabe be- 
reits erfolgt ift, der noch zu bewirfenden Eintragung einer Hypothel nicht widerſprechen, welche von 
dem eingetragenen Beſitzer beftellt, und welche vor der VBeräußerumg des Grundſtücks bei der Hypo— 
thetenbehörde zur Eintragung präfentirt worden if. Die Anwendung des 8.4, Tit. 19 ift durd die 
88.7 u. 8 d. Tit. ausgeichloffen. Pr. des Obertr. 654, vom 5. April 1839, (4. A.) Selbft dann 
muß der wirkliche, in dem Hypothekenbuche aber nicht eingetragene Eigenthilmer eines Grundftüds das 
Hyvothelenrecht eines Gläubigers jeines noch eingetragenen Vorbefiters anerkennen, wenn der Letztere 
zur Zeit der Hypothekbeſtellung nicht mehr CEigenthiimer des Grundftüds, aud zur Zeit der nadıge- 
juchten Eintragung der Hypothel das Gigenthum des neuen Erwerbers dem Hypothelenrichtet auf 
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$. 9. Bielmehr bleiben dem nicht — Eigenthümer wegen des ihm da⸗ 
raus entſtehenden Nachtheils, feine Rechte zur Schadloshaltung nur gegen den einge— 
tragenen Beliger, nad geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehalten 7). 

$. 10. Weiß aber derjenige, welcher mit dem eingetragenen Befiter über dad 
Grundftüd Verhandlungen flieht? =). daß derfelbe nicht wahrer Eigenthümer fei?®), 
jo fann er dadurch, zum Nachtheile des legtern, fein Recht erwerben $). 


borjhriftsmäßige Weife (durch Einreihung einer beglaubigten Abſchrift des VBeräußerungsvertrages don 
Seiten des inftrumentirenden Notars) befannt geworden, eine Proteftation zur Suerheit des Eigen- 
thums des neuen Erwerbers aber nicht eingetragen war, umd der Gläubiger fi) in gutem Glauben 
befand. rt. des Obertr. v. 28. Januar 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 255). — Auf fol- 
hen Fall pafjen diefe Beſtimmungen. Bergl. die Anm. 4 a. E. — Dabei macht es feinen Unter- 
ſchied, ob der Gläubiger fein Recht von einem bereits eingetragenen Beſitzer, oder von einem joldhen 
abfeitet, deſſen Befitstitel erft jpäter berichtigt worden ift, Pr. des Obertr. 2190 (Pl. Beſchl.) vom 
21. Januar 1850, (Entid. Bd. XIX, ©, 18.) 

Durd) die —— Subhaſtation erhält das Hypothelenrecht der Gläubiger ſeine vollſtändige 
und letzte Verwirklichung dahin: daß ihnen künftig nicht mehr das Grundſtück aus der urſprünglichen 
Hppothekbeftellung,, jondern nur das Kaufgeld aus der Adjudikatoria haftet. — Iſt das jubhaftirte 
Grundſtück nod nicht im Hypothekenbuche eingetragen, fo geht dennoch die Verpflichtung des Adjudi- 
fatars, fi die Refubhaftation gefallen zu laſſen, wenn das Kaufgeld nicht rechtzeitig gezahlt wird, 
auf den dritten Erwerber des Grundſtücks mit über; fteht dafjelbe im Hypothelenbuche, jo wird bei 
der Umſchreibung des Befigtitels auf den Adjudikatar zugleich das rildftändige Kaufgeld mit eingetra- 

en, und da hat e8 fein Bedenken, daß ſich der dritte Erwerber die Refubhaftation gefallen laſſen muß. 

r. des Obertr. 1949, vom 3. Dez. 1847 (Entih. Bd. XVII, ©. 498). 

Wenn ein Ehegatte in einer Provinz, mo allgemeine eheliche Gütergemeinfchaft ftattfindet , jein 
Miteigenthumsrecht an dem gemeinschaftlich befeffenen Grumdftücde im Hypothekenbuche nicht hat ver- 
merlen laffen, jo ift derfelbe micht berechtigt, die Befugniſſe eines Dritten, welcher ſich mit dem ala 
alleinigen Befiger aus dem Hppothefenbuche konftirenden anderen Ehegatten, ohne von deſſen Berhei- 
rathung Kenntniß zu haben, ın Verhandlungen über das Grundftüd eingelaſſen hat, anzufechten ; viel- 
mehr — auch gegen einen ſolchen Ehegatten die Vorſchriften SS. 7—9 Anwendung. Br. des 
Obertr. 686, vom 17. Mai 1839. Wieder angewendet in dem Erf. vom 20. Jan. 1854 (Arch. XL, 
74) und 23. Januar 1865 (Arch. LVIII, 109), 

Wenn in der zweiten Rubrit das Anrecht eines Dritten auf das Grumdftüd eingetragen ift,, — 
lann der eingetragene Beſitzer feinem —— das Grundſtück, ohne Konſens jenes Anwarters, ni 
= — — zur Hypothek beſtellen. Pr. des Obertr. vom 26. Auguſt 1836 (Entſch. 

.I, S. 377). 

Bergl. Zit. 20, 88. 410, 411 und die Anm. dazu; umd das Pr. 2000 in der Anm. zu $. 53 
des Anh. ($. 511, Tit. 20). 

7) Die Bemerkung auf dem Zitelblatte des Hypothefenfoliums von einem Gute: aus welchen 
Grundftüden das Gut „nady der Grumdftenermutterrolle” beftehe, hat nicht die Wirkung, daß die 
88.7,8,9 d. T. auf die einzelnen Grumdftüde Anwendung finden. “Pr. des Obertr. 2207, vom 
11. April 1850 (Entich. Bd. XIX, 9.484). Bergl. Erf, dei. vom 7. Juli 1859 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XXXIV, ©, 139), 

(5.4) ©. die vor. Anm. 6, Abſ. 3. 

7a) (4. 9.) In dem Zeitpunfte, wo fein Ermwerbstitel errichtet wird. Denn mala fides super- 
veniens non nocet. Bergl. Erf. des Obertr. v. 13. Juli 1852 (Archiv f. Rechtsf. Bd. V, ©. 373). 
Bergl. $. 24 und die Anm. dazu. 

7b) (4. 9.) Ueber diefe frage enticheidet allein der Inhalt des Hypothelenbuchs, nicht der der 
Grundalten. Erf. des Obertr. v. 20. Juni 1851 (Archiv f. Nechtsf. Bd. I, S. 229), 

8) ©, das Pr. 677 und das Pr. 2346 in der Anm. 46, Sat 3 zu 8.410, Tit.20. (2. A.) 
Darnach fteht „der Antrag, welchen ein Gläubiger, der im Wege der Erekution feine Forderung ein— 
tragen laffen will, macht, mit der Verhandlung, welche bei der vertragsmäßigen Ermerbung des 
Pfandrechts ftattfindet, auf gleicher Linie und hat eben deshalb gleiche Wirkung. Diejer Antrag ift 
nur der Anfang der Verhandlung; und wenn daher der Gläubiger, in Folge und in Beranlafjın 
eines ſolchen Antrags, durch den Hypothekenrichter auf amtlihem Wege davon unterrichtet wird, da 
das als Gegenftand der Befriedigung in Anſpruch genommene Grundftüd, wenn auch nocd auf den 
Namen des Schuldners eingetragen, bereits aus dem Eigenthume des Schuldners heransgegangen, jo 
tann der Gläubiger eine folche Mittheilung micht als ungeichehen betrachten. Die Sache liegt viel⸗ 
mehr dann gerade jo, wie der $. 10 vorausſetzt, und der u. tann dann durch eine gleichwohl 
erfolgte Eintragung zum Nachtheile des wahren Eigenthimers feine Hypothet erwerben.“ (Entſch. 
Bd. XXI, ©. 238.) S. aud unten die Anm. 3 zu $.5, Tit. 19, 


586 Erter Theil. Zehuter Titel, 


$. 11. Ein Gleiches findet ftatt, wenn das Recht des eingetragenen Beſitzers 
zweifelhaft oder ——— iſt, und dieſe Zweifel im ——— vermerkt ſind ?). 

$. 12. Um die Ungewißheit des Eigenthums der Grumdftüde, umd die daraud 
entftehenden Procejie zu verhüten, ift jeder neue Erwerber ſchuldig, fein Bejigrecht in 
dad Hypothefenbud eintragen zu laſſen !®). 

$. 13. Gr fann und muß dazu von dem Richter, unter welchem die Sache gele- 
gen it, von Amtswegen angehalten werden. 

$. 14. innerhalb welcher Friſten diefes geſchehen, und durd was für Mittel 
der ſäumige Befiger dazu angehalten werden müſſe, ift in der Hypothekenordnung!1) 
beſtimmt. 

1. K. O. vom 31. Ottober 1831, betreffend die Suspendirung der Berpflich— 
tung der Eigenthümer zur Berihtigung ihres Befibtitels und des offiziellen 
Einmwirlens der Gerichte dabei. (6.3. S. 251.) 

Die in A. ER, Th. I, Tit.10, $. 12 umd in der H. O. vom 20. Dezember 1783, Tit. 2, 
8.49, ingleichen in den, wegen Einrichtung des Hypothetenmweiens in mehreren neu= und wiederer- 
morbenen Landestheilen ergangenen Patenten und Verordnungen, den Befigern der Grundftüde zur 
Pflicht gemachte Nachweiſung ihres Eigenthums, behufs der Eintragung in das Hypothelenbuch, er- 
ſcheint in allen Fällen entbehrlich, im welchen weder von dem Beſitzer, nod von einem Berechtigten 
die Eintragumg nachgeſucht wird. Die damit verbumdenen Schwierigfeiten und Koften jiehen, in&bejon= 
dere bei Heineren Grundftücden, mit dem dadurch zu erreichenden Bortheile in keinem Berhältnifie. 
Id) will daher auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 12, d. M. die vorgedachte Verpflichtung 
der Grumdeigenthümer in jänmtfichen Provinzen, in weichen die H. O. vom 20. Dezember 1783 gilt, 
hierdurch juspendiren, und es foll die vorgeichriebene Einwirkung der Gerichte zum Zweck der Berich— 
tigung des Befittitel® nur dann eintreten, wenn die Eintragung von dem Beſitzer oder einem hnpo- 
thefarifchen Gläubiger, oder einem fonjtigen Berechtigten 12) nachgeſucht wird. 

2, K.O. dom 6. Ottober 1833, über das bei Berichtigung des Befigtitels im 
Folge der K.D. vom 31. Dftober 1831 von den Hyp.-Behörden zu beobadtende 
Verfahren (G.S. ©. 124.) 

Der Juftizminifter hat Mir die Zweifel angezeigt, welche über die Ansführung des $. 52, Tit. 2 
der 9. D. bei einigen Gerichten entjtanden find. Nach dem Antrage defjelben beftiimme Ich zur Be- 
feitigung diejer Zweifel: daß, wenn in Gemäfiheit Meiner Ordre vom 31, Oftober 1831 der Befiger 
angerwiejen worden ift, jeinen Befitstitel zu berichtigen, und er die ihm beftimmte Friſt nicht inne ge- 
haften hat, die angedrohte Strafe feftgefetst umd fofort 13) beigetrieben, die Berichtigung des Befitti- 

9) Es bedarf nur des Vermerls, daß das Grundſtück zwiſchen dem Befier und dem Anjprechen- 
den ftreitig fe. Damm kommt die Borichrift der Pr.O. Tit. 7, $ 48, lit e zur Anwendung. Das 

at die Bedeutung, daß die Imredlichteit fingirt wird, d. h. es wird darnach nicht gefragt: ob der 

ritte in der That die Zweifel gefannt habe, Iſt aber davom nichts im Hypothelenbuche vermerkt, 
jo kommt es auf die Thatſache an, und der Unredliche kann fich auf den öffentlichen Glauben des 
Hypothelenbuchs nicht berufen. $. 10 d. T. 

10) Die 88. 12—14 find nur fuspendirt (8.O. v. 81. Oft. 1831, Zuf, 1), weshalb fie bier micht 
mweggelafjen find. Die Gejetgebung über die Verpflichtung zur Berichtigung des Befittitels hat mehr- 
mals gewecjelt. S. darüber: Privatrecht $. 256. 

11) Tit. 2, 88. 49 fi. 

12) Zu den fonftigen Berechtigten gehören z. B. der Subhaſtationsrichter, wenn er rildftändige 
Kaufgelder eintragen laſſen will, zufolge der ®. II, vom 4. März 1834, $. 19; außerdem aber, wenn 
nämlıh das Kaufgeld ganz bezahlt wird, hat er gar fein Recht, weil fein Interefie, auf die Berich- 
tigung des Befittiteld zu dringen; zur Löichung des Subhaftationsvermerfs und der Hypotheken ift fie 
nicht nothwendig. Die B. des J. M. v. 18, Oft. 1834 (Jahrb. Bd. XLIV, ©. 410) gebt hierin zu 
weit, ohne alle Rechtjertigung. j . eh | 

Ferner gehören zu ſolchen Berechtigten die Auseinanderjeungsbehörde, umd diejenigen, welche 


Yaudemien oder jonftige Befigveränderungs-Abgaben zu fordern haben (Zuſ. 2), und Alle, welche die 
Eintragung eines Hypothelenrechts verlangen fünnen. Berg. das R. des I.M. v. 12. Juli 1853 
(Iahrb. Bd. XLU, ©. 180). 

13) Es findet aljo kein prozefjwalifches Verfahren und fürmliches Erleuntniß ftatt; die Strafe 


Bon der mittelbaren Erwerbung des Eigenthums. 587 


tels aber auf feine Koften von Amtswegen durch die executio ad faciendum, oder auf die jonft kür— 
zefte Weiſe bewirlt werden foll?+). Zugleich erfläre Ich, daß zu demen, welche die Berichtigung des 
Beſitztitels zu verlangen berechtigt find, auch die Generaltommiffionen, wenn es bei einer Regulirung, 
Auseinanderfegung, Ablöſung oder Gemeinheitstheilung x. darauf antommt, umd die Gutsherrichaf- 
tem zu rechnen find, wenn fie auch nur die Entrichtung eines Laudemiums, oder einer ander guts— 
herrlichen Abgabe bei Gelegenheit der Berichtigung des Befittiteld zu fordern haben. 

3. Geſetz v. 3. Jan. 1845, betreffend die Zertheilung von Grundftüden und 
die Gründung neuer Anjiedelungen. (6.8. ©. 26.) 

8. 6. Jeder Erwerber eines Trennſtückes ift verpflichtet, feinen Befittitel berichtigen zu laffen. 
Wer diefer Verpflichtung nicht genügt, ift dazu von Amtswegen in dem durch die Ordre vom 6. Di- 
tober 1833 borgejchriebenen Wege anzuhalten. 

Diefe Beſtimmung findet auch auf die Erwerber von Trennftüden in den im 8. 5 bezeichneten 
Fällen Anwendung. 

Ausgenommen hiervon bleiben jedoch Fisfus, Kirchen, Pfarren, geiftliche Stiftungen, Schulen 
und Armenanftalten, fo wie diejenigen, welche im den Fällen des 8.5, Nr. 5 Trennftüde erworben 
haben. 

4. Gefet dv. 7. März 1845 zur Erleichterung des Verfahrens bei Beridti- 
gung des Befigtitele. (G.S. ©. 160.) 

Wir x. ꝛc. berordnen zur Erleichterung der Berichtigung des Beſitztitels bei Grundſtücken, welche 
bereits in das Hnpothefenbuch eingetragen find, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, und 
nach vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, für alle Provinzen der Monarchie, im melden 
das Allgemeine Yandrecht und die Hypothekenordnung Gefeßestraft haben, was folgt: 

$. 1. Das in der Ordre v. 9. Mai 1839 unter 1, Nr. 2 für den Fall der Anlegung neuer Hy— 
pothelenfolien geftattete Aufgebot ſoll auch alsdann zuläffig jein, wenn der Beſitzer eines bereits in 
das Hypothelenbuch eingetragenen Grundftüds fein Recht von einem Andern als dem zuletst eingetra- 
wird durch Dekret, gegen welches nur die Beſchwerde zuläffig, feftgeiegt. Das war ſchon vorher durch 
ein Minifterialreifript dv. 20. Juli 1832 gejagt worden. Jahrb. Bd. XL, ©. 524.) 

14) Das Zwangsverfahren wird gegen denjenigen gerichtet, welcher ſich als — oder 
Beſitzer gerirt. Die früheren Zweifel, bei Zerſtückelungen ehemals eximirter Güter, über die Zuftän- 
digfeit des. Gerichts, fallen mit der Veränderung der Gerichtsverfaffung von jelbit weg. 

. Das Berfahren jelbit ift in einem R. des J. M. vom 28. Oft. 1832 (Jahrb. Bd. XL, ©. 483) 
wie folgt, vorgeicrieben: Der Provokant muß fich zur Sache legitimiren, und beicheinigen, daß der Pro— 
bofat ſich als Befier gerive. a) Das Gericht erläßt dann unter Zufertigung des Antrages au den 
Provotaten in den Formen des $. 51, Tit II der Hpp.-D., umter Androhung einer verhältwigmäßigen 
fisfalifhen Strafe (nad) einem R. vom 13. Juli 1829, Jahrb, Bd. XXXIX, ©. 122, bie zu 50 
Thlrn.), die Aufforderung, jeinen Befittitel zum Zwecke der Berichtigung defjelben in einer den Um— 
ftänden angemefjenen Friſt nachzumeijen. b) Läßt der Provolat die Friſi verftreichen, ohne der Aufs 
lage zu genügen, oder Hinderniffe zu beideinigen, melde einen ferneren Aufihub rechtfertigen, jo ſetzt 
die Hnpothelenbehörde von Amtswegen die angedrohte Strafe feit, verfügt deven Einziehung und er- 
neuert die Aufforderung zur Nachweiſung des Befigtiteld in einer von Neuem zu beftimmenden Friſt, 
mit der Warnung, daß derfelbe nad) deren fruchtlofem Ablaufe dazu im Wege der executio ad faciendum, 
nad) Borichrift der B. I dv. 4. März 1834, 8.9, auf ferneres Andringen des — hiervon zu benachrichtigen- 
den — Provokanten werde angehalten werden. e) ft auch diefe Frift fruchtlos abgelaufen, fo beauftragt 
das Gericht auf den Antrag des Provofanten, im Ausführung jenes Präjudizes, einen Rechtsanwalt, 
für den Berpflichteten die Berichtigung des Befittitels zu bewirten und alle hierzu erforderlichen 
Schritte zu thun. d) Iſt der Provofant jeibft bereit, dasjenige für den jäumigen Beſitzer zu be— 
wirken, weshalb lediglich im Intereffe des Erfteren die bezeichneten —— Zwangsmaßregeln * 
ordnet find, jo bedarf es dieſer letzteren nicht und hat daher die Hyp.⸗Behörde den Kr zu bes 
richtigen, wenn der Provokant alle diejerhalb nöthigen Urkunden beibringt, allen jonitigen Exfordernifjen 
genügt, auch die Koften vorzuichießen bereit ift, — ohne daß der Antrag des Beſitzers dazu erft abge» 
wartet werden darf, 

Falls ein Grundſtück mittelft Succeifion, oder mittelft Kontrafts und darauf erfolgter Uebergabe 
durch mehrere Hände gegangen, ohne daß eine Befittitel-Berichtiqung ftattgefunden hat, fo genügt es, 
wenn der gegemmärtige Beſitzer für die noch micht eingetragenen Borgänger die zur Befitstitel-Verichtt« 
gung erforderlichen Urkunden beibringt und feinen eigenen Befistitel vorlegt. R, vd. 31. Ottbr, 1834 
(Jahrb. Bd. XLIV, ©, 407). 
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genen Beſitzer herleitet oder bei Herleitung feines Rechts von diefem Beſitzer nachweiſt, daß derjelbe 
geftorben oder rechtsträftig für todt erffärt worden ift '+@). 

$. 2. Zur Begründung des Antrages, das Aufgebot ($. 1) zu erlafien, muß der Befiter au- 
Ber dem im der Drdre dv. 9. Mai 1839 unter 1, Nr. 2 vorgejchriebenen Nachweiſe entweder die Ur— 
tunde, durch welche der zuletzt eingetragene Befiter das Grundftücd veräußert hat, oder defien Ein» 
twilligung in die beantragte Umſchreibung des Beſitztitels in beglaubter Form beibringen, oder den Be— 
weis führen, daß der zuletzt eingetragene Befiger vor länger als einem Jahre geftorben oder rechts— 
kräftig für todt erflärt worden ift. 

$. 3. Sind von dem Ertrahenten Eigenthumsprätendenten angezeigt worden, welche aus dem Hy— 
pothetenbuche nicht erfichtlich find, jo muß denfelben der zur Anmeldung der Anſprüche anberaumte 
Termin, fofern ihr Aufenthalt bekannt ift, durch befondere Erlaffe, fonft aber durch namentliche Auf- 
forderung in der Ediktalladung ($$. 100 u. f,, Tit. 51 der Prozefordn.) mit der Berwarmung befannt 
gemacht werden, daß, wenn fie fich nicht jpäteftens im Termine melden und ihr Widerfpruchsrecht 
beſcheinigen, die Eintragung des Befittitels für den Eyrtrahenten erfolgen werde, und ihnen überlafjen 
bleibe, ihre Anſprüche in einem bejondern Prozeſſe zu verfolgen 16). 

$. 4. Nach rechtskräftig erfolgter Prällufion der nicht erſchienenen, nach Befeitigung des Wider- 
ſpruchs der erichienenen Eigenthumsprätendenten ift die Berichtigung des Befitztitels für den Ertrahen- 
ten auf dejjen Antrag zu bewirken, ohne daß es der Eintragung der Vorbeſitzer bedarf. 

Es werden jedoch durch dieſe Präflufion diejenigen Hindernifje der Eintragung des Befigtitels 
nicht befeitigt, welche fich aus der zweiten Rubrit des Hypothekenbuchs ergeben ta), 

$. 5. In den fällen, im welchen ein Grumdbefiger zur Berichtigung feines Befigtitels nad Maf- 
gabe der Ordre vom 6. Oktober 1833 angehalten werden muß, ift die Hnpothetenbehörde ermächtigt, 
einen Anwalt zu beftellen, welcher auf Koften des BVerpflichteten das Aufgebot in Antrag bringt und 
die Berichtigung des Befitztitel® betreibt, 


- $. 15. Alle Willenderklärungen und Verträge, wodurd über das Eigenthum 
eines Grundſtücks etwas verfügt wird, müſſen gerichtlich, oder von einem Notario 
aufgenommen werden. 

5. ©. v. 23. April 1821, wegen Aufhebung der Berlautbarung der Berträ- 
ge über unbemweglide Güter!®) (G.S. ©. 43.) 

Um die Eintragung ins Hypotheleubuch aus Verträgen über die Veräußerung des Eigenthums !*@), 





148) (4. 9.) Das Aufgebot dient in den Fällen, welche das Geſetz vor Augen hat, dazır, in ge 
wiſſem Umfange den Mängeln der Ermerbsdotumente abzubelfen, und untericheidet fi eben deswegen 
von jedem andern Aufgebote dadurch, daß die Präflufion nur die Berichtigung des Befigtitels für den 
Provolanten möglich macht, den angezeigten Eigenthumsprätendenten aber überlafien bleibt, ihre An» 
fprüche beionderd geltend zu machen. Das Aufgebot ift auch nicht auf die Präftufion der Zwiſchen⸗ 
befier beichränft, mithin ift die Provofation nicht von dem Nachweiſe abhängig, daß Befitverände- 
rungen ftattgefunden haben, alio SE Zwiſchenbeſitzer vorhanden find. Erf. des Obertr. v. 
16. Ian. 1857 (Entih. Bd. XXXV, ©. 225), 

15) Die Ladung hat hiernach nicht die Wirkung einer provocatio ad agendum. 

15%) Mohl aber wird der Präflufion der Realprätendenten eines Grundftüds auch gegen den— 
jenigen, welcher ſich im vollftändigen Befige des Grundftüds befindet, Wirkung beigelegt. Pr. des 
Obertr. vom 20. Febr. 1852 (Entih. Bd. XXII, ©. 214). 

16) Nicht zu überiehen ift, daß diefes Geſetz fih nur auf den $. 15. d. T. bezieht umd lediglich 
die Beglaubigung der Ermwerbstitel zum Zwecke der Eintragung im Hypothelenbuche betrifit. 
würde es ein ſchon vorgefommener Irrthum jein, die Antvendbarfeit der VBorjchrift auch auf diejenigen 
bejonderen Rechtögeichäfte, für melde in dem U. L. R. die gerichtliche Korm zur Gültigleit vorgeichrie- 
ben ift, 3. B. auf Schenkungen, anzunehmen. Hinfichtlih der Verträge über Beftellung eines nutz⸗ 
baren Pfandrechts enthält das Geſetz ſelbſt im $. 4 die Erinnerung. Bergl. au das R. v. 22. Aug. 
1823 (Jahrb. Bd. XXI, ©, 76). — (3. A.) Andererieits beichränft ſich auch die durch diejes Geſetz 
borgeichriebene Beglaubigung durch einen inländischen Richter oder Notar auf die hier genannten 
Gattungen don Berträgen, welche bis dahin vor dem Richter der Sache vollzogen oder verlautbart 
werden mußten. Die durd) dieies Geiets bewirkte Veränderung befteht alio darin, a) daß an die Stelle 
des Richters der Sache jeder inländiſche Richter oder Notar tritt, und b) da eine bloße Beglaubigung 
der Unterjchriften genügt. Auf Urkunden, weiche auch vorher feiner Vollziehung oder Berlautbarung 
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und über die Beftellung eines nutzbaren Pfandredhts von Förmlichkeiten zu befreien, welche, ohne daß 
fie mit der Nechtsbeftändigkeit der Verträge, noch mit dem Weſen der Hnpothelenverfafjung im Zu— 
ſammenhange ftehen, den Betheiligten , außer dem Aufwande unmöthiger Koften, oft auch noch durch 
den mit ihrer Beobachtung verbundenen Zeitverluft, empfindlichen Nachtheil bringen, verordnen Wir 
für diejenigen Provinzen Unjerer Monarchie, wo das A. L.R., die A. G.O. und die Hyp.-D. Geie- 
gestraft haben, mach eingeholtem Gutachten Unſeres Staatsraths, wie folget: 

$. 1. Verträge Über die Veräußerung des Eigenthums und über die Austhuung in Erbzins oder 
Erbpacht 17), wenn fie am fich mit rechtsbeftändiger und verbindlicher Wirkung geichloffen worden, follen 
fortan, jofern auch nur die Beglaubigung der Unterjchriften unter jelbigen von einem inländiſchen 
Gerichte oder einem inländischen 18) Notar erfolgt ift, weder einer nochmaligen Vollziehung, nod) ei- 
ner wiederholten Belennung zu ihrem Inhalte vor dem Richter der Sache (Berlautbarung) bedürfen, 
um daraus das Geſuch um Eintragung zu begründen. 

8. 2. Nicht minder foll die gerichtliche Beftätigung, welche, ohne für die Gültigkeit des Bertra- 
ges erforderlich zu fein, nach der Berfaffung einzelner Provinzen der Eintragung bisher hat borgehen 
müffen ?9), wegfallen. 

8. 3. Die Eintragung aus einem foldhen Bertrage ($. 1) Tann geichehen, wenn aud nur einer 
von beiden Theilen darum nachſucht. 

$. 4. Die Gültigkeit der Verträge, wodurd ein nutzbares Pfandrecht beftellt wird, ift aud) fer- 
nerhin bon der gerichtlichen Beftätigung abhängig (A. L.R. Th. I, Tit. 20, $$. 227, 233, 234), 
Der Berlautbarung derfelben, behufs der Eintragung in die Hypothekenbücher, bedarf es aber nicht 
mehr. 

$. 5. Es werden hiernach die Vorſchriften $.3, Th. UI, Zit. 1 der A. G.O., $. 425 des Anh. 
zu derjelben, und $. 64, Tit. 2 der Hnp.-D. abgeändert. 

8. 6. Die Hppothetenbehörde bleibt aber nad) wie dor verpflichtet, die ihr zur Eintragung vor- 
gelegten Berträge, jowohl ihrer Form, als Inhalt nad zu prüfen, und das $$. 11— 18, Fit. 2 der 
Hy. -D. vorgeichriebene Verfahren zu beobachten, 

6. Deklaration des 8.54, Tit.20, dv. 21. März 1835, 8.4 ſ. u. zu 8.54, Fit. 20, 


7. ©. zur Ergänzung des Gejetes, betr. die Zerftüdelung von Grundſtü— 
den, v. 3. Januar 1845. Bom 24 Mai 1853, (G.S. ©. 241.) 

Mir x. x. verordnen u. ſ. w. mas folgt: 

$. 1. Dem gegenwärtigen Gejege find alle Arten von Grumdftüden untertvorfen, mit Ausnahme 
der Gebäude, Baupläte, Hofftellen und Gärten innerhalb. einer Stadt oder Borftadt. 

$. 2. Wenn Grundftüde durch Kauf» oder andere Veräußerumgsverträge zertheilt, von einem 
Grundſtücke einzelne Theile abgezweigt, oder Grimdftüde, welche Zubehör eines andern Grumdftüds 


bor dem Richter der Sache bedurften , erftredt ſich dieſes G. nicht. Zur Eintragung von Schuld- 
und Berpfändungeinftrumenten und von Geifionen, ſowie zu ee reicht eine gerichtliche oder no« 
tarielle Urfunde bin ($. 148 u. 88. 200 ff., 249 ff., Tit. 2 der Hyp.-D.), alfo aud eine vor auslän- 
diſchen Gerichten oder Notarien vollzogene und beglaubigte. R. v. 23. Jan. 1835 (Jahıb, Bd. 
XLV, ©, 276). 

168) Die Worte: „Austhnung in Erbzins oder Erbpacht“ fallen hier weg, da dieſe Beſitzformen 
unterdrüdt find. 

17) Da diefe Formen des Befitgrechts unterdrückt find, fo verfteht fich, daß für die Zukunft Ver— 
träge über Beftellung folder Beſitzrechte nicht mehr vorlommen,; die Vorſchrift hat nur noch hinſichtlich 
der im der Vergangenheit borgelommenen Rechtsgeſchäfte diefer Arten praltiſches Interefie; man hält 
fie aud) auf vergangene, d. h. vor der Publikation vorgelommene, Fälle für anwendbar. 

18) Ausländische öffentliche Urkunden müſſen mithin vor einem inländiichen Gerichte oder Notar 
refognoszirt werden. R. d. 11. Dftbr. 1834 u. 4. Febr. 1839 (J. M.Bl. 1839, ©. 82). Das ift 
nur in jon auszuführen, die Partei muß dazu hierher reiien. Denn eine im Auslande ausge» 
ftellte Vollmacht hat feinen größeren Glauben, als der dajelbft verlautbarte Vertrag jelbft. 

19) Nur diefe provinzialrechtlichen Formalitäten, wie z. B. die gerichtliche Auflafjung und der 
Berreicd in Schlefien, nicht die nad allgemeinem Rechte für gewiſſe Rechtsgeichäfte vorgeſchriebene 
Horn, ift aufgehoben. ©. o. die Anm. 16. 


590 Erfter Theil. Zehnter Titel. 


find:*a), von diefem abgetrennt werden follen, jo muß der Vertrag'?b) von demjenigen Gerichte, 
weiches das Hypothelenbuch des Grumdftüides zu führen hat, oder von einem Kommiſſarius diejes Ge— 
richts geichloffen werden 10 ©), 

Tritt bei einem ſolchen Bertrage die Wirffamfeit mehrerer Gerichte als Hypothelenbuch führender 
Behörden ein, jo ift jedes diefer Gerichte zur Aufnahme des Vertrages befugt. 

$. 3. Sind diefe Vorſchriften nicht beobachtet, jo ift der Bertrag nichtig und hat demnach auch 
unter den Kontrahenten feine rechtliche Wirkung !® ee), 


198) (5. 9.) Die Anwendung diejer Beſtimmung ift davon nicht abhängig, ob die Kontrahenten 
von der Zugehörigkeit der zu trennenden Grundftüde Kenntnig haben, und aljo eine Dismembration 
beabfichtigen, oder nicht, fondern lediglid davon, ob objektiv eine foidhe Zugehörigkeit vorhanden ift 
und diefe durch den Bertrag aufgehoben wird. Erf. des Obertr. v. 13. Juni 1864 (Ar. f. Rechter. 
Bd. LIV, ©. 240). 

19b) (5, 9.) Vollmachten zu dielen Dismembrationen bedürfen, jelbft wenn fi) der Madıt- 
geber bedingt oder unbedingt des Widerrufes begeben hat, nicht der Aufnahme vor dem Hypothelen⸗ 
richter des betreffenden Grundftüdes. Erk. deſſ. vom 11. September 1866 (Archiv für Rechtef. 
Bd. LXIV, ©, 241). 

19) (5. U.) Vergl. oben die Anmerk. 15@ zu 8. 93 des 3. 7 zu Tit. 4. 

Die inftrumentivenden Beamten jollen bei Aufnahme von Parzellirungsverträgen die Kontrahen- 
ten auf die Zwedmaäßigleit beftimmmter Abreden und Feftiegungen über die Theilnahmerechte der Treun— 
ftüde an den Grundgerecdhtigfeiten der Stammftellen, insbejondere an den Bau- und Brennholzberech⸗ 
ngungenı 1% Hitungs- und Streuberedhtigungen, aufmerffam machen. Alg. V. v. 18. Juli 1864 
(J. M.Bl. ©. 203), 

19 e*) (5.9.) Damit ift dem aufergerichtlichen Parzellirungsvertrage vor Allem diejenige Wirkung 
abgeiprochen, die Barzellivung ſelbſt wirkiam herbeizuführen, jo daß in Ermangelung derfelben der ab- 
getretene Theil, reip. das Zubehör, nad wie vor im rechtlichen Berbande des Hauptgrundftücdes bleibt 
und einen integrivenden Beftandtheil defjelben bildet, wenngleich es ſich faktiih im anderer Hand be 
findet. Erf. des DObertr. vom 10, Aprıl 1863 (Entid. Bd. L, ©. 81 u. Arch. f. Rechtef. Bo. LI, 
©. 24). Es kann Seitens des Eigenthlimers reip. Erwerbers des Hauptgrundftüds vindieirt werden, 
Erf. defi. v. 2. März 1863 (Entid. ®d.L, ©. 76). — Die, von dem Inhalte eines fürmlichen Die- 
membrationg-Bertrages abweichenden, Abreden einer vorangegangenen Bunktation find von feiner recht⸗ 
lichen Wirkung, d. h. fie können nicht gegen den Willen des anderen Theiles nachträglich geltend ge— 
macht werden, wenn es aud) ermieien werden fatn, daß fie nach dem Einverſtändniß der Parteien als 
Beftandtheile des Bertrages im das errichtete formgemäße Inftrument mit aufgenommen werden follten 
und nur aus Verſehen des inftrumentirenden Kommifjars weg eng worden find. rk. des Obertr. 
dv. 1. Dezbr. 1864 (Entih. Bd. LI, ©. 15), Dies ſchließt die Anfechtbarkeit des ganzen Vertrages 
wegen fehlerhafter Abfaffung aus, weil er anders niedergeichrieben als verabredet worden. Denn der- 
artıgen im nichtgerichtlichen Verträgen enthaltenen Berabredungen, wodurch einer der Kontrahenten ber- 
bindlich gemacht werden joll, künftig auf Verlangen des Anderen einen Parzellirungsvertrag abzuſchließen, 
tann feine Wirkung beigelegt werden; der allgemeine Grundjag, da Verträge erfüllt werden milſſen, 
findet auf Verträge, welche das Geſetz für unwirkſam erklärt, keine Anwendung. Erf. deſſ. v. 1. Oftbr. 
1866 (Arc. f. Rectsf. Bd. LXIV, ©. 268), So meint das Obertr. Dieſer Grundiag paßt jedoch 
nicht auf jenen Fall, wo der Vertrag aus Beriehen anders niedergeichrieben als verabredet wor⸗ 
den. Hier ift der falich abgefaßte fürmliche Bertrag nichtig und der nicht bindende Entwurf ift auch 
nichtig. Dies ift die wahre Rechtslage in dem Falle. Man vergleiche auch den letzten Abjat diefer Note. 

(3. A.) Die Nichtigkeit trifft auch verjchleierte Parzellirungen. Ein Notar hatte einen Kon- 
traft aufgenommen, in welchem zunächft ein bäuerliches Ehepaar ihren Bauernhof an 10 Perjonen im 
Ganzen verkauft, und jodann fi die Käufer mit der vorangeſchidten Bemerkung, daß ihre Gemein- 
ſchaft ſich nicht auf Vertrag gründe, ſoudern durch Abſchließüng diefes Kaufgeihafts zufällig entftanden 
fei, auf Grund eines von einem VBermeflungsrevijor angefertigten Situationsplans dergeftalt in den 
Hof theilen, daß jeder dom ihnen einige der zugeichnittenen 22 Stüde für einen beftimmten Preis 
als Sondereigenthum nimmt. Dieſen Bertrag hat das Obertrib. für eine — Verſchleierung 
der Dismembration eines Bauerguts hinter einem Sozietätsgeichäfte erkllärt. Erf. v. 21. April 1856 
(Entih. Bd. XXXII, ©. 466), 

Bergl. o. Anm. 84 a. E. zu 8. 108, Tit. 2, 

Ein Kauffontraft, welcher mehrere Grundftüde, und darunter ein Trennftüd, um einen unzer⸗ 
trennten Kaufpreis in Pauſch und Bogen, umfaßt und nicht in der für die Dismembration vorge 
ichriebenen Form errichtet ift, ſoll nur theilweiſe, nämlich nur in Betreff des Trennftüde nichtig fein. 
Oben, Anm. 2. a. €. zu $. 1, Tit. 5. 

(4. U.) Das Belenntniß zu dem außergerichtlichen Parzellirungvertrage vor dem kompetenten Hypo⸗ 
thetenrichter fieht der gerichtlichen Aufnahme deffelben gleich. (A. G. ©. II, 3, 8. 21 fi.) — Sind 
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8, 4. Die Aufnahme des Vertrages ($. 2) darf erft dann erfolgen, mern der Veräufßernde ent» 
weder: 

1) feinen Beſitztitel bereits in das Hypothelenbuch hat eintragen laſſen, oder 

2) jchon ein Jahr lang fic im Beſitz des Grundſtückes befindet, und bei Aufnahme des Vertrages 
gleichzeitig die Berichtigung feines Beſitztitels beantragt. 

Der Hppothetenrichter hat alsdann dieje Berichtigung für den Beräußernden, erforderlichen Falls 
nad) der Vorjchrift der Ordre v. 6. Ditober 1833 (Zuſ. 2), zu betreiben. 
$. 5. Die Beſtimmungen der 88.2 — 4 finden feine Anwendung: 

1) bei Grundſtücken, welche fich im landesherrlichen oder fistalifchen Beſitze oder unter unmittelba= 
rer Bermwaltung der Staatsbehörden,, ingleihen bei Grundſtücken, welche fih im Beſitze einer 
Kirche, Pfarre, oder einer anderen geiftlichen Stiftung, jo wie einer Schule oder Armenanftalt 
befinden ; 

2) bei den auferhalb einer Stadt oder Borftadt ($. 1) auf der ftädtifchen Feldmart gelegenen Grund- 
ftüden; 

3) bei Theilung von Grumdftücden zwiſchen Miterben oder ſolchen Miteigenthümern, deren Gemein- 
Schaft ſich nicht auf Vertrag gründet; 

4) bei Ueberlafjung einzelner Theile von Grundftiiden jeitens der Eitern am ihre Kinder oder wei: 
tere Ablömmlinge?’ 9 ece) ; 

5) bei Grundſtücken, welche einer Erpropriation, zum Zweck der Anlage von Chauſſeen, Eifenbah- 
nen, Kanälen u. j. w. unterworfen find, ohne Unterſchied, ob die Veräußerung felbft durch Er- 
propriation oder durch freien Vertrag bewirkt wird; 

6) bei Theilungen von Grundjtüden, welche durch eine gutsherrlich-bäuerliche Regulirung, eine Ablö— 
jung von Dienften, Natural- oder Geldleijungen, oder eine Gemeinheitstheilung veranlaßt werden 
oder bei Gelegenheit jolcher Gejchäfte ($. 8 der V. v. 30, Jumi 1834) vorkommen. 

8.6. Inſofern eine Zertheilung von Grundftüden, eine Abzweigung einzelner Theile derjelben 
oder eine Abtrennung von Grundftüden, die Zubehör anderer find, um Wege. des öffentlichen Aus- 
gebot8 und der meiftbietenden BVerfteigerung ftattfinden ſoll, darf fie nicht eher vorgenommen erden, 





Parzellen eines fislaliſchen Grundftüdes gegen Parzellen des Grumdftüdes einer Privatperfon ver- 
tauscht worden, fo ift megen der dabei ftattgefundenen Parzellirung auch feitens des Fiskus eine ge- 
richtliche Abſchließung des Vertrages, oder doch ein gerichtliches Belenntniß zu demjelben erforderlich. 
Erk. des Obertr. v. 17. Oftbr. 1862 (Nic. f. Nectsi. Bd. XLVII. ©. 103). 

(5. U.) Iſt der gerichtlich aufgenommene Vertrag, weil z. B. irrthümlich etwas weſentlich Anderes 
geichrieben als verabredet worden (vergl. Anm. 50 zu $. 126, Tit. 10 der Proz.Ordnung), nicht bin- 
dend, jo ift die Folge davon nicht die, Daß zufolge des $. 155, Tit. 5 auf Grund der bereits ganz 
oder theilmeiie erfolgten Erfüllung die Genügeleiftung nad der außergerichtlichen Verabredung gefor- 
dert werden kann, denn dieje ift eben ipso jure null und nichtig. Anm. 38 zu $. 43, Tit. 3; Erf, 
des Obertr. v. 6. Febr. 1863 (Entſch. Bd. XLIX, ©. 44), Das auf einen nicdhtigen Vertrag Ge- 
leiftete muß eondictione sine causa zurädgefordert werden. 

19 ce) (5. U.) Auch in dem Falle, wo die Ueberlaſſung einzelner Theile von Grundftüden an 
den künftigen Schwiegerfohn des Verkäufers, unter der Vorausjegung der Eheſchließung mit deſſen 
Tochter, aufergerichtlich verfprochen war, kann die Ausnahmebeftimmung des $. 5, Nr. 4 nicht An— 
wendung finden. Erf. des Obertr. vom 10. Mai 1867 (Entid. Bd. LVIII, ©. 21), Dagegen hat 
in dem falle, wo eine Wittwe ihrer Tochter und einem Manne, welcher fih um deren Hand bewarb, 
die Abtretung eines Theiles ihres Grundſtückes fir den Fall der Eheſchließung veriprochen hatte und 
Beide darauf die Ehe mit einander vollzogen, das Obertr. die Mittive zur Erfiillung ihres Ver- 
ſprechens verurtheilt, weil die Abtretung des Grundftüdsantheils nicht dem Freier der Tochter allein, 
fondern zugleich der Letzteren verheißen, aljo hauptfächlich jogar diefer zugefagt worden ſei, um fie in 
den Stand zu feten, die Ehe zu jchließen, das abzutretende Yand der Tochter als Mitgiſt habe dienen 
follen und bei ſolchen Abtretungen, behufs Ausftattung heirathender Töchter, die ftaatswirthichaftlichen 
Rüdfichten nicht einträten, welche den Gejetsgeber zu den beichränfenden Vorſchriften bei Theilungen 
von Grundeigenthum bewogen hätten. Erk. vom 18, Oltober 1867 (&. 26. a. a. O. in der Anm.). 
Dann bat dafjelbe, unter Vernichtung des Appellationsertenntniffes, den 2. März 1868 wieder ent- 
gegengejetzt erlannt: Die Abtretung einer Grundftüdsparzelle an eine Tochter und den Schwiegerſohn 
jei feine Weberlafjung im Sinne der Ausnahmebeftimmung des 8.5, Nr. 4 (Arch. f. Reditsf. Bd. LXX, 
&. 117). Uber der $. 5 ift feine Ausnahmebeftimmung, jondern das Geſetz ift ein Ausnahmegeſetz 
und der $. 5 läßt e8 in dem verzeichneten fällen bei der Regel. 
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als bis den Borfchriften des 8.7, Nr. 1 oder 8. 30 des ©. dv. 3. Januar 1845 u. 88.3 umd 4 des 
G. v. 24. Februar 1850, wegen definitiver oder interimiftifcher Regulirung und Bertheilung der öffent- 
fihen, Sozietäts- und Gemeindelaften auf die zu veräußernden Trennftüde genügt ift. 

Der dort angeordnete Regulirungsplan muß vor dem Beginn des Ausgebots- und Berfteigerungs- 
verfahren® vorgelefen umd ſpäter ſich einfindenden Kaufluftigen vor der Zulafjung zu einem Gebote 
noch bejonders befannt gemacht werden. . 

8. 7. Auch müfjen bei einem ſolchen Aufgebots- und Berfteigerungsgeihäft ($. 6) vor dem Zu- 
ichlage oder Bertragsabichluffe ftets Beftimmungen über die Ablöfung, Bertheilung oder Lebernahme 
der auf den Grumdftücden haftenden Reallaften umd Renten iu Gemäßheit des $. 93 des G. wegen 
Ablöfung der Reallaften und Regulirung der gutsherrlihen und bäuerlichen Berhältniffe v. 2. März 
1850, desgleidhen wegen ettwaniger Hypothekenſchulden getroffen werden. 

8. 8, Bei diefen Aufgebots- und Berfteigerungsverhandlungen (8. 6) ift jedesmal ein Richter zuzuzie⸗ 
hen, und diefer von Amtswegen verpflichtet, filr die Befolgung der im 8.6, Abſatz 2, und im $.7 
angeordneten Beftimmungen zu jorgen. 

8. 9. Wenn die vorftehenden Beftimmungen der $$. 6, 7 und 8 nicht befolgt worden, fo ift je- 
der Veräußerer mit einer Geldbuße von zweihundert Thalern zu beftrafen +%d), Auch hat die Orte- 
behörde die Berfteigerung zu verbieten, jobald der Vorſchrift des $.8 wegen Zuziehung eines Richters 
nicht genügt ift. 

8. 10. Der 8.31 der ®. vd. 2. Januar 1849 wird aufgehoben! e). 


8. 16. Auf den Grund 2°) eines bloßen Privat», wenn aud fchriftlichen Ver— 
trages findet die Eintragung des Beſitztitels in das Hypothekenbuch nicht ftatt. 

$. 17. Doc hat eın folcher Vertrag die Wirkung einer Punftation, und e8 fann 
aljo daraus auch auf die Errichtung eines fürmlichen gerichtlichen Inſtruments geklagt 
werden?'). (Tit. 5, $. 120 sqq.) 

8. 18. Wenn verfchiedene Perfonen einen an fich rechtögültigen Titel zur Erwer- 
bung des Eigenthums einer unbeweglichen Sache erhalten haben, fo gebt derjenige, 
deſſen Titel von dem im Hypothefenbuche eingetragenen Eigenthümer ?2) herrührt, den 
übrigen vor. 

$. 19. Haben die Prätendenten indgefammt ihren Titel von diefem eingetrage- 
nen Gigenthümer, fo gebührt demjenigen, der feinen Titel zuerft in das Hypothefen- 
buch hat eintragen ?®) laſſen, der Vorzug. 


19 d) (5. 9.) Eine Zumiderhandlung gegen die 88. 6, 7 u. 8 ift firafbar, wenn auch nur eim 
Anfang mit der Berfteigerung gemacht it, ollte e8 auch zu einer wirklichen Beräußerumg moch nicht 
getommen fein. rt. des Obertr. vom 9. März 1864 (J. M. Bl. ©. 107). 

19°) Dort war den Notarien die Befugniß zur Aufnahme der Berträge über Parzellenveräufße- 
rungen gegeben. 

20) So ift die Lesart in der Urausgabe. Im fpäteren Ausgaben, namentlidy in der dom Jahre 
1817, findet ſich die fehlerhafte Yesart „auf dem Grunde“ u. j. m. 

21) Vergl. die Anm. 5 zu 122, Tit. 5 und die Anm. zu $. 614 d. T. 

Die Klage auf Errichtung eines förmlichen Inftruments über die Uebertragung des Grundftüdes 
fteht jedem Betheiligten zu, wenn er ein Interefje dabei hat, alſo nicht bloß dem Erwerber behufs Be- 
richtigung feines Befigtitels, fondern auch dem kreditirenden Käufer, um über feine Kaufgelderforderung 
ein zur Eintragung geeignetes Inftrument zu haben, wenn ihm eine Hypothel vorbehalten oder zuge 
fihert worden ıft. 

Uebrigens wiederholen die 88. 15—17 d. Tit. eine Ausnahme don der im $. 111, Tit. 5 
ausgeiprodenen Regel für Verträge: locus regit actum ; denn fie fordern für alle Verträge über 
Grundftüde ichriftlihe Abfafjung. $. 135, Tit. 5 und Anm. 96 daf. Die Ausnahme ift mit Ab- 
ficht und Bewußtſein vorgeſchrieben. 

22) Damit ift nur der eingetragene Beſitzer gemeint; ob er wirklich Eigenthümer fei, fommmt bei 
der hier entichiedenen Frage nicht in Betradht; es ift daher fein Gewicht auf den Ausdrud „Eigen- 
thümer“ zu legen. $. 8. 

23) Wenn auch nur poteftativiih. Denn die Wirkſamleit des eingetragenen Titels ift vom der 
Form, in welcher die ng A geichehen, nicht abhängig gemacht. Nicht eingetragenes Pr. des 
Obertr. v. 27. April 1849, in Saden Stein w. Mente ı0%/,,, II, 49. 
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S. 20. Hat noch feiner unter ihnen die Eintragung erhalten, fo fann derjenige, 
deſſen Titel zuerjt entjtanden ift ?*), dieſelbe vorzüglich fordern. 
$. 21. Bei beweglichen Sachen hat unter Mehreren, welche auf da® Gigenthum !!. Bon der 


, eye - ki = ittelb 
aus einem an fich rechtögültigen Titel Anfpruch machen, derjenige, deſſen Titel von Ermertung 
dem biöherigen wahren Gigenthümer herrührt, der Regel nah, den Vorzug ?*°). !humd der 
$. 22. Haben die Prätendenten insgeſammt ihren Titel von einer und eben der» Kraakae 
jelben Perfon, jo enticheidet, auc bei beweglihen Sachen, der Zeitpunkt der früs fonderheit. 
bern rar dieſes Titeld. ($. 20.) j 
$. 23. it aber einem unter diefen mehren Prätendenten der Befig ?°) der Sa- 
che 20) eingeräumt worden 26%), fo jchließt diefer die Eigenthumsanfprüche der übrigen 
24) Diejer geht auch in dem alle vor, wenn die Prätendenten ſämmtlich ihren Titel von dem 
nicht —— Eigenthümer erhalten haben. Es verſteht ſich, daß im den $$. 18—20 überall 
bon der borzliglihen Befigerlangung Rede ift. Hat Einer in Folge feines Titels die Uebergabe ge- 
leiftet erhalten und befindet fi im förperlichen Beſitze, jo ift er bereits Eigenthiimer gerorden und 
fein Prätendent mehr. Bon diejem kann, defjen Redlichkeit vorausgejett, ein foldher, welcher die Ein- 
tragung eines Titels erlangt hat — mas ohne Uebergabe nicht in der Ordnung jein mürde — nicht 
bindiziven, weil er weder Eigenthümer geworden ift, noch eime perfönliche Klage gegen ihn hat. Der 
ältere Titel allein, ohme Uebergabe und ohne daß er dem Dritten bei der Erwerbung befannt ift, giebt 
teinen Borzug, wie der $. 23 ausipricht, defien Grundjag, wenngleich er unter dem Marginale von 
der Ermwerbung bemegliher Sachen fteht, doch auch von unberveglichen Sachen gilt, wie der $. 25 er- 
giebt, wo die Uebergabe neben der Eintragung genannt wird, alfo die dort ausgeſprochene Regel: 
daß der nicht gewußt habende Beſitzer die Sache behält, wenngleich fein Titel jünger ift, aud für 
Grundftüde gegeben ift. Vergl. das Pr. des Obertr. v. 15. Auguft 1848. (Rechtsfälle Bd. IV, 
©. 324.) Dagegen kann er jein perfönliches Recht zur Sache (jus ad rem) mit der analogen Vindi- 
fationsflage gegen den dritten Beſitzer dann allerdings verfolgen, wenn es älter ift und der Befiger 
zur Zeit der Uebergabe das früher entftandene Recht des Andern gekannt hat. Pr. des Obertr. 2059, 
d. 26. Sept. 1848. 


248) (4.9) Die 88. 21—23, die Kollifion mehrerer Eigenthumsprätendenten in Bezug auf die 
nämliche bewegliche Sache betreffend, Lönnen auf den Fall der Kollifion mehrerer Hypothelengläubi— 
gr ng angewendet werden. Erf. des Dbertr. dom 14. Juni 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVIII, 

. 58). 

25) Iſt diefelbe bewegliche oder unbewegliche Sache verfchiedenen Perfonen übergeben worden, der 
einen durch ſymboliſche, der anderen durch körperliche Befigübertragung; jo ift die lettere wahrer 
Eigenthümer geworden und ihr Recht geht dem Cigenthumsaniprucde der anderen vor; auf die Prio- 
rität des Titels der Zeit nach fommt es weiter nicht an. Entſch. des Obertr. Bd. XI, ©, 210, 


26) Der Grundjag wird auch auf Rechte, insbejondere auf die Ceffion von Forderungsrechten, 
worüber Urkunden vorhanden find, angewendet. Das Eigenthum einer cedirten Forderung, worüber 
Urkunden vorhanden find, geht zwar auch bei Partialceifionen auf den Keifionar durch die bloße 
ihriftliche Erklärung des Cedenten, ohne Uebergabe des betreffenden Dokuments, oder der davon abzu« 
zweigenden Urkunde, über, uud es macht dabei feinen Unterichied: ob die Forderung eine bloß perjön- 
liche oder eine hiypothelariiche ift. Pr. des Obertr. 193, v. 25. März 1837 (Entid. Bd. U, ©. 332), 
und ‘pr. defi. vom 5. Mai 1838, Nr. I (Entid. Bd. IV, ©, 71). Wenn jedody ein Aktivum, ganz 
oder theilweile, Mehreren cedirt worden, und dieſe ihren Titel insgefammt von einem und demielben 
Autor herleiten, jo jchließt derjenige, welcher den Befig der Schuldurtunde in gutem Glauben einge 
räumt erhalten hat, auch die, durch frühere Ceifionen erworbenen Aniprüche der Uebrigen aus. Daii. 
Pr. Nr. II Denn jener Grundjag gilt unbedingt nur in dem Verhältniſſe des Ceifionars zu dem 
Gedenten : diefer muß alle von ihm ausgegangenen Gejfionen gelten lafjen und verwirklichen, oder Er 
fat leiften. Aber in Beziehung zu dem Schuldner und zu dem Dritten, welchem gleichfalls cedirt 
worden ift, hat, weil die Forderung als Gegenftand des Eigenthums (als eine Sache) im Verlehre be 
handelt wird, die bloße Keifion ohme Weberlieferung des Schutt nur die Bedeutung eines Titels. 
Der Schuldner braucht denjenigen, der bloß eine jchriftliche Erklärung des Cedenten vorlegt, für feinen 
Gläubiger nicht anzunehmen und fann nur an den Inhaber der Sculdurtunde in Folge der auf ihn 
lautenden Ceſſion fider zahlen. Unter mehreren Geifionarien defjelben Cedenten hat mithin derjenige, 
dem zugleich das Dokument ausgehändigt worden ift und dabei don der älteren Ceſſion eines Dritten 
nichts befannt war, das Forderungsrecht wirklich erworben, wenngleich er der jüngfte Ceifionar wäre, 

268) (5. A.) Diefer Fall ift au dann vorhanden, wenn der Beſitzer der Sache den don ihm 
beftellten Inhaber derjeiben unmittelbar anweiſet, die Gewahrſam fortan für den fich beftellten Beſi 
nachfolger fortzujegen, dieſer jolches acceptirt und demgemäß als nunmehriger Beſitzer über die Sa 
bei dem Inhaber derjeiben verfügt, diejer auch Folge leiftet. $. 66, Tit. 7. Hierdurch hat die Leber- 
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aus 27), ohne Nüdficht auf die Zeit, wenn 28) diefelben entitanden find. (Tit. 7, 
S$. 74, 75, 76.) 

8. 24. Wer e8 weiß ?9), daß derjenige, von welchem fein Titel fich herfchreibt, 
nicht wahrer Eigentbümer ſei, der fann weder durch Eintragung, noch durch Ueber: 
gabe ein Eigenthumsrecht erlangen ®"). 

$. 25. Auch der, welcher zur Zeit der Eintragung oder Uebergabe den früher 
entjtandenen Titel eines Andern weiß !), fann zum Nachtbeile deifelben die früher 
erhaltene Eintragung ??) oder Uebergabe nicht vorfchügen 33). 


gabe das Stadium der bloßen Anweiſung im Sinne des $. 74 a. a. D. überichritten und ift zu 
einer förperlichen geworden. Vergl. Erf. des Obertr. v. 29. Mai 1865 (Entih. ®d. LIV, ©. 60). 

27) Das Kulmiſche Recht hat Bd. IV, Tit. 5, Kap. 10 die Vorſchrift, da dem erften Käufer 
einer Sade vor dem zweiten, welchem der Beſitz derſelben eingeräumt worden, der Borzug gebühre, 
jobald vom Berfäufer mit Jenem ein Kontraft aufgenommen Torden. Diele Vorfchrift findet auch 
auf Immobilien Anwendung, wenn der Kaufvertrag über fie gerichtlich oder notariell aufgenommen 
worden ift. Pr. des Obertr. 615, v. 16, Febr. 1839, 

28) Wird hier für „mann“ gebraucht, was in jener Zeit oft vorkommt, 

29) Dazu ift nicht die eigene unmittelbare Sinneswahrnehmung, d. h. unmittelbare Kenntniß- 
nahme durch Einficht der Befigurfunden des wahren Gigenthümers oder öffentlich glaubwürdige Ber 
nachrichtigung eıforderlih. Denn „das hiftoriihe Wiffen ift mehr oder minder ein bloßes Fürwahr— 
halten aus Gründen der Erfahrung und des Vertrauens, und man muß ſchon das als Gegenjtand 
des Willens annehmen, für defien Wahrheit überzeugende Gründe dieſer Art vorhanden find.“ Pr. 
des Obertr. v. 7. Dftbr. 1843. (Ulrid, Arch. Bd. X, ©, 19.) Es kommt auf die Beichaffenheit 
der Umftände jedes einzelnen Falles an. Vom bloßen Hörenfagen aus dem Munde unzuverläffiger 
Berjonen bis zu überzeugenden Gründen ift es weit. Das Ermeſſen der Richter enticheidet. Nicht 
leicht wird fich ein vechtichaffener Daun auf einen Handel einlafjen, ohne den ihm darüber zufommen- 
den Gerüchten auf den Grund zu gehen. — (4. U.) Ueber den Zeitpunft, wo die Wiſſenſchaft vorhanden 
fein muß, ſ. m. oben die Anm. 7a zu $. 10 und die hier folg. Anm. 30, 

30) Menn der Erwerber eines Grundftüds zur Zeit der Eintragung in das Hypothelenbuch oder 
der Uebergabe gewußt hat, daß derjenige, von melden ſich fein Titel herichreibt, das Grundftüd zwar 
im eigenen Namen, aber nur auf Grund einer Vollmacht, als Mandatar eines Dritten erworben hat, 
jo muß derielbe dem Machtgeber jeines Autors in dem Beſitze des Grundftüds weichen. Pr. des 
Obertr. 1418, d, 27, Januar 1844. (Entid. Bd. X, ©, 113.) Damals, als das Obertr. den 
Sat ausiprach, drüdte es damit nicht feine wahre Jurisprudenz aus. Denn es nahm an, daß in dem 
vorausgeiegten Falle das Eigenthum dennoch dem Machtgeber erworben worden jei. (Entich. Bd. VII. 
©. 377.) Wenn das Rechtéwahrheit ift, jo kommt es auf das Wiffen Defien, der die Sade von 
dem Mandatar erwirbt, nicht an; denn wer von einem Nichteigenthlimer, obgleich in gutem Glanben, 
erwirbt, wird nicht Gigenthilmer und muß deshalb die Sache dem wahren Eigenthümer herausgeben ; 
jein guter Glaube hat bloß Einfluß anf feine Gegenforderumgen. Seitdem aber das Obertr. feine 
Praris geändert und mittelft Pl.-Beſchl. (Pr. 2052) vom 2. Dftober 1848 als Rechtsſatz angenom- 
men hat, dat der Machtgeber, in dem borausgeieten Falle, nicht jofort da® Eigenthum der an den 
Bevollmächtigten übergebenen Sache eriwerbe, jondern nur das perfönliche Recht, von dem Bevollmäd)- 
tigten die Uebertragung des Eigenthbums an ihm (das Eigenthum hat aljo der Bevollmädhtigte) zu for- 
dern, — bat jener Sat entiprechende Bedeutung. 

Diefe Betrachtung der Anmendung des 8. 24 erinnert daran, daß nicht etwa argumento a con- 
trario geichlofjen werden darf, daß, wer es nicht weiß, daf der Veräußerer nicht wahrer Eigenthümer ſei, 
Eigenthum erwerbe. Der gute Glaube macht nicht zum Eigenthümer, und die Erwerbungsart (Ein- 
tragung, Uebergabe) giebt nur dann Cigenthum, wenn der Autor wahrer Eigenthümer war. 8. 3d. T., 
88. 175 und 188, Tit. 7. Sonſt wäre die Verjährung durd Beſitz ein an Real ge Inftitut. 
Der im $. 24 ausgeiprochene Sat: daß weder durch Eintragung, noch durch Uebergabe, ein Eigen» 
thumsrecht erlangt werde, wenn der Antor nicht wahrer Eigenthlimer ift, gilt für beide Fälle, mag 
e8 der Erwerber wifjen, oder nicht. Was bei dieſem unftreitigen Rechtszuftande mit dem $. 24 eigent« 
lich bezwedt worden , ift nicht findbar; die Vorſchrift fcheint aus der nicht aufgenommenen Borftellung 
herzulommen, daß bei unbeweglichen Saden die Eintragung, bei beweglichen die Uebergabe die Bin- 
difation gaen den redlichen Erwerber ausichließe, nad der Rechtsparömie: Hand wahre Hand. 

(4. U.) Auf den Fall, wenn der veräußernde eingetragene Beſitzer zwar nicht Alleineigenthiimer, 
aber doch Miteigenthümer des Grundftüds iſt, findet der 8. 24 feine Anwendung. Erk. des Obertr. 
d. 13, Juli 1852 (Arc. f. Rechtef. Bd. V, ©. 373). 

31) ©. o. die Anm. 29 zu 8.24 d. T. 

32) ©. o. die Anm. 23 zu &.19d T. 

33) (5. U.) Ein Gläubiger, welcher zur Zeit der Anmeldung des ihm don dem Eigenthümer 
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8.1. Das Kaufsgeichäft ift ein Vertrag, wodurd der eine Kontrahent zur Ab- u — 
tretung des Eigenthbum® ') einer Sache ?), und der andere zur Erlegung einer beftimm- 
ten Geldfumme dafür, fich verpflichtet >). 


verliehenen Titels zur Hypothek bon einem don demfelben Eigenthümer herrührenden, alsdann befte- 
henden Titel eines Dritten zum Eigenthume Kenntniß hat, kann durch die Eintragung feiner Korde- 
rung in das Hypothekenbuch eine Hypothek mit rechtlicher Wirkung diefem Dritten gegemüber nicht er- 
werben. Erf. des Obertr. vom 28. Oftober 1867 (Entſch. Bd. LIX, ©. 70), 

Der Erwerber und im Hypothekenbuch eingetragene Eigenthiimer eines Grundftüds, welcher vor- 
ber von uneingetragenen Pfandtitein Wiffenichaft erlangt hat, die durch Willenserflärungen feiner Vor— 
befiger eingeräumt find, wird hierdurch nicht behindert, gegen jene Pfandanſprüche ſich jeines dinglichen 
Rechts als en u bedienen. Dies ift icon in dem Plenarbeichluffe vom 12. Juni 1843 
(Entih. Bd. 1X, ©. 25 ff.) ausgeführt umd folgt theil® aus der accefforiihen und fakultativen Natur 
des durch den Pfandtitel begrindeten Rechts auf Eintragung, theils aus den 88. 411, 412, 438, 500, 
I, 20 des A. ER. und dem 8. 30, U der Hyp.⸗Ordnung, fo daß die allgemeinen Grundjäge von 
der Kollifion eines dinglich Verechtigten mit perfönlichen Anfprüchen (Rechten zur Sadıe) — wie fie 
3. B. in dem 8.25 d. T. und in dem $.5, I, 19 janktionirt worden find, feme Anwendung finden 
diirfen. Erf. defi. vom 24. Februar 1868 (Arc. f. Rechtef. Bd. LXXI, ©. 82). 

1) Die Abficht der Kontrahenten muß auf das Eigentum am dem Gegenftande, im Gegenjate 
zu einem bloßen Gebrauchs- und Nutungsrechte, gerichtet fein. Das ift der Sinn der Beſtimmung, 
feineswegs wird gemeint, daß es fein Kauf ſei, wenn der Verkäufer nicht wirklich Eigenthum ver- 
jchaffe, während üach R. R. gerade entgegengeſetzt das Geichäft nicht als Kauf galt, wenn der Ber- 
fäufer das Eigenthum zu verichafien (rem dare) veriprochen hatte. L. 16 D. de cond. causa data. 
(XU, 4.) Diefer Unterichied fällt im heutigen Rechte ganz weg, das Geſchäft ift in allen Fällen Kauf, 
mag man an die Berichaffung des wahren Eigenthums gedacht haben, oder nicht; erforderlich ift nur, 
daß die Sache ihrer Subftanz nach, d. h. der fortdauernde vollftändige Befik der Sache, über— 
tragen werden joll. Deshalb ift es kein Kaufsgeichäft, wenn z.B. ein Nutungseigenthümer (Fideitom- 
miß » oder Lehnsbeſitzer), welcher jelbit nur auf Lebenszeit das Nutzungsrecht hat, die Nutungen des 
Grundftüds anf eine beftimmte Zeit für einen beftimmten Preis verfauft, und dem j. g. Käu«- 
fer das Grundftüd zur Abnutzung ohne Rechnungslegung übergiebt. Man hat ein ſolches Geſchäft nicht 
richtig für einen Dariehns- und Pfandnugungstontraft erklärt; es iſt ein Pachtkontrakt. Tit. 21, 
8. 251. — 4.) Bergl. auch über die Ausdrucksweiſe eines Kaufs unten, die Anm. 88@ zu 
8. 185 d. 

2) Oder eines Rechts; der Begriff von Sache ift hier im weiteren Sinne zu nehmen. 88. 1—3, 
Tit. 2. Im diefem Abſchnitte ift zwar insbejondere von dem j. g. Sachlaufe, d. h. von Käufen, deren 
Gegenftand eine körperliche Sache ift, gehandelt, die allgemeinen Grundiäge gelten aber and von Käu— 
fen, deren Gegenftand eine Sache im weiteren Sinne ıft. Auffallend ift die Behauptung des Obertr. 
in den Entid. Bd. XVII, ©. 156: „Nur Sachen, nicht Rechte können verfauft umd vertauſcht — 
werden." Der Wortlaut der $$. 381 und 445 d. T. ergiebt die Unrichtigkeit diejer Behauptung; fie 
beruhet, wie die Fortſetzung der Phraſe zeigt: „nur Rechte, nicht Sachen können cedirt werden,‘ auf 
einer Identifizirung oder Wermengung des Ziteld mit dem Webertragungsatte. Die Tauglichkeit der 
Rechte als nftäude der emtio venditio ift auch eine uralte Sache. L. 8, $. 2 D. de periculo 
(XVII, 6); L. 12 D. de pignoribus (XX, 1). Bergl. 88. 329, 609 fig. d. T. 

3) Nach diejer Begrifföbeſtimmung ift e8 ein Erforderniß des Kaufsgeichäfts, daß der Gegenftand 
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8.2. Was bei Verträgen überhaupt Rechtens ift, findet auch bei Kaufögeichäf- 
ten Anwendung ?®). 

8. 3. Der Eigenthümer einer Sache fann zum Verkaufe derfelben wider feinen 
Willen nur alddann gezwungen werden, wenn ein Dritter ein befondered Recht zu de- 
ren Anfaufe durch ausdrüdliche Gefege*), Berträge, oder den Eigenthümer verpflich- 
tende legtwillige Verordnungen erlangt hat. 


nicht beiden Theilen gemeiniam fein muß: mas der Berfäufer verkauft, muß ihm jelbft zuftehen, nicht 
idon dem Käufer mit — ſonſt iſt das Geſchäft ein anderes als Kauf. Wenn alſo z. B. bei 
einer Erbtheilung ein Erbe eine zur Erbſchaft gehörige Sache zum Alleineigenthume annimmt und die 
Miterben durch Ueberlaſſung anderer Stücke oder durch Geld abfindet, fo ift darin nicht Tauſch und 
nicht Kauf enthalten, ſondern Theilung. Ein folder, and von dem Obertr. beurtheilter Fall ift im 
Schleſ. Arc. Bd. IL, ©. 26 mitgerheitt, doch ift die Immerlichleit der Rechtsoperation, vermöge welcher 
der Annehmer nad wie vor der Theilung unmittelbarer Nachfolger des Erblaffers ift umd nicht etwa 
Singularjucceffor der Miterben wird (darauf fam es an), nicht Klar aufgefaßt und dargelegt. Der or- 
aniihe Zuſammenhang ift diefer: Mehrere Miterben find zuſammen Eigenthümer jeder einzelnen Erb» 
Khafıtiade, jeder Einzelne auf das Ganze aber in Gemeinſchaft mit dem übrigen; feiner alleın auf eine 
beftimmte Sadje oder auf einen beftimmten Theil derielben. Der Ausicheidende macht den Zurüdblei- 
benden Raum, und, wenn Alle bis auf Einen austreten, jo bleibt diejer Eine Alleineigenthümer, ver- 
möge des Alkrescenzrechts. So wirkt das Alfrescenzrecht in Beziehung auf die Erbſchaft als Ganzes 
durch die Entjagung einzelner Miterben; jo wirkt es in Beziehung auf einzelne Erbftüde durch die 
Abfindung der Einzelnen bei der Theilung; der Abgefundene hat nichts zu Übertragen, nichts zu thun, 
als zu erflären, daß er aus dem Gejammteigenthum ausicheide. 

Andere Geftaltungen nehmen die Uebertragungen eines Dliterben (vor der Theilung) an Dritte 
an. Das Obertr. hat den Sag ausgeiprohen: Die von einem Erben an einen Dritten „geleiftete 
Geifion des Erbtheils, ohme nähere Beitimmung des Gegenftandes, bloß auf Höhe einer gewiſſen 
Summe, liberträgt fein Eigenthum an den einzelnen, den Grbtheil bildenden Gegenftänden der Erb- 
ichaft. Der Eeifionar erlangt vielmehr durch eine ſolche Abtretung nur einen perjönliden Aniprud) 
an den Erben. Pr. 465, v. 7. Mai 1838 (Entſch. Bd. II, ©. 302). Der erfte Theil diejes Pr. 
ift unbedingt richtig. Die Uebertragungsart ift bei Veräußerungen eines einzelnen Miterben verichieden 
nad dem enſtande. Er kann veräußern wollen jeinen Erbtheil, oder eine zu ſeinem Erbtheile ge- 
hörige einzelne Sache oder Forderung, oder aud) einen Inbegriff von Sadyen. Soll das Erbredt (der 
Erbrheil) als Begrifisganzes veräußert werden, jo kann es nur durch einen Berfauf geichehen ($$. 447, 
474): follen einzelne Sachen oder ein Inbegriff von Sachen veräußert werden, jo muß es gleichjalls 
durch Verkauf und Webergabe geichehen, wozu natürlich die Beſtimmung der Spezien nothwendig 
ift; follen einzelne Rechte — — werden, jo kann dies nur durch Ceſſion bewirlt werden, wobei 
die Legitimationsfrage für ſich bleibt. 

(5. A.) Hat ein Käufer das ihm auf Grund eines Kaufes zuftehende perſönliche Recht zur Sache, 
einem Anderen für einen beftimmten Preis mit der Verpflichtung abgetreten, ihm durch Uebergabe das, 
zuvor don ihm felbft zu ermwerbende Eigenthum daran zu übertragen und ift dieſe Uebertragung auch 
in Wirklichkeit zu Stande gefommen, jo find damit alle Merkmale eines Kaufsgeihäftes erbracht, und 
es findet der Einwand der Verletzung über die Hälfte gegen ein jolches Geſchäft jtatt. Erf. des Obertr. 
bom 14, DOftober 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVII, ©. 247), 

38) (4. A.) Es gehört mithin zur Perfektion des Kaufs auch Willensübereinftimmung der Kon- 
trahenten über alle Efjentialien des Geſchäfts. Aber dazu ift nicht unbedingt in allen Fällen eine durch 
Worte oder Schrift ausgedrüdte Erklärung erforderlich, vielmehr kann der Konſens unter gewiſſen Um— 
ftänden und Vorausiegungen auch durch Handlungen erflärt werden. So ift z. B. die bei einer Fabrik 
erfolgte und angenommene Beftellung von Waaren einer gewifien, nad Fabrilpreiſen verläuflichen 
Sorte ein Kauftontraft, wenngleich weder dieje Waaren zur Zeit der Beftellung anf dem Yager vor⸗ 
räthig und daher noch anzufertigen waren, noch eine bejondere Vereinbarung hinfichtlih des Preiſes 
ftattgehabt hat; und diejer Kauffontraft gelangt durch die unternommene Ausführung der Beftellung 
ur Perfeltion, — zumal bei einem ſchon beftehenden Verkehre der Parteien, ohne daß eine bejondere 

rkläͤrung des Fabrıfbefigers über die Annahme der Beftellung vor deren Ausführung erforderlich ift. 
Daher enticheidet Über den Zeitpunkt des Abjchluffes dieſes Vertrages weder das Datum, noch der Tag 
des Zugangs des Benadhricitigungsichreibens über die Abjendung der Waaren. Erf. des Obertr. v. 
6. Novbr. 1855 (Arc. f. Rechtsſ. Bd. XVII, ©. 280). . 

Bei der nothtvendigen Subhaftation wird das Kaufsgeichäft durch Abgabe des Meiftgebots und Ein- 
willigung der Interefienten in den Zuſchlag perfelt. Ert. des Obertr. v. 28. November 1851 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. III, ©. 341). Vorausgeſetzt, daß der beiderjeitige Konjens auf den nämlichen Gegenftand 
zufammentrifft. Unten, Ann. 35 zu $.340 d. T., u. Aum. 68 zu 8.41, Tit. 55 der Proz. Ordn. 

4) Ein Beifpiel: Th. II, Tit. 18, 88. 109 — 111. Dergleichen Ausnahmen bon der Rechtsregel 
leiden niemals eine analoge Anwendung. 
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$. 4. Auch der Staat ift Jemanden zum Verkaufe feiner Sache zu zwingen nur 
alsdann berechtigt, wenn e3 zum Wohle ded gemeinen Weſens nothwendig ıft’). 

$.5. Zur Unlegung oder Verbreitung einer öffentlichen Landſtraße, oder eine? 
ſchiffbaren Kanals oder Flußbettes, können die Befiger der angrenzenden Grundftüde 
foviel davon, als zu diefem Behufe erfordert wird, dem Staate fäuflich zu überlafjen 
gezwungen werden. 

$. 6. Ein Gleiches hat ftatt, wenn der Staat der öffentlichen Sicherheit wegen 
einen Ort mit Feſtungswerken e verjehen nöthig findet. 

$. 7. Bei entitehendem Getreidemangel ift der Staat, zur Abwendung einer 
drohenden Hungersnoth, berechtigt, die Befiger von Getreidevorräthen zur Ausſtel— 
= derfelben zum feilen Verkaufe, jedoch mit Vorbehalt ihres eigenen Bedürfniffes, zu 
nötbigen. 

8 8. In allen Fällen eine durch die Geſetze begründeten nothwendigen Ber: 
faufd® muß, wenn über den Preis fein Einverftändniß ftattfindet, derfelbe nach dem 
Ermeſſen vereideter Taratoren beftimmt werden ®). 

$. 9. Bei diefer Beitimmung tft nicht bloß auf den gemeinen, ſondern aud 
auf den außerordentlichen °®). Werth Rückſicht zu nehmen. 


5) ©. o. die Anm. 84 zu $. 75 der Einleitung. Es verfteht ſich, daß der Staat diejes jein 
Recht auch auf einen Dritten übertragen fann. Dies geichieht täglich durch die Konzeſſionen zu Chaui- 
ſee- und Eijenbahnanlagen. Vergl. aud) das Erf, des Obertr. vom 7. Januar 1831 (Simon, Redtsipr. 
Bd. III, ©. 225). (4. U.) Ferner beim Bergbaue (II, 16, $$. 109 fj.), bei Deichanlagen, Vorfluths— 
ſachen, Benugung von Privatflüffen (Entih. Bd. XX, ©. 6 und Archiv j. Rechtsf. Bd. VI, ©. 220). 
In allen Fällen muß derjenige, welchem das Recht der Erpropriation eingeräumt fein foll, genannt 
werden, d. h. die Verleihung des Erpropriationsrechts an Dritte fett eine beftimmte Erklärung des 
Staatäoberhaupts voraus, jonft bleibt der Fislus das expropriationsberechtigte Subjelt und haftet dem 
Erpropriirten als Kontrahent. Die einfeitige Beſtimmung der ausführenden Behörde, daß der Erpro- 
prüirte das Grumdftüd an gewiſſe Dritte herausgeben jolle, kann in der PBarteiftelung des Fiskus, dem 
Erproprürten gegenüber, nichts ändern ; der Fiskus mag ſich am jene Dritte regreſſiren. Vergl. Erk. 
des Obertr. d. 21. Februar 1859 (Entſch. Bd. XL, ©. 46), 

(4. 9.) Bei Erpropriationen ift der Zmangsverfäufer wicht jo tie bei freiwilligen Käufen zur 
Errichtung eines förmlichen Bertrags, Leiftung der Uebergabe und Gewähr, Tilgung der Hypotheken ıc. 
verpflichtet. Er hat mur die Wegnahme feiner Sache, gegen Empfang des allenfalls durch den Rich: 
ter feſtgeſetzten Preifes, zu dulden, umd der Erwerber fann zur Tilgung derjenigen Laften, melde au— 
gezeigt werden müſſen, um auf den Käufer ohne Gewährleiſtung Üüberzugehen, nur den Preis vermen- 
den lafien. Bergl. Erf. des Obertr. dv, 1. Mai 1857 (Entſch. Bd. XXXV, ©. 390). Auch können 
der Natur der Sache nach nicht ſämmtliche Beftimmungen über die Gewähr bei Erpropriationen maß- 
gebend fein, namentlich findet bei ausgehobenen Mobilmacungspferden im Allgemeinen Gemwährleiftung 
megen Mangels gewöhnlich —— Eigenſchaften (von vorbedungenen kann gar nicht Rede ſein) 
nicht ſtatt. Bergl. 88. 442—444 d. T. Ert. des Obertr. vom 28. Jannar 1862 (Archiv f. Rechtsf. 
Bd. XLIII, ©. 339). 

58) (4. A.) Es verſteht ſich, daß jedem Theile Einwendungen gegen die Tare zu machen frei— 
fteht, daß mithin auch, was beftritten worden, der erpropriirende Fiskus Erinnerungen behufs Ermä- 
ßigung des Kaufpreifes zu machen berechtigt ift. Ert. des Obertr. vd. 24. Januar 1851 (Archiv f. 
Rechtoͤf. Bd. I, ©. 24), (5. 9.) Davon wird er dadurch nicht ausgeichloffen, daß er, um in den 
Beſitz des erpropriitten Grundftüds zu kommen, dem proviſoriſch vollitvedbaren Erpropriationsbeiceide 
der Bermwaltungsbehörde genügt und die darin feitgeftellte Entichädigungsiumme, gegen deren vorgän— 
gige oder gleichzeitige Entrichtung erft die Uebergabe geichehen follte, deponirt oder gezahlt hat; er fanın 

emnächft ' gut wie der Erpropriat ($. 11) den Rechtsweg betreten, um den Preis endgültig durch 
den Richter beftimmen zu laffen. Erf. des Obertr, vom 10. Junt 1864 (Entidh. Bd. LIT, ©. 96). 
5b) (4, 9.) Oben, Tit.2, $. 114 u. die Ann. 90 dazu. — (5. 9.) Wenn der Erpropriat das nicht 
erproprürte Stüd jeines Eigenthums aud gegen vollftändige Vergütung des außerordentlihen Werths 
nicht abtreten will, jo darf er doch nicht verlangen, daß der Erpropriant ihm das volle Nutzungsrecht 
der abgetrennten Ländereien durch Herftellung von Anlagen gerwähre, deren Koften in feinem Berhält- 
nifje zu dem außerordentlichen Werthe derjelben ſtehen. Der Erpropriat hat einerjeits nicht ungemeſ⸗ 
jene Vortheile zu verlangen, er ſoll nicht zum Nachtheile des Staats und gemeinen Weſens ſich berei— 
dern, und der Staat, der zur Erpropriation berechtigt ift, kann andererjeits in feinem Falle, wenn 
nicht beiondere Gelee etwas Anderes beftimmen, zu mehr verpflichtet fein, als jelbft der Beichädiger 
aus Vorſatz umd grobem Verſehen. Iſt durch einen Durchftich zur Regulirung eines Flußbettes ein 
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$. 10. Ob der Fall einer Nothwendigfeit des Berfaufs zum gemeinen Wohl vor- 
ir a bleibt der Beurtheilung und Entſcheidung des Oberhauptes ®) des Staat? 
vorbehalten. 


$. 11. Ueber die Beftimmung des Preifed aber foll dem biäherigen Eigenthü- 
mers*) rechtliched Gehör nicht verfagt werden. 
Erforbernifie $. 12. Zum Abſchluſſe eines jeden Kaufs ift erforderlih, dap der Verkäufer, die 
gen Kaufs, Perfon, auf welche das Eigenthum übergehen foll, die zu verfaufende Sache), und 
Nberhaupt der dafür zu erlegende Preis?’ %) hinlänglich beſtimmt And») 
in Mufehung 8. 13. Zur —— der Perſon, auf welche das Eigenthum übergehen ſoll, 
der Kontra iſt ed genug, wenn aus dem Vertrage erhellet, von weſſen Entſcheidung, oder von wel—⸗ 
benten, cher Begebenheit die nähere Beftimmung abhängen joll®). 


Grundftüd getheilt, fo ift der Erpropriant nicht gehalten, e# dem Expropriaten möglich zu machen, 
das abgetrennte Std, welches zum Zmed der Erpropriation unmöthig ift, wie früher zu benugen und 
event. die Koften diejer Mittel, jo unverhältmigmäßig fie auch wären, zu erftatten. Hierzu ift der 
Erpropriant nicht verpflichtet, er muß dem GErpropriaten den außerordentlihen Werth des hergegebenen 
Landes und aller Werthöverringerungen feines Reftgrundftüdes erjtatten, auch für Wirthichaftserichwer- 
niſſe, nicht aber foftbare Anftalten treffen, damit die in ihrem Nutzungswerthe verringerten Ländereien 
wieder den friiheren Nutungsertrag gewähren können. Der außerordentliche Werth des abgetretenen 
Landes wird hergeftellt auch durch die Vergütung der Wirthichaftserichwernifie des Reftgrundftüdes, Erf. 
des Dbertr. vom 17, September 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIU, ©. 351). Bergl. au Tit. 8, 
g. 31. 


6) Auch noch heutzutage. Dieſes Hoheitsrecht ift am feinen Beamten übertragen; dergleichen Be- 
ſtimmung fteht in der Kategorie landesherrlicher Verordnungen; fie ift enthalten im jeder Konzeifton, 
in welcher zugleich das Erpropriationsrecht übertragen wird. (5. 9.) Zum Weſen der Erpropriation 

ehört nicht, daß der Erpropriat nicht freirillig das erproprürte Objelt abtreten will und dadurch der 
rpropriationsbejcheid nöthig wird, Es kommen alfo auch in dem alle, wenn der Erpropriat fich der 
Aufforderung des Erpropriationsberechtigten zur Abtretung freirillig fügt, die $$. 8—11 und nament- 
lich der $. 221 zur Anwendung. rt. des Obertr. vom 15. Februar 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LII, 
©. 256). — (3. U.) Der Rechtsweg mit Bindifationstlagen gen Erpropriationen,, melde zu öffent- 
lichen Zwecken ausgeführt worden find, ift unzuläffig. Erf. des Gerichtsh. zur Entich. der Komp.-Konfl. v. 
8. April 1854. (I.M.Bl. S. 270.) 

68) (4, A.) Auch dem Pächter eines erproprürten berpachteten Grundftüds. Denn auch diefem 
muß der Erpropriant, wenn er nicht ſchon dem Eigenthümer die dem Pächter zugefügten Nachtheile im 
der Benutung des Guts erftattet hat, den Erſatz diejer Nachtheile unmittelbar leiften. rt, des Obertr. 
vd. 16. März 18606 (Arch. f. Recdrtsf. Bd. XXXVI, ©. 99). Vergl. unten, Anm. 33 zu $. 112, 
Tit. 16, Th. I und Ausf. in dem Pi.» Beicht. v. 1. Juli 1850 (Eutih. Bd. XX, ©. 4—10, (5. .) 
Daß dem erpropriivenden Fistus vechrliches Gehör über die Preisbeftimmung zuftche, ift nach allgemei- 
nen Grundjägen felbftverftändiih. Anm, 58. 

7) Ein Waarenfauf nah Muftern enthält bereits die Beftimmung des Gegenftandes; der völlige 
Abſchluß hänge nicht von der Bergleihung der bei dem Befteller angelangten Waaren mit den Muftern 
ab. Bergl. Erf. des Rhein. Revifionshofes v. 29. März 1834 (Simon, Rechtsſpr. Bd. III. ©. 313), 
Der Kanf ift ein Gatrungsfauf. Entſpricht die gelieferte Waare dem Mufter oder der Probe nicht, jo 
ift nicht kontraftmäßig erfüllt. 

7a) (4. 9.) Zu den Effentialien des Kaufs gehört rüdfichtlic des Kaufgeldes nicht die Beftim- 
mung wegen Zahlung und Berzinfung des Kaufgeldes, jondern nur der Höhe deſſelben. Soll das 
Kaufgeld nicht gegen Einpfang des Kaufgrundftüdes gezahlt werden ($. 221), jol es bis zu einem ſpä⸗ 
teren Zeitpunfte nicht verzinslich jein, jo ift eine Einigung darüber nur eine Einigung über eine Res 
benbeftimmung, fte betrifft nicht das Weſen des Geichafts, jondern die Modalitäten der Zahlung des 
feitftehenden Kaufpreiles. Erf, des Obertr. vom 19. September 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLVII, 
©. 5 


3). 

(5. A.) Unter den Begriff des Kaufpreifes fällt nicht Hloß die Summe, welche der Käufer an den 
Berläufer direft zu zahlen veripricht, fondern auch die weitere, weiche Jener für Rechnung des Ber- 
a an einen Dritten zu zahlen ſich verpflichtet. Erf. des Obertr. vom 6. März 1863 (Entſch. Bd. L, 

. 120), 


7b) (4. U.) Oben, Anm. 38 zu 8.22». T. 


8) Was die 88. 13—18 enthalten, ift eine unjuriftiiche Erfindung von Suarez, melde den 
oberiten Grundiäßen von Verträgen widerſpricht. — die dagegen eingelommenen Erinnerungen 
ſucht er fie, in den Vorträgen fiber die Revifion der Monita, wie folgt, zu vechtfertigen: „Der Fall, 
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8. 14. Die — oder das Ereigniß aber, welchem die Beſtimmung der 
Perſon, auf die das Eigenthum gelangen ſoll, überlaſſen worden, muß fo beichaffen 
jein, daß fie innerhalb einer gewiſſen Zeit unfehlbar eintreffen, und daß dadurch dieſe 
Perjon zuverläfig und ungezweifelt bejtimmt werde. 

$. 15. Mangelt ed an diefen Erforderniffen, fo ift der Vertrag für nicht geichlof- 
fen zu achten. 

$. 16. Ein Gleiches findet ftatt, wenn derjenige, deilen Ausſpruch die Be- 
—— des künftigen Eigenthümers überlaſſen worden, den Ausſpruch zu thun ſich 
weigert. 
y 17. Zögert derfelbe mit diefem Ausfpruche, und fünnen die Parteien über 
eine gewiſſe Friſt dazu fich nicht vereinigen, fo muß der Richter, auf das Anrufen eines 
oder des andern von ihnen, die Friſt beſtimmen. 

$. 18. Erfolgt auch binnen der durch den Richter beftimmten Friſt fein Ausfpruch, 
fo ift der Vertrag für nicht geſchloſſen anzufeben. 

$. 19. Zur Schliefung eines gültigen Kaufs wird erfordert, da der Verfäufer 
über das Eigenthum der Sache zu verfügen berechtigt ?), fowie, daß der Käufer eine 
jolhe Sache zu erwerben und zu befigen fähig feit®)., 

Anh. $. 12. Obfolet 21). 


daß auch eine der den Bertrag ſchließenden Perjonen erſt durch eine künftige Begebenheit näher beftimmt 
werden foll, läßt fi gegen die Meinung einiger Monenten ganz wohl denten, z. B. es kauft Jemand 
eine Stelle in einem Hospitale für den erjten Armen, der ihm morgen auf der Brüde begegnen 
wird, Die Meinungen, daß 88. 13 — 18 megbleiben müßten, weil ein folcher Bertrag ein blofes 
pactum de vendendo enthalte, oder meil der, welcher ſolchergeſtalt für einen Dritten kauft, ſelbſt filr 
den Käufer zu achten ſei, weil er doch dem Verkäufer in jedem Falle verbindlich bleibe, ſind beide 
unbegründet. Das Geſetz ſupponirt einen wirklichen Kauf, wo die Perſon des Käufers obwohl nur 
relatıd beſtimmt iſt. Da auch der eine Theil, weicher den Kauf ſchließt, ausdrücklich erklärt, daß er 
nicht für ſich jelbft, ſondern für einen Dritten kaufe, jo kann er nicht als Käufer angeiehen werden, 
fondern dieſes ift der Dritte, der durd das Ereigniß oder den Ausipruch beftimmt werden fol. Ra- 
tio differentiae liegt darin, daß, wenn das Ereigniß oder der Ausipruch nicht erfolgen, nichts geſche— 
ben ift, umd der, welcher den Kauf geichlofien, für feine Perion kein jus agendi daraus hat. Zu 
&. 14 fonfundiren die Monenten den bier beichriebenen Kauf mit einem bedingten. Bon diefem ift 
gar nicht die Rede, fjondern davon wird unten gehandelt. Hier ift emtio venditio pura vorhanden, 
und nur die Perjon des Käufers wird per relationem beftimmt. Hieraus folgt aber auch, daß die 
Begebenheit, auf twelde Bezug genommen wird, innerhalb einer gewiſſen Zeit zuverläffig eriftiven 
müſſe, meil jonft die Sadıe ger feinen exitam haben könnte, und eine inertrifgble Ungewißheit des 
Eigenthums entftehen würde, die das Geſetz nicht zulaffen will.” (Geſ. Rev. Pens. XIV, ©, 7.) 
Dabei ift eine Hauptfache vergeffen, nämlich die Willensfreiheit des eigentlich gemeinten künftig 
befaunt merdenden Käufers: dieſer ſoll der wahre Käufer fein und doch wird er wie eine willenloſe 
Sache behandelt, die eben mur relativ beftimmt zu werden braudt. Die Idee ift ein logiiher Wider— 
ſpruch. Das Geſchäft foll eine emtio venditio pura, und zugleich foll derjenige, welcher zum Beſten 
des Dritten kauft, doch nicht Kontrahent fein, fondern eine ünbeſtimmte und unbefannte, auch nicht 
vertretene Perion, von welcher man wicht weiß, ob es ihr gefällig fein wird, oder nicht, diejen für 
fie projeftirten Kauf abzuichliefen. Will fie davon nichts wiſſen, fo ift, nach der Idee, wahrſchein— 
lich fein Kauf zu Stande gefommen; wie foll aljo von Anfang eine emtio venditio pura vorhanden 
jein? Gefällt ihr hingegen das Geihäft, und foll es, ohne weitere Rüdficht auf den Verkäufer, 
durch ihr Wohfgefallen perfekt geworden fein, To ift ja offenbar erft jetzt der Kauf zu Stande gefom- 
men und zwar zwiſchen diefem Dritten und dem Verkäufer. Cine Nebenfrage, die aber für das 
Praftiice eine Hauptiache ft, bleibt nun das Scidial des Verkäufers mit feinem Intereſſe. Dieier 
ſoll wieder als Sache behandelt werden, denn er joll fich dem eriten beiten Almoſenempfänger, der 
jeinem vorläufigen Kontrahenten „morgen auf der Brüde begequen wird”, als Käufer aufzwingen 
lafjen. Eine ſolche Geichichte kommt im Leben nicht vor, umd das ift das Beite an der Erfindung. 
9) Berg. Tit. 4, 8.2; L. 42 D. de usurp. (XLI, 3); L. 4, 8.32 D. de doli exe. (XLIV, 4). 
Das Obertr. deutet diefe Satzung jo: „Dieſe Borfchrift ift nicht dahin zu verftehen, daß, wenn zur 
it der Errichtung des Kaufs der Berfäufer die Befugniß, über das Cigenthum der Sache zur ver» 
gen, micht gehabt hat, der Vertrag für die Kontrahenten unbedingt ungültig ift; vielmehr ıfl eine 
ſoiche umbedingte Ungüttigkeit nur in Beziehung auf den nicht zugezogenen Eigenthümer oder denjenis 
gen, welchem die Dispofitionsbefugniß über die Sache zuiteht, vorhanden ; in Beziehung auf die Kon— 
trahenten dagegen hängt die Gültigleit oder Ungültigkeit des Vertrages von den beionderen Wirkungen 
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8. 20. Wer fremde Sachen oder Güter verwaltet, darf von denfelben oder ihren 
Nutzungen, fo lange fein nun dauert, ohne die befondere Bewilligung des Eigen- 
thümers nicht® fäuflih an fich bringen 2). 

$. 21. Der Auktionskommiſſarius und der Ausrufer follen, von den Sachen, 
welche fie verfteigern, weder felbit, noch durch oder für Andere etwas eritehen. 

$. 22. Bei gerichtlichen Berfäufen kann diejenige Gerichtöperfon, welche die Hand» 
lung dirigirt, ſowie diejenige, welche dabei das Protofoll führt, nicht mitbieten. 

$. 23. Hat eine dergleichen ausgeſchloſſene Perfon ($$. 21, 22) die Sache den- 
noch gefauft, jo fommt es auf den Entichluß derjenigen, welche ein Intereſſe dabei 
—— Fr ob fie das Gebot ded an fih unbefugten Käufer genehmigen wollen, 
oder nicht. 


$. 24. Genehmigen fie daffelbe nicht, jo muß die Sache, auf Gefahr und Ko— 
ften de8 unbefugten Käufers, anderweit zum Berfauf gebracht werden !?®). 


ab, melde in jedem einzelnen Falle das Nichtvorhandenfein des in dem $. 19 vorgeichriebenen Re— 
quifits auf das Rechtsverhältniß der Kontrahenten unter einander hat, und dieje find nach den * 
meinen Vorſchriften der Vertragslehre und insbeſondere nach den Vorſchriften der Gewährleiſtung bei 
Kaufverträgen zu beurheilen.“ Wr. 601, vom 5. Januar 1839, Die Gründe dazu ſ. m. im Rechte 
der Forderungen Bd. II, ©. 609; IA. ©. 725. Diele Auslegung ift unbefriedigend. Daß den 
dritten wahren Cigenthümer der Kaufkontraft gar nicht berührt, ift eime ſich won ſelbſt verftehende 
Sadıe, für ihm eriftirt er micht, und es kann nur jehr umeigentlich don einer Ungültigleit in Bezie— 
hung auf ihn Rede fein. Im den Gründen fagt das Obertr.: „Der Eigenthilmer oder derjenige, 
dem die Dispofitionsbefugniß Über die Sache zufteht, kann daran (an den Berfaufstontraft) nicht ge⸗ 
bunden fein, iſt vielmehr berechtigt, den Verkauf anzufechten.“ Das ift juriſtiſch unrichtig; der Dritte 
hat ganz und gar feine Berechtigung, einen Kontrakt anzufechten, den er nicht mit geichloffen hat; 
die Kontrattsklagen ftehen nur den Kontrahenten zu. Die Sayung hat nur in Beziehung auf Sachen, 
welche, wie Lehen» und Fideiftommißgüter, fiir die Parteien nicht im Verlehre find, nrififchen Sinn, 
denn ein Kauf über folche Sachen ift allerdings nichtig. 8. 28, 29 d. T. Außerdem ift fie völlig 
bedeutungsios, ja im Widerſpruche mit der Yehre von der Gemwährleiftung und mit der Berjährung 
duch Beſitz. — (3. A.) Der Verkäufer kann fih zur Begründung des Einmwandes der Rechtsungüls 
tigteit des Kaufs auf den 8. 19 nicht berufen, jagt das DObertr. in einem Erf. v. 5. Dezember 1854 
(Entih. Bd. XXIX, ©. 351). Bergl. Erf. v. 22. September 1858 (Arch. für Rechtsf. Bd. XXX, 
©. 253), Auch der Käufer fann ſich darauf nicht berufen, mag er gewußt oder nicht gewußt haben, 
daß der Verkäufer nicht wahrer Eigenthümer der Sache war. Denn dieies Nichtwiſſen enthält feinen 
Irrtum über das Weſentliche oder den Hauptgegenftand des Bertrags jelbit. Erf. des Obertr. 
v. 15. Oft. 1858 (Acc. f. Nechtsf. Bd. XXXI, ©. 57). Das verfteht fich nach dem Gefagten von 
jeibft ; fonft könnte fich jeder Gewährsmann von der Eviktionsleiftung willkürlich freifprechen ; er dürfte 
nur jagen, daß er nicht verfüqungsberechtigt gerveien ſei. (4. A.) Gleichwohl hat der $. 19 einen jü- 
riftiiben Kern; der richtige Gedante ift mur nicht qutreffend ausgedrüdt, der Berfaffer hatte etwas " 
ganz anderes gejagt als er hat jagen wollen. Das juriftich Wahre an der Sade ift dies: die Ber- 
außerung iſt nichtig, d. h. die Uebertragung; der Kauf aber, nämlich der Vertrag ift völlig 
bündig und hat gerade die Wirkung, daß er den Käufer wegen der Nichtigkeit der Uebertragung zu 
jeinem Interefie verhilft. Vergl. m. echt der Forderungen, Bd. II, ©. 337 fi. und Bd. IU, ©. 726. 
©. hierzu v. Savigny, Obligationenveht, Bd. II, ©. 289, 290. 

10) ©. auch Tit. 4, $. 2 und die Anm. 1@ dazu, und Zuf. 1 bis 7 zu 8. 8, Tit. 8. 

(4. 4.) Ein Generaldepofitorium eines Gerichts als folhes kann z. B. das Eigenthum von Grund» 
ftüüden nicht erwerben. Br. des Obertr. dv. 23. Mai 1855 (Entſch. Bd. XXXI, ©. 78). 

11) In Folge der veränderten Militär» umd Staatsverfaffung. Die Vorſchrift des Anh. $. 12 
jetste die alte Kantoneinrichtung voraus, und wies, mern Jemand, der fantonpflichtige Söhne hatte, 
oder deren Einrangirung erwarten konnte, alle jeine Beſitzungen verkaufte, die Gerichte an, derglei- 
chen Veräußerung der Kanton-Revifionstommiffion anzuzeigen und wenigitens einen beträchtlihen Theil 
des Preiſes jo lange iu Beichlag zu nehmen, bis das Kaufgeld zu einem anderen Etabliſſement ange- 
legt oder auf die Anzeige Berfügung ergangen fein wilrde. 

12) ©. o. die Zu. 3 und 4 zu $. 8, Tit. 8. 


128) (4, 9.) Daher braucht bei nothwendigen Subhaftationen der nächſt vorhergehende Bieter, 
im Falle die Interefienten das Gebot des unbefugten Bieters nicht annehmen, fih den Zuſchlag nicht 
gefallen zu laffen, er kann denielben aber auch nicht verlangen; vielmehr ift ein neuer Bietungster- 
min anzuberaumen. Erk. des Obertr, d. 3. Oftbr. 1853 (Arch. f. Rechisf. Bd. X, ©, 161). Die 
Nichtigleit diefes Sates ift don Striethorft im der Anm, ©. 162 a, a. O. angeziveifelt, jedoch 
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$. 25. Hat der unbefugte Käufer die erftandene Sache fhon wirklich an ſich ge- 
nommen, fo ift er bi8 zur beigebrachten Genehmigung der Interejjenten für einen un- 
redlichen Befiger zu Sn. 

$. 26. Wie weit Bormünder Sachen ihrer Pflegebefohlenen verkaufen, felbft 
kaufen, oder im Namen derfelben KRaufverträge fhliegen fönnen, ift gehörigen Orts 
beſtimmt. (Th. II, Tit. 18.) 

$. 27. Dadurch, daß die erfaufte Sache mit eined Andern Gelde !*) bezahlt, 
oder für einen Andern beftimmt +4) worden, wird das rechtliche Verhältniß zwiſchen 
dem Käufer und Berfäufer in feinem Falle geändert 1°). 

$. 28. Alle Sachen, die dem freien Verkehre nicht entzogen find, können der in Anjehune 
Gegenitand der Kaufshandlung fein. (Tit, 4, $$. 14— 19.) fander. 

$. 29. Wird eine Sache nach gefchlofienem Kaufe, aber vor erfolgter Uebergabe, 
dem Berfehre entzogen, fo ift der Kauf für nicht gefchlofjen zu achten. 

8. 30. Der —— der Kaufshandlung muß jo beſtimmt oder bezeichnet 
werden, daß darüber fein gegründeter Zweifel ftattfinden fönne 10). 


ohne erheblichen Grund. Jeder Bieter wird, wenn nicht dad Gegentheil ausbedungen ift, durch ein 
Uebergebot befreit. Ob der Meberbieter jchließlich genehmigt werden wird, lann Jener nicht wiſſen, 
intereſſirt ihm auch nicht; für ihm ift e8, um abzugeben, genug, daß das lleber gebot des an ſich Un» 
befugten aufgenommen und dadurch zur — wird. Daher hat das Obertribunal ganz 
Recht, indem es jagt, daß den Bietern gegenüber das höhere Gebot des unbefugten Käufers als 
Mehr» reip. Meiftgebot gelte. Wollen die ——— es hierauf nicht anlommen laſſen, fo milſ⸗ 
ſen ſie das Mehrgebot des Unbefugten nicht annehmen, ſondern ſofort für nicht geſchehen erklären. 

18) ©. über die Regel: res succedit in locum pretii, oben die Anm. 26 zu $. 36, Tit. 2. 

14) Borausgefett, daß micht in dem Kontrafte die Beftimmung ausgeiprochen worden ift. Den 
hätte 3. B. der Käufer ausdrüctich für einen Dritten gelauft und wäre damit — wie natürlich , weil 
fonft der Kontrakt nicht vollzogen jein könnte — einverftanden ; jo würde allerdings diefer Dritte der 
Käufer, und die fontrahirende Perſon defjen Vertreter jein. Vergl. auch Th. II, Tit. 18, $. 252, 

15) Wenn alſo auch die Regel: res succedit in locum pretii (Anm, 26 zu $. 36, Tit. 2) auds 
nahmsweiſe zur Anwendung kommt, wie 3. B. in dem falle des $. 276, Tit. 50 der Pr. -D. und 
8. 56, Zit. 17, Th. I des U. L.R., fo hat dies doch nicht Einfluß auf das Berhältniß zwiſchen 
Käufer und Berfäufer, fondern gründet ein Verhältniß mur zwifchen dem Käufer oder deſſen Rechts— 
nacfolgern und dem Dritten, welcher ſich auf jene Regel berufen kann. Im den Kauflontraft kann 
diefer Dritte, mit deffen Gelde die Sache bezahlt worden ift, auch in dem gedachten Falle nicht ein» 
treten, d. h. er kann die noch micht geichehene Uebergabe an fich don dem Berkäufer nicht fordern; 
denn der Kontrakt befteht rechtlich wirffam nur zwiſchen den Perſonen, welche ſolchen im eigenen 
Namen und mit der Abficht, dadurch nur für fich ein Nechtsverhältniß zu begründen, geſchloſſen ha— 
ben. Die actio emti fteht mithin jenem Dritten nicht zu, und eim dingliches Recht gegen den Ber- 
fäufer, in Beziehung auf die fraglihe Sache, ift ihm durch die Verwendung jeines Geldes zur Bes 
zahlung des Kaufpreifes gleichfalls nicht erworben, mithin ermangelt ihm jedes Klagerecht auf Her- 
ausgabe der Sadıe. Aber gegen den Käufer kann er, aus dem nämlichen Grunde, aus welchem er 
die Sache ſelbſt, wenn fie demielben ſchon übergeben wäre, abfordern fünnte, aud auf Abtretung der 
Kaufsfiage Hagen. Bei weiterer Entwickelung des Rechts wird man im diefem falle eine actio utilis 
zulafien, d. h. die Ceifion der actio emti Angiren (eine ſ. g. nothmwendige Ceſſion annehmen), weil 
die förmfiche Eejfion überflüifig ift, mo fie durch dem Richter erzwungen werden könnte. 

16) Wenn bei noch obichmebender Separation einer Feldmart der Befiger eines Bauerguts bon 
dem auf diejes fallenden Sollpaben eine beftimmte Anzahl Meten Roggen jährliher Rente mit der 
Beftimmung verkauft hat, daß dem Käufer der nach jener Rente fich ergebende Betrag an Morgen- 
zahl bei der künftigen Planlage eigenthümlich überwieſen werden foll, fo ift dadurd der Gegenftand 
= — hinreichend beſtimmt. Pr. des Obertr. 1751, v. 30, Mat 1846 (Entſch. Bd. XIII, 

. 168). 

(4. 4.) M. f. auch oben die Anm. 150 zu 8. 151, Tit. 4. — Bei Waaren, die in beliebigen 
Mengen nad) Maß oder Gewicht verkauft werden, ift die Bezeichnung der zu vertaufenden Duantıtät 
nach einem geringften und höchften Gerichte, 3. B. 1000 bis 1500 Ttr. Syrup, zur Perfektion des 
Kontrakts hinreichend. Erf, des Obertr. dom 6. Juli 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 120). 

(4. 4.) Die Beftellung von Waaren aus einer Handlung „zur Probe und Auswahl”, jo mie 
die Beftellung eines der Auswahl des Neiienden der verkaufenden Handlung überlaffenen Affortements 
don Waaren im Betrage von 150 bis 180 Thlr. enthält feinen perjeften Kaufvertrag. Erf. d. Obertr. 
vom 28. Juni 1862 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLV, ©. 295). 
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5. 31. Iſt die nähere Beitimmung des Gegenftandes, welcher verkauft fein foll, 
einer fünftigen Begebenheit 17) überlajien, fo muß der Vertrag nach den Regeln der 
gewagten Gefchäfte beurtheilt werden. (Abſchn. 6.) 

S. 32. ft die verkaufte Sache nah Maf und Gewicht beftimmt, fo wird im 
zweifelhaften Falle da8 marftgängige Maß und Gewicht des Orts, wo die Ablieferung 
geihehen joll is), verjtanden. 

$. 33. St dem Käufer die Wahl unter mehreren beftimmten Sachen vorbehal- 
ten worden !®®), und eine oder die andere derjelben wird, vor angeftellter Wahl, es fei 
durch Zufall oder durch das Zuthun des Verkäufers, vernichtet, verdorben, oder ſonſt 
abhänden gebracht, jo it der Käufer an den Vertrag nicht mehr gebunden ! >). 

$. 34. Hat der Verkäufer den Verluft vorjäglih oder aus grobem 2") Verſehen 
veranlaft, fo muß derjelbe dem Käufer dad Intereſſe leiften. 

8. 35. In beiden $. 33 beſtimmien Fällen hängt e8 aber von dem Käufer ab, 
wenn auch nur eine von den mehreren Sachen noch übrig ift, bei dem Vertrage ftehen 
zu bleiben; er kann jedoch alddann fein Intereſſe fordern. 

8. 36. it eine von den Sachen, unter welchen der Käufer die Wahl haben 
jollte, durch deſſelben eigenes Zuthun vernichtet oder abhänden gebracht worden, fo 
vr er. bei dem Bertrage ftehen bleiben, felbft wenn für Ihn feine Wahl mehr 
übrig wäre. 

= 37. ft unter mehreren beftimmten Sachen dem Verkäufer die Wahl, welche 
derfelben er. dem Käufer gewähren wolle, vorbehalten, fo findet in Anſehung feiner 
alles das ftatt, was 88. 33— 36 wegen ded Käuferd verordnet ift. 

8. 38. Iſt aus dem PVertrage nicht zu erfehen: ob der Käufer oder Verkäufer 
die Wahl haben folle, fo fommt diefelbe dem Käufer ?*) zu. 

8. 39. War der Gegenitand des Kaufs ſchon zur Zeit des geſchloſſenen Vertrags 
nicht mehr vorhanden 22), und dieſes beiden Theilen noch unbekannt ?®), ſo iſt der 
Kauf für nicht geſchloſſen zu achten, 


(5. 4.) Soll der uriprünglihe Genustauf in einen Kauf über individuell beftimmte Soden, 
d. h. im einen Speziesfauf übergeben, jo ift jedenfalls die Manifeftation des Willens nicht bloß des 
Käufers, fondern auc des Verkäufers, alio der beiderfeitige übereinftimmende Wille dahin erforder 
ih, daß gerade die imdividuell ausgeichiedenen Sachen dieſe Species, das Kaufobjelt jein jollen. 
Er. defl. vom 12. September 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVU, ©. 347). 

17) Bei Verträgen, wodurch beſtimmte Bergmwerte oder Grubenantheile (Kure) veräußert werden, 
iſt micht die fünftige ſehr ungeroifie Ausbeute, fondern die gegemmärtige Berechtigung, auf oder unter 
dem beftimmten Grunde und Boden Bergbau auf die beftimmt verliehenen Foſſilien zu treiben (nicht 
die Grundftüde), Gegenftand des Kaufs; ein jolcher Kauf ift mithin ein wahrer Sadlauf. Th. U, 
Fit. 16, 88. 266, 322. 

18) Vergl. $. 256, Tit. 5 umd die Anm. dazu. 

188) (4, 9.) Dieies dem Käufer eingeräumte Wahlrecht gebt durch bloße Nichtausübung inner- 
der feftgeietsten Friſt moch nicht verloren. Erf. des Obertr. v. 16. Dez. 1851 (Arch. f. Rechtsf. 

. IV, ©. 180). 

19) Bergl. $. 37. Nah R. R. hat die Wahl nicht die Bedeutung einer Bedingung der Obli« 
gation; die alternative Obligation wird daher eine einfache, menn aus irgend einem Grunde feine 
Wahl ftattfinden fan. L. 72, 8. 4 D. de solut. (XLVI, 3); L. 16 pr. D de verb. obl. (XLV, 1). 
Das A. ER. hat darüber keinen allgemeinen Grundſatz; hier beim Kaufe wird die entgegengeieiste 
Regel angewendet. Es ift anzunehmen, daß die Betimmung eben nur eine Anwendung des voraus— 
geietsten allgemeinen Grundjages fein fol. — Auch darüber Fehlt die Beitimmung: was geicheben Toll, 
wenn der Käufer nicht wählen will, umd der Berläufer auf die Erfüllung dringt und ſich durch De— 
pofition befreien will, Wenn die Wahl als Bedingung behandelt wird, jo muß der Grundjag des 
8. 105, Tit. 4 zur Anwendung fommen, d. bh. der Käufer muß das Pretium zahlen, und das Stüd 
fih gefallen laſſen, was der Richter zur Depofition annimmt. j 

20) Nach der Regel follte auch das mäßige Verſehen verantwortlich machen. $. 278, Tit. 5. 

21) Eine Ausnahme von der Regel (Tit. 5, 88. 274 und 156; Tit. 12, 8. 388; Tit. 16, 
8. 192), mozu ein Grumd weder angegeben, noch in den Eigenthümlichfeiten des Kaufs zu finden ift. 
S. and die Anm. 30 zu $. 274, Tit. 5. Auch nah R. R. hat der Verkäufer die Wahl. 


22) Die 85. 52 — 55, Tit. 5 dürfen auf diefe frage micht bezogen werden; fie jegen eine be» 
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8. 40. Wußte nur der Verkäufer, daß die Sache nicht mehr vorhanden fei, jo 
muß er dem Käufer dad Intereſſe leiften. 

$. 41. War ed nur dem Käufer befannt, und es ift feine andere erlaubte Ab- 
ficht bei dem Gejchäfte mit —— auszumitteln, ſo muß daſſelbe in Anſehung 
des verſprochenen ?*), oder ſchon wirklich bezahlten Kaufpreiſes, nach den Regeln von 
Schenkungen ?°) beurtheilt werden. 

$. 42. War ein Theil 20) von der Subjtanz der verkauften Sache ſchon zur Zeit 
de3 abgefchlojfenen Vertrags nicht mehr vorhanden, und diefes beiden Theilen unbe- 
fannt, jo ift der Vertrag für micht geſchloſſen anzufehen. 

8. 43. War ed nur dem Käufer befannt, PR beiteht der Vertrag, auch in An- 
fehung des verabredeten Kaufpreiſes. 

8. 44. Bar e8 nur dem Verfäufer befannt, fo ift der Käufer an den Bertrag 
nicht gebunden, und fann von eriterem die Leiftung des Intereſſe fordern. 

$. 45. Will der Käufer bei dem Vertrage ſtehen bleiben, fo finden die Vorſchrif⸗ 
ten von der Gemwährsleiftung ftatt. ($$. 192 — 214.) 


dingte Unmöglichkeit voraus, während hier von dem gänzlichen Mangel des als gegenwärtig bor« 
handen fingirten Gegenftandes Rede if. Der hier anerlanıte Rechtsſatz ift römiih. L. 15 pr. D. 
de contrah. emt. (XVIII, 1): „etsi consensum fuerit in corpus, id tamen in rerum natura ante 
venditionem esse desierit, nulla emtio est.“ Vergl. L. 8 pr. eodem. 

23) War es hingegen beiden Theilen befannt, fo ift der Kauf gleichfalls nichtig. „Quod si 
uterque sciebat, et emtor et venditor, domum esse exustam totam, vel ex parte, nihil actum 
fuisse , dolo inter utramque partem compensando.“ L. 57, 8. 3 D. eodem. Bergl. $. 446 d. T. 
Der Grund iſt Unmöglichkeit der Ausführung ($$. 51 u. 52, Tit. 5), wie in dem Falle der 85. 28, 29. 
Deshalb jagt die L. 8 D. eod.: „nee emtio nec venditio sine re, quae veneat, potest intelligi,‘* 
d. i. der Kauf ift gar micht vorhanden. Zu vergl. L. 7 D. de hered. vel act. vend. (XVII, 4). 
Iſt au angenommen bon dem II. ©. des Obertr. in der am 20. Febr. 1849 entichiedenen Sache 
Zittmann mw. Burchardt, #7%/,,,, III, 48. Hat der Käufer auf folhen Kontrakt gezahlt, jo kann 
er das Gezahlte nicht fomdiziven, weil er nicht in Irrthume war. Es ift nicht nothwendig, pofitiv 
eine Schenkung zu fingiven, um die Kondiftion auszuſchließen, die am fich nicht gegeben ift. 

Der röm. Jurift (Paulus) läßt den Grumdiag aud dann gelten, wenn die Sache nur zum 
Theile untergenangen war und die Parteien wider bejieres Wiſſen jo fontrahiren, als wenn ſolche 
bollftändig vorhanden, indem Jeder zur Hintergehung des Anderen fich verftellte. Der Rechtsgrund 
(dolo inter utramque partem compensando) ift genügend, um einem folchen Rechtsgeichäfte rechtliche 
Anerkennung zu verjagen („et judicio, quod ex bona fide descendit, dolo ex utraque parte veniente, 
stare non eoncedente.“ L. 57, 8. 3 D. de contr. emt. [XVIN, 1). Das Obertr. hat fich in ei- 
nem Erf. dv. 31. Jan. 1800, gegen die Meinung der Gerichte I. u. IL. Inftanz, in einem ähnlichen 
Sinne ausgeiproden. (Stengel Bd. XVI, ©. 188.) Die Kaufstiage füllt hiernach weg. Cine 
andere Frage ift: ob, wenn der eine Theil, namentlich der Verkäufer, das noch Borhandene erg € 
ben und der Käufer e8 angenommen hat, hieraus als aus einem unbekannten Realtontrakte auf 
enleiftung (oder Rüdgabe) geklagt werden könne. Das ift zu bejahen, ein gegenjeitiger Dolus kommt 
— nicht vor, jeder ſieht und weiß, was er giebt und empfängt. 

24) Darin geht alio diefe Beftimmung weiter als der fich auf das Gegebene beichränfende $. 55, 
Zit. 5; beide Falle find aber aud) ungleih, denn im $. 55 fonnte der, welcher ſich das bedingt Un- 
mögliche veriprechen ließ, das Eintreten der Möglichkeit bis zur Erfüllungszeit erwarten ($. 56), daher 
der Wegfall jeiner Verbindlichkeit fid) von felbft verfteht, wenn er fich irrte. Hier, in dem falle un» 
fere® $. 41, ift ed ganz anders; hier konnte der wiſſende Käufer nichts erwarten. Dan hat bei diejer 
Beftimmung den röm. Rechtögrundfa der L. 57, $. 2 D. eodem im Sinne gehabt, doch aber ermas 
weſentlich gang anderes daraus gemacht, indem das R. R. das Geichäft folgerichtig als Kauf behandelt, 
od in eine Schenkung verwandelt wird, was ein ganz anderes praftijches Reſultat giebt. 

. die folg. Anm. 

25) Es kommt mithin darauf an: ob die vorgeichriebene Form der Schenkung beobachtet ift; auch 
müffen die Gründe des Widerrufs hier Anwendung finden. 

26) Gleichwiel vom welcher Beträchtlichkeit. Das A. AR. verwirft aljo die Untericheidung der 
L. 57 pr. D. eodem zwiſchen beträchtlicher und unbeträchtlicher Minderung der Sache, und läßt den 
Bertrag immer als nicht geichloffen gelten. Doc ift auch nach dieier Beftimmung, wie nad der 
L. 57 pr. in dem alle der beträchtlichen Minderung, der Grundfatz beibehalten ($. 45), daß nur 
dem Käufer, als der allein intereffirenden Partei, das Aufgeben des Geichäfts geftattet ift ‚ jo daß er 
einfach den ——— erfüllen oder ganz aufgeben muß. Vergl. hierüber auch die Entſch. des 
Obertr, Bd, XI, S. 250, 
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——— $. 46. Der Kaufpreis muß in einer beſtimmten 202) Summe 27) Geldes beſtehen. 
preijeh, $. 47. Er muß entweder in fih, oder in Beziehung auf ein fünftige® Ereigniß ?®) 
beftimmt fein. 
$. 48. Wird der Kaufpreis Durch Beziehung auf das Gutfinden eines Dritten ?°) 
beftimmt, fo müſſen beide Theile jih dem Ausfpruche diefed Dritten unterwerfen 3%); 
und aud der Käufer kann des Einwandes einer Verlegung über die Hälfte ($. 58 sqq.) 
fih niemal® bedienen. 
$. 49. Nur dann, wenn einer oder der andere Theil den Dritten durch Betrug 
vermocht hat, den Preis jo und nicht anders au beftimmen, ift der Kauf für nicht ge- 
ſchloſſen zu achten, und der Betrüger zur Leiſtung des Intereſſe verpflichtet. 
$. 50. Haben die Kontrahenten die Beſtimmung des Preiſes mehreren Perſonen 
überlafien, und diefe fönnen fich wegen des Ausfpruchs nicht vereinigen ?' ,) fo macht 
die Summe, welche der Durchſchnitt ihrer zufammengerechneten Beitimmungen dar 
ftellt *2?), den wahren Kaufpreis au®. 


268) (4. U.) Iſt der Preis der verfauften Waare nach Maßgabe des nach ihrer vorgängigen Ber: 
arbeitung jeitens des Empfängers ſich ergebenden Gewichts derielben vereinbart worden, jo wird der 
Kontrakt erft mit der Feſtſtellung des Gerichts durch jene Verarbeitung perfelt. Daher ift, wenn der 
Empfänger vor diejer Berarbeitung in Konkurs verfällt, der Kauffontrakt ungültig, weil es an einem 
beftimmten Kaufpreife fehlt. Ext. des Obertr. vd. 6. Nov. 1855 (Ard. f. Redisl, Bd. XIX, ©. 72). 


27) Und ernftlich gemeinten ; fonft ift eine Simulation vorhanden. Dieſe kann bloß die Summe 
betreffen, indem diejelbe entweder höher oder niedriger als die wirklich verabredete angegeben ift ($. 72). 
Sie kann aber aud) das Geſchäft jelbft betreffen und ein ganz anderes verhüllen ($. 70). (4. 9.) Vergl. 
unten, Aum, 42@ zu $. 603 d. X. 

(4. 9.) Nah preufiicher Rechtsauffaſſung ift e8 fein weſentliches Erfordernifi des Kaufe, daß der 
Kaufpreis lediglih im einer Geldſumme beftehe, er kaun auch zuiammengejett fein aus einer Geld- 
jumme und aus anderen Bortheilen des Verkäufers. Wejentlich ift dann aber, daß die anderen Bor- 
theile hinlänglich beftimmt find. Wenn 3. B. neben einer Geldjumme veriproden ift, daß dem Ber- 
fäufer das verlaufte Grumdftüd verpachtet werden foll, und weder Pachtgeld noch Pachtzeit feſtgeſetzt 
if, und wenn verabredeter Wiederlauf in den Vertrag nicht aufgenommen worden ift, jo it der 
Kaufpreis, um welchen das Grundftüd verkauft wird, unbeftimmt, folglich der Kauf wegen eines 
effentiellen Mangels nicht perfelt. Im dieſem Sinne ift ein folder Fall entichieden durch das Erf, 
des Obertr. d. 6. Sept. 1861 (Entſch. Bd. XLVI, ©. 28). 

28) D. h. dergeftalt, daß beide Theile darüber einverftanden find umd unter ihmen felbjt kein 
Zweifel bei der Abrhliefung ift, daß und mie der Preis beſtimmt fein jolle. 

(4. 9.) Durch Beihülfe eines der Kontrahenten rüdfichtlih des Eintritts des verabredeten von 

der Willfür der Parteien unabhängigen Ereiguiffes wird das Kaufgefchäft vereitelt. Erf. des Obertr. 
dv. 23. Nov. 1853 (Arch. f. Rechtst,. Bd. XIII, ©, 14), 
2) Diefer muß in dem Vertrage fo beftimmt bezeichnet fein, daß über die Perſon Gewißheit 
iſt; ſonſt ift der Kontrakt umvollendet. Ergänzung durch den Richter ift in diefem Falle jo wenig 
denfbar wie alsdann, wenn irgend ein anderer weſentlicher Beftandtheil des Kaufs unbeftimmt neblieben 
ift und hinterdrein die Parteien darüber nicht einig werden. Haben aber die Parteien verabredet, daß 
der Preis durch vereidete Sadhverftändige, welche das Gericht (morunter das forum rei sitae zu berftehen) 
ernennen würde, a werden jolle, jo ift das zur Beſtimmung des Preijes binreihend. Auf die 
ſem Wege werden alle $ nothivendigen Käufe zur Vollendung gebracht, wenn die Betheiligten ſich 
nicht vereinigen. 5. 8 d. T. Bergl. den in dem R. v. 26. Januar 1806 (Rabe Bd. VII, ©. 480) 
beurtheilten Fall. . 

30) Kann oder will der Dritte den Ausſpruch nicht thun, fo gilt auch hier der $. 51 beſtimmte 
Grundfag. Bergl. $$. 72, 73, Zit.5. Ein folder Kauf ift mithin ein er fällt ganz wmec 
wenn die Bedingung, die eine wahre ift, micht eintritt. Iſt vorher die Uebergabe geicheben, o# 
dadurch and) nur bedingt das —— übertragen, welches von ſelbſt auf den Verkäufer zurüdſällt, 
werm es entichieden ift, daß die Bedingung vereitelt worden. 

31) Es verfteht ſich, daß diefelben fich berathen dilrfen und müſſen. Kommt ein einhelliger Aus- 
ſpruch zu Stande, jo hat derjelbe doch nicht die rechtliche Natur und Wirkung eines jchiedsrichterlichen 
Spruchs (Laudums), vielmehr tritt er nur an die Stelle der Willenserllärung der Parteien. 

32) Dies ift eime ausdehnende Interpretation der Willenserflärung der Parteien. Nach dem 
Wortverſtande (ftrikten Auslegung) müßte die Bedingung für wegfallend angejehen werden, wenn die 
Perſonenmehrheit nicht einig werden lann; denn im diejem Falle beftummt fie eben nicht dem Preis, 
ebenjo wie eine einzelne Perfon, welche mehrere Summen ausjpricht und doch mit fich felbft nicht ei» 
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8. 51. Wenn au nur einer diefer Schiedsrichter 33) feinen Ausfpruch nicht thun 
fann, oder denfelben zu thun beharrlich ?*) verweigert ($$. 16, 17, 18), fo ift der 
Kauf für nicht geichlofien zu achten. 

8. 52. Auch durd Beziehung auf eine anderwärts fchon feftftehende Summe ?* =) 
fann der Kaufprei® beftimmt werden 35). 

8. 53. Doc) ift eine ſolche Beftimmung nur in jo weit für hinreichend zu achten, 
ald die Summe, auf weldhe die Kontrahenten fich bezogen haben, mit Zuverläfligfeit 
audgemittelt werden fann. 

$. 54. Iſt der Kauf mit Beziehung auf den Marktpreis eines gemillen Orte, 
ohne weiten Beifag, geichlojien worden, jo ift der mittlere Marktpreis 3° ®) zur Zeit 
der erfolgten Abſchließüng zu verftehen. 

8. 55. Mehr, als der Verkäufer, bei Abfchliegung des Kontrafts, ſich ausdrüd- 
fich vorbedungen hat, fann unter dem Namen eined Weinfaufs, Schlüffel-, Halfter- 
oder Trinkgeldes, nicht gefordert werden. 

8. 56. ft die Muͤnzſorte des Kaufpreifes nicht beftimmt, fo wird fie für ©il- 
ber-Gourant angenommen. (Tit. 5, 88. 257, 258, 259.) 

$. 57. fällt weg ®®). 

8. 58. Der Einwand, daß der Kaufpreis mit dem Werthe der Sache in feinem 
Verhaͤltniſſe ſtehe, ift für fich allein den Vertrag zu entkräften nicht hinreichend. 





nig werden farm, welche als der eigentlich angemefjene Preis von ihr bezeichnet werden fol. Man 
fönnte aus eben denfelben Gründen, wodurd; der Durchſchnitt bei der Perfonenmehrheit gerechtfertigt 
werden foll, auch in diefem Falle eine Fraktionsrechnung anwenden. (4. A.) Das öftr. ©.B. läßt, wenn 
feine Stimmenmehrhtit erzielt wird, den Kauf für nicht eingegangen erachten. 

“ 33) Uneigentlich jo gemannt; fie find nur „viri boni*, feine Privatrichteranftalt. S. o. die 

nm. 31. 

34) Man jollte glauben, eine beftimmt ausgeiprochene Weigerung müßte genügen. Das Geſetz 
verlangt jedoch durch diefen Ausdrud eine wiederholte Aufforderung. 2 

34®) (4. A.) 3.8. wenn der Preis, welcher bei einer früheren Veräußerung ausbedungen wor—⸗ 
den ift, zum Grunde gelegt ift. Vergl. öftr. G.B. 8. 1058. 

35) Das geſchieht ftilfchweigend, wenn man öffentlich feilgebotene Sachen in der ansgeiprochenen 
oder aus den Umftänden fich ergebenden Abficht, darüber als Cigenthlmer zu verfügen, ſich übergeben 
läßt: es ift dann der dort übliche Kaufpreis für bewilligt und angenommen anzujehen. Pr. des Obertr. 
v. 7. Ian. 1831. (Simon, Redtsipr., ®d. III, ©. 224.) (5.9) Wieder anerlfannt und ange- 
wendet in dem Erk. des Obertr. vom 11. Juli 1863 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLIX, ©. 324). (5. 4.) 
Denfelben Sat hat das Obertr. aud) jo formulirt: „Werm Gegenftände, Waaren, teldye einer ge= 
wiſſen Marktpreis haben, von Perfonen, die aus dem Berkaufe folder Sachen ein Geichäft zu ma— 
hen pflegen, an einen Anderen, der jolhe Sachen kaufen will, zu diefem Zwecke abgegeben werden, 
ohne daß über den Preis eine jpezielle Beredung ftattgefunden hat, jo ift anzunehmen, daf beide Theile 
darüber einverftanden find, daß der Marktpreis, welchen die Waare zur Bei der Uebereintunft und 
Ueberlieferung * als Kaufpreis für ſeibige bezahlt werden ſolle. Erk. vom 16. Dezember 1864 
(Arc. f. Rechtsf. Bd. UX, ©. 4). Wie ſoll es * ‚ wenn Beide nicht zuſammen fallen und der 
Marktpreis zur Zeit der Ueberlieferung ein anderer ift al® der zur Zeit der Mebereintunft? Das 
9.6.8. Art. 353 fieht — Zeit und den Ort der Erfüllung. — Iſt aber ein beſtimmter Preis, wie 
3. B. bei den meiſten Viktualien, nicht üblich, kommt es vielmehr im jedem einzelnen Falle auf Din— 
gun an und wird für die Saden dem Einen mehr, dem Anderen weniger abgenommen, je nachdem 

r eine von dem Abnehmer mehr oder weniger erlangen kann, fo ift fein eigentlicher Kauf 
(Konjenfualfontratt) zu Stande gelommen ($. 53 d. T.), jondern das Geſchäft ift ein Innominatlon- 
traft nad der Form do ut des. Es fommt danı auf die Aırsmittelung des Kaufiverths der gegebe- 
nen Sachen durch Gutachten an. 

358) (4. 9.) Dieſe Beftimmung ift in Betreff der Handelsgefchäfte modifizirt durch den Art. 353 
des H.G. B. (unten, Th. II, Tit. 8). 

836) Gef. v. 30, Sept 1821, 8.7 (G.S. S. 159); —— vom 4. Mai 1857, $. 7 (G.S. 
©. 305); |. auch Zuf. zu $. 77, Tit. 16. (3. 9.) Nach dem $. 57 jollte ein — * von 10 Thlrn. 
und weniger nur in Scheidemüngze, über 10 Thir., doch unter 30 Thlr., im Mangel ausdriüdlicher 
Beitimmung, halb in Kourant und halb in Scheidemünze entrichtet werden dürfen. 

37) Das Mifverhältnig zwiichen Leiftung und Gegenleiftung, welches die neueren Eiviliften Ine- 
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$. 59. ft jedoch dieſes Mißverhältniß fo groß, daß der Kaufpreid den doppel- 


sio enormis nennen, ift nach R. R. ein Klagegrund für den Berletten, und diejes hängt organifd 
zufammen mit dem Berpflichtungsgrumde bei derjenigen Gattung ziveifeitig verbindender Konfenjualver- 
träge, bei melden die Yeiftung des Einen Vergeltung für die Yeiftung des Anderen fein foll, indem 
—— dieſe Leiſtung, nicht die formloſe Willenserklärung, als causa efficiens der Obligation des 
nderen aufgefaßt wird, während bei den Verbal- und Literalverträgen der Verpflichtungegrund le— 
diglich im der gehörig angeivendeten Form liegt. Gajus Ill, 8. 137, Es folgt mithin aus der recht» 
lien Natur diejer zufammengejegten Doppelobligation, daß jeder Theil durch den Empfang der Lei- 
ftung des Anderen zu einer billig entiprechenden Gegenleiftung verpflichtet wird, wenn nicht der An— 
dere mit einer geringeren Yeiftung fich freiwillig zufrieden erflärt hat. Diefer ungezwungene freiwillige 
Konfens wird nicht angenommen, wenn der Verkürzte in folge feiner Unkenntniß fi im Irrthume 
über den Werth befunden hat, oder durch Noth zur Eingehung eines ihm verkürzenden Handels ge= 
drängt worden ift. Andererſeits waren die Römer viel zu jehr Praftiter, als daß fie den Bertehr 
durch jedes Mifverhältniß der Leiftung zur Gegenleiftung unficher machen ließen, zumal es der Han- 
del und Wandel mit fich bringt, daß Jeder feinen Vortheil fucht, ohme welches der Verkehr aufhören 
würde. Deshalb mußte eine gewiſſe Grenze her erlaubtem Gewinne des Einen und ımerlaubter 
Berkirzung des Anderen gegeben werden. u hätte die Feſtſtellung derjelben in jedem einzelnen 
le dem Ermeſſen überfaffen fönnen, und wahrſcheinlich iſt es auch fo geweien. Selbft die als 
auptftelle hierher gehörige L. 2 C. de rescindenda venditione (IV, 44) jagt bloß: „minus autem 
pretium esse videtur, si nee dimidia pars veri pretii soluta sit,“ vermuthlich weil in der Vorftel- 
lung behauptet worden tar, daß weniger als die Hälfte des wahren Werths gegeben worden jei. Die 
Satler antworten darauf anfangs allgemein, es ſei, wenn der Bittfteller die Säche von höherem Werthe 
für einen —— Preis verlauft hätte („rem majoris pretii, si tu vel pater tuus minoris distra- 
zerit‘‘), billig, daß ihm die Sache gegen Erftattung des Empfangenen zurüdgegeben oder ihm das 
am justo pretio fehlende nachgezahlt werde; es fei aber ein zu geringer Preis, wenn u. |. w. Da— 
raus ift nicht zu entnehmen, daß der Fall einer laesio enormis nur dann vorhanden fei, wenn das 
Kaufgeld weniger als die Hälfte des wahren Werthes betrage: darüber trifft das Kefkript feine Beftim- 
mung. Dan bat es aber fo aufgefafit, woraus dann die Yehre von der Verletzung unter oder über 
die Hälfte entftanden ift. Auch enthält das Reftript nur eine Rechtsanmendung auf den Fall des 
Berläufers eines Grundftüds, woraus andere Meinungsverjhiedenheiten in Beziehung auf den Bereich 
des Rechtsgrundſatzes hervorgegangen find. Doc ift man fo ziemlich darüber einig, daß die Regel aus 
den Eigenthünmlichleiten der in Rede ftehenden Gattung von Verträgen fließe und allen dazu gehöri 
Arten, wobei das, was die Kontrahenten einander wechſelſeitig geben, eime ehrliche Vergeltung für 
das Andere von ungefähr gleihem Werthe jein joll, gemeinjam ſei, nicht aber als eine Singularität 
für den Fall des Berlaufs eines Grundjtüds (das Sreftript bezieht fich anfällig auf einen fündum ve- 
nundatum) zu Gunften des Berläufers angelehen werden lönne. Dies das R. 
ches zum — des A. IR. hier nothwendig iſt. 

Die Verfafler des A. L.R. haben dieſes Remedium des BVerlürzten nicht aufgefaßt als ein mit 
den Eigenthümlichkeiten geroiffer Verträge organiſch Zufammenhängendes; fie haben es als ein pofitiv 
eingeführtes Inftitut angeiehen, welches nicht zu rechtfertigen, ja nachtheilig ſei. Sie haben es daher 
abzuichaffen für gut gefunden, und nur eine ausnahmsweiſe Anwendung davon auf den Fall des Käu— 
es Tauſchers und Lieferungsempfängers gemacht. Die Vorarbeiten geben darüber folgenden Auf- 
In dem erften ungedr. Entwurfe hieß es: 

8.32. Der Einwand, daß der Kaufpreis mit der verlauften Sade in feinem Berhältniffe ſtehe, 
entkräftet den Kauf jelber noch nicht. 

8,33, In wiefern ein unverhältnigmäßiger Preis die Bermuthung eines Betrugs begründe, muß 
nad den Umftänden beurtheilt werden. 

Hierliber bemerkte Suarez zum Zmede der Umarbeitung bei Revifion der Monita: 

Ad 88.32 u. 33. Da man fich darüber, daß rescissio emt. vend. ob laesionem enormem nicht 
ferner ftattfinden folle, ſchon faft determinirt zu haben jcheint, jo enthalte ich mich fernerer Erörte- 


R. im Ganzen, wel 


ur das kann ich nicht umhin, zu mwünfchen, daß man die praesumtio doli, oder vielmehr 
eines den Kontrakt vernichtenden Irrthums ex Iaesione enormi geſetzlich etabliren möchte, nämlich 
in dem falle, wenn der Käufer ſolchergeſtalt lädirt worden. Bei 99 Fällen ımter 100 wird es 
doch gewiß zutreffen, daß, wenn Jemand eine Sache fomweit Über ihren wahren Werth bezahlt, da- 
bei allerhand fiftige Vorſpiegelungen, Ueberredungen, Uebereilungen nnd andere Kunftgriffe zur Le 
berliftung des umerfahrenen, leichtfinnigen und unbeſonnenen Käufers von Seiten des Berläufers 
mit im Spiele find. Es würde der Moralität gar zu ſchädlich fein, werm dergleichen circumven- 
tiones durch die Gelee begünftigt werden ſollten. Man könnte zwar fagen, daß in eimem ſolchen 
Falle der Käufer aetionem doli anftellen könne; allein der Beweis des doli ift zu ſchwer und um 
deswillen bat eben jus romanum bei der laesio enormis einen jogenannten dolum ex re, d. h. 
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ten Betrag des Werth3 der Sache überfteigt, jo begründet dieſes Mißverhältniß, zum 


der fih aus der Sache felbft ergiebt, angenommen. Nur darin ift vielleicht das Romiſche Recht 
zu weit gegangen, daß es die aus der Yäfion entftehende —— als eine praesumtio juris et 
de jure etablirt, und die Eriftenz einer Berlegung über die Hälfte für fih allein, ohme alle Rüd- 
ficht auf die übrigen Umftände, zur Reſciſſion des Kontralts für hinreichend erflärt hat. Ich würde 
alfo anmehmen, daß, wenn ein überwiegendes Mißverhältniß zwiſchen dem gemeinen und gemöhn- 
lichen Werthe und dem ftipulirten Kaufpreiſe fich ergiebt, die Vermuthung für den Käufer ftreite, daß 
er fi in den bei der Sache gewöhnlich vorausgejegten Eigenſchaften geirrt habe. Dieje Bermu- 
thung aber kann dur eine nähere Unterfuhung der Kaufsunterhandlung elidirt werden. Wenn 
3. 8. bei diefer Unterfuchung fich findet, daß der Käufer leineswegs übereilt, daß ihm alle Gelegenheit 
und Zeit, ſich von der Beichaffenheit der Sache und ihrem Werthe zu informtren, gelaffen worden, 
daß er wohl gar diefer Gelegenheit fich bedient, und hiermächft dennoch den Kontraft für das verabre- 
dete pretium abgeſchloſſen habe, jo ift jeme Bräfumtion elidirt, und der Känfer kann, wenn er aud) 
wirflih in einem Jrrthume verfirt haben ſollte, dennoch, da dieſer Irrthum offenbar verſchuldet ge 
weſen, von jeiner einmal abgegebenen Willenserflärung nicht wieder zurücktreten. 

Der gedruckte Entwurf bradite denn in den 88. 52— 54 (meldye fich in den 88. 58 — 60 d. T. 
wieder finden) die Abichaffung des Nemediums als Regel und die Ausnahme zum Bortheile des Käu- 
fers. Die Einwendungen gegen ſolche Neuerung wiederholten fih; Suarez aber antwortete darauf: 

Die Einwendung einiger Monenten, daß laesio enormis ganz abgeichafft werden mülſſe, weil 
fie höchſt jelten erwiejen werden könne, eine eg unnüter Prozeſſe erzeuge, und der Feſthaltung 
der — zuwider ſei, verdient aus dem bei der erſten Ausarbeitung vorgelommeuen Gründen 
feine icht. 

Eben diefe Monenten wollen, werm man laesionem enormem beibehalte, daß. es alsdanu bloß 
darauf und nicht auf die $. 54 ($. 60 d. T.) angegebenen Umftände antommen jole; — allein m. v. 
ohne Grund. Da das einzige Fundament, warum man die Refciifion eines Kaufe ob laesionem enor- 
mem annehmen kann, darin beftcht, daß der Käufer m in den Eigenſchaften der Sache, welche 
den Werth derjelben beftimmen, geirrt habe, jo muß es allerdings auf diejenigen Umftände anlommen, 
woraus erhellet, daß entweder fein Irrthum vorgefallen fei, oder daß der Käufer in supina negli- 
gentia dabei verfirt habe, 

Aus gleihem Grunde kann aud), gegen den Antrag faft der Hälfte der Momenten, die exce- 
ptio laesionis dem venditori nicht nachgeläſſen werden, weil bei diefem ein folcher Irrthum absque 
supina negligentia fid) gar nicht denken läßt. 

(Gefetrevif., Pens. XIV, Motive zum Tit. 11, S. 23.) a 

Und in jeinen amtlichen Vorträgen bei der Schlußreviſion des Geſetzbuches jagt er noch: 

Die ganze Theorie des Römiſchen Rechts von der Laesione ultra dimidium ift von mehreren 
denfenden Rechtögelehrten bezweifelt und angefochten worden. Thomafius in feiner Differtation 
de aequitate cerebrina hat ex professo gezeigt: wie wenig diejelbe mit dem übrigen Syſteme des 
Natur umd bürgerlichen Rechts zufammenhänge: und daß der Dolus ex re, welcher dabei zum 
Grunde liegt, eine bloße Chimäre fei. So jchmantend umd relativ der Begriff des Werths überhaupt 
ift, indem dabei jo viel auf Umftände, Verhältniffe, perſönliche Rüdfichten, Spekulationen, Liebha- 
berei u. ſ. w. ankommt, fo ſchwer ift es, wie die tägliche Erfahrung lehrt, auch nur den wahren ge— 
meinen Werth einer Sache mit irgend einigem Grade von Zuverläſſigleit auszumitteln. Da num 
die Geſetze denjenigen, welcher durch Betrug oder underjchuldeten Irrthum bei einem Kaufgeichäfte 
verkürzt worden, ſchon hinlänglich zu Hilfe fommen; übrigens aber der ganze Zwed des Remedii de 
reseind. vendit. dadurd) vereitelt wird, daß diefem Einwande im Kontrakte gültig entiagt tverden kann, 
und derjenige, welcher darauf ausgeht, jeinen Kontrahenten über das Ohr zu hauen, fir eine jolche 
Entjagung zu forgen, gewiß nicht ermangeln wird: So wären vielleicht Gründe vorhanden gewe— 
jen, die ganze Theorie von der Laesione ultra dimidium aufzuheben. Inzwiſchen hat man diejes 
nicht thun wollen, da es nicht unbillig zu jein ſchiene, dem Käufer, welcher die Sache, die er kauft, 
noch nicht lennt, und aljo durd allerlei Boripiegelungen und Kunftgriffe in der Beurtheilung ihres 
Werth leichter hintergangen werden kann, ohne er allemal einen eigentlichen Dolum des Berfäufers 
juriftiich beweifen zu können; noch irgend ein Hilfsmittel dagegen, es jei jo ſchwach es wolle, übrig 
zu laffen. Mber-der Verkäufer, der die Sache bisher bejefien und alio binlängliche Zeit und Gele- 
genheit gehabt hat, zu prüfen umd zu beurtheilen, was fie ihm werth jei, kann, ohne ſich jelbit einer 

roben Nachläffigteit anzullagen, unmöglich behaupten, daß er fie unter dem halben We berlauft 
yabe. (Im Staatsrath vorgetragen und approbirt, den 30, Dezember 1793.) (Jahrb. Bd. XLI, 
S. 15) 

Nach diefem Stande der Geſetzgebung ift zu behaupten, daß das in Rede ftehende Remedium des 
Berkürzten, als eine Ausnahme, bei feinem andern Nechtsgefchäfte ftattfinde, als mo es ausdrücklich 
zugeftanden worden ift, die Ausnahme ift jogar bei einigen jsormen des Kaufs und bei kaufsähnlichen 
Geſchäften ausgeichlofien. (98. 343, 486, 876, 926 d. &.) Bei Vergleichen ift die Unzuläſſigleit 
gleichfalls ansgeiprochen (I, 16, $. 439), mas nad) der Auffaffung des Inſtituts und dem angenom- 
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Beften des Käuferd, die rechtliche Vermuthung eined den Vertrag entkräftenden Irr⸗ 
thums >®). (Tit. 4, $. 75 sqq.) 

8. 60. Wird diefe Bermuthung durch die übrigen, bei den Unterhandlungen und 
bei Abſchließung des Vertrages vorgefallenen Umftände nicht gehoben, fo ift der Käufer 
die et Vertrages 39) zu fuchen berechtigt. ($. 250 sqq.) 

$. 61. Die Ausinittelung des Werths, zur Begründung dieſes Einwandes, fann 
nur durch die Abſchätzung vereideter Sachverſtändigen °) erfolgen. 

8. 62. Dabei muß auf den Werth, welchen die Sache zur Zeit des abgefchloife- 
nen Bertragd gehabt hat, Rüdficht genommen werden. 

$. 63. Doc wird eine Veränderung des Werthd in der Zwifchenzeit, von der 
Abſchließung des Kaufs bis zur Abihägung, nicht vermuthet #1). 

8. 64. Sind die gefeplich vorgefchriebenen oder fonft landüblichen Abſchätzungs— 
rundfäge verändert worden, fo muß auf diejenigen, welche zur Zeit des gefchlofjenen 
aufs ftattgefunden haben, Rüdficht genommen werden. 

8. 65. Der Käufer fann dieſes Einwandes fich nicht bedienen, wenn er demiel- 

ben ausdrüdlich entfagt hat *ı =). 

$. 66. Auch alsdann nicht, wenn aus dem Bertrage felbft, aus der Beichaf- 
fenheit ſeines Gegenftandes, oder aus den vor und bei der Abfchliegung dejielben vor- 
gefallenen Umftänden erhellet, daß bei Beitimmung des Kaufpreifed nicht auf den ge- 
meinen, fondern auf den außerordentlichen Werth der Sache Rüdficht genommen worden. 
: 8. 67. Ferner alddann nicht, wenn der Käufer die Sache nicht mehr zurüdgeben 
ann *ıb), 


menen Grundfate nicht nöthig war, aber für nütlich gehalten werden muß, um Streitigkeiten zuvor- 
zulommen, die in Beziehung auf andere Verträge, bei welchen eine dergleichen Beftimmung nicht ge- 
geben ift, geführt werden. reffs des Bachtfontrafts hat das Pr. des Obertr. 2227, vom 11. Juni 
1850, den Streit im Sinne der bier vertretenen Meinung dahin entidieden: „Dem Pächter fteht der 
Einwand einer Verlegung über die Hälfte nicht zu." (Entſch. Bd. XIX, S. 488.) (4. %.) Und im 
Allgemeinen ift der hier entwidelte landrechtliche Grundfag vor dem Obertr, in einem Erf, v. 18. Of- 
tober 1860 ausdrüdlich angenommen. (Arc). f. Rechtsf. Bd. XXXVIII, ©. 318.) 

(4. A.) Vergl. unten, 9.6.8. Art. 286 u, die Aum. 42 dazır. 

38) Wird das Mißverhältniß bewieſen, fo wird ein Irrthum des Käufers vermuthet, und zwar 
ein ſolcher Irrthum, welcher den Bertrag entkräftet. Die Bezugnahme auf die $$. 75 fi., Tit. 4 deu» 
tet an, daß der Irrthum für einen wejentlichen gelten fol, teinesiweges aber, daß der Irrthum ein wirf- 
licher Irrthum im Wejeutlichen des Geſchäfts oder im Hauptgegenftande der Willensertlärung jein müſſe. 
Auch die dortige, diefen Irrthum betreffende Borjchrift $. 79 wird hier zur Anwendung kommen, denn 
nicht die Verlegung, ſondern der Irrthum ift der Aufhebungsgrund. 

89) Dem Verkäufer ift nicht geftattet, das Plus herauszuzahlen und dadurch den Kauf wider den 
Willen des Käufers aufrecht zu erhalten. 

40) Nicht auch durch öffentliche Lizitation, welche Manche nach den Grundſätzen des G. R. an- 
ewendet wiſſen wollen. Der Ausiprucd der Schätzer bleibt jedoch ein wenig paflender Maßſtab, weil 

auf die individuellen Meinungen der Parteien, auf melde es bei Käufen hauptjählih ankommt, 
unmöglich achten können. — (5. U.) Der auf dem Grundſtücke laftende, von dem Käufer ausdrücklich 
übernommene Altentheil darf, weil er nicht zu den beftändigen Yaften und Renten gehört, nicht 
von dem Werthe des Grimdftüdes in Abzug gebracht, jondern muß dem Kaufpreife und dem fonftigen 
Leiftungen des Käufers a air werden. Erf. des Obertr. v. 11. Mai 1866 (Arch. f. Rechtaf. 
Bd. LXII, ©, 182), rüber wäre zu disputiren. Es Jäßt fich auch behaupten, daß das Grund» 
ftüd um fo viel, tie der Altertheil zu wirdigen, weniger werth wäre, und daß daher defien Werth 
weder ab= noch hinzuzurechnen jet. 

41) Verbeſſerungen wie Verſchlechterungen müſſen bewieſen werden; dann aber find fie zu be- 
rüdfichtigen. 

418) (5. 9.) Der Verzicht auf die Gemwährleiftung für alle Fehler ($. 137 u. Tit. 5, $. 348) ift 
der Entjagung des Einmwandes oder des Klagegrundes * ag | über die Hälfte micht gleich⸗ 
zuftellen. Gr. des Obertr, d. 22, Nov, 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVII, ©, 118). 

41b) (4. 9.) Ein folder Fall war folgender: Jemand hatte Leinenwaaren getauft umd Elagte 
auf Reiciffion wegen ne über die Halfte Die Inſtanzrichter erfannten nad) dem Antrage. 
Der Verkaͤufer legte die Nichtigleitsbeichtwerde ein, der Käufer jedoch ließ wegen feiner Koften umd 
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$. 68. Endlih*?), wenn er innerhalb der Tit. 5, $. 343 beftimmten Frift die 
Aufhebung des Vertrages aus diefem Grunde nicht nachgefucht hat *°). 
8. 69. Der Verkäufer fann den Kauf aus dem Grunde, daß der Werth der 
Sache den Betrag des Kaufpreifes felbft mehr ala doppelt überfteige, nicht anfechten **), 
$. 70. Gelchäfte, bei welchen ein Kaufpreis nur zum Schein feitgefegt worden, Bon Amnlir- 
können nach den Regeln ded Kaufe nicht beurtheilt werden #4), j 
$. 71. Db dad wahre unter einem folchen Scheinfaufe verborgene Gefhäft gül- 
ng fei, oder nicht, ift nach den eigenthümlichen Regeln diefes Gefchäftes zu beurthei- 
u 


Vorſchüſſe, auf Grund des 8. 10 der V. v. 14, Dez. 1833, die Erekution vollftreden umd einen Theil 
der gelauften Waaren, als wenn fie Eigenthum des Verkäufers (Erequendus) geweſen wären, zu jei- 
ner Befriedigung veräußern. Demnächſt wurde das Appellationserfenntniß vernichtet und die Sache 
in die erjte Inſtanz zurücdgemiefen. Num machte der Bell. den Einwand, daß der Kläger die Waa- 
rem nicht mehr volljtändig zurücgeben könne, und diefen Einwand erflärte das Obertr. fiir begründet 
und erheblid. Denn, jagt es, der Kläger jelbft entäuferte fich durch feinen Exekutionsantrag desje- 
nigen Objelts welches er dem Bell. zurüdgeben mußte, wenn feine Einrede der Verlegung über die 
Hälfte einen Erfolg haben ſollte. Erf, v. 19, Juni 1860 (Arch, f. Rechtsf. Bd. XXXVUI, ©, 295), 

42) Außerdem noch in dem Falle des 8.48 d. T. 

43) Nicht allein die Klage auf Aufhebung des Vertrages ift dann verjährt, fondern auch der 
Einwand. Er „kann diefes Einwandes ſich nicht bedienen, wenn“ u. f. wi, fagt der $. 65 d. Tit. 
(4. 9.) Iſt in judieando aud) von dem Obertr. angenommen worden. Erf. dv. 19. Juli 1859 (Arch, 
f. Rechtsf. Bd. XXXIV, ©, 219), Es verfteht fih und ift aud a. a. O. anerkannt, daf die Verjäh- 
rung erjt von dem Tage der wirklichen (körperlichen) Empfangnahme der Sache durch den Käufer be- 
ginmt, und daf daran andere Arten der Uebergabe, wodurch das Eigenthum gleichfalls übertragen 
wird, feinen Einfluß haben. 

44) Damit fällt denn aud die gemeinrechtliche Kontroverje: ob durch die von dem Verkäufer 
eines Grundftüds wegen Verlegung über die Hälfte gegen den Käufer angeftellte Klage auf Refeiifion 
des Verlaufs, die verlaufte Sache zu einer res litigiosa, im Sinne des gemeinen Rechts, wird, umd 
ob die, nad) Anftellung der Klage, von dem Beklagten einem Dritten eingeraumte Hypothel auch nach 
erfannter Auflöſung des Kontrakts und erfolgter Wiederabtretung der Sache an den Verkäufer ihre 
volle Wirkung behält, weg. Die Praris des preufifchen Obertribunals hat fich für die Negative der 
ersten und Ahr die Affirmative der zweiten Frage entfchieden. Pr. vom 25. März 1843. (Entſch. 
Bd. IX, ©. 426.) 

448) (4, U.) Auch die Simulation, ein jo einfacher Begriff, ift verlannt worden. Ein Kauflon- 
tralt, in welchem der Kaufpreis nad) der Behauptung des BVerfäufers, nur zum Scheine niedriger, 
als wirklic verabredet, angegeben worden, wurde von einem Minderjährigen mit dem Vorbehalte ge— 
richtlich verlautbart, daß er denſelben nad erreichter Großjährigteit als von Anfang gültig anerfen- 
nen, oder ablehnen möge. Er erlannte ihn an. Berfäufer klagte auf Nadyzahlung von 100 Thlrn. 
Kaufgeld oder Zurüdgabe des Grundftüds gegen Zurüdnahme des gezahlten Kaufgeldertheils, wegen 
der nur mündlichen — des wahren Kontralts. Dieſe Klage wies das Appellationsgericht ab. 
Denn, jagte e8, wegen der Minderjährigleit des Bell. bei Abjchluß des Vertrages fei jowohl der ge- 
richtliche,, angeblich ſimulirte — als auch der angeblich mündliche wahre Vertrag für ihn un- 
verbindlich. Dah er jpäter auch den letzteren anerkannt habe, jei nicht erwieien, Damit falle das Fun- 
dament der Simulation von ſelbſt zujammen, umd es komme auf die thatjächliche Feſtſtellung derjel- 
ben nicht weiter an. Das Obertr. hat mit Recht, befunden, daß das Appell.-Geriht durch jeine Fol— 
erung, daß damit das Fundament der Simulation und der klägeriſche Auſpruch falle, die rechtliche 

atur und das Weſen der Simulation und des vorliegenden Rechtsgeſchäftes verfenne und die 
88. 70 ff. d. T. verleße. Denn die Simulation eines Vertrages beftehe lediglich darin, daß derſelbe 
den wahren Willen der Kontrahenten nur ſcheinbar, nicht wahrheitsgemäß darftelle, wodurd und wo— 
mit ebem die vechtöverbindliche Kraft eines jolden Vertrages zerfalle. Ob das umter demjelben ver— 
borgene Geſchäft aber gültig jei oder nicht, das berühre den vernichtenden Einfluß der Simulation 
auf den fimulirten Vertrag nicht weiter. Deshalb fei das Urtheil zu vernichten und der Beweis der 
Simulation zu erheben. at. vom 9. Januar 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd, XLVII, ©. 296). 

45) ©. o. die Anm. 62 a. E. zu $. 52, Tit. 4. 

ft fein anderes wahres Geſchäft unter dem Scheine des Kaufs verftedt, joll mithin, nad) der 
Abficht der Kontrahenten, die Sache im Cigenthume des Verkäufers bleiben; jo hat jeder dabei inter- 
effirte Dritte das Recht, die Sache als Eigenthum des Verkäufers zu behandeln, wo fie ſich auch be- 

nde. Dies ift praktiih wichtig für Gläubiger, welche ihre Befriedigung vergeblich ſuchen. Diefe 
md, ohne Beihülfe des Geietses dv. 26. April 1835 und v. 9. Mai 1855, und aufer den Fällen des- 
Koh, Allgemeines Landredt 1. 5. Aufl. 39 
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jelben — denn das Geſetz ſetzt ernſtlich gemeinte Gefchäfte voraus — befugt (jur Sache legitumirt), 
ein dergleichen fimulirtes Geſchäft anzugreifen. Ebenſo hat das Obertr. durd das Pr. 1513, vom 
14, Der. 1844 ausgefprocden: „Auch außer den Fällen des G. v. 26. April, 1835 (jetzt Geſetz von 
9. Mai 1855) ift jeder Gläubiger befugt, Beräußerungstontratte ſeines Schuldners anzufechten, wenn 
er den Beweis zu führen vermag, daß diejelben von beiden Seiten ohne die Abſicht, das Cigen- 
thum zu übertragen, und lediglih zum Scheine abgeſchloſſen worden.‘ (Entid. Bd. X, S. 355.) 
Nur muß dies naher dahin beftummt werden, daß mur ſolche Gläubiger, welche jonft feine Befriedi- 
gung bei ihrem Schuldner finden, dazu befugt find. Außerdem, und wenn fie jonft ıhre Befriedigung 
erhalten können, fehlt ihnen das rechtliche Intereſſe zur Einmiſchung im ſimulirte Geſchäfte dritter 
Perjonen. — Der durch dieſes Präjudiz anerkannte Recdhtsgrumdiag ıft in der preuß. Geſetzgebung 
nirgend anerfannt, aber für das praftiiche Bedürfniß umentbehrlih. Es handelt ſich jedoch um die 
Begründung. Das Obertr. u feine Rechtsgründe dafür beigebracht. Zwei Phraſen find es, welche 
das Klagerecht eines ſolchen Gläubigers darlegen ſollen. Es heißt: „Zu den häufigſten Prozeſſen — 
ae gerade Snteventioneprojfe gegen efutionspollftredungen, mo dritte nen auf den 
rund von Verträgen mit dem uendus das Eigenthum der in Beichlag genommenen Sachen 
tlagend in Anſpruch nehmen, und bier läßt die Präxis ohne Bedenlen überall den Gläubiger, der 
die Simulation ercipirt, als legitimirt zum Wideripruche zu. Für das Prinzip, nämlich für die 
Fegitimationsfrage, muß es aber gleichgültig fein: ob der Gläubiger als Berllagter — Intervent — 
oder als Kläger die Simulation geltend macht.“ Das heißt: wenn Jemayd auf Heransgabe einer 
an fich genommenen fremden Sache verklagt wird, jo fteht ihm frei zu antworten und zu jagen: der 
Kläger habe gar fein Recht auf die Sache; fie gehe ihn gar nicht an; und dies iſt zulänglider Be— 
weis, daß der Belangte, wäre er nicht im Beſitze der angeiprochenen Sache, eben dieſe Sache, auch 
Hagend von ihrem Inhaber oder Befiger, abfordern könnte. Das liegt außerhalb der Rechtswiſſen- 
ſchaft, ift deshalb nicht zu beſprechen. Die zweite Redtfertigungsflostel lautet jo: „Ju Fällen der 
vorliegenden Art hat jeine Klage nicht jowohl die Natur einer Bindifations- oder einer Kefciifions- 
tlage, — es joll dem anderen Kontrahenten nichts für fich Erworbenes wieder entrijjen werden; der 
Glaubiger will vielmehr nur ein Trugbild wegihaffen, und feine Behaup geht eigentlich bloß da= 
bin: der andere Kontrahent fei in Wirtlichteit auch nach feinem eigenen Willen — nicht Befiger der 
Sache für ſich ſelbſt, micht Eigenthumsbefiger, jondern nur Detentor für die Perjon feines Schuldners, 
er habe die Sache nur für diejen in Gewahrfam. — Diejes zu bemweifen und die Sache als gar wicht 
aus dem Cigenthume feines Schuldners herausgetreten, jondern als fortwährend im Cigenthums- 
beige jeines Schuldners verblieben, zum Berfaufe zu bringen, muß (muß! Warum muß?) 
jedem Gläubiger freiftchen, ſollte der Schuldner auch nicht gerade in Konkurs verfallen fein,“ Gteid- 
falls ohne juriftiichen Gedanten. Auch der bloße Detentor fann von einem Dritten (dem Gläubiger 
des wahren Befigers) nicht durch Gewaltmittel zur Herausgabe gemöthigt, er fol und muß mit Recht 
überwunden werden, und da handelt es ſich um das entipredhdende Rechtsmittel. Leber diefes giebt 
das Obertr. gar feinen Aufihluß. Es find aber zweierlei Wege juriftiih denkbar, auf melden der 
Gläubiger gegen den Dritten agiren fan: entweder aus dem Rechte jeines Schuldners, oder aus 
eigenem Rechte. Der erfte Weg ift nach preußiichen Prozeßformen umſtändlich, dem der Gläubiger 
fan ohne richterliche Autorifation (Ueberweiſung) nicht Magen und dergleichen Webermweifung wurde 
vor dem Gejege v. 20. März 1854, 8.17 (Buf. zu $. 103, Tit. 24 der Proz. Ordn.) nur auf Geld- 
forderungen gegeben; er ift auch umficher, denn der Gläubiger muß eben das leiften, was der Schuld- 
ner jelbft, wen er auf Herausgabe der Sache Hagte, dem Detenter zu feiften haben würde, da hinter 
jeder Simulation etwas anderes Wahres ftedt, namentlich in dem alle, welcher hier vorausgeſetzt 
worden, ein Berwahrumgsvertrag — der Empfänger ſoll dem jchelmiihen Schulduer die bedrohte 
Sache verwahren, erhalten und nach verichwundener Gefahr zurüdgeben; und dafür kann eine qute 
Belohnung verjprochen worden jein. — Der ziveite Weg ıft A wie und fürzer; wir fragen aber eben 
nad dem, dem Glänbiger eigenthümlichen Klagerechte (actio)., Nah R. R. ift man darüber nicht in 
Berlegenheit. „Item, si quis in fraudem creditorum rem suam alieui tradiderit, bonis ejus a cre- 
ditoribus possessis ex sententia Praesidis, permittitur ipsis ereditoribus, rescissa traditione eam 
rem petere, id est dicere eam rem traditam non esse, et ob id in bonis debitoris mansisse‘‘, jagt 
8. 6 Inst. de act. (IV, 6). Der Klagegrund der Gläubiger ift hier das ihnen aus der missio in pos- 
sessionem — aus der allgemeinen Erehrtionsverfiigung — erworbene dinglidre Recht (das allgemeine 
prätorifche Pfandrecht). Ein anderer Klagegrund 9 auch in dem, von dem Obertr. entſchiedenen, in 
Rede ſtehenden, Nechtsfalle nicht denlbar. Man ift unbewußt zur Anwendung jenes römiſchen Nedhte- 
prinzips gelommen, gegen welches, weil es im A. L. R. nicht gedrudt fteht, die preußiichen Gefektum- 
digen fich ſonſt gefträubt haben. Im Intereſſe der Rechtsentwidehmg umd des Verlehrs ift zu wün— 
ſchen, daß diejes durch das Präj. anerfannte Prinzip nicht bei nächſter Gelegenheit durch einen Pie 
narbeichluß wieder umgeworfen, vielmehr befier zum Bewußtſein gebracht werde. 

(4. 9.) Die Simulation fann als Einwand und auch klagend geltend gemacht werden. Zur Be— 
gründung des Eimmandes gehört nicht nothwendig die Behauptung, daß zwiichen den Parteien aus 
drüdflich verabredet worden fei: es folle auf den Käufer ein Eigenthum übergehen. Grt. des Obertt. 
vom 27. Mai 1853 (Arch, f. Rechtsf. Bd. IX, S. 207), — Im Form der Ringe kann die Simula- 
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8. 72. Iſt bloß die Summe des Kaufpreifes in dem Inſtrumente höher #6) oder 


tion nur als antieipirte Replif auftreten, denn eine actio wegen Simulation giebt es nicht. Was für 
ein Klagerecht dem Kläger zu Gebote ftehe und welche Erjorderniffe zur Begründung der Klage & 
hören, iſt nach Beichaffenheit des Falles zu befinden. Wird 3.8, auf Zuriidzahlung einer in Ge— 
mäßheit eines Scheinfaufs geleifteten Zahlun: getlont, jo muß der Kläger den Rechtsgrund, aus wel— 
chem er die Zahlung in dem vorliegenden Falle zurüdzufordern berechtigt jei, alfo etwa — wenn fein 
anderes Geichäft beabfichtigt worden — die untechtmäßige —— des Beklagten (aetio in faetum 
wegen Bereicherung), oder — wenn man ein beſtimmtes Geſchäft beabfichtigt hatte — einen Umſtand, 
unter welchem dafjelbe unkräftig jei (condietio causa data causa non secuta), darlegen und erforder- 
lichen Falles beweifen, mithin mit der Angabe der nöthigen Berveismittel unterftügen. Bergl. das 
Erf. des Obertr. vom 15. März 1853 (Ar. f. Rechtef. Bd. X, ©. 14). 

46) Plegt zu geichehen, um dadurd beträglic Kredit, insbejondere Darlehen zu juchen. Um die- 
je® zu verhüten, ijt von der Centralbehörde nachjtehendes Publitandum vom 20, Februar 1802, we— 
gen Berhütung der machtheiligen —X ſimulirter Kauf-, Tauſch- und Pachtkontralte erlaſſen: 

‚Seine Königlihe Majeftät von Preußen x. haben durch das Publikandum vom 29. Mai 1797 
bereits für das Herzogthum Schlefien diejenigen Vorſchriften ertheilen lafien, welche erforderlich geive- 
jen, um diejenigen, welche Grundſtücke kaufen oder Geld darauf leihen wollen, gegen die Beſorgniß 
zu fihern, bei ee eng des Werths der Grumdftiide durch fimulirte Kauf» und Zaufchkontratte 
getäufcht zu werden. Die Erfahrung hat indefien gelehrt, daß dieſe ſchädlichen Simulationen auch in 
anderen Provinzen hin und wieder üblich geworden und fich micht bloß auf Kauf- und Tauſchverträge, 
fondern aud auf Pacht-, Mieths umd andere die Nutungen der Grundftüde betreffende Kontrakte 
erftredt haben. Seine Königliche Majeftät finden daher für nöthig, das oben gedachte Publitandum 
mäher zu beftimmen und zur allgemeinen Befolgung in Höchft Dero gefammten Staaten Nachſtehen- 
des hierdurch zu verordnen umd Tefzufeben. 

8. 1. Jeder, welcher ein Landgut oder anderes Grimdftlid kaufen, oder ein Darlehn darauf 

ben will, wird zuvörderft erinnert, daß der in dem Önpothelenbuche eingetragene Werth von der Be- 
bare, welche das Hypothekenbuch fühet, leineswegs vertreten wird, ſondern es vielmehr lediglich jeine 
ache bleibt, ſich von defien Richtigkeit durch zuläffige Nachfragen und Erkumdigungen zu überzeugen, 

g. 2. Um jedoch die Mittel, wodurch diefe Ueberzeugung bewirkt werden kann, zu erleichtern, 
jollen fünftig in den Hypothelenſcheinen, nicht wie an einigen Orten gefchehen, nur die neueften Er— 
werbspreiſe, ſondern auch die früheren, ſoweit fie aus dem Hypothelenbuche hervorgehen, aufgeführt 
werden. Außerdem muß die vom dem Yandgute oder anderem Grundſtücke vorhandene, ritterichaftliche 
oder eg Taxe, und zwar in letsterem dalle mit Benennung des Gerichts, welches die Abſchätzung 
bewirkt hat, in den Hypothelenſcheinen vermerkt werden. 

5. 3. Wer durd Errichtung fünulirter Kaufe, Tauſch-, Pacht-, Mieths-, Erbzins- oder ande- 
rer ähnlicher Verträge, einem Grumdftüde den Schein eines höheren Werth beilegt, ſoll als ein Be— 
trüger von Amtswegen zur eg. gezogen, und nach dem Grade der dabei zum Grunde lie- 
enden mehr oder minder gefährlichen Abſicht, auch nad) dem Verhältniſſe des daher entftandenen grö- 

eren oder geringeren Gewinnes oder Schadeus, mit den in dem A. L.R. Th. U, Tit. 20, 88. 1259 
bis 1268 bejtimmten Strafen belegt werden. 

8.4. Wenn der Befiger eines Grundftüds durch dergleichen Scheinverträge Andere verleitet 
bat, ihm einen höheren Kredit zu betilligen, und es entfteht demmächft über jein Vermögen Konturs, 
wobei jolche bintergangene —— Verluſt leiden; jo ſoll derſelbe niemals zur Cessione bonorum 
berjtattet, ſondern 9— Vorſchrift A. L.R. Th. I, Tit. 20, 88. 1458—1472, und nad) Beſchaffen- 
heit der ſonſt eintretenden Umſtände, als ein muthwilliger und fahrläffiger Banquerotenr betrachtet 
mer 


den. 

$. 5. Gleiche Strafen, wie die Kontrahenten jelbft ($. 3), haben auch alle diejenigen bewirtt, 
welche an den mehrgedachten fimulirten Verträgen als Mittelsperſonen auf irgend eine Weife wifjent- 
lich Theil nehmen, und überdies find diefelben denen, die hierdurch Schaden erleiden, mit den Haupt- 
tontrahenten , einer für alle und alle für einen, zur Entſchädigung verpflichtet. 

$. 6. Weder die Gerichte, noch die Notarien, ingleichen die patentirten Mäller umd Agenten, 
follen fi bei Aufnehmung der Kontralte zu Werkzeugen unerlaubter Simulationen gebrauden laj- 
fen, vielmehr miüflen fie, wenn fie wegen einer ſolchen Simulation erheblichen Berdacht haben, und 
die Kontrahenten fih durch Borhaltungen bou ihrem jtrafbaren Borhaben nicht abbringen lafjen 
mollen, den ihmen gemachten Auftrag ganz ablehnen. Außerdem müſſen diejenigen Gerichtöperjonen, 
welche bei erg Saite richterlichen Amts von joldyen Simulationen glaubhafte Kenntnig erlangen, 
davon der Behörde Anzeige thun, damit nad) Beſchaffenheit des obwaltenden Verdachts und der jonit 
eintretenden Umftände die Unterjuchung wegen der unternommenen Simulation veranlaft, umd bie 
vr deren ——— die Eintragung ſolcher verdächtigen Kontratte in die Hypothekenbücher nicht ge= 

attet werde. 

8. 7. Gerichtöperjonen, Notarien, Mäkler umd Agenten, welche wifjentlich fimulirte Verträge 

von der obem erwähnten Art umterftiigen und begünſtigen, ſollen außer der $. 5 beftimmmten Straf, 


39” 
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niedriger #7), al® die Parteien denfelben verabredet haben, zum Scheine beftimmt 
worden, jo entiteht Daraus an und für jich noch feine Ungültigfeit ded Vertrages +7 °). 
8. 73. ee muß aladann der Preis unter den Kontrahenten nach der wah- 
ren, auf eine an jich rechtsgültige Weile getroffenen, Verabredung bejtimmt werden. 
8. 74. it der wahre Prei® nur mündlich verabredet worden #8), fo finden, je 
nachdem die Uebergabe bereit? gejchehen tft, oder nicht, die Vorſchriften des Fünften 
Titels $. 155 sqq. Anwendung *°). 
ihres Amtes entſetzt, wenn fie aber die ihnen $. 6 auferlegten Pflichten aus Fahrläffigkeit verabſäu— 
men, nad Verhältniß des Grades der verjchuldeten Fahrläffigkeit, nad) Anleitung des A, L.R. Th. I, 
Tit. 20, 88. 334 —336 beftraft werden, 

ıN. C. C. Tom. XI, ©, 767, Nr. 14 de 1802, N. A. Bd. U. ©. 311. Stengel, ®. XV, 
S. 287, Rabe, Bd. VII, ©. 55.) 

47) Geſchieht meiftens in der Abfiht, um energie are Stempelfteuer uud Ge- 
richtsfoften zu erfparen. (4. A.) Der $. 72 ift aber nicht auf dem Fall zu beichränfen, daß behufs 
Täuſchung dritter Perfonen der Kaufpreis höher oder niedriger als verabredet angegeben worden, viel- 
mehr ift er im allen Fällen anwendbar, im welchen binfichtlic des Betrages des Kaufgeldes das Ge- 
ſchäft anders niedergejchrieben als verabredet worden. Erf. des Obertr. vom 13, Oft. 1856 (Archiv 
f. Rechtsf. Bd. XXIU, ©. 4). 

472) (4, 4.) Der $. 72 jet voraus, daß der Kaufpreis mit Wiffen und Willen anders als um 
Ernfte verabredet miedergefchrieben worden ift. fehlt dabei der Wille auch nur eines Theiles, jo ift 
der Fall der Simulation nicht vorhanden und der Kontrakt ift jo, wie er niedergefchrieben, wegen 
Mangels des Konſenſes nicht zu Stande gekommen, Ob er in der Art, wie er mündlich verabredet 
= abgeichlofjen worden, redhtsverbindlich fei, ift nach den Grundfägen über mündliche Verträge zu 

finden. 

Bergl. oben, Anm. 9, lit. n zu 8.128, Tit. 5, 

48) Die fiir diefen Fall hier gegebene Vorſchrift findet nicht bloß bei Kaufegeichäften über beiveg- 
liche Sachen, jondern auch bei Verträgen über Grundſtücke ftatt, und es muß daher in einem ſolchen 
Falle der Käufer eines Grumdftiides, welcher dafjelbe bereits übergeben erhalten hat, den mündlich 
veriprochenen Preis daflir zahlen, wenn er nicht, was ihm freifteht, den ganzen Kauf rlidgängig ma- 
hen will. Br. des Obertr. 531, vom 7. Sept. 1838. Bergl. aud das Erf. vom 23. Nov. 1855 
(Arc. f. Rechtsſ. Bd. XIX, ©. 116), 

49) Darnach ift ein folder Kontrakt über Immobilien, jo lange von des Berfänfers Seite (dem 
der Verkäufer ift gebunden) keine Uebergabe hinzugelkommen, immer unklagbar auf des Verkäufers 
Seite; wenn aber von defjen Seite erfüllt ift, jo muß aud don des Käufers Seite Erfüllung folgen, 
oder das Grundftüd zurüdgegeben werden, wie es auch das in der vorigen Anm. mitgetheilte Pr. 531 
ausfpricht. Dieſer Grundiag findet auch Anwendung auf den Fall, wenn neben dem baaren Kauf- 

de noch etwas anderes im jchriftlichen Kontrafte nicht Genanntes, 3. B. daf der Käufer wegen aller 

niprüche an den dereinftigen Nachlaß des Berläufers abgefunden fein folle, als Gegenleiftung ver- 
fprochen ift. Erf. des Obertr. vom 30, Sept. 1859. (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIV, ©. 286.) Der 
Grundiat leidet aber nicht Anwendung auf eine Schenkung, bei welcher nebenbei mündlich verabredet 
worden ift, daß der Beichenkte fich den Werth des geichenkten Grundſtüds folle auf fein künftiges 
Erbtheil anrechnen laſſen: dies ift eine mindliche Nebenabrede über Kollation im Sinne des $. 128, 
I, 5; denn von einer Gegenleiftung kann bei Schenkungen nicht Rede fein. Erf, des Obertr. vom 
11. März 1859 (Ardiv a.a.O. ©. 21). ©. aud die Anm. 9 zu $. 128, Tit.5. Der Stand der 
Sache ift fo, wie wenn auf der Seite des Verkäufers ein jchriftlich vollzogener, von dem Käufer aber 
nur mündlich geichloffener Kontrakt vorhanden wäre. Der Verkäufer fann daher in feinem Falle 
zufüdtreten, wenn der Käufer den mündlich ausgemachten Preis zahlen will. Das Pr. des Obertr. 
1371, vom 11. Nov. 1843 jagt: „Iſt ein formell gültiger Kaufvertrag über ein Grumdftüd, wobei 
der wahre Preis nur mündlich verabredet worden, im Weſentlichen von beiden Theilen erfüllt, jo darf 
der Verkäufer von dem Bertrage nicht mehr zurüdtreten.“ Aber das darf der Verkäufer, wie gefagt, 
auch in feinem anderen Falle, denn auf feiner Seite ftimmt die Form mit dem Inhalte ü h 
Nur kann er nicht angehalten werden zu tradiren, wenn nicht der Käufer die mündlich verſprochene 
Kauffumme bezahlen will. Der Käufer hingegen kann zurücktreten, wenn er aud die Sache ſchon 
angenommen hat, falls er fie in dem Stande, im welchem fie fich zur Zeit der Uebergabe befunden 
De zurückgeben kann. (S. hierüber das Pr. 2152 oben in der Anın. 45 zu 8. 159, Tit. 5.) Diefer 

lchtritt fteht ihm felbft nach vollftändiger Bezahlung der mündlich verſprochenen Kaufſumme frei, 
denn das milndliche Berjprechen bindet ihn nach Tit. 5, 88. 150 ff. nicht. (4. A.) Gegen dieien 
Rechtsgrundfag ift eben das umglüdliche Pr. 1871 gerichtet, welches nicht bloß bei jeiner Voräusſetzung, 
daf der Vertrag von beiden Seiten im Weſentlichen erfüllt, aljo von dem Käufer der wahre Sr 
bezahlt fei, irrig, jondern and) noch jo verftanden worden ift, daß der Berfäufer, auch wenn der wahre 
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KRaufver- 


der Verträge fiberhaupt, und derjenigen, welche über das Eigenthum unbemweglicher träge. 
Sachen geſchloſſen worden, infonberbeit oben verordnet ift. (Fit. 5, $. 109 sqq.; 
Tit. 10, $$. 15, 16, 17.) 

$. 76. Ein gültig abgefchlofjener Kauf zieht die Wirkung nad fi, daß der Ber- Yerbintis- 
—* ur — e der Sache 92), der Käufer aber zur Zahlung des Kaufpreiſes Bertäufers: 
verpflichtet wird. 

$. 77. Was von der Uebergabe und Befigergreifung überhaupt verordnet ift, ® — 
gilt auch von der Uebergabe der verkauften Sachen. (Tit. 7, 8. 58 sqq.) j 

$. 78. Die Sade muß vollftändig, und mit allen zu ihr gehörenden Pertinenze Din Au 
jtüden ®0®) übergeben werden ®?). tinenzftüde. 


Kaufpreis noch nicht bezahlt worden, von dem Vertrage nicht zurücktreten, jondern mur alternativ 
Zahlung des wahren Kaufpreifes oder Rückgabe der Säche fordern könne. Hiergegen hat das Obertr. 
fi in dem Erf. v. 10, Febr. 1858 ausgefprochen. (Entich. Bd. XXXVIII. ©. 99.) ©. aud) oben, 
Anm. 39, Abj. 2 zu $. 156, Tit.5. (5. 9.) Uebrigens ift das wiederholt angezweifelte Pr. 1371 
aufrecht gehalten, weil man ausgefunden hat, dat der $. 74 eine beabfichtigte Ausnahme von der 
Regel feitftelle. Erk. deſſ. v. 2. Febr. 1866 (Entid. Bd. LVI, &. 87), Cine ſolche Abficht ift durch 
gar nichts zum Ausdrud gekommen, fie hat auch feinen juriftiichen Sinn, die Sache reduzirt fi auf 
eine untorvefte oder nadjläffige Medaltion, wovon das Y.R. viele Fälle aufzumeifen hat. — (2. A.) 
Nicht richtig ift das ältere Pr. des Obertr. v. 1805 in Mathis, Bd. UI, S. 3, wonach ein Kauf- 
fontraft, in welchem der Kaufpreis höher, als er mündlich verabredet worden, angegeben ift, ohne Un- 
terfdeidung der Fälle nichtig umd für feinen Kontrahenten verbindlich fein joll, in fofern micht der 
wirlliche Kaufpreis anderweit in gültiger Form feftgefegt worden. Die neuere Praris ift davon 
auch abgegangen, wie die mitgetheilten Frajudige zeigen. 

50) Bon der Form der Kaufverträge zwiſchen Eheleuten gelten die Vorſchriften Th. II, Tit. 1, 
88. 198 — 201. ©. auch die Anm. dazu. 

508) (4. 9.) Die Annahme der gefauften Sache durch den Käufer muß unbedingt und ohne Vor— 
behalt geichehen, wenn aus ihr ein Anerkenntniß der gehörigen Erfüllung durch den Berkäufer ent— 
nommen werden ſoll. Erf. des Obertr. v. 22. November 1852 (Arch. f. Kechtsf. Bd. VII, S. 55). 

50b) (4. A.) Vergl. oben Anm. 150 a. €. zu $. 151, Tit. 4 u. Aum. 80, Abſ. 2 zu $. 107, Tit. 2. 

Sind bei der gleichzeitigen nothwendigen Subhaftation zweier Grundftüde deren PBertinenzien in 
den Tarverhandlungen ohne Widerſpruch der Subhaftationsintereffenten verwechſelt worden, jo hat es 
dabei fein Verwenden, jagt das Obertr. in einem Erf. dv. 28. Oftober 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. X, 
©. 330). Das ift zu bezweifeln wegen des Irrthums im Gegenftande auf Seiten der Subhaftations- 
intereflenten, im jofern ein ſolcher vorgefallen if. Die vermechielten Pertinenzien können werthvoller 
als die Hauptſachen und von ſehr ungleichem Werthe fein, jo daß die Realgläubiger des einen Grund» 
ftüds ſchlecht fortfommen mlirden, wenn fie den Irrthum gegen fich gelten laflen müßten. Mangel 
an Wideripruc hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn der, welcher twiderfprechen konnte, den Wi- 
deripruch mit Bewußtſein feiner Rechte unterließ. 

51) Mas davon der Berfäufer nicht mehr befigt, kann er nicht mit übergeben, folglich kann es 
der Käufer nicht mit erwerben, auch als folder dem Dritten, am den es durch einen formlojen oder 
fonft ungültigen Kontrakt gekommen, nicht abfordern. Darüber ift Meinungsverfchiedenheit, indem 
Manche dein Käufer, auf Grund des Kaufkontrakts und der darin bermeintlich von jelbft enthaltenen 
Abtretung aller Rechte des Berkäufers bezüglich auf die Sache, das Vindikationsrecht zuichreiben, wo— 
für fie fi auf den $. 313 d. T., welcher das Wiederkaufsrecht betrifft, fügen. Allen zwiſchen dem 
Bertaufe auf Wiederkauf und dem bloß mündlichen Kauftontratte ift nach den Zwecken dieſer Geichäfte 
eine große Unähnlichkeit, folglich die analoge Anmendung eines von dem einen NRechtsgeichäfte gelten- 
den Grundſatzes auf das andere durchaus unzuläſſig. Die Praris hat fich auch für die hier bertre- 
tene Meinung entichieden. Das Pr. des Obertr. 852, v. 3. April 1840, fagt nämlich: „b) Der 
Käufer eines Grundftüds ift als folder nicht berechtigt, die vor Abſchluß des Kaufsgeichäfts jeitens des 
Berkäufers duch mündlichen Bertrag davon veräußerten unbeweglichen Bertinenzftücde zu vindizi— 
ren.” (Eutſch. Bd. VI, ©. 279.) Etwas Anderes ift e8 mit dem Kaufe aus einer nothwendigen 
Subhaftation. Der Adjudilatar wird durch den Zujchlag auch Eigenthümer der zur Zeit der Sub- 
haftatiou bei dem Grumdftüde noch vorhandenen Pertinenzien und kann daher ſolche vindiziren. 
Wenn er dies gegen einen dritten Befiger thut, jo kann auch von dem Letsteren diefer Aniprud) durch 
den Einwand, die Pertinenzien in der Taxe nicht mit abgeſchätzt feien, nicht abgewendet werden. 
Ebendaſſ. Pr. 852, lit. a. (4. A.) Ein Erf. des Obertr. v. 14. Mai 1856 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XX, 
©. 17) jagt, daß die dor Abſchluß des Kaufsgeichäfts feitens des Berfäufers (Subhaftaten) durch 
mündlichen Bertrag vom dem sub hasta ftehenden Grundftüde veräußerten Subftanztheile oder unbe 


Bei Berfäus- 
fen in Pauſch 
und Bogen. 
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$. 79. it wegen legterer im Vertrage nichts Befondered verabredet, fo treten 
die geſetzlichen Beſtimmungen ein. (Tit. 2, $. 42 sqq.) 

$. 80. Derjenige unter den Kontrahenten, welcher mehr oder weniger, als die 

efeglihen Beitimmungen mit fich bringen, zum Zubehör gerechnet willen will, muß 
HA diefed ausdrüdlih worbedingen 51 ®). 

8. 81. fehlen Pertinenzjtüde, die zur Zeit des geichlofienen Kaufe ’ '®) vorhan- 
den waren, oder folhe, die nach qefeglicher Beftimmung (Tit. 2, 8. 4) ald Theile der 
Subſtanz anzufehen find, fo muß der Verkäufer die Gewähr dafür leiften ®*). 

8. 82. ft ein Grunditüd nad einem gewiſſen Inventario verfauft worden, fo 
darf an Zubehör weder mehr noch weniger, als in diefem Inventario enthalten ift, 
überliefert werden. 

$. 83. Iſt ein Landgut, wie es ſteht und liegt ®®), verkauft, fo wird unter dem 


wegfichen Pertinenzftüde von dem Adjudikatar nicht vindizirt werden könnten. Dies ift im Allgemei- 
nen anzuertennen. Bergl. oben 88. 106 und 107, Zit. 2 und die Anm. dazu. Wie aber bei Li— 
zitationen, wenn der Subhaftat, mährend die Kaufluftigen auf Grund der zur Information vorlie⸗ 
genden Taxe bieten, um 5 Uhr, alfo kurz vor dem Schluffe des Afıs, das halbe Gut verkauft und 
übergiebt, und demnädft am folgenden Tage das ganze Gut dem Meiftbietenden adjudizirt wird? 
Da joll er nicht das ganze Gut als jein Cigenthum (die Adjudilation überträgt befanntiich Eigenthum 
ohne körperliche Uebergabe) von jedem Befiter fordern können? Was von einem Subftanztheile ailt, 
das gilt auch vom Ganzen, es konnte ja aljo aud das Ganze auf folche Weile entzogen werden. Das 
wird doch wohl nicht angehen und es geht auch nicht an, meil das sub hasta fiehende Gut eine res 
litigiosa oder doch eine durch den Subhaftationsvermerl in Beihlag genommene Sache ift, und der 
unredliche Käufer gegen fich die Adjudilatoria vollftreden laſſen muß. 
51a) (5. U.) Mas die $$. 78 — 80 beftiimmen, fett voraus, daß die ganze Hauptſache Gegen- 
ftand des Kaufs gemeien ift. Wenn aber zmei unbewegliche Sachen ſich zu einander verhalten mie 
Hauptiahe und Zubehör, es wird jedoch ein beftimmter quantitativer Theil der Hauptiadhe verkauft, 
alsdann geht ipso jure ein verhältmigmäßiger Theil des Zubehör in das Eigenthum des Käufers 
nicht über, Dies ift auch alsdann nicht der Fall, wenn aus dem Eigenthumsrecht auf die Zubehö- 
rung beftimmte Nutungsredite abfließen, alsdann gebet ein verhältnigmäßiger Theil diejer Nutzungs 
rechte auf den Käufer auch nicht über. Erf. des Obertr. dom 27, Februar 1868 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LXX, ©. 102). Auch der $. 107, I, 2 des A, ER. giebt über dieſe ragen feine Auskunft, 
Doc ift dabei der Fall außer Betracht zu laſſen, wenn eine Quote des berechtigten Grundftüdes (ein 
ideeller Theil deflelben) veräußert wird. (S. 104 a. a. O.) 
51b) (5. A.) Unter „Zeit des abgeichlofienen Kaufs“, deren die 88. 78— 87, 192— 194 d. X, 
edenten, kann nicht die Seit verftanden werden, two der Abſchluß des Vertrages in verbindlicher 
teile zu Stande gelommen iſt; es fommt vielmehr darauf an, worüber die Kontrahenten mündlich 
einig geworden find und worüber fie zur Erfüllung der Form eine jchriftliche Urkunde zu errichten 
ſich entichlofien haben. Erf, d. Obertr. v. 22. Novbr. 1867 (Arch. j. Rechtsf. Bd. LXIX, ©, 134), 


52) D. h. der Käufer ann die angenommene Sache wie eine fehlerhafte behandeln ($. 45), er 
muß aber die für die Rüge der natürlichen Fehler (Mängel an äußeren Eigenſchaften) vorgeichriebene 
Frift ($. 344, Tit. 5) inne halten. 

53) Ein Kauf in Paufh und Bogen oder „mie es fteht umd liegt”, und ein Kauf nach einem 
Inventarium jchließen einander aus, In einem Kauflontratte Über ein Landgut hieß es: Der Ber 
fäufer verfauft das Gut, wie es fteht und liegt. Am Schluffe nahmen die Kontrahenten auf ein 
beigefügtes unterichriebene® Verzeichniß Bezug, worin aufgeführt fanden, zuerft unter der Weberichrift: 
an Inventarium erhält der Käufer eine gewiſſe Stüdzahl Vieh und Adergeräthe; und dann unter 
der Ueberichrift: dem Verkäufer bleibt vorbehalten: eine Stüdzahl Bieh und gewiſſe Wirthichaftever- 
räthe. Außerdem war aber noch Vieles vorhanden, was weder umter der einen , noch umter der an« 
deren Ueberichriit verzeichnet ftand, jedoch bei dem Wirthichaftsbetriebe im Gebrauche war. Wer von 
den Kontrahenten hatte darauf Anipruc ? Nach dem Kauftontrakte war der Kauf ein Kauf in Pauſch 
und Bogen, jomweit das Verzeichniß feine Modifikation enthielt. Das erfte Rubrum: der Käufer er 
hält w. |. w., mußte jo verftanden werden, daß der Verkäufer fich verbindlich gemacht hatte, die dar- 
unter verzeichneten Stüde jedenfalls zu gewähren und dafür aufzulommen, wenn fie aud zur Zeit 
der Uebergabe nicht vorhanden jein follten;, daß aber Alles, was an Pertinenzftüden überdies noch 
borhanden fein würde und dem Verkäufer nicht ausdrüdlich vorbehalten war, gleichfalls dem Käufer 
zufteben jollte, Die Beilage enthielt mithin eine zufäglice Beſtimmung zum Vortheile des Käufers, 

Wie ein Berkauf „mit allen Zubehörungen, Freiheiten und Laſten, wie jolche im Sppothefen- 
buche verzeichnet und von dem Berläufer und jeinen Borfahren benugt worden find‘, ſowie, was ums 
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Zubehör alles das begriffen, was zur Zeit des gefchlojienen Kaufs 5°) in oder bei 
demfelben vorhanden, ımd jum Nugen, oder zur Bequemlichteit im Betriebe der Wirth- 
ſchaft erforderlich, oder dazu jchon bisher im Gebrauche geweſen iſt. j 

$. 84. Dahin gehören bejonders alle auf dem Gute vorhandene >*) Früchte und 
Vorräthe, fie mögen geſammelt, — oder verkauftꝰ) fein. 

$. 85. Infonderheit alles geichlagene und noch unverfaufte °°) Holz. 

§. 86. Desgleichen alles auf dem Gute befindliche Zug-, Nutz- und junge Bieh, 
wenn es auch ſonſt, nach geſetzlichen Beitimmungen, zu den Inventarien » Stüden 
nicht zu rechnen wäre. 

.$. 87. Dagegen dürfen auch, wenn das nach gefeglichen Beſtimmungen erfor- 
derlihe Zubehör nicht vorhanden ift, die fehlenden Stüde nicht erfegt werden ®7). 
ter dem Ausdrude „Hufe“ zu verftchen, darüber f. m. den Mathis Bd. IV, S. 11 mitgetheilten 
Rechtsfall aus dem Jahre 1805. 

(4.4) Der Verkauf eines Grundſtücks „mebft dem vorhandenen todten umd lebenden Inventa— 
rium“ ift fein Verkauf in Pauſch und Bogen; daß ein jolher Verkauf beabfichtigt geweſen jei, muß 
ausdrüdlich, ſei es direkt oder indirekt, ausgeſprochen oder verabredet fein. Erl. des Obertr. d. 13, Ja— 
nuar 1862 (Arc. f. Reditsf. Bd, XLIV, ©. 152), 

53®) (5, 9.) M. ſ. oben die Anm. 51a, 

54) Vorausgeſetzt, dafs fie noch nicht vorher verkauft und (körperlich oder ſymboliſch) am den Ab- 
fäufer übergeben worden find. Denn auf ſolche, einftweilen fich noch bei dem Gute vorfindlichen 
Früchte x. bat der Käufer des Cuts dem dritten Eigenthümer gegenüber feinen Anipruch, wenn er 
auch die Veräußerumg nicht gekannt hat. ©. o. die Anm. 79 zu 8. 106, Tit. 2 und Die dort mit- 
getheilten Präjudize. Sind aber dergleiden bejonders verkaufte Früchte ıc. dem Käufer derjeiben noch 
nicht übergeben und es erfolgt die Uebergabe des Gutes an den Gutsfäufer ohne Vorbehalt; fo er- 
wirbt dieler das Eigenthum derjelben mit. Im wiefern der SFruchtläufer feinen Titel gegen ihn zur 
Geltung bringen fann, ift nach den Grundſätzen des Tit. 10 zu enticheiden. 

55) Soll heifen: „erkauft“. R. v. 17. Juni 1831 (Jahrb. Bd. XXXVII, ©. 323), v. 5. Mai 
1834 (Jahrb. Bd. XLIII, ©. 445), v. 29. Dezember 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). Bergl. aud) 
die Erinnerung von Suarez darüber, Jahrb. ®d. XLI, ©. 16, 

56) Nämlich noch nicht an den Abfüufer übergeben. S. o. die Anm. 54. Dagegen kann auch 
ungeſchlagenes Holz nicht mehr Zubehör fein; umd dies ift in der That der Fall, wenn Hol; 
auf dem Stamme verfauft umd ſymboliſch, mamentlich dermittelft Anfchlages mit dem Forſthammer, 
dem Käufer, vor der Uebergabe des Gutes, übergeben morden ift. Der Gutsfäufer hat dann darauf 
dem Dritten gegenüber feinen Anſpruch. ©. den Rechtsfall in den Entſch. des Obertr. Bd. XI, 
S. 201. Bergl. das Erf. defj. v. 12. Mai 1854 (Archiv für Rechtsf. Bd. XII, ©. 96). 

57) Suarez macht zur Erläuterung diefer Beftimmung bei der revis mon. folgende Bemerkung: 

„In dem $. 127 (Entwurf $. 87 h. t.) ift angenommen, daß bei einem Kaufe in Pauſch und 
Bogen die fehlenden geietslichen Pertinenzſtücke nicht vertreten werden dürfen. Daraus fünnte man 
folgern, daß, wenn der Kauf nicht in Pauſch und Bogen geichlofien ift, die geſetzlichen Pertinenz- 
ftüde gewährt werden müſſen. Dieſe Folgerung würde aber falich fein. Denn zu dem geietlichen 
Begriffe eines Pertinenzftüds gehört es, da folches bei dem Haupigute wirklich vorhanden fei. Was 
nicht vorhanden ift, kann auch nicht als Vertinenzftüc gefordert werden. Der gewöhnliche Kauf uns 
tericheidet fih alio von dem Kaufe im Pauſch und Bogen ratione der Pertinenzjtüde in Folgenden: 

a) Bei dem ordinären Kaufe kann der Berkäufer bei der Tradition der Sache Alles zurildnch- 
men, was nicht im geielihen Sinne zu den Pertinenzftüden gehört; bei dem Kaufe in Paufch umd 
Bogen muß er alles dabei lafien, was zum Gebraucde bei der Hauptiache beftimmt war, wenn es 
aud im geſetzlichen Sinne ale ein Pertinenzſtück nicht anzufehen ift. 

b) Ber dem ordinären Kaufe muß der Berkäufer für denjenigen Zubehör der Sache Eviftion 
feiften, der in sensu legis als ein Theil der Subftanz anzufehen ift, i. e. ofme welchen die Sache 
zu ihrer bisherigen Hauptbeftimmung nicht gebraucht werden kann, ohne Unterichied, ob dergleichen 
Stüde tempore contraetus bei der Sache vorhanden waren, oder nicht. Bei dem Kaufe in Panich 
und Bogen kann der Käufer nichts als Zubehör fordern, es fei übrigens fo weientlich, als es molle, 
als was tempore contractus wirklich vorhanden war.” (Bornemann, Syſtem, Bd. 3, ©. 22.) 

Dabei ift zu erinnern, daß Suarez Theile der Subftanz» und Pertinenzftilde verwechſelt oder 
identifizirt (Buchft. b). Bergl. auch $. 81. Zu a ift zu bemerken, daß auch bei dem ſ. gq. ordinäs 
ren Kaufe der Käufer, außer der Hauptiache und deren Subftanztheilen, nichts meiter zu übergeben 
hat, als mas der Wortlaut des Kontrakts bejagt, oder das zum Grunde liegende Inventarium ent- 
hält; und daß, wenn über Pertinenzien nichts berabredet worden ift, fehlende Stüde, welche geſetz⸗ 
lid) als Pertinenzien angejehen werden müßten, wenn fie vorhanden wären, ex eben jo wenig wie 


616 Erfter Theil. Eilfter Titel. 


$. 88. it ein Haus, wie es fteht und liegt, verfauft worden, jo gebühren dem 
Käufer, noch außer dem gefeglichen Zubehör, jo weit dajjelbe vorhanden ift, alle Mö- 
bein, welche zur Zeit des gefchloifenen Kaufs in dem Haufe befindlih, und zur beque- 
men Wohnun erforderlich oder dienlich find. 

8. 89. au einer Fabrike, oder andem Werkſtätte, wenn fie in Pauſch und Bo- 
gen, oder wie alles fteht und liegt, verkauft worden, werden die vorhandenen Vor— 
räthe, ingleihen die in der Arbeit befindlichen Materialien, nicht aber die ſchon verfer- 
tigten Waaren, ald Zubehör gerechnet ®®). 

$. 90. Bei einem auch ın Bausch und Bogen verfauften Kramladen, find den- 
noch die Waarenvorräthe, im zweifelhaften Falle, nicht für mitverfauft anzufehen. 

8. 91. Dagegen werden zu einer folhergeitalt verfauften Bibliothek oder Natu- 
ralienfammlung, auch Bildfäulen und andere Sachen, die bisher zur Auszierung der 

Bücherfchränfe und Naturalienbehältnifie gebraucht worden, mitgerechnet. 
—— 8. 92. it feine Zeit der Uebergabe beſtimmt, fo kann der Käufer dieſelbe, gegen 
ga. Erfüllung der feiner Seits übernommenen Verbindlichfeiten, ſofort verlangen *84). 
$. 93. MUebergabe der Sache und Zahlung des Kaufpreife® muß, wenn nicht 
ein Anderes verabredet worden, an demfelben Orte geichehen 3°). 

$. 94. Uebrigens finden, wegen des Ort? und der Zeit, die allgemeinen im 
Titel = Berträgen enthaltenen Beftimmungen au hier Anwendung. (Tit.5, $$. 230 
— 251. 

in Anfehung 8. 95. So lange der Verfäufer dem Käufer die Sache noch nicht übergeben hat, 
der gatten bleibt bei allen freiwilligen Verkäufen, wenn fie nicht in Pauſch und Bogen geſchloſſen, 


Nugunden _ — — 
—— der Verläufer in Pauſch und Bogen zu erſetzen hat. Denn „was nicht vorhanden iſt, kann auch 
nicht als Pertinenzſtück gefordert werden.“ 

58) Vergl. Tit. 2, 8. 93 und die Anm. 72 dazu. 

58a) (4, W.) Eben fo kann der Verkäufer fofort die Uebernahme verlangen. $. 215. 

59) Denn nad der Regel muß die Zahlung des Kaufpreifes gegen Empfang der Sache geiche- 
ben. $. 221 d. T. Der Zahlnngsort bleibt aud für das rüdjtändıg verbleibende Kaufgeld beiteben, 
und der Berfäufer muß fih das Geld von demielben auf feine Gefahr und Koften abholen, wenn 
nicht durch Mora die Regel modifizirt wird. Denn wenn der Käufer mit feiner Leiftung im Nüd- 
ftande bfeibt, jo kaun der Verkäufer, der fi einmal an Ort und Stelle zur Uebergabe wie zur Ems 
pfangnahme des Geldes eingefunden hat, darunter nicht leiden. Der Käufer muß dann Gefahr und 
Koften der Zahlung am Aufenthaltsorte des Berkäufers tragen. Im jomeit das Kaufgeld kreditirt 
und feine Verabredung über den Zahlungsort getroffen worden ift, behält es bei der Regel des $. 98 
fein Bewenden. Die Vorſchrift des $. 774 findet hier feine Anwendung. 

60) Die in dieler Hinficht hier gegebenen Beftimmungen enthalten das Gegentheil von den Grund⸗ 
ſähen des R. R. Man hat fie mit Borbedadht getroffen, weil man dem organiidhen nie n 
des R. R. nicht einzujehen vermochte und bejonder® durch den falſch ausgedrüdten Grundjat über 
das Perifulum: casum sentit dominns (welcher lauten muß: periculum creditoris est), irre geleitet 
worden ift. Diejes ergiebt fih aus Suarez’ —— dieſer Beſtimmungen bei der Schluß- 
revifion des Geſetzbuches, two er im feinen amtlichen Vorträgen fagt: „Dieſe Säte weichen darin von 
dem R. R. ab, daß nach dieſen das Perikulum ſogleich, als der Kontrakt perfizirt war, auf den 
Käufer überging. Allein diefe Vorſchrift verdiente gewiß weniger als irgend eine andere beibehalten 
u werden. Sie ift: 1) gegen alle Prinzipien des Römiſchen Rechts jelbit, casum sentit dominus 

iſt eine der erften Regeln deſſelben. Bei dem Kaufe geht, wie bei allen übrigen titulis dominii trans- 
lativis, das Cigenthum erft durch die Tradition auf den Emtorem über; und gleichwohl joll er noch 
bor der Tradition alle Gefahr tragen. 2) Der Romiſche Sat beruhet ferner auf einer bloßen Spit- 
findigkeit. Der Verkäufer, fagen die Doctores, verliert freilich durch den Untergang der Sache fein 
Dominium; aber der Käufer verliert dadurd ebenfalls feine Altion, auf die Uebergabe zu klagen, weil 
die res tradenda nicht mehr da if. Hingegen bleibt dem Venditori jeine Altion auf das Pretium, 
weil durch defien Zahlung der Kontrakt von dem Käufer immer noch erfüllt werden fan. Cf. Coc- 
ceji in Jure controv. Lib. XVII, Tit. VI, qu. 2. Es ift aber unbegreifli, tie man dem Ber- 
fäufer in dato casu eine Aktion auf Zahlung des Pretii nachgeben kann, da er doch nicht mehr im 
Stande ift, die verkaufte Sache zu gewähren; und gleichwohl eine jede actio ex contraetu nothiven« 
dig vorausſetzt, daß der Kläger don jeiner Seite den Kontrakt erfüllen fünne und wolle. 3) Die 
Romiſche Theorie ift auch wider die natürliche Billigkeit. Der Käufer, der die Sache noch nicht in 
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oder font ein Andered ausdrüdlich verabredet worden, Gefahr und Schade *1) dem 
Verkäufer zur Laſtua). (8. 342.) 

8. 96. Dies findet ftatt, felbft wenn die Uebergabe durch einem bloßen Zufall 
verzögert wird. _ 

3 97. Wird die Uebergabe durch Schuld des Verkäufers aufgehalten, fo haftet 
derielbe nicht nur für den an der Sache entitandenen Schaden 9?), jondern auch, wenn 
Vorſatz oder grobed Berjehen von feiner Seite bei dem Verzuge zum Grunde liegt, für 
den dem Käufer entgangenen Vortheil. 

8. 98. Hat aber der Käufer den Verzug der Uebergabe verfihuldet, fo haftet der 
Verkäufer nur für einen folhen Schaden, der an der Sache durch feinen Vorſatz oder 
grobes Verſehen entitanden iſt ®?). 

8. 99. In allen Fällen, wo die Uebergabe ohne Schuld des Verkäufers aufgehal- 


feinem Verwahrſam hat, der darüber noch gar nicht disponiren, der nicht die geringften Borfehruns 
gen zu ihrer Erhaltung und Sicherheit treffen fan, der noch nicht dem geringften Nuten von ihr 
gerogen hat, ſoll dennoch ſchuldig jein, das Kaufgeld zu bezahlen, ob ihm gleid) fein Verkäufer, die 
ache nicht mehr gewähren kann. 4) Dieje Theorie führt auf große Weitläuftigkeiten und Verwicke— 
lungen. Der Verkäufer muß in dem Zmilchenraume bis zur Tradition die Funktion eines Depofi- 
tars und Adminiftrators bei der Sache übernehmen, er muß die Konierdationsfoften der Sache tra- 
gen; er muß ber die Früchte und Nutumgen Rechnung legen ꝛc. Es bedarf mohl feiner Ausfüh- 
rung: wie ſchwankend und bedenklich ein jolches Serhältnit ſei, und zu wie vielen Streitigfeiten und 
Prozeſſen jelbiges Anlaß neben könne. Die im Gejebucde angenommene Theorie ift allo der Natur 
der Sache und des Geſchäfts, den Principiis des Römiſchen Nechts (?) und der natürlichen Billigkeit 
gemäß. Sie fimplifiziet dieſe ſonſt jo jehr vermwidelte Materie ausnehmend, und verdient aljo wohl 
vor dem jure Romano den Borzug.” (Jahıb. Bd. XLI, S. 16.) 
Uebrigen® ftimmen dieſe —— mit den don den Redaltoren, in Folge jener irrigen Auf— 
fafjung des rom, Grundjatses über das Peritulum, angenommenen allgemeinen Grundiägen über die 
Gefahr überein, fo daß, ohne Inkonſequenz, hier nichts anderes angeordnet werden fonnte. 


61) Darumter wird das Perikulum des R. R. verftanden, und das periculum rei tragen heißt, 
fi in dem Verhältniſſe befinden: den den Gegenftand des Vertrages zufällig treffenden Schaden lei- 
den zu müſſen. Etwas anderes ift auch nad dem U. L.R. darumter nicht zu verſtehen. Das bat 
die Bedeutung: der Berkäufer verliert die untergegangene Sache, oder behält die verichlechterte Sache, 
und kann von dem Käufer den Preis nicht fordern; der Käufer aber hat an den Verkäufer feinen 
Anſpruch, denn der Zufall hat den Kontrakt aufgehoben. $. 100 d. T. Bergl. Tit. 5, 55. 864, 
365 und Tit. 21, 88. 299— 308. Die 8$. 178, 179 fprechen diefen Grundjag ausdrüdiich aus. 
Seltiamermweiie ift behauptet worden, das U. ER. verftehe unter Auflegung oder Uebernahme der 
Gefahr eine Aſſekuranz oder die Verbindlichkeit, dem Anderen das Interefje zu vergüten, wie wenn 
er durch jeine Schuld den Schaden verurfacht hätte. Deshalb hat das Obertr. als Br. unter Nr. 1488, 
dv. 27. Septbr. 1844, einzeichnen laſſen: „Wenn das Geje dem Verkäufer die Gefahr der verfauften 
Sadıe auferlegt, jo hat nicht etwa der Käufer Anſpruch auf Erſatz des Schadens oder Minderun 
des Preiſes, fondern nur ein Recht auf Rüdtritt vom Vertrage.“ (Entid. Bd. XI, ©. 239.) J 
die Sache een. bloß verichlechtert und der Käufer übernimmt fie in diefem Zuftande, jo muß er 
das ganze Kaufgeld, ohne Minderung, zahlen, 

61a) (5, N.) Der Gegenſatz ift hiernach, daß mit der Uebergabe Gefahr und Schade auf den 
Käufer übergehen. Das tft nad) der laudrechtlichen Regel: casum sentit dominus , richtig, ſetzt jedoch 
einen unbedingten Kauf ($. 259) wie auch einen perfekten Kontraft voraus ($. 131). ft daher zu 
einem Berkaufe noch die Genehmigung einer dritten Perjon, z. B. der Kirchenbehörde, Obervormund« 
ſchaft ꝛc. erforderlich und geht die verkaufte Sace vor Ertheilung derjelben zufällig zu Grunde, jo 
trägt der Berfäufer den Schaden, wenngleid die Sache bereits übergeben war. Erk. des Obertr. v. 
11. Mai 1863 (Entih. Bd. L, ©. 126). 

62) D. h. er muf dem Kontralt auf —— des Käufers erfüllen und entweder die Sache 
in dem bedungenen oder vorausgeſetzten Zuſtande übergeben, oder, wenn ſie nicht herzuſtellen iſt, den 
Abgang erſetzen, wenn die Koſten auch das Kaufgeld überſteigen. Den entgangenen Vortheil (das boll« 
fändige Interefie) joll er erft im Falle des Vorſatzes oder groben Berjehens vergüten. 

63) Der Käufer muß alio die zufällig verichlechterte Sache übernehmen und das ganze Kaufgeld 
nad) der Verabredung bezahlen, wenn er auch nur durch ein geringes Beriehen die Uebernahme ver 
zögert hat. Dies bezieht fih nur auf das periculum deteriorationis. Von dem periculum interitus 
iſt Eu 100 ff. Rede. — Vergl. wegen der Folgen der mora aceipiendi unten, Anm. 45, Abſ. 2 
zu $. 413, 
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ten wird, kann derjelbe von aller Berantwortung gegen den Käufer dadurch, daß er 
die Sache zur gerichtlichen Aufiiht und Verwahrung übergiebt, fich befreien +). 

$. 100. Wird die verkaufte Sache, noch vor der Uebergabe, durch einen Zufall 
gänzlich zerftört ober vernichtet, dergeftalt, daß gar feine Uebergabe erfolgen fann, fo 
wird der Kontrakt für aufgehoben geachtet. (Tit. 5, 8. 364 sqq.) 

$. 101. ft die Uebergabe durd Schuld des Verkäufers aufgehalten worden, fo 
haftet Diefer dem Käufer zur Schadloshaltung nach Verhältniß ded Grades feiner Ber- 
fhuldung. (Tit. 6, $. 10 sqq.) 

$. 102. Hat der Käufer durch feine Schuld die Uebernahme verzögert, fo fann 
der Berfäufer Schadloßhaltung 85) fordern. 

$. 103. Zu diefer Schadloshaltung gehört auch 6%) die Bezahlung des bedun- 
genen Kaufpreiſes, fobald der Käufer auch nur durch ein mäßiges Berfeben, Schuld 
daran ift, daß die Sache nicht zur gehörigen Zeit von ihm übernommen worden 67), 

$. 104. Wenn nicht bloß der Berzug der Uebergabe, jondern der Berluft der 
Sache jelbft, welcher die Uebergabe unmöglich macht, durch das Verfchulden eines oder 
des andern Theil® entftanden if fo hat e8 bei den allgemeinen Vorſchriften des Titels 
von Verträgen fein Berwenden. (Tit. 5, 88. 360, 363 sqq.) 

8. 105. So lange der Verkäufer die Gefahr und Laften der Sache zu tragen 
ſchuldig ift, können demſelben in der Regel auch die Nugungen nicht benommen werden. 

8. 106. Pacht» und Miethzinfen werden zwifchen dem Käufer und Verkäufer, 
nah Verhältniß ihrer Beſitzzeit, getheilt ®®). 


64) Damit allein ift ihm nicht geholfen, er hat auch Bezahlung des Kaufgeldes zu fordern und 
zwar fofort bei der Uebergabe (88. 93, 221 d. T.), die Depofition ift aber Uebergabe. Vergl. Tit. 16, 
&. 234. Doc kann er nur ımter einer von zwei Voransfegungen : Berderblichleit der Sache, oder 
Koftbarkeit der Aufbewahrung und Verwaltung, gerichtlichen Verkauf und Befriedigung aus dem Er- 
löſe, ohme Weiteres , fordern. 88. 218 — 220 d. T. 

65) Nur Schadloshaltung, micht Erfüllung des Kontrafts (Bezahlung des Kaufgelds), kann der 
Berkäufer fordern. Der Kontralt ift mithin auch in dem bier vorausgeſetzten Falle, mo die Sache 
nach dem Uebergabetermine ganz zu Grunde gegangen und der Käufer aus einem nur geringen 
Berſehen in mora accipiendi ift, aufgehoben. Worin aber foll die Schadloshaltung beſtehen, wenn 
nicht in der Zahlung des Kaufpreiſes fr die bermichtete Sache? Der Schade befteht ja eben in dem 
Berlufte des Kaufgeldes. Bermuthlich find damit die Aufwendungen gemeint, welche der Berfäufer 
auf den Handel gemacht hat, fo, daß er zwar die Sache verlieren, aber was er außerdem nod) aus 
feinem Vermögen zur Vorbereitung und Eingehung des Gefchäfts verwendet hat, evftattet erhalten 
foll, 3. 8. Mäffergeblihren, Gerichtetoften, Reiletoften, Aufbervahrungsfoften u. dergl. Bergl. den 
folg. 8. 108. Es ıft unfindbar, welcher jwriftiiche Gedanke bei dieſer Borjchrift geleitet hat. Denn 
in der Käufer nur fir ein mäßiges Berjehen verantwortlich, fo ift alles, was fich außer dem falle 
eines ſolchen Verſehens zutränt, Zufall; ſoll er jchlechthin die Folgen feines Verzuges tragen, jo muß 
er auf jeiner Seite den Kontraft erfüllen. Der Grund der Unficherheit oder Inlonſequenz Itegt im 
den nach A. FR. zweifelhaften Erfordernifien der Mora. 

66) Die Beftimmung ift auffallend. Mehr als Erfüllung des Kontrafts durch Bezahlung des 
Kaufgeldes nebſt Berzugsrinien, ſowie Schäden und Koften kann der Berfäufer von dem Käufer in 
feinem Falle fordern. Worin alſo die Schadloshaltung, wozu auch die Bezahlung des Kaufgeldes 
gehört, beftehen fol, ift undenkbar, wenn man nicht die etwa durch die längere Aufbewahrung oder 
durch den Untergang verurſachten Koften umd Schäden im Sinne gehabt hat, mas wahrſcheinlich if: 
denn dieſe muß der Käufer freilich gleichfalls erſetzen. Der Berkäufer kann durch den Untergang der 
gr Recht erhalten, als er haben wiirde, menn er die Sache libergeben köunte. 

. die folg. Anm. 

67) Im Falle einer mora aceipiendi aus mäßigem Beriehen muß mithin der Käufer das 
periculum interitus rei tragen, d. h. er muß das Kaufgeld kontraftmäßig bezahlen, und der Berläus 
fer ift von jeiner Verbindlichkeit frei, wie wenn er vollftändig erfüllt hätte. 

Diejer Rechtsiag gilt auch und kommt zur Anwendung danı, wenn zwar nach der Zögerung 
die Sache nicht zu Grunde gegangen, aber doc die Uebergabe durch die Zögerung dem Berkäufer 
unmöglich gemacht worden ift. ©. o. die Anmerf, 88 zu 8. 361, Tit. 5. 

68) Ohne Untericeidung zwiſchen beweglichen und unbeweglichen Sachen. Der Käufer der ver- 
pachteten oder vermietheten Sache tritt im die Rechte und Pflichten des Verkäufers. Ertl. des Obertr. 
v. 3. Juni 1853 (Entih. Bd. XXV, ©, 428); und v. 20. Juni 1855 (Entſch. Bd. XXX, ©, 446). 
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8. 107. Geldjinfen, Kornpächte der Unterthanen, Zehnten, Dientgelder, Ab- 
ſchoß und andere Hebungen diefer Art, gebühren dem Käufer, fo weit fie nach der Ueber- 
gabe fällig find. 

8. 108. Was der Subjtanz der Sache, nad) geſchloſſenem Bertrage, durch na- 
türliche An= und Zumüchfe noch beitritt; und davon, zur Zeit der Nebergabe, vermöge 
ded gewöhnlichen Nutzungsrechts noch nicht abgefondert ift, gehört dem Käufer, und 
muß ihm, mit der Sache zugleich, übergeben werden‘?). 

8. 109. Keiner der Kontrahenten fann, wider des andern Willen, Sache und 
Kaufgeld zugleih nußen 0). 


Die Untericheidung der Pacht - und Deiethzinien von den Geld- und Naturalabgaben , worüber 
der folgende $. 107 eime andere Beſtimmung trifft, hat feinen jachlihen Grund; fie ift gegen die 
eingegangenen Erinnerungen umd gegen Suarez’ Borichlag getroffen worden, aus einem nicht be— 
fannten Grunde. (Geſ. ⸗Rev. Pens. XIV, ©, 37.) 

69) Dazu gehören auch die Ablöjungstapitalien (vergl. die Arm. + au $. 49 des Nentenbant-G. 
im Tit. 8, Ih. II) und die für abgelöfte Berechtigungen ——— Landabfindungen. Gleichfalls 
muß das Vorkaufsrecht, welches in der Zwiſchenzeit bei der Auflöſung einer Eiſenbahngeſellſchaft auf 
die zur Eijenbahmanlage erproprürten, nun dem gemeinen Verkehre zurüdfallenden Grumdftüde dem 
Befiger eines Gutes erwächſt, dem Käufer des Gutes zuftehen, und wenn es der Verkäufer vor der 
Uebergabe ausübt, ift er — das zurückgekaufte Grundſtück dem Käufer des Gutes, gegen Ber- 
gütung der auf die Rilderwerbung gemachten Verwendungen, mit zu übergeben, ohne daß es für 

en Letzteren eines beionderen Titels (Kontrafts) bedarf. 

70) Bergl. 88. 227, 291 d. T., und L. 13, 88.20, 21 D. de act. emti (XIX, 1); L. 5 C. 
eodeım (IV, 49). Die Regel lautet nicht: Keiner der Kontrahenten kann Sache und Kaufgeld zugleich 
nugen; jondern einjchränfend: daß dies nicht wider den Willen des Andern gefchehen dann. Die 

rage ift: wann anzunehmen fei, daß es wider den Willen des Andern geſchehe. Einerſeits ift die 

einung hervorgetreten, daß es in allen Fällen anzunehmen, in welchen SKaufgelder erft nach der 
Uebergabe gegohit werden jollten und im Bertrage nichts über die Berzinfung beſtimmt worden jei. 
—— des rtrib. Bd. XII, ©, 179.) Gegen diefe Meinung find zwei rändige des Obertr. 
gerichtet: 

Nr. 62, vom J. 1833, Der Käufer eines Grundſtücks, welchem im Kauflontralte die Befreiung 
deffelben von den darauf haftenden Schulden und Realverbindlichteiten bis zur Berlantbarung des Kon- 
tralts zugejagt, und für den Fall der Nichterfüllung diefer Zufage das Recht vorbehalten ift, das Reft- 
faufgeld, weiches er bis zu einem beftimmten Zeitpunfte verzinien follte, bis zur vollftändigen Erfül- 
u des Gegentheils retiniren zu tönnen, — iſt nicht verpflichtet, das Neftfaufgeld über dieſen Beit- 
punkt hinaus bis zur viel fpäter geleifteten Liberation des Fundi zu verzinſen, obwohl das Grundſtlick 
ihon beim Kontraftsabichlufje naturaliter fibergeben worden. Die Borichrift des 8. 109 findet hier 
feine Antvendung, weil fie im alle der Anmendung gegen den Käufer vorausſetzt, einmal, daß ihm 
eine vertragsmäßige Uebergabe geleitet, und zweitens, daß von ihm wider den Willen des ande- 
ren Theils res et pretinm genützt jei. 

Nr. 1742, d. 9. April 1846. Wenn in eimem Kauffontrafte fir die Zahlung des Kaufgeldes 
Termine feftgefetst find, welche erft mach der Mebergabe der Sache eintreten, ohne Anfen vom Kauf- 
gelde vorzubedingen, jo fönnen dieje erft feit dem Eintritte der Fälligfeitstermine gefordert werden. 
(Entih. Bd. XII, ©. 178.) 

Diefen Rechtsſätzen iſt —— Dagegen will eine andere Meinung geltend machen: daß 
nur die Kaufgelder zu verzinſen jeien, deren baare Zahlung bei der Uebergabe verſprochen, aber nicht 
geleiftet wurde, daß hingegen die Kaufgelder fir freditirt zu erachten, nach 8. 861 d. T., rüdfichtlich 
deren ſolche Feſtſetzung micht getroffen worden (Entich. des Obertr. Bd. XIIL, ©, 181). Dies ift nicht 
anzuerteunen. Der $. 861 bat das Geben von Sachen auf Kredit zum Gegenftande und Iogt: Wann 
anzunehmen fei, daß Sachen auf Kredit gegeben worden, ift $$. 224 — 227 beſtimmt. Dieje aber 
beziehen ſich hauptiächlich auf die Befugniß zum Nitdtritte von dem Kontrafte bei ausbleibender Zah— 
lung, falls der Verkäufer das Kaufgeld nicht geborgt hat ($. 226), und beftimmen nur nebenher ($. 227), 
daß der Berfäufer, wenn er nicht zurüdtritt und der Käufer die baar bedungene Zahlung bei der 
Mebergabe nicht Tetftet, auch Zögerungszinfen vom Lage der Uebergabe fordern künne. Das verſteht 
fih von ſelbſt, wegen der ımora solvendi. Dadurch wird unſere Frage nicht entſchieden. Für den 
Fall, wo im Kontrafte ein Zahlungstermin ausdrlclich feftgeietst morden tft, brauchen wir feine ge- 
jeglichen Beftimmungen. Dieſe (88. 221, 93) find eben nur auf den Fall möthig, wenn die Parteien 
nichts ausdrücklich oder bejonders ausgemacht haben. Und mun kommen wir auf die obige Frage 
twieder zuräd: wann anzunehmen jei, daß der Käufer Sache und Kaufgeld zugleich wider den Willen 
des Verfänfers nutze, wenn über die Zahlung des Kaufpreifes der Kontrakt ſchweigt. In ſolche Lücke 
tritt der $. 221 d. T.: „Gegen Empfang der Sache iſt der Käufer das Kaufgeld ſofort zu erlegen 
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$. 110. Hat alio der Verkäufer dad Kaufgeld ganz oder zum Theil empfangen, 
jo muß er, wenn nicht ein Anderes verabredet ijt, das Erhaltene ’°*) bis zur Ueber⸗ 
gabe landüblich verzinfen. 

$. 111. Hat der Käufer die Uebernahme verzögert, fo kann der Verkäufer, 
En der Berzinfung, zur Berehnung und Auslieferung der gezogenen Nugungen ich er- 
ieten. 

$. 112. Dabei?!) darf der Verkäufer bloß für ein grobe® Berfehen haften. 

5. 113. it der Berfäufer Schuld an der verzögerten Uebergabe, fo kann der 

Käufer von ihm den höchiten bei Perfonen feiner Klaife zuläfiigen Zinsſatz fordern. 

$. 114. Liegt Vorſatz oder grobes Verfehen bei der Zögerung des Verkäufers 
zum Grunde, fo kann?2) der Käufer, ftatt der Verzinfung, —— über die 
gezogene Nukung fordern. 

$. 115. Dabei?°) haftet der Verkäufer auch für ein geringes Verſehen. 

$. 116. it die Zahlung ded Kaufgelded ausdrüdlich vor der Uebergabe bedun- 
gen, oder freiwillig ohne Vorbehalt geleiitet worden, fo darf der Verkäufer, jo lange 


ſchuldig.“ uthielte ein Kontrakt diefe Worte, jo wiirde wahrſcheinlich kein Zweifel darüber auflom- 
men, daß der Käufer, wenn er nicht zahlte und der Verkäufer fich damit nicht einverftanden erklärte, 
wider den aus dem Kontralte deutlich erfennbaren Willen der Verläufers, Sade und Kaufgeld zu- 
—— nutzte. Es iſt aber eben jo gut als enthielte der Vertrag dieſe Beſtimmung, „wenn nicht ein 

nderes darin verabredet iſt“ ($. 221); denn fie foll eben die Verabredung jubfidiarifch ergänzen, oder 
vielmehr, e8 wird angenommen, daß die Kontrahenten gerade das, was fubfidiariih vorgeichrieben ift, 
und nichts Anderes gewollt haben. In fofern läßt der Vertrag allemal den Willen derielben erten- 
nen. Der ſchon oft auf die Zinienobligation irrig bezogene $. 224 beftimmt mur die Frage: mann 
und wie lange der Verkäufer die übergebene Sache wegen Nichtbezahlung des Kaufgeldes ſoll zurüdfordern 
fnnen, (4.9) Da jedod) diefes Prinzip bei der Umarbeitung des gedructen Entwurfs nicht beibe- 
halten worden ift (8. 230); jo ift der $. 224 bedeutungslos geworden; er hätte jammt dem $. 225 ge 
ftriden werden follen; man hat dies überſehen. 

(4.4) Der Grundfag des $. 109 findet auch bei Erpropriationen Anwendung. Erf des Obertrib, 
v. 31. Januar 1859 (Ar. f. Nechtsf. Bd. XXXII, ©. 190). 

Eine analoge Anwendung wird davon auch auf den Fall, wenn einem Miterben in dem Zefta- 
mente des Erblaflers das NRachlafgrumdftüc egen die Verpflichtung, feine Miterben abzufinden, über- 
laffen wird, dahın gemacht, daß er die — der Letzteren ſeit dem Todestage des Erblaffers 
zu verzinfen gehalten jei. Erf. des Obertr. v. 18. Juli 1859 (Arch. |. Nechtsf. Bd. XXXIV, ©. 209). 

Der Käufer ſoll nicht Sache und ag zugleih nuten. Daraus ift gefolgert, daß eine Ber- 
pflihtung des zum Befige des Grumdftüde gelangten Käufers zur Verzinſung des nicht gezahlten 
Kaufgeldes nach $. 109 nicht ftattfinde, wenn das Grundftid Revenitenüberjchüfie nicht gewahrt bat. 
Erf. des Obertr. vom 23. April 1856 (Arch f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 123). Das ift ein bedenklicher 
Sat. Der Nuten läßt ſich nicht immer in benammten Geldfummen darftellen, er befteht in allem 
Gebrauche, weldyer von der Sache möglicher und rechtlicher Weiſe gemacht werden fan. Bergl. $. 109, 
Tit.2. Der $. 292 d. T. betrifft einen Spezialfall. 

(4. 4.) Wenn Altien mit den laufenden Zinfen nicht auf Borg verkauft worden, jedoch bie auf 
Zahlung des Kaufpreiies in den Händen des Berläufers geblieben find, jo muß der Käufer den Kauf 
preis vom Tage des Abſchluſſes des Vertrages verzinien, weil er die laufenden Zinſen der Altien er- 


hält. Erf. des Obertr. v. 12. Juli 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, ©, 13), 

708) (4, 9.) Gleichviel, ob es bezahlt oder durch Kompenſation mit einer unverzinsfichen Gegen- 
forderung des Käufers berichtigt worden ift. Erf. des Obertr. d. 8. November 1853 (Arc. f. Rechtef. 
Bd. XI, ©, 37). 

71) ©. die folg. Anm. 73 zu $. 115. 

72) Er fanın, aber er braucht nicht; er lann es auch bei der Berzinfung bewenden lafjen. Die 
Beftimmung des $. 114 will dem Käufer nod ein größeres Recht geben. Dadurch geht ihm das ges 
ringere, wen er dabei ftehen bleiben will, nicht verloren. &. auch das Erf, des Obertr. v. 10. Sep 
tember 1847, Rechtsf. Bd. I, S. 202, 

73) Bei der Rechmungsiegung? Oder bei der gezogenen Nutung? Ohne Zweifel bei der Nu 
gung. Uebrigens ift weder zu diejer Ausnahme von der Regel (melde nur für ein mäßiges Berieben 
berantiwortlic macht, 8. 278, Zit. 5), noch zu dem entgegengejegten Ausnahmen der vorhergehenden 
88. 112 u. 114 ein ſachlicher Grund findbar. 
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die Uebergabe nicht durch feine Schuld verzögert wird, weder Zinfen zahlen, noch Nu- 
gungen berechnen 73%), 3 

$. 117. Iſt eine Sache in Pauſch und Bogen, oder wie fie fteht und liegt, ver- Biene Bet 
fauft, jo übernimmt der Käufer, gleich nach unterzeichnetem Kontrafte, nebft allen Nu⸗ Pauih und 
gungen und Rechten, zugleich diejenigen Gefahren und Laften, die ihn fonft erft nach raw; 
der Uebergabe würden getroffen haben? *®). 

$. 118. Bleibt in einem ſolchen Falle der Verkäufer, nach unterzeichnetem Kon- 
trafte, bis zur Uebergabe im Befige der Sache, jo hat er, in Anfehung der Nugungen 
owohl, als der Laſten und Gefahren, nur die Rechte und Pflichten eines Berwalterd 

emder Sachen?*). (Tit. 14, Abfchn. 2.) 

$. 119. Davon kann er fich jedoch, bei einem durch Zufall oder durch Schuld 
des Käufers entjtehenden Verzuge der Uebergabe, durch Ausdantwortung der Sache zur 
gerichtlichen Aufficht und Verwaltung befreien. . 

$. 120. Wird aber die Sache vor der Uebergabe, durch Zufall 6) oder Schuld 
des Verkäufers, dergeftalt vernichtet, daß gar feine Uebergabe mehr erfolgen kann, fo 
trifft diefer Verluſt den Berfäufer. 

8. 121. Iſt ein Inbegriff von Sachen gekauft worden, jo wird ein folched Ge: —— 
a —— der Nutzungen und ——— dem Kaufe in Pauſch und Bogen Sasen 1). 
gleich geachtet. 

$..122. it die Zahl der Stüde blog zur nähern Bezeichnung des Inbegriff an- 
gegeben worden ?®), jo wird dadurch die Natur des Kaufs, ala eines in Paufch und 

ogen gejchlojienen, nicht geändert. 

$. 123. Hat ſich aber der Käufer eine gewille Zahl von Stüden aus einem 
Inbegriffe vorbedungen, jo finden die unten $. 207 sqq. gegebenen Borfchriften An- 
wendung. 

8. Aa. Der Verkäufer muß die Uebergabe fo leiften, daß der Käufer dadurch „ie die 
in den Stand gefegt werde, über die gefaufte Sache nach dem Inhalte des Kontraktö gelciker wer- 
zu verfügen?®). BT: 





73a) In beiden Fällen geichieht e8 eben mit dem Willen des Käufers, daß der Verkäufer Sache 
und Kaufgeld zugleich mugt. Vergl. o. die Anm. 70. 

(5. A.) Berzögert der Bertäufer durch feine Schuld die Uebergabe, jo muß er auf Grund des 
$. 109 die borausgezahlten Kaufgelder dem Käufer landüblich aa a die Zinfen find nicht eigent- 
liche Zögerungszinfen (der $. 116 bezeichnet fie aud nicht als joldje), jondern geſetzliche. Erf, des Obertr. 
v. 10, Auf 1865 (Entidh. Bd. LIV, ©, 64). 

74) Doch aber trägt er wicht den kei ne Untergang der Sache (vergl, Anm. 61 zu $. 95), 
—— verbleibt es im dieſem Falle bei der Kegel, 5. 120. (4. A.) Denn zum Uebergange des 
Eigenthums auch der in Pauſch und Bogen freiwillig verlauften Sache ift die Uebergabe — * 
Erf, des Obertr. vom 8. Sept. 1853 (Arch. f. Rechtef. Bd. X, ©. 117). 

75) Man hat auf Grumd diejes und des vorhergehenden $. 117 behaupet, das Eigenthum gebe 
bei freiwilligen Verkäufen in Pauſch und Bogen ſchon durch Abſchließung des Kontrafts über. Si⸗ 
mon, Redtsipr., Bd. I, ©. 412.) Dieſe Ausnahme von dem Grundiate des 8. 1, Tit. 10, daß bei 
der mittelbaren Ermerbung zur Uebertragung des Eigenthums die Lebergabe das einzige Mittel (mo- 
dus acquirendi) ift (vergl. auch $. 1038 d. Z.), gilt hier feineswegs, denm durch nichts i fie auch nur 
angedeutet, vielweniger ausdrüdlic vorgeichrieben, was doch für Ausnahmen nothwendig iſt. Das 
Obertrib. fteht gleichals auf diefer Seite, nach dem Pr. 533, v. 28. Sept. 1838: „Das Cigenthum 
der freiwillig, aber in Pauſch und Bogen verfauften Sache geht dennoch erft mit der Tradition auf 
den Käufer über.” Die Vorſchriften der 88. 117—120 finden jedod auf die nothwendige Subbaftation, 
für welche der $. 344 bejondere Beſtimmungen trifft, nicht Anwendung. Pr. 537, v. 28. Sept. 1838. 

76) ©, oben die Arm. 74 zu 5. 117. 

77) Im der erftien Ausgabe fteht dieſes Marginale richtig neben dem $. 121; im jpäteren Ausga- 
ben findet es fi aus Berfehen neben dem 8. 120, 

78) Das ift eine Thatjache, welche aus dem Bertrage oder den Umftänden entnommen erden muß. 

79) Sonft kann der Käufer auch nach der Hug die Kaufgelderzahlung verweigern, auf Grund 
des 8. 271, Tit. 5. Denn bei Kauftontrakten über Grundſtücke gehört es zu den weſentlichſten Thei— 
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$. 125. Bei Grundftüden ift zwar die gerichtliche Zufchreibung im Hypothefen- 
buche für fih allein zur Mebergabe noch nicht hinreichend >"). 

$. 126. Es gehört aber mit zu den Pflichten des Verkäufers, dap er alles thue, 
was von jeiner Seite erforderlich ift, um dieje gerichtliche Zufchreibung an den Käufer 
zu bewirfen #1). 


len der Erfüllung, daß der Berfäufer alles thue, was von jeiner Seite erforderlich ift, um den Käu- 
fer in den Stand zu ſetzen, die gerichtliche Zufchreibung auf feinen Namen zu bewirken. S. das Pr. 
2008 in der Anm. 29, No. Ill, 1, Hit. bb, zu 8. 271, Tit.5. (4.9) Wenn aber dem Verkäufer 
die Erfüllung der ihm obliegenden Berpflihtung, die Berichtigung des Befitstitel® für den Käufer zu 
erwirfen, dur Zufall, etwa durch bleibenden Untergang des Gegenftandes nad der Uebergabe, 
ummöglid; geworden ift; jo wird dadurch der Käufer von der Entri — Kaufgeldes nicht befreit, 
ufolge der Regel, daß der Eigenthlimer den Zufall zu tragen hat. Eine Anwendung von diefem 

udfate macht das Obertr. in dem Erf. vd. 14. Juli 1851 anf den Kauf einer Jar ee 
und die demnächſt durch das Gef. vom 31. Oft. 1848 erfolgte Vernichtung derjelben. Arc, f. 
B.U, ©. 262.) nd war eine davon abweichende Anficht bei dem Obertribunale zur Geltung 
gelommen. ©. Arch. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 264 ff. 

Ebenfo gehört, beim Berlanfe eines Lehnguts, wo die Rechte vorhandener Lehnsintereffenten der 
Berichtigung des Beſitztitels für dem Käufer entgegenftehen, die Hinwegräumung derfelben nicht zur 
Evittionsleiftung des Berfüniers, fondern zur Bollftändigteit der ihm obliegenden Uebergabe, daher der- 
jelbe and) nach geleifteter Naturaltradition, vor Beſeitigung er Rechte, weder Zahlung noch Depo- 
fition des rildftändigen Kaufgeldes fordern kann. Pr. des Obertr. 659, vom 3. Mai 1839, 

80) D. h. zur Erfüllung der Verbindlichkeit des Verkäufers. Die Vorftellung bei diefer Bejtim- 
mung, ſowie Überhaupt bei der Einfchreibung des Befigtitels, ſcheint nicht recht Mar _geroefen zu jein. 
Die 2 ufareibung im Öypothetenbuche kann nicht vor der Mebergabe geichehen, wenn Ordnung beobad- 
tet wird (Tit. 10, 88.6 ff. u. die Anm. dazu), fie fett Die Mebergabe als geichehen voraus. Das 
jagt ſchon der Ausdrud — Der Beſitzer läßt den Titel ſeines Bejiges einſchreiben, folg- 
(id muß er im Befise fen. Daher ift micht zu finden, wie die Zuſchreibung im Hypotheleubuche zur 
Uebergabe jollte für hinreichend erachtet werden können, fo daß es diefer abweifenden Beſtimmung be- 
fonders bedurft hätte, 

81) Vergl. Fit. 2, 98. 62, 63. Dort ift die frage, über welche die gemeinrechtlichen Prattifer 
ſich verfchieden Außer, entjchieden: im wiefern der Berfaufer verbunden, instrumenta authentics, quae 
ad rem venditam pertinent, emtori tradere. ®ergl. aud) L. 48 und 52 pr. D. de act. emti (XIX, 1); 
Wernher, Obs., Tom. 1, obs. 210; Müller, Promptuar. v. instrum., n. 55, 56. — (4...) 
Die Regel des $. 126 greift nur Platz, fo lange nicht der Inhalt des Vertrages zu einer ihr * 
gengeſetzten Annahme filhrt. Erf. v. 2. Nov. 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXIX, S. 149). (5. 4.) 
Alleın die Verbindlichkeit des Berkäufers kann mit auf den Fall ausgedehnt werden, wenn die Be— 
denten der Snpothefenbehörde offenbar unb ——— find und von Seiten des Berkäufers Nichts 
DE erforderlich ift, um den Rechten nad die Eintragımg des Befittitels für den Känfer zu bemert- 
ftelligen. rt. des Obertr. vom 25. Januar 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LII, ©. 219). 

(5. 9.) Ueber die Bedeutung .der im $. 126 ausgefprochenen Verbindlichkeit ift das Obertr. mit 
fih nicht einig. Der II. Senat führt in dem Ert vom 21. Jumi 1866 aus: „Nach dem $. 126 ift 
der Käufer eines Grundftüds zwar verpflichtet, alles zu thım, was vom jeiner Seite erforderlich, um 
die gerichtliche Zufchreibung im Hypothelenbuche an den Käufer zu bewirken, hieraus folgt aber nicht, 
daß, jo lange der Verkäufer diefer Verbindlichkeit nicht gut hat, beziehungsweile jo lange die Zu⸗ 
fchreibung nicht bewirkt ift, der Bertäufer, auch wenn die Uebergabe an dem Stäufer geicheben, doch 
den Vertrag in der Hauptſache noch nicht erfüllt habe, und der Berläufer nach den $$. 270, 271 d. T. 
vom Käufer die Erfüllung des Bertrages überhaupt nicht fordern Lönne, — Die Verbindlichkeit des 
BVerläufers eines Grundftüdes hinfichtlich der Zufchreibung an den Käufer ift zwar eine an fich ſehr 

bliche, welche, wenn der Verkäufer ihr wicht — nad Umſtänden ſelbſt die Auflöſung des Kauf- 

chäfts herbeiführen kann, die Erfüllung derſelben gehört aber nicht zur Erfüllung 
des Bertrages in der Hauptſache im Sinne des Gejetses und der ertwähnten früheren Entſcheidun⸗ 
gen; jie betrifft vielmehr nur eine, ſich aus dem Bertrage ergebende, befondere BVerbindlich— 
Ar (alio eine Art von pactum adjectum! D. H.), wegen deren der Käufer, welcher die Uebergabe des 
Grundftücdes angenommen, gegen den Verkäufer, welcher derſelben micht genügt, ſeine diesfälligen Rechte 
zwar verfolgen, die Erfüllung von jeiner Seite aber nur nad Maßgabe desjenigen Intereſſes, welches 
er dabei hat, daß der Berkaufer auch dieſer Verbindlichkeit nachlkonime, zu verweigern berechtigt iſt.“ 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVIII, S. 2 fi). — Dagegen fagt der III. Senat in dem Erf. vom 7. Ol⸗ 
tober 1867: „Es gehört nad) $. 126 zu den tweientlichen Pflichten des Berkäufers, daß er Alles thne, 
was von feiner Seite erforderlich iſt, um die gerichtliche Zufchreibung an den Käufer, d. r die Be- 
fitstitelberichti auf feinen Namen, zu bewirken, weil ohne den Bejigtitel derKäufer über 
das Grumdftäd ale über fein Eigenthbum nad $. 135 a.a. DO. nit verfügen fann, 
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$. 127. Ueberhaupt muß die Uebergabe nad) den Vorſchriften de Siebenten Ti» 
teld 8. 58 sqq. erfolgen. 

$. 128. Unter Abweſenden iſt die Uebergabe beweglicher Sachen volljogen, ſo— 
bald die Sache dem Bevollmächtigten des Käufers ausgehändigt, oder auf die Pot 
gegeben, oder dem Fuhrmanne oder Schiffer überliefert worden #2), 

$. 129. Doc muß die Uebermachung entweder nach der Anweifung des Käufers 
geiheben, oder von diefem die Art derjelben dem Gutbefinden des Verkäufers, aud« 
drüdlich oder jtillihweigend, überlaſſen worden fein >). 

$. 130. Auch wird, wenn durch eine folche Uebergabe Eigenthum und Gefahr 
auf den Käufer übergehen ſoll, vorausgeſetzt, daß der Kauf jelbjt unter den abweſen⸗ 
den Parteien völlig $*) abgeſchloſſen worden. 

$. 131. Erfolgt der Abfchluß des Kauf erft während der Zeit, daß die Sache 
oder Waare unterwegs it, jo geht erft von dem Augenblide an, wo der Vertrag zu 
Stande gefommen ik, Eigenthbum und Gefahr auf den Käufer über ®>). 


— Die Befhaffung des Beſitztitels in dieſem Sinne gehört nit zur bloßen Ne 
benverpflihtung aus dem Bertrage; die Befhaffung des Beſitztitels ift in den $$. 125 und 
126 gerade der Pflicht des Verkäufers zur Uebergabe gleichgeftellt.“ Ach. a. a. O. 
©. 235.) So ift es. 

82) Dieje Beſtimmung jet den Grundjat voraus, daß die Uebergabe an dem Orte, wo die Sache 
fid) befindet, geichehen muß. Soll fie da geichehen, wo der Käufer * aufhält, jo wird fie erſt mit 
der Ankunft bei ihm vollzogen. 

Die in den $$. 128 ff. für Abweſende angeordueten Erleichterungen ändern übrigens nichts an 
den Grundjage des $. 1, Tit. 10, daß die Veräußerung und Uebertragung der Sache auf der Tra- 
dition beruht; fie haben auch feinen andern Zmed, als eben dieje Handlung zu vermitteln, umd der 
Käufer wird im feiner andern Hinficht bei dem Empfange der Sache ee jene Perſonen bertreten. 
Daher faun ihm, wenn er wegen eines in die Augen fallenden Fehlers, womit die Sache behaitet ift, 
Gemwährsleiftung fordert, nicht entgegengejettt werden, daß der ehler nicht bereits bei der Uebergabe 

aare an den abholenden Fuhrmann gerügt worden ſei. ©. Pr. 1815, in der Anm. 72 zu 
FR _ = 5. Bergl. auch unten die Anm. 84 a. E. ımd meinen Aufiat in Siebenhaar x., Ach 
‚IX, ©. 174. 

Die Verabredung, daß die Ueberſendung der Waare koftenfrei geſchehen folle, hat nicht die Folge, 
daß nicht dennod) die Ablieferung an den Fuhrmann als Nebergabe zu betrachten wäre. Pr. des 
Dbertr. 1629, dom 11. Oktober 1845 (Entſch. Bd. XII, S. 200). Doc ift hierbei vorauszuſetzen, 
daß die Verabredung nicht eine Folge der allgemeineren Verabredung, da die Mebergabe an dem Be- 
ftimmungsorte geleiftet werden jolle, jei. Denn im dieſem Falle würde der Fuhrmann der Geichäfts- 
träger des Abfenders fein. 


83) Alsdann bedarf e8 nicht noch einer ausdrücklichen oder ftillfchtveigenden Genehmigumg. Der 
8. 133 fteht dem nicht entgegen. ©. u. die Anm. 86, 

84) Und redtsgültig. Bei einem bloß mündlich abgeſchloſſenen Vertrage, welcher aber nad) 
feinem Gegenftande die jhriftliche Form erforderte, wird daher dadurch, daß die verfaufte Sache dem 
— oder Schiffer überlieſert worden, die Uebergabe nicht bewirlt, und es geht eben deshalb 

igenthum und Gefahr dadurch nicht auf den Käufer über. Es iſt daher in einem ſolchen Falle nicht 

zu behaupten, daß der Käufer die Erfüllung des mündlich abgeſchloſſenen Vertrages angenommen habe, 

Bergl. o. die Anm. 82, Abjap 2. (4. A.) Deshalb bewirkt die einjeitige Erflärung des Abfenders, 

daß die —— auf Gefahr des Adreſſaten erfolge, ohne völligen, d. h. rechtsverbindlichen Abſchluß 

des Kaufs, nicht den Uebergang des Eigenthums umd der Gefahr auf den Käufer, Erf, des Obertr. vom 

2. Dez. 1858 (Ar. f. Rechtof. Bd. XXXI, ©. 354), und Ert. v. 15. Mai 1855 (Arch. Bd. XVIU, 
7 


(4.9) Sind die Borausfeungen der 88. 128 — 130 vorhanden, jo kann die Wirkung der Ueber- 
abe der Waare zu Eigenthum daduürch nicht verhindert werden, daß der Abfender das dritte, filr ihn 

—* beſtimmte Exempliar des Konnoſſements dem Deſtinaten nicht nachgeſandt hat, Erf. des Obertr. 
vom 20, Mai und 7. Juli 1856 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXII, ©. 85). 

Es ift angenommen, daß die Uebergabe der bei einer überjeeischen Fabrik beftellten Waaren an 
den Bejteller durch deren, behufs der Verſchiffung erfolgte, Hingabe zum Landtransporte für bewirkt 
zu erachten ſei und daher mit diefem Zeitpunfte Eigenthum und Gefahr auf den Befteller übergehe. 
Der Fabrilbeſitzer iſt ohne Auftrag die abzufendenden Waaren zu verfichern nicht verpflichtet. Erf. 
des Obertr. v. 6. Nov. 1855 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©, 281). 


85) Wenn über den Ort der. Uebergabe nichts befonderes verabredet worden ift. 


. 


beionders 
unter Abwe⸗ 
enden. 
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$. 132. Sat der Käufer zur Zeit des abgefchloijenen Vertrages noch nicht gewußt, 
daß die Sache ſchon unterweges fei, jo überfommt er Eigenthum und Gefahr erft von 
dem Zeitpunfte an, wo er die Art der Verſendung erfährt, und folche ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend genehmigt. 

8. 133. Inallen Fällen (58. 129 — 132) gilt e8 für eine ftillfchweigende Geneh- 
migung der von dem Berfäufer gewählten Art der Uebermachung, wenn der Käufer 
auf die erſte davon erhaltene Rodrict, feine Mipbilligung derfelben nicht mit der er- 
ften abgehenden Poft erklärt hat 6). 

8. 134. Iſt der Käufer in der Zwifchenzeit von der nach 8. 128 volljogenen Ueber: 
gabe, bis zu dem Zeitpunfte, wo die Sache in feinem Wohnorte wirklich antommt, in 
Konkurs verfunfen, fo fann der Verkäufer die Sache, nach näherer Beitimmung der 
Konkurdordnung, in Natur zurüdnchmen *7). 

- 8. 135. Der Verkäufer ift fchuldig, dem Käufer die Sache jo zu gewähren, daß 
» diefer diefelbe bedungenermaßen 9%) als jein Eigenthum befiten, nugen und darüber 
verfügen könne 88), 


86) Diefe Beftimmung ift in Verbindung mit dem $. 129 ——— Wenn nämlich in dem 
Vertrage und bei der Beſtellung nichts über die Art der Uebermachung beſtimmt, aber doch die Ueber— 
ſendung der beſtellten Waaren verlangt wird, indem der Beſteller die Abholung nicht übernommen hat; 
ſo iſt die Art der —— dem Verkäufer ſtillſchweigend überlaſſen. Giebt der Berkäufer und 
Verſender darauf dem Beſteller Nachricht von der gewählten Art der Uebermachung, fo kann der Käu- 
fer diejelbe nicht mehr mißbilligen , vielmehr muß er gut heißen, was der Andere nach feinem Willen 
ethban hat; es kommt nichts mehr auf feine Genehmigung an. Erklärte er aljo auch auf die erjte 
Nachricht feine Mifbilligung mit der Art des Transports, jo müßte dies doch wirkungslos bleiben, 
Die Beftimmung kann daher nur den Fall betreffen, wenn die gewählte Art der Uebermachung dem 
zu erlennen egebenen Willen des Beftellers nicht entipricht. Auferdem kann das Stillidnveigen auf 
die erite Nachricht nur als eine Belräftigung der ftillichweigenden Leberlaffung der Berjendungsart 
angejehen werden. 


87) Bergl. Tit. 50, 88. 305 — 809 der Prozeforduung und Konkursordnung dom 8, Mai 1855, 
26. 


88) Was alfo als eine dem Anſpruche eines Dritten ausgeſetzte Sache verlauft wird, ift, weun 
diefer Fall eintritt, nicht zu gemwährleiften. 3.8. ift der Verfäufer eines, mit einem gejetglichen oder 
— —— ‚on Vorlkaufsrechte belaſteten Guts, bei mangelnden kontraktlichen Beſtimmungen, dem 
Käufer die Gewähr zu leiſten nicht ſchuldig, wenn in Folge der Ausübung ſolchen Borkaufsredits das 
Gut dem Käufer entzogen wird. Br. des Obertr. vom 28. Juni 1847 (Enid. Bd. XV, ©. 147). 
Vergl. 8.159 d. T. — (5. 9.) Hatte der Käufer dadon Kenntniß, daß die Ausübung diejes Rechts 
dem Borfaufsberechtigten auf Grund des älteren Kaufvertrages feines Verläuſers, der dem Borlaufss 
berechtigten ſolchen verichwiegen, mit geringerem Saufpreije zuftebe, jo hat der Berfäufer deswegen 
feine Gewähr zu leiften, d. b. das an ihn gezahlte Plus des jüngeren Kaufpreifes nicht zu erftatten, 
term der Vorkaufsberedhtigte dem Käufer das Grundftüd gegen Zahlung des geringeren Preijes abfor- 
dert; der ſpätere Käufer fol alio das Plus zum Bortheil feines Verkäufers, der doch das Grundftüd 
an den Berechtigten fiir den geringeren Preis hätte herausgeben müffen, wenn diejem zur gehörigen Zeit 
Nachricht von dem Älteren Kauf gegeben morden märe, verlieren. So hat das Obertr. erkannt. 
vom 10, März 1865 An j. Rechtsf. Bd. LVIII, ©. 185). Darnady würde denn auch der Ipätere 
Berfäufer, wenn ihm ſelbſt, noch vor der Uebergabe, das Grundſtück Seitens des Vorlaufsberectigten 
abgefordert worden wäre und er alfo daffelbe feinem Abkäufer nicht hätte übergeben können, gleichwohl 
berechtigt gerveien jein, von diefem das noch nicht bezahlte höhere Kaufgeld ohne Gegenleiftung einzu- 
fordern. Nach welchem Prinzip konnte das rechtlich möglich fein? Dieſer ſpätere Verkauf ift ja ver- 
eitelt durch den auf Grund des vorhergegangenen bisher unangezeigten Kaufs ausgelbten Vorkauf. 
Daraus folgt: 1. die Klage des Verkäufers auf Zahlung des Kaufgeldes ift erloſchen, wenn das Bor- 
faufsrecht dor der Uebergabe und Zahlung ausgeübt worden ift, weil dadurch das jüngere Kaufsge- 
ſchäft gegenftandslos geworden; 2. das gezahlte Kaufgeld kann mit der condictio sine causa zurildge- 
fordert werden, wenn das Borlaufsrecht nach der Llebergabe ausgeübt wird, weil dadurch die cansa 
wieder entfallen if. Bon einer Gewährleiftung kann bier ilberhaupt gar nidyt Rede fein, die Auffaf- 
fung des Falles ift irrig und die ganze Ausführung geht fehl. Die Kenntniß des Käufers, daf dem 
Rorfaufsberechtigten, wenn er werde wollen (wenn er — ſein läßt, weil es ganz un— 
gewiß iſt), die Ausübung des Rechts auf Grund des vorigen Kanfs zuſtehe, iſt ganz a ‚fe 
int für dem verheimlicht habenden Verfäufer fein Grund, etwas ohne Recht zu behalten. 

(4.9) Der Verkäufer muß für einzelne, in dem Snpothefenbuche weder befonders vermerfte, noch 
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$. 136. Gr muß alſo auch den Käufer gegen alle Anfprüche eined Drittert auf 
die verfaufte Sache vertreten 8°), 

$. 137. Der Käufer kann jedoch feinem Rechte, Gemährsleiftung zu fordern, 
gültig entjagen ?°). 

$. 138. Dergleihen Entfagung darf aber nicht auf den Fall ausgedehnt mwer- 
den, wenn der Verkäufer den Anfpruc des Dritten gewußt, und ihn dem Käufer nicht 
u oder wenn er diefen Anfpruch durch feine eigenen Handlungen begründet 
a vu), 

$. 139. Haben beide Theile ausdrüdlich 92) über eine fremde Sache fontrahirt, 


abgeidhriebene Parzellen des verkauften Cuts Gewähr leiften, welche er vor dem Berfaufe defielben an 
Dritte veräußert und übergeben hat, wenn der Käufer des Guts hiervon feine Kenntniß erlangt hatte. 
Ert. des Obertr. vom 14. März 1853 (Arch. f, Rechtsf. Bd. IX, ©. 51), 


88a) (5. A.) Hat ein Käufer bereits durch die ihm geleiftete Mebergabe das Eigenthum der gefaufs 
ten Sache erlangt und tritt demmächft feine Rechte aus dem Kaufvertrage gegen ein beftimmtes Ent— 
gelt an einen Andern ab, jo ift das Geſchäft nicht als Ceſſion eines Forderungsrechts, jondern als 
ein Sadıfauf aufzufafien, d. h. es ift fo zu verftchen, daß die Abficht dahin gegangen jet, das Eigen- 
thum der Sache auf den Anderen zu übertragen und ihm dafür Gewähr zu leiften. Vergl. Ert. des 
Obertr. dom 28, April 1864 (Arch. f. Rechte Bd. LIV, ©. 133), 

89) Er muß namentlich dafür einftehen, da dem Käufer die Sache nicht mit Necht entzogen 
werde. S. jedoch die vorhergehende Anm. 88, 

Die Haftbarkeit für Hppothefen und Laften ($. 184) ftellt ſich als eigentlicher Eviftionsfall im 
Sinne der $$. 135 ff. erft dann dar, wenn bermöge der Hhnpothek dem Käufer die gekaufte Sache ganz 
oder theilmeile entzogen worden, oder wenn er jolche Entziehung durch Ablaufung des Anſpruchs des 
Dritten — a 

Die Verbindlichkeit des Berläufers befteht, nach 8.136, darin, den Käufer gegen die Anfprüche 
eines Dritten zu vertreten. Daraus folgt zweierlei: 1) Der Berfäufer lann wegen Bertretung eher 
nicht angegangen werden, als bis ein Dritter mit Ansprüchen auf die Sache wirklich auftritt. Der 
Käufer farın daher unter der Behauptung, daß er fich von dem Eigenthume eines Dritten an der Sache 
überzeugt habe, von dem Berläufer nicht verlangen, daß er entweder die. Zuftimmung des wahren Ei— 
genthümers verichaffe, oder die Sache gegen Herausgabe des Kaufgeldes zurlidnehme. Für zwei Hülle 
indeß hat der Käufer ein unzweifelhaftes Rechtsmittel. Erftens, wenn der Verkäufer doloje gehandelt 
hat. Dann kann der Käufer mit der actio doli auf das Interefie (Zurüdnahme der Sadıe und Her- 
ausgabe des Kaufgeldes) Magen. Zweitens, wenn er an der Ausübung jeines vertragsmäßigen Rechts 

ehindert wird. Dann hat der Verkäufer nicht gehörig erfüllt und der Käufer dann actione emti Doll» 

ändige Erfüllung fordern. (Tit. 5, $. 318.) Aber wenn feiner diejer Fälle eintritt, und der Käu— 
fer überzeugt wird, daß in der That ein Dritter Eigenthiimer ift, diejer aber mit feinen Aniprüchen 
nicht herbortritt: dann hat die Sache feinen Ausgang. Denn wenn auch dem Käufer auf Grund des 
8. 223 eine Klage auf Sicherftellung zugeftanden werden möchte, mas doch noch beftritten werden könnte, 
jo fommt dadurd die Sache doch nicht zum Austrage, weil der Käufer, durch die mala fides super- 
veniens, verhindert wird, mittelft der Verjährung den Eigenthümer auszuichließen. Oben, Tit. 9, $. 611 
u. Anm. 47 dazu. Hier ift alfo der organiihe Zulammenhang des Rechts zerrifien. Nur zwei Wege 
giebt es, die Sache zum Austrage zu bringen. Entweder man ficht den Gegenftand des Kaufs für jeh- 
lerhaft an und giebt dem Käufer die actio redhibitorie, oder man nimmt an, was ſchon Arndt bor- 
geichlagen hat (Juriſtiſche Wochenſchr. dv. 1889, ©. 401 ff.), daß der Berfäufer feine Verbindlichkeit, 
dem Käufer Eigenthum zu verichaffen ($. 1 d. T.), nicht erfüllt habe und auch nicht erfüllen könne, 
und geftattet deshalb dem Käufer den Riüdtritt vom Bertrage. Diefes Mittel ift dasjenige, welches 
den Grundſätzen des A. L.R. entipricht. — Aus unferem $. 136 folgt: 2) daß der Verkäufer nicht 
ſeinerſeits die Ungültigkeit des Geſchäfts behaupten und wegen Verlegung eines fremden Rechts fi von 
feiner Verbindlichkeit nicht frei machen kann; denn er kann jeine eigene Handlung, die eben der Grund 
jeiner Verbindlichkeit ift, nicht jelbft annulliven. Daber ift 3. B. ein Miteigenthiimer, welcher ohne Bei- 
fimmung der Theilnehmer die gemeinichaftlihe Sache verkauft hat, felbft nicht befugt, den Kauf aus 
diejem Grunde anzufedten. Pr. des Obertr. dv. 27. Jan. 1838 (Entſch. Bd. III, ©. 242). 

90) Zit. 5, $. 348. Entiheidung eines großen Streit8 unter den neueren Civiliften für die id 
tige Meinung; denn jedes Naturale eines Rechtsgeichäfts kann abgeändert werden, nur darf der Autor 
nicht doloje handeln (8.138). Bergl. L. 14, $. 9 D. de aedil. ed. (XXI, 1); L. 69, $. 5 D. de 
evict. (XXI, 2). 

91) ©. die dor. Anm. 90 zu $. 187. 


92) Die bloße Wiffenichaft der Kontrahenten, daß die den Gegenftand des Kaufs ausmachende 
Sache einem Dritten zugehöre, ift zur Anmendung diejes $. nicht genügend, fondern es bedarf dazu 
Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 40 


infonderheit 

egen die An⸗ 

prüde eines 
Dritten. 
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jo ift das Gefchäft ald ein Vertrag, wodurch die Handlung eines Dritten verfprochen 
worden, zu beurtheilen.. (Tit. 5, $. 40 sqq.) 

8. 140. Dadurch, dak Jemand der Erbe dedjenigen geworden ift, der feine Sache, 
ohne feine Genehmigung, an einen Andern verfauft bat, wird er zwar fein Eigen- 
thum auf die Sache geltend zu machen nicht verhindert. 

8. 141. Er muß aber ald Erbe dem Käufer, foweit fein Erbtheil dazu hinreicht, 
eben das leiften, wozu der Erblafler verpflichtet geweſen. 

$. 142. it er des Verfäuferd Erbe ohne Vorbehalt geworden, fo kann er den 
von diefem geſchloſſenen Verkauf nicht anfechten 9°). 

$. 143. Gin Käufer, welcher von einem Dritten über die erfaufte Sache in An- 
fpruch genommen wird, muß, wenn er die Gewährsleiftung von dem Berfäufer for- 
dern will, diefen zu feiner Vertretung gerichtlich +) vorladen laſſen. 

$. 144. Diefe Aufforderung muß ſogleich, als dem Käufer die Klage des Drit- 
ten behändigt worden, fpätejtend aber bis zum Inftruftiondtermine 9) geichehen. 

$. 145. Wird die Aufforderung verabjäumt, fo geht zwar das Recht des Käu— 
fers, Gemwährsleiftung von dem Verkäufer zu fordern, noch nicht verloren. 

8. 146. Der Käufer muß aber alle Gründe und Beweismittel, welche der Ber- 
fäufer gegen den Dritten hätte an die Hand geben können, und wovon er felbft in dem 
Prozeije mit diefem feinen Gebraud gemacht hat, nach näherer Beftimmung der Pro- 
zeßordnung, wider ſich gelten laſſen ’®). 


der ausdrüdlihen Ermähnung im Kauflontrafte, daß die verfaufte Sache eine fremde ſei. Pr. des 
Obertr. 526, von 1838, 

Wer es weiß, daß er eine fremde Sadıe faufe, hat nicht Anſpruch auf Gewährleiftung. $. 159 
d. T. Vergl. o. die Anm. 88 zu $. 135. Privatlaften und Schulden müfjen aber auch dann vertre- 
ten merden, mern fie dem Käufer befaunt find, nach $. 184 d. X. ©, die Anm. dazu, 

93) Er wird durch die exceptio doli ausgeichloffen, nach der Regel: quem de evictione tenet 
actio, eundem agentem multo magis repellit exceptio. L. 73 D. de evict, (XXI, 1); L. 4, 5. 32 
u. L.8 pr. D. de doli mali except. (XLIV, 4). Bergl. Zit. 15, $8.8—10. Iſt der Eigenthil- 
mer nicht Alleinerbe des Berkäufers, jo fteht ihm die Exception nur nad Berhältniß feiner Erbquote 
entgegen. L. 14 C. de rei vind. (II, 32.) Wäre er z. B. Erbe ohne Borbehalt auf Ein Viertel, 
jo würde er Drei Biertel feiner Sache vindiziren fönnen, wodurd ein Miteigenthum zroiichen ihm und 
dem Käufer entftände. Wegen der dem Käufer edinzirten Drei Viertel hätte dieier die Gemährleiftungs- 
lage gegen die drei Benefizialerben, ſoweit deren Erbtheil reichte; am die Erbquote des vierten Erben 
ohne Vorbehalt dürfte er ſich nicht halten. Gegen den Bormann ihres Erblafiers haben jämmtliche 
Erben die Gemährleiftungstiage, denn ihre Erbichaft ift um den Werth der Sache vermindert worden. 
L. 41, $. 2 D. de evict. (XXI, 2). — Dieielben Grundiäge fommen zur Anwendung in dem um— 
gefehrten Falle, wenn der Verkäufer Erbe des Eigenthümers wird, doch mit dem Lnterichiede, daß 
der Borbehalt der Rechtswohlthat des Imventariums hier die exceptio doli nicht ausſchließt, vielmehr 
auch der Benefizialerbe, für jeine Perſon, mit der Bindifation abgewiefen wird, wenn er perjönlich für 
die Gemwährleiftung einftehen muß. Die Erbſcha läubiger aber werden, im Halle des Liquidationd- 
prozeſſes, durch die perjönliche Berbindlichteit des Benefizialerben nicht ausgeichloffen wegen ihres ©e- 
parationsredhts. Bergl. unten, $. 10, Tit. 15 und die Anm. 13 dazıı. 

94) Proz.O. Tit. 17, 8.9. Die Privataufforderung genügt nicht. Dies war nach G. R. flreitig. 

95) Darunter ift mach dem heutigen Prozefiverfahren der Berhandlungstermin zu verfichen. Aber 
auch diefer Termin ift nicht die äuferfte Grenze, die Aufforderung kaun mir Erfolg noch geichehen, 
jo lange der Prozeß in folder Lage ift, daß der Autor von feinen Bertheidigungsmitteln noch Gebrauch 
macden fann, aljo jo lange neue Thatſachen zugelaffen werden. Unter diejer Vorausſetzung findet die 
Fitisdenumziation aud no in der Appellationsinftanz ftatt (Pr.-D. 8.15 a. a. O.); fie muß dann 
aber ſchon mit der Einführungs- und Rechtfertigungsichrift, beziehlich nit deren Beantwortung, an« 
gebracht werden. (Proz.⸗O. Zit. 14, $. 21.) 

96) Proz.O. Tit. 17, 88.8 u. 10. Nach ER. follte der Käufer bemeifen, daf die Unterlaf- 
fung der Litisdenunziation umfchädlich geweſen jet, wenigftens hat diefe Meinung viele Vertreter; fie 
fügt fich auf die freilich ettwas zmweifelhafte Faflung der L. 8 C. de eviet.; indeß hat es nicht in der 
Abficht gelegen, die deutliche L. 53, $. 1 D. eodem abzuändern. Das A. ER. ift einer anderen Mei- 
nung gefolgt, wonach der Käufer die Gründe und Berweismittel, welche zur Abtvendung des Evittions- 
anipruch® des Dritten hätten dienen können, wider fich jelbft gelten lafjen muß. Dabei liegt die An- 
ficht zum Grunde, daf der auf Gemährleiftung flagende Käufer in die echte des Drittem getreten ſei 
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$. 147. Was vorftehend von dem alle verordnet ift, wenn der Käufer den 
Prozeß mit dem Dritten ohne Zugiehung des Verfäuferd ausführt, gilt auch alddann, 
wenn er fih, ohne deſſen Zuziehung, mit dem Dritten verglichen hat ®?). 

$. 148. Der Nothwendigkeit einer gerichtlichen Aufforderung fann durch Verträge 
gültig entjagt werden 9®). 

$. 149. Der Käufer kann ſich der Vertretung halber nur an feinen unmittelba- 
er Berfäufer halten, und muß e3 diefem überlafien, auf feinen Bormann zurückzu— 

eben. 

. $. 150. Iſt jedoch der unmittelbare Berfäufer in Konkurs verfunfen 9°); oder 
hat er die föniglichen Lande verlafien 100); oder ift fein Aufenthalt unbefannt, fo fteht 
dem Käufer frei, fich an dejien Bormann zu halten, und diefen zu feiner Vertretung 
aufzufordern. 

8. 151. Er muß ſich aber von demfelben alle Einwendungen gefallen laſſen, welche 
diefer feinem unmittelbaren Sintermanne entgegen zu fegen berechtigt wäre !). 

$. 152. Was vorftehend $$. 143 — 151 von der Nothwendigfeit, den, wel- 
her die Gewähr leiften foll, zur Vertretung gegen den Dritten —— bei dem 
Kaufsgeſchäfte vorgeſchrieben iſt, gilt?) auch bei allen andern ?) Verträgen, aus wel- 
hen ein Kontrahent von dem andern Gewährsleiſtung fordert. (Tit. 5, $. 317 sqq.) 


und gleichſam als defjen Ceffionar Mage, modurd die Sache fo zu ftehen kommt, daß die Lage des 
Autors durch die unterbliebene Litisdenunziation nicht verſchlimmert ift. Mehr kanır er nicht fordern, 

97) Sei es gerichtlich, oder aufßergerichtlih. Das Gleiche gilt, wenn er dem Anſpruche des Drit- 
ten ohne Weiteres machgiebt. Bgl. L. 17 C. de eviet. (VII, 45), u. Tit. 14, 8.349 u. die 
Anm. 63 dazu. 

(4. 4.) Zur Begründung des Regreßanſpruchs ift es Regel, daß der Anſpruch des Dritten, für 
welchen Vertretung gefordert wird, durch richterliche Enticheidung feftgeftellt jein muß; dies gilt auch), 
wenn es fih um Gewähr für eine auf dem Grumdftüde ruhende Yaft handelt. $. 191. (Erf. des 
Obertr. vom 5. März 1858 (Arch, fj. Rectsf. Bd. XXIX, ©. 170), 


98) Proz.O. Zit. 17, 8.11; L. 68 D. de evict. ((XXI, 2). Dergleihen Entjagung enthält ei- 
nen Auftrag an den Erwerber, den Prozeh allein zu führen, fie hindert deshalb weder den Erwerber 
an der Litisdenungiation, noch den Autor an der accefforiichen Intervention (Pr.-D. Tit. 18, 88.1, 
7— 11), und beredhitgt den Erwerber nicht, die Sache ohne richterliche Enticeidung herauszugeben. 
Thut er dies, jo kommt, jener Entjagung ungeachtet, die Borjchrift des $. 147 zur Anwendung. 

99) Die Berarmung wird in diefer Beziehung dem formellen Konkurſe gleic) ftehen ; denn die hier 
genannten Fälle find nur Beiſpiele. Borausiegung ift die Erfolglofigkeit oder Unmöglichkeit der Ge— 
währfeiftungsfiage gegen den unmittelbaren Autor, aus einer in deifen Berion liegenden Urjahe. Dann 
wird die Geifion der Klage, welche der unmittelbare Bormann gegen feinen Autor bat, und welche der 
Eviftus fich auf einem Umwege durch den Richter würde haben können überweiſen laffen, fingirt. 
Bergl. L. 41 pr. &. 1 i. f., L. 38 D. de evict. (XXI, 2); $. 3 i. f. J. de emt. (III, 24). Der 
Berfäufer ift ans dem Kauftontrafte verbunden, alle ihm wegen des verkauften Gegenftandes zuſtehen⸗ 
den Anſprüche auf den Käufer mit zu übertragen, wenn ihm dadurch fein Bortheil entgeht. L. 38 
eit. i. f. 

100) Berlaffen. Wohnt der Verkäufer zur Zeit der Abſchließung des Kaufs im Auslande, 
fo ift der Fall diefer Beftimmung nicht vorhanden; es kommt dann auf das Hecht des Orts an, mo 
das Rechtsverhältniß feinen Sit hat. Anm. 44, Nr. 1 zu 8.33 der Einleitung. 

1) Und aus dem Rechtsverhältniffe feibft entftehen ; denn der Käufer klagt nur aus dem, feinem 
Bormanne jelbft zuftehenden Rechte. Nicht entgegengelegt werden können foldhe Einwendungen, welche 
dem entfernten Autor gegen die Perſon feines unmittelbaren Hintermanns aus einem zu dem Kaufs— 
geichäfte feine Beziehung habenden Rechtsgrunde zuftehen würden, namentlich der Eintwand der Kom— 
penfation ex causa dispari, weil der Käufer nur utiliter mit der, bermöge eines eigenen Rechts, an 
fi gebrachten Klage des Autors Magt. 

2) In analoger Anwendung; denn nicht auf alle anderen Verträge paßt die direfte Anwendung 
aller Borjchriften. 

8) Dieje anderen Verträge find alle läftigen Rechtsgeichäfte, welche die Uebertragung irgend eines 
Bermögensrechts zum Gegenftande haben. ©. Anm. 60 zu 8.318, Tit. 5. Auch der Vergleich gehört 
dazu, hinfichtlich defien, was der Eine dem Anderen dafiir, daß er den Vergleich eingeht, giebt, nicht 
aber in Betreff des überlafienen ftreitigen Gegenftandes. Denn der Vergleich, über reichen die aus- 
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8. 153. So weit die Parteien über das, was der Verkäufer dem Käufer, als 
ggg für den Anfpruch des Dritten, vergüten folle, fich befonder® vereinigt 
haben, hat e8 dabei lediglich fein Bewenden ?*). 

8. 154. Iſt nicht? verabredet worden, und erhält der Käufer, al redlicher Be- 
fißer, für die ihm gänzlich entzogene Sache von dem Dritten Erſatz des dafür gezahl- 
ten Kaufgeldes, und der auf die Sache verwendeten Koſten, ſo kann er dieſerhalb an 
den Verkäufer feinen Anſpruch machen. (Tit. 15, 8. 25 sqq.) 

8. 155. Vielmehr haftet der Verkäufer nur, nach Verhältniß ſeiner obwaltenden 
en); dem Käufer für den etwa noch außerdem bei dem Kaufsgefchäfte er- 
fittenen wirflihen Schaden. 

$. 156. Zu diefem Schaden gehören auch die auf den Kauf verwendeten, inglei- 
hen die bei dem Prozejje mit dem Dritten aufgelaufenen Kojten ®). 


drüdiiche Beftimmung fehlt, ift gleichfalls ein läftiger Vertrag, Zit. 16, $. 406. (4. 9.) Der 8.152 
enticheidet übrigens einen Streit der neueren Nechtsiehrer über den Gebrauch der Fitisdenunziation außer 
den Fällen des Kaufs. Die römiichen Juriften fennen die Anwendung des Inftituts nur in den Fül- 
fen, wo Eviktion zu leiften ift; Neuere wollen die Denunziation 3— außer dem Bereiche der ef. 
tionsleiftung in allen rin zulafien, wo eine Prozefipartei, falls fie unterliegt, diejerhalb eine Re— 
greäfloge gegen einen Dritten hat. Darüber befonders: Dunze: im Archiv für civil, Praris, Bd. X, 

. 355 ff. Diefe Ausdehnung in der Doktrin erkennt die preußiiche Gejeßgebung an. Bergl. 9. 
G.O. I, 17, 88. 2—4 und die dort angef. Stellen des A. ER. 

3a) (4, 9.) Bergl. oben 8. 292, Tit. 5 u. die Anm. dazu. 

4) Nach Berhältniß der Verſchuldung für den — Schaden haften; dieſe Beſtimmung iſt et= 
was ganz Neues und bisher aus den landrechtlichen Beſtimmungen nicht Belanntes; denn einestheils 
wird nach den allgemeinen Grundjäten über Schadenserjag der poſitive Schade bei jedem, nad dem 
Rechtsverhältnifje am fich verpflichtenden, Verſehen erſetzt ($. 12, Zit. 3 u. $. 288, Tit. 5), anderen- 
theil® kommt e8 bei der Gemährleiftung auf bejondere Verſchuldung nicht an, weil die Gewährleiſtung 
zur Erfüllung gehört, jhon in dem Bertrage an fich — und nicht durch ein Verſehen bedingt 
iſt. Gewähr leiſten iſt nichts weiter, als Erſatz leiſten füͤr das Entzogene. Der Begriff der Gemähr- 
leiſtung ſchließt alles ſonſtige Intereſſe aus. L. 24 u. 25 D. de evict. (XXI, 2). Etwas Anderes 
verfteht das A. L. R. darumter hier auch nicht. Die Beftimmungen über den Inhalt der Gemwährsfor- 
derung find unklar. Soll es bei dem „erlittenen wirklichen Schaden‘ verbleiben, jo kann nadı dem 
Grade der Berichuldung nicht gefragt werden; joll das Verhältniß der Berſchuldung maßgebend jein, 
jo kann e8 im falle eines mäßigen oder groben Berjehens nicht bei dem Erſatze des „wirklichen Scha- 
dens“ verbleiben, weil diefer das Wenigfte ift, mas in jedem Falle geleiftet werden muß. Deshalb 
ift von den beiden Ausdrüden diejes $..155: „mad Verhältniß feiner obwaltenden Berihuldung‘ und 
„erlittenen wirklichen Schaden” der eine bedeutungslos, Die Vergleihung einzelner Anwendungen läßt 
den zweiten als ungenau ericeinen. Bei dem Tauſche ſoll, im e- des Dolus, bollftändige 
Genugthuung geleiftet werden ($. 369); das Gleiche ift bei der Ceſſion (8. 424) und bei dem Er 
ſchaftslaufe ($. 469) vorgeichrieben. Daß man bei dem Sadjfaufe eine pofitive Ausnahme beabfichtigt 
habe , ift unmahriceinlih. Dies angenommen hat die Gemährleiftungsforderung den Inhalt einer ges 
mwöhnlichen Entihädigungsforderung und ftellt ſich wie folgt: 1) Der Bertäufer bat wifjentlich dem un« 
wiſſenden Anderen eine fremde Sache vertauft oder übergeben. Hier foınmen die Grundſätze vom Be- 
truge zur Anwendung. $$. 323, 320, 285, Tit. 5; 88. 869, 424, 489 d. T. Bergl. 8. 163 d. 8. 
2) Er,hat aus grobem Berjehen eine fremde Sache übertragen oder die Eviktion veranlaßt. Dann 
Fi er, nad) — Grundſatze, vollſtändige Genugthuung zu leiſten. 3) Er bat nur ein mä— 

iges Verſehen begangen. In dieſem Falle hat er dem Käufer das Kaufgeld nebſt Zinſen von da, 
von wo dem Dritten auch die Nutzungen herauszugeben find, ſowie die übrigen Verwendungen und Ko— 
ften auf die Sache und deren Ermerbung zu — ſoweit nicht ſchon der Evinzent Erſatz zu leiſten 
bat. 88. 1656 — 157 d. T.; 8. 188, Tit.5. Vergl. die Entſch. des Rechtsf. im Schleſ. Arch. Bd. I, 
©. 399 ff., wonach auch bezahlte Laudemiengelder zu den Koſten gehören. 4) Hat der Verläufer nur 
ein geringes oder gar fein Berfehen begangen, jo hat er dem Käufer nur die wirklichen Ausgaben an 
Kaufgeld (jomeit die® nicht der Dritte erftatten muß), Kaufs- und Prozeßkoſten zu erftatten. $$. 161, 
162, 155, 156 d. Tit. ©. die folg. Anm. 5. 

5) Weil der Berfäufer im jedem Falle, auch wenn ihm fein Verſehen zum Laft fällt, ſchuldig 
ift, den Käufer im Prozefje zu vertreten, d. h. den Prozeß auf feine Koften zu übernehmen. Nur 
die von dem Käufer eigenmächtig verurfachten nutzloſen Koften braucht der Verkäufer nicht zu erfegen. 
(5. U.) Die auf den Kauf verwendeten Koften muß der Verkäufer dem Käufer auch im dem falle, 
wenn er die verkaufte Sache ihm gar nicht übergeben kann, weil fie inzwiſchen Schulden halber jub- 
baftirt worden, erftatten. rk, des Obertr, vom 1. April 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 47). 
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S. 157. Zinſen des Kaufgeldes fann ein ſolcher Käufer von dem Berfäufer nur 

jeit dem Zeitpunfte fordern, wo) er, mit der Sache zugleich, die Nutzungen derfelben 
dem Dritten hat herausgeben müſſen. 

8. 158. Uebrigens bleiben dem Dritten, wegen des Kaufgelded, das er dem 
Käufer, als redlichem Beliger, vergüten, und wegen der Nugungen, die er demfelben 
hat überlajien müſſen, feine Rechte zur Entſchädigung, gegen den Berfäufer, in fofern 
diefer ein unredlicher Befiger stehn it, vorbehalten. 

$. 159. Hat der Käufer gewußt”), daß er eine fremde Sache faufe, und muß 
er diejelbe hiernächſt, als unredlicher VBefiger, dem wahren Eigenthümer unentgeltlich 
zurüdgeben, jo fann er dennoch feine Gemwährsleiftung von dem Verkäufer fordern. 
8. 160. Sat auch der Verkäufer gewußt, daß er eine fremde Sache, als feine 
eigene, verkauft, fo fällt alles, was er aus dem Bertrage an Kaufgelde oder fonit er 
halten hat, dem. Fisfus anheim. 
8. 161. Wird der Käufer bloß deswegen, weil er bei Erfaufung der Sache nicht 
die gehörige Vorjicht angewendet, in Nüdjicht des wahren Eigenthümers, einem un- 
redlihen Beſitzer gleich geachtet (Tit. 7, $. 12 sqq.), fo muß ihm der Verkäufer das 
erhaltene Kaufgeld zurüdgeben ? ®). 

$. 162. Auch ift der Verkäufer noch außerdem einem folchen Käufer, nach nä— 
herer Beitimmung $$. 155, 156, zur Schadloshaltung verhaftet ®). 

$. 163. War der Verkäufer ein unredlicher Befiger, fo muß er von dem Zeit- 
punfte an, wo der Käufer die Nusungen der Sache hat heraudgeben müjlen, den er- 
haltenen Kaufpreis verzinſen, oder die von dem Käufer erhaltenen Zinfen dejielben zu— 
rüdzahlen ?). 

$. 164. Iſt durch den Anipruch 9=) des Dritten nicht die ganze Sache, fon- "hrimmpur 
dern nur ein Theil oder Pertinenzftüd, oder eine damit verfaufte?®) Gerechtigfeit dem Yertinenz- 


x 258 m. uf tilde entjo- 
Käufer entzogen worden 1%), jo finden wegen der Fälle, wo der Käufer von dem * * 
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6) Soll heißen: von mo; bei dem redlichen Beſitze alfo von Infinuation der Klage an, wenn Käufer von 
fein früherer Zeitpunkt anzunchmen ift. $. 222, Tit, 7. 

7) Tune enim non ab alio, sod a se ipso deeipitur. L. 26 D. de rei vind. (VI, 1). Beragl, 
o. 8. 135 und die Anm. 88 dazı. Macht ihn der Berkäufer mit dem juriftiihen Mangel befannt, und 
fauft er die ſolchergeſtalt als fehlerhaft bezeichnete Sache dennoch, fo hat er feine —— zu 
fordern, wenn der Verläufer fie nicht verſprochen hat. Irrt der Berfäufer oder verſieht er ſich bloß, 
fo ift das jeiner Forderung nicht ſchädlich. ©. den folg. $. 161. 

7a) (4. 9.) Dieſe Beftimmung bezieht fih num auf die eigentlihe Eviftionsflage, nicht auf die 
ädilitifchen Klagen (I, 5, 88.343, 344), welche durch dem verichuldeten Irrthum ausgeichloffen wer— 
den. Der Grund ift der, daß die Klagen lediglich durch den Irrthum begründet werden, wogegen die 
Eviftionsflage ihren Grumd in dem nicht erfüllten Kaufe hat, wobei der Irrthum des Käufers eimfluß- 
los if. L. 11, 8. 2 D. de act. emti (XIX, 1); L. 8 D. de eviet. (XXI, 2). 

8) Der Umfang der Leiftung beftimimt fich mithin auch in diejem Falle nach dem Grade der Ber- 
ſchuldung des Berkäufers. &. o. die Anm. 4. Doc) ftimmt dazu nicht der folg. $. 163. 

9) War der Verkäufer ein unvedlicher Befiter, jo kann er nicht ohme grobes Verſehen die ihm 
nicht gehörige Sache verkauft haben. Dann paßt die Beſtimmung nicht zu dem Grundjate des $. 155 
(f. die Anm. 4), wonach der Käufer vollftändige Genugthuung zu fordern hat. Die Zinſen 
des Kaufgeldes genügen dazu nicht, mern der Käufer die Sache verbefiert oder mern fie durch Zufäl- 
ligkeiten an Werth gewonnen hat. Man muß annehmen, daß hier der eigene Irrthum des Käufers 
(welcher eben wegen des Irrthums ein unrechtfertiger Befiter ift), Eiufluß auf den Betrag feiner For— 
derung haben ſoll, denn auf den $. 161 bezieht fich diefer $. 163. Auf den Fall des Berruges ift 
aber auch bei dem umrechtfertigen Befiger der $. 163 micht zu beziehen. Anm. 4, Nr. 1. 

9a) Merden nicht aus einem Mangel in dem Rechte des Autors, fondern don der Staategeralt 
aus politiihen oder Vermaltungsgründen nach der Uebergabe einzelne Theile oder mitverfanfte Gerech— 
tigfeiten entzogen, fo ift feine wahre Entwährung geichehen, folglich kann dafür feine Gemährleiftung 
—— werden. Geſ. v. 28. Oftober 1810, $. 2 (G.S. ©. 95). Simon, Rechtsſpr. Bd. IV, 


fi. 
9b) Nämlich ausdrüdlih. L. 26 pr. D. de contrah. emt. (XVIU, 1); L.6, $.6 D. de act. 
emti (XIX, 1). 
10) Oder ein belaftendes Recht (Servituten, Zinfen, Zehuten, Dienfte x.) auf die Sache geltend 
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nrädteren — zurücktreten kann, die Vorſchriften des Fünften Titels $. 325 sqq. An- 
ann un 
a 8. 165. Kann und will der Käufer von diefer — Gebrauch machen, ſo 
muß der Berfäufer, gegen Zurückgabe des Ueberreſtes der Sache, das ganze erhaltene 
Kaufgeld wieder erftatten. 
$. 166. Doc muß davon, zu feinem Vortheile, dasjenige, was etwa der Dritte 
dem Käufer, ald redlihem Beſitzer, zu vergüten hat, abgerechnet werden. 
$. 167. Die Zinfen ded Kaufgelded werden allemal **) gegen die von dem Käu- 
fer gezogenen Nußungen compenfirt !?). 
$. 168. Wegen der andermeitigen Schäden und Koften finden, je nachdem der 
Käufer auch in Fern dieſes einzelnen Theils u. ſ. w. ein redlicher oder unredlicher 
gg geweſen iſt, die Borfchriften SS. 154, 155, 156, 159, 161, 162, Anwen- 
ung. 
En $. 169. Kann oder will der Käufer in dem Falle des 8. 164 nicht zurüdtreten, 
treten fann fo gelten in Anſehung diefes Theild oder Zubehörd, eben die Grundfäße, mie in Anfe- 
ver will hung ded Ganzen ts). ($$. 154— 163.) 
$. 170. Der Werth des entzogenen Theild, Zubehörs, oder Necht® muß, wenn 
dad Ganze nad einem Anfchlage verkauft worden, nad diefem, fonft aber nach der 
Abſchätzung !*) vereideter Sachverftändigen beftimmt werden. 


emadt. Dem Käufer ift hier ein alternativer Auſpruch ben, auf der Anficht beruhend, daß eine 
olche Entziehung lediglich für fih ohne Rüdfiht auf die Folgen für den Zuftand des Ganzen, be- 
trachtet werden Lönne; daß aber auch darin eine Veränderung, eine Dangelhaftigleit des ganzen 
Gegenftandes wahrgenommen werden möge. Daher ift dem Käufer geftattet, entweder, gleich als 
wenn die Sache überhaupt eine fehlerhafte wäre, ihr gewiſſe Eigenicharten mangelten,, von dem gamen 
Bertrage nach den Regeln des $. 325, Tit. 5 (des Adilitiihen Edikts), zurüdzutreten, SS. 164—168, 
— ein Gedanke, der fich ſchon bei den röm. Klaſſikern findet („— si pro parte fuerit evicta, tamen 
pro solido obligatio durat — es ift von der datio in solutum Rede —: nam non accepisset re 
integra creditor, nisi pro solido ejus fieret,‘“ L. 46 D. de solut. XLVI, 3, was fid aud) von der 
Kaufsobligation fagen läßt, zu deren Tilgung ja eben die Sache als Zahlung gegeben wird). Oder, 
wenn er dies nicht kann (meil er die Sache nicht mehr zurüdzugeben vermag) oder will, nur auf die 
Entwährung des einzelnen Stüdes zu fehen, und dafiir nach den Regeln, die für die Entwährung des 
Ganzen (88. 154—163) gelten, Schadloshaltung zu fordern ($. 169 ff.). S. Entſch. des Obertr. 
Bd. XV, S. 7. Jeder diefer verichiedenen Anſprüche unterliegt einer anderen Berjährung. Pr. 1885, 
in der Anm. 84, Nr. 3 zu $. 344, Kit. 5. 
Gleiche Grundjäge gelten bei einem Inbegriffe von Sachen. $. 173, 


11) Dadurch ift die Ausgleihung vereinfacht. Nah R. R. fand auf beiden Seiten eine fompli- 
zirte Berechnung ftatt. Die follte nach der Abfiht Suarez’ durd die beliebte Satzung abgejchnitten 
werden. (Gej..Revif. Pens. XIV, ©, 45.) ©. jedoch die folg. Anmerf. 12, 

12) Der Grundſatz reicht nicht aus, wenn der Preis ganz oder theilweiie noch rüdftändig if. Im 
dieſem alle find zwei Ausgleihungsarten denkbar: entweder müflen die Nutungen nad) allgemeinen 
Regeln berechnet und herausgegeben, oder die Zinjen von dem rüdjtändigen Kaufgelde entrichtet wer⸗ 
den. Zufolge des Zweds der landrechtlihen Beftimmung müßte in analoger Anwendung der Grund» 
ſätze über den Kauf unter einer Refolutivbedingung, dem Empfänger die Wahl freiftehen, das Refttauf- 
geld zu verzinien, oder über die Nutzungen ve Aha zu legen. 88. 291, 292 d. T. Dod wird 
man wegen des „allemal annehmen müſſen, daß hier der Käufer unbedingt Zinjen von dem rüd- 
ftändigen Kaufgelde bezahlen ſoll, wodurch er freilich im eine nachtheilige, rechtöverlegende Lage tommen 
lann. — Die Koften hat der Geber überdies zu eriegen. $$. 165, 168, 155, 156 d. T. 

13) ©, die vor. Anm. — 68 ift vorgelommen , daß man diefe Grundſätze auf den Fall ange 
wendet hat, wenn ein ‘Theil der verkauften Sache, namentlich die Gebäude von einem Landgute, aus 
fällig (durch Brand) dor der Uebergabe zu Grunde gegangen find. (Eutſch. des Obertr. Bd. XI, 
©. 245.) Es leuchtet von jelbft ein, daß der Zufall und die Eviktion unmöglich unter denfelben 
rechtlichen Gefichtspunften ftehen können und eine analoge Anwendung der Grundfäge über dieje auf 
jenen ganz undenkbar ift. 


14) Nicht alfo die Größe, Sondern, ganz wie nah R. R., die Site ift maßgebend, und zwar 
nach Berhältniß zum Ganzen. $. 171. — (5. 4.) Bei der Abſchätzung ift von der Beichaffenbeit der 
bei dem Gute wirklich vorhandenen Bodenfläche auszugehen und ihr Durchſchnittswerth als der Werth 
des fehlenden Arcals anzunehmen. rk. des Obertr. v. 18, März 1864 (Arch. für Rechtsf. Bd. LI, 
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$. 171. Dod fann der Käufer, auch wenn ihm Bergütung zukommt, dieſelbe 
nur nah Verhältniß!*) des Anſchlags oder der Tare des Ganzen, gegen den verabre- 
deten mindern 164) Kaufpreis fordern. 

$. 172, Nach eben den Grundfäpen, wie der Werth eined.entzogenen Theild oder 
Zubehörs zwiſchen dem Käufer und Berfäufer beftimmt wird, muß derjelbe auch zwi— 


. . Eine Ausnahme von diefem Grundiage macht der $. 189, wozu der Grumd nicht be— 
nnt 

15) Um nad) dieiem Berhältniffe den Theil des Kaufpreiies zu beftimmen, der dem Käufer zu 
erſtatten ift, muß man, außer dem berabredeten Preife, den Taxwerth zur Zeit des abge» 
ihlojienen Kontrakts, nicht den zur Zeit der Klage oder der Eviltion, wiſſen. Daß es auf 
jene Zeit anfommen fol, ift dadurch ansgeſprochen, daß der Anichlag, wenn nad einem ſolchen ge» 
fauft worden, maßgebend fein jol. Iſt aus jener Zeit feine Taxe vorhanden, jo kann dieſe freilid) 
nur nach dem Befunde aufgenommen werden; es kommt aber der Satz zu Hülfe, daß eine Verän— 
derung nicht vermuthet wird, daher Verbeſſerungen oder Berichlechterungen bejonders behauptet und 
betviefen werden müflen. $$. 62, 63 d. T. Nicht allein vom Ganzen, fondern auch don dem evin— 
zirten Stüde, beionders muß man jenen Taxwerth wiſſen. Kennt man diefe Größen, fo werden fie 
mit dem Kaufgelde verglichen. Geſetzt, die Tare des Ganzen betiefe fih auf 12000 Thlr., das Kauf- 
geld auf 18000 Thlr., das evimzirte Std aber wäre auf 4000 Thlr. gefchätt worden. Darnach 
verhielte fidh der Werth dieies Stüdes zum Ganzen wie */, zu %/,, folglıh müßten von dem Kauf— 
gelde 6000 Thir. erftattet werden. Bergl. den Caſus des Bipianus Tusceus in der Gloſſe zu 
L. 64 D. eviet. (XXI, 2). (5. 4. Die Anficht des Obertr. ſtimmt hiermit nicht überein. Bergl. 
die folg. Anm. 158) — Dasjenige, was außer dem Kaufgelde, nach dem Grade der Verſchuldun 
jeitens des Verkäufers, noch zu erſetzen ift, ift mach demſelben Berhältniffe zu theilen, welches einfa 
dadurch geichieht, daß dor der Bergleihung der Tare mit dem Kaufgelde dem letzteren die Geſammt— 
jumme hinzugejegt wird. Belieſen fih 3. B. die Gefammtloften x. auf 600 Thlr., jo würden auf 
das Ganze 18600 Thlr. zu vergüten gewejen fein, folglich fallen auf das ebinzirte Stüd überhaupt 
6200 Thlr. — (5.%.) Bei der Werthsermittelung durch Sacverftändige für die zu wenig gewährte 

läche eines verlauften Grundftüds ($. 211) ift em verhältnißmäßiger Theil der, auf dem ganzen 

rundſtücke haftenden Laften und Abgaben auf die fehlende Fläche mucht zu vertheilen und von dem 
Werthe derjelben nicht in Abzug zu bringen. Erk. des Obertr. (ohne Datum — das Appell.-Urtheil 
ift vom 11. September 1863). (Eutſch. Bd. XLIX, ©. 127.) 

(4. 9.) In der Regel ift der Werth des dem Käufer nicht gewährten Theiles der ohne einen Aı- 
ſchlag ihm verkauften Sache durch zen zu beftimmen. Es ift daher Sache des Berfäufers, 
die Ausnahme des $. 171 zu beweiien. Erf. des Obertr. vom 23. Juni 1862 (Archiv für Rechtsf. 
Bd, XLIX, ©. 7). 

15.#) (5, A.) Das Obertr., welches in dem Er. vom 18. März 1864 das höhere Kaufgeld als 
Maßitab für die Gemährleiftung abſpricht, jagt zur Begründung dieſes Spruces: Daraus, daß die 
Berglitigung fir die fehlende Fläche nur nach Berhältniß der Taxe des Ganzen gegen deu berabreder 
ten minderen Kaufpreis gefordert werden fann, folgt nicht, daß fie auch im Verhältniſſe der Ta 
des Ganzen gegen den verabredeten höheren Kaufpreis gefordert werden dürfe. (Arch f. Rechtsf. 
Bd. LII, ©. 345.) Ganz KbiB, das folgt nicht, aber es folgt auch nicht das Gegentheil, es folgt 
namentlich nicht, daß das Obertr. Recht bat. Daß es aber Unrecht hat, folgt aus dem Prinzip 
von der Gemwährleiitung. Hiernach hat der Gemährleifter für das Nichtgeleiftete das dafür Empfangene 
zuriidzugeben. Das Obertr. jagt aber, daß er das micht zu thum brauche. Da ftellt ſich denn die 
Sache tharfächlich jo: Der Verkäufer garantirt 800 M. Flächeninhalt und empfängt dafür 80,000 Thlr. 
Kaufgeld. Hinterdrein findet fih, da nur 200 M. vorhanden find. Nun erfolgt eine Tare unter der 
Borausjegung, ed wären 300 Morgen (das Ganze) vorhanden und fie ergiebt einen Taxwerth bon 
15,000 Thlr. Das Obertr. ertennt alio, daß der Käufer, da das bezahlte höhere Kaufgeld nicht be- 
rücfichtigt wird, als Entihädigung für die fehlenden 100 M. nur 5000 Thlr. zu fordern habe. Der 
Berläufer hat aber für 100 gar nicht vorhandene Morgen 10,000 Thir. erhalten, folglidy iſt es nad) 
dem Rechtsſpruch des Obertr. Recht, daf er fih um 5000 Thlr. mit dein Schaden des Käufers be- 
reichert, während er doch das Empfangene nady dem Gewährleiftungsprinzip hatte zurüdgeben müſſen. 
Das ift jelbftverftändliche und unabmeisbare Konjequenz des Prinzips und darum fteht davon nichts 
im 8. 171. Wohl aber ichien es nöthig, für den entgegengejegten all, nachdem man bon einer 
Taxe ausgegangen war, die Beſtimmung des $. 171 zu treffen, daß der Käufer, der viel Weniger als 
die Tare bezahlte, nicht durch die Tare zum Schaden des Verfäufers fich bereichere. Das iſt der 
Rechröftand. — Daß übrigens, falls der Verkäufer bei Eingehung des Geſchäfts im Betracht des 
Fläceninhalts doloje handelte, der Käufer mit der auf Arglift oder Fahrläjfigkeit gegründeten Schädens 
tage das volle Jutereſſe fordern könne, ift gleichfalls jelbftverftändlich nach Tit. 5, 55. 285—287, 
349—351 u. Tit. 6, 88. 5. 6. 
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ſchen dem Käufer, wenn er redlicher Befiger war, und dem wahren Eigenthümer, mel- 
her ihm Vergütung zu leiften bat, feitgefet werden. - 

8. 173. Iſt ein Inbegriff '6) beweglicher Sachen verkauft worden, und ber 
Käufer kann oder will nicht den ganzen Kauf aufheben (Tit. 5, $. 339 sqq.), fo fin- 
det wegen des entzogenen einzelnen Stücks aus einem ſolchen Inbegriff alles ftatt, was 
wegen entzogener einzelner Saden überhaupt Nechtens fit. 

$. 174. Iſt bei dem Kaufe um den Inbegriff ein bejonderer Preis für jedes 
Stüd verabredet worden, fo dient diefer bei der dem Käufer gebührenden Vergütung 
sum Maßitabe !7). 

8. 175. Für die auf einem Grundjtüde haftenden gemeinen ! ?) Laſten darf der 


16) Iſt zwar nicht ein Jubegriff, jondern eine Mehrzahl der Gegenftand des Kaufs, aber doc 
für alle Sachen zujammen nur Ein Preis verabredet — der Fall der L. 71 D. de eviet. (XXI, 2) 
— jo it die Mehrzahl entweder ausdrücklich ala ein Ganzes betrachtet und gelauft worden, wie z. B. 
ein Paar zufammengepaßte und eingeichulte Wagenpferde, jo daß durch den Wegfall des Einen das 
Ganze mangelhaft wird; oder nicht. In jenem Falle finden diejelben Grundiäge Anwendung , welche 
binfichtlih der Entziehung einzelner Stüde aus einem Inbegriffe oder eines Theiles eines Ganzen 
(8$. 164 ff.) vorgeichrieben find, d. h. der Käufer hat die Wahl zwiſchen der actio redhibitoria und 
der Kontrattsfiage auf Eviktionsleiftung, und es wird bei dem Gebrauche der letzteren das zu Er- 
ftattende nach Verhältniß des Werths des entzogenen Stüdes zu dem Ganzen beftimmt. ©. die vor. 
Anm. 15. Dieje Berehnungsart wird nad R. R. auch bei der actio quanti minoris wirklich ange- 
wendet, L. 64 pr. D. de aedil. edicto (XXI, 1), — Iſt niht ausdrüdiich als Über eim Ganzes 
(Inbegriff) fontrahirt, fo findet nur die lettgedachte Kiage auf Erftattung des verhältnigmäßigen 
Werths des entzogenen Stüdes ftatt. Vergl. 8. 342, Tit. 5 und die Anm. 77 dazır. 

17) Einen anderen Einfluß hat ſolche Verabredung nicht, insbejondere wird dadurd dem Käufer 
die freigeftellte Wahl zwiſchen den in Rede ftehenden beiden Klagen (Anm. 16) nicht genommen. 

Die Beftimmungen der beiden 88. 173, 174 fehlen nocd in dem gedrutdten Entwurfe. Statt 
derjelben findet fih Thl. IT, Abth. 2, ©. 255 die Anmerkung: „War der Käufer in bona fide, jo 
tönnen die beweglichen Saden von dem Dritten nicht vindizirt werden. Es bedarf alio auch keiner 
Geſetze Über die Eviktionsleiftung.” Dieje Anmerkung darf nicht berüdfichtigt werden (mie doch durch 
die Ergänzungen ad h. $. geichieht), denn fie hängt mit der uripriinglichen, ſpäter aufgegebenen Ab- 
fiht zuiammen, die Bindifation bewegliher Sachen auszuſchließen. 

18) Darunter werden hier die Reallaften oder die beftändigen Laften und Abgaben gemeint. 
Hyp.Ordn. Tit. I, 88. 47—49. 

Das dinglihe Element bei einer Reallaſt ift kein accefforiiches Recht, kein Hypothekenrecht, kommt 
vielmehr der Berechtigung an und für fich jelbft zu. — Eine Reallaft wird in das Hypothekenbuch 
eingetragen, nicht weil die Berechtigung dadurch dinglih werden ſoll, fondern weil und infofern 
E dinglih if. Pr. des Obertrib. vom 29, November 1849, Nr. I und IL (Entich. Bd, XVII, 

. 816.) 

Das A. L.R. macht unter diefem Marginale folgende Untericheidungen : 

a) Gemeine Laſten, für melde der Verkäufer nur alsdann Gewähr zu leiften, wenn er die» 
jelben in Abrede geftellt, oder die Bertretung ausdrüdlich übernommen hat ($. 175) ; dieſe Laften find 
diejenigen, welche gemeinrechtlich als im öffentlichen Rechte, d. h. im Orts⸗, Gemeinde», Kirhen- und 
Staatsverbande begründet bezeichnet werden, wie 3. B. Grundfteuern, Landfolge, Brücken- und MWege- 
bau, welche auc im Landrechte ($$. 178, 182 d. I.) öffentliche Laften genannt werden, und auf 
melche fich der $. 48, Tit. I der Hppotbefen-Drdnung bezieht, wonach fie, insbeiondere auch die Ber- 
pflichtung zur Unterhaltung der öffentlihen Wege und Brüden, abjolut .. find und feiner Ein» 
tragung bedürfen (vergl. Erf. des Obertr. v. 19. Mai 1865, Entſch. Bd. LIV, &. 425, und 8. 49 
der Kont.-Ordn.); 

b) Brivatdienftbarteiten, Laften und Abgaben, vom welchen der 8. 183 handelt und 
auf welche fich der $. 49, Tit. I der Hyp.O. bezieht; 

e) auf dem Gute haftende Brivatihulden und Berbindlidhleiten, melde der Ber- 
fäufer vertreten muß, wenn der Käufer diefelben nicht ausdrüdiidy übernommen hat. 8.184. (Entſch. 
des Obertr. ®d, VI, ©. 183 und Bd. XIV, ©, 234.) 

Der Uebergang aller diejer, ihrem Wejen nach doch immer in einer Obligation beftehenden Real 
ſchuldigkeiten auf jeden dritten Befignachfolger wird durd die (fingirte oder mirflice) Wiſſen⸗ 
ſchaft deflelben vermittelt, wenn es auch an einer ausdrücklichen Uebernahme fehlt. — „Die Eintragung 
in das Hnpothefenbuch ift eins von den Mitteln, um die Dinglichfeit einer Reallaft gegen jeden Be 
figer der Sache zu erhalten. Sie vermittelt nämlich ebenjo, wie die außsdrüdtiche Uebernahme hin—⸗ 
fihtlic) der gemeinen oder der dem Erwerber der Sache erweislich befannten nicht gemeinen Yajten, 
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Berfäufer nur alddann Vertretung leiften, wenn er diefelben in Abrede geftellt, oder 
die Vertretung ausdrüdlih übernommen hat ?°). 

8. 176. it der Berfauf nad einem Anfchlage gefhehen, fo muß der Berfäufer 
die darin nicht abgezogenen ?!) gemeinen ?' a) Laſten vertreten. 

$. 177. Hat jedoh der Käufer nicht den ganzen angeſchlagenen Werth bezahlt, 
% fann er die Vergütung nur nach Verhältniß ded Kaufpreijed gegen den Anſchlag for- 
ern ??). 

$. 178. Werden zwifchen 23) der Zeit des gefchloffenen Kaufs und der erfolgen- 
den Lebergabe einem Grundftüde neue öffentliche fortwährende Laften oder Abgaben 
aufgelegt, fo fann der Käufer von dem Bertrage zurücktreten. 

$. 179. Will er dieſes nicht, fo muß er die neue Laft übernehmen, und fann 
dafür feinen Nachlaß am Kaufpreife fordern. 

$. 180. Kriegsſteuern, Brandfhagungen und außerordentliche Laften, welche 
erit nach gefchlojienem Kaufe, oder erft nach erfolgter Uebergabe, auf die einzelnen 
Grundjtüde vertheilt werden, muß der Verkäufer **) tragen, in fofern die Berbindlich- 


den Webergang einer Reallaft auf den neuen Befiter der Sache.” Pr. des Obertr. v. 29, November 
1849, Nr. IH, IV, (Entidh. Bd. XVII, ©. 316.) 

Das obligatoriihe Verhältniß zroiihen dem Verkäufer und dem Käufer wegen der Gemwährfeiftung 
für ſolche Laften, beruht aber noch auf anderen Gründen und ift auch nicht Bedingung des Leber- 
ganges auf den Käufer. 

19) Die gemeinen Laften find allemal Reallaften und gehen unbedingt auf den Käufer über, 
ohne daß fie aus dem Hypothelenbuche erfichtlich find. Die Wiffenichaft eines Jeden von denfelben 
wird fingirt, daher ift e8 umerheblich: ob er fich thatlächlich in Unfenntniß befinde. Denn man darf 
fih nur darnach erkundigen, und ift ſolches zu thun verpflichtet. (5. 9.) Auch außerordentliche 
Deichtaffenbeirräge, wenn dielelben in Gefolge eines Beſchluſſes der zuftändigen Behörde den im Deic- 
verbande befindlichen Grumdftüden für eine Reihe von Jahren auferlegt worden find, gehören zu den 
öffentlichen —— Laſten, don deren Vertretung der $. 175 den Verkäufer befreit. Der in dem 
Erf, des Obertr., vom 19. März 1858 (Entich. Bd. XXXIX, ©. 66) aufgeftellte entgegengeletste 
Grundſatz ift bei nochmaliger Erwägung wieder aufgegeben. Erf. def. vom 26. November 1866 
(Entidh. ®d. LVII, ©. 25). 


20) Der Grund davon, daß außer diejen beiden Källen keine Vertretung gefordert werden fanın, 
ift der, daf; die gemeinen Laften von dem Merthe des Grundſtlickes abgezogen find und deren Stapital 
nicht mit bezahlt, vielmehr in der Sache felbft dem Käufer umfonft überliefert wird. Hyp.Ordn. 
Tit. I, 8. 48. Es ift num des Käufers Sache, fi in Kenntniß zu feßen umd fich bei dem Handel 
vorzufehen. Beftreitet der Verfäufer das Dafein- einer gewiſſen Laſt, oder übernimmt er die Vertre— 
tung, jo erflärt er dadurd, daß der Kapitalswerth in dem Kaufpreiſe enthalten und an ihn entrichtet 
fei, folglihb muß er, da er dafür nichts geleiftet hat, wenn die Laft doch auf dem Grundftiüde haftet, 
daffelbe zurücgeben. Bergl. den folg. 8. 176, 

21) Hier erhellet der Grund der Verpflichtung des Berfäufers zur Bertretung folder Laften. ©. 
die dorige Anm. 20. 

21.@) (5. A.) Ein dertragsmäßiger Nießbrauch und ein jolches Ausgedinge find keine gemeine 
Laft, und die Ausübung des Wahlrechtes aus den 88. 648 und 571 ff., Th. II, Tit. 1 kann ebenio- 
wenig als ein Berfauf nad einem Anſchlage angeiehen werden. Erf. des Obertr. v. 23. Dftbr. 1863 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 168). 

22) Iſt regelrecht. ©. o. 8. 171 und Anm, 15, 

23) Eine jolche Auflage ift eine zufällige Berichlechterung der Sache: der Berläufer hat daher 
den Schaden zu tragen, d. h. er muß die verſchlechterte Sache für ſich behalten und kann dem Käufer 
die Abnahme und die Zahlung des Kaufgeldes nicht zumuthen. Andererjeits hat der Käufer kein Recht, 
die Uebergabe und entiprechende Ermäßigung des Preiies zu fordern; er faum aber auf die Ueber— 
gabe dringen, nämlich an dem Kontrakte feithalten, wenn er nach deſſen Inhalte leiften will und we— 
gen der Verichlechterung der Sache feinen Erlaß verlangt. Die Beftimmungen diejer beiden 55. 178 
u. 179 find durchaus regelredt. ©. die Anm. 61 zu 8. 95 d. X. 

Werden erft nad) der Uebergabe neue Laften aufgelegt und hat der Autor dafiir aufzulommen ver- 
ſprochen, io ift, wenn der Fall eintritt, dies fein Hall der Gewährleiſtung und fan nicht nad den da- 
von geltenden Grundſätzen beurtheilt werden, Bergl. Pl.Beſchl. des Obertr. vom 27. Mai 1839, 
(Entih. Bd. IV, ©. 295.) 


24) Dazu ift jedoch erforderlich, daß vor dem genannten Zeitpunfte eine Verhaftung des Grund- 
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feit zu der —— einer ſolchen beſondern Laſt oder Abgabe ſchon vor der Uebergabe 
vorhanden geweſen iſt. 

8. 181. Wenn alſo, zum Beiſpiele, der Feuerſchade, welcher durch Beiträge 
von den in die Feuer-Verſicherungsgeſellſchaft eingeſchriebenen Grundſtücken vergütet 
werden muß ?*®), ſchon vor dem Verkaufe, oder vor der Uebergabe eines zu dieſer 
Gejellihaft gehörenden Grundftüds ſich ereignet hat, jo muß der Berfäufer den auf 
— rg üd fallenden Beitrag leiften, wenn auch derfelbe erft nachher audgejchrie- 

en wird. 
S. 182. Auch für alle Rüdjtände öffentlicher Abgaben und Laſten, melde in die 
Zeiten vor?°) der Uebergabe treffen, muß der Verfäufer dem Käufer haften. 

$. 183. Privatdienitbarfeiten 2° °), Laſten 2°) und Abgaben 2°), welche nicht 

allen Grundftüden derjelben Art in der Provinz ?6) gemein zu fein pflegen, iſt der 


befiges als ſolchen für die Beiträge zu dem fraglichen Laſten feftftand. Pl.-Veichl. (Pr. 2353) des 
Dbertr. v. 15. März 1852. (Entih. Bd. XXI, ©. 161.) Die durch Kredit beftrittenen Kriegs 
laften aus den Zeiten von 1807 bie 1815 find zum Theil erft nach vielen Jahren ausgejchrieben 
worden und haben deshalb mehrere widerſprechend entichtedene Prozefje veranlaßt. Es ift aber ale 
Srundjag anzuerkennen, daß Kriegsihulden für die einzelnen Staatsbürger nicht die Natur bon 
Schulden und Hnpothefen, jondern die von Staatsabgaben haben, melde nad) der Repartition bon den 
jegeitigen Staarsbürgern für ihre Perjon zu leiften find. Der Pl.«Beſchl. trifft daher glücklich das 
punctum saliens. 

248) (4, 9.) Vorausgeſetzt ift, daß die Feuerſozietät eine Solche jei, welcher der Eigenthlimer des 
Grundftüds beizutreten gefetslich verpflichtet ift: im diefem Falle gehören die Feuerjozietätsbeiträge zu den 
auf dem Grundftüde ruhenden öffentlichen gemeinen Laften (. 182). Erf. des Obertr. vom 20. Novems 
ber 1857 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXVIII, S. 101), 

25) Ob eine Abgabe rüdftändig, oder nicht, jollte fich, in Beziehung auf außerordentliche Abgaben, 
nad dem Prinzipe $. 107, nicht darnach: ob bei dem Berfaufe die Verbindlichleit, ſolche zu zahlen, 
ſchon vorhanden mar, jondern lediglich darnach enticheiden: ob fie zu diejer Zeit ſchon auf die einzelnen 
Grumdftüde vertheilt und ausgejchrieben war. Denn erft mit der Ausichreibung wird die Abgabe 
fällig. Vergl. $. 107 d. T. und Stryk, Usus. mod. L.XXI, Tit. 2, $. 35. Der $. 180 hat ein 
anderes Prinzip. 

258) (3. 9.) Darumter find auch Wohnungsrechte zu jubjumiren. So wird in der Begründung 
des Pl.»Beichl. vom 15, Mai 1854 (J. M.Bl. S. 288 und Entſch. Bd. XXVIII, ©. 29) ausgeführt. 
Das ift auch anzuerkennen, doch mit Beſchränkung auf ein jelbitftändiges Wohnungsrecht im Sinne 
des röm, jus habitationis. Nicht damit gleichgeftellt werden darf die oft dorfommende Berbind- 
lihleit, einem Anderen Wohnung oder Aufenthalt, gewöhnlich im der eigenen Stube, aber doch nicht 
ausjchließlich dajelbft oder überhaupt in einem beftimmten Naunte, zu geftatten, beziehungsmweije zu 
verichaffen. Ein folches, nicht auf dem ausichließlichen Befige einer beftimmten Gebäulichfeit beruhen- 
des Necht ift nichts weiter als eine Obligation, deren Eintragung nur das accejjoriiche Recht einer 
Hypothel erzeugt. Wird 3.8. ein unbebautes Aderftüd verkauft und der Berläufer bedingt fich, ohne 
nähere Beziehung auf ein beftimmtes Gebäude, freie Wohnung aus; jo ift dadurch nur eine Obliga- 
tion auf Verſchaffung einer Wohnung begründet, welche freilich durch Konftituirung eines Wohnungs- 
rechts auf ein beſtimintes Gebäude getilgt werden kann. Mit einem Altentheile wird es anders ges 
halten. Gin ſolcher gehört zu den „Laften und Abgaben”, nicht zu den Privatidhulden und Berbind- 
lichteiten des 5. 184, und geht als Reallaft ſowohi bei freitilligen wie bei nothwendigen Berküufen 
mit dem Grundftüde auf den Käufer über, wenn er im Hypothekenbuche eingetragen ift oder dem 
Käufer befannt war. ©. u. Anm. 42, Sag 7 zu 8. 342 d. T. Bergl. auch das Erf. des Obertt. 
bom 5. September 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 217). Auf dieje privatrechtlichen Reallaften 
bezieht fich der $. 49, Tit. I der Hyp.Ord. 

25b) (5. 9.) Die bezüglich eines bepfandbrieften Gutes von der Landichaft feftgeiette Einjchräntung 
des Holzichlages ift Betrefis der Gemährleiftung nicht wie eine Gutslaſt zu behandeln ; fie iſt im Primzipe 
nichts anderes als die Ausübung der Befugniß, Maßregein zur Sicherung und zum Schuge des Hypothe⸗ 
lentechts gegen Benachtheiligungen von Seiten des Pfandſchuldners zu nehmen, welche die $8. 441, 442, 
Tit. 20 jedem Hypothelengläubiger beilegen. rt. des Obertr. vom 8. Mai 1865 (Entſch. Bd. LIV, 
©. 11) 


25°) (5. U.) Zu diefen, aus einem jpeziellen Rechtstitel entipringenden, Privatdienftbarkeiten, 
Laften und Abgaben gehört auch der noch nicht abgelöfte Erbzins⸗ und Erbpacıts-Ranon (Hyp.⸗Ordn. I, 
$. 49), von welchem daher jo wenig wie von jenen der Kaufſtempel bei Befigveränderungen zu ente 
richten ift. Erf. des Obertr. vom 28. November 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 314). 


26) Was hier unter diefem Ausdrude zu verfiehen, kann zweifelhaft fein. Im Beziehung auf 
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— dem Käufer bei der Kaufshandlung anzuzeigen 27) oder zu vertreten ſchul⸗ 
ig 27 a), 


Abrvefenheit bei der Verjährung und hinfichtlich öffentlicher Belanntmachungen wird damit der Bezirk 
eines Appellationsgerichtes verftanden. Zit. 9, 8. 622. Das hängt natürlich zufammen mit der Gerichts- 
verfaffung und den Prozefhandlungen. Hier aber kommt es auf die —— ge an, und da findet 
fi faum Eine Provinz im ganzen Sande, welche in Beziehumg auf Laften und Abgaben durchgängig 
eine ganz gleiche Berfaffung ätte, deshalb weil die heutigen al in ihrer geographildhen Be— 
grenzung willkürlich begrenzte Yandestheile find, melde veridiedene, früher jelbftftändig gerveiene und 
daher mit einer eigenthümlichen Steuer- und Abgabenverfafjung veriehene Landſchaften zuſammen faj- 
fen, bieweilen jogar zerreißen. Im der Lauſitz 3. B. kann die Frage: ob eine Laſt oder Abgabe allen 
Grundftiden derjelben Art gemein zu fein pflegt, unmöglich davon abhängen: ob dies der Fall ſei 
durch den ganzen Frankfurter Gerichtsbezirk, oder durch den ganzen Bezirk des Kammergerichts, oder 
durch den ganzen Glogamer Bezirk, je nachdem das Grumdftüd dieſem oder jenem der genannten 
drei Bezirfe zugerheilt rworden if. Daraus leuchtet von ſelbſt ein, daß hier, in Beziehung auf eigen» 
thiimliche partifulare Nechtszuftände, unter einer Provinz die Bezirle und Landichaften zu verftehen 
find, welche eine eigene partitulare Rechtsverfaffung hergebracht haben. Man denke 5. B. an die 
Zehnten. (3.4) Zu vergl. Hyp.Ordn. Tit. I, $. 49, melcher eben diefelben Laften, don melden 
bier im $. 183 Rede ift, zum Gegenftande hat. 

27) (5. 9.) Diefe Vorſchrift betrifft bloß das Rechtsverhältniß zwiſchen den Kontrahenten im Kauf- 
foutraft und die ——— welche der Verkäufer dem Käufer ſchuldig ſein ſoll, nicht aber kann 
darin ein Hecht des zu jenen Yaften Berechtigten auf die, vom Verkäufer dem Käufer zu machende, 
Anzeige gefunden werden. Erf. des Obertr. vom 2. März 1865 (Arc. j. Rechtsf. Bd. LVIII. ©, 178), 
Die bloße Anzeige genügt zur Ausichließung der Gewährleiftungspflicht. Erk. des Obertr. v. 15, März 
1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXIX, S. 230). (4. 9.) Bei nothmendigen Subhaftationen ift es für 
eine ſolche Anzeige zu achten, wenn die in Rede ftehende — nicht gemeine — Laſt in der Subhafta- 
tionstare aufgeführt und ihr Betrag von dem ermittelten Werthe des jubhaftirten Grundftüdes in Ab- 
zug gebracht worden ift. Erf. des Obertr. dv. 2. März 1860 (Entih. Bd. XLII, ©. 95). 

ud) bei einem Kaufe im nothwendiger Subhaftation fann der Käufer für die auf dem erftandenen 
Grundſtücke haftenden Privatdienftbarkeiten, Laften und Abgaben, welche nicht allen Grundftüden der— 
jelben Ark in der — — u ſein pflegen, keine Vertretung fordern, ſobald ihm deren Da— 
ſein bekannt geweſen iſt. Dies gilt —* in dem Falle, wenn er deshalb bei der ——— eine 
beſondere Anzeige nicht gemacht worden. Denn die hier dem Verkäufer zur Pflicht gemachte Anzeige 
at nur den Zwed ‚ den Käufer von dem Daſein einer Privatdienſtbarkeit oder Laſt in Kenntniß zu 
egen, und fie ift daher im dem Falle nicht weſentlich nöthig, wo der Käufer die Eriftenz der auf dem 
verfauften Grundſtücke haftenden Laſt oder Dienftbarkeit auf andere Weife, vor abgeſchloſſenem Kaufe, 
mit Zuverläffigfeit in Erfahrung gebracht hat. Pr. des Obertr. 807, v. 25. Januar 1840. (Entſch. 
B®2.IV, ©. 183.) Bergl. Erf. d. 8, Juni 1857 (Archiv Bd. XXV, ©. 157 und Entſch. Bd. XXXVI, 
&.59). Die Kenntniß der bloßen Anſprüche, * zuverläſſige Nachricht, daß fie gegründet, genügt 
jedoch nicht zur Ausichließung der Forderung auf Gemwährleiftung. I 

Die Pflicht des Verkäuſers, dem Käufer die auf der verfauften Sache baftenden Privatdienftbars 
feiten, Lajten und Abgaben anzuzeigen, ift, um denfelben gegen Gewährsanſprüche zu ſchützen, in 
dem Falle nicht weſentlich möthig, wenn diefelben im Hypothelenbuche eingetragen ftehen. Pr. des 
Obertr. 1846, dom 16. Februar 1847, (Entſch. Bd. XIV, ©. 232.) In diefem Falle wird die Wij- 
ſenſchaft eines Jeden fingirt. Vergl. auch o. die Anm. 18, Abf. 3 zu $. 175. (3. A.) Diefen Grund- 
fa hat das Obertr. wieder aufgegeben durch den Pl.Beſchl. (Pr. 2688) v. 18. Mai 1857, welcher 
lautet: „Der Berläufer eines Grundftüds wird don der ihm im $. 183 auferlegten Pflicht dadurch al- 
fein nicht befreit, daß die in Kr ehenden Privatdienftbarkeiten, Yaften oder Abgaben im Hypothe- 
lenbuche eingetragen jtehen.” (I. M.Bl. S. 239 und Entſch. Bd. XXXVI, ©. 1.) Durd die Faſſung 
und den Zujat „allein“ foll der Beuriheilung des konkreten Falles nad) Maßgabe der obmaltenden 
befonderen Umftände Raum gegeben werden, indem das Pr. 807 (Alin. 2) aufrecht erhalten worden 
ift. (4.9) Zur Begründung diefes Beſchluſſes wird auf den Wortlaut des $. 183 Bezug genommen, 
und der Grundfag, daß Niemand fich mit der Unwiſſenheit einer im Hypothelenbuche ſtehenden Ber- 
fügung entihuldigen lönne (Tit. 4, 8. 19), durch die Bemerkung bejeitigt, daß derfelbe den Realberech— 
tigten gegen den dritten Beftter ſchützen, keinesweges ſich auf die gegenfeitigen Pflichten vertragichlieen- 
der Perſonen beziehen jolle. Diefe Gründe beweiſen die Nichtigkeit des neuen Grumdjates nicht; der ms 
gehobene ältere Rechtsgrundiat Dagegen ift in feinem Zuſammenhange mit dem Rechtsinftitute, zu mel 

die Frage gehört, durchaus begründet und unbedingt richtig. Was den Wortlaut des $. 183 betrifft, 
jo ſoll wegen der dem Verkäufer darin auferlegten Pflicht, den Käufer in Kenntnif zu ſetzen, ein Ver— 
jehen des Letzteren, daß er fich nicht ſelbſt Kenntniß durch Einficht des Hnpothetenbuchs oder Auszugs ver- 
ſchafft hat, gar nicht gefunden werden können , weil es an dem Geſetze, welches den Käufer zu diefer 
Einficht des —— oder Hypothelenſcheins dem Verläufer gegenüber verpflichtete und hieran 
feinen Auſpruch auf Gewährleiſtung Imlpfte, fehle. Das ift ein Rechtsirrthum; dieſe Verpflichtung iſt 
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ie unter den allgemeinen, dem Inftitute der Gemwährleiftung für ädilitifche Fehler angehörigen, Grund- 
ägen ausgejprochen und braucht nicht bei jeder einzelnen Anwendung des Örundjages (der $. 183 : 
eine bloße Anwendung auf Laften) wiederholt zu werden. Wer ein blindes oder ein zungenlojes Pier 
fauft, ohne ihm ins Geficht oder ins Maul zu fehen, der kann dod) wohl ſchwerlich einen Anſpruch ge- 
gen den Verkäufer damit begründen, daß es fein Geſetz gebe, welches ihm dem Verkäufer gegenüber ver« 
pflichte, das ihm vorgeführte Prerd zu befehen. Die weitere Begründung, nämlich die Abweiſung des im 
8.19, Zit. 4 feftgeftellten Grundfages ift unzuläffig. Zwar ift das ganz richtig, daß derjelbe den Schub 
des Realberedhtigten gegen den dritten Erwerber der Sache bezwedt; aber er ıjt nicht hierauf allein be= 
Ihränft: das Mittel, wodurd) diefer Schuß erreicht wird, wirkt aud im Obfigationenrechte. Eine An- 
wendung davon macht der $. 39, Tit. 16 bei Zahlungen. Dort heißt es: „Doch fteht dieſer Grund 
(Einfhräntung in der VBermögensvermwaltung durd MWillenserflärungen) der Ungültigkeit einer — 
ten Zahlung nur dem entgegen, welcher die dem Gläubiger gemachte Einſchränkung gewußt hat, oder 
K: nad geſetzlichen Boridhriften, hätte wiſſen fönnen umd follen.“ Dabei ift auf 

it. 4, 8. 31 sqg. vertiefen. Damit find die $$. 15—19 gemeint, denn die Ziffer 31 sqq. ift ein 
Drudfehler. R. v. 23. September und 29. Dezember 1837 —— Bd. L, S. 469). Der Geſetz⸗ 
geber jagt alſo deutlich, daß der Grundſatz des $. 19: Niemand kann ſich mit der Unwiſſenheit einer 
un das Hypothelenbuch eingetragenen Verfügung entihuldigen, — audy im Obligationenredhte Geltung 
—— Damit find die Gründe der neuen Meinung erledigt. Die Gründe des Älteren Rechtsgrund— 
atzes, welche zur —— des umgeſtoßenen Pr. 1846 angegeben find, gehen nicht auf das We— 
fen des Inſtituts ein; fie fiehen aus Worten, wie auch die Miderlegung nicht eingehend ift und ſich 
in bloß mideriprechenden Redensarten bewegt. Die Rechtsgrinde, morauf der ältere Rechtsgrundjat 
be f De fehr einfach und bündig. Der 8. 183 enthält nichts anderes als einen * des ädiliti⸗ 
ſchen Edifts. L. 61 D. de aedil. ed. (XXI, 1); A. L. R. 1, 5, 8. 344. Für dergleichen Fehler oder 
Mängel haftet der Verkäufer, wenn er fie nicht ausdrüdlich anzeigt, nur alsdann, wenn ſolche ver- 
borgen find, d.h. folche, welche der Käufer, der jeine gefunden Sinne und gewöhnlichen Verftand 
hat, durch die ihm zu Gebote ftehenden Mittel nicht wahrnehmen kann. L. 1, 8.6; L. 14, 8. 10; 
L. 48, 8.4 D. de aed. ed. (XXI, 1); WER. I, 5, 8.330. Wenn er nicht fieht, fo täuſcht er 
ſich ſelbſt. L. 15, 8.1 D. de contrah. emt. (XVII, 1); L. 55 i. f. D. de aed. ed; A. L.R. I. 4, 
8.79. Der 8. 183 d, T., auf welchen die neue Meinung fich hauptfächlich ſtützt, kann gar,nicht aus 
ihrem —— mit dem in Rede ſtehenden Inſtitute herausgeriſſen werden, und in dieſem 
Zuſammenhange jagt er weiter nichts, als daß die Laſten, wenn fie — was bei Servituten der ge— 
möhnliche Fall fein wird — verborgen find, angezeigt werden jollen, Was aber auf dem Sppothefen- 
blatte eines Grundſtücks zur jehen umd zu leſen iſt, das ift micht verborgen, wie vorhin aus dem $. 19, 
Tit. 4 gezeigt ift. Die Nenerung des Obertribumals ift hiernach feine glückliche. 

Dafielbe ift der Fall, wenn auf den neuen Erwerber des mit einer Reallaft behafteten Grund- 
ſtückes ein Recht mit übergegangen ift, zu welchem fich die Reallaft als Ausflug und forreipondirende 
Gegenverpflichtung verhält, 3. B. ein auf einem Gute haftendes Patronatrecdht, welches die Patro- 
BERNER nach fich zieht, und deren Dinglichkeit erhält. Th. II, Tit. 11, 88. 579, 584 ff., 
610; Th. I, Fit. 19, 8.32. Pr. des Obertr. vd. 29. November 1849, Nr. V. Entſch. Bd. XVII, 
©. 817.) Doc muß ſolche Gegenverpflichtung eben ein gejetslicher Ausfluß des Rechts fein, jonft haf- 
tet der Verläufer. Man vergleiche 1. 41 D. de act. emti (XIX, 2). 

. (4. 9.) Die eingetragene Verpflichtung, „den Befiger eines anderen Grundftüds auf —— 
ein Stild Landes abzutreten“, iſt nicht im die Stategorie derjenigen Laſten zu ſetzen, für welche 
Verkäufer eines Grundſtücks nach Maßgabe der 85. 175— 191 dem Käufer Gewähr zu —— hat: 
fie befhräntt nur den Erwerb, das Eigenthums- und Befitrecht des Käufers, indem dafjelbe zu ei— 
nem Theile an eine Refolutivbedingung getwüpft und dem Anfpruche eines Dritten ausgeſetzt ift. Wird 
der Anipruch durchgeführt, jo ift eim eigentlicher Evittionsfall vorhanden ($$. 136 — 174), in welchem 
nur dann Gewähr zu leiften iſt, wenn der Käufer bei dem Kaufe von jenem Anſpruche feine Kennt» 
niß hatte (8.43, 159). Erf, des Obertr. v. 23. Mai 1862 (Arch. f. Rechtoſ. Bd. XLVI, S. 102). 
27a) (5. 9.) Der $. 183 hat mur Laften vor Augen, die ihrer Natur nach das Grundftüd —* 
fen und nicht zunächſt perſönliche Verpflichtungen eines Beſitzers zum Gegenſtande haben; auf dieſe 
—— findet der 8. 184 Anwendung. Erf. deſſ. vom 25. Dftober 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, 


28) Zu den Privatichulden und Berbindlichleiten, die der Verkäufer allemal vertreten muß, 
wenn der Käufer diejelben nicht ausdrüdlich übernommen hat, —— die Verbindlichleiten aus Ver- 
pachtungen nicht. Damit der Verkäufer von deren Vertretung befreit bleibe, genügt es, daß diejelben 
dor Abſchluß des Kontratts dem Käufer bekannt geweſen find. Pr. des Obertr, 1757, vom 18. April 
1846. — (3, 4.) Eine auf ein Gut, auf Grumd einer gerichtlich beftätigten Stiftungsurkunde „ra- 
dizirte*, in Aubr. II, Nr. I eingetragene Familienſtiftung don 10,000 Thlen. ift fiir eine Privat- 
ihuld mit dem accefioriichen Rechte der Hypothel erachtet worden. Ext. des Obertr. v. 14. Janıar 
1856 (Entf. Bd. XXXI, ©. 385), Die Sache ift doch nicht jo ohme alles Bedenten. Eine ſolche 
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muß der Berfäufer allemal 29) vertreten 20), wenn der Käufer diefelben nicht ausdrüd- 
(ih übernommen hat?!). 

$. 185. Die Unwiſſenheit des Berfäuferd von dergleichen auf dem Grundftüde 
haftenden Laften ($$. 180— 184) befreit denfelben keineswegs von der Vertretung. 

$. 186. Auch alddann, wenn der Kauf in Pauſch und Bogen gefchloifen wor- 
den, ijt der Verkäufer von Vertretung diefer Laſten nicht frei. 

8. 187. Es wäre denn, daß die Abjicht der Parteien, vdieferhalb feine Vertre— 
tung fordern und leiften zu wollen, aus dem Inhalte des Kontrakts klar erhellete ? '*). 


Stiftung hat keineswegs die rechtliche Natur einer bloßen Schuld (Forderung) mit einem accefjori- 
riſchen Hypothekenrechte, vielmehr die eines umablöslichen (unfündbaren) Zinfes umd ift mithin jelber 
ein jelbftftändiges dingliches Recht, alfo für das Grundſtück, mit welchem ein jolches dauerndes Ren- 
tenrecht verfmüpft ift, eine Reallaſt. Die Entjheidungsgrinde des Obertr. gehen auf die Erörterung 
der rechtlichen Natur einer ſolchen beftändigen Familienſtiftung gar nicht ein. 

29) Iſt der entgegengejeitte Grundiag bon dem der L. 27 C. de eviet. und L. 7 C. communia 
utriusque jud. (Il, 38), oder vielmehr die eine der mit einander ftreitenden Meinungen über die 
—— der L. 27. Der $. 184 entſcheidet alſo eine Kontroverſe im Sinne der herrſchenden Rechts— 
anficht. 

30) „ALS ein eigentlicher Eviktionsfall im Sinne des $. 135 ff., $. 164 d. T. ftellt ſich dieſe Haft- 
barfeit erjt dar, wenn im Gefolge der Hppothef dem Käufer die gekaufte Sache ganz oder theilweife 
entzogen worden iſt. So lange dies noch nicht gefchehen, bleibt die gefetsliche Beftimmumg des $. 184 
indefien teinesivegs wirkungslos, fie hat eben die Wirkung, daß die auf dem Gute haftende Hypothel 
binmweggeichafft werden muß. Denn der Käufer hat das Recht, gegen die Folgen foldyer Aufprilee 
gefichert und in den Stand gefetst zu werden, ſich der Sache, — durch die Pfandrechte Drit— 
ter, bedienen zu können.“ So jagt das Obertr. in feinen Entſch. Bd. XXII. S. 156. Das ift ſchön, 
aber man möchte doch Über die rechtliche Natur des Klagrechts, über den organifhen Zufammenhang 
des Anſpruchs mit dem Imftitute der Gewährleiftungen Äufſchluß haben. Der Fall fteht auf gleicher 
Linie mit dem, wo der Künfer, nach der Uebergabe umd Bezahlung des Kaufgeldes, mit uverläffig- 
feit gewahr wird, daß er die einem Dritten gehörige Sache Hauft habe. Hierbei zerbrechen fich die 
Sefetgelehrten den Kopf, wie ihm beizufpringen. ©. o. die Anm. 89 zu $. 136. 

“ A.) Wird im Folge einer nicht übernommenen Hypothel dem Käufer die — Sache mit⸗ 
telſt Subhaſtation entzogen, jo iſt das ein Fall der wirklichen Evittion. (Bergl. Eutſch. des Obertr. 
Bd. XXI, ©, 156.) Es konmt dann auf die mwejentliche Bedingung einer jeden Eviktionsforderun 
an, nämlich daß an dem Geber, und nicht an dem Empfänger, die Schuld liege, daß Yetterer fie) 
der Sache vertragsmäßig nicht bedienen fan. ($. 320, Tit. 5.) Daran fehlt es, wenn der Empfän- 
ger noch eben fo viel Kaufgeld rückſtändig war, als die Schuld betrug, wegen welcher die Subhafta- 
tion ausgebracht worden war. Er hatte dafür Dedung in Händen und es war feine Schuld, daß er 
davon zur Befriedigung des andringenden Gläubigers feinen Gebrand) machte. Vergl. Erk. des Obertr. 
b. 25. Mai 1857 (Entih. Bd. XXXVU, ©. 99). 

Auch die nach geichloffenem Kaufe und vor erfolgter Umſchreibung des Befitstitels, des verfauften 
Grumditiids auf dafjelbe eingetragenen Hypothelen muß der Verkäufer gegen den Käufer vertreten, fo 
daß er, wenn wegen einer ſolchen Hypothet dem Käufer ohme eigene Schuld das Grundſtück durch Sub- 
haftation emtwährt wird, ihm Eviltion leiften muß. Erf. des Obertr. v. 28, Septbr. 1857 (Entſch. 
Bd. XXXVI, ©. 106), 

Grumdbedingung der Gemwährleiftung ift die wirkliche Eriftenz der fraglichen Laſt. So lange die- 
felbe noch. nicht feftgeftellt it, fehlt e8 au den Vorausſetzungen, unter welchen ein Anſpruch auf Ge— 
mwährleiftung ftattfindet. in folder Fall ift z. B., wenn nad der Befigtitelberichtigung für den Käu— 
fer eines Grundftüds eine Forderung für Jemand, ans einem Titel eines Vorbefigers, proteftativiich 
eingetragen wird. Hier fann der Käufer nicht ohme Weiteres auf Wegichaffung der —— ge⸗ 

n feinen Autor klagen, ſondern es muß zuvor ausgemacht werden: ob die Forderung mit Recht oder 
Unrecht —— worden und alſo auf dem —S wirklich hafte. Erf. des Obertr. dv. 16. März 
1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVU, ©, 115). 

31) Ueber die Berjährumg diefes Auſpruchs f. o. die Anm. 82 zu $. 344, Fit. 5. 

318) (3, U.) Diefe Vorfchrift bezieht fih nicht auf jeden Kauf, jondern nur auf den Kauf in 
Pauſch und Bogen, d. h. nur auf den $. 186, umd nicht auch auf den 8. 184. Erf. des Obertr. v. 
14, Januar 1856 (Entſch. Bd. XXXI, S. 585). Dabei ift nichts Zweiſelhaftes. 

(4. A.) Die Abfiht muß Mar erhellen. Jemand verlaufte mehrere Parzellen feines mit einer 
Reallaft befhmwerten Guts in demfelben Akte an verichiedene Perſonen und der eine der Käufer über- 
nahm darin allein die Reallaſt. Dadurch hielt ſich der Berkänfer von der Verbindlichkeit zur Gemwähr- 
feiftung gegen die Käufer der übrigen Parzellen für befreit. Diefe Meinung fand jedoch bei dem Ober- 
tribunal feinen Beifall. Erf, v. 22. Dezember 1851 (Arch. f. Rechtsfälle Bd. IV, ©. 220). 


a) wenn der 
Käufer zu» 
rüdtreten 

lann und 


will, 


b) wenn er 

nicht zurüd- 
treten fann 
oder will, 
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$. 188. In Fällen, wo daraus, daß eine folche Laſt auf der Sache haftet, zu- 
gleih der Mangel einer ausdrüdlich vorbedungenen oder jtillfehweigend vorausgeſetz⸗ 
ten Eigenichaft rolgt, finden wegen des dem Käufer offen ftehenden Ruͤcktritts vom gan- 
zen Bertrage ??), die allgemeinen Grundfäge von der Gewährsleiftung ftatt. (Tit. 5, 
$. 319 sqq.). 

8. 189. Kann oder will??) der Käufer von diefer Befugnig feinen Gebraud 
machen, fo muß die — wenn ſie in Gelde oder Naturalien beſteht, nach dem 
landüblichen Zinsfuße zu Kapital gerechnet, und nach diefem ?*) Kapitale die von dem 
Verkäufer zu leiftende Vergütung beftimmt werden. 

$. 190. Beſteht aber die Yaft in Handlungen oder Leiſtungen, die fich auf eine 
jährlihe Geldfumme nicht zurückbringen laſſen, jo muß diefelbe von vereideten Sach— 
verftändigen nach dem Maße geichägt werden, ald der wahre Werth des Grundftüds 
durch dieje Laſt vermindert wird 35), 

$. 191. Wegen der Verbindlichkeit des Käuferd, wenn er wegen einer folchen 
Laſt von einem Dritten in Anfpruch genommen wird, den Verfäufer zur Bertretung 
aufjufordern, finden die Vorfchriften $. 143 sqq. Anwendung. 


32) Diefer $. ift micht auf den Fall zu beziehen, wenn der Verkäufer die Liberation des verfauf- 
ten Grundſtücks von einer Hypothel verſprochen hat; hier kann jchlechtiweg Tontraftmäßige —* 
ſogleich gefordert werden. Dies iſt nun auch ausgeſprochen von dem Obertr. durch Pl.-Beſch 

t. 2342) vom 2. Febr. 1852. (Entſch. Bd. XXuU, S. 146.) Bergl. S. 1658 ebend. und oben, 

Anm. 65 zu 8.325, Tit. 6. 

33) Der Käufer hat die Wahl zwijchen den ädilitiihen Klagen und der Eviktionsflage. 

Nach der Art der Mängel, wonad) die Berbindlichteiten wegen —— ng Te juriſtiſche Män- 

el umd aus dem ädilitiichen Edikte wegen natürlicher Fehler fi) beide von einander unterſcheiden, ge 

Baren die Laften richtiger zu den eigentlichen Eviktionsjehlern. Aber ſchon die juriftiichen Klaffiter 
trachteten fie auch als natürliche, den —— unterliegende Fehler. L. 61. D. de aedil. ed. (XXI, 
1); und in Betreff der auf Sklaven haftenden Noxa: L. 1 8. 1; L. 17, 88. 17, 18 D. eodem; L. 11, 
8.8 D. de act. emti (XIX, 1); L. 14 C. de act. emti (IV, 49). In gleicher Weije kann nad) die- 
jer Beftimmung des A. L. R. der Käufer eine fo belaftete Sache als eine ſolche, die gewiſſer voraus- 
gejegter oder bedungener Eigenſchaften ermangelt, behandeln umd von der actio redhibitoria Gebraud 
—— Vergl. Zıt. 5, 88. 335, 336. Der Fall kann nicht bloß der fein, daß eine zugeſicherte Be 
redhtigung oder aktive Servitut fehlt, oder eine dem Käufer unbelannt gebliebene Laft auf der Sache 
haftet, Sondern es fann auch in der That ein Dritter mit einem dergleiden Anſpruche, wodurd er 
zwar nicht die Sache ganz, aber doc) zu einem qualitativen Theile entzieht, fonkurriren. $. 191. 

Bei dem hier, im 8.189, vorgeieheuen alternativen Klagerechte auf Vergütung ift micht weiter 
unterichieden zwiſchen der aetio quanti minoris md der eigentli Evittionsllage (actio emti oder ex 
stipulatu), obwohl jede der beiden Klagrechte einer anderen Berjährung unterworfen if. Der Grund 
F der, daß im heutigen Rechte jeder in die äußere Erjcheinung tretende Unterjchied verſchwunden ift. 

as A. L.R. lennt nur noch die eigentliche Eviktionsllage, auf welche die kurze Verjährung keine An- 
wendung findet. S. Pl.-Beichl. des Obertr. 1885, Nr. II oben in der Anm. 84 zu $. 345, Tit. 5. 
Bergl. auch Anm. 82 zu $. 344 dajelbit. 

34) Nach diefem Kapitale, nicht, wie es die Hegel der 88. 177, 171 vorfchreibt, nach Berhält- 
niß deſſelben zu dem Kaufpreife, foll die Vergütung beftimmt werden, was beinahe der 
gleihlommt. Ob wohl dieje Ausnahme im Bewußtſein geweſen und beabfichtigt worden ift? Das i 
zu bezweifeln; ein fachlicher Grund zu folcher Ausnahme ift nicht befannt. Daß aber die Beftimmung 
mörtlich gemeint worden ift, betätigt der folg. 8. 190. (5. 9.) Iſt auch don dem Obertrib. für den 
Fall eines ohne Auſchlag erfolgten Kaufs angenommen. rt. vom 20. April 1863 (Entjch. Bd. XLIX, 
©. 124). 


35) Alfo auch bier das ganze Nequivalent der Laſt. S. die vor. Aumerk. (4.9) Es wird ver- 
muthet, daß der wahre Werth des Grundftücds durd den Kaufpreis dargeftellt wird, umd der Min- 
derwerth des Grumdftüds wegen einer auf demjelben haftenden, von dem Berkäufer zu vertretenden 
Servitut befteht, im jofern jene Vermuthung nicht widerlegt wird, in dem zwanzigiaden Betrage des 
jährlihen Minderertrags des Grumdftüds. Erf. des Obertr. v. 17. Nov. 1854 (Ar. f. Nechtsf. 
Bd. XVI, ©. 27). (5. 9.) Wiederholt hat das Obertr. die analoge Anwendung der Boricrift des 
8.190 auf Serpituten für unbedenllich erklärt und erlfannt, daß dem Käufer der Kapitalswerth der 
Yaft umd nicht etwa nur die ug Abnutzung davon unter Niederlegung eines entjprechenden Ka— 
pitals gewährt werden müfle. Erk. vom 19. November 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIU, S. 20). 
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$. 192. Die Sache muß in der Befchaffenheit übergeben werden, wie fie von 
dem Käufer bedungen worden 35%), 

8. 193. Iſt feine befondere Beichaffenbeit vorbedungen, jo muß die Sache die- 
jenigen Gigenfchaften haben, die bei einer jeden Sache derfelben Art gewöhnlich ?®) 
vorausgeſetzt werden 36%), 

$. 194. Uebrigens muß jie in demjenigen Juftande übergeben werden, in wel» 
chem fie fih zur Zeit des geichlofienen >?) Kaufs befunden hat. 

8. 195. Kann die Be —— der Sache, wie ſie zur Zeit des Kaufs geweſen 
iſt, nicht ausgemittelt werden, fo iſt der unmittelbar vorhergehende Zuftand zum Grunde 
der nn anzunehmen. 

8. 196. Daß der Zuftand der Sache zwiſchen der Zeit ded Kaufe und der Ueber—⸗ 
gabe fich mejentlich geändert habe, wird nicht vermuthet ??®). 

$. 197. Hat die Sache die beim Kaufe ausdrüdlich oder ftillihweigend voraus- 
geſetzten Eigenſchaften nicht, jo wird fie fehlerhaft genannt. 

8. 198. Wegen fehlerhafter Beichaffenheit der verkauften Sache finden die Bor- 
fhriften Tit. 5, $. 319 sqq. Anmendung 7b), 

$. 199.97). Wenn ein Stüd Vieh binnen Vier und Zwanzig Stunden ?®) nad 


35a) (4. A.) Bei einem Verkaufe nach Probe hat der Verkäufer zu beweiſen, daß die Uebergabe 
robemäßig geichehen oder angeboten worden fei; der Käufer aber die Identität der produzirten 
Grobe zu beweiſen. Erf, des Obertr. vom 27. Septbr. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©, 126), 
Bergl. Anm. 508 zu 8. 76 d. T. und Haud. Geſ. B. Art. 340. 

(4, A.) Der Bertauf nad Probe ift ein Kauf unter einem beftinnnten dietum promissum' über 
die Eigenjchaften der Waare. H.G.B. Art. 340. Das A. L. R. erwähnt feiner nicht befonders. Ent» 
fteht bei der Uebergabe der Sade Streit über die Probemäßigkeit und der Verkäufer verlangt die Ab- 
nahme, jo muß er die — ei behaupten und beweijen. Hat aber der Käufer diejelbe ohne 
Borbehalt angenommen, fogar darüber verfügt, und rügt mm, von dem Verkäufer auf Zahlung des 
Kanfgeldes belangt, die Probewidrigkeit; fo ftellt fich dies nicht mehr als eine —— Fitistonteftation, 
fondern als ein Einwand des nicht gehörig erfüllten Vertrages, nämlich des Mangels der ausbedun- 
genen Eigenſchaften, mithin als ein wirklicher Einwand dar, was zur Folge hat, daß dem Käufer 
der Beweis der Probemwidrigkeit der Waare obliegt. Ext. des Obertr. v. 2. Juli 1861 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XLU, ©. 225). Bergl. Anm, 29, Nr. UI, 1, lit. c zu 8. 271, Tit. 5. 

36) Dies ift 3.8. bei öffentlichen Geldpapieren die Eigenichaft derfelben als furfirender. Ein 
dergleichen Papier, defjen Kurs gefperrt ift, ift nicht im der Beichaffenheit übergeben, wie fie von dem 
Käufer vorausgeſetzt worden. 

36.&) (4, A.) Ueber die Anwendung der 88. 192, 193, verb. mit $. 196, auf Waarenkäufe, wenn 
die Waaren von einem andern Orte bei dem Käufer (Bejteller) in fehlerhafter Beichaffenheit anfom- 
men, f. m. meinen Auffag in Siebenhaar’s Ardiv, W.IX, ©. 172 fi. Seit dem 1. März 
1862 kommen die Artt. 335, 346 ff. des Haudels-Gef.B. zur Auwendung. M. f. Art. 348 daſelbſt 
und die Anmerkungen dazu. 

37) Diefe Vorſchrift und die des $. 196 gelten auch bei der nothiwendigen Subhaftation mit deu 
fi) von ſelbſt verftehenden Modififationen aus $. 213 d. T. Pr. 534, v. 28. Sept. 1838. ©. aud) 
das Pr. 532 und in der Anm. 35 zu 8.340. Bei der nothwendigen Eubhaftation ift der Tag des 
geihlojjenen Kaufs der Lizitationstermin. Schl. Ard. Bd. V, S. 329, — M. ſ. aud Anm, 51% 
u $. 81, 

37a) (4. X.) Daher wird, wenn der Verkäufer nicht das Gegentheil beweift, angenommen, daß 
der bei der Uebergabe der Sache fich hervorgethane Fehler ſchon zur Zeit des Kaufe vorhanden war. 
Bergl. 8.199. Mind —— von dem Käufer bewieſen, daß ſchon zur Zeit des Abſchluſſes des 
Kaufs z. B. über ein Pferd eine erſt ſpäter eutdedte Kranlheit deſſelben, welche als ein Mangel an 
den ausdrücklich oder ſtillſchweigend vorausgeſetzten Eigenſchaften des Pferdes zu betrachten ift, vor— 
handen geweien fei; jo fann der Käufer von dem Kaufe zurücktreten, wenn aud das Pferd nachher 
von diejer Krankheit befreit worden umd zur Zeit der Uebergabe nicht mehr als fehlerhaft anzufehen 
ift. Denn es fommt auf die Zeit des Kontraktichluffes an. $. 197 d. T. u. 8.81, Tit.4; $. 329, 

tt. 5. Bergl. Erf. des Obertr. vom 26. Oft. 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 14). 

37b) (4.4) Ein Kaufmann, welder vor eingetretener Rechtskraft des Amortifationsurtheils das 
betreffende öffentliche Geldpapier kauft, fan von feinem Verkäufer zumal dann nicht Gewähr fordern, 
wenn er es Muterlafjen hat, gegen das ergangene Urtheil die zuläffigen Rechtsmittel einzulegen, Erf. 
des DObertr. vom 8. Jan. 1857 (Ar. f. Rechtsf. Bd. XXIU, ©, 210), 

37 €) (4. U.) Die 88. 199— 206 u. Auh. 88. 13, 14 betreffen die Gewährleiftung wegen natitr- 
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licher Fehler der Hausthiere. Drei verſchiedene Syſteme hahen ſich in dieſer Materie geltend gemacht: 
das Syſtem, daß für alle ädilitiſchen Mängel, womit die verlaufte Sache zur Zeit des Vertrages be— 
ar mar, Gewähr zu leiften, auch wenn jie dem Berkäufer jelbft unbelannt waren, und daf der 
tänfer die Wahl hat, ob er auf gänzliche Aufhebung des Vertrages (Wandlungstlage, actio redhibi- 
toria), oder auf Minderung des Kaufpreijes (Minderungsklage, actio quanti minoris) lagen will, 
Diejes Syſtem ift das des Römifchen Rechts (D. XXI, ı u, C. IV, 58). für die erfte erg he 
eine Berjährungsfrift von 6 Monaten, für die andere eine jolde von 1 Jahre feftgejegt. Dieſe Bor- 
jchrift des ädilitifichen Edikts ging urfprünglih nur auf den Bertauf von Sklaven und Yaftthieren, 
jpäter aber wurde fie auf alle Sachen und alle oneröfen Berträge ausgedehnt. Dieſes Recht befteht 
noch jetst im den Gebietstheilen des Gemeinen Rechts, nur daß hier umd da —* des Handels 
mit Hausthieren durch Lokalſtatuten, Marktordnungen und Ortsgebräucde einzelne Abänderungen ein- 
getreten find. Daſſelbe Syftem hat urfprünglich au; das fränzöfiiche Recht, uur mit der Abweichung, 
daß die durch die redhibitorischen Mängel begriindete Klage nach Beichaffenheit diefer Mängel und der 
— des Ortes, wo der Uebertragsvertrag — iſt, binnen kürzer Friſt angebracht wer- 
den muß (Cod. Nap. Art. 1641 —- 1649, 1707), Durch ein ſpäteres Gejeg (loi du 20. mai 1838) 

t e8 das zweite Syſtem angenommen; jedoch ift es in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
öln bei den Beftimmungen des Cod. Nap. mit der Abänderung verblieben, daß bei dem Berlaufe 
von Hausthieren die Gemwährleiftungsflage und Einrede binnen 42 Tagen geltend gemacht werden 
muß. G. v. 3, Mai 1859 —— S. 205). Das zweite Syſtem beſteht darin, daß bei einigen Haus- 
thieren, meiften® nur bei Pferden, beim Rindviehe, bei Schafen und bei Schweinen, diejenigen fehler, 
wegen welcher die Redhibition verlangt werden kann, ſowie die Friften, binnen welchen diejerhalb ge- 
tlagt oder doch bei dem Richter auf Feſtſtellung des Fehlers angetragen werden muß, beftimmt, und 
daß diefe Friften nicht allein Berjährungsfriften find, jondern daß, wenn innerhalb derfelbeu der An- 
ſpruch geltend gemacht wird, zugleich die Bermuthung gilt, daß der Fehler ſchon zur Zeit des Ver— 
tragsihlufies vorhanden war; endlich daß die Minderungsklage theild ganz, theils aud nur bei eini- 
en Hausthieren und Mängeln derjelben ausgejchlofien iſt. Diefem Syſteme haben ſich, nad dem 
Borgange in Frankreich, angejchlofien: Belgien durch Gejeg vom 28. Januar 1850; Luremburg durch 
Gejeg vom 18. April 1851; das Großherzogthum Heilen durch Geſetz dom 15. Juli 1858; Baiern 
durch Gejets vom 26. März 1859; Baden dur Geſetz vom 23, April 1859; die Schweizertantone 
Aargau, Bern, Zug, Zürih und eg durch Konfordat vom 22, April 1853; Sachſen-Mei— 
ningen durch Gejeg vom 6. Juli 1844 und Württemberg durch Gefeg vom 28. Dezember 1861. Dem 
Borgange folgt auch das preußiiche Gefe für die Hohenzollernichen Lande, vom 5. Juni 1863 (G. S. 
©. 445). Es ftimmt im Wejentlichen mit den angeführten Gejegen für Baden und Miürttemberg 
überein, und weicht von der in diefen Landen bis dahin beftandenen Gejebgebung (für zen 
Berordnung vom 1, Mai 1766, mit einer Zuſatzbeſtimmung republizirt den 28. März 1811 — Sig— 
maringenjhe Gejegfammlung Bd. I, ©. 48, 49, 88 — umd für Hedingen Verordnung dom 16. De- 
zember 1786, nur durch Einzelabdrücde publizirt und mit jener im WWejentlichen übereinftimmend) in» 
jofern ab, als die einzelnen Mängel der Hausthiere mit Berüdfichtigung der Fortſchritie in der Thier- 
arzneilunde in ganz anderer Weiſe fpezifizirt, die Minderungsklage, mit Ausnahme des Falles, wenn 
fi der Mangel am geichlachteten Stüde findet, und die Klage aus der Verlegung über die Hälfte 
wegen der betreffenden Hanptmängel en die Gemwährsfriften überall erheblich verkürzt und aufer- 
dem Spezialvorſchriften für das Prozenverfahren enthält. Die Uebereinftimmung diejes Geſetzes mit 
den Geſetzen der beiden genannten Nachbarländer, von melden das Ländchen Hohenzollern ganz ein- 
geſchloſſen ift, ift als ein dringendes Bedürfniß erfchienen wegen des lebhaften Berlchrs mit & 
thieren, der zwiichen den Bewohnerm diejes Yändchens und den Bewohnern der beiden Nachbarſtaaten 
befteht. — Das dritte Syſtem iſt das gemifchte, indem es die beiden erjten Syſteme vereinigt. Grund 
lage deffelben ift das römiſche Recht, es beichränkt daher die beiden ädilitiichen Klagen nicht auf ge» 
wiſſe Gegenftände umd nicht auf beſtimmte fehler, aber es läßt die Wandiungsllage mur dann zu, 
wenn dem betreffenden Mangel nicht abgeholfen werden kann, und fett eine kurze Bermuthungsfrift 
für die Entftehung der fehler eines Stüdes Vieh im Allgemeinen und auferdem bei beftimmten Hans- 
thieren (bei Pferden, Yaftthieren, Schafen und Echweinen) für gewiſſe Krankheiten noch bejondere 
Bermuthungsfriften, die nicht zugleich — — find, feſt, auch macht es bei der Berjährungs- 
frift einen Ünterfchied zwiſchen Mobilien und Immobilien. Diefes Syftem ift von den beiden goden 
deutichen allgemeinen Geſetzgebungen, der preußischen (A. ER. 88. 198—204 u. Anh. 88. 13, 14 d. T., 
u. Tit. 5, 88. 319—344) u. der öfterreichiichen (bürg. Geſetzbuch $$. 922—932) angenommen. 

38) Die Friſt von 24 Stunden mad) der —— binnen welcher die Vermuthung gilt, daß 
ein erfranktes Stück Vieh ſchon vor der Uebergabe krank geweſen ſei, endet mit dem Momente, in 
welchem fie an dem vorhergehenden Tage zu laufen —— hat. Pr. des Obertr. 2100, vom 
18, Dezember 1848, (Entib. Bd. XV, S. 152.) Die Zeitrechnung a momento ad momentum ift 
eine feltene Ausnahme von der Regel (88. 45—47, Tit. 3) bei Beitrörmen, welche nicht kürzer ale 
ein ug Bar denm bei Friften umter 24 Stunden verfteht fie ſich von jelbft. Cie ift hier im der 
Natur Sache begründet, denm es handelt fich lediglich um die Feftftellung einer Thatjache, und 
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der Uebergabe frank befunden wird, fo gilt die Bermuthung, daß felbiged ſchon vor 
der Uebergabe franf geweſen fei. 

8. 200. Doc muß der Käufer, bei Berluft feines Nechts 39), die bemerkte Kranf- 
heit dem Verkäufer dergeftalt zeitig anzeigen +0), daß noch eine Unterfuchung über den 
Zeitpunft ihres Entftebens ftattfinden fönne #1), 

8. 201. ft der Verkäufer nicht am Orte zugegen, fo muß +?) die Anzeige den 
Gerichten des Orts*8), oder einem**) Sachverjtändigen geichehen. 

$. 202. Stirbt das Vieh binnen Bier und Zwanzig Stunden nad) der Ueber— 
gabe: fo ift der Verkäufer zur Vertretung verpflichtet +5), wenn nicht flar*®) audges 
mittelt werden kann, daß die Krankheit erft nach der Uebergabe entjtanden jei. 





war einer naturgefeglich durch einen —— Zeitverlauf bedingten organiſchen Eutwickelung eines 
omatifchen Zuftandes. Aus gleichen Gründen muß diefe Rechnüngsart auch bei allen übrigen, in 
den $$. 204, 205 und Anh. 85. 13 u. 14 beftimmten längeren —— angervendet werden, ob» 
—2 dort die, der Zeitrechnung a momento ad momentum überhaupt entgegenſtehende, natürliche 
Schwierigkeit in der richtigen Beſtinmmung des Anfangs- und Endpunkts nach den oft bedeutend diffe- 
rirenden Zeitmeffern ber mn: Orte, entgegentritt. 

39) Nämlich des Rechts, fich auf die Bermuthung des $. 199 zu ftügen. Will er die Beweis 
faft übernehmen, jo fann er die Anzeige unterlaffen; es fommt dann der Grundjag des $. 208 zur 
Anwendung. ©. die folg. Arm. 40, Alinea. / 

40) Dieſe Vorfchrift bezieht fich nicht bloß auf die allgemeine im $. 199 — Bermuth 2 
fondern auch auf die jpeziellen in den 88. 204 u. 205, umd den 88. 13 u. 14 des Anh. zum U. L. R. 
aufgeftellten Bermuthungen. Pr. des Obertr. 747, vom 29. Oft. 1839, 

Der hier und im folgenden $. 201 vorgeichriebenen Anzeige bedarf e8 nur dann, wenn der Käu— 
fer fich auf die im $. 199 aufgeftellte Bermuthung gründet, nicht aber dann, wenn er den im $. 203 
nadhgelafienen Beweis jelbft führen will. Pr. des Obertr. 257%, vom 29, April 1837, 


41) Die Unterfuhung mag dann der Verkäufer veranlafjen; dem Käufer liegt eben nur die An— 
zeige des Kranfheitsfalles ob. 

42) Die bei der Abweſenheit des Berfäufers im $. 201 vorgeichriebene Anzeige bei den Ortsge— 
richten oder einem Sacdverftändigen ift dem Käufer mur zu jeinen Gunften nachgelaſſen worden, der- 
gejtalt, daß derjelbe fein Hecht nicht verliert, wenn er, der Abweſenheit des Berkäufers ungeachtet, 
demjelben dennoch die Anzeige zeitig gemacht hat. Pr. det Obertr. 257 b vom 29. April 1837. 

43) Damit werden die ordentlichen Gerichte, micht etwa die Dorfgerichte, welche gemeiniglich 
DOrtögerichte genamnt werden, gemeint. Alles was auf die Anzeige weiter gefchehen jo, ift ım- 
befannt. Die Prozeßordnung fchreibt fein Verfahren vor; die Beweisaufnahme zum ewigen Gedädht- 
niffe paßt dazu nicht, liegt auch gar nicht im Intereſſe des Käufers, jo daß diejer nicht für ſich und 
in feinem Interejje, jondern gegen ſich für den Berkäufer bandeln müßte, wenn ihm zugemuthet 
würde, diefe Beweisaufnahme in Antrag zu bringen, Diejer bloße Antrag würde auch noch zu nichts 
führen, vielmehr wäre dazu noch die Aufſuchung umd Anzeige der geeigneten Beweismittel nothwendig, 
und überdies hätte der Käufer als Eytrahent die Koften zu bezahlen. Jenes zu thum, wäre natur= 
widrig, man kann nicht fein Interefle und das Interefje jeines Gegners zugleich wahrnehmen, und 
zu Diefem hat er keine Verbindlichkeit. Nirgend ift ihm eime ſolche Laſt aufgelegt, er hat mit der 
nadten Anzeige jeine Pflicht erfüllt. Deshalb ift die Borichrift ganz nuglos, unpraktiid. 

44) Ein Sachverſtändiger genügt. Proz.O. Tit.13, 8.10, Nr. 7. Aber die Anzeige ift zu 
dem Zmede, zu welchem fie geichehen foll, nämlidh um im Imterefje des Verkäufers die mahre 
Entftehung der Krankheit elf ‚ wahrjceinlich nutlos, wenn Niemand vorhanden ift, der den 
Sachverſtaͤndigen für jeine Mühwaltung zu bezahlen bereit ift; der Käufer ift dazu nicht verbunden, 
er ift nicht Vertreter oder Gejchäftsführer des Verkäufers. 

45) Unbedingt. Bei eintretendem Todesfalle bedarf es der in den 88. 200 und 201 borgefchrie- 
benen Anzeige ic, 

46) Die Vermuthung, daß die Todesurſache ſchon vor der Uebergabe vorhanden geweien, muß 
der Berfäufer durch einen vollftändigen Beweis widerlegen; Ergänzung oder Befeitigung eines 
undollftändigen Beweifes durch einen nothwendigen (Erfüllungs- oder Reinigungs-) Eid, welcher über- 
dies doch eigentlich nur ein Glaubenseid fein könnte, der aus der Seele eines Nichtfachverftändigen 
durchaus gewichtlos wäre, findet nicht ftatt. (4. A.) Die Wandelklage wird aber auch durch den Um— 

nd nicht ausgeichlofien, daß das Tage Thier aus einer anderen Urſache ohne Berfchulden des 
ebernehmers geftorben ift. Erf, des Obertr. vom 23. Juni 1859 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XXXIV, 
©. 83), und vom 20, März 1860 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXXVII, ©. 130). Bergl. oben Anm. 66, 
Abf. 2 zu $. 327, Tit. 5. 
Rod, Allgemeines Landrecht 1. 5. Aufl. 41 
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$. 203. Aeußert jich die Krankheit des Viehes erit nach Verlauf von Bier und 
Zwanzig Stunden nach der Uebergabe, fo trifft der Schade den Käufer, wenn nicht 
audgemittelt werden kann #7), daß der fränfliche Zuftand * 7 =) fhon zur Zeit der Leber» 
gabe vorhanden geweien. 

8. 204. Bei Schweinen, welche innerhalb Acht Tagen nach der Uebergabe finnig 
befunden werden, gilt die Vermuthung, daß fie ed fchon zuvor gemwefen find. 

Anh. 8. 13. Wenn fi bei Schafen die Boden und beim Rindvieh die fogenannte franzöftice 
Krankheit innerhalb Acht Tagen nach der Uebergabe äußert, fo gilt die Bermuthung, daß ſolche ſchon 
vor der Uebergabe vorhanden geweſen. 

$. 205. Fällt weg *®). 

Anh. 8. 14. Eine gleiche Bermuthung gilt von Pferden, bei welchen fid) wahre Stätigkeit in- 
nerhalb Bier Tagen, Räude und Not innerhalb Bierzehn Tagen, Dämpfigleit, Herzichlägigfeit, 
ſchwarzer Staar, Mondblindheit und Dummtoller aber innerhalb Vier Wochen nad) der Uebergabe 
bervorthun +® @), 

8. 206. In allen Fällen, mo wegen der von dem Berfäufer zu vertretenden Män- 
gel, der Rüdtritt vom Kaufe, und der Erfah des ganzen Kaufpreifes nicht ftattfindet, 
muß die dem Käufer zu leiftende Vergütung nach dem Gutachten vereideter Sachver— 
ftändigen beſtimmt werden ®). 


47) Das foll heißen: wenn er nicht bemweifen fan; wo die Vermuthung für ihn aufhört, fängt 
feine Bemweislaft an, 

47a) (4, 9.) Unter dem „tränflihen Zuftande” wird, im Gegenſatze zur ſpäter in die äußere 
Erſcheinung getretenen entwidelten „Krankheit“, der Keim oder Grund derjelben veritanden, der Käu- 
fer hat daher nur das Vorhandenjein diefer förperlichen Urſache der erft ſpäter ausgebrochenen Krant- 
heit im Körper des Thieres zur Zeit der Uebergabe zu bemeijen. f. des Obertr. vom 17. Nov, 
1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 279. (5.9) Denn auch der bloße Keim zu einer Krankheit 
ift für einen zur Redhibitions- oder Minderungsflage oder einer ſolchen Einrede berechtigenden fehler 
und Gewährsmangel eines erfauften Thieres anzufehen, wenn derjelbe bereit# zur Zeit der Uebergabe 
des Thieres vorhanden war, erwieſen die mächftdem entiwidelte Krantheit veranlafte und letztere felbft 
nad ihrer Natur und Beichaffenheit den Käufer p deſſen Rückgabe oder zur Minderung des verein- 
barten, die Unkenntuiß des Käufers von dem Mangel vorausſetzenden Kaufpreiſes geſetzlich berechtigt 
haben würde. Erf. deſſ. vom 24. Mai 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 188). 


48) Der Wortlaut des $. 205 ift: „Eine gleiche ——— von Pferden, bei welchen fich 
Dämpfigkeit, Herzichlägigkeit, Hände, wahre Stätigkeit , Schwarzer Staar, Mondblindheit und Rob in- 
nerhalb Bier Wochen nad) der Uebergabe hervorthun.‘ — Durd den folgenden $. 14 des Anh. ganz 
bejettigt, auf Grumd eines arm der Geſetztommiſſion vom 27. März 1801, welcher durch ein von 
dem Öberftaltmeifter Gr. dv. Lindenau mitgetheiltes Gutachten der Profefloren an der Thierarznei- 
ſchule, Naumann und Sid, umd des Stallmeifters BPloen veranlaft worden. Nach einer zum 
Zwecke der Gejetrevifion erfolgten Mittheilung des Medizinaldepartements follte auch des Wurms 
(eine dem Rote verwandte Pferdekrankheit) gedacht werden müſſen, und auch für die Dämpfigkeit und 
den ſchwarzen Staar nur eine 14tägige Frift gegeben jein, weil diefe Krankheiten micht gut länger ber- 
borgen bleiben, wohl aber in jehr kurzer Zeit ſich ausbilden könnten. (Geſ. M. Pens. XIV, &. 41.) 

488) (4. A.) Es muß aber in allen diefen Fällen (8. 204, Anh. $$. 13, 14) zur Aufrechthaltung 
der Vermuthung die Vorſchrift des $. 200 m. 201 beobachtet werden. Pr. des Obertr. 747 dom 
29, Oftober 1839, 

Die gejetzliche nn des 8. 14 findet auch in dem Falle Aniwendimg, wenn an einem 
Orte umter der Herrichaft des Allg. Landrechts ein Pferdehandel geichlofien und beiberfeite vollzogen 
ift, und demnächſt an einem Orte im Gebiete des Gemeinen Rechts auf Aufhebung diejes Bertrages 
wegen Dummtollers des Pferdes geklagt wird. Erf. des Obertr, vd. 17. Oft, 1854 (Arc. f. Rechtef. 
Bd, XV, ©, 123), 

49) Bergl. die im Prinzip übereinftimmende allgemeine Borjchrift im $. 328, Tit.5. Diejet 
Gutachten muß, weil hier mur die actio quanti minoris ftattfindet, mit Rüdficht auf das Kamfpretium 
gerichtet werden, d. h. es muß, nach Maßgabe deflelben, ermefjen werden: wie viel der Käufer weri- 

r gegeben haben würde, wenn er den fehler gekannt hätte. (4. A.) Iſt z. B. von zwei zuſammen 
Ar inen Preis erfauften Pferden das eine mit dem Dummtoller behaftet umd demnächſt krepirt, fo 
lann er dafür den Preis, welcher nad Berhältniß des fiir beide Pferde gezahlten Kaufpreifes auf das 
fragliche Pierd zu rechnen ift, zurlidiordern. rt, des Obertr. vom 4. Febr. 1858 (Arch. f. Rechtef. 
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8. 207. Hat der Berfäufer ein bejtimmted Maß oder Gewicht, oder eine ge— wegen fehlen- 


wiſſe Zahl bei der Sache 5°) zu gewähren fich ausdrücklich verpflichtet, und es fehlt a 
etwas daran bei der Uebergabe, fo ift der Käufer, die Sache anzunehmen nicht fhul- 
dig’t). 
$. 208. Doch fteht ihm frei, auch die Nachlieferung des Fehlenden zu verlan- 
gen ®?). 

$. 209. Kann die Nachlieferung noch innerhalb der zur Uebergabe beſtimmten 
Zeit geleiftet werden, jo iſt der Käufer von dem Vertrage abzugeben nicht berech— 
tigt 53). 


8. 210. Hat der Käufer die Sache einmal an- und in feine Verwahrung ge— 
nommen 5°), jo kann er fie, aus dem Grunde der nicht vollftändig geichehenen Ablie— 
ferung, nicht zurücgeben, foudern muß mit dem Erſatze des Abgangs ſich begnügen. 

$. 211. Der Betrag des zu leiftenden Erſatzes wird nad) den Borfchriften 88. 170, 
171 beitimmt 58b), 


5 69). Vergl. über die Operation bei diefer Abſchätzung m. Anleit. zur Prozeßpraris 
. 91, Note 16, 

(6. A.) Das diefer fpeziellen Vorfchrift des $. 206 und der allgemeinen Vorfhrift im J 328, 
Tit. 5 zum Grunde liegende Prinzip iſt, daß der Käufer ſich der verlauſten Sache nach der Natur 
und dem Inhalte des Bertrages, oder, wie der 8.192 d. T. fi ausdrüdt, in der Beichaf- 
fenheit, wie fie von dem Käufer bedungen worden, bedienen kann. Darans folgt, daß im falle der 
Geltendmachung der actio quanti minoris der Minderwerth eben mur nach dem Gefichtspuntte zu be— 
mefjen ift, daß fih der Käufer der Sache nad) der Natur und dem Inhalte des Vertrages ſoll be- 
dienen können, daß es fomit feine Berletzung der bezeichneten Borjchriften enthält, wenn bei der Be- 
rechnung des Minderwerthes derjenige Werth als Faktor zum Grimde gelegt wird, welcher die Sache 
nad) ihrer auf Zweck und Beitimmung beruhenden, von beiden Pa gewollten, vertragsmä⸗ 
figen Imdividwalifirung gemäß dem Gutachten der Sachverftändigen hat, und daß nichts darauf an— 
tommt, ob die danach werthlos befumdene Sache — Weiſe bei einer Berwendung zu einem an—⸗ 
deren Zwecke immer noch einen Werth haben kann; denm hierauf kann ſich der Berfäufer nicht beru- 
fen, eben weil er daflir zu haften hat, daß fich der Käufer der Sache nad dem Inhalte des Vertra— 

in — bedungenen Beſchaffenheit bedienen könne. rt. des Obertr. vom 26. April 1864 (Entſch. 

‚LI, ©. 115), 

50) Das „bei der Sache” ar ch auch auf „Maß oder Gewicht“ und hat nichts auf fich. 
Der $. handelt vom Kaufe nad) Maß, Gewicht umd Stüdzahl; der Gegenſatz davon findet ſich im 
8.213, Die Gegenfäte find: Kauf ad mensuram ($$. 207—212) nnd Kauf per aversionem, in 

aufch umd Bogen ($. 213). Was die 88. 207— 211 beftinmen, gift für alle Fälle, mo nicht fo viel 
bergeben werden kann, als gelauft worden, auch von Aderflächen. 

Auch ift die Beſtimmung anf Quantitäten in genere, ohne individuelle Borherbeftimmung 
des Genus, zur beziehen. Vergl. die folg. Note 51. 

51) Es macht hierin feinen Unterfchied: ob die Beftellung durch gleichzeitige Lieferung der ganzen 
beftellten Quantität ausdrücklich oder vorausſetzlich rg war, oder nicht. Mer 3.8. 100 Schffl. 
Weizen, abzuliefern am 1. nächſten Monats, getauft bat, braucht nicht 50, nicht 99 anzunehmen, nad) 
diefer ausdrücklichen Beftimmung, zufolge des allgemeinen Grundjages, daß Niemand Abjchlagszah- 
fungen anzunehmen ſchuldig ift. Die in Simon's Rechtsſpr. Bd. III, ©. 813 mitgetheilte Entjchei- 
dung des rheinifchen Reviftons- und Kaffationshofs, vom 29. März 1834, welche das Gegentheil aus- 
ſpricht, ift umgerechtfertigt. Dem Käufer fteht in jedem Falle frei, von dem Kontratte zurädzutreten, 
wenn zur beſtimmten Zeit nicht Alles geliefert wird. $. 209, 

52) Damit muß er fich begnügen, wenn er die Theillieferung angenommen hat; denn die Zu— 
rücgabe des Empfangenen ift ihm nicht geftattet. $. 210. 

53) Aber er ift auch nicht verpflichtet, vor der Zeit Abſchlagslieferungen anzunehmen und fich 
auf Nachliefernng im — ———— einzulaſſen, mie man aus der Faſſung dieſes $. ſchließen 
tönnte. Die Beftummung will jagen: wenn dor der Zeit nicht die ganze Quantität gegeben (oder 
angeboten) wird, jo kanı deshalb der Käufer noch nicht zurüdtreten, jondern er muß die beftimmte 
Zeit abwarten. 

538) Alſo hilft ein Vorbehalt bei der Annahme der Stüclieferung nicht, nicht einmal die An- 
nahme zur Verwahrung erhält dem Käufer das Recht zum Rüdtritte: er muß jede Aunahme unter 
Anweſenden zurückweiſen; Theilfendungen unter Abweſenden find nicht abzunehmen oder doch ſogleich 
zurüdzufenden. Der Sag der Anm. 508 zu $.76 d. T. hat eine andere Beziehung. 


53b) (4. 4.) Dabei wird mittlere Art und Güte der wirklich übergebenen Ouantität zum Grunde 
41* 


Berbindlid- 
feiten des 
Käufers, 


1) wegen 
Lebernahme 
der Sache, 
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$. 212. Ob übrigens die Quantität der verfauften Sache nur der Befchreibung 
und nähern Beitimmung halber, oder in der Abficht, daß fie vertreten werden jolle, 
beigefügt worden, ift hauptjächlih 51) nach dem Inhalte des Kontrafts zu beurtheilen. 

$. 213. it der Kauf in Pauſch und Bogen gefchlojien, jo darf ein bei den 
Unterhandlungen bloß zur Information des Käufers gegebener Anichlag, nur in Ans 
fehung der Exiſtenz der darin angegebenen Rubrifen, nicht aber in Anfehung der Zahl, 
der Größe, de? Umfangs, oder ded Ertrags derjelben, vertreten werden 3°). 

8. 214. Außer diefem Falle gilt, wenn aus den Umftänden und aus der Faſ— 
fung des Vertragd nicht ein Anderes erhellet, die Vermuthung, daß die beftimmte 
Duantität gewährt werden folle. 

$. 215. ft der Verkäufer bereit, die Sache vertragsmäßig °6) zu übergeben, 
jo ift der Käufer fie fofort zu übernehmen fchuldig 56 ®). 

$. 216. Was den Verfäufer wegen verzögerter Uebergabe entfhuldigt, da® muß 
auch dem Käufer in Nüdficht der Uebernahme zu Statten fommen 5°). 


geist. Erf. des Obertr. vom 16. März 1855 (Arch, f. Nechtsf. Bd. XVI, ©. 298), (5. 4.) Der 
Betrag des Erfages kann auch in Boraus im Vertrage beftimmt werden, Iſt dieſes geſchehen, iſt 
3.2. für jeden fehlenden Morgen an einer verkauften, nach Morgenzahl beftunmten Aderfläche eine 
beftimmte Summe als Erjat Teftgefegt worden, fo hört dadurch der Anipruch nicht auf, eine Gemähr- 
leiftungsforderung für die fehlende Morgenzahl zu fein. Erf. des Obertr. vom 11, Dez. 1863 (Arch. 
f. Rectef. Bd. LI, ©. 171). 

Bergl. oben, Anm. 78 zu $. 343, Tit. 5. 

54) Der Richter hat nämlich den unklaren Willen der Parteien zunächſt durch Auslegung feft- 
zuftellen und erjt wenn dadurch die wahre Abficht nicht ausgemittelt werden kann, tritt die im $. 214 
aufgeftellte Bermuthung ein. 

55) Bei einem in Pauſch und Bogen gefchlofjenen Kauflontrafte ift, den Fall der nothwendigen 
Subhaftation ausgenommen, der Berfäufer Hr die Eriftenz fänmtlicher, als Gegenftand des Verlaufs 
ausdrüdlich angegebener Rubriken aud) in dem falle Gewähr zu leiften verbunden, wenn tein bejon- 
derer Anjchlag gegeben, oder die im Kontrakte angegebenen Rubriten in dem bloß zur Information 
des Käufers gegebenen Anfchlage nicht mit veranfchlagt worden find. — Dagegen darf, bei einem im 
Wege der nothivendigen Subhaftation erfolgten Bertaufe, der Käufer für die Eriftenz folder Rubri- 
len nur dann Gewähr fordern, wenn diejelben bei Aufnahme der Tare mit veranſchlagt worden find. 
Pr. 583, vom 16. Nov, 1838, 

(4. A.) Wegen fehlender Eigenſchaften einzelner, unter einem Kaufe in Pauſch und Bogen be- 
griffener —— indet die Gewährleiſtung bei einem ſolchen Kaufe nicht ſtatt. Pr. des Obertr. 
vom 1. Dttober 1857 (Eutſch. Bd. XXXVU, S. 85). Das Gegentheil ift mit einem Verkaufe in 
Pauſch und Bogen unvereinbar; denn der Verläufer bietet alle darunter begriffenen Sadyen fo, wie 
fie ftehen, liegen und bejchaffen find, an, und der Käufer übernimmt fie jo; eine Gemwährleiftung für 
die —— jedes einzelnen Stücks liegt alſo ganz außer dem Bereiche eines ſolchen Kaufs. 
Gegen die Entwaͤhrung muß jedoch der Verkäufer auch bei einem ſolchen Kaufe Gewähr leiſten. 

56) Anderenfalls wicht. $. 207. Zeigen ſich Gewährsmängel, melde den freien bertragsmäßi« 
gen Gebraud; der Sache hindern oder erſchweren, z. B. Beſchränkungen der Dispofition, oder Be- 
laftung mit bedeutenden nicht angezeigten oder nicht übernommenen Hypothelen, jo kann der Käufer 
die Uebernahme verweigern, bis der Mangel gehoben ift. Ungedr. Pr. des Obertr. in Sachen v. Be- 
low mw. Müller, v. 16. Jan. 1849, 74°), 43 II, 48, ©. aud Pr. 1051 verb. mit 1592, o. im 
der Anm. 29, Nr. III, Hit. d zu $. 271, Kit. 5. Der Streit ift alsdann nad den Borichriften 
88. 271 fj., Tit. 5 zu enticheiden. Pr. 1442 ebd., lit. e. — Beftehen die Gewährsmittel nur in, 
den Gebrauch nicht erſchwerenden, Anſprüchen Dritter, jo muß der Käufer, wegen der zu beflicchte- 
ten Anfprüche, noch vor der Uebernahme ficher geftellt werden, wenn er fein Kaufgeld mehr in Häns- 
den hat, anderen Falles der 8. 222 zur Anwendung kommt. Ungedr. Pr. des Obertr. in Sadıen 
Menzel wider Heintih, vom 2. März 1849, ©85/,,, III, 48. Man vergl. hier die Entſch. des 
Rechtsf. in den Jahrb. Bd. XXXI, ©. 12; Entidy. des Obertr. Bd. X, ©. 367 fi. 

56%) Vorausgefegt, daß die Zeit zur Uebergabe da ift. Bor der Zeit ift der Käufer vn nicht 
ihuldig, wenn auch der Verfäufer bereit ift zu übergeben. Auf den Lieferungstontratt ift dieſe Vor— 
fchrift überhaupt nicht anmendbar, der Lieferant kann nicht geradehin auf Abnahme Magen (88. 984 fi.), 
der Lieferungevertrag ift feine Gattung des Kaufe. 

57) Die Beftimmung hat feine Bedeutung, denn fie bezieht fich urfprünglich auf das periculum, 
et commodum rei venditae et traditae und ift aus Ungenauigkeit hier ftehen geblieben. Nach der 
Mittheilung der Reviloren aus den Materialien mar nämlich, ſowie jegt in den 88. 117, 181 d. X,, 
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8. 217. Wegen der Folgen einer durch die Schuld des Käufers entitandenen Zö— 
erung, und wegen der Befugniß des Verkäufers, die Sache alddann der gerichtlichen 
Berwahrung und Bermwaltung zu übergeben, hat e8 bei den $$. 98— 104 enthaltenen 
Beftimmungen fein Bewenden. 
$. 218. it die Sache dem Berderben unterworfen, oder fteht zu beforgen, daß 
die Koften der Aufbewahrung und Verwaltung mehr betragen werden °$), ala die Hälfte 
- Er fo it der Berfäufer auf gerichtliche Verfteigerung derfelben anzutragen 
erechtigt ?). 
8.219. Aus dem dafür gelöfeten Preife fann der Verfäufer nur die Koften und 
dasjenige fordern 6°), was ihm nah dem Inhalte des Kaufkontrakts gebühret. 
8. 220. Neicht die Löſung dazu nicht hin, jo muß der Käufer den Ausfall tragen. 
$. 221. Gegen Empfang der Sache ift der Käufer das Kaufgeld fofort zu erles 2 wenen Ve— 


gen fehuldig 61), wenn nicht ein Anderes im VBertrage verabredet 6) worden 63). Koufnchen 


gefagt beim Berfaufe in Paufh und Bogen, und beim Verkaufe eines Inbegriffs folle Gefahr und 
dutzen fofort auf den Käufer übergehen, und man hatte darauf in den 88. 113, 114 des Entw. als 
erläuternde Beftimmungen beigefügt, daß der VBerfäufer bei einem PVerzuge für Gefahr und Schaden 
hafte, — daß dies aber im Falle eines bloßen Zufall® oder eines bloßen Berzugs von Seiten des 
Käufers nicht ftattfinden folle. Nun hieß es weiter im $. 154 unter den Berbindlichkeiten des Käu— 
fers: „Was nad $$. 113, 114 den Verkäufer wegen verzögerter Uebergabe entichudigt, muß aud) 
von Seiten des Käufers in Nidficht der Uebernahme, als eine rechtögültige Verhinderung angeſehen 
werden. Hieraus ift der $. 216 geworden. Die Beftimmungen über den Verzug des Berkäufers 
hatten aber durch die jpäter aufgenommenen 88. 118 und 119 ihre Erledigung gefunden. Das in 
Bezug Genommene (was den Verkäufer x. entichuldigt), nämlich jene 88. 113 und 114 des umge 
drudten Entw., ift daher mengefallen. (Gej.-Rev. Pens. XIV, ©. 31.) 

58) Außer diefen beiden Fällen alſo nidt. S. oben Anm, 64 zu 8.99 d. X. 

59) Das geichieht im Depofitionsverfahren; eines befonderen Prozefjes und Erkenntniſſes bedarf 
es hierzu nicht, wenn nicht zugleich auf Zahlung des Kaufgeldes geflagt und deshalb eine Berurthei- 
fung des Käufers nöthig wird. Ueber den Berfauf wird durch eim Dekret Beftimmung getroffen. 
Bergl. 8. 102, Tit. 14, j 

(4, 9.) Die Vorfchrift des $. 218 muß auch im Handelsverfehre beobachtet werden; zur Beräu- 
Berung durdy Mäkter ift der Verkäufer micht berechtigt, falls der Käufer die Annahme der Waare 
meigert. Erf. des Obertr. d. 2. Dezbr. 1858 (Arch. für Nectsf. Bd. XXXI, ©. 297). 

60) Mit der Zahlung des Geforderten verhält es fich jo, wie wenn der Käufer unmittelbar zah- 
len follte. Der Richter darf nicht ohne deſſen Zuftimmung aus dem Erlöje etwas an den Berläufer 
Den und wenn die Zuſtimmung ausbleibt, muß der Berfäufer den Käufer auf Entrichtung des 

‚aufgeldes belangen. Die Erefution fann er dann in dem deponirten Erlös vollftreden laſſen. Ans 
dererjeits darf der Richter, ohne vollftändige Befriedigung des Verkäufers oder Einwilligung defjelben, 
weder die deponirte Sache, noch den Erlös dafür an den Käufer verabfolgen, wegen des dem Ber- 
fäufer bis zu deſſen Befriedigung gebührenden Retentionsrechts, welches ihm bei der Depofition vor— 
behalten bleibt und nun durch den Richter ausgeübt wird. 

61) (4. A.) D. h. gleidyeitig, Zug um Zug. (5. U.) Vorausgejetst ift hierbei, daß das ganze 
dem Käufer von dem Berkäufer zu gewährende Objekt des Kaufvertrages übergeben wird; eine Theil- 
lieferung des verkauften Getreides, 3. B. 200 Scheffel von den verkauften 300 Scheffeln, berechtigt 
den Berkäufer nicht, den Kaufpreis der 200 Scheffel bei der Uebergabe zu verlangen. Erf. d. Obertr. 
dom 11, Februar 1868 (Arch. f. Nechtsf. Bd. LXX, ©, 75). 

(4. AR.) Sind mehrere Grundftüde einem gemeinichaftlichen Hypothekengläubiger ſolidariſch ver— 
pfändet, und hat jeder dritte Befiter diefer mehreren Grundftüde die Hupothefenihuld in Abrechnung 
auf das Kaufgeld übernommen, jo ift der Befiger des einen Grundftüds, welcher den gemeinichafts 
lihen Sppothetengläubiger befriedigt und ſich zugleich die Nechte des Berfäufers gegen die Käufer der 
übrigen Grumdftüde cediren läßt, berechtigt, jeden Käufer der Übrigen Grundſtücke auf Zahlung des 
ganzen Betrages der getilgten Gppothelenihuld in Anſpruch zu nehmen. Erk. d. Obertr. d. 27, Sep- 
tember 1850, (Arch. f. Rechtsef. Bd. VI, ©, 342.) 

Bergl. 0. Anm. 29, Nr. I zu 5. 2715 Tit. 5. 

Die bloße Hebernahme hypothekariſcher Schulden auf Abrechnung des Kaufgeldes von Seiten des 
Käufers begründet die perjönliche Verbindlichkeit des Letteren zur Ermeruation des Verkäufers. Pr. 
* — 186, v. 3. März 1837 und Pl.Beſchl. (Pr. 1096) dv. 14. Febr. 1842 (Entſch. Bd. VL, 

. 298). 

62) Fällt der verabredete Zahlungsteryin auf einen früheren Tag als die Mebergabe, fo kann 
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$. 222. Kommen aber Gewährömängel ®*), oder Anfprüche eined Dritten an 
die Sache, vor erfolgter Bezahlung ded Kaufgelded zum Vorſchein 6°), jo fann 66) 
aus einem fich bei der Uebergabe findenden Mangel tein Einwand gegen die Klage des Berläufers 
auf Zahlung des in jenem Termine ausgebliebenen Kaufgeldes hergenommen werden. Pr. des Obertr. 
1771 oben ın der Anm. 29 a. E, zu $. 271, Tit. 5. 

63) ©. o. die Anm. 70 zu $. 109 d. T. 


64) Zu diefen Gewährsmängeln gehören nicht bloß diejenigen, welche ſich an bereits über: ebe« 
nen Gegenftänden, jondern auch diejenigen, die fih in dem Nicht übergeben verſprochener Gegenftände 
äußern. Pr. des Obertr. 11746, d. 5. Auguft 1842 (Entſch. Bd. VI, ©. 229). Wenn alio be» 
weqliche Pertinenzftücde nicht übergeben werden, fo find ſolche nicht als einzelne jelbftftändige Gegen» 
ftände des Kaufs anzufehen, vielmehr macht der a einzelner Pertinenzftüde die übergebene oder 
zu übergebende Sache fehlerhaft. 88. 207, 210 d. T. (4. U.) Deshalb begründet die nicht erfolgte 
Mitübergabe einzelner Parzellen des verkauften und übergebenen Guts nicht die Einrede des nicht ge— 
börig erfüllten Bertrags (Tit. 5, $. 271), der Käufer faun vielmehr mur einen angemefjenen Theil 
des Kaufpreiies durch gerichtliche Niederiegung zurüdhalten, während jene Einrede eine nur bedingte 
Berurtheilung zur Zahlung des entiprechenden Theils des Kaufgelds, nämlich erft dann, wenn der 
noch fehlende Theil der Erfüllung erfolgt fein wird, zur Folge hat. Erf, des Obertr. vom 4. März 
1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXX, ©. 39). — Auch wegen phufiicher Fehler findet Zurüdhaltung 
des Kaufgeldes ftatt. 

65) Und zwar als begründet, oder als ſchon geltend gemacht, oder doch zur Geltendmachung be 
ſcheinigt. Denn der Verkäufer darf megen jeiner liquiden Kaufgelder » Forderung nicht durch Berüh— 
mungen dritter Perfonen oder durch Gerüchte hiugehalten werden. Anerfaunt durch das Pr. des 
DObertr. 1507, d. 16. Novbr. 1844: „Der Käufer kann das Kaufgeld nur wegen jolder Aniprücde 
dritter Perfonen an die Sache zurüdhalten und deponiren, hinſichtlich deren die Klage gegen ihn ents 


weder ſchon angeftellt oder doch genügend beſcheinigt ift, daß fich eine ſolche begründen laſſe.“ (Entid. 
Bd. X, ©. 366.) 


66) Die Beftimmung ift nach ihrer Faſſung einer zwiefachen Auffaſſung empfänglich. Man 
kann fie jo verftehen: der Käufer ift einfach befugt, die Zahlung des Preiſes vorzuenthalten, und 
wenn er will, mag er auch deponiren, um fich von feiner Verbindlichkeit frei zu macen und doc 
den Berfäufer in Händen zu behalten. Diejes märe keine überflüffige Beftimmung, denn ohne fie 
würde, da der Fall unter feinen der allgemeinen Depofitionsgründe paßt, das Depofitionsgeiud) des 
Käufers von dem Richter zurücgewiejen werden. Die Beſtimmung lan aber auch als eine Be— 
ſchränklung des Zurüdbehaltungsredhts angejehen werden, dergeftalt, daß der Käufer das Kaufgeld 
zwar zurüdzubhalten, aber nur in der Form der gerichtlichen Niederlegung zurüdzuhalten befugt ift, 
„er kann — zurüdhalten, und gerichtlich niederlegen.“ Man hat auch in beiderlei Auffafjungen Ans 
mendung don der Beftimmung gemacht, und zwar bei dem Obertribunale jelbft. Im einem unein« 
getragenen und ungedrudten Pr. dv. 2. März 1849, in Sachen Menzel wider Heinrich, ©*3/,,,, III, 
48 ift ausgeiprocen: Der Käufer, welcher zufolge des $. 222 Kaufgelder retiniven will, ıft dieſel— 
ben zu deponiren verpflichtet, micht bloß befugt. Das Jüngere, — Pr. 2236, v. 18. Sep⸗ 
tember 1850 hingegen lautet: „Der 8. 222, Tit. 11, Th. I des A. ER. ſpricht nur die Befugniß 
des Käufers zur Depofition aus, ftellt es alio in die Willkür des Käufers, ob er wegen Gerähts: 
ng = einen verhältnigmäßigen Theil des Kaufgeldes einfach zuriidbehalten, oder — um fich von 
der Verzinſung deſſelben und bon der Gefahr g befreien (88. 228, 229, Tit. 16, Th TA. UR.), 
zugleich deponiren will.” (Entſch. Bd. XX, ©. 535.) Der innere Zuſammenhang der Rechtsregeln 
führt freilich zunächſt auf dieſe zweite Auffafjung und Anwendung. Denn gegen die aetio venditi 
des Verkäufers auf Leiftung von Seiten des Käufers hat der Käufer ale Schugmittel die exc. doli, 
befannt ald exc. imminentis evietionis, berichieden von der |. g. exc. non rite impleti contractus. 
(Schi. Arch. Bd. II, ©, 633 fi.) Allein damit ift der Punkt noch nicht völlig erledigt. Die exc. 
doli fällt weg, jobald der Verkäufer feinen guten Willen mit der That zeigt, den drohenden Anſpruch 
zu befeitigen und den Käufer wirkſam zu ſchützen, ihm dielerhatb auch genügende Sicherheit giebt. 
Was will der Käufer mehr? Jetzt fehlt ihm eim rechtlicher Grund, die Zahlung für die empfangene 
Sache zu verweigern. Durchaus ſachgemäß ift daher die Beftimmung des folg. $. 223, daß der Ber- 
fäufer Zahlung fordern kann, wenn er binlängliche Sicherheit feiftet. Nun kann aber dem Käufer 
fein Gegenftand ficherer fein als feine eigene Schuld. Warum foll ihm der Verkäufer feine Kauf« 
erg ſelbſt, die ihm der Käufer zahlen fol, nicht als Sicherungsmittel anweilen dürfen ? 

ıf er es, fo hindert dies doch nicht die Einziehung ad depositum ; denn auch der Verkäufer hat 
einen gleichberechtigten Anſpruch auf Sicerftellung. ran betradhte den Gegenftand noch prattiich. 
Der Berfäufer kann diefen Erfolg, zu welchem uns der juriftiiche Zufammenhang der Dinge führt, 
auf einem Umwege erzwingen: er zahlt, wenn ihm alle Rechtsgründe bei dem Richter gar nichts 
helfen, eine dem mit Recht retinirten Kaufgeldertheile gleichlommende Geldjumme zur Sicherheit des 
Käufers nd depositum ($. 223), und mum läßt er ſich flugs dieſelbe Summe von dem Käufer wie- 


Bon Kaufe» und Verlaufsgeichäften. 647 


= Käufer einen verhältnigmäßigen Theil deijelben zurüdhalten, und gerichtlich nieder- 
egen 66 ®), 
$. 223. Will der Verkäufer fich dieſes nicht gefallen fallen, jo muß er wegen 


der zahlen. Wozu diefer Ummeg ? Er ift nicht eimmal zur Rettung der Theorie nöthig. Es ift ge- 
rade die Aufgabe einer verftändigen Jurisprudenz, den Verlehr zu erleichtern, nicht zu erſchweren. 
Diefe Meinung findet eine Betätigung in dem $. 372 d. T. (vergl. die Anm. 9 daſ.) umd im der 
Analogie des $. 190, Tit. 20. (3. U.) Die Zurüdbehaltung in Berbindung mit gleichzeitiger Nie- 
deriegung finder ſich auch noch im einem ähnlichen alle, wo es auf Sicherung beider Theile antommt, 
nämlich bei dem Yeibrententaufe, wenn ein Angriff der Gläubiger des Leibrentenkäufers auf das auf 
Leibrenten gegebene Kapital droht, im $. 644 d. T., angewendet, zum Beweiſe, daß der Gejetgeber 
in ſolchen Fallen beides in Verbindung gedacht hat. Das Komma hinter „zurüdhalten” muß im 
8. 222 geftrichen werden. Im diefem Sinne hat das Obertr. fpäter auch gegen jenes Pr. 2236 einen 
Rechtsfall durch das Erf. v. 8. September 1853 (Arc. für Rechtsf. Bd. X, ©. 117) entichieden. — 
Für diejelbe Meinung bat ſich endlich aud das Plenum des Obertr. durch den Beſchl. (Pr. 2527) 
vom 3. Juli 1854: „Der $. 222 berechtigt im dem dort gedachten Falle, auch wenn die Uebergabe 
erfolgt ift, dem Käufer nicht, einen verhältnigmäßigen Theil des Kaufgeldes zurüdzubehalten, oder 
ihm gerichtlich niederzulegen ; fondern einen jolhen Theil zurüdzuhalten, unter gleichzeitiger gerichtlicher 
Niederlegung deſſelben,“ entſchieden. (I M.Bl. S. 342 und Entih. Bd. XXVIIi, ©. 1.) Dieier 
Rechtsſahz findet jedoch da feine Anwendung, wo das Netentionsrecht durch Vertrag eingeräumt wor— 
den ift, vielmehr fommt es zumächt auf die Feititellung des Willens der Kontrahenten über die Noth- 
wendigleit der Depofition der zurücbehaltenen Kaufgelder an. Erf. des Obertr. d. 19, Januar 1855 
(Entf. Bd. XXIX, ©. 355). (4. A.) Auch tritt die Verpflichtung zur Depofition in dem Falle nicht 
ein, wo der Käufer in der Lage ift, feinen auf einen Geldbetrag zurücdgeführten Eviktionsaniprud) 
fofort liquide zu machen, indem dann Kompeniation mit der Kaufgelderihuld erfolgt. Ext. des Obertr. 
vom 13. September 1858 (Entih. Bd. XXXIX, ©. 73). Berg. aud) die Motive jenes Pl.Beſchl. 
Bd. XXVIII, ©. 15. 

(4. 4.) Gleichfalls tritt die Verpflichtung zur Depofition nicht ein, wenn wegen Nichterfüllung 
einer Nebenverbindlichkeit, 3. B. der übernommenen Berbindlichfeit, die eingetragenen Hypothelen big 
zu einem beftimmten Zeitpuntte zur Loſchung zu bringen, der entiprediende Theil der Kaufgelder zu— 
rüdbehalten wird, weil die Nichterfüllung einer ſolchen kontraltlihen Nebenteiftung nicht unter die 
BVorichrift des 8. 222 d. T., fondern unter die des $. 271, Tit. 5 fällt, jo daß der Käufer ziwar zur 
Zahlung an den Berkäufer ſelbſt, aber mur unter der Bedingung: erft wenn die Löſchung der 

ppothelen erfolgt und dem Käufer nachgewieien jein wird, verurtheilt werden kann. Erf, des Obertr. 
v. 4. März 1859 (Arch. f. NRechtsf. Bd. XXXIII, ©. 39 ff.). Ebenſo, wenn bereits feftfteht, daß 
der Werth der Sade durch das Fehlen einer ausdrüdlich vorbedungenen Eigenihaft um den Betrag 
des Kaufgelderrüditandes berringert morden ift. Erf. defj. v. 14. November 1860 (Arch. f. —8 
Bd. XL, ©. 47). 

668) (4, U.) Zahlt er die zurüdbehaltene Summe ohne Weiteres an den mit Aniprücen her 
bortretenden Dritten, fo thut er es auf jeine Gefahr; aber gegen den Dritten entipringt daraus fein 
Anſpruch für den Verkäufer. Erf. des Obertr. v. 26. Mai 1857 (Arch. Bd. XXV, ©. 141). 

Die Berechtigung des Käufers aus den SS. 221, 222 erftreckt fich nicht auf eine vertragsmäßige 
Berabredung, wonach der Verkäufer die Sache frei don allen Berbindlichkeiten oder gewiſſen Entichä- 
digungsaniprücen Dritter zu gewähren, oder aus eigenen Mitteln zu deden hat; vielmehr ift in dieſer 
Beziehung zur Begründung der dem Verläufer entgegengeftellten Einrede des nicht erfüllten Bertra- 
ges die fofortige Liquidemachung derjelben erforderlih, Erk. des Obertr. vom 11. September 1857 
(Arch. f. Rechtsf. Bo. XXVU, ©. 29). 

Nah L. 18, 8. 1 D. de periculo et commodo (XVIH, 6) und L. 24 C. de evict. (VIII, 45) 
lann der Käufer, welcher Eigenthums.- oder Hnpothelenaniprüche dritter Perfonen aus der Zeit vor 
dem Kaufe zu befürchten hat, die Zahlung des Kaufpreifes verweigern, ſoweit dies zu feiner Dedung 
nöthig ift, wenn nicht don dem Verkäufer hinlängliche Sicherheit wegen diejer Eviktionsgefahr nad) 
der Höhe des drohenden Anſpruchs beftellt wird. 

Wird der Gewährsmangel, welcher die Depofition veranlaft hat, gehoben, jo kann der Käufer 
noch wegen anderer zum Vorſcheine gelommener Gemwährsmängel fein Retentionsrecht ausüben und 
deshalb der Auszahlung der deponirten Gelder an den Verkäufer wiederjprechen, aus den unten, in 
der Anm. 16 R $. 226, Zit. 16 angeführten Gründen. 

Iſt dem Käufer ein Pertinenzftüd entzogen worden, fo hat er nur machzumeiien, daß der zurüd« 
zubehaltende Theil des Kaufgeldes dem Werthe des entzogenen Pertinenzftüds entipricht, er braucht 
aber nicht aud) noch den Nachweis zu führen, daß er im demielben Verhältniſſe zum Kaufpreiie des 
Ganzen ftehe, weiches zwiſchen dem Tarwerihe des entzogenen Pertinenzſtücks und dem Taxpreiſe des 
gr Grundftüds (SS. 170, 171) ftatrfindet. Erf. des Obertr. v. 9. und 13. Dftob. 1854 (Arch. 

r Rechtsf. Bd. XV, ©. 98). 
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er bevorftehenden Vertretung, nach richterlihem Ermeſſen 67), hinlänglihe Sicherheit 
leiften. 

$. 224. Das Kaufgeld ift für geborgt anzufehen, wenn der Berfäufer, wegen der 
im Kontrafte vorbedungenen und bei der Uebergabe nicht geleifteten baaren Zahlung 


des Kaufgelded, die gerichtliche Klage innerhalb Acht Tagen nach der Uebergabe nicht 
anmeldet 65), 


67) Ein Streit über den Betrag und die Annehmlichkeit der zu beftellenden Sicherheit kann nicht 
duch Dekret, jondern muß durch fürmliches Erkenntniß geichlichtet werden. 

68) S. o. die Aum. 70 zu $. 109 d. T. 

Die Beziehung, welche die 88. 224— 226 bei ihrer Entftehung hatten, ift bei der Umarbeitung 
= — weggefallen. Dies erhellet aus den Materialien, nach folgenden Mittheilungen der 

ebiſoren: 

„Die 88. 224— 227 find durch eine Beziehung auf dem Rücktritt wegen Mangels gegenſeitiger 
Erfüllung veranlaßt. Im dem erften ungedrudten Entwurfe fanden fi nämlich unter der Rubrik: 
Pflichten des Käufers, folgende Beftimmungen : 

$. 152. „Rinder der Käufer bei der Uebernahme, daß die Sache nicht bedungenermaßen über- 
geben werden tolle, jo ift er die Annahme derfelben zu vermeigern rn 

$. 157, „Iſt der Kauf auf baare Zahlung geſchloſſen, und erfolgt Solche bei der Uebergabe nicht, 
Em Er bei dem Verkäufer, ob er das Kaufgeld einklagen oder die verkaufte Sache zurüdfor- 

wolle.“ 

$. 158. „Will er die Sache wieder haben, fo muß er binnen acht Tagen nad) verzögerter Zah— 
{ung auf deren Rüdgabe gerichtlich antragen.‘ 

Bei Revifion der Monita gegen den ungedrudten Entwurf fand Suarez, daß diele Beftim- 
mungen unter den Pflichten des Käufers nod zu früh vorfämen, und dort aufgenommen werden 
müßten, wo von Aufhebung der Kauffontrafte die Rede jei (cf. Materialien des A. ER. B. 28, 
Fol. 242 v. Fol. 245). Deswegen finden wir im gedr. Ent. unter der Rubrik: Pflichten des 
Käufers, nur folgende Sätze: 

$. 234. „Iſt baare Zahlung bedungen, und foldhe bei der Uebergabe nicht geleiftet worden, der 
Berfäufer aber hat fich länger als acht Tage nad) erfolgter Uebergabe dabei beruhigt, jo ift das Kauf- 
geld für kreditirt anzuſehen.“ 

8. 235. „Einem abweſenden Berfäufer läuft dieſe Friſt erſt von der Zeit an, mo er bon der 
nicht erfolgten Zahlung Nachricht erhalten hat.‘ 

. Auf diefe Beftimmungen ift unter der Rubrik: Aufhebung der Kaufverträge, in folgender Meile 
ezug genommen: 

. 240, „Ebenſo (mie nach dem vorhergehenden $. der Käufer), kann der Berfäufer, dem die 
bei * Uebergabe baar bedungene Zahlung des Kaufgeldes nicht geleiſtet wird, von dem Kontrakte 
zurücktreten.“ 

Aus jenen 88. 234 und 235 des gedr. Entw. find die 8$. 224 und 225 des Textes geworden; 
der Rüdtritt aber, oder die Aufhebung der Verträge wegen Mangel gegenieitiger Erfüllung, war im 
Entwurfe nicht von denjenigen Bedingungen abhängig gemacht, wie jpäterhin im dem A. L.R. ge 
ſchehen ift. Anſtatt, daf die 88. 393—407, Tit.5, Th. I des A. ER. die Befugniß zum Rücktritte 
bon einem borgängigen Erfenntnifje abhängig machen, follte die Aufhebung des Bertrages ftattfinden, 
wenn nur die Erfüllung unter zweifelhaften, weitläuftigen Ausflüchten vermeigert würde. Hierbei wollte 
Suarez aud bei der Umarbeitung des gedr. Entw. noch ftehen bleiben, und deswegen wird es ganz 
erflärlich, wenn er bei Revifion der Monita gegen den gedr. Entw. zu dem oben angeführten $$. 234 
u. 285 des Entwurfs bemerft: 

Hier wird der Effeft, wenn der Käufer die bedungene baare Zahlung nicht Teiftet, und der Ber- 

fäufer das Kaufgeld nicht freditirt, mit Verweiſung auf den 8. 240 dahin zu beftimmen jein, daß 

alsdann der Berfäufer den Kontrakt aufrufen und die Sache zurüdfordern könne (cf. Materialien 
des A. IR. B. 80, Fol. ?). 

Diefer Bemerkung verdankt der $. 226 des Tertes feine Entftichung. Als mun aber die Lehre 
von der Aufhebung der Verträge wegen Mangels gegenfeitiger Erfüllung, worauf fih die 88. 224 — 
226 des Tertes bezogen, eine ganz andere Geftalt erhielt; — als im $. 230 des Tertes der Rüdtritt 
wegen nicht 2 Baarzahlung don der vermeigerten Uebergabe abhängig gemacht wurde (cf. Mate» 
rialien des A. L.R. B. 81, Fol. 98 v.); da wurde die Frift, mit deren Ablaufe, vom Tage der lie- 
bergabe an gerechnet, das Kaufgeld als geborgt angejehen werden follte, bedeutungslos, und die $8. 224 
— 226 find aus dem Entwurfe übernommen, oder vielmehr im der erften Umarbeitung deffelben, wie 
fie aus Suarez’ Hand berborging, ftehen geblieben, während die Beziehung auf ein anderes Nechtd- 
verhältniß, dem fie ihre Entftehung verdanlen, verſchwunden iſt.“ (Geſetz-Reviſ. Pens. XIV, ©. 33.) 

Eine Anwendung des 8. 224 1 u. in der Anm. 74 zu $. 230, 
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$. 225. Einem abwefenden Verkäufer läuft diefe Frift erft von der Zeit an, da 
er von der nicht erfolgten Zahlung Nachricht erhalten, und fi zur Klage bei dem ge- 
hörigen Richter hat angeben fönnen. 

$. 226. Sobald der Berfäufer das Kaufgeld geborgt hat, kann er von der nad) 
8. 230 ihm font zuftehenden Befugniß, den Kontrakt aufzuheben, und die Sache felbit 
zurüd zu fordern, nicht mehr Gebrauch machen. 

$. 227. In allen Fällen, wo der Käufer die bei der Uebergabe baar bedungene 
Zahlung ohne rechtlichen Grund nicht leiftet, ift er Zögerungszinfen 6°), vom Tage 
der Uebergabe an, zu entrichten verbunden. 

$. 228. PVerabfäumt oder verweigert der Verkäufer die Annahme ded Kaufgel- 
des, jo ift der Käufer befugt, daſſelbe auf Gefahr und Koften des Verkäufers gericht- 
lich niederzulegen 7°). 

$. 229. Bei Käufen über bewegliche Sachen unter Künfzig — iſt der Ver— 
käufer vom Vertrage wieder abzugehen berechtigt, ſobald die zur Abholung der Waare 
beftimmte Zeit verflojjen iſt? 1). 


$. 230. Ebenjo ??) fann der Berfäufer, wenn der Käufer die Zahlung des Kauf- e 


(4. U.) Der 8. 224 ift nur fr Kaufe, nicht für Lieferungsverträge anwendbar. Erf. des Obertr. 
v. 1. Nov. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVIU, ©, 260), 

69) Bergl. o. die Anm. 70 zu $. 109, 

Zu den gewiſſen Geichäften, bei melden im Folge befonderer gefetlicher Beftimmungen Zinfen zu 
entrichten find, gehören auch die Fälle des nothwendigen Berkaufs, fo daf der Fiskus von dem Zar- 
werthe für dergleihen Grumdftüde, von dem Tage der gejchehenen Beſitznahme derjelben, Zinien zu 5 
dom Hundert zu entrichten ſchuldig ift. Pr. des Obertr. 1258, vom 21. Januar 1848, Das Pr. 
bat zwar feitden, durch die neuere Geſetzgebung über die Verbindlichkeit des Fiskus, Zögerungszinfen 
zu zahlen (Zuj. zu $. 827 d. T. und $. 26 des Anh.), feine eigentliche Bedeutung verloren, es ift 
aber in fofern von Intereffe, als das Obertr. die Zinfen, welche auf Grund des 8. 109 d. T. gefor- 
dert werden fönnen, umd zu melden aud) die hier im $. 227 ermähnten Zögerungszinfen gehören, nicht 
zu den Zögerungszinfen im eigentlihen umd engeren Sinne rechnet. Darauf — ſich auch das 
Pr. 1029, v. 20. Auguſt 1841 (und Anm. 16 zu $. 22, Tit. 16), 

70) Die Beftimmung will nicht dem Käufer die Befugniß, zu deponiren, etwa befonder& beilegen, 
denm diefe hat eim jeder Schuldner, aljo auch der Käufer, im alle der mora aceipiendi; fondern fie 
will jagen, daß die Verbindlichkeit zur Verzinſung nicht durch die mora aceipiendi erliſcht, weil fie 
nicht durch die mora solvendi begründet wird (der Ausdrud „Zögerungszinien“ im $. 227 ift im wei— 
teren Sinne zu nehmen, ſ. die vor. Anm. 69), vielmehr erft mit der Tilgung der Hauptichuld ein 
Ende nimmt. Bergl. das Pr. 2236 0. in der Anmerk. 66 zu 8. 222 d. T. 

71) Suarez fagt zur Rechtfertigung der Beftimmung bei der Schlußrevifion: „Der Satz des 
8.229 d. T. ift meu, gründet fich aber auf eine im Handel und Wandel durdigehends rezipirte Ob» 
ſervanz.“ (Jahrb. Bd. XLI, ©. 18.) S. aud) die folg. Anm. 72, Alinea 3. 

72) Das „ebenfo‘ bezieht ſich anf die Befugniß zum Rücktritte vom Verkaufe, nicht auf den Ges 
enftand umd deffen Werth. Bielmehr findet der hier allgemein port gegen Grundſatz auch bei 
erfäufen über unbewegliche Sachen und bei einem MWerthe von mehr als 50 Then. ftatt. Ueber 

diefe Anwendung ift Meinungsverichiedenheit. Die Praris des Obertr. hat fih für die hier vertretene 
Meinung entichieden, nach dem Pr. 484, vd. 25. Mai 1838: „Die Borfchrift diefes $., mach welcher 
der Berfäufer, wenn der Käufer die Zahlung des Kaufgeldes, welche er bei der Uebergabe baar zu lei— 
ſten verjprochen hat, nicht leiftet, die Uebergabe verweigern und den Kontrakt aufheben kann, ift nicht 
auf Kaufverträge über bewegliche Sachen unter 50 Thlen. beichräntt, fondern findet auf alle Kaufver- 
träge, ohne Rüdficht auf die Beichaffenheit und den Werth der verkauften Sadye, Anwendung." Bis— 
ber ift das Obertr. in diejem oft wiederfehrenden Falle in der Rechtsanmendung ſich immer gleich ge 
blieben. ©. u. a. die Erf. vom 11. umd 21. Jumt 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, S. 174), und 
26. April 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 147), 

. Wenn in einem pacto de cedendo ausbedungen worden ift, daß die Ausftellung der Ceifion zu 
einer beftimmten Zeit gegen baare Zahlung des Geifionsvaluta erfolgen jolle, jo fann der Cedent die 
erftere verweigern und den Kontralt aufheben (ebenjo wie dies beim Saufvertrage über bewegliche Sa- 
hen unter gleicher Vorausſetzung ftattfindet), ſobald ihm die veriprocene Zahlung in dem feſtgeſetzten 
Par nicht geleiftet wird. Pr. des Obertr. 2087, v. 13. November 1848. (Entſch. Bd. XVII, 

. 158, 


‚Wenn bei einem Kaufe über bewegliche Sachen dem Käufer die Annahme der verkauften Sache 
zu einer beftimmten Zeit umd zugleich gegen baare Zahlung des Kaufpreifes obliegt, und der Käufer 


Aufhebung 
der Kauf- 


650 Erfter Theil. Eilfter Titel. 


gelded, welche er bei der Uebergabe baar zu leiſten verfprochen "3) hat, nicht leiftet, 
die Uebergabe verweigern *) und den Kontrakt aufheben 5). 

$. 231. Außer diefen Fällen kann derjenige Theil, welcher behauptet, daß ibm 
die Erfüllung des Vertrages ohne rechtlichen Grund verweigert, oder nicht gehörig ge- 
leiftet werde, in der Negel nur auf die Erfüllung lagen. 

$. 232. Doc findet in allen Källen, wo die Gefege einen Kontrahenten zum 
NRüdtritte von dem Bertrage wegen der von dem andern verweigerten Erfültung berech- 
tigen, ein Gleiche® auch bei dem Kaufvertrage mit den dafelbit näher beftimmten Wir- 
fungen ftatt. (Tit. 5, 88. 396 — 407.) 


dieje Zeit verſtreichen läßt, ohne fidh zur Abnahme der Sache zu melden und den Kaufpeeis anzubieten, 
jo fteht dem Berfäufer frei, die Uebergabe zu bertveigern und den Bertrag aufzuheben. Pr. des 
Obertr. 1951, v. 29, Nov. 1847, 
= Wann die Zahlung baar zu feiften als verjprochen anzujehen, darüber j. o. die Anm, 70 zu 
a 


74) Die Verweigerung der Uebergabe ift Bedingung des Rücktritts. Iſt die Uebergabe einmal 
eleiftet, jo bemendet es ber dem Kaufsgeicäfte und der Berkäufer fann nur auf Gegenleiftung Magen. 
ergl. 0. die Arm. 68, und das Erf. vom 5. Der. 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, & 109), 

Diele Regel hat jedoch ebenfalls ihre Ausnahme. Zu denjenigen Kaufsgeicäften, auf weiche aud nad) 
ſchon begonnener Erfilllung, ihrer rechtlichen Natur nad, der $. 230 dennoch Anwendung finden kann, 
gehören namentlich Käufe über Ouantitäten fungibler Saden, wenn einzelne Lieferungen gegen jedes« 
malige baare Zahlnng für die einzelne Lieferung bei der Llebergabe vorbedungen tworden find. Das 
Obertrib. hat betreffs deſſen folgende Sätze angenommen: 

I. Die dem Verläufer — Befugniß, in dem Falle, wenn der Käufer die Zahlung des 
Kaufgeldes, welches er bei der Uebergabe baar zu leiften veriproden hat, nicht leifter, die Uebergabe 
zu berieigern und den Kontrakt aufzuheben, findet bei Käufen über vertretbare, im einzelnen Duan- 
titäten nach umd mach, gegen jedesinalige baare Zahlung für jede einzeine Lieferung, zu gewährende 
Saden, auch dann Anwendung, wenn jchon einzelne Lieferungen gegen Zahlang ftattgefunden haben, 
die Nichtleiftung der Zahlung bei einer jpäteren Theillieferung ſich ereignet, und der Berläuſer den 
Vertrag iu Beziehung auf die moch micht bewirkten Lieferungen aufheben will. (4. A.) Bergl. das im 
gleihem Sinne lautende Erk. dv. 28. Febr. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. Xu, ©. 187). Ob bei fol- 
hen Berträgen die Nichtbezahlung einzelner Lieferungen, 3. B. bei Mitchtieferungsverträgen, an den 
jedesmaligen Lieferungstagen eine Nichterfüllung des Vertrages jeitens des Käufers im Sinne des 
$. 230 enthält, ift nach den jedesmaligen Umftänden zu beurtheilen in demjelben Erlk. vorbehalten. 

U. Der Berfäujer verliert durch die, ohme den jofortigen Empfang der Zahlung bemirkte Ueber: 
gabe allein noch wicht dieie Befugniß zur Aufhebung des Vertrages; er faun vielmehr, wenn er die 
Sache in der Erwartung der gleichzeitigen Zahlung übergeben hat, die letztere zwar nicht erhält, jedoch 
binnen 8 Tagen von der Zeit der Uebergabe an die gerichtliche Klage auf Zahlung des Kaufgeldes an« 
meldet, in dieſem er von dem Vertrage für die Zukunft, ſoweit er denjelben noch nicht erfüllt hat, 
ebenfalls noch abgehen. Pr. 2188, v. 21. Dezember 1849 (Entich. Bd. XIX, ©. 144). 

Zur Begründung des zweiten Sages ift auf dem apofrhphilchen $. 224 Bezug genommen. 

Es wird erinnert, daß das Prinzip des 8. 230 über den Rücktritt vom Kaufe erft bei der Um— 
arbeitung des Entwurfs, unter Aufgebung des früher borgeichlagenen Grundſatzes, daß auch noch nach 
der Uebergabe der Rüdtritt zuläffig jet, angenommen worden ıft, daß aber die 88. 224 u. 226 aus 
Unachtjamfeit unverändert fichen geblieben find und daher zu dem $. 230 nicht paflen. S. o. die 
Anm. 68 zu 8. 224, 

75) Zu der hier dem Verkäufer geftatteten Beichließung reſp. Erklärung, den Vertrag aufzuhe— 
ben, wenn der Käufer die bei der Uebergabe bedungene Zahlung nicht feiftet, bedarf es feiner ichrift- 
lihen Form. Macht er von dieier Befugniß Gebrauch, auch nur tbatfächlih, mamentlich durch den 
weiteren Berfauf der Sache, To kann er auch den früheren Käufer nicht mehr in Anfpruch nehmen. 
Pr. des Obertr. 1840, v. 2. Februar 1847. , 

Die Befugniß zur Aufhebung des Verlaufs geht auch durch Einflagung des Kaufgeldes nicht ver- 
foren, wenn entweder der Fall nach dem Kontrafte jo ift, daß das Kaufgeld dor der Uebergabe gezahlt 
werden jollte und deshalb die Klage ohne Uebergabe möglich war, oder auch, wenn nach Verlauf des 
Erfüllungstermins das Kaufgeld unter Anbietung der Uebergabe eingeflagt wurde. (5. U.) Für diele 
Anficht ift auch das Obertr., laut Erf. vom 23. September 1867 (Emtich. Bd. LVIII. S. 79). Beral. 
auch oben die Anm. 11 @ zu 8. 397, Tit. 5. — Der $. 230 macht die Ausübung der dem Verkäu 
beigelegten Befugniß, den Vertrag aufzuheben, nicht von einer ausdrüdlichen Offerte der verkauften 
Sache an den Käufer abhängig. Er jetst voraus, daf dasjenige an Kaufgeld, was Tontraktlich bei 
der Uebergabe baar bezahlt werden jollte, nicht baar bezahlt worden if. Der dem Verkäufer machge- 
gen Rücdtritt ift an feine Korm gebunden. Ext. defj. vom 23. März 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXX. 

. 288), 
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$. 233. Muß nach diefen Beitimmungen der Käufer, welcher die Sache zurüd- 
giebt, die in der Zwiſchenzeit —* Nutzungen berechnen, fo kann er die inzwiſchen 
dem Verkäufer bezahlten Zinten ed. Raufgelded darauf in Abzug bringen ©). 

$. 234. Hat der Verkäufer das Raufeld felbft ganz oder zum Theil bereit® er- 
eben | k muß er fich landübliche Zinfen auf die ihm zu vergütenden Nutzungen ab- 
ziehen laſſen. 

$. 235. Behält nad) eben diefen Beftimmungen der Käufer, welcher die Sache 
urüdgiebt, die inzwifchen gezogenen Nutzungen, fo kann der Verkäufer die Zinfen des 

edungenen Kaufpreiled fordern. 

$. 236. Doc fteht dem Käufer frei, die Nutzungen zu berechnen, und dagegen, 
je nachdem er das Kaufgeld felbit, oder Zinfen davon an den Verkäufer entrichtet hat, 
landübliche Verzinfung des erftern, oder a ug der legtern zu verlangen. 

$. 237. Wenn der Käufer in Anfehung der Sache, die er zurüdgiebt, einem un- 
redlichen Beſitzer gleich geachtet wird, fo haftet er für Gefahr und Schaden bis zu dem 
Zeitpunfte der wirklich erfolgenden Rüdgabe. 

$. 238. Gin Gleiches findet ftatt, wenn der Nüdtritt auf den Grund eine® dem 
Käufer zwar vortheilhaften, aber noch nicht — gewordenen Urtels erfolgt. 

8. 239. Iſt hingegen der Käufer, nach den geſetzlichen Beſtimmungen, einem 
redlichen Beſitzer durchaus gleich zu achten, ſo darf er auch für die Beſchädigungen der 
— ſge erfolgenden Rückgabe, nur ſoweit haften, als ein redlicher Beſitzer dazu 
verpflichtet iſt. 

8. 240. Welcher Theil dem andern die Koſten des Kaufs erſtatten, und die Ko— 
ften der Rückgabe tragen müſſe, ift darnach zu beſtimmen: ob der Käufer einem red- 
lihen oder unredlichen Befiger gleich zu achten fei. 

8. 241. Wählt ein Theil auf den Grund eines ihm zwar vortheilhaften, aber 
noch nicht lg Erkenntniſſes den Rüdtritt, fo fann feiner von dem andern, 
wegen der auf den Kauf verwendeten Koften, Erfab fordern 76°), 

z $. 242. Die Koften der Rüdgabe hingegen muß in diefem Falle der Rüdtretende 
agen. 

$. 243. Uebrigens findet, nach gejchehener Mebergabe, ſelbſt in den $. 232 be- 
eichneten Fällen, der Rücktritt nur in fofern ftatt, als eine Nüdgabe der Sache an den 

erfäufer noch möglich ift. 

$. 244. Kann diefe nicht mehr ftattfinden, fo bleibt e8 lediglich bei demjenigen, 
was ein Theil dem andern, vermöge des Vertrages und der Geſetze, ald Erfüllung 
oder Entihädigung zu leiften hat. 

$. 245. Wird der Rücktritt innerhalb Jahresfriſt nach erfolgter Uebergabe gericht- 
fich erflärt, fo können die Gerichte 77) nur die gewöhnlichen Austertigunge und Ein- 
tragungdgebühren 73) fordern. 

$. 246. Erfolgt aber die Erklärung des Rücktrittes fpäter, fo müſſen auch die 


76) Nur in dem Falle, wenn die Aufhebung des Kaufs wegen Mangels der fchriftlichen Abfaſ⸗ 
fung geichieht, fommen auch bei dem Kaufe die Borichriiten Tit. 5, 85. 163 und 164 zur Anwendung, 
wonach der Berfäufer, welcher den mündlichen Kontrakt aufrecht erhalten will, das empfangene Kauf- 
geld erft bom dem Tage des ihm angekündigten Rücktritts zu verzinien ſchuldig ift, wenn auch der 
zurüdtretende Käufer ihm das Grundftüd mit allen Nutungen zurüdgewähren muß. Pr. des Obertr. 
973 dv, 22. Januar 1841, 

768) (4. U.) Dies bezieht fi) auf die Fülle der SS. 404 — 407, Fit. 5. 

77) Auf die zur Erhebung von Befigveränderungsabgaben, namentlich Laudemien, berechtigten 
Privatperfonen bezieht ſich aljo die Vorſchrift nicht. . 

78) Diele beiden Kategorien erſchöpften jchon nach den Geblihrentaren don 1815 nicht die Reihe 
don Gerichtsfoften; mach dem heutigen Geſetze über den Anja und die Erhebung dor Gerichtskoften, 
b. 10. Mat 1851, giebt es nur noch einen Pauſchſatz für den Kontraft (Ansfertigungsgebühren) und 
einen Pauſchſatz für die Eintragung. ” 
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—* bei Beſitzveränderungen ſtattfindenden Gefälle und Abgaben?) entrichtet 
werden. 
® niet _ „ 8247. Wird ein Kauf, vor oder nach gefchehener Mebergabe, mit en 
beider Theile wieder aufgehoben ®°), fo beitimmt der Vertrag die Bedingungen, au 
in Anſehung der entitehenden Koften. 
$. 248. it wegen letterer im Vertrage nichts feftgefeßt, fo müſſen die Koften 
von beiden Therlen zur Hälfte!) getragen werden. 
8249. Ob nur Ausfertigungs- und Eintragungs-, oder aud andere bei Be- 
jigveränderungen übliche Gefälle und Abgaben zu entrichten find, hängt davon ab, in 
wiefern die Uebergabe aus dem Kaufvertrage bereit3 erfolgt war, oder nicht. 
Serien .. $- 250. Wenn ein Käufer bloß in dem Fall des $. 58 wegen des Mipverhält- 
— niſſes zwiſchen dem Kaufpreiſe und dem Werthe der Sache zurücktritt, ſo muß er die 
* a dem Stande, worin fie zur Zeit der Uebergabe fich befunden hat, zurüdge- 
en 52), 
$. 251. Verſchlimmerungen, die durch fein auch nur geringes 33) Verfehen ent- 
ftanden find, muß er vertreten. 
8. 252. Für den bloßen Zufall ift er dem Verkäufer nicht verantwortlich. 
$. 253. In Anfehung der Verbejferungen wird er einem redlichen Käufer gleich 
geachtet ®*). 
$. 254. Die Zinfen des Kaufgeldes werden in der Regel gegen den von der 
Sache gezogenen Nupen aufgehoben $5). 
$. 255. Bei Landgütern aber wird der Ertrag, welcher davon, nad dem An- 
ſchlage der Sachverftändigen, hätte gezogen werden fönnen, mit den Zinfen ded Kauf 
geldes, jo weit der Verkäufer dergleichen erhalten, oder dad Raufgeld jelbit hinter ſich 
gehabt hat, verglichen $®). 


79) Namentlih Stempelfteuer, Zucht» und Armenhansgefälle u. dergl. Vergl. o. die Anm. 77, 
80) ©. o. die $$. 385 bis 392, Tit. 5 umd die Anm. dazu. 


81) Ch alle oder nur die gemeinfchaftlichen? das ift die Frage. Müſſen alle Koften getheilt 
werden, jo kommen auch die Neileloften x. jeder Partei, und die nur die Perfon des neuen Beſitzers 
treffenden Befisveränderungsabgaben in die Rechnung. Daß dies gemeint ſei, ift nicht anzunehmen, 
denn das wiirde auf eine Erftattungsperbindlichlet himauslaufen, wozu — Rechtsgrund bei frei⸗ 
williger Aufhebung des Rechtsverhältniſſes fehlt, und eine unzweideutige beſondere Vorſchrift erforder— 
lich geweſen märe. Ohne Zweifel hat man bei dieſer Beſtimmung eine Kompenſation der Koſten im 
Se —— ſo daß jeder Theil ſeiner eigenen Koſten und von den gemeinſchaftlichen Koſten die 

ifte trägt. 

82) Das Eigenthum geht erſt durch die Uebergabe wieder zurück. Vergl. 5. 262. 

83) Dazu fehlt ein innerer Grund; die Beſtimmung iſt eine Anomalie. Nach der Regel hat je— 
der Theil für ein mäßiges Verſehen einzuftehen. $. 278, Tit. 5. Die Klage ift die actio emti, 
womit der Käufer feine Forderung durchfegt; fie entfteht eben aus dem Kontraftsverhältnifie. 

84) Warum wohl bloß gleich geachtet, warum ift er es nicht wirllich? Der Irrthum ift ja 
eben das Element der Rediichkeit, das Willen und Bewußtſein ift gerade das Gegentheil der Redlic- 
feit. Mir ift die Bedeutung oder Beziehung der Beſtimmung nicht verftändlih, wenn dadurd nicht 
etwa der Einwand hat abgeichnitten werden follen, daß die Berbefjerung erft nad) Entdedung des Miß— 
verhältnifies und nach Faſſung des Beichluffes, den Kauf aufzuheben, unternommen worden. n 
alsdann hätte er fih nur als Verwalter einer fremden Sache zu betrachten. 

85) Hierdurch wird eine gemeinvechtliche Kontroverje entichieden, nicht folgerichtig, ſondern aus 
Gründen der praftiichen Bequemlichkeit. Nach dem, im 8. 250 anerkannten Grundjate, daß der frü- 
here Stand hergeftellt werden joll, müßte von beiden Seiten das Gegebene mit den Nutungen beraus- 
gegeben werden. Nac der Meinung Bieler soll hier aber der Unterichied in der Reſciſſion zwiſchen 
„ex nune“ und „ex tune“ Einfluß haben: Nutungen und Zinſen follen fompenfirt werden, weil die 
Reipiifion immer ex nune geichehe. Diejen Grundjat nimmt der $. 250 auf, aber mit der $$. 255 
u. 256 gemachten Ausnahme. 

86) Das ift eben die Ausnahme „von der Hegel‘, welche der $. 254 macht. Die Ausnahme joll 
den Bortheil des zurücdtretenden Käufers bezweden, wie der $. 256 zeigt. Denn es wird bermutbet, 
daß, weil der Käufer mehr als dem doppelten Werth des Grundſtücks gegeben hat, die möglichen Nur 
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8. 256. Findet fich bei diefer Berechnung, daß der Verfäufer, durch Zurücbe- 
— der Zinſen, mit dem Schaden des Käufers reicher werden würde, fo muß er 
demfelben den Ueberfchuß herausgeben #7). 
$. 257. Alle vorftehend geſetzlich ftattfindenden Rechte und Berbindlichteiten des San Neben 
Käufers und Verkäufers fünnen durch Nebenverträge der Parteien, in fofern diefelben 
nur in der gehörigen Norm abgefaßt find, anders bejtimmt werden. 
$. 258. it der Kauf unter einer aufjchiebenden Bedingung gefchlojien, fo ge⸗ 1 von ber 
langt derjelbe nicht eher zur Wirklichkeit, ala bis die Bedingung eintritt. en *), 
$. 259. Hat der Derfäufer dem Käufer die Sache ſchon vorher übergeben, jo ift 
legterer, wenn nicht ein Anderes verabredet worden, dennoch nur als Verwalter einer 
fremden Sache anzufehen. 
$. 260. Hat aber der Käufer, ohne befondere ausdrüdliche Verabredung, das 
Kaufgeld fehon bezahlt, und fommt der Kauf nicht zur Wirklichkeit, aljo daß Sache 
und Kaufgeld zurüdgegeben werden müſſen; jo werden die Nutzungen der erftern, und 
die Zinfen des lestern genen einander aufgehoben. 
8. 261. ft die MWiederaufhebung des Kaufe auf einen beftimmten all vorbe- 
a fo gelangt das Eigenthum der Sache jchon durch die Mebergabe an den Käu— 
erd3), 
$. 262. Auch nach eingetretenem Falle ift dennoch, wenn das Eigenthum auf 
den Verkäufer — ſoll, eine neue Uebergabe an denſelben erforderlich °°). 
$. 263. Eine beigefügte Bedingung wird im zweifelhaften Falle für auflöſend 
— wenn der Verkäufer, ehe ſie noch erfüllt iſt, die Sache dem Käufer überge— 
en hat. 
8. 264. Sind Sachen unter gewiſſen Bedingungen verkauft und übergeben wor—⸗ 
den, fo jtehen diefe Bedingungen einem Dritten, in Erwerbung eines Rechts auf die 
Sache 8% 4), nur ſoweit entgegen, als er ermweislich Wiflenfchaft davon gehabt hat. 
$. 265. Sind jedoch dergleichen Bedingungen bei unbeweglichen Sachen in das 
Hypothekenbuch eingetragen worden, fo fann der Dritte fich mit der Unwiſſenheit der- 
jelben niemals entihuldigen ?). 


gungen hinter dem Betrage der Zinſen des Kaufpreifes meit zuridbleiben. Diele —— iſt 

mithin eine Befugniß des Käufers, welche der Verkäufer zu fordern kein Recht hat. Der Käufer muß 

darauf jedoch ſchon bei der Rückgewähr antragen: ift diejes Geſchäft völlig abgethan umd ohne Vorbe- 

halt quittirt, jo ift die ganze Obligation aufgelöft und es findet daraus feine Nachforderung mehr ftatt. 

— — — ſich aber das Gegentheil, jo hat er ſeinerſeits den Ueberſchuß doch nicht zu fordern, 
. die dv. Anm. 

*) (5. 9.) Mich. Grassi Tr. de reditu dominii legali. Tüb. 1724. — Thibaut, Syſtem des 
Privatrechts, Bd. II, $. 955. 

88) Kauf unter einer Rejolutivbedingung. 

89) Der Eintritt der Bedingung wirkt nicht in rem, hat mithin feinen Einfluß auf die Dauer 
des dinglichen Rechts (Cigenthums), fondern verpflichtet nur den Käufer zur Retradition, wenn ihn 
diejelbe noch möglich ift, ſonſt zur Leiftung des Interefje. Die Bedingung bezieht ſich lediglich auf 
das obligatorische Berhältniß zwiidhen Käufer und Berfäufer. Bergl. 8. 264. (4. U.) Diefer Grund- 
ſatz galt auch im Betreff des Berluftes des I des Erbpäcters au der Erbpachtsgerechtigleit 
wegen zweijährigen Rüdftandes des Erbpachtskanons. Erf, des Obertr. v. 12. Jan. 1854 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. XI, ©, 222), _ 

89a) Mohl aber im Ermwerbung des Eigenthums der Sache. Nur die inzwiichen beftellten jura 
in re bleiben beftehen, wenn fie redlich erworben wurden, das Eigenthbum kann nicht durch guten Glau⸗ 
ben erworben werden. Zit. 15, 88. 24—27. (4. 9.) Was von einem Rechte auf die Sache, das 

ilt au von einem Rechte zur Sache (mit Ausnahme eines Titels zum Pfandredhte), 3. B. auch von 
m Wiederkaufsrechte eines Borbefiters. Wenn der neue Eriverber bei der Ermerbung dieſes Wieder- 
faufsredht kannte, jo muß er das Grundftüd dem Berechtigten auf deſſen Verlangen ebenjo zurüdver« 
faufen, wie es jein Autor zurüdzuverlaufen verbunden gerveien wäre, wenn er ſich noch im Beſitze 
befunden hätte. Bergl. das Erf. das Obertr. v. 8. April 1859 (Entſch. Bd. XLU, ©, 72). 

90) Die Wiſſenſchaft wird fingirt, daher nach der Wirklichkeit nicht gefragt. Bergl. Tit. 4, $. 19 

und die Anm. dazu. 
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Beben 8. 266. Hat der Verkäufer ?0*) auf den Fall, wenn der Käufer das freditirte 


nen Kaufgeld, oder einen gewiſſen Theil deiielben, in einem bejtimmten ?!) Termine nicht 
me* 


* zahlen würde 2), ſich dad Eigenthum der verkauften und übergebenen ??°) Sache 
vorbehalten, fo hat dieje® Abkommen die Kraft einer auflöfenden Bedingung ?°). 
($$. 261, 262.) 


Das Gleiche gilt von dem Inhalte der beftätigten Dorf-Urbarien, wie das Pr. des Obertr. 1517, 
d. 23. Dezember 1844 anerfennt: „Der Käufer eines bäuerlihen Grundftüdes fann der Gutäherr- 
ichaft, welche die nach dem Urbarium auf dem erfauften Grundftüde haftenden, wenn aud im Hypo— 
thetenbuche nicht eingetragenen Abgaben und Leiftungen von ihm fordert, nicht den Einwand entgegen- 
ſetzen, daß er bei dem Abichluffe des Kauftontratts den Inhalt des Urbariums nicht gelaunt habe. 

*) (5. %.) Hellfeld, ‚urisprudentia forensis ete. $. 1000. Dazu Glüd, Grläuterungen 
Bd. XVI, ©. 229, Nr. VL — Mein Recht der Forderungen, 2. Ausg., Bd. II, 9. 378. 


908), Das Valtum fann aud bei anderen, die Uebertragung des Eigenthums bezmedenden Läfti- 
gen Berträgen, 3. ®. beim Tauſche, bei dem Pactum de cedendo, borlommen, 

91) Oder bis zu einem beftimmten Termine. Bergl. 8. 268. 

(5. 9.) Ein mit den Worten: „bis zum 16. November 18.. oder einige Tage ſpäter“, 
vorgeichriebener Termin iſt fein beftimmter im Sinne des $. 266, hat aljo al® Bedingung bei dem 
Verkaufe eines auf Kredit mit Borbehalt wirklich ausgehändigten Wedjjeis gar feine Wirkung. $. 269 
dv. T. Erk. des Obertr. dv. 24. Mai 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, ©, 107). 

92) Es ift ganz gleichgültig, ob die Zahlung in Folge eines Zufalles oder aus einer verſchulde— 
ten mora solvendi ausbleibt, denn es handelt fi um eine Bedingung, d. i. von dem Cintritte oder 
Nichteintritte eines Ereigniſſes. Nur die mora accipiendi ift von inf: diefe verhindert den Ein- 
tritt der Bedingung, zufolge des Grumdjates $. 119, Tit.4. Der Käufer ift micht verpflichtet zu de- 
poniren, um den Gintritt der Bedingung zu verhindern. Der Eintritt der Bedingung fett auch vor- 
aus, daß nicht jolhe Gemährsmängel zum Vorſcheine gelommen find, melde den Käufer an dem ver- 
tragsmäßigen Gebrauche der Sache hindern und jeinerjeits berechtigen würden, zurüdzutreten und Ent- 
Ihädigung zu fordern. Hatte jonft der Berkäufer noch etwas außer der übergebenen Sache nachzulei⸗ 
ften, jo hindert dies den Eintritt der Bedingung nicht; denn die Verabredung geht darauf, daß, wenn 
bei geleifteter Uebergabe die Zahlung nicht erfolgt, der Borbehalt in Wirkſamleit treten ſoll. 

92a) (5, A.) Der mündliche Vorbehalt des Eigenthums bei Abtretung einer Forderung ift von 
rechtlicher Wirkung, wenn zugleich der Cedent die über die Forderung jpredende Urkunde in der Ab- 
ficht, den Uebergang des Eigenthums auf den Ceffionar zu hindern, an fich behalten hat. Denn die 
m $. 266 vorausgeietste Uebergabe ift dann nicht geichehen, folglich das Eigenthum durd die außer 
Sirtung geſetzte Ceſſion nicht übergegangen. Erf. des Obertr. vom 6. April 1866 (Entſch. Bd. LVI, 
S. 9). 

93) Ueber die Bedeutung des f. g. pactum reservati dominii nad G. R. ift Meinungsvericie- 
denheit. Einige halten den Eigenthbumsvorbehalt für eine Suspenfivbedingung, Andere für eine Re— 
jolutivbedingung, wieder Andere bald für eine Suspenfiv-, bald für eine Refolutivbedingung, je nad 
der Abficht der Kontrahenten. Das A. L. R. enticheidet diefen Meinungsſtreit: der Borbehalt foll als 
Refolutvbedingung wirken, Doch ift damit die richtige Bedeutung nod nicht Mar. Die wahre Refo- 
Intivbedingung wirft, mit dem Augenblide ihres Eintritts, ipso jure, ohne Wiffen und Willen und 
ohne — —————— Betheiligten. $. 115, Tit. 4. Hier iſt es anders; der Eintritt der Bedingung, 
das Ausbleiben Zahlung zur beftunmten Zeit, verändert das Cigenthum gar nicht, weder im der 
Hand des Käufers ($. 262, auf welchen der $. 266 ausdrücklich verweift), noch bei einem Dritten (88. 264, 
270). Die Beränderung hängt lediglid) von der Willenserflärung des Verkäufers ab. Erſt wenn die- 
jer erflärt, daß er von dem Borbehalte Gebraud mache, entjteht für ihn ein Forderungsrecht anf Ue- 
bergabe der Sache an ihn; und erft durch diefe Tradition wird er wieder Eigenthümer. Bis zur Er- 
Härung der Rildforderung bleibt der Käufer völlig dispofitionsfähiger Eigenthlimer und auch, im ob» 
(igatorcher Beziehung zu dem Berkäufer, redlicher Befiter; denm er kann nicht wifjen, ob der 
Berläufer den Rücdtritt in feinem Intereffe finden wird. Der Vorbehalt ift auch nicht mit der lex 
eommissoria zu identifisiren, denn der Käufer verliert keineswegs ganz und gar fein Recht aus dem 
Kaufsverhältnifle, vielmehr muß er gleichfalls möglichft reftituirt werden: der Verkäufer joll feinen Ge- 
winn machen. Nach allem diejen ift der Vorbehalt des Eigenthums unter Beftimmung eines gewiſſen 
Zahltages, nach dem A. L.R., nichts weiter als ein Vorbehalt des Widerrufs des Kaufsgeichafts, er 
r lediglich die Bedeutung der ug eg Klanfel. UWebrigens ift auch Inkonſequenz in den preuß. 

ſtimmungen über diefe Lehre. Das dem Berkäufer in der älteren Kont.-Ord. $. 385 zugeichriebene 
Binditationsrecht paßt gar micht zu der Beftiimmung des $. 262, daß er erft durch die Uebergabe twie- 
der Eigenthlimer werden fol. Die Kont.-D. vom 8. Mai 1855 hat den Sat nicht aufgenommen. 
Der Fall muß jegt nad) den allgemeinen Grundſätzen über die Wirkung der Konturseröffinung auf 
die dor derjelben von dem Gemeinjchuldner eingegangenen Rechtsgeſchäfte (8$. 15 ff.) beurtheilt werden. 
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$. 267. Nimmt aber der Verkäufer in dem beftimmten Termine eine mindere 
Summe, ald gezahlt werden follte, ohne Vorbehalt an, jo wird er feines Rechts, die 
Sache felbit zurüd zu fordern, verluftig. 

$. 268. it der Vorbehalt des Eigenthums im Vertrage ohne Beitimmung eines 
gewijien Zahlungstermins beigefügt ; jo erlaugt der Berfäufer einer unbeweglichen Sache 
dadurch nur das Necht, das rüdjtändige Kaufgeld ind Hypothekenbuch eintragen zu 
lafien ?*). 

$. 269. Bei beweglichen Sachen hat ein folcher unbeftimmter Vorbehalt gar keine 
Wirkung ?4®). 

$. 270. Auf die Fälle des $. 266, 268 finden die VBorfchriften $$. 264, 265 
Anwendung. 

$. 271. Was übrigens von Bedingungen bei Berträgen überhaupt verordnet ift, 
findet auch bei dem Kaufvertrage ftatt. (Tit. 4, $. 99 sqq., Tit. 5, $. 226.) 

$. 272. it der Kauf unter der Bedingung geichlofien, daß berfelbe erft aladann, $) Dom Bor. 
wenn ſich binnen einer gewiſſen Zeit fein beſſerer Käufer finder, gültig fein joll 9°), fo belern, Aiu- 
ift die Abrede für eine auficiebende Bedingung zu achten. u 

‚$. 273. Hat ji der Verkäufer den NRüdtritt vorbehalten, wenn binnen einer 
gewiſſen Zeit ein bejierer Käufer fich melden würde, fo ift es eine auflöfende Bedin- 
gung. F 
$. 274. it der Sim der im Vertrage gebrauchten Ausdrücke zweifelhaft, fo 
freitet, wenn die Mebergabe ausdrüdlich verſprochen, oder wirklich geleiftet worden, 
die Bermuthung für die auflöfende, ſonſt aber für die aufichiebende —— ($. 263.) 

$. 275. it im Dertrage fein Termin beftimmt, bis zu welchem die Anmeldung 
eines beſſern Käufers zugelafien werden folle, jo fann diejelbe nur biß zur volljogenen 
Uebergabe ftatt finden ?®). 

Der Verkäufer kann die fi vorbehaltene Befugniß noch jo lange nad dem Bahlungstage aus- 
üben, als er nicht die Zahlung F Vorbehalt angenommen hat, und nad der Annahme mit Bor- 
behalt jo lange, bis fie verjährt ift. Zur provocatio ad agendum hat der Käufer feinen Rechtsgrund, 
den der Berläufer berühmt fich ja keines Nechts, er ift vielleicht ganz file; er hat vielmehr ein 
Recht, in deſſen Ausübung er den Borjchriften des Käufers nicht unterworfen ift. 

(4. A.) Eine eigenthüniliche allein ftehende Auslegung des $. 266 ift die des App.-®, zu Hamm, 
weiches meint, der $. 266 erfordere eine Art formeller Erllärung dahin: 

„Daß, wenn Käufer in einem beftimmten Zahlungstermine das freditirte Kaufgeld nicht zahlen würde, 

der Verkäufer fich das Eigenthum der verfauften und übergebenen Sache vorbehalte," 
um den Borbehalt des Eigenthums zu begründen. Wenn aber — wie in dem —— Falle — 
das Kaufgeld zwar kreditirt, auch ein beſtimmter Zahlungstermin feſtgeſetzt, und das Eigenthüm „bis 
zur Zahlung“ vorbehalten, dieſer Vorbehalt aber in der Formel an die Bedingung der Nicht- 
zahlung des Kaufgeldes in dem beftimmten Termine gefnäpit jei; jo wirle eine folche HKontraktsbeftim- 
mung eine Suspenfivbedingung, wodurch der Erwerb des Eigenthums auf Zeiten des Käufers auf- 
geichoben werde, — eine Widerfinnigfeit, da Befit und Eigenthum auf den Käufer jchon übertragen 
worden war. Diele — bat das Obertribunal für eine Nichtigkeit erklärt: es genüge, daß 
die Parteien eine Erklärung abgeben, aus welder klar erhellt, daß der Verkäu— 
fer fi die Auflöfung des Bertrages für den Fall der an dem beftimmten Tage 
nicht erfolgenden Zahlung der Kaufgelder vorbehalten habe. Erf. v. 9, Oft. 1857 
(Ardı. f. Rechsf. Bd. XXVIN, S. 31). 

94) Durch den Vorbehalt des Eigenthums mit Beftimmung eines gewiſſen Zahltages erlangt er die- 
fen Titel zur Hypothek nicht; es fteht mithin nicht im feiner Wahl: ob er von dem SKontrafte zu— 
rüdtreten, oder eine Hypothek auf das Grundftüd nehmen will, weil er das einmal Gemwordene nicht 
durch feinen bloßen Willen in etwas Anderes umſchaffen kann, 

94a) (5. 9.) Vergl, oben, Anm. 91, Abi. 2. 

94b) (5. 4.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. 8$. 1001—1005, Dazu Glüd, Erläute- 
zungen ®d. XVI, ©. 293 fj. Heimbad, Addictio in diem, in Weiske's Rechtslexilon, Bd, I, 
©. 106. — Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg., Bd. 3, $. 379, 

95) Diejer Nebenvertrag ift dafjelbe, was das R. R. addietio in diem nennt. 

96) Abänderung des G. R., wonad man eine dreifigjährige Zeit zur Ausübung annahm, was 
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— 276. it auch die Uebergabe, ohne Beifügung 6 ®) eines in ſich, oder durch 
Beziehung auf eine gewijje Handlung oder Begebenbeit beftimmten Termins zur Zulaf- 
fung eines bejjern Käufers, vollzogen worden, fo hat ein folcher Nebenvertrag feine 
rechtliche Wirkung. 

$. 277. Das Recht aus einem folden an ſich gültigen und fräftigen Nebenver- 
trage ($. 272) geht auch auf die Erben des Verkäufers über. 

$. 278. Auch feine Gläubiger treten in Anfehung diefed Rechts an feine Stelle, 
wenn er vor Ablauf diefer Frift in Konkurs verfunfen ift. 

$. 279. Wer für einen beijern Käufer zu achten fei, hängt lediglich von der Be- 
urtheilung und Beftimmung des Berfäuferd ab®?). 

$. 280. Haben Mehrere eine Sache gemeinfchaftlih verkauft, fo ift in der Re— 
gel nur der für einen beſſern Käufer zu achten, welchen fie inögefammt dafür aner- 
ennen. 

281. Sind die mehreren Verfäufer in ihren Meinungen über die vorzügliche 
Annehmlichkeit des erften oder zweiten Käufers getheilt, jo muß diefer Widerjpruch 
—3 Grundſätzen vom gemeinſchaftlichen Eigenthume entſchieden werden. (Tit. 17, 

n. 1.) 

$. 282. Weder einer von mehreren Berfäufern, noch einer von mehreren Käu— 
fern, kann mit einem Gebote zur Abtreibung des erſten Käufers zugelafien werden ®®). 

$. 283. Das Gefhäft, auf deilen Grund der erjte Käufer einem andern weichen 
foll, muß ein wirkliches Kaufd- und fein andere® oder vermifchtes Geſchäft fein ??). 

$. 284. Wenn alfo zum Beifpiele der zweite Käufer nicht den ganzen Kaufspreis 
im Gelde bietet, fondern ftatt deflelben, ganz oder zum Theil, einen Tauſch, Leibren- 
ten«Kontraft, Abtretung eines Recht? u. ſ. w. anträgt, fo ift der Fall dieſes Neben- 
vertrages nicht vorhanden. 
. 285. Eben fo fann durch Nebenbedingungen des zweiten Käuferd, die feiner 
Schaͤßung nad Gelde fähig find, der erfte Kaufer nicht abgetrieben werden. 

$. 286. Hat wirklich ein beijerer Käufer fich gemeldet, jo muß ihn der Verkäu— 
fer dem erjten Käufer namhaft machen, und die gebotenen Bedingungen volljtändig 
anzeigen. 

x 287. Der erfte Käufer hat, wenn er fich eben diefe Bedingungen gefallen läßt, 
dad Vorkaufsrecht 100). 


den Sachverhalte ſchwerlich angemeſſen mar. Diefe Nebenabrede kann ſich mur auf die derzeitigen 
Preife beziehen ; die Annahme eines befieren Käufers nad 29 Jahren ift widerfinnig. 

968) Die Beiflgung kann jelbftverftändlich nicht einfeitig von dem Verkäufer, fondern nur mit 
Zuftimmung des Käufers geſchehen. Der Käufer braucht ſich ſolche nicht mehr gefallen zu laſſen, 
vielmehr fann er auf unbedingte Uebergabe beftchen. Konfentirt er jedoch in die nachträgliche Ergän- 
zung des Nebenvertrages, fo ıft e8 jo gut, als wenn der Termin ſchon im Bertrage beftimmt mor- 
den märe. 

97) Dadurch ift der, nad) L. 4, $. 6; L. 5, L. 14, 88. 1 u.5 D. in diem addict. (XVII, 2) 
zuläjfige Streit zwiſchen den Kontrahenten: ob der neue Käufer befier jei, abgeichnitten, es ift da- 
durch aber auch der Charakter des Paktums in fofern weſentlich geändert, als nicht mehr der Zufall, 
fondern einieitige Willtür entfcheidet. Ein Schutmittel gegen die Willkür des Verkäufers giebt der 
8, 287 dem Käufer. (4. 9.) Der 8. 279 fegt übrigens den gewöhnlichen Fall voraus, daß der Bor- 
behalt von dem Berfäufer zu” feinem Bortheile gemacht worden ift. Iſt er, mas mohl jelten vorlom⸗ 
men wird, von dem Käufer zu feinem Bortheile gemacht, im der Art, daß er beim Antrage eines 
befieren Gebots vom Bertrage zurüdtreten dürfe, 5 fann er den Vertrag auflöfen, wenn auch der 
Berfäufer den jpätern Käufer nicht annimmt. L. 9 D. de in diem addietione (XVII, 2). 

98) Der neue befjere Käufer muß ein Dritter fein. 

99) Die gemeinrechtliche Praris läßt ein vermifchtes Geſchäft zu. Diefer $. 283 verwirft diefelbe, 

100) Das ©. dv. 2. März 1850, $. 2, Nr. 6 und $. 4 hat das geſetzliche Vorlaufsrecht aufge 
hoben. Doch kann davon dieler Fall nicht betroffen worden fein. Denn das hier dem Käufer gege- 
bene Eintrittsrecht gehört zur jchließlichen Erledigung diejes Nebenvertrages und es wiirde, bei der 
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Kern $ 288. Hat der Berfäufer entweder bei der Angabe felbit, daß ein bejierer Käu- 
er fi 


gefunden habe, oder bei der Angabe der von jelbigem gebotenen Bedingungen 
betrüglih gehandelt, fo wird er feines vorbehaltenen * 
Käufer S haben und Kojten erfegen ?). 
$. 289. Weber die Ausübung eined Vorfaufsreht3 muß der erjte Käufer, wenn 
im Bertrage feine Friſt beftimmt ift, binnen acht Tagen, nachdem ihm die Anmeldung 
des beſſern Käufers gehörig ($. 286) befannt gemacht worden ?), ſich erflären. 
$. 290. Wird der erite Kauf wegen eines ſich findenden beſſern Käufers rückgän— 
ig), fo hat der erite Käufer, wenn ihm die Sache ſchon übergeben war, für die 
Beoifhienzeit alle Rechte eines redlichen Beſitzers. 
$. 291. Doch kann au ein ſolcher Käufer die Sache und das Kaufgeld nicht 
zugleih nußen *). 
$. 292. Soweit er aljo das Kaufgeld noch nicht bezahlt hatte, muß er, jedoch 
nach eigener Wahl, entweder die Zinfen davon für die Zwifchenzeit entrichten, oder die 
Nupungen berechnen. 
$. 293. Doc fteht den Parteien frei, wegen der Berzinfung und Fruchtberech— 
— auf den Fall des rückgängig gewordenen Kaufs, ein anderes unter ſich zu ver— 
abreden. 
. 294. Wenn mehrere Sachen zuſammen für Einen Preis, oder wenn ein In— 
begriff von Sachen verkauft worden, jo fann der Vorbehalt eines beſſern Käufers nur 
in Anſehung des Ganzen, nicht aber einzelner Theile oder Stüde, ftattfinden. 
$. 295. Bom Vorkaufs- und Näherrechte wird gehörigen Orts befonders gehans *) dom Bor- 


ts verluftig, und muß dem 


delt. (Tit. 20, Abfchn. 3.) 2. Serie, 
$. 296. Iſt ein Kauf unter Vorbehalt des Wiederfaufs 5) geſchloſſen, jo wird ee 


gemachten Beftimmung des $. 279, ein Riß in den Zufammenhang des landrechtlihen Syſtems tom- 
men, wenn man. die Beftimmung diefes 8. 287, ohme den $. 279 zu ändern, aufheben wollte. ©. o. 
die Anm, 97 zu 8. 279. Eine ſolche Zerftörung kann nicht beabfichtigt worden fein. (4. U.) M. ſ. 
auch die Abb. von Dr. Altmann in Örudot, Beitr. V. Jahrg., ©. 168, 

1) Schaden und Koften, die dem Käufer etwa durch ſolchen Betrug veranlaßt worden find. Denn 
in der Hauptſache kann er dergleichen nicht haben, da es bei jeinem Kauftontrafte bewendet. Hat 
der Berkäufer bloß bei der Anzeige der ihm von dem befieren Käufer gebotenen Bedingungen betrüg- 
lid gehandelt und wird er aus diefem Grunde feines vorbehaltenen Rechts verluftig, jo wird er aud) 
dem meuen Käufer fir Schaden und Koften verantmwortlid. L. 14 pr. D. de in diem addictione 
(XVII, 2). 

2) Die gerichtliche Belanntmachung ift hier nicht erforderlich, weil nicht vorgeichrieben. Der 
Fall it überhaupt nicht ein eigentliches Vorkaufsrecht. ©. o. die Anm. 100 zu $. 287. 

3) Die Auflöfung wird nicht als Rückkauf behandelt, der erfte Kauf ift vielmehr als unter einer 
aufichiebenden Bedingung geſchloſſen anzujehen und der Berläufer ift, wenn die Uebergabe antizipirt 
worden, dennoch Eigenthümer geblieben. Die Ausgleihung wegen Nutungen und Zinjen muß aud) 
dann erfolgen, wenn der erfte Käufer im den zweiten Kontralt eintritt; denn der erſte Kontrakt wird 
auch in diefem alle aufgelöft. 

4) Nämlich wider den Willen des Verkäufers. $. 109. 


*) (5, X.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. $, 997. Dazu Glüd, Erläuterung, Bd. XVI, 
©. 199 flg. Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. II, ©. 246 — 250, 

5) Diefer Veivertrag kann dahin gehen, daß der Käufer verpflichtet fein jolle, die Sache dem 
Berfäufer wieder abzulafjen (pactum de retrovendendo), oder aud dahin, daß der Verkäufer verbun- 
den fein folle, fie dem Käufer wieder abzunehmen (pactum de retroömendo). Diejes Nechtsgeichäft 
ift ein Gebilde der deutichen Praris, welche fi) auf die L. 12 D. de praeser. verbis (XIX, 5) und 
L. 2 C. de pactis inter emtorem (IV, 54) ftütst, wo jedoch don einem Kaufe unter einer Rejolutiv- 
bedingung die Rede iſt. Mit diejer Verabredung der Auflöfung unter einer Refolutivbedingung (welche 
Berabredung die Neueren ein verbis resolutivis geichloffene® pactum de retrovendendo nennen), Wird 
der Wiederlaufsvertrag verwechſelt oder vermiſcht, woraus mancherlei Verwirrungen und Widerjprüche 
in die Lehre gelommen find, unter deren Einflufje auch die Verf. des A. L.R. geftanden haben. Das 
wahre pactum de retrovendendo hat dor jedem anderen Pakt über einen beabjidhtigten Kauf, worin 
man ber die Effentialien einig jein muß, wenn es wirkſam jein fol, keine Bejonderheiten, und 
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im zweifelhaften Kalle vermuthet 6), daß die Sache dem Verkäufer für eben den Preis 7), 
welchen er dafür erhalten hat, zurüdgegeben werden folle. 

$. 297. Bei Ausübung des Wiederverfaufs werden, wenn nicht ein Anderes 
verabredet ift, die Nusungen oder der Gebrauch der verfauften Sache, und die Zinfen 
des dafür bedungenen Kaufpreifed gegen einander aufgehoben ®). 

$. 298. Der Wiederfäufer muß die Sache in dem Stande annehmen, in wel- 
chem fie jich zur Zeit, da er fein Necht ausüben will, befindet ® *). 

4 299. Sat aber der bisherige Befiger die Sache, auch nur durch ein mäßiges 
Verſehen, oder durch Veräußerung eines Pertinenz- oder Änventarienftüdes, im Werthe 
vermindert, jo muß dem Wiederfäufer diefer Abgang ?) vergütet werden. 

$. 300. Auf den Abgang oder die Verringerung folcher Stüde, die aus deren 
gewöhnlichem Gebrauch und Benusung, durch Zufall, oder auch durch ein geringes 10) 


hätte feiner beionderen Geſetze bedurft. (5. A.) Manche Gerichte finden noch jett eine Reſolutiv-Be— 
dinguug des Kaufvertrages ($. 114, Fit. 4) im einem ftipulirten Wiederfaufsrecht. Dem ift jedoch 
das Obertr. entgegengetveten. „Die Stipulation des Wiederfaufsrechts” — jagt daſſ. ganz forrelt — 
„läßt feinestveges, wenn don derjelben Gebrauch gemacht wird, die Wirkung des Kaufvertrages wieder 
aufhören, ſondern giebt dem Verkäufer das Recht auf ein neues obligatoriiches Verhältniß, nämlich 
darauf, daß der Käufer ihm dielelbe Sache wieder für den — — Preis verfaufe. Die Stipulation 
des MWiederfaufs ift ein eigener Nebenvertrag, nicht eine auflölende Bedingung des Kaufvertrages.’ 
Erf. vom 21. November 1864 (Archiv j. Rechtsf. Bd. LV, ©. 297). 

(4. U.) Das Obertr. hat angenommen, es widerſtreite nicht dem Weſen und Charakter des Wie- 
derfaufsrechts,, wenn der verlaufende Vater das Wiederfaufsrecht feinem Sohne vorbehält. Ext. vom 
22. März 1853 (Arch. für Rechtef. Bd. IX, ©. 80). Dies ift nur dann eine Wahrheit, wenn der 
betroffene Sohn fid in einem ſolchen Abhängigteitsverhältnifie zum Vater befindet, daß er durch den- 
jeiben aus juriftiicher Nothwendigfeit vertreten wird, oder wenn er defien Erbe ift. $. 317 d. X. 
Durch Eeifion läßt ſich die Legitimation zur Sache nicht vermitteln. $. 312 d. T. 

6) Dieje Bermuthung entipringt aus der erwähnten Verwechſelnng (Anm. 5); ein wahres pac- 
tum de emendo, alſo auch ein pactum de retroöämendo, fan nicht durch eine gg über ein 
Efientiale ergänzt werden. Aus diefer Vermiſchung erflären fi die zum Theil den allgemeinften 
Grundjägen üben Berträge widerſprechenden Satzungen. 

7) Diefen Preis zu verabreden ift nicht rathiam, weil wegen der Meliorationen oder Deteriora- 
tionen meiftens Weitläufigfeiten entftehen, welche abgeichnitten werden durch die Verabredung, daß 
der zur Zeit des MWiederfaufs zu ſchätzende Werth der Preis fein ſolle. Dadurch wird eine etwa bes 
abfichtigte Begiinftigung des einen oder des anderen Theils nicht verhindert, indem diejelbe durch einen 
voraus beftimmten Aufichlag oder Rüchſchlag erreicht merden kann. Auch die Schwierigleit, welche 
aus einer im der Zwiſchenzeit etwa eintretenden Münzveränderung entfteht, wird dadurch bermieden. 
(5. 4.) —— iſt die Behauptung, daß, weil der Wiederkaufspreis beſtimmt worden, ein Au— 
ſpruch auf Melioratiouskoſten ausgeſchloſſen ſei. $. 300. Erf, des Obertr. v. 18. September 1865 
(Archiv f. Rechtsf. Bd. LXI, ©. 33). 

8) Auch dieſe Beftimmuug gehört dem Kaufe unter dem Vorbehalte des Widerruf ex nune 
oder ex tune an. Bei dem wahren Wiederkaufe kann die Frage nach den Nutungen und beziehlich 
Zinfen nicht vorfommen; denn der Käufer ift ja freier Eigenthlimer der Sache gerworden, nur mit 
der perfönlichen Verbindlichkeit, die Sache dem Berkäufer, wenn er es verlangen jollte, zurüchzuverkau— 
fen. Ob der Fall eintreten wird, ift ungewiß, vielleicht macht der Berechtigte davon niemals Gebrauch. 

88) (5. U.) Er muß alio 3. B. ein Haus, welches Gegenftand des Micderfaufsrchts ift und 
bor der Zeit, wo er erklärte, dab er fein Necht ausüben wolle, zum Theil abgebrannt war, in dem 
Zuftande, in welchem es fich zu diejer Zeit befindet, übernehmen, ohne auf die Feuerverficherungs- 
gelder Anipruch machen zu können. Denn diefer war ein rein periönlicher Anſpruch des Wiederver- 
fäufers als damaligen Eigenthümers des zum Theil abgebrannten Hauies. (S. oben, Anm. 76, 
Nr. 2 zu $. 102, Tit. 4.) Ein Zubehör oder einen Zuwachs des Grumdftiids bildet dieſe Geldfor- 
derung nicht. Erf. des Obertr. d. 21. Nobbr. 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, ©. 298). 

9) Nach der Regel müßte im Falle des Vorſatzes oder groben Berfehens nicht bloß der Abgang 
(pofitiver Schade) , fondern das ganze Intereffe vergütet werden. (5. A.) Hat der Wiederfaufsberedh- 
tigte in den Abgang gewilligt und auf jein Wiederlaufsrecht in Betreff des Abganges verzichtet, ohne 
wegen des Uebrigen etwas Weiteres zu verabreden, jo wird dadurch die Ausübung des Wiedertaufs- 
rechts in —— Reſtgrundſtücke nicht unmöglich gemacht, jondern der Wiederkaufer muß für das 
nun Fehlende Bergütung erhalten, melde je feine andere ift als die dem Wiederverkäufer dafür 
getvordene. rt. des Obertr. dom 27. Februar 1865 (Entſch. Bd. LIV, S. 80), 

10) Eine Anomalie. $. 278, Tit. 5, 
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Verſehen des Befikerd, entftanden find, wird dabei nur in fo weit Rüdficht genommen, 
als der Bejiger dergleichen Abgang aus dem Zumwachfe nach den Regeln eines gewöhn- 
ih guten Wirthichaftsbetriebes, zu erfegen jchuldig und vermögend war. 
$. 301. Iſt die Sache gänzlich untergegangen, fo fällt das Wiederkaufsrecht hin- 2 Her die 
weg; der Verlujt mag durch Zufall, oder durch ein geringes oder mäßiges 11) Berfe- Tih unter- 
hen des Befigerd entitanden fein. i vcamngen 6 
$. 302. Hat aber der Beliger die Vernichtung oder den Untergang der Sache 
vorfäglich oder durch grobes Verjehen veranlaft, fo muß er dem zum Wiederverfaufe 
Berechtigten, wegen des ihm daraus erwachjenen Schadens und entgangenen Vortheils, 
vollftändige Genugthuung leiften. 

$. 303. Verbeſſerungskoſten muß der Wiederfäufer dem Beſitzer nach eben den ———— 
Grundſätzen erftatten 12), nach welchen der Eigenthümer dieſelben einem redlichen Be— } 
figer zu vergüten jchuldig ift. (Tit. 7, $. 204 sqq.) 

$. 304. Für VBerbefferungen, die ohne alles Zuthun des king bloß durch 
— oder Zufall entſtanden ſind, kann der wiederkäufliche Beſitzer keine Vergütung 
ordern. 

$. 305. Hat aber der Beſitzer durch feine Arbeit und Mühwaltung, durch feine 
Verwendungen bei einem Dritten, durch die von einem ſolchen Dritten um feiner Ver— 
dienjte willen erhaltenen Wohlthaten, oder auch nur durch wirtbichaftliche Einjchrän- 
fungen in dem ihm ſonſt zufommenden Nutzungsrechte, eine bleibende Berbefjerung der 
Subſtanz bewirkt, jo muß ihm diefelbe, nach dem aladann wirklich beftehenden Werthe 
diefer Verbefferung, vergütet werden. 

$. 306. Für bloge, auch auferordentlihe, Erhaltungskoften der Subftanz oder runs. 
ihres Werths, fommt dem Befiser feine Vergütung zu. toften, 
$. 307. Hat aber der mwiederfäufliche Befiser, zur Wiederheritellung der durch 
Unglüdsfälle bejehädigten Subftanz der Sache, mehrere Koften verwendet, ald aus 
den Einfünften des Jahres, in welchem der Unglücksfall ih ereignet, nach Abzug der 
font zur wirhſchaftlichen Benugung der Sache erforderlich gemeienen Kojten, haben 
beftritten werden können: jo muß der MWiederfäufer diefen Ueberſchuß eritatten. 

$. 308. Das Wiederfaufsrecht fann, im Mangel bejonders verabredeter Be⸗ ae, 
ftimmungen, nur gegen baare Zahlung der Wiederfaufsiumme 13), und gegen Er- Biedertaufe- 
fülfung der übrigen Bedingungen, folglich nicht durch ein bloßes Anerbieten dazu, aus- I“ 
geübt werden !*). 

$. 309. Wenn dabei wegen der Münzforten Streit entiteht, fo ift derfelbe nach 
den wegen Wiedererjtattung !5) einer erhaltenen Geldfumme vorgefchriebenen Grund— 
fägen zu beurtheilen. (8. 778 sqq.) 

$. 310. Die Gerichtd- und andere Koften des Wiederfaufs muß, wenn nicht? ») von den 
verabredet ift, der Wiederfäufer tragen !#). giehertaufs, 

11) Weil das mäßige Verſehen nur den pofitiven Schaden zu erſetzen verpflichtet (SS. 12 und 
13, Tit. 6 und $. 288, £. 5), und ein folder Schade nicht vorfommen fan. 

12) Wenn nämlich mur der frühere Preis zurückgezahlt werden fol. ©. o. die Anın. 7 zu $. 296. 

(4. A.) Nah Abſchluß des Wiederverkaufsfontrafts kann der MWiederverläufer außer dem Wieder- 
faufspreife eine nicht ausdrüdlich ausbedungene Vergütung für feine etwaigen Berbefferungen nicht 
verlangen, wenn auch der Wiederverfauf in Folge vechtsfräftigen Urtheils geſchehen  ift. Et. des 
DObertr. v. 22. März 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©, 80), 

13) Zur Erftattung der Kaufstoften und des erlegten Laudemiums ift der Wiederfäufer nicht 
verbunden, weil der Wiederfauf ein neues Nechtsgeihäft, und zwar ein eignes des Wiederverläufers 
ift. Die gemeinrechtlichen Schriftfteller find darüber verichiedener Meinung, je nad der Auffafjung 
des Wiederlaufs, indem die Idee von der Aufhebung des erften Kaufes bei vielen ſich einmengt. 

14) Entſcheidet eine gleichfalls auf Begriffsverwirrung beruhende Meinungsverjhiedenheit. 

15) Auch hier mischt fich ebemdiefelbe Idee wieder ein; fonft müßte auf die Vorſchrift der $$. 56, 

57 d. T. verwieſen werden. 
16) Iſt eine. pofitive Vorſchrift; nach allgemeinen Nechtsgrundiägen über Verträge hat jeder Kon- 
42* 
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$. 311. Im wiefern das vorbedungene Wiederfaufsrecht auch gegen einen Dritter 
von Wirkung fei, it nach den Vorſchriften $$. 264, 265 zu beitimmen. 
JE Ds $. 312. Das Wiederfaufsrecht kann, wider den Willen des Beſitzers der Cache, 
tauferebt einem Dritten nicht abgetreten werden 17). 


en 5. 313. Wer aber ein Grundftüd erwirbt, der befommt damit zuglich das Recht, 
wiederfäuflih veräußerte Pertinenzftüde deijelben zurüdzufaufen 3). 
— 32 $. 314. Iſt zur Ausübung des Wiederkaufsrechts eine gewiſſe Zeit durch Ver— 
seht, Frag oder Geſetz beſtimmt, jo geht daſſelbe mit dem Ablaufe dieſer Zeit verloren8). 
$. 315. Iſt die Zeitbeftimmung fo gefaßt, daß daraus ein gewifjer Termin, mit 
welhem das Recht aufhören foll, nicht erhellet: fo hat dergleichen Beſtimmung eben 
die Wirkung, ald wenn der Verluft des Recht? an gar feine Zeit gebunden wäre. 
$. 316. Iſt feine Zeit zur Ausübung ded Wiederkaufsrechts bejtimmt, fo gebt 
daſſelbe auf die Erben des Verfäuferd nicht über! 9). 
. 317. Hat der Verfäufer den Wiederfauf fih und feinen Erben ausdrüdlich 
— oder geht ſonſt aus der Faſſung des Vertrages deutlich hervor, daß die 
Ausübung dieſes Rechts zu allen Zeiten ſtattfinden ſolle: erlöſcht daſſelbe durch keine 
Berjährung 2°). 
$. 318. Wenn das Recht, nach obigen Beftimmungen, auf die Erben übergeht, 
fo find nicht nur gefegliche, fondern auch die durch Verträge oder letzte Willendverord- 
nungen berufenen Erben 2?) zu deſſen Ausübung befugt. 


trahent jeine eigenen Koften zu tragen, Aber auch hier äußert die Idee don dem NRüdtritte des Ber: 
fäufers von dem erften Kaufe ihren Einfluß. 

17) Es kann aljo auch nicht verpfändet und nicht dererbt werden, es müßte denn borbedungen 
fein, 88. 316— 318. Der $. 312 enticheidet eine gemeinvechtliche Kontroverje in Beziehung auf die 
aktive Keifibilität. Der paifive Uebergang ift unbeftritten. L. 2 de pact. inter emtorem (IV, 54). 

(3. A.) Wenn bei einem auf Wiederfauf veräuferten Lehen nad) dem provinziellen Pehnvechte, 
z. B. dem pommerihen, den ſämmtlichen Agnaten des Beräuferers, gleich ihm, das Wiederlaufs- 
recht zufteht, jo ift der eine Agnat dem anderen gegenüber nicht als ein „Dritter“ im Sinne des 
8. 312 anzufehen; der Nächfte zur Ausübung kann mithin das Wiederlaufsrecht einem Entjernteren 
cediren. Br. des Obertr. dv. 6, Oftober 1856 (Entid. Bd. XXXIV, ©. 102). 

18) Eine Ausnahme von E ai verjchiedenen Regeln: von der des $. 312 und vom dem Grund» 
fate, daß der Käufer eines Grundftüds als jolcher micht befugt ift, vorher abveräußerte Subftanz- 
theile und Vertinenzftüde von dem Dritten abzufordern. Anm. 51 x 8. 78 d. Tit. Die Ausnahme 
in der zweiten Beziehung hängt gleichfalls mit der Einmiſchung des Begriffs don der im Wiederfaufs- 
rechte Itegenden Nejolutivbedingung (Anm. 5 zu $. 296) zulammen. Daraus wird Mar, daß eine 
analoge Anwendung des $. 313 auf andere Beräußerungen (Anm. 51 zu $. 78) juriftiich undenkbar ift. 

188) (4. A.) Daher kann es durd) eine zwar dor Ablauf der Frift angebrachte, jedoch erft nach 
Ablauf der Frift zur Kenntniß des BVerpflichteten gelangte Klage nicht erhalten werden. Ext. des 
Obertr. v. 12. Januar 1855 (Archiv f. Rechtsf,. Bd. XVI, ©. 155). Bergl. oben, Tit. 4, & 167. 

19) Gegen die Perjon des Berkäufers läuft die gewöhnliche Verjährung durch Nichtgebraud). 

20) Enticheidet einen Meinungsftreit. Einige gemeinrechtliche Schriftfteller halten das unbeftimmte 
Wiederlanfsrecht für eine res merae facultatis; Andere laffen es in 30 Jahren verjähren. Unier 
$. 317 beftätigt die erfte Meinung. Damit ift zugleich die aufgetvorfene Frage entſchieden: ob der 
Erbe eines mwiederverfaufspflichtigen Käufers die in der Erbſchaft gefundene Sade, von welcher er 
den Borbehalt nicht kennt, als eine ng 3 ertvorbene Sache verjähren könne, Die Frage in die- 
fer Faſſung ift unpafiend. Was joll der Erbe durch Verjährung erwerben oder erlangen? Das 
Eigenthum? Er hat es ſchon. Ein unbeihränttes freies Eigenthum? Er bat es jchon. 
Alſo die Erlöfhung des Borbehalts. Dieſer hat eine perfönliche Verbindlichkeit des Erblaſſers gegrün- 
det, die gekaufte Sadıe an den Berkäufer zurück zu verkaufen, — eine Schuld, welche auf den Er- 
ben vererbt wird. Nun ift e8 befannt, daß das Wiſſen oder Nichtroifien des Erben von einer Nad)- 
laßſchuld nicht den mindeften Einfluß auf die Erlöfhung durch Verjährung bat; eine dem Erben 
nicht bekannte Schuld erlischt nicht früher und nicht fpäter, als bis die Verjährung durch ig 
brauch abgelaufen ift, vorausgejegt, daß fie Überhaupt der Verjährung unterliegt. t $. 317 be 
ftimmt aber ganz ausdrüdiich das Gegentheil, folglich kann der von dem Vorbehalte nichts wiſſende 
Erbe durch Zeitverlauf gar nichts gewinnen. 


21) Aber nur die Subftanzerben; nicht die auf den Nießbrauch eingejetsten Erben. So hat das 
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$. 319. Von einem der Nachfommenfchaft, oder der Familie des Verkäufers vor- 
behaltenen Wiederfaufsrechte gi alle das, mas von dem Retrakte bei Kamiliengü- 
tern verordnet iſt. (Ih. U, Tit. 4, Abjchn. 4) 22). 

$. 320. Sind mehrere Verkäufer oder mehrere Erben Em Wiederfaufe gleich 
berechtigt, jo kann derfelbe nur mit einjtimmiger Bewilligung aller 28) ausgeübt werden. 

$. 321. Iſt unter dem vorbehaltenen Wiederfaufe ein wucherliches Geſchäft ver- ) von einem 


borgen, fo ift der Kauf ungültig, und die Handlung als ein Pfandvertrag zu beur- Wieberteufe 
theilen ?®). verborgenen 


$. 322. Ob das Gefchäft ein Darlehn oder ein wirklicher Kauf geweſen, muß, un el 
wenn die Sache nicht vollitändig aufgeklärt werden fann, nad) der Qualität der Kon- 
trahenten; nad) der Beſchaffenheit der angeblich verkauften Sache, je nachdem diefelbe 
für den Käufer wirflih von Gebrauch jein können, oder nicht, nad) dem zwiſchen 
dem Kaufe und Wiederfaufe bedungenen vg oder fürzeren Zeitraume, und nad) 
den übrigen bei der Sache vorkommenden Umftänden, von dem Richter beurtheilt 
werden. 

$. 323. Beſonders entjteht die Vermuthung eines wucherlichen Darlehnsgeſchäfts, 
wenn der Kaufd- und Wiederfaufspreid beträchtlich verfchieden find 2°). 

$. 324. Auch alsdann, wenn eine Frucht oder Nugungen tragende Cache ver 
fauft, und beide Preije im Berhältnifie gegen den wahren Werth der Sache jehr nie- 
drig beftimmt, zugleich ?%) aber ein ungewöhnlich kurzer Zeitraum zum Wiederfaufe 
feftgefegt worden. Be 

$. 325. Für einen folchen ungewöhnlich kurzen Zeitraum iſt bei beweglichen Ca- 
chen eine Frift unter Sechs Monaten, und bei unbeweglichen eine Frift unter Drei Jah— 
ren anzufeben. ee —— j 

$. 326. Uebrigens ift, wenn bei dem Gefchäft fein wirklicher Kauf, jondern nur 
ein Darlehn zu Grunde liegt, das Verhältnig zwiſchen den Parteien nad) denjenigen 
Regeln zu beurtheilen, welche die Geſetze für den Fall, wenn die Verwaltung des Pfan- 
des dem Pfandinhaber überlafjen ift, vorjchreiben. (Tit. 20, Abſchn. 1.) 
Dbertr. in einer Entiheidung v. 16. März 1849, in Sachen Aſchenau w. Sturies ?55/,,,. I, 48, 
angenommen. Die Sache hat jedoch ebenfalls eine Kehrieite. Warum ſoll der Nießbrauchserbe fein 
Interefje an der Vermehrung oder Verminderung der Subftanz haben ? 

22) Statt „Abichn. 4 ift „Abichn. 6" zu leſen. R. v. 29 Dezb. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 

23) ©. o. die Anm. 21 zu 8. 318 d. T. 

24) Bergl. o. die. Anm. 1 zu 8.10%. 

25) Sei e8, daß der Verkaufspreis bedeutend niedriger ald der Wiederverfaufspreis, oder dieſer 
niedriger als jener jei. Denn auch im zweiten Falle ift nicht anzunehmen, daß der Käufer als Kre- 
ditgeber dem Berkäufer habe ein Gejchent machen wollen mit der Differenzijummme, vielmehr — wenn 
jonft nicht Umftände damider jprechen — zu vermuthen, daß er irgend einen unerlaubten Vortheil 
darunter berfteden wolle, beſonders wenn bei einer Frucht oder Nutzungen tragenden Sache der ber 
ftimmte Zeitraum bis zum Rückkaufe lang ift, jo daß der Käufer die Sache recht auszubeiten Zeit 
hat, 3. B. bei Grumdftiiden mit bedeutenden Torfftihen, Stein» und Kalkbrüchen, aus welchen der 
Käufer feinen Gewinn ziehen kann. 

26) Dieje Bedingung paßt beſſer zu dem Falle des $. 323 (f. die Anm. 25), als zu diefem. 
Denn wenn auch beide Preile im Berhältnifje zum wahren Werthe der Sache fehr niedrig find, fo 
ift doch nicht zur jehen, welchen Vortheil der Käufer dabet haben kann, wenn er die Sache nach Fur» 
zer Zeit um denjelben ‘Preis wieder zurückgiebt. Die Nutzungen können ihn nur in einem verhält- 
nigmäßig langen Zeitraume bereichern. Zutreffend ift der Fall zur Begründung einer Vermuthung 
fiir die Simulation nur dann, wenn der Wiederfaufspreis beträchtlich höher als der Verkaufspreis 
iftz ſowie auch dann, wenn das Kaufsgeichäft 3. B. bei einem Landgute, kurz vor der Ernte voll 
zogen und bejtimmt worden wäre, daß der Wiederkauf bald nach der Ernte geichehen jolle. Die 
Beiipiele find entnommen aus: c. 5 X. de emt. (III, 17) und c. 4 X. de pignor. (III, 21). Die 
Kürze der Zeit fann auch an fich unter Umftänden ein Verdachtsgrund fein (Reichspol.Ordn. vd. 1548, 
Zit. 17, 8. 1 umd 7), mie denn überhaupt die $$. 323 und 324 nur Beifpiele geben und das 
richterliche Ermefjen nicht einjchränten. 


662 Erfter Theil. Eilfter Titel. 


— . 327. Der Regel nad iſt das Wiederkaufsrecht nur zum Beſten des Verkäu— 
— fers für vorbedungen zu achten. 


icderfaufe- 


vet den $. 328. Hat ſich aber der Käufer die Rüdgabe der erfauften Sache ausdrücklich 
Käufer der vorbehalten, fo jind feine Rechte und Pflichten nach eben den $. 296 sqq. enthaltenen 
fer zuftehe, Beftimmungen zu beurtbeilen ??). 


Dee $. 329. Wiederfäufliche Zinfen 2” *) fönnen, wenn im Kontrafte nicht ein An- 


Zinfen. deres verſehen it, nur von dem, welcher fie zu zahlen, nicht aber von dem , welcher 
fie zu fordern hat, wieder abgelöft werden. 

$. 330. Iſt jedoch der Schuldner folcher wiederfäuflichen Zinfen damit durch Drei 
hinter einander folgende Jahre im Rüditande verblieben, fo jteht dem Berechtigten 
frei 2”b), auf deren —— zu dringen 2). 
6) Bom Neu: $. 331. Hat der Käufer oder‘ erfäufer fc das Recht, binnen einer gewiſſen 29) 


faufe *), 


27), ©. o. die Anm. 5 zu $. 296 d. 8. 


278) (3.9) Wiederkäufliche Zinien, unablöslihe Zinfen, Gülten, Renten (an- 
nui reditus, census) find eine Reallaft, zu deren Erhaltung die Form der Eintragung in das Hy— 
pothelenbuch ein weſentliches Erfordernif iſt. Hypothelenordnung Tit. 1, 8.49. Sie entipringt zwar 
aus dem Rentenfaufe, kann jedoch erjt durch Eintragung zum vollendeten Dajein gelangen. Das 
Berhältni des Rentenfaufs zur Eintragung ift das eines Titels zur Ermerbungsart. Obgleich das 
Rentenrecht zwei Beftandtheile hat, ein dingliches und ein perfönliches,, umd obgleich in dem heutigen 
Rechte das obligatoriſche Element die Unterlage des dinglicen, aljo die Hauptſache ift, mie bei der 
Berpfändung, während nad) der Anficht des älteren deutichen Rechts das Verhältniß umgelehrt war ; 
— jo ift doch auch nach heutigem Rechte und mamentlih nach preußiihem Rechte das Rentenrecht 
nicht als ein Forderungsrecht mit einer Hypothek, vielmehr als ein ſelbſtſtändiges dingliches Recht zu 
denken, welches u. A. dadurch don der Hypothek ſich unterfcheidet, daß es durch die nothiwendige 
Subhaftation nicht erliicht, vielmehr auf den Adjudikatar übergeht. 8. 342 d. T. und die Anm. 42 
dazu, und Hyp.O. Tit. 1, 8.49 a. E. Da jedoch das obligatoriiche, mit einer unbeweglichen Sache 
berfmüpfte Verhältniß das vorwiegende Element, nad heutiger Rechtsanihauung, ift; fo kann das 
Rentenrecht jo wenig wie die Hypothek des heutigen Rechts zu den unbetveglichen Saden gezählt wer- 
den, was nach altdeutichem Rechte anders war, indem der Berechtigte (Gläubiger) eine wirkliche Ge- 
were am Grundſtücke hatte. Jetzt ift, die Sache in ihre rechlichen andtheile zerlegt, das Renten⸗ 
recht im Grunde doch nichts anderes als ein fortdauerndes Forderungsrecht mit einer, nach den Grund— 
fäten der Hypothek (alio namentlich mit Herausgabe der Hyperocha) zur Geltung zu bringenden Real- 
fiherheit. (Hiernach ift die Darftellung in der 1. und 2, Ausg. meines Privatrechts, F. 351 a. E. 
$$. 353 und 681 zu verftehen und zu berichtigen.) (4. A. Auch der in dem Berkaufe bedungene 
Grundzins hat ohne —— in das Hyp. B. nicht die Natur eines dinglichen, gegen jeden dritten 
Beſitzer verfolgbaren Rechts. Erk. des Obertr. dv. 25. September 1851, Archiv f. Rechtsf. Bd. III, 
©. 99.) Uebrigens ift das Imftitut der unablösiihen Zinien durch die Aufhebung der Untitndbarteit 
weſentlich verändert. G. v. 2. März 1850, 88. 91 uud 94. (4. U.) Es ift jedoch nachher denjeni« 
gen Renten, melde durch Auseinanderiegungen entftehen, die Unkündbarfeit feitens des Berechtigten 
wieder beigelegt. G. v. 26. April 1858, $. 3 (6,9. S. 273), 

276) Weber die Entftehung diefes Naturale des Geichäfts ſ. o. die Anm. 56 zu 8. 545, Tit. 9. 


28) Die Mora wirft nicht gegen den Nachfolger des Säumigen im Befige des zur Hypothel bes 
ftellten Grundftüds, auch nicht dıe bereits erfolgte Kündigung, wenn fie nicht im Hyp.-Buche ver— 
merkt worden ift. (3. U.) Die Beitimmung des $. 330 ift übrigens durch das G. dv. 2. Mär; 1850, 
88. 91 und 94 hinfichtlich der regelmäßigen Unkündbarkeit jolher Renten abgeändert. (4. 4.) Das 
Gel. d. 26, April 1858, $. 3 (G.S. ©. 273) ftellt das alte Recht wieder her. 

*)(5.%.) Hellfeld, jurisprudentia forensis ete. $. 1000. Dazu Glüd, Erläuterung, Bd. XVI, 
S. 224. — Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. III, $. 381. 

29) Fehlt es an der Beltimmung einer gewifien Zeit, To ift dieſer Beivertrag (paetum dis pli- 
contiae) für nicht geichlofien zu erachten. Es a, wegen der Abnormität dieſes Mebenvertrages , der 
nach allgemeinen Grundfägen über Berträge die Perfektion des Hauptvertrages ganz hindert ($. 108, 
Tit. 4) und nur als einzige Ausnahme von diejer Regel hier beim Kauffontrafte als auflöiende Be— 
dingung zugelafien ift (vrgl. L.3 D. de contrah. emt. XVII, 1; L. 2, $.5 D. pro emtore XLI, 4), 
— feine Ausdehnung der Beitimmung, etwa jo, daf der Nebenvertrag ohne Bezeichnung eines End» 
puntts, umd in ar Falle 3. 8. jelbftverftändlih bis zur Uebergabe wirkſam wäre, mie bei der 
addietio in diem, zuläfſig. ©. jedoch u. die Anm. 31. 

(4. 9.) Unter der „geroiffen‘ Zeit ift freilich feine beftimmte nad) einer auf eine namentlich 
angegebene Anzahl von Tagen oder Benennung eines beftimmten Kalendertages geichehenen Feſtſetzung 
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Zeit, vom Kaufe wiederum abzugeben, vorbehalten, jo iſt dieſes für eine auflöfende 
Bedingung 3°) anzufeben ?'). 

$. 332. it die Uebergabe erfolgt, und ??) dad Kaufgeld bezahlt worden, ſo iſt 
ein ſolcher Vertrag nad den Regeln vom Wiederfaufe zu beurtheilen. 

$. 333. Iſt die Sache dem Käufer nur auf die Probe *?) gegeben worden, fo 
erlangt det Kauf feine volle Wirkſamkeit erit von dem Zeitpunfte an, wo der Käufer 
feine Zufriedenheit mit der behandelten Sache, ausdrüdlich oder ftillfchweigend, zu er: 
fennen gegeben hat. 

$. 334. Für eine folche ftillihweigende Erklärung ift 8 zu achten, wenn der 
Käufer, nachdem er die Sache wirklich in Befig genommen, das 33°) erhaltene Kauf: 
geld ohne weiten Vorbehalt bezahlt hat. 


u verftehen, es ift eine im Allgemeinen begrenzte Zeit (irgend ein Zeitraum), nicht ein nach allen 
ertmalen bezeichneter oder bemannter Zeitpunkt gemeint. 

In einem Falle ift angenommen worden, daß die für die Zahlung des —. beftimmte 
Frift zugleich als Begrenzung der Dauer des jus poenitendi anzujehen ſei. Der ift jedoch irrig 
als Neuvertrag angelehen und nah $. 331 unter willkürlicher Ergänzung des Vertrages beurtheilt 
worden. Denn die Verabredung mar die, daß der Waarenfäufer don den entnommenen Waaren dies 
jenigen der empfangenen Stücke, welde ihm nicht fonveniren würden, wieder zur Dispofition ftellen 
dürfe. Das ift fein paetum displicentiae, jondern ein Kauf auf die Probe (emtio ad gustum), wel— 
der nach der Vorſchrift der SS. 333 ff. d. T. zu behandeln war. Deshalb ift den Enticeidungs- 

ründen des Obertr. zu der Entic. v. 3. Juli 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVU, ©. 322) fein 
eifall zu geben; die Nichtigkeitsbeichtwerde hätte für begründet erachtet, das angefochtene Erf. aber 
auf Grund des 8. 334 d. T. aufrecht erhalten werden jollen. 

30) Die Bedingung muß, da fie in einer inneren Handlung des Berkäufers (Reue) befteht, von 
ihm in Perjon erfüllt werden, folglich kann diejer Nebenvertrag nicht aktiv auf die Erben übergehen. 

31) Bon diefem, nur dem Kaufe angehörigen Reuvertrage ift eine Art desielben, die bei jedem 
Bertrage vortommen kann, zu untericheiden, nämlich die don der Komdentionalftrafe weſentlich ver— 
ſchiedene Verabredung: gegen Erlegung eines gewiſſen Reugeldes don dem Rechtsgeichäfte zurücktreten 
zu dürfen. Darüber j. m. o. Tit. 5, 88. 212 ff. umd 312 ff. 

32) Beides zujammen, Eins ohne das Andere genügt hierzu nicht. Iſt bloß die Uebergabe ge 
ichehen,, ohme daß gegengeleiftet worden ift, jo ift die Sache mit den Früchten und Nutungen zu— 
rüdzugeben, wobei der Käufer als redlicher Beſitzer zu behandeln ift, jedoch jo, daß er ſich mit den 
Schaden des Anderen nicht bereichern darf; er muß deshalb, im ſoweit dies geichehen würde, auch 
die bereits fonjumirten Früchte vergiiten. Iſt Kaufgeld vorausgezahlt worden, jo muß der Verkäufer 
Zinjen davon entrichten. Jedoch wird, um die Beltimmung des $. 332 in Anwendung zu bringen, 
nicht erforderlich jein, daß das Kaufgeld vollftändi g bezahlt ſei, vielmehr wird der Fa der Be⸗ 

immung vorhanden jein, auch wenn ein Theil des Kaufgeides geftundet worden ſei; denn die Ab- 
t des Geſetzes geht auf Bereinfahung der Auseinanderjegung. 

*) (5. 4.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. $. 1036. Dazu Glüd, Erläuterung, 
Bd. XV, ©. 156, Nr. 8. Grath, Kauf und Verlauf, No. VII, in Weiste's Redtsteriton, 
Bd. VI, ©. 45. — Diein Recht der forderungen, 2. Ausg. Bd. III, $. 320, ©. 746. 

33) Ein allgemeiner Grundiag bei Verträgen ift, daß feinem Theile freigejtellt bleiben darf, 
nach feiner Willtür don dem geichlofjenen Bertrage abzugeben, ſonſt ift der Vertrag noch nicht perfelt. 
(Anm. 29 zu 8. 331.) Nur bei dem Kaufe gelten mehrere Ausnahmen. Dazu gehört auch der 
Kauf auf Probe, d. i. ein foldher, wobei dem Käufer freigeftellt bleibt, von dem Kaufe wieder abzu— 
gehen und die bereits übergeben erhaltene Sache wieder zurüdzugeben, wenn fie ihm nicht gefällt. 
(Emtio ad gustum.) Bergl. Hand.G. B. Art. 339. Auf den gebrauchten Ausdrud kommt es nicht 
an, wenn nur die Abficht erhellet, da der Käufer die Sache prüfen und nad Gefallen zurüdgeben 
möge. Daher ift ein Käufer, welcher z. B. mit der Klaujel: „bis zum Bejehen‘, gelauft hat, zum 
Nüdtritte bevechtigt , fobald er erflärt, daf ihm die Sache nicht anftche. Das Gleiche gilt von einem 
Kaufe mit der Klaufel: „bis zum Koften“. $. 335. Pr. des Obertr. d. 29. Jan. 1817 (Simon, 
Rechtsſpr. Bd. I, ©. 227). Bergl. L. 34, $. 5 D. de contrah. emt. (XIX, 1). — (4. 4.) Etwas 

anz anderes ift der Kauf „mach Probe“, melden eine Parteimeinung damit hat identifiziren wollen. 
v Kauf „mad Probe oder Mufter” ift ein umbedingtes, völlig perfeltes Kaufsgeichäft, wobei eine 
Probe zur Beurtheilung der vorbedungenen Eigenihaften, fiir weiche nad den allgemeinen Grund» 
jägen don Kauf und Gewährleiftung einzuftehen ift, zum Grunde gelegt ift. Bei entitehendem Streite 
fommt es auf die Jdentität des Probeftüds und auf die Uebereinftimmung der gelieferten Waare mit 
demjelben an. Erf. des Obertr. vom 28, Februar 1854 (Arch. für Rechtöf. Bd. XI, ©. 192), — 
Bergl. unten, H.6.B. Art. 340 und die Anm. 7 dazu. 
338) (4. 9.) Hier muß, um einen entiprehenden Sinn herauszubringen, das Wort „geftundet‘‘ 
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$. 335. Sobald hingegen der Käufer erklärt, daß ihm die Sache nicht anſtehe: 
fallen alle gegenfeitige Rechte und Pflichten aus dem unter einem folhen Nebenvertrage 
errichteten Kauf-Kontrakte von jelbit weg ®®b). ' 

. 336. Iſt dem Käufer zur Erklärung: ob er die Sache behalten wolle, eine 
ewiſſe Zeit beftimmt, und er läßt diefelbe, ohne fich zu erklären, vorbeiftreihen, fo 
ann er von dem Bertrage nicht mehr abgehen. 

8.337. it feine Zeit bejtimmt, fo fteht dem Verkäufer frei, auf Ergänzung 
diefer Beftimmung durch den Richter, nach Vorſchrift Tit. 5, $. 230 sqq. anzutra= 
gen ®#). * 

$. 338. So lange der Käufer die Sache noch auf der Probe hat, haftet er nur 
für folhe Unfälle, die durch fein grobes oder mäßiges Verſehen entitanden find. 
. 339. Zu einem ungewöhnlichen Gebrauche der auf die Probe erhaltenen Sache 
* Käufer nicht berechtigt, und muß alſo für allen daraus entſtandenen Schaden 
haften. 

$. 340. Auch bei gerichtlichen Verkäufen finden die allgemeinen Grundſätze von 
Kaufagefchäften überhaupt Anwendung ?>). 
oder „ereditirt‘ eingetragen werden; es fehlt in allen mir zu Geſicht gelommenen Ausgaben; der ge- 
drudte Entrourf hat den Sat noch nicht. 

33b) (4. A.) Man ſ. oben, Anm. 16, Abſ. 3 zu 8.30 d. T. 

34) Daß dieſe Beſtimmung den Verkäufer dergeſtalt bindet, daß er von dem Verlkaufe nicht zu— 
rüdtreten umd die Sache zurildfordern fünne, vielmehr warten muß, bis der Richter die Friſt rechts- 
träftig beftimmt hat und diefe Frift verlaufen ift ($. 336), läßt fich nicht beftreiten. Aber das aller- 
unpafjendfte Mittel, die Sache zum Austrage zu bringen, ift das bier Borgeichriebene ohne allen Zwei⸗ 
fel. Um ein Faß Wein zu probiren, können ein Baar Jahre vergehen, wenn der Advolat des Käu- 
fers im Sinne feines Klienten den Prozeß gut zu führen verfteht. Unterdeſſen ift e8 verdorben. Das 
Sachgemäße wäre, daß der Verkäufer die Frift vorjchriebe. 85. 92, 93, Tit. 5. 

*) (5. 4.) Heinemann, die Subhaftation nad) rationalen und politiichen Grundſätzen, —* 
gemeinen deutſchen und nach großherzoglich ſächſiſchen Geſetzen im Zuſammenhalte mit den königli 
ſchſiſchen, preußiſchen und franzöſiſchen Prozeßordnungen. Weimar 1832. Mein Recht der or- 
derungen, 2te Ausg. Bd. III, $. 351, 

35) Die Borfchriften der 8$, 192—196 d. T. finden auch bei nothwendigen Subhaftationen ftatt. 
Der Adjudifatar erlangt daher, beim Dr andermeiter Berabredungen, auf die erftandene Sache 
nur in dem Zuftande, im welchem fich diefelbe bei Abgabe feines Gebots befunden hat, ein, noch durch 
die Vorſchrift $. 213 d. T. beichränktes Recht; umd die Zahlung des Meiftgebots befreit ihn insbe- 
fondere nicht von Ansprüchen wegen nützlicher Verwendungen, die in das Grundftüd vor Publikation 
der Adjuditatoria gemacht worden, infomweit diefe nad) den allgemeinen Grundfäten über die versio in 
rem begründet werden fönnen. er des Obertr. 532, vom 28. Sept. 1838, 

(5.9) In einer, Schulden halber ausgebrachten, nothwendigen Subhaftation kann der Subha- 
ftat dem Adjudifatar gegenüber als Verkäufer nicht angejehen werden. Erf. des Obertr. d. 3, Juli 
1866 (Entic), Bd. LVili, ©. 83), 

Ein jeltiamer Fall war diefer. Ein ländliches Wirthshaus wurde fubhaflirt. Der ei befaß 
noch ein Aderftüd als ſelbſtſtändige Sache unter einer befonderen Hypothelennummer. Die Tare 
wurde von dem Wirthshaufe und dem dabei bewirthichafteten Aderftüde znfammen — 
Das Ausgebot im Patente geichah unter der Öppotbefennummer des Wirthshauſes ohne Erwähnung 
des Wderftüds, auf welchem ebendiefelben Hypothelengläubiger eingetragen ftanden. Das Gebot 
wurde, gleichfalls ohne daß des Aderftüds bejondere Erwähnung geſchah, unter vorausgeſetzter Be— 
tanntihaft der Bieter mit dem Grumdftücde nach der Tare, — und die Adjndilatoria erwähnte 
auch nur des Wirthshauſes nach deſſen Hypothekemummer. Der Adiudilatar ſetzte ſich, ohne allen 
Widerſpruch, im den Beſitz des Wirthshauſes und auch des Ackerſtücks. Als es nun aber zur Be— 
Iegung der Kaufgelder und Berichtigung des Beſitztitels kam, fand fih, daß er feinen Befittitel von 
dem Aderftüde erhalten konnte. Sein Advofat wußte nicht, wie er die Sache angreifen follte, um 
fie in Ordnung zu bringen. Er forderte Gemwährleiftung, behanptend, daf er das Aderftüd mit ge 
tauft und bezahlt habe. Der Käufer war aber im Behihe und Genufie des Aders, und Niemand 
bedrohte ihn mit der Entziehung. Die Sache mwar diefe: Entweder war der Ader mit Gegenftand 
des Kaufs geweſen, oder nicht. Im erſten Halle mußte dies durch eimftimmige Anerkennung (Della- 
ration) ſämmtlicher Interefienten vor dem Subhaftationsrichter urkundlih gemacht werden und der 
Subhaftationerichter hatte auf Grund diefer Verhandluugen die Adrnditatoria zu ergänzen. Dann 
mußte der Sppothefenrichter das Hypothelenbuch in Ordnung bringen. Gegen die Wideriprechenden 
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$. 341. Die Abweihungen von diefen Regeln bei gerichtlichen nothwendigen 
Verkäufen find in der Prozefordnung beftimmt. 

1. B. gegen verfhi®dene Mißbräuche bei gerichtlichen und anderen öffent- 
lihen Subhaftationen und Berfteigerungen, vom 14, Juli 179786), (Ed. ©. 
Bd. X, ©. 1313.) 

Wir x, thun kund umd fügen hiermit zu wiffen, wie Uns angezeigt worden, daf bei gerichttli- 
hen und anderen öffentlichen Subhaftationen und Berfteigerungen hin und wieder der Mißbrauch über- 
hand nehme, daß ein Picitant, um einen andern Bietungsluftigen zu entfernen und von einem Mehr- 
gebote abzuhalten, fich mit demfelben über ein fogenanntes Abftandsgeld vereinigt und dadurch be- 
wirft, daß er folchergeftalt das ausgebotene Objekt zu einem niedern Preife erhält, als geichehen fein 
würde, wenn nicht andere Kanfluftige durch einen ſolchen Winfelvertrag vom Mitbieten wären zurüd- 
gehalten worden. Dergleihen Verabredungen gründen ſich num zwar auf einen unmoraliichen und 
unerlaubten Eigennug, den die Geſetze niemals begünftigen fünmen, indem dadurch der Zwech der öf- 
fentlichen Veräuferumgen gänzlid) vereitelt, dem Eigenthümer des zu verfaufenden Objekts, oder deſſen 
Släubigern, der rechtmäßige Vortheil, welchen fie durch diefen gefegmäßig veranftalteten Weg der Ver— 
äußerung hätten erhalten fönnen, zu Gunſten eines Dritten, welcher drauf nicht den entfernteften 
Aufpruch zu machen hat, entzogen, und gerichtliche Handlungen, bei welchen Treue und Glauben, fo 
wie ein grades und offenes Verfahren, mit Necht gefordert umd erwartet werden können, in Gelegen- 
heiten zu gerwinnfiichtigen Spekulationen verwandelt werden. Da es inzwiichen an einem pofitiven 
Berbotsgejee gegen ſolche Minfelverträge bisher noch ermangelt hat, jo haben Wir nöthig gefumden, 
darüber nachſtehendes feftzufegen. 

1) Alle Verträge und Berabredumgen, bei welchen die Abficht zum Grunde liegt, bei gerichtlichen 
und andern öffentlichen Subhaftationen und Auktionen, fie mögen zu den nothmwendigen oder freimil- 
ligen gehören, Kaufluftige zum Bortheil eines Picitanten von der Abgebung ihres Gebots, oder von 
weiterem Mitbieten zurüdzuhalten, e8 geichehe nun foldhes durch Bervilligung eines gewiffen Abftande- 
geldes, oder durch Verſprechung, oder wirlliche Einräumung anderer Bortheile?%a), werden hiermit 
für unerlaubt und ftrafbar erklärt. 

2) Dergleihen Verträge können daher auch unter den Kontrahenten felbft keine rechtliche Wirkung 
haben 3°), und es kann keinem derjelben mit einer daraus hergeleiteten Klage rechtliches Gehör ver— 
ftattet werden. 


mußte der Käufer die Behauptung befonders ausführen und zur richterlichen Entſcheidung bringen. 
War aber der Acker nicht mit Gegenſtand der Lizitation geweſen, ſo hatte der Käufer ſich im Gegen— 
ftande geirrt, und es waren darnäch die an — Schritte zu thun. (4. A.) Dieſes iſt von dem 
Obertr. in dem Erf. vom 30. Juni 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 108) dahin anerkannt und 
angewendet worden, daß, wenn jeder Theil einen anderen Gegenftand im Sinne hatte, der Adjudika— 
tar —— Irthums bet Abgebung feines Gebots im dem Gegenſtande der Subhaftation den Zu— 
ſchlagsbeſcheid als nichtig anfechten fönne, 

Auch die Schriftform muß beobachtet werden, d. h. der Meiftbietende muß das Pizitationsproto- 
foll unterzeichnen. Erf. des Obertr. vom 23. April 1856 (Entſch. Bd. XXXIII, ©. 266 u. Ardı. f. 
Rechtsf. Bd. XX, ©. 352), M. f. auch Anm. 55% zu 8. 38, Tit. 52 der Proz. O. 

Das Kaufsgeihäft wird durd den Abſchluß und die Vollziehung des Fizitationsprotofolls derge- 
ftalt perfelt, daß der Meiftbietende, wenn vor dem Schluſſe des Termins von einem der Intereſſen— 
ten ein Fee er Widerfpruch nicht erhoben wird, ein mohlerworbenes Recht auf den Zuſchlag er- 
halten hat, welches ihm durch fpätere Erklärungen und Widerſprüche, insbejondere auch durch jpätere 
Zurüdnahme des Subhaftationsantrags feitens des Ertrahenten der Subhaftation, nicht genommen 
werden kann. Berg. A. G.O. I, 52, 88. 12, 38, 42, 58; Subhaftations-Ordn. vom 4. März 1834, 
$. 12 u. die Anm. dazu. rk, des Obertr. vom 25. April 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 135). 

36) Diefe Berordn. hat fortwährende Gültigkeit. R. d. 6. April 1822 (Jahrb. Bd. XIX, ©. 304). 

36°) (4. X.) Die Ceſſion der Hnpothefenforderung des zurüctretenden Kaufluftigen, zu deren 
Dedung die Snbhaftation Ausficht giebt, am einen anderen Kaufluftigen, und die Ausbedingung der 
entiprechenden Ceſſionsvaluta ift für einen bejonderen Bortheil im Sinne des $. 1 diefer Verordnung 
nicht zu erachten, Erf. des Obertr. v. 24, Januar 1861 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XL, ©. 152). 

37) Die frage ift: melden Einfluß eine foldhe Uebereinkunft unter Bietluftigen auf den Kauf 
jelbft hat. Nach meiner Meinung ift der Kauf anfechtbar. Man j. den Rechtsfall umd die Entjchei- 
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3) Bielmehr joll alles dasjenige, was der zurüdftchende Kaufluftige durch einen ſolchen unerlaub- 
ten Vertrag gewonnen hat, dem vorigen Eigenthiimer des Objelts, bei defien Berfteigerung der Ver— 
4 








dung des Obertr. vom 5. Juni 1840 im Schleſ. Arch. Bd. V. S. 142. Cine andere Meinung er— 
flärt den Kauf und Zufchlag für gültig, indem nur der fiir unerlaubt erflärte Pakt wirkungslos fein 
jollte, Im diefem Sinne hat das Obertr. durch Pl.-Beichl, (Pr. 1026) vom 16. Auguſt 1841 den 
Meinungsitreit entichieden: „Die Verabredung, durch weiche fi Jemand bei einer gerichtlichen oder 
anderen öffentlichen —— oder Verſteigerung von einem Anderen gegen ein Abjtandegeld ver— 
ſprechen läßt, ihm nicht überbieten zu wollen, giebt dem Eigenthümer der Sache oder deſſen Gläubi- 
n, zu deren Befriedigung der Verkauf veranlaßt worden, nicht das Recht, die Aufhebung des Zu— 
chlags und die Fortiegung des Lizitationsverfahrens zu verlangen.“ (Entſch. Bd. VII, ©. 115.) — 
Die Gründe, durch welche diefer mit den allgemeinften Grundjägen über Verträge und KRedlichteit in 
Widerſpruch tretende Sat gerechtfertigt werden ſoll, find theils nicht richtig, theils umzutreffend und 
unerheblich. Das punctum saliens bleibt ganz unberührt. Diejes liegt in der befonderen Weife, auf 
welche das Kaufsgejchäft zum Abſchluſſe gebracht werden fol. Es ift ausgemacht, daß diejenige Per- 
fon der Käufer, und — Summe der Kaufpreis ſein ſolle, welche ſich durch ein zufälliges Ereig- 
niß herausftellen würden. Diefes zufällige Ereigniß be darin, daß kein Anderer noch ein bejieres 
Gebot thut. Belanntlich darf feine Partei etwas unternehmen, welches darauf abzielt, daß das Er- 
eigniß, je mach ihrem Vorteile, eintrete oder ausbleibe, ſonſt gilt das Gegentheil. Zit. 4, $$. 104 
bis 106. Bewirkt nun der Kaufluftige heimlih, daß Andere fich des Meiftbietens enthalten, und 
bleibt er in Folge folder Durchftechereien Beftbietender, fo hat er den Konſens nicht, denn die Bor- 
bag ift micht eingetreten, nk ift das Ereigniß von ihm vereitelt, der Preis nr nicht nad) 
der Verabredung beftimmt, jelbft die Perjon des Käufers ift nicht auf die feſtgeſetzte Weile ausgemit- 
telt worden, kurz, der Vertrag — in Wahrheit auf rechtsverbindliche Weiſe nicht zu Stande gelom— 
men, der äußere Schein eines vollendeten Kaufs ift von dem Käufer betrüglich veranlaßt, und des- 
halb ift der Verkäufer an feinen auf einer irrigen VBorausjegung (Berveggrund) beruhenden Konſens 
nicht gebunden. 8. 149 a.a. DO. — Eines und zwar, wie es jcheint, des Hauptgrunds des Obertr. 
für jenen Sat mag noch bejonders gedacht werden, weil das Obertr. in einer jpäteren Entſch. vom 
17. April 1848 (f. die folg. Aum. 38) darauf twieder zurüdtommt. Wenn nämlid, jagt es, die B. 
vom 14. Juli 1797 „alle Verträge, bei welchen die Abficht zum Grumde liege, Kaufluftige von der 
Abgebung ihres Gebots oder vom weiteren Mitbieten zurückzuhalten“, hiermit für umerlaubt und 
ftrafbar erfläre, jo verbiete fie eine bis dahin erlaubt geivefene Handlung; wobei ein Gewicht auf das 
hiermit gelegt wird, um anzudeuten, daß die B. etwas ganz Neues und Anomales einführe. Das 
ift nicht vie : weder erflärt die B. eine ciwilrechtlidh erlaubt geweſene eng erft jett für umer- 
laubt, nody führt fie einen neuen und anomalen Rechtsſatz ein. Das Neue ift bloß die Strafe, dieſe 
führt fie aber ein, meil die bedrohte Handlung ſchon vorher, nad den Grundjägen der Moral umd 
des Civilrechts, ımerlaubt war. Denn fie giebt als Grund in dem Eingange ausdrücklich an, weil 
die mit Strafe bisher noch nicht bedrohten Wintelverträge ein „Mißbrauch“, welcher „überhand nehme*, 
feien und „fi auf einen unmoraliihen und unerlaubten Eigennu —— Was am 14, Juli 
1797 als unerlaubt und unmoraliich erjchien und deshalb mit Strafe bedroht wurde, das fonnte in 
dem Augenblide vorher doch nicht moralisch gut und erlaubt fein. Die turpitudo wurde nicht erſt 
neu gemadt, fie war vielmehr der jchon vorhandene Grund, eine Strafe zu beftinmmen. War alſo, 
wie der Gejeßgeber jagt, die fr. Handlung ſchon vorher „unmoraliſch“ und „unerlaubt“, jo liegt es 
doch mohl auf der Hand, daß fie auch dem civilrechtlichen gel en, welche mit dem unerlaubten Eigen- 
nuge und mit unerlaubten Handlungen nad) allgemeinen Rechtsgrundfägen verknüpft find, umtermwor- 
fen ift. Dabei ift nichts Neues. (4.9) In einem Erf. v. 17, Oft. 1859 läßt fi das Obertr. auf 
eine _— des hier Gejagten ein, durch diejelbe wird jedoch nichts davon widerlegt. Cs heißt: 
„Dieſe Ausführung ift jedoch micht als richtig anzuerkennen. Allerdings beabfichtigen die Ertrahenten 
einer Subhaftation durch die Yizitatiom möglichit % Kaufgebote zu erlangen, und demnächſt dem 
Meeiftbietenden — den Zuſchlag zu ertheilen; aber felbft derjenige, welcher beim Schluffe der Yizitation 
Beitbietender geblieben, erlangt dadurd noch kein wirkliches Recht auf den Zuſchlag. — Noch weni 
läßt fich daher, ſchon während des Yizitationsverfahrens, dem einzelnen Lizitanten, welcher ein Gebot 
ethan hat, — ein wirkliches, nur dadurch, daß fein befferes Gebot erfolge, bedingtes Recht auf den 
Zuſchlag beilegen, deſſen er dadurch, daß er Andere auf mmerlaubte Art vom Bieten abhalte, und auf 
diefe Weiſe die Erfüllung der Bedingung bewirke, verluftig ginge. Die daraus, daß der Lizitant ein 
Gebot abgegeben, entftehende — Ausfiht —, den Zufchlag zu erhalten, darf mit einem bedin 
Rechte — nicht vertwechielt werden. Die $$. 104—106 a. a. O. paffen denmach auf das — Redte- 
verhältniß nicht.“ (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 164.) Davon paßt nicht ein Wort auf das, 
was ich gejagt habe; ich habe von einem bedingten Nechte des Bieters nicht geiprocden, jondern ic) 
habe gejagt: der Koniens des Verkäufers in den Zuſchlag fei durch Arglift und Täufhung, unter 
Anwendung unerlaubter und jtraibarer Mittel, von Seiten des Bietenden herbeigeführt worden ; des— 
halb ſei der unter einer irrigen Vorausſetzung gegebene Konjens als wicht gegeben, das Geſchäft für 
nicht gejchlofjen zu erachten. Darauf hat das Übertr. fich nicht eingelaſſen, es hat darauf feine Ant- 
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trag vorgefallen ift, oder deffen Gläubigern, zu deren Befriedigung der gerichtliche Verkauf veranlaßt 
geweſen, zu gute fommen und von dem Inhaber diefes unerlaubten Gewinnes, als Entſchädigung 
wegen des dadurch entzogenen rechtmäßigen Vortheils, den fie aus einer ordentlichen Fortſetzung der 
Licitation zu hoffen hatten, herausgegeben merden 3). 

4) Auferdem jollen diejenigen, die fich in einen ſolchen Vertrag eingelaffen haben, in eine fis- 
laliſche Geldftrafe, welche dem doppelten Betrage des nad) $. 3 zu beſtimmenden gefuchten unerlanb- 
ten Gewinnes gleihlommt ?%), verurtheilt, und von ihnen zu gleichen Theilen, allenfalls aber von 
jedem unter ihnen auf das Ganze beigetrieben werden. 

5) Auch ſolche Berträge, wo mehrere fich vereinigen, ein zum öffentlichen Verkauf geftelltes Ob- 
jelt durch einen unter ihnen ausgemittelten und vorgefchobenen Namensträger an ſich zu bringen und 
e8 fodann zur ihrem gemeinfamen Vortheil wieder zu verkaufen, werden hiermit fiir unerlaubt aus- 
drücklich erklärt. 

Es joll daraus auch unter den Interefienten jelbft kein Recht entftehen und keine Klage ftattfin- 
den; vielmehr joll auch im diefem Falle den Kontrahenten der gejuchte unerlaubte Gewinn entriffen 
und derjelbe denjenigen, welche dadurd einen zu hoffenden rechtmäßigen Vortheil verloren haben, zu— 
erkannt, die Paziszenten auch auferdem mit gejetsmäßiger Ahndung, nah Vorſchrift Unjeres Straf- 
gejegbuds $. 270 ohne Nachficht belegt werden. 

$. 342. Inſonderheit gehen bei gerichtlichen nothwendigen Verfäufen, durch den 
Zuschlag *°) Eigenthum *), Nusung +1 =), Gefahr und Laften +?) auf den Käufer +? ®) 


wort. — Was id gegen den Hauptgrund des Pl.-Beichluffes, daß die Verordnung dv. 14. Juli 1797 
etwas Neues und Anomales eingeführt habe, gejagt, wird durch Leugnung der Richtigkeit meiner Auf- 
faffung dejien, was der Plenarbeſchluß im dieler Hinficht ausführt, widerlegt. Hierüber verweiſe ich, 
ber der Ermwiderung, auf den Wortlaut der Ausführung zum Pl.Beſchl. und eine Vergleichung dei- 
elben mit meinen Bedenken dagegen. 

‚ 38) Nach allgemeinen Rechtsgrumdfägen von den Folgen unerlaubter Handlungen beſchränkt ſich 
die Schadloshaltung auf die Herausgabe desjenigen, was der zurüdftehende Bietluftige durch den un— 
erlaubten Bertrag gewonnen hat, in dem falle nicht, wenn ein höherer Schade nachgewieſen werden 
fann, was freili —— fein wird, weshalb eben die Beſtimmung des $. 3 als eine Aushülfe für 
den Beſchädigten anzufehen ift, ohme daß dadurd die am fich zuftändigen Nechtsmittel zur Anfechtung 
eines joldhen Handels ausgejchlofen würden. Das Obertr. hat jedoch das Gegentheil ausgeſprochen 
in einer Eutſch. v. 17. April 1848 (Rechtsf. Bd. IV, ©. 39) aus Gründen, welche mit jenen allge- 
meinen Grundjägen in Widerſpruch treten. ©. die vor. Anm. 37 a. E. (3. 4.) Im lebereinftun- 
mung damit hat das Obertr. folgendes Pr. unter Nr. 2494, vom 16. Dez. 1853, eintragen lafjen: 
„Aus dem Umftande, daß einem Adjuditatar nachgewieſen worden: er habe dem Verbote der V. vom 
14. Juli 1797 umd reſp. des $. 270 des Str. G. B. dom 14. April 1851 zumider, bei der öffentlichen 
Berfteigerung, Kaufluftige durch Verſprechung oder Gewährung von Vortheilen vom Mit oder Weiter- 
bieten abgehalten, — kann von dem Eigenthümer des —— Objekts oder den Gläubigern def- 
jelben, ein, auf die allgemeinen Borichriften des Tit. 6, Th. I A. L.R. über die Pflihten und Rechte 
aus unerlaubten — gegründeter Entſchädigungsanſpruch nicht hergeleitet werden; vielmehr 
ſteht den Beeinträchtigten fein weilerer Civilanſpruch zu, als derjenige, welchen die V. vom 14, Juli 
1797 dahin beftimmt, daß ein auf dieſe Art Benachtheiligter nur die Herausgabe des widerrechtlich 
veriprochenen Bortheils vom dem Inhaber defjelben zu fordern befugt iſt.“ (Entſch. Bd. XXVI, 
©. 246.) Das „nur“ fteht nicht im Geſetze. Dieſes Geje hat nicht den Zweck, dem Verletzten jein 
Recht aus der Berlekung zu ſchmälern, fondern noch mehr zu fihern umd zu beſſern. Den Schaden 
aljo, den er ſchon ohne dieſe Nachhilfe würde haben nachweiien können, kann er auch jetst noch dar— 
thun und erfegt verlangen. — Weiter hat das Obertr. folgenden Satz als Nechtsfag aufgenommen: 
„Soweit ein Adjudifatar dasjenige, was er anderen Raufluftigen, gegen das Verbot der Verordnung 
vom 14, Juli 1797 umd reip. des 8. 270 des Str.G.B. vom 14. April 1851 verfprodhen, um diejel- 
ben vom Mit- oder Weiterbieten abzuhalten, noch nicht gegeben hat, ift er als Inhaber diefes uner- 
laubten Gewinns im Sinme des $.3 der B. dom 14, Juli 1797 anzufehen. Der vorftehende Grund» 
ſatz miderjpricht nicht dem Br. v. 16. Dez. 1853, Nr. 2494, fondern ift mur eine nähere Ausführung 
und fpezielle Anwendung defjelben.” Pr. 2532, vom 5. Juli 1854 (Entſch. Bd. XXVII, ©, 240), 

39) Die Strafe ift jetst anders beftimmt im $. 270 des Str. G. B. 

40) D. i. die Publikation der Adjudifatoria. A. G.O. I, 52, 8.61. Bergl. Erf. des Obertr. 
bom 18. April 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. NXXIU, 5,150), (4. 4.) Es verfteht fih, daß die in 
dem Zujchlagsurtheile aufgenommenen Bedingungen der wirklich ftattgefundenen Einigung der Inter— 
ejlenten entiprechen müſſen. Erf. des Obertr. vom 11. Juli 1853 (Arc. f. Nechtsf. Bd. X, ©. 92). 


41) Wenngleich das Eigenthum der fubhaftirten Sache erft durch die Adjudikatoria auf den Käu— 
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fer übergeht, fo ir dod) der Kauffontrakt jelbft, bei der nothwendigen Subhaftation, mit Ablauf des 
ordnungsmäßig abgehaltenen Bietungstermins, wenn auf diefen der Zufchlag erfolgt ift, für geichlof- 
jen (perfekt) zu achten. Pr. des Obertr. 535, vom 28. September 1838. 

(4. 9.) Der Uebergang des Eigenthums durch den Zuſchlag ohne Uebergabe fett voraus, daß der 
Schuldner (Subhaftat) ſelbſt Eic m hatte; war für ihn bloh der Befitstitel ohne Uebergabe bericdh- 
tigt, jo wird durch die Subhakation und Adjudilation das Eigenthum des im Befige befindlichen 
uicht eingetragenen Dritten nicht aufgehoben; der Adjuditatar erwirbt in diefem Falle nur das Recht, 
welches dem Subhaftaten in Beziehung auf das Grundftüd etwa zuftand. Vergl. Erk. des Obertr. 
vom 8. Dez. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXX, S. 74). Daher fann der Adjudifatar das Eigen— 
thum des in nothwendiger Subhaftation ihm zugefchlagenen Grundftüds, deſſen Befigtitel im Hupo- 
thetenbuche für den Subhaftaten eingetragen ftand und darauf für den Adjudilatar umgeſchrieben 
wurde, gegen einen Dritten, welcher wahrer Eigenthümer war und im Beſitze geblieben ift, nicht in 
Anſpruch nehmen, zumal wenn nicht ein Aufgebot und eine Präklufion unbekannter Realprätendenten 
= = — verbunden geweſen iſt. Erf. des Obertr. vom 11. Januar 1861 (Entſch. 

oe „S. 77). 


41a) (4. A.) Auch fructus eiviles. Der Adjudilatar iſt alſo ſchon auf Grund des Zujchlags- 
erlenntuiſſes berechtigt, die während der Zeit feines Befiges ans Pacht- und Miethsverträgen jeines 
BVorbefigers fällig gewordenen Pacht- oder — —— für fi zu erheben, beziehungsweije einzuflagen. 
Erf. des Obertr. vom 4. Juli 1850 (Arc. f. Rechts. Bd. I, ©. 193), 

42) a. Unter den im $. 342 erwähnten Yaften, welche bei gerichtlichen nothwendigen Verkäufen 
dur den Zuſchlag auf den Käufer übergehen, find nicht bloß die, feiner Eintragung bedürfenden, um 
8.48, Tit. I der Hyp.-O. bezeichneten, fondern, wenn nicht das Gegentheil ausbedungen ift, auch die- 
jenigen, im $. 49 ebenda gedachten Laſten zu verftehen, welche aus bejonderen Kontraften oder ſonſti— 
gen fpeziellen Rechtstiteln auf dem fubhaftirten Grundftüde eingetragen find. Vergl. Ert. des Obertr. 
bom 24. Februar 1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 263). j 

b. Dagegen find diefe letsteren Yaften keineswegs gleich den erfteren von der Einlafjung in dem, 
über das Vermögen oder den Nachlaß des Befiters eines zu jubhaftirenden Grundftüds eröffneten 
Konkurs» oder erbichaftlichen Liquidationsprozeß befreit, vielmehr muß aud das Recht auf jolde La— 

en felbft, nicht bloß der Betrag der rüdjtändigen und laufenden Präftationen, im Konkurſe und erb- 
haftlihen Liquidationsprozefje liquidirt werden, und unterliegt der Präkluſion in allen den Fällen, 
wo nicht die Borfjchrift des 8.21 der ®. über den Subhaftations- und Kaufgelder-Liquidationsprozeß 
bom 4. Mär; 1834 und die B. vom 28. Dezember 1840 Anwendung finden. 

Beide Sätze find, zur Entſcheidung der Zweifel und Meinungsverſchiedenheiten, durch den Ple— 
narbejchl. (Pr. 1435) des Obertr. v. 22. April 1844 angenommen worden. Entſch. Bd. X, ©. 12, 13.) 
Der zweite Sat (b) ift nur noch von vorübergehendem Interefje, nämlich in foldyen Fällen, in wel- 
den die B. vom 28. Dezember 1840 nod) nicht zur Anwendung gebracht worden, indem zufolge der» 
felben die Fiquidation einer Realforderung als folder beim Konturje und vom einer Präklufion 
des Realgläubigers mit dem Realanjpruce nicht mehr vorkommt. Der Satz findet mithin im 
—— id pr Amvendung mehr, und auch alte Sachen aus jener Zeit werden wohl micht 
mehr vorhan ein. 

Der erfte Satz ift den älteren Hhpothefengläubigern nicht präjudizirlih, denn dieje können das 
Grumdftüc frei vom diefer jüngeren Laſt ausbieten läſſen. — (2. U.) Dazu aber, daß der Adjudilatar 
von derjelben befreit werde, ift nöthig, daß entweder eine derartige Berabredung um Yizitationstermine 
wirflich zu Stande kommt und darnad) verfahren wird, oder daß über das Verlangen des Gläubigers: 
das Grumdftüd frei von diefer Yaft zu verkaufen, bei dem Widerſpruche des Berechtigten eine eis 
= herbeigeführt, umd zu diefem Zwecke das Grumdftüd mit und ohne die Yaft ausgeboten wird, 
um darüber durch den Adjudilationsbeſcheid zu erfennen. Denn ein Adjudilationserlenntniß, in wel— 
dem davon ausgegangen ift, daß eime jolche Yaft den Adjudifatar nur dann treffe, wenn deren Leber» 
nahme ihm in dem Yizitationstermine ausdrüclich zur Pflicht gemacht worden, verletzt den vorher ger 
dachten Pl.-Beichl. (Pr. 1435) und kann mit der Nichtigteitsbeichtverde angefochten werden. (Arc. f. 
Rechtsf. Bd. I, S. 261 und ungedr. Entſch. v. 19. März 1851; J. M.Bl. 1853, ©. 116.) 

Das Zuſchlagserkenntniß kann aber, wenn bei Abfafjung defielben gegen diefe Regel gefehlt 
worden, immer nur von dem als nichtig angefochten werden, welcher dadurd) verletzt worden if. H 
daher der Subhaftationsrichter ein Grundftäd, anf welchem ein Ausgedinge und theils früher theils 
jpäter eingetragene Hnpotheten haften, ohne nähere Beitimmung wegen des Auszuges boten, md 
deinnächft ohne ausdrüdlice Befreiung des Adjudikatars von der Uebernahme des Ausgedinges zuge: 
Ichlagen, fo kann, wenngleich das Verfahren ein unrichtiges ift, das Zuichlagserfenntnig von dem Aus- 
zugsberechtigten nicht als nichtig angefochten werden. Denn aus dem Zuſchlagserteuntniſſe folgt als- 
dann nicht, daß der Adjuditatar vom der Verpflichtung, das Ausgedinge zu präftiren, frei geworden 
ift. Aus dem Pr. 1435 folgt vielmehr das Gegentheil, der Berechtigte kann daher nicht behaupten, 
daß zu jeinem Nachtheile der z. 342 d. T. und das Pr. verletzt worden. Er ift zwar der mög- 
lichen Gefahr ausgejetst, daf in dem gegen den Adjudifatar anzuftellenden Prozefje der künftige Rich— 
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ter ihm das *c abſpricht. Aber erſt wenn dies geſchehen, kann er eine ihm zugefügte Ver— 
letzung durch Nichtanwendung des $. 342 und des Pr. 1435 behaupten. (Entſch. vom 11. Februar 
1853, J. M.Bl. 1853, ©. 116.) 

Bleiben die älteren Gläubiger im Lizitationstermine aus, und wird deshalb, weil Niemand ihre 
Rechte wahrnimmt, die jüngere Yaft mit übernommen, folglid) weniger geboten; jo haben fie darum 
ihr — verloren, ſondern können ſich aus dem Werthe der ihnen nachſtehenden Reallaſt be— 

ahlt machen. 

* Unter den zu a gedachten Reallaſten werden jedoch ſolche verſtanden, welche beſtändig fortdauern 
(onera perpetun) und deshalb von dem Ertrage bei Anfchlägen abgezogen werden. Es gehören mit- 
bin nicht dazu jolche jährliche Präftationen, welche nur eine Zeit lang dauern, ausgenommen Alten- 
theile und Auszug, weiche auf den Adjudifatar übergehen, wenngleich fie in der Subhaftationstare 
nicht veranjchlagt worden find. Vergl. Erk. des Obertr. vom 22, September 1853 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. X, ©. 323). Iſt darüber: ob das auf dem jubhaftirten Grundftüde haftende Altentheil von dem 
Käufer zu übernehmen ſei, oder nicht, in den Kaufbedingungen und demzufolge in dem Zujchlagebe- 
fcheide nichts feitgeftellt; fo ift über den Streit im gewöhnlichen Verfahren beſonders zu entſcheiden. 
Erf. des Obertr, vom 11. Febr. 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 305). (3. 4.) Aud) ein ein- 
getragenes (oder dem Käufer befanntes) Wohnungsrecht ift dafür zu halten und gehört nicht zu den- 
jenigen Forderungen (es ijt gar feine Forderung), deren Löſchung der Adjudifatar bei einer nothwen— 
digen Subhaftation nach Belegung der Kaufgelder fordern fan. Diefer in einem Erf. des Obertr. 
vom 25. Januar 1840 ansgefprohene Sat hat folgenden Pl.-Beſchl. vom 15. Mai 1854 veranlaft: 
„Beim Deangel entgegengejetter Feitftellungen im Zuſchlagsbeſcheide muß der Adjudifatar ein auf dem 
in nothwendiger Subhaftation erjtandenen Grundjtüde eingetragenes ne: auch wenn ihm 
deſſen Uebernahme weder bei der Lizitation, noch durd die Adjudifatoria zur Bedingung gemad)t wor— 
den, nichts deſto Bene neben dem Kaufgelde übernehmen.” (J.M.Bl. ©. 288 und Entſch. 
Bd. XXVIU, S. 29.) M. vol. jedoch oben, Anm. 258 zu 8.183 d. T. — Ein fernerer Pl.Beſchl. 
(Pr. 2593) vom 8. Januar 1855 dehut den Grundiag ſogar auf den ganzen Altentheil aus, indem 
dag Plenum durd Mehrheit den Sap angenommen hat: „Beim Mangel entgegengefetter Feſtſtellun— 
gen im Zufchlagsbeicheide muß der Adjudifatar ein auf dem in —— Subhaftation erftande- 
nen Grumdjtücde eingetragenes Altentheil nicht bloß im jofern, als es in Wohnung, fondern aud) in 
fomweit, als es in Nießbrauch umd in wiederkehrenden Geld- und Naturalleiftungen befteht, auch wenn 
ihm deſſen Uebernahme weder bei der Lizitation, noch durd) die Adjudikatoria zur Bedingung gemacht 
worden, neben dem Kaufgelde übernehmen.“ (I. M.Bl. 1855, ©, 54 und — Bd. XXIX, S. 301.) 
Unter den mandherlei vorgebrachten Gründen ift nur der eine überzeugungsträftig, welcher aus der 
Natur des Altentheils als eines Vorbehalts entnommen ift. „Das — Altentheil ſei ein Rejervat, 
welches der Abtretende ſich vorbehalte, das er aljo dem Abnehmer nicht mit überlaſſen habe," (S. 58 
a. a. O.) Diefen Gedanken habe ich bereits im Recht der Forderungen Bd. II, ©. 715 ausgedrückt 
umd im Schleſ. Arch. Bd. I, ©. 46 und Bd. V, ©. 61 weiter ausgeführt und begriümdet (im jünge- 
ren Privatrechte $. 351 und $. 688, Nr. IL, 1 ift die — — des Auszugs, als eines Forderungs 
rechts ohne weitere Begründung, ein NRedaktionsfchler), um dadurd die Yandemialfreiheit des Alten- 
theils wiffenichaftlich nadızumeiien. So aufgefaßt fommt der Altentheif gar nicht mit zur Subhafta- 
tion, weil er Etwas ift, das fich nicht im rRechte umd nicht im Beſitze des Subhaftaten befindet; er 
ift eim ideeller, ſich nach und nach bis zum Erlöſchen von jelbft vermindernder Abſpliß des Grund- 
ftüds umd muß folglich neben demſelben fortbeftehen, wenn auch dafjelbe durch Zwangsverkauf au 
einen Dritten fommt: der Zwangsverkauf vermag denfelben nicht mit zu treffen. Zwar könnte man 
fagen, dieje Auffaffung vermöge doch nur die rejervirten Theile des Grundſtücks (Gebraudhs- und 
Nugungsrechte und Zuwüchſe), nicht aber die Leiftungen, wie Dienfte und Geldabgaben, als untreff- 
bar darzuftellen. Allein wenn das Ganze als ein Rejervat aufgefaßt wird, fo hat man für die Leı- 
ftungen und Abgaben eben denjelben juriftiidhen Boden, auf wel die beftändigen Reallaften, welche 
auch im Thun umd Leiften —— ſich befinden. ©. jedoch unten, Anm. 39 zu $. 602 d. T., wo 
nachgewiejen ift, daß das eigentliche Altentheil zu den Rechtsalterthümern gehört. 

(4. U.) In Frage ift gefommen, ob der VBerjährungsbefig an Grundgeredhtigfeiten durch den Ber- 
tauf des dienenden Örundftüds im Wege der nothwendigen Subhaftation unterbrochen werde. Die 

rage ift durch alle Inſtanzen verneint worden. Die Entideidung ift ganz richtig, die Gründe des 

bertr. fönnten jedoch mit gleicher Beweislkraft aud) für die entgegengejegte Entiheidung gebraucht 
werden. Erf. v. 21. Juni 1860 (Entid. Bd. XLIII. ©. .105). Die —— iſt eine Folge der Ver— 
dunkelung des wahren Nechtsverhältnifjes bei Subhaftationen durch das preußiiche Verfahren. Diejem 
Berfahren mangelt das Erforderniß der vor Angigen Beſitznehmung des zu jubhaftirenden Gegenftandes. 
Die Subhaftation ift ein Verlauf und der Verkäufer kann nicht übergeben (tradiven), was or nicht hat, 
was in dem Befige eines Dritten ift. Deshalb faun aud die Adjudifation, die nur ein Surrogat der 
Tradition, hinfichtlich der rechtlichen Wirkungen ift, einen quantitativen oder qualitativen Theil des 
adjudizirten Grundftüds, der im Befite eines Dritten fich befindet, nicht auf den Käufer übertragen. 
Das ift der einige aber auch zureichende Rechtsgrund, warum der dritte Beſitzer feinen Beſitz durch die 
ihn nichts angehende Subhaftation nicht verlieren fann; nur eine vorhergegangene Bindifation oder Nega- 
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er wenn gleich felbiger die erjtandene Sache noch nicht in Empfang genommen 
N 


$. 343. Die nad $. 58 aus dem Mipverhältniffe des Werths der Sache zu dem 
bedungenen Kaufpreife für den Käufer entitehende Vermuthung eines den Kauf ent: 
fräftenden Irrthums, kommt demjenigen, der eine Sache bei einem gerichtlichen +?) 
nothwendigen oder freiwilligen Verfaufe erftanden hat, nicht zu Statten. 

$. 344. In Anfehung der Gewährsleiftung **) it ein gerichtlicher nothwendiger 
Verkauf einem Berfaufe in Pauſch und Bogen gleich zu achten. ($. 213.) 

$. 345. Die Zahlung der Kaufgelder muß bei einem jeden gerichtlichen Verkaufe 
rg — * ein Anderes vorbedungen iſt, an dem Orte geſchehen, wo der Zu— 

ag erfolgt iſt. 

$. 346. Bei einem jeden gerichtlichen nothwendigen Verkaufe muß der Käufer +5) 
fich gefallen lajfen, daß, wenn er die Bezahlung der Kaufgelder zu der feftgejepten Zeit 
nicht leiftet, die Sache zurüdgenommen, und auf jeine Gefahr und Kojten anderwei- 
tig zum gerichtlichen Verkaufe auögeftellt werde *0). 

$. 347. Ein gerihtlicher nothwendiger Verkauf kann wegen begangener Verab- 
fäumung wefentlicher, in den Gefegen vorgejchriebener örmlichkeiten widerrufen werden. 


torienflage der Subhaftationsinterefienten würde ihm den Beſitz haben entziehen können, wenn die 
Klage durchführbar gemweien wäre; der Erfieher aber erwirbt als folder gar fein echt gegen den 
dritten Befiger; er erwirbt nicht mehr als der Subhaftat zu übergeben vermochte. 

428) (4. A.) Die Frage: ob bei Auftionen der Erfteher im eigenen Namen oder im Auftrage 
eines Andern geboten und den —— — hat, kann nicht allein nach dem Inhalte des Auftions- 
protofoll® entichieden werden; andere Beweismittel, melde für die eine oder die andere Alternative 
beigebracht werden, find nicht ausgeichloffen. Iſt der Bieter als Beauftragter im Namen eines Ande» 
ren aufgetreten, jo wird durch dem ihm ertheilten Zuſchlag das Eigenthum unmittelbar auf den Macht 
geber übertragen. Pl.Beſchl. des Obertr. v. 2. Dftbr. 1848 (Entf. Bd. XVII, ©, 19); Erf. deſſ. 
dv. 7. Dez. 1860 (Archiv f. Rechts. Bd. XXXIX, ©. 281), 

42b) (5. U.) Dem Zuſchlagsbeſcheide ift die Wirkung eines Judifats beizulegen, und der Ad— 
judifatar, welcher durch den Zuſchlag zugleid; Eigenthümer geworden, ift im feinem Rechte zu ſchützen, 
wenn auch ein Grundftüd irrthümlich zur Zare gezogen fein ſollte. Erf. defi. vom 27. Nov. 1867 
(Arc. f. Rechtsſ. Bd. LXIX, ©. 156). Die Eubhaftations-Intereffenten find jedoch befugt, eine Sus- 
penfivbedingung zur Erlangung des Eigenthums aufzuftellen. Erf. deff. vom 8. Juni 1868 (Arch. f. 
Rechtöf. Bd. LXXI, ©. 198), 

43) Wohl alio bei außergerihtlichen Berfteigerungen: dieje bleiben Privatverfäufe. 

44) Nur in Anfehung der Gemwährleiftung im Sinne des $. 213 d. T. ift die nothwendige Sub- 
haftation dem Verkaufe in Pauſch und Bogen gleichgefegt; dagegen finden die Vorjchriften über die 
Gefahr der Sache bei Verkäufen in Pauſch und Bogen ex $$. 117—120 d. T. bei der Subhaftation 
eben jo wenig Anwendung, als die über den Uebergang des Eigenthums auf den Käufer; vielmehr 
entjcheidet über beiderlei Beziehilngen rüdfichts der nothwendigen Subhaftationen nur allein der $. 342, 
Pr. des Obertr. 536, v. 28. Septr. 1838, 

(4.9) Wird darüber geftritten, mas bei einem in nothmwendiger Subhaftation verfauften Grund» 
ftüide als Pertinenzftüd anzufehen ſei, fo ift die tharjächliche Borfrage die: wie dafjelbe ausgeboten und 
demnächſt zugeichlagen worden. Iſt es in Pauſch und Bogen verkauft worden, jo ift Alles, was da- 
bei vorhanden und nad) $$. 83 uud 84 als Zubehör anzujehen ift, für mit verkauft zu erachten und 
es kann nur im Frage fommen: ob dabon etwas entfernt worden ift und zurückgebracht (gewährt) 
werden joll, oder ob etwas von dem Borhandenen als nicht zum Grundſtücke gehörig ſeitens des Er- 

ehers —— werden ſoll. Beide Fragen find mac den Beſtimmungen, der 5. 83, 84 zu ent⸗ 
beiden. (5. 9.) Damit ift das Obertr. einverſtanden. Dafi. hat erkannt, daß bei dem Berkaufe im 
Pauſch und Bogen, namentlih in nothwendiger Subhaftation, die Gutsporräthe und Früdte, 
welche fich zur Zeit des geichlofjenen Kaufes (d. i. am Tage der Licitation) auf dem Grundſtücke be» 
fanden und nicht ausgeichloffen find, dem Käufer und Adjuditatar gehören. Ert. vom 10. Mai 1867 
(Entſch. Bd. LVIII. ©, 88). 

45) Auch der dritte Beſitzer, wenn das fubhaftirte Grundſtück noch nicht im das Hypothekenbuch 
eingetragen iſt. S. Pr. 1949 5b oben in der Anm. 6 zu $. 8. Tit. 10, 

46) Vergl. $. 59 der rg bom 15. März; 1869, 

Stundung des Kaufgeldes, ohne förmliche Uebernahme eingetragener Hypothelen, entzieht den 
Gläubigern nicht das Recht auf Rejubhaftation. 
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$. 348. Für eine ſolche Verabjäumung wejentlicher Förmlichkeiten iſt bei Sub- 
baftationen nur zu achten. (Was folgt ift aufgehoben durch die Subbaftationdordnung 
vom 15. Mär 1869 $. 116 (G.S. ©. 421). Aus derfelben treten an die Stelle des 
$. 348 die —— Beſtimmungen): 

$. 27. Beantragt ein Intereſſent ($. 14), deſſen Rechte durch den Zuſchlag be— 
rührt werden, die Anſetzung eines neuen Verſteigerungstermins, jo iſt dem Antrage 
ftattzugeben, wenn der Intereſſent ſich verpflichtet, für das Meiftgebot, fowie für al- 
len aus der Verzögerung des Zufchlags entjtehenden Nachtheil und die Koften zu haf- 
ten, auch für den zehnten Theil des Meiſtgebots nach den Beſtimmungen des $. 23, 
Abſatz I Sicherheit leiftet. 

Diefe Vorichriften gelten auch in Bezug auf die als eingetragene Gläubiger bei 
der Subhajtation betheiligten Kredit-Syſteme. — Die Befugniß derfelben, unter 
en Borausfegungen der Ertheilung des Zuſchlages zu widerſprechen, tritt außer 
Kraft. 

Von der Sicherheitdleiftung find der Fiskus und die gegenwärtig beftehenden land- 
ſchaftlichen Kreditinftitute befreit. 

$. 28. Wenn fämmtliche Intereifenten, deren Rechte durch den Zufchlag berührt 
werden, im Verfteigerungstermine anmwejend jind, der Ertheilung des Zujchlages wi- 
deriprechen und die Anſetzung eines neuen Termind beantragen, jo iſt diefem Antrage 
ftattzugeben. 

$. 39. Außer den Fällen der $$. 27 und 28 ift der Zufchlag zu verfagen #7): 

1) wenn das zur Subhajtation gejtellte Grundftüd dem freien Verkehr entzogen ift, 
oder wenn fich das Meiftgebot auf ein anderes Grundftüd bezieht; 

2) wenn dem Meiftbietenden die Fähigkeit zum Abſchluſſe eines Kaufvertragd oder 
zum Erwerbe des Grundjtüdg mangelt, oder das Meijtgebot durch einen auch 
nachträglich nicht legitimirten Vertreter im Namen des Meiftbietenden abgegeben ift; 

3) wenn das Meiftgebot unter anderen, als den gejeglichen, oder den von allen 
Intereſſenten zugelaffenen ($. 20) Bedingungen erfolgt iſt; 

4) wenn die Forderung, wegen deren die Subhajtation eingeleitet worden ift, mit- 
telft derjelben nicht beigetrieben werden darf; 

- 5) wenn der Subhajtationsantrag unter den Vorausfegungen des $. 32 zurückge— 
nommen oder der Schuldner der Vorfchrift des $. 33 — iſt, und der 
Subhaſtationsrichter nicht bereits das Verfahren eingeſtellt hat; 

6) wenn der Prozeßrichter dem Subhaſtationsrichter die im 35 gedachte Benach- 
richtigung hat zugehen lajjen oder das im $. 36 erwähnte Erfuchen an ihn geftellt 


47) „Der dem $. 39 entiprechende $. 42 des Entwurfs begann mit den Worten: „Die Ertheilung 
des Zuſchlages darf nur verſagt werden” und reihte hieran 13 verichiedene Verſagungsgründe. Da— 
mit war es unzweifelhaft ausgedrüdt, daß es andere Verfagungsgründe nicht gebe und der Zuſchlag 
wegen jonftiger Unregelmäßigleit oder I erg | der geſetzlichen Beftimmungen nicht verweigert 
werden dürfe. Wenn der $. 39 die Aufzählung der Berjagungsgründe mit den Borken: „Außer den 
Fällen der 88. 27 und 28 ift der Zufchlag zu verſagen“, eimleitet, fo könnte e8 fcheinen, als jei der 
bezeichnete Standpunkt des Entwurfs aufgegeben und die VBerüdfichtigung noch anderer Berjagungs- 
gründe, als der im $. 39 benannten, ftatthaft. Diele Auffaffung würde indeß eine irrige fein. Denn 
nicht bloß heißt es im dem mehrerwähnten Kommilfionsberidht (©. 29 zu $. 39) unter I: „Die 
Kommilfion trat der Auffaſſung der Negierungsvorlage bei, daß eine Spezialifirung der Zujchlags- 
Verſagungsgründe erforderlich fei, jomohl um das Meiftgebot und den Zujchlag möglichft präzis gegen 
Anfechtung zu ſchützen, als weil es ziwedmäßig ericheine, die Verjagungsgründe zugleich als ausichließ- 
liche Beichwerdegrände für die gegen das Zuſchlags- oder Berfagungs-Erkenntnig ftatthafte Beſchwerde 
gelten zu laſſen“, — nr 8. 49 — jondern der $. 48 giebt aud) die Beſchwerde an das Appella- 
tionsgericht ausdrüdlich für den Fall, daß der Zuſchlag aus einem anderen Grunde, ald den im der 
Subhaftations-Drdnung angegebenen Berjagungsgründen, verweigert worden iſt.“ (J.M.Bl. dv. 1869, 
im nidhtamtlichen Theil, ©. 66, Nr. 7.) Hiernach und da die Handlungs- und Willensfähigkeit ſchon 
unter Nr. 3 berüdfichtigt worden ift, hat die Meinung, daß aus materiellen Gründen die Anfechtung 
eines öffentlichen Zwangsverkaufs mittelft einer befonderen Klage zuläffig fei, weiter feinen Halt. 
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hat, oder der Subhaftationdrichter die Sicherung des Berfahrens in den Fällen 
der 88. 35 und 36 beichloifen hat und die VBorausfegungen für die Wiederauf- 
nahme defjelben noch nicht eingetreten find; 

7) wenn das im $. 13, Nr. 7 vorgefchriebene Aufgebot nicht jtattgehabt bat; 

8) wenn eine der im Gejege vorgeichriebenen Arten der Befanntmachung des Verſtei— 
gerungstermins nicht jtattgehabt hat, wobei es jedoch bei einem Aushange nicht 
ar anfommt, wie lange derjelbe —— geweſen iſt; 

9 wenn die Friſt zwiſchen dem Tage, an welchem die Einrückung oder die erſte 
Einrückung des Patents im Regierungd - Amtöblatte erfolgte, und dem Verſteige— 
rungstermine um mehr als eine Woche fürzer ift, als die geringite gefepliche Sub— 
baftationsfrift; 

10) wenn ein Intereſſent ($. 14), deſſen Rechte durch Ertheilung des Zuſchlages be- 
einträchtigt werden würden, zum Berfteigerungstermine nicht gebörig geladen wor- 
den ift 68. 18, 19); 

11) wenn der Schuldner von dem Beitritte eines Gläubigers zur Subhajtation nicht 
gemäß $. 19 benachrichtigt worden ift und die Subhajtation nur wegen der For— 
derung dieſes Gläubigers fortgeſetzt wird; 

12) wenn den Beitimmungen im eriten Gabe des $. 25 nicht genügt iſt *8). 

Anh. 8.15, Aufgehoben durch diejelbe Subhaftations- Drdmmg a. a. O. 
$. 349. Einer gerichtlichen nothiwendigen Auftion 56) ermangelt e8 nur an der 
wejentlichen Norm: 

1) wenn der Termin zur Auktion gar nicht öffentlich befannt gemacht worden; 

2) wenn die Sache ohne ausdrüdliche ——— ſämmtlicher Intereſſenten dem 
Auktionskommiſſarius oder Ausrufer zugeſchlagen worden ($. 21); 

3) wenn Sachen, die nach den Gefegen Kabhaftt werden follen, nur durch Auftion 
verkauft worden find. 
$. 350. Aber auch wegen folcher wejentlicher Mängel kann nur der verfaufende 

Theil, oder wer fonft bei der Sache ein rechtögegründetes Intereſſe hat, niemals aber 

der Käufer, die Widerrufung des Zuſchlags verlangen. 

$. 351. Fällt weg 57). 





48) Diefe Beftimmung lautet: „Die Verfteigerung darf nicht vor Ablauf einer Stunde jeit der 
Aufforderung zur Abgabe von Geboten (8. 21) und falld mehrere Bieter aufgetreten find, micht eher 
geichlofjen merden, als bis ſich ein Meiftbietender ergeben hat.” 

56) (4. 9.) Unten, Anm. 61b zu 8. 360 d. X. 

57) Das Berhältniß diefer Borjchrift, nach welcher der Antrag auf Widerrufung des Zuſchlags, 
bei Verluſt des Nechts, innerhalb Jahr und Tag nad) erfolgtem Zuſchlage, bei der borgejetten Be— 
hörde desjenigen Gerichts, von welchem der Zuichlag aeichehen war, angebracht werden mußte, — zur 
B. v. 14. Dezbr. 1834, $. 27, war vor der Dellaration d. 6. April 1839 nicht ganz Har. Bor Er- 
ſcheinung dieier B. gab es die Nullitätsflage, iiber welche der Zit. 16 der Pr.O. handelt, und die im 
8, 347 d. T. —— Klage auf Widerruf des Zuſchlags wegen verabſäumter Förmlichkeiten. An die 
Stelle der Nullitätsflage aus Nr. 2, 8.2, Tit. 16 der Pr.O. tritt die Nichtigleitsbeſchwerde. Es 
waren nur zwei Fragen, nämlich: ob die Nullitätsflage auf Grund der Nummern 1, 3,4 umd 5, 
8. 2 daſ. gegen eine Adjudikatoria zuläffig? Das Obertr. hat dieje Frage verneint durch das Pr. 65 
(f. o. Anm. 48 zu $. 348), Der Geſetzgeber habe augenſcheinlich die Gültigkeit des Zuſchlagsbeſchei⸗ 
des lediglich von der Beobachtuug der Formlichleiten abhängig machen mollen. Wenn dieſe beobachtet 
jeien, werde derjenige, welcher in gutem Glauben getauft habe, bei feinem Eigenthume geſchützt, ähn- 
lid dem Dritten, der auf den Glauben des Hypothelenbuches feine Rechte erworben habe. Sei Je— 
mand dabei durd) die Hinterlift eines Imterefienten, oder durch Fehler, welche der Richter begangen, 
gefräntt, fo könne er fich nur an denjenigen halten, welcher an der Kechtsverlekung Schuld ſei. Entſch. 
Bd. II, ©. 225.) In Uebereinftimmung hiermit jagt das Obertr. in den Gründen des Pr. 2274, 
vom 14. Kebruar 1851: die Nichtigleitöbeſchwerde ift dazu beftimmt , beide Klagen, (die Nullitätsflage 
und die Klage auf Widerruf des Zuſchlags), welche — die erftere für gewiſſe Fälle — wegfallen 
follen, zu erießen. $. 27 der V. vom 14. Dezember 1834, Art. 2 der Dell. vom 6. April 1839 
(Entid. Bd, XX, ©. 112). Die Anficht ift * fie geht nur von der Anfechtung ſeitens des 
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2. Dell. dom 6. April 1839. (G.S. ©. 127.) 

Art. 2. c. Jedem dritten Subhaftationsinterefjenten (außer dem Bieter und Adjudilatar) fteht 
ſowohl wegen der in der ®. dv. 14. Dezember 1833 und in der gegenwärtigen Deklaration aufgefteli- 
ten Nichtigkeitsgründe, als aud) wegen folder Mängel des Verfahrens, die nah den Beftimmungen 
des 8. 347 umd folgende Tit.11, Th. J des A.L.R. umd $.4 der Verordn. v. 2. Dezember 1837 
für eine Verſäumung weſentlicher förmlichkeiten zu achten find, die Nichtigkeitsbeichtverde zu. Die 
bisher nad) $. 351 zuläjfig geweſene Klage auf Widerruf des Zuſchlages fällt dagegen hinweg. 

$. 352. Bei Sachen, die nur durch Auktion verfauft werden dürfen, muß der 
Widerruf binnen Sechs Wochen nach dem Zufchlage erfolgen ®®). 

$. 353. Wird der Zufchlag wieder aufgehoben, fo muß dem Käufer das gezahlte 
Kaufgeld wieder zurücdgegeben werden: und er wird nicht nur wegen der Verbejje- 
rungen und Verjehlimmerungen, fondern auch wegen der Grhaltungsfoften und Nu- 
gungen als ein redlicher 9%) Befiger behandelt. 

$. 354. Wegen der Verzinfung des noch nicht erlegten Kaufgeldes findet die Bor- 
Ichrift $. 292 Anwendung 9°). 

. 355. Der Richter, welcher den Verſtoß begangen hat, bleibt wegen Schaden 

und Koften den ntereifenten verantwortlich. 

$. 356. Das Recht des Dritten, an welchen die Sache von dem, der fie als 
Meiftbietender erſtanden hatte, gelangt ift, fann nur alddann $?) angefochten werden, 
wenn er überführt werden fann, den vorgefallenen Fehler zur Zeit der Anfihbringung 
gewußt zu haben. 

$. 357. Wegen Verabfäumung anderer Förmlichkeiten findet, nach einmal ge- 
ſchehenem Zufchlage, die Wiederaufhebung defjelben weder von einer noch von der an- 
dern Seite jtatt. 


Berfäufers aus, ald wenn nicht aud) der Käufer ein Hecht dazu haben könnte. &. oben die Anmert. 
48 zu 8. 348, 

Die andere frage betraf die Anwendbarkeit der Klage auf Widerruf des Zuſchlags aus $. 347 ff. 
d. T., für welche der mwegfallende 8. 851 Zeit umd Forum beftimmte, noch neben der Nichtigteitsbe- 
ſchwerde. Nad) einer Meinung konnte gegen Adjudifationsbeicheide die Nichtigkeitsbeichtwerde nur aus 
den in der B. vom 14. Dezember 1883 angegebenen Gründen erhoben werden; die Klage auf Wider- 
rufung des Zuſchlags wegen Verletzung weſentlicher Förmlichleiten nad 8. 347 ff. d. T. follte un- 
abhängig von der Nichtigleitsbeſchwerde beftehen umd nur im Wege des ordentlichen, auf Annulli» 
zung des Adjudikationserfenntmifjes gerichteten Progefies geltend gemacht werden. Lömenberg, Ber- 
ordnung über das Rechtsmitiel der Revifion und der Nichtigleitsbejchtwerde, S. 71, Note*, Diejer 
Zmeifel ift durch den $. 2, lit. e der Deflaration vom 6. April 1839 (Zuſ. 2) bejeitigt; es giebt 
dieferhalb jetzt kein anderes Angriffsmittel gegen eine Adjudifatoria als die Nichtigkeitsbeichwerde. 

58) Diejer Widerruf ift im Wege des ordentlichen Prozeffes geltend zu machen; die Klage Mi 
weſentlich die rei vindicatio, beruhend auf der Behauptung, daß der Zuſchlag nichtig. 

59) Die Vernichtung eines mit der Nichtigfeitebeichwerde ei rifienen Zuſchlags begründet für 
den Adjudifatar nicht ſchon mit der Infinuation der Nichtigfeitsbeichmerde die Verpflichtungen eines 
unredlihen Beſitzers. Derjeibe ift vielmehr bis zu dem die Vernichtung ausfprechenden Urtel für 
— redlichen Beſitzer zu achten. Pr. des Obertr. 2274, vom 14. Februar 1851 (Entſch. Bd. X, 

. 106). 

60) Bei nothwendigen Subhaftationen ift in allen fällen anzunehmen, daf der Käufer Sache 
und Kaufgeld wider den Willen der Subhaftationsinterefjenten nuße, wenn und in fomeit er im Kauf⸗ 
rein ar wre nicht Zahlung leiftet, obgleich diejerhalb im Lizitationsprotofolle und folglich im 

djudifationsbeicheide nichts enthalten ift. Die Summe aber, welche er bei der Fizitation als Kaution 
in baarem Gelde erlegt, mit der Erklärung, daß dDiefelbe im Kalle ves Zuſchlages auf das Kaufgeld 
angenommen werden folle, muß bon der zu derzinienden Kaufgelderiumme abgerechnet werden. Iſt 
über die Verwendung der Kaution nichts beftimmt, jo wird fie nicht abgerechnet, d. h. der Zinfenlauf 
beginnt vom Tage des Zuichlages von der ganzen Summe. 

61) Dieſe Satung fteht im Widerfpruche mit den Grundſätzen über die Verfolgung des Eigen- 
thums. Der Adjudilatar hatte, weil jein Titel nichtig war, kein Gigenthum, folglich konnte er Eigen- 
thum aud nicht auf einen Dritten übertragen. Nah den Grumdiägen des U. EN. über Redlichleit 
(bona fides) hat diefe nur auf die Gegenforderungen des redlichen Beſitzers Einfluß, fie vermag aber 
nicht Eigenthum zu verſchaffen. 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 43 
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$. 358. PVielmehr wird die dem Richter dabei zur Laſt fallende Vernachläſſigung 
an ihm verhältnißmäßig geahndet; und er haftet den Intereſſenten für allen daraus er- 
weislich entitandenen Schaden. 

$. 359. Wird aber der Mangel vor erfolgtem Zufchlage gerügt, fo muß dem- 
jelben,, auf Koſten desjenigen, welcher Urfache daran ift, abgebolfen werden 61), 

$. 360. Bei freiwilligen gerichtlichen Verkäufen jind die Rechte und Pflichten 
der Intereijenten unter fih, nach den von ihnen getroffenen Verabredungen, lediglich 
zu beurtheilen 816). 

$. 361. Aufgehoben ®?). 

$. 362. Im übrigen gelten, auch wegen Wiederaufhebung des Zuichlags ®?), 
nur die bei Privatfäufen ertheilten gejeglichen Borfchriften. 


weiter Abſchnitt. 
Vom Taunfhvertraget), 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. $. 1070. Dazu Glüd, Erläuterung, Th. XVIII, 
S. 112 fl. Sintenis, gemeines prattiſches Civilrcht, $. 115, Bd. I, ©. 590 fig. Heimbad, 
Taufch (permutatio), in Weiske's Rectsieriton, Bd. X, S. 709. — Bornemann, Syſtematiſche 
Darftellung des Preußischen Eivilrechts, Bd. III. S. 115 flg. Mein Recht der Forderungen, 2. Ausg., 
Bd. III, 8,352 u. 3583, 


$. 363. Der Taufch ift ein Vertrag, wodurd ein Kontrahent gegen den Andern 


618) (4, A.) Der Richter, weicher bei u nothwendigen Subhaftatiou ein Berſehen be- 
gangen hat, muß, mern diefes vor dem Zuſchlage ertt und gehoben worden ift, nicht mur prinyie 
paliter die hierdurch entftandenen Koften tragen, jondern er kann noch außerdem, gemäß $. 355, 
Entihädigung des Interefienten in Anipruch genommen werden. Das Obertr. hat jedody den Entichädi- 
gungsanjpruc einem ſolchen Intereffenten, weicher nicht Ertrahent oder Adhärent der Subbaftation war, 
abgeiprochen, weil derjelbe ein Recht, Befriedigung zu verlangen, micht eher erworben habe, ale bie 
das Grundftüct wirklich zugeichlagen worden, und er ſich daher gefallen laſſen müſſe, wenn das Sub- 
haftationsveriahren einen Gang nehme, der, dem Geſetze gemäß, jeine Ermartung, bei der Bertheilung 
des Kaufgeldes befriedigt zu erden, nicht erfülle. Erf. vom 11. Juli 1862 (Entſch. Bd. XLVII, 
©. 93, 101). Das ift fo fein gewoben, daß fich die logiichen Fäden der Wahrnehmung entziehen. 
Sichtbar bleibt nur, daß das Pfandſtück, welches nad) der erften Lizitation den Gläubiger mehr ale 
hinreichend dedte, in Folge des Verſehens des Richters verichleudert werden mußte, weil jich unter der 
Zeit, während welder der Formfehler verbefiert wurde, die Konjunktur verfchlechtert hatte und deshalb 
der Gläubiger wegen des fpäteren Mindergebots ausfiel. „Daher — fo jagt das Obertr. — „men- 
det Verllagter mit Recht ein, daß er durch das ihm zur Laſt gelegte Veriehen den Kläger nicht be— 
ſchädigt habe.” (1 (S. 102.) Darauf antwortet der Thatbeftand: Ohne das Berſehen wäre der Klä— 
Mer nicht ohme Bezahlung um fein Pfand gebracht worden. 

6ıb) (4. 9.) Die freimillige Auktion ebenfo mie die nothwendige ſchließt ein Kauftontrafteverbält- 
niß zwiſchen demjenigen, der die Sadıe zur Auktion gebracht hat, und dem Erfteher im fidh; auch ein 
folder Kauf unterliegt hinfichtlich diefer Parteien den allgemeinen Regeln der Kaufverträge , und das 
rechtliche Verhältniß des Auftionators ift mad) den Regeln von Bollmactsverträgen zu beurtheilen, 
wenngleich der Auftionator das del eredere übernommen hat. Bergl. Erf. des Obertr, v. 21. Jumi 
1855 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 299). 

62) ©. 2. dv. 6. April 1839, betreffend das Verfahren bei freimilligen Subhaftationen, $. 2. 
(G.S. ©. 125 und Zuſ. zu $. 66, Tit. 52 der Proz.O.) — Der $. 361 jchrieb vor, dab das Ad- 
judifationserfenntniß bei ſolchen Subhaftationen die Stelle des Kontratts vertrete. Nach der ange 
führten ®. vom 6. April 1839, 8. 2 aber wird in joldhen Subhaftationen eine Adjuditatoria nicht 
mehr abgefaft. 

63) Des Kontrafts. Die freiwilligen Pizitationen ftehen den Privatverhandlungen und den daraus 
hervorgehenden Käufen ganz gleich. 

1) Der Tauſch gehörte nach R. R. befanntlich zu den ungenannten Realtontrakten und wırrde deshalb 
erft durch wirkliche Leiſtung klagbar, wenn nicht eine Stipulation damit verbunden worden war. Nach 
G. R. hat das nudum pactum die Kraft der Stipulation, im Folge deflen der Tauſch in die Kategorie 
der Konjenjuallontralte tritt. Die Berf. des A. ER. durften daher nur die bon der Praris ange 
nommenen Grundjäte des &. R. aufnehmen, um den Tauich dem Kaufe fo mahe wie möglich zu 
bringen. Sie hätten noch einen Schritt weiter gehen und den Tauſch, deſſen weſentliche Cigenthüm⸗ 
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zur — des Eigenthums einer Sache, gegen Unterlaſſung einer andern ?) ſich 
verpflichtet. 

$. 364. Bei dem Taufche ift jeder Kontrahent, in Anſehung der Sache, die er 

iebt, ald Berfäufer, und in Anſehung derjenigen, die er dagegen empfängt, ald Käu- 

er zu betrachten ?). 

$. 365. Unter eben den Umftänden, wo ein Käufer, wegen des Mifverhältnij- 
ſes zwischen dem Werthe der Sache, und dem dafür erlegten Raufpelbe. von dem Kaufe 
wieder abgeben fann, it beim Taufche jeder der Kontrahenten, wegen eines jolchen 
— tniſſes zwiſchen der empfangenen und der dafür gegebenen Sache dazu be— 

htigt. 

$. 366. Im einem jolchen Falle muß der Werth beider gegen einander vertaufch- 
ten Sachen durch vereidete Sachverftändige ausgemittelt werden. 

$. 367. Sind fremde Sachen vertaufcht. worden, jo finden die Borjchriften 
$. 154 sqq. ebenfalls re 

$. 368. Doch muß der Geber der fremden Sache, in fofern er überhaupt zur 
Vertretung verpflichtet it, dem Empfänger, welchem diefe Sache ganz entzogen wor- 
den, die von ihm dafür erhaltene Sache zurüdgeben *). 

$. 369. Hat ſich aber der Geber der fremden Sache eines Betrugs fchuldig ge- 
macht, To hat der Empfänger die Wahl: ob er feine vertaujchte Sache zurüdinehmen, 
oder von dem Geber, wegen des aus der Entziehung der eingetaufchten Sache er- 
— Schadens und entgangenen Gewinns, vollſtändige Genugthuung fordern 
wolle ?). 

$. 370. ft einem der Kontrahenten nur ein Theil ®) der eingetaufchten Sache 


lichkeit nur noch darin befteht, daß Sache gegen Sache gegeben wird, ganz nad) den Grundfähen des 
Kaufs behandeln können, wozu die Beftimmung des 8. 364, daß jeder Theil in Anjehung der ihm 
gegebenen Sache als Käufer, und rüdfichts der dafür gegebenen als Verkäufer anzufehen, genügt hätte, 

2) Genau geiproden im Sinne des A. ER. müßte e8 heißen: „gegen Ueberlafiung des Eigen- 
thums einer anderen“. Das ift auch gemeint. (4. 9.) Der eigentliche Gegenftand der Verabredung 
ift das mechfelfeitige Geben einer Sache, alio feine Handlung (fein facere) im juriftiichen Sinne. 
Das Obertr. fagt in einem Erf. vom 22. Mai 1851 (Arc. f. Necsf. Bd. I, S. 30): bei Lieferungs- 
berträgen jei die Handlung des Verſchaffens der Sache, bei Tauichverträgen bingegen fei der zu Der 
wirtende Umtauſch der eigentliche Gegenftand der Berabredung. Dieje Unterſcheidung ift ein Fehlgriff: 
der Zauihvertrag hat gar fein Handeln (facere, leiften) jondern ein dare (geben) ($. 123, Tit. 2) 
zum Gegenftande. Der Yieferungsvertrag hingegen ift ein Vertrag über ein beftimmtes Handeln (leiften, 
facere). &. 981 d. T. und &. 123, Tit. 2, 

Iſt die Leiftung oder die Gegenleiftung aus Sachen und baarem Gelde gemiſcht, jo muß das 
Geſchäft als Tauſch behandelt werden. Die Redaltoren haben die Frage abfichtiich umentichieden ge- 
lafjen , weil nah Suarez’ Aeußerung, bon Enticeidung diefer Frage fein praktiiher Nuten abzu« 
jehen ſei. (Gei.-Reb. Pens. XIV, Motive zu Tit. 11, $. 63.) Dann hätten fie aber zwiſchen Kauf 
und Tauſch überhaupt nicht untericheiden miüflen. S. die vor. Anm. 1. 

3) Dieſer $. wäre ganz allein hinlänglich geweſen für den Taufh. Bergl. die Ann. 1. 

4) ©. die folg. Anm. 5. 

5) Die Beftimmungen, welche in den $$. 368 und 369 gegeben werden, paſſen nicht zur Theorie 
des A. L.R. vom Tauſche; fie nehören einer beftrittenen Meinung über das R. R. au. Einige hielten 
nämlich dafür, daß in dem falle, wo eine fremde Sache gegeben worden, das Geichäft nichtig jei und 
daher niemals die Kontraktsflage (actio praescriptis verbis), fondern die condictio causa data oder, 
tern wiſſentlich die fremde Sache —— worden, auch die actio doli ſtattfinde, weil ſonſt der Unterſchied 
zwiſchen Tauſch und Kauf ganz aufhören würde, ein Unterſchied, der eben darin beſtehe, daß Kauf auch über 
eine fremde Sache gültig geichlofien werden könne, der Taufch aber nicht. Dieſer Grundjat galt vom 
Tauſche nah R. R., ſo lange der Tauſch ein Nealkontraft war; denn mer eine fremde Säche gab, 
hatte nicht gehörig geleiftet, folglich feinen Realfontrakt gefchlofjen, konnte alſo auch nicht die Kontrafts- 
Mage gebraucen. L. 1, $. 3 D. de rerum permut. (XIX, 4). Der Sat hat ſchon im ©. R. 
feinen inneren Grund mehr, und in das A. ER. paßt er, wie gelagt, gar nicht. 

6) Dieſe Vorfchrift bezieht fich nicht anf dem fall der Gemährleiftung für die auf der Sache haj- 
tenden Laſten, $$. 175 fi. d. T., jondern auf den fall der Entziehung eines Theile oder Pertinenz- 
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durch den Anfpruch eines Dritten entzogen worden, fo müfjen beide vertaufhte Sachen 
aAbge aßtt) und ſodann der Werth des entzogenen Theils verhältnißmäßig beſtimmt 
werden ®). 

$. 371. In allen Fällen, wo bei einem rüdgängig gewordenen Kaufe die Nu- 
gungen der Sache, und die Zinfen des Kaufgeldes, gegen einander aufgehoben wer- 
den, findet eine gleihe Rompenjation in Anfehung der Nugungen der gegen einander 
vertaufchten Sachen ftatt. 

$. 372. In den Fällen, wo der Käufer, wegen des bevorftehenden Anſpruchs 
eined Dritten auf die erfaufte Sache, das Kaufgeld zurüdzuhalten, und gerichtlich nie 
derzulegen berechtigt ift, hat der Taujchende, wenn die eingetaufchte Sache von einem 
Dritten in Anfpruch genommen wird, das Recht, die dagegen vertaufchte Sache zur 
gerichtliben Verwahrung und Verwaltung zu übergeben ®). 

$. 373. Wenn Geld gegen Geld gewechfelt wird, fo treten die Gefege von Zah— 
lungen '®) ein. 

$. 374. Medaillen und Münzen, welche der Seltenheit wegen gefucht werden, 
find, auch in diefer Beziehung, nicht ald Geld anzufehen. 

$. 375. Bei dem Kaufe oder Taufche folder Münzen findet der Einwand der 
Verlegung über oder unter der Hälfte niemals ftatt !'). 


Dritter Abſchnitt. 
Bon Abtretung der Rechten). 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. $$. 1019—1024. Dazu Glüd, Erläuterung, Bd. XVII, 
©. 4 flg. Mühlenbrud, die Lehre von der Ceifion der Forderungsrechte, 3. Aufl. Greifswald 
1836. ©. F. Puchta, GCeifion, in Weiske's Rectsleriton, Bd. II, ©. 636 fig, — Borne- 
mann, Spitematifhe Darfiellung des preußiſchen Eivilreches, Bd. IL, ©-119 fi. Meine Lehre 


fiüds der Sadıe ($$. 164 ff.). Der erfte Fall ift vielmehr auch bei dem Tauſche nad) dem $$. 189, 
190 zu enticheiden. Pr. des Obertr. 1514, v. 21. Dez. 1844. 

7) Da beide Sachen zugleih als Preis für einander dienen, jo muß der Werth derielben und 
auch der des erwähnten Stüds zur Zeit des geichloffenen Tauſches geichätt werden ; ſonſt fällt wegen 
der möglichen Veränderungen der einen umd der anderen Sache durch Verbeſſerungen und Berjchiech- 
terungen das Reiultat unrichtig aus, 

8) Der Berletste hat aljo nicht fo, wie in dem gleichen falle der Käufer, die Wahl zwifchen dem 
Nidtritt und der Schadloshaltung, ihm ift nur die actio quanti minoris geftattet. Auch diefe Satzung ift 
ohne inneren Grund. — Bei der Anwendung der Beftimmung muß übrigens, ebenſo wie beim Kaufe, 
der Werth des entwährten Theils nad) Berhältniß des Werths der für das Ganze — Sache be⸗ 
ſtimmt werden. Wären z. B. zwei Güter zum Taxwerthe von 50 Tauſend und beziehtih von 40 Tauſend 
gerade auf getauſcht worden, und es würde von dem erfteren ein Theil, zu Werthe von 12,500 Thlrn., 
entwährt: jo würde er nicht diefe Summe , fondern nur den vierten Theil defien, was er dafür gege- 
ben, nämlich 10,000 Thlr. zu fordern haben. 

(5. A.) Berlangt bei einem Tauſchvertrage der eine der Kontrahenten wegen Gemährsmängel 
Entibädigung, fo genügt es für ihm zur Begründung der Klage bezüglich des Betrages, daß der Werth 
des entzonenen Theile unter Beweis geftellt wird; dem anderen Kontrahenten bleibt dagegen der Ein- 
wand vorbehalten, daß das Berhältniß des eigentlichen Werthes der vertauichten Sache einen anderen 
Mafftab und eine Minderung der Bergütung für den entzogenen Theil erfordere, zu welchem Ende 
eine Taxe der vertaufchten Sache beizulegen oder zu ertrahiren ift. Erf. des Obertr, vom 27. Febr. 
1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVIII. ©, 171), 

9) Diefe Beftimmung ift eine Beftätigung für die oben in der Anm, 66 zu $. 222 d. X. ver- 
tretene Meinung, daß der Käufer, welcher in dem gefetsten Falle das Retentionsrecht ausüben till, 
doch zur deponiven jchuldig ſei. Jener Fall und diefer $. 372 ftehen völlig gleich. 

10) Zahlung ift ein Zilgungsmittel, aber feine Art, VBerbindlichkeiten zu rag ir In der That 
paßt die Beitimmung auf den Geldmwechjelverfehr nicht. Geldwechſelung ift ein Kauf und Verlauf, 
wobei die gejuchte oder angebotene Sorte ald Waare behandelt wird. 

11) Weil folhe Münzen einen unfhägbaren Werth haben. 

1) Eine der wichtigften, in den Bertehr des gemeinen Lebens tief eingreifenden Abweichun des 
A. ER. von dem ER. ift die Behandlung der obligatoriichen Rechte als Waare. Das RR. ber 
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bon dem Webergauge der Forderungsrechte nach den Grundiäßen des preufiichen Rechts in genauer 
Bergleihung mit dem Gemeinen Rechte x. Bon der Geifion, $$. 9—40, Breslau 1837. 


$. 376. Die Abtretung der Rechte jegt einen Vertrag voraus ?), wodurch Jee Fark 


tradhtete die Obligationen als eng verknüpft mit der Perfönlichkeit der Berbundenen (Kreditor und Des 
bitor) dergeftalt, daß die Loͤſung des Bandes auf der einen oder der anderen Seite den Untergang des 
Verhältniſſes zur nothwendigen Folge haben mußte. Daher war die Uebertragung der Aktivobligation 
(des Gtäubigerrechts), der Subftany nad, auf einen Dritten undenkbar. Die Ausübung nur konnte 
übertragen werden, nachdem das Prinzip der freien Stellvertretung zur Geltung gefonımen war, und 
mittelft dieſes Imftituts konnte, im praftiihen Endrefultate, das erreicht werden, was die heutige Gei- 
fion bezwedt, indem der Prinzipal und der Stellvertreter übereinfamen, daß der letztere die Erigenz 
für feine eigene Rechnung nehmen- und behalten möge. Dadurch murde er, mas die röm. Juriſten 
procurator in rem suaın nannten. Nicht einmal das ift richtig, mas das Obertr. in feiner Entſch. 
Bd. XIV, ©. 240 jagt, daß dem röm. R. nur lagenübertragung befannt war. Auch das Klagrecht 
war von dem Gläubiger untrennbar, dergeftalt, daß, wenngleich er einen procurator in rem suam 
beftelit hatte, er dadurch rechtlich micht gehindert wurde, unmittelbar mit dem Schuldner in VBernehmen 
zu treten. Das Alles ift nad) unierer Rechtsanſchauung anders; das abfolut Periönliche der Schuld⸗ 
verhältnifje ift zurücgedrängt durch die faufmänniiche Auffaffung und Behandlung der Forderungs- 
rechte; man fieht darin nicht ein perjönliches Verhältniß zroiichen zwei beftinnmten Perſonen, jondern 
eine (negative reip. pofitive) Größe des Vermögensrechts, welches von dem Einen auf den Anderen, 
in der Idee (nomen), beiiebig übertragen werden kann. Die Forderungsrechte fönnen num, gleich 
förperlihen Sachen, Gegenftand des freien Berfehrs fein, fie können ebenio mie körperliche Sadıen 
veräußert und erworben werden. Aber die bei körperlichen Sachen hergebrachte Eriverbumgsart, die 
Tradition, ift bei ihnen aus natürlichen Gründen unanmwendbar; man Tann eine Forderung nicht in 
die Hand nehmen und dem Anderen übergeben; man bedarf einer juriftiihen Handlung. Diele ift 
eben die Geifion; die Ceffion ift flir Forderungen der modus aequirendi, mie die Tradition bei kör— 
perlihen Sachen, und feine diejer beiden Erwerbungsarten fann mit der anderen beliebig vertauſcht 
werden: die Tradition ift zur Hebertragung einer Forderung nicht tauglich, wie die Ceſſion das Eigens 
thum einer körperlichen Sache micht zu geben vermag; beide Ermerbungsarten ſchließen in ihrem Be— 
reiche einander aus. Vergl. o. die Anm. 13 zu $. 12, Zit. 2, und Entich. des Obertr. Bd. XVII, 
©. 156. Hierher gehört auch das Pr. des Obertr. 465, d. 7. Mai 1838: Die von einem Erben 
geleiftete Ceifton des Erbtheils, ohne nähere Beftimmung des Gegenftandes, bloß auf Höhe einer ge 
wifien Summe, überträgt fein Eigenthum an den einzelnen, den Erbtheil bildenden Gegenftänden der 
Erbſchaft. Der Eeifionar erlangt vielmehr durch eine jolche Abtretung nur einen periönlichen An— 
ſpruch an den Erben. (Entid. Bd. II, &. 302 und Schleſ. Arch. Bd. IV, ©. 12.) Das foll hei- 
Ben: ein Erbtheil ift fein Korderungsrecht, folglich kann eine beftimmte Summe davon nit cedirt 
werden; es fann als eim Inbegriff von Saden und Rechten Gegenftand nur eines Kaufes fein. 
Berg. das Pr. v. 5. März 1846 u. in der Anm. 9 zu 454. 

Nach dieier, in das A. ER. übergegan enen, Theorie ift die Yehre von der Ceſſion hier nicht an 
der rechten Stelle vorgetragen: fie ift fein Titel, fondern ein Modus und fteht der Tradition zur 
Seite, wie fie denn von gemeinrechtlichen Praktifern auch wirklich eine quasi traditio gemannt wird. 
Kreitmahr, Aumerkungen zum Cod. Maximilianus, P, II, cap. 3, $. 8, Nr. 6. 

2) Dieſes pactum de cedendo ift der Titel, ohne melden der Modus (die Ceſſion) feine Wir- 
fung hat. ©. die vor. Anm. Iſt der Titel fimulier, jo ift es wie bei einem milndlichen Titel; wird 
diefer durch die angenommene Erfüllung vechtsbeftändig, fo ift es auch die Ceſſion. 

Zur Rectsbeftändigteit einer Ceſſion ift ein dvorgängiger, in an fich rechtsbeſtändiger Form ab» 
ſchloſſener Vertrag nicht erforderlich; das Seffionsinftrunment ift, als die Erfüllung einer mündlichen 
erabredung enthaltend, genügend, indem im jolhem Falle die Annahme je als Vollendung 

des Ceifionsgeicäfts zroiichen dem Ceſſionar und dem Cedenten zu betrachten ift. Vergl. Anm. 18 zu 
8. 398 d. T. Man bat fich nämlich bei der Abfafjung des A. L.R. uriprünglich beide Alte, aus 
welchen die Ceſſion zufammengefetst ift, nämlich) da® pactum de cedendo ald causa praecedens, und 
den actus traditionis (die Ceſſion jelbft) als zuſammenfallend gedacht und die Abtretung als einen 
Bertrag ($. 340 des Entw.) definirt, wodurch Jemand fich verpflichte, einem Anderen das Eigenthum 
feines Rechts gegen eine beftimmte Vergeltung zu überlaſſen; und erft jpäter, in Folge einer Bemer— 
fung von Suarez, ift die im $. 376 enthaltene Definition beliebt worden, wonach die Ceſſion einen 
Bertrag vorausjekt. Aus dieſer Entftehung erklärt fih, warum das A. L.R. Über die Form des 
vorausgeſetzten pactum de cedendo ſchweigt und nur über die Form der Ceſſion ſelbſt beiondere Bes 
ftimmungen enthält. 88. 393 fi. Es beivendet jomit bei den allgemeinen Vorjchriften über die Form 
der Verträge; insbeſondere find die Vorichriften in Betreff der mündlichen Berträge über bewegliche 
Sachen maßgebend, wenn weiter nichts Schriftliches vorhanden ift, als die Ceifionserflärung (der Tras 
ditionsaft) des Cedenten. Liegt z. B. nichts weiter vor, als die geichehene Zuſendung eines Schuld» 
inftruments an einen Dritten, nebft einer von dem darin genannten Gläubiger an dieien Dritten 
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mand jich verpflichtet, einem Andern das Eigenthum feines Rechts, gegen eine be- 
ſtimmte Vergeltung ®), zu überlajjen ®®). 





ansgeftellten Ceſſionsurkunde, fo kann aus dem Stillſchweigen des Letzteren, umd der nicht erfolgten 
Zurückſendung jener Urkunden, die geichehene Abſchließung eines Geffionsgeichäfts nicht gefolgent wer⸗ 
den. (Entſch. Bd. IX, ©. 213). Hierdurch ſoll ausgedrüdt werden, daß durch das Stillſchwei 
der Titel, und alio aud die Berpflichtung zur Zahlung der Baluta micht zu Stande komme. Zur 
Annahme der Ceifion, als actus traditionis, wäre das —— — Behalten allerdings d, 
(4. A.) Hiernach jagt das Obertrib. in feinem Ert. vom 21. Sepibr. 1854 (Arc. j. Rechtsf. Bd. XIV, 
©. 276) fo ziemlich richtig: Die Ceifion jetzt ziwar einen Vertrag, ein pactum de eedendo, als vor⸗ 
angegangen voraus, ift aber jelbft fein Vertrag, jondern die Erfilllung des vorangegangenen Bertrage 
bon Seiten des einen Theils, die Tradition des Rechts oder die Handlung jelbit, wodurch das 
Eigenthum des Rechts dem Andern übertragen wird. Dieje Handlung ift eime eimfeitige, unterliegt 
daher nicht den geielichen Erforderniffen eines Bertrage, und die Gegenmart des Ceſſionars bei der 
Aufnahme der Ceifionsurktunde ift dabei etwas durchaus Unerhebliches. — So ziemlich richtig ſei dies, 
habe ich gejagt. Denn ungenau, um nicht zu jagen unrichtig, ift e8, daß die Ceſſion ſelbſt fein Ber- 
trag jei. Das ift fie allerdings, ebenfo wie die Tradition eim Vertrag ift, denn ohne die Annahme 
andererſeits (mechielieitige Ginmilligung) ift fie Nichte. Aber fie ift ein einfeitiger Vertrag, bei 
welchem die mündliche und jelbft die ftillichweigende Annahme genügt, wie a. a. O. anerfannt wird, 
Hieraus erhellet, warum der Ceifionarius durch eine ſolche jormlofe Annahme nicht verbindlich wird, die 
Baluta zu bezahlen, wenn er damit noch im NRüditande ift; demm es ift eben in der bloßen Annahme 
ein gegenieitiges Verſprechen enthalten, er ift nur gehalten, das Empfangene, was er nicht bezahlen 
will, zurüdzugewähren. Vergl. Anm. 18 u. 19 zu $. 3935 d. T. 

Abrvegig ift die Ausführung des Obertr. in den Gründen einer, Bd. XXI der Entich. S. 352 mit- 
getheilten Entſcheidung vom 5. Juli 1851. Es heißt dort: Die jchriftliche Ertlärung enthält eine 
rechtsgültige Ceſſion. Sie war auf Uebertragung des Eigenthums der Forderung von Seiten des Ber 
Nagten an Kl. gerichtet. Die Annahme der Urkunde ſeitens des Kl. bindet denjeiben an den Ber- 
trag. Das Rechtsgeſchäft ift gültig geichlofien worden. — Falid. Das an fic gültig Geichehene ift 
die Ceſſion. Diele aber ift nicht das —— ſondern die Erfüllung deſſelben, der der Ueber⸗ 
gabe gleichitehende Uebertragungsatt. Das Rechtsgeihäft war der voraufigegangene mündliche Kauf. 

8 bemeift das Obertr. unmittelbar vorher jeibft. „Die Ceifion, ats ſolche, ift fein Vertrag, ſondern 
die Erfüllung einer vorgängigen Abrede. Als Erfüllung war die Ceifion auch im vorliegenden Falle 
unzweifelhaft deshalb aufzufallen, weil die das pactum de cedendo im fich jchließende vorgängige Ab- 
rede wirklich vorhanden war.” Mit dieſen Prämifien hat die Kouflufion keinen logiſchen Zuſammen⸗ 
bang. Das Thatſächliche in diefem falle mar eine am fic gültige Uebertragung einer Sache im wei⸗ 
teren Sinne auf Grund eines mündlichen Titels, ohne bollftändige Erfüllung bon beiden Seiten. 
Der Fall des I, 5, $. 146, wo audnahmsmeile mündliche Berträge über bewegliche Sadyen gelten, 
war es mithin nicht. Die Behauptung aljo, daß „das Mechtsgeichäft gültig geihtoffen worden“, ift 
völlig grundlos. Mündliche Verträge über bewegliche Sachen haben nur dann Beftand, wenn fie don 
beiden Seiten erfüllt worden find. Tit. 5, $. 146. 

Zur Erfüllung eines, über Ceſſion einer ſolchen Schuldforderung, morüber eine brieflidhe Urkunde 
vorhanden ift, mündlich geichlofienen Bertrags reicht die bloße Einhändigung der zu cedirenden Schuld⸗ 
urfunde an den Ceifionar nicht hin; vielmehr ift die fchriftliche Abjaflung der Geifton zur volljtändigen 
Uebertragung des Eigenthums des abgetretenen Rechts an den neuen Erwerber defjelben erforderlich. 
Pr. des Obertr. 1663, d. 12 Dez. 1845 (Entſch. Bd. XIV, ©, 237). 

Man trifft übrigens auf ganz abjonderliche Borfiellungen über Geifion und den einer jolhen zum 
Grunde liegenden Titel. So heißt e8 z. B. in einem Urtel des Ratiborer Appellationsgerichts vom 
1. März 1852 (Meiffer Alten, Bd. 444 pro 1850): „Diefer Beftandtheil (das Belenutniß der empian- 
genen Valuta) darf allerdings micht fehlen, weil er ein Eijential des der Gejlion zu 
Grunde liegenden läftigen Bertrages iſt.“ Alſo die Quittung über Bezahlung des Kauj- 
geldes ift ein Eſſential des Kauffontratts! Und diejes joll erft aus dem nachfolgenden Uebertragung®- 
afte hervorgehen müfjen! Vergl. Übrigens unten die Anm. 18 zu $. 393, 

3) Der Gegenftand findet fih im $. 379, ift aber micht entiprechend ausgedrüdt. Das juriſtiſch 
Wahre dabei ift, daß die Ceifion, ebenio wie die Tradition, zur Schentung gebraucht werden, d. h. daß 
die Schenkung in der form der Geifion, wie bei körperlichen Sachen durch die Uebergabe, geichehen oder 
vollzogen werden fann. Dabei bleibt die Tradition Tradition, und die Ceifion Geifion. Die pral« 
tiſche Frage aber ift dabei mad der Rechtsbeftändigkeit, und in dieier Beziehung fomınt e8 auf die Ber 
obachtung der für die Schenkung vorgeicriebenen Augeren form an. Dies ift es, mas dieſer umd 
der $. 379 ausdrüden will. Es ift aber nicht erforderlich, daß aus dem Mebertragungsatte (der Ceſſion) 
erhelle: ob der zu Grunde liegende Titel ein onerofes oder ein lufratives Geichäft jei; und die Bes 
hauptung des Obertr. in den Gründen der Entid. vom 13. Auquft 1836 (Entſch. Bd. I, ©. 172): 
daß die Geifion icon darin mangelhaft jei, daß ein Belenntniß, die Baluta empfangen zu haben, fehlt, 
iR als unbegründet von ihm jelbft jpäter widerlegt (j. u. die Anm. 18 zu $. 393); die Entſch. jelbit 


- Erf. des Obertr. vom 28, 
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8. 377. Die — wodurch das abzutretende Recht dem Andern wirk— 
lich übertragen wird, wird Ceſſion genannt. 

$. 378. Wird ein Recht ohne Vergeltung abgetreten, jo ift die Handlung *) als 
eine Schenkung anzufehen. (Abſchn. 9.) 

$. 379. Was Rechtens fei, wenn Jemand eines Theild feines Nechts fich be- 
iebt, um fich dadurch der übrigen zu verfichern, ift nach der Lehre von Vergleich zu 
eurtheilen. (Tit. 16, Abichn. $.) 

$. 350. Die bloße Anmeifung einer Schuldforderung ift noch für feine Abtre- 
tung derfelben zu achten ®). (Tit. 16, Abfchn. 5.) 

$. 381. Bei der eigentlichen Geffion finden, je nachdem dafür baares Geld, oder 
eine andere Sache oder Hecht gegeben worden, die Regeln des Kaufs *) oder Taufches 
Anwendung. 

$. 382. Alle Nechte®®), welche nicht an die Perjon des Inhabers gebunden as eat 
find”), fünnen Andern abgetreten werden. 


(das Pr.) ift nleihfalls durch den jpäteren Pl.Beſchl. v. 16. Januar 1846 dvermorien. Wollte man 
an den Mangel dieies Belenntnifies eine Folgerung knüpfen, fo könnte es doch nur die Bermuthung 
für eine Echenfung fein. Damit wäre ein Grund, die Ceſſion für ungültig zu halten, gleichialls 
nicht gervonnen ; denn bemegliche Sachen werden durch die Mebergabe, auch ohne Hinzutritt der ſchrift- 
lichen Form, gültig geicentt. $. 1056 d. T. Deshalb finder die Rüdforderung eines, dem Ceſſionar 
unentgelttich überergneten Echuldinftruments aus dem Grunde der Ermangelung eines gerichtlichen 
Vertrages, wie überhaupt bei ſchenkungsweiſe übergebenen beweglichen Sachen nicht ftatt. Pr. des 
Obertr. 1710, v. 21. Febr. 1846 (Entſch. des Obertr. Bd. XIII, ©. 190), 

38) (4.9) Auf Verträge über zu leiftende Geifionen (pacta de cedendo) finden die Vorichriften 

über ſolche Berträge, deren ir rigen Handlungen find (Tit. 5, 88. 408 ff.), feine Auwendung. 

uni 1862 (Entſch. Bd. XLVIU, ©. 60 u. Arch. f. Rechtef. Bd. XLV, 
©. 294). Wie darüber ein juriftiiher Zweifel ſoll zu begründen fein, ift nicht findbar. Bergl. 
unten, Anm. 18 zu $. 393. 

4) Die Handlung der Uebertragung, die Ceifion ſelbſt. Die Faſſung ift durdaus zutreffend, 
Die Schenkung geſchieht bier durch die quasi traditio oder Ceifion. Vergl. die vor. Anm. 3. (5.%.) 
Zur Gültigkeit derielben bedarf es nicht der gerichtlichen Korm; das Appell..Gericht zur Arnsberg hatte 
dies irriger Weife erkannt. Erk. des Obertr. v. 18. Ian. 1864 (Entid. Bd. LI. S. 122). Bergl. 
unten, Anm, 34 u. 35 zu 8. 1065 d, T. 

5) Die Uebertragung der Anmeifung aber ift nicht wieder eine Anweiſung, jondern eine Geifion. 
Bergl. u. Anm. 7, lit. k. Iſt aber eine acceptirte Anmweifung weiter übertragen, jo hat der neue Er- 
werber rüdfichtlich der Einziehung diejelben Rechte, welche dem uripräinglichen Aſſignatar zuftchen; ex 
ift daher nicht verpflichtet, die angewieiene Summe im Wege des Prozefied von dem Aifignaten 
einzuziehen, fondern kann, wenn diefer nicht zahlte, Sofort feinen Autor aus dem zwiichen ihm und 
demſelben obmwaltenden Scwidverhältniffe in Anfpruch nehmen. Pr. des Obertr. 1901, vd. 16. Aug. 
1847 (Eutſch. Bd. XV, ©. 155), 

6) Wenn alſo in einem pactum de cedendo ausbedungen worden ift, daß die Ausftellung der 
Ceſſion zu einer beftimmten Zeit gegen baare Zahlung der Ceifionsvaluta erfolgen folle, jo fan der Cedent 
die erftere verweigern und den Kontrakt aufheben, — ebenjo, wie dies beim Kaufvertrage iiber bewegliche 
Sachen, unter gleicher Borausiegung, ftattfindet, — fobald ihm die verſprochene Zahlung in dem feſtgeſetz- 
ten Zeitpunfte nicht geleiftet wird, Pr. des Obertr. 2087, d. 13. Nov. 1848 (Entſch. Bd. XVII, ©. 158). 

6a) (4. A.) Ein Erforderniß ift jedoch die Veftimmitheit des abzutretenden Rechts, ſowie die Be— 
ftimmtheit der zu verfaufenden Sache ein Efjentiale des Kaufs if. Deshalb ift die Ceſſion einer be— 
ſtimmten Summe aus dem Antheile des Gedenten an einer ihm umd anderen Perſonen gemeinichaft- 
lien Bermögensmafie ein nichtiges Rechtsgeſchäft; der Ceifionar erwirbt dadurch gar fein Klagerecht, 
weil ihm eben feine beftimmte Klage (actio) abgetreten ift. Vergl. Erf. des Obertr. v. 11, Jan. 1858 
(Ardiv f. Rechtsf. Bd. XXX, ©. 7). 

(5. U.) Unter den „Rechten“, von welchen der $. 382 jpricht, find nicht ſolche, welche möglicher 
Weile in Zukunft entjtehen können, jondern joiche zu verftehen, für melde bereits ein Objelt vorhanden 
ift, d. h. ſolche, weiche im einem ſchon eriftenten beftimmten Nechtsverhältnifie begründet find, wenn 
auch nur umter einer Bedingung. Daher kann z. B. ein Fuhrwertsunternehmer die Frachtforderung, 
weiche er in einem beftimmten , exft künftig fommenden Monate gegen eine gewiſſe beftimmte Perſon 
erwerben werde, mit rechtlicher Wirkung nicht cediren. Ext. des Obertr. vom 23. März 1865 (Arch. 
f. Rechtsſ. Bd. LIX, ©. 29). 

7) ©. o. d. Anm. 102 zur Einleitung, $. 99, u. Anm, 105 zu $. 103 daſelbſt. j 

Weide Rechte nicht an die Perjon des Inhabers gebunden find, das ift eben die Frage, die auch 
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in Beziehung auf mande Vermögensrechte — denn von Standes- (Status-), Ehren- und Familien⸗ 
rechten verfteht es fich dom ſelbſt — zweifelhaft ift. Ceffibel find: 

a) Auch Rechte aus zmweileitigen Berträgen. Der Verpflichtete kann aber, wider den Willen des 
anderen Kontrahenten, feine Verbindlichkeit nicht auf einen Dritten übertragen. Pr 695, v. 11. Juni 
1839. Bei einer früheren Entſcheiduug v. 13. Aug. 1836 hatte das Obertr. ausgeſprochen: die Geje 
fion von Berbindlichleiten, namentlich die Ceſſion der Verpflichtung zur Lieferung don Staatspapieren 
aus einem jog. Zeitfaufsgeichäfte jei micht ftatthaft. (Entſch. Bd. I, ©. 161.) Dies bezog ſich auf 
das Forderungsredht auf Zahlung der bedungenen Kauflumme gegen Empfangnahme der Papiere, 
Die prattiihe Frage mar mithin geweſen: ob bedingte, namentlich durch eine Gegenteiftung bedingte, 
Forderungsrechte ceifibel_jeien. Den Streit darüber hat der Pl.-Beichl. (Pr. 1669) v. 16. Januar 
1846 dahin geihlichter: Auch die Rechte aus einem Kauf- oder Lieferungsvertrage können von dem 
einen Kontrahenten, ohne Zuziehung und Genehmigung des anderen, an einen Dritten mit der Wir« 
fung abgetreten werden, daß derielbe gegen Leiſtung der entiprechenden Berbindlichteiten des Cedenten 
die Erfüllung des Vertrags von Seiten des anderen Kontrahenten zu verlangen und darauf zu Magen 
befugt if. Entſch. Bd. XU, ©. 10.) Berge. m. Uebergang der Forderungsr. $. 11, und Sclei. 
Ard. Bd. VI, ©. 320, u. Erf, des Öbertr. dv. 11, uud 21, Juni 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bo. VI, 
©. 174). Derſelbe Grundiag gilt von allen zweijeitigen Verträgen, Erf. deſſ. v. 4. Oft. 1849 
(Arch. f. Recditsf. Bd. III, ©. 188). 

b) Alle dinglihen Klagen, injofern fie zur Zeit der Ceifion begründet (actiones natae) find, folg- 
lich ſolche, welche die — von Präftationen zum Gegenſtande haben, nur hinſichtlich der fälligen 
Termine. (4. U.) In Betreff der Bindikationsklage j. m. das Erf. des Dbertr. v. 8. Dezbr. 1852 
(Arch. f. Rechtsf. Bd, VIL, S. 80), 

ce) Anjprüce, welche aus Befigftörungen oder Befigentziehungen entftauden und auf eine Leiftung 
gerichtet find. Geht der Anipruch auf eine Unterlafjung, z. B. der künftigen Beſitzſtörung, fo iſt die 

eifion nur unter der Borausiegung denkbar, daß der Ceifionar — den Beſitz, wegen deſſen 
Störung gellagt werden ſoll, erhält, 

d) Das Recht aus dem Meiftgebote bei Subhaftationen. Schlef. Arch. Bd. IV, S. 511. Wenn 
nicht alle Subhaftarionsinterefienten genehmigt haben, fo verfteht fih, daß — der Cedent für den 
bei der Reſubhaſtation wegen nicht belegter Kaufgelder ſich ergebenden Ausfall verhaftet bleibt, wenn 
auch das Grundftid unmittelbar dem Ceſſionar adjudizirt worden iſt. (4. U. Vergl. das Erk. des 
Obertr. v. 28. Nov. 1851, Arch. f. Rechtsf. Bd. III, ©. 341.) Auch braucht der Subhaſtations⸗ 
richter nur dann auf die Ceſſion Nüdficht zu nehmen, wenn fie vor ihm ſelbſt, im feinen Prozeßalten, 
verlautbart worden if. Pr. des Obertr. vom 5. Jan. 1835 (Schleſ. Ar. 1. ce, ©. 513). 

(4. 4.) Bird dem Meiftbietenden ſelbſt das Grundftüd adjudizirt, jo ift der Adjudilatar verpflichtet, 
mit feinem Ceifionar einen Kauffontraft nad Inhalt der Geifion abzujichließen und ihm das Grund- 
ftüd zu übergeben. Ert. des Obertr. v. 6. Juli 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. X, ©. 88). 

e) Das Recht des Verkäufers aus dem Kauffontrafte, welches aus der Uebernahme hypothelari⸗ 
ſcher Schulden auf Abrechnung des Kaufgeldes von Seiten des Käufers eutſteht und den Käufer per- 
ſonlich verpflichtet, die übernommene Poſt zu bezahlen oder den Berfäufer von deflen VBerbindtichteit 
gegen den Hnpothefengläubiger zu befreien. Dieſes Recht dann der Berfäufer an dieien ſelben Hy— 
pothefengläubiger cediven, und Letzterer kann auf Grund dieier Ceffion fofort auf Zahlung der ihm 
auftehenden Forderung gegen den perfönlich verpflichteten Käufer Magen. Pl.-Beſchl. (Pr. 1096) des 
Dbertr. v. 14. Febr. 1842 u. Pr. 1116, dv. 19. März 1842 (Entſch. Bd. VII, S. 298), Berg. m. 
Uebergang der order. ©. 45 ff., ©. 356 und 361. 

ee) (5. U.) Der Anſpruch eines Käufers gegen den Berfäufer auf Sy bo Löſchungslon⸗ 
ſenſes in Betreff einer nicht mit übernommenen hypothekariſchen Poſt. Erf. des Obertr. v. 20. März 
1865 (Entid. Bd. LI, ©. 79). 

f) Die actio depositi directa auf Herausgabe des deponirten Gegenftandes. Dies ift bei der gerichtli⸗ 
chen Depofition zweifelhaft aefunden worden, weshalb als Pr. d. Obertr, 1996, d. 10. April 1848 einge 
zeichnet worden ift: „Der Eigenthümer einer zum gerichtlichen Depofitorium eingezahlten baaren Geld» 
ſumme kann jein Recht auf den Rüdempfang diefer Geldſumme gültiger Weile durch Ceſſion auf einen 
Anderen übertragen.” Mit dem darin anerkannten Rechtsgrundſatze harmonirt das Pr. 1928, v. 22. Oft. 
1847 ſchlecht: „Pfandbrieſe des landſchaftlichen Kreditvereindg —, melde zur Dedung noch ungelöſchter 
Hypothelenkapitalien von der Landichaftsdirektion verwahrlicd niedergelegt worden , find Eigenthum des 
die Biandbriefihuld kontrahirenden Gutsbeſitzers, bilden aber nicht ein Aktivum deſſelben, und können 
daher nicht durch Ceifion oder Anmeifung einem Anderen übereignet werden.“ (Entſch. Bd. XVI, 
&. 360.) Der Sat iſt falich, und die Begründung ift micht juriſtiſch. Es ſoll nämlih von einem 
Rorderungsrechte hier nicht die Rede jein fünnen, weil ja der Guträbefiger eben der Schuldner der 
Biandbriefe, und fein anderes verpflichtetes Subjelt einer Obligation, in Bezug auf dieſe Piandbriefe, 
vorhanden ſei. Den Anipruch, den jener darauf habe, daß die Laudichaft ihm feine (vorhin war er 
foeben der Schuldner, bier joll er wieder der Eigenthümer der PBiandbrieie fein) Biandbriefe nicht ge- 
gen die Borichriften — zurüdhalte, ſei fein Altivum, fondern nur ein Ausfluß feines Eigenthums an 
den Pfandbriefen. — Darin geht maucher Anklang verſchiedener Rechtsbegriffe mit manchem Unrichti— 
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„ gen durcheinander. Es ift bekanntlich unrichtig, da der Anfpruc der Deponenten ex contractu de- 
positi fein Forderuugsrecht (wahrſcheinlich ift ein folhes unter dem „Aktivum‘ gemeint) jei, mag der 
Deponent feine eigene oder eine fremde Sache deponirt haben. Der beurtheilte Fall ift aber über« 
haupt falſch aufgefaßt, es ift fein Depofitum. Die Pfandbriefe, die nad) der eigenen Lehre des Obertr. 
in die Kategorie der körperlichen Sache gehören, waren ganz richtig Eigentum des Gutsbefigers ; fie 
waren aber der Landſchaft zur Sicherheit für die übernommene Garantie bis zur Löſchung gewiſſer 
boreingetragener Hypothelen überlaffen ; folglih war das Geichäft ein Pfandkontraft. Auch der . 
Berpfänder hat bekanntlich eine Kontraftellar e, d.h. ein Forderungsrecht. — (5. U.) Jenes 
Pr. 1996 hat das Obertr. gegen eine neuere Anfehtung aufrecht erhalten. Ext vom 26. Jan. 1868 
(Entidh. Bd. L, ©. 131). 

ff) (4. 7 Die actio mandati contraria gegen den Mandanten auf Befreiung des Mandatars 
bon der bei Ausführung des Auftrags gegen den Dritten übernommenen Berbindlichleit. Erf. des 
Obertr. dv. 8. Juni 1852 (Arc. für Rechtei. Bd. V, ©. 297). 

) Komventionalftvafen nach ihrer Verwirkung; denn fie find eine Intereffenforderung, durchaus 
fein „jus personalissimum‘‘, wofür fie einmal ein Richter erflärt hatte, um den Ceifionar mit der 
Klage abzuweiſen. Schleſ. Arch. VI, 321. Bergl. Erf. des Obertr. v. 19. Februar 1858 Entſch. 
Bd. XXXVI, ©, 37). (Hier ift das Erf. unrichtig vom 1. Februar datirt, nah Entſch. Bd. LIV, 
©. 28.) Bor ihrer Verwirkung kann fie als eim jelbitftändiges Recht weder cedirt, noch auch, bei 
Ceifion des Hauptrechts, vorbehalten werden. Erf. des Obertr. v. 11. Desbr. 1857 umd v. 19. Febr. 
1858 (Arc, f. Rechtsf. Bd. XXX, ©, 11 u. Entſch. Bd. XXXVII, S. 35 ff. u. Bd. LIV, ©. 28). 
(5. A.) Vielmehr ift angenommen, daß fie ein von der wirklich cedirten Hauptforderung ungetrenntes 
Annerum derſelben geblieben, daß der Ceſſionar allein als daran dem Schuldner gegenüber berechtigtes 
Subjelt nah Anleitung des $. 308, Tit. 5 darüber zu beftimmen habe, ob ihre Enkrichtung überhaupt 
verlangt werden ſolle, und daß ebenjo der Geifionar der Hauptforderung allein Macht habe, beim 
Empfange der erſt mach Verwirkung der Konventionalftrafe erfolgenden Zahlung der Hauptforderung 
nad Anleitung des 8. 307, Tit. 5 entweder das Recht auf die Konventionatftrafe vorzubehatten oder 
einen ſolchen Vorbehalt nicht zu machen, wodurch dann nach dieſem $. 307, Tit. 5 die Verpflichtung 
des Schuldhers zur Entrichtung der Konventionalftvafe erlöichen muß. rk. des Obertr. v. 12. Juni 
1865 (Entid. Bd. LIV, ©, 27), 

h) Die Forderung an den Fiduziarius auf Herausgabe eines Univerſalfideitommiſſes. Tit. 12,8. 467. 

i) Das Witthum einer Witwe. Pr, des Obertr. v. 14. Oft. 1837. (Entid. Bd. III, ©. 324.) 

k) Aifignationen. „Der Gläubiger, welcher im Wege der Exekution durch richterfiche Verfügung 
ermächtigt worden, eine Forderung des Schuldners mit den Rechten eines Aifignatars ſelbſt einzuflas 
gen, umd bis zum Vetrage feiner Forderung einzuziehen, ift berechtigt, die, aus der gerichtlichen Leber 
meifungsverfülgung erworbenen Rechte zu cediren.” Pr. des Obertr. d. 18. März 1839, (Entſch. Bd. IV, 
©. 224.) Bergl. auch das Pr. 1901 o. in der Anm. 5 zu $. 380 d. T. u. Erf. v. 14. Juni 1858 
(Arch. f. Rehtst. Bd. IX, ©. 351). — (5. A.) Rechte aus Anweiſungen find nur durch Ceſſion, 
nicht aud durch Blankogiro übertragbar. rt. des Obertr. vom 18, Febr. 1864 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. LI, ©, 145). 

1) (4. U.) Die Anſprüche des Finders umd Muthers auf Bergwerkseigenthum. Erf. des Obertr. 
bom 10. Febr. 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXVI, ©. 268), ie Abtretung einer Muthung oder 
eines Theile derjeiben kann nicht ala Veräußerung einer res sperata angejehen werden, welche bloß 
deshalb rüdgängig gemacht werden fünnte, weil die Muthung nicht den gehofften Erfolg hat, d. h. die 
Beleihung verjagt wird. Erf, des Obertr. vom 30. März 1860 (Archiv fir Rechtsf. Bd. XXXVIL, 
&. 141). (5.9) Diefelbe enthält eine emtio spei im Sinne des $. 528 d. T., und kann nur mit 
der actio doli, wenn deren Borausieungen bewieſen werden fünnen, angegriffen werden. Bergl. 
Erf deff. vom 9. Mai 1864 (Entih. Bd. LI, ©. 420). 

m) Der Anſpruch des Ceifionars an feinen Cedenten auf Gemährleiftung für die Sicherheit oder 
Erftattung des Ausfalles bei der Einziehung der cedirten Forderung, d. h. der weitere Ceſſionar kann 
auch den erften Eedenten aus deflen Ceſſion in Anipruch nehmen. Bergl. Aum. 72% zu 8. 440. Es 
ift Rechtsuntunde, die Nichtceffibilität, mie von einem Appellationsgerichte geſchehen ift, zur behauptet. 

n) Wechielforderungen, auch theilweiie, nur giebt die Eeifion dem Ceſſionar nicht, wie ein Indoſ⸗ 
fament, Wechſelrechte gegen den Cedenten, fondern überträgt nur dasjenige Wechielrecht, welches der 
Cedent jelbft gegen andere MWechielverbundene hat. Erf. des Obertr. dom 13. März 1860 (Entic. 
Bd. XLIH, ©. 266), 

Nicht ceffibel find z. B. 

a) Rechte auf übernommene Poftfahrten und Boftritte. Kirk. des Gen.-Boftamts vom 7. No» 
vember 1803, 2. februar 1805 und K.D. vom 19. Februar 1790 (Rabe, Bd. VII, ©. 514 und 
Bd. VII, S. 242). 

b) Befoldungen und Penſionen der königl. Offizianten. Publ. vom 18. November 1802 (Rabe 
Bd. VII, ©. 272). (4. U.) Eben fo wenig milßte das Gehalt und das Dienftiohn der Privatoffi- 
zianten und des Gefindes ceffibel, folglich auch nicht im Wege der Exekution überweisbar fein, wenn 
nicht von Rüdftänden die Rede ift. um wenn der Ceifionar das laufende Lohn künftig bei der 
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$. 383. Auch die Abtretung ſchon rechtshängiger Sachen ift erlaubt ®). 
$. 354. Dur die Ceſſion einer rechtshängigen Sache wird weder in Anfehung 
des Gerichtsſtandes, noch der Lage des Prozejjes felbit **) etwas geändert 9). 


— 67— 


Fälligkeit erheben will, muß er auch die Dienſte verrichten, was er ohne den Willen des Dienft- 
a zu thun gar nicht im Stande ift. Die Ueberweifungen des laufenden Dienftlohns find mider- 
nuig. 

€) Das dauernde Recht des Obereigenthümers auf twiederfehrende Leiftungen ; nur durch Ber- 
äußerung des DObereigenthuus jelbft ift e8 übertragbar. Pr. des Oberer. 1288, vom 7. April 1848. 
Kann nur no auf Yehen Anmendung finden. 

d) Das Mirbauredit des Grundherrn oder vielmehr der Anſpruch darauf, vor eingelegter Mu- 
thung. Br. des Obertr. 2322, dv. 24. Nov. 1851 (Entſch. Bd, XXI, ©. 385), 

e) Das Vorkaufsrecht. 1, 20, 8. 594. Iſt nah ©. N. freitig. 

f) (5. 4.) Grumdgerechtigteiten ; denn ſolche können als felbftftändige perjönliche Gerechtfame nicht 
beftehen, fie können mithin von dem herrſchenden Grundftüde im der Hegel nicht abgetrennt und auf 
eine Perſon übertragen und jomit nicht im eine dauernde vererbliche Berfonal-Servitut verwandelt 
werden. Tit. 19, 8. 23 und Anm. 19 dazu. Daher kann das dem Befiter eine®, an einem Prie 
vatfluffe beiegenen Grundſtücks geietslich zuftehende Recht zur Benutzung des daran borüberfließenden 
Waſſers, als ein jelbftftändiges Recht, und abgefoudert von dem Eigenthumsrechte am Grundftüde 
einem Dritten für defien Perſon (als ein iubjektiv-perjönliches Recht) gültig micht abgetreten tmerden. 
Erf, des Obertr. vom 6. Dt. 1864 (Entſch. BP. LII. &. 118). 

g) (5. A.) Alimentenfummen, weiche nicht gefordert, nicht verwendet und auch zur Dedung einer 
für Gemährung des Unterhalts feitens eines Dritten hergegebenen Summe nicht erforderlich find. Erf. 
des Obertr. v. 3. Juni 1864 (Arch. j. Rechtef. Bd. LV, ©. 115). Vergl. oben. lit. b, 

8) Eine Abänderung des G. R., welches die Abtretung einer res litigiosa verbietet. Diefer 
$. 388 fteht übrigens mit dem &. 48, lit. e, Tit. 7 der Pr.D,. nicht in Wideriprud) ; deun jede Stelle 
handelt von etwas Anderem. Der $. 48 bezicht fi auf den deräußernden Beliagten und auf defien 
Verhältniß zum Vindifanten; der $. 383 d. T. handelt von der Ceifion des Giäubigers (Klägers), 
und der ebenfalls hierher gehörige $. 9, Zit. 24 der Pr.O. bezieht fi auf den eriwerbenden Dritten. 

(3. 9.) „Die Beſtimmung im $. 9, Zit. 24 der Pr.-P., nad) welcher derjenige, welcher einen im 
Streite befangenen Gegenftand nach Infinuation der Klage ermirbt, B Demjenigen unteriwerfen muß, 
was darüber in dem vechtshängigen Prozeſſe entichieden wird, Ichließt den Anſpruch auf Bergütigung 
defien, was für die Erwerbung der Sache gegeben oder geleifter ift, noch nicht unbedingt aus, Ob ein 
jolder Anipruch zu begründen, ift vielmehr davon abhängig, ob der Erwerber der rechtshängigen Sache 
auf vedliche oder unredliche Weile zu dem Beſitze gelangt ift, insbefondere, ob derielbe zur Zeit der 
Erwerbung Kenutniß von der Rechtshängigkeit gehabt bat.“ Pr. des Obertr. 2619, vom 4. April 
1855 (Entih. Bd. XXX, ©. 204). 

88) (2, A.) Unter der Lage des Prozeſſes felbft ift nicht allein der Sachverhalt in Auſehung des 
Streitgegenftandes zu verſtehen, jondern and) das perjönlicde Verhältniß der Parteien zu einander, 
wie es in Anjehung der Verbindlichkeit zur Erfüllung des Urtels, und der Prozeßſchäden und Koften, 
durch die Yitistonteitation begründet worden ift. Der Prozeß iſt ein Rechtögeſchäft, aus welchem eine 
wechjeljeitige Verbindlichkeit entſteht. Daher lann der Kläger, durd mwilltürliche Ceffion, fih für feine 
Perſon nicht aus der Sache ziehen; er bleibt, wenngleih der Bell, die Ceſſion nicht hindern kann, 
doch der wahre Prozefigegner des Bekl., und muß ihm für Alles, was der Bell. erftreitet, auffommen. 
Der Eeifionar ift, dei Bell gegenüber, mur der Bertreter des Klägers, doch als procurator in rem 
suam, jo daß er dem Dell. gleichfalls verhaftet wird. Wenn alio 3.8. ein Ausländer, dem der im 
Anfpruch genommene Inländer die dilatoriſche Ginrede der Kautionsbeftellung entgegeuſetzt, von dem 
Richter für ſchuldig erachtet wird, cautio pro expensis zu bejtellen, jo fann er ſich davon durd Geis 
fion feiner redhtshangigen Sade an einen Inländer nicht freimahen, und dem Beil, feinen anderen 
Schuldner — denn er iſt hinfichtlih der Schäden - und Koftenerftattung und der Sicherheitebeſtellung 
der perfönlihe Schuldner des Bell. geworden — aufdringen. Könnte das gejcheben, jo mwure ein 
Ausländer auch befugt, nach der Kautionsbeftellung, wenn er merkt, daß er dem Prozeß verlieren 
wird, denjelben einem dazu angeworbenen vermögensloien Inläuder zu cediren und feine Kaution zu⸗ 
rüdzufordern, nachdem er dem et mehrere hundert Thaler Koen verurfadht hätte. Das wäre 
abjurd. Aber ein Appellationsgeriht hat es doch behauptet, 

(4. 4.) Das DObertr, hat iu einem Nechtsfalle in Betreff diefer Frage angenommen und rejolvirt, 
daß, wenn in erfter Inſtauz einer Partei der ihr don dem Gegentheile de veritate deferirte und von 
ihr acceptirte Eid durch Erfenntniß auferlegt ift, umd diejelbe hiernächſt in zweiter Inftanz die einge 
Hagte Forderung an einen Dritten cedirt, nicht ohne Weiteres der Gelfionar zu einem ide de igno- 
rantia derftattet werden könne, vielmehr vorher darüber: von wen und in welcher Weiſe der Eid zu 
teiften, unter den Parteien zu verhandeln jei. Erl. vom 12. Juli 1851 (Arc, j. Nechtsf. Bd. ILL, 
S. 44). Wie demnächſt in diefer Sache jhliehlih erlannt worden, findet ſich nicht veröffentlicht. 
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$. 385. Richterliche Perfonen und Rechtsanwalte können flreitige Rechte, de- 
ren Erörterung vor den Gerichtshof, bei welchem fie angejtellt find, es fei im erfter, 
oder in einer der folgenden 10) Inftanzen, gehören würde, nicht an fich löjen''). 


(5. 9.) In einer anderen Sache hat das Obertr. jpäter ganz richtig erfannt, daß es der Vor— 
ſchrift des $. 384 widerſtreitet, wenn der Kläger, nachdem ihm in erfter Inftanz ein Eid de veritate 
auferlegt worden, im Laufe der zweiten Inſtanz die —— (muß heißen: die rechtshängige Sadıe; 
Forderung nnd vechtshängige Sache find ein unzerlegbares Ganzes) cedirt, und der Appellationsrichter, 
mie in der Sache geichehen war, den dem Kläger auferlegten Beritätseid nun für deffen Ceſſionar in 
einen Fgnoranzeid ummandelt. Ert. vom 17, April 1866 (Arch. f. Rechts. Bd. LXU, ©. 290). 

9) Die Beftimmung diejes $. findet auch in dem e Anwendung, wo nicht die Sache jelbit, 
welche Gegenftand des Prozefies, jondern nur das zur Sicherheit eines Anfpruchs beftellte Pfand du- 
rante lite und in specie im Laufe der Erekutionsinftang von dem Schuldner veräußert worden ift. 
Pr. des Obertr. 265, dom 2. Juni 1837. Die Subhaftation eines zur Hypothek betellten Grund» 
ftüds fan mithin auch gegen den, welcher dafjelbe nach Infinuation der Mandats-, reip. Hindi» 

a erworben hat, ohne neue Klage eingeleitet werden, — (2. X.) Der J. M. erklärt es in dem 

eihl. vom 3. Juli 1839 aud für zuläffig, daß, wenn der Gläubiger, auf Grund des rechtskräftigen 
Erkenntniſſes, die erftrittene Forderung auf das Grundſtück des Schuldners hat eintragen laflen, und 
darauf der Schuldner das Grundftüd veräußert, — der Gläubiger innerhalb der Erekutionsfrift auch 
gegen den dritten Erwerber die Subhaftation des Grundftüds ohne eine neue Klage nachſuchen könne. 
(IMDB. ©. 247.) (3.0. Auch das Obertr. hat fich für diefen Grundjag erflärt durch das Pr. 2575, 
Nr. 1 vom 8. Dez. 1854, lautend: „Der fpätere Erwerber eines Grundftüds, auf welchem eine ju- 
difatmäßige Forderung im Wege der Erekution eingetragen ift, muß ſich, fofern die Erefution aus 
dem betreffenden Erkenntniſſe überhaupt noch zuläffig it, auch die Subhaftation jenes Grundſtücks 
efallen lajjen, und kann namentlich nicht verlangen, daß die gedachte — noch einmal gegen 
ihn beſonders eingeklagt werde.“ Entſch. Bd. XXX, ©. 212.) Das ift mir zweifelhaft. Das zu 
vollftredende Urtel hat das Grumdftücd nicht zum Gegenftande des Richterfpruche, es betrifft eine per— 
fönliche Forderung. Die bloße Hypotheknehmung macht das Grundſtück auch nicht zur res litigiosa, 
jondern giebt erft ganz nen dem Perfonalgläubiger ein dingliches Verfolgungsrecht, für welches ihm 
aber, gegen den Dritten, noch der erefutorifche Zitel fehlt. (3. A. Das Obertr. erinnert zwar gegen 
diefen Zweifelsgrumd, ©. 251 a.a. * daß dabei der riff eines im Streite befangenen Gegen— 
andes zu eng aufgefaßt werde, indem der 8. 9, Tit. 24 Pr.-D. nicht bloß dann, wenn die Sache 
elbſt, welche Gegenſtand des Prozeſſes, ſondern nur das zur Sicherheit eines Anſpruchs beſtellte Pfand 
durante lite und in speeie im Laufe der Exekutionsinſtanz don dem Schuldner veräußert worden, 
Anwendung finde, wie ſchon das Pr. 265 feititelle. Das widerlegt jedoch nicht dem Zweifelsgrund. 
Denn es ift außer Streit, daf, wenn wegen einer bereits beftchenden Hypothei die zuftändige Real- 
[Mandats-] Klage gebraucht wird, dadurd das Pfandftiid angegriffen, aljo ftreitig wird. Davon ift 
aber hier nicht Rede, vielmehr ift die Frage die: ob die Hypotheknehmung für eine Perjonalforderung 
auf Grund eines Juditats dem Gebrauche der erjt dadurch begründeten Klage [actio] ſelbſt gleichzu- 
ftellen. Das bleibt zu erweifen. Durch die Begründung oder urfprüngliche Erwerbung einer Hypo— 
thet auf ein Grundſtück wird ja dieſes Grumdftiid noch gar nicht in Angriff genommen oder ftreitig; 
der Gläubiger erwirbt vielmehr erft dadurch die Hppothetarklage, welche ihm das Mittel fein joll, das 
Grundſtück künftig gegen einen Dritten in Angriff zu nehmen, wenn er wicht bezahlt wird.) In kei— 
nem alle aber kann der ausgeſprochene Sat zur Anwendung kommen, wenn das Grundſtück jchon 
bor der Eintragung veräußert und die Eintragung mur auf den Glauben des Hypothekenbuchs ($. 410, 
Tit. 20) geſchehen war: dann muß der dritte Befitser, dem der Einwand der mala fides zufteht (oben, 
Anm. 8 zu $. 10, Zit. 10), vor der Grekutiom rechtlich gehört werden. 

(5. A.) Der bei Anftellung der Klage legitimirte Mer —— verliert ſeine Legitimation zur 
Hauptſache, wenn er nach dieſem Zeitpunkte das Eigenthum und den Beſitz feines Grundſtückes an 
— er übertragen hat. Erf, des Obertr. v. 14. März u. 7. Mai 1867 (Entf. ®d. LVIL, 

. 184), 

10) Nach dem Wortlaute find auch die Richter und Rechtsanmwalte bei dem Obertr. betroffen. 
Dod nimmt man an, daß diefe Beamten mur bei den Gerichten erfter und zweiter Inftanz gemeint 
find ; jonft wären jene im ganzen Yande von der Erwerbung einer ftreitigen Forderung ausgeſchloſſen. 
Vergl. das Pr. des Obertr. dv. 30, Juli 1836 (Ulrich, Arc. Bd. I, S. 581), 

11) An fi löjen, d.h. anfaufen. Denn das Verbot bezwedt nur, das argliftige Vorſchieben 
eines beichtverlichen Gegners und die Erſchwerung der Vertheidigung des Schuldners zu verhindern. 
Den Grundjay hat auch das Obertr. anerfannt in dem Pr. 1625 vom 11. Oft. 1845: „Dieje Ge- 
ſetze (88. 385 ff.) hindern die gedachten Perfonen wicht, Forderungen, welche vor Gericht gehören, 
bei denen fie angeftellt find, für den Schuldner an den Gläubiger zu bezahlen, und den wirfliden be- 
zahlten Betrag nad) $. 43 ff., Tit. 16 von dem Schuldner zurüdzufordern.” — Auch richterliche Ueber— 
weifungen im Wege der Exekution find hierdurch nicht verboten; ſowie Ajfignationen überhaupt nicht, 
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And. 8. 16, Auch Actnaritt*) diefes Gerichts gehören im diefer Beziehung zu den richterfichen 
Berfonen. 
$. 386. GStreitig'®) beißen bier alle!*) Rechte, welche zur Zeit der Geffion 
von dem Merpflichteten ganz oder zum Theil nicht anerfannt worden. 
5. 387. Haben dergleichen Perfonen ($. 385) fih auf ſolche Geffionen dennoch 
eingelaſſen, fo find diefelben nichtig, und der Geffionarius bleibt dem Gedenten, ſowie 
dem Schuldner, zur Schadloshaltung, dem Staate aber nad näherer Beftimmung 
der Kriminalgefege 5), zur Strafe verhaftet. 
Anh. 8. 17. Durch die Genehmigung des Vorgeſetzten kann nur die Strafe des Ceſſionarii, 
nicht aber das Privatintereffe des Schuldners aufgehoben werden. 
. 388. njurienklagen können niemals Andern abgetreten werden. 
. 389. Wohl aber ıft die Abtretung des Rechts zur Schadlodhaltung erlaubt, 
in fofern legtere einer Schäkung nach Gelde fähig. ift. 
$. 390. Was für das abgetretene Recht bezahlt oder gegeben werden foll, hängt 
lediglih von dem Uebereinkommen der Parteien ab '®). 


12) Darunter werden alle Subalternbeamten der Juftizbehörden, insbejondere auch die Selretäre 
berftanden. Vergl. die Entich. des Obertr. vom 30. Juli 1836 in Ulrich, Ard. Bd. II, ©. 581. 

13) Streitig im diefer Hinficht heißen nicht Kechte, wenn es zur Zeit der Ceifion bloß an einem 
ausdrüdlihen Anerlenntnifie des Rechts von Seiten des Berpflicteten mangelt, fondern nur dann, 
wenn das Recht zur Zeit der Ceifion von dem Berpflichteten ganz oder zum Theil, gerichtlich oder 
außergerihtlih, beftritten worden. Pr. des Obertr. 1144, lit. a, bom 30, April 1842 (Entſch. 
Bd. Vu, S. 395). In keinem Falle Hypothelenrechte, gegen weldye der Schuldner vor der Ceſſion 
noch keine Einmendung oder Proteftation erhoben hat. Durch diefes Pr. ift die Auslegung, weiche 
der J. M. in dem Erf, v. 17. Nov. 1823 (Jahrb. Bd. XXIL, S. 164) u. d. 19. Aug. 1836 (Jahrb, 
Bd. XLVIII, 5. 207) macht, beieitigt. (3. A.) Der Grundiag des Pr. 1144 findet aud auf Kau— 
tionsforderungen Anwendung. Denn joldhe find keineswegs als ihrer Natur nad) beitritten anzufehen ; 
fie find nur bedingte oder beichräntte. Pr. des Obertr. v. 19. Dez. 1855 (Entſch. Bd. XXX, S. 60), 

Bei einer eng gültigen Ceffion hat der Umſtand, daß die cedirte Forderung zur Zeit derjel- 
ben in der Erekution befangen ift, mur Einfluß auf die Strafbarkeit des Juftizbeamten, der ſich 
auf die Ceſſion eingelafjen hat, nicht aber auf die Recht S beſtändigkeit der legteren. Daſſ. Pr, 
lit. b. Diejes Pr. bezieht ſich anf den 5.404, Fit. 20, Th. II des A. L.R., wo von Forderungen, 
die in Prozeffen oder in der Erelution befangen find, Rede it. Dieſe Beſtimmung ift jeit- 
dem mit dem Tit. 20 jelbft —53 Dadurch find manche Zweifel beſeitigt, welche die ungleich 
lautenden Stellen des Tit. 20, $$. 404 ff. und 1339 veranlaßt hatten. 

14) Das Obertr. Io in dem Pr. 953, v. 27. Nov, 1840: „In diejen $$. ift mur die —— 
nicht anerlannter eigentlicher Forderungen an die bezeichneten Juſtizbeamten verboten. Auf die . 
tragung lörperlicher Sachen, deren Eigentum nicht amertannt oder fogar bejtritten, worüber aber 
nod fein WRechtöftreit anhängig iſt, beziehen fich jene Vorſchriften nicht.” Der Sinn ift unklar. 
Dan kann umter den —— Forderungen‘ Geldforderungen verſtehen, im Gegenſatze zu for- 
derungen, deren a. etwas Anderes, als eine Geldfumme ift. Das würde dem Wortlaute des 
Geſetzes: „alle Rechte‘ geradezu widerfprehen. Es fanı aber auch der Fall gemeint jein, wenn ein 
Yuftizbeamter eine körperliche Sache kauft, deren Eigenthum dem Verkäufer von einem Dritten frei» 
tig gemacht worden ift. So würde das Pr. mit dem Geſetze harmoniren. Damm aber ift der Aus— 
drud „eigentlidher forderungen” unpafiend, denn bier ıft gar feine Forderung, aljo auch nicht 
eine uneigentliche, Gegenftand der Ermerbung. Ueberhaupt ift die Unterſcheidung zwiſchen ei« 
gentlihen und uneigentlichen Forderungen nicht befannt, mar weiß nicht, was man ſich um« 
ter dem Gegenjage von eigentlichen Forderungen juriftiich zu denken hat. — (2. A.) Nah dem 
jüngeren Pr. v. 27. Febr. 1852 wird das Geſetz nicht auf Geldforderungen beſchräult: „Rechte aus 
dem Meiftgebote können, wenn dem Zufelage aus irgend einem Grunde widerſprochen wird, am eis 
nen bei dem fjubhaftirenden Gerichte angeftellten Rechtsanwalt nicht abgetreten werden; eine ſolche 
Geffion ift vielmehr nichtig.” (Entid. Bd. XXI, ©. 95.) 

15) Die Strafbeftimmungen der 88.406, 407 und 1339, Tit. 20, Th. II des A. L. R. find in 
das neue Strafgeſetzbuch nicht übergegangen. Deswegen werden aber die gedachten Yuftizbeamten, 
welche verbotswidrig ftreitige forderungen „an fi löſen“, nicht jtraflo® bleiben ; fie werden unter den 
jehr allgemein Iautenden und außerordentlich elaftiichen 8. 1 des Disziplinargejeges fallen. 

16) Aufhebung der lex Anastasiana. (4. X.) Diefe Satzung des R.R., beftehend aus zwei Ber- 
ordnungen, nämlid von Anaftafius (L. 22 C. mandati, IV, 35), von dem fie den Namen bat, und 
von Jujtinian (L. 23 C. eodem), entzieht dem Anläufer einer auf eine Geldforderung gehenden Klage 
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S. 391. Der Verpflichtete fann ſich aljo gegen den Inhaber damit, daß diefer 
die Forderung für einen mohlfeilern Preis an ſich gelöfet hat, nicht Iügen 17). 

— 392. Es ſoll aber jeder bei einem ſolchen Geſchäfte vorgefallene Betrug — 

unterſucht, und nach Vorſchrift der Kriminalgeſetze beſtraft werden. 
§. 393. Durch die Erklärung !?*) des Cedenten, daß der Andere das abgetre- 

das Klageredht auf den Betrag derjenigen Summe, welche dem Cedenten unter dem Nominalwerthe 
der Forderung gezahlt worden ift. Dieſe anomale Sagung paßt auf den Geldverfehr der Neuzeit gar 
nicht und hat daher im der gemeinrechtlichen Theorie und Praris diele Kontroverjen —— en. 
Die neueren allgemeinen —— haben ſie als unpaſſend meiſtens beſeitigt, namentlich hier 
das A. L.R., nad ihm das öfterr. bürg. G.B. $. 1394, das Badenſche Landrecht, und beſondere Par- 
titulargefege in Württemberg, Sadien-Weimar, Kurheffen, Naffau, Walde, und für ganz Deutich- 
land im Betreff der Handelsjahen das A. D.H.G.B. Art. 299. Der franz. Code civil hat dies 
nicht gethan, er hat fie mur durch präzife Beftimmung des Falles, mo fie noch Anwendung finden 
fol, dahin modifizixt, daß der Schuldner, wider welchen ein ftreitiges Klagerecht übertragen worden 
ift, fi) feiner Verbindlichkeit gegen den Ceſſionar dadurch entledigen kann, daß er ihm dem wirklichen 

reis der Uebertragung, den der Geifionar gezahlt hat, mit Zinſen umd Koften vergütet. (Artt. 1699 
is 1701.) Auf diefe Horderungsarten hatte es Auaftafins, mac jeinen Erwägungen, auch eigentlich 
abgejehen, die franz. Gejeggebung hat daher defien Berordnung aud ganz richtig aufgefaßt und auf 
ihren wahren — rth zurüdgeführt. Dies gilt denn auch im Bezirle des Appellationsge- 
rıchtähofes zu Köln in allen Sadıen, welche nicht Handelsſachen find, noch jet. (Die Notiz, welche 
der Berichtserftatter des Abgg.-Haufes v. I. 1863 über den vom der Regierung vorgelegten Fear | 
eines Geſetzes wegen Aufhebung der lex Anastasiana ete., Drudj. Nr. 73, ©. 2, dahin giebt, da 
diefelbe durch die franz. Geſetzgebung Art. 1689 seq des franz. Civilrechts bejeitigt ift, iſt demnach 
ungenau.) In den preußiichen Yandestheilen des Gemeinen Rechts, mamentlid in dem Bezirke des 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitenftein, des Appellationsgerichts zu Greifswald und in den Hohenzollernichen 
Landen, war diejelbe noch bie zum Jahre 1863 in Geltung. Im der Seifion des Landtages von dies 
jem Jahre legte die —— demſelben einen Geſetzentwurf wegen Aufhebung der lex Anasta- 
siana in dem bezeichneten Landestheilen zur verjafjungsmäßigen Beichlußnahme vor. Beide Häufer 
des Landtages bereinigten ſich auch Über den verfligenden Inhalt defiefben; aber über die Faſſung 
des Eingangs kam die ur. nicht zu Stande, weil das Abgg.-Haus die Worte: „nad Anhörung 
der Provinziallandtage der Rheinprovinz und der Provinz Pommern“, nicht ** wollte, indem 
die Provinziallandtage als verfafiungsmäßige Faktoren der Geſetzgebung nicht angejehen werden dürf« 
ten und daher die völlig unnöthige Heranziehung derfelben bei der re eines Geſetzes 
für eine tendenziöfe zu halten je. Das Herrenhaus ftellte jedoch dieje vom Abgg.-Baufe geftrichenen 
Worte wieder her, und daran jdeiterte das Zuftandelommen des Geſetzes. — (5. A.) In der folgen- 
den Landtagsdiät (1864) wurde der Entwurf, mit Weglafiung des früher ne Zwilcheniates, 
wieder vorgelegt, nun alljeitig angenommen umd demnächſt ald Geſetz vom 1. Februar 1864 publizirt. 
G.S. ©. 33.) Uebrigens ift nach der Anficht der bewährteften Rechtslehrer das Anaftafiihe Geſetz 
aud) da nicht anwendbar, wo die Natur des Geichäfts eine genaue Ausmittelung der Summe, welche 
für die abgetretene Forderung gegeben wurde, unmöglich macht, und dies ift der Fall, wenn für eine 
Gejammtheit von Forderungen eine deren Nominalbetrag nicht erreichende Summe in Pauſch und 
Bogen gezahlt wurde, Erf. des Obertr. vom 10. Mai 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LV, ©, 104), 
(4. 9.) War dem Cedenten und dem Ceſſionar zur Zeit der Ceſſion befannt, daß die Forderung gar 
nicht beftand, jo kann der Kedent die Ceifionsvaluta auch in dem Falle nicht fordern, wenn ihm = 
Eeifionar die Gemährleiftung ausdrüdlich erlaffen hat. Erf. des Obertr. v. 11. Sept. 1853 (Arc. f. 
Rechtsf. Bd. XVIU, ©. 127), 

(4. A.) Die Beitimmungen der 88. 322—325 d. T. über die unter einem Kaufe und borbehalte- 
nem Wiederlaufe verborgenen wucherlichen Darlehnsgejchäfte finden auch auf Ceifionen und vorbedun- 
gu Rüdceifionen bon Forberungen Anwendung. Erf. des Obertr. vom 10. März 1853 (Ardiv f. 

echtsf. Bd. VIII, ©. 345). 

Enthält die Ceffionsurtunde keine Angabe des Betrages der Valuta, jondern nur die Erklärung 
des Cedenten, daß er den Preis der Verabredung gemäß bezahlt erhalten habe, jo muß der Keffionar 
feine Behauptung, er habe den Nominalwerth der orberung als Valuta bezahlt, beweifen. rk. des 
Obertr. vom 9. Str. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVIII, ©. 195). 

17) Der Schuldner darf nad) dem Preife, um welchen der Geffionar die Forderung an ſich ge- 
bracht hat, micht fragen, er muß feine Schuld ganz bezahlen. (4. 9.) Darin ändert aud) der Um— 
fand nichts, daß die Ceifion an einem Orte, wo die lex Anastasiana gilt, abgeſchloſſen worden ift. 
Bergl. oben, Anm. 90, Abi. 3 zu $. 111, Tit. 5. 

178) (4. A.) Diefe Erklärung wird durch das bloße Anerfenntniß des Eedenten, daß dem Ceſ— 
—— —* re zuftehe, micht entbehrlich. Erf. des Obertr. vom 9. Dez. 1851 (Arch. f. Rechter. 

„IV, S. 158), 
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tene Recht von nun an ald das feinige auszuüben befugt fein foll'®), und durch die 
Annahme !?) diefer Erklärung, gebt das Eigenthum des Rechts felbjt *%=) auf den 
neuen Inhaber über. 


ur Wirfiamteit diefer Erklärung ift die Aushändigumg der darüber aufgenommenen Urkunde an 
den Geffionar mit Wiffen und Willen des Cedenten erforderlih. Wenn daher die Eeifionsurtunde 
und das cedirte Dokument jeitens des don dem Gedenten hierzu nicht beauftragten Notars an den 
Geffionar ausgehändigt wird, jo ift eine rechtögültige Ceſſion nicht zu Stande gelommen. Bergl. Ert. 
des Obertr. vom 21, Sept. 1855 (Arc. f. Rechter. Bd. XIX, ©, 47), 

18) Andere Beftandtheile als diefe Erflärung des Eedenten ımd die Annahme des Keffionars hat 
die Geffion nit. Die Erklärung, daß Valuta gezahlt fei, ift zu deren Gilltigteit nicht nothwendig. 
Bergl. Entich. des Obertr, Bd. XVI, ©. 253. Insbeiondere ift die Gültigkeit einer Ceffion nicht 
davon abhängig, daß aus dem Ceffionsinftrumente die über die Zahlung der Valuta getroffenen ®er- 
abredungen erftchtli find. Vergl. Erf. des Obertr. vom 11. und 21. Jumi 1852 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. VI, ©. 174). Es genligt auch eine darüber ftattgefundene, der Eeffion vorhergegangene, im Laufe 
des Prozeſſes ihrem Inhalte nad anerkannte mündliche Verabredung. Pr. des OÜbertr. 1573, vom 
2. Juni 1845 (Entſch. ®d. XII, S. 204). Aber doch mur unter der Boransfetsung, da der Ceſſio— 
narıns die mündliche Verabredung erfüllt hat oder noch erfüllt. Sonft befindet er fich in keiner an- 
deren Lage, als der, mwelder die Erfüllung eines mündlich geichlojjenen Wertrages von dem Anderen 
angenommen hat; er ift nun ebenfalls verbunden, entweder den Vertrag auch von feiner Seite zu er- 
füllen, oder das Empfangene zuriidzugeben. Bergl. o. die Anm. 2 zu 8.376 d. T. und Erf, des 
Obertr. v. 27. Febr. 1817 (Entich. Bd. I, ©. 159), mo das Richtige genau getroffen ift. Vergl. die 

ig. Anm. 19. (4. 9.) Hierbei notire ich ein Erf. des Obertr. vom 6. Jan. 1859 (Arc). f. Hcchtsf. 

d. XXX, ©. 104) als eine juriftiiche Cigenheit. Dort ift entichieden, daß die allgemeinen Vor— 
Keen über einjeitige Erfüllung mündlicher Verträge bei dem mündlichen pacto de cedendo ause 

foffen bleiben mikten, weil diefes paetum ein Vertrag. über Handlungen ſei und folglich gemäß 
8. 165, Tit. 5 die milmdlich verabredete Valuta nad) — Handlung (Eeffion) unbedingt bezahlt 
werden milſſe. Einer Widerlegung könnte man fich überheben; ich mache hier dazu nur Diefe Be- 
mertimg: Nach diefer Theorie wäre jeder Vertrag ein Vertrag Über Handlımgen im Sinne des $. 165 
und des Fit. 11, Abſchn. 8, insbefjondere wäre auch der Sachlanftontratt und Taufch ein foldher Ber- 
trag über Hamdlungen, Der Kauftontrakt und das pactum de cedendo über ein gegen Geldzahlun 
abzutretendes Forderungsrecht find im der in Rede ftehenden Hinficht ganz gleichartig: nach jenem jo 
der Berfänfer dem Käufer eine Sache, und nach dieſem eine Forderung zu Eigenthumerechten geben 
oder übertragen; jenes geichieht durch die Lebergabe, dieſes durch den Ceifionsatt, beides durch eine 
einmalige momentane Leiftung, wodurd der Vertrag für alle Zeit erfüllt ift. Ich habe mich indeß 
eingehend auf diefe Yehre einer Darlegung des Irrthüms in meiner Anleitung zur preufiichen Pro- 
zehpraris, Th. I, 8. 121, Nr. I, umterzogen umd verweiſe darauf, M. vergl. auch die eigene ältere 
Meinung des Obertribunals oben, in der Anm. 50, Abſ. 2 zu $. 165, T. 5. — (5. 4.) Das Obertr. 
ift von A unrichtigen = zurücdgetommen. In dem Erf. v. 28. Juni 1862 (Entich. Bd. XLVIII. 
S. 60 und Arc). f. Rechtsf. Bd. XLV, ©. 294) führt e8 aus: daß der Alt der Geifion als bloßer 
Alt der Uebergabe niht Gegenftand, jondern nur folge des Vertrages fei, daß ſonach auch auf 
den ihr vorangegangenen Bertrag (da® pactum de «edendo), zumal wenn die Gegenleiftung des Er— 
werber® in baarem Gelde befteht, die 88. 408 ff., I, 5 des U. ER. fo wenig, mie auf Kaufverträge, 
Anwendung fänden. Damit ift die rechte Bahn mieder betreten. — Später ift das Obertr. wieder 
rädfällig geworden. S. die folg. Anm. 19, Abi. ı a. €, ' 


19) Die Acceptation der Ceſſion von Seiten des Ceſſionars kann auch ftillfchweigend, durch lou—⸗ 
Hudente Handlungen, — geſchehen. S. auch Eutſch. des Obertr. Bd. XVII, S. 163, 
und o. Anm. 2, Abſ. 3 zu 8. 376. Aber nur, was eben die Vollziehung des Traditionsakts betrifft. 
Jft die Frage von der Berbindlichleit des Ceſſionars zur nachträglihen Erfüllung des der Ceffion zum 
Grunde liegenden läftigen Geſchäfts, jo genügt dazın die ftillichweigende Acceptation der Ceifion nicht; 
weil die Acceptation eines Verſprechens oder Thuns kein Modus zur Verbindlichmachung des Accep- 
tanten ift: micht der Acceptant, fondern der Promittent macht ſich verbindlich. ©. o. die Arm. 2 zu 
8.376 d.T. Das Obertribunal jagt in einem Erf. v. 4. Jan. 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VII, 
&. 149), die Schriftliche Form des GKeifionsafts, in Verbindung mit der Aushändigung der Geffions- 
urfunde an den Cejfionar umd deren Annahme durch den Fehteren, ergänzt die fehlende ſchriftliche 
Form des pacti de cedendo. Dies ift in Betreff des Geffionars nur dann wahr, wenn die Annahme 
deſſelben gleichfalls die jchriftliche Forın hat umd die Ceſſionsvaluta, falle fie noch ımbezahlt ift, in der 
Urtunde fich beftimmt ausgedrüdt findet. — Die ſtillſchweigende Aunahme der einfettig vollzogenen 
Ceſſionsurlunde giebt auch feinen Beweis für den Inhalt des mündlich berabredeten pactum de ce- 
dendo gegen den Ceſſionar, zumal wenn diefer ein Analphabet ift; denn die Urkunde ift eim scriptum 
proprium des Bemweisführenden. Bergl. die in Mathis Bd. I, ©. 236 ff. mitgetheilte ri Ent» 
ſcheidung des Appellationsfenats des Kammergerichts v. 7. Januar 1805 über einen ſolchen Rechtsfall. 
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$. 394. Wird eine Schuldforderung, worüber brieflihe Urkunden vorhanden 
find ?®), cedirt, jo muß?°*) auch die Ceſſion allemal, ohne Unterfchied der Summe, 
ſchriftlich 21) erfolgen. 





(5. A.) In einem Erf. v. 29. Sept. 1863 bringt das Obertr. feine eigenthümliche Theorie wieder zur 
Geltung, indem es jagt: „Der 8. 156, I, 5 des U. L. R. in fomweit er ein Wahlrecht der Kontrahen- 
ten anerfennt, muß bei Geffionsberträgen dann, wenn die Ceſſion bereits geleiftet und vom Keffionar 
angenommen it, außer Anmendung bleiben, weil zur Uebertragung ded Eigenthums berbriefter For- 
—— nad) den $$. 393, 394 d. T. nur von Seiten des Cedenten ſchriftliche Erflärung erforderlich 
iſt.“ Arch. f. Rechtöf. Bd. L, S. 294.) Die Deduktion ift völlig unfchlüffig. Es handelt fich nicht 
um die Gültigkeit des Uebertragungsakts in Bezichung auf das Forderungsrecht, jondern die Frage 
ift die: ob die geforderte Gegenleiftung rechtsverbindlich verſprochen worden. Dieſes fann das Obertr. 
nicht beweiſen, es ſpringt über die Stage hinweg. — In einem fpäteren Erf. vom 8. Sept. 1864 un» 
ternimmt es die Beweisführung umd jagt: „Der Betrag (der vereinbarten Valuta) brauchte im der 
Ceſſionsurkunde nicht ange eben zu werden. — Schreibt num das Gefeß der in gehöriger Form ge- 
joe nen angenommenen effion ($. 394) die unbedingte Wirkung zu, daß das Recht don dem Ce- 
enten auf den neuen Inhaber übergeht, fo wird eben dadurch jeder willtürfidhe Rücktritt des neuen 
Inhabers ausgeihlofjen. Die Form der Uebertragung dedt hier zugleich diejenige 
der Berabredung der Baluta, indem die Kasabie der Uebertragung dom Geſetze 
als eine genügende Konftatirung der Eriftenz einer Berabredung über die Ba- 
Imta angejehen wird.“ (Arc. j. Rechts. Bd. LV, S. 220.) Diefer vermeintliche Beweis ent- 
hält gar nichts weiter als ziwei Behauptungen. Nach der einen joll die förmliche Ceſſion zugleich 
die Form des derjelben zum Grumde liegenden Vertrages (Titels) deden. Dieje Behauptung ift die 
beftrittene und joll eben bemiejen werden; die 38. 376 ni berühren die Form des vorausgejetten Ber- 
trages durchaus gar nicht, fie beichäftigen ſich lediglich mit der ing, No are Rad) der ande- 
ren joll die acceptirte Ceſſion zugleid eine Konftatirung der Eriftenz der Verabredung iiber die Baluta 
fein. Dies ift eine ganz millführliche, durch gar nichts berechtigte Fiktion, die nicht einmal Gründe 
einer praesumtio hominis für fih bat. Wo eriftirt diefe Verabredung, wenn der vorausgeſetzte Ber- 
trag oder Geffionstitel ein Innominatlontralt do ut des ift? Oder joll etwa eine fi) darauf grün- 
dende formell rechtsgültige Ceifion von Anfang null umd nichtig fein? Diefes zu behaupten würde 
doch wohl woiderfinnig jein. Kann jolches das Obertr. nicht behaupten und berveifen, jo muß es jeine 
Theorie aufgeben. Für diefelbe beruft es fich nod auf eine Analogie und jagt: „Der Fall iit analog 
der mündlichen Verabredung der Valuta eines Wechſels, welche, wie das Öbertr. auch ſchon ausge- 
fprochen, durch die Schriftlichteit des Wechſels gedeckt wird.“ Die Nichtigkeit diefes Satzes aber ift 
nad) der Theorie des Yandrechts durchaus zu bejtreiten für alle Fälle, wo das fraglihe Wechjelge- 
ſchäft nicht als Handelsgeihäft gelten kann oder wo fonft die Schriftform nicht erforderlich En Zu⸗ 
letzt greift das Obertr. wieder zurück auf feine früher ſchon einmal wieder aufgegebene Auffaſſung der 
Ceſſion als eines Bertrages über Handlungen (j. die vor. Note 18), indem es fortfährt: „Es iſt alſo 
nicht einmal nöthig, wie in den früheren Dedultionen mitunter geichehen ift, auf den 8.165, I, 5 hin- 
zumeiien, und das pactum de cedendo als einen Vertrag über eine Handlung (Ceffion) aufzufafien, 
obwohl aud) dies dem &. 377, I, 11 entjpricht.” Damit mwiderfpricht es fich ſelbſt. Daf das 
fog. pactum de cedendo fein Vertrag über Handlungen im Sinne des $. 165, I, 5, fondern, wenn 
ein Preis verabredet worden, ein Kauf ift, kann man, da das Landrecht die Sache ſtillſchweigend vor- 
ansjett umd nichts Neues erfunden hat, aus deffen Duelle, nämlich aus dem Digeftentitel de here- 
ditate et actione vendita (L. 4—5, L. 14 pr., L. 17, 19, 23), erfehen. Die L. 17 fagt: „Nomina 
— — et emere et vendere solemus: ea enim res est, quae emi et venire potest." Die Rechts 
—— welche wir Ceſſion nennen, iſt weſentlich nichts weiter als die Erfüllung des Kaufs ſeitens 
des Verkäufers, gleich der Tradition bei dem Sachlaufe, wie allgemein belannt. 

Wenn dem Öppothefenrichter eine formgemäße Ceſſion vorgelegt wird, um fie einzutragen, jo hat 
er don Amtswegen die Annahme nicht zu bezweifeln und der Eimtragung nicht Auftand zu geben. 
R. des J. M. vom 6. März 1840 (J. M.Bl. ©. 96). 

19a) (5. 9.) D. h. bei einer Obligation das Mecht der Forderung; keinesweges kann der Ceſ— 
fionar für den nn desjenigen Geldes gelten, welches der debitor cessus in Folge der Seitens 
der Gläubiger des Cedenten auf die cedirte Forderung ausgebrachten Beichlaglegungen nicht an ihn, 
den Ceſſionar, fondern zum gerichtlichen Depofitorium eingezahlt, und fiber welches das Gericht, be- 
hufs der Vertheilung unter die Gläubiger des Gedenten, ein ‘Brioritätsverfahren eingeleitet hat. Erf. 
des Obertr. vom 26, März 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVII, S. 133). Befiger des Geldes ift 
der Ceſſionar freilich nicht; darans folgt aber nicht, daß die Gläubiger des Cedenten, eine ernſtlich ge— 
meinte Ceſſion vorausgefeßt, fich Daraus bezahlt machen können, die Keicflagnahue müßte denn älter als 
die Eeffion fein, mas micht erhellet; die Eeifion war jedoch ſimulirt, dabei aber war es unerheblich, daß 
der Ceſſionar nicht Beſitzer des Geldes war, er war ebenjo wenig Eigenthiimer der Forderung geworden, 


20) Sind keine jchriftlichen Urtimden vorhanden, jo bedarf der Eeffionar doch des Ausweiſes bei 
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$. 395. Der Schuldner kann nur einem ſolchen Geffionario mit Sicherheit zah— 
len, welcher ſich durch den Beſitz des Inſtruments 22), und einer fchriftlichen *?) auf 
ihn gerichteten Ceſſion zugleich legitimirt ?*). 


dem Schuldner umd aud bei dem Richter im falle der Klage. Er muß deshalb eine Schrift des 
Gedenten oder die mündliche Erklärung deffelben beibringen. (3. X.) Bei Hypothetenpoften muß über- 
dies zur Ceſſion ein Inftrument nachträglich ausgefertigt werden. Hypothetenordnung Tit. 2, $. 205 
und Gef. dv. 24. Mai 1853, $. 17. Auch ift es nützlich, bei der Ceſſion einer jolhen bis dahin un— 
verbrieften Poft den Schuldner zuzuziehen. Denn der Realſchuldner, welcher eine bezahlte Realſchuld 
löſchen zu laffen verfäumt hat, ıft, wenn die Forderung demnächſt weiter cedirt worden, jeines Zah— 
lungseinvandes gegen den Ceſſionar nicht verluſtig, wenn über die eingetragene Forderung fein Schuld- 
dofimment vorhanden war. Die —— von dem Hypothekenrichter veranlaßte Anſertigung eines 
ſolchen Doluments kann dieſen Einwand nur beſeitigen, wenn aus dieſem Dokumente nicht die ſchon 
erfolgte Tilgung an den damaligen rechtmäßigen Gläubiger erſichtlich iſt. Pr. des Obertr. v. 11. Jumi 
1850 (Entid. Bd. XX, ©. 222). 

208) (5.4) Muß. Im dem vorausgefetten Falle ift die fchriftliche Form der Geifion we» 
jentlid im Sinne des $. 109, Fit. 5, mithin iſt die mündliche Ceſſion ohme Unterjdied der Summe 
rechtsungültig. Erf. des Obertr, vom 11. Juli 1865 (Entid. Bd. LIV, ©. 83). — Bergl. Anm. 16, 
Abi. 2 zu $. 15, Zit. 20, 

21) ©. o. die Anm. 6 zu $. 506, Tit. 9. 

Zur Erfüllung eines über die Geifion einer ſolchen Schuldforderung, worüber eine briefliche Ur- 
kunde vorhanden ift, mündlich geichlofjenen Bertrags reicht die bloße Einhändigung der mündlich ce» 
dirten Schuldurkunde nicht hin; vielmehr ift die jchriftliche Abfafjung der Geifion zur vollftändigen Ue— 
—— des Eigenthums des abgetretenen Rechts an den neuen Erwerber deſſelben erforderlich. Pr. 
des Obertr. vom 12, Dezember 1845 (Entſch. Bd. XIV, ©. 237). 

Wenn die Uebertragung einer Forderung, worüber ein Dokument vorhanden ift, vereinbart, und 
dem neuen Erwerber jenes Dokument mit der zum Zeichen der Uebertragung darunter geſetzten Na— 
mensunterichrift des Cedenten ausgehändigt worden ift, jo kann der Cedent der Gültigkeit des Keifions- 
geichäfts den Einwand nicht entgegenftellen, daß es an einer ſchriftlichen Ceſſion fehle. Pr. des Obertr. 
1965, vd. 20. Dezember 1847. Bei einer jpäteren Berathung in einer ähnlichen Prozeßſache iſt folgen- 
der Zuſatz beſchloſſen: —— daß ein wirkliches Blanto- Giro vorhanden, alſo über der Na— 
mensunterichrift des Cedenten Kaum zur Erfüllung gelaffen ift.“ (Entſch. Bd. XVI, ©. 142.) Im 
Beziehung auf per are ift angenommen, daß die Ceſſion derjelben auch durch Blan- 
to - Unterichrift und demnächftige Aushandigung des Duittungsbogens an den Geifionar geichehen könne. 
Erf. des Obertr. vom 12. November 1850 (Arc. f. Rechtsf. Bd. II, ©. 9). Das entgegengejett lau 
tende ältere Pr. v. 13, Auquft 1836 (Eutih. Bd. I, &. 161) ift durch den Pl.-Beicht. vom 16. Ja⸗ 
nuar 1846 (Anm. 72) in diefem Punkte micht bejeitigt und wird auch wicht gründlich widerlegt. An- 
gervendet findet es ſich auch im der, im Schlei. Ar. Bd. VI, ©. 265 ff. mitgetheilten Entſcheidung 
dv. 30, Janıtar 1846, Cine Geifion in blanco ift entweder gar keine Ceſſion (menn der Auftrag zur 
Ausfülung fehle), oder nur eine mündliche. (4. A.) Uebrigens verfteht fih, daß bei Anwendung je- 
nes Pr. 1965 derjenige, welcher fi auf eine Ceifion oder Berpfändung in Bianlo beruft, zumachft 
die ſtattgefundene Bereinbarumg bemeilen muß. rt. des Obertr. d. 12. Januar 1860 (Arc. f. Rechtef. 
Bd. XXXVI, ©. 140). Jedenfalls darj der Blankoceifion nicht Wirkung über den eriten Nehmer 
(Ceifionar) hinaus beigelegt und jolchergeftalt der Blantocejfion nicht unbedingt die Bedeutung der 
im &. 894 bei dem Borhandenjein einer Urkunde über die Forderung ausdrüdlich vorgeichriebenen jchrift- 
lichen Geifion beigelegt werden, Deshalb ift ein Ceifionar des erften Blantoceffionars, zumal ohne 
Ausfüllung der angeblihen Blankoceifion, durch den bloßen Befits des Papiers, ald Erwerber der Ob» 
ligation und zur Klage nicht Tegitimirt. Er kann auch micht als redlicher Erwerber des Papiers am- 
gejehen werden, wenn er verabjäumte, fich bei dem erften Gläubiger über die Bedeutung feiner, des 
*8 Namensunterſchrift zu erlundigen, wenn ſich demnächſt findet, daß dieſe Unterſchriſt nicht 
in der Abſicht, die Forderung zu cediren, auf den Schuldſchein geſetzt worden iſt. I, 7, 5. 16. ©. 
Erf. des Obertr. dv. 18. Juni 1860 (Arc. f. Reditsf. Bd. XXXVII, ©. 289), 

S. aud das Pr. 2230 u. in der Anm. zu 8. 1065 d. T. 

(4. 4.) Die gejelichen Formen und Normen für Rechtsübertragungen können durch bloße Privat- 
willfür nicht geändert oder beieitigt werden. Doc können Schuldideine, welche auf die „WWaarentres 
dit ⸗Geſellſchaft“ zu Berlin über eine Forderung derjeiben ausgeftellt find, wenn fie auch auf Order 
der berechtigten Gejellichaft lauten, oder weunn ſich auch der Ausfteller, mad den auf deren Rüdieite 
befindlichen Bedingungen, der Uebertragung durch Blankogiro unterworfen hat, durch bloßes Blanlo— 
giro nicht, vielmehr Lediglich durch ſchriſtliche Ceſſion reſp. einen den meientlihen Requifiten einer 
ſolchen entiprechenden Vermerk Übertragen werden. Erf des Obertr, v. 26. März 1863 Arch j. Rechtef. 
Bd, XLVI, ©, 866), 


22) Deshalb gehört die Aushändigung des Infiruments mit zum bollftändigen Uebergabe oder Er- 
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$. 396. Nach geleifteter Zahlung muß er fich das Inftrument audantworten, oder 
wenn es nur eine Abſchlagszahlung war, diefelbe auf dem Inftrumente vermerken laſſen. 


füllung des pactum de cedendo, wenngleich nicht weſentlich zur Uebereignung des Forderungsrechts 
ſelbſt. (4.9. Daher fagt das Dbertrib. in dem Erf, vom 7. November 1862, Archiv f. Rectsf. 
Bd. XLVII, ©. 151, richtig: „Im Berhältniffe zu dem Eigenthume an der Hypothelenforderung bils 
det nicht nur das Recht auf den Befit des bezüglichen Schulddotumentes, fondern auch das Recht auf 
gerichtliche oder motarielle Anerkennung der Privatquittung (Ceifion), ein Zubehör; beideriei Rechte 
milſſen daher mit der Ceſſion der Forderung als abgetreten angeiehen werden. Bergl. aud) Erk. deſſ. 
vom 28, April 1868, Arch. f. Rechtsf. Bd. LXX, ©. 314.) Der Fall der Ceifion einer verbrieften 
Forderung, zumal einer Huypothelenforderung, ohne Aushändigung des Inftruments, hat Aehnlichteit 
mit der Uebergabe eines Grundſtüds, von welchem der Tradent die Befigtitelberichtigung nicht vorbe= 
reitet; der Erwerber kann fich des Gegenftandes dann nicht bedienen. Es macht, in Beziehung auf den Ue— 
bergang des Rechts auf den Ceſſionar, feinen Unterſchied hinfichtlich der Aushändigung des Inftruments, 
ob die Forderung ganz oder nur theilmeile cedirt worden if. Das Obertr. hat darüber in dem Br. 
193, v. 25. März 1837, ausgeſprochen: Das Eigenthum einer cedirten Forderung, worüber briefliche 
Urkunden vorhanden find, geht auch bei PBartialceifionen auf den Ceiftonar durd die bloße jchriftliche 
Erklärung des Cedenten, ohne Uebergabe des betreffenden Dokuments, oder der davon abzuzweigenden 
Urkunde, über. Ob die Borberung eine bloß periönliche, oder eine hypothekariſche ift, macht dabei fei« 
nen Unterichied (Entſch. Bd. II, ©. 332). Der —* iſt aber doch nur in Beziehung auf den Ceden— 
ten unbedingt wahr, nicht in dem Verhältniſſe des Ceſſionars zu dem Schuldner und zu einem Drit- 
ten. Der Schuldner braucht denjenigen, der bloß eine jchriftliche Erklärung des Cedenten hat, für 
feinen Gläubiger nicht anzunehmen ; er kann nur an den Inhaber des Inſtrüments in Folge der Er- 
Närung des bisherigen Gläubigers (Cedenten) fiher zahlen. Hat der Gläubiger die Poft an Mehrere 
nad) einander cedirt, jo hat, die Redlichkeit vorausgejegt, derjenige von ihnen, dem das Juftrument 
ausgehändigt worden ift, das Forderungsrecht wirklich erworben, wenn auch jeine Ceſſion die jüngfte 
wäre. Dies erfennt das Obertr. jelbit in einem fpäteren Pr. dv. 5. Mai 1838 an, welches lautet: 
„I: Zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilweilen Ceſſion einer Forderung ift die Uebergabe der, über 
die letztere fprechenden Urkunde nicht nothwendig. II. Wenn jedoch ein Aktivum, ganz oder theilweiſe, 
Mehreren cedirt worden, und dieje ihren Titel insgefammt von einem und demjelben Autor herleiten, 
fo jchließt derjenige, welcher den Befig der Schuldurkunde in gutem Glauben eingeräumt erhalten 
bat, auch die, durch frühere Keifionen erworbenen Anfprüche der Mebrigen aus.” Entſch. Bd. IV, 
&. 70.) Der zweite Sat hebt den erjten im Beziehung auf das Berhältniß des Ceſſionars zu dem 
Schuldner und zu dritten Perionen wieder auf. Beide Sätze ichließen fich einander aus. Iſt der zweite 
Sat wahr, fo enthalten der erfte Sat umd das vorgedachte Pr. 193 keine Rechtswahrheit. Denn 
wenn das Eigenthum des Rechts wirklich auf dem erften Ceifionar übergegangen ift, jo ift e8 recht 
fih ganz unmöglih, daß der Beräußerer ebendafjelbe Hecht hinterdrein auf einen zweiten Ceifionar 
übertragen fann. Zur Uebertragung des Eigenthums ift aljo die Aushändigung des vorhandenen 
Schuldinftruments im Grunde doch nothwendig, bei Hypothelen nämlich ($. 397); anders bei Perjo- 
nalforderungen (Tit. 16, $$. 126, 127). — 8 ift aber, jagt das Obertr., bei verbriejten Forderun— 
gen eine gültige Uebergabe, wenn der Gläubiger die Urkunde dem Schuldner zurückgiebt, dieſen eine 
neue Obligation auf den Namen des Ceifionars oder Beichenkten ausftellen läßt, und Letzterer ſolche 
annimmt. Pr. des Obertr. 1709, vom 21, Febr. 1846. Eigentlich ift das eine Delegation, welche 
als Mittel zur Schenkung gebraucht wird. ©. u. d. Anm. zu $. 1087, 

Ueber die rechtlichen Fzolgen der unterbliebenen Aushändigung des Inftruments an den Eeifionar: 
unten, Arm. 49 zu $. 522, Tit. 20, 

23) ©. o. das Pr. 1663 in der Anm. 21 zu 8.394 d. T. 


24) Die Einrede der Simulation fteht dem debitor cessus gegen die Klage des Ceſſionars, die 
fih auf eine der Korm nad) gültige Ceſſion gründet, in der Regel nicht zu, ift vielmehr für eine ex- 
ceptio de jure tertii zu erachten. Eine Ausnahme von diejer Kegel tritt jedody ein, wenn der debitor 
cessus den $. 2 des Geſetzes bom 26. April 1835 (jet $. 5 des G. v. 9. Mai 1855) über Berträge 
zahlungsunfähiger Schuldner zum Nachtheile der Gläubiger für fid in Anipruch zu nehmen befugt ift. 
Pr. des Obertw 1654, vom 8. Dezember 1855. — Eine andere Ausnahme erkennt an das Pr. 2074, 
und in der Anm. 44 zu 8.412 d. T. — (4. U.) Ueberhaupt ift dieſer Einwand keine exceptio de 
jure tertii, wenn der debitor cessus dabei ein eigenes Intereffe hat umd ſomit die Einrede aus ſei— 
nem eigenen Rechte und nicht bloß aus dem Rechte eines Dritten ableitet. Vergl. Erk. des Obertr. 
v. 6. Nov. 1857 (Entſch. Bd. XXXVI, S. 91), und v. 28. September 1860 (Arch. f. Rechts. 
Bd. XXXIX, ©. 85), 

Der debitor cessus fan Überhaupt zu irgend einer Leiftung an den Ceſſionar oder zu Gunſten 
defjelben nicht angehalten werden, ift aljo auch auf des Letzteren Aufforderung zur Vertragserfüllung, 
wenngleich dielelbe nicht in Zahlung befteht, hierzu fo fange nicht verbunden, als diefer den Nachweis 
der ihm ertheilten Ceſſion jchuldig geblieben ift. Ext, des Obertr. v. 29. Sept. 1859 (Arch. f. Rechtsf. 
Bd. XXXIV, ©, 272), 

Koch, Allgemeines Landrecht 1. 5. Aufl. 44 





SE 
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$. 397. Hat der Schuldner diefe Vorfchriften ($$. 395, 396) vernachläſſigt, To 
fann er ſich mit der geleifteten Zahlung gegen einen dritten redlichen Inhaber der For— 
derung nicht fehügen 2). 

$. 398. Der Gedent aber muß die Zahlung wider fih gelten laſſen, wenn die 
von ihm an den Empfänger wirklich geleiftete Gefjton 25 ®) auch nur auf andere Art ?*) 
erwielen werden fann. 

$. 399. Wird von mehreren in einem Inftrumente enthaltenen Forderungen nur 
eine 27) cedirt, fo muß von dem Änftrumente eine —— Abſchrift gefertigt, — 274) 
auf dem Hauptinſtrumente aber, daß und welche der darin enthaltenen Forderungen 
cedirt ſei, bemerkt werden *®). 


20 B. v. 8. Februar 1811, betr. die KUündigung und Abzweigung oder Par— 
tialceffion der Schuldverſchreibungen. (G.S. S. 150.) 

Wir x, haben von den Zweifeln und Bedenklichkeiten Kenntniß genommen, welche bei einigen 
Gerichtshöfen über die Kündigung umd Abzweigung oder Partialceffion ausftehender Forderungen ent- 
ftanden find, 


25) Die 88. 395— 397 beziehen fich auf Hypothelenforderuugen, die 8$. 407 und 413 d. T. dar 
gegen, jomwie die 88.126, 127, Tit. 16 auf blofe Perfonalforderungen. Außerdem find die beiden 
Gruppen von Stellen nicht miteinander zu bereinigen. — Gedirte Hnpothefenforderungen kann der Geis 
fionar, ohne Beibringung des Inftruments, auch micht zur Kompenjation vermenden. 

(4. 9.) Bei richtiger Beziehung des 8. 397 ſchwindet jedoch der fcheinbare Widerſpruch. Unter 
dem „dritten redlichen Inhaber der Forderung‘ muß derjenige verftanden werden, der es ſchon zur 
Zeit der Zahlung war, nicht jeder jpätere Ceffionar, am welchen der Zahlungsempfänger die got 
binterdrein cedirt hat. Denn vorher geſchah die Zahlung am dem rediten Gläubiger und der Schuld» 
ner vernadhläffigte nichts in der Legitimationsfeftftellung; folglich muß fich der Geiftonar des recdhtmä- 
Bigen Zahlumgsnehmers die Zahlung entgegenjegen lafien. Wäre aber die Eeifion ſchon vor der Zah— 
lung geſchehen, jo würde der Ecduidner an den unvechten gezahlt haben, umd müßte die folgen feir 
ner Unvorfichtigteit, ohme Nachweis der Yegitimation gezahlt zu haben, tragen. Vergl. Erf. des 
Obertrib. vom 7. Februar 1861 (Entid. Bd. XLVI, ©. 91). 

25.0) (4. 9.) Unter der „wirklich geleifteten Ceſſion“ ift auch die ganz formloſe mündliche Ceſ— 
fion inbegriffen, ſelbſt wenn an fich die Ceſſion ſchriftlich hätte folgen sollen. Erf. des Obertr. v. 
16. Nov. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, ©. 327). (5. 9.) Der Cedent hat die Zahlung veran- 
faßt, er muß feine Handlung gegen fich gelten laſſen, er hat es fo gemolit, ihm fteht die exceptio 
doli entgegen. 

26) Hierdurch wird die Regel, daß bei verbrieften Forderungen die Geffion Ichriftlich fein muß 
($. 394), nicht aufgehoben. 

27) Oder ein Theil der darin enthaltenen Forderungen (Vartialceifion). Bergl. o. die Aum. 22. 

Wird eine Hypothefenforderung in Theile zerlegt und am verichiedene Gläubiger (Ceifionarien) ges 
bracht, jo haben Alle gleiche Rechte umd nehmen aus dem unzulänglichen Unterpfande verhältnigmä- 
Fige Befriedigung. Streitig war der fall, mo nicht die Hauptforderung getheilt, jondern nur die Ac⸗ 
u A (Zinfen) in anderen Händen waren. Cine Meinung wollte den Inhaber der Zinienforderung 
bevorzugen, die andere Meinung wollte auch bier verhältnigmäßige Befriedigung der beiden Gläubi— 
ger eintreten laſſen. Die Praris hat fich durch den Plenarbeſchluß des Obertr. (Pr. 783) v. 14. Dit. 
1839 (Entſch. Bd. V, ©. 74 ff.) für die erfte Meinung entichieden auf Grund des 8.153, Zit. 16 
und die Pr.O. Tit. 50, 8.512. Diefe Beltimmungen beziehen fich jedoch nur auf das Berhältniß 
zwischen Schuldner und Gläubiger, in Berreff der Anrechnung von Abiclagszahlungen , und bevech- 
tigen den Gläubiger zu feinem Bortheile die —— juet auf Koften, dann auf Zinien und 
zuletzt auf das Kapital zu rechnen, fie haben nicht die Kollifion mehrerer Gläubiger unter einander 
zum Gegenftande. Die andere Meinung ſtützt ſich auf die jwriftiihe Natur der orderungen, wonach 
die Acceftorien micht felbftftändige Forderungen, fondern bloße Erweiterungen und fomit Theile der 
Forderung find. 

27a) (3. A.) Hier fallen die Worte: „auf diefe die Ceſſion geſetzt'“, aus, da nach der Borfchrift des 
G. d. 24. Mai 1853, 88. 16 u. 9 (G.S. ©. 521) die Eeifionen nicht mehr mit dem Inftrumente 
und der davon genommenen vidimirten Abichrift verbunden werden. 

28) Die Vorſchrift gilt auch von Hypothelenforderungen, und es ift durch die nenere allgemeine 
Vorſchrift des A. L.R. die ältere — Bar Hppothefenordnung Tit. II. 8. 208 aufgehoben. R. 
dv. 31, Dezember 1820. (Jahrb. Bd, XVI, ©. 255.) 
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Um allen ferneren Streit darüber zu heben, verordnen Wir hiermit Folgendes: 

1) Der Gläubiger, welcher das Recht hat, eine ganze Schuldforderung aufzukündigen, iſt auch 
zur Kündigung eines Theils derfelben befugt. 

2) Eben diefe Befuguiß fteht au dem Schuldner zu. 

3) Beide, der Gläubiger wie der Schuldner, find berechtigt, auf die ihmen gefchehene Partial- 
kündigung, fofort die ganze Schuld zu kündigen, 

4) Kündigungsfähige Schuldverfchreibungen können mit gleicher Wirkung, wie im Ganzen, jo 
au zum Theil Andern abgetreten werden, 

5) Es ift dabei eben fo zu verfahren, wie in dem falle, wenn von mehreren in einem Inſtru— 
mente enthaltenen Forderungen Eine cedirt wird. (A. ER. Th. 1, Zit. 11, $. 399.) 

6) Derjenige, welchem auf ſolche Art ein beftimmter Antheil einer kündigungsfähigen Schuldvers 
fchreibung abgetreten worden, ift befugt, diejen feinen Antheil dem Schuldner zu kündigen. 

7) Die Kündigung muß jedod) dem Schuldner dergeftalt zeitig befannt gemacht werden, daß der- 
felbe die Freiheit behalte, auch zugleich von feinem Kündigungsrechte Gebrauch zu machen und ſich der 
ganzen Schuld auf einen Tag durch volle Zahlung zu entledigen. 

8) Der Einwand des Schuldners, daß nicht ein Theilnehmer allein, jondern nur alle Theilneh- 
mer zujammen zur Kündigung berechtigt feien, findet nicht ftatt ?® @), 

9) Diefe Verordnung foll nicht nur auf künftige Fälle, fondern auch auf frühere Schuldverfchrei- 
bungen, Gejfionen und Kündigungen, vorausgefetst, daß der Streit nicht ſchon rechtskräftig entichie- 
dem oder verglichen ift, angewendet werden. 


3. RD. d. 6. November 1834, über die VBidimation der Urkunden und die 
Abzweigung der Shulddolumente (G.S. S. 180.) 


Auf Ihren gemeinfchaftlihen Antrag beftinnme Ich, zur Befeitigung der Bedenken über die An- 
wendung der Vorfchriften des $.28, Tit.3, Th. II und des 8.81, Tit. 7, Th. Ul der Allg. G.O., 
daß beglaubte Abſchriften gerichtlich aufgenommener oder konfirmirter Inftrumente, wenn fie auch nicht 
bon demjelben Gerichte, von welchem das Original aufgenommen oder beftätigt worden , jondern bon 
einem andern inländifchen Richter oder von einem imländifchen Notarius ausgefertigt find, die Stelle 
des Originals mit voller Wirkung zu vertreten geeignet fein follen 2°). Bei Abzweigung don Schuld- 
dofumenten haben die Gerichte und Notarien die Borfchriften der Hypothelenordnung 8$. 207, 208, 
zit. 2 forgfältig zu beobachten, umd bei eigener Vertretung die über die Eeffionsverhandlung aufgenom- 
mene Regiftratur 29a) auf das in den Händen des Cedenten zurüdbleibende Original dergeftalt zu 
jegen, daß fie von demjelben nicht getrennt werden könne 20). 


288) (4.9) Auch im Anſehung der für das ganze Kapital feſtgeſetzten — abe, wie 
.B., daß don dem Ganzen fährtich nur eine beftimmte Summe gekündigt werden dürfe, Andet der 
Einwand nicht ftatt; das Kündigungsrecht eines jeden Partialgläubigers ift nur dahin beicränft, daß 
im Ganzen genommen von ihnen nur die feftgeiegte Summe gekündigt werden kann, gleichviel: wer 
von ihnen diejes, das Ganze nicht überſchreitende Kündigungsredht ausübt. Erf. des Obertr. v. 9. Juli 
1858 (Entid. Bd. XXXIX, ©. 90). 

(5. U.) Auch eine auf verichiedenen Rechtsgründen beruhende Gejammmtforderung, z. B. der Ge- 

fammıtbetrag der Rechnung eines Baumeiſters, deren verſchiedene Poften aus verichiedenen Rechtsgrln- 
den herrühten, fann im einzelnen Theilen cedirt werden. Jeder Einzelne der verjchiedenen Geiflona- 
rien je eines beftimmten Betrages der auf verfchiedenen Rechtsgründen beruhenden Gejammtforderung 
des Cedenten ift für fich allein zur Einklagung des ihm abgetretenen Betrages berechtigt, wobei frei» 
lich alle verichiedenen Pofitionen der Gefammtjumme zur Erörterung lommen können. Ext. des Obertr. 
bom 7. Zuli 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. L, ©. 178). 
. 29) Hierdurch ſoll die von einigen Gerichten aufgeftellte Anficht befeitigt werden, daß die Anfer- 
tigung der vidimirten Abichriften, welche bei Bartialcefiionen hypothefarifcher Forderun— 
gen an die Stelle der Driginalinftrumente zu treten beftimmt find, mit voller Wirkung nur durch 
den betroffenen Hypothelenrichter, alfo nicht durch andere Gerichte oder Notarien erfolgen könne. Im 
allen übrigen Buntten hat dadurd in dem Verfahren bei der Aufnahme der Partialcejfionen 
nihts ndert werden ſollen, und es verbleibt daher auch ferner bei der Beſtimmung des $. 399 
d. T. R. v. 21. Febr. 1835. (Jahrb. Bd. XLV, ©. 224.) 


29a) (3, U.) Unter diefer Regiftratur ift nur der im $. 399 angeordnete Vermerk zu verftehen. 
44 * 
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34, ©. betr. einige Abänderungen der Hypothelenordnung d. 20. Dezember 
1783, B. b. 24. Mai 1853, (6.6, ©. 521.) 

8. 9. Geffionen und Berpfändungen werden nicht auf dem Inftrumente über die cedirte oder 
verpfändete Poft ganz oder zum Theil niedergeichrieben und mit demfelben verbunden, fondern milj- 
ſen abgefondert ausgefertigt und nebſt den dazu gehörigen Legitimationsurfunden des Cedenten oder 
Berpfänders der Hnpothelenbehörde eingereicht werden. 


$. 400. Bon den Geffionen der in das Hypothekenbuch eingetragenen Forde- 
er An — 31) ift dad Nöthige gehörigen Orts befonderd vorgefihrieben. (Fit. 20, 

.1.—) 318), 

$. 401. Bei Inftrumenten, die auf jeden Inhaber lauten, bedarf es zur Ueber- 
tragung des Eigenthums feiner Geffion ??). 

$. 402. Durch die Ceſſion tritt der neue Inhaber in alle abgetretenen Rechte ?3) 


A, und damit verbundenen Pflichten 33°) des Gedenten 3?). 
——— 
N, vom 21. Februar 1835 (Jahrb. Bd. XLV, S. 224); Juſtr. v. 3. Auguſt 1853 Art. 9 (J. M.Bl. 


©. 275). 

30) Durch den Schlußſatz der K.O. vom 6, November 1834 find die 88. 206— 208, Tit. I 
der Hnpothelenordnung nicht abgeändert worden; der Zwechk derjelben ift vielmehr nur der, die An« 
ftände zu beieitigen, welche der &. 28, Tit. 3, Th. I der 9. GO. durd die Borfchrift herbeiführte, 
dag nur ſolche vidimirte Abjchriften mit dem Originale gleiche Kraft haben follen, deren Beglaubigung 
bei demfelben Gerichte erfolgt, reiches das Original aufgenommen oder beftätigt hat. R. vd. 17. 
tember 1835. (Jahrb. Bd. XLVI, ©. 128.) Bergl. die vor. Ann. — Die Borjchrift ‚des gedach⸗ 
ten 5. 28 hat aber doch ihre vernünftigen Gründe. 

31) „Ingleihen der Wechiel oder Anweiſungen unter Kaufleuten”, hieß es hier unter Bezug- 
nahme auf Th. II, Tit 8, Abſchn. 8 u. 9. Diele beiden Abichnitte find aufgehoben. 

318) (3, %.) Dort ift im $. 512 wieder auf den 11ten Titel verriefen. 

32) Solche Inftrumente werden wie körperlihe Sachen behandelt und können nur durch förper- 
fiche Uebergabe auf Andere eigenthümlich übertragen werden. Vergl. Pr. des Obertr. vom 7. April 
1848 (Entih. Bd. XV, ©. 154), und Entih. Bd. XVI, ©. 116. Im Beziehung auf dieje vechrliche 
Beichaffenheit des Papiers macht es feinen Unterichied, ob der Ausfteller eine öffentliche oder eine 
Privatperfon if. Cine andere Sean ift: ob dergleichen Privatpapiere Geltung haben. (5. U.) Das 
Gleiche gilt auch von mit einem Blanto- Giro verſehenen Wechſeln, indem den Wechielbriefen durch 
das Blanko-Giro in diefer Beziehung der Eharatter eines Werthpapier® auf den Inhaber gegeben wird. 
Ert. defl. vom 6. September 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIV, ©, 232). Bergl. Artt. 13, 36 der 
A. D. W.O. u. Anm. 41 zu Art. 12. 

33) ©. u. die Anm. 37 zu 8.404 d. T. — (2.9) Wenn der Kurator einer Konkursmafle mit 
der, die Aufhebung eines zwiſchen dem Gemeinſchuldner und einem Dritten vor eröffnetem Konfurie 
geſchloſſenen läftigen Bertrages bezwedenden, auf Grund des $. 55, Zit. 50 Pr-D. wider den Letzte⸗ 
ten erhobenen Klage rechrsträftig abgerviefen worden ift, fo kommt diefe Entiheidung auch demjenigen, 
der die veräußerte Sache von jenem Dritten erworben hat; dergeftalt zu Statten, daß er wegen He» 
rausgabe derfelben auf Grund des 8. 56 a.a. O. ebenfalls nicht weiter in Anfpruch genommen wer⸗ 
den fan. Pr. des Obertr. 2237, dv. 11. Dez. 1851 (Entih. Bd. XXI, ©. 123). Fall betraf 
Geifion von Forderungen eines Gemeinſchuldners, auf deren Refciifion der Kurator gegen den Ceſ⸗ 
ſionar vergeblich gerlagt hatte, monächft er die Rüdforderungsflage noch gegen den weiteren Ceſſionar 
anbrachte. Das Obertr. ſpricht in den Motiven aus, daß die Wirkung des von dem erſten Ceſſionar 
erftrittenen Judikats, vermöge des $. 402 d. T., auf den meiteren Seffionat übergebe. 

Die Frage ift: melde Rechte fiir — erachtet werden müſſen, im Beziehung auf acceſſo⸗ 
riſche Rechte, namentlich Unterpfand und Bürgichaft. Bei dem eigentlichen Pfande kann kein Zweifel 
fein, weil die körperliche Uebergabe enticheidet. i Snpothelenforderungen ift gleichialls durch die vor» 
ausgeſetzte oder ausdrüdtich bedungene Eigenſchaft jedes Bedenken abgeſchnitten. Zweijſelhaft Könnte, 
bei den weitern Ceifionen, ſchon ſcheinen: ob die Gemährleiftung, welche der erfte Ceifionar fi für 
die Sicherheit bejonders ausbedungen hat, im feiner weiteren Ceifion für mit abgetreten zu erachten. 
Doc) ift auch das nur Schein; denn in Wahrheit cedirt er fein ganzes Recht aus diefem Verhältniſſe, 
wenn er fich nichts vorbehält. Vergl. auch den $. 100 der Einleitung. Wirklich zweifelhaft aber ift 
der Fall der Bürgichaft für die cedirte Forderung. Dieſer gel ift einer zwiefachen Auffaffung em⸗ 
pfänglich, je nach der Auffafjung der Bürgidaft. Nach der Natur der Bürgichaft ift der Bürge Kor⸗ 
realſchuldner, d. > er ift Schuldner für dieſelbe Schuld, wofür ſchon ein Anderer verbindlich gemacht 
ift, mit der Wirkung, daß die Obligation gelöft ift, wenn der Eine oder der Andere gezahlt hat. 
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$. 403. Auch befondere Vorrechte, welche der cedirten Forderung in Rüdficht 
ihrer Natur und Befchaffenheit *°) beigelegt find, gehen, jelbit ohne ausdrüdliche Ueber- 
tragung, auf den neuen Inhaber mit über. 

$. 404. Dahin gehören auch ſolche Vorrechte, welche der Forderung ſelbſt, in 


Der Umftand, daß der Bürge durch eine Befondere Handlung in dieſes Schuldverhältniß eingetreten, 
ift unweſentlich. Cine andere Auffafjung ift fich jelbft unklar und deshalb auch für Andere nicht ver- 
ftändlich ; fie liegt dem Pr. 1028 zu Grunde, wovon gleid Rede jein wird. Wenn ich es recht ver- 
ehe, jo wird vorausgeiegt (ausgeſprochen ift es nicht): foviel ——— Erflärungen, ſoviel ver» 
chiedene Obligationen. Hiernah kommt man zu dem Refultate, daß die Rechte des Gläubiger aus 
einer Bürgihaft für mit abgetreten gelten, wenn die Bürgichaft in derfeiben Schrift, welche die Ob- 
ligation des erften (Haupt-) Schuldners enthält, nie ichrieben worden if. Denh das Pr. 1028, v. 
4. Auguft 1841, lautet jo: „Bei Schuldforderungen, für welche in einer bejonderen Urkunde eine Bürg- 
ichaft mit oder ohne beneficium ordinis beftellt ift, bedarf es zur Pegitimation für den Ceifionar des Gläu- 
bigers gegen den Bürgen einer ausdrüdlichen Ceifion; und es beicränft fich die bloße Ceſſion der 
Schuld lediglich auf die dem Gedenten gegen den Hauptiduldner zuftehenden Rechte, weil die Bürg- 
ſchaft als Recht gegen einen Dritten weder ein Accefjorium der Hauptforderung, nod den bejonderen 
der Forderung ihrer Dualität nad beimohnenden Vorrechten beizuzäblen if.” Was die Bürgicaft 
nicht ift, miljen wir wohl. Das hilft uns zu nichts, wir müffen wifjen, mas fie pofitiv ift. Der, 
im Pr. jelbft ausgedrüdte Rechtsgrund enthält nichts Beftimmendes, Nah R. R. kann man nicht 
wohl in foichen Zweifel fommen, denn dafielbe kennt nur — ung, und jede Klage gegen 
eine beftimmte Perfon aus irgend einem Grunde ift ein Individuum. Allen nad unſerem heutigen 
Rechte ift die Sache eine ganz andere: wir betrachten die Forderung ihrer Subftanz nah, als Gan- 
zes in allen ihren Beziehungen, ala Gegenftand des Handels, als Waare, je mehr Schuldner dafür 
einftehen, um jo beſſer ift fie; ein Wechſel mit Indofjamenten ift beliebter als ein Wechſel ohne Giro. 
Bei diejer Behandlung der Korderungsrechte zerlegt man ſolche nicht in verichiedene Anſprüche an die 
einzelnen Sculdner. Deshalb läßt —* behaupten, daß die Ceſſion einer Forderung, für welche ein 
Bürge in einer beſonderen Urkunde aufgetreten iſt, nichts anderes iſt als die Ceſſion einer Korrealver- 
bindlichkeit, daß folglich jene Bürgſchaft eben jo gut, mie die Verbindlichkeit eines Jeden der mehre 
ren Korrealichuldner, für mit abgetreten gelten muß. Dafür hat das A. L. R. aud) eine pofitive Be— 
fimmung in dem $. 100 der Einleitung. Nach diefer theoretiiben Darlegung betrachte man doch das 
praftiihe Ergebniß. Wäre jene Bürgichaft nicht als mit der Forderung verbunden, folglich nicht für 
mit abgetreten anzuſehen, jo wiirde fie dem Gedenten verblieben fein. Was foll er aber damit ma- 
hen? Weiden Bortheil hat er davon? Gebrauch davon kann er durchaus nicht machen, das ift et- 
was lndenfbares. Der Vorbehalt der Bürgicaftsflage ift mirbin ganz und gar ohme praftiichen Zweck. 
Das wäre ein jus ohne alle juriftiiche Bedeutung. Anders fieht es dom dem Standpunkte der römi— 
hen Klagübertragung aus. , — 

Auch die Rechte, welche Jemand vermöge eines perſönlichen oder Standesprivilegiums erworben 
bat, z. B. Zinſen zu einem höheren als dem allgemein erlaubten Satze zu nehmen, erwirbt der Gei- 
fionar für die Zukunft micht, weil ihm ein Verbotsgeſetz entgegen fteht. 

338) Der Geifionar muß daher die dem Cedenten‘aus einem zmeileitigen Rechtsgeichäfte obliegen- 
den Gegenleiftungen gewähren, wenn er die ihm abgetretenen Bor- und Nachleiftungen realifiren will. 
8.408 d. T. Der debitor cessus hat jedoch, aus der Geifion allein, noch fein Kiagerecht genen den 
Geifionar. Wenn aber der Geifionar den debitor cessus aus dem Geſchäfte, —* die Ceſſion ſich 
bezieht, in Anſpruch genommen und wider den lan ein Judilat erftritten hat, wodurch derielbe 
zu einer Zahlung oder Leiftung gegen eine dem Geifionar obliegende Gegenleiſtung verurtheilt worden 
ift, fo giebt dies zwar dem debitor cessus noch fein Exelutionsrecht, doch kann er im Folge deſſen 
ebenfalls den Eeifionar in Aniprud nehmen, um die ausdrüdliche Berurtheilung defleiben zur Gewäh— 
rung defien, mas ihm aus jenem Gefcäfte zulommt, zu bewirten. Pr. des Obertr. v. 28. Oftober 
1851. (Eniſch. Bd. XXU, ©. 25.) 

(4. A.) Der Eedent einer eingetragenen Darlehnsforderung wird durch die bloße Ceſſion von fei- 
ner Berbindlichleit, dem Schuldner die nicht gezahlte Darlehnsvaluta zu zahlen, oder die Hwpothet 
töichen zu laſſen, nicht befreit. Erf. des Obertr. vd, 21. Nov. 1851 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 94). 

(4. 9.) Der Ceifionar von Eijenbahn » Duittungsbogen ift, dem Cedenten gegenüber, verpflichtet, 
die nach geichehener Ceſſion ausgeſchriebenen Einzahlungen zu leiften und folglich dem Cedenten die 
von ihm am die Gefellichaftstafle geleifteten Einzahlungen aus der gedachten Zeit zu erftatten. 
des Obertr. vom 12. Nov. 1850 (AÄrchiv f. Rechtef. Bd. II, ©. 9). 

34) Dieier Sat ändert das Verhältniß mehrerer Mitihuldner, von welchen Einer die Schuld 
gegen jura cessa bezahlt hat, unter fih nit. ©. o. die Anm. 39 zu 8.445, Tit 5. — Bergl auch 
u. die Anm. zu 8. 231, Tit. 1, Th. U 

35) Die privilegia causae. Vergl. die folg. Anm. 37. 
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Rückſicht auf die perfönliche Eigenfchaft ihres erften Inhabers 29), aufommen; nicht 
aber bloße perfönliche Befugnifje ?7), melche, wie die Vorrechte des Fiskus wegen — 
der Sportelfreiheit, bloß bei Gelegenheit der cedirten Forderung von dem vorigen In— 
haber ausgeübt werden konnten. 

$. 405. Der Geffionarius kann ſich feiner perfönlichen Vorrechte?*) gegen den 
Schuldner jo * als gegen die übrigen Gläubiger deſſelben bedienen. 

8. 406. Es kommen alſo auch dem Fiskus, Kirchen, milden Stiftungen und 
andern privilegirten moraliſchen Perſonen, welche von andern Privatperſonen Forde⸗ 
Fr an fich löfen, in Anſehung derfelben diejenigen Vorrechte nicht 7 welche die 

eſe 


36) Beiſpiel: Proz.O. Tit. 50, 8. 413, wonach eine Ehefrau das ihr in der IV. Klaſſe verlie- 
bene en cediven fan. Der 8.413 ift zwar mit dem ganzen 50ften Zitel der Pr.-D. durd) 
die Kont.O. vom 8. Mai 1855 aufgehoben, damit ift jedoch der im Rede ftehende Rechtsgrundſatz, 
der feinen Sit im A. L. R. hat, nicht gefallen. 

37) Dergleichen perſönliche Befugniffe, außer der Sportelfreiheit und dem mun aufgehobenen 
pridilegirten Gerichtsftande, find z. B. noch: a) das fisfaliiche Erekutionsrecht (B. v. 26. Dezbr. 1808, 
88. 4, 14, 41); b) das Exekutionsrecht der gerichtlichen Generaldepofitorien (Dep.-D., Zit. I, $. 53; 
Tit. II, 88. 352, 358); c) die Benünftigungen des Fisfus und der gleichbereditigten juriftiihen Ber- 
fonen bei der Verjährung (Tit. 9, 88. 636 — 639); d) die verdoppelte Appellations -» und Revifions- 
frift der juriftiichen Perfonen und der Minderjährigen; e) die Berechtigungen der Kreditinflitute (Land- 
haften); f) die Befugniffe der Korporationen und mander anderen juriftiihen Perſonen hinſichtlich 
der Einziehung ihrer Gebührniffe. Die für gewiſſe Forderungen borgejchriebene Prozeßform des Man⸗ 
dats iſt keine ** perſönliche Befugniß, daher kann der Ceſſionar einer ſolchen Forderung, z. B. der 
Gebührenforderung eines Rechtsanwalts, gleichfalls im Mandatsprozefie verfahren. Das Gleiche gilt 
von dem durch das Rechtsverhältniß ſelbſt begründeten Gerichtsſtande, z. B. dem forum contractus, 
administrationis, hereditatis. In dieſem Gimme ſpricht ſich auch ein Beſcheid des J. M. v. 10. De- 
zember 1836 aus (Jahrb. Bd. XLVIII, ©. 467). 

Die 88. 403 und 404 ſollen die Schwierigkeit heben, in melde man durch die naturwidrige Be— 
handlung der Forderungsrechte gelommen ift. Die Forderungsrechte erhalten eben ihre Bejonderheiten 
zum Theile mit don den perſoönlichen Eigenichaften und Zuftänden des Gläubigers und Schuldners, 
mit deren Perlonen fie verknilpft find. Das machte in der röm. Rechtsanmendung feine Schwierig- 
feit, indem der procurator in rem suam eben nur Profurator des Gläubiger mar. Jetzt, mo die 
Forderung vom der Perjon des Gläubigers BEN und als ein abioluter Gegenftand des Verkehrs 
einem Anderen gleichlam übergeben werden foll, ſucht man —— nach einem leitenden Prinzip. 
Die Voxrechte und Begünſtigungen des bisherigen Gläubigers ſoll der neue Gläubiger, der Geifionar, 
nicht alle erhalten und aus feiner eigenen Perſon foll er fid) dergleichen auch nicht bedienen dürfen. 
8. 405. Das Eine ift jo fahmidrig wie das Andere. 

38) Nicht feine Vorrechte, aber er wird doch feine bloßen perjönlichen Befugniſſe bei Gelegenheit 
der ——— Forderung ausüben dürfen. S. die vor. Anm. 37. Doch auch das iſt nicht durchgän⸗ 
gig der Fa 

Das Obertr. hat durch das Pr. 297, vom 17. Juni 1837 ausgeſprochen: „Ein pr. Unterthan, 
dem von einem Ausländer eine Forderung cedirt worden ift, welche dieſem am einen anderen Aus— 
länder zuftand, kann fid mad $. 405 megen dieſer ihm cedirten Forderung gegen den ausländiichen 
debitor cessus des, fonft jedem Ausländer zuftehenden Vorrechts, im biefigen Landen gegen eimen 
durchreifenden ausländiihen Schuldner einen PBerfonalarreft bei einem preuß. Gerichte auszubringen 
und demnächft in foro arresti Magen zu können, nicht bedienen, wenn nicht einer der im 8.88, I, 29 
A. ©.D. bemerken Ausnahımefälle vorhanden iſt.“ Allein die Zuftändigfeit eines Arreſtſchlags ift 
fein Borredt. Es fühle fich wohl die Nichtigkeit des ausgefprochenen Sates, aber er kann aus 
der Theorie des A. L. R. nicht bewieſen werden. 

Welcher der mancherlei perfönlichen Befugniſſe der Ceſſionar fich bedienen könne, läßt ſich gleich- 
falls nicht durch ein Prinzip beflimmen, man muß ſich mit einer zweifelhaften Kafuiſtik beqn * 
Zugeftanden wird die Sportelfreiheit, die Begünftigung bei der Berjährung und bei Cin- 
legung der Rechtsmittel, die Reftitution. Berfagt wird das Erelutionsrecht des Fiskus, 
der Korporationen und der Generaldepofitorien. Streitig ift die Befugniß zu höheren als land- 
üblihen Berzugszinjen; fie muß aber dem Ceifionar zugeftanden werden, teil Berzugsjinien 
nicht aus der cedirten causa, fondern aus der dazu tretenden Verlegung des Ceſſionars entftehen und 
eine Schadloshaltung deſſelben find. 
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8. 408. Meberhaupt darf die Verpflichtung des Schuldners durch die Abtretung 
des Rechts an einen Andern niemals erſchwert werden *' °). 

$. 409. Es ift daher auch die Einwilligung des Schuldners zur Gültigkeit der 
Ceſſion an fich nicht nothwendig. 

$. 410. Hat der Schuldner, befonderer Umftände wegen, Grund, zu beforgen, 
daß er von feinen Einwendungen oder Gegenforderungen wider den Gedenten, gegen 
den Gefjionarium nicht werde Gebrauch machen fünnen: fo ift er, wegen diefer Ein. 
wendungen und Gegenforderungen, Kaution von dem Gedenten zu verlangen berechtigt. 

$. 411. Der Unterjchied ded Standes, der Religion, und des Gewerbes bei dem 
Geffionarto kann, als gefährlih für den Schuldner, nicht angefehen werden. 

$. 412. Hat der Schuldner den Gefjionarium für feinen Gläubiger +! ®) wegen 
einer der Qualität und Auantität nach betimmten Forderung auf vechtögültige Weife +2) 


39) Bergl. $. 313, Zit. 16 umd das in der Anmerk. dazu mitgetheilte Pr. 1141€ u. Pr. 2275; 
fo wie das Erf. v. 19. März 1859, 

Wenn der Ceifionar in dem Brozefle wider den debitur cessus berurtheilt wird, fich die Abrech- 
nung einer Gegenforderung des debitor cessus an den Eedenten gefallen zu lafien, jo gilt dies einer 
von ihm für den Gedenten geleifteten Zahlung gleich; und der Cedent muß ihm, infoweit die cedirte 
— ————— durch Kompenſation getilgt wird, Erſatz leiſten, wenn ihm auch bei der Ceſ— 
ſion die Gewährleiſtung für die Richtigleit und Güte der cedirten Forderung erlaſſen worden iſt. 
Pr. des Obertr. vom 2. Auguſt 1845 (Entſch. Bd. XII, ©. 238) 

40) Nur gegen den erften Gedenten (urſprünglichen Gläubiger). &. 813, Tit. 16. Denn die 
Lage des Schuldners joll durch die Eeifion micht verichlechtert werden. 8. 408 d. T. Die Zwilchen- 
ceifionarien berühren ihn im diejer Hinficht in der Regel nicht. $. 316, Tit. 16: Cine Ausnahme 
tritt ein, wenn der Schuldner fid) mit einem derjeiben in ein Schuldverhältniß beionders eingelafien, 
d. h. ihn als feinen Gläubiger ausdrüdiich anerfannt hat, diefer fteht dem „urſprünglichen Inhaber“ 
in Beziehung auf den Schuldner gleih. Tit. 16, $. 315. 

(4 9.) Bergl. Anm. 25 Abſ. 2 zu 8. 897 d. T. 

Iſt dem Schuldner eine erfolgte Geifion befannt gemacht worden und tritt er mit dem Geffionar 
wegen der cedirten Forderung durch Zahlung oder fonft in Beziehung, fo ift dieſer Ceifionar, menn 
er demmächft die Forderung weiter cedirt, im Sinne des 8. 407 der Cedent, deſſen Ceſſionar ſich alle 
Einwendungen entgegen jeten laſſen muß, welche der Schuldner jenem würde haben entgegen ſetzen 
fönnen. Vergl. Ertl. des Obertr. vom 7. Februar 1861 (Entich. Bd. XLVI, ©. 89). 

41) ©. o. die Anın, 25 zu $. 3897 d. T. Eine Ausnahme machen Hypothelenforderungen, weun 
der Geifionar die Einwendungen bei Eingehung des Ceſſionsgeſchäfts nicht gefannt hat. Zu vergl. 
Tit. 20, 88. 428, 511, Anh. dazu $. 53 umd die dort. Anm. 39, u. $. 522. 

418) (4. U.) Gleichwohl ift angenommen worden, daß der Keffionar einer Brautſchatzforderung 
dem dritten Beſitzer des dafür verpfändeten Grundftüds diejelbe zu kündigen berechtigt jei, wenngleich 
die geſetzlich Ma Fälle Ä* Rückforderung nicht vorhanden ſind. Erk. des Obertr. vom 
18. i 1851 (Ach, f. Rechtsf. Bd. II, ©. 183). 

(4. U.) Mit der an einen Dritten erfolgenden Ceffion des Eingebradhten der Ehefrau ift die 
Beibehaltung der Natur des Eingebrachten und die Fortdauer der dem Manne daran —— 
maritaliſchen Rechte nicht vereinbar, und wird mithin durch die Ceſſion die Natur dieſes Vermögens 
verändert. rt. des Obertr. vom 24. Mai u. 7. Juni 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLI, ©. 307). 
Der Satz bezieht ſich auf die Anfechtbarteit der Forderungen der Ehefrau an den überjchuldeten Dann, 
feitens eines nachgeſetzten Gläubigers (Konk. Ordn. $$. 109, 375, 393, Mr. 4), und bezivedt, den 
Geifionar der Illatenforderung, melde, wenn fie noch in den Händen der gran wäre, hätte ange- 
fochten werden können, gegen dergleichen Anfechtungen zu ihügen. Diejer Fall, mag die Entiheidung 
richtig fein oder nicht, ıft jehr verichieden von dem im erften Ubi. gedachten Falle. Denn bei der 
Geifion der Jllatenforderung hatte ja der Schuldner (der Ehemann) mitgewirkt, bei der Brautſchatz-⸗ 
forderung (Abſ. 1) aber war die Ceſſion eine fremde Handlung für den Schuldner, durch welche der 
Schuldner nicht jchlechter geftellt werden konnte. 

416) (4. U.) Kür feinen neuen Gläubiger. ©. die folg. Anm, 43. Auch ein Darlehnsſchuld⸗ 
ner, welcher den Geifionar als jeinen meuen Gläubiger ohne Vorbehalt rechtsgültig anerlaunt hat, 
haftet demjelben aus dieſem Anerkenntniffe, wenugleih ex dem urſprünglichen Gläubiger zu Nichts 
verpflichtet war. Gr lann mithin die ihm gegen den Letzteren zugeftandene Einrede dev nicht erhalte 
nen Baluta dem folchergeftalt anerkannten Ceſſionar nicht entgegenjeten, Ext. des Obertr. v. 2. Sep- 
tember 1851 (Arch. f. Redtsi. Bd. II, ©. 278). 


42) In Bertragsform; denn es joll ein ummittelbares obligatorifches Verhältniß zwiſchen dem 
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einmal anerfannt #3): fo ift er nicht mehr befugt, demfelben Einwendungen und Ge- 
genforderungen, die er wider den Gedenten zu haben vermeint, entgegen zu fegen **). 
(it. 5, 88. 37, 38, 185, 192.) 





Eeifionar und dem Schuldner (Novation) bergeftellt werden. S. die folg. Anm. Die Erflärun 
auf Seiten des Echuldners, der eine materielle Veränderung in feinem Ferhältniffe bewirlen wi 
muß deshalb in Morten und im rechtsverbindlicher Form ausgedrüdt fein. Dagegen fann die Zu- 
fiimmung des Geifionars (die bloße Acceptation) auch ſtillſchweigend geichehen. Der Bi. - Beict. 
(Pr. 1945) d. 6. Dezbr. 1847 erlennt dies an: „Hat der Schuldner den Eeifionar für feinen Gläu- 
biger, wegen einer nad Dualität und Quantität beftimmten Forderung, auch nur im einer eimfeiti- 
gen ſchriftlichen, vom Ceſſionar auch nur ſtillſchweigend acceptirten Erflärung einmal anerlannt , jo 
ıft er micht mehr befugt, Einwendungen und Gegenforderungen, die er wider den Eedenten zu haben 
bermeint, dem Ceifionar entgegen zu jeten. Eines bejonderen, von beiden Seiten jchriftlien Ber- 
trages, zwiſchen dem Schuldner und dem Geffionar, bedarf es, um jene rechtliche Wirkung herbei- 
zuführen, nicht.“ (Entid. Bd. XVI, ©. 31.) 

43) Nach ihrer Innerlichleit muß die Erklärung des Schuldners in der beftimmten Abficht gege- 
ben fein, die Beziehungen zu dem alten Gläubiger (Cedenten) und die ihm daraus etwa erwachſenen 
BVortheile aufzugeben und ſein obligatoriiches Verhältniß aus der cedirten causa an die Perion des 
Geifionars zu fnüpfen. Der Schuldner muß den GCeifionar nicht etwa bloß als ſolchen, fondern als 
eigenen Gläubiger anerfennen. (4. U. Auch das Obertr. hat in dem Erf. v. 6. Oftober 1853 
Arch. f. Rectsf. Bd. X, ©. 185] angenommen, daß die bloße Anerkennung des Ceiftonars als fol 
chen jeiten® des Schuldners den Berluft der dem Lebteren gegen den Cedenten zuftehenden Ginreden 
nicht zur Folge habe.) Die Anerkennung 3. B. der Geifion, oder der Unterichrift des Schuldners 
unter jeinem uldicheine oder die Mitunterichrift des Schuldners unter der Ceſſion, entipricht daher 
den Erfordernifjen eines ſolchen, eine Verzichtleiftung enthaltenden Anertenntniffes nicht; fie kann auf 
andere Weiſe genügend erklärt werden, ohne daß man gemöthigt ift, jeme Abficht bineinzulegen. 
Ganz richtig ſagt daher das Obertr, in dem Pr. 1368, v. 11. Novbr. 1843: „Eine Anerfennung 
des Gelfionars als jeines Gläubigers fann nur alsdann, als von dem debitor cessus erllärt, ange 
nommen werden, wenn aus der betrefienden Erklärung die Aufhebung des uriprünglichen Schuldver- 
hältniſſes fi entnehmen läßt. Die bloße Bitte des debitor cessus an den ihm befannt gewordenen 
Geifionar, um Geftattung von Zahlungsfriften, enthält eine ſolche Wirkung noch nicht. Entſcheid. 
BD. XI, ©, 251.) (5. 9.) Der $. 412 Mmüpft den Verluſt der Einwendungen und Gegenforderun« 

en ex persona cedentis micht an die wiederholte Anerlennung der Forderung in ihrer Objektivität, 

ie Ba lediglih an die Anerlennung des Geifionars als eigenen Gläubigers; denn die Aufhebung 
des uriprünglichen Schuldverhältnifles, in weicher diejer Verſuſt liegt, kann nicht durch die bloße An—⸗ 
erfennung der Forderung in ihrer Objektivität herbeigeführt werden. Erf. des Obertr. v. 22. Decbr. 
1863 (Arch. ſ. Rechtsf. Bd. LI, ©. 191). — Zur Anerfennung des Ceffionars als feines Gläubi- 
gers Seitens des Schuldners gehört, daß aus der Willenserflärung des Schuldners die Abficht zu 
erkennen ift, das Rechtsverhältniß, aus dem feine Berbindlichleit entiprungen und in das der Ceifio- 
nar eingetreten ift, aufzuheben und in der Perſon des Ceifionars neu zu begründen. rt. defj. vom 
14. September 1866 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 338). 


44) Oben, Anm. 416. Der gegen die Ceifion dem abgetretenen Schuldner fonft nicht zuftehende 
Einwand der Simulation ift dann zuläffig, wenn der Schuldner den Ceifionar für feinen Gläubiger 
anerfannt hat, und es darauf anfommt: ob Iener Diefem Einwendungen und Gegenforderungen, die 
er wider den Cedenten zu gr vermeint, entgegeniegen darf. Pr. des Obertr. 2074, d. 6. Dezbr. 
1848 (Entih. Bd. XVII, ©. 164). Bergl. oben, Anm. 24 zu $. 395. 

Das von dem Käufer dem Verkäufer in dem SKaufvertrage geleiftete Verſprechen, das Kaufgeld 
zur Bezahlung einer Schuld des Verkäufers an einen Dritten verwenden zu wollen, ift für ſich allein, 
und ohme Beitritt dieſes Dritten zu dem Kaufvertrage abgegeben, für kein unter die Borichrift des 
$. 412 zu fiellendes Anertenntniß zu achten. Pr. des Obertr. 1406, lit. b, d. 27. Januar 1844, 
Ein wirklich juriftiicher Zweifelsgrund läßt fich nicht finden. 

Die einem folden Beripreben des Käufers gegen den Verkäufer geietslih dahin beigelegte Wir- 
fung, daß im dem gedachten falle der Käufer, zum Nachtheile eines ſolchen Gläubigers des Verläu— 
fers, mit anderen ihm an den Letzteren zuftehenden Forderungen nicht fompenfiren fann, tritt zus 
nähft, als folge einer Feſtſetzung im Kaufvertrage, nur unter den, den letteren abſchließenden 
Kontrahenten jelbft ein. Der Dritte, zu defien Bortheile das Berfprechen vom Käufer dem Berfäu- 
fer geleiftet worden ift, erlangt aus demfelben ein Recht gegen den Käufer erft durch einen, mit Be— 
tilligung der Hauptparteien erfolgten Beitritt zum Bertrage. Daſſ. Präj. lit. e. 

‚ Wenn ein Miether die Ceffton der Miethzinsforderungen genehmigt, fo kann es, je nachdem man 
die terminmeile zu zahlende Miethzinsforderung aus einem he einen gewiſſen Zeitraum geichloffenen 
Kontralte auffaßt, zweifelhaft fein, im wie weit der Miether noch Abzüge wegen der erft ſpäter ein⸗ 
tretenden fontraftswidrigen Entziehung der Sache an der ſchon fällig gewordenen Miethe dem Ceffio- 
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$. 413. So lange dem Schuldner die gefchehene Geffion noch nicht gehörig ** *) 
befannt gemacht worden, find alle zwifchen ihm und dem Gedenten vorgefallenen Ber- 
bandlungen zu Gunften ded Schuldnerd gültig *°). 


nar zu machen befugt ift. Die Miethsforderung ift ihrer Natur nach eine durch die —— 
bolftandige Erfüllung ſeitens des Vermiethers bedingte, einzige, die ganze Miethsperiode umfaj- 
fende, Forderung, melde nur im foreit zur Entftehung kommt, als der Vermiether kontraftmäßig 
borleiftet ; fie beträgt mithin von felbft foviel weniger, als der Miether an Entihädigung wegen fon» 
traftstidriger Entziehung der Sade, jo zu fagen, zu fordern hat; denn eine Forderung hat er 
eigentlich micht, er ift nur foviel weniger ſchuldig geworden. Die ug, ee machen aus der 
Forderung nicht mehrere einzelne Forderungen, fie find nur Termine für Theilzahlungen. Die An- 
erfennung des Ceſſionars ſeitens des Miethers hat nur auf die Vergangenheit Einfluß; fie ſchließt 
nur diejenigen Redultionen aus, deren Entftehumgsgrumd fchon im die Beir vor der Anerlennung fällt, 
Hinfichtlich der Zukunft muß der Ceſſionar für die Obtiegenheiten des Bermiethers einftehen. 8. 402 
d. T. Naturmwidrig ift die Zerlegung der Miethzinsforderung aus dem ganzen Kontralte in foviel 
einzelne felbftftändige forderungen, als Zinszahlungstermine borfallen. auf diefer Auffafiung beruht 
eine Entfeheidung des Obertr. (II. ©.) vd. 23. Ian. 1849 in der Sache Funke w. Sarg, ARTS rk 
II, 48, daß, wenn die Forderung des Vermiethers an den Miether aus dem Miethslontrakte cedırt 
worden ift und der Miether die Ceſſion genehmigt hat, er dem Ceifionar bei Einforderung der fällig 
—— Miethzinsraten nicht einwenden könne, daß ihm der Vermiether mach der Fälligleit des 

aglichen Zinszahlungstermins kontraktswidrig gelündigt habe, und daß ihm, wegen zu früher Ent 
ziehung der Sache, Schadloshaltung gebühre, um deren Betrag feine Schuld ſich von ſelbſt vermin⸗ 
dere. Das ift aus den vorhin angedeuteten Gründen unrichtig. Der Eeifionar fann nur unter Er— 
—— aller Obliegenheiten des Cedenten bon dem cedirten Rechte Gebrauch machen. $. 402 und 

nmerf. 334. 

(4. A. Daß zu den hiernach verloren gehenden Einwendungen der Einwand nicht erhaltener Dar- 
fehmsvaluta zu zählen ift, umd daß dies nicht minder bei Hhpothelenforderungen wie bei bloßen per— 
fönlichen zutrifft, ſofern die gejetliche Frift zur Eintragung einer Proteftation nicht inne gehalten ift, 
hat die Praris des Obertr. anerkannt. (Vergl. Anm. 415.) Das Gegentheil muß indeß angenom- 
men werden, wenn die Anerkennung des Eeffionars während des Laufes dieſer Frift erfolgt, und die Ein- 
tragumg einer Proteftation in Gemäßheit des $. 738 d. T. rechtzeitig bewirkt if. Erf. des Obertr. 
vom 22. Septbr. 1862 (Archiv für Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 226 u. Entid. ®d. XLVIII, ©. 64), 


44°) (4. A.) Für gehörig befannt gemacht gilt die Ceſſion im folgenden Fällen: 1. wenn der 
Gedent dem Schuldner Anzeige davon madıt; 2. wenn von Gerichtswegen die Geifion dem Schuldner 
befannt gemacht wird (8. 414); 3. wenn der Geffionar dem Schuldner die Ceffion anzeigt und dabei 
oder binnen 3 Tagen die Ceifion fammt dem Iuftrumente vorzeigt, oder auf andere Weiſe die Rich— 
tigkeit feiner Angabe —— (8. 415); 4. wenn der Ceſſionar dem Schuldner die Ceſſion ohne 

eicheinigung feiner Angabe bekannt macht und der bisherige Gläubiger, indem der Schuldner nad) 
Ablauf der Friſt (diefe muß er jedenfalls abwarten, ehe er fh mit dem angeblichen Cedenten einläft) 
mit ihm Verhandlungen über die Forderungen vornehmen till, die Nichtigkeit der vorgeblichen Ceifion 
nicht ableugnet ($. 416), mas eine Nachfrage feitens des Schuldners borausjegt; denn die Berhand« 
lung ift nur dann gültig, wenn der Gläubiger die Geifion wirklich in Abrede tell. Vergl. Erk. des 
Obertr. d. 7. November 1856 (Entih. Bd. XXXVI, ©. 83.) (5. 4.) Nur eime folde gehörig ge— 
ſchehene Belanntmadhung der Ceifion macht die jernere Verhandlung des Schuldners mit dem Ceden⸗ 
ten ungültig. Erf. defj. v. 5. Nobbr. 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 71). 

45) ©. o. die Anm. 25 zu $. 397. Die Belanntmahung vermittelt erft das Berhältniß zwi—⸗ 
fhen dem Geifionar und dem Schuldner. — Was der Cedent nad) der Ceifion von dem Schuldner 
erhoben hat, muß er, wie ſich vom jelbft verfteht, an den Ceſſionar ausantworten, wie ein Geſchäfts— 
bejorger. (4. 9.) In Uebereinftimmung hiermit jagt aud) das Dbertr. in dem Erf. v. 25. Juni 1863, 
„Daß der Eedent dasjenige, was er nad) geleifteter Teſſion auf das cedirte Attivum felbft noch erhoben, 
dem Geffionar herauszugeben reip. zu erftatten habe.”. (Arch. für Rechtsf. Bd. XLVIU, ©. 365.) 
Nur in der Begründung (causa) der Abforderumg weicht dafjelbe ab. Es heißt dort: „Die Sadıe 
liegt fo, daß — die Einziehung feitens des Ledenten — dem dazu allein berechtigten Ceſſionar gegen- 
über, zu Unrecht geichehen ift, und daß die Mafje des Eedenten die eingezogene Summe, dem Hagen» 
den Geifionar gegenüber, ohne Redtsgrund hinter fi hat. Das rechtliche Fundament des flägeriichen 
Anſpruchs ift jomit in das der condietio sine causa zu ſetzen. Der Sat, welcher der gemeinvechtlichen 
eondietio sine eausa zum Grunde liegt, daß nämlid Niemand ein Bermögensftüd, welches er von einem 
Anderen an fih genommen hat, ohne allen Rechtsarumd behalten darf, fondern das Empfangene — her« 
ausgeben muß, if auch der Gejetsgebung des A.L.R. bei Zahlungen — nicht fremd. Die Vorausſetzun⸗ 
gen dieſes Satzes find für vorliegend zu erachten.“ (©. 365.) Das ift nicht richtig; die Borausiegun« 
en liegen nicht vor. Die eondietio sine causa fteht nur dem Geber zu; der Ceifionar mar nicht der 

ber geweſen, diefer war der Schuldner (debitor cessus) geweſen, folglich fehlte dem Ceſſionar, nad) dem 
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$. 414. Jede von dem Gedenten oder von Gerichtöwegen erfolgte Bekanntma— 
Hung ift hinreichend, den Schuldner zu verpflichten, daß er ſich über die abgetretene 
Forderung mit dem Gedenten nicht weiter einlajle. 

$. 415. Geſchieht aber die Bekanntmachung durch den Ceſſionarium, fo muß die- 
fer die Richtigkeit jeiner Angabe, durch —— des cedirten und gehörig überſchrie⸗ 
benen *®) Inftruments, oder fonft, innerhalb Dreier Tage befcheinigen. ($. 394 sqq.) 

8. 416. Wird diefe Frift nicht inne gehalten, und der urfprüngliche Inhaber der 
Prineip der condietio sine causa, die f. g. Attivlegitimation. Das Obertr. hat jedoch noch einen 
Hüllfsgrund. „Zuden kommt in Betradht, daß fich aus dem der Geifion unterliegenden Ceifionsver- 
trage die Verpflichtung des Gedenten ableiten würde, dasjenige, was er nad) geleifteter Geifion auf 
das cedirte Aktivum jelbft noch erhoben, dem Ceifionar herauszugeben reſp. zu erftatten.“ Das ift 
unter der, jedoch nicht feftgeitellten, Borausießung, daß das unterligende Gejchäft ein läftiges war, 
richtig und ift jhon vor 20 Jahren von dem damaligen Oberlandsgerichte zu Breslau angewendet 
worden, indem dafl. in einer Appellationsenticheidung, die rechtskräftig wurde, fagt: „Es ift im der 
Natur des Geifionsvertrages begründet, daß der Gedent dem Geifionar das Objelt der Forderung, 
das er mach geleifteter Ceſſion ſelbſt überlommt, herausgeben muß. Dies folgt aus dem der Keifion 
zum Grunde liegenden Bertrage, da der Ceifionar ſich die Forderung gefauft hat. Jeder Berkäujer 
muß die mit der Sache verbundenen Hebungen, deren Einziehung er dem Käufer überlafjen muß, 
welche er aber dennoch jelbft einzieht, dem Käufer im Gefolge der Kaufsflage herausgeben ($. 107, 
I, 11), und dafielbe muß alfo aud) gelten, wenn von einem reinen Geijionsvertrage die Rede ift. 
($. 381 ebd.).” Damit ftimmt die L. 23, $. 1 D. de hered, vel act. vend. (XVII, 4): „Nomi- 
nis venditor quidquid vel compensatione, vel exactione fuerit consecutus, integrum emtori resti- 
tuere compellitur.“ In folden fällen ift alſo die richtige Klage die Kaufsklage. Mit derjelben kon- 
furrirt die actio negotiorum gestorum. Das Dbertr. meint zwar, daß eine wirkliche negotiorum 
gestio hierin überall nicht vorliege. (S. 364.) Darin irrt e8 aber ebenio, wie es in Betreff der 
eondietio sine eausa irrt. Das cedirte Aktivum ift fir den Cedenten, nach der Geifion, eine jremde 
Sache ; die Einziehung diefer Forderung ift ein Gejchäft, welches des Geifionars if. Unternimmt der 
Cedent die Einziehung ohne Auftrag, jo beforgt er ein fremdes Geichäft ohme Auftrag. Läßt fich der 
Geſchäftsherr das gefallen, d. b. läßt er die Zahlung gelten, was er vielleicht micht zu thun braucht, 
was ihm aber vortheilhaft jein kann, wen 3. B. der Schuldner unterdeß bverarmt wäre; fo ſteht 
ihm die Geihäftsführungsflage zu. Hoe jure utimur. Der Geifionar hat ſonach in Fällen des Kaufe x. 
zwei Klagen gegen den Cedenten nad) feiner Wahl, er kann fie aud) fumuliven; und in fällen, wo 
nicht zugleich die Kaufsflage gegeben ift, hat er die negot. gest. actio. 

(4. U.) Bor gehöriger Belanntmachnng ift zwar der Schuldner befugt aber nicht verpflichtet, 
fih mit dem Gedenten noch einzulaffen, wenn ihm die Ceifion anderweit befannt geworden if. Das 
Berhältniß ift diefes: Nach der Ceſſion dauern die Beziehungen zwiichen dem Schuldner und dem 
Gläubiger fort, bis die Bekanntmachung dem Schuldner gehörig (Anm. 44°) geichehen ifl. In der 
Zwiſchenzeit ift Zahlung an den Gläubiger oder Verhandlung mit demjelben unter drei Borausſetzun⸗ 
en denkbar: a) Der Schuldner hat von der Ceſſion nichts erfahren. Bier verfteht fi die Gültig» 
eit der Zahlung oder der Verhandlung fiir den Schuldner von jelbft. b) Der Schuldner hat von 
der Ceifion im umgehöriger Art Kenutniß erhalten. Dann ift er noch immer befugt, fi mit dem 
uns| ohne dadurch in Nachtheil zu kommen, einzulaffen; aber wenn er ſich dazu nicht verfte- 
ben mill, fann ihn der Gläubiger dazu nicht zwingen; die Weigerung ift feine exceptio de jure tertü. 
e) Der Schuldner hat in dem Falle b fi mit dem Gläubiger dolojer Weife, um feinen Bortheil 
mit dem Schaden des Ceſſionars zu befördern, eingelaffen. Dann find alle feine Berhandiungen mit 
dem Gläubiger ungültig. ($. 417.) Bergl. in Beziehung auf den Fall b das Erf. des Obertr. vom 
30. März 1857 (Ar. f. Rechtsf. Bd, XXV, S. 28). 

(4. A.) Der Schuldner kann vor der Belanntmahung der Ceifion auch verlangen, daß der Gläu- 
biger die Peiftung annehme. Hat daher ein Lieferant das zu liefern verſprochene Getreide dem Au— 
deren zur Annahme angeboten, dieſer ihm aber unter dem Vorgeben, nicht mehr Eigenthümer der 
Forderung zu fein, und den Inhaber des Schlußſcheins nicht zu lennen, die Abnahme verweigert; 
jo tritt auf feiner Seite mora aceipiendi ein, die den Lieferanten von den Bolgen der unterbliebenen 
Lieferung frei macht. Erf. des Obertr. d. 9. Septbr. 1858 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XXX, ©. 214). 

(5. A.) Hat ein debitor cessus nach erfolgter Ceifion auf die cedirte Forderung wegen illiquider 
Gegenforderungen am den Cendenten Arreſt ausgebracht, jo braucht der Geifionar ſolchen Arreft reſp. 
die Depofitiom nicht gegen ſich gelten zu lafien, wenn auc dem Schuldner zur Zeit der Arrejtiegung 
reip. Depofition die Ceſſion noch nicht befannt gemacht worden war; denn eim jolcher Arreſt veip. 
Depofition find keine zwiſchen dem debitor cessus und dem Kedenten borgefallene Verhandlungen tm 
Sinne des $. 413. Erf. des Obertr. vom 27. Oktober 1864 (Arch. f. Nechtsf. Bd, LVII, ©, 43), 


46) D. h. auf der Mamen des Ceſſionarius um geichriebenen. 
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Forderung leugnet die Richtigkeit der vorgeblichen Geffion +% =); fo kann der Schuldner 
gültige Verhandlungen über die Forderung mit Legterem vornehmen. 

8. 417. Doc find alle Verhandlungen zwifchen dem Gedenten und Schuldner, 
nach wirklich erfolgter Geffion, ungültig, wenn flar erhellet*?), daß der Schuldner 
die Ceſſion gewußt, und**®) nur um feinen Bortheil mit dem Schaden des Ceſſionarii 
zu befördern, in diefe Verhandlungen fich eingelafjen babe. 

$. 418. ft die Geffion unter einer aufjchiebenden oder auflöfenden Bedingung 
geleiftet, umd diefed dem Schuldner gehörig befannt gemacht worden, fo kann Xeptes 
rer, vor völlig ausgemachter Sache weder mit dem Gedenten, noch mit dem Geffiona- 
rio einfeitig, eätine Verhandlungen vornehmen. 

$. 419. Bill der Schuldner vor ausgemachter Sache Zahlung leiften, oder wird 
er dazu wegen des abgelaufenen Termind, von einem oder dem andern Theile aufge- 
fordert; fo muß die Zahlung, auf Koften des Gedenten, in das gerichtliche Depofitum 


geichehen *°). in 
8. 420. Der Gedent ift dem Geffionario für die Richtigkeit und Rechtsgültig Kedenten und 
feit®") der abgetretenen Forderung ?°*) zu haften®') verpflichtet ®?). Ceſſionario, 


468) (5. A.) Dieſe Vorausſetzung muß der Schuldner, welcher dem Ceſſionar dergleichen Ver⸗ 
handlungen, z. B. ſpätere Kompenſation enigegenſetzen will, beweiſen. Ert. des Obertr. d. 4. Juni 
1863 (Arc, f. Rechtsſ. Bd. L, ©. 88). 

47) Damit foll nichts anderes gefagt werden als: wenn betviefen wird; doch findet der nothwen⸗ 
dige Eid nicht ftatt, denn wenn man auf den kommt, fo erhellet die Thatjache eben nicht Mar, umd 
durch den Eid, der nur ein formeller Beweis ift, wird fie auch nicht Mar. 

48) Beides muß zufammentreffen: die Wiffenfchaft und die Kollufton. 

49) Iſt die Schuld im Hypothelenbuche eingetragen, jo muß die zur Löſchung oder Dispofition 
dem Schuldner nöthige Quittung don Beiden, dem Cedenten und dem Ceifionarius, ertheilt werden, 
fo lange die Praris den gerichtlichen Depofitionsichein mit dem die Depofition für rechtmäßig und 
güftig erflärenden Urtel einer Quittung des Gläubigers im der Wirkung nicht gleichſtellt. Der depo- 
nirende Hypothekenſchuldner muß allenfalls gegen Beide auf Loſchung Magen. B 

50) Zur Zeit der Ceifion ($$. 431, 433), auch bei bedingten oder betagten Forderungen. ($. 436.) 

Dazu gehört: a) daß das cedirte Mecht an fich begründet und Magbar jei, und ihm auch feine 
perpetuirlichen Einreden entgegenftehen; für dilatoriiche Einreden, 3. B. die des Indults, des bene- 
fieii eompetentiae, haftet der Gedent, außer dem falle des Dolus ($. 421), nicht; b) daß auch die 
mit der Hauptverbindlicheit zugleich verſprochenen accefforiichen Rechte und Borzüge gegründet feien, 
daß mithin bei Hhpothetenforderungen die Hypothel an ſich, und beionders auch bei —————— 
rechten das zugeſicherte Alter richtig, und bei Bürgſchaften die Verbindlichkeit des Bürgen nicht un« 
gültig ſei; nicht aber, daß feine anderen Unterpfandegläubiger vorgehen. 

508) (4. A.) Ein Pianddrief ift feine Forderung im Sinne des $. 420. Wer daher durch eine 
formelle Ceifion Piandbriefe cedirt, muß, weil Piandbriefe nicht Gegenftand der Ceifion fein können, 
und ſomit eine im geieglihen Sinne unrichtige Forderung cedirt if, die Keifionsvaluta erftatten. Erf. 
des Obertr. dv. 18. Dezbr. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 197), 

51) Wenn im einem Gejfionsvertrage für die Wichtigkeit der cedirten Forderung Gewähr ver⸗ 
fprochen worden, fo kaun der Gegenftand diefer Gewährleiftung nicht über den Betrag der gegebenen 
Valuta ausgedehnt werden, es jei denn etwas Anderes ftipulixt worden. Pr, des Obertr. 1701, vom 
11. Februar 1846. — (4. U.) Bermöge dieſer Haftung ift der Kläger felbft dann noch befugt, die im 
erften Urtel verneinte Nechtsgilltigleit der Forderung im Wege der Appellation zur Anertennung zu 
bringen , wenn er die Forderung bereits vor der Fallung jenes Urtheils cedirt hat. Ext. des Obertr. 
v. 23. April 1857 (Arch. f. Rectsf. Bd. XXV, ©. 78). (5. A.) Dadurch allein, daß der Kläger 
eine eingellagte Forderung während des Yaufes des Prozefies cedirt, verliert er moch nicht feine Yegi= 
timation zur Fortführung des angefangenen Prozefies. Ext. d. Obertr. v. 25. Februar 1864 (Arc. 
f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 159), — Bergl. oben Anm. 9 a. €, zu $. 384, 

52) Ein Schuldner, defien Forderung an einen Dritten feinem Gläubiger im Wege der Erefu- 
tion nad Vorjchrift des Geſetzes vom 4. Juli 1822 mit der Wirkung einer Angabe an Zahlungs 
ftatt übereignet wird, haftet diefem Gläubiger für die Nichtigkeit und Rechtsgültigteit der demielben 
uberwieſenen Forderung ebenfo, wie bei einer auf einem Vertrage beruhenden Geifion der Cedent dem 
Geifionario nad) den allgemeinen Grundiägen über die Gemährleiftung, gemäß $. 420 d. T. Die 
Ausnahmen des $. 444 d. X, bei nothmwendigen Celfionen finden auf den Fall einer ſolchen Ueber» 
eiguung einer Forderung im Wege der Erelution nicht Anwendung. Pr. des Obertr. 2012, dom 


in Anſehun 
ber ee 


Teit, 
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8. 421. ft die Forderung ausdrüdlich >?) als zweifelhaft abgetreten, oder dem 
Gedenten die Gewährsleiftung ausdrüdlich erlatien worden ®*); fo haftet legterer nur 
alddann, wenn er dem Gefjionario die ihm befannte wahre Beſchaffenheit der Sache 
verjchwiegen, oder fich font eined Betruges fchuldig gemacht hat. 

$. 422. Hat der Gedent eine offenbar unrichtige Yorberume, wider beilered Wif- 
fen, nur ald zweifelhaft angegeben, jo ift er einem Betrüger gleich zu achten. 

$. 423. Ein Cedent, welcher die Richtigkeit der cedirten Forderung zu vertreten 
ihuldig ift, muß, bei ſich ergebender Unrichtigfeit, dem Ceſſionario auch alle Schä- 
den®®) und Koften erftatten. 

$. 424. Hat er betrüglich °%) gehandelt, jo muß er dem Ceſſionario das volle 
Intereſſe7) vergüten. 

$. 425. Diefe Verbindlichkeit ift jedoch auf diejenige Summe, um welche die 
cedirte Forderung dasjenige, was der Gefjionarius dafür gegeben hat, überfteigt, umd 
die aljo der legtere bei dem Gefchäfte zu gewinnen gedachte, niemald auszudehnen ®®). 


26. April 1848, (Entih. Bd. XVII, ©. 167.) (4.9) Dies ift wiederholt ausgeſprochen und ange 
endet in dem Erf. defi. v. 16. März 1853 (Archiv f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 68), und dv. 28. Juni 
1859 (Entſch. Bd. XLI, ©. 134). Doc halte ich den Satz für umrichtig, wenn nicht etwa der Erequende 
bei der Ueberweiſung durch Bezeichnung des Aktivi als Erefutionsobjeft oder fonft durd feine Gut- 
heißung mitgerirft hat. Wenn aber die Ueberweiſung ohme fein Vorwiſſen oder gar auf feine Ans 
zeige, daß er nicht® zu fordern habe, geichiebt, jo giebt es gar feinen Rechtsgrund, vermöge defien er 
um Gemwährleiftung verbindlich geworden jein könnte. Es verhält fich hier jo wie im dem falle der 

bpfändung einer fremden Sade, von weicher der Erequende jagt, daß ihm jolche nicht gehöre, und 
welche demnächft der Eigenthümer interveniendo vindizirt. Wie fol da der Erequende dazu kommen, 
Eviktion zu leiften ! 

Betreffs der Ceſſion einer Anmeifung |. das Pr. 1901 oben in der Anmerkung 5 zu $. 380, 

53) Iſt eine Forderung nicht ausdrüdlic als zweifelhaft abgetreten, oder die Gewährleiftung dem 
Gedenten nicht ausdrüdlich erlafien, jo wird die Pflicht zur Gemwährleiftung für die Richtigkeit und 
Rechtegültigkeit der cedirten Forderung dadurch nicht ausgeihlofien, daß dieſelbe kraft eines Geie 
ungültig war, und diejes dem Ceifionar befannt fein mußte. Pr. des Obertr. 1808, dom 13. No— 
bember 1846, 

54) ©. o. die Anm. 39 zu $. 407 d. T. 

55) Dazu gehören nicht Zinfen don der zu erftattenden Baluta. $$. 155, 162 und 163 d. X. 
— Bergl. Anm. 51 zu 8. 420. 

56) Das grobe Berjehen ift hier dem Dolus nicht gleich zu ftellen. (5. 285, Tit. 5.) Dem 
es wird nicht bloßer Vorſatz, jondern Betrug vorausgeleht. 

57) Das kann nicht leicht im etwas Anderem beftehen, als in landüblichen Zinien von der ge- 
zahlten Baluta. (4. 9.) Oder in denjenigen Bortheilen,, die er mit der Baluta anderweitig hätte er» 
zielen fönnen, fagt das Obertr. in dem Erf. vom 22. April 1852 (Arch. für Rechtsf. Bd. VI, ©. 116). 
Das ift wohl wenig mehr als eine Illuſion; nachweisbar werden dergleichen „anderweite Bortheile” 
ſchwerlich jein. 

58) Auch dann nicht, wenn der Cedent fich zur Gemährleiftung fir die Richtigkeit beſonders vers 
pflichtet hat. ©. o. die Anm. 51 zu $. 420. (4. A.) Oder wenn er für den Nenmwerth Gewähr zu 
leiften veriprocdhen hat. rk. des Obertr. vom 11. März 1858 (Mrd. f. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 217), 
Dies halte ich für unrichtig; der $. 425 beftimmt lediglich die Feftftellung des Intereſſes wegen man⸗ 
ge: Kontraftserfüllung, hat es aber gar nicht zu thun mit der Klage aus einer ausdrüdlichen 

tipulation und fann deshalb nicht als ein pofitives Berbotsgeieg, welches zumiderlaufende Verträge 
fr unerlaubt und deshalb für nichtig erflärte, angeiehen werden. Dies behauptet jedoch das Obertr. 
bon neuem in dem Erf. v. 16. Juli 1859 und hat dabei feine Meinung durch eim Pr., Nr. 2708, 
als einen Rechtsſatz feftgeftellt , die Berveisführung überzeugt aber nicht von der Rechtsmahrheit (Entſch. 
Bd. XLI, ©. 103). — (5. 9.) Das Obertr. jagt jedoch don jeinem Standpumfte, wonach die Bor- 
ſchriften der 88. 425, 440, 441 den Charakter don Berbotsgeiegen gegen entgegenftehende Verträge 
haben follen, aus: „Dieſes trifft aber nur für ſolche Ceſſionsgeſchäfte zu, melde nach preuß. Geſetzen 
—— find und deren dadurch erzeugte Obligation unter der Herrſchaft dieſer Geſetze ihren Sit 
bat. . db. 19, Februar 1867 (Archiv — Bd. LXV. S. 324.) Wäre die Auffaſſung richtig, 
jo gehörten dieſe $$. 425, 440, 441 zu dem ſog. Wuchergeſetzen und hätten nach dem Sinne des Ge» 
fees vom 14. November 1867 $. 1 (Bundes-Gei.-Bl. S. 159), wenngleich ausdrüdlid nur don 
Aufhebung der Zinsbeicräufmgen gehandelt wird, ihren Charakter verloren. Es ift aber ein dieſen 
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$. 426. Gin Geffionarius, welchem die Richtigkeit und Rechtögültigfeit der an 
fich gelöfeten Forderung beftritten wird, muß, wegen Aufforderung des Gedenten zur 
Bertretung, alles das beobachten, was dem Käufe. der wegen der gekauften Sache 
in Anjpruch genommen wird, vorgefchrieben ift. ($. 143 sqq.) 

8. 427. Iſt eine in das Hypothefenbuch eingetragene Korderung cedirt worden, in Anjehung 
jo haftet der Gedent für die Sicherheit 9) derfelben nur alödann, wenn er ſolches aus» Ag 
drüdlich übernommen hat $°). 


Paragraphen entgegenftehender Bertrag nirgend verboten. — Das Obertr. hat, von jeinem Standpuntt 
aus, gegen die Meinung des Appellationsgerichts, auch erfannt, daß, ſowie unzweifelhaft (?) eine Ver— 
einbarung, daß der Cedent den vollen Nominalbetrag der cedirten Forderung dem Geffionar zahlen 
folle, wein diejer jeine Parse vr. bon dem Hauptſchuldner nicht zu erlangen vermag, über die Höhe der 
zahlten Baluta hinaus feine Gültigkeit und vechtsverbindlice Kraft hat, e8 auch ebenjo unzwei— 
Peihaft ift, daß ein Gleihes gelten muß, wenn der Cedeut fih, dem Ceſſionar 
gegenüber, für allen Ausfallan Kapital und Zinjen, welchen die cedirte For— 
derung bei der Subhaftation des verpfändeten Grumdftüdes erleiden wird, 
. -. fhuldner für verhaftet erklärt hat.” Erfv. 26. März 1868 (Arc). f. Rechtsf. 
d. ‚©. 251). 

Uebrigens darf der Fall diejer Gewährleiſtung nicht aufgefaßt werden als Rüdgängigfeit oder Auf- 

hebung des Vertrages, wie es bon dem Obertr. in feiner Entid. Bd. I, ©. 331 gejdieht. Im Ges 
entheil, die Eviktionsleiftung ift eine Folge der Wirkfamleit des Bertrages; es ift die Kontraktskiage, 
——— eine Kondiltion anwendbar. 

588) (4, U.) Bei der Gewähr für die Sicherheit einer cedirten Forderung find die $$. 427 bie 
441 d. T. nicht allein und ausichließlich des $. 285, Tit. 5 anmendbar, vielmehr findet außer und 
neben ihnen auch der allgemeine Grundſatz diefes $. 285 Anwendung. Wenn daher 3.8. der Ceifionar 
einer Hppothelenpoft von 10000 Thlen. in dem Geifionsvertrage verfichert, daß die vorſtehenden 37000 
Thlr. bezahlt und gelöjcht ſeien, und diejes ſich hinterdrein als ummahr ergiebt, dieferhalb aber 
der Ceifionar bei der Subhaftation des verpfändeten Grundftüds ausfällt, jo muß der Cedent für 
den Ausjall auf Höhe der Ceſſionsvaluta, wegen feiner fontrattlihen Verſicherung, auflommen. Sehr 
gut ausgeführt in dein Erf. des Obertr. d. 7. Februar 1860 (Entih. Bd. XLIII, ©. 116). 

59) Die Haftung für die Sicherheit ift ein Analogon der Gemwährleiftung fiir natürliche Fehler 
bei körperlichen Sachen. Ihrer rechtlichen Natur nad ift fie eine ſubſidiariſche Interceifion und muß 
nach den Grimdjägen derielben behandelt werden. Vergl. auh Simon, Nectipr. Bd. IV, ©. 63. 
(5. U.) Wenn auch nad $. 427 der Cedent einer Hypothelenforderung für die Sicherheit derjelben 
nur haftet, falls er ſolches ausdrüdiich übernommen hat, jo folgt daraus — jagt das Obertr. im Wi- 
deripruch mit den beiden Inftanzgerichten (dem Stadtgericht und dem Kammergericht au Berlin) — doch 
leinesweges, daß die Uebernahme diejer Garantie eine Intereeifion für den Hypothelenſchuldner, oder 
den etwa perſönlich Berhafteten darftellt; es liegt darin vielmehr nichts weiter, als eime umter lon—⸗ 
trattsmäßiger Regulirung des Nechtsgeihäfts Seitens des Cedenten getroffene Dispofition über das 
ihm zuftehende Recht; — und ſowie einerjeits der Eedent die Ceſſions⸗Valuta als Aequivalent für fich 
erhebt, jo kann er amdererjeits fich nicht mweigern, den mit dem Geifionar abgeichlofjenen a 
allen feinen Theilen zu erfüllen. rt. vom 5. Dezbr. 1867 (Entſch. Bd. LIX, ©. 111), — 8 
Gejagte enthält nichts, wodurch es widerlegt wird, daß das Beriprechen der Gemwährleiftung für die 
Sicherheit jeiner rechtlichen Natur nach eine Interceifton ift; die dem Gedenten gewährte Gegenleiftung 
enthält nur eine Bezahlung für die ganze Leiftung, aljo zugleich eine Verfiherungsprämie, und daraus 
folgt, daß eine Frauensperjon ſich nicht auf die Kechtsmwohlthaten der Weiber berufen lann. Die recht⸗ 
liche Natur des Nebenpakts wird dadurch keine andere, Die Entſcheidung ift ſonach zwar vechtfertig, 
aber die Gründe find unzutreffend. 

60) Wenn bei der Ceſſion einer hypothelariſchen Forderung der Eedent dem Geifionar auch für 
die Sicherheit derjelben Gewähr geleiftet hat, fo tritt das Mecht, dieſe zu fordern, ſofort nach Feſt⸗ 
ftellung der Unzulänglichteit der Hypothek ein, und der Ceifionar kann micht gemöthigt werden, borher 
noch den perjönlihen Schuldner der abgetretenen Forderung im Anipruch zu nehmen. Pr. des Obertr. 
2082, v. 9. Juni 1848 (Entid. Bd. XVII, ©.173). Auch angewendet in dem Erf. v. 14. Januar 
1851 (Archiv f. Rectsf. Bo. I, S. 188). — ©. aud Pr. 2202, in der Anm. 68 zu 8. 430, und 

r. 106, in — 66 zu 8. 434, Dagegen ſ. meine Anleitung zur preußiſchen Prozeßpraris, 

. I, $. 138, Nr. IL 

9 (4. A.) Der Ceſſionar, welcher nach erfolgter Feftftellung der Ungulänglichteit der Hypothet bei 
der ftattgehabten Subhaftation des Grundftüde den Cedenten, der filr die Sicherheit diefer Hhpothefen- 
forderung die Gewährleiftung übernommen hat,. in Anſpruch nehmen will, ift nicht gehalten, vorher 
den Adjudifatar anf Nachzahlung der Kaufgelder, weiche der Subhaftationsrichter — obgleich irrig — 
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8. 428. Was bei Wechiel « Indoffirungen — Rechten? fei, iſt gehörigen Orts 
beftimmt. (Ih. II, Zit. 8, Abfchnitt 8.) 

8. 429. Auch bei andern cedirten Forderungen darf der Gedent für die Sicher- 
heit nicht haften, jobald der Gefjionarius die Forderung für eine geringere Summe, 
als ihr Betrag ift, an fich gebracht, und ſich die Gewähräleiftung nicht ausdrüdlich 
vorbedungen bat. 

8. 430. Außer diefen Fällen ($$. 427, 428, 429) haftet der Gedent auch für 
die Sicherheit 6") der abgetretenen Forderung, wenn ihm nicht die Gemwährsleiftung 


für voflftändig berichtigt atteftirt hat, zu belaugen. Erk. des Obertr. vom 13. und 18, März 1856 
(Arc. j. Rechtsf. Bd, XXI, ©. 26). — (5. 9.) Der Gläubiger einer Hppothelenforderung, in defien 
Perſon Forderungsrecht und periönliche Schuld nnter Ausichluß der fonftigen Wirkungen der Konfu- 
fion (Anh. 8. 52) vereinigt ift, erſcheint aber berechtigt, die Hypothek unter ausdrüdiihem Ausſchluß 
feiner perfönlichen Haftung weiter zu cediren. Erf. defj. vom 4. Januar 1864 (Archiv für Rechisf. 
Bd. LIN, ©. 50), Alſo auch Ceſſion „ohne Obligo“. Gin neuer Fall einer Forderung ohne einen 
perfönlichen Schuldner. 

(4. U.) Der Eigenthitmer eines Grundftüds, weicher eine auf demfelben eingetragene Forderung 
bezahlt und an einen Dritten weiter überträgt, ift dem Ceifionar für die cedirte Forderung nicht per- 
ſönlich verhaftet. Erf. des Obertr. vom 10, Mai 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 158), Dabei 
ift ir daß der cedirende Befitger nicht urfprünglicher perſönlicher Schuldner ſei. S. ımten, 
Anm. 6, Nr. II, 3, bit. a zu $. 52 des Anh. zu 8. 484, Tit. 16, 

61) Die Haftung für die Sicherheit (Bonität, Güte) ift hiernady ein Naturale des der Ceſſion 
zum Grumde liegenden er das gerade Gegentheil des R. R. L. 4 ımd 5 D. de hered. 
vel. act. vend. (XVII, 4); L. 74, $. 3 D. de eviet. (XXI, 2). Deshalb fand die Satzung von 
Anfang Gegner. Suarez bielt fie aber aufrecht ımd juchte fie bei der revis. monitor. zu begründen. 
Er jagte: „Die Sache ift allerdings jehr zweifelhaft. Ex natura negotii, ex intentione praesumta 
eontrahentium und ex analogia juris ift wohl anzunehmen, daß die im Entwurfe adoptirte meue 
Theorie ihre Richtigkeit habe. ine inerigible Forderung ift jo gut, wie gar feine, umd da micht zu 
präjumiren ift, daß Jemand, der erwas kauft, die Gefahr, der rei emtac niemals genufbar zu wer- 
den, übernehmen wolle, fo ift e8 Sache des Berkäufers, wenn er dieſe Gefahr auf den emtorem de- 
volviren will, ſich darüber deutlich auszudrüden, id est, fi) die Getwährleiftung promittiven zu laſſen. 
(Im Gegentheil, den Erlaß!) Wifien beide Theile, daß die Sicherheit des mominis emti bedentiich 
jei, id est, wenn ſolches ausdrüdtich als zweifelhaft angegeben morden, fo ift eine bloße emtio spei 
borhanden und die Sache muß alsdann nach der Lehre von gemagten Gefchäften beurtheilt werden. 
Alle die Velorgnifie der Herren Monenten wegen der aus dem angenommnenen Prinzipio entftebenden 
Prozefie treten auch ein, wenn man das Gegentheil annimmt, fobald fi) der Geifionarius bonitatem 
nominis ausdrücklich veriprechen läßt, welches man ibm doch nicht wehren kann, und überhaupt ift es 
einmal nicht möglich, aller Beranlafjung zu Prozeffen durch das Gejeß vorzubeugen. De regula lennt 
doch der Cedent die Umftände feines bisherigen Schuldners, die Beichaffenheit und Sicherheit des Un- 
terpfandes u. ſ. m. befler als der Ceſſionarius. Es ift aljo billiger, daß das Gele für dem letzteren 
forge, und erfterem überlaffe, fich durch paeta adjeeta zu proſpiziren.“ (Gej.-Revil. Pens. XIV, 
Mot. zu Tit. 11, ©. 88.) M. ſ. weiter die Erwiderung auf die ermenerten Monita unten im der 
Anm. 65. 

In dem Vortrage über die Schlußrevifion dreht er die Sache um umd fagt: „Die Regel des 
R. R., daß in cessione nominis der Gedent mur veritatem, nicht aber bonitatem , nisi specialiter 
promissam präftiren dürfe, ift hier zwar beibehalten, aber davon die Ausnahme ftatuirt, wenn die 
Forderung im Hypothelenbuche nicht eingetragen ift, und der Gedent die volle Balutam der abgetre- 
tenen Forderung von dem Ceifionario erhalten hat. Im diefem. Falle joll der Gedent auch eitra pac- 
tum expressum fir die bonitatem nominis tempore factae cessionis haften... Der Grund diejer Ab- 
weichung liegt in der Nothwendigleit, Treu umd Glauben im bürgerlichen Bertehre möglichft aufrecht 
zu erhalten. Schon de jure romano muß der Cedent vertreten: quando sciverit, debitorem non esse 
solvendo. Dieſe Wiflenfchaft förmlich zu beweiſen, ift äußerſt ſchwer, und es dabei, wie die Dd. an⸗ 
rathen, auf den Eid des Gedenten anfoınmen zu lafjen, höchft bedenklich. Wenn der Ceſſionar die ces 
dirte Forderung, wie in $$. 434, 435 ausdrüdlic zur Pflicht gemacht ift, jofort einzuziehen oder bei» 
utreiben Anſtält macht, und fich dabei gleichwohl findet, daß der Debitor nicht solvendo fei, jo ift e# 
Böchft wahrſcheinlich, daß nicht nur der Debitor ſchon zur Zeit der Ceſſion in dielem Zuftande fich 
befunden habe, ſondern daß auch ſolches dem Gedenten befaunt geweſen. Cine Forderung, die nicht 
richtig, und eime ſolche, die nicht zahlbar ift, find wohl im Grunde von gieihem Werthe. Es ift da 
ber wider die natürliche Billigkeit, wenn der Keifionar, einer feinen juriftiichen Diftinktion zu Gefallen, 
feinen Regreß verlieren joll; zumalen er ja dadurch, daß er die valutam mominis cessi vollftändig 
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ausdrüdlich 92) erlaſſen oder die Forderung als zweifelhaft 9?) in Anfehung der Sicher- 
heit cedirt worden. 

$. 431. Gelbft in denjenigen Fällen, wo, nach vorftehenden Grundſätzen, der 
Gedent für die Sicherheit haften muß, treffen dennoch alle Veränderungen, welche 
In darin, nach der Gefjion, ohne fein Zuthun ereignen, den Ceſſionarium als Eigen- 
thümer. 

$. 432. Auch ein folcher Berluft, welcher durch das eigene ſelbſt nur geringe Ber- 
ſehen 622) des Ceſſionarii erftanden ift, bleibt demfelben in allen Fällen zur Laſt. 

& 433. Auch Zufälle, welche die Beitreibung der Forderung verhindern, treffen 
den Geffionarium. 

$. 434. Hat der Geffionarius die Forderung, nach Ablauf der Berfallzeit, nicht 
fofort 6*) beigetrieben, oder dem Schuldner freiwillige °°) Nachſicht, ohne ausdrüd- 


bezahlte, deutlich genug zu erlennen gab, daß er nicht eine bloße Aftion auf Gewinn und Berluft, 
fondern ein wirfliche® nomen verum et bonum faufen wollte.” Jahrb. Bd. XLI, ©. 10, 

62) In dem Erlafje der Gemwährleiftung für die Richtigkeit ift micht auch der Erlaß für die Sicher- 
heit, wie das Kleinere im Größeren, begriffen, denn beide Berbindlichkeiten verhalten fich nicht zu 
einander wie das majus zum minus, fie find ungleichartig., Der Verkäufer einer Forderung kann 
eine peremtoriiche Einrede für zuläffig und begründet halten und fich deshalb zur Gemährteiftung für 
die Richtigkeit micht verftehen wollen, und der Käufer, von der Grundiofigleit der Einrede überzeugt, 
fannn ihm dieſe Gemwährleiftung gerne erlaffen, während er fich zum Erlaſſe der Gewährleiſtung für die 
Sicherheit nicht verftehen würde. 

63) Dadurd allein, daß der Cedent dem Ceſſionar bei der Eeifion einer Hypothelenpoſt, oder 
einer demſelben als zweifelhaft abgetretenen perfönlichen Forderung, den einen oder dem anderen ihm 
bekannten, auf die Sicherheit fich beziehenden Umftand anzuzeigen, —— hat, wird Letzterer nach 
erlittenem Ausfalle zur Anfechtung der ſtattgefundenen Ceſſion noch nicht berechtigt. Pr. des Obertr. 
2202, v. 1. März 1850. (Entſch. Bd. XIX, ©. 482.) 


-63@) (4,9) Für ein den Regreß ausichließendes Beriehen im Betriebe der Exekution ift e8 nicht 
zu erachten, wenn der Ceſſionar nur die Subhaftation, nicht aber auch die Sequeftration des verpfän« 
— Grundſtücks nachgeſucht hat. Erf. des Obertr. vom 1. Febr. 1855 (Arch. f. Rechtof. Bd. XVI, 

. 242). 

64) Statim (L. 21, $. 1 D. de constituta pecunia, XIII, 5), d. h. jobald wie möglich, fo daß 
dem Gejfionar feine nicht entihuldbare Zögerung vorzumwerfen ift, was der Richter nach den Umftänden 
zu ermeffen hat. Das Gleiche jpricht das Obertr. durch das Pr. vom 16. November 1844 jo aus: 
„Wenn der Ceifionar, um fich den Regreß gegen den Gedenten zu erhalten, nad) $. 434 d. T. die 
Forderung nad Ablauf der Verfallzeit „sofort beitveiben” muß, fo ift unter dieſem Ausdrude nicht 
gerade eine jhon am nächiten Tage anzuftellende Klage zu verſtehen, es bleibt vielmehr die Deutung 
dem Ermeſſen des Richters überlaffen.” (Eutſch. Bd. X, ©. 372.) (4.9) Ebenio muß nah den 
jedesmaligen Umftänden entichieden merden: ob es für eine die Gerährleiftung ausichliegende Ver- 
zögerung zu erachten ift, wenn der Ceſſionar die Subhaftation des für die cedirte Forderung ber- 
piändeten Grumdftüds erft mehrere Wochen nach Ablauf der in dem Zahlungsbeichle dem Schuldner 
geftellten vierwöchentlichen Frift nachſucht. Erf. des Obertr. v. 14. Januar 1851 (Arch. f. Rechtsf. 

d. I, S. 182). — (5. 4.) Gegen den Borwurf der die Gemwährleiftung aufhebenden Säumniß kann 
der ſäumige Ceifionar ſich damit nicht ſchützen, daß die Subhaftation von einem anderen Gläubiger, 
aber ipäter als er jelbft es hätte thun können, ausgebracht jei. Die Replik, daß auch eime von ihm 
einige Monate früher ausgebrachte und durchgeführte Subhaftation fein anderes Rejultat als den 
gänzlichen Ausfall der Forderung herbeigeführt haben würde, ift unzuläfſig. Erk. des Obertr. vom 
23. Oftbr. 1862 (Entid. Bd. L, ©. 135). 

(4. A.) Iſt im einer nad gewiſſen Jahren zahlbaren hypothekariſchen Obligation vom der nicht 
prompten Zinjenzahlung die frühere Fälligleit des Kapital® abhängig gemacht, demnächſt aber die Obli— 
ation mit Gewährleiftung cedirt worden; jo muß der Geifionar bei Verluſt feines Regreſſes beim 

usbleiben einer Zinszahlung fogleih zur Ausklagung des Kapitals jchreiten. Erk. deſſ. d. 1. Febr. 
1855 (Arc. j. Rechtsi. Bd. XVI, S. 242). Dieſer Sa ift von dem Herausgeber des Archivs a. a. O. 
©. 246 angezweifelt; mir jcheint er juriſtiſch folgerichtig zu fein. 

65) D. i. eime ſolche, zu welcher der Gläubiger durch feine Rechtsgründe gemöthigt wird. Das 
Obertr. ſoll, nach einer Mittheiluug der Reviſoren (Pens. XIV, Motive zu it. 11, ©. 89), ange- 
nommen haben, daß darumter wicht jede ohne ausdrüdiihe Genehmigung des Cedenten bemilligte Zah- 
hungsfrift, jondern eine durch die Umftände nicht gerechtiertigte Nachficht verftanden werden müffe Die 
Borjchrift iſt unbedingt. Die Gegenſätze find eine Zahlungsfrift, wozu zwingende Gründe nöthigen 
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* Genehmigung des Gedenten, zugeftanden, fo verliert er feinen Regreß an Lep- 
ern). 

$. 435. Forderungen, welche erſt nach vorhergegangener a Hoc a zahlbar 
find, muß der Geffionariug, bei Verluft feines — binnen Drei Monaten nad 
erfolgter Geffion®?) gerichtlich *®) auffündigen 99). 


(unfreitoillige), und eine Friſt, —— lein Grund erg = (freiwillige). Letztere darf der Ceſſionar 
eben fo wenig mie der Affignatar geben. Beide bejorgen bei der Einziehung zugleich fremde Geichäfte, 
und es ift, nah Suarez (j. o. Anm. 61), auf eine jorgfältige Beiorgung bejonders gerechnet, wes⸗ 
halb man um jo weniger die Einwendungen gegen die Satung des F. 430 berüdfichtigt hat. Die 
Monita hatten ſich gegen den gedrudten Entwurf erneuert. Man fagte: in der Natur einer Ceifion 
liege nichts weiter, al® daß der Cedent für die Berität haften milffe, weil der Handel fi) auf nichts 
weiter erftrede, als auf das Recht an der Forderung nicht aber auf das Dbjekt derfeiben. Es ent 
halte auch eine Unbilligkeit, demjenigen, welcher ſich wegen der etwa möglichen Unficherheit ſchon bei 
der Beitimmung des Kaufpreiies vorjehen könne, dennod die Gemährleiftung zu bewilligen. Dies er- 
rege felbft einen Widerſpruch mit der Aufhebung der lex Anastasiana. Zugleich werde es faft um 
indglich ſein, vollftändige Ser zu geben, weldje den aus diefer Vorjchrift jo häufig entipringenden 
Streitigfeiten Genüge leiften würden. 

Goßler bemerkte hierzu, daß das Monitum fehr erheblich jcheine, und ſelbſt Suarez äußerte 
in der rev. mon.: 

Gegen den $. 385 haben mehrere Momenten opponirt. Ihre Gründe find die nämlichen, aus 
welchen ich bei der erften Ausarbeitung die Richtigkeit und Zuträglichkeit diefer neuen von der bis- 
berigen ganz abweichenden Theorie bezweifelt habe. Da nun damals auf feibige nicht reflektirt wor⸗ 
den, jo wird es aud) wohl jetzt nicht geichehen. 

Jedenfalls war Suarez der Meinung : 

1) ad 8. 386 (432 A.L.R.), daß der Ceſſionar culpam levissimam in exigendo bertreten, 

2) ad $. 388 (melcher beftimmte, daß undermeidliche Vorfälle, welche die Beitreibung der Schuld 
verhindert hätten, den Ceſſionar von der Verantwortung befreiten), daß er aud) casum, der ſich 
in feiner Perſon ereignete, tragen müſſe, wenn nicht Mar fei, daß dieſer casus auch in der 
Perjon des Gedenten 1 ereignet haben würde; 

3) daß jeder casus, der fi) an der Sicherheit jelbft post cessionem ereigne, den Ceifionar als do- 
minus treffe. 

Diefe Vorſchläge wurden genehmigt und überdies konkludirt: 

Wenn der Seffionar weniger bezahlt hat, fo ift praesumtio, daß er das periculum übernom⸗ 
men habe. 

Hiernach wurde der Entwurf umgearbeitet, und der $. 433 h. t. anfangs der Revifionsbemerfung 
ad 2 gemäß gefaßt, demmädhft aber diefer Faſſung die des 8. 433 fubftituirt. 

(efet- Kevit, Pens. XIV, Motive a. a. D. ©, 88.) 

66) Die Borichriften der SS. 434, 438 und 439 find auch auf den Fall einer kontraltlich über- 
nommenen Gemwährleiftung für eine Hppothelenforderung anmendbar. Pr. des Obertr. 106, vom 20, 
Februar 1836, &. auch die Anm. 69, Abi. 2 zu $. 435 d. T. 

67) Die Pflicht des Ceffionars, binnen drei Monaten nad erfolgter Ceſſion die borbe- 
haltene Kündigung gegen den Schuldner vorzunehmen, tritt bei ſolchen Forderungen, die bis zu einem 
gewiſſen Zeitpunfte unauftündlich find, erft mit dem Eintritte diefes Zeitpuntts ein. Pr. des Obertr. 
dv. 16. Novbr. 1844, Nr. 2. (Entidh. Bd. X, ©. 372.) 

(4. 9.) War die Forderung bereits vor der Geifion von dem Eedenten felbft gefündigt, jo lommt 
dem Geifionar die dreimonatliche Frift zur gerichtlihen Auftündigung nicht zu Statten; er muß viel- 
mehr die Forderung nad Ablauf der, durch die bereits, früher erfolgte Kündigung beftimmten Berfall- 
zeit jofort einflagen. Erk. des Obertr. vom 15. April 1856 (Archiv für Rechtsf. Bd. XXI, ©, 87). 

68) Die Form der —— iſt für die Wirkſamkeit derſelben zwar gleichgültig, denn die Mab- 
nung ift eine juriftiiche Thatſache, feine Rechtshandlung. Allein e8 kommt bei der Einziehung einer ce» 
dirten Forderung auf Zeiteriparung an, damit der Schuldner im Verlaufe der Zeit nicht zahlungsunfähig 
werde; und da eine aufergerichtiice Kündigung in der Bemweisführung oder auch in der gehörigen An« 
bringung Weitläuftigleiten und Zeitverluft verurſachen ann, jo it dem Geifionar eine gerichtliche 
Kündigung vorgeſchrieben. Unterläßt er diefe umd wählt er die aufergerichtliche Kitndigung, fo geichieht 
es auf feine Gefahr, wenn der Debitor darüber zahlungsunfähig wird. 

69) Kann der Eeffionar nachweiſen, daß der Schuldner bereits in anderen Sachen als zahlungs- 
unfähig befunden worden, d. h. daß Erekutionsvollftredungen fich als erfolglos ermieien haben, al#- 
dann fann er auch ohne borgänge Anftündigung auf den Cedenten wegen Gemwährleiftung zurüdgeben. 
Pr. des Obertrib. 639, v. 8. März 1839. Bergl. das Erf. deſſ. v. 5. Juni 1855 (Arch. f. Rechtef. 
Bd. XVII, ©. 39), wo angenommen ift, daß micht bloß Konturseröffnung über das Vermögen des 
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$. 436. ft der Schuldner bis zum PVerfalltage, oder bis zum Ablaufe der 
Aufkündigungsfrift, in Konkurs verfunfen, fo wird angenommen ?°), daß die Forde— 
aeg: Er fie bei dem Konkurs leer ausgeht, ſchon zur Zeit der Ceſſion unficher ge- 
weſen el. 

‚_ $. 437. Der Gedent muß aljo, in fofern er nicht überhaupt von der Gewährs- 
feiftung, in Anfehung der Sicherheit, nach obigen Grundfägen frei ift, den Ausfall 
vertreten. 

$. 438. Außerdem muß der Gefjionariuß, auch bei Betreibung der Eyefution, 
für ein geringes Verſehen felbit haften ”'). 

8. 439. Hat er aber ‚dem Gedenten das Ausbleiben der Zahlung befannt ge- 
macht, fo haftet er, von diefem Zeitpunfte an, nur für ein mäßiges Verfehen ? 2). 

$. 440. Geht die cedirte Forderung, wegen Unficherheit, ganz oder zum Theil 
verloren, und iſt der Gedent, nad) porfiehenden Grundfägen, zur Gewährsleiftung 
verpflichtet, jo muß er dem Geffionario 2°) für dad, was diefer ihn gezahlt, oder 
Schuldners zur Zeit der Ceifion, umd der Nachweis jeitens des Ceſſionars, daß gegen den Schuldner 
zur Zeit der Ceſſion bereits in anderen Prozefien die Erekution erfolglos verſucht, derjeibe mithin als 
zahlungsunfähig befunden worden, jondern auch der fchou zu jener Seit eingetragene Subhaftations- 
vermert den Ceſſionar berechtige, auch ohne vorherige Auffündigung auf den Gedenten wegen Gewähr: 
leiftung zurüdzugehen. Noch mehr. Wenn der Schuldner ſchon dor der Ceſſion zahlungsunfähig 
mar , jo kann der Geifionar durch Säumung nichts verderben, folglich auch feinen Regreß nicht ver- 
tieren. (4. 9.) In reg! hiermit jagt das Obertr. in dem Erf. dv. 5. Juni 1855 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 39), der Geifionar werde dadurh, daß er die ihm cedirte Hnpothelenfor- 
derung nicht binnen drei Monaten aufgekündigt hat, jeines Regreſſes nicht verluftig, wenn die Forde— 
rung ſchon zur Zeit der Ceffion unficher war. 

Die Borihriften der 88. 434, 435 finden nicht bloß dann Anwendung, wenn die Verpflichtung 
zur Gemährleiftung fiir die Sicherheit der abgetretenen Forderung unmittelbar aus dem Geſetze her— 
vorgeht, fondern auch dann, wenn dieje Verpflichtung durch Bertrag begründet ift, imfofern Umfang 
und Dauer derjelben in dem Bertrage nicht anders bejtimmt find. Pl.Beſchluß (Pr. 137) des Obertr. 
bom 19. Derbr. 1836. (Entſch. Bd. I, ©. 315.) Die Unterfdeidung nad dem Entftehungsgrunde 
(Simon, Redtsipr. Bd. III, ©, 159; Bo. IV, S. 63 u. 70), welche durch den Pl.-Beſchl. bejeitigt 
wird, war jchon früher von mir befämpft morden (Uebergang der Forderungsrechte, ©. 214 u. Jur. 
Wochenschrift 1836, ©. 325). Im der That find auch zwei verichiedene Entftehungsgrinde (Geſetz 
und Vertrag) gar nicht vorhanden, vielmehr ift in allen Fällen ganz allein der Kontrakt die causa 
effieiens , denn die Verbindlicdjfeit zur Gemährleiftung ift entweder ein Naturale oder ein Accidentale, 
folglich ift das Rechtsmittel immer die nämliche Kontraktsklage, 

Dieter Pl.-Beichl. verurtheilt zugleich eine andere Irriehre, mit welcher das ehemalige Gloganer 
DOberlandesgericht, nach einer Mittheilung in der Themis 1837, Kol. 1148, aufgetreten 4 Dort wird 
behauptet, daß der Vertrag, in welchem die Gewährleiſtung (für die Sicherheit) auf eine beſtimmte Zeit 
übernommen wird, ein Vertrag Über die Abänderung der Verjährung jei umd aljo nicht gelte, wenn 
ihm die im $. 566, Tit. 9 vorgeichriebene Form fehle. Darnady wären denn alle Bürgichaften und 
alle Piandbeftellungen auf eine geriffe Zeit Berträge über die Verjährung. Bei dieſer Behauptung 
ift der ſehr große Unterſchied zwiſchen den Interceifionen auf Zeit umd den Verträgen fiber die Ber- 
jährung nicht geiehen worden, daß in jenen die Entftehung der bedingten Verbindlichkeit ſelbſt 
(der Eintritt der Bedingung), in den Verträgen über die Abkürzung der Berjahrungsfrift aber die Ber- 
folgbarkeit des wirklich entftandenen Rechts, der Zeit nach, begrenzt wird. 

70) Bis zum Beweiſe des Gegentheils, denn nach der Abficht des Gejetsgebers foll wohl nichts 
weiter als eine bloße Bermuthung hier gegründet werden. Der Ausdrud „es wird angenommen‘ 
bezeichnet zimar, genau geſprochen, eine Fiktion, und dieſer entfpricht auch die unbedingte Beftimmung 
des folgenden 8.437. Bedacht ift der Unterfchied nicht bei der Abfafjung der beiden Stellen, und 
deshalb ift auch micht eine Abficht des Gejetses zu finden oder zu muthmaßen, melde gar nicht vor— 
—— geweſen iſt. Die Meinung für eine en t jedodh mit der für eine Vermutung gleiche 

erechtigung und es bleibt zu erwarten, wofür die Prarıs ſich ſchließlich entjcheiden wird, 

71) ©. o. die Anm. 66 zu 8.434 d. T. Die Haftung für ein geringes Verſehen hat im der 
Gefchäftsbeforgung für den Cedenten ihren Grund, weshalb fie auch nur fo lange dauert, bi® diefem 
angedeutet worden tft, daß er feine Angelegenheiten nun ſelbſt betreiben möge. $. 439 d. T. 

712) ©. o. die Anm. 66 zu 8.434 d. T,, und die vor. Anm, 71. 

722) (4. U.) Auch dem weiteren Ceſſionar. Denn der dr Cedent wird feiner Verbindlichkeit 
gegen feinen Kontrahenten deshalb, weil diefer das Aktivum nicht ſelbſt eingezogen hat, fondern durch 
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gegeben hat? 3), ingleihen für Schaden und Koften gerecht werden ”3 =), 
$. 441. Hat aber der Gedent bei der Angabe der Sicherheit betrüglich verfahren, 
jo findet die Vorſchrift 88. 424, 425 Anmendung ?*). 
Bon noth- 8. 442. In allen fällen, wo Jemand dur die für oder ftatt eined Andern 
Sehonen, geleiftete Zahlung, nach Vorſchrift der Gefege, in die Stelle des bezahlten Gläubigers 
tritt, ift er von diefem auch eine ausdrüdliche Geffion feiner Rechte an den Schuldner 
zu fordern befugt. 
$. 443. Bei bebarrlicher Weigerung des bezahlten Gläubigerd muß der Richter 


einen weiteren Ceſſionar hat einziehen laſſen, nicht entbunden, nur ift der wirkliche Ausfall verglichen 
mit der erften Geffionsvaluta allein das Objelt der Haftung des erften Cedenten. Erk. des , 
vom 23, Nov. 1858 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXI, ©. 180), 

73) Der Fall, wo der Cedent die Gewährleiſtung für die Sicherheit beionders verſprochen hat, 
macht hiervon im der Regel keine Ausnahme. Das Obertr. foll früher, wie die Reviforen mittheilen, 
den Eedenten zur Zahlung des Nominalwerthes verurtheilt haben, weil derjelbe als Bürge zu betradh- 
ten fei. (Pens. XIV, a.a. O. ©. 89.) Diejer Grund nöthigt nicht zu ſolchem Urtheile, denn auch 
in dem Falle, wo dieje Gemwährleiftung ein Naturale des Rechtsgeichäfts ift, hat diefelbe die rechtliche 
Natur einer Interceffion und müßte zur Bezahlung der ganzen Schuld verpflichten, wenn es bloß 
auf das anfäme, was die Grimdjäge über dergleichen VBerbindlichkeiten folgeredht mit ſich bringen, 
Der 8. 440 enthält jedody eine eingreifende pofitive Beftimmung. Das Obertr. hat feitdem auch die 
auf der Unterjcheidung zwifchen ausdrüdlih verfprodener und jih von jelbit verſtehender 
Gemährleiftung beruhende Praris durch den Pl.-Beſchl. vom 19. Dez. 1836 (Anm. 69, Alinea 2) 
verlaſſen. Die pofitive Borjchrift des $. 440 hat aber keine abfolut gebieteude Natur, fie hindert alſo 
nicht die Uebernahme der fremden Berbindlichkeit nad) dem Nominalwerthe. Bei entjtehendem Streite 
hierüber fommt es mithin auf die Abficht der Kontrahenten und bei Duntelheiten auf Willensausle- 
gung an. Dabei ift die ausdrüdfiche und bejondere Uebernahme der fraglihen Berbindlichteit ein be— 
achtungswerther Umſtand im fofern, als die Willensäußerung im zweifelhaften Kalle jo verftanden 
werden muß, daß fie nit ohne alle Bedeutung bleibt. $. 74, Tit.4. Hat mithin der Cedent die 
Gemwährleiftung fir eine Forderung verfprochen, fiir welche er jelbftverftanden nicht einzuftehen haben 
würde ($$. 427, 429), jo hat die Erklärung ihre eng Verſteht ſich aber die Gemährleiftung, 
nad) der Art der cedirten Forderung, von jelbit und der ent veripricht überdies noch bejonders, 
dafür einzuftehen, jo muß ein jolches Verfprehen doch auch eine eigene Bedeutung haben jollen. Läßt 
19 aljo nach den Umftänden oder nad) der Perjon der Kontrahenten nicht Abfichtslofigkeit annehmen, 
o mwideripricht es den Regeln der Auslegung nicht, der Erklärung den Sinn, daß der Cedent für die 
anze Schuld habe einftehen wollen, zu geben. Doch nicht zufolge eines Rechtsprinzips, vielmehr im 
Wege der Willensinterpretation. (4. A.) Das Beriprechen, für dem „richtigen Eingang‘ der Forde- 
rung haften zu wollen, oder die Uebernahme der Gemwährleiftung für die ganze rang ift für 
eine jolde vertragsmäßige Abweichung nicht gehalten worden. rk. des Obertr. vom 9. Oft. 1855 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXL ©. 182 u. Bd. XVIU, ©. 198). Das Obertr. fieht in dem $. 440 ein 
Verbotsgeſetz, wie in dem $. 425, 

738) (4, 9.) Bei Hppothefenforderungen erftredt ſich die Verbindlichkeit zur Gemährleiftung für 
den Ausfall auch auf die Zinfen, daher auf diefelben die bei Bürgichaften gegebenen Vorſchriften, 
Tit. 14, 88. 258, 259 nicht Aumendung finden follen. Ert. des Obertr, v. 14, Januar 1851 (Arch. 
f. Rechtsf. Bd. I, ©. 183), 

74) Dan hat gefragt: im welder Zeit der Anſpruch des Geifionare an den Cedenten verjähre. 
Man hat drei Fälle zu ünterſcheiden: den der Gemährleiftung für die Richtigkeit und Rechtsgültigkeit 
($. 420); den der Gemwährleiftung für die Einziehbarfeut ($. 427 ff.); dem des Betrugs (88. 424, 441, 
444). Der erfte Fall fteht dem der eigentlichen Eviltionsleiftung bei lörperlichen Sachen, und na» 
mentlid dem Falle gleich, wo die Sache dem Käufer von einem Dritten ganz oder theil weiſe (die 
Forderung kann auch nur zum Theil falich fein) entzogen wird. Durd einen Dritten entzogen wer- 
den kann freilich eine Forderung eigentlich nicht, aber der Erfolg fteht einer ſolchen Entziehung völlig 
gleich, wenn ſich im Rechtsverfahren zeigt, daß der angebliche debitor cessus fein Debitor ift; umd die 
ganze Yehre von der Gewährleiftung bei Ceifionen beruht auf Analogie, indem man die Forderungen 
wie Saden behandelt. In dieſem e fommen die Grundiäge zur Anwendung, welche das Obertr. 
in dem Pl.Beſchl. v. 21. Juni 1847 ausgefproden hat. Anm. 84, Nr. 3 zu 8.345, Tit.5. Der 
zweite Fall ift das Analogon der ge Sa für phufiiche Fehler einer Sache: es müßte mit- 
hin die Beftimmung des $. 543, Fit. 5 zur Anmendung kommen. Dem widerftrebt jedody die Un— 
ähnlichteit der mit Fehlern behafteten körperlichen Sache und der uneinziehbaren forderungen. Zmar 
die actio redhibitoria und die actio quanti minoris (bei theilweiſer Uneinziehbarfeit) ließen ſich ana- 
logifh anwenden; allein der im $. 343, Tit. 5 feftgeiente Anfangstermin ift ummöglih; man kann 
einer cedirten Forderung die Umeinziehbarteit beim e nicht jo anſehen, wie einer fidht- und 


Vom Erbichaftstaufe. 707 


denfelben, auf Anrufen des Zahlenden, zur Ausſtellung der Geffion, durch erefutive 
Zmangsdmittel anhalten ?5). 

$. 444. Doch darf in dergleichen 7°) Fällen der Cedent fo erg. für die Rich- 
tigkeit als Sicherheit der fyorderung, in ſofern er fich bei dem Gefchäfte feines Betrug 
ſchuldig gemacht hat, gerecht werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Bom Erbſchaftskaufe. 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. 88. 1018—1015. Dazu Glüd, Erläuterung, un 
©. 309 fig. Weftphal, vom Kauf zr., 88. 835—876. Arndts, Erbichaft, in Weiske's Rechts— 
leriton, ®d. IV, ©. 24 flg. — Bornemann, Shnftematifche Darftellung des Preußischen Eivilrechts, 
Bd. vl, ©.526 fl. Mein Recht der Forderungen, 2. Ausg. Bd. III, 8.330, Gruchot, Preu- 
Bifches Erbrecht, Bd. I, ©. 241 fig. 


$. 445. Nur eine wirklich angefallene freie !) Erbichaft kann verfauft und einem 
Andern gültig abgetreten werden. 

$. 446. Der Verkauf einer beitimmten oder unbejtimmten Erbichaft, die dem 
Verkäufer noch erſt anfallen foll, ift nichtig !®). 


greifbaren körperlichen Sache die natürlichen Mängel. Die Analogie ift mithin unzuläſſig. Einer ſol— 
hen bedarf es auch nicht, denn der Anſpruch hat jeine eigene rechtliche Natur und unterliegt nur der- 
jeiben Berjährung tie die Klage aus der Bürgichaft. Der dritte Fall giebt wohl feinem Zweifel Raum. 


75) Es wird nach Borfchrift der Erekutionsordirung über die executio ad faciendum verfahren. 
Wählt der Gläubiger die VBollziehung der Handlung durch einen Dritten, fo ift der fürzefte Weg der, 
daß die Uebereignung ummittelbar durch den Richter im Bollziehung des rechtsträftigen Urtels ausge- 
ſprochen wird, in derjelben Meife, wie e8 die SS. 6—9 des Geſetzesẽ vom 4. Juli 1822 für einen an- 
deren Fall vorfchreiben. Die Vorſchrift des $. 443 ift übrigens einestheils unnüt, noch mehr als un- 
nit, fie veranlaßt Mißverftändnifie, wie z. B., daß man den —* der richterlichen Ueberweiſung einer 
—— an Zahlungsſtatt im Wege der Exekution zu den hier gemeinten nothwendigen Ceſ— 

onen gezählt, und den Exequendus (Cedenten) auf Grund des $. 444 von der Gewährleiſtung für 
die Richtigkeit der Forderung freigeiprochen hat. M. f. das Schr. des J. M. v. 24. Febr. 1831, ab- 
r. in den Erg. zum 8.444 d. T. Vergl. das Pr. 2012 oben in der Anm. 52 zu 8.420 d. T. 
nderentheil® verlegt der Sat die Rechte des Gläubigers, indem dieſer in feinem falle, mag ihn be- 
zahlen wer da will, mehr ſchuldig ift, als Onittung zu leiften umd den Schuldicheın herauszugeben. 
Hierüber unten, Anm. 20 zu 8. 50, Tit. 16, 

76) Diefe Fälle find nur diejenigen, im welden die Ceſſion von Rechtsivegen eintritt (fingirt 
wird), ©. die vor. Anm. 

1) Darunter ift weder eine ſchuldenfreie, noch eine bedingte ($. 495), noch eine mit einer Subftitu- 
tion oder einem Fideikommiſſe beichiverte (8. 488) zu in Der Ausdrud ftammt von Kirch— 
eifen ber. Diefer bemertte bei der Reviſion des erjten Entwurfs, in welchem das Wort noch fehlte: 
„Nicht jedes Erbichaftsrecht ift verfaufbar, 3. B. bei der Fehn- und Fideitommißfolge. Ich habe aljo 
das Wort „freies“ hinzugefligt. Die Remunziation eines Agnaten zum Bortheile eines Entfernten 
ehört nicht hierher.“ Se. ev. Pens. XVI, S. 50. In diefem inne ift das Wort nichtsjagend, 
ern Lehen und Fideilommiſſe find feine Erbichaften. Auch ift daran keine Folge gefnüpft, wie an 
den Verkauf einer künftigen Erbichaft. Bergl. 8. 446. 

18) (4. X.) Weil der Gegeuftand nicht vorhanden ift, nach der Negel: viventis non est heredi- 
tas. Bergl. Anm. 23 zu &39d.%; L.1,L.7 D. de hereditate vel act. vendita (XVII, 4). 
Auch auf einzelne beftimmte Sachen ift der —— des $. 446 anwendbar. L. 30 0. de pactis 
(U, 3). Vergl. Code eivil Art. 971, 1130. Das Obertribunal hat, in Widerfprud mit den Vor: 
derridhtern, das Gegentheil behauptet. Erf. v. 15. April 1858 (Entſch. Bd. XXXVIU, ©, 92). Die 
Gründe find irrig und die Behanptung juriftiich nicht zu begründen, wie ich im Rechte der Forderun- 
en, 2. Ausg., $. 330, Nr. I, 2 — habe. Um Wiederholungen & vermeiden, verweiſe ich 

rauf. Es ift noch himzuzufligen: Haſſſe, von dem Vertrage über die Erbſchaft eines Dritten; im 
Rheinischen Mufenm Bd. I, ©. 218 ff. Die 85. 445, 446 enticheiden einen Streit. _ 
In Frage ift auch gekommen: ob über die in einem wechſelſeitigen Teftamente, in welchem ſich 
Eheleute gegenfeitig zu Erben eingejetst haben, einem Berwandten des erftverftorbenen Ehegatten zu- 
ervendete Duote des Vermögens, welches der überlebende Ehegatte m wird, mährend des 
ebens des Letzteren durch Erbichaftstauf verfügt werden kann. Das Obertribunal hat die frage be- 
jahend entſchieden. Ert. vom 9. Mai 1857 (Entſch. Bd. XXXVI, S. 62). Dem ift beizuftinnmen., 
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8. 447. Nur alddann ift ein wirklicher Erbfchaftsfauf vorhanden, wenn das 
Erbſchaftsörecht felbft oder ein Theil?) deijelben verkauft?) worden 3 ®). 

$. 448. Iſt nur ein beftimmter Inbegriff von Erbichaftsfachen verkauft, fo muß 
das Gefchäft bloß nach den Vorſchriften der Gelege von dem Verkaufe eine? Inbegriff 
von Sachen beurtheilt werden. 

8. 449. in Gleiches findet ftatt, wenn die Erbichaft nur nach einem darüber 
aufgenommenen nventario verkauft worden. 

8. 450. Es wäre denn, daß aus dem übrigen Inhalte des Kontrakts erhellete, 
daß die Beziehung auf ein Inventarium nur der näheren Beitimmung und Bezeich- 
nung wegen beigefügt fei. 

Wer Erb» $. 451. er eine Erbichaft ſelbſt zu erwerben oder anzutreten nicht fähig ift, der 
arten a kann diefelbe weder von einer auch fähigen *) Perfon faufen 5), noch fie an eine der» 
taufen fönne. gleichen Perſon verfaufen. 

e. = Die Fähigkeit des Erben zum Verkaufe wird nach der Zeit des Anfalls ©) 
beurtheilt. 


Denn jeder Verwandte des Erfiverfterbenden ift heres fideicommissarius; die fideilommiſſariſche Erb- 
ſchaft ift mit dem Zode feines Erblafjers in der That angefallen; fie fällt nicht erft mit dem Tode 
des Fiduziarius an, dejien Erbe er nicht ift, ſondern er hat vielmehr von ihm die Ausantwortung 
der jchon angefallenen Erbſchaft zu der beſtimmten Zeit zu fordern. 

2) D.h. eine Duote, nicht etwa ein Ouantum. „Die von einem Erben an einen Dritten ge 
leiftete Ceifion des Erbtheils, ohme nähere Beitimmung des Gegenftandes, bloß auf Höhe einer gewiſ⸗ 
jen Summe, überträgt fein Eigenthum.” Pr. 465 o. in der Anm. 1 zu 8.376 d. T. (4.9) Da- 
gegen ift auf dem Mebertragungsvertrag über eine beftimmte Sumume, welche aus einer gewiſſen, von 

em Uebertragenden gehofften, künftigen Erbichaft entrichtet werden Toll, das Verbot der $$. 445, 446 
nicht anwendbar. rt. des Obertr. vd. 15. April 1858 (Entid. Bd. XXXVIU, ©, 92). 

3) Die Ausiheidung eines von mehreren Miterben gegen eine beftimmte Abfindung ift nicht Kauf, 
jondern Erbtheilung; die Übrigen Erben behalten nur, was fie mit dem Lg gene ſchon in so- 
lidum hatten, Vergl. auch Entid). des Obertr. Bd. XVI, ©. 443. Wenn aber einer von mehr als 
zwei Erben feine Erbquote nur dem Einen der Uebrigen gegen Vergeltung abtritt, jo ift das Gejchäft 
Erbichaftstauf, und nit Theilung. So ift e8 auszulegen, wenn feine andere Abficht det Parteien in 
dem erften Falle erhellet. Erklären aber die Kontrahenten in dem erften alle, daß der ausſcheidende 
Erbe fein Erbſchaftsrecht als Ganzes auf die Webrigen zu übertragen umd nicht bloß das Eigen- 
thum der einzelnen Erbitüde überlafien wollen; fo ift au im dieſem Falle ein Erbicaftstauf vorhan- 
den. Der weſentliche Unterfchied zwiſchen Erbichaftstauf unter Erben und Erbtheilung liegt nämlich 
in dem enftande des Nechtsgeichäfts. Iſt diefer der Inbegriff von Sachen und Reden (universi- 
tas juris), jo iſt es Kauf; find es die einzelnen Sachen, Rechte und Schulden, jo ift es Erbtheilung. 

, 3a) (4. 9.) Der Nebenvertrag, daß der Erbichaftstäufer dem Verkäufer den, den Kaufpreis über- 
fteigenden Mehrbetrag herausgebe , ift gültig und widerſpricht nicht dem Weſen des Erbjchaftstaufs. 
Erf. des Obertr, vom 15. Mat 1857 (Arch. f. Rechtef. Bd. XXIV, ©. 310), 

(5. A.) Der Kaufftempel beim Erbſchaftskaufe beträgt nicht unbedingt 1 Prozent von dem Preife, 
fondern wenn in dem Erbidaftstauftontrafte das rg zwar in Einer Summe Mr ift, dabei 
aber für die zur Erbſchaft gehörigen Grundftüde und ebenjo für die übrigen darin befindlichen Gegen- 
ftände befondere —— angegeben worden find; jo darf nad dem Stempelgej. vom 7. März 
1822 8.4 lit. f u. 8.5 lie. (G.S. ©. 47), n. Tarif s. v. Kaufverträge, von dem außer den Jmmo- 
bilien darin befindlichen enftänden nur em Drittel Prozent des für diefe angegebenen Saufpreijes 
— werden. Erk. des Obertr. v. 19. Dez. 1864 (Eniſch. Bd. LII. ©, 378 u. Arch. f. Rechtsf. 

.LV, S. 343). 

4) Nämlich erbfähigen; außerdem würde ja der Bertäufer felbit das, mas er dem Käufer abtre- 
ten will, nicht erworben haben. 

5) Diefe Beftimmung, daß Jemand, der eine Erbichaft zu erwerben unfähig (erbunfähig) ift, auch 
eine folche nicht kaufen könne, ift erft im das letzte Konzept aufgenommen worden, und die Materia- 
fien ergeben feine Gründe diejer Abänderung des Entwurfs. (Gef.-Rev. Pens. XVI, Motive ©. 51.) 
Die — Bedeutung, außer der allgemeinen Rechtsunfähigleit, die bier feiner beſonderen Ein— 
—* bedurfte, iſt nicht findbar. Die Erbunfähigkeit ift heutzutage nicht allgemein. Die Satzung 
ift ohne befondere Bedeutung. 

6) Entipricht dem Grundſatze über die Anwendung neuer Geſetze (ſ. o. die Anm. 25 zu $. VII 
des Publ.-Pat., S. 14) und Über die thatfächlichen Veränderungen in den Rechtsverhältnifien (f. u. 
5.48, Tit. 12 u. die Anm. dazu). 
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$. 453. Auch der, dem eine wirklich angefallene Erbſchaft wegen feiner Unwür— 
digfeit?) wieder entriffen wird, kann diefelbe nicht gültig ®) verfaufen. 

$. 454. Bei einem wirklichen Erbfchaftäfaufe tritt der Käufer in alle Rechte und 
Prlihten?) des Erben. 

$. 455. Selbſt die Rechte und Pflichten des Erben, in Anfehung der Perfon 
des Erblaſſers, und der zum Nachlafle gehörigen Sachen, bleiben, wenn nicht Ande- 
red verabredet worden ? ®), ungeändert 10). 

8. 456. Die Sahe wird daher fo genommen, ala wenn die Erbfchaft fogleich 
dem Käufer, und nicht dem Verkäufer angefallen wäre !!). 


7) Unwürdig zur Erwerbung einer Erbichaft wird: a) der, welcher den Erblaffer an feiner freien 
Verfiigung hindert. Anwendungen diejes Grundſa find die 88. 605—607, 609, 610, Tit. 12; 
b) der, welcher eine letztwillige Berfügung verheimlicht, 8. 608 ebd.; e) der, welcher aus Vorſatz oder 
er Beyfehen den Erblafjer tödtet, $8. 599, 600 ebd.; d) der, welcher dem in Noth gerathenen 

rblaſſer den nothdürftigen Unterhalt vertveigert hat, II, 3, 88. 23—29; e) der, welcher mit dem 
Erblafjer im Ehebruche oder in Blutichande gelebt hat, ohne daß diefer Umgang in Ehe verwandelt 
worden ift, $. 35, Zit. 12 und K.O. vom 28, ffebr. 1811. 

8) Hat der Ummürdige die Erbichaft vor der rg verfauft, jo kann der an deſſen Stelle 
tretende Erbe diefelbe dem Käufer mit der Erbicyaftsflage abfordern ; der redliche Käufer aber hat die 
Rechte eines redlihen Befiters. 

9) Beim Mangel ausdrüdlicher Beſtimmungen über die Entrichtung des Erbichaftsftempels in 
einem Erbſchaftslau ge liegt diefelbe dem Erbichaftstäufer ob; und kann der Berfäufer, wenn er 
nah Abſchluß des Vertrags den Erbſchaftsſtempel dem Fiskus hat entrichten müffen, von dem Käu— 
fer die Erftattumg fordern. Pr. des Obertr. 1873, v. 7. Juni 1847. (Rechtsf. Bd. I, ©. 207.) 

Die von dem Erben, vor erfolgter Theilung, geichehene Ceſſion feines Erbtheils an einen Drit- 
ten auf den Betrag einer beftimmten Summe gewährt, wenn hiernächſt ber das arg == des Er- 
ben ein Kreditverfahren eröffnet, und bei inzwiſchen erfolgter Theilung das Erbtheil zur Mafje einge- 
jogen wird, dem Geffionar kein Bindilationsrecht gegen diefen Theil der Maſſe, oder liberhaupt das 

echt der erſten Klafie, jondern nur, wenn bei der Ceifion der —* der Valuta bekannt iſt, we— 
en des perſönlichen Rechts gegen den Cedenten die Auszahlung der beſtimmten Summe aus dem 

btheile zu fordern, einen Anfpruch auf die letzte Klaſſe. Br. des Obertr. vom 5. März 1846. 
(Entſch. Bd. XII. ©. 211.) Vergl. das Pr. 465 0. in der Anm. 1 zu 8.376. 

(4.9) Was Über die Bertretungspflicht des Käufers vorgeichrieben ift, betrifft die Naturalien des 
Erbſchaftslaufs, durch deren Abänderung der Dee dieſes Rechtsgeſchäfts nicht aufgehoben mird. 
Bergl. das Erf, des Obertr. vom 8, Febr. 1849 (Ar. f. Rechtsf. Bd. 1. ©. 21). 

98) (5. 9.) „Wenn nicht ein Anderes verabredet worden.” Der Begriff des Erbſchaftskaufs mird 
iernach dadurch allein micht ausgeichlofien, daß der Berkäufer fich einzelne zum Nachlafle gehörige 

achen rejervirt. Der Erbichaftsfauf bleibt daher ein joldher audy dann, wenn zur Zeit des Abitur. 
fe® der vertaufende Miterbe durch partielle zen einzelne Gegenftände erworben hatte und nad) 
Inhalt des Vertrages ihm dieſe verbleiben follen. Enticheidend ift nur, daf das Erbrecht jelbft Ge— 
— des Vertrages war. Erf. des Obertr. vom 13. Sept. 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVIII, 
. 139). 

10) S. die folg. Anm. 11. 

11) Der 8.455 lautete im gedr. Entw.: „Selbit die Verbindlichkeit, mit welcher der Erbe dem 
Erblaffer verhaftet war, ſowie die forderungen des Erben an den Erblafjer bleiben, wenn nicht ein 
Anderes verabredet worden, unverändert.” Die Faffung war deutlih. Suarez wollte aber nod) 
mehr Deutlichfeit; er bemerkte in der rev. monit.: „Um den Sinn des $. 406 (d. i. der $. 455), daß 
feine confusio jurium defuneti et heredis erfolge, noch beftimmter ausjudrüden, fünnte man das 
prineipium juris Romani ausdrüdlich aufnehmen, daß die Sadye jo genommen werde, als wenn die 
Erbſchaft ummittelbar auf den Käufer devolvirt worden.“ Im Folge defien erhielt der $. 455 jeine 
dunkle Faſſung und der $. 456 wurde eingeſchoben. Geſ. Rev. Pens. XVI, Motive ©. 53. 

Ein richtiger Folgeſatz dieſes Grundiages ift der $. 476. Allein angewendet findet fi ein ganz 
anderes Prinzip in dem $. 480 ff., welcher in geraden Widerſpruch zu dem $. 456 tritt. Diefe Ber- 
änderung ift erft auf den Vorſchiag von Suarez bei der rev. monit. gemacht worden. Obgleich 
feine Monita gegen die Beftimmungen des gedr. Entw., in welchem der $. 480 noch nicht ftand, ein- 
gegangen waren, jo ſchlug Suarez doc) vor, die $$. 421 u. 422 des Entw. dahin abzuändern: daß 
der Verkäufer der Erbichaft in Anfehung der Nutungen und der davon zu entrichtenden Laften in 
dem Zeitraume von dem Tode des Erblafjers bis zum Verkaufe einem bonae fidei possessor gleid) 
u achten; daß er dagegen die Konfervationstoften nicht fordern könne, weil anzumehmen, daß darauf 
Es bei Beftimmung des Kaufgeldes reflektirt worden, umd daß ein Gleiches wegen der, von dem 
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$. 457. Alles, was dem Erben, vermöge feines Erbrechts12), würde zu Theil 
geworden fein, füllt dem Käufer des Erbrechts zu. 

$. 458. Auch künftige Erwerbungen, die dem Erben, vermöge des verkauften 
Erbrehts, durch den Ausfall etwaniger Miterben oder Legatarien zumachen, geben 
auf den Käufer mit über 3), 

$. 459. Dagegen find die Rechte, welche dem Verkäufer, vermöge einer Pupil- 
far» 24) oder fideikommiſſariſchen 5) Subftitution auf einen Theil des Nachlaſſes, wel- 
cher ſchon an einen Andern gediehen ift !%), zuftehen, unter dem Erbichaftäverfaufe 
nicht mit begriffen. 

8. 460. Gin Gleiches gilt von Vermächtniſſen, welche einem der Erben zum 
Voraus verichafft, oder was demjelben durch eine Schenkung von Todeswegen zuge: 
wendet worden !7). 

8. 461. Ebenſo find Sachen und Rechte, welche dem Verkäufer nicht von dem 
Erblaſſer, fondern nur durch denjelben und mitteljt feines Ablebens zufallen 18), im 
zweifelhaften °?) Kalle für mitverfauft nicht zu achten. 

8. 462. Das Recht der Erbichaftögläubiger und Legatarien wird durch den Ber: 
fauf der Erbfchaft nicht geändert ?°) 


Verkäufer zwiichen der Zeit vom dem Tode des Erblaflers bis zum Verlaufe etwa bezahlten Kapital- 
jhulden und Legate anzunehmen, Babe der Verkäufer ſich deshalb im Kontrafte nichts vorbehalten, 
jo miüfje man annehmen, daß er jene Vergütigung dafür durd das Kaufgeld erhalten. Man jette 
hierauf den 8.480 hinzu, im der Abficht, wie es jcheint, die Auseinanderjegung zwiihen Berkäufer 
und Käufer der Erbichaft zu vereinfachen. Geſ.Rev. a.a. O. — Praftifdy ftellt ji nun das Ber- 
hältniß jo: Jedem Dritten gegenüber gilt der Käufer ald Erbe von Anfang; dem Verkäufer gegen- 
über aber hat er die Erbſchaft in dem Zuftande, wie fie zur Zeit des Kaufe fteht und liegt, zu neh— 
men und zu fordern. Daß der Erbe für die bezahlten Kapitalsihulden Leine Forde an den Käu- 
fer machen fann, ift ganz im der Ordnung. Entweder hat er aus den Mitteln der Erbichaft bezabit: 
dann ift feine Beränderung eingetreten. per er hat jeine eigenen Mittel dazu verwendet: dann hat 
er die Erbichaft verbeflert und er wird nicht verfehlen, dieſe Berbefierung bei der Beſtimmung des 
Kaufpreifes mit anzufchlagen. Die bezahlten und nicht gelöfchten Hnpothetenichulden werden eine Aus- 
nahme maden: von dieſen ift und bleibt der Erbe Gläubiger, mag er die Zahlmittel aus der Erb- 
idhaft oder aus feinem eigenen Vermögen genommen haben. Aber hierbei ift überall feine Zufälligteit, 
wie die Gejetsreviforen vermeinen; vielniehr liegt das, was der Käufer erwerben wird, Elar vor Au— 
gen, er mag darnach fein Gebot einrichten und feine Bedingungen machen. Bergl. die folg. Anm. 

12) Nicht auch das, was er aus einem anderen Grunde erhält, 3. B. Yegate (Prälegate) 88. 459 
bis 461. Iſt folgerichtig. „Wenn ein Erbichaftsverläufer in Betreff einer in der verlauften Erbicaft 
begriffenen Nahlapihuld nachher das Recht des Gläubigers erwirbt, jo dann ſich der Erbidaftstäu- 
fer nicht daranf berufen, die Schuld ſei durch Konfufion aufgehoben.‘ Br. des Obertr. v. 12. Jumi 
1849 (Entih. Bd. XVII, ©. 232). 

13) Diefe Beftimmung über das Aftreszenzrecht entjcheidet eine gemeinrechtliche Kontroverfe. 

14) Diefe wendet eine andere Erbichaft zu. L. 2, 8.2 D. de hered. vend. (XVII, 4). 

15) Verſchafft in allen Fällen nur eine Singular-Suceeffion, fteht alfo einem Vermächtniſſe 
leih. Denn der Erbe dabei ift der Fiduziarius, belaftet mit der Verbindlichkeit, die Erbſchaftsſachen 
————— 
186) Kommt die fideilommiſſariſche Subſtitution zur Ausführung, ehe der Nachlaß an den Fidu— 
ziar gediehen ift, jo wirkt fie ald gemeine Subjtitution, und diefe giebt wahres Erbredt. 

17) Dieje.beiden Arten von Zumendumgen folgen nicht aus dem Erbrechte; fie haben einen be- 
jonderen jelbftitändigen Grund. Vergl. L. 87, 88 D. de legatis I (XXX). 

18) Namentlich Lehen und Fideilommifle. 

19) Der 8. 461 giebt mithin mur eine Interpretationsregel. Denn zufäffig ift es allerdings, daf 
auch Lehen und Familienfideilommiſſe, d. h. das nutzbare Eigenthum auf die Dauer des Nutungs- 
rechts des Folgers, von dieſem verkauft, folglich auch, wenn er zugeich Erbe des verftorbenen Befiters 
ift, mit deſſen Berlaffenichaft zugleih mit verkauft werden können, Warum auch nicht? Berg. oben 
den 8. 445 umd die Anm. 1 dazu. 

20) Deshalb bleibt der Benefizialerbe- ebenio, als wenn er die Erbichaft behalten hätte, dafiir ver- 
antwortlid, wenn dielelbe nicht zur Befriedigung der Gläubiger in gehöriger Ordnung verwendet wird, 
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$. 463. Es jteht denfelben frei, ſich ihrer Befriedigung halber an den Käufer 
der Erbfhaft, oder an den Erben jelbft zu halten 1). 

8. 464. Auch wenn fie fich zuerſt an den Käufer halten, können fie dennoch von 
diefem auf den Verkäufer, ald Erben, wieder zurüdgehen. 

8. 465. Doc müſſen jie, wenn jie von diefer Befugniß Gebrauch machen mwol- 
fen, fich diejelbe fogleih, wenn fie den Käufer in Anfpruch nehmen ?*), ausdrüdlich 
vorbehalten, und diefen Vorbehalt dem Verkäufer gerichtlich befannt machen laſſen. 

$. 466. Halten ſich die Gläubiger und Legatarien an den Verkäufer der Erb- 
ſchaft, jo ift der Käufer denjelben in alle Wege zu vertreten ſchuldig. 

$. 467. Wegen der Aufforderung des Kaͤufers zu ſolcher Vertretung gilt alles 
dad, was bei der Lehre von Gewährdleiftungen dem Käufer, welcher von dem Ber- 
fäufer eine ſolche Bertretung fordern will, vorgeichrieben iſt. ($. 143 sqq.) 

8. 468. Merfönliche Leiſtungen, die nicht nach Gelde geſchätzt werden können, iſt 
der Käufer weder zu übernehmen, noch dem Verkäufer Vergütung dafür ?®) zu leiiten 
verbunden. 

8. 469. ft der Erbe durch verzögerte Zahlung, von Seiten des Käufers, in 
Schaden gefegt worden, jo muß ihn legterer entichädigen ?3®). 


21) Der Käufer wird nicht perſönlicher Schuldner der Gläubiger ; er haftet nur als Befiger der 
Erbichaft, denn Aktiv- wie Paſſivſchulden gehen als obligationes rei mit dem Inbegriffe über. Da- 
ber ift das, mas hinſichts des-beneficii inventarii der Verkäufer vor dem Verlaufe etwa gethan oder 
unterlafien hätte, micht präjudizirlih. Hätte der Verläufer die Erbichaft ſelbſt ohne Vorbehalt der 
Rechtswohlthat angetreten, jo würde er dadurch den Käufer nicht zum perfönlichen Schuldner der Gläu— 
biger madıen. Selbft das in dem Stauflontrafte gegebene Verſprechen des Käufers, für die Schulden 
perjönlich zu haften, würde mur dem Berkäufer gegenüber eine Verbindlichkeit begründen. Anderer- 
jeits kommt dem Erbichaftsläufer die Benefizial = Erbeseigenichaft des Verfäufers nicht zu Statten, 
wenn er jelbft nicht die Gläubiger aus der Erbichaft in der gejegmäßigen Ordnung befriedigt. Dies 
ift für ihm der einzige Berpflichtungsgrumd, Deshalb bedarf er des beneficii inventarii nicht, folglich 
ſchadet ihm die Berſaumung der Frift zur Einreihung eines Inventariums nicht, ihm kommt der 
Nachweis über den Inhalt der Erbſchaft zu allen Zeiten zu Statten. Nur eine die Bemweisführung 
angehende Frage würde es jein: ob ein Erbſchaftsberzeichniß, welches erft nad Verlauf einer langen 
Zeit, wo von der Erbſchaft vielleicht nichts mehr vorhanden, aufgemacht wirde, dem in Anſpruch ge— 
nommenen Käufer bei dem Einwande der Umzufänglichleit der Erbſchaft von Nuten fein könnte. Ein 
ſolches bloß aus dem Gedächtniffe aufgejettes Berzeichniß hat feine Beweistraft. Hört der Käufer 
auf, Befiger der Erbſchaft zu jein, indem er fie als Ganzes ohne Verminderung weiter verlauft, jo 
läßt fich gegen ihn feine Klage eines Erbſchaftegläubigers, zu dem er nicht bejonders in ein perjön- 
lies Berhaltnif — ift, begründen. 

(4. A.) Die Erbicaftsgläubiger können zwar allerdings gegen den Erbichaftsfäufer Hagen, aber 
nur aus dem uriprünglihen Echuldverhältnifje, auch wenn fie bereits gegen den Erben Hagbar ge- 
worden find. Aber fie fönnen das gegen den Erben, nach bereits geichehenem Bertaufe der Erbichaft, 
ausgerirkte Judifat nicht unbedingt gegen den Erbſchaftsläufer zur Vollftretung bringen, alſo gegen 
diefen auch nicht die Judikatklage anftellen, wenn er zu dem Vorprozeſſe nicht als Partei zugezogen 
worden ift. Erf. des Obertr. vom 16. Dez. 1861 (Entſch. Bd. XLVIL, ©. 360). Dies bezieht ſich 
nicht auf die vor dem Berfaufe rechtskräftig feftgeftellten Ansprüche der Erbichaftsgläubiger. 

22) Alfo in der =. oder bei Einreichung derſelben. Die Prozefichrift, worin der Vorbehalt 
—— wird, muß dem Verkäufer inſinuirt werden, gleich einer Litisdenunziation und zu demſelben 

wecde. 

Die Satzung über die Haftung des Erbihaftsläufers, den Gläubigern gegenüber, iſt neu und 
veranlaßt durch eine Notiz don Klein über das, was Voet in feinem Kommentar L. XVII, Tit. 4, 
8.6 don dem Gerichtsgebrauche in jeinem Lande mittheilt (Gejetrevif. Pens. XVI, ©, 59) und von 
Klein für eime gemeinrechtliche Gerichtsprari® gehalten worden ift. 

23) Nämlich für die perfönliche Leiftung ſelbſt. Kommen dabei nach Geld zu beredinende Koften 
und Auslagen vor, jo fann der Berfäufer dafür vom Käufer Erjag fordern. So legt man dieſe erft 
bei der Revifion der Erinnerungen eingeihobene "Stelle aus, wogegen ſich nichts einmenden läßt. Denn 
Suarez mollte nur das, mas feiner Schägimg nach Geide fähig ift, dem Verkäufer zur Laft lafien, 
„nisi aliter conventum.“* (Geſ.⸗Rev. a. a. DO. ©. 60.) 

23a) (4.9) 3.8, wenn der Erbe von einem nicht befriedigten Gläubiger belangt und mit Ere- 
fution verfolgt wird. Die Koften muß ihm der fäumige Käufer gewiß ke: aber ein Schade 
möchte fich doch ſchwer nachweiſen laffen. Denn jelbft im Falle einer Auspfändung und Berfteigerung 
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$. 470. Zu den Laften der Erbfchaft, welche der Käufer, vermöge des Vertra- 
gen, übernimmt, gehören aud) die Begräbnißkoften ?4) des Erblaſſers, foweit diefel- 
en von dem Erben noch nicht berichtigt find. 

$. 471. Die Verhältniſſe zwiſchen dem Erbichaftsfäufer und den Schuldnern 
der Erbſchaft find nach den bei Geffionen angenommenen Grundfäßen zu beurtbeilen. 

$. 472. Der Erbihaftsfchuldner, welcher den Käufer für feinen Gläubiger 
nicht außdrüdlich anerkannt hat, kann demfelben nicht nur — ———— die 
u. gegen den Erblafjer, fondern auch folhe, die ihm an den Erben zuftehen, entge- 
enfegen. 
— $. 473. Fällt weg?12). 


4. G. vom 11. Juli 1845, über die Form einiger Rechtsgeſchäfte. (G.S. S. 495.) 

8. 1. Bei Erbſchaftskäufen ($. 473 d. T. u. 8.9, Nr. 2, Tit. 1, Th. II der U. G.O.) ſoll die 
bisher vorgejchriebene Mitwirkung der Gerichte nicht mehr erforderlich ſein, ſondern zur Gültigkeit dies 
jer Gejchäfte die für Berträge im Allgemeinen ?*b) vorgejchriebene Form genügen. 


Gef. vom 1. März 1869 (8.8. ©. 377). 
In den Bezirken der Provinz Hannover, in melden das Allgemeine Landrecht gilt, treten 
in Kraft: 
1) Der $. 1 des Gejees über die Form einiger Rechtsgefchäfte, vom 11. Juli 1845, 
jedoch bleiben die auf der Hannoverſchen Geſetzgebung beruhenden Borfchriiten über die 
Form der Rechtsgeichäfte, insbeſondere die VBorichrift des $. 29 des Hannoverjchen Ge- 
fees vom 9. Mai 1823, betreffend die bäuerlichen Berhältniffe der niederen Grafſchaft 
Lingen, in Kraft. 
$. 474. Sobald der Kauf folchergeftalt geſchloſſen ift, geht Eigenthum und Ge- 
fahr der Erbſchaft auf den Käufer über >). 
$. 475. Soweit jedoch eine Naturalübergabe erforderlih ift, um den Käufer 
PA en Befig 2°) der Erbichaftsftüde zu ſetzen, iſt der Verkäufer auch diefe zu leiften 
uldig *7), 


— — — — 


iſt ja der Werth der Pfändungsgegenſtände durch die öffentliche Verſteigerung ausgemittelt und auch 
eingelommen. Die Beſtimmung des $. 469 ift, wenn dadurch etwas Beſonderes hat feſtgeſetzt werden 
ſollen, viel zu allgemein. 

24) Welche bereits entſtanden waren, als der Kauf geſchloſſen wurde. Nicht dazu zu rechnen 
find diejenigen Begräbnißloſten, welche der Erbe erſt nad) vollzogenem Kaufe macht, z. B. durch 
Zransport der Leiche und anderweitige koſtbare Beſtattung, durch Errichtung von Grabmälern u. dergl. 

244) (3. A.) Der $. 473 ſchrieb vor, daß alle Erbichaftsläufe bei Strafe der Nichtigkeit gerichtlich 
geſchloſſen werden ſollten. Dies ift durd) das folgende ©. v. 11. Juli 1845 abgeändert, 

245) (3. 9.) Die allgemeine Vertragsform fol aljo auch auf Erbſchaftoläuſe angewendet werden. 
Damit ift der Zweifel gehoben: ob die Schriftiorm in allen Fällen twejentlich erforderlich, oder ob im 
dem Falle, wenn weder Grundftüde, noch Grundgerechtigteiten, noch verbriefte Forderungen zur Erb» 
ſchaft gehören, und aud das Kaufgeld nicht über 50 Thir. beträgt, die mündliche Form genügt. Die 
Legitimationsfrage bieibt hier bei Eeite; denn das verſteht fi, daß, wenn der Käufer an Stelle des 
Erben z.B. eine Forderung einziehen will, er einen Ausweis über den Kauf zu feiner Legitimation 
boriegen muß. Dies berührt nicht die Nechtsverbindlichkeit des Kontrafts, indem, wenn der mündlich 
abgeſchloſſene Kontrakt kräftig ift, der Käufer den Erben zwingen kann, ihm den erforderlichen Aus 
tveis zu geben. Die Frage muß aus den Beitimmungen der 88. 131 —139, Tit. 5 beantwortet wer⸗ 
den, und darunter ift allein der $. 135 maßgebend, aus weichen ſich die Nothwendigleit der jchrift- 
lichen Form für Erbicaftsfäufe im allen fällen behaupten läßt, weil der Käufer „bejtändige perlön- 
fiche Laften und Pflichten“ übernimmt; denn er fol für beftändig den Erben als ſolchen gegen alle 
betannten und unbelannten Anfprüche vorftellen. 

25) Weil die Erbicaft feine förperlihe Sache ift, jo kann fie nicht tradirt werden. Deshalb geht 
fie, wie andere, nicht mit dem Beſitze einer Sache verbundene Rechte, durch bloße Erkiärung des 
Erben auf den Käufer über. Dies ift alſo feine Ausnahme von dem Grundiate des $. 1, Zit. 10, 

26) Zur Erwerbung des Eigenthums bedarf e8 mithin der Rörperlichen Uebergabe nicht. S. die 
bor. Aum. Der Käufer der Erbſchaft hat, aud ohne Tradition, die Bindifationsklage wegen aller 
zur Erbſchaft gehörigen, im Beſitze eines Dritten befindlichen einzelnen Sachen. 
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5 476. Der Verfäufer muß dem Käufer die Erbſchaft in dem Stande, wie ihm 
diefelbe wirflih angefallen ift, ausliefern ?®). 

. 477. Einzelne Sahen aber, die feit dem Tode des Erblaſſers bis zum ges 
ſchloſſenen Kaufe, ım ordentlichen Laufe der Natur, oder der Gefchäfte, von der Erb» 
haft abgefondert worden, ift der Verkäufer dem Käufer zu gewähren nicht jchuldig. 

$. 478. Dagegen erhält der Käufer alle, was auch erft nach dem Tode des 
Erblaſſers der Erbſchaft zugetreten ift. 

479. Ramilienurfunden und Papiere, ingleichen Kamiliengemälde, die für 
den Käufer feinen erheblihen Werth und Nugen haben *?), find, im zweifelhaften 
Falle, für mitverfauft nicht zu achten. 

$. 480. Hat der Berfäufer, vor gefchlofienem Bertrage, Kapitalsfchulden des 
Erblaſſers bezahlt, oder Legate entrichtet, und fich dieferhalb bei dem Verkaufe nichts 
vorbehalten: fo fann er dafür von dem Käufer feine Vergütung fordem ?®). 

$. 481. Ein Gleiches gilt in Anſehung der Roften, welche der Verkäufer, bie 
zum gefeblojienen Kaufe, auf die Erhaltung und Verbeijerung der Erbſchaftsſubſtanz 
verwendet hat. 

$. 482. In Anfehung der Nutzungen aber, und der davon zu entrihtenden La— 
ſten, ift der Erbfchaftöverfäufer,, bi8 zum gefchloffenen Vertrage, einem redlihen Be- 
figer gleich zu achten. 

. 483. Bon der Zeit des geſchloſſenen Kaufs gehen alle Nugungen und Laſten 
auf den Käufer über. 

$. 484. Der Berfäufer darf dem Käufer nur das Erbrecht felbit, nicht aber Die Gemährtei- 
einzelnen in dem Nachlafie befindlichen Sachen oder Gerechtfame vertreten. Ran. 

$. 485. Vielmehr it in foweit der Erbſchaftskauf einem Kaufe in Pauſch und 
Bogen gleich zu achten 3° ®). 


27) Diefes Forderungsrecht des Käufers gegen den Verkäufer fteht neben dem Abforderungsrechte 
des Käufers gegen jeden Dritten. &. die vor. Anm, 
28) ©. o. die Am. 9a zu 8.455 u. Aum. 11 zu $. 456. 


29) Wenn es aber geiuchte Werke berühmter Meifter find, fo fteht es anders. Ein Familienge- 
mälde von Raphael oder Leſſing kann von jehr großem Geldiwerthe fein. Solche Gemälde muß 
fi) der Verfäufer ausdrücklich vorbehalten, wenn nämlich das „die al® nähere se | in der 
Bedeutung bon „wenn fie, aljo als Beitimmung einer gewiſſen Klafje genommen wird. Es fann 
aber auch als erflärende Appofition des Hauptivortes fir „da fie” aufgefaßt werden und dann kommt 
auf den Kunftwerth nichts an. Nach den Grundiägen der Geiebgebungstunft muß das „die in dem 
erften Sinne verftanden werden, weil der damit anhebende Zulag in dem ziveiten Sinne (al® Grund) 
ganz überflüffig fein milrde. Die ig ift nicht fo wichtig, da fie nur eine Interpretationsre- 
gel geben ſoll und bei der Auslegung der Willensertiärung, d. h. Findung der Abſicht der Parteien, 
der erhebliche Werth gewiß nicht außer Betradht bleiben kann. 


30) ©. o. die Anm. 11 zu $. 456. — Bezahlte Hypothelenſchulden, welche der Verkäufer nicht 
hat löſchen Lönnen, machen eine Ausnahme, da fie nicht für getilgt angeiehen werden. 

Dian hat gefragt: ob der Käufer, melcher dem Berkäufer eine bezahlte Schuld zu erftatten hat, 
demjelben ſolche Forderung, die er an den bezahlten Gläubiger ſchon vor defien Bezahlung oder vor 
dem Kaufe hatte, anrechnen fönne; und die frage bejaht, weil bei dem Erbicaftstaufe die Sache jo 
angeiehen werde, als fei der Käufer ſchon jeit der Eröffnung der Erbichaft Erbe geweien. (Geſ.-Reb. 
a.0.D. ©. 65.) Dieſer Grund enticheidet jedoch nicht zwiichen den Kontrahenten. (S. o. Anm, 11.) 
Ueberhaupt ift e8 micht recht denkbar, wie die Frage praftiich joll vortommen können, da der Verkäu— 
fer nur in Folge einer Uebereinfunft mit dem Käufer, aljo auf Grund einer ausdrücklichen Stipula- 
tion, Erfa fordern fann, der Käufer mithin dadurch die Forderung anerfaunt hat. 


308) (4. 9.) Diefer $., welcher den Grundiat des $. 484 bewähren joll, wäre befler weggeblie- 
ben, er macht ihm wieder zweifelhaft, weil er viel weniger zufidert. Denn bei dem Verkaufe in Baufch 
und Bogen fällt nur die Gemährleiftung wegen fehlender Quantität und megen mangelnder Normale 
beichaffenheit weg, nicht aber im Uebrigen. 8. 231 d. T. und Anın. 55 dazu. Vergl. A. G.O. I, 
52, $. 12, Die Beſchränkung ift aber augenscheinlich nicht gemeint und würde auch bei einem gewag— 
ten Geichäfte, was der Erbichaftstauf ift, micht pafien. Der Verkäufer hat weiter nichts als das Erb» 
Ichaftsrecht zn gewähren; ob es viel oder wenig enthält, ift gleichgültig. L. 14, $.1; L. 15 D. de 
heredit. vel act. vendita (XVII, 4). 
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$. 486. Auch?) der Käufer kann, wegen eines Mißverhältniſſes im Preife, 
von dem Kaufe niemald zurüdtreten. 

$. 487. Kann der Verkäufer dem Käufer gar fein Erbrecht gewähren, fo muß 
er den erhaltenen Kaufpreis zurüdzablen. 

$. 488. Ein Gleiches findet ftatt, wenn der Verkäufer dem Käufer zwar ein 
wirfliche®, aber ein mit Eubftitution oder Fideifommiß befchwertes Erbrecht ver- 
fauft °*), und Ddiefe 33) Belaftung demfelben nicht befannt gemacht bat. 

$. 489. Außer dem Erſatze des Kaufpreifes haftet der Verkäufer dem Käufer, 
nad Berhältniß feines bei Schliegung des Vertrages begangenen Verſehens, auch für 
das aus der Nichtigkeit 34) dejielben erwachfende Intereſſe. 

$. 490. Doc kann der Käufer dasjenige, was die Erbfchaft mehr werth gewe- 
fen ift, als er dafür gegeben hat, unter dem Borwande eine entgangenen Gewinns, 
niemald fordern. 

$. 491. Wegen deiien, was dem Erbſchaftskäufer von dem die Erbſchaft an ſich 
nehmenden Erben vergütet werden muß, deögleichen wegen der Nugungen der Erb» 
haft, und der Zinfen des dafür erlegten Kaufgeldes, finden die Vorfchriften $$. 154 
— 162 — — 

$. 492. Finden ſich vorher nicht bekannte Theilnehmer an dem verkauften Erb- 
rechte, jo hängt ed von dem Käufer ab, von dem Kontrafte zurüdzutreten. 

$. 493. Will er diefed, fo finden die Vorfchriften $. 487 sqq. Anwendung. 

$. 494. Will er aber bei dem Kontrafte fteben bleiben, fo muß das verabredete 
Kaufgeld, nach Verhältniß der dem Käufer entgehenden Erbportion, herabgefegt wer: 
den 35), 

$. 495. ft die Erbichaft dem Verfäufer nur unter einer Bedingung zugefallen, 
und diefes bei Abſchließung des Kaufe beiden Iheilen unbefannt gewejen, fo ift der 
ganze Vertrag nichtig. 

$. 496. Hat aber der Verkäufer die ihm befannte Bedingung dem Käufer ver- 
ſchwiegen, jo ift Lesterer von dem Bertrage abzugeben berechtigt **). 

$. 497. Alsdann finden die Vorſchriften $. 487 sqq. ebenfall® Anwendung. 
31) Daß es der Berläufer nicht kann, verfteht fich von jelbft nadı dem allgemeinen Grundiate 
8,69 d. T. Hier, bei dem Erbichaftstaufe, joll es auch der Käufer nicht, obgleich der Irrthum das 
bei leichter und unvermeidlicher ift, als bei dem Kaufe einer einzelnen Sache. 

32) Der Kauf einer folchen unfreien Erbſchaft ift mithin nicht nichtig. Bgl. die 85. 445, 446 
d. T. und die Anm. dazu. 

33) Nur diefe Belaftung muß bekannt gemacht werden. Die Belaftung mit Schulden umd Yes 
gaten kann dem Fideilonmiſſe im Erfolge gleihlommen, die Erbſchaft vielleicht noch viel ſchlechter ma⸗ 
den als ein Fideilommiß, fie braucht doch nicht beionders bekannt gemacht zu werden, wenn nur fein 
Betrug vorfält. Der Käufer muß fich vorjehen. 

34) Das Rechtsgeichäft ift micht nichtig, vielmehr ſoll die Verbindlichkeit des Verkäufers aus dem 
Kontrafte ja nun erft recht ihre Wirkſamkeit zeigen in der Leiftung des Iuterefies. Bei nichtigen Ge— 
ſchäften giebt es feine anderen Rechtsmittel als Kondiktion oder Betrugsklage. Der hier vorgeſehene 
Fall fteht dem alle des Saclaufe, wo dem Käufer die gelaufte Sache durch einen Dritten redit« 
lich entzogen (evinzirt) wird, völlig gleich. 

- 35) Die 55 492 — 494 treffen Beitimmung für einen Fall, welcher dem Falle des Sachkaufs 
gleich fteht, wenn nur ein Theil oder ein Pertinenzſtück oder eine Gerechtigkeit der verkauften Sache 
dem Käufer entzogen wird. Für beide Fälle follten gleiche Grundjäge gelten. Bergl. die $$ 164 fi. 
F = die Anm. dazu. Hier wird jedoch dem Käufer ein unbedingtes Wahlrecht gegeben. ©. die 
olg. 

36) Der hier vorausgeſetzte Fall findet an dem Falle des Sachkaufs ſein Vorbild, wenn die ver- 
faufte Sache die ftillichweigend vorausgefegte Eigenichaft nicht hat, alſo fehlerhaft ift. Folgerecht jol- 
len bier dieſelben Grundfäge wie dort zur Anwendung kommen. $$. 197, 198 d. T., verb. mit 
88. 381, 325, 326, Tit. 5. Das ift jedoch micht der Fall. Hier foll der Käufer fofort zuräd- 
treten dürfen; dort erft dann, wenn der Verkäufer die fehlende Eigenichaft nicht gewähren kann. $. 326, 
zit. 5. Im der Sache liegt fein Grund zu jolher ungleichen Behandlung der beiden Fälle. 
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$. 498. Iſt jedoch die dem Erbanfalle beigefügte aufichiebende Bedingung fo be- 
fhaften, daß deren Erfüllung von dem Verkäufer abhängt, fo fteht diefem frei ?7), 
durch die fofort zu leiftende Erfüllung derjelben dem Mangel abzubelfen, und den Ver- 
trag aufrecht zu erhalten. 

$. 499. Auch der Käufer fann ihn dazu durch gerichtliche St anhal⸗ 
ten8), wenn ihm daran gelegen iſt, daß der Kontrakt beſtehen bleibe. 

$. 500. Iſt die Bedingung auflöfend, und von der Beichaffenheit, daß es in 
der Gewalt des Verkäufers fteht, das Nichteintreten der Bedingung zu bewirken, und 
fann dies fogleich geſchehen, fo gelten auch in diefem Falle die d$. 498, 499 ertheilten 
Vorſchriften. 

$. 501. Kann der Verkäufer dasjenige, was, um das Eintreten der auflöſenden 
Bedingung zu verhüten, geichehen muß, nicht fogleich bewerkſtelligen; der Käufer aber 
will dennoch bei dem Kontrafte verbleiben: fo iſt er befugt, von dem Berfäufer Si- 
cherheit für alled da8 zu fordern, was ihm diefer zu leiften haben würde, wenn durch 
den Eintritt der Bedingung das Erbrecht verloren gehen follte. 

$. 502. it die Bedingung von der Art, daß deren Erfüllung von dem Käufer 
felbft geleiftet werden fann; jo hängt es von diefem ab, jich derfelben zu unterziehen, 
und wegen des daraus für ihn entjtehenden Nachtheild Entihädigung von dem Ber- 
fäufer zu fordern. 

$. 503. Wenn andere rechtliche ??) Hinderniſſe das Erbrecht felbit, oder deiien Bei andern 
Ausübung, oder auch die Erlangung des Beliged und Genuſſes einzelner Erbichaftd- este entne- 
ftüde 4°) aufhalten, oder erichweren; jo ift der Käufer eine Entihädigung dafür, die Kikerninen. 
er fich nicht ausdrüdlih vorbehalten hat, zu fordern nicht berechtigt. 

$. 504. Gr fann aber Entihädigung verlangen, wenn die Hindernijje oder 
en durch das eigene grobe oder mäßige Verſehen des Verkäufers entitan- 
den find. 

$. 505. un ſich nach geſchloſſenem Kaufe, daß der vermeintliche Erblaſſer Wenn der 
damals noch am Leben geweien, 5 bleibt +7) das Gefchäft nichtig *?), wenn auch der dm echen it 
Tod deilelben bald hernach erfolgt wäre. 

$. 506. Hat einer von beiden Kontrahenten gewußt, daß der angebliche Erblaf- 
fer noch nicht veritorben fei, fo muß derfelbe dem andern Theile alle durch den nichti- 
gen Vertrag entitandenen Schäden und Koften erftatten. 

$. 507. Iſt eine dem Abſchoſſe unterworfene Erbfchaft verfauft worden, und Bom ab- 
wird nicht die Erbfchaft felbit, fondern nur das Kaufgeld ausgeführt, fo darf der Ab— Pa 
ſchoß nur von dem Kaufgelde entrichtet werden. Kaufen. 

$. 508. Coll aber die Erbichaft felbft ausgeführt werden, fo ift der Abſchoßbe— 
rechtigtet?) befugt, auf die Vorlegung eines vollftändigen Verzeichniſſes der auszu— 

37) Hierdurch kann der Verkäufer die Sache in ebendiejelbe Yage bringen, welche fie beim Sadı- 
verfaufe von ſelbſt haben joll: der Käufer kann nicht zurüdtreten, wenn ihm gewährt wird, was ihm 
vertragsmäßig zufommt. $. 326, Zit. 5. 

38) Das hat nicht den Sinn, als fünne und müßte die Handlumg erzwungen werden, das märe . 
wohl eine nicht jehr verftändige Anordnung; aber es führt zur vollftändigen Entidhädigung und zum 
juramentum in litem des Käufers. Dies ıft die juriſtiſche Bedeutung der Beftimmung. 

39) Was für rechtliche Hindernifje? Vielleicht Schwierigkeit in der Legitimationsführung des 
—— oder Streit über das Erbrecht. Es iſt nicht beſtimmt zu ſagen, an was man hierbei zu den— 
en . 

40) 3.8. wenn dergleihben in dem Befite eines Dritten find und erft bindizirt werden müſſen. 
Diefes ift der Erbe und Verkäufer auf jeine Koften zu thun verbunden. $.475 d. T. Der Käufer 
ift aber, als Gigenthlimer, auch jelbft ad enusam fegitimirt und bat, wenn er das Geichäft nützlich 
bejorgt, für Koften und Auslagen Erjag von dem Verkäufer zu fordern, 

41) Was von Anfang nichtig ift, kann niemals von ſelbſt konvalesziren. Tit. 3, $. 43. 

42) Vergl. o. 8.446 d. T. 


43) Privat« Abjchofberechtigte giebt es nicht mehr; und der Fiskus nimmt nur noch zur Aus— 
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—— dem Abſchoſſe unterworfenen Stücke, und auf deren gerichtliche Würdigung 
anzutragen. 
$. 509. Entjteht in Fällen, wo der Abſchoß nur vom Kaufgelde zu entrich- 

ten ift, ein jcheinbarer Verdacht, daß das Kaufgeld niedriger, als e8 verabredet iſt, 
zum Nachtheile des Abjchoßberechtigten a worden, 5 fteht Letzterem frei, die 
eidliche an: der Angabe von dem Käufer und Berfäufer zu fordern. 

_$. 510. Uebrigens hält ſich der Abichofberechtigte, wegen der Zahlung des Ab- 
ſchoſſes, vorzüglih an den Käufer, als Beſitzer der Erbfchaft. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bom Trödelvertrager). 


J.H. Boehmer, Exereit. ad Pandectas, No. LIV, Tom. III, p. 538 sqq. Hellfeld, Jurispruden- 
tia forensis etc. $$. 1065— 1067. Dazu Glüd, Erläuterung, ®d. XVII, ©. 61 fig. Jul. Merkel, 
Trödelvertrag, in Weiste's Rechtslexilon, Bd. XI, S. 535 ff. Bornemann, Syftematiihe Dar- 
zen des Preußiichen Civilrechts, Bd. III, ©. 186 fig, Dein Recht der Forderungen, 2te Ausg. 

. II, 8. 360. 


S. 511. Wenn Jemand feine Sache einem Andern zum Verkaufe für einen be» 
ffimmten Preis übergiebt, mit der Bedingung, daß innerhalb eines feſtgeſetzten Ter- 
mins entweder die Sache zurüdgegeben, oder der beftimmte Preis geliefert werden folle, 
fo ift ein Trödelvertrag vorhanden ?). , _ 

$. 512. Ein ſolcher Trödelvertrag fann nur über bewegliche Sachen geſchloſſen 
werden. 

$. 513. Das Eigenthum der Sache geht auf den Empfänger mit Ablaufe des 
Termins fofort über ?). — 

$. 514. Der vorige Inhaber kann die Sache in der Zwiſchenzeit nicht zurüdfor- 
dern ®). 

$. 515. Wenn aber der Empfänger mit dem Ablaufe ded Termin den beſtimm— 
ten Preis nicht liefert 5), fo ift der vorige Inhaber die Sache ſelbſt, wenn fie ſich bei 
dem Empfänger noch unverfauft befindet, zurüdzunehmen berechtigt. 
übung des Bergeltungsrechts Abſchoß von Erbſchaften. Mit den meiften Staaten find Berträge darü- 
ber geichloffen. 

1) Trödelfontralt nennen die neueren Civiliften dasjenige Mechtögeichäft, über welches der Pan- 
deftentitel 3, XIX de aestimatoria handelt, und welches feinen Cigennamen hat. Es beftand darin, 
daß Einer dem Anderen eine Sache um einen gewiſſen Preis (Aeftimation) zu verhandeln übertrug, und 
hatte Aehnlichteit mit allen drei Konfeniualtontratten, welche den täglichen gemeinen Verlehr bauptiächlich 
ausmadıten, nämlich dem Kaufe, der Miethe und dem Mandate; denn der vierte Konieniualtontraft 
(die Sozietät) gehört viel weniger dem Tagesverfehre an. Dan war deshalb darüber im Zmeilel: ob 
man wegen der Aeftimation ex vendito, oder ex locato (quasi rem vendendam locasse videtur), oder 
ex conducto (quasi operas conduxisset), oder mandati zu Magen berechtigt jei. Um dieſe Bedenken 
zu bejeitigen, fam eine befondere Epezied von Klage, eine actio de aestimato in Vorſchlag, die auch 
für den Fall ammendbar blieb, wenn der Uebernehmer fich den Lohn ausbedungen hatte. L. 1 u, 2 
‚D.l.e. Die Klage ‚mar von beiden Seiten eine direlte und der unbenannte Kontrakt ein wirklich 
zweifeitiger. Die Berf. des A. L. R. haben ihm als eine eigenthümliche Spezies von Bertrag beibehal- 
ten, gleich dem Tauſchtontralte, weldyer weniger ein Bedürfnif ift, als der in der That ganz eigen- 
thümliche Trödeltontraft. 

2) Zur Begriffsbeftimmung gehören auch nod die 88. 512, 522 — 525. 

3) Nämlich wenn ein wahrer Trödelvertrag geichlofien worden und das Geichäft nicht als Auf- 
trag, oder als Dienftmiethe zu behandeln ift, und der Preis bezahlt wird. $. 515 u. die Anm. 5. 

4) Wenn der Kontraft in einer redhtsverbindlichen Form gefchlofien ift. Außerdem gelten die 
Grundiäße über mündlich geichlofiene Verträge, Tit. 5, 8. 146. Hier tritt jedoch das Eigenthümliche 
ein, daß der Trödler —— jagen kann, er babe, nach dem Empfange, ſchon den Anfang mit der 
a. durch feine Bemühung, die Sache anzubringen, gemacht. Für diefe muß er dann entichä- 
igt werden. 

5) Diefe Bedingung des im $. 513 ausgefprochenen Grundjates ift aus dem R. R. beibehalten, 
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. 516. Bid zum Ablaufe des Termind trägt der vorige Inhaber den Schaden 
* — welcher ohne grobes oder mäßiges Verſehen des Empfängers entitan- 
en iſt. 

$. 517. Dageg n muß der Empfänger, wenn er vor oder in dem Termine die 
Sache zurüdgeben will, aud alle in der Zwifchenzeit entſtandenen natürlichen Zuwüchſe 
derfelben mit abliefern. 

X 518. Er muß allen Schaden und Berluft, welcher durch fein auch nur mäßi- 
ges Verſehen an der Sache entitanden ift, vergüten. 

$. 519. Es fommen ihm aber auch ®) während feines Befiged alle Nutzungen 
und Bortheile, welche die Sache außer den natürlihen Zumwüchfen gewähren fann ?), 
wenn nicht ein Anderes verabredet tft, zu gute. 

$. 520. Fit vor abgelaufenem Termine Konfurs über das Vermögen des Em- 
pfängers entitanden, und die Sache bei ihm noch vorgefunden worden, jo müſſen die 
Gläubiger dem vorigen Inhaber entweder die Sache zurüdgeben, oder den feſtgeſetz— 
ten Preis dafür bezahlen. 

$. 521. War der Termin der Nüdgabe zur Zeit det entitandenen Konkurſes be- 
veit3 abgelaufen 9); oder wird die Sache in dem Bermögen ded Gemeinſchuldners nicht 
mehr vorgefunden, jo muß der vorige Inhaber ſich in den Konfurd nicht einlaſſen, 
und feine Befriedigung, wegen des bedungenen Preiſes, an dem durch das Prioritätd- 
urtel ihm anzuweiſenden Orte?) abwarten. 

$. 522. Iſt eine Sache Jemandem zum Berfaufe, ohne Beitimmung eined ge- 
wiſſen Termind zur Zahlung oder Rückgabe, zugeftellt worden, fo ift ein bloßes Auf- 
tragsgeſchäft vorhanden. 

‘ 523. Gin Gleiches findet ftatt, wenn zwar ein Termin zur Rüdgabe, aber 
reis beſtimmt iſt. 
$. 524. Ferner alsdann, wenn dem Empfänger der Sache für den übernom— 
menen Berfauf eine gewiſſe Provifion oder andere Belohnung as worden 1°), 
$. 525. Deögleichen alddann, wenn eine unbemwegliche Sache den Gegenftand des 
Vertraged ausgemacht !'). 

8. 526. In allen Fällen aber, der Uebernehmer mag die Sache vermöge eine? 
Zrödelfontraftd, oder eine bloßen Auftrags in nach Gewahrfam gehabt haben, iſt 
ein von ihm erfolgter Verkauf, ſowohl in Anfehung des vorigen Inhaber, als des 
Käufers, recht3beftändig. 


fein 


welches nicht wegen des jus poenitendi, fondern wegen des Grundſatzes bei Käufen, daß der Ueber- 
gang des Eigenthums duch Bezahlung oder Kreditirung des Preifes bedingt war, dem Geber die Zu— 
rüdnahme geftattete, wenn er nicht das Aeſtimatum bezahlt erhielt. L.5, 8.18 D. de tributoria 
actione (XIV, 4). Diejelbe Bedeutung hat auch die immung unferes $. 515; fie hängt zuſam— 
men mit dem Prinzipe, auf welchen der $. 230 d. T. beruhet. 

6) Als wenn das eine Vergeltung für die durch Beriehen begründete Verbindlichkeit zum Scha— 
denserjatse fein jollte, wie da® commodum fiir das periculum. 

7) In der Gewahrfam des Trödlers nämlich: denn vermiethen darf er fie nicht. 

8) Und der Preis ausdrücklich oder ftillichweigend kreditirt. ($. 515.) 

9) Die Grundjäge über Kommiffionsgüter, $. 25 der Konk.O., tommen hier zur Antvendung ; 
wenn die Borausfegungen derjelben nicht zutreffen, jo hat der Auftraggeber nur im der neunten Klaſſe 
Befriedigung zu erwarten. 

10) Nach der L.2 D. 1. c. mwiderfpricht die Ausdingung eines Lohnes dem Kontrafte nicht. 

11) Dann ift ein bloßes Mäklergefchäft vorhanden. 
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Sechster Abſchnitt. 
Bon gewagten Gefhäften und ungewifien Erwartungen. 


Aus der Literatur ift vorzugsweile für uns zu bemerken: 

Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. 8.303. Dazu Glüd, Erläuterung, Th. IV, ©. 192 ff. 
u. Bd. XVI, ©, 32. Ernſt Chriftian Weftphal, über künftigen ungerwifjen Gewinn. Halle 1783, 
Grath, Kauf u. Berfauf, in Weiske's Rectsleriton, Bd. VI, ©. 19, lit. b. 

Bornemann, Syſtematiſche Darftellung des Preußischen Civilrechts, Bd. III, ©. 190 fig. 
Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. III, $. 325. 


Begriff. $. 527. Berabredungen, nad welchen eine gewiſſe Sache, oder ein beftimmter *) 
Preis, gegen die Hoffnung ?) eines fünftigen noch ungewiſſen Vortheild, oder gegen 
Ueberlaſſung künftiger Bortheile 3), die nach dem natürlichen und gewöhnlichen Yaufe 


5* $. 528. ft die bloße Hoffnung eines künftigen ungewiſſen Vortheils der Gegen- 


von gehegten Erwartung nicht RN ausfällt. 


1) Das Gegenveriprochene muß nicht nothwendig eine gewiſſe Sache oder ein beftimmter Preis, 
es fann gleichfalls etwas Ungewiſſes und Unbeftimmtes fein. Dann ift das Gefchäft von beiden Sei- 
ten a gewagtes, welches unverboten, und jogar mit einer beionderen Form bedacht worden if. ©. 
0. Tit. 5, 8. 139. 


2) Der Gegenftand des Kontrakts ift hier nicht eine künftige Sadye, jondern nur die Hoffnung auf 
eine ſolche (emtio spei), wobei in Betreff der Nechtöbeftändigkeit des Geſchäfts nichts darauf ankommt: 
ob die Sache entftehen wird, oder nicht. $$. 528 — 531,587 d. T. 

8) Hier find die Vortheile, die Sache, welche von der Zukunft ertwartet werden, felbft der Ge- 
genftand des Handels (emtio rei speratae); Ddiejer Handel fällt von ſelbſt weg, wenn die Bortheile 
gar en zur Entjtehung fommen, denn er ift ein bedingter. $. 530. Bergl. oben, Ann. 88% zu 
8. 110, Tit. 2. 


4) Bortheile oder Rechte, welche zur Zeit des Kontrafts ſchon wirklich vorhanden, wenngleich 
nad ihrem Geldiwerthe noch unbeftimmt find, machen das Geichäft nicht zu einem gewagten, wie 3. B. 
ein Bertrag, wonach Jemand fich verpflichtet, eine beftimmte Zahl Eilenbahngquittungen gegen Zab- 
lung einer beftimmten Geldiumme von dem Anderen zu übernehmen. Denn das Recht, welches der 
Käufer der Duittungen erhält, ift ein gegenwärtig wirklich ſchon vorhandenes Theilnahmredht an der 
Eiſenbahn; es ſoll nicht erſt im der Zukunft entftehen. Nur der Ertrag ift unbeftimmt, worauf aber 
in diefer Hinficht nichts antommt. 

48) (4. 9.) Hierzu gehört nicht das bergmänniiche Finderredht und die Muthung auf Grund dei- 
felben. Wenn alſo dafjelbe cedirt wird und micht den aehofften Erfolg, d. h. die Beleihung nicht zur 
Folge hat, jo kann die Ceifion der Muthung nicht bloß aus diefem Grunde rüdgängig gemacht wer- 
den; denn der Gegenftand der Veräußerung ift das dem Muther zuftehende Recht, mie es eben ift. 
Erf. des Obertr. v. 30. März 1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVII, ©. 143). (5. A.) Denn die 
Abtretung einer Muthung enthält mur eine emtio spei und fanın nur auf Grund der 8$. 539, 540 
d. T. mit der actio doli angegriffen werden, wenn der Gedent wußte, daß eine der Vorausiegungen, 
wodurch die Beleihung bedingt ift, nicht vorhanden war. Bergl. Erf. deſſ. v. 9. Mai 1864 (Entid. 
Bd. LU, ©. 420). 

5) Gar nicht. Dann ift das Geichäft gegenftandsios und deshalb für nicht geichlofien zu erachten. 

6) Einer beionderen Wiederaufhebung bedarf es nicht; denn er gilt für micht geichloffen, weil er 
unter einer Bedingung geichloffen mar und die Bedingung nicht eingetreten ift. Was der Käufer etwa 
voraus gegeben hatte, muß reftituirt merden in dem Auftande, im meldem es alsdann vorhanden; 


für die verichuldeten Berihlimmerungen hat der Verkäufer Erfat zu leiften. Der Käufer hat die con- 
dietio causa data, ©, u. 8, 587 d. T. 
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$. 531. Iſt ed nach der Faſſung ded Vertraged, und nach den Umftänden zwei« 
felhaft: ob nur die Hoffnung, oder die gehoffte Sache felbit der Gegenftand des Ver—⸗ 
tragd geweſen ſei, jo ıft leßtered anzunehmen. 

$. 532. War e8 zur Zeit der geſchloſſenen?) Verabredung ſchon gewiß, umd 
beiden Theilen befannt, dat das, was als eine Hoffnung verfauft wurde, fchon da 
—— muß der Vertrag nad den Grundſätzen des Kaufs +) oder Tauſches beurtheilt 
werden. 

8. 533. War folches nur Einem Theile befannt, fo ift der andere, dem davon 
feine Anzeige gemacht worden, an den Vertrag nicht gebunden. 

$. 534. War e8, zur Zeit des geſchloſſenen Vertrags, ſchon gewiß, und beiden 
Theilen, oder auch nur dem Käufer allein befannt, daß dad, was ald Hoffnung ver- 
fauft wurde, nicht erfolgen werde, jo ift dad Gejchäft nach den Regeln von Schenfun- 
gen zu beurtheilen ?). 

$. 535. War diefed nur dem Berfäufer der Hoffnung befannt, fo ift der Käufer 
an den Vertrag nicht gebunden. 

$. 536. Vielmehr ift der Verkäufer alle Schäden und Koften, die dem Käufer 
daraus, daß er demielben feine Willenfchaft verichwiegen hat, entftanden find, zu er- 
feßen verbunden 19). 

$. 537. War zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages die Griftenz ded Vorfalls 
oder der Begebenheit, wovon Gewinn und Berluft bei dem Gefchäfte abhängt, ſchon 
gewiß, und beiden Theilen befannt; die Beichaffenheit und der Umfang ded Gewinns 
oder Verluſtes felbft aber noch ungewiß, fo ift das Gefchäft dennoch ald ein gewagter 
Vertrag anzuſehen. 

$. 538. Ob alddann der Vertrag, als ein folder, der nur über eine bloße Hoff- 
nung, oder der über erwartete Bortheile gefchlojien worden, anzufehen fei, und aljo 
die Vorſchrift $. 528 oder 530 ftattfinde, ift nach dem Inhalte ded Vertrags, allen- 
fall aber nach der Regel des $. 531 zu beftimmen. 

$. 539. Bei allen gewagten Verträgen find beide Theile ſchuldig, einander alle 
ur Zeit des Vertrag ihnen !!) befannten Umjtände, wovon der Erfolg der Begeben- 
beit oder die Beichaffenheit ded davon zu erwartenden Vortheild, ganz oder zum Theil 
abhängen fann, treulich anne. 

8. 540. Kann ein Theil überführt werden, daß er dem andern Umftände ver- 
ſchwiegen:2) habe, die nach vernünftigem Ermeſſen der Sachverftändigen, auf den 
Entſchluß deſſelben, in den Bertrag bedungenermaßen ſich einzulaijen, hätten Einfluß 
haben fünnen; fo-ift der Andere befugt, von dem Bertrage wieder abzugeben, und das 
Gegebene zurüdzufordern. 


7) In ſolchen Fällen kommt es ganz beſonders auf den Zeitpunkt an, im welchem das Geſchäft 
als völlig abgeichloffen zu erachten ift. Dies kann bei Verträgen unter Abreienden zweifelhaft fein. 
Tit. 5,8. 80 u. 88.90 ff. Auch bei Berträgen mit Korporationen. 

8) Nach dieſen Grunmdjägen wird das gewagte Geſchäft gleichfalls im Allgemeinen beurtheilt. Die 
Beſtimmung will nur jagen, daß in dem borausgejegten Falle das Kechtegeichäft nicht mehr bedingt, 
fondern ein unbedingter Sachtauf oder Tauſch fei. 

9) Ebenſo wie bei dem Sachkaufe im dem gleichen Falle, nad 8.41 d. X, 

10) Wie nad 8. 40 d. T. bei dem Sadjlaufe in dem gleichen Falle. 

11) D. h. ihnen einfeitig befannt. Denn was beide Theile bereits wiſſen, das braucht der Eine 
dem Andern nicht mehr anzuzeigen. 

12) Die bloße Thatiache der Nichtanzeige genügt, um den Anderen, dem der Umftand nicht be» 
kannt war, zum Rüdtritte zu berechtigen. Denn der Wiſſende war ichuldig die Anzeige zu machen, 
dieje Pflicht blieb alſo unerfült, wenngleih nur aus Unachtiamteit oder Einfältigeit geldhiiegen wurde. 
St Vorbedacht, d.h. ein auf den eigenen Bortheil berechnetes Stillſchweigen, die Urſache des Ber- 
ra jo hat der Andere ein noch größeres Recht, er fan vollftändige Genugthuung fordern. 

‚541, 





1) Bon Ber: 
fiherung® 
verträgen. 
2) Bon Lot: 
terien *). 
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$. 541. Wer dergleichen Umftände dem Andern mit Vorbedacht verfchweigt, ift 
demjelben zur vollftändigen Schadloshaltung verpflichtet. 

8. 542. Ueberhaupt haftet, auch bei Abfchliegung eines gewagten Vertrags, je 
der Theil dem andern für jedes mäßige Verfeben !>). 

$. 543. Hat der Berfäufer durch fein mäßiges Verſehen verurfacht, daß die 
— oder der gehoffte Vortheil nicht erlangt wird, jo muß er den Käufer fhad- 
08 halten. 

$. 544. Hat er aber durch Borfag oder grobes Verfehen die Erfüllung der Hoff- 
nung oder die Erlangung des gehofften Vortheils hintertrieben, fo muß er dem Käufer 
das volle Intereſſe vergüten. 

8. 545. Kann derentgangene Gewinn, wegen der Natur des Geſchäfts, auf an- 
dere Art nicht audgemittelt werden, fo ift derjelbe auf den doppelten Betrag des Kauf: 
gelds zu beftimmen. 

$. 546. Bon Berficherungsverträgen, ald gewagten Gefchäften, wird im Kauf- 
manndrechte gehandelt 1%). ch. II, Tit. 8, Abſchn. 14) 15). 

8. 547. Nur mit ausdruͤcklicher Genehmigung des Staats können öffentliche Lot— 
terien 16), Glücksbuden und andere dergleichen Glücksſpiele unternommen werden 17). 

8. 548. Der beſtätigte und öffentlich bekannt gemachte Plan iſt das Geſetz, nach 
welchem die Rechte und Pflichten des Unternehmers beurtheilt werden müſſen. 


5. Ed. v. 28. Mai 1810. (G.S. 1810 Anh. S. 71.) 

8. 7. Die durch den Druck bekannt zu machenden Plane, Inſtrultionen für die Einnehmer und 
Publitanda find die Gejete, mad) welchen die Rechte und Pflichten Unſerer General - Lotterie Direl- 
tion und der unter ihrer Autorität und von ihr angenommenen Einnehmer, beurtheilt werden ſollen. 

Subfidiarifch enticheidet hiernächft Unſer L. R. 


18) Iſt eine Anwendung der allgemeinen Rechtsregel über die Haftung für Verſehen. Tit. 5, 
8. 278. 


14) Bergl. u. 8. 651 d. X. 

15) Start Abſchu. 14 ift „Abichn. 13” zu leſen. R. vom 29. Desbr. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 

*) (5. 9%.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. $. 762. Dazu Glüd, Erläuterung, Th. XI, 
S. 357 flg. (v. Edardt) Abhandlung vom Yottoreht, oder rechtliche Betrachtung über diejenigen 
Borfälle, welche fich bei dem Zahlenipiele oder ſ. g. Lotto theils ſchon zugetragen haben, tbeils in Zu— 
funft noch zutragen möchten. Coburg 1771, 1787. I. 9. Bender, das Lotterierecht, 2te Aufl. 
Gießen 1841. Neubert, Spielvertrag, Lotterie, Ausipielgeihäft. Nach gemeinem u. ſächſiſchem 
Rechte dargeftellt. 2te Aufl. Leipzig 1838, r, Lotterie, in Weiste’s Rechtsierifon, Bd, VI, ©. 760 flg. , 
— Preußiſches Recht: F. E. Behmer, de eo, quod justum est circa lotteriam, in deffen Novum 
jus controversum, Lemgo 1771, Tom. I, nr.3. Bornemann, Spftematiide Darftellung des 
Preußischen Civilrechts, Bd. Il, ©. 193 fl. Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. III, 
&. 326, 


16) Außer der ſ. q. Klaffenlotterie, vom welcher der Staat jelbft Unternehmer ift, giebt es im 
Lande feine öffentliche Yotterie, und auch die Abichaffung dieſer Lotterie fteht im Ausficht, ſobald der 
Staatshaushalt diefelbe geftattet. K.D. vom 21. Juli 1841 (G.S. ©, 131). Dieſer Fall wird wohl nie 
eintreten. 

Das Spielen in — Lotterien und die er find bei Strafe verboten. B. 
v. 7. Dei. 1816 (G.S. 1817, S. 4). — K.O. dv. 6. Jımi 1829 (6.8. ©. 63). — K.O v. 26. März 
1825 (G.S. ©. 22). — 8.D. vom 20. März 1827 (G.S. ©. 29). 

Das geſetzliche Berbot des Spielens in fremden Fotterien macht zwar auch den über ein folches 
gemeinjchaftlich auszuführendes Spiel geichloflenen Gejellichaftsvertrag zu einem verbotenen, hindert 
jedoch nicht den Erwerb des auf das gemeinſchaftliche Loos in der fremden Lotterie gefallenen Gemin- 
nes; und ift daher die Klage des einen Geiellichafters gegen den andern auf Theilung des Gewinnes 
ftatthaft. Pr. des Obertr. 1939, dv. 19. Nov. 1847. Man muß aljo zwiſchen dem Hoffuungstaufe 
(Titel) und der Ermwerbung (Uebergabe) unteriheiden. Die legtere wird nicht für verboten erachtet. 
Man hat bier alfo eine gültige Tradition auf Grund eines ungültigen Titels. IR unjuriſtiſch. 

17) Das Einf in eine Lotterie oder Kauf eines Lotterieloojes ift ein Hoffnungslauf. $. 528 
d. T. Vergl. das Erf. des Obertr, v. 1. Oft. 1836 (Entih. Bd. UI, ©. 185). Es finden daher die 
Vorſchriften $$. 532 ff. auf den Fall Anwendung, wenn ein ſchon durchgefallenes Loos verkauft wird. 
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$. 549. In diefem Plane muß zugleich beitimmt fein: wie für die Sicherheit der 
Intereſſenten bei diefem Gefchäfte gejorgt worden 15). 

8. 550. Hat der Unternehmer die in diefem Plane bejtimmte Zahl von Looſen 
bis zu der darin angegebenen Ziehungszeit nicht abjegen fönnen, jo ift er jchuldig, den 
— ihren Einſatz mit den höchſten nach den Geſetzen erlaubten Zinſen zurück— 
zuzahlen. 

$. 551. Haben aber die Intereſſenten eine Verlängerung des Ziehungstermins 
ſich ausdrüdlich gefallen lajien, oder ihren Einſatz, nach erfolgter öffentlicher Befannt- 
machung diejer Verlängerung, bis zum Berlaufe der Hälfte des neu bejtimmten Zeit 
raumes nicht zurüd gefordert; fo bat 3 bei dem Bertrage fein Bewenden, und die 
—— —— für den Verzug der Ziehung weder Zinſen, noch ſonſt eine Entſchädi— 
gung fordern. 

$. 552. Bis zu dem im Plane beſtimmten, oder in der Folge verlängerten Zeit 
punfte, wo der Einfag geichlojien werden foll, ift der Unternehmer verbunden, jedem 
a meldenden Einfeger, fo lange noch Looſe 1?) vorhanden find, dergleichen zu über- 

ſſen. 

8. 553. Sind aber am Schluſſe dieſes Zeitpunkts noch unabgeſetzte Looſe übrig, 
ſo kann der Unternehmer dieſelben auf eigenen Gewinn und Verluſt behalten. 

8. 554. Zwiſchen dem Unternehmer und Einſetzer vertritt das Loos oder Billet 
die Stelle des ſchriftlichen Vertrags. 

8. 555. Der bloße Bejig eines ſolchen Looſes berechtigt den Inhaber zur Einzie- 
hung des darauf gefallenen Gemwinnes ?°). 

$. 556. Ueberhaupt gilt von dergleichen Looſen alles, was die Gefege wegen 
der auf den bloßen Inhaber lautenden Papiere verordnen. (Tit. 15, 88. 45— 53.) 

— Der Unternehmer ſoll die Looſe nur gegen baare Zahlung des Einſatzes 
verabfolgen. 

8. 558. Hat er alſo auf den Einſatz Kredit gegeben, ſo ſteht ihm deshalb keine 

erichtliche Klage, ſondern nur die Kompenſation gegen den auf ein ſolches Loos fal- 
enden Gewinn zu *1). 


Anh. $. 18. Wenn ein Einnehmer der Zahlen - Lotterie dem Spieler das Einfatsgeld ftundet, 
fo gefchieht ſolches auf feine Gefahr, umd er ift den freditirten Einſatz gegen den Spieler einzullagen 
nicht befugt **). 


18) Iſt bloße Imftruftion für die Behörde, melde die Beftätigung zu ertheilen hat. 

19) Die Loofe find den Papieren, die auf den bloßen Inhaber lauten, gleih. Das Loos gilt 
als der Vertrag zwiſchen dem Einjender und Unternehmer (Käufer und Verkäufer) über den Hoffnungs- 
fauf und legitimirt den Inhaber zur Abforderung des darauf gefallenen Gewinnes. $. 554 — 556, 
Vergl. Entid. des Obertrib. Bd. II, ©. 135. Deshalb kann der Unternehmer dem dritten redlichen 
Inhaber das don dem urfprünglihen Käufer rüdftändig gebliebene Kaufgeld nicht abrechnen; denn das 
Billet gilt im Berfehre tie eine körperliche Sache, melde der erfte Ausgeber unbedingt gegen den 
Gewinn umwechſeln muß; der dritte Käufer des Billets ift ein Sachkäuſer jo gut wie ein Käufer von 
Pfandbriefen. Aus diefem Grunde habe ich meine frühere entgegengejegte Meinung geändert. 

20) Der Beſitz des Looſes begründet eine Vermuthung zum Bortheile des Einnehmers für die 
wirkliche Bezahlung das Gewinnes, wenn micht der geweſene Inhaber Umftände nachweiſen kann, aus 
weichen ſich ergiebt, daß er ohne Zahlung zu empfangen das Loos ausgeliefert habe. 

21) Dod nur gegen feinen Abläufer. Ein dritter vedlicher Erwerber des einem lettre au porteur 

leihen Looſes haftet nicht wie der Geifionar einer Forderung und braucht ſich den kreditirten Ein— 
In über melden das Loos quittirt, nicht abrechnen zu laſſen. — oben die Anm. 19 zu $. 552, 
—— Meinung iſt Bender, das Lotterierecht (te Aufl.), S. 168, aber ohne Würdigung unſerer 
ründe. 


22) Der $. 558 d. T. wurde ſchou durch das Lotterie-Ed. v. 20. Juni 1704, $. 7, wieder auf⸗ 
gehoben, indem dort den Lotterieeinnehmern eine Klage auf den Einſatz geftattet wurde; einige Jahre 
nachher jedoch durch die K.D. v. 16. Juli 1799 (Rabe, Bd. V, &,496), binfidhts der Zahlen- 
fotterie, wieder bergeftellt. Hieraus ift der 8. 18 des Anh. entſtanden. Hinfichts der Klaſſenlotterie 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. 46 
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6. RO. v. 21. Juli 1841, (G.S. ©, 131.) 

Da die Lage des Stantshaushalts mit Rückſicht auf die anderweit beabfichtigten Steuererleichte- 
rumgen die Abichaffung der Lotterie noch nicht geftattet, fo will Ich, mm den Wünfchen mehrerer Pro- 
vinzial⸗ Landtage zu entiprechen, zur möglichiten Beſchränkung des Yotterieipiels auf Perjonen der 
wohlhabenden Klaſſen umd zur Abftellung der bei dem bisherigen Betriebe bemerlbar gewordenen Ue— 
beiftände auf Ihren im Staatsminifterium berathenen Antrag vom 8. d. M. hierdurch Folgendes be— 
ftimmen : 

1. Der 8.10 des Ed. vom 28. Mai 1810, wonach den Yottterieeinnehmern ein Klagerecht auf 
geftundete Einfatsgelder eingeräumt ift, fol vom 1. Januar 1842 ab nicht mehr in Anwendung kom— 
nen, vielmehr in Anfehung aller von diefem Zeitpumfte ab geftumdeten Einſatzgelder die Vorſchrift 
des 8. 558, Th. I, Tit. 11 des A. L.R. wieder in Kraft treten, mach welchem den Lotterieeinnehmern 
und Untereinnehmern, fofern fie auf den Einſatz Kredit gegeben haben, deshalb keine gerichtliche Klage, 
iondern nur die Kompenſation gegen den auf eim ſolches Yoos fallenden Gewinn zufteht. 

Diefe Vorſchrift foll auch in allen Landestheilen, in welchen das A. L. R. nicht eingeführt ift, von 
demielben Zeitpunkte 'ab zur Anwendung kommen. 

2. Die ſämmtlichen Stellen der Lotterie -Untereinnehmer follen nad) und nach eingehen, umd 
es joll daher, wenn dergleihen Stellen durch den Tod der jetigen Inhaber oder fonjt zur Erledigung 
fommen, die Unmahme anderer Imtereinnehmer von Seiten der Lotterie- Direktion nicht ferner geneb- 
migt werden. Auch die Stellen der Yotterieeinnehmer jollen vermindert, und insbejondere dergleichen 
Stellen in Hleineren Städten oder auf dem platten Lande nicht wieder befetst werden. Wo aber für 
jetzt die Wiederbeiegung erledigter Einnehmerftellen erforderlich ift, da ſoll diefelbe nur auf Kündigung 
erfolgen. 

3. Auf die Beobachtung der ſchon beftehenden Borichrift, wonach es den Lotterieeinmehmern umd 
Umntereinnehmern unterfagt ift, mündlich oder fchriftlich zum Lotteriefpiel aufzufordern,, und ohne bor- 
angegangene Beftellung Loofe perjönlich anzubieten oder in Briefen zu überſenden, oder durch einen 
Dritten anbieten oder zujenden zu lafjen, ift auch ferner ftreng zu halten, und insbefondere dahim zu 
jehen, daß nicht die Yotterieeinnehmer ftatt der eingebenden Untereinnehmer andere Privat - Kommil- 
fionäre annehmen 22 4). 

Fotterieeinnehmer und Untereinnehmer, welche dieſen Borfchriften zumider handeln, müſſen jofort 
entlaffen werden. 

4. Die Zahl der im jeder Lotterie jpielenden Looſe joll vermindert, der Einjat für jedes Yoos 
hingegen erhöht und ein hiernad) zu entwerfender Plan Meiner Genehmigung eingereicht werden. 

$. 559. Der von dem Unternehmer angefegte Gollefteur verpflichtet den Unter: 
nehmer joweit, als er die Grenzen der ihm entbeitten Vollmacht nicht überfchreitet. 

$. 560. Es muß aber diefe Vollmacht in dem Plane, oder gleich mit demfelben, 
öffentlich befannt gemacht werden. 

$. 561. ft dies nicht gefcheben; fo wird der Unternehmer durch den von ihm 
wirflih angefegten Collekteur ohne Unterfchied verpflichtet. 

$. 562. Auch ein Verſehen eines ſolchen Gollefteurd, bei Anfertigung oder Ein- 
fendung der Liften, muß der Unternehmer gegen die Einſetzer vertreten. 


biieb es bei dem $.7 des Ed. v. 20, Juni 1794, Die Zahlenlotterie wurde 1810 durch das Lotte 
rie-Ed. dom 28. Mai 1810 von einer an ihre Stelle geſetzten Duinenlotterie verdrängt und im $. 10 
wiederum eine Klage auf den Einſatz, bei Duinen- ſowohl als bei Klafjenloojen gegeben. Dies wird 
durch die K.D. v. 21. Juli 1841 (Zuſ. 6) abermals geändert, und zwar dahin, daß nun wegen fei« 
nes Lotterieeinfates geflagt werden kann. 


222) (4. U.) Diefes den Lotterieeinnehmern gemachte Verbot, ihre Looſe durch einen Dritten 
ausbieten zu laffen, gilt nur als Disziplinargefeß gegen die Lotterieeinnehmer, ohne die civilrechtli⸗ 
hen Folgen des zwiſchen dem Einnehmer und dem Kommiſſionär geichlofienen Vertrages zu berühren, 
Zit. 3, 8.36 und Zit. 5, $. 68. (Erf. des Obertr. v. 1. Mai 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IL, S. 116). 

Der Kommilfionär des Yotterieeinnehmers ift ohne eine dies ausdrücklich beftunmende Feſtſetzung 
des er nicht verpflichtet, dem Einnehmer die nicht abgejetsten Loofe vor der Ziehung zurüdzu- 
ge Erf. des Obertr. vom 1. Mai 1851 (Arch. f. Rechisf. Bd. I, ©. 116). Bergl. it. 13, 

‚61 u.5. 





Bon gemagten Geſchäften. 23 


$. 563. Der von dem Unternehmer angefepte Gollefteur haftet ebenfo für die 
Handlungen der von ihm beftellten Untercollefteure. 

$. 564. Eigenmächtige Collefteurd können den Unternehmer nicht verpflichten, 
als in fofern Legterer, dur die Annahme ded von ihnen gefammelten Einſatzes, oder 
fonft, die Handlungen derfelben genehmigt hat. 

$. 565. Der Gewinner kann feiner Bezahlung wegen nur an den Unternehmer 2°) 
fih halten 23), 

8. 566. Ausgenommen find die Fälle, wenn der Gollefteur entweder nach den 
befondern Gefegen der öffentlich beftätigten Lotterie aus eigenen Mitteln zu haften ver- 
pflichtet ift, oder wenn er zum Gollefteur ſich eigenmächtig aufgeworfen bat. 

$. 567. In beiden Fällen fteht dem Gewinner frei, feine Berahlung entweder 
von dem Unternehmer, fo weit diefer nach $. 564 haften muß, oder von dem Gollef- 
teur zu fordern. 

$. 568. Die nah Art ordentlicher Handlungsbücher geführten Bücher des Un- 
ternehmer® und der Gollefteurd haben unter diefen, nicht aber gegen Andere, mit wirf- 
lihen Handlungsbüchern gleiche Beweiskraft. 

$. 569. Der Gebrauch des Looſes ift ald ein Mittel zur Auseinanderfegung ?*) 
über gemeinfchaftlihe untheilbare Sachen erlaubt ?5). 

$. 570. Auch fann dajjelbe bei gemeinfchaftlichen theilbaren Sachen als ein Mit- 
tel zur Entſcheidung, welchem unter den nterefjenten diefer oder jener Theil zufallen 
folle, gebraucht werden. 

8. 571. In diefem Falle müjlen jedoch, ehe zur Verloofung gefhritten wird, die 
Theile jelbjt, und was auf jeden derfelben kommen foll, durch Einverftändniß der In— 
terejienten oder rechtäfräftiges Erkenntniß beftimmt fein. 

$. 572. Auch der Richter kann fich des Looſes bei Auseinanderfegungen und 
Zheilungen bedienen, wenn entweder die Parteien damit einig find, oder fein anderer 
Ausweg übrig bleibt. 

8. 573. Sobald die Entiheidung durch das Loos gefchehen ift, geht das Eigen- 
thum ?°) der Sache auf den Gewinner über. 








23) Nicht aud) an den Kollekteur, weil dieſer nur als Beauftragter des Unternehmers handelt. 

230) (4, 9.) Zur Unterbrehung der Berjährumg des Rechts auf Erhebung eines Gewinnes in 
der Klaffenlotterie genügt die bloße Präfentation der ——* in dem Lolale General-Fotterie- 
Direktion an die Kaffenbeamten nicht; vielmehr ift dazır auch die Aushändigung der Yoofe an die zu 
deren Empfangnahme bereditigten Beamten —— daß die Looſe anf dieſen Wege wirklich in die 
Gewahriam der General - Lotterie - Direktion gelangen, erforderlich. $. 9 des Plans der 97, Klajien- 
** v. 30, Ottober 1847; Erf. des Obertr. d. 4. September 1851 (Archiv f. Rechtsf. Bd. III. 

. 243). 

*, Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. 88. 731, 733. Aeltere: Junius, de sorte, remedio 
subsidiario, causas dirimendi. Lipsine 1746. Ludoviei, de judicio fortunne, Halae 1702. — 
Ueber Preußiiches Recht: Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. II, 8, 327, Nr. 1. 

24) Die Berloofung fann als Theilungsmodus auf zweierlei Weile angervendet werden, entwe— 
der jo, daf der eine Theilnehmer die Sade umd der andere von ihm eine voraus beftimmte Abfin- 
dung in Gelde oder anderen —— erhält; oder ſo, daß mehrere untheilbare Sa in verſchie⸗ 
dene Portionen gelegt werden. Cine dritte denlbare Anwendung iſt zwar auch ein Auseinanderſetzungs 
mittel, aber enthält feine Theilung, fondern ein Spiel, nämlich wenn mur ein Treffer gemacht wird, 
auf welchen der Gewinner die Sache ganz erhalten umd jeder andere Theilhaber leer ausgehen joll. 

25) Da kein Unterſchied zwiſchen den verichiedenen Anwendungen des Loofes als Auseinanderje- 
Kungsmtittel gemacht wird, jo iſt auch die im der vor. Anm. 24 ermähnte dritte unverboten. 

26) Das Eigenthum geht zwar nicht über, denn der Gewinner ift ſchon Eigenthilmer, nämlich 
Miteigenthümer, Aber er wird ein Alleineigenthümer dadurch, daß die anderen Miteigenthiimer 
ausjcheiden. (4. A.) Dieſen Rechtsjat ſpricht auch das Obertrib. aus in dem Erf. v. 4. Januar 1859 
(Entih. Bd, XL, ©. 126). Vergl. Hyp.- Ordn. II, $. 73, Pr 


3) Bom 
Looſe *). 
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8. 574. Die Entiheidung des Loofed kann unter dem PVorwande einer Verle- 
sung über die Hälfte nicht angefochten werden ?7). 

8. 575. Wegen Zahlung desjenigen, was der Gewinner den übrigen Theilneb- 
mern herauszugeben hat, findet eben das ftatt, was in Anfehung des Kaufpreifes ver- 
ordnet iſt. 

8. 576. Sin fofern alfo der Berfäufer wegen unterbliebener Zahlung des Kauf 
gelded, von dem PVertrage zurüdtreten kann, find auch die übrigen Theilnehmer, we— 
gen der von dem Gewinner nicht gehörig geleifteten Zahlung der Herausgabe, von ber 
Berloofung zurüdzutreten berechtigt ?7%). 

8. 577. Wegen Spieljhulden findet feine gerichtliche Klage ?®) ftatt. 

8. 578. Was aber Jemand in erlaubten 2?) Spielen verloren und wirklich be» 
zahlt hat, kann er nicht zurüdfordem. (Tit. 16, Abſchn. 2.) 

8. 579. Auch wegen Wetten?) ift eine gerichtliche Klage nur alsdann zuläf- 


27) Ohne diefe ausdrüdliche immung könnte die frage in dem falle zweifelhaft fein, wenn 
derjenige, welcher die untheilbare Sache gewinnt, an die übrigen Miteigenthümer eine voraus beftimmte 
Geldjunme zahlen jol. Bergl. o. die Anm. 24 zu 8.569. — (5. 9.) Der im $. 574 beftätigten 
Meinung ward von einigen widerfprodhen, namentlid von Berger, Oec. jur. Lib. III, tit. 5, th. 18, 
Not. 4 und von Lauterbach, Coll. theor. praet. Pand. Lib. XVII, tit. 5, $. 36. Dieje Mei- 
nung grindete fi auf L. 23 D. fam. erciscundae (X, 2): „nisi tantum aestimatus sit dubius even- 
tus.“ Dem fligte die Glofje bei: „Tunc enim nibil redditur, quasi spes emta fuerit.“ 


270) (4. A.) Diefe Beftimmung jest voraus, daß der Verkäufer berechtigt fein ſoll, die gegen 
baare Zahlung verkaufte und übergebene Sade zurüdzufordern, wenn die Bahfung des Kaufgel- 
des ausbleibt. Oben, Anm. 68 zu $. 224 d. T. Nachdem aber bei der jchlieglihen Redaktion des 
A. ER. diefer Grundſatz dahin geändert worden, daß der Verkäufer nur zur Verweigerung der Weber- 
gabe berechtigt fein fol, wenn der Käufer nicht fogleich bezahlt (8. 230 d. T.), paßt der pe 
8. 576 nicht mehr, weil es bei der Berloofung einer gemeinſchaftlichen Sache der Uebergabe behufs 
der Eigenthumsübertragung nicht bedarf, vielmehr das Alleineigenthum in dem Augenblide, wo das 
Loos gezogen ift, auf den Gewinner ipso jure übergeht. (8. 573 d. T.) Da nun eine Abforderung 
der übertragenen Sadje wegen Nichtzahlung des Kaufgelds nicht geftattet ift, fo hat unfer $. 576 gar 
feine Bedeutung, wenn man ihm nicht den Charakter einer anomalen Beftinunung beilegen will, was 
gegen die Entjtehungsgeichichte verftoßen würde. 

*) (5. 9.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. 88. 757—761, Dazu Glüd, Erläuterung, 
Bd. XI, ©. 325 flg. Wilda, die Lehre von dem Spiel, aus dem deutjchen Rechte meu begründet, in 
der Zeitichrift fr deutiches Recht, Bd. II, ©. 133 f. umd Bd. VIII, ©. 200 f. Heimbad) sen., 
Spiel und Wette, in Weiske's Rechtslexilon, Bd. X, S. 390 f. — Das Allg. Landrecht weicht von 
dem römifchen und deutjchen Rechte ab. Darüber: Gans, über Spiele und Wetten, in den Bei— 
trägen zur Revifion der preußischen Gefeggebung S. 164. Ueber Preußiſches Recht Überhaupt: mein 
Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. III, 8. 364. 

28) Auch keine Kompenfation; die Schuld ift ungültig. Cinleitung 8. 86, Tit. 16, $. 342. 
Die Austellung einer Urkunde novirt nicht. Mittelft Wechlels kaum jedoch eine Spielihuld auf dem 
Umwege realifirbar gemacht werden, dab der Wechjel einem Ummiffenden girirt wird. Denn der Ein- 
wand micht gezahlter Baluta ift fein wechielrechtlicher Einwand ; die exceptio doli kann gen den red» 
lihen Dritten nıcht begründet werden, umd die Kondiktion des jolchergeftalt auf die Spielihuld Ge— 
zahlten findet nicht ſtatt. $. 578, 

29) Was in unerlaubten Spiele verloren und gezahlt worden, fan ob turpem causam jeiten® 
des Zahlers nicht fondizirt werden; nur dem Fiskus fteht die Kondiktion zu, denn die eausa ift hin- 
ſichlich aller Theile turpis. Tit. 16, 88. 172, 178, 

29=) (5. U.) Die Begriffsbeftimmung von Wetten ift im A. L. R. nicht ben. „Es kann“ — 
ſagt das Obertr. — „nur der Begriff des gemeinen Lebens, wie derjelbe damals von den gemeinrechtli- 
hen Juriften aufgeftellt wurde, zum Grumde gelegt werden. Darnad aber ſteht nicht, wie 
der zweite Richter meint, jede Stipulatiom, wodurd eine Ungewißheit im Ge- 
mwinn oder Berluft bei einem Bertrage vom einer gewiſſen Thatjade abhängig 
ge wird, einer Wette glei; ſondern die Wette hat eben den Streit über 

ie Wahrheit einer Behauptung zu ihrem alleinigen Objelte, und vom beiden 
Seiten werden beftimmte Zahlungen oder feiftungen verjproden, je nahdem die 
Behauptung ſich als richtig zeigt oder nicht.“ Erf. vom 14. November 1865 (Ard. f. 
Rechtsf. Bd. LX, S. 276). für diefe Definition wird das Zeugniß Lauterbach's beigebracht, wel⸗ 
her im feinem Coll. th. pract. Pand. XI, 5, $. 22 fagt: „sponsiones sunt conventiones, quibus 
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fig, wenn die Wette fogleich baar ?%) gefebt, und entweder gerichtlich, oder in die Ver— 
wahrung eined Dritten niedergelegt worden? ®). 

8. 580. Wetten find ungültig, wenn ein Theil von der Gewißheit des Gegen- 
ftanded der Wette unterrichtet war, und diefed dem andern nicht angezeigt hat. 

8. 581. Gelder, die ausdrücklich 30) zum Epielen oder Wetten oder zur Zah— 
fung des dabei gemachten Verluſtes, verlangt und geliehen worden, fünnen nicht ge— 
richtlich eingeflagt werden ®'). 





de veritate vel eventu alicujus rei, contendentes aliquid ponunt, vel promittunt, ea lege, ut vic- 
tori cedat“ Das letgenannte Merkmal ift in die Definition des Obertr. micht aufgenommen, 
wie ed hätte geichehen müjlen, wenn es richtig wäre, daß das A. L.R. den Begriff der damaligen 
Juriſten vorausſetzte. Lauterbach fcheint feine Definition dem weit älteren Heinr. Zoefius entfehut 
zu haben, welcher in dem Comment. ad Dig. Xi, 5, no. 10 jdhreibt: „sponsio — est contractus, 
quo de veritate alicujus rei, vel eventu contendentes vicissim aliquid spondent, quod fiat illius, 
qui veritatem est adsecutus, vel pro quo stat rei eventus.“ Auch ®oet, Comm. XI, 5, no. 9 
geht davon aus. Nur Hellfeld übergeht diefes Merkmal; er definirt Jurispr. $. 760: „sponsiones 
— sunt conventiones de dando vel faciendo, si eventus adhus incertus, hac vel illa ratione ex- 
stiterit “ Allein man jetst dafjelbe voraus. Denn fein Kommentator Glüd erläutert diefe Stelle des 
8. 760 fo: „Wette, Sponsio, ift ein Vertrag, wodurd) zwei Perfonen, bei Gelegenheit einer unter 
ihnen Bas Behauptung, mit einander einig werden, daß demjenigen ein gewiſſer Ge- 
winn zu Theil werden folle, defien Behauptung über die Eriftenz oder Nichteriftenz einer That— 
fache ſich beftätigen würde." (Bd. XI, S.350.) Und einer der letsten der „damaligen“ Juriften, Da— 
below, wiederholt die hergebrachte Definition in folgender Fafjung: „Eine Wette (sponsio) ift ein 
bedingtes reciprocirliches Verſprechen zweier oder mehrerer Perfonen, daß fie einander etwas leiften 
wollen, auf den Fall, da eine zukünftige ungewiſſe Begebenheit auf diefe oder jene Art eriftent 
werden follte, oder eine ungewiſſe Begebenheit ſchon eriftent gemorden iſt.“ (Kivilrechtsgelahrtheit, 
$. 2518.) — Die jpäteren Juriften haben dieje Beguiffebeitimmung feitgehalten bis auf Wilda (1843), 
welcher der Erfte behauptet und nachgewieſen hat, es gehöre keinesweges zum Begriff der Wette, daß 
den Wettpreis derjenige von den ftreitenden Perjonen, welcher Recht hat, von den übrigen erhalten 
folfe. Es geichehe nicht mur oftmals, daß gleich beftimmt werde, es jolle der Wettpreis nicht dem 
Sieger zufallen, jondern gememfchaftlich verzehrt oder ſonſtwie verwendet werden; fondern es könne 
auch beftimmt werden , daß die Wettfumme zum Beten der Armen, einer milden Stiftung u. 1. m, 
Fe werden ſolle. Das ift unbeftreitbar, nur wird die Klage nicht ıummittelbar jener dritten 
BVerjönlichkeit zuftehen. Wilda beftummt darnach den Begriff der Wette dahin: „es fei eine bei Anf- 
ftellung widerftreitender Behauptung getroffene Uebereintunft, daß derjenige, deſſen — — 
als umrichtig erweiſen würde, etwas beſtimmtes (am eine beſtimmte Verſon oder zu einem gewiſſen 
Ziwede) verwirtt haben (oder als Strafe zahlen) ſolle.“ (Zeitichrift für deutiches Recht, Bd. VII, 
S. 212.) Diefer Begriff entjpricht auch den landrechtlichen Beſtimmungen, welde nirgend vorſchreiben, 
daß der Sieger den MWettpreis erhalten miffe, wenn die Uebereinkunft eine Wette fein folle. Das 
Obertr. hat daher das Rechte getroffen, indem es dieſes als ein Erfordernifi der Wette in feine Be- 
griffebeftimmung micht aufgenommen hat; nur können nicht die „damaligen gemeinrechtlichen Juriften‘ 
als Gemwährsmänner dafür angerufen werden, da ein mejentliches Merkmal von ihrer Definition weg- 
gelaffen und durch ein Anderes micht erfetst ift. 

30) Das foll heißen: wirklich, körperlih. Denn es gehört nicht zum Begriffe der Mette, daß 
der Gegenftand gemünztes Geld oder Papier ſei; man kann aud um andere Gegenftände wetten. 

308) (4, A.) In beiden Fällen tritt eine Sequeftration ein; der Verwahrer ift ein Sequefter; 
in dem erfteren Falle ift das Gericht felbft der Sequeſter. Der Fall des $. 579 ift eine wahre |. g. 
sequestratio voluntaria s. conventionalis. 

(4. U.) Der Wettpreis mnf von beiden Theilen und 2 bon jedem Theile vollftändig geſetzt 
worden fein, wenn die Wette Hagbar fein joll. Erf. des Obertr. vom 14. November 1861 (Ardiv 
f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©, 69). 

30b) (5. A.) Der Zweck des Darlehns zum Spielen oder Wetten muß alſo in der Willenserflä- 
rung beider Theile gegeben werden; daraus allein, daß ein Darlehn bei Gelegenheit und ſelbſt mwäh- 
rend eines Spiels Eehtens eines Theilnehmers daran erbeten wird, folgt nicht nothwendig, daß daj- 
felbe zur Fortfegung des Spiels dienen folle. Erf. deſſ. vom 12. Februar 1857 (Arc. f. Rechts. 
Bd. XLV, ©. 308). 

31) Das Verbot bezieht fich wörtlich nur auf Spiele im engeren Sinne, nicht auf Lotterien, und fin— 
det mithin auf Darlehen, welche zum Antaufe von Lotterieloojen gegeben werden, feine direfte An— 
wendung. Man müßte mithin zur analogen Anwendung kommen, Tollten dergleichen Darlehen nicht 
zurücgefordert werden können; und dazu fehlt eim möthigender Grund. Die Fälle find überdies un— 
gleich; denn der Anlauf eines Lotterieloofes ift etwas anderes als ein Spielvertrag. 
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6) Bom Ber- 8. 582. Im fofern eine noch fünftige Sache, die aber doch nach dem natürlichen 


ver anne. und gewöhnlichen Laufe der Dinge erwartet werden kann, ohne Beſtimmung von Zahl, 
Maß oder Gewicht in Paufh und Bogen bedungen wird, gehört diefer Kauf zu den 
gewagten Geſchäften. 
g 583. Fällt weg?’®). 


7. G. vom 11. Juli 1845 über die form einiger Rechtsgeſchäfte. (8.9. ©. 495.) 

$. 1. Bei Verkäufen künftiger Sachen, wenn der Kaufpreis die Summe von hundert Thalern 
überfteigt ($. 583 d. T. u. 8.9, Nr. 3, Tit. 1, Th. U der 9. G.O.), joll die bisher vorgeichriebene 
Mitwirkung der Gerichte nicht mehr erforderlich fein, jondern zur Gültigleit diefer Geichäfte die für 
Verträge im Allgemeinen vorgefchriebene Form genügen. 


Gejet vom 1. März 1869 (6.8. ©. 377), 
In den Bezirfen der Provinz Hannover, im welchen das Allgemeine Landrecht gilt, treten 
in Kraft: 

1) Der $. 1 des Geſetzes über die Form einiger Nechtsgeichäfte, vom 11. Juli 1845, 
jedod) bleiben die auf der Hannoverſchen Gefetsgebung beruhenden Borjchriften über die 
Form der Nechtsgeichäfte, insbefondere die Vorfchrift des 8. 29 des Hannoverſchen Ge- 
jetges vom 9, Mai 1823, betreffend die bäuerlichen Verhältniffe in der niederen Graf- 
ſchaft Yingen, in Kraft, 

$. 584. Gefahr und Vortheil aus einem folchen Bertrage trifft allein den Käufer. 

8. 585. Sobald die gehoffte Sache zur Wirklichkeit gelangt, ift der Berfäufer 
zur Uebergabe verpflichtet. 

8. 586. Die Uebergabe ift für gefchehen zu achten, fobald die Sache, von wel« 
cher der Bortheil gehofft wird, von dem Käufer in feine Gewahrfam oder Obficht ®*) 
genommen worden. 

$. 587. Kommt aber die fünftige Sache gar nicht zur Wirklichkeit, fo ift der 
Vertrag für nicht geſchloſſen zu achten, und der Verkäufer muß das empfangene Kauf: 
geld, jedoch ohne Zinfen, zurüdgeben 3°). 

8. 588. Hat Jemand einen gewiilen, nah Zahl, Map oder Gewicht beftimm- 
ten Theil von feinem fünftigen Zumachfe*) verfauft, fo ift der Kauf nur in ſoweit 
gültig, ald die beftimmte Quantität wirflih gewonnen worden. 

8. 589. Kann der Verkäufer die beftimmte Quantität nicht vollftändig abliefern, 
fo ift der Käufer den mindern Betrag anzunehmen nicht ſchul ig 

8. 590. Hat aber ein Landwirth ?5) von dem fünftigen Ertrage oder ?*) Zus 


*) (5, A.) M. ſ. die Literatur dor dem Sechsten Abſchnitt ($. 527 d. T.). 

31a) (3. A.) Hier war in Betreff der form vorgefchrieben, daß dergleichen Berträge, jobald der 
Kaufpreis die Summe von 100 Thlrn. überjteigt, und nicht beide Kontrahenten Kaufleute find, bei 
Strafe der Nichtigkeit gerichtlich geichloffen werden folten. Das ift durch das dahinter folgende G. 
v. 11. Juli 1845 abgeandert. 

32) Die körperliche Uebergabe der noch nicht jelbftftändigen Sachen, z. B. der hängenden Früchte, 
eichieht eben durch die Befipnehmung derjenigen Sache, aus welcher jene entjtehen jollen. Bei den üb- 
ichen Verläufen des noch an den Bäumen befindlichen Obftes in Baumgärten und bei Bertäufen von 
Getreide auf dem Halme ift diefe Art der Uebergabe ganz gewöhnlich. — (4. A.) Eine Uebergabe durch 
bloße® constitutum possessorium tft nicht möglich, weil der Befiger der Sache, z. B. eines Thieres, 
einen animus possidendi an den srgamüichen Theilen deflelben, etwa an der — ————— Wolle, den 
Fellen x. einer Schafheerde, denen die dazu erforderliche Beſonderheit, Beſtimmtheit und Selbftftän- 
digfeit fehlt, nicht haben, folglich auch nicht durch den animus allein einem Anderen den Befit folder 
Theile des Thieres übertragen kann, wenn der Andere die Gewahrſam des Thieres nicht ſelbſt er« 
langt. Ert. des Obertr. vom 27. Oftober 1862 (Entſch. Bd. XLVIII, ©. 12). 

33) Bergl. o. den $. 530 und die Anm. 6 dazu, und die Anm. 4@ zu 8. 529. 


z 24) In Bodenerzeugniffen und Hausthieren (Naturprodukten), nicht von Fabrilaten. S. die folg. 
nm. 35, 


35) Als folder und nicht als Unternehmer einer Fabrilationsanftalt, 5. B. einer Geträntejabrif, 
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wachfe feiner Grundſtücke eine beftimmte Quantität verkauft, fo muß der Käufer, ge- 
gen verhältnigmäßige Herabjegung des Kaufgeldes, fich foviel abrechnen laſſen, ald zur 
aat und Unterhaltung der Wirthichaft jonjt fehlen würde. 

$. 591. ft eine gewiſſe Quantität künftiger Früchte, ohne Beziehung auf den 
Zuwachs eines beftunmten Grundjtüdd, verfprochen worden, fo ift das Geſchäft na 
den Regeln von Lieferungen zu beurtheilen. 

8. 592. Gehört der Verkäufer unter die gemeinen Sandleute 37), jo wird, im 
zweifelhuften Falle, vermuthet, daß er die Leiftung nur von dem Zuwachſe feines ei— 
genen Grmndjtüdes verjprochen babe. 

8. 593. Eine Audnahme hiervon findet ftatt, wenn der Verkäufer ein Mann 
it, der fih auf dergleichen Lieferungsgefchäfte font ſchon eingelaſſen hat. 

8. 594. Aufgehoben 37 ®), 

8 V. v. 9, Nopbr. 1843 wegen des Verlaufs der Früchte auf dem Halme und 
des fünftigen Zuwachſes. (8.8. ©. 347.) 

Wir x. x. verordnen, nach Anhörung Unferer getreuen Stände, auf den Antrag Unferes Staats- 
miniſteriums für diejenigen Landestheile Unſerer Monarchie, in welchen das A. L. R. Geſetzeskraft hat, 
mit Ausnahme der Provinz Weftphalen, für welche ımter dem 22. Mai 1842 eme bejondere Ordre 
ergangen ift, was folgt: 

Die Vorſchrift des $. 12, Fit. 7, Th. II des A. L. R., mach welcher es feinem Bauer erlaubt ift, 
feine Früchte auf dem Halme zu verkaufen, 

ſowie die Vorfchrift des 8. 594, Tit. 11, Th. I des A. L.R., nach welcher mit gemeinen Land- 
leuten ein Kauf über ihren künftigen Zuwachs nur nad Zahl, Maß oder Gewicht und nad) den zur 
Zeit der Ernte markgängigen Preifen gejchloffen werden darf, werden hierdurch aufgehoben. 


Geſetz vom 1. März 1869 (8.8. ©. 377). 
In den Bezirken der Provinz Hannover, in melden das Allgemeine Landrecht gilt, treteu 
in Kraft: 
4) Die Berordnung vom 9. November 1843, wegen des Verkaufs der Früchte auf dem Halme 
und des künftigen Zumachjes, 
inſoweit durch diefe Verordnung die Borfchrift des 8. 594, Tit. 11, Th. I des Allgemei— 
nen Landrechts aufgehoben wird. 


Ein Landwirth, welcher auf feinem Gute, neben der Landwirthihaft, Brammtmweinbrennerei betreiben 
wollte, hatte noch vor Vollendung der Anftalt eine beftimmte Uuantität Epiritus verlauft und fich 
einer jehr hohen Konventionalftrafe für den Fall der Nichtablieferung unterworfen, Er lieferte nicht 
und machte der auf Zahlung der Konventionalftrafe gegen ihn angebrachten Klage den Einwand, daß 
der Kontrakt als ein bedingter für nicht geichlofien zu erachten, weil jeine Brennerei, ohme jein Ver— 
ſchulden, nicht fertig geworden jei, und er deshalb nicht habe brennen können, Die Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz erfannten widerſprechend; von dem letzten Nechtömittel wurde fein Gebrauch ge- 
macht. Nach dem Mortlaute bezieht fich die Beitimmung auf den Yandbau, nicht auf Fabrikunter— 
nehmungen, zu welchen die Anlage und der Betrieb einer Geträntefabrifationsanjtalt gehört. 

36) Ertrag und Zuwachs find hier gleich bedeutende Ausdrüde, welche alle Naturerzengnifie eines 
Landguts, namentlich auch Haare, Wolle, Federn, Felle von Thieren bezeichnen. Fabrilate find nicht 
gemeint. Bergl. die vor. Anm. 35. 

37) Der unbeftimmte Ausdrud macht es zweifelhaft, wer zu den Perſonen diefer Klaffe zu red 
nen jei. Sicht man auf Herkunft, Erziehung Bildung und gefelliges Betragen, fo ift mander Rit- 
tergut&befiger ein „einfältiger Yandımann“ ; joll das Gewerbe des Yandbaues mit eigener Hand der Un— 
———— ſein, ſo gehören auch die meiſten Ackerbürger in kleinen Städten zu dieſer Perſonen— 
Haffe; ſoll der Unterſchied von Stadt und Fand beſtimmen, jo find alle Bewohner des platten Landes 
„gemeine Landleute“, melde nicht Edelleute find. Der Tit. 7, Th. II ergiebt, daß allerdings der 
Banerftand, d. h. alle Bewohner des platten Yandes, gemeint find, welche I unmittelbar mit dem 
Landbaue bejhäftigen, umd weder von Adel, noch Beamte, noch Handwerker find. Vergl. 1,8, & 11 
a.a. DO. Der Ausdrud „Landmann“, „Landleute“ bezieht ſich auf den Bauerftand des älteren Rechts, 
im Gegeniate des Bürger- umd Melftandes; es find daher 5. B. auch Dorfidulzen zu den „gemei— 
nen Yandleuten" in diejer Beziehung zu rechnen, nicht aber Aderbürger. 
aufn). Den Inhalt des aufgehobenen 8. 594 ſ. m. im der aufhebenden V. d.. 9. Nobbr. 1843 
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9. R.O dom 22, Mai 1842 über den Berlauf der Früchte auf dem Halme und 
den Berkauf des fünftigen Zuwachſes in der Provinz Weftphalen. (G.S. ©. 200.) 

Da die Meftphälifchen Provinzialftände auf dem letsten Landtage die Aufhebung des 8.12, Tit. 7, 
Th. II des A. L.R., nach welchem es feinem Bauer erlaubt ift, jeine fyrüchte auf dem Halme zu ver- 
kaufen, in Antrag gebracht haben, und das Staatsminifterium in dem Bericht dom 28. v. Mts. ſich 
hiermit einverftauden erklärt, und zugleih die Aufhebung einer ähnlichen Beſchränkung im $. 594, 
Fit. 11, Th. I des A. L.R., wonach mit gemeinen Landleuten ein Kauf über ihren künftigen Zuwachs 
nur nah Zahl, Maß oder Gewicht und nad den zur Zeit der Ernte marktgängigen Preifen geichloj- 
fen werden kann, beantragt hat, fo will Ich diefen Anträgen Statt geben und hiermit anordnen, 
daß die gedachten beiden Beftimmungen in der Provinz Weftphalen nicht ferner zur Anwendung fom- 
men jollen. 

— $. 595. Auch fortdauernde Präſtationen, welche nach der Lebenszeit eines Men- 
dauernder ſchen, oder nach einem andern ungewiſſen Zeitraume durch Vertrag beſtimmt worden, 
Fe find nach den Regeln von gewagten Gefchäften zu beurteilen, 

8. 596. Was über die Art und Dauer folher Präftationen, oder fonft im Ver- 
trage nicht bejtimmt ift, muß jo angenommen werden, wie ed die Rechte auf den Fall 
feftiegen, wenn dergleichen Präftationen Jemandem vermöge eined Geſetzes oder einer 
legtwilligen Verordnung zufommen. 

8. 597. Bon dem einer frau aus dem Vermögen des Mannes ausgejepten Wit- 
thume wird im Titel von der Ehe gehandelt. (Th. II, Tit. 1, Abſchn. 7.) 

8. 598. Iſt die Ausfepung eines folhen Witthums von einem andern, ald dem 
Manne, dejien Eltern oder Gefchwiftern geſchehen, jo hört zwar die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung deiielben auf, wenn die Wittwe ſich wieder verheirathet. 

$. 599. Iſt aber die Ausfegung gegen Entgelt geſchehen, jo tritt die Verpflich— 
tung, das Witthum jr entrichten, wieder ein, jobald die anderweitig verheirathete 
Frau wieder in den Wittwenftand verfegt wird. 

$. 600. Ein unentgeltlich ausgeſetztes Witthum hingegen gelangt durch den an- 
dermweitig eintretenden Wittwenftand nicht wieder zu Kräften. 

8. 601. Wenn die Ehe durd richterliched Erfenntniß getrennt, und die Frau 
für den fchuldigen Theil nicht erflärt worden, fo findet eben das ftatt, ald wenn die 
Trennung durch den Tod erfolgt wäre #®). 

Dentheile se), $. 602. Auszug oder Altentheil??) heißen diejenigen Vortheile, welche der Ue— 


*) (5, 4.) Das Gemeine Recht kennt fein eigenartiges Nechtsgeichäft unter dem Namen „sortlaufen- 
der Präftationen“. In der L.8 D. de cap. min. (IV, 5) ift von Obligationen Rede, welche „natu- 
ralem praestationem babere intelliguntur“. Was damit bezeichnet worden, ift unklar, gewiß ift 
nur, daß Obligationen, welche eine derartige Leiftung zum Gegenftande hatten, durch capitis diminu- 
tio des Gläubigers nicht erloihen. dv. Savignmy meint im feinem Syſtem, Bd. Il, S. 105, e8 be 
zeihne Obligationen, die auf Naturalverpflegung, auf eine ummittelbare Darreihung der Yebensbe- 
dürfnifje abzwecken. Daraus haben die Revaltoren, die darunter etwas ähnliches gedacht haben mö— 
gen, ein eigenthümliches Rechtsgeichäft geichaffen. Der gedrudte Entwurf zum Geſetzbuche hatte die 
„lortdauernden Präftationen” als einen Gegenjtand der gewagten Geichäfte unter der Rubril: Ber- 
fauf fünftiger Saden, mit aufgeführt. Bei der Imarbeitung des Entwurfs wurden die $$. 602 
—605 d. T., den Altentheilsvertrag betreffend, eingeichaltet umd jodann „Ankauf fortdauern« 
der Präftationen“, „Altentheil“, und „Weibrente*, als verſchiedene Arten gewagter Gejchäfte 
nebeneinander geftellt. „Es liegt aber am Tage“ — fagen die Reviforen — „daß die Yeibrente und 
der Altentheil ebenfalls fortdauernde Präftationen find, ünd die Stellung dieſer verichiedenen Geichäfte 
nebeneinander ift daher wiſſenſchaftlich umrichtig.” (Pensum XIV, S. 102.) Mein Recht der For— 
derungen, 2te Ausg. Bd. UIl, $. 540, 

88) Bezieht fich nicht auf das von dem Manne beftellte Witthum. $. 597. 

**) Borlandrechtliche Fiteratur: 

Wernher, de reservato, vulgo Auszug. Viteb. 1727. Kraus, diss. eirca jura et mores 
reservati rustici. Viteb. 1729. Henne, de cessione bonorum liberis a parentibus adhue vivis facta. 
Erf. 1758, Jenne 1760. Moeller, de assignatione bonorum parentum, item de reservato. Mar- 
burg. 1764. Spätere: Runde, die Rechtslchre von der Leibzucht oder dem Altentheile auf dentichen 
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Bauergütern. 2 Thle. Oldenburg 1805. Hänjel, die Lehre von dem Auszuge oder der Leibzucht. 
Leipzig 1834. Pfeiffer, Abb. von dem durch die deutich - rechtliche Gutsabtretung (Güteranfay) be— 
gründeten Rechten und Berbindlichteiten, infonderheit von dem elterlichen Auszuge oder der Leibzucht, 
in defi. praltiſchen Ausführungen aus allen Theilen der Rechtswiſſenſchaft, Bd. 1V, Nr. VI, ©. 119, 
u. 4165. W. H. Puchta, Über die rechtlihe Natur der bäuerlichen Gutsabtretung überhaupt umd 
mit Altentheilsbeftellung befonders. Gießen 1837. Buddeus, Auszug, in Weiste's Nechtsleriton, 
Bd. J. ©. 518 }. Bergl. Bd. IX, ©, 109. 
Landrechtliche : 

Bielitz, Darftellung der Rechtsverhältniffe beim Auszuge oder Altentheile, befonders nad) Preu- 
ßiſchem Rechte, da Sep Bornemann, Syſtematiſche Darftellung des Preußischen Civilrechts, 
Bd. 1, ©. 243 f. ein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. II, ©. 339, 

. 39) Der .Auszugsvertrag begründet eine in fortdauernden Leiftungen beftehende dingliche Obliga- 
tion, welche eine Spezies von Altmentationsverbindlichkeit ift; denn der Altentheil hat im Allgemeinen 
die rechtliche Natur einer Leibrente, und ift daher auch vorauszahlbar. 88.61 —63, Tit. 16 u. 
8.649 d. T. Iſt auch angenommen von dem Obertr. in dem Erf, v. 24. Juni 1858, Entid. 
Bd. XXXIX, ©. 76, gegen die entgegeigejette Meinung des Appellationsgerichts.) Iſt darin freie 
Wohnung zugefichert, und der Uebernehmer weiſet dazu ein befonderes Haus (das ſ. g. Auszilglerhaus) 
an, jo muß er daffelbe in baulihem Stande halten, und wenn es abbrennt, wieder aufbauen oder 
eine andere Wohnung ammeilen; denn die Anweiſung des Auszüglerhaufes ift nur die Art der Erfül- 
fung, und die durch Zufall veränderten Umftände befreien nicht von der Verbindlichkeit, freie Woh- 
nung zu verſchaffen, wenn nicht der Fall der Unmöglichkeit eingetreten ift. $. 377, Tit. 5. Vergl. 
ed. Ard. Bd. V. S. 375 u. Pr. des Obertr. v. 5. Juni 1847 (Rechtef. Bd. I, ©. 205). (3. A.) 
Ueber die Frage: ob ein eingetragenes Ausgedinge zu denjenigen Laften gehöre, welche bei nothwendi— 
gen Subhajtationen nicht erlöichen, vielmehr auf den Adjudifatar übergehen: o. Anm. 42 a. E. zu 
8.342 d. T. — Die am Anfange der Anm. angedeutete rechtliche Natur des Aitentheils, von mir 
ihon im Schi. Archive, Bd. V. ©. 375 (Breslau, 1844) dargeftellt und von dem Obertr. in den 
Rechtsfällen fürı847, S. 206 mit denfelben Worten anerkannt, ift leineswegs außer Streit. Die Ma- 
jorität des geſammten Obertr. hat den Pl.-Beſchl. vom 8. Januar 1855 auf die Anficht gegründet, 
daß der Altentheil al® ein Ganzes ohme Unterſchied der einzelnen Beftandtheile, d. b. der Inbegriff 
aller zum Altentheile vorbedungenen Berechtigungen und Leiftungen, einschließlich der Geldleiftungen, 
ein befonderes dingliches Hauptrecht wie der Nießbrauch fei. (I.M.Bl. 1855, ©. 55 ff. u. Entic. 
Bd. XXIX, ©. 301.) Das Inftitut ift deutſch. Für die Länder des fächfifchen Rechts ift es unbeftrit- 
ten, daß ein bei Uebertragung des Grumdeigenthums von dem Beräußerer vorbehaltener Auszug eine 
Reallaft ſei. Vergl. Heimbad) sen., in Weistes Rechtslexilon Bd. IX, ©. 109. Auf diejer An- 
fiht beruhet auch das Erf. des Obertr. v. 16. Februar 1854, welchem die Mittheiler den Say an 
die Spite ftellen: „Der Auszug (Altentheil), in fofern er nit in am ſich dinglihen Rechten, wie 
Wohnung und Nießbrauch, jondern in wiederkehrenden Yeiftumgen befteht, gewährt ohne Eintragung 
in das Hypothelenbuch nach preuf. Rechte, nur ein Recht zur Sache. Der neue Erwerber des 
Grundftüds, bei defien früherer Veräußerung der Berechtigte fih den Auszug vorbedungen hatte, muß 
die Peiftungen aber entrichten, wenn ihm ſchon bei der Uebernahme der Auszug befannt geweſen.“ 
(Entih. Bd. XXVII, ©. 280.) Allein die Faſſung ift er. Denn in den Enticheidungsgründen 
wird der, jener Anficht ganz entiprechende, Rechtsſatz ao. daß der Auszug, jelbft in ſoweit 
er in wiederlehrenden Peiftungen befteht, auch nach preuß. R. als ein dingliches Recht, als eine Real— 
laſt ericheine, deren Eintragung nur zur Ertennbarleit (des bereits gegründeten dinglichen Rechts) für den 
dritten Beſitzer der Sache und zur Bermittelung des Lebergangs der Berpffichtung auf jeden Befiger erfor- 
derlich ift. (&. 285 a. a. DO.) Der als Ueberichrift von den Herausgebern der Enticheidungen binge- 
ftellte Sat ſagt das Gegentheil, indem er das Recht ale ein Recht zur Sache, welches ein Dloßer 
Titel zur Ermwerbung des dinglidhen Rechts ift, bezeichnet, umd mithin die Eintragung als Ermwer- 
bungsart des noch nicht eriftent gewordenen dinglichen Nechts fordert, während das Obertr. nur 
bon derjenigen Eintragung handelt, welche die Bedentung einer bloßen Kundmachung des bereits lon— 
ftituirten (erworbenen) dinglihen Rechts hat. Bergl. Anm. 77, Ab. 2 zu 8. 50, Tit. 1 der Hyp.O. 
(5. 9.) Hiernach hat das Obertr. bereits erfannt und ausgeführt, daß die mit dem Befite der Sache 
verbundenen ig a big des Aitentheils ſchon im Folge diefes Beſitzes dinglich fein und demnach 
die Pflicht, die Ausübung des Rechts dem Berechtigten auch ferner zu geftatten, auf dem neuen Ei— 
genthümer übergehe, ohne daß es einer Eintragung in das Hypothelenbuch bedürfe, um fie dadurd) 
erfennbar zu machen. rt. vom 3, u. 5. Juli 1866 (Arch. f. Rechtsi. Bd LXIV, ©. 199). — Auch 
die Berpflihtung, beftimmten Perjonen bis zur Zurücklegung eines beftimmten Lebensjahres freie Koft, 
und bis zu einem weiteren Termin, falls fie nicht verheirathet find, freie Wohnung und Wäſche, und 
den frauensperfonen bei ihrer Berheirathung nach ihrer Wahl eine Kuh oder 20 Thlr., ferner 2 Ge- 
bett Betten umd auf Hochzeit 10 Thlr., aus einem beftimmten Grumdftüc zm gerähren, hat die Ei— 
enihoft einer Reallaft, anf welche diejelben Gründe, die in dem Pl.-Beſchl. vom 8. Januar 1855 

ir die Eigenichaft des Altentheils als Reallaft geltend gemacht worden, Anwendung finden. rt. deſſ. 
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vom 24. September 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 16), — Dieſe Gleichftellung unbeftummter 
Yeiftungen auf Zeit, und dann einiger ee a ag mit alten ausgebildeten Imftituten, 
wie das Altentheil, 2 doch recht zweifelhaft. (3. A.) Nach der Auffaſſung des Aitentheils als eines 
jelbftftändigen dinglihen Rechts, ähnlich dem Nießbrauchsrechte, verfteht es fich, daß durch den Vorbe— 
halt (oben, Anm. 42, Abi. 7 zu $. 342) oder die Gründung defielben keine perfönliche Berbindfichteit 
zur Entridtung defjelben für den Uebernehmer des damit belafteten Grundftiids entſteht; denn das Als 
tentheil {ft ja nad) diefer Auffaffung eben feine Obligation, fo wenig wie die vorbehaltene Grundge— 
rechtigleit oder der Nießbrauch. Hinſichtlich diefer logiichen Folge jener Auffaffung trifft man jedoch 
auf eine auffallende Folgewidrigfeit des Obertr. Ein Ausziigler hatte das mit dem Altentheile bela- 
ftete Grundſtück von diejer Yaft befreit und nahm darauf den Borbefiter des Grundftüds, als den Kon- 
ftituenten und perfönlihen Schuldner, auf Zeiftung des Auszugs in Anfprud. Das Appellationegericht 
u Infterburg wies den Auſpruch deshalb, teil das Altentheil nicht ein perfönliches Forderungsrecht, 
er eine erbftftändige dingliche Laſt jei, folgerichtig ab. Dieſes Urtheil erklärt das Obertrib, für 
Verlegung eines Rechtsgrundſatzes, indem es dem Appellationsgerichte den Borwurf macht, die Na- 
tur und den Charakter eined Kaufs- und Aitentheilövertrags verlannt zu haben. Das Obertrib, 
vernichtet demgemäß das Appellationsurtheil, weil das Altentheil, tie e8 im Widerſpruche mit jeinem 
PL.» Beil. v. 8. Januar 1855 ausführt, eine Obligation jei, welche eben nur durch Uebergang 
mit dem Befite der Sache dinglich werde. Pr. 2665 v, 8. April 1856 (Entſch. Bd. XXXIL S. 345). 
In der ganzen Erwägung oder Begründung diefer Entjcheidung ift viel Unflarheit und der Begründung 
des Pl.Beſchl. Widerjprechendes, auch trifft man auf eine Bermwechlelung des Titels und der Begrün- 
dungsart (des Kaufvertrages) mit dem begründeten Nechte felbit. Denn weil durch einen Kauftontrakt 
das Altentheil vorbehalten worden ift, verändert daffelbe doch nicht feine rechtliche Natur und wird 
E Obligation, durch welche der Konftituent zur künftigen Leiftung perſönlich, und ohne Befit des 

lafteten Grundftüds, verbindlich gemacht wird, gleichwenig wie er für einen Nießbrauch, weicher in 
einem Kauflontrakte refervirt oder lonſtituirt, demnächſt aber durch Zurückgabe der Sache aufgegeben 
worden ift, perfönlich aufzutommen hat: der Kauftontrakt begründet hinfichtlich des eingeräumten Real- 
rechts, außer der Verbindlichkeit zur Gemährleiftung, gar feine Obligation für den Einräumenden. 
(5.9. Das Obertr, hat dieſes Pr. 2665 vom 8, Aprıl 1856 aufgehoben und an deſſen Stelle folgenden 
Rechtsſatz geftellt: „Durd) die vertragsmäßige Beitellung eines Altentheils wird der Konftituent dej= 
felben über die Zeit jeines Beſitzes des Grundſtücks, auf welchem das Altentheil haftet, nur im ſofern 
perjönlich verpflichtet, als dies in dem Altentheils - Bertrage ausdrüdlidh verabredet iſt.“ Hinzuge— 
fügt ift: „Hierdurch wird das Pr. defjelben (I1.) Sen. vom 8. April 1856 Nr. 2665 aufgehoben, 
jedoch der in dem Pr, diejes Senats vom 11, Ditober 1853 Nr. 2479 [unten, Anın. *** zu $. 703, 
Tit. 18] anertannte Rechtsſatz betr. die Ridftände aus der Befitzeit des abgetretenen Beſitzere] nicht 
berührt.” Pr. 2739, vom 6, April 1865, Entſch. Bd. LIV, 5.96. Damit hat das Obertr, feine 
Zurisprudenz in diefer Materie wieder in die rechte Bahn gebracht. Demgemäß findet der Grumdiag 
jenes Pr. 2479, wonach der Befiger eines mit Reallaften bejchwerten Grumdftüdes aud nad Ver— 
äußerung defielben für die im feine Beſitzzeit fallenden Rückſtände perjönlich haftet, auch auf den Als 
tentheil als eine Reallaft Anwendung. Erf. deſſ. vom 7. Juni 1866, Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIIL, 
©.207.) Der Konftituent eines Altentheils wird durch vertragsmäßige Beftellung über die Zeit jei- 
ned Beſitzes des Grundftücdes hinaus, auf welchem das Altentheil haftet, nur in fomeit perfönlidh ver— 
haftet, als dies in dem Altentheilsvertrage ausdrüclich verabredet iſt. — Der Zeftamentserbe, welcher 
mit dem Vermächtnifje eines Altentheils aus dem Nachlaßgrundſtücke beſchwert ift, wird dur die 
Beräußerung diefes Grundftüdes unter Auferlegung diejer NReallaft von feiner perſönlichen Haftung 
für die über die Befitzeit des neuen Befiters hinaus rüdjtändig bleibenden Präftationen nur dann bes 
freit, wenn der Altentheiläberechtigte jenem —— beigetreten iſt. Erf. vom 16. September 1867 
(ebd. Bd. LXXI. S. 1). (4. X.) Gleiche Ungenanigkeit zeigt ein älteres Erlenntmiß v. 26, April 1855 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XVI, ©. 344), Dort heißt es: Der Konftituent eines Altentheils ift zwar dem 
Altentheilsberechtigten perfönlich verpflichtet ; dieſe Verpflichtung ift aber bei der Natur des Alten- 
theils als Reallaſt feine prinzipale. — Aljo eine jubjidiäre ? Was hat man fich dabei zu denten? Wie 
entfteht diefe Obligation ? Auf was ift fie gerichtet und wie verhält fie fid) zur Reallaft? Wird der 
Altentheil als ein Nejervat aufgefaßt, jo entjteht aus dem Bertrage gar feine perfönliche Verbindlich 
feit des Gutsübernehmers, nur durch den Beſitz des Guts wird mit feiner Perjon die Verbindliche 
keit verfrüpft, diejenigen Beftandtheile des Altentheils, welche in wiederkehrenden Präftationen befte- 
hen, zu leiften, und von dieſer Verbindlichkeit wird er mit dem Aufhören feines Beſitzes beireit. 
Sieht man den Altentheil als eine konftituirte Neallaft an, ſo wird durch den Vertrag allerdings 
eine perjönliche und zwar eine prinzipale Verbindlichteit des Konftituenten gegründet ; allein dieſe mird 
durch eine einmalige Leiſtung getigt. Die jolvirende Yeiftung befteht in der Einräumung der einzel 
nen Berechtigungen des Altſitzers, beziehungsweile in der Einweiſung deilelben in die ihm zugeficher- 
ten Gebrauchs- und Nutungsredhte. Bon nun an tritt eben dafielbe Berhältniß ein wie bei einem Re— 
fervate: der von der eingegangenen Verbindlichkeit zur Beſtellung des Altentheils durch Erfüllung be- 
freite Konſtituent ift perjönlih gar nicht mehr verpflichtet, nur durch den Beſitz des belafteten Grund» 
ftüds und jo lange diejer Befig dauert, ift er zu den Handlungen und Leiftungen gehalten, welche neben 
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bernehmer einer Ruftifalftelle * 9%) dem vorigen Befiger zu feiner Verforgung auf Lebens⸗ 
lang **) anmweift*?). 


den Gebrauche- und Nutzungsrechten einen Beftandtheil des Auszugs bilden. Alſo nicht „daher“, weil, 
wie dad Dbertrib. a. a. D, fagt, die perfönliche Verpflichtung des Konftituenten feine prinzipale ift, 
jondern deshalb, weil er gar feine perjönliche Verpflichtung hat, ift der Konftituent regelmäßig nur zur 
Präftation der während jeiner Befitzeit fälligen Abgaben verpflichtet, und kann deshalb nicht ohne 
Weiteres auch nad) dem Verkaufe des Hofes in Anfpruch genommen werden. Das Obertrib. jagt nun wei⸗ 
ter, es ſei aber dem Anszügler ein Entſchädigungsanſpruch an den abgezogenen Hofwirth auch über 
deſſen Befitzeit dann nicht abgeichnitten, wenn leiterer ihm nach richterlichem Ausipruche durch jein Be— 
tragen gerechten Grund zum Verlaſſen des Hofs und Wahl einer anderen Erfüllungsart gegeben hat. 
Das leuchtet nicht ein. Bon der Wahl einer anderen Erfüllungsart im eigentlihen Sinne, don wel⸗ 
der das A. L. R. bei Verbindlichleiten aus Verträgen fpricht, kann bei Reallaften überhaupt nicht wohl 
die Rede fein. Der Auszügler kann gegen den Hofbefitrer nur deshalb einen Entfhädigungsanfprud) 
erwerben, weil er durch ihm mittelft des fich erlaubten Betragens an der Ausübung beziehungsiweije an 
dem Genuſſe feiner Realberechtigung gehindert wird; die Neallaft felbft erliicht damit nicht. Verläßt 
jener Hofbefiger den Hof, fo füllt das Hinderniß weg und der Auszigler kann jet fein Recht wieder 
ausilben. oher joll nun ein Grund kommen und was für ein Grund joll es fein, den abgezogenen 
Hofwirth hinfort zur Leiftung eines Wequivalents für den auf dem Grumdftüde eines Dritten haften» 
den Altentheil, an deſſen Genufje er den Altſitzer nicht hindert, von Rechts wegen zu zwingen! 
Bergl. Tit. 5, 8.360 u. die Anm. 878 dazu. , 

Ein Altfitter, welcher eine andermeite —* eingeht, iſt berechtigt, ſeine —— und demnãchſt die 
mit ihr erzeugten Kinder in den Altenfig aufzunehmen, fofern ihm eine abgejonderte Wohnung einge 
räumt und zu jeinem Unterhalte befondere Bräftationen oder Ländereien überwieſen worden. des 
Obertr. 519, vom 25. Mai 1838 (Entſch. Bd. IV, ©. 24). Das Gleiche gilt aus ter Grumde 
(meil die Yaft des Berpflichteten durch die Theilnahme Anderer an den Bortheilen des Auszüglers nicht 
vergrößert wird; dem eine Webertragung des Auszugs auf einen Andern liegt nicht in der Theilung 
des Genufjes mit einem Anderen) von dem Falle, wenn die zum Auszuge mitberechtigte Ehefrau des 
Auszüglers Witte wird umd fich wieder verheirathet. (4. a.) Anders, wenn feine ausschließlichen 
Räume und Gebrauchs» oder Nutungsrechte eingeräumt, beziehungsweiſe vorbehalten find. Solche 
Altentheilspräftationen, weldye nicht ohne Beränderumg oder Erſchwerung der Laft von dem auswärts 
lebenden Auszügler bezogen werden können, 3. ®. freie Feuerung, freie Weide und freies futter für 
einzelne Viehſtücke, freie Benutzung eines Gartenantheils, müſſen auf dem belafteten Gute felbit erho- 
ben und genofien werden. Erf. det Oberfr. v. 20. Eeptbr. 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, ©. 327), 
a > oben, $. 360, Tit. 5 und die Aum. 878, (5. A.) Das Meilen der dem Altfitter bei den Kühen 
des Wirthes frei zu haltenden eifernen Kuh kann der abweſende Altfiger durch einen von ihm dazu Beauf- 
tragten vornehmen lafjen. Erf, des Obertr. vom 28, März 1865 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LVIII, ©. 246), 


‚ 40) Nachdem das uufreie Eigenthum am ländlichen Grundbefige aufgehört hat, ift fein Unter- 
ſchied mehr zwiſchen den zum Unterhalte des Verkäufers eines Landgutes borbehaltenen jährlichen 
Präftationen und dem Auszuge eines abgehenden Bauers. 


41) Die aus einer Stipulation eines Altentheils für Eheleute entſtehende Verpflichtung des Guts- 
befigers wird, wenn der Bertrag nicht ein Anderes beftimmt, durch den Tod eines dieler Eheleute 
theilweiſe aufgehoben , dergeftalt, daß der überlebende Ehegatte fich mit der Hälfte des ftipulirten Aus- 
zuges begnügen muß, und nur den ungefchmälerten — ſolcher Vortheile fordern darf, welche 
Ihrer Natur nach nicht theilbar find, und ihm ohne Verletzung ſeines Anrechts nicht entzogen werden 
fönnen. Pr. 618, v. 1. Februar 1839. Der Grundſatz des 8. 616 d. T. findet hier analoge An— 
wendung. Bergl. aud die Entſch. v. 4. September 1847 und vd. 13. Mai 1848 (Rechtsf. Bd. II, 
©. 142 u. Bd. IV, ©. 89), ferner Erf. v. 24. Juni 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VU, ©. 36). 
(5.9) Der Altſitzer muß die Fälligkeit jeder einzelnen Altentheilsleiftung erieben und diejes Er— 
forderniß an den Tag legen. Daher kann ein, einem verjchollenen Aitentheils « Berechtigten beftellter 
Abwejenheits » Kurator die fällig getvordenen Altentheils » Präftationen nur im fofern einflagen, als er 
nachzumeifen vermag, daß der Aitentheils » Berechtigte den Eintritt der Fälligkeit erlebt hat. Pr. des 
Dbertr. 2740 v. 23. Mai 1865 (Eutid. Bd. LIV, ©. 93), und Erf. dv. 28. Nopbr. 1867 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. LXIX, ©. 164). „Der Zwed des 8. 602 ift nur erreichbar" — fo führt das Obertr. 
a. a. O. aus — „menn jene Vorteile bei ihrer jedesmaligen Fälligkeit dem Altfiger zur Verſorgung 
dienen oder dienen Können. Es muß ihm daher deren Empfangnahme möglich jein, umd wenn er 
fi dem ohne Grund entzieht und in eine age berfetst, bei weicher es ungewiß wird, ob er die ihm 
zur Verſorgung ausgefegten Vortheile überhaupt noch erheben kann, und ob er namentlich nicht bes 
reits verftorben ift (er war wit Zurüdlafjung eines Bevollmächtigten, der als Kläger nad) einigen 
Jahren auftrat, nach Amerita ausgewandert), fo hat ein Dritter fein Recht zur Klage wegen ver— 
weigerter Gewährung des Aitentheils. Es trägt das Recht des Auszüglers im Allgemeinen allers 
dings die Natur einer auflöienden Bedingung. an fih; allein in Beziehung auf die einzelne Hebung 
muß das noch fortdauernde Leben als eine Suspenfiv - Bedingung angefehen werden.” Auf diejen 
Grundfägen beruht das Pr. 2740; die Vermuthung aus $. 38, I, 1 findet hier micht Auwendung. 
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88. 603 und 604. Fallen weg *?®). 


10. ©. v. 11. Juli 1845 über die Form einiger Rechtsgeſchäfte. (G.S. ©. 495.) 
8. 1. Bei den Altentheild- oder Auszugsverträgen ($$. 603 u, 604 u. 8.6, Nr. 3, IL, ı der 
4. G.O.) ſoll die bisher vorgefchriebene Mitwirkung der Gerichte nicht mehr erforderlich fein, ſondern 
jur Gliltigkeit diefer Geichäfte die fir Verträge im Allgemeinen vorgejchriebene Form genügen. 
Gef. v. 1. März 1869 (6.5. ©. 377). 
In den Bezirken der Provinz Hannover, in welchen das A, L. R. gilt, treten in Kraft: 
1) Der 8. 1 de8 ©. v. 11. Juli 1845, jedoch bleiben die auf der Hannoverſchen Gefetsgebung 
beruhenden Vorfchriften über die Form der Nechtsgefchäfte, insbeſondere die Borfchrift des 
z. 29 des Hannoverſchen Geſetzes vom 9. Mai 1823, betreffend die bäuerlichen Berhältnifie 
in der niederen Grafjchaft Lingen, in Kraft. 
$. 605. Nähere Beitimmungen wegen ded Auszugs oder Altentheild bleiben den 
Provinzialgefegen vorbehalten. 
9) Bon Peib- $. 606. Der Leibrentenfontraft ift ein Vertrag, vermöge deilen fih Jemand ge- 


renten *), 

42) Wenn bei Konftitwirung eines Altentheils bedungen worden ift, daß der Auszügler eine fet- 
geſetzte Geidentihädigung für den Fall nicht gehöriger Naturalleiftung fordern dirfe, jo ift das Wahl- 
recht auf Seiten des Auszüglers, nicht aber des Berpflichteren. Pr. des Obertr. v. 24. Juni 1848 
(Rechtef. Bd. IV, S. 197). Denn der Auszügler ift Käufer der feibrente. 8. 38 d. T. Bergl. 
$. 274, Tit. 5 und die Anm. 19 zu 8.33 d. T. S. aud oben, $. 360, Tit. 5 und die Ans 
merf. 874 dazu, 

(5. A.) Es ift unrichtig, daß im falle des vom dem Berpflichteten vorſätzlich verurſachten ge» 
waltſamen Todes des Leibgedingers demſelben über jenen hinaus bis zum Zeitpunfte des vermuth- 
lihen natürlihen Todes nod ein Anipruch auf das Leibgedinge zuftehen joll und diefer Anſpruch 
fi) vererben kann. Auch ift der Verluſt des Lebens nicht als ein vermögensrechtlicher Schade aufzu- 
fafjen, der auf die Erben übergehen könnte, und das Feibgedinge hört unbedingt mit dem Leben auf, 
der Schade liegt aljo nicht in dem Berlufte des Leibgedinges für den Lebensreft; aber er liegt darin, 
daß dem Ueberlafjer (Leibgedinger) die für das Grundſtück bedungene Gegenteiftung , der Lebernahmes 
preiß, don dem Berpflichteten twiderreditlich entzogen worden. Dieier Berluft ift ein vermögensrecht⸗ 
licher und geht auf die Erben über. Erf. des Obertr. vom 23. Dftober 1865 (Archiv für Rechtsf. 
Bd. LXIV, ©. 20, 25). Die Berurtheilung des Berpflichteten wird dann aus der widerrechtlichen 
Bereicherung hergeleitet, weil die Sache durch eine Abweifung der Klage aus dem Bertrage ange 
brachtermaßen in einem Vorprozeſſe in eine jchiefe Lage gebracht worden war, und es ift beifällig 
anzuerkennen, daß die auf Bereicherung gegründete neue Klage von dem Obertr. für gültig erachtet 
worden ift. Korrelt würde es von Anfang gemeien jein, die Klage auf den, dem jehr nahe ver 
wandten Imftitute der Leibrente angehörigen, für dem gleichen Kal geltenden Grundfag zu ftügen 
und den 8. 621 d. T. analogifch anzumenden. Das wird auch von dem Obertr. mit den Worten: 
„Es würde nad 8. 49 der Einleitung kaum eim Bedenken obwalten können, die Beftimmung jener 
88. 620, 621 auf den ganz gleichen Fall bei Leibgedingsverträgen anzınvenden” (©. 26 a. a. D.), 
zutreffend anerkannt. 

428) (3, A.) Der $. 603 fchrieb die gerichtliche „Requlirung‘ des Auszugs vor und der $. 604 
mies den Richter an, darauf zu achten, daß der neue Beſitzer dem Abgehenden nicht ſolche übermä- 
Fige Vortheile einräume, wodurch er ſelbſt der Stelle gehörig vorzuſtehen, und die Laften derjelben 
zu übertragen unbermögend werde. Dieſe Prozedur jette einen gewiſſen Grad von Unfreiheit der 
Kontrahenten voraus, welche fchon lange nidyt mehr befteht, womit die Grundlage des ganzen Inſti— 
tuts verloren gegangen. Denn der Altentheil ift weſentlich eine durd die Obrigkeit aufgelegte Laſt 
bei bäuerlichen Stellen, und kommt daher nicht mehr vor. (4. 9.) Dan bemutt den $. 604 jedoch 
noch dazu, dem Richter die Ermächtigung beizumefien, die im Kontrafte umterbliebenen Beitimmun« 
gen der einzelmen Ausgedingeleiftungen, unter Zuziehung don Sachverftändigen, durch richterliche Feſt⸗ 
fetsung zu bemwirfen. rk. des Obertr. v. 15, Februar 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 173). 
Denn der Mangel einer näheren Beſtimmung des zu gewährenden Attentheils, welches fich der Abtretende 
in dem Bertrage über die Abtretung des Bauerquts, deſſen Uebergabe noch vorbehalten ift, auebe⸗ 
dungen hat, macht den Vertrag nicht ungiltig. Erk. des Obertr. v. 26. April 1854 (Arch. |. Rechtsf. 
Bd. XIV, ©. 16), 

*) (5.9.) Imm. Weber, de contractu vitalitio, quo alimenta ad dies vitae comparantur. 
Ed. 2. Frankfurt. ad Viadrum 1750. Abr. Kästner, de contractu vitalitio. Lips. 1744. Neuere 
Werte: Ludw. Prosp. van Damme, de contractu reditus vitaliti secundum jus hodiernum. 
Gand. 1825. Landeloos, de reditu vitalitio. Lovan. 1826. — lieber Breußiiches Recht: Bor— 
nemann, Syſtematiſche Darftelung des Preufiichen Civilrechts, Bd. IL, $. 227, Nr. 3, Mein 
Recht der Forderungen, 2. Ausg. Bd. III, 88. 335 — 337, 
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gen Empfang einer Summe Geldes, zur Entrihtung einer bejtimmten Abgabe t°) auf 
die Lebenszeit eines Menfchen verpflichtet. 

$. 607. Statt ded baaren Geldes fann eine Leibrente zwar auch gegen Ueberlaf- 
fung eines Grundftüds, einer Gerechtigkeit, oder einer andern Sache erworben werden. 

8. 608. Doc müſſen aladann die Kontrahenten über einen nad) Gelde beftimm- 
ten Werth, wofür die Sache angefchlagen fein folle, ſich vereinigen 1%), und dieſer 
Werth tritt bei allen in der Folge vorfommenden Verhandlungen an die Stelle der ge- 
gebenen Cache. 

8. 609. Derjenige, welcher die Kapitalafumme, wofür die Leibrente verfpro- 
hen wird, entrichtet, Dept der Käufer der Keibrente. 

$. 610. Die Beltimmung ded Betrags der Leibrenten, umd des dafür zu ent- 
rihtenden Kapitals, hängt lediglih von dem Webereinfommen der Parteien ab. 


11. K. O. v. 10. Juni 1835, über den Sinn des 8.610, Fit. 11, Th. IA. CR, 
in Betreff des Betrags der Leibrenten. (8.5. ©. 100.) 

Ueber die Anwendung des 8.610, Tit. 11, Th. 1 des A. ER. bedarf es, mie Ich Ihnen auf 
den gemeinjhaftlichen Bericht vom 22, v. Mts. eröffne, Teiner Deklaration, da e8 mit umzweifelhaften 
Worten ausgedrüdt ift, daß bei Leibrenten - Verträgen die Beftimmung der Höhe der Peibrenten von 
dem Webereinfommen der Interefjenten abhängt, woraus von felbft folgt, daß die Rente auch unter 
dem Betrage der Iandüblichen Zinfen des ausbedungenen Kaufpreifes verabredet werden kann, ohne 
daß die Natur eines Leibrenten-Vertrages dadurd geändert wird +5), Sie haben diefen Erlaß zur Be- 
lehrung der Gerichte, die hierüber zweifelhaft geweſen find, durch die Geſetzſammlung befannt zu machen. 

$. 611. Der Käufer der Leibrente hat, wenn dafür feine befondere Sicherheit 
bejtellt worden, ein bloßes perjönliches Recht gegen den Verkäufer. 


43) Zum Begriffe des Leibrentenvertrages genügt die allgemein übernommene Berpflichtung zur 
Alimentirung eines Anderen nicht. Br. des Obertr. 1664 v. 20. Dezbr. 1845. — Die Abgabe muf 
in einer Geldfumme beftchen, fonft ift eine unbenannte fortdauernde Präftation auf die Lebenszeit ci- 
nes Menſchen, im Sinne des $. 595 d. T., vorhanden. (3. A.) Das Obertr, hat ausgeiprochen, 
dab zum Weſen des Leibrententontrafts nicht mothmendig gehöre, daß die auf die Lebenszeit eines 
Menſchen zu entrichtende „beftimmte Abgabe” eine Geldleiftung fein müfle. Pr. 2598, Mr. I, vom 
8. Dezbr. 1854 (Entſch. Bd. XXX, ©. 43), Doch fordert es als das Mejentliche eine beftimmte 
und eine jhägungsfähige und auf einen beftimmten Geldwerth auch wirklich geſchätzte (vereinigte) Ab— 
gi, gleichwie dies nad $. 607 auch mit dem Kaufpreiie der Fall fein könne. (©. 47 a. a. DO.) 

ie Sache läuft mithin auf eine Leiftung oder Hingabe an Zahlungsftart hinaus, jo daß doch immer 
eine beftimmte Geldfumme al® Rente vereinbart fein muß, nur fo, daß diefeibe in voraus beftimmten 
Leiftungen anderer Gegenftände abgeführt werden kann. Das tiderftreitet dem Weſen des Leibrenten⸗ 
fontrakts freilich nicht. (5. U.) So läßt ſich allenfalls der Widerſpruch löien, in welchen fich das 
Obertr. mit fich felbft vermidelt hat. Denn in dem Erf. v. 26. Mai 1853 behauptet es den Rechte- 
rundſatz; der Leibrentenvertrag erfordert eine fefte Beftimmung der Mente nach Gelde. (Arc. für 
echtef. Bd. IX, ©. 192.) 

44) Dadurdy) wird die Uebertragung der Sache an den Rentenverläufer eine Angabe an Zah- 
lungsftatt. Hat eine Bereinbarung über den Werth nicht ftattgefunden, fo ift das Geichäft nad) 
88. 595, 596 zu beurtheilen. Die Satung des $. 608 kommt aus bloßer Willtilr, ein innerer Grund 
dafür ift nicht vorhanden, ſelbſt eiu nüßslider Zwed ift nicht findbar. (4. A.) In Uebereinftinmung 
hiermit hat das Obertr. durch das Erf. dom 17. November 1862 ausgefproden, daß ein Vertrag, 
in weldem ein Grundftüd, ohne Veranſchlagung feines Werthes, gegen die Zufiherung einer be» 
— lebensläuglihen Geldrente übertragen wird, bloß deshalb als ein undolllommener und da—⸗ 

rx ungültiger Leibrentenvertrag nicht zu betrachten, vielmehr in jedem einzelnen Falle zu prüfen und 
zu beurtheilen fei: ob der Vertrag, jei er genannt wie immer, den Vorausſetzungen der 88. 595, 
596 d. T. entipricht und aljo ein rechtsgilltiges gewagtes Geſchäft enthält. (Entſch. Bd. XLVIII, S. 69.) 

45) Dadurch ift nicht entſchieden, daß jeder Leibrentenvertrag rechtsgültig jei, die Nente möge in 
Vergleich zu landüblichen Zinjen jo gering jein, wie fie wolle. Denn dergleihen, wie Schenkungen 
ausjehende Berträge, n weicher die durch diefe K.O. entichiedene Kontroverſe entjtanden tar, 
konnen aus den von Käufen geltenden Regeln umgeftoßen werden und zwar wegen eines mangelnden 
Erfordernifies, nämlich eines pretii veri. ft die Verabredung wegen des Preiſes nicht ernſtlich ge- 
meint, jo ift fein Kauf vorhanden, Schwierigkeit hat hier freilich die Beweisführung. 
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8. 612. ine Leibrente kann Jemand für fich felbft oder für einen Dritten kaufen. 

$. 613. Geſchieht Letzteres, jo bat ed, wegen des dem Dritten daraus entite- 
benden Rechts, bei der Borjchrift des Titeld von Verträgen überhaupt fein Bemwenden. 
(Tit. 5. $. 74 sqq.) 

$. 614. Der Käufer der Leibrente kann ſich die Bezahlung derfelben auf feine 
en Lebenszeit, oder auf das Leben eined Dritten, oder auch des Verkäufers felbit, 
vorbedingen. 

8. 615. Haben Mehrere gemeinichaftlich eine Leibrente gefauft, fo wird, wenn 
nicht ein Andere? verabredet worden 45°), angenommen, daß jeder Käufer nur feinen 
Antheil nah Zahl der Köpfe zu fordern habe. 

8. 616. Mit dem Abgange eines jeden derfelben erlöfcht aljo fein Antheil zu 
Gunſten bed Verkäufers. 

8. 617. Wenn aber die Leibrente auf die Lebenszeit mehrerer Perfonen, außer 
dem Käufer und Verkäufer, oder auch auf die Lebenszeit mehrerer Berfäufer vorbedun- 
gen worden, fo muß die ganze #6) Leibrente fo lange gezahlt werden, als noch einer 
derfelben am Leben ift. 

8. 618. Gebt der Vertrag dahin, daß die Leibrente erft nah dem Ableben meb- 
rerer Perſonen entrichtet werden folle, jo müſſen, im Mangel befonderer Berabredun- 
gen, alle benannte Perfonen geftorben fein, ehe die Leibrente gefordert werden fann. 

8. 619. Hat der Käufer der Leibrente die Dauer derfelben auf feine eigene Le— 
benszeit beftimmt, fo erlöjcht diefelbe mit feinem Tode, diefer mag natürlicher oder ge- 
waltiamer Weije erfolgt fein. 

8. 620. Gin Gleiches findet ftatt, wenn die Lebenszeit eined Dritten zum Maf- 
ftabe von der Dauer der Xeibrente beſtimmt iſt. 


458) (4.9) Damit find die Tontinen für erlaubte Gejchäfte erflärt; der dagegen erhobene Zwei⸗ 
fel ift ohne Boden. DM. f. Recht der Forderungen (2. A.), $. 338, Nr. 2, Aum. 48, 

46) In dem hierbei vorausgejegten Falle, habe ich in der 1., 2. umd 3. A. gejagt, ift es ein 
Naturale des Geſchäfts, daß, wenn mehrere Käufer vorhanden find, die Antheile der vor dem Er— 
löfchen der Leibrente Abgehenden den oder dem Uebrigbleibenden zuwachſen (Zontine). Diefe Auffaf- 
fung ift nicht richtig. Der $. 617 ift feim eigentlidier Gegeniag zu den 88. 615, 616, jondern eine 
weitere Ausführung der letteren. Dieie $$. 615, 616 jeen ſchiechthin die Getheiliheit der Leibrente 
feft, wenn Mehrere gemeinichaftlich eine jolhe faufen. Daneben entfteht die Frage: ob die Rente, 
abgejeben davon, ob Einer oder Mehrere fie gelauft haben, auch dann, wenn fie auf den Kopf meb- 
rerer BVerfäufer oder mehrerer Dritter geftellt worden ift, mad den Köpfen diejer Perſonen getheilt 
fein jolle; jo daß alſo eine doppelte Getheiltheit, eine aktive und eine pailive, anzunehmen je. Dieie 
frage enticyeidet der $. 617 vermeinend, jo daß die Nente bis zum Tode des Letztſterbenden von 
ihnen ganz fortzuzahlen if. Daß die Rente, welde Mehrere gelauft haben, unter ihnen in dem Falle 
des 8. 617 micht getheilt ſein jolle, bejtimmt dieſer Paragraph nicht. Aber es ift der Antheil des 
BVerftorbenen an defien Erben zu zahlen, bis die ganze Rente durch den Tod ſämmtlicher Perfonen, 
auf deren Kopf fie geftellt worden, erlofchen if. Dagegen ift hier einem anderen Mifverftändnifie 
entgegenzutreten. Dan bat dieje Beſtimmung fo berftanden, als menn der in Rede ftehende Fall 
der einzig erlaubte fei, mo eine Leibrente von Mehreren in der MWeife ausbedungen werden dürfe, daß 
die ganze Leibrente jo lange zu zahlen ſei, als noch einer derielben am Leben; und daß für mehrere 
Käufer die Peibrente, wenn joldye auf die Lebenszeit der Käufer geſtellt werde, nur nad 88. 615 
und 616 bedungen werden lönne. Der Grund davon ſoll jehr nahe darin liegen, daß die für meh— 
tere Käufer im der Weile bedungene Yeibrente, daß fie bis Pr dem Ableben des Letzten von ihnen 
ganz zu entrichten wäre, aufhöre, eine Leibrente zu fein (Geſ.Reviſ. Pens XIV, &. 108). Diefe 
lediglich aus der Faſſung des S. 617 geichöpfte Auslegung hat jedody den Wortlaut des $. 615 gegen 
fi und gar keinen ſachlichen Grund für fi; denm aud der angegebene Grund wird durd das Da- 
fein der Zontinen thatſächlich widerlegt. Der $. 614 ermähnt der drei befannten Möglichkeiten, die 
Dauer einer Leibrente zu beftimmen, nämlich auf das Leben des Käufers, oder des Verkäufers, oder 
eines Dritten. In allen dieien Fällen können der gedachten Perſonen auch Mehrere jein. Die 88. 615 
und 616 betreffen nun den erften Hall, wenn Mehrere eine Leibrente kaufen und die Dauer derielben 
auf ihre eigene Lebenszeit ausbedingen. Dabei gilt die ur A daß die Leibrente nad) der Kopfzahl 
ara ift und der Antheil eines Jeden mit deffen Tode erliht, aber nur dann, „wenn nicht ein 

nderes® verabredet worden“. Es ift mithin ganz ausdrüdlich erlaubt, das gerade Gegen- 
theil zu verabreden ; irgend findet fich die Andentung eines Verbote. 
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8. 621. Hat jedoch der Berfäufer den Tod des Käufers, oder des Dritten, 
vorfäglich +7) veranlaßt, fo muß der für die Leibrente gegebene Werth zurüdgegeben 
werden. 

8. 622. Der Verkäufer fann davon die bis dahin gezahlten Leibrenten, auch in 
joweit, als diefelben den geſetzmäßigen Zinsfuß überfteigen, nicht abziehen. 

$. 623. Das Kapital fällt den Erben des Käufers, oder demjenigen, für den 
die Leibrente gekauft worden, anheim. 

8. 624. ft Niemand mehr, dem nach diefer Beftimmung ein Necht auf dies 
Kapital zukommt, vorhanden, jo wird daſſelbe von dem Fiskus eingezogen. 

$. 625. ft die Yeibrente auf das Leben eines Dritten bedungen, berechtigt 
eine von diefem ergriffene gefährliche Yebensart den Käufer noch nicht, von dem Ber- 
trage wieder abzugeben. 

8. 626. Iſt die Dauer der Leibrente auf das Leben des Verfäuferd beitimmt, 
und diefer verliert daſſelbe durch Selbftmord, oder verwirkte Todesftrafe, fo fann der 
Käufer den Vertrag wieder aufheben, und fein Kapital zurüdfordern. 

$. 627. Gr muß jih aber darauf alled anrechnen lafien, was er durch die genof- 
fene Leibrente, über den Betrag der landüblichen Zinfen feines Kapitald erhalten hat. 

8. 628. Auf Zinfen von Zinfen wird jedoch dabei, wenn es nicht ausdrüdlich 
vorbedungen ift, feine Rüdficht genommen #°). 

8. 629. Die Berechnung muß aber fo angelegt werden, daß das über die land- 
üblichen Zinfen Eng in jedem Jahre von dem Kapitale abgerechnet, und im fols 

enden die fandübliche Berzinfung nur von dem hiernach verbleibenden Ueberrefte des 
apital® in Anichlag gebracht wird. 

8. 630. Wird, nach diefer Berechnung, dad Kapital ——— fo hat es da- 
bei fein Bewenden;, und der Käufer der Keibrente, oder deſſen Erben, fönnen in feinem 
Falle angehalten werden, etwas an den Verkäufer oder deſſen Erben herauszugeben. 


47) Oder auch durch eim zu vertretendes Verſehen. Aus der Faſſung des 8. 621 fönnte man » 
auf die Abficht des Geſetzgebers ſchließen wollen, daß der Berkäufer durd die gröbfte Fahrläffigteit 
den Gewinn des Kapitals follte verichaffen können, wenn er nur nicht gerade einen prämeditirten 
ord begehe. Das ift jedoch nicht gemeint; am der Regel ilber die Saftbarteit für Verſehen hat 
hierdurch nichts geändert werden follen, mie der $. 632 für den ähnlichen Fall des verurfachten Ein— 
tritts einer Nefolutivbedingung zeigt. Im Gegentheile, die Lane des Verkäufers foll durd die bier 
in den $$. 621 — 624 getroffenen Beſtimmungen noch verichlimmert werden, indem er dadurd, daf 
feine Cipilpartei vorhanden, nichts gewinnen Hol, 8. 624. Dies ift die Urſache, aus welcher der 
Fall der vorſätzlichen Tödtung befonders behandelt worden ift; denn die Haftbarkeit gegen den ande- 
ren Kontrahenten oder deſſen Erben nad den allgemeinen Grundfägen über Berjehen bei Verträgen 
derfteht ſich von jeibft und bedurfte deshalb keiner beionderen Beſtimmungen. Dieje waren aber nöthig, 
wenn dem Fisfus für einen gewiſſen Fall ein Forderungsrecht gegeben werden jollte. (5. 4.) Doch 
t dieſe Auslegung den Wortlaut gegen fih und es ift vorauszuſehen, daß die Praris fih an die 
orte halten und in dem Falle, wo der Verkäufer durch ein zu vertretendes Verſehen den Tod des 
Käufers oder des Dritten veranlaßt hat, die $$. 619, 620 anwenden wird. Dieje Anomalie ift ſchon 
bei der Nevifion der Geſetze (1831) getadelt worden und die Reviioren haben vorgeichlagen, daß der 
Berkäufer im diefem alle das Kapital, ſoweit er ſich noch im Beſitze eines Bortheils befindet, alio 
nach Abzug desjenigen, was er über die landüblichen Zinſen gezahlt hat, zurüdzuzahlen habe, und 
daß mithin die Berechnung nad) 8$. 629 umd 630 anzulegen jei. (Gei.» Revii. Pensum XIV, Mo— 
tive zu Zit. 11 u. 13, ©. 109.) Bei der wörtlichen Anwendung des 8. 621 ift aber nicht die vor— 
ſätzliche Tödtung mit der vorjäglihen Beranlafjung des Todes zu verwechieln. Der $. 621 verlangt 
nur eine borjäglicde Beranlafjung des Todes, aljo eine freiwillige, eine gewollte That, weiche den 
Tod veranlaßt hat, ohme daß dabei an den Erfolg, am den Tod, gedadıt oder diejer fogar beabfich- 
tigt worden ift. Wer z. B. mit Bewußtſein und Willen auf einen Menſchen einen Schlag führt, 
der ſchlãgt vorjäglich. Fällt der Schlag ungewollt jo unglücklich, daß der Tod als eine Folge davon 
eintritt; fo ift der Schläger fein vorjägticher Todtichläger im Nechtsfinne, aber die —— des 
Todes war eine —* Auf dieſen Fall muß alſo der $. 621 angewendet werden. 
48) Dieje Beftimmung ift durch die in dem folgenden $. 629 — Berechnungsart 
vollſtändig wieder aufgehoben und fällt mithin weg. Vergl. auch Schweikart über Rechnungsfehler 
im U. ER. (Jur. Wochenſchrift 1836, ©. 109). 
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8. 631. Was vorftehend $$. 627 — 630 verordnet ift, gilt auch von dem Falle, 
wenn der Reibrentenvertrag unter einer auflöjenden Bedingung *°) geichloifen worden, 
und diefe, ohne Zuthun des Käuferd oder Verkäufers, zur Wirklichkeit gelangt. 

$. 632. Tritt die auflöfende Bedingung durh Schuld des Verkäufers ein, ie fin- 
det die Vorſchrift $. 622 Anwendung. 

$. 633. Tritt die auflöfende Bedingung durd Schuld des Käufers ein, jo muß 
er ſich alles, was er durch die Leibrente in jedem Jahre über den Betrag der landüb- 
lichen Zinjen erhalten bat, nad Vorſchrift 8. 629 abrechnen laſſen. 

8. 634. Ergiebt ſich nach diejer Berechnung, daß der Käufer durch die Leibrente 
mehr, als fein Kapital nebft landüblichen Zinfen, erhalten babe, jo muß er den Ue— 
berſchuß herausgeben, und vom Tage jeined Entitehend an landüblich verzinfen. 

8. 635. In denjenigen Fällen, mo eine verfprochene Schenkung, wegen nad) 
geborner Kinder, widerrufen werden fann, kann auch der Käufer einer Leibrente von 
dem Bertrage zurüdtreten. ($. 1140 sqq.) 

$. 636. Doch muß er alddann alles, was er an Leibrenten erhalten hat, auf 
fein gezahlted Kapital ſich abrechnen lajien. 

$. 637. Zum Abbruche des Prlichttheild der Kinder des Käufers, welche zur 
Zeit des geichlofienen Vertrags ſchon vorhanden 5°) waren, fann der Verkäufer aus 
dem Pertrage feinen Vortheil ziehen. 

8. 638. Wenn alfo der Käufer bei feinem Ableben noch nicht fo viel an Leibren— 
ten gezogen hat, ald das gegebene Kapital nebſt den landüblichen Zinfen, vermöge der 
nach 88. 627 — 630 anzulegenden Berechnung beträgt, fo muß der noch hinter dem 
Verkäufer befindliche Reit des Kapitals, zum Behufe der Beſtimmung des Prlichttheils, 
dem übrigen Nachlaſſe beigerechnet werden. 

8. 639. Beträgt der übrige Nachlaß nicht die Hälfte 5°) des auf folche Art aus— 
gemittelten Ganzen, jo muß der Verfäufer fo viel, als zu diefer Hälfte fehlt, von dem 

noch hinter ihm befindlihen Kapitale herausgeben. 
8. 640. Auch zur Verkürzung feiner Gläubiger foll Niemand fein Vermögen auf 
Reibrenten geben. 


49) Es ift behauptet worden, die 88. 631 ff. könnten nicht angewendet werden, wenn die Dauer 
der Leibrente don dem Gintritte eines Creignifies (Bedingung) abhängig gemadıt worden; das Ge» 
ihäft müſſe alsdann vielmehr nad) den $$. 619 ff., mo die Dauer der Verbindlichkeit behandelt if, 
beurtheilt werden, d. h. der Verkäufer werde mit dem Cintritte der Bedingung bon feiner Berbind« 
lichkeit frei, müſſe jedoch, wenn er durch fein Zuthun die Exiſtenz des Ereianifies herbeiführe, das 
Leibrententapital (den Kaufpreis) zurüdgeben. Dies ift wohl eine augenblidliche Verirrung. Cine 
Reiolutivbedingung liberirt nicht den Berpflichteten, wie der Endtermin es thut, Tondern hebt dad 
Berhältni nah beiden Seiten ganz auf. Wenn alfo z. B. Jemand ſich eine Peibrente unter einer 
auflöjenden Bedingung kauft, und die Bedingung tritt ohne Zuthun des Berfäufers ein, fo ift der 
Leibrentenvertrag aufgehoben, und der frühere Auftand muß wieder bergeftellt werden. Wie diejes 
geichehen joll, das wird bier in dem $. 631 beftimmt. Der Yeibrentenvertrag hat übrigens das Ei— 
genthümliche, daß es zweifelhaft fein lann, yu weſſen Gunften es dient, daß der frühere Zuftand 
wieder hergeftellt werde. Derjenige, welcher dadurch hat beglinftigt werden follen, muß daher die 
Wahl haben: ob er davon Gebrauch machen, oder bei dem Bertrage ſtehen bleiben wolle. 

50) Diejenigen Notherben aljo, welche noch nachgeboren werden, haben auf den nad) $. 639 her 


auszugebenden Betrag feinen Anſpruch; die auf fie fallenden Antheile verbleiben mithin dem Bertäu- 
E aa! auch die Abhandlung von Simon und von Strampff in deren Zeitihrift, Bd. I, 
. 75 fi. 


51) Dies gründet fich auf die nad dem Entwurfe richtige, in dem A. L.R. aber veränderte 
Borausfegung, daß der Pflichttheil in allen Fällen die Hatfte der Inteftaterbportion betrage. (5. 4.) Hier- 
auf hat man die unzulälfige Behauptung gegründet, daß dem Gejege ein Redaltionsfehler zum Grunde 
liege und in dem Falle nicht Anwendung finde, wenn der Pflichteheil weniger als die Hälfte der In— 
teftatportion betrage. Hierdurch ift das Pr. des Obertr. 2598 Nr. 2, vom 8. Dezbr. 1854 veran⸗ 
laßt: „Die Vorſchrift des $. 639, Th. I, Tit. 11 kommt aud dann zur Anwendung, wenn der 
Pflichttheil des Notherben nad) geſetzlicher Vorſchrift nur ein Drittheil jeiner Inteftatportion beträgt.“ 
(Eutih. Bd. XXX, ©, 43.) 
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8. 641. Den Gläubigern des Käufers ſteht alfo frei, den Vertrag, welcher 
innerhalb der nädftvorhergegangenen zwei Jahre vor der Zahlungs— 
einftellung, oder der Anzeige der ende oder 
dem Antrage auf Konfursderöffnung über das Vermögen defjelben, 
oder vor der Anbringung der Anfehtungsflage im gewöhnlichen Ere- 
futionsverfahren geläloffen ift, al® ungültig anzufehtend!a), 

88. 642 bis 644. Aufgehoben 5b). 

8. 645. Nach Verlauf der zwei Jahre ($. 641) kann der Kontraft von 
den Gläubigen des Käuferd nicht weiter angefochten werden 51°), 

$. 646. Doch haben diefelben auf die Leibrente jelbft, fo lange fie dauert, als 
auf ein Objekt ihrer Befriedigung, eben die Rechte, wie auf das übrige Vermögen und 
die Cinfünfte ded Schuldners 5?). 


Anh. $. 19. Dieje Vorſchriften 98. 641 — 646 können auf den Fall, mo ein ganzer Vermö— 
gensinbegriff 53) durch einen Bitaligien- oder Alimententontrakt 34) übertragen wird, nicht ausgedehnt 


51a) Konkursordnung vom 8. Mai 1855, 8. 99 u. 8. 102, Nr. 1; Gef. vom 9. Mai 1855, 
8. 5, Nr. 1 (6.8. ©. 429). 


51b) Einführungsgei. vom 8. Mai 1855, Art. II und Konk.Ordn. a. a. O. z Geſetz v. 9. Mai 
1855, 8. 5, Nr. 1. Die 88. 641— 645 enthielten die Beftimmung, daß die Gläubiger des Käu— 
fers innerhalb Eines Jahres nach geſchloſſenem Bertrage gegen das Geichäft proteftiren fönnten und 
die Proteftation die Wirkung haben jollte, daß ein folder Gläubiger, in —— anderer Mit⸗ 
tel zu feiner Befriedigung, dieſelbe aus dem auf Leibrenten gegebenen Kapitale fordern könne (658. 641, 
642); daß aber auch dem Berfäufer der Leibrente freiftehe, ſobald ihm die Proteftation bekannt ge- 
macht worden, bon dem Bertrage wieder abzugehen und das Kapital, nach Abzug der davon etiva 
ſchon entrichteten Leibrenten, zurüdzuzahlen, oder, wenn er dennoch bei dem Bertrage ftehen bleiben 
wolle, „dur Zurückbehaltung und gerichtlihe Niederiegung‘ eines verhältnigmäßigen Theils der 
Leibrente fich zu deden. Bon diefer Proteftation hat man Abftand genommen und dagegen die Be— 
fiimmung getroffen , welche die $$. 641 und 645 wiedergeben. 


51°) (4. U.) Ausgenommen wenn das Rechtsgefhäft in der dem anderen Theile belannten Ab» 

fr des Schuldners, die Gläubiger zu bevortheilen, unternommen worden ift, mas der Kläger zu 
haupten und zu beweiſen hat. Geſetz vom 9. Mai 1855, 8. 7, Nr. 1. 

52) Hiernad) find die Gläubiger nicht verpflichtet, von der Leibrente eine Kompetenz zu bewilli— 
gen. Bergl. Konl.» Drdn. 8. 434. 

53) Man darf die Uebertragung des ganzen Bermögens mittelft eines ſolchen Kontrafts nicht als 
eine Univerjaliucceifion betradhten. Der Alımentenverfäufer ift vielmehr Singularfueceffor in eine uni- 
versitas juris, gleich einem fegatar auf eine Quote (legatum partitionis); er tritt daher nicht, tie 
ein Univerſalſucceſſor, im die Stelle des Käufers und haftet mithin nicht perföntich für die Schul- 
den defjelben. Allein er muß, da die Schulden zur universitas juris gehören und an dem Bermö- 

ensinbegriffe haften, als bonorum possessor ſich belangen laffen, und auf Höhe des Vermögens 
r alle Berbindfichteiten des Käufers auflommen, in ähnlicher Weile wie der Erbichaftstäufer und 
der Benefizialerbe, der ja auch nicht in die Berbindlichkeiten feines Erblaſſers mit feiner Perjon ein- 
tritt. ©. die folg. Anm. 56, (4. U.) Der hier von mir ausgeſprochene Grundſatz, daß die Ueber- 
tragung des ganzen dborhandenen Vermögens des Lebertragenden mittelft eines Vitalizien- und Ali 
mentenvertrages feine Univerjaliucceifion jei, ift von dem Obertr. in dem Erf. vom 5. Juni 1849 
und 24. Januar 1856 anerfannt und es ift daraus ganz richtig gefolgert, daß, wenngleich der Singu- 
larſucceſſor fih von den Gläubigern des Uebertragenden unmittelbar in Anſpruch nehmen laſſen müſſe, 
er doch ein gegen den Letzteren en Judikat nicht ohme Weiteres gegen fich gelten zu laſſen 
brauche, und daher aus demielben die Erekution nicht gegen ihm vollfivedt werden könne, er vielmehr 
zur Vertretung des Uebertragenden in einem bejonderen Prozefie anzuhalten fei. (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. XX, ©, 65.) ©. aud Erf. del. dv. 3. März 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LIII, ©. 205). 

Uebrigens verfteht fih, daß mur der gegenwärtige Vermögensinbegrifi, wie er fich zur Zeit des 
Kontraktsabichlufjes befindet, auf den Berkaufer der Alimente übergeht und daß das künftige Bermö- 
gen des Käufers eine neue universitas juris deijelben ift. Dadurh, daß der Uebertragende ſich ein⸗ 
zeine Gegenftände vorbehält, hört der Gegenftand der Uebertra ung nicht auf, ein Vermögensinbe⸗ 
griff (universitas juris) zu jein. Bergl. den Rechtsfall in Ulrich, Arch. Bd. IV, ©. 501, und un⸗ 
ten, Anm. 22, Abi. 2 zu $. 656, Tit. 12, 

54) Darunter verſteht man einen Vertrag, wodurch der Verkäufer fich verbindlich macht, den 
Käufer, gegen Empfang jeines dermaligen Vermögens, jo lange derjelbe leben wird, zu ernähren und 
zu verpflegen. Der Berkäufer muß dem Käufer alle Yebensbedürfnifie verihaffen: der Hauptgegen- 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. . 47 
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werden, vielmehr gilt für diefen Fall der Grundfag, daß unter Bermögenss) nur dasjenige, was 
nach Abzug der Schulden übrig bleibt, verftanden werden kann 5®). 





ftand des Bertrages ji mithin aus Handlungen und Leiftungen zufammengefegt und als ein Bertrag 
über Handlungen zu behandeln. (5. U.) Die Beftimmung des $. 19, welche für eine Ausnahme von 
der Hegel des $. 75, Tit. 5 von dem Obertr. angeiehen wird, findet nicht bei jeder Uebertragung 
eines gelammten Vermögens, fondern nur bei einer durch einen Vitalizien- und Alimentenvertrag 
bemwirften, Anwendung. Erk. vom 18. Februar 1864 (Arch. für Rechtsf. Bd. LU, ©. 260). &o 
meint das Obertr. Dies entipricht nicht dem Rechtsbegriffe von „gelammtern Bermögen“. Bergl. die 
Anm. 53 und 55. Die Motive geben über den tieferen Zujammenbang des $. 19 mit dem ganzen 
Nechtögebäude bin; der $. 19 ift nicht eine Ausnahme des $. 75, Tit. 5, fondern die wiſſenſchaftliche 
Konſequenz eines Rechtsbegriffs und Rechtägrundjaged, Im einem Erf. v. 3. Mai 1866 hat das Ober- 
tribunal jeine Ausnahme - Doftrin aufrecht erhalten, fich jedoch in die Tiefen der Rechtswifjenichaft 
wieder nicht eingelaflen. (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 166.) Dies hat mich veranlaßt, den Ge- 
genftand eingehend zu erörtern umd die Grumdlofigkeit der Theorie des Obertr. nachzuweiſen. M. i. 
darüber meinen Aufiag in Hinichiws' Zeitichrift für Geiegebung umd Rechtspflege, Bd. II, ©. 1 ff. 
Hier ift dazu der Raum zu beichräntt. — Diele Theorie ſcheint das Obertr. verlaffen zu haben. Ju 
dem Erf. vom 20. März 1868 ftellt e8 die Uebertragung eines ganzen Vermögens-Inbegriffs umter 
Lebenden der Ererbung eines Vermögens gleich und führt aus: „Der Erbe tritt in alle vermögens- 
rechtlichen Berhältnifie des Erblafiers ein, im den Vermögens-Inbegrifi zur Zeit des Erbanfalls, der 
Annehmer eines ganzen Bermögens in den Bermögensinbegriff zur Zeit des Uebertragungstontraftes. 
In diefem Sinne ift das Eine wie das Audere eine Univertaljucceifion. 

Anhang 3. A. EUR. 8. 19. — Prüjudize 1008, 2060, — Motive des PL.-Beihl. vom 4. Juni 

1866 (Entſch. Bd. LV, ©. 295, 305, 307, 309, 310). 

Es fteht hiernach der Uebergang der Berpflihtungen des Erblafiers auf den Erben dem 
Uebergange der Berpflichtungen des Uebertragenden auf den Annehmer im Weſentlichen 
leih: weiter aber als der erftere geht der Lebtere nicht.” (Emtich. Bd. LIX, ©. 64.) Dieſe Auf- 
affung entiprict zwar, wie im dem bezeichneten Aufiage vom mir nachgervielen ift, nicht dem römı- 
ſchen Rechte, denn dielem ift die direkte Beziehung der Gläubiger des Uebertragenden eines ganzen 
Bermögend zu dem Uebernehmer fremd, wodurch ındeß die Gtaubiger nicht zu Schaden kommen. 
Indefien fann man es germ jehen, wie ebenda geiagt ift, wenn das preußiiche Recht ſich in dieſer 
Richtung entwidelt und feftiget. Aber damit fällt die Ausnahme » Theorie des Obertribunals in Bes 
ziehung auf den Anhange » Paragraphen 19 zuſammen umd damit wäre ein großer Vorſchritt gethan. 

55) ge den Begriff don Bermögen ? 0. die Anm. 25 zu $. 37, Tit. 2, und Anm. 2 zu 
8. 350, Tit. 9. 

56) Derjenige, welchem ein ganzer Bermögensinbegriff durch einen PVitalizien - oder Alimenten- 
fontraft übertragen worden, ift den Gtäubigern des Uebertragenden, auch wenn fie dem Bertrage nicht 
beigetreten find, unmittelbar verhaftet. Pr. des Obertr. 1008, v. 26. April 1841 (Entſch. Bd. VII, 
©. 67). Bergl. oben die Anm. 52. j 

Die im $. 19 des Anhangs zum U. L. R. ausgeiprocene Verpflichtung des Bermögensüberneh- 
mers in Betreff der vorhandenen Schulden ift nicht auf ſolche Schuidverbindlichkeiten einzuichränten, 
welche durch Zahlung im eigentlihen Sinne zu löjen find. Pr. d. Obertr. 2060, v. 20, Dttbr. 1848, 
In Anwendung diefes Grundjages verurtheilte das Dbertr. den Uebernehmer des Vermögens zur Er— 
füllung eines von dem Webertragenden abgeichloffenen Kauftontrafts durch Uebergabe des verlauften 
Grundftüde. (4. A.) Nach demjelben Grundjage muß derjenige, welcher durch einen ſolchen Bertrag 
einen ganzen Bermögensinbegriff übernommen hat, auch wegen der Aniprüche dritter Perjonen im 
Betreff einer zugleich mit jenem Bermögensinbegriffe übernommenen Exbichaft gerecht werden. Ert. 
des Obertr. vd. 11. April 1853 (Arc. f. Rechtsi. Bd. IX, ©, 96). (5. A). Auch Wechſelforderun⸗ 
gen und ihre Geltendmahung im Weclelprozeiie find von dem Nechtögebiete des Anhangs⸗5. 19 
nicht ausgeichloffen. Dabei ift der Streit der Parteien: ob der fraglide UWebertrags - Bertrag ein 
„Bitaligien» oder Alimentenkontrakt” im Sinne des $. 19 jei, im dem Wechſelprozeſſe zu enticheiden. 
Ert. des Obertr. v. 29. September 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 204). Das Obertr. geht 
nämlich davon aus, die Uebertragung eines „geiammten Bermögens“ fönne nur durch einen j. g. Be 
talizien» oder Alimentenfontralt, nicht durch einen anderen Xitel, etwa durch eine donatio omnium 
bonorum, bewertftelligt werden (vergl. Anm. 54), deshalb muß die * e: ob ein ſolcher Kontralt 
vorliege, zur Begründung der Wechſelllage präjudiziell zugleich im Wechlelprogefie erörtert umd ent» 
ſchieden werden. — Jugleichen ift ein folder die dem UWebertragenden obgelegene Verpflichtung zur 
Schichtung mit feinen unabgefundenen Kindern zu erfüllen und zu dem Ende das Bermögen zu ma— 
nifeftirem verpflichtet. Diejer Grundfag gilt auch, wenn der Uebertragende mit jeinen Kindern in der 
prorogirten Rietbergiſchen oder Paderbornſchen Giütergemeinichaft gelebt hat umd die Geſammtbermoö⸗ 

usmaſſe einem Dritten, wenngleich durch einen läftigen Vertrag, zugewendet hat, und ift in diefem 
Falle der Uebernehmer auch verpflichtet, behufs Ermittelung des deu unabgefundenen Kindern zu ger 
währenden ordnungsmäßigen Abdilats den Bermögensftand durch Inventar und Abichägung der Ber- 
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$. 647. Wenn der Verkäufer der Leibrente durch drei hintereinander folgende 
Jahre mit deren Bezahlung im Rüdftande bleibt, fo kann der Käufer das Kapital zu— 
rüdfordern, und der Verkaufer darf darauf, wegen der bis dahin bezahlten Leibrente, 
nichts abziehen. 

$. 648. Bielmehr muß er von der Zeit an, mo er mit Bezahlung der Rente 
im Nüditande geblieben ift, dad Kapital landüblich verzinfen 57). 

$. 649. ft wegen des letzten Lebensjahres nicht? Befonderes verabredet, fo muß 
der Verfäufer die Rente ded ganzen Jahres bezahlen, wenn auch der Todesfall gleich 
zu Anfang deijelben ſich ereignet hätte *5). 

$. 650. Der Anfang eines jeden Lebensjahres wird, im Mangel verabredeter 
Beitimmungen, von dem Tage an, wo die erfte Zahlung fällig war, gerechnet. 

$. 651. Gemeinfchaftliche 5?) Wittwen 5% °)-, Sterbe- 9) und Ausſteuerkaſſen 
dürfen, ohne landesherrliche Genehmigung, nicht errichtet werden 8), 


mögensgegenftände darzulegen. Erk. des Obertr. v. 21. Dezember 1855 (Arc). f. Nechtef. Bd, XIX, 
©. 209). — Bermöge diejes Grundiates bleibt in dem Falle, wenn ein in münſteriſcher Giterge- 
meinſchaft ftehender legtlebender Ehegatte das gefammte Vermögen durd einen Bitalizienvertrag , ohne 
Zuziehung der Kinder, überträgt, den letsteren das Miteigenthum an dem beim Abfterben des erftver- 
ftorbenen Ehegatten vorhandenen gemeinjamen Vermögen vorbehalten, auf defjen Anerkennung fie auch 
ſchon bei Lebzeiten des Überlebenden Ehegatten gegen den Uebernehmer Hagen können. Ext. d. Obertr. 
vom 20, September 1858 (Entih. Bd. XXXIX, ©. 211). 

Der Einwand, daf die Bermögensmaffe erichöpft jei, muß durd gehörige Rechnungslegung nad) 
gervieien werden; es gehört nicht zur Begründung der Klage, zu behaupten, daß der Uebernehmer 
fih noch im Befite von Bermögensvortheilen befinde. (4. A.) Wenn in einem ſolchen Falle nacıge- 
miejen wird, daß der noch vorhandene Weberihuß den Werth des herauszugebenden Grundſtückes nicht 
dedt; jo muß der Gläubiger mit dem, mas noch vorhanden ift nach Berahlung anderer Schulden, 
zu feiner Entihädigung ſich zufrieden ftellen; es muß alfo alsdann zur Liquidation des Interefjes 
und zur Berwerthung des noch Borhandenen im Wege der Exekution kommen. 

57) Die Rüdftände der Rente könmen in nehm Falle nicht eingefordert werden ; denn der Käu—⸗ 
fer tritt von dem ze zuritd und kann mithin nur das Gegebene mit Berzugszinfen zuridfor- 
dern. (4.9) Deshalb können die Zinfen nicht erſt nur vom Ablaufe der drei Jahre an, fordern 
fchon von der Zeit an, vom welcher ab die Jahlumn der Leibrente angefangen 2“ eingeftellt zu wer⸗ 
den, gefordert werden. Erf. des Obertr. vom 13. März 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 16), 

58) Dieler Sat folgt aus der Berbindlicheit zur Borausbezahlung der Feibrente (Tit. 16, 88. 61, 
62) und enthält zugleich die Beftimmung über die Zahlungstermine ; dieje find darnach ganzjährig. 

59) Damit werden gejellihaftlide Inftitute gemeint, gegründet auf Gegenfeitigfeit, d. h. öffentliche, 
welchen ein Jeder beitreten kanu. Zu vergl. Anm. 9, Sat 2 zu $. 23 des ©. vom 3. Nob. 1838 
(Zuf. 5 zu Tit. 6, Th. IN. 

59°) (5.4) Seyberth, de reditu annuo praesertim vitali, Tontina ac Fiseis viduarum. 
Goett. 1767. Littrom, über Lebensverfiherungen u. Berforgungsanftalten. Wien 1882. — Mein 
Recht der Forderungen, 2. Ausg. Bd. II, ©. 838, 

60) Der ungedr. Entwurf hatte den Ausdruck „Beerdigungslafien‘; man weiß nicht, meshalb 
derfelbe mit dem unpafienden „Sterbelaſſen“ vertaufcht worden ift. (Geſ. Revif. Pens. XIV, Motive 
S. 112.) Die Ausdrüde „Sterbetaffen, —— Begräbnißkafſſen“ find fynonym. Daher 
ift ein Schr. des Min. d. 3. v. 5. Juli 1830, befehrend, daß Begräbniß-Kafjenvereine der 

ier vorgeſchriebenen lamdesherrlihen Genehmigung nicht bedilrfen, da der $. 615 lediglich von den 
terbetafien jpreche, deren Einrichtung fich unter die Kategorie der gewagten Gejchäfte ftelle (v. Kamptz, 
Ammal. Bd. XIV, S. 567), mir unverftändlich. 

Auch jog. Krantentafien, d. h. Gejellichaften, welche mit gemeinfchaftlichen Mitteln die Kranten- 
pflege bezweden, gehören hierher. Alle joldhe Kaſſen müſſen in Oberaufficht des Staats genom- 
men werden, wie ein Schr. des M. d. I. vom 12. Jannar 1837 (vd. Kamp, Annal. Bd. XXI, 
©&. 109) vermeint, ‚ 

Wenn folchen Kaſſen (Gejellihaften) in der Sg garen ausdrücklich —— 
beigelegt werden, ſo ſind ſie juriſtiſche Perſonen. Man hat das aus unjuriſtiſchen Gründen be— 
zweifelt. S. R. des J. M. vd. 9. Sept. 1844. (J. M.Bl. S. 206.) 

Alle derartigen Geſellſchaften find nicht wie Erwerbsgeſellſchaften nad Tit. 17, Abſchu. 3, ſondern 
nad Tit. 6, Th. II zu beurtheilen. Bergl. den älteren Rechtsfal in Stengel, ®.I, ©. 117 ff., 
umd den die Pickthaftung der BVorfteher behandelnden Fall in Mathis, Bd. VI, S. 474. 


61) Werden fie dennoch ohme ſolche Genehmigung errichtet und als gemeinſchädlich aufgehoben, 
47” 





10) Bon 
Wittwen-, 
Heirathe⸗ 
und Sterbe · 
Kaſſen. 
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12. 8.0. v. 29. September 1833, wegen Ertheilung der landesherrlichen 
Genehmigung, welde zur Erridtung von Wittwen- und Sterbe-Kafjen erfor- 
derlid if. (G.S. ©, 121.) 

Auf den Bericht des Staatsminifterii vom 31, v. Mts. beftimme Ich nach deffen Antrage, daß 
die Iandesherrliche Genehmigung, welche nach 8. 651, Tit. 11, Th. I des A. L. R. zur Errichtung ge 
meinſchaftlicher Wittwen-, Sterbe- und Ausftener- Kafjen erforderlich ift, künftig vom dem Oberprä- 
fidenten ertheilt werden fol. Wenn fich jedoch der Wirkungstreis einer folhen Kaſſe Über die Gren- 
zen des Dber-Präfidialbezirts hinaus erftredt, oder wenn fich gewiſſe Klafien von Beamten dazu ver- 
einigen; jo hat der Minifter des Innern und der Polizei, letzternfalls gemeinfchaftlich mit dem vor- 
geſetzten Dlinifter der Beamten, die Genehmigung zu ertheilen. Unter den Sterbelafjen find übrigens 
alle Kafjen zu verftehen, aus welchen fiir den Sterbefall eines Mitgliedes der Geſellſchaft eine Zah- 
Inng zu irgend einem Zwecke zu leiſten ift. 

8. 652. Die Rechte und Pflichten der Intereſſenten find nad) dem vom Staate 
beftätigten Plane zu beurtheilen 8). 


Siebenter Abſchnitt. 
Bom Darlehndvertrage. 


Hellfeld, Jurisprudentia forensis ete. $$. 776— 788. Dazu Glüd, Erläuterung, Th. XI, 
S. 460—475 u. Fortjegung Th. XU, ©, 1 fig. Aeltere Werle vorzugsweile: Cujacius, Recita- 
tiones solennes ad tit. Pand. de rebus creditis; in ejus operibus postumis Tom. IV, P. ı (Par. 1658) 
pag. 654 sqq. Donellus, Commentar. juris eivilis, Lib. XIV, cap. 1. deLudwig, Differentiae 
juris Romani et Germanici in mutuo. Halae 1715. Neuere Schriften: Unterholzmer, Shuld- 
verhältniffe, Bd. II, S. 10 flg. Yuden, Darlehu, mutuum, in Weiske's Rechtslexilon, Bd. LIL, 
©. 227 Ay — Preußiſches Recht: Bornemann, Spitematiiche Darftellung des Preußiihen Eivil- 
rechts, Bd. III, 8. 228 fig. Mein Recht der Forderungen, 2. Ausg. Bd. III, $$. 252 fig. 


$. 653. Das eigentliche!) Darlehn ift ein Vertrag, vermöge deſſen Jemand 
gangbared ausgemünztes Geld, oder geldwerthe, an jeden Inhaber zahlbare Jnitru- 


mente ?), unter gedungener Wiedererftattung ?°) in gleicher Qualität und Quantität ?), 
einem Andern zum Verbrauche 4) übergiebt* ®). 





fo hat kein Theilmehmer von dem Anderen etwas zu fordern; denn alle Theilnehmer find Kontrahen- 
ten einer verbotenen Gejellichaft. Ift das Verhältniß nicht auf Gegenfeitigteit, Tondern auf Zahlung 
einer beftimmten Summe ein fir allemal oder jährlich gegrlindet, jo ftehen die Unternehmer der Ver— 
fiherungsanftalt dem Berfiherungnehmenden gegenüber nnd müfjen in dem vorausgefegten falle voll- 
u Entihädigung leiften. Dieſe befteht ın der Zurüdzahlung der Prämie mit Zinfen. — Bal. 
Str.G.B. (Th. II, Zit. 20) $. 340, Nr. 6, 

62) (4. 9.) Der Din, des Innern hat unterm 21. Mai 1861 beftimmt, daß die ftaatliche Auf⸗ 
ſicht über ältere Sterbe - und Begräbniß-Kaſſenvereine fich in der Regel auf —— Einreichung 
eines Rechnungsabſchluſſes, Prüfung der ſtatutmäßigen Verwaltung und Lage der Kaſſe im i 
nen, namentlich ſichere Unterbringung des Vermögens zu beſchräulen hat und eine ſonſtige amtliche 
Einwirkung und in Folge bejonderen Anlaſſes, wie Beſchwerden u. j. w. eintreten foll, „So jehr es 
der ... Aufgabe der Staatsverwaltung entipricht, auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens nicht mur 
der gemwinnfüchtigen ——— ſondern auch dem eigenen Fehlgreifen der Unerfahrenheit und Unbe- 
ſonnenheit nach Möglichteit zu gnen, jo darf doch andererſeits nicht außer Betracht bleiben, daß 
ein alljeitiges und lebhaftes Streben, im Wege genoffenfhaftliher Selbſthülfe die Unfälle 
des menſchlichen Lebens zu lindern, um höchften —* e des gemeinen Weſens liegt, und die Staats— 
behörde wird ſich deshalb um jo mehr zu hüten haben, daf nicht dieſes gemeinmilige Streben durch 
ihre übertriebene Fürſorge in jchädlicher Weile zurüdgedrängt werde.‘ 

1) Im Gegenfage zum uneigentlihen. S. u. $. 853 d. T. Der Unterfchied ift bloß nominell. 

2) Darunter werden nicht allein Papiergeld, fondern auch andere öffentliche, d. h. unter Autorität 
des Staats auegegebene , verzinsliche oder unverzinsliche Geldpapiere verftanden. 

„Dadurd allein, daß bei einem Darlehn in Pfandbriefen oder in anderen geldiwerthen, an jeden 
Inhaber lautenden, mit Zinsfoupons verfehenen Papieren zugleich die Koupons ausgehändigt worden, 
wird eine Verpflichtung des Darlehnsempfängers, bei attung des Kapitals in Papieren gleicher 
Art and) die Koupons Hei dem Tage des Empfanges zurlidzugewähren, oder deren Geldbetrag zu ver- 
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$. 654. Hat Jemand durch einen gültigen 5) Vertrag ſich verpflichtet, einem An- Arrnus 


n über 


dern ein Darlehn zu geben, fo ift er fhuldig, diefen Vertrag, zur beftimmten Zeit, Hünftige Dar 


Bien, noch nicht begründet.“ So lautet das Pr. des Obertr. 1916, vom 4. Dit. 1847. (Entid. 
d. XV, ©. 160.) Die Gründe rechtfertigen den Sat nicht. Die Koupons follen nämlich nicht Ge- 
arg des Darlehns neben dem PBfandbriefe fein, fondern nur Bedingung des Gebrauchs des Pfand- 

iefs, indem der Darlehnsnehmer den Piandbrief ohne die Koupons zum Zmede des Darlehns nicht 
benugen fönne. Dieje Thatſache ift unrichtig, man kann Pfandbriefe auch ohne Koupons beim Geld- 
wecsler in ausgemünztes Geld umiegen, wenn auch fir einen geringeren Preis als für einen Pfand- 
brief mit Koupons. Sogar die Koupons ohne den Pfandbrief find zu Gelde zu machen, noch vor der 
Fälligkeit; fie fönnen mithin auch Gegenftand des Darlehns fein. UWebrigens find dergleichen verzins— 
liche Geldpapiere nicht geeignet zu Gegenftänden des eigentlihen Darlehns; fie gehören zu den frucht- 
tragenden Sachen, auf welche die Lehre von zinfen nicht paßt. 

Geldwerthe Papiere können nur in der Weiſe Gegenftand des Darlehns fein, daß fie in gleicher 
Qualität und Quantität zurldgegeben werden; fie lönnen aber nicht die Stelle des baaren Geldes 
vertreten. ©. u. 8.793 d. T. 

2a) (4.9) Dadurch, daß die MWiedererftattung nach und nach durch Abrechnung der Miethe, 
welche der Darlehnsgeber aus einem beabfichtigten , im der Folge aber nicht zu Stande gefommenen 
Miethstontralte dem Darlehnsnehmer jchuldig werden würde, geidhehen follte, wird die rechtliche Natur 
des Darlehnstontralts nicht verändert. Erf, des Obertr. d. 2. April 1857 (Ar. Bd. XXV, ©. 37). 

3) Das Darlehn ift ein Reallontralt, weldyer nur durch wirkliche Leberlieferung des Geldes voll- 
zogen werden kann und nur zur Zurädzahlung der wirklich gegebenen Summe verbindlih macht. 
Bergl. 88. 661, 727, 757. Die Schuldverjhreibung über ein Darlehn begründet gar feine Berbind- 
lichteit, jondern ift, abgejehen von gewiſſen Nebenbeftimmungen, ein bloßes Beweismittel. $$. 732 
bis 736, 742, 867 d. Z.; Entſch. des Obertr. Bd. XVII, ©. 272. — Yautet die Berſchreibung über 
ein baares Darlehn und ift ftatt Geldes, eine Forderung als Valuta cedirt worden oder ift ein aus 
einer jog. Geihäftsverbindung verbliebener Saldo als Baluta des Darlehns betrachtet worden; jo tft 
fein Darlehn vorhanden. Uneingetr. Pr. des Obertr. vom 12. Dezbr. 1848 im Sachen Germer w. 
Gaft, 497/949, IL, 48, und Br. v. 2, Febr. 1849 in Sachen VBersdorf w. Abt, 71%/,.,,, III, 48. 
Der Ceifion fehlt es in dem erſten Falle an einer gültigen Grumdlage ; die Duafitradition hat feinen 
Titel. Bergl. oben $. 376 d. X. 

(4.4.) Das Obertr. fagt in einem Erf. vom 16. Januar 1862 (Archiv f. Rechtsf. Bd. XLIV, 
©. 154): Dieje Beftimmungen ($$. 653, 654, 661, 727) fchließen nicht aus, daf die darin ausge- 
fprochene Verpflichtung des Gläubiger, die Valuta baar oder in geldwerthen Papieren zu gewähren, 
hinterher (hinter was? oder wen?) anderweit vereinbart, beriehungsweife nad) gegenfetiger leberein⸗ 
kunft zwiſchen dem Darlehnsgeber und Empfänger dahin geändert werde, daß die Valuta des Dar— 
lehns durch Uebereignung beſtimmter Geldforderungen des Gläubigers oder eines für ihn eintretenden 
Dritten, unter Aushändigung der diesfälligen Schuldurfunden, gewährt und in diefer Weije für be- 
richtigt angenommen werde. — Das ift ein ganz umflarer, wenn überhaupt ein juriftiiher Gedante. 
Ein Darlehn wird erft durch das thatjächliche Geben der ge orig Gegenftände eriftent. So lange 
das dare nicht geſchehen, ift fein Darlehn fontrahirt. Wie foll es gedacht werden fünnen, daß hin- 
terher, hinter ein Nichts „anderweit vereinbart werde und dahin geändert werde, daß Baluta des 
Darlehns durch Uebereignung (Ceifion?) von Geldforderungen gewährt werde ?" Da foll wohl fingirt 
werden: das Darlehn Ki durch fkörperliches Geben des Geldes kontrahirt worden und „hinterher“ ſei 
es wieder zurückgegeben und dafür jei die Valuta (diefe Valuta wäre ja nun aber eine andere Va— 
luta, nämlich die Leiſtung auf ein neues Geſchäft) im Forderungen gewährt worden? Ein jolches Dar- 
Iehnsgeichäft leunt die Rechtsgeſchichte nicht. VBermuthlich — bei dieſem Elaborat der in der Anm. 21 
8. 793 erwähnte dritte Hal in Gedanten geweſen. Die in Rede ftehende Uebereinkunft iſt ein 

erfauf von Forderungen, mit der Nebenverabredung, daß das Kaufgeld kreditirt fein folle. 

4) Zum Gigenthume. Bergl. 8. 661 d. T. Die Verſchaffung des Eigenthums des gegebenen 
Gegenftandes gehört zum Weſen des Darlehns, 

48) (4.9) Nicht das körperliche Zuzählen des Geldes gerügt zur Begründung des Darlehne- 
fontrafts, vielmehr bedarf es hierzu des Zuzählens verbunden mit der Abſicht und Vereinbarung, daß 
der Darlehnsnehmer das Geld zum Verbrauce erhalten und Eigenthimer derjelben werden foll. Erf. 
des Dbertr. vom 14. Juli 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 116), — 

Der Zweck, zu welchem der Nehmer das geliehene Geld in ſeinem Intereſſe verwenden will, ift 
für das Weſen des Darlehns umerheblidh. — In der Behauptung, Jemandem eine Summe Geldes 
als Darlehn gegeben zu haben, liegt auch die Behauptung der geichehenen Verabredung der künftigen 
KRücdzahlung. rt, des Obertr. vom 13. Dez. 1855 (Arch. f. Nechtef. Bd. XIX, ©. 182). Vergl. 
unten, Anm. 58 zu $. 730 d. 8. 

5) Nämlich in der Tit. 5, 8. 131 vorgefchriebenen fehriftlichen gm Bgl. 8. 658 d. T. Durch 
die Annahme des Schuldſcheins über den ganzen Betrag eines nicht in rechtsgllltiger Form beripro- 
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et gablung der verfprochenen Summe in Gelde, oder) geldwerthen Papieren, 
zu erfüllen ?). 

8. 655. Thut er diefed nicht, jo fann der Andere auf ei flagen, oder 
auch) jeined Ort? vom Vertrage wider abgehen, dad etwa jchon ausgeſtellte Inſtrument 
zurüdfordern ?®), und auf Vergütung ded aus der Nichterfüllung entjtandenen Scha- 
dend antragen. 

8. 656. Gegen eine folche Klage kann der Verfprecher des Darlehns hauptfäch- 
fi mit dem Einwande der veränderten Umftände fich ſchützen. (Tit. 5, $. 360 sqq.) 

$. 657. Dahin gehört befonderd, wenn nad dem Verſprechen in den perſönli— 
hen oder Bermögendumitänden des Borgerd Veränderungen vorgefallen find, wodurch 
die perlönliche oder dinglihe Sicherheit, auf welche der Leiher bei dem Berfprechen 
Rüdfiht genommen bat, geſchmälert wird ?b). 

8. 658. Der Borger, welcher das Darlehn gejucht hat, ift jhuldig, die fchrift- 
fih verfprohene Summe anzunehmen ®). 

8. 659. Weigert er ſich deiien, jo muß er den Andern ſchadlos halten ?). 

8. 660. Diele Schadlodhaltung it, wenn fein höherer Betrag nachgemwiefen 
ne fann, auf eine halbjährige landübliche Zinfe des befprochenen Kapital zu be- 

immen. 


chenen Darlehns und durch die theilweife Zahlung der darin verfchriebenen Baluta wird der Darlehns- 
geber nicht verpflichtet, den Reſt der Baluta nächzuzahlen. Pr. des Obertr. 957, v. 12. Dez. 1840 
(Entid. Bd. VI, ©. 313); und Pr. v. 28. Nov. 1805 (Simon, Redtsipr. Bd. I, ©. 120), aud 
Erf. dv. 21. April 1853 (Archiv }. Rechtsf. Bd. IX, ©. 119), Hat er aber die Schuldverfchreibung 
auf den ganzen, noch nicht gezahlten, Betrag cedirt, jo muß er als Betrüger den Ausfteller, wenn e# 
eine Hppothetenverichreibung.ift, die der Schuldner in den Händen eines redlihen Dritten gelten laj- 
fen muß, entichädigen. Der GCeifionar ift aber fein redlicher Dritter, wenn ihm auf irgend eine Weiſe 
der Mangel der Balutenzahlung von dem Schuldner vor der Eeifion fund gethan iſt; zur Begründung 
der exceptio doli bedarf es nicht der Eintragung des Einwandes der nicht erhaltenen Baluta im Hy— 
pothelenbuche. Pr. des Obertr. v. 20, Febr. 1849, (Entih. Bd. XVII, S. 270.) 

6) Dadurch joll ihm nicht die Wahl zugeftanden merden, das Eine für das Andere zu geben; 
fondern das „oder bezieht fidh auf den Inhalt des Verſprechens. 

7) Wenn es der Andere verlangt; diejer ift zur Annahme nicht verpflichtet, Vergl. 8. 659. X. 

7a) (3. 9.) Das materielle Klagereht (aetio) ift die condietio causa data, melde auch dann 
Anwendung findet, wenn der Andere fich nicht durd einen gültigen Vertrag verpflichtet hat ($. 654), 
aber doch den angenommenen Schuldſchein nicht zuriidgiebt. . 1. die ın der Note 15 zu $. 258 
des Rechts der Gorderungen angegebenen Stellen, bejonder® L. 7 C. de non num. pee. (IV, 30) nnd 
L. 3 C. de cond. ind. (IV, 5). Bergl. Hyp.O. Tit. 2, $. 180. Behauptet der Andere, den Schuld- 
jhein verloren zu haben, fo muß er denjelben mortifiziren. (4. 9.) Der Ausfteller kaun aber auch 
geradezu auf Ungültigleitserflärung des Schuldiceins Magen, was ein Appellationsgericht, ohne dafür 
einen zutreffenden juriftiichen Grund zu wiſſen, für nicht zuläffig erfannt hatte. Dagegen j. m. das 
Erf. des Obertr. vom 14. Juni 1858 (Ar. f. Rechtsf. Bd, XXX, S. 104), 

7b) (4.9) Das kann aud) durd den Tod des Darlehnsſuchers gefchehen. Daher muß der Ber- 
ſprecher, welcher mit Rückſicht auf die Periönlichkeit des Sucenden diejem ein Darlehn zugejagt bat, 
zurüdtreten dürfen, wenn diefer vor dem Empfange des Darlehns ftirbt. Defien Erbe ıft in diefer 
Hinficht eine andere Perjon, mit welcher der Berfprecher ſich gar nicht eingelafjen haben würde. 

8) Es wird ein förmlidher Vertrag borausgejett ($. 654), alfo nicht bloß ein eimjeitige® Berfpre- 
hen des Darlehnsgebers und eine mündliche Annahme des Borgers; vielmehr auch eine von feiner, 
des Borgers, Seite erfolgte förmlihe Vollziehung des Vertrages, Außerdem ift derjelbe ein 50 Thir. 
überfteigendes Darlehn anzunehmen nicht verpflichtet. Der Ausdrud: „ſchriftlich verſprochene Summe“, 
deutet nicht an, daß nur der Darlehnögeber eim fchriftliches VBerjprechen zu geben habe, um den An- 
deren zur Annahme verbindlih zu machen, jondern er bezieht ſich auf den im $. 654 ermähnten 
chriftlichen) Vertrag, in welchem die Summe verjprochen worden. Zugleich aber enthält fie die Be- 
ſtimmung, daß der Borger die ihm von dem Anderen | (ichriftlich) verſprochene Summe ganz 
anzunehmen verpflichtet jei, wenn er ſeinerſeits auf die Erfü ung bejtchen wolle. 

9) Auf Annahme des Darlehns kann, auch im Falle der förmlichen Verpflichtung des Borgers 
(j. die vor. Anm. 8), nicht geflagt werden, vielmehr iſt die Klage auf Entihädigung in ſolchem Kalle 
ſchon durch die Weigerung der Annahıne begründet. 
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8. 661. Iſt der Darlehnävertrag felbit durch die Zahlung der verfprocdhenen — 
Summe vollzogen, fo erwirbt der Borger, durch den Empfang 9) der gegebenen Gel⸗ feöft, und in 
der oder geldgleichen Papiere, das Eigenthum derfelben. — 

8. 662. Hat Jemand wiſſentlich u) fremdes Geld von einem Andern, der da- pe 
rüber zu verfügen nicht berechtigt war, zum Darlehn angenommen, jo muß er daf- auf den Bor- 
felbe, infofern e8 noch vorhanden !*) ift, dem wahren Gigenthümer fofort zurückgeben. * übergeht. 

8. 663. ft das Geld nicht mehr vorhanden, jo haftet der Empfänger dem wah- 
ren Gigenthümer für das Kapital und landübliche Zinfen 1°). 

8. 664. Hat fih Jemand fremden Geldes unter dem Vorwande eines Dar- 

— betrüglicher Weiſe bemächtigt, fo haftet er dem Eigenthümer für das ganze Inter— 
eſſe !*). 

$. 665. Hat der Empfänger nicht gewußt, daß ihm fremdes Geld zum Dar- 
fehn gegeben werde, fo fann er an den Geber fo lange ficher Zahlung leiften !5), als es 
ihm — nicht, auf den Antrag des wahren Eigenthümers, gerichtlich *5°) unterſagt 
morden. 

$. 666. ft vor diefer Unterfagung die Rüdzahlung nod nicht erfolgt, jo ift der 
Empfänger nur an den, welcher ald der wahre Eigenthümer des gegebenen Geldes 
audgemittelt wird °), Zahlung zu leiften verpflichtet. 

8. 667. Diefer tritt, in Anfehung aller verabredeten Bedingungen, an die Stelle 
des Geber? !?). 


10) Durch den Empfang, ohne Unterfchied: ob der Geber Eigenthümer ift, ob nicht. Hiernach 
bedarf es der Verjährung, des Verbrauchs und des Unterganges der Unterfcheidbarkeit als aushelfen- 
der Ermerbungsarten für das Eigenthum an den gegebenen Saden nit. Eine in den Materialien 
anſcheinend nicht gerechtfertigte Anomalie. S. die folg. Anm. 11 und die Anm. 17 zu 8. 667, 

11) Das Erforderniß des guten Glaubens hängt mit der vorhergehenden Beſtimmung des $. 661 
zujammen und it ebenjo neu wie jene. Der Wiſſenſchaft fteht keineswegs die Unvorſichtigleit oder 

ahrläffigfeit gleich; wer nicht weiß, daf er fremdes Geld zum Darlehn erhalten hat, wird Eigen- 
mer durch den mia wenn er auch bei einer vorher angeftellten Unterſuchung hätte auf den 
erdadht kommen können, daß das Geld fremdes * — (2. A.) Die Beftimmungen der 88. 661 umd 
—* ſtimmen übrigens mit den Grundſätzen über die Vindikation von baarem Gelde überein. Tit. 15, 
„45, 46, 

12) Nämlich umterfcheidbar vorhanden. Iſt es mit anderen Geldern vermifcht, fo ift es juriftiich 
nicht mehr vorhanden. 

13) Das Klagerecht des Eigenthümers ift in diefem Falle ebendafjelbe, wie in dem falle des 
&. 662; der Empfänger, welcher das fremde Geld verbradht hat, wird als fingirter Befier auf Haupt- 
ſache und Nebenſachen belangt. Zu den Nebenfachen gehören die Früchte, wofür hier ohne näheren 
Nachweis Iandübliche Zinfen angenommen werden. 

14) Für diefen Fall ift die actio doli das geeignete Rechtsmittel. 

15) Der Geber güt bis dahin für den wahren Gläubiger. 

158) Die prozefiualiiche Form wird die des Arreftichlages fein. Außerdem kann der Richter zu 
einer Unterfagung nicht kommen. Nur auf das jonftige Erforderni der Unficherhett des Arreftaten 
kann im diejem Kalle nicht gejehen werden, wo es fid nicht um ein Befriedigungsmittel wegen einer 
Forderung, fondern um das Eigenthum des Gegenftandes handelt. Vergl. 8. 670 d. T. 

16) Unten, Anm. 6, Nr. IV zu 8.3, Tit. 15, 

17) Hierdurch ſoll die Anomalie des $. 661 ausgeglichen werden. Das Rechtsverhältmiß ift hier- 
nad) als eine negotiorum gestio des Gebers für den Eigenthilmer des Geldes aufzufalien. Läßt der 
Eigenthümer ſich die geichehene Anlegung des Geldes gefallen, fo ift es regelrecht, daß er in die ver⸗ 
abredeten Bedingungen eintreten muß, denn das Geſchaͤft wird durch feine Genehmigung ganz das 
feine. Gefällt ihm hingegen das Rechtsgeichäft nicht, fo kann er nicht gezwungen werden, im die 
Stelle des Gebers einzutreten. Der negotiorum gestor behält dann daffelbe für fi und muß den 
Eigenthümer vollftändig entſchädigen. — 

Bei Hnpothefenforderungen bedarf es für den Fall, daß der Eigenthümer des Geldes in die Stelle 
des Gebers eintreten will, einer äußeren Form für die Uebertragung auf den Namen des Eigenthü- 
mers. Dieje befteht entweder im der Erklärung des Gebers, daß das —— Geld Eigenthum 
des Anderen geweſen ſei, und daß ihm deshalb auch das Gläubigerrecht von Anfang zugeſtanden habe, 
oder in einem entiprechenden Ausſpruche des Richters. 
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$. 668. Auch wenn der Geber dem Empfänger mehr ald gewöhnlich vortheil- 
bafte, an ſich aber erlaubte, Bedingungen bewilligt hat, jo ift der wahre Eigenthümer 
gegen den redlihen Empfänger daran gebunden !®), 

; $- 669. Er kann aber deshalb von dem Geber befondere Schadloshaltung for- 
em!?). 

$. 670. So lange das Eigenthbum des gegebenen Geldes zwiſchen dem Geber 
und einem Dritten noch ftreitig ift, muß der Empfänger alle inzwifchen fällige Zahlun- 
gen, es jei an Kapital oder Ainfen, auf Koften des unterliegenden Theild in das ge- 
rihtliche Depofitum abführen. 

$. 671. Hat Jemand fein eigene® Geld unter fremdem Namen zum Darlehn 
gegeben, fo bejteht der Vertrag nur zwischen dem Empfänger und demjenigen, auf deſ—⸗ 
jen Namen das Darlehn gegeben worden 2°). 

$. 672. Was dabei zroifchen dem Cigenthümer des Geldes, und dem, auf def- 
fen Namen dajjelbe verliehen ift, verhandelt worden, hat auf die Rechte und Pilichten 
des Empfängers, fo weit diefer an den Verhandlungen nicht Antheil genommen bat, 
feinen Einfluß. 

8. 673. Will in der Folge der Eigenthümer ded Geldes auf das Darlehn An- 
fpruch machen, fo finden die DVorfchriften 88. 665 bis 670 .. 

$. 674. So weit Jemand nach den Gefepen fich überhaupt durch Verträge nicht 
verbinden kann; fo weit ift er auch Darlehne zu machen und aufjunehmen unfähig 22), 
(Tit. 5, $. 9 sqq.) 

8. 675. Bon den Darlehnen der Ehefrauen, der noch unter väterficher Gewalt 
ftehenden Kinder, der Korporationen und Gemeinen, der Stadteommunen, der 
Kirhen, der öffentlichen Kaſſen, ingleihen an Pflegebefohlene und Studirende, 
wird gehörigen Orts befonderd gehandelt. (Th. II, Tit. 1, Abfchn. 5; Tit. 2, 


Fi Berfteht fi, wenn er das Geſchäft für fich annimmt; fonft geht es ihn nichts an. ©. die 
. Anm. 


19) Das ift nicht folgereht. Wenn der Geichäftsherr fich die Bortheile aus der Geihäftsführung 
aneignet, jo muß er aud) die Nachtheile mitnehmen, Gefällt ihm die Anlegung feines Kapitals in 
der geſchehenen Art nicht, jo braucht er die ng nicht zu übernehmen; wider feinen Willen fann 
fie ihm micht aufgedrumgen werden ; gefällt jie ihm aber, fo ift der Gejchäftsführer auch gededt. Cine 
praltiſche Riüdficht ift hier vielleicht von Einfluß geweſen: die der Sicherung. Der Geber (Geichäfts- 
beforger) ift vielleicht eime mittellofe Perfon nnd der Eigenthiimer des Geldes muß das Forderungs- 
recht, wie es immer jei, zu feiner Sicherheit nehmen. enn es jo fteht, jo ift auch die Beftimmung 
des $. 669 nutzlos; wenn aber der Geber aufzutommen im Stande ift, fo fann der Eigenthilmer die 
entjtandene Forderung immer noch zum Gegenjtande feiner Befriedigung machen, ohne daß es erfor: 
derlich ift, im die ihm läftige Obligation einzutreten und wegen der a der nachtheiligen Be- 
dingungen fi) in einen meitläuftigen Prozeß mit einer ſchwierigen und fünftlichen Beweisführung ein- 
zulafjen. Er fommt auf dem graden Wege kürzer umd leichter zum Ziele. 

20) Weil das Darlehn re kontrahirt wird und der Geber durch jeine Erklärung ſich zum Stell- 
bertreter des Dritten macht, auf dieſen mithin auch den Beſitz überträgt (constitutum possessorium). 
Daß der Dritte damit einverftanden fein muß, verjteht fih vom jelbft. Im dem Pandektenrechte fteht 
diefer Grundia noch in der Entwidelung, daher die Ungewißheit in der L. 2, 8. 4, L.15 D. de re- 
bus cred. (X, 1); L. 34 pr. D. mandati (XVII, 1). 

21) Hierbei ift der Fall vorausjufegen, wo der Dritte das Geſchäft nicht angenommen hatte, 
Denn nad geichehener Annahme wäre es eine juriftiihe Ummöglichteit, daß der Geber durch feine 
einfeitige Erklärung dem Dritten das Forderungsrecht wieder nehmen und auf ſich übertragen fönnte, 

22) In einem alten Erl. vom I. 1787 (Stengel, ®d. VI, ©. 71) wird der Satz behauptet, 
daß ein minderjähriger Juftizbeamter, wenn er eine Schuld kontrahirt, mit der exc. minorennitatis 
ſich nicht hüten fönne, weil ihm nad der V. v. 25. April 1771 eine dergleichen öffentliche Juſtiz- 
bedienung nicht hätte aufgetragen werden follen, er aljo damals jein Alter dolofe verſchwiegen haben 
müfle. Das ift, mas den Rechtspunkt betrifft, gänzlich unbegründet, indem eine Berfon ım öffent- 
lihen Berufe völlig jelbjtftändig und im privatrechtlichen Angelegenheiten doch nicht handlungstäbig 
fein fann; und im thatfächlicher Hinficht ift e8 bei den heutigen Zuftänden in der Beamtenwelt ges 
radezu unmöglich. 


bor 


Bom Darlehnsvertrage. 745 


an 2; it. 6, Tit. 7, Abſchn. 2; Tit. 8, Abfchn. 2, 3; Tit. 11, Abfchn. 4; Fit. 12, 
m. 3)224). 
$. 676. Aus Darfehnen an Prinzen und Prinzeffinnen, welche durch Geburt oder 
Heirath zum föniglichen Haufe gehören, foll, fo lange die Einwilligung des regieren- 
den Dberhaupts der Familie nicht hinzugefommen ift, bei hiefigen Gerichten feine Klage 
angenommen werden 23). 

8. 677. Auf Prinzeffinnen, welche durch Heirath aus der föniglichen Familie 
herausgegangen find, findet diefe Vorfehrift nicht Anwendung. 


von Militärs 


8. 678. Wer mit einem in wirklichen —— ftehenden Offizier Darlehnd- Beſonders 


verträge ſchließen will, muß fih dazu die Einwilligung des Chef3 oder Kommandeurs 


beibringen lajjen ?*). 


13. K. O. v. 3. Januar 1816, betr. die von Subalternoffizieren behufs ihrer 
Affociation bei der Dffigier-Wittwen-Kaffe auszuftellenden Wechſel. (8.5. 1816, 
©. 93.) 

Auf Ihren Bericht v. 11. v. Dits. fee Ich hierdurch feft, daß es bei den von den Subaltern- 
offizieren, behufs ihrer Affociation bei der Offizier - Wittwen- Kafje auszuftellenden Wechjeln der fonft 
gefetslichen Beibringung der Konfenfe der Kommandeurs, zu Schuldverpflichtungen , nicht weiter bedarf. 


$. 679. Dieje Einwilligung muß in der Regel von dem Chef, wenn aber die- 
fer bei dem Regimente nicht zugegen ift, oder die Beforgung der Regimentögejchäfte 
dem Kommandeur übertragen hat, von Xegterem ertheilt fein. 

$. 680. Sie muß fchriftlich audgefertigt, und entweder hinter dad Schuldinftru« 
ment verzeichnet, oder mit genauer und deutlicher Beziehung auf das Datum, den Be- 
trag des Darlehns, und den Namen des Gläubigerd, abgefaßt werden. 

$. 681. Soll die im Bertrage beftimmte Zahlungszeit verlängert werden, jo 
ift auch zu diefer Verlängerung ein gleihmäßiger fohriftlicher Konfens des Chefs oder 
Kommandeurs erforderlich. 

$. 682. Fällt weg ?>). — 

8. 683. Wie weit die Regiments-Chef oder Kommandeurs dergleichen Einmwil- 
gung ( * 678) ertheilen oder verſagen ſollen, ift in den ihnen ertheilten Inſtruktionen 
ejtimmt. . 

$. 684. Grmangelt die Einwilligung des Chef? oder Kommandeurd, und der 


22°) Statt Fit. 11, Abſchn. 4 umd Fit. 12, Abſchn. 3 ift zu leſen: „Tit. 11, Abſchn. 9; Fit. 12. 
R. vom 29. Dez. 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 

23) Bezahlen diefe Perjonen, fo hat es dabei fein Bewenden. Dies Gefchäft ift nicht unerlaubt, 
dem Gläubiger ift nur der Rechtsſchutz entzogen. 

24) Die 88. 678—690 hatten in dem Geſetzbuche eine andere Faflung und gehören zu den Ma— 
terialien, welche in Folge unmittelbaren Befehls umgearbeitet werden mußten. Man j. darüber > 
Bd. XLI, ©. 30 ff., mo aud) der vorlandrechtlichen Geſetzgebung, die hier nicht von Intereſſe ift, Er- 
mähnung geihieht. Die gamze Geſetzgebung paßt nur nod auf Offiziere bei dem ftehenden Heere, 
nicht auf Landwehroffiziere, welche ihre Civilverhältnifie —— und nur einſtweilen zur Dienſt⸗ 
leiftung einberufen, hiernächſt aber wieder entlafjen werden. Auf die von ſolchen Offizieren während 
der vorübergehenden Dienftzeit gemachten Schulden können diefe VBorjchriften nicht angewendet werden, 
weil deren Borausjegungen nicht zutreffen. 

Die Beitimmungen der 88. 678 fi. finden auch anf den Fall nit Anwendung, wo ein Hand- 
Jungsunfähiger vor Eintritt in den Militärdienft ein Darlehn aufgenommen und datfefbe fpäter, nad) 
erlangter Dispofitionsfähigkeit, ald Offizier anerkannt hat. — Bol. u. die Aum. 77 zu $. 862 d. T. 

25) (3. 9.) Der $. lautet: „Sollen die Gewehrgelder eines Kompagnie- oder Estadron-Chefs für 
die Befriedigung des Gläubigers haften; jo müfjen diejelben unter Einmilligung des Regiments-Cheis 
oder Kommandeur beſonders verpfändet, und dieje Berpfändung muß in das bei dem Regimente zu 
führende Hypothekenbuch eingetragen werden.“ Die alte Einrichtung betrefis der Getwehrgelder und 
der darüber geführten Hypothetenbücher hat, mit der Veränderung der Militärverfafjung, längft auf- 
gehört. 


perjonen. 
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Schuldner iſt ein Subaltern » Offizier ?%); fo ift der Darlehnsvertrag null und nichtig, 
der Gläubiger hat niemals die geringfte Wiederbezahlung zu hoffen, und das wirklich 
Gegebene fällt, zur Strafe, dem Fısfus??) unmwiderruflih anheim ?®). 


— — — — — 


26) Dazu gehören nur die Premier⸗ und Sekondelieutenants. R. vom 27. Juli 1821 (Jahrb. 
Bd. XV, ©, 8). 

27) Im auth. Terte fteht: „der Imdalidenfafje‘. Seit der verbefierten Einrichtung der Staats- 
behörden aber, im Jahre 1808, ift an die Stelle der Generalinvatidentaffe binfichts aller Bermögens- 
fonfisfate, mithin auch in dem alle diefes 8. 684, die betreffende Regierungshauptlafie getreten. 
R. d. 29. Nopbr. 1809 (Rabe, Bd. X, ©. 194), Bergl. 8. 267 des Anh, zur A. ©.D. (I, 86, 
8. 5) u. $. 278 (zu 8. 39 ebend.). 

28) Dieſe Vorſchrift wird, auch nach Enticheidung der Kontroverje: was unter dem „wirklich 
Gegebenen‘ zu verftehen (Zuj. 14), noch verichieden aufgefaßt. Sie ift angeblich mörtlih aber doch 
nicht ganz bollftändig aus der K.O. vom 25. September 1789 entnommen, weiche wörtlich jo mitge- 
theilt wird: „Nachdem Se. Königl. Majeftät von Preußen ꝛc. Unſer allergnädigfter Herr in Erfahrung 
gebracht, daß ungeachtet derer jo oft emanirten Edikte gegen das Schuldenmachen der Subalternoifiziers 
ſich dennoch Yeute finden, welche denjelben Geld borgen, ohne daf der dazu erforderliche Koniens beigebradıt 
werde, ungeachtet das erhöhete Traftement der Subalternoffiziers fie in den Stand fegt, daß fe ohne 
Schuldenmachen leben können; jo haben Se. König. Majeftät für nöthig erachtet, das Editt gegen 
das Schuldenmacen der Subalternoffiziers auf eine geichärfte Art dahin erneuern zu laflen, daß die- 
jenigen, welche demielben entgegenhandeln und ohne Koniens Geld an Subalternoffiziers borgen, nie 
mals auf deffen Wiederbezahlung hoffen dürfen, jondern daß ſolches der Invalidentaffe unmiderruflich 
anheim fallen und von derielben eingezogen werden ſoll. Das D. K. Kollegium wird alfo diejerhalb 
das Erforderliche beforgen und das 7. Departement bejonders dahin inftruiren, daß daffelbe hierunter 
auf das Intereſſe der Invalidenkaſſe ein wachſames Auge habe. Charlottenburg, d. 25. Septbr. 1789." 
(Sahrb. Bd. XLI, ©. 40.) Die Worte: „und von derjelben eingezogen werden fol“ (nämlich das 
geborgte Geld), find nicht mit aufgenommen, dagegen hat man die Worte: „der Darlehnstontraft ift 
null und nichtig“, und „das wirklich Gegebene' gegen die Vorſchrift eingeichaltet. Hätte man das 
nicht gethan, jo wiirde muchmaßlih der Dieinungsfireit, welche die K.D. v. 27. Juli 1825 (BZuf. 14) 
enticherdet, nicht entftanden fein. Zu diefen Abmweihungen von der VBorichrift war feine — 
man hatte auch durchaus feine andere Abſicht, als gerade nur den Inhalt derſelben in das U. L.R. 
aufzunehmen. Denn in den Anmerkungen zu dem umgearbeiteten Texte heißt es: „Der $. 684 ifl 
wörtlih nach der K.O. v. 25. Sept. 1789 befaßt; und weiter: „Die K.O. will die Gejetze gegen 
das Schuldenmachen der Offiziere ſchärfen, und verordnet gleichwohl keine härtere Straje, als die 
Konfisfation des Darlchne” (Jahrb. Bd. XLI, ©. 37 und 46.) Hieraus iſt wohl jo viel 
Mar, daß das Nechtsgeichäft nicht wegen periönlicher Handlungsunfähigteit des Subalternoffiziers al® 
eines ſolchen ungültig ift; denn „das Geborgte joll von der Invalidenkaffe eingezogen werden“, das 
„Dariehn‘‘ joll konfiszirt werden. Der Ausdrud in dem $. 684: „der Darlehmötontraft ift null und 
nichtig ‚“ bezieht ſich hiernach nicht auf das Rechtsgeſchäft überhaupt, fondern auf das Verhältniß des 
Dartehnsgebers: für ihm wird nichts gewirkt. Aber wenn das Darlehn konfiszirt iſt, fo ift der Fiskus 
ipso jure an die Stelle des Darleihers getreten, der Fisfus ift vermöge der Konfisfation, von dem 
Augenblide der die Konfistation zur unmittelbaren folge habenden Handlung, Gläubiger aus dem 
Dariehn geworden, gleich einem Ceifionar. Die Konfistation vernichtet oder verändert nicht die bon 
ihr betroffenen Forderungsrechte, jondern fie überträgt fie auf den Fiskus. Wird die Beſtimmung fo 
aufgefaßt, verlieren ſich alle großentheil® ganz bodenlofen Zweifel. 

a) Der Fiskus hat nicht nöthig, gegen den Darlehnegeber zu Magen, ja er hat nicht eimmal ein 
Klagerecht gegen ihn, denn der Darlehnsgeber verletst nicht die Rechte des Fiokus, er hat nichts bon 
ihm hinter fih, er fann ihm nichts re und der Fiskus hat feinen Konſens defjelben nöthig; 
eine völlig nutzloſe Willenserllärung ihm abzuzwingen hat der Fiskus fein Recht; eine ſolche Stage, 
wie fie in der Praris wohl vorkommt, ift völlig gegenftandsios. Nur die Herausgabe des Schuld» 
ſcheins fann er fordern. Vergl. das etwas unficher und unbeftimmt gehaltene R. v. 17. Sept. 1832 
(Jahrb. Bd. XL, ©. 159), 

b) Die Frage: ob ein ohne Konjens gegebenes Darlehn durch ein mac gehobener Unfähigteit (?) 
erfolgtes Anerkenntnif konvalesziren könne, läßt fich nicht thun. Das Darlehn brauct nicht zu fon» 
batesziren, es ift gültig aber konfiszirt. Außerdem könnte aber auch von der Konvaleszenz bier gar micht 
Rede jein, wenn die Worte „null umd nichtig“ mach ihrem juriftiichen Sinne genommen merden; denn 
was von Anfang null und nichtig ift, kann niemals konvalesziren oder durch bloßes Anerfenntniß 
bergeftellt werden. Die Entiheidung der Geſetzlommiſſion v. 8. Februar 1785, wonach dem Aistus 
ein nach empfangenem Abichiede vom Offizier erflärtes Anerlenntniß den Anſpruch entziehen könne, 
ift bei dem durch die K.O. vom 25. Septbr. 1789 veränderten Stande der Geſetzgebung gemichtlos ; 
damals gab es noch keine Konfistation des Dariehns, fondern nur eine unllagbare Obligation und 
eine Strafe des Gebers. Ed. v. 2. Dezbr. 1766. Das konnte ſich freilich durch ein constitutum de- 
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14. K. O. v. 27. Juli 1825. (6.8. ©. 188.) 

Auf den Bericht des Staatsmimifterii vom 22. d. Mts. deflarire Ich die mißverftandene Dispofi- 
tion des A. L.R. Th. I, Tit. 11, $. 684, welche den ohne die Eimtoilligung des Chefs oder Komman- 
deurs mit einem Subalternoffiziere geſchloſſenen Darlehnsvertrag für nichtig erflärt, und das wirk— 
lich Gegebene der Invalidenkafje zuſpricht, dahin: 

daß umter den Worten: „das wirklich Gegebene“, teinesivegs das von dem Schuldner dem Gläu- 
biger zurüdgezahlte, jondern dasjenige Kapital zu verftehen ift, welches der Gläubiger dem Schuld» 


biti nad) dem Austritte aus dem Militärftande ändern. Bei der Umarbeitung des Geſetzbuchs ift die 
Brage umgangen, unter der Bemerkung: „Vom Anerkenntniſſe nach weggefallenem statu militari 
raucht nichts befonderes gejagt zu werden, weil desfalls die allgemeinen Vorjchriften Fit. 5, 88. 37, 
38 und Tit. 11, 88. 862—865 eintreten.“ (Jahrb. Bd. XLI, ©. 38 u. 47.) Allein das ift fein Ge- 
fe und als Ausdrud einer wiſſenſchaftlichen Meinung ein Irrthum, der auf unklarer Auffafiung des 
Rechtsverhältniſſes umd der Konfistation beruht. (S. aud unten die Anm. 22 zu $. 170, Tit. 16.) 
Darauf beruht das Pr. des Obertr. 1737, v. 8. April 1846: „Der nad) $. 684 dem Fiskus zu- 
ftehende Anſpruch auf das einem Subalternoffizier gegebene Darlehn wird durch ein, nach dem Aus— 
ſcheiden aus dem Militärdienfte von diefem in Gemäßheit der Vorſchrift dee $. 37, Tit. 5 bewirftes 
Anerkenntniß des Dariehnsvertrages —— (8. A.) Bei dieſer Meinung iſt das Obertr. auch bei 
einer ſpäteren Entſcheidung vom 29. März 1854 ſtehen geblieben, „weil von den damals bon dem 
Obertr. adoptirten Anfichten abzugeben fein Grund vorhanden.” Die hierbei nachträglich mitgetheilten 
Gründe diefer Anfichten berühren aber da® punctum saliens gar nicht, es find eben nur Anfichten, 
feine Rechtegründe, und es muß mohl auch bei der jüngeren Ehrfcheidung an treffenden Rechtsgründen 
eieblt haben, da man fich auf eine Würdigung der Frage und Widerlegung der bequem ignorirten 
gengräinde nicht eingelafien hat. Entſch. Bd. XXVII, ©. 325. — Die Bereisführung zur Be— 
gründung der alten Meinung des Dbertr., daß der Grund der vermeintlichen Ungiltigfeit des Dar- 
Iehnstontratts in der perjönlichen Eigenichaft des Darlehnsnehmers liege (Erk. vom 29. Dftbr. 1807, 
Jahrb. Bd. II, S. 313), ift erft mit dem Pl-Beſchl. vom 18. Februar 1856 (unten Aum. 75 zu 
$. 254, Tit. 14) unternommen, doch nach wifjenichaftlichen Anforderungen nicht gelungen. Der Fall 
des 8. 684 und der des 8. 744 find fich juriftifch ganz gleich. 

e) Aus denjelben Gründen, aus welchen dem —* die erworbene Forderung hinterdrein nicht 
durch ein ſolches Anerlenntniß wieder entzogen werden kann, ift auch die freiwillige Bezahlung des 
Schuldners an den Dariehnsgeber ohne Einfluß auf das Recht des Fislus; die Forderung wird da— 
durch nicht getilgt. (Denſelben juriftiihen Gedanken jprab dv. Goldbed auf die irrige Auffafjung 
des Nechtsverhältniffes ſeitens Suarez' aus. Unten, Anm. 22 a. €. zu $. 170, Tit. 16.) Der 
Fistus fan aber, wenn es ihm zuträglich jcheint, den Zahlungsnehmer als feinen Geſchäftsführer be— 
handeln und ex negotiis gestis gegen ihn verfahren. durch genehmigt er die Einhebung und der 
Schuldner wird liberirt. Hält fi) hingegen der Fisfus an den Darlehnsſchuldner, jo kann diejer ſich 
demnächft an den Zahlungsnehmer condietione causa data erholen. (4. U.) Im einer Enticheidung 
bom 17. Juli 1856 (Archiv für Nechtefälle Bd. XXL, ©. 143) behauptet das Obertribunal den 
Satz, daß der Fisfus die ihm nach $. 684 zuftehende Konfisfation dem Subalternoffizier (Schuldner) 
—— dann nicht mehr ausüben könne, wenn derſelbe das Darlehn bereits vor Inſinuation der 

onfisfationsflage zurüdgezahlt habe. Der Sat ift nad) den vorhin dargelegten Rechtsgrün— 
den feine Rechtswahrheit. Der Fiskus hat gar feine Konfistationstlage gegen den Dariehnsnehmer, 
diefem mird durchaus nichts konfiszirt; der Fiskus bedarf aucd gegen den Darlehnsgeber (Gläubiger) 
feiner Konfisfationsklage,, es bedarf überhaupt feines Konfistationsafts, denn der Fiskus tritt ipso 
jure in die Darlehusobligation an Die Stelle des Darlehnsgebers und hat daher von Zeit der Ent« 
ftehung der Darlehusihuld an, die Darichnsllage gegen den Darlichnsempfänger. 

d) Weil der Fiskus, vermöge der Konfistation, in die Stelle des Dariehnsgebers in die Chliga- 
tion eintritt, jo muß er fich auch die verabredeten Diodalitäten gefallen lafjen, kann aber auch accefio- 
riiche Rechte geltend machen , insbejondere die vorbedungenen Zinjen einfordern; denn ihm fleht die 
Darlehnstlage zu. 

* 4— Bon der fünfjährigen Verjährung aus dem $. 600 der Krim. Ordn. kann in feinem Falle 
ede jein. 

Die Borfchrift des $. 684 kann, als eine exceptionelle, micht auf andere Rechtsgeichäfte, nament« 
ih Käufe anf Kredit, ausgedehnt werden. Das Obertribunal hat ausgeſprochen in dem ‘Pr. 327, v. 
4. Sept. 1837: „Wenn, außer dem falle des $. 690 (joll heißen „684), Tit. 11 einem Subaltern« 
offiziere ohne Einwilligung des Chefs, oder Kommandeurs, Sachen auf Kredit gegeben worden find, jo 
hat der Gläubiger fein Klageredit, allein die kreditirte Summe verfällt nicht dem Be Entſch. 
Bd. II. ©. 360,) Die Fichlagbarkeit twird aus $. 684 d. T. entnommen, der aber, nad) der hier 
vertretenen Meinung, darüber nichts enticheidet. S. o. Bucht. b. — (3. A.) Der Grundiag wird 
auc auf das Kreditiren von Geifionsdaluten angewendet. Pr. des Obertr. 2404, v. 12. Oft. 1852 
(Enid. Bd. XXIV, ©, 41). 
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ner, ohne twucherliche Erhöhung, wirklich gezahlt hat, und zu deffen Zurüdforderung die Invali- 
denlaſſe ftatt des uriprlinglichen Gläubigers, berechtigt jein ſoll ** a), 
$. 685. Dagegen find zwar Darlehne an Stab3-Dffiziere, Rompagnie= und 
Escadrond- Chef, auch ohne Konſens gültig, und der Gläubiger kann zur beitimm- 
ten Zeit die Rüdzahlung fordern. Wenn A diefe nicht anders, als durch verhält- 
nigmäßige Abzüge von den Dienfteinfünften des Schuldners, geleiftet werden kann; 
fo müſſen Gläu iger, deren Forderungen mit dem vorfchriftsmäßigen Konſens nicht 
verjehen find, denjenigen, welche für die gehörige Beibringung diefes Konſenſes ge- 
forgt haben, nachſtehen *9). 
$. 686. Ueberhaupt muß jeder Gläubiger eines Offiziers, wenn auch die For— 
derung an ſich gültig iſt, fobald die Zahlung nur aus den Dienfteinfünften des 
Schuldners erfolgen kann, mit terminlichen Zahlungen, fo wie diefelben ohne Nachtheil 
des Dienfted und des nothwendigen Unterhalt? des Schuldners beftimmt werden fön- 
nen, ſich begnügen, und kann auf Perſonalarreſt gegen den Schuldner niemals antra- 
gen 3°). 
Anh. 8. 50. Auf die Mobilien und Moventien, die der Offizier an dem Orte, mo er ſich des 
Dienftes wegen aufhält, bei fich hat, findet feine Exekution ftatt 21). 
$. 687. Gin Dffizier, welcher Immobilien befigt, kann diefelben auch ohne Kon- 
ſens des Chefs oder Kommandeur gültig verpfänden. Doc erlangt, wenn aufer- 
dem der Konſens nothwendig war ($. 684), eine folhe Schuld nur von dem Augen» 
re n da die Eintragung in das Hypothefenbuch wirklich gefchehen ift, ihre Gül- 
igfeit 32). 


28@) (4, U.) Bei dieier Klage des Fiskus gilt der uriprüngliche Darlehnsgeber als ein Mlaifiicher 
Zeuge über die Hingabe des Darlehns. Erf. des Obertr. vom 3. März 1853 (Archiv für Rechtsf. 
®b. VIII, ©. 328). 

29) Das hier den konfentirten Schulden beigelegte Vorrecht mar ſchon lange obfolet ; es hing mit 
der alten Militärverfaffung und dem Edikte v. 2. Dezember 1766 zufammen. Darnach mußte zu 
allen Offizierſchulden konfentirt werden, und der fonfentirende Chef oder Kommandeur mußte für die 
fonfentirte Schuld ſubſidiariſch haften, und um ihm mögfichft zu deden, gab die Militär-Konkursordnnung 
ſolchen Schulden vor allen anderen den Vorzug. Proz.-Ordn, Tit. 50, 8. 694, Nr. 2. Die Grumdläte 
jenes Edilts waren auch die Grundlage der hierher gehörigen —— des neuen Geſetzhuches, 
und damit harmonirte ſowohl dieier $. 685 ala die Proz.-Ordn. a. a. O. Sie mußten aber weſentlich 
berändert terden. S. o. die Anm. 24. Der Konſens zur Anfnahme eines Darlehns für Stabsoffiziere 
und Kompagniechefs mar mum nicht mehr erforderlich und kommt deshalb in der Praris nicht vor; 
eben jo wenig mie die fubfidiariiche Haftung des Konfentirenden. Denn mas dieſe betrifft, fo ift die 
Beftimmung darüber nicht in das A. L.R. aufgenommen, und die gelegentliche Erwähnung derielben 
im $. 694, Nr. 2, Tit. 50 der Pr.-D. war nur als eine geichichtlihe anzuiehen. Deshalb paßte der 
F. 685 nicht zu den Grundfäten über das Schuldenmachen der höheren Offiziere. Ueber die unzwei⸗ 
felhafte Unangreifbarkeit der Darlehnsichulden der höheren Offiziere äußert fih Suarez in den Be— 
merfungen über die umgearbeiteten Beftimmungen fo: „Der $. 685 folgt unmittelbar aus der K. O. 
dv. 25. Sept. 1789. Denn wenn diefe qua lex novissima et correetoria den Berluft des Darlehns 
ausdrüdlich nur auf Subalternoffiziers einſchränkt, fo liegt es ja wohl deutlich darin, daß bei Stabe- 
offizier6 die Strafe der Konfisfation zur Invaliderkaffe nicht Anwendung finden fol. Man fann 
alfo nicht weiter gehen, als daß man bei Stabsoffizierd dem Kreditor, der ohne Koniens geliehen bat, 
fo lange fein jus agendi einräumt, als der Debitor noch in Dienften if. Denn nur in ſoweit läßt 
fih bei der Sache irgend ein Militärinterefie gedenken. — Aus gleichen Grunde ift aud der Strafen, 
deren das Edift von 1766 ohnehin nur ganz allgemein und unbeftimmt Erwähnung tbut, hier nicht ge» 
gedacht worden ; denn die Kabinetsordre will die Geſetze gegen das Schuldenmacden der Offizier 
Ihärfen, und verordnet gleichwohl feine härtere Strafe als die Konfistation des Darlehne.” (Jahrb. 
Bd. XLI, ©. 37 u. 46.) — (3, 9.) Durch die —— 8, Mai 1855, 88. 72—82, verb. 
mit dem Einf.Geſ. Art. IL, ift nun das Vorrecht auch formell befeitigt. 

30) Diefer $. ift aus einem alten Cirf. vom 10, Auguft 1778 entnommen. (Jahrb. Bd. XLI, 
&. 39 u. 46.) s 

31) Diefer Satz ift ſpäter weiter entwidelt im $. 155 des Anh. 3. 9. G.O. (I, 24, $. 70), 

32) Nämlich in Beziehung auf den Dariehnsgeber. S. oben Anm. 28. Grgiebt fi, daß die 
Form der hypothelariſchen ldverſchreibung nur zur Bemäntelung eines einfachen Darlehus ge» 
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8. 688. Auch über Einfünfte von Grundjtüden und Präbenden, über Finfen 
von Kapitalien, und andere jährliche Hebungen, welche nicht zu den Dienfteinfünften 
des Dffizierd gehören, kann derjelbe durch nd und fonft, auch ohne Kon- 
ei gültig verfügen. Doch verfteht ſich diefed, bei Subaltern - Offizieren, nur von 
olchen verfallenen, oder im nächſten Termine wirklich fällig werdenden Einfünften die 
jer Art; nicht aber von Anweifungen oder Geffionen, die, um der Vorfchrift des Ge- 
ſetzes auszuweichen, auf ſolche Hebungen, die erft in einer entferntern Zukunft fällig 
werden follen, gegeben find 33). 

8. 689. Such den Konſens ded Chef? oder Kommandeurd fann der Mangel 
anderer Erforderniife zur Gültigkeit eined Darlehns nicht ergänzt werden. Doc fün- 
nen die vormundfchaftlihen Gerichte ihre Einwilligung oder Genehmigung nicht verfa- 

en, wenn zu wirklichen Ausgaben eine® minorennen Offizierd, in Fällen, die feinen 
erzug leiden, befonderd in Kriegäjeiten, ein Darlehn mit Konſens des Chefs oder 
Kommandeur aufgenommen worden t). 

8. 690. Dagegen kann der Gläubiger gegen den Mangel des zur Gültigkeit des 
Darlehns nothwendigen Konſenſes durch den Einwand einer in den Nutzen des Schuld- 
ner? gefchehenen Berwendung fih nur aladann Ihügen, wenn er nachzuweiſen vermag, 
daß der Vorfchuß zu Dienjtausgaben des Offizierd nicht nur gemacht, fondern auch wirf- 
fich verwendet worden; und daß es ihm unmöglich gewefen fei, ſich um den erforder- 
fihen Konſens vorher zu bewerben. 

$. 691. Aber auch in diefem Kalle muß dem Chef oder Kommandeur, fogleich 
nah gemachtem Vorſchuſſe, als der Gläubiger denfelben mündlich oder fchriftlich anzu— 
treten Gelegenheit hat, Anzeige gefcheben 3°). 

8. 692. Bei Kommandeurd und Chefs der Regimenter, und anderer befonderen 
un ift zur Aufnehmung eine gültigen Darlehns höhere Einwilligung nicht erfor- 

erlich. 


braucht worden ift, jo daß die Eintragung auf ein Immobile nicht beabfichtigt worden ift und deshalb 
ganz unterbleibt ; fo ift die Forderung gleichwohl dem Fiskus verfallen. $n diefem Falle kann es 
nöthig werden, auch gegen den Darlehnsgeber die Klage, d. i. eine analoge Bindifation, zu richten, 
wenn er den Uebergang der Forderung an den Fiskus eitet. Iſt aber die Hnpothelenverichreibung 
von Anfang ernftlih gemeint geweſen und nur ein Sinderniß vor der Eintragung dazwiſchen ge— 
tonımen, jo hat der Fiskus die Forderung nicht erworben, wenn auch, was mohl jelten geſchieht, der 
Gläubiger jhon vor der Eintragung Zahlung geleiftet hätte. Im diejem alle muß folgerecht, nach 
der hier vertretenen Meinung, dem Gläubiger die Klage auf Wiedereinziehung des Darlehns ge 
—— Der Schuldner ſoll ſich nicht bereichern und handlungsunfähig iſt er nicht. S. oben die 
nm. 28, 

33) Suarez merkt hierzu an: „Die $$. 687, 688 gründen fi), wie ich mich mit Gewißheit 
zu erinnern glaube, auf ein Conclusum der Gejeglommilfion, und auf eine Korrejpondenz mit dem 
DR. Kollegio. In dem Projekte des leßteren de 1789 war ausdrüdtich angenommen, daß der Dffi- 
ier ohne Konfens über feine Reveniien excl. der Dienfteinkünfte duch Affignation x. frei disponiren 
fonne. Die älteren Gejege enthalten auch nichts, jo dem zumider wäre.” (Jahrb. Bd. XLI, ©. 37 
u. 46.) Das Konllujum ift vom 6. Juni 1789 und beftätigt den 4. Januar 1790. (Ed. Samml. 
Bd. VII, ©. 2847.) 


34) Suarez rechtfertigt dieje ſich von jelbft verfiehende Beftimmung a. a. D. jo: „Der $. 689 
ift um deswillen nöthig, weil in einigen fällen von Negimentern bezweifelt werden wollen, ob nicht 
bei minorennen Offizier®, die unterm Pupillentollegium ftehen , der Koniens der Chefs oder Kom⸗ 
mandeurs allein hinreichend fei, oder ob die Einwilligung des Vormunds umd die Approbation des 
——— noch außerdem erfordert werde. Letzteres iſt jedoch bei dem Finanzdepartement und 
allen Obertollegiis ſtets angenommen und behauptet worden.‘ 

35) Hierzu umd zu $. 690 ift von Suarez a. a. D. Folgendes angemerkt: „Die 88. 690, 
691 find ebenfalls dem Geifte des Edilts de 1766 gemäß, welches jo mie die fpäteren Gelege den 
Einwand der Berfion gänzlich ausichließt, weil jonft der Zweck des Verbots per indirectum zır leicht 
vereitelt werden könnte, aus welchen Grunde denn auch die Geſetzlommiſſion im ihrem Gutachten vom 
26. Dez. 1789 auf die Ausihließung der Verfion angetragen hat. Gegen die einzige beigefügte Aus- 
nahme wird das Ober-Kriegsfollegium gewiß nichts einzumenden haben.“ 
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Anh. $ 21. Alle Inſpeltions- umd Generaladjutanten, welche bei den Generalen angeftellt 
werden, bedürfen, fo lange fie nicht zu Stabsoffizieren avaneirt find, oder wirkliche Kommpagnieen oder 
Estadrons erhalten haben, zur Gültigkeit ihrer Schulden des Konfenies ihres Chefe. 

$. 693. in Gleiches gilt von den Kommandeurs einzelner Bataillons, die ent- 
weder zu feinem Regimente gehören, oder in Kriegszeiten von ihren Regimentern ge 
trennt, und bei andern Corps oder Gamifonen in Feſtungen angeftellt find. 

8. 694. Fällt weg ’®). 

8. 695. In wie fern Offiziere, die nicht dem Kommandeur oder (Chef eines Re- 

imentd, Bataillon, oder andern Corps untergeordnet find, bei Aufnehmung von 
rtlehnen eines Konſenſes bedürfen, und bei wen derfelbe nachzuſuchen jei, bängt 

SM den — Militäreinribtungen, und übrigen Dienſtverhältniſſen eines ſolchen 
fiziers ab. 

8. 696. Wer fich alfo mit dergleihen Perjonen in Darlehnsgeſchäfte einlaiien 
will, muß fih nad diefen Einrichtungen und Berhältnifien zuwörderit näher erfun- 
digen. 

&. 697. Fällt weg 37). 

$. 698. Perſonen, die zum Unterftabe gehören, bedürfen zu ihren Darlehnen 
feiner —— des Chefs oder Kommandeurs. 

5. 699. Doch kann der Gläubiger, bei nicht erfolgter Bezahlung, feine ſolche 
Grefution gegen die Perfon derfelben, wodurch fie ihre Dienfte gehörig wahrzunehmen 
verhindert würden, anbringen 3®). 

$. 700. Unteroffiziere, gemeine Soldaten, und deren Weiber können ohne fchrift- 
ui Einwilligung ihres Kompagnie= oder Escadrond= Chef fein gültiges Darlehn auf- 
nehmen 3°). 

8. 701. Aufgeboben 3). 

15. ®.v. 18. März 1811, betr. die Freiheit der Umteroffiziere und gemei- 
nen Soldaten, über ihr Bermögen zu verfügen. (G.S. 1812, ©. 5.) 

8. 3, Auch im Nücdficht der Befugniß der Unteroffiziere und gemeinen Soldaten, Darlehne auf- 
zunehmen und Schuldverträge einzugehen, hat es bei den Borfchriften des A. L.R. Th. I, Tit. 11, 
%8. 700, 702 und 703, und des erjten Anhanges $. 22 das Berbleiben. 








36) ©. o. die Anm. 25 zu $. 682. Der $. 694 lautet: „Aber auch bei dieien muß der Gläu- 
biger, wenn er ſich auf die Gervehrgelder derſelben eim dingliches Recht verichaffen will, für die Ein» 
tragung der Schuld in das Regiments⸗Hypothelenbuch ſorgen.“ 

37) Adlige Fahnen- und Standartenjunter, melde, nach diefem $. 697, in Rüdficht der Fähigteit, 
Dariehen aufzunehmen, den Offizieren gleich zu achten, giebt es nicht mehr; die heutigen Portepeefähn- 
riche gehören zum Stande der Unteroffpiere. 

38) Diefes Benefizium "genießen befanntlich jetzt alle mittelbare wie unmittelbare Staatsdiener. 
8. 174 des Anh. 3. A. G.O. (I, 24, $. 142) und die Zuſ. und Anm. dazu. 

39) Hinfichtlih der Unteroffiziere und gemeinen Soldaten haben die Beftimmungen über das 
Schufldenmweien derjelben eine andere Bedeutimg als der $. 678 d. T. in Anichung der Difiziere. 
Anm. 28. Die unlonientirten Schulden der Uuteroffiziere und Soldaten find am fich micht rechtäbe- 
ftändig, jo daß die ——— fonfiszirt würden; die Vorſchriften beichränten vielmehr die per- 
fönlihe Fähigkeit dieſer Perjonen. Deshalb ift zur Verbindlichmachung derfelben die vorgeichriebene 
Autorifation oder Genehmigung des Vorgeſetzten nothwendig, während der Offizier ohne foldhen Kon- 
ſens fich mwirflich verbindlich macht, und nur einen anderen Gläubiger (in der Perſon des Fiskus) er- 
hält. Aus dieier vechtliben Bedeutung des Konjenies zu Schulden der Unteroffiziere und Gemeinen er 
bellet auch, daß ein folder Konſens zu jeder Spezies eines Schuldvertrages erforderlich ift. Dies ift 
and) anerfannt in dem Pr. des Obertr, 1869, v. 10. Mai 1847: „a. Sur Gültigfeit der von einem 
Unteroffiziere oder m Soldaten zu Übernchmenden Bürgſchaft ift die ſchriftliche Einwilligung des 
Kompagnic- oder Esladronchefs erforderlich. b. Die bloß auf Uebernahme einer Bürgichaft gerichtete 
Einwilligung ertheilt nicht die Befugniß zur Uebernahme einer ſelbſtſchuldneriſchen Verpflichtung.“ 
(Entih. Bd. XV, ©. 167.) 

89a) (3, 9.) Es hieß: „Auch ihre Grundftüde können fie ohme dergleichen Eimmilligung nicht 
gültig verpfänden.‘ 
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$. 4. Dagegen ſoll, anftatt der Borfchrift des $. 701 über die ohme Einwilligung ihrer Kom— 
mandeurs ungültige Berpfändung ihrer Grumdftüde, die $. 687 am angeführten Orte für die Offiziere 
gegebene Beftimmung auch bei den Unteroffizieren und gemeinen Soldaten dahin in Anwendung kom- 
men, daß fie ohme Konjens des Kommandeurs die Immobilien gültig verpfänden können. 

Doch erlangt eine ſolche Schuld nur von dem Augenblid an ihre Gültigkeit, da die Eintragung 
in das Hypothekenbuch wirklich geſchehen ift. 

$. 5. Die den Subalternoffiziers, in dem $. 688 a. a. D., nadhgelaffene freie Verfügung über 
Eintiinfte von Grumdftüden und über jährliche Hebungen, ſoll gleichfalls den Unteroffizieren und ge— 
meinen Soldaten zu Statten kommen. 

$. 702. Schulden eines Unteroffizierd und Gemeinen, welcher die Einwilligung 
feiner Vorgefegten zur Treibung eines bürgerlichen Gewerbes überhaupt erhalten hat, 
find zwar auch ohne bejonderen Konfens gültig. 

8. 703. Will aber der Gläubiger, wegen einer ſolchen Schuld, an das Militär- 
vermögen ($. 679) 4°) oder an die Grundftüde feined Schuldners fih halten, fo muß 
er fich den befondern Konſens des Kompagnie- oder Eskadrons⸗Chefs in das Darlehn 
verichaffen. 

Anh. 8. 22. 1) Dieſe Borjchriften 88. 702, 703 finden nur auf diejenigen unter ihnen, welche 
das Bürger- und Meifterrecht gomonnen haben, Anwendung. Dagegen ift zu den Schulden derjeni- 
gen, welche fonft als freimächter oder Beurlaubte irgend ein Gewerbe treiben, die gerichtliche Abfchlie- 
Bung des Darlehns oder jonftigen Schuldvertrages zur Gilltigleit der Schuld erforderlich, und muf 
diefe gerichtliche Abſchließung in der Garnifon bei der vorgefetsten Militärbehörde, im Fall des Urlaubs 
aber bei den Gerichten des Wohn- umd Aufenthaltsorts erfolgen *'). 

Anh. 8. 23. 2) Objolet +2), 

$. 704. Perſonen, welche bei den föniglihen Singe- und Schaufpielen, oder Bon Berio- 
bei der Hoffapelle angejtellt +3) find, fünnen, fo lange Ne in diefen Dienften ftehen, "Sr rnit 
aufgenommener Darlehne wegen, gerichtlich nicht belangt werden *3®). — 


40) Das Allegat iſt der, bei der Umarbeitung dieſer Materie des Geſetzbuchs, unterdrüdte $. 679 

des Geſetzbuchs, welcher enthielt, daß der Gläubiger eines Offiziere, jo lange der Schuldner im Dienfte 

ebe, ſich weder an defien Perjon, noch an defien Bejoldung oder andere Dienfteinktünfte, noch an feine 

ontirung, Gquipage oder was jonft zum Kriegsdienfte gehört, jolle halten fönnen; fonft ſolle die 

Schuld nad) $- 678 ohne Konſens gültig fein. Diefes Allegat ift hier im $. 708 aus Berfehen fte- 
ben geblieben. 

41) Dieje aus dem P. v. 14. März 1797 wegen Einführung des A. ER. bei den Militärge- 
richten, Ar. 3 (Rabe, IV, ©, 41) entnommene ———— kann direkte Anwendung nicht mehr 
finden; ſie iſt jedoch hier ſtehen geblieben, weil es nad der V. v. 18. März 1811 (Zuſ. 15) dabei 
ſein Bewenden behalten ſoll. Durch die ſeitdem eingetretene Veränderung der Militärverfaſſung find 
die „Freiwächter“ und die Militärgerichte weggefallen, auch werden Soldaten, die in der Garniſon bon 
dem Bürger und Meiſterrechte Gebrauch machen, heutzutage in der Armee ſchwerlich noch vortom- 
men. Nur auf die Beurlaubten könnte die Vorſchrift noch angerwendet werden, doch niemals mehr fo, 
daß vor der Mititärbehörde eine gerichtliche Abſchließung möglich wäre, da die Militärgerichte 
feine Givilgerichtsbarfeit mehr haben. Es ift zweifelhaft: ob ein fonft handiungsfähiger Beurlaubter 
oder Kriegsrefervift feine Echuldverträge nothwendig dor Gericht abichließen muß. 

42) Betraf die Schulden der nicht mehr vorlommenden Werbeoffiziere. Es jollte von den Re— 
imentern und Bataillons die Maßregel getroffen werden, daß die Werbeoffiziere wegen Aufnahme der 

r Werbung bemöthigten Gelder an gevifte Handlungshäufer gewieſen, und leßtere genau inftruirt 
würden, wieviel fie im äußerften Falle den Werbeoffizieren zu kreditiren hätten. Im Uebrigen jollte 
es auch bei dem Grundjage, daß die Gläubiger wegen ſolcher Schulden, deren Verwendung zur Wer- 
bung nicht erwiejen wilrde, ihren Regreß am ihre unbefugten Schuldner nehmen müßten, verbleiben, 

43) Angeftelite Perionen find gemeint, ohme Unterjcheidung nad der Art ihrer Leiftungen, 
nicht bloß die wirklichen Schauipieler, Sänger und Muſiler. Angeftellt nennt man jedoch nur folche 
Verfonen, welche auf eine im fi oder beziehungsweiſe beſtimmte Seit gegen ein voraus beftimmtes 
Gehalt in Dienft genommen find. 

438) (4, A.) Die SS. 704—706 finden auf MWechielverbindlichkeiten diejer Perſonen nicht Au— 
wendung. Erf. des Obertr. v. 6. Febr. 1851 (Arch. für Rechief. Bd. I, ©. 214). 
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Anh. 8.24. Dies gilt aud) vom demen, welche im diefer Qualität bei den Schaufpielen oder 
der Kapelle der Königin angeftellt find. 

$. 705. In fofern fie aber Grundftüde befigen, und diefelben durch gerichtliche 
Eintragung einem Gläubiger gehörig verpfändet haben, kann legterer aus diefen Grund» 
ftüden feine Befriedigung fuchen. 

8. 706. Auch kann, nach geichehener Entlaſſung oder erfolgten Abſterben, der 
Gläubiger an das Bermögen +?) oder den Nachlaf eines ſolchen Schuldners fich halten. 

8. 707. Hat Jemand feine Unfähigkeit, Darlehne aufzunehmen, dem Gläubi- 
en jo ift die Sache nach den Vorfchriften Tit. 5, $$. 31 — 36 zu be- 
urtheilen. 

8. 708. So weit der einem font unfähigen Schuldner gegebene Vorſchuß zu 
nothwendigen oder nüglichen Ausgaben defjelben, welche derfelbe ohne feine Schuld 4?) 
aus eigenen Mitteln nicht beftreiten fönnen, wirklich verwendet worden, ift der Gläu- 
biger in der Regel die Wiedererftattung zu fordern berechtigt *5). 

8. 709. Was für eine nothiwendige oder nüßliche Verwendung zu achten fei, ift 
gehörigen Orts näher beftimmt. (Tit. 13, Abfchn. 3.) 

$. 710. Selbſt wegen eines, der nüglichen Verwendung halber, für gültig zu 
achtenden Darlehns, kann gegen die $. 704 bezeichneten Pertonen, fo lange fie im 
Dienfte fteben, feine foldhe Erefution, wodurd fie in das Unvermögen, ihren Dienft 
zu verjeben, gefeßt werden würden , ftattjinden. 

8. 711. In Anfehung der Militärperfonen findet die Vorfchrift des $. 690 An- 
wendung. 

$. 712. Wenn Jemand, nachdem er ein gültiges Darlehn aufgenommen bat, 
in einen Stand tritt, wo er dergleichen Verträge entweder gar nicht, oder nicht ohne 
Einwilligung feiner Obern fchliegen kann, fo werden dadurch die Nechte des Gläubi- 
gerd aus den frühern Verträgen nicht aufgehoben *®). 

8. 713. Wie weit * ein Anerkenntniß der Schuld, welches von unfähigen 
Perſonen nach —— Unfähigfeit abgegeben wird, die Schuld zur Güͤltigkeit gelange, 
ift nach den allgemeinen Vorfchriften Tit. 5, 88. 37, 38 zu beurtheilen #?). 


436) Alſo doch nicht an die Perjon ? Ich meine, Ja. Denn nad) $. 704 ift die Obligation nur 
unffagbar, „So lange fie in Dienften ftehen‘. Bergl. 8. 710. (4. 9.) Wir hätten fonft bier eine 
Obligation ohne önlihen Schuldner, was der tedtfichen Natur der bloß perfönlichen Schuldver- 
haͤltniſſe mwiderfprechen würde. 

44) Diejes Erforderniß der Schuldlofigkeit am der Berlegenheit des Kreditnehmers gehört zur 
Begründung der Klage und bezweckt die wirtfamere Beichräntung des Borgens. Die Geichäftsbeior- 
gung oder die nützliche Berwwendung allein genügt hier noch nicht zur Begründung eines Anſpruchs. 

45) Das Obertribunal hat die Sätze ausgeſprochen: „Darlehnsforderungen, welche gegen eime 
Militärperfon ſelbſt, auf den Grund nützlicher Bermendung, nicht geltend gemacht werden Tonnen, ge- 
ben aus diefem Fundamente auch gegen den Vater des Schuldners fein Klagerecht. Das Nämliche 
gilt von Forderungen für kreditirte Sachen.“ Pr. v. 21. Juli 1838. (Entih. Bd. IV, ©. 94.) Cs 
heißt dort S. 99: „Der frage: ob der Berklagte für die Schuld des Sohnes verantwortlich gemacht 
werden dürfe, muß immer erft die frage voraufgehen: ob die Schuld an ſich gültig fei. Denn ift 
die letstere zu berneinen, jo hat der Gläubiger fein Klagerecht gegen den eigentlihen Schuldner, 
und fteht ihm folhes gegen den Sohn nicht zu, jo kann im Beziehung auf den Bater nur ein Glei- 
ches ſtattfinden.“ Dieje Berveisführung ift Irrthum. Man verwechſelt oder identifizirt die negotiorum 
gestio mit der in rem versio. Nur bon der erfteren gilt das Gelagte. War das Rechtögeichäft, wel⸗ 
ches der Geichäftsbeiorger verrichtete, dem, den es anging, micht geftattet, To konnte er weder durch 
eigene Vollziehung defieiben fid) verbindlih machen, noch demjenigen, der e8 für ihn beforgte, ex ne- 
gotiis gestis verbindlich gemacht werden. Bon der versio in rem gelten aber andere Grundſätze: bier 
iſt e8 der gewöhnliche oder doch jehr häufige Del, daß der Bertent (den das Obertribunal den eigent- 
Iihen Schuldner nennt) wegen perjönlicer Unfähigkeit nicht verbindlich gemacht wird; ja die in rem 
versio ift gerade die Vermittelung einer Obligation zwifchen dem Geber der verwendeten Gegenftände 
und dem Dritten, zu defien Nuten fie verwendet find; fie joll gerade deshalb wirtſam fein, weil „der 
Gläubiger kein Klagerecht gegen den eigentlichen Schuldner”, namlich den Empfänger, bat. 

46) ©. o. die Anm. 24, Alinea, zu 8.678 d, T. 


47) Das don dem Schuldner nad) gehobener Unfähigkeit erklärte Anerlenutniß eines während 
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$. 714. Gelder, welche Jemandem, der an ſich gültige Darlehnsverträge fchlies Bon Darteh- 


pen kann, zu einem verbotenen Zwecke wiſſentlich gegeben worden, fallen dem Fiskus ec un 

anheim. Iwede ob 
$. 715. Waaren +? ®) follen, bei Darlehnen, nicht jtatt baaren Geldes gegeben — 

werden. eldes gege⸗ 


$. 716. Sind auf einen Schuldſchein oder Wechfel +3) Waaren gegeben, und die Per worden. 
Valuta baar verfchrieben worden, fo ift der Schuldner daraus, ald aus einem Dar- 
lehnsgeſchäfte nicht verhaftet. 

$. 717. Bielmehr ift der ganze Vertrag nichtig *%), und der Empfänger der 
derjelben empfangenen Darlehns von mehr als 50 Thlen. erfordert zu feiner Rechtsverbindlichkeit die 
ichriftlihe Form. Pr. des Obertr. vom 10. Febr. 1838. (Entſch. Bd. II, ©. 147.) In ſolchem 
Falle ift nicht re kontrahirt, jondern der Berpflichtungsgrund (causa) ift die Willensertlärung (das 
eonstitutum debiti proprii), welche nur in der borgefchriebenen Form Kraft hat. Die causa iſt dar 
durch verändert (modirt). (4. U.) Die Borſchrift des 8.37, Tit. 5, auf welche hier zur Heilung ei» 
nes ungültigen Darlehnstontrafts verwieſen wird, läßt fi) nicht wörtlich auf ein Darlehn anwenden. 
Denn dort wird dem Anerkenntniffe eines wegen Unfähigfeit des betroffenen Theiles ungültigen Ver— 
trages nur im fofern verbindliche Kraft beigelegt, als dajjelbe für einen neuen rechtsgültigen Bertrag 
angeiehen werden kann. Da nun der Darlehnskontralt nur durch die Hingabe des Geldes in der ent- 
fprechenden Abficht beider Theile zu Stande fommt (re eontrahitur obligatio); fo leuchtet ein, daß das 
alte ungültige Darlehn nicht durch neue Uebergabe des Geldes hergeftellt werden kann; der neue Ver— 
trag muß daher von anderer Art, er kann nur ein Konſenſualvertrag fein. Dazu ift ein, zumal une 
vollftändiger Schuldichein ($. 730) nicht tauglich. Denn dieler ift nur Beweismittel, jett ein gültiges 
Darlehn voraus und läßt fich durch anderen Beweis ergänzen, begründet aber feine Berbindlichkeit. 
Daher muß das Anerlenytniß, wodurch ein ungültiges Darlehn aufrecht gehalten werden joll, alle 
Efientialien des Darlehns dergeftalt angeben, daß es darüber keines Beweiſes durd andere Mittel 
bedarf, deun dieſes —— — ſoll die Berbindlichteit gründen und kaum dies mur foweit jein In— 
halt reicht, da ein anderer Verpflichtungsgrund fehlt; demnächſt muß der Anerfennende, dem ande» 
ven Theile gegemüber, erflären, daß und wie er für diejes von Anfang ungültige Darlehn kraft 
feiner gegentwärtigen Erklärung dem Geber gehalten jein wolle; und der andere Therl muß dieje Er— 
Härung, den Borichriften Tit. 5, 88. 78 bie 81 entiprechend, annehmen. Dadurch ift „ein neuer 
rechtsgültiger Vertrag” zu Stande gelommen, wie es der 8.37 a. a, O. verlangt. 


47°) Mas unter „Waaren“ zu verftehen, darüber unten Anm. 49, Sat 2 und oben Anm. $1 
im Schlußſatze zu 8.1, Nr. 1 des ©. vom 31. März 1838 (Zuſ. 7 zu 8.550, Tit 9). 

(4. A) Wechſel und Forderungen find nicht für — um Sinne des $. 715 anzuſehen. rt, 
des Obertr. vom 16. Januar 1862 (Archiv f. Reditef. Bd. XLIV, ©. 155). Bergl. Anm. 21 zu 
8. 793, „Dritter Fall”, u. oben die Anm. 3, Abſ. 2 zu $. 653, 

48) Die Worte: „oder Wechjel”, fallen nad; Aufhebung des Tit. 8, Abichn. 8, Th. II, und Ein» 
führung der U. D. W.D. meg, indem das Belenntniß der empfangenen Baluta jegt fein Erfordernif 
eines gültigen Wechſels mehr ıft. 

49) Das ift eine juriftiiche Nothivendigkeit. Denn das Darlehn ift ein Neallontraft und ver- 
pflichtet nur zur Zurüdgabe des Empfangenen in gleicher Art und Güte. Wird alſo eine Quantität, 
anderer Sachen als gegeben worden, verſchrieben umd zurüdzugeben verſprochen, jo ift das Geichäft 
fein Darlehn in der verfchriebenen Art von fungiblen Sachen; der Empfänger ift nur das Empfan- 
gene oder deſſen Werth zurüdzugeben verbunden. (3. U.) Das Geichäft führt den barbarischen Namen 
mohatra, der Bertrag heit daher contractus mohatrae. Nach Ziegler, de mohatrae contractu, 
8.29 kommt der Ausdrud aus dem Spanischen. Dieje Art von Wuchergefchäften verbietet ſchon die 
Reichs-Pol.-D. von 1577, Tit. 17, 8. 2. 

Hieraus erhellet zugleich, was in den $$. 715 ff. unter „Waaren’ als dem Gegenjage vom baa- 
ren Geld zu verſtehen ift: es ift alles Andere als die verichriebene Valuta. Welche engere umd wei— 
tere Bedeutung das Wort „Waare“ habe, ift fir die Eingehung eines Darlehns vollig gleichgültig: 
es ift fein Gelddarlehn, wenn etwas anderes als gemilnztes Metall oder Papier gegeben worden, mag 
es jonft jein was immer. In einem Schr. vom 11. März 1822 (Yahrb. Bd. XIX, ©. 194) hat 
der J.M. die Meinung ausgeiprochen, daß ein auf einen beftimmten Inhaber lautendes Privat-Sculd- 
inftrument, wenn es als Valuta eines baar verjchriebenen Gelddarlehns gegeben worden, nicht als eine 
Paare in dem hier gemeinten Sinne angejehen werden könne, wenn nachgewviejen werde, daß die ce— 
dirten Privataftiva fiir doll untergebracht worden. Ein ſolches Geichäft ıft fein Darlehn, wie aud) 
das Obertribunal angenommen hat. ©. die Pr. vom 12. Dez. 1848 und v. 2. Febr, 1849 o. in der 
Anm. 2 zu $. 653 d. T. Selbſi durch Uebergabe von öffentlichen, auf den Inhaber lautenden Geld- 
papieren als Baluta auf ein Über ein baares Gelddarlehn lautendes Dokument wird kein ſolches 
Darlehn vollzogen. Ein eigentliches Darichn kann zwar im dergleichen Geldpapieren, die eigentlich 
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Waare nur verbunden, die Waare jelbit, in jo fern jie noch verhanden ift, zurückzu— 
geben, oder wenn die Waare nicht mehr vorhanden wäre, den Werth, welchen fie zur 
Seit der Uebergabe gehabt hat, zu erjegen. 

$. 718. Derjenige, welcher auf ein über baared Geld lautendes Schuldinftru- 
ment Waaren gegeben bat, hat die Wermuthung 5%) des Wucherd wider fich. 

$. 719. Kann diefe nicht abgelehnt werden, jo fällt der von dem Empfänger 
vermöge $. 717 zu leitende Erjag, nach näherer Beſtimmung des Kriminalrechts 5), 
dem Fiskus anheim. 

$. 720. it das Schuldinftrument über den bedungenen Kaufpreis gegebener 
Waaren ausgeftellt worden, jo befteht zwar das Gejchäft, ald ein Kauffontraft, nad) 
den unten $. 861 sqg. vorgefchriebenen Grundjägen. 

8. 721. Wenn aber erbellet, daß dem Schuldner, welcher ein Darlehn in baa- 
rem Gelde geſucht hat, ftatt dejielben Waaren zum Kaufe auf Kredit angeboten wor: 
den; jo wird bei dem Gläubiger eine wucherliche Abficht vermutbet. 

$. 722. Diefe Vermuthung fällt jedoch hinweg, wenn die Waaren von der Be- 
ihaffenheit find, daß der Empfänger diefelben ohne Berluft wieder zu verkaufen Gele- 
genheit gebabt bat. 

$. 723. Sind die auf Kredit gegebenen Waaren von der Beichaffenheit, daß 
lie, nach dem Stande und Gewerbe des Käuferd, demfelben entweder an Jich felbit, 
oder doch in der gegebenen Quantität, unbrauchbar jein würden, fo wird vermutbet, 
daß —* dem vorgeblichen Kaufe ein wucherliches Darlehnsgeſchäft nach 8. 721 ver- 
borgen liege. 

— 8. —* Wird dieſe Vermuthung durch den Nachweis eines andern Herganges 
der Sache nicht aufgehoben, jo findet die Vorſchrift 88. 717 — 719 —— 

8. 725. Sind theils Waaren kreditirt, theils baares Geld gegeben, über bei— 
des zuſammen aber nur Ein Schuldinſtrument ausgeſtellt, und darin nicht beſtimmt 
worden: wie viel in Gelde und wie viel in Waaren gegeben ſei; ſo gilt die Vermu— 
thung, daß bei dem ganzen Geſchäfte eine wucherliche Abſicht zum Grunde liege 5! %). 


eine Waare find und als folde einen Marktpreis haben, gemacht werden, aber eben nur in diefen 
Inftrumenten; denn fie können nicht unmittelbar als baares Geld gebraucht werden. Vergl. o. die 
Anın. 6 zu 8. 654. Auf einem Umwege läßt es fich erreichen, indem der Empfänger die Papiere nad) 
dem Tageskourſe im Geld umſetzt und das Geld als wirkliches Gelddarichn behält. Zur Abkürzung 
des Geſchäfts ift es ausdrüdlich geftatter worden, dem Darlehnsiucher jelbft unmittelbar den Kours der 
Papiere in Rechnung zu ftellen, jo daß es nun darauf nicht mehr ankommt: wieviel er dafür wirt« 
lich erhält. Dell. vom 28. Dezember 1811 (j. u. zu $. 793). Man darf dies aber nur als eine po- 
fitive Erleichterung des Verkehrs anſehen, wodurd in der rechtlichen Natur des Geichäfts nichts geün- 
dert wird; es wird fingirt, der Darlehnsnehmer habe den berechneten Kours wirklich empfangen. — 
= A.) Das Obertr. hat in einem Erf. v. 14. Oltober 1862 die Säge bingeftellt: „Die Quittungs- 
ogen einer genehmigten Altiengejellichaft find micht für Waaren im Sinne des $. 715 zu erachten; 
als mit dev Berechtigung auf den Befig der demnächſt zu ertheilenden Bollaftien verbundene Beſchei⸗ 
nigungen über eingezahlte Aftienbeträge, ausgeftellt von landesherrlich genehmigten, mit forporativen 
Rechten verichenen, Altiengeſellſchaften find fie vielmehr den öffentlichen geldwerthen Papieren beizu- 
zählen, und als folche geeignet, einen Gegenftand des Handelsvertehrs zu biden. Sind fie aber für 
ſolche öffentliche Werthpapiere anzujehen, jo unterliegen auch Darlehne, die im ihnen gegeben werden, 
der Beurtheilung in Gemäßheit der Dellaration vom 4. April 1811 — wenn fie aud) auf eine be» 
ftimmte Perſon lauteten und überhaupt feinen Kourswerth hatten. Der Werth ift num andermweit jeft- 
zuftellen. (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 267.) 

50) ©. d. folg. Anm. 51 a. €. 

51) An die Stelle des im authentiihen Texte bei diefem $. allegirten Abichn. 15, Th. II, Tit. 20 
des A. L.R. tritt der Tit. 25 des Str.®.B., welcher dergleihben Beitimmungen nicht enthält. Die in 
dem $. 719 unter Bezugnahme auf die näheren Beſtimmungen des Strafgeſetzes angedrohte Konfistation 
wird mit diefem Geſetze jelbit weggefallen jein, und es wird jetzt lediglich das neue Strafgeiets, $. 273, 
zur Awendung kommen. Ueberhaupt haben die zum Beweiſe des Wuchers hier und in den 88. 718 ff. 
vorgeichriebenen Bermuthungen mit der Aufhebung der pofitiven Bereistheorie ihre rechtliche Bedeu- 
tung verloren. Doch läßt ſich darüber ftreiten, weshalb die S$. 718— 726 hier ftehen gebtieben find. 

518) (4. U.) Wenn Jemand von dem Anderen baares Geld im verichiedenen Summen erhält und 
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$. 726. Kann diefe wicht abgelehnt werden, fo finden auch in einem foldhen Falle 
die Vorfchriften 88. 717, 719 Anwendung. 
$. 727. Durch den bloßen Empfang des Darlehnd wird der Schuldner zur 


Wiedererftattung des Empfangenen 52) auch ohne fehriftlichen 5?) Vertrag verpflich- ® 


ter 


auch allmählich Waaren auf Kredit ankauft; demnächſt aber zwiſchen Beiden eine Berechnung ſtattfin— 
det und der Schuldner über die gefundene Schuld einen Schuldſchein dahin ausſtellt, daß er an vor und 
nad geliehenem uud baar empfangenem Gelde, ſowie an allmählich von dem Gläubiger angelauften 
und erhaltenen Waaren, zufolge der Dato mit ihm abgehaltenen Abrechnung, die ausgedrüdte Summe 
iduldig geworden ſei; jo paſſen auf ein folches Geihäft und den dadurch herausgeftellten Schuldichein 
die 88. 716 ff., insbeſondere der 8. 725 nicht. Erk. des Obertr. v. 16. Febr. 1858 (Arc. f. R. 
Bd. XXIX, ©. 115). 

(5. U.) Das Obertr. hat angenommen, der $. 725 ſetze ganz unzweifelhaft voraus, daß die Aus- 
ftellung des Sculdideins der Grund der Lieferung der Waaren und der Zahlung des Geldes ge- 
meien, daher dieje Vermuthung auf den Fall feine Anwendung finde, two die Waaren ohne Bezug 
auf den Sculdidein vorher geliefert worden und dem Liefernden daraus Rechte auf Bezahlung des 
Kaufpreiies zuftehen. Erk. vom 8. Oftober 1866 (Entſch. Bd. LVII, S. 34). Dieſe Auslegung hat 
den Wortlaut des $. 725 und die Natur der Sache gegen fid. Was den Erften betrifft, fo jpricht 
derielbe geradezu aus, daß die Waaren jchon kreditirt und das baare Geld ſchon gegeben jei und der 
darüber ausgeftellte Schuldſchein die beiden Summen nicht angebe. Woher joll denn auch, was die 
Andere angeht, der Ausfteller eines Schuldicheins vor Empfang der Baluta in voraus wiffen, mas 
und wieviel er darauf erhalten werde? Es märe daher eine fonderbare Zumuthung des Gejetgebers, 
zu verlangen, der Schreiber folle vorher beftimmen: wieviel er in Waaren und wieviel er in Gelde 
erhalten habe (?), während die vermeintliche Borausjegung des Obertr. die ift, daß er noch gar nichts 
erhalten hat. Das Obertr. fingirt alfo eine ganz undenlbare Borftellung des Geſetzgebers von der 
Entjtehung eines gilltigen Schuldicheins über ein vermiſchtes Kreditum: ein folder Schuldidein kann 
niemals dor Empfang des Gegebenen zutreffend geichrieben werden, und daher auch nicht vorkommen. 

52) Vergl. o. die Anm. 49. (4.9) Daß der Darlehnsncehmer die Darlehnsſumme perfönlic 
zu eigenen Händen empfangen habe, ift nicht erforderlih. Zahlt der Geber auf des Darlehnsnehmers, 
wenn auch nur milndliche, — alſo in deſſen Auftrage und für deſſen Rechnung, an einen 
Dritten, jo iſt der Darlehnefontraft gültig vollzogen und der Dartehnsichuldner hat nicht die Einrede, 
daß ihm die Valuta nicht gezahlt worden je. ZTit.5, 8.156 u. Tit.14, 8.215. Erf, des Obertr. 
v. 17. Nov. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 278). 

53) Man hat angenommen, da auch die zur Gültigkeit der Schuld einer Ehefrau erforderliche 
Bewilligung des Mannes, auch bei Gegenftänden über 50 Thlr., nicht unbedingt, und namentlich 
nicht bei Darlehnen, der fchriftiihen Form bedarf. Pl.Beſchl. des Obertr. v. 1. März 1847. (Entich. 
Bd. XIV, ©. 33.) (4. U.) Ueber den Fall, wenn der Schuldichein von Dann und Frau unterjchries 
ben, die Frau aber Darlehnsnehmerin ıft, unten, Anm. 54% zu $. 729, 

54) Und zwar immer perlönlich, wie die Natur einer jeden Obligation mit fi bringt. In Si— 
mon's Nehtsipr. Bd. II, ©. 249 wird eine Enticheidung des Obertr. dv. 31. Dft. 1827 mitgetheilt, 
welche folgende Ueberjchrift hat: „Der Empfänger eines Dariehns wird nicht perſönlich verhaftet, 
wenn er in einer demmächit außergerichtlich,, ihrem Inhalte nach vom Gläubiger genehmigten Schuld- 
verichreibung über das Darlehn erklärt, daß er jeinem Gläubiger für die geliehene Summe ein be— 
ftimmtes Grundftüd, mit ausdrüdlicher Ausnahme jeines Mobiliar umd anderweitigen Vermögens, 
und feines jonftigen Einkommens, dergeftalt verpfände, daß der Gläubiger ſich nur rein an das Grund» 
ſtück halten jolle.” in joldes Rechtsgeſchäft ift ein eigenthümliches, umbenanntes, kein Darlehne- 
fontralt. 

Mehrere lönnen durch den Empfang nicht in solidum verpflichtet werden, quia re contrahitur ob- 
ligatio, umd don dem Darlehnsgeber immer nur Einer eine gewiſſe Summe empfangen kann: ein und 
dieſelbe Summe können mehrere nicht gleidygeitig ergreifen. Die Solidarität kann in ſolchem Falle 
nur consensu begründet werden. Vergl. das Pr. 2271 in der folg. Anm. a. E. (4. 9.) Im einer 
Entſcheidung v. 10. Jar. 1856 jagt das Obertribumal das Gegentheil. M. j. dagegen 2. oben 
die Anm. 30 zu 8.424, it. 5. Bei diejer Entſcheidung ift der Berpflichtungsgrund verlannt. Re 
fann eine Verbindlichkeit nur durch den wirklichen, körperlichen Empfang fontrahirt werden, und die 
Berbindiichleit zur Zurüdgabe an demjelben Orte kann nicht das „Empfangene”, wie der $. 727 fi 
richtig ausdrüdt, überfteigen. Soll einer von mehreren gleichzeitigen oder gemeinſchaftlichen Darlehns- 
juchern für mehr als er erhält haften, fo kann das nicht durch den Empfang jeines Theils, jomdern 
nur durch feine Willenserflärung vermitteit werden. Es treffen dann zwei verichiedene Berpflichtungs- 
arten zujammen, res umd consensus. Das Obertr. jelbft hat hiervon fjonft ſchon eine richtige An- 
wendung gemacht in dem alle, wenn unter den mehreren Sontrahenten auf einer Seite eine Perſon 
ift, die ſich eonsensu mur unter gewiffen Förmlichleiten verbindlich machen kann, namentlich) eine 
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$. 728. Die Zeit zur Rückzahlung wird in einem ſolchen alle nah Vorſchrift 
88. 761, 762 beitimmt. 

$. 729. Soll aber ein Darlehnövertrag auf eine andere beftimmte Zeit, gegen 
Intereſſen, oder auf andere Bedingungen 4°) gejchlojien werden, fo ift, wenn dem 
Gläubiger eine Klage auf Erfüllung diefer Verabredungen zuſtehen joll, ohne Unter: 
ſchied der geliehenen Summe, ein fchriftlicher Vertrag 5) erforderlich 55 ®). 


rauensperjon. Hier führt das Obertr. aus, daß die Frauensperſon nicht über das Empfangene hafte. 

l.Beſchl. (Pr. 1545) dom 28. Febr. 1845 (Entſch. Bd. XI, ©. 33). Warum denn? Darum, weil 
ihre Verbindlichkeit hinſichtlich defjen, was fie nicht empjangen hat, ihre Begründung nicht in der res, 
jondern im consensus hat, und der Konſens wegen mangelnder Form unfräftig ıjt; denn eim jeder 
eorreus ift für das, was er über jeinen Theil übernimmt, Intercedent. 

Soll durd; das Geben und emtjprechende Nehmen ein gültiges Darlehn kontrahirt werden, io 
wird bei beiden Theilen die Handlungsfähigteit —— Hinſichtlich des Nehmers find darüber 
beſondere Beſtimmungen gegeben, 88. 674 h. Der Fall, wo ein Handlungsunfähiger ein Darlehn 
get. ift nicht beſonders vorgeſehen und muß deshalb (gemäß $. 674) nach allgemeinen Grundiägen 

urtheilt werden. Der Empfänger, wenn er die Unfähigteit des Gebers kennt, wird nicht Eigenthlimer, 
e8 wird mithin auch fein Darlehn zu Stande gebracht und es fommen die Grundſätze der 88. 662, 
663 zur Anwendung. Bergl. 8.2 J. quibus alienare licet (II, 8); L. 17, 19, &. 1, L. 12 D. 
de rebus creditis (XII, 1). t er die Unfähigkeit nicht gekannt, jo wird er, nach den Grundjäßen des 
A. L.R. 8.662 verb. mit $. 665, Eigenthümer des Geldes, und es handelt fich dann nur um die 
gültige Rückzahlung des an fich rechtsbeftändigen Darlehns. Auch in dem erften Falle, wenn der Dar- 
Iehnsnehmer die Unfähigkeit des Gebers kennt, konvaleszirt das Darlehn (der Nehmer wird Eigenthü- 
mer), wenn der Geber nad) erlangter Handlungsfähigkeit fein Geichäft gut heißt. Deshalb kann z. 8. 
ein geweſener Miündel, welcher während feiner Minderjährigkeit jeinem Bormunde ein Darlehn gege- 
ben hat, nach erlangter Großjährigfeit mit der Darlehnsklage gegen ihn verfahren. Bergl. den Redhte- 
fall in den Rechtsf. des Obertr. Bd. III, S. 393, 

548) (4,9) Wernngleih zu Gunften des Schuldners. Erk. des Obertr. vom 22. April 1852 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 114). 

55) Die Form diejes jchriftlichen Vertrages ift eben der in dem folgenden $. 730 vorgeidhriebene 
Schuldſchein. Er hat eine doppelte Natur. Ueber den Realkontraft ift er bloßes Beweismittel und 
über die Modalitäten ift er die weſentliche Form eines Konjenfualtontratts. Im der erfteren Beziehung 
begründet die Schuldverichreibung gar feine Verbindlichkeit, daher ift z. B. die auf Grumd derjeiben 
geichehene Eintragung ungültig, im ſoweit feine Baluta darauf gezahlt worden, und der Keifionarius 
eines ſolchen Inftruments, welcher dies weiß, hat fein Recht erworben. Bergl. den Rechtsfall in den 
Entſch. des Obertr. Bd. XVII, ©. 270. In der zweiten Bedeutung bat dieſer Ichriftliche Vertrag das 
Eigenthümliche, daß mur die Unterichrift des Schuldners erforderlich ift (8. 730, Nr. 8) und daß der 
Gläubiger, welcher den Schuldſchein ohne Borbehalt angenommen und darauf das Darlehn gegeben 
hat, am die darin enthaltenen Modalitäten gleichfalls gebunden if. Der juriftiihe Grund davon fin- 
det fi in der Natur der Kondiltionen, dem Rechtsmittel zur Zurüdforderung des Gegebenen. Dan 
kann nicht zurüdfordern, was man einem Andern gegeben hat, es fei denn, daß und in ſoweit ſolches 
bei dem Geben ausdrücklich oder ftillihweigend zur Bedingung gemacht worden. Daraus erklärt fi) 
ganz von jelbft, warum der Darlehnsichuldner anders zurüdzugeben nicht verbunden ift, als er ſich 
dazu bei der Empfangnahme verbindlich gemacht hat: feine Verbindlichkeit reicht nicht weiter; er würde 
gar nichts zurüdzugeben haben, wenn er unter diejer übereinftimmenden Abficht beider Theile empfan- 
gen hätte, obgleich der Geber feine Schrift unterjchrieben hat. Bergl. m. Recht der Forderungen, 
BD. II, ©. 292 fi. Das Obertr, hat in dem Pr. 1128, vom 23. April 1842, eine enigegengeRüRE 
Anſicht ausgeiprochen (welche auch in dem Lehrbuche des pr. Privatrechts, 8. 615, 1. u. 2. Ausg., dor 
getragen it). Dieſe ift durch den Plenarbeicht. (Pr. 2388) d. 5. Juli 1852 befeitigt, welche lautet : 
„Ein Darlehnsgläubiger , weicher einen ihm vom Sculdner ausgeftellien Schuldichein ohne Borbehalt 
angenommen hat, kann feinen Anipruch über die in dem Schuidicheine feftgeftellten Modalitäten hinaus 
aus dem Grunde allein nicht ausdehnen, weil diefe Modalitäten von den gejetslih anzunehmenden ab» 
weichen, und er jeine Sauger. Im dieſer Abweichung nicht Schriftlich erflärt hat.” (Entſch. Bd. XXI, 
©. 13.) Es ift Marıme des Obertr., Alles negativ auszudrüden, fi) dor dem Ausipruche eines po- 
fitiven Rechtsſatzes ſo viel wie möglich im Acht zu nehmen. Auf ſolche Weile farın es kommen, daß 
von allen Seiten fo viel negirt wird, daß etwas Poſitives nicht mehr übrig ift. (4. A.) In Uebereinftim- 
mung mit dieſem Pr. ift in dem Erf. vom 13. Juli 1852 (Ard. f. Rectsf. Bd. VI, ©. 231) ange 
nommen, daß zur Fefiftellung der von den geſetzlichen Zahlungsmodalitäten abweichenden Rebenver- 
pflichtungen des Darlehnsichuldners es der ſchriftlichen Genehmigung jeiner desfallfigen Erklärungen in 
dem Schuldicheine jeitens des Darlehnsgläubigers nicht bedürfe, vielmehr diefe Genehmigung auch ftill« 
ſchweigend, insbejondere durd Annahme des Schuldiceins ohne Vorbehalt erfolgen könne, Dagegen 
wird durch Annahme des über ein empfangenes Dariehn von dem Schuldner ausgeftellten Schuld» 
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$. 730. Zu einem vollftändigen Schuldfcheine wird erfordert: 

1) dad Bekenntniß der empfangenen Valuta 55 b);, 

2) die deutliche Beitimmung , worin felbige beftanden habe 5°); 

3) die Angabe der Münzforte, in welcher fie gezahlt worden 57); 

4) das PVerfprechen der MWiedererftattung 5°); 
ſcheins der Gläubiger an eine in denfelben aufgenommene jelbftftändige Verfügung über den Darlehns- 
bertrag hinaus und für die Zeit, wo das Darlehn aufhört, Darlehn zu fein, nicht gebunden. Erf. 
vb, 9. Juni 1853 (Arc. f. R., Bd. IX, ©. 257), 

Ein von mehreren Perjonen ausgeftellter Schuldicein begründet aus der Schrift eine Solidar« 
berbindlicheit der jämmtlichen Ausfteller für das verfchriebene Darlehn auch in dem Falle, wenn die 
Baluta defieiben nicht an fie gemeinschaftlich, fondern an einen oder einige von ihnen, ohne Zuziehung 
der Uebrigen, gezahlt ift. Pr. des Obertr. 2271, v. 13. Jan, 1851. (Entih. Bd. XXI, ©. 421.) 
Vergl. Ert. deft vom 10. Jan. 1856 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XIX, ©. 246). Ein Handlungsunfähi« 
ger aber haftet immer nur auf das wirklich Empfangene, ſoweit er bereichert ift; consensu wird er 
nicht verbindlid. Insbeſondere hat dieſer Grundiag praftiihe Bedeutung bei Frauensperſonen, weiche 
einen ſolchen Schuidichein mit umterfchreiben. (4. 9.) Der Darlehnsgeber lann aber, wenngleich er 
den von einer Manns- und rauensperion gemeinschaftlich ausgeftellten und daher die Vermuthung 
einer bioßen Bürgihaft der Frau begründenden Schuldſchein ohne Vorbehalt und Widerſpruch ange— 
nommen hat, dennoch die Letztere als die Darlehnsihuldnerin in Anjpruch nehmen, in fofern er die 
wirklich erfolgte ——— des Darlehns an dieſelbe zu beweiſen vermag. Erk. des Obertr. v. 11. Nov. 
1856 (Arch. f. R. Bd. XXIII, ©. 49). 

55a) (3. A.) Diefe Vorschrift ift nicht anmendbar auf das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Schuld- 

ner und dem Darlehnsgeber, welcher die gezogenen Nutzungen eines ihm in folge mündlichen Ueber— 
einfommens zum antichretiihen Piandbefige übergebenen Grundftüds, auf die Zinſen des vorgeftred- 
ten Darlehns, im Abzug bringen will, wenn aud) dieie Zinien nur mündlich verſprochen morden find. 
Pr. des Obertr. v. 20, Nov. 1855 (Entſch. ®d.XXXI, S. 392). Der Schuldner befindet ſich in die- 
ſem Falle nicht in der Yage, einen gegen ihn gemachten Anfpruch auf Erfüllung durd die Einvede des 
Mangels der jchriftlihen Korm abzumehren; fondern er hat die rechtliche Stellung eines Zurüdior- 
dernden, welcher die Zinſen ſchon gezahlt hat umd fie nun, wenn er die Abrechnung der Nutuugen 
auf das Kapital fordert, erftattet verlangt. (4. A.) Das nothwendige ausdrüdtiche Zinsverſprechen ift 
jedoh im der dem Gläubiger geichehenen Zuficherung der Früchte des verpfändeten Grundftids nicht 
enthalten, daher vertritt die hypothelariiche Eintragung des Pfandbeſitzes nicht die der Zinsverbindlich- 
feit. Ert. des Obertr. vom 6, Juli 1856 (Arc. f. Rechtsſ. Bd. XXI, ©. 348). — Aud aus der 
Eintragung rüdjtändiger Zinſen eines Kapitals ift die Verbindlichkeit des Schuldners zur Entrich- 
tung borbedungener Ainfen nicht zu folgern. rk. defj. vom 26. Febr. 1856 (Arch. f. R. Bd. XXI, 
©. 14). 
(4. U.) Die Vorfchrift findet jedoch Anwendung, wenn mehrere Darlehnsempfänger fich folidariich 
verpflichten jollen; ſonſt haften fie aus dem Realkontrakte nur pro parte. Das Obertr. hat zwar in 
einem Erf. v. 10. Jan. 1856 (Entich. Bd. XXXI, ©. 349) das Gegentheil behauptet; dagegen j. m. 
jedoch Necht der Forderungen, Bd. 1I, 8.63, Nr. 1, a. 

(4. 4.) Zur Begründung der Klage auf Rüdzahlung eines Darlehns ift die Beibringung des 
Schuidſcheins nicht erforderlih. Erf. des Obertr. vom 11. Mai 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XII, 
©. 9). 

55b) (4. U.) Bergl. die Anm. 58, (5. A.) Der Umftand allein, daß das in einer Schuldver- 
ichreibung enthaltene Belenntniß des Schuldners, aus don ihm ausgeftellten und ihm zuridgegebenen 
Wechſeln eine gewiſſe Summe jchuldig zu ſein, erweislich nicht richtig ift, macht die Schuldurkunde 
nicht völlig umvirkfiam. Daher bedarf e8 zur Begründung der Klage des Schuldners: das Scuidbe- 
fenntniß umd die Hypothet für unmirffam zu erflären und den Beklagten zur Einwilligung in die Lö— 
ſchung der Hypothel zu verurtheilen, der Aufklärung des wahren Sachverhältnifies. Erf. des Obertr. 
vom 18. Dezember 1863 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LII, ©. 181). 

56) Ohne diefe Angabe giebt die Schrift (cautio indisereta, instrumentum indiscretum) feinen 
Beweis fir ein Darlehn. Wenn der Schuldner 3. B. erklärt hat, daß er den Schuldbetrag nad) eis 
ner zroiichen ihm und dem Gläubiger angelegten Berechnung verichulde, ohne daß fonft eine andere 
Angabe, worin die Baluta beftanden habe, im Schuldiceine enthalten ift, fo begründet der Schuld» 
jchein als ein bloßes documentum referens noch nicht die rechtliche Vermuthung, daß der Schuldner 
die Valuta empfangen habe; es muß das docamentum relatum (die Berechnung) vorgelegt werden. 
Pr.O. Tit. 10, 8. 113; Pr. des Obertr. vom 7. April 1825 (Simon, Recteipr., Bd. II. ©. 75). 

57) Iſt unnöthig; fehlt fie, fo verſteht fi) preuß. Silberkourant, bis derjenige, welcher etwas 
Anderes behauptet, jolches bemweift. $. 779 d. T. 

58) Dies Verſprechen ift ſchon im der Erklärung, daß man das Geld als Darlehn empfangen, 
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5) die Zeit, wann dieje geſchehen foll 5°); 
6) die deutliche Benennung und Bezeichnung ded Gläubigers; 


16. Gejeß v. 17. Juni1833, betr. die Ausftellung von Bapieren, welde eine 
Zahlungsverpflihtung an jeden Inhaber enthalten®®a), (G.S. ©. 75.) 

Wir x. x. verordnen hierdurch auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad) erforder- 
tem Gutachten Unſeres Staatsraths für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

8. 1, Papiere, wodurch die Zahlung einer beftimmten Geldſumme an jeden Inhaber veriprochen 
wird, dürfen von Niemand ausgeftellt und in Umlauf geſetzt werden, der dazu nicht Unſere Geneh— 
migung erhalten hat. 

(Der zweite Sat fällt weg) ®®). 

8.2. Die Genehmigung zur Ausſtellung folder Papiere ſoll hinfüro mur auf den Antrag der Di- 
nijter für den Handel und für die Finanzen durch eim landesherrliches Privilegium ertheilt werden, 
welches die rechtlichen Wirkungen defjelben beftimmen und feinem ganzen Inhalte nad) durd die Geſetz- 
fammlung befannt gemacht werden muß. J 

$. 3. Dergleichen an jeden Inhaber zahlbaren Papiere begründen gegen den Ausſteller ein Kla— 
geredit. 

8. 4. Die bisher ohne landesherrliche Genehmigung ausgegebenen Papiere diejer Art ift jeder 
Inhaber gegen den Ausfteller einzuklagen befugt, ohme die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu dürfen, 

8.5. Wer künftig, dem Berbot des $.1 entgegen, ſolche Papiere ausftellt und im Umlauf 
jet, verfällt in eine, dem fünften Theil des Betrages derjelben gleiche Strafe, die jedoch in feinem 
Fall geringer als hundert Thaler jein darf. 

Zugleih muß der Ausfteller von Amtswegen angehalten werden, die Einlöfung und Bernichtumg 
der ausgegebenen Papiere zu bewirken. 

$. 6. Dergleichen Papiere, welche ohne Unſere unmittelbare Genehmigung vor der Publikation 
diejes Geſetzes ausgeftellt worden, dürfen, nachdem fie am den Ausfteller zurücgetehrt find, von dem» 
jelben bei gleicher Strafe, nicht wieder ausgegeben werden, 


168, Berordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes wegen Ausſtel— 
fung von Bapieren, welche eine Zahlungsverpflihtung an jeden Inhaber ent- 
halten, vom 17. Juni 1833, im die durch die Gejehe dom 20. September und 
24. Dezember 1866 der preufiihen Monardie einverleibtentandestheile Bom 
17. September 1867 (6G. S. ©. 1518). 

Wir ꝛc. verordnen, anf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 

Art. I. Das Geſetz wegen Ausftellung von Papieren, melde eine Zahlungsverpflihtung an je- 
den Inhaber enthalten, vom 17, Juni 1833, tritt in dem durch die Gejee vom 20. September u. 
24, Dezember 1866 mit der preußifchen Monarchie vereinigten Landestheilen, jedoch mit folgenden Ab- 


59) Iſt nach der Borausiekung ein weſentliches Erforderniß; denn die Vorausſetzung ift eben, 
daß das Darlehn auf eine andere beſtimmte Zeit, als die geietzliche, verabredet worden. $. 729. 


J 7 a) (5. 9.) Ueber den rechtlichen Charakter der Inhaber-Papiere ſ. m. unten, Aum. 50 zu $. 47, 
it. 15, 


nn Betraf die Ausnahme wegen der auf den Briefeinhaber ausgeftellten Wechiel, welche jetst micht 
mehr gelten. 
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$. 1. An die Stelle des zweiten Satzes im $. 1 des Gefetses tritt nachftehende Vorfchrift: 
Ausgenommen von diejer Beftimmung bleiben jedoch diejenigen Zahlungsanmweifungen, melde im 
Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt mit einer höchftens vierwöchentlichen Geltungsfrift auf 
jeden Inhaber ausgeftellt werden. 

$. 2. Der 8.6 des Geſetzes fällt weg. 

Art. II. Auf diejenigen Papiere, welche vor der Publitkation diefer Verordnung ausgegeben wor- 
den find, finden die $$. 1, 2, 3 u. 5 des Gejeges feine Anwendung. Ingleichen werden diejenigen 
Rechte zur Ausftellung von Papieren der im $.1 des Geſetzes bezeichneten Art, welche bereits vor 
Publikation diefer Verordnung ſtaatlich verliehen waren, durch die letztere nicht berührt. 

7) der Ort, wo, und dad Datum, unter welchem der Vertrag geſchloſſen worden # !); 
8) die Unterfchrift des Schuldners #2), 

$. 731. Wie weit dasjenige, was von diefen Stüden im Schuldfcheine nicht aus- 
edrüdt worden, auf andere Art erwieſen werden fönne 63), oder nach gefeplichen Be- 

— zu ergänzen jei #4), iſt nach den Vorſchriften des Fünften Titels $. 127 sqq. 
u beurtheilen. 
$. 732. Der Schuldfchein begründet die Vermuthung für die Nichtigkeit alles 
* was darin enthalten iſt, ſo lange das Gegentheil nicht ausgemittelt werden 
ann 6°), 

$. 733. 63 gilt alfo auch das Geſtändniß der erhaltenen Baluta gegen den Aus- 
jteller 6%), jo lange als fich bei der Inſtruktion der Sache nicht findet, daß diefelbe 
ganz oder zum Theil ©?) woirklich nicht gegeben worden. 

61) Iſt unweſentlich. 

62) Des Schuldners, nicht aber auch des Gläubigers, Darin liegt die Eigenthümlichkeit der * 
dieſes Bertrages. ©. o. die Anm. 55 zu $. 729. Uebrigens beziehen ſich dieſe Beſtimmungen, ſowie 
die der 88. 731 fj., nur auf Schuldſcheine über Darlehen. Sog. Schuldſcheine über Schulden aus 
anderen Mechtsgeichäften, mamentlich aus Konienjualtontratten,, haben eine andere rechtliche Natur 
un hier außer Benrtheilung; denn es kommt vorzüglich auf die Beſchaffenheit des bejonderen 

a PR 

63) Dies ift der Fall mit den Stüden, im welchen der Schuldichein bloßes Beweismittel ift, na— 
mentlih Nr. 1 bis 4, 6 und 7. Dieſe Beftimmumg paßt 3. B. gar nicht auf fog. Schuldicheine über 
andere Rechtsgeichäfte. S. die vor. Anm. 62. ® 

64) Die Zeitbeftimmung Nr. 5 ift der einzige formelle Bejtandtheil, 

65) Der $. 106, Zit. 16 findet hier nicht Anwendung, weil ein Schuldichein (das Bekeuntniß 
des Empfanges der Baluta) nicht die rechtliche Natur einer Onittung im rechtlichen Sinne hat, Un— 


eingetr. Br. des Obertr. vom 25. Nov. 1851, 1797, ,, IV, 51. ine gleiche Entſcheidung vom - 


28. April 1848 theilen jchon die Nechtsfälle Bd. IV, &. 64 mit, auch das Erf. deſſ. v. 2. Mai 1865 
wendet den Sat an. (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 114.) Der Grund überzeugt zwar nicht, denn 
zwijchen einem chirographum über ein Darlehu und einer Quittung (apocha) über die zum Zwecke 
der Tilgung einer Schuld geleiftete Zahlung iſt das Aehnliche, daß beides ein Beweisjtüd über ein 
Realrchtsgeichäft ift; mur der Zwed der Fr unterjcheidet beide. Allein die Unanmwendbarfeit liegt 
in der Berfchiedenheit der poſitiben Gejegebung über die jog. exe. n. n. pecunine und über die Be- 
weisfraft der Duittungen. 

(4. 4.) Vergl. oben, Anm. 558, Abj. 3. — Der Grundjag, — daß mündlich abgeichloffene, in 
das Weſen des ſchriftlich errichteten Vertrages jelbit eingreifende Verabredungen, welche zur Begrün- 
dung des Einwandes der Simulation, oder des Einwandes, daß etwas Anderes niedergeichrieben als 
verabredet worden, angeführt werden, nicht als bloße Borverhandlungen oder mündliche Nebenabreden 
anzufehen find, und daher den Inhalt der Urkunde umd ihre Berveistraft ganz oder theilweiſe vernich— 
ten, — findet auch bei einfeitigen Verträgen umd insbefondere auch bei Schuldverichreibungen Anwen- 
dung. Erf. des Obertr. vom 14. Sept. 1852 (Arch. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 312). 

66) Durch das Bekenntniß der empfangenen Baluta in einfeitig ausgeftellten, wenn aud in das 
Hypothelenbuch eingetragenen, aber in den Händen des Schuldners gebliebenen Darlehnsinftrumenten 
wird das Darlehn nicht erwieſen, und kann insbejondere eine perjönliche Verpflichtung des Ausftellers 
daraus nicht hergeleitet werden. Pr. des Obertr. vom 2. Rod. 1849. Entſch. Bd. XVII, ©. 197.) 
Erſt durch die Aushändigung an den Gläubiger erhält das Dokument feine Bedentung. (5. A.) An- 
ders fteht es, wenn der Gläubiger bei der Ausftellung der Schuldurkunde zugezogen worden und un— 
ter ftilljchweigender Zuftimmung des Schuldners den Antrag auf Ausfertigung einer Rekognition ge- 


Bon der 
Baluta bei 
Darlehnen. 
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$. 734. Diefe Ausmittelung wird durch nachherige Anerkenntniſſe des Schufd- 
ners noch nicht auögefchlofjen 6°). 


ftelt hat. Damm ift die Urkunde nicht einfeitig don dem Schuldner ausgegangen. Erf. des Obertr. 
vom 30, Oftober 1863 (Entſch. Bd. L, ©. 150). 
(4. U.) Die Ehefrau, welche Ausftellerin des Empfangsbelenntniffes über die an ihren Ehemann 
zahlte Darlchnsvaluta ift, haftet nicht für das Darlehn. Erf, des Obertr. d. 2. Dez. 1852 (Arch. 
.Rechtsf. Bd. VII, ©. 71). 

67) Das von dem Ausfteller eines Schuldicheins über ein Darlehn in dem Imftrumente abgene- 
bene Belenntniß der baar empfangenen Valuta verliert, wenn der Gläubiger einräumt, einen Theil 
der Baluta nicht baar, jondern durch Abrechnung einer Schuld des Darlehnsnehmers berichtigt zu 
haben, nicht gänzlich, fondern nur in Beziehung auf, den geftändlich nicht baar Kr benen Theil der 
Baluta die Kraft. Pr. des Obertr. 2006, v. 14. April 1848. — Ueber einen Fa Folcher Abrechnung 
ſ. m. den Miniſterialbeſcheid v. 26. Mai 1804. (Rabe, Bd. VIII, S. 63.) — (4. A.) Iſt in einem 
Schuldſcheine über ein Darlehn die Valuta als in baarem Gelde gegeben bezeichnet, in der MWirklich- 
feit aber midht in baarem Gelde, jondern in Eifenbahnaftien gewährt worden, jo hat der Schuldichein 
feine Beweistraft. Er. des Obertr. vom 6, Oft. 1854 (Arc. f. Rechts. Bd. XV, ©. 71). 


68) Ein befonderer Valutenſchein von einem jüngeren Datum fchloß die gemeinrechtliche exceptio 
non numeratae pecuniae aus. Dies joll durch die Beftimmung des 8. 734 aufge ben werden ; dej- 
fen bedurfte e8 aber nicht, denn die exceptio n. n. p. jelbft iſt an fi) unterd ; die 88. 732 bie 
734 ſchaffen im dieſer Beziehung ein ganz neues Recht, zu defien Rechtfertigung Suarez in den 
amtlichen Vorträgen über die Schlußrevifion des Sefetbuchs Folgendes jagt: „Diele Sätze weichen 
von der bisherigen Theorie circa exceptionem n. n. pec. betradtlih ab; fie beruhen aber auch auf 
den erheblichiten Gründen. 1) Es ift ganz wider die Natur der Sache und die Analogie der Geſetze, 
daß der Kreditor, welcher das jchriftliche Geftändnif des Schuldners über die empfangene valutam 
in dem chirographo für fich hat, dennoch numerationem noch befonders beweifen, und wenn er einen 
folhen Beweis, wegen ermangelnder mediorum probandi nicht aufbringen fann, feine in Harem Brief 
und Stegel beruhende Forderung verlieren foll. Confessio propria iſt in allen anderen Fällen der 
ftärffte Beweis und bier allein joll fie nicht gelten! 2) Die Röm. Theorie ift auf eine ganz verfehrte 
Weiſe umd zerftüdelt in unſern Foris aufgenommen worden. Juftinian wollte den alten contracti- 
bus litteralibus, die zu feiner Zeit fhon außer Uebung gelommen waren, etwas anderes jubjtituiren, 
und erfand zu dem Ende die cautiones de mutuo und de dote. Nach diejer feiner Erfindung: a) ent- 
ftand aus dem chirographo intra bienniaum nad) defien Ausftellung eigentlich gar teine Aktion, wenn 
nicht der Inhaber numerationem aliunde beweiſen konnte; dagegen aber b) konnte elapso biennio, 
die Exceptio n. n. p. gar nicht mehr opponirt werden, jondern der Ausfteller war ex solis litteris 
obligirt, und mußte simplieiter bezahlen. Ci. L. 14 pr. C.den.n.p. — Unſere Dd. und Gerichts- 
böfe haben die Theorie Juftimians ad a aufgenommen; umd dagegen ad b diejelbe verworfen, in- 
dem bei uns der Beweis, daß feine Valnta gegeben worden, aud nad Berlauf des Biennii unbe- 
denflich zugelafien wird. Wir haben aus dem Barlehnsvertrane ein Monftrum gemacht, welches halb 
Contractas realis, halb Contractus litteralis ift, Daher giebt es auch 3) mehrere angeiehene Docto- 
res, welche behaupten, daß diefe Römifche Theorie in unfern Foris nicht gelten könne, Cf. Schilter, 
Exereit. 22, 88.9, 10; Boehm, Introd. in Jus Dig. Lib. Xıl, Tit. 1, 8. 22 et U. ibi alleg. 
4) Der fcheinbarfte Grund, melcher für die römifche Theorie angeführt werden kann, liegt im der 
Schwierigkeit, welche mit Führung des Beweiſes: daß die Valuta micht bezahlt worden , - verbunden 
ift. Aber einestheils beweiſet diefer Grund zu viel, weil man alsdann gar feine Probationem nega- 
tivam zulaffen müßte. Anderentheils aber iſt diefelbe durd unjere Prozeßordnung, wenigſtens größ- 
tentheil®, gehoben; indem es nad) diefer nicht darauf ankommt, wer den Beweis zu führen habe? 
fondern der Richter Veritatem facti ex officio anszumitteln angewieſen iſt; umd es daher, wenn der 

anze Hergang und Zufammenhang der Sache vollftändig unterſucht wird, weit leichter, als ehemals 
Fin muß, zu eruiren: ob Valuta wirklich gegeben, oder nicht. 5) Die übrigen jogenannten Billig- 
teitsgründe, die man zur Unterftütung des Römiichen Sates aus der Avaritia creditorum et Indi- 
gentia debitorum gewöhnlich herleiten will, find offenbar aequitatis cerebrinne. Da nach den Geſetzen 
und der Praxis die Exceptio n. n. p. ausgeichloffen wird, tern ein bejonderer Valuta-Schein gege- 
ben und darin der Exception renunziirt worden, und wenn nach ausgeftellter Obligation em s 
fenntniß des Ausftellers auf irgend eine Art hinzugelommen ift, — Hellfeld 8. 787, — fo ift dem 
erfahrenen Manne nichts leichter, als der Exceptio n. n. p. auszuweichen. Die ganze Römiiche 
Theorie ift als eine Schlinge, welcher der Wucherer, wie die tägliche — lehrt, ohne Mühe 
entwiſcht, und womit nur der gerade unbefangene Mann, der ſich auf ſeinen Brief und Siegel ver- 
läßt, ohne von ſolchen, diefelben entlräftenden Subtilitäten etwas zu wiſſen, von einem argliftigen 
und betrügeriihen Schuldner nur allzu Leicht berücdt werden kann. — Ich bemerfe übrigens noch: 
a) daß die Vorfchriften SS. 740, 741 ohne Zweifel mehr dazu beitragen werden, den Wucherer abzu⸗ 
ſchrecken umd zurüdzuhalten, als die Römiſche Yehre d. n. n. p., der fie, wie gedacht, jo leicht ans- 
weichen können; B) daß, wenn in dem 85. 738 bis 739 die Exceptio n. n. p. im gewiſſem Maße bei» 
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$. 735. Der Einwand der nicht erhaltenen Valuta ift nicht nur gegen den er- 
ften, jondern auch gegen jeden folgenden Inhaber in jo weit zuläffig, ala überhaupt 
Einwendungen gegen den Gedenten auch dem Gefjionario entgegengefeßt werden kün- 
nen 6?), 

$. 736. Daß der Schuldichein auf Drdre geftellt worden, macht dabei feinen 
Unterfchied 7). 


behalten worden, jolches darin feinen Grund habe, meil bei eingetragenen Hypotheken der Kreditor 
nicht eher mit Sicherheit zahlen kann, als bis ihm der in vim recognitionis super facta intabulatione 
ausgefertigte Hypotheleuſchein vorgelegt worden; indem er erft dadurch die Gemwißheit erhält, daß feine 

rderung im Hypothelenbuche an dem Orte wirklich zu ftehen komme, den er ſich ER hat. 
F die Hypothetenordu. de 1783, Tit. IL, 88. 171—181.” Gahrb. Bd. XLI, ©. 20.) ©. die folg. 

nm. 69, 

- 69) Die Faflung diefes $. paßt eigentlich nicht zu der neuen Theorie (f. die vor. Anm.), denn 
von dem Einwande der nicht gezahlten Balnta kann nach dem jetigen Rechtsftande nicht Rede fein. 
Der Rechtsſtand ift der, daß der Schuldichein den Grund der Klage beweift, umd daß der Bellagte, 
wenn er diefen Einwand macht, den Klagegrund (das Darlehn) beftreitet und den enbeweis anzu⸗ 
treten hat. Weil es hier lediglih anf eine jwriftiiche Thatiache, nicht auf die juriftiiche Korın an- 
fommt, fo ift, völlig folgerecht , das Ableugnen des Klagegrundes nicht bedingt durch den Dolus des 
Ceſſionars. Vergl. 5.407 d. T. Nur bei eingetragenen Forderungen und gegen die Hypothelenklage 
wird das Vorbringen ausnahmeweiſe ein eigentlicher Rechtseinmwand, d. h. ein jelbftftändiger, den Kla- 
gegrumd aufhebender Rechtsgrund. Denn die Hnpothetenklage ift begründet durd die on der Ein- 
tragung ; im fofern ift die Hypothelenforderung eine formelle, und der Einwand muß ſich auf die 
gleiche Form gründen. 8.738 d. T. Mehr als diefe Form, wegen der damit verbumdenen Fiktion, 
iſt nicht erforderlich zur Zulaſſung diefer Erception; ob der Kläger fle gefannt habe, ob nicht, ift un- 
erheblich, er kann thatſächlich in gutem Glauben jein. Iſt der Geifionar von der wahren Bewandtnif 
der Sache vorher in Keuntniß geiest worden, fo fteht dem Bell. auch die doli exceptio zur Seite. 
Ang. don dem Obertr. in den Entih. Bd. XVII, &. 276. (Meine Arbeit.) 


70, Bezieht fih auf die befannte Meinung mehrerer Neneren, daß, wenn Jemand einen Schuld» 
Schein, zahlbar an den genannten Inhaber „oder deſſen Drdre”, ausftelle, dem Ceſſionar Einwendun— 
gen aus dem Rechtsgeichäfte oder gegen die Perſon des urfprünglihen Inhabers nicht follten entge- 
gengejett werden dürfen. 


71) Das bei wirflid eingetragenen Hypothekeninſtrumenten ftattfindende Berhältniß , wonach der 
Einwand der nicht erhaltenen Baluta einem Ceifionar oder rien eig der ein ſolches Inſtrument 
erft 38 Tage nad der Eintragung erworben hat, nicht entgegengejett werden darf, — findet auf 
foihe Inftrumente, welche bei noch nicht vollendeten Hypothekenweſen mit bloßen Relognitionsatteften 
verjehen worden find, feine Anwendung. Pr. des Obertr. 730, vom 30, Sept. 1839. Weil hier das 
Mittel fehlt, die Broteftation fir Jeden fichtbar zu machen. — (3. A.) Ob die im 8. 738 beftimmte 
Ausnahme von der Regel in allen Yandestheilen, in denen das Hypothelenweſen noch nicht vollendet 
ift, auf Schuldverichreibungen, welche mit bloßen Retognitionsatteften verfehen worden find, feine An— 
wendung finde, hat das Obertr. bei der Enticheidung eines Nechtsfalles aus dem Herzogthume Weft- 
phalen auf fich beruhen laffen. Für das Herzogthum Weftphalen hat das Obertr. aber, auf Grund 
der dortigen Spezialgeiee (Bat. vom 21. Jumi 1825, 88. 6—13; Verordn. vom 31. März 1834, 
88.4, 24, 25), die frage bejaht. Erf. vom 31. Oft. 1856 (Entfch. Bd. XXXIV, S. 114), 

(5. 4.) Die Ausnahme des $. 738 von der Hegel ($$. 732, 733) fett mır den auch nad) der 
Hyp.-Drdn. 88. 175 ff., Tit. 2 vorgefehenen Fall voraus, daß ein Schuldner in gutem Glauben ſich 
zum Empfange der Darlehns-Valuta befannt umd daflir Hypothek beftellt, nichtsdeſtoweniger aber 
Schuld- und Hnpothefverichreibung nur in Erwartung des Valuten- Empfanges ausgeftellt hat. 
Ein folder redliher Schuldner Poll durch feine Proteftation gegen ihm nmachtheilige Dispofition mit 
dem Inftrument umd gegen deſſen Beweiskraft gefichert werden. Keinesfalls ift aber die Vorſchrift 
im $. 738 mit ihren Konſequenzen auf den Fall auszudehnen, mo der Schuldner eines zur Eintra- 
gung beftimmten Inftruments dolojer Weite umd gegen die Vorjchrift im $. 240, I, 14 ſich zum 

mpfange der Darlehns-Valuta bekannt, dies jedoch mur fimulirt umd Beides — Empfangsbekenntniß 
und Huypothekverjchreibung — mur im der unredlichen Abficht erklärt hat, dem jeinerjeits fingirten 
Darlehnsgeber Kredit zu derichaffen und zu diefem Ende denjelben in Stand zu ſetzen, fich durch Die- 
pofitionen über das ausgeftellte und ihm ausgeantwortete Inftrument — die gejuchten Geldmittel mit 
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daß Baluta nad dem Inhalte des Inftrumentes wirklich gegeben worden, erft ald- 
dann ?*) ein, wenn der Schuldner innerhalb Acht und Dreifig Tagen 7°), nach erfolg- 
ter Eintragung, feine Proteftation wegen nicht empfangener Baluta im Hypotheken⸗ 
buche hat vermerken ?*) laſſen. 


Täuſchung Dritter zu verihaffen. Für eine ſolche den betrüglichen Dolus begünftigende Ausdeh- 
nung des Geſetzes giebt die Salfung der 88. 738, 739 nicht den entfernteften Anhaltspunftt. — So 
führt das Obertr. aus in dem Erf. vom 12, April 1864 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LV, &. 75). Nach 
diefen Borderfägen könnte man den Schluffag erwarten: der do loſe Echuldverjchreiber müſſe folg- 
lid) die fimulirte Darlehns⸗ und Hypothekenſchuld dem redlichen Dritten (Ceffionar oder Piandneh- 
mer) gegenüber gelten lafjen. Darin würde man fi täuſchen: das ſimulirte Altivum wird durd 
den Dolus des Simulanten nicht eriftent und die Hnpothek ift jedenfalls ungültig, M. ſ. umten die 
Anm, 77a, Abi. 2 zu $. 739. Es kommt daher in diefer Beziehung auf guten oder böjen Glau- 
ben des Ausſtellers gar nichts an. Das Obertr. will mit jener Ausführung den Ausſpruch begrün- 
den, daß der Simulant dem redlichen Ceifionar des werthlojen Inftruments, gemäß $. 210, I, 14, 
Entſchãdigung Teiften müſſe. 

Die Beltimmung der 585. 738 und 739 erzeugt einen ſonderbaren Rechtszuſtand. Nicht alle 
Echuldverihreibungen, in welchen Hypothel beftellt wird, werden eingetragen; man überläßt die Nach— 
ſuchung der Eintragung oft dem Gläubiger, dem man die Verichreibung aushändigt, und diefer läßt 
die ag be fid) beruhen. Haben dieſe Schuldverfchreibungen Beweiskraft, oder micht ? Und 
wenn fie vor der Eintragung beweisträftig find, verlieren fie durch die erft lange nach der Ausftel- 
lung ausgewirkte Eintragung die Beweistraft wieder auf 38 Tage? Mau muß zwiichen der perlön- 
lien Klage und zwifchen der Hypothekarklage unterjcheiden. Die durd) den &. 858 gegebene exceptio 
n. n. p. bezieht ſich nur auf die Hypothekarklage, folglich entfteht fie erft mit diefer zugleich durch die 
wenn auch noch jo jpät erfolgende Eintragung; gegen die condietio ex mutuo ift die Exception nicht 
zuläffig; wird dieſe Perſonaltlage gebraucht, jo fomımt lediglich der Grumdiag $. 733 im Verbindung 
mit dem $. 735 zur Anwendung. Im Beziehung auf diefen perjönlicden Anſpruch bleibt es bei der 
Regel des 8.407 d. T. S. auch Entſch. des Obertr. Bd. XVIU, S. 200. — (3. A.) Das Obertr. 
hat einen anderen Ausweg gefunden und durch Pl.Beſchl. (Br. 2489) dv. 5. Dez. 1853 den Rechts— 
fa angenommen: „Bei Schuldinftrumenten, die zur ee er | in das Hypothelenbuch zwar be- 
ftimmt, aber darin noch nicht wirklich eingetragen find, tritt die Vermuthung, daß die Baluta nad 
Inhalt des Inftruments wirklich gegeben worden jei, ebenfalls nicht ein.” (J.M.Bl. 1854, ©. 38 
und Entih. Bd. XXVI, ©, 198). Darnach erhalten denn Sculdverichreibungen, worin eine Hypo⸗ 
thet beftellt ift, niemals die allermindefie Beweistraft, wenn fie nicht zur Eintragung gelangen. 
(4. 4.) Die Vorfchrift des $. 738 findet auch dann Anmendung, wenn ein zur Gintraguug in das 
Hypothelenbuch beftummtes Schuldinftrument erft mehrere Jahre nach feiner Ausftellung wirklich ein- 
getragen worden iſt. Erl. des Obertr. v. 3. Jumi 1850 (Arch. f. Redtsf. Bd. II, S. 156). 

72) Bis dahin beweift mithin das Inftrument nichts; hier gilt ausnahmsweiſe der Köm. Grund- 
fa und die exc. n. n. p. im ihrer eigentlichen Bedeutung. Bergl. die Begründung von Suarez in 
der Anm. 68 und die Anm. 69, Allein dies beichränft fich auf die Hybothelarllage. Vergl. die 
Anm, 70 und 71. Aber auch jpäter beweiſt es dann nichts, wen es der Gläubiger nicht ausgehän- 
digt hat. ©. o. die Aum. 66, 

Der dem Hppothetengläubiger gegen die innerhalb 38 Tagen eingetragene Proteftation des Schuld- 
ners obliegende Beweis, daß die Baluta nach dem Inhalte des zur Eintragung in das Hhpothelen- 
buch beftimmten Echuldinftruments wirklich gegeben worden, kann durd ein von dem Schuldner ſpä— 
ter ausgeftelltes beionderes Eimpfangebetenntnig geführt werden. Pr. des Obertr. 1992, v. 25. Febt. 
1848, (Entih. Bd. XVI, ©. 146.) — Auch durch jchriftliche Anerkenntnifie aus der Zeit vor Aus- 
fiellung des förmlichen Öppothefeninftruments fann die wirklich erfolgte Zahlung der Darlehnsſumme 
bewiefen werden. Pr. 20098 vom 2. Mai 1848, 

73) Wie in der Hyp.Ordn. der $. 178, Tit. U beitimmt. Die $$. 425 u. 426, Tit. 20 hinge- 
gen beftimmen eine Frift von 4 Wochen. Man beichräntt jene 38tägige Friſt auf die exc. n. n. p. 
bei Darlehen und bezieht die Awöchentliche auf die Eintragung aller jonftigen Einwendungen. 

(5. 4.) Ob die Ceſſion nad Ablauf der 38tägigen Friſt ausgeftellt ift, oder vorher, iſt voll» 
lonmien gleichgültig. Nirgends bejtimmt das Geſetz, daß der Verluft des Rechts, den Einwand zu 
erheben, dann nicht eintrete, wenn die Geifion vor dem 38. Tage nad) der Eintragumg der Obligation 
geicheben, und daß dann der Schuldner zum Beweiſe des Einwandes verftattet werden könnte. Nicht 

loß die bis zum Ablaufe der geſetzlichen Friſt gehemmte Beweistraft des Schuldinftruments tritt ale— 
dann ein, wenn die Proteftation nicht eingetragen ift, jondern es ift der Einwand überhaupt verloren. 
Erf. des Obertr,. vom 12. März 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXI, ©, 217). 

74) Bermerten lafien. Soll die Beweisfrait des Hypotheleninſtruments nad) $. 738 aufge 
hoben werden, jo muß innerhalb der 38 Tage nad) Eintragung der Forderung auch die wirkliche Ein- 
tragung der Proteftation erfolgen. Daß in jener Friſt die Eintragung bei den Grund⸗ umd Hypo⸗ 
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165, Gefet, betreffend einige Abänderungender Hypotheken-Ordunng, vom 
20. Dezember 1783. Bom 24. Mai 1853 (G.S. ©. 521). 

8. 49, Die Eintragung einer Proteftation wegen mcht gezahlter Valuta eines Darlehns kann 
innerhalb 38 Tagen nad) der Eintragung des Darlehns, auf den Antrag des Schuldners bei der Hy— 
pothelenbehörde, erfolgen, auch wenn die Einmwendung nicht beicheinigt ift "+ @). 

Die Proteftation ift jedody mit dem Ablaufe von ſechs Monaten auf den Antrag eines dabei Be- 
theiligten 74 b) mieder zu löfchen "*e), wenn bis dahin eine Requifition des Prozeßrichters um deren 
Aufrechthaltung nicht eingeht ?*d), 


thelenalten bloß nachgefucht worden, fommt nicht in Betracht. Pr. des Obertr. 2009b, vom 2. Mai 
1848, Ebenſo Erf. v. 22. Sept. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IN, S. 277). Das Recht der Parteien 
hängt demmach nicht von ihrem eigenen Fleiße, fondern von der zufälligen Beſorgung der Angelegen- 
heit durch den Richter und den Büreaubeamten ab. Dies ift eine (Folge der beftehenden Juſtizverfaſ— 
fung, nach welcher Alles von Auffichts- und rag eg beforgt wird, ohne daß dafür ein Ge- 
mwähr geleiftet f- Wird es verfäumt, jo trägt die Partei den Schaden, theils weil fie vielleicht fein 
Verſehen bemweijen kann, theils weil der betroffene, färglich befoldete Beamte nichts hat. (3. A.) Iu 
Erwägung diefes Umftandes, daß nämlich der Schutz des Schuldners durch jenen Grundfa von einem 
era Einwirkung ganz entzogenen Erfolge (Eintragung feiner Proteftation) abhängig gemacht wird, 
atte der IV. ©, des Obertr. beichlofien, von dem gedachten Grundfage (des II. ©. angeben; der⸗ 
ſelbe iſt jedoch durch Pl. Beſchl. (Pr. 2681) d. 16. Febr. 1857 aufrecht erhalten. (I. M.Bi. ©. 123. 
Entſch. Bd. XXXV, ©, 1.) 

(4. U.) Die rechtliche Wirkung der wegen nicht gezahlter Darlehnsvaluta im Hypothelenbuche ein- 
Ben Proteftation lann durd) die aus einem anderen Geſchäfte dem Gläubiger gegen den prote- 
irenden Darlehnsichuldner zuftehende Forderung nicht aufgehoben werden. Grf. des Obertr. vom 

8. Febr. 1856 (Arc. f. Rechts. Bd. XX, ©. 161). Dadurd würde die Forderung aus dent ande- 
ren Geſchäfte in die eingetragene aber in Wahrheit nicht vorhandene Darlchns- und Hypothekenfor— 
gg verwandelt werden, nnd zwar ohne eine causa efficiens, was nicht gedacht werden Tann. 

Die dor Einführung der Hhpothelennovelle vom 24. Mai 1853 im Hypothelenbuche rechtzeitig 
erfolgte Eintragung der Proteftation wegen nicht gezahlter Baluta fihert dem ‘Proteftirenden den Ein- 
wand der nicht empfangenen Valuta dergeftalt für immer, daft diefe Wirkung wider feinen Willen 
nur dur ein ihn zur Löſchung verurtheilendes Juditat befeitint werden fann. — Dieje Wirkung wird 
auch durch die im folge des $. 49 der gedachten Novelle auf einfeitigen Antrag des Gläubigers er- 
— — Ber drxpato nicht aufgehoben. Erf. des Obertr. dv. 2. Juli 1856 (Arch. f. Rechtsf. 

‚XXI, ©, 72). 

(4. A.) Wird die eingetragene Proteftation, wegen Ablaufs der Zeit (G. d. 24, Mai 1853 8.49, 
Abi. 2), wieder gelöfcht, fo ift dadurd) die Beweiskraft des Önpothefeninftruments in Beziehung auf 
das darin enthaltene Empfangsbefenntniß der Baluta ($. 732), welche in Gemäßheit des $. 738 auf- 
gehoben war, wieder hergeftellt, ohme Unterſchied, ob der Ceifionar die Forderung nach der Löſchung 
der Proteſtation, oder ſchon vor jener Löſchung erworben hat. Die Sache Pe eben fo, als wenn 
das Inftrument nod) in den Händen des uriprünglichen Gläubigers fich befände, für den dafielbe durch 
die Löſchung der Proteftation die volle Beweistraft erlangt hat. Ert. des Obertr. vom 9. September 
1861 (Entih. Bd. XLVI. ©. 81 u. Arch. j. Rechtsf. Bd. XLIL, ©. 308); aud Erf. vom 10. Oft. 
1864 (Archiv Bd. LVI, ©, 224), 

Bergl. oben die Anm. 44 zu 8.412 d. T., Abi. 5. 

(5. A.) Iſt die richtig eingetragene Proteftation wegen nicht erhaltener Valuta nad) Verlauf von 
ſechs Monaten ungelöjcht im Hypothelenbuche ftehen geblieben, fo muß ihr, in Ermangelung einer 
Borichrift, welche die Wirkungen derjelben lediglih von dem Ablaufe einer ſechsmonatlichen Friſt und 
davon, daß während diejer Zeit eine Neguifition des Prozeßrichters um Aufrechthaftung der Protefta- 
tion nicht eingegangen tft, abhängig madıt (vergl. 8. 49, Alinea 2 des Geſetzes vom 24. Mat 1853), 
auch nad Verlauf von 6 Monaten diejelbe Kraft, wie vorher, beigelegt werden, d. h. fie juspendirt die 
Berweistraft der eingetragenen Obligation, jo lange fie ungelöſcht bleibt. Erf. def. vom 5. Oftober 
1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, &. 40), 

748) (5. 9.) Aus dem Beicheid des J. M. vom 18. Juli 1885 (Jahrb. Bd. XLVI, ©. 146). 
Es macht feinen Unterichied, ob die Forderung noch in den Händen des uriprünglicden Gläubigers, 
oder bereit® auf einen Dritten mit oder ohne Eintragung feines Rechts übergegangen ift. Vergl. oben 
die Anm. 73, Abi. 2. 

745) (5. X.) Der Antrag des Gläubigers reicht zur Löſchung aus, ohne daß es eimer dorgängi« 
gen Verwarnung des Proteftanten bedarf. Erf. des Obertr. vom 2. Juli 1855 (Archiv f. Rechter. 
Bd. XXI, ©. 73). Dit dieer Loſchung hört die Proteftation auf zu eriftiren und die ihr im $. 738 
beigelegte Wirkung : zu verhindern, daß die im $. 732 begründete Bermuthung dafür,. daß die Valuta 
nad Inhalt des Inſirumentes wirklich gegeben worden ſei, eintrete, füllt mum ſowohl dem uriprüng- 
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8. 739. Nach Verlauf diefer Zeit aber entfteht nicht nur, zu Gunften des erften 
Inhabers, aus dem nftrumente die Vermuthung der wirklich gegebenen Baluta 75), 
fondern e8 kann auch, wenn nach diefen Acht und Dreigig Tagen, und in der Zwi— 
jchenzeit, wo feine Proteftation eingetragen iſt, das Inſtrument einem Dritten 76) ce 
dirt 76a) oder verpfändet worden, der Schuldner fich des Einwandes der nicht erhal- 
tenen Baluta gegen diefen Dritten gar nicht ??) bedienen 77 =), 


fihen Gläubiger, als dem Ceffionar gegenüber, fort. Erf. deſſ. v. 10, Oft. 1864 (Arc. f. Nechtsi. 
Bd. LVI, ©, 225). Bergl. jedoch die folg. Anm. 74°, 

74°) (5. U.) Eine neue zwedmäßige Bejtimmung nad Analogie des $. 22 der B, vom 4. März 
1834, nur daß hier ein Antrag abzuwarten ift. (Bergl. den Abjay 2 diefer Anm.) Früher konnte 
fi der Beſitzer (Schuldner) nad) $. 180 der Hyp.-Ordn. paffiv verhalten, bis er einmal in Anſpruch 
genommen wurde, und der Gläubiger mußte, um die vielleicht grundloſe Proteftation wegzuichaffen, 
anf deren Löſchung Hagen und zur Durchführung der Klage die Zahlung des Darlehns durch andere 
Mittel als das Inftrument jelbft beweiſen. Nach der neuen Vorſchrift ift der Schuldner genötbigt, 
mit feiner Klage auf die Rückgabe des Inftrumentes und Löſchung der Hnpothef bald hervorzutreten 
und dabei den ausdrüdlichen Antrag auf Erlaß der Requifition um Aufrechthaltung der Proteftation 
anzubringen; denn eine bloße Anzeige oder die Klage ohne dieſen befonderen Antrag genügt nicht. 
R. des Im. vom 14, Juni 1840 (I.M.Bl. S. 224). — Da der $. 49 neues Recht einführt, io 
findet die Vorſchrift zufolge der allgemeinen Nechtsregel im $. 14 der Einleitung zum A. L. R. nicht 
Anwendung auf jchon vor Ericheinung des Gejeges dom 24. Mai 1853 eingetragene Proteftationen 
der in Rede ftehenden Art. Daher behält eine rechtzeitig im Hypotheleubuche erfolgte Eintragung, 
wegen nicht empfangener Baluta einer Hypothel, ihre Wirkung, wenn fie aud in folge der fpäter 
erihienenen Vorſchrift diefes $. 49 auf einfeitigen Antrag des —— wieder geloͤſcht worden iſt. 
Erf. deſſ. vom 2. Juli 1856 (Entſch. Bd. XXXIII, S. 322). Vergl. Erk. deif. vom 4. Mai 1864 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 173), 

744) (5. 9.) Eine Borjchrift, welche die Wirkungen der Proteftation lediglid) von dem Ablaufe 
einer jechsmonatlichen Frift und davon, daf während diefer Zeit eine Requifition des Prozeßrichters 
um Aufrechthaltung der Proteftation nicht eingegangen ift, abhängig macht, fehlt. Wie es damit mei- 
ter zu halten, darüber ſ. m. die Anm. 74 a. E. 

75) Der $. 739 beftimmt das Berhältniß des Hnpothelarichuldners nach zwei Seiten: zum Dar- 
lehnsgeber umd zu defien Geifionar, Das Berhältniß zum Darlehnsgeber tommt erft nad Verlauf 
von 38 Tagen, wenn unterdei feine Proteftation eingetragen ift, bei dieſen Schuldinftrumenten auf 
den Stand, melden das obligatorische Verhältniß nad 8. 733 einnimmt. Cr kann zwar auch jetst 
nod) den Empfang der Baluta beftreiten, muß aber den Gegenbeweis führen. Im Berhältnifie zu 
dem Geifionar (einem Dritten) ift es andere. ©. die Anm. 77. 2. 

(5. A.) Bon diefer Bermuthung, daß Baluta nah dem Inhalte des Inſtrumentes wirklich ge 
—— worden, welche bei hypothelariſch eingetragenen Schuldinſtrumenten erſt nah Berlauf don 38 

agen nach der Eintragung, inſofern der Schuldner während dieſer Zeit feine Proteſtation wegen 
nicht empfangener Baluta um Hypothelenbuche hat vermerfen laffen, zu Gunften des erften Inhabers 
entfteht, gilt ganz daſſelbe, was in den 88. 732 u. 733 d. X. generell vorgeichrieben worden, daß 
nämlich diefe Vermuthung hinwegfällt, jobald bei der Inftruttion der Sache fich findet, daf die Ba- 
Iuta ganz oder zum Theil wirflic nicht gegeben ift; und diejes hat ftattgefunden, wenn der angeb- 
liche Gläubiger zugefteht, daß er vor Ausitellung der fraglihen Schuldverſchreibung feine Baluta 
gezahlt habe. Erf. des Obertr. vom 10. Zuli 1866 (Arch. f. Kechtef. Bd. LXIV, ©. 224). 

76) Nämlich einem redlichen; gegen den unredlichen findet die exe. doli ftatt. S. die folg. Anm, 

(4. 9.) Wenn ſich eine Hppothetenforderung anf die Erben des Gläubiger vererbt und bei der 
Theilung der Erbichaft dem Einen der Miterben überwieſen, demmächſt aber von dieſem einem ande- 
ren Miterben cedirt wird, fo ift diefer Ceſſionar, wegen feiner Miterbenqualität, nicht als ein Dritter 
binfichtlich des dem Schuldner zuftehenden Einwandes nicht erhaltener Baluta anzujehen; er ift ım 
diefer Beziehung mit feinem Erblaffer Eine Berfon. Berg. das Erf. des Obertr. vom 20. Janıar 
1860 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©, 145). 

76®) (3. 9.) Diefer Grundſatz findet auch — wenn dem Exekutionsſucher eine hypo 
tbefariiche Forderung des Erequendus auf Grund des $. 6 des Geſetzes vom 4. Juli 1822 durch rich 
terfihe Verfügung überwiefen worden iſt. Pl.Beſchl. des Obertr. v. 7. Mai 1855 (J. M.Bl. ©. 166 
und Entid. Bd. XXX, S. 408). Ganz folgerichtig. Dadurch ift das ältere, den entgegengefetsten 
Grundfat ausiprechende Br. 705, vom 3, Juni 1839, reprobirt. 

77) Gar nicht, d.h. der Einwand ift am fich unzuläſſig, es ift micht jo wie gegen den Dar- 
Iehnsgeber, daß dem Schuldner nur der Gegenbeweis obläge. Hierbei ift aber zu beachten, daß dieje 
Beitimmung nur bon der eigentlichen exc. n. n. p. gilt, Bei welcher nad der Gemüthsbeichaffenbeit 
des Geffionars nicht gefragt wird, daß fie fich aber micht auf den fall der exc. doli bezieht, wo nam-⸗ 
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$. 740. Wer fih einen Schuldichein ausftellen läßt, und die Baluta darauf ganz 
oder zum Theil nicht bezahlt; gleichwohl aber die verfchriebene Summe gerichtlich aus- 
klagt, oder einem Andern cedırt, der foll ald ein Betrüger beftraft werden. 

8. 741. Gin Gleiches findet ftatt, wenn der Inhaber des Schuldfcheind die Va— 
luta ganz oder zum Theil zurüd erhalten hat, und gleichwohl denfelben auf den vollen 
Betrag einflagt, oder einem Andern cedirt 78), 

$. 742. Hat Jemand über eine Forderung, die er aus einem andern Grunde zu 
machen hatte, jich einen Schuldichein auäftellen, und darin die Valuta, ald baar ge— 
geben, verſchreiben laſſen, jo finden die unten 88. 866, 867, 868 ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung 7°). 

8. 743. er feine Unterfchrift fäljchlich leugnet, verliert alle Einwendungen, die 
ihm jonft gegen die Schuldforderung noch zugeitanden hätten 39). 

$. 744. Hat der Ausjteller fih diefer Ableugnung gegen den erften Inhaber des 
Inſtruments jchuldig gemacht; und es findet jich gleihmwohl, daß diejer die verfchrie- 
bene Baluta ganz oder zum Theil nicht gegeben habe; fo tritt Fisfus an feine Stelle, 


lid) dem Dritten, vor der Ermwerbung des Imftrummentes, die Bewandtniß der Sache entiweder beion- 
der& fund gegeben worden ift — $. 53 des Anh. 3. A.Y.R. und 8. 423, Tit. 20, — oder die Wiſ⸗ 
ſenſchaft deflelben, 45 der Eintragung im Hypothelenbuche, vor dem Uebergange an einen Dritten, 
* wird. 8.19, Zit. 4, und 88. 424—426, Tit. 20. ©. auch die Entſcheidungsgründe zu dem 

r. des Obertr. vom 20. Februar 1849: „Dem Geffionar einer ee ag Darlehnsforderung, 
auf welche keine Baluta gezahlt worden, Tann der Schuldner den Einwand, daß er demielben den 
Mangel vorher fund gethan hat, mit Erfolg entgegenfegen, aud wenn er nicht den Einwand der 
nicht erhaltenen Baluta im Hypothekenbuche hat vermerken laſſen.“ (Entſch. Bd. XVII, ©. 270.) 
Vergl. Erf. deſſ. v. 22, Sept. 1851 (Arch. f. Rechtsf. Bd. U, S. 277). Es verfteht ſich von jelbft, 
daß Alles, was aus dem Inhalte des Inftruments zu erjehen ift, für und gegen den dritten Erwer— 
ber ebendiefelbe Wirkung hat, al® wenn e8 eingetragen wäre; er erhält es ummittelbar fund *—— 
Der Unterſchied zwiſchen der exc. n. n. p. und der exc. doli liegt im der Beweislaſt. Iſt die Ein- 
tragung der erfteren innerhalb der 38tägigen Frift erfolgt, jo muß ſowohl der uriprüngliche Darlehns- 
geber als der dritte, wenn thatjächlid auch redliche, Erwerber die beftrittene Zahlung der Baluta er- 
weiſen; ift die Eintragung fpäter, aber noch vor dem Uebergange auf einen Dritten geſchehen, oder 
ift die Bewandtniß der Sache dem Dritten auf irgend eine andere Weife dor der rbung be- 
fannt gegeben: jo muß der Schuldner den Grund der exc. doli beweiſen. Diejer Beweis ift he 
messe aus dem Beweiſe: daß micht gezahlt worden (Gegenbeweis gegen den Inhalt des Inftru- 
ments), und aus dem: daß umd wie dem Dritten foldhes vor der Erwerbung fund gegeben worden. 
War die verjpätete Eintragung vor der Erwerbung geichehen, jo ift über das zweite Thema kein Be— 
weis erforderlich, es iſt gleich g ob der Geifionar den Vermerl —— gelannt hat, ob nicht; 
feine Wiſſenſchaft wird fingirt. Bergl. noch ein Schreiben des J. M. vom 18. Juli 1835, welches 
leichfalls die 88. 738 und 739 auf die exc. n. n. p. bei dem Darlehn beichränfen will. (Jahrb. 
8 XLVI, S. 149.) 

77a) (4, A.) Die $$. 738, 739 werden durch dem Art. 295 des H.G.B. nicht berührt. Cinf.- 
Gef. vom 24. Jumi 1861, Art. 26 (Th. II, Tit. 8). 

(5. A.) Liegt der Fall fo, daß der Schuldner fid) des Einwandes der nicht erhaltenen Valuta 

n den Dritten bedienen kann, was auch durd Klage auf Nichtigkeitserlärung und Löſchung der 
ppothef durchführbar ift; jo kann der Ceſſionar, welcher die ihm cedirte, über ein Darlehn lautende 
Schuld = umd Hypothekverſchreibung eintragen läßt, dem angeblichen Darlehnsempfänger nicht die Re— 
plit entgegenfegen, daß die Schuld» und Hypothelverſchreibung ausgeftellt jei, um dem Cedenten Geld 
oder Kredit zu verichaffen, und daß er dem entiprechend Gejfionsvaluta gezahlt habe. Denn wenn 
feine Baluta gezahlt worden, jo ift eine Darlchnsforderung nicht zur Eriftenz gelommen, der Ceffio- 
nar des noch nicht eingetragenen Schuldſcheins hat ſich aljo ein Forderungsrecht cediren laſſen, tmel- 
ches nicht vorhanden war. Erf. des Obertr, vom 13, Juni 1862 (Arc). ’ Rechtsf. Wo. LV, ©. ı). 

78) Ueber die Abficht bei den SS. 740 u. 741 ſ. die Aeußerung Suarez' o. in der Anm. 58 
zu 8.734 d. T. 

79) Diefe VBorjchrift ift nicht auf den Fall zu beziehen, wo der Schuldner auf feine gerichtliche 
Schuld- und Hypothelverſchreibung über ein Darlehn kein baares Geld mehr empfängt, jondern einen 
älteren Schuldichein über ein baares Darlehn zurüderhält. Hier = der Gläubiger die Forderung 
nicht „aus einem anderen Grund zu machen“, jondern er erhält über ebendiejelbe Forderung einen 
neuen Schuldidein. 

80) Bergl. Proz.-Drdn. Tit. 23, $. 52, Nr. 1, 
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und zieht dasjenige ein, was der Ausiteller wegen der ungegründeten Ableugnung jei- 
ner Unterjchrift bezahlen muß; der Inhaber hingegen, weıl er es wirklich nicht gegeben 
bat, nicht gewinnen fann. 

$. 745. ft die Ableugnung gegen einen dritten redlichen Inhaber des Schuld» 
Erg geichehen, fo muß zwar der Ausſteller diefem nach $. 743 vollftändige Zahlung 
eiſten. 

8. 746. Wenn aber ausgemittelt werden kann, daß der erſte Inhaber die Va— 
luta ganz oder zum Theil wirklich nicht gegeben babe, jo entreißt*1) Fiskus demſelben 
dasjenige, was er, über den Betrag der gegebenen Baluta, von feinem Geflionario 
für die Abtretung des Schuldicheins erhalten bat. 

$. 747. r zwar nicht feine Unterfchrift, wohl aber, wider bejiered Willen, 
den Empfang der Valuta vor Gericht ganz oder zum Theil ableugnet, der wird mit 
den in der Prozekordnung vorgejchriebenen Strafen des frevelbaften Leugnens beftraft. 

$. 748. \ällt weg ®?). 

8. 749. ben dajelbft 3? *) ijt beftimmt, welche Perfonen jich wechjelmäßig ver- 
prlichten fünnen. 

$. 750. fällt weg ®®). 

Anh. $. 25. Fällt weg *sa). 

8. 751. Auch geniegen Schuldjcheine diefer Art*“), gleich wirklichen Wechſeln, 
das in der Konfurdordnung beſtimmte Vorzugsrecht 84°). 

8.752. Zum Vortheile des Ausftellers felbit erlöfcht die Beweisfraft eines Schuld- 
inftruments durch Verjährung nur mit der Schuld zugleich. 

$. 753. Zum Bortheile des Erben 35) des Ausitellerd hingegen erlöfcht diefe 


81) Ein unangenehm berührendes Bild, das Entreißen; man ficht gleichiam die Gewalthand- 
lung und die Gegenwehr. Warum kann die in dem vorhergehenden $. 744 für den gleichen Fall 
der Konfistation angemwendete juriftiiche Sprache hier nicht beibehalten werden ? 

52) Der Wortlaut ift: „Was megen des Eintvandes der nicht gezahlten Baluta bei Wechſeln 


Rechtens jei, ift gehörigen Orts dorgeichrieben. (Th. 1, Tit. 8, Abichn. 8.)" 


82a) Nämlich Th. II, Tit. 8, Abichn. 8, an defien Stelle die A. D.W. O. tritt. 

83) Der erekutiviiche Prozeß, melden hiernach Schuldideine in Wechjelform, ansgeftellt von 
nicht mechlelfähigen Perſonen, begründen follten , ift aufgehoben. 

83a) (3, A.) Darnach ſollte es einer vorhergegangenen Anerkennung der Unterichrift zur Be— 
gründung des erefutivishen Prozefjes nicht bedürfen, 

84) D. h. in Wechſelform ansgeftellt von nicht wechielfähigen Perſonen. Auch diefer $. ift eigent- 
lich objolet. (3. A.) Er ift es num im der That. ©. die folgende Anm. 84a, 

84 a) Die Konfursordnung, welche hier gemeint ift, ift der Zit. 50 der Pr.O., mo im $. 471 
den Wechielforderungen das Vorzugsrecht der VI. Klaſſe eingeräumt if. Dieje Konkursordnung ift 
aufgehoben und die an ihre Stelle getretene neue Konkursordnung d. 8, Mai 1855 giebt den Wech— 
jeln und den wechielförmigen — * lein Vorrecht. 

85) Suarez rechtfertigt dieſe ſinguläre Vorſchrift in den Vorträgen über die Schlußreviſion des 
Geſetzbuches jo: „Dieſe Präſumtion iſt zwar neu, aber nicht gegen das bisherige Recht. Wenn cin 
Erbe erft nad Verlauf von 10 Jahren aus einem Schuldinftrumente des Erblaſſers belangt wird, 
jo ift es höchſt wahricheinlih, daß die Schuld bei der Lebenszeit des Erblafjers ſchon abgethan wor— 
den, und nur das Inftrument ex incuria defjelben in den Händen des ereditoris geblieben ſei; denn 
es läßt fi faum denken, daß Jemand 10 Jahre nach dem Tode feines Schuldners werde berftrei- 
chen laſſen, ohne fich feiner Bezahlung wegen zu melden. Es ift aljo billig, daß die Gejege dem 
Erben zu Hilfe fommen, der eben diejes langen Zeitverluftes wegen defto weniger im Stande ift, 
die Umftände und Beweismittel, wodurch der eigentliche Zulammenhang der Sade und die Abma- 
hung der Schuld ins Licht gejetst werden könnten, auszumitteln und berbeizufchaffen ; wohingegen der 
Kreditor weit leichter nachweiſen kann, daß die Schuld noch eriftire, und wodurch er abgehalten 
worden, fi früher zu melden. Uebrigens ift von einer bloßen Präſumtion die Rede, welche ſtets 
der Wahrheit weichen muß, und höchſtens irgend einem nachläſſigen und forglofen Menichen präjndi« 
ziren fann.” Jahrb. Bd. XLI, ©. 22. 

Die Berordnung veranlaßt mancerlei Zmeifel. Nah dem Wortlaute kommt fie nur den Erben 
u Statten, nicht alſo 3. B. einer nachgebliebenen Wittive, welche mit dem verftorbenen Ausfteller 
n der ehelichen Gütergemeinichajt gelebt hat. ft das richtig, jo nugt das Privilegium auch den Gr- 
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Beweisfraft°°) durch eine zehnjährige Präfeription #7) vom Todestage des Erblaſſers. 
$. 754. it im Inſtrumente eın Zahlungstermin beftimmt, und diefer erſt nach 
dem Tode des Erblaſſers abgelaufen, jo nimmt dieje Berjährung ($. 753) erft vom 
Berfalltage ihren Anfang. 
ben neben der Wittwe nichts. Denn gejetst, der Kläger würde gegen die Erben abgewiejen, jo würde 
es ihnen nichts helfen, da die Wittwe das Obligatorium des Mannes, welcher die Gitergemeinichaft 
zu verpflichten befugt war, nach wie vor dejien Tode gegen fich gelten faffen muß, und wenn der 
Gläubiger gegen fie obfiegte, aus der Gütergemeinichaft das Ganze — müßte, dagegen aber bei 
der Auseinauderjegung berechtigt jein würde, das Bezahlte als Ausgabe abzurechnen und dadurd den 
Erben ihren Ancheil abzuziehen, weil die Erben eines Gemeinichafters, dem anderen Gemeinichafter 
oder Gejellichafter gegenüber, lediglich ihren Erblaſſer in dieſem Berhältnifie vorftellen und vom jener 
Berjährung gegen dıe Theilungstiage nicht Gebrauch machen können. Gin mir vorgetonmmener Rechts- 
fall v. J. 1829, Arndt w. Kling, ift von dem ehemaligen DO.L.G. zu Marienwerder nach diejen 
Grumdiägen enticieden worden. Ob im dem borausgeietten Falle die Wittwe den Schuldidein mit 
unterichrieben hat, ob nicht, macht feinen Unterichied, denn die Ehefrau wird, in Beziehung auf das 
gütergemeinschaftlihe VBermögen, von dem Danne, wie ein Geicäftsherr durch den Disponenten, 
verbindlich gemacht, folglich muß fie, aus dieſem Grunde, auch defien Schuidichein als Beweis ge— 
gen ſich gelten lafjen. Pr.-D., Tit. 10, 8. 138, Bergl. jedoch das folg. Pr. 924. 

Die Vorichrift diejes $. findet aud dann Anwendung, wenn das Schuldinftrument von zwei 
oder mehreren Mitverpflichteten gemeinichaftlich ausgeftellt, und die Bereisfraft der Urkunde nur zum 
Bortheile der in Anipruch genommenen Erben des Einen Ausftellers durch die zehnjährige Präjtrip« 
tiom erlofhen ift, nicht aber in Bezug auf die außer Anſpruch gelaffenen Erben des mitverpflichteten 
Ausftellers. Der von der Verjährung des Rechts handelnde 8. 576, Tit. 9, wonach einer unter 
mehreren Mitverpflichteten, deren Berbindlichteit aus einem und eben demielben Rechte entipringt, 
bloß um deswillen, weil das Recht gegen ihn nicht ausgeilbt worden, fich mit der Verjährung nicht 
ihügen kann, — findet feine Anwendung auf die, gemäß $. 753 den reip. Erben mehrerer Ausfteller 
eines Schuldinftruments, nad Verlauf von 10 Jahren nach dem Zodestage ihrer reip. Erblaffer, zu 
Statten kommende Präfkription der Beweistraft des Schuldinftruments. dr. des Obertr. 924, vom 
3, Dftober 1840. — Wie in joldem Falle der Grundſatz $. 445, Tit. 5, betrefis der Ausgleihung 
der Korrealverpflichteten unter fich angerendet werden foll, ift unklar. Sat er Geltung, fo hilft die 
Berordnung des $. 753 den Erben im der Wirklichkeit nichts; foll er micht gelten, jo geſchieht den 
Korrealichuldnern, welche die noch beftehende Schuld bezahlen müſſen, und die Negative, deren Be— 
weis der $. 755 dem Gläubiger aufbürdet, nicht berveiien können, offenbares Unrecht. Die Satung 
paßt nicht auf das landrechtliche Korrealichuldverhältniß; e8 kommt dabei in dem zweiten falle ein 
Anderer zum Leiden als der, welcher nach der Abſicht der Verordnung getroffen werden joll. ©. o. 
die Neußerung Suarez’ a. E. Man muß zur Bejeitigung der Schwierigkeiten noch einen Schritt 
weiter gehen und den Grundjag des $. 640, Zit. 9 analogiſch anmenden. 

86) Die hiernah zum BVortheile des Erben des Ausftelers mit dem Ablaufe von 10 Jahren 
jeit dem Tode defielben erlöjhende Beweiskraft eines von ihm ausgeftellten Schuldicheins wird 
durch ein innerhalb jener 10 Jahre von Seiten der Erben erfolgtes Anerfenntniß der Schuld an fich 
nicht aufrecht erhalten; wohl aber kann in einem jolhen Anertenntnifje nach Umftänden ein jelbftftän- 
diger Beweis flir die Nichtigkeit und die Eriftenz der Schuld gefunden werden. Br. des Obertr. 
2004, vom 24. Januar und 3, März 1848. Soweit der Schuldichein bloßes Beweismittel ift, läßt 
ſich gegen den Sat nichts jagen; ſoweit er aber Form eines Konſenſualkontralts, 3. B. über Zinſen⸗ 
berbindlichkeit ift, fann er nicht anerfannt werden; es ift mit dem Schuldicheine wie mit den Hand— 
Iungsbüdern. Doch ſpricht das Pr. aud) nur don der erlöſchenden Beweiskraft des Schuld- 


eins. 

87) Die 10jährige Präjkription der Beweiskraft von Schuldbelenntniffen, zu Gunften der Erben 
des Ausftellers, beichränkt ſich Iediglih auf Darlehen. Auf Schuldbekenniniſſe aus Vergleichen 
und gegenfeitigen Berechnungen findet diejelbe feine Anwendung. Pr. des Obertr. 1879, v. 27. Mai 
1847. (Entid. Bd. XV, ©, 172.) (4. U. Die Vorichrift findet auch auf Hhpothefeninftrumente 
feine Ammendung, wohl aber ift fie anmendbar auf die unter der Herrichaft des Gemeinen Rechts 
ausgejtellten Obligationen, in weichen eine Generalhypothek beftellt ift. Erk. des Obertr. v. 14. Sep» 
tember 1852, Archiv f. Rechtsf. Bd. VII, ©, 1.) Aber der Grund des Gejetes (ſ. Suarez o. 
in der Anm. 85) paßt auf alle Schulden. — Uebrigens wird die Frift zum Gebrauche diejes Be- 
meismittels nach meiner Meinung uneigentlich eine Präfkription genannt; fie ift feine eigentliche Ver— 
jährung, deshalb fommen die den Anfang der Verjährung hindernden Urſachen hier nicht in Betracht. 
(3. A.) Das hat aucd das Obertr. nad) jeinem Pr. 2476, v. 21. Septbr. 1853 anerkannt, welches 
lautet: „Die Beitimmung des Geſetzes, „„daß die Beweiskraft eines Schuldinftruments durch zehn- 
jährige Präjtription vom Xodestage des Erblaſſers erliſcht,““ enthält feine Berjährungsfrift, und fteht 
alfo auch Minorennen entgegen.“ (Entſch. Bd. XXVI, ©. 263.) — (4. 4.) In Handelsjachen ift 
die Beweiskraft eines Shuldiheins an den Ablauf einer Zeirfrift nicht gebunden. H.G. B. Art. 295. 
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8. 755. Dieſe zehnjährige Präſcription hat jedoch nur die Wirkung, daß die 
Richtigkeit der Schuld durch das Inſtrument **) nicht mehr begründet wird, ſondern 
der Kläger auf andere Art nachweifen muß: daß die Schuld vom Anfange an eriftirt 
habe, und 89) während der Lebenszeit des Erblafierd?°) nicht getilgt worden fei. 

8. 756. Welche Wirkung e8 babe, wenn die Schuld felbft durch Nichtgebrauch 
verjährt, ift gehörigen Orts beſtimmt. (Tit. 9, $. 568 sqq.) 

8. 757. Aus dem Darlehnäfontrafte wird der Schuldner verpflichtet, die erhal- 
tene Summe zur beftimmten Zeit zurüdzuzablen. 

8. 758. Vor Ablauf diefer Zeit kann er dem Gläubiger die Zahlung, auch un- 
ter dem Vorwande veränderter Umjtände, nicht aufdringen ?). 

8. 759. Dem Gläubiger hingegen fteht frei, vor Ablauf der beftimmten Friſt, 
auf Zahlung oder Sicherftellung anzutragen, wenn der Schuldner, anderer Schulden 
halber, audgepfändet, oder in Verhaft ??) genommen morden. 

$. 760. Gin Gleiches findet ftatt, wenn der Schuldner, um feinen Gläubigern 
Yu entgehen, flüchtig geworden iſt, oder aus andern Urjachen feinen biäher in König» 
ihen Landen gehabten Wohnfig gänzlich aufgeben will. 

8. 761. ir feine Zeit zur Rüdzahlung gültiger Weife beftimmt *?), fo fteht bei- 
den Theilen eine dreimonatliche Auffündigung frei? t). 


88) Die Borichrift diefes $. findet aud Aumendung, wenn das Inftrument beglaubigt oder ge- 
richtlich aufgenommen ift. Pr. 349, vom 14. Dftober 1837. 

89) Dieſe Abnormität ſucht die Praris zu mildern. Das Obertr. hat den Grundiag angenom- 
men: „Der hier verlangte Beweis: „„daß die Schuld während der Lebenszeit des Erblaſſers nicht 
getilgt worden ſei,⸗““ kann auch im diejer Allgemeinheit durch Eidesdelation geführt werden. — Gin 

onflitt dieſer Anficht mit dem Pr. 1521 zu $$. 568, 569, Tit. 9 — cfr. Entih. Bd. X, ©. 107 fi. 
— ift micht gefunden worden.“ Pr. 1835, vom 14. Dezbr. 1846. ©, o. in der Anm. zu $. 569, 
Tit. 9. Auf den Grund geiehen ift ein Konflikt jedoch nicht zu verfennen. — Webrigens fann man 
den Folgen diejer abnormen Beftimmung durch Unterdrüdung des Schuldſcheins entgehen, man müßte 
denn noch weiter gehen und den Einwand des Dajeins eines Schuldſcheins geben. 

90) Nämlich des uriprünglichen Ausftellers. Die Beftimmung ift alſo nicht auf Erbeserben in 
der Weile anwendbar, daß der Gläubiger zu bemeiien hätte, die Schuld ſei auch nicht von dem Er— 
ben des Ausftellers, dem jegigen Erblafier der Bellogten getilgt tmorden. Vergl. den Rechteſpruch 
des Obertr. v. 7. Ian. 1848. (Rechtsf. Bd. II, ©. 266.) (4. 9.) Auch kann der Beweis der Ne- 
gative, daß die Schuld mährend der Lebenszeit des Erblajiers nicht getilgt worden fei, nicht ge- 
fordert werden, wenn darunter der Ausfteller verftanden wird, und der Zahlungstermin nach deſſen 
Tode eingetreten ift. Im diefem Falle muß unter dem „Erblaffer‘ der Erbe des Ausftellers verftan- 
den und der Fall gedacht werden, daß defien Erben belangt werden. 

91) Das A. L.R. geht von der Anficht aus, daß die Zahlzeit in allen Fällen im Intereſſe bei- 
der Theile beftimmt fei, wie diefes bei verzinslihen Darlehen gewöhnlich der Fall zu fein pflent. 
Bei unverzinslichen trifft es felten zu. Eine Ausnahme gilt bei Legaten. Tit. 12, $. 330. 
Vergl. auch u. die Anm, 93. 

92) Nämlich wegen Schulden, nicht wegen ftrafrechtlicher Verfolgung; dem es ift hier eben von 
der Zahlungsunfähigleit Rede. Cs kann fein, daß ein ftrafrechtliher Berhaft zum Bermögensverfalle 
führt; dann ift dieler der Grund zur vorzeitigen Zahlungseinforderung. Uebrigens joll der Grund» 
ja, wegen GHeichheit des Grundes, nicht bloß dom Darlehn, fondern vom Kreditiren überhaupt gel» 
ten, — Die Beftimmung bezieht ſich jelbftverftändiich nicht auf bereits ſicher geftellte Forderungen; 
von ſolchen ift u. Zit. 20, 88. 22, 23 gehandelt. 

93) Es ift eine folhe Zeitbeftimmung, menn ausbedungen worden, daß das Kapital bei eintre- 
tender Zögerung in Zahlung der Zinien Paıtig fein ſolle, aber eine Zeitbeftimmung nur zu Guus- 
ſten des Gläubigers, dom welcher er nach Gefallen Gebraud machen kann, aud nicht. Der Schuld» 
ner lann ſich darauf nicht berufen, jchon deshalb, weil Niemand durd Nichterfüllung feiner Berbind- 
ger F Recht erwerben kann. Vergl. das Erf. des Obertr. v. 6. April 1847. (Rechtsf. Bd. I, 

. 66, 


94) Ueber die Berjährbarfeit der auf Kündigung ftehenden Forderungen und über die Bedeutung 
der Losfündigung f. oben, Anm. 56 zu $. 545, Zit. 9. — (3. M.) Ueber die frage: bon welchem 
Zeitpunlte die Kündigungefrift zu reden: unten $. 765 und die. Anm. 95 dazu. 

(3. 4.) Wird die Kümdbarfeit vertragsmäßig ausgeichloffen, io gebt das Geichäft in einen Reu— 
tenfauf über ($$. 329, 330 d, T.) Es ift jedoch, mach dem Ablöſ.-G. v. 2. Mär; 1850, $. 9, 
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$. 762. es aber dad Darlehn nur Funfzig Thaler oder weniger, fo findet 
eine biermwöchentliche ring a ftatt. 

8. 763. Unter welchen Umjtänden der Schuldner auf eine Verlängerung der 
bedungenen oder gejeßmäßigen Zahlungsfrift antragen könne, ift in der * ord⸗ 
nungꝰ**4) beſtimmt. 

$. 764. Die Kündigung kann zwar gültiger Weiſe auch außergerichtlich und bloß 
mündlich gefcheben ® >). 

"8. 765. Kann aber der Gläubiger nicht nachweifen, daß die außergerichtliche 
Kündigung dem Schuldner wirklich zugefommen fei, fo läuft die — erſt von 
der Zeit an?d*), wo Letzterem die gerichtliche Kündigung 9%) behändigt worden. 





nicht erlaubt, die Kündigung auf unbeftimmte Zeit oder auf längere Zeit als 30 Jahre auszufchlie- 
ßen (8.©. ©. 77). (5. 9.) Die Kündigung, die jonft jedem Theile zu jeder beliebigen Zeit freie 
fteht, fann auch bedingt ausgeſchloſſen werden, entweder zu Gunften beider Theile, oder nur zu Gun— 
ſten des Einen Theils. Eine Verabredung z. B., daß dem Darleiher (Gläubiger) die Kündigung 
nicht freiftehen jolle, fo lange der Schuldner die Zinjen prompt bezahle, ift eine Beichräntung der 
rechtlichen Befuguiß des Gläubigers zu Gunften des Schuldners. Sobald einmal Mora des Schuld- 
ners eingetreten ift, hat die Selhräntung der urſprünglichen Befugniß des Gläubigers aufgehört, jo, 
als wenn darüber niemals etwas verabredet worden wäre: die Kündigungsbefugniß ift nunmehr wies 
der in die freie Willkür des Gläubigers geftellt, wie fie immer auch in der Willkür des Schuldners 
bisher geftanden hatte. Es ift aber doch behauptet worden, der Gläubiger müfle jofort fündigen, wi— 
drigenfall® und wenn er jpäter die Zinszahlung ohme Vorbehalt annehme, er nicht mehr kündigen 
lönne. Es lohnt nicht, hierauf zu antworten, es ift auch kein zutreffender Grund für die Behaup- 
tung angegeben und die Bezugnahme auf die Wirkung einer ähnlichen Nebenabrede bei dem Mieths- 
vertrage, daß der Bermiether den Kontrakt vor der Zeit folle aufheben dürfen, wenn die Miethe 
nicht prompt bezahlt werde, welche zur Folge habe, daß der Vermiether ſolches nicht mehr könne, nach— 
dem er jpäter die Zahlung ohne Vorbehalt angenommen habe, wird von dem Obertribunal zutreffend 
mit der Bemerkung abgemieien, daß zwiſchen beiden Fällen keine Analogie ftattfinde, weil der Ver— 
miether durch vdorbehaltloje Annahme der Miethe erkläre, daß er von der Befugniß, bom dem zivei> 
feitigen Vertrag vor der Zeit — nicht Gebrauch machen, ſoudern ſeinerſeits mit der Er— 
füllung des Kontralts fortfahren wolle. Mit der einſeitigen bedingten Verzichtleiſtung auf die biirger« 
liche Geeiheit zur Kündigung eines Darlehns verhält es ſich anders, hier ift bon einem zmeijeitigen, 
eine beftimmte Zeit hindurch dauernden Nechtsgeichäfte nichts vorhanden. Auffällig find nur die 
Gründe, aus welchen der Appellationsrichter und das Obertr. die jpätere Kündigung für zulälfig er- 
Hären. Der Erftere jetzt den Berluft der Kündigungsbeihräntung in die Kategorie der Konventional- 
ftrafen,, die, einmal verwirft, entrichtet werden müßten. Das Tribunal fagt: die nichtprompte Zins- 
wre wirft hier als Rejolutivbedingung für die Beichränkung der Kündbarfeit; einmal eingetreten 
he t fe die letztere auf. Erf. vom 7. November 1864 (Cute. Bd. LI, ©. 13), Das ift wahr. 
Aber überzeugend würde es fein, wenn wir erfahren hätten, mit welcher Art von Rechtsgeſchäft oder 
Rehtshandlung, die ja erft durch Beifügung einer Bedingung eine bedingte geworden, doch auch uns 
bedingt fein könnte, man es zu thun hätte. Das jagt feiner. Die in Rede ftehende Abrede gehört 
indeß zu derjenigen Klaſſe don Nebenbeftimmungen, welche die Rechtsſprache Geihäftsflauieln 
(elausulae) nennt: fie ift eine Aufhebungsflaufel (clausula cassatoria), die immer auf eine Bedin- 
gung als Borausfegung geftellt ift und mad) eingetretener Borausjegung zu jeder Zeit geltend gemacht 
werden kaun. * 

(4. A.) Ueber die Wirkſamkeit der Kündigung gegen den Singularſucceſſor bei Realforderungen 
ſ. Recht der Ford. Bd. TUI, $. 253 a. E. und Erf, des Obertr. vom 24. September 1858 6Entſch. 
Bd. XXXIX, ©. 149), monad) der Dritte, wenn er auch die Kündigung nicht erfahren hat, diejelbe 
gegen fich gelten laffen muß; er mag ſich wegen der Nachtheile an feinen Autor, der ihm die Kündi- 
gung Verfdhfoiegen hat, halten. 

94a) Fit. 47 u. Tit. 23, 8. 95, jetzt Konkursordnung 88. 421 fi. 


95) Auch eine aufergerichtliche Kündigung kann Einem don mehreren Bormündern, reſp. Kura- 
toren und Vorſtehern, mit vechtlicher Wirkung geichehen. Pr. des Obertr. 697, v. 5. Juli 1839, 

(4. 4.) Die Erklärung, kompenfiren zu wollen, ift für eine Kiindigung der Forderung nicht zu 
erachten. Erf. des Obertr. d. 24. September 1851 (Arch. f. Rechtsf. &. VI, ©. 332). 

958) (3. A.) Hierdurd) ift eine gemeinrechtlihe Meinungsverfchiedenheit befeitigt. Die Meinun 
der Meiften war, daß die Aufkündigungsfrift erft vom Ablaufe des Jahres an zu rechnen jei, weil, 
wenn eine einjährige Verzinſung ausbedungen jei, die Geldmiethe immer wieder auf ein ganzes Jahr 
er Daher kommt die in den Schuldverjchreibungen bisweilen nod) jet eriheinende, obwohl nad) 

A. ER. unnöthige Verabredung, daß die Kündigung jederzeit freiftehen folle. Mad) einer 

Koch, Allgmeines Landrecht 1. 5. Aufl. 49 
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$. 766. Iſt im Vertrage gerichtliche Kündigung vorbedungen, und über die Ko- 


Bes nichts verabredet, jo müſſen diefe von beiden Theilen zur Hälfte getragen 
werden. 

$. 767. Außer diefem Falle muß der gerichtlich fündigende Theil die Koiten al- 
fein tragen. 

8, 68. Wird aber die Annahme der gerichtlichen oder außergerichtlihen Kün— 
dDigung verweigert, und diefe Verweigerung in der folge ungegründet befunden, fo 
fallen dem Weigernden auch die Kündigungsfoften zur Laſt. 

$. 769. Der Regel nad) ift der Schuldner verpflichtet, die Rüdzahlung foften- 
frei an dem Orte, wo der Gläubiger zur Zeit des geſchloſſenen Bertrags feinen Wohn- 
ig gehabt hat?6®), zu leiften. 

$. 770. Wohnt der Schuldner an einem andern Orte, und müſſen alſo die Gel- 
der verfendet werden, fo trägt der Schuldner die Gefahr fo lange, bis diefelben in dem 
Haufe ded Gläubigerd gehörig ?7) abgegeben find. 

$. 771. Eine Ausnahme hiervon findet jtatt, wenn der Gläubiger die Art der 
Berfendung ſelbſt vorgefchrieben hat ®®). 

$. 772. Werlegt der Gläubiger feinen Wohnfig von dem Orte, wo er zur Zeit 
des gefchloifenen Vertrags gewohnt hat, fo muß er an diefem Orte einen Bevollmäd)- 
tigten zum Gmpfange ded Geldes beftellen, und denjelben dem Schuldner anzeigen. 

8. 773. Gefchieht dieſes nicht, jo kann ?3 =) der Schuldner das Geld dem Gläu- 
biger mit der Poft auf deſſen Gefahr und Koften zufenden?*), und dafjelbe gerichtlich 
niederlegen 100), 

8. 774. Bei eingetragenen Schuldinftrumenten hat der Schuldner in dem alle 
des $. 772 die Wahl: ob er an dem vorigen Wohnorte ded Gläubiger, oder da, mo 
das Hypothekenbuch ſich befindet, die Nüdzahlung leiften wolle ?). 


anderen Meinung, welche namentlid von Wernher, Obs. Tom. II, P. IX, obs. 37 vertreten 
wird, foll die Friſt vom Tage der geichehenen Auffündigung an gerechnet werden. Dies ift durch 
unjeren $. 765 als Rechtsgrundſatz feftgeftellt. Uebrigens hat die Lehre von der Auffündigung der 
Kapitalien darım manches Folgeroidrige, weil das Inftitur der Lostündigung auf einfache perſönliche 
= angewendet wird, fr melde dafjelbe nicht eingeführt worden iſt. ©. o. Anm. 56 zu 
8. 545, Tit. 9, 

96) Soll heißen: die Klage. Denn wenn dem Kläger der Beweis der aufjergerichtlichen Kündi— 
gung mißlingt, fo ift er darum nicht in der Hauptſache Yocfällig, Sondern ihm bleibt nur eine plus- 
petitio tempore zur Laft, weshalb ihm nur das, was ihm gebührt, zuerlannt wird. Es kommen 
dann die Prozeßgrundfäge der Proy.:Ordn. Tit. 23, 8. 3, Nr. 1; Tit. 28,8. 4, Nr. 1 verb. mit 
$. 194 d. Anh. zur A. G.O. zur Anwendung. 

96a) (4, A.) Ueber die Beziehung des Ausdruds: „an dem Orte, wo der Gläubiger jeinen 
Wohnfig gehabt hat”, j. m. oben, Anın. 7a, Abſ. 2 zu $. 248, Tit. 5. 

97) D. h. zu Händen des Gläubigers oder defjen legitimirten Vertreters, 

98) Dann ift die Uebergabe mit der Meberlieferung an denjenigen, welcher die Ueberbringung 
Hr ſoll, für vollzogen, mithin die Zahlung für gehörig geleiftet anzufehen. Vergl. Tit. 5, 

$. 128, 129. 

98a) Er fann, er muß aber micht. „Der $. 773 giebt dem Schuldner nur ein Recht zur 
Ueberfendung oder Deponirung des Geldes, legt ihm dies aber nicht als Verbindlichkeit auf. Der 
Schuldner fann daher dadurch allein, daß; er die Ueberiendung des Geldes durch die Poſt oder deſſen 
gerichtliche Niederlegung unterläßt, nicht in Verzug gelegt werden.“ Erl. des Obertr. v. 4. März 1853 
(Entih. Bd. XXIV, ©. 411). Zu vergl. unten, Anm. 18 zu $. 24, Tit. 16. Dieſes gilt, wohl 
verftanden, nur bon aan er im eigentlichen oder engeren Sinne; es darf fein anderer, beion- 
derer Grund der Zinfenverbindlichfeit eintreten. Darauf beziehen fi die Worte: „dadurd allein”, 
in dem Br. des Obertr. 

99) Dadurch wird er megen des Beweiſes umficher geftellt; die Pot befaßt fich nicht mit der 
Ferftellung des wirllichen Inhalts der Briefe und Paden, und der gewöhnliche Poſtſchein giebt das 
über feinen vollftändigen Beweis. 

100) An dem Zahlungsorte, $. 772 d. X. 

1) Dieſe Borichrift bezieht fi nur auf eingetragene Schuldinftrumente über Darlehnsforde— 
rungen. Pr. des Obertr. 734, v. 7. Oftober 1839. 
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$. 775. Was vorftehend 88. 772— 774 verordnet ift, findet auch in dem falle 
flat, wenn das Eigenthum der Schuld durch Ceſſion, Erbgangsrecht, oder fonft, auf 
einen dritten Inhaber gediehen wäre; in fofern der Schuldner dabei eine Veränderung 
des Zahlungsortd fich nicht ausdrüdlich hat gefallen laſſen. 

$. 776. Deffentliche Kaſſen und Anftalten haben, bei aufgenommenen Darleh- 
nen, auch wegen ded Orts der Rückzahlung, vor Privatfhuldnern fein Vorrecht ! =). 

$. 777. Doch muß bei den an die Bank und an die Kreditfyfteme gemachten Dar- 
lehnen, der Gläubiger dad Geld auf feine Gefahr und Koften zur Kaffe abliefern, und 
von diejer zurüdholen. 

$. 778. Das Kapital muß in derjenigen Münzforte, in welcher es gegeben wor- 
den ?), zurüdbezahlt werden ?). 


17, K.O. v. 12. Dezember 1812, wodurd Schuldnern königl. Kaſſen die Zu- 
riidzahlung der Shuldigen Kapitalien in Staatspapieren geftattet wird. (G.S. 
1813, ©. 1.) 

Da in mehreren Fällen von Grundbefigern, welche vor dem Jahre 1806, aus Staatskaſſen, ge- 
gen hypothelariſche Verpfändung ihrer Befigungen Kapitale angeliehen haben, darauf angetragen wor— 
den ift, diefe Darlehne jett in Staatspapieren nad dem Neunwerthe zurüdzahlen zu dürfen; fo finde 
Ih es zwedmäßig, zu Vermeidung des Scheins von Begünftigungen durch Gewährung in einzelnen 
Fällen Sie hierüber mit einer allgemeinen Beftimmung zu verjehen. Ich will daher in Erwägung: 

daß das A. L.K. Th. I, Tit. 16, 8. 300 sqq. die Kompenfation in Privatverhältniffen zwiſchen 

Schuldnern und Gläubigern auf eine analoge Art geftattet; 
daf dem Edilt v. 4. Dezember 1809, $. 13 gemäß, die Zurüdzahlung folder Kapitalien in 
alten ZTreforfcheinen geichehen darf; daß der Kredit des Staats die Kompenjation jeiner Forderun— 
gen mit feinen Schuldnern dringend empfiehlt, und daß es in ftantswirthichaftlicher Hinficht von 
der größten Wichtigkeit ift, die Befreiung des Grumdeigenthums von Schulden zu erleichtern, 
genehmigen, daß die Zurüdzahlung in Staatspapieren in allen Fällen diefer Art angenommen werden 
darf, in fofern nur 
1) die Anleihe wirklich aus einer von Meinen Kaffen gegeben worden ift, und 
2) das verjchuldete Grundſtück ſich noch im Beſitz des erften Schuldners oder feiner Erben befindet. 


18, K. O. v. 31. Mai 1813, betr. die Grundjäge, nah welchen rüdftändige 
Zinjen bei fönigl. Kafjen in Staatspapieren angenommen werden jollen. (G.S. 
©. 73,) 

Aus denfelben Gründen, in deren Betracht Ich mittelft Kabinetsverfügung vom 12, Dezember 


(5. U.) Aus dem dem Schuldner durch den $. 774 eingeräumten Wahlrechte folgt, daß derjelbe 

gie ift, die don ihm getroffene Wahl dem Gläubiger befannt zu machen, damit diefer ſich an 

m gewählten Zahlungsorte zur Empfangnahme einfinden tan. Erf, def. vom 3. Oftober 1865 
(Arc. f. NRechtef. Bd. LX, ©. 194). 

1a) Unten, Fit. 16, $. 53. 

2) Unter der nämlichen Münzſorte ift hier gemünztes Geld von demielben Metall zu verftehen, 
fo daß nicht Gold für Silber oder Billon (Sceidemünze), und umgefehrt, gegeben werden darf. Ein 
Dariehn in Silberkourant, mweldyes in Thalerftüden gegeben worden, wird im derjelben Münzſorte in 
dieiem Sinne zurüdgezahlt, wenn der Schuldner die gleihe Thalerfumme in Eindrittelftüden zahlt. 
So verfteht auch von Savigny, das Obligationenredht Bd. I, ©. 484, Note a, die Stelle. — It 
das Darlehn in einer fremden Münziorte gemacht worden, jo müßte es auch in diefer ſelben Sorte 
urüdgezahlt werden. Denn ein Darlehen in ausländiihen Münzjorten ift hier zu Lande nicht ver- 
re S. das R. vom 10. September 1830. (Jahrb. Bd. XXXVI, ©. 146.) Allein für diejen 
Ball hat der 8. 785 d. T. eine beiondere Beftimmung. ©. aud) die K.O. v. 4. Auguft 1832, un- 
ten Zuf. 8 zu $. 78, Tit. 16, 

3) Die hier zunächſt für das Darlehn gegebenen Vorſchriften jollen auch auf andere Arten bon 
Geldihulden angewendet werden, $. 82, Zit. 16. 

Dean ſ. hierüber befonders: Pfeiffer, praftiiche — —— aus allen Theilen der Rechtöge- 
—— Bd. I, Nr. 7, 8. 1. Luden, über Darlehn, in Weiske's Rechtslexilon, Bd. III, 

. 239 flg. 
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v. 3. genehmigt habe, daß Darlehnstapitalien, welche aus Meinen Kaſſen auf Grundftüde gegeben 
worden find, im foferm letztere fich noch im Beſitze des erften Schuldners oder deſſen Erben befinden, 
in Staatspapieren zurüdgezahlt werden können, will Ich auf Ihren Bortrag gleichfalls die Genehmi- 
gung hiermit ertheilen: daß auch die rüdftändigen Zinfen von dergleidhen Kapitalien bis zum 1. Ja- 
muar 1811 in der Regel in Staatöpapieren angenommen werden mögen. Vom 1. Januar 1811 ab 
aber müfjen dergleichen Zinjen baar entrichtet werden, da der Staat von demfelben Zeitpuntte an, 
die Zinfen auf die Staatsjhuldicheine ebenfalls baar zahlen läßt. 


$. 779. Iſt die Münzforte im Schuldfcheine nicht beftimmt, fo wird vermuthet *), 
dap die Zahlung der Valuta in dem zur Zeit der Auszahlung gangbaren Silber - Cou- 
vant geſchehen Bi 

$. 780. Fällt meg >). 
5. 781. Iſt die Baluta in Golde, ohne Beftimmung einer gewiſſen Sorte, ver- 
— fo werden Preußiſche Goldmünzen ®), die zu Fünf Thalern ausgeprägt ſind, 
veritanden ?). 


19. K. O. v. 21, November 1831. (G.S. 1831, ©. 254.) 
Bei Zahlungen an die Staatstaffe in Silbergelde follen auch Friedrihed’or zu dem feften Kurſe 
von fünf umd zwei Drittel Thalern angenommen werden. 


$. 782. Sind Dufaten ohne weitere Beftimmung verfchrieben, fo werden voll- 
wichtige Dufaten nach Preußifhem oder Holländifhem Münzfuße angenommen. 

8. 783. Iſt das nftrument auf eine gewiſſe Anzahl von Stüden einer Gold— 
oder Silbermünze gerichtet, fo muß genau diefelbe Zahl zurüdgegeben werden. 

$. 784. Lautet das Inſtrument nur auf eine gewiſſe Summe in Gold, ohne 
Beſtimmung der Stüde, jo werden bei der Berechnung, wie viel Stüd zu zahlen find, 
vollwichtige Dufaten zu Zwei- und Dreiviertel Thalern, andere Breußiifche Goldmün- 
zen aber zu dem ur nad welchem fie ausgeprägt find, —— 

$. 785. Iſt das Schuldinſtrument auf eine fremde Münzſorte geſtellt, und in- 





4) Daß hiergegen der Beweis zuläffig, bringt nicht allein die Natur einer Bermuthung umd 
die des Darlehns mit fich, Sondern ift audy in dem $. 731 noch befonders ausgeſprochen. gl. 
0. $. 258, Tit. 5 und unten $. 76, €. 16. 

5) Gef. dom 30. September 1821, $. 7 (6.8. ©. 159 umd unten Zuf. zu $. 77, Tit. 15). 
Der $. 780 lautet: Bei Darlehen von zehn Thalern nnd weniger wird Scheidemünge vermutbet. 

6) Nach dem Gel. v. 30. Septbr. 1821, über die Münzverfaffung, $. 1, ift der Friedrichedot 
die eigenthiimlich preuß. Goldmünze; Dulaten werden nicht mehr gerränt. Wen aljo eine Zahlung 
in Golde verichrieben ift, der kann ſolche im Friedrichsdoren, das Stüd zu 5 Thlrn. gerechnet, for- 
dern, und ift nicht verpflichtet, Dufaten anzunehmen, wenn fie nicht von Laltem) preuß. Gepräge find. 

7) Wenn nicht ein Anderes behauptet und bewiejen wird; denn es lommt auf das wirklich Ge» 
gebene an und es ſoll hier feine Fiktion borgeichrieben werden. S. o. die Anın. 3 zu $. 779 
Vergl. aud) die folg. Anm. 8. Das Pr. des Obertr. 1156, dv. 28, Mai 1842 lautet: „Dieles &- 
ſetz ftellt num eine rechtliche Bermuthung auf, die den Gegenbeweis, daß die verichriebene Baluta im 
anderen als preuß. Goldmünzen gegeben worden, nicht ausichlicht.‘ 

(4. 9.) Diejenigen auf Gold lautenden Berbindlichkeiten, welche nad) dem 31. Dezember 1831 
entftanden find, müſſen entweder aud) ferner in preußiichen FFriedrichsdoren oder in Silberfourant, 
den riedrichsdor zu 5 Thlrn. 20 Sgr. gerechnet, erfüllt werden. K.D. vom 21. November 1831 
G.S. ©. 254); Münzgeſetz d. 4. Mai 1857, 8. 18 (G.S. ©. 305 und oben Zuf. 106 zu $. 259, 

it. 5), 

8) Der Unterichied zwiichen dem $. 781 und dieſem $. 784 liegt in der Bezeichnung oder Nicht- 
bezeihnung der Sorte. Der Fall des $. 781 ift diefer: Es werden 1000 Thlr. in Golde als Dar- 
lehn verichrieben. Nun konnte man vor 1821 ftreiten: ob die Rüdzahlung im Friedrichsdoren oder 
in Dulaten gegeben oder empfangen werden müſſe. Der $. 781 enticheidet für Friedrichsdor. — 
Der 8. 784 bingegen ſetzt den Fall voraus, daß auch die Sorte, aber nicht die Stüdzahl ausge 
drüdt if. 3. 8. 1000 Thlr. im Golde und zwar in Dukaten. Hier ann über den Betrag einct 
Dulaten, zu Thalern gerechnet, geftritten werden. Dafür giebt der $. 784 die Eutſcheidung. 
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nerhalb Landes zahlbar, fo muß der Gläubiger Preußifhe Gold» und Silbermünze 
von eben der Gattung ?), auf welche das Inſtrument lautet, annehmen ? ®), 

$. 786. Doc it alddann dad Verhältniß derfelben, gegen die im Inftrumente 
verfihriebene fremde Münzforte, nad dem Kours des Zahlungsortd, wie er zur Zeit 
des geichlofienen Kontrafts geitanden hat, zu berechnen. 

$. 787. Iſt feit der Zeit ded gegebenen Darlehns der Münzfuß 1%) verändert 
morden !!), fo beftimmt das Berhältnig des alten, gegen den neuen zur Zeit der Rüd- 
zahlung beftehenden Münzfuß 1°), die Derbindlichtet des Schuldnere. 

$. 788. Iſt nur die Münsforte, in welcher die Valuta gegeben worden, außer 
Kours gejegt 12), jo muß zwar auch in diefem alle die Rüdzahlung in der alddann 
gangbaren Münzforte geleiftet, und angenommen werden. 

$. 789. Die in legterer zu zahlende Summe ift aber nach Verhältniß ded Kour— 
ſes zu beſtimmen, welcher zwiſchen der gegebenen und der jegt gangbaren, oder einer 
folhen Münzforte, welche mit der jetzt gangbaren auf gleichen Fuß ausgeprägt ift, zur 
Zeit des gefchlofienen Kontrakt? beitanden hat. 


9) Was ift mit der „Gattung“ gemeint? Der Unterichied der Metalle (zwiſchen Gold und Sil— 
ber) kann nicht verftanden werden, denn es werden ja die Gold» und Silbermünzen jhon unterichieden 
und die Gattungen diefer verſchiedenen Metallmünzen gemeint. Zur woörtlihen Anwendung giebt es 
vielleicht feinen Fat, außer vielleicht bei Goldmünzen. Cine in Napoleonsdoren dverichriebene Schuld 
würde, hier zahlbar, in Friedrichsdoren zu zahlen jen. Wo aber ſoll eben dieieibe Gattung in Silber- 
geide herfommen, wenn die Schuldverichreibung 3. B. auf 1000 Zwanziger, oder Franks, oder Mark 
und dergl. lautet? Aber ein Prinzip enthalten die 88. 785 und 786, das nämlich: daß der Kurs: 
werth in diefem für den Verkehr fehr untergeordneten Kalle, ausnahmsmeije, beaditet werden 
foll, wie aud in den beiden, ebenfo feltenen umd unerheblichen Fällen, wenn die verichriebene Geld- 
forte außer Kurs gefetst oder nicht mehr zu haben ift ($$. 788, 789, 791); wogegen gerade im täg— 
lichen Verkehre, — in der Regel, auf den Kurs nicht geſehen werden ſoll. $. 792. Diefe Vorſchrijt 
ift grundſätzlich nicht ohne Grund getadelt: es iſt aber auch hervorgehoben worden, daß den Berf. 
feiner der Fälle (Berfchlechterung des inneren Gehalts gegen den Neunmerth) vorſchwebte, für welche 
die wahre Regel (die Geltung des Kurswerths) wichtig ıft, und daß fie daher auch nicht die Abſicht 
hatten, dieje Negel auszuſchließen; denn ihnen war ein praftiiches Bedürfniß, den Kurswerth im all» 

emeinen Berfehre zu beachten, bis dahin nicht vorgefommen. v. Savigny, Obligationenredht Bd. I, 
S. 485. Erſt das Kriegdunglüd von 1806 brachte dieſes Bedürfniß und lehrte das wahre jus. ©. 
die Dell. v. 27. Sept. 1808 (Zuſ. zu $. 791). 

9a) ©. jedoch die K.O. v. 4. Auquft 1832, umten Zuf. 8 zu $. 78, Tit. 16, und o. Zuſ. 10 

u $. 259, Zit. 5. Wenn aber die ftipulirten fremden Münzforten im Lande kurfiren, fo fann der 
läubiger folche fordern. 8. 79, Tit. 16, 

10) Münzfuß ift das Gewicht an edlem Metall, welches ein jedes ausgeprägte Geldftüd enthalten 
fol. Bergl. KO. vd. 4. Aug. 1832 (Jahıb. Bd. XL, ©. 162). Die Grundlage des Gewichts ift in 
Deutſchland bei Silbermünzen von jeher die kölnische Mark geweſen. Nach dem in Preußen gelten— 
den Münzfuße muß der Thaler ?/,,, das Zehnfülbergroichenftüd */,, und das Fünfſilbergroſchenſtück 
1/,, Mark fein an reinem Silber enthalten. Man nennt dies den Einundztvanzigguldenfuß, auch den 
Graumann'ihen Fuß, eingeführt 1750 und nad mancher Abweichung hergeftelt durch das Münz— 
edift vom 29. März 1764. (4. U.) Diefer Münzfuß ift durch das Geje v. 4. und 5. Mai 1857 
(Zuf. 10b und 6a, 8. 6 zu Tit. 5) geändert, 

11) Dies ift der einzige aber am wmenigften zweifelhafte Fall, wo der Metallwerth beachtet wer⸗ 
den fol. Der wichtigere, in der Münzgeſchichte oft wiederkehrende Fall, wo nur eine einzelne Miünz- 
forte in einem anderen Metallgehalte, ohne Aenderung des Münzfußes, ——— wird, iſt über- 
gangen. — (3. 4.) Es wird nur auf die leiste Veränderung verglichen mit dem Münzfuße zur Zeit 
der en geliehen: auf die dazwiichen liegenden Beränderungen kommt nichts an. Anmerk, 57 
zu 5. 835 d. T. 

112) (4, A.) M. ſ. unten, Anm. 57 zu 8. 835 d. T. 

(5. %.) Die verjchiedenen Meinungen über den Fall der inzwischen eingetretenen Milnzveränderung 
j. man bei Glüd, Erläuterung x. Th. III, ©. 64 fig. 

12) Das ſoll ſich nach Grävell's Auslegung nur auf inländiihe Münzen beziehen, der Beil 
aber, two verichriebene ausländiiche Miinziorten außer Kurs gefetst worden, 'hier nicht entichieden worden jein, 
weshalb auf 8. 81, Tit. 16 refurrirt werden folle. (Kreditgeſ. III, ©. 134.) Aber es unterliegen beide 

älle 8$. 787 und 785, dem nämlichen Grundiate ($$. 786, 789), d. i. der Ausnahme bon der 
egel. ©. oben die Anmerkung 9. Bergl. aud) unten die Anmerkung 57 zu 8. 885, 
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8. 790. Iſt die Münzſorte, in welcher die Waluta gegeben worden, nicht außer 
Kours, fondern nur in ihrem äußern Werthe, ohne Veränderung des innern Gehalts, 
von dem Landesherrn heruntergefegt worden 18), fo muß dennod die Rüdzahlung in 
eben derfelben Münzſorte geleitet und angenommen werden 14). 

$. 791. it diefe Muͤnzſorte gar nicht mehr zu haben, fo finden die Borfchriften 
88. 788, 789 Anwendung. 


20. Dellaration!d) des U, L.R. Th. I, Fit. 11, 88. 790, 791 und Tit. 16, 
8. 74,20. 27. September 1808 (NR. E. ©. W.XU, ©, 441; Rabe Bd. IX, ©. 287.) 


Es find bei der im jeder Provinz des Preuß. Staats dur ein befonderes Bublitandum erfolgten 
Reduktion der Scheidemünze über den Sinn und die Anwendung des A. L.R. Th. I, Tit. 11, 88.790, 
791 und Tit.16, $. 74 auf die in Scheidemünze zu leiftenden Verbindlichleiten, welche vor dem, in 
jenem Publifando beftimmten, oder fonft auf den Tag des Publifandi anzunehmenden Redultionsters 
min, tontrahirt worden, Zweifel entftanden. Um diefen zu begegnen, wird nad) eingeholtem Gutadj- 
ten der Geſetz⸗ Kommijfion hiermit berordnet: 

$. 1, Alle Zahlungen aus Gejchäften vor der Minz- Reduktion, welche nach den Geſetzen oder 
bejonderen Berabredungen der Parteien in Scheidemünze geichehen follen, find in derjelben nach dem 
durch die Reduktion herumtergejetten Werthe zu leiften. Wer alſo z. B. vor der Reduktion 100 Thlr. 
in Scheidemünze, den Thaler zu 24 g&. geborgt hat, muß 100 Thlr. in Scheidemünze, den Thaler 
zu 86 gGr. zurücdzahlen. 

8. 2. Da aber hierbei borausgefetst wird 2%), daf zur Zeit der kontrahirten Verbindlichkeit der 
foursmäßige Werth der Scheidemünze gegen Kourant in feiner fo erheblichen Differenz geftanden, 


13) Diejer Fall trat ein 1808, wo die ala Sceidemünze in unverhältnißmäßig großer Menge 
(40 Millionen Thaler) nn Groſchen und Sechier (?/,, und ?/,,) auf 2/, und jpäter 1811 
nod) weiter auf */, ihres Nennwerths abgerverthet wurden, ohne daß eine Veränderung des innern 
Gehalts vorgegangen wäre. 

14) Hiernach joll es alio bloß auf den Nennmwerth anlommen. Wer aljo im Jahre 1808, vor 
der Münzredultion (f. die Anm. 11), ein Darlehn von 1000 Mal 24 Groſchen (1000 Thaler) gegeben 
hatte, wo dieje Geldiorte im Handel und Wandel ebenio für voll galt, wie die Thalerftüde, der mußte 
ſich 1811 mit derielben Stüdjahl von Groichen befriedigen laffen, obgleidh er nad dem Werthmeſſer 
um Berfehre doch nur */, des Gegebenen zuridempfing. Da bei ſolcher Rechtsanwendung die Ver— 
legung doch gar zu augenfällig ift, fo habe ich die Stelle früher jo ausgelegt, daß fie nur vom der 
Geldſorte zu verfiehen ſei, in welcher der Gläubiger fich befriedigen laſſen müfle, daß fie aber über die 
Stüdzahl nichts verfüge und daher vorausſetze, es müßten fo viele Stüde gegeben werden als erfor« 
derlih, um diejelbe Summe nad dem Kurswerthe zur Zeit der Zahlung darzufiellen, melde die ge» 
gr Stüdzahl nad dem Kurstverthe zu damaliger Zeit ausgemacht hat. Die von v. Savignya.a.d. 

. 488 ff. — welcher anerfennt, daß die Stelle nach diefer Auslegung einen Sinn haben würde, 
der mit der bon ihm dargeftellten, vom der Natur des Geldes gebotenen allgemeinen Regel völlig über« 
einftimmte — aufgewieſenen Gründe überzeugen mid) aber, dat; die Berf. es jo nicht gemeint haben, 
vielmehr einen Darleiher, der 3. B. im Jahre 1808 700 (einzelne) Groſchen geliehen hatte, im Jahre 
1811 durch 400 Groſchen (im */, und ’/,) für befriedigt zu erflären beabfichtigt haben. Dieler $. 790 
ift mithin zwar nicht mit einem fpäteren Geſetze zu identifiziven, wenn auch dafjeibe als Deltaration 
bezeichnet wird, wohl aber ift er mejentlich verändert, jo daß das heutige, praktiich gültige Necht mit 
jener Auslegung des &. 790 wirklich übereintommt. S. d. folg. Anm. 15, 

15) Durch dieſen Ausdrud ſoll man fich nicht täuſchen laſſen, als ob der 8. 790 denielben Sinn 
Pet hätte, mie diefes neue Geſetz, welches den richtigen Grundjat anerkennt und zur Anwendung 

ingt. ©. die dor. Anm, 14. Es ift vielmehr eine Aufhebung des $. 790 mit rückwirkender Kraft. 
Durch die Bezeichnung als Deklaration wurde Zweierlei erreicht: das Eine, daß die rückwirkende Kraft 
unzmeifelhaft und gerechtfertigt wurde, das Andere, als folge davon, daß der neue Grundſatz micht 
bloß in dem damals vorgelegenen einzelnen Falle zur Anwendung kommen, ſondern auch in künftigen 
ähnlichen Fällen Geltung haben follte. Die durch den einzelnen Fall veranlafte Beſtimmung ift da» 
durch zum bleibenden Beftandtheile der allgemeinen Geſetzgebung gervorden und der Kursmerth hat 
grumdjäglice Anerkennung erhalten. v. Savigny Bd. I, ©. 495. 

16) Wegen diefer Vorausſetzung ift der 8. 2 ein Beftandtheil des $. 1 und bleibt deshalb bier 
ftehen, wenngleich das Nähere ſich mur auf die vorübergegangenen damaligen Zuftände bezicht und wohl 
nicht wieder in gebe Weiſe zur Anwendung kommen wird, Die zu diefem $- gehörigen Tabellen 
findet man bei Mathis Bd. VI, ©. 87, 178, 181, und Rabe Bd. IX, ©. 378, 
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die auf den Werth der Waare einen Einfluß hat, welches jedoch geichieht,, jobald das Agio Zehn 
bom Hundert beträgt, jo muß dem Schuldner eine ſolche oder höhere Differenz dergeftalt zu Statten 
tommen, daß nur in Ddiefem Falle der koursmäßige Werth der Scheidemünze, wie ſolcher zur Zeit 
der entitandenen Verbindlichkeit beichaffen war, völlig vergütet wird. Wer aljo 100 Rthlr. in Sceide- 
münze zu einer Zeit geborgt hat, da fie koursmäßig 20 Prozent verlor, ift 80 Rthlr. in reducirtent 
Werthe zu bezahlen ſchuldig. Damit jedoch über den jedesmaligen Kours kein weitläufiger Streit ent- 
ftehe: jo joll in der Ehur- und Neumark der Kours von Berlin, in Bommern der Kours von Stettin, 
in Weftpreußen der Kours von Elbing, in Oftpreußen der Kours von Königsberg und in Schlefien 
der Kours von Breslau zum Grunde gelegt werden, und zwar ift überall der Durchſchnitt der Kourje 
von 15 zu 15 Tagen zur Norm anzunehmen. 

$. 3, Für bereits ohne Vorbehalt abgemachte Gejchäfte darf aus der gegemmwärtigen Deklaration 
fein Grund zur Zurid- oder Nachforderung hergenommen terden. 

8. 792. Das im Handel und Wandel gewöhnliche Steigen und Fallen ded Kour- 
ſes bei einer und eben derfelben Münzforte fommt, außer dem alle der $$. 785, 786 
bei Darlehnd- Rüdzablungen in feine Betrachtung 1°). 

$. 793. Iſt die Baluta eined Darlehns in Öfktien, Prandbriefen 13), oder an— 
dern 19) an jeden Inhaber zahlbaren Papieren 19°) gegeben worden, fo muß die Rück— 
zahlung in Papieren von eben der Art?) erfolgen ?t), 


— — 





17) Dabei hat man wohl nur an den untergeordneten Geldwechſel gedacht, wo Gold gegen Sil⸗ 
bergeld, oder die eine Münzſorte gegen die andere umgewechſelt wird. Davon weſentlich verſchieden iſt 
der Fall des $. 790, in welchem, nad) Zuſ. 20, allerdings der Kurs beachtet wird. 

18) Attien, Pfandbriefe, Staatsſchuldſcheine und dergleichen Geldpapiere, welche meift auf den In— 
haber lauten, haben mit dem Geide das gemeinfam, daß fie einem, und zwar wechſelnden, Kurſe un— 
tertvorfen find, wodurch fie geichidt werden, gewiſſermaßen die Stelle des Geldes zu eriegen. Sie unter« 
ſcheiden fich aber weientlih in Natur und Beftimmung vom Gelde dadurch, daß fie nicht Geldzeichen 
(wie das Papiergeld) find und nicht dem eigentlichen Werth (das Geld) vertreten, vielmehr als verfür« 
perte Forderungsrechte dem Ausgeber zur Zujammenbringung einer großen Geldjumme auf Kredit, 
und dem Nehmer als Gelegenheit rn zinsbaren Unterbringung bon Kapitalien dienen. Durch die 
zweite Eigenjchaft wird, nad) Maßgabe des Zinsfußes und der Sicherheit, der höhere oder niedere Kurs 
der verichiedenen @eldpapiere bedingt. Die neuere Zeit hat durch die Eiienbahnaftien und durch eine 
neue, zur Entlaftung des Grundeigenthums geſchaffene Art (die Rentenbriefe), deren Menge im fort- 
mwährendem Wachlen ıft, die Menge der Geldpapiere auferordeutlich vermehrt. Der Charatter des Geldes 
entgeht dieien Geldpapieren deshalb, weil fie von dem Ausgeber nicht als Zahlmittel genommen und 
gegeben, jondern, wie eine gewöhnliche Schuld, nadı Maßgabe der verabredeten Bedingungen, nad) umd 
nach bezahlt werden. Der Inhaber muß warten, bis ihn einmal die Reihe trifft, oder er muß das 
Bapier wie eine Sache verkaufen, wenn er früher Geld braucht. 

19) Dies ift nicht auf das eigentliche Papiergeld zu beziehen. An diefes konnten die Verf. des 
A. ER. nicht denten, man kannte es damals nicht, d. h. es war damals ein jolches Geldzeihen in den 
preuß. Landen noch micht in Anwendung gekommen, wiewohl den Nedaftoren das „gemünzte Papier‘, 
weiches fie don Banknoten, Pfandbriefen, Aktien ꝛc. ſehr beftimmt unterichieden und zum baaren Ber» 
mögen gerechnet haben (Tit. 2, 88. 11, 12), feinesiwegs unbefannt war. Das erite Papiergeld wurde 
1806 unter dem Namen „Treforicheine”, dann „Thalerſcheine“, mit Zwangskurs eingeführt. V. von 
4. Februar 1806 (N. E. ©, 1806, ©. 39); V. v. 4. Dezember 1809; Geſ. d. 19. Januar 1813 
(8.9. ©. 6). Später wurde der Zmangsturs ganz aufgehoben. B. dv. 5. März 1813 (G.S. ©. 23); 
Ed. v. 7. September 1814, 8. 6 (G.S. S. 87); ®. dp. 1. März 1815, 8.7 (8.85. ©. 19). An 
Stelle diejes Papiergeldes find die „Kafjenanmeifungen‘ getreten, gleichfalls ohne Zwangskurs. K. O. 
vd. 21. Dezember 1824 (6.5. ©. 239). Die im Jahre 1848 eingeführten Darlehnstafjenideine eini— 
ger Städte (Berlin, Breslau) find wieder eingezogen. S. u. Zuf. 2—7 zu $. 77, Zit. 16. 

198) Mer folche Papiere auszuftellen befugt fei, jagt das A. AR. nicht. Darüber trifft erſt 
das Gef. v. 17. Juni 1833 (o. Zuſ. 16 zu $. 730) Beftimmung. 

20) Ohne Rückſicht auf den Kurs zur Zeit des Aulehns und zur Zeit der Nüdzahlung. Die 
Geldpapiere werden lediglich wie Duantitäten behandelt: ein darin gemachtes Darlehn wird in gleich 
vielen Stücen derjelben Art zu gleichen Beträgen zurüdgegeben. ©. o. $. 653 d. T. und die Anm. 
dazu. (4.9) Will der Schuldner ftatt der Papiere baares Geld zurüdzahlen, und der Gläubiger es 
annehmen, jo ift dies allerdings erlaubt und der Kurswerth an dem beftimmten Zurüdzahlungstage ift 
maßgebend. Vergl. die folg. Anm. 21. . 

(4. U.) Ebenfo kann der Hypothelenſchuldner mit dem Gläubiger übereintommen, daß das einge 
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21. Dellaration d. 4. April 1811, wegen Unzuläffigleit der Darlehen, wo— 
bei Papiere nah ihrem Nennmwerthe in Zahlung gegeben werden. G.sſ. 1811, 
©. 169.) 

Es ift ein Zweifel entftanden: ob durch die Verordnung vom 14. Jumi 1810, welche die Wie 
derherftellung der früheren Gejetsgebung wider den Wucher anordnet, auch die im $. 5 des Geſetzes 
vom 15. Februar 1809 enthaltene Erlaubniß, Papiere nad) ihrem Nennwerthe bei Darlehnen in Zah- 
lung zu geben, wiederum aufgehoben jei. Wir finden ums daher bewogen, die Verordnung vom 14. Juni 


tragene in Staatsfhuldicheinen gegebene Darlehn in Kourant nad dem Kurswerthe an dem Tage dies 
jes Ablommens zurüdgezahlt werden ſolle, und die übrigen Hypothelengläubiger können dem nicht 
widerjprechen. Erf, des Obertr. dv. 21. Juni 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVIII, ©. 75). 


21) Diefer 8. ift durch die Defl. v. 4. April 1811 (Zuf. 21) in keiner Weile aufgehoben. Man 
muß die veridiedenen Geſchäfte, melde in Staatspapieren gemacht werden fönnen, untericeiden. Erſter 
Kal: Es werden 3. B. 1000 Thlr. in Staatsichuldicdeinen in 10 Apoints dargelichen unter dem Bedinge 
der Nüdgabe im gleicher Qualität. Dies ift der Fall des 8.793. (2. A. Auch das Obertr. hat dieſes 
Geſchaft ir gültig erflärt und in dem Pr. d. 28. Juni 1852 ausgeiproden: „Bei Darlehen , melde 
in geldwerthen an jeden Inhaber zahlbaren Papieren gegeben find, kann mit vechtlicher Wirkung die 
Rüdzahlung in Papieren derjelben Gattung vorbedungen werden ; auf ein Gejchäft diefer Art ift daher 
die Deklaration d. 4. April 1811 nicht anwendbar.” Wird ftatt der Papiere baares Geld zurüdge- 
zahlt, fo ift der Kursiwerth an dem zur Zurüdzahlung des Darlehns beftiminten Tage zu entrichten. 
Entſch. Bd. XXI, ©. 98.) Auf den Kurs foll jonft nur geiehen werden, wenn die Papiere von der 
gegebenen Art verſchwunden find. 88. 794, 795. Dieſe Beftimmung käme 3. B. zur Anwendung, wenn 
ein in Papieren der nun getilgten engliihen Anleihe gemachtes Darlehn jetzt zurüdgezahlt werden follte, 
An fich liegt in einem ſolchem Darlehn eine Spekulation auf fallenden oder fteigenden Kurs, aber es 
fommt häufig ohne alle Abficht zu ipetuliven vor, meiftens bei Areundichaftsdariehen auf kurze Zeit. 
Eine Nebenfrage dabei ift die nad) den mitgegebenen Zinsfoupons, wovon ſchon o. in der Anm. zu $. 653 
Rede —— iſt. Zweiter Fall: Es werden z. B. 1000 Thlr. in Staatsjhuldicheinen gegeben unter 
dem Bedinge: 1000 Thlr. in baarem Gelde zurüdzugeben. Dies iſt das Geſchäft, welches die Dell. 
vom 4. April 1811 (Zuſ. 21) verbietet, vorausgeſetzt nämlich, daß der Kurs nicht 100 Proz. oder 
mehr beträgt. Dritter Fall: Es werden dem Dariehnsnehmer 1000 Thaler in Staatsſchuldſcheinen 
zu dem Zagesfurie 3. B. von 90 Proz. gegeben, mit dem Bedinge, 900 Thir. in baarem Gelde zu- 
rüdzugeben. Dieies Geſchäft ift aus Berfauf und Darlehn gemifcht (j. ob. die Anm. zu $. 653 d. T.) 
und eben dasjenige, welches diejelbe Deklaration a. E. erlaubt. Verql. 8. 84, Tit. 16. Der Fall 
des $. 796 ift davon noch verichieden, obſchon im Rejultate gleih. Denn die Parteien haben hier von 
Anfang einen Kauf beabfihtigt und geichloffen, nur das Kaufgeld ift geftundet; in jenem falle aber 
geht die Abficht von Anfang auf ein Darlehn nnd es wird nur der Abkürzung en dem Darlebne- 
nehmer überlaffen, fi das baare Geld dazu durch die ihm dazu anvertrauten Mittel anzuichaffen. 
Der vollftändige Weg wäre der, daß der Darlehnsnehmer mit den Papieren als Beauftragter zum 
Wechsler ginge, fie dort umfetste, das Geld dem Darlehnsgeber brächte und diefer es dem Dariehns- 
nehmer auf der Stelle als Darlehn überließe. Man gelangt aber durch Verbindung des Kaufs mit 
dem Dariehn kürzer zum Ziele, weshalb die Deklaration diejes Geſchäft ausdrücklich geſtattet. Bierter 
Fall: Es werden 1000 Thlr. in Staatsichuldicheinen dem Darliehnsnehmer zu dem Tageskurſe z. B. 
bon 80 Proz., anftatt einer baaren Geldiumme don 800 Thlen., gegeben mit dem Bedinge, daß dem 
Gläubiger freiftehen jolle, künftig die gegebene Duantität Staateihuldiceine nad) dem Nominalmerthe 
u fordern. Dies ift der verbotene Fall der Dell. v. 4. April 1811 (Zuf. 21), nur umgefehrt. Das 
Br. d, Obertr. 1292, d. 15. April 1843, jpricht aus: „Der durch diefe Deklaration verbotenen Stipulation 
„„der Zurücdzahlung von öffentlichen, ftatt baaren Geldes zum Dariehn gegebenen Papieren in baarem Gel- 
de, nadı dem Nominalwerthe““ fteht der Fall gleich, wo dem Gläubiger das Recht eingeräumt worden ift, 
die Zurüdzahlung der ftatt baaren Geldes gegebenen Papiere in den dargeliehenen Bapieren, nach dem 
Nominalmwerthe, zu fordern. Es ift daher ein folches Ablommen für verboten zu achten.‘ in ſolches 
Geſchäft ift auf den Gewinn des Gläubigers an Kapital angelegt, mithin wucheriſch. Denn ift der Kurs 
bei der Rüdzohlung gefallen, fo fordert er die verichriebene Geldſumme nad dem Kurſe zur Zeit der 
Kontraftsichliegung, er verliert alio michts; ift der Kurs geftiegen,, jo fordert er die gegebene Menge 
Papiere nad dem Nennwerthe. Man vergl. aud das Pr. des Obertr. v. 26. Oftbr. 1811 und 27. 
Auguft 1810 (Jahrb. Bd. J. S. 134), und d. 5. Juni 1810 (Simon, Redtsipr. Bd. I, ©. 188); 
und das Pr. d. 3. Sept. 1847 (Rechtsf. Bd. II, S. 196). Fünfter Fall: Es werden 1000 Thlr. im 
Staatsihuldicheinen gegeben, unter der Verabredung, daß die Zurüdzahlung in Natur geichehen folle, 
doch mit Vergütung der Kursdifferen;, wenn die Papiere am Zahlungstage gefallen fein jollten. Dies 
ift der vorige Fall, mit der unweſentlichen Berichiedenheit, daß der Schutz gegen Berluft und der Ka- 
pitalsgewinn des Gläubigers durch umgekehrte Anwendung der Stipnlation gefichert ift, wogegen der 
Schuldner dorausfichtlid immer verlieren muß, gewiß aber nie gewinnen fann. 


Bom Darfehnsvertrage. 777 


1810 dahin zu deflariren, daß durch jelbige das Gefe vom 15. Februar 1809 feinem ganzen Inhalte 
nad), mithin auch $. 5 defielben aufgehoben werde; daß es alfo nnangeſehen, was frühere Reſtripte 
deshalb verfügen, fernerhin nicht erlaubt fein joll, Staats- und ftändiiche Obligationen , Pfandbriefe 
oder andere Arten von öffentlichen Papieren, welche für den vollen Werth nicht ausgegeben werden 
können , bei Darlehnen ftatt baaren Geldes in Zahlung zu geben, und fich die Zurüdzahlung in baa- 
rem Gelde nach dem Nominalwerthe der Papiere anszubedingen, vielmehr follen die Darleiher nur 
berechtigt fein, dergleichen in Zahlung zu gebende Papiere nad) dem jedesmaligen Kours in der Haupt- 
ftadt der Provinz, worin das Gefchäft abgeichloffen wird, dem Schuldner in Rechnung zu flellen 2%), 


22. Dellaration v. 28, Dezbr. 1811, betreffend die Darlehne in Staats- 
und andern öffentlihen Bapieren. (G.S. 1812, ©, 1.) 


Wir x. x. thun fund und fügen hiermit zu wiffen: Die im Unferer Verordnung v. 16. März 
dv. 3. über die Ablöjung der Domanial-Abgaben jeder Art und in dem Edilt v. 27, Juni d. J., mes 
gen Veräußerung der Domänen, Forften und geiftlihen Güter, nachgelaffene Bezahlung der Kauf- 
und Erbftandsgelder und Ablöfungsfummen mit Staats- und anderen öffentlichen Papieren, veranlafßt 
Uns, die unter dem 4. April d. 3. ergangene Dekldration, welche Darlehne in den benannten Pa— 
pieren nur nad) dem jedesmaligen Kours derjelben geftattet, näher zu beftimmen, wie folgt: 

g. 1. Es können die im $. 6 der Verordnung v. 27. Jumi wegen Veräußerung der Domänen, 
Forften und geiftlihen Güter benannten Papiere 2?) nad) ihrem Nennwerthe ausgeliehen werden, und 
der Gläubiger kann fi die Zurüdzahlung des Nennwerths in baarem Gelde ausbedingen, wenn der 
Schuldner die ihm geliehenen Papiere, nad) ihren Nenumerthe, zu Bezahlung der Kaufs- und Erb- 
ftandsgelder für Domänen, Forſten und geiftliche Güter oder zur Ablöfung der Domanialabgaben 
verwendet. ‘ 

8. 2. Wird bei diefen Darlehnen eine VBerpfändung vorgenommen, die fi zur Eintragung in 
das Hypothekenbuch eignet, jo kann diefelbe ohne Anftand geſchehen und dadurd dem Gläubiger eine 
Hnpothek für den Nennwerth der vorgelichenen Papiere betellt werden. 

8.3. Es muß aber in allen Fällen, in welchen es auf den Nachweis ankommt, 

daß von dem Schuldner die vorgelichenen Papiere in dem $. 1 beftimmten Maße verwendet worden, 
ein Atteft derjenigen Behörde darüber beigebracht werden, welche die Veräußerung und die Bererb- 
pachtung der Domänen, Forften und geiftlfihen Güter, oder die Ablöfung der Domänen - Abgaben 
leitet. 

$.4. Sollte diefes Atteft bei Darlehen, für welche der Schuldner durch Berpfändungen Sicher- 
heit beftellt, vor der Eintragung derfelben im Hypothelenbuch nicht beigebracht werden können ; jo hin= 
dert dieſes die Eintragung nicht, jedoch kann diefelbe nur mit Hinzufügung des Vermerks geichehen, 
daß die dadurch beftellte Hypothel, in Anfehung der den Konrswerth der geliehenen Papiere über— 
fteigenden Summe, erſt von rechtlicher Wirkung ift, wenn der Gläubiger das Atteft der Verwendung 
fi verſchafft hat. 

$. 794. Sind Papiere von der gegebenen Art zur Zeit der Rückzahlung gar 
nicht mehr vorhanden ?*), jo muß zwar die Zahlung in baarem Gelde gefchehen. 





22) ©. die vor. Anm. i 
23) Bon diejen im dem bezeichneten $. 6 genannten 21 Arten von Papieren find zur Zeit mod) 
5 dvorhanden, nämlich): 
a) Die Ziffer 2 gedachten Banknoten und Bankobligationen ; 
b) = s 16 - Treſorſcheine in der heutigen Form der Kaffenanmweifungen, die jedoch 
nicht in die Kategorie der Geldpapiere gehören, fondern Papiergeld find ; 
e) die Ziffer 17 gedachten Pfandbriee, welche auf Gütern haften, die in der Monarchie liegen, 
und für meiche regelmäßig die Zinien gezahlt werden; 
d) die Ziffer 18 bezeichneten alten Obligationen der Churmärfiihen Landſchaft, wofür die Ein- 
fünfte verpfandet waren, die zu den Staatslaffen gezogen worden find; 
e) die Ziffer 20 erwähnten „meueren Staatsichuldiceine”. (G.S. 1811, S. 209.) 
Die abgegangenen Arten find durch neue Arten erſetzt, zwar nicht in derfelben Zahl, aber von 
undergleichlich größerer Fruchtbarleit. 


24) Diejer Fall tritt auch ein durch Konvertirung einer gewiſſen Art von öffentlichen Geldpapieren. 


— 
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5 795. Die zu zahlende Summe muß aber nad) dem Kours beftimmt werden, 
— die gegebenen Papiere, zur Zeit des Kontrakts?*a), gegen baares Geld geftanden 
aben. 


$. 796. Sind dergleichen Papiere gefauft, und über das freditirte Kaufgeld ein 
Schuldinftrument audgeitellt worden, fo ift das Gefchäft nach den unten 88. 861 — 
868, erfolgenden Vorjchriften zu beurtheilen ?5). 

$. 797. Hat der Gläubiger die Rüdzahlung eine? Darlehns an fchlechtern Münz- 
forten, oder nad) einem niedrigern Verhältniſſe, einmal angenommen, und ohne Bors 
behalt darüber quittirt, fo fann er, wenn von Seiten des Schuldners fein Betrug mit 
unter gelaufen iſt, dieſen, wegen eine® dabei erlittenen Verluftes, nicht in Anfpruch 
nehmen 26). 

$. 798. Wer bejjere Münzforten, als er fhuldig war, gezahlt hat, kann nur 
unter denjenigen Umftänden Vergütung fordern, unter welchen die ar die Rüdfor- 
derung einer aus Irrthum geleiteten Zahlung verftatten. (Tit. 16, Abſchn. 2.) 

$. 799. Die wiederholte Annahme der Intereſſen in ſchlechtem Müngforten 
begründet noch nicht die Verbindlichkeit, auch das Kapital in dergleichen Münzforten 
anzunehmen. 

$. 800. ben fo entfteht aus einer in beſſern Münsforten auch wiederholt ge- 
—— Intereſſenzahlung noch nicht die Pflicht, das Kapital in dieſer Münzſorte zu 

ezahlen. 

8. 801. Im zweifelhaften Falle wird jedoch vermuthet, daß die Valuta des Dar— 
lehns in eben folhen Münzforten, als worin die Interejien entrichtet und angenommen 
worden, beitanden habe 27). 

$. 802. Diefe Vermuthung fällt aber weg, wenn die Zahlung der Zinfen nicht 
X in einer und derſelben, ſondern bald in dieſer, bald in jener Münzſorte geſche— 

en iſt. 

8. 803. Zinſen beißt, bei Darlehnen 27”), alles 28) das, was der Schuldner 
dem Gläubiger für den Gebrauch des geliehenen Geldes entrichten muß. 

88. 504 bis 806. Aufgehoben. (Zufat 22®). 


Wer 3.8. ein Darlehn in bierprogentigen Staatsihufdiceinen oder Pfandbriefen gegeben hat, ift nicht 
verpflichtet, fich durch umgewandelte 3*/,prozentige, nad dem Nennwerthe, befriedigen zu laſſen. Bergl. 
das Erf, des Obertr. v. 29. Oltbr. 1847 (Rechtsf. Bd. IH, ©. 61), 

244) (4. 9.) Auf die Zeit der Bätligteit joll in feinem Falle, auch nicht im Falle des Berzuges, 
son genommen werden. rk, des Obertr. vom 9, Juli 1859 (Arch. für Rechtsſ. Bd. XXXIV, 

. 167), 

25) ©. o. d. Anm. 21 zu $. 798 d. T. 

26) Die Sache wird als durch Vergleich erledigt angeiehen. Vergl. Edift vom 29. März 1764, 
$. 10, Mr. 17. Der Grundfag finder auch Anmendung auf andere durch Zahlung abgerhane Rechte 
— 88. 82, 83, Tit. 16; Pr. des Obertrib. vom 26. Auguft 1836 (Ulrich, Archiv Bo. V, 

. 133). 

27) Bergl. u. $. 837 d. T. 

*) (5.%.) Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. 88. 1129—1139. Dazu Glüd, Erlänte- 
rung, Th. XXI, ©. 1 flg. Meltere Werfe: Donellus, Tr. de usuris, fructibus et mora, in 
Opp. prior. Francof. ad Moen. 1589. Salmasius, de usuris. Lugd. Bat. 1638, Salmasius, 
de modo usurarum. Franeof. ad Moen. 1639. Noodt, de foenore et usuris libri tres. Lugd. 
Bat. 1698, in Opp. Lugd. Bat. 1735. Tom. I, p. 175 340. Bon Neueren ift nur zu nennen: Heim» 
bad) sen., Zinfen (usurae), in Weiske's Rechtslexilon, Bd. XV, ©. 389 folg. — Preuß Recht: 
Bornemann, Spftematiihe Darftellung des Preußischen Civilrehts, Bd. III, $. 233. Mein 
Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. I, 58. 9 bie 19, 

278) (4.9) Oben Anm. 58 a. €, zu 8. 730 d. T. Ä 

28) Alles mas nach Gelde ſchätzbar ift, auch Dienftleiftungen. ©.-.88. 810 u. 812, 
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22% Verordnung über die vertragsmäßigen Zinfen. Bom 12. Mai 1866 
(.©. S. 225). Derfelben haben beide Häufer des Landtages ihre Zuftimmung 
ertheilt. Belfanntmadhung vom 2. Januar 1867 (G.S. ©. 30). 


An deren Stelle tritt: 
22b, Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Zinfen®?), Bom 14. November 
1867 (Bundesgeſetzblatt S. 159). 


Dr. Paul Hinihius (Profeffor in Berlin), das Gefe für den Norddeutſchen Bund, betref- 
fend die vertragemäßigen Zinjen, und feine Einwirkung auf das bisherige Eivilvecht ; im der Beitichrift 
für Gefeßgebung und Rechtspflege in Preußen, von Franz Hinſchius und Baul Hinjhius, IL. BD. 
(Berlin 1868) ©. 14 — 67. — Deſſ. Nacıtrag dazu, ebd. ©. 336. 


Wir ic. derordnen im Namen des Norddeutichen Bundes, nad) erfolgter Zuftimmung des Bun- 
desrathes umd des Reichstages, was folgt: 


32) Dem Norddeuticen Neichstage war es vorbehalten, endlich den Widerftand des Herrenhaufes 
gegen Aufhebung der Zinsbeſchränkungen zu übergehen und vollftändige Willensfreiheit der Betheilig- 
ten herzuftellen. Der Korreferent des Reichstages (Braun — Wiesbaden) empfiehlt das Geſetz mit 
folgenden Worten: „Die vorliegende Frage ift ſchon jo vielfach erörtert worden, daß es geradezu un—⸗ 
möglid) ift, etwas Neues hierüber zu jagen, zumal fie noch im der fetten Zeit in verichtedenen deut» 
ſchen, jpeziell der preußiichen und ſächſiſchen, Yandesvertretungen jorgfältig berathen worden ift. Zur 
Begründung meiner Anficht, daß der Lasker'ſche Antrag anzunchmen fei, will ic) mich deshalb darauf 
beihränfen, auf die Erfahrungen der legten Bergangenheit in den verichiedenen europäifchen Ländern 
im diejer Frage hinzumeiien. Die Anhänger der Binsbeihränfungen berufen fid) darauf, daß im vers 
jchiedenen europätichen Ländern der Verſuch der Aufhebung der Beichräntungen gemacht, daß aber, da 
dies jehr nachtheilige Folgen gehabt, die Beſchränkungen bald wieder eingeführt worden wären. Es ift 
wahr, daß in Norwegen, in Defterreih und in Frankreich die Zinsbeihräntungen nad ihrer Aufhe- 
dung wieder hergeftellt worden find, da man nachtheitige Wirkungen zu veripliren glaubte. Es ift Dabei 
aber zu bedenten, daß ſowohl das betreffende öfterreichiiche, als das franzöfliche Geſetz die eigenthüm«- 
liche Beftimmung enthielt, daß nach der Aufhebung der Beſchränkungen denjenigen Dariehnsgeichäften, 
für melde ein höherer Zinsfuß als 5 pCt. feftgeietst worden, die gerichtliche Klagbarkeit abgejprochen 
wurde. Im Norwegen aber find die Zinsbeihränfungen zum zweiten Dale bereits wieder aufgeho- 
ben worden, jo daß jegt bollftändige freiheit des Zinsfußes eriftirt. Im England ift die Geſetzge⸗ 
bung auch hier, wie überall, langiamen und gemefjenen Schritte gegangen; man hat die Beichrän- 
ini nicht auf einmal abgeichafft, fondern hat mit denen für größere Kapitalien den Anfang ges 
madıt; die Angabe des Neferenten, daß die Beichräufungen fir Kleinere Kapitalien noch beſtehen, ift 
aber nicht richtig; das einzige Gebiet, wo dies in England der Fall ift, find die Pfandleihen, jonft 
find die Beſchränkungen überall aufgehoben. Wenn nun der Herr Referent jagt, daß in England 
viel mehr Kapital vorhanden jei, jo muß ich entgegnen, daf aber auch viel ia a Bermendung und 
Nachfrage nach Kapital vorhanden ift. — In Rrankreich beftehen allerdings auch jetst noch die Zins— 
beichräntungen, aber e8 wird von allen Seiten Sturm dagegen gelaufen, und der franzöfiihe Staats- 
rath hat kürzlich eine Kommiſion niedergeiett, die eingehende ——— über die Frage veranlaßt und 
dabei zu der Ueberzeugung gekommen iſt, daß auch in Frankreich die Stunde für die Freigebung des 
Zinsfußes geſchlagen habe. Wenn der Herr Referent behauptet, daß die Landwirthſchaft in Frankreich 
fih in einem blühenden AZuftande und großartigen Aufichwung befinde, jo ift er im Irrthum; der 
Kaifer don Frankreich wenigftens hat es im Yahre 1864 jelbft mit dirren Worten ausgeiprocen: 
„„Die franzöfiche Landwirthſchaft leidet.“ — In Spanien find die Zinsbeichräntungen 1856 reip. 
1864 aufgehoben, und es beſteht hier nur die Beſchränkuug, daß bei Zinsverjprechungen über 5 Pro— 
cent eine Ichriftliche Beurkundung erforderlich ift, eine VBorichrift, die ſich befonder® für den Uebergangs- 
zuftand jehr empfehlen dürfte. — Im Italien ift die Freigebung des Zinsfuhes 1857 erfolgt uud der 
Zinsfuß ift dort auf 2 Procent gefallen, ftatt zu fteigen. Im Belgien hat man 1865, in mehreren 
Kantonen der Schweiz gleichfalls ichon ſeit längerer Zeit die Beſchränkungen aufgehoben, in Genf hat 
man dabei die Beobachtung gemacht, daß fich der Zinsſfuß für Hnpothelendariehne fait ausnahmslos 
auf 5 p&t, erhalten hat. — In Dänemark find die Beichräntungen 1855 aufgehoben worden mit Aus— 
nahme der Zinſen für Hppothetendariehne, und ſeltſamerweiſe hat man dabei dem Minifterium die 
Befugniß ertheilt, auf beionderes Nachſuchen einen höheren Zinsfuß feftzuiegen. Die preußiiche Ge— 
jeßgebung ift befannt; hier find die Beichränkungen vorläufig für chirographariſche Darlehne aufgehos 
ben; im Königreib Sachſen ift feit 1864 der Zinsfuß ganz freigegeben; es ift nur die Beichräntung 
eingeführt, daß bei einem Zinsfuß von mehr als 6 pCt. nur halbjährige Kündigung zuläffig ift. Im 
Bayern find jeit 1861 die ftrafrechtlihen Beftimmungen aufgehoben; die Regierung bat aber joeben 
dem Landtage einen Geſetzentwurf vorgelegt, der auch die civitrechtlihen Beichräntungen aufheben joll, 
In Württemberg ift dies ſeit 1849 * geſchehen. Vor 1849 mar dort nämlich der Zinsfuß freis 
gegeben für Alle, welche wechielfähig waren, Als aber durch Einführung des allgemeinen deutſchen 
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8.1. Die Höhe der Zinfen, ſowie die Höhe und die Art der Vergütung für Darlehne und für 
andere freditirte Forderungen, ferner Kondentionalftrafen, welche fir die unterlaffene Zahlung eines 
Darlehns oder einer ſonſt freditirten Forderung zu leiften find, unterliegen der freien Bereinbarung. 

Die entgegenftehenden privatredhtlichen und ftrafrechtlihen Beftimmungen werden aufgehoben. 

$. 2. Derjenige, welcher für eine Schuld dem Gläubiger einen höheren Zinsjag als jährlich 
ſechs vom Humdert gewährt oder zuſagt, ift zu einer halbjährigen Kündigung des Vertrages befugt. 
Jedoch kann er vom diefer Befugniß nicht unmittelbar bei Eingehung des Vertrages, jondern erft nad) 
Ablauf eines halben Jahres Gebrauch machen. 

Bertragsbeftimmmungen, durch welche diefe Vorfchrift zum Nachtheile des Schuldners beichränkt 
oder aufgehoben wird, find ungilltig. 

Auf Schuldverfchreibungen , welche unter den gejetslihen Vorausjegungen auf jeden Inhaber ge 
ftellt werden, forie auf Darlehne, weldhe ein Kaufmann empfängt, und auf Schulden eines Kaufman- 
nes aus feinen Handelsgeichäften leiden die in diefem Paragraphen enthaltenen Vorſchriften feine 
Anwendung. 

$. 3. Wird die Zahlung eines Darlehns oder einer anderen freditirten Forderung verzögert, fo 
bleibt auch für die Zögerungszinfen der bedumgene Zinsjag maßgebend, fofern derjelbe höher ift, als 
die gefetslich beftimmten Zögerungszinfen. 

8. 4. Die privatrechtlichen Beftimmmmgen in Betreff der Zinſen von Zinſen und die Borjchrif- 
ten für die gewerblichen Piandleihanftalten werden durch diejes Geſetz nicht geändert. 

$. 5. Den Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, daß die im $. 5 diejes Geſetzes ein- 
geränmte Kündigungsbefugniß des Schuldners gänzlich wegfalle, oder daß ein höherer Zinsfag, ale 


Wechielrechts Alle wechielfähig wurden, waren damit auch alle Zinsbeihränftungen für alle Schwaben 
aufgehoben, und fie haben es nicht einmal gleich gemerkt (Heiterkeit), ſondern erft nach Jahr und 
Tag. Im Baden befteht gleichfalls Zinsfreiheit, trotdem ift der Zinsfuß auf 44 pCt. ftehen gebiie- 
ben. In Oldenburg find die Beichräntungen jeit 1858 aufgehoben und nur das Verbot der Zinies- 
zinjen beibehalten worden, und ein günftiger Erfolg diefer Maßregel ift amtlich konftatirt; in Sad- 
fen» Coburg jeit 1860, und das Minifterium hat 1865 erklärt, daß eine nennenswerthe oder bedenf- 
liche Neigung zur Erhöhung des Zinsfußes ſich nirgends gezeigt habe. In Weimar -Eijenady find die 
Wuchergelege 1855 juspendirt worden und eine günftine Wirkung diefer Mafregel ift öffentlich fonfta- 
tirt worden, — In Bremen, Lübed, Frankfurt und Hamburg find die Beſchränkungen gleichfalls auf 
gehoben, und im den übrigen Staaten, mo dies noch nicht der Fall ift, it durch die Einführung des 
allgemeinen deutichen Handesgeſetzbuches eine große Breſche in die Wuchergeiege geichoflen worden. 
Das Wert der Zerftörung der Zinsbeſchränkungen hat überall begonnen, und es laßt fich fein Ein» 
Kr mehr bieten, felbft wenn man wollte; auch im den vielen außereuropäiihen Staaten bat man die» 
elbe Erfahrung gemacht. Es ift ſchwer zur glauben, daß die deutſche Nation und die Bevölterung 
des Norddeutichen Bundes hinter allen diefen Staaten am intelligenter und vollswirthſchaftlicher Entmi- 
delung in ihrem Kulturzuftande jo weit zurüdftehe, daß fie noch Schranken bedürfe, die audere ſchon 
niedergeworfen. — Die frage der Hnpothefenbanfen mit diejer frage in Verbindung zu bringen, laun 
ich nicht rechtfertigen. Es ıft richtig, der Hypothekenkredit leidet gegenwärtig, in Preußen ſowohl tie 
in anderen Bundesftaaten., Ob dieſer Kalamität durch die Aufhebung der Zinsbeichräntungen allein 
u beifen ift, iſt wohl zmeifelhaft. Umd es ift gewiß Aufgabe der Geſetzgebung, den berechtigten For— 

rungen des Grundbe * entgegenzulommen. Die Erwerbung des Grundeigenthums erfordert ge⸗ 
genmwärtig zu viel Zeit, Mühe und Koften; die Hnpothelemeinrichtungen find viel zu jchmerfällig, und 
es iſt nicht zu leugnen, daß die Geſetzgebung die Kreditverhältnifie des ndbefites gegen den Han⸗ 
dei benachtheiligt. Es müffen deshalb neue Kormen gefunden werden, die den Bedürfniſſen des Grund- 
eigenthums entiprechend find. Im Mittelalter hatte man die Form des Rentenfaufes ; dieie ift der 
modernen Entwidelung gerichen, ohne auf andere Weile erjetst zu werden. An Stelle dieier muß 
eine neue Inftitution treten; die Emilfion unkündbarer Bapiere auf den Inhaber ift der Anfang dazu; 
hier müſſen mir weiter geben. Es ift jodann eine Revifion der Hypothelengeſetzgebung durchaus er⸗ 
forderlich, da die bisherige die Girkulation des Kapitals außerordentlich erichwert; jodann ift eime gleich 
förmige Bundesgeießgebung für den Norddeutſchen Bund erforderlich, und ich hoffe, daß die Bundes- 
regierungen dieſen dringenden Aenderungen nachzukommen juchen werden. Es ift aber ungerechtier- 
tigt, deshalb eine Beihlußfaffung über den Antrag zu vertagen. Wir mürden dadurd den er Der 
gehen, der im Deutichland jchon oft gemacht worden ift, wenn man jagte: „„Entweder Alles oder 
gar nichts‘; wir würden dadurd) eine nothwendige und durcchführbare Reform in fernere Zukunft 
vertagen. Ich bin and der Anficht, daß die Durchführung des Lasler’ihen Antrags dem Wunich je- 
ner n auf Errichtung von Hypothelenbanlen nur förderlich jein würde.“ 
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ſechs Prozent, oder eine längere Kündigungsfrift, als ſechs Monate, fiir die bezeichnete Befugniß maf- 
gebend ſei. 

Someit einzelne Landesgefege Beftimmungen enthalten, welche die erwähnte Kündigungsbefugniß 
des Schuldners ausſchließen, oder im der bezeichneten Weife beichränten, bleiben diefelben in Gültigkeit, 
bis fie auf dem verfafjungsmäßigen Wege des betrefendes Landes, oder durch ein Bundesgeſetz abgeän- 
dert werden. 

Urkundlich x. 


23. Erklärung vom 20. April 1813, daß keine Staatsbürger jüdifcher Re- 
ligion höhere, als den Kaufleuten erlaubte Zinfen ſich verfpreden lafjen dür- 
fen. (8.8. &. 77.) Aufgehoben. (Zuſ. 226 zu $. 804.) 

$. 807. Nähere Beftimmungen, wegen ded unter Kaufleuten ftattfindenden Zind- 
ſatzes, find im Kaufmanndrechte enthalten. (H.G. B. Art. 292 und Einf.®. Art. 14.) 

$. 808. Aufgehoben. (Zuf. 22’ zu $$. 804 — 806.) 

$. 809. Wie weit denjenigen, welche mit Leihen auf bewegliche Pfänder unter 
Öffentlicher Aufficht ein Gewerbe treiben, bei Darlehnen in kleinen Summen, welche 
nur auf kurze Zeit gemacht worden, höhere Zinfen zu nehmen erlaubt fei, ift gehöri- 
gen Orts näher beitimmt. (Tit. 20, Abfchn. 1.) 

$. 810. Jeder Gewinn und Bortheil, den fich der Gläubiger von dem Schuld» 
ner für das Darlehn vorbedingt 3%), hat die Natur der Zinfen. 

$. 811. Es muß alfo auch bei der Beftimmung: wie viel Zinfen der Gläubiger 
mn. Schuldner fordern könne, jeder dergleichen Gewinn mit in Anfchlag gebracht 
werden 36 ®), 

$. 812. Hat der Gläubiger jtatt der Zinfen, oder noch über diefelben, fich die 
Lieferung gewiſſer Naturalien oder anderer Sachen, oder die Leiftung gewiſſer Arbeiten 
und Dienfte vorbedungen, fo find auch diefe, bei Berechnung des erlaubten Zindfages, 
mit in rn Sr bringen. 

$. 813. Bauet der Schuldner dergleichen Naturalien felbit, oder pflegt er der- 
leihen Dienfte perjönlich zu leiften, fo ıft, bei Berechnung derfelben, der niedrigfte 
Preis zur Zeit der Ablieferung anzunehmen. 


36) Was ohne Vorbedingung ungefordert gegeben oder geleiftet wird, kommt nicht in Anfchlag ; 
es muß aber auch nicht indirekt prätendirt worden fein. 

Es ift eim mucherliches Geſchäft, wenn der Geifionar einer Darlehneforderung, welche nad dem 
höchften gefeglih erlaubten Zinsfuße verziniet wird, für die Stundung diefer Forderung fich befon- 
dere Bortheile vom Schuldner verſprechen läßt. Pr. des Obertr. 243, vom 1. Yprir 1837, 
Bergl. das R. vom 13, Auguft 1798, welches die Bernilligung von Zahlungsnadhfichten gegen Dou- 
ceurs für Wucher erflärt. (Rabe Bd. V, S. 181.) (4. 4.) Auch das fiir die Stumdung eines 
fälligen Hypothekenkapitals dem gg = defielben von dem Schuldner Gegebene hat die Natur der 
Zinſen, und kann daher der bis zur ———— Kapitals mit —— der vorbedunge⸗ 
nen das Maß der geſetzlichen Zinſen überſteigende Betrag Be werden. II, 20,8. 1271. 
Erf. des Obertr. vom 27. Nov. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XIX, ©. 139). 

(4. A.) Das auf Zinſen zudiel Gegebene kann mir komdizirt, nicht aber al® Zahlung auf das 
Kapital angerechnet werden. her kann der Darlehnsſchuldner, welcher dem Gläubiger an Stelle 
der Zinſen ein fruchttragendes Grundſtück zur Benugung eingeräumt hat, dem Gläubiger wegen des 
etwaigen Mehrbetrages der Nutungen nicht die Einrede der Zahlung auf das Kapital entgegenfeten, 
biefmehr bleibt ihm nur überlaſſen, feinen desfallfigen Anfpruch, gleichwie bei zuviel gezahlten Zin— 
fen, im Wege der Kompenfation oder Relonvention geltend zn machen. rl. des Obertr. v. 10. No— 
bember 1853 (Archiv für Rechtsfälle Bd. XI, ©. 39). Kompenfation und Relonvention find nur 
progefjualifche Formen, der ze. nd des Anfpruch® (die eausa agendi) ift hier die condictio ex 
lege $. 1271, Zit. 20, Th. U. . j. auch unten, Anm. 43b zu $. 824 d. T., wo die condietio 
indebiti das rechte Klagmittel ift. 

368) (4, 9.) Wird bei Darlehen fir den all der nicht pünltlichen pe der borbedunge- 
nen vier Prozent Zinjen ein fünftes als Strafprozent ausgemacht, fo fällt auch diefes fünfte Pro- 
ent unter die gejelichen Borfchriften über ee Sk und unterliegt daher der kurzen 

erjährung nad $. 2, Nr. 5 des G. vom 31. März 1838. rt. des Obertr. v. 13, März 1851 
(Arhiv f. Redtsf. Bd. I, ©. 313). . 
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$. 814. Außer diefem alle aber ift der zur Zeit der Ablieferung oder Leiftung 
gewöhnliche Preis, oder Kohft, bei der Berechnung zum Grunde zu legen. 
5. 815. - Der Gläubiger ift in der Regel nicht befugt, die Zinfen eines Darlehns 
im Voraus abzuziehen. 

$. 816. it diefes gleihwohl geſchehen, fo wird das Abgezogene von der im 
Inftrumente verſchriebenen Kapitaldfumme abgerechnet, und der Gläubiger fann nur 
auf das, was er foldergeftalt an Baluta wirklich gegeben hat, Verzinfung, ſowie fünf- 
tig Rüdzahlung fordern 37), ER 

$. 817. Hat der Gläubiger mit einem —55— als dem ihm erlaubten höch- 
ften Zinsfage, ſich begnügt, jo kann er die Zinfen jedoch nicht für längere Zeit, als 
ein Jahr, um Voraus abziehen ?°). . 

$. 818. Zinfen von Zinfen dürfen nicht gefordert werden ®°). 

$. 819. Doc können über zweijährige oder noch ältere 4%) Zinfenrüditände 
neue Schuldjheine gegeben, und Zinſen davon verfehrieben werden. — 

$. 820. Der Abſchluß eines ſolchen Geſchäfts aber muß, wenn es gültig fein 
ſoll, gerichtlich erfolgen. 

37) Der Gedante des Geſetzgebers ift deutlicher ausgedrüdt in dem $. 1279, Tit. 20, Tb. II, 
wonach nur das Diehrere für wucherlic gilt, weiches den Unterichied zwiſchen dem angerechneten ge- 
ringeren, und dem höheren geiegmäßigen —* ausmacht. Zwar iſt dieſer $. mit dem Tit. 20 ſel 
formell aufgehoben, das hindert aber nicht, daraus den Gedanken, welchen der Geſetzgeber in unſe— 
rem $. 816 hat ausdrüden wollen, zu erlennen. Bis auf das erlaubte Maß ift der Abzug im 
Boraus immer erlaubt: es muß jo viel am wirklich gegebenem Kapitale übrig bleiben, daß die Zin- 
jen davon nicht mehr betragen, als der Geber nehmen darf. Das Mehr und nur das Mehr iſt 
Zinsiwucher. 

38) Auf fo —* die Zinſen (Geldmiethe) in Voraus abgezogen worden find, kann auch der 
Gebraudy des Kapitals nicht entzogen werden; denn auf fo lange menigftens ift der Kontralt ge- 
ſchloſſen. (5. A.) Deshalb ift der 8. 817 micht geftrichen, ſonſt aber hat er feinen Zweck verloren, 
nachdem alle Zinsbefhränkungen aufgehoben find. 

39) Das pofitive Verbot des Anatoeismus ift aus dem R. R. übernommen. Suarez war, 
nad) feinem Vortrage bei der Schlußrevifion, damit nicht einverftanden. Er jagt: „Der Say, daß 
usurae usurarum nicht gefordert werden fönnen, hat mehr in dem bekannten odio des fanomtjchen 
Nechts gegen alle Zinfen als in der Natur der Sache ihren (feinen) Grund. Wenn mir mein Schuld- 
ner mit der einen Hand 100 Thaler Zinfen zahlt, und diefelben mit der anderen als ein neues 
Darlehn zurücknimmt, fo kann gegen die Rechtmäßigkeit eines folchen Gefchäfts Niemand etwas ein- 
wenden. Der einzige vernünftige Grund des bisherigen Berbots liegt darin, daß nicht leichtſinnige, 
unbefonnene Schuldner durch die Leichtigkeit, fich der Zahlung durch die * eines neuen 
Schuldſcheins zu eutledigen, und das baare Geld, womit ſie > ihre Intereſſen — müß- 
ten, zu anderen Depenjen zu verwenden, unvermerlt zu tief in Schulden verwickelt, und dadurch 
zuletzt die gänzliche Beute eines verichmißten Wucheres werden möchten. Dieſer Beforgniß ſcheint 
aber durch die Beftimmungen $$. 819, 820 hinlänglih vorgebeugt zu fein.” (Jahrb. Bd. XLI, 
©. 13.) Der anertannte Grumd ift mithin Bebormundung. 

40) Dian ift über den Sinu von „zweijährigen oder nod älteren" NRüdftänden uneins. 
Einige derftehen darunter Rüdftände, die wenigftens zwei Jahre alt find. Dieje haben den Wort- 
laut für fih, und die urfprüngliche viel ventiicene Faſſung der Stelle im ungedr. Entw. zum Ge- 
fetsbuche, wo fie lautet: „Doc können auch über Zinſenrückſſtände, in fofern ſolche ſchon über zwei 
Jahre alt find, neue Schuldiheine gegeben, und Interefien darin verichrieben werden.“ (Gej.» Rev. 
Pens. XIV, Mot. ©. 147.) Aber in diejem unzweideutigen Sinke hat man eben die Borjchrift micht 
geben wollen, und deshalb geändert. Andere verftehen es jo, daß es erlaubt jei, daß Über einem 
preijährigen Zinsbetrag, ohne Rüdfiht auf das Alter der Fälligfeit, eine neue venzinslihe Verſchrei— 
un geacben werden fünne., So hat aud der I. M. Kirdeiien, ein befannter Mitarbeiter bei 
der Abfafjung des U. L.R., die Stelle verftanden, nad einem R. dv. 27. Aug. 1814 (Jahrb. Bd. II, 
©. 263) und d, 2. November 1811 (Simon, Zeitihr., Bd. I, ©. 2). Ich verfiche es von Zins- 
rüdftänden, d. h. fällig gewordenen Zinsterminen, welche entweder zufammengerechnet einen zweijäb- 
rigen Betrag ausmaden, oder, wenn fie nicht jo viel betragen, wenigſtens jeit Pe Jahren falli 
find. Für diefe Auffaffung Ipricht die Abänderung der uriprünglichen Faſſung, nach welcher der na 
der erften Auslegung in der Stelle enthalten fein follende Sinn wortdeutlich ausgedrüdt war, man 
hat die Borichrift im diefem Sinne verworfen, Außerdem wird die Abficht erreicht, daß micht über 
jeden fälligen Zinstermin und nicht über jeden Jahresbetrag eine nene verzindliche Verſchteibung aus- 
geftellt werden jolle. 
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$. 821. Denn Jemand zur Bezahlung eine? Zinsrückſtandes verurtheilt 41) wor- 
den, und vor Ablaufe der im Urtel beſtimmten Friſt die Zahlung nicht keiftet, fo kann 
der Gläubiger auch von diefem Rüditande 4?) Zögerungszinſen, feit dem Tage, mo 
das Erfenntnig rechtöfräftig geworden iftt?*), fordern *°). 


41) Auf diefen Ausdrud und auf den weiterhin gebraudten „Erlkeuntniß“ ift von dem Obertrib. 
nad) dent Pr. 1, v. 17. Oft. 1832 (Simon, Rechtsſpr., Ed. III, &. 155) und auch bon dem J. M. 
nad) einem R. v. 1. März 1822 (Yahrb. Bd. XIX, S. 164) der Sat gegründet worden, daß ein 
förmliches Urtel oder Ertenntniß gefordert werde und ein, wenngleich erelutoriich gervordenes, Zind- 
ahlungs-Dandat nicht genüge. Das damalige Zinszahlungs- Mandat kommt nicht mehr ijolirt vor; 
den ift der Mandatsprozeß jomohl für alle iu gemifjer Art verbriefte oder aus gewiſſen Rechts— 
berhältniffen entipringende Dunn als auch im Bagatellprozefje über fungible Sachen eingeführt 
worden und die in dieſer Prozeßform erlaflenen Mandate vertreten die Stelle des Urtels. Auf diele 
Mandate paßt jener Sat nicht. Unter dem „Erkenntniſſe“ muß wohl jeder erelutoriihe Titel (auch 
ein gerichtlicher Vergleich im Prozeffen und ein Schiedsmannsvergleich) verftanden werden, wenn eine 
Zerreigung der Nechtseinheit und eine Berlegung der Privatrechte durch Einführung neuer Prozef- 
formen vermieden merden joll. 

42) Gleichviel, ob der Nüdftand für ſich allein, oder mit dem Kapitale zugleich eingeflagt wor—⸗ 
den ift; dem dieſe Zufälligkeit berührt den Rechtspunkt nicht. 

428) Wenn diefer Tag früher eintritt al® der „Ablauf der im Urtel beftimmten Frift“, jo fan- 
gen die Verzugszinſen erft von dem Ablaufe der Frift zu laufen an. 

43) Man finder es zweifelhaft: ob auch von zuerkannten Berzugszinien Zögerungszinfen feit dem 
Tage der Rechtöfraft des Erfenntnifjes gefordert werden können, wenn der uldner nicht prompt 
ahlt. Diejenigen, welche dies verneinen, beweiſen ſolches durch die Behauptung, daß der Rechtsſatz 

8. 821 fih nur auf vorbedungene Zinfen beziehe, daß aber die Zögerungszinfen micht wahre 
Zinjen, jondern die Entihädigung Ahr eine Rechtsverlegung jeien und Zögerungszinien keinen be« 
ftimmten Berfalltag hätten, vielmehr im der Regel nur mit dem Kapitale zugleich eingellagt werden 
tönnten. Gntich. des Obertr. v. 28. Sept. 1839 (Entid. Bd. V, S. 345), und dv. 17. Ollbr. 1854 
(Arch. j. Rechts. Bd. XV, ©. 119), Das muß zugegeben werden; die Stelle findet ſich unter den 
Beftimmungen von vorbedungenen Zinien, Zögerungszinfen find nicht eigentliche Zinien ver ſon⸗ 
dern eine Entſchädigung, und hiervon iſt erſt weiterhin in $$. 827 ff. Rede. Nicht bloß der Rechts— 
fat des $. 821, jondern auch das Verbot des Anatocismus bezieht fih nur auf vorbedungene 
Zinſen. Aber das Obertribunal gründet darauf den Rechtsſatz: „Die geietsliche Befugniß des Gläu— 
bigers, von einem Zinſenrückſtande, zu deſſen Bezahlung der Schuldner verurtheilt worden, Zöge— 
rungszinfen feit dem Tage der Rechtskraft des Erfenntnifjes zu fordern, jobald der Schuldner vor 
Ablauf der im Urtel beftimmten Frift die Zahlung nicht leiftet, erftredt fih nur auf rüdjtändig ver— 
bliebene vorbedungene, nicht auf Zögerungszinſen.“ Pr. 738, v. 27, Septbr. 1839. Wiederholt 
angervendet in dem Erf. v. 17, Olthr. 1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 119). Diejer Rechts— 
ſatz wird durch jene Borderfäge nicht bewieſen. Wenn cs richtig ift, mas zugegeben wird, daß der 
8. 821 nur von Kondbentionalzinien handelt, jo ift der — doch nur: er handelt nicht von 
Zögerungszinfen, d. h. er eutſcheidet durchaus nichts Über die Frage: was in dem falle, wo ein zu 
einer Summe Zögerungszinien Verurtheilter nicht zahlt, der Schuldner dem Gläubiger an Entichä- 
digung zu leiften habe. Wer aljo Berzugszinjen von jener Summe fordert, fann fih zur Begrün« 
dung feines Anfpruchs nicht mit Erfolg * den $. 821 berufen. Allein damit iſt moch nicht entichie- 
den, daß ihm eine ſolche Forderung von Rechtswegen gar nicht zuftehe. Das Obertribunat jelbft 
führt aus, daß Zögerungszinien ein Erſatz des Schadens feien, den der Gläubiger durch Verzug 
des Schuldners leidet. Warum ſoll wohl die Enticheidung jener Frage nicht aus den Rechtsgrund: 
fägen gefunden werden, melde vom Schadenserjage handeln ?_ Das Meint aud mit der Berufung 
auf den 8. 833 d. T. beabfichtigt zu fein. Nach $. 833, wird gelagt, kann der Gläubiger aufer 
den Zögerungszinfen für den, durch den Berzug des Schuldners entſtandenen Schaden feine weitere 
Bergütigung fordern. Zinjen don den bis zur Yahlung laufenden Berzugszinien könnten dem Gläu— 
biger nicht zuerfannt werden, denn derfelbe würde aladann, wenigſtens für die Zeit von der Mechts- 
kraft des Erkenntniſſes an, eine doppelte Entſchädigung erhalten. — Das trifft nicht zu. Man iden- 
tifizirt die bis zu eimem gewiſſen Tage aufgelaufene und fällige Entihädigungsjumme mit der Fort⸗ 
fegung der Beichädigung in der Sanpiinde. Die fortlaufenden Zögerungszinien erhält der Gläubiger 
für den fortdauernden Berzug mit Zahlung des Kapitals. Wo bleibt die bereits feftgeiegte und längf 
zahlbar geweiene Entihädigungsiunme? Nur durch rechtzeitige Zahlung derjelben wäre der Gläubi- 
ger bis dahin — geweſen; durch verſpätete, wer weiß, wie lange verſpätete Zahlung iſt 
er es nicht. Nach $. 66, Tit. 16 muß, wer aus einer umerlaubten Handlung zur Entihädigung ver— 
pflichtet ift, den nach Gelde feftgeletten Betrag derjelben, von dem Tage des ergangenen Urtels an, 
berzinfen. Seht der Beſchädiger nad diejem Tage die Beihädigung fort, jo muß er dafiir wieder 
Erfat leiften b18 dahin, wo die Beichädigung aufhört. Dadurch erhält der Gläubiger feine doppelte 
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$. 822. Im Mangel verabredeter Beftimmungen find vorbedungene Zinfen beim 
Ablaufe eines jeden Jahres zu entrichten. 

$. 823. it der Zahlungdtermin des Kapitals auf fürzere Zeit als Ein Jahr be- 
ftimmt, fo müſſen die Zinfen mit dem Kapitale zugleich berichtiget werden. 

8. 824. Wenn in einem Schuldfcheine +? °) feine Zinfen verfprochen worden #3 =a), 
fo kann der Gläubiger dergleichen nicht fordern #3 ®). 

$. 825. Konventionalftrafen, zu welchen ſich der Schuldner, ftatt der Zinfen, 
auf den Fall, wenn die Rüdzahlung des Kapitals +4) zur beftimmten Zeit nicht erfolgte, 
ihriftlich verbunden hat, find in ſoweit gültig, als fie nicht über +5) Sechs, oder bei 
Kaufleuten und Juden nicht über Acht vom Hundert betragen 15 ®). 

$. 826. Sind aber Zinfen vorbedungen, und zugleich eine Konventionalftrafe *%) 


Entihädigung für ebendiefelbe Schadenszufügung. Auch durch den anderen Grund, daß Zögerungs- 
zinjen in der Regel nur mit dem Kapitale zugleich eingeflagt werden fönnen, wird der Rechtsſatz als 
ein allgemeiner nicht begründet. Denn die rechtskräftig zuerfannte Entihädigungsfumme (die Zöge⸗ 
rungszinien bis zur Rechiskraft des Erfenntnifes) nehmen in diefer Hinficht den Charakter des Kapi- 
tals an. Außerdem beruhet der Grund auf einer Zufälligleit. Ift Jemand verurtheilt, am 1. De 
ember 1852 ein Kapital von 1000 Thlen. nebft 10jähr. *— zu zahlen, und zahlt er am 
—* 1000 Thlr. auf das Kapital, die der Gläubiger mit Vorbehalt Teines Rechts wegen der 
Berzugszinien, und ohne Friftbernilligung, auf das Kapital annimmt, jo bezweifelt gewiß Niemand, 
daß der Gläubiger die rüdftändig verbliebene Entihädigungsiumme von 500 Thalern (hier find alfo 
doch in der That auch Zögerungszinjen rüdftändig verblieben, welcher Ausdrud nach der Mei- 
nung des Obertr. nicht paſſen joll!) ſpäter für fich einklagen könne. Erhält er nun feine 500 Zhir. 
Entſchädigung mac 5 Jahren, jo ift doc völlig Har und am Tage, daß er jetzt micht fo viel bat, 
als er haben würde, menn er foldhe ichon vor 5 Jahren mit dem Kapitale zugleich gezahlt erhalten 
hätte; er hat mithim nicht die ihm gebührende Entihädigung, wenn er nicht Berzugszinien erhält, 
Hätte er vorausjehen können, daß ihm die Richter joldye abiprechen würden, jo durfte er dem Schuld» 
ner bei der Zahlung nur widerſprechen und die 1000 Thaler zuerft auf die Entihädigung und den 
Reſt auf das Kapital rechnen. Dergleichen Zufälligteiten haben auf den Rechtsgrund keinen Einfluß. 
— Nah dem Geiagten fteht e8 jo: Der $. 821 u. das Berbot des Anatocismus beziehen ſich nur 
auf vorbedungene Zinien, eben deshalb müflen von rechtskräftig zuerlannten, aber zur beftimm- 
ten Zeit nicht gezahlten (folglich rüdftändig verbliebenen) Zögerungszinien, nad den allgemeinen 
Grundjägen vom adenserjage, feit jenem Tage Berzugszinfen gezahlt werden. 

438) (4. 9.) Damit ift die nachträgliche Zinienftipulation durd eine befondere Urkunde nicht für 
unkräftig erllärt; auch die Erhöhung des Zinsfußes kann nachträglich geſchehen und kommt oft vor. 

43.®a) (5. A.) Dem Erforderniß der Schriftform für die Zinfenftipulation ift genügt, wenn die 
verſchriebene Summe als eine „zinsliche”, d. h. als eine verzinslihe, anerkannt worden, da die Be- 
zeichnung des Zinsfußes zur Vollftändigkeit des Zinsverfprehens nicht geboten ift und die Bermu— 
thung für den landüblichen Zinsfuß jpricht ($$. 840, 841), wonach das fchriftlihe Verſprechen er- 

änzt werden muß ($. 731 d. X. u. $. 129, Tit. 5). Erf. des Obertr. vom 28, Dftober 1864 
rchio f. Rechtsf. Bd. LIV, ©. 344). 

43b) (4. U.) Zahlt der Darlehnsihuldner ohme rechtliche Verpflichtung freiwillig Zinfen für das 
Darlehn, jo fann er diejelben nicht ohne Weiteres auf das Kapital abrechnen, fondern nur als eime 
Nichtſchuld zurüdfordern, wenn er den Erfordernifien der condictio indebiti genügt. rk. des Obertr. 
v. 20. September 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XI, ©. 1). 

44) Nur für den fall der verzögerten Rüdzahlung des Darlehnskapitals zit diefe Beftim- 
mung. Auf den Fall der verfäumten A lt ift die Verabredung einer Kondentionalftrafe 
nicht erlaubt. Dieje Meinung bat auch der J.M. in einem (im den Erg. ad h. 8. abgedrudten) 
R. dv. 16. Septbr. 1825 ausgeſprochen, doch ohme andere —— als weil es in den Geſetzen 
nicht enthalten, daß eine ſolche Stipulation zuläſſig fein ſollte. Zur Zuläſſigleit wilrde aber ſchon 
der Mangel eines Berbots genügen. Das Berbot ıft jedoch im dem Berbote des Anatocismus ent- 
halten. Bon Zinfen foll wegen verzögerter Zahlung, im der Regel, kein Intereſſe weiter gefordert 
werden dürfen, eime — iſt aber ein ſolches verbotenes Intereſſe. 

45) Dieſe Vorſchrift, wonach das Maximum der Konventionalſtrafe 6 Prozent nicht überſteigen 
darf, ift nur auf Darlehen, nicht auf alle Verbindlichkeiten ze. Zahlung einer Summe anzutmenden ; 
für andere Verträge als Darlehen gilt der $. 300, Zit. 5. Vergl. Entſch. d. Obertr. Bd, XIL, ©. 10, 

458) (5, N.) Diefe Beſchränkungen find für Darlehne und für andere freditirte Forderungen 
aufgehoben. Oben, Zuf. 22b zu $. 804 d. T. 

46) Nämlich auf den Fall der verzögerten Kapitalszahlung; denn diefer 8. ift die Fortiegung 
der Beftimmung des vor. $. 825, 
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beftimmt worden, fo dürfen beide zufammen den vorftehenden Sak der Sechs und 
Acht vom Hundert nicht Überfteigen. 

$. 827. Sind weder Zinfen, noch Konventionalftrafe vorbedungen, jo muß 
dennoch der Schuldner, von dem Tage an, wo er die Rüdzahlung zu leiften fchuldig 
war, und fie nicht geleiftet hat, Zögerungszinſen entrichten *7). 

Anh. 8.26 fällt weg *®). 


47) Berzögerungszinjen haben eine durchaus accefjoriiche Natur, io daß fie im der Regel mit 
der Hauptforderung zugleich eingeflagt werden müſſen und nicht durch eine jelbfiftändige Klage ein- 
gefordert oder nachgefordert werden fünnen. ©. u. $. 845 und die Anm. dazu. Wegen einer Aus- 
nahme j. o. die Aum. 43 a. E. (4. U) Tritt bei vorbedungenen Zinien eine Zögerung mit der 
Kapitalszahlung ein, jo kann der Gläubiger Zögerungszinjen fordern und die Stonventionalginjen fah— 
ren lafien, was ſowohl hinfichtlich des Zinsfußes als der Verjährung erheblich ift. Dies ıft ftreitig. 
Eine andere Meinung ift, daß bei eingetretenem Verzuge des Schuldners in Zurückzahlung des ver- 
zinslichen Dariehns die ferneren Zinſen ihre Eigenichaft als borbedungene nicht verlieren und daher 
der vierjährigen Verjährung unterliegen, wogegen die durch den Verzug etwa begründeten Mehrzinien 
der funzen Verjährung nicht unterliegen, und daß es hierim michts ändere, menngleich in der Schuld» 
verichreibung die Verzinſung nicht ausdrüdtich bis zur Zurückzahlung des Kapitals verſprochen jei. — 
Der Folgeſatz ift einzuräumen, wenn der Grundjat diefer Meinung richtig ift. Das ift nicht anzu— 
erfennen, weil er feinen anderen Rechtsgrund hat als das Poftulat, dafs die hinzutretende causa ex 
mora gejpaltet werden müſſe und nur zum Theile Geltung erlange. Wo ift dafür ein juriftiicher 
Berweis? Jedoch hat fich die Mehrheit des damaligen Obertribunals durch den Pl.Beſchl. dv. 9. April 
1846 (oben, Anm. 65 zu 8. 2, Nr. 5 des ©, v. 31. März 1831, Zuf. 7 zu Tit. 9) fir dieje Mei— 
nung enticieden. Vergi. die Anmendungen in den Erf. v. 18. Nov. 1851 und v. 29. Nobbr. 1858 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 90 und Bd. XI, ©. 76). — (4. A.) Das Obertr. hat denn aud) bei 
einer Entideidung vom 7. November 1862 dem Pl.-Beſchl. eine Beſchränlung beigefügt. Der Pl.- 
Beſchl. joll vorausfegen ein Zinsverfprechen, „welches nicht durch einen terminus ad quem beſchränkt 
ift, welches aljo, umgeachtet des hinzugelommenen Berzuges, als in Kraft verblieben betrachtet wer— 
den kann.” (Arch. f. Rectsf. Bd. XLVIU, ©. 60.) 3 bh. , wenn ein Darlehn auf ein Jahr, mit 
Hinzufügung des legten Kalendertages , gegeben wird, jo findet der Satz des PI. » Beichl. feine An« 
wendung; wenn es auf Widerruf (Kündigung) gegeben wird und der Gläubiger jo kündigt, daß die 
Fälligkeit genau an demjelben Tage eintritt, jo findet er Anwendung. Die Unterfdeidung ift rein 
willtürlich, unjuriftiich. 

48) Es hieß: „Der Fiskus ift nur dorbedungene Zinfen zu zahlen ſchuldig.“ Bor Einführung 
des N. FR. war das Privilegium des Fiskus aus L. 17, 8. 5 D. de usuris (XXI, 1): fiseus ex 
suis contractibus usuras non dat, sed ipse aceipit, ſowohl in der Gerichtöpraris unbezweifelt ge— 
handhabt, als auch von der Brandenburg’schen Gejetsgebung, in dem Yandtagsrezefie v. 26. Juli 1653, 
8. 27, beionders anerlannt worden. Bei Abjaffung des Gejegbuchs war es übergangen worden, und 
man hielt dies, wie der J.M. in einem Schr. vom 20. Febr. 1797 (Rabe, Bd. IV, ©. 32) aus- 
ſprach, für eine Aufhebung. Das Generaldireftorium und das DOberfriegsfollegium waren anderer 
Meinung: man forderte im 3. 1799 ein Gutachten don der Geſetzlommiſſion. Das Gutachten der 
Juftizdeputation dom 11. März 1799, und das hinterdrein noch bon den vereinigten Deputationen 
der G.K. erftattete Gutachten vom 3. September 1799 fiel dahin aus, daß das Privilegium aus der 
L. 17, $. 5 de usuris duch das A. L.R. aufgehoben und deſſen Wicderherftellung weder gerecht, 
noch billig fei. Dies fand nicht Beifall bei dem J. M. und dem Generaldireltorium. Auf eine Im— 
mediatanfrage erging die K.O. d. 28. Dftbr. 1799, welche lautet: „Seine Königl. Maj. von Preu- 
Ben x. ertheilen dem Generaldirektorio und dem Großkanzler v. Goldbed auf die Anfrage dom 
24. d. M. zum Beſcheid, daß allerdings ein deflaratorijches Geſetz dahin zu erlafjen ſei, daß Fiskus 
ohne Stipulation Zinjen zu bezahlen nicht jchuldig, dergleichen aber, ohne Berfprechen, ohne vorher« 
geangene Mahnung und beftimmten Zahlungstag, zu empfangen wohl befugt ſei.“ (N. E.S. Bd. X, 

. 2687; Rabe, Bd. V, ©. 629.) In dem — ufertigungsieftt vom 18, Nov. 1799 an die Juftiz« 
follegien jagt der Großfanzler, daß dieſe authentiiche Deklaration fein neues Geſetz enthalte. Aus 
diefer K.O. wurde in den erften Anh. 3. A. L. R. $. 26, nur der erfte Theil, nämlich die Beſtim— 
mung: daß der Fiskus ohne Stipulation Zinfen zu bezahlen nicht ſchuldig fei, aufgenommen; der 
andere Theil, betreffend die Befugniß des Fiskus, Zinien zu fordern, war zwar in den Entwurf 
des Anhangs auch aufgenommen worden, er findet ich aber durchftrihen, ohne daß ein Grund da— 
von erfichtiich ift. — Pens. XU, Motive z. A. ER. II, 14, ©. 146. Vergl. die Motive 
des Pl. « Beichl. des Obertr. vom 5. Juli 1852 (Entih. Bd. XXIU, S. 271), Inzwiſchen ift auch 
die in den $. 26 des Anh. aufgenommene erfte Hälfte jener Verfügung durch die Geſetze dv. 7. Juli 
1833 und d. 7. März 1845 (Zuf. 24 nnd 25) gänzlich verändert. 
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24. Gef. v. 7. Juli 1833, über das Recht und die Berpflihtung des Fisfus 
in Anfjehung der Zinfen. (G.S. ©. 79.) 

Wir x. verordnen zur näheren Beftimmung und zur Einfchräntung des fislaliſchen Vorrechts 
binfichtlich der Zinjen, auf den Antrag Unjeres Staatsminifteriums und nach erfordertem Gutachten 
Unfers Staatsraths, wie folgt: 

$. 1. Im Anjehung des Rechts, Zinfen zu fordern, ift der Fisfus lediglich nad) den allgemei- 
nen Rechtsregeln zu beurtheilen +* ®), 

$. 2. Ebenſo gelten die allgemeinen Nechtsregeln in Hinficht der Berpflichtung des Fiskus, vor- 
bedungene Zinjen ſowohl als ſolche Zinfen zu zahlen, welche in Folge befonderer gefetslicher Borjchrif- 
ten bei gewiſſen Geſchäften eintreten 4°), 

8. 3. Gigentlihe Zögerungszinjen dagegen ift Fiskus nur don dem Tage der in dem rechtäfräf- 
tigen Erfenntniffe + a) beſtimmten Zahlungefrift, mit Fünf vom Hundert, zu entrichten verbunden 5°). 

8.4. Das gegenwärtige Gejeg ift in allen Provinzen Unferer Monardie zur Amvendung zu 
bringen, und werden auch alle ihm entgegenftebende allgemeine und provinzielle geſetzliche Borſchriften 
hierdurch aufgehoben, 

25, Gef. vom 7. März 1845, über die Verpflichtung des Fislus zur Zahlung 
von Zögerungszjinjem. (6.2. ©. 158.) 

Wir Friedrich Wilhelm x. Um den von den getreuen Ständen mehrerer Provinzen vorgetrage- 
nen Wünfchen wegen Aufhebung des fisfalifchen Vorrechts hinfichtlih der Zögerungszinfen möglicht 
zu entjprechen, verordnen Wir, unter Abänderung des 8. 3 des ©. v. 7. Juli 1833, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminifteruuneg und nad) vernommenem Gutachten Unjeres Staatsraths für den ganzen 
Umfang der Monardie was folgt: 

Der Fiskus foll fortan auch in Anſehung der Verbindlichkeit, Zögerumgszinfen zu zahlen, in Frie⸗ 
denszeiten den Privatperfonen völlig gleichgeftellt fein, 

Dagegen foll derjelbe während der Dauer eines Krieges von den bis zu defien Ausbruch gegen 
ihm noch nicht rechtsfräftig feftgeitellten oder während des Krieges fällig werdenden Forderungen Zöge 
rungszinſen erft von dem Tage an zu entrichten verbunden jein, an welchem das Erfenntni über 
die Forderung rechtskräftig wird ®'), 

$. 828. Dieſe Zögerungsinfen laufen von dem im Schuldfcheine beftimmten 
Zahlungstage 5?) an. 

8. 829. Iſt im Inſtrumente fein Zahlungstag beftimmt, fo müſſen fie, nad 
erfolgter Auffündigung, von dem Ablaufe der dazu verabredeten, oder geſetzmäßig be- 
ftimmten Frift 52%), entrichtet werden. 


488) Hierdurch ift denn der zweite Theil der KO. v. 28. Oftbr. 1799 (Anm. 48) ganz bes 
ftimmt abgeichafft, was durch die bloße Nichtaufnahme in den erften Anh. noch nicht geichehen war. 

49) Hier umd im folg. $. 3 werden die geſetzlichen Zinfen (usurae legales) im engeren Einne 
umd die eigentlichen Zögerungszinjen unterfhieden, ein Unterfchied, der in der landrechtlichen Gefetsge- 
bung nicht deutlich hervortritt. Zeit der Publikation dieſes Geſetzes ift Zweifel darliber entitanden: 
ob die Verpflichtung des Fiskus zu den gefeglihen Zinfen im engeren Sinne erft durch daſſelbe 
begründet, oder nicht vielmehr jchon vorhanden gervefen fei. Derjelbe ift durch den Pl.Beſchl. des 
Obertr. (Pr. 2386) dom 5. Juli 1852 dahin entichieden: „Fiskus ift gemäß $. 26 des Anh. zum 
A. L.R. bis zur Publikation des Geſetzes vom 7. Juli 1833 von der Zahlung folder Zinjen, melde 
in Balge Brenz gejetslicher VBorfchriften bei gewiſſen Geichäften eintreten, befreit geweſen.“ (Eutſch. 

„XXI, &, 271.) 


49a) Bergl. unten die Anm. 51 zu $. 196, Tit. 16. 

ent dur das Geſetz vom 7, März 1845 (Zuf. 25), &. auch unten Anm. 50 zu 
8. 195, Tit. 16, 

51) Wird gegen ein Appellationserfenntniß von dem Fiskus die Nichtigkeitsbefchtwerde eingelegt 
und dieſe dermorfen, jo ift der Tag der Infinuation des Appellationsurtels als der Tag der Rechts 
kraft anzuſehen. V. vd. 14, Dei. 1833, 8.10; R. v. 20, Oft. 1840 (J. M.Bl. ©. 341). 

52) 8. 67, Tit. 16, Aud wenn der Schuldner zum Moratorium verftattet ift; denn daraus 
folgt eben jeine Mora. Pr.-O. Tit. 47, $. 38; Kont.-Drdn. $. 427; Pr. des Obertr. vom 9. 1813 
(Jahrb. Bd. IT, ©. 321). 

528) War vor dem Prozefie ein Verzug micht zu erweiſen, jo laufen doch Prozeßzinſen feit Iu— 
finuation der Klage. Pr.-D. Zit. 7, 9.48, d 
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$. 830. Als Zögerungszinfen können in der Regel Fünf>2®) vom Hundert ge- 
fordert werden. 

$. 831. Auch wenn im Schuldfcheine niedrigere Zinfen vorbedungen wären, fann 
— von der Zeit der Zögerung des Schuldners an, Fünf vom Hundert 
ordern. 

8. 832. Kaufleute 52°) und Auden>3) können den höchſten ihnen erlaubten 
Zinsjag ald Zögerungszinſen fordern, wenn jie gleich im Inſtrumente felbit fih nur 
niedrigere Zinfen verſprechen lajien. 

$. 833. Außer den Zögerungäzinfen kann der Gläubiger für den durch den Ver— 
zug des Schuldners ihm entitandenen Schaden feine weitere Vergütung fordern 5). 

$. 834. Hat jedoch der Schuldner, bei vorhandenen binlänglichen Zahlungs- 
mitteln 55), aus Vorſatz oder grobem Verſehen 5%), die Zahlung verzögert, jo fann 
der Gläubiger, ftatt der Zögerungszinfen oder der Konventionalftrafe, den Erſatz des 
aus diejem Verzuge ihm erwachſenen wirklichen Schadens verlangen 5° ®). 

$. 835. Sowohl vorbedungene, ald Zögerungszinfen, müjjen in der Münzſorte 
des Kapitals >7) entrichtet werden. 

$. 836. Was wegen der Kapitalszahlungen 88. 769— 777 verordnet ift, fin— 
det auch bei Entrihtung und Einfaffirung der Zinſen jtatt. 

8. 837. Wenn eine gewijfe Summe zehn Jahre hindurch >? ®) als Zinfen eines 
jchuldigen Kapital® bezahlt worden, jo entiteht die Vermuthung °®), daß der Zahlende 
das Kapital felbit als ein Darlehn fchuldig fei. 

$. 838. Dieje Vermutbung wird bloß dadurh, daß der Empfänger über das 
Kapital jelbit feinen Schuldjchein vorzeigen fann, noch nicht entfräftet *9). 


52b) S. ımten die Zuf, 26, 27, 28 zu 8.841 d. T. — (3.9) Schon die Reichsgeſetzgebung 
(Dep.Abſch. 1600, $. 139) hatte in Anerkennung der reichslammergerichtlichen Prayis (Meiern, 
von jechsten Zinsthaler, ©. 117 ff.) das —* des Gläubigers im Falle der mora solvendi zur 
Abſchneidung mweitläuftiger Yiquidationen und Bemweisführungen auf fünf Prozent feftgejegt, weil man 
annahm, daß nach dem damals zuläffigen Zinsfuße fiir den Rententauf (Meichspol.-O. 1530, Tit. 26, 
8.8; 1548, Tit. 17, 8.8; 1577, Zit. 17, 8. 9) der Gläubiger fein Geld jo hoch nuten könne. Die 
Beitimmung bat die Bedeutung einer Filtion, gegen welche von keiner Seite ein Beweis zuläffig ift, 
mit der einzigen Ausnahme, welche der $. 834 feſtſetzt. 

52°) Pr. des Obertr. 341 unten in der Anmerf. 33 zu $. 64, Tit.16. — Bergl. o. Anm, 32 
zu $. 805 d. X. 

53) ©. o. die Anm. 83 zu 8.805 d. T. 

54) Bergl. o. die Anın. 43 zu $. 821 d. T. 

55) Nur umter diejer Vorausſetzung, die der Gläubiger in den feltenften Fällen zu erweiſen im 
Stande fein wird, foll die —— 7 Entſcheidung der Kontroverſe (R. Z. A. v. 1600, 8. 139) 
Geltung haben, und auch nur unter Einſchränkung auf den wirklichen Schaden. Die Beſtimmung 
iſt dadurch unpraltiſch gemacht. 

56) Nach der Regel muß im dieſem Falle das ganze Intereſſe geleiſtet werden. $.285, Tit. 5. 
Ein juriftiicher Grund zu der davon hier gemachten Ausnahme ift nicht bekannt. 

563) (4.9) Die 88. 833, 834 find bei denjenigen Darlehnsverträgen nicht ausgeſchloſſen, bei 
denen die Valuta in den Objekten des 8. 793 gegeben ift. Erk. des Shertr. bom 11, April 1861 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XLI, ©. 162, 

57) Bei Entrihtung vorbedungener Zinfen vor Alters ausgeliehener Kapitalien ift das Berhält- 
niß des zur Zeit der Ausleihung beftehenden Minzfußes verglichen mit dem zur Zeit der Zinszah- 
lung gültigen Münzfuße, maßgebend; Münzveränderungen, welde inmitten diejer beiden Faktoren Tie- 

‚ find unerheblich. Br. des Obertr. vom 27. Nov. 1851 (Entf. Bd. XXIII, ©. 308), Das 
Seide gilt bei der Rüdzahlung folder Kapitalien. $. 787 d. T. 

57a) Im jeden Jahre bejonders. Die enusa braucht in den Duittungen nicht näher angegeben 
zu fein, als daß es „Zinfen eines jhuldigen Kapitals” jeien. 

58) Die Vermuthung des Titels der Hauptichuld (weil eine Zinjenobligation nicht ohne Haupt- 
ftuhl gedacht werden fann), nah Brunnemann’s Lehre im Kommentar ad L. 28 C. de pactis, no. 9, 
S. aus der vorlandrechtlihen Praris den Rechtsfal in Hymmen, Beiträge, Samml. VII, ©. 59, 

59) Denn es kann von Anfang fein Inftrument aufgejetst worden, oder das ausgejertigte In— 
ftrument verloren gegangen jein, nad Leyser, Med., sp. 243, m. 8. 
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$. 839. it die $. 837 befchriebene Zinfenzahlung durch Dreißig Jahre geleiftet 
worden, fo fann der Gläubiger das Kapital vermöge eine durch Verjährung enwor- 
benen Rechts 6°) fordern, und der Beweis, da urfprünglih fein Darlehn gegeben 
worden, ift nur in dem Maße zuläffig, wie gegen die Verjährung überhaupt ein Beweis 
ftattfinden kann. 

$. 840. ft die Summe de3 Kapital, zu welchem fich der Schuldner durch 
dieſe — Zinſenzahlung ($$. 837, 839) bekannt hat, in den Quittungen 
nicht ausgedrüdt, noch jonft auszumitteln, fo müſſen die jährlich gezahlten Anterefen 
nad landüblihem Zinsfuge zu Kapital gerechnet werden. 

$. 841. Unter landüblichen Zinfen werden im Gefege Fünf vom Hundert ver- 
ftanden 6), 

26. B. v. 2. Juni 1827, wegen Herabfegung des im Oſtpreußiſchen Propin- 
zialrecht beftimmten Zinsſatzes. (G.S. ©. 76.) 

Wir x. thun fund: Wenn ir auch zur Zeit noch Bedenken tragen müſſen, den in dem 29ften 
Zuſatze des Oftpreußifchen Provinzialrechts beftimmten Zinsfuß mit Sechs vom Hundert allgemein 
berabzujegen, jo wollen wir dennoch dieje Herabfegung in Bezug auf die durch das Gefeg ummit- 
telbar beftimmten, ingleichen auf die Zögerungszinfen in folhen Fällen, in welchen die verabredeten 
Zinfen nicht mehr als Fünf vom Humdert betragen, eintreten laſſen. , 

Wir verordnen daher, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, nad erfolgtem Gutachten 
Unferer getrenen Stände des Königreihs Preußen, Folgendes: 

$. 1. Im allen Fällen, in welchen die Verbindlichkeit zur Zinszahlung nicht auf einer Berab- 
redung, fondern unmittelbar auf dem Geſetze beruhet, follen nicht mehr als Fünf vom, Hundert an 
Zinfen gefordert werden dürfen. j 

$. 2. Gleichergeftalt werden die Zögerungszinjen von Sechs auf Fünf vom Hundert herabgefetzt *:). 

8. 3, Betragen die verabredeten Zinfen jedoch mehr als Fünf vom Humdert, jo werden darnach 
auch die Zögerungszinfen beftummt. 

8.4. Iſt in dem A. L. R. ein höherer Zinsja ausdrücklich feftgefegt worden, jo hat es dabei 
fein Bemwenden. 

27. K. O. dom 10. Mai 1828, wegen allgemeiner Gültigkeit diejer B. für die 
ganze Monarchie. (v. Kampk, Annal. Bd. XI, ©. 316.) 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums dv. 21. v. Mts. und nad) deſſen Antrage gebe Ich Ih— 
nen hierdurch zu erkennen, daß durch die Bezugnahme auf das Oftpreußiiche Provinzialrecht, welche 
in der nach dem Gutachten der Stände des Königsreichs Preußen wegen Herabfegung des Zinsfußes 
ergangenen Verordnung vom 2. Juni v. I. enthalten ift, die geietliche Anwendung derielben auf die- 
jenigen Theile der Provinz Weftpreußen, worin das Oſtpreußiſche Provinzialredht keine verbindliche 
Kraft hat, nicht ausgefchlofjen worden, daß die Beftimmungen diejer Verordnung vielmehr für das 
ganze Königreih, mithin auch für die gefammte Provinz Weftpreußen, nad) dem Antrage der Pro- 
vinzialftände gültig fein follen. 

Ic autorifire Sie, diefen Befehl durd die Amtsblätter der Regierungen zu Königsberg, Danzig 


60) S. o. die Anm. 1 zu $. 500, Tit. 9. Diefe eigenthümliche Begründungsart einer perfön- 
lichen Verbindlichkeit ift von mehreren gemeinrechtlihen Juriften ans der L. 6 pr. &.1 D. de usuris 
(XXI, 1); L. 3, 4, 8, &. 1 C. de praeser. XXX vel XL annor. (VII, 39) u. L.20 C. de agricolis 
et censitis erfunden worden. „Nach gemeinem Rechte kann durch die beftimmte Verjährung (prae- 
seriptio definita) eine orderung nicht erworben, noch weniger aber die dingliche Beſchaffenheit deriel- 
ben begründet werden. Auch durch die unvordenkliche Verjährung kann dies nicht geſchehen.“ Pr. 
des Obertr. vom 15. April 1836 (Entſch. Bd. II, ©. 201), 

608) (4.%.) In Schlefien ift der landübliche Zinefuß jehs Prozent. Erf. des Obertr. vom 
28. Oft. 1859 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXV, ©. 202). 

61) Diefe Herabjegung der Zögerungszinfen don ſechs auf fünf vom Hundert findet auf dieje- 
nigen, welche ſchon vor Publikation der diesfälligen Verordnungen entftanden find, wenn diefelben 
. erft im fpäterer Zeit geltend gemacht werden, feine Anwendung. Pr. des Obertr. 275, vom 
9. Juni 1837 (Bräj.-Sammi. I, ©. 859), 
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und Marientverder befannt machen zu laſſen, umd die betreffenden Gerichte zu deren Befolgung noch 
befonders anzumeijen. 
28. K. O. v. 3. Februar 1833 (G.S. ©. 15). 

Die V. v. 2. Juni 1827 ſoll auch in dem Lauenburg-Bütowſchen Kreiſe, und in den beiden, 
dem Köslinſchen Regierungsbezirke einverleibten Weſtpreußiſchen Enklaven verbindliche Kraft haben. 


$. 842. Hat der Gläubiger bei einem zindbaren Darlehne über den legten Zins— 
termin 61°) ohne Vorbehalt quittirt 82), fo ftreitet für den Schuldner die Vermuthung, 
daß auch die vorhergehenden Termine berichtigt worden. 

$. 843. it über das Kapital ®°) ſelbſt ohne Vorbehalt quittirt worden, jo find 
die vorbedungenen Zinjen für bezahlt oder erlaſſen zu achten 6*). 

618) Bei anderen terminlichen Leiftungen werden zwei Duittungen zur Begründung der Ber- 
muthung gefordert. Unten, $. 133, Tit. 16 und Anm. 86 dazu. 

62) Hier wirkt die — ohne Vorbehalt die ———— Iſt eine Quittung nicht gege— 
ben, fo ift auf den allgemeinen Grundſatz des $. 133, Tit. 16 zurückzugehen. 

63) Nämlich über das ganze Kapital. Quittungen über Partialzahlungen haben dieje Wirkung 
nicht. Br. des Obertr. von 1851 ohne Datum. (I.M.Bl. 1851, S. 296.) Es ändert nichts, wenn 
in der Quittung zugleich über einen Theil der Zinſen quittirt ift, nur muß fein Vorbehalt wegen 
des Uebrigen gemacht worden fein. Bergl. R. vom 4. Dez. 1835 ad 2 (Yahrb. Bd. XLVI, ©. 568). 

64) Es wird dafiir „erachtet“, gehalten, e8 wird angenommen, fingirt, das ganze Schuldverhält- 
niß ift damit abgethan. Ebenſo nad) 8.847. In beiden Fällen ift von der rechtlichen Wirkung einer 
Quittung über das Kapital ohme Vorbehalt die Rede; die Wirkung bleibt ſich gleich, mag vor der 
Duittungsleiftung gelagt worden fein, oder nicht, denn diefe Thatſache ändert nicht den Rechtspunlt. 
Das Obertr. findet in „zu erachten” des 8.843 eine VBermuthung, welche durch Gegenbeweis 
widerlegbar fei, nad) dem Pr. vom 11, Mai 1839: „Die über die Zahlung eines Kapitals ohne Vor— 
behalt ausgeftellte Quittung begründet zu Gunften des Schuldners nur die Bermuthung, daß die 
borbedungenen Zinjen begahit oder erlaffen find; der Nachrveis des Gegentheils wird durch diefe Ber- 
muthung nicht ausgeſchloſſen.“ (Entſch. Bd. IV, ©. 336.) Um diefen Sat zu begründen, müßte 
nachgemwiefen werden, daß der Gefetsgeber einen umrichtigen Ausdrud gebraucht habe, denn das „dafür 
erachten”, „dafiir anſehen, halten‘, ift der befannte umd unzweidentige Ausdrud für eine Filtion. 
M. ſ. 3.2. $$. 25, 18, 39, 42, befonderd 1027 und auch 1048 d. T.; 88. 6, 7,83, Tit. 2; 88. 105, 
130, Zit.4; 88.17, 30, Zit. 7; 88. 73, 396, Tit. 9; 88. 64, 505, 585, Tit. 12; 88. 129, 130, 
Fit. 135 8. 154 u. 8.206, Tit. 14; 8. 39, Tit. 15; 88. 116, 147, Tit. 16; 8.630, Tit. 185 88. 91, 
280, 576, Tit. 20; $. 694, II, 1 und andere Stellen. Statt defjen beruht die Begründung des Satzes 
auf einer dem Wortlaute wideriprechenden Folgerung; es werde nicht gejagt, wie im $. 846 und 847, 
daß dergleichen Zinfen nicht nahgefordert werden könnten; e8 werde nur ausgefprochen, daß die 
Zinſen für bezahlt oder ag ar u erachten jeien, es fole alfo (?) vermuthet werden, daß 
u.f. m. Bei einer jpäteren Entſcheidung vom 23. Nov. 1847, mo diefe Deutung aufrecht erhalten 
wird, find fachliche Gründe dafür gegeben. Der Grund des 8. 843, nämlich des von dem Obertr. 
hineingelegten Satzes, liege nicht in der Thatjache der auf irgend eine Weiſe eingetretenen Aufhebung 
der bis nn — Hauptverbindlichkeit; die rein acceſſoriſche Natur der Zinſen höre auf, wenn 
E verfallen feien; es werde dann ein jelbjtftändiger Anfprud daraus. (Nechtsf. Bd. II, ©. 148.) 

as Gejagte ift wahr. Wegen füllig gewordener Konventionalzinjen hat der Gläubiger die actio ex 
stipulata, unabhängig bon Klage ans dem Hauptverhältniffe. Allein das würde doch mur ein 
Grund für den Gejetsgeber fein, die Beitimmung des $. 843 micht zu geben oder die gegebene abzu- 
ſchaffen, aber man kann damit nicht bemweifen, daß das Vorhandene nicht vorhanden En Annehm- 
barer wäre die Beſchränkung der Beftimmung der 88. 843 u. 847 auf die noch laufenden Zinjen, 
deren Zahltermin zur Zeit der Kapitalszahlung noch nicht eingetreten war. Dabei blieben die be- 
reits jelb Eye — Forderungsrechte unverietzt. Die Röm. Anſicht iſt überdies, daß Kapi— 
tal und alle verfallene Zinſen den Inhalt einer —— Obligation ausmachen; und unter dem Ein— 
fluſſe dieſes Rechtsgrundſatzes haben die Berf. des A. L. R. geftanden. (3. A.) Bon diefer Jurisprus 
denz ift dag Obertr. zurlidgefommen; das Plenum hat befunden, daß keineswegs jchon der Nachweis, 
daß weder gezahlt, noch erlaffen worden jei, die Fiktion umftoße, daß vielmehr ein ausdrüdlicher Vor⸗ 
behalt bei der Quittungsertheilung, fei e8 von Seiten des Schuldners, indem er dem Gläubiger die 
Zinfen vorbehält, jei e8 von Seiten des Gläubigers, indem er die Onittung mit dem Vorbehalte der 
noch unberichtigten Zinſen giebt, ftattgefunden haben müſſe. Dieſer Satz ift durch folgenden PI.- 
Beil. vom 4. Dez. 1854 ausgedrüdt worden: „Die im $. 843 aufgeftellte Bermuthung, daß die 
borbedungenen Zinlem eines Kapitals filr bezahlt oder erlaffen zu erachten jeien, wenn über das Ka— 
ital ohne Vorbehalt quittirt worden, wird durch jeden, auch bloß mündlichen Vorbehalt diefer Zin- 
en, gehoben.‘ (Entie, Bd. XXIX, ©. 13 u. J.M. Bl. 1855, S. 38.) Der eigentlich ftreitige Rechts 
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$. 844. Dagegen folgt aus einer ohne Borbehalt audgejtellten Quittung über 
da3 Kapital jo wenig, ald aus der Nüdgabe des Schuldſcheins, die erfolgte Zahlung 
oder Erlaſſung der von dem Nichter Be Verzugszinſen. 

8. 845. Verzugszinſen, auf welche der Richter nicht erkannt hats6), können, 


3 iſt verſchludt; dieſet iſt: daß ohne wörtlich ausgedrüdten Vorbehalt die Vermuthung (Fiktion) 
nit umgeſtoßen werden kaun, d. h. daß der Gegenbeweis nicht auf die Thatſache der Nichtzahlung 
oder des Nichterlafjes, fondern auf die Thatſache des ausdrüdlichen Vorbehalts bei der Duittungs- 
ertheilung gerichtet jein muß; denn nur ein Vorbehalt ſchließt die Fiktion aus. Der Pl.-Beichl. ent- 
fcheidet nur die untergeordnete Frage über die Form des Vorbehalte; doch kann man fich damit zu- 
frieden ftellen, da der Hauptjag vorausgeſetzt und in dem, obichon wenig wiljenichaftlich gehaltenen, 
Gründen doch ausgeiprochen ift. (5. A.) In dem Erf. v. 8, Oft. 1867 nennt nun auch das Obertr. 
die Beftimmung des $. 843 und des 8. 845 eine „Fiktion“ und jpricht zugleich den richtigen Rechts⸗ 
ii aus, daß diefelbe eine Quittung im technischen Sinne, alfo eine Schriftliche Erklärung über 
erfolgte Zahlung des Kapitals und zwar des ganzen Kapitals vorausſetze. (Archiv f. Hechter, 
Bd. LXIX, ©. 32.) 

(5. 4.) Iſt in einem Kaufgelderbelegungs = Verfahren gegen die Kaufgeldermafje ein Hnpothelen- 
fapital Tiquidirt, daffelbe ausgezahlt und von dem ng darüber ohne Borbehalt quittirt worden, 
jo * die vorbedungenen, nicht liquidirten Zinſen für bezahlt oder erlaſſen nicht zu achten. Erf. 
dejl. vom 7. Januar 1867 Eutſch. Bd. LVIII. ©, 95). 

65) S. die folg. Anm. 65%, Der juriftiiche Grund fönnte davon jein, weil „zuerlaunte” Ber- 
zugszinfen als eine jelbitftändige Judikatforderung anzujehen find. Diefer Grund würde aber auch 
von verfallenen Konventionalzinjen gelten, welche eine ſelbſtſtändige Forderung ex stipulatu find; 
und doch foll die Forderung erloihen jein, wenn über das Kapital ohne Vorbehalt quittirt worden, 
wenn man midht die SS. 843 u. 847 auf die noch laufenden nicht ng N emsangse Zinſen bezicht. 
S. die vor. Anm. Es fehlt den verworrenen Beftimmungen über die Bezahlung und Nachforderung 
der Zinien an einem Maren leitenden Grundgedanten. Hier, bei den Berruatinten, ſcheint die recht» 
lihe Natur derfelben als einer zufälligen Erweiterung der urſprünglichen Obligation, nämlich einer 
Entjhädigung für mmgehörige Erfüllung, vorgeſchwebt zu haben. Denn dergleichen zufällige Ermweite- 
rungen einer —— können, nah R. R., nicht mehr eingefordert werden, ſobald die Klage aus 
dem Hauptgeihäfte durch Tilgung der Hauptforderung erloſchen ift; man hat dafür feine befondere 
Klage. Eine Anwendung dieſes Grundjates findet fi) 1) hier im $. 844, wonach nicht zuerfannte 
Verzugszinfen nad Erlöſchung der Hauptforderung nicht nadhgefordert werden fünnen, wogegen die 
„„uertannten” ein Beſtandtheil der Judilatforderung find; 2) um folg. $. 845, wonad auch Judilat- 
zinjen (eine Spezies der Verzugszinfen) nicht nachgefordert werden können, wenn die Judifatforderung 
erloihen ift. Hieraus ergiebt fich der in dem Pr. des Obertr. 1336, v. 9, Sept. 1843, ausgeſprochene 
Rechtsſatz: „Verzugszinfen, die nicht auf einem Urtel beruhen, können nicht nachgefordert werden, ſo— 
bald über das Kapital ohne Vorbehalt quittirt worden, mag über die Zahlung des Kapitals ein Er» 
tenntmiß ergangen jein, oder nicht.” (Entſch. Bd. IX, S. 225.) Der Gegenjag ift: fie Lönnen nad 

fordert werden, wenn über das Kapital mit Vorbehalt quittirt worden ıft; es ift jedoch zu unter 
beiden: ob über das Kapital ein Urtel ergangen ift, oder nicht. Iſt wegen der Zahlung des Kapi- 
tals fein Erlenntniß ergangen, jo können alle Berzugszinfen nachgefordert werden; ijt ein Erfenntnif 
vorhanden, worin die VBerzugszinfen übergangen find, jo können mur die Judilatzinfen machgefordert 
werden, die Verzugszinfen aus der vor dem Ürtel liegenden Zeit gelten für aberfannt. $$. 845 und 
848 d. T. und Anm. 66. Hiergegen ift gejagt worden: Berzugszinfen, die nicht auf einem Urtel be- 
ruhen, tönnten überhaupt nicht nachgefordert werden, aud wenn ein Borbehalt in der Quittung über 
das Kapital gemacht worden jei; denn man könne nicht rejerviren, mas man nicht habe, umd eine 
befondere Klage wegen folder Zinjen habe der Gläubiger nicht. Seriß: Eine bejondere Klage 
hat der Gläubiger zwar nicht, aber er hat die Hauptllage, die auch auf diefe Zinſen geht, folglich hat 
er etwas, was er ſich rejerviren kann, Gegen jeinen Willen kann das Schuldverhältmß, alfo 
aud die Klage daraus, nicht erlöichen, wenn nicht durd Verjährung oder pollftanbige Be 
friedigung. — (4. 4.) Das Obertr. hat in Uebereinftimmung mit der hier vertretenen Meinung er- 
fannt, daß, wenn ohne borangegangene Klage, ein Kapital gezahlt und darüber unter Borbehalt der 
Berzugszinfen quittirt worden tft, diefe Verzugszinjen befonders eingeflagt werden können. rt. vom 
14. März 1862 (Entſch. Bd. XLVI, S. 103). (5. 9.) Auch ein mündlicher Vorbehalt der Berzugs- 
zinfen bei der Zahlung und Duittirung des Kapitals, oder wenn der Gläubiger zur Ausftellung einer 
vorbehaltiojen Quittung über das Kapıtal durch den Schuldner dolofe verleitet worden, ift, mit Recht, 
für genügend erachtet. Erf. des Obertr. vom 17. Februar 1865 (Gntih. Bd. LIV, ©. 107), 

65*) (5. A.) Eine Klage auf Berzugszinfen ift jedenfalls unftatthaft, jobald über das Kapital 
ohne Borbehalt quittirt ift. Erf. deſſ. vom 10. Dez. 1867 (Entſch. Bd. LIX, ©. 463), 
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aud von dem Tage des ergangenen Urteld 65°) an, nicht nachgefordert werden 56), ſo— 
bald über das Kapital ohne Vorbehalt quittirt worden #6 ®), 

8. 846. Gin Gleiches findet jtatt, wenn vorbedungene Zinſen zwar gefordert, 
aber von dem Richter übergangen worden, und der Gläubiger ſich bei dem Erfenntnüife 
beruhigt bat. 

$. 847. Hat aber der Gläubiger die vorbedungenen Zinſen nicht mit eingeflagt, 
fo fünnen diejelben, fo lange noch nicht ohne Borbehalt über das Kapital quittirt ıjt, 
nachgefordert werden. 

$. 848. Hat der Richter geforderte 67) Verzugszinſen im Urtel übergangen, To 
hat diejed eben die Wirkung, ald wenn er jie aberfannt hätte ®®). 


658) (4, A.) Unter dem Urtel ift das definitive rechtsträftige Erkenntniß zu verſtehen. Erf. des 
DObertr. vd. 17, Oft. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 119), 

66) Verzugszinfen, welche bei der Einklagung des Hauptftuhls der Forderung nicht zugleich mit 
eingellagt worden find, und worauf der Richter auch nach $. 58, Fit. 23 Pr.-O. nicht von Anıts- 
megen erfannt hat, können in einem fpäteren Prozeſſe nicht mehr nachgefordert werden. (Zu vergl. 
die folg. Anm. 67 a, E.) Berzögerungszinfen, welche vom Tage des ergangenen Urtels zu laufen am- 
fangen, fönnen dagegen jo lange gefordert umd eingeflagt werden, als mod nicht über das erftrittene 
Kapital ſelbſt ohne Vorbehalt quittirt ift. Pl.Beſchl. (Pr. 1605) des Obertr, vom 12. Sept. 1845 
(Entib. Bd. XI, ©. 3). Dieles find die jog. Judikatzinſen. Vergl. auch das Erf. def. v. 17, Okt. 
1854 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©, 119), 

668) (4. 9.) Vgl. unten, Anm. 62, Alin. 2 zu $. 104, Tit. 16 u. o. die Aırm, 64, Alin. 1 a. E. 

(4.9) Berzugszinjen, melde nad der Eintlagung des Hauptjtuhls im Vorprozeſſe entjtanden 
und daher nicht mit eingeflagt geweſen find, zu deren Zahlung der Schuldner ſich aber beſonders ver- 
pflichtet hat, fönnen auch nad Ceffion des Hauptftuhls an einen Dritten, gleid den vorbedungenen 
Zinſen, fo lange — werden, als nicht über das Kapital ſelbſt ohne Vorbehalt quittirt iſt. Erf. 
des Obertr. vd. 18, April 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 95). 

(5. A.) Ueber die Frage: ob Verzugszinfen, auch vor Einforderung des Kapitals, jelbitftändig 
eingellagt werden können, |. m. unten, die Anm. 34, Abſ. 2 zu $. 64, Tit. 16. 

67) Der Gegenſatz milrde jein: Nicht geforderte Verzugszinjen können nachträglich eingeflagt 
werden. Dies hatte das Obertr. auch durch das Pr. 656, vom 20. April 1839 jo ausgeſprochen: 
„Die Borfchrift diefes $. kommt nicht zur Anwendung, wenn der Richter nicht geforderte Ver— 
ugszinfen im Urtel Übergangen.“ Dur den Pl.«Beſchl. vom 12. Sept. 1845 (f. v. Anm, 66) aber 
ift diefer Sat verworfen; wenn die Klage wegen der Hauptſache eimmal fonjumirt ift, können Ber 
zugszinfen, auch nicht geforderte Berzugsjinjen, nicht mehr eingellagt werden. — (3. A. „Ber: 
zugszinien, welche bei Eintlagung des Hauptftuhl® der Forderung nicht ——— mit eingeklagt worden 
ind, können auch dann nicht nachgefordert werden, wenn fie In der lage ausdrüdlich vorbehalten 

nd. Auch der Ausſpruch des. erfennenden Richters, daß es bei diefem Vorbehalte zu belafien fei, 
vermag nicht, demfelben eine Wirkung beizulegen.“ Pr. des Obertr. 2474, v. 11. Oft. 1853, Entſch. 
Bd. XXVI, ©. 270.) — Bergl. die übereinfimmende Anwendung in dem Erf. vom 17. Dit. 1854 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 119). — (5.4.) Durch Kompenfation aber können Verzugszinfen, 
, nachdem diejelben bei der Hauptforderung nicht eingellagt worden, noch geltend gemacht werden. rt. 
des Obertr. vom 1. Mai 1863 Entſch. Bd. L, S. 153). 


68) (4. X.) Die miteingeflagten, im Urtheilstenor aber übergangenen, VBerzugszinjen find auch 
dann für aberfannt zu erachten, wenn fie nad den Entjcheidungsgründen haben zuerkannt werden 
jollen und diefes aus einer kulpoſen Omiffion unterbfieben ift. Das gegen ein jolches Urtheil an- 
wendbare Rechtsmittel ift nicht ein Deklarationsgefuch, da das Urtheil Mar ıft, jondern die Appellation, 
beziehungsteife der Rekurs. Erf. des Obertr. vom 16, Mai 1862 (Archiv f. Rechtsi. Bd. XLV, 
©. 247). 15.9.) Auch eine Ergänzung des Erfenntnifjes kann nicht verlangt werden, ohme Unter 
ſchied, welcher Imftanzrichter die Zinſen Üübergangen habe; das Geſetz beſtimmt uneingeichräntt, daß 
die Uebergehung geforderter Verzugszinſen im einem richterlichen Urtheile mit deren Aberkennung gleiche 
Wirkung haben jolle, unterjcheidet auch nicht zwiſchen ‚Nichterwähnung“ und „Uebergehung‘ der Zin- 
jen. Erf. des Obertr. dv. 30. Nov. 1863 (Arch. f. Rechtsf. Bd. Li. ©. 254). 

—* in den 853. 848— 848 enthaltenen Grundſätze über Zahlung und Nachforderung ‚der Zinſen 
find folgende: j j 

a) Bei vorbedungenen Zinfen. «) Der Gläubiger hat gellagt und aa) die Zinfen mitge- 
fordert: dann können fie nicht noch einmal eingellagt werden, wenn fie im Urtel übergangen oder 
abertannt worden find ($. 846); oder 23) micht mitgefordert: dann fünnen fie a) wenn und jo lange 
das Kapital noch nicht bezahlt ift, mod) nadhgefordert werden ($. 847); b) ift das Kapital bezahlt und 
ohne Vorbehalt wegen der Zinsreſte quittirt, jo findet keine Nachforderung flatt ($. 843), Dies ift 
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8. 849. Fällt weg ®®®). 

29. Gef. v. 31, März 1838, wegen Einführung kürzerer Berjährungsfri- 
ften. (8.8. ©. 249.) 

8.2. Mit dem Ablaufe von vier Jahren verjähren die Forderungen: 

5) wegen der Rückſtände an borbedungenen Zinfen, — es mag das Recht dazu im Hypothelen⸗ 
buche eingetragen fein, oder nicht ©®), 

$. 850. Doch fommt dem Gläubiger bei diefer 7%) Art der Verjährung alles 
das zu Statten, was den Anfang der gewöhnlichen VBerzährung dur Nichtgebrauch 
hindert, oder deren Fortſetzung unterbricht 7%). 

$. 851. Außer diefem Falle können Zinfen, deren Berichtigung der Schuldner 
verabjäunt oder verzögert hat, jo weit fie rüdjtändig find, gefordert werden, felbft, 
wenn der Nüditand, wegen Länge der Zeit, den Betrag des Kapitald überfteigt ??). 

$. 852. Noch weniger fann ein Schuldner bloß aus dem Grunde, weil die von 








aber ſtreitig. ©. o. die Anm. 64. 2) Der Gläubiger hat nicht gellagt, fondern ohne Rechtsweg Be- 
zahlung — Dann iſt es wie in den fällen a und b. 

b) Bei Berzugd- (und gejeßlihen) Zinſen. a) Es ift wegen der Hauptforderung geklagt worden 
und az) es find Verzugsziufen zugefproden. Dann können a) die zugeiprochenen Berzugszinfen noch 
immer eingefordert werden, nachdem ſchon über die Zahlung des Kapitals ohne Vorbehalt quittirt 
worden ($. 844); b) die zu menig zuerkannten, mögen fie gefordert oder nicht gefordert worden fein, 
fönnen nicht mehr eingellagt werden ($. 848 u. Anm. 67). 22) Es find keine Berzugszinfeu zuer- 
fannt. Hier gilt das Gleiche wie in dem vorigen Falle b. P) Der Gläubiger hat wegen der Haupt- 
forderung nicht geflagt, aber über das Kapital quittirt: aa) ohne Vorbehalt: dann fann er feine 
Nachforderung maden; PR) mit Vorbehalt: dann kann er das Borbehaltene mit der Hanptllage noch 
nachfordern. ($. 844 umd Pr. 1336 o, in der Anm. 65.) 

688) (3. U.) Es hieß: „Wer die gerichtliche Einflagung rüdftändig verbliebener Zinfen länger 
nf zehn Jahre verabfäumt, der kann einen über zehn Fahre hinausgehenden Rüdftand nicht ferner 
verlangen.“ 

69) Durch dieſes neue Geſetz find auch die an den dadurd aufgehobenen $. 849, welcher die 
Zinfenverjährumgsfrift auf zehn Jahre beftimmte, wegen der Berjährung der Berzugszinfen, gefmüpft 
gervefenen Kontroverjen befeitigt. Ein Pl.-Beichl. * 616) v. 11. Marz 1839 hatte ausgeſprochen: 
—— find der zehnjährigen Verjährung nicht unterworfen.” (Entſch. Bd. IV. ©. 280.) 

uch die frage ift oder war ftreitig: im welcher Zeit die VBerzugszinjen verjähren, wenn Kon- 
ventionalzinfen ftipulivt worden find. Nach der Natur der Rechtsverhältnifje hat der Gläubiger im 
alle der Mora zwei Forderungsgründe wegen Zinſen, die einander nicht bedingen aber ausfchließen, 
omeit fie fi ihrem Inhalte nad) deden, nämlich: die Hauptklage auf Zögerungssinfen (Schxdens- 
erjag), und die activ ex stipulatu auf die Konventionalzinien. Iſt die leytere verjährt, jo bleibt noch 
die erjtere übrig. Das Obertr. hat jedoch durch Pl-Beſchl. (Pr. 1731), v. 9, April 1846, als Rechte 
fat ausgefprodyen: „Wenn von einem Schuldfapitale Zinien vorbedungen waren, jo unterliegen auch 
bei hinzugetretenen Berzuge des Schuldners die über zehn, rejp. über vier Jahre hinausgehenden Rüd- 
ftände der Verjährung, nicht aber die durdy den Berzug begründeten Mehrzinfen.” (Entf. Bd. Xıl, 
S. 17.) Diefer Satz fußt auf der Faſſung des 8. 827 d. T., wonach Zögerungszinjen erft alsdann 
und nur inſoweit Konventionalzinfen oder Konventionalftrafe nicht ausbedungen Tino, eintreten Sollen. 
S. auch Pr. 2199 o. in der Anm. 65 zum G. dv. 31. März 1838 (Tit. 9), 


70) Aber nicht bei der neuen kurzen Berjährung (Zuf. 29), wenigftens wird auf die Minderjäh- 
— nicht Rückſicht geuommen. S. Pr. 1802 o, in der Anm. 37 zu 5. 535, Tit. 9, u. Eutſch. des 
Obertr. Bd. XIV, S. 212, 

71) Auch bei der zehn- (jett vier») jährigen Verjährung der Zinſen nad $. 849 kommt es dem 
&läubiger nad) $. 850 in Verbindung mit $. 569, Zit. 9 zu Statten, wenn er nachweiſen kann, daf 
der Schuldner unredliher Weife und gegen befjeres Wiſſen von jeiner noch forttwährenden Verbindlich 
feit fich derjelben entziehen wolle, Pl.Beſchl. (Pr. 56) des Obertr. vom 14, a. 1834, 

Der dritte Beſitzer eines verpfändeten Grumdftüds kann dem Hppothelengläubiger den Einwand 
der Verjährung nicht entgegenfegen, wenn derjelbe jein Recht, inmerhalb der Berjährungsfrift, gegen 
den perjönlichen Schuldner ordnungsmäßig verfolgt hat, umd nicht feit der Feſtſtellung feines Ausialle 
in diefem Prozeffe die Berjährungesfrift abgelaufen ift. Wr. des Obertr. 2006, vom 1. April 1837. 
(Entid. Bd. III, 9.88.) ©. o. die Anm. 37 zu 8.489, Tit.5. S. noch das Pr. 1103 m. im der 
Anm. zu 8. 153, Tit. 16, 


72) Damit ift das röm. Verbot der Zinjen über das Doppelte (ultra alterum tantum) aufgehoben. 
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ihm nach und nach gezahlten ?®) Zinfen die Summe des Kapitals bereits überfteigen, 
der ferneren Verzinſung fich entziehn. 

8. 853. Sind Sachen, welche nicht unter die Gegenftände des eigentlichen 7*) ——— 
Darlehns gehören, mit der Bedingung gegeben worden, daß eben jo viel Sachen von Darlehnen*). 
gleicher Art und Beichaffenheit zurüdgegeben werden follen, jo finden in der Regel 
alle wegen des eigentlichen Darlehns ertheilten Vorſchriften Anwendung. 

8. 854. Der Empfänger ift dergleichen Sachen in eben der Quantität und Qua- 
fität, wie er fie erhalten hat, zurüdzuliefern befugt und ſchuldig; es mögen diefelben 
in der Zwilchenzeit am Werthe gefallen oder geitiegen fein. 

8. 855. Auch bei uneigentlichen Darlehnen kann, ftatt der Zinfen, eine be- 
ſtimmte Quantität Sachen von der vorgeliehenen Art bedungen werden. 

$. 856. Aber auch bei uneigentlihen Darlehnen find nur die bei eigentlichen 
erlaubten Zinsfäge zuläffig. 

$. 857. Sind die Zinfen ſolcher uneigentlihen Darlehne in Gelde bedungen, 
fo muß, bei Beurtheilung des Zinsſatzes, auf den Werth, welchen die zum Darlehne 
gegebenen Sachen zur Zeit des —— Vertrags gehabt haben, Rüdficht genom- 
men. werden. 

$. 858. Wo bei uneigentlihen Darlehnen Zinfen bedungen find, da kann der 
Gläubiger, bei verzögerter Rückzahlung, nur eben fo, wie bei eigentlichen Darlehnen, 
Verzugszinſen oder Entichädigung fordern. ($$. 827 — 834.) 

8. 859. Sind aber feine Zinfen bedungen, und der Schuldner verzögert die 
Rückzahlung, jo hat der Gläubiger die Wahl, entweder die Sachen in Natur, nebjt 
den gejegmäpigen VBerzugszinfen 75), oder den Werth der Sachen, wie derjelbe zur 
Zeit der fchuldigen Ablieferung geweſen iſt, zu fordern. 

8. 860. Verzögert der Gläubiger ohne erheblichen Grund die Annahme der 
Sache, jo hat der Schuldner die Wahl: ob er noch die Sache felbit geben, oder deren 
zur Zeit der verabredeten Rücklieferung gejtandenen Werth entrichten wolle. 

$. 861. Wann anzunehmen fei, dat Sachen auf Kredit gegeben worden, iſt ren 
gehörigen Ort? beftimmt. ($$. 224 — 227) 7). 

$. 862. So weit Jemand unfähig it, eigentliche Darlehne aufzunehmen, fo 
weit dürfen ihm auch Sachen nicht auf Kredit gegeben werden 77), 


73) Jenes Berbot der Zinjen ultra alterum tantum (f, die dor. Anm.) bezog fich nur auf die 
rüdftändig verbliebenen, keineswegs auf die nach und nad gezahlten Zinjen, Spätere Verordnungen, 
L. 29, 30 C. depositi, IV, 32; Nov. 121, c. 2; Nov. 138 körehen das Gegentheil vor, und obgleid) fie 
nicht gloffirt find, wurde vom manchem doc) die Geltung behauptet. Hiergegen ift der 8. 852 gerichtet. 

*) (5. U.) Das Gemeine Recht kennt diefen Ausdrud mit, in der Sache weicht es von dem 
Landrecht micht ab, denn es nimmt ein mutuum auch in anderen —— Sachen als baarem Gelde 
an. Werden eine Quantität z. B. Moventien verliehen, unter der zugang, eine Quantität von 
gleicher Güte zurüdzugeben,, jo ift dies eim eigentlihes Darlehn. Mein Hecht der Forderungen, 
2. Ausg. Bd. II, 8. 552, ©. 300. 

74) Bergl. o. 8.653 d. T. und die Anm. dazır. 

75) Bom Tage des Berzuges an, nicht etwa erft vom der Wahl oder von der Anzeige der ge» 
troffenen Wahl. Außerdem würde der Gläubiger für den Verzug nicht entichädigt werden. 

*) (5. 9.) Ueber den Unterſchied zwiſchen Creditum und Mutuum f. m. Glüd, Erläuterung x. 
Bd. XI. ©. 467 ng. Das Landrecht verjteht unter Kreditiren Verkaufen und das Kaufgeld borgen, 
alfo auf Kredit verlaufen, 

76) ©. o. die Anm. 70 zu 8.109 d. T. Sachen auf Kredit geben heißt verlaufen umd das 
Kaufgeld ftunden. 

77 ©. das Pr. 327 u. Pr. 2404, v. 12, Oft. 1852, o. in der Anm. 28 a. €. zu 8. 684 d. T. 

(5. A.) Das im $. 862 enthaltene Verbot bezieht ſich nicht anf den Ankauf von Immobilien, für 
welche der Kaufpreis gen oder zum Theil rüdftändig bleibt. Erk. des Obertr. vom 29. April 1867 
(Entih. Bd. LVIII, ©. 109). Der Rechtsfpruch bezieht fi auf den Gutskauf eines Lieutenants, 
welcher für das ganze rückſtändig verbliebene Kaufgeld Hypothel mit dem amgelauften Gute beftellt 
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$. 863. Kreditirted Lohn für wirklich gelieferte Arbeit, oder geleiftete Dienfte, 
find auch ſolche7*) Perſonen zu entrichten verbunden. 

$. 864. Gin Gleiches gilt wegen der bei ſolchen Gelegenheiten von dem Arbei- 
ter gemachten baaren Auslagen ??), in fofern die Sachen zum eigenen "Gebrauche des 
Schuldners erfarderlih waren. 

$. 865. Doch muß der Gläubiger, jtatt des etwa verabredeten #0) höheren, 
mit dem zu derjelben Zeit und an demjelben Orte üblichen niedrigern Cohne, und an- 
ſtatt des verabredeten, mit dem wirklichen minderen Werthe der gelieferten Sachen 
ih begnügen. 

8. 866. Jede rüditändige Zahlung muß nah der Natur des Geichäfts, aus 
welchem die Verbindlichkeit dazu entitanden iſt, beurtbeilt werden. 

8. 867. Es ändert aljo die Natur des urjprünglichen Gefchäfts, aus welchem 
die Zahlungsverbindlichfeit entitanden ift, noch nicht, wenn gleich über die ſchuldige 
Summe ein Schuldidein, ala über ein Darlehn ®!), ausgeftellt worden. 





hatte. Das Appellationsgeridht zu Paderborn ertlärte den Kauf auf Grund der $$. 678, 684 u. 862 
d. X. für nichtig; das Obertribunal reprobirt dies, weil den 58. 862 u. 863 das Konkluſum der Ge- 
ſetzlommiſſion v. 8. Juli 1788 (f. die folg. Anm. 78, Abi. 2) zum Grunde liege. Dem tft beizutreten. 

78) Es werden an ſich handlungsfähige Perfonen voransgefetst, welchen nur die Fähigkeit, Dar- 
lehen aufzumehmen, durch bejondere Verordmungen entzogen iſt. Handlungsunfähige fönnen auch der- 
gleihen Mieths - und Kauftontrate, auf welche dieje Ausnahme von der Kegel fih bezieht, nicht gill- 
tig ſchließen; doch ift die Ausnahme nicht auf Grumdftüde auszudehnen, 

Was für Arbeit und mas für Dienfte gemeint werden, durd deren Ausbedingung fich „ſolche 
Perſonen“ halb und halb (vollftändig nicht, nach $. 865) follen verbindlich machen fönnen, ift unge 
miß. Es ſcheinen Dienfte und Arbeiten zu jein, melde denielben zu ihren perlönlichen oder dienit- 
lichen Bedürfniffen unentbehriih find. Darauf deutet eine vorlamdrechtlidhe Entid. der Gei.-Kommifl. 
vom 8, Juli 1788 (Klein's Annal, Bd, IH. S. 267), wonad das Edikt wegen des Schuldenweſens 
der Offiziere zwar auf freditirte Waaren, nicht aber auf Handwerks - und Arbeitslohn der Schuiter, 
Schneider, Fahnſchmiede u. ſ. w. Anwendung finden jol. Bei den Dienften bat man wohl an Bar: 
biere, Frifeure, Kleiderreiniger, Anfwärter u. dgl. zu denfen. Die Schneiderarbeiten fallen heutzutage 
ſchon ins Zweifelbafte, da, weun der Schmeider den Stoff zu dem beftellten Kieide liefert, das Ge— 
ichäft ſchon unter das „Geben von Saden auf Kredit” fällt. Dabei lommt dann der $. 864 in Be- 
rüdfichtigung. Es kommt Alles auf das richterlihe Ermeſſen an, meldes hier einen weiten Zpiel- 
raum bat. Das Speifen auf Kredit will man nicht paffiren lafien. S. o. das Pr. 327 in der An- 
merf. 28 a. E. zu 8. 684. 


79) &, die vor, Anm. e 


80) Der Kontraft gie alſo mur als umgenannter Realtontrakt nad) der form do ut des und 
facio ut des, nicht ala Konfenfualtontratt. 


81) Wenn aber die Schrift als das Anerfenntniß über eine Schuld aus dem uriprünglichen &e- 
Ichäfte ausgeftellt ift, fo wird fie zur VBegründug der Klage mehr oder weniger geichidt jein, je madı- 
dem fie die Beftandrheile des Geſchäfts umd die Erfüllung defielben auf der Seite des Klägers be» 
ftimmter bezeugt. Gin Inftrument, worin der Ausfteller 5.8. erklärt, daß er dem Anderen für 500 
Thlr. Wolle abgelauft, die behandelte Wolle zur Zufriedenheit übergeben erhalten babe und von dem 
Kaufgelde dafür, nach richtig gepflogener Abrechnung, noch 150 Thir. jchuldig geblieben ſei, welche ibm 
bis zu einem beftimmten Termine geftundet worden, — iſt keineswegs ein bloßes referens , welches 
durch das relatum, die Berechnung, ergänzt werden müßte, es ift vielmehr ein Dolument, welches ſelbſt⸗ 
ftändig die enusa debendi angiebt. un es enthält: 1) da® Anerfenntniß eines mündlich geſchloſſe⸗ 
nen Kauftontratts vollftändig, inden Gegenftand, Preis und Perfonen genügend beftimmt find, 2) die 
Ouittung über gehörig geleiftete Uebergabe des verkauften Gegenftandes; 3) das Geftänduiß des Käu— 
fers, daß er jeimerieits den SKontraft durch Bezahlung des Kaufpreiies noch nicht vollftändig erfüllt 
habe, vielmehr mit einer beftimmten Summe darauf noch im Rüdftande je. Das ift mehr als der 
Berfäufer zur Begründung der Verkaufstiage behufs Einkalfirung des Kaufsgeldes nachzuweiſen bat. 
Wollte der Beklagte z. B. leugnen, fo viel Wolle gefauft umd erhalten zu haben, daß er daflir 500 
Thaler ſchuldig geworden fei, und wollte er darauf die Unvollftändigkeit der Ktageichrift im der An- 
gabe der Quantität und des Preiles für die Gerwichtseinheit (Zentner oder Stein) behaupten; jo könnte 
ihm das nichts helfen, weil er die vollitändige Erfüllung des Kauflontrafts von Seiten des Berkäufers 
zugeftanden hat. Gr hätte alio nicht allein die wahre Bewandtniß der Sache zu beweiſen, ſondern über- 
dies noch feinen Irrthum bei dem Geftändniffe darzuthun. Leber einen ähnlichen all äußert ſich das 
IM. in einem Beicheide auf eine Beſchwerde, vom 15, Februar 1841, im einem gleichen Sinne. 
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8. 868. Nur in Anfehung der von dem Rüdjtande zu entrichtenden Zinfen fin- 
den eben die Borjchriften 82), wie bei eigentlihen Darlehnen, Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 


Bon Berträgen, wodurch Sachen gegen Handlungen oder Handlungen 
gegen Handlungen verſprochen werden. 


In dieſem Abſchnitte werden einzelne Fälle der Verdingung don Dienſtmiethe (locatio conduetio 
operarum, locatio conductio operis, redemtio operis), weiche das Gemeine Recht zu der Klaſſe von 
Snnominatkontrakten zählt, und dann eine Art von Kauf, der Lieferungsvertrag,, behandelt. Diele 
Dierhode findet feinen Vorgänger, die gemeinrechtliche Literatur hat daher auch etwas Entfprechendes 
nicht aufzuweiſen; nur gerftreut finden fich einzelne Sätze hier und da vor. Die Reviforen tadeln die 
Uebericrift. Sie jagen, daß es unrichtig fei, wenn, wie die Ueberſchrift, jo auch der Text, bei läfti- 
en Verträgen Über Handlungen, jedesmal ein beftimmtes Gegenveriprechen vorausfegt, da doch der 

ertrag auch durch die bloße That, durch das Leiten der ilbernommenen Handlung, ihon zu Stande 
fommen faun. Darin haben fie Recht. Sie ichlagen folgende Faſſung der Ueberichrift des Abjchnittes 
vor: „Bon Berträgen über Handlungen gegen Sachen, oder Handlungen gegen Handlungen“. Da— 
durch wird fachlich nichts gebefiert, denn e8 werden damit eben fo wenig die zahlreichen Fälle getroffen, 
mo gegen Handlungen Geld gegeben oder veriprochen wird. — Aus der Literatur ift nur anzumerfen: 
Bornemann, Shftematiiche Darftellung des preuß. Eivilrechts, Bd. III, 88. 235—241. Mein Recht 
= —— ‚ 2te Ausg. Bd. II, 8. 858. Mein preußiſches gemeines Privatrecht, 3. Ausg. 

d. Il, $. 708, 


8. 869. Berabredungen, nach welchen Gelder oder Sachen für übernommene 
Handlungen oder Unterlaffungen, oder Handlungen oder Unterlaffungen gegen einan- 
—* *), verſprochen werden, find nach den Regeln der läſtigen Verträge zu beurtheis- 
en?!). 


(Ulrid, Ard. Bd. VIII, ©. 534.) Dagegen ift defien Meinung Über einen anderen Fall, worüber 
es ſich in einem Schr. dv. 22. April 1836 (Mannktopf, A, L.R. Nachtr. I, S. 14) ausipricht, micht 
anzuerfennen. Es mar ein Schuldicein aufgelegt, worin es hieß: „den Werth laut heutiger Abrechnung 
baar enıpfangen.” Dieſer Schuldicein, meinte der J. M., enthalte nicht jelbftftändig die causa debendi, 
fondern ein bloßes referens, weil auf eine vor Ausfertigung deſſelben erfolgte Abrechnung Bezug ge» 
nommen werde; dieſes referens müſſe durch das relatum ergänzt werden. Keinesweges. Die causa 
debendi ift nicht die Abrechnung, fondern die baare Zahlung der Baluta, gleicviel: ob die Zahlung 
in einer unzertrennten Summe oder in zehn verichiedenen Summen erfolgt if. Den baaren Ems 
pfang erfennt der Empfänger jelbft an, das ift der Beweis gegen ihn. Die Abrechnung, die er zu 
feiner befjeren Ueberzeugung von der Richtigkeit des Empfanges gemacht hat, enthält auch ſonſt nichts 
als jein eigenes Belenntniß, und dieles hat im der Wiederholung ganz denjelben Werth mie in der 
erften Erzeugung. Giebt e8 hier ein Relatum, auf welches das Keferens Bezug nimmt, jo ift e8 eben 
die Ueberzeugung des Ausſtellers. 

(5.9) Der Ausfteller eines jolhen Schuldſcheins braucht nur darzuthun, daß das angegebene 
Balutenbefenntnig Fatih und unbegründet ſei. Zwar nimmt das Obertr, an, daß gemäß der 8$. 742, 
866 d. T. die Ungültigkeit der Hypothet, auch dem uriprünglicen Gläubiger gegenüber, nicht daraus 
folgt, wenn die Baluta auch nicht in einem baarem Dariehn beftanden, fondern in einer anderen Schuld— 
berpflidtung. (Am. 12 zu 8. 12, Tit. 20.) „Allein“ — jagt es — „den Beweis der anderen Bers 
—— — F führen, der ſich darauf ſtützt.“ Erf, vom 4. Mai 1864 (Archiv für Rechtsf. 

d. LIV, ©. 176). 

Der $. 867 ſchließt eine gilltig vollgogene Novation nicht aus. Erf. defj. dom 30, April 1867 
(Ach. j. Rechtsf. Bd. LXVII, ©. 158). 

82) Die Borichriften über Zinfen, welche bei Gelegenheit des Darlehns gegeben morden find, gel- 
ten allgemein bei allen anderen Schuldverhältniſſen. 

*) (65. 9.) Verträge Über Handlungen ſetzen folhe Handlungen voraus, die der eine Kontrahent 
dem Anderen oder doch im deſſen Interefje leifte. Erf. des Obertr. vom 16. März 1868 (Arch. für 
Rechtsf. Bd. LXX, ©. 215). 

1) Bergl. o. $. 165, Fit. 5 umd die Anm. dazu, u. $. 408 ebend. 

Unter diefen allgemeinen Begriff follen die verichiedenen Spezien von Dienfimiethe und Verdin— 

ungen, außer dem falle eine® Interrirfigteitsverhältnifies, jo wie die unbenannten Kontrafte in den 
gecnen facio ut facias, facio ut des, do ut facias zujammengefaßt werden. Es gehört nicht zum 

fen dieier hier gemeinten Berträge, daß die Feiftungen auf jeder Seite gleichartig ſein müßten, aljo 
daß nur Handlungen allein oder Sachen allein verjprochen werden müßten, vielmehr können auf der 


Allgemeine 
Grundfäge. 
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8. 870. Es gehört alfo zum Weſen diefer Verträge, daß dem, welcher zu einer 
— oder Unterlaſſung ſich verpflichtet, eine Vergütung?) dagegen verſprochen 
werde ®). 

5. 871. Iſt diefe Vergütung im Vertrage nicht hinlänglich beftimmt *), fo muß 

die fehlende Beitimmung nad dem Gutachten der Sachverftändigen ergänzt werden >). 

8. 872. it gar feine Vergütung beftimmt, fo ift der Vertrag ©) En rechtliche 
Wirkung, und e8 fann auf deſſen Erfüllung nicht geklagt werden ® ?). 


einen Seite oder auch auf beiden Seiten die Leiftungen aus Handlungen und Saden gemiſcht jein. 
Wenn aljo auch auf der einen Seite z. B. Geld und Handlungen als Gegenleiftung für ein Grund» 
ftüd veriprochen ‚worden, jo ift der Vertrag doch ein ſolcher, deſſen Hauptgegenftand Handlungen find, 
©. o. Anm, 19 zu $. 408, Tit. 5. 

(5. 9.) Zu diejer Klafje von Verträgen gehört aud) die Verabredung zwiichen dem Befiger eines 
Grundftüdes und einem Kommiffionär, es jolle gegen Provifion ein Käufer verihafft werden, welchet 
für das Grundftüd eine beftimmte Kaufiumme mit einer gewiffen Anzahlung gebe; eine folde Ber- 
abredung hat keineswegs, wie man hat behaupten wollen, den Charakter einer Bedingung im Sinne 
des 8.104, Tit. 4, am wenigften im Sinne des $. 105 ebd., fondern ift Inhalt der Willenserflärung 
ſelbſt und Gegenftand des Bertrages. Die Verabredung hindert aud den Grundftüdsbefiger gar nicht, 
einen anderen Kaufkontralt zu jchließen unter beliebigen anderen Modalitäten, denn ihre Wirkung ift 
nicht, daß derielbe nun jein Grundſtück gar nicht anders als mit jener Stipulation und nur an einen von 
dem Kommiffionär geftellten Käufer hätte verkaufen fönnen, fondern die, daß der Kommiljionär auf 
feine Provifion nur dann Anſpruch haben jollte, wenn ein folder Vertrag eingegangen würde. Erſt 
wenn der Nommilfionär einen ſolchen Bertrag früher, als der Befiger jelbft verkaufte, abgeichlofien 
hätte (sub spe rati) und nun derielbe die Anzahlung gehindert hätte, würde die Sache in der Yage 
geweſen fein, two der Kommiffionär jeinerjeits den Bertrag vollftändig erfüllt gehabt hätte. Bergl. 

rt. des Obertr. vom 23, Febr. 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LVI, ©. 34). 

2) Das bezieht ſich auf die vollftändige Abihliefung eines Konjenjualtontrafte. Mit dieier ganz 
richtigen Beftimmung treten die $$. 873 u. 874 d. X. keinesweges in Kollifion, wie man bei der Ge» 
ſetzrebiſion bemerkt zu haben glaubt (Pens. XIV, &. 162), vielmehr betreffen dieje $$. einen anderen 
Fall, den eines Realkontralts nad) der Form facio ut des. 

3) Darunter wird die ftipulirte Gegenleiftung verftanden, fie beftehe im micht fungiblen Sachen 
oder auch in Handlungen, keineswegs ift darunter eine Vergütung mur in Gelde oder fungiblen Sa— 
chen zu verftehen. Entſch. des Obertr. Bd. XII, ©. 45.) 

Pe In diefem Falle ift der Vertrag kein Konfjenjualtontratt, fondern ein Reallontraft facio 
ut des. . 
5) Wird derfelbe Dienft gleichzeitig mehreren Perfonen geleiftet, jo hat nicht jeder die dolle Ber- 
gütung, fondern nur feinen Theil nad) der Kopfzahl zu entrichten. „Werzte, welche bei Reiien über 
and verichiedene Kranke beiuchen, find verbunden, die ihnen zuftehenden Reifetoften, Diäten und Ge- 
bübhren für Beiuche auf alle bei der betreffenden Reiſe behandelte Kranke zu vertheilen.“ Pr. des 
DObertr. dv. 16. Mai 1849 (Entſch. Bd. XVIII. S. 201). Der Antheil des Zahlungsunfähigen muß je- 
doch vom den Uebrigen getragen werden, weil fie dies ohne den Beſuch bei den Armen auch hätten 
thum müſſen, und fie auf Koften des Arztes defien Hülfe zu begehren kein Recht haben. Die Mehre- 
ven find singuli, melde den Auftrag ganz gegeben haben; der Dienftleiftende joll nur feinen Gewinn 
machen, aber er ſoll auch nicht Schaden haben, d. h. nicht weniger erhalten, als er erhalten haben würde, 
wenn er den Dienft nur dem Einen allein geleiftet hätte. Durch das Ausicheiden des Einen Auf— 
traggeber& bieibt der andere Auftraggeber allein ftehen. (3. A.) Diefelben Grundjäge müßten auch 
auf die Reiſekoſten der Rechtsanwälte in Angelegenheiten mehrerer Parteien gelten; das Spezialgeſetz 
v. 12. Mai 1851, Tarif Nr. 4 und die Inkruftion des J. M. dazu ſchließt jedoch die jubfidiariiche 
Haftung, aus beionderen NRüdfichten,, aus. 

(5. A.) Sind in einem Bertrage die zu leiftenden Arbeiten nur generiich angegeben und rüd- 
fichtlich der Preife beiondere Verabredung vorbehalten, jo fehlt e8 dem Bertrage an einer ausreichen« 
den Beftimmtbeit. Derjeibe ift daher unverbindlich und findet aus demielben auch die ————— 
Konventionalſtraſe nicht ſtatt. Erf. des Obertr. vom 20. November 1866 (Archiv für Rechiei. 
Bd. LXVIN, ©. 15). 

6) Als Konienjualtontratt nämlih. Er tritt dann entweder im die Kategorie der Schentungs- 
veriprechen, oder er ift, falls eine Vergütung geleiftet werden joll, an deren näherer Beitimmung es 
fehlt, als Konſenſuallontralt nicht perfekt. 

68) (4.9) Auch gegen den Schiedsrichter findet eine Klage auf Erfüllung des Rezeptums nicht 
ftatt, wenn ihm eine Vergütung für die übernommenen Handlungen nicht veriproden worden ift. Ürf. 
des Obertr. d. 26. Nov. 1857 (Arc. f. Rechtef. Bd. XXVIL, ©. 160), Nach der L. 3, 88. ı u. 3, 
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8. 873. Sat aber der, welcher die Handlung übernommen?) hatte, fie wirklich 
geleiftet, und gehört die Handlung zu feinen gewöhnlichen Nahrungs» und Beruföge- 
ihäften ®); jo fann er dafür, auch ohne ausdrüdlichen Vorbehalt, den gewöhnlichen 
Lohn nah dem Gutachten der Sachverjtändigen ?) fordern. 

8. 874. Gehört der Handelnde nicht unter diefe Klaſſe; find aber auch die Um— 
ftände nicht 1%) vorhanden, unter welchen eine Freigebigkeit gejeglich vermuthet wer- 
den fann; jo kann er dennoch eine Vergeltung, jedoch nur nach dem niedrigiten durch 
Sachverftändige zu beftimmenden Sage fordern !!), ($. 10461?) sqq.) 


L. 15; L. 32, $. 12 D. de receptis (IV, 8) fonnte der Prätor gegen den widerwilligen arbiter ein⸗ 
fchreiten, wenn auch eine Belohnung nicht verjprodhen worden war. Iſt eine folche zugelagt, jo findet 
auch nad) preuß. Rechte eine Klage und executio ad faciendum gegen den Schiedsrichter ftatt. Vergl. 
Erf. des Obertr. dv. 7. Dezember 1849 (Arch. Bd. XXVII, ©, 163), 


7) Borausgeiett ift mithin eine Zuftimmung von der andern Seite, entweder durch Mebertragung 
der Berrichtung, oder durch Annahme der unaufgefordert geleifteten Dienfte. Bergl. jedod unten, 
Anm. 11. Für Dienftverrichtungen,, welche der Andere weder verlangt noch angenommen hat, kann 
nichts gefordert werden. Es kann auch michts gefordert werden, ten zwiſchen beiden Theilen fchon 
ein dauerndes Dienftverhältniß befteht, vermöge deſſen der Dienende alle ihm aufgetragene Berridhtun« 
en übernehmen und bejorgen muß, weil er alle jeine Zeit umd Kräfte vermierhet hat. Das Obertr. 
t jedoch nad einer Enticheidung dom 6. April 1818 den Sat ausgeiproden: „Ein Dienftbote, 
welcher neben jeinen gewohnlichen Dienften jeiner Herridaft in deren Krankheit außergewöhnliche Dienfte 
eine längere Zeit verrichtet hat, ift berechtigt, dafür eine angemefjene außerordentlihe Belohnung zu 
verlangen, wenn aud eine joldye vorher micht ftipulirt worden.” (Simon, Rechtsſpr. Bd. III, 
. 80,) 


©. 80, 

Die Uebernahme der VBerrichtung muß auch in der Abficht geſchehen, ein Rechtegeichäft einzugehen, 
d. h. den Anderen zur Gegenleiftung zu verpflichten, und der Andere muß den Dienft animo se obli- 
gandi annehmen. Daraus jolgt, daß, wenn zwei Perſonen verichiedenen Geichlechts zu einer Ge— 
ſchlechtsgemeinſchaft fi zufammenthun , und während des Zujammeniebens Einer dem Anderen häus- 
liche Dienfte thut oder Beide fich wechſelſeitig unterftüßen, nach einer jpäter in Unfrieden erfolgten 
Trennung Keiner bon dem Anderen etwas fordern kann. Außerdem, und wenn andere LUmitände 
eine Freigebigleit nicht annehmen laffen, wird jene Abficht im Zweifel vermuthet. $. 874, 

8) Ein Perſon aus der Arbeiterklaffe, welche bei Anderen eine Reihe von Jahren hindurch alle 
Hausarbeiten und die gemöhnlichen Dienfte eines Haus- und Küchenmädchens verrichtet, und dafiir michts 
weiter als Aufenthalt, Efien und Trinken erhalten hat, ift auch ohne beiondere Verabredung berechtigt, 
= en Lohn eines Dienftmädchens zu fordern. Pr. des Obertr. d. 1806. (Mathis, 

d. V, S. 18. 
9) Dies iſt auch anwendbar auf Mäklergeſchäfte, für welche nicht die tarmäßigen Mäklergebühren 
gen werden können. Gntich, des Obertr. Bd. XI, ©. 412. — (4. %.) Zur Bermittelung eines 
aufgeichäfts durch nichtfaufmänniiche Mäller genügt das Zuführen eines Kaufs- oder Berkaufsluftigen, 
oder der Nachweis der verfäuflihen Sache, fagt das Obertr. im Pr. v. 23, März 1854 (Arch. f. R. 
Bd. XIV, ©. 214). Diefe Begriffsbeftimmung von „Bermittelung” eines Kaufsgeichäfts ift gar zu 
unbeftimmt. Im dem Erf. dv. 15. Jan. 1861 (Arch. f. R. Bd. XL, S. 129) geht davon das herr. 
auch ab, indem es meint: was unter der Handlung der „Bermittelumg“ zu verftehen jei, beruhe 
nicht auf Rechtsbegriffen, ſondern auf der ee der thatfächlichen Berhältniffe ‘jedes beionderen 
Falles. Das ift das Richtige. „Vermittelung“ ift fein Rechts-, jondern eim jprachlicher Begriff des 
— Lebens und fällt in den Bereich der Thatſachen, wenn davon in einem Rechtsverfahren die 
ede if. Vergl. Anm. 364 zu Art. 82, Abi. 3 des H.G. B. 

(4.9) Auch Hausoffizianten und Dienftboten können eine u u dem Maße, wie Leute 
diejer Klaſſe in demielben Drte gewöhnlich erhalten, für ihre geleifteten Dienfte jelbft dann fordern, 
wenn eine Verabredung über die Belohnung nicht getroffen worden ift, die Dienfte aber geleiftet und 
—— worden nd. Erf, des Obertrib. vom 16. Oftober 1855 (Arch. f. Rechtst. Bd. XIX, 

. 58). 
10) ©. o. die Anm. 7 a. €. 


11) Der Satz findet auf Vollmadhtsaufträge nicht Anwendung; für diefe gilt die befondere Bes 
ſtimmung des $. 74, Tit. 13. — Bergl. noch das Pr. 1882 zu 8. 262, Fit. 13, wo der Realton- 
traft facio ut des, wovon hier die Rede ift, unter den Begriff der mütlichen Verwendung gebracht 
wird. Bergl. auch Anm. 47 zu $. 74 a. a. D. und mein R. der Forderungen $. 285, Nr. IV, 

(4. 4.) Ein Anfpruc auf die im den 88. 873, 874 beftimmte, nicht ausdrüdlich bedungene Ver— 
ütung findet nicht ftatt, wenn eine vorgängige Aufforderung zu der geleifteten und angenommenen 

andlung nicht ftattgehabt hat. Dies findet au Anwendung auf den Fall der Lieferung vom jchrift- 
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$. 875. it für die übernommene Handlung nicht Geld oder eine andere Hand— 
lung, jondern eine Sache, oder die Abtretung eines Rechts verfprochen worden, fo 
find die Prlihten des Verfprechenden,, in Anfehung der von ibm zu leiftenden Erfül- 
lung, nad den Regeln vom Verkaufe 1%), oder von der Geffiongteifhung zu beftimmen. 

$. 876. Bei Verträgen, wodurd Sachen gegen Handlungen, oder Handlungen 
gegen einander verfprochen werden, findet, wegen angeblicher Verlegung im Wertbe, 
auper dem alle eines Betrugs, weder Anſpruch nod Einwand ftatt. 

$. 877. Auch aus folhen Berträgen kann, jo wie aus allen übrigen, wenn fie 
durch mechjeljeitige Einwilligung in gefegmäßiger Form abgefchlofjen find, auf Erfül- 
lung geflagt werden ! 3). 

$. 878. Wenn aber der eine Theil die verfprochene Erfüllung weigert '*), fo 
kann der Andere von dem Bertrage fofort zurüdtreten 1*°). 

$. 879. In Anfehung der Fälle, wo ein folcher Vertrag, wegen Unmöglich- 
feit 14) der Grfüllung, wieder aufgehoben wird, bat es bei den allgemeinen Bor- 
jchriften des Fünften Titeld $. 360 sqq. fein Bemwenden. 

$. 880. Hat in diefem falle der eine Theil den Vertrag von feiner Seite, durch 
Leiftung der verfprochenen Handlung , jhon vollitändig erfüllt, und die Unmöglichkeit 


ſtelleriſchen Beiträgen zu einer Zeitung und deren Abdrud in derjeiben. Erk. des Obertr. dv. 27. Nov. 
1856 (Arc. f. R. Bd. XXI, ©. 83). Iſt zweifelhaft, wenn die Dienftleiftung angenommen, d. bh. 
benutzt worden ift. Bergl. o., Anm. 9, Abi. 2. 

12) Es muß heißen: „1041. R. d. 20. Dezbr. 1837 (Jahıb. Bd. L, ©. 469). 

13) Eigentlich müßten die Regeln vom Tauſche angervendet werden. 


138) (4. A.) Vorausgeſetzt, daß der andere Kontrahent vom Bertrage noch nicht abgegangen ift. 
Iſt dies bereits geichehen, jo kommen die 88. 408, 409, Tit. 5 zur Anwendung. Ext. des rir. 
vom 13, Dftbr. 1857 (Ardı. f. Rechtsf. Bd. XXVIU, ©. 47). 

(4. 9.) In einem Erf. v. 7. Januar 1862 (Arch. f. Rechtef. Bd. XL, S. 317) ipricht das 
DObertr. aber wieder aus, daß der auf eine beftimmte Zeit zu Tagelöhnerarbeiten auf einer Yandwirth« 
ichaft ichriftlich angenommene Tagelöhner, trot des $. 408, 409, Tit. 5, gegen den Dingenden, nad 
dem diejer ihm entlaffen habe, auf Erfüllung des Vertrages durch Arbeitögebung beftehen tonne. Dies 
ift nicht verftändlich. Ginerjeits ift aus den Gründen feinesweges Har, was denn das Obertr. rund und 
nett eigentlich will; andererjeits ift micht findbar, mie jo der Dingende joll gezwungen werden konnen, 
den Tagelöhner in jeine Häuslichkeit aufzunehmen und ihm Arbeit zu geben. Soll der prelutor 
die Arbeit ausjuhen und dem Zagelöhner anmeiien? Einen folden Zwang mit präziiem Erfolge 
möchte man jehen. Warum alio der $. 409, Tit. 5 bier feine Geltung haben foll, bleibt unflar. 

14) Eine bloße Zögerung ift noch feine Weigerung. Man hat aber auch hervorgehoben, daß bier 
nicht geſagt ſei, daß der zurüdtretende Kontrahent fi mit der bloßen Behauptung einer ftattgefun« 
denen Weigerung bon der Erfüllung los maden könne. Entſch. des Obertr. Bd. XIX, ©. 158, 
Ich halte doch dafür, daß der $. 878 nichts anderes enthält als eine Wiederholung oder Anmendung 
des allgemeinen Grundiages von Verträgen über Handlungen im $. 408, Tit. 5; und nad dielem 
Grumdiage kann man unter der bloßen Behauptung der anderfeitigen Weigerung zurüdtreten, freilich 
auf die Gefahr, den Anderen vollftändig zu entihädigen, wenn man die Behauptung nicht wahr ma» 
hen fan. Berträge über verdungene Werle machen eine Ausnahme ; fie fallen in den Bereich der 
Kauftontrafte. Vergl. o. die Anm. 20 zu $. 408, Tit. 5, und unten, Anm. 25 zu $. 938, 

14a) (4. 9.) Der 8. 878 fetst einen berechtigten Ridtritt, nicht einen Ridtritt anf eigene Gefahr 
voraus. rk. des Obertr. v. 4. März 1856 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 240). 

(4. A.) Der Engagementsvertrag der Schaufpieler, auch der Vertrag, durch welchen Schanipieler 
fich verpflichten, Gaftrollen zu geben, unterliegen den Grundlägen bei Verträgen über Handlungen. 
Der andere Kontrahent hat daher die für den Hall des eimieitigen Rücktritts feitgeietste Konventional- 
firafe nicht verwirlt, wenn er bei Nichterfüllung des Vertrages feitens des Schaufpielers von dem 
Bertrage zurüdtritt. Erf. des Obertr. v. 31. Dezbr. 1850 (Arch. f. Rechtsf. Bd. I, ©. 150), 

(4. A.) Dem auf | belangten Schaufpieler ſteht, da jein Vertrag ein Bertrag über Hand⸗ 
(ungen ift, die Befugniß des Rüdtritts noch in zweiter Inftanz zu. Zur Rechtfertigung des Rüdtrirte 
genügt die bloße wenngleich unbegründete Behauptung, daß der Andere den Vertrag nicht erfüllt habe 
oder nicht erfüllen könne oder zu erfüllen verweigere. Zit. 5, $$. 408, 409 und die Anm. dazu. 
Auch ift zur Giltigleit der Erklärung des Rüdtritts das Hinzulommen des tharlädlichen Rüdtrirts 
nicht erforderlich. Krk. des Obertr. vom 16. Movember 1854 (Arch. f. Rechtef. Bd. XV, ©. 225), 


14 b) (4, 9.) M. ſ. oben, Am. 86% zu 8. 360, Ti. 5, 
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der Erfüllung von der andern Seite entjteht durch die Schuld des andern Kontrahenten, 
jo muß Lesterer dem Erſtern, nach Maßgabe des Grades feiner Verſchuldung, den 
auferordentlihen Werth der veriprochenen Sache, oder den Werth der befondern Vor: 
fiebe vergüten. 

$. 881. Sollte der Kontrahent, welchem durch feine Schuld die Erfüllung des 
von der andern Eeite jhon ganz erfüllten Vertrags unmöglich wird, Fa eine 
Handlung leiften: jo muß er dem Andern den aus der Unterbleibung diefer Handlung 
entitehenden Schaden und entgehenden Gewinn, nad Maßgabe ded Grades feiner 
Verſchuldung, vergüten. 

$. 882. Hat der eine Theil den Vertrag bereits ganz erfüllt, und dem Andern - 
wird die Erfüllung von feiner Seite durch bloßen Zufall unmöglich: jo muß Griterer 
mit der Vergütung des gemeinen Werth der verjprochenen Coke. oder des gewöhn- 
lichen Lohns der Handlung, die er ſelbſt geleitet hat, fich begnügen 5). 

$. 883. Hat in dem Kalle, wo der Vertrag wegen Unmöglichkeit der Erfüllun 
rüdgängig wird, der eine Theil den Bertrag zwar noch nicht ganz erfüllt; aber do 
auf Rechnung dejjelben jchon eine oder mehrere Handlungen green, und die fernere 
Erfüllung wird ihm ſelbſt durch feine eigene Schuld unmöglich: jo fann er für das 
Geleiftete von dem andern nur in fofern Vergütung fordern, als diefer font mit jei- 
nem Schaden reicher werden würde 16). 

$. 884. Gin Gleiches findet ftatt, wenn dem, der ſchon etwas geleiftet hat, die 
fernere Leiftung nur durch einen Zufall, aber doch durch einen folchen, der ſich in feiner 
Perſon ereignet, unmöglich wird. 

8. 855. Macht hingegen ein bloßer Zufall, daß dem, welcher die fontraftmä- 
Bigen Handlungen jhon zum Theil geleiftet hat, die Xeiftung der übrigen unmöglich 
wird, jo fann er für das Geletjtete von dem andern Kontrahenten gewöhnliche Ver: 
gütung, nah dem Gutachten der Sachverftändigen, fordern 17). 

$. 886. Entſteht die Unmöglichkeit der Erfüllung von der Seite ded andern 
Kontrahenten, und zwar durch Zufall: fo kann der, welcher auf Abrechnung des Ber- 
trages ſchon Handlungen geleiftet hat, Fontraftmäßige Vergütung dafür, nach Ber: 
hältniß des Geleifteten, gegen das ganze im Kontraktte Veriprochene, fordern 8). 


15) Iſt feine fonjequente Anwendung der Regel, nach welcher der Vertrag im falle des Kaſus 
ungültig oder vielmehr aufgehoben fein fol. Denn daraus folgt, daß der Kontrahent, welcher bereits 
vorgeleiftet hat, das Geleiftete ſchlechthin zurüdfordern kann. * 

16) Er hat alſo weder die Kondiltion auf Erſtattung des Geleiſteten, noch weniger die Kontrafts- 
lage, weil er tontraltswidrig gehandelt hat; er hat mur die actio in factum wegen Bereicherung, welche 
andere Borausiegungen hat, als die bloße nüßliche Verwendung: der Empfänger muß zur Seit der 
Klage ſich noch wirllich im Befige oder Genufie des unvergoltenen Bortheils befinden, den er ohne 
das Vorgefallene nicht haben würde. Die Hegel des $. 273, Tit. 13 begrlindet die Klage nicht. 
(4. U.) Es verftcht fich, daß der Kläger in dem Falle des $. 883 nicht allein feine Feiftungen, ſon— 
dern auch die Bereicherung des Bell. durch dieſelben, d. h. die Zmedmäßigteit feiner Verwendungen 
und daß die letteren dem Bell. einen Vortheil verichafit haben, bemweilen muß. Daß der Vortheil 
wieder verloren gegangen fei, muß der Andere einmwenden. Den Gegenjag zum $. 883 enthält der 
8. 888. Bergl. Anm. 188, 

17) Der Fall dieies 8. ift von dem des $. 882 juriſtiſch nicht verichieden; hier Zufall, dort Zu- 
fall. Doc joll die Behandlung eine andere jein; denn hier ſoll Schägung der Handlung eintreten, 
dort joll der gewöhnliche Lohn bezahlt werden. Das liegt darin, daß ein jertiged Werk einen gemei- 
nen Werth hat, theilmeile Leiftungeu aber für den Befteller vieleicht nichts werth find, jo daß er einen 
erheblichen Schaden leiden wirde, wenn er die ihm vielleicht ganz unnützen Leiftungen mit dem ges 
möhnlihen Tagelohne bezahlen jollte. 

Die Ausführung eines Baues ift nicht als eine Reihe einzelner jelbftitändiger, im ſich vollendeter 
Leiftungen anzufehen, und der Beftimmung des $. 885 zu jubiumiren, vielmehr ıft nur die Hinftellun 
des vollendeten Gebäudes als die dem Bauübernehmer obliegende Leiftung anzulehen, und demna 
muß diejer den das unvollendete Gebäude treffenden Zufall tragen. Pr. des Obertr. 35 v. 9. 1832, 
Darin machen auch die Modalitäten bei Bezahlung des Lohnes, z. B. die, daß der Lohn wöchentlich 
nad Bedürfniß zur Auszahlung der Arbeiter gezahlt werden folle, feine Aenderung. 

18) Wieder eine andere Abweichung von der Regel. ©. o. die Anm. 15 zu $. 882, 
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8. 887. Kann nad) ag Ser Grundiage die kontraftmäßige Vergütung nicht be» 
ftimmt werden, fo muß der Xeiftende mit einer gewöhnlichen Vergütung, nach dem 
Gutachten der Sachveritändigen fich begnügen. 

$. 888. Entſteht bei dem andern Kontrahenten die Unmöglichkeit, den Vertrag 
u erfüllen, durch deijen eigenes Verſchulden, fo kann der, welcher auf Rechnung des 
Vertrages ſchon Handlungen geleijtet hat, fontraftmäßige Vergütung dafür nad) $. 856, 
—* im Sale des $. 887 die höchfte von Sachverftändigen zu beftimmende Vergeltung 
ordern 13%), 

8. 889. Außerdem aber muß ihm der andere Kontrahent, nach dem Grade jei- 
ner Verſchuldung, für den wirflihen Schaden und entgehenden Gewinn haften, wel- 
cher daraus erwächſt, daß der Vertrag durch Leiftung der noch übrigen Handlungen 
nicht erfüllt, und aljo auch die ganze im Kontrakte verfprochene Vergeltung nicht ge 
fordert werden kann. 

8. 890. Sat fih Jemand zu blogen Unterlaffungen verpflichtet, und handelt 
diefer feiner Verpflichtung zuwider, jo muß er, nad dem Grade der ihm dabei zur 
Laft fallenden Verihuldung, den Andern entichädigen 19). 

8. 891. it eraber zu der Handlung, die er unterlajjen follte, durch unabwend- 
bare Gewalt und Uebermacht genötbhigt worden, fo ift er zwar von aller Vertretung 
gegen den andern Kontrahenten frei. 

8. 892. Doch muß er demjelben dasjenige zurüdgeben oder vergüten, was er 
von demjelben ald Wiederlage für die angelobte Unterlaffung erhalten bat ?°). 

$. 893. Kann demjenigen, der zu einer Unterlaffung fich verpflichtet hat, von 
dem andern Kontrahenten feine Erfüllung — werden, jo muß on ihm für 
den aus der bisherigen Unterlajjung entitandenen Schaden, nach dem Grade der Ver— 
ſchuldung, gerecht werden. 

1) Verträge $. 894. Die Berträge zwilchen Serrichaften und gemiethetem Gefinde, inglei- 

— chen mit gedungenen gemeinen Handarbeitern und Tagelöhnern, gehören unter dieſe 

und Geſinde. Klaſſe von Verträgen 202). (Th. II, Tit. 5.) 

3) Berträge $. 895. Gin gedungener Handarbeiter ift hulbip. die Arbeit verabredeterma- 

"nen. Yand- * unter der Aufſicht oder nach der Vorſchrift deſſen, der ihn gedungen hat, zu ver- 

arbeitern und yichten, 

ar 8. 896. So lange er diefe VBorfchrift befolgt, darf er dem, welcher ihn gedun- 
gen hat, nicht für den Ausfchlag der Arbeit jtehen, oder die fehlgeichlagene Unterneh- 

mung vertreten. 
8. 897. Wie weit aber Arbeiter, durch die Anweifung oder den Befehl des Din- 


188) (4.%.) Zur Begründung der Klage des Werkmeifters, welcher zur Verrichtung einer Arbeit 
gedungen worden und diejelbe vor deren Vollendung megen Rüdtritts des Dingenden vom Bertrage 
abgebrochen hat, auf vertragemäßige Vergütung des Geleifteten bedarf es nicht des Nachweiſes der 
er der bisherigen Berwendungen jeitens des Werfmeifters, vielmehr liegt dem Berklagten der 

is jeiner Einrede ob, daß der MWerkmeifter in dieler u Anlaß zum Nüdtritte vom Ber- 
trage gegeben habe. Pr. des Obertr. vom 12. Mai 1857 (Arch. |. Rechtsſ. Bd. XXVI, ©. 32). 

19) ©. o. die Anm, 41 zu $. 291, Tit. 5. 

20) Folgt aus der durch den Zufall bewirkten Aufhebung des Vertrages. 

208) (4. 9.) Der Schäferverding-Bertrag enthält feiner allgemeinen Natur nad einen Bertrag 
über gemiethete Dienfte. — Der Schäfer, insbelondere der Lohn- und Deputarichäfer, ift daher nicht als 
Bermalter der Schäferei anzuſehen und mithin zur Rechnungslegung nicht verpflichtet. rk. des Obertr. 
v. 11. März 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IV, ©. 377). 

*) (5. 9.) Gemeinrechtlih werden diefe Verträge Dienftmiethe oder Lohnverträge genannt. M. |. 
darüber: Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc., $$. 1044, 1048, 1049, 1051, 1054. Dazu 
Blid, Erläuterung, Bd. XVII, ©, 267 fig, Weftphal, Bom Kauf, Pacht und Mierhe :c. Leipzig 
1789, 1807, ©. 661 fig. Ferner: Anteehstinie. Schuldverhältnife, Bd. UI, Nr. 504— 506. — 
.- = ag Literatur; Bornemann, Syſtematiſche Darftelung des Preußifchen Civilredhts 

. III, $. 236. 
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genden, von dem Erſatze des einem Dritten entſtandenen Schadens befreit werden, 
oder nicht, iſt im Sechſten Titel 8. 45 sqq. beftimmt. 

$. 898. Handelt der Arbeiter wider die Borfchrift, fo haftet er für allen dadurch 
verurfachten Schaden. 

$. 899. Außerdem dürfen gemeine Handarbeiter ſowohl gegen den Dingenden, 
ald gegen einen Dritten, nur ein grobes oder mäßiged?°®) Verjehen vertreten. 

$. 900. Der gedungene Arbeiter fann nur mit Einwilligung des Dingenden an 
feiner Statt einen Andern ftellen. - 

$. 901. it diefed mit Einwilligung ded Dingenden gejcheben, fo darf der Ar- 
beiter für die Handlungen des Stellvertreterd, wenn nichts Beſonderes verabredet wor: 
den, nicht einftehen ?'). 

8. 902. Bei eintretenden unübermwindlichen Hinderniffen, ift der Arbeiter, einen 
Andern für fih zu ftellen, nicht verpflichtet. 

8. 903. Er ift jedoch fchuldig, den Dingenden von dem Hinderniſſe jobald als 
möglich zu benachrichtigen. 

$. 904. Außer diefem Falle muß der Arbeiter, der weder die Arbeit felbft ver- 
richten will, noch ji mit dem Dingenden über die Stellung eines Andern vereinigen 
fann, zur Leiſtung der verfprochenen Arbeit, oder Vertretung ded dem Dingenden aus 
der Unterbleibung entſtehenden Nachtheild, nach den Borichriften der Prozeßordnung 
angehalten werden ??). 

$. 905. Wenn die Zeit, wie lange der Vertrag dauern foll, weder in fich, noch 
in Beziehung auf die Vollendung einer gewiſſen Arbeit, beftimmt ift, fo ift bei gemei- 
nen Sandarbeitern der Vertrag nur “; einen Tag für gefchloffen zu achten, und es 
fann aljo jeder Theil mit dem Verlaufe jeden Tages davon wieder abgehen. 

$. 906. Ein Gleiches findet jtatt, wenn auch die Bezahlung der Arbeiter nicht 
nad dem Tagelohne, fondern nah Klaftern, Ruthen, oder einem andern Maße be- 
dungen worden; jobald nur erhellet, daß nicht das Werk ſelbſt verdungen, fondern 
die Beftimmung des Maßes bloß der nähern Bezeichnung wegen beigefügt worden. 

8. 907. ft aber der Arbeiter auf eine in jih, oder durch Bezug auf die Vol- 
lendung eined gewiſſen Werks bejtimmte Zeit gedungen worden: fo kann er vor Ab- 
lauf diefer Zeit, in der Regel nur alddann, wenn er untüchtig befunden wird, oder 
fonjt feiner Pflicht fein Genüge leiftet, entlaffen werden. 

$. 908. Wird in diefem alle, wo der Bertrag mit dem Arbeiter auf eine in 
fih, oder durch Bezug auf die Vollendung eines gewiſſen Werks beftimmte Zeit ge- 
ſchloſſen ıft, die Fortfegung der Arbeit durch einen Zufall, auch nur auf eine Zeitlang 
unterbrochen, jo fann dennoch jeder Theil von dem Vertrage wieder abgehen, und der 
Arbeiter fann nur für das Geleiftete fontraftmäßige Vergütung, weiter aber feine Ent- 
fhädigung fordern. 

$. 909. Will jedoch der Dingende bei dem Vertrage ftehen bleiben, und verlangt 


20b) (3. 9.) Gemeine Handarbeiter erden nicht als Sachverftändige in ihrem Gewerbe angele- 
ben und daher nicht nach der Regel des $. 23, Tit. 3 beurtheilt; ein geringes Verſehen wird ihnen 
alfo, außer dem Falle des $. 898, niemals angerechnet. 

Die Ausdrudsweile des A. L.R.: „grobes oder mäßiges Verſehen“, bedeutet immer, daß nur für 
eulpa levis, nicht aud) für culpa levissima, einzuftehen if. Bergl. Tit. 13, $. 33. Statt „oder“ 
follte e8 „und“ heißen. 

21) Der Stellvertreter ift bier eigentlich nicht ein Stellvertreter, fondern ein Arbeiter, der für 
fi) von dem Arbeitgeber die Arbeit erhalten hat. Daraus folgt von jelbft, daß der früher gedungen 

eweſene Arbeiter für nichts haftet. Die Borjchrift jetzt einen durch eine in fich oder beziehungsweiſe 
ftimmte Zeit dauernden Kontrakt voraus. Vergl. $. 905, 

22) Nicht jiedentiprechend. Nemo praecise cogi potest ad faciendum. Wer möchte auch mit 
einem Handarbeiter zu thun haben, der auf Arbeit zu kommen mechaniſch gezwungen wird. Weiter 
als eben zu kommen reicht der Zwang ja doch nicht bei freien Perfonen. Bergl. oben Anm. 13a, 

Koch, Allgemeines Laudrecht 1. 5. Aufl. 51 
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er, daß der Arbeiter, nach gehobenem Hindemiffe, die Arbeit fortfepen folle: jo muß 
diefer, gegen Vergütung des gewöhnlichen Tagelohns für die Zmifchenzeit, fich diefes 
gefallen lafien. 

$. 910. Wird die Arbeit auf eine Zeitlang durch grobes oder mäßiges Verſchul⸗ 
den des Dingenden oder gar durch die freie Billfür dejjelben unterbrochen: jo fann 
der Arbeiter, wenn er, nach gehobenem Hinderniſſe, die Arbeit fortiegen will, auch 
für die Zwifchenzeit nach Vorſchrift $. 909 Vergütung fordern. 

$. 911. Will er aber von dem Vertrage wieder abgehen, fo muß er mit fon- 
traftmäßiger Vergütung des Geleifteten fich begnügen. 

$. 912. In den Fällen des $. 909, 910 muß der Arbeiter dasjenige, was er 
in dieſer Zwiſchenzeit durch anderweitige Beihäftigungen erworben, oder doch zu er- 
werben ermeislich Gelegenheit gehabt bat, auf die * zukommende Vergütung ſich 
abrechnen laſſen. 

8§. 913. Entſteht eine ſolche Unterbrechung der Arbeit durch die Schuld des Ar— 
beiter8, jo fann der Dingende von dem Vertrage zurüdtreten, und der Arbeiter fann 
für das bereit3 Geleiftete nur jo weit, ala dadurch der Vortheil des Dingenden wirf- 
lich ſchon befördert worden, Vergütung fordern. 

$. 914. Auch it aladann der Arbeiter dem Dingenden für den aus der Unter: 
brechung der Arbeit entitandenen Echaden zu haften verpflichtet. 

8. 915. Will aber der Dingende bei dem Bertrage ftehen bleiben, und verlangt 
alfo, daß der Arbeiter, nad oe Hinderniffe, die Arbeit fortjegen — 
muß er das ſchon Geleiſtete kontraktmäßig vergüten. 

8. 916. Doc bleibt auch alsdann der Arbeiter nach 8. 914 zur Schadloshal- 
tung verhaftet, und fann für die Verſäumniß der Zwifchenzeit feine Vergütung fordern. 

$. 917. Veranlaßt ein Zufall, daß die Arbeit ganz —— werden muß, 
jo erhält der Arbeiter für das bereits Geleiftete fontraftmägige Vergütung, außerdem 
aber ift fein Theil dem andern zur Schadloshaltung verpflichtet. 

$. 918. Wird die Arbeit durh Schuld oder Willkür des Dingenden ganz abge 
brochen, jo muß derfelbe nicht nur das bereits Geleiftete tontrattmäbig vergüten, fon: 
dern auch dem Arbeiter, fo lange bis er Arbeit zu finden Gelegenheit hat ?°), nad 
richterlihem Ermeſſen das gewöhnliche Tagelohn entrichten. 

$. 919. Entſteht die gänzliche Abbrechung der Arbeit dur die Echuld des Ar- 
beiterd, jo muß diejer nicht nur mit einer Vergütung des Geleifteten, welche dem durch 
das Geleiftete dem Dingenden wirklich verſchafften Vortheil angemeſſen ıjt?>*), ſich 
begnügen; jondern auch Xegterm für den, aus der Rüdgängigwerdung des Geſchäfts 
entitehenden Schaden haften. 

$. 920. Was vorjtehend von gemeinen Handarbeitern verordnet ift, findet in 
der Regel au alddann ftatt, wenn Werfmeifter oder Künftler zur Verrichtung einer 
gewiſſen Arbeit 23) gedungen werden. 








23) Aber doch nicht länger als der Kontralt lautet. $. 908. 

238) Nur die actio in factum megen Bereicherung hat der Arbeiter; die Kontraftsliage würde 
durch die exe. doli unmirfiam gemacht werden. Die Bereicherung wird jedoch fomeit fonfumirt, wie 
der „aus Rildgängigwerdung des Geſchäfts entftehende Schaden” des Anderen reicht. 

*) (5. 9.) Dieje Verträge werden gemeinrechtlich nicht von der Dienftmiethe oder dem Lehrvertrage 
unterfchieden. 

286) (4. 4.) Iſt die Bergütung micht für die vollendete Herftellung des Werkes, fondern mur 
nah dem fortichreitenden Umfange der Leiftungen behufs Herftellung defjelben vereinbart und zabiber, 
fo liegt fein Vertrag über ein amgedungenes Wert ($. 925), fondern über Arbeiten vor. t. des 
Obertr. d. 14. Mai 1857 (Arc. ſ. Rechtsſ. Bd. XXVI, ©, 37). x 

(4. U.) Die Leiftungen der gewöhnlichen Handwerker, auch wenn diejelben das zu berarbeitende 
Material liefern, find nur al® Arbeiten, nicht als eim Wert jcaffende Thätigkeit im Sinne der 
88. 925 ff. zu beurtheilen. — Dieſer Grundiag findet auch hinfichtlich der bei ESneidern auf Liefe- 
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$. 921. Doc find diefe die Arbeit nach den Regeln ihrer Kunft zu verrichten, 
und dabei auch für ein geringes Verſehen zu haften jchuldig. 
$. 922. Hat aber der Dingende eine gemifje Art, wie die Arbeit verrichtet wer- 
den foll, ausdrüdlich vorgefchrieben: fo ift der Arbeiter, wofern nicht Polizeigeſetze 
entgegenſtehen, ſich darnach zu richten verbunden. 
. 923. Er darf jedoch dabei nur für ein mäßiges Verſehen haften, und in 
—— ihm dergleichen Verſehen nicht zur Laſt fällt, den Erfolg auf keine Weiſe ver— 
eten. 
8. 924. In den Fällen, wo der gemeine Handarbeiter nach den 88. 909, 910, 
918 Tagelohn für die Wartezeit fordern fann, muß dem Werfmeifter oder Künftler 
eine billige Vergütung, nach richterlihem Ermeſſen, audgejept werden. 
$. 925. it ein Werfmeifter oder Künftler nicht bloß zu einer Arbeit gedungen, M Berträge 
fondern ihm ein ganzes Werk in Paufh und Bogen angedungen worden? ?°); fo dungeres 
finden zuvörderſt die allgemeinen Grundſätze $. 869 sqq. Anwendung ?*). — 
$. 926. Auch wenn der Werkmeiſter die Materialien herzugeben übernommen 
hat, kann ein ſolcher Vertrag, unter dem Vorwande einer Verlegung über oder um- 
ter der Hälfte, weder von einem noch dem andern Theile angefochten werden. ($. 876.) 
$. 927. Bielmehr muß der Werkmeifter feiner Verbindlichkeit ein Genüge leiften, 
wenn es auch au feinem Schaden ausſchlagen follte. 
8. 928. In alten Fällen, wo ein Werk oder eine Arbeit einem Werfmeifter oder 
Künftler angedungen worden, ift derjelbe dad Gefchäft felbit auszuführen verbunden, 


zung beftellten leider Anwendung. Ext. des Obertr. d. 19. Januar 1854 (Ark. f. Rechtsf. Bd. XII, 
. 63). 


*) (5. 9.) Berträge diefer Art heißen gemeinrechtlih Berdingung oder Gedinge. Literatur ſ. o. 

- Nr. 2 (neben 8.895), wozu noch aus Hellfeld u. Glüd der 8.1055 tritt. Weiter ift beizu- 

gen: Carl August Haase, Commentatio juris eivilis Romani de opere locato et conducto. Lips. 
1814. Unterholzner, Schuldverhältniſſe, Bd. II, No, 507 bis 509. 


23°) (4. 9.) Der Begriff eines derdungenen Werts im Sinne des $. 925 erfordert die Kombis 
nation der Arbeit und berarbeiteter Materialien zu einem neuen Produkte, fo wie eine für das fertige 
Wert als ein a... bedungene Vergütung in Pauſch und Bogen. Erf. des Obertr. v. 4. März 
1856 (Arch. 1. R. Bd. XX, & 241). Die Definition paßt genau aud) auf ein Paar neue Stiefeln 
und einen dem Echneider angedungenen neuen Rod, dem das Obertr. den Charakter eines an« 
gedungenen Werts abgeiprocden hat. Bor. Anm. 2356, Abſ. 2. — Die juriftiiche Bezeichnung der 
„Kombination“ ift: Spezifilation, und die des „Produkts ift: neue Spezies. — (5. 9.) Eine 
andere Definition: „Das Weien des Vertrages über ein berdungenes Merk befteht darin, daß nicht 
für einzelne Leiſtungen, jelbft wenn fie fehtiebtich zur Herftellung eines Ganzen führen jollten, befon- 
dere Preile verabredet find, Sondern daß für die Gefammtheit des Werkes als eines Ganzen eine Ge- 
janmtvergütung veriprochen iſt.“ Erf. deff. vom 14. Juli 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIII, ©. 308). 
Vergl. oben Anm. 23 b, 

Der bedungene Preis einer beftellten und gelieferten Mafchine umfaßt nicht die Koften der behufs 
ihrer Aufftellung und Gangbarmahung nothwendig geweſenen Zuthaten und Arbeiten. Die lettern 

d nad) dem gemöhnlichen Lohne zu vergüten. Ert. des Obertr. v. 3. Januar 1856 (Arc). f. Redıtaf. 
d. XIX, ©. 215). Das gilt nicht allein von Majchinen, fondern von jedem bemeglichen Werke, 
welches don der Merkftatt nach einem anderen Orte geichafft werden muß und dort auigeftellt wird, 
3. B. eine von einem Bildhauer in feinem Atelier für eine beftimmte Kirche gebildete Altarivand, welche 
— rg dahin zu transportiren, jondern auch am Beftimmungsorte aufgeftellt und befeftigt mer« 
n muß. 

24) Vergl. die dor. Anm. 23b, (4. U.) Der Vertrag über ein verdungenes Werk bleibt Miethe, 
wenngleich der Meifter den Etoff bergiebt. Deshalb braucht zu einem Baudertrage, worin der Bau- 
meifter die Lieferung der Materialien übernimmt, nur der allgemeine Bertragsftempel, nicht der Stem⸗ 
— F —— verwendet zu werden. Ert. des Obertr. v. 14. April 1859 (Entſch. Bd. XLII, 


Die Vorſchriften von Verträgen über ein verdungenes Wert 88 925 bis 965 bleiben außer An- 


wendung, wenn der Webernehmer eines Werkes fein Wertverftändiger if. Pr. des Obertr. 35, v. J. 
gg — (3.9) Im Beziehung auf die ausgeführte mündliche Andingung |. o. Anm, 51 zu $. 165, 


51° 
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und fann die Ausführung, wider den Willen des Beftellerd, einem Andern nicht über- 
tragen. 

$. 929. Dagegen kann er ſich, wenn nicht ein Anderes ausdrüdlich verabredet 
it, fremder Gehülfen und Mitarbeiter dabei bedienen. 

$. 930. Er muß aber die Handlungen diefer von ihm felbft gewählten Gehül- 
fen, gleich feinen eigenen, vertreten. 

8. 931. Auch hat der Beteller ein Recht des Widerfpruch®, wenn der Werfmei- 
jter zu Arbeiten, welche handwerksmäßige Kenntniſſe und Gefchidlichfeiten erfordern, 
Leute, die zu dieſem Handwerke nicht gehören, und überhaupt, wenn er offenbar un- 
tüchtige Arbeiter und Gebülfen annimmt. 

$. 932. Der Werfmeifter fann der Regel nah, und wenn nicht ein Anderes 
verabredet ift, die Zahlung nicht eher fordern, ala bis das Werk bedungenermaßen 
fertig geliefert, und von dem Belteller übernommen worden **®). 

$. 933. Das bejtellte Werft muß zur beftimmten Zeit vollendet und übergeben 
werden ?4®b), 

8. 934. ft feine Zeit beftimmt, fo muß der Werfmeifter die Arbeit jofort an- 
fangen, und gehörig fortiegen. 

8. 935. Auch ein Werfmeifter ift nicht befugt, das beftellte Werk noch vor Ab- 


24a) Die zur Uebernahme eines beflellten Werts im Sinne der $$. 932 fi. aufer der förperli- 

chen Befigergreifung erforderliche Abficht, dafjelbe als jein eigen zu befigen, kann aud durch dem fort- 
geſetzten Gebrauch des Werts an den Tag gelegt, d. h. ſtillſchweigend erklärt werden. — Durch die 
ausdrüdtich oder ftillichweigend erklärte Abficht des Uebernehmers, das Wert behalten zu wollen, wird 
die Abficht, etwaige Fehler defjeiben im Wege der Klage oder Eiurede zu rigen, nicht ausgeſchloſſen. 
Hat daher der Uebernehmer des beftellten Werts dafjeibe nicht ausdrücklich gebilligt, jo treten hinficht- 
lich der etwaigen Fehler defjelben die Vorichriften des 8. 319 ff., Zit. 5 ein. rk. des Oberrr. v. 
15. November 1853 (Arc. j. Reditsf. Bd. XI, ©. 334). 

24b) (3. U.) Nicht erft durch die Uebergabe erwirbt der Befteller das Eigenthum des Werts, mern 
diefes auch eine bewegliche Sache ift, denn der Ausdrud: „übergeben“, „Uebergabe“ hat hier nicht die 
techniſche Bedeutung von Zradition, vielmehr von Ueberlieferung; fondern durch die in feinem Namen 
verrichtere Spezifitation, ſelbſt wenn der Wertmeifter feinen eigenen Stoff verarbeitet hat; denn bei 
der auf einem Bertrage beruhenden Spezifitation ift von dem Cigenthume an dem Rohſtoffe nicht auf 
das Eigenthum am der daraus geichaffenen neuen Sache zu ſchließen, vielmehr kommt es auf die, 
entweder ausgeiprochene, oder aus dem Bertrage zu ſchließende, Abficht der Parteien an: dieje fann 
auf eine ummittelbare Erwerbung des Eigenthums an der neuen Sache für den Befteller gehen, wenn- 
teih der Werlmeiſter den Stoff dazu hergiebt. In diefem Falle ift der Berfertiger als beauftragter 

ertreter des Beftellers in dem Geicdäfte der Epezifitation anzuſehen; hieraus folgt die unmittelbare 

Ermwerbung des Cigenthums an der neuen Sache für den Befteller mit deren Entflehung und durch 
diejelbe. Dies ift der juriftiihe Grund, durch weichen der von dem Obertr. in einem Falle, mo ein 
Bildhauer das Originalmodell einer Baje gearbeitet und einen Erzgießer durch Vertrag verbindlich ge» 
madıt hatte, die Vaſe nach dem Modelle ın Bronze zu gießen und kunftgerecht zu cileliven, aucd das 
Erz dazu herzugeben, angenommene Sat: daß die gegoſſene Vaſe jofort, noch vor der Ablieferung, das 
Eigenthum des Beftellers geworden (Erf. v. 18. Junt 1856, Entid. Bd. XXXIII, S. 328), geredt- 
fertigt wird. Die eigene Begründuug der Entiheidung aus dem 8. 22 des G. v. 11. Jumi 1837, 
betr. den Schuß des geifligen Eigenthums, überzeugt wicht; dieſe Beſtimmung betrifft die unerlaubte 
Nachbildung, wovon hier nicht die Rede ift; und erklärt nicht die Ermerbung des Eigentums, auf 
weiche das Obertr. in feiner ganzen Ausführung nicht eingeht. Die Sache ift einfach, wenn man fi 
ſolche Mar macht: die Erwerbungsart ift die Spezifitation, If die Abficht die, dat der Werkmeifter für 
den Befteller verfertige (ipezifizire), fo wird der Beſteller unmittelbarer Eigenthümer der neuen Sache, 
mit deren Entftehung, wenn aud der Werfmeifter Eigenthümer des Stoffes ift; verfertigt aber der 
Merkmeifter die Sache zunächſt für fich, behufs des Abſatzes an den Befteller, jo wird der Befteller 
erft durch die Uebergabe Eigenthiimer. Ob Jenes oder Dieſes beabfichtigt worden, ift feine Rechte, 
fondern eine Tharfadenfrage. Berg. L. 22, 8.2 D. locati condueti (XIX, 2) und L. 25 D. de 
acquir. rerum dominio (XLI, 1). 

(4. 9.) Auß dem Geſagten (Abf. 1) erhellet, daß der Befteller auf die Ueberlieferung des verdum- 
er und fertig geftellten fpezialifirten Wertes Magen fan, wie auch das Obertr., unter Vernichtung 

im entgegengeiegten Sinne ausgefallenen Appellationsurtel®, in dem Erk. d. 20. März 1862 
Entſch. Bd. XLVII, ©. 110) erkannt hat. Die Klage gegen den Werfmeifter ift die aetio locati; das 
Wert ift ein fertige® opus conductum. 
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fauf der ausdrücklich beftimmten Zeit abzuliefern, "und den Befteller zur Annahme def- 
felben zu nöthigen. 

8. 936. Liefert der Werfmeifter das Werf zur beftimmten Zeit nicht ab, fo trägt 
er - da an alle Gefahr, auch wegen der etwa von dem Beiteller gelieferten Mate: 
rialien. 

$. 937. Er haftet überdied dem Befteller für den aus der Zögerung entjtehen- 
den Schaden, nah Verhältniß feined entweder bei Abſchließung des Vertrages, oder 
bei dem Betriebe der Arbeit begangenen Verſchuldens. 

8. 938. Ueberhaupt aber jteht dem Beſteller frei, wenn dad Werf mit dem Ab- 
laufe der ausdrüdlich beitimmten Zeit durch die Schuld des Werfmeifterd, oder durch 
einen in deſſen Perfon fich ereignenden Zufall, nicht abgeliefert wird, von dem Vertrage 
zurüdzutreten >). 

8. 939. Wird die Uebernehmung des fertigen Werks von dem Beiteller ohne 
rechtlihen Grund verzögert ?%), jo muß Legterer alle Gefahr tragen *®°). 

8. 940. Ueberdies muß der Beteller dem Werfmeifter für den bedungenen Lohn 
Zögerunggzinfen, von Ablaufe der beftimmten Zeit an, wo dad Werf fertig war, ent- 
richten: und allen fonftigen aus der verzögerten Uebernahme entftandenen Schaden, 
oder die durch längere Aufbewahrung der Sache verurfachten Koſten vergüten. 

$. 941. Die auf ein verdungened Werk im Voraus geleijteten Zahlungen wer» 
den auf den verabredeten Preis in Abzug gebracht. 

$. 942. Iſt bei der Beitellung fein Preis verabredet worden, und die Parteien 
fönnen fi) darüber bei der Ablieferung nicht vereinigen, fo muß derfelbe, nah Wür- 
digung der Eachveritändigen, von dem Richter beitimmt werden. 

$. 943. Bei der Ablieferung des Werts fann jeder von beiden Theilen verlan- 
gen, daß dafjelbe, auf feine Koften von Sachverſtändigen befichtigt werde #°b). 


25) I. Die Vorfchrift, wonach bei Berträgen über Handlungen der Kontrahent, welcher behaup⸗ 
tet, daß der andere Theil die Erfüllung bisher nicht kontraktmäßig geleitet habe, oder ſolchergeſtalt 
nicht zu leiſten im Stande ſei, ſofort auf ſeine Gefahr von dem Vertrage wieder abgehen kann (55. 405 
bie 408, Tit.5 und $. 878 d. T.), finden auf verdungene Werke nicht Anwendung. IL Der Be— 
fteller eines zu ſpät abgelieferten Werkes kann von der Befugniß des Rücktritts nicht mehr Gebrauch 
machen, jobald er dem Werkmeiſter gegenüber einmal erkiärt hat, daß er fich diefes Rechts micht be» 
dienen, fondern bei dem Bertrage ftehen bleiben wolle. Pr. des Obertr..v. 7. Mai 1859 (Eutich. 
Bd. XIX, ©. 151). (4.9) Vergl. über den Satz Nr. I das Erf. defi. v. 4. März 1856 (Arch. f. 
Rechtsf. Bd. XIX, S. 240.) 

26) Eine ſolche arundiofe Zögerung tritt auch ein, ſobald der Beſteller fih auf die Uebernehmung 
des ihm angebotenen Werks nicht einlaffen,, und weder einen Sachverſtändigen beitellen ($. 943), nod) 
ohne Zuziehung eines folhen das Wert abnehmen will. Der Mertmeifter kann daum, unter gericht» 
licher Niederiegung des Werts, unbedingt auf Zahlung des Preiſes kiagen, oder, ohne Niederienung, 
mit dem Autrage fragen, dab der Befteller verurcheilt werde, das Wert abzunehmen und den Preis 
zu bezahlen. Daß derielbe verurtheilt werde, primzipaliter jofort einen Sachveritandigen zu erneunen, 
darauf fanır der Werkmeifter nicht Hagen, denn das ift nur eine Befugnii des Beftellers. 

268) (4. A.) Aus diefer Beſtimmung, nad) welcher der ſäumige Beiteller des Werts „alle Gefahr‘ 
zu tragen hat, läßt ſich nicht folgern, daß das Ereigniß, durch welches die beftellte Sache aus dem 
Beſitze des Berfertigers gelommen, durd höhere Gewalt oder Zufall herbeigeführt, veip. ein ſolches 
fein müſſe, welches durch kein mögliches erlaubtes Mittel hätte abgewendet werden können. Erf. des 
Obertr. v. 10. Januar 1856 (Arc. f. Rechtof. Bd. XIX, ©, 234). Mu anderen Worten: der Aus— 
druck „alle Gefahr‘ bezeichnet hier nicht vis major, fondern den einfachen Kajus, d. h. ein ſchädliches 
Ereigniß ohne Zuthun des Werkmeiſters. 

266) (4. A) Wenn dieie Befichtigung von keinem Theile verlangt worden, die Nebergabe vielmehr 
ohne eine ſolche VBefichtigung erfolgt ift, jo folgt daraus noch nicht, daß der Annehmer die Unbrauch— 
barteit des Werts nicht mehr zu rigen berechtigt fein jollte; auch die ohne Vorbehalt erfolgte Annahme 
des Merts fteht ihm nicht unbedingt entgegen, namentlich dann nicht, wenn es fich darıım handelt, 
ob das Werk die bedungene Eigenſchaft hat. Tit. 5, 88. 325— 327; Erf. des Obertr. v. 17. Juni 
1858 (Arch. f. Rechtof. Bd. XXX, ©. 115). (5. U.) Zu einer fürmlichen Abnahme des beftellten Wer— 
fe8 unter Zuziehung von Sacftändigen ift jeder Theil berechtigt, nicht aber verpflichtet; ein Zwang 
dazır findet alſo nicht ftatt. Erk. des Obertr. vom 15. Juli 1863 (Arc. f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 57), 
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8. 944. Sind feine Öffentlich beftellten Schaumeifter vorhanden, fo ift jeder 
Theil einen Kunftverftändigen in Vorſchlag zu bringen berechtigt. 

$. 945. Finden die Kunftverftändigen einftimmig, daß dad Werk tüchtig ?7) und 
fontraftmäßig angefertigt jei, jo muß der Beiteller e8 annehmen und die verjprochene 
Zahlung daflır leiſten. 


8. 946. Doc bleibt ihm nach geleiſteter Zahlung, die Ausführung feiner Ein- 
wendungen im Wege Rechtens vorbehalten. 

8. 947. Wird dad Werf untüchtig befunden, jo hat der Beiteller die Wahl: ob 
er vom Kontrafte abgehen, und alfo die Annahme verweigern, oder Schadloshaltung 
wegen der bemerkten Fehler fordern wolle ?7®), 

8. 948. Doc fteht auch dem Werfmeiiter frei, über die von dem Befteller be- 


hauptete Untüchtigfeit des Werks, auf richterliche Unterfuhung und Entjcheidung an— 
zutragen. 


8. 949. In allen Fällen, wo der Beſteller, wegen befundener Untüchtigkeit, das 
Werk anzunehmen nicht ſchuldig iſt, kann er für die von ihm dazu gelieferten Mate— 
rialien, nach eigener Wahl, entweder Erſatz in gleicher Quantität und Qualität, oder 
Vergütung des Werths fordern. 

$. 950. Wählt der Beſteller das Letztere, und hat er die Materialien ſelbſt an- 
gekauft, jo muß ihm der foftende ?8) Preis, fonft aber der Werth, welchen die Ma- 
terialien zur Zeit der Ablieferung an den Befteller 2?) gehabt haben, erfegt werden. 

8. 951. In Anfehung folcher Fehler, welche feinen mejentlihen Einfluß auf 
den Gebrauch der Sache haben, findet nur Minderung des bedungenen Preifed, oder 
Schadloshaltung ftatt. 


27) Nämlich zu dem beftimmten Zwecke. — (4. 9.) Die 88. 945, 946 ſetzen ein der Abrede nad 
fertig hergeftelltes Werk voraus; fie finden daher keine Anrendung, wenn das verdungene Wert — 
obgleich ohne Berichulden des Werkmeifters — nicht ganz vollendet worden ift. Erf. des Obertr, vom 
27. Nov. 1862 (Archiv f. Rechtef. Bd. XLIX, ©. 15). 


272) (4.9) Wenn es ſich aljo bei einem verdungenen Werle nicht etwa um einen fehlenden, zu⸗ 
ſätzlich nachzuliefernden Beſtandtheil handelt, jondern wenn von Umarbeitung wegen behaupteter Freb- 
lerhaftigteit die Rede ift, io fteht dem Befteller nur zu, entweder die Annahme des Werles ganz ab- 
zulehnen und Enpibädigung zu fordern, oder Schadloshaltung wegen der bemerkten Fehler zu verlan- 
gen; das Recht, die ordnungsmäßige Umarbeitung zu erzwingen, hat er nicht. Erf. des Obertr. v. 
15. März 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 313). (5. 9.) Sonach findet bei Verträgen über 
ein dverdungenes Werk neben der Alternative der Nidhtannahme megen weientlicher Fehler nur die 
Alternative der Preisminderung oder Schadloshaltung wegen Fehler des Wertes ſtatt; auf Abbülfe 
der etwaigen Mängel kann nicht erfannt werden. Erk. des Obertr. d. 15. Juli 1863 (Ardiv f. 
Rechtef? Bd. LI, ©. 57). 

S. aud oben, die Anm. 658 zu $. 325, Tit. 5. 

(4. 4.) Wenn in dem Bertrage wegen Berdingung eines Werts beftimmt ift, daß der Werkmei- 
fter verpflichtet fein folle, den nad dem Gutachten der Sachverſtändigen vorgefundenen Mängeln des 
Werts auf eigene’ Koften abzuhelfen, jo ift der Beſteller nicht beveditigt, entweder von dem Bertrage 
zurüdzutreten, oder für die fehlerhafte Beichaffenheit des Werkes —— vom Wertmeifter 
zu fordern, ihm fteht vielmehr nur die Klage auf Erfüllung des Bertrages zu. rt. des Öbertr. d. 
22. Februar 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 16). 

(4. 9.) Enthält der Vertrag eine derartige Beſtimmung nicht, jo hat der Befteller die ihm im 
8.947 zu ſeſprochene Wahl nicht bloß dann, wenn bei ber Ablieferung des Werts einer von beiden 
Theilen verlangt hat, daß daſſelbe auf feine Koften von Sacverftändigen befichtigt werde, wenn darauf 
diefe Sacverftändigen das Wert tüctig und fontraftmäßig angefertigt erflärt haben, wenn im Fole 
defjen der Befteller e8 angenommen und die beriprochene Yablung geleiftet hat, und wenn demmädh 
bei der Ausführung feiner Einwendungen im Wege Rechtens die Untüchtigteit des Wertes feſtgeſtellt 
wird; fondern unter Umftänden auch dann, wenn, ohme daß bei der Ablieferung des Werkes auf dei- 
jen Befichtigung durch Sadwerftändige angetragen worden wäre, jeitens des Beftellers des Wertes im 
Wege Rechtens dargethan wird, daß das Werk ein untüchtiges jei. Erf. des Obertr. v. 4, Juni 1861 
(Arch. f. Rechtsf. Bo. XLII, ©. 103). 

28) Damit ift der Koftenpreis gemeint. 

29) Start „Beſteller“ ift zu leſen: „Werkmeiſter“. Jahrb. Bd, XXXVII, ©, 323; Bd, XLI, 
©. 445; Bd. L, ©. 469. 
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8. 952. Iſt jedoch bei Werfen, die zur Pracht und Zierde beftimmt find, in der 
äußerlihen Gejtalt und Form derfelben ein erheblicher Wehler begangen worden, fo 
findet, wenn auch diefer Fehler den Gebrauch der Sache an fich nicht hindert, dennoch 
die Borfchrift $. 947 Anwendung. 

$. 953. Eben das gilt, wenn der Sache eine ausdrüdlich vorbedungene, wenn 
gleich an fich außerwefentlihe, Eigenfhaft ermangelt. 

$. 954. Der Werfmeifter haftet für die gegen die Regeln feiner Kunft begange- 
nen Fehler, und muß dabei au ein geringes Verſehen vertreten. 

8. 955. Hat er aber auf ausdrüdliches Berlangen des Beitellerd von den Re— 
geln jeiner Kunft abweichen müſſen, fo findet die VBorfchrift ded $. 923 Anwendung. 

$. 956. it die Auswahl und Anjchaffung der Materialien dem Werfmeifter 
überlajjen worden, fo muß er auch dabei ein geringes Verſehen vertreten. 

$. 957. Hat der Beiteller die Materialien geliefert, und darüber fein Urtheil des 
Werfmeifters verlangt, fo haftet Xegterer für einen aus der Beſchaffenheit dieſer Mate- 
rialien entitandenen Fehler nur alddann, wenn diefelben zu der bejtellten Arbeit offen- 
bar untüchtig waren, und er den Beiteller deshalb nicht gewarnt hat. 

$. 958. Verlangt hingegen der Beiteller über die von ihm angefchafften Mate- 
rialien das Urtheil des Werfmeifterd, jo haftet Xegterer bei diefer Beurtheilung nur 
für ein mäßiges 3%) Verſehen. 

$. 959. Unglüdsfälle an den Materialien, während der Arbeit, treffen den Ei— 
genthümer derjelben. 

8. 960. Wird dad Werk felbft, vor der zur Uebergabe 30°) bejtimmten Zeit, 
durch einen Zufall vernichtet, oder unbrauchbar gemacht, fo verliert der Werfmeifter 
Arbeitslohn und Auslagen 39), 

$. 961. Hat der Beiteller die Materialien geliefert, fo muß er diefelben, fo weit 
fie no vorhanden, und wie fie beichaffen find, zurüdnehmen. 

8. 962. Auch ift er in diefem alle befugt, von dem Vertrage abzugeben, wenn 

feih der Werfmeifter zur Anfertigung eined neuen Werks, gegen den verabredeten 
Preis, und gegen Lieferung neuer Materialien, ſich erbieten wolle. 

$. 963. Hat aber in dem alle des $. 960 der Werfmeiiter die Materialien an— 
geihafft, To hängt ed von diefem ab, ob er von dem Kontrafte abgeben, oder noch 
zu dejien Erfüllung mit andern Materialien zugelajien fein wolle. 

$. 964. Doc findet Lestered nur in ke ftatt, ald entweder fein Termin zur 
erg beftimmt war, oder der Werkmeiſter die bejtimmte Friſt noch inne hal— 
ten fann. 

$. 965. Greignet ſich der Unglüdsfall an dem Werke nach dem zur Ablieferun 
beftimmten Termine, jedoch vor der wirklichen Uebergabe, jo hat es bei den Borihrir, 
ten 88. 936, 937, 938 fein Bemwenden. 

$. 966. Wenn ein übernommener Bau vor der Uebergabe einftürzt, oder fonjt Infonderbeit 
Schaden leidet, fo wird vermuthet, daß der Unfall aus einem Fehler des Baumeijterd genen Bauen. 
entitanden ſei 31). 


30) _ der Regel müßte er als Kunftverftändiger für ein geringes Berfehen verantwortlich fein. 
8. 281, Tit. 5. 

308) (4. A.) „Uebergabe” bedeutet hier micht die juriftiiche Handlung der Tradition zur Ueber— 
tragung des Eigenthums, joudern die Thatſache der Ablieferung. Vergl. o. die Anın. 24% zu $. 933, 

305) (3. 4.) Nicht deshalb, meil er Eigenthümer der ivezifizirten neuen Sache wäre, fondern 
weil er ald Bermiether der Arbeit das Beriprochene micht leiſten kann. Vergl. oben, Anm. 24@ zu 
$. 933. Der Sat folgt aus der locatio operis. 

31) Die 88. 966, 967 bleiben außer Anwendung, wenn der Uebernehmer eines Baues kein Sadı- 
verftändiger ift. Br. des Obertr. 35, d. I. 1832. — (4.9) Dieje $$. iprechen auch nicht von Un« 
glüdsfällen während der Arbeit, mithin nicht von nur vollendeten Bautheilen, jondern von einem zur 
Uebergabe fertigen Baue. Erf. des Obertr. vom 20. November 1862 (Arc. f. Rechtsi. Bd. XLVIL, 


©. 78) 
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8. 967. Iſt der Schade erweislich durch einen bloßen Zufall, oder durch einen 
folhen Fehler entitanden, welchen der Baumeifter, als Kunjtverftändiger, nicht hat 
vorausfehen fönnen: fo trifft der Verluſt den Bauherrn. 

8. 968. ft aber der Bau von dem Bauherrn einmal übernommen worden, fo 
fann der Baumeifter wegen folcher Fehler, die aus der Bauart, und weil dabei die 
Regeln der Kunſt angeblich nicht beobachtet worden, entitanden fein follen, nur inner» 
halb Dreier Jahre nach der Uebergabe in Anſpruch genommen werden. 

$. 969. Wegen jolher Fehler hingegen, die in der fchlechten Beichaffenheit der 
Materialien ihren Grund haben follen, fann der Baumeifter zu allen Zeiten inner- 
halb der gewöhnlichen range zur Verantwortung gezogen werden. 

$. 970. In beiden fällen aber ift, auch nach der Uebergabe, die frage: in wie- 
fern ein ſich äußernder Fehler, je nachdem derfelbe in der Beichaffenbeit der Materia- 
lien, oder der Arbeit feinen Grund hat, von dem Baumeifter vertreten werden müſſe? 
nad der Vorſchrift 88. 954— 958 zu beurtheilen. 

22 $. 971. Bei unbeweglichen Sachen hat der Werkmeiſter, in Anſehung der da- 
trage bei rin verwendeten Materialien und Arbeiten, ein in der Konfurdordnung näher beftimm- 
entftandenem r 
Konkurie. tes Vorrecht ’?). 

8. 972. Dieſes Vorrecht kann er, ſo lange der Konkurs noch nicht eröffnet iſt, 
* die Sache, auch ohne die beſondere Einwilligung des Schuldners, eintragen laf- 
en 33), 

$. 973. Auf beweglihe Sachen, die dem Beiteller einmal übergeben worden, 
fann dies Borrecht nicht audgedehnt werden. 

$. 974. Entſteht aber vor der Uebergabe Konkurs über da® Vermögen des Be- 
ftellerd, fo fann der Werfmeifter, wegen feiner Arbeit und Auslagen, des Zurüdbe- 
haltungsrechtes auf dad noch in feiner Gewahrſam befindliche Werk fich bedienen. ®*). 


32) Dieſes Vorrecht war durch das Vorhandenſein der Gebäude oder ihres Erlöfes in derjenigen 
Maſſe bedingt, zu welcher liquidirt wurde. Proz.» DOrdn. Tit. 50, 88.424, 426. (4. A.) Durch die 
Konkursordnung d. 8. Mai 1855 ift daffelbe unterdrüdt, der 8. 971 hat dadurch feine Bedeutung 
verloren, wogegen der Zitel zum Pfandrechte, welchen der folgende 8. 972 giebt, unberührt geblieben 
if. ©. d. folg. Anm. 33. 


33) Sobald die Forderung entftanden umd umnftreitig ift. Iſt fie ftreitig oder noch im Entſtehen, 
fo kann ihm die Eintragung einer Proteftatioun zur Erhaltung feines Rechtes nicht gewehrt werden. 
(3. 4.) Nach dem Kinführungsgeiege zur Konk.O. v. 8. Mai 1855 Art. XI ift dieier Titel zum 
Pfandrechte aufrecht erhalten. (4. 9.) Dies ift auch in judicando angenommen worden. Erf. des Obertr. 
vom 19. Juli 1859 (Euntidh. Bd. XLI, ©. 110). 


34) Nach $. 566, Tit. 20 fol das Nententionsrecht, welches dem Gläubiger wegen feiner Forde- 
rung etwa zufteht, durch die Konkurseröffnung gerade erlöihen. Wegen dieics Wideripruchs find die 
Meinungen über den hier eigentlich gemeinten Rechtsſatz getheilt. Im dem gedr. Entmurfe lautet die 
Stelle io: 8.694, „Bei beweglichen Sachen bleibt der Werlmeiſter Eigenthümer, bis das Werft von 
dem VBefteller übernommen worden.“ Man hatte dies auf ſolche Werte bejogen, bon meiden der 
Wertmeifter, weil er die Materialien dazu hergegeben, von Urſprung Eigenthümer geworden uud folg« 
lich bis zur Uebergabe verbleibe. Died war aber nicht der Sinn des Berf.: denn Suarez erflärte 
bei der rev. monitor.: „Ad $. 694 kann eigentlidy nicht geiagt werden, daß der Werkmeiſter Eigen- 
thümer des Wertes jei, beionders alsdann nicht, wenn der Beſteller die Materialien hergegeben hat. 
In diefem Falle ift das Dominium gleihiam in suspenso, fo lange, bis die Tradition erfolgt if. 
Das Nühere hierüber gehört im die Materie von der Spezifitation, und ift auch dort vorgenommen. 
En dem gegenwärtigen Zmede wird es genug fein, feitzujegen, daß, wenn vor der Ablieferung des 

rles Konkurs über das Bermögen des Beitellers entiteht, dem Werkmeiſter an das Wert ein jus 
retentionis zuſtehe.“ (Geſ.⸗Reviſ. Pens. XIV, ©, 165.) Die Abficht ift Har. Man wollte über das 
Recht des Werkmeiſters an der Sache, welches, je nachdem die Materialien von ihn oder nicht von 
ihm berfommen, Eigenthum oder Piandrecht ift, bier nichts beftimmen, vielmehr bioß über das obli- 
gatoriiche Rechtsverhältnig Verordnung treffen; man war nur über die entiprechende Faſſung verle- 
gen. Der Fall ift der: der Werfmeifter hat mit dem Gemeinſchuldner fontrahirt, der Vertrag ıft aber 
noch unerfült. Im ſolchem falle fteht es bei der Gläubigerſchaft, entweder das Geichäft auf fich be» 
ruhen zu laffen, oder, wenn fie davon Gebrauch machen wollen, auch paifiv ganz in die Stelle des 
Gemeinſchuldners zu treten, d. h. Zug um Zug gegenzuleiften. Proz.⸗Ord. Tit. 50, $. 39 und Kont.D. 
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$. 975. Entiteht vor Ablieferung ded Werks Konkurs über das Vermögen ded 
Werkmeifterd, fo kann der Bejteller dad in der Maſſe vorhandene vollendete Werf, ge- 
gen Erlegung des noch fchuldigen Preiſes, fordern 35). 

$. 976. it dad Werk noch umvollendet, fo kann er die von ihm gelieferten 
Materialien, jo weit fie noch vorhanden find, als fein Eigentum zurüdnehmen. 

$. 977. Gleihe Befugniß fteht dem Beiteller u, wenn Materialien vorhanden 
find, die der Werfmeifter von dem Vorſchuſſe, welchen ihm der Befteller dazu aud- 
drüdlich gegeben, erweislich angefchafft und bezahlt hat. 

8. 978. So weit der Beiteller für die von ihm gelieferten Materialien, oder 
für den Vorſchuß, den er zu deren Anſchaffung gegeben hat, durch dieſe Zurüdnahme 
nicht entihädigt werden fann, ift er an das ın der Maije vorhandene noch unvollen- 
dete Werf fih zu halten berechtigt. 

$. 979. Kann er dadurch feine Befriedigung nicht erhalten, fo muß er mit der 
in der Konfursordnung ihm fonit angewiefenem Stelle fih begnügen. 

8. 980. Der Beiteller fann der Annahme des in der Konkursmaſſe vollendet 36) 
vorgefundenen Werks, gegen die Gläubiger, nur aus eben den Gründen, die er dem 
Gemeinjbuldner ſelbſt hätte entgegenfegen fönnen, ſich weigern. 

S. 981. Wer fich verpflichtet, einem Andern eine beftimmte 37) Sache für einen 
gewiljen 7°) Preis zu verfchaffen 38), wird ein Lieferant genannt. 


8.16, Sat 2, Rufen fie das Geichäft auf, jo hat der Werlmeiſter wegen des Geleifteten einen An— 
jpruch an die Gläubigericaft (ante omnes) nur in jofern, als die Maſſe noch jetzt dadurch reicher ift. 
8.294 a. a. O., und Kont.-D. $. 16, Sat 3, —— ſie Erfüllung durch Ablieferung des Wer— 
tes, fo iſt der Werkmeiſter ſofortige Bezahlung zu fordern berechtigt, nad) der allgemeinen Regel über 
Erfüllung wechſelſeitiger Verträge; und es ift ibm zum Schutze feines Rechts hier noch bejonders das 
jus retentionis gegeben, welches nichts anderes ift als die exceptio doli auf Grund des 8.271, Tit. 5. 
Vergl. die 88.252, 258, Tit. 50 der Proz.-Ord. (3.9. Die Konk.«O. d. 8. Mai 1855, 8.33, 
Nr. 9 hat das Retentionsrecht in ein Pfandrecht verwandelt.) Der Fall des Werkmeifters ift dem Falle 
des Berfäufers, der noch nicht übergeben hat, juriſtiſch völlig gleih. So wenig der Verläufer gehalten 
it, die verkaufte Sade an die Konkursmaſſe, ohne Bezahlung des Kaufgeldes, zu übergeben, gleich 
wenig ift der Werkmeiſter ſchuldig, ſen Werk ohne Bezahlung des Lohnes herauszugeben. Dazu hätte 
es der beionderen Beſtimmung des $. 974 gar nicht bedurft; fie enthält feine —— Ausnahme 
und auc keine Eigenthümlichleit des Berdingungsfontratts. Bergl. öftr. ©.B. $. 1158. 


35) Hierbei ift vorausgeſetzt, daß der Beſteller die Materialien in Natur oder in den dazu er— 
forderlihen Mitteln angeichafft habe, wie die 88. 976 — 979 Mar machen. Hat er die Materialien 
nicht geliefert, fo kommt and hier der Grundiag des $. 39, Tit. 50 der Pro.Ordn, und $. 16 der 
Kont.-Ordn. v. 8. Mai 1855 zur Geltung. Bergl. die vor. Anm. 34. 

36) Iſt es unvollendet, fo ift der Befteller nicht verbunden, fich die Vollendung durch einen von 
den Glänbigern angeftellten Werverftändigen gefallen zu laſſen, wegen des Grundſatzes $. 928. Da- 
gegen aber ift die Bedeutung dieier Beſtimmung für den Kall der Vollendung des Wertes unfind« 
bar. Denn es verfteht fi ganz vom feıbit, daß die Konkurseröffuung Über das Vermögen des Gläu— 
bigers fein Ereigniß ift, welches den Schuldner liberiven könnte. — Ift das Wert unvollendet, fo 
überträgt fih das Rechtsverhältniß nicht auf die Gläubigerſchaft, weil nichtfungible Handlungen von 
ihnen nicht geleiftet terden können. 8. 928 d. T. Daraus folgt, daß dieies Kontraktsverhältniß, im 
Betreff der Ausführung des aufgetragenen Werts, durd die Konkurseröffnung nicht verändert wird. 
Dasjenige, was in Folge des dor der Konkurseröffnung abgeichlofienen VBerdingungstontralts von 
dem Werfmeifter nach der Konkurseröffnnng ins Berdienen gebracht wird, gehört aud nicht zur Kon— 
fursmaffe, es ift ein Beftandtheil des menen Vermögens des Gemeinichuldners. Proz.-D. Tit 50, 
$. 33 verbis: „alsdann befigt“, und 8. 34 verb.: „gegenmärtiges Vermögen‘. 

*) (5.9) vd. Bülom u. Hagemann, Grörterungen, Bd. IV, GErört. 15. Bornemanı, 
Spftematiiche Darftellung des Preußiſchen Civilrechts, Bd. TIL, 8.237. Mein Recht der Forderungen, 
2te Ausg. Bd. III, 8. 361. Haſſenpflug, über das Lieferungegeihäft. Zur Erläuterung des 
eigentlihen Sinnes der 8. 981— 987, Zit. 11, Th. I des Allgemeinen Landredits. Berlin 1846, 

317) Im dem Ausdrude ift hier jehlgegriffen. Nicht eine „beſtimmte“ Sade (Spezies oder „In— 
dividuum“, wie e8 im 8. 271, Tit. 5 heißt), fondern eine Sade von einer beftimmten Gattung (Ge: 
nus) ift gemeint. Vergl. Entich, des Obertr., Bd. XI, 5. 32. 

378) (2. A.) Durch den „gewiſſen“ Preis wird der Lieferungstontrakt dem Kauflontralte ähnlich 


5) Liefe⸗ 
rungsver- 
träge *). 
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8. 982. Der Lieferant kann fich der übernommenen Pflicht nicht entziehen, wenn 
auch die Lieferung durch nachher eingetretene Umftände erfchwert wird 38"), 


und untericheidet er fich von dem Mandate und namentlich von der Eintaufstommilfton (Tit. 13, $$. 5, 
6; Th. II, Zit. 8, $$. 698, 699), wobei ein Limitum des Einkaufspreiies gelegt if. Denn ein Li— 
mitum des Preiies ift fein „gewiſſer Preis“ im Sinne des $. 981. Erf. des Obertr. v. 10, Febr. 
1853 (IJ.M.Bl. ©. 142). 


88) Das „Berichaffen“, d. i. die Handlung des vorherigen Anichaffens, in jofern der Lieferant 
die Sachen noch nicht hat, ift das Charakteriftiiche, weiches den Lieferungstontraft von dem Kaufton« 
trafte, defien eigentlicher Gegenftand ein Geben (dare) ift ($. 123, Tit. 2), während der Lieferungs- 
vertrag ein Handeln (Leiften, facere) zum Gegenftande hat (vergl. oben, Anm. 2 zu 8. 363 d. Z.), 
— unterfcheidet, Deshalb ift dieſes Rechtsgeichäft unter die Verträge über Handlungen geftellt worden. 
Dies ift mit Borbedadıt geihehen. Swarez fagt in der revisio monitorum: „Herr Gofler meint, 
daß die Materie von Lieferungen nicht hierher gehöre, fondern zu der Lehre vom Kaufe. Allein es 
fällt wohl in die Augen, daß dies negotium vielmehr zuſammengeſetzt jei. Der Lieſerant bat jelbft 
die Sache noch nicht, die er dem Anderen verichaffen fol. Er übernimmt erft, ſolche anzuſchaffen und 
fie jodann zu tradiren. Ante implementum ift alfo fein Kauf, jondern ein contractus facio ut des 
vorhanden. Erft post implementum tritt das Verhältniß mie zwiſchen Verkäufer und Käufer ein.“ 
(Bornemann, Bd. III [2.%.], ©. 189.) Ich habe früher geiagt: „Der Lieferumgsvertrag ift der 
umgefehrte Trödelvertrag., So mie der ZTrödelvertrag meientlich ein Auftrag zum Bertaufe iſt, umd 
folglich fi), wenn er ausgeführt wird, zulegt in ein Kaufgeihäft auflöft, fo ift der Fieferungsvertrag 
ein Auftrag zum Anlaufe, defien Ausgang wieder ein Kauf ift, daher mach der Erfüllung die Grund» 
füge des Kaufe gelten.” Das ift dom dem Obertr. mißverftanden worden, indem es darin die Be— 
hauptung einer Gleichheit oder Aehnlichkeit mit dem „Bevollmächtigungsvertrage‘ geiehen und die Be— 
weisführung unternommen hat, daß der Lieferant fein Bevollmächtigter des Beitellers ſei und nicht 
in deflen Namen handele. Entſch. Bd. XI, S. 61. Die Beweisführung ift ummöthiq, denn ein 
„Bevollmächtigungsvertrag“, d. i. die Ermächtigung, den Anderen bei Abſchließung eines Rechtsgeſchäfts 
mit einem Dritten zu rvepräjentiren, ift etwas ganz anderes, als der Auftrag zu einer Dienftverrich- 
tung; und nur mit einem folchen, keineswegs mit einem Bevollmäcdhtiqungsvertrage, habe ich den Lie⸗ 
ferungsvertrag verglichen. Das bon mir Gelngte ift auch keine Begriffsbeftimmung, wie es dort 
genannt wird, es ift mur eine beichreibende Bergleihung zur Berftändigung des Begriffs; umd Diele 

— nämlich die Vergleichung mit dem Trödelvertrage, ſcheint mir noch immer zutreffend 
zu ſein. 

Der Pl.Beſchl. (Pr. 1755) des Obertr., vom 15. Juni 1846, jagt über die Erforderniſſe eines 
Lieferungsvertrages aus: „Bei Fieferumgsverträgen im Sinne des A. !.R. macht zwar das Berſchaf- 
fen der Sache einen weſentlichen Theil der Verpflichtung ans, die der, die Sache Beripredhende ge- 
gen den Beiteller übernimmt. Damit aber das Gefchäft für einen Pieferungsvertrag erachtet werden 
önne, ift e8 nicht erforderlih: ı. dab das Verichaffen der Sade ausdrüdlich veriproden fei. 
Die entfprechende Verpflichtung kann vielmehr auch aus dem Inhalte des Vertrages, aus den Ver— 
hältniffen der Parteien, ımd aus den fonftigen Umftänden entnommen werden; 2. daß aus dem Ber- 
trage oder aus den Umftänden die Borausſetzung des Beſtellers hervorgehe, daß die veriprochene 
Sache ſich noch nicht im Beſitze des Beriprechenden befinde. Es ſchließt daher 3. die Anwendung der 
Regeln des Lieferumgsvertrages nicht aus, daß ſich der Uebernehmer (Lieferant) bereits beim Abſchluſſe 
des Kontraktes thatfachlih im Befie der Sache — d. i. von Sachen folder Art und in der Duan- 
tität, wie er zu liefern fich verpflichtet — befunden hat." (Entſch. Bd. XI. ©. 57.) (4. X. Bergl. 
die Amvendung des dritten Sages in dem Erk. vom 14. Februar 1856, Arc. f. Rechtsf. Bd. NX, 
©. 168). — Was unter dem „Verſchaffen“ zu verftehen ſei, ift hierbei dahingeſtellt geblieben. Man 
jagt: „das Wort fteht im Geſetze“ und deshalb erklärten auch die Votanten, welde dafür hielten, 
e8 komme doch nur darauf an, daß das Gewollte dem Beſteller verihafft, im jene Hände ge- 
bracht werde, gleichviel woher — für die Bejahung des Hauptjages ftunmen zu müſſen. (J. M.Bl. 
1846, 9. 227.) Das Lieferungsgeichäft ift aber feiner Weienheit nach kein befonderes Geſchäft, es ift 
nichts weiter als ein Kauf, und das Bedürfniß zur eigenthümlichen Behandlung defielben jeitens der 
Gejegebung fehlt. (4. A.) Das Obertr. nimmt für die Beurtheilung der frage: ob ein vorliegender 
Vertrag für einen Lieferungsvertrag, oder für einen Kauflontrakt anzufehen jet, „bei dem jchmwanten- 
den, juriftiih wenig charakterıfirten Begriffe, wo nicht eben ein vom Kaufvertrage untericheidendes 
Merkmal ganz fehlt“, in der That das Gebiet der thatfächlihen Würdigung in Anfprud. Daſſelbe 
hat auch die Anwendbarleit des $. 408, Tit. 5 auf Lieferungsverträge, insbefondere nachdem die Hand» 
lung des Berichaffens beendet, die Sache bereits geliefert it, unter der Einrede, daß die Sache feh- 
lerhaft jei, für unzuläffig erflärt. Erf. v. 31. Januar 1861 (Arc. f. Rechts. Bd. XL, ©. 223). — 
Auch das H.G.B. ertennt das Geſchäft, deſſen Gegenftand in der Lieſerung einer Ouantität vertret- 
barer Sachen gegen einen beftimmten Preis befteht, nur als ein nad den Beitimmungen über den 
Kauf zu beurtheilendes Nechtsgeichäft an. Art. 338, Die Kommiffion hat es verneint, daß ein Be— 
dürfnih dafür beftehe, für das Lieferungsgeihäft befondere, von den über das Kaufgeihäft gegebenen 
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$. 983. Wegen der Fälle, wenn die Lieferung überhaupt 3°), oder die beſtimmte 
Art derfelben, in Anſehung der Zeit oder des Orts unmöglih, oder mit einer unvor« 
hergefebenen Gefahr verfnüpft wird, hat e8 bei den allgemeinen Vorſchriften des Ti- 
teld von Verträgen $$. 360 —376 fein Bewenden. 

8. 984. Wenn wegen veränderter Umftände die befprochene 40) Lieferung zu dem 
Zwede, wozu der Beiteller fie bedungen hat, unnüß oder unbrauchbar wird +1): fo 
fann zwar derjelbe den Bertrag widerrufen. 

$. 985. Er muß aber den Lieferanten, wegen der zu Erfüllung von feiner Seite 
bereitd gemachten Anftalten, und verwendeten Bemühungen oder Koften, vollitändig 
entichädigen. 

8. 986. So weit der Lieferant zur Zeit des Widerrufs die beitellte Sache ganz 
oder zum Theil bereits angeſchafft hat, muß der Befteller fie annehmen, oder ſich den 
öffentlichen 42) Verkauf auf feine Gefahr und Koften gefallen fajfen *°). 

$. 987. Nach geleifteter Tieferung findet unter den Kontrahenten alles das jtatt, 
was zwiſchen Käufern und Verkäufern Rechtens ift **). 


Normen abweichende Beftimmungen zu treffen. Situng LXXV vom 26. Mai 1857 (Prot. Th. II, 
&.671). (4. A.) Nah Art. 271, Ziff. 2 des H.G. B. ift die Uebernahme einer Lieferung von Gegen- 
ftänden der Ziff. 1 erwähnten Art eim objektives Handelsgeichäft. 

j IR a A.) Betreffs des zu leiftenden Intereſſes wegen Nichtlieferung: oben, Anm. 37 zu 
. 286, Zit. 5. 

(4. U.) Bei Fieferungsverträgen fteht der Weigerung der veriprochenen Erfüllung die bisher nicht 
tontraktmäßig geichehene Yeiftung gleih. — Eine befondere ausdrüdlihe Ertlärung des Rüctritts 
vom Vertrage ıft micht erforderlich, der Rücktritt kann auch durch Innehaltung der ferneren Lieferun- 
gen erllärt werden. (rk, des Obertr. dv. 1. Nov. 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, ©. 259). 


39) 3.8. wenn ein Buchhändler Kunden für ein anderswo angekündigtes Werk fucht und daj- 
jefbe für den Ladenpreis zu liefern fich erbietet, himterdrein aber der Verleger das Werk gar nicht 
oder nicht vollftändig herausgiebt. Die Subftribenten können dann zurücktreten, den geliefert erhalte» 
nen Theil zurüdgeben und den bezahlten Preis von ihrem Kontrahenten (nicht etwa von dem Berle- 
dem fie nicht kontrahirt haben), zurüdfordern. Vergl. den Rechtsfall im Schlef. Archiv 

.1, ©, 438, 

40) Statt „beiprochene” ift zu leſen: verſprochene. R. vom 29. Dezember 1837 (Jahrb. 
Bd. L. S. 469). 

41) Dieſe Vorſchriften 83. 884 —986 vom Rülktritte des Beſtellers bei Lieferungsverträgen finden 
nur al sdaun Anwendung, wenn der Beſteller den Nachweis führt, daß ihm die Lieferung zu dem 
bedungenen Zwecke unnütz geworden, — nicht aber auch alsdann, wenn er aus reiner Willlür den 
Vertrag widerruft. —8 (Pr. 1607), vom 19. Sept. 1845, Nr. 1. (Eutſch. Bd. XI, ©. 18.) 

42) Dadurd, daß der Lieferant die angebotene aber zurldgemwiefene Sache durch Privatvertra 
andertveit veräußert, wird er moch nicht feines ganzen Anfpruches an den Befteller verluftig. Deri. 
Pl.Beſchl. Nr. 2, 

(4. 4.) Der Lieferant, welcher vor Ablauf der Lieferungsfrift die bereits angeichaffte Waare wie— 
der verfauft, weil der andere Kontrahent die Annahme überhaupt verweigert hat, geht dadurch feines 
Rechts, von dem Lebteren wegen dejjen einfeitigen Rücktritts Entihädiqung zu fordern, nicht verluftig, 
noch weniger wird er dadurd gar zur Entihädigung deffelben verpflichtet. Ertl. des Obertr. vom 
10, Nov. 1857 (Archiv f. Hecht. Bd. XXVLU, &. 203). 

43) Der Lieferant ift nicht verpflichtet, alternativ auf Annahme oder öffentlichen 
Verkauf der Sache auf Gefahr und Koften des Beitellers zu klagen, — jondern darf auch einfach 
auf zum des bedungenen Preiſes gegen Uebernahme der verfprodenen Sache Klage erheben. Deri. 
Pl.Beſchl. Nr. 3. Bei der im Bd. VIil, S. 264 ff. aus dem Jahre 1842 mitgetheulten Entjcheidung 
war das Obertr. vom entgegengejegten Grundjägen ausgegangen. 

44) Doc nicht die Anfechtung wegen enormer Verletzung ; denn der Lieferant läßt ſich nicht bloß 
den Werth der Sache bezahlen, jondern bringt auch jeine auf das „Verſchaffen“ verwendete Mühwal— 
tung und Koften in Anſchlag. 

je A.) Auch derjenige, welcher die verfprochene Lieferung von Zeitungseremplaren ausführt, ift 
als Berkäufer derjelben im Sinne des $. 1 des Preßgeſetzes vom 12. Mat 1851 anzufehen; es bedarf 
daher auch der Verleger einer Zeitung zum Abfate der Zeitungseremplare an jeine Abonnenten der 
nad $.1 a. a. O. zum Betriebe des Gewerbes eines Zeitungsverfäufers erforderlichen Genehmigung 


6) Prüs 


mien*), 


7) er 


verträge 
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$. 988. Auf nützliche Geiftesarbeiten, oder gemeinnügige körperliche Kähigfei- 
ten +5) oder Unternehmungen, öffentliche * ©) Belohnungen aussufepen +?) ıft einem 
Jeden erlaubt*? =), 

$. 989. Wer dergleihen Prämien ausfert, kann fein Verfprechen vor dem Ab- 
laufe der bejtimmten Zeit nicht zurüdinehmen +®). 
89%. Doch jteht ihm frei, die ee innerhalb der eriten Hälfte der zu 
ihrer Beantwortung ausgefegten Zeit näher zu beftimmen. 

8. 991. Er kann ich felbit in den Wettjtreit nicht mit einlajfen, wenn er ſich 
diefed bei der Bekanntmachung nicht ausdrüdlich vorbehalten hat. 

$. 992. Wer fich nicht zu rechter Zeit, oder nicht mit den er An Map- 
regeln als Mitwerber gemeldet hat, fann auf den Preis feinen Anſpruch machen. 

$. 993. Selbſt der, welcher den Preis ausgeſetzt hat, kann einen ſolchen Mit- 
werber zum Nachtheile der übrigen nicht zulafjen. 

$. 994. Dem Urtheile des Ausfegerd, oder dem von diefem gleich bei Befannt- 
machung der Aufgabe ernannten Richter, müſſen fämmtliche Mitwerber jih ohne Wi- 
derrede und weitere Berufung unterwerfen. 

.$. 995. Das Eigenthum der von einem jeden Mitwerber gelieferten Arbeit 
bleibt ihrem Urheber; und der Ausfeger des Preifes kann fih darüber feine andere 
Verfügung anmaßen, als die er fich bei der Befanntmahung ausdrüdlich vorbehalten 
bat, oder die aus dem erflärten Zwecke der Aufgabe von jelbft folgt. 

$. 996. Das Verlagsrecht beiteht in der Befugniß, eine Schrift Durch den Drud 


der Begirlöregierung. Pr. des ©. f. Strafſ. des Obertr., Nr. 309, vom 17. Dezbr. 1866 (Entſch. 
Bd. LVII, ©. 44 *). 

*) (5. A.) Gemeinrechtlich iſt man darüber nicht einverſtanden, ob auf dieſem Wege eine Obli- 
gation mit einem unbetannten Gläubiger kontrahirt werden könne. Unterholzner, Schuldverhält- 
nifje, Bd. I, Nr. 26, I, nimmt es an, dv. Savigny, Obligationenredht, Bd. 11, S. 90 erflärt fi 
dagegen. Das Allg. Landrecht hat hierin feinen Vorgänger, Die L. 5 C. quae res pignori (VIIL, 17), 
weiche die Prämie, die den Athleten in Ausficht fteht, voraus zu verpfänden verbietet, berührt die 
Droge gar nicht. Aus der Preußischen Literatur find anzumerken: Bornemann, Spitematiihe Dar- 
tellung des Preußischen Civilrechts, Bd. III, 8.238. Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. LI, 
. 862, 

45) Soll heißen „Rertigleiten“. Denn „Fähigleiten” nennt man die Naturgäben, vermöge wel⸗ 
der man eine gewiffe Thätigleit zu erlernen vermäg. 

46) Nicht öffentliche Belohnungen find gemeint, jondern das öffentliche Ausſetzen der Belohnum- 
gen. Die Fafjung diefer Stelle ift unlogiib und ungrammatiſch. 

47) Das öffentliche Ausbieten einer Belohnung zu dem genannten Zwecke (Auslobung einer 
Prämie) ift ein Verſuch zur Eingehung eines Vertrages über gewiſſe Handlungen, 3. B. über Dienft- 
miethe, oder Darftellung eines Werts, oder Entdedung eines Geheimniffes. Die Aufforderung ift an 
Jeden gerichtet und es ıft nicht erforderlich, daf der Befteller ein eigenes und auejchließlihes Bermö- 
—— dabei habe; er wird verbindlich, wenn auch lediglich nur die Allgemeinheit dabei gewinnt. 

r auf die Aufforderung eingeht, wird dadurch nicht zur Ausführung verbunden; er fann abjteben, 
aber für feine Mühwaltung und Aufwendung nichts fordern. 

470) (5. 9.) Das ſoll heißen: wer das thut, foll gehalten fein, das Verſprochene zu bezablen, 
er joll darauf verklagt werden können; denn „auch ohne dieſes Gefet würde es ſich mohl von ſelbſt 
verftehen, daß eine ſolche Handlung eine erlaubte, d. h. nicht verbotene fein würde.“ v. Saviguhy, 
Oblıgationenreht, Bd. Il, ©. 91, Note f. 

48) Mer dies dennoch thut, muß Alle, welche fich lediglich aus Anlaß der Aufforderung auf das 
Unternehmen eingelaffen haben, für ihre Verwendungen entichädigen. Iſt feine Zeitbeftimmung in 
der öffentlichen Belanntmachung enthalten, fo fann er die Aufforderung zu jeder Zeit zurücknehmen, 
nur muß er für die bereits getroffenen Beranftaltungen den Unternehmern auftommen. 

*) Gegenftand der unter diefem Rubrum getroffenen Beftimmungen ift nicht das fog. geiftige Cigen- 
thum, d. b. das Recht des Schriftftellers auf fein Wert, fondern das Verhältniß des Schriftftellere 
zum Berleger. Die Literatur |. m. in m. Recht der Forderungen, 2. Ausg. Bd. IL. S. 871. Dazu 
tritt: O. Wächter, das BVerlagsrecht mit Einichluß der Lehren von dem Verlagsvertrag und Nach⸗ 
druck nad den deutſchen und internationalen Rechten ſyſtematiſch dargeſtellt. Stuttgart, I. Hälfte 
1857, U. Hälfte 1858. Aus Kloſtermann (das geiſtige Eigenthum, Berlin 1867) der VII. Ab» 
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u vervielfältigen, und fie auf den Meſſen“9), unter die Buchhändler und fonft, aus- 
Ühliehend abzufegen 5). 

8. 997. Nicht bloß Bücher, ſondern auch Landcharten, Kupferftihe, topogra- 
a Zeichnungen, und mufifalifhe Gompofitionen, find ein Gegenjtand des Ver- 
agsrechtes. 

$. 998. In der Regel erlangt der Buchhändler das Verlagsrecht nur durch einen 
mit dem Verfatfer darüber geſchloſſenen fehriftlichen 51) Vertrag 52). 


jchnitt, der VBerlagsvertrag, S. 293 folg. — Ueber Preußiſches Reht: Bornemann, Spftematifche 

Darftellung des Preußiſchen Civilrechts, Bd. III, $8. 239, 340. Mein Recht der Forderungen, 

2, Ausg. So. 111, 88.341, 342, 9. Kaifer, die Preußische Geletgebung in Bezug auf Urheber- 

recht, Buchhandel und Preſſe. Zufammenftellung aller auf diefen Gebieten zur Zeit gültigen Geſetze 

und Berordnungen, nebjt gerichtlichen Entſcheidungen, Anmerkungen und Erläuterungen. Berlin 1852. 

Ergänzungsheft 1865. 

49) Nicht bloß auf den Meffen, fondern aud im Einzelnen. Das A. L. R. fett noch die ehe- 
malige Zunftverfafjung voraus. Man vergl. den $. 1297 des abgeichafften Zit. 20, Th. U. 

50) Das Verlagsrecht ift die ausſchließliche und felbftftändige Berechtigung, ein Erzeugniß der 
Wiſſenſchaft oder Kunft zum Abſatze an Andere zu vervielfältigen und die Eremplare in den Han- 
delöverkehr zu bringen. Es ift ein Ausfluß des anerkannten Eigenthums an dem Geiftesprodufte 
und fann urjprünglich nur dem Urheber des Wertes zukommen; es ift der materielle Bejtandtheil je— 
nes Eigenthums. Der Gegenftand diejes Eigenthums ift feine Sache und auch fein Recht; es ift eine 
durch Beichen oder Schrift verlörperte Idee, und das Verlagsredht ift das Mittel, diefelbe für den 
Urheber nugbar zu machen. Dies geichieht entweder durch unmittelbare Ausübung des Berlagsrechts 
(Selbftverlag), oder durch gänzliche oder theilweife Abtretung defielben an Andere (Berlagstontratt), 
$. 998 d. T. und 8. 9 des Gef. vom 11. Juni 1837. — (4.9) Das A. L.R. geht bei Beſtimmung 
der Rechte des Berfafjers nicht von den allgemeinen Grundjägen des Eigenthums aus und weiſt da» 
Br den Erben des Verfaſſers nur die in den 88. 1014, 1020, 1030 d. X. beftimumten Rechte zur. 

enfelben ift darnach namentlih weder ein unbedingtes Widerfpruchsrecht egen neue Ausgaben ge— 
geben, noch aud) in Bezug auf den Abdrud pofthumer Werte eine ausſchließliche Befugniß einge- 

räumt. rt. des Obertr. vom 22. April 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 338). 

(5. A.) Die vor Einführung des A. ER. in den damaligen preußiſchen Staaten vorhandenen, 
feinen Borausjegungen entſprechenden, obwohl durd Privilegien nicht geichligten Berlagsrechte find 
unter der Herrihaft des gedachten Geſetzbuches des Schutzes deffelben gegen Dritte in Anfehung des 
Nahdruds theilhaftig geworden. Pl.-Beihl. (Pr. 310) des Strafjenats des Obertr. vom 28. Januar 
1867 (Entih. Bd. LVi, ©. 482 u. Bd. LVI, S. 27 *), 

51) Die jchriftliche Form ift in allen Fällen nothwendig. Auf das Honorar und ob diefes unter 
oder über 50 Thlr. betrage, lann darum nicht gefehen werden, weil ein Honorar überhaupt nicht zu 
den Ejjentialien des Verlagskontralts gehört, ja es lann vorlommen, daß der Autor ſeinerſeits dem 
Berleger noch etwas dazu zahlt. S. die folg. Anm. Die Worte „in der Regel“ beziehen fich nicht 
auf die Form des Uebertragungsgejhäfts, jondern auf die Erwerbungsart. Ausnahmen enthalten die 
88. 1022, 1029, - 

. 52) Der Berlagstontrakt ift bald ein faufsähnliches, bald ein miethsähnliches, bald ein aus Kauf 
oder Miethe und Sozietät gemifchtes Geihäft, je nachdem der Verfaſſer ein bereits fertiges Wert ge— 
gen eine im fich oder beziehungsweife beftimmte Summe in Verlag giebt, oder auf Beitellung ein Wert 

gegen Lohn zu verichaffen veriprict, oder jtatt ded Honorare eine Duote am Gewinne ausbedingt, 
ud auf Zeit kann das Verlagsrecht abgetreten werden; dieſes Gejchäft ift dem Pachtkontralte ähn- 

lich. Daß in allen Fällen die Beftimmung einer Gegenleiftung zu den weſentlichen Erfordernifien 
eines Berlagstontrakts gehöre, läßt ſich nicht behaupten, vielmehr kann die Gegenleiftung des Verle— 
ers eben in der Uebernahme der Gefahr, die Koften der Bervielfältigung und Beröffentlihung des 

Wertes zu verlieren, wenn die Unternehmung fehlichlägt, beftehen, und der Vortheil des Berfaffers 

fann in der Beröffentlihung allein Liegen. Deshalb aber ift der Verleger verpflichtet, das Wert durch 

den Drud g veröffentlichen. Iſt es jedoch ausgemacht, daß der Verfafjer auch einen Preis in Gelde 
erhalten ſoll, jo wird der Kontrakt erft durch die Beſtimmung deſſelben perfett. Iſt fein Geldpreis 
sugefichert, jo ift der Berlagsfontraft durch die Abtretung umd durch die Uebernehmung des Verlags 
vollgültig abgejchlofjen; der Berfafier muß die Handichrift überliefern umd der Berleger muß das 

Bert auf feine Koften druden laſſen und veröffentlichen. 

Ob der Berleger befugt fei, das erworbene Verlagsrecht wie ein anderes Bermögensrecht, ohne 
Einwilligung des Autors weiter abzutreten, ift zweifelhaft. Zwar wird durch die weitere Abtretung 
das fontraftliche Verhältniß zwiſchen ihm und feinem Autor nicht verändert; allein in den meiften 
Fällen hat der Autor noch ein anderes, gerade auf das Vertrauen zu der on jeines Kontrahenten 
gegründetes Imtereffe. Es kommt ihm gar viel darauf an, daf fein Wert weit verbreitet werde und 
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8. 999. ft dergleichen schriftlicher Vertrag nicht errichtet, die Handichrift jedoch 
von dem Schriftiteller abgeliefert worden: jo gilt die mündliche Abrede zwar in Anie- 
bung des dem Verfaſſer verfprochenen Honorarüi 53), in allen übrigen Stüden aber 
I die Verhältniffe beider Theile lediglih nach den gefeplichen Vorfchriften zu beur- 
theilen. 

8. 1000. Der Verfaſſer ift jchuldig, den fehriftlichen Vertrag durch Lieferung der 
Handichrift zur gehörigen Zeit zu erfüllen. 

r — 1001. but er diefes nicht, jo kann der Verleger von dem Bertrage wieder 
abgehen ®*). 

8. 1002. it die Zeit, wenn die Handichrift — werden ſoll, im Vertrage 
nicht beſtimmt, ſo wird angenommen, daß dieſelbe dergeſtalt geliefert werden ſolle, 
daß der Verleger die Schrift noch auf die nächſte Leipziger Meſſe bringen könne. 

8. 1003. Erhellet aus der Größe und dem Umfange des Werks, oder aus der 
kurzen Zwiſchenzeit bis zur Meſſe, oder aus andern Umftänden, daß dem Schriftitel- 
ler eine längere Zeit geſtattet ſein ſolle, ſo hängt die nähere, im Kontrakte nicht ent- 
baltene Beftimmung von dem Schriftiteller ab. 

$. 1004. Doc kann derfelbe von dem Verleger angehalten 55) werden, eine ge- 
wife Zeit zu beftimmen, oder ſich den Rüdtritt von dem Kontrafte gefallen zu laſſen. 

8. 1005. Greignen fih Umſtände oder Hinderniffe, welche den Verfaſſer veran- 
lafjen 5°), das veriprochene Werk gar nicht heraugzugeben, fo fann er von dem Ver— 
trage zurüdtreten. 

8. 1006. Er muß aber dem Verleger den Schaden eriegen, welcher demjelben 
aus den zum Abdrude etwa ſchon getroffenen, und durch den Rüdtritt unnüg werden- 
den Anjtalten, wirklich entſteht. 

8. 1007. Giebt aber der Schriftiteller dad einem Verleger verfprochene Werf 


mehrere Auflagen erlebe, nicht bloß des Geldintereffes wegen, jondern aud um Gelegenheit zu haben, 
das Wert zu verbefjern. Deshalb hat er gerade feinem umfichtigen und thätigen Kontrahenten, und 
feinem Anderen, das Berlagsrccht abgetreten. Durd das Gefagte ift aber auch die Grenze der Be- 
ſchräntung des Berlegers in der freien Verfügung über fein Recht angedeutet. Wo das höchſte per- 
fönfiche, das geiftige Interefje des Autors wegfält, 3. B. durch den Tod, oder vielleicht auch durch 
Ablauf des ganzen VBerlagsrechts für jett und alle Zukunft, da fteht der weiteren Beraußerung dej- 
felben nichts im Wege. 

53) Es gilt mithin auch Alles, was zur Beftimmung des Honorars verabredet worden ift, na- 
mentlih Format, Schriftgattung, Zeilenzahl u. dergl. Der 8. 999 handelt von dem Falle eine# 
Realtontratts; die 88. 998, 1000 ff. von dem eines Konienjualtontrafts. 

54) Die frage ift: ob der Verleger zurüdtreten darf, wenn der Berfafier die Handſchrift ohne 
Titel, Borrede und Regiſter abgeliefert und der Verleger fie ohne diefe Stüde angenommen hat. In 
einem, in der Jur. Wochenichr. von 1835, ©. 386 mitgetheilten Rechtsfalle ift die Enticdeidung ber- 
neinend ausgefallen. Dies hat and Grund, zwar nicht den angegebenen, daß anzunehmen, der Ber- 
leger, der ohme diefe Stüde den Drud beginnen fönne, habe in die gewöhnliche Nachlieferung gemil- 
ligt, fondern weil Vorrede und Regifter nicht nothwendige Stüde des Wertes find — es giebt unzäb- 
lige Drudwerte ohne Borrede und ohne Regifter — und der Titel ſchon in dem Berlagsfontratte an 
geneben ft, folglich feiner Nachlieferung mehr bedarf. Wäre aber eine Borrede und eın Regiſter im 

ontrafte ausdrüdlich veriprodyen worden, fo würde der Berleger nicht verbunden jein, die Handichrift 
ohne diefe Stüde anzunehmen, oder vor der Nadhlieferung den Drud zu beginnen; vielmehr könnte 
er, wenn er nicht Frift gegeben hat, die Folgen der Nichtablieferung der Handichrift eintreten laſſen. 

In dem Falle, wo der Verleger von dem Bertrage zurüdtritt, nwird dadurch der Vertrag aufge 
2 ‚ d.h. der Verleger hat feine Klage aus demſeiben auf das Intereffe; es bleibt ihm nur die 

ondiftion auf das Geleiftete. Das Gleiche gilt im alle des 8. 1008, 

55) Unter dem „Anhalten‘ ift eine außergerichtliche Aufforderung zu verſtehen; denn für ein 
richtliches Berfahren fehlen die Formen und der Grundfag zur Entiteidung über den Koftenpunft; 
es ift auch fein Bedürfniß zur Einmiſchung des Richters. Beſtimmt der Verfafler eine Zeit, fo bat 
es dabei jein Bewenden, fie mag jo lang fie will geſetzt werden. 

56) Cine richterlihe Prüfung der Veranlafjung findet nicht ftatt, vielmehr ficht das Unternehmen 
im Belieben des Berf., weil eine fchriftftelleriiche Thätigkeit nicht erzwingbar if. 
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innerhalb Jahresfrift nach dem Rüdtritte, ohne Vorwiſſen und Einwilligung deffelben, 
in einem andern Verlage, oder auf eigene Rechnung heraus, jo muß er dem erften 
Berleger auch für den entgangenen Gewinn 5?) gerecht werden. 

$. 1008. Findet der Schriftiteller nöthig,, in Anfehung des Umfangs, oder der 
Einrihtung des Werks, Veränderungen noch vor dem Drude zu machen, jo hat der 
Verleger die Wahl, jich diejelben gefallen zu laffen, oder von dem Vertrage wieder 
abzugeben 5®). 

$. 1009. Macht aber der Schriftiteller dergleichen Veränderungen nach bereits 
angefangenem Drude, ohne die Ginwilligung des Verlegers, fo haftet er dem PVerle- 
ger für allen daraus entitebenden Schaden. 

$. 1010. Wegen der Fälle, wo die Erfüllung des Verlagdvertrages einem oder 
den andern Theile unmöglich wird, hat es bei den Borfchriften deö $. 879 sqgq. fein 
Bewenden. 

8. 1011. Wenn ein neuer unveränderter Abdrud einer Schrift in eben demfelben 
Formate veranlapt wird, jo heißt ſolches eine neue Auflage. 

$. 1012. Wenn aber eine Schrift in verändertem Formate oder mit Berände- 
rungen {m Inhalte, von neuem gedrudt wird, jo wird folches eine neue Ausgabe ge: 
nannt®®®), 

$. 1013. it im Berlagävertrage die Zahl der Eremplare der erften Auflage 
nicht beitimmt, jo ſteht es dem Verleger frei, auch ohne ausdrüdliche Ginwilligung 
des Verfaſſers, neue Auflagen zu veranftalten. 

8. 1014. ft aber die Zahl beftimmt*), fo muß der Verleger, wenn er eine neue 
Auflage machen will, ſich darüber mit dem Schriftfteller oder deſſen Erben anderweit 
abfinden 58 b). 

$. 1015. Können die Parteien fich darüber nicht vereinigen, fo dient die Hälfte 
des für die erite Auflage gezahlten Honorarii zum Mapitabe 5°). 

$. 1016. _ Hingegen erjtredlt ſich das Verlagsrecht in der Regel, und wenn nicht 
in dem gefchloffenen fchriftlichen Vertrage ein Anderes verabredet iſt, nur auf die erfte 
Ausgabe des Werks mit Inbegriff aller femeren Theile und Fortiegungen deijelben. 

$. 1017. Der erfte Verleger kann aljo niemals eine neue Ausgabe machen, ohne 
mit dem Echriftiteller einen neuen Dertrag darüber geſchloſſen zu haben. 

$. 1018. Dagegen fann au der Schriftiteller feine neue Ausgabe veranftal- 
ten, jo lange der erjte Verleger die von ihm nach $$. 1013, 1014 rechtmäßig veran- 
ftalteten Auflagen noch nicht abgefegt hat. 

57) Deſſen Sefttellung hat Schwierigleiten, fo fange die Auflage nicht abgejetst ift, und wenn fie 
durch den neuen Berleger abgejetst worden ift, fo hat vielleicht defien Kiugheit und Thätigleit das Er— 
gebniß erzielt, während in dem Berlage des erſten Kontrahenten aus dem Werte ein Ladenhüter ge» 
tmorden toäre, 

58) Bergl. o. die Anm. 54, Alinea, zu 8. 1001. 

58a) (4. 9.) Nämlich in Beziehung auf das neue Format oder auf die Beränderungen; im Ue— 
brigen ift die Schrift Gemeingut geblieben und kann in anderen Formaten oder mit anderen Berän- 


derungen don jedem Anderen verlegt werden. Bergl. das Pr. des Obertr., ©. f. Strafl. Nr. 256, 
vom 1. Juni 1859 (Entih. Bd. XLI, ©, 481 und Bd. XLII, ©, 83 *), 

) (6. A.) A. W. VBollmann, Iſt der unbeiugte Nahdrud des rechtmäßigen Berlegers, welcher 
in der a eg der vertragsmäßigen Anzahl der Eremplare liegt, ein Betrug? Im den neuen 
Jahrbüchern des Sächſiſchen Strafredits (Dresden u. Leipzig 1846) ©. 117 fig. 

58 b) (4, 9.) Oben, Anm. 50 zu $. 996 d, T. 

59) Diefe Beftimmung ift auf den Fall zu beziehen, wenn dem Verleger das Recht auf neue 
Auflagen vom Berfafier icon zugelagt und nur das Honorar dafür nicht beftimmt worden ift. Außer- 
dem kann dem Berfafjer jein Eigenthumsrecht wider feinen Willen nicht abgezwungen werden. Auch 
würde davon der Verleger jchmwerlih Gewinn haben, da der Berfafier nur anfündigen dürfte, daß, 
weil er jeine Meinungen und Anfichten in Folge neuer Erfahrungen geändert habe, er im Benrifje 
ftehe, eine neue Ausgabe zur Berbefierung der in der erften enthaltenen Irrthümer zu veranftalten, 
was ihm nach $. 1016 freifteht. 





Nach⸗ 
rue). 
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8. 1019. Können Verfaſſer und Buchhändler fih wegen der neuen Ausgabe 

nicht vereinigen, jo muß Eriterer, wenn er diefelbe in einem andern Verlage heraus— 

eben will, zuvörderit dem vorigen Verleger alle noch vorräthigen Eremplare der erften 
usgabe, gegen baare Bezahlung des Buchhändler »Preifes, abnehmen. 

8. 1020. Aufgehoben € °). 

8. 1021. Boritehende Ginichränfungen des Verlagsrechts zum Beiten des Schrift- 
ftellerö fallen weg, wenn der Buchhändler die Ausarbeitung eines Werks nach einer 
von ihm gefaßten Idee dem Schriftiteller zuerft übertragen, und diefer die Ausführung 
ohne befondern fehriftlihen Vorbehalt übernommen; und wenn der Buchhändler meb- 
rere Berfafjer, zur Ausführung einer folhen Jdee als Mitarbeiter angeftellt hat ® *). 

8. 1022. In diejen Fällen gebührt das volle Verlagsrecht vom Anfange an dem 
Buchhändler 6?) und der oder die Verfaſſer fönnen fih auf fernere Auflagen und Aus- 
gaben weiter fein Recht anmapen, als was ihnen in dem fchriftlichen Vertrage aus— 
drüdlich vorbehalten ift. 

8. 1023. Anmerkungen zu Büchern, worauf ein Anderer das Verlagärecht bat, 
befonderd abzudruden, ift erlaubt. Mit dem Werke felbit aber fönnen dergleichen An« 
merfungen, ohne Einwilligung des Berfajierd und Verlegers, nicht gedrudt, noch in 
den föniglichen Landen verfauft werden. 

8. 1024— 1028. Fallen weg ®?®). 


60) In Folge der andermweiten Beftimmung des $. 6 des Gef. vom 11, Juni 1837 (Zuf. 33). 
(3. 9.) Der 8. 1020 lautet: Das Recht des Berfaſſers, daß ohne jeine Zuziehung feine neue Ausgabe 
veranftaltet werden darf, geht, wenn nicht ein Anderes ausdrüdlid und jchriftlih verabredet worden, 
auf ſeine Erben nicht über. — M. i. hierzu oben die Anm. 50 zu $. 996 d. X. 


61) Hier ift das Nechtsverhältnig locatio conduetio operarum. 
62) Meil der Buchhändler der Autor ift. Vergl. o. die Anm. 50 zu $. 996. 


*) (5. U.) Literatur j. in m. Recht der Forderungen, 2. Ausg., Bd. II zu 8.341. Nadzu- 
tragen ift: Umpartheitiches Bedenten, tworinnen aus allen natürlichen, göttlih und menſchlichen, Ci— 
vil⸗ und Kriminalrechten und Gelesen Bar und deutlich ausgeführt und bemiejen wird, dab der um- 
befugte Nachdruck privilegirter und unprivilegirter Bücher ein grob und ſchändliches, allen göttlichen 
und menichlichen Rechten und Geieten zumider laufendes Verbrechen und infamer Diebftahl je. Cöln 
1742. Ehlers, Ueber die Unzuläffigteit des Büchernachdruds nad dem natürlichen Smangeredt. 
Defiau und Leipzig 1784. Reimarue, Ermägung der Berlansrechte in Aniehung des Nachdrucks. 
Hamburg 1792. Feder, Abb. vom Büchernachdruck, im Göttinger Magazin Jahrg. I. Göttingen 
1780, Haut. von der Unrechtmäßigleit des Bücernahdruds, im der Berliner Monatsicrift, Mai 
1785, ©, 403 ff. A. C. Kayſer, die Abftellung des Büchernachdrucks als ein in der meueiten fair 
ſerlichen Wahllapitulation der reichsoberhauptlichen Abhülfe eben jo nöthig als unbedenklich zu über« 
tragender Gegenftand betrachtet. Regensburg 1790, Job. Fr. Ferd. Ganz, Ueberfiht der Gründe 
wegen des Straibaren des Büchernachdruds und Vorſchläge, wie diefem Uebel durch ein allgemein 
verbindliches Heichsgejets vorgebeugt werden könne. Regensburg 1790. Für und Wider den Bi- 
chernachdruck aus den Papieren des blauen Mannes. Bei Gelegenheit der zukünftigen Wahltapitula- 
tion gedrudt im Reich und für das Reich 1790, (Iſt für den Naddrud. Dagegen:) Berthei— 
digung des Gigenthums gegen den Raub, oder Prüfung der Schrift: Wider und für x. Ger 
drudt in Schwaben 1790. Jac. Fanth, Progr. de eo quod justum est circa librorum editiones 
insciis ac invitis primis editoribus repetitas. Heidelberg 1791. Knigge, über den Büchernad- 
drud. Hamburg 1792. 8. Grolmann, der Bücdernaddrud in feiner neucften Geftalt, in der Bi- 
bliothet für die peinliche Rechtswiſſenſchaft, Th. I, ©. 269 fi. Herborn 1798, Ch. ©. Krauie, 
über Büchernachdruck, Stuttgart 1817. Reflerionen über den Büchernaddrud, beionders zur Ger 
minnung eines neuen Gefichtspunttes in Betreff jeiner Widerrechrlichteit. — — Ausführ« 
ih: 3. Jolly, die Lehre vom Nahdrud. Nah den Beſchlüſſen des deutiben Bundes dargeftellt. 
Heideiberg 1852. M. Friedländer, der einheimiſche und auslandiiche Nectsidug gegen Rad 
drud und —— Rechtswiſſenſchaftliche und für den praktiſchen Gebrauch beftimmte Darftellung 
der heutigen Geſetzgebung und des internationalen Rechts zum Schutz ſchriftſtelleriſcher und fünftler- 
ſcher Erzeugniſſe. Leipzig 1857. In Shut genommen ift der unbefugte Naddrud namentlich 
von Hofbauer, Weijier, Glaſer, Radomstn, Höpfner. 

Breußiſches Recht befonders : 

Fr. Behmer, de eo quod justum est circa librorum privilegio carentium reimpressionem : 

vom Nachdruck unprivilegirter Bücher; in defien Novum jus controversum Lemgo 1771, obs, LXXV, 
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8. 1029. Wenn feine Buchhandlung, welche auf die neue Ausgabe eines Buchs 
ein Verlagärecht hat, mehr vorhanden, und auc das Recht des Schriftftellerd und 
deſſen Erben nad $. 6 der Verordnung von 11. Juni 183762 °=) erlo- 
fhen ift, fo fteht Jedem frei, eine neue Ausgabe des Werks zu veranftalten. 

8. 1030. Fällt weg 6 aa), 

8. 1031. Uebrigens gilt zwifchen diefem neuen Berleger und dem Schriftſteller, 
welcher die neue Ausgabe bejorgt, alled das, was bei neuen Werfen verordnet ift. 

$. 1032. Auch der Nachdruck folher Ausgaben ift unter eben den Umftänden 
unerlaubt, unter welchen der Nahdrud eines neuen Werks nach obigen Vorfchriften 
nicht ftattfindet. 

$. 1033 —1036. Fallen weg 6b). 


p. 483, Bornemann, Spftematifhe Dorftelung des Preußiſchen Civilrechts, Bd. II, 8. 241. 
Mülter, die Preußifhen Preß- und Nahdrudsgeiege. Berlin 1851. M. Lange, Kritik der 
Grundbegriffe vom geiftigen Eigentbum. Auf Grundlage der Einleitung zum Gejete dom 11, Juni 
1837 und mit beionderer Rüdficht auf die Preußiſche Geſetzgebung überhaupt. Schönebed 1858. 
Mein Rect der — 2. Ausg. 1859, Bd. IH, 8.400. 2. E. Heidemann u. O. Dam- 
bad, die Preußiſche Nachdrudsgeiegebung, erläutert durch die Praris des Königl. literariihen Sach— 
verftändigen-Bereins, Berlin 1863, DO. Dambad, die Strafbarkeit des —— und der Fahr- 
läffigkeit beim Bergehen des Nachdruds im Preußifhen Rechte. Berlin 1864. R. Kloftermann, 
das geiftige Eigenthum an Schriften, Kunftwerten und Erfindungen. I. Bd. Berlin 1867. Beſonders 
das Kapitel VIII, Nachdruck, ©. 373 fig. 

62a) ©. u. $. 37 des Geſ. v. 11. Juni 1887 (Zuf. 33). 

Der Wortlaut der aufer Kraft gern Beftimmungen ift: 

g. 1024, Niemand darf, ohne Einmilligung des Berfaffers und feines Verlegers, einzelne gedrudte 
Schriften in ganze Sammlungen aufnehmen, oder Auszüge daraus bejonders druden laſſen. 

$. 1025. Wohl aber können Auszüge aus Schrüten in andere Werte oder Sammlungen auf- 
genommen werden. 

8. 1026. Neue Ausgaben ausländiicher Schriftfteller, welche auferhalb des deutichen Weiche, 
oder der Königlichen Staaten, in einer fremden Sprache fchreiben, und deren Berleger weder die 
, sg eig nod die Leipziger Meſſe bejuchen, können nachgedrudt werden, in jofern der Verleger dar« 

ber fein hiefiges Privilegium erhalten bat. 

8. 1027. Ueberſetzungen find in Beziehung auf das Berlagsrecht für neue Edhriften zu achten, 

$. 1028, Das Beranftalten einer meuen Meberjetung durch einen anderen Ueberſetzer ift fein 
Nachdruck der vorigen. 

62 aa) An Stelle der geiperrt geſetzten Worte heißt es im Xerte: „nad $. 1020”, 

62 aaa) Dieſer lautet: 

8. 1030. Sind jedoh im diefem Falle noch Kinder des erften Grades von dem Berfafler vor— 
handen, jo muß der neue Verleger, wegen der zu deranftaltenden Ausgabe, mit diejen fich abfinden. 
©. hierzu die Anm. 50 zu $. 996. 

625) Gemäß $. 37 des Gef. vom 11. Juni 1837 (Zuf. 33). Die Worte diefer 88. lauteten: 

$. 1033. In fofern auswärtige Staaten den Nahdrud zum Schaden hiefiger Verleger geftatten, 
ſoll Lesteren gegen die Verleger in jenen Staaten ein Gleiches erlaubt werden. 

8. 1034. Wer Bücher und Werke, deren Nachdruck nad) vorftehenden Grundſätzen unerlaubt ift, 
dennoch nachdrucdt, muß den rechtmäßigen Verleger entichädigen. 

$. 1035. Diele Entibädigung befteht in dem Eriate des Honorarii, welches der reditmäßige 
Berleger dem Befafier gezahlt hat, und der mehreren Koften, melde derielbe wegen befjeren Druds 
und Bapiers, gegen den Nacdrud gerednet, auf die rechtmäßige Auflage verwendet hat. 

8. 1036. Mebrigens follen unerlaubte Nachdrüde in hiefige Lande, bei Vermeidung der Konfis- 
tation, nicht eingeführt, und unbefugte Naddruder nad) näherer Beſtimmung des Kriminalrechts ernft- 
lich beftraft werden. (Th. UI, Zit. 20, Abichn. 15.) 

Die in Bezug genommenen, gleichfalls außer Kraft gejeßten, Beftimmungen des Kriminalvechts 
find in den 88. 1294 bis 1297d, Fit. 20, Th. U enthalten und lauten: 

Pr — Bücher, auf welche ein Königlicher Unterthan das Verlagsrecht hat, ſoll Niemand 
nachdrucken. 

$. 1295. Hat der rechtmäßige Verleger ein ausdrüdliches Privilegium erhalten: jo hat der Nach- 
druder eines Buchs, welchem ein ſolches Privilegium vorgedrudt, oder defien Inhalt auf oder hinter 
dem Xitelblatte bemerkt ift, die in dem Privilegio angedrohete Strafe verwirkt. 

$. 1296, a) Findet die Strafe aus einem beionderen Privilegio nicht ftatt; jo joll dennoch der 

Koch, Allgemeines Landrecht I. 5. Aufl. ? 52 
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80, Bubl.-PBat. vom 12, Februar 1833, für die zum Deutſchen Bunde gehö- 
rigen Provinzen der Monmardie, über den von der Deutihen Bundesperjamm- 
lung gefaßten Befhluß, wegen Sicderftellung der Schriftfteller und Verleger 
gegen den Nahdrud. (G.S. ©. 25.) 

Wir ꝛc. thun kund und fügen hiermit zu willen: Nachdem in Folge Unſerer Allerhöchiten Kabi- 
netsordre dom 16. Auguft 1827 (G.S. 1827, ©. 123) von Unſerem Mimifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten mit dem allergrößten Theile der Deutſchen Bundesftaaten über die Sicherftellung der 
Rechte der Schriftjteller und Verleger gegen den Büchernachdruck bereits in den Jahren 1827, 1828 
und 1829 bejondere, feiner Zeit durch die Geſetzſammlung bekannt gemachte Bereinbarungen über 
den Grundſatz: 

daß in Anwendung der deshalb vorhandenen Geſetze, der Unterſchied zwiſchen Inländern und Aus- 
ländern in Beziehung auf die gegenfeitigen Unterthanen aufgehoben und denjelben ein gleicher 
Schutz wie den Inländern zu Theil werde, 
getroffen worden, hiernächft aber, auf den Antrag Unſers Bundestags-Sejandten, die Deutſche Bun- 
desverjammlung über die Annahme diejes Grundjates zwiſchen ſämmtlichen Bundesftaaten in Bera- 
thung getreten ift, und auf den Grund der letzteren in ihrer 33jten Siyung am 6. September v. 3. 
ſich zu dem Beichluffe vereinigt hat, welcher wörtlich alſo lautet: 

Um nad) Art. 18 der Deutſchen Bundesakte: die Rechte der Schriftfteller, Herausgeber ımd 
Verleger gegen den Naddrud von Gegenftänden des Buch- und Kunfthandels ficher zu fielen, 
vereinigen fich die fouveränen Fürften und freien Städte Deutichlands vorerft über den Grund- 
fat, daß bei Anwendung der gejeglihen Borjchriften und Mafregeln wider den Nahdrnd in Zu- 
funft der Unterjchied zwiſchen eigenen Unterthanen eines Bundesftantes und jenen der übrigen im 
Deutichen Bunde vereinten Staaten gegenfeitig und im ganzen Umfange des Bundes in der Art auf- 
gehoben werden joll, daß die Herausgeber, Verleger und Schriftiteller eines Bundesftaates ſich in 
jedem andern Bundesftaate des dort gejetzlich beftehenden Schutzes gegen den Nachdruck zu erfreuen 
haben werden. 

Die höchſten umd hohen Regierungen werden die zur BVollziehung diefes Beichluffes nöthigen 
Berfügungen erlafjen, wie diejes geſchehen, jowie überhaupt von den gegen den Naddrud beite- , 
henden Gejegen und Anordnungen binnen zwei Monaten der Bundesverjammlung Mittheiluug 
machen; 

fo verordnen Wir hierdurch, daß diefer Beſchluß, nachdem Wir demfelben Allerhöchſt Unſere Zuftim- 
mung ertheilt, in den zum Dentjchen Bunde gehörigen Provinzen Unferer Monarchie Kraft und Gül- 
tigkeit haben, und demgemäß in Anwendung gebracht werden ſoll. 

31. ®. vom 12. Februar 1833, über die Anwendung des von der Deutichen 
Bundesverfammlung gefaßten Beſchluſſes, wegen Sicherftellung der Schriftitel- 
ler und Berleger gegen den Nahdrud, auf die zum Deutſchen Bunde nicht gebö- 
rigen Provinzen. (G.S. ©. 26.) 

Wir x. thun kund umd fligen zu wiffen: Sowie Wir in Unferem, beute vollgogenen Allerhöch— 


Nachdrud auf den Antrag des rechtmäßigen Berlegers fonfiszirt, und zum Verlaufe unbrauchbar ge- 
macht, oder dem Verleger, wenn er es verlangt, überlafien werden. 

8. 1296. b) Es muß aber, im diefem leßteren Falle, der rechtmäßige Verleger, wenn er den 
Nahdrud übernehmen will, die von dem Nachdruder darauf verwendeten Auslagen demielben auf die 
zu — Entſchädigung anrechnen, oder ſoweit fie dazu nicht erforderlich find, an die Straflaſſe 
herausgeben. 

8. 1297. a) So meit der Nachdruck ſelbſt verboten ift, darf auch Niemand, bei gleicher Strafe, 
mit ausmärts nachgedrudten Büchern Handel treiben. 

8. 1297. b) Buchbinder dürfen des Handels mit ungebundenen Büchern, und bloß gebefteten 
Schriſten, bei Strafe der Konfistation des Werts, umd des für jchon verkaufte Eremplare gelöieten 
Werths, fih nicht anmaßen. 

$. 1297. ce) Ein Berfafier fann feine für eigene Rechnung gedrudten Schriften zwar durch ſich 
ſelbſt, oder auch durch Andere verkaufen; es darf aber dergleihen Verkauf nicht in einem öffentlichen 
Laden, und an Orten, wo Buchhändler find, nicht durch Buchbinder geichehen. 

8. 1297. d) Uebertretungen Ddiefer Vorſchrift werden ebenfalls mit der Strafe der Konfistation 
nach $. 1297 b geahndet. : 
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ften Patente, wegen Publifation des bon der Dentichen Bundesverfammlung unterm 6. September 
1832 gefaßten Beichluffes, die Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den 
Nahdrud betreffend, verordnet haben, daß diefer Beſchluß, weicher wörtlich alfo lautet: 

(der hier erwähnte Beſchluß ift wörtlich derſelbe, wie der in dem borjtehenden Publikat.- Pat. vom 

12, Februar 1833 mitgetheilte) 
in den zum Deutſchen Bunde gehörigen Provinzen Unſerer Monarchie Kraft und Gültigkeit haben 
und. demgemäß in Anwendung gebracht werden foll, jo ift es zugleich Unſer Allerhöchiter Wille, auch 
in den zum Deutſchen Bunde nicht gehörenden Provinzen der Monarchie den Schutz gegen den Nach— 
druck in dem ganzen Umfange zu gewähren, wie der gedachte Beſchluß der Bundesverſammlung für 
die Bundesſtaaten ihn zugeſichert hat. 

Wir verordnen demnach, daß bei Anwendung der geſetzlichen Vorſchriften und Maßregeln wider 
den Nachdruck von Gegenſtänden des Buch- und Kunſthandels in Zukunft der Unterſchied zwiſchen 
Unferen Unterthanen in den zum Deutſchen Bunde nicht gehörenden Provinzen der Monarchie und 
den Unterthanen der im Deutichen Bunde vereinten Staaten, bei vorausgeſetzter Beobachtung der 
Reciprocität, in der Art aufgehoben jein fol, daß die Herausgeber, Verleger und Schriftſteller eines 
Bundesftaates fih auch im Unferen zum Deutichen Bunde nicht gehörenden Provinzen des dajelbft 
gejetzlich beftehenden Schutzes gegen den Naddrud zu erfreuen haben werden. 

32. Bubl.-Bat. vom 29. November 1837, über den von der Deutfhen Bun- 
desverfammlung unter dem ſ. Novbr. d. I. gefaßten Befhluf, wegen gleichför— 

miger Grundfäbe zum Schute des jchriftftellerifhen und künftlerifhen Eigen- 
thums gegen Nahdrud und unbefugte Nahbildung. (G.S. ©. 161.) 

Wir x. thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem die Deutiche Bundesverfammlung dariiber in Berathung getreten ift, in Ausführung 
der betreffenden Beftimmung des Art. 18 der Deutfchen Bundesakte, ingleichen des Bundesbeichluf- 
fes dv. 2. April 1835, wodurch der Nachdrud im Umfange des ganzen Bundesgebietes verboten wor— 
den ift, gleihförmige Grundſätze zum Schute der Schriftiteller umd auch der Künftler gegen Nach— 
drud umd unbefugte Nachbildung ihrer Werte für den ganzen Umfang des Bundesgebietes feftzuftel- 
fen, und nachdem im Folge deffen die Deutichen Bımdesregierungen in der 31, Situng der Bundes- 
berfammlung vom 9. Nov. d. 3. fich dahin vereinigt haben: 

„Die im Deutfchen Bunde vereinigten Regierungen fommen überein, zu Gunſten der im Um— 
fange des Bumdesgebietes erjcheinenden Titerarifhen und artiftiichen Erzeugniffe folgende Grundjäge 
in Anwendung zu bringen: 

Art. 1. Literarifche Erzeugnifie aller Art, formie Werte der Kumft, fie mögen bereits veröffent- 
licht fein, oder nicht ** bb), dürfen ohne Eimmilligung des Urhebers oder Desjenigen, welchem der- 
felbe feine Rechte an dem Driginal übertragen hat, auf mechaniſchem Wege nicht vervielfältigt werden. 

Art. 2. Das im Art. 1 bezeichnete Recht des Urhebers oder deffen, der das Eigenthum des 
literarifchen oder artiftifchen Wertes erworben hat, geht auf deffen Erben und Rechtsnachfolger über, 
und foll, in fofern auf dem Werke der Herausgeber oder Verleger genannt ift, in jämmtlicden Bun— 
desftaaten mindeftens während eine® Zeitraums von zehn Jahren anerkannt und geichütst werden. 

Dieſe Frift von zehn Jahren ift für die in dem letstverflofferen zwanzig Jahren im Umfange des 
Deutſchen Bundesgebietes erſchienenen Drudjchriften oder artiftiihen Erzeugniffe vom Tage des ge- 
gentwärtigen Bundesbeichluffes, bei den Künftig erjcheinenden Werten vom Jahre ihres Erſcheineus 
an, zu rechnen. 

Bei den in mehreren Abtheilungen heraustommenden Werten ift diefe Frift fir das ganze Wert 
erft von Herausgabe des letsten Bandes oder Heftes zu zählen, vorausgefettt, daß zwiſchen der Her- 
ausgabe der einzelnen Bände oder Hefte fein längerer, als ein dreijähriger Zeitraum verfloffen ift. 


Bublitat.- Patent über den Beſchluß der Deutſchen Bundesverfammlung 
v. 19. Juni 1845, wegen Erweiterung des Schuges für Werke der Literatur 





62bb) (5, A.) An einer mufitaliihen Kompofition kann ſchon vor ihrer Herausgabe ein ftrafbarer 
Nahdrud begangen werden. Ext. des Obertr. vom 18. Dezember 1863 (I.M.Bl. 1864, ©. 55). 
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und Kunft gegen Nahdrud und mehaniihe Bervielfältigung. Vom 16. Januar 
1846, (6.8. ©. 149.) 

Wir x. x. thun fund umd fügen hiermit zu willen: . 

Da die zum Deutſchen Bunde vereinigten Regierungen zur Erweiterung der Beftimmımgen 
des Bundesbeſchluſſes vom 9. Novbr. 1837, wegen gleichförmiger Grundjäte zum Scute des 
ſchriftſtelleriſchen und tünftleriichen Eigenthums gegen Nahdrud und umbefugte Nachbildung im der 
21. Sitzung der Bundesverfammlung vom 19, Juni dv. I. über folgenden Beichluß übereinge- 
fommen find: 

Nachdem der Bundesbeihluß v. 9. Novbr. 1837 nur das geringfte Maß des Schuges 
feftgeftellt hat, welcher innerhalb des Deutſchen Bundesgebietes den dort erjcheinenden literarijchen 
und artiftiichen Erzeugniffen gegen den Nahdrud und jede andere unbefugte Vervielfäktigung auf 
mechaniſchem Wege zu gewähren war, eine weitere Vereinbarung über gemeinſame Gemährung 
eined völlig ausreichenden Schutes aber gleichzeitig vorbehalten worden ift, jo find jämmtliche 
Deutſche Regierungen über folgende Betimmungen zur Ergänzung des Beſchluſſes v. 9. Novbr. 
1837 übereingefommen : 

1) Der durch den Art. 2 des Beichluffes v. 9. Nobbr. 1837 flir mindeftens zehm Jahre von 
dem Erjcheinen eines literariſchen Erzeugnifjes oder Wertes der Kunft am zugeficherte Schutz 
gegen den Nadydrud und jede andere unbefugte Vervielfältigung auf mechaniichem Wege wird 
fortan innerhalb des ganzen deutfchen Bundesgebiets für die Lebensdauer der Urheber jolder 
literariſchen Erzeugnifie umd Werke der Kunft, umd auf dreißig Jahre nah dem Tode der» 
felben gewährt. 

2) Werfe anonymer oder — Autoren, ſowie poſthume und ſolche Werte, welche von 
moraliſchen Perſonen (Alademien, Univerfitäten u. ſ. w.) herrühren, genießen ſolchen Schu- 
tes während dreißig Jahren, von dem Jahre ihres Erſcheinens an #* e), 

3) Um Ddiefen Schug in allen Deutſchen Bundesftaaten in Auſpruch nehmen zu können, ge» 
nügt es, die Bedingungen und Förmlichleiten erfüllt zu haben, welche diejerhalb in dem 
Deutſchen Staate, in welchem das Originalwerk erſcheint, geſetzlich vorgejchrieben find. 

4) Die Verbindlichkeit zu voller Schadloshaltung der durch Nahdrud u. f. w. Berletzten liegt 
dem Nachdruder und demjenigen, welcher mit Naddrud wiſſentlich Handel treibt, ob, umd 
zwar folidariich, in foweit nicht allgemeine Rechtsgrundſätze dem entgegen ftehen. 

5) Die Entihädigung fol in dem Berlaufspreife einer richterlich jeftzufegenden Anzahl von Epeni- 
plaren des Driginalwertes beftehen, welche bis auf 1000 Eremplare anfteigen fann, und 
eine noch höhere fein joll, wen von dem Berlebten ein nod) größerer Schaden uachgewieſen 
morden ift. 

6) Außerdem find gegen den Nachdrud und andere unbefugte Vervielfältigung auf mechaniſchem 
Wege, auf den Antrag des Berlegten, in allen Bundesftaaten, wo die Yandesgejetggebung 
nicht noch höhere Strafen vorjchreibt, Geldbußen bis zu 1000 Gulden zu verhängen. 

7) Die über dergleichen Vergehen erlennenden Richter haben, nach näherer Beitimmung der 
Landesgeſetze, im denjenigen Fällen, wo ihrem Grmefjen zufolge der Befund von Sadiver- 
ftändigen einzuholen ift, bei literariihen Werten das Gutachten von Schriftjtellern, Gelehr- 
ten und Buchhändlern, bei mufilaliichen und Kunſtwerlen das von Künftlern, Kunftverftän- 
digen und Mufil- oder Kunfthändlern einzuholen, 

jo bringen wir dieje, unter ſämmtlichen Deutichen Bundesregierungen getroffene Vereinbarung bier- 
durch zur öffentlihen Kenntniß und verordnen zugleich unter Abänderung der $8.6, 7, 27,238 
u. 29. de8 G. v. 11. Juni 1837, jomwie der 88. 1u. 2 der V. v. 5. Juli 1844, un joweit fie für- 
zere Schußfriften, als die unter Nr. 1 und 2 der vorftchenden Vereinbarung beftimmten, vor- 


kan e) (4. 9.) Die 88. 1 umd 2 — nur die in dem Bundesbeſchluß vom 9. Nob. 1837 zum 
egen Nachdrud feftgefetste Friſt erweitert, micht aber die Beſtimmung des $. 1 der Berordn 
*— uli 1844 (Zuſ. zu $. 35 zum Zuf. 33 d. T.) darüber: welche der dor Publikation des Geſ. 
vom 11. Juli 1837 a 33) erichtenenen Sen zu ſchützen, abgeändert. rt. des Obertr, vom 
22, April 1856 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XX, ©. 839). 
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ſchreiben, daß unſere Behörden und Unterthanen, nicht bloß im umferen zum Deutichen Bunde 

gehörenden Landen, jondern, in Borausiegung der Beobachtung einer diesfälligen Neciprocität bon 

Seiten der andern Dentichen Staaten, and) in den Übrigen Provinzen Unferer Monarchie fich dar 

nach zu achten haben. 

Bublitationspatent über den Beihluß der deutſchen Bundesverjamm- 
fung vom 6. November 1856 zur Erweiterung der Beftimmungen der Bun 
desbeſchlüſſe vom 9. November 1837 und 19, Juni1845 wegen gleihförmiger 
Grundiägezum Schutze desfhriftftelleriihen und Lünftleriihen Eigenthums 
gegen Nahdrud und unbefugte Nahbildung, vom 26. Januar 1857 (G.S. 
©. 98). 

Wir x. x. thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Da die zum Deutſchen Bunde vereinigten Regierungen zur Erweiterung der Beſtimmungen 
der Bundesbeichlüffe vom 9. November 1837 und 19, Juni 1845 wegen gleihförmiger Grund— 
läge zum Schutze des jchriftftelleriichen und künftlerifchen Eigenthums gegen Nachdruck und unbe— 
fugte Nahbildung in der 28. Sigung der Bundesverſammlung vom 6, November 1856 über 
folgenden Beſchluß übereingefommen find: „Der durch den Art. 2 des Bundesbeichluffes von 9. 
November 1837 und den Bındesbeihluß vom 19. Juni 1845 für Werke der Piteratur und der 
Kunſt gegen Nachdruck und mechanische Vervielfältigung gewährte Schuts, jo wie derjenige Schutz, 
welcher durch bejondere Bundesbeihlüffe im Wege des Privilegiums für die Werke einzelner be- 
ftimmter Autoren gewährt worden ift, wird dahin erweitert, daß diefer Schu zu Gunften der 
Werte derjenigen Autoren, welche vor dem Bundesbeichluffe vom 9. November 1837 verftorben 
find, nod bis zum 9. November 1867 in Kraft bleibt.“ „Jedoch findet der gegemmärtige Bun- 
desbeſchluß mur auf ſolche Werke Anwendung, welche zur Zeit noch im Umfange des ganzen Bun- 
deögebietes durch Geſetze oder Privilegien gegen Nahdrud oder Nahbildung geſchützt find“; jo 
bringen Wir diefe, unter ſämmtlichen Deutichen Bundesregierungen getroffene Vereinbarung hier- 
mit zur allgemeinen Kenntniß, und verordnen zugleih, daß Unfere Behörden und Unterthanen 
nicht bloß in Unferen zum Deutichen Bunde gehörigen Landen, fondern auch in den übrigen Pro- 
binzen Unferer Monarchie, fich danad) zu achten haben. 

Art. 3. Zu Gunſten von Urhebern, Herausgebern oder Verlegern bon großen, mit bedeuten- 
den Vorauslagen verbundenen Werten der Wiſſenſchaft und Kunft (Art. 1) wird das ausgeiprochene 
Minimum des Schutes der Geſammtheit gegen den Nahdrud (Art. 2) auch bis zu einem längern, 
höchitens zwanzigjährigen, Zeitraum ausgedehnt, und hinfichtlich derjenigen Regierungen, deren Yan- 
desgeſetzgebung dieje verlängerte Schutsfrift nicht ohmehin erreicht, diesfalls eine Vereinbarung am 
Bundestage getroffen werden, wenn die betreffende Regierung drei Jahre nach dem öffentlichen Er- 
ſcheinen des Merfes hierzu den Antrag ftellt. 

Art. 4. Dem Urheber, Berleger und Herausgeber der Driginalien nachgedrudter oder nach— 
gebildeter Werte fteht der Anſpruch auf volle Entihädigung zu. 

Außer den, in Gernäßheit der Landesgejete gegen den Nachdruck zu verhängenden Strafen, ſoll 
in allen Fällen die Wegnahme der machgedrudten Eremplare, und bei Werfen der Kunft auch noch 
die Beichlagnahme der zur Nahbildung gemachten Borrictungen, alſo der Kormen, Platten, Steine x. 
ftattfinden. 

Art. 5. Der Debit aller Nahdrüde und Nachbildungen der unter 1 bezeichneten Gegenftände, 
fie mögen im Deutſchen Bundesgebiete oder außerhalb deſſelben veranftaltet fein, joll in allen Bun— 
desftaaten, bei Vermeidung der Wegnahme und der durch die Yandesgefete angedrohten Strafen, un- 
terjagt jein. Es verfteht fich übrigens von jelbft, daß die Bundesregierungen, im deren Staaten bis 
jest der Nachdruck geſetzlich nicht verboten war, ſelbſt zu beftunmen haben, ob und auf wie lange 
fie im Bereiche ihrer Staaten den Vertrieb der vorräthigen, bisher erichienenen Nachdrücke geftatten 
wollen. 
Art. 6. Es mwird der Bundesverjammlung davon, wie die vorftehenden allgemeinen Grund— 
fäge von den Bundesregierungen durch fpecielle Geſetze oder Verordnungen in Ausführumg gebracht 
werden follen, Nachricht gegeben, umd dabei zugleich angezeigt werden, welche Förmlichteit in den 
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einzelnen Staaten erforderlih fei, um den Charakter einer Originalausgabe und den Zeitpunkt des 
Erjcheinens nachzuweiſen. 

Da übrigens eine große Mehrheit der Bundesregierungen ſich dafür erklärt hat, daß den Schrift- 
ftellern und Berlegern eine noch ausgedehntere Schutzfriſt im gefammten Umfange des Bundesgebie- 
tes gefichert werden möge, als diejenige ift, welche in dem Artifel 2 des gegenwärtigen Bundesbe- 
fchluffes als Minimum ausgeiprohen wird, fo foll mit Eintritt des Jahres 1842, wenn fi das 
Bedürfniß hierzu nicht früher zeigen follte, am Bundestage ſowohl die frage wegen einer verlänger- 
ten Dauer des den Rechten der Schriftfteller und Verleger von der Gejammtheit der Bundesglieder 
zu bewilligenden Schuges neuerdings gemeinjam berathen, als auch überhaupt der Einfluß in Er- 
mägung gezogen werden, welchen, nad den immittelft gefammelten Erfahrungen, die gegenwärtigen 
Beftimmungen auf Kunft und Literatur, auf die Jutereſſen des Publilums und auf den Flor des 
Kunft- und Buchhandels bemährt haben.” . 

Wir aud zu diejer Vereinbarung durch Unfern Bundestagsgefandten Unfere Zuftimmung unter 
der gleichzeitigen Erklärung ertheilt haben: 

e8 verftehe fich von felbft, daß 

a. auch nah Ausführung des gegenwärtigen Beichluffes ein über defien Inhalt hinausgehender 
Schuß gegen Nahdrud und unbefugte Nahbildung, wo derjelbe durch die Landesgejetggebung 
ihon früher gewährt worden ift, und in Folge des Bundesbeichlufjes vom 6. September 1832, 
allen Unterthanen Deuticher Burndesftaaten zu Gute kommt, nicht befchränft werden joll, und daß 

b. denjenigen Deutſchen Staaten, welche künftig noch günftigere Beftimmungen zum Schutze des jchrift- 
ſtelleriſchen und künſtleriſchen Eigenthums, als ihre bisherige Geſetzgebung und der gegenwärtige 
Bundesbeſchluß diefelben aufftellen, für ihre Unterthanen und die Unterthanen der ſich mit ihnen 
über gleiche Grundfäge vereinigenden Regierungen treffen wollen, hierin durchaus freie Hand bleibt ; 

jo wollen Wir hierdurdy diefe, umter ſämmtlichen Deutſchen Bundesregierungen getroffene Bereinba- 
rung Ddergeftalt zur allgemeinen Kenntniß bringen, daß Unſere Behörden und Unterthanen, und 
zwar nicht bloß in Unferen zum Deutjchen Bunde gehörigen Landen, fondern, in Borausjegung der 
Beobadhtung einer diesfälligen Neciprocität von Seiten der audern Deutſchen Staaten, aud) in den 
übrigen Provinzen Unferer Monarchie fi) danach zu achten haben. 

32a Patent über die Publikation des Bundestagsbejhluffes vom 22. April 
1841, wegen des den Berfajjern mufitalijher Kompojitionen und dramatiſcher 
Werke zu gemährenden Schutes, vom 6. November 1841 (6.8. ©. 385), 

. Wir x. thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem die zum Deutichen Bunde vereinigten Regierungen in der 10. diesjährigen Sitzung 
der Bundesverfammlung vom 22. April ce. fich dahin vereinigt haben: 

„Die im Deutjchen Bunde vereinigten Regierungen werden zum Schutze inländifcher Berfafier 
muſilaliſcher Kompofitionen und dramatiiher Werke gegen umbefugte Aufführung umd Darftellung 
derjelben im Umfange des Bundesgebietes folgende Beftimmungen in Amvendung bringen: 

1,2 u. 3 (aufgehoben) ; 

4) Die Beftimmung diefer letzteren (der Entichädigung) umd der Urt, wie diefelbe gefidhert und ver- 
wirklicht werden ſoll, fo wie die Feitjegung der etwa noch neben dem Schadenserfate zu leiften- 
den Geldbußen, bleibt den Yandesgejeten vorbehalten; ftets ift jedoch der ganze Betrag der Ein- 
nahme von jeder unbefugten Anfführung, ohne Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften, und 
ohne Unterichied, ob das Stüd allein oder in Verbindung mit einem andern den Gegenftand der 
Aufführung ausgemacht hat, in Beichlag zu nehmen ;“ 

jo bringen wir diefe, unter ſämmtlichen Deutichen Regierungen getroffene Vereinbarung hierdurch, 
mit Hinmweifung auf die $$. 32, 33, 34 des G. v. 11, Juni 1837, durch welche die nähere Ausfüh— 
rumg der in dem vorgedachten Bundesbeſchluſſe aufgeftellten allgemeinen Grumdjäge für unfere Staa» 
ten bereits im Voraus erfolgt ift, zur allgemeinen Kenntnif und verordnen zugleich, daß unfere Be— 
börden und Unterthanen, nicht bloß im unfern zum Deutfchen Bunde gehörenden Landen, jondern 
auch im den übrigen Provinzen unferer Monardjie, fih, nad Maßgabe der $. 38 des ©. v. 11, Jumi 
1837, danach zu achten haben, 
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325, Bublikationspatent über ven Beihluß der Deutihen Bundesverfamm- 
lung vom 12, März 1857 zur Erweiterung der Beftimmungen des Bundesbeidl. 
v. 22. April 1841 3um Schuge der inländiihen Berfaffer dramatifher und mu- 
filalifher Werte gegen unbefugte Aufführung und Darftellung derjelben, vom 
4, Mai 1857 (8.8. ©. 426) % d), 

Wir x. thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Da die zum Deutſchen Bunde vereinigten Regierungen zur Erweiterung der Beftimmungen des 
Bundesbeſchl. v. 22. April 1841 zum Schuge der inländiſchen Verfaſſer dramatiſcher und mufitali- 
ſcher Werte gegen unbeſugte Aufführung und Darftellung derjelben in der 10. Sigung der Bundes- 
verjammlung vom 12. März d. J. über folgenden Beihluß Übereingelommen find: 

Die dur den Bundesbeihluß dv. 22. April 1841 zum Schuge der inländiichen Verfaſſer dra- 
matiſcher und muſilaliſcher Werke gegen unbefugte Aufführung und Darjtellung derjelben um Um— 
fange des Bundesgebietes vereinbarten Beitimmungen werden wie folgt erweitert: 

1) Die öffentliche Aufführung eines dramatiichen oder mufitalifchen Werkes im Ganzen oder mit 
Abkürzungen darf nur mit Erlaubniß des Autors, feiner Erben oder ſonſtiger Rechtsnachfolger 
ftattfinden, jo lange das Werk nicht durch dem Drud veröffentlicht worden ift. Das ausichlie- 
ßende Recht, diefe Erlaubniß zu ertheilen, fteht dem Autor lebenslänglich und feinen Erben 
oder fonftigen Rechtsnachfolgern noch zehn Jahre nad) jeinem Tode zu. 

2) Auch in dem alle, daß der Autor eines dramatijchen oder mufilalifhen Wertes fein Wert durch 
den Druck veröffentlicht, faun er fi und jeinen Erben oder fonftigen Rechtsnachfolgern das 
ausschließende Recht, die Erlaubniß zur öffentlichen Aufführung zu ertheilen, durch eine mit 
feinem darunter gedrudten Namen verfehene Erklärung vorbehalten, die jedem einzelnen Erem- 
plare feines Werkes auf dem Titelblatte vorgedrudt jein muß. in folder Vorbehalt bleibt 
wirkſam auf Yebenszeit des Autors felbft umd zu Gunften feiner Erben oder jonftigen Rechts— 
nachfolger noch zehn Jahre nad) jeinem Tode. 

3) Dem Autor oder defien Rechtsmachfolgern fteht gegen Jeden, welcher deſſen ausſchließendes Recht 
durch öffentliche Aufführung eines noch nicht durch den Drud veröffentlichten, oder mit der un— 
ter Ziffer 2 erwähnten Erllärung durd den Drud veröffentlichten dramatiichen oder mufifali- 
ihen Wertes beeinträchtigt, Anſpruch auf Entihädigung zu. 

4) Diefe weiteren Beftimmungen werden vom 1. Juli 1857 an in Wirkſamleit gejetst werden, 

5) Ziff, ı, 2 und 3 des Bundesbeſchl. dv. 22. April 1841 find hiernady aufgehoben, wogegen es 
bei Ziff. 4 hinfichtlih der Eutſchädigungen ꝛc. jein Bewenden behält. 

jo bringen Wir dieſe, unter ſämmtlichen Deutſchen Regierungen getroffene Vereinbarung hierdurd) 
zur öffentlichen Kenntniß, und verordnen zugleich, daß Unfere Behörden und Unterthanen, nicht blof 
in Unferen zum Deutſchen Bunde gehörenden Landen, fondern aud in den übrigen Provinzen Un— 
jerer Monarchie, fi darnach zu achten haben. 

83. ©. d. 11, Juni 1837 zum Schube des Eigenthums an Werten der Wij- 
fenfhaft und Kunft‘?e) gegen Nahdrud und Nahbildung*. (G.S. ©. 165.) 

Wir x. x. Damit dem Eigenthum an den Werten der Wiſſenſchaft und Kunſt ** f) der erfor- 


es (4.4) S. unten, Anm. 71° zur Berordnung d. 5. Juli 1844 (Zuſ. zu $. 35 des Zuſ. 
33 d ). 


62€) (4, U.) Unter den Werken der Wiſſenſchaft und Kunft find allerdings Geiftesprodufte ver⸗ 
ftanden, aber dieſes Geſetz ſchützt gegen den Nachdruck literariſcher Erzeugniſſe jeder Art; auf die 
Gattung, den Umfang, die Darftellungsmweife kommt es nicht an, noch weniger auf den inneren Ge— 
halt der Schrift. Erf. des Obertr. dv. 7. Nov. 1861 (J. M.Bl. ©, 288), 

* (5.9) I. E. Hitzig, das Königl. Preuß. Gejeg vom 11. Juni 1837 zum Schnutze des 
Eigenthums an Werten der Willenihaft und Kunft gegen den Nachdruck und Nachbildung. Darges 
ftellt in feinem Entftehen und erläutert in feinen einzeinen Beftimmungen aus den amtlihen Duellen, 
Berlin 1838. Homeyer, das Gejeg vd. 11. Juni 1837 umd das geijtige Eigenthum. Berlin 1838. 

621) (4. 9.) Geſetze, allgemeine Verordnungen und Juftruftionen der Behörden find feine Er- 
zeugnifle auf dem Boden der Biffenfchaft, vielmehr Ausfliffe der — Gewalt und der Re— 
ra ger des Staats, jomit ein Gemeingut; es find daher die Strafbeftimmungen gegen den 
en derfeiben nicht anwendbar. Pr. des Obertr. vom 29. Dftbr. 1857 (Entih. Bd. XXXVII, 


1. Schriften. 
a) Ausiclies 
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derfihe Schutz gegen Nahdrud und Nachbildung gefichert werde, haben Wir Uns beivogen gefunden, 
die darüber bejtchenden Gejege einer Abänderung und Ergänzung zu unterwerfen, und verordnen 
demnach auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums umd nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats- 
rath®, für den ganzen Umfang Unſerer Monardjie, was folgt: 

8. 1. Das Recht, eine bereis herausgegebene 6%) Schrift ganz oder theilweife von neuem ab» 


fendes Recht druden oder auf irgend einem mechanischen Wege vervielfältigen zu lafien, fteht nur dem Autor der- 


der Schrift 
fteller, 


b) Verbot des 


ahdruds, 


jelben oder demjenigen zu, welche ihre Befugniß dazu von ihm herleiten. 
8. 2. Jedesa a) ſolche neue Vervielfältigung, wenn fie ohne Genehmigung des dazu ausichlieh- 
lich Berechtigten ($. 1) geichieht, heißt Nachdruch °*), umd ift verboten * *), 


63) Im Gegenſatze von Manuitripten und nachgeichriebenen Heften ($. 3). 
. 638) (4, 9.) Auch eine kupoſe. Unten, Anm. 66% zu $. 10, 

64) Bon dem Begriffe des Nachdrucks find aus der Praris folgende Anwendungen befannt 
worden : 

a) Wenn ein Auffag, welcher von dem Berfaffer für eine Zeitichrift geliefert und in dieſer abge- 
drudt ift, von demjenigen, der das Verlagsrecht der Zeirichrift erworben hat, in einer Sammlung von 
Aufiägen, ohne Zuftimmung des Berfaflers, wieder abgedrudt wird, jo enthält dies einen verbotenen 
Nachdruck. In dieſem Kalle ift die une Beeinträctigten, wenn der redhtmäßige Ab- 
drud als Theil einer Zeitjchrift feinen beionderen Verkaufswerth hat, dur Arbitrium zu beftimmen. 
—— des literariſchen Sadjverftändigenvereinsd vom 31. Dftbr. 1838. (Jur. Wochenſcht. 1840, 

. 161.) 

b) I. Auch der Berfafjer kann fich gegen den Berleger eines verbotenen Nachdrucks ſchuldig mas 
hen. (4. U. Der Autor eines Werts, welcher dem Berleger das ausſchließliche Verlagsrecht einge- 
räumt hat, macht fi durd VBeranlafjung einer andermeitigen Vervielfältigung dieſes Wertes des Nach- 
druds ſchuldig. — Dies gilt in jenem Falle auch don dem zweiten Berleger, welcher jein Verlags» 
recht lediglih bon dem Autor herleitet. Erf. des Obertrib. vom 26. September 1851 Archiv 
für Rechtsfälle Bd. U, ©. 372].) I. Die Zuſammenſtellung eines Werts aus einzelnen Stellen 
eined anderen, wenngleich mit Auslafjungen, einzelnen Wenderungen und Zufäten, ſowie mit Abrvei- 
dungen in der Ordnung und Verbindung, ift als ein derbotener Nachdruck amzuiehen. Gutachten des 
Itterariihen Sadverftändigenvereins dv. 9. Dftbr. 1839. (Jur. Wocenichr. 1840, 5. 369.) Bergl. 
das Gutachten lit. e. 

ec) An Kirchenliedern, welche von einer beftimmten Religionspartei bei der öffentlichen oder häus- 
lihen Andacht allgemein gebraucht werden, hat Niemand ein Berlagdrecht; es wäre denn an einer Samm- 
lung folder Lieder mit eigenthümlicher Anordnung und beftimmter Xertrecenfion. Gutachten defl. 
Vereins, v. 15. Januar 1840, (Jur. Wochenſchr. 1840, &. 609.) 

d) Auch Wohnungsanzeiger und ähnliche ftatiftiiche Nachweiſungen, deren Bearbeitung mifien- 
ſchaftliche oder Kunſtkenntniſſe nicht erfordert, find ats fchriftitellerifche Arbeiten anzuiehen, bei denen 
S Nahdrud möglich if. Gutachten deſſ. Vereins, vom 28. Februar 1840, (Jur. Wocenichr. 1840 

. 661.) 

e) Die Zufammenftelung eines Werkes aus einzelnen Stellen eines anderen, wenngleidh mit 
Ausiaffungen, einzelnen Aenderungen und Zufägen, ſowie mit Abmweihungen in der Ordnung und 
Berbindung, ift als ein verbotener Nachdruck anzuiehen. Aud ein Nahdrud von Werken ift möglich, 
welche, mie beiſpielsweiſe Kochbücher, befannte, auf allgemeiner Erfahrung beruhende Regeln und Bor- 
age enthalten. Gutachten deſſ. Vereins, vom 16. September 1840. (ur. W ihr. 1840, 

. 861.) 

f) Wer eine, mit Hebräiichen Lettern gedrudte Deutiche Ueberſetzung eines Jüdiſchen Gebetbuches 
ohne Genehmigung des Autors oder jeiner Rechtsnachfolger mit Deuticen Lettern abdruden läßt, be 
gt einen Nahdrud, Gutachten deſſ. Vereius, dv. 29. Dezember 1840, (Jur. Wocenichr. 1841, 

. 501.) 

g) Die Herftellung eines gleihförmigen Tertes von Haffiihen Merten durch fritiiche Thätigleit 
ift nicht dergeftalt als ein freies fchriftftelleriiches Produkt zu betrachten, daß dem Berfaffer für dieſe 
Bearbeitung eines fremden Textes dieielben Rechte zuftehen, tie einem Autor für ein von ihm ver« 
faßtes Originalwerl. Cr hat deshalb fein Wideripruchsrecht gegen die Vervielfältigung in feiner Tert- 
heritellung. Gutachten deſſ. Vereins, vom 27. Januar 1841 und Eutſch. des Stadtgerichts zu Berlin, 
dv. 20, Juli d. I. (Jur. Wocenichr. 1842, ©. 149.) 

h) (4. U.) Das Bergehen des Nahdruds ift durch dem bloßen Drud vollendet; daß die Ber: 
breitung hinjugetreten jei, ift micht erforderlich. Erk. des Obertr. vom 7. Nov. 1861 (J. M.Bl. 
S. 288). PVergl. unten $. 14. 

64*) (5. 9.) Derjenige, welcher einen Nahdrud im Auftrage eines Anderen und ohne die Abficht 
der eigenen Bertreibung bewirkt, macht ſich nur dann ftrafbar, wenn bei ihm die Vorausſetzungen der 
firafbaren Theilnahme zutreffen, insbejondere alio, wenn er wußte, dafs der Abdrud ein unbefugter 
fei. Erf, des Obertr. d. 18, Dei. 1863 (IJ. M. Bl. 1864, ©. 55). 
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gung des Autors oder feiner Rechtsnachfolger bewirkte Abdrud 

a) von Manuffripten aller Art, 

b) von nachgeſchriebenen Predigten umd mindlichen Lehrvorträgen, gleichviel, ob diefelben unter dem 
wahren Namen des Autors herausgegeben werden, oder nicht. 

Diefer Genehmigung bedarf auch der rechtmäßige Beſitzer eines Manuftripts oder einer Abfchrift dei- 
jelben (Lit. a), ingleihen nachgeichriebener Predigten oder Lehrborträge. (Lit. b.) }). 

8.4, Als Nahdrud ift nicht anzuſehen: 

1) das örtliche Anführen einzelner Stellen eines bereits gedrudten Wertes; 

2) die Aufnahme einzelner Auffäte, Gedichte u. f. w. im fritifche und literar -hiftorifche Werte, und 
in Sammlungen zum Schulgebrauche ; 

3) die Herausgabe von Ueberſetzungen bereit® gedrudter Werte. 

Ausnahmsweiſe find jedoch Ueberfetsumgen in folgenden Fällen dem Nahdrude gleich zu achten: 

a) wenn von einem Werke, welches der Verfaſſer in einer todten Sprache befannt gemacht hat, 
ohne feine Genehmigung eine deutſche Ueberſetzung herausgegeben wird; 

b) wenn der Berfaffer eines Buches ſolches gleichzeitig im verfchiedenen lebenden Sprachen hat er- 
fcheinen laſſen, und ohme feine Genehmigung eine neue Ueberſetzung des Werkes in einer der 
Spraden veranftaltet wird, im welchen es urſprünglich erfchienen ift. Hat der Berfafler auf 
dem Titelblatte der erften Ausgabe befannt gemacht, daß er eine Weberjegung, und in welcher 
Sprache, herausgeben molle, jo joll diefe Ueberjegung, wenn fie innerhalb zweier Jahre nad) dem 
Erjcheinen des Originals erfolgt, als mit dem Original gleichzeitig erſchienen, behandelt werden. 
8.5. Der Schutz des gegenwärtigen Gejees gegen Nahdrud und diefem gleichgeftellte Hand- 

lungen (88. 2 u. 3) joll dem Autor einer Schrift, Predigt oder Vorlefung während feines Lebens 
zukommen. 

8.6. Auch die Erben des Autors ſollen denſelben Schutz noch dreißig Jahre lang nach dem 
Tode ihres Erblafjers genießen, ohme Unterjchied, ob während feines Yebens ein Abdrud bereits er- 
ſchienen ift, oder nicht ꝰ*a). Nach Ablauf diejer dreißig Jahre hört der Schutz dieſes Geſetzes auf. 

8.7. Im fofern von dem eigentlichen Nachdrucke die Rede ift (88. 1 uud 2), fett die in dem 
88. 5 und 6 vorgejchriebene Dauer des Schutzes voraus, daß der wahre Name des Berfaflers auf 
dem Zitelblatte oder unter der Zueignung oder Borrede angegeben iſt. Eine Schrift, die entweder 
unter einem andern, als dem wahren Namen des Berfaflers erjchienen, oder bei welcher gar fein 
Berfaffer genannt ift, foll funfzehn + b) Jahre lang, von der erften Herausgabe derjelben an gered)- 
net, gegen den Nachdruck geſchützt fein und zur Wahrnehmung des Rechts auf diefen Schub der Vers 
leger an die Stelle des unbelannten Berfaffers treten, Wird innerhalb diefer funfzehn 64) Jahre der 
wahre Name des Berfaffers von ihm felbft, oder von feinen Erben mittelft eines nenen Abdruds, 
oder eines neuen ZTitelblattes filr die vorräthigen Eremplare, befannt gemacht, fo wird dadurd) dem 
Werke der Anſpruch auf die in den $$.5 und 6 bejtimmte Dauer des Schutes erworben, 

8.8. Akademien, Univerfitäten, öffentliche Unterrichtsanftalten, gelehrte und andere erlaubte Ge— 
jellichaften genießen das ausichließende Recht zur neuen Herausgabe ihrer Werke dreißig Jahre lang. 
Diefe Frift ift: 


a) bei Werfen, die in einem oder mehreren Bänden eine einzige Aufgabe behandeln, und mithin als 





— — — 


7) (. U) Gutachten des Königl. Preußiſchen Geheimen Obertribunals über den Begriff des ftraf- 
baren Nachdrucks und der demfeiben nad $. 3 des Geſetzes dv. 11. Juni 1837 gleich zu adıtenden Ber- 
gehungen auf Beranlafjung des Juftiz-Minifters Mühler abgegeben am 13. Februar 1844. Berlin 1844. 
648) (3. 9.) Bei pofthumen Werfen u. ſ. w. fängt der dreißigjährige Schug erft von dem Jahre 
ihres Erſcheinens an. Beſchl. der Bundesveriammi. d. 19. Jumi 1845, Nr. 2 und Publ.» Bat. v, 
16. Jan. 1846 (oben Zuſ. zu Art. 2 des Beſchl. der Bundesveri. d. 9. Nov. 1837). 

Re die Erweiterung des Schutes gegen Nachdruck zu Gunften der Erben verdienter Auto- 
ren. lin 1855. 


64 b) Dreißig Jahre, nach dem Beſchl. der Bundesverf. d. 19, Juni 1845, Mr. 2 (vor. Anm. 64), 
64°) ©. die vor. Anm. 64b, 


d) Was nicht 
als Nahdrud 


anzujehen. 


Ausnahmen. 


ec) Dauer det 


en 


N) Abtretung 
deifelben, 


#) Etraien 
det Nach): 
drude, 


826 Erfter Theil. Eilfter Titel. 

in ſich zuſammenhängend betrachtet werden können, zu denen namentlich auch die lexilaliſchen zu 

zählen find, von dem Zeitpunkte ihrer Bollendung an; 

b) bei Werten aber, die nur als fortlaufende Sammlungen von Auflägen und Abhandlungen über 
verjchiedene Gegenjtände der gelehrten Forſchung anzujehen find, von dem Erſcheinen eines jeden 
Bandes an zu rechnen, 

Beranftalten jedody die Berfafjer befondere Ausgaben ſolcher Aufjäge md Abhandlungen, jo kom- 
men ihnen die Beftimmungen der $$. 5 umd 6 zu Statten. 

$.9. Das ausſchließende Recht zur Beröffentlihung und Verbreitung von Schriften, welches 
dem Autor und defjen Erben zufteht, kann von diefen ganz oder theilmeije durch eine hierauf gerichtete 
Vereinbarung auf andere ‚übertragen werden ©), 

8.10. Wer 5a) das, den Autoren, ihren Erben oder Rechtsnachfolgern zuftehende ausichließende 
Recht dadurd beeinträchtigt, daß er ohme deren Genehmigung von demſelben Gebrauch macht, ift den 
Beeinträchtigten vollftändig zu entichädigen ®®) verpflichtet und hat, außer der Komfisfation der noch 
borräthigen Exemplare, eine Geldbuße von füufzig bis taufend Thalern verwirkt 0% a), 

$.11. War das Merk von dem Berechtigten beveits$ herausgegeben, jo ijt der Betrag der Ent- 
ſchädigung nad Beichaffenheit der Umjtände auf eine dem Berlaufswerthe von fünfzig bis tauſend 
Eremplaren der rechtmäßigen Ausgabe gleihlommende Summe richterlih zu beftummen, in jofern der 
Berechtigte nicht einen höheren Schaden nachzuweiſen vermag 87). 


65) Dies geichieht durch den Berlagstontraft. S. o. die Anm. 51 u. 52 zu 8. 908 d. T. — 
(5.9) Inwiefern die Boffefjorientlage bezüglich eines Verlagsrechts anmendbar jer, it im frage ge» 
lommen. Der pofjefiorifhe Schutz der allerdings ftatt, aber dazu ift erforderlich, daß der Kiäger den 
Beſitz dieſes Rechts nachweiſe. Diejes ift durch den Nachweis des Rechts nicht zu bewirken, weil darauf 
im Pofjefjorium nicht einzugehen ift, daher fanın in Ermangelung eines aus dem Berlagsrechte fich 
ergebenden ausſchließlichen Beſitzes ein foldher nur in Folge eines gegen den Bellagten erlangten Un- 
terjagungsrechtes dargethan werden. Erf. des Obertrib. vom 11. Januar 1864 (Archiv für Rechtef. 
Bd. LVI, ©. 4). Vergl. Erk. deff. vom 30. November 1857 (Entih. Bd. XXXVU, ©. 57), 


65a) (4. A) Wer den Drud hat bewirken lafjen, wird von der fteafrechtlihen VBerantwortlich- 
feit dadurd) micht befreit, daß er der betreffenden Druderei nur als Geſchäftsführer vorgeitanden. Erf. 
des Obertr. d. 7. Nov. 1861 (J. M.Bl. ©. 288), 

66) Ob die Civilllage auf Entihädigung in dem Strafverfahren dor dem Strafgerichte mit zu 
erledigen jei, ift zrveifeihaft gefunden worden. (Krim. Zeit. v. 1841, ©. 371.45.) Der $. 16 dieſes 
Geſetzes jcheint dafiir zu fprechen ; jedenfalls ift der Ausipruc des Strafrichters im gewiſſer Hinficht 
präjudizivlich für den Civilpuntt. Das Obertr. hat den Reditsiag angenommen: „Die don Seiten 
des Strafrichters erfolgte Freiſprechung von der Anichuldigung unerlaubten Nadhdruds, oder uner- 
laubter Bervielfältigung,, wenn fie deshalb erfolgt ift, weil der objektive Thatbeftand des Ber 
gehens nicht feftfteht, befreit den Angeihuldigten aud von dem Entihädigungsanipruce, und der Ci— 
vilrichter iſt micht befugt, die vorgedachte, ald rechtskräftig entichieden zu betrachtende Frage jur Bes 
urtheilung vor jein Forum zu ziehen.“ Wr. 1784, vom 11. September 1846 (Gntich. Bd. XIII. 
©. 134) und Erf. deflelben vom 11. November 1853 (Archiv für Rechtsſälle Bd. X, ©. 290). 
Der Sat hat nad) den Gründen, S. 139, allgemeine Geltung; nur in ſofern es auf Ermittelung 
der Thäterfchaft ankommt, wird dem Ausfalle des Strafverfahrens fein Einfluß auf den Civilan« 
Ipruch eingeräumt, meil das Civilverfahren Beweismittel, namentlich idesdelation, geftattet, die im 
Strafprogeife unzutälfig find. Mit der Ermittetung des objektiven Thatbeftandes jei es anders. 
Der Meinungsftreit über den hier zur Anwendung fommenden Rechtsgrundſatz ift durch den Pl.-Beſchl. 
des Dbertr. vom 15. Dezember 1856 geichlichtet. S. unten, Anmerkung 7 zu $. 6 des Str. G. B. 
(Th. U, Tit. 20), ©. auch die folg. Anm. 688 a. E. — (4. U.) Was die Kompetenzfrage betrifft, 
fo hat das Obertribunal fih in mehrfachen Entiheidungen dahin ausgeiproden, daß der im der Lnter- 
juhung über das Bergehen des Nahdruds enticheidende Kriminalrichter alsdanu, wenn der Berletzte 
in derfetben zugleich die Feſtſetzung der Entihädigung fordert, zu einer ſolchen Feitiegung in feinem 
Strafurtheile allerdings kompetent. S. unten die Anm. 68%, Abſ. 3 a. E. und Erf, vom 8. Mai 
1863 (J.M.Bl. ©. 186). 

„Der Einwand des Druders und Verlegers eines nachgedrudten Werkes: „„wie er nicht gewußt, 
daß das ihm von dem angeblichen Autor zum Verlage überlaffene Werk einen Naddrud enthalte “ 
tann denjelben don der Entihädigung des durch den Nachdruck Beeinträctigten nicht befreien.” Pr. 
des Obertrib. 2453, dv. 29. Juni 1858. 

66“) (4. A.) Auch ein kulpoſer Nachdruck oder eine kulpoſe Nachbildung ift ftrafbar. Erf. des 
Obertr. v. 8, Mai 1863 (J. M.Bl. ©. 186). 


67) Iſt mur ein Theil machgedrudt worden und hat diejer keinen bejonderen Kaufswerth, jo ift 
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8.12. Die lonfiscirten Exemplare der unrechtmäßigen Ausgabe jollen vernichtet oder dem Be— 
ſchädigten auf fein Verlangen überlaffen werden. Im letzten Falle muß fich jedoch der Beſchädigte 
die don dem Berurtheilten auf diefe Eremplare verwendeten Auslagen auf die Entihädigung aurech— 
nen laffen ®®), 

8.18. Wer widerrechtlich vervielfältigte Werte wifjentlih zum Verkauf hält, ift dem Beeinträd)- 
tigten, mit dem unbefugten Bervielfältiger ſolidariſch, zur Entſchädigung verpflichtet und hat, außer 
der Konfisfation, eine nad) Vorſchrift des $. 10 zu beftimmende Geldbuße verwirkt * a), 

8.14. Das Bergehen des Nahdruds it vollendet, wenn Eremplare eines Buches borgefunden 
werden , welche den gegenwärtigen Borjchriften zuwider angefertigt worden find 8*b), 

$. 15, Die gerichtliche Unterfuchung der in den 88. 2, 8, 4 bezeichneten Vergehen ift nicht von 
Amtswegen, jondern nur auf den Antrag der Berletten einzuleiten. 

Will der Verleger der Schrift den Antrag nicht machen, jo kann diefes von dem Autor oder dej- 
fen Erben gefchehen, in jofern diefelben noch ein von dem Berleger unabhängiges Intereſſe haben ®* e). 

8.16, Nach einmal erfolgter Einleitung der Unterfuchung kann die Zuridnahme des Antrages 
zwar in Beziehung auf die Entſchädigung ftattfinden, nicht aber in Beziehung auf die Konfisfation 
und Geldbuße 8* ce), 


die Entichädigung zu arbitriren. Gutachten des fit. Sachverftändigen-Bereind bom 31. Dftbr. 1838 
(Jur. Wochenſchr. 1840, ©. 167). 

(4. U.) Bei Feftftellung der rang an des rechtmäßigen Berlegers ift die Berlidfichtigung der 
abgejegten Eremplare der unredhtmäßigen Ausgabe nicht ausgeſchloſſen. Erk. des Obertr. v. 26. Sept. 
1851 (Arch. f. Rectaf. Bd. II, ©. 273.) 

68) Ebenſo mie es ſchon die SS. 1296a und 1296 b des A. ER. IL, 20 verordneten. 

688) M. ſ. das Pr. des Obertr. 2453, oben in der Anm. 66, Abi. 2, umd vergl. dazu die 
Fafjung des jüngeren Bundesbeſchluſſes, v. 19. Juni 1845, Nr. 4, 

(4. A.) Im Falle des $. 13 ift die Frage: ob ein Werf „mwiderrechtlich verbielfältigt” fei, nur 
nach preußiichen Regeln zu beantworten ; das Verbot des Verkaufs folcher Werte bezieht fich daher 
auch auf die im Auslande gedrudten Werke, jobald fie nur nach preußischen Geiegen fir Nachdruck 
zu erachten find, follte diefes auch am Orte ihres Erjcheinens nicht der Fall fein. Pr. des Obertrib. 
v. 13. Oft. 1859, Nr. 2 (I.M.Bl ©. 430), 

Die in Preußen ftattgefundene Verbreitung eines außerhalb Preußens — und herausge⸗ 
—— Verlagéartikels, welcher zwar nicht nach den an dem Orte ſeines Erſcheinens geltenden Ge— 
etzen, wohl aber nach preußiſchen Geſetzen ein Nachdruck eines in Preußen erſchienenen Werles iſt, fällt 
unter die Strafbeſtimmungen dieſes Geſetzes. Die Verbreitung von Exemplaren nachgedrudter Werke 
fann nicht als Theilnahme an dem Bergehen des Nachdruds aufgefaßt werden, fondern ift ein jelbft- 
fändiges Vergehen, welches nach den Geſetzen des Ortes, mo es begangen wird, zu beurtheilen ift. 
— Daher liegt ein zum Berlaufbalten im Sinne des $. 13 audı da vor, mo eine jpezielle 
Beftellung eines Nachdrudsexemplars vorausgegangen ift. — In den Unterfuhungen wegen Nachdruds 
ift zugleich über die Entſchädigung des Verletzten, welche dieſer ausdrüdlich fordert, zu erfennen. Erf. 
des Obertr. d. 18. Januar 1861 (J.M.Bl. ©. 61). DM. ſ. aud die Anm. 68ce, 

685) (4. A.) Oben, Anm. 64, lit. h. 

68°) (4. U.) Als BVerlekter im Sinne des 8. 15 des ©. v. 11. Juni 1837 und deshalb zur 
Beantragung eines Strafverfahrens wegen Nahdruds für befugt ift derjenige zu betrachten, welchem 
in Wahrheit das Bervieifältigungsrecht zufteht, aljo der Herausgeber jelbft dann, wenn er fein Recht 
nad) einem Bermerfe auf dem Werke auf einen Berleger übertragen haben ſollte, jobald nur feititeht, 
— ri lettere doch nur Kommilfionär if. Pr. des Obertrib. vom 13. Mai 1837 (J. M.Bl. 

. 294), 


68 ce) (5.%.) In Nachdruckſachen hat auch außerhalb des Bezirks des Appellations-Gerichtshofes 
zu Köln der Strafrichter nicht allein über die Geldbuße und die Konfisfation, jondern auch über 
die dem Berletsten gebührende Entſchädigung zu erfennen. Iſt er daher einmal in gejetzlicher Weile mit 
einer ſolchen Sache durch Eröffnung der Unterfuchung befaßt worden, jo kann er ſich der Enticeidung 
über Konfisfation umd Entichädigung nicht mehr entziehen, und diejelbe einem Cibilprozeſſe dor dem 
Cibilrichter vorbehalten oder überlafien , jollte auch der Angeklagte im Laufe des Berfahrens geftorben 
fein. Dies gilt namentlich vom Richter zweiter Inftanz, wenn der Tod des Angeklagten erft nach dem 
Erlenntniß erfter Inſtanz eingetreten ift. Erk. des Obertr. vom 24. Oftr. 1864 (J. M.Bl. 1865 
©. 2. Bergl. die Faſſung des Pl.» Beil. des Sen. für Str.-Sahen Nr. 288, in den Eutſcheidungen 
Bd. LI, ©. 479 und ®d. LIII, ©. 28*). Durch dieſen Pl.Beſchluß ift nicht zugleich mit entichie- 
den, daß der wegen Nachdrudes Beeinträchtigte in dem Falle, wenn in dem auf jeinen Antrag einge 
leiteten Unterfuchungsverfahren der dafür fompetente Strafrichter die Enticeidung über die von dem Nach— 
druder zu leiftende Entihädigung abgelehnt, und dem Civilvichter Überlafjen, reſp. dem Beeinträchtigten 


h) Unter» 


fuhungsvers 


fahren. 
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8, 17. Scheint es dem Richter zweifelhaft, ob eine Drudichrift als Nahdrud oder unerlaubter 
Abdrud zu betrachten, oder wird der Betrag der Entichädigung beftritten, fo hat der Richter das Gut- 
achten eines aus Sachverftändigen gebildeten Vereins einzuholen ®* d), 

Die Bildung eines oder mehrerer folder Vereine, die vorzüglidh aus geachteten Schriftftellern 
und Buchhändlern beftehen follen *%), bleibt einer bejondern, von Unſerm Staateminifteriumm zu er- 
laffenden Inftruttion vorbehalten. 

— 8.18. Was vorſtehend in den 88. 1, 2, 5 bis 17 über das ausſchließende Recht zur Verviel⸗ 
araphiihe, Fältigung von Schriften verordnet ift, findet auch Anwendung auf geographiiche, topographiiche, natur- 
a a wiffenjchaftliche, architeltoniſche und ähnliche Zeichnungen und Abbildungen, welche nad) ihrem Haupt- 
—— zwecke nicht als Kunſtwerke (5. 21) zu betrachten find — a). 


Seismmgen, 8.19. Diefelben Borfchriften gelten hinfichtlich der ausichliehenden Befugniß zur Bervieffäktigung 
2 — muſilaliſcher Kompoſitionen 0 aa), 
polltisuen. 8.20. Einem verbotenen Nachdrud ift gleich zu achten, wenn Jemand von muſikaliſchen Kom- 


pofitionen Auszüge, Arrangements für einzelne Inftrumente, oder fonftige Bearbeitungen, die nicht 
als eigenthümliche Kompofitionen betrachtet werden fönmen, ohne Genehmigung des Verfaſſers her- 
ausgiebt. 
ei) er $.21. Die Vervielfältigung von Zeichnungen oder Gemälden dur Kupferftih, Stahlftich, Holj- 
Darftellun. ſchnitt, Pithographie, Farbendrud, Uebertragung u. ſ. w. ift verboten, wenn fie ohne Genehmigung des 
gea *). Urhebers des Original- Kunftwerts *) oder feiner Rechtsnachfolger bewirkt wird. 


die Geltendmachung jeines Schadens-Anipruches ausdrüdiich vor dem Civilrichter vorbehalten hat, dieien 
Anſpruch nicht nachträglich noch im gewöhnlichen Prozeßwege vor dem ordentlichen Civilrichter geltend 
machen dürfe, In ſolchem Falle ericheint die nachträglich — d. b. nach der vom kompetenten Etraf- 
richter gefällten Enticheidung, daß der Angellagte des unerlaubten Nachdruckes ſchuldig und deshalb 
mit Strafe zu belegen fei, — von dem durch den Nachdruck Beeinträctigten angebrachte Civilfiage, 
auf Entihädigung ebenjo noch ftatthaft, mie vor den zur Enticeidung über die bvermögensrechtlichen 
Aniprüche überhaupt kompetenten Civilrichter gehörig, Das —— 11, Juni 1837 ſteht den nicht 
entgegen, da dafjelbe die Kompetenz des Cibilrichters nicht unbedingt und für alle Fälle ausge 
ſchloſſen hat. Ert. defl. vom 24. Juni 1867 (Entſch. Bd. LVIIIS. 120). 

684) (4. A.) Der Richter ift im feiner Entſcheidung an das Gutachten des Sadıverfländigenver- 
eins nicht gebunden. Pr. des Obertr. v. 13. Mai 1857, Nr. 5 (J. M.Bl. S. 294). 

(4. 9.) Die Einholung eines Gutachtens ift nicht weſentlich; wenn im dieſer Beziehung von feiner 
Seite ein Antrag geftellt ift, tann der Inftanzrichter davon abiehen und die Schägung jelbft vorneb- 
men. Pr. des Obertr. v. 13. Ottbr. 1859, Nr. 3 (J.M.Bl. ©. 431). 

69) Der Mangel der Kenntniß derjenigen Sprache, worin das als Nahdrud bezichtigte oder das 
angeblich nachgedrudte Werk geichrieben ift, bei einem oder allen Mitgliedern des Bereins, ſchließt die 
Kompetenz deſſelben nicht aus ; vielmehr müflen bei ragen, deren Beantwortung Kenntnifje in beionderen 
Disziplinen dorausjegt, ihnen die Momente dazu durch Abhörung Sacverftändiger in der einichlagenden 
Wifienichaft gervährt werden. Gutachten des Sadjverftändigenvereins v. 29. Den. 1840. (Jur. Bo 
chenſchr. 1841, ©. 501.) 

69a) (4. U.) Der Herausgeber eines Wertes der Kunft, welcher in einem Bundesftaate den 
Schutz gegen Nahdrud dadurch erlangt hat, daß er die dort vorgeichriebenen Bedingungen erfüllte, 
bat ſich alsdann im allen deutſchen Bundesländern eines gleichen Schutzes zu erfreuen, mie ihm die 
Bundesbeſchlüſſe allgemein anorduen, oder wie die einzelnen Bundeständer ihn beionders gewähren. 
Dieſes fo für ganz Deutſchland erworbene Recht kann derieibe alsdann durch einen Berlagsvertrag auf 
einen in einem anderen Bundesftaate wohnenden Berleger übertragen, jo daß dieler nicht mehr mörhig 
hat, in feinem Staate jenes Recht durch Erfüllung der bier vorgeichriebenen Bedingungen zm erwerben. 
Pr. des Obertr. v. 13, Mai 1857, Nr. 1 (I.M.B. ©. 294). 

6922) (5. A.) Auch ſchon dor ihrer Herausgabe. Erf. des Obertr. d. 18. Dejbr. 1863 (I.M. 
Bl. 1864, ©. 55). 

*) (5.9) Ein Original-Kunftwert im Sinne dieies Geſetzes ift dasjenige, im welchem die imdi- 
viduelle künftieriiche Idee zuerft zur Erſcheinung gelangt. Die Nachbildung eines Kunftwerts in an 
derem Maßſtabe ift daher fein Original. Erf. des Obertr. v. 24. Februar 1864 (J. M.Bl. ©. 78). 

**) (5. 4.) Froriep, Schug vor Nadhbildung der Kunftwerfe. Nach dem fönigl. preußiſchen 
Geſetz dv. 11. Jum 1837 für Künſtler und Kunftfreumde erläutert. Berlin 1889. Schnaafe, über 
das fünftieriihe Eigenthum. Aus den Annalen für die Rechtspflege und Verwaltung. Trier 1843. 
a. W. Boltmann, die Werke der Kunft in dem deutichen Geiepgebungen zum Schutze des Urbeber- 
rechts. Münden 1855. O. Wächter, das Recht des Künftlers gegen Nachbildung und Nachdrud 
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8.22. Unter gleicher Bedingung ift die Vervielfältigung von Skulpturen aller Art durch Ab- 
güffe, Abformungen u. ſ. w. verboten. 

8. 23. Hinfichtlich diefer Verbote, $$. 21 und 22, macht es feinen Unterſchied, ob die Nachbil- 
dung in einer andern Größe, als das nachgebildete Wert, oder auch mit andern Abmweichungen von 
demjelben vorgenommen worden ift; es jeien denn die Veränderungen fo überwiegend, daß die Arbeit 
nicht als eine bloße Nachbildung, jondern als ein eigenthümliches Kuuſtwerk betrachtet werden könnte, 

$. 24. Aufgehoben 6? aaa), 

8.25. Die Benugung von Kunftwerfen als Mufter zu dem Erzeugniffen der Manufatturen, 
Fabrifen und Handwerke iſt erlaubt. 

$.26. Der Urheber eines Kunftwerts und feine Erben genießen die ihnen in den 88. 21 ff. zu- 
geficherten, ausſchließenden Rechte, jo lange das Original in ihrem Eigenthume bleibt. 

8.27. Wollen fie in diefer Lage von dem ihnen ausjchliegend zuftehenden Rechte der Berviel— 


Dauer des 


austihlichen- 


den Rechts 


der Künftler, 
a) bei ver- 


fältigung Gebrauch machen, und fich gegen die Eingriffe Anderer fihern, jo haben fie von ihrem Un-⸗ äufiertem 


ternehmen, ehe nod) die erfte Kopie an einen Andern abgelafien wird, zugleich mit der Erklärung, daß 
fie eine Vervielfältigung durch Andere, welche nicht die bejondere Erlaubniß von ihnen erhalten haben, 
nicht zulaffen wollen, dem oberften Kuratorium der Künjte (Meinifterium der geiftlihen, Unterrichte- 
und Medizinal-Angelegenheiten) Anzeige zu machen. Iſt diefe Anzeige und Erklärung erfolgt, jo joll 
dem Künſtler umd feinen Erben das ausichliegende Recht zur Vervielfältigung des Kunftwerts für die 
Dauer von zehn **b) Jahren zuftehen®®bb), Wenn daher ein Anderer das von dem Urheber oder deſſen 
Erben bereits vervielfältigte Kunftiwert mittelft irgend eines Kunftverfahrens nachbilden und das Nadh- 
bild verbreiten will, fo hat er zuvor eine amtliche Aeußerung des oberften Kuratoriums der Künſte 
darüber einzuholen, ob eine Anzeige und Erklärung der obgedachten Art bei demfelben abgegeben wor- 
den jei. Iſt eine ſolche Anzeige und Erklärung umterblieben oder jeit ihrer Abgebung ein Zeitraum 
bon zehn ®?e) Jahren abgelaufen, jo ift die Nachbildung erlaubt. 


Originale; 


8.28. Begeben fich der Urheber oder feine Erben des Eigenthums des Kunſtwerls, ehe mit dei- b) nad Ber- 


jen Bervielfältigung ein Anfang gemacht worden ift, fo geht, falls eine ausdrüdlihe Berabredung 
darüber nicht ftattgefunden hat, das ausichliegende Necht dazu gänzlich verloren. Es kann aber auf 
die Dauer von zehn *? d) Jahren fortbeftehen, entweder zu Gunften des Urhebers oder feiner Erben, 
indem fie ſich jolhes vorbehalten oder zu Gunften des Erwerbers, indem fie ihm jolches übertragen, 
in jofern nur in beiden Fällen gleichzeitig mit der Beräußerung eine Verabredung in glaubhafter 
Form darüber getroffen und davon dem oberften Kuratorium der Künſte die obgedachte Anzeige ge- 
macht wird. 


äußerung des 


Originale, 


8,29, Die Abbildung eines Kunftwerts ®? dd), welche durch ein anderes, als bei dem Driginal Abbildungen 


feiner Werle. Nach den in Deutichland geltenden Rechten und den neueften legislativen Anträgen dar— 
geftellt. Stuttgart und Zübingen 1859. F. I. Kühns, der Rechtsſchutz an Werfen der bildenden 
Künfte. Eine Denkichrift im Namen der deutihen Kunftgenofienichaft. Berlin 1861. Goltdammer, 
die ftrafbare Nachbildung von Kunftwerfen. Berlin 1864. Dar Neumann, Beiträge zum deut» 
ſchen Verlags» und Nahdrudsrechte bei Werfen der bildenden Kiünfte im Anſchluß an die Frage vom 
Rechtsjchute der Photographie gegen Nachdruck. Berlin 1866, 

69 aaa) Gef. v. 20. Februar 1854, $. 4. (Zuf. 34 4.) 

696) (3. A.) Für die Lebensdauer des Urhebers und dreißig Jahre nad dem Tode deflelben. 
Bundesbeichluß vom 19. Juni 1845, Nr. 1 (oben Zuſ. zu Art. 2 des Bundesbeihluffes vom 9. No» 
bember 1837). 

69bb) (4, A.) Der Urheber eines Kunſtwerkes, welcher fid) das ausichliehliche Vervielfältigungs⸗ 
recht nad Anleitung diefer Vorſchrift gefichert hat, kann dafjelbe in gültiger Weije auf einen Anderen 
übertragen, ohne daß es einer Anyeig diejes Uebertrages bei dem Kuratorium der Künſte bedarf, Erf. 
des Obertr. v. 16. Mai 1863 (J.M.Bl. ©. 158). 

69€) (8. A.) ©. die Anm. 69b, 

694) (3, X.) Diefe Friftbeftiimmung ift in Gemäßheit des Bundesbeichluffes vom 19, Juni 1845, 
Nr. 1 1 Anm. 69b) durch das Publ. Pat. vom 16. Jan. 1846 abgeändert. 

69d) (5. A.) Abbildungen eines Driginal-Kunftwerts find auch dann geihütt, wenn fie nicht 
unmittelbar nad) dem Original, jondern nad) einer anderen Abbildung gefertigt find. Erl. des Ober- 
trib. v. 24, Febr. 1864 (I. M.Bl. ©. 78). 


von Origi- 


nal-Funjt: 
werfen, 


Strafen uud 
Unteriur 
dungövers 
fahren. 


5) Ocfient« 
lihe Auffüh- 
rung dramas 
tiſcher und 
nınfitaliiher 
Werte, 
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angewendetes Kımftverfahren, 3. B. durch Kupferftih, Stahlftih, Holzſchnitt u. ſ. w. (8. 21), oder durch 
Abgüffe, Abformungen 8% dad) u. ſ. w. ($. 22), rechtmäßig *? dddd) angefertigt worden, darf nicht ohne 
Genehmigung des Abbildners oder feiner Rechtsnachfolger durch ein rein mechaniſches Berfahren ver- 
vielfältigt werden ®° +), jo lange ®?e) die Platten, Formen und Modelle, mittelft welcher die Abbil- 
dung dargeftellt wird, noch mutbar find 69ee), Auch hierbei konmt die Beftimmung des $. 23 zur 
Anwendung. 

8.30. Die Vorfchriften der 8. 10—16 jollen aud in Beziehung auf Kunſtwerle und bildliche 
Darftellungen aller Art in Anwendung kommen. 

Die im $. 10 vorgeſchriebene Konfisfation ift auch auf die zur Nachbildung der Kunſtwerle ge- 
machten Vorrichtungen, als der Platten, Kormen, Steine u. ſ. w. auszudehnen. 

8.31, Der Richter hat, wenn Zweifel entfteht, ob eine Abbildung umter die Fälle des $. 18 
oder unter die des $. 21 gehöre, ob im alle des $. 20 ein Mufitjtiid als eigenthümliche Kompofition 
oder als Nahdrud, in den Fällen der 58. 21—29 eine Nachbildung als unerlaubt zu betrachten, oder 
wie hoch der Betrag der dem Berletsten zuftehenden Entihädigung zu beftimmen ſei, und ob die im 
$. 29 als Bedingung geftellte Nußbarleit der Platten, Formen und Modelle noch ftattfinde, im glei— 
her Weije, wie $. 7 verordnet ift, das Gutachten eines aus Sachverſtändigen gebildeten Bereins zu 
erfordern 6® f}, 

Die Bildung folher Vereine, welche vorzugsweiſe aus Kunftverftändigen umd geachteten Künftlern 
beftehen follen, bleibt ebenfalls der im 8. 17 erwähnten Inftruftion vorbehalten, 

8. 32. Die öffentliche 7%) Aufführung eines dramatiichen oder mufilaliihen Wertes in Ganzen, 
oder mit ummejentlichen Abkürzungen, darf nur mit Erlaubnif des Autors, jeiner Erben oder Rechts 
nachfolger ftattfinden , jo lange das Werk nicht durd den Drud veröffentlicht worden ift. Das aus- 
ſchließende Recht, diefe Erlaubniß zu ertheilen, fteht dem Autor lebenslänglich und jeinen Erben oder 
Rechtsnachfolgern noch zehn Jahre nach feinem Tode zu ?*). 

8.83, Aufgehoben ?: a), 

8.34. Wer dem ausichließenden Rechte des Autord oder feiner Rechtsnachfolger zumider eim 


69 ddd) (5. A.) Die Anfertigung eines Gypsabguſſes nach einer Marmorfkulptur erfolgt in einem 
anderen Kunftverfahren als die Herftellung der letzteren. Ebd. 

69 dddd) (5, U.) Das find nur folde Abbildungen, melde von Driginalwerfen genommen find, 
die jelbft feines Schutzes za, fondern Gemeingut find. — Damit eine ſolche Abbildung eines 
DOriginalsunftwerts des tzes des $, 29 theilhaftig werde, bedarf es nicht einer Anmeldung defiel- 
ben in Gemäßheit des $. 27. Ebd. 

697) (5. A.) Der $. 29 geftattet in dem vorgeiehenen Falle eine weitere Abbildung, verbietet 
aber jede mechaniſche Vervielfältigung, ohne dabei zu ımtericheiden, ob dieſe in demſelben oder im 
einem anderen Kunftverfahren erfolgt. Ert. des Obertr. d. 24. Kebr. 1864 (J.M.Bl. ©. 78). 

69.) (3, A.) Die Schutfriften, welche der Beichl. der Bundesverfammiung vom 19. Juni 1845, 
Nr. 1 gewährt, gelten auch hier, nad dem Publ.-PBat. vom 16. Januar 1846. 

(4. 9.) Die Beftimmung des $. 29 des Geſetzes v. 11. Jumi 1837 ift als eine unbeftimmte Fri 
d. h. ale Geftattung eines Rechts bis zum Gintritte eines unbeftimmten Greignifies 2 en. 
Ihre fortdauernde Wirkſamleit lann erft dann in frage kommen, wenn die beftimmte utsfrift der 
Bundesgeiee (30 Jahre, vergl. Bundesbeihluß X. vd. 19. Juni 1845) rg ift, umd es ſich da» 
von handelt, ob über fie hinaus die unbeftimmte Arift des $. 29 noch laufe. Pr. des Obertr. v. 13. 
Mai 1857, Nr. 3 (I.M.Bl. ©. 294). 

69er) (4. 9.) Die Platte eines Kupferftihe behält ihre Nutbarkeit im Einne des $. 29 auch 
dann, wenn einzelne don ihr auf galvanoplaftiidhem Wege entnommene Tochterplatten auch dieſe Nutz ⸗ 
barleit bereits eingebüßt haben jollten. Pr. des Obertr. vd. 13, Mai 1857, Nr. 4 (I.M.BL ©. 294). 

69f) (4 A.) M. ſ. oben die Anm. 68b zu 8. 17. 

70) Nur die öffentlihe, nicht die Aufführung in Privattheatern ift verboten, auch micht die 
bloße Borlejung. 

71) Der Scriftfieller, welcher fein dramatifches Werk nicht durch den Drud öffentfich befannt 
gemacht hat, iſt berechtigt, jede ohne ſeine Genehmigung zu veranftaltende theatraliſche Aufführung 
jeines Werles zu verhindern, und, falls ſolche geichehen, ag ur zu fordern. Pr. des Obertr. 
d. 6. Aprıl 1835, (Simon, Redtsipr. Bd. IV, ©. 223.) Der Satz ift mum aber auf die öffent- 
liche Aufführung zu beſchränlen. S. die vor. Anın. 

714) Geſ. v. 20. Februar 1854, 8. 4 (Zuf, 34®). 
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noch nicht durch den Drud veröffentlichtes dramatiiches oder muſikaliſches Werk öffentlich aufführt, 
bat eine Geldbuße von zehn bis hundert Thalern verwirkt. 

Findet die unbefugte Aufführung eines dramatischen Werkes auf einer ftehenden Bühne ftatt, jo 
ift der ganze Betrag der Einnahme vom jeder Aufführung, ohme Abzug der auf diefelbe verwendeten 
Koften, umd ohne Unterſchied, ob das Stück allein, oder verbunden mit einem andern, den Gegenz- 
ftand der Aufführung ausgemacht hat, zur Strafe zu entrichten. 

Bon den vorftehenden Geldbußen fallen zwei Drittheile dem Autor oder jeinen Erben, umd ein 
Drittheil der Armentafje des Orts zu. 

8. 35. Das gegenwärtige Geſetz joll auch zu Gunſten aller bereits gedrudten Schriften, geogra= 
phiſchen, topographijchen und ähnlichen Zeichnungen, mufitalifchen Kompofitionen und vorhandenen 
Kunftwerte in Anwendung kommen. 


Berordnung, betr. den Schub gegen den Rahdrud für die vor Publita- 
tion des ©. v. 11. Juni 1887, erfhienenen Werte?!!b), Bom 5. Juli 1844 (G.S. 
S. 261). 

Wir x. verordnen zur Befeitigung entftandener Zweifel fiber den Echut gegen Nachdruck für 
die vor Publikation des ©. dv. 11, Juni 1837 erjdhienenen Werke auf den Antrag Unferes Staats- 
minifteriums umd nad) vernommenem Gutachten Unferes Staatsrathe, mas folgt: 

8.1. Der Shut des ©. v. 11. Juni 1837 foll auch fiir diejenigen vor Publikation defjel- 
ben im Inlande erichienenen Schriften, Landeharten, Kupferftiche, topographiſchen Zeichnungen 
und mufifalifchen Kompofitionen ftattfinden, welche durch die damals ?*«) gültigen Geſetze gegen 
Nahdrud noch geichütt waren. 

8.2, Diefer Schutz dauert, wenn der Autor auf einer folhen Schrift u. f. w. ($. 1) ge- 
nannt und bei Publikation des G. v. 11. Jumi 1837 noch am feben war, während feiner Le— 
benszeit und nod dreißig Jahre nad) jeinem Tode, in allen andern Fällen dreißig Jahre von 
Publikation jenes Geſetzes 714), 

Dem Berfafjer einer Schrift u. ſ. w., die entweder unter einem andern, als defjen mahrem 
Namen erichienen oder bei welcher gar fein Verfaſſer genannt ift, bleiben jedoch, wenn der wahre 
Name des Berfaflers innerhalb funfzehn Iahren nad Publikation des angeführten Geſetzes auf 
die im 8. 7 deſſelben bezeichnete Weife beklannt gemacht wird, die in dieſem $. 7 beftimmten Rechte 
borbehalten. 

8.3. Mit dem Ablanfe der im 8. 2 beftimmten Frift hört in Anjehung aller vor Publika— 
tion des G. v. 11. Juni 1837 erichienenen Schriften u. f. mw. jedes ausschließliche Recht zur Ver- 
vielfältigumg derjelben auf. 

8.4. Auf die im Auslande erjdienenen Schriften u. |. to. finden die Beftimmungen 88. 1 
u. 2 der gegenwärtigen Verordnung nur in eben dem Mafe Anwendung, als die Gefete des 
fremden Staats den in unfern Staaten erfchienenen Werken gleiche Rechte gewähren. 


8.36. Dem Inhaber eines vor Publikation des gegenwärtigen Gejeges ertheilten Privilegiums 
fteht es frei, ob er von diefem Gebrauch machen, oder den Schutz des Geſetzes anrufen will. 


zıb) (3. U) Diefe V. foll eine Lüde des G. vom 11. Juni 1837 ausfüllen. Der $. 35 traf 
nad jeinem Wortlaute auch ſolche Schriften, welche, da deren Berfafjer ſchon längft geftorben, be 
reitd ein Gemeingut geivorden waren. Dadurch würden viele mwohlerworbene Berlagsrechte, welche 
darauf beruhten, daß das ausjchließliche Recht der Verfaſſer zur ausichlieglihen Vervielfältigung er— 
loſchen war, unterdrüdt worden jein. Dielen Zweifel bejeitigt die gegenwärtige Verordnung. 

71°) (4. U.) Unter den „damals gültigen Gefegen“ find nicht die Beftimmungen des 
Bundesbeicht. dv. 9. November 1837, fondern die Vorfchriften des älteren Rechts zu verftehen. Erk. 
des Obertr. v. 22, April 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XX, ©. 339), . 

71d) (4, 9.) Der Zmwed der Bundesbeichlüffe vom 9. Nobbr. 1837, 19. Juni 1845 und vom 
6. November 1856 ging mur dahin, ein Minimum des Schutzes des Autorenrechts gegen den Nach. 
ey CL Dies gilt — har von dem Beſchluſſe —— Ar — 

nd du e weiter gehen rolinftigungen der älteren preußiſchen eße ni feitigt. 

Erf. des Obertr. v. 13, Oftbr. 1859 IRB & 430). = ‚ 


6) Allge⸗ 
meine Ber 
fimmungen. 
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8.37. Alle diefem Geſetze entgegenftehende oder von ihm abweichende, frühere Borjchriften treten 
außer Kraft 7). 

8.38. Auf die in einem fremden Staate erfchienenen Werte joll diejes Gefeh in dem Maße 
Anwendung finden, als die im demfelben feftgeftellten Rechte den im Unſeren Landen erjchienenen 
Werten durch die Gejetze diefes Staates ebenfalls gewährt werden 724). 


34. Inſtruktion des königl. Staatsminifteriums vom 15, Mai 1838 zur Bil- 
dung der, in den 88.17 u. 31 des Geſetzes zum Schute des Eigenthums an Werten 
der Wiſſenſchaft und Kunft gegen Nahdrud und Nachbildung v. 11. Juni 1837 
erwähnten Bereine von Sadverftändigen. (G.S. ©. 277.) 

In Gemäßheit der Beftimmumgen des Gejeges dv. 11. Juni d. J. ertheilt das Staatsminiftertum 
zur Bildung der in 88.17 u. 31 a.a. O. erwähnten Vereine von Sadjverftändigen folgende Inftruftion: 

1) Bis auf Weiteres werden Bereine von Sadhverftändigen, welche, auf etwaniges Erfordern der 
Gerichte, die in dem Gejege v. 11. Juni v. J. beregten Gutachten über die Eyiftenz eines Nadhdruds, 
eines unerlaubten Abdruds und einer unbefugten Nachbildung, ſowie iiber den eventuellen Betrag der 
zu leiftenden Entihädigung in vorlommenden Fällen zu erftatten haben, für die ganze Monarchie nur 
in hiefiger Refidenz errichtet. 

2) Es werden drei ſolcher Vereine errichtet, von demen jeder aus fieben Mitgliedern, den Bor- 
figenden mit eingerechnet, beftehen wird. 

3) Der eine diefer Vereine hat die Beftimmung, in vorlommenden Fällen die frage zu bequt- 
achten: ob eine Druckſchrift (88. 1, 2, 5—17 des alleg. Gef.) oder eine ſolche geographiiche, topogra- 
phiiche, naturmwifjenfchaftliche, architektonische und ähnliche Zeichnung ($. 18), welche nad) ihrem Haupt- 
zwecke nicht für ein Kunſtwerl zu erachten ift, ald Nachdruck oder unerlaubter Abdrud zu betrachten, 
ſowie welch ein Entichädigungsbetrag dem Berleten eventuell zu gerwähren jei? — Bei der Ernen- 
nung der Mitglieder dieſes Bereins ift darauf Rüdficht zu nehmen, daß ſich darunter wenigſtens zwei 
Buchhändler und zwar folche, die fich nicht ausichliefend mit dem Sortimentshandel befchäftigen, und 
wenigftens zwei Schriftiteller befinden. 

für den im $. 18 des Gef. v. 11. Juni dv. 3. bezeichneten Fall ift zu dem übrigen Mitgliedern 
noch ein im Voraus ein für allemal beftimmter Sachverftändiger, welcher als Zeichner , Kupferftecher 
oder jonft mit der Anfertigung der im $. 28 a. a. D. erwähnten Abbildungen vertraut ift, ale Mit- 
lied hinzuzuziehen. 

4) Der zweite Berein hat ausschließlich die Fragen zu begutachten: ob eine unerlaubte Berviel- 
fältigung mufitalifher Kompofitionen vorhanden, ob ein Mufitftüd als eigenthümliche Kompofition 
oder nad) 8.20 a.a. D. als eine dem Naddrud gleich zu achtende Bearbeitung zu betrachten, und 
in welchem Betrage eventuell die diesfällige Entſchädigung zu leiften fei. 

Diefer Verein wird aus Mufilverftändigen gebildet, unter denen ſich wenigſtens zwei Mufilhänd- 
fer befinden müſſen. . 

5) Zur Beurtheilung des dritten Bereins, der aus Kunftverftändigen, Künftlern, und wo mög- 


72) Dies find die 88. 1020, 1024— 1028, 1030, 10335 — 1036 d. T. und die 8. 124 — 
1297 des num ganz aufgchobenen Tit. 20, Th. IL. 


72a) (4. 9.) Hierdurch entbehrt der deutſche Verleger, wenn er das Berlagsrect eines z. ®. 
früher in Frankreich erichienenen Werkes für Deutfchland, fei es auch durch einen läftigen Bertra 
von dem Autor erworben , dennoch des Schutßes der hiefigen Gerichte. Der Autor, der ın Frankrei 
ein Werk erfcheinen läßt, kann, da er für feine Produktion im Preußen keinen Schug findet, nad 
g. 101 der Einl. nicht mehr Rechte ee als er jeibft befigt. Vergl. Erf. d. Obertr. vd. 4. Juni 
1856 (Goltdammer, Ardiv, Bd. IV, ©. 688), 

Nach der Uebereinkunft zwwiichen Preußen und Belgien vom 28. März 1863, Art. 1, haben die 
Urheber von literariihen Werten, mufitaliihen Kompoſitionen, von Werfen der Kunft x. „denſelben 
Schuß und diejelbe Rechtshülſe gegen jede Beeinträchtigung ihrer Rechte zu genießen, als wenn dieie 
Beeinträchtigung gegen die Urheber ſolcher Werte begangen wäre, welche zum erften Mate in dem 
Lande jelbft veröffentlicht worden find, vorausgeiekt, daß in dem Uriprungslande die zum Schutze 
des Gigenthums an Werten der Literatur oder Kunſt geſetzlich vorgeichriebenen Förmlichkeiten erfüllt 
u — Sn (8,8. ©. 428.) — Ebenſo nad dem Bertrage mit England, vom 13, Mai 1846 
G.S. S. 343). 


Bon Berträgen über Handlungen. 533 


lich aud aus Kumfthändlern, welche zugleich Kumftverftändige find, gebildet werden foll, gehören die 
Fragen: ob eine Abbildung unter die Fälle des $. 18 oder die des 8. 21 des Ge. v. 11, Jumi v. J. 
zu rechnen, ob in den Fällen der $$. 21—29 a. a. O. eine Nachbildung als unerlaubt zu betrachten 
und wie hoch der Betrag der dem Verletzten zuftehenden Entſchädigung zu beftunmen jei, endlich ob 
die im 8.29 a. a. O. als Bedingung geftellte Nutbarkeit der Platten, Formen und Modelle noch 
ftattfinde, 

6) Jedem diefer drei Vereine wird eine Anzahl von wenigſtens bier Stellvertretern für etwa ab- 
weſende oder jonft verhinderte Mitglieder beigegeben. 

7) Die Ernenmung fowohl der Borfisenden, als auch der Mitglieder, fowie der Stellvertreter er» 
folgt, nach vorgängiger Kommunikation mit dem Königl. Juftizminiftertum, durch das königl. Din. 
der G., U. und Med. Ang. Letsteres hat auch zu beftimmen, welches der betr. Mitglieder in jedem 
Bereine den Borfigenden in Behinderungsfällen zu vertreten habe. 

8) Nach erfolgter Ernennung werden die Borfigenden, Mitglieder und Stellvertreter durch das 
t. Stadtgericht auf diesfälligen Antrag des lönigl. Minifterii der G., U. und Med. Angel. als Sach— 
berftändige ein für allemal vereidigt. 

9) Das Gericht, welches die Erftattung eines Gutachtens durch einen der drei Vereine für erfor- 
derlic hält, Überjendet einen Status causae et controversiae nebft dem Corpus delicti und dem Ge- 
genftande, mit welchem Letzteres verglichen werden foll, an das Lönigl. Minift. für U. und Med. An- 
gel. behufs der Vorlegung an den betr. Verein. Die zu vergleichenden beiden Gegenftände müfjen 
jedoch vorher durch Anhängung des Gerichtsfiegel® oder auf andere Art jo bezeichnet werden, daß die 
Identität nicht zweifelhaft werden kann, und jeder Verwechſelung vorgebeugt ift ?*). 


73) Das €, R. v. 25. Februar 1849 verordnet folgendes Verfahren bei Einholung der Gut- 
achten der Sachverftändigenvereine, unter Bezugnahme auf die Vorjchriften des Gef. v. 11. uni 1837, 
88. 15— 19, 30 und 81 und der Iuftruft. v. 15. Mai 1838, N. 9: 

„a) Die Vorſchrift Nr. 9 der Inftruft. vom 15. Mai 1838 gilt für alle Fälle, in welchen die 
Einholung eines Gutachtens ftattfindet: 

a) vor der Einleitung der förmlichen —— wenn es dem Richter bei der Prüfung der 
Denunziation und bei der vorläufigen Erörterung der Sache auf die Feftftellung des „objektiven That: 
beftandes anlömmt; und 

PB) im Laufe der Unterfuchung, wenn von einem der Betheiligten, oder vom Richter darauf 
angetragen wird. 

b) Die Erfordernifje des mitzutheilenden status causae et controversiae ergeben ſich aus der 
Natur und dem Zmede defjelben. Es muß daraus hervorgehen, über welche der Anklage zum Grunde 
liegende Thatſachen der Verletzte und der Denunziat einig find, und über welche dieſer Umftände fie 
ftreiten. Jene auf beiderjeitigem Einverftändniffe beruhenden Thatfachen find daher in dem stat. caus. 
et controv, in einer zufammenhängenden Darftellung (species facti) vorauszuſchicken, und demnächſt 
= — —— diejenigen thatſächlichen Punkte, über welche eine Einigung nicht fattgefun- 

n hat, anzugeben. 

e) Die Entwerfung ded stat. caus. et controv. kann daher micht eher erfolgen, als bis beide 
Theile, der Verletzte und der Angefchuldigte, vollftändig gehört worden find. 

d) Hiernach haben die Gerichte: 

a) bevor fie zur Feftftellung des objektiven Thatbeftandes ein Gutachten des Sachverftändigenver- 
eins einfordern, allemal den Angeihuldigten über den Inhalt der Denunziation zu hören, und 
mit Zuziehung des Verletzten, es fei der Verleger oder der Autor oder deſſen Erben, auf deren Au- 
trag nach $. 15 des Gejeges vom 11, Juni 1837 die Unterfuchung nur eingeleitet werden foll, den 
stat. caus. et controv. in der borfichend angegebenen Art zu reguliren; demnächft aber 

ß) bei Einholung des Gutachtens (nach Nr. 9. der Inftruft. vom 15. Mai 1838) dem Minifte- 
rium der G. x. Ang. den stat. caus. et controv. mit ejnzujenden. 

e) Zur Ausführung diefer Beftimmungen ift zu bemerken: 

a) Für die Gerichte der Landestheile, wo die A. G.O. gilt (einfchließlih des Oftrheini- 
hen Theile des u Koblenz). (Diefe auf Tit. 35, Abſchn. 2 der Pr.O. veriveijende 
Vorſchrift füllt 8 wird analogiſch nad) lit. y zu verfahren jein.) 

ß) Für die Gerichte in Neudorpommern und Rügen wird duch die ®. vom 18. Mai 
— * —— S. 207) keine Abweichung von den oben angeeilten allgemeinen Beftimmungen er- 
orderlich. 

y) Für die Gerichte im Bezirke des Appellat. Hofes zu Köln. 

aa) Bor Einleitung der fürmlichen Unterfuchung beforgt der Unterfuhungsrichter die Regulirung 
des stat. caus. et controv. und berichtet an das Miniſt. d. ©. x. Angelegenheiten. 
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10) Sobald der Antrag auf Erftattung eines fachverftändigen Gutachtens durch Vermittelung dee 
fönigl. Minift. der G., U. und Med. Angel, an den Vorfigenden des betreffenden Vereins gelangt 
ift, erneunet derjelbe zwei Mitglieder, welche unabhängig von einander ihre Meinung ſchriftlich abzu- 
geben und folche demmächft dem Bereine milndlich vorzutragen haben. Nach ftattgehabter Berathung 
erfolgt durch Stimmenmehrheit der Beichluß. Bei Stimmmengleichheit enticheidet die Stimme des 
Vorfitenden. 

11) Zur Faffung eines giftigen Belchluffes ift die Anweſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern 
einschließlich des Vorſitzenden und der etwa zugezogenen Stellvertreter, erforderlich. 

12) Nach Maßgabe des gefaßten Beſchluſſes wird das Gutachten ausgefertigt und von dem bei 
der Beſchlußfaſſung auweſend geweſenen Mitgliedern des Vereins unterfchrieben. Einer linterfiege- 
lung bedarf es nicht. 

13) Das Gutachten wird dem königl. Minift. der ®., U. und Med. Angel. durch den Vorſitzen 
den eingereicht, von dem Miniſt. die Unterfchrift der Mitglieder Tegalifirt und demnächft das Gutach 
ten an das betr. Gericht gejendet. 

14) Der Verein ift befugt, an Gebühren für das Gutachten 5 bis 50 Rthlr. zu liquidiren, 
welche von dem Gerichte wie andere baare Auslagen zu berichtigen find, Dem Minifter der 
geiftlihen, Unterrihts- und Medicinal-Angelegenbeiten bleibt die Anordnung 
wegen Bertheilung der Gebühren überlaffen"*. Stempel werden zum Gutachten wicht 
verwandt. 

15) Die nähere Ausführung vorftehender Inſtruktion bleibt dem königl. Minift. der G., U. und 
Died, Angel. überlaffen. 


348, Gejeß, betr. die Abänderung einiger Beftimmungen des Gejehes vom 
11, Juni 1837, über den Shut des Eigenthbums an Werten der Wiſſenſchaft und 
Kunft gegen Nahdrud und Nahbildung Bom 20. Febr. 1854. (G.S. ©. 93.) 

Wir x. verordnen zur Abänderung des Geſetzes zum Schutze des Eigenthums an Werten der 
Wiſſenſchaft und Kunft gegen Nahdrud und Nachbildung vom 11. Juni 1837 unter Zuftimmung 
der Kammern ‚für den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 


2) Entfteht die ——— der Einholung des Gutachtens bei Verhandlung der Sade 
vor Gericht, jo iſt in dem deſſen Einholung anordnenden Urtheile zugleich ein Kommiſſar zu ernennen, 
der den stat. caus. et controv. mit Zuziehung beider Theile zu entwerfen hat, worauf der stat, caus. 
an den Oberprofurator abzugeben, welcher denjelben mit dem von ihm zu erftattenden Berichte an 
das Minift, der ©. x. Ang. einreicht. (I3.M.Bl. 1842, ©. 106. 

(4. 9.) Die allg. B. des J.M. vom 11. September 1858 erinnert au dieje Beſtimmungen und 
weifet darauf hin, daß, bevor zur Regul. des stat. caus. et controv. gejchritten werden kann, jämmt- 
liche Parteien über die Sache jelbft vernommen fein müflen; daß ferner die Regul. des stat. caus. 
et controv. nicht von den Beamten der Staatsanwaltidaft vorgenommen werden fann, vielmehr ge- 
richthich, und zwar unter Zuziehung der Parteien erfolgen muß; umd daß endlich die Unterzeich 
nung des regulirten stat. caus. et controv. als eine weſentliche Hörmlichleit des Verfahrens anzufe- 
ben iſt. (IMDB. ©. 298.) 

74) Beichluß des Staatsminifteriums v. 15. Dftober 1856 (G.S. ©. 878). (4. U.) Diele Ge— 
bühren find nad erfolgter Feſtſetzung fofort durch die Salarienkaffe zu berichtigen und bei dem dazu 
beftimmten Fonds defimtid zu verausgaben, ohne die Einziehung derjelben von der zahlumgspflicti- 
gen Partei abzuwarten. Die Zahlung ift durch direkte Ueberſendung des Gebührenbetrages an den 
in der Mittheitung des Gutachtens namhaft gemachten Borfigenden des Bereins zu beivirfen, und 
bei der Abiendung die Rubrit „portofreie . gerichtliche Geldfendung‘ anzumenden, weil die gedachten 
Bereine zur Erhebung der Gebühren am Orte der Kafle, nad $. 2, Nr. 3 des Regul. vom 3. Ja— 
nuar 1858 (I.M.Bl. ©. 51) nicht verpflichtet find. ug B. des I.M. v. 17. Juli 1858 (J. M. Bl. 
S. 234). (5. 9.) Diele Anordnung ift durch die Allg. B. vom 28. November 1862 in Erinnerumg 
ebracht. (JI. M.Bl. ©. 318.) — Zur Bereinfahung des Geichäftsganges bei Berichtigung dieier Ge— 

hren ift die Einrichtung getroffen, daß irn Gebühren aus der Generalfafje des Min. der 
iftlichen x. Angelegenheiten an die Empfangsberechtigten vorſchußweiſe gezahlt werden. Die Gerichte 
ind in Folge deſſen angewieſen, unmittelbar nach Gingang der den Gutachten beigefügten Liquidatio- 
nen die in Rede ftehenden Gebühren in allen Fällen an jene Generaltafje einzuienden. Die Aus- 
gebepoft ift durch die Quittung diefer Kaſſe zu belegen. Allg. Berf. vom 11, März 1864 (J.M. Bl. 
. 74). 
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8.1. Wird ein Kunſtwerl, das durch die Malerei oder eine der zeichnenden Kiinfte hervorgebracht 
ift, mittelft der plaftiichen Kunft, oder ımgetehrt, dargeftellt, jo ift eine ſolche Darftellung mur dann 
als eine verbotene Nachbildung zu betrachten, wenn fie auf rein mechaniſchem Wege erfolgt ?5). 

8.2, Beröffentlicht der Autor eines dramatichen oder dramatiih-mufitalischen Wertes fein Wert 
durch den Drud, fo kann er fih und feinen Erben das ausschließende Recht, die Erlaubniß zur öf- 
fentlichen Aufführung zu ertheilen, durch eine mit feinem darunter gedrudten Namen verjehene Erklä— 
rung vorbehalten, die jedem einzelnen Eremplare feines Werkes auf dem Zitelblatte vorgedrudt jein 
muß. Ein folder Vorbehalt bleibt wirtfam auf Lebenszeit des Autors felbft umd zu Gunften feiner 
Erben oder Rechtsnachfolger noch zehn Jahre nach feinem Tode. 

8.3. Wer ohme die nach 8. 2 erforderliche Erlaubniß gedrudte dramatiiche oder dramatifch- 
mufitalifche Werke öffentlich aufführt, hat eine Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern verwirkt. Fin— 
det die unbefugte Aufführung auf eimer ftehenden Bühne ftatt, jo ift die Hälfte der Einnahme von 
jeder Aufführung, ohme Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften und ohne Unterfchied, ob das 
Stüd allein, oder verbumden mit einem andern, den Gegenftand der Aufführung ausgemacht hat, zur 
Strafe zu entrichten. Bon diefen Geldbußen fallen zwei Drittheile dem Autor oder feinen Erben, 
und ein Drittheil der Armenkaffe des Orts, an welchem die Aufführung ftattgefunden hat, zu. 

8.4. Die 88. 24 und 33 des Gejeges vom 11. Juni 1837 treten aufer Kraft. 


Nennter Abſchnitt. 


Boun Shentungem 


Ueber Gemeines Recht: 

Hellfeld, Jurisprudentia forensis etc. 8$. 1694 sqq. Bon älteren Schriften beſonders: Do- 
nellus, Commentarii juris civilis, Lib. V, cap. 2, $. 10; Lib. XIII, cap. 22, 88. 7, 8; Lib. XIV, 
Cap. 26 — 32. Bon Neueren: Mühlenbruch, Doctrina Pandectarum (1823, 1824) IV. ed., 
III Vol, Halae 1838, 88.440 — 445. F. W. 2. vd. Maperfeld, die Lehre von den Schenkungen 
nad) Römifhem Recht. Ir Bd. 1835; 2r Bd. 1fte Abtheilung, Marburg 1837. Sintenis, das 
praftifche gemeine Cibilrecht, Bd. I, $. 23, ©. 203 fig. dv. Sadigny, Syſtem des heutigen Rö- 
mischen Rechts, Bd. IV, Berlin 1841, ©, 1 bis 297, Heimbad) sen., Schenkung (donatio), in 
Weiske's Nechtslerilon, Bd. IX, ©. 641 fig. 

Ueber Preußiſches Recht: 

Bornemann, Spftematiihe Darftellung des Preußiſchen Eivilrechts, Bd. II, 88. 242 fig. 

Mein Recht der Forderungen, 2te Ausg. Bd. III, Berlin 1859, 88. 251 fig. 


$. 1037. Schenkungen find Verträge t), wodurd Einer dem Andern das Eigen- Besrifie mb 


75) (4. 9.) Darftellungen plaftifcher Kunftwerte durch eine zeichnende Kunft find egen Nachbil⸗ 
dungen dritter Perſonen geſchützt, wenn fie nicht auf rein mechaniſchem Wege erfolgt find, Erf. des 
Dbertr. vom 16. Mai 1863 (J.M. Bl. ©. 155). 

1) Diejer $. definirt nur ein einzelnes Mittel, wodurd die Schenkung verwirklicht wird (donatio 
perficitur),, aber nicht die Schenkung jelbft. Schenkung aber ift die beabfichtigte Bereicherung des 
Einen durch Verluft des Anderen, mittelft eines Rechtsgeichäfts unter Lebenden. Su jeder Schenkung 

ehören mithin zwei Perfonen: der Schenler, melder einen Gegenftand feines Vermögens unentgelt« 
ich veräußert umd dadurch verliert; umd der Beichenkte, tvelcher diefen Gegenftand unentgeltlich er- 
wirbt und dadurch jein Bermögen vermehrt. Als Mittel zum Zmede einer fung fönnen die 
verſchiedenartigſten VBermögensverhältniffe dienen. Alle Schenkungen laſſen fi) bewirken durch Ver— 
ſchaffung eines dingliden Rechts (dando), durd) Beriaffum eines Forderungsredhts (obligando), und 
durch —— von einer Schuld oder Laſt (liberando). . ſ. die den Gegenftand nach allen Seiten 
erihöpfende Abh. von d. Savigny, im Enftem, Bd. IV, ©. ı fl. Der $. 1037 fpridht mur don 
der einen Geftalt, im welcher eine Schentung zur Erſcheinung kommen kann, nämlich von der Ber- 
bindlichmachung des Schenlers gegen den Beichenkten, oder dem Berichaffen eines Forderungsrechts 
des Letzteren an den Schenker (Schentungsveriprechen). Der Inhalt der Forderung tft fir das We— 
jen der Schenkung unerheblich; die Forderung kann auf alle mögliche Gegenftände des Bermögens- 
rechts gehen: auf Berichaffung don Eigenthum, oder eines anderen dinglichen Rechts, oder eines For— 
derungsrechts an einen Dritten. Unerwähnt bleiben Te: im 8. 1087, die beiden Formen der Tra— 
dition umd der Liberation, Daß aber auch dando gejchenft werden könne, jegen die $$. 1040, 1052, 
1053 und $$. 1065, 1149 d. X. u. a. boraus, und die form der Liberation if in einer anderen 
Stelle, nämlid) im $. 393, Tit. 16 unter der Entjagung eines bereits erworbenen Rechts in 
foweit mitbegriffen, als es fich um die Liberation des Beichenften von einer Schuld an den Schenter 
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thum einer Sache oder eines Rechts?) unentgeltfih zu überlaffen ®) ſich verpflichtet. 
$. 1038. Auch bei Schenkungen erlangt der Gefchenfnehmer das Eigenthum des 
Geſchenks erſt durch die Uebergabe “). (Tit. 10, 88. 1, 18 -25.) 


handelt. Dagegen wird der Schenkung in der Geſtalt der Liberation des Beſchenkten don der Schuld 
an einen Dritten, durch baare Zahlung oder durch Erpromiffion nirgend gedacht. Dies ift fonje- 
quent. Denn durch dieſe einfeitigen ie fann eine Schenkung deshalb nicht vollzogen 
werden, weil das U. L.R. bei allen Schenkungen die Acceptation für nothwendig erflärt ($. 1058), 
mithin eine eimfeitige Schenfung nicht kennt. Bielmehr haben die ermähnten Handlungen ftets eine 
Regreßllage (aus Mandat oder negotiorum gestio) zur Bolge. Tit. 14, 88. 341, 406 und Zit 16, 
$. 45. Das hat den Sinn, da, wenn der Zahler oder Erpromittent in der Abficht, den Schuld» 
ner liberando zu beichenten, handelte, dieſe Abficht fo lange feine rechtliche Folge hat, bis fie gegen 
den Schuldner ausgeiprocen und von diefem acceptirt worden, alfo in einen Vertrag zwiichen dein 
Schenter und dem Beſchentten übergegangen if. v. Savigny a. a. D. ©. 294. Denn bis dahin, 
wo die Acceptation des Bedachten aynteitt, ift nichts seien, was zur Bollziehung (Perfektion) 
einer Schenkung gehört. Nach juriſtiſcher Konſequenz würde aber dennoch dem ‚her oder Erpro- 
mittenten feine Regreßllage zuftehen, denn es ift auch nichts geichehen, was die Perfeltion eines an- 
deren Rechtsverhältnifies zur Folge haben könnte: eine Schenkung ift nicht geworden, da die Mecep- 
tation fehlt, ein Forderungsrecht für den Handelnden ift aber auch nicht begründet, weil darauf die 
Abficht nicht gerichtet war. Das praltiſche Rejultat würde mithin, nad) allgemeinen Rechtsgrund- 
fägen, dem eimer gültigen Schenkung doch ganz gleich fein, ohne die Beſtimmungen des $. 406, 
Tit. 14 und $. 45, Tit. 16. Mur derimöge Verfeiben kann der Handelnde jeine urfprüngliche Geſin⸗ 
nung binterdrein ändern und die actio negotiorum gestorum gebrauden. Die Gefetgebung hätte zu 
diefem Reſultate auch bei Anerfennung einer einjeitigen Schentung gelangen können, wenn fie den 
Widerruf derfelben unbedingt freigeftellt hätte. 

.2) Nicht bloß eine einzelne Sache oder Recht, fondern auch das ganze Vermögen kann verjchenft 
werden. Vergl. $. 1087 d. T. 

3) Zu übertragen, wird gemeint, durch Tradition ($. 1038) und beziehungsweiſe durch Abtre- 
tung (Eeffion). Auch das beichränfte Eigenthum einer Sache kann zum Zmede einer Schenkung über- 
tragen werden, namentlich auch der ideale Theil einer pro indiviso nn Sade. vd. Savignpy IV, 
S. 109. Kein landrechtlicher Grundſatz fteht entgegen. Das Obertr. fagt in einem Erf, v. 22. Au- 
guft 1840 (Ulrich, Ard. Bd. VII, ©. 173), daß Gegenftände einer — ——— allgemeinen ®ü- 
tergemeinfchaft micht Gegenftände einer Schenkung zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Kin- 
dern jein könnten, weil der überlebende Ehegatte und die Kinder Eine Perſon repräfentirten, eine 
Schenkung unter ihnen mithin als eine ſolche anzufehen ſei, welche Iemand an fich ſelbſt berrichte ; 
zu einer ntung aber zwei Perſonen gehörten. Der Vorderſatz ift umrichtig; unter fich repräfen- 
tiren die Gemeinichafter jo viel Perſonen (Parteien), als an der Gemeinichaft il nehmen ; fie fon- 
nen aljo unter fich jedes Rechtögeichäft über die gemeinichaftlichen Sachen, z. B. die Auseinander- 
jegung, ſehr wohl abſchließen. rum alſo nicht auch z. B. die Ueberlaſſung einer Sache an den 
Einen oder den Anderen zum Zwecke der Schenkung? Wäre der Grund, welcher der Schenkung 
entgegenftehen ſoll, eine Wahrheit, fo könnten die Gemeinfchafter nimmermehr auseinander kommen; 
denn eine Perſon fann mit fich jelbft auch feinen Theilungsrezeß ichließen. Die allgemeine Güterge- 
meinfchaft wirkt aber unter den Theilnehmern andere Motififationen der Rechte und Lebereignungs- 
arten, ohne die ey menge einer Beichentung des Einen auszuichließen. — Nicht weniger können 
fremde Sachen als Dlittel zur Schenkung dienen; der Beichenkte ertwirbt dadurch als jelbftftändiges 
Geichent das Beſitzrecht und kann überdies das Eigenthum pro donato erfigen, die fonftigen Bedin- 
gungen der Verjährung durch Beſitz vorausgeſetzt. 

Die Tradition einer Sade und die Hebermweifung eines Rechts ift im allen ihren verichiedenen 
Geftalten anwendbar. Die Tradition kann mithin zum Zweckee der Schenkung auch brevi mann, 
oder durch constitutum possessorium , oder durch Anweiſung und durch Auftrag mit Erfolg vollzogen 
werden. Gbenfo die Mebertragung eines noch nicht vorhandenenen Rechts an einen Dritten dadurch, 
daß daffelbe ummittelbar auf den Namen des Beichenkten begründet toird, indem dieler an dem Ber- 
trage Theil nimmt (vergl. o. 88. 671, 672); und eines ſchon vorhandenen Rechts, außer der Ceifion, 
u durch Erpromiffion und Delegation. Auf einen Fall der Anwendung der Delegation zum Zmede 
der Schenkung bezieht fa das Pr. des Obertr. 1709, v. 21. Februar 1846: „Bei verbrieften . 
derungen ift es eime gültige Uebergabe, wenn der Gläubiger die Urkunde dem Schuldner zurüdgiebt, 
diefen eine neue zu auf den Namen des — Beſchenlten ausftellen läßt, und Letzterer joldhe 
annimmt.“ (Entſch. ®d. XIII, ©. 190.) ®ergl. L. 2, $. 1 D. de don. (XXXIX, 5); L. 11 C. 
eod. (VII, 54.) Der .. der ſchriftlichen Form auf der Seite des Schenfers (Deleganten) wird 
bier erſetzt, in feinem Berhältnifie zu dem Schuldner, durch Bollziehung des dem ner gegebe- 
nen mündlichen Auftrags zur Erpromiffion, und in feinem Berältniffe zu dem Beichenften durch 
die Ouafitradition der Forderung. $. 1090 d. €. 

4) Denn die Schentung if fein Erwerbungsmittel, fondern ein Refultat, zu defien Erzielung 
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5. 1039. Bloße Berzichtleiftungen auf ein zwar —— aber noch nicht 
wirflih übernommenes 5), ingleichen auf ein zweifelhaftes Recht, find nach den Regeln 
von Schenkungen nicht zu beurtheilen. 


$. 1040. Daß eine Sache als ein Geſchenk gegeben worden, wird nicht ver- ‚Wann die 


muthet 6). Schenkungen 
——— vermuthet 
man fich der Uebergabe und anderer Rechtsgeichäfte ald Mittel bedienen fan, wobei die Schenkung n_— 
als justa causa wirft. ©. die Anm. 1. Der Ausſpruch unſeres $. 1038 hat aber noch einen ande» 
ren Sinn; er fteht in Verbindung mit dem vorhergehenden 8. 1037 und jagt, daß, wenn nicht durch die 
Uebergabe, jondern durch die Begründung eines Forderungsrechts auf Uebergabe einer Sache (Schen- 
fungsveriprechen) geichentt wird, das Eigenthum der verjprochenen Sache nicht ſchon durdy das Schen- 
fungsveriprechen übertragen werde, jondern von der Lebergabe abhängig jei, wie bei jedem anderen 
Titel, mwelder ein Recht zur Sache giebt. 

(4. 4.) Nachdem der Schenker das geſchenlte Geld dem Bormunde des Beſchenkten zur Aufbe- 
wahrung übergeben hat, ift er nicht mehr berechtigt, über die, menngleich verzinsliche und hypothefa- 
ade en des Geldes zu verfügen. Erf. des Obertr. v. 28, Novbr. 1853 (Archiv f. Rechtsf. 

. XI, ©. 71). 


5) Nach dem Begriffe der Schenkung muß der Schenfer aus feinem bereits erworbenen Bermö- 
gen etwas veräußern, er muß Berluft haben. Anm. 1. Unterlaffene Erwerbungen , wenngleich fie 
aus Wohlmwollen gegen einen Anderen, um diejem den Gegenftand zufommen zu laffen, unterblieben, 
find feine Beräußerungen, mithin enthalten fie feine Schenkung. Damit fteht der Satz diejes $. in 
Einklang. Der 8. 393, Tit 16 äußert fich fcheinbar widerſprechend: „Eine — Entjagung eines be- 
reits erworbenen, ingleichen eines zwar fünftigen, aber doc) jo beichaffenen Rechts, daß der An— 
fall defjelben dem Entfagenden gewiß war, ift einer —— gleich zu achten.“ Der ſcheinbare 
Widerſpruch verſchwindet bei der richtigen Beziehung der beiden Stellen. Unſer $. 1039 iſt nament- 
lich von angefallenen, aber noch nicht angetretenen Erbſchaften zu verftchen, obgleich in der Beftim- 
mung feine fonjequente Anwendung des Grundfages von der Erwerbung einer Erbichaft auf den Be- 
geif der Schenkung zu finden ift, da nad pr. R. zur — einer Erbſchaft eine poſitive Haud— 
ung, die Entſagung, erforderlich iſt ($. 368, Tit. 9), folglich die Entſagung eine wahre Veräuße— 
rung eines fchon toirllich erworbenen Gegenftandes, gleich einer Dereliktion, enthält, während es nad) 
N. R. ſich gerade umgefehrt verhält. Die zweite Stelle dagegen, der $. 393, Tit. 16, handelt von 
der Tilgung umd Aufbebung obligatorifcher Rechte, insbefondere von dem pactum remissorium 
und erfennt, wie jchon geiagt (Anm. 1), die Schenkung auch in der Form der Fiberation an. (Bernl. 
das Obertr. in den Entich. Bd. VII, ©. 250 fi.) Der $. 393 jpricht don zweierlei Rechten, die 
er als Gegenftand einer Schenkung gleich ftellt: von „bereits erworbenen”, und bon „zwar 
fünftigen, aber dod fo re daß der Anfall — gewiß war“. Nur hinfichtlic) 
der zweiten Klaſſe kann Zmeifel über die Beziehung fein, namentlich darüber: ob darunter nicht eben 
diefelben Rechte gemeint jein möchten, weiche in unjerem 8. 1039 als „zwar angefallene, aber doch 
nicht wirtlich übernommene“ bezeichnet werden. Der Zweifel verliert ſich bei der Betrachtung, daß 
der $. 398 a einen Sat aus der Lehre von den Arten der Tilgung obligatoriiher Berbindlich- 
feiten enthält. An welche Rechte man bei den „zwar künftigen aber ꝛc.“ gerade gedacht habe, ift frei- 
lich nicht zu wifjeg; denn der Ausdrud paßt weder auf bedingte, mod auf betagte (ex die). 
Bielleicht ih die Reftitution eines Fideilommiſſes (ich meine nicht ein Familienfideitommig) im Sinne 
— Jedenfalls iſt hier don obligatoriſchen Rechten und deren vertragsmäßiger Entjagung 

ede, jo daß die Entiagung als Mittel zur Bollziehung einer Schenkung dient. rgl. über die 
Form das Pr. 801 (Pl.-Beichl.) in der Anm. zu $. 393, Tit. 16. 

6) Die in den $$. 1040— 1045 gegebenen Beftimmungen befufs Feftftellung des animus do- 
nandi beziehen ſich alle nur auf die eine von den verichiedenen Geftalten, im weichen die Schenkung 
in die Erſcheinung treten kann, nämlich auf die Uebergabe (Anm. 1). Mittels dieſes Rechtsgeichäfts 
fann eine Schenkung ſtillſchweigend vollzogen werden ; andere Rechtsgeichäfte, welche man als Mittel 
zum Zwecke einer Schentung anwenden fann (Vertrag oder Schentungsveriprechen, Uebereignung 
eines jchon beftehenden Rechts, Yiberation), vermögen Ipwerlich ohne in die Sinne fallende Aeuße⸗ 
zung des Willens volljogen zu werden. Deshalb bedarf es bei der Schenkung in der Form des 
Gebens (dare, Tradition), uud nur bei diejer, geſetzlicher Beſtimmungen, twodurd dem Richter ein 
die Thatſache betreffender Anhalt gegeben wird, wenn über die bei einem ſtumm volljogenen Geben 
ehegte Abficht hinterdrein Parteiftreit entfteht. Für andere Rechtsgeichäfte find die hier gegrilmdeten 

ermuthungen wicht vorgeichrieben , weil fie dabei völlig entbehrlich. Wenn 3. B. Jemand für den 
Anderen eine Schuld bezahlt, fo können dieje Vorfchriften jchon deswegen, weil das A. L. R. in die- 
jer Form die Schenkung nicht anerkennt (Anm. 1), keine Anwendung finden — die Unanwendbarkeit 
auf diejen Fall jpricht auch das Obertr. in dem Pr. 1004, vom 17. April 1841 (Entſch. Bd. VII, 
©. 88, Nr. 1) aus. — Denn wollte man auch die Abficht der Schenkung, aus den Umſtänden oder 
aus den perjönlihen Berhältniffen, vermuthen, fo wiirde das ganz fruchtlos fein, weil jene Abficht 
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$. 1041. Wo eine befondere perfönliche ), obſchon nicht geieglih verbindende 
Pflicht zur Wohlthätigkeit vorhanden it, da wird vermuthet, daß das ohne Borbe- 
halt*) Gegebene?) in der Abſicht, ſolches zu fchenfen, gegeben worden. 

8. 1042. Was aljo !9) Berwandte in auf- und übtteigenber Linie, Geſchwiſter 
und Eheleute, einander ohne Vorbehalt geben, wird für gejchenft angefeben, ſo 
lange nicht ein Andere? aus den Umftänden !) erhellet, oder durch befondere Geſetze 
beftimmt ift (Th. II, Tit. 1, Abjchn. 5) 12). 


allein feine rechtliche Folge haben foll, und daher bei dem Mangel der Acceptation eine Schentung 
nicht zu Stande gelommen wäre, Es bleibt mithin lediglich bei dem wirklich —— Rechtsge- 
ichäfte, der negotiorum gestiv. $. 406, Tit. 14 und Anm. 1 zu 8.1037 d. T. Nah R. R. ift 
es anders: darnach fann in diefer Form Jemand wider jein Wiffen und Willen beichenft werden. 
L. 14 D. de don. (XXXIX, 5); L. 2 i. f. C. de rei vind. (III, 32); L. 23 D. de solut. (XLVI, 3). 
Welche andere justa causa einem ſtumm, oder unter einer zweifelhaften Willenserklärung, bolljoge- 
nen Geben unterliegt, muß, wenn feine Bermuthung für eine Schentung zutrifft, aus den Umftän- 
den gefunden werden. 

7) Eine befondere perfönliche Pflicht zur Wohlthätigkeit, d. i. eine durch Familienver- 
hältniffe gegründete, im Gegenfate zur allgemeinen chriftlichen und menfchlichen Pflicht, auf welche 
. 8. a und 1044 gfeichfalle eine Bermuthung gegründet wird. Vergl. unten, Anm. zu $. 234, 

it. 2, Th. IL 

8) Ohne Vorbehalt, d. h. eben ohne alle Erklärung oder unter zweifelhafter Erklärung, fo 
daß die eigentliche Abficht, im melcdher gegeben und angenommen tworden (die causa), ungemiß ift. 
Vergl. auch die Entſch. des Obertr. vom 27. Septbr. 1839, im Schi. Arch. Bd. IV, ©. 368. Wäre 
die Abſicht beim Geben ausgeiprocdhen worden, jo könnte das dadurch vollzogene Rechtsgeihäft binter- 
drein eimfeitig nicht verändert tmerdey. Hätte 3. B. Jemand dem Anderen in der getvifjen Abficht, 
ſchenken zu mollen, eine Sade gegeben, jo würde es ganz bergeblich jein, term er nach der An- 
nahme nod) einen Vorbehalt nachholen wollte. 

9) ©. o. die Anm. 6. Dem „Gegebenen” ift auch das Geleiftete (Anm. 11) und ausdrüd«- 
lih Geftattete in dieler Beziehung gleichzuftellen. (5. A. Angenommen von dem Obertr, im dem 
Erf. vom 2. November 1865, Archiv f. Rechtsf. Bd. LX, ©. 253.) Nicht aber fann von Schen- 
fung auch unter den alfo verbundenen Perjonen Rede fein, wo die Perjon, aus deren Bermögen 
das Geichent kommen foll, dasjenige, was fie an den Anderen kontraftlich zu fordern hatte, zu for 
dern eine Zeit lang unterlafien hat, wie jeltiamermweije ein Appell.-Gericht erlaunt hat (Erf. des Obertr. 
vom 9. Februar 1865, Arc. für Nechtsf. Bd. LVII, S. 222), oder wo dieje Perſon ſich paſſiv bei 
der Entziehung des Gegenftandes verhält, 3. B. wenn der Andere durch Geichäftsbeiorgung etwas an 
fi) genommen —* eber einen ſolchen Fall eutſcheidet das Erf. des Obertt. d. 13. März 1846 
(Ulrich, Arch. Bd. XII, ©. 265) ſachgemäß. Die Frage ift nicht zweifelhaft. 

10) Aljo enthält diejer $. eine bloße Anwendung des im vorhergehenden $. 1041 ausgeiproce- 
nen Prinzips: daß unter den Perfonen, welche un | Familienverhältniffe mit einander in Berbin- 
dung ftehen, Schenkung zu vermuthen jei, wenn die bezeichnete Borausiegung * Treffend i 
daher das Pr. des DObertr. 260, d. 27. Mai 1837: „Die Bermuthung der S entung beichräntt 
ſich nicht bloß auf die im $. 1042 bezeichneten Verwandten; er bezeichnet nur einzelne Falle, im de 
nen dieſe Bermuthung eintritt.” Dies ift z. B. auch bei Verichrägerten, namentlich in dem Berhält« 
niffe zwiſchen Schwiegerjohn und Schwiegereltern der Fall, mie gleichfalls das Obertr. in dem Erl. 
v. 26. Nodbr. 1847 (Rechtsf. Bd. III, ©. 164) folgerichtig ausgeiprochen hat. Bergl. den in gleichem Sinn 
entichiedenen Rechtsfall zwiſchen Berſchwägerten ın Ulrich, Ar. Bd. IV, ©. 61. Hiſtoriſch zu er- 
—* iſt, daß ein Erlaß des IM. vom 18, Januar 1841 (J. M.Bl. S. 56) das Gegentheil be—⸗ 

uptet. 

11) 3. B. wenn ein Sohn feinem Vater häusliche Dienſte, jedoch nur gegen die mündliche Zu⸗ 
fiherung der künftigen Hofesfolge geleiftet hat, der Hof aber ipäter einem anderen Sohne übergeben 
wird (Pr. des Obertr. v. 13, Oft. 1838 in Ulrich, Arch. Bd. V, S. 605); oder wenn der Geber 
Schuldner des Empfängers if. Pr. d. Obertr. d. 27. Sept. 1839 (Sch. Ar. Bd. IV, &. 368) umd 
Pr. 2217, v. 7. Juni 1850 (Entſch. Bd. XX, ©, 284 und 288). Bergl. au Erf. v. 24. Sep- 
tember 1852 (Arc. f. Rechtsf. Bd. VI, S. 332). 

(4 U.) Dieien Vorſchriften ($$. 1041 — 1045) läßt fich der Fall nicht unterorduen, im welchem 
Jemand die Schuld eines Anderen einfeitig aus eigenen Mitteln ohne Vorbehalt bezahlt. Ein Ge- 
ſcheul des Zahlers an den Schuldner wird, auch bei einer zwischen Beiden beftehenden, im $. 1042 
bezeichneten, Berwandtichaft reſp. Verbindung, durd eine jolde Handlung noch nicht eriftent,, diel⸗ 
mehr ift nach $. 45, Tit. 16 das dadurch zwiſchen dieſen Berionen entftandene Rechtsverhältmif, men 
nicht ein der Abficht der reigebigteit an fich entgenenftehendes Mandat zur Bezahlung vorliegt, nad 
den Regeln von der negotiorum gestio zu beurtheilen; der Zahler hat unmittelbar ex lege ($. 46, 
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$. 1043. Ebenfo 13) wird bei dem, was einem Armen zu feinem Unterhalte 
gegeben worden, die Abficht jolches zu ſchenken vermutbet. 

8. 1044. Gin Gleiches findet ftatt, wegen ſolcher Gelder und Sachen, die au 
Armenanftalten und milde Stiftungen ohne weiteren Vorbehalt abgeliefert worden. 

$. 1045. Was unter Umftänden gegeben worden, wo fich gar feine andere Ab— 
ſicht des Gebenden denfen läßt?*), iſt gleichfall® für gefchenft anzufehen. 

$. 1046. Wenn die Gefege Jemanden zu Handlungen, die an fich eine bloße — 
Freigebigkeit enthalten würden, in Beziehung auf gewiſſe Perſonen oder Verhältniſſe veide ven 
ausdrücklich verpflichten: fo werden die zur nähern Bene diefer Pflicht gefchlofie- " aris 
nen Verträge den läftigen gleich geachtet !5). 

$. 1047. Wenn alfo PBerfonen, welche eine andere audzuftatten nach den Gefe- 
gen ſchuldig find, derfelben eine gewiile Sunme oder Sache zur Ausftattung, oder auch) 
um Brautſchatze ausdrüdlich verfprodhen haben, fo it ein darüber in rechtögültiger 
* 160) abgefaßter Vertrag für einen läſtigen anzuſehen. 


Tit. 16) von dem Schuldner Erſatz des ſtatt ſeiner gezahlten Betrages zu fordern. Erf. des Obertr. 
v. 15. November 1861 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XLIV, ©. 87), — Diele Berbindung des Nachſatzes 
mit dem Borderiate als einer Folge von Dieſem ift unjuriftiih. Das Rechtsprinzip der negotiorum 
gestorum actio und das der actio „ex lege ($. 46 Tit. 16) ftehen von einander ganz unabhängig 
neben einander, ohne alle innere Berwandtichaft oder Zujammengehörigkeit. Die actio n. g. ift eine 
urfprüngliche Klage, glei) der actio mandati; die aus 8. 46 a. a. D. zuftehende Klage dagegen ift 
eine nn Klage, nämlich ebendiefelbe, welche dem bezahlten Gläubiger zuftand. Bergl. die Anm. 
zu $. 46, Tit. 16, 

12) Die hier bezeichneten befonderen Geſetze find die 88. 314 ff. a. a. O. 

13) Ebenfo, d. h. unter denjelben —— Keinesweges wird durch das „ebenſo“ eine 
Herleitung dieſer hier gegründeten Vermuthung aus dem Prinzipe des $. 1041 angedeutet, wie das 
Obertr. in feiner Ente. Bd. XI, ©. 414 meint; bielmehr hat diefe Bermuthung einen andere 
allgemeineren Grund als „eine bejondere perfönlicdhe Pflicht”. S. o. die Anm. 7. Zwiſchen 
einem Armen als folhem und Anderen befteht keine bejondere perfönliche Pflicht zur Wohlthätig— 
feit, wohl aber die jehr allgemeine veligiöfe gegen alle Menſchen. Auf dieje gründet der $. 1043 
eine befondere Bermuthung. Aber die Bermuthung wird ebenjo ausgeichloffen wie jene nach $. 1042, 
alio 3. B. aud) durch den Umſtand, wenn der Geber der Schuldner des Empfängers ift, daher bei 
dem Berpfleger die Bermuthung nicht eintritt, wenn der Verpflegte eine — an ihn hat, zu— 
mal der Verpflegte, ſo lange die Forderung nicht konſumirt iſt, ſich nicht einmal im Zuſtande der 
Armuth befindet. Pr. des Obertr. vom 2, Juni 1848. (Rechtsf. Bd. IV, ©. 121.) — In allen 
—— aber iſt jede Vermuthung für eine — ausgeſchloſſen, wo der Geber cibvilrechtlich ver- 

unden iſt, das Gegebene zu geben. Was alſo z. B. öffentliche, zur a ae Hilfsbedürftiger 
verpflichtete Anftalten denfelben gewähren, ift nicht als geſchenkt anzujehen. Pr. des Obertr. v. 5. Sep: 
tember 1845 (Entih. ®d. XI, ©, 410), 

14) 3.8. wenn unter aufgenöthigten Höflichleitsbezeugungen, aus Gaftfreundfchaft und auf Ein- 
ladung zu Beſuchen oder Genüffen, gegeben wird. Weber einen ſolchen Fall enticheidet das Erk. des 
Obertr. vom 13. Januar 1838 (Jur. Wocenichr. 1838, S. 729) in Anwendung diefes $. 1045. _ 

(4. U.) Ueberhaupt alsdaun, wenn die Abſicht zu ſchenken zwar micht erklärt, aber doch erweis- 
lih vorhanden geweſen ift. Der Beweis der thatfächlich vorhanden geweſenen, wenngleich nicht er- 
Härten Abficht des Gebers, zu ſchenken, kann auch durd Eideszuidiebung geführt werden. Ueber 
die Anwendung diefer Sätze ſ. m. das Erf, des Obertr. vom 2. Dftober 1855 (Arch. für Rechtof. 
®. XVII, ©. 171). 

15) Was Jemand zu geben verpflichtet ift, das fchenft er nicht, wenn er es giebt. ©. die 
Anm. 13 a. E. Die Widerruflichkeit ift folglich ausgeſchloſſen. 

16) Diefe ift die allgemeine Bertragsform. Daher kann aud) derjenige, der dem anderen Theile 
eine unbewegliche Sache unter der Vereinbarung, daß derjelbe eine beftimmte Perjon heirathe, abge- 
treten hat, diejen Vertrag wegen Mangels der jchriftlichen Form nicht mehr anfechten, nachdem der 
Andere die bezeichnete Perſon wirklich geheirathet hat. Pl.-Beicht. (Pr. 1631) des Obertr. v. 7. No— 
vember 1845. (Entſch. Bd. XU, ©. 31.) Bergl. Anm. 18. — (8, 9.) Aber ein weſentliches Erfor- 
derniß bleibt unter, allen Umftänden, daß „eine gewiije Summe oder Sache” veriprochen morden. 
Deshalb kann derjenige, der mit einem Anderen die Vereinbarung getroffen, defien Pflegetochter ge— 
gen Zumendung der Hälfte ſeines Nachlafjes zu heirathen, nachdem er die bezeichnete Perſon mwirt- 
lich geheirathet hat, nicht auf Erfüllung ne weil die verſprochene Gegenleiftung eine unbeſtimmte, 
jelbft eine ungewiſſe ift, die jogar der Willlür des Berpflichteten, indem diejer es jo einrichten kann, 
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$. 1048. Auch wenn ein Fremder 17) unter der Bedingung, oder zum Zwecke 
einer zu fehließenden Ehe ?°), einem oder dem andern der fünftigen Eheleute etwas 
in ee Form 184) verfprochen hat, ift ein folcher Vertrag einem läftigen gleich 
zu achten. 
$. 1049. Was aber nur bei Gelegenheit einer Eheverbindung verſprochen wor- 
8 * hat, wenn dabei eine bloße Freigebigkeit zum Grunde liegt, die Natur einer 
enkung. 


daß er gar nichts hinterläßt, abgeſehen davon, daß ſelbſt die „Zuwendung“ auf den Todesfall ein 
Alt der freien Willkür, anheim gegeben iſt. $. 71, Tit. 5; Erk. des ttr. db. 5. Oltbr. 1855 
(Entid. Bd. XXXI, ©. 398), (4. A.) Gleiche Unklagbarkeit ift vorhanden, wenn eine Parzelle von 
einem Grundftüde als Mitgift formlos verfprocdhen worden: dies ift nichtig, wenn aud darauf die 
Heirath vollzogen worden ift. 

17) ©. die vor. Anm. — Die Beftimmung diefes $. ift rein pofitiv; fie fteht nicht im orga- 
niihen Zufammenhange mit anderen Inſtituten oder Rechtsgrundfägen. Etwas Achnliches kennt das 
R. R. in der Dos, melde ein fremder dem Ehemanne giebt oder verfpricht. Darin liegt durchaus 
feine Schentung des Gebers an den Mann, aber es ift eine Schenkung an die frau, denn dieje er- 
wirbt dadurd die dotis actio gegen den Mann, ohne ihre Theilnahme, jelbft ohne ihr Willen. L. 9, 
8. 1, L. 33 i. f., L. 43, 8.1 D. de jure dot. (XXIU, 3); L. 5, 8.5 D. de doli exe. (XLIV, 4); 
L. un. $, 13 C. de rei uxor. act. (V, 13). In dieſer Meile kann das Geichäft nach den Grund» 
fügen des A. ER. nicht vollzogen werden. Einestheils giebt es keine Dos im Sinne des R. R., 
welche die rau dem Manne zu beftellen verpflichtet wäre, jo daß der Mann für feinen Theil, vom 
dem Fremden nur das erhielte, mas ihm zufäme, während die Freigebigleit des Fremden Lediglich 
die * anginge. Anderentheils kann die Frau nicht ohne Acceptation an dem bu oder Ber- 
fprodyenen Theil nehmen. Was mithin ein Fremder dem Ehemanne aus bloßer igebigteit giebt 
oder veripricht, das kommt ihm allein zur gut umd ift in Wahrheit ein Geichent, es ſoll aber, nad 
der pofitiven Beftimmung umferes 8. 1048, dafür nicht angejehen werden, d. h. eine ſolche Freigebig- 
feit ift der für Schenkungen vorgeichriebenen Form nicht unterworfen umd Tann auch micht wie eine 
Schenkung widerrufen werden. Soll das Gegebene oder Verſprochene im Falle der Auflöfung der 
Ehe der Fran zufallen, jo muß dieſe zugezogen werden; die einleitige Beftimmung des Gebers mürde 
der Frau feinen Anipruch gegen den geweſenen Ehemann geben. 

18) Dieje Vorſchrift erfordert nicht, daß der, mweldem zum Zmede oder unter der Bedin- 
ung einer zu ſchließenden Ehe etwas verſprochen wird, bereits verlobt fei, oder eine beftimmte 
ahl getroffen habe. Pr. des Obertr. 765, vom 29. Nov. 1889. (5. U.) Bergl. Anm. 16. Es 
liegt im Begriffe des in $. 1048 vorausgefeßten läftigen Vertrages — fagt das DObertr. —, daß das 
unter der Bedingung oder zum Zwecke einer zu jchließenden Ehe Verſprochene und die Schliefung 
der Ehe ſich als Lei ung und Gegenleiftung darftellen müfjen, ſowie im Begriffe des im $. 165, 
Tit. 5 vorausgeiegten mündlichen Vertrages, daß das Veriprechen der Eingehung der Ehe, ald Haupts 
gegen Hand des Bertrages, von der einen Seite und das Beriprechen von der anderen Seite als die 
ergiitung für die Erfüllung diejes Verſprechens erſcheint. Diefe Auffaffung liegt auch dem Pl.Beſchl. 
vom 7. November 1845 (Anm. 16) nad jeinen Motiven zum Grunde. Num ift aber allerdings in 
jedem einzelnen Falle nach den bormwaltenden Umftänden zu ermeflen, inwiefern das Beriprechen zu 
dem Zmede der zu fchließenden Ehe erfolgt umd im diefer Richtung der diesfällige Vertrag geichlofien 
war. Erf, deſſ. vom 16. November 1866 (Arch. ſ. Rechtsf. Bd. LXVI, S. 161), D. h. turz: 8 
ift eine Frage thatſächlicher Natur: ob das vorliegende Beriprechen ein Beriprechen der Ehelichung ei- 
ner beftimmten dritten Perfon als Leiftung von einer Seite und eine promissio dotis ald Gegen- 
leiftung don der anderen Seite im Sinne des $. 1048 ſei. Bergl. die folg. Anm. 188, 


18.@) (5. 4.) Der 8. 1048 hat nur den Zmwed, auszudrüden, daß auch aus einem bloß ſchrift— 
lichen Beriprechen die Klage auf Erfüllung wie aus einem läftigen Bertrage ftattfinde und micht der 
Einwand gemacht werden dürfe, daß das eine bloße Freigebigkeit im fich ichließende Verſprechen 
zu feiner Gültigkeit die gerichtliche Abfafjung erfordere, mie der $. 1063 bezüglich der reinen Schen- 
fungsverträge vorſchreibt. Setzt fomit der $. 1048 ein Verſprechen in rehtsgültiger form vor- 
aus, jo war auch, da es fich um eine Summe von mehr als 50 Thlr. handelt, nach der als R 
geltenden Vorſchrift der 88. 133 ff., I, 5 die fchriftliche Abfaffung nöthig. Die Ausnahme, daß bei 
Pan über Handlungen ein miündlicher genügt, fobald die Handlung geleiftet worden (8. 165 
a. a. D.), ift mac der FFeftftellung des Appellationsrichters hier ausgeichloffen, weil in dem vorlie⸗ 
genden Verſprechen der 200 Thlr., fofern der Kläger die N. N. heirathe, die zum Weſen jenes Ber 
trages gehörige Borausfegung, daß der Kläger die Heirath der N. N. dem Bellagten ale Gegen» 
Sr „>. gt Bedingung verſprochen, fehle. Erf. deif. vom 28. Januar 1867 (Arc. f. Rechter. 

. LXVI, ©. 71). 


19) Gleichviel, ob von dem anderen Ehegatten, oder von einem Dritten, 
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8. 1050. Verträge zmifchen Eheleuten, wodurd Einer dem Andern gewiſſe Bor- 
theile auf den Todesfall beftimmt, find nicht ald Schenkungen, fondern als läftige Ver— 
träge zu betrachten 2°). 

8. 1051. Wenn mechfelfeitige Yan ze unter Lebendigen gejchehen find, fo 
muß jede Schenfung für fih, nad den von Schenkungen überhaupt vorgefchriebenen 
Regeln, beurtheilt werden. 

8. 1052. Wenn jedoch ein Theil das dem andern verfprochene oder gegebene 
Geſchenk auch aus einem an ſich gefegmäßigen Grunde widerruft; fo muß der Andere 
wegen desjenigen, was er von feiner Seite in Anſehung des von ihm verſprochenen Ge: 
ſchenks, wirklich. gegeben, oder geleiftet hat, vollftändig entichädigt werden ?'). 

8. 1053. —— welche unter einer von dem Geſchenknehmer zu leiſten⸗ 


20) Dieſe Verträge gehören überhaupt nicht zu den Rechtsgeſchäften unter Lebenden. Die Be— 
ſtimmung hat nur die Bedeutung, daß der Widerruf ausgeſchloſſen ſein ſoll. 

21) Was man ſich bei dieſer Beſtimmung, die eigentlich mit dem vorhergehenden 8. 1051 nicht 
harmonirt, juriſtiſch gedacht hat, iſt nicht belannut. Eine wahre wechſelſeitige Schenkung giebt es nicht. 
Macht Einer dem Anderen ein Geſchenk, jo kann er dazu wohl durch die Hoffnung bewogen werden, 
daß der Andere fich dadurd veranlaßt finden werde, ihm wieder ein Geſchenk zu machen, nichts defto 
weniger aber ift die erfte Handlung eine wahre Schenkung. Wird der Andere wirklich dadurch be— 
fimmt, Jenem wieder etwas zu ſchenlen, fo ift dies eine remuneratoriſche Schentung, die das 
N. R. gleihmwohl als wahre Schenkung behandelt. Die ſcheinbar mideriprechende L. 25, $. 11 D.* 
de hered. pet. bezieht fich nicht darauf, jondern auf den Umfang der Leitungen des Erbſchaftsbe— 
ſitzers. d. Sadigny IV, ©, 92 ff. und v. Meyerfeld, Lehre von Schenkungen, I, ©. 369 fi. 
Die Neueren haben aber daraus den Begriff einer wechjeljeitigen Scenfung, welche zu den läftigen 
Berträgen gehören fol, entnommen. Darauf beziehen fi) einige Monita gegen den Entwurf, in 
welchem die wechſelſeitige Schenkung ganz übergangen war. Hierüber äußert Suarez im der revis. 
monit.: „Es wollen einige Monenten, daß alle donationes reeiprocne als läftige Verträge betrachtet 
werden follen. Dies kann man aber unmöglich annehmen, wenn man nicht zugeben will, daß die 
ganze Legislation über die Schenkungen vereitelt werde. ch glaube, daß ſolche Schenkungen allen 
anderen gleich behandelt zu achten find, und das einzige Singuläre dabei ftattfindet, daß, wenn der 
Eine revozirt, der Andere wegen deffen, was er auf feine Schenkung jchon gegeben oder geleiftet hat, 
volftändig entichädigt werden müſſe.“ In folge defien wurden die beiden 85. 1051, 1052 einge- 
ſchaltet. (Gei.-Nev. Pens. XIV, ©. 186.) Die erfte Stelle entipricht völlig den Grundfägen des 
R. R.; die zweite Stelle hingegen bringt die wechieljeitigen Schenkungen gewiffermaßen auf den Stand, 
weichen die Monenten wollten, aber es ift unklar, tie das gemeint iſt. Man kann es zumädht 
zweifelhaft finden: ob jedem der beiden Schenker zugeftanden jein joll, wegen des Gegebenen oder 
Geleifteten Entichädigung zu fordern, wenn der Andere mit Erfolg mwiderruft. Denn auf den Vor— 
ichenter paßt der Grund des Geſetzes nicht; es war, als er durch fein Gefchent die Dankbarkeit des 
Anderen zu gewinnen verjuchte, völlig ungemiß, ob der Andere durch ein ——— ſich daulbar 
erweiſen würde; der Vorſchenker konnte nichts fordern und es wird wohl als völlig zweifellos au 
ſehen werden, daß er feine Schenkung aus dem Grunde allein, weil fein Gegengeichent erfolgte, nie— 
mals hätte widerrufen fünnen, wenn es auch ganz gewiß geworden, daß er ein jolches nicht zu er— 
warten habe. Dieje im jofern von Anfang ummiderrufliche Schenkung joll binterdrein den Charakter 
einer zu vergeltenden Yeiftung annehmen, wenn zufällig ein Gegengeichent folgte. Das liegt außer 
dem Bereiche der Jurisprudenz. Dennoch ift dies, nad dem Wortlaute, der Inhalt des Geſetzes. 
Hiernächſt ift zu fragen: ob, nachdem der Eine feine Schenkung widerrufen, die Schenkung des 
Anderen, lediglih wegen jenes Widerrufs, auch ſoll ganz widerrufen (aufgehoben) werden können, 
oder ob fie Tortbefteben joll, nämlich als Imnominatlontraft (ein surifilcher Widerſpruch), und 
Entihädigung für das Geleiftete joll gefordert werden dilrfen. Die zweite Eventualität führt zur 
offenbaren Rechtsverlegung, indem der Beſchenkte gezwungen wird, die geichentt erhaltene, noch im 
undberänderten Zuftande vorhandene Sache, die ihm Vielleicht zu gar michts müte ift, zu behalten und 
mit einer jchweren Summe Geldes zu bezahlen, für die er freiwillig niemals nur einen Groſchen 
ausgegeben haben würde. Diefer Grund nöthigt, fich für die erfte Eventualität zu enticheiden. Dann 
aber, fragt fich weiter, warum dieſem Gegenjchenter nicht ebenjo nur obliegen fol, die noch vorhan— 
dene Sadıe in ihrem dermaligen Zuftande zurüdzugeben, gleichwie er ſelbſt gehalten if, die von 
ihm gegebene Sache, jo mie fie ift, aurlidzunchmen. Nach der Faſſung des Geſetzes ift er berechtigt 
wie berpflichtet,, die noch vorhandene Sache zurüdzugeben , aber dod) verpflichtet, die Berichlechteruns 
gen zu vergüten, weil ev die MWiederaufhebng der beiderfeitigen Schenkungen deranlaßt hat und der 

ndere darumter nichts berlieren joll. — Dean hat ſich dieje Berhättniffe nicht in ihrem wahren Zu—⸗ 
fammenhange Har gedacht. 
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den Bedingung, oder zu einem gemwiffen von ihm zu erfüllenden Endzmwed 22) verfpro- 
er gegeben worden, jind, im zweifelhaften Falle, den läftigen Verträgen gleich 
zu achten. 

$. 1054. Wenn jedoch aus den Umftänden klar erhellet 23), daß die Beitimmung 
oder der Endzweck nur zum Scheine beigefügt worden, fo iſt dergleichen Schenfung, 
auch in Anfehung der Befugniß zum Widerrufe, nach den allgemeinen Grundjägen 
von Schenkungen überhaupt zu beurtheilen. 

S. 1055. Doch muß, wenn ein Widerruf aus gefeglichen Gründen erfolgt, und 
die Bedingung oder, der Zweck nicht zum eigenen Bortheile des Beſchenkten beigefügt 
waren, alled, was Xebterer zu deren Erfüllung gethan, oder geleiftet hat, demjelben 
nah dem höchſten Werthe vergütet worden. 

$. 1056. Zielt die beigefügte Bedingung, oder der beftimmte Zweck lediglich zum 

Beiten des Bejchenften?*) ab, jo fann eine le Schenfung gleih jeder andern wi- 
derrufen werden. 

$. 1057. Liegt jedoch der Grund des Widerrufs nicht in dem eigenen Verſchul— 

den des Befchenften; und hat diefer, in Rüdficht auf die ren Handlungen vor 

enommen, oder Einrichtungen getroffen, die ihm jept bei erfolgendem Widernufe, 

Stich werden: jo kann er deshalb von dem Gefchenfgeber Entfhädigung * 5) fordern. 


22) Donatio sub modo. Dieſes Rechtsgeichäft ift aus Schenkung und Berpflichtung vermiicht 
(negotium mixtam); die Bereicherung wird durch die auferlegte Verpflichtung zum Theil wieder auf⸗ 
gehoben. Die Verpflichtung kann beftehen in einer Leiftung an den Schenker, oder an einen Dritten, 
oder in einer Leitung im öffentlihen oder Kirchlichen Intereſſe. Betrifft der Modus mur die Ber- 
wendung des Geſchents zum Weiten des Beichentten, fo ift das Rechtsgeſchäft eine reine und wahre 
Schenkung. 8. 1056. Darauf beruht das folgerechte Pr. 1715 des Obertr. vom 27. Febr. 1846: 
„Das aus reiner Freigebigfeit ertheilte Veriprechen, Iemanden während feines Ausbildungsftadiums 
bei einer öffentlichen Behörde zu unterhalten oder zu umterftüten, vom Seiten jolcher onen, die 
überhaupt feine geſetzliche Verpflichtung zur Erziehung reſp. Alimentation haben, it nad den Regeln 
= u zu beurtheilen, und bedarf daher zur Klagbarkeit der gerichtlichen Form.“ (Eutſch. 

. * 182,) 

Das R. R. behandelte die donatio sub modo als Schenkung, d. h. fie war den Formen und 
den pofitiven Einichräntungen der Schenkung unterworfen , dod) jo, daß, wenn deswegen eine Ungül- 
tigfeit oder ein Widerruf zur Durchführung fam, das auf die Schenkung Geleiftete abgezogen werden 
durfte, L. 49 D. de don. inter vir. (XXIV; 1); L. 5, $. 9 D. de jure dot. (XXIII, 3). Wegen 
Erfüllung der Auflage hatte der Schenker, wenn er ein eigenes Vermögensinterefje dabei hatte, — 
außer dem Falle der Stipulation — ſtets die actio praeseriptis verbis, Wie aus einem Innominat- 
fontrafte. Wenn aber eine Leiftung an einen Dritten oder eine Handlung, bei der fein Einzelner 
ein Geldintereſſe hat, auferlegt war; fo fonnte er im alle der willlürlichen — unverichuldete Un« 
möglichteit befreite — Nichtleiftung nur das Geicdhent, condietione causa data, zurüdiordern. L. 3, 
8. 8 C. de cond. oh causam (IV, 6). Der Dritte hatte, wenn er dem Wertrage nicht beigetreten 
war, nad älteren Rechte feine Klage, mach neuerem Rechte hatte er eine actio utilis (L. 3 C. de 
don, quae sub modo, VIII, 55), über deren Borbild Meinumgsverfchiedenheit ift. Dieſe praktiſche 
Seite der donatio sub modo behandelt das U. L.R. anders: eine ſolche Schenkung foll, mad unie- 
vem $. 1053, fchlechtiveg wie ein läftiger Bertrag angejehen werden. Daraus folgt: 1. Sie ift me 
der der Form, noch dem Widerrufe einer Schenkung unterworfen ; 2. der Geber kann ſchlechthin auf 
Gegenleiftung (Erfüllung des Modus) Magen, im Falle derielbe nicht in einer Leiſtung am ihm ſelbſt 
befteht, auch dann, wenn er fein befonderes Geldinterefie dabei hat, ebenjo wie nah R. R., auch 
anerfannt von dem Obertr. durch das Pr. 1571, dom 10. Mai 1845 (Entſch. Bd. XII, ©, 150); 
3, der Dritte hat, wenn er bei dem Bertrage nicht zugezogen worden ift, fein Klagerecht. $. 74, 
Tit. 5 und die Anm. dazu. 

23) Es foll aljo dem Richter aus den Umftänden wahrnehmbar fein. Direkter Beweis durch 
Eidesdelation ift damit ausgeichlofjen. 

24) ©. o. die Anm. 22 zu $. 1058, 

25) Die Entihädigung muß fo weit reichen, daß der Beſchenkte in die Lage fommt, im welchet 
er ftch befunden haben würde, wenn er nicht befchentt worden wäre. Cine jolche Entihädigung wurd 
jedoch in manden Fällen gar nicht zu ermejjen fein. Geſetzt, ein junger Menſch hätte eine donatio 
„limentorum auf gewiſſe Jahre erhalten, um zu ftudiren. Ohne diejelbe wäre er Profeifionift ge- 
worden, als welcher er fich jchon um zwanzigſten Jahre hätte ernähren künnen. Gr hat es in dieſem 
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8. 1058. Bei allen ?s) Schenkungen ift, wie bei andern ??) Verträgen eine aude ie naen. 
drüdlich oder durch Handlungen erklärte Annahme nothwendig. (Tit. 5, $. 78 sqq.) se „geichloffen 
$. 1059. Doc find die Worte 23) und Handlungen des Andern, im zweifelhaf- * 
ten Falle, ſo zu deuten, daß er das Geſchenk dadurch habe annehmen wollen. 
F. 1060. Wenn der Beſchenkte wegen Kindheit, Krankheit, oder ſonſt wegen 
Mangeld am Berftande 2°), die Abficht, das Gefchenf anzunehmen, nicht äußern kann, 
fo fann ein jeder Dritter daifelbe zu feinem Beſten acceptiren ?° ®). 
$. 1061. Ein noch nicht angenommene? Geſchenk kann von den Erben deiien, 
für den es beftimmt war, wider den Willen des Schenkenden nicht mehr rechtögültig 
acceptirt werden. 
8. 1062. Wie weit der Befchenkte nach dem Tode des Schenfenden noch anneh- 
men fünne, oder die Erben des Lepteren diefen Antrag anzunehmen 0) befugt find, 
ift nad den allgemeinen Grundfägen von der Acceptation überhaupt zu beurtheilen. 
(Zit. 5, $$. 90 — 108.) . 
$. 1063. Schenfungdverträge follen gerichtlich abgeſchloſſen 22) werden. Bee 


Alter aber erft bis zum Abgange zur Umiverfität gebracht, mum ihm die Schenkung entzogen wird. 
Er hat jegt leine Mittel zum Unterhalte umd ift auch nicht im Stande, E den Unterhalt durch 
Arbeit zu verdienen; der Verluſt der Schulzeit jeit dem 14. Jahre wird ihm nun jhädlih. Wie 
foll diefer entichädigt werden ? Ich meine: auf diefen Fall findet der, freilich jehr unbeftimmte, Sat 
gar feine Anwendung. Der Beſchenlte ift jetst, himfichtlich feines Unterhalts, nicht ſchlimmer geftellt, 
als er es vor der ntung war; und die Schulwiſſenſchaften, welche er in Balge des bisherigen 
Genufjes der Schenkung erlernt hat, werden ihm nicht jhädlich, fie können ihm nur Vortheil bringen. 

26) Bei allen, ohne Ausnahme. Dadurch entfteht eine erhebliche Abweichung von dem R, R. . 
Nah defjen Grundfägen ift die Einwilligung des Beſchenkten zwar auch in folden Fällen nothmwen- 
dig, wo die Schenkung durd ein Rechtsgeihäft vermittelt wird, welches die Natur eined Vertrages 
mit dem Beſchenkten hat, wie namentlich Tradition (L. 55 D. de obl. et act. XLIV, 7), Scen- 
fungsverjprechen,, Erfaßvertrag, aber nicht, weil die Schenkung als folche zu ihrer Vollendung der 
Acceptation bedlrfte, jondern weil das Rechtsgeichäft, worin die Schenkung beruht, nicht ohne die 
Eimmilligung des dadurch Beichentten vollzogen werden kann. Im —— aber, wo eine Rechtshand⸗ 
fung zur ntung angewendet wird, zu deren Bollziehung die Mitwirkung des Beichenkten nicht 
erforderlich ift, wie bei der Bezahlung einer Schuld, bei der romiffion, — da bedarf es zur 
Perfeltion der Schenkung der Annahme des Beſchenkten nicht. dv. Savigny IV, 146, mo die Be— 
weiſe gegeben find. Nach den Grundiägen des A. L.R. verhält e8 fid) damıt andere. S. oben die 
Anm. 1 zu $. 1037. Die Frage war unter den Neueren ftreitig. 

27) Die Verf. des A. IR. find davon ausgegangen, daß die Schenkung ein einzelnes Rechts- 
eſchäft fei, welches die Natur eines Vertrages zwiſchen dem Schenker und dem Beiihentten habe. 

aher halten fie die Acceptation bei diefem Vertrage, tie bei anderen Verträgen, für nothwen-⸗ 

dig. Bergl. die vor. Anm. Die Form der Annahme ift die allgemeine, Tit. 4, $. 94 ımd Tit. 5, 
$. 81, verb. mit $. 1059 d. T. 

28) In der authentiichen Wusgabe von 1817 fteht hier, aus einem Drudfehler, „Werle“ 
ftatt Worte, 

29) Außer dem falle eines ſolchen, in mangelhaften Geiftesfräften liegenden , Hinderniffes kann 
fein Dritter den Willen des Beichenkten erſetzen; gefchieht es doch, fo ift das Gefchäft nichtig. Val. 
8. 88, Tit. 5. — — (4.9) Die vom Vater feinem minderjährigen Kinde zwar nad) der Zheilung 
des Nachlafjes feiner verftorbenen Ehefrau, jedoch mit Rüdficht auf diefe Theilung gemachte Schen- 
fung lann auch von dem beftellt geiwwejenen Theilungsturator angenommen werden, — jagt das Obertr. 
v. 10, Mai 1855 (Arch. f. Rechtaf. Bd. XVII, ©. 184). — Was dabei bedenfliches oder bedingtes 
märe, ift nicht findbar. Mit oder ohne Rückſicht auf die Theilung, Theilungsturator oder nicht, — 
jeder Dritter hätte mit Erfolg acceptiven können, wenn der Beſchentte ein Kind war, wie der $. 1060 
verordnet. War er aber nicht mehr in den Kinderjahren und demnach fähig, fich jelbft zu erflären 
($. 21, Tit. 4), fo war der vormalige Theilungskurator zu defjen Vertretung ſchwerlich legitimirt. 

298) (4. A.) Aus einem VBertrage, wodurch ein Großvater einem bereits geborenen Enkel und 
denen, welche etwa noch fpäter geboren würden, ein Grundftüc jchenkt, können, wenn ihn die Eltern 
der Beichenkten genehmigt haben, die nachgeborenen Enkel und deren Rechtsnachfolger Rechte gegen 
den erftgeborenen Entel unmittelbar geltend machen. Ext. des Obertr. vom 26. Dai 1862 (Eutſch. 
Bd. XLVII, ©. 114). 

30) Muß heißen: „zurüdzunehmen“. R. vom 29. Dezember 1837 (Jahrb. Bd. L, ©. 469). 


31) Bei der Schenkung hat man von Alters her und faſt bei allen civilifirten Völlern eine bes 
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$. 1064. Aus einem außergerichtlihen, wenn auch fehriftlihen Schenfungäver- 
trage, kann daher in der Regel auf Erfüllung nicht geflagt werden ®2®). 
$. 1065. it hingegen eine geſchenkte bewegliche Sache oder Summe 3?) dem 


foudere Gefahr des Mifbrauchs einer volllommenen Willensfreiheit gefunden, und daraus Anlaß ge- 
uonumen, die Freiheit des individuellen Willens bei diefer Handlung zu beichränten. Das R. R. bat 
zu diefem Zwece drei ganz pofitive Regeln: Erſchwerung der ——— durch poſitibe Formen; 
Verbot der Schenkung unter Eheleuten; Geſtattung des Widerrufs einer ſelbſt vorjchriftsmäßig, alſo 
ültig vollzogenen Schenkung in gewiſſen Fällen aus beſonderen Gründen. Auch die Berfaffer des 
- L.R. haben die vollfommene Willensfreiheit des Individuums bei Schenkungen für gefährlich gehal- 
ten und Einſchränkungen für zuträglih; von den borgefundenen Mitteln haben fie aber zwei für aus- 
reihend gehalten: die befondere Form und den Widerruf, mogegen das dritte Mittel, das Berbot der 
Schenkungen unter Ehegatten, ganz aufgegeben worden ift. 8.1072. Bon der Form wird hier im 
den 88. 1063—1069 gehandelt. Diejes Erihmwerungsmittel ift bei weitem nicht jo durchgreifend ange- 
wendet wie im R. R. Diejes fordert die Anwendung der Form, bei Strafe der Nichtigkeit, bei der 
Schenkung in allen Geftalten, welche fie anzunehmen fähig ıft. Nicht fo das A. L. R.: nur die Schen- 
fung in der Geftalt des Schentungsverfpredens ift als ſoiche einer ger unterworfen. Bei 
der Schenkung dur Tradition und Quafitradition (Ceſſion) ſchien den . die Gefahr des Miß— 
brauchs der Willensfreiheit nicht jo groß, um auch hier die befondere Form vorzuichreiben. Suarez 
jagt darüber in jeinen Borträgen über die Schlußrebifion des Geie : „Da in der ganzen Lehre 
von Schenkungen hauptſächlich darauf gearbeitet worden, dem Leichtſinne, dem Uebereilungen und den 
Unbejonnenheiten, die bei jolchen Gejchaften hauptiächlich vorfallen, möglichft vorzubeugen, fo ift als 
ein ſolches Borbeugungsmittel angenommen: daß aus pactis de donando, wenn fie außergerichtlich ge» 
ſchloſſen werden, auf Erfüllung nicht joll gellagt werden können. Es giebt Leute, die Rh fehr beden- 
fen, wenn fie nur etliche Louisd'or baar aus ihrem Beutel Bee jollen, die es aber gar nichts 
koftet, ein Beriprechen, das erft in der Zukunft erfüllt werden foll, auszuftellen und zu unterichreiben. 
Niemand verliert etwas durch obige Feſtſtellung. Iſt das Geichenf nicht übertrieben, jondern den Ber- 
mögensumftänden des Donantis angemefjen, jo fann er es ja gleich geben. Kann er aber dies micht, 
fo ıft jolches ein * daß das Geſchenl ihm wirklich inlommodire und feinen Umſtänden nicht an— 
gemefjen jei. Auf allen Fall bleibt ja noch der Weg der gerichtlichen Ausftellung übrig, wobei von 
Uebereilungen und ungeſtümen Zudringlicdhleiten weit weniger zu bejorgen iſt.“ (Jahrb. Bd. XLI, ©. 23.) 
(5. A.) M. ſ. über die erichwerenden Formen: Donellusl.c. Lib. V, cap. 2, $.10; v. Savigny 
a. a. O. ©. 194 flg.; Heimbad) sen. a, a. D. ©. 697, Nr. 1; Mein Recht der Forderungen, $. 233. 
32) diejes Ausdruds ift die gerichtliche Korm auch für die Annahme behauptet worden. 
Die Borfchrift bezieht fich jedoch uur auf die Verbindlichmachung des Schenfers, auf das Schen . 
veripredhen, wie aus Suarez’ Erflärung (f. die vor. Anm.) erhellet und aus $. 1059 folgt, in⸗ 
dem dieje Vorichrift von allen neungen gilt ($. 1058), aljo aud von Schenfungsverfprechen, 
welche darnach durdy Handlungen aeceptirt werden können. Der Ausdrud „abihließen‘“ hat bier 
diejelbe Bedeutung wie das „errichten im $. 172, Tit. 6. Die Beſchränkung der Borfchrift auf 
das Berjprehem folgt außerdem aus dem Zwede der Form, und aus den —— Grundſãtzen 
über die Anfechtung formwidriger Verträge. r Zwed iſt, Leichtſiun und unbeſonnene Uebereilungen 
zu verhüten, nicht etwa im der Perſon des Beſcheulten bei der Annahme — dieſer wird gar nicht ver- 
pflichtet, den verſprochenen Gegenftand lünftig anzımehmen, er kann troß der Acceptation des Beripre- 
chens die Annahme der Erfüllung ablehnen. Und einen Vertrag wegen Mangels der Korm kann nur 
die Partei, hinſichtlich welcher die Form nicht beobachtet worden ift, anfechten, weil nur dieſe mich 
verbindlich gemacht worden ift. Ein vor einem Gerichtsdeputirten ohne Zuziehung eines Prototollfüh- 
vers oder eines Unterſchriftszeugen von einem fchreiblundigen Schenter und einem jchreibunfähigen Be- 
ſchenlten abgefchlofiener ——— darnach von dem Schenker nicht angegriffen werden, 
weil der acceptirende Beſchenlte nur mit uzen unterzeichnet hat, und feine Annahme nur als eine 
mündlich erflärte gilt. Wer aus diejem Grunde die Unverbindlichkeit des gerichtlichen Berſprechens 
behaupten will, der muß entweder die abjolute Nichtigkeit des Bertrages von Anfang am behaupten, 
mas ganz gewiß grumdios fein würde, da aufßergerichtliche Schentungsverträge nur nicht Magbar find 
($. 1064), oder er müßte den Grund der Unverbindlichteit des BVeriprechens darin finden, daß der 
Beichentte auch feinerfeits nicht an die Annahme gebunden wäre. Damit mürde aber, konfequent, 
die Möglichkeit beftritten werden, ein Schentungsverjpredhen überhaupt zum rechtsgültigen Dafein zu 
bringen, denn der Beichenkte kann niemals gezwungen werden, den ihm verſprochenen Gegenftand an- 
zunehmen, er ift auch an die im gerichtlicher Form erflärte Annahme nicht gebunden. 
32°) (4. A.) Die fchriftliche Erllärung des Vaters, Einem feiner Kinder eine beftimmte Summe 
zahlen zu wollen, welche dafjelbe auf feinen väterlichen Antheil anzurechnen verpflichtet jein folle (II, 
2, $$. 308, 327), ftellt ein reines Schenfungsveriprechen dar und ift mithin tmegen mangelnder gericht- 
licher Form unllagbar. Erf. des Obertr. vom 9. Juni 1863 — f. Rechtef. Bd. XLIV, ©. 246), 
33) Dieſe Borichrift findet auch bei Rechten, welche nicht zu den unbeweglichen Sachen gebö- 
ven, ftatt, Pr. des Obertr. 1710, vom 21. Febr. 1846, 
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Gefchenfnehmer bereit® übergeben ?+) worden, fo findet deren Nüdforderung aus dem 
Grunde der Ermangelung eines gerichtlichen Vertrages ®5) nicht ftatt. 


34) Bei Rechten (f. d. vor. Anm.) kommt es mithin auf die VBollziehung derjenigen Handlung 
an, auf welcher der Uebergaug an den Beſchenkten beru a 

a) Bei der Schenkung eines Forderungsrechts ift es die Eeifion oder Erpromilfion, lediglich in 
der für fie als ſolche vorgeichriebenen Form. Eine Ceſſion aus Freigebigleit ift mithin rechtsgültig, 
wenn aud) die ihr al® causa praecedens zum Grunde liegende Schenkung nur mündlich geſchloſſen 
worden ift. Pr. des Obertr. d. 9. April 1847 (Schleſ. Ardı. Bd. VI, ©. 472) und Pr. vd, 29. Oft. 
1847 (Rectsf. Bd. III, ©. 56). Wiederholt ausgejproden in dem Pr. 2230, dom 12. Juli 1850: 
Die Schenkung einer im Hppothelenbuche eingetragenen Forderung wird, aud) bei Uebergabe des Do- 
kuments, * eine bloß mündliche Schenkungserklärung noch nicht perfelt und wirlſam; es gehört 
vielmehr dazu eine fchriftfiche Erklärung des Geichenfgebers, durch melde der Geſchenknehmer in den 
Stand gejeßt wird, über die Forderung als über die jeinige zu verfügen. (Entſch. Bd. XX, ©. 128.) 
Es verfteht fich jedoch, daß die —— als ſolche völlig perfelt und rechtsgültig ſein muß; 
es genügt daher weder die bloße Lebergabe des Dokuments in Fällen, wo — Ceſſton eine ſchriftliche 
Erklärung weſentlich iſt ($. 394 d. T. und die Anm. dazu, und das ſoeben mitgetheilte Pr. 2230, 
—— die Entſch. a ae zu Lübben, vom er _ in u 1 —* — 

. 388 ff. zu vergleichen), noch iſt die in gehöriger Form aßte Erklärung wirkſam, jo lange der 
—— * - Anderen J —X A ift 3. B., wenn Jemand eine verb iefte Schuld- 
forderung durch Eeffion erwirbt, das Ceffionsinftrument nicht auf jeinen Namen, fondern auf den 
eines Dritten in der Abficht ausftellen läßt, diefem Dritten die Schuldforderung zu ſchenken, ſodann 
das Schuld- und Ceifionsinftrument in feiner Gewahrſam behäft umd, wenn auch mündlich, doch nicht 
ſchriftlich, erflärt, daß er die Dokumente für den Dritten befite, — durch dieſe ——— (eine 
Uebertrag des Forderungsrechts, folglich) eine rechtsgültige — noch nicht zu Stande ge- 
fommen, 9— des Obertr. d. 9. April 1833 (Entſch. Bd. II, ©. 260). ©. auch die told, Anm. 35, 
Abi. 2. (5. U.) Auch ein Sparkaffenbud kann nicht durch bloße körperliche Uebergabe elben ge= 
jchenft werden, wenn es auf einen Nanten lautet. Denn alsdann ift es, obgleich die Rüdzahlung 
der Einlage an den Inhaber geleiftet werden kann und muß, doch fein Inhaberpapier, jondern mur 
eine Bewelsurlunde über ein dem benannten Gläubiger zuftehendes Korderumgsrecht und der Inhaber 
a ein bloßer De rfingr für Ddiefen Gläubiger. Deshalb iſt zur Schenkung eines jolden 

uches durch bloße Uebergabe die Ceſſion defielben von Seiten des darin genannten Gläubigers er- 
forderlih. Dies ift die Meinung des Obertribunals, welche jedoch feine allgemeine Anerkennung für 
fi hat. Unten, Anm. 50 zu $. 47, Tit. 15. — Die Erpromiffion und durd) fie die Schenkung wird 
vollzogen, wenn der Schenker feinem Schuldner, unter Zurüdgabe der Schuldverjchreibung, aud nur 
mündlich aufträgt, diefelbe Schuld dem zu Beichentenden zu erpromittiren, und wenn darauf die Er- 
promiffion zwifden dem Schuldner und dem Beichenkten förmlich —— wird. S. das Pr. des 
Obertr. 1709 oben in der Anm. 3. Dadurch iſt die Forderung auf den Beſchenkten übertragen, folg- 
lich die beabfichtigte Schenkung des alten Gläubigers an den Beichentten vollzogen. „Die Rüdfor- 
derung aus dem Grunde der Ermangelung eines gerichtlichen Vertrages findet, wie ilberhaupt bei 
chenkungsweiſe übergebenen bewegli Sachen, auch im jenem Falle nicht mehr ſtatt.“ Daſſ. 

r. 1709, Alinea. ntih. ®d. XII, S, 190.) 

b) Bei der Schenkung durch Fiberation von einer Schuld des Beichenkten an den Schenter be= 
fteht die causa efficiens in dem re (Entfagung); die Schenkung wird mithin wirkſam voll- 
zogen durch rechtsgültigen Abjchluf des Erlafivertrages. Anerlannt durd das Pr. des Obertr, 805 
(Pl.-Beihl.) dv. 24. Febr. 1840: „Umentgeltliche Entſagung eines bereits erworbenen, ingleichen eines 
zwar nod künftigen, aber doch fo beichaffenen Rechts, daß der Anfall defielben dem Entfagenden ge 
wiß war, find mur im Rülckſicht auf ihre rechtlichen Wirkungen, nicht aber im Rückſicht auf ihre 

orm den Schenkungen gleich zu achten.” (Entſch. Bd. V, ©. 261.) Das foll heißen: Dergleichen 

tagungen gl zwär eine wirkliche Schenkung im rechtlichen Sinne und es finden darauf die 
Grundfäge von Schenkungen Anwendung, fie unterliegen mithin aud dem Widerrufe der Schentun- 
ge; aber die für Schenkungs verſprechen vorgefchriebene Form wird dazu nicht erfordert. — Die 
iberation von der Schuld des zu Beſchenlenden an einen Dritten kann nicht Mittel der Schenkung 
fein, weil Iener nur auf dem Umwege des Erlafjes befreit werden kann. Der Schenker muß daher 
mit dem Geſchenknehmer jelbft in ein Bertragsverhältniß dadırcd treten, daß er ihm den Regreßan- 
ſpruch, welchen er an denjelben durch Bezahlung oder Uebernahme jener Schuld erworben hat, erläßt. 
Bergl. die Anm. 1 zu 8. 1037. j 

35) Wegen Formmangels kann die Schenfung nicht angefochten werden, weil fie in gültiger 
Form vollzogen worden if. Deshalb ift jedoch der Widerruf, welchem jede, auch formgemäß vollzo- 
gene —— aus beſonderen Grlinden in gewiſſen Fällen, unterworfen iſt (Anm. 31), nicht aus— 
geichlofien, vielmehr zeigt ſich gerade bei einer —— ltigen Schenkung die Geſtattung des Wider- 
ruf erſt wirlſam, da es dieſes Mittels bei einer formell imgültigen Schenkung nicht bedarf. Der 
$. 1065 bezieht fich lediglich auf die Form der Schenkungen, und der jcheinbar widerſprechende $. 1090 
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S. 1066. Iſt eine unbewegliche Sache auf den Grund eines fchriftlichen, wenn- 
leich außergerichtlihen Schenkungsvertrages, dem Beſchenkten übergeben worden, fo 
ann der Selipenfgeber diefelbe wegen Ermangelung eines gerichtlichen Vertrages nicht 

zurüdfordern. 

$. 1067. Vielmehr hat in diefem alle der fchriftliche aufergerichtliche Vertrag 
die Kraft einer Punftation 36), 

$. 1068. Doc gelten obige Vorfchriften ($$. 1066, 1067) nur alddann, wenn 
eine wirkliche Naturalübergabe, wodurch die geſchenkte Sache in den Beſitz und die 
Gewahrfam 37) des Befchenkten gelangt, erfolgt iſt. 

$. 1069. Schenfungsverträge, welche bloß von — Notariis geſchloſſen werden, 
haben nicht die Kraft gerichtliher Schenkungen 3°). 


— $. 1070. Geſchenke, welche zur Beförderung unerlaubter Abſichten gemacht wor⸗ 
S den, ſind ungültig. 


der Berfon Anh. 8.27. Hat ein Kantonift nad feiner Auswanderung, oder innerhalb des letsten Jahres 

d vor feinem Austritt, durch Schenkungen , Entfagungen, Berzichtleiftungen, Anertenntniffe, Remiffio- 

gültig find. nen umd andere Verfügungen fein Vermögen, ganz oder zum heil, mittelbar oder unmittelbar ver- 
ringert, jo ift zu bermuthen, daß er dies im der Abficht gethan habe, um die Rechte des Staats umd 
befonders der Invalidenkaffe zu fchmälern. Demgemäß foll der Fistus befugt fein, auch wenn die 
Dispofition außerdem rechtsgültig und im gehöriger Form abgefaßt wäre, auf die Anmullirung folder 
Schenkungen und anderer Verfügungen anzutragen, und dasjenige, mas etwa ſchon auf dem Grunde 
derjelben an einen Andern gelangt ift, jedoch ohme Zinfen, zurüdzufordern, es wäre denn, daß der 
Beihentte, oder derjenige, zu dejjen Gunften die Entjagung, der Erlaß, die Berzichtleiftung oder das 
Anertenntniß erfolgt ift, nachzumweifen vermöchte, oder jonft aus dem Umftänden klar erbellte, daf zur 
gehört den Regeln vom Widerrufe einer formgerecdhten Schenkung an; er geftattet die Reue eine Zeit 
lang im Falle des 8. 1065 ohne einen befonderen Grund. So verſchwindet aller Widerſpruch 
zwilhen beiden Stellen, der mir früher unauflöslich ſchien. 

(4. 4.) Bei der Schenkung einer Forderung erſetzt die —— Ceſſion und die Uebergabe der 
ſelben und der Schuldurkunde den Mangel der gerichtlichen Errichtung des Schenkungsvertrages. Erf. 
des Obertr. v. 26. Mai 1853 (Archiv f. Rechtet Bd. IX, ©. 192), — Bergl. oben, Anm. 34, lit. a 

36) Die 85. 1066 u. 1067 ftehen völlig in Einklang mit dem allgemeinen Grundfage, daß bei 
unbeweglichen Sachen die justa causa der Uebergabe in Priftficher Form entftanden jein muß, wenn 
die Uebergabe rechtöbeftändig fein fol. $. 135, Tit. 5 umd die Anm. dazu. Unter diefer Voraus— 
ſetzung kann auch die Uebergabe einer unbeweglichen Sache als Mittel zum Zmede einer Schenkung 
angervendet werden. 

37) Und die Gemwahrfam. Dadurch wird die Uebergabe, als Form der Schenkung, beichräntt 
auf die Fälle, mo der Uebernehmer den Gegenftand der Uebergabe körperlich empfängt. Nach dem 
Wortverftande müßte er in eigener Perjon die Sache empfangen; doch ift dies der Sinn des Gei 
nicht, vielmehr ift, nach dem Zufanmenhange, der Gedante diefer, daß die Sache aus der phyſiſ 
Gewalt des Schenker heraus- und in die des Beſchenlten übergegangen fein muß, dergeftalt, daß 
der Beſchenlte nicht im der Lage ift, gegen den anderen Sinnes gewordenen Scheuler auf Ausbändi- 
gung der Sache zu Hagen. Die Form des außergerichtlichen constitutum possessorium ift mithin 
ungeeignet zur Bollziehung einer Schenfung durch Llebergabe. Dagegen fan „etiam per interposi- 
taın personam donatio consummari“ (L. 4 D. de don. XIX, 5), wenn diefe Mittelöperjon den 
Beſchenlten repräjentirt, dergeftalt, daß, wenn diejer den Gegenftand in jeine Hände bringen will, er 
dieferhalb mit dem Schenker nicht mehr in Berührung tritt, vielmehr es nur mit dem von ibm ab- 
hängigen Stellvertreter zu thun hat. Auch die br. m. traditio genügt, wenn die causa, auf welcher 
die Gewahrjam des Beſchenlten beruht, in gehöriger Form aufgehoben wird. Kurz, das Prinzip ift: 
der Gejchenknehmer muß in die Lage verjetst worden jein, daß er wegen der thatjächlichen Verfügung 
über die geſchenlte Sache gar nicht in Konflikt mit dem Schenler lommen, vielmehr über dieſelbe in 
Perjon oder durd) einen von ihm abhängigen Stellvertreter Törperlich verfügen kam. Dies gilt mit 
bin aud) von beiveglichen Lörperlihen Sachen. Die ſymboliſche Uebergabe ift in allen Fällen unge 
nügend, wenn dadurch nicht der Schenker aus der körperlichen Herrichaft über die Sache gejetst wird. 

38) Diefe Vorfchriit ift durch den $. 40 der Notariatsordnung vom 11, Juli 1845, wonach die 
von den Notaren innerhalb ihrer Kompetenz aufgenommenen Urkunden diefelbe Bemweistraft und Glanb- 
mwirdigteit , wie die gerichtlich aufgenommenen, haben, nicht berührt, weil es ſich hier nicht um bloße 
Beweiskraft und Glaubwürdigkeit, jondern um mwejentliche Form handelt. 
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Zeit des gemachten Geſchenls, oder der fonftigen Dispofition , der Ausgeivanderte die Abſicht, fich dem 
Lande und Kanton zu entziehen, noch nicht gehabt habe ®®), 

$. 1071. Das wirklich Gegebene ift der Fiskus von dem Empfänger zurüdzufor- 
dern berechtigt. 

$. 1072. In wiefern Eheleute einander unter Zebendigen gültig beſchenken fön- 
nen, ift gehörigen Orts bejtimmt. (Th. II, Tit. 1, Abſchn. 5.) 

$. 1073. Auch wegen der Schenkungen an Kirchen und geiftliche Gefellichaf- 
Abken. es «bei den Vorſchriften des Kirchenrechts fein Bewenden. (Th. II, Tit. 11, 

n. 4, 12.) 

$. 1074. Was von diefen verordnet ift, gilt auch von Schenkungen an aus- 
wärtige Schulen, Univerfitäten, und andere Grziehungsanftalten und milde Stiftungen. 

8. 1075. Dagegen find Schenkungen an inländifche Schulen, Univerfitäten, 
und an andere dergleichen öffentliche Lehr⸗ und Erziehungsanftalten, ſowie an inlän- 
difche Armen» und Warjenhäufer, an Hofpitäler, zu Stipendien und anderen milden 
Stiftungen an und für fih, ohne Einichranfung auf eine gewiſſe Summe, zuläffig. 
(Th. II, Tit. 19.) 

35. ©. v. 13. Mai 1833, betr. die Schenkungen an Kirden und geiſtliche Ge- 
fellfhaften, fowie an andere Anftalten und Korporationen, unten Zuſ. 3 zu 
8. 39, Tit. 12, : 

$. 1076. Aus einem gültigen Schenfungsvertrage entſteht das Necht, auf die Wirkungen 
Uebergabe der gefchenkten 4%) Sache zu Elagen. — 
$. 1077. Sind nutzbare Sachen gültiger Weiſe zum Geſchenk verſprochen wor- —— 
den, fo muß der Geichenfgeber, wenn er die Uebergabe widerrechtlich verzögert, die 
feit der Zögerung wirklich erhobenen Nutzungen mit der Sache zugleich abliefern. 

$. 1078. Uebrigens aber wird er, auch wegen der Erhaltungskoſten, der Berbef- 
ferungen und Berfchlimmerungen, nur einem redlichen Beſitzer gleich geachtet #1). 

$. 1079. on gefchenftem +2) Gelde fünnen erft nach ergangenem rechtöfräfti- 
gen Erfenntniffe Zinfen gefordert werden. 

$. 1080. Iſt aber ein zinsbares Kapital gefehenkt worden 1°), fo muß der Ge- 
fchenfgeber alle Zinfen, die nach dem Zeitpunfte des Verzug fällig waren, und die 
er gehoben hat, dem Beſchenkten herausgeben. 

$. 1081. Die Erben des Gefchenfgebers find zu Berzögerunggzinfen, gleich an- 
dern Schuldnern, verpflichtet **). 

39) Die Beftinumung, welche ſich auf die abgeſchaffte Kantonverfafjung und die ee Ber- 
mögenstonfistation bezieht, kann nicht mehr zur direkten Anwendung kommen. (3. 4.) Ob aber nicht 
eine analoge Anwendung davon zu machen, um die erkannte Gelditrafe, im Mangel anderer Exeku— 
tionsmittel, zur Vollftredung zu bringen, ift eine frage, die mit guten Gründen bejaht werden laun. 

40) Sollte heißen: „verſprochenen“ Sade. Denn die Uebergabe der Sache ift bier nicht 
das Schentungsmittel, jondern nur die Bezahlung einer civilrechtlich ae Schuld; die wahre 
Schenkung ift das dem Beſchenlten durch das Schentungsverfprechen verichaffte Forderungsrecht. M. 
ſ. aud v. Savigny ‚ Spftem, Bd. IV, ©. 118. — Vgl. aud) L. 35, $. 5 C. de donation. (VIII, 54). 

41) Er haftet mithin, wenn die Sache eg oder verjchlechtert wird, nur für Dolus und 
grobes Verfehen, nach dem allgemeinen Prinzipe, Xit. 5, 8.280; L. 18, 8.3, L. 22 D. commod. 
(XIII, 6); L.108, 8.12 D. de leg. I (XXX); L. 62 D. de aedil. edieto (XXI, 1); L. 18, 5.3 
D. de donationibus (XXXIX, 5). 

42) S. die Anm. 40, Man meint hier eine gewöhnliche Geldobligation, welche durch das Schen- 
fungsveriprechen gegründet worden ift. Die Eigenthümlichteit derjelben, daß der Schuldner feine Ver— 
zugszinſen zahlt, in aus dem R. N. beibehalten. L. 22 D. de don. (XXXIX, 5). Diefer $. 1079 
legt jedoch dem Schenter Judilatzinfen auf. Diefe fangen an mit dem Tage nad Eintritt der Rechte- 
kraft oder, wenn ein Zahlungstermin feftgefetst ift, nach Ablauf defjelben, weil der Schuldner den 
letsten ganzen Tag zur Zahlung Zeit hat, der Verzug mithin erft am folgenden Tage anfängt. 

43) Diejer Fall fteht dem im $. 1077 geſetzten Falle völlig gleich. 

44) Der Anfangstermin kann jeden Falls erft in die Zeit nad) Ablauf der Meberlegungsfrift fal- 
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$. 1082. Der Empfänger des Geſchenks muß die Sache mit den darauf haften- 
den Laſten übernehmen. 
5. 1083. Zur Gewährsleiftung wird der Schenkende dem Befchenkten nur durch 
ein ausdrüdliches Verfprechen derfelben verpflichtet. 

$. 1084. Wer jedoch wijlentlich 4°) eine fremde oder fhädliche Sache gefchenft, 
und den Gefchenfnehmer darüber nicht gewarnt hat, der haftet für den diejem Letz— 
tern an feiner Perfon oder übrigem Vermögen dadurch entjtehenden Schaden * *). 
5. 1085. Wenn eine Sache mehreren Perſonen gefchenft worden, und eine von 
ihnen derjelben nicht mit theilhaft werden fann, fo fällt ihr Antheil in da8 Vermögen 
des Schenfenden zurüd +7). 

$. 1086. it die geſchenkte Sache untheilbar, fo entfteht in diefem Falle zwi— 
ſchen dem Schenfenden und den übrigen Beſchenkten ein gemeinſchaftliches Eigenthum. 

$. 1087. Hat Jemand eine rechtögültige 47°) Schenkung ſeines ganzen Vermö- 
gend #8) errichtet, jich aber die Verfügung über einen gewiſſen Theil 49) oder eine ge- 
len. Dem aus der Mora des Erblafjers hat der Erbe feine Verbindlichkeit ererbt, weil der Erblai- 
fer jelbft feine hatte; der Erbe muß mithin für feine Perſon in Moram verſetzt werden, welches wäh— 
rend der Weberfegungsfrift nicht angeht. $. 386, Tit. 9. Vergl. aud) L. 5, $.20 D. ut in possess. 
legator. 

45) Alfo haftet der Schenter nur für den Dolus wegen der Eviltion wie wegen der ädilitifchen 
Anfprüde. Diejer Grundiag kommt unverändert aus der L. 18, $.3 D. de don. (XXXIX, 5) umd 
1. 62 D. de aedil. ed. (XXI, 1). Vergl. die folg. An. 

46) Das bringt die Natur der Schenkung mit fich, welche e8 unmöglich macht, daß, wie bei dem 
Kaufe, redhibitoriſch oder actione quanti minoris auf Rückgabe oder Diinderung des Kanfgeldes ge- 
Hagt werden kann, Der Anſpruch des Beſchenkten geht nur auf Erjat feines in Folge der Schen- 
tung erlittenen pofitiven Verluftes, ſoweit diefer den Werth des Geſchenkes überfteigt, der Beichentte 
mithin ärmer geworden ift in Vergleich zu feinem Vermögen vor der Schenkung. Würde ihm 3.8. 
die ganze Sad ebinzirt, jo beftände fein Berluft in den aus eigenen Mitteln auf die Sade gemad)- 
ten Berwendungen, . 

47) Das Altrescenzrecht ıft ausgefchloffen. 

47 4) Iſt micht möglich, es giebt dafür feine Form. ©. u. die Anm. 52 am Ende. Den Berf. 
des A. L. R. ift die Schenkung des ganzen Bermögens nicht Mar geweien. Suarez fagt: „Sie ift 
widerruflich, da fie nur mortis causa gefchehen kann.” (Jahrb. Bd. LI, ©. 18.) 

48) Es ift ungewiß: ob das gegenwärtige oder auch das zukünftige Vermögen gemeint iſt. Man 
muß das Erfte annehmen, weil die Berjchreibung des ganzen zukünftigen Vermögens einen Erbver- 
trag enthält, welcher nidyt in der Form des Schenkungsvertrages errichtet werden kann. — Die 
Shentuns des ganzen Vermögens muß immer als eine Singularjucceffion betrachtet werden. Folge 
recht müßten deshalb die einzelnen Törperlihen Saden, um das Eigenthum zu übertragen, an den 

hentten übergeben terden. Das A. L. R. hat jedoch den Grundiag, daß das Eigenthum eines 
pa Bermögens jchon durch den — übergeht; nur der Beſitz muß von jeder einzelnen Sache 
ſonders ergriffen werden. 88.474, 475 d. T. — Hinfichtlih der Schulden gilt der Grundſatz, daß 
unter Bermögen nur dasjenige verftanden wird, was nad Abzug der Schulden übrig bleibt. Anh. 
8.19 (zu 8.646 d. T.); L. 72 pr. D. de jure dotium (XXIH, 3); L. 89, $&.1 D. de verb. sign. 
(L, 16); L.69 D. ad leg. Fale. (XXXV, 2); L. 11 D. de jure fisei (XLIX, 14); L. 8, &.4 C. 
de bon. quae lib, (VI, 61) Nach allgemeinen Rechtsgrundjägen wäre dies nur von Einfluß auf 
das Berhältmiß der beiden Parteien; die Gläubiger gewinnen dadurch fein a. gegen den Be- 
ichentten. Uber fie erreichen, nad R. R., das praftiiche Refultat, fih aus dem B mögen bezahlt zu 
machen, durch eine utilis aetio, nämlich durch fingirte Ceifion der Klage, welde der Schenter ſelbſt, 
wenn er angegriffen wird, auf Vertretung umd Freimachung hat, oder, wenn derjelbe etwa dem Be- 
fchentten die Bezahlung der Schulden ausdrüdlich erlaffen hätte, durch die actio Pauliana. Das 
A. LER. hingegen fieht die Schulden als obligationes rei am und giebt den Gläubigern die direkte 
Klage gegen Inhaber des Vermögens als ſolchen. $.463 d. Tit. Vergl. Anh. $. 19 umd die 
Anm. dazu. (4.9) Das Obertr. hat in einem Erf. v. 26. März 1860 (Entih. Bd. XLIII. S. 131) 
im Widerjprucde mit den einftimmigen Inftanzgerichten angenommen, daß aud das künftige Bermö- 
en, weldes am Todestage des Schenters vorhanden fein werde, durch einen Schenfungsatt, ohne 
nwendung der Formen eines Erbvertrages, übertragen werden könne. Die Beweisführung ift we- 
der huriftife, nod) ift fie auf pofitive Beftummungen geübt; fie beruht auf Aeußerungen von Sna- 
rez, die jedoch die bejtehende Frage ganz ebenfo völlig unberührt laſſen, wie es der 8. 1087 jelbft 
thut. Gin foldyes die Teftamente umd GErbverträge ganz entbehrlih machendes Inſtitut leunt das 
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wife Summe vorbehalten: fo fallen diefe, wenn der Schenkende gar feine Verfügung 
getroffen bat, in der Regel dem Befchenften anheim. 

$. 1088. Verläßt aber der Schenkende gefegliche Erben in auf- oder abfteigen- 
der Linie, oder eine oder Gefchmwifter - Kinder erften Graded: fo haben diefe 
auf eine folhe vorbehaltene Sache oder Summe vor dem Beſchenkten vorzüglichen An- 


pruch. 
$. 1089. Gerichtlich geſchloſſene Schenkungen können in der Regel nicht wider— — 
rufen werden. —E 
$. 1090. Iſt aber eine außergerichtlich geſchloſſene Schenkung ſchon durch die Vüberhaupt. 
Uebergabe vollzogen worden, fo findet dennoch der Widerruf tb) innerhalb Sechs 
Monaten nach der Uebergabe ftatt 5). 


A. L.R. nicht; es wird von dem Obertribunal erft neu eingeführt, paßt aber nicht in das landrecht- 
liche Syſtem umd deſſen Formenweſen. Im der ganzen Erfindung ift feine juriftifche Logif. Zur 
—— eines ganzen zukünftigen Vermögens, wie es bei dem Tode des Beſitzers * wird, 
fennt das A. L. R. keine anderen Formen als Teſtamente und Erbverträge; die SS. 1087 und 1088 
jprechen nur von bereits vorhandenem Vermögen. Als Vertrag umter Yebendigen ift diefer Schen- 
fungsvertrag ſchon nach $. 71, Tit. 5 wegen Unbeftimmtheit des Gegenftandes unverbindlich. — 
> eigene Ausführung des Obertr. in dem Erf. vom 6. Juli 1860 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXVIII, 
. 111). 


49) Der vorbehaltene gewiffe Theil kann beftehen in einer Quote, oder in einzelnen Sachen ımd 
Rechten, oder in dem Nießbrauche, oder aud in der Verpflichtung des Empfängers, den Echenter zu 
berpflegen. Der letzte Fall verwandelt die Schenkung in einen Bitalizien» oder Alimententontratt, 
bon welchem der 8. 19 des Anh. (zu 8. 646 d. T.) handelt. Hat der Echenter fi) einen quotitati- 
ben oder quantitativen Theil vorbehalten, fo milſſen fich die Gläubiger zunächſt an ihn halten, weil 
er dann nicht vermögenslos ift. 

49a) Der Widerruf, von welchem unter diejer Ueberſchrift gehandelt wird, bezieht fih auf an Kö 
u Ay ift alfo eine Ausnahme von der Kegel, und nur aus befonderen Gründen zuläflig. 
. |. darüber: Donellus 1. c. Lib. XIV, cap. 26—32; v. Savigny a.a.D. ©. 224 u. flg.; 
Heimbad sen. a. a. O., ©. 706, 1it.C.; M. Recht der Forderungen, $.235; Bornemann 
0.0.0. 8. 243. 

495) (4, 9.) Diefer Widerruf braucht nicht in dem perfönlichen Gerichteftande des Beichenkten 
zu gejchehen. Erf. des Obertr. v. 26. Mai 1853 (Arc. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 192). — Der Wi— 
derruf erfordert überhaupt feine beftimmte Form, weil er als bloße Thatſache (Reue) in Betracht 
kommt und wirkt; nur muß er dem Beichentten Lund gegeben werden. (5. 9.) Damit ift aud) das 
Obertr. einverftanden ; denn es hat angenommen, daß die durch einen Dritten Namens des Schen- 
ter8 abgegebene Erklärung des Widerrufs dem Beſchenkten die Ueberzeugung verſchaffen müſſe, daß 
derjelbe wirklich von dem @ejchentgeber u. und gewollt werde; und daß dieſe Meberzeugung dem 
Beichentten noch inmerhalb der beftimmten jechsmonatlichen Frift verfchafft werden müſſe. Es ſei in 
jedem einzelnen Falle Sache konkreter thatſächlicher —— ob ein —* anzunehmen, wel⸗ 
cher eine ſolche Ueberzeugung konſtatire. Der Rechtsfall war der, daß ein — 33 dem Be- 
ſchenlten mitgetheilt hatte, der Geber widerrufe das Geichent, ohne ſich über den Auftrag auszuweiſen. 
Erf. vom 8, November 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©, 124 u. 126),, 

50) Widerfpricht nicht dem $. 1065. ©. o. die Anm. 35. Diefer hier wegen bloßer Sinnes- 
änderung (Reue) geftattete Widerruf kann ausgeſchloſſen werden durch Hinzufügung der gerichtlichen 

orm zu der Handlung, in deren Geftalt die Schenkung vollzogen worden ıft, oder, wie Suarez 
(Anm. 51) es ausdrüdt, durch gerichtliche Inſinuation der Schentung. $. 1089, 

Die dem Geſchenkgeber zuftehende Befugniß, eine aufergerichtliche, durch die Uebergabe vollzogene 
Schenkung binnen ſechs Monaten zu widerrufen, beichräntt fich nicht auf feine Perjon, fondern ge 
and auf feine Erben über. So jagt das Obertr. in dem Pr. 1554, vom 15. März 1845 (Entſch. 
Bd. XI, ©, 256). Der Sat ift keine Rechtswahrheit (f. u. die Arım. 57 zu $. 1112) umd ftößt ohne 
nöthigenden Grund den unftreitigen uralten Grundfag um, daß der Wille des Erblaffers durch den 
Erben nicht geändert werden kann, vielmehr durch den Tod underänderlich wird; eine Reue des Ge- 
bers kann nicht mehr eintreten, fie ift etwas —— erſönliches, durch einen Anderen nad) ſeinem 
Sinne zu 8 undenkbar, rolgtich unvererblih. Diejer Grundiat findet gerade aud) auf den Wi- 
derruf bon kungen Anwendung. Fragm. Vat. 8.318; L. 24 C. de don. inter vir. (V, 16); 
L. 1, L.7, 8.1, L. 10 in fine C. de revocandis donationibus (VIII, 56). Das A. L. R. ändert 
weder direlt noch imdireft hieran etwas. Vergl. auch unten die Anm. 1 zu $. 1137 u. Anm. 2 zu 
8.1138, (5. 9.) Auch nad) diefer Theorie des Obertr. ift ein —— Miterbe, ſo lange die Mit— 
erben über den innerhalb der ſechsmonatlichen Friſt geſtatteten Widerruf der von ihrem Erblaſſer 
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$. 1091. Nach Verlauf dieſer Sechs Monate faun auch eine außergerichtliche 
Schenkung nur fo weit widerrufen werden, ald das Geſchenk die Hälfte von dem Ber- 
mögen des Echenfenden überftiegen bat. 

$. 1092. In gleichem Maße kann auch eine gerichtlich geichloffene und durch die 
Uebergabe vollzogene Schenfung widerrufen werden. 

8. 1093. och ift in beiden Fällen der Widerruf wegen Uebermaßes nur inner- 
halb Dreier Jahre, bei gerichtlichen Schenfungen vom Tage der Abſchließung, bei 
außergerichtlichen aber vom Tage der Uebergabe zuläflig. - 





einem Dritten mündlich gemachten und durch Uebergabe vollzogenen Schenkung ſich noch nicht erflärt 
haben, für fich allein zur gern diejes Widerrufsrechts und zu der Klage auf Rüdgabe der ge 
ſchenlten Sache an die Erben nicht befugt, gemäß $. 151, Tit. 17. Erf. des Öbertr. vom 22, Jumi 
1865 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LIX, ©. 265). 

(4.9) Wegen Irrthums in dem ausdrücklich erklärten alleinigen Beweggrunde der durch Ueber- 
gabe vollzogenen Schenkung unterliegt die Rüdforderung nicht der Beftinunung des $. 150, I, 4, 
jondern den Borjchriften der 8$. 166 ff., 178 ff., I, 16, und den 88. 1090 ff. d. X. Erk. des Obertr. 
vom 24, April 1856 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXI, ©. 128), 

51) Die umter dieſer Weberichrift im dem 8. 1091 — 1112 getroffenen Beftimmungen gehören 
eigentlich im die Klaſſe der Regeln über die pofitive form der ufung. Sie weichen bon der 
Rom. Theorie erheblid ab. Das neue R. R. ıft darin mangelhaft. Während es die gerichtliche Im- 
finuation nur bei der jehr bedeutenden Summe von 500 Solidi, ohne Rückſicht auf den Betrag des 
Bermögens des Schenters, vorfchreibt, befreit es ſogar die Schenkungen unter diefer Summe von der 
allgemeinen Bertragsform der Stipulation und läßt jedes formloje er war elten. Diele 
Mängel haben die Berf. des A. L.R. bemogen, von den Normen des R. R. in diejem Bunte abzu⸗ 
gehen. Suarez begründet in feinen Vorträgen bei der Schlußreviſion des Geſetzbuchs die neue Theo- 
rie wie folgt: „Der Römiſchen Theorie, wonach eine Schenkung, wenn fie quingentos Solidos über 
ftieg, gerichtlich infinuirt werden mußte, und wenn die Infinuation nicht geichehen war, quoad exces- 
sum nicht — fonnte, iſt bier eine andere fubftituirt, nach welcher die Inſinuation erfordert wird, 
wenn die Schenkung die Hälfte von dem Bermögen des Schentenden überftiegen hat. Der Grund der 
Aenderung liegt fichtbar darin, meil 500 Solidi, die fiir den Millionär eine Kleinigkeit find, einen 
anderen, minder vermögenden Donatorem leicht jehr im Berlegenheit jeken, oder wohl gar ruiniren 
fönnen; mithin der Zmed des Geſetzes: ne donationes in profusionem degenerent, noxiosque reipu- 
blicae producant eflectus, durch die Beftimmung einer gewiſſen Summe, ohne Rüdficht auf die Ber- 
mögensumftände des Donatoris, nicht erreicht werden könne. Es giebt daher Rechtsiehrer, welche be 
haupten, daß Schenkungen, weldhe a personis illustribus geidhehen, an diefe Summe nicht gebunden 
find, umd andere, 3. E. Eftor, find gar der Meimung, daß diefe Römiſche Theorie in Deutichland 
feine Anwendung finde. Das einzige Bedenfen gegen die Borichriften des Geſetzbuchs könnte darin 
geietst werden, daß nach felbigen eine Ungewißheit des Eigenthums und der Rechte entſtehe; umd daß 
die Unterfuchung des Vermögenszuftandes tempore donationis, wenn aus diefem Fundamente die Re- 
vofation verlangt wird, auf große Weitläuftigkeiten führen könnte. Wenn man ingroifchen ermägt, daf 
der Widerruf aus diefem Grunde nur innerhalb dreier Jahre ftattfinde, daß im der Zwiſchenzeit der 
D onatarius alle Rechte eine® redlichen Befiters habe, mithin das dee Erhaltene nur quatenus 
extat vel quatenus locupletior est, zurüdgeben dürfe; daß dieſe Küdgabe fih nie auf das Ganze, 
fondern nur auf den Excessum über die Hälfte erftrede, jo werden die Beſorgniſſe wegen Unſicherheit 
des Eigenthums und wegen unverſchuldeter Berlegenbeiten für den Donatarium wohl hintmegfallen. 
Da hiernächſt der Donans, wenn er feierlich und gerichtlich verfichert hat, daß das Geichent die Hälfte 
feines Vermögens nicht überfteige, von dieſem Jure revocandi feinen Gebrauch mehr wmacen kann; 
und da ein Jeder, welcher aus dieſem Grunde jein eigenes factum impugniren will, fich dadurch der 
richterlichen Unterfuchung: ob er nicht ein Verſchwender jei? ansieht; fo ift überfläifig dafür geiorgt, 
daß nicht jo leicht Jemand aus bloßen Leichtfinne, VBeränderlichleit oder Chilane zu diejem Remedio ge- 
riffen wird. Auf der anderen Seite ift dann doch aber and) die Ausficht, daß eine wirklich über- 
triebene Schenkung innerhab dreier Jahre noch revozirt werden könne, ſowie die Umſtändlichteit umd 
Feierlichleit,, womit die Schenkung jelbft, wenn fie der Revofation nicht en: jein foll, vollzogen 
werden muß, theils ein Zaum gegem Uebereilungen und Berleitungen zu unbejonnenen Handlungen 
diefer Art; theils eim letztes Rettungsmittel für den, welcher fich dazu bei aller Vorſicht des Geſchet 
hat hinreißen laffen, und der dadurch wenigftens gegen eine gänzliche Verarmung geſchützt wird. (ter 
fönnte man noch an der neuen Theorie tadeln, ie Widerruf zu ſehr erichwert jei. Inzwiſchen 
Icheint es doch nicht, da darunter etwas geändert werden könne, ohme der Sicherheit und Zuverläffig- 
feit des bürgerlichen Verkehrs, die freilich immer ein Hauptaugenmerk der Geießgebimg fein muß, zu 
nabe zu treten.” Approbatum auf vorhergängigen Vortrag im Etaatsrathe den 30, Dezember 1793, 
Suarez. Gahrb. XLI, ©. 29.) 
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$. 1094. Hat der Schenfende bei gerichtlicher Abſchließung ded Vertrags aus- 
drüdlich erflärt, daß das Geſchenk die Hälfte feined Vermögens nicht überfteige 5?), fo 
fann er von diefer Befugnig zum Widerrufe feinen Gebrauch machen. 

$. 1095. Doch muß einem folhen Geſchenkgeber das Geſetz nebſt den Folgen 
feiner Angabe deutlich erflärt, und wie diefes gefchehen, in dem Protofolle ausdrüd- 
lich bemerkt werden. 

$. 1096. Iſt diefe Borfchrift beobachtet worden, fo ift der Widerruf nur alsdann 
zuläfjig, wenn der Schenfende zugleich nachweifen fann, daß er aus einem Jrrthume, 
in welchen er ohne fein eigned — Verſehen gerathen iſt, ſein Vermögen für grö— 
Ber, als es wirklich war, gehalten habe. 

8. 1097. Bei der Beitimmung: ob und mie weit das Gefchenf die Hälfte von 
dem — — des Schenkenden überſteige, iſt auf die Zeit des geſchloſſenen Vertra— 
ges zu ſehen. 

8. 1098. Geſchieht aber der Widerruf noch vor der Uebergabe, ſo wird auf den 
Zuſtand des Vermögens, wie es alsdann beſchaffen iſt, Rückſicht genommen. 

8. 1099. Beſteht ein Geſchenk in beſtändig fortlaufenden Hebungen, ſo muß, 
bei Berechnung des Betrags, das Kapital nach landüblichen Zinſen beſtimmt werden. 
(8. 841.) 

$. 1100. Beſteht das Gefchenf in jährlichen Hebungen, die nur auf die Lebens⸗ 
zeit des Schenfenden oder des Beſchenkten eingefchränft find, fo müffen die Hebungen 
mit den Einkünften, die der Schenfende zur Zeit des Vertrages zu genießen hatte, ver- 
—— ‚ und ſoweit, als fie die Hälfte dieſer Einkünfte uͤberſteigen, heruntergeſetzt 
wer 52 a), , 

$. 1101. Wird ein Gefchen? durch Beiträge mehrerer Perſonen zufammen ge— 
bracht, fo wird, in Anfehung eines jeden der Echenfenden, auf das Berhältniß feines 
Beitrags zu feinem Vermögen Rüdjicht genommen. 

$. 1102. Geſchenke einer Korporation find nach dem gemeinfhaftlichen 53) Ber- 
mögen derjelben F beurtheilen. 

8. 1103. enn eine Perſon Mehreren zu gleicher Zeit 54) Geſchenke macht, fo 
fönnen diefelben in fo meit widerrufen werden, als fie, zufammen genommen, das 
halbe Vermögen des Schenfenden überfteigen. 


52) Dies ift die Formel der gerichtliden Infinuation einer Schenkung, melde Suarez fid 
„feierlich“ gedacht hat. Anm. 51. bon ift feine Spur. Die Formel wird nicht von dem Schenter 
——— und wer die Praxis fennt, weiß, daß die Floskel und die Belehrung ($. 1095) ins Pros 
tofoll geichrieben wird, ohne daß die Bedeutung immer zum Maren Bewußtſein des Erflärenden kommt, 
Nach der Natur der Formel als folder fommt auf die hiſtoriſche Wahrheit ihres Inhalts nichts an, 
da fie eben nur den Smed der Keierlichleit hat, um Webereilung zu verhindern. Suarez hat aber den 
Beweis der Unrichtigkeit flir zufäffig und wirffam gehalten ($. 1096), indem er als Folge davon nur die 
Gefahr zeigt, da der Impugnant fich der Unterſuchung, ob er micht ein Verſchwender jei, ausſetze. 
Anm. 51, Diefe Gefahr ift jehr entfernt und ungewiß, und wenn der Fall eintreten follte, wird fich 
Mander eine ſolche Folge gern gefallen lafjen. Die Formel paßt auch nur auf Schenkungen einzel- 
ner Sadıen und Rechte, bei Schenkungen des ganzen Vermögens ($. 1087) ift fie ſelbſtverſtändlich um«- 
anwendbar. Cine folche ats bleibt mithin dem Widerrufe bis auf die Hälfte während der Ber- 
jährungszeit immer ausgejegt. Man hat ſich die eigenthlimliche Natur des aus einer Schenkung des 
ganzen Vermögens — Rechtsberhãltniſſes nicht klar gedacht. ©. o. die Anm. 472 zu $. 1087, 

52a) Vergl. die hiervon verſchiedene Berechnungsart, welche 8$. 347 ff., Tit. 12 bei Legaten und 
Schenkungen von Todes wegen borgeichrieben ift. 

‚ „53) Das ift das Korporationsvermögen oder dasjenige, was die juriftiiche Perfon als ſolche hat, mit 
Einſchluß des Vermögens, defjen Nutungen den einzelnen Mitgliedern der Korporation zuftehen. Aber 
auch hier gilt als Vermögen mur das, was nad) —— Schulden übrig bleibt. Eine Korporation, 
die zur Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe ihre Mitglieder beſteuern muß, hat kein Vermögen in dem hier 
gemeinten Sinne. 

Der Fall iſt ſo gedacht, daß Mehrere durch eine und dieſelbe Handlung beſcheult werden. 


54* 
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8. 1104. Alsdann trägt ein jeder Gefchenfnehmer, nach Verhältnig des Empfan- 
genen, zur Ergänzung der dem Schenkenden fehlenden Hälfte bei. 

8. 1105. So weit jedoch einer der mehreren Gefchenfnehmer, nach der unten 
$. 1165 folgenden Vorſchrift, zur Rückgabe feines Antheild nicht jhuldig, oder dazu 
nicht vermögend ift, darf der dadurch entſtehende Ausfall von den andern Befchentten 
nicht übertragen werden. 

$. 1106. Die Borfhrift $$. 1103 — 1105 findet nur alddann Anwendung, wenn 
die an fich gültigen Schenkungsverträge mit den mehreren Gefchenfnehmern, durch 
eine und eben diefelbe Handlung, es jei außergerichtlich durch Uebergabe, oder durch 
gerichtliche Aufnahme, abgeſchloſſen worden. 

8. 1107. Hat aber Eine Perfon Mehrern zu verfhiedenen Zeiten, wenngleich 
an Einem Tage, Geſchenke gemadt: fo ift bei jedem Geſchenke das Verhältniß deiiel- 
ben, gegen dad Vermögen des Schenfenden, nad dem Zeitpunfte, wo der Vertrag 
darüber abgeſchloſſen worden, zu beurtheilen 5). 

$. 1108. Die ältern gültig verfprochenen, wenn auch noch nicht wirklich gege- 
benen, Gefchenfe find alddann, in Anfehung einer jeden fpätern Schenkung, gleich 

andern Schulden, von dem Aftivvermögen ded Geſchenkgebers abzuziehen 55 *). 

$. 1109. Was vorftehend $$. 1107, 1108 verordnet ift, findet auch ftatt, wenn 
Jemand eben derfelben Perfon mehrere Gefchenfe zu verfchiedenen Zeiten gemacht bat. 

$. 1110. Daß die Entrihtung des Geſchenks in verichiedenen Terminen verfpro- 
hen, oder wirklich geleiftet worden, hat auf die ng des Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen dem Geſchenke, und dem Vermögen des Geſchenkgebers, keinen Einfluß, ſondern 
ed wird immer nur auf den Zeitpunkt, wo der Schenkungsvertrag ſelbſt zu Stande 
gefommen ift, Rüdfiht genommen. 

8. 1111. Sobald jich findet. daß Jemand mehr ala die Hälfte feines Vermö— 
end verfchenft habe, ift der Nichter befugt und ſchuldig, zu unterfuchen, ob nicht ein 
olher Menſch, ald ein Berfchwender, unter Vormundſchaft zu fegen fei5®). 

$. 1112. Die Erben des Gefchenfgeberd fünnen eine an fih gültige Schenkung 
des Erblaſſers aus dem Grunde, weil fie das halbe Bermögen des Erblaljerd überftie- 

en habe, in der Regel nur alddann 57) widerrufen, wenn fchon der Erblafler feinen 
Sntfhluß zu einem foldhen Widerrufe gerichtlich erklärt hatte. (Tit. 12, $. 587 sqq.) 

8. 1113. * Dagegen 58) fönnen nothwendige Erben, denen nah den Gejegen 


55) Man kann auf diefe Weile jein ganzes Vermögen wegichenten bis auf eine große u 
ohne daß ein Widerruf wegen Uebermaßes möglich ift: man verichenft bon dem jedesmaligen Reſte 
immer nur die Hälfte. Daran bat man wohl nicht gedacht. 

55a) Schenkungen, welche durch Erlaß von Schulden vollzogen worden find, werden ſowohl der 
Altivmafje wieder hinzugerechnet, als auch bei der Summe der Schenkungen berüdfichtigt. 

56) Das muß mithin in allen Fällen geitehen ‚ wo Jemand eine —— des ganzen Ber- 
—A macht. $. 1087 und Anm. 52 a. E. Jedenſalls aber in dem in der Anm. 55@ gedachten 

e. 


57) Dies iſt eine Ausnahme. Das Obertr. hingegen meint, auch der Erbe habe das Widerrufs 
recht ; umd fieht hierin eine befondere Einichräntung Revotationsrechts der Erben, indem es da- 
von ausgeht, daß dem Erben als ſolchem der Widerruf einer Schenkung, wozu der Schenker befugt 
wäre, wenn er feine Gefinnung geändert hätte, zuftehe. Das ift ein Rechtsirrthum. ©. o. 

ie Anm. 50 a. E. zu $. 1090 und u. die Anm. 1 zu $. 1137. 

*) (5. 9.) Aus der gemeinrechtlichen Literatur ift zur Erklärung diefer Lehre nichts zu gebrauchen. 
Aus der Preußiſchen ift zu notiren: A. H. Simon u. 9.2. v. Strampff, Bemerkungen über die 
donatio inofficiosa, und die damit bermandten Lehren des Widerrufs einer Schentung wegen Ueber⸗ 
maafes und eines Leibrentenkontrafts, wegen Verlegung im Pflichttheil ; in Simon u.d. Strampff 
Zeitichrift, Bd. I, ©. 75 fi. Müller, über die donatio inofficiosa, ebd. ©. 63 fig. 

58) Diefes Bindewort ift hier in der Bedeutung gebraucht, um den Erfat der im dem borber- 
—— 8. verordneten Ausſchließung der Bererblichkeit des Widerrufs wegen Uebermaßes mit dieſem 

age in Verbindung zu ſetzen. Dies giebt den beiden $$. 1112 u. 1118 dieſen Sinn: Der Wider⸗ 
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ein Pflichttheil gebührt, eine jede von dem Erblaſſer innerhalb Dreier Jahre vor fei- 
nem Tode gemachte Schenkung widerrufen, wenn der reine Betrag des Nachlaſſes nicht 
die Hälfte des Betrags der geſchenkten Summe oder Sache ausmacht 5°). 

Anh. 8.28. Was im $. 1113 don bloßen Schenkungen aus Freigebigfeit gejagt worden ift, joll 
auf belohnende und ſolche Schenkungen, bei welchen eine Bedingung zum Bortheil des Gefchenfge- 
ber8®°) gemacht worden ift, nicht angewendet werden. 


ruf einer Schenkung wegen Uebermaßes_ geht in der Regel nicht auf die Erben über. Dagegen geht 
er ausnahmsmeiie in zwei Fällen auf fie über: a) wenn der Schenker feinen Entihluß zum Wider- 
rufe ſchon gerichtlich erklärt hat, und b) mern der reine Nachlaß nicht die Hälfte der in den letzten drei 
Jahren gemachten Schenkungen austrägt. Darnad) hätte diefer Widerruf feinen Zufammenhang mit 
der Röm. donatio inoffieiosa. Bei näherer Betrachtung der Sache kommt man jedoch zu der Ueber 
eugung, daß die Faſſung des Geſetzes unzutreffend if. Dazu führen zwei fichere Gründe. Der eine 
Fachliche Grund beruht darin, daß nicht vererbt werden fann, was der Erblaffer felbft micht hatte und 
nicht haben mochte. Der Widerruf wegen Uebermaßes hat die Bedingung der Willensveränderung des 
Schenters: wenn er nicht widerrufen will, jo will er eben ſchenken. So lange er mithin feinen Wil- 
len nicht verändert hat, ift für ihn fein Forderungsrecht vorhanden, er hinterläßt alſo auch keins, tenn 
er in der Stetigfeit feines Willens ftirht. Dielen Rechtsgrundſatz erfennt der $. 1112 ausdrüdiih an. 
(Aus diefen Gründen ift das Pr. des Obertr. 1554, in der Anmerk. 50 zu $. 1090, ungerechtfertigt.) 
Ein Dritter fan die Handlung des Gebers, wider deffen Willen, unmöglich anfechten, es fei denn, 
daß feine Rechte durch die Schenkung verlegt worden; er muß mithin aus eigenem Rechte dazu be— 
fugt fein. Nah R. R. kommt dies in zwei Fällen vor: bei der donatio inofhiciosa und bei der actio 
Pauliana. — Der andere Grund ift die ausdrüdlich erklärte Abficht der Verfaſſer des A. L. R., das Weſen 
der donatio inofliciosa beizubehalten. Suarez jagt darüber in den Vorträgen bei der Schlußrevifion : 
„Die Römifche Lehre de donatione inofliciosa ift eine der fomplizirteften, und es fann daraus zu den 
meitläuftigften und verderblichften Prozeffen Anlaß entftehen. Die ganze Querela inofliciosae dona- 
tionis harmonirt nicht mit den Prinzipien und der Analogie des juris Romani, welches das jehr ver— 
nünftige Prinzip hat: quod viventis non sit hereditas ; woraus aber unmittelbar folgt, daß auch feine 
Legitima, die Jemand bei feinem Leben ſchuldig fein könnte, fich gedenken laſſe. Ci. Thomasii 
Dissert. de legitima viventis. Wenn nun bollends ausgemittelt werden foll, wieviel das Vermögen 
des Schentenden tempore donationis betragen habe; wieviel alfo, wenn er damals geftorben wäre, die 
Legitima feiner Kinder geweſen fein würde, und ob aljo der Begriff einer donationis inoff. wirklich 
vorhanden fei? fo läßt leicht ermefjen: auf melche meitläuftige, toftbare und verhaßte Erörterungen 
eine ſolche Ausmittelung führen müſſe; zumal wenn die Schenkung ſchon vor einer Reihe von Jahren 
eichehen if. Man hätte daher vielleicht Grund gerug habt, die ganze Querela inoff. donat. aufzu⸗ 
Deben: inzwiſchen wäre alsdann Geſchrei darliber zu bejorgen geweſen, daß es doch unbillig fei, Kin— 
dern, welche durch jolche machtheilige Dispositiones umnatittlicher Eltern auf eine unbillige Art ver- 
fürzt werden, ein Remedium, das ihnen die bisherigen Geſetze zum Schutze gegeg dergleichen Laesiones 

eben hatten, verichränten zu wollen. Man bat aljo die Römtiiche Theorie im Mejentlichen beibe- 
alten, und E nur auf ſolche Schenkungen, die in den letzten 3 Jahren dor dem Tode des Gejchent- 
gebers geichehen find, eingeichränt, theils weil dadurch die Schwierigkeiten bei der Ausmittelung ſehr 
bermindert werden, theil® weil, K weiter der Zeitpunft der geichehenen Domation zurückgeht, defto we⸗ 
niger fi) — läßt, daß dabei eine ——— die Kinder im Pflichttheile zu ürzen, zum Grunde 
gelegen habe.” (Jahrb. Bd. XLI, ©. 24. 

59) Diefe Borjchriften finden aud dann Anwendung, wenn wegen Ueberverſchuldung gar kein reiner 
Nachlaß eriftirt. Pr. des Obertr. 1460, v. 22. Juni 1844. 

(4. 4.) IM der Beſchenkte gleichfalls ein Notherbe, fo ift die geeignete lage die Exbtheilungs- 
Mage, gleichtvie in dem Falle, wo ein Miterbe dem gemeinichaftlichen Nachlaffe etwas ſchuldig ift, jo 
daß nicht die Herausgabe des Ganzen ad depositum, fondern mur die Heranziehung zur Fpeifung 
der Erbichaft gefordert werden kann. Erf. des Obertr. vom 2. März 1860 (Archiv fiir Rechtsfälle 
Bd. XXXVIU, ©. 83). F 

60) Oder eines Dritten. Denn es ift die donatio sub modo gemeint, welche das U. L. R. nicht 
als Schenkung, fondern als läftigen Bertrag behandelt. S. o.$. 1053 und die Arm. 22 dazu. Der 
8. 24 des Anl, erichöpft den Inhalt feiner Duelle nicht vollftändig. Dieſe ift das Reſtript des Groß- 
fanzlere v. Goldbed, vd. 30, Oftbr. 1797 auf eine Anfrage des Pupillenkollegiums zu Königsberg 
über die Anwendbarkeit des $. 1113 auf Verträge, wodurch Eltern die Gütergemeinſchaft aufheben 
oder einführen. Der Beſcheid jagt: e8 bedürfe feiner Anfrage bei der Geſetzlommiſſion, da es Haren 
Rechtens fei, daß mur bloße donationes simplices wegen einer Berlekung im Pflichttheile angefochten 
werden können. (Rabe Bd. IV, ©. 339.) Diefer Grundſatz foll dur den $. 28 wiedergegeben 
werden; er ift aber pofitiv und darin mangelhaft ausgedrüdt, daß von der umjchriebenen donatio sub 
modo nur der eine Fall derjeiben erwähnt worden ift. Damit foll jedoch der andere Fall (f. Anm 22) 
nicht ausgeichloffen fein; man hat mur nicht am ihm gedacht bei der Abfaffung. 


4) wegen 


entzogener 
Alimentes 3), 
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$. 1114. Doc darf alddann von den Geſchenknehmern nur fo viel, ald zu die- 
fer Hälfte fehlt, zurüdgegeben werden ®!). 

$. 1115. Sind innerhalb diefer Drei Jahre mehrere Schenkungen geſchehen, fo 
müffen zwar, zum Behufe der Beftimmung, ob eine Berfürzung im Pflichttheile vorhan⸗ 
den jei, alle diefe Schenkungen zufammengerechnet werden. 

$. 1116. Dagegen findet ein wirklicher Widerruf der, der Zeit nah, ältern Ge- 
ſchenke nur jo weit ftatt, ala die rgängung des Pflichttheild aus den zurüdgenomme- 
nen fpätern Geſchenken nicht erfolgen fann ®?). 

$. 1117. In gleihem Mape®*) können auch diejenigen, denen der Schenfende 


61) Die Berehnungsart defien, was zurüdgezahlt werden muß, ift ſtreitig. Der an fih Mare 

Einn nad dem Wortlaute der SS. 1113 u. 1114 ift diefer: der reine Nachlaß ſoll ſoviel betragen, 
wie die Hälfte der aller im dem letzten drei Jahren gemachten Schenkungen zujammen genommen. 
Wären aljo 4000 Thaler verihhenft worden, fo müßte der Pflichttheilserbe 2000 Thlr. im Nachlafle 
finden, denn dies ift „die Hälfte des Betrages der geſchenlten Summe‘.- Gefett, es wäre fein reines 
Bermögen binterlafien, jo müßte der Beicentte 2000 Thlr. zurüdgeben; er behielte dan micht mehr, als 
der Pflichttbeilserbe erhielte. Befänden ſich aber 1999 Thlr. Ueberihuß im Nachlafie, fo hätte er nur 
1 Thlr. zurüdzugeben und er würde nahezu das Doppelte der Summe haben, welche dem Pilichtheils- 
erben zufiele. Diele auffallende Berichiedenheit des Reſultats der vorgeichriebenen Berehnungsart hat 
die Meinung veranlaßt, daß der Beſchenlte immer nur ſoviel zurüdzuzahlen habe, als erforderlich lei, 
damit der Erbe halb fo viel erhalte, wie dem Beſchenlten verbleibe. (Simon, Zeitihr,, Bd. I, ©. 
75 ff.) Diefes Nejultat wird ganz einfach durch ern des Nachlaſſes und des Geichents 
eiwonnen. In dem geſetzten erften alle würden alio die geidentten 4000 Thlr. nach diefem Ber- 
ältniffe zu vertheilen fein, mithin würde der Beſchenkte, nicht wie mad der vorgeichriebenen Berech⸗ 
nungeart 2000 Thlr., fondern nur 1833 Thlr. 10 Sgr. herauszugeben haben: und im dem zeiten 
Beijpiele würde die zurüdzuzahlende Summe 20 Sgr. betragen. Diefes Prinzip findet fih im dem 
verwandten Falle des Leibrentenfontrafts, $$. 638, 639 angewendet, und nad den Materialien ift es 
mehr als mwahricheinlich, daß bei den $$. 1113 und 1114 eim mehrfacher Fafjungefehler vorgefallen ift. 
(Simona a. O. ©, 70 ff. u. 77fj.) Allein der Sinn des Geſetzes, weiches einen pofitiven Cha- 
rafter hat, ift Mar und deutlich; man muß die Abänderung ertvarten. — Das Geſetz und das Gejagte 
bezieht fi übrigens nur auf den Fall, wenn die nachgebliebenen Erben alle Pflichttheilserben find, 
Konfurriren J— andere Erben, jo verſteht ſich, daß der Beſcheulte nur an die Pflichttheilserben ſo— 
viel zurüdzuzahlen hat, wie erforderlich ift, um ihren nach dem auf die Hälfte der Schenlung fingirten 
Betrage des Nachlaffes berechneten Pflichttheil zu verwirklichen. 

(5. 4.) Das Obertr. ift ebenfalls der Meinung, daf das un anzutvenden jei, wie es gege- 
ben if. „Die NRedaktoren haben, wie mit Sicherheit anzunehmen, bei den 88. 1113, 1114 bezweckt, 
dem Blichttheilsberechtigten durch die Ergänzung des reinen Nachlafſes bis zur Hälfte des Geicentes 
den gewöhnlichen Pflidittheil, den fie als die Hälfte der Inteftatportion betrachtet haben, zu gewaähren. 
Das paßt jedoch nicht in den Fällen, wo nicht das ganze Bermögen verichentt, fondern noch ein reimer 
Nachlaß, doch nicht foviel, wie die Hälfte des Geichentes beträgt, dorhanden iſt. — Sind nun aud 
dieje Mängel in der Faſſung der $$. 1113, 1114 micht zu beftreiten, jo erſcheinen fie doch micht ges 
eignet, don dem Wortinhalt der Vorſchrift abzugeben, und die Auslegung zu rechtfertigen, zu der der 
Appellationsrichter gelangt ift, weil er ihre wörtlihe Beitimmung mit dem Grundſatze vom “Pflicht. 
theil — $. 392, II, 2 — nicht in Uebereinftimmung gefunden bat. Erk. v. 10. Mai 1867 (Ar. 
f. Rechtef. Bd. LXVII, &. 203 u. Entſch. Bd. LVIl, ©. 137). 

62) Sei es wegen Unzulänglichleit, oder wegen Unbeibringlichfeit der widerrufenen jüngeren 
Schenkung. So fönnte man bei dem Mangel einer Unterſcheidung der Urjachen der thatiächlichen Un— 
möglichkeit anzunehmen geneigt fein. Doch wilrde man dadurch auf den unhaltbaren Say tommen: 
daß es don der Zufälligleit der Umeinziehbarkeit abhänge: ob eine Ältere völlig rechtögültige Schenfung 
ungültig fein folle. Denn angefochten werden fönnen nur — Schenkungen, welche eine Pflicht⸗ 
theilsderletzung enthalten; mas der Schenker ſchon vorher aus noch zulänglichem Vermögen weggegeben 
hat, mar feiner unbeichränften Verfügung unterworfen, kann mithin nicht unter den Begriff der lieb» 
loſen Schenkung fallen. 

63) Das R. R. kennt nur zivei Fälle des Widerrufs eines Dritten wider den Willen des Gebers: 
den des Pflichttheilsberechtigten bei der donatio inofliciosa, und den der Gläubiger in der actio Pau- 
liana.. Das A. L. R. führt bier einen dritten Fall ein. Die rechtliche Natur deſſelben ift zmeifelbait: 
man ift ungewiß: ob er ſich am jene oder an diele anichließt, oder ob er nicht als eigentbilmliches 
Inftitut zu behandeln if. Man wird fich für das Letztere zu enticheiden haben. ©. u. die Anın. 65, 
Das Redtemittel muß indef doch der Querela inofl. donat, nachgebildet werden. 


64) Unter dem „gleichen Maße“ ift die in dem vorhergehenden $. 1116 angedeutete Ordmung zu 
verſtehen, im welcher die Schenkungen nad einander widerrufen werden dürfen, nicht aber die Grenze 
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nad) den Geſetzen #5) Unterhalt zu geben verpflichtet ift, wenn der Nachlaß dieſen Un- 
terhalt ganz oder zum Theil nicht ewähren fann, die AR Se Fehlenden aud 
den Nutzungen der verfchenften Sache oder Summe, fo weit diefelben hinreichen, ohne 
Rückſicht auf den Betrag 6%) der Schenfung an ſich, fordern. . 

$. 1118. Doc findet auch deshalb ein Anſpruch nur an ſolche Geſchenknehmer 
* ot Schenkungen in den Drei legten Jahren vor dem Tode des Schentenden 
erfolgt jind. 

$. 1119. Die Gefchenfnehmer fönnen nicht eher in Anfpruch genommen werden, 
als bis auch die Subjtanz des Nachlaſſes durch die Alimente erihöpft it. 

$. 1120. Dagegen müſſen fie aber auch, wenn die Nugungen der geſchenkten 
Sache oder Summe jur Beftreitung der geſetzmäßigen Alimente nicht hinreihen, jelbit 
die Subſtanz des Geſchenks, jo weit es erforderlich ift, dazu mit verwenden. 

$. 1121. Docd dauert überhaupt die Verbindlichkeit der Gejchenfnehmer nur jo 
lange, ald die Pflicht des Geſchenkgebers, dergleichen Alimente zu reichen, würde be- 
ftanden haben 67), RER 

$. 1122. An Schenkungen, welche geſchehen find, ehe die Verbindlichkeit des 
Erblaſſers, den Unterhalt zu reichen, entitanden it ®®), fünnen diejenigen, welchen 
diefer Unterhalt gebühret, ın feinem Falle Anſpruch machen. 

8. 1123. Der Gefchenfgeber felbft kann, wenn er in ra Ge gerathen iſt 69), a en 
von dem Bejchenkten Sechs vom Hundert von der gejchenften Summe, oder dem Ihentacher zu 
Werthe der gefchenften Sache, ald eine Kompetenz ?9), jährlich fordern. Kompeteny. 
der Miderruflichkeit, welche o. in der Anm. 62 bezeichnet ift; vielmehr können ſämmtliche in den letz— 
ten drei Jahren gemachten Schenkungen zurüdgenommen werden, foreit fie zur Beftreitung des Un— 
terhalts eeforderlich find. Daraus folgt, daß, wenn der nach der ie an der Reihe ftehende Beſchenkte 
undermögend ift, diejer Übergangen und der nächftfolgende angegriffen werden kann. 

65) Damit ift diejenige Alimentationsverbindlichkeit deutlich bezeichnet, welche aus zuftandsrecht- 
lichen Berhältniffen entipringt, im Gegenſatze vom folder, melde durch Bertrag begründet worden ift. 

Jene hat die Eigenthümlichkeit, daß fie an der Perion haftet und mit deren Tode fr die Zukunft er- 
Kifcht, weil mit dem Tode das Berhältnig ein Ende nimmt. Suarez jagt aber in der revis. moni- 
tor.: „Ehe die Geichentnehmer in Aniprud genommen werden können, muß erft die Subftanz des 
Nachlafjes durch die Alimente erichöpft jein.. Alimente jind Schulden, fir welche auch die Sub- 
ftanz des Nachlaſſes haftet.” (Geſ.⸗Reviſ. Pens. XIV, ©. 195.) Daraus ift, wegen jener Eigen— 
thümlichteit der gefeglichen Alimentationspflicht, die Meinung entftanden, daß das hier eingeführte 
neue Inftitut fih nur auf diejenigen Alimentationsaniprücde beziehe, die z. B. aus einer erfolgten 
Tödtung für die Hinterbliebenen, aus einer körperlichen Berlegung fir den Beichädigten entipringen. 
(Ebendaf.) Dem ift auf das Beftimmtefte zu wideriprechen. Diele Leiftungen find feine Alimente im 
rechtlichen Sinne; fie haben die rechtliche Natur einer ganz gewöhnlichen Entichädigung umd mit den 
mahren Alimenten nichte als den Namen zufällig gemein, im ähmlicher Weife wie die Berzugs- 
em Zinſen heißen. Suarez' Ausipruch über die vermeintlihe Natur der Alimente ift kein 
eb. 


66) Und auf das Berhältniß des Betrages zu dem reinen Betrage der Berlafjenichaft. 

67) Wenn er noch am Leben wäre. Denn das fortdauernde Dafein des Ermährers wird im Die 
jer Beziehung fingirt, außerdem fehlte das Subjekt der Verbindlichkeit zur Ernährung und Erhaltung 
des Bedürftigen. 

68) Bei Kindern entfteht fie mit dem Augenblide der Geburt, nicht etwa jchon mit der Zeugung, 
deren Zeit nicht genau feftzuftellen if. Die Frage ift erheblich bei nachgeborenen Kindern. 

69) Diefer Grund zum partiellen Widerrufe einer Schenkung ift gleichfalls men. Das Defter- 
reichiiche Recht kennt ihn auch. G. B. 8. 947. Behauptet worden ift er jedoch don manchen Schrift- 
ftellern, 3. 8. Lauterbach, Coll. XXXIX, 5, 8. 39: Schilter, exereit. ad Pand. XXXIX, 
5, $. 23. Dagegen ſ. m. Leyser, med., sp. 494, m. 5; Stryk, de cautel. contraet., sect. III, 
e. 9, 8. 8. — (3, A.) Wenn das beneficium außer dem Falle des Konkurſes geltend gemacht wird, 
fo müflen zur Feſtſtellung der Dürftigteit, wie nah R. R. (L. 54, $. 3 D. XXIV, 3; L, 19, 8. 1 
und L. 49 D. LII, 1), alle fonftigen Schulden des Schenlers vorweg abgezogen werden, nach dem 
Grundfate : bona intelliguntur deducto aere alieno. 

70) Diefe Benennung darf nicht verleiten, hierbei an einen all der Rechtswohlthat der Kompe- 
tenz, wovon im Zit. 49 der Pr.O. umd in der Konk.Ordn. SS. 434 ff. gehandelt wird, zu denten, 
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$. 1124. Soweit der Befchenkte ſich felbjt in Umftänden befindet, wo er ſich 
und feiner Familie den nöthigen Unterhalt würde entziehen müſſen, um dem Scenten- 
den diefe Kompetenz zu reichen, iſt — dieſelbe zu fordern nicht berechtigt? 1). 

8. 1125. Doch kann der Beſchenkte, unter dieſem Vorwande, ſich nicht entbre- 
chen, allenfalls auch die N ded Geſchenks, fo weit daifelbe oder deilen Werth 
bei ihm noch vorhanden ift, zur Emährung ?*) des Gefchenfgeber® mit au verwenden. 

8. 1126. 63 fteht aber auch dem Gefchenfnehmer frei, wenn er ſich der Kom- 
petenz ganz entfchlagen will, das Geſchenk jelbft, fo weit daifelbe oder fein Werth bei 
ihm nod vorhanden ift, herauszugeben 72). 

8. 1127. Diefe Subftanz wırd zur Ernährung des Schenfenden, fo meit fie 
dazu erforderlich ift, nach und nach verwendet, und auf einen etwanigen Ueberreft bleibt 
dem Gefchenfnehmer fein Recht vorbehalten. 

$. 1128. Sat der verarmte Gejchenfgeber an mehrere Perfonen zu verfchiedenen 
Zeiten Schenkungen gemacht: fo ift der frühere Gefchenfnehmer zu feiner 74) Emäb- 
rung nad obigen Grundfägen nur fo weit verpflichtet, als die der Zeit nach fpätern 
Geſchenke dazu nicht hinreichen. 

— $. 1129. Die binnen Zwei Jahren vor der Zahlungseinſtellung, 
Konturjer. oder der Anzeige der Vermögensunzulänglichkeit, oder des Antrags 
auf KRonkurseröffnung?5) gemachten Schenkungen des Gemeinfhuldners können 
die Gläubiger, in fofern fie auf einer bloßen Freigebigkeit beruhen, zurüdfordern ? ®). 

36. ©. betr. die Befugnif der Gläubiger zur Anfehtung der Rechtshand— 
lungen zahlungsunfähiger Schuldner außerhalb des Konkurſes, für die Landes» 
theile, in welden dag Ü.L.R. und die A. G.O. Gejegedlraft haben*. Bom 9, Mai 
1855. (8,8. ©. 429.) 

E. Meifcheider, die preufifche Geſetzgebung über das Anfechtungsredht der Gläubiger, mad) 
den Gefichtspunften des römifchen Rechts dargeftellt. Berlin, 1864, 


und die davon geltenden Regeln auf diefen Fall des Widerrufs anwenden zu wollen. Beide Imftitute 
haben mit einander feine Verwandtſchaft. Berg. die folg. Anm. 71. (4. A.) Nach Gemeinem Rechte 
räumt man dem verarmten Schenter eine Forderung auf den nothdürftigen Unterhalt g den Be 
ichenkten ein. Das Nähere darüber |. m. Recht der order. (2. A.), Bd. IL, $. 235, Ar. I, lie F, 
S. 206. Dies ift die Duelle der Beftimmungen $$. 1123 ff. d. T. 

71) Hierdurch wird gerade umgekehrt (f. die vor. Anm.) dem Beichenkten das beneficium com- 
petentiae gegen den twiderrufenden Schenfer gegeben. (4, A.) Ueber die Berftünmelung der Theorie 
über die Rechtswohlthat der Kompetenz durch neuefte Geſetzgebung (Kont.-Ordn. vom 8. Mai 1855, 
$$. 434 ff.) in eg. auf den Schenter, und über das dadur EIER fonderbare Reiul- 
tat ſ. m. Recht der Forderungen (2. A.), Bd. IH, $. 235, I, F. a. E. 

72) Nämlich zur Bezahlung der ſechs Prozente jährlich. 

73) Zum gerichtlichen Depofitorium behufs Verwaltung, wegen des im folg. $. 1127 dem Be- 
ſchenkten vorbehaltenen Rechts. 

74) Zu deifen, des Schenters, Ernährung. 

75) Kont,-Ordn. vom 8. Mai 1855, 8. 102, Nr. 2, 

76) Der zmeite Grund, aus welchem das R. R. einem Dritten — den Gläubigern — den Wi- 
derruf einer Schenkung wider den Willen des Schenfers geftattete (Aum. 63), ift, wenn ein Schuld- 
ner durch Schenkung umredlichermweife fein Vermögen für die Schulden unzulänglic gemacht oder die 
ihon vorhandene Injolvenz deffelben vergrößert hat. Das Rechtsmittel ift die Pauliana actio, welche, 
bon der umnredlichen Veräußerung angerechnet, Ein Jahr lang dauert (L. 6, $.14; L.10, 8.18 D. 
quae in fraud. XLIL, 8) umd zu deren Begründung eine wahre Veräußerung um enſatze zur Un- 
terlaffung einer fid) dargebotenen Ermerbung , Unredlichteit des Geber; und im der Perſon des Em- 
pfängers entweder Theilnahme an der Unredlichteit (Mitwiſſenſchaft), oder Bereicherung (Schentung) 
erfordert wird. (L. 6, 8.11; L. 25 pr.; L. 7,8, 9 D. eod.; L. 5 C.de revoc. his quae in fraud. 
Vu, 75.) Dieſes Rechtsmittel giebt auch das A. L.R. hier den Gläubigern eines zahlungsunfähigen 
Schuldners gegen Schenkungen, aber unter einer jo einjchräntenden Bedingung, daß die GI 
in den allermeisten Fällen gegen die Betrügereien ihrer böfen Schuldner völlig ſchutzlos bleiben, tu- 
dem die Rectshülfe nur in dem Falle des formellen Konkurſes gewährt werden joll. Diejem Zu— 
ftande der Rechtlofigteit abzuhelfen,, ift der Zweck des Geſetzes vom 26. April 1835 (Zuf. 36); aber 
die Abhilfe wird doch aud wieder nur unvollitändig verſchafft. ©. die folg. Ann. 

*) (5, 9.) Iſt auch in die Hohenzollernfchen Lande durd das Gefeg vom 31. Mai 1860 (G.S. 
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Wir x, verordnen für diejenigen Landestheile, in welchen das A.L.R. und die A. G.O. Geſetzes⸗ 
kraft haben, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 

8. 1. Außer dem falle des Konkurfes fteht jedem Gläubiger, deffen Forderung vollftredbar ?* =) 
ift, die Befugniß zu, Nechtshandlungen feines Schuldners im Wege der Klage oder Einwendung nad) 
Maßgabe der folgenden näheren Beftimmungen als ungültig anzufechten 70 b). 


©. 214) mit dem 1. Oftober 1860, fowie in den Bezirk des Yuftizjenats zu Ehrenbreitftein mit dem 
1, Oktober 1864 eingeführt worden durch das Geſetz vom 3. Februar 1864 (G.S. ©. 40). 

768) Hiernach kann, wie auch nad) dem G. vom 26. April 1835, außerhalb des Konkurjes der 
Widerruf mur wegen ſolcher Forderungen ausgelibt werden, wegen welcher das E möverfahren 
auf Grund eines erefutorischen Titels Hattfindet. Das Gef. vom 26. April 1835 forderte aber auch 
die wirklich eingetretene Einleitung des Verfahrens durch Erlaf des Erefutionsmandats ($.4). Da- 
von fieht das neue Geſetz ab und es muß davon abjehen, weil das Exekutionsmandat, nach neuerem 
Rechte, nicht mehr erlafjen wird. Die Klage wird mm in dem alle, wo nicht das Gericht des Ere- 
tutionsverfahrens auch für die a ar fompetent und mo auch nicht der Verſuch der Exe— 
futionsvollftredung gemacht worden ift, durch das Erkenntniß umd ein Atteft der Vollſtreckbarkeit 
Rechtskraft) zur b den fein, mamentlich im dem falle des $. 3, Nr. 3. Umbedingte Geltung hat 

i dem heutigen Nechtsftande aljo noch das Pr. des Obertr. 1041, vom 14. Sept. 1841: „Bei rechtö- 
— ——— terminlich zu ger Zahlungen (Alimenten) findet das Recht des Gläubigers 
um Aufrufe der (im Gej. vom 26. il 1835) ermähnten Verträge nur ia ie folher Zahlungen 

tt, meshalb innerhalb eines Jahres vor Errichtung des Vertrages die Erefution gt worden 
(verfiigt werden kann), nicht aber wegen der künftig erft einziehbaren.“ Nicht mehr pafiend aber ift 
das Pr. 2303, vom 19. Jumi 1851: „Die gefetzliche Befugnif, den Schuldner in der —— über 
fein Vermögen zu beichränfen und diejelbe, wenn fie getroffen worden, ridgängig zu machen, wird 
durch die Nachſuchung der Exekution und den Erlaß des Erekutionsmandats bedingt umd erftredt fich 
nicht auf andere Forderungen und Anſprüche defjelben Gläubigers, als auf die, wegen deren er ein 
Erefutionsmandat wirklich ertrahirt hat, mag aud) dafjelbe erfolglos erwieſen haben.” (Entſch. 
Bd. XXI, ©. 250.) An die e des Erekutionsmandats (Zahlungsbefehls) tritt jet die Erefu- 
tionsverfügung an den Exekutor, umd im Falle des $. 3, Nr. 3 ift ein Erefutionsantrag und ein 
Verſuch der Erekution nicht erforderlich. Eine Ausnahme von der Regel des 8. 1 macht der $. 6. 

(4. A.) Der Gläubiger braucht zur Durchführung feiner Anfechtungsflage außer feinem erefuto- 
riſchen Titel nicht noch den Verweis anzutreten, daß ihm der wider den Schuldner vollſtreckbar ge 
wordene Anfpruch auch wirklich zuftehe. Erf. des Obertr. vom 25. Januar 1859 (Entſch. Bd. XL, 
©. 73). (5. 9.) Dem Erwerber eines, von einem zahlungsunfähigen Schuldner erfauften Grund- 
ſtückes fteht aber der Einwand: daß der Wechiel, aus wel der Veräußerer verurtheilt morden, 
gefäljcht fei, am fi) umd auch in dem Falle zu, wenn im dem Wechſelprozeſſe gegen den Schuldner 
die Aechtheit des Wechſels in eontumaciam feftgeftellt worden ift. Erf. des Obertr. vom 31. März 
1864 (Entidh. Bd. LI, S. 468). Ueberhaupt 9 in einem auf das G. vom 9. Mai 1855 sten 
Anfechtungsprozeife der Erwerber des Exekutionsobjelts berechtigt, zu beiveifen, daß die zur Erekution 
ftehende Forderung umbegründet ſei. Ert. des Obertr. v. 25. Febr. 1865 (Entſch. Bd. LIU, ©. 362). 

76b) Betreffs der Paffivlegitimation hat das Obertr. zum $. 2 des Gef. vom 26. April 1835 
den Sat ausgefprochen, daß die anzuftellende Anfechtungsflage nur für zufäffig erachtet werden könne, 
wenn fie gegen beide Kontrahenten des Vertrages zugleich gerichtet wird. Dies foll aus dem Zwecke 
und der Wirkung einer folhen Anfechtungsklage folgen. Din ein — er Vertrag könne von 
einem Dritten nur angefochten und rüdfichts diefes Klägers von dem Richter Hr unverbindlich erflärt 
werden, wenn beide Kontrahenten darüber gehört ſeien; dies liege im Weſen ziveifeitiger Berträge umd 
folge gleichzeitig aus dem Zmwede der Klage, welcher dahin gehe, den Vertrag als ſolchen, d. h. in Be— 
zug auf beide kontrahirende Theile (?), dem u gegenüber fiir unverbindlich zu erlären, wozu 
eine einfeitige Verhandlung mit dem Erwerber allein nicht ausreihe, umd weshalb aljo der Bertrag 
bezüglich des Beräußerers, dem Kläger gegenliber , bei Kräften bleiben, dadurd; aber gerade für den 
Gläubiger ded Veräußerers die Möglichkeit ausgeichfoffen fein würde (?), den veräußerten Gegenftand, 
im Wege der ge feinen Schuldner gerichteten Erefution, zu feiner Befriedigung zu verwenden. 
Erf. vom 13, Ott. 1853 (Entſch. Bd. XXVII, ©. 156). Der Satz ift fein geltender Rechtsfat und 
die Begründung bewegt p auf Irrwegen. Die Klage, weldye das ©. v. 26. April 1835 dem Gläu- 
biger giebt, ift weſentlich eine Abforderungstiage nach dem Prinzipe der actio Pauliana. Zweck der 
Klage ıft feinesiweges die Ungültigleitserklaͤrung des fraglichen Bertrages, umd noch dazu „in Bezug 
auf beide kontrahirende Theile‘, zwiſchen dieſen bleibt der Vertrag ganz in feinen Wiirden ; den Glan- 
biger geht er nichts an; der Zwed der Klage ift vielmehr ledig ie, den Verllagten (dem Erwerber) 
verurteilt zu jehen, den erivorbenen Gegenftand herauszugeben, tie bei anderen bforderungsllagen ; 
die Klage geht jogar gegen den dritten Beſitzer, gründet fh mithin nicht anf einen den Klaͤger um⸗ 
—— oder verbindenden Vertrag. Der abfordernde Gläubiger iſt hierin dem Vindikanten ähnlich, 
er gleichfalls nicht nöthig hat, den Kauflontrakt, durch den der Beklagte die Sache in ſeinen Beſitz 
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8. 2. Die Anfechtung ift nur zuläffig, wenn eine Vermögensunzulänglichleit des Schuldners 
anzunehmen ift 7%), 


gebracht hat, fiir ungültig erflären zu laffen, und deshalb feine Klage mit den Berläufer zu 
richten. Der abfordernde Gläubiger hat zur Begründung feiner Klage gegen den Beſitzer des Gegen- 
ftandes die ya feines Abforderungsrechts zu behaupten, umd auf den Einwand des Be- 
klagten, daß er die Sache rechtmäßig erworben habe, mur zu repliziren: daß diefe Ermerbung ihm, 
dem Släger ———— unfräftig ſei; denn das Geſetz ſelbſt (8. 2) erklärt das Geſchäft in Beziehu 
auf den anfechtenden Gläubiger fir unverbindlich; es bedarf nicht erſt noch einer richterlichen Ungül⸗ 
tigfeitserffärung, vielmehr lann der Gläubiger daſſelbe als für ibm gar nicht vorhanden behandeln. 
Ob die Borausjegungen dazu vorhanden, kann er nur mit dem Bellagten ausmachen, der Beräußerer 
ift dabei ganz entbehrlich. Findet der Bellagte in feinem Intereffe die Mitwirkung defjelben noth- 
wendig oder niltlih, was wegen des — *— möglich ift, fo mag er ihn —— (4. A. Dieſem 
entſprechend behandelt das Obertribunal auch die Inierventionstlagen. In dem Ert. vom 6, Februar 
1852 [Ard. f. Rechtsf. Bd. VI, ©. 27] führt daff. aus, daß der PrinzipalsIntervenient jeine Inter 
bentionsflage nur dann gegen beide Parteien des Hauptprogefjes zu richten ‚ ern beide jeime 
Anfprüche beftreiten; habe der Schuldner bei Bollftredumg der Exelution den Cigenthumsanfprud des 
Intervenienten anerfaımt , jo jei die Interventionttlage lediglich gegen den Ertrahenten der Erekution 
anzubringen. Die entgegengefetste Anſicht verftoße n Rechtsgrundfäge. Und in dem Ert. vom 
27. Dit. 1854 [Ard. f. Rechtsf. Bd. XV, ©. 196] —* daſſelbe, im Widerſpruche mit jenem Erf. 
bom 13, Oftober 1853, aus, daß die nach dem Geſetze von 1835 amzuftellende Anfechtungstioge unter 
befonderen Umftänden auch bloß gegen Einen Somtrahenten des Vertrages gerichtet werden Tönne.) 
Wird der Beklagte dem Klageantrage gemäß zur —— des fraglichen euſtandes zum Zwecke 
der eig des Klägers verurtheilt, jo ift doch völlig unfindbar, wie „die Möglichkeit ausge- 
ſchloſſen fein ſoll, dem veräußerten Gegenftand, im Wege der gegen feinen Schuldner gerichteten Ere- 
kution, zu feiner Befriedigung zu verwenden“; es braucht ja nur das Urtheil wollftredt e werben. 
Das Obertribunal verwirrt fi in den beiden verichiedenen Berfahren, von welchen das Exekution 
verfahren gegen den Veräußerer das Hauptverfahren, umd der Abforderungsprogefi mit dem Dritten 
(dem Erwerber des Exekutionsobjelts) ein Zwilchenverfahren ift: während der Dauer des letzteren 
ruht das erftere; ift das zu Gunften des Gläubigers ın dem Zwifchenverfahren ergangene Urtheil 
vollftredt, und die abgeforderte Sache dem Erwerber abgenommen, jo wird das Haupterefutionäver- 
fahren im diefelbe wieder fortgeſetzt. So ift der Rechtsſtand ſchon mach dem Gel. v. 26. April 1835. 
In dem neuen Gef. d. 9. Mai 1855 tritt derfelbe noch deutlicher hervor. Die ganze Faſſung ergiebt, 
daß der Geſetzgeber daran, daß der Erwerber nicht für fich allein bei der Abforderungstlage paifiv 
legitimirt ſein joll, durchaus nicht gedacht hat. Insbeſondere erhellet ſolches beftimmter hier aus die- 
jem 8. 1 und weiterhin aus dem $. 14. Der $. 1 geftattet, das Prinzip der Klage auch im der Form 
der Ereeption geltend zu machen. Das würde nicht angehen, wenn wicht der gewiß ſeltene Zufall 
eingetreten wäre, daß der Schuldner umd jein Abnehmer gemeinſchaftlich getlogt hätten, was fie ja 
willfürfich vermeiden können. Der $. 14 jagt, der Gläubiger (Kläger) jolle in feinem Antrage aus- 
drüden, was der Berllagte (nit die Berklagten) zu thum oder zu dulden für ſchuldig erfannt 
werden foll, alio daß er 3. B. eine Sadje herauszugeben oder eine Löſchung zu geftatten 
werden jol. Damit iſt num der Erwerber gemeint, folglich iit auch nur dieſer unter dem Berklagten 
u ge (4. 4.) Die jpätere Praris des Obertribunals jcheint auch jene Theorie aufgegeben zu 
base. In einem Erf. vom 15. Sept. 1857 wird das Gegentheil ausgeführt und gejagt: „Zwed 
der Rage ift nicht, zunächft erft einen, jenes Geichäft für unverbindlich in Beziehung auf den Mla- 
nden Gläubiger ertlärenden , richterlihen Ausipruc zu erlangen, jondern jenes Recht (dem Gegen- 
and der ftattgehabten Veräußerung, ald noch in dem Bermögen des Beräuferers verblieben, zu be» 
dein) gegen den Erwerber des Gegenftandes der ftattgehabten Beräußerung zur Geltung zu 
ringen umd ummittelbar gegen diejen wirlſam zu machen.“ (Arc. f. Rechisf. Bd. XXV, ©. 367.) 
Bergl. Eutſch. Bd. XI, ©. 133. Das ift zwar juriſtiſch auch nicht genau richtig, aber praktiſch un- 
ſchädlich. S. Anleitung $. 162, Nr. V. — (5. 9.) In dem Erf. vom 18. Sept. 1862 gelangt das 
Dbertr. zu dem Ergebniſſe, daß die san den Erwerber allein gerichtete Anfechtungs nad dem 
Stande und dem Sinne diejes Geſetzes zuläffig fei, und daß fie nicht von vornherein deshalb 
zurückgewieſen werden fönne, weil fie micht zugleich mit den Beräußerer gerichtet worden. Der 
desfalljige Einwand erfcheine dauach hinfällig. (Eutſch. Bd. XLIX, ©. 362.) Somit wäre denn in 
diefer Beziehung das rechte Geleife getroffen, wobei die Kautel bezüglih auf die Rechtfertigung der 
alten Theorie „nad dem Stande und dem Sinne des neuen Geſetzes“ immerhin in den Kauf ge- 
nommen werden mag, obgleich diefer „Stand umd Sinn“ in Wahrheit fein anderer iſt. M. ſ. auch 
das ſpätere Erf. vom 22. Nov. 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 152), 
76°) (4. 4.) Bei diefer Anfechtung enticheidet hinfichtlich der VBermögensunzulänglichleit nicht die 
Zeit der Erfüllung, fondern die Zeit des Abſchluſſes des Vertrages, Erf. des Obertr. v. 31. März 
1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. X, ©. 20). 
(4. A.) Das Recht des Gläubigers, anf Grund dieſes Geſetzes Beräußerungsverträge ſeines 
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8. 3. Eine Bermögensunzulänglichleit des Schuldners ($. 2) ift anzunehmen : 

1) wenn bei der von dem Gläubiger veranlaßten Auspfändung feine Erekutionsgegenftände , oder 
nur joldhe Gegenftände vorgefunden worden find, deren Unzulänglichkeit fi) Mar ergiebt, oder 
welche von dritten Perfonen in Anfpruch genommen werden; fofern der Schuldner auf Befragen 
anderweite Gegenftände nicht fofort 7) nachweift ; 

2) wenn der Schuldner fich auf flüchtigen Fuß geſetzt hat oder fich verborgen hält”®), und deshalb 
die Vollſtreckung der Erekution nicht ftattfinden lann; 

3) wenn innerhalb des leisten Jahres vor ?* =) dem Tage, am welchem die auf die Anfechtung ge- 


Schuldners anzufechten, ift nicht dadurch bedingt, daß die veräufßerten Gegenftände im Wege der Ere- 
fution für den Gläubiger gepfändet worden. rk. des Obertr. v. 19. Sept. 1851 (Arc. f. Rechtsf. 
Bd. ce 21). Dies bezieht fi) auf den 8.2 des G. vd. 26. April 1835, gilt aber aud) von dem 
neuen Gejete. 

(4.9) Auf Grund des 8.2 des G. vom 26. April 1835 (umd der 8$. 1 und ff. des G. vom 
9. Mai 1855) kam der Gläubiger den Beräußerungsvertrag feiner mehreren Schuldner in Betreff 
eine® denjelben gemeinſchaftlich gehörigen Grundftüds mur auf den Antheil desjenigen Schuldners au» 
fechten,, welcher hinfichtlih des Ermwerbes zu dem im den bezogenen $$. genannten Perſonen gehört. 
Erf. defj. vom 23. Febr. 1854 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XU, ©. 166). . 

(5. A.) Ein Gläubiger, auf defien Antrag bei jeinem Schuldner im Wege der Erelution Sachen 
berpfändet worden find, iſt berechtigt, einem Jutervenienten, welcher das Eigenthum diejer Sachen von 
dem Schuldner durch einen mit ihm gefchlofjenen Vertrag vor der Pfändung erworben zu haben be» 
hauptet, auch ohne den Nachweis einer VBermögensungulänglichleit des Schuldners 
entgegen zu fegen, daß diefer Vertrag fimulirt ſeiz er muß jedod den Beweis nad) der Vorſchrift 
Zit. 4, $. 55 führen umd kann ſich nicht auf die Vorſchrift des $. 17 dieſes Geſetz ſtützen, wenn er 
ſich nicht zugleich auf die VBermögensunzulänglichteit, alfo auf die Grundfäte der actio Pauliana, 
gründet. t. des Obertr. vom 19. Dez. 1864 (Entſch. Bd. LIV, ©. 1). 

(5. A.) Nach $. 2 ift die Anfechtung zuläffig, wenn eine ag Sat in des Schuld» 
ners anzunehmen ift. Die Wortbedentung einer Annahme der Bermögensunzulänglichkeit weiſt 
aber darauf hin, daß der Gläubiger, um eine ihm machtheiige Rechtshandlung feines Schuldners an- 
fechten zu können, fir defien VBermögensunzulänglichteit nicht im Sinne der Vorjchriften der Allg. 
Gerichtsordnung einen bolljtändigen Beweis führen und den dagegen vom Bellagten angetretenen Ge⸗ 
genbeweis entlraͤften ſoll, ſondern nur verpflichtet iſt, in Gemäßheit des $. 3 Thatſachen darzuthun, 
aus welchen der Richter entweder in den dort beſonders hervorgehobenen Fällen oder ſonſt nach $. 17 
auf die aeg eig ulänglichteit fchließen kann. Hat er alfo diefelbe in diefer Weiſe nachgetwiefen, 
fo hat er auch die Be * erlangt, die Rechtshandlung feines Schuldners anzufechten und fann ihm 
diefe nicht dadurch wieder vereitelt werden, daß hinterher ein Gegenbemweis zur Widerlegung der ein- 
mal im der angegebenen Art feftgeftellten Vermuthung der VBermögensunzulängfichkeit derſücht wird. 
Ein Gegenbeweis kann immer nur auf die zum Nachweis der Bermögensunzulänglichkeit von dem 
Gläubiger behaupteten Thatfachen ſelbſt gerichtet umd im Falle des $. 3, Nr. 1 nur bei der Ereku- 
tionsvollftredung felbft geführt werden. Erf. defi. v. 4. Oft. 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, S. 33). 

77) Hierbei ift an das Befragen des Schuldners von Seiten des Exekutors bei dem Verſuche der 

Erefutionsvollftretung gedacht. Diefes Befragen ſetzt natürlich die Anweſenheit des Schuldners vor- 
aus und muß aljo unterbleiben, wenn er ſich nicht antreffen läßt, was ſehr geröhnlich. Für diefen 
Fall kommt die Beftimmung 2 zur Anwendung. 
‚, 78) Noch ein dritter Fall kann eintreten, der die Vollftredung der Exelution verhindert, mäm- 
lich der der einfachen Abmwejenheit verbunden mit dem Mangel an Gegenftänden in den zugänglich 
gemachten Räumen umd rn Der Exekutor ift nicht in der Yage, feftzuftellen; ob der Schuld- 
ner, dem er nun nicht befragen fanı, entwichen ift oder fich verborgen hat, oder ob er mur zufällig 
abweſend if. Das Weientlihe wird fein, daß deshalb, teil die Perfon des Schuldners fehlt, die 
Bollftredung der Exekution nicht ftattfinden kann. Außerdem könnte fich durch die Wiederholung des 
Verſuchs oder durch die, —— und Feſtſtellung der Abweſenheitsurſache die Sache ſo fehr in 
die Fänge ziehen, daf der Gläubiger darüber die Zeit verlöre. 

78a) (5. 9.) Nur in dem einzigen Falle des 8. 8, Nr. 3, ment die —— — 
aus einer nicht von dem anfechtenden Glaͤubiger, ſondern von einem Dritten gegen den Schuldner in 
Antrag —— und fruchtlos vollſtreckten Eretution gefolgert werden joll, wird erfordert, daß diefe 
innerhalb des leisten Jahres vor dem Tage, an mweldem die auf die Anfechtung gerichtete Klage an— 
ebracht worden ift, ftattgefunden habe. Im Uebrigen ergeben dagegen die Betimmungen diejes Ge— 
fees nicht, daß die Bermögensungulänglichteit immer für die Zeit dor ber Kageanftellung feitgeftellt 
m möüfje und nicht berüdfichtigt werden dürfe, wenn fie erft jpäter im Laufe des Prozefies über die 
Ingilltigteit des von dem Schulöner vorgenommenen Rechtsgeichäftes dargelegt jei. In diefer Bezie- 
hung find vielmehr gar feine Friften gegeben. Es ftcht daher michts entgegen, eine erjt mad der 
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richtete Klage oder Einmendung angebracht worden ift, eine Erekution gegen die Perfon oder im 
das Bermögen des Schuldners fruchtlos geweſen ift 79). 
Ein andermweiter Nachweis der Bermögensunzulänglichteit ift durch vorftehende Beftimmungen 
nicht ausgeſchlofſen *°). 
$. 4. Werden bei der durch den Gläubiger veranlaßten Erekution Gegenftände der Erekutions- 
bollftredung vorgefunden oder von dem Schuldner nachgetviefen, jo treten, bevor eine Bermögensum- 
zulänglichleit angenommen werden kann, folgende Beftimmungen ein: i 
1) wenn liquide, fihere, zur Dedung der Schuld hinreichende umd inmerhalb dreier Monate fällige 
Aktivforderumgen in Beichlag genommen find, jo muf der Gläubiger den Zahlungstermin ab- 
arten ; 
2) wenn andere bewegliche Sachen, deren Unzulänglichkeit fich nicht Mar ergiebt, abgepfändet find, 
fo muß der Gläubiger den öffentlichen Bertauf derjelben bewirken laffen ; 


Klageanftellung bon dem Kläger beantragte und fruchtlos ausgefallene Exekution für die ng 
der die Klage bedingenden Vermögensunzulänglichteit zu berüdfichtigen, zumal dadurd zugleich die 
Fortdauer des Unvermögens des Schuldners, den Kläger zur befriedigen, Mar dargethan wird. Ert. 
bom 12. Juli 1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXIN, ©. 301). — Diele —— 9* das Bedenlen 
gegen ſich, Fr He die Gläubiger benachtheifigende Veräußerung nur dann vorliegt, wenn das Ber- 
m des ldner® zur Zeit der Veräußerung entweder ſchon unzulänglich tar, oder durch 
diefe Beräußernng unzulänglih wurde. Daher berechtigt eine Bermögensunzulänglichleit, melde ſich 
erft mach der Klageanſtellung berausftellt, nicht zu dem Schluffe, daß dieſelbe jr zu einem ter 
weiß wie lange der Bergangenheit angehörigen Zeitpuntte vorhanden var. 

79) Im diefer Borſchrift ift mr die Zeitbeftimmung neu, im Uebrigen ift der $. 11, Nr. 2 des 
G. d. 26. April 1835 hier wiederholt. Die Praris hat angenommen: diefer Fall fee voraus, daß 
die — wegen welcher die Exelution gegen die Perſon oder in das Vermögen des Schuldners 
fruchtlos geweſen, objektiv eine andere und vom derjenigen verſchieden ſei, wegen mweldyer der Gläubi- 
ger don der Anfechtungsbefugnißg nad den Vorfchriften des Geſetzes Gebraud macht; der Auwendung 
des 8. 11, Nr. 2 ftehe es aber nicht engegen, daß beide Forderungen demfelben Gläubiger zuftändig 
find und im demfelben Prozeffe gleichzeitig zur Erekution ftanden. Pr. des Obertr. 2415, v. 30, Nov. 
1852. (Entih. Bd. XXV, ©. 5,) 

(4. 9.) Die Alternative des „entweder — oder‘ bezeichnet nicht, wie man gemeint hat, ein Wahl- 
recht des Gläubiger®, nad feinem Belieben das Cine oder das Andere zu thun oder zu unterlafien, 
fondern fie bezieht ſich auf die Vorfchriften über die Grade der Realerelution. (B. I. vom 4. März; 
1834 8. 24.) . des Obertr. vom 14. Nov. 1861 (Entf. Bd. XLVI, S. 395), 

(4. A.) Diefe Alternative findet auch auf Schuldner —— welche Fideilommißgüter be⸗ 
—* Der Gläubiger hat in dieſem Falle den Beweis zu führen, daß die Befriedigung aus den 

evenüen innerhalb Jahresfrift nicht erfolgen könne. Erf. des Obertr. vom 4. April 1862 Entſch. 
Bd. XLVI, S. 367). 


80) Das Gef. d. 26. April 1835 bat diefe Beſtimmung im $. 11, mo es die Fälle, im melden 
eine Bermögensunzulänglichleit anzunchmen, —— nicht und es hatte dadurch den Zmeifel der⸗ 
anlaßt, ob auch außer den genannten Fällen der Nachweis zuläſſig ſei. Die Praxis des Obertr. hatte 
angenommen, daß der 8. 11 nicht die einzigen Fälle enthalte, vielmehr es den, einen Vertrag ihres 
Schuldners anfechtenden Gläubigern unbenommen bleibe, die Bermögensunzulänglichleit auch auf an- 
dere Weile, insbefondere durch das Geſtändniß des Schuldners nachjuweiſen, Dr. des Obertr. 1652, 
bom 15, Nov. 1845; dagegen hielt das Obertribunal die Bermögensunzulänglichkeit dadurd allein, 
daß ein ergreifbares Bermögensobjelt nicht bekannt ift, nicht für machgewwiefen. Grf. v. 5. Sept. 1854 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XIV, S. 225). — Das Geftändnig des Schuldners ift ein zmeifelhaftes DBe- 
meismittel ; der Schuldner ift nicht Partei und fann —— ein Geftändniß im rechtlichen Sinne nicht 
ablegen. 88. 82, 85, Fit. 10 Pr.-O. Geftändniffe bemweifen auch nur wider den Geftehenden. $. 88% 
a.0,D. Das fog. Geftändniß des Schuldners lann nur als Zeugniß in dem ihm fremden Prozefie 
gelten, und wenn er Mitpartei ift, begründet es gegen die andere Mitpartei ein Indizium. 8. 86 
a. a. O. — Das Erf, vom 8. Mai 1848 (Entſch. Bd. XVII, ©. 101) wiederholt den erften Theil 
des Pr. 1652 umd filgt bei: „und es bedarf namentlich feines weiteren Beweiſes darliber (über die 
Bermögensunzulängliteit), wenn der Schuldner ſich durch den angefochtenen Vertrag feines gefamm- 
ten Bermögens entäußert hat.“ Das ift überzeugend, wenn der Beräußerer Schulden hatte. 

L. 17, 8.1 D. quae in fraudem ereditorum (XLIL, 8). — Uebrigens ift der Rechtsſatz umberändert, 
daß der Fall der Anfechtungstlage auch dann vorhanden, wenn die ögensunzulänglichkeit erft 
dur das angefochtene Rechtsgeichäft eingetreten iſt. Pi. Beſchl. des Obertr. vom 12. Inni 1843 
Entſch. Bd. IX, ©. 136), und Erf. v. 28. Juni 1855 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XVII, S. 311). Bergl. 
L. 17, 8.1 D. quae in fraudem cred. (XLU, 8), L. 10 D. qui et a quibus manumissi (L, 9). 
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3) wenn der Schuldner Grundftäde befitst, jo muß der Gläubiger entweder deren Revenüen in Be— 
fchlag nehmen, fofern nicht Mar erhellt, daß feine Befriedigung aus den Revenüen innerhalb Jah- 
resfrift nicht zu erlangen fei; oder er muß dem gerichtlichen Verkauf der Grumdftüde und die 
Bertheilung der Kaufgelder abwarten, infofern nicht der Ausfall der Forderung Har zu überſehen ift; 

4) wenn für die Forderung eine Sache als Pfand oder Hypothek beftellt ift, welche fich nicht mehr *° a) 
im Eigenthum des Schuldners befindet #7), jo muß der Gläubiger den gerichtlichen Berfauf der- 
jelben und die Bertheilung der Kaufgelder abwarten, infofern nicht der Ausfall der Forderung 
Mar zu überjehen ift. 

8. 5. Die nachftehend bezeichneten Rechtshandlungen unterliegen der Anfechtung, infofern fie in- 
nerhalb zweier Jahre, vom Tage der Anbringung der auf die Anfechtung gerichteten Klage oder Ein- 
wendung zurückgerechnet 8%), vorgenommen worden find: 

1) Verträge, durch welche der Schuldner Gegenftände feines Vermögens auf Leibrenten ®%a) ge- 
geben hat; 

2) freigebige Verfügungen des Schuldners 8% b), insbefondere Schenkungen, Erbes- oder Vermächt⸗ 
nißentfagungen *2), ingleidhen ſolche Verfügungen, welche zwar unter läftigem Titel dorgenom- 
men, aber wegen des zwiſchen der Leiftung des Schuldners und der Gegenleiftung obmwaltenden 
erheblichen Mißverhältniffes als freigebige Verfügungen des Schuldners zu erachten find **); 


80.8) (5. X.) „Nicht mehr”, alfo fich doch zur Zeit der Berpfändung zweifelsfrei noch im Befite 
des Erequendus befunden haben müflen, denn dieje Beftimmung (Nr. 4) ſpricht nur von ſolchen 
Grundftüden, deren Berpfändung vom Schuldner ausging. Auch findet diefe Beſtimmung feine Au— 
wendung auf folhe Grundftüde und Bermögensobjelte des Schuldners, „melde von Dritten in An- 
ſpruch genommen werden" ($. 3, Nr. ı). Erf. des Obertr. vom 2. April 1868 (Ard. f. Rechtsf. 
Bd. LXX, ©, 282). 

81) In dem $. 12 des ©. d. 26. April 1835, deſſen weſentlicher Inhalt in dem $. 4 des jeti- 

en Gejeges wiederholt wird, fehlten Nr. 4 die Worte: „welche fich micht mehr im Cigenthume des 
Eehuldners befindet. Das Obertr. hatte deshalb den Rechtsgruydjag angenommen: „Diefe Vor— 
chrift (Nr. 4, $. 12) findet feine Anwendung auf den Fall, wenn die verpfändete Sade nicht dem 

requendus, jondern einem Dritten gehört.” “Pr. 2292, vom 29. April 1851. (Entſch. Bd. XXI, 
©. 68.) Diefe Jurisprudenz ift durd) die neue Beſtimmung bejeitigt. 

82) Dieſe Zeitbeftunmung N den Umftänden außerhalb des formellen Konkurſes angepaßt; im 
Uebrigen ftimmt der $. 5 wörtlich liberein mit dem $. 102 der Konkursordnung md tritt in die Stelle 
des 8. 2 des ©, v. 26. April 1835. Die Zeitbeftimmung würde in dem falle des $.4, Nr. 4 mög- 
ficherweife zu enge Grenzen ziehen; fiir einen ſolchen Fall aber fichert der $. 6 die möthige Rechtshürfe 
Bergl. die Anm. zu $. 102 der Konkursordnung. — Nach älterem Rechte wurde die Friſt vom Tage 
des auf das E ana au erlafienen Zahlungsbefehls — G. vom 26, April 1835, 
8.4. Da der Zahlumgebefehl abgeichafft ift (&. vom 20. März 1854, 8. 15), jo hat ein anderer Au—⸗ 
fangspunlt feftgeiett werden müfjen. 

828) (4,9) M. ſ. die folg. Anm, 82b, 

(4. A.) Erbtheilungsverträge find zu den auf Grund des G. v. 26. April 1835 anzufechtenden 
Berträgen nicht zu rechnen, mögen immerhin die Miterben die Verpflichtung übernommen haben, die 
eine Miterbin, die Schuldnerin des Klägers, gegen Ueberlaffung ihres Erbtheils Iebenslänglich zu 
ımterhalten. rt. dv. 6. September 1855 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XVIII, ©. 126), Ob das auch nad) 
8. 5, Wr. 1 de8 ©. dv. 9. Mai 1855 anzunehmen, ift zu bezweifeln. 

82b) (4. U.) Man hatte angenommen, daß ein Vertrag, durd) welchen der Schuldner fein Grund- 

d an einen Dritten veräußert umd von dem Käufer ſich umd feiner Ehefrau ein Ausgedinge be» 

Ken läßt, rüdfichtlidh der die Ehefrau betreffenden Ausgedinge - Stipulation nicht dem Anfechtungs- 
rechte der Gläubiger des Ehemannes nach Maßgabe des G. vd. 26. April 1835 umterliege. Grf. des 
Obertr. v. 15. September 1853 (Arc). f. Rechtsf. Bd. X, ©. 122). Nach den Beftimmungen des 
G. v. 9. Mai 1855 wird dies nicht anzunehmen fein. 

83) Dadurd) ift der Meinungsftreit, welche der 8. 1 des ©. vom 26. April 1835 ilber die Zu— 
läffigkeit der Anfechtung von Erbichaftsentfagungen veranlaßt hatte, im Sinne der von mir bertrete- 
nen Meinung entichieden. M. ſ. darüber: das Pr. des Obertr. 1254, vom 10. Januar 1843 und 
— —— 25. März 1847 (Entſch. Bd. XV, ©. 87); dagegen m. Auff. im Schleſ. Arch. Bd. VI, 

. 206 fi. 

84) gr die Anm. 20 zu $. 102 der Konk.O. und unten Anm. 87. (4. U.) Cine Umge— 
— dieſes Geſetzes iſt es, wenn ein zahlungsunfähiger Schuldner ein Forderungsrecht an einen 

einden cedirt und fich ausbedingt, daß der —— das Altivum gegen ein von dem Schuldner 
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8) Beränßerungen *+ 8) umter einem läftigen Titel #5), melde der Schuldner 
a) an feinen Ehegatten, vor oder nad) geichlofiener Ehe, oder 
b) am einen feiner eigenen nahen Verwandten, oder 
e) an einen nahen Verwandten jeines Ehegatten , oder 
d) an den Ehegatten einer der unter b. und e. erwähnten Perſonen **) 


ihm zu gemährendes Entgelt weiter auf den Sohn des veräufernden Schuldners übertragen jolle. 

iefe Veräußerung geht lediglich aus einer freigebigen Verfügung des Schuldners zum Beften feines 
Sohnes hervor umd kann mit Recht von dem ımbefriedigten Glaubiger auf Grund des $. 5, Nr. 2. 
und $. 12 angefochten werden. Erf. des Obertr. v. 7, Dezember 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXXI, 
©. 309). Diejer Rechtsanwendung ift voller Beifall zu geben. Der Schuldner bringt ja durch Frei—⸗ 
gebigkeit das Aktivum durch eine dafür abgefundene Mittelperfon auf feinen Sohn. 

(5. A.) Eine Erbichaftsentjagung kann, falls die übrigen Defiderate des $. 5, Nr. 2 vorliegen, 
als eine freigebige Verfügung nad diefem Geſetze von den Gläubigern des Entfagenden angefochten 
— * deſſ. dom 22. Februar 1867 (Archiv für Nechtsf. Bd. LXV, ©, 343 und Entſch. 

. LIX, ©. 412). 

84°) Nur erg nicht Pachtverträge können von den Gläubigern des äcdhters auf 
Grund des ©. d. 26, April 1835 angefochten werden. Pr. des Obertr. 2537, v. 16. Desbr. 1854 
Entſch Bd. XXX, ©. 241), Hierin ift durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 

Auf den enftand der Veräußerung kommt binfichtlid der Anſechtbarleit derjelben nichts an. 
Das Frankfurter Appellationsgericht hatte die eigenthümliche Anficht zur Geltung bringen wolleu, daf 

nfechtungsrecht aus dem Geſetze vom 26. April 1835 nur dann ftattfinde, wenn der Beräufe- 
rungsvertrag beftimmte, im den Beſitz des Erwerbers übergegangene, „Ipezifiih noch vorhan— 
dene Vermögensftüde des Schuldners betreffe, dieſes aber bei einer veräufßerten Erbſchaft, als ei 
nen Imbegriffe von Rechten und Pflichten, nicht der Fall fei. Das Obertr. ift dieſem Theorem ent» 
gengetreten und hat den Sat begründet, daß auch alsdanıı, wenn das beräufßerte Objeft einem 
Inbdegriffe, vermöge deſſen mit den darin enthaltenen Rechten auch Berbindlichkeiten verknüpft find, 
angehört und jpezifiih im dem Beſitze des Erwerbers nicht mehr vorhanden ift, die Anfechtung der 
Beräuferumg ftattfinde. Ext. vom 13. März 1855 (Entſch. Bd. XXXI, ©. 93). Nach der Fafſung 
des gegenmärtigen Geſetzes v. 9. Mai 1855 ift dieſer Eat vollends unzimeifelhaft. 

85) (4. A. Die Rüdzahlung ‚eines Darlehns feitens des Schuldners gegen die re” 
des Gläubigers gehört nicht zu den hier gemeinten läftigen Verträgen. Bergl. 8. 7, Nr. 5. 
des Obertr. v. 5. September 1854 [Ardı. p Rechtsf. Bd. XIV, ©. 225].) 

Nicht zu überjehen ift, daß hier überall ernftlich gemeinte Rechtsgeichäfte vorausgeſetzt werden. 

olge ift: 1. daß der Einwand des Bellagten, daß unter den Kontrahenten fein fimultwtes, jondern 
eim wirkliches Rechtsgeſchäft abgeichloffen worden jei, unerheblich (Pr. des Obertr. 1104, d. 11. 
bruar 1842); 2. daß der Berwandte des Schuldners, als defien Abläufer, fich micht mit den Ein— 
wande, daf der Kauf- oder Annahmepreis den wahren Werth der ihm übereigneten Sache erreicht 
habe , ſchützen kann (Pr. des Obertr. 1075, d, 20. November 1841); 3. daß auch außer den Fällen 
diejes Paragraphen jeder Gläubiger befugt ift, Beräußerungeverträge jeines Schuldners anzufechten, 
wenn er zu beweijen vermag, daß diefelben von beiden Seiten ohne die Abjicht, das Cigenthum 
zu übertragen, und lediglich zum Scheine abgeichlofjen worden. Pr. des Obertr. 1518, d. 14. De 
zember 1844. (Entſch. Bd. X, ©. 855.) Bergl. das Pr. 1654 o. in der Anm. zu $. 393 d. T. 
und o. die Anm. 45 zu $. 71 d. T. Diefen bon der Praxis feftgeftellten Sat 3 hat nun das ge 
genmwärtige Geſetz im den folgenden $. 7 aufgenommen, 

Zu den bier für anfechtbar erflärten Verträgen gehören auch hypothelariſche Echuldverjchreibun- 
gen. Pr. des Obertr. 680, lit. b, vd. 29. Mai 1839. (4.9) Bon diefer Auslegung ift das Obertr. 
aus dem allgemeinen Grunde, weil der weitere gemeinrechtlidhe Sinn des Wortes „alienatio‘*, im 
welchem es auf Berpfändungen ebenfalls paßt, in das A. L.R. nicht übergegangen fei, wieder abge 
gangen. Erf. v. 1. November 1859 (Arch. f. Nechtsf. Bd. XXXV, ©. 214 und Entid. Bd. XLIU, 
S. 464) und vom 23. Juui 1868 (Ar. f. Nechtef. Bd. LXXI, ©. 269). 

Zu dem, in den Entid. Bd. XV, ©. 87 mitgetheilten Ext. des Obertr. vom 25. März 1847 
ft von den Herausgebern der Satz formulirt (ein eingetragenes Pr. ift e8 nicht): „Das Recht des 
Gläubigers, einen don feinem zahlungsumfähigen Schuldner geichloffenen —— den Grund det 
G. vom 26. April 1835 zu ——— findet nur bei Verträgen über ſolche Gegenſtände ſtatt, im 
weiche zur Zeit des geichlofienen Vertrages Erefution ſchon hätte vollftredt merden können.“ Ange 
hängt ift als Folgeſatz: „Die Entfagung eines an den Schuldner erledigten Lehmsanfall lann daber 
gleichfalls nur im Wege des fürmlicen Konkurfes angefochten werden.” Dieſer Folgeſatz kam micht 
‚„Daher”, fondern ans einem anderen, mach dem neuen G. vom 9. Mat 1855 nicht mehr geltenden 
Grundfage. ©. die dor. Anm. 83. Der Borderfag ift fein geltender Rechtögrundiag; bom der in 
das vn der Thatiahen gehörenden Möglichkeit der Erelutionsvollftredung hängt der Rechtepunft 
n 


86) Damit find die Veräußerungen an Schiwiegerfinder aufer Streit geſetzt. Bergl. über das 


Bon Schenkungen. 863 


borgenommen hat; foferm der andere Theil nicht Umftände nachweiſt **a), aus welchen zu ent- 
nehmen ift, daß er zur Zeit der Veräußerung um eine Abficht des Schuldners, feine Gläubiger 
durch die Veräußerung zu bemachtheiligen #7), nicht gewußt hat. 


frühere Recht die Pr. des Obertr. 680, vom 29. Mai 1839 (Entf. Bd. XII, ©, 123) und 1739, 
vom 21 März 1846 (Entih. Bd. XIV, ©. 190), wonach Gütergemeinichaft oder Doch gemeinichaft- 
licher Erwerb zur Anfechtbarleit der Beräußerung an einen Defcendenten und deſſen Ehegatten er- 
forderlidh war. 

(4. 4.) Die Beftimmungen des Anfechtungsgefeges können nicht ausdehnend erflärt werden. Ded- 
halb ift der Fall des $. 5, Nr. 3. lit, d mur dann für vorliegend zu erachten, wenn zur Zeit des 
angefochtenen Vertrages die Ehe des Käufers mit einer der unter b u. e genannten Perſonen bereits 
wirklich geichloffen ift. Erk. des Obertr. vom 18. September 1862 (Entid. Bd. XLIX, ©. 356 und 
Archiv |. Nechisf. Bd. XLVL, ©. 207, 280). Damit ift die Frage entſchieden, ob die Beſtimmung 
auf Berlobte, wenn fie fi nach Abſchließung des Vertrages wirklich geheirathet haben, Anmendung 
finde. (5. 4.) Folgerichtig hat das Obertr. auch angenommen, daß die bezügtiche Ehe zur Zeit 
der Beräufjerung noch beftehen müſſe, wenn die Borehrift folle zur Anwendung fommen können. 
Erf. vom 12. Sul 1864 (Entih. Bd. LIU, ©. 347). . 

86a) (5, A.) Hierdurch ift der indirekte oder Indizien -Beweis, deffen Zulänglichleit der Richter 
nach feiner fubjeltiven Weberzeugung zu bemefien hat, für zuläffig erflärt. Dadurch ift aber dem Er» 
werber, welcher dadurch begünftigt fein foll, die Führung eines direkten Beweiſes nicht verſchränkt, 
er kann daher zur Ausihließung des 8. 5, Nr. 3 auch einen Eid darüber zufchieben: daß er zur Zeit 
des Abſchluſſes des angefochtenen Vertrages von der Abficht des Erequendus, feine Gläubiger dadurch 
zu benachtheiligen, feine Kenntniß gehabt habe. freilich wird der Delat diefen Eid nur de ignorantia 
anzunehmen und zu ſchwören haben, womit dem Produzenten nicht viel geholfen ift; denn gib 
fann derfelbe mit gutem Gewiſſen ſchwören, daß er davon michts wiſſe. Vergl. Erf. des Obertr. 
vom 25. Februar 1865 (Entih. Bd. LIT, ©. 362), und Erf. vom 2. Februar 1865 (Mech, für 
Rechtef. Bd. LVII, ©. 140). 


87) „Ein Bertrag, durch melden ein Schuldner eine Sache oder ein Recht einem Dritten der« 
eftalt überlaffen hat, daß der von dem Uebernehmer zu verglitende Werth zur Befriedigung gewiſſer 
Släubiger des Schuldners verwendet worden ift, fan von anderen Gläubigern auf Grund des ©. 
vd. 26. April 1835 nur in fofern angefochten werden, als dargethan wird, daß der mit dem Dritten 
verabredete Preis zum Nachtheile jener übrigen Gläubiger augenſcheinlich unverhältnißmäßig niedrig 
feftgeftellt worden ift. Pr. des Obertr. v. 25. März 1847 (Entid. Bd. XV, ©. 87), Damit über- 
—— ſpricht ein ſpäteres Erf. deſſ. v. 6. Mat 1853 (Arch. f. Rechtsf. Bd. IX, ©. 150) aus, 
daß ein Vertrag, durch welchen ein Schuldner feine Sache einem ſeiner Gläubiger käuflich überlafſen 
hat, dom den übrigen Gläubigern diefes Schuldners auf den Grund des $. 2 des ©. v. 26. April 
1835 nur imfoweit angefochten twerden könne, als von ihnen dargethan werde, daß der Kaufpreis zu 
ihrem Nachtheile unverhältnifmäßig niedrig feftgeftellt worden. Im ſolchem Falle fällt nämlich die 
Berkürzung der Gläubiger in ſoweit, als ihnen ‘die Gegenleiftung für den Gegenftand zugewendet 
wird, weg, folglich ift die Veräußerung feine betrüglihe und der Anfechtung eines Dritten nicht une 
terworfen. Iſt aber darunter eine Schenkung edt, welches der Fall, wenn der Preis im der 
Abficht des Gebers auf Bereicherung des Anderen unverhältnißmäßig niedriger als der Werth geftellt 
iſt; fo umterliegt das Geichäft der Anfechtung als Schenkung auf Grund jenes tie aud) des gegen- 
märtigen Gejetes. Die Frage war, wie eine ſolche venditio cum donatione mixta oder ein anderes 
negotium mixtum cum donatione behandelt werden jollte, ob nämlich das ganze Rechtsgeichäft, oder 
nur der, die Schenkung enthaltende Theil widerruflich fein follte. Das Sr v. 26. April 1835 und 
das A. L.R. haben darüber fein Prinzip, und das Obertr. behandelt die Frage bei Gelegenheit des 
jo eben mitgerheilten Ausſpruchs nicht; denn die Faſſung der Weberichrift des erſtgedachten Erf.: „kann 
— nur in jofern (d. h. im tantum) amgefodhten werden‘, ift micht als Rechtsgrundjag durd Bes 
ſchluß des Obertr. angenommen worden, jondern nur die wohl micht erwogene Ausdrucksweiſe der 
Herausgeber. Das game Geſetz hat das Röm. Prinzip, unter Nr. 2 dieſes Paragraphen, 
aufgenommen. Bergl. Aum. 84, 

Wenn bei einem Kaufvertrage zwiſchen den hier genannten Perjonen , das Kaufgeld durd) „Some 
penfation‘ berichtigt worden, ift zur erg Se Bermuthung: daß die Kontrahenten den Ber- 
trag im der unredlichen Abficht, die Gläubiger des Schuldners zu bevortheilen, geiclofien haben, 
nicht der Beweis erforderlich, da der- Forderung des Käufers ein Borzugsrecht vor den Korderun- 
gen aller Gläubiger zuftehe, fondern es genügt der Beweis der Richtigkeit der kompenjirten or 
des Käufers. Pr. des Obertr. 740, v. 9. Auguft 1839. Das Pr. noch jetst, auch bei der Faſ⸗ 
fung der Nr. 3 diejes Paragraphen, monad gleichfalls dem Erwerber der Beweis der Negative (die 
Widerlegung einer Vermuthung) aufgelegt iſt, praltiſchen Werth. 

(4. 4.) Da das Geſetz eine Benachteiligung des anfechtenden Gläubigers borausjegt, jo kann 
die Anfechtungsfiage in allen Fällen mit dem Einmande, daß dem Bell. wegen der forderung, zu 
deren Sicherung oder Tilgung das angefochtene Rechtsgeichäft geichlofjen worden, ein Vorrecht vor 
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Unter nahen Bermwandten werden verftanden: die Verwandten im auffteigender oder abftei- 
gender Linie, ſowie die vollbürtigen und hafbbürtigen Geſchwiſter ®*). 

8. 6. Kann der Gläubiger ſchon vor der Bollftredbarteit feiner Forderung, jei es bei Anftellung 
der Klage oder im Laufe des Prozefies gegen den Schuldner, die Bermögensunzulänglichkeit deffelben 
beicheinigen #* a) umd eine der vorftehend ($. 5) aufgeführten Rechtehandlungen bezeichnen, welche er 
fünftig anzufechten gedentt, fo hat auf feinen Antrag das Gericht diefe Abficht fofort demjenigen be- 
fannt zu machen, gegen welchen die Anfechtung künftig gerichtet werden foll #®). 

Der Gläubiger erlangt durd) eine ſolche Belanutmachung das Recht, den zweijährigen Zeitraum, 
auf welchen die Anfechtung beichränkt ift, fchom vor dem Tage der Zuftellung der VBelammtmachung 
zurüdaurechnen 9°). 

8. 7. Ohne Beihränfung auf einen beftimmten Zeitraum ®*) unterliegen der Anfechtung : 


der eg: des Klägers gebühre ($. 15), entkräftet werden. Bergl. Er. des Obertr. v. 10, Jan. 
1860 (Arch. }. Rechtsf. Bd. XXXVI, ©. 186). 

(4. 4.) Wenn ein imfoldenter Schuldner eine wirkliche Schuld dadurch, daf er dem Gläubiger 
Sachen verlauft und den Kaufpreis im Kontrafte auf ſolche Schuld verrechnet, berichtigt, fo ſehen 
die Konkursordnung und das Anfechtungsgejet dies micht als eine umerlaubte, zur Benadtheiligung 
der Gläubiger —— Veräußerüng, ſondern als eine nur in den beſonderen Fällen des 
5. 101, Nr. 2 und 3 der Konk.Ordn. anfechtbare, ſonſt erlaubte Befriedigung eines einzelnen Gläu- 
bigers aus dem noch vorhandenen Vermögen an und haben das natürliche Recht des Gläubigers, aus 
den bereiteften Mitteln feines Schuldners jeine Befriedigung zu fuchen und anzunehmen, nicht weiter, 
als a. a. DO. geſchehen iſt, eingeichränft. rk. des Dbertr. bom 17, April 1863 (Entſch. Bd. XLIX, 
S. 368 und Ardiv fir Rechts. Bd. XLIX, ©. 164). (5. 4.) Im der früheren Kontursorduung 
(A. G.O. I, 50, $. 44) war der römiſchrechtliche Grundiag, daf die Befriedigung eines Gläubigers 
durch datio in solutum nicht unter das Prinzip der actio Pauliana falle, unbeichränft anerfaunt. 
Weiter als über die beftimmten Abmeichungen im $. 101, Nr. 2 und 3 der heutigen Konf.-Ordn. iſt 
eine Einſchränkung des im $. 44 a. a. D. ausgeiprochenen , dem Rechte völlig entiprechenden Grund» 
jedes nicht ausgeſprochen, und demnach darf die ger, des $. 5, Mr. 3 diefes Gel. auf Anga- 
= * ee nicht angeivendet werden. . defl. d. 25. September 1866 (Arch. f. Rechtsf. 

.„ LXVI, ©, 95). 

88) ©. d. Anm. 22 bis 26 zu $. 102 der Konkursordnung. 

88“) (5. A.) Diele — iſt für die Anwendung des $. 6 feine unbedingt nothwendige; 
vielmehr kann auch ohne eine ſolche die Belanntmachung von dem Richter mit voller rechtlicher Wir- 
fung erlaffen werden, ig wenn anderweitig jene Vermöc ne des Schuldners lou⸗ 
flirt. Erf. des Obertrib. vom 8. September 1863 Audio 1. Redtsf. Bd. L. ©. 217). 

89) Diefer Paragraph ift eine verbefjerte umd vermehrte (mit Worten vermehrte) Auflage des 
8. 7 de8 ©. vd. 26. April 1835; weſentlich Neues ift darin nicht, daher die alte Praxis auch für 
die meue Wortbereicherung lehrreich iſt. — Ein Gläubiger hatte gegen den Erwerber eines Grund- 
ftüde jeines Schuldners vor ve des Erelutionsmandats, alio damals zu früh, geflagt umd 
wurde deshalb zur Zeit abgewieſen. Als er jpäter nach Erlafjung des Mandats von Neuem flagte, 
machte ihm der Bellagte den Einwaud, daß zwiſchen feiner Erwerbung und dem Erelutionsmandate 
die geſetzliche Friſt elaufen ſei. Die Richter beider Inſtanzen und auch das Obertr. in dem Nich⸗ 
tigkeitsuttel vom 22. Februar 1853 2022/, IV, nahmen jedoch übereinſtimmend an, daß die In— 
pen der erften, zu früh angebrachten Klage die in diejem $. ermähnte Belanntmahung auf das 

rägnantefte enthalte und jene Frift von der Infinuation dieſer Klage zurüchurechnen jei. 

90) Die Anfechtung eines zur Verkürzung der Gläubiger abgeſchloſſenen Vertrages nach dielem 
Geſetze wird dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Schuldner in Konkurs verfallen ift, che moch die 
jenigen Gläubiger, deren Forderungen älter find, als die Veräußerung, ihre Forderungen im Wege 
Rechtens geltend gemacht und ein Grelutionsmandat ausgebracht haben. Die Liquidation im Kon- 
hurfe kann mit dem Antrage nad) $. 6 verbunden werden, und das demmächft ergebende vechtöfräftige 
Lolationsurtel (am defien Stelle jest das Anertenntnig im Prüfungstermine, oder das Erlenntniß in 
dem Spezialprozeſſe tritt) vertritt zugleich das Exekutionsmandat, deſſen Erlafſung eben durch die 
Konlurseröffnung ausgeſchloſſen wird; auch erfegt es die in jenem $. vorgeſchriebene Belauntmochung 
an den mit der Anfechtumgklage zu belangenden Kontrahenten, wenn die Yiquidanten dieſe Klage im- 
nerhalb der geſetzlichen Frift direkt gegen denielben anftellen und das Gericht ibm dieſe K 
infinuirt. Pr. des Obertr. 17198, v. 28. Februar 1846 und Erf. vom 6. Mai 1853 (Archiv 

ſ. ®d. IX, ©. 150), Auch nad der neuen Konkursordnung und nach dem meuen Geſetze 
v. 9, Mai 1855 hat der durch diejes Pr. anerkannte Rechtsgrundſatz für die Gläubiger, deren 
rungen älter find al® die Veräußerung, noch Anwendung, wenn nicht der Verwalter der Mafle von 
der Anfechtungsflage Gebrauch macht. 

91) Rämlid) innerhalb der Verjährungszeit. Daß die Klageverjährung durch die Beſtimmung 
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1) alle Rechtshandfungen, welche der Schuldner in der, dem anderen Theile befannten Abficht vor- 
genommen hat, fie nur zum Schein vorzunehmen, oder die Gläubiger auf andere Weiſe zur be— 
vortheilen 91 @); 

2) die gegen den Schuldner ergangenen Entfcheidumgen und Mandate, forvie die auf Grumd folder 
Titel vorgenommenen Rechtshandlungen , mern dabei Umftände zum Grumde liegen, bei melden 
eine gleiche Abficht (Nr. 1) erhellt; 

3) die freigebigen Berfligungen ($. 5, Nr. 2), melche der Schuldner zum Vortheil feines Ehegatten 
nach geichloffener Ehe vorgenommen hat ;' 

4) die Rechtshandlungen, durch welche der Schuldner feiner Ehefrau oder deren Rechtsnachfolgern, 
behufs Sicherftellung oder Abfindung wegen des in feine Verwaltung gelommenen Bermögens, 
in ftehender Ehe ein Pfandrecht oder ein Hypothelenrecht beftellt, oder auf irgend eine Meile Be- 
friedigung gewährt hat, ohne daß ein Fall der gefetlichen Verpflichtung zur Sicherftellung der 
Ehefrau oder zur Herausgabe des Vermögens derſelben vorlag; 

5) Duittungen, Anerkenntniſſe oder Zugeftändniffe, welche der Schuldner feinem Ehegatten gegen- 
über, vor 92 b) oder nach gefchloffener Ehe, ausdrüdlich oder ſtillſchweigend, in&befondere im Kon- 
tumazialverfahren, abgegeben hat; fofern nicht die Richtigkeit der Quittung, des Anerkenntnifjes 
oder Zugeftändniffes, oder der im Kontumazialverfahren feftgeftellten- Umftände anderweit nachge= 
tiefen wird. 


nicht ausgeichlofjen ift, verfteht fich vom jelbft. Der $. 7 ift Übrigens örtlich gleichlautend mit dem 
8. 103 der Konkursordnung. S. deshalb die Anmerkungen dazu. 

91.@) (4, U.) Es bilder die Regel, daß derjenige, welcher Sachen durch Redytshandlungen erwor— 
ben hat, die der Schuldner in der. ihm befannten Abficht vorgenommen hat, fie nur zum Schein 
borzunehmen, die empfangenen Sachen dem anfechtenden Gläubiger zurückgewähren muß, mag er zur 
* der Anfechtung noch im Beſitze der durch die fragliche Rechtshandlung erlangten Sachen ſich be— 

nden, oder nicht. Die Rückgewähr muß im Zuſtande der fraglichen Gegenſtände zur Zeit des an— 
gefochtenen Vertrages mit den Pflichten eines umvedlichen Beſitzers erfolgen. Erf. des Obertr. dom 
22. Juni 1861 (Arc. f. Rechtsf. Bd. XLU, ©. 190). — (5. A.) Der in diejem Erk. ausgeſprochene 
und angewendete Grundſatz, daß es nicht- darauf ankomme, ob der erfte Erwerber zur Zeit der An- 
fehtung noch im Befite der durch die fragliche Rechtshandlung erlangten Sachen ſich befände oder 
nicht, ift bereits im dem lirtheile vom 7. Juni 1864 (Mote 92 dd zu 8, 12) wieder reprobirt, in— 
dem darin eingehend ausgeführt ift, daß, wenn der erſte Ertverber den Gegenftand vor Anftellung der 
Anfechtungstiage ſchon meiter gegeben hat, der Anſpruch auf Rückgabe bei ihm fein Objekt mehr bor- 
finde , und daher der bloße Antrag, die Rechtshandlung, durch melde er die Sache überfommen, in 
Bezug auf den anfechtenden Gläubiger für ungilltig zu erklären, und ein nur diefem Antrage ent: 
iprechendes Urtheil vollftändig effeltlos ericheine, daß vielmehr im ſolchem Falle unter den im $. 16 
beftimmten Modalitäten gegen den dritten Befiger werde geflagt werden müſſen umd das für den 
mweiterberäußerten Gegenftand in das Vermögen des erften Eriverbers gelangte Surrogat mit der An- 
fechtungsklage, als Ar nicht werde in Anfprucd genommen werden dürfen. Diele Rechtfertigung 
bezieht fich allerdings zunächſt nur auf die im $. 5, ok. 3 behandelten Veräußerungen. Allein wenn 
die dort erwähnte Präfumtion nicht widerlegt wird, ftehen die Fülle des $. 5, Nr. 3 und die des 
$. 7, Nr. 1 in fubjektiver Beziehung und in Betreff der rechtlichen Folgen der Anfechtung einander 
glei, e8 müſſen deshalb die vorhin entwidelten Grundjäge, mit Bejeitigung der im Erf. d. 22, Juni 
1861 entividelten Anficht, auch für Fälle der letztern Art enticheidend fein. Erf. v. 5. Februar 1867 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 277). 

(5. 9.) Ein Vertrag, mwodurd ein —* zahlungsunfähiger Vater ein Grundſtück von einem 
Dritten erworben und aus ſeinem Vermögen bezahlt, daſſelbe aber ſimulirter Weiſe auf den Namen 
ſeiner minorennen Tochter ankauft und dann fir dieſe fimulirend weiter verlauft hat, iſt mac) dieſem 
Geſetze anfechtbar. Erf. deſſ. vom 23. November 1865 (Entſch. Bd. LVI, ©, 93). 

916) (5. A.) Ift ein folches Bekenntniß dor Schließung der Ehe ausgeftellt, fo muß doh — 
fagt da8 Dbertr. — nad) dem Grunde und Zwecke des Geſetzes dem Ausfteller die Abficht beigemefien 
werden fönmen, feine Gläubiger dadurch benachtheiligen zu wollen; es muß zwiſchen dem Ausjteller 
und der Perſon, zu deren Gunften das Belenntniß abgegeben wird, eine Beziehung beftanden haben, 
welche die nachherige Schliefung der Ehe erivarten ließ, wenn die Borfhrit der Nr. 5 anwendbar 
fein fol. Erf. vom 8. Juli 1864 (Entih. Bd. LIU, S. 358). Der Fall war zwar der, daß der 
Ausfteller mit der Schmwefter der Perion, zu deren Gunften das Belenntniß abgegeben ward, verhei— 
rathet war, und daß fich Beide fpäter, mie es fcheint nachdem die rau verftorben, mit einander 
verheiratheten. Aber warum die defiderirte —— zes Beiden doch micht ſchon zur Zeit der 
Ausftelung des Schuldbelenntnifies hätte follen beftehen können, ift durch michts angezeigt. 
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$. 8, Die Anfechtung einer Rechtshandlung wird dadurch nicht ausgejchlofien, daß deriefben ein 
vollftredbarer Vergleich oder ein anderer vollftredbarer Titel ($. 7, Nr. 2) hinzugetreten ift. Bielmehr 
ijt jeder einer anfechtbaren und fir ungilltig erflärten Rechtshandlung binzugetretene vollftredbare Ti— 
tel, dem Gläubiger gegenüber, unwirlſam, ohne daß es der befonderen Anfechtung defjelben bedarf **). 

8.9. Die Anfechtung ift umftatthaft, wenn die Rechtshandlung ſchon vor der Entftehung der 
Forderung des Gläubiger vorgenommen worden iſt ?*a) und es fih nicht um ein Scheingeichäft 
handelt ?*b), 

8. 10. Der Gläubiger verliert jein Anfehtungsredht, wenn er von demfelben nicht innerhalb des 
Zeitraums Gebraud macht, in welchem ihm die Erekution gegen den Schuldner überhaupt zufteht ?*b*). 

Wenn der Gläubiger dem Schuldner Zahlungsfrift bervilligt ?* bb) umd dies die Wirkung hat, daß 
die Frift verlängert wird, innerhalb welcher die Erekution zuläffig ift, jo wird dadurch nicht zugleich 
der Zeitraum verlängert, innerhalb defjen der Gläubiger von feinem Anfechtungsrechte Gebrauch ma- 
den kann 9% ce), 

$. 11. Die Beftimmungen wegen Anfechtung von Rechtshandlungen, welche vorftehend in An- 
jehung des Schuldners ertheilt find, gelten auch von dem Erben hinfichtlih der Rechtshandlungen, 


92) Mörtlic aus der Konkursordnung $. 4 übernommen. S. die Anm. dazır. 

92°) Ein altes Prinzip der actio Pauliana, aud im $. 3 des Gef. vom 26. April 1835 ange- 
nommen und darin begründet, daß jüngere Gläubiger durch früher erfolgte Beräußerungen ganz un- 
möglich benachtheiligt jein können. (5. 4.) Lediglich der Zeitpunkt der Entftehung der Forderung ent» 
icheidet in Betreff des in Rede ftehenden Erfordernifies der Anfechtbarkeit. Daher ift in Betreff einer 
Wechielforderung des Gläubigerd der Tag der Ausftellung des Wechſels maßgebend. Der Klagean- 
trag bei der Klage auf Anfechtung eines Kauffontrattis über ein Grundftüd kann auch auf Rüdgemäh- 
rung deflelben, und zwar in dem SGhpothefenzuftande am Zage der Veräußerung, gerichtet werden. 
Ert. des Obertr. vom 1. März 1864 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LII, ©. 304). Bei einer Wechielfor- 
derung gegen den Acceptanten ıft jelbitverftändlich. der Tag der Acreptation maßgebend und diefe muß 
älter ſein als die Veräußerung des Schuldners , welche der Gläubiger auf Grund feiner Wechieifor- 
derung anfechten will. Die Berufung auf das ältere Datum der elausftellung ift unzulälfig ; 
denn es giebt feine Rechtsvermuthung, daß aucd die Annahme des Wechſels bereits an dieiem Tage 
erfolgt jei, der ältere Tag der Annahme muß daher zur Begründung der Anfechtungsflage bemieien 
werden. (rk. defi. vom 24. April 1866 (Arc. f. Rechtef. Bd. LXVI, ©. 27). Die Berpflictung 
des Acceptanten und die ihr gegemüberftehende Wechlelforderung des Wechſelnehmers entfteht für dieje- 
nigen Wechſelnehmer, am welche der Wechiel bereits begeben war, als das Accept ge murde, 
gleichzeitig, für diejenigen, denen die Tratte jpäter begeben wurde, mit dem vollzogenen Indoſſament. 
Erf. def. vom 14. Januar 1868 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXX, ©. 18), 

925) Man könnte denfen, daß im dieſem Falle derjelbe Grund (Anm. 93) wirtiam jein müßte. 
Allein mit dem Scheine ift es ein Anderes als mit der Wirklichkeit. Ein ee. ift ein nicht 
wirllich vorhandenes Geichäft, es ift Nichts, folglich fann es auch ein jüngerer Slänbiger ignoriren 
und negiren. Dies ift der weſentliche Kern feiner Klage oder Einrede, wenngleich er die Bemweisiaft 
hat aus Gründen, melde in den Verhältniſſen der äußeren Ericeinung beruhen. Die äußere Form 
des fimulirten Mechtsgeichäfts ift vorhanden; der Gläubiger behauptet, die Form ſei ohme Inhalt. 
Die allgemeine Prozeßregel legt ihm, da die Ericheinung gegen ihm ift, den Beweis auf. 

92b*) (5. U.) Der 8. 10 bezieht ſich auch auf ſolche Anfechtungen, welche fi auf das Funda⸗ 
ment eines behaupteten Scheingeichäfts ſtützen. Erf. des Obertr. vom 20. Dezember 1864 ((imtich. 
Bd. LIU, ©. 341). 

92 bb) (4, A.) Oder wenn er angebradjte Erefutionsgeiucdhe freiwillig zurüdgenommen bat, rt. 
des Tbertrib. dv. 8. März 1860 (Entſch. Bd. XLIII, ©, 419). 

92€) Der zweite Sat fehlte im G. dv. 26. April 1835 ($. 11), umd iſt aus der Praxis, na 

mentlich aus dem Pr. des Obertr. 2075, vd. 4. Dezember 1848 aufgenommen, welches lautet: Die 
Klage auf Aufhebung von Verträgen zahlungsunfähiger Schuldner zum Nachtheile der Gläubiger muß 
der Regel nah binnen Jahresfrit angeftelit werden. Die im 8. 148 des Anh. 3. A. G.D. angege⸗ 
benen Hinderniffe find dabei ohne Einfluß, Sofern fie nicht aud der Anftellung der Klage bindernd 
entgegen treten. (Entſch. Bd. XVII, ©. 106.) (5. 9.) Dieſer Rechtsgrundſatz bezog —* 
Fall, daß die Exelutionsfriſt durch Willlühr und Schuld des Gläubigers (Stundung) verlä teip. 
verabjäumt worden. Wenn aber inzwiſchen gegen den Schuldner die Erelution nachgeſucht umd frudhe- 
108 vollftredt worden ift, fo fteht dem hierauf erft nach Ablauf eines Jahres geltend gemachten An- 
fechtungsrechte des Gläubigers der $. 10 nicht entgegen, Erf. des Obertr. vom 24. September 1863 
(Arch. für Rechtef. Bd. L, ©. 282), 
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welche derjelbe feit dem Ableben des Schuldners über den Nachlaß in Betreff diefes letzteren borge- 
nommen hat 9% d), 

$. 12. Der Gläubiger ift befugt, zu verlangen, daß Dasjenige zurückgewährt wird 9% dd), mas 
durch die ungültige Rechtshandlung von dem Schuldner aus jeinem Vermögen oder von dem Erben 
aus dem Nachlaſſe ($. 11) weggegeben oder veräußert worden ift ?*e), 

Ebenfo kann, wenn die erfolgte Befriedigung eines anderen Gläubigers des Schuldners der An- 
fehtung unterliegt, der anfechtende Gläubiger verlangen, daf der befriedigte Gläubiger das Em- 
pfangene zurückgewährt ?% ee), 

Bildet eine freigebige Verfügung des Schuldners ($. 5, Nr. 2) den Gegenftand der Anfechtung, 
jo kann das Rüdforderungsrecht, wenn nicht der Fall des $. 7, Nr. 1 vorliegt, nur infomweit ausge- 
übt werden, als der Ermwerber zur Zeit der Anfechtung noch im Befit der durch die freigebige Verfü— 
gung erlangten Sache ſich befindet oder durch den aus derjelben gelöften Werth noch wirklich reicher ift. 


92d) Aus der Konfursordnung $. 105 aufgenommen. &. die Anm. 34 dazu. 

92 dd) (4. A.) Die Anfechtungsliage in Betreff eines noch im Beſitze des beflagten Erwerbers 
befindlichen Grundftüds braucht nicht gerade zunächſt auf Riüdgemwähr des Beräußerten gerichtet zu 
werden, jondern darf aud) unmittelbar auf Duldung der Erelution in das veräußerte Grundftüd ges 
hen. $. 14; Erf. des Obertr. v. 4. Ditober 1859 (Entſch. Bd. XLII, ©. 103). Der Antrag auf 
Rückgewähr ift nur bei folhen Gegenftänden am Orte, in melde die Erekution nicht vollftvedt wer⸗ 
den Tann, ohne daß man fich vorher in den körperlichen Beſitz geſetzt hat, namentlich bei bemeglichen 
Sachen und Summen. Grumdftüde werden ohne borgängige Befigergreifung im Wege der Erelution 

fubhaftirt. (5. 9.) Aus dem Zwecke der Anfechtungsfiage folgt, var wenn durch fie eine Nechts- 
handlung angefochten wird, welche die Veräußerung einer Säche zum Gegenftande hat, diefe Klage 
($. 14) fih nur gegen den Bejiter der Sache wenden kann, aljo nicht mehr, nachdem er fie be- 
reitö weiter beräußert hat, weil dann diefe Klage bei ihm kein Objekt findet, mithin gegen ihn kei» 
nen Sinn hat. Möglichertveife ann zwar der erfte Erwerber dem Gläubiger ungeachtet, oder gerade 
bermöge der Weiterveräußerung der Sache für den demjelben erwachſenen Schaden verhaftet jein. 
(Bergl. Anm. 92er) Gin folder Entihädigungsanipruch aber kann nicht bloß auf die be an 
Borausiegungen dieſes Gejees, fondern muß außerdem auf die befonderen thatjächlichen Berhä tniffe, 
welche den Schadensanfpruc; gegen den Weiterveräußerer rechtfertigen könnten, geftiigt werden. Ert. 
des Obertr. v. 7. Juni 1864 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LI, S. 307 und Entid. Bd. LIU, S. 353), 
Hierdurch ift das Erf. vom 22. Juni 1861 (Anm. 91a) reprobirt. 

92e) Und den Bellagten anzuhalten, die feinerjeits auf die Sache kontrahirten und eingetragenen 
Schulden und Laften wegzuſchaffen, jo weit fie ihm feine Befriedigung verkürzen würden, Pr. des 
Obertr. 1719b, vom 28. Febr. 1846. — Hat der Erwerber die Sache bereits weiter veräußert und 
dadurch dem Gläubiger den Gegenftand feiner Befriedigung entzogen; jo kann der Gläubiger aus dem 
ſelben Rectsgrunde, aus welchem er die Wegſchaffung der aufgelegten Schulden und Laſten (partielle 
Veräußerung) zu fordern berechtigt ift, die Herausgabe des für die Sache Empfangenen, ſoweit es 
zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich ift, verlangen. Unter die Regeln von unerlaubten Hand» 
lungen und der Entihädigung nach den Grundfähen des Tit. 6 ift der Mall micht zu bringen ; die 
actio Pauliana ift das zur Anwendung kommende Prinzip; wenn der Bellagte die Sache unredlicher- 
weiſe wegſchafft, jo muß er als ein Tolcer. qui dolo desiit possidere, für den Werth auffommen. 
zit. 15, 88. 15 ımd 16. — (2. U.) Jedenfalls ift es ohme Bedenten, daß, wenn erft nach Inſi— 
nuation der Anfechtungsflage oder der ihr gleichftehenden Ankündigung gemäß $. 6, eine Veränderung 
mit dem Gegenftande der angefochtenen Beräußerung zum Nachtheile des Gläubigers gemacht worden 
ift, alsdann der auf dem Prinzipe der Fitigiofität beruhende $. 16, Tit. 15 eintritt, wonach der 
Beräußerer mie ein unredlicher Beſitzer, d. h. als ein folcher, der die Sache noch unredlicher Weile 
hinter fi) hat (fietus possessor), behandelt wird. Im diefem Kalle, und wenn die weitere Verfol- 
gung gegen den ferneren Erwerber wegen defjen Redlichkeit nicht zuläffig ift ($. 16), ift die Nichtig« 
feitserlärung der erften Beräußerung zwar unnöthig oder vielmehr fe hat feinen Zwed und lann 
jr dem Glauben führen, daß auc die daran gefnüpfte weitere Veräußerung anfechtbar jei: aber die 

nverbindlichkeit der erfteren Beräuferung muß ale Grundlage des Entſchädigungsanſpruchs doch zur 
Beurtheilung gezogen merden. Auf diefe Klage findet auch nicht die dreijährige Verjährung aus dem 
$. 54, Tit. 16 Anwendung. Der Anfang der Verjährung ift die Erefutionsfähigkeit der Forderung 
des Gläubiger, meil eher die Klage aus diefem Gejege nicht angeftellt werden fann. 

92.e) (4. U.) Wann diefe Borausjegung, daß die Befriedigung eines anderen Gläubigers der 
Anfechtung unterliegt, vorhanden, ift aus den vorhergehenden &$. zu entnehmen und unter diefen 
fennt nur der $. 7, Nr. 4 eine der Anfechtung unterliegende Befriedigung wegen einer ſchon beftan- 
denen Schuld, nämlich die Befriedigung der Ehefrau in dem dort beftimmten Falle. Darauf muß 
alfo der Abi. 2 des $. 12 bezogen erden. Bergl. das in der Anm. 87, Abi. 4 alleg. Erf. des 
Obertr. dom 17. April 1863, a 
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Dasjenige, was in Folge der Anfechtung zurüdgewährt wird, ift zur Befriedigung des anfechten- 
den Gläubigers zu verwenden ?*f), 

8. 13. Gegen Rückgewähr des Empfangenen ($. 12) muß dem Erwerber feine etwanige Gegen- 
leiftung vollftändig erftattet werden. Wenn jedoch dem Erwerber befannt war ?* ff), daß der Schuld⸗ 
ner die Rechtshandlung nur zum Schein oder in der Abficht vorgenommen hat, die Gläubiger zu be- 
vortheilen, jo kann er ſich wegen Erftattung der Gegenleiftumg nur an den Schuldner halten. 

Muß der Empfänger einer anfechtbaren Zahlung das Empfangene zurüdgeben, fo tritt feine For- 
derung an den Schuldner wieder in Kraft 24). 

8. 14, Erfolgt die Anfechtung im Wege der Klage, fo hat der Gläubiger ſogleich in der Klage 
jeinen Antrag daranf zu richten, was der Berklagte zu thun oder zu dulden für ſchuldig erkannt wer⸗ 
den ſoll 9% eg). 

8. 15. In wieweit der zur Riüdgervähr Berpflichtete ſich wegen Forderungen, welche ihm gegen 
den Schuldner zuftehen, ebenfalle an Das halten kann, was er zuridgewähren muß, ift nach den all- 
gemeinen Borjchriften über das Prioritätsverfahren in der Erelutionsinftanz (Tit. 5, Abſchn. 1 der 
Konkursordn.) zu enticheiden. 

8. 16. Gegen einen dritten Befiter *2 E68) der aus dem Bermögen des Schuldners meggegebe- 
nen oder beräußerten Gegenftände, oder der von dem Schuldner beftellten Pfandrechte oder Hypothelen⸗ 
rechte findet das in Beziehung auf den Vorbefiger zuläffige Anfechtungs- und Rüdforderumgsrecht ftatt: 

1) wenn der dritte Befiter zur Zeit feiner Ermwerbung davon Kenntniß gehabt hat, daß die Redhts- 
handlung des Schuldners nur zum Schein oder in der Abfidht vorgenommen ift, die Gläubiger 

zu bevortheilen 9% h); 


92 9 Diefe Schlußbeftimmung, heribergenommen aus dem $. 2 des G. vom 26. April 1835, 
hat die Bedeutung, daß micht ein anderer privilegirter Gläubiger den Gegenftand fich foll zu Rute 
machen dürfen, nachdem der anfechtende Gläubiger mit Zeit- und Geldverluft und Berdruß den 
Gegenftand herbeigeichafft hat; mit anderen Worten: es findet fein Prioritätsverfahren über den her- 
beigeichafften Gegenftand unter anderen Perionen als denjenigen ftatt, welche als Litiskonforten den 
Snlechtungsprone für ſich gänfein durchgeführt haben. Das hat feinen materiellen Grund: jedem 
Dritten gegenüber ift, nad) der Regel: res judicata jus facit inter partes, der Gegenftand dem In— 
haber unabgeftritten. 

92M) (4. 9.) Sei es, daß foldhes nad 8. 5, Nr. 3 zu vermutben und die Bermuthung nicht 
widerlegt, oder daß in anderen Fällen die Kenntniß bewieſen worden iſt. Erf. des Obertr. v. 4. Oftbr. 
1859 (Entid. Bd. XLU, ©. 99). 

(5, 9.) Nur wenn der Erwerber in gutem Glauben war, geht feine Berpflichtung nicht weiter, 
als dahin: gegen Erftattung Alles defien, was er jeinerfeits gegeben hat, dasjenige zurüdzugeben, 
was er erhalten hat. rt. defi. vom 29. Mai 1866 (Arc. für Rechief. Bd. LXII, ©. 362). 

928) Der Inhalt diefes Paragraphen ift aus der Konkursordnung $$. 107 und 108 herüberge- 
nommen. ©. die Anm, dazu, 

9288) (4. A.) Bergl. $. 12 umd die Anm. 92 dd dazu. 


92E8E) (4. U.) Dadurch, daf der Eriverber weiter veräußert, wird dem Gläubiger zwar jeim 
Anfechtuugsrecht gegen denfelben micht entzogen ; jedoch ftellt ſich jeine Klage in Bezug auf das Ob- 
jett, worauf diefelbe zu richten ift, al® eine auf das Intereſſe gehende densflage dar. Erf. des 
Obertr. vom 15. Septbr. 1857 (Archiv für Recesf. Bd. XXV, ©. 362). Schon in einem Ürf. 
v. 22. Febr. 1853 (Arc. f. Rechtof. Bd. IX, ©. 12) hatte Daff. ausgeiprochen, daß ein der Be— 
ftimmung des $. 2 des Gef. d. 26. April 1835 unterliegender Beräußerungsvertrag, dem benachtbeis 
ligten Gläubiger —— nicht für ungültig erllärt werden lönne, wenn der Gegenſtand des Ber- 
trages von dem Käufer bereits an einen redlichen dritten Erwerber weiter veräußert worden ift. 

92h) Diefe Nummer wiederholt im Wefentlichen die Beftimmung des $. 9 des Geſetzes dom 
26. April 1835. Durch dieſe Beichränfung unterichied fi) die Klage aus dieſem Geſetze von der 
actio Pauliana (Pr.-D. Zit. 50. $. 55), melde unbedingt gegen den dritten ce auf se. 
der Sache ging, nur daf dem redlichen Erwerber die Befugniffe des redlichen Beſitzers bei der Bin- 
difation (Tit. 15, $. 25 und Fit. 10, $$. 7 ff.) eingeräumt waren. (Pr.-D. Tit. 50, $. 56.) Diele 
Berichiedenheit hatte zur Folge, daß bei der actio Pauliana eine Entichädigungsflage gegen den qui 
dolo desiit possidere ($. 15, Zit. 15) erft nach Durchführung derielben gegen weiteren redlichen 
Erwerber wegen des erlittenen Ausfall® zu begründen, mährend bei der Klage aus diejem Ex der 
Entſchãdigungsanſpruch mider den beräußernden erflen Erwerber von der Verfolgung der ge⸗ 
gen den redlichen weitern Erwerber nicht abhängig war. Nach der neuen Konkurdordnung fällt dieſe 

erichiedenheit ganz weg. 
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2) wenn der dritte Beſitzer der Ehegatte des Schuldners oder ein naher Bermandter oder Verſchwä 
gerter ($. 5, Nr. 3) ift ?*hh), imfofern derfelbe nicht Thatſachen nachweiſt, aus melden zu ent- 
nehmen ift, daß er zur Zeit feiner Erwerbung von den Umftänden, welche das Recht zur Anfech- 
tung und Rüdforderung gegen den Borbefiger begründen, feine Kenntniß gehabt hat; 

3) wenn der dritte Beſitzer die Sache durch eine freigebige Verfügung erworben hat; jedoch unter- 
liegt in diefem Falle das Rüdforderungsrecht denjelben Beſchränkungen, melde für den Fall der 
Anfechtung einer freigebigen Verfügung des Schuldners zu Gunften des erjten Erwerbers feftge- 
ſetzt find. ($. 12.) 

Gegen Erben findet das in Beziehung auf den Erblaffer derfelben begründete Anfechtungs = und 
Rüdforderungsrecht ohme die vorftehenden Beſchränkungen ftatt 92 1), . 

8. 17. Bei der Eutſcheidung über die Zuläffigkeit einer Anfechtung bfeiben die pofitiven Regeln 
über die Wirkungen der Beweife außer Anwendung. Der ertennende Richter hat, unter Erwägung 
aller vorliegenden Umftände und unter genauer Prüfung aller beigebradhten Beweiſe, nad) jeiner freien 
aus dem Inbegriff der ftattgehabten Verhandlungen geichöpften Ueberzeugung zu entſcheiden, ob ein 
angetretener Beweis als geführt anzufehen fei, oder nicht, oder ob es noch der Auferlegung eines noth- 
wendigen Eides bedürfe 9*üi), Insbeſondere bleibt auch dem Ermefjen des Richters vorbehalten, ob 
und welches Gewicht dabei auf die im $. 7, unter Nr. 5 erwähnten Duittungen, Anerlenntniſſe und 
Zugeftändniffe gelegt werden fann. Der Richter muß die Gründe, auf welchen feine Ueberzeugung 
beruht , in dem Urtheil vollftändig anführen. 

Jedoch behält es in Anfehung der Befugniß der Parteien zur Eideszufhiebung, ſowie in Anjehung 
der Wirkungen der gefchehenen oder verweigerten Ableiftung zugefhobener Eide bei den beftehenden 
geſetzlichen Borjchriften fein Bewenden 9% k). 


92hh) (5, 9.) Diefer Fall liegt nur dann vor, wenn zur Zeit des angefochtenen Vertrages die 
Ehe, nahe Verwandtſchaft oder wägerichaft zwiichen dem Schuldner und dem dritten Beſitzer be- 
reits beftand. Erf. des Obertr. vom 8, Ditober 1867 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXVIU, ©. 238), 

92i) MWörtlih aus dem 8. 9 des G. vd. 26, April 1835 übernommen. Die Beftimmung ent- 
hält den alten Grundjag, daß die Klagen im der Regel auch paſſiv vererblich find. Vergl. Fit. 9, 
$. 362 und Tit. 6, $. 28. Der Grundſatz der L. 11 D. quae in fraudem creditorum (XLII, 8), 
daß der Erbe nur in id quod ad eum pervenit hafte, gilt nicht. Der $. 16 ift eine Wiederholung 
des $. 109 der Konl.-D. — (5. U.) Es ift zuläffig, wenn eine auf Grund des $. 16 erhobene Klage 
allein gegen den Erwerber und derzeitigen Befiger der veräußerten Sache gerichtet ift; eine ſolche 
Klage kann nicht bloß aus dem Grunde zurückgewieſen werden, weil diejelbe nicht zugleich gegen dei 
Beräußerer und anderen Mitkontrahenten gerichtet worden. Erk. des Obertr. vom 18. Septbr. 1862 
(Arch. f. Rechtsf. Bd. XLVI, ©. 204 & u. Entih. Bd. XLIX, ©. 362) und bejouders Erf. vom 22. Novbr. 
1866 (Arch. f. Rechtsf. Bd. LXV, ©. 152). M. j. auch oben, die Anm. 76b zu $. 1 dieſes Geſetzes. 

92ü) (5. A.) Die hierdurch angeordnete Erleichterung der Beweisführung fommt nur den Gläu— 
bigern, welche bei vorhandener Unzulänglichkeit des Vermögens des Schuldners einen Ver— 
trag wegen des nur beabfichtigten Scheins ($. 7, Nr. 1) anfechten, zu Statten; der Kontrahent jelbft, 
welcher einen bon ihm geſchloſſenen Vertra en Simulation anficht, hat darauf micht weiter, als 
ſchon in der Vorſchrift Tit. 4, 8. 55 begründet ift, Anipruch, und eben deshalb auch nicht der, ledig- 
ih auf das wahre Rechtsberhältniß dieſes Kontrahenten, wicht zugleich auf defien VBermögensunzu- 
länglichteit ſich gründende, anfechtende Gıäubiger, namentlich der Exekutionsſucher, welcher von einem 
Dritten wegen der abgepfändeten Stüde mit der Interventionskiage belangt wird und derjeiben den 
Einwand der Simulation entgegeniegt. Erk. des Obertr. vom 19. Dezbr. 1864 (Entid. Bd. LIV, 
©. 9). Diefer Erekutionsfuher braudht zur Begründung des Einwandes der Simulation nicht den 
Vorbeweis der Bermögensunzulänglichleit jeines Schuldners r führen, fondern nur den Eigenthums— 
anſpruch des Intervenienten jo, wie ed der Schuldner jelbft (nach Borichrift Tit. 4, $. 55) thun 
fönnte, wenn er wollte, durch Entkräftung des Titels zu bejeitigen. Der Einwand enthält weſentlich 
nichts anderes als die Antretung des Gegenbeweiſes gegen den vom Intervenienten beigebradhten (an— 
geblich falichen) Eigenthumsbeweis. 

(5. A.) Jeder Gläubiger, melden bei der Exekutionsvollſtrecluug gegen feinen Schuldner ein 
Dritter, geſtützt auf ein mit dem Schuldner geichlofjenes Rechtsgeichäft, entgegentritt, if, umabhän- 

g don dem Geſetz vom 9. Mai 1855, berechtigt, den Nachweis zu führen, daß das Rechtsgeichäft 

—2 alſo zur Uebertragung von Rechten nicht beſtimmt geweſen jei und ſomit in dem Eigenthumd- 
berhältniffen feines Schuldners eine rechtliche Aenderung nicht hervorgebracht habe. Dafj. Erk., und 
Erf. dom 26. März 1867 (Arch. für Rechtsf. Bd. LXVII, ©. 138), 


92%) Wiederholung des $. 111 der Konkursordnung. S. die Anm. 41 und 42 dazu. Der 
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8. 18. Wird über das Bermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, fo gehen die Rechte, 
welche der Gläubiger aus dem gegenwärtigen Geſetze bereits erworben hat, auf die Gläubigerſchaft 
über 9*1), 


88. 1130. u. 1131. Fallen — ke 
$. 1132. Wegen der von dem Gemeinfchuldner an feinen Ehegatten gemachten 
Schenkungen ift da® Erforderliche gehörigen Orts beftimmt. (Tb. II, Tit. 1, Abſchn. 5.) 
$. 1133. Alle Schenkungen, die an Andere ald den Ehegatten ?®*), frü- 
ber ald Zwei Jahre vor der Zahlungseinftellung, oder der Anzeige 
der Bermögendunzgulänglichfeit, oder des Antrags auf Konkurseröff— 


8. 8 des Gef. v. 26. April 1835 hatte die Beftiimmung, daß bloße Privaturkunden zu dem von dem 
Erwerber angetretenen Beweiſe gegen die Begründung der Anfechtung nicht hinreichend jeien. Im 
Beziehung darauf hat das Obertr. angenommen, daß diefe Anordnung einer Beweisregel auf frühere 
Fülle angewendet werden fönne, weil das Prozeßverfahren fi) nach demjenigen Vorſchriften richten 
muß, die zur Zeit der Einleitung und Entſcheidung des Rechtsftreites in Kraft find. Pr. 1356, 
bom 12. Novbr. 1835. Der $. 17 des vorliegenden neuen Geſetzes enthält aud) nur die Anordnung 
einer Bereisregel. (4. A.) Das Obertr. meint jedoch jet, im Wideripruche mit feinem Br. 1356, 
das Gegentheil, der $. 17 joll „materieller Natur“ fein. Als wenn die alte Beftimmung, daß zwei 
Zeugen oder dad Zugeftändnig einen vollftändigen Beweis herftellen, gegen melden der Richter mit 
jeiner Ueberzeugung nichts gilt, nicht im einem noch höheren Grade eine „materielle Natur hätte, 
Auf dergleichen Behauptungen ift nicht einzugehen, Rechtsgründe werden nicht vorgebradtt. Erf. vom 
13. Oltbr. 1857 (Arc. f. Rechref. Bd. XXVI, ©. 267). Dagegen ift dem Obertr. darin volltom«- 
men beizuftimmen, daß das G. vom 9. Mai 1855 im feiner Zotalität keineswegs rüdhvirfende Kraft 
habe und keineswegs bloß prozefiualiihe Beftimmungen enthalte. Erf. vom 11. Febr. 1858 (Entſch. 
BD. XXXVIU, ©. 103). Denn es beftimmt, wie jein Borgänger v. 1835, die Borausiegungen und 
Erforderniffe der actio Pauliana, hat es aljo ganz eigentlich mit der Feftftellung materieller Rechts» 
grundfäte zu thun. 

921) Das ©. v. 26, April 1835, 8. 13 beftimmte das Gegentheil; die bereits erworbenen Rechte 
follten dem Gläubiger nicht verloren gehen. 


93) (3. A.) Der 8. 1129 geftattete der Gläubigerichaft den unbedingten Widerruf aller von dem 
Gemeinihuldner innerhalb des letzten Jahres vor der Konkurderöffnung gemachten Schentungen. 
Noch bis zwei Jahre weiter zurüdliegende Schenkungen follten nur angefochten werden fönnen: 1. von 
denjenigen Gläubigern, deren Forderungen Älter waren, und 2. wenn fie bemweilen fünnten, daß der 
Gemeinichuldner ſchon zur Zeit der Schenkung über den Betrag feines Vermögens verſchuldet geweſen 
fei. (88. 1130, 1131, 1133.) Diele Bemweisführung machte den Angriff ſchwierig. Auch konnte man 
bei Abfafjung der Konkursordnung keinen ausreichenden Grund abſehen, weshalb zur Anfechtung einer 
über ein Jahr zurüdliegenden Schenkung nur ſolche Gläubiger befugt fein follten, deren Forderung älter 
als die Schenkung. Nehme das Gele an, daß eine innerhalb des letzten Jahres erfolgte Schenkung 
als eine Benachtheiligung jämmtiicher, auch der jpäteren Gläubiger des Schenters erachtet werden 
müffe, jo könne von früheren Schenkungen nicht füglich etwas Anderes gelten; das Interefie der Gläu- 
biger laſſe ſich nicht in diefer Weije trennen. (Motive, ©. 85.) Der Schluß gebt fehl. Denn die 
Bedingung der Benachtheiligung und der Beweisführung ($$. 1130, 1131) find die rechtlichen Erfor⸗ 
dernifje der aus dem R. R. aufgenommenen Widerrufungsfiage (actio Pauliana), und der $. 1129 
machte hiervon eine willfürtihe Ausnahme zum Bortheile der Gläubiger, ohne bei der jo kurz vor 
der Eröffnung des Konkurjes gemachten Schenkung nad dem Alter der einzeinen, meiftentheils doch 
wohl älteren, Forderungen zu fragen und davon die Legitimation zur Klage abhängig zu machen. Mit 
dem zumehmenden Alter der Schenkung vermindert fich aber die Zahl der älteren forderungen und es 
war jehr verftändig von den Berfaflern des A. L.R., mit der willkürlich gemachten Ausnahme ($. 1129) 
bon der Regel (88. 1130, 1131) doch nicht gar zu weit zurüdzugehen und dadurch allzır viel Gtäu- 
bigern, die durch die Schenkung gar nicht benachtbeiligt worden waren, auf Koften der wirklich Benach 
—— einen unzukömmlichen Vortheil zuzuwenden. Die Verfaſſer der Konkursordnung haben nun 
die Ausnahme des $. 1129 zur Regel gemacht und die Regel ſelbſt (55. 1130, 1181), d. h. die Ber 
dingungen des Widerrufs und die Erforderniffe der actio Pauliana, abgeihafft; dabei auch den drei» 
jährigen Zeitraum auf einen zweijährigen beicräntt. Kont.-D. 5. 102, Nr. 2. Diele Berbeflerung 
des A. 2.R. ericheint vom juriftiichen Standpunkte aus recht zweifelhaft ; fie hat einen Juſtinianiſchen 
Charakter. (4. 9.) Die Bedingung der Bermögensungulänglichkeit liegt jedoch in dem Erforderniffe 
der Benachtheiligung, die bei einer zureichenden Bermögensmafle nicht eintreten fann, ift mithin feibit- 
verftändlich beibehalten. 

93®) (3. A.) Konfursordnung $. 103, Nr. 3, 
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nung°3b) rehtögültig °*) erfolgt find, können von den Gläubigern unter Feinerlei 
Borwande angefochten werden ®5), 

$. 1134. Sobald ein wirklicher rechtögültiger Schenfungävertrag vorhanden ift, 
macht es in Anfehung der Rechte des Geſchenknehmers, und der Befugnig des Ge- 
fchenfgebers, zum Widerrufe feinen Unterfchied, wenn gleich das Gefchäft eine Schen- 
fung von Todeöwegen genannt, oder die Lebergabe bis nach dem Ableben des Geſchenk— 
gebers verjchoben wäre. 


93 b) (3, U.) Ebenda, $. 102, Nr. 2, Bergl. o. die Anm. 93 a. E. 

94) Der Widerruf wegen Rechtsungiltigkeit des Geichäfts verjährt nicht iu dieſer kurzen Zeit. 

.. 9) Suarez jagt, das Neue bei diefer jchon im der Pr.-Drd, vorgetragenen Theorie (65. 1129 
bis 1133) fei nur, daß nad $. 1133 Schenkungen, die älter als 3 Jahre find, unter dem Votwande 
eines ſchon damals vorhanden geweienen concursus materialis nicht follen revozirt werden fönnen. Die 
Abficht diefer Einſchränkung jei flar. Es folle nämlich der Ungewißheit des Eigenthums, melde aus 
allen dergleichen actionibus revoentorüs immer zu beforgen fei, möglichft abgeholfen, und es ſollten die 
BWeitläuftigleiten, die unfehlbar eintreten müßten, wenn im der Frörterung über den Bermögenszu- 
ftand eines Menſchen auf viele Jahre zurüdgegangen werden muß, wenigſtens vermindert werden. 
(Iahrb. Bd. XLI, ©, 25.) 

96) Das A. AR. ift dürftig in feinen Beftimmungen über die Schenkung von Todes wegen; es 
enthält wenig oder nichts über Begriff, Natur und Wirkungen, es handelt nur dom Widerrufe bei einer 
ſolchen Schenkung. Die Schenkung auf den Todesfall, oder mortis causa donatio, hat nah R. R. 
eine dreifach verſchiedene Natur, je nachdem darin eine bloße Zeitbeftimmung, oder eine Bedingung, 
oder ein Beweggrund liegt. Sie ift eine Art bedingter Schenkung, welche nur eine dreifach verſchiedene 
Form haben fann. Die eine Form ift die, welche durch den allgemeinen Gedanten an den Tod ver— 
anlaßt und durch denfelben überhaupt bedingt wird; die andere ift die durch eine beſtimmte gegeus 
wärtige Todesgefahr (Krankheit, bevorftehende Schlacht, Seegefaht, Ueberſchwemmung) veranlaßte und 
durch den darin erfolgenden Tod bedingte (das Letztere ift das Eigenthümliche; denn es kann eine folche 
bevorftehende Gefahr auch bloße Veranlafjung zu der erftgedachten Form der Schenkung jein); die 
dritte ift, daß im dem einen wie in dem anderen Falle der Widerruf — der ſich ſonſt von felbft vers 
fteht — ausdrücklich ausgeichloffen wird. L. 13, $. 1, L. 35, 8. 4 D. de m. c. donatione (XXXIX, 
6); Nov. 87, pr. e. 1. Das Weſentliche diefer Art Schenkung überhaupt ift nur, daß der Schenter 
den Beſchenkten nicht überleben darf, L. 32 D eod, Die Röm. YJuriften driiden den Gedanten des 
Schenter® auf den Todesfall fo aus: er wolle lieber ſelbſt es behalten, als der es haben folle, dem er 
es jchenkt, aber dieſer jolle es lieber haben, ats fein (des Schenters) Erbe. $. 1 Inst. de donat. (II, 
7); L. 1 pr., L. 35, 8. 2 D. de m. ce. don. (XXXIX, 6). Die Art Schenkung hat daher in Zweck 
und Erfolg viel Achnliches mit dem Legate, es werden aud) verichiedene Regeln don den Legaten auf 
fie angerendet, fie ift aber nichtsdeſtoweniger nach ihrer vorherrichenden Natur eine Sceufung (Pr. 
J. eod.; L. 67, $. 1 D. de verb. sign. L, 16) und fann, gleich der unbedingten Schenkung , durch 
verichiedene Nechtsgeichäfte vermittelt werden. Das Ausführliche darüber ſ. m. bei v. Sapigny, 
Bd. IV, ©. 239 fi. und Heimbach sen., Schenkung auf den Todesfall, Todes wegen, Todes halber 
(mortis causa donatio), in Weiste’s Rectsleriton, Bd. IX, ©. 709 fig. Außer dieſen Beiden tft 
anzuführen: Hajfe, im Rheiniihen Mujeum, Bd. II, ©. 300 flg., Bd. III. ©. 1 flg., 371 fig. 

Das U. ER. weiß von allem Dem nichts. Suarez fagt darüber: „Die Lehre de domatione 
m. ce. ift eine der dunkelſten und veriwideltiten im ganzen R. R. Schon der legale Begriff iſt jehr 
freitig und jchwantend, worüber man nur L. 18, $. ı u. L. 35, 8. 4 D. de m. c. donat. nachlejen 
darf. (Hier wird nicht Über den Begriff, jondern über die Weiſen — in welchen eine m. c. 
donat. geihehen kann.) &s kommt aljo hauptjächlic auf die Faſſung des Inftrumentes an, und wenn 
diefe micht jehr deutlich und beftimmt ausgefallen ift, jo geräth man über die eigentliche Beſchaffenheit 
des borliegenden negotii in die inertrifabelfte Verlegenheit; da nun gleichwohl beiderlei Arten von 
Schenkungen ſowohl in Anjehung der Form al® des Gffekts jo äußerſt verichieden find, jo bedurfte 
dieje Theorie vorzüglich einer mehreren Simplifizirung. Dieje ift hier in den $$. 1134 und 1135 er- 
theilt; und fie grlinder ſich hier auf die einmüthige Meinung aller Rechtslehrer, welche in dubio eher 
eine donationem inter vivos, als mortis causa präfumiren.” (Jahrb. Bd. XLI, ©. 25.) 

Nach diefer Darlegung werden die hier folgenden Beftimmungen verftändlich. Weber den Begriff 
diefer Art von Schenkung wird nichts gejagt ; er ift alfo unberändert geblieben. Die Schenfung auf 
den Todesfall ift mithin noch jetzt eine bedingte Schenkung, nämlich eine Scheulung unter der 
Bedingung , daß der Echenter den Beſchenkten nicht überlebt. Aber darin ift das Weſen derjelben ver— 
ändert, daß auf dem moillfürlichen Widerruf vor Eintritt der Bedingung nicht verzichtet werden kann 
fonft eine unbedingte Schenkung vorhanden ift. Die $$. 1134 u. 1135 enthalten weiter michts 
als eine Willensaustegung. Wenn der Schenter nicht mit Worten ausfpricht, daß er fich den Wider- 
ruf vorbehalte, jo wird angenommen, die Schenkung jei eine gewöhnliche, unbedingte. 


7) bei Schen» 

fungen von 
Todesive: 
gen 98), 
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8. 1135. Hat aber der Lebtere jich den Widerruf bis zu feinem Tode ausdrüd- 
{ich 97) vorbehalten, fo hat der Geſchenknehmer, wenn fein Widerruf ®®) erfolgt ift, 
dennoch, wegen eines ſolchen Geſchenks, auf den Nachlaß nur eben die Rechte, wie ein 
Legatarius 9), 
$. 1136. Iſt ein Schenkungsvertrag unter der Bedingung, wenn der Gefchent- 
geber eine bevorjtehende Todesgefahr nicht überleben würde 100), geſchloſſen worden, 
o verliert der Vertrag feine Wirkſamkeit, fobald der Schenfende die Gefahr überlebt. 
$. 1137. Ein jolches Gefchent kann daher, wenn e3 gleich ſchon wirklich über- 
geben worden, nicht nur von dem Gejchenkgeber, fondern auch, wenn diefer erſt nach 
überlebter Gefahr auf andere Art geitorben ift, von feinen Erben widerrufen werden !). 
$. 1138. Auch wenn eine inftehende Todeögefahr nur der Anlaß oder Bewe- 
gungsgrund der Schenkung gewefen ift, kann der Gejchenfgeber, nach überjtandener 
Gefahr, diefelbe widerrufen ?). 
$. 1139. Die Erben ded Geſchenkgebers hingegen find in diefem Falle zu einem 
MWiderrufe, den der Erblaſſer noch nicht rechtlich ?*) erklärt hatte, nicht berechtigt >). 
8) wegen $. 1140. in bloßer durch die Uebergabe noch nicht volljogener Schenkungäver- 


nachgebornuer 
————— 97) ©. die dor. Anm. Abſ. 3. 

98) Das R. R. kennt feine Form fr den Widerruf und aud das A. L. R. ſchreibt feine vor. 
(4. 9.) Gleichwohl wird nur der gerichtliche Widerruf wirkſam fein, weil die donatio mortis causa ges 
wifjermaßen als ein Legat zu betrachten und überdies auch bei unbedingten Schentungen eim gerichtli« 
her Widerruf zur Vererbung der Rildforderung nöthig iſt. $$. 1112, 1158; Tit. 12, $. 587, 

99) Diefe Borichrift bezieht fi) auf den Fall, daß die Schenkung durch das Schentungsveriprechen 
bermittelt worden if. Dann ift der Beichenkte ein Gläubiger und hat kein befieres Recht als ein Le— 
gatarius. ft aber die Schenkung mittelft der Tradition, und mas diefer im Erfolge gleich ift, ge— 
macht, fo ift der Beſcheulte Eigenthümer geworden, und. zwar unter einer Rejolutivbedingung. Anders 
im Falle der Suspenfivbedingung, aber die auflöfende Bedingung wird im Zweifel vermuthet. $8. 263, 
266, 273, 274 d. T. Wird die Bedingung durch den Tod des Schenters erfüllt, fo hat der Be- 
ſchenlte don dieſem Augenblide an ein umtiderrufliches Eigenthum. {ge davon ift, daß der Be- 
fchenfte keineswegs einem Legatarius gleich fteht und weder mit dem Erben, noh — im Falle der 
Unzufänglichfeit des Naclafjes — mit den Gläubigern etwas zu ſchaffen hat. In dieiem Sinne 
ſpricht fih aud) der I.M, in einem Beſcheide dv. 27. Nov. 1840 aus. (I.M.Bl. ©. 397.) 

100) Dies ift die in der Anm. 96 erwähnte zweite Form diefer Art Schenkung. Dabei ift der 
angedeutete Unterichied zwiſchen bloßer Beranlafiung zur Schenkung und zwiſchen Bedingung zu be» 
achten. BBergl. die Anm. 2 zu $. 1138. Iſt der Tod in der bezeichneten gegenwärtigen Lebensgefahr 
wirklich zur Bedingung gemacht und überlebt der Schenker die Gefahr, jo kehrt, wenn die Schenkung 
durch Uebergabe vollzogen war, das Eigenthum ipso jure auf den Schenker zurüd, und die Sache kann 
bindizirt werden. $. 1187, 

1) Dies ift feine Ausnahme ; denn das Geſchenk ift bereits wieder ein Beftandtheil des Bermögens 
des Schenfers gerorden. Hier fteht es alſo ganz anders, als in den Fällen, wo die Sinnesänderung 
(die Reue) des Schenters zum Widerrufe nothwendig ift. 88. 1112 und 1139. Vergl. o. die Anm. 
50 zu $. 1090 und 57 zu 88. 1112. Daß im diejen fällen nicht die Erben zu widerrufen bevedh- 
tigt find, das zeigt gerade die Schenkung auf den Todesfall, die durch den Tod nur den Charakter 
der gewöhnlichen, unbedingten Schenkung erhält, und deren willkürlicher Widerruf dem Schenker frei- 
ftand. Wenn alfo die Gründe, aus welchen das Obertr. den Erben des Scheulers das Recht defleiben 
zum Widerrufe zuichreiben will (Anm. 50 zu $. 1090), gültig wären, fo müßten die Erben auch jede 
Schenkung von Todeswegen widerrufen können. (5. U.) Dies ift auch behauptet, jedoch von dem 
Obertr. verworfen. Erf. dv. 6. Dftbr. 1865 (Entid. Bd. LV, ©. 39), 

2) Diefer Sat ift mur eine Anwendung der Regel. Im diefem alle nämlich ift der Tod über- 
haupt, nicht der Tod gerade in der gegentwärtigen Gefahr, zur Bedingung der Schenkung gemacht 
f. o. die Anım. 100), umd der Widerruf fteht dem Schenker, bei diejer Art der Schenkung in beiden 
un (f. 0. die Anm. 96), frei. 

2°) Mas darunter zu verftehen, ſ. m. im $. 1158; es ſoll wahrjcheinlich „gerichtlich beißen. 

3) Iſt gleichfalls eine Anwendung der Regel. S. oben die Anm. 1 zu $. 1137. Auch dieſe 
Anwendung beftätigt die Negel: daß der willtürliche Widerruf — der hier wie in dem falle des 
8. 1090 don gleichen Charakter ift — nicht dem Erben des Schenfers wider deſſen Willen zuftebt. 

A Dieſer Widerrufsgrund ift aus dem alten R. R. aufgenommen; im neueren R. ift er obiolet. 
Ein Patron nämlich, welcher feinen Freigelaſſenen beichentte, hatte anfangs das Recht des willkürtichen 
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trag fann widerrufen werden t®), wenn der Schenfende nachher Kinder erhält, oder 
die für verloren geachteten wiederfindet. 

$. 1141. Iſt aber das verfprochene Geſchenk wirklich übergeben worden, fo fin- 
det bloß aus diefem Grunde fein Widerruf deifelben ftatt. 

$. 1142. Sit der Widerruf einmal geichehen , fo wird derfelbe dadurch, daß die 
Kinder nachher wieder geftorben find, nicht unfräftig. 

$. 1143. Waren * vor der Schenkung Kinder vorhanden, ſo berechtigt die 
Vermehrung ihrer Anzahl den Schenkenden nicht zum Widerrufe des Vertrages. 

$. 1144. Deswegen macht es feinen Unterſchied: ob dem kinderloſen Geſchenk⸗ 
geber, nach der Schenkung, nur Ein oder mehrere Kinder geboren werden. 

$. 1145. Unter dem Ausdrucke: Kinder, werden alle5) Deſtendenten aus einer 
Ehe zur rechten Hand verftanden, in fofern ihnen nach den Geſetzen ein Pflichttheil 
aus dem Nachlaſſe des Geſchenkgebers gebühren würde. 

8. 1146. Ob Kinder durch Geburt oder Legitimation diefe Rechte ehelicher De- 
ftendenten N haben, macht feinen Unterfchied. 

$. 1147. Dagegen giebt die von dem Gefchenfgeber gejhehene Adoption eines 
Fremden Erfterem noch fein Recht zum Widerrufe. 

$. 1148. Mütter können auch wegen folder nachgebomer Kinder, die nicht aus 
einer Ehe zur rechten Hand erzeugt worden, fich des Rechts zum Widerrufe bedienen. 

$. 1149. Gefchenfe, welche Jemand feinen Verwandten in aufiteigender Linie, 
er Ai feinen außer einer Ehe zur rechten Hand erzeugten Kindern, an fich rechts— 
gültig verfprochen oder gegeben hat, kann er bloß darum, weil ihm nachher Defcen- 
denten aus einer Ehe zur rechten Hand geboren worden, nicht widerrufen. 

$. 1150. Die Kinder ®) des Geſchenkgebers, welcher bei feiner Lebenszeit von 
der Befugnig zum Widerrufe, wegen nachgeborner Kinder, feinen Gebrauch gemacht 
bat, find dazu bloß in fofern berechtigt, als fie nach $$. 1113 — 1116 durch die Schen- 
fung im Prlichttheile verfürzt fein mürden. 

$. 1151. Wegen groben Undanfs 7) des Beſchenkten kann der Geber nicht allein 


Widerrufs ganz unbeichränft. Fragm. Vat. 88. 272, 313. Später beichränfte man dafjelbe auf zwei 
Fälle: wenn dem Patron Kinder nachgeboren wurden, und wenn der Freigelaſſene fi urdankbar er- 
wies. Der erite Ball, eine Konftitution Konftantinse, d. 28. März 355, ift in den Juftinia» 
nifhen Koder übergegangen. L. 8 C. de revoc, don. (VII, 56.) Darauf hin behaupten Manche, 
3.B. Cujae., observ., XX, 5; Pufendorf, obs. II, obs. 157, daf daflelbe Recht des Widerrufs 
jedem Schenter zuftehen müſſe, und dieſe Meinung hat auch im der Praris Eingang gefunden. 
Wernher, Tom. II, part. 10, obs. 371, pag. 669; Knorre, Gutachten, N. 21; Lauterbach, 
Colleg. theor. pr., Lib. XXXIX, tit. 5, 88. 53 fi. Die Meinung ift jchon von J. Gothofred. 
in L. eit. Cod. Theod. widerlegt, und jüngft von v. Sapigny, Bd. IV, ©. 288, 

4a) (4. U.) Es madıt hierin feinen Unterichted, wenn die Uebergabe des Geſchenls bor der Ge— 
burt des Kindes fällig war und gerichtlich verfolgt worden ift. Aber wenn zur Zeit des Widerrufs 
das Kind bereits wieder verftorben war, jo findet der Widerruf wegen nachgeborener Kinder nicht mehr 
ftatt, weil die supervenientia liberorum nad) dem A. L. R. nicht, wie die gemeinrechtlihe Praris in 
allgemeiner Anwendung der L. 8 C. de revocandis donationibns (VII, 56) annahın, die Schenkung 
ipso jure aufhob, jondern nur als Grund zum MWiderrufe, fo lange das Geichent noch nicht übergeben 
ift, gilt, folglich zur Zeit des Widerrufs noch wirklich vorhanden fein muß. Erf, des Obertr. vom 
15. April 1858 (Entih. Bd. XXXVII, ©. 96), 

5) Ich kann mir nur einen und zwar feltenen all denfen, wo einem Scenter Deicendenten 
nachgeboren werden können, welche nicht feine unmittelbaren Kinder find, nämlich: wenn der Schen— 
fer eine verwittwete Schmwiegertochter hat, melde einen Pofthumus zur Welt bringt, Der Fall des 
—— bermeintlih verlorner Kinder kann entferntere Deſcendenten leichter zum Vorſcheine 
ringen. 

6) Das den Kindern eines Gejchentgebers, welcher bei feiner Lebenszeit von dem ihm nad) $. 1140 
wegen machgeborner Kinder zuftehenden Widerrufe feinen Gebrauch gemacht hat, für dem Fall der Ver— 
türzung am Pflichttheile eingeräumte Revokationsrecht bezieht fich nur auf diejenigen Schenkungen, welche 
innerhalb dreier Jahre dor dem Tode des Geichenfgebers gemacht worden find. $$. 1113 bis 1116, 
Pr. des Obertr, 1884, d. 25 Juni 1847, (Entih. Bd. XV, ©. 175.) 

7) Diefer anfangs nur zur Beſchränkung des willfürlichen Widerrufs des Patrons eingeführte 


9) wegen 
Undante. 
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se en des Geſchenks verfagen, fondern auch das bereits Gegebene zurüdfor- 
em ®). 


8. 1152. — einen groben Undank iſt es anzujehen?), wenn der Empfänger 
den Geber vorfäplich oder aus grobem Verſehen 19) getödtet, verwundet, geſchlagen 11), 
oder ſonſt deijen Leben oder Gefundheit in Gefahr gebracht hat !?). 

$. 1153. ine dem Schenfenden von dem Geſchenknehmer zugefügte Ehrenfrän- 
fung, welche nad) gefeglicher Beftimmung für eine grobe oder ſchwere Injurie zu ach— 
ten ıft, begründet ebenfalls, fie mag übrigens zu den unmittelbaren oder nur zu den 
mittelbaren Injurien gehören, den Widerruf wegen Undanks 13). 

$. 1154. in Gleiches findet ftatt bei Beſchädigungen!“) am Vermögen, die 
* a aus Bosheit, oder unerlaubten Eigennuge !5), dem Geſchenkgeber zu- 
gefügt ba 

$. 1155. Es macht dabei feinen Unterfchied, wenn gleich die Beſchädigung durch 
* Zufall, ohne Zuthun des Undankbaren, abgewendet oder unwirkſam gemacht 
worden. 


Widerruf (Anm. 4 zu $. 1140) iſt erſt durch Inſtin ian zu einer allgemeinen Rechtsregel— 
worden. L.10 C. de revoc. donat. (VIII, 66). (5. A.) M. ſ. über dieſen Widerrufsgrund beſonders 
He im bach sen., in Weiste’s Rechtslexikon, Bd. IX, ©. 707—709, 

8) Dieſe Klage unterliegt feiner befonderen Verjährung ; diefe beftimmt ſich nad der Beicdaffen- 
heit der unerlaubten (undankbaren) Handlung; mit der Verjährung der Rüge muß auch die Revota- 
tionsflage erlöfchen. 

9) Die Duelle unſeres Geſetzes, die L. 10 eit., erflärt folgende Handlungen für groben Undanf: 
> und ſchwere Injurien (injuriae atroces), aufgenommen &. 1153; thätlihe Mißhandlungen (si 
mpias manus infert), inbegriffen in diefem $. 1152; Lebensnachftellung (si vitae periculum aliquod 
intulit), gleichfalls hier aufgenommen ; vorlätliche und erhebliche Bermögensbeihädigung (si jacturae 
molem ex insidiis suis ingerit, quae non levem sensum substantiae donatoris imponit), wiederge⸗ 

eben im $. 1154. Die Berfaffer des U. L.R. haben nichts Neues hinzugerhan, nur Modifikationen 

Anden fi. Daß analoge Anwendungen (Vermehrung der Fälle durch dem Richter) unzuläjfig find, 
ıft etwas ſich von felbit Verftehendes, weil Ausnahmen — der Widerruf ift allemal eine Ausnahme 
von der Kegel, daß Niemand feine Verträge einfeitig annulliren kann — niemals analoge Anwendung 
leiden. Unter den Neueren ift darüber Meinungsverjchiedenheit. 

10) Iſt feine Erweiterung des Widerrufsgrundes im Bergleihe zur Duelle und feine Aufjällig- 
feit. Denn wenn aud die Tödtung nicht beabfichtigt ift, folglich al® eine nur fahrläffige betrachtet 
wird, fo liegt doch ſchon in der nlegung, in der unternommenen Thätlichleit, oder in einem rüd» 
fichtsloien Betragen, weiches den Tod verurfacht, die Undankbarkeit. Bergl. Tit. 12, $$. 599 u. 600, 

Nicht hierher gehören Fülle, wo der Tod durch unbeabfichtigte Verlegung verurfacht worden ift, 
wie 3. B. durch Uebertretung der Polizeivorichriften (Niederfallen von unvorlichtig aufgehängten oder 
ausgeſetzten Gegenftänden u. dergl.). 

11) Oder geftoßen. Ueberhaupt ift hier eine thätliche Mifhandlung (si impias manus infert) 
gemeint, was um jo gewiſſer ift, als ja fchon eine mwörtliche Beleidigung für Undank gilt. $. 1153. 

12) Dies ift das si vitae periculum aliquod intulit. Anm. 8. Es begreift die Fälle im fich, 
wo feine Förperliche Berührung vorgefallen ift, 3. ®. wenn auf die Perfon geworfen oder gefchofien, 
aber gefehlt worden ift. 

13) In den authentiichen Ausgaben ift hierbei allegirt: „Ih. II, Tit. 20, Abſchn. 9 (Toll hei- 
fen 10). Diefe Bezugnahme fällt weg. „Wo in irgend einem Geſetze auf Beflimmungen des bishe⸗ 
rigen Strafrechts vertiefen wird, treten die Borichriften des gegenwärtigen Strafgejegbuces an de- 
ren Stelle, verordnet das Gef. über die Einführung des Strafgefegbucdhs für die preuß. Staaten, 
v. 14. April 1851, Art. II. Die Borfchriften des Str.G.B. aber paflen hierzu nicht, meil es eine 
andere Theorie und Eintheilung vom Injurien hat und darüber nichts enthält, welche Ehrentränfung 
für eine grobe oder ſchwere Injurie zu achten ift. $$. 152 — 163. Der Richter hat dies zu erımei« 
fen: die ee ift faktiicher Natur. 

14) Das Erforderniß der Exheblichleit ift übergangen. Doch ift wohl anzunehmen, daß nicht 
ſchon jede allergeringfte Beihädigung als zureichende Urſache zum Widerrufe gelten fol. Denn bei 
einer jo nichtsiagenden Beſchädigung wird der Nichter das Erforderniß der „Bosheit“ und des „un« 
erlaubten Eigennuges vermifien, 

. 15) 3. 8. dur Diebftahl, Raub, weicher den „insidiis‘‘ entipricht. Auch Berrath gehört da- 
bin, 3. B. boshafte Anzeige einer Schmuggelei. 
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8. 1156. In allen Fällen aber fann der, welcher bloß dad Necht der Selbftver- 
theidigung ausübt, für einen Undanfbaren nicht angefehen werden. 

$. 1157. Ein Undanf, welchen der Geber felbft nicht gerügt hat, giebt feinen 
Erben ein Recht zum Widerrufe nur alddann ! 6), wenn der Schenfende durch den An- 
dern fein Leben oder den Gebrauch feiner Berftandesfräfte verloren hat. 

$. 1158. Hat jedoch der Schenfende feinen Willen, da® Gefchenf zu widerru- 
fen, ſchon gerichtlich erklärt, jo können feine Erben die Sache gegen den undanfbaren 
Geſchenknehmer auch nach feinem Tode fortfegen. 

8. 1159. Eine dergleichen außergerichtliche Erklärung hat mit der gerichtlichen 
gleiche Wirkung, fobald erhellet +7), daß der Erblaffer, den Undank gerichtlich zu rü- 
gen, nur dur den Tod verhindert worden !?7®), 

$. 1160. Wenn einer Korporation etwas gefchenft worden, fo kann das Ge- 
ſchenk wegen eines Undanks, deſſen fich die Vorfteher oder die gegenwärtigen Mitglie- 
der jhuldig gemacht haben, nicht widerrufen werden. PRIOR 

$. 1161. Doc kann der Schenkende den Beleidigern, für ihre Perfonen, diejeni- 
gen Bortheile entziehen, welche fie fonft au der Schenkung würden genojien haben. 

$. 1162. Gine vor oder bei der Schenkung, oder auch bei der Uebergabe, ges Algemeine 
fhehene Entfagung des Rechts zum Widerrufe, Re wenn fie auch eidlich bejtärft Vherruſe 
worden, dennoch weder den Schenfenden, noch dejien Erben 1°), an der Ausübung 
deſſelben 19). 

$. 1163. Hiervon ift allein der Fall eines wegen angeblichen Uebermaßes der 


16) Wieder nur eine Ausnahme von der Negel. Bergl. o. die Anm. 2 u. 1 zu 85. 1138, 1137. 

Wir vermeinen, fagt die Duelle (Aum. 9), daß den Nachfolgern des Schenters keine Befugniß er- 
‚theilt fei, ſelbſt ſolche Klagen zu erheben. Denn wenn der, dem dies widerfahren, feibft geſchwiegen 
bat, fo foll fein Stillſchweigen immerfort dauern. „Denn es ift micht recht, heißt es in der L. 1 
i. f. C. eodem, „diejenigen Schenkungen auf irgend eine Weile anzufechten, melde der, der fie ges 
macht hatte, bis an fein Lebensende nicht zurlidgenommen hat.“ Dabei ift ein willfürliches Wider» 
rufsredht des Schenkers vorausgeſetzt. 

17) Es muß aus den Umftänden erhellen, eine direkte Beweisführung, namentlich ein mothwen⸗ 
diger Eid ift micht zuläffig. 

17a) (4. U.) In der römischen Rechtsſammlung findet fid) keine Stelle, worin dem Erben die 
Befuguiß zuerkannt würde, dann, wenn der Erblaſſer fich jelbft ſchon über die Undanfbarkeit beſchwert 
hatte, die Zurüdforderungsflage zu führen, viel weniger dann, wenn der Erblafler bis zum Tode 
geichwiegen hatte. Die Ausnahmen find durch einige Ausleger des röm. Rechts aufgebracht ; Andere 

aben ihnen widerſprochen. Bon diejer Seite ift auch gefordert worden, daß der Widerruf des Erb⸗ 

laſſers ſchon vor Gericht geltend gemacht worden ſein müſſe, um durch den Erben verfolgt werden zu 
tönnen, weil die L. 10 C. de revocandis donat. (VIII, 56) ausdrücklich vorſchreibt: „ex his enim 
tantummodo causis, si fuerint in judieium dilueidis argumentis cognitionaliter 
approbatae, etiam donationes in eos factas everti concedimus.“ M. f. u. A. Quiftorp, Bei- 
träge, 2. Ausg. ©. 866. Auf der anderen Seite ging man wieder ſoweit, daß eim außergerichtlicher 
Widerruf genüge, wenn nur der Erblaffer den Prozeß anzufangen durch den Tod behindert worden 
und demmächft eine geſetzliche Urſache erweislich zu machen ſei, nach Analogie der querela inofficiosi 
testamenti, die bon dem Erben des Enterbten angeftellt werden könne, wenn der Enterbte feine Ab- 
fiht, Magen zu wollen, bereits erflärt habe, und daran durch den Tod behindert worden jei. Dies 
ift das Material, aus welchen die 88. 1157 — 1159 gemacht worden find. 

18) In den Fällen nämlich, two den Erben der Widerruf ausnahmsweiſe zufteht. Das Obertr. 
nimmt diefe Stelle für einen Beweis, daß den Erben in der Negel der Widerruf zufomme, „indem 
hierdurch der Uebergang des Revolationsrechtes anf die Erben im Allgemeinen und in allen Fällen, 
wo die Geſetze hiervon nicht eine bejondere Ausnahme machen, ausgejprocen iſt.“ (Entſch. Bd. XI, 
©. 262.) Keinesweges ift eim ſolcher Ausſpruch darin zu jehen, er wird hineingelegt. Vergl. o. die 
Anmerkungen 16 zu $. 1157, 2 zu 8.1188, 1 zu &. 1137, 57 zu $. 1112 und 50 zu $. 1090. 
Der Erbe kann den Willen des Erblafjers niemals ändern. 


‚ 19) Auch nad ©. R. nimmt man, auf Grund der L. 27, 8. 4 D. de pactis (II, 14), an, daß 
ein im Voraus erklärter Verzicht des Echenters den Widerruf wegen Undants — der einzige bejon« 
dere Grumd zum Widerrufe nah R. R. — nicht hindere, Wie der Berzicht auf den Widerruf tes 
gen anderer bejonderer Urfachen wirken joll, kaun dafjelbe nicht enthalten. 
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Schenkung unternommenen Widerrufd, nach den nähern Beftimmungen 88. 1094 — 
1096, ausgenommen. 
8. 1164. Soweit der Widerruf gegen den Beſchenkten ftattfindet, jo weit müf- 
fen auch deſſen Erben ſich denfelben gefallen laſſen. 
$. 1165. Doc find, in allen Fallen, der Beſchenkte und deſſen Erben zur Wie- 
dereritattung nur jo weit verpflichtet, als jich die geichenfte Sache, zur Zeit des Wi- 
derrufd, noch in dem Vermögen oder Nachlaije befindet; oder diefe durch den daraus 
gelöfeten Werth noch wirklich reicher find 2°). 
$. 1166. Bis zur gerichtlichen 21) Erklärung des Widerrufs ift der Beſchenkte 
als ein redlicher Beſißer anzufehen. 
$. 1167. Nur in dem falle eined Widerrufs wegen Undanks überfommt der Ge- 
fhenfnehmer, von dem Augenblide der begangenen Undankbarkeit, alle Pflichten und 
Laſten eines unredlichen Befigers 22). 
$. 1168. Wenn der Gefchenfgeber eine zum Geſchenke verfprochene, aber noch 
nicht wirklich gegebene, beftimmte Sache vor der Uebergabe verzehrt, veräußert oder 
— ſo iſt dieſes für einen ſtillſchweigenden Widerruf des Schenkungsverſprechens 
zu acten?2). 
Von beloh · 8. 1169. Wird durch eine Schenkung eine löbliche Handlung, oder ein geleiſte— 
Scentun- ter wichtiger Dienft vergolten, fo heißt folches ein belohnendes Gejchenf ?*). 


20) Aermer darf der Beichenkte durch die Schenkung nicht werden. Hat er aljo das Geichent — 
. dem Widerrufe — verzehrt, verbraucht, tmeggegeben, verloren oder veripielt, jo ift er nichts 

uldig. 

21) Diefe Form ift nur Aut Verſetzung des Beichenkten in malam fidem, oder wenn das Rebo- 
fationsrecht auf den Erben übergehen joll, erforderlich. Zur Durchſetzung eines Revotationsrechts 
mitteld der Klage oder Erception bedarf es für den Schenker jelbit keiner borgängigen Formalität, 
der Widerruf kann fogar ftillichweigend (duch Handlungen) erflärt werden ($. 1168); es gemügt, 
wenn der Widerruf, wenn micht durch fofortige Anbringung der Klage ſelbſt, irgendwie gegen die Ge⸗ 
richtsbehörde abgegeben wird. Bergl. Erf. des Obertr. v. 26. Mai 1853 (Ard. f. Rechtsf. Bd. IX, 
&. 192). Aus der für den Widerruf von Legaten im $. 587, Zit. 12 dorgeichriebenen Korm darf 
fein Schluß auf den Widerruf einer Schenkung gemacht werden, der in der Kegel mur dem Schenfer 
freifteht und deſſen gen Form zwecklos fein würde. Dort aber joll eine für den Erben wirt- 
fame Erklärung gegeben werden, deshalb foll fie gerichtlich fein. Folgerecht wird dieje Form auch 
bei dem Bideruf einer Schenfung verlangt, menu derjelbe ausnahmarmerie auf den Erben übergeben 
fol. 88. 1112, 1158 d. T. (4. A.) Im dieiem Falle muß der Widerruf von dem Schenter gericht- 
lich erklärt worden fein, wenn auch nur durch eine formloje Eingabe, 

22) Die Beftimmung bringt den Beichenkten im eine ganz eigenthümliche, unnatürliche Lage. 
Der Undant hebt die Schenkung nicht auf, fondern der veränderte Wille des Scheulere. So lange 
alfo der Schenker jeıne Willensänderung (den Widerruf) nicht ausipricht, bleibt der Beichentte ui, 
thümer. Das Widerrufsrecht wegen Undanfs verjährt erft in 30 Jahren. Num foll aljo der Be— 
ſchenkte, der nicht wiffen fan, was der Schenker wird thun wollen, durch 30 Jahre ein unvedlicher 
Befiter Fu während er doch im Wahrheit Eigenthümer if. Das kann wohl unmöglid bedacht 
worden jein. 

23) Dieje Beſtimmung ift durch Monita gegen den gedr. Entw. beranlaßt. Bei der revis. mon. 
fagt Suarez: „Einige Monenten wollen nur ausdrüdlihe und gerichtliche revocationes gelten laj« 
fen. Bei ſchon wirklich gegebenen Geichenten würde ich dem beitreten; bei bloß veriprochenen aber 
würde es pro revocatione licet saltem tacita zu. achten fein, wenn der Donator rem in specie pro- 
missam vor der Schenkung veräußert oder vernichtet.” (Bornemann, Spitem, Bd. III, 5. 389.) 
Gs ift darauf der 8. 1168 hinzugefügt, bimfichtlich der Nothwendigleit der gerichtlihen Form im dem 
Berhältniffe zwiihen dem Schenker jelbft und dem Beichenften, außer dem $. 1166, nichts borge- 
ſchrieben. Bergl. o. die Anm. 20 zu $. 1166. 

*) (5. 9.) Müller, über die donatio remuneratoria; in Simon ımd v. Strampff Zeit- 
ichrift für wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Preußiihen Rechts, Bd. I, ©. 233 fig. 

24) Der Stand des Rechts Über diefe Art von Schenkungen zur Zeit der Abfafjung des A. L. R. 
war folgender: Cs gab drei Meinungen. Zwei ftanden fich gerade gegenüber. Nach der einen wird 
ein ſolches Geichäft gan ebenſo wie jede andere Schenkung behandelt, d. h. es ift der Form (Imfi« 
nuation) zur Rectögiltigleit unterworfen, kann unter Eheleuten nicht ftattfinden, umd unterliegt dem 
Widerrufe aus den befannten pofitiven Gründen. Die andere Meinung erklärt es jchlechtweg für eim 
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8. 1170. Der Widerruf eines wirklich gegebenen belohnenden Geſchenks findet 
nur a Uebermaßes, nach den $. 1091 sqq. vorgefchriebenen nähern Beftimmun- 
en ftatt. 
— 8. 1171. Sobald jedoch eine der andern geſetzlichen Urſachen zum Widerrufe ei⸗— 
ner bloßen Schenkung eintritt, iſt der Geſchenknehmer ſchuldig, die löbliche Handlung 
oder den geleiſteten Dienſt, welche durch das erhaltene Geſchenk haben belohnt werden 
ſollen, — anzugeben und nachzuweiſen?*). 

8. 1172. Kann oder will er dieſes nicht, fo ift auch eine foldhe Schenfung dem 
Widerrufe, gleich jeder andern, unterworfen ?°). 

$. 1173. Ein Schenfungdvertrag, wodurch ein belohnendes Geſchenk bloß ver- 
fprochen wird, erfordert zu feiner Sültigfeit ein fehriftliches Inftrument, in welchem 


fäftiges Geichäft, welches den Regeln von der Schenkung in feiner Beziehung unterworſen if. Die 
dritte Meinung hat das ihren Vertretern Gemeinfame, daß fie in irgend einer Hinficht Beides ver- 
mittelt; die Anwendung aber macht vielleicht ebenfo viele Abftufungen, als es Anhänger giebt. Na- 
türlich wird für jede — die Begründung aus dem R. R. entnommen. Darüber ſ. m. v. Sa- 
vigny, Syſtem, Bd. IV, ©. 88 ff. v 

Bon dem neueren Gefetsgebungen ſchließen ſich die öfterreichiiche und die franzöfiiche ganz entichies 
den der erften Meinung an: die beidhnende Schenkung wird ſchlechtweg wie jede andere T g. einfache 
Schenkung behandelt. Deftr. &.B. 88. 940, 941; Code eiv. Art. 960. Dieſe bemußte Entidjieden- 
heit wird bei dem U. ER. vermißt. Der gedr. Entiv. hatte nur die zwei Sätze, melde das A. L. R. 
in den 88, 1169 u. 1170 enthält, umd außerdem ilber die Form die nicht aufgenommene Vorſchrift, daß 
das Schenkungsverſprechen, menn es nicht weniger ala 50 Thlr. betrage, gerichtlich gegeben werden 
müſſe. Entw. Th. II, Abth. 2, Tit. 8, 88. 814— 816. Diefe Dürftigfeit veranlaßte Errinnerun- 
gen. Suarez trägt bei der rev. mon. vor: „Einige Monenten wollen den Unterſchied inter dona- 
tiones simplices et remuneratorias ganz aufheben (das waren eben Vertreter jener erften Meinung); 
er jet nicht reell, zumal jetzt —34 donationes simplices, wenn fie in gehöriger Form verſprochen 
worden, gefordert werden könnten; es jei zu unbeftimmt, was löbliche Handlung und mr Dienfte 
find; es ſei jehr ſchwierig, das Verhältniß ziwiichen dem Dienfte und der Belohnung zu beftimmen, 
und doch jollten nach bisheriger Theorie auch donationes remuneratoriae quoad excessum nur den 
simplicibus gleid) geachtet twerden (nadı einer Mittelmeinung nämlich); es führe auf große Weitläufig- 
feiten im Beweiſe, worin die löblihe Handlung oder der Dienft beftanden hätten, wenn fie gar nicht 
oder nicht beftimmt angegeben wären ; die ganze neue Theorie de revocatione donationum werde dadurch 
elidirt. Allein dieie Monita gehen mur ei den Mißbrauch, welcher den rechten Gebrauch nicht aufhebt. 
Wenn doc wirklich eine donatio remuneratoria borhanden ift, fo liegt e8 in der Natur der Sache 
und in der Billigfeit, daß ſolche nicht jo feicht al8 eine simplex muß rebozirt werden können. Um 
die beforgten Streitigkeiten und Mißbräuche in fraudem legis zu vermeiden, würde ich feftiegen: daß 
eine donatio remuneratoria, wenn fie qua tali gelten foll, in einem fchriftlichen Inftrumente aufge 
nommen, und darin die Handlung oder der Dienft beftimmt angegeben jein müffe; daß, wenn dieje 
Form nicht beobachtet worden, die donatio bloß pro simpliei zu achten; daß fie revozirt werden könne, 
wenn erwieſen wird, daß die Handlung nicht gethan, oder der Dienft nicht geleiftet worden; daß aber 
servata forma der Widerruf wegen Uebermaßes nur ebenfo wie bei einer donatio simplex und aufer« 
dem feine Revolation ftattfinde.” (Geſ.Rebiſ. Pens. XIV, ©, 201.) Nach diejen Vorſchlägen find 
die in den 88. 1171 — 1177 hinzugefügten Zufäge ausgefallen. Zuſolge derjelben wird das fragliche 
Rechtsgeichäit weder ald Schenkung, noch als läftiges Geichäft behandelt; es hat von Beiden etwas. 
Bon der Schenfung bat e8 etwas bon der ri — nicht die ganze Form des Schenkungveriprechens 
($. 1173) und die Widerruflichleit wegen Uebermaßes ($$. 1170 und 1175), fowie die Eigenthüm— 
lichkeiten der Berbindlichkeit ($. 1176); dom dem entgeitlichen Geſchäfte hat es die ſouſtige Unwider⸗ 
ruflichkeit. Dabei hat man feinesrveges eine Mittelmeinung im Sinne gehabt; die zufällige Theorie 
des U. ER. ift ohme alle Geſchichte. 

25) Der Schenler lann die Wahrheit der Schenkung als einer belohnenden beftreiten und die 
Schenkung wie eine einfache behandeln, wenn micht der Beichentte die beftimmt anzugebende Hand- 
lung, welche hat belohnt werden jollen, zu bemeijen vermag. Dieſe Berveislaft wird durch die jchrift- 
liche Form dem Beichenften abgenommen. $. 1175, 

26) Das Gefchäft wird alio im jeder Hinficht als eine gewöhnliche Schenkung behandelt, kann 
mithin auch nicht aus einem anderen Grunde als diefe widerrufen werden. Doc) (deint ſich bei einer 
ſolchen belohnenden Schenkung, bei welcher die vorgejchriebene Form beobachtet worden ift, die Sache 
anders zu ftellen. $. 1175 und die folg. Anm. 27, 
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die Handlung oder der Dienft, die durch das Gefchent belohnt werden follen, beſtimmt 
angegeben ad an, 

$. 1174. ft diefe Form nicht beobachtet, jo wird das Gefchenf nicht ala ein 
belohnendes, jondern nur ala ein ſolches, welches aus bloßer Freigebigfeit verfprochen 
worden, angeſehen und beurtheilt. 

$. 1175. Dagegen kann, bei gehörig beobachteter Form, das Verſprechen einer 
belohnenden Schenfung, außer dem alle des Uebermaßes ($. 1091), nur alddann 
ei ger werden 27), wenn audgemittelt wird ?®), daß der Beichenfte die Hand— 
ung nicht gethan, oder den Dienft nıcht geleiftet habe 2°). 


268) (4. 9.) Darin, daß einem zur Penfion geſetzlich nicht berechtigten Beamten eine Peuſion 
bewilligt wird, ift von ſelbſt beftimmt und deutlich ausgeiproden, wofür fie bewilligt fei, da fie 
nämlid) als Vergeltung oder Belohnung für jeine vollendete Amtsführung bewilligt worden fei. Folg— 
lich ift im diefem Falle das Erforderniß des $. 1173 vorhanden. rk. des Obertr. vom 8. Januar 
1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. XXIX, ©. 15). 

27) Die Anwendung der Form ſchlägt hiernach zum Nachtheile des Beichentten aus. Iſt die 

orm nicht beobachtet worden, jo wird die Schenkung als eine gewöhnliche behandelt ($. 1174). 
8 Gleiche geſchieht, wenn die Schenkung auf Uebergabe beruhet und die belohnen Dienfte wicht 
geleiftet worden find. ($. 1172 u. Anm. 26.) Nach der Borichrift dieſes $. 1175 aber ſoll, wenn 
es ſich ermeift, daß feine Dienfte geleiftet find, die Schenkung nicht als eine gewöhnliche beban- 
deit werden, und als jolche, aus bejonderen Gründen, widerrüflich fein; ſondern fie ſoll alsdann, 
wenn ſich die Nichtleiftung des Dienftes ergiebt, aljo eben aus diejem Grunde zurüdgenommen wer- 
den dürfen. Die hierin liegende Inlonſequenz macht es zweifelhaft: ob dies beabfichtigt worden Tei. 
Die Abſicht heine vielmehr, nah Suarez’ Aeußerung (Anm. 24), die geweſen zu jein, daß eine 
formell vollzogene remuneratoriſche Schenkung in dem im Rede ftehenden Falle ebenio wie eine ge» 
mwöhnliche, aus bejonderen Gründen, wenn eine ſolche Urjache eintritt, joll widerrufen werden können. 
Dieſer $. 1175 enthielte mithin mur eine Anwendung des im den 8. 1171, 1172 ausgeiprocdenen 
Grundjages auf eine Schenkung dieſer Art im jchriftlicher Form. Allein in einem alle, der wohl 
der häufigſte jein wird, ift der praltiſche Erfolg doch ein mwillfürliches Zurüdnehmen der Schenkung, 
ohne bejonderen Widerrufsgrund. Die Form ift hier nämlich die Privatichrift. Dieje begründet feine 
Klage aus einem einfachen Schenkungsverſprechen. $. 1064. Wendet num der Bellagte ein, daf der 
Dienft micht geleiftet worden ſei; jo , den Beweis vorausgeiett, die Schenkung eine Kamnae 
folglih die Klage unftatthaft,. Die gerichtliche Form ändert dies. (5. A.) Das Obertr. bat dem 
*. 1175 wirklich jo aufgefaßt umd angewendet, wie er nad) der angedeuteten vermuthlichen Abſicht 
des Geſetzgebers aufgefaßt werden muß, um jene Inkonſequenz zu vermeiden. Es genügt daher nicht 
der Beweis, beziehungsweiie der Mangel des Beweiſes, daß der fragliche Dienft midht geleiftet worden, 
um die belohnende ——— zu widerrufen, vielmehr muß eine geſetzliche Urſache zum Widerrufe 
einer gewöhnlichen Schenlung hinzutreten ($. 1171); und es müſſen die im $. 1175 fehlenden Worte: 
„aus anderen geſetzlichen Urjachen zum Widerrufe“ ꝛc., vor „nur“ hinzugedacht werden. Bergl. Erf. 
des Dbertr. v. 17. September 1863 (Archiv f. Rechtsf. Bd. LI, ©. 103). 

28) Da der Schenker ſein Belenntniß gegen fi) hat ($. 1173), fo muß er den Gegenbeweis 
führen, nad) — Regel, wovon hier feine Ausnahme gemacht worden iſt. (5. A.) Bergl. die vor. 

nm. 27 a. €. 

29) Man hat die Frage behandelt: ob es zum Begriffe einer remuneratoriihen Schentung er« 
forderlich fei, daß die belohnende Schenkung mit dem zu belohnenden Dienfte in einigem Berhäliniſſe 
ftehen müſſe. Im diefer Allgemeinheit ift die Frage unmzuläſſig. Zudörderft muß ausgemacht fein, 
daß die remumeratoriiche Schenfung als ein entgeitliches Negotium zu behandeln jei, micht bloß über- 
haupt nad den Grundiägen des A. L.R. — das fann in diefer Beziehung — werden; — ſon⸗ 
dern imabefondere auch im dem vorliegenden Falle. Darüber kann keine Rechtsregel entſcheiden, die 
Frage gehört der Kajuiftit an. Es kommt auf die Abficht der Parteien an. Hat der Geber die Abficht, 
den Empfänger lediglich zu bereichern, und bedient er fich dazır der Form der belohnenden Schenkung 
unter Angabe irgend einer unbedeutenden Gefälligkeit; fo ift gar feine belohmende Schenftung abgeichloi- 
jen, das Geſchäft ift nichts anderes als eine gewöhnliche Schenkung unter dem Borwande einer beioh- 
nenden, und unterliegt ganz den Regeln über Form und Widerruf der Schentungen. Iſt hingegen der 
Geber ernftlich gemeint, den Empfänger zu belohnen, jo ift das Geſchäft als ein emtgeltliches anzıieben. 
Um nun zu finden, ob dafielbe wegen Mißverhältniffes des Lohns zum Dienfte anfechtbar ſei, muß 
man wiſſen, welche bejondere rechtliche Natur das Negotium bat; denn die Enticheidung der 
bängt davon ab: ob dem Geber n Berlegung über die Hälfte ein Rechtsmittel zuſteht. Wäre die 
beloßnte Handlung das Geben einer Sache getveien, jo würde der — nad) ©, * — nad) den Re- 
geln vom Kaufe oder Tauſche zu behandeln fein, nad dem A. L.R. müßten die VBorfchriften von wech 
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$. 1176. Auch bei belohnenden Schenkungen finden die Vorfchriften 88. 1076 
— 1087 Anwendung. 

$. 1177. Wenn vor geleiftetem Dienfte, oder vor untemommener Handlung, 
etwas über die Belohnung dafür verabredet worden, fo ift da8 Gefchäft, wenn ed auch) 
eine Schenkung genannt wäre, dennoch nicht nach den Borfchriften ded gegenwärtigen, 
fondern des vorhergehenden Abſchnitts zu beurtheilen. 
felfeitigen Schenkungen zur Anwendung kommen. Iſt aber von wirklichen —— die Rede, 
mögen fie eine geiwerblide Natur haben, oder nicht haben; fo ift, abgejehen davon: ob dabei Überhaupt 
jener Einwand zuläffig jei, gar nicht findbar, mer das Mifverhältniß feftftellen mil. Denn es ift 
bier nicht die Rede von der Anlegung eines allgemeinen Werthmefjers, vielmehr enticheidet ganz aus- 
Ichließlich die individuelle Meinung und Schätzung des Gebers: auf jo hoch er die Handlung ange 
ſchlagen hat, foviel ift fie ihm werth geweſen. 
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e in der Note 10, 3.6 vd. o. I, Raifonnements ft. Raifonnemenes 
‚3.100. ift der 2. Januar ft. des gten zu ſetzen. 
ir .29 v. o. ift hinter „vor“ die Parentheſe mit dem Zeichen „)" zu Schließen und dieſes am 
chuſſe des Abſatzes ſtehende Zeichen zu ſtreichen, ferner iſt der zweite Abſatz mit dem erſten 
zuſammenzuziehen. 
51 iſt in der Anm. 46, 3.4 hinter „648)“ ein Komma zu ſetzen, und 3.6 v. u. iſt „$. 36 
fl. 8.86 zu leſen. 
68 ift in der Aum. 94, 3.12 v. o. hinter „Zinſen“ einzuicalten : 
(welches Verbot übrigen 1868 aufgehoben ift) 
72 ift in der Anm. 104, 3.5 v. o. zu lefen: gemacht fi. —— 
- if in der Anm. 105, .5 2.0. zu leſen: un fl. er 
73, Anm. 108, 3.16 vd. u. I. hiervon ft. hierü 
76° ift zum auf 1 zu 8.7 das Geie vom 3. Si 1869 (unten zum betr. Art. der Verf.⸗Urkunde) 
u bergleichen. 
80 iſt ms. 26, 3.1 v. u. zu leſen: zwanzigſte ft. zmangigfte. 
102 ift im $&. 71, .2 zu lejen: dieje ft. d Dielen 
104, Note 70, 3.5 ift binter „Pfandrechte“ einzuichalten : 
und ift überhaupt durch das Be G. B. aufgehoben. 
Note 71, 3.4 1. das fl. des 
109, Note 85, .21. März ft. Mai 
125° ift der Anm. 37 beizufügen: „Tempus regit actum.‘ 
143 ift in der Anm. 59%, 3.2 v. u, zu leſen: „20 ft. 23 
150, 8.80 I. bermeidlider ft. vermeintlichen 
159) 3.4 v. u. ift fl. 2. zu fegen: 
160, Note 124, 3.4 d. u, hinter —* iſt einzuſchalten: 
(5. A.) dem * nun rn das Berggeſetz dom 24. Juni 1865, 88. 148—154 Genüge ge⸗ 
ſchehen. ©. u. Th. UI, Tit. 16, 
164, Anm, 145b, 3. 1 v. u. l. Pl.Beſchl. fl. Pl. 
169, Note 164 I. 29. Dez. 1837 fl. 27. Dez. 1839, 
178° ift der Note 40 beizufügen: 
(5. 9.) — et nicht rt Ad ift er doch nichts jchuldig, weil feine Gegenleiftung 
fichert i it. 11 7 
183 * Anm. 68, Abi, 1 am Schluß beihufg 
189, Anm. 82, Abi. 2, 3.11. Abmwejenden LE 
227 ift die Maf- und Gewichtsordnung ſt. von 1866 von 1868 zu datiren. 
229 iſt zu 8.18, Abi. 3 anzumerlen: 
®) Die Normal-Eihungstommiffion hat eine Eihordnung für den Norddeutihen Bund, 
bom 16, —— 1869, erlaſſen. Dadurch iſt das Geſetz vom 24. Mai 1853, die Stempelung 
und Beauffichtigung der — im öffentlichen Verlehr (Zuſ. 8a zu Titel 5) und die Im: 
firuftion über das aaa & i der Prüfung und Stempelung der Waagen, vom 20, Juli 
1853 (Zuf. 8b ebd.), außer Wirkiamfeit getreten. Dieſe Eichordnung, nach dem Drud 
der beiden Zufäte erfchienen , ift ihrer — halber hier nicht dt; fie iſt ale 
befondere Beilage zu Nr. 32 des Bundesgeſetzblatts für 1869 hera und außerdem 
ift eine forrefte Ausgabe, in 8. auf Schreibpapier, im Verlage von Deder zu Berlin, 
zu dem Preife von 5 Sgr. erſchienen. 
.» ft au $. 21 zu notiren: 
11b) Die —— find feſtgeſtellt und befannt gemacht durch die Bekanntm. v. 
13, Mai 1869 (G.S 
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. 260, Anm. 38, 3.6 I. Berläufer ft. Käufer 


262 ift der Anm. 43 a. E, beizufügen: und Ausländer. 
266, Am. 56, Abſ. (5.9) 3.11. außergerichtlichen ft. außergemöhnlichen 
277, 8.363, 3.1 1. mittelbaren ft. unmittelbaren 
294, 8.6, 3.11. entgangenen ft. entzogenen. Desgl. in der Note 5, 3.2. 
295, 8.12, 3.11. eine ft. eire 
299, Anm. 20%, 3.11. den ft. der 
320, 8.25, 3.1 1. redliche ft. redlichſte 
327, Note 29, 3.9 I. 1835 fl. 1855 ß 
340, » 60, 3.2 v. u. I. bisherigen ft. besherigen und „Denn“ ift zu fireichen. 
370, = Bift 3.2 v. u. hinter „140 einzufchalten : , 
(an deren Stelle der $. 195 des Allg. Beragefees vom 24. Juni 1865 getreten ift) 
379, Note 21a, 3.8 v. o. I. welcher ft. Be 
402, 3.6 l. 28 ft. 23 
434, Note 8, 3.3 l. allgemeinen ft. allgeminen 
450, » 31, 2 I. gezüchtet ft. gezüchtigt 
451, =» 35, 3.21, 1690, Kap.I, Dr. 2 fl. 1790, Kap. 4, Nr. 7. 
469, 8.325, 3.2 d. u. I. beftimmte ft. beftimmende 
494, 8.430, 3.2 1. Kuranden ft. Kuranten 
«= Mote 69, Abi. 2, 3.1 ift „Dies“ zu ftreichen und 3.2 zu l. erworben fi. erwerben 
4, » *, 3.21. Theitungsgerdäften ft. Theilunsgeichäften PR 
496, - 73, Abi. 3, 3.11. Benefizialerbengualität fl. Benefizqualität 
515, 8.513, 3.1 1. fönnen ft. könne 
-« Anm. 17, 3.6 1. fönnen ft. könne 
516, = 20 ift hinter „Sg.“ einzuicalten: 516 
523, -» 43, 3.2 v. u. ift hinter „tor)” eimzufchalten: zu 
532, - 65,3.31.1846 fi. 1816 
536, 3.1 ift zu eben: „15“ ft. 12 
567, Note 68, Abi. 2, 3.3 1. Februar fi. Januar 
575, = 92, Z3. 1 v. u. ift zu jeßen: „20 fl. 22 
577, 8.651, 3.2 1. fönnen ft. fönne 
581, Anm. 14, 3.3 1. 7. Juni 1821 fl. 21. Juni 1817 
597, = 5, 34 ift hinter „SS. 109 ff,“ einzufchalten : 
jetzt Allg. Berggeieß vom 24. Juni 1865, 88. 135 ff. 
598, Aum. 6%, 3.4 1. Anm. 11 3u 8.135 ft. Anm. 33 zu $. 112 
611 in der Anm.45, 3.4d. u. ift hinter „oder“ einzuſchalten: 
die condictio sine causa oder 
616, Anm. 60, 3.7 1. diefem ft. diefen 
619, = 69, 3.11. Anm. *** zu 8.49, Nr. 6 ft. Aum. + zu 8.49. 
629, = 7,3.11, sed ft. sod 
652, - 81,3.10m l. feine ft. feiner ER 
662, =» 28, 3.2 ift hinter „erfolgte einzufdalten: Privat» Hinter „Kündigung“ ift ein- 
zuſchalten: (vergl. unten R. ee 8,382) 
668, Anm. 42, Abi. 4, 3.2 v. u. I. Befhmwerde fi. Nichtigleitsbeſchwerde 
672, 3.10.01. Siftirung fl. Sicherung 
673 iſt der Zuſ. 2 „Dekl.“ sc. zu ftreichen. 
678 ift im dem Abſ. 2 der Note 2, 3.2 db. u. zu leſen: kein fi. ein 
- ift in der Note 3, 3.1 zu leſen: Gegenjag ft. Gegenftand, und 8.378 fl. 379; umd 
3.7 gleichfalls 378 ft. 379 
680 ift in der Note d, Abi. 2, 3.1 zu lefen: Wird ft. Vird 


» 681 ift in der Anm. g, 3.4 vd. u. zu leſen: vorzubehalten ft. borzubehatten 


683, Anm. 9, 3.71. Beid. ft. Beſchl. 

689, - 24, 3.6 1.1845 fi. 1855 und 3.7 1. unten fl. umd 

717, 8.521, 3.3 ift mit fl. micht zu fegen. 

721, Anm. 22, 3.1 iſt 1794 fl. 1704 zu jeßen. 

725, = 292, 3,9 d.o. I. adhue ft. adhus und Anm. 306, Z3. 1 v. u. l. LXV fl, XLV 
md 3.2 d.u. 1. 1867 fl. 1857 

728, Anm. *, 3.3 I. habere ft. babere 

738, 3.7 v. u. ift hinter „ſolcher“ einzuschalten: Nebernehmer 

739, Anm. 60, 3.5 ift 651 ft. 615 zu ſetzen. 

740, =» 62, 3.51.nur fl. und 

756, 3.14 v. u. I. welder ft. melde 

769, Note 95, 3.1 v. u. ift 1852 fl. 1851 zu leſen. 

780,8.5, 3.11 8.2 fl. 8. 5 zu ſetzen. 
. 56 * 


882 


©. 


182, 
1787, 


798, 


802, 
809, 


820, 


827, 
845, 


856, 


Berichtigungen. 


Note re . l. ver zinsliche ft. venzinsliche 
.. . * F XXIII zu jegen: xXII 
. —15 


J —— ſt. Lehrvertrage 

886, 3. 2 v. u. iſt ſi. meuen“ zu ſehen: der Exekution nicht unterworfenen, 
und hinier Gemeinſchuldners“ — B.G. dom 21. Juni 1869 (B. G. Bl. 
©. 242). Das Uebrige fällt weg. 
Anm. 62°, 3.2 v. 1. Juni fl. Juli 

» 68°, ee 1837 

«= 34, 3.15 1. der fl. des 

. 76, 3.2 v. u. find die Worte: (Zuf. 36) zu freien und 3.1 v. u. am Schluffe 


ift beiqufügen: 76, 








Drud von fr. Frommann in Iena. 
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